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Österreich. 


ßeferent:  Dr.  Anton  Riehl,  Advokat,  Wiener  Neustadt. 

1902— 1905. 


A.  (iesetzgebuug. 
Einleitung. 

Wir  haben  in  der  Einleitung  des  letzten  Berichtes  dem 
Uinisterlnin  t.  Kobbib  naehgertlhnit,  dass  es  ihm  gelangen  sei,  die 
dHreh  Badxni  inangnrierte  Ära  der  Obstruktion  durch  kflrzere  oder 
lingere  Waffenstillstandsperioden  sn  nnterbrecheo,  ja  sogar  noch 
ab  und  za  ErspriessHches  aus  der  parlamentarischen  Lage  im  Ab- 
geordnetenhaase  heranszuf^^e stalten.  Leider  berechtigt  der  angen- 
blicklich  in  Rücksicht  auf  die  Arbeitswilligkeit  des  Parlameuts  etwas 
günstigere  Zustand  noch  lange  nicht,  diesem  grau  in  grau  gemalten 
Gesamtbild  irgendwelche  Lichter  aufzusetzen.  Was  wir  zu  berichten 
haben,  schliesst  sich  chronologisch  an  den  letzten  IJeiirht  an,  ohne 
auch  nur  zu  einer  abermaligen  Ouvertüre  Aulass  zu  bifeten,  und  die 
kärgliehen  Resultate,  die  in  den  Jahren  1J>02— 1904  unsere  staat- 
liche Gesetzgebung  aufzuweisen  hat,  dürften  zweckmässig  in  dem 
gleichen  Rahmen  wie  pro  1899 — 1901  vorznflihren  sein. 

Auch  der  gegenwärtige  Bericht  gliedert  sich  also  der  An- 
ordnung des  Stoffes  im  letztveröftentlichten  an')  nach  den  Hanpt- 
g^nppen:  I.  V'erfassungsrecht  (und  internationales  Recht),  11.  Ver- 
waltungsrerhr  d.  Ministerum  des  Innern,  2.  Koitus  und  Unterricht, 
3.  Handel  und  Kommnoikationen ,  4.  Finauzen,  5.  Bodenkultur, 
6.  Landverteidiguug,  7.  autonome  Verwaltung);  III.  Justiz  (1.  Allg. 
Privatrecht,  2.  Handelsrecht,  3.  Ansserstreitiges  Verfahren,  4.  Zivil- 
prozess,  6.  StraArecht»  6.  Strafprozess). 

Siehe  deü  Referenten  Zeitüchrift  _Die  Spruchpraxis",  Revue  ttber 
die  Rechtsprechung  iu  den  obersten  Instanzen  der  im  Keicbsrate  yertretenen 
Kfinlgreidie  und  L&ndeni.  Wien,  M.  Perles. 
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Dem  erst  nach  Fertigstellnng  des  Berichtes  pro  19(12—1904 
erganjrenen  Auftrage  des  verehrli»  lien  Herausgebe!*»  des  Juhrbuche.s 
nachkuiiiiüOii<],  wird  versucht,  aiicli  üIkm-  die  GesetzgebuDgsarbeit 
Österreichs  im  Jalire  1905  mit  zu  berichten.*) 

Da  mit  Ende  1904  daa  Ministerinm  v.  Kökbkk  an  der  alli  r- 
orta  bekannten  EabineUikrankheit:  wachsende  Unzufriedenheit  und 
EnttSnschnngr  Uber  mehr  oder  weniger  unvollständige  ErfQUiing  der 
anftogliehen  Verspreehnngen,  zn  Grabe  ging,  begann  mit  1905  ein 
neuer  historischer  Abschnitt.  Erst  jetzt  —  Ende  1905  —  und  wohl 
auch  nur  in  Wechselwirkung  der  Ereignisse  in  Ungarn,  ward  das 
Ministerium  Gaütbch  sachlich  ein  anderes  als  sein  Vorgftnger.  Es 
hat  die  Durchffthrung  des  allgemeinen  gleichen,  direkten  Wahl- 
rechtes' seinem  Programm  vorangestellt  und  das  Jahr  1906  wird 
den*)  Versuch  derVerwirklicbung  dieses  Programms  bringen,  während 
bis  jetzt  die  Individualität  des  neuen  Kabinets  eigentlich  in  keiner 
Richtung  zntage  gekommen  ist. 

Für  dif  Oppuöitiüiis-  und  Obstruttionsiiarteien  war  d-  r  \\\m  Übel 
ein  vvillkoiiiint'iicr  Vorwand,  den  ohueliiii  kaum  mehr  zu  übcibie- 
tenden  \\u<\  <!<'(  h  so  uufrnchtbareu  Radikalismus  wioder  kalt  zu  st.  U»  n. 
Sie  haben  ihn  im  laufenden  Jahre  nicht  wieder  hri  vurcf^stK  ht ;  ilenn 
die  unausgesetzt  sich  mehrenden  Schwierigkeiten  in  Ungarn,  die 
zwingende  Stellungnahme  zu  den  handelspolitischen  Problemen  und 
die  äusserst  vorsichtige  Stellung  der  Kegierung  boten  weder  negativ 
noch  positiv  Anlässe  zur  Wiederaufnahme  des  nationalen  Kampfes. 

Zu  einer  richtigen  legislatorischen  Arbeit  konnte  es  aber  aus 
naheverwandten  Grttnden  doch  auch  nicht  kommen. 

So  fligt  sich  denn  der  Bericht  i)ro  1905  eigentlich  ganz  ohne 
technische  Schwierigkeiten  in  das  Ganze  ein,  zumal  fast  durchweg 
ohn(  hin  die  chronolotfische  Keihenfolge  der  Darstellung  zuf^iunde 
lag.  Die  noch  liUilljaitn  Maiij^tl  werden  die  geneigten  p.  t.  Leser 
gütigst  entsclmldigen  und  ebenso  von  verfrühter  8tellungn;ilniiH  nh- 
sehen.  da  ja  ein  unbefangenes  Urteil  über  noch  gar  nicht  fertiges 
von  vornherein  ausgebchlosseu  bliebe. 

^)  Seit  dieser  ^enroUstindi^ng  der  im  Jahre  190o  erstmalig  ab« 
gelieferten  Arbeit  ist  bis  zur  Korrektur  auch  schoo  wieder  ein  Jahr  ver- 
flossen. 

*)  Seither  ^^egrldckteti. 
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L  Yei'fjftssungsreeht,  Verhältnis  za  Ungarn,  sunt 
sonstigen  Auslände. 
(1901.) 

Die  HerlntsesBioii  des  Beicltsrateiy  welche  bis  18.  Dezbr.  1901 
wSbrte,  hatte  ausser  der  allerdings  nieht  zu  Ende  gefOhrten  Budget- 
bentang eine  ansehnliehe  Beihe  gesetzgeberiadier  Arbeiten  anm 
Abechlnss  gebracht,  darunter  das  in  unserem  letzten  Berichte  schon 
erwähnte  Gesets  vom  22,  Dezbr.  1901  (R-G.-ß.  210),  womit 
wenigstens  ein  Bndgetprovisoriam  für  die  ersten  Monate  des  Jalires 
1902  anf  legalem  Wege  zustande  gebracht  war.  Unter  günstigen 
Auspizien  begann  also  unser  erstes  Bericht^ahr: 

1902. 

Internationale  Vereinbarangen. 

Die  Emenerang  des  Dreibundes  am  28.  Juni  1902  zu  Berlin 
ist  filr  Gesetzgebung  und  Volkswirtschaft  Österreich-Ungarns  wie 
Deutschlands  und  Italiens  wohl  das  weitaus  wichtigste  Ereignis,  wie- 
wohl es  iü  unsenii  Reichsgesetzblatte  nicht  zum  Ausdruck  gelangte. 
Auch  die  Slaven  in  Osterreich  anerkennen  dieses  Friedensbollwerk 
inmitten  der  Kulturwolt  nuumeiir  als  eine  für  die  gedcMlilii  he  W  fiter- 
entwickelun^c  auf  allen  Gchieten  giMindlea-ende  Ernin;j:ens(  haft,  nach- 
dem sich  gezeigt  hat,  da^s  dieses  liiindiiis  (h-v  \"erständigung  uiit  den 
anderen  Mächten,  namentlich  am  li  mit  Jfusslaiid.  pher  förderlich  als 
hinderlich  war.  ileute.  uarlult'ni  der  ostasiatisehe  ivrieg  die  gegen- 
seitige Wertschätzung  der  Mächte  wesentlich  verändert  hat,  gewinnt 
der  Dreibund  noch  an  Bedeutung,  ob  er  nun,  wie  aus  verschiedenen 
Anzeichen  erschlossen  werden  will,  durch  den  Beitritt  Hollands  und 
Bamäniens  sich  erweitert  haben  mag,  oder  nicht* 

Die  politische  Einigung  Zentral -Europss  wirkte  zunächst 
bestimmend  ein  auf  die  Zoll-  und  Handelsvertragsernenerung,  damit 
hinwieder  anf  die  damit  eng  verknüpften  Gebiete  der  Steuergesetz* 
gebung  des  VetertnSrwesens  usw. 

In  fthnlichem  Sinne  wirkt  vielleicht  im  Laufe  der  Jahre  und 
Jahrzehnte  auch  die  dnrch  England  uns  aufgezwungene  Ändernng 
in  der  Zoll-  nnd  Stenerbehandlnng  der  Znckerindustrle,  worüber  im 
Finanziessort  ausführlicher  zu  berichten  sein  wird. 

Die  übrigen  politischen  Weltereignisse  (Beendigung  des  Buren- 
krieges, Thronwechsel  in  England  und  Dynastiewechsel  in  Serbien 

133* 
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nsw.)  berülii  ten  wenigstens  nicht  direkt  unsere  (iesetzgebung  in  den 
Jahren  1905. 

t'lxrgehend  zu  den  unmittelbaren  legrislatorischen  Kischei- 
nun^en  anf  dem  Gebiete  des  internationalen  Rechtes  haben  wir  in 
der  Zeitfolge  zuerst  des  1902  unter  No.  l^iO  des  K.-G.-H.  publi- 
zierten Staats  Vertrages  mit  Prenssen  vom  19.  Jnni  lti9Ö  zu  ge- 
denken, womit  die  Landesgrenzen  vom  Przemszaflusse  bis  zur  Ein- 
mfindung  desselben  in  die  Weichsel  neu  festgestellt  worden  sind. 

No.  185  des  £.-G.>B.  fOr  1902  brachte  den  Additionsvertrug 
tum  AnsUeferongsvertrag  mit  Grossbrittannien  yom  26.  Juni  1901, 
No.  123  den  die  gleiche  Materie  betreffenden  Vertrag  mit  Rn- 
minien  7om  27.  Jnni  1901. 

£in  Gesetz  vom  22.  Jnni  1902  (R.-6.-6.  40)  regelt  das  Kon- 
snlargebfibrenwesen.  §  1  erklärt  den  dem  Gesetze  angeschloaaenen 
,»Allgem.  Konsolargebttbrentarif**  als  Bestandteil  des  Gesetzes  and 
massgebend  für  alle  darin  bezogenen  Amtshandlnngen  der  K.  nnd  E. 
Konsnlartmter.  Nach  §  9  finden  die  anf  sonstige  Gebtthren  sich 
beziehenden  (hsterreichischen  Gesetze  analoge  Anwendung  auch  fUr 
Konsnlargebflhren.  Dieselben  TerjShren  in  5  Jahren.  Bevisionen 
sind  (§  r»)  binnen  SO  Tagen  an  das  IGnisteiinm  des  Äussern  zu 
richten.  In  §§  7  und  8  werden  die  beiden  Staatsregierungen  er- 
mächtigt, Vollzugs  Vorschriften  zn  erlassen. 

Zufolge  ^  9  soll  dieses  (Jesetz  filr  die  Geltungsdauer  des 
Gesetzes  vom  30.  August  1891  (R.-G.-B.  VM))  über  die  Konsular- 
gerichtsbarkeit gelten  und  der  lif;;iiiii  der  Wirksamkeit  nach  er- 
tulgtem  Zustandekommen  eines  übei  einstimmenden  ungjirisolien  Ge- 
setzes im  \"t'rnidiiung>wege  festgesetzt  wiidt-n.  Weirne  i>it;iils 
dürieu  wir  übergehen.  Durch  Verordnung  It  >  ( tchauituiinisteriums 
vom  17.  Marz  1902  (R.-G.-B.  (V.h  \vnrd«>  .In  Iliginn  der  Wirk- 
samkeit dieises  Gps^itzes  auf  den  1.  Jnli  19U2  testgesetzt  und  zu- 
gleich ein  Kegiejuerit  (Vollzugs Verordnung)  erla-ssen. 

Gleichfalls  die  Konsularagenden  betriflt  die  Verordnung  des 
Gesamtministeriums  vom  15.  Mai  r.H)2.  wodurch  im  Einverständnisse 
mit  der  ungarischen  Regierung  und  dem  gemeinsamen  Minister  des 
Äussern  anf  Grund  der  §§  K,  10  nnd  11  des  Gesetzes  vom 
30.  August  1891  (R.-G.-B.  186)  Vorschriften  Aber  die  Ausübung  der 
Konsulargerichtsbarkeit  erlassen  werden  (B.-G.-B.  101).  Zufolge 
§§  1— *i  cit.  gilt  nun  fflr  alle  bürgerlichen  Kechtssachen  bei  oster.- 
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Ungar.  Konsnl&rgerichteii  das  sogen,  snnunariache  Verfahren,  das  ist 
das  vor  EinfBhrang  der  neuen  ZivUprosessgesetze  in  üsterrdch 
ffir  Rechtssaeben  von  100 — 1000  K.  bestandene  abgekilrste  scbrift- 
liehe  Verfahren  aof  Gnindlage  der  mit  Patent  vom  19.  Des.  1796 
(id  est  anno  domini  1796!)  eingeftthrten  weatgaliaisdien  Geriebts- 
ordnnng.  §  4  deloretiert  den  Advokatenzwang  f&r  Beohtssacben  Uber 
1000  K.  §  6  scbwtcht  den  Anachroniarnns  der  HeneinAhrong  eines 
schriftlichen  Prozesses  einigermassen  dnrch  die  Anordnung  ab,  dass  die 
wortwörtliche  Widersprechtmg  jeder  Silbe,  die  der  Gegner  schreibe, 
in  diesem  Konsnlarprozess  nicht  mdir  nötig  ist  und  §  7  emanzipiert 
die  Richter  von  den  gesetzlichen  Beweisregeln.  —  Immerhin  eine 
interessante  Verquickung  von  alt  und  neu,  diese  neueste  BIttte 
österreichisch -ungarischer  von  Ungarn  diktierter  „gemeinsamen" 
Gesetz^ebmifr! 

Durch  Gesetz  vom  26.  Mai  ^R.-G.-B.  108)  wird  die  Re- 

gierung ermächtigt,  die  Beziehung-en  zu  Mexiko  jiioviKoiiseh  ZU 
regeln.  Am  19.  Juni  1867  hatten  ilio  Mexikaner  den  Erzherzog 
Maximilun,  der  si<  li  von  Napoleon  hatte  verh  iten  la,ssen  als  Kaiser 
von  Mexiko  aufzutreten,  erschossen  -  Auf  linnul  obi^'-er  Ermächti- 
prnn^  ist  laut  Kdiii.  <\.  (Tesanitiinnisteriums  vom  '.».  Sejiteniber  l!'02 
(It.-O.-B.  177)  ein  Mei8lbefi:ünst)p:un£rsvfrtrag:  mit  Mexiko  zustande  j^e- 
bracht  worden,  welcher  zufolge  eben  solcher  X'erordnung  vom 
18.  Juli  li>03  (R.-0.-B.  157)  auch  auf  die  Behaudiaug  derKonsular- 
fnnktionäre  sich  erstreckt. 

Ausser  dem  schon  an  früherer  Stelle  mitbegriffenen,  die  neue 
Zoll-  und  Steuerbehandlung  des  Zuckers  betreffenden  Vertrag  vom 
5.  llftrz  1902  (B.-0.-B.  25  von  1903)  erflbrigt^  an  internationalen 
Verträgen  wfthrend  der  Berichtsperiode  nur  noch  zu  erw&hn«i 
drei  Vertrilge  tlber  Eisenbalinansclilfisse,  welcher  des  Zusammenhanges 
wegen  auch  gleich  hier  gedacht  sei,  obwohl  sie  erst  1903 — 1904 
publiziert  worden  sind:  mit  Deutschland  vom  20.  November  1902 
(R.-G.-B.  166  von  1908),  Friedberg  a./0.— Beinersdorf,  und  vom 
9.  Juni  1904  (R.-G.'B.  126),  Troppan— Bauerwitz;  mit  Salshsen  vom 
26.  April  1904  (B.-G.-B.  90),  Zittau— Beidieuberg,  und  eine  Ver- 
ordnung mit  Sachsen  Königreich  vom  21.  Juni  1903  (K-G.-B.  128), 
betreffend  Vermeidung  von  Doppelbesteuerung;  endlich  die  durch 
Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  18.  Okt  1904  (B.-G.-B.  117) 
auf  Grand  der  Kaiserlichen  (§  10)  Verordnung  vom  28.  Septbr.  1904 


Digitized  by  Google 


2100 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


(R.-O.-B.  110)  im  Einvernehmen  mit  der  ungarischen  Regierung  ver- 
eiübarten  Verlängerung  der  Handelsverträge  mit  Italien  unter  Be- 
seitigung der  Weinklausel.  An  Stelle  der  letz!eren  wurde  eine 
zeitlich,  bis  Ende  1904,  und  auch  sachlich  eingeücluänkte  Zollbe- 
gnnstifj^ung  für  italienischen  Wein  zugestanden,  die  jetzt,  da  wir 
diese  Zeilen  schrieben,  nicht  mehr  von  Belang  ist. 

Verhältnis  zu  Ungarn. 
Dm  iilte  germanische  Weltherrschaftsraotiv,  wie  es  uns  T\i(  iiäui> 
Waonee  in  seinen  ,.Nibp!nngru  •  als  idealen  Kern  der  karolingischen, 
fränkischen  und  stanrischt  n  Kaii^erzeit  entwickelt,  erstanden  ans  dem 
Götter  entstammten  Urkönigtum;  es  hat  in  der  deutschen  Ge- 
schichte viel  Unheil  gestiftet!  Mit  den  Rezeptionen  des  römischen 
als  des  Kaiser-Rechtes  gewann  der  alte  Traum  erneutes  Leben  und 
wwrd  mit  der  römischen  KaiserwUrde  auf  das  ehrwürdige  Djnasten- 
geschlecht  vererbt^  dessen  Geschichte,  von  jener  unserer  Monnrchie 
unzertrennlich,  natnrgemSss  den  Deutschen  Österreichs  tief  in  Fleisch 
und  Blat  gedrungen  ist.  Nicht  viel  anders  als  ein  Best  stolzer  Er- 
innerungen darf  uns  heute  noch  die  Grossmaehtstellnng  Österreichs 
sein  —  und  doch  wurzelt  sie  mit  dentseher  Treue  noch  immer  in 
den  Herzen  des  Volices,  auch  seiner  Besten!  —  Nur  aus  diesem  Motive 
heraus  l&sst  eich  begreifen  nnd  damit  verzeihen,  dass  in  Österreich 
bis  heute  Ungarn  gegeniber  eine  Politik  möglich  ist,  die  kanm  vom 
Standpunkte  der  Krone,  gewiss  aber  nicht  namens  der  unter  ihrem 
Zepter  lebenden  Völker  gebilligt  werden  kann,  wenn  anders  Politik 
nicht  mit  Gefühlen,  sondern  in  nflcbterner  Erwftgnng  tatsächlicher 
Verhältnisse  und  nicht  zuletzt  der  materiellen  Interessen  gemacht 
werden  soll. 

So  sehr  uns  <l\p  Magryaren  als  ritterliche  Nation  ju  rsönlich 
sympatisch  sind,  gab  es  in  den  letzten  Jahren  dtMli  wiederholt 
kritische  Momente,  welche  nicht  ohiif  •inste  Gelahreu  zu  sein 
schienen.  Wenige  von  uns  Hentsc  li-i  )>ttMTfMchern  dürften  sich 
ganz  frei  von  aufwallender  Entrüstung  über  die  Forderungen 
der  Kossuthpartei  wissen  —  nnd  doch  ist  die  ungarische  Un- 
abliängigkeitspartei  formell  im  Rechte;  sie  hat.  genau  genommen, 
nur  insofern  Unreclit,  als  die  vollstiindige  wirtschaftliche  Trennung 
beider  Staaten  für  uns  West  Österreicher  gewiss  weit  vorteilhafter  sein 
wird  als  der  jeuige  Zustand;  wogegen  freilich  ein  etwa  im  Grunde 
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von  den  Magyaren  gewolltes  perennierendes  Übergangsstadiuni,  wäh- 
rend dessen  wir  nach  wie  vor  der  Kosten  filr  das  nicht  ftber 
Nacht  lehlagfei-tig  zn  gestaltende  nngarische  Nationalheer  zahlen, 
mit  nnsprera  Gelde  den  nnfrarisclu  ii  Handt  l  nnd  Verkehr  gross  ziehen, 
anf  die  bisherigen  Vorteile  der  Zolleinheit  jedoch  versichteu  sollten  — 
auch  dem  vertriLnmtesten  Deatsch-Österreicher  unannehmbar  er* 
Bcheinoi  mnag« 

Zn  Beginn  unserer  Berichtsperiode  dSnunerte  diese  Ericenntnis 

schon  sehr  hell  heranf;  es  ist  vielleicht  da«  grösste  Verdienst  Dr. 
V.  Körbers,  Ungarn  gegenüber  anch  nach  oben  die  Interessen  der 
,.im  Reiclisrat  vertretenen  Königreiche  und  Länder"  energisch  betont 
zn  haben. 

Seine  Bemühungen,  einen  für  Österreich  annehmbaren  „Aas- 
gleich**  ohne  Notverordnung  zu  erreichen,  blieben  vorderhand  ohne 
Erfolg.  Weder  die  scharte  Sprache  in  diTeiitlioher  Parlamentssitanng, 
noch  die  im  Juni  1902  der  ungarischen  Kegierung  bekanntgegebene 
Absicht,  die  HandelsvertrSge  zn  kttndigen,  noch  der  am  10.  Jnli 
unter  Vorsitz  des  Kaisers  abgehaltene  Eronrat,  vermochten  die 
Verhandlungen  in  Fluss  zn  bringen;  im  Oktober  wurden  dieselben 
gftnzllch  abgebrochen.  Erst  das  verschiedene  und  wiederholte  Ein* 
greifen  des  Monarchen  fUhrte  endlich  —  am  letzten  Tage  des 
Jahres  1902  —  zn  einer  Einigung  der  beiderseitigen  Ministerien. 

Mangels  Einigung  der  beiderseitipren  A'^ertretnngskörper  wurde, 
die  sogen.  ^Qnote",  d.  i.  das  Beitrags\ »  i ii.iUuis  zu  dem  nach  Ahzn^ 
der  Zolleiuiiahuieu  noch  aufzubi  iii;rtnden  gemeinsamen  Erfordernis 
(für  Heer,  Flotte  nnd  diplomatisclic  \  i-i  ti  t  tuiipr  mw  ),  abermals  ge- 
mäss §  3  (ieüetz  vom  21.  Dfzeiiibei'  isGT  Iih;,  mit  Aller- 
höchstem Handschrei))cn  vmiu  iC.  .luui  1902  (R.-(;.-i;.  I  J'ii  v<im  Kaiser, 
und  zwar  tlahin  t"t  st^,M  st('llt,  dass  Une-arn  lllr  nur  ein  Drittel  dieser 
Summe  anfzakommen  habe  (wie  bisher). 

Mittlerweile  waren  gleichlautende  Bestimmungen  Ober  den 
Bau  neuer  Bahnen  in  Bosnien  anf  Reichskosteu  (im  Maximalbetrage 
von  75  MiUionen  Kronen)  unpr^udizierlicb  (§  4)  der  Frage  der 
Teilung  der  gemeinsamen  Aktiven  beiderseits  zustande  gebracht 
worden  und  demgemSsa  das  Gesetz  vom  8.  Juni  1902  im  B.>G.*B.  118 
kondgemaeht  worden.  Das  bosnisch'herzegowinische  Bahnnetz  ist 
mit  unserem  Kronlande  Dalmatien  verbunden,  entbehrt  aber  nach 
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innen  der  direkten  Anschlüsse  an  die  österreichischen  Bahnen,  so 

dass  das  Reichsland  so  g-ut  wie  ansschliesslich  dem  nnprarischen 
Verkehre  angeheil  t.  Hieran  hat  auch  das  Übereiukommeii  Jiiit  der 
geiiieinHamen  Rejüricrnng  vom  3.  Septr.  IWI  (R.-G.-B.  293)  über  die 
Anschlüsse  nach  Dalnuitien  nichts  ^eSndt  rt.  weil  Dalmatien  nur 
zur  See  mit  Triest  verbunden  und  aut  die  Okkupationsgebiete  als 
Hinterland  angewiesen  ist. 

Die  „Heerangenfrage"  vmrde  am  13.  Septbr.  1902  von  den 
eingesetzten  Schiedsgerichten  wesentlich  zagonsten  Galisiens  ent' 
schieden,  welchem  die  strittigen  vier  Pinzellen  im  Tatragebiete  m- 
erkaont  worden  sind,  während  kleine  Waldparxellen  Ungarn  an* 
heim  fielen. 

Innerpolitische  Entwicklunjj^. 

Eine  grosse  Anzahl  von  Gesetzen  und  Beschlüssen,  deren  wir 
im  Eahmen  der  betrettenden  Ressorts  zu  gedenken  haben  werden, 
ist  der  parlameutariiichen  Tätigkeit  bis  Ende  Juni  1902  zu  danken. 
Davon  sind  hier  zu  erwähnen:  Die  dnrch  Gesetz  vom  22.  Eebrnar  1902 
(R.-G.-B.  41)  ausgesprochenen  Bewilligung  des  Kekrutenkontin- 
gentes  für  1902,  das  Budgetprovisorinm  (Gesetz  vom  26.  März  1902, 
B.-G.-B.  64)  und  das  wichtigste,  das  Finanzgesetz  fttr  1902  vom 
4.  Jnni  1902  (B.-Gr.-B.  109),  welches  unter  n  4  ansftthrlich  be- 
sprochen werden  solL  Fflnf  Jahre  waren  seit  dem  letzten  ver- 
fassungsmässigen Badget  dahingegangen  und  das  Finan^esetz  von 
1902  hat  seither  keinen  Nachfolger  gefunden. 

Eine  grosse  Eeihe  §  14-Verordnunf!:en  fand  die  nachträgliche 
Genehmigung  d^s  Reichsrates,  desgl.  die  ^'crordu.  des  Gesamt- 
ministeriums  vom  15.  Februar  1902  (R.-G.-B.  34),  betr.  die  Ver- 
liiii^n  uii^-  deäi  AUftiiaUiueziistandeh  ü\m  Triest  (wieder  aufgehoben  mit 
V«  rordn.  des  Gesamtministeriums  vom  6.  April  1902,  R.-G.-B.  71). 
Die  bezügl.  Verhandlungen  brachten  ererade  nicht  die  irünf?tigste 
AnsehannnfiT  Uber  dio  Geschicklirbki  it  der  Inkaleii  Behörden  in  d'i  iest 
zur  (ieltniig.  i>ie  italienisclie  „irredenta  '  arlieitet  dort  noch  immer 
mit  grossem  Erfolge,  un^^f^a^htet  die  Triester  gut  wis<seii,  dass  sie 
in  dem  Moment  jede  Bedeutung  einbüssen  würden,  in  dem  dieser  für 
uns  Übrigens  absolut  unentbehrliche  einzige  Handelshafen  an  Italien 
fiele.  Die  Italiener  in  Trt^pt  scheinen  weder  die  Fähigkeit,  noch 
sonst  die  kaufmännischen  Qualitäten  zu  besitzen,  welche  ndtig  sind 
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um  die  reichen  Mittel  ausszimützeu,  die  seiteoH  der  Regiernng  immer 
wieder  Triest  zof^ewendet  werden. 

Triest  wäre  für  einwandf  i mit  im;  l  uehmnngslü.stitre  Leute,  im 
Stile  der  Hamburger  Kautleute,  liiclier  ein  flankbares  Feld. 

Eines  der  wenigen  im  2.  Semester  11H)2  znjjtanti»  ^rekommenen 
Gesetze  be^f  die  Veriangeniny  der  Triest  gewährten  Steuer» 
begiinstigUDgen  (Gesetz  vom  24.  Dezbr.  1902.  K\-G.-B.  248),  wooacli 
Triest  erst  ab  1906  anfangen  wird,  dem  allgemeinen  Steneransmafse 
an  HaaBzinasteoem  usw.  sich  anznnfthem. 

ErwShnea  wir  noeh  das  Oesetz  vom  27.  Dezbr.  1902 
(R.-G.-B.  249),  einen  Notstandskredit  von  4  Hillionen  betreffend, 
80  sind  leider  so  ziemlich  die  gesamten  positiven  Resnltate  reichs» 
rfttlicher  Tfttigkeit  vom  2.  Semester  1902  anfgezfthlt,  alle  anderen 
AnlSnite  fielen  der  Obstniktion  der  Tschechen  zum  Opfer;  das  Jahr 
schliesst  mit  einem  §  14  Budget  (Kaiserl.  Verordn.  vom  30.  Dezbr. 

1902  (B.-6.-B.  247). 

Über  die  Tätigkeit  der  einzelnen  Landtage  verbreiten  wir  uns 
unter  II  7.  In  der  Mehrzahl  dt-r  Länder  endete  im  Herbst  1902 
die  Wahlperiode.  In  Galizien,  Dalniatien,  Istrien  und  Buckowina 
kam  es  zu  ernsten  Konflikten,  in  Mähren  scheiterte  die  im  besten 
(iauge  gewesene  Verständigung  zwischen  Deut.sclien  und  Ts(  litrheii 
an  dem  Eingreifen  der  Jung-Tscherhen.  In  Steiermark  verhindt  rten 
die  Klerikalen  das  Zustandekommen  einer  Wahln  tniin  duich  ihre 
Abstinenz.  Der  Krainer  Landt4ig  mnsst«^  infolge  der  turbulenten 
Obstruktion  der  slawisch  -  klerikalen  Partei  geschlossen  werden, 
nachdem  er  kaum  erütinet  war.  Auch  der  Tiroler  Landtag  ging 
nach  wenigen  Sitzungen  auseinander  ohne  die  Fragen  der  Autonomie 
des  Trento  gehört  zu  haben.  Im  übrigen  wurde  nicht  ohne  Erfolg 
gearbeitet.  Mit  kaiaerL  Pat.  vom  19.  Dezbr.  1902  (R.-G.-B.  229) 
worden  die  Landtage  von  Böhmen,  Galizien,  Niederösterreich,  Salz- 
barg, Steiermark,  Mähren,  Schlesien,  GDrz,  Istrien  nnd  Vorarlberg 
noch  zn  einer  Nachsession  einberufen. 

1 903. 

Die  wenigen  Nova  im  Verliiiltiüsse  mit  dem  Auslände  von 

1903  und  1904  haben  wir  srhon  im  Zusammenhange  mit  jenen  des 
Jahres  1908  notiert.  Die  Beziehungen  der  Monarchien  blieben  auf 
der  sicheren  Grundlage  des  Dreibundes  ab  1903  befriedigende  nnd 
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besserten  sieh  oamentlicli  im  VerhSltais  za  finaslaad,  mit  welchem  sich 
uner  Auswärtiges  Amt  sn  einem  einverstAsdUchen  energiseheii 
Vorgehen  gegenllber  den  Wirren  in  Hacedonien  einigte.  Die  Fracht 
dieser  Verstftndigang:  das  sog.  HUnsteger  Programm^  stiess  zwar  in 
der  Ansführnng  noch  auf  manche  Schwierigkeiten,  doch  zdgt  sich 
nnnmehr,  dass,  ungeachtet  des  Engagements  Busslands  in  Ostasien, 
der  Friede  in  der  Tflrkei  dank  dieses  einverständlichen,  auch  von 
den  Übrigen  Grossmächten  gebilligten  Vorgehens  erhalten  worden 
iöt  und  aiit'  absehbare  Zeit  erhalten  bleiben  dürfte. 

Verhältnisse  in  Ungarn. 

Trotz  der  am  81.  Dezbr.  1902  erzielten  Verständigung  zwischen 
den  Ministerin  t.  Köbbkb  und  y.  Szell,  gelang  es  nicht  einen  beider- 
seits dnrch  die  Parlamente  gebUligten  neuen  Ausgldch  zu  erringen. 
Es  blieb  bei  dem  am  11.  Januar  1903  von  den  beiderseitigen 
Regierunf^n  geschlossenen  Präliminarfrieden.  Die  nenen  Wehr- 
vorlagen, insonderheit  die  Erhöhung  des  Rekruten -Kontingentes, 
welche  diesseits  der  Ltilhu,  uuchdem  das  Ministerimii  mit  ganzer 
Krati  sich  dafür  eingesetzt  hatte,  durch  (ii  st  tz  \n\n  H'».  Februar  1003 
(R.-G,-B.  52)  perfekt  w  iirdon,  fanden  jenseits  der  Leitha  den  heftigsten 
obstruktioüibtisclien  ^N'iderstand  der  Unabliiiiii;i^'-ki'it>-<part.ei.  maiiicels 
in  Ungarn  ertoljrtei-  iiewilliguug  vdii  Ikkrulen  k(»nuleu  die  Tnipiien- 
körper  nnr  duK  h  ZnrUckbehaltung  der  Reservisten  auf  dem  t  tats- 
mässigen  .'-Stande  erhalten  werden  und  wurde  in  Österreich  diinh 
das  Gesetz  vom  28.  Septbr.  1903  (R.-G.-B.  11»6)  Abhilfe  gescliaüen. 
Hiernach  wnrden.  nnbekUmmert  um  das  reziproke  Vorgehen  Ungarns, 
bisher  09024  Kekmten  mit  dem  1.  Oktbr.  eingereiht. 

Über  die  Quote  waren  zwar  die  beiderseitigen  Deputationen 
zu  einem  Einverständnis  gelangt,  da  jedoch  die  Zustimmung  der 
Parlamente  zum  gesetzlichen  Termine  nicht  erlangt  werden  konnte, 
wurde  die  Quote  abermals  durch  allerh.  Handschreiben  vom  1.  Juli  1903 
<R.-6.-B.  190),  und  zwar  in  bisherigem  Uafse,  festgestellt 

Innerpolitische  Entwicklung, 
tbchechische  Obstruktion  hemmte  das  ganze  .lulir  1903 
hindurch  die  Tätigkeit  des  Reichsrates:  nur  sporadisch  wurden  Ge- 
setze durchgebracht:  die  Notverordnung  bildet  leider  wieder  die  Regel. 
Von  wichtigeren  Gesetzen  haben  wir  hier  nnr  das  vom  16.  Februar 
1903  (R.*G.-B.  37)  zu  erwähnen,  womit  die  Begiemng  ermächtigt 
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wird,  Obligationen  der  durch  Gesptz  vom  20.  Juni  1868  (R.-G.-B.  66) 
geschaffenen,  in  Noten  und  in  klingender  Münze  mit  fffektiv  4,2% 
verzinslichen  einheitlichen  Staatü.srhnld  in  mit  1  "  „  steuerfrei  ver- 
zinsliche, aul"  Krdneüwiihning  lautende  Oblif^aticneii  unizuwiindelii 
oder  zurückzuzahlen  (Vollzugs Verordnung  vom  IH.  i'ehruar  XWd  — 
E.-Ö..B.  38). 

Hit  kaiaerl.  Fat  vom  8.  April  ld03  (R.-G.-6.  77)  wurden  die 
Landtage  von  NiedorteteiTeioh,  Steiermark  nnd  Efimtiieii  einbemfen. 

Durch  kaiserl.  (§  14)  Verordng-,  wurde  das  Budget  für  das 
II.  Semester  1903  festgebltllL  im  Kähmen  der  für  1902  verfassungs- 
mässig erfolgten  Bewilligungen. 

Mit  kaiserl.  (§  14)  Verodn.  vom  1.  August  1903  (R.-G.-B.  160) 
mnsste  angesichts  der  Haltung  der  Brüsseler  Instans  das  Zucker* 
kontingentgesetz  vom  31.  Juni  1908  (B.-6.-B.  27)  anseer  Kraa  ge- 
setzt werden,  eine  Selilappe,  welclie  wir  aagesiebto  der  Stellang 
Deatecblanda  luniiehmeii  miMBten. 

Ifit  kaiserl.  Fat  vom  6.  Septbr.  X903  (R-G.-B.  184)  wurden 
flftmtliehe  Landtage  aar  regelmilflsigen  Herbattagnng  einbemfen,  mit 
Ansnahme  jener  von  Dalmatien  nnd  Istrien,  deren  EinberaAing  erst 
mit  Fat.  vom  8.  Oktbr.  1908  (R.-0.-6.  202)  geschab. 

Durch  kaiserl.  (§  14)  Veronlu.  vom  10.  .^e-i^tbr.  1903  (K.-G.-B. 
186)  wurden  Notstandsdarlehen  bis  zn  15  Millionen  bewilliirt.  welche 
mit  Gesetz  vom  21.  Dezbi.  l",»o;5  i K.-G.-B.  259)  auf  20  Millionen 
Kronen  Maximum  erhöbt  worden  sind. 

Wieder  mit  einer  Notverordnung,  der  kaiserl.  (§  14)  Verordn. 
vom  29.  Desbr.  1903  (B.-G.-B.  268),  scbllesst  das  Jabr. 

Die  deutschen  Parteien,  mit  Ansnabme  der  Alldentschen  nnd 

des  katholischen  Zentrums,  schufen  sich  eine  {^t  in einsame  nationale 
Vertretung,  die  „Vereinigte  deutsche  Linke",  mit  rinrm  14gliedrigen 
Vollzngsansschuss  nnd  einem  l  f^liediif^ea  engeren  Ausschuss. 

Auch  in  den  Landtagen  machte  die  verfassungsmässige  Tätig- 
keit keine  Fortsdiritte.  In  Prag  schritten  angesichts  des  Vorgehens 
der  tschechischen  Majorität  <]'v  rhutsdn  n  zur  Obstruktion.  Diese 
dauert  auch  h^nte,  da  wir  diese  Zeilen  schreiben,  noch  fort,  so  dass 
nnn  auch  die  Tätigkeit  des  Landtages  des  volksreichen  Böhmen 
dauernd  gehemmt  erscheint. 
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1904. 

Sowohl  das  Yerhftltnis  zv  Ungarn  als  die  innerpolische  Lage 
gestalteten  sich  im  Jahre  1904  noch  trftber  als  bisher  Zum  ge- 
ringsten Teile  wirklich  begründete  Angriffe,  wie  z,  B.  anlSssUch 
der  zu  einer  Staatsaktion  anfgebansehten  Unnihen  in  Innsbruck, 

wo,  nm  den  steti^n  Reibungen  vorzubeugen,  die  Regierung  eine 
nuph  räumlich  abgesonderte  italienische  Recht«schule  provisorisch 
i'iiiclitet  hatte  und  die  Innsbrucker,  welche  durch  eine  Verlegung 
dieser  Schule  anderswohin,  allein  mit  Grund  sich  hätten  ge- 
schfidipft  fühlen  düilV  n,  für  die  Masslosigkeit  einiger  jugtiullicher 
Heißi>ktii)ie  die  Regierung  verantwortlich  machten;  die  Affäre  des 
in  der  Wahrung  zeitlidier  Güter  ühereifri^^t  n  Olmützer  Erzbischofs 
KoHN,  der  notgedrunp  iie  Kieitanz  mit  den  ]«iliti8chen  Fraktionen 
und  Ähnliches  hatten  die  äteiiang  des  äUnisteriums  v.  Köhbee  er- 
schüttert. 

Allerdings  war  seine  am  26.  Juni  1903  angebotene  Demission 
nicht  angenommen  worden  und  seine  Haltung  gegenüber  den  un- 
garischen Anforderungen  fand  daheim  Anerkennung;  der  Übereifer, 
mit  dem  hierlands  die  in  Ungarn  rundweg  abgelehnte  Beluratenvorlage 
darchgepeischt  worden  war,  wurde  aber  doch  nicht  vei^^^essen. 

Hätten  die  deutschen  Parteien  fest  an  Dr.  t.  Kobbbe  gehalten, 
so  wSre  sein  Kalknl,  dass  die  Tschechen,  die  gleich  den  Deutschen 
einer  hoch  entwickelten  Knltor  sich  erfreuen  und  nicht  umsonst 
HiUionen  um  Millionen  jährlich  Terlferen  wollen,  endlich  aus  eigenem 
Antriebe  und  notgedrungen  mittun  werden,  um  Österreich  gegenflber 
dem  Auslände  konkurrenzfähig  zu  erhalten,  wohl  noch  vor  Ende 
1904  in  Erfflllung  gegangen.  Da  jedoch  mangels  der  politischen 
Reife  der  Hassen  unserer  alpenländischen  Deutschen  gerade  deutsche 
Abgeordnete  leider  nur  zu  häufig  sich  verleiten  lassen,  die  nächstbeste 
Sensationsgeschtchte,  sei  es  auch  gegen  ihre  eigene  Regierung,  aus- 
zunutzen, um  sich  populär  zu  machen,  da  zudem  die  Erfolge  der 
Hagjaren  die  Begehrlichk^t  auch  der  slavischen  VolksstSmme 
reizt,  so  hatten  die  Tschechen  nicht  nngegründete  Hoffnungen,  das 
Ministeriuni  v.  KObbrk  sogar  mit  Hilfe  der  Deutschen  zu  stürzen,  was 
ja  auch  annfihernd  gesrhah. 

\Vi<>  schon  ervvaiiiii,  wurde  sugar  der  llandels>vtrtr;ig  mit 
Italien  durch  kaiserl.  (i;  Ii)  Wiordn.  * nnöL'-licht.  Auch  das  Kekruten- 
Kontiugent  pro  1Ü04  wurde  in  dieser  Weise   bewilligt  (kaiserl. 
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\'eiui(lij.  vom  28.  März  1904,  K.-G.-B,  30).  Die  Qnote  wurde  wieder 
durch  den  Kaiser  festgestellt  (Allerh.  Handschreiben  vom  26.  Juni  l'.X»4, 
R.-G.-B.  tu»,  in  gleichem  l  infang-e  wie  im  Vorjalne),  verschiedene 
im  Finan/.etat  zu  besprecliende  ^ia.^srcf^eln  wurden  durcli  die  kaiserl. 
(§  14)  Verurdn.  vom  Ifi.  Jnli  ünti  (R.-G.-Ii.  7K,  79  und  NO)  j^etroöen, 
und  für  die  Fnrtlühruug  des  .Staatshaushaltes  dui-ch  die  kaiserl. 
Verordn.  vom  28.  Juni  1904  (R..a-B.  67)  und  vom  19.  Dezbr.  1904 
(E.-0,-ß.  167)  vorgesorgt. 

Ungeachtet  der  Ernennung  de.8  Grafen  Bouquoi  —  eines  den 
Agrariern  genehmen  Kandidateni  dem  man  wirklich  Verstfindnis  für 
die  Landwirtschaft  snmntete,  zum  Ackerbanminister  —  ergab  sich  bei 
den  Yerbandlnngeii  im  BndgetansBchnsse  Uber  einen  Notatandskredit, 
womit  zDgleicb  für  die  notleidenden  Kaasenbeatftndo  Torgesorgt  werden 
aoUte,  eine  entBchiedene  Hehrheit  gegen  die  Vorlage.  Diese  Ab- 
Btimmung  bot  den  änsseren  Anläse  zur  Demission  des  Kabinetts 

y.  KöRBBB. 

Es  ist  nicht  das  Verdienst  der  dentschen  Parteien,  dass  diesmal 
lediglich  ein  Wechsel  in  der  Person  des  Hinisterpräsidenten  resultierte. 

1905. 

Für  die  Tschechen  war  mit  dem  Versehwinden  Dr.  y.  Kouimia 
angeblich  wenigstens  ein  HanpfUndemis  des  Einlenkens  beseitigt, 
hesw.  es  war  ihnen,  wie  schon  in  den  einleitenden  Worten  angedeutet, 
gegenüber  den  Wfthlerschaften  ein  willkommener  Vorwand  dazu  ge- 
schaffen ond  der  nene  Hinisterprfisident  Dr.  Oauisch  von  Frankenthnrn 

hatte  also  wenigstens  in  dieser  Bichtung  leichteres  Spiel. 
« 

Beziehungen  zum  Auslande. 
Hit  Verordn.  vom  29.  Jannar  1905  (IL-G.-B.  12)  wurde  auf  die 
Ansfibnng  der  Konsnlargerichtsbarkeit  in  Egypten  auf  weitere  5  Jahre 
sngonsten  der  gemischten  Trihnnale  verzichtet. 

Durch  Geisetz  vom  21.  Antust  1905  (R.-O.-B.  142)  wurde  die 
Regierung  ermächtigt,  die  Hanfielsbeziehungen  mit  der  Schweiz  und 
mit  Bulgarien  provisorisch  zu  resfeln. 

Das  Gesetz  vom  21.  Dezl.r.  19<)r>  (R.-G.-B.  2<>2)  ermächtigt 
die  Kegieruni^  zu  provisoriselien  Handelsvereiubarnngen  mit  Italien. 

Auf  Grund  dieser  Einwilliirnuf^sgesetze  wurden  im  R.-G.-B. 
1905  No.  218  nnd  219  provisorische  Vereinbarungen  mit  der  Schweiz 
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nnd  Italien  für  die  Ztit  bis  Eiide  Februar  1906  kundgemacht, 
wonacli  im  wesentlichen  die  bisherigen  Vertragsbestimmungen  noch 
in  £raft  bleiben. 

Duit  li  ilie  Ministerbegegnong  iE  Venedig  Ende  April  ((Jf.  nm.r- 
CH0W8KI  mit  Tittoni)  wurden  anscheinend  über  die  Politik  der 
Dreibandstaaten  und  besoBdera  fiber  die  Stellung  Österreicbs  und 
Itatiena  zu  den  Wirren  in  Albanien  und  Uacedonien  volle  Anssprache 
nnd  EinTerständnia  erzielt,  und  bo  das  Dreibondverliftltnis  neuer- 
dings bekräftigt 

Verhältnis  zu  Ungarn  und  innerpolitische  Entwickelung. 

Die  vom  Hiniaterinm  6f.  TIbza  ansgeacbriebenen  Neuwahlen 
brachten  einen  nngarischen  Reichstag,  in  dem  die  Opposition  über 
eine  entschiedene  Hehrheit  verfügte,  welche  seither  durch  Zer- 
brOclielnng  der  frfiher  am  Bnder  gewesenen  liberalen  Partei  und 
Zosammenschlnss  aller  oppositionellen  Fraktionen  zu  einer  «Koalition" 
noch  ansehnlich  gewachsen  ist. 

Die  Koalition  bestand  auf  der  unverftoderten  Genehmigung  eines 
Programms,  dessen  Hauptpunkt  die  Einftthrnng  der  magyarischen 
Kommandosprache  fttr  den  ans  Ungarn  entnommenen  Teil  der  Armee 
bildete  und  stellte  eine  Theorie  auf,  verm<ige  welcher  der  KQnig 
nichts  weiter  als  das  oberste  Vollzugsorgan  der  l'ai  laiuentsmehrheit 
wart.',  daher  den  hartnäckig  festgestellten  Beschlüssen  der  Koalition 
sich  zu  fügen  halte. 

Weder  das  eine  ikh  h  dm  andere  könnt«'  \"H  der  Krone  zu- 
gt  trt'ben  WHidt  ii.  Dag  zuerst  mir  provisorisch  berufene  Mini^iteriura 
dt.»  1-t.ldzt'Ugiin'istprs  von  Fku  kvary  wurde  daher  in  il«r  V'Aisr  zu 
einem  wirklichf  n  Jvaiiijtt'kabinett  und  entschloss  sich  zur  Parok-  des 
allgemeinen  gleichen  und  direkten  Wahlrechts,  welches  in  Ungarn 
unter  allen  Umständen  ein  Zurückdrängen  dr"^  lif^rrschenden  magya- 
rischen Stammes  und  auch  wohl  innerhalb  des  letzteren  eine  Stärkung 
der  klerikal-konservativen  Elemente  mit  sich  brächte. 

Trots  wiederholter  Vertagungen  und  gSnzlichen  Stillstandes  des 
parlamentarischen  Apparates  ist  die  Koalition  mit  dem  ehrgeizigen  Gf. 
Appont,  an  der  Spitze,  bisher  nicht  mürbe  geworden.  Es  herrscht  in 
Ungarn  der  sogen,  „ex  lex^^-Znstand,  d.  h.  mangels  verfiissungsrnSssiger 
Budget-  nnd  Rekrutenbewilligung  usw.  nnd  mangels  eines  Not" 
verordnungsrechtes  im  Sinne  unseres  Art.  XIV  fehlen  für  die  Steuer- 


Digitized  by  Google 


AsTos  Riehl:  Österreich. 


2109 


erhebung  die  gesetzlieben  Grondlagen.  Ebensowenig  konnte  eine 
Deksi^tion  einberufen  werden.  Die  beiderseitigen  Beitrage  zu  den 
gemeinsamen  Ausgaben  werden  daher  von  den  Regierungen  bei  uns 
wie  in  Ungarn  ohne  Einwilligung  der  Volksvertretung  ,.V()rs(  liusg- 
weise**  and  mit  Vorbehalt  geleistet.  Die  auch  für  Österreich  aus» 
dieser  Vei"\virruiig  resultierenden  staatsrechtlichen  Schwierigkeiten 
werden  um^jur^^en,  so  gut  oder  schlecht  es  eben  f^eliu^eii  will:  aber 
die  Maschine  arbeitet  schliessUcU  doch  weiter,  weil  sie  ja  nicht 
stillstehen  kann. 

Österreichischerseits  wäre  es  1905  vielleicht  zu  einem  nor- 
malen Bndget  gekommen,  wenn  nicht  die  oben  erwähnten  Bedenken 
mit  dazu  beigetragen  hätten,  vorweg  mit  Provisorien  sich  zu 
begnügen:  Gesetz  vom  30.  Juni  1905  (R.-G.-B.  103)  und  Gesetz  vom 

21.  Dezbr.  1905  (K.-G.-B.  196  pro  I.Semester  1906)  nebst GesetKen 
vom  selben  Datum  No.  197—199,  betreffs  Veräassemng  von  Staats- 
eigentnm,  Hansasinsstenerbegflnstigiingen  für  Triest  nnd  Insbnick. 

Hier  erwähnt  sei  auch  das  Notstandsgesetz  vom  23.  Febmar 
1905  (B.«a.-B.  25). 

Der  non  auch  in  Österreich  angekfindigten  Einführung  des 
allgemeinen  gleichen  nnd  direkten  Wahlrechts  liegen  wohl  aach 
weniger  sozialdemokratische  Überzengnngen  in  höchsten  Kreisen  als 
viel  mehr  politische  Erwftgnngen  zngrande.  Bei  nns  sind  es  die 
Dentschen,  aber  anch  die  Polen  and  die  intransingenten  Ele- 
mente der  Tschechen,  welche  mit  der  Beseitigung  der  „Interessen- 
vatretnng"  dezimiert  werden  dflrften.^) 

n.  Terwaltongsreeht. 

Die  gesamte  Verwaltung  betrifft  das  Uest  tz  vom  21.  Septbr. 
1905  (R.-G.-B.  149),  womit  einige  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 

22.  Oktbr.  187.''»  (R.-G.-B.  3ü  vun  lS7r.)  über  die  Errichtung  rines 
Verwaltungi>gerichtshofes  abgfindert  werden.    Es  zrrlalit  in  :}  Trile: 

Art.  T.  Tn  Abänderung  der  i5§  22  und  23  wiid  riin  i  srits  für 
die  zahlreichen  Fälle,  da  die  H»»schwerde  lediglich  auf  '\l;in;:cl  des 
AdmiuistratioQsver&hrens  sich  stützt  und  solche  nicht  für  begründet 

^)  Das  nunmehr  (ein  Jahr  nach  der  Niederachrift  obiger  Zeilen) 
dank  schwierigster  tttchtigster  Arbeit  suBtande  gebrachte  grosse  Oesets- 
gebungswerk  hoffen  wir  im  nüch^itea  Berichte  als  ein  fttr  Österreich 
»spoehslee  Ereignis  würdigen  zu  können. 
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erkannt  werden,  dem  X'erwaltungsgericlusliole  anheini  gestallt,  die 
Ht'8(  hwenle  uhue  weiteres  zurürkznweisen ,  d.  h.  ohne  dass  ein 
schrittliclies?  Vorveit\iliren  eingeleitet  oder  eine  öfl'enrlicli-mündliche 
Verhandlung  Platz  greife.  Über  rechtzeitigen  (30  Tage)  Einspruch 
der  Partei  muss  jedoch  eine  Verhandlung  angeordnet  werden. 

Andrerseits  kann  in  Fällen,  wo  nnr  eine  Rechtsfrage  zu 
erörtern  ist,  ohne  vorherigen  Schriftenwechsel  sofort  die  mllndliche 
Verhandlung  angeordnet  werden.  < 

Art.  n.  Der  §  28  wird  dahin  abgeändert,  dass  in  der  Regel 
der  ganze  Akt  den  Parteien  zur  Einsicht  anfliegt.  Die  Behörde, 
gegen  deren  Entscheidung  eine  Beschwerde  erhohen  wurde,  hat 
schon  bei  Übermittelung  des  Aktes  an  den  Verwaltangsgeriehtshof 
bekanntzugeben,  welche  Teile  des  Aktes  sie  etwa  der  Parteieinsicht^ 
naliiue  im  öffentlichen  Interesse  entzogen  wissen  will. 

Von  der  Anberaumung  einer  öffentl.  mündl.  Verhandlung  kann 
uacli  erfolgtem  Schriftenwechsel  abgesehen  werden,  wenn  die  Partei 
schon  in  der  Beschwerde  oder  spfit.  r  auf  die  Verhandlung  verzichten 
zu  wollen  erklärt  und  die  belangte  Behtjrde  hierüber  nicht  aus- 
drücklich in  der  Gegcuschritt  die  Anberaumung  verlangt. 

Art.  III.  In  Abänderung  des  §  31  wird  der  Partei  freige- 
stellt, sich  selbst  7.n  vortreten  oder  durch  einen  Advokaten  vertreten 
zn  lassen.  Behörden,  Körperschaften  und  Gemeinden  üben  das 
Selbstvertretungsrecht  durch  aus  ihrer  Mitte  abgeordnete  Bevoll- 
mächtigte  bezw.  zum  politischen  Eonzeptsdienst  befähigte  Beamte. 

Der  Überbfirdung  des  Verwaltungsgerichtshofes  ist  durch  die 
ersten  beiden  Änderungen  (Art  I  n.  II)  in  zweckmässiger  Weise 
abgeholfen. 

1.  Yerwaitungsbereich  des  Ministeriums  des  InnerxL 
a)  Allgemeiner  Staatsdienst. 

Tm  letzten  Berichte  schon  haben  wir  den  modernen  Bauch  ver- 
spürt, der  ans  den  KöBBFks(  lu  n  Erlässen  und  Entwürfen  zunächst  die 
politische  Verwaltung  durchzieht.  Solche  Zugluft  wirkt  beftirdernder 
als  selbst  manche  gute  Neuerungen,  an  welchen  es  die  Ära  von  KObbbs 
fibrigens  auch  kaum  in  irgend  einem  wichtigeren  Gebiete  fehlen  liess. 

Der  Erlass  en  die  politischen  Behörden  Über  die  Grundzttge 
und  die  Handhabung  des  administrativen  Verfahrens  brachte  eigent- 
lich gar  nichts  völlig  Neues,  als  die  zwischoi        Zellen  hervor-^ 
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leuchtende  ehrliche  Absicht,  positive  Arbeit  zn  fordern,  die  .Saclitu 
ülit'i-  die  Form,  ilio  wirkliche  Arbf itslristnnfr  über  die  blosse 
AN'aliruno:  dt-s.  l>ek(iruin  zu  stellen.  Uleichwnhl  isi  duiiiit  vieles  besser 
geworden;  die  in  der  politischen  Verwaltung  bei  uns  weitiuis  über- 
wiegend hocliadeligen  Drohnen  geberden  sich  wenifi^er  anma.sseiid. 
die  bUrgerlicben  Arbeitsbieneu  bemühen  sich  ungestört  und  freudiger. 

Im  ZosanuDeiiluinge  hiermit  verdient  bemerkt  zu  werden,  dass 
im  Wege  besonderer  Verordnun<rcn  der  Länderchefe  die  verein- 
fachten  Formen  im  zivilgeriehtlichen  Verfahren  nnn  auch  aaf  die 
Administration  mntatis  mntandis  llbertra||;en  worden  sind,  alle  iweck- 
losen  Formalitäten  wegbleiben  nnd  eine  wohltuende  Kflnse  an 
Stelle  des  bisherigen  oft  schwttlstigen  Amtsstils  getreten  ist. 

An  positiTer  Gesetzes-  (bezw.  Verordnung»*)  Arbeit  im  g^n- 
ständlichen  Gebiete  ist  nicht  wenig  aufzuweisen. 

Voran  stellen  wir  die  beiden  Pensions  «Gesetze  vom 
19.  Jnni  1902  (R.-G.-B.  220  n.  221).  Hit  ersterem  Gesetze  werden 
die  normalmässigen  Rnhegenflsse  der  vor  dem  1.  Okt.  1898  pensio- 
nierten  Staatsbeamten  der  Anf  untersten  Bangklassen  um  10  ^/q, 
jedoch  mindestens  auf  800  Kronen  erhöht  (§  1).  Eine  entsprechende 
stnfenwdse  Erhöhung  der  Pensionen  der  Gendarmerie>Pensionfire 
bis  zum  Maximum  der  im  Gesetze  vom  29.  Juni  1897  (R-G.-B.  42) 
fixierten  Höhen  verfugt  §  2  und  in  analoger  Weise  bedenkt  §  S 
die  pensionierten  Diener,  Sicherheitswachmannscbaften  usw.  Laut 
§  4  betragen  die  Pensionen  der  nicht  unter  die  vorigen  Paiauiiq'heii 
fallenden  (schon  früher  be^nnnenen)  reiiäiuuen  mindestens  800  Kronen 
für  Beamte.  400  Kmnen  für  Diener.  —  Das  zweite  Gesetz  erhöht 
die  nnrnialmassif^en  X'ersdrgiinfrsireniiase  der  Witwen  nach  Zivilstaats- 
beüiensteten,  welche  durch  liesetz  v«im  14.  Mai  1896  (K,-(t.-|{.  74) 
um  2h  erhöht  worden  waren,  um  w.  itere  25  f/^.  Px  ide  de^et/e 
und  die  Vollzutrsbestiuininnj^rn  zu  denselben  vom  2.  l)ezenilit!r  1902 
(R.-(t.-B.  223  und  224),  ei-schienen  Anfang  Dezember  1902,  so  dass 
die  Erhöhung  dieser  Bohebezüge  mit  1.  Janaar  1903  in  Wirk- 
samkeit trat. 

Eine  grosse  Wohltat  war  die  mit  Gesetz  vom  18.  Juli  1903 
(R.-G.-B.  203)  verfügte  Aufhebung  der  Dienstkantionen  der 
mit  Geld-  and  Uaterialgebaning  betrauten  Staatsangestellten  nebst 
AufhMsnng  der  Beverse  ilirer  Frauen.  Begelmlssig  mnssten  an- 
gebende Steuerbeamte  im  Wege  des  Kredites  sich  die  Kautionen 
jalirbiiioh  der  Intunat  VereiAlgans.  8.  Bd.  134 
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beschaöen,  gerieten  dadurch  in  eint;  prekäre  und  eintretenden 
UngUicksföllen  vrilliji  liilflose  Lasr^*  Bestenfallf  kostete  das  von 
Dienstkautionen  stammende  Kapital  weit  mehr  Zinsen  als  es  trug 
und  der  Staat  hatte,  wenn  von  Einzelfällen  abgesehen  wird,  ans  diesen 
Instituten  mehr  Schaden  als  Nutzen.  Die  Freigebung  der  er- 
legten Kautionen  erfolgt  innerhalb  einer  9jfibrigen  Frist  (Art.  III). 

Die  Hinisterial- Verordnung  vom  29.  Hai  1903  (B.-G.>B.  74) 
trifft  zweckmässige  Anordnungen  iMtroffiend  die  Anrechnnng  der 
bei  Dienst-  nnd  Überaiedlnngsreisen  sich  ergebenden  Fabrtanslagen 
im  Einklänge  mit  den  gebührenden  ErmSasignngen.  In  der  Haupt- 
sache analoge  Anordnnngen  enthftlt  die  an  Stelle  dieser  Ver- 
Ordnung  getretene  Ministerial- Verordnung  vom  20.  Jnni  1904 
(R.-G.-B.  61),  mit  Rücksicht  auf  die  Ende  1903  ausser  Wirksamkeit 
g  ti-etenen  bez.  Vereinbarungen  mit  Privatbabnen  usw.  Auf  Dienst- 
reisen, fttr  welche  eine  Panacbale  zugewiesen  ist,  finden  diese 
Normen  keine  Anwendung. 

Dienstordnung  für  Kanzleihilfspersonal. 
Mit  Verordn.  des  Gesamtministeriums  vom  19.  Juli  1902 
(B.-G.-B.  145),  betr.  das  Eanzleihilfspersonal  bei  den  staatlichen 
Behörden,  Ämtern  und  Anstalten,  wurde  für  die  Anstellung,  Bezüge, 
das  Verhalten,  die  Behandlung,  Entlassung  usw.  der  Kanzldgehilfen 
und  der  Kanzleihilfsarbeiter  in  sftmtlichen  staatlichen  Anstellungen, 
mit  Ausnahme  jener  bei  den  Staatseisenbcahnen  und  der  Post,  eine 
einheitliche  Norm  erlassen  nebst  einem  .Statut  für  das  Versorgungs- 
institut  dieser  Katfi^nripM  von  Bediensteten. 

Die  Anstellung  erfolgt  ohne  Rücksicht  aut  einen  bestimmten 
Dienstposten.  Nur  rück  sichtlich  der  p:erichtlichen  Kanzleigehilfen 
bleiben  die  Bestimmungen  des  Gerich tsorganisationsgesetzea  vom 
27.  Novbr.  ISUfi  (R.-G.-B.  217)  in  Kraft  Nur  Mönner  können  als 
Kanzlfirrehilfen  nnd  -Hilfsarbeiter  aufgenommen  werden  IV  Die 
Bestellung  erfolgt  durch  die  zur  Anstellung  im  Bereich  der  XI,  Rangs- 
klasse bernienen  Vorstände  der  einzelnen  Ämter  (§  3).  Grundsätzlich 
sollen  zu  Kanzleigehilfen  ernannte  Kanzleihilfsarbeiter  nicht  wider 
ihren  Willen  an  einen  anderen  Dienstort  versetzt  werden  (§  4).  In 
der  Regel  muss  ein  Kanzleihilfsarbeiter  8  Jahre  als  solcher  gedient 
haben,  ehe  er  zum  Hilfsbeamten  ernannt  wird.  Nahe  Verwandte  und 
Verschwägerte  eines  Oberbeamten  dfirfen  in  der  Regel  nicht  in  einer 
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Stellung  sich  befinden,  in  wekht  i-  sie  der  Kontrolle  des  in  solchen 
Beziehungen  mii  ilmen  stehenden  Vuigesetzten  untei'worfen  sind 
(§§  7  u.  8). 

Die  Bezüge  der  Kanzleihilfsbeamtan  sind  nach  viererlei  Orts- 
klassen und  fünf  i>ieiistaltprsklassen  (bis  0.  10,  15,  20  und  melrr  Jahre) 
monatlich  75  bis  150  K.  also  uoo  bis  180(i  K.  jährlich  (§  U)  geregelt 
mit  AuBualinicn  nach  üben  für  besondprs  qualifizierten  Posten 
(§§  10  n.  11).  Die  Bemessung,  Auszahlung  (monatlich  im  voraus) 
nnd  die  zulässigen  Abzüge  sind  in  §ä  1"^ — 1^  geregelt.  In  Er- 
krankungsfällen werden  die  Bezüge  durcb  3  Monate  fortbezahlt 
(§  15),  während  der  Militftrdienstleistung  zur  Hälfte.  Mehr  als 
14tägiger  Urlaub  kann  von  Karenz  der  Be/.iig:e  abhängig  gemacht 
werden  (§  17).  Diäten  täglich  8  K.,  Übersiedlnngskosten  maxünnm 
aOO  K.  (§  18).  Beitritt  sam  VenorgnngsiDstitat  obligatorisch  (g  1^. 

In  §  20  worden  die  allgemelBen  Dienstpflichten  definiert 
Nebenerwerb  ist  nicht  abeolnt  ansgeeehloesen.  §  21  bestimmt  a3B 
Ordnongestrafen;  mttndlicben  ond  schriftlichen  Verweis^  Geldstrafen, 
Kflrzimg  der  BesQge;  als  Dissiplinarstrafen:  Anftchnb  der  Vor« 
rftcknng,  Yersetanng  in  die  nftchst  niedrige  Entlohnangsstafe,  Ver- 
eetinng  ohne  Entschldignng,  AQsschUessnng  vom  Dienste,  Bntlassnng. 
Die  §§  22^24  bestimmen  das  VerAüiren.  Ordnnngstrafen  werden 
vom  nnmittelbaren  Amtsvorstande  verhängt.  Disziplinarstrafen 
werden  nach  gepflogener  Untersnchnung  Uber  protokollarische  Fest- 
Stellung  der  Einvernehmensergebnisse  seitens  der  höheren  BehOrde 
durch  Znfertignnfr  einea  schriftli^'lipn  Erkenntnisses  verhänijl.  Be- 
schwerde mit  aufscliiebender  Wiiknii!^  an  die  Zentralbehörde. 

DiensteHäUüpeusioneu  wegen  aus  Gewiiuisncht  oder  t^egen  die 
Sittlichkeit  verübter  Delikte  werden  von  der  ObtrlM  hörde.  dring-enden- 
fails  aber  vom  uumittelbaren  AmUvorstande  provi.iuri.sch  vt  rbänirt. 

Die  Entlas.sunfj^  »rfol^t  ausser  im  Zuge  des  T>iszij)linarver- 
fahreiis  auch  als  F<»lf>:e  der  \'rrnrttiliing  wegen  fint-s  \'crbrechen8 
oder  sonst  zu  mehr  als  0  monatliclier  Freiheitsstrale  ipso  fa«  t(». 

§  29  bestimmt  eine  beiderseits  ohne  Anji^abe  von  Gründen  jeder- 
zeit zulässige  Kündigung  von  3 — 0  Monaten,  staatlicherseits  1  Monat 
für  den  Bediensteten.  §  30  die  Auflösung  des  Dicnstverhältnis-^es 
wegen  ununterbrochener,  melu*  als  dreimonatlicher  Dienstunfähigkeit 
oder  Dienstverhindemng  nnd  wegen  Assentiening  (nicht  anch  wegen 
Walfonübang). 
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§  32  statniert  ein  allerempines  Ücsrhwcnlerpclit. 

Die  3^ — 42  handeln  vtui  lieii  Kati/leiliilisarbeitern  (II.  Ab- 
schnitt), fiir  welche  hiernach  im  allgemeinen  die  vorstehend  skizzierten 
Vorschriften  mit  einigen  Änderungen  gelten,  so  selbstverslündlich 
rficksichtlich  der  Bezüge.  Diese  sind  Taggeider  von  2,20  bis 
2,60  IL 

Das  Statut  fiir  das  Versorgnogsinstitut  beruht  auf  in  iderseits 
annähernd  gleicher  Beitragsleistnng,  unterscheidet  a)  1^ usionen  im 
Betrage  von  700—1380  K.,  wovon  40°/o  bis  zn  lOj&hhger  Dienst- 
si^t,  fttr  jedes  weitere  Dienslijabr  weitere  2%  zugesprochen  werden, 
b)  Abfertigung,  Witwenpensionen  (600  E.),  Waisenpensionen.  Der 
ans  zwölf  Uitgliedem  bestehende,  als  überwachendes  und  beratendes 
Organ  dem  Finanzminister  zur  Seite  stehende  Aassehnss  wird  vom 
Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Zentralstellen 
ans  dem  Kreise  der  Interessenten  ernannt 

Dnrch  Verordn.  des  Gesamtministerinrns  vom  15.  Oklbr.  1903 

(R.-Ct.-B.  200)  wurde  auch  eine  einheitliche  Dienstordnung  für  die 
bti  staatlichen  Behörden,  Ämtern  und  Anstalten  verwendeten  Aus- 
hilfsdiener geschaffen,  welche  der  oben  skizziert  t  u  in  je^er  Hinsicht 
ähnlich  geraten  ist.  Die  Ta^^jrelder  der  Aushilfsdiener  betragen 
nach  4  Orrskla^sen  und  4  Dienstalleisklassen  abgestuft  2 — K. 
Anf  \'t'i>orf^un^-  haben  die  AnMiilfsdieiier  kt-iiien  Hecht saiisiiin«h, 
doch  sind  regelmässig  Linaden<rab(ii  tiir  mthr  als  10  .Jahre  be- 
scliäftigte  Aushilfsdieuer  der  W  iiwen  uud  Walsen  vorgesehen. 

Diese  nenen  einheitlichen  Normen,  znsammen  mit  lUm  im 
letzten  Berichte  besprochenen  Staatsdienergesetz  vom  26.  Dezbr.  1899 
(K.'O.'B.  255)  bedeuten  gewiss  eine  wesentliche  Bessn-nngder  Situation 
der  beteiligten  Kreise.  Das  „Dlnrnisten-Elend"  ist  damit  wohl  im 
ganzen  und  grossen  beseitigt,  soweit  dies  eben  ans  allgemeinen 
sozialen  Gründen  mSgUch  erscheint 

Diverses. 

Mit  Verordn.  des  Ministers  des  Innern  vom  lö.  Mai  1902 
(R,-U.-B.  100),  wurde  eine  Uniform  für  Strassenmeister,  Strom- 
meister und  Hafenmeister  vorgeschrieben,  welche  laut  §  1  im  Dienste 
getragen  werden  mnss,  anser  Dienst  getragen  werden  darf. 

Der  Notstands-Gesetze  und  Verordnungen  haben  wir  unter  I 
gedacht  und  dürften  Details  hier  Itanm  erwartet  werden. 
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Durch  Verordn.  des  Gesaratniinisti  iiuiiis  vom  28.  Dezbr.  1902 
(R.-G.-B  -iöO)  wurde  ein  neues  Üitsverzeichnis  für  die  Bemessung; 
der  Aktivitätszulage  der  Staatsbeamten  zugrunde  gelegt. 

Pnrch  ein  eigenes  Gesetz  (vom  14.  Ai»ril  19<^:{,  K.-G.-K.  ST)) 
wurden  das  Zeichen  niid  der  Name  des  ln'ott'ii  Kreuzes  geschützt. 

Ausser  im  Sinne  der  (ienfer  Konvention  vom  22.  August  1867 
(R.-G.-B.  97  von  1866  für  militärische  Zwecke)  ist  nur  die  österr, 
Gesellschaft  vom  Roten  Kreuze  mit  iliren  HU£s-  and  Zweigvereinen, 
der  deutsche  Ritterorden  und  der  souveräne  Malteeerordeo  je  im 
satzungsmässigen  Umfange  berechtigt,  fUr  sich  und  seine  An- 
gehörigen das  rote  Kreuz- Abzeichen  oder  dessen  Namen  »n  gebrauchen. 
FAr  gesebäftliclie  Beziehungen  bedarf  ee  hierzu  einer  besondem 
Bewilligung.  Wer  ohne  solche  das  rote  Kreuz  ▼erwendet,  TerflUlt 
einer  Geldstrafe  yon  2 — 200  Kronen,  event  6  Stunden  bezw.  14  Tage 
Arrest. 

Denselben  Gegenstand  betreffend  erging  die  Verordn.  vom  2.  Hirz 
1904  (R.-G.-B.  24),  ermSchtigt  die  poUt  LandessteUen  znr  Erteilung 
der  Erlaubnis  das  rote  Kreuz  fttr  den  geschSftlicben  Verkehr  zu  ge- 
brauchen und  schrftnkt  diesen  Gebraueh  ein  auf  Unternehmungen 
und  ViTaren,  die  fftr  die  Krankenpflege  von  Bedeutung  sind. 

Zahlreiche  Verordnungen  und  Erlasse  (auch  der  Landesstellen) 
besdiSftigen  sich  mit  der  Regelung  der  Sonntaj^sruhe. 

So  groM  auch  die  Wiederstftnde  gegen  diese  segensreiche 
hy<jnenische  Einrichtung  sind,  begründet  erscheinen  sie  kaum  jemals. 
In  der  Herichtsperiode  gelang  es  endlich  auch,  in  vielen  Bezirken 
ausserhalb  der  ürossstädt«  für  Kanzleien  die  Sonntagsruhe  einzu- 
führen. Sehr  bald  nach  Durchfülimng  dieser  Neuerung  zeigte  sich, 
dass  auch  die  vorgesehenen  Ausnahmen  fast  ganz  eiiibehrlieh  waren, 
üm  so  haltloser  erscheinen  die  lii-dtiiken  gegen  die  Einführung 
der  Sonntagsruhe  iu  den  Kanzleien  der  Grossstüdte.  Eine  zwangs- 
weise gesetzliche  Vorschrift  würde  sehr  bald  auch  da  allseits  dank- 
bar anerkannt  werden. 

Gedenken  wir  endlich  auch  der  in  der  Berichtsperiode  durch 
diverse  Verordnungen  erfolgten  Errichtung  von  zusammen  9  neuen  Be- 
zirltshauptmannschaften  (Marienbad,  Mürzznschlag,  Gonobitz,  Neu- 
palla,  Urfohr,  Waszkontz,  St.  Pietro,  Jiein  und  Zborow)  und  der 
Verordn.  vom  4.  Oktbr.  1902  (K.-G.-B.  191),  womit  h  m  Bezirks- 
hanptmann  in  Eger  eine  erweiterte  Kompetenz  für  Nordwestböbmen 
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zuerkannt,  also  eine  Art  Kiei^'i'ep^if^ninsr  er^'fchnffen  worden  ist;  end- 
lich der  Verordn.  vom  27.  Dezbr.  l'.HK}  (  K. -0.-11  214),  wodun  li  «-iiip 
neno  Polizeidirektion  in  Czernowitz  errichtt  t  wnrde  —  so  iliirfu  ii 
auch  die  wiclitigsten  Neuerungen  mehr  lokaler  Bedeutung  im  Ad- 
miuistrativdienste  aufgezählt  sein. 

Bemerkt  sei,  dass  ungeaciitet  der  Kompet^inz  des  Ministe- 
riums des  Innern  in  Gewerbesachen  diese  nur  im  Zusammenhange 
bei  113.  (VerwaltttDgsbereich  des  Handels- QudEiBenbabQ-Ministdrams) 
behandelt  weiden. 

b)  Staatsaufsicht,  Polizei  usw. 

Genossensdiaftsrevisionsgesctz. 

Einem  Iftngst  empfundenen  BedUrfiiiflse  wnrde  nnter  dem 
Dracke  der  durch  einige  arge  Konknnfille  anfgerttttelten  Öffentlichen 
Heinang  dnrch  das  Gesetz  vom  10.  Juni  1903  (B.<0.-B.  188)  nebst 
VoIhsagsTonchriften  vom  29.  Jnni  1908  (R.-6.-B.  184)  entsprochen. 

Alle  Erwttrbs-  nnd  Wirtschaftsgenossenschaflen  n.  derg^.,  die 
vor  dem  Genossenschaftsgesetze  vom  9.  April  1878  (R-G.-B.  70) 
errichteten  Vereine  mit  wirtochaftlichem  Charakter  unterliegen  nach 
§  1  des  Revisionsj^esetzes  der  Revision  durch  einen  ihnen  nicht 
angehürigen  Revisor  und  sollen  jedes  zweite  Jahr  einer  ihrer  ge- 
samten Gebarung  umfassenden  Piütiin^'^  uiitei  \v(»rfen  werden. 

Den  Revisor  erueiiiit  entweder  ilie  liehüi  de  idas  HauUclsgericht) 
M(l«>r  ein  Verband  (§  2).  Letzteren IhUs  müs.seu  weiiigrstens  50  (^e- 
iios.s«  ii:*(  li;UU  ii  (X'croine)  oder  all«'  Grimssenschaften  cints  Ki-oiil;iinlfS 
gleic'ht'r  An  und  Gt'.<(  hiltrssprarhe  zu  dem  Zwecke  der  Hevisionen 
sich  geeinit^'^t  li.iben.  Ein  x'int  in  Zwecke  nicht  mehr  enthjut  rlit  iider 
Verband  kann  nnrh  ^  r.  drr  lö  (  lit«',  einen  Revisor  zu  bestellen,  ent- 
Ideidet  werden.  §  6  räumt  dem  rite  bestellten  Revisor  die  ent- 
sprechenden Befugnisse  ein,  §  7  verpflichtet  ihn,  über  die  Revisionen 
dem  betreffenden  Vorstande  zu  berichten  and  seinem  Vorgesetzten 
Anzeige  zu  erstatten.  Nach  §  8  muss  der  Revisionsbericht  Uegen- 
stand  der  nächsten  Hanptversammlnng  sein  und  in  derselben  voll- 
inhaltlich verlesen  werden,  nnd  zufolge  §  9  ist  der  Revisionsbericht 
nur  dann  der  Beh9rde  vorzulegen,  wenn  Uftngel  gefhnden  und  in 
angemessener  Frist  deren  Behebung  nicht  ausgewiesen  wird.  §  10 
regelt  die  Tragung  der  Kosten,  §  11  sieht  Geldstrafen  von  20  bis 
200  Kronen  wegen  Niclitbefolgung  von  Aufträgen  i.  S.  der  §§  6 
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and  8  vor.  §  12  sorgt  fttr  die  Wabrang  der  GeschäaggeheiniiiiaM, 
§  18  Terflfgt  die  Stempelfreiheit  aller  fragrlicben  Schriften. 

Eine  nichi  unwichtige  Modifikation  bpdentet  §  14  il»^s  (Gesetzes: 
alle  vom  Lande  oder  um  einer  L;uiilr>kasse  subventionierten  uder 
beliehenen  GeiKtssenscIiatten  und  K;issen  und  zudem  jeue,  welche 
laut  I5tatut  <ler  Revision  durch  den  Liiudesansschnss  Bich  unter- 
werfen, unterstehen  der  Hevision  durch  einen  vom  Laudesausschuss 
hierzu  abgesandten  Revisor.  Für  solche  Revisionen  ist  der  Landes- 
ausschuss  höchste  Instanz,  entfällt  der  Bericht  an  die  Behörde  usw., 
d.  h.  es  ist  den  einzelnen  Ländern  anheiragestellt.  für  beliebig  viele 
von  ilinen  beeinünsste  Genossenscbaften  oder  Vereinen  die  staat- 
liche Anfbicbt  durch  ihre  eigene  zu  ersetzen. 

Von  diesen  der  Länderantonomie  gemachten,  den  Landes- 
institnten  aber  kum  förderlichen  Zugeständnissen  abgesehen,  dürfte 
dem  Gesetze  dne  wohltfttige,  das  Pabliknm  gegen  Vertranens- 
missbranch  schützende,  hinwieder  die  so  wichtigen  genossenschaft- 
lichen Interessen  stfitzende  Fnnlction  nm  so  berechtigter  zuge- 
sprochen werden,  als  andh  die  VoUzngsbestimmnngen  mit  Einsicht 
und  Umsicht  gearbeitet,  namentlich  die  „Fragepunkte"  mit  voller 
tehkenntnis  geschrieben  erscheinen. 

Freilich  stellte  sich  bei  den  bisher  gepflogenen  Revisionen 
Rehr  bald  heraus,  du^s  eiiiii:e  N<»rnien  deji  Genossenschaft s^'-eseizes 
bisher  überliaupt  keine  Anwendung  gefunden  haVien  und  zum  Teil 
als  wirklich  veraltet  odei'  docli  für  die  dennaliiren  Verhiütnisse  zu 
weitgehend  einer  Änderung  dringend  bedürften;  so  insbesondere  die 
Vorschrift  des  §  79,  dass  ausnahmslos,  auch  wenn  nicht  die  geringsten 
objektiven  Kriterien  eines  Rückganges  oder  Stillstandes  gegeben 
sind,  die  Ga»chäftsanteile  (ohne  Unterschied  von  Stammeinlagen  und 
weiteren)  erst  nach  Ablauf  eines  Hafljahres  nach  Ablauf  der 
Kändignngsfrist  ausbezahlt  werden  dürfen. 

Aach  die  Revisoren  müssen  erst  geftinden  werden.  Im  ganzen 
iedoch  kann  man  mit  der  Durchführung  zufrieden  sein,  und  auch 
seitens  der  revidierten  Vereine  und  Genossenschaften  selbst  sind 
keine  Klagen  an  die  Öffentlichkeit  gedrungen,  noch  haben  seither 
neue  FallissementB  sich  ergeben. 

Die  Verordnung  der  Minister  des  Innern,  des  Handels,  der 
Eisenbahnen  und  des  Ackerbaues  vom  17.  Febmor  19Ü5  (K.-G.-B.  24) 
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regelt  die  Hentellang,  Verwendang  nnd  Aufbewabrniig  von  Aeetyl«! 
nad  Ealzmmkarbid. 

Zftblreiebe  Pobllkationen  des  Beiehsgeaetzblattes  der  Jahre 
1902—1905  betreffen  die  Arbeiterwobnang^frage,  worüber  im  nftefasteD 
Absehnitt  zn  Bchreiben  sein  wird.  Ebendalun  stellen  wir  die 
Marktpolizei  als  einen  Teil  der  Gesundheitspflege.  Die  „Anto- 
mobil"-Verordn.  vom  27.  Sepibr.  1905  (U.-G.-B.  156)  findet  in 
Gruppe  III  eingebende  Besprechnug. 

Bankschuldengesetz. 
Das  letzte  Stttdc  des  B.-G.-B.  pro  1905  eDthUt  das  Gesetz  vom 

27.  Dezbr.  1905  No.  218,  betr.  fundierte  Bankschnldverscbreibungen. 

I.  Damit  wird  zuuü(  hst  dt^-  in  den  Gesetzen  vom  24.  April 
1874  (R.-G.-B.  48  und  49)  /um  erstenmal  aufs-eg-ntieiit:  Gedanke  der 
Norwenilij^keit  eines  Scliutzes  der  Besitzer  von  Pfandbrieten  und 
auf  den  Inhaber  lautenden  Teilschuldversc  hreibunfi^on  ausgebaut  und 
den  inzwischen  gegründeten  Landeskreditinstituten  angepasst.  Zu- 
folge §  1  haben  die  Bestimmungen  des  oben  prwäb&tea  Gesetzes 
vom  24.  April  1874  (R.-G.-B.  48)  auf  alle  von  Banken  ausgegebenen, 
aaf  Inhaber  lantenden  oder  girirbaren  Schuldverschreibungen  sinn- 
gemässe Anwendnog  zn  finden,  welche  den  Hinweis  auf  eine  vor> 
zngsweise  Dedcnng  enthalten,  nnd  dürfen  derlei  SchnldverBchreibnngen 
daher  ohne  die  im  §  4  des  zitierten  Gesetzes  vorgeschriebene 
Kantionsbestellnng  nicht  ausgegeben  werden.  Diese  Kantion  oder 
vorzugsweise  Deckung  darf  in  Forderungen  nnd  Wertpapieren, 
welchen  nicht  schon  die  Eignung  zur  Anlage  von  Pnpillengeldem 
zuerkannt  ist,  nur  dann  besteben,  wenn  dafür  eine  Staats-  oder 
Landesgewfthr  oder  die  Garantie  einer  sonstigen  znr  Erhebung  von 
Umlagen  berechtigten  K^lrperscbaft  besteht 

Der  §  2  spricht  den  Besitzern  solcher  Schuldverschreibungeu 
das  R^cht  zu,  aus  den  för  ihre  Ansprüche  als  Kaution  bestellten 
Teilen  des  Bankvermögens  vorzugsweise  befriediirt  zn  werden  und 
verpflichtet  demgemäss  den  Regierungskonimissiii .  nn  Falle  einer 
ZwaugsvollstreckunK  auf  Sachobjekte  dir  entspi  ec  bende  Einschränkung 
bei  Gericht  zu  beantragen,  worüber  das  (ieriilit  nlme  weiteres 
Partt!i»'neinvf»rnelunen  entsclii'id»  t.  $  U  bi  stinimr.  ^la^^  bei  Erwerbung 
von  Fordorniig<'n.  welcliH  als  Kaiuinii  im  ubi-ren  Sinne  ilimen  seilen, 
dies  dem  Schuldner  anzuzeigen  ist  und  sohiii  eine  Kompeusatlousein- 
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Wendung  aneli  dann  ansgeflchlonen  bleibt,  wenn  die  Fordernng  nicht 
bypotheatiert  ist,  aasgenommen  den  einsigen  Fall,  daas  der  Bank> 
sehnldner  sehon  vorher  eine  Oegenfordening  hatte  und  dies  anch 
sofort  dem  Begierungskommissär  gemeldet  hat  Lant  §  5  kann  der 
Kegiernngskoinmissfir  znm  laufenden  Dienst  erforderliche  Bestünde 
aus  seiner  Gegensperre  entlassen.  Bezüglich  der  unter  Haftung 
eines  Landes  eutittierten  Schuldverschreibungen  im  Siiinu  des  §  1  des 
Geset/.es  tritt  an  Stelle  des  Begierungskommissärs  der  Landesausschuss 
oder  von  diebem  berufene  Kouiiui^sar. 

n.  Ben  deifresialt  qualifizierten  Hunkschuldverschreibnngen 
werden  nun  Begünstigungen  a  priori  eingeräumt,  welche  bisher  von 
Fall  zn  Fall  durch  Spezialgesetze  gewährt  wurden,  und  zwar:  §  6 
stellt  in  das  Ermessen  des  Finanzministeriums,  für  Mantel  und  Coupons 
die  (jebiUireiifireibeit  gegen  nnmittelbare  Gebtthrenentrichtong  zu 
gewftbren. 

§  7  erklärt  solche  nater  Haftung  eines  Kronlandes  ausge- 
gebenen Papiere  rar  Anlage  von  Geldern  geeignet,  für  welche  eine 
qualifizierte  Sicherheit  gesetzlich  erfordert  wird. 

g  8  znerkennt  diese  Eignung  („Pupillarsicherheit**)  auch  nicht 
von  einem  Kronland  garantierten  Bankschnldverschreibnngen  der  im 
§  1  bezeichneten  Art»  wenn:  1.  die  Kantion  pnpillarisch  ist;  2.  die 
Zinsen-  und  Amortisationsquoten  durch  entsprechend  fMlfaer  flUlige 
Bankforderangen  gedeckt  sind.  Über  das  Zutreifen  dieser  Vorans- 
setrangen  erfolgt  von  Fall  zu  Fall  eine  amtliche  Kundmachung 
im  R-G.-B. 

GemSss  §  9  findet  dieses  Gesetz  auch  auf  schon  bestehende 
Banken  Anwendung  für  ihre  mit  staatlicher  Genehmigung  neu  znr 
Emission  gelangenden  Papiere.  Staatsgarantierte  Eflfekten  unter« 
liegen  den  neuen  Beschränkungen  nicht.  Die  schon  erlassenen 
Spezialgesetze  bleiben  nnberührt.  Auf  l'lanilbriefe  findet  nicht  das 
gegeuwärtigü  Gesetz,  sondern  auch  ^\eiterhin  nur  das  Gesetz  vom 
24.  April  1874  (R.-G.-B.  48)  unverändert  Anwendung  (S?  10).  Mit 
dem  Vollzuge  sind  die  Minister  der  Justiz,  des  Innern,  der  Finanzen 
und  der  Eisenbahnen  beaut'tra<rt. 

l)ieses  iiene  Gesetz  stellt  für  weittri  eiJeude  materielle  Interessen 
feste  klare  r'e;reln  auf.  wofür  bislier  Gunst  oder  Ungunst  der 
jeweiligen  Regierung  und  Parlamentsmehrheit  (wenn  überhaupt  eine 
solche  funktioniert!)  schon  oft  den  Ausschlag  gaben;  die  Staats- 
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anfsicht  gewinnt  dadurch  an  Ansehen  und  Bedentang.  —  Ob  auch 
die  LandesaneachiiBae  nnd  deren  Kommiseftre  Gleichwertiges  leisten 
können  nnd  wollen,  ist  freilich  erst  noch  abzuwarten. 

Sonstige  Neueniiii^on  im  Gebiete  der  Staats-  und  Sicherheits- 
polizei und  des  StaiitsaiifsitiitswfM'ns  ei gaben  nieb  nicht;  das  Ge- 
sindewesen Betreffendes  bringen  wir  unter  117  (Landesgesetzgebung). 

c)  Armenwesen,  Gesnndfaeitspflegei  Öffentliche 

Versicherung. 

Unmittelbar  das  Armenwesen  betreffend,  haben  wir  aus  der 
staatlichen  Gesetzgebung  diesmal  nichts  zn  berichten.  Einzelne 
Krunländer  beschäftigt»^  das  Armt^nwf^sen  um  häufi<rer.  Das 
in  Nieder-Österr.  zuerst  eingeführte  System  (^ähnlich  dem  Elberfelder) 
findet  immer  mehr  Anklang. 

Das  (u'setij,  betr.  Besilnstignn?  xm  Gebäuden  mit  entsprcchen- 
(kn  Arbeiterwohnungeu,  vom  s.  Juli  lyü2  (R.-G.-B.  144)  nebst  Voll- 
zugsvorschriften besprechen  wir  im  nächsten  Abschnitt;  hier  ist 
seines  Zweckes,  im  Fiuanzressort  seiner  badgetftren  Tragweite  wegen 
de«elben  £rwälinnng  zn  tnn. 

Aach  mit  blosser  Erwühnong  dflrfen  wir  uns  wohl  hegnflgen 
rttcksichtlich  der  sanitStspolizeilichen  VerfUgongen  In  bezng  auf 
temporftre  EinfuhrbesehrSnknngen  nnd  KontroUmassregeln,  wie  s.  B. 
die  Verbote  der  Einftihr  gewisser  Artikel  ads  Odessa  (7.  Jnli  1902), 
PalSstina  und  Egypten  (13.  Novbr.  1902)  nnd  Marseille  (19.  Septbr. 
190a). 

In  Konsequenz  der  gewählten  Bessorteinteilnng  haben  wir 
hier  nnr  zn  zitieren  die  Verordnung  des  Ackerbanministerinms  vom 
4.  Jnli  1904  (R.-G.-B^  76),  betr.  Abwehr  der  Warmkrankheit  im 

Bergbau  (115). 

Desgleichen  genügt  hier,  anf  die  im  Besaort  des  Ackerbau' 
ministerinms  zu  besprechende  Verordn.  vom  29.  März  1903  (R.-G.-B. 
70)  behufs  Abwehr  der  GeflUgelcholera  usw.  lediglich  zn  verweisen. 

iiu  lüift.surt  des  Haudtläministeriums  w* nl-  n  wir  dt  r  verschie- 
denen, wenn  auch  /iigleich  ans  sanitären  Kiicksi(  liti  n  getroffenen 
Massregeln  zur  lu^itlnns'  de?*  Markt  Verkehrs  und  der  äanieroDg 
der  Märkte  usw.  l"-» Ml<  nkt  n  müssen. 

Es  erübrigt  daiier  lür  das  eigentlich^  Snnitätsdepartement, 
nebst  den  Verordnaugeo  vom  5i.  Dezbr.  1902,  27.  2*iovbr.  1903, 
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2.  Dezbr.  1904  und  14.  Dezbr.  1905  (R.-G.-B.  191),  enthaltend  je 
die  Arzneitaxe  für  das  kommende  Jahr,  nur  noch  der  Verurdmmg 
des  Ministerinms  des  Innern  nnd  flir  Kultus  und  I  ntf  i  rieht  vom 
7.  April  1904  (R.-0.-B.  40)  zu  gedenkeu,  wüdurcli  auf  (irund  allt-rh. 
(Tenehmi^un^^  vorn  22.  März  1904  Frauen  zum  A poili^^kergevvtirbe 
zugelassen  werden,  wie  dies  in  der  A'eronin.  vom  'l  St-ptbr.  1900 
(R.-G.-R.  l'iO)  bereits  vor^resehen  wurde.  Die  liediiiguug-en  der 
Zulassung  sind:  Keifepriitunp:  an  einem  öffentlichen  M.ldchenlyzemn 
(M.-Verordn.  v.  3.  Oktbr.  1901,  Z.  27  915;  K.-  u.  U.-Verordn.-Bl. 
No.  39  von  1901)  und  Prüfung  aus  Latein  im  Umfang  der  ersten 
<>  GymnasialklaaseD  an  einem  öffentlichen  öymnasinm. 

Die  Hedlsiii  nnd  alle  damit  verwandten  Bemfe  sind  damit 
den  Frauen  in  Österreich  sngftnglicb  gemacht  Tatsftchlich  wurden 
avch  schon  in  Mfentlichen  Spitftlern  Frauen  als  Ärste  angestellt. 
Die  Erftkhmngen  hierüber  shnd  noch  ssn  minimal,  um  ein  Urteil  über 
das  den  Frauen -Emanzipationebeetrebnngen  verhSltnisrnSssig  sehr 
entgegenkommende  Verhalten  unserer  Begierung  zu  gestalten. 

Der  Massnahmen  snm  Sehutase  des  Roten  Kreuzes  haben  wir 
oben  sub  II  la  schon  gedacht. 

Im  Kranken-,  Invaliditäts-  und  Unfallversicherungswesen  sind 
in  der  Berichtsperiode  keine  gesetzgeberischen  Neuerungen  zu  ver- 
zeichnen. 

Diese  Institutionen  leben  sich  bei  uns  mehr  und  mehr  ein. 
Dabei  geht  es  ni<  ht  ab.  ohne  Benachteilie'ung  anderer  Intert  ssm- 
sphnren.  Nnnh'ntlich  (b  r  Ärzte^^tand  ist  durch  den  Weiteranshau  di-r 
Krankenhill'skassen  in  seinem  Einkommen  gefährdet.  Die  in  Oster- 
reich noch  nicht  lange  bestehenden  und  zu  mangelhaft  organisierten 
Ärztekammern  iidnnen  fttr  sich  allein  den  erwarteten  Schutz  nicht 
gewähren. 

Basu  kommt)  dass  in  manchen  Arztekammeri!  V''< meute  die 
Hehrheit  erlangt  haben,  deren  Fttlirnng  sich  weder  die  Ärzte 
selbst  mit  dem  erforderlichen  Vertrauen  überlassen  wollen,  noch 
die  Begierung  vom  Standpunkte  der  Wahrung  der  Wohlfahrte- 
einriebtungen  des  Staates  zuzustimmen  vermag. 

d)  Bauwesen,  öffentliche  Wege. 
Das  Gesetz  vom  8.  Juli  1902  (B.-G.-B.  144),  betreflend  Be- 
günstigungen  Ar  Gebäude  mit  gesunden  und  billigen  Arbeiter- 
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wohnnngen,  dessen  wir  Behon  im  Torigen  Absatz  erw8hnten.  ist 
zunächst  eine  sozial-politische  Emingenschafl  von  bisher  grösserer 
prinzipieller  als  piaktisiher  Tragweite.  In  dem  Masse,  als  durch 
Staats-  oder  Privat-Hilfe  reichlichere  Mittel  zur  Aublührung  von 
diesen  Gesrt/on  entsprechenden  Wolinliäiiseni  zur  Verffigrinir  stehen 
und  ansserdt-m  als  Massstab  für  die  seitens  der  lieuerheinspektoren 
zu  sullt'ndeu  Anfordern niyen  werden  die  hier  uns  zum  ersten  Male 
gtaiitlieherseits  anfp:t'>i+'liten  Forderangen  eine  werbende  Kraft 
immer  rasclicr  entfalten. 

Eine  24jährige  Betreinng  von  allen  Realsteoern  nebst  Ge- 
bührenbefreiung für  alle  bez.  Rechstgeschäfte  wird  für  neue  oder 
gftnzlicfa  umgebaute  Häuser  eingeräumt,  wenn  dieselben  wesentlich 
nur  an  Arbeiter  oder  solchen  gleich  stehende  Personen  zu  billigen 
Mieten  oder  ohne  ziffernmässig  fixierte  Anrecliniuig  in  den  Lohn 
in  Bestand  gegeben  (Arbeiterwohnh&nser)  oder  an  einzelne  Arbeiter 
gegen  mindestens  15jälirige  Amortisatiott  Terkanft  werden 
(Familienhftnser).  Der  Aasschank  geistiger  Getränke  ist  in  solchen 
Gebinden  anbedingt  verboten.  Die  Arbeiterhänser  werden  in 
Ledigenheime  nnd  Logierhftnser  unterschieden  (§§  1—4).  —  Die 
Anfordemngen  in  Racksieht  auf  genfigende  Bodenflfichen  (für 
8  Personen  mindestens  20  Quadratmeter)  nnd  ausreichenden  Enbik- 
Inhalt  der  Wohnrftnme,  entsprechende  NebenlohalitSten,  Wabrnng 
der  Familienabgeschlossenheit  bezw.  der  Sittlichkeit  nsw.  mit 
billiger  Bedachtnahme  anf  das  je  nach  Ortsklassen  wirtschaftlich 
Erreichbare  enthalten  die  §§  5—9;  Ausnahmen  gestattet  §  10. 

Für  die  Mieter  gilt  als  Grundsatz,  das»  ein  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  erbautes  Hans  innerhalb  60  Jahren  amorüiiiert  wird  und 
u.iliirnd  dieser  Zeit  eiiitiu  Keinertrair  nicht  abwirft,  welcher  den 
in  den  bet retleuden  iJindern  und  Landesteilt^n  üldiclien  II ypntln  kar- 
zinsfuss  der  Sparka>seri  und  sonstigen  massgebenden  Kreditinstitute 
um  0,2—0,5  übersteigt. 

Innerhalb  dieses  in  ennrretn  dnrrli  fiptzielle  N'trordmingen 
(vom  7.  und  13.  .Jan.,  1;;.  Feb.,  Iv«.  Aliirz.  4.  und  is.  April  1903  usf.) 
zu  beziffernden  Rahmens  niuss  der  Mietzins  für  die  einzelnen 
Wohnungen  gehalten  sein.  Die  Hausordnung  darf  den  Mietern  nicht 
T.fistungen  auferlegen,  wodurch  indirekt  das  Krtrftgnis  erhöht  würde. 
Xu  dieser  Richtung  unterliegt  demgemäss  die  ganze  Hausverwaltung 
der  behürdlicben  Kontrolle.    Für  zum  Verkauf  an  Arbeiter  er- 
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bante  Hänser  werdeu  die  \'eikautsbe(liii-iiu;,t  n  n  nnnntlich  der  Vor- 
behalt des  Rücktritts-,  KUndifriinjrs-  niul  Wied«  tki  t  r  i  btes  derart 
eintrescliräiikt,  dass  eine  Übervorteilung  oder  Auhbt-ut  inifr  der  wirt- 
jjcliHltlicben  iiit Prossen  des  KSufei-s  unter  sonst  nonnaleii  Ver- 
haltnissen verliiiuli  it  wird  (§  11™12\  Die  §ij  13  21  n^:p!n 
das  Verfahren,  §  22  schränkt  die  Begünstigungen  ein  auf  üe- 
bände,  welche  innerhalb  20  Jahren  vom  Wirksamkeitsbeginn  des  Ge- 
setzes vollendet  werden,  §  28  macht  sie  abhängig  von  der  (fast  in 
allen  Ländern  bereits  befolgten)  landesgesetzlichen  Befreiung  von 
Landes-  and  Bezirksznschlägen  nebst  mindestens  50  prozentiger  £r* 
mfiflsignag  der  Gemeindezoscblfige. 

ywmüge  der  im  Investitionsgesetze  vom  11.  Jan!  1901 
(R.-6.>B.  66)  begr&ndeten  besonderen  Kompetenzen  obliegt  der  Ban 
der  neuen  Wasser trassen  im  Sinne  des  Investitionsgesetzes  wesentlich 
dem  Handelsministerinm.  In  Konsequenz  der  in  diesem  Berichte 
eingehaltenen  Systematik  glaoben  wir  aber  doch  hier  nnter  Bauwesen 
die  Verordnung  vom  23.  April  1903  (B.-G.-B.  90)  anführen  zu 
mfissen,  womit  die  Vorarbeiten:  Tracenrevislooen  nebst  Binheits- 
maften  für  Karten  und  Profile  usw.,  Normen  für  politische  Begebung 
und  Enteignungs Verhandlungen,  das  Verfahren  bei  üm-  nnd  Zn- 
banten  von  bestehenden  Wasserstrassen  and  bei  nachträglich  her- 
vortretenden Störungen  von  Wasserrechten,  sowie  das  Verhältnis 
der  neuen  AN'asserstrassen  zu  den  bestehenden  öffentl.  Kommuni- 
k:itioiieii.  geregelt  worden  sind.  Der  vorwiegend  technische  Inhalt 
(lieser  \'erordnung  entzieht  sich  der  juristisch- volkswirtschaftlichen 
Berichterstattung, 

Die  reiche  l;uirlps;r<  setzgeberische  Tätigkeit  im  Bau-  and 
Wegewesen  behandeln  wir  unter  117. 

2.  Verwaltungsbereich  des  Ministeriums  für  Kultus 

nnd  Uiiterriclit. 

Im  gegenständlichen  Ressort  brachte  die  Berichtsperiode  weder 
an  sich  wichtige  Beformen,  noch  gaben  —  den  schon  unter  I  aus- 
frihrlich  besprochenen  Versuch,  in  Innsbruck  eine  periodische  Fakultät 
mit  italienischer  Unterrichtssprache  provisorisch  einznftthren  (Verordn. 
vom  22.  Sefttlir.  1904,  K.>Q.-6.  108),  ansirf  nommcn  —  Anordnungen 
dieses  Ministeriams  Anläse  snr  öffentlichen  Kritik.  Dabei  sehen  wir 
freilich  von  administrativen  Einzelheiten  ab,  die  fast  ständig  von 
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den  nationalen  Parteien  benutzt  werden,  nm  die  Leidenschaften  zu 
schüren.  Die  Errichtung  neuer  Mittelschulen  oder  auch  nur  neuer 
Parallt^lkla.ssen  au  solchen  gibt  re^elmäf«;ig-  Aiilass  zu  Vorwürfen 
gegen  die  jeweilige  Regierung.  Allerdinirs  h.\\m\  die  Dentschen  viel 
1)ftnfi<rer  (Tt-iegeuheit  (weiia  auch  nicht  immer  Cxrund!)  Bich  beschwert 
zu  fin<len. 

In  unserem  polyglotten  Staate  wird  dieses  Gezänke  wohl  kein 
Ende  nehmen,  ehe  nicht  das  Kultus-  und  Schulwesen  finanziell  ans 
der  staatlichen  Verwaltung  ansgeschieden  werden.  Wenn  der  Staat 
das  Unterrichtswesen  unter  Beiner  Leitung  oder  doch  Aufsicht  be- 
halten mnss  und  die  Knltnaangelegenheiten  wenigstens  derweilen 
ohne  gmndstSrzende  Evolutionen  nicht  gut  den  diversen  Konfessionen 
überlassen  kann,  so  ist  doch  nicht  abzusehen,  weshalb  nicht  die 
Bestreitung  des  Aufwandes  fttr  beiderlei  Bedflrfliisse  nationalen  Körper- 
schaften auferlegt  und  diesen  eohin  auch  ein  massgebender  Einfiuss  für 
auf  ihre  Kosten  neu  zu  errichtende  Anstalten  zugebilligt  werden  sollte. 

Im  KnltQsbudget  drängt  sich  dieser  Standpunkt  auf  gegenüber 
der  in  den  letzten  Jahren  wiederholt  in  der  Öffentlichkeit  Abel  ver- 
merkten wirtschaftlichen  Oebamng,  namentlich  des  Erzbischofis  Komr 
in  Olmütz. 

Sicher  hat  kein  Staate  selbst  nicht  der  fisterreichische,  irgend 
welches  InteresBe  daran,  dass  der  genannte  Erzbischof  jährlich  2  IBIl. 

Revenuen  geniesse,  während  dip  ei«»^ntlichen  vSeelsorger  seiner  Diözese 
mit  kanni  das  Existeuzminmum  überschreitenden  Bezügen  aus- 
küuimeii  uiüsiien. 

In  der  Errichtung:  neuer  Univt- rsitäten  und  Mitti^lschulen  ist 
man  endlich  znrückhali**iidt'r  ir«  wnrdi  ii.  Es  wurde  hierin  leider  viel 
t'horproduktion  anf  K()>[*'u  der  l^ualitüt  j^etrieben  und  daftlr  bei 
licau'ssung  der  JIiit*l  für  die  bestehemltn  grösseren  T^niversiitäten 
weit  mehr  gespai  r,  als  z.  B.  mit  der  Erhaltung  de»  alt»  ii  (tlanzps 
der  \\'iener  Alma  mater  verträglich  ist.  Endlich  soll  üun  für  letztere 
Hochschule  etwas  mehr  geschehen. 

Von  der  Mittelschulreform  ist  es  still  geworden,  obschon 
die  Klagen  immer  lauter  werden.  Was  unseren  Mittelschulen  hent- 
zntage  fast  gänzlich  fehlt,  ist  die  Pädagogik.  So  mancher 
Gymnasiallehrer,  dem  sein  gesunder  Menschenverstand  noch  nicht 
eingerostet  ist,  kämpft  vergebens  an  vrider  den  bureaukratischen 
Geist,  der  sich  in  bis  ins  kleinlichste  Detail  reichenden  Vorschriften 
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Über  alles  und  jedes  zusehends  breit  macht,  wie  anch  geg^n  die 
parteipolitischen  Tendenzen  —  namentlich  die  klerikalen  — ,  die  an 
unseren  Staatsanstalten  oft  ärger  wnchern  als  an  den  alten  Kloster- 
gjmnasien.  Eiat  Beform  im  Sinne  der  Erziehung  unserer  Jünglinge 
zu  freien  MAnnem,  statt  su  Kriechern  oder  Henchlern,  im  Sinne  der 
Gewinnong  tQektiger  Arbeitakrftlte,  statt  deren  Erstickung  im  Drill 
der  Hittelmftflsigkeit  —  das  wftre  wichtiger  noch  als  die  Frage  nach 
mehr  oder  weniger  Philologie.  Es  ist  ein  merkwttrdig  glftcklicher 
ZafäUf  wenn  ans  unseren  dermaligen  Gymnasien  dn  Genie  oder  anch 
nor  ein  wirkliches  Talent  nnversehrt  sich  durch  Zwangqacken- 
behandlnng  und  EbttsiAkaAionswillkflr  dnrcharheitet.  Der  angehende 
Jurist  oder  Mediziner  kommt  „per  nuqora"  durch,  der  erst  den 
Kittderschulen  entwachsene  Mittelschfiler,  der  viel  dlvergierendere, 
ohne  sein  Zutun  ihm  auferlegte  DisiEiplinen  zu  bewSltigen  hat,  wird 
solcher  Rflcksicht  nicht  teilhaftig.  Wo  aber  existieren  die  hervor- 
ragenden Talente,  die  (wie  dies  von  einem  sdther  an  den  Folgen 
des  Alkoholismns  verstorbenen  Religionsprofessor  in  N.  gefordert 
wurde)  nebenbei  auch  die  Namen  sämtlicher  Israeliten  sich  merken, 
welche  in  der  babylonischen  Gefangenscliat't  des  Schweinefleisches 
sich  enthielten?  Ausser  der  Schule  wird  die  Jugend  geschont  und 
begnadigt;  an  unseren  Gymnasien  wenlen  um  der  lächerlichsten 
Tiappalien  willen  die  Kinder  als  Zentren  vernummen,  hochnotpein- 
lichen \'erhören  unterzoeren  und  eventuell  auch  —  auf  Kosten  der 
armen  Ellern  —  ansgewieheii,  ohne  dass  gegen  all  dif's«'  Fa\istschläge 
wider  die  Pädagogik  auch  nur  eine  Beschwerde  üÜcü  bleibt. 

Im  Volksscbul Wesen  macht  sich  neben  den  nationalen 
Kämpfen  stets  auch  das  Streben  der  klerikalen  Kreise  fühlbar,  die 
volle  Herrschaft  über  die  Schulen  zurückzuerobern.  Gerade  im 
Herzen  der  Monarchie  haben  wir  einen  solchen  nicht  ganz  erfolglos  ge- 
bliebenen Anstnrm  an  verzeichnen.  Im  Bereich  der  staatlichen  Ge> 
setzgebung  und  Verwaltung  hat  sich  nichts  geändert,  es  wäre  denn, 
dass  man  in  der  mit  Verordn.  vom  7.  Mära  1903  (R.-G.-B.  65)  ver- 
fügten Yerlftngerung  der  Perioden  für  die  Besirks-  und  Landes- 
kottferenxen  der  Volksschullehrer  von  3  auf  6  Jahre  eine  solche 
Änderung  erblicken  wollte. 

Schon  unter  gedachten  wir  der  fast  wohlwollenden 
Haltung  der  Begierung  gegenüber  den  Bestrebungen  der  Frauen: 
wirtschafUicfae  Selbständigkeit  zu  erlangen. 
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Es  erübrigt  die  Aufzählnng  der  dieses  BeMort  berührenden 
Publikationen  im  Reichsgesetzblatt. 

a)  KultussSiichen:  Gesetze  vom  26.  Januar  1902  (R.-G.-B.  24 
u.  25),  betr.  die  Bezüge  des  Personals  «ler  pfi  iechisrli-oi  ieiitalischen 
theologischen  Lehranstalt  in  Zara,  und  betr.  deygl.  die  niniisch- 
und  {rripchisrh-katholisrhen  Anstalten  in  (tiirz  und  Zara  nebst  VoU- 
zugsverordiiiniiren  hierzu  vnni  Is.  Februar  liX'J  (K.-G.-B.  31»  U.  86) 
and  vom  22.  Dezbr.  (R.-(t.-B.  8  von  l\m). 

Das  Gesetz  vom  29.  Februar  K»l>2  (R.-G.  B.  48)  über  die 
Pensionen  katholischer  Seelsorger  an  Humanitätsanstalten  und  priester- 
lieber  Beamten  an  Ordinariaten.  Konsistorien  und  Seminaren  nebst 
Voilzngsverordnung  vom  12.  Mfirz  1902  (K.-a-B.  54). 

Die  Hin.-Verordn.  yom  30.  Oktbr.  1908  (B.-a-B.  204)  be- 
stimmt die  für  die  AmtBfthrnng  der  Dekanate  in  Linz  and  Urfkhr 
bei  Bemessung  da*  Peraonal-Einkommenstenei  an  passierenden  Ans- 
gabeposten. 

b)  Unterricht:  Der  Erlass  vom  22.  April  1902  (R.-G.-S.  89) 
betrifft  eine  Änderung*  der  mit  Verordn.  vom  21.  Desbr.  1899 
(B.-G.>B.  271)  erlassenen  medizinischen  Blgorosenordniing,  wodtirch 
IQr  das  erste  Rigorosnm  die  Anfordemngen  in  allgem.  Biologie, 
Physik,  Chemie  und  Histologie  hauptsächlich  dadnrch  erleichtert 
werden,  dass  hierüber  T^ilprUftangen  schon  am  Schlüsse  des  vierten 
Semesters  abzulegen  sind.  Aber  auch  hierbei  blieb  es  nichts  Es 
zeigte  sich,  dass  die  medizinische  Rigorosenordnnng  vom  21.  Dezbr. 
1890  (R.-G.-B.  271)  auch  noch  in  manch  anderen,  nicht  das  Wesen 
der  Sache  tangierenden  Piiükten  kaum  praktisch  durchführbar  wSre 
und  wurde  daher  mittelst  Verordn.  vom  14.  April  1908  (R.-G.-B. 
102)  der  «-anze  Text  neu  redigiert.  ^^';^R  wir  darüber  im  letzten 
Berichte  niir;rrt<  ilt  haben,  gilt  nahezu  ausnanislds  von  der  medi- 
zinischen Riirorösenordnnng  auch  in  dieser  neuen  Fassung,  welche 
durch  Beseitigung  einiger  HJirten  den  Wünschen  ebenso  der  Pro- 
fessoren als  der  Studentin  Rechnung  trug. 

Die  Venirdn.  vom  14.  Juli  1902  (R.-G.-B.  164)  regelt  die 
St;iat*5prüfungen  für  Kulturtechniker  in  Brünn,  jene  vom  22.  August 
1902  (K-G.-B.  172)  die  FachprUfnngen  fttr  Elektrotechniker  eben- 
daselbst. 

Die  Vi  1  ii  dn  vom  20.  August  190:i  (R.-G.-B.  175)  brachte  einige 
Änderungen  in  der  Lehramtsprüfung  fttr  Gesang  und  Musikinstrumente. 
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Die  Verorda.  vom  22.  Angnst  1905  gibt  ein  Statut  für  die 
selbständige  Graveur-  und  Medailleoschiüe  in  Wien. 

Mit  Verordn.  vom  29.  Septbr.  1905  (R-G.>B.  159)  ward  end- 
lich unter  Beseitigung  sehr  alter  Provisorien  eine  definitive  „Scbnl- 
nnd  Unterrichtsordnang  fBr  Volkschalen  in  Bflrgerschnlen  publiziert 

Die  neue  Schul-  und  Unterrichtsordnung.') 
(Verordnung  des  Ministenuma  für  Kultus  und  Unterridit  vom  29.  Septbr.  1900, 

Z.  18200. 

Inhalt:  Erstes  Hanptstiiclc:  Von  der  allgemeinen  Volks- 
schule. 1.  Von  der  Einrichtung  der  Volksschule.  2.  Von  der  Schul- 
pflicht. 3.  Von  der  Aufnahme  in  die  Volksschule.  4.  Von  der  Ein- 
reibung in  die  Klassen,  Abteiinngen  nnd  Orappen.  5.  Von  der 
Unterrichtszeit  nnd  den  Ferien.  6.  Vom  Schnlbesnche.  7.  Von  der 
Schnlzucht.  8.  Von  der  Klassifikation  and  den  Zeugnisse.  9.  Von 
den  Lehrkiftften.  10.  Von  d&i  Rechten  und  Pflichten  des  Schul- 
leiters. 11.  Von  der  Lelirerkonferoiz.  —  Zweites  Hauptstück: 
Von  der  Bfirgerschnle.  —  Drittes  Hauptstück:  Vom  Privat- 
nnterricht.  1.  Von  den  Privatlehraastalten.  2.  Vom  hanslichen 
Unterricht  —  Viertes  Hanptstttck:  Von  der  Kl nderfttr sorge. 
—  Schlnssbestimmnngen. 

Am  29.  Septbr.  1905  ist  die  provisorische  Schal-  und  Unter- 
richtsordnaug für  allgemeine  Volks-  nnd  Bttrgersdialai,  die  dnrch 
85  Jahre  ihre  Schnldigkeit  getan  hat,  durch  eine  neue  definitive 
ersetzt  worden.  Wie  aus  obigem  Inhalt  hervorgeht,  ist  das  Elaborat, 
dem  auch  eine  Durchführungsverordnung  beigegeben  ist,  ein  ziemlich 
um t;iii|^ reiches.  Gezeichnet  ist  dieselbe  vom  gegenwärtigen  Leiter 
des  Unterrichtsministeriums  Firilierrn  v.  Biünkkth;  der  Vater  dieser 
Schul-  und  rutenichtbordauiig  iat  aber  sein  ^*ul•L;:iinl:t'l  im  Amte, 
Prof.  Dr.  V.  Haktkl,  der  sich  noch  in  letzter  Stunde  euferlilogsen 
hatte,  (l'-n  Entwurf  in  alier  btille  einem  Kreise  von  Lehrern  zur 
Begutachtung  vorzulegen. 

Daher  mag  es  gekommen  sein,  dass  die  Sch.-  und  U.-O. 
wirklich  auch  Bestimmungen  enthält.  Ii«  auf  Sachverständnis  und 
Erfahrung  gegründet  sind  und  deshalb  alle  Anerkennung  verdienen. 
So  wird  im  §  18  jeder  Schale  eine  Lehrmittelpanscbale  znge- 

*)  Von  einem  auch  in  Deutschland  durch  zahlreiche  schriftatellerische 
Arbeiten  vorteilhaft  bekannten  Soholleiter  besprochen. 

Jahrbach  der  intetiMt.  TerelslKane>  a.  Bd.  135 
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wipsen.  im  §  53  werden  die  Hauptferien  für  all*-  Schulen  des 
Kt  u  hes  auf  zwei  Monat»'  ansi,n:deljnt;  im  §  *>2  werden  zwischen  den 
pin/t  lnt  ii  rnterrichUstuuden  Pausen  vorgescluieUtH  usw.  Für  zwei 
JiesmiiinunsL'n  wird  insbesondere  die  T.ehrerschaft  dem  Minister 
daiikhai'  sein:  1.  dass  \m  nun  an  der  Zwaiiir  dt-r  .Matriktl- 
ftihrung  für  den  Lrlmr  und  Schulleiter  aufhört  und  das«  der 
Lehrer  überall  dort,  wo  er  diese  Arbeit  freiwillig  übernimmt,  auch 
entsprechend  honoriert  wird  (ij  23);  2.  dass  der  Lehrer  ohne  Vor- 
behalt als  Amtsperson  erklärt  und  unter  den  vollen  gesetzlichen 
Schatz  der  Behörden  gestellt  wird  118).  Es  wird  nun  nicht 
mehr  vorkommen  künoen,  dass  dem  Lehrer  bei  (lericht  jener  Schutz 
verweigert  wird,  den  man  etwa  einem  Polizisten  oder  einem  Tram- 
waykondnktenr  anstandslos  gewtthrt. 

Viele  der  nenen  Bestimmungen  sind  nichts  als  ein  schöner 
Anfpntz.  Dazn  gehdrt  alles,  was  fiher  die  Einfllhrnng  des  Violin> 
Spieles,  des  Handfertigkeitsnnterrichtes  and  des  Unterrichtes  im 
Maschinsehreiben,  die  Errichtang  von  HUfsklassen  fttr  nicht  voll» 
sinnige  nnd  von  Förderklassen  für  sehwachbetähigte  nnd  schwach* 
sinnige  Kinder,  die  Forderung  der  Jngendspiele  nnd  körperlichen 
Übungen,  die  Elnführnng  von  Schnlftrzten  nsw.  gesagt  wird.  Alle 
diese  Bestimmungen  gehen  vorl&utig  über  wohlgemeinte  Anregungen 
nicht  hinaus.  Wollte  die  ünterrichtsverwaltung  in  dieser  Richtung 
wirklich  Erfolgreiches  schaffen,  so  müsste  sie  in  den  eigenen  Säckel 
^r»  ifen  —  und  das  kann  sie  leider  nicht.  Die  Schnlauslagen 
werdiii  in  Österreich  fast  ausschliesslich  von  den  Landern  und 
Gemeinden  getragen. 

Neu  und  InWlisr  ln'achfi'iisw pi-t  sind  die  lM>!uiimungen  über 
die  .,]\  i  II  (i f  rt  ii  rsd  riic".  dri'  ein  eiijt'iu's  Kaj'ital  ^i  w  iduiet  ist.  Auch 
hiei'  i^lhl  fü  ejiir  Mt'ii^ri'  A int-irnii^i'n.  dficii  AusiiUirung  die  Regierung 
nicht  *;olbst  in  du-  Hand  iiinnnt.  sondtin  andern  überlässt:  die 
(Jründung  von  Anstalten  zum  Schutze  und  zur  Beschäftigung  der 
Kinder  ausserhalb  der  Schule,  insbesondere  von  Kinderhorten,  Be- 
schäftignngsanstalten,  Kiuderwärmestuben,  Jugend.spiel platzen  nnd 
äappenanstalten ,  ferner  die  Veranstaltung  von  Weihnachtsbe- 
scheernngen  nnd  Gründung  von  Unterstützungsvereinen  und  Ferien- 
kolonien fflr  arme  Schulkinder.  Es  wird  hier  das  ganze  Register 
des  modernen  Fürsorgewesens  aufgezogen  nnd  vom  Lehrer  erwartet, 
dass  er  sich  bereitwillig  in  den  Dienst  desselben  stelle,  dass  er  ins- 
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besondere  ;uu  h  den  Pflp'rsrhaftügerichten,  deu  Waisenrfiten,  Waiben- 
ratbvereiiiPii,  W'Hiseiikoiiiitees  und  Kindersclmtzvereiiieii  liiltieidi  an 
die  Haud  gehe.  Die  8ch.-  und  Ü.-O.  will  nicht  nur  ein  Zusammen- 
wirken der  Schule  mit  ilem  PflPfrscliaftsfrericht  anbaliiien, 
sondern  auch  unter  Mitwirkung  der  Bezirksscliulbehörden  in  Fällen 
vernachlössigter  häuslicher  Erziehung  besondere  Massregeln  ermög- 
lichen. Als  solche  gelten:  Einschränkung  oder  Entziehung  der 
väterlichen  Gewalt  odei*  der  Rechte  der  Muttei-,  Hestellnog  einBB 
anderen  Vormundes,  Unterbringung  des  Kindes  iii  einer  andern 
Familie  oder  in  einer  hierzu  geeigneten  Anstalt,  Abgabe  des  Kindes 
in  eine  Bessemngsanstalt  Die  mr  DnrelifBhmng  der  Beetinunnngen 
über  die  Kinderfarsorge  notwendigen  Anordnungen  hat  die  Landes- 
echnlbehdrde  im  Einvernehmen  mit  dem  OberiandesgeriebtsprfiBidiam 
za  treffen. 

In  einigen  Punkten  zeigt  die  nene  Seh.'  und  U.-O.  eine  weit- 
gehende» bedanerliche  Nachgiebigkeit  gegenüber  klerikalen  Wünschen; 
sie  setzt  eich  sogar  mit  den  Staatsgmndgesetzen  in  offenbaren 
Widerspruch: 

1.  Nach  Art.  14  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Dezbr.  1867 
über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbtt^r  kann  niemand  zu  einer 
Idrchlichen  Handlung  oder  zur  Teilnahme  an  einer  kirchlichen 
Feierliclikcii  ^^«zwungen  werden,  insofern  er  nicht  der  nach  dem 
üeset?;e  hierzu  berechtigten  Gewalt  eines  andern  uutersieht.  Im 
Widerspruche  damit  wird  im  §  10  der  neuen  Sch.-  und  TT,-0.  eine 
Verpflichtunpr  der  Sehnlkinder  zur  Teilnahme  an  rolifri"sen 
Übnn2;en  erwähnt,  werden  im  i:;  74  die  relifriösiMi  tlbnngeii  als 
verbindlich  bezeichnet:  ebenso  ist  int  ij  (K»  die  \'erpflichtnnfi^  der 
Schulkinder  zur  Teilnalime  an  den  kundsremachten  KeligionsUbungen 
ausdrücklich  und  ohne  Einschränkung  ausgesprochen,  wlihrond  die 
Ausübung  eines  solchen  Zwanges  gegen  die  Kinder  nur  ihren 
Eltern  oder  Vormündern,  nicht  aber  der  Schule  zu.steht. 

Gegen  dasselbe  Staatsgrundgesetz  verstmst  die  Anordnung  des 
§  122,  womit  alle  Tjehrpersonen  an  öffentlichen  Volksschulen  ver- 
pflichtet werden,  sich  sämtlich,  ohne  Kücksicht  auf  ihr  Gianbens- 
bekenntnis,  an  den  offiziellen  Schnlfeierlichkeiten  zu  beteiligen,  also 
auch  an  solchen,  welche  in  kirchlichen  Veranstaltungen  bestehen, 
wAhrend  nach  dem  Gesetze  eine  derartige  Pflicht  den  Lehrpersonen 
nur  insoweit  auferlegt  ist^  als  nicht  kirchliche  Feierlichkeiten  in 

136* 


Dlgltized  by  Google 


2130 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Frage  kommen  und  selbst  bisher  ntir  den  Lehrern  der  betreflfenden 
Konfession  eine  solche  Ttilnahme  zugemutet  worden  ist. 

2.  Narh  Art.  3  nud  17  desselben  Staatsgrundgesetzes  sind  die 
öffentlichen  Ämter  allen  Staatsbürgern  gleich  zugänglich  und  ist 
jeder  Staatsbärger,  der  seine  Beftihignng  hierzu  in  gesetzlicher  Weise 
nachgewiesen  hat,  berechtigt,  an  Unterricht^«-  und  Erssiehangsanstalten 
Unterricht  zn  erteilen;  ilas  Gleiche  besfiiiimt  i;  r.  des  Gesetzes  vom 
25.  Hai  1868  über  das  Verhältnis  der  Schule  zur  Kirche.  Im  §  112 
der  nenen  Sch.-  und  U.-O.  dagegen  wird  die  LandesschalbehOrde 
ermichtigt,  in  gewissen  F&Uen  die  Erlangung  einer  Lehrstelle  von 
einem  bestimmten  Beligionsbekenntnisse  abhfingig  zn  machen. 

8.  Nach  §  70  des  Reichsvollisschnlgesetzes  vom  14.  Mai  1869 
darf  die  Genehmigung  zur  Errichtung  einer  Privatlchranstalt  nicht 
versagt  werden,  wenn  —  von  anderen  Bedingungen  abgesehen  — 
ihr  Lehrplan  den  Anforderungen  entspricht,  welche  an  eine  öffent- 
liche Schule  gestellt  werden.  Nach  §  191  der  neuen  Seli,-  und  U.-O. 
wird  dagegen  (l;uiilit.;r  hinaus  aucli  von  den  Privatschulcn  die  Ein- 
haltung der  \  ors(  hriften  über  die  religiöBen  Übungen  an  üäentiichen 
Volksschuli'ii  vciiaiiict. 

Das  Kapitel  über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Lehrer 
enthält  eine  Menge  gutgemeinter,  aber  auch  überflüssiger  und  dehn- 
barer Stimmungen,  wie  z.  B.  dass  der  L»  lir  v  .leii  Lehrplan  genau 
zn  befolgen  habe;  dass  er  vom  Stundenplan  nicht  abweichen  dürfe; 
dass  er  sich  auf  den  Unterriclit  sorgfältig  vorzubereiten  und  die 
schriftlichen  Arbeiten  der  Schulkinder  gewissenhaft  zu  verbessern 
habe.  Auch  der  tfichtigste  Lehrer  liann  es  manchmal  für  notwendig 
findeUj  vom  Stundenplan  abznwmchen  oder  auch  etwas  anderes  vor- 
znnehmen,  als  der  Lehrplan  gerade  fBr  die  Woche  oder  für  die 
Stunde  vorschreibt;  und  wer  soll  beurteilen,  ob  seine  Tätigkeit  den 
angegebenen  Qualitäten:  ^genan",  „sorgfältig'*,  „gewissenhaft"  ent- 
spricht? Während  auf  diese  Weise  dem  weltlichen  Lehrer  Fuss- 
angeln  gelegt  werden,  erhält  der  Beligionslehrer  (§  144)  eine 
Sonderstellung;  auf  Ansuchen  der  Kirchenbehörde  kann  der  Bezirks* 
schulrat  gestatten,  dass  der  Beligionslehrer  nur  an  Jenen  Konferenzen 
teilzunehmen  braucht,  die  Gegenstände  seines  Interessenkrdses 
betreffen. 

Siehe  die  Verlautbanintr  des  Vereines  „Freie  Schule". 
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Die  nene  Schul-  und  Unteniclitsnrdnung  ist  reich  an  An« 
re^ugen  der  verschiedensten  Art,  auch  an  solchen,  die  über  die 
bestehenden  Einrichtungen  hinausgeben;  da  hätte  doch  auch  der 
ftllerwichtigstpn  Forderung  für  einen  gedeihlichen  Unterricht,  der 
Herabsetzung:  der  für  eine  Klasse  zulässigen  höchsten  Schfll erzähl 
(daa  Gesetz  bestimmt  als  solche  80)  gedacht  werden  können.  Anderen 
in  neuester  Zeit  erörterten  Notwaidigkeiten,  wie  der  Unentgeltlicb- 
keit  der  Lehrmittel,  den  SehnlbSdem  nnd  der  Sehnlkllche  iat  ohnehin 
ans  dem  Wege  gegangen  worden. 

AUea  in  aUem,  die  nene  Schnlordnnng  hat  keinen  einheitlichen 
Gedanken,  es  fehlt  ilir  der  Zng  Ina  Groeae:  die  Übenengnng  von 
der  Wichtigkeit  nnd  Bedentnng  der  Erziehnngsanfgabe  der  Volke- 
echnle,  die  nnr  bei  vollster  Freiheit  des  Erziehers  gelOat  werden 
kann;  znsammengeleirat  ans  228  Paragraphen,  zvmeiat  einer  Serie 
von  kleinlichen  Einengungen  für  den  Lehrer,  ist  diese  nene  Schnl- 
ordnnng das  Werk  von  Beamten.  Diese  tun,  was  ihnen  ^eheissen 
wird,  sie  stehen  unter  dem  Zwange  des  herrschenden  Systems. 

Das  ]f inisterinm  für  Enltns  nnd  Unterricht,  welches  anch  die 
Pflege  der  Knnst  mitnmfaBst^  hfttet  recht  eigentlich  die  Zankapfel, 
nm  die  nationale,  konfessionelle  nnd  politische  Parteien  sich  streiten. 
Jeder  Schritt  anf  einem  dieser  Gebiete  ist  politisch  gefthrlich,  nnd 
das  grosse  KnnststQck  besteht  hier  eben  darin^  keinen  Schritt  zu 
tun,  der  nicht  wirklich  völlig  nnvermeidlich  nnd  nnanfsehiebbar  ist. 
Der  berüchtigte  Hofrat  Sohumpt  samt  Kollegen  and  Vorgesetzten  sind 
hier  zn  Hanse,  wie  ja  anch  Bubkhird  diesem  Ministerinm  angehörte. 

Aber  wenn  auch  die  Sünden  der  österreichischen  lie^^ierungen 
wider  den  heiligen  Geist  gerade  in  diesem  K»>ssort  fühlbar  werden, 
SU  darf  do(  Ii  (mit  t  iner  freilich  niciit  unwiclitigen  Modifikation  des 
geflügelten  Wortes)  gerade  hier  gesagt  werden:  alles  verstehen,  beisst 
einiges  verzeihen! 

3.  Verwaitungsbereic}!  des  Hnndela-  imd  des  Eiaeiibahn- 

miuisteriums.  ^) 
Wie  der  Bep^inn  dt-r  KotutKusflien  Ära  eine  Keilu'  huchbedeut- 
samer  wirtschaftlicher  Unternelnnunfrcii.  die  teilweise  freilich  als  zu 
überstürzt  and  mehr  als  Mittel  zur  Ablenkung  des  Nationalitäten- 

Zunotmengestellt  von  Jnr.  Cand.  Waltbk  RtstiL. 
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haders  erkannt  wurden,  aufzuweisen  hat,  so  erlalnntp  auch  im  Jahre 
1902,  dauk  der  etwas  gesundenden  parlamentaris(  ht  n  VorhUltnisse, 
die  Arbeitelust  des  Ministeriums  nicht.  Die  Reformen  auf  handels- 
politischem und  gewerblichem  Gebit- tf  bewegen  sich  in  der  Richtung 
der  Vorgänger,  die  sozialpolitisch«-  Gesetzgebung  weist  nach  langer 
Pause  wieder  einige,  wenn  auch  bescheidene  legislatorische  Erfolge 
avf.  So  ein  Gesetz,  betr.  Vornahme  einer  Zählung  der  gewerblichen 
vnd  laodwirtsehafUichen  Betriebe,  abermals  eine  Vermehrung  der 
Oewerbeinspektorate,  ein  Gesetz  zum  Zwecke  der  Begfinstigansr  von 
Gebäuden  mit  billigen  Arbeitorwolinmigen»  sowie  eine  Reihe  von 
Verordnnngen  snr  Yerbesserong  der  Lage  einiger  Kategorien  von 
Arbeitern  nnd  Beamten. 

Leider  müssen  wir  konstatieren,  dass  gleichzeitig  mit  der 
zunehmenden  Verschlechternng  der  politischen  Situation  des  Eabinettee 
in  den  Jahren  ld03  und  1904  infolge  der  Stockung  der  parlamenta- 
rischen Tätigkeit  auch  die  des  Hinisterinms  nachliess. 

Viel  schlimmer  scheint  »ich  die  Dnrchflihrung  der  RieseU' 
Investitionen  gestalten  zu  wollen.  I^ie  Alpenbahnen,  welche  bereits 
im  IJau  begriffen  sind,  weisen  nainliafte  Überschreitungen  auf,  die 
natürlich  eine  rt  ritaltlr  Verzinsung  des  iave!?tierteu  Kapitals  immer 
iiuvvula»cheinlii:litr  macheu  (der  Eisenbahnminister  Wittkk  mnsste 
aus  diesem  Grunde  demissionieren)  Die  Wasserntrassen  werden 
dem  S'tant  nngezählte  Milliinipn  kosim  —  rentabi-l  \vii  il  gleichwohl 
nur  der  Donau-Oderkanal  \v»'r<it  n,  der  freilidi  ncbrii  Wien  nur  ili-n 
Kronlämlrin  Mähren  und  Stlilosicu  zugute  käme.  So  ist  denn  in 
die  Durchführungsmassregeln  für  die  Wasserstrassen  eine  allscit« 
gewollte  Stockaug  gekommen,  die  dank  der  wie  in  Deutschland  an- 
wachsenden agrarischen  Gegenagitation  die  Kanalprojekte  zn  ver- 
Bchlf  (»[h  h  droht.  —  Damit  wird  begreiflich,  dass  in  dieser  Berichts- 
periode keine  Verordnung  auf  diesem  (Jebiete  zu  entdeck»  ist, 
obwohl  doch  die  Investitionsgesetze  am  Schlüsse  der  vorhergehenden 
Periode  mit  grosser  Mehrheit  votiert  worden  waren.  —  Das  jeder 
wirtschaftlichen  Arbeit  entwöhnte  österreichische  Parlament  hatte 
einer  Biesenvorlage  seine  Zustimmung  gegeben,  die  in  erster  Linie 
politischen  ErwÜgnngen  entstammte.  Der  anlässlich  der  Erörterung 
der  Überschreitungen  bei  den  Alpenbahnen  erfolgte  Sturz  des  Eisen- 
bahnministers  gab  das  Signal  zum  Sturze  des  Gesamtministeriuma; 
auch  dieses  war  mitengagiert  an  den  Versprechungen,  die  Wittbk 
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besonders  den  Polen  gemacht  haben  soll,  nnd  welche  nun  als  eitel 
sich  herausstellten. 

Schliesslich  wiuilc  die  Kruft  des  Ministprinnis  vollkommen 
diiicli  (üp  Sorgre  um  di«'  brennende  Ansja^lcii  lishage  nnd  die  liefriedi- 
g-nng  der  politischen  Ansprüche  der  einzelnen  Nationen  absorbiert, 
so  dass  die  längst  versprochene  Vorlage  einer  Alters-  nnd  Invali- 
ditätBversichernng  noch  immer  nicht  zur  parlamentarifr lieii  Erledigung- 
gekommen  iaL  Der  Entwurf  des  Ministeriams  wird  no<  h  gründ- 
lichen Ändemngen  nnterworfen  werden  milasai,  am  dem  Selbst' 
verwaltnngBbedfirlinjs  der  Arbeiter  angepasat  sn  sein.  An  eine 
zielbewntste  loziale  Gesetzgebang  kann  freilich  ent  nach  SchaflFnng 
der  nationalen  Autonomien  gedacht  werden,  wenn  die  Parteien- 
grnppiemng  nicht  mehr  nach  nationalen,  sondern  sozialen  Momenten 
vor  sieh  gehen  wird  nnd  die  Dentschen  ohne  Sorge  für  ihre  Existenz 
dem  allgemeinen  Wahlrecht  zustimmen  kOnnen.  Diese  politischen 
Schwierigkeiten  spielen  mehr  noch  im  Eisenbahn-  als  im  Haadels- 
ministerinm  eine  b9ee  Bolle.  Für  im  Bessort  des  Unterrichts  ver- 
weigerte Zngestftndnlsse  pflegen  von  jeher  Kompensationen  im 
Eisenbahnminieterinm  sich  zn  finden. 

Pie  Verhältnisse  in  l'ngaru  bringen  mit  sich,  dass  die  Handels- 
beziehung» ii  zum  Anslanrle  auch  unsererseits  nicht  in  uurmaler 
Weise  ^ercf^clt  werden  k  uani.  Die  bezüglichen  Ermächtieruners- 
gescUe  Hiud  unter  I  autp/ählt  und  muss  hier  auf  die  dortigen 
Ausführungen  verwiesen  werden. 

a)  Gewerbe. 

Beliiebtäiählungsgeselz. 
Wohl  das  srröpste  Intertisisf  l>eansprncht  das  (iesfiz  vom 
l^^  Januar  li*02  (R.-G.-Ji.  21),  betr.  die  Vornahme  einer  Zählung  der 
gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Beiriebe,  mit  der  r)urcii- 
führnnirsvprordnnnpr  vom  2-'i.  MJirz  1002  (K.-Ct.-B.  .'iI»!.  Das  ciesetz 
beabsichtigt  eine  unifasseude  statistisclie  Aut'nahme  siiiutlirlter  Tnter- 
nehmnngen  nach  ihrem  Charakter  als  Gross-  und  Kleinbetriebe. 
Die  4  nnd  des  ({ejirtzes  bestimmen  ausdrücklich,  dass  die 
Erhebung  nicht  für  Zwecke  der  Steuer-  und  Finanzverwaltung  zur 
Verfügung  gestellt  werden  dürfe;  die  Zählungskommissäre  sind 
daher  zn  strengster  Geheimhaitang  der  Ergebnisse  ihrer  Erhebung 
verpflichtet  —  eine  Bestimmung,  welche  angesichts  der  bei  uns  noch 
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immer  hernehenden  maDgelhaften  Steuermoral  von  grroaser  Wichtig- 
keit ist,  soll  nicht  die  giuize  Arbeit  an  bewnaeter  Ungesaniglieit 
der  Angab»  leiden.  Soweit  es  sich  nm  vorwiegend  gewerbliche 
Bezirke  handelt,  ist  die  Vornahme  der  Zfthlnnf^:,  die  Schnlnng  nnd 

Präsentier  1111^,^  der  Zäliliingskomraissäre  hauptsächlich  Pflicht  der 
Handels-  und  Gewerbekaranieni ;  die  Leitung  der  pran/t^n  Ziihlung 
obliegt  (h'V  ijulirischen  Bezirksbehörde,  ilit^  zu  dies«  ui  Zwecke  Zähl- 
rayonü  liildet  (J;  2  der  Verordnung).  Pie  Zaliluiigskuiiiuiissäre  für 
die  landwiiUschatTliclu^u  Betriebe  snllcii  vom  den  Landt^skuiturhiten 
bezw.  Landwirt«»  liattsfresellschaften  angesproi■ll^'n  \\>^i(1hii  (i-;;  4,  5); 
ihre  Anfrelobniitr  und  Ausstattimg  mit  Legitiuiatidueu  f'rfol^"t  durch 
die  politische  Bt-zirksbchrinle  (i;  Nachdem  so  die  „VorWereituug 
der  Ziihlunf^"  getrotten  wurde,  hat  die  Durchführung;,  welche  ent- 
weder von  Haus  zu  Haus  oder  komroissionell  vorzunehmen  ist  (§  10) 
und  zu  deren  Unterstützung  sämtliche  Behörden,  besonders  die 
Gemeindevorstände,  verpflichtet  sind,  mit  dem  „Stichtage'*  vom 
3.  Jnni  1902  1)  zn  beginnen,  und  iat  tunlichst  binnen  drei 
Wochen  zn  beenden  (§  14). 

Der  AbBchliuB  der  Zfthiang  geechieht  fflr  die  landwirtschaft* 
liehen  Betriebe  dnreh  die  politische  BezirksbehOrde,  ffir  die  gewerb- 
liche durch  die  Handelskammern  (§§  16  nnd  17);  beide  senden  ihr 
Material  zvr  endgültigen  Anfarbeitnng  an  die  statistische  Zentral- 
kommission. 

Die  Ergebnisse  dieser  grossen  statisäschen  Arbeit  liegen  in 
einer  Reihe  sorgfiiltiger  Publikationen  der  genannten  Zentral- 
kommission  vor,  die  sich  unter  anderem  sogar  auf  eine  Zfthlung  und 
Charakterisiernng  der  Arbeiterorganisationen  erstrecken.  Durch 

das  gewonnene  ITaterial  sind  wir  imstande,  einen  Einblick  in  die 
Verteilung  von  Gross-  und  Kleinbetrieb  nsw.  in  den  verschiedenen 
Zweigen  der  landwirtschaftlichen  und  gtiwerblichen  Produktion  zu 
gewinnen  —  eine  Grundlage  künftiger  sozialer  (Gesetzgebung. 

Um  wenigstens  einige  der  iiitertssautesti-n  Ergebnisse  der 
Erhebung  den  vclkswirtitchaftlichen  Kreism  im  An?<laud  mitzuteilen, 
führen  wir  idem  T>oppelcharakter  der  „iiiti-riiatidnaltii  i!<iiclite" 
eiitsj.ierhend)  einige  einem  Artikel  der  Arbeiterzeitaug  entnommenen 
Daten  hier  an. 

Die  Betriebszahlung  zertiel  in  zwei  gesonderte  Erhebungen: 
die  der  landwirtschaftlichen  und  der  gewerblichen  Betriebe. 
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Bisher  sind  nur  die  Ergebniase  der  gewerUlchen  Zfthliing  verffffent'- 
lieht  Sie  worden  mit  zwei  Formalareiii  dem  Betriebsbogen  und  der 
Heimarbeiterkarte,  aufgenoiDinen.  Die  Aufnahme  der  HeimarbeitB- 
betriebe  ist  vollstiiTKiijx  iiiisfeluiig»*n.  Durch  den  unglücklichen  Ge- 
danken, für  die  Antii  ilme  der  HeiTiiarbeit  eine  besondere  Karte  zu 
verwenden,  hat  man  mr  die  kleinsten  Betriebe  eine  Zählung  mit 
zwei  Forniulareii,  die  sich  scliwer  vereinipen  la.s^ell. 

In  die  vorläutif^eii  b^rgebniüse  sind  die  Kisenbahnen.  die  Banken, 
Sparkassen  nnd  die  registrierten  Erwerbs-  und  WirUcbaftsgenossen» 
Bcliaften  niclit  einbezogen. 

In  den  übrigen  Gewerbrklassen  zählte  man  in  Österreich 
988277  Haapt-  nnd  52816  Nebenbetriebe  mit  3  517  767  tätigen 
Personen,  die  mit  dem  Betnebsbogen,  nnd  865995  Betriebe  mit 
468536  tätigen  Personen,  die  mit  der  Heimarbeiterkarte  gezählt 
wnrdeo.  64®/q  der  Betriebe  —  wir  sprechen  vorlänll;  nnr  von 
den  mit  Betriebebogen  gezählten  —  entfielen  anf  die  Erzengnngs- 
gewerbe,  36%  anf  Handel,  Verkehr  nnd  lonstige  Gewertteklaisen. 
Die  meisten  Betriebe  finden  sieh  im  Handel  mit  fester  Betriebs- 
Stätte,  dann  in  der  Bekleidnngs-  nnd  Pntawarenindustrie  nnd 
schliesslich  im  Gast-  nnd  Schankgewerbe.  Diese  drei  Gruppen,  die 
vorwiegend  im,  Kleinbetrieb  arbeiten  mfissen,  nmtSsssen  allein 
56%  sämtlicher  Betriebe.  Von  dem  Best  der  Betriebe  finden  wir 
noch  eine  bedentendere  Ansahl  in  der  Nahrangs  nnd  Genoss- 
nlttdindnstrie,  in  der  Industrie  der  Hols-,  Flecbt-  nnd  Schnittwaren 
und  fn  der  Metallverarbeitung,  die  zusammen  neuerdings  21  "/^  der 
Betriebe  umfassen.  T;ber  die  Bedeutung,  die  diese  Gewerbeklassen 
im  gewerblichen  Leben  haben,  sagen  uns  die  Zahlen  über  die  Be- 
triebe allein  allerdings  nur  sehr  wenig.  Die  grössere  uder  geringere 
Zahl  der  Betriebe  in  einer  ( iewerheklasse  hängt  zusammen  mit  der 
grosseren  oder  geringeren  Kunaentration  in  diesen  (Truppen.  Es  ist 
daher  auch  die  Zahl  der  tätigen  Personen  zur  Beobachtung  heran- 
zuziehen. In  den  ersterwähnten  drei  Gewerbfklassen  sind  nur  rund 
'SA^Iq,  in  der  zweiten  Gruppe  21"/o  der  tätigen  rersonen  beschält ifft. 
während  die  Textilindustrie  allein  fast  10  ^/o  sämtlicher  tätigen 
Personen  für  »ich  beansprucht. 

Allein  schon  diese  Gruppierung  zeigt^  dass  Österreich  im  Ver- 
gleich mit  Dentschland  ein  betriebsarmes  Land  ist,  da  die  not- 
wendigerweise sahireichen  Betriebe  einen  so  grossen  Eanm  in 
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Ansprach  nehmen.  Xoeh  mehr  zeigt  sich  dies  bei  einem  Vergleich 
mit  der  BevftlkernngSEahl.  Wfihrend  man  bei  der  deutschen  Betriebs- 
z&hlnn;?  vom  Jahre  1895  auf  10000  Bewohner  712  Betriebe  fand, 

fallen  in  Osterreich  sieben  Jahre  später  anf  10  000  Einwohiif  r  nnr 
515  Betriebe.  Die  betriebsärniKten  Gegenden  sind  Dalmatien 
(244),  Bukowina  (244),  Tstrien  (299)  und  Galizien  (;i2i^), 
wälin  iul  \'(»iiulberg  1325^,  Böhmen  715.  Nic.lerosterreich  070  und 
Triest  üti:!  Herriebe  auf  10000  FMnwoliner  autweist. 

l)it'si'  ireiiii^^en  Zahlen  sind  aber  nicht  etwa  auf  vint  grosse 
Konzentration  der  Betriebe  zurückzuführen.  Im  (iegenteil.  Oster- 
reich hat  erschreckend  wenig  Orossbet riebe  Per  Begriff  des  Oross- 
betriebes  ist  ja  statistisch  nicht  leicht  zu  fassen.  I»ie  Zählung  hat 
auch  keine  Versuche  gemacht,  die  einzelnen  Merkmale  des  Oross- 
betriebes,  die  Zahl  der  Arbeiter,  die  Form  der  Unternebmnng,  die 
Zahl  nnd  Art  dei-  Motoren  in  einer  Tabelle  zu  kombinieren.  Deunoeb 
werden  wir  die  Eigenschaft  des  Grossbetriebes  am  besten  ans  einer 
Zerteilnng  der  Betriebe  nnd  tätigen  Personen  nach  der  Zahl  der  in 
den  einzelnen  Betrieben  tätigen  Personen  ermessen  kttnnen,  insbe- 
sondere bei  den  Erzengangsgewerben.  Von  je  100  Betrieben,  be- 
ziehnngsweise  Personen  waren  in  Betrieben  mit 


r,  Erzeugung»'  Handel,  Vericehr, 

Personen  v  o  Zusammen 

gewerbe  Sonstiges 

Betriebe  Personen  Betriebe  Pereonen  Betriebe  Personen 


1 

39,01 

8,51 

57,79 

29,56 

46,05 

12,72 

2—5 

51,73 

30,45 

39,25 

48,92 

47,84 

83,77 

6—10 

4,94 

7,79 

1,98 

7,29 

8,79 

7,75 

11—20 

1,94 

5,88 

0,64 

4,50 

1,39 

6,67 

21—100 

1,74 

15,64 

0,31 

5,62 

1,16 

13,71 

101—800 

0,43 

18,30 

0,02 

1,63 

0,21 

11,06 

aber  300 

0,21 

18,43 

0,01 

2,48 

0,06 

15,82 

Aber  auch  unter  den  fabrik.suuii^sigen  Betrieben  überwiegen 
tiir  klein. len  Betriebe  weitaus.  Von  den  l^oUS  fabriksmassigen 
Betriehen  ha)«  n  10317  nur  zwischen  21  nri-l  100  Arbeiter,  mehr 
als  100  Arbeiter  haben  in  ganz  C)sterreich  und  in  allen  Klassen  der 
Erzeugungsgewerbe  nur  3081  Betriebe,  mehr  als  :{00  Arbeiter  haben 
nur  Sai  Betriebe.  Allerdings  haben  diese  8:31  lUtriebe  '17  528 
tätige  Personen,  während  die  früher  erwähnten  l^^'Wl  Betriebe  mit 
21—100  Arbeitern  nnr  439075  tätige  Personen  beschäftigen. 
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Unter  den  einzelnen  Gewerbeklassen  ist  der  Huttenbetrieb 
allein  überwiegend  fabriksmüssig  betrieben.  Die  Betriebe  mit  mehr 
als  Kwanzig  Personen  sind  70  ^/^  sämtlicher  Betriebe,  in  denen 
98  Prozent  aller  tätigen  Personen  beschäfti^^  sind.  Ihm  zunächst 
steht  die  Indastrie  in  Kautschuk  nnd  Gattapercha,  in  der  «war 
BOT  18^/o  aller  Betriebe  fabriksmftssigsind,  diese  aber  94<*/|^  sämtlicher 
tätigen  Personen  nmfassen.  Hieranf  folgen  die  Textilindustrie, 
in  der  10  ^/^  der  Betriebe  mit  Sß^j^  der  Personen  zn  den  fabriks- 
nissigen  zn  reebnen  sind,  die  Papierindustrie  mit  12  ^/q  der  Be- 
triebe und  74  ^/o  der  Personen  nnd  endlich  die  Anlagen  fflr  Kraft 
nnd  Licht  mit  10  ^/^  der  Betriebe  und  71  ^/q  der  Personen. 
Hervorzuheben  ist  schliesslich  noch  das  Gewerbe  der  Urpro- 
duktion, in  dem  zwar  nur  9®/q  der  Betriebe,  aber  87%  der 
tätigen  Personen  zum  iabriksmässigen  Betrieb  gehören.  Charakteristisch 
ist,  dass  unter  den  angeführten  Gewerbeklassen  sich  mit  Ausnahme 
der  Textilindustrie  keine  iBnden,  die  anf  dem  Weltmarkt  fQr  die 
allgemciueü,  grossen  und  unentbehrlichen  Bedürfnisse  den  Ausschlag 
geben.  (Die  österreichische  Grossindustrie  scheint  eine  Industrie 
der  Spezialitäten  zu  sein). 

Zu  einem  ähnlichen  Resultat  gelangt  man,  wenn  man  die 
österrpjehischen  „Riesenbetriebe",  die  Betriebe  mit  mehr  als  300 
Personen  betrachtet.  Von  den  831  Riesenbetrieben,  die  in  den 
Erzeugungsgewerben  gezählt  wurden,  entfielen  259  auf  die  Textil- 
indnstrie  und  144  auf  die  Urproduktion,  also  auf  den  Bergbau. 
Damit  sind  schon  47  der  Riesenbetriebe  verbraucht.  Dann 
weist  noch  die  Metallverarbeitung  eine  namhafte  Anzalil  von  Riesen» 
betrieben  auf,  nämlich  84,  das  Baugewerbe  78,  die  Maschinen- 
industrie 61,  die  Industrie  in  Steinen,  Erden,  Ton  und  Glas  55  nnd 
die  Industrie  in  Nahmngs-  nnd  Genussmitteln  50.  Die  restlichen 
hundert  Riesenbetriebe  verteilen  sich  auf  neun  andere  Gewerbe- 
klassen,  während  das  Tapezierer-,  das  Gast-  und  Schankgewerbe  und 
die  Industrie  im  Umherziehen  Überhaupt  keine  so  grossen  Betriebe 
haben.  Auch  konzentrieren  sieh  diese  Betriebe  anf  einen  ganz  kleinen 
Teil  des  Reiches.  In  Böhmen  liegen  848,  in  Niederdsterreich  1S2, 
in  Mähren  124.  Diese  drei  Länder  zusammen  beherbergen  72  ^/^ 
der  Riesenbetriebe. 

Zn  ganz  ähnliduen  Ergebnissen  gelangt  man,  wenn  man  ein 
anderes  Merkmal  des  iabriksmässigen  Betriebes,  die  Form  der 
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Uniei  iieliiiiiiiie:.  hetraclitct.  Die  Z;ililuii;i-  uiitersclieidet  du  zwischen 
physischen  uud  juiistisclieii  Personen  als  Inliabern,  bei  den  ersteren, 
ob  der  Inhaber  den  IJetiieb  allein  oder  in  (iesM^llsrhaft  mit  anderen 
besitzt.  Bei  den  juristischen  Personen  wird  eine  g-anze  Reihe  von 
Benenn nnjiren  :uU\re fuhrt,  die  man  übersichtlich  am  besten  danach 
ordnet,  ob  als  Inhaber  eine  Aktiengesellschaft,  eine  öffentliche  Körper- 
schaft (Staat.  Land.  Bezirk,  CTemeinde),  die  Kirche  oder  eine  andere 
Korporation  fungiert.  Der  gro5i<?te  Teil  der  Betriebe,  bei  den  Er- 
sseogangsgewerben  99,5,  beim  Handel  und  ^^erkehr  93,6,  im  allge* 
mdnen  99  ^/q,  sind  im  Besitz  von  physischen  Personen. 

Wir  haben  nnr  2765  Aictieogesellschaften,  die  allerdings  mehr 
ale  8^/o  BSmtlicher  tätifl^en  Peraonen  bescliftftigen.  Im  Besitc  von 
öffentlichen  Körperschaften  —  die  Eisenbahnen  sind  nicht  mit  ein- 
bezogen —  stehen  2864  Betriebe,  die  2,6  ^/o  sftmtUcher  tfttigen  Per- 
sonen beschilftigen.  Die  Kirche  hat  8875  Betriebe:  282  i^  den 
Erzengnngsgewerben  nnd  2142  im  Handel  nnd  Verlcehr,  aber  sie 
beschäftigt  nnr  2880  Personen. 

Schliesslich  sei  noch  auf  die  BernÜsstellnng  der  tätigen  Per- 
sonen eingegangen.  Es  ist  nnr  selbstTerstSndlich,  dsss  die  Zahl 
der  Arbeiter  die  Zahl  der  fibrigen  Person«!  flberwiegt  trotz  der 
gTMsen  Anzahl  der  Kleinbetriebe.  Von  den  8517767  in  den  ge- 
werblichen Betrieben  tätigen  Personen  waren  tätige  Inhaber  nnd 
Püchter  H93099,  teehni.schc8  und  künstlerisches  Aufsichtspersonal 
22014,  kaufmännische  Beamte  296  T'.tH.  i^ewerbliche  Arbeiter  2090  741 
und  untergeordnetes  Dienstpersonal  215  117. 

Im  allfi:enieinen  ergibt  sich  doch,  dasf;  Trotz  der  grossen  Anzahl 
der  Kleinbetriebr  die  UruhMiidustrie  in  ("isterreich  eine  Üedentnng 
hat  nnd  einen  ]>auui  beansprnciil.  der  lu  keinem  Veriiältnis  steht 
zu  der  Schwäche  don  Eiuflassea  der  Grossiudustrie  auf  die  gewerb- 
liche Politik. 

fl)  Änderung  der  Gewerbeordnung  usw. 
Auf  dem  Gebiete  der  Gewerbeordnungsgesetzgebung  haben 
wir  anch  in  dieser  Berichtsperiode  eine  Reihe  von  Änderungen  zn 
verzeichnen,  die  sich  hauptsächlich  auf  die  Stellung  der  Geschäfts- 
reisenden besiehen.  Das  Gesetz  vom  25.  Febmar  1903  (R.-G.-B.  49) 
ändert  die  §§  59  nnd  60  des  Gesetzes  vom  14.  März  1883  (B.-G.-B. 
39)  dahin  ab,  dass  sämtlichen  Handlnngsreisenden  der  direkte  Ver- 
kauf von  Waren  vollkommen  untersagt  wird,  die  Entgegennahme 
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von  Bestellungen  aut"  Grund  vorgelegter  Muster  nur  von  solehen 
Personen  entgegengenommpn  werden  darf,  in  deren  (n-st  liiittsbit riebt' 
Waren  der  angebotenen  Art  Verwenilnnir  tinden.  Für  Kulonial- 
nnd  Spe/eieiwaren  wird  diese  IJestininnuif:-  no(?h  verschärft,  bo  dass 
selbst  «chrittliche,  auf  bestimmte  \\'anMi  lautende  Auffordeningr  vim 
Personen,  bei  welchen  die  betretenden  Waren  nicht  iui  Geschäfts- 
betriebe Verwendung  finden,  verboten  ist  (Art.  1  §  }  Kine 
Durchbrechung  erfährt  dieses,  von  der  bei  uns  herrschenden  Hoch- 
flut der  Zuaftfreundlichkeit  diktierte  Gesetz  nur  für  Uhren-  and 
Juwelenerzeager  (§  59  a).  AuBSerdem  wird  den  Handelsagenten  ver- 
boten, Waren  fOr  eigene  Bechnong  za  verkaufen  (§  59  e).  Das  „Feil- 
bieten im  Umherziehen*  ist  den  Bestimmnngen  Aber  den  flansier- 
handel  unterworfen  und  wird  nnr  fKr  Erzengnisse  der  Land-  nnd 
Forstwirtschaft  nach  Hassgabe  des  dnrcfa  die  Gemeinden  zu  be- 
stimmenden Bediirfhisses  freigegeben  (§  60).  Die  Verwendnng  von 
Kindern  unter  vierzehn  Jahren  ist  verboten,  die  von  weiblieben 
Personen  anter  achtzehn  Jahren  kann  von  der  GewerbebehDrde  unter- 
sagt werden. 

Die  DnrchfHhningsverordnang  vom  4.  Septbr.  1902  (B.-G.-B. 
179)  befteit  eine  Reihe  von  Erzengnissen  der  Grossindnstrie  von  dem 
Verbot  des  Anftnchens  der  firOher  bezeichneten  Personen  ausser- 
halb des  Standorte«.  Femer  finden  wir  in  dieser  nnd  in  der  Ver- 
ordnung vom  27.  Dezmbr.  1902  (R.-G.-B.  242)  eine  schwere  ]^lenge 
belastender  Hestinnnunjren  ülier  die  Ausstellung  von  Legitimationen 
für  liandlnn^^sieisende,  worunter  die  Forderung  eines  von  der  Ge- 
meindebeh<»rde  auszustellenden  rigorosen  Leumunds/euLniisses  autTüllt. 

Kine  Kundmachung  des  Handels-  und  des  AekerbHuministei  iums 
vom  2.  Februar  1904  (R.-G.-B.  10),  betreffend  die  Abänderung  des 
Statutes  des  Industrie-  und  Landrates,  behandelt  die  Zusammen- 
setznng  der  Sektion  für  Industrie,  Gewerbe  und  Handel  (§  8 1,  II,  III), 
sowie  die  ünterabteilunp:  des  Industrierates  in  drei  Gruppen:  I.  An- 
gelegenheiten der  Zoll-  und  Handelspolitik,  Förderung  des  Aussen- 
handels;  IL  Massnahmen  zur  Ver besserang  der  beimischen  Pro- 
duktionsverhältnisse; ni.  Verkebrseinrichtnngen. 

Za  erwähnen  wären  u.  a.  eine  aas  hygienischen  Gründen 
erlassene  Verordnung  vom  4.  Juni  1902  (R.-G.-B.  113),  betreffend 
die  beschränkte  Zalassnng  von  Kupferverbindnngen  bei  der  Kon- 
servierung von  Früchten.   Ferner  eine  Verordnang  vom  5.  Juni 
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iWu^.  mit  weklier  Bestimumugeu  über  die  behördliche  Reffistrienmgr 
von  Plomben  im  Sinne  des  §  9,  Alinea  2,  des  Gesetzes  vom  2o.  Ok- 
tober lUUl  iK.-(i.-B.  2t'>).  ht  treffend  den  Verkehr  mit  Bntter,  Käse, 
Schweineschmalz  usw.,  ei lassen  werden;  weiter  eine  Kundmachung 
vom  6.  Anprnst  1902  (K.-(i.-ll.  IHO).  betreffend  Kicluint;-  von  Milch- 
kannen und  anderen  Milchf^efässen ;  endlich  eine  Kundniachunir  vom 
6.  August  1902  (R.-G.-B.  182),  betreffend  eichamtliche  Prüfung  und 
Beglaubigung  von  Elektrizitätsverbrauchsmessem. 

b)  Sozialpolitik. 
Das  Ministerium  v,  KuKutK  hat  den  Postulaten  der  Sozial- 
reform sidi  nicht  verschlossen,  aber  aueli  nur  zögernd  und  unzu- 
reichend iJTearbeitet.  Sehl'  /.u  hcp-rüssen  wäre  eine  wirklich  durch- 
greifende Vermehrung  «ler  (Jpwtrl)einsi)ektorato.  Diese  Institution 
hat  sich  trotz  der  Überbiirdung  der  wenigen  Beaniten.  sowie  di  s 
Mangels  exekutiver  Gewalt  der  Inspektoren  im  allgemeinen  recht 
gut  bewährt.  Die  Inspektoren  beweisen  in  den  meisten  Fällen  viel 
Verständuis  fiir  die  Bedürfnisse  der  Arbeiterr^i  liaft,  ihr  Eingreifen 
bei  Lohnstreitigkeiten  ist  in  den  meisten  Fällen  erfolgreich.  Es 
ist  daher  zu  bedauern,  dass  die  Verordnung  vom  16.  Juni  1902 
(R.«G.-B.  131)  eine  Einteilung  in  nnr  29  ÄnfsiehUbezirke  vorsieht^ 
deren  Aufzählung  wir  uns  ffiglich  ersparen  kOnnen  Die  Anzahl  von 
bloss  4  Bezirken  in  dem  industriereiohen  Nieder^Österreich  (gegen- 
Uber  2  in  dem  Tolksarmen  Banemland  Tirol)  sagt  genug. 

Das  Gesetz  vom  8.  Juli  1902  (R.-G.-6.  144)  gewährt  jenen 
Wohngebäuden,  welche  auf  bisher  unverbauter  Fläche  oder  auf  der 
Banarea  eines  bis  zur  Erdoberfläche  vollständig  niedergerissenen 
Hauses  zn  dem  Zwecke  erbaut  werden»  um  Arbeitern  gesunde  und 
billige  Wohnungen  zu  bieten,  eine  24jährige  Befreiung  von  der 
Hansklassensteuer,  sowie  von  der  Hauszinssteuer  und  von  der 
5  ^/o  igen  Steuer  vom  Ertrage  zeitlich  steuerfreier  Gebäude.  Diese 
gleiche  Begünstigung  geniessen  auch  Gebfiude,  welche  in  wenigstens 
15  Annuitäten  an  Arbeite:r  verkauft  werden, 

A\h  „Arbeiter*^  bezeichnet  dieses  (iesetz  im  ^  2  jene  gegen 
Loiiu  in  VerwenUu!if<  stehejide  I'ersoneii,  wt  it  he:  als  a11<  in>telifnd 
nicht  mehr  als  1200  Kr.,  bi  mit  2  -  4  köptie-er  Fauiilie  Kr., 
c)  mit  fünf  und  m^^hr  Kopten  240U  Kr.  vi  r  lienen  Die  drbäude 
können  sein:  Famiiieuwohuhäuser,  Ledigenheime  oder  Schlaf-  uud 
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Logu'iii  Mi<  ] .  Selbstverständlich  enthält  das  Uesetz  (im  §  5)  Be- 
stimmuiiy-en  über  Miridestaiismass  der  Zimmer,  hygienische  Ein- 
richtiinfren.  falls  die  Begünstipriinpr  bewilli<rt  werden  soll.  In  bezng 
auf  Schlaf-  und  Logierhäuser  wird  die  Begünstigung  nur  an  von 
Gemeinden,  Stiftungen  usw.  errichtete  Gebäude  erteilt.  Die  Ver- 
zinsung darf  im  allgemeinen  keine  grössere  als  die  landesübliche 
(bei  den  Sparkassen)  sein  (§  11).  Im  übrigen  ist  die  Festeetzong 
der  Wohnnngsmiete  Sache  des  Hanseigentflmera,  die  Kttndignngsfrist 
darf  nicht  wenii^  als  8  Tage  betragen. 

Mit  dem  Gesetze  yom  19.  JaU  1902  (R.-G.-B.  152)  fiel  eine 
der  Bauernschaft  verhasste  Institotion:  die  ftrarlschen  Strassen-  nnd 
Üherfikhrtsmanten.  Die  Überflihren  werden  den  hieran  beteiligten 
antonomen  Körperschaften  zum  Betriebe  fiberlassen.  Die  Hdhe  des 
Fahrgeldes  wird  von  der  LandesbehOrde  festgesetzt»  die  Strassen- 
maut  ist  auf  ärarischen  Strassen  gänzlich  anf'gehoben. 

Das  Gesetz  vom  22.  Juli  1902  (B.-G.-B.  155)  schaltet  einige 
Zosatzbestimmungen  zum  sechsten  Hanptstücke  der  Gewerbeordnung 
ein.  Damach  sollen  die  Bestimmungen  des  §  88  a  auf  Eisenbahn- 
bauHnt€rnehnmii<ren  Aiiwemlung  finden.  Das  Gesetz  vom  28.  Juli 
1902  (K.-G.-R.  ir>H)  rej^elt  das  Arbeitsverhiiltnis  der  bei  Regiebauten 
von  Ei.seiii>;iliuen  verweiidereri  Arbeiter.  Unter  Ke^^iebauten  versteht 
das  Gesetz  ..alle  ansserlialb  des  Kaimieiis  der  trewöhnlichen  Bahn- 
erhaltung bewirkten  Bauarbeiten';  unter  den  ..  Hilfsanstalten'* 
Betriebe,  welche  zwar  den  Betriebszweeken  der  Hahn,  nicht  aber 
der  »in  mittel  baren  Abwickelung  des  Verkehrs  dienen  (§  2).  Die 
Bahnverwaltung  hat  alle  Vorsorge  für  die  Gesundheit  der  Arbeiter 
zu  treffen,  vor  allem  Schntzvorrichtungen  beizustellen.  Die  ge- 
nehmigten Arbeitsvorschriften  sind  in  den  Arbeitsstätten  sichtbar 
anzubringen  (§  5).  Das  Aufsichtspersonal  hat  die  Arbeiter  auf  die 
Gefahren  des  Betriebes  aufmerksam  zu  machen  (§  6).  Die  Maximal- 
arbeitszeit  beträgt  11  Standen  pro  Tag.  Auf  Verrichtungen,  welche 
der  eigentlichen  Arbeit  als  Hilfsarbeit  vorausgehen,  findet  diese 
Bestimmung  keine  Anwendung  (z.  B.  Reinigung).  Die  Bahnver- 
waltung kann  um  eine  notwendige  Verlängerung  der  Arbeitszeit 
ansuchen,  jedoch  nicht  fttr  mehr  als  12  Wochen  im  Jahr  und  nur 
bis  zu  2  täglichen  Überstunden  (§  7).  Die  Arbeitspansen  sollen 
nicht  mehr  als  IVt  Stunden  im  Tag  dauern  (§  8).  Die  Sonntags- 
ruhe versteht  sich  ab  6  Uhr  frtth  nnd  dauert  24  Stunden  (§  9). 
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Als  Kündigungsfrist  wird  eine  beiderseitigr  vierzehntäeri*rp  an- 
genommen, falls  nicht  eine  andere  vereinbart  wird,  die  jeduci»  «teta 
beiderseitig  gleich  sein  mnss  |S?  17).  Oie  I.olinzahlung  muss  in 
barem  Oelde  erfolgen,  Lohnabzüfi:e  sind  nur  nach  dem  veröffentlichten 
Tarif  vorzunehmen  (ij  18).  Die  Konventionalstrafgelder  sind  znm 
Besten  der  Arbeiter  zu  verwenden  (§  36).  Nnr  wegen  taxativ  auf- 
gezählter grober  Fälle  ist  das  Arbeitsverhältnis  al»  anf^relnst  zu 
betrachten.  Der  VI.  Abüchnitt  schränkt  die  Verwendung  jagend- 
1  icher  Arbeiter  und  Franeospemnen  ein.  Lehrlinge  dflrfen  nnr  für 
Werkstätten  anfgenommen  werden. 

Am  2.  Febmar  1903  erfolgte  zn  diesem  Gesetze  eine  Vollzugs- 
Verordnung  (R.-G.-B.  28).  Die  Frage,  ob  ein  einzelner  Betrieb  als 
unter  das  vorliegende  Gesetz  fallende  „Regiebaut"  oder  als  „EWfs- 
anstalt**  anzusehen  ist,  wird  im  Instanzenzuge  bezw.  durch  das 
Eisenbahnministerium  entschieden.  Zu  §  5  des  Gesetzes  enthält  die 
Verordnung  eine  grosse  Anzahl  von  Verfügungen  über  Schntzvor- 
richtunj^en  und  Arbeiterschutz. 

Einr  Verordnunia:  vom  Iri.  oktlir.  VJo:',  (K.-G.-B.  210)  ändert 
die  Miiii>terialverordnunir  vom  27.  Mai  1885  (K.-ü.-B.  82)  dahin  ah, 
diL-^s  lini  Tuiiiiclltauteii.  Hoft-rn  die  .iclitstiindiare  Arboits>^.rlii<  lit  »mii- 
gefUln-t  ist,  die  »-instündige  Mittags-  respektive  MitterDachtspaase 
unterbleiben  kann. 

Die  Verordnung  vom  20.  August  1902  (R.-G.-B.  99),  womit 
die  Ministerialverordnung  vom  24.  April  1895  (R.-G.-B.  58),  betr. 
Gestattung  gewerblicher  Arbeit  an  Sonntagen,  abgeändert  wird,  ordnet 
für  einzelne  landwirtschaftliche  Industrien  Ersatzruhebestimmnngenan. 

Das  Ministerium  von  G autsch  zeigte  schon  ab  ovo  eine  merk- 
»    lieh  wärmere  Neigung  zn  Fortschritten  auf  sozialpolitischem  Gebiete. 

Das  G.  vom  18.  Juli  1905  (B.-G.-B.  125)  bedeutet  einige 
sehr  zweckmässige  Änderungen  des  Sonntagsmbegesetzes  vom 
16.  Juni  1895  (R.-G.-B.  21).  Zunächst  werden  Erleichterungen  vor- 
gesehen, namentlich  für  die  sogen.  Kampagnebetriebe  (Zuckerfabriken); 
weiter  wird  für  die  gewerblichen  Betriebe  im  allgemeine^  der  Er- 
satzrnhetag  präzisiert.  Ffir  das  Handelsgewerbe  wird  der  Betrieb 
an  Sonntagen  auf  äusserstens  4  Stunden  eingeschränkt  und  den  Lokal- 
behOrden  anheimgestellt,  die  Sonntagsarbeit  im  Handel  auch  gänzlich 
auszQSchliessen,  dagegen  unter  besonderen  Voraussetzungen  oder  fDr 
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bo<:ondere  Zeiten  CChristabeod  am  iSoontag!)  weitergehende  Ausnahmeu 

zu  gestatten. 

Die  Kontor-  und  Biireauarbeit  im  Maudelsgewerbe  ist  an 
Sonntagen  anf  h'icbsteiu  2  Standen  beBchrftnkt,  nnter  UnutSnden 
▼on  den  Lokalbebörden  gftnzUeh  aasznschliesBen.  Die  Sonntagsmlie- 
Torachriften  werden  dareb  Art  Xllb  ancb  anf  das  Hansieren  ans- 
gedehnt  Die  Landeabebdrden  sind  berafen,  die  weiteren  Detail- 
normen  innerhalb  der  gesetslichen  Grenzen  feetznstellen. 

Mit  Verordn.  vom  24.  Septbr.  1905  (R.-G.-B.  152)  wnrde  ein 
den  Fortschritten  der  Technik  entsprechendes,  erweitertes  Verzeiehiiis 
der  haiidwerksmässigen  Gewerbe  (wotur  die  Konze.ssion  nur  auf  Grund 
des  Befl^lii^uuguuach weises  erlangt  werden  kann)  heraufäjreiarf'ben. 

Eine  wirkliche  Tat  im  Geiste  der  Soziaireform  erblicken  wir 
in  der  wohl  zutreffend  als  „Arbeitsschutzvorschrift**  zu  be- 
zeichnenden Verordn.  vom  23.  Novbr.  1905  (&.-e.-£.  176). 

Anf  Omnd  des  §  74  der  OewerbenoveUe  vom  8.  MSrz  1885 
(IL-G.-B.  22)  trifft  das  HandelsmialBterinm  in  Einverständnis  mit  dem 
lünisterivm  des  Innern  eine  wohlgeordnete  Reihe  von  VerfBgnngen 
zum  Sehntze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Hilfsarbeiter  bei 
gewerbliehen  Betriebsanlageo,  welche  bei  dem  gegenwBrtigen  Stande 
der  internationalen  Besiehnngen  ohne  ernstliche  Gelfthrdang  der 
Industrie  kanm  überboten  werden  kOnnen. 

In  106  riuiki^Mi  werden  ilindesterfordernisse  teils  sicherheits- 
und  sittenpolizeilicher,  teils  hygienischer  und  ordnungbpolizeilicher 
Natnr  aufgestellt,  wovon  hier  nur  die  wichtigsten  beispielsweise 
skizziert  seien. 

I.  ArbeitsrSnme.  a)  Raumverhältnisse:  mindestens  10  cbm  Luft- 
raum, mindestens  2  qm  Bodenfläche  pro  Kopf,  b)  Bauliche 
Beschaffenheit:  Holz  oder  sonstige  schlorhte  Wärmeleiter  als 
Boden  flir  den  Arbeiteplatz,  gegen  Feuchtigkeit  Lattenroste, 
c)  Verkehrswege:  nach  aussen  aufschlagbare  Türen,  Not- 
ausgänge, feuerfeste  gerade  Stiegen  mit  Minimalbreite  nach 
Zahl  der  Arbeiter,  Durchgänge  zwischen  Maschinen  mindestens 
1  m  breit  d)  Belichtung  und  Beleuchtung,  Notbeleuchtung, 
Wamungsbeleuchtung,  ambulante  Beleuchtung,  letztere  in 
feuergelährlichen  Betrieben  nur  durch  Gltthlicht  e)  Be- 
heizung: Öfen  mit  Mänteln,  i)  Ventilation  event.  Ent- 
JalUboeb  d«ir  Internat.  Y«relnigiinK.  a  Bd.  136 
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nebelong,  Sehwadenfange.  g)  Instaiidhaltiiiig  und  Umwebrnng:, 

Geländer,  Galerien,  schiefe  Ebene  gegen  Absturzgefahren. 
II.  Dampfkesaelanlagen :  a)  Kesselhaus  muss  1.8  m  hoch  über  der 
Kesselplattform  gedeckt  sein,  darf  nicht  zu  sonstigem  Gebrauch 
dienen,  luus*  mindestens  einen  unmittelbar  insi'ieie  führen- 
den Ausganer,  finen  Heizerstand  von  mindesten«?  2.ri  m  Tiefe 
haben;  b)  Dampfkessel  d'nnkt  10);  c)  Dauipfieituugun 

müssen  mit  Isolierhiillen  versehen,  entwässerbar  und  mit 
Kiihrhindeventil  verseilen  sein. 

III.  Kraft maschinenanlageu:  a)  JUasebiDenbaos;  b)  Motoren 
(Punkt  46-  55). 

IV.  Transmissionen  münsen  jede  für  sich  abstellbar  und  umwehrt 
sein,  sind  tunlichst  mit  Selbstölern  zu  versehen,  Hakenleitern, 
Riemenauflagen  entsprechender  Qualität  mfissen  vorhanden 
sein.  Schnelllaufende  Kiemen  sind  zu  nnterfangen,  Treib- 
riemen dürfen  weder  flatternde  Enden,  noch  vorstehende 
Schranben  oder  Schnallen  aufweisen. 

y.  Arbeitsmaschinen,  Werkseinrichtnngen  (Punkt  65 — 71). 
VI.  Aufzuge,  Hebezenge,  Schlag-  und  FaDwerke  (Punkt  72—82). 
Die  PersoncDanfefige  mttssen  mindestens  alle  3  Monate  über- 
prOft  werden. 
Vn.  Transporteinrichtungen  (Punkt  83—88). 
VIII.  Lagerräume  (Punkt  89—91). 
IX.  Sehutzbehelfe:  Aogensehnts  (Punkt  92),  Schutz  der  Atmungs- 
Organe  (Punkt  93),   Sonstiger  Körperschutz  (Punkt  94), 
Arbeitskleider  Ar  Betriebe  mit  gesandheitaschftdliohen  Mate- 
rialien, Vorkehrung  fRr  erste  Hilfe. 
X.  Wasser.  Wasch-,  Bade-  und  Garderobenräunie  (Punkt  08 — 100), 
XI.  Aborte:  Zahl  und  Beschafi'enheit.  Beleuchtung,  getrennt  nach 
Geschlechtern,  besondere  Pissräume,  geliürig  rein  und  gegen 
Geruchbeläßtigung  vtirwahil. 

Noch  sei  endlich  bezüglich  der  Steuerbegünstigungen  usw.  auf 
Gruppe  114  verwiesen. 

c)  Post*  und  Telegraph. 
Auch  in  dieser  Periode  suchen  wir  vergeblich  nach  einer 
gründlichen  Reform  der  Betriebsverhaltnisse  der  Postverwaltnng; 
dafür  finden  wir  2  neue  Verordnungen  des  Handelsministeriums, 
welche  die  Dienstverhältnisse  von  Beamten  regeln. 
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Die  V.n.rdnung  vom  26.  Sepbtr.  1902  (ii.-G.-B.  186)  befasst 
sieh  mit  den  Dienstverhältnissen  der  Posthilfsbeamten,  -Aspiranten 
nnd  Postfrohilten.  Der  Art.  I  ordnet  die  Geltnng:  der  Vt'Ktidnuiijj 
auch  für  die  weibliclien  Beamten  dieser  Kate^forien  an.  Die  Post- 
expeditoren  sollen  nach  Dienstalter  bei  den  Postämtern,  wo  sie  in 
Verwendung?  standen,  in  den  r«jsthilfsheamtenstatu8  aofgenummea 
werden  als  Beamte  I.  nnd  11.  Klasse.  Postexpeditoren  (Manipula- 
tionadinrnisten),  welche  weder  als  Postgehilfen,  noch  als  Posthilfs- 
beamte  in  Verwendung  genommen  werden  können,  sind  in  das  An- 
w&rterverzeichnis  anfznnehmen.  Postexpeditoriiuieii,  welche  in  diesen 
neu  ]?fs( haffeneu  Posthilfsbeamtenstatns  aufrtieken  wollen,  mflases 
eine  ErklAning  ihres  Mannes  beibringen,  dass  derselbe  damit  ein- 
▼entanden  sei,  dass  sich  seine  Frau  den  Normalbestimmnngen 
nnterwerfe. 

Eine  Verordnung  vom  21.  Hai  1908  (R>6.-B.  108)  gewfthrt 
dai  dekretoiässig  bestellten  Poetmeisternf  Posthilfebeamten^nnd  Post- 
nnd  TelegraphenmanipnUntinnen  folgende  „Versorgangsgenfisse*^: 

a)  Rnhegenüsse,  b)  Witwenpensionen,  c)  Erziehungsbeiträge,  d)  Wai- 
senpensioueii,  e)  Abfertigungen,  f)  Sterbeqnartale. 

Als  Pensionsgrnndlagen  dient  für  Postmeister  die  jeweilige 
Besoldung.  Inr  ju-ovisorische  Posthilfsbeamte  gleichmässig  ein  Betrag 
von  1000  K.,  für  Posthilfsbeamte  II.  Klasse  1100—1300  K.,  L  Klasse 
1400 — 1800  K.,  die  Pensionsgrandlage  der  weiblichen  Beamten  der 
gleichen  Kategorie  ist  nm  100 — 200  JBL  geringer.  Filr  Hanipn- 
lantinnen  bewegt  sich  die  Pensionsgrondlage  «wischen  1000  bis 
1550  K.  (§  6). 

Der  Anspruch  auf  einen  Rnhegennss  Ist  von  dem  Nachweise 

der  vollen  Dienstunfähigkeit  abhängig.    Die  Angehörigen  der  drei 

auiitng^s  irenannten  Beamtenkategorien  können,  ohne  den  Nachweis  der 
Dienstuiil.uiii?keit  zu  erbringen,  in  den  daueiiuh  n  Ruhestand  versetzt 
werden,  wenn  sie  das  60.  Lebensjahr  und  das  35.  Dienstjulir 
zurückgelegt  haben  8). 

Das  Ansmass  der  Kiihe<»-enttsBe  hat  nach  zehn  anrechenbaren 
Dienstjahren  iO°!o  der  Pensionsgrondlage  und  fUr  Jedes  w.itere 
Dienstjahr  2%  der  Pensionsgrondlage  zu  betragen.  Nach  einer 
Dienstzeit  von  40  Jahren  gebührt  sonach  die  volle  Pensionsgrnndiage 
als  Bahegennss. 

136* 
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l)ie  Witwenpensioiieu  betragen  1200  (für  ( •l)t  r|i<»siiiieister8- 
witwen)  bis  herab  zu  400  Kronen  für  Postexiicdi» nteiiwitwen. 

Der  Erzielmngsbeitrag  ist  im  allgemeinen  ^/|^  der  Witwen- 
pension  f&r  jedes  unversorgte  Kind. 

Durch  die  Verordnung  vom  21.  Hai  1903  (R.-G.>B.  109) 
wurde  der  durch  die  Begelnng  der  Pensionsbezttge  ilberflfissig  ge- 
wordene Pensionsverein  der  Landpostbediensteten  aufgellet  Die 
Verordnung  sieht  eine  den  Landpostbediensteten  zugute  kommende 
Verwendung  der  Kasse  vor. 

Mit  Verordnung  vom  30.  Miirz  li)ü5  (R.-G.»B.  54)  wurde  eine 
neue  Telegraphenordnung  eingeführt.^) 

d)  Eisenbahnwesen. 

Nach  der  gewaltigen  Leistung  der  Alpenbahnprojekte  in  der 

vorhergehenden  I'criodc  haben  wir  hier  dermalen  relativ  vveuij,^  zu 
verzeichnen.  Neben  einer  grossen  Zahl  (1902:  10,  1903:  12  ninl 
eine  Anzahl  von  Abiimleiungen,  I9f>l:  l'i)  von  Lokalbahnknn/.essiojicu 
i»t  nur  das  üeset:^  (ihf-r  die  Fall  i  k a rr  eii  s t  eue r  vom  1.  .  Juli  1902 
(K.-G.-B.  153),  das  wegen  seiner  t-insrlincidoiiden  li<<lt.'utnng  der 
Besprechung  bedarf.  Nach  §  1  dit.->t's  (leset/es  wird  der  PiTSonen- 
iraii.siiort  auf  Hauptbahnen  mit  12%,  auf  Nebenbahnen  mit  n  niid 
auf  Kleinbahnen  mit  3%  der  TransportgebUhr  besteuert.  Im 
Verkehre  nach  Ungarn,  dem  Okkupationsgebiete  und  darüber  hinaus 

^)  Bei  uns  wie  In  Deutschland  und  in  den  meisten  Staaten  fehlt 
eine  grandlegende  Bestimmung  Uber  die  verfassttugsrechtliche  Kompetenz 
der  Verwaltangsb^Srdon  sur  Erlassung  von  Reglranents,  die  mit  dem 
beetehendw  Privalrechte  nicht  übereinstimmen.  Anderseits  schliesst  sich 
die  L'f^JT'^naitändlichc  tipuc  Teleirnijilii nordnuuir  hierin  nur  den  im  Lotirlner 
intemalinnaleii  TflciiTaplionvprtraL'  autV'-f'stclIten  Nonnen  an.  Dir  t'onni'lle 
Ot'ltunir  kann  also  uichl  wühl  bczweifell  werden;  es  ibi  lediglich  Sache 
der  juristiscbcu  Konstruktion,  diese  Schwierigkeiten  zu  überwinden. 

Wir  verweisen  lüerOber  auf  einen  in  No.  40  u.  ff.  der  ,,Allg.  österr. 
Oer.'Ztg.'*  1905  veröffeotlichten  Artikel  von  Dr.  Haks  Naviabrt,  welcher 
gestutzt  auf  die  in  DeutBchland  anlä^slich  der  Erlassung  des  Reichs* 
pestire.setzes  hervorjrehobcneii  Theorien  und  insbesnudere  die  Anschauuniren 
Ott(<  3Iav(  i:s  den  öffent  lieh-reehHielicn  Charakter  der  Po^^-  und  Tele- 
trrapheiiaii-ialt  zum  .\usiran^'spunkte  uimmt.  Jeder  r>.iir!i  .  in»  r  rein 
privatrech  liehen  Vertragstheorie  muss  wohl  au  dem  uubezweitelten  Fustulat 
des  nicht  auf  vertragafahige  Penomm  beschränkten  Aufnahmszwanges 
s^eiternt 
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viird  die  Steuer  mit  IO^Iq  bemessen  is  Auf  Hauptbalinen,  deren 
normaler  Tarif  uiu  20  '^/q  höher  ist  als  auf  Staatsbahneu,  beträgt  der 
Steuersatz  0,5  o/^,  respektive  im  Fall  des  §  2:  7,5  ;^). 

Einhebiin»-  und  Abfuhr  <ler  Abgabe  erfol^i-t  durch  die  Kisen- 
bahn Verwaltung,  welche  dafür  haftet  (§!:;  4— ö).  Befreit  sind  von 
der  Abgabe  der  allerhöchste  Hof  und  von  den  öffentlichen  Stellen- 
vermittlungen legitimierte  Arbeitsuchende  (5?  9).  Femer  sind  be- 
günstigt Personentransporte  auf  Kleinbahnen  innerhalb  des  Weich- 
bildes der  Stadt  und  eines  Umkrtifies  von  10  Kilometern  von  der 
Oemeindegrenze  ans.  Diese  Beg^Btt^mncf  wird  noch  speziell  fttr 
das  Wiener  Stadtbahnnetas  bekräftigt  (§  10). 

Durch  den  §  12  wird  eine  Stempelgebtthr  Ar  Legitimationen 
znr  Arden  Fahrt  sowie  znr  Fahrt  m  ermftssigtem  Preise  Torge- 
sehriebra.  Es  ist  eine  bei  der  Beratung  des  Gesetzes  mehrmals 
erwSbnte  Tatsache,  dass  die  I  nnd  II.  Wagenklasse  zn  50,  ja  90^Iq 
von  Legitimationsinhabeni  benutzt  wird,  so  dass  eigentlich  die 
Benutzer  der  UL  Klasse  nicht  nur  den  Löwenanteil  der  Spesen 
überhaupt,  sondern  auch  der  neaen  Steuer  zu  tragen  haben.  Diese 
Ungerechtigkeit  gegenüber  der  inneren  BevOlkemng  wird  noch 
durch  die  Erscheinung  veisehftrft,  dass  erfohrungsgemass  die  I.  und 
n.  Wagenklasse  selten  komplett  ausgentttzt  wird,  während  die 
Coupes  III.  Klasse  häutii^  überfüllt  sind.  Die  einmalige  Fahrt  oder 
Hin-  und  Rückfahrt  wird  bei  freier  Fahrt  hinsichtlich  der  III.  Wagen- 
klasse mit  50  h,  der  IL  mit  1  K.,  der  I.  mit  2  K.,  bei  der  Fahrt 
zu  ermfissigtem  Preise  hinsichtlich  der  III.  Klasse  mit  25  b,  der 
II,  mit  50  h,  der  I.  mit  1  K.  und  tür  AnweismiL'-eii  zu  wiederholten 
Fahrten  bei  freier  Fahrt  hinsichtlich  der  Iii.  Kiasse  mit  5  K.,  der 
IL  mit  10  K.,  der  L  mit  20  K.,  bei  der  Fahrt  zu  ermässigteni  Preise 
hinsichtlicli  der  III.  Klasse  mit  2  K.  50  h,  der  II.  mit  5  K.,  der 
I.  mit  10  K.  besteuert.  Ausgenommen  sind  von  dieser  Stempelgebühr 
im  wesentlichen  nur  die  Anweisungen  ftür  die  Bediensteten  der  Bahn 
selbst  nnd  deren  Angehörige. 

Kurz  erwtthnen  wollen  wir  auch  die  Kundmachung  des  Eisen- 
bahnministeriums  vom  15.  Mai  1902  (R.-G.-B.  98),  betr.  das  Sonder^ 
abkommen  vom  12,  April  1902  mit  der  kaiserlich  deutschen  Begierung 
zum  intemationalea  Übereinkommen  Aber  den  Eisenbahnfhtchtyerkehr 
für  den  deutsch-Österreichischen  Frachtverkehr.  Danach  soll  fttr 
den  Durchgangsverkehr  von  Österreichischen  nach  österreichischen 
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StAtionen  durch  deutsches  Gebiet,  und  uuif^ekehrt  sinngemäss  ent- 
weder ausschliesslich  die  dt  utsche  Verkehibuidnung  oder  das  üster« 
reicbische  Üetriebsreglemenl  Geltung  liabfn. 

Mit  (i.  vom  15.  Mai  1905  (R.-(t.-]1  7H)  uuidr  die  Einlösung 
dei'  in  Österreich  lantVnden  Linien  der  ungarisch-galizischen  Elsen- 
bahn  und  der  ungarisi  In  n  Westbahn  perfeVr. 

Mit  G.  vom  16.  Mai  1905  (R.-G.-B.  JS!)  wurde  die  Weiter- 
geltung der  Normen  über  Konzession  und  Betrieb  von  Eisenbahnen 
niederer  Ordnung  verfügt. 

Durch  G.  vom  18.  Juli  1905  (R.-G.-B.  121)  wurde  die  Kremstal- 
bahn,  an  welche  die  neue  Alpenbabn  anschliesst,  als  Hauptbabn 
2.  Banges  erklärt  und  wurden  dementsprechende  Verfügungen  getroffen. 

IMe  Oesetse  vom  IB.  Juli  1905  (No.  122—124)  gewfthren 
erhShteGarantien  fttr  die  LokalbahnenTriest— Malin  nnd  Kraus — Grein, 
and  Staatsbeteiligung  Ar  die  Lokalbahnen  Wien— Preesbnrg,  Frei- 
land— ^Tttmits,  Beta — ^Drosendorf,  Libocbowits— JenalovitK,  Kanita — 
Oalawan,  Tarnow — Saknain  und  Agonitz— ^aus-Steierling. 

Durch  G.  vom  24.  Juli  1905  (B.-a-B.  128)  wurde  die  (gleich- 
folls  ins  Neta  der  neuen  Alpenbahnen  einbezogene)  IMnzgauer  Lokal- 
bahn verstaatlicht. 

Die  Aufzählung  der  Eonzessionierung  diverser  Kleinbahnen 
dfirften  wir  unsem  Lesern  wohl  erlassen. 

4.  Terwaltangabereidi  das  Fiiianainiiiiat«riiima. 

In  der  nur  das  Wesentliche  berftcksichtigenden  tunlichst  kurz 
gefassten  Besprechung  der  legislativen  Arbeiten  dieses  umfangreichen 
Ressorts  wollen  wir  mit  der  Betrachtung  der  auf  den  Staatshaus- 
haltsetat —  Budget  und  Quote  —  bezughabenden  Gesetze  und 
•Verordnaugen  beginnen. 

a)  Staatshaushaltsetat.') 

Infolge  der  bekannten  politischen,  die  Tiitiffkeit  des  öster- 
reichischen Abgeordnetenhauses  lähmenden  A  er]iältm.^.se  kam  in  der 
Berichtsperiode  das  Staatsbudget  nur  einmal,  und  zwar  für  das 
Jahr  1902  verfassnngsmiissier  zustande. 

Für  die  ganze  übrige  Berichtsperiode  fand  iuit  Aiihuahme  der 
Gesetze  vom  22.  Dezbr.  lUÜl  (R.-G.-B.  210)  und  vom  26.  März 

V  Bearbeitet  von  Dr.  MicujiBL  Düdos,  Sekretär  der  I.  Ssterr.  Spar- 
kasse usw. 
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1902  (R.-G.-B.  64),  welchen  nur  die  formelle  Bedeutung  zukam,  ^die 
ForterheLunfr  der  Steuern  umi  Abgaben,  sowie  die  Bestreitung  des 
Staat saiifwandes'* .  för  das  erste  Quartal  l'.tu^  uii«l  t'ür  die  Monate 
April  und  Mai  VJ02  als  vuii  der  Volksvertretung  votiert  erscheinen 
zu  lassen,  und  der  analogen  Gesetze  vom  80.  Juni  190'»  (R.-G.-B. 
lU3j,  endlich  vom  21.  Dezbr.  1905  (R.-G.-B.  190),  der  §  14  des 
St.-G.-G.  vom  21.  "Dezbr.  15^07  auch  auf  diesem,  die  vornehmste 
Domiine  parlamentarischer  Tätigkeit  bildenden  Gebiete  rege  An- 
wendung;^) er  musste  sie  tinden,  sollte  nicht  die  Heranziehung  der 
Bevölkerang  zur  Deckung  der  dtaatsbedttrfniste  eine  angesetz- 
Uche  sein. 

fia'i  Budget. 

Bei  der  Betrachtung  des  österreichischen  (Brutto-)  Budgets 
für  das  Jahr  1902  wollen  wir  dasselbe  in  Wiederholung  des  im 
Berichte  fttr  das  Jahr  1897  unternommenen  Venaches,  zur  leichteren 
Orientierung,  auf  ein  Netto-Budget  einengen. 

Wenn  wir  auch  bei  der  Anfsteniniir  dieses  Netto- Budgets  ans 
dem  vorliegenden  Brntio-Badget  jedwede  Voreicbt  bei  der  in  jedem 
einzelnen  Falle  zn  erwSgen  gewesenen  Abrechnang  von  Betriebe- 
und  Geetehnngskosten  einzelner  EUnnahmtzweige  bezw.  von  Ein- 
nahmen in  der  Verwaltung  der  einzelnen  AnfWandposten  beobachten 
mnasten  nnd  dabei  Wahrscheinliehlceiteziffern  tunlichst  ans  dem  Wege 
gingen,  so  können  wir  für  diesen  Versuch  doch  nur  annähernde 
Bichtigkeit  in  Anspruch  nehmen. 

Das  Brutto-Bndget  Ar  das  Jahr  1902*}  balanziert  mit  rond 
1690  Millionen  Kronen,  also  um  224  Millionen  Kronen  hoher  als 
das  (Haupt-)  Budget  fttr  das  Jahr  1897,  so  daas  seit  dem  Jahre  1897 
durchschnittlich  fBr  je  ein  Jahr  sich  eine  Steigerang  des  Staatshaas» 
haltsetats  um  ca.  45  Hillionen  Kronen  ergibt. 

')  Die  auf  Grund  des  zitierten  §  14  rrlaseenen  kaiserlichen  Ver- 
ordnuDiren  reirf»!n  die  FiulirotproviMorlfii  in  den  Zeitperioden:  1  .lanmir 
bis  3().  Juui         (v.  30.  Dezbr.  R.-G-B  1.  Juli  bi«  31.  h  'zlir. 

iuu;i  (V.  29.  Juni  1903,  K.-G.-B.  139).  1.  Januar  bis  3Ü.  Juui  19»^^ 
(V.  29.  Dezbr.  1903,  R.-G.-B.  268),  vom  1.  Juli  bis  31.  Dezbr.  1901 
(V.  28.  Juni  1901,  B.'G.*B.  63)  und  vom  1.  Januar  bis  30.  Jnni  1905 
(V.  29.  Dezbr  1904,  B.-G.-B.  163). 

*)  Formell  unterscheidet  es  sich  vom  Budget  des  Jahres  I8!i7 
dadurch,  dass  es  in  der  im  Gesetze  vom  2.  August  1892  (R.-G.-B.  I2i\) 
festgesetzten  Wäbniog,  d  i.  in  Krön*  n  und  :)!•'  ein  unireteiltes  (nicbt 
Haupt»  und  luTestitious-Budget  eolhalteudes)  liud^^et  aufgestellt  ist 
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Das  NettO'Badget  hingegen  dürfte  aonfthemd  mit  den  beider* 
seitigen  SchlosszifferD  von  mnd  978  Hüllonen  Kronen  (gegenttber 
882  tfillionen  Kronen  im  Jahre  1897)  angenonraieji  werden  können. 

Ein  Überblick  zeigt,  dass  über  66  ^/q.  d.  i.  über  zwei  Drittel 
dm  Gesanitertnidernisses,  Staatsschuld  and  Wehrmaclit  in  Anspruch 
nehmen,  soaiit  sämllii  ht-  (Netto-)  Stenern-  nnd  Zolieinuahnten  nicht 
ausreichen,  um  diese  beiden  Lasten  zu  decken;  andererseits  erscheinen 
die  Küsten  der  «ranzen  politischen,  suwie  der  Justiz-  und  Unter- 
richtsvprwaltuntr  aus  den  IieinerträgnisBen  der  Monopole  gedeckt: 
der  i'bersciuiss  ans  dem  Post-  nnd  Telegraphengefälle  de*  kt  bis  auf 
,  einen  Bruchteil  den  auf  die  österreichische  Eeicbsbälfte  entfallenden 
Dotationsanfwand  f&r  den  Hofstaat. 

Im  einzelnen,  kurz  betrachtet  und,  wo  zweckdienlich  im 
Vergleich  zum  Budget  für  das  Jahr  1897,  wollen  wir  folgendes 
hervorheben. 

Erfordernis.  Die  Beitragsqnote  zn  den  mit  der  nngsiMien 
Beichsbftlfke  gemeinsamen  Auslagen,  insbesondm  fBr  das  Heer,  ist 
im  Vergleiehe  znm  Jahre  1897  um  ca.  28  Hillionen  Kronen  höher, 
eine  Steigerung,  welche  bei  dem  als  notwendiges  übel  empfundenen 
militärischen  Wettbewerb  der  Staaten  leichter  zu  liquidieren  wäre, 
wenn  dnrch  dieselbe  die  Garantien  fQr  eine  nicht  gewaltsame  Läsnng 
politischer  Programme  auch  die  entsprechende  Stärkung  fänden. 

Das  Gleiche  gilt  von  den  um  ca.  15  Mfllionen  Kronen  im 
Vergleich  zum  Jahre  1897  gesteigerten  Auslagen  fftr  die  weitere 
Aasgestaltung  der  dem  Linienheere  an  Ansbildnng  und  Ausrüstung 
immer  näher  kommenden  Ssterreichiseliffl  Landwehr. 

Ffir  Unterrichtszwecke  sind  ca.  26  Millionen  Kronen  mehr 
veranschlagt  als  im  Jahre  1S97;  für  Kultuszwecke  ca.  4  Hillionen 
Kronen  mehr.  Die  Mehrung  und  Ausgestaltung  der  Unterrichts- 
austalten  (insbesondcrs  Universitäten^  nnd  die  grössere  Heteilij,'ung 
iW^  Sta;ites  und  Keligionsfonds  an  Kirchenbauten  veranlassten  das 
budgetierte  Pin-  in  diesem  ^jte:^!alressort 

Warum  hier  nnd  sn  aurh  ln-i  andenin  Kessort?»  die  slavi>('lien 
Provinzen,  insbesondev--  Ualizien.  über  nicht  wegzuleufrnende 
zwifif^ende  liedü  i  inisse  hinaus  sich  besonderer  Fürsorge 
erfreuen  dürfen  —  diese  Erörterung  gehört  auf  ein  ausserhalb  des 
Kähmens  unserer  Tterichterstattung  liegendendes  Gebiet.  Es  genügt 
hier  die  Registrierung  der  Tatsache. 


Digitized  by  Google 


Akxos  Kibul:  Österreich.  2151 


Staats-Ausgaben 

In  Millioneu 
Kronen 

Prozente  des 

Netto- 
Auf  wände« 

Staatä-Einuahmtiu 

In  Millionen 
Kronen 

Prozente  der 

Netto- 
EiuDabmen 

Hofstaat    und  Kabiu^  ts- 
kauzlei  (kaiserl.  Samm- 
lungen, Hoftheator)  . 

ca.  1 

Direkte  Steuern  .  . 
Zoll  

% 

M       'Hl  1 

n.  äOf< 
.  9,8 

Beitrag  für  Heer,  Marine, 
diplimatische  Vertre- 
tODg  u.  a.  Gemeiii£aiue8 

Minislerium  für  Landes- 

vert^idigunsr  (Land- 
wehr, Qendannerie.  . 

263,5 

tili 

tl   o  . 

Indirekte  Steuern 

Monopole  .... 

Stempel,  Taxea  and 
Qeblthren    .   .  . 

Poat  und  Telegraph 

252 
168 

143 

8 

.  25,7 
.17,2 

r  14,6 

r  0,8 

Politische  Yerfraltong 
und  PoKiei  .... 

34 

n  3,5 

Eisenbahnen  .  . 
;  Di^erees 

32 
17 

3.3 

1  9 

Ministerium  für  Kultiu 
und  Unteniebt  (Knnet 
1,3,  EvltiiB  11,  ÜBter^ 
rieht  46  Hill.  K.)  .  . 

62 

.  6,3 

Ackerbau-MiniBteriom 

5,7 

.  0,6 

Jnstis-VerwalttiDg .  .  . 

61 

Peniions-Etat  .... 

57,3 

n  5,9 

Staat<sschuldeii-L>ieu8t .  . 

327 

„  33,4 

■ 

SubventioiieD,  DotatioBen 

21 

1  / 

Investitionen  (5iSgmtUehe 
Bauten   16  Hill.  K., 
StnsBenbau  16  Hill.  K., 
Waawrban  9  MiU.  K.) 

44 

4 

n  4,4 

/ 

/ 

/ 

33 

„  3.3 

/ 

t 

/ 

diu 

lüü 

978 

lUO 

1 

i 
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Die  höhere  Subventionierang  der  Laudeskultur  und  die  Er- 
hühung  der  üruatlichen  Dotation  des  Meliorationsfonds  (Kejren  ^^  abstr- 
Verheerungen  und  für  Ent-  und  Bewässerung  von  (Jrundstücken) 
erklären  den  \ptt*»-Melnaiit\v;uid  vnn  ca.  Millinncn  Kronen  im 
Etat  des  AckerhanininisiM  lums.  IS'icht  dief5es  Resstprt,  sondern  die 
gemeinsame  Zolliiulitik  ist  der  eigentliche  } Joden,  auf  welchem  die 
Frage,  <>1j  <>8terreieh  ein  Aprrar-  oder  liidustriestaai  sei.  besser 
gesagt,  sein  soll,  einmal  von  der  einen  Seite,  das  andere  ^lal  von 
der  anderen  Seite,  in  das  je  entgegengesetzte  Licht  gerückt  wird. 

Ohne  Einrechnung  des  mit  143  Millionen  Kronen  nicht  za 
hoch  berechneten  Betrages  der  auf  Eechtsgeschäfte  entfallenden 
Gebühren,  der  Stempel  und  Taxen  wird  sonst  für  die  Justizverwaltiing 
ein  Nettobetrag  von  61  Millionen  Kronen,  d.  i.  im  Vergleich  zum 
Jahre  1897  ein  Meliranfwand  yon  ca.  13  Millionen  Kronen,  in 
Ansprncli  genommen;  dieser  erscheint  begründet  dnrdi  Personalien 
nnd  sehr  zahlreiche  Nenbanten  fttr  die  Justizpflege. 

Bezüglich  der  fibrigen  Aasgabeposten  weisen  wir  auf  die 
Ziffenn  der  Tabelle,  und  wollen  nnr  bemerken,  dass  die  Teranschlagten 
Ausgaben  fKr  Investionszweeke  mit  44  Millionen  Kronen  wenig 
dem  Inveetitions-Budget  ftr  das  Jahr  1897  nachstehen,  welches  man 
damals  gesondert  aufzustellen  sich  bemfissigt  hielt 

Bemerkenswert  gegenilber  der  erregten  Stimmung  in  Beamten« 
kreisen  (die  1905  besonders  in  der  sogen,  passiven  Resistenz  der 
Eisenbahnbediensteten  nnd  am  Wiener  Beamtentag  sieh  Luft  gemacht 
hat)  ist  das  stetige  Steigen  der  persSnlichen  Bezüge  in  unserem 
Budget.  In  der  Vorlage  pro  190(3  betragen  laut  Mitteilung  des 
jetzigen  Fiuanzmiuisters  Dr.  Koskl  die  personlichen  Bezüge  (ohne 
Hinzurechnung  jener  des  gemeinsamen  Heeres  der  Diplomatie  nnd 

sonstige  gemeinsanieii  Organe)  zusammen  ....    581  Mill.  iv. 

Werd«  II  davon  für  die  Landwehr    -M)  Mill.  K. 

für  den  Fensionsetat  75     „  „ 

das  ist  in  Summe   105     ,,  „ 

abgerechnet,  so  bleiben  noch  immer   476  Mill.  K. 

an  Bezügen  der  Zivilstaatsbediensteten,  also  mit  Zu- 
rechnung der  Pensionen  von    ......        75    ,  „ 

noch  651  Mill.  K, 

oder  36%  der  Ausgabenhauptsumme,  eine  Quote,  welche  kaum  ge- 
ringer sein  dttrfte  als  in  den  Budgets  anderer  Grossstaaten. 
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Bedeckuiifr.  Mit  Ausnalniie  der  beiden  letzten  Posten  der 
Kiniiahnien  (siehe  Tubelle)  und  des  Post-  nnd  Tele^raphenji^etalle 
zeigen  alle  N'etto-Kifiiiahmen  eine  naiiiliatie  fcsteitrenuifr,  die,  wie 
der  ZeiitralrechnangBabtichlut»8  aufgewiesen  bat,  de  faclo  über- 
holt wurde. 

l»aran  nehmen  den  ^'rnj^slen  Anteil  die  direkten  Steuern. 

Betrug  deren  budgetierter  Netto-ßetrag  im  Jahre  1897  rund 
203  Millionen  Kronen,  so  wurde  derselbe  für  das  Jahr  1902  um 
59  Millionen  Kronen  höher,  also  anf  202  Millionen  Kronen  präli- 
miniert,  in  Konsequenz  der  tatsächlich  in  dem  letzten,  dem  Budget- 
jahre 1902  vorangegai^nen  Jahre  diesfalls  erzielten  Einnahmen. 

Die  PrOfting  der  einzelnen  Kategorien,  ans  welchen  dieses 
Stener-PrftUminar  zusammengesetzt  ist,  nnd  die  Vergldchnng  der- . 
selben  mit  den  analogen  Daten,  im  Budget  Ar  das  Jahr  1897,  ergibt 
eine  wesentliche  Abnahme  der  Qrundstener  (10  Millionen  Kronen), 
welche  die  Zunahme  der  Oehftudestener  und  ihres  Äquivalentes, 
d.  i.  der  5  ^/q  igen  Besteuerung  des  Ertrages  von  Neubauten,  nur 
etwas  Aber  die  Hälfte  ausgleicht. 

Die  Brklirung  für  diese  Abnahme  der  Grundsteuer,  welche 
mit  Abhiuf  des  Dezenniums  neu  reguliert,  eigentlich  herabgesetzt 
nnd  überdies  aas  den  Hehrerti  ügen  der  (neu  eingeführten)  Personiü- 
einknmmensteuer  ermässigt  wurde,  liegt  in  der  Tendenz,  den  Grund- 
besiu,  iiisbesondere  den  Grossgrnndbesitz,  zu  begünstigen. 

Die  Zunaliiiie  der  Gebäudesteuer  erklärt  sieh  aus  dem  fort- 
gesetzten Ablauf  der  seit  Bau  Vollendung  12  bezw.  18  steuerfreien 
Jahre  für  Neubauten,  die  Zunalnup  des  ö^^/^igen  Äquivalentes  aus 
der  intensiveren  Aufführung  von  solchen. 

Die  (t  rundsten  er  wird  netto  mit  53  Millionen  Kroueu,  die 
Gebäudesteuer  samt  Äquivalent  netto  mit  75  Millionen  Kroueu  ver- 
anschlagt. 

Das  bndgetierte  Plus  von  52  Millionen  Kronen  in  den  übrigen 
Kategorien  der  direkten  Stenern  (Xetto-Präliminare  134  Millionen 
Kronen)  ist  Erfolg  der  an  Stelle  der  Erwerbs-  und  Einkommensteuer 
alten  Systems  getretenen  Erwerbi^stenem,  der  Bentensteuer,  der 
Personaleinkommenstwer  nnd  der  Besoldungsstener  (iUr  DienstbezQge 
über  jfihrliche  6400  K.). 

Sämtliche  drei  Erwerbssteuerarten  (allgemeine,  von  zur 
Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen  [z.  B.  Aktiengesell* 
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BchafteD,  Banken]  und  ▼on  Hanslergewerljeii)  sind  theoretisch  and 
praktitch  von  hesonderen  Einwendungen  frei  xn  erachten;  bei  der 
Reatenetener  hingegen  tritt  die  Doppelbestenerangr  klar  sntage,  die 
theereÜBCh  wertvolle  Personaleinkommeneteuer  schont  grome  Ein- 
kommen, die  BesoldnngBstener  trifft  DienBtes-Einkttnfle  zu  früh.  Die 
nach  Ländern  und  Gemeinden  verschieden  hohen  Umlagen  zu  den 
t^euaniiten  „landesfUrstlichen"  Steuern^)  gestalten  letztere  meist 
empfindlicher. 

Folgendes  Beispiel  möge  eine  weitere  Kritik  eisttzen: 
Ein  Beamter  besitzt  ein  Haus,  wtikhes  einen  Bnitto-Zins  Mtn 
lOUUU   K.   abwirft,    ferner  4"',,'^^  Pfaii<ll>riete  emer   Bank  im 
Nominalwerte  von  40(>(i<i  K.  iiml  ein  Diensteinkomnien  von  7UU0  K., 
zuaammen  ein  Jahres-Brutto-Einkommen  von  18t>Ü0  K. 

Dieses  Einkommen  wird  staatlich  beatenert  : 
26*/,%  Hansainsstener  von  einem  (nach  Abrechnung  gesetsUch 
eingerftnmter    Absagsposten)     stenerpflichtigen    Zinse  von 

7500  K   2000,—  K. 

Personaleinkommenstener  vom 
Bmtto-Zins^Ertrag  des  Han» 
ses,  abzflglich  der  Haasdns- 

Steuer,  also  von   8000, —  K. 

femer  den  Effekten^Zinsen  von  1 600,^  , 
and  dem  Dienstbeznge  von  .     7000,—  j. 

/usiiiiiinrii     KUKM).—  K,    .    .      31>S,—  K. 
2®'n  Henteüstf-ner  voiMleii  Kti'ekten-Zinsen  von  ItiUO  K.       32, —  „ 
0.4  ^'/o  l;••<ol(luIlL'^^t^-uer  vuu  dem  t)4U0  K.  übei"^>teigeudeü 

DieuütbeÄUge  vou  80ü  K   2K. — ^  „ 

landesfüratliche  äteaem   2458, —  £. 

Dasn  kommen  50%  bis  100%  nnd  darflber  Landes«  nnd 
Gemeindenmlagen ! 

Es  ist  Idar,  dass  eine  derartige  Abgabenpflicht  die  Konsamtions- 
kraft  des  Einzelnen  achm&lert  and  anf  die  Produktion  zurückwirkend, 
alle  volkswirtschaftlichen  Verbältnisse  stagnierend  beeinflussen  muaa. 

Bedenkt  man,  dass  die  östlichen  nnd  litoralen  Provinzen  noch 
weit,  sehr  weit  zu  einer  den  anderen  Provinzen  gleichwertigen 

Nur  die  Personaleinkommenstener  ist  gesetslich  frei  von  jeder 
Bolchen  Umlage. 
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Steuerkiiift  haben,  so  würde  ein  Ertrag  von  2^2  Millionen  Kronen 
direkter  Steuern  diesen  anderen  Provinzen  ein  desto  glänzenderes 
Zeugnis  für  ihre  Steaerkraft  ausstellen.  Tatsächlich  liegen  die 
Verhältnisse  anders.  Der  Steuerdruck  und  die  Stenermoral  wirken 
in  den  Alpen-  und  Sudetenländern  weit  ergiebiKer  als  anderswo, 
Parteipolitik  scli raubt  in  Niederösterreich  gegenseitig  in  den 
Eommlsdonen  sich  hinauf,  während  in  poUtiBcb  homogenen  Bezirken 
ein  Sinken  oder  doch  Stehenbleiben  des  Eontingentes  erzielt  wird. 
Das  Parlament  findet  zur  Korrektor  solcher  Verschiedenheiten  keine 
Zeit»  die  Regierung  bat  dasa  keine  Lost! 

Der  Reinertrag  ans  den  Zolleinnahmen  (Eingangs-  nnd  Ans- 
gangszülle)  kann  mit  96  Millionen  Kronen  in  Rechnung  gestellt 
werden;  in  nneerer  Anfetellnng  —  im  Staatsbudget  nicht  anders  — 
ist  diese  Post  KalkulatfonszifTer. 

Tiie  sowohl  im  Tnlande  wie  im  Auslande  gelegenen,  von  ver- 
schiedensten BedinGfungen  (Einfluss  des  inieruationalen  Marktes. 
GpRfhfiftskonjunkt'n-en.  Witterung  nsw.)  abhfln^ig-en  nnd  durch  diene 
beätimmteu  Grsprunf^sfaktoreu  dieser  Einuahmspost  lassen  ihre 
genaaere  Berechnaug  oder  Veranschlagnng  nicht  zu. 

Indirekte  Steuern. 

Die  Reinerträge  der  indirekten  Abgaben  verteilen  sich  in 
fallender  Reihe  wie  folj2;-t:  Zucker  Hl  Millionen  Kronen,  Bier 
74  Millionen  Kronen.  Branntwein  62  Millionen  Kronen,  Mineralöl, 
Fleisch  and  Most  zasammeu  35  Millionen  Kronen. 

Eonsumzunahme,  andererseits  Erhöhung  der  Abgabesätze 
(letzteres  beim  Branntwein,  Gesetz  vom  8.  Jnli  1901,  R.-G.  B.  86) 
gaben  den  Aasschlag  für  das  im  Vergleich  zum  Jahre  1807  um 
49  U illionen  Eronen  hdhere  Präliminare  an  Reinertrag  der  indirekten 
Abgaben. 

Monopole. 

Über  das  Salzmonopol  mit  einem  Reinertrage  von  36  Millionen 
Eronen  nnd  das  Tabakmonopol  mit  einem  solchen  von  132  gegen- 
Uber  1897,  letsteres  mit  einem  am  ca.  12  Hillionen  Eronen  hdheren 
Reinertrag,  ersteres  nahezu  gleich  prSliminiert,  wurde  unserer  An> 
schauung  im  Berichte  für  das  Jähr  1897  Ausdruck  gegeben,  welchem 
wir  hinzufttgen  wollen,  dass  ebenso  wie  beim  Monopole  des  Tabaks 
nach  beim  Satemonopol  dnrch  die  Eontrolle  seitens  des  Staates 
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Kauroleii  für  du-  Güte  der  Erzeugnisse  sresrUaffen  werdoii.  welche 
freie  Kunkunv.iiz  im  gleicheu  Masse  üichr  Iti.'teii  kauii  und  \vudiu<:h 
der  dem  Monopol  an  Lebensmitteln  (Salzji  gegenüber  zu  Eecht  be- 
Bteheude  Eiowacd  gemildert  ere>clieint 

Gefalle  und  Lotto. 
Der  Reinertrag  der  Stempel  ist  mit  43  Millionen  Kronen,  der 
Reinertrag  der  Taxen  und  Gebttliren  von  Rechtsgeschftften  mit 
100  Millionen  Kronen,  also  snsammen  mit  148  Millionen  Kronen 

veranwhlagt. 

Diese  GefftUe  entlialten  gleichsam  die  Bestenernng  des  Immo- 
biliarverkehrs,  der  Vermügens-Entstehungen  und  t'bertragungen  (wo 
letztere,  wie  beim  In  sit/.  juristischer  Personen,  nicht  häufig  sind,  in 
Funu  eines  perzentui-llfn  Aquivalfiites).  der  (Beweis-)  Urkutidt-n  jeder 
Art,  der  Verhih untreu  von  PriviUp-ien  persönlicher  und  uachlicher 
Natur,  des  Verkehrt!?  z\vis<lien  dmi  einzt-hiHn  und  den  staatlichen 
Organen  —  kurz,  sie  schliessen  den  Gürtel  der  direkten  Besteuerung 
nnd  der  Verbrauchsabg-aben. 

Das  Zahlenlotto  erscheint  wie  im  Jahre  1897  mit  einem 
Reinerträgnis  von  12  Millionen  Kronen  budgetiert. 

(Jerne  würden  wir  eine  der  Hebung  der  Volksmoral  gleich- 
laufende raschere  Einschränkung  der  Zahlenlotterie  begrüssen,  weil 
wir  der  Ansicht  sind,  dass  die  Millionen  geopferter  Spieleinsätze 
einer  besseren  wirtschaftlichen  Verwertunp:  zugewandt  werden  sollten; 
Ersdebung  nnd  Selbeterziebung  wird  die  Freude  an  redlichem  Erwerb 
Uber  die  Lost  am  Wagnis  stellen;  letztere  sn  nShren,  anf  diese  oder 
andere  Weise,  ist  weder  Mission  eines  modernen  Staates,  noch  sollte 
es  als  dnrch  den  Zweck  der  BefHedignng  staatlicher  Bedürftiisse 
geheiligtes  Mittel  angesehen  werden;  aber  sowie  das  Bordellsystem 
den  Vorang  findet  vor  der  nnorganisierten  Prostitation,  so  darf  doch 
wolil  anch  das  Lotto-Monopol  Anspruch  machen,  nicht  mit  einem 
alMoluteo  Masssta^  abgeurteilt  au  werden. 

Post,  Telegraph  und  Eisenbahnen, 
(leringfttgig  ist  das  Netto-Ertriignis  von  H  Millionen  Kronen 
ans  dem  Post-  und  Telegraphen-Regal,  dessen  Brntto-Anfwand 
mit  llOV«  Millionen  Kronen  veranschlagt  wird;  ebenso  ist  die  mit 
32  Millionen  Kronen  kalkulierte  Ziifer  des  Netto-Ertrages  der 
Staatseisenbahnen  kein  günstiges  Resultat.  In  einem  Staate,  der 
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zumindest  nicht  reines  Industrieland  darstellt,  dürfte  so  weit}i:ehende 
Beg-Üubtiguu^  der  Handels-  und  Verkehrs-Interessen  kaum  als  richtig 
sich  herausstellen. 

Die  Anschauung  vorangesetzt,  dass  das  Post-Regal  seit  seiner 
Knfstehung  nicht  als  ein  rein  finanziellen  Int€re8sen,  wie  die 
Monopole,  dienendes,  der  Landeshoheit  vorbehaltenes  Rccl)t  7.n  denken 
ist»  and  dass  hier  wie  auch  bei  den  Eisenbahnen  die  Rücksicht  auf 
das  allgemeine  Wohl  ausschlaggebend  zu  sein  hat,  würde  man  sich 
bei  vorhAndener  Parität  des  Oeansses,  insbesondere  der  EiseDbahnen, 
mit  dem  geringen  Ertrag  derselben  abfinden  k9nnen;  bereits  im 
Berichte  für  das  Jahr  1897  wurde  aber  darauf  hingewiesen,  dass 
eine  solche  Parität  in  den  Ssterreichischen  Kronlindem  fast  nirgends 
vorhanden  ist 

ab)  Quote. 

Da  Ar  das  am  81.  Deasember  1897  abgelaufene  Übereinkommen 
aber  den  Beitrag  za  den  gemeinsamen  Ausgaben  zwischen  den 
beiden  Beichsbftlften  ein  nenea  Übereinkommen  nicht  erreicht  werden 
konnte,  ergingen  auf  Grund  des  §  8  des  Oesetaes  vom  81.  De- 
zember 1867  (R.-Q.-B.  146)  vier  kaiserliche  Handschreiben,  welche 
für  je  ein  Jahr  und  Ar  die  Zeit  vom  1.  Juli  1901  bis  80.  Juni  1905 
bestimmten,  „dass  zur  Bestreitung  des  Aufwandes  f&r  die  gemein- 
samen Angeleg:i'iiheiten  nach  Abzug  des  Prflzipnnms  von  2Perzenten 
zu  Lasten  d^  ungarischen  Staatsschatzes  die  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  06  ^/^^  Prozent  beizutragen 
haben". 

In  Anbetracht,  dass  ehedem  die  österreichische  Reichshälfte 
70  Prozent  zu  tragen  hatte,  erscheint  durch  die  mit  diesen  kaiser- 
lichen Handschreiben  verfüfjrten  Erm?5ssisrnn^en  weni^-stcns  in  Rücksicht 
ant"  den  durch  die  ZHUe  nicht  gedeckten  Rest  des  gemeinsamen 
Erfordernisses  zum  Teile  den  sachlichen  Verhältnissen  Kecbnuug 
getragen. 

8clion  vernii'pre  seiner  geographischen  Lage  ist  Ungarn 
sichtbar  auf  die  Ausfuhr  durch  österreichisches  Gebiet  angewiesen; 
denn  seine  nichtösterreichischen  Nachbarn  sind  unsere,  aher  nicht 
Ungarns  Abnelimer,  und  deren  Erzengnisse  (vorwiegend  Landwii-t- 
sclialtsprodukte,  besonders  Vieh)  könnten  nie  in  Ungarn,  wohl  aber 
in  Österreich  Käufer  findeUi  wenn  wir  nicht  hauptsächlich  Ungarns 
halber  darauf  verzichten  rnttssteUf  den  fBr  unsere  Industrie  nicht 
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unwichtigen  Balkanstaaten  unsere  Roliproduktenmärkte  in  ausgie- 
bigerem Masse  zu  <  i    hiiesspn.  * 

Selbst  unter  dtn  eben  skizzierten  Verhältnissen  sind  die  Zoll- 
eiouahnien  nur  zum  geiingeu  Teile  ungarische  Einnahmen. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  unseres  StaaTshaushaltes  in  Rück- 
sicht aaf  die  dualistische  Gestaltung  der  Monarchie  ^^usammen,  so 
mag  es  richtig  sein,  dass  im  Falle  dor  wirtschaftlichen  und  Zoll- 
TrenniiDg  unsere  Industrie  eine  £inbQSte  erlitte;  offenbar  aber  hat 
Österreich  diesen  Fall  weit  weniger  zu  l&rchten  als  Ungarn,  anch 
abgesehen  davon»  dass  gerade  in  wirtschaftlichen  Fragen  die  tatp 
sächliche  Hegemonie  Ungarns  bisher  mit  ebensoviel  Geschick  wie 
Erfolg  sich  fühlbar  machte. 

b)  Sonstige  Finanzressorttättgkelt 
ba)  Allgemeines« 

Da  angesichts  des  rite  sostande  gekommenen  Budgets  die 
Stenerproyisorien  nnd  Notverordnnngen  usw.  weder  meritorisehes, 
noch  formales  Interesse  beansprachen  kOnnen,  Übergehen  wir  diese 
Arbeiten  gttnzlidL  Aach  betriebstechnische  Kenemngen  In  einzelnen 
Spezialzweigen  der  Finanzverwaltnng,  dann  z.  B>  die  Bestimmung  der 
Obligationen  der  Wi^r  Verkehrsanlagen  als  Bestandteil  von 
Pi)pillenverm<")gen,  nnd  die  zahlreichen  deklarativen  Verordnnngen 
über  Zulassung  nener  Effekten  zur  Anlage  von  Pupillengeldern^ 
Neuerungen  in  den  Anstellungsmotialit.itt u,  wie  die  Verordn.  vom 
3.  Septbr.  1902  (R.-G.-B.  188),  betr.  \  uizügsrechte  aus^redienter 
Unterottiüiere  auf  Zollamtsassistentenstellen,  haben  wir  lediglich  zu 
erwähnen,  und  wir  erspait  n  dpn  T^esorn  jränzlich  die  zahlreichen 
Verordnungen  über  Nenerrirlitnnfi  von  Stmer-  und  Zollämtern, 
NebenzoUäniiern  und  Zollamts. xpcditiniun  oder  Erweiterung  der 
Befugnisse  einzelner  derlei  Aiutir.  dann  Verfügungen,  wie  Be- 
rechnung der  Tara  bei  Verzollung  einzelner  Artikel,  Zulassung  neuer 
Elektrizitiitsmessertypen,  buchhalteriBche  oder  sonst  bloss  verfahren»- 
technische  Änderungen  bei  Ermittlung  der  Bestenerungsgrundlafr^n 
für  einzelne  Steuergattungen,  Neuregelung  des  Verf.  bei  der  Aasfahr 
von  Bier  (Vdg.  v.  9.  Dezbr.  1902,  iL-G.-B.  228)  u.  dergl.  m. 

Die  Valatenreg^liernng  machte  ftnsserlich  erkennbare  Fort- 
schritte durch  die  Ausgaben  nener  Noten  zu  50  K.  (Erl.  v.  16.  Hai 
1902,  R.-G.-B.  108),  100  K.  (Erl.  v.  4.  Oktbr.  1902,  R.-G.-B.  193)  unter 
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{gleichzeitiger  £inziehnng  der  Noten  zu  lüO  (Jiild.  niul  /.u  Iimki  K. 
(Frl.  V.  n.  Deztnbr.  1902,  R.-G.-B.  232)  unter  gleichzeitiger  Ein- 
ziehung der  Noten  zu  1000  Gulden. 

Die  aUgemeine  Finanzpolitik  betreffend  haben  wir  an  Kon- 
verti orangen  zn  registrieren:  das  G.  vom  26.  Mftrz  1902,  IL-G.-B. 
60),  betr.  die  Konvertierung  der  in  StaatsobUgationen  nmgewandelten 
Aktien  der  (Galizien  durchquerenden)  Karl -Ludwig- Bahn.  Hit 
G.  vom  26.  Februar  1908  (R.-G.-B.  37)  wnrde  die  Regierung 
ermSehtigt,  Obligationen  der  durch  G.  vom  20.  Juni  1868 
(R.-G.-B.  66)  gesehafienen  in  Noten  und  klingender  Hflnze  mit 
effektiv  verzinsliehen  einheitlichen  Staatschnld  in  mit  A% 

Steuer!^!  verzinsliche  auf  Kronenwährung  lautende  Obligationen 
umzuwandeln  oder  aus  den  durch  Begebung  solcher  Obligationen 
zn  beschaffenden  Geldmitteln  zum  vollen  Nennwerte  zurückzuzahlen. 
Laut  Kundmachung  des  Finanzministeriums  vom  18.  Februar  1903 
(R.-G.-B,  38)  wurden  demgemäss  zur  Umwandlnn^  aufgrerufen: 
ai  sämtliche  Bofj.  „Silberreuten"  mit  Koiipon  laiii^  <uu  1.  Januar  und 
I.Juli;  b)  süiutlicln'  „rapierrenteii"  imi  Mai-Nuvtimberterminen;  c)  von 
den  Febrnar-Aup:nst-Notenrenten  die  auf  Nummern  lautenden  Stücke 
über  20000  H.  Di»-  Modalitüten  der  Umwandlung  entsprechen  den  In- 
tentionen des  Gesetzes  und  wurde  dabei  mit  möglichstem  Entirf  cen- 
kommen  vorg'epangen  durch  ächaffong  zahlreicher  Aumeldeöleileu 
namentlich  fdr  das  Ausland. 

Soweit  sich  bis  jetzt  ersehen  IttSBt  —  angesichts  des  nahezu 
nnveriinderten  Kurses  der  Eronenrente  nahe  Pari  —  hat  diese 
Konvertierung  den  erhofften  Erfolg  in  vollem  Hasse  gebrachte 

Die  zahlreichen  Gebfihren-  und  Steuerbegünstigungen  kommen 
in  den  nftchsten  Abschnitten  zur  Besprechung. 

VerÄusserunjfen  von  unbeweglichem  Staatseif^entum  ^meist  auf- 
gelassene militiirische  Objekte,  nicht  mehr  rationelle  Festungen, 
auf  zu  teueren  J Mätzen  stehende  Ka^»  rnen  oder /.u«  i  St.idti  reffulier 
rung  und  -Erweiterung  sich  er^^*  ])eude  Veränderunj^tii)  wurden  ver- 
fügt durch  die  Gesetze  vom  !  Januar  1902  (R,-G.-B.  18,  19  u.  20>, 
vom  21.  Juli  1902  (E.-G.-B.  159—163)  o.  a.  m. 

Das  wichtige  G.  vom  9.  Januar  1903  (IL-G.-B.  10)  ftber  die 
Abschafltang  des  Terminhandels  in  Produkten  der  Landwirtschaft 
(Abindenmg  des  Gesetzes  vom  1.  April  1875,  E.-G.-B.  67)  besprechen 
Jalirboeh  d«r  intacut.  VcMlalgiuif.  8.  Bd.  137 


Digitized  by  Google 


2160 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


wir  iui  nächstfolgenden,  dem  Eessoit  des  Ackerbanministeiiams  ge» 
widmeten  Haiiptabischnitte, 

Die  Börsen  betrifft  uuch  die  Veroi-dnung  vom  1j.  Mai  1903 
(R.-G.-H.  11t')),  womit  im  Hinblick  auf  die  neue  Effektenumsatzsteuer 
die  Schlusseiiiheiteu  fixiert  wurden. 

Wichtig  für  die  Finanzwelt  i^r  das  (iesetz  vom  27.  T>»^- 
zember  1905  (R.-G.-H.  21-S),i)  womit  für  gvluTig-  fnndierte  Buuk- 
schnldverschroi'bnnpftMi  die  Kechte  der  Resitzei-  imiuTativ  präzisiert 
und  sohin  solchen  Titres  gewisse  Bevorzugungen,  welche  bislier  durch 
Spezialgesetze  gewährt  worden  sind,  a  priori  zugestanden  werden, 
als  insbesondere  die  Gebührenfreiheit  für  die  Coupons,  die  Eignnnf; 
£ar  Anlage  von  Pupillar-,  Fideikommiss-  oder  Depositen-Geldern. 

Über  die  Gebarung  der  nenorgaiiisierten  Steuerbehörden  lässt 
sich  anch  jetzt  noch  nicht  gut  Kritik  ttben.  Infolge  der  gleich- 
zeitigen Zivilgerichtsreformen  fehlten  znnftchst  die  nötigen  Kräfte. 
Bas  neue  Personalstenergesetz  mnsste  durch  VoUzugsverordniuigen, 
zu  welchen  zum  Teil  anch  noch  in  der  gegenwärtigen  Berichts- 
periode Nachtrüge  erschienen  sind,  praktisch  ausgestaltet  werden. 
JedenfiiUs  rorhandene  Ifilngel  werden  erst  anf  Omnd  der  jüngsten 
Erfahrnngen  als  organische,  oder  nnr  Torttbergehende  oder  bloe 
lokale  sich  erkennen  lassen. 

So  viel  steht  wohl  schon  fest,  dass  sich  die  Hitwirkong  der 
Steaertrftger  weitaus  nicht  in  dem  Hasse  bewfthrt  hat^  als  miui  zu 
holTen  berechtigt  war.  Sowohl  in  den  Erwerb-  als  in  den  Personal« 
stener-Eommissionen  zeigt  sich  entweder  ein  ttbermSssiges  Eindrängen 
politischer  Parteien  oder  eben  eine  zu  geringe  Teilnahme.  Das 
System  unbesoldeter  Ehrenstellen  dürfte  sehr  bald  als  unhaltbar 
erkannt  werden.  Gerade  die  pflichtbewusste  gei.stige  Arbeit,  \v.  Iche 
weder  das  Parteiinteresise,  noch  der  laiidhitifige  fjtellcii-Ehr^eiz  lockt, 
durch  beide  al»er  bei  den  Wühlen  überwuchert  wird,  mxtm  unter 
den  ubwalteüd«'ii  Verhältnissen  in  unseren  allzu  zahlreichen  Beiräten 
und  Kommissionen  usw.  in  aliselibarer  Zeit  ffanz  vt  rsihwinden;  denn 
die  für  solche  Arbiit  lietalii-j-ti  n  und  da/u  iMit-itwillin^pn  l'er.soncn 
haben  na t iirLMMiiji---  nicht  >o  ^iiiin/ende  Kinkoniuien,  um  Zeit  und  .Arbeit 
dem  Staat'-  schenken  zu  kijnnen.  aucii  wenn  sie  es  hier  und  da 
gn-vp  Wollten  I  Wir  behalten  uns  vor,  an  anderem  Orte  diese 
Wahruehfunngen  za  «xemplilizieren. 

')  Siehe  die  susfahrliche  Besprechung  in  Gruppe  II,  1  b. 
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bb)  Steueru.^) 

Nene  Gesetze  und  auf  Grund  dieser  oder  aus  frttberer  Zeit 
bestehender  Gesetze  erlassene  Verordnimgen  des  BesBort-MiiiisteriaiUB 
hatten  naheza  alle  Steuerarten  som  Oegenstand. 

« 

Erstens:  Direkte  Steuern, 
a)  Immobiliar-Steiieni. 

Grundsteuer. 

Ja  Ergftnziuig  des  Geaetsee  vom  15.  Juni  1890  (B.-G.-B.  148), 
Ober  die  leitliebe  Ornndstenerbefreinng  pbylloierierter  Weingftiten« 
wnrde  mit  Gesetz  Tom  4.  AprÜ  1902  (B.-G.-B.  87)  die  Dauer  der 
durch  das  erstere  Gesetz  gewährten  zeitlichen  Gnindstenerfireiheit 
von  aehn  Jahren  nm  weitere  fünf  Jahre  (§  1)  vom  Zeitpnnicte  des 
Abhinfes  der  bewilligten  oder  im  Sinne  des  ersteren  Gesetzes  zu  be- 
willigenden Steuerbefreiung  (§  2)  verlänf^ert 

Dit  se  r'oniflkatiou  kommt  den  kleineren,  überwiegend  zahl- 
reiclu-ren  Wt  inlciiiern  in  den  nördlichen  und  östlichen  Alpenländem, 
deren  Kulturen  grossen  Scliaden  dorch  die  Fhylloxera  erlitten  liatten, 
zustatten. 

Ferner  wurden  mit  Gesetz  vom  19.  Juli  1902  (B.-G.-B.  1  vom 
Jahre  1903)  und  in  dessen  Vollzuge  mit  der  Finanz-Hinisterial- 
Verordnung  vom  20.  April  1908  (B.-G.-B.  91)  Grundsteuerhefreiungen 
Ar  jene  Bustikalien  ausgeeproehen,  deren  ErtrAgnisse  durch  Elementar- 
ereigniflse  oder  diverse  Parasitenkranldieiten  vernichtet  werden. 

Gebr^iidesteuer. 
Das  an  gehöriger  Stelle  in  raerito  besprochene  Gesetz  vom 
8.  Juli  1902  (B.-G.-B.  144),  betr.  Beganstigungen  für  Gebäude  mit 
gesunden  und  billigen  Arbeitrarwohnungen,  rHumt  bestehenden  oder 
neu  aufgefllhrten,  diesem  Zwecke  gewidmeten  Bauten  unter  anderem 
eine  24jfthrige  Befreiung  von  allen  Arten  dieser  Steuer  ein. 

Diese  Begünstigung  bedeutet  eine  Prämie  Ar  das  zu  solchen 
Zwecken  investierte  Privat-Kapital,  dessen  Verzinsung  im  Gesetze 
sonst  iScbmnken  gezogen  werden,  welche  die  Aussichten  auf  einen 
geplanten  Erfolg  sehr  eindämmen. 

*)  Bearbeitet  von  Dr.  Uichabl  Dudos,  Sekretär  der  I.  Ssterr.  Sper- 
kasM  in  Wien. 
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Mehrere  Gesetze  lokaler  Bedeutung  (Prag,  Lemberg,  Brünn, 
Mähr.-Ostran ,  Bielitz,  Teschen),  welche  zeitliche  Steuerbefreiung 
oder  Ausdehnung  einer  solchen  gesetelicb  bereits  bewilligten  besw. 
'/'iL'-osicherten  Steuerfreiheit  auf  eine  weitere  Anzahl  von  Jahren 
tür  aas  Öffentlichen  Assanierungs-  oder  Verkehrs-Kiicksichten  an 
Stelle  alter  Banlicbkeiten  anfgeftthrte  Kenbaiiten  beinhalten,  können 
wir  mangelB  allgemeinen  IntereBsea  übergehen.  Erwähnt  sei  nnr  das 
Gesetz  vom  10.  Ang.  1905  (IL-G.-B  133),  womit  Ar  die  Kurorte 
für  Olmlltz  ond  Krakau  die  Progressionen  bis  auf  20%  der  Gebäude- 
Steuer  für  den  Zeitraum  bis  1910  ausgedehnt  besw.  das  Steuerzins- 
mass  herabgesetzt  worden  ist. 

ß)  Personalsteuern. 

Erwerb-  und  Personaleinkommensteuer. 
Mit  den  Erlassen  des  Finanz-Ministeriums  vom  18.  Oktbr.  1902 
(B..G.-B.  208),  9.  Januar  1903  (R..G.-B.  13)  und  24.  Juli  1904 
(R.-G.-6.  82)  wurde  einzelnes  aus  den  Yollzugsvorschriften  zum 
in.,  II.  und  IV.  Hauptstttek  des  die  direkten  Personalstenern  regelnden 
Gesetzes  vom  25.  Oktbr.  1896  (B.-G.-B.  220)  durch  die  erworbene 
Praxis  bedingt,  Im  übrigen  nicht  wesentlicher  Natur,  abgeändert 
oder  ergänzt 

Das  Gesetz  VMn  21.  Juli  1902  (K.-G.-B.  170)  verlieh  der 
^Kaiser- JnbilÄum-Hochqnellen  -Wasserleitung**  (Marienthaler  Hoch- 
quellen-Wasserleitung)  unter  anderem  die  Befreiung  von  der  Erwerb- 
steuer für  die  lJuuer  vun  12  Jahren  vom  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnnng  an  (§  1  lit.  a). 

D;is  Gleiclu'  wiirde  mit  Gesetz  vom  11.  Januar  T.mi:'.  (I*.-(i.-B.  21) 
fiir  dif  Tiof(jiU'lU'nli'iUing  zur  X'risuii^ung  dei-  ( )rts«  ]?;ifton  von 
Feiixdurf  bis  Mauer  bei  Wien  (südlich  von  W  ien)  mit  Trink-  und 
Nutz- Wasser  ausgesprochen. 

Die  Geltungsdauer  der  kaiserl.  Verordnung  vom  27.  Dezbr.  1900 
(R.-G.-H.  220),  mit  welcher  den  .Seehandeisschifien  die  Befreiung  VOIl 
der  Erwerbsteoer  bis  31.  Dezbr.  1908  verliehen  worden  ist,  wurde 
mit  kaiserl.  Verordnung  vom  26.  Dezbr.  1903  (R.-G.-B.  267)  bis 
zum  31.  Dezbr.  1904  erstreckt. 

Während  diese  drei  Gesetze  Steuer-Privilegien  schufen,  wurden 
der  Allgemeinheit  die  in  den  Art.  IV  bis  XI  des  Stenergesetzes 
vom  25.  Oktbr.  1896  (R.-G.-B.  220)  vorgesehenen,  von  gewissen 
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Bodingangeii  abbSngigen  NacUäise  (15%  und  12^//o  besw.  25<»/o 
und  10%)  an  der  Haofi*,  Grund-  nod  Erwerbitener  (ftr  die  Jahre  1902 
mit  FiDanz-Min.-Verordii.  vom  11.  Jnni  1902  (R.-G.-B.  122),  1908  mit 
Fiiiaiiz-lIiii.-Terord]L  vom  22.  Juni  1908  (R.-G.-B.  138)  und  mit 
Fiaanz-Min.-Verordn.  vom  11.  Jnni  1904  (R.-G.-B.  60)  gewährt. 

Mit  Gesetz  vom  21.  Dezbr.  1905  (K.-Ci.-B.  201)  wnrdeo  die 
Er\verbsteueibef,'ünstij?iingen  für  im  liilaiKie  eiv.entrte  Fahrj^enj^ 
nnsert'  Handeismariüe  verllLugert  und  aof  neu  2U  erwerbende  Sclüffe 
ausgedelint. 

Erwähnt  seien  Bcbliesslicli  die  anlässlich  der  Vereinigang:  der 
Polizeirayonagebiete  am  linken  Donannfer  mit  Wien  ei^angenen  Über- 
gangsbettimmangen,  zofolge  welcher  in  diesen  Gemeindeteilen  erst 
in  10 — 15  Jahren  die  Öffentlichen  Abgaben  im  vollen  IBr  Wien 
gültigen  Ansmasae  zor  Einhelmng  gelangen. 

Zweitens:  Indirekte  Stenern  (Verbranchsabgaben). 

Zuckersteuer. 

■ 

England,  der  stärkste  Zncker-Konsament  in  Europa,  stellte 
nm  seinen  FinanzzoUertnig  zu  heben  oder,  wenn  dies  dnrch  das 
Verhalten  der  Kontinental-Hächte  nicht  erreichbar  wfire,  nm  seinen 
Kolonien -Zndcer  konknrrenzfthig  za  gestalten,  anf  der  genrita 
seiner  Initiative  in  Brfiatel  anfangs  des  Jahres  1902  zmammen» 
getretenen  nnd  von  den  Zncker  exportierenden  enropSischen  Staaten 
beschickten  Konferenz  die  mit  dem  internationalen  Vertrage  (Brfiaseler 
Konvention)  vom  5.  M&rz  1902  von  den  Vertragsstaaten  auch  an- 
genommenen Fordenmgen: 

Anfhebnng  der  Znckerprämien  (AnsAihrbonifikationen,  Inlands- 
prämien usw.)  aller  Art  in  den  vertragschliessenden  Staaten  mit 
1.  September  1903  (Art.  1). 

Festsetzung  des  Überzolles  (Surtaxe),  d.  h.  des  Unterschiedes 
zwischen  dem  Betrage  der  Zölle  und  Steuern,  welchen  der  zu 
importieren fle  Zncker  im  Erzeugnngsstaate  unterliegt,  und  dem 
der  Abgraben  nnd  Stenern,  welchen  der  eitilu  imische  Zucker  im 
Inlande  nnterworten  ist,  mit  höchstens  6  Fr.  per  1  Ctr.  raffinierten, 
5%  Fr.  per  1  Ctr.  anderen  Zneker^^  (Art.  2). 

Besonderer  Einfuhrzoll  (StiafzoU)  oder  Import -N'erbut  für  im 
Erzeugungs-Staate  prämiierten  Zucker  in  der  Höhe  dieser 
Prämien  (Art  4). 
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Überwacfaniic^  der  Einhaltiiiig  der  Yertragsbestimmungen  und 
Verhinderong  ihrer  Ümgehang  dnrch  eine  &tftndige  in  Brüssel 
tagende  Kommission  (Art.  5). 

Vertragsdauer  vom  1.  September  iyo8  bis  1.  Septeuib»  r  1908 
mit  je  eiiijährig'er  Vt«rläii|<.  i luig  im  Falle  nicht  12  Monate  vorher 
erfolgter  Kündigung  (Art.  10). 

England  nnterstützte  diese  Forderangen  mit  der  Erklärung, 
den  Zackerimport  jener  Staaten,  welche  diesem  Vertrage  nicht  bei- 
treten würden,  mit  derartigen  Zöllen  sa  belegen,  dass  alle  im 
eiportierenden  Staate  in  Aasfahrbonifikationen  oder  SchntzsSllen 
bestehenden  Vorteile  dadurch  znr  Oenflge  aufgehoben  würden. 

Die  Zackerindnstriellen  in  Österreich  nnd  Ungarn^)  hatten 
swischen  zwei  Dingen  zu  w&hlen:  entweder  den  englischen  Varkt 
nnd  damit  für  die  nächsten  fünf  Jahre  einen  Zncker-Export  im 
jährlichen  Werte  von  ca.  100  Hillionen  Kronen  an  verlieren  oder 
die  im  Orande  gerechten  Fordernngen  Englands  ansnnehmen  nnd 
der  neuen  iSachlae;^e  sicli  anzupassen:  letzteres  musste  fiip-lich  ge- 
schehen, eres«  hall  aber  ohne  Schaüim^^  von  (  beigangrsbestiinmungen. 
welciit'  allen  kuntiuentalen  Znckerexportstaaten  zur  Erhaltung  des 
Weltmarktpreises  allmählichen  Rci^elun^r  der  Produktion  nnd  Re- 
dnzierunf?  des  grossen  Vorrates  an  terliger  Ware  sehr  erwünscht 
gewesen  wären. 

Ans  der  ^^dsst-n  Zahl  rler  von  l'raktikern  und  Theoretikern 
zur  Abwehr  der  weittragenden  Folgen  der  Brüsseler  Konvention  in 
(Österreich  gemachten  Vorschläge,  wie  Rayonierung  des  Rübenbaues, 
Herabminderung  der  Erzeugung,  Kontingentierung  derselben,  Herab- 
setzung der  Zuckersteuer,  Hebung  des  Inland -Konsums,  Steuer- 
fi-t  ilit  it  für  denaturierten  Zucker  nnd  solche  Nachprodukte  der 
Zuckerfabrikation  ergriff  die  Gesetzgebung^  zunSchst  und  bisher  die 
Kontingentierung  der  Zuckerproduktion. 

Hit  dem  Gesetze  vom  81.  Januar  1908  (R.-G.-B.  26)  wurde 
der  Einfuhrzoll  fßr  Zucker  nach  dem  Brüsseler  Vertrage  normiert  (§  1 ), 
die  Leistung  der  (18  Hillionen  Kronen  jährlich  betragenden  staat- 
lichen) AusfkihrboniflkationttD  mit  31.  August  1903  eingestellt  (§  2). 
(Auch  Finanz-Ministerial-Erkss  vom  3.  August  1908,  R.-G.-B.  161). 

')  Jeder  dieser  Staaten  wurde  für  sich  als  verlragschliessender  Teil 
betrachtet  (Art.  7  der  Brüsseler  KoDTention). 
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AI«  (Zuckeriudnütrie-)  Betriebsperindp  t'ür  die  Hinkunft  der  Zeit- 
raum vom  1.  Septpmber  bis  31.  Aufjust  des  nächst toltrHudon  Jahres 
t'estgresetzr  (ij  3),  der  Betrag  von  21  Millionen  Kronen  als  Maximum 
der  staatlichen  Ausfuhrbonitikationen  für  die  letzte  dreizehninonatliche 
Betriebsperiode  vom  1.  August  1902  bis  31.  August  1903  eingeräumt 
(§  4)  und  zur  Regelung  des  Inlandverkehres  in  Zucker  dessen 
(vorher  schon  abgabepflichtige)  Inverkehrsetsang  kontingentiert  (§  5). 

Dieses  Kontingent  wurde  für  die  erste  Betriebsperiode  (1.  Sep* 
tember  190$  bis  31.  August  1904)  fQr  Österreich  mit  2770340  Ctr.' 
Eonsnmsncker  festgesetzt;  fOr  Ungarn  waren  868660  Ctr.,  für  Bos* 
nien  nnd  Herzegowina  26000  Ctr.  Eonsnmzncker  koatingeotiert 
worden. 

Die  österreichischen  Interessenten  bezeichneten  das  ungarische 
Zuckerküiitiiigt'iit  als  viel  zu  hoch  bemessen  und  nachteilig  für  die 
österreichische  Zuckerindustrie;  der  österreichische  Fiskuü  hingegen 
hatte  daraus  keinen  Schaden,  wie  ihm  aiu  h  aus  einem  geringeren 
ungarischen  Kontingent  kein  Vorteil  erwaehsen  wäre,  weil  die  iister- 
ivicliisclie  und  ungarische  Zuckersteuer  eine  Kon.sunisteuer  ist.  un- 
mittelbar vor  der  Inverkehrset^^ung  des  Zuckers  ent richtet  uml 
demnach  der  Ertrag  der  Zuckersteuer  nicht  diu'ch  die  Troduktion, 
sondern  durch  den  Konsum  bestimmt  wird. 

Hit  einem  zweiten  Gesetze  vom  81.  Januar  1903  (B.-G.-B.  27) 
wvrde  das  mit  dem  ersten  Gesetze  ffir  die  österreichischen  Länder 
normierte  Znckerkontingent  von  2770340  Ctr.  Eonsumzucker  indi- 
viduell auf  die  aeterreichisehen  ZuckererzeugungsstStten  aufgeteilt. 

Die  ständige  Brüsseler  Delegierten-Kommission,  welche  wir 
Irüher  erwähnt  haben,  erklärte,  in  diesem  Gesetze  eine  offizielle 
Organisierung  eines  Kartells  zur  Preisbildung  im  Inlande,  eine 
indirekte  Heranziehung  des  vertragsraässig  mit  tl  Fr.  bezw.  S^/»  Fr. 
bestimmten  ITberzolles  (.Surtaxe)  zu  einer  Prämie,  was  gegen  den 
A?-t  1  der  Kouveution  Verstösse  usw.,  kurz  einen  Widerspruch 
mit  dem  Sinne  und  Geiste  der  Brüsseler  Konvention  zu  erblicken. 

Die  Entscheidung  des  internationalen  Forums,  zunSehst  von 
Frankreich,  dann  auch  von  Deutschland,  hauptsftehlich  seinem  Ham- 
bni^^  Markt)  bdflUlig  empfunden,  fiel  gegen  dieses  Gesetz  ans, 
welches  auch  in  seinem  vollen  Umfange  mit  der  Eaiserl.  Verordnung 
vom  1.  August  1903  (B.-G.-B.  160)  aufgehoben  wurde. 
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Bisher  also  hat  die  Seterreichiache  Gosetsgebnng  nur  mit 
dem  ersterwähnten,  in  Rechtskraft  yerbUebenen  Gesetze  vom 
31.  Jannar  1903  (R.-G.-B.  26)  eine  gesetzliche  Hebong  der  dnrch 
die  Brüsseler  Konvention  hart  getroffenen  Znckerindostrie-VerhSlt- 
nisse  vemncht;  ein  zweiter  Versnch  misslang,  wie  wir  gesehen  haben, 
nnd  weitere,  sehr  dringliche  Versuche  wollen  über  das  Stadium  von 
Gesetzentwiirf'eu  hinaus  nicht  ^adeihen. 

Die  Eayonieruiig  des  KQbenbaues  hall«  volkswirtschaftlich 
nnd  landwirtschaftlich  grosse  Bedenken;  den  Armen  nnter  diesen 
Landwirten  und  den  weniger  Notleidenden  unter  den  Zucker" 
Industriellen  wäre  durch  eine  Kontingen tiernng  der  Znckerstener, 
wofftr  eine  Basis  nicht  schwer  zn  finden  wäre,  und  nicht  der  £r- 
zengnng,  dem  konsumierenden  Publikum  auch  durch  die  Herab« 
setznng  der  enormen  Steuer  (36  K.  pro  1  Ctr.  Konsumzncker)  ge^ 
holfen. 

Die  vielfach  bekämpfte  Anfrechterbaltnng  des  heutigen  Bftben- 
hanes  konnte  trotz  der  verringerten  EhcportmOgUchkeit  durch  Hebung 
des  Konsums  im  Inlande  und  dieser  wieder  dnrch  Herabsetznng  der 
Zu^ersteuer  erreicht  werden. 

Wir  hatten  vorhin  erwähnt,  dass  unter  den  Brüsseler  Ver- 
tragsstaaten Ungarn  als  Staat  für  sich  auf  dem  Plane  erschien. 

Dieses  Verhältnis,  welches  der  (>8t<;rreich  und  Frifcarn  heute 
doch  noch  verbindenden  Keal- Union  formlich  widerspricht,  trat  ver- 
kappt abermals  zutage  in  dem  von  den  beiderseitigen  Finanzministem 
abgeschlossenen,  in  Ungarn  bereits  auch  zum  Gesetze  gewordenen 
Übereinkommen  auf  Erhebung  eines  Anslhhrzolles  (ebenfalls  Snrtaxe 
genannt)  von  3,50  E.  pro  1  Ctr.  raffinierten,  8,20  K  pro  1  Ctr. 
Hohzncker  Exportware  von  Österreich  nach  Ungarn  oder  umgekehrt. 

Abgesehen  von  der  Einbnsse,  welche  dadurch  die  jährlich  bisher 
ca.  8l)0<>()0  Ctr.  betragende  Ausfuhr  österreichisclien  Zuckers  nach 
Ungarn  cil-  idet,  bedeutet  dieses  1  ben  inkomnien  und  das  hierzu  ge- 
troffene Amendement'),  die  Snrtaxe  beim  l'iiii-tiinger  (zunnist  eben 
Händler  und  Raftineure  in  Ungarn)  gegen  Kestituierung  an  den 

*)  Das  Amendemeot  wurde  ungarischerseits  versolasst  weil 

das  Ül«er«  ink()iuni<'n  in  ÖsttTroich  iresetstich  noch  nicht  sanktioniert  wurde 
und  kaum  »auktioniert  wordeu  dürfte  —  es  wftre  denn  mit  Hilfe  desg  14, 
was  nicht  zu  gewärtigeu  ist. 
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Flakiis  deB  Zocker  exportieraideii  Staates  zu  erheben,  nichts  anderes, 
als  Anfhebnng  der  ZoUgemeinsebaft  zwitchea  Österreich  und  Ungarn, 
und  so  einen  Schritt  weiter  znr  Wandlung  der  Beal-Union  in  die 
in  Transleithanien  heiss  begehrte  Personal-Union. 

Den  der  Sorge  nm  die  ^Erhaltung"  der  Zacker-Indnstrie  ent- 

»{•ringenden  Wünschen  der  Interessenten  auf  tunlichst  ausgedehnte 
Befreiung  denaturierten  Zuckers  und  solcher  Nachprodukte  der 
Znckerfabrikation  von  der  Verbrauchsabgabe  (Zuckersteuer)  truf^:  das 
hierzu  ermächtigte  Kessortmiuisteriuin  bisher  insofern  lu  chnung,  als 
die  Al)£rabefreiheit  von  Stärkezucker  zu  gewerblichen  \'erwendnngen 
mit  Krlass  vom  23.  März  1903  (R.-G.-B.  75),  von  Zu(  ker  zur 
Glyzerinseifenerr.eng'nn^  mit  Erlas»  vom  2s.  Dexbr.  \\»)'\  (K.-G.-B.  205*)^ 
von  Zucker  znr  Pajiiererzenpunir  mit  Erlast*  vom  24.  Anprtist  lOOl 
(R.-G.-B.  98)  und  von  Zucker  als  Besch  wer  ungsmittel  zur  t>eiden- 
fftrberei  mit  Erlass  vom  7.  Septbr.  1904  (B.-G.-B.  102)  eingerftomt  wnrde. 

Biersteiier. 

Mehrere  im  Einvernehmen  mit  dem  königl.  ungarischen  Finanz- 
miniBterinm  eilaBf^pne  Verordnungen  des  österreiehisehen  Finanz- 
ministeriums betreffen  administrative  Abänderungen  der  Kiersteuer- 
ToUzagsvorschrüt  dieses  Ministenams  vom  21.  Juli  1899  129). 

Branntweinsteuer. 
JJeiigleichen  wurden  in  Ahiinderung  der  Branntwein.steuer- 
vollzngs Vorschrift  vom  21.  Juli  is;»'.»  (H.-G.-R.  \'«'rordinineren. 
betr.  die  abgabefreie  Verwendung  von  Branntwein  zur 
Herstellung  von  Schwefel  und  Essigäther  (vom  2h.  Mai  1903, 
R.-G.-B.  135),  zum  Betriebe  von  Motoren  (vom  23.  Novbr.  1903, 
R.-G.-B.  238)  und  betr.  die  Wegbringung  von  Fuselölen  (vom 
20.  August  1904,  R.-G.-B.  93)  im  Einvernehmen  mit  dem  nngarischen 
Bessortministerinm  erlassen. 

Mineralölsteuer. 

Mit  einein  umfangreiclien  Erlass  des  Finanzministeriums  vom 
9.  Juli  1903  iK.-G.-B.  143)  wurde  eine  V.dlzugsvitrs.  hrift  zu  den 
die  Verbrauchssteuer  von  Mineralöl  betretVendt  ii  Anorduungen  des 
Gesetzes  vom  26.  Mai  1882  (R.-G.-B.  55)  ausgegebrii. 

Die  Besprechung  des  näheren  Inhaltes  dieser  auf  Verbrauchs- 
abgaben sowie  der  auf  andere  Steaerarten  sich  beziehenden  Ver- 
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Ordnungen  und  /.ihlreichen  Kundmachungen  des  Ressortminißteriums 
können  wir  teils  wepren  ihrer  nur  hestimmte  Interessentenkreise 
berührenden  Bedeutung,  leils  wegen  ihres  im  grossen  und  ganzen 
nnr  administrativen  Charakters  unterlassen. 

Verschiedenes. 
Zahlreich  sind  die  Kundmachungen,  mit  welchen  eine  Anzahl 

von  Steuerämtern  und  gerichtliehen  Depositen-Kassen  in  verachie- 
denen  Städten  errichtet  wurden.  Auch  andere  bloss  lokale  Ver- 
fügungen übergehen  wir  besser. 

Hervorzuheben  hinfregen  wegen  ihrer  allgemeinen  Bedeutung 
ist  an  dieser  Stelle  die  Kaiserl iilio  \  eiordnung  vom  16.  Juli  1904 
(R.-G.-B.  79i,  mit  welcher  der  Ausi»rurli  auf  Vergütnnsrszinsen  für 
ab  1.  Januar  190}  nicht  ..rechtshe*!;indig"  geleistete  und  <l;iher  bar 
zurückei-setzte  Steuer-  und  Steuerstrat'betrKge  gewälirleistet  wird; 
der  Prozentsatz  der  Vergütungszinsen  ist  gleich  dem  der  für  die 
Stenern  zur  P^rhebung  gelangenden  Verzugszinsen  (ü'^/q)  —  §  1  u.  §  7. 

Die  Zeit,  ffir  welche  die  Vergftttingszinsen  berechnet  werden, 
läuft  vom  Tage  der  nicht  „rechtsbeetändigen**  Zahlung  bis  zum 
Tage,  an  welchem  der  zu  reBtituierende  Steuerbetrag  vom  Berechtigten 
zurftckerhoben  werden  kann  (§  4), 

Dieser  Anspruch  erlischt  binnen  drei  Jahren  vom  Tage  der 
Zustellung  der  bezflglichen  Entscheidung  der  Verwaltnngs- 
(Steuer-)  Behfirde  oder  vom  Tage  der  Verkündigung  des  bezüg- 
lichen gerichtlichen  Erkenntnisses,  auf  Grund  welcher  der  Bttckersatz 
sUttfindet  (§  5). 

Da  für  solche  nicht  „rechtsbestSndige"  Zahlungen  von 
Stempel-  und  Prozentual -Gebflhren  (für  '  Urkunden,  Bechtsge- 
schftft«  usw.)  eine  staatliche  Pflicht  zur  Leistung  von  Vergütungs- ' 
Zinsen  beim  Uückersatz  gesetzlich  schon  seit  Jahren  besteht,  so 
wurde  mit  dieser  Kaiserlichen  Vtrurduuiif^  nunmehr  auch  hinsichlich 
derartiger  „Steuer  "Zahlungen  gerechten  Wünschen  Rechnung  getragen. 

c)  Gebühren.*) 

tt)  Die  Fahrkartensteuer. 

Eine  wiseuiliche  Ander uu^^  t  iluhr  rlic  in  der  T.  P.  47  lit.  e 
des  Gebührengesetzes  festgesetzte  Stempelgebühr  für  die  Tersonen- 

^)  Bearbeitet  Ton  Dr.  Theo]>ob  Held,  BlagiBtratsBekretdr,  Wien. 
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•  karten(Empfanprs-  und  Aiifnahmsscheine  der  Eiseiibahnunternehmungen) 
dnrch  die  Eiutuhriing  einer  Fahi karteiisieuer  vom  Personentrans- 
porte anf  Eisenbahnen  (Gesetsc  v(mi  19.  Juli  1902,  R.-(i.-B.  ir)3; 
Durchführanpsvprordnnng  vom  JT.  September  1902,  R.-G.-B.  195). 

Die  Fahrkartensteuer  ist  zu  entrichten  als  Prozent nal^'-ebiihr 
vom  Fahrpreis  und  als  fixe  Stpmi>f»l<rebühr  für  .An\vei:>un^;en  und 
Legitimationen.  Für  ilen  Verkehr  mit  dem  Auslande  ist  neben  dt-i- 
entsprechend  ermässigten  Prozentualgebtihr  noch  die  Fahrkarten- 
Stempelgebühr  von  2  h  für  jede  Krone  Fahrpreis  beibehalten,  und 
zwar  ohne  Beschrftnkatig  aaf  den  bisherigen  Maximalbetrag  von  50  h. 
Für  den  Pei-sonen verkehr  mit  Damp^BChifien  bleibt  die  alte  Falir- 
kartenstempelgebäbr  ohne  BescbrfinkQiig  auf  einen  Maximalbetracr 
gleichfikU«  bestellen. 

Die  ProzentnalgebQhr,  welche  von  der  Bahnverwaltang 
snfifleich  mit  dem  Fahrpreis  einsaheben  ist,  betrfigt 
für  Hauptbahnen  12  ^/q, 
für  Lokalbahnen  6%, 
.für  Kleinbahnen  3^/o  vom  Fahrpreise. 

Im  Verkehre  mit  dem  Auslände  (einschliesslich  nach  Ungarn, 
Bosnien  und  der  Herzegowina)  betrftgt  die  Gebfibr  für  die  im  Inland 
znrttckgelegte  Strecke  10  %,  wozu  dann  noch  die  2  %ige  Fahrkarten- 
Stcmpelgebflhr  vom  ganzen  Fahrpreise  kommt. 

Ein  ermässigter  Steuer-  bezw.  Gebührensatz  von  9,5  ^  q 
bezw.  im  \  erkehr  mit  dem  Ausland  7,5**/o  tritt  für  Fahrkarten 
der  III.  Wagenklasse  bei  jenen  Hani»tbalinen  ein,  deren  Tarif  um 
mehr  als  20<^/q  höher  iht,  als  dw  der  österreichischen  iStaatsliahnen. 

Uie  Bpfreinngen  von  der  prozentuellen  Fahrkarrensteuer 
sind  persönliche  und  sachliche.  Persr.nlich  befreit  sind  d.  r  allerh. 
Hof,  Beffirdeningen  nach  dem  Miliräitarif  und  Arbeitertahrkarten 
mit  mindestens  50  ^/^  Fahrpreisermässigung.  Eine  sachliche  Be- 
freiung geniessen  Kleinbahnen  innerhalb  einer  Gemeinde  und  eines 
Umkreises  von  10  km  von  der  Gemeindegrenze  und  die  Linien  der 
Wiener  Stadtbalm  anf  die  Dauer  der  in  der  Konzessionsnrkande 
festgesetzten  Steuerbefreiung. 

Die  Stempelgebahr  fflr  Anweisungen  (Fahrlegitimatiomn) 
stnft  sich  nach  der  Wagenklasse  ab  nnd  beträgt  fttr  Legitimationen 
znr  Men  wiederholten  Fahrt  5,  10  nnd  20  K.,  für  Legitimationen 
znr  freien  einmaligen  Fahrt  50  h,  1  K.  nnd  2  K.  —  Für  An- 
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weiansfifen  snr  Fahrt  mit  ermässigrteiii  Preise  gilt  die  Hälfte  der  vor-  • 
Btebenden  Sätze.  Von  der  Stempelgebtthr  be f  r e i  t  sind  LegitimAtionen, 

welche  auf  gesetzlichen  oder  konzessionBmSssigen  Verpflichtungen 

beruhen,  welche  den  eigenen  Bediensteten  und  Arbeitern  der  Hahn 
und  deren  Familienangehörigen  uder  den  Bediensteten  fremder 
VerkehrsanRtalten  erteilt  weT-dcii.  und  welche  aus  öffentlichen  oder 
eisfiibalindieüütiicheii  Kiu  k.-.irhirn.  wetreii  Armut  oder  für  gemein- 
nützige Zwecke  (nach  den  Bestimmungen  der  Dienstvorschrift)  ge- 
währt werden. 

Erwähnt  werden  mag  noch  das  vom  Abgeordnetenhanse  be- 
schlossene Junktim  dieees  Cresetzee  mit  mehreren  anderen  Gesetzen, 
betr.  die  Anfhebnngr  der  Stnuaenmanten,  die  Regelung  der  Ver- 
sorfDDgagenflsse  gewisser  Kategorien  von  Zivilstaatebeamten  usw., 
für  deren  DQrehf&hmng  in  der  FnhrkartenBtener  die  notwendige 
Bedeckung  gefunden  werden  sollte.  Und  swar  verteilt  sich  nsdi 
dem  Präliminarien  das  Fahrkartensteuererträgnts  im  nngeffthren 
Betrage  von  16,4  Millionen  Kronen  wie  folgt: 

Ausfall  der  alten  Fahrkartenstempelgebflhr    .  .  4,4  Vill.  K. 

„      „  MantgebOhr   2,1  ^  ^ 

Uebranfwand  für  das  Kanzleihilfspersonal  ...  5  ^  . 

„    reiisionserhöhnngen     ....  2,5 

„    Regelung  der  Adjunkten .    .    .  1,G  „ 

Ks  verbleibt  daher  ein  anderweitig  verwendbarer  Überschass 
von  0,8  ililliouen  Kronen. 

/9)  Anderweitige  QebQhren  and  Taxen. 

Mit  dem  Gesetze  vom  19.  Jali  1902  (R.-G.-B.  152)  wnrde  die 

Aufhebung  der  Srarischen  Strassen-  und  trberfahrtsmanten  mit 
1.  Januar  li>05  verfügt  (nachdem  die  ärarischen  Brückenmauteii 
bereits  im  Jahre  l^'Jl  aufgehoben  worden  waren)  und  das  Fiuiiiiz- 
rainisterium  zugleich  zur  VeräuRserung  der  hierdurch  entbehrlich 
gewordenen  unbewcf^liclien  (»bjekte  des  Staatseigentums  ermächtig^. 

^rit  dem  Gesetze  vom  22.  Jannar  1SK)2  (R.-G.-B.  40)  erfolgte 
eine  Regelung  des  Konsulargebührenwesens  und  die  Festsetzong  eines 
neuen  Konsulai-gebührentarit'es  an  Stelle  des  Reglements  vom 
Jalire  1S4(>.  Der  Tarif  umfasst  einerseits  die  Gebühren  für  den 
Scbiffahrtsbetrieb  der  tfsterreichisehen  und  ungarischen  Handelsmarine, 
andererseits  die  Gebühren  fHr  alle  Akte,  welche  sich  ans  dem  Unter> 
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tanenwesen  ergeben,  und  die  Ansübnng  der  Gerichtsbarkeit,  das 
anttentreitige  Vei&hren  (VerUuBenflcliaflsabhandliiiigen  usw.), 
ootarielle  Akte,  adminiBtrative  Angelegenheiten  (Ehekonsenee, 
UnprangBzertlAkate,  Leichenpflaee  nsw.),  die  FaBspolizel  nnd  Evidens- 
haltnng  der  StaatsangehSrigen  und  SchntzgenoeBen  nnd  endlich  die 
Vertretnng  der  genannten  Pereonen  vor  fremden  Behörden  betrelfond. 
Für  die  Sichentellnng  nnd  Einhebnng  dieser  Oebflhren  sind  die  fRr 
Stempel  nnd  Gebfthrw  in  (Österreich  geltenden  Beetiromnngen  als 
massgebend  erklärt  BeknrsbehOrde  ist  das  Hinisterinm  des  Äassem. 

y)  Gebührenbefreiungen. 

Eine  generelle  Gebnhrenbefreinng  räumt  das  Gesetz  vom 
25.  März  1902  (B.-G.-B.  70)  den  Ländern,  Bezirken,  Gemeinden  und 
anderen  antonomen  Verbänden  für  alle  Anleihen  ein,  welche  dieselben 
cnr  AiufiUirang  der  ihnen  anvertrant^  öffentlichen  Aufgaben  oder 
ZQ  EoQventiemngtzweeken  an&ehmen.  Die  Befreinng  bezieht  sich 
auf  die  auszustellenden  Schuldscheine  bezw.  Obligationen  und  deren 
Coupons,  auf  P&ndbestellungSQrkunden,  Empfangsbestätigangen  und 
gmndbfleherliche  Eintragungen,  sowie  auf  die  bei  den  Verwaltungs- 
behörden  zu  überreichenden  Eingaben. 

IndiTiduelle  GebfihrenbeMungen  bezw.  Begünstigungen,  und 
zwar  in  der  Regel  yerbunden  mit  Steuerbeftreiungen  oder  Erleich- 
terungen, wurden  gewfthrt: 

dem  4285  HillionenoAnlehen  (Investitions-Anlehen)  der  Stadt 
Wien  mit  Gesetz  Tom  28.  Hirz  1902  (B.-G.-B.  67); 

der  Kaiser-Jubfläums-Hochqnellenwasserleitang  (Marienthaler- 
Hochquellenleitang)  mit  Gesetz  vom  21.  Juli  1902  (R.-G.-B.  170) 
(für  die  Ausgabe  von  Teilschuldverschreibungen,  für  Grunderwerbungen 
und  Wasserlieferungsverträgei;  desgleichen 

der  Tiefqnelleuwasserleitiing  Felixdorf-Mauer  mit  Gesetz  vom 
Vi.  Januar  }\m  (R.-G.-B.  21):  dann 

der  Marktgemeinde  Wiznitz  bplnit's  \'t>i  lt  i;ung  des  durch  Hoch- 
Avuhser  gelahrdeten  Teiles  (für  alle  Kechtsgeschäfte,  insbesondere 
T'bertragnng  des  Eigentumsrechtes  und  von  dinglichen  Hechten) 
mit  dem  Gesetz  vom  23.  Juli  V.m  (R.-G.-B.  167). 

Mit  dem  Gesetz  vom  10.  Januar  1902  (R.-G.-B.  14)  wurde  die 
aus  Anlass  der  Aufteilung  der  kultorlähigen  Gemeindegründe  in 
Dalmatien  gewährte  Gebührenbefreiung  neuerlich  auf  10  Jahre 
verlSngert 
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Mit  dfr  Turoidnung  vom  lü.  April  1902  (H.-G.-JJ.  'Jii»  wurde 
die  mit  dem  Gesetz  vom  16.  Juni  1894  eiugeiiiniute  Gftbühren- 
erleichterung  fiir  Darlehen  nnd  Subventionen  zur  WiederherstelluBg 
von  durch  die  Heblau;«  zerstörten  Weingärten  gerpp:elt. 

Mit  (i.  vom  14.  August  1905  (K.-G.-B.  136»  wurde  liestimmt, 
da«s  die  Frist  zur  Erwirkung  der  im  Gesetz  vom  l8.  Juni  1901 
(R.-G.-B.  174)  über  die  Neuregelung  der  Immohiliarübertragungs- 
gebühren  vorgesehenen  Beg^iustigungen  von  der  ZasteUung  des 
Zahlungsbefehles  an  zu  rechnen  ist.  Damit  wurde  eine  grosse  Un- 
billigkeit gegenflber  jenm  Lenten  beseitigt,  die  im  Vertranen  auf  die 
Wohlmeinnng  der  Behörden  es  nnterlassen,  schon  bei  der  Bemessnngs- 
anzeige  die  BegQnstignngsgrfinde  geltend  zn  machen. 

d)  Monopole  usw. 

Anf  diesem  Gebiete  sind  nur  mehrere  die  Verschleisspreise 
besonderer  Salzfabrikate  regelnde  Verordnungen  zu  verzeichnen 
(19.  November  1902,  R.-G.-B.  235  ;  81.  Mai  1904,  B.-a-B.  55; 
5.  Angnst  1904,  R.-0.-B.  83). 

Das  Tabakmonopol  betreffend  bemerken  wir  die  Einftthmng 
der  nikotinarmen  nenen  Zigarrensorten. 

Der  Yerfindemngen  im  Staatsschnldenwesen  dnrch  die  Konver- 
tierung einheitlicher  Renten  wnrde  unter  Ba.  bereits  gedacht. 

Den  Bericht  über  den  Finanzressort  abschliessend^  darf  wohl 
auch  der  jährlichen  Schlussrechnungen  gedacht  werden,  welche  der 
Prüfung  des  k.  k.  obersten  Rechnungshofes  bezw.  der  Kontrolle  der 
vom  Parlamente  entsandten  Staataschalden-Kontrollkommission  nnter- 
liegen.  Diese  Abschlüsse  stellen  erfrenlicherweise  ausnahmslos  fest, 
dass  der  wirkliche  Erfolg  im  grossen  ganzen  die  jeweiligen  Vor- 
anschlüge  ttbertroffen  hat. 

Es  ist  damit  klargelegt,  dass  die  grossen  politischen  Fragen 
und  selbst  schwersten  politischen  Krisen  weitaus  nicht  jenen  tief- 
gehenden Einflnss  auf  die  Entwickelnng  der  Volkswirtschaft  nehmen, 
wie  ihn  auch  wir  schon  anzunehmen  versacht  waren»  zumindest 
nicht  in  unserem  Osterreichischen  Staatswesen,  obwohl  gerade  unserer 
Monarchie  schon  so  oft  der  nahe  Untergang  prophezeit  worden  ist. 

Die  zweifellosen  Nachteile  fortgesetzter  Ungewisslieit  fiber  die 
staatsrechtliehe  Entwickelnng  der  nächsten  Zukunft  scheinen  denn 
doch  einigermassen  kompensiert  zu  werden  durch  die  Beseitigung 
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der  Gpfahrfn  von  t'^berproJuktiou  und  übf  rwuchernib^r  Üher- 
spekulatiun,  wie  sie  die  so  hoffnungsreichen  ersten  siebziger  Jaiu'e 
dee  vorigen  Jahi  liuiiderts  uns  bescherten. 

Ein  zweiter  „Kiacli''  steht  aus  sicher  nicht  so  bald  bevor! 

5.  Verwaltungsbereich  des  Ackerbauministeriiuns. 

Mehrere  im  letzten  iJeriehte  schon  als  im  Werden  begrirten 
besprochene  wichtigere  Reformen  sind  in  der  gegenwärtigen  Be- 
richtsperiode zn  vollendeten  l^^latorischen  Tatsachen  gediehen. 

a)  Wir  wenden  uns  zuerst  dem  für  die  wirt^chaltlicliefi  Er- 
folge  der  Landwirtschaft  gewiss  wichtigen  sog.  Terminhandels- 
gesetze  zn. 

Das  Gesetz  vom  4.  Jannar  1903  (R.-6.-B.  10),  ^mit  welchem 
einige  abändernde  nnd  ergänzende  Bestimmungen  zn  dem  Oesetz 
▼om  1.  April  1875  (B.-G.-B.  67),  betr.  die  Organisierung  der 
Börsen^  erlassen  werden**,  fixiert  vorerst  im  §  1  den  Begriff  ,,land- 
wirtschaftliche  Börse" .  dahin,  dass  als  „landwirtschaftliche'*  jede 
BOrse  gilt,  deren  Verkehr  sich  laut  dee  Statutes  anf  Getreide  oder 
Hflhlenfabrikate  erstreckt,  ob  daselbst  noch  andere  Waren  gehandelt 
werden  oder  nicht 

In  den  §§  2 — 5  wird  der  Begiernng  bezw.  dem  Ackerbau- 
Ifinisterinm  im  Einvernehmen  mit  den  Ministerien  der  Finanzen 
und  des  Handels  einerseits  nnd  der  Landwiitschat't  —  mindestens 
ein  Drittel  der  Börsenleitung  muss  ans  den  von  den  landwirtschaft- 
lichen Landes-Kooporationen  nominierten  Personen  bestehen  —  ein 
masst;:eljeader  Einlluss  {^^esichert.  Durch  §  H  werden  in  landwirt- 
schaftlichen Börsen  jene  Elemente  iV  rnj^t  halten,  die  nicht  irgendwie 
berufsmässig  mit  der  Urproduktion  sich  befassen. 

Die  §§  8  und  9  machen  die  Bestimmungen  über  den  Abechlnss 
nnd  die  Abwickelung  der  Börsengeschäfte  von  landwirtsehaftliclien 
Barsen  von  der  Genehmigung  der  abgesandten  drei  Minister  abhiingig, 
welche  ihrerseits  wieder  gehalten  sind,  vorher  übn  die  bezüglichen 
Beschlüsse  der  Bdrsenleitnng  die  Vertreter  der  Landwirtschaft 
zn  hOren. 

Ein  eigener  Abschnitt  ist  „Bestimmungen  fiber  das  Verbot 
des  Temiinhandels  in  Getreide  nnd  Mühlenfabrikate*  Überschrieben. 
§  10  lautet  kurz  „Bdrsenmässige  Termingeschäfte  in  Ge- 
treide nnd  Mühlenfiftbrikaten  sind  verboten".  §  11  verbietet  die 


Digitized  by  Google 


2174 


OeMtzgebuug  und  Literatur. 


Festetelluiif,'  von  Gescliäftsbfdingiinffen.  welriie  sulche  (i*'scliät'H  er- 
möglichen  oder  erleichtern,  z.  B.  durch  Aufstp11nnj2r  einheitlicher 
Getreidet3'peü,  Schlusseinheiten,  einheitlicher  Termine,  LiqnitÄtions- 
einrichtungen  usw.  §  12  weist  die  zuständigen  Minister  an,  gegen 
ausserhalb  der  Börsen  sich  bildenden  Terminhandel  durch  be- 
sondere Verordnungen  einzuschreiten,  wosn  den  Inn  livirtschaft- 
lichen  Korporationen,  sowie  den  Bandelskammem  die  Initiative  frei- 
gestellt wird,  und  §  IS  macht  den  BCrsenieitongen  rechtzeitige  Ver- 
hindemng  von  Termingesch&ften  zur  besonderen  Pflicht 

Ein  weiterer  besonderer  Absatz  (§§  14  n.  15)  inhibiert  die 
Kursnotiemng  oder  sonstige  Verbreitung  von  TermingeschSHsnotlzen 

auf  mechanischen  W^egen  und  ermfichtigt  die  Regierung  dnrch  be- 
sondere Verordnungen  dieses  Verbot  zu  sichern,  wo  und  wann  dies 
erforderlich  werden  sollte. 

Nach  Entstehungsgeschichte  und  Tendenz  des  Gesetzes  ist  wohl 
anzunehmen,  dass  nicht  ohne  weiteres  alle  Fixgeschäfte  im  Sinne 
des  Art.  357  If.  Han  lels^^resetz  mit  landwirtschaftlichen  Produkten 
anch  schon  als  Termin  handel  unter  das  Verbot  des  neuen  Ge- 
setzes fallen.  Eine  strikte  Abgrenzung  iiierin  enthält  das  nene 
Gesetz  nicht  Das  der  Terminhandel  Geschäfte  umfosst,  welche 
durch  Abrechnung  und  Differenzansgleich  abgewickelt  werden,  geht 
allerdings  aus  §  11  Abs.  2  henror,  aber  nicht  auch,  dass  aus- 
schliesslich derartige  Geschäfte  getroffen  werden  wollen. 

Der  Mangel  einer  Definition  des  verbot«nen  Terminhandels  in 

Getreide  und  Musterfabrikaten  scheint  vorlliufig  indess  nicht  fühlbar 
zu  werden. 

Eine  besondoK'  Kieenriimlichkeit  dieses  allerdings  unter 
schwierigen  Verhältnissen  zustande  gebrachten  Gesetzes,  welches  der 
Gesetzgebungstechnik  neue  Aufgaben  stellte,  besteht  darin,  dass  in 
den  folgenden  §§  16,  17—22  nicht  die  im  oben  wörtlich  wieder- 
gegebenen §  10,  also  nicht  die  im  selben  Gosetzo  verbotenen 
Geschäfte,  zivilrechtlich  wirkungslos  und  bis  in  die  entfernteste 
Mithilfe  mit  Arrest  bis  zu  einem  Jahre  (!)  nebst  Geld  bis  zu  20000  K. 
bedroht  werden,  sondern  lediglich  jene  ausser  der  Börse  zum  Ab- 
schluss  gelangenden,  welche  kfinftighin  durch  erst  zu  erlassende 
Verordnung  nach  §  12  von  den  drei  beteiligten  Ministerien  verboten 
werden  können. 
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Dmnalen  können  borsenmässige  Termingeschäfte  nicht  mehr 
gesehlosun  werden  nnd  bedarf  es  also  wohl  anch  kaum  einer  zivil- 
ndor  strafrechtlichen  Sanktion  des  Verbotes  derselben.  Für  Verbots- 

« 

Verordnungen  im  Sinne  des  §  12  des  gegenstSndlieben  Gesetases  gegen 
Oetieidetermingeschftfte  ausserhalb  einer  dffentlichen  Börse  wSre  es 
aber  nm  so  notwendiger,  den  Begriff  des  ^Terminhandels**  oder 
„TermingeschSftes**  prftziser  zu  fumn. 

Die  Vollzugs- Verordnung  vom  8.  April  1908  (IL-G.-B.  78), 
welche  in  ihren  §§  4  und  5  ein  solches  allgemeines  Verbot  bringt^ 
hilft  sich  über  die  Schwierigkeit  damit  hlnwog,  dass  sie  Geschalte 
in  oder  ausser  einer  BOrse  verbietet,  sofern  gemftss  Vereinbarung 
oder  tatsttchlich  das  in  den  verpönten  Usancen  festgestellte 
Kfindigungs-  und  Liquidationsverfahren  Anwendung  findet. 

Dankenswert  ist  die  ausdrückliche  Bezeichnung  der  nunmehr 
beseitigten  Börsen- Iliindelsnormen  (Usancen)  im  Anhange  II  dieser 
Vollzugs.- \'erürduung. 

Mittelst  der  besonderen  Venuiliiuugen  vom  ?1  April  r.t(>;> 
<K.-G.-B.  79  D.  SO)  wurdi  Inrcl»  erbterc  die  Bernfung-  von  Mitgliedern 
in  die  Leitnnir  der  laudwiruchaftlichen  Ürn-sen  j^erefrelt  und  durch 
letzt  u  riiuigten  die  in  Aassicht  genommenen  übergaug8be> 
stimoiuiii^iii 

Ah  laudwirtschaftiiche  Börsen  gelten  nur:  die  sogen.  Produkten- 
börse in  Wien,  die  Linzer  Frnchtbörse,  die  Grazer  Frucht-  und 
Ueblbörse,  die  T'i n<^r  Produktenbörse  nnd  die  Cgemowitzer  Frucht- 
nnd  Produktenböi-i>e. 

Nach  den  bisherig^en  Erfahrungen  —  das  Gesetz  ist  3  Monate 
nach  der  Publikation,  also  schon  im  Frül^jahr  1903.  in  WirlLsamkeit 
getreten  —  scheint  aUerdings  der  Getreideterminhandel  damit  für 
Österreich  wirksam  inhibiert  worden  sn  sein,  was  fireilich  nicht 
hindert^  dass  der  Getreidehandel  überhaupt  dadurch  bei  uns  eine 
Einschränkung  erlitten  hat.  Wahrnehmungen  in  letzteren  Be- 
ziehungen sind  dem  Beferenten  nicht  zur  Kenntnis  gelangt. 

Auch  die  organisatorischen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind 
gewiss  geeignet,  unsere  noch  so  jungen  Agrarier  aufrichtig  zu  be- 
fHedigen. 

Ungeachtet  des  meritorischen  M^ertes  dieses  Gesetzes  besteht 
seine  nicht  gering  einzuschAtzende  Bedeutung  eben  darin,  dass  seither 
offenkundig  unsere  Landwirte  in  der  angenehmen  Lage  sind,  ohne 
JsbriNMh  der  intonst.  VcMioiguag.  s.  Bd.  138 
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Gegenleistang,  ja  ohne  nennenswerte  Mtthe  legislatorische  Erfolge 
za  erringen,  mfem  sie  einig  und  massvoU  anfsotreten  wiasen. 

b)  IHe  neuen  Jag4g6 setze,  besonders  das  Dieder5eter- 
reichische,  sind  gleichfalls  eine  agrarische  Errangenschaft.*) 

In  dieser  Berichtsperiode  besehloflsen  die  Landtage  von 
SSmten,  NfederSsterreich,  Schlesien,  Steiermark,  Vorarlberg  nene 
Jagdgesetze,  welche  aoch  bereits  die  allerhöchste  Sanktion  erhielten. 

Der  niederOsterr.  Landtag  besehloss  auch  ein  Jagdgesetz  für 
das  Gemeindegebiet  der  Beichshanpt-  nnd  Residenzstadt  Wien. 

In  mehreren  Landtagen,  so  z.  B.  Salzburg  und  Tirol,  konnte  ftber 
die  vorliegenden  Entwürfe  eine  Einigung  nicht  erzielt  werden. 

Bei  den  N'ci  liaiidliiiif^eM  in  den  einzelnen  Landtagen  prallten 
dit'  ja<;dfeiudlichL'n  iiiiJ  ];iy:dt'iPimdliclH'ii  Strömungen  oft  in  recht 
scharfer  Weise  aufeinander  und  ist  das  Zustainlckomuien  der  Gesetze 
nur  dem  verinitleliidt  ii  Einfluss  der  Vertreter  des  Grossgrundbesitzes 
zu  dank^-n.  Von  Seile  der  Kegierung  wurde  bei  ;illen  Beratunj^^en 
daran  festpr^^halten,  dass  die  a.  h.  Sanktion  nur  dann  erteilt  werde, 
wenn  der  bislierige  Einüusb  der  k.  k.  politistlien  Staatsbehörden 
aufrecht  erhalten  bleibe,  höchstens  in  einzelnen  Punkten  dip  (der 
Entscheidung  vorausgehende)  Einvernehmung  des  Landesausschasses, 
somit  der  autonomen  Behörde  zugestehend. 

Alle  die  neuen  Jagdgesetze  sind  ftber  den  alten  Leisten  ge- 
schlagen nnd  unterscheiden  sich  daher  von  den  bereits  bestehenden 
nnd  untereinander  nnr  in  wenigen  Punkten. 

So  ist  das  niederöster.  Jagdgesetz  das  einzige,  welches  in 
Übereinstimmung  mit  dem  bShmischen  Jagdgesetz  die  Besitzer  der 
kleineren  G^nndstttcke,  die  nicht  zn  einem  Eigenjagdrevier  ge- 
hören, ZQ  einer  Jagdgenossenschaft  vereinigt,  welche  dnrch  einen 
im  Wege  der  Wahl  ans  seinen  Mitgliedern  zn  bildenden,  nnter  dem 
Vorsitz  des  Gemeindevorstehers  stehenden  Jagdausschnss  vertreten 
wird.  Diesem  Jagdansschnss  obliegt  die  Fahmng  aller  derjenigen 
jagdlichen  Angelegenheiten,  welche  nach  den  anderen  Jagdgesetzen 
den  Gemeindevertretungen  znsteht.   Ist  der  in  allen  Jagdgesetzen 

*)  Den  Bericht  tlber  die  neuOD  Jagdgesetze  verdanken  wir 

Dr.  IIkiniu«  II  Freiherrn  v.  Haerdtl.  Hof-  und  (ir.-.\dvokat.  Wien,  dessen 
nilirend»:'  .Stollnnir  im  Krei.se  der  JiiLrdreclitf^theoretiker  und  .jagdrechts- 
prukfikor  irewiss  <lcn  Hanptrefüreuten  jeder  eigenen  redaktionellen  Tätig- 
keit für  da«>  folgende  überhebt. 
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amdiücklfch  Aoerkaniite  Grundsatz  richtig,  dan  die  Jagd  eine  Be- 
fugnis der  GrondeigentHmer  ist,  deren  Ansftbnng  kleineren  Grand- 
beaitsera  im  Interepse  der  Jagd  entaogen  istf  dann  ist  es  gewiss 
theoretisch  richtig,  dass  die  Ffihrong  der  Jagdangelegenheiten  der 
Geraeindevertretang  entzogen  nnd  einem  ans  den  Gntndbesitaern 
an  wählenden  Ansschnsse  übertragen  wird.  In  der  Praxis  gestaltet 
es  sich  allerdings  leider  so,  dass  sich  gerade  diejenigen  Grnndbeeitaer 
zn  dem  Jagdaosschnsse  wählen  lassen,  welche  die  Jagd  entweder 
selbst  im  Wege  der  Pachtung  erwerb«i  wollen  oder  welche  von 
besonders  jagdfeindlicher  Gesinnung  erfüllt,  alles  versuchen,  dem 
Jagdpächter  das  Dasein  zu  verleiden. 

Till  innigen  Zusaramenhanj^  hiermit  steht  auch  die  Frage  be- 
ziiirlich  der  Verwendung  des  Jagdpachtschill  in  gi».  Während  einige 
Gesetze  teststellen,  dass  derselbe  an  die  Grundbesitzer  entweder 
nach  der  Grösse  der  einzelnen  CTrundstflrke  oder  nadii  dem  der 
Grnndstenerbemessung  zugrunde  liegenden  Katastralreinertrag  an 
verteilen  ist,  bestimmen  andere,  dass  derselbe  der  Gemeindekasse 
zufallt,  insofern  der  einzelne  Grundbesitzer  seinen  Anteil  nicht 
innerhalb  gesetzlich  normierter  Fristen  reklamiert. 

So  richtig  es  gewiss  ist,  dass  der  Pacbtschilling  als  das 
Entgelt  für  die  Ansttbnng  des  Jagdbetriebes  dem  einzelnen  Grund- 
besitzer gebührt,  ebenso  richtig  ist  es  anch,  dass  der  Anteil  am 
Jagdpaehtschilling  fQr  den  einzelnen  Grundbesitzer  als  Einnahme 
kaum  in  die  Wagschale  fftllt,  dass  dagegen  der  JagdpachtBchüling 
als  Ganzes  für  die  Gemeinden  sehr  oft  die  einzige  nicht  durch 
Umlage  aufenbringende  namhafte  Einnahme  bildet  Anch  kam  es 
sehr  hftuflg  Tor,  dass  der  Jagdpichter,  um  sich  mit  den  Gemeinde- 
angehdrigen  auf  freundschaftlichen  Fuss  zu  stellen,  den  Pachtschilling 
f&r  eine  Reibe  von  Jahren  im  voraus  erlegte. 

Anch  alle  die  neuen  Jagdgesetze  halten  daran  fest,  dass  ein 
msammenhftngender  Gnindbesitz  von  115  Hektar  zur  Ansühnng  der 
Eigenjagd  berechtige,  ohne  irgend  welche  Rücksicht  daranf  zu 
nehmen,  ob  die  Besitzung  wirklich  so  gestaltet  ist,  dass  sie  einen 
rationellen  Jagdbetrieb  zulässt,  ebensowenig  wird  auf  die  Kultur- 
gattung und  Lage  und  nur  besonders  darauf  Rücksicht  genommen, 
ob  es  sieh  um  ein  llorhwilci-  oder  Niederwildrevier  handelt,  obwohl 
doch  klar  ist,  dass  das  Ausmass  von  11»  Hektar  für  einen  rationellen 
Üetrieb  einer  Hochwil^jagd  viel  zu  gering  ist. 

138* 
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Eine  wirklich  rationelle  Einteilung:  «1»  r  Reviere  mit  Kneksicht 
auf  ihre  Lag«,  ihre  Kaltar,  entsprechende  Crrensen  usw.  wird  erst 
dann  mSglieh  sein,  wenn  man  eich  entschlieesen  wird,  die  ganzen 
L&nder  in  einzelne  Reviere,  ähnlich  dem  Vorgange,  welcher  hei 
Einteilung  der  FiBchereireviere  beohachtet  wurde,  eu  teilen,  wobei 
wie  bez.  der  Fischereireviere  auf  wohlerworbene  Rechte  entsprechend 
Rflcksicht  genommen  werden  Icann.  Hierbei  wfirde  es  auch  möglich 
sein,  Gebiete,  deren  hohe  Knltor,  z,  B,  WeingSrten,  die  Ansrottong 
alles  Wildes  erfordert,  desgleichen  Alpen,  deren  Erhaltung  die  Vieh* 
zncht  dringend  erheischt,  aus  den  Jagdgebteten  auszuscheiden. 

Als  ein  wenig  glücklicher  Versuch  diesen  berechtigten  Interessen 
gerecht  zu  werden,  btellen  sich  die  von  der  Regierung^  angeregten 
Bestimmungen  der  Landesgesetze  von  Sti  it  rmai  k  und  \'orarlberg  dar, 
durch  welche  tV-^tgesetzt  wird,  dass  die  Bt  tuirnis  zur  Ausübung  der 
Ei^enjagd  auf  nach  dem  Beginn  der  Wiiks.uiikt^it  dieser  Gesetze 
neu  eiitstandoneii  oder  zu  Eigeniu^^drcvitTtMi  hinzu  erworbenen 
Gehieteii  nur  dann  und  insowt-it  ciiiMitt,  als  nicht  durch  die  An!>- 
übung  dfr  Kigenjagd  Tiitert  sseii  dci-  Landeskultur  in  den  betretteuden 
Landesteilen  wesentlich  beeinträchtigt  werden. 

Hierdurch  soll,  wie  sich  aus  dfrt  ^Totivenberichten  ergiebt,  ver- 
hindert werden,  dass  aus  ^gdlichen  Interessen  Grundstücke  aufge- 
kanfl  and  hierdurch  ihrer  bisherigen  für  die  Landeskultur  wiclitigen 
Bestimmung  entzogen  werden.  Da  es  an  einer  gesetzlicher  Norm 
fehlt,  welche  festsetzen  wftrde,  dass  diese  Orundstflcke  ihrer  bis- 
herigen knlturdlea  Bestimmung  nicht  entzogen  werden  dürfen,  der 
Erwerber  daher  dieselben  brach  li^n  lassen  kann,  daher  z.  B.  den 
Auftrieb  des  Viehs  auf  von  ihm  gekauften  Almen  nicht  zulassen 
muss,  wird  das  Ziel  dieser  gesetzlichen  Massregel  gewiss  nicht 
erreicht  Die  Feststellung  der  Jagdgebiete  ist  auch  nach  den 
neuen  Jagdgesetzen  Sache  der  politisclien  Staatsbehörden  und  wird 
daran  festgehalten,  dass  Eigenreviere,  deren  Anmeldung  von  selten 
der  Besitzer  stattfinden  muss,  erst  nach  Ablauf  der  bestehenden 
Jagd  Pachtverträge  ins  Leben  treten  kOnnen.  Audi  daran  halten  alle 
neuen  Jagdgesetze  fest,  dass  tflTentliche  Wege,  Plfttze  und  Bfiche, 
sowie  Eisenbahnen  den  Zusammeuhaug  der  Eigenreviere  nicht  unter- 
brechen. 

Bezü;rli<di  der  Ciemoinde-  und  Genos?«»Mis<  haftsrcviere  ist  daran 
festgehalten,  dass  dieselben  im  Wege  der  ülientlit  lien  Versteigerung 
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auf  eine  Beilie  von  Jahren  (5—6  Jahre)  verpachtet  werden  sollen. 
Nor  in  den  in  üea  einseinen  Gesetzen  angeführten  Fällen  kann  die 
politische  Behörde  eine  Verlttngernng  oder  Abkflrznng:  der  Facht- 

dauer  genehmigen,  ebenso  eine  Verpachtung  aus  freier  Hand  oder 
die  Aasübnng  der  Ja;;d  durch  einen  von  ihr  zu  bestellenden  Sach- 
vei*ständigen.  Die  Voraussetzung  der  Genehmi;^uiig  der  tVt  ihiiudigen 
Verpaclitiiii^''  oder  der  AnsUhuiig  der  Jajrd  durch  einen  Sachver- 
ständigen bildet  die  Fassung  von  daliin  abzielenden  Beselilüss.'n  des 
JagdaiiJäSchus.ses  be/.\v.  der  ln'n)eindevertretunu:en  iiacli  nianchein 
Gesetze  der  gesamten  Grundbesitzer  mit  in  den  einzelnen  Gesetzen 
normierten  qualifizierten  iStinimenmehrheiten. 

Nicht  glücklich  gefjusst  sind  die  BestimraunL'-pii  Hezii^^lieh  der  sog. 
Jagdenklaven  (Jagdeinschlüsee),  weiclie  keine  llö  lia  umfassend,  von 
einem  oder  mehreren  Eigenrevieren  vollständig  eingeschlossen  sind. 
Auch  diesbesUglich  sollte  nnr  der  Gesichtspunkt  des  rationellen  Jagd- 
hetriehe  massgebend  sein,  dnrchans  nicht,  wie  es  in  den  Jagdgesetzen 
geschieht,  das  ausschliessliche  Gewicht  anf  die  Vollständigkeit  der 
UmschUessnng  gelegt  werden. 

Sehr  verschieden  lanten  die  einzelnen  Gesetze  bezUglich  der 
Jagdkarten.  Wfthrend  alle  Landesgesetze  daran  festhalten,  dass 
niemand  ohne  Jagdkarte  jagen  darf  nnd  dass  die  Jagdkartentaxen 
sngnnsten  des  Landesfonds  zn  entrichten  sind,  variieren  die  Taxen  in 
ihrer  Hdhe  sehr  bedeutend.  Einzelne  Jagdgesetze  kennen  sog.  Jagd- 
pafikarten,  andere  Jagdkarten  für  bestimmte  Reviere  oder  politische 
Bezirke  für  geringere  Taxen.  Die  Sachverständigen  und  die  Jagd- 
huter  haben  geringere  Taxen  für  die  Jagdkarten  zu  entrichten. 

Die  Schonvoi-scluitteu  bezw.  die  Schonzeitei»  fiir  die  einzelnen 
jagdbaren  Tiere  sind  in  den  einzelnen  Jagdgesetzen  sehr  mannigfach 
und  oft  nicht  richtig  festgestellt.  Einzelne  Jagdgesetze  haben  die 
Schonzeit  für  Hochwild  ganz  bi  seiti;^t  oder  doch  für  einzelne  Jagd- 
gpbiPtp  aufgtdinben.  Den  Statt  haltereien  b^zw.  T.nieb'sregierungen 
steht  das  Reeht  zu,  nach  KinveruehmuTig  des  Landesa uspchuRfies  Än- 
derungen der  Schonzeiten  im  Verordnungswege  festzustellen.  Dem  jeden 
echten  Weidmann  fernliegenden,  lediglich  dem  Öportsmann  anhaftenden 
Streben,  bisher  unerreichte  Streckenrekorde  7.\\  erzielen,  wurde  in 
den  neueren  Jagdgesetzen  in  berechtigter  Rücksicht  auf  die  Land- 
nnd  Fortswirtschaft  dadurch  ein  Riegel  vorgeschoben,  dass  die 
politischen  Behörden  befngt  sind,  dem  Jagdberechtigten  selbst 
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während  der  Schonzeiten  anfcntragen,  VennindernngeD  des  Wild- 
standes vorsnnehmen,  und  falls  diesen  Anftrügen  nicht  entsprochen 
wird,  die  Ansfilhning  durch  fremde  sachverständige  Yertranenswfirdige 
Personen  vornehmen  xn  lassen. 

Nach  einigen  Jagdgesetsen  kann  die  Statthalterei  in  Oe< 
nossenschaflS'  bezw.  Gemeiudejagdgebieten,  in  welchen  ein  gewisser 
Prozentaats  der  gesamten  BodenflSche  der  Weinknltnr  gewidmet 
ist,  sogar  die  Anordnung  treffen,  dass  der  Hasenstand  tunlichst  aus» 
gerottet  und  das  Jiigdgebiet  dauernd  von  Hasen  freigehalten  werde. 
Den  {j^leiihen  Rücksichten  entsprechen  die  einzelnen  Bestimmungen^ 
betr.  die  Verbote  dts  Jagens  mit  Humleu  vor  der  Ernte  und  Betretens 
gewisser  Feldt'i,  endlich  das  Verbot  des  niederösterr.  .lagdiresetzes, 
ohne  Znstiinniniiu'  des  Jagdaasschusses  im  Genosseoschattsreviere 
Fasanen  finzusrt/t'n. 

Sämtlic  hf*  .Fa^^dtr^'st'tzt'  enthalten  aucli  Bestimmungen  übi  i-  die 
Grundstücke,  auf  denen  die  Jagd  ruht,  z.  B.  eingefriedete  Gfirten  und 
Begräbnisstiltten,  desgleichen  bez.  der  eingefriedeten  Tiergärten. 

Kine  eigene  tStellnng  nehmen  in  den  einzelneu  Jagdgesetzen 
die  Kaninchen  nnd  Eichhörnchen  ein.  Obwohl  sie  nicht  nnter  den 
jagdbaren  Tieren,  sondern  anter' deigenigen  schädlichen  Tieren  anf- 
gezKhlt  werden,  deren  Fangen  nnd  Erlegen  nnter  den  in  den 
dnzelnen  Gesetzen  normierten  Voranssetznngen  jedermann  zusteht^ 
haben  doch  nach  einigen  der  J.-G.  die  Jagdberechtigten  fQr  den 
Schaden,  den  diesellwn  verursachen,  zn  haften. 

Was  die  Bestimmungen  über  den  Jagd-  nnd  Wildsehadenersatz 
betrifft,  so  ist  in  allen  J.-G.  daran  festgehalten,  dass  die  Erhebnng 
Aber  denselben  nnd  der  Ausspruch  ttber  die  Höhe  durch  endgültig 
entscheidende  Schiedsgerichte  zu  erfolgen  hat,  deren  Obmftnner  nnd 
Stellvertreter  durch  die  politischen  Behörden  auf  die  Daner  der 
Pachtperiode  ernannt  werden,  während  die  2  Schiedsrichter  von  den 
Streitteilen  gewählt  werden.  Als  Grundsatz  gilt,  dass  der  Schaden 
ohne  Verzug  erhoben,  dessen  Kühe  aber  ei*st  zur  Erntezeit  festge- 
stellt werden  S(dl.  Durch  die«e  Üfstinniinn^  soll  il<  ni  bisl»pr  bestan- 
denen Missbrauch  der  wiederhoiien  Geltendmachung  desselben  Scha- 
dens vorgebeugt  wordf-n. 

So  gerechtferiigi  es  gewiss  ist,  dass  der  Land-  und  Forst- 
wirt von  den  JagdberechtijrtHn  den  vollen  Sciiaden  ersetzt  erhält, 
und  dass  in  dieser  Haftung  für  Wildschaden  das  Hauptregulativ 
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gegen  eine  ganz  irrationelle  Überbege  erblickt  wird,  ebenso  ist  es 
aieb  eine  nicht  abznle ahnende  Tatsache,  dass  es  an  ot^elctiven  nnd 
unparteiischen  Richtern  mangelt  nnd  dass  infolgedessen  die  Wild- 

Schadenersätze  sehr  oft  dem  Wert  der  ganzen  Ernte  eines  Gebietes 
nahekommen,  ja  ihn  sogar  w  eit  übersteigen.  Die  in  manchen  Gegenden 
geradezu  gewerbemässig  betriebene  Spekulation  auf  VVildschaden- 
ersatT:  wud  durch  die  durchaus  nicht  gelungenen  Bestimmungen, 
betreffs  Tragung  der  Kosten  des  Verfahrens,  wesentlich  unterstützt. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergibt  sich,  daas  die  neuen  Jagdgesetse 
weder  in  der  Theorie  des  Jagdrechte»,  noch  in  der  Lösnng  der 
praktischen  Fragen  einen  wesentlichen  Fortschritt  hedenten. 

c)  Das  G.  vom  27.  April  1002  (R.-G.-B.  91).  betr.  die  Kn  ichtung 
von  lU-ni  fsfrenos.siMiscliaftJ'n  der  T>;ind\virte.  ist  «in  Kahmen- 
gesetz. lYie  Kerufsg'cü(ii«seiis(lKifteii  der  Landwirte  sind  Bezirks- 
und  Laudesfrenossensrhfiften.  Ersteie  iiiiifa.vst  n  in  der  Kegel  einen 
Gerichtsbezirk,  könn»'n  aber  auch  (leren  mehrere  vereiniprcn.  und 
umgekehrt  nur  aus  einer  oder  mehreren  Gemeinden  sich  zusammen- 
setzen. Die  LandeBo:enossenschaften  bestehen  mindestens  je  eine 
für  j^es  Land.  Wo  bisher  nach  Volksstämmen  geteilte  Sektionen 
der  Landeskulturräte  bestanden,  sind  eben  solche  Landesgenossen- 
schaften zn  bilden.  Ausserdem  können  für  einzelne  Gmppen  von 
Landwirten  Landesgmossenschaflen  errichtet  werden  (§  1). 

Die  BeruAgenossenschaften  der  I^andwirte  dttrfen  nicht  an  Er- 
werbs- nnd  Wirtschaftsgenossenschaften  oder  Darlehnskassen  finanziell 
sich  beteiligen  (§  73),  vi^  sind  nicht  Genossenschaften  im  Sinne  des  all* 
gemeinen  Genossenschaftsgesetzes  vom  9.  AprU  1873  (R.-G.-B.  70); 
dieses  Gesetz  ist  aneh  hier  nicht  anzuwenden  (§  12),  noch  anch  das 
Gesetz  fiber  die  Revision  der  Erwerbs-  nnd  Wirtschaftsgenossen- 
schaften (arg.  §^  21  u.  22). 

Alle  Eigeutünier  oder  Nutzniesser  landw  ii  tsrhai'tlicher  Be- 
triebe müssen  Mitglieder  einer  Hezirksgenossif nsiliaft  sein  (§  3). 
Die  Erfordernisse  dt  r  Berutsgenossenschaften  der  Landwirte  werden 
durch  Umlage  auf  die  Grundsteuern,  wie  diese  selbst  durch  die 
staatlichen  Steuerbehörden  eingehoben  mit  denselben  Vorzugsrechten 
(§§  13—15).  P'.inzelne  Bezirksgenossenschaften  eines  und  desselben 
Landes  können  sich  behufs  Erhaltung  gemeinsamer  wirtschaftlicher 
Aufgaben  zu  Verbftoden  vereinigen  (§  20). 
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Die  BeBtimmiiDgen  fiber  die  OenossenediaftBori^ane  fiber  die 
Finans^bamiig  nsw.  enthalten  nur  die  allgemeinsten  Gmndnormen; 
fast  alles  ist  (wie  anch  in  den  vorstehend  berührten  Besiehnngen 
die  weitere  Ansgestaltang)  der  Landesgesetzgebnng  vorbehalten. 
Die  Revision  der  Bezirksgenossenschaften  geschiebt  durch  die  Landes« 
genossenschaft,  letztere  werde  vom  LandesaUBschUf«  revidiert. 

Die  Oberanfsiclit  litlich  der  <TO«przmSssit:k('i(  ilm-r  W  irk- 
samkeit steht  über  alle  Bernlsf^enossensehatieii  lier  Landwirte  den 
staatlichen  Hehörden  zu.  welche  insbesondere  auch  die  leitenden 
Organe  entheben  und  die  schnldtragenden  I'ersonen  bis  zu  h  Jahren 
des  passiven  Wahlrechtes  verlustig'  erklären  können.  Die  nSheren 
Bestimmunfren  hinsichtlich  dieser  Oberaufsicht  sind  den  Verordnnngs* 
wegen  vorbehalten. 

§  23  gewährt  ffir  die  Erhebung  von  Beiträgen  IQr  Vertrfige 
mit  Genossenschaften  und  Verbänden  Statuten)  AmtslLorrespondenzen 
und  aussergerichtliefae  Eingaben  für  die  Bücher,  welche  ausschliesslich 
fiber  Geschäfte  mit  den  Mitgliedern  geführt  werden,  die  volle  Ge- 
btthrenfreiheit,  die  Befreiung  vom  Gebtthrenäquivalent  für  beweg- 
liches Vermögen  und  setzt  deren  Ansmass  für  Immobilienvermögen 
auf  l\  .,»/o  fest- 

Zufolge  >5  29  triiT  (lii  s»  s  l.'t  i<  li>::r<.  i'/  in  'edem  Lande  srleioh- 
zeitip"  mit  dem  am  <  iniihl  dii-^i-  cir-itze«  zu  lM'>rlili.'>seiiilfn  I.aiides- 
gesetze  in  Wirksamkeit .  Mii  4» m  X'ollzupe  sind  die  Minister  des 
Aekerbaue»,  de»  luueru  und  der  Finanzen  betraut. 

Auch  dieses  Geeetx  kann  für  die  Landwirtschaft  von  grosser 
Bedeutung  werden.  Gewiss  sind  damit  formell  die  Prämissen  ge- 
schaffen, welche  eine  rege  Entwickelnng  der  genossenschaftlichen  Selbst- 
hilfe ermöglichen.  Die  Landesgesetzgebungen  haben  zum  Teil  die 
ihnen  vorbehaltenen  Aufgaben  schon  gelöst,  die  grosse  Hasse  der 
LandbevDlkernng  wird  sich  hoffentlich  nicht  allzu  schwer  in  der  so 
sichtlich  ihren  Bedürfnissen  entgegenkommenden  Institution  zn- 
recht  finden. 

ilidimen,  Mähren.  Oberösterreich,  Tirol,  Istrien.  DahnatifU  und 
Buk<*\viua  haben  strenge  ;»n  das  K^'ichsfj^esetz  und  an  die  bestellt  inlt-n 
Or^-anisatinnen  ans«  l»lii->»  ii.it  t'«-.  r7»'  -/n^t  <r«-^rarlit.  l  >d>  in 
vielerlei  Uiclitunf^en  ein<renarti^;e  nieUercster. Luüdesge.setz  besprechen 
wir  unter  117,  Nieder-Osterreich. 
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d)  Das  neue  Schweinepestgesetz  vom  7.  September  1905, 
R-a-B.  168  (No.  164  VollzngBvorBchrift)»).  Da  sich  die  Be^ 
sHtnninn^en  der  K.  Verordmiugen  vom  2.  Mai  1H99  (R.-G.-B.  81) 
tind  vom  15.  Septembei  1900  (R.-G.-B.  154)  mit  Rücksicht  auf  den 
derzeitigen  Ch.u.tkter  der  Seuche  und  die  gewonnenen  Ertalii  luiL'^en 
als  unpassend  erwiesen  haben,  wurden  dieselben  durch  das  obige 
neae  Gesetz  «  i-^etzt. 

Der  weseutlichp  rnterschied  der  neuen  Vorschritten  gegenüber 
den  alten  besteht  daran,  dass  nunmehr  die  Tütung  aller  kranken 
und  kraQkheitaverdächtigen  Schweine  nicht  in  allen  Fällen  vorge- 
nommen werden  muss.  also  keine  obligatorische  ist,  sondern  dass 
die  Seuche  vorzugsweise  durch  anderweitige  Mittel  bekämpft  wt  i den 
soll,  wobei  das  Haaptgr^wicht  anf  die  Bekämpfang  des  Seachenberdes 
m  legfen  ist,  wftlirend  fttr  das  Übrige  Gebiet  erst  im  dringenden 
Notfälle  einschneidende  reterinärpoliseiliche  Msssregeln  Anwendung 
finden  sollen.  So  schreibt  der  §  3  vor,  dass  die  Tötung  von  kranken 
nnd  aosteeknngSTerdäcbtigen  Schweinen  nnr  dann  vorznnehmen  ist, 
wenn  dnreh  dieselbe  die  rasche  .Tilgung  der  Seuche  in  einem  Ge- 
biete zn  erreichen  ist;  aber  anch  in  diesem  ¥alle  entscheidet  nnr 
die  Landesbehtfrde  über  die  T5tnng,  während  früher  alle  kranken 
Sehweine  Überhaupt  nnd  schon  anf  Weisung  der  Beairkslianpt^ 
mannschaft  getötet  werden  mnssten.  Insbesondere  kann  jetzt  von 
der  Tötung  wertvollen  Znchtmaterials  unter  erleichterten  Umstfinden 
abgesehen  werden.  Die  tierärztliche  Beobachtuntr  derlei  kontumazierter 
Schweinebestände  tindet  nicht  mehr  wie  früher  mit  Kosten  der  Partei, 
sondern  auf  Staatskosten  statt.  Wenn  jedoch  von  der  politischen 
LaTidt  sltt'horde  die  Keulung  von  kranken  und  vtrdüchiigen  Schweinen 
angeordnet  wiufle  wobei  ?io  aber  vorher  die  Anträere  dn-  Senrhen- 
kommission  in  Erwa^runu-  zu  /.ieiieu  hat  — ,  ilami  -\>  h{  dvui  Ücsit/er 
allenlinjrs  kein  weiterer  Kechtszug  inelir  zu.  Diese  Seuchenkommission 
hat  nach  den  neuen  Vorschriften  nicht  allein  aus  dem  Amtstierarzte 
und  dem  Gemeindevorsteher,  sondern  auch  noth  aus  zwei  von  der 
betreffenden  Gemeinde  gewAhlteu  Vertrauensmännern  zu  bestehen, 
beaw.  diese  Männer  können,  wenn  der  Viebbesitzer  oder  die  i^ehürde 
es  verlangt,  an  der  Kommission  teilnehmen. 

Aus  Nummer  7060  der  „Wiener  Landwirtschaftlichen  Zeitang** 
vom  26.  November  1906  —  Karl  Wittmakn,  k.  k.  Lsndes-Yeterioar« 
referent  Wien. 
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Eine  weitere  Nenenina:  besteht  auch  darin,  dasf  das  Fleisch 
und  Fett  von  an  Schweiiippest  ktaiik  bt^fmi<ieiuii  lUitl  getöteten 
Tieren  nach  Ma88e:abe  des  tuMiiiztliclicn  Befundes  unter  Kinhaltung 
irewisser  Vorijiehtsinassi  efrpln  zum  menschlichen  Genüsse,  hauptsächlich 
im  Senchenhofe  und  im  beucheuorle,  verwendet,  unter  T'mstiinden 
aber  auch,  entsjireehend  sicher  verpackt,  helinfs  Sft  rilisierung  nach 
anderen  Orten  versendet  und  dort  verwertet  werden  darf. 

Die  Einteilung  der  Schweine  in  Schlachtschweine,  Natzscbweine 
nnd  Zacbtocbweine  bei  Durch  fit  hnmg  des  EntschädigungsverfahrenSj 
ferner  die  BeBtlmmoiig  Uber  ZnaamniMiBteUaiig  der  Werttarife  wurde 
niebt  geSndert;  jedocb  »t  zü  erwftbnen,  das»  in  Znknnfb  bei  der 
Berecbnnn^  der  Entecb&digiuig*  ttncb  wenn  es  sieb  nn  kranke  Tiere 
bandelt^  nicbt  mebr  das  Gewicbt  derselben  in  yollkommen  ausge- 
weidetem Zustande,  sondern  das  Gewicbt  der  fi^escblaebteten  Tiere  samt 
den  Eingeweiden,  mit  Ansnabme  der  Gedärme,  in  Betracbt  sn  sieben  ist 

Die  Bestimmungen  in  betreff  des  Verlustes  der  EntscbftdigungT 
haben  keine  Änderung  erfabren  nnd  es  kann  desbalb  letztere  auch 
nach  dem  nenen  Gesetze  aberkannt  werden:  bei  nicht  rechtzeitiger 
Anzeige  des  Sencbenansbruches  oder  des  Verdachtee  der  Seuche,  bei 
einer  den  geltenden  vet^rinärpolizeilichen  Vorschriften  zuwider» 
laufenden  Einstellung-  von  Schweinen  und  ferner,  weim  die  Seuche 
bei  einem  Sehweine  zuerst  aujjbricht,  welches  innerhalb  40  Tagen 
ans  einem  fremden  Lande  einereführt  wurde. 

Eine  besondere  Ncuerunf^  ist  die  Berech tiirun^'-  der  Senehen- 
komroission,  dem  Besitzer  der  getöteteu  Tieit-  auf  sein  Ansuehen 
anstatt  der  Vergütung  die  Verwertuntr  der  ireuiessbar  bt  fundenen 
oder  teihniseh  verwertbaren  Schweine  zu  iiberlasseu,  wenn  die  Ver- 
wertung nach  Vorschrift  erfolgt  und  dem  Staate  ausser  den  Kosten 
der  amtstierärzüicben  Intervention  und  der  Desinfektion  keine 
weiteren  Auslagen  erwachsen.  Ferner  kann  die  Seuchenkommiasion, 
wenn  sie  ächweine  behufs  Tilgung  *b  r  Krankheit  töten  liess  und 
veränsserte,  einen  entsprechenden  Teil  des  Erlöses  dem  Viebbesitzer 
sofort  vorsdiussweise  ausfolgen.  Die  Kosten  der  Desinfektion  mit 
Ansnabme  der  Ausgaben  für  Hand-  nnd  Zngarbeiten  trfigt  anch 
nach  dem  nenen  Gesetze  der  Staat.  Bei  besonders  gefahrdrohender 
Verbreitung  der  Seuche  in  mehreren  Orten  eines  Gebietes  kann 
ausser  der  Sperre  desselben  für  den  Schweineverkehr  die  Markierung 
aller  Schweine,  dann  die  Beibringung  von  Viehpässen  und  die  Vieh' 
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ond  Fleüwhbetclukii  der  Schweine  anch  bei  HaiuBchlachtaDgieii  an- 
geordnet werden. 

Das  neue  Schwei  iiepestgesetz  bietet  demnach  den  Landwirten 

nnd  Schweinebesitzern  im  Vergleiche  mit  den  frflheren  Verordnungen 
mehrfache  Vorteile  und  dürfte  auch,  insolauge  die  häufigen  Zo- 
fuhren verseuchter  Schweine  aus  Ungarn  wieder  abgestellt  werden, 
in  veterinärpolizeilirlier  Hinsiclit  auürtMclien.  Jedenfalls  wird  aber 
auch  durch  die  üestattimg  der  Sterilisierung  und  Veruertun^^  des 
Fleisches  der  infolge  der  Schweinepest  e-etöteten  Schweine  unter  ge- 
wissen Vorsichten  zum  meuschiichen  (ieiiuss  eiiir  {presse  Menge  eines 
wichtigen  Nabrnngsmittels,  welches  früher  vernichtet  wurde,  seiner 
ursprünglichen  iiestinimung  wieder  zugeführt.  Die  stafrechtlichen 
Bestimmungen  enthalten  nichts  wesentlich  nenes. 

e)  Verschiedenes.  Der  sonstigen  gesetzgeberischen  Tätigkeit 
in  diesem  Beasort  in  chronologischer  Ordnung  folgend,  beginnen  wir 
mit  dem  nnter  No.  26  des  Beicbsgesetzblattes,  Jahrgang  1902,  knnd- 
gemachten  G.  vom  25.  Oktbr.  1901,  bietr.  den  Verkehr  mit  Butter, 
Käse,  Bntterschmalz,  Schweineschmalz  nnd  deren  Ersatzmittel.  In 
Anlehnung  an  das  sogen.  Lebensmittelgesetz  vom  16.  Jnni  1896 
(R.-6.-B.  89)  wird  verAgt,  dass  die  Surrogate  der  im  Titel  genannten 
landwirtschaftlichen  Produkte,  als  Margarine,  Margarinschmalz, 
Margarinkäse,  Ölmargarine,  Kunstfett,  deren  Begriil  in  g  1  lixiert 
wird,  nur  unter  ausdrücklicher  Bezeichnung  alf?  solche  in  Verkehr 
gebracht  werden  dürfen  (§  2),  dass  selbe  für  den 'Verkehr  im  Inhmde 
auch  nicht  in  Mischungen  mit  Butter  und  Srlimalz  gehandelt  werden 
dürfen  8^  und  behufs  leieliterpr  l  uterscheidbarkeit  einen  Zusatz 
enthalten  niüssen,  welcher  laut  der  Vollzugs  -  Verordnung  vom 
1.  Fphrnar  (R.-(i.-B.  27)  in  lO^'o  Sesamöl  zu  bestehen  hat. 

Erzeugung»-,  Aufbewahrungs-  und  Verkaufsräume  beiderlei  Stoffe 
Bchliessen  einander  aus.  Die  Käame  für  die  Surrogate,  deren  Ver- 
packung, Vertriebsmittel  nsw.  müssen  aoffaliende  Kennzeichen  haben 
(lant  Vollzugs- Verordn.:  rote  Streifen  von  bestimmter  Grösse  und 
Aufschrift)  nnd  unterliegen  besonderer  Beanfeichtignng  (§§  6—13). 
Das  Verbot  des  Verkaufes  von  Butter  nnter  bestimmter  Mindest- 
qualitAt  bleibt  der  Begiemng  vorbehalten  (§  14). 

Das  G.  vom  18.  Januar  1902  (R.-G.-B.  21)  aber  die  Statistik 
der  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Betriebe  wurde  Im 
Handels-Bessort  (ÜB)  schon  besprochen. 
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Zablreich  sind  die  VerordnimsfeD,  welche  BefünsUgnngen  fOr 
P  f  1  a D ze  n  8 e  n d  n  n gen  bei  der  ZoUabfertigruncr  enthalteDt  namentlich 
Interesse  der  Nenknltivation  phyloxerierter  Weingärten,  z.  B.  die 
Verordn.  vom  26.  Oktbr.  1902  Ober  den  Verkehr  mit  bewurzelten 
Beben  in  Tirol  nhd  jene  vom  9.  llftrz  1903  über  den  Verkehr  mit 
Beben  in  Bilhmen. 

Ausser  rückgichtlich  der  eigentlichen  Notstandsverordnungen 
haben  wir  auf  das  Finanzressort  insbesondere  zu  verweisen,  betr. 
das  die  landwirtscliaftlicht.'ii  Iktriebe  dauernd  begünstigende  G.  vom 
19.  .Tnli  1902  (K.-G.-R  1  für  1903;  über  Orundsteuerabsciueibung 
wegen  K!f mentart  itingsschäden. 

Mir  (Irr  sr.ijitlii-lien  rriifniiü:  Fuj>t-  und  des  Jagd{it  rsonal8 
betassfii  sit  h  <lif  \  •  rnrdii.  muh       Krhniar  'R.-G.-Ii,  30  u.  31), 

eine  provisorische  Veriu  in.  der  Miiiist»  r  für  Ackerbau.  Kultus  und 
Unterricht  vom  27.  Mai  1903  schafft  Prüfuugeu  über  die  lietMigaog 
von  Haushaltuugslehrerinnen. 

Zu  erwähnen,  weil  auf  die  Initiativt  <lr.s  A<  kerbaU'MiDisteriums 
.  sich  gründend,  wären  aach  die  unter  11  1  behuudelten  vielen  veterinär- 
polizeilicheii  .Anordnungen,  daninter  die  Verordn.  vom  29.  März  1903 
zwecks  Abwehr  der  Geflfigel-Cholera. 

Mittelst  je  besonderer.  Verordnungen  wurden  in  einzelnen 
Ländern  die  Reblans-Kommissionen  (Beirftte  der  politischen  Landes* 
stellen)  aufgehoben  ond  dafür  ^Landeskommissionen  fttr  Wein- 
banangelegenheiten**  eingeführt,  welchen  unter  dem  Vorsitz  des 
Landeschefs  Vertreter  der  politischen  Landesbehörden,  der  Landea- 
kultorrSte,  des  Landesansschnsses  und  ad  hoc  berufene  MSnner 
angehören,  so  für  Böhmen  24.  Novbr.  1903  <R.*6.-B.  240)  n.  a.  m. 

Bei  diesem  Anlass  sei  wiederholt  auf  die  unter  II  7  folgenden 
Berichte  ans  den  einzelnen  KronlMndern  verwiesen,  namentlich  in 
Bücksicht  anf  die  Schaffong  der  Land^kulturrftte. 

Den  Bergl>au  anlangend,  verzeichnen  wir  das  mit  Knnd- 
niachung  vom  7.  .\ugnst  190-1  iK.-G.-li.  8.'))  eilassene  neue  Statut 
ffkr  die  montanistischen  Hochschnlen  in  Leoben  and  Pfibram  und 
die  mit  Verordn.  von  9.  Januar  1904  (B.-Cr.-B.  6)  erfolgte  Änderung 
der  Standorte  der  Revierbeamten.  Die  Novelle  vom  2.  Febrnar  1904 
(R.«U.-B.  10)  zum  Statut  des  Industrie«  und  Landwirtschaftsrates 
berflhrt  die  Sektion  für  Land-  und  Forstwirtschaft  und  Montan- 
wesen nicht. 


üigiiized  by  Google 


AiTTON  Riehl:  Osterreich. 


2187 


6.  Verwaitnngsbereich  des  LandeaverteidigirngsminiBteriamB. 

Wie  im  letzten  Berichte  (S.  1178)  und  mit  den  gleichen  Vor- 
behalten gegenfiber  dem  an  sich  begründeten  Vorwurfe  mangelnder 
Systematik  haben  wir  anch  diesmal  m  berichten,  dass  von  irgend 
welchen  Nenernngen  oder  Beformen  Im  Heerwesen  und  konsequenter- 
weise  aber  anch  in  bezng  anf  Landwehr  und  Landstnrm  im  Wege 
der  Oesetzgebnng  bis  1904  nichts  zu  berichten  ist 

Die  Andernngen  im  Detail  des  administrativen  Dienstes 
(Veroidn.  vum  1.  Juli  19« >J  |K.-(t.-B.  127  |  und  vom  5.  Juni  1903 
(K.-G.-B.  128j  zum  UI.  Teil  dtr  Wehivoischrilien.  Vtinidn.  vom 
10.  August  11U)2  [R.-G.-B.  174J  über  LandsturmiMsst-  und  Vcnndn. 
vom  12.  Februar  lf»04  [F  .(t.-!>\  10'.  hvir.  Abiiiidnuni^  der  Wehr- 
vorschriften,  I.  Teil)  im  Verorduuugswege  sind  kaum  von  Interesse 
für  un.sere  Leser, 

Die  Bekrntenkontingente  worden  Osterreichischerseits  bewilligt 
mit  G.  vom  22.  Februar  1902  (R.-G.>B.  41),  G.  vom  26.  Febmar  1908 
'(B.-G.-B.  26),  G.  vom  28.  Septbr.  1908  (R.-G.-B.  196)  nnd  G.  vom 
27.  Febrnar  190^  (R.-G.-B.  34  pro  1905),  wfihrend  in  den  letzten 
beiden  Jahren  seitens  Ungarns  eine  solche  verfassnngsmi&ssige  Be- 
wiUigang  nicht  zustande  gekommen  ist  Dieser  Divergenzen  haben 
wir  schon  in  der  Einleitnng  gedacht;  die  Osterr.  Landwehr  wird 
davon  kanm  indirekt  berfihrt 

Mit  G.  vom  22.  Mai  1905  (R.-G.-B.  86)  nnd  V.-V.  dazu 
(K.-G.-B.  87)  wurde  das  Militärvorspannweueii  neu  geregelt. 

£iiie  sehr  verschiedene  BenrteUong  findet  die  stete  Erwei- 
ternng  des  Kreises  von  Personen,  anf  welche  die  BegQnstigung  des 
Eii^fthrigfreiwilligendienBtes  Anwendung  findet  Neu  aufgenommen 
vrurden  wfthrend  der  Berichtsperiode  in  dieses  Verzeichnis  die  Abi- 
turienten der  Textilindustrieanstalt  in  Brflnn  (K.  Verordn.  v.  81.  Juli 
1902,  B.-G.-B.  173),  der  Handels-  nnd  nautischen  Schule  in  Triest 
(K.  Verordn.  24.  Dezbr.  1902,  B.>G.-B.  39  f.  1908),  der  Han- 
delsakademie in  Lemberg  (Eundm.  v.  29.  Dezbr.  1902,  B.-G.-B. 
40  f.  1903),  der  Fachschule  Ar  Elektrotechnik  in  Wien  (Kundm. 
V.  29.  Januar  1908,  B.-G.-B.  54)  u.  a.  m.  Angehörige  der  Industrie 
und  des  Handels  sind  für  die  StandesanfTassung  des  Of&ziersehren- 
begriffes  und  dergl.  gewiss  weit  weniger  zu  haben,  als  die  akade- 
mischen  Bürger  im  althergebrachten  Sinne.    In  Absicht  auf  die 
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Umwandlung  der  Streitmacht  in  ein  Volksheer  sind  die  Verfügangen 
also  wohl  erwflnachte  Fortschritte. 

£ine  grosse  Gruppe  von  Reformen  im  Heerwesen  entzielit  sich 
der  genauen  Beobaditung.  Alles  was  mit  der  technischen  Ausbildung 
und  Verwendung  und  in  Konsequenz  des  dem  Kaiser  sustehenden 
Oberbefehles  Uber  die  gesamte  Wehrmacht  snsammenhAngt,  kommt 
anch  nicht  im  Beichs»  und  in  den  LandesgesetsblAttem  snm  Ansdi^nck. 

Über  die  eigentlich  militärmchen  Neuerungen  teilt  Karl  Hofib 
in  der  „Österr.  Rundschau^  (Bd.  Y  Heft  57)  nachfolgendes  mit: 

Hit  allerh.  Entschl.  7om  25.  August  1905  sind  für  die  k.  k. 
Landwehr  in  Kraft  getreten:  die  organischen  Bestimmungen  fär  das 
k.  k.  Laadwehr-Oberkommando,  für  die  k.  k.  Landwehrkommaados 
und  fBr  das  k.  k.  Landverteitigangskommando  in  Innsbruck,  für  die 
k.  k.  Landwehrinfanterietruppen- Divisionskommandos  und  fBr  die 
k.  k.  Landwehrintautuiie-  (bezw.  in  Timli  Laiulesschttt^senbrigatleu. 
Die  im  Reichsrate  vertreteneu  Küuigieiche  und  Läiidt.r  sind  in  neun 
Landw*  hl  tt'i  rirMiialbpreiche  ein«r«^teilt,  welche  mit  den  korrespon- 
dien-ndeu  Miiiturterritorialbpieichon  (1..  2.,  3.,  8.,  9.,  hl.  IL,  14. 
Koi  jtskommando  und  Militjü  konniiandu  Zurai  iUx  reiiistimiuen.  Gleich- 
zeitig wurde  vfi  fiiirt.  dass  drv  den  Milirärtcrritorialkominandfintpn 
zugeteilte  General  zur  Unterstützung  des  Korpskommaudauten  in 
seiner  Eigenschaft  al«  Landwehrkommandant  berufen  sei  und  ihm 
die  Überwachang  aller  die  Mobilisierung  betreffenden  Agenden  der 
Landwi'lir  und  des  Landsturmes  übertragen.  Ferner  wurde  den 
Lau  Iwt  liriiifanterietruppen- Divisionskommanden  das  InspiziernngS- 
recht  des  nach  der  Ordre  de  bataiile  für  den  Kriegsfall  zugehörigen 
Divisionsartilleriecegimsntes  (pro  Korps  drei  vorhanden)  eingerftumL 

Die  neue  „Organisation  der  Kriegsschule**  (Dienstbuch  A — I, 
dd  9)  enthält  anter  anderen  den  bemerkenswerten  Passus,  dass  eine  min- 
destens vieijllhrige  Tmppendienstleistung  als  Offizier  Bedingung  znr 
Aaftiahme  ist  —  bisher  genOgten  schon  drei  Jahre  —  femer  be- 
sondere  Bestimmungen  für  die  Ausbildung  der  Offiziere  der  Artilleriei 
der  technischen  Trappen  und  Jener  Offiziere,  welche  die  Verwendung 
im  Geniestab  anstreben.  Während  die  Offiziere  der  Infanterie  und 
Kavallerie  nach  Absolvierung  des  1.  Jahrganges  eine  etwa  drei* 
wöchentliche  Mappieiungsübnug  mitmachen,  absolvieren  die  früher 
genannten  zunächst  appli katarische  t^buiiffcn  ans  dem  Gebiet  ihrer 
speziellen  Waffen,  nehmen  an  h^chiessversuchen  teil  und  besichtigen 
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dann  technische  Etablissements  und  wichtigere  Befestigungen;  darauf 
folgt  eine  gemeinsame  Stadienroae  in  Gruppen.  Nach  AhaolTiemng 
dee  II.  Jahrganges  machen  alle  Frequentanten  eine  fttnf-  bis  seciiS' 
wöchentliche  Studienreise^  die  Frequentanten  der  Artillerie  und  der 
technischen  Tmppen,  dann  jene,  welche  in  den  Geniestab  gravitieren, 
fiberdies  eine  etwa  Utägige  applihatorische  Übung  im  Festungskrieg 
im  Unterterrain  einer  modernen  Festung  mit.  In  diesen  Neuerungen 
birgt  sich  der  Keim  einer  lEllnftigen  Vereinigung  des  General-  und 
Geniestabes. 

Der  „Unterricht  fttr  die  Ballonabteiinngen''  (Dienstbuch  G— 89) 
enthftU  Vorschriften  Aber  die  Erzeu^mg  nnd  Instandhaltung  des 
Hateriales  und  ist  ssngleich  Lehr-  and  Lernbehelf  über  Ausbildung 

und  Verwendung  der  Festnngs-  und  Feldballonabteilungen.  Das 
fesselnste  Kapitel  ist  wohl  das  über  die  \'er\venduiig  des  Ballons  im 
Kriege,  ans  dem  wir  entnehmen,  „dasü  die  allgremeine  Aufklärnnii- 
vor,  während  und  nach  dem  Gefechte  die  HaujitautValie  des  Ballons 
ist"  und  das  l'»allf)ii!nf'Mniifrpn  nicht  ^durch  doii  (ian^j  der  Ereignisse 
ftberliolte.  snn<l<  i n  t  ,-,(ehende  Situationen  zur  Kenntnis  des  Komman- 
danten bringen*.  1  »raclienballons  steigen  bis  zu  .MK»  m,  Kugel- 
ballons bi«?  zu  (jOii  ni  Höhe  auf.  Der  Aufstiegplatz  des  Ballons  soll 
ausserhalb  des  wirksamen  Schrapnellertrages  der  feindlichen  Geschütze 
liegen,  demnach  mindestens  4000  m  vom  Gegner  entfernt  sein.  Die 
Verwendung  der  Ballons  im  Angriff  und  bei  der  Verteidigung  sowie 
die  Verwendung  von  B'reiballonB  sind  erschöpfend  geschildert 

Vom  „Unterricht  für  die  Belenchtnngsabteilungen  der  k.  u.  k. 
FestnngsartUlerie"  (Dienstbuch  G— 88)  ist  das  1.  Heft  des  II.  Teiles 
erschienen,  welches  den  „85  cm-Belenchtungsapparat  Modell  97 
und  98**  zum  Gegenstande  hat.  Der  Apparat  dient  zur  Betätigung 
eines  Scheinwerfers  ftr  Vorfeldbeleuchtung  auf  die  Dauer  von  drei 
Stunden  oder  fttr  die  Beleuchtung  von  Arbeitsptttzen  und  Arbeits- 
rftnmen  mit  Glflhticht  Als  Stromquelle  dient  eine  Akkumulatoren- 
batterie von  60  Amperestnnden  KapazitSt  bei  20  Ampere  Entlade- 
stromstirke,  welche  im  Gebrauchsfalle  einer  tSgliehen  Aufladung 
bedarf.  Der  Transport  des  Apparates  No.  1  (Modell  97)  geschieht 
auf  vier,  jener  des  .Aiiparates  No.  2  (Modell  118)  auf  drei  Karren. 

In  der  AuRriistnng  der  Infanterie-  und  Jägertruppe  sind 
Änderungen  veranlasst  worden  (Dienstbuch  K—17),  die  den  Feld- 
nod  Gebirgskrieg  betreöen  und  die  Beweglichkeit  und  Kampfföhig- 
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keit  der  Fnsstrnppen  durch  Verniindening^  des  J'niiiis  zu  erlidi»  u 
suchen,  (ileichzeiti^  wurde  dieKi  it  frstaschenmunitum  aut'l'iOPatroiit  ti 
erhüllt  und  zur  Förderung  vou  Marschleistungen  oder  vor  dem  Ein- 
tritt ins  (Jefecht  das  Ablegen  des  Kalbfelltourn isters  oder  der  trag- 
baren ZeltaiurUstung  gestattet,  wenn  deren  Fortbringung  aaf  Fuhr- 
werken gesichert  ist.  Die  Beladung  der  Fuhrwerke  (Kompagnie- 
monitionswageQ,  Proviantwagen  und  Bagagewagen)  wurde  wesentlich 
verriDgert,  wodurch  die  bisher  ftbliehe  Zaweisang  von  Beiwagen 
entfällt. 

Die  Traintrappe  hat  einen  Entwurf  fOr  ein  Ezerzierreglement 
erhalten  (Dienstbach  E— 6),  der  den  gesamten  Dienst  von  der 
Ansbildang  des  Hannes  za  Fuss  bis  zar  Aa&tellnng  and  Bewegung 
einer  Traindivision  enthslt»  femer  ist  eine  nene  „Schiessinstraktion 
für  die  Infsnterie  and  die  JSgertrappe*^  (Dienstbach  E— 7)  erschienen, 
in  welcher  die  Erfahrungen  and  Versuche  der  letzten  Jahre  berflck- 
sichtigt  und  verwertet  sind. 

An  Stelle  der  bisher  bestandenen  FeldsignalabteÜangen  sind 
Infhnterie-Telegraphenpatrouilleu  getreten,  die  im  EriegsfeUe  zur 
Versehnng  des  optischen  und  telegraphischen  Dienstes  bei  den 
liilauterie -Truppendivisionen  und  den  Gebirgsbrigaden  bestimmt 
sind.  Zur  Ausbildung  wurden  6  Ottiziere  und  132  Unterofliziere 
in  den  Intunterie-Telegruphenlvurs  nach  Tüllen  koninnmliert 

I  »ie  Aufnalinie  von  Aspiranten  in  die  tiniiiv-tlichon  Hoch- 
schulen in  Wien  und  Budapest  zur  HeranbiMung  unserer  militar- 
ärztlichen  Berufsbeainten  hat  das  Keichskriegsminist^rium  durch  eine 
provisorische  Vorschrift  (Dienstbuch  F — S  b)  geregelt.  Die  „Militär- 
akademiker"*,  wie  die  Zöglinge  dieser  Institute  genannt  werden,  ge> 
niessen  eine  dreijährig«  AuBbildung,  um  dann  aaf  mindestens 
7  Jahre  in  die  Armee  zu  treten.  Sie  haben  weder  ein  Kollegien-» 
geld  za  bezahlen,  noch  fSr  die  Ablegang  der  Tentamina  und  strengen 
Prüfungen  oder  fflr  die  Aasfertigung  des  Diploms  irgend  eine  Taxe 
zu  erlegen. 

Auch  mit  dem  Beginne  des  jetzigen  Schu^ahres  (1905/06) 
worden  Offiziere  als  Korrepetitoren  und  Erzieher  in  Militärreal- 
schalen und  Kadettenschalen  verwendet,  deren  Aufgabe  es  bekanntlich 
ist,  den  Zöglingen  bei  Sprachschwierigkeiten  an  die  Hand  zu  geben, 
mit  ihnen  zu  korrepetieren  und  ihre  Erziehung  za  leiten.  Diese 
Einführung  gereicht  wohl  in  erster  Linie  Jenen  Zöglingen  zum 
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Vorteil,  die  der  dentsclieii  Spniclic  ninht  völlig  mächtig  sind,  stellt 
aber  an  die  betreffeiulen  Olhziere  grosse  Anfordenin<ren.  Vom 
pädagogischen  Staudpunkte  mass  diese  Einführung  wäriustens  be- 
S^sst  werden. 

Eine  praktische  Neuerang  ist  die  Flttssigmachunj^  der  Pensi- 
onen mittels  Postscheoks,  die  zur  Vereinfachung  des  Geschäfts  oranges 
bei  der  betreffenden  Militärkawe  wesentlich  beiträgt  und  die  alten 
Herren  der  wenig  angenehmen  Pflicht  enthebt,  stundenlang  anf  die 
Auszahlung  ihrer  Gebühren  warten  zu  mfissen. 

Das  Kriegsarchiv  hat  seine  Ühersiedlting  in  die  ehemalige 
technische  MiUtftrakademie  Wien,  Stiftgaase  beendet  und  seine  wert- 
vollen Bestände:  21000  Faszilwl,  9000  Protokolle,  18800  Karten- 
werke, 2200  Portrftte  und  fast  80000  Bftnde  neu  geordnet  nnd  auf- 
gestellt. Die  neuen  Bäume  sind  hell  nnd  entsprechen  ihren  Zweck 
in  befriedigender  Welse.  Wichtig  ist,  daas  nunmehr  das  ganze 
Eriegsarchiv  vereint  ist,  das  Mher  wegen  Platzmangel  an  fQnf 
Orten  untergebracht  war. 

Als  Gegengewiiht  pregen  die  Demokratisierung  des  Offiziers- 
korps macht  sich  fühlbar,  dasj<  die  mit  Erfolo^  fj-tpiüften  Einjährig- 
freiwilligen jetzt  nirht  mehr  binnen  kurzer  Frist  zu  ot'tizieren  er- 
nannt werden,  sondern  regelmässig  samt  liehe  Waftenübmi::en  in 
Unterottiziers-Cluirg'en  und  natürlich  auch  gegen  enlbprecheud  ge- 
ringere Emolumeute  mitzumachen  gezwungen  sind. 

Im  allgemeinen  darf  gesagt  werden,  dass  die  Klagen  Uber 
schlechte  Behandlun^'^  von  Rekruten  und  Soldaten  nicht  zugenommen, 
eher  abgenommen  haben,  wenn  auch  einzelne  Missgriffe,  wie  z.  B. 
Übungsmäreche  bei  abnormer  Hitze,  ein  Fall  aus  einem  Garnisons- 
spital,  auch  in  der  Berichtsperiode  im  Parlamente  zu  lebhaften  Er- 
Srterongen  Anlass  boten.  Die  österr.  Offiziere  stammen  ans  zu  ver- 
schiedenen VolkselementoD,  als  dass  jener  Kastengeist  überwuchern 
konnte,  der  den  Mitmenschen  im  Untergebenen  vergessen  hilft 

Ein  freilich  fiescheidenes  Mass  weiser  Duldung  gegenüber 
nationalen  und  politischen  Parteien  und  ihren  Angehörigen  im  Uili- 
tftrverbande  darf  unserer  Heeresverwaltung  nicht  abgesprochen  werden. 
Der  Erlass,  wodurch  die  KontroUversammlungen  nnd  damit  die 
„Zde^'-Frage  eliminiert  wurden,  und  die  Verordn.  vom  12.  Sepbtr. 
(R.-6.-B.  147),  über  die  Erfüllung  der  Landstnrmmeldepflicht,  sind 
hierfür  neue  Beweise. 

JfthrbnCli  der  Intamat  VeretaUgunz*      Bd.  139 


Digitized  by  Google 


2192 


Gesetzgebung  uad  Literatur. 


7.  Antonome  Verwaltung  der  Länder  (Bezirke  und  Gemeinden.)  ^) 
Haben  wir  im  letzten  Berichte  uns  bemüht,  den  Leser  den 
ganzen  Umfang  der  autonomen  Gesetzgebung  überblicken  zn  lassen 
80  dürfen  wir  diesmal  um  so  gewisser  minder  wichtige,  rein  lokale 
gleichartig  wiederkehrende  Er<?chpinüngen,  wie  die  in  den  Alpen* 
ländern  fleissi^^  Itetriebenen  Wildbachverbauuugen,  Bewilligungen 
höherer  Umlagen,  besondere  Umlage  auf  Bier^  kleinere  Anlehenab«- 
williipingen,  die  Landeshndgeto  nnd  darauf  bezflgliche  Dinge,  mit 
einem  blossen  Zitate  oder  gftnzlieh  ttbergehen. 

Ohnehin  wächst  dieser  Teil  der  Berichte  zn  abnormen  Dimen- 
sionen an.  Je  steriler  die  Reichsratssessionen  verlaufen,  desto  wichtiger 
werden  die  Landtage;  ja  die  Hoffiinng  ist  nicht  abzuweisen,  dass  es 

vielleicht  doch  noch  gelingt,  auch  die  nationalen  Streitigkeiten  auf 
dem  neuesteus  iu  Miihren  eingeschlagenen  Wege  zu  schlichten. 

Niederöfiierreich. 

1902. 

Im  Stammlande  der  Monarchie  wurden  die  Jahre  1902 — 1905 
für  die  Gesetzsrebnug  äusserst  ergiebig.  lürer  115  (Ackerban- 
niiiiisrci  imii  I  wurde  bereits  das  niederösterr.  J  afrilfresetü  vom 
29.  November  r.»nl  ( L,-G.-B.  92)  nebst  Vollzugs- Veiorduung  vom 
a.  Januar  1902  fXn.  <.»:;— f)7  für  1902)  ausfülirlich  beluiudelt.  Dieses 
Gesetz  und  die  dazu  ergan*renen  \'er(trdmiiit,'en  siml  am  11.  Juni  1902 
kundgemarlit  worden.  Für  das  Wiener  Gemeindegebiet  wurde  ein 
eigenes  Jagdgesetz  vom  8.  Dezember  1902  (L.-G.-B.  22  für  iWo) 
gegeben,  welches  jedoch  auf  Grund  der  Vollzugs -Verordnung  vom 
21.  Mfirz  1903  (L.-G.-Il  rr?)  nur  für  Teile  des  IL,  X.  und  XL, 
dann  für  den  XUL,  XVIL,  XVUI.  and  XIX.  Bezirk  Verwirk- 
lichung findet. 

Hit  Gesetz  vom  20.  Februar  1902  (L.-G.-B.  15)  wurde  der 
Gemeinde  Wien  eine  neue  Anleihe  von  285  Hillionen  ge- 
nehmigt, wovon  116  Uillionen  für  die  Strassenbahn,  82  Millionen 
für  eine  neue  Wasserleitung  (und  Ergttnznng  der  bestehenden  Hoch- 
qnellenleitnng),  16  Hillionen  für  Gas-  nnd  Elektrisittitswerke, 
11^/s  Millionen  für  Neupflasterungen,  7^.^  Millionen  fUr  Hfinserein- 
llisung  zu  Strassenbanten,  5  Millionen  fUr  Friedhoferweiterung, 

Zumeist  auch  das  Jahr  1905  mit  umfassend. 
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3^/«  HiUionen  für  Keformen  der  Mftrkte,  2^/,  UilUonen  Ar  Uaaenma- 
zwecke,  12  Millionen  zur  Tilgnng  der  schwebenden  Schnldi  der 
Beet  fdr  ▼ereehiedene  stftdtisehe  Aufgaben  gewidmet  wurden. 

Hit  Geeete  vom  31.  Mftrs  1902  (L.-a.-B.  38)  wnrde  in  Ab- 
Sndernng  des  §  72  Gemeinde -Ordnong  vom  81.  Mftrz  1869 
(L.-G.-B.  5)  der  Gmndsate  ansgesprocben^  dase  Auslagen,  weldie 
nicht  die  Interessen  der  Gemeinde  oder  einer  Gemeinde-Abteilnng 
betreffen,  in  der  Regel  nicht  ans  Gemeindemitteln  bestritten  werden 
dflrfen,  dass  jedoch  fftr  landwirtscbafkliehe  und  gewerbliche  Zwecke 
mit  MehrheitsbeeehluBe  der  Gemeindevertretung  eine  Aufwendung 
aus  Gemeindemitteln  v«abfolgt  werden  darf  EUn  derartiger  Be- 
sdüuss  ist  14  Tage  hindurch  allen  Gemeindemitgliedem  offen  zn  legen, 
woranf  der  Landesansschnss,  dem  etwa  eingebrachte  Äusserungen 
gleichfalls  vorzulegen  sind,  eine  solche  Ausgabe  eudgültig  be- 
willigen kaiiii. 

Diis  (ipsetz  vom  8.  September  19<V2  (L.-O.-B.  GO)  reglementiert 
das  Knrortwesen  in  zweckmässiger  A\'eise. 

1903. 

Durch  G.  vom  9.  Januar  1903  (L.-G.-B.  18)  wnrde  für  Ge- 
bäude mit  billigen  Arbeiterwohnungen,  welche  nach  Boichs- 
gesebB  vom  8.  Juli  1902  (R.-G.-B.  144)  —  vide  u.  114  —  staatliche 
Abgabenbeflreiuttgen  geniessen,  die  Befireinng  von  Landes-  und 
Gemeindeumlagen  statniert 

Das  G.  vom  27.  Januar  1903  (L.-G.-B.  14)  garantiert  das 
Zinsenertrignis  fllr  Titres  zum  Bau  einer  Bahn  nach  ICariazell  bis 
zu  8,1  Millionen.  Dieses  Gesetz  wurde  entsprechend  erweitert  fQr 
die  FortfBhrung  dieser  Eisenbahn  bis  Gnsswerk  (G.  v.  21.  Mftrx 
1904,  L..G.-B.  52). 

Zufolge  G.  vom  4.  Hin  1908  (L.-G.-B.  17)  wnrde  ein  Eisen- 
bahnanlehen  des  Landes  Niederösterreich  durch  Begebung  von 
18  Millionen  nominal  zu  4®/o  verzinlichen  Obligationen  lür  Ert'iilluug 
schon  begründeter  und  nocli  zu  Ih  lm  iindender  S'erpflichtungen  dt  s 
Landen  zn  Eisenbahnzwecken  bestimmt. 

Eine  Verordn.  vom  19.  April  1903  (L.-G.-H.  32)  regelt  die 
Fremdenmeldnii}^  in  Niederö.sterreich  mit  Anfohliiss  vtn  W  ien  derart, 
das«  nur  in  tn-nifiiulen  unter  1000  Kiuwohneru  diese  Meldunir 
durch  Eiiitraguuf,''  in  ein  Frenidfubuch,  andornfalls  aber  durch  Aub- 
ferligong  und  Einreicliung  von  Meldezetteln  zu  geschehen  hat. 
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1904. 

Die  Gesetze  vom  31.  Jannar  und  2.  Februar  1904  (L.-G.-B. 
22  Q.  23)  betreffen  Ändernogen  des  Wiener  Oesindeetatuts,  das  G. 
Tom  14.  Febniar  1904  27)  fOgt  den  sogen.  Hansknecbt- 

Paragraph  (§  33)  der  Landesordnnng  ein  —  angesichta  der  modern 
gewordenen  Obstruktion  zuerst  im  Wiener  Gemeinderate  praktiziert 
nnd  leider  auch  anderswo  auf  die  Daner  kaum  ^tbelirltch. 

Das  G.  vom  2.  Uftrz  1904  (L.-G.-B  46)  betrifft  die  Beitrags- 
leistnng  des  Landes  zam  Ban  der  nenen  Wasserstrassen  im  Sinne 
des  Reichsgeaetzes  vom  11.  Juni  1901  (B.-G.-B.  61).  Ffir  Nieder- 
österreich nnd  Wien,  das  Zentnun  des  zn  vervollstAndigenden  Wasser- 
strassennetzes,  wird  dessen  DnrdifShrnng  unter  allen  Umständen 
sehr  wichtig  sein. 

Ausser  den  nnten  separat  nnd  ansfflhrlich  zn  behandelnden 
wichtiji^sten  Neuheiten  der  neuen  Gemeindewahlordnnng  und  der 
neuen  S<hultresetze  wären  noch  zu  erwähnen  die  zur  I>eckung  der 
Mehratishi^cü  lür  Autbeshitjnuig  der  Li'hrerbeziigf  besliniuiteu  Lau- 
dt  sl)i(  ruiiilas:pn.  welche  durch  G.  vom  25.  Novbr.  1904  (L.-G,-B.  8VI) 
perfekt  wurden,  und  d;is  G.  vom  21.  Dezbr.  liHM  (!,.-( i.-H.  9»>>, 
womit  in  Abänderung  dts  lieineiiidefitalutÄ  für  \\  .-Neustadl,  ilii  ser 
zweit ^M-rissten  Stadt  Xieilfrr'>i erreich»,  die  Kinhebunp  einer  Taxe 
für  Au  tnahme  von  Fremden  in  den  Gemeinde  verband  mit  100  K. 
bewilligt  worden  ist. 

Die  rege  Tätigkeit  der  niederOsterr.  Statthalterei  dürften  wir 
im  nächsten  Berichte  besser  zn  wttrdigen  in  der  Lage  sein. 

Bie  Beform  der  Qemelndewahlordniing  nnd  Inderniig  der 

Qemelndeordttiuig. 

(Oeseta  vom  23.  Juli  1904,  L.-G.-B.  75).') 

Den  AnstOAs  zur  Reform  der  Gemeindewahlordnuug  hatte 
ein  im  Jahre  1H97  im  Landtage  gestellter  Dringlichkeitsantrag  auf 
Errichtung  eines  Wahlkurpers  des  allgemeinen  Stimmrechtes  gegeben. 
Einem  im  Jahre  1899  beschlossenen  Gesetzentwürfe  blieb  die  a.  h. 
Sanktion  versagt.  Auch  das  vorliegende  Gesetz  erhielt  diese  erst 
nneh  9  Monaten,  ein  Ümsfand,  dt-r  bereits  auf  tiefirreit'ende  Änderungen 
gegenüber  der  bisheritren  AVahlordining  scliliesseu  hisst.  Doch  ist 
es  keines\vej;ti  der  na(  Ii  Analogie  der  uligemeinen  Reichbratskurie 

')  voD  Dr.  TftL-oiMiit  Hei.j>,  Magi.HtratB»ekretär  der  Stadt  Wieu. 
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gebildete  4.  WabIkSrper  —  desseii  Bedeatnng  eine  sehr  gering;«  ist  — » 
sondern  das  Anfgeben  bezw.  die  Durchlöcherung  des  l'rinzipes  der 
Interessenvertretung  in  den  alten  3  Wahlkr»rpem,  das  <l«*r  nenen 
Wahlordnung  ihr  Geprüft'  gibt.  Die  bikiuiig  dieser  3  Wahlkörper 
ei  tulgt  —  mit  einer  Ausnalirae  —  nicht  mehr  durch  Aufteilung  der 
Gesamtschnldi^'^keit  der  Stt  nerzaliler  (oliiit-  Ilücksicht  auf  Art  und 
llühe  (ItT  Steuer)  zu  gleichen  Teilen,  sonrlern  in  der  Kategurie  der 
Grund-.  (Tebiinde-  und  Erwerhstenerjiriichtigeu  ilurch  Auft*»iluii^^  nach 
der  Knpfxabl  und  in  der  Kategorie  der  Person:» Ii  inkoniuien-,  Be- 
söiduugs-  und  Rentenstenerpflichtierpn  durch  Zaweii»ung  nach  der 
Höhe  der  Steuerleistnng  des  einzelnen.  Dabei  erfahrt  die  2.  Kategorie 
gegenüber  der  ersten  manche  Verkürzung  dnrch  Festsetzung  eines 
Stenerminimnms,  durch  das  Erfordernis  der  Sesshaftigkeit  und  durch 
den  Ansschlosg  der  Frauen.  Eine  Begünstigung  der  Real-  und 
Erwerbstenerpiliehtigen  liegt  weiter  in  der  Bestimmung,  dass  dieselben 
in  den  8  WahlkSrpem  den  ilbrigen  Wählern  an  Zalil  gleichkonunen 
müsaen,  widrigenfalls  eine  Ergttnsnng  ans  dem  nSchatniedrigeren 
Wahlkitrper  stattfindet.^) 

llännlieliee  Geschlecht  nnd  Sesshaftigkeit  wird  auch  für  die 
8.  Kategorie,  die  Intelligenswfthler  oder  Dignitftten  (die  ohne  Bttck- 
sicht  anf  eine  Stenerleifltnng  durch  ihren  Stand  den  ersten  3  Wahl- 
kOrpem  angehören),  und  für  den  4.  Wahlkarper  geforderL 

Ken  nnd  wesentlich  ist  die  üntersdieidung  zwischen  Gemeinden 
mit  lindiichem  nnd  mit  stildtischem  Charakter  (grossere  Stftdte  und 
Indastrieorte)  für  die  Bildung  der  Wählerlisten.  Als  sogen,  „grössere** 
Gemeinden  werden  im  Gesetz  7h  uuiuentlich  angeführt,')  dabei  aber 
dem  Laudesaiisschnss  das  liecht  eingeräumt,  mit  Zu>tüiiiuüiifr  der 
StatthalLtirei  einzelne  Gemeinden  aus  der  einen  Gruppe  au8zut>cheiden 
und  der  anderen  zuzuweisen.   Während  in  den  grösseren  Gemeinden 

*)  Die  Behandlung  der  PersoaalBteuerpflichtigen  als  Stcuertrtger 
minderer  Güte  wurde  damit  begründet,  dass  dieselben  nach  den  neuen 
Steuergesetzen  keine  GeraeindeziischlRire  entrirhten,  also  fttr  die  Gemeinde 
nichts  zahlen.  Jedenfalls«  wnr  (Kr  L'-ewolite  KlV-  kt  der,  die  kleiii.'r*Mi  R-'al- 
gteuerträgcr  in  den  2.  u.  i.  \S  uliikorper  Uiimul2u»cliieben  und  so  die  derzeit 
hemchende  Partei,  insbesoudere  in  den  grSaseren  Gemeinden  zu  st&rken. 
(Anm.  de«  Hauptreferenten.) 

*)  Kadi  den  ang^hrten  Orten  Inan  als  ungef&hre  Grenze  iwischen 
grösseren  nnd  kleineren  Gemeinden  die  Einwohnerzahl  von  2000  ange- 
nommen werden. 
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Btets  4  WaUkörper  m  bilden  aiod,  werden  in  den  kleineren  nnter 
Umständen  nnr  3  oder  gar  nur  2  gebildet 

Allpfemein  wird  das  aktive  Walilrerlit  nunmehr  an  das  voU- 
eodete  24.,  das  passive  iu  der  Kegel  an  das  vollendete  30.  Lebens- 
jahr gebuiidtn. 

H(»rv(H'j2:eii(ioen  möge  schlipusliob  noch  die  Eiureihun^'  der 
Bürger  in  die  Kategorie  der  Inielli^M-tizwahier  <h'i^  2.  Wahlkörpers 
(nach  Muster  der  "Wiener  CTemeindewahlordnung)  werden,  wodurch 
dem  Gemeiudeausschnsse  die  Möglichkeit  einer  gewissen  Begnliernng 
des  WählerverliäUnisses  gegeben  ist. 

ICit  der  Wahlrefom  verbunden  nnd  znm  Teil  dnrch  dieselbe 
bedingt,  ist  die  Änderung  der  Gemeindeordnnng  in  einigen 
Punkten.  So  wird  die  Anzahl  der  Mitglieder  des  Gemeindeansschnsses 
nen  geregelt  bezw.  vermehrt.  Wftlirend  aber  die  ersten  3  Wahl- 
kOrper  immer  gleich  viel  Mandate  erhalten,  mnss  sidi  der  4.  mit  der 
HSlfte  oder  noch  weniger  begnttgen. 

Die  Maehtbeftignisse  des  Landeeaossehnssea  erfkhren  eine  Ver- 
stfirknng  vor  allem  doreh  den  §  78,^)  welcher  insbesondere  für 
Stadtgemeinden  eine  wesentliche  Einschränkung  ihrer  Autonomie 
bedeutet  Soll  nämlich  bei  —  wenn  auch  nnr  teilweise  —  auf 
Erwerb  berechneten  Unternehmungen,  welche  nicht  in  die  ordentliche 
Oebahrung  des  Oemeindehanshaltes  fallen,  die  Bedeckung  durch  Auf- 
nahme eines  Darlehens  oder  dnrch  Umlagen  erfolgen,  so  ist  zu  der 
Unternehmung  die  Genehnu^uäi;^  des  Landesausschusses  erforderlich, 
welcher  nai  li  freiem  Ki  nie.ssen,  also  mit  Auss(  liluss  der  Üeschwerde- 
fQhrung  an  den  ^'er^valtnn{rRg'eri<•lltslll>t,  entsilieidet. 

Gleichsam  als  Knrsrli;idi;xnncr  liierfür  wird  die  Berechtigung 
der  Gemeinden  zur  Einhebung  von  Zuschlägen  erweitert 

Das  Gesetz  vom  Jahre  1874  über  die  Verwaltungsgemeinden 
(Vereinigung  mein*  lo-  Gemeinden  zur  gemeioachaftlichen  Geschäfts» 
flltarung,  besttglicb  der  ortspolizeilicben  Angelegenheiten)  wird  auf* 

Per  St.  PölfiuT-PnraLTaph  c^enannt.  weil  er  durch  einen  Koullikt, 
in  welchen  die  libtiraie  üemeiiuievertretuiitf  von  St.  Pölten  und  deren 
Bttrgermeister  Yoelrl  mit  dem  Laaücäauäscbusä  wegeu  des  Baues  eines 
ElektrisitätswerkeB  geraten  war,  hervorgerufen  wurde  und  sich  vomehmlieh 
gegen  diese  Gemeinde  richtet  Mit  diesem  §  sind  die  Gemeinden  ohne 
eigenes  Statut  (ein  aolcheH  besitzt  W.-Neu«tadt)  dem  Machtsprudie  des 
LandeMUBscbosBes  ausgeliefert.  (Anm.  des  Hauptreferenten). 
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geboben;  du^vf^vn  kann  die  ZiiBammeniegiing  von  (lempinden  mit 
Vorbehalt  des  besondei'eu  Vermögens  und  einer  qresoiiderfpn  Ver- 
\valtnn*r  desselben,  sowie  einer  bestimmten  Anfteiliiiig  der  Aiii^schnss- 
mandate  in  den  ersten  3  Wahlkörpern  erfolgen,  und  zwar  sowohl 
freiwillig  im  Wege  eines  vom  LandesausschiisBe  mit  Znstimmang^ 
der  Statthalterei  zu  genehmigenden  Übereinkommeiui»  ali  auch  zwange^ 
weise  im  Wege  eines  Landesgesetzes. 

Die  Auflösung  einer  Ortflgemeinde  in  mehrere  Gemeinden 
kann  nur  doreh  ein  Lai^esgesets  nnd  nnr  dann  geschehenf  wenn 
jede  der  lenen  Gemeinden  die  lüttel  zur  Ans&bnng  des  tthertrag<^en 
ÜVirkimgBkTelses  besitzt  Doch  kann  einseinen  Gemeindeteilen  mit 
mehr  als  6000  Binwohnem  anf  Beschlnss  des  Gemeindeansschnsees 
oder  anf  Antrag  der  Bezirkshanptmannschaft  dnreh  die  Statthalterei 
im  Einverndimen  mit  dem  Landesaosschnsse  eine  separate  Vertretung 
im  Gemeindeansschnsse  snteil  werden. 

Nach  dieser  allgemeinen  Übwsicht  mögen  noch  einzelne 
wichtigere  von  den  geändertoi  Bestimmungen  der  Gemdndeordnnng 
nnd  die  wesentUehen  Bestimmongen  der  Gemeindewahlordnung  kurz 
angeffthrt  werden. 

T.  Die  Gemeindeordnung. 

Für  die  zwangsweise  Aufnahme  von  Ausländern  in  den  Ge- 
raeindeveiband  (durch  lOjiihrigeu  Aufenthaiti  wird  eine  Gebühr  von 
100  K.  t'eHt^ezetzt,  welche  nur  mit  Bewilligung  des  Landesausschusses 
ermässigt  werden  kann. 

Für  die  \'erleih«ng  des  Ehreubürgerrechtes  wird  eine  qoali- 
tizierte  Majorität  ('/^  des  Ausschusses)  gefordert 

Was  die  Anzahl  der  Mitglieder  des  Gemeindeausschusses 
betriflFt,  so  wählen  die  ersten  3  Wahlkörper  in  Gemeinden  bis 
500  Einwohner  9  Mitglieder,  bei  500—1000  Einwohnern  12  Mit- 
glieder, dann  bei  je  1000  Einwohnern  um  3  mehr,  so  dass  bd 
5000—6000  Einwohnern  der  Ausschnsg  27  Mitglieder  zählt.  Diese 
Zahl  steigt  dann  bei6000— 10 000  Einwohnern  anf  80  nnd  schliesslich 
bei  mehr  als  10000  Einwohnern  anf  36. 

Der  4.  WahlkOrper  wfthlt  in  Gemeinden  bis  1000  Einwohnern 
1  HitgUed,  bis  SOOO  Einwohner  2,  bis  4000  8,  bis  6000  4,  bis 
10000  5,  nnd  bei  mehr  als  10000  Einwohnern  6  Mitglieder. 

Bei  2  Wahlkörpern  besteht  der  Ansschnss  ans  8  Mitgliedern. 
Ersatzmänner  (je  1  für  2  Ansschnssmitglieder)  werden  nnr  in  den 
kleineren  Gemeinden  gevUhlt. 
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IMe  Fnnktionsdaner  des  Ansscbnsses  betraget  6  Jahre,  doch 
findet  in  den  grösseren  Gemeinden  eine  sukzessive  Verjüngung  statt, 
iu  dem  die  Hälfte  iiacli  je  3  .laliren  auszuscheiden  hat. 

Oliiie  Wahl  iu  den  Ausschuss  einzutreten,  sind  jene  (Jeuieinde- 
mitglieder  berechtigt,  welche  von  der  gesaraten  in  der  Gemeinde 
vorg-escliiiebenon  Grund-.  Oebäudp-  und  Erwerbsteuer  wenigstens 
den  ö.  Teil  eutrichteu.  I)iese  \'irilisten  des  GenieiufleausschuBses 
können  sich  auch  durch  eintMi  lievolliiuiclinVten  vertreten  lasst-n. 

Der  Gemeindevorsteher  führt  den  Titel  Bürgermeister,  die 
Ausschussmitglieder  den  Titel  Gemeindebeiräte.  Der  Gemeinde- 
vorstand besteht  ans  dem  Bürgermeister  und  den  Gemeinderäten, 
deren  Zahl  den  3.  Teil  der  AaBBchaasmitglieder  nicht  fiberBCbreiten 
darf,  mindeBtens  jedoch  2  betragen  mnas. 

Die  auf  Erwerb  gerichteten  Unternehmungen  (§  78) 
deren  Bedeckung  dnrcb  Aufnahme  eines  Darlehens  oder  im  Wege 
▼on  Umlagen  stattfinden  soll,  bedfirfen  einer  */,  Higoritit  im  Ans- 
schosse;  ansserdem  kann  der  Landesansschnss  die  Öffentliche  Knnd« 
machoog  des  betreffenden  Ansschnssbeschlnsses  behnft  Einbringung 
von  Einwendungen  und  eine  Abstimmung  aller  gemeindeumlagen> 
Pflichtigen  Wähler  verlangen.  Von  diesen  müssen  wenigstens  */g 
welche  sogleich  mehr  als  die  Häjfte  der  umlagepfliehtigen  Steuern 
vertreten,  dem  Unternehmen  zustimmen. 

Die  Erhebung  von  Züsch  lägen  m  den  direkten  Stenern 
Uber  SO^/q  ist  an  die  Bewilligung  des  Landeeauaschusses  (der  die- 
selbe  bei  mehr  al«  00  ^Iq  im  Einvernehmen  mit  der  Statthalterei 
erteilt)  gebunden,  und  bedarf  liei  nielir  als  100  %  eines  Landesge- 
setzes. Für  Zuschläge  zur  Verzehrungssteuer  gilt  die  Hälfte  der 
obigen  l'r«izei)tf>;itze. 

Im  ialle  der  freiwilligen  Vereinigung  mehrerer  Ge- 
meinden sind  vor  Rrwirkuufr  der  Genehniit^unp:  des  Landesaussohusses 
die  in  den  einzelnen  (ienn'inden  tcei'assten  liesrhltlsse  öli'entlich  be- 
kannt zu  machen,  und  ebens  i  eine  die  i^'^etrnii.'ncn  Vereinbarungen 
enthaltende  Darstellung  zur  iitteutliclieu  iiiusicht  aufzulegen  behufs 
Geltendmachung  von  Einwendungen  seitens  der  walilberechtigten 
Personen.  Wird  nach  dem  getrolTenen  Übereinkommen  die  ge- 
sonderte Verwaltung  des  Vermögens  einzelner  Gemeinden  vorbehalten, 
w)  wählen  die  nmlagepHichtigen  Wahlberechtigten  des  betreffenden 
Gemeindeteiles  ohne  Bildung  von  Wabikörpern  einen  eigenen  Ver- 
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walt  uügsausschuss  von  3,  6  oder  9  Mitgliedern  (nach  der  Zahl 
der  Wahlberechtigten  von  '2rin.  500  oder  mehr)  mit  Öjähriger  Mandats- 
dauer, wekheni  bezüglicli  des  vorbehaltenen  Gemeindeeigentnms  die 
Rechte  und  reichten  des  Gemeindeausschnsses  zukommen.  Derselbe 
kann  insbesouders  für  den  betreflfenden  OrtsteU  nach  FeststeUang 
der  allgemeinen  Gemeindeumlagen  innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen 
weitere  Umlagen  festsetzen.  Der  Voroteher  der  Ortsgemeinde  hat 
ein  ÜberwacliangB'  nnd  SisUerongsrecht  bezüglich  der  BeichlflsBe 
dieees  Verwaltangsaiimchiiflaes;  im  Falle  der  Sistiemng  hat  er  die 
Entscbeidong  des  Landesanssehiisses  einzaholen. 

Über  die  bei  der  Vereinigung  mehrerer  Gemeinden  vorbe- 
haltene Anfteilnng  der  Aasschnssmandate  entscheidet  die 
Statthalterei  im  Einvernehmen  mit  dem  Landesanssehuss  und  swar 
nach  dem  Verbftltnisse  der  nmlagepflichtigen  Stenerleistnng  der  ver- 
einigten Gemeinden,  wobei  jedoch  jede  derselben  in  den  ersten  drei 
WahlkSrpem  wenigstens  je  ein  Mandat  an  erhalten  hat.  Znr  Wahl 
des  Ansschvsses  sind  in  diesem  Falle  die  Wählerlisten  fllr  die 
einzelnen  Gemeindeteile  gesond^  zn  verfassen  nnd  ist  die  Wahl 
gesondert  vorzunehmen. 

Die  zwangsweise  Vereinigung  von  Gemeinden  kann 
erfolgen,  wenn  dieselbe  von  einer  Gemeinde,  einem  Drittel  der  Wahl- 
berechtigten daselbst,  vuu  der  politischen  Behörde  oder  vom  Landes- 
ausschusse in  Anregung  gebracht  wird.  In  diesem  Falle  sind  von 
der  Kezirk.sliaüptniannschaft  zunächst  alle  niass^^ebenden  Verhiiltnisse. 
wie  BevülkeruDgs-  und  Wählerzahl.  Um  laug  des  Gemeindegebietes 
nnd  Häuserzahl,  Genieindevermögen  und  Stenerleistnng,  Rchnl-,  Ver- 
kehrs- nnd  sanitiire  Verhältnisse.  Arinenversorgnnfr  usw.  zu  erliel»en 
und  sohin  einen)  I)elegierteu-Komitee  der  beteiligten  Gemeinden  zur 
Beratung  zuzuweisen.  Das  Ergebnis  der  Beratungen  ist  den  be- 
teiligten Ortsgemeinden  znr  Beschliessnng  Aber  eine  eventuelle  frei- 
willige Vereinigung  vorzulegen.  Wird  eine  solche  nicht  erzielt, 
so  ist  nach  Bekanntmachnnp:  der  Beschlüsse  der  einzelnen  Gemeinden 
das  gesamte  Ifaterial  dem  Landesansschnsse  vorzulegen,  welcher  im 
Einvernehmen  mit  der  Statthalterei  eventuell  die  zwangsweise  Ver- 
einigung  beim  Landtag  beantragt 

II.  Die  Gemeindewahlordnung. 
Vom  aktiven  Walilreelit  ansirenoniuien  sind  alle  unter  Vor- 
mondschaft  oder  Kuratel  stehenden,  die  eine  Armenversorguug  ge- 
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niessenden  Personen  niul  aktive  Militärs,  sofern  sie  nicht  Virilisten 
sind.  Ausschliessunghgrüutl*;  bilden  srrufbare  Handlnneren.  Konkurs 
und  rückständige  Rechnung'slegrnng  gegen  die  (Gemeinde.  Voians- 
setzung  des  passiven  Wahlrechfes  ist  in  der  Hegel  das  aktive. 
Ausserdem  sind  ausgeschlossen  Frauen,  ausgenommen  aktive  Bedienstete 
der  Gemeinde  und  Beamte  der  luimittelbar  vorgesetzten  Behörde, 
dann  Dienstboten  und  Taglöhner. 

Das  Wahlrecht  ist  per>;önlich  nnsznOben.  Ausnahmen  be- 
stehen anr,  so  weit  sie  darch  die  Natur  der  Sache  bedingt  sind, 
wie  bei  mehreren  Mitbesitzern  einer  itenerpflichtigen  Realität,  (die 
zusammen  nnr  eine  Stimme  haben)»  beim  Staat,  Land,  öfEentlichen 
Fonds,  Gesellschaften,  Vereinen  nsw.,  die  als  real-  oder  erwerba- 
steuerpflichtig  auch  wahlberechtigt  sind.  Fttr  die  Ehegattin  ttbt  der 
wahlberechtigte  Ehegatte  das  Wahlrecht  ans  nnd  wird  in  diesem 
Falle  für  die  Einreihnng  in  die  Wfthlerliste  die  Real-  nnd  Erwerbs- 
Steuer  helder  Ehegatten  addiert 

Die  Anlegung  der  Wählerlisten  erfolgt  nach  WahlkOrpem. 
Diese  setzen  sich  fblgendermaseen  znsammen: 

A.  In  grösseren  Gemeinden. 

T.  VValilk<irper:  1.  Der  vierte  Teil  ('/j«)  der  Keal-  und  Ervverb^^- 
sLeueridlichtigen  (nach  der  Hulie  der  .Steuerleistung  geordnet).  — 

2.  Vnn  DiprnitiUen  männlichen  (teschlechts  mit  ljUhr.  Wohnsitz  die 
Klireubürger.  Pfarrer  und  höhere  Geistliche,  sowie  Rabbiner,  Hof-, 
»Staats-,  Landes-  und  öffentliche  Fondsbeamte,  sowie  Offiziers- 
personen  a.  0.  und  Jlilitärbeanite  von  der  9.  R^ngsklasse  aufwärts, 
i^rofessoren  der  Hochschulen  und  Direktoren  der  Mittelschulen.  — 

3.  P<  1  sonalsteuerpflichtige  mannlichen  Geschlechts  mit  2j2ihr.  Wohn- 
sitz Vi'  i  rinfr  Steuervorschreibung  von  mehr  als  200  K. 

II.  Wahlktfrper:  1.  Die  nächsten  '/j,  der  Real-  und  Erwerbs- 
steuerpflichtigen.  —  2.  Bfirger:  Geistliche,  Beamte,  Offiziers- 
Personen  a.  D.  nnd  MUitärheamte,  welche  nicht  bereits  dem  1.  Wahl- 
ktfrper angehören;  in  der  Gemeinde  heimats  berecht  igte  Doktoren 
nnd  diplomierte  Absolventen  inlfindischer  Hochschulen  sowie  Notare 
und  autorisierte  Privattechniker;  Direktoren  und  Lehrer  der  Volks- 
nnd  Bflrgerschnlen;  Professoren  nnd  Lehrer  der  Mittelschulen,  sofern 
sie  nicht  als  Beamte  dem  1.  Wahlktfrper  angehtfren.  —  8.  Die 
Personalstenerpflichtigen  bei  einer  Steuervorschreibung  von  mehr 
als  100  K. 
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TTT.  W.ahlkürper:  1,  Dir-  letztt^n  (1er  Keal-  ■nnd  Erwerbs- 
btcueipÜichtigeD.  —  2.  Di^  if  rinitiveu  Uotei  h  Im  ?  ler  Vulkeschnlen, — 
3.  Die  Personalsteaerpflichtigeu  bei  einer  bteaervorscbreibang  von 
mehr  als  20  K. 

IV.  Wahlkürper:  Alle  Personen  männlichen  Geschlechts  mit 
3 jähr.  Wohnsitz  in  der  Gemeinde  ohne  Bficksicht  darauf,  ob  sie 
bereits  in  den  ersten  H  VVahUiörpem  TorkommeD. 

B.  In  den  kleineren  G-emeinden  werden  die  Beal-  und 
Erwerbsstenerpflicbtigen  nach  ihrer  Stenerleistong  in  die  ersten 
8  Wahlkdrper  derart  dngereihti  dass  auf  jeden  der  Gesamtstener- 
snmme  entflillt 

Die  Peraonalstenerträger  werden  In  den  1.,  2.  oder  8.  Wahl- 
körper eingereiht,  je  nachdem  ihre  Stenerleistnng  100,  50  oder  20  K 
übersteigt 

Die  Einreibnng  der  Dignitäten  erfolgt  in  gleicher  Weise,  wie 
bei  den  grössereu  Geuieiiiden. 

Dem  4.  Wahlkörper  gehüreii  alle  steuerpflichtigen  männ- 
lichen Persniien  mit  2jähr.  Wohnsitz  au. 

Kommen  in  der  Gemeinde  —  abgebehen  von  dt  n  bereits  in 
den  ersten  8  Wahlkörpern  enthaltenen  —  nicht  wenigsteus  i^U  solche 
Personen  vor,  so  fällt  der  4.  Wahlkörper  weg  and  sind  diese 
Personen  dem  ^.  Wahlkörper  zn7.nweisen. 

Enthält  der  1.  oder  2.  Wahlkörper  nicht  wenigrstens  2  mal  so 
viel  Wahlberechtigte,  als  Ausschuss-  und  Ersatzmänner  zu  wählen 
sind,  so  ist  eine  Ergänzung  aus  dem  nächstniedrigen  Wahlkörper 
und  swar  ans  der  Kategorie  der  Real-  und  ErwerLssteuerpflichtigen 
Torznnehmen.  Tritt  dieser  Umstand  im  3.  Wahlkörper  ein,  so  sind 
nnr  2  Wahlkörper  an  bilden;  es  ist  dann  die  Gesamtsamme  der 
Beal-  und  Erwerbsstenerpfliehtigen  in  2  Teile  zn  teilen,  während  in 
den  beiden  anderen  WShlerkategorien  die  Wähler  des  2.  in  den 
1.  Wahlkörper  und  jene  des  8.  in  den  2.  Wahlkörper  kommen. 

Das  Reklamations*  nnd  Wahlrerfahren  hat  keine 
wesentiiehen  Ändemngen  erfahren.  Reklamationen  dürfen  nnr  die 
eigene  Anfliahme  heaw.  Einrdhang  in  die  Wählerlisten  betreffen, 
oder  den  Protest  yon  Eingetragenen  gegen  die  Anfhahme  oder 
Einreihong  der  tthrigen.  Gegen  die  Entscheidang  der  Beldamations- 
kommisdon  (bestehend  ans  dem  Bflrgermeister  oder  einem  Gemeinde- 
rat  und  4  vom  Ottneindeansschnss  bestimmten  wählbaren  Personen) 
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gehen  die  Best  Ii  werden  der  durch  die  Entscheidung  Betrotleueu  an 
die  BezirkHhaHptmannschaft  un<l  ^^egeu  die  Entscheidungen  dieser  in 
letzter  Instanz  an  die  Statt  lud  rerei. 

Die  Wahl  wird  Ix  i  iiu  hr  als  luUO  Wählern  durch  mehrere 
Wahlkommissionen  geleitet.  Dieselben  bestehen  aus  dein  Bürger- 
naeist^'r  oder  einem  Gemeinderat  oder  Gemeindeausschuss  (als  Vor- 
Bifczeuden)  und  4  vom  Gemeindeausschusse  bestimmten  wiihlbaren 
Personen.  In  den  grösaeren  Gemeinden  werden  allen  Wahlberechtigten 
Wahll^tiuiationen  zugesendet.  Als  gewählt  sind  diejenigen  zu  be- 
traehten,  welche  die  absolute  Stimmenmehrheit  haben.  Wird  eine 
solche  nicht  eraielt^  so  ist  znr  engeren  Wahl  zn  schreiten.  Jede 
wählbare  Person  ist  verpflichtet,  die  Wahl  anzunehmen,  ausge- 
nommen Geistliche,  Öffentliche  Beamte,  Militftrpersonen,  die  sogen, 
Virilisten,  dann  Personen,  welche  dem  Ausschüsse  bezw.  Vorstande 
durch  12  bezw.  6  Jahre  angehört  haben,  fAr  die  nfichste  Wahl- 
periode; weitere  Äblehnungsgrande  sind  Älter  ttber  60  Jahre, 
Körpergebrechen  oder  Krftnklichkeit  und  hftuflge  Abwesenheit  von 
der  Gemeinde. 

Das  Ergebnis  der  Wahl  kann  nur  von  den  Wählern  und  auch 
von  diesen  nur  wegen  gesetzwidriger  Vorgänge  im  Wahlverfahren 
oder  weil  der  Gewählte  das  passive  Wahlrecht  nicht  besitzt,  bezw. 

ausgeschlossen  oder  ausgenommen  ist,  angefochten  werden,  worüber 

die  Statthalterei  entscheidet.  Beim  Mangel  der  Wählbarkeit  ist  die 
Walil  auch  von  amlswegen  von  der  BezirkbhauiJtiiianiii?ehaI'l  ausser 
Krall  /AI  setzen.  Über  den  Kekuis  des  Gewählten  entscheidet  die 
Statthalterei  endgültig.  Im  Falle  einer  Ablehmins-  oder  Ausserkraft- 
setzung ejripr  Wahl  ist  derjeiiisrp  als  gewälilt  zu  betrachten,  der  die 
nächst  hohe  Stimmeuzalil  orhaltt  n  hat. 

Zur  Wahl  des  Gemeinde  Vorstandes  ist  die  Anwesenheit  von  ^/^ 
der  Ausschussmitglieder  notwendig.  Ist  diese  Anzahl  nicht  er- 
schienen, so  ist  eine  2.  Versammlung  einzuberufen,  welche  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Erschienenen  die  Wahl  mit  absoluter 
Stimmenmeiirheit  vollzieht.  Erst  nach  2  verq-eMichen  Abstimmnngmi 
erfolgt  die  engere  Wahl.  Von  der  Wälilbarkeit  ausgenommen 
sind  aktive  öffentliche  Beamte  und  Geistliche;  ablehnen  können 
Personen,  welche  in  einem  Privatdienste  stehen.  Über  Beschwerden 
gegen  die  Wahl  entscheidet  in  1.  Instanz  die  politische  Bezirks- 
behörde, in  2.  und  letzter  Instanz  die  Statthalterei. 
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Dieses  Gesetz  berührt  nicht  die  Statuten  der  Reichshaupt- 
nnd  Besidenzstadt  Wien  und  ändert  nichts  an  den  Statttten  der 
autonomen  Stfidte  Wiener-Neastadt  und  Waidbofen  a.  Ybb8. 

Die  iieufii  Schulgesetze. 
N;ii  hdein  wider  die  ui  spriiuglich  vom  Laudtagfe  beschlossene 
Fassung,  namentlich  des  Schuiaufsichtsgesetzes,  seitens  der  Bevölke- 
rung selbst,  besonders  aber  seitens  der  forUchritUichen  Elemente  sehr 
entschieden  Stellnng-  geir  innifii  worden  war,  und  selbst  dem  poli- 
tischen Getriebe  fernstehende  illustre  Körperschaften!  so  die  über- 
wiegende Mehrzahl  der  Hochschalprofessoren,  gegen  einige  Bc- 
stimoinngen  Stellang  genommen  hatten,  durch  welche  die  Volks- 
schnle  abermals  dem  Einflösse  der  Geistlicbkeit  überantwortet  worden 
wftre,  kam  die  Begiemng  (Knltas-  and  üntenichtsminister  Dr,  Habtsl, 
welcher  seither,  leider  erst  nach  allzu  oft  wiederholten  Beweisen 
weitgehender  Nacbgiebififkeit  sich  zarSckgesogen  hat)  offenbar  nach 
langem  Schwanken  endlich  zn  einem  Entschiasse.  Es  worden  offisids 
jene  Paracrraphen  bezeichnet,  welche  und  wie  zomindest  sie  abge- 
ftndert  werden  mOssten,  nm  das  Gesetz  zor  Sanktion  empfehlen  zo 
können.  In  diesen  das  Mass  der  Ingerenz  der  staatlichen  Auf- 
Sichtsorgane  betreffenden  Punkten  führte  sich  die  Landtagsmehrbeit 
und  so  kamen  die  nunmehrigen  Gesetze  znstande.  Allerdings  sichern 
sie  dem  Landesansschnss  und  damit  der  jeweilig  im  Landtage  Uber 
die  Mehrheit  verfügenden  Partei  einen  grossen,  in  vielen  Kichtungen 
sogar  einen  massgebenden  Einfluss  und  tut  ziehen  der  Lehrerschaft 
so  gut  wie  piinzlich  den  Bereich  der  Amtsgewalt  der  Orts-  und 
Bezirksschnh  äte  a\i<  h  der  grühbtrcu  Landstädte;  aber  nur  eiiio  im 
Einverständnis  niit  der  Kegiernng  handelnde  politische  Tai  tci  künnte 
inhaltlich  der  {geltenden  Normen  mehr  erreiclu  n  ;ils  srlilir.sslicli  unter 
gleicher  Voraussety.nug  auch  naeh  den  bislierigen  liegieiiieuts  ni<"»£r- 
lich  bliebe.  Dir  Erhöhung  der  Bezüge  der  Lehrerschaft,  ein  klares 
Recht  auch  in  Disziplinarfjillen,  sind  immerhin  wichtige  Vorzüge 
der  jüngsten  Reform,  so  dass,  vom  politischen  Parteistandpnnktc 
abgesehen,  über  die  neuen  Schulgesetze  nicht  schlechtweg  abgesprochen 
werden  kann  und  auch  die  öffentliche  Memong  darüber  bald  sich 
beruhigte. 

Sciiulauisiclilsgcsetz. 
Das  G.  vom  25.  Dezbr.  1904  (L.-G.-B.  97),  betr.  die  Schul- 
aaf siebt,  heMlt  die  Dreiteilung  der  ächulaufüicht  im  Orts-,  Bezirks- 
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und  r.aadesschiilrat  bei.  In  Wien  für  jeden  Cremeindebezirk  «liiicb 
die  lifzirkPvertretiHif,  ausserlialb  Wi.jn  fflr  jede  J^^liulgciueiiide  vun 
der  UrUgeiueinde  werden  mindestens  5  l^litg-lieder  des  Ortsschul- 
rates  «rewSblt,  welrbem  nnsaerdeni  der  katholiscbe  J'liirrer.  wo 
mehrere  i'farrer  sind,  der  vom  Ordinariate  designierte  und  der  vom  Be- 
zirkssehnlrat  nacb  AnbÖrung  des  Ortschulrates  nicht  aus  der  Lehrer- 
schaft ernannte  (eventuell  die  für  mehrere  Schulen  ernannten) 
OrtflschnlaafiBeher,  sowie  einer  der  Schulleiter  als  ordentl.  Mitglieder 
angehdren.  Die  etwaigen  sonstigen  Schulleiter  und  die  Ver- 
treter jener  anerkannten  Religions^enosBenBchaften,  welchen  in  den 
Schnlgemelnden  mehr  als  100  Seelen  angehOrra,  werden  in  allen 
Ihren  Interessenkreis  betreffenden  Angelegenheiten  beigezogen  (§§  1 
bis  12).  Wirkungskreis  des  Ortsschnlrates  (§§  18  n.  14),  des  Orts- 
schnlanftehers  (§  15),  OeschSftsordnnng  (§§  16—19)  sind  nicht 
wesentlich  verändert  Jedem  Mitglied  des  Ortsschnlrates  steht  der 
Besneh  der  Schule  frei,  doch  haben  sie  in  keiner  Weise  in  den 
Unterricht  nnd  die  Gebarung  vor  den  SchtUern  sich  einsumischen 
(§  20).  §  22  sieht  die  Anfldsnng  des  Ortsschnlrates  wegen  Pflichten- 
vemachlfissignng  oder  Nichtbefolgnng  der  Anordnnng  der  hSheren 
Behörden  vor  und  ernafichtigt  den  Landesansschnss,  im  Wieder^ 
holungsfalle  die  Neuwahl  des  Ortsschnlrates  auch  ganz  zu  slstieren 
und  einen  provisorischen  Ortsschnlrat  ans  mindestens  drei  Gemeinde- 
angehürigen  selbst  zu  ernennen.  §  23  gestattet,  dass  in  den  auto- 
nomen Städten  und  in  den  Bezirken  Wiens  die  Funktionen  des  Orts- 
schnlrates und  dt'i'  Ortsscbnlanfseber  von  dem  Bezirksschulrate  resp. 
dessen  Orgam-n  (llierndiiinn-n  werden. 

Der  Bezirksschulrat  \vir<l  in  Wien  und  dtn  autonomen 
Stiidtt-n  für  deren  Bezirk,  im  Lande  für  jedon  politiscli«  n  Bezirk 
gebildet.  Der  Bürgermeister  resp.  der  Bezirkshauptmann  ist  Vor- 
sitzender. Ausserdem  geliören  dem  Bezirksschulrate  an  vom  Landes- 
chef  ernannte  Vertreter  der  Beligionigenossenschaften,  sowie  Fach- 
mSnner,  Vertreter  dea  Landesausschusses,  die  Bezirksschul Inspektoren 
und  so  viele  Vertreter  der  beteiligten  Gemeinden,  dass  diesp  zti- 
zUglich  der  Vertreter  des  Laudesausschusses  die  Mehrheit  bilden 
(§§  24—29).  Inhaltlich  der  §§  30—36  ist  der  Wirkungskreis  der 
Bezirksschulräte  (von  der  Ernennung  der  Ortsschulaufseber  abge- 
sehen) wesentlich  der  einer  Zwischeninstanz.  Die  sachliche  Ob- 
sorge und  Kontrolle  Aber  den  Unterricht  in  „pttdagogisch-didaktischer 
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Richtung"  obliegt  den  k.  k.  Beziiksscluiiiuspektoren,  welche  über 
Ternavorschlag  des  Landesschulrates  vom  Minister  flir  Kultus  und 
üntenidit  anf  je  6  Jahre  eruanut  weiden. 

liedenteiul  erweitert  wurden  <^ie  Befugnisse  des  l.andessch ul- 
rates.  Derselbe  ist  oberste  AufsichLabehörde  für:  1.  alle  dem  ^Vir- 
knn£rskreis  der  I^ezirksrhnlrSt«»  ZTif^-ewiesenen  Seliul-  und  Erziehungs- 
anstalten, 2.  sämtliche  Lehrer-  und  Lehrerinnen-Bildungsanstalten, 
3.  alle  öffentlichen  und  privaten  Mittelschulen,  sofern  dieselben  dem 
Kultus-  und  UnterriditemiiiisterinTTi  unterstehen,  4.  übt  er  die  in  den 
bezg^l.  Vorschriften  vorgesehenen  Funkrlnnen  in  bezng  auf  die  gewerb- 
lichen liehranstalten  aus  (§  43).  £r  besteht:  a)  aus  dem  Statt» 
halter  oder  dessen  Stellvertreter  als  Vorsitaenden,  b>  ans  4  vom 
Landesansscboss  abgeordneten  Mitgliedern,  c)  ans  einem  Referenten 
für  administrative  und  dkonomische  Schulanii^legenbeiten,  d)  ans  den 
lAndesschnlinspekfcoren,  e)  ans  8  Vertretern  der  kathoUscben,  evan«  , 
geUschen  und  israelitischen  Konfession,  f)  ans  4  vom  Wiener  Ge- 
meinderathe  gewShlten  Mitgliedern,  g)  ans  3  Fachm&nnem.  Die 
nnter  c,  d,  e  und  g  genannten  Fnnktionftre  werden  vom  Kaiser 
ernannt,  nnd  zwar  die  Fachmftnner  anf  Gmnd  Temavorschlags  des 
Landesansscbnsses  (§§  44  n.  45).  Ausser  dem  dnrch  das  Beichs- 
volksschnigesetz  dem  Landesscfanlrate  zugewiesenen  Wirkungskreise 
kommt  demselben  noch  zn  die  Überwachung  der  Besirks-  nnd  Orts- 
Khulrfite,  wie  die  Aulbicht  und  Leitung  der  Lebrerbüdnngsanttalten, 
die  Prüfung  der  BefShigungsnachweise  an  Mittelschulen  anzu- 
stellender Lehrkräfte,  die  Begutachtung  von  Lehrplänen,  Lehrmitteln 
usw.  für  Mittel-  und  Fachschulen,  die  Erstattung  von  Berichten  an 
das  Ministerium,  l:ine:erp  Bpnrlaubungen  von  Volksschullehrern.  — • 
Den  Landesschulinspekinrt  n  ist  der  bisherige  Wirkongskreis  zwar 
gewahrt,  doch  räumt  §  57  dem  Landesschulrate  das  Recht  ein,  durch 
von  ihm  hierzu  beauftragte  Mitglieder  ausserordentliche  Inspektionen 
zu  veranlassen. 

Die  Gesetze  vom  25.  Dezbr.  1904,  L.-G.-B.  98,  betr.  die 
Erriehtnng,  Erhaltung  nnd  den  Besuch  der  öffentlichen 
Volksschnlen;  L.-G.>B.  99,  betr.  die  Begelung  der  BechtsverbAlt- 
nisse  des  Lehrstandes  an  den  öffentlichen  Volksschulen;  L.-G.-B. 
100,  betr.  die  Srteflnng  des  Beligionsunterrichts  an  Volksschulen, 
und  die  ins  Jahr  1905  fallenden  VoUzugsverordnnngen  können 
wir  füglich  hier  nicht  ausfthrlicher  besprechen. 
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Neu  ist  znnächst  die  Errichtung  eines  LaiidebÄchull'uüds,  an 
welolipji  alle  nicht  dm  Sehulp;»  nieinden  auferlegten  Leistungen  über- 
gehen, il.  i.  die  Best i «vidi n;^^  aller  Gehälter  und  soiistii;en  persön- 
lichen Bezüge,  und  überdies  die  Anschaffung  von  Lehrmitteln  und 
die  Dotation  der  Bezirkslehrbibliothekeu. 

Dem  Landesschulfond  w?irde  zugewiesen:  das  Vermögen  der 
BezirksBchnlfonds»  die  Landesschalnmlag^n,  die  gesetzlichen  Schal- 
leiBtangen  von  Verlassenachaften^  die  ans  besonderen  Becbtstiteln 
begründeten  Beiträge  für  Schulen,  Stiflnngen,  Erbschaften,  VermScht- 
nissen  nsw.,  Überschfisse  der  Normalschalfonds  nnd  nach  Bedarf 
Znschfisse  des  Landes. 

Auf  Privatrechtstiteln  beruhende  Patronatsleistnngen  werden 
aufrecht  erhalten,  anf  andere  Patronate  kSnnen  die  Inhaber  ver-  , 

ziehten  und  dadurch  weiterer  Verpflichtungen  sich  entschlagen. 

Tu  zweckmässiger  Weise  und  in  billigem  Ausmass  (je  nach 
Verhältnis  der   Kinderzahl)   werden   grössere   industrielle  Unter- 
nehmungen  ausserhalb   Wiens   zu    besonderen    T^oitraprsleistungen . 
herangezogen.   Fttr  Wien  bestieitet  sämtliche  Schulaaslagen  die 
Gemeinde  allein. 

Die  Bezttge  der  Lehrer  betragen  an  Gehalt  (6  Kategorien) 
mindestens  1200  K.  mit  in  die  Pension  einrechenbarem  Qninqnenninm 
von  100—200  K.,  an  Qnarttergeld  nach  7  (besw.  3)  Ortsklassen 
mindestens  160  K  Dasn  kommen  Fanktionszolagen,  Bemnnerations- 
nnd  Snppliernngsgebflhren,  eventaeU  ÜbersiedlnngsbeltrSge  nsw. 
Die  geringste  normalmässige  Rnhepenslon  einer  Lehrperaon  ist  anf 
800  K.  festgesetzt 

Rücksichten  auf  den  zur  \'eilügung  stehi  iid(  ii  Raum  ver- 
bieten die  Darstellung  des  selir  eingehend  und  klar  irconliieieu 
Disziplinarvrirahrciiü,  welchem  indes  der  Vniwurl  nitht  erspart 
werden  kann,  dass  der  im  Landesschulrat  duininienndcn  I'arTci 
niclit  aii:^i'lii'ii<,M>  Lehrer  auch  in  Rücksicht  anf  ilir»'  iKdirische 
Haltung  an.sseiiialb  der  Schulen  nicht  oder  nicht  ausreiciiend  ge- 
schützt sind.  Ein  das  Ansehen  des  Lehrstandes  oder  die  Wirk- 
samkeit als  Erzieher  und  Lehrer  schädigendes  Verhalten  ausserhalb 
der  Schnle  (wie  es  wörtlich  in  §  des  (iosetzcs  [L.-O.-B.  99j  heisst) 
sollte  um  so  weniger  für  den  Begrirt'  des  Dienstvergehens  genitgen, 
als  eine  hierwegen  vom  Bezirksschalrate  zn  erteilende  schnMiche 
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Rü^e  (§  64)  schon  die  Znerkennong  einer  Dienstalterszulage  auf- 
schiebt 67). 

Ist  niclit  die  völlig  |iassive  An^ehiirigkeit  zu  einer  ixilitisehen 
Partei  auch  ein  .. Verlialteiv  V  Kann  die  Möglichkeit  einer  ^Scbiidi- 
gung  der  Wirksanikeif  des  T^ehrers  durrh  ein  derartig:  völlig 
passives  Verhalten  ausfjreschlüsseii  werden?  J)arf  an^n'siclits  des 
staatsgruüdgeiüetzlichen  gewährleisteten  K echtes  der  freien  Meinungs- 
äusserung in  den  g^esetzlichen  Schranken  diese  Schranke  so  eng  ge- 
zogen werden,  dass  gerade  für  einen  grossen  Teil  der  Intelligenz  fast 
onr  noch  die  Schranke  und  absolut  keine  Freiheit  über  bleibt? 

Gerade  wer  nicht  von  Parteistandpunkten  sich  leiten  ISast, 
wird  so  weitgehende  Einsehrfinkungen  der  persdnllcheii  Freiheit  des 
Lehrerstandes  nicht  bUligen  können! 

I)a.<^  Gesetz  vom  12.  November  10O5  (L.-G.-B.  147).  betretVend 
den  Landeskniturrat  für  Österreich  unter  der  Enns,  bringt 
endlich  für  dieses  wichtige  Eronland  die  Ausführung  der  in  den 
Reichsgesetzen  vora  27.  April  1902  (R.-Ö.-B.  91)  ▼orgesehenen 
Organisation  der  österr.  Landwirtschaft. 

Gewichtige  Bedenken  sdieinen  selbst  die  Regierung  noch  post 
festum  abgehalten  zu.  haben  mit  der  reichsgesetilich  beschlossenen 
Errichtung  von  BemfiBgenossenschaftoi  der  Landwirte  ernst  zu 
machen  und  daftr  zu  sorgen,  dass  die  Landtage  den  gegebenen 
Rahmen  auch  ansfBllen.  Angesichts  der'  offenbar  nicht  mehr  fernen 
wirtschaftlichen  Trennung  von  Ungarn  ist  für  die  Osterr.  Land- 
wirtschaft eine  strammere  Organisation  zweifellos  geboten.  In  der 
Zollpolitik  der  Monarchie  war  bisher  die  Osterr.  Landwirtschaft 
durch  die  zumeist  ausschlaggebende  Rttcksicht  auf  Ungarn  impUdte 
bestens  vertreten.  Bin  eigenes  Zollgebiet  wird  entweder  erhöhten 
Schutz  unserer  Landwirtschaft  im  Verhältnis  m  unserer  Industrie 
bedingen  oder  aber  die  östeiTeichische  Landwirtschaft  dadurch  schadlos 
zu  halten  haben,  duas  ihr  für  d'-n  iiiländisclieii  Absatz  ausreichende 
Vorteile  gegenüber  der  ungariBclieii  Konkurrenz  eingeräumt  werden. 

Dazu  kommt  die  y:eiilaiite  Einführung  des  allgemeinen  gldflien 
und  direkten  Wahlrechts  zum  Reichsrat  I  Mit  Recht  forderten  die 
Agrarier  die  endliche  Verwirklichung  der  Berufsgenossenschaften 
der  Landmrte,  und  scheint  Dank  der  £nergie  des  neuen  Acker- 
bauministers Grafen  Bouqox  diese  Reform  zur  Tat  zu  werden. 
jAbrbuoli  d«r  intttttat.  Vtmiiilgiiiig.  8.  Bd.  140 
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Das  obige  Landeagesets  Belbst  bietet  nlelitJi  anffiülendee;  die 
über  das  sab  n  5c  angeführte  Detail  hinanareichenden  Beetimmiingen 
sind  meist  nur  Yon  lokalem  Literesae,  Die  Pointe  will  awischen 

den  Zeilen  fiesen  sein. 

T>ie  k.  k.  LandwirtschRtis-p^ellsfhaft  in  Wien  bleibt  in  ihrem 
Uestamlf  dnrch  <\W  iieiieron  (.reiiossriisclialtfu  und  den  Landebkultun-at 
sp\h^t  fnnnell  unberührt;  es  wird  ihr  ein  Vertreter  im  Landes- 
kulturrate eingeräumt,  welcher  zusammen  ans  88  Mitgliedern  zu 
bestehen  hat.  16  Mitglieder  entsendet  der  Landtag,  weitere  2  der 
Landesausschuss.  Der  Landeaknlturrat  ist  somit  nicht  nur,  wie 
das  Gesetz  erklärt,  ein  Landesinstitnt,  in  ihm  ist  auch  der  jeweiligen 
Landtagsmebrheit  der  massgebende  Einilusg  gesichert.  Wälirend  in 
Böhmen,  Mähren,  Oberüsterreich,  Tirol,  Istrien,  Dalm&tien  und 
Ba]u>wina  die  Vertreter  der  lAndwirtschafÜichen  Körperscbaften  nnd^ 
Vereine  die  Mehrheit  bilden,  wird  in  NiederOsterreieh  stets  die 
politische  Parteistellang  den  Anschlag  geben.  In  landwirtachaft- 
liehen  Kreisen  wird  den  hierans  nahegerackten  Fragen  nicht  ohne 
Besorgnis  entgegen  gesehen.  Man  bedauert  sehr  die  Kaltstelinng 
der  mehr  als  100  Jahre  bestehenden  k.  k.  Landwirtschaftsgesellschaft. 
Diese  wird  aber  wohl  als  eine  althergebrachte  Term&ge  Ihrer  illustren 
Mitgliederschaft  hochsugesehene  nnd  fftr  das  ganze  Staategebiet  be- 
rufene Korporation  nun  um  so  eifriger  jener  Oesamtinteressen  der 
Agrikultur  sich  widmen  kennen,  welche,  ttber  die  Interessen  eines 
Kronlandes  hinausragend,  um  so  vorurteilsfreier  sich  wahinehmen 
lassen,  je  weniger  die  Tntentionen  der  Gesellschaft  durch  bloss 
provinzielle  Gesichtspunkte  und  Landeszwecke  getrübt  erscheinen. 
Die  (ieschäftsordnung  wird  vom  Landeskulturrate  beschlossen  nnd 
vuu  der  k.  k.  Statthalterei  im  Einvcrnehmeu  mit  dem  niederüsterr. 
Landesausschuss  genehmigt. 

Die  Durchführungsvorsschriften  werden  von  der  Statthalterei 
im  Einvernehmen  mit  dem  Landesausschuss  festgestellt. 

Dasselbe  Stück  des  Landesgesetzblattes  enthält  unter  No.  I  ii* 
eine  neue  Fischiuarkt Ordnung  für  Wien  auf  Grund  der  bezgl. 
Beschlüsse  drs  Stadtrates  urni  Geiiu-iuili  rates. 

Mit  G.  vom  6.  Mai  V.m  (L.-G.-D.  wurden  die  Flussregu- 
lierungen (untere  Thfr  va  mvl  March)  H.xiert,  welche  im  Anschluss  an 
die  reichsgeset^iidi  vuiierteu  Kanalbauten  notwendig  werden. 


• 
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Mit  G.  vom  21.  Dezbr.  1905  (L.-G.-K.  1G2)  wnrde  für  Nicclcr- 
österreich  die  Laiuiesbienimlaj^t'  von  1  K.  70  Ii  pro  Hektoliter  nen 
g-ereti^elt  und  tritt  mit  1.  Januar  1906  das  frühere  Landesbier^ 
unUagegesetz  vom  25.  Novbr.  1904  (L.-G,-B.  89)  aosaer  Kraft. 

Zahlreiche  Gesetze  betreffen  FliuaregidieniiigQn  und  Wildbaeb« 
Yerbannn^en. 

Die  Tätigkeit  der  niederüsterreichischen  Stattbalterei  ist  auf 
allen  Gebieten  der  Verwaltong  eine  sehr  rege  gewesen. 

Nieder<toterreich,  namentlich  aber  Wien,  welches  dnich  Ein- 
hesiehnng  der  Orte  Floilsdorf,  Jedlersee  nnd  Teilen  angrenzender 
Gemdnden  am  linken  Donannfer  nnnmehr  seine  endgttltige  organische 
Aasdehnnng  erreicht  hat»  haben  in  der  Berichtsperiode  anf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  anerkennenswerte  Fortschritte  zn  verzeichnen. 
Ein  glückliches  sozialpolitische  Verstftndnis  in  der  Wahl  wie  in  der 
Art  und  Welse  der  inangriffhahme  wirtschaftlicher  Beformen  mnss 
den  leitenden  Wiener  Kreisen  gutgebncht  werden.  Wer  nnser 
schönes  Wien  nach  mehijfihrlger  Abwesenheit  jetzt  wieder  sieht» 
wird  trotz  nnlengbarer  Ursachen  zum  Tadel  geneigt  sein,  die  Bilanz 
mit  einem  Aktivsaldo  zugunsten  des  herrschenden  Kegimes  abzu- 
schliessen.  Die  enorme  Erhöhung  des  Landesbndgets  und  des  Standes 
der  Landes-  und  (Temeindeschulden  auf  Kosten  der  Steuerträger  wird 
allerdiriL'^s  nur  durch  abzuwartende  t^rtulge  der  beschlosseneu  In- 
vestitionen (besonders  der  diversen  neuen  Lokalbahnen)  sich  recht- 
fertigen lassen,  worüber  vielleicht  erst  nach  Jahren  ein  festes  Urteil 
getmit  werden  kann. 

Oberösterreich. 
(S-Ach  Tom  Präsidium  des  hohen  Land<-saus>ichuases  gütigst  zur  Verfügung 

gestelltcin  Material.) 

1902. 

G.  vom  16.  Februar  1902  (L.-G.-B.  15),  Wahlordnungs-Novelle. 
G,  vom  8.  Septbr.  19ü2  (L.-G.-B.  3«),  Ermächtigung  der 
Gemeinden  zur  Erhehnnor  von  Gebühren  für  den  Armenfond. 
Zahlreiche  Wildbachrerbannngen  nnd  Flassregaiieningen. 

1903. 

6.  Tom  9.  Jnni  1903  (L.-G.-B.  9),  Befreiung  von  Gebäuden 

mit  gesanden  Ärbeiterwohnnngen  im  Sinne  des  oft  zit.  Reicbsgesetzes^ 

von  den  I^and^-  und  den  halben  Gemeindeumlagen.   Den  Gemeinden 

ibi  auheimgesteUt,  auch  die  zweite  Hälfte  ihrer  Umlagen  nachzulassen. 
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G.  vom  9.  April  1903  (L.-G.-B.  15),  Bewilligung^  für  die  Stadt 
Stever  zur  Aufnahme  eines  Darlehens  von  2  Millionen  Kronen,  be- 
hofs  Baues  einer  Artilleriekaserne. 

G.  vom  22.  Dezbr.  1903  (L.-G.-B.  35),  Land^sbierauflage 
1,4U  K.  pro  Hektoliter  —  Gemeindebieranflagen  bleiben. 

1904. 

IHe  No.  1  de»  oberösterr.  LAndesgegetsblatteB  pro  ld04  brioft 
das  G.  vom  16.  Dezbr.  1903,  betr.  Ab&nderiing  der  Gemeindewah]' 
ordanng:  zor  VerSffentUchiing:  gfiltig  fUr  alle  oberiteterr.  Gemdndoi, 
atugenommeii  Linz  und  Steyer.  ZnfolgedeBsen  (§  1)  sind  wahl- 
berechtigt: 1.  alle  Steuerzahler  (ohne  jede  ALgi  cnzung);  2.  ohne 
Rtteksicht  anf  Steaerleistongr,  die  gemeindeangehörigen  Seelsorger, 
Beamten,  Offiziere,  Lehrer,  Chirurgen,  Tierärzte,  Pharmazeuten, 
Diplomaten,  Techniker,  aut.  Kreistechniker  und  1!»  r;riiip:enieure; 
o.  die  Ehitnbiirf^er:  4.  die  Doktoren  von  inländischen  lluchschulen. 

Mit  G.  vom  22.  Dezbr.  1903  (L.-G.-B.  6  für  1904)  wurde  der 
Zensus  fiii  Wahlen  in  den  Landtag  auf  8  K.  direkte  landest ürstiidie 
Steuer  herab^-esetzt. 

vom  22.  Dpzhr.  1903  (L.-G.-B.  7),  Gemeinde.statut  für 
Steyer,  Neut  iiilührung-  t  iiu  s  IV.  Wahlkörpera  des  allgemeinen  Stimm- 
rechtes mit  den  Beschiänkungeu  2jäUr.  Wohositses  und  des  Alters 
von  24  Jahren. 

G.  vom  6.  Januar  1904  (L.-G.-B.  8),  Abänderung  des  Linzer 
Statuts.  §  22  erklärt  wahlberechtigt  alle  männlichen  eigenberechtigten 
österr.  Staat.sl»iir!2:er,  welche  24  Jahre  alt.  Ein«  nliiuger  oder  BilrgOT 
sind,  xi.  1  ^ieit  1  Jahr  in  Linz  wolinen  oder  daseibat  direkte  Steuern 
zn  entricliten  haben.  —  Vier  Wahlköi*per:  im  vierten  Bind  alle  jene 
(nach  §  22  zit  flberbanpt)  etimmf&higen  Personen  wahlberechtigt, 
welche  nicht  in  einem  andern  Wahlkörper  zn  wählen  haben. 

Qr.  vom  24.  Januar  1904,  Anfnahmstaxe  in  Steyer. 

G.  vom  27.  Februar  1904  (L.-a.-B.  17)  trifft  im  B.-G.  vom 
27.  April  1901  (B.-G.-B.  dl)  vorgesehene  Änderungen  an  den  in 
Oberösterreich  schon  seit  1884  bestehenden  landwirtsdiafllichen 
Berufsgenossenschaften  und  dem  oberusterr.  Landeskulturrate. 

Mit  G.  vom  25.  Novbr.  1904  (L.-G.-B.  47)  wird  in  Abänderung 
des  §  5  oberOsterr.  Landtagswahlordnung  für  die  Linzer  Handels» 
kammer  die  Landtagswahl  direkt  durch  deren  Mitglieder  in  einen 
Wahlkörper  angeordnet. 
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1905. 

Das  G.  vom  21.  Dezhr.  1904  (1  -(t,-H.  i:^  für  1905)  enlhält 
uene  Bestini niuii^^en  über  die  Kntiolmimg;  des  Keliglousnuterrichtes 
in  Volks-  aud  B&rgerscholen. 

Von  allgemeiBem  IntereBse  ist  das  G.  Tom  9.  Mftrz  1905 
(L.-6.-B.  10),  womit  ffir  die  Daner  Ton  5  Jahren  (1905^9)  der 
Stadt  Lins  die  Erbebong  einer  progreasiTen  Hietazinastener 
bewilligt  wird.  Dieae  Steuer  erfaaat  alle  Hietamnae  über  200  K,, 
betiflgt  von  201^820  E.  nnr  2  b  von  jeder  Krone^  von  321^400  K. 
bereits  6  b  usw.,  von  2101  K.  nnd  darüber  aebon  14  b  von  jeder 
Krone  des  Hietssinses.  Ansnabmen  statuiert  §  4  für  Beamte,  Ifilitirs, 
Lebrer,  nicbt  ancb  fttr  Familien  mit  mebreren  Kindern.  Da- 
mit bedeutet  die  unseres  Wissens  znm  erstenmal  in  österrdcb  anf 
Mietszinse  gele^«  ziemlieh  hohe  ProgressiTStener  gerade  ftr  jene 
Stenertrftger  eine  empfindllebe  Hftrte,  welche  im  Sinne  der  modernen 
Steuerpolitik  die  weitgehendste  Schonung  verdienen. 

Wir  werden  nicht  verabsäonien,  von  dem  Anst;i!l  ilieses  wich- 
tigen Experimentes  im  nächsten  Büriciite  Mitteihin|i:  zu  machen. 

OberOsterreich  ist  namentlich  in  Wildbachverbanungen  und 
FlaBsregrnliemngen  sehr  eifrig,  was  jedoch  den  in  der  Einleitung 
zu  diesem  Abschnitte  berrorgebobenen  Grundsätzen  zufolge  die 
Yorstehenden  Übersicht  nicht  eingehender  zum  Ausdruck  bringt. 

Salzburg. 

iKaterial  von  H.  Dr.  Abth.  StOtzbl,  Hof-Ger.-Adv.  Salaburg.) 
Das  Landesgesetzblatt  fBr  das  Herzogtum  Salzburg  enthSlt 

1902 

unter  No.  5  das  Gesetz  vom  6.  Dezember  1902,  betr.  die  Reorgani- 
sation der  Gemeindekrankenunterstützungskasseu  für  Dienstboten  und 
Taglöliner. 

Das  Gesetz  vom  IT..  Mai  1902,  betr.  t\u'  Erhebung  von  Ver- 
zugszinsen fiir  nii  vorgeschriebenen  Termine  niclit  entrichtete  Ge- 
meindenuilagen  nnd  Zuschläge  zu  direkten  Stenern. 

Die  Novelle  vom  7.  September  1902  zu  den  §§  3—20  Landes- 
ordnung  und  zur  Landtagswablordnung  (Erweiterung  des  Wahl- 
rechtes) enthSlt  eine  weniger  weitgehende  Ahftndernng  des  Statuts 
der  Landeshauptstadt  Salzburg. 
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Das  Gesetz  vom  7.  Oktober  1902.  betr.  die  Landisautlage 
auf  den  Bierverbrauch.  das  (iesetz  vuui  25.  Oktober  1902,  womit 
der  die  Rechtsverliältnisse  des  Lelirerstandes  betreÖ'ende  Teil  des 
Gesetzes  vom  26.  Juli  1900  abgeändert  wird. 

1903. 

Das  Gesetz  vom  20.  Juni  1903,  betr.  die  Neuitgelunp:  der 
von  im  Herzogtum  Salzburg  vürkommeiideu  Verlassenscliafteü  an 
die  Fensionsfondkasse  zu  entrichtenden  Beiträge. 

Das  Gesetz  vom  9.  Juni  1903,  betr.  die  Befreiung  tler  Ge- 
bäude mit  dem  bez^l.  Rechtsgesetze  entsprecheiu]»  »!  Arbeiterwoluiuugen 
von  den  Zuschlägen  zu  den  staatlichen  Gebäudesteuern. 

Die  Novelle  vom  'M).  Miiiz  1903  zum  Fischereigeaetz  (neue 
Beetimmungen  über  Fischereivereinei. 

Das  Gesetz  vom  22.  März  1903  (L.-G.-B.  16  und  18),  womit 
der  Landeshauptstadt  Salzburg  Aafnahmstaxen  fHr  Aufnahme  in  den 
Heimatsverband  und  eine  Auflage  anf  den  PriTatverbranch  von 
Wein  nsw.  bewilligt  werden. 

1904. 

Das  C^ts  vom  5.  Januar  1904,  betr.  die  zeitliche  BeMmg 

von  Landes-  und  Gemeinde-Umlagen  für  Neu-,  Zu-,  Um-  und  Auf- 
Bauten. 

Daa  Gesetz  vom  26.  Februar  1904  über  Taxen  tür  Verleihung 
des  Bürgerrechts. 

Das  Gesetz  vom  6.  Mai  1904  (L.-G.-B.  25)  womit  für  die 
Hauptstadt  die  Aufnahme  eines  Anlehens  von  6  Millionen  be- 
willigt wird. 

Das  Gesetz  vom  prleirhen  Tr^q  (L.-(4.-1{.  ^T)).  berr.  die  Ein- 
bringlichmachuiig  von  Forderungen  des  Landes  au  die  Wasserge- 
nossenschaften und  Konkurrenzen. 

Die  Novelle  vom  23.  Dezember  1904  (L.-6.-B.  72)  znm  Bier- 
amlagen-Gesetz. 

Das  Gesetz  vom  gleichen  Tage  (L,-G.-B.  74),  betr.  die  Er- 
hebung selbstftndiger  Gemeindeabgaben  von  Bierverbranch,  znsammen 
mit  der  Erhebimg  der  Landesbiemmlage. 

Ansaerdem  enthalten  die  Landesgesetzblätter  Salzburgs  Ar 
1902  nnd  1903  zahlreiche  Gesetze  von  blos  lokalen  Interessen 
(Wildbacbverbannng,  Schulerrichtnng  n.  dergl.) 
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Steiermark. 

(Von  H.  Dr.  f  bahx  StCcser,  Landrat  und  Kanzleldifoktor  dos  steieriaclieD 

LaiidesausschiiBsefl.) 

1902. 

Dm  G.  vom  27.  Dezbr.  1901  (L.*G.-B.  8  n.  9  fttr  1903),  betr. 
neue  PendonBTorscihrift  fürVolk»-  und  B1irg:ene1iii]lehr«r  und*  deren 
Hinterbliebene  und  Beoiganisatlon  des  Lehrerpensionsfonde. 

Du  G.  vom  27.  Vai  1902,  womit  der  Landealiaiii)^tBtRdt  Gras 

die  Äafnahme  eines  Anlehens  von  14  Millionen  bewilligt  wird. 

Das  Ii.  vom  20.  Juni  1902,  betr.  die  Einhebung  von  Verzugs- 
zinsen vou  rilckständigren  Gemeindeabgaben. 

Das  G.  vom  29.  üktbr.  1902,  womit  endlich  die  veralteten 
Normen  über  Armen versorgnng  (das  sogen.  ,,£iDleg6r'*system)  ab- 
geändert werden. 

1903. 

Das  G.  vom  9.  Jannar  1908,  betr.  die  Umlagebefreiuug  von 
Gebäuden  mit  den  Vorschrit'ten  des  Keicbsgesetzes  entsprechenden 
Arbeiterwohnun  gren . 

Das  G.  vom  15.  Juni  1903,  betr.  Verzagssinsen  von  Landes- 
tunlagerftckst&ndeu. 

1904. 

Das  G.  vom  8.  März  1904,  betr.  Abänderung  der  Gemeinde- 
ordnnng  von  Graz  in  den  von  Erlangung  des  Bttrgerreebtes  han- 
delnden Bestimmungen. 

Da.s  G.  vom  23.  Juni  1904  Aber  einen  im  Stadtgebiet  von  Graz 
einsnbebenden  st&dtiachen  Zuschlag  zur  sogen.  Übertragnngsgebühr. 

Die  Gesetze  vom  11.  nnd  15.  Uftrz  1904  (L.-G.-B.  48^1), 
betr.  T^en  fBr  Aufnahmen  in  den  HeimatsTerband. 

Die  Novellen  vom  11.  April  1904  (L.-G.-B.  54  nnd  55)  zur 
Landes-  nnd  Landtagawahlordnung. 

Das  G.  vom  10.  April  1904,  betr.  den  Schatz  des  Feldgates. 

Das  G.  vom  8.  Härz  1904,  betr.  AbSndernngen  der  Bestimmungen 
behufs  Ausrottung  von  Kleeseide,  Ackerdistel,  Sauerdom  und  Kreuz- 
domstraueb,  und  das  G.  vom  11.  Dezbr.  1904,  betr.  Landesbier- 
aufläge. 

Zahlreiche  Gesetze  und  Verordnungen,  betr.  Wildbaehver- 
bauungen,  Wasserleitungen,  Schnlerrichtungen  u.  a.  lokale  £in- 
riditungen. 
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Kärnten. 
(Von  Landesrat  Dr.  Wum.  Müllkb). 

1902, 

Die  Novelle  vom  5.  Septlnr.  1902  (L.-G.-6.  14)  zur  Landet- 
und  Landtae^swablordnnne;. 

Das  &.  vom  26.  Oktbr,  1902,  betr.  KSning  der  Znehtetiere. 
Die  Kundmachung  der  k.  k.  Land.-Besr.  vom  6.  Dezbr.  1902 
(L.-G.'6.  24),  betr.  die  Errichtung  eines  Alpenrates  in  KSmten. 

Das  G.  vom  6.  Dezbr.  1902  (L.-G.-B.  25).  betr.  die  Ver- 
priii  iituiiisr  der  Dienstgeber  zur  Bestreitung  der  K ranken verpflege- 
Gebühren  für  Dienstboten. 

1903. 

Das  G.  vom  0.  Januar  VMr.',  (T,.-G.-B.  7).  betr.  du-  ÜetVciun? 
von  (T^bänden  mit  geBUinleri  nnd  hilligeii  Arbciterwoluuin^'-t'n  von 
den  ZuschUigen  zur  HansklasseusteuLT,  sowir  zur  HaiLsziusstenyr  and 
zur  o^'(,igen  Steuer  vom  Ertrage  zeillieh  steuerfreier  Gebäude. 

Das  Jagd-G.  vom  4.  August  1902  (L.-G.-B.  15  für  1903)  samt 
V.-V.  vom  10.  Mai  1903  (L.-G.-B.  16—20). 

Die  Enndmaehnng  der  Land.-Beg.  vom  19.  Jnni  1903,  betr. 
Einftthrnng  einheitlicher  Gemeinde-Matriken. 

Das  Gesetz  vom  16.  Septbr.  1903  (L.-G.'B.  83),  betr.  die 
Einftthrong  besonderer  ErbteilnngsvorBchriften  für  landwirtschaftliche 
Besitsnngen  mittlerer  Grosse.  („Huferecht**.) 

1904. 

Das  G.  vom  80.  Jlärz  1904  (L.-G.-B.  18),  wodurcli  über  die 
Behaudlangr  der  nach  dem  kaiserl.  Patente  vom  5.  Jnli  1853  (K.-G.-B. 
130)  der  Ablösung  oder  Kegnlierang  unterliegenden  Rechte  ein- 
zelne abändernde  Bestimmungen  getroffen  werden. 

Das  G.  vom  14.  Kai  1904  (L.-G.-B.  19),  betr.  die  Verleih- 
kaafong  landwirtschaftlicher  Dienstboten. 

Das  G.  vom  11.  Dezbr.  1904  (L.-G.-B.  35),  betr.  die  Änderung 
des  Landesstrassengesetzes. 

Dasn  Gesetze  von  bloss  lokaler  Bedentnng  wie  oben. 

Krain« 

Lant  seitens  des  Krainer  Landesansschnsses  gfttigst  erfolgter 
Httteilnng  wurde  in  Krain  1902  nebst  di'ei  Strassengesetzen  das 
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G.  vom  21.  Mai  1902  (L.-G.-B.  15)  veröffentlicht,  womit  die  §§  3, 
7.  8,  y\  1^.  20  lind  21  des  frilhoren  Gesetzes  zur  Hebung^  der 
Bindviehzacht  aV)o:eäiidprt  worden  sind.  1903  und  1904  kamen  in« 
folge  der  ObBtraktion  im  Landtage  keine  Gesetze  znstande. 

TiroL 

(Vom  LandesansschiiM  gtttigst  ttbennitteltei  VezseichniB.) 

1903. 

Das  G.  Tom  29.  Dezlnr.  1903  (L.-G.-B.  IS),  betr.  den  Schatz 
dea  Feldgnteg. 

Das  G.  vom  28.  Dezbr.  1908  (L.-G.-B.  64),  betr.  die  Vereinignng 
der  Orte  Wüten  nnd  Bradl  mit  Innabmck. 

1904. 

Das  G.  vom  80.  Dezbr.  1903  (L.-G.-B.  1  fBr  1904),  betr.  die 
Änderung  des  §  23  LandesgcäetzeB  vom  17.  li&rz  1897,  L.-G.-B.  9 

(Grundbnchswesen), 

Das  G.  vom  18.  Jannar  1904  (L.-G.-B.  11),  betr.  die  Änderung 
des  Innsbrncker  Gemeindestatuts. 

Das  G.  vom  20.  Jannar  1904  (L.-G.-B.  7),  womit  einige  Be- 
stimmungen des  Landesstrassengesetzes  abgeändert  werden. 

Das  G.  vom  27.  April  1904  (L.-G.-B.  88),  betr.  die  Landes- 
nmlage  anf  Wetn  nnd  Bier. 

Die  Ge*ietze  vom  1.  Mai  1904  (L.-G.-B.  40),  betr.  die  Volks- 
schulen  und  No.  41  die  Volksscliulaufsicht. 

Ansserdem  finden  sich  zwei  Elnssregaliernngsgesetze,  nene 
Kniordnnngen  fttr  Levioo  nnd  Igls. 

Noch  immer  hemmt  der  nationale  Zwist  eine  gedeihliche  Tätig- 
keit in  Tirol.  Die  bekannte,  schon  in  der  Einleitung  berttbrte 
Innsbrncker  Universit^f^rage  hat  die  Gegensätze  in  der  Berichts' 
Periode  noch  ycrschärft. 

Das  italit'iii.sdie  Ekmeiit  (Iringt  nahe  an  Innsbruck  vor;  an- 
gesichts (if'i-  wachsenden  Gefälirduiicr  di  s  Dt  ut-sclitums  haben  nun 
auch  die  bisher  üln  i  wie^end  d^n  klriikali  ii  Fraktionen  zuneigenden 
Tiroler  Deutschen  xlue  Nationalität  entschiedener  betont. 


Digitized  by  Google 


2216 


QesetBgebung  und  Lit43ratur. 


Vorarlberg. 

(Das  Material  Tcrdanken  wir  der  Zuvürkomtneiüieit  des  Landeeaasschuss- 

SekretariaU).) 

1902. 

Die  Gesetze  vom  7.  Septbr.  1902  (r;.-G.-H,  27—29),  betr.  die 
Abänderung  der  Landes»  nnd  LandtagswahlordnilQg,  and  vom 
18.  Oktbr.  1902,  betr.  die  Realschulen. 

G.  vom  14.  Novbr.  1902,  betr.  eine  teilweise  Änderung  des 
Gesetzes  vom  9.  Mai  1897  (L.-a.-B.  18),  über  die  Ansgestaltnng, 
Eigftnznng  der  Rheinregnlieraog  durch  Verbaaniig  von  Nebenzn- 
IlttBBen  im  OsterreichiBcheii  Eheingebiete. 

1903. 

G.  vom  9.  Jannar  1903,  betr.  die  Befreiung  von  Oebftnden  mit 

gesunden  und  billigen  Arbeiterwohnungen  von  den  Zuschlägen  znr 
Hausklassensteiier,  sowie  zur  llauszinssteuer  und  zur  ö"/Qigen  Steuer 
vom  Ei  trage  zeitlich  befreiter  Gebäude. 

G.  vom  28.  Februar  11  »••:?,  womit  die  §§  Ib,  23  und  24  der 
Gemeiudewahlordnung  abg»  ändt  rt  werden. 

G.  vom  22.  März  190.5,  womit  den  Gemeinden  das  Recht  ein- 
geräumt wird,  von  Auslfiiidt  rn  und  T'ersonen,  deren  Staatsbürger- 
s<  luiti  nicht  uachweisbar  ist,  bei  der  auf  Grund  des  §  5  des  Gesetzes 
vom  5.  Dezbr.  1»96  (L.-G.-B.  222j  erfolgenden  Aufnahme  in  den 
HeimatBverband  eine  Gebühr  zu  erheben. 

1904. 

G.  vom  27.  Jnnl  1904,  betr.  Schnts  des  BdelweiBS. 
G.  vom  21.  Septbr.  1904,  Nene  Qemeindeordnong. 
Zahlreiche  Bachregnlierangeo  nsw. 

Gttltlg  fflr  Vorarlberg  erging  das  BeichB-G.  vom  24.  Jnni  1905 
(R.-G.-B.  88),  wonach  Wege-,  WasserleitnngB-  und  Holzriesen-Servi- 

tuten,  wenn  sie  Felddienstbarkeiten  sind,  ins  Gmndbnch  nicht  ein- 
getragen werden  dürfen  und  derlei  bereits  erfolgte  Eintragungen 
lür  wirkungslos  erklart  werden.  ♦ 

Holiincn.*) 

Im  böhmischen  Landiairt'  ^pi.  ^eln  sich  fast  regelmässig  die 
Zustände  des  Parlamentes  in  Wien,  nur  rechts  und  links  erscheint 

*)  Fttr  das  Material  sind  wir  dem  Landeaattsschuaa  zu  Danlc  vor- 

prtichtet,  weitero  Auiraljeu  verdanken  wir  Herrn  Dr.  Joskf  Zalud, 
Advokat  und  Herrn  Dr.  Em.  Tilscu,  Prof.  der  Rechte  in  Prag. 
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verwechselt.  I»er  tschechischen  ^)bstrnktion  in  Wien  entspricht  in 
Prap  jene  der  Dentschen,  welche  daselbst  eine  zur  Abünderunjr  der 
Landeä-  und  Landtag^swahlordniing  nucntbehrliche  Minorität  bilden. 

Eben  jetzt  wird  wieder  der  Versuch  einer  Einigung  gemacht. 
Das  Jahr  1904  and  mit  einigen  Aosnahmen  auch  das  Jabr  1905 
▼erliefen  ohne  dass  tSti  LandesgeBetz  soBtande  gebracht  wurde. 

1902. 

Aus  dem  Jahre  1902  haben  wir  nicht  viel  zu  erwähnen,  was 
über  die  auch  anderswo  übergangenen  lokalen  Interessen  hinaus- 
ragte. Aus  der  Kundmachnng-  des  Statthalters  vom  2-».  .Septbr.  1902 
(L.-G.-B.  07),  betr.  den  sanktionierten  Beschluss  des  Landtags,  womit 
die  Krhebiing  einer  Landesumlage  von  55  h  zu  jeder  Krone  der 
direkten  laudesttirstlichen  Steuern  bewilligt  wurde  (die  Landesumlage 
Terblieb  auch  in  den  nächsten  Jahren  in  derselben  Höhe)  bezw.  ans 
dem  dieser  Knndmachung  beigefügten  Voranschlag  seien  die  Haopt- 
ziifern  des  böhmischen  Landesbudgets  hier  notiert:  Gesamt-Erfor- 
dernis  52  429708  K.,  hiervon  für  Unterrichts-  nnd  BUdungszwecke 
26686912  K,  für  Sanitäts-  nnd  Hnmanitfttaswecke  8027 147  E., 
für  (öffentliche  Bauten  5607841  E.,  für  landwirtschaftliche  Zwecke 
3610158  Ar  Sicherheitssweeke  1551597  E.,  für  Ennstswecke 
885582  E.,  fttr  gewerbliche  Zwecke  658500  E. 

JHe  Enndmachnng  des  Stattbalten  vom  81.  Hai  1902  (L.-a-B. 
45}  betrifft  die  Hintanhaltnng  von  Tierquälereien.  —  Sie  enthftlt  , 
ftnf  Abechnitte:  1.  Fuhrwerke  im  allgemeinen,  2.  Hnndeftihrwerke 
im  besonderen,  8.  Trieb  nnd  Transport  von  Vieh,  4.  Geflttgeltransport, 
5.  Vemachlftssiguug  der  Haustiere  nnd  der  Eettenhnnde  insbesondere. 

1903. 

G.  vom  18.  Febr.  1003  (L.-G.-B.  31),  betr.  die  im  Sinne 
des  Gesetzes  vom  11.  Jani  1901  (R.-G.-B.  66)  im  Königreiche 
BShmen  auszuführenden  Flussregnlierungsbanten.  —  Laut  §  1  ist 
die  Regulierung  derjenigen  FMsse,  welche  mit  den  im  Gesetze  vom 
IL  Juni  1901  (R.-G.-B.  66)  —  siehe  Jahrb.  Bd.  VI  n.  VII  S.  1120  ^ 
bezeichneten  EanUen  ein  einheitliches  Gewässernetz  bilden  nnd,  sei 
es  wegen  der  Zufbhr  von  Wasser,  sei  es  mit  Rflcksicht  auf  die  Ge- 
schiebebewegung fOr  die  in  Betracht  kommenden  Wasserstrassen, 
besondere  Bedeutung  besitzen,  binnen  18  Jahren  nach  den  Bestim- 
mungen des  vorliegenden  Gesetzes  durehzuftUiren. 
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G.  vom  27.  Januar  1903  (L.-G.-B.  16),  betr.  die  Regelung 
der  Gehälter  der  Lehrpersoikeii  an  aUgemeinen  VoUu-  und 
Bflrgerscliulen. 

Gleichzeitig  mit  diesem  GeBetKe»  wodurch  die  Lehrergeh&lter 
anfgebess^  wnrden,  erschien  das: 

G.  Tom  27.  Januar  IdOa  (L.-G.-B.  17),  betr.  die  Einftihrnng 
einer  Landesanflage  anf  den  Verbrauch  von  Bier,  nnd  die 
VoIlzngBverordnnng  hierzn  von  gleichem  Datnm  (L.-G.-B.  24). 

G.  vom  24.  Mn  1908  (L.-G.-B.  56),  betr.  die  Vergfitnng 
der  den  an  aUgemeinen  Volks-  nnd  BQrgerachnlen  angestelten  Lehr- 
personen anlSsslich  definitiver  Versetzungen  ans  Dienstesrttckmchten 
vemrsachten  Reise-  und  Übersiedlnngsanslagen. 

Mit  G.  vom  8.  April  1903  wnrden  Bestimmungen  getroffen 
Uber  die  Entlohnung  des  Religionsunterrichtes  an  den  öffent- 
lichen Volksschulen. 

Von  Gesetzen  allgemeiner  Natur  sind  noch  zu  en^hnen: 

G.  vom  29.  März  1903  (L.-G.-B.  57),  betr.  die  Regelung  der 
allgemeinen  Arbeitsvermittlung.  —  Laut  g  1  hüben  die  anf  Grund 
des  Gesetzes  vom  29.  Ainil  1895  (L.-G.-B.  38)  eiTichteten  Natnral- 
verprtegüütatiijuen  (stravuvny)  zuglei(  Ii  als  Anstalten  für  allgemeine 
und  unentgeltliche  Arbeits-  iinil  Dienstvennittlung  zu  fnn{i:ieien. 
Laut  4  können  t'inzeln»^  iiezirke  zur  Erriebt niii?  sellistiindifrer 
ArbeiU-*-  iiiul  I  Menstvrnniltlungsanstalten  verhalten  werden.  Laut 
^  5  )ial)en  die  ätüdte  i'rag  und  Reicheuberg  solche  Anstaltea  zu 
errichten. 

Das  G.  vom  13.  März  1903  (L.-G.-B.  Gl),  wodurch  einige 
Bestimmungen  des  Gesetzes,  b.  tr.  die  landwirtschaftlichen  Be- 
zirksvorschusskassen, abgeändert  werden. 

1905. 

Gesetz  vom  24.  September  l'.*<i.">  (L.-G.-B.  121»),  mit  welchem 
die  BestiminniiL'^fU  über  die  Bedeckung  des  Aulwaudes  liir  ütieniliche 
Vulkssi  hnl'  ii  abgeändert  werden. 

(iihrt/  vom  24.  September  1905  (l..-ü.-Ji.  Iii),  bitr.  die  im 
Sinne  des  ReichsjrP'^etzes  vom  11.  Juni  1001  (K.-(i.-B.  ♦)(•)  in  B»"huien 
aiiszutiiln  pi?rlen  Wa^jäcrstrassienbautcn.  (^Kauaiisierung  der  Moldau 
und  der  i'vibe.) 

5.  Verordnuiifjr  des  Statthalters  vom  19.  Dezember  1905 
(L.-G.'H.  149),  betr.  die  Prüfungen  von  Automobilen  nnd  Motor- 
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iftdern,  sowie  der  Lenker  eoldier  Fahrzeuge.  —  Laut  §  1  wird 
eine  ans  FaehmSonern  bestehende  Prflftongsicommission  bestellt. 

Die  Hanptstadt  Prag  betreifend  ergingen  die  (resetze  vom 
20.  März  1903  (L.-G.-B.  45  und  46).  Befreiung  der  Bauten  im 
Assauiei  ung-sj  ayon  ans  Landes-,  Gemeinde-  und  bchuluüilageu  und  des 
Gesetzes  v.nn  2<t.  Dezember  lyu2  (L.-G.-B.  1)  für  1^03  über  Er- 
richtung eines  Schlaclitiiauses. 

An  anderen  Gesetzen  lokaler  Natur  sind  zu  erwähnen:  Ver- 
einigung von  Gel  iclitsbezirken  zu  einem  Vertretungsbezirke,  Aus- 
scheidung von  Gemeinden  aus  dem  bi*<herip:en  Bezirksvertretun^s- 
gebieie  und  Vereinigung  mit  einem  anderen  Hezirksvei  tretuugs- 
gebiete,  und  38  Gesetze,  betr.  Eutwäüsernng  von  Grundstücken 
durch  verschiedene  Wassergenossenschaften,  ttber  Subventiomernng 
von  Wassergenossenschaften,  jEtegnlierung  von  Bächen,  Bnntraver- 
baunngen,  Melioriernng  von  Grundstücken  durch  Wassergenossen- 
schaften in  verschiedenen  Teilen  des  Landes. 

Die  HMilüiuigen,  welche  zuletzt  das  IJeispiel  Mährens  sich 
knüpften,  dass  auch  die  beiden  ivuluuell  fast  gleich  hoch  stehenden 
Yolksstämme  in  Böhmen  sich  verständigen  mögen,  ist  geringer 
denn  je. 

Durch  die  ^seitens  der  Regierung  des  Baron  Gautsch  einge- 
brachte Wahlreiormvorlage,  von  derem  Gesetzwerden  wir  erwarten, 
dass  sie  das  Verfassnngsleben  Österreichs  wirklich  regenerieren, 
sind  vorerst  die  Ansprüche  der  Tschechen  ganz  un verhüllt  dahin 
gesteigert  worden,  dass  sie  (wie  in  einer  Broschüre  Dr.  Keamabz' 
exprewis  verbis  ausgeführt  wird)  für  sich  die  Hegemonie  in 
Böhmen,  für  sich  im  Bunde  mit  den  übrigen  Slaven  die  Herrschaft 
im  Staate,  ja  in  der  Monarchie  erstreben!  Auf  eine  slawisch-klerikale 
Majorit&t  rechnet  wohl  auch  das  Ministerium.  Den  Deutschen  in 
Österreich  bleibt  nur  der  eine  Trost,  es  sei  anch  Baron  Gautsch 
ein  Teil  von  jener  Kraft,  die  stets  das  Böse  vrill  und  —  diesmal 
Gates  schafit. 

Mähren. 

(Das  Material  verdanken  wir  znmeibt  dem  Lanciesausschuss.) 

Obwohl  die  Deutschen  in  der  Markgrafschaft  Mähren  nicht 
ganz  30  ^/o  der  BevGlkemng  betragen  und  nicht  in  kompakten 
Sprachgebieten  {wie  in  Böhmen),  sondern  zumeist  zerstreut  angesiedelt 
sind,  erfreute  sich  dieses  Kronland  in  der  Berichtsperiode  und  bis 


Digitized  by  Google 


2220 


Geisetzgebuug  uud  Literatur. 


zu  Herbst  1905  politischen  Friedens  und  einer  auch  in  Landes- 
angelegenheiten musterhaften  Verwaltung. 

Wir  erwähnen  das  Gesotz  vom  10.  Dezbr.  19<»2  (L.-G.-B.  1), 
betr.  die  Rej^ulieruiig  der  Thaya  nebst  weiteren  Fiuss-  und  Bach- 
regulieni  1 1  -  >  -  »'set  zen . 

Mehrert'  «  ix  ize  über  Ausfuhr  von  Fäkalien  aus  den  Städten 
M.-Ostrau,  OlmüLz,  Zwickau  in  hermetisch  geschlossenen  (iefässen, 
welche  vermöge  Anwendung  von  Saag^vonichtuugea  eine  völlig  ge* 
ruchlose  Manipulation  zulassen. 

Dm  Gesetz  vom  4.  Dezbr.  Id03  (L.-G.-B.  68),  betr.  die  Ein- 
zetznng  eines  PermaneiisaiiBBehiusses  zur  Beratung  von  Fragen, 
welche  mit  der  Abgrenzung  des  nationalen  Besitzstandes  zusammen* 
hängen  (Lftodee-  und  Landtagswahlordnang,  Kurien,  Schnlkrennnng,  ' 
Gebrauch  der  Landessprachen  bei  den  antonomrai  Behdrden,  Univenü« 
tAtsfrage). 

Das  Gesetz  vom  29.  Dezbr.  1908,  betr.  die  Aufbesserung  der 
BezBge  der  Lehrerschaft 

Mehrere  Gesetee  über  Wasserleitungen,  darunter  für  Brünn 
einen  Kredit  von  80  Millionen. 

Weitaus  die  wichtigste  Gesetzgebungsarbeit  Mährens  und 
zugleich  von  hoffnungsreicher  Torbildlicher  Bedeutung,  Ja  in  gewissem 
Sinne  der  Friedensarbeit  in  Bdhmen  prl^udizierend,  sind  die  zur 
Regelung  der  nationalen  Interessensphären  vom  mährischen  Land- 
tage Ende  1905  beschlossenen  Gesetzentwürfe,  welche  zwar  im 
Landesgesetzblatt  pro  1905  noch  nicht  publiziert  erschienen,  aber 
sieher  die  allerhöchste  .■^ankiiou  erhallen  haben  werden,  ehe  (iie«e 
Zeilen  die  Druckerei  verlassen. 

iKr  Anstoss  dazu  wiudi'  schon  189S  von  den  deutschen  Ab- 
geordnctt  II  geifeben.  Sie  liaiitt^i  im  vvt'>ciitlirlirn  auf  die  Schaffung 
nationaler  Walilkataster  tind  vt>il>üi  t,Tu  nach  der  l  ber/t  uirnn^  der 
beid^TscitlEfen  1 '■ilitiki-i-  Mi'ihrens  auf  (.ienerationpn  hinaus  eine  i'ried- 
liehe  Kntwiekelung  beider  Volksstiimme  im  Lande.  Deutsche  und 
Tscheelien  dürfen  mit  dieser  Lösung  der  schweren  bisher  bestandeuen 
Konflikte  zufrieden  sein  und  sich  derselben  freuen.*) 

Dem  Bericlit  der  ^N.  F.  Presse**  vom  17.  Novbr.  1905  enl- 
nelimen  wir  nachstehendes: 

')  Johann  Freiherr  vun  Ciilumkcky  in  der  „N.  F.  Presse"  vum 
18.  KoTbr.  1905. 
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,,DQrdi  die  mSbrisohe  Landtagswablfeform  ist  znm  entenmil 
die  USrnng  des  Probien»  in  Ang^riif  genommen  worden,  die  dentschen 

und  die  tschechischen  Wähler  in  besondere  nationale  Wahl- 
körper einzuteilen,  so  dass  in  dem  einen  Wahlköri>er  nur  deiUsclie, 
in  dem  anderen  Wahlkörper  nur  tticUechische  W'äliler  ihre  Stimmen 
abgeben. 

Die  Lf\n(l*  >  r  liiutiLr  verfücr  nämlich,  dass  die  Landtapsabge- 
ordneten drei  Kurien  biMt-n.  Krsrens  die  Kurie  des  Grossf^Tund- 
besitzes,  zweitens  die  Kurie  der  von  den  Städten,  den  Handels- 
kammern, den  Landgemeinden  und  der  allgemeinen  WUhlerklasse 
gewählten  tschechischen  A bpre ordneten,  und  drittens  die  Kurie 
der  von  den  Stfidten,  den  Handalakammern,  den  Landgemeinden  und 
der  allgemeinen  WählerkUwse  gewählten  deutschen  Abge^ 
ordneten.  Die  Abgeordneien  der  Städte,  der  Landgemeinden  und 
der  allgemeinen  Wfthlerklasee  haben  Bich  nämlich  bei  ihrem  Eintritt 
in  den  Landtag,  je  naeh  der  Nationalität  ihres  Wahlbesirkes,  in 
welchem  sie  gewählt  wurden,  in  ein  Yerzeichnie  der  beiden 
Nationalitäten  als  tschechische  oder  dentache  Abgeordnete  einxntragen, 
and  diese  Eintragung  gilt  tfkr  die  ganze  Daner  des  Landtagsmandats. 
Die  Abgeordneten  der  HandelBkammem  haben  zu  Beginn  der  Land- 
tagsperiode ihren  Beitritt  zu  einer  der  beiden  nationalen  Kurien  zu 
erklären,  ünterlässt  ein  Abgeordneter  die  Eintragung  in  dieses 
Verzeiclinis,  so  verliert  er  die  Berechtigung,  an  den  nach  nationalen 
Eoiien  vomnehmenden  Wahlen  teilzunehmen. 

IHe  Mttonaleii  1f  aUbeilrke. 

Die  reformierte  Laodesordnung  setzt  femer  fest,  dass  von  den 
46  Abgeordneten,  welche  den  Städten  und  industriellen  Orten  zuge- 
wiesen sind,  20  Abgeordnete  auf  die  tschechische  BevSlkemng, 
20  auf  die  deutsche  Bevölkerung  und  je  drei  auf  die  Handels-  und 
Oewerbekammem  Brfinn  und  Olmtttz  entfallen,  Voa  den  53  Ab- 
geordneten der  Landgemeindai  entfallen  39  auf  die  tschechische  und 
14  auf  die  deutsche  Bevölkerung.  Von  den  20  Abgeordneten  in  der 
allgemeinen  Wählerklasse  entfallen  14  auf  die  tschechische  und  6  auf 
die  deutsche  Bevölkerung. 

Her  nationale  Kataster. 
Die  Anlegung  des  nationalen  Katasters  für  die  nationalen 
Bezirke  wird  in  den  Übergangsbestimmungen  zur  Landtagswahl- 
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Ordnung  T«rfiigt  Sowie  Dimlich  gegenwärtige  Landtagswahl- 
ordnnng  Geaets  geworden  ist,  hat  der  Statthalter  eine  aUgemeine 
Anfbahme  der  zur  Wahl  in  den  Landtag  berechtigten  Wfthler  In 
betreff  ihrer  Zngeliörigkeit  zn  einem  der  beiden  Volkasttome  zu 
yerfftgen.  Die  Gemeindevertretungen  werden  vom  Statthalter,  bezw. 
von  den  Bezirkshauptämtem  aufgefordert  werden,  die  Liste  der  in 
der  betreflfenden  Gemeinde  Wahlbei-echti^n  zu  verfassen  und  zugleich 
nach  Massgabe  der  ihnen  bekannten  persönlichen  Verhältnisse  die 
\\Ulilui*  nach  ihrer  Zugehörigkeit  zum  tschechischen  oder  zum 
deutschen  Volksstanuu  in  zwei  getrennte  Listen  einzutragen.  Es 
wird  Bodann  ein  Richtigstellungsverfahren  eingeleitet  werden, 
dessen  Zweck  lediglich  die  Konstatierung  der  Zugehörigkeit  der 
Wähler  zu  einem  der  beiden  Volkastämme  ist.  Kine  l^esireitung  der 
Wahlberechtigung  eines  Wählers  ist  hierbei  nicht  zulJissig,  wohl 
aber  können  Pert^onen.  welelie  in  den  Listen  nicht  eingetragen  sind 
und  wahlberechtigt  zu  sein  glauben,  die  Aufnahme  in  die  Liste  unter 
Bezeichnung  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einem  der  beiden  Volksstämme 
verlangen.  Jeder  in  die  Liste  Eingetragene  kann  durch  die 
Erklärung,  dass  er  der  anderen  Nationalität  als  jener, 
in  welcher  er  in  der  Liste  eingetragen  wurde,  angehöre, 
herbeiffihren,  dass  sein  Name  aus  der  einen  Liste  ge- 
strichen und  in  die  von  ihm  gewünschte  andere  Liste  auf- 
genommen  werde.  Zu  diesem  Zwecke  hat  er  seinen  Namen 
eigenhändig  in  die  Liste  der  Nationalität,  zu  welcher  er 
sich  bekennt,  einzutragen.  In  einem  solchen  Falle  kann  keine 
dieser  Erklärung  widersprechende  Verfügung  getroffen  werden.  Es 
ist  zulässig,  eine  Richtigstellnng  durch  Bevollmächtigte  zu  begehren. 
Auch»  kann  die  Eintragung  eines  Wählers  in  eine  nationale  Liste 
von  einem  in  derselben  Liste  eingetragenen  Wähler  bezüglich  der 
nationalen  Zugehörigkeit  bestritten  werden.  Wird  die  Richtigstellung 
durch  eine  Vollmacht  begehrt  oder  die  Eintragung  eines  W-ählers 
in  eine  nationale  Liste  von  anderen  in  dieselbe  Liste  eingetragenen 
Wählern  bezüglich  der  nationalen  Zugehüri-  k(  it  bestritten,  dimn 
obliegt  e.s  dem  Gemeindevorsteher,  das  litgthren  zu  priüen,  und  für 
den  Fall,  als  ilnu  dasselbe  begründet  erscheint,  selbst  die  Kichtig- 
Stellniii;  vurziim  iiiiini.  Gegrn  dir  Rntseheidung  des  Oemeinde- 
vorÄtt:her.s  ist  Lerut'ung  an  die  poliu-st  ln  Im  lir.rde  er^iw  Instanz, 
iu  ätüdteu  mit  eigenem  Statut  an  den  Statthalter  zuliis&ig.  Wähler, 
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welche  weder  der  tschechischen  nuch  der  deutschen  Nationalität 
ancrehüren,  sind  in  die  Liste  jener  Nationalitäten  aufzunehmen,  zu 
welcher  sich  die  Mehrheit  der  Wäliler  der  betretenden  Gemeinden 
bekennt,  doch  steht  ihnen  gleichfalls  das  Keclit  zu,  ihre  Einbeziehung 
in  die  Liste  der  anderen  Nationalitäten  zu  verlangen. 

Nacli  Ablauf  der  RaklamationBfrist  hat  der  GemeindeYorsteher 
nafili  Vornahme  der  von  ihm  als  begrfindet  erkannten  Richtigstellung 
die  Listen  der  vorgesetsten  landesfBistlichen  Behörde  vonmlegen  und 
die  von  ihm  nicht  berflcksiebtigten  fiichtigstelinngsbegehren  sowie 
etwaige  Bedenken  gegen  die  abgegebenen  ErklSrnngen  der  Zuge- 
hörigkeit 2Q  einer  Nationalit&t  derselben  bekannt  za  geben.  Jeder 
Wähler  ist  flberdiee  bereehtigt,  sein  Biehtigstellnngsbegehren  bei 
der  landesfdrstliehen  Behörde  einzubringen.  Der  Bezirkshanptmann, 
besw.  der  Statthalter,  verfugt  nach  eingehender  Präfnng  die  Richtig- 
stellung der  Listen  und  stellt  sie  dem  (ireraeindevorsteher  zurück, 
welcher  nie  neuerdings  durch  acht  Tage  im  Anitslokale  zur  üfleut- 
lichen  Einsicht-  and  Abschriftuahme  auflegt  und  dann  in  Ver- 
wahrung nimmt. 

Die  Eintragungen  bei  der  Anlegung  des  nationalen  Registers 
bilden  in  keiner  Weise  eine  Präjudiz  für  die  Geltendmachung 
oder  Bestreitung  des  Wahlrechtes,  sowie  der  Zugehörigkeit  zu  der 
einen  der  beiden  Nationalitäten  anlässlich  der  Vornahme  einer  Land- 
tagswahl  nach  Vorschrift  der  nenen  Landtagswahlordnnng.  Dieser 
znerst  angelegte  Kataster  bildet  nur  die  Grundlage  fttr  die 
Anfertigung  der  Wählerlisten  fttr  die  erst  nach  den  Bestim- 
mungen der  neuen  Landtagswahloidnung  vorzunehmenden  allgemeinen 
Wahlen.  Fflr  die  eigentlichen  allgemeinen  Wahlen  gilt  bezflglich 
der  Zugehörigkeit  m  der  einen  oder  zu  der  anderen  Nationalität 
das  Prittsip,  dass  Beklamationen  von  jedem  Wahlberechtigten  des 
betr^endok  Wahlköipers  auch  zu  dem  Zwecke  eingebracht  werden 
können,  damit  «in  Wähler  aus  der  Liste  des  nationalen  Wahl- 
körpers, in  welcher  der  Reklamant  oder  ein  anderer  von  ihm 
bezeiclmeter  Wähler  aufgenommen  wurde,  wegen  Nichtzugehürij^- 
keit  zu  dem  betreffenden  Volksstamm  gestrichen  und  in  die  Liste 
des  anderen  nationalen  \\  alilkiirpers  übertragen  wird.  Über  diese 
Reklamationen  entscheidet  der  Bezirkshauptmann,  bezw.  der  Statt- 
halter. 

Jahrbach  der  Internat  Vereinigung.  S.  B<L  141 
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Die  Proportioualwahl. 

Ftlr  den  Grosspriindbesitz  und  die  H aiidelsk.ininiern 
stellt  die  neue  I/andtagswahlnidminsr  das  Prinzip  der  Proportioaal- 
walil  auf.    Sie  t-iitliHlt  birriiher  inlgeudt-  iiestiiimiunprfn : 

Nacii  Absclilus.s  der  .Stimuien?pbnTi<r  wt-nlrii  die  Stiuiuien  ge- 
zählt, nnd  hieiaiit"  wird  die  Wahl /a Iii  trmitttlt.  das  ist  die 
Stimmenzahl,  welche  die  von  den  Wählern  in  den  Stimmzetteln 
verzeichneten  Personen  erreichen  müssen,  nm  als  Abgeordnete  ge- 
wählt zu  sein.  Zu  diesem  Behufe  wird  die  Zahl  der  abgegebenen 
Stimmen  durch  die  um  eins  vermehrte  Zahl  der  zu  wählenden  Ab* 
geordneten  geteilt.  Die  auf  den  so  erhaltenen  Quotienten  nftchst*- 
folgende  ganze  Zahl  iat  die  Wahlzahl. .  Wenn  beispidaweiae  an  der 
Wahl  dea  landtftfllchen  Groaagrandbesitzea,  wdcher  20  Abgeordnete 
zn  wählen  hat,  130  Wahlberechtigte  teilnehmen,  ao  ist  die  Wahlzahl  7. 

Das  Skrntininm  hat  in  der  Weiae  zn  erfolgen,  daaa  jeder 
Stimmzettel  von  einem  Mitgliede  der  Wahlkommiaaion  entfiUtet  nnd 
nach  genommener  Einaicht  dem  Vorsitzenden  ftbergehen  wird,  welcher 
nnr  je  einen  Namen,  and  zwar  den  obersten,  lant  abliest  Der 
Stimmzettel  zirknliert  dann  anter  den  KommissionsmitgUedern,  bis 
er  an  daa  erste  Mitglied,  das  ihn  entlhltet  hat^  znrttckgelangt,  nnd 
dieses  erste  Mitglied  hat  durch  ein  entsprechendes  Zeichen  die  Tat- 
sache der  erfolgten  Verlesung  des  Namens  zu  konstatieren  und  den 
Stimiüzutlel  beiseite  zn  le^aii. 

Sobald  ein  Nuiue  so  viel  Stimmen  auf  sich  vereinigt  hat.  als 
die  Waiilzahl  beträgt,  wird  er  in  allen  folgenden  Stimm- 
zetteln als  nicht  beigeseizt  bt  t  i  at  Ii  f  i  t  und  von  dem  Mit- 
gliede  der  Wahlkomuiis'-ion,  welches  die  Sliniut/tllel  entfaltet,  auf 
jedem  ut  iteren  Siimm/i  itt-l  gestrieben.  Nunmehr  wini  (br  nSchste 
Nani»  laut  verlesen.  Erhült  <!•  r  zweite  Name  so  vitl  Stimmen,  als 
die  Wahlzahl  beträgt,  so  wird  er  in  der  gleichen  Weise  wie  der 
erste  in  allen  folgenden  Stimmzetteln  als  nicht  beigesetzt  l>etracbtet 
nnd  gestrichen,  und  nunmehr  rückt  der  dritte  Name  an  die  erste 
Stelle  vor.  Dieses  Verfaliren  wird  80  lange  fortgesetzt,  bis  so  viel 
Namen,  als  Abgeordnete  zn  wählen  sind,  die  Wahlzahl  erlangt 
haben.  Haben  nicht  alle  Abgeordneten,  welche  zn  wählen  waren, 
die  Wahlzahl  erlangt,  so  Undet  ein  zweites  Skratininm  der  fHiheren 
Stimmzettel  statt.  Die  nene  Wahlzahl  wird  dann  durch  Teilong 
der  Zahl  der  gültig  abgegebenen  Stimmzettel  dnrch  die  am  eins 
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vermehrte  Zahl  der  noch  zu  wShlenden  Abgeoidnet<?n  ermittelt. 
Bei  diesem  zweiten  .Skrntininni  rückt  der  "bisher  uicht  gestricliene 
folg:eiide  Name  an  er«te  Stpllf^  luid  wii-d  als  Stimme  gezählt.  Erhält 
diest-r  Name  so  viel  ötimmen.  als  die  neue  Wahlzahi  betdig:t,  so 
wird  er  in  f^-leicher  Weise,  wio  es  oben  dargeleg-t  wurde,  in  allen 
folg-enden  Stimnizettelu  als  ungültig  betrachtet  und  gestrichen,  und 
der  nächste  Name  rückt  an  erste  Stelle  vor.  In  der  gleichen  Weise 
ist  fortzafabreii,  bis  alle  zu  W^ählenden  die  Wahlzahi  des  jeweiligen 
Skrattiiiiiins  erreicht  haben  oder  bis  endlich  nur  noch  ein  Ab- 
geordneter zn  wfthlen  ertthrigt 

Wenn  nach  vollzogenem  Skmtinlnm  auf  keinen  der  zu 
Wählenden  die  Wahlzahl  dee  betreffenden  Skmtinlnms  entftllt  oder 
wenn  nor  mehr  ein  zn  Wählender  die  Wahlzahl  nicht  erreicht  hat^ 
dann  findet  eine  Nachwahl  statt,  die  nach  dem  Prinzip  der  abso- 
Inten  Hiyorltät  vorzanefamen  ist  Diese  Vorschriften,  die  tttr  den 
CrroBsgnindbesitz  gdten,  haben  auch  für  die  Wahl  in  die  Handels- 
kammer za  gelten. 

Sonnexe  0esetse* 

Die  vorstehend  skizzierten  Wahlreformgesetze  treten  gleich- 
zeitig mit  jenen  über  die  Teilung  der  Schulbehörden  und  über  den 
Gebrauch  der  Landessprachen  bei  den  autonomen  Behürden  (sogen, 
lex  Parma)  in  Kraft.  Die  beiden  erwähnten  Gesetze  sind  in  der 
revidierten  Landesordnung  unter  ütui  iiutz  der  Zweidritielmtyorität 
und  der  Auw  s,  nheit  vun  121  Mitgliedern  gestellt.** 

Die  mährischen  Abgeordneten  haben  ein  gntes  Stück  Arbeit 
geleistet.  Ob  die  Idee  der  nationalen  Kataster  Schale  machen  wird, 
ist  allerdings  fraglich.  Nicht  leicht  lagen  die  Verhältnisse  anders- 
wo so  wie  in  Mähren.  An  Stimmen  fehlt  es  nicht,  welche  die  Um- 
gehung der  nenen  Vorschriften  befürchten.  „Es  mag  vorkommen*), 
dass  einzelne  Wähler  sich  ftlschlich  in  einen  Wahlkataster  ein- 
drängoi,  alldn  gegeniiber  der  grossen  Wählermasse  jedes  Wahl- 
bezirkes würden  solche  Versnche,  die  Wahlkataster  zn  ftUschen,  er- 
folglos bleiben.  Es  ist  im  Gegenteil  zu  hoffen,  dass  die  Erfahrung 
die  Richtigkeit  der  Annahme  erhärten  wird,  dass  die  Wahlen 
kttnftig  in  Mähren  sich  in  grosserer  Ruhe  ToUziehen  ind  der  Wahl- 
kampf nicht  mehr  von  nationalen,  sondern  von  politischen  Pro- 

*)  Baron  Chldxeckt  1.  e. 
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grammen  beherrscht  sein  werde.  I):is  neue  Verhältnis,  welches  die 
Landesoninung'  bezüglich  der  liehandlung^  der  iiiitinnalen  Fragen 
schafft,  wird  anf  vielen  (Tcbieten  der  Landesverwaltiuiir,  insbesondere 
anf  dem  Öcliiil^ebiete,  zahlreiche  Keibuugsllächeu  beseitiifeii  und  ein 
besseres  Verhältnif?  bei  Befriedigung  kultureller  Bedürfnisse  beider 
Volksstämme  im  Lande  schaffen/ 

Dte  BiHiner  WertiawMkMbgal»«.*) 

Auch  einer  sehr  bemerkenswerten  Fnicht  kommunaler  Gesetz- 
gebungskunst haben  wir  liu  i  zu  gedenken. 

Während  die  Wertzuwachssteuer  in  W  ien  sich  noch  im  Vor- 
bereitnnjETSi^tadinm  befindet,  ist  die  Stadt  Brünn  als  erste  au  die 
Verwirklidiaiig  des  steaerpolitisch  interessanten  Pnyektes  lieran* 
getreten. 

Am  9.  Mai  d.  J.  gelangten  anf  Qnmd  der  antonomen  Gemeiiide» 
OYdunng  vom  8.  Mai  1905  (L.-G.-B.  56),  g§  51  n.  62  lit  b,  die  den 
Eommonen  die  EinAhrnng  derartiger  direkter  Abgaben  gestatteten, 
swei  Verordnungen  Aber  „eine  Wertrowachsabgabe  von  verbauten 
nnd  nnverbanten  Grandstficken**  nnd  ttber  eine  „Banplatsabgabe* 
snr  Annahme,  wosn  G.  R.  Dr.  Jaeolim  die  Anregung  gegeben  hatte. 
Die  weaentlichen  Bestimmungen  werden  im  folgenden  reprodusiert: 

Jeder  EIl'»  iitiimswechsel  unter  Lebenden,  aucli  im  Exekutions- 
lUid  ii>x}iropriationswe!re,  unterwirft  ila??  iTrundstiick  —  unabhängig 
von  der  staatlichen  Übertragungsgebühr  —  einer  kommunalen  Spezial- 
stener  nach  dem  Wertzuwachs  (§  1). 

Als  Bemessungsbasis  dient  der  Unterschied  zwischen  dem 
letzten  nnd  dem  gegenwSrtigen  Eaüfpreis  (§  2),  bei  Schenkungen 
wird  der  «gemeine  oder  ordentliche  Wert**  von  Sachverständigen 
eingescli&tKt  In  der  Erkenntnis  jedoch,  dass  der  Wertzuwaehs  von 
Immobilien  doch  nicht  ein  so  gftnzlich  „unverdienter"  ist^  sondern 
darin  auch  effektive  Auslagen  und  Investitionen  stecken,  kommen 
nach  §  3  von  der  Freisdifferenz  alle  Kapitalsverwendnngen  in  Abfall, 
nämlich  die  Kosten  der  Neu«,  Um-  und  Zubauten,  also  insbesondere 
der  auf  einer  Bauparzelle  errichteten  QebAude,  die  Ausgaben  fftr 
dauernde  Verbesserungen  und  wesentliche  Herstellungen,  die  Über 

Aus  dem  Artikel  „Bodenreform  und  WertsuwachMteuer'*  von 
Dr.  W.  J.  LoBWE2(PELD,  teterr.  Z.^F.-Verwaltung  1906,  No.  34. 


Digitized  by  Google 


AxTON  BiKHi,:  Österreich. 


2227 


die  laufenden  Erhaltangskosteu  kinao^ehen  (wie  Beleuchtuugs-, 
Heizttügä-  iinil  Kraftanlagen). 

Ferner  sind  vom  WertzUNvaclis  abzuziehen  alle  jene  Beiträge, 
die  von  dem  Grnndeig-entiimer  aus  dem  Titel  des  erhöhten  Interesses 
direkt  an  die  Gemeinde  entrichtet  werden  und  steuertechnisch  eine 
venteckte  Verkehrsauflage  repräsentieren,  aei  es  als  Jl^ataralleistang, 
wie  unentgeltliche  Grundabtretnng  zur  Strasaenres^emng,  sei  es  in 
Geldform,  wie  Kanal-  und  Parzeliienuigsgebfilireny  Banplatzabgaben, 
Trottoirkosten,  StraesenbanbeitrSge. 

Anderadta  wurde  nnverbanten  Parzellen,  die  htniig  zn  Spekn* 
lationazwecken  bis  zar  Preissteigerang  des  Geländes  als  braeb* 
liegendes  Kapital  stehen  bleiben,  eine  landesftbliche  (vierprozentige) 
Verzinsung  freigegeben,  in  der  Annahme,  dass  der  ^nnverdiente^ 
Wertzuwachs  nur  in  einer  übemormalen  Fmktiflzlemng  des  ange- 
legten Kapitals  stecke.  Als  „nnverbant"  gelten  aaeb  Plfttze  mit 
rein  provisorischer  Verbannng,  wie  Baracken,  Schuppen,  Garten- 
bftnser  u.  dergl.  Eine  Vergütung  IBr  Wertverlnste  liegt  ausser  in 
der  obenwfihnten  Anrechnung  von  öffentlichen  Beiträgen  auch  in  der 
Kompensation  gewinn-  und  verlustbringender  Parzellen  (§  3,  al.  3). 
Die  Freilassung  der  marktflblichen  Verzinsung  findet  in  dem 
S^/j^/oigen  Steuerpräzipnuni  der  prenssischen  Aktiengesellschaft,  die 
Scheidung  der  Aufgaben  in  i-riuiliüug^kosten  und  Investiliunen  im 
Persoualsteuergesetz  (II.  H.,  §  94  a,  IV.  H.,  IGO,  lü2,  164)  eine 
Analogie. 

Von  der  nunmehr  festgestellten  15emrssuii^>.^rundlage  bleibt 
ein  Wertzuwachs  von  10  "'r,  frei,  die  Abgabe  progressiv  abffestuft, 
beginnt  bei  lO^/o  mit  einem  Haize  von  10<*/o  des  Zuwachses,  bleibt 
in  dieser  Höhe  bis  zu  20°/o  desselben,  ^te\<xt  dann  bei  je  einem 
Prozent  Zuwachs  um  ein  Zehntel  Prozent  .Steuer  bis  zum  Maximum 
von  :{0  0  ^  ^gg  Zuwachses.  Die  Abgabe  übertrifft  an  Höhe  das 
Urbild  der  neuen  Steuerform  in  Frankfurt  am  Main  beträchtlich. 
Zusammenlegungen  (Komassationen)  zu  ökonomischen  Arrondierungs- 
zweeken  bleiben  abgabenfrei  (§  5),  fftr  die  Auflage  haften  Käufer 
und  Verkäufer  solidarisch  (§  6). 

Zu  Evidenzhaltungszwecken  ist  jeder  Käufer  verpflichtet,  die 
Transaktion  anzuzeigen  (§  10).  Die  Veranlagung  obliegt  einem 
kommunalen  Abgabenausschuss  (§  11),  ein  neuer  Fall  der  antonomen 
Bemessung  im  Gebiete  der  Gemeindeabgaben.  Kontraventionen  stehen 
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unter  Str.ilKiuktion  (§  12).  RcN'htsmittfl  {getreu  dt'ii  Zalilnii^'-sanftra>r 
bilden  diT  Kiiisprnch  an  den  (u'ineimierat  und  die  l^erufuiig  an  den 
Landesaiissclinss  (i?  15).  liier  öft'net  sich  der  .ludikatiir  des  Ver- 
waltnng-ggerichtshofes  ein  neues  Feld;  namentlich  die  Aitrechimnip 
der  InveBtiüonsaasla^^  (§3)  dttrfte  Anlm  sor  fievision  geben. 

Die  zweite  Brünner  Kommunalauflage,  die  Banplatzabgabt-, 
entspricht  den  Bestrebungen  jener  Sozialpolitiker,  die  durch  Be- 
lastung der  braclili»  «,'»Mideu  Pai  zelleii  die  Grundstückspekulatiou  ein- 
zudämmen und  der  \V  ohnungsrutt  /u  steuern  Imtlen.  Die  Abgabe 
trifft  alle  Bauplätze,  denen  die  Suus?^(  nie<;ulieianL'^  erhöhten  Wert 
verleiht;  das  Kriterinra  der  ^T{aui eilV'-  sieht  die  ^■(•rol dniuif;  (§  1): 
1.  in  der  rechlskrälti-^-en  Destimmuu;^:  der  l^auliuie  oder  der  Nach- 
barschaft üftentlicher  Verkehrsflächen;  2.  in  der  Parzellierung  auf 
Bauplätze  oder  der  Widmung  als  Baugrund;  3.  in  einem  Werte 
von  mehr  als  2  Kronen  per  Quadratmeter.  Hingegen  anterwirit 
das  im  Geist«  der  Bodenreform  geschafl'ene  preussische  Kommunal- 
abgabengesetz von  1893  nnr  jene  Liegenschaften  einer  Spezialsteuer, 
deren  Wert  durch  „Festaetsnng  der  BanflncliUinien*'  erhöht  wurde. 

Befreit  von  der  Steuer  sind  (§  2):  HanszinBgteuerpflichtige 
oder  hiervon  befreite  InunobUien,  Hans-  und  Enlturgärteo,  Öffentliche 
Parks  oder  Hofrftnme.  GrundüftcheD,  die  von  gemeinnfitzigen  Vereinen 
zu  WohlfahrtSEwecken  gewidmet  wurden,  kennen  befk'eit  werden  (§4). 
Die  Abgabe  bctrSgt  jährlich  ein  halbes  Prozent  des  durch  Sachver- 
ständige im  Wege  der  Parifikation  zu  bemesfjenden  Schätzwertes 
(i;;:;  1  und  o);  auch  hier  wird  das  Frankfurter  Vorbild  (zwei,  nach 
.lalireu  erst  fünf  pro  Mille)  überlroft'en.  Veranlasrnng^urgane,  Ver- 
fahr(  u,  Fassionspflieht  und  Rechttimittel  sind  äiinlich  geregelt  wie 
bei  der  Wertznwachsstener. 

Die  Baaplatzabgabe  soll  an  Stelle  der  inadäquaten  gering- 
(ttgigen  Grundsteuer  den  baureifen  Boden  zu  den  öffentlichen  Lasten 
seiner  spekulativen  WerterbOhung  entsprechend  heranziehen.  —  Es 
ist  hier  nicht  der  Ort,  die  beiden  Verordnungen  einer  wirtschafts- 
politischen Kritik  zu  unterziehen.  Jedenfalls  reprfisentieren  sie 
originelle  Stenerprojekte  und  interessante  Versuche,  unseren  finanziell 
notleidenden  Gemeinden  direkte  Abgaben,  noch  dazu  mit  sozialpolitischer 
Tendenz  zu  erschllessen  und  im  Interesse  der  Wolinungs-  und  Boden- 
politik die  Grundfijjtze  der  Besteuerung  nach  Leistungsfähigkeit  und 
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Geo-enleistuntf  zu  verbinden,  mit  Ansiat/en  zur  VermüjBrens-  und  Kon- 
jnnkluigewiimsteuer;  ein  Experiment,  das  voraussichtlich  bald  in 
anderen  StMten  ÖsterreidiB  Naciiabmung  linden  wird. 

Schlesien. 

(Au8  dem  gtitigst  seitens  der  Landesbeliürde  xiua  übermittelten  6.  Jahrgang 
dea  atatiitiflcben  Hftndbncbes  fttr  die  SelbetTerwaltnng  in  Schlesien,  1904.) 

Das  Herzogtum  Ober-  und  Nieder-Schlesien  ist  in  den  meisten 
Zweigen  der  Selbstverwaltung  unser  Musterkronland.  Obwohl  auch 
hier  westlich  die  Tschechen,  üstlicli  die  Polen  (sog^en.  „Wasser- 
pülakeu")  den  deutschen  Charakter  bediLtiieü  und  wiederholt  Mass- 
regeln der  Regierung:  in  Schnle  und  Amt,  welche  den  nationalen 
Besitzstand  l^erühren,  die  heiligste  Opposition  hervorrieien  (wir  er- 
innern nur  an  die  letzte  Sprachenverordnung  und  au  ilie  slavischen 
Parallelklassen  am  Gymnasium  in  Troppan),  ist  bis  jetzt  die  Funktion 
des  Landtages  nicht  beeinträchtigt  worden  und  Schlesien  in  allen 
sozialen  and  wirtachaftlichen  Fragen  den  meisten  andern  Ländern  vor- 
aasgegangen.  Viele  im  vorstebendeu  Berichte  berührte  Gegenstände 
worden  in  Schlesien  schon  vor  Beginn  unserer  gegenwärtigen  Berichts- 
periode behandelt  oder  sind  im  Jahre  1902  bereits  erlediget  worden. 

Ein  modernen  Ansdianangen  entsprechendes  Jagdgesetz  datiert 
vom  13.  Januar  1903  (L.-G.-B.  42),  das  Q.  fiber  die  Verwendung 
der  Oetarongstlberschttsse  der  knmnlativen  Waisenämter  vom  24.  Ok- 
tober 1902  (L.-G.-B.  58). 

In  einem  Dutzend  Gemeinden  wurden  während  der  Berichts- 
periode der  Schlachtliauszwnng  neu  eingefühlt.  Schlesien  ist  hier 
allen  anderen  Gebieten  voiaus. 

Ans  nngefllhr  gleichen  Gründen  fehlt  es  an  Abnormitäten  and 
somit  auch  an  Anlässen,  weitere  Elnzellieiten  hervorzuheben. 

Auch  durch  eine  kluge  Finanzpolitik  scheinen  Schlesien  nnd 
seine  grossen  Gemeinden  sich  auszuzeichnen.  Wir  finden  relativ 
wenig  AnlehensbewiUignngen  und  fragwttrdige  Investitionen. 

Bukowina. 

Ans  dem  fiber  Verfttgung  des  Herrn  Landeshauptmanns  giitigst 
fibermittelten  Verzeichnisse  seien  angef&hrt: 

Das  G.  vom  7.  Oktbr.  1902  (L.-G.-B.  34),  betr.  eine  Änderung 
der  Bukowinaer  Gemeindeordnung. 
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IMe  Gesetze  vom  8.  Dezbr.  UK)2  (L.-G.-B.  2  u.  3  für  1903),  die 
Abänderung  der  Kuhegenttsse  der  Volksschnllehr  betreffend  (Landes- 
hauptstadt Czernowitz). 

Das  G.  vom  9.  Janaar  1903  (L.-G.-B.  15),  womit  für  billige 
gesunde  Arbeiterwohnangeo  die  Befreiang  von  den  Landeeamlagen 
zugestanden  wird. 

Das  G.  vom  13.  Dezbr.  1903  (L.>G.-B.  43),  betr.  die  Erhöhung 
der  Landesbiemmlagen. 

Neue  Banordnuiigeu  vorn  13.  Auernst  1904  (L.-G.-B.  4J  n.  43) 
für  die  Städte,  mit  Ausnahme  von  Czernowitz,  und  für  die  Land- 
gemeinden. 

Zahlreiche  Gesetze  betreffen  l^mlagenbewiUignngen  auf  alkoho- 
ÜBcbe  Getr&nke  für  einzelne  Gemeinden. 

Die  Bukowina  Ist  eine  deutsche  Oase  im  Osten  Europas. 
Eine  deutsche  Universität  blüht  in  Landeshauptstadt.  Ver- 
schiedenste Nation^  und  Eonfewionen  leben  dort  friedlich  bei'- 
einanderi  ein  ^id,  wie  es  auch  anderwärts  —  sein  könnte! 

Dalmatien  und  IsMeit. 

i'ber  die  Landesgesetzgebung  in  Dalmatien  und  Istrien  waren 
direkte  Auskünfte  nicht  zu  erhalten.  Italiener  nnd  Kroaten  br- 
kämpfen  einander  in  den  notleidenden  Küsteiibt riehen  an  der  Adria, 
Durch  den  Konflikt  mit  dem  Statthalter  Baron  Handel  hat  l>al- 
matien  im  Jalire  l'.i04  ■"'»  Aufmerksamkeit  errecrt.  Auch  in  Istrien 
wird  dun  Ii  d.  n  Zwist  derselben  Völkerschaften  die  gedeihliche  Ent- 
wicklung behindert. 

Was  deutsche  Arbeit  lu  unseren  Küstengebieten  ieistetf  mnss 
diesen  Epigonen  Diokletians  förmlich  aufgenötigt  werden.  Es  ist 
begreiflich  oder  doch  entschuldbar,  dass  es  unter  solchen  Umständen 
schwer  fölH,  diesen  Provinzen  die  Sympathien  zu  gewinnen»  deren 
sie  so  dringend  bedürftig  wären. 

Triest. 

In  der  reichsnnroittelbaren  Stadt  Triest  differenziert  sich  die 
Landetsgeserzgebang  wenig  von  der  sonstigen  autonomen  städtischen 
Gebarung.   Triest  lebt  zum  guten  Teile  von  den  Hülionen,  die  in 
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verschiedensten  Formpn  durch  den  östeireichiscbcn  Staat  ihm  zu- 
gewendet werden;  gluiihwohl  zeigrt  ^'wh  nur  zu  häutig,  dass  die 
Italiener  auch  in  Triest  dafür  wenig  L>auk  wisseu. 

Hfttte  difiter  anf  ein  grosses  Hinterland  gestutzte  bedeutendste 
teterrdcbische  Hafen  einen  seinen  liieraus  sich  ergebenden  Auf- 
gaben wirUich  gewachsenen  Kanftnannsstand,  so  mftsste  es  wohl 
gelingen,  Triest  zu  heben,  zomal  nun  aneh  die  entsprechende 
Eisenbahnverbindung  geschaffen  ist  Nicht  leicht  dürfte  ein  Ort 
anftofinden  sein,  der  gflnstigere  Chancen  Ufte  fftr  die  Ansiedlang 
tflchtiger  deutscher  Kauflente! 

Görz  nnd  Gradiska. 

(Material  Ton  Dr.  C.  Bima  ton  Eooaa  and  Dr.  Lcioi  Pbttabik.) 

Hervorzuheben  wfiren  nebet  mehreren  sanktionierten  Beschlüssen 
über  Verteilung  von  Gemeindegrand  und  Teilung  von  Gemeinden, 
Errichtung  einer  Landes-Hypothekenkreditanstalt  usw.  von  Landes- 
gesetsen: 

Das  G.  vom  15.  Septbr.  1902  (L.-G.-li.  27),  betr.  die  Eiu- 
flihrnng  einer  besoinlei  eii  Landesabgabe  an  Bier  (an  Stelle  der  bisher 
eingehobenen  Zuschläge). 

G.  vom  29.  Novbr.  1902  (R.-G.-B.  1  für  1903)  über  Herstellung 
und  Erhaltung  der  Eisenbahnzufahrstrassen  im  Konknrrenzwege. 

G.  vom  28.  März  1908  (L.-G.-B,  19),  betr.  die  Befreiung  der 
Gebftude  mit  gesunden  billigen  Arbeiterwohnungen  von  den  Zu- 
schlfigen  zu  den  Gebäudesteuem. 

Das  G.  vom  18^  Mai  1908  (L.-G.-B.  24)  zur  Hebung  der  Bind- 
viehzneht  (Veredlung  der  Bassen  durch  Beinzucht  mit  Rttcksicht 

auf  die  verschiedenen  Zuchtgebiete  des  Landes). 

Das  G.  vom  3.  Mai  1904  (L.-G.-B.  8),  betr.  den  Beitrag  von 
Verlassenschaften  an  den  Lai)desschultoiid. 

Endlich  das  G.  vom  21.  Dezbr.  1904  (L.-G.-B.  25),  wodurch 
an  Stelle  des  obigen  Gesetzes  vom  15.  Septbr.  1902  die  Landes- 
bierabgabe  neu  geregelt  worden  ist 

lU.  Justizgesetzgebung. 

Bas  ftasserst  gespannte  Verhältnis  der  einzelnen  Faktoren  der 
Justizpflege  zueinander,  welches  zu  Ende  der  letzten  Berichtsperiode 
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sich  derart  zugespitzt  hatte,  dass  die  Advokatin  iKiiyrednineren  ^ich 
vorbeieitettiu  zn  den  stärksten  Mitteln  der  Abwehr  zu  greilen.  liai 
mit  dem  Eintreten  des  Ministe rpräöidenten  und  Leiters  des  liistiz- 
ministerinms  Dr.  v.  K-ikukk  znnäfhHt  einem  leidlichen  mudu«  vivendi 
Platz  geniarht,  ans  welchem  wir  holien  dürfen,  in  ruhigeren  Jahreo 
wieder  zu  einem  gedeililicheii  Ztuammenwirken  2U  gelaogeo. 

Die  AuBwttehae  grosMtSdtisefaeik  Lebens,  welche  freilieh  dem 
Ministeriiiiii  unmittelbar  vor  Augen  stehen,  hätten  fBr  MlUiner 
weiteren  Blickes  nicht  zureichenden  Grond  bieten  dfirfien  im  ganzen 
Staat  Tonngehen,  als  wären  jene  unleugbar  garstigen  Answfichse 
flberall  znr  Regel  geworden. 

Dass  im  übrig-en  gewiss  eeluni^t  iie  Werk  der  Ziviliiruze^si  etorm 
und  namentlich  die  Exekntioiisnrduuug  leidet  an  den  (übrechen, 
welche  im  MiMtrauen  gegen  den  Advokatenstand  wurzelten. 

Dass  unser  Advokatenstand  weitaus  besser  ist  als  man  ihn  vom 
Schillerplats  ans  schätzte,  beweist  seine  in  jeder  Beziehung  einwand- 
freie Funktion  und  das  in  jtingster  Zeit  vielfach  hervoii^etretene 
Bedttrfhis  der  Justizverwaltung  nach  vermehrter  Betätigung  der 
Anwaltschaft  zum  Schutze  der  Armen,  der  Minderjährigen  usw., 
ebenso  sehr  wie  die  stets  opfermutige  Bereitwilligkeit  des  Standes,  so 
oft  es  galt,  neue  Gratisarbeit  ihm  aufrubflrden. 

Zu  einer  Zeit,  da  die  Zahl  der  Advokaten  noch  immer  sich 
veriii'-lirte,^)  die  i ii'^i  h;it"tf  nnd  deren  iMiiti'ä^liehkc-it,  beftuuder?»  auf 
dt  ni  Lande,  auf  eiwa  die  Hiiltte  sich  vennindert  haben,  wäre  es  schon 
(j::euug  Im  weis  hendsclien  Pflichtbewusstseiiiib,  wenn  Straf-  und 
Disziidiiiai  sai  hen  widfr  Advokaten  sich  nicht  verdoppelten  —  iudess 
dieselben  sogar  eine  relative  Abnahme  aufweisen. 

Die  nicht  enden  wollende  Fttrsorge  für  das  „Einleben**  des 
neuen  Zivilprozesses  war  in  den  letzten  Jahren  wohl  kaum  mehr  als 
ein  Vorwand  für  die  Beibehaltung  des  Institutes  der  Oerichts- 
inspektoren,  mittelst  welches  eine  in  gemischtsprachigen  Ländern 
vielleicht  schwer  zu  entbehrende,  vielenorts  aber  zn  einer  strengen 

*)  Der  durch  den  Zuwachs  in  dea  grossen  Städten  im  ganzen  flber> 
wie^ndeo  Vermehrung  ateht  flbrigen«  eine  abeolule  Vermindemiig  auf  dem 

Lande  und  auch  in  der  (Te>:iint[ieit  der  Alpenländer  (ausironommen  Nieder- 
üsterreich)  gegenüber.  Die  Zahl  der  Bezirke  ohne  Advokaten  nimmt  zn. 
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Bevürmuuiinn^  der  richterlichen  Beamten  ausgewachsene  Kontrolle 
des  Bichterstandes  gettbt  wird. 

Es  ma^  sein,  dass  die  Beeinträchtig^nng  des  Advokatenstaudes 
ond  seiner  ErwerbsmOgliciikeiten  nicht  oder  nicht  mehr  in  erster  Linie 
besweckt  wird;  Tatsache  bleibt,  dass  sich  Tiele  richterliche  Beamte 
durch  AQBBerachÜaasttng  der  gewöhnlichen  Bficksicht  anf  die  einstigen 
Kollegen  im  Anwaltetande,  dnrdi  kastenmftssige  Absondernng  ans  der 
hllrgerlichen  Geselladiafty  besondors  anf  dem  Lande,  fttr  die  ersehnte 
Vorrüchnng  in  hQhere  Stellen  gans  bescnders  an  qualifizieren  glauben, 
wosn  hier  und  dort  Kangel  an  Takt  bu  Vorgesetzten  noch  besonders 
mit  beitragen  mag. 

So  ist  denn  ausserhalb  der  Hauptstädte  die  Justizpfleg^e  im 
jxaüzen  nicht  besser  «-ewordeu,  ja  es  trateu  dank  der  natürliclieu 
Kontrollfnnktion  der  Anwaltschaft  besonders  in  der  Strafrechtspflege 
arge  Gehrecheii  zu  Tage. 

Z.B.  hatte  sich*)  herausgestellt,  dass  die  Vorschriften  Uber  die 
Bildung'  von  Geschworenenlisten  zumeist  nur  sehr  ungenau  und 
selbst  in  Wien  nicht  dem  Geiste  des  Gesetzes  entsprechend  gehand- 
habt worden.  Dr.  v.  Kökber  sftnmte  nicht,  hier  Abhilfe  zu  schaffen, 
wie  ftberhanpt  der  Strafrechtspflege  wieder  erhöhte  Aufknerksamkeit 
sn  widmen. 

Ein  nnanslOschliches  Verdienst  erwarb  sich  Dr.  t.  Kobbsb 
dnrch  seinen  Erjan  vom  12.  Novbr.  1902  fiber  die  Behandlung 
Jugendlicher,  indem  dnrch  eine  sinnreiche  Verwertung  des  Be- 
gnadigungsrechtes  der  Krone  ohne  Inanspmchnahme  des  damals  eben 

wieder  versagenden  Gesetzgebnngsapparates,  die  seither  vorzüglich 
bewährte,  dem  Ermessen  des  Gerichtshofes  anheimgestellte,  bedingte 
Verurteilung  bisher  unbescholtener  jiiirendlicher  Personen  eingeführt 
wurde.  Die  Fürsorge  für  die  Kinder  in  und  ausser  Strafsachen  ist 
geradezu  Mode  geworden. 

Leider  konnte  damit  noch  nicht  die  Strafjustiz  im  ganzen 
ausreichend  gebessert  werden.  Gerade  hier  bedarf  es  vollkommen 
nnabliiiiipriger  aber  auch  möglichst  einsichtsvoller  Richter.  Auch 
dns  Jostizministeriom  will  ja  selbstverständlich  nicht,  dass  Unschuldige 

Anlässlicb  eines  Fallüö,  dcu  Schreiber  liieser  Zeiion  auhiutkie. 
dass  in  den  Jahreslisteo  eines  EreisgericUtsspreui^ols  uicht  ein  ciiizi^'er 
Bkademischer  Bürger  enthalten  war! 
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verurteilt  werdeu,  dies  aber  wird  erreidit  mit  Mahnungen  zur  Strenge, 
wo  in  Konsequenz  noch  fortdauernde  Fehler,  mehr  Streben  als  Pflicht- 
eifer, mehr  Geschäftigkeit  als  Gewissenliaftigkeit  walten  und  die 
Abschliessung  znr  Verkastuiig  des  Riohterstaiules  Fortschritte  macht, 
statt  dass  unsere  Richter  das  einigende  und  lüürende  Element  der 
Gesellschaft  bildeten. 

Bedlicher  Wille  und  durchgreifende  groeszügige  Entwürfe 
sind  dem  Ministenun  t.  Köbbir  nicht  »bsiupreelieiL 

Die  Einaetsnng  der  EommiesioD  zur  Bevisioii  des  BUrgerlieheii 
GeeetsbncheB^),  eoletit  nocli  die  Studien  snr  Befom  der  Verwiltong 
und  zalilreichd  ErlSase  sengen  faierfOr,  wie  Ar  die  ganz  staunena- 
werte  umfassende  Arbeitskraft  ilires  ScIiQpfers. 

Dass  die  grossen  Anfgaben  der  Geeetsgebnng  in  Zeiten  so 
schwerer  Erlsls  nicht  der  LSsong  nfth«r  kemmen,  wird  gar  niemand 
wundernehmen. 

Wenn  auch  in  der  engeren  Sphäre  juristischer  Rechtsg^ehiete 
keine  neuen  Ergebnisse  zu  verzeichnen  sind,  insbesondere  auch  der 
Entwurf  eines  neuen  Pressgesetzes  des  allgemeinen  Interesses  daran 
ungeachtet  nicht  zur  Tat  reifen  konnte;  es  bleiben  neben  den  schon 
erwähnten  (rewiihtifren  Errun;j:t'nsihaftpn  im  Vcrordnniif^^sNvege 
immeiliin  einige  Ergebnisse  auf  dem  Gebiete  der  J ubtizverwaitung 
zu  registrieren. 

Mit  Vernrdnnnii:  v..ni  1.  Miii-/  1901  (R.-G.-B.  51)  wurden  die 
§§  17 — 21  drr  Justiz -Miuisterialverordming  vom  15.  Aug.  1897 
(R.-G.-B.  192)  abgeändert,  der  richterliche  Vorbereitungsdienst  auf 
3  Jahre  erweitert,  eine  bestimmte  Reihenfolge  der  Zuweisung  ver- 
fUgty  ond  insbe.sondere  die  Praxi»  bei  einem  Gerichtshofe  in  Straf« 
Sachen  und  bei  der  Staatsanwaltschaft  ansgedehnl 

Dnrcb  Gesetz  vom  17.  April  1902  (R.-0.-6.  79)  werden  die 
Advokatnr-Kaodidaten  znr  Vertretnng  in  ÜbertretnngsfiUen  snge^ 
lassen.  Znfolge  der  Verordn.  des  Gesamtministeriums  vom  15.  Hai  1902 
(K.-G.*B.  101),  wurde  im  Einverständnis  mit  der  ungarischen  Be- 

M  Der  hierbei  präterierte  Arh  'K'atfMi«t;ind  hat  seither  unabhängig 
«irh  h»^?nülit,  die  in  der  Kommis^sion  -it senden  Herren  zur  Tätigkeit  zu 
miihtjen,  und  besonders  eine  den  Trinzipieu  der  Staatsgruudgesetze  ent- 
sprechende, für  alle  StaatRbQrger  gleiche  Bhegesetzgebung  als  die  dringenste 
Aufii^abe,  in  meist  einstimmig  gefaaeten  Eosolutioneo  hervorgehobra  — 
bis  jetzt  rergoblichl 
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gierung  das  Verfahren  in  Zivilsachen  vor  den  Konsulargerichten 
dahin  ir^^refrelt,  H;?ss  liierbei  der  Sohren.  iSniuniarprozess  mit  subsi- 
diärer itt-Uiuii»  J  I  \\esr-g;aliz.  (ierichtgordniuiff  (wie  in  Kroatien) 
zur  Anwendunti^  ^■ehi.iigt,  unter  AiifreehterhaltutiL'  der  Mndifikationea 
iu  Ehestreiten,  Bestandssachen  und  Besitzstöruiij^.streiten,  Wechsel- 
sachen,  Mandatssachen,  Mahnsachen  usw.,  wie  solche  vor  1897  bei 
uns  galten.  Anwaltszwang  in  Sachen  über  1000  K.  Dabei  wurde 
jedoch  die  Voncbriltk  dasa  jeder  einzelne  Umatand  «xprenia  yerbia 
widersprochen  werden  mnss,  widrigens  er  für  wahr  anzunehmen  ist, 
lieseiügt  (§  6),  den  Richtern  die  freie  Bewetswfirdignng  eingerinmt 
(§  7)  nnd  die  Bechtnnittelfriat  einheitlich  geregelt  (§  9). 

IDt  Verordn.  vom  4.  Desbr.  1902  420)  wurden  die 

Normen  über  Einzelhaft  auch  für  das  Gefangenhaas  in  Pilsen 
ciDgefUirL 

Doreh  Gesetz  vom  9.  Ißlrs  1908  (IL-G.'B.  60)  wurde  dem 
Joatizminiaterium  anheimgestellt,  nach  Anh(hrung  der  Handels- 
luunmem  die  Tageszeiten  Hestzustellen,  zu  welchen  Wechselproteste 
leTiert  wMtlen  dflrfen  und  mit  Verordnung  vom  16.  Värz  1908 

(R.-G.-6.  63)  diese  Zeiten  fSr  Wien  am  Zahlnngstage  auf  2 — 6  Uhr 
nachm..  an  den  beiden  nächstfolgenden  Werktagen  auf  9  Uhr  vorm. 
biö  C  Uhr  abends  normiert. 

Mit  Verordü.  vom  VJ.  Oktbr.  1904  (R.-G.-B.  123)  wurde  zur 
Herstellung  der  Gegenseitigkeit  gegenüber  dem  Deutschen  Reiche 
bezgl.  Vollstreckung  dort  errichteter  Akte  und  Urkunden  verfiißrt, 
dass  bei  Entsciieuiung  über  Fx>  kiitionsauträfre  auf  (Jrund  reichs- 
dentscher  Urteile  oder  Vergleiclie  die  Abweisung  nur  in  solchen 
Fällen  zu  erfolgen  habe,  in  welchen  nach  §  328  (Z.  2)  reichs- 
deutscher  Z.-P.-O.  die  Anerkennaiig  eine«  österr.  Urteils  im  Deotschen 
Reiche  ausgeschlossen  ist. 

Mit  Verordn.  vom  11.  Jan.  1905  (R.-G.-B.  8)  werden  Kanzlei« 
Torsteherstellen  beim  Obersten  Gerichtshof  systemisiert. 

Das  Gesetz  vom  17.  Febr.  1905  (R.-G.  B.  38)  verftigt  fflr 
Vorarlberg,  dass  daselbst  Wege-,  Wasserleitnngs-  nnd  Holzriesen- 
serrituten  landwirtschaftlicher  Natur  nicht  verbfichert  werden  und 
bereits  erfolgte  derlei  Eintragungen  unwirksam  sind. 

Die  Gesetze  vom  22.  Febr.  1905  (B.-G.-B.  26—80)  erklSren 
die  Obligationen  der  neuen  Anleihen  von  Tirol  und  der  Städte  Inns- 
brück,  Klagenfiurt  nnd  Salzburgais  zulissigePnpillarvermögensanlagen. 
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Mit  Verordn.  vom  SO.  ISän  1905  (R.-G.-B.  54)  werden  die 
Zehr-  und  Gang-Gelder  ^richtlicher  Organe  neu  geregelt. 

Mit  Verordnung  der  Ministerien  der  Justiz  und  der  Finanzen 

vom  6.  Mai  1905  (R.-U.-B.  75)  wurde  das  Zivilprerichts-Depositenamt 
Lemberg  geschaffen  und  fUr  dai^Helbe  eine  umtaugreiche  Instruktion 
bestimmt. 

Mit  iüi  k sieht  Huf  seine  strafrechtlichen  Bestimmungen  haben 
wir  anob  dos  unter  Ii  5d  atisfnbrlirh  besprochenen  neuen  Schwriiie- 
pe8t-Ge.''t'tzes  vom  7.  Srpthr.  1  !'<>:,  (K.-G.-B.  Iß^)  hier  zn  pMieuken. 

Wichtig  am  h  tür  das  Ausland  ist  die  Verordn.  vom  29.  Sep- 
tember 1905  (K.-G.  ]i.  156),  betr.  sicherheitspolizeiliche  Bestim» 
mnngen  über  die  Betriebe  von  Aatomobilen  and  Motorrftdem. 

Die  Automobilverordnung. 

Wir  besprechen  sie  an  dieser  Stelle,  weil  sie  tatsächlich, 
wenn  auch  formell  nur  mittelbar,  zivil-  und  strat'n  i  liiliclie  Fraireu 
löst,  wie  unten  des  Näheren  sich  herausstellen  wird.  Zum  ersten 
Male  werden  damit  für  das  ganze  Staatsgebiet  der  im  Reiehsrat« 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  oinheitliehe  Normen  aiit>e- 
stellt,  und  die  liisher  in  einzelnen  Kronlitudern  von  sonstigen  8lras&eü- 
pnli/.eilM'lh  idtn  erlassenen  Vorschriften  mit  0.  Januar  lOrM^  ausser 
Kraft  {gesetzt.  Die  Kompetenz  des  Ministeriums  des  Innern  als  oberster 
Sicherheitspolizeibehörde  ist  mit  Kücksicht  auf  die  noch  immer 
aus  der  absolutistischen  Ära  her  in  Geltung  gebliebenen  Ministerial- 
Verordn,  vom  30.  iSeptbr.  1857  (K.-ti--B.  19S)  anzuerkennen,  da  die 
neue  Verordnung  keine  gesetzlich  geregelten  Materien  .indert,  wenn 
auch  indirekt  fiir  die  strafrechtliche  Bearteiluiig  der  Besitzer  and 
Lenker  ron  Kraftfahrzeugen  von  massgebender  Bedeutung  wird. 

Gegenständlich  erstreckt  sich  die  neae  Verordnung  (§  1)  anf 
solche  Öffentliche  Verkehrswege  befahrende  Kraftfahrsenge,  welche 
nicht  auf  Schienen  laufen,  ausgenommen  Feuerlöschwagen  nnd  nicht 
zum  Transport  bestimmte  Wagen  (Dampfwalzen). 

Der  IL  Abschnitt  stellt  Minimalforderungen  an  die  Konstruktion 
nnd  Ausrfistung  (Lenkbarkeit,  doppelte  Bremsen,  Bergstfltzen^  Hupen, 
Laternen,  Bezeichnnug  mit  Firma  und  fortlaufender  Nnmmer,  Vor- 
kehrungen gegen  Feuersgefahr,  Belästigungen  durch  Bauch  und 
L&rm  und  gegen  Handhabung  durch  Unberufene)  in  §§  2 — 11. 

Der  IIL  Abschnitt  regelt  die  Prüfung  und  Genehmigung  der 
Fahrzeuge.  Jede  Type  ist  vorerst  als  solche  von  der  politischen 
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Landesbehörde  zu  genehmigen.  Die  Erfordernisse  des  Änsnchens 
hierum  bestimmt  §  13.  Nach  kommissiuiielier  Prüfnng-  der  Tjpe 
theoretisch  nnd  durch  Probefahrt  (§  14)  wird  im  Falle  der  Geneh- 
mignng  von  tlfT  politischen  Landeshehorde  eine  amtliche  Besoiieinifrnng 
ausgefertigt  (§  15).  Für  jedes  Krafttahrzeu«]:  hat  der  Erzenprer 
dem  Käufer  nebst  einer  Abschrift  der  amtlichen  Bescheinigung  ein 
Zertifikat  auszustellen,  welches  die  volle  Übereinstimmuni^  des  ver- 
kauften Stuckes  mit  der  laut  Bescheinigung  genehmigten  Type  ge- 
währleistet nnd  das  behrn  dliche  Vieom  trÄgt.  Der  Erzeuger  ist 
.  fUr  die  Richtigkeit  des  ZertUUtates  Teraiktwortlich  (§  16).  Werden 
ÄDderongen  vorgenommen,  so  ist  das  betreffende  Fahrzeug  individuell 
m  genehmigen  (§  17).  Die  bisher  ausgefertigten  Zertifikate  bleiben 
«ütig  (§  19), 

Von  der  „Lenknng  der  Fahrsenge**  handelt  der  IV.  Abschnitt 
Personen  nnter  18  Jahren  sind  ttberhanpt  von  der  selbetftndigen 
Lenkung  eines  Eraftfikhrsenges  ansgesehlossen  (§  21).  Die  Be- 
fugnis hierro  wird  dnrch  eine  Lizenz  naeh  vorheriger  Prflfinng  er- 
teilt, ist  mit  einer  Photographie  des  Fahrberechtigten  versdien 
(§§  22  n.  28);  kann  anf  Grand  straflserichtUcher  Verarteilung, 
nnter  Umständen  auch  wegen  polizeilicher  Anstände  ganz  oder  anf 
bestimmte  Zeit  entzogen  werden  (§  24).  Pttr  AnslSnder  gilt  auf 
die  Dauer  von  3  Monaten  eine  analopre  Legitimation  der  auslän- 
disc'lu'ii  r.ehörde  unt^r  Voraussetzung  >lcr  ßezijjiu/.iiäi.  Mangels 
dieser  oder  der  allgemeinen  Voraussetzungen  hat  der  ausländische 
Leuker  nur  durch  8  Tage  provisorisch  die  Befugrnis  zu  iahren  und 
mofis  sich  innerhalb  dieser  Frist  einer  Prüfung  unter/Jelicn. 

Der  V.  Abschnitt:  Erkennungszeichen  der  ixratiiafirzeuge. 
Diese  sind  obligat  (§  26),  bestehen  aus  einem  latein.  Buchstaben 
und  einer  dreistelligen  arabischen  Ziffer  (§  27),  eventuell  (nach  Er- 
schdpfnng  der  dem  besagten  Rayon  zugewiesenen  Ziffern)  nnter 
Beifügung  einer  römischen  Zahl  (§  28).  Die  §§  29—37  enthalten 
sehr  detaillierte  Vorschriften  Uber  die  Anbringung  der  Erkennungs- 
zeichen nsw.  und  insbesondere  ftber  solche  fftr  ans  dem  Aoslande 
einlangende  Fahrzeuge. 

Die  eigentlichen  Sicherheitsvorschriften  für  den  Verkehr  ent- 
hält der  VI.  Abschnitt  Zunächst  verhält  §  88  den  Lenker  nnter 
allen  Umständen  die  Fahrgeschwindigkdt  so  zu  wählen,  dass  er 
Herr  seiner  Geschwindigkeit  ist,  nnd  die  Sicherheit  der  Personen 
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und  des  EfgentDiin  nicht  gefährdet  wird.  Er  mnm  nötigenfalls 
anch  stelian  tleiben  und  den  Motor  abstellen,  besonders  befan  Heran- 
nahen von  besiMinnten  Fuhrwerken  oder  Viehtrieben.  In  geschlossenen 

Orten  darf  die  Geschwindigkeit  keinesfalls  15  km  pro  Stunde  tiber- 
steigen, ausserhalb  solcher  nicht  45  km  (§  39').  Nicht  über  G  km 
pro  Stunde  darf  gefahren  werden  bei  Nebel,  wo  die  Strasse  nicht 
Überi  ii*  kt  werden  kann  (Kreuzungen  und  starke  Ivrümmmifren).  beim 
Ein-  oder  Ausfahren  durch  Tore  nnd  Häuser,  auf  Brücken,  schnialeu 
Gassen,  wo  zwei  ^^  agen  nicht  kreuzen  können,  bei  aussergewühn- 
lich  starkem  Verkehr  oder  grrmseren  Menschenansammlungen  (S  '19'-). 
In  geschlossenen  Ortschafi^^n  darf  nicht  mit  oflfenem  Aiispultrohr 
gefahren  werden  (§  40),  im  Bedarfsfälle  ist  das  Warnungssignal 
stets  rechtzeitig  zu  geben  (§  41).  Bei  Nebel  und  Dunkelheit  mnss 
in  der  Signallaterne  Licht  sein  (§  42).  Der  Lenker  darf  nicht  ab- 
steigen, ehe  nicht  der  ^lotor  abgestellt  nnd  Vorkebrnng  getroffen 
ist  gegen  unbefugte  Eingriffe  (§  48). 

Der  Lenlcer  hat  anf  der  Fahrt  stets  alle  Torgeschriebenen 
Legitimationen  mit  sich  zn  Ähren  nnd  mnss  anf  Verlangen  der 
Sicherbeits-  nnd  StrassenbehOrde  sofort  anhalten,  bei  Verletsnngen 
überdies  fttr  nötige  Hilfe  nach  Köglichkeit  selbst  sorgen  (§  44). 

Die  Besitzer  der  Kraft&brzenge  haben  lant  §  45  für  die 
entsprechende  Instandhaltung  an  sorgen  nnd  sind  dafür  verantwort- 
lich,  dass  ihr  Fahrzeug  nur  dnrch  hlerzn  befugte  Personen  gelenkt 
werde.  Eine  sonstige  Bestimmung  fiber  die  Verantwortlicbkelt  des 
Besitzers  enthält  die  Verordn.  nicht,  voransgesetzt,  dass  das  Fahr- 
zeug rite  erworben  und  mit  den  vorgeschriebenen  Zeichen  versehen 
ist  (III.  u.  V.  Abschnitt).  Unberührt  durch  die  neue  ilin. -Verordn. 
bleiben  jedoch  die  Normen  des  Strafgesetzes.  Nach  §  427  >"5tr.-CT.-B- 
wiid  der  Eigentümer  (oder  Benutzer)  eines  Fahrzeuges  verant- 
woitlich  nnd  /ufolge  i^^  'o4\  und  ^542  Str.-(i.-U.  eventuell  auch 
weLM'ii  VtMi;«hens  des  §  335  Str.-G.-B.  Straffällig,  wenn  er  selbst 
zugegen  ibt  und  dem  Lenker  das  Schnell tali reu  ..in  Städten  und 
anderen  stark  bewohnten  oder  zahlreich  besuchten  Gegenden**  nicht 
untersagt  oder  selbst  schnell  fahrt. 

Zufolge  der  Schlussbestimninngen  (VIL  Abschnitt)  werden  Über- 
tretungen dieser  Ycrordnnng.  sofern  sie  nicht  nach  dem  allgem. 
Strafgesetze  zn  ahnden  sind,  nach  der  Min.- Verordn.  vom  30.  Septbr. 
1857  (R.-0.rB.  198)  bestraft  (§  47). 
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Wie  wohl  diese  neae  sogen.  »Antomobll'-Verordn.  nicht  ?om 
Leiter  des  Jnstizministeriiims  mitgeseiehnet  ist  und  tingeaehtet  da* 
dordi  keine  Gesetsesbestinunungen  abgeändert  werden  ]c5nneii, 
iSsst  sich  ihre  Relevanz  auf  zivil-  nnd  strafrechtlicher  Haftung  nicht 
verkennen.  Der  Begriff  des  „Schnellfahrens"  wird  in  {gewiss  zweck- 
mässiger Weise  nuninehr  autoritativ  festirelegt  sein.  Leider  bhugt 
die  Einschachtelung  der  gauzen  Älaterie  in  dm  Gebiet  der  Strassen- 
pi-lizei.  wodurch  allein  die  Reiyeliiny  olme  InaiiSi>ruüknalmie  des 
Gesetzgebun^pparates  erkünstelt  worden  ist,  a  priori  fiililbare 
i'belstj'inde  mit  sich.  Es  wird  schwer  werden,  im  Einzelfalle  zu 
entscheiden,  ob  die  (T^^rh windigkeit  von  je  45,  15  oder  6  luu  pro 
Stunde  Anwendang  tinde. 

Neben  dem  ans  ft*afaeren  politischen  Verordnnngen  festgestellten 
BegrilFe  der  geschlossenen  Ortschaft  (in  §  40,  wogegen  g  89  von 
geschlossenen  Orten  spricht)  bleibt  der  immerhin  pribdsere  Begriff 
„Stadt**  und  besgL  Frequenz  derselben  gleichstehenden  Gegend  in 
§  427  Str.-G.>B.  anfroeht! 

Anch  noch  andere  Fragen  drftngen  sich  schon  jetzt  anf,  so  dass 
eine  Strafgesetanovelle  auf  die  Dauer  nicht  entbehrlich  bleiben  wird.^) 

Diverses. 

Kars  vor  Jahresschloss  1905  erschienen  einige  Gesetze  und 
Verordnungen  Aber  Errichtung  neuer  BeidrkBgericfate  und  neue 
Abgrenzung  der  Sprengel  (bestehender),  dann  fiber  entsprechende 
Neuerrichtung  und  Umwandlung  politischer  nnd  Steuerbehörden 
L  Instanz  im  Anschluss  an  die  Vereinigung  von  Gebieten  mit  der 
Haupt»  nnd  Residenzstadt  Wien,  mit  Frag  usw. 

Das  auch  fttr  die  Justizverwaltung  wichtige  G.  vom  27.  Dezbr. 
1905  (B.-a-B.  213)  wird  in  Gruppe  Illb  eingehend  gewürdigt. 
Dessen  §§  7  nnd  8  geben  allgemeine  Direktiven  Aber  die  Verwende 
barkeit  fiindierter  Bankschuldverschreibungen  znr  Anlage  von  Pa- 
pillen-, Fideikommiss-  und  Depositen-Geldern  nnd  machtn  in  Zu- 
kunft die  bisher  selir  zahlreichen  Gesetze,  wodurch  diese  Verwend- 
barkeit von  Fall  zu  Fall  nach  zumei;:<t  gleichen  Kriterien  ausge- 
sprochen worden  ist,  entbehrlich. 

')  Seither  wurde  eine  solche  eingebracht  und  auch  im  Abgeordneten- 

hause  angenommen,  von  den  Aristokraten  im  Herrenhauae  aber  ungeachtet 

der  Fürftprache  T'snn;'?  nicht  al.s  dringlich  erkannt! 

Jfthrboch  der  intemat,  Vereinigung.  8.  Bd.  142 
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Neueste  Ära? 

Der  neue  Leiter  des  JnstisminiBteriiimB,  Sektioaeehef  Kluv, 
der  Vater  der  neuen  Zivilprozessgeaetze,  einer  der  gUuendsten 

Vertreter  der  Seterreiehischen  Rechtsgelehrsamkeit,  den  reicludevtechen 
Kolleg-en  gewiss  auch  vermöjßre  seiner  Stellungnahme  in  der  Kartell- 
frage n.  a.  in.  vom  Iiinsbrucker  .J iiristentage  in  vorteilhaftester 
Efiniipnitifj,  Iiat  über  ein  .lahrzehnt  Zeit  gehabt,  die  W  ii  kuafi^  gewisser 
Massret^n'ln,  welclie  unter  fremder  Flagge  so  allfreuieinei)  Widersimich 
erregten,  zu  henbacliten,  und  Beinern  durchdringenden  Versfand  kann 
es  kaum  entgan^ren  sein,  dass  gerade  durch  das  i  1  i i iii.i.».-^  au  vor- 
kauender Tätigkeit  im  Ministerinm  jene  hohen  Ziele,  welche  ihm 
vorschwebten,  zumeist  vereitelt  worden  sind.  Noch  i!?t  es  Zeit  zur 
Umkehr.  Unsere  Zivilprozessordnung  wird  nun  auch  von  ihren 
anf&ngUehen  Gegnern  als  ein  vorzügliches  Gesetzeswerk  anerkannt 
Die  Terraeiutlichen  Kautelen  rascher  Durchführung  mögen  zum  Teil 
mit  geholfen  haben.  Jetzt  sind  sie  gewiss  grösetenteils  entbebrliek: 
Niemand  will  zum  alten  Vert!.  znrttck  oder  anob  nur  SU  der  laxeren 
Praxis  anderer  modemer  ProseeBgeaetse. 

Änch  noch  auf  anderen  Gebieten  harren  ft1>erana  saUreielie 
nnd  wichtige  Probleme  der  Owetzgebnng  und  Verwaltnng  einer 
endlichen  Lösung.  Eanm  ein  anderer  darfte  allgemein  hiersn  als  so 
bemfen  anerkannt  werden  wie  KlkikI  Mit  der  vollen  Hingabe  an 
diese  epochalen  Arbeiten,  voran  die  Umgestaltung  der  Ehegesetz- 
gebnng  und  sonstige  Umarbeitung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches» 
die  Reorganisation  des  obersten  Gerichtshofes,  AbschaAing  aller 
Art  geheimer  Qualifikation  der  Richter,  wird  der  neue  Leiter 
sich  nnvergfinglichen  Ruhm  erwerben  und  werden,  da  ja  eine  Wieder- 
holung einmal  erkannter  Fehler  auf  diesen  Gebieten  um  so  wenignr 
zu  fOrchten  ist,  von  selber  die  bOsen  Elemente  an  Boden  verlieren, 
die  in  der  Ära  der  Geheimer lüsse  nnd  Gerichtsinspektoren  so  be- 
drohlieh empor  wucherten.  *) 

Mit  Jahresschluss  1905,  da  wir  diesen  Bericht  abschliesseu, 
verlautet  so  manches  über  bevorstehende  Betätigung  der  Justiz- 

')  Don  Na^'el  auf  den  Kopf  traf  ein  auch  sonst  ausgezeichneter 
Kioliter,  da  er  nnliinjrst  sich  äusserte  „Wenn  ich  je  «las  üiiurliick  haben 
«üllte,  vor  (JpMi  Erk*>nntni«!ai}it  in  Y.  aivj'f'klauji  au  werden.  Ix's^ehe  ich 
eiucn  Mord;  datuit  kouiuiö  itii  vur  iiit  (ieschworeneu  uud  werde  frei- 
gesprochen*'. Der  Übereifer  hier,  dAu  Mii-straueo  dort  sind  dem  gleichen 
N&hrbodeo  ministerieller  Über^FOreorge  entwachsen! 
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gewtKgebiiiigf.  Dft  das  MinisteTinm  Gaüisch  das  aUgomeine,  gleiche 
and  direkte  Walilncht  enuiUch  seinem  Programm  ToraiisgesteUt  bat» 
also  geftsst  sein  mms,  dass  Icflnfdge  Gesetxentwfirfe  einem  'wirklichen 
Volkshanse  vorgelegt  werden,  mnss  wohl  auch  zuversichtlich  erwartet 
werden  kOnnen,  dass  diese  Entwürfe  zumindest  jene  Mängel  abgestreift 
haben  werden,  welche  den  Klassen  und  Kasten,  nicht  aber  dem  Geiste 
des  alliremeinen  g^leichen  Rechtes  entsprechen. 

\'oii  Fragen  zweiter  Ordnung  war  es  die  Ansdehnnng  der 
Sonntagsruhe  auf  tlie  Anwaltskanzleien,  welche  uns  viel  beschäftigte. 
Leider  auch  hier  ist  das  scheinbar  anregende  nnd  vorwärts- 
drfingende  Justizministerinm  selbst,  welches  durch  Anfrechthaltnng 
eines  aasgedehnten  Sonntagsdienstes,  Zögernng  mit  notwendigen 
anderen  vorbereitenden  Schritten  (Fristenablaaf  erst  am  Montag, 
Wegfall  von  Terminen  am  Hontag  Vormittag,  Sonntagsruhe  für 
Kreditinstitute  und  Agenturen),  die  autonome  fänfUirung  der  Sonntags- 
ruhe erschwert,  statt  selber  im  Gesetzgebnngswege  die  in  DeutBchlaad 
nun  schon  im  zweiten  Dezennium  bewtthrte  absolute  Sonntagarohe 
^nsofflhreiL 

Melir  als  resigniert  lauten  die  letzten  JahresrttckbUcke;  man 
beginnt  auch  mit  dem  Hoffen  anftuhOren. 

Von  den  reichen  Hoflhungen  die  an  die  glftnzenden  Kamen 
SrmiBAcn  nnd  KLmn  geknüpft  wurden,  ist  bis  dato  so  gut  wie  gar- 

nichts  erfüllt  worden.  Unser  Oberster  Gerichtshof  ist  das  verzaaberte 
Schloss  Dornröschens:  wer  hinein  gerät  wird  sofort  mit  verzaubert. 
Und  Dornröschen  selbst,  unsere  .Justitia  regnonnü  iun(hinientnm, 
schläft  erst  recht.  Auf  keinem  Grebiete  sind  wir  so  sehr  rückständig 
wie  in  der  Jnstizgesetzgebung! 

Aber  e>)pn  deshalb  und  im  Vertranen  auf  die  genannten 
Motoren,  deren  Virulenz  in  liüchsten,  mass^'^ebeudsteu  Stellungen  doch 
nnmöglich  geringer  sein  kann  als  auf  den  früheren  weniger  gün;?ti^n 
Nährböden  —  hoffen  wir  doch  ang'esichts  nahezu  negativer  Eesol- 
täte  der  letzten  Jalire  um  so  bestimmter  für  die  Zukunft. 

Schlusswori. 

^Ich  wünsche  auch  diesmal,  wie  icli  im  Vorjahre  «r^wünscht, 
den  inneren  Frieden  in  meinem  N'aterlande;  aber  ich  niü*  lite  hinzu- 
fügen, dass  man,  namentlich  im  Auslande,  neue  Zustände  nicht  über- 
schätze.   Die  desamücraft  Österreichs  nnd  der  Monarchie  wird 
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nidit  von  dem  Streit«  zwiBcben  Dentschen  und  Slaven  Mingt, 
Bondern  bat  ihre  Wnrzelo  in  der  mftehtig  aufstrebenden  Entwickelnngr 
der  ganzen  Bevölkerang.  Sie  wire  ebne  jenen  Streit  vielleicbt  noeb 
g;ewaltiger,  reieht  aber  in  jedem  Falle  ans,  anserem  Kredit  Anseben, 
und  unserem  Schwerte  Schärfe  txi  verleiben." 

Dass  diese  Worte  Dr.  v.  Khkhkr.^^)  Wahrheit  sind,  wird,  den 
Kredit  anhiiisend,  noch  heute  durch  den  Kurszettel  bekräftigt,  obzwar 
inzwischen  die  „Zustände"  wirklieh  arge  geworden  sind,  die  un- 
garische Krise  meiir  an  Scliärfe  zu^'-enommen,  als  die  iisterreichisclie 
sich  abgeschwächt  hat,  und  die  Keichskrise  unsere  Handelsbeziehongen 
wie  die  Einheitlichkeit  der  Armee,  bedroht 

Noch  ein  anderes  Ministerwort  dringt  sich  da  in  die  Feder, 
das  einst  der  gewiegte  Salzbnrger  y.  Labsse  den  drohenden  Ver- 
tretern unserer  kleinen  VOUcerscbaften  znrief :  ,y Ja,  wo  wollenes  denn 
binfaUen?"  —  Die  Ungarn  haben  wohl  nie  im  Ernste  daran  ge- 
dacht, zn  den  ihnen  nächst  verwandten  Türken  absnfUlen;  die 
Slaven  nnd  die  Tscbechen,  Polen,  Rntbenen  nsw.,  welche  damals 
mit  den  Moskovitem  kokettierten,  sind  beute  f^oh,  wenn  man  sie 
an  diese  Dummheit  nicht  mehr  erinnert 

Der  grosse,  mitunter  sehr  tolle  Lttrm  in  nnseren  vielen  Paria- 
menten  bedroht  deshalb  m^  den  Fortbestand  der  konkreten  ftnsseren 
Fassung,  als  den  Fortbestand  der  Monarchie  selbst. 

Schon  haben  die  mfilii  ibcheii  Slaven  eingelenkt  und  die  Ge- 
legenheit nicht  verabsäumt ,  ein  ffutes  politisches  (ifsrhiitt  mit  den 
Deutschen  in  ihrem  Laude  abzuf^chliesseu,  während  ihre  Stummes- 
hriider  in  Böhmen  noch  immer  den  Glanz  der  W'euze!«- Krone  predifren. 
zu  dem  übrigens  nebst  M;ilu  en  und  ( »sterreich-Sclilesien  auch  ein 
gutes  Stück  Preussen  und  Sachsen  gehört. 

So  wenig  man  dort  sich  vor  der  Rückeroberung  fürchtet,  so 
wenig  fürchten  wir,  dass  die  Monarcliie  das  Schicksal  der  Manem 
Jerichos  teilen  werde. 

Damit  sei  die  Schwere  der  Krisis  nicht  weggeleugnet  Wenn 
sie  nicht  mehr  bedeutet  als  eine  jahrelange  Unterbrechung  ge- 
deihlichen  Fortschritts  oder  auch  nur  den  Ausfall  normaler  Gesetz- 
gebnngsarbeit,  ja,  wenn  diese  durch  Notverordnungen  usw.  auch 
vollstSndig  meritoriscb  ersetzt  werden  konnte,  so  ist  das  lucrum 

^)  Aus  eioer  im  Berliner  Lolcalanseiger  veranstalteten  £uquete. 
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oesaans  immer  noch  kolossal  genug,  und  an  materiellen  GHIteni 
allein  gewiss  naeh  linnderten  Hillionen  za  besUTern. 

Östenreieb^üngarn  hatte  im  Dnrchechnitt  der  Jalure  1889  bis 
1893  eine 

Geaamteinfiihr  im  Werte  von  ....  1184  Hillionen  Hark 
die  Gesamteiaftahr  1894  betrog  ....  1258      »  „ 

n  w  1994      ff         ....    1690         ))•  n 

Dem  stehen  gegenfiber  die  Wertsvmmen  der  Ansfnhr  im 
Dnrcbaehnitt 

1889—1898  mit   1884  HiUionen  Hark 

1894  mit   1887       „  „ 

1904    „  1780 

Die  Steigerung  der  Einfuhr  betme:  etwa  -^,5  pro  Jahr, 
jene  der  Ansfuhr  im  jälirliclien  DurcliM  liiiitt  2,8  ^/q.  Beide  ZiHt-rn 
zeigen  keinen  wesemlii.iu-ii  Rückjranq:  der  früheren  Prnp^ression. 
Noch  immer  figuriert  unsere  Monarchie  unter  den  \venig:en  euro- 
pnisclien  Staaten  mit  aktiver  Handeisbilanz,  und  dass  dieses  Aktivum 
nur  noch  90  Millionen  Mark  gegen  134  im  Jahre  1894  beträgt, 
kann  im  Vergleich  mit  den  analogen  £r8cheinangen  anderwärts 
auch  nicbt  befremden. 

Aber  anch  im  internen  Verb&ltnis  der  beiden  Staaten  an* 
einander  ist  keine  nennenswerte  Änderung  feststellbar,  and  wenn 
man  den  Wiener  Kanf lenten  glauben  darf,  die  in  dieser  Be- 
sieknng  eher  pessimistisch  urteilen,  so  lässt  sich  eine  Abnahme  der 
nngariaehen  Knndscfaaft  flir  nnsere  Indostrieersengnisse  eben  so 
wenig  feststellen,  wie  etwa  ein  Bflckgang  unseres  Bedarfes  von 
nngaiMCher  Bohprodnktion!  •  Die  unter  dem  Verwand  der  Statistik 
geftbte  Plackerei  hat  doch  nur  den  Detail-  nnd  Grenayerkehr  be« 
eintrSchtigt,  damit  die  beiderseitigen  Eanf  lente  in  den  Grenzorten, 
die  ungarischen  Knnden,  sowie  den  beiderseitigen  Zwischenhandd 
geschSdigt,  der  ungarischen  Industrie  aber  die  beabsichtigten  Vorteile 
weitana  nicht  eingebraeht. 

Es  ISsst  sieh  daraus  wohl  ein  Schlnss  sdehen,  wie  wenig  die 
inneren  politischen  Ereignisse  das  Wirtschaftliche  berühren,  vielleicht 
auch  die  Vermutung  rechtfertigen,  dass  Ungarn  von  der  so  stürmisch 
begehrten  wirtschaftlichen  Trennung  mehr  Schaden  aL>s  Nutzen  liaben 
wird.  Anders  steht  e«  freilich  um  die  „Schärfe  d*»R  Sehwertes". 
Vielleicht  sind  wirklich  die  nicht  ganz  100  deutschen  Kommaudo* 
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Worte  an  Bich  nfibenattchliGh;  dahinter  aber  steckt  die  Eattnmiiimg 
der  beideneitigen  Wehrkittfte.  Dermalen  ist  die  ganie  Armee  dnrdi- 
trinkt  Yoik  dentHchen  Elementen,  besonders  im  OfÜnierkorps  nnd  die 
strammsten  nngarisciien  Heissspome  können  nicht  emstlich  in  Abrede 
stellen,  dass  dadurch  eine  hohe  Knltormission  unserer  Armee  ge- 
wfthrleistet  wird.  Wie  wenig  dergleichen  Imponderabilien  dnreh 
papierene  Ifassr^In  sich  ersetzen  lassen,  lehren  die  granenerregenden 
VorgSnge  im  enroptiscben  Nordosten. 

Hit  der  Einflihrang  des  nngarischen  Kommandos  wird  not- 
wendig eine  Lostrennnng  der  «ng-arischen  von  der  gremeinsamen  Wehr- 
kraft verbunden  sein.  Angenoiuuieii  auch  die  Magyaren  würden  weit 
k:.ihlreicher  als  bisher  in  den  ans  Ungarn  rekrntierten  Heereikürptirn 
als  Offiziere  zn  üiiden  sein,  also  nicht  nur  Husaren-,  sondern  auch 
Infanterie-,  ArtiUerie-  nnd  teehni«  ho  Offiziere  stellen  —  wird  (himit 
die  nichtmagyarische  Alehrbeit  der  i  ruppen  eine  audei  e.  wird  dadurch 
die  dt'utsclie  Kulturarbeit  ersetzt  werden"?  —  Dazu  die  Kostenfrage! 
Ungarn  wird  den  Mehrbetrag  weder  anfwenden  wollen  uoeh  können, 
der  erforderlicher  würe,  um  das  ungarische  Kontingent  in  gleicher 
Stärke  und  Qaalit&t  fernerhin  gana  aas  eigenen  Mitteln  allein  an 
erhalten. 

Max  Nordau  schreibt  in  der  Sylvestemiinimer  der  „N.P.  Presse" : 
„Die  skandinavischen  Entwicklungen  sollen  anf  die  ungarische  ün- 
abbflngigkeitspartei  Eindruck  gemacht^  anf  sie  eine  gewisse  Snggestion 
geftbt  haben.  Das  kOnnto  nnr  die  Folge  eines  sehr  irrigen  Analogie- 
Schlusses  sein.  Ein  Vorgang  wie  der  norwegische  kann  sich  nnr 
abspielen»  wo  die  Verbindnng  zwischen  zwei  Steaten  eine  sehr  lose 
ist,  wo  jeder  der  beiden  Staaten  alle  Organe  znm  selbständigen 
Leben  in  voller  AnsbUdnng  besitzt»  wo  jeder  die  geschichtliche  Oe« 
wohnheit  der  Unabhängigkeit  hat  nnd  wo  das  die  Verbindnng 
Iteende  Volk  einheitlich  ist  nnd  keinerlei  zentriftigale  Tendenzen 
oder  nationale  Gegensätze  kennt.  Es  braucht  nicht  ansgefOhrt  zn 
werden,  dass  anf  Ungarn  keine  einzige  dieser  Voranssetenngen 
zntriflft.*'  Das  passt  auch  ffir  Ost-  nnd  West  der  Monarchie,  ja  fOr 
je  die  gnlsseren  Länder  der  Monarchie  einzeln  ebenso  genau. 

Bei  allem  Mangel  an  Begeisterung  lür  kriegerische  Lasten 
können  die  «•sterreiehisehen  Vcdker  nicht  ohne  Besni  gnis  dt  r  Kven- 
tnalität  entreirensehen,  dass  die  bisher  für  uii.-tr«' i  <  iM>siiiariitslenung 
gebrachten  npti  i  verloren  seien  nnd  mit  der  *  m  *  ssniachtstellang 
auch  die  kommerzielle  iu  Mitleideubchaft  gezogen  werde. 
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JedenfaUft  gehen  wir  folgenseh weren  Entocbeidnngen  entgegen. 
Von  ihrem  AmlhU  httagt  gewiw  nidit  der  Fortbestand  der  Honarcbie 
ah;  wie  inuner  er  erfolge,  wird  damit  der  Krisie  ein  Ziel  gesetzt  und 
eine  Epoche  gOnetigerer  Fortentwicklung  anf  den  nengeechaffenen  oder 
nenerlich  befestigten  Gmndlagen  angebrochen  edn;  es  tngt  sich,  ob 
wir  erreichen,  was  anaer  achfoes  reiehes  Vaterland  nns  an  helfen 
berechtigt,  oder  abermals  dnrcfa  nnsere  innerpolitischen  Verhftltnitse 
ans  gehemmt,  statt  gefördert  f&hlen  werden. 

Der  Flage  der  wirtschaftlichen  Trennung  ist  bereits  präjndi- 
siert^)  Indem  die  Osterrridiisdie  Kegierung  auf  Gmnd  der  Er- 
müchti^nngsp^esetze  die  neuen  Handelsverträge  vereinbart  und  das 
ungarische  Ministeriam  ilawider  zu  remuustriereu  nicht  in  der  Luge 
war,  ist  für  den  Zeitraum  bis  1917  anch  der  Fortbestand  der 
österreich-nngarischen  Zollnnion  tatsächlich  gesichert. 

Die  ungarische  Koalition  konnte  über  diesen  Kansalnexus 
ebensowenig  im  Zweifel  sein,  wir-  üb»^'  die  rnaufschiebbarkeil  der 
Xenregelnng  der  handels]K)litischen  bezieliungen  mit  unseren  Nachbar- 
staaten. Sic  hat  also  wohl  den  Fortbestand  der  Zollunion  für  weitere 
10  Jahre  selbst  gewünscht  und  nur  nicht  den  Mut  gefunden,  ihrer 
Wäiiierschaft  dies  einznbekennen. 

Der  Konflikt  zwisclien  dem  König  von  Unguu  nnd  dem 
ungarischen  Beichstage  ist  damit  wenigstens  sachlich  enger  be- 
grenzt ond  die  Hoihnng  näher  getreten,  dass  eine  Entscheidnng 
ehestens  erfolge. 

Vielleicht  ist  diese  schon  gefallen,  wenn  gegenwärtige  Zeilen 
die  Dmckerpresse  verlassen  —  möge  sie  eine  glftckliche  sein! 

Aniiang:  Reichslande. 

Die  GesetKgebnnfp  BoBniens  und  der  Hensegowin».^) 
A.  Sntoitande  Oborsiolit  des  geltenden  Rechtes. 

Der  Berliner  Vertrag  (1878)  bestimmt  im  Art  25:  Die  Oster- 
reichisch-nngarisehe  Monarchie  werde  die   türkischen  Provinzen 

Siebe  hierttber  auch  den  Aufsatz  „Der  Reclit«?bestand  der  wirt- 
schaftlichen Gemeinsamkeit  der  Monarrlii' "  in  Xn.  1  und  2  der  „Ö8tei> 
reichischen  Zeitschritt  t.  Verwültuni, W'it  n  19U(J. 
-)  Bearbeitet  Ton  Dr.  Wanjek,  Wien. 
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Bosniens  nnd  Herzegowina  besetzen  nnd  \er\valten.  Österreich- 
Ungarn  hat  diesen  Auftrag  angenommen  und  unter  schwierigen 
Verhältnissen  durchgeführt.  Heither  wurde  ein  sicheres  Recht  ge- 
schaffen, die  neu  organiBierten  Behörden  üben  ihre  Pflicht  strenge 
ans,  die  Schulen  wurden  reformiert,  für  die  Hebung  der  Volks- 
wirtschaft iat  viel  geacheheii,  imd  so  sehen  wir  die  okkupierten  Ge- 
biete in  allen  kulturellen  Beziehungen  dch  heben  und  In  den  neuen 
segenbringenden  Bahnen  stetig  fortsehreiten. 

In  der  Konvention,  die  Österreich>Ungarn  mit  der  Tflrkei 
1879  geschlossen  hatte,  wurde  eine  Einigung  in  Eimselheiten  der 
Verwaltung  errielt  Die  wichtigeren,  nicht  blos  transitorischen  Ver- 
tragsbestimmungen sind:  Die  Freiheit  und  die  äussere  Ausübung 

der  in  den  okkupierten  Gebiete  bestehenden  Kulte  werden  gewähr- 
leistet. Die  Einnahmen  dieser  Gebiete  werden  ausschliesslich  für 
die  Bedürluisso  dieser  Länder  verwendet.  Die  ottomanisclicii  Miinzcn 
werden  daselbst  frei  verkehren.  Das  Saiidschak  Novibazai  wird 
lediglich  durch  österr.-un^ar.  Truppen  besetzt,  die  Verwaltung  bleibt 
bei  der  türkischen  Regieruug. 

In  dem  österr.  Gesetze  vom  22.  Februar  1880  (R.-G.-B.  18) 
wird  bestimmt,  dass  das  österr.  Ministerium  f^^owie  das  ungar. 
Ministerium)  ermächtigt  wird,  auf  die  durch  das  gemeinsame 
Ministerium  zu  leitende  VerwiUtnng  Bosniens  und  der  Herzegowina 
im  Geiste  der  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Monarchie 
bestehenden  Gesetze  Elinflnss  zu  nehmen;  dass  insbesondere  die  Fest- 
stellung der  Prinzipien  dieser  Verwaltung  im  Einvernehmen  mit 
den  Regierungen  der  beiden  Teile  der  Osterr.-nngar.  Monarchie  zu 
erfolgen  habe;  dass  die  Kosten  der  Verwaltung  der  okkupierten 
Gebiete  durch  die  eigenen  Einkflnfte  gedeckt  werden;  dass,  wenn 
die  Verwaltung  fttr  bleibende  Institutionen  (Eisenbahnen,  dlRaitlicbe 
Bauten)  finanzielle  Leistungen  der  Monarchie  in  Anspruch  nimmt, 
solche  Leistungen  nur  auf  Grund  von  in  beiden  Teilen  der  Monarchie 
ttbereinstimmend  votierten  Gesetzen  gewährt  werden. 

L  Organisation  und  Kompetenz  der  Behürden. 

a)  Die  oberste  Zentralleitung  in  Wien.  Die  oberste 
Leitung  der  Verwaltung  in  den  okkupierten  Gebieten  ist  dem 
usterr.-ung.  Reichs-Finanzminister  ttbertragen.  Er  steht  an  der 
Spitze  des  gemeinsamen  Ministeriums  fUr  Bosnien  und  Herzegowina. 
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In  diesem  Ministeriam  sind  teils  fQr  dasselbe  selbständig  ernannte 
Beamte,  wenn  auch  ans  dem  KeielukFinanzministerinm,  ans  bos- 
nischen Ämtern  und  anderer  Behörden  entnommene  Beamte  bestellt 

b)  Die  Landesregierung  fftr  Bosnien  nnd  Herzegowina 
in  Sarajevo.  Die  Leitung  der  Verwaltung  steht  dem  Armeekorps- 
kommandanten  und  dem  Ziviladlatns  zn. 

e)  Die  Ereisbehörden:  politische  Behörden  für  6  Kreise, 
sogleich  Steuerbehörden  in  den  Stedten  Sart^evo,  Ba]\jalnk%  Bihac, 
Travnik,  Dolnya-Tusla,  Hoetar.  Ihnen  unterstellt  sind: 

d)  Die  Beslricsftmter.  Sie  sind  gleichfiOIs  politische  Be- 
hörden und  Steuerbehörden,  zugleich  Gerichte  erster  Instanz.  Ausser 
diesen  Behörden:  Ein  Sanitätsrat,  Finanzinspektoren,  Forstämter, 
eine  Berghaaptmannscbaft  in  Saiejevo.  die  Direktion  der  bosnischen 
Staatsbahnen  in  Sarejevo,  das  Landesmnseum,  die  Laiults  Wakuf- 
Kommission  daselbst,  Bezirks  -  Wakuf  -  Kommission  unter  dem  Vorsitze 
des  Scliiedsrichtera  des  Bezirkes. 

Das  gemeinsame  Ministerium  für  Bosnien  und  Herze- 
gowina übt  die  oberste  Verwaltung  der  Okkupationsgebiete  aus  in 
sämtlichen  Zweigen  der  politischen,  finanziellen  und  judiziellea 
Administration,  sie  hat  die  Leitung  des  Kultus  und  Unterrichtes, 
der  Bau-  und  Kisenbahnangelegenheiten,  der  Montanangelegenheiten. 
Die  Militäran^elegenheiten,  das  Post-  und  Telegraphenwes^  nebst 
der  Militftrbahn  Ba^jalnka-Doberlin  gehören  in  die  Kompetenz  des 
österr.-ung.  Kriegsministeriums. 

Die  La ndesver waltung  war  nach  der  Okkupation  eine  fast 
anaschliesslich  milltftrlsche  und  ist  es  im  Wesen  noch  gegenwärtig. 
Der  Chef  der  Landesregierung  ist  der  Korpekommandant,  demselben 
ist  jedoch  seit  1882  ein  ZivOadlatus  beigegeben.  Die  Kreisbehörden 
mit  dem  Ereisrorsteher  an  der  Spitze  sind  die  Divisionskommandanten, 
die  Bezirksvorstefaer  den  Stationskommandanten  unterstellt»  doch 
erhielten  diese  Vorsteher  im  Laufe  der  Zeit  eine  etwas  grössere 
Selbstftndigkeit 

Im  Jahre  1882  wurde  der  Wirkungskreis  der  Kreisbehörden 
nnd  Bezirksftmter  neu  geregelt.    Die  Kreisbeh Orden  haben  die 

Kompetenz  in  administrativen  und  in  linanziellen  Angelegenheiten, 
sie  sind  teils  erste  Instanz,  teils  zweite  Instanz,  aucli  liaben  sie 
Aufsieht  über  die  ihnen  unterstellten  Bezirks;!  nitei .  Diese  letzteren 
sind   kompetent  in  administrativen,  tiuauzielleu    und  judizielien 
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ABgelegenlieiteD.  Sie  nntersteheii  all  politische  und  als  Finanz- 
behOrde  den  Kreisvonteheni,  dagefen  als  Gerichte  den  Kreia- 
geriehten. 

BesirksexpoaitnreB  voIMeben  gerichtliche  Bequisitionen 
und  sind  nnr  In  einzelnen  administrativen  Angelegenheiten  als  erste 
Instanz  tatig. 

Die  Gemeinden  haben  teils  die  Organisation,  wie  nnter  der 

direkten  türkischen  Herrschaft,  teils  sind  sie  seit  1882  neu  orgMiisiert 
(Sarajevo  hat  eigenes  Gemeindestatut,  Mnstar  gleichfalls).  An  die 
Errichtung  von  Katastralgemeinden  schliesst  sich  die  Anlage  der 

(Trundlait^luT  an. 

Den  Kircheii}jrt'iiif"iii(lt'ii  lit-i^r  die  Besorgniiij"  Huer  ei^rtMien 
Angelegenheiten  und  die  Obsoi  iUier  die  konfossinnellen  Schulen  ob. 
Mohammedanische  Vakafstiftungen  sorgen  für  die  3Ioscheen. 

Rechtsstellnng  der  griechisch-orientalischen  Kirche. 
Die  Metropoliten  in  Sanvievo,  Hostar  nnd  Dolnya-Tozla  stehen  formell 
nnter  dem  Patriarchen  von  Konstantinopel.  Im  Jahre  1880  wnrde 
eine  Vereinbamng  der  9sterreich-nngarischen  Regiernng  mit  diesem 
Patriarchen  geschlossen.  In  dieser  wurden  die  genannten  drei 
Metropoliten  vom  Patriarchen  fast  nnabhAngig  erUftrt  DieEmennnng 
derselben,  ebenso  die  Absetznng  erfolgt  vom  Monarchen,  jedoch  nnter 
Intervention  des  Patriarchen.  Dem  Metropoliten  von  San^'evo  ist  ein 
Eonsistorittm  beigeg«ben. 

F'irstwesen.  Die  VMwulmng  der  Lun(ir>inrste  ist  in  die 
KMiiii<«-tr)i/.  d<'i  ijuliti>rli.  11  Üt'liörden  j;tNt«.Ut.  Für  die  Einwohner 
bebtehon  an  dieseo  Forsten  uiehrfaclie  Seivitutsrechte. 

Sanitfitswesen.  OÜ'entliclie  Arzte  sind  die  Kreisärzte,  die 
äpitalsiirzte  n.  a.  Seit  l^'.MJ  besteht  ein  Landessauitätsrat  (siehe 
nnter  Verordnung  der  Landesregiernng  vom  17.  März  1902). 

Montan wesen.  Eine  Berghanptmannschaft  in  Sarajevo,  dne 
Salinenverwaltung,  Bergverwaltungen  bei  den  ftrarischen  Bergwerken. 
Sie  unterstehen  in  fachlichen  Angelegenheiten  direkt  dem  gemein« 
Samen  Ministerium. 

Zollunion.  Dosnien  und  IK  rz- -uwiii  t  sind  am  1.  Januar  1880 
in  das  üstei  r.-untrar.  Zollyt'biet  einbezo^ren  woidt  n.  Dieselben  erhalten 
aus  drill  gemeinsamen  Zollerträgnisse  üUOUOO  Gulden  im  Gold 
jährlich. 
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n.  OrganiBatioB  d«r  GerichtibebOTden  insbesondere. 

Die  Besirksftmter  als  Gerichte.  Sie  sind  Elnselgeriehte 
erster  Instans  in  Zivil-  und  Staraftachen;  in  Zivilsaehen,  wenn  der 
Wert  des  Streitgegenstandes  Uber  100  E.  Us  einschUessUch  600  K. 
beträgt,  ferner  in  Bedtat8ningen,  In  einseinen  Hiet-  and  Paehtange- 
legenheiten;  in  Stralbaeben  jndiiieren  sie  ttber  alle  Vergeben,  die 
nicht  ansdritcklleh  den  Erelsgerichten  angewiesen  sind. 

ScbSffengericlite  in  Bagatellsaclien,  Kompetenz  bis 
einschliesslich  100  K. 

Kreisgerichte  (in  den  6  Kreisstädten)  sind  reine  Gerichte, 
Gerichtshöfe,  die  teils  in  zweiter  Instanz  über  Rechtsmittel  ^epren 
die  £nti>cheidungen  der  Bezirk -  niter  als  Gerichtp,  teils  in  erstor 
Instanz  in  allen  Recht^pachen,  die  nicht  vor  ih\s  TU  /if  k^L-t  t  ifhf  nnd 
nicht  vor  das  Schöfi'engericUt  in  Bagatellsachen  ^cluaen,  entsr-lieiden; 
in  Strafsachen  urteilen  sie  über  Verhrechen  und  hestimmte  Ver^'-ehen. 
sie  entscheiden  ferner  über  Rechtsmittel  g^en  Erkenntnisse  der 
Bezirksämter  als  Gerichte. 

In  Bergrechtssachen  entscheidet  in  erster  Instanz  die  Berg- 
hauptmannschaft in  Sangevo. 

Das  Obergericht  in  Sarajevo  entscheidet  als  Gerichtshof 
^n  letzter  Instanz. 

Bie  Ulli tftrger ich  te  sind  kompetent  in  bestimmten  Straf- 
sachen (Verbrechen  gsgen  die  Kriegsmacht^  Hochverrat»  Mord,  Banb) 
anch  ttber  Züvilpersonen  an  arteilen. 

Die  nicht  mohammedanischen  Religionsgesellschaften 
sind  kompetent  in  Eheprozessen  ihrer  Olanbensgenossen  zu  sprechen. 

8 eher  ia tsg erich te.  Dem  Scheriatsrichter  kommt  die  Gerichts- 
barkeit in  Ehe-f  Familien-  nnd  Erbrechtsangelegenheiten  der 
Mohammedaner  zn.  Obere  Instana  hierfflr  ist  das  Scheriats- 
obergerichL 

Gerichtliches  Verfahren  in  Zivilrechtssachen.  Prin- 
zipien: Mündlichkeit  nnd  Unmittelbarkeit,  Öffentlichkeit,  freie  Beweis- 
wttrdignng.  Das  gerichtliche  \'erfahren  wird  durch  eine  mündliche 
oder  schriftliche  Klage  eingeleitet,  i'/m  \  ni  iiereileiidrH  Verfahren 
durch  iScIiriftriiitze  findet  in  der  Regel  iiitht  statt;  d*»cli  k;)nii  das 
(T»'ri<'lit  ein  solches  für  Vipsondcrsi  umfanL:i»  irlie  Heditsssarhfn  anwi dnt'ii. 
Iii»'  mündliche  \'erhaudhing  beginnt  mit  ih  in  \  oi  I)rin^>n  clef  Klage- 
begehens.   Sodann  wird  der  Beklagte  gehürt  und  hat  seinerseits  ein 
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Begehren  zu  steUen.  Daran  Bchlieasen  sieh  das  weitere  Vorbringen 
der  Parteien  nnd  die  Beweisanbietnngen,  sowdt  dieae  notwendig 
erscheinen.  Als  Beweismittel  werden  zngelaaBen:  öffentliche  nnd 
PriTatnrknnden,  Zeugenaussagen,  Beftind  nnd  Gutachten  der  Sach- 
verständigen, Vemehmung  der  Parteien  als  Zangen.  Pronesshindenide 
Einreden  sind  in  der  B«g«l  iror  der  meritorischen  Verhandlung 
geltend  zu  machen.  Hierflber  kann  eine  besondere  Verhandlung 
angeordnet  werden.  Das  Urteil  kann  nur  von  den  Bichtem  gesprochen 
werden,  welche  bei  der  Verhandlung  gegenwärtig  waren.  Der 
Instanzenzug  gebt  infolge  Berufung  gegen  Urteile,  Rekurse  gegen 
Bescheide  von  den  Bezü-ksgerichten  an  die  Kreisgerichte,  von  den 
Kreisgerichten,  wenn  sie  als  erste  Instanz  entschieden  luiben.  an  das 
Übelgericht.  Die  l'arteien  können  im  Beruttuigs\ erlahreii  au*  Ii  neue 
Tatsachen  vorbriiigeu  und  Beweismittel  anbieten,  aber  eine  Kla>re- 
änderung  ist  nicht  zulässig.  Das  anp^efocht^ne  Urteil  wird  vdiu 
Berufiuigsgerielit  en!  seder  bestätigt  oder  abgeiindeit  oder  wegen 
Nichti},^keit8gruüdes  aufgehoben.  Gesren  Erkenntnis.se  der  zweiten 
Instanz  ist  ein  weiterer  Rechts?;n^'^  ausgeschlossen.  Dennoch  kann 
ein  reehtskriiftiges  Urteil  in  taxativ  aufgezählten  Fällen  mittelst  der 
Wiederaufnalnneklage  angefochten  werden. 

G  r  u  II  d  b  u  c  h  r  e  c  h  t.  Gmndbuclisgesetz  vom  Jahre  1884. 
Prinzipien  (Publisdtät,  Rangordnung,  Spezialität)  und  Bechtsvor- 
schriften  sind  ähnlich  den  diesbezilglichen  Österreichischen  gesetz* 
liehen  Bestimmungen.  Grandbnchsämter  sind  die  Bezirksämter  als 
Gerichte.  Nur  das  Elsenbahnbnch  und  das  Bergbuch  werden  vom 
Kreisgerichte  in  Sarigevo  geführt. 

Verfahren  bei  Verlassenschaftsabhandlnngen.  Ver^ 
Ordnung  vom  Jahre  1885.  Kompetent  ist  das  Bezirksamt  als  Gericht, 
in  dessen  Bezirke  der  Erblasser  domizilierte.  Analoge  Anwendung  des 
Österreichischen  kaiserl.  Patentes  vom  9.  August  1854  (B.-G.>B.  208), 
findet  statt.  Handelt  es  sich  tun  den  Nachlass  eines  Ifohammedaners, 
so  ist  das  Verfahren  von  den  Scheriatgerichten  nach  Scheriat- 
bestimmungen  auszuführen.  Rechtszug  au  das  Obergericht,  bezw. 
an  das  Ober.scheriatgoricht. 

In  Aligelegenheiten  der  Minderjährigen  und  Ku- 
randen sind  gleichfalls  die  U*  zirksämter  als  Gerichte  konipctent; 
dius  Verfalireii  nach  An.iloLrie  der  österreichisehen  Get-elze.  Für 
Mohammedaner  i^t  die  Kompetenz  iu  reiu  persüulicheu  Augelegeu- 
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heiten  bei  den  Scheriatgerichten,  ängefsdn  in  Vermdgensangelegen- 
heiten  bei  den  Berirksämtern. 

ZeogniSBe  ttber  die  in  Bosnien  und  Herzegowina  geltenden 
Gesetze  werden  ▼onderLandesregiemng  ert^t  Fflr  Legalisirnngen 
nnd  Yidimirnngen  gilt  das  Qsterreichische  kaiserl.  Patent  Tom 
9.  Angnst  1S54  (R.-6.-B.  208).  Fttr  Übersetzungen  von  Urknnden 
sind  bei  den  Kreisgerichten  beeidete  Dolmetsche  bestellt.  Wechsel- 
proteste werden  von  den  Bezirksämtern  erlioben. 

Handelsrecht.  Das  Handelsgr^Hetz  von  1883  ist  mit  einigten 
Abäinlcrnn^,^'!!  deni  nn^aris«  lu'ii  Haiidelsiresetze  nachg^ebildet.  Di« 
Handelsre^'ister  vvenlen  vom  Kroisgericlire  t^rfülirt.  Eigene  Handels- 
ger tf>bte  sind  nicht  anfgesteilt.  Ein  besonderes  Verfahren  in 
HandelssHclu  n  besteht  nicht. 

Konkursiecht.  Konkursordnung  vom  Jahre  1889.  Der 
Konkurs  wird  nur  über  das  Vermögen  eines  Kanfmannes  oder  einer 
Handels^-esellsciiaft,  deren  Firmen  im  Handelsregister  protokolliert 
sind,  eröffnet.  £in  Zwangsansgleich  mit  Majorisiernng  der  GI;\nlii^^»T- 
minoritilt  ist  nnzolässig.  Im  übrigen  sind  die  die8be/iia:lichen 
Normen  teils  der  Österreichischen,  teils  der  nngarischen  Konknrs- 
ordnnng  entnommen.  Ein  Gesetz  zur  Anfechtnng  frandoloser  Hand- 
langen des  Gemeinschnldners  enthfilt  analoge  Bestimmungen  mit 
dem  ^terr.  sogen.  Anfeehtnngsgesetze  vom  Jahre  1883. 

Uaterielles  Straf  recht  Das  Strafgesetz  vom  Tabre  1879 
entftlt  im  wesentlichen  die  gesetzlichen  Vorschriften  des  öster- 
reichischen Militftrstrafgesetzes  vom  Jahre  1855. 

Formelles  Straf  recht.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen 
der  Straf^prozessordnnng  sind  grösstenteils  der  Osterr.  Strafprozesse 
ordnnng  vom  Jahre  1878  entlehnt.  Die  Prinzipien  sind  in  beiden 
die  gleichen:  Das  Anklageprinzip,  das  Prinzip  der  Mftndlichkeit  ond 
der  hiermit  znsammeidiSngenden  Unmittelbarkeit,  das  Prinzip  der 
Öffentlichkeit  und  der  freien  Beweiswfirdigung.  Gegen  die  Schnld- 
frage  ist  nur  in  dem  einen  Falle  ein  Rechtsmittel  zulässig,  wenn 
dik»  Urteil  vom  Bezirksamt als  Gericht  gesprochen  wurde.  Zur 
Hanptvorhandlung  wcnlni  zwei  inländische  Bürger  oder  zwei  öster- 
ri  ii  Ihm  lie  <Mit>r  nnirarischc  Staatsanirfhüritce.  die  ihr  dauerndes  Domizil 
in  Bosnien  oder  Herzegowina  habe»,  ljtML''^'/<'<ri'n.  \'i  i  iriiiiircr  werden 
dem  Kiehterstande  entnommen.  Obligat "n^-th  ist  di»'  Verteidigung 
nur  vor  den  Gerichtshöfen,  insbesondere  vor  dem  Standgerichte; 
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80118t  fakaltatiT.  Gegen  das  Urteil  ist  die  Beraftmg  snltalgy  Ad- 
meldiug  nnd  AiiifUinuig  der  Bernfangagrttnde. 

Kondinftchiing  der  Geeetze  und  VerordniiiigeiL  HierAr 
besteht  das  Gesetz-  und  VerordnnngsbUtt  für  Bosnien  nnd 
Hensegowina.  Die  Form  äw  Knndouchmig:  Verordnung  der  Landes- 
regiening  fBr  Bosnien  nnd  die  Herzegowina  erlassen  mit  Genehmi- 
gang  des  k.  n.  k.  gemeinsamen  MinisteriamB  —  oder:  In  AnsflUining 
der  allerhachsten  Entschliessnng  genehmigt  das  k.  n.  k.  gemeinsame 
Minfsterinm  f.  B.  n.  H.  —  oder:  Zufolge  Erlasses  des  k.  u.  k.  ge- 
meinsamen Ministeriums  f.  11  u.  H.  und  iin  EiiiverDclimuüg  mit  dem 
k.  k.  u.  k.  ungarischen  Ministerium  wird  erklärt  —  oder  Ver- 
öffentlichung eines  Gesetzes.  Jedem  Jahrgange  des  Gesetz-  und 
Verordnungsblattes  ist  beifr«'f,'t'b(  ii  f  in  Kepertorinm,  enthaltend  die 
Normen  der  politifichen  Wrwaltui)?,  «1er  Finaiizverwaltung,  der 
Justizverwaltung  und  der  Bauverwaltung,  entsprechend  den  4  Ab- 
teilungen der  Landesregierung  t  B.  a.  H. 

B.  Geaetae  nnd  Terordnnngen  dar  Jahre  1902  bia  einaehL  1904. 

einhält  dieser  Normen  naeh  der  obigen  Vierteilong.) 

I.  Politische  Verwaltung. 

Wir  liudcn  in  (iii  ser  Abteilung  zahlreiche  Zirkularerlässe  der 
Landesregierung  f.  LI.  u.  H.  von  blos  lokalem  Interesse,  so  AI»-  und 
ZuHchrtjibung  vou  Katastrak-- 'iiM  intlen,  Taxvorschriften,  Verbote  des 
Hausi*'rhaiidels  in  versohieiienen  Bezirken.  Systemisiprung  von  ße- 
zirksexposittiren.  Stututen  für  versi  hiedene  Institute,  Pensionsvor- 
schriften für  Lehrer  au  Normalschuleu  n.  a.  Kechtsnormen  von 
grösserer  allgemeiner  Bedeutung. 

Aus  dem  Jahre  1902:  Die  Verordnung  der  L.-R.  vom 
17.  Mävz  1902  (Z.  37369)  enthaltend  das  Statut  des  bosnisch-herze- 
gowittischen  Landessanitütsrates,  genehmigt  mit  Erkss  des 
k.  u.  k.  gemeinsamen  Ministeriums  vom  27.  Febr.  1902  (Zu  2578). 
Wirkungskreis:  Er  ist  in  allen  wichtigen  Sanitfitsangelegenheiten 
an  hQren;  er  hat  einschlftgige  Instmktionen  oder  Reglements-Ent- 
würfe (für  Spitftlerp  Apotheken  nsw.)  an  verfassen  oder  zu  begut- 
achten; er  erteilt  Outachten  über  die  fachliche  Eignung  der  Kandi- 
daten zur  Bestellung  als  Ärzte,  hat  Antrfige  auf  Verbesserung 
sanitftrer  Verhältnisse  zu  stellen  n.  a.  m. 

Die  Verordnung  der  L.*B.  vom  5.  Jnni  1902  (Z.  880085)» 
genehmigt  mit  Erlass  des  k.  n.  k.  gemeinsamen  Ministeriums  vom 
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14.  November  1900  (Z.  12246),  womit  das  Statat  dei  Unter» 
sttttsangsfonds  in  Sarajevo  fflr  Handel  nnd  Gewerbe  kund- 
gemaeht  wird.  WeaemtUcher  Inhalt:  Die  Begiening  gjflndet  Ar 
die  Stadt  San^evo  einen  üntentfltBongBfond  für  Handel  nnd  Ge- 
werbe. Dieser  hat  den  Zweek,  die  Verhatniese  der  Handelt-  nnd 
Gewerbetreibenden  in  Sar%}eT0  in  materieller  Beziehung  zu  ver- 
benern,  indem  er  ihnen  m  ihrem  GesdiSflibetriebe  nach  Kass^abe 
ihrer  Kreditwürdigkeit  Gelddarlehen  zn  mässiger  Verzinsung  and 
entsprechenden  Knckzahlung8beding:nis.scn  gewährt,  trleichzeitiü:  es 
ihnen  emiöglicht.  dnrch  Einzahlung  von  Fond»anteÜea  ein  zinseu- 
tragendt:ä  Ersparnis  zu  erlangen. 

Die  Verordnung  der  h.-R.  vom  8.  vSeptbr.  ims  (Z.  115U2ok 
geuehiuij^t  vom  k.  u,  k.  gemeinsamen  Ministerium  am  5.  Juli  19<>2 
(Z.  9445  für  19ol),  mit  welcher  das  Normalst  :it  ii  t  für  Betriebs- 
krankenkassen bei  gewerhlichen  rnternehinunf^eii  in  B.  u.  H. 
kundgemacht  wird.  Dieses  Normalstatut  enthält  Bestimmungen  Aber 
Namen,  Umfang  und  Standort  der  Kasse,  Mitgliedschaft,  Höhe  der 
Beiträge  (2  Heller  von  einer  Krone  Lohn),  Art  nnd  Umfang  der 
Unterst iU?- 11  Tis:  (sowie  ärztlidie  Behandlung  und  die  nötigen  Heil- 
mittel); für  den  Fall,  dass  die  Krankheit  länger  als  8  Tage  dauert 
und  der  Kranke  erwerbnuifilhig  ist,  vom  Tage  der  Erlurankung  fttr 
jeden  Ta|r  dn  Krankengeld  von  60  %  des  snletst  bezogenen  wirk- 
Uchen  Taglohnee;  die  Beerdignngakoeten  werden  geleistet  in  der 
Hohe  des  20ftchen  Lohnbetragee.  An  Stelle  der  Unterstfitsiingen 
kann  Me  Knr  nnd  Verpflegung  im  Erankenhaase  anf  die  Daner 
von  4  Wochen  eintreten« 

A ns  dem  Jahre  1 90 8.  Die  Verordnnng  der  Landee-Regierang 
vom  14.  April  1908  (Z.  39018),  genehmigt  vom  k.  n.  k.  gemeinsamen 
Hinisterinm  am  27.  Mftn  1908  (Z.  1788),  betreffend  die  Schnti- 
impfnng  gegen  Blattern.  Zum  Schatze  gegen  Blattern  haben  all- 
jährlich in  Sarajevo  nnd  in  sftmUichen  Bezirken  {tfentliche  Impfungen 
stattzufinden,  insbesondere  bei  Schulkindern  eine  Wiederimpfang 
nach  10  Jahren.  Bei  Blatterngefahr  haben  Notimpfungen  statt- 
zuäniieu.    Eine  ]iii|ilung  mir  Zwang  vorzunehmen  ist  nicht  gestattet. 

Ans  dem  Tahre  1904.  Die  Veroi <iiiüii«f  der  Landes-Kr-fricniii}? 
vom  28.  Aug.  1904  (Z.  182908  fiir  1903),  genehmigt  vom  k.  u.  k.  ge- 
meinmmen  Ministerinm  unterm  3,  Novbr.  1903  (Z.  12510),  mit  welcher 
gewerbliche   und  sicherheitepolisieilicke  BesUmmongeu   über  den 
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Verkehr  mit  Mineraldlen  erlaasen  werden,  eamt  Anhang«  betr.  die 
Anweisimg  für  üntersnehnng  des  Petrelenms  anf  seine  Entflamm- 
t»arkeit  mittele  des  beglanbigten  Probene.  Daselbst  wird  bestimmt: 
Es  werden  die  VineralSle  in  swei  Klassen  eingeteilt  In  die  erste 
Klasse  gebdren  dic^nigen  Uineraldle,  welche  bei  einem  Barometer- 
Stande  von  760  M schon  bei  einer  ErwSrmnng  anf  weniger  als 
20^  Gehnns  entflammbare  Dämpfe  erzeugen  nnd  aussenden.  Alle 
übrigen  geh(^ren  in  die  zweite  Klasse.  Anf  Mineralöle  der  ersten 
Klasse  ist  bei  der  Verpackung,  beim  Transport«  nnd  beim  Ver- 
schliessen  besondere  Vorsicht  zu  verwenden.  Für  die  Mineralöle 
zweiter  Klasse  sind  die  Bestimnuiugeii  des  iuteinationalen  Fraclit- 
verkehren  (Berner  Konvention)  massgebend. 

Veioi  diHUif^  der  I.andes-Reirieruncr  vom  2<^.  Ang.  1904  (Z.  1666), 
genelimifrt  vom  k.  u.  k.  {i-cmcinsamoii  Miiusirriuni  am  12.  Ang".  1904 
(Z.  H;{4t)),  bt'tr.  <li«'  Lelirbefuguiü  an  kotit'^^ssiont^D^'n  und  [»livattu 
Leliranbtalttn.  fh>  daselbst  bestellten  Lehivr  bfiiurteii  zur  Au^- 
übnng  des  Lehramtes  der  Geaehiniguug  der  Landesregieraug  mittels 
eine«  Zertitikates. 

Gesetz,  betr.  die  Bestrafung:  der  Nichtbefolgung  eines 
inländischen  Einberufungsbefehles  nnd  der  Verleitniic:  hier- 
zu, geiielimif>'t  mit  Alleiliöchster  Entschliessnng  vom  28.  NoTbr.  1904. 
Inhalt:  Eines  Verbrechens  macht  sich  schuldig,  wer  durch  den 
Soldateneid  verpflichtet,  dem  Militttreinbemfangsbefehle  nicht  Folge 
leistet,  wenn  das  Versinmnis  schnldbar  ist  nnd  ttber  14  Tage 
danert,  vorausgesetzt,  dass  der  Einberafnngsbefehl  snr  Abieistang 
des  Priisensdienstee  vom  znständigen  Kommando  erlassen  wurde, 
oder  wenn  die  EinbemAing  der  Reserve  znr  aktiven  Dienstleistung  anf 
Befehl  Seiner  H^jestftt  erfolgte,  oder  wenn  der  Einbemfongsbefehl 
im  Uobilisieningsfalle  an  einen  Offizier  des  Rahestandes  oder  im 
Verhältnisse  nansser  Dienst"  erfolgte.  —  In  weniger  gravierenden 
FHXksD.  liegt  ein  Militärvergehen  vor.  —  Wer  zn  einem  im  Gesetze 
bezeichneten  Verbrechen  oder  Vergeben  verleitet,  begeht  je  nach 
seiner  Eigenschaft  nnd  der  Handlung,  zu  welcher  er  verleitet  wurde, 
ein  Verbrechen  oder  ein  Vergehen.  Das  strafgerichtliche  VerÜBihren 
findet  vor  den  Militärgerichten  statt. 

U.  Finanzverwaltnng. 
Ausser  den  sich  monatlich  wiederholenden  Verordnungen,  welches 
Aufgeld  bei  Zahlung  der  Z$lle  im  Silber  anstatt  im  Gold  besteht» 
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sind  Mt  diesem  Verwaltaiigsgebiete  mehrfache  Verordnnngeii  unter- 
geordneter Bedentnngr,  so  ttber  AiulandsseiigeD,  fiber  den  Bierwfln- 
EontroUmessapparaty  das  Vormerkverfohren  2a  ansiandischen  Ans« 
Btellnngen,  Eompetenzändemng  einzelner  Zollämter,  HanssinssteQer- 
befreinng^  Aufhebung  der  Dienstkaution,  temporftre  Ausfuhr^ 
verböte  u.  a.  erlassen. 

Rechtsnormen  allgemeiner  Bedeutung  aus  dem 
Jahre  1902.  Verordnung  der  Landesregierung  vom  16.  Hai  1902 
(Z.  79088),  betr.  den  Milchzucker.  Sie  lautet:  Zufolge  Erlasses 
des  k.  u.  k.  gem.  Ministeriums  und  im  Einvernehmen  mit  den  be- 
teiligten k.  k.  und  k.  ungar.  Ministerien  wird  erklärt,  dass  der  im 
Handel  vorkommende  Milchzucker  als  Zucker  „anderer  Art"  unter 
die  Bestimmung  des  §  7^  der  Ziu  kt  i-sttner-Verordnung  (Ges.-  u. 
V.-B.  fnr  B.  Tl.  H.  für  1888  Nc  »i7  und  für  Ihim  No.  76)  föUt. 
Demeuti^pre«  hend  ist  bei  der  Einfuhr  desselben  aus  dem  Anslande 
ausser  dem  Zoll  die  Verbrauchsabgabe  in  den  für  Zucker  „anderer 
Art"  festgesetzten  Ausniasse  zn  entrichten. 

Verordnun^^  der  Landesregierung  vom  21.  Juli  1902  (Z.  115806), 
betr.  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  geltenden  Bier" 
Steuervollzugsverordnung  zufolge  Krlasses  des  k.  u.  k.  gem. 
Ministeriums  vom  9.  Juli  1902  (Z.  8927).  Sie  bezieht  sich  auf 
KüUstMcke,  Dauer  des  Brauverfahrens,  Bieraufkräosen  u.  dergl. 

Ans  dem  Jahre  1903.  Verordnung  der  Landesregierung 
Tom  4.  Uai  1903  (Z.  73591),  womit  zufolge  Erlasses  des  k.  n.  k.  gem. 
Ministeriums  vom  24.  April  1908  (Z.  4554)  der  Vertrag  vom 
5.  Mfirx  1902,  betr.  die  Zuckersteuergesetzgebung  kundgemacht 
wird.  Es  folgt  der  Wortlaut  der  internationalen  „Brttsseler 
Konvention"  vom  5.  Hüns  1902  (Verbot  der  Zuckerprämien, 
Retorsion  gegen  Staaten,  die  Znckerpr&mien  gewähren,  Festsetzung 
des  h2)chsten  Zolles  mit  6  Fr.  itlr  den  Meterzentner,  Wirkungskreis 
der  internationalen  Kommission  in  Brfissel  usw.). 

Verordnung  der  Landesregierung  vom  23.Septbr.  1908  (Z.  157820) 
zur  Vollziehung  der  die  Verbrauchssteuer  von  Mineralöl  be> 
treffenden  Anordnungen.  Bier  werdoi  Bestimmungen  getroffen  über 
den  Begriff  der  Raffiniernng  des  Mineralöls,  über  die  Abschliessung 
der  Erzeugnnjrsstütteu,  Einstellung  und  Wipderaufnahme  des  Betriebes, 
amtlichen  \'erschlu88  der  Werkseinrichtun^^t ü  wälirend  des  Stillstandes 
der  Kaftineri»-,  ständige  Überwachung  der  Erzeugungsstätten,  Weg- 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinljnuig.  &  Bd.  143 
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bringang  des  lUneralöls  ans  der  Bafflnerie  nsw.^  von  Bteaerbarein 
und  nicht  steuerbaren  Mineralölen,  Entricbtnng  und  Boripuig  der 
Verbranchastener  u.  a. 

Verordnung  der  I^andesregiemng  ▼om  5.  Oktbr.  1903  (Z.  164747) 
ZOT  VolMehang  der  die  Zucker verbranchsabgabe  betreffenden 
gesetzlichen  Anordnungen.  Diese  wdtUlnflgen  ins  kleinste  Detail 
gehenden  Vorschriften  beziehen  sich  auf  den  Begriff  von  steuerfreien 
Sirup,  Beschreibung  der  Erzeug^ungsstiitten,  Übersicht  der  Werks- 
vorrichtungen, die  Anzeige  des  Betriebsbegiimes.  Betriebseinstellung. 
Kontrollbehelfe,  Gewichtserhebung  des  fertigen  verbranclisfä Ingen 
Zuckers,  die  amtliche  Verschlussmarke,  Wegbriiitriiiig  der  Ziu  ker- 
erzeugnisse,  Borgung  der  Verbrau(  lisabo'a>»e.  dif  Zii(  keitY<  iln<r('r. 

Ans  dem  Jahre  1904.  \'t'n>i<liimi-r  der  Lamlt'.sri'g-irnin^  vom 
2.  Oktl.r.  1004  (Z.  <reiieliiiiiL-t  veni  k.  n.  k.  ircm.  Ministerium 

23.  Septbr.  (Z.  hbC)«»),  womit  die  Verlängerung  der  der  privil.  Landes- 
bfink  für  Bosnien  uml  llerzeofowina  eingeräumten  Vorrechte  kiiud« 
gemacht  wird.   Die  Verläugeruug  erfolgte  bis  3.  August  1907. 

in.  Justizverwaltung. 
Verordnungen  bloss  lokaler  Bedeutung:  ErOffhung  der  Grund' 
bttcher  in  einzelnen  Bezirken,  Verordnung  über  die  Vereinfachung 

des  Verkehres  zwischen  den  bosnischen  Gerichten  und  dem  k,  u.  k. 
Zivilkommissär  in  Plevl^je. 

Verordtiungen  von  weitergehender  Kedeutung  aus 
dem  Jahre  190o.  Vtiurdiiung  der  Landesregierung  vom 
2').  Januar  19Uo  (Z.  13108),  genehmigt  von  dem  k.  u.  k.  gem. 
Ministerium  17.  Januar  1903  (Z.  9319),  betr.  die  f^eriehtli.  lie 
Exekution  auf  die  Uezüge  der  in  Bosnien  und  Herze- 
gawina  im  öffentlichen  Dienste  Stehenden  und  ilirer  Hinter- 
bliebenen. Exequierbar  ist  der  Bezüge  mit  der  Einschränkung, 
dasß  dem  Schuldner  von  der  Gesamtsumme  seiner  Bezüge  ein  Jahres- 
betrag von  1600  K,  freibleiben  muss.  Im  Falle  einer  Exekution  auf 
lA'istnng  des  aus  dem  (Tesetze  gebührenden  Unterhaltes  soll  dem 
Schuldner  nur  die  Hälfte  des  sonst  der  £xekution  entzogenen  Jahre«- 
bezuges  freibleiben.  Von  Hnhegenfissen  und  Witwenpensionen  unter- 
liegt der  Exekution  mit  der  Beschrfinknng,  dass  dem  Schuldner 
1000  K.  freibleiben  mttssen. 

Verordnung  der  Landesregierung  vom  25.  Januar  1903. 
Exekution  auf  die  in  Bosnien  und  Hersegowina  domizilierenden 
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aktiven  und  pensionierten  Öffentlichen  Beamten  ane 
beiden  Staaten  der  OBterr.*nngar.  Monarchie.  Es  gelten  hier 
die  BeBtimmimgeu  der  Torstehenden  Verordnmig. 

Erlass  des  k.  n.  k.  ^pm.  'Ministi'i'iuiiis  vom  6.  Juni  1903, 
wiiuit  die  Zirkul;ir\ ei onlnunj;  (ies  k.  u.  k.  Kriegbiuiniateriunis,  betr. 
die  ■Bfscliränknnfj  der  Exekution  auf  die  BezUpre  der  llilitär- 
per sollen  und  iiirer  Hinterbliebenen  in  Bosnien  und  Hei*zegowina 
wegen  Alimentationsforderung-  publiziert  Avird.  Kundgemacht  von 
der  Landesregierung  am  15.  Juli  1903  (Z.  99679).  Wegen  eine« 
Anspruches  auf  Leistung  des  aus  dem  Cresetze  gebülireiiflf^n  Unter- 
haltes kann  auf  Bezttge  der  Militärpersonen  nnd  ihrer  Hinterbliebenen 
in  Bosnien  nnd  Herzegowina  die  Exekution  nur  mit  der  Einschrftnicnng 
▼oUzogen  werden,  dass  dem  Verpflichteten  die  Hälfte  des  sonst  der 
Exekntion  entzogenen  JahresbOEUges  freibleiben  mnss.  Ebenso  Yon 
einer  Abfertigung. 

Ans  dem  Jahre  1904.  Verordnung  der  Landesregierung 
vom  20.  Septbr.  1904  (Z.  44313),  genelimigt  von  dem  k.  u.  k. 
gem.  Ministerium  15.  Ifärz  1904  (Z.  2427),  womit  die  Vorschriften 
der  deutseben  Zivilprozessordnung  über  die  Zwangsvoll- 
streckung ausländischer  Urteile  und  das  Mass  der  durch  diese 
Bestimnmiigen  verkürzten  Ge^'-enseititrkeit  bekannt  gemacht  werden. 
Es  \vei<len  verlautbart  die  T-i2,  723,  328  der  deutschen  Zivil- 
prozessordnung. 

Verordnung  der  Landesregierung  vom  2.  August  1904  (Z.  117919), 
betr.  den  Kechtsverkelir  zwischen  den  bosnisch-lierzegowiniselien 
Justizbeliörden  nnd  jenen  des  deutschen  Reiches,  genehmigt  mit  Erlass 
des  gem.  Ministeriums  vom  27.  Juli  1904  (Z.  7749V  Die  bosniscli- 
herzegowinischen  Justizbehörden  haben  behufs  Schriftenwechsels 
mit  den  Justizbehörden  des  deutschen  Reiches  die  Vemüttelung  der 
Landesregierung  in  Sarajevo  in  Ansprucli  zu  nehmen.  Nur  bei 
dringenden  Bequisitionen  in  Strafsachen  iindet  ein  unmittelbarer 
Verkehr  zwischen  den  beiderseitigen  Behörden  statt 

TV.  Bauverwaltnng. 
Verordnungen  von  lokaler  Bedeutung:  Expropriationen  zum 
Eiaenbahnban,  Arbeitsordnung  für  die  in  den  Werkstätten  der 
Staatsbahnen  Beschäftigten. 

Verordnungen  von  internationaler  Bedeutnng(1901— 1904). 

143* 
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Verordmiugeii  der  Landesregieniiig  vom  10.  Dezember  1901 
(Z.  186481),  womit  unter  Genebmlgnngr  des  k.  n.  k.  gem.  MitüsL 
vom  ao.  NoYbr.  1901  (Z.  18961)  die  bosniBch-berzegoy^iniecbea 
Staatebabnen  zn  dem  inteniationalen  Übereinkommen  fiber  den 

Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14,  Oktbr.  1890  beitreten.  Es 
folgrt  die  Verlautbarung  dieses  internationalen  iTbereiiikomniens 
(Bemer  Konvention)  mit  den  seither  erfolgten  Änderungen  und 
Zaaätzen. 

Verordnung  der  Landesregierung  vom  17.  Dezember  ll'Oi 
(Z.  195454).  betr.  die  <Tew«'ihning  von  Tariinat  lilässen  im  Ki>en- 
bahngüterverkehr.  Inhalt:  Das  k.  u.  k.  gem.  3Iini8t.  hat  mit 
Erlass  vom  4.  Novbr.  lUOl  (Z.  6309)  im  Einvernehmen  mit  dem 
k.  u.  k.  Kriegsminist,  als  Aufsichtsbehörde  dei-  Militlirbahn  Banjaluka« 
Doberlin  hinsichtlich  der  Gewährung  von  Tariinachlössen  ün  Güter- 
verkehr auf  den  Eisenbahnen  in  Bosnien  nnd  Herzegowina  verf&gtr 
Tarifnachlflsse  kennen  gewAbrt  werden  (ttr  besonders  bezeichnete 
Gflter  nnd  Warenklassen  oder  ohne  Bezeichnung  für  Gfiter  aller 
Art  (Sammelgüter).  Jeder  Tariftiachlass  kann  ohne  vorhergehende 
Anmeldung  von  Jedermann  in  Anspruch  genommen  werden,  welcher 
die  festgesetzten  Bedingungen  erfüllt.  Für  Tariftaaeblfisse,  bei 
welchen  die  Inanspruchnahme  an  besondere  Bedingungen^  d«en  Er* 
ffUlung  schon  an  sich  nicht  Jedermann  möglich  oder  an  die  Ver- 
frachtung eines  Minimalquantnms  gebunden  ist,  ist  die  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  unter  eingehender  Motivienmg  einzuholen.  Es 
erfolgt  jedesmal  die  Veröffentlichung. 

\'»'i()rdnuiigen  der  Landesrepiernng  vom  1.  Juli  1902 
(Z.  lu7U;5«),  8.  Dezbr.  1902,  (Z.  209 5G7),  1.  .Tnli  1903  (Z.  11012;i), 
8.  Jan.  1904  (Z.  9(»22),  9.  Juli  VMM  CA.  Inf. To.')  verlautbaren  die 
ÄiidernTii^  der  Liste  di  r  K i s n )) a hnf rächten,  auf  welche  da& 
interuiuiiona le  (  ber«  iukommeu  Uber  den  Eisenbahnfracht^ 
verkehr  Anwendang  findet. 


B.  Juristisciie  und  volkswirtschaftliche  Literatur. 

Da  ein  besonderer  Bericht  über  unsere  volkswirtschaftlich» 
Literatur  diesmal  nicht  vorgesehen  worden  ist  und  auch  mir  nicht 
gelingen  wollte,  eine  hierfür  als  hervorragend  geeignet  bekannte 
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Kraft  za  gewinnen,  sah  ich  mieli  vor  dem  Düemma  entweder  offenbar 
interessante  mir  glficUieherweise  sich  bietenden  Bespieclinngen  ans- 
znedieiden  oder  Yon  voniherein  nur  einseines  sn  bringen.  Ich  ent- 
flchloes  mieh  Ar  letsteren  Vorgang  in  der  gewiss  bei  den  geneigten 
Lesern  bei  allem  Wohlwollen  Anklang  findenden  Erwignng,  dass 
ja  mein  Berieht  anch  im  übrigen  nnr  Stflehwerk  ist  Nicht  etwa 
falsche  Bescheidenheit  nötigt  mir  dieses  Geständnis  ab.  Im  Gegenteil 
halte  ich  mich  Insolange  schlankweg  lllr  den  besten  Bericht- 
erstatter als  kein  besserer  sich  finden  will.  Aber  schon  aus  sach- 
lichen (iründen  ist  die  hier  gestellte  Aufgabe  kamii  in  vvalirhaft 
vollkommener  Weise  zu  lösen.  Auch  ein  niclit  nur  im  Wege  des 
Versäum iii^iirteils  gewonnener  „bester"  Berichterstatter,  auch  einer, 
der  nicht  wie  ich,  in  erster  Eeihe  Advokat  und  erf^t  nebenbei 
SchriftsLeller  ist,  wäre  kaum  im  blande,  die  stets  breiter  sich  aus- 
gestaltende juristische  und  volkswirtschnftliche  Literatur  Österreichs 
völlig  zu  beherrschen,  abgesehen  von  dem  Auseinanderfallen  der- 
selben nach  Nationalitäten.  Gerade  auch  unsere  Literatur  in  deutscher 
Sprache  lässt  sich  sehr  schwer  übersehen,  weil  mit  der  prozentuellen 
Abnahme  des  dentschen  Einflusses  in  Österreich  unsere  Literaten 
immer  mehr  unter  der  Flagge  reiehsdentscher  Verleger  zn  schreiben 
sich  gewöhnen  nnd  es  doch  gans  nntonlich  erscheint,  dass  regelmSssig 
dasselbe  Buch  etwa  im  reichsdeatschen  und  dann  noch  im  Uster- 
reichischen  Beichte  anfgeftbrt  werde. 

Anch  können  nnd  wollen  wir  weder  ans  dem  Geburtsorte, 
noch  ans  einem  einmal  innerhalb  der  schwarzgelben  Grenzpfähle 
genommenen  Wohnsitze  eine  Kompetenz  ableiten,  die  nicht  dem  in 
Frage  kommenden  Antor  selbst  genug  zwingend  erscheint,  um  an 
einen  österreichischen  Verleger  sich  zn  wenden. 

Ich  trüste  mich  weiter  nüt  dem  Bewusstsein.  als  )iraktifr}ier 
Jurist  zu  einer  überwieo-enden  Mehrzahl  auch  wit'der  von  i  lakrikfiu 
zu  sprechen  nnd  darum  gerade  als  nicht  berutsmässiger  Kritiker 
Crnade  zu  finden.  Auch  hierbei  fällt  es  mir  iii<ht  ein.  etwa  mit 
dem  grüssten  deutschen  ^leisrer  mich  in  Parallele  zu  stt  llcn,  der 
als  Dichter  und  Mnsiker  zug-leich  sich  selbst  der  einzig  zu- 
treffende Prophet  gewesen  und  geblieben  ist:  denn  Richard  Wagnkk 
schrieb  ttber  seine  eigenen  Werke  und  über  die  Zukunft  seiner 
Kunst,  wfthrend  hier  nnr  über  fremde  Arbeiten  mir  zu  achreiben 
obliegt,  wovon  leider  nur  wenige  eine  Zukunft  haben,  nnr  wenige 
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die  Tabalatnrschranken  des  Handwerksmässigen  unter»,  weit  wenigere 
aber  sie  überschreiten. 

In  &]inlichem  —  sagen  wir  apboristiacliem  —  Sinne  wage  ich 
m  beichten,  dass  leb  bei  Vergleichnng  der  Literatnrberichte  des 
letzten  „Jahrbnches"  den  Eindruck  gewann,  als  walte  für  die  Be^ 
spreclmng  einzelner  Werke  eine  gewisse  Gesetzmftasigkeit:  Die  Ans- 
fttkrlichkeit  der  Berichte  Ist  verkehrt  proportioniert  den  im  be- 
treffenden Staate  produzierten  Papiermassen  nnd  wXchst  mit  dem 
Quadrate  der  Entfernung  ihrer  Kulturstufen  von  jener  Deutschlands. 

Ich  würde  mir  diese  Nacheinptindang  an  Newton  nicht  ge- 
statten, wenn  nicht  das  Ergebnis  der  zwar  recht  flüchtigen  änsser- 
liehen  I'robe  zusammenfiele  mit  dem  ;ui  mir  selber  nnd  vielen  Berafs- 
genossen  bemerkten  kompleraentärtju  Lesereifer.  Das  praktit^the  Be- 
dürfnis freilich  nr.ti^t  zur  Kenntnisnahme  ziinSchst  der  Einrichtnngen 
der  grossen  Xn/'libarstaaten;  das  eigentlich  wissenschaftliche  Streben 
aber  fiillt  mii  uer  über  Verschulden  missachteten  ..Nenprier"  viel- 
fach zusammen  und  drängt  uns  gleichwolil,  zuerst  die  „exotischen** 
Xiänder  durchzublättern! 

So  wird  es  denn,  weil  für  die  im  Beichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  beiderlei  Anteilnahme  zutreffen  dürfte,  nicht  allzu 
weit  gefehlt  sein,  wenn  im  folgenden,  mangels  der  unerreichbaren 
Vollendung  eines  schonen  in  sich  gerundeten  Ganzen,  wenigstens 
einzelne  Bausteine,  bald  grosse,  bald  kleine,  in  mQgUchst  ansehnlicher 
Vielseitigkeit  und  von  einigermassen  typischem  Werte  aneinander- 
gereiht werden.  Bei  Aufhahme  umfangreicherer  Besprechungen  wird 
man  die  weitere  Absicht  nicht  yerkennen,  dadurch  zugleich  Uber 
Gebiete  einen  Überblick  zu  schaffen,  welche  darzustellen  Im  Oesetz- 
gebungsberichte  sich  keine  Veranhissung  geboten  hat,  oder  aber 
markante  Personen  dem  ausserOsterreichischen  Publikum  nfth«r  zu 
bringen. 

Die  Ordnung  dieses  Mosaiks  ist  im  wesentlichen  dieselbe  wie 
im  letzten  Berichte  und  im  vuranstehenden  Gesetzprebung-sberichte. 
Gerade  dadurch  reihen  sii  h  die  1  iesprechungeu  voikswirtschaftUcher 
Werke  ungezwungen  dem  Gesamtbildf'  ein. 

Nur  die  Literatur  in  böhmischer  Sjirache  (t  vent.  auch  die  in 
l  «  lnis(  hei  )  folcft  als  Anhang  für  sich  in  der  Anordnung  der  Herrn 
S]i<  /iaJreterenten.  —  Auf  Übersetzungen  und  amtliche  Veröftent- 
liohujDgen  dürfte  sich  die  etwa  vorhandene  spezifisch  österreichische 
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rechts-  und  volkswirtsclmftliche  Literatur  in  italienischer,  slovenischer, 
kroatiecher  and  rothenischer  oder  gar  auch  mmäniBclier  Sprache 
beschrftnkea.  Die  Zeiten  Anastasius  Orttn's,  der  das  gesamte  slo- 
venisehe  Sdurifttnm  in  seinem  Schnnpftnch  davontragen  wollte,  sind 
längst  vorbei! 

I«  Terfamngsreehl 

(Intoniationslfis  Becht,  Ydlkenecht»  Becbtsensyklopftdie,  StutBrecht^  Beiehs^ 
nnd  BecbtBgeseUohte,  YerfiNwnngBkiuide,  StaAtdfflrgMTodit)  Heimaterediti 
Spnehearedit,  Vereins-  and  Yonemniliuignreeht) 

Zu  rasch  wechseln  die  Probleme,  die  gerade  in  unserer  Berichts- 
periode aufeinander  sich  tfirmende  Krisen  seihet  enengen,  als 
dass  an  deren  Bespredinng  und  wissenschaftlichen  Vertiefhng  in 
Gestalt  wirklicher  Bücher  Zeit  bliebe.  Waren  schon  in  der  letaten 
Perlode  die  anfknzfthlenden  nenen  Bflcher  auf  den  hierher  gehörigen 
Gebieten  nieht  sonderlich  zahlreich,  so  sind  es  nunmehr  flsst  allein 
die  Brosehflren,  Zeitschriften  und  Tagesblfttter,  welche  —  alle  diese 
freilich  in  ung^eheurer  Massenhaftigkeit —  in  Betracht  kämen.  Unserem 
wiederholt  erürterien  (Irundsätzen  ticu,  wiilerstehen  wir  auch  diesmal 
der  Versuchung-,  so  manches  Anreg-ende  herausziifrreifen. 

So  eriibri(2:en  lUiiii  nur  wenige  liier  zu  besprechende  Werke, 
zumal  wir  überwiegend  die  Verwallung  beirettender  Publikationen 
und  Sammelwerke  besser  in  der  folg-enden  Rubrik  aufführen  zu 
sollen  vermeinten,  das  gesamte  Hechtsleben  umfassende  Werke  aber 
in  der  Schlussrnbrik  Beachtung  finden. 

Pappafava,  Dr.  Vladimib,  Adv.,  Zara,  Die  japanische  Verfassung. 
Zara,  Vitaliani,  1904.  £ine  zur  oberflächlichen  Orientierung  aus- 
reichende Übersicht. 

Wbbuhski,  Dr.  Emil,  Österr.  Reich s<  und  Rechtsge- 
sehichte.  Wien,  Uanz,  1904.  Ein  Lehrbuch,  dessen  bisher  erschienenen 
Lieferungen  uns  ein  sehr  brauchbares  Hilftbuch  auch  im  Getriebe 
der  Politik  erwarten  lassen. 

Saxl,  Dr.  Haxmilun,  Die  Thronfolgeberechtigung  des 
aus  der  1875  geschlossenen  Ehe  des  Herzog  Anton,  Frh.  G.  E. 
von  Oldenburg  mit  Natalie  Vogl,  Freiin  von  Friesenhof  am 
29.  August  1878  entsprossenen  Sohnes  Alezander  und  dessen  Zuge- 
hörigkeit zum  grossherzoglich-oldenbnrgischeQ  Hanse.  Wien,  Gerlach 
und  Wödling,  1904. 

Spaun,  Dr.  Jon.  v.,  Das  Reichsgeridit.  Die  anf  dasselbe  sicli 
beziehenden  Normen  sowie  Übersicht  der  einschlägigen  Judikatur  und 
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Literatur.  Wien,  Hanz,  1904.  —  Eine  Art  Nachschlagsreg^ister  zn 
der  Hye-HaglmaniucheD  Sammlimg,  zugleich  für  Stndienzwecke 
yerweitbar. 

Zeittchrift  des  1.  InteniatioDalen  AnwaltvertiandeSy  1. — 8.  Jahrg. 
Wien,  Hg.  Dr.  Heinrich  LSssl,  Adv.  Wien. 

Eine  Uooatsschrift.  Unseres  Wissens  die  einzige  in  Österreicb, 
welche  mit  der  Pflege  internationalen  Rechtes  nnd  rechtsver- 
gleiehenden  Studien  ex  profeso  sich  hefust. 

Siehe  auch  rechtsgreschichtliche  Werke  unter  III— VII. 

Siehe  Volkswirtschaftliches  zumeist  in  den  ürnppeu  II  3,  4  n.  5. 

n.  Terwaltangsreelit. 

1.  Verwaltungsb ereich  des  Ministeriums  des  Innern. 

(Allirciiii'iiies  Vrrwaltuiitrsrecht,  Staatsdienst,  Staatsaiitsuhi  m^uc-uiulfre 
üüor  Vertsichcruuga-  uud  ivreditiustitute,  Äktieugesellschatten  usw.,  Polizei, 
AmeDwesoi,  SanitiUswesen,  StaaUidie  Yenieheruug  und  Ffirsorge  (Jugend- 
fttrsorge),  OetindeweBen,  —  Bauraeht,  Straasen-  und  Wegarecht.) 

Cren'nevillk,  Ludwig.  Graf,  Zur  Refom  der  politischen  Ver- 
waltung.   Wien,  St.  Nmbertua,  1905. 

Was  der  Verfasser  bringt,  glänzt  nicht  durch  ( »riL^inalität  der 
Ideen,  imponiert  aber  duFch  die  Uubefangeuheit  der  Anschauung 
wirklicher  Zustände. 

KiBLMANSBOG,  Ebich,  Graf,  Die  Bauordnungen  für  das  Land 
Niederösterreich  and  fttr  Wien.  HUfshich  zn  deren  Handhabong 
nnd  zar  Anwendung  der  darauf  Bezug  habenden  Gesetze  und  Ver* 
Schriften,  5.  Aufl.  Wien,  Hanz,  1904. 

Ein  Yorzügliches  Werk,  das  seine  Verbreitung  mehr  noch  dem 
Wissen  als  der  Stellung  seines  Verfassers  danken  dürfte. 

Klkik,  Dr.  Fbasz,  Sektionschef  (seither  Justizminister),  Die 

neueren  Entwickelungen  in  Verfassung  und  Recht  der  Aktiengesell- 
schaft.   Wien,  Mauz,  1004. 

Die  äussere  wie  innere  Autorität  des  N  i  ifassfrs  verleiht  dieser 
wie  jeder  sein»')'  Ai-licit*-!!  einen  Kang.  welchei-  mehr  als  nur  die 
Dun ii})rf(  jiuii::  ib-s  (i)'uiifls;itzes  der  "Xiehtbeai'lituiiir  klriner  ]  iiosi  hürt'ii 
rechtterligen  wüiib'.  \\'enn  aiicli  K\/.»'lleiiz  T»r.  Klkin  selbst  im 
Vorworte  betont,  dass  auf  (Um  licbirtc  der  Aktiengesellschaft  ein 
einseitiger  Dnrclibruch  der  Entwickelung  durch  die  Gesetzgebung 
nur  eines  Staates  untunlich  bleibt,  sind  doch  seine  Gedanken  gerade 
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de  kge  fefenda  von  solcher  Bedeatang^,  dass  niemand,  der  mit  dem 
Gegenstände  sich  emstlich  befassen  will,  diese  BroechQre  abersehen 
darf.  Der  Kampf  zwischen  Schein  nnd  Wirklichkeit  in  der  Aktien- 
gesellschaft dflrfte  allerdiogs  noch  lange  wflten. 

iIA^^•Aüt;ITA,  Dr.  Lku  Ii.  w,  und  Dr.  Karl  v.  Kelleb,  Die 
üsterr.  üni versitätügesetze.    Wien,  Manz,  1904. 

Matbhofrh,  Ernst,  Handbuch  fnr  den  politischen  Yenvaltnogs- 
diensu   Wien,  Manz,  1908.      Siehe  Sehluasanbang. 

IfiBCHLBB,  Dr.  Ebnst,  nnd  Hofrat  Professor  Dr.  Josbf  Uuibich, 
Osterr.  StaatnrOrterbneh.  Wien,  Alfred  Haider,  1904.  —  Siehe 
Schlnssanhang. 

Pacbhib-Eooenstosf,  Br.  Adolf  y.,  Der  ßsterr.  Zivilstaatsdienst 
Wien,  Manz,  1904—6.    In  24  Lieferniif^eii  ;\  2-  7  Bogen. 

Das  Werk  zernUlt,  nach  einer  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
Stoflfbegrenzuns-  vena.ssteii  dogmatischen  Einleitung  über  die 
Gmndziif^e  der  Urgauisation  des  Staatsdienstes,  in  drei  Ab- 
schnitte. 

Der  I.  Abschnitt  behandelt  die  Nonnen  über  die  Be< 
grttndang,  Veränderung  nnd  Anflösung  des  Dienstver- 
hftltnisses.  Hier  werden  zunächst  die  allgemeinen  nnd  besonderen 
Ansteünngsbedingnngen,  letztere  im  Geleite  von  orientierenden  Be- 
merkungen über  die  Organisation  der  betreifenden  Dienstzweige, 
sodann  die  Vorschriften  bezfiglich  der  Übernahme  von  Hilitftrpersonen 
in  den  Zivilstaatsdienst,  die  Bestimmungen  ftber  die  Besetznng  der 
DienststeUen,  Anstellung  nnd  Beeidigung  der  Beamten  nnd  Diener, 
Uber  Versetzung,  Diensttansch  usw.,  endlich  Uber  die  verschiedenen 
UodalitSten  der  AnflSsung  des  Dienstverhältnisses  dargestellt. 

Der  II.  Abschnitt  umfasst  die  Vorhchrit'teu  Uber  die 
Pflichten  der  Beamten  und  Diener,  die  Rechtsfolgen  der 
Pflichtverletzung,  die  Haftung  und  Verautwortlichkeit 
der  Staatsbedinsteten. 

Im  III.  Abschnitte  kommen  die  Rechte  nnd  Be- 
günstigungen der  Beamten  und  Diener,  bezw.  der  sonstigen  Staats- 
bedinsteten  znr  DaxstellQng.  Dieser  Abschnitt  umfasst  insbesondere 
auch  alle  einschlägigen  Normen  tlber  die  ständigen  Bezfige  und 
gelegentlichen  Gebfihren,  dann  ftber  die  Ruhe-  nnd  Ver- 
sorgnngsgenlisse. 
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P1BHCZTKOW8S1,  Valeriak  Bitter  t.,  k.  k.  Kämmerer  und  Hof* 
Bekretftr,  Die  lüSBion  des  OBterreicliiBclieii  VerwaltnagsgerichtaiiofeB. 
AVien,  Horits  Perlee,  1905. 

Verfesser  beliatiptet,  der  Verw.-Gliof.  sei  dvreh  die  6.  vom 

22.  Oktbr.  1875  (R.-G.-B.  36  für  1876)  nicht  mit  der  Mission  be- 
traut worden,  subjektive  Rechte  der  ihn  anrnfendeii  l'arteien  gegen 
die  Gesamtheit  einseitie:  zu  sdiürzen.  DiV  >roTiog-raphie  setzt  sich 
die  Aufgabe  hierin  einen  Irrtum  der  bi.sherigen  Traxls  aiifzudeckea 
und  darzutun,  dass  der  Verwaltungsgerichtshof  lediglich  berufen 
sei,  gesetzwidrige  £ut8cheiduugen  der  Administration  za  be- 
Beitigeu. 

Protokolle  der  Enquete  über  Personalkredit  und 
Wneher  unter  dem  Vorslts  des  Hofrat  Dr.  Kabl  t.  Pblssb- 
FCbmbbko.  Wien,  Moritz  Perles,  1904. 

Diese  Enquete  wurde  im  Frfll\jahr  1904  von  der  kultnrpoli- 
tisehen  Gesellschaft  in  Wien  veranstaltet  nnd  geleitet  anf  Grand 
vorher  herausgegebener  Fragebogen,  deren  eventuelle  schriftUdie 

Beantwortungen  ein  eigenes  Komitee  verarbeiten  sollte. 

Die  kulturpolitische  Gesellschaft  in  AVien,  eine  private  Ver- 
einigung, hat  es  sich  zum  Ziele  gesetzt,  die  gesamten  kulturellen 
nnd  politischen  Zustände  Österreichs  in  einer  Reihe  von  Enqueten 
darzustellen  und  aus  dem  unmittelbar  und  sachlich  Erforschten  tat- 
sächliche  Reformen  zn  folgern  nnd  darchznsetzen. 

Der  von  der  kulturpolitischen  Gesellschaft  in  diesem  Sinne 
erlassene  Appell  an  die  breite  Masse  der  Öffentlichkeit  fluid  —  wie 
die  äusserst  rege  Beteiligung  der  interessierten  Kreise  beweist  — 
lebliaften  Anklang;  auch  von  selten  der  Regierung  und  jener  leitenden 
Stellen,  an  welche  sich  die  Gesellschaft,  um  sich  der  Sympathien 
der  massgebenden  Faktoren  zu  ver^-^ewissern,  gleichzeitig  mit  ilireni 
Aufrufe  an  die  direkt  Betroffenen  gewandt  liatte.  wurde  die  Aktion 
wohlwnllrnd  beurteilt  und  durch  die  Entsendung  von  Delegierten 
auscre/.eii  liiiei.  Die  TaarespresRe  —  ohne  Unterschied  der  Partei- 
S(  li;\ttirnnig  —  würdigte  das  l  iitei  iiehuien  nicht  nnr  durch  die 
\  erbreitung  der  Berichte  und  Communi^iues,  sondern  widmete  auch 
den  Gegenstand  besprechende  Leitartikel. 

Die  Enquete  tagte  (Märs  nnd  April  1904)  swelmal  wOchentp 
lieh,  jeden  Dienstag  und  Samstag  von  ^^8  Uhr  abends  an,  im 
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SltEQiigHaaale  der  niederOsterr.  Hftndela-  und  Gewerbe-Kammer  in 
Wien  L,  Bffmngebftnde.  Der  Zutritt  snm  Auditorium  wtir  jeder* 
mann  geetattetw  Die  Aoflsagen  der  SachverstSudigen  konnten  anch 
anonym  abgegeben  werden,  doch  war  der  betreifende  Sachverständige 
.  verpiUchtet,  gegenttber  dem  PrSsidinm  sich  zu  legitimieren. 

Leider  hielten  die  Veranstalter  nicht,  was  nio  versprochen;  die 
t^ehriftlichen  Elaborate  blieben  bis  heute  unverut-rtet.  Wir  teilen 
nicht  den  Verdacht,  dass  es  sich  bei  gewissen  Herren  lediglich  iim 
eine  neue  „Gründunj?''  g:ehandelt  habe,  können  aber  auch  nicht  ver- 
schweigen, dass  gerade  von  jenen  Experten,  welchen  es  am  die 
Sache  wirklich  ernst  war,  so  manche  sich  enttäuscht  sahen. 

SaihaitNi  Dr.  Em,  Die  hysterischen  Geistesstörungen.  Wien, 
Dentike,  1904.  —  S.  bei  Strafrecht  (VII). 

K£icHER,  Dr.  Hkinhich,  Die  Fürsorge  für  die  verwahrloste 
Jagend.   Wien,  Mauz,  1904/05. 

Busbig,  Dr.  HumiOH,  Jndilcaturbnch  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes.  Judikatur  1900—1908,  Wien,  Hanz,  1904. 

ScHMiD,  Prof.  Dr.  Ferü.,  Innsbruck.  Üst-err.  Verwaltungs- 
archiv.   1.  Jahrg.    Wien,  F.  Teiiipsky,  1904. 

WoLruHO,  LiDU  Y.,  „Was  ist  Kinderschatz?"  Wiener  Posta- 
lozsiverein,  1905.  Dr.  Gubtat  Schubtbb  von  Bonnot  begrttsst  diese 
Arbeit  als  einen  schfttuenswerten  Beitrag  in  der  Jugendfiimrge- 
bewegung.  (Österr.  6er.-Ztg.,  1905,  No.  14.) 

2.  Verwaltongsbereich  des  Ministeriums  üir  Kultus 

und  Unterricht. 

f^Kunst.  Knnfi^ssionelles  Rfcht.  Kirchenrecht,  HochschuleD,  Faclischnlen. 
Mittelschulen,  Bürgerschulen,  Volki^schulen,  Fonds,  Stiftuagun,  Fatrouata- 

weson  usw. 

Aus  analogen  Gründen  wie  snb.  I  haben  wir  auch  hier  nicht 
viel  nenes  zn  bringen.  Über  Zeitschriften-,  Sammelwerke-,  Gesetzes- 
ausgaben  n.  dergl.  sei  hier  wie  überhaupt  auf  den  Schluss  dieses  Be- 
richtes verwiesen.  Die  in  Zeitnngen,  Brnscliüren  und  Bevuen 
namentlich  viel  besprochenen  Probleme  der  Mittelschulreform  und 
Im  besonderen  der  Gymnasien  wQrdigten  wir  an  korrespondierender 
Stelle  des  GeeetaBgebungsberichtes. 
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Qeaetagebuiig  nnd  Litenlur. 


Loos,  Dr.  JosFF,  Encyklopädisches  Handbuch  der  ErziehaogS- 
knnde.  L  Bd.,  L.  Wien  and  Leij^g,  A.  Piclüen  Witwe  ft 
Sobni  1906. 

Znnicbrt  von  der  Abdefat  geleitet,  G.  A.  LnroiraBe  £acjklo< 
pSdisches  Handbuch  der  Eniefanng,  das  anf  dem  sicheren  Hinter- 
grnnde  der  HEBBAnTscben  Pidagogik  aufgebaut,  ein  VierteVahrboDdert 
lang  in  immer  wieder  neuen  Auflagen  nnaem  Jngendbildnem  auch 
in  Deutachland  lieb  geworden  war,  fortcueetaen  und  durch  die  Nova 
der  letzten  Jahrzehnte  zu  ergänzen,  gelangten  Heransgeber  und 
Verlagsbuchhandlung  alsbald  zur  Einsicht,  dass  es  sich  um  eine 
Arbeit  handle,  die  nicht  mehr  von  bloss  einem  oder  zwei  Autoren 
geleitet  werden  kann.  Im  Einvernehmen  mit  dem  rühmlichst  be- 
kannten Pädagogen  Hermann  ScuihLt;«  wnrde  der  Plan  des  Werkes 
einerseits  erweitert  im  Sinne  der  Aufgaben  eines  nmJussemlen  Lexi- 
kons der  Erziehunj^skruiile  und  daher  eine  leiste  von  \veit  über 
100  hervorrairendster  Pädafrogeu  l)eiits(  hlan<ls  und  öslerteii'hs  ge- 
wonnen. Weiter  stellten  sich  die  lleransgeber  die  Aufgabe,  auch 
die  besonderen  tatsächlichen  und  rechtlichen  Verhältnisse  sowohl 
der  einzelnen  deutschen  Staaten  als  insbesondere  Österreichs  zu 
berücksichtigen,  und  zndem  wenigstens  einen  Überblick  zu  bieten 
über  die  Erziehung  in  all*  n  Kulturstaaten  der  Erde.  Das  neue 
Handbuch  ist  denn  auch  wirklich  ein  Nachschlagewerk  über  alles, 
was  zur  Erziehung  in  des  Wortes  weitestem  Sinne  geh9rt,  in  jedem 
sachlichen  nnd  örtlichen  Sondei^bieto  die  Arbeiten  der  Besten  auf- 
weisend, interessant  für  die  Fachmänner,  aber  auch  Ar  die  Laien 
und  nicht  zuletzt  fQr  den  Juristen  und  Volkswirt  ein  dankenswertes 
OrientierungsmitteL 

Des  Beferenten  besonderes  Interesse  erregten  die  elegant  ge- 
schriebenen hdchst  belehrenden  Artikel  „Kinderbewahranstalt", 
^Kindergarten'*  und  ^Kindergartenerziehung''  von  Direktor  Josep 
A»BROs,  dessen  einzig  dastehende  Jngendschriften  in  der  eigenen 
Familie  bestens  erprobt  wurden  und  dessen  organisatorische  Erfolge 
gerade  in  Wiener  Neustadt  unverkennbar  zutuye  treten. 

MAHL-SrnKi»!.  V.  Ai.i'Kxm  Kr;,  Kitter.  Dr.  Fkanü  Josef,  Grnnd- 
riss  des  katholi sehen  K  i  rc he n rechtes  mit  Berücksichtigung  der 
österr.  Gesetzgebung.    2.  Aufl.    Wien,  Alfred  Holder,  11)05. 

Hofrat  Maul-Scbbül  v.  Alpenbi  rg  ist  einer  jener  stets  seltener 
werdenden  Juristen,  welche  mit  der  Vertiefung  in  ihr  Spezialfach 
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df-n  Hlii  k  für  (iu.s  fortzengende  Leben  und  den  Zu»Hiiiiuenhang  des 
Kerhtt's  als  einheitliche  tTmndiage  des  modernen  Staates  nicht  ver- 
loren haben. 

Als  einer  der  getreiiesten  Mitarbeiter  an  des  Hauptreferenten 
Zeitschrift  „Die  Sprnchpraxis"  hat  der  Verfasser  sein  Interesse  wie 
seine  Begabung  und  seinen  Fleiss  so  nachdrücklich  erwiesen,  dass 
sein  obiges  Werlt  eines  weiteren  Geleitbriefes  wobl  kaom  bedarf. 

3.  Verwaitungsbereich.  des  Handels*  und  des  £isenbahii- 

Hinistenams. 

In  diesen  Ressorts  beschäftigt  seit  Jahren  in  erster  Linie  die 
Oewerbereform  unsere  Schriftsteller.  Die  Zahl  der  Gewerbenovellen 
wird  Legion,  aber  die  k&nstliche  Erhaltung  der  kleinen  Betriebe 
verdankt  der  Anlehnung  an  mittelalterliche  Tnsütationen  und  den 
immer  sdiärferen  Anfbrdernngen  des  Befähigongsnach weises  (d.  i. 
handwerkamftwigem  Entwickelnngaganges  auch  för  Unternehmer 
von  Engros-Betrieben!)  auf  vielen  Gebieten  doch  nnr  kfimmerliehes 
Gedeihen. 

*  Allerdings  ist  die  Erbaltnng  des  UittelstandeB  oder  doch  die 
liUdenuig  der  Schroffheit  nnd  Empfindlichkeit  des  Überganges  znm 
Grossbetriebe  in  jenen  Branchen,  in  welchen  Jeweils  die  technische 
Entwickeinng  solches  mit  sich  bringt,  notwendig  ein  Gegenstand 

der  staatlichen  Fürsorge.    Auch  Reichskanzler  v.  Bülow  hat  ja  erst 

kiirzlii  h  iu  j»eiuer  Programmrede  ("i»'.  Febr.  1907!)  dieses  Postulat 
an.ikiiiiia.  Alle  diese  Fnigen  werden  aUo  wohl  lange  nicht  auf- 
h "len,  unsere  europäische  Welt  zu  beschäftigen  und  lassen  sich  alh  r- 
wenig^t  vom  schematisrlitn  Parteistandpunk te  lösen.    Es  ist  be- 

« 

däuerlich,  daf«s  gleichwohl  an  grösseren  grundlegenden  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  auf  diesem  Gebiete  bei  uns  wenig  ge- 
leistet wird. 

Selbstverständlich  kdnnen  wir  uns  dem  nogeacbtet  auch  hier 
nicht  verpflichtet  finden,  alle  Erscheinungen  zn  registriereni  die 
der  BQchermarkt  auftischt 

Dagegen  sei  gestattet,  hier  zum  Schlüsse  ein  Verseichnis  der 
amtlichen  Publikationen  des  Handelsministeriums  einzufttgen.  Wir 
enthalten  uns  jeder  kritischen  Bemerkung  zu  den  einzelnen  Stücken; 
man  wird  anch  angesichts  der  blossen  Aufzählung  unserem  Handels» 

amte  die  verdiente  Anerkennung  nicht  versagen. 
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G«flefczgebung  und  Litentiir. 


KoppKB,  Dr.  Ebwir,  Prag,  Bergbau  and  EiBenbahn  ia 
ihren  Kechtsbeziehnngen  nach  österr.  Rechte  anter  Berficluichti- 

guiig  ausländischer  liesetzgebungen.  Wien,  Manz,  1905.  Diese 
Arbeit  wnJ  von  llutrat  Dr.  C.  Schkeibkk  in  So.  48  dvi  „Ailg.  ()!>ten. 
Oer.-Ztg.-',  1905,  vorbehaltlos  gelobt  nnd  eiuijtuhlen. 

KoxoEZTKsn,  Dr.  Otto  t.,  Konsalent  der  Wiener  HandeU- 
kammer:  Die  Qewerbeordnnng  samt  den  dieselbe  ergftnzenden 
und  erläuternden  Gesetzen,  Verordnnngen  nnd  Erlassen  nnd  einer 
Übersicht  ttber  die  einschUlgige  Sprachprazis  nsw.  mit  alphabetisciLem 
nnd  chronologischem  Begister.  Wien,  Manz  (XXin  nnd  1159  S.), 
1904,  der  OesetzansgabO'  I.  Bd. 

Ein  neuer  Band  der  bekannten  Manzschen  Oesetzausgabe  hat 
nacligerade  regelmässig  die  Bedeutung  einer  den  Durchschnitts- 
wert eines  neuen  Werkes  erheblich  überragenden  iiterdnsclien 
Neuheit. 

Der  zitierte  fiand  ist  gleichfalls  mit  sichtlicher  Sorg^Alt  dnrch- 
gearbeitet  nnd  bis  in  die  w&hrend  der  Drncklegnng  erschienenen 
Judikate  ergänzt. 

Ncn  ist  insbesondere  die  Übersicht  über  die  gewerberechtlich 

relevanten  Sprüche  des  Verwaltungsgerichtshofes,  Obersten  CJerichts- 
hofes,  lieichsfr«  richtes  und  auch  in  grosser  Zahl  der  Gewerbegerichte 
und  der  MiDiülerieu.  Dadurch  hat  so  manche  bisher  unkommen- 
tierte Paragraphengrupjte  kasnistiselie  Entwickelung  erfahren.  Auch 
in  allen  übrigen  Bestandteilen  ist  die  erfahrene  liand  des  Kedaktenrs 
nicht  zu  verkennen. 

Nicht  nur  ftr  den  Praktiker,  auch  -angesichts  der  bevor- 
stehenden gesetzlichen  Neuregelnng  der  ganzen  Uaterie  fllr  alle 
jene,  die  an  dem  Znstandekommen  des  neuen  Gesetzes  Anteil 
nehmea,  ist  diese  vollständige  Zusammenstellung  des  geltenden 
Rechtes  und  seiner  Lflcken  von  grossem  Werte,  wenn  auch  damit 
eine  wissenschaltUche  Bearbeitung  dieses  Stoffes  nicht  geleistet  und 
kaum  noch  zu  hoffen  ist. 

MUNHACH,  Dr.  Emil,  Erster  Präsident  des  Obersten  Ger.-H., 
Der  ötaat  aud  die  modernen  Privatmonopole.   Wien,  Manz,  1903. 

Der  illustre  Autor  behandelt  in  dieser  aus  einem  Vortrage 
in  der  Wiener  Jurist  Gesellschaft  erwachsenen  Schrift  wesentlich 
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nur  die  Kartelle  der  Unternehmer.  Änch  dem  österr.  Kartellgesetz* 
entwürfe  liegt  diese  EinsehrSnkiing  zngnindei  welche  fOr  die  Ent- 
wickelang  in  Europa  nnd  insbesondere  in  Österreich  zweckmässig 
festgehalten  wird.  Stbihbach  weist  nach,  dass  schon  das  rOmische 

Weltreich  Ähnliche  Erscheinnngren  zutage  förderte  (III.  Akt  der 
„Captivi"  des  PlantUB,  lex  Julia  de  Aiinoiia.  lex  6  D.  47.  11,  lex 
2  D,  48.  12,  u.  a.)  verfolgt  die  moderne  Entwickelung^  in  allen 
Kaltnrländern  und  bespriclit  insbesondere  ausfühilieli  die  Gntaclirfn 
und  Verhandlnngren  des  Deutschen  Juristentai^es.  Er  beleuchtet 
schliesslich  die  CTesichtsimukte,  welche  dermalen  für  alltallij^e  le^fis- 
lativf  ^fasPTT^eln  ^ceofen  monopolistische  Anssciireitune^en  in  I^etracht 
kommen .  Steinbach  beendet  seine  gedankenreichen  Ausführungen 
mit  dem  Hinweis  auf  die  ausserordentliche  Wichtigkeit,  aber  anch 
Gefährlichkeit  der  staatlichen  Überwachmig  der  Kartelle: 

„Unter  den  hentigen  Verhfiltnissen  wäre  es  nicht  blos  ver- 
geblich, der  Bildung  solcher  Organisationen  sich  ansnahmslos  nnd 
unbedingt  za  widersetzen,  es  wäre  ein  solches  Vorgehen  sogar  gegen 
das  Interesse  der  Staaten  und  schädlich,  weil  man  dadurch  auf  die 
giiiisti}jen  Folgen,  welche  solche  Organisationen  für  die  Kegelung 
der  Pruduktion  nnd  für  das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeit^'r  haben  knüneii,  von  vorn  herein  verzichten  nnd  sich  einer 
der  wii  ksamsten  Waöen  im  Konkurrenzkampfe  mit  andei  en  Staaten 
selbst  berauben  würde.  Andererseits  w  ird  aber  gegenüber  der  stets 
steigenden  Macht  dieser  Organisationen  und  ihrem  Bestreben,  ihre 
Machtsphare  über  die  Grenzen  des  Staates  hinaus  auszudehnen,  die 
Schaffung  einer  starken  staatlichen  Aufsicht»-  nnd  Beschränkungs* 
gewalt  immer  dringender,  zamal  die  Leitung  solcher  Organisationen 
£ast  ansnahmslos  sehr  zentralisiert  nnd  konzentriert  ist,  während 
die  regelmässige  Gesetzgebungagewalt  der  Staaten  bei  der  sich  stets 
mehrenden  Neigung  der  Parlamente  zn  Parteinngen  nnd  znr  Ob- 
stroktion  an  Kraft  nnd  Autorität  in  jflngster  Zeit  gewiss  nicht  zu- 
genommen hat.  Auch  diese  allgemeinen  Gesichtspunkte  werden  bei 
Entscheidung  unserer  Frage,  einer  der  wichtigsten,  welche  an  die 
Staatsmänner  der  nächsten  Zukunft  herantreten  wird,  nicht  ausser 
Betracht  bleiben  dflrfen. 
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4.  Verwaltimgsbereich  des  Fmajizminiftteniims. 

(Finanzwissenschaft,  Stpuerrecht,  Gebührenrecht,  Recbnunj^swesen,  Budjrefc- 
recht,  Staat6haushultun;jrsvorschrift»<n,  Zoll-  und  jrniiopols-OrdntiiiL',  Gehalta- 
ond  Pensious-NoriualieD,  Kamcrulien,  GruiideutlasluDg,  ÖtaatS'  und  Lande»* 
schulden,  Kontrolle,  Xationalokunumie  usw.). 

CouMoNT,  Dr.  Eduard,  „Aus  der  österr.  Gebüiireu-  und  Steaer- 
prazis'*,  „Festschrift  der  Ünion'*. 

Der  VerfiMser  behandelt  zwei  Probleme  dieses  fttir  den  Anwalt- 
stand  80  ansserordentlieh  wiebtigen  Spezialgebietes,  dessen  Be* 
herrsehnng  schwierig  nnd  dessen  Kenntnis  in  den  betroiüanen  Kreisen 
leider  noch  immer  sehr  viel  zu  wilnschen  flbrig  Iftsst  Die  ausser- 
ordentliebe  Verbreitung,  welche  die  Institution  der  Feststellnngsklage 
and  des  ZwisehenfeststellQngsnrteiles  im  neuen  Zivilprozesse  gefunden 
hat»  eine  Verbreitung,  welche  Klbik  „als  eine  hOchst  erfreuliche 
Uanifestation  des  neuen  Geistes  begrfisst,  mit  dem  wir  unsere  Rechts« 
pflege  beseelen  wollen"  —  lässt  es  gerechtfertigt  erscheinen,  dass 
man  auch  die  gebührenrechtliclie  \'erhandliiu^  der  auf  Grund 
solcher  Klagen  und  Zwischeuanträge  ergehenden  Feststellangsurteile 
untersucht 

Die  Ergebnisse,  zu  denen  Coumont  auf  Grund  einer  eingehenden 
Erört«rnng  der  gesetzlichen  Grundlagen  nnd  der  so  reichhaltigen 
Judikatur  def*  Verwaltungsgerichtshofes  gelangt,  sind  sehr  uner- 
freulich. Es  wird  nftmlich  konstatiert,  dass  der  Verwaltungsgerichts- 
hof  jene  Anschauungen  der  FinanzbehSrden  billigt»  welche  bei  Fest- 
steUuDgsurteilen  die  Bemessung  der  ürteilsgebtthr  derart  vollziehen, 
das  als  Wert  des  Streitgegenstandes  die  Gesamtsumme  der  zur  Zeit 
der  Einbringung  der  Klage  noch  nicht  erfnilten  Leistungen  ange- 
nommen wird,  wobei  die  Bestimmung  des  §  16  G.-G.  die  Konsequenz 
hat,  dsss  auch  Leistungen,  deren  Dauer  unbestimmte  sind,  bei  der 
GebQhrenbemessnng  mit  einem  Vielfkchen,  nämlich  mindestens  mit 
dem  DreiflKdi«!  der  Jahresleistung,  angenommen  werden.  Die  Ge- 
bührenbelastung,  welche  sich  aus  der  Feststellung  di^r  vom  Ver- 
waltunf^sgericbtshofe  gebilligten  Grundsätze  ergibt,  ist  eine  unver- 
liuUiasmässig  hohe  nnd  miiss  als  eine  dem  ükuiiomischen  Zwecke  des 
geg-enständlichen  Prozessinstitiues  schädliche,  ja  geradezu  \  ei  derbliche 
Härte  bezeichnet  werden.  Dies  mn  so  niMlir,  als  eine  eij^eutiimliehe 
Bestimmung  des  österreichisehen  (tebuin  niij^esetzes  es  mit  sieh  bringt, 

dass  die  Urteilsgebühr  aucli  im  Falle  der  Abweisung  der  Klage  nicht 
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mehr  wie  frtther  mit  dem  Miuimalbetraj^e  von  10  K.  bemessen» 
sondern  in  voller  Höhe  vorgeschrieben  wind. 

GoüMONT  regt  mit  Bttduiclit  daraaf,  dus  die  so  sehnsttcbtig^ 
erwartete  Reform  des  Gebttbrengesetses  in  weiter  Ferne  sn  Btehen 
sebeint,  eine  Bemednr  durcli  einen  Finanzministerialerlass  an,  ebenso 
wie  dies  sdnerzeit  beaflglieh  der  Gebtthrenbemessnng  bei  offenen 
Handelsgesellschaften  geschehen  ist 

.Nnr  anf  diese  Art  wird  es  möglich  sein,  die  Institutionen  der 
FestBtellnngsklage  nnd  des  Zwischenfeststellangsantrages  in  ihrer 
weiteren  gedeihlichen  ISntwickeInng  za  f&rdem  nnd  sich  ansbUden 
zn  lassen.  —  Den  nenen  Geist  der  ZiTilprozessgesebse  aber  dnreh 
allzu  grossen  Fiskalismus  zu  töten,  wäre  gewiss  sozialpolitisch  nnd 
nationalükonomisch  im  hüchsten  Grade  verwerflich.''  Anschliessend 
au  die  Erörtern iitr  dieser  g-ebiilireiirechtlic  lien  1  rai:^  hespricht  Coumont 
sodann  die  Ver.^  i ti umisfoliren  in  Steucrsachen  und  ».-rörtert  die  ver- 
Brliiedeiieii  Voraiissetziuigeii  nnd  Knjist'rjnenzen  des  Eintrittes  der 
Köntnmaz  bei  nnterlassener  Einbriiigniifr  dns  Steuerbekenntnisses  im 
Zwj^e  des  Veranlagungsverfahrens,  dann  des  Rechtsmittel  Verfahrens 
und  im  Strafverfahren,  wobei  mit  Nachdruck  darauf  hingewiesen 
wird,  dass  die  Hechte  des  dteoerpflichtigen  nur  dann  entsprechend 
gewahrt  werden  krmnen,  wenn  derselbe  auch  die  ihm  obliegenden 
Pflichten  anr  Mitwirkung  bei  der  Veranlagung  in  gesetzlicher 
Weise  erfüllt. 

Hbdli6ka,  Dr.  HnimicH,  nnd  Dr.  Oskar  Mans»  Das  Ssterr. 
Personalstenergeseta  nadi  dem  derzeitigen  Stande  der  Fraiis. 
Wien,  Alfred  Hsider,  1904.  Eine  gediegene  fllr  Bechtsfreunde  be-^ 
sonders  empfehlenswerte  Arbeit. 

KoomBKi,  Dr.  Stbfav,  Oberflnanzrat  Triest,  Das  Gebfthren*,. 
Tax- nnd  Verbrauchsstempel  wesen.  Wien,  Manz,  1902.  17.Anfl. 
des  Xn.  Bandes  der  Kanzschen  Gesetzessammlung. 

Weit  «her  die  Hission  einer  Gesetzesausgabe  hinausgehend 
durchleuchtet  der  Verfasser  durch  stdne  Einfühlung  den  spröden, 
bisher  wenig  Juristen  geläufigen  .Stoff.  Die  Einleitung  ist  auch 
rechtshistorifti'h  interessant,  indent  sie  eikenneu  18s8t,  wie  aus  den 
Einrichtungen  der  Patrimonialzcit,  Ei  bsi»'ü«:-r,  Landemium  und  sonstigen 
Anfängt-n.  Sietrelpapicr  usf.,  sich  das  lieutige  .'System  der  (lebühren 
und  Taxen  seh rittw eis.se  in  ()>trrnMch  entwit  kelt  hat.  Dr.  Koczyn-ski 
hat  fär  die  wissenAchaftliche  Durcharbeitung  mit  seinem  in  Dr. 
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G.  Schanz'  Finanzarohiv  1898  veniffentlichtcn  „üntersuchiuiffen  über 
ein  löystera  des  österr.  GebiUirenreeliteB^  neue  Bahnen  elllg^■-^ilhii:.'u 
and  nunmehr  unter  dem  bescheidenen  Titel  der  Neubearbeitung  des 
XII.  Bandes  der  Manzschen  Gesetzessannulunu;  auch  der  Praxis  einen 
sicheren,  die  richtige  hömng  der  meisten  noch  zweifelhaften  Fragen 
erleichterndoi  f^Fühi-er"  geboten,  welchen  alle  uoeere  pnÜLtischen 
Joristen  ihm  zv  danken  wissen  werden. 

Mitteilungen  des  k.  k.  Finansministerinms,  X.  Jahrg., 
2.  Heft:  Die  Salinen  öeterreichs  im  Jahre  1902.  Wien,  Staati* 
drnekerd,  1904. 

Die  Pnblikatitoen  nnaerer  Minieterien  engSnsen  in  dankens- 
werter Befllasenheit  die  Literator  in  besug  anf  Gebiete,  ttber  welche 
andem&lls  mangda  Ahsatsei  oder  mangels  genng  entwickelter  Or- 
ganisation die  öifentlichkeit  in  Unkenntnis  bliebe.  Wir  greifen 
wahllos  eines  der  herans,  soeben  nur  anf  diese  töbl.  Ein- 

richtung als  anf  den  konkreten  Darstellnngsgegenstand  hinxnweisen, 
nachdem  wir  im  Torbehandelten  Resort  ein  vollständiges  Verzeichnis 
gebracht  haben. 

Nki  kath.  Dr.  Wilhelm,  Elemente  der  Volkswirtöchaftslehre, 
1908.    Wien.  Manz.    4  K. 

Wie  (Ii  r  ^ ♦  rstorbene  (ielehrte  in  all  feinen  \viss<»nf?chaftli(dieii 
T^nt^rsnchnngen  seine  eif^enen  ^^"ef^e  ^mfi;,  so  tut  er  es  auch  in  seinen 
..Elementen".  Der  Oedanke,  den  er  vertritt,  ist,  dass  nicht  die  vor- 
handene oder  nicht  vorhandene  Rentabilität  ein  Unternehmen  als 
wirtschaftlich  erkennen  lässt,  sondern  der  Umstand,  ob  es  mehr 
Lebensvollkommenheit  schaftt,  als  durch  seine  Unterlassung  geschaffen 
würde.  Dadurch,  dass  Neurath  die  Beseitigung  dieses  auf  der 
Oienanvtxentheorie  beruhenden  Bentabilittttsprinzlpes  fordert,  tritt 
er  in  die  Reihe  der  Vertreter  eines  national-Okonomischen  Badi- 
kalismns.  —  (Bob.  HnBCHiuBM.) 

SiBBDiscHnH,  Dr.  Bvdolv,  nnd  Dr.  Vixtob  Lichtenstbkit,  Das 
Strafreeht  der  direkten  Personalstener  nach  dem  Gesetz  vom 
25.  Oktbr.  1896  (R.-G.-B.  220),  systematisch  dargestellt  Wien, 
Hans,  1904.   (219  S.). 

Der  erste  Teil  befaast  sich  mit  den  verschiedenen  Gattunj^eu 
strafbarer  Handlungen  in  Kücksicht  auf  die  Personalstetierpflicht, 
wobei  die  Theorie  zui^rnnde  liegt,  dass  da.s  blosse  Steuervergehen 
vom  Betrage  durch  den  Mangel  unmittelbarer  materieller  Schädigung 
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des  Staates  abgegrenzt  wei  de.  Der  zweiie  Teil  behamleh  das  Ver- 
fahren. Da  hier  aber  nur  sehr  dürftige  steuergesetzliehb  Normen 
bestehen,  darf  gerade  dieser  zweite  Teil  als  pfadtindende  Arbeit  an- 
erkannt werden»  welche  für  die  Praxis  von  ganz  beaonderem 
Werte  ist. 

Unökr,  Prof.  Dr.  Josef,  Exzellenz,  Über  die  Haftung  des 
Staates  für  Yerzvgszinsen  nnd  Vergitnngvzinsen,  ein  Beitrag  znm 
Sffentl.-rechtl.  Vermögensrecht  Wien,  1903,  Alpbid  Höldbb. 

Über  diese  jttngste  Gabe  des  Altmeisters  nnserer  Bechtslehrer, 
welche  auch  eine  entsprechende  Abhilfe  Im  Verordnongswege  nach 
sich  gesogen  hat,  heisst  es  in  No.  52  des  JTnr.-Bl.  1903:  Dnrch 
eine  meisterhafte  Knappheit  gekennzeichnet,  ist  sie  ansserdem  mit 
begreiflicher  Geschwindigkeit  ins  jnristische  Pnblikvm  gedrangen, 
so  dass  sich  ihr  n&herer  Inhalt,  besonders  ihr  Ergebnis  voranssetzen 
iSsst,  nnd  dieses  lantet  bekanntlich  dahin,  dass  der  Staat  nach 
geltendem  Rechte  verhalten  werden  kann,  seine  Schulden  ans 
öffentlich-rechtlichen  Dieu&tverhultnissen  nicht  erst  vom  Klagetage, 
sondern  schon  von  einem  früheren  Zeitpunkte  an  zu  verzinsen, 
denn  es  sei  \venio:Ktens  im  konkreten  Falle  znlässig  und  in  der 
Sache  selbst  gereclitl'ertiti:t,  die  einschlüLMtren  jirivatrechtlichen 
GrundsStze  über  Verzn^-  und  Vergütungszinsen  auf  das  öffentliche 
Vermögensrecht  zu  übertragen.  ^ 

Doch  es  handelt  sich  um  mehr  als  eine  solche  Übertragung. 
Ein  Privatrecbt  im  eminentesten  Sinne  des  \Vortes.  soll  zur  An- 
wendung gelangen.  Denn  Ukobb  geht  überraschenderweise  so 
weit,  für  eine  wiclitige  Gruppe  von  Fällen  nnd  nur  für  diese^)  die 
technischen  Klagen  des  römischen  Rechtes  adoptieren  zu  wollen. 
So  sind  jene,  namentlich  stenerrechtlich  belangreichen  F&lle,  in 
welchen  der  Staat  die  Heransgabe  einer  widerrechtlich  abgenötigten 
Leistung  scholdlg  ist  Hier  empfiehlt  sich  nach  Uhqbb  die  An- 
wendbarkeit der  condictio  ob  iignstam  causam,  nicht  etwa  die  „anf 

•)  Für  jeno  Fälle,  in  denen  der  Staat  nicht  eine  besnuder^  vereiunahiutö 
Leistung  schuldig  ist,  sondeiu  bloss  eine  schuldige  Leistung  uicht  zahlt, 
kann  eine  gewShnlidie  Klage  eintreten;  wenn  die  Beliörde  darsntun  Ter- 
mag,  dsm  sie  sidi  in  einem  entMhnldbaren  Irrtum  befindet,  tritt  die  "Vw- 
zugsziiiBeiiplUcht  (wenigstens  Tom  Verfalltage)  nicht  ein,  S.  19.  Die 
gegeos&tzliche  Beliandlun^^  ist  um  so  bonerkenewerter,  es  sich  nicht 
um  ponitive  Korhts<'ät7:e,  sondern  um  eine  fireie  riehterlicbe  Gestaltung 
des  Bechtastoffeti  handelt. 
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den  ersten  I»li(  k-  >i(  Ii  aut  li  äugende  condictio  iiideliiti.  denn  diese 
kann  ;dleiiiüll?>  und  uns;*ehliesslich  Bei'eicherunp:szi!is»'n  zum  Gegen- 
stände iiabeu.  Die  condictio  ob  injustam  causam  eistrec  kt  sich  aber 
in  weit  nmfassender  Weise  auf  Vergütungszinsen  und  diese  müssen 
selbst  dann,  wenn  der  Belangte  die  rechtswidrige  Leistung  im  guten 
Glauben  eingezogen,  gleichviel,  ob  er  die  Zinsen  aus  dieser  Leistung 
andi  wirklich  besogen  bat  und  dur(  h  diese  Zinsen  siir  Zeit  der 
Kiagebehändignng  noeh  bereiohert  ist  oder  nicht,  also  unter  allen 
Umstftnden  entrichtet  werden. 

Allein,  wamm  soll  die  condictio  indebiti  ansgescblossen  sein? 
Sie  eetat  Irrtum  der  Leistungen  nnd  nrsprttngliche  Flreiwüligkeit 
der  znrflekgeforderten  Ldstnng  voraus,  vrfthrend  diese  beiden  Vor- 
anssetanngen  bei  einer  abgenötigten  Ldstnng  regelmXssig  fehlen  oder 
doch  nicht  in  Betracht  kommen.  Der  Leistende  aahlt»  weil  er  mnss. 
Damm  kann  nach  Uhovb  nur  die  condictio  ob  ii^nstum  causam 
angemessen  sein.  Denn  diese  ist  eben  in  allen  Fällen  zulässig,  in 
denen  ein  Erwerb  auf  einem  Grunde  beruht,  der  von  der  Kechts- 
ordnung  missbilligt  wird,  der  dem  Rechte  zuwiderläuft  und  mit 
demselben  im  Widerspruche  ist:  Der  objektive,  rechtswidrige,  unrecht- 
massige  Vermi'trensc-ewinn  bejrriindet  die  condictio  ob  iiijustnm  causam. 
Dief»e  condictio  » i  scheint  also  weit  entfernt  auf  die  Fälle  unred- 
lichen Erwerbes  oder  einer  durch  ein  Vergehet!  erlaugten  Vermögens- 
vorteiles beschränkt  zu  sein. 

An  dieser  von  Unoeb  neuerdings  bewährten  Virtuosität  der 
Unterscheidung  fällt  auf,  dass  gerade  nur  Umstände  die  Zn- 
iSesigkeit  der  „auf  den  ersten  Blick*'  anprechenden  condictio  indebiti 
ansechUeseen  sollen,  welche  d.er  Eigenart  des  ^entliehen  Hechts- 
verhSltnisses  entspringen.  Diese  Eigenart  konnte  Unobbs  Scharf- 
blick nicht  entgehen,  sie  hat  ihn  aber  vermocht,  von  einer  unmittel- 
baren Anwendung  privatrechtlicher  Normen  abzusehen,  sondern  nur 
veranlasst,  die  „auf  den  ersten  Blick"  sich  darbietende  persönliche 
und  speiielle  condictio  indebiti  aufougeben,  welche  nu  E.  anwendbar 
sein  mUsste,  wenn  eben  das  Privatrecht  glatt  anwendbar  w&re. 
Von  dieser  Klage  abgedrängt,  war  Altmeister  Umokb  genötigt,  die 
abgelegene  Analogie  jenes  allgemeineren  Tatbestandes  aufzusuchen, 
welcher  der  condictio  ob  injustam  causam  gerecht  wird.  Ihrem 
Fassnngsraum  soll  eine  reelitswidrige  .Staatseinnahme,  also  eine 
rechtsirrtümliche  Steuereinziehung  einverieibt  werden.   i>aniii  würde 
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sie  aber  eine  gewisse  sittliche  Missbilligrang  erfahren  und  eine  be- 
sondei^  strenge  JUttiui]^  des  Staates  begründen,  welche  vielleicht 
von  Haus  ans  mit  der  privatrechtliclien  Verantwortlichktii  des 
Staates  garniclit  beabsichtigt  sein  niuchte,  ahw  ilui-ch  die  mehr  oder 
wenis-er  etwas  künstliche  l  nierstellnng  unter  die  tecbnischeu  Be- 
helfe des  römischen  Rechtes  erzwangen  wird. 

Darin  liegt  kein  Zufall,  sondern  die  Harmonie  der  strengem 
Konsequenz  eines  starken  Denkers,  denn  der  Versuch,  die  auf  Zwan^ 
and  Gehorsam  bernhendea  Zwangabeitrfige  der  staatlicben  Oemein- 
«chaft  unter  die  privaten  Leistungen  dnsnbesiehen,  ohne  eine  dem 
Eigenartigen  entsprechende  Unterschddnng  eintreten  zu  lassen,  hat 
«ine  eigenartige,  vielleicht  nnansweicUiehe  Folge;  die  Tatbestands^ 
Toranssetmniir  des  öffentlichen  Zwanges  mnss  sich  im  Pvivatreebt 
mehr  oder  weniger  als  eine  bessere  Form  einer  fast  deliktahnlichen 
Ndtigang  spiegeln  (sie  findet  sonst  keine  Type)  nnd  so  mnss  der 
Staat  mit  dem  Nötiger  auf  eine  Anklagebank  geraten.  Dasn  stimmt 
«s  dann  anch,  dass  die  oondicUo  ob  injustam  causam  denn  doch  eine 
ernstere  Missbilligung  des  Leistungsempfanges  znr  Voraussetzung 
hat,  als  die  blosse  äussere  objektive  Jvechtswidiigkeit  der  I^eistung. 
Dies  mag  auch  der  alte  Streit  veranschaulichen,  ob  diese  Klage  eine 
besondere  Existenz  geführt  liat,  oder  ob  sie  mit  der  condictio  ob 
turpem  causain  eine  einlieit liehe  Khijre  gebildet  habe.  „Pechtliclie 
Missbillig  Ulli;'  dt^r  Leistung  ist  zweifelsohne  melir  als  eine  blosse 
Bechls  widrigkeil. 

Doch  soll  diese  Betrachtung  der  geistreichen  Präzisionsarbeit 
von  ÜKGKB3  jüngsten  dogmatischen  Ausführungen  keinerlei  Abbruch 
sein,  sie  kehren  sich  doch  hauptsächlich  gegen  die  Unteistellnii? 
einer  einseinen  Gmppe  von  Fällen  nnter  die  technischen  Behelfe  des 
römischen  Rechtes.  Diese  scheinen  aber  nnnmgSnglicb  nötig  sn  sein, 
wenn  man  mit  Vermeidung  grösserer  WillkUr  an  der  Hand  positiven 
Rechtes  die  absolute  oder  wenigstens  regelmässige  Haftung  des 
Staates  erzielen  will.  Uag  darum  Ungers  Unternehmen  zum  Teile 
einen  kunstreichen  Versuch  mit  natnrgemäss  nicht  völlig  zureichenden 
Mitteln  in  sieh  schliessen,  der  Vorwurf  kann  bloss  die  BegrOndnng 
treffen,  nicht  das  vielfach  ansprechende  Ergebnis  selbst  Das  Urteil 
ist  aber  nach  dem  Zeugnisse  berfihmter  Juristen,  und  darunter 
vielleicht  auch  nach  einem  denkwürdigen  Ausspruche  von  Umoib 
selbst,  weit  wichtiger  als  die  Gründe,  und  dass  Ungkbs  Sentenz  die 


üigiiizea  by  GoOglc 


AxTOK  Birul;  Österreich. 


2279 


numgebendste  Unterstützang  findet,  beweist  ein  jüngst  verhandelter 
Antrag  Lkmaykr,  der  sich  von  Ungkk  iiui  Jaiui  unterscheidet,  dass 
er  mit  der  verlangten  Verzinsuiig  rfickzahlungspilichtiger  Stener- 
betrSge  eine  im  Prinzip  nicht  minder  privatrechtliche  Behandlung 
des  Staatps  dnrr  h  positives  uesetz  ermöglichen  will  und  für  das 
öüeniliche  \  iihi^n  nsrecht  7nr  förmlichen  Adoptienui}<  vorschlägt. 
Als  eine  wichtige  Präventivwirkung:  erwartet  er  vor  allem  die 
Milderung  oder  Abstellung  tiskalischer  Praktiken  und  die  rechtzeitige 
Abschreibung  des  Zinsenlaufes  durch  eine  mittelbar  zu  erhoffende 
Beschleunigung  des  ßeciitsmittelverfahrens.  Diese  mittelbaren  Folgen 
sind  gewiss  bestechend  genug,  mag  auch  die  Befftrchtong  laat  ge- 
worden sein,  da»  tieh  diese  Voraiueicht  bloss  für  die  grosseren 
StonerAlle  bewShrt  und  mit  ihrer  BeTomgang  eine  UngleicboiSssIg- 
keit  der  Praxis  die  mittelbBre  Folge  sein  konnte,  welche  schon  in 
der  Einhebuig  der  Stenerbetrige  fthlbar  werden  konnte.  Oerade 
die  Einbebong  kann  insofern  gefördert  werden,  als  anch  anf  seilen 
des  Pablikoms  eine  sympatische  Farallelwirknng  an  erwarten  steht 
Wer  rekorriert,  erhalt  einen  Anreiz,  so  Mh  wie  möglich  einaozahlen, 
es  rdinrriert  somit,  wer  anch  wirklich  eingexahlt  hat,  und  mit  dieser 
Wirkung  dürfen  alle  Teile  einverstanden  sein. 

WiNTEB,  Dr.  KuDüLK,  Oberfinanzrat,  Wien,  Die  gerichtliche 
Exekutionsffihrung  7:nr  Hereinbriuguu}?  von  Stenern  und  Gebühi'en 
durch  die  k.  k.  Steueramter.    Wien,  Manz,  1904. 

Darüber  schreibt  Dr.  N.  Schuster  in  No.  27  der  ..Österr. 
(ier.-Ztg."  1904:  Das  vorliegende  Werk  —  die  reife  Frucht  mehr- 
jähriger Arbeit  —  ist  eine  leicht  und  angenehm  lesbare,  stetf?  an- 
regende, systematisch  wohlgeordnete  Einführung  in  das  geltende 
Exekutionsrecht;  and  es  wird  wohl  niemand  leagn<m,  der  dieses 
Bach  darchstudiert  hat,  dass  selbst  die  schwierigeren  nnd  die  — 
nicht  wenig  zahlreichen  —  dankleren  Teile  des  Exekntionsrechtes 
in  das  gehörige  Licht  gesetzt  nnd  dem  Verstftndnisee  erschlossen 
werden.  Dazn  kommt  die  flberans  sorgf&ltige  fortlanfende  BerOck- 
fliehtigang  nicht  nur  der  Literatnr,  sondern  namentlich  anch  der 
Judikatur,  der  tatsftchlichen  Übnng,  der  amtlichen  GebrSnche. 

Das  Gebiet^  welches  hier  betreten  Ist»  kann  als  Grenzgebiet 
bezeichnet  werden.  Denn  es  befindet  sich  zwischen  dem  Privat- 
nnd  ZiTilprozessrechte  einerseits  and  dem  Finanzverwaltangsrechte 
andererseits.   Wie  es  so  häufig  in  den  Grenzgebieten  des  Wissens 
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vorkummt,  ist  auch  dieses  (Tt-bifi  bislu  r  von  beiden  Seiten,  an  welche 
es  stösst,  vernacblässiL^t  wordeu  rnseies  \\'issenR  ist  dip  in  diesem 
Buche  vorkoniu}eiiil(  1.  liandlnnjr  dieser  Frageu  die  erstt;  durchans 
vollstäiidifi:«'  und  pra^nnaTi.sclie  Karsteliuiifr  der  bezüglichen  Streit- 
punkte. Abtreseheii  also  von  dem  bedentenden  Werte  des  bnohes 
veimöge  der  iJarstellnng  des  Ganges  des  Exekutionsver^hrens  über- 
haupt, gewinnt  dasselbe  noch  eine  besondere  Bedentnng  durch  die 
so  gewissenhafte  und  lichtvolle  Erörterung  der  in  das  beseichnete 
Grenzgebiet  einschlagenden  Terwickelten  Probleme. 

Die  Formnlariensammlnng,  welche  den  Inhalt  des  zweiten 
Teiles  des  Baches  bildet,  ist  besonders  dankenswert 

Derselbe,  GeflUlsBtrafreeht  Siehe  bei  Strafrechti  VIL 

5.  yarwaltnngabavaieli  das  AdkaibaiimiiMattriiiina. 

(Agnurrecht,  Ackerban,  Viebsucht  usw.,  Wasserrecht,  Font*  und  Jsgdreeht, 
Fischerei,  Vogelschuts,  Montanwesen,  Veterinäi^  und  Gesttttswesea  usw.) 

a)  Vorwiegend  Juristisches. 

Hakrdtl,  Dr.  IfjaNRicH  Frhr.  v.,  Besprechung  des  niederüsterr, 
Jagdgesetzes  in  der  Hitschmannschen  üsterr.  Forst-  uu  l  .Tagdzeitung 
vom  17.  .Tanuar  1902.  Xo.  994,  Jahrgang  20  u.  f.  Ferner  Grnnd- 
btgiirtt'  ib's  Ja^drechtes  und  deren  Anwendang  im  niederüsterr. 
Jagdgesetze.    Wien,  Manz,  1905, 

Dazu  Vortrag  desselben  in  d«  r  Wiener  jnristischen  GeseU- 
schaft,  am  besten  wieder?rpjreben  in  der  AUg.  österr.  Ger.-Ztg.  vom 
Januar  1904,  Jahrg.  55,  No.  2. 

Wir  zählen  diese,  eine  59  Druckseiten  umfassende  Monographie 
des  Verfassers  über  die  Grundbegriffe  des  Jagdrechtes  zu  den  besten 
fachwissenschaftlichen  Arbeiten  der  Berichtsperiode.  In  vielleicht 
allznknapper  Fassung  entwickelt  der  Verfasser  seine  neutheoretische 
Ansieht  ftber  das  Jagdrecht  und  zeigt,  wie  sich  ans  seiner  Anf- 
fassung  alle  einschlägigen  Rechtsfh^n  lOsen. 

Wir  kSnnen  diese  ttberans  gediegene  Arbeit  dem  Studium 
jedes  Juristen  bestens  empfehlen  nn4  wird  auch  der  praktische  Jurist 
einen  Wegweiser  für  alle  in  das  Gebiet  des  Jagdrechtes  einschlä- 
gigen Fälle  finden.  Eine  künftig,  g. setzgeberische  Arbeit  wird  an 
dem  gro88Zügigen  Gedanken  des  I>i  .  Fihr.  v.  llAEiiDiL  nicht  vurüber- 
STf^hPh  künnen.  Defeonib'is  die  Kt^uhtruktion  des  Kechtsf^rwerbes  aiu 
Wild  und  im  Zusammenhang  damit  die  Beurteilung  des  sogen. 
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Wilddiebstahls,  wenn  auch  im  Gegensatz  zu  §  295  Bprl-Gb.,  ist  für 
Zivil-  und  Strafrecht  ein  nicht  genn^  zn  dankender  Wegweiser  aus 
imhaltbaren,  dem  Volksbewasstsein  widerstrebenden  Fiktionen.  —  Im 
ganzen  bedeutet  diese  Broschüre  zudem  eine  neue  Gattung  juristischer 
Arbeiti  ein  Qenns  für  sich,  welche«  aber  Schule  machen  and  die  Ge* 
set^ebnng  in  so  manchen  wissenschaftlich  wenig  dnrchforschten 
Bechtflgebieten  ans  der  jetxt  eingewerkelten  Technik  anfznrtttteln 
bemfen  ist. 

KoppEB.  Dr.  Ebwin,  Prag,  Bergbau  und  Eisenbahn  in  ihren 
Rechtsbeziehungeu  nach  östeir.  Recht.  Wien,  Manz,  1905.  —  Siehe 
bei  II.  3. 

Krall,  Dr.  Franz,  Das  Jagdwesen  in  Österreich  vom  rechts- 
wissenschaftlichen und  ökonomischen  Gesichtspunkte.  Eine  Studie. 
Wien,  Grftnhnts  Zeitschrift^  Bd.  28  S.  405. 

Einer  knrzen  historischen  Einleitung  folgt  eine  von  vielem 
Fleiss  zeugende  Besprechung  der  geltenden  Gesetze  und  der  Judi- 
katur.  Die  Arbeit  Ittsst  aber  ein  tieferes  Eindringen  in  die  grund- 
legenden Begriife  vermissen. 

Pfafpixoer,  Dr.  R.,  ..Die  Eiireif^-nun^  we^eii  tlrolien<ler  Berg- 
schäden", ans  der  üsterr.  Advokulenpraxis  „Festschrift  der  nnion." 
V.  nimmt  energiscli  Stelluns-  gegen  eiuen  Normalerhiss  des  .Vcker- 
banministeriums  vom  6.  Februar  1905,  mit  welchem  im  administrativen 
Wege  der  Grundsatz  in  der  Praxis  eingeführt  wunle.  dass  der  Berg- 
baunntemehmer  vor  Beginn  jeder  unterirdischen  Bergbautätigkeit, 
welche  miSglicherweise  eine  Einwirkung  auf  die  Oberfläche  ausüben 
könnte,  die  Zustimmung  des  GmndeigentQmers  einholen  oder  die 
Enteignung  dee  Grund  und  Bodens  erwirken  mftsse.  Dieser  Grund> 
satz  wird  in  dem  erwähnten  Erlasse  durch  Interpretation  aus  den 
§§  98  und  170  des  Berggesetzes  abgeleitet.  Dr.  PFirFmoza  weist 
darauf  hin,  dass  in  Österreich  die  Bergbaufireiheit  bestehe,  deren 
Wesen  gerade  darin  liegt,  dass  der  Bergbau  von  der  Einwilligung 
des  Eigentttmen  der  OberflSche  unabhängig  ist  Allerdings  handelt 
der  Bergbanunternehmer  auf  eigene  Gefahr  und  ist  dem  Grund- 
eigr^'ntümer  für  jeden  Schaden  ersatzpflichtig.  Der  Bergbauunter- 
iiriijiu  r  kann  die  Enteignung  erwirken,  um  grosseren  Ersatzansprüchen 
des  Grundbesitzers  aus  dem  Wege  zu  gehen.  .\Uein  eine  PHicht  zn 
enteignen  besteht  nicht.   Pfaffinger  wünscht,  das^s  die  dringende 
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Neuiegelung  des  Berfrscliadenreelites  im  Wege  der  Gesetzgeboüg 
ehrten»  in  Angriff  genommen  werde. 

Ppabk,  Dr.  Josef,  Wasserrecht  und  Wasserverwaltung  aus  der 
üsterreichitcben  Advokatenpraxis  ^Festsolirit't  der  ünion^,  beklagt 
eine  Reihe  von  schweren  Mifsständen  des  heatigen  Znstandes  des 
Wasserrechtes. 

Ausgehend  von  einer  intmwuiiten  Skisse  der  historischen 
Entwickelnng  der  OsterreicbiBchen  Wasserrechtsgesetzgebnner 
Pfahit,  wie  anter  dem  Einflösse  der  gesetzgebenden  Körperschaften 
die  in  dem  nrsprfinglichen  Begiemngsentwnrfe  enthalten  gewesenen 
richtigen  Qmndsfttze  allmählich  verschlechtert  wnrden.  „Die  Knnst 
der  Gesetzgebnng  ist  den  Volksvertretnngen,  die  nicht  die  notwendigen 
positiven  Vorkenntnisse  besitzen,  nicht  gegeben ;  die  Volksvertretung 
kann  Sbcn*  den  materiellen  Inhalt  Beschlfisse  fassen,  die  Bedaktfon 
kann  nur  einem  sachvei-stÄndigen  Kollegium  überlassen  bleiben." 
Dr.  PiA.NK  postuliert,  diiss  allfis  fliessende  Wasser  als  üftent liehen 
Gut  erklärt  werde,  ferner  eine  einziehende  Regelung  des  Enteignungs- 
verfahrens. Mit  den  i  i anstorniatoren  ist  für  den  Antrieb  der 
IndustrialanliiL'e?!  eine  ganz  neue  Situation  f^esehaffeu  wurden.  Durch 
dieselben  kann  die  eh^ktromotorische  Kraft  fernp-eleitet  werden  und 
können  also  Fabriken,  von  der  Kraftquelle  getrennt  und  entfernt, 
durch  diese  betrieben  werden.  Es  ist  nicht  melir  Iialtbar,  dass  die 
Wasserrechtskonzessionen  unbefristet  gewahrt  werden.  Nach  dem 
geltenden  Wasserrechte  können  derzeit  die  vei  füpfbaren  Wasserkräfte 
von  spekulativen  üntemehmem  okkupiert  und  wirkliche  Industrielle, 
die  einen  neuen  Betrieb  errichten  wollen,  daran  gehindert  w^en. 

Jetzt  wird  jedes  einzelne  Benutzungsrecht  fQr  sich  behandelt, 
auf  den  künftigen  Wasserbedarf  anderer  keine  Rftckslcht  genommen, 
der  bestehende  oder  kflnftige  Wasserbedarf  nicht  geschützt.  Das 
'  Wasser  wird  von  den  einzelnen  Bewerbern  und  Benutznngsberechtigten 
nicht  als  Öffentliches  Gut  bentttzt,  sondern  wie  eine  freistehende 
Sache,  deren  Zueignung  freigelassen  ist,  ausgebeutet.  Dr.  Pfank 
verlangt  eine  Organisation  der  Wasserverwaltung,  die  sich  mit  der 
nutzbringenden  Verwaltung  der  Gewässer  zu  befassen  und  auf  eine 
sorgfältige  Regelung  und  Überwachung  der  Benutzung  der  Gewässer 
bedacht  sein  soll.  Schliesslich  regt  Dr.  Pfann  an,  es  möge  bei 
Gelegenheit  der  Arbeiten  für  die  Keviüion  des  bürgrerliclien  Gesetz- 
baches die  Reform  des  Wasserrechtes  nicht  vergessen  werden. 
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KeiF,  Dr.  Hmiucii,  Das  üsterr.  Bergscbadenrecht,  Wieii| 
Mauz,  1904. 

ScAPiwELLi,  Paul  Conte,  Daa  oberötterr.  Jagdgesetz  vom 
13.  Juli  1895  und  die  herrschende  SpmchpraziB.   Wien,  Manz,  1905. 

ScHiTF,  Dr.  Walteb,  Grnndriss  der  Agrarreehte  mit  EinschluM 
des  Jagd-  und  Fisehereirechtes.  Wten,  Leipzig,  Dnnker  &  Hnmblot 

ÄDLCBf  K.,  flchmibt  darüber  in  No.  50  des  „Jnr.-BL'*,  1908: 
Der  Steff  sucht  an  SpriMUgkeit  und  Schwierigkeit  seinesgleichen. 
Die  Oesetsgebnng  ist  nach  den  Kronlftndern  zersplittert,  der 
wirldiehe  Bechtsnstand  ans  dem  Gesetze  zaweOen  nicht  zn  ent- 
nehmen.  Kit  vollendeter  Sachkunde  nnd  einer  seltenen  Gabe 
knapper,  wohlabgernndeter,  klarer  Darstellnng  tritt  der  Verfasser 
an  seine  Aufgabe  heran  nnd  bringt  wohl  jedem  Juristen,  der  die 
Dinge  nicht  aus  langjähriger  eigener  Anschannng  kennt,  Nenes  nnd 
Lehrrt  iches.  Es  ist  ein  Buch  nicht  znm  Lesen,  sondern  zum  Aus- 
weudifelernen.  Die  Lektion  ist  eine  angenehme  und  anregende, 
weil  der  Verfasser  etwas  von  der  Poesie  der  ländlichen  Lebensver- 
liiiltnisse,  aber  auch  von  der  l-Jirrernis  und  Härt^j  des  Lebenskampfes 
in  seiner  Darstellung  znr  Oeltung^  bringt.  All  das  wirkt  nm  so  starker 
nnd  reiner,  da  an  die  Phrase  keine  Zeile  verschwendet  wird,  und  der 
Eindruck,  den  die  Dinge  selbst  macheu,  nicht  dnrch  vorwitzige» 
billige  Urteile  gestört  wird.  Und  doch  wird  uberall  gerade  genug 
gesagt,  um  dem  Leser  das  volle  Verständnis  des  Gesetzes  zu  err>flrnen. 

Spitz,  Dr.  Alfrid  Alexandir,  Die  Jagdgesetze  für  Nieder- 
Osterreicfa  und  Wien  —  Peteis,  1908  —  ist  ein  kurz  gefasster 
Kommentar  zu  den  neuen  Jagdgesetzen.  Der  Verfesser  besehrftnkt 
sich  auf  wenige  flbrigens  stets  zutreffende  Bemerkungen  zum  Ge- 
setzestezte  und  auf  eine  sehr  gewissenhalle  Zitierung  aller  ein- 
schlSgigen  Judikate.  —  (Dr.  Freih.  v.  Haikdtl.) 

b)  Vorwiegend  Volkswirtschaftliches.^) 

1902. 

BiCMHATB,  Dr.  Lzo,  Landwirtschaftliche  Attaches,  Karl 
Fromme,  1902.  80  h.  (No.  48)2.*) 

*)  Zusammeügeatellt  von  Eobeht  Hitschmahn.  Herausgeber  der 
„Wiener  Landwiitsdisltliehen  Zeitung**. 

*)  In  dieser  Pom  gegebene  Quellensitate  bezeichnen  Nummer  und 
Jahrgang  der  „Wiener  Landwirtschaftlichen  Zeitung**,  Hg.  Koueut  Hitsch- 
XAnr,  Wien  I,  Schanflergasee  6,  auf  deren  susfllhrliche  Besprechungen 
hier  rerwiesea  seL 
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Beksch,  Dr.  Wilhelm,  Die  moderne  Laudwirtscliaft.  A.  Hart- 
leben,  1902.    18  K.    (No.  70)2. 

Mitteilniij^en  über  die  ^'erliaiullunf^en  der  Sektion  für  hiiud- 
und  Forstwirt.schaft  (und  Moiutinwt^seii)  de«  Industrie-  und  l.and- 
wirtschaftisrates  bei  der  füntten  Tagung  im  Jahre  lyol.  Wien, 
Wüh.  Frick,  1902.    6  K.    (No.  47)2. 

RoHACEK,  Dr.  Fb.,  Lohnverhaltnisse  der  landw.  Arbeiter  in 
Mähren.  Brann,  1901.  Verlauf  des  mfthrischen  lADdeskultorrateB. 
(No.  4)  2. 

£iiie  gründlichey  sehr  wertvolle  Uoterftnciiiui^  Uber  die  laadw. 
LohnverbältnlBse,  wie  sie  Bicb  in  der  Praxis  vorfinden.  Dieee  Arbeit 
kann  fftr  ähnliche  vorbildlich  sein. 

Türe,  Dr.  Eduabd,  Der  gemeinsame  Warenbezng  in  Ver- 
bindung mit  den  BaUTeisenkasBen.  Bielite,  1901.  Verlag  des  Ver- 
bandes Landw.  GenoaaoiBchaften  in  Scblesien.  (No.  39)2: 

Derselbe,  Die  Neugestaltung  der  schlesisehen  Kontrihntlons- 
fonds.  Troppan,  Verlag  des  Sabventionskomitees,  1901.  (No.  41)2. 

Amtliche  Protokolle  der  Internationalen  Znckerkonvention  in 
Brüssel  1901/02.  Wien,  Zeutralverein  für  Eübonzuckerindustrie  in 
der  österr.-ungar.  Monarchie,  1902.    5  K.    (Nu.  39)  2. 

Bersch,  T>r.  .To<*EF,  Änderungen  der  Zollsätze  fiir  Wein  usw. 
Wien,  Zentralstelle,  1902.    1  K.    (No.  7)2. 

V.  HoHKNHum  und  Lrr)vvi(^  Frankl,  Materialien  ?.ur  Vorbe- 
reitnn!^  dei  Handelsverträge.  Hefte  1902 — 1905.  ^^'ieu,  Land-  und 
Forstw.  ZentralsteUe.  ä  1  K.  (No.  9)3.  (No.  10)2.  (No.  19)5. 
(No.  102)  3. 

Dieses  in  Heften  ersdieinende,  von  der  Land-  und  Forstw. 
Zentralstelle  in  Wien  herausgegebene  Werk  stellt  im  Verein  mit  den 
die  einzelnen  Staaten  betreffenden  „Materialien*^  (Bassland,  Italien, 
Serbien,  Vereinigte  Staaten  nsw.)  den  ersten  Versneh  in  Österreich 
dar,  dnrch  richtige  Omppiernng  der  Statistik  nnd  Erfusong  der 
volkswirtschaftlichen  VerhAltnlsse  in  agrarischem  Sinne  Einfloas  auf 
die  Gestaltung  der  Handelspolitik  zu  gewinnen.  Insofern  kommt 
diesem  Werk  grundlegende  Bedeutung  zu.  Durch  Darlegung  der  Be- 
rechtigung der  von  land-  und  forstw.  Seite  in  volkswirtschafüieher 
Beziehung  aufgestellten  Forderungen  wurden  nicht  nur  die  Industrie, 
sondern  auch  die  Wissenschaft  und  die  öffentliche  Meinung  sichtbar 
in  dem  Sinne  beelnflnsst,  daas  die  Einseitigkeit,  die  gesamte  Volks* 
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Wirtschaft  hauptsäcliiich  nach  den  Fordernngeii  eines  — -  wenn  auch 
wichtigen  —  Standes,  der  Industrie,  zu  beurteilen,  in  sichtlicher 
Abnahme  begrilTen  ist,  wodurch  eine  Ansgleichnng  der  Gei^nsätze 
unter  dem  Motto:  ^Schutz  jeder  heimischen  Produktion*',  angebahnt 
wnrde.  —  Diese  Materialien     rden  fortgesetzt. 

HiSGHLiB,  Dr.  Ebnst,  L&ndliübe  Besitis-  and  Schnldverhftlt- 
nisge  in  27  Gemeinden  Steiermarks.  1.  Teil.  Graz,  Lenschner  & 
Lflbensky,  1901.  2  E.  (JgB..No.  49)  2. 

Statistik  des  aoswürtigen  Handels  ^es  toterr.-nngar.  Zollge- 
bietes im  Jahre  1901.  1.  Bd.,  1.  n.  2.  Abt  Wien,  k.  k.  Hof-  nnd 
Staatsdmckerei,  1902.  8  K.  (No.  68)2. 

1903. 

HATTüfeBEBO,  Jossr  Ritter  t.,  Referat,  betr.  die  Frage  der 
Uypothekarentschnldung.  8  Bde.  Wien,  Wilh.  Frick,  1903.  12  K. 
(Xo.  104)8.^) 

Eine  überaus  eingebende,  anf  langjährigen  Stndien  bernhende 
Arbeit  über  das  vielomstrittene  Gebiet  der  Hypothekarentsehnldnng. 
Das  Werk  gliedert  sich  in  drei  Hanptteile:  1.  Darstellnng  von  Vor- 
schlügen,  die  bisher  znr  Entschnldnngsfrage  gemacht  wurden. 
2.  Geldpolitik:  Darstellnng  nnserer  Kreditverhftitnisse  zn  dem  Zwecke, 
die  Grundlagen  für  die  VorschlSge  des  Verfassers  zn  gewinnen. 
8.  Vorschlüge  znr  Entschuldung.  Dieselben  laufen  darauf  hinaus, 
dass  es  den  Landwirten  noch  nicht  deutlich  geworden  sei,  dass  bei 
jeder  Produktion  heute  auch  der  Weltverkehr  in  Betracht  kctnnnt, 
Wodurch  die  Spekulation  in  deu  Kreis  der  Piuduktidn  tritt.  In- 
folß-edessen  ist  eine  Verschuldung  eingetretm,  die  nur  durch  WicrjtT- 
hersteliung  .der  lieutabilitfit  des  hmdw.  Betriebes  beseitif4:t  \vcrdeii 
kann  unter  Mithilfe  piner  richtifren  (ield-  und  Kreditpolitik,  deren 
wichtigste  Forderung  die  ist,  dass  nur  der  Besitzkredit  durch 
Hypothekardarlehen  (mit  obligatorischer  Amortisation),  der  Be- 
triebskredit aber  durch  i'eraonaldarlehen  gedeckt  werden  soll,  und 
zwar  nicht  durch  kurzfristigen  Wechselkredit,  der  dem  landw.  Be- 
trieb nicht  entspricht»  sondern  durch  Darlehen,  die  langfristig  aus 
dem  Qatsertrag  wieder  getilgt  werden  sollen.  Auf  diesem  Wege 
hofft  der  Ver&sser  die  allniAhliche  Entschuldung  von  Grund  und 
Boden  SU  erreichen. 

>)  Siehe  Anmerkung  S.  2283. 
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(jeselze,  Verordnungen  und  Kundmachungen  aus  dem  Dienst- 
bereiche des  k.  k.  Ackerbauministerinrns.  XXX.  Heft  (Jahrg.  1902). 
Wien,  Willi.  Frick,  1903.    3,60  K.    (No.  68)3. 

Jahrbücher  der  k.  k.  Landwirtschafts-GeseliBcbaft  in  Wien, 

1902.  Wien,  Selbstverlag,  1903.  (No.  29)  8. 

Kbbblbb,  V.,  Dm  Umdw.  GenoBseiucliaftsweseD  Id  OberStter- 
reich.   Linz,  Katholischer  Pressverein,  1908.  1,10  K.  (No.  28)  3. 

If iscBLFfi,  Dr.  Ebkst,  Ckmeinnfttsige  Arbeitsvermittlung  und 
unentgeltlicher  'Wohnnngsnachweis  in  Gras  nnd  Steiermark,  (jraz, 
Selbstveiiag  der  Arbeitsvermittiongsanstalt,  1908.  (No.  81)  8. 

Der  Verfesser  macht  Hitteilnng  fiber  ein  segensreiches  Werk, 
das  er  in  Steiermark  g-eschaffen,  nämlich  die  Anstalt  ffir  unentgelt- 
liche Arbeitsvermittlung  in  Graz.  I)ie  mitgeteilten  Zifl'erü  betreffen 
die  Jahre  1897 — 1902.  Bezüglich  des  Nachweis  landw.  Arbeits- 
ütellen  zeig^te  es  sii  h.  da.«s  das  Angebut  die  Nachfrage  noch  knapp 
überwog,  was  beweist,  das.s  sie  von  den  Landwirten  noch  zu  wenig 
gewürdigt  wird.  Von  gro.<;s*'r  volkswirtschat'tliclier  Bedeutung  ist 
auch  der  Nachweis  landw.  Arbeiten  für  Reservisieu.  wodurch  diese 
dem  landw.  Betriebe  erhalten  werden  sollen.  Das  Vorgehen 
lliscuLtiBS  wird  in  anderen  Kronländem  Nachahmung  finden. 

Mittfilnnfren  über  die  Versendungen  der  Sektion  für  Land- 
nnd  Forstwirtschaft  (und  Montanwesen)  des  Industrie-  und  Land- 
Wirtschaftsrates  bei  der  sechsten  Tagung  im  Jahre  1902.  Wien, 
Wilh,  Frick,  1902.   8  K.  (No.  6)  8. 

Hitteilnngen  Aber  die  Versendungen  nsw.  bei  der  siebenteik 
Tagung  im  Jahre  1908.   Wien,  Wilh.  Frick,  1903.  (No.  56)  8. 

HüNZEB,  Hugo,  Register  der  das  Veterinarwesen  betreffenden 
Gesetze,  Verordnungen,  Erlfisse,  Entscheidungen  und  Erkenntnisse. 
Tachau,  Hermann  Holnb,  1902.   8,10  K.  (No.  8)  8. 

RoHÄOKK,  Dr.  Fb.,  Das  Verhältnis  des  Grossgmndbesitzes  zn 
den  Bemfsgenossenschaflen  der  Landwirte.   Brflnn,  Selbstverlag, 

1903.  (No.  65)3. 

Derselbe,  Die  Grundsteuervorschreibung  in  Mähren  und  die 
Beruls|,aiio8sen8cliafteu  der  Landwirte.  Brunn,  W.  Burkart,  1903. 
(No.  89)  3. 

Baufr,  Ritter  Moritz  v..  Die  F]it\vi(  ktlung  des  ländlichen 
Krediiwt;!«en8  in  Mäliren.  Brünn,  Karl  Winiker,  1903.  1,80  K. 
(No.  84). 
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In  ^IShren  entfallen  50  der  Bevölkerung  auf  die  Land- 
wirtschaft. Der  Verfasser  zieht  die  von  1885 — 1895  dort  sich  er- 
gebene Zunahme  der  Verschuldung  in  den  Kreis  seiner  Betrach- 
tungen. Diese  Zunahme  betrug  beim  Mittel-  und  Kleinbesitz  33  ^j^^ 
Der  Verfasser  wendet  sich  dann  der  Besprecbnng  der  in  li&hren 
m.Verttigmg  stehenden  Kredit^nellen  zn,  von  denen  er  ein  toU- 
ttSndiges  Bild  gibt. 

Ekoil»  HoBin  V.,  Österreieb-Ungam  im  Welthandel  Wien, 
Manz,  1902.  4,60  K.  (No.  29)  8. 

Gbuss,  Dr.  Otto,  Die  wirtschaftliche  nnd  soziale  Bedentnng 
der  Latiftindien  nnter  besonderer  Beamgnahnie  auf  BShmen.  Heidel- 
berg, Karl  lUssler,  1002.  (No.  80)  8. 

Ebaktzl,  FkiRz,  Das  FUrstentom  lichtenstein  nnd  der  ge- 
samte Ffirst  Johann  von  und  m  Lichtensteinsche  Gntsbesitz.  Brönn, 
Selbstverlag,  1903.    4,80  K.    (Xo.  57)  3. 

Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  W  ien  lur  das  Jahr  1900. 
Wien,  1902.    (So.  10)  3. 

Statistisches  Jahrbuch  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  für 
das  Jahr  1902.  W  ien,  Hof-  und  StaaUdruckerei,  1903.  2,80  K. 
(No.  49)  3. 

ZiEGL,  Julius,  Oftterr.  Heimatsrecht.  Wien,  Manz,  1903. 
1,30  K.   (No.  55)  3. 

1904. 

Etttschebi,  A.,  nnd  Kuhmkr,  F.,  Festschrift  des  Zentralyereins 
fftr  fifibenznckerindnstrie.  Wien,  Selbstverlag,  1004.  (No.  45)4. 

FiscHBK,  BoflA,  Oststeirisches  Banemleben.  Wien,  österr. 
Verlagsanstalt,  1908.  4  K.  (No.  68)  4. 

Gesetze  nnd  Verordnungen  über  die  Wein-,  Fleisch-  nnd 
LinienTensehmngsstener.  Wien,  Manz,  1904.  8  K.  (No.  19)  4. 

0ÜRTH8B,  Alpbsd.  Bancmwald.  —  Waldgenossenschaft. 
Verlag  der  k.  k.  Landwirtschaftsgesellschafl,  Wien  1904, 7  Abbildungen. 
Auf  Aber  3  Millionen  Hektar  werden  die  kleinen  im  bSuerlichen  Be- 
sitz befindlichen  Walder  in  den  im  Eeichsrate  vertretenen  Ländern 
geschätzt.  Es  sind  daher  f\\r  die  österreichische  Volkswii  tsrhaft  iiiul 
fllr  die  Erhaltung  des  Kb'inf^rundbesitzes  zinneist  wichtige  Fragen, 
deren  Beantwortung  dem  Vei  tHsser  von  (irr  \\  jener  Landwirtschafts- 
gesellschaft anvertraut  worden  ist,  zumal  bislier  das  Material 
nirgends  mit  wönschenswerter  Vollst iiudigkeit  vereinigt  war, 
Jahrbuch  der  iutemat.  Verelniguog.  S.  Bd.  145 
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Iii  dvi  erschüpfeuden  Gruppiei  uug  aller  topographisch,  pflauzen- 
physiologisch .  nationalökonomisch,  handels-  und  suzial  -  pnliiisch 
wichtip^eii  Vt  iordiumgen  iiegt  wulil  das  Hauptwerk  der  Arbeit;  aber 
auch  die  daran  sicli  kniipftMideii  Erörtern iiffon,  wnl^^he  im  Vergleich 
mit  analogen  Einiirlitiiiif^t'n  im  Auslände  nntcrsiiclieu,  was  davon 
etwa  in  Osterreich  einzuführen  sei,  werden  weite  Kreise  interessieren. 
Kürze  und  doch  erechöpfende  Sachkenntnis  empfehlen  dieses  Werk 
jedem,  der  über  diesen  CTegenstaud  sich  unterrichten  will.  —  (Dr.  Riehl.) 

LuroBBL,  h.t  Anleitung  sar  nuchen  Pr&fong  wichtiger  Lebens- 
nnd  Genufisniittel.  Wien,  A.  Hartleben,  1904.  1,50  K.  (No.  101)  4. 

SuDL,  Dr.  Alois  A.,  Landwirtaehaftsrecht  nad  Landwirtachafta» 
pflege  in  Böhmen.  1.  Abt.:  Allgemeine  Grundlagen.  Prag,  J.  G. 
Galvi,  1904.   6  K.  (No.  39)  4. 

SvoBODA,  J.  F.,  Der  Landwirt  im  Verkehr  mit  den  Ffnans- 
behörden.   Brttnn,  Friedr.  Irrgang,  1904.   8  K.  (No.  98)  4. 

MitteilnDgen  Aber  die  Verhandlungen  der  Sektion  fHr  Land- 
nnd  Forstwirtschaft  (und  Hontanwesen)  des  Industrie-  nnd  Land- 
wirtschaftsrates  bei  der  achten  Tagung  im  Jahre  I90'i,  bezw.  bei  der 
neunten  Tatrunj,'  im  Jahre  1904.  Wien,  Wilh.  Fi  i(  k.  1904.  (No.  94)  4. 

HüFNAui.,  L.,  Der  Holzhandel  in  seineu  Liiundlaj^en,  Wegen 
nnd  Zielen.  Wien,  Land-  und  forstw.  Zentralstelle,  1904.  1  K. 
(No.     )  1. 

Kb  fehlte  liisher  au  einer  vergleirlicjuirn  l'ntersuchung  der 
Holzhandels-  und  Produktionsverhältnisse  aller  für  den  Weltmarkt 
in  Betracht  kommenden  Länder.  Der  Verfasser  zieht  diesen  Verg^leich, 
aus  dem  er  auf  Grund  eingehender  Stadien  in  dem  letzten  Kapitel: 
^die  Bilanz  des  WelthandeU''  die  sich  ergebenden  Schlüsse  hin- 
sichtlich der  künftigen  Deckung  d^  s  Nntzlmlzbedarfes  zieht. 

KozKSNiK,  Mobitz,  Die  Ästhetik  im  Walde,  die  Bedeutung  der 
Waldpflege  und  die  Folgen  der  Waldvemichtnng.  Wien,  Wilh.  Frick, 
1904.    1,20  K.   (No.  92)  4. 

EHBKMstBiK,  Th.,  Die  Hanptargnmente  gegen  den  dentschen 
4  M.-Ger8tezoll  nnd  die  Differenziemng  zwischen  Malz-  und  Futter- 
gerate.   Wien,  Halm  dt  Goldmann,  1904.  (No.  102)  4. 

HerXcsk,  Dr.  Ctbill,  Das  Ausgedinge.  Wien,  Franz  Dentike, 
1904.   3,60  K.   (No.  49)  4. 

Eine  wertvolle  volksw.  Stndie  über  einea  der  am  meisten 
umstrittenen  bänerliclien  Institute.  Von  Interesse  sind  die  statistischen 
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I»ateii  ans  lii'limt'n  imd  Mühren,  tust  das  einzig  Material  dieser  Art, 
das  wir  besitzen.  Der  Verfasser  schlägt  vor,  das  Endziel,  die 
Ersetzung  des  Ausgedinges  durch  die  Altersversorgung^  auf  dem 
Wege  der  Anknttpfang  an  die  besteliendeii  Verb&ltnisae  sn  erreiclieii. 

JmASOHSKB,  Br.  Faurz  Die  Staaten  Earopas.  Braun,  Friedr. 
Irrganir.  1903.  24  E.   (No.  88). 

ICnoszniewicz,  Adam,  Das  bäuerliche  Recht  in  Bosnien  und 
der  Herzegowina.  1.  Bd.:  Da^  Agrarieclit.  D.-luzla  (.iJo.snien», 
PUlenberger  &  Schnürmacher.  1899.    6  K.    (No.  76)  4. 

Kühnelt,  Josef,  Die  normalen  Frachttarife  der  wichtigsten 
dsterreich- ungarischen  and  bosnisch -herzegowinigchen,  sowie  der 
prenasiBchen  St&atsbahnen  in  ziffermässiger  und  in  graphischer  Dar- 
iteUongr.  Wien,  Hof-  und  Staatedrockerei,  1908.  (No.  57)  4. 

Eine  Nebeneinanderstdlnng  der  Yersehiedenen  Tariftystema 
der  Geeamtmonareliie^  die  geeignet  ist,  einen  Einblick  in  die  Schwierige 
keiten  dieaes  Terworreoen  Tteifweaens  an  gewähren.  Von  Wert 
wftre  eine  Statiatik  der  jeweils  yerfrachteten  Guter,  die  jedoch  ein 
sorgiUtig  gehütetes  Geheimnis  ist.  Dagegen  gewfthien  die  Ttebellen 
die  Möglichkeit,  die  verschiedenen  Bahnen  sowohl  als  anch  die  veiv 
schiedenen  Klassen  der  einzelnen  Bahnen  mflhelos  an  vergleichen. 
Interessant  ist,  dass  die  deutschen  Tarife  für  Getrdde  nnd  Holz 
höber  sind  als  die  der  Monarchie. 

Zoouflz.\NPKi,  Dr.  EuoBN,  Die  Volkswirtschaft  Österreichs  in 
den  Jahren  1900—1904.  Wien,  Alfred  Hülder,  1904.  2,50  £. 
(No.  92)  4. 

Der  VerfMwr  gibt  eine  Darstellung  der  in  diesen  Jahren  in 
Österreich  geleisteten  volkswirtschaftlichen  Arbeit.  Da  diese  Zeit 
in  Österreich  die  parlamentsloee  war,  diente  die  Schrift  sngleieh  dem 
nnansgesprochenen  Zweck,  die  Tätigkeit  des  Regimes  EObbbb  Tor 
Augen  zn  führen.  Dieser  Zweck  wnrde  noch  nm  so  mehr  erreicht, 
als  dem  Verfhsser  yerm(ige  seiner  Stellnng  sonst  schwer  zngftngUche 
Stellen  zu  Gebote  standen.  Leider  enthält  .die  Schrift  manche  der 
ttbliehen  volksw.  Irrtttmer,  so  die  angeblieh  industrielle  Handelsbilanz 
Österreichs  nsw. 

MiscHLEH,  Dr.  Eenst,  Ländliche  Besitz-  und  Schuldverhältnisse 
in  27  Gemeinden  Steierniarks.  III.  Teil.  Graz,  Leuschner  & 
Lttbensky,  1903.   2  K.    (So.  20)  4. 
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Dieser  Band  stellt  den  Absrhluss  der  friilier  (1901)  erßchieiieuen 
timfangi-eiehen  Erhehnnpren  des  Grazer  statistischen  LaiidesamteR 
über  die  ländlichen  Besitz-  und  Schuldverhältnisse  in  27  steierischen 
Gemeinden  dar.  Diese  Arbeit,  die  die  Grandlage  für  die  Vornahme 
agrarischer  Beformen  bietet,  gibt  Einblicke  in  schwer  zu  fassende 
voIImw.  Fragen  and  hat  weit  Uber  Steiermark  hinaas  Aufmerksam- 
keit gefunden. 

PiTBissivicB,  Gtzk,  Die  jfldischen  Grandbesitzer  nnd  Pächter 
In  Ungarn.  Badapest,  Stephaneam-Drackerei,  1904.  1  K.  (No.  77)  4. 

Rkinhofkb,  Hugo,  iMaterialien  zur  \  t  i  bereitung  des  österr.- 
ungar.  Handelsvertrages  luit  Bulgarien.  Wien,  Zentralstelle,  1904. 
1  K.    (No.  90)  4. 

Skidlke,  Dr.  Ernst,  und  Alex  Fkkud,  Die  Eisenbahntarife  in 
ihren  Beziehungen  zur  Handelspolitik.  Leipzig,  Duncker  &  Hamblot,. 
1904.   4,32  K.   (No.  70)  4. 

Statistisches  Jahrbnch  des  k.  k.  Ackerbanminlsterioms  für  das 
Jahr  1908.  Wien,  Hof-  nnd  Staatsdmekerel,  1904.  2,80  E. 
{No.  58)  4. 

Tbiibl,  Adolf,  Die  Wiener  ProdnktenbSrse.  Wien,  Seibet- 
verlag des  Verfassers,  1903.    10  K.    (No.  16)  4. 

Die  Schritt,  in  der  Hauptsache  >Anv  Chronik  <h'r  T8tifirk»'it  der 
Wiener  Produktenbörse  von  18G9— liRKi  bietend,  ästellt  alle  die  heute 
allgemein  anerkantiti  n  Trrtnnier  als  heilsame  Wahrheiten  iiin.  Dasa 
die  Terininspekulation  an  der  Börse  geduldet  wurde,  wird  nicht  ge- 
leugnet, aber  damit  wird  erklärt,  dass  Zwangsvorscliriften  bei  einer 
Körpersciiaft,  die  immer  die  Freiheit  als  höchstes  Dogma  betrachtet,, 
sich  von  selbst  verboten.  Trkibl  tritt  schlie^ich  fftr  eine  Ver- 
söhnung mit  der  Beform  der  Börse  nnd  Förderang  des  Effektiv- 
geschftftes  ein. 

Derselbe,  Fragen  des  Getreidebandels  nnd  der  Getreide- 
börsen. Wien,  Wilh.  Frick,  1904.   1,80  K.   (No.  98)  4. 

Anschliessend  an  seine  frühere  Arbeit,  untersucht  Trkibl  die 
Frage,  warum  jetzt,  nach  Verbot  des  Terminspiels,  an  «b  i'  AViener 
Produkt^  nbürse  das  Effektivgeschäft  nicht  gedeihen  will.  Zu  diesem 
Zweck  macht  »  r  verschiedene  beaehtenswerte  Vors<:hl<'ige,  dabei  zahl- 
reirli.'  an  der  P.r^rst  bestehende  Mifsstände  aufdeckend,  die  jetzt  be- 
fceitigt  werden  müs^n. 
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PniFFiB,  Dr.  K.,  Die  Oiganimtion  einer  Landgntswirtaehalt. 
Wien»  Karl  Fromme,  1905.  6  K  (No.  53)5. 

Inaofem  Pfufpib  an  einem  ans  der  Praxis  gegriffenen  Einzel- 
beispiel zeigt,  wie  angewandte  Wissenschaft  zur  methodischen  Praxis 
wird,  kommt  dem  praktisch  bedeutenden  Werke  auch  allgemein  volks- 
wirtschaftliche Bedemun^f  zu. 

Makchkt,^)  Julius,  Holzprodnktion  and  Holzhandel  von  Enropca, 
Afrika  nnd  Nordamerika.  Wien,  W.  Frick,  1904.  12  K.   (Xo.  30)  5. 

Ein  Werk  ttber  die  Welthoizhandeis-  nnd  Prodnktionsverhält- 
nisae  fthnlicher  Tendenz  wie  das  HuTNAOLsehe,  jedoch  breiter  an- 
gelegt nnd  im  amtlichen  Änftrage  abgelasst 

Bericht  der  h.  k.  Permanenskommiflsion  für  die  Handelswerte 
der  Zwiscbenverkehrsstatistik  im  k.  k.  HandehiminlBterinm  über  die 
Bewertung  nnd  Bewegung  des  ZwiachenYerkehre  zwischen  den  im 

Reichsrate  vertretenen  Königreichen  nnd  Lfindern  nnd  den  Ländern 
der  Ulli; arischen  Krone  im  Jahre  l'J04.  Wien,  Hol-  und  Staats- 
druckerei, 190Ö.    2  K.    (No.  62)5. 

Buschmann,  Dr.  Max  Freiherr  v..  Die  Vorschriften,  betr.  den 
Transport  von  Tieren  und  die  Tarife  bei  dif^srn  Transporten  sowie 
den  Fleischtransport  auf  den  österr.  Eisenbahnen.  Wien,  A.  Hart- 
leben, 1905.   2  K.   (No.  97)  5. 

Gbllbr,  Dr.  Leo,  Der  Detaillhandel  mit  gebrannten  geistigen 
Getränken  nnd  das  Propirationsrecbt  in  Galizlen  nnd  der  Bukowina. 
Wien,  IToritz  Perles,  1905.   1,60  E.   (No.  58)5. 

Gesetze,  Verordnungen  nnd  Kiiiidiiiachungen  ans  dem  Dienst- 
bereiche dps  k.  k.  Ackerbiuiiniuisteriums  (Jahrg.  1904).  Wien, 
Wilh.  ¥nck,  l'J05.    3,60  K.    (No.  94)5. 

Das  Getreide  im  Weltverkehr.  Wien,  Wilh,  Frick,  1905. 
12  K.   (No.  93)5. 

Die  wertvolle  Fortsetzung  eines  gediegenen  Werkes,  das  an- 
Iflsslich  der  Terminhandelsenqnete  in  Wien  (1900)  vom  k.  k.  Acker- 
baumioisterinm  herausgegeben  wurde  und  als  „Uaterialien"  fttr  diese 
Enquete  eine  einzig  dastehende  Übersicht  Ober  Getreideproduktion 
und  -Verkehr  bietet 
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GoLDiCAinr,  Ludwig,  Der  Gersten-  und  Malzzoll  im  deutschen 
Handelsvertrag.  Wien,  Boller  &  Co.,  1905.  (No.  75)  5, 

GsABMATB,  Dr.  Eabl  t.,  Das  landw.  Ereditproblem.  Heran, 
F.  W.  Elmenidch,  1904.  (No.  46)  6. 

Ein  dem  deutschen  Jnristentag  in  Innsbniek  erstattetes  Referat, 
iu  dem  GRAHMAva  versacht,  das  agrarische  Kreditproblem  innerhalb 
der  geltenden  Wirtschaftsurduuüg  uud  ohne  zu  empfindlichen  Ein- 
griff in  die  wirtschaftliche  Freiheit  zu  lösen. 

Haerdtl,  Dr.  Heinbich  Freih.,  (irandbegriffe  des  Jagdrechtes. 
—  S.  im  voranstehenden  Abschnitte. 

Hock,  Paul  Freiherr  v.,  Niederösterreichische  Landesgesetze. 
Wien,  Hanz,  1905.  8,80  £.  <No.  84)8. 

HüLLKS,  Hbbmaiik,  Handbsch  znr  Gllterklassifiltation  der  im 
Tarif  Teil  I,  Abt  A.  genannten  Osterr.-nngarischen,  bosnisch-herze- 
gowinisehen  Bahnen,  Wien,  Selbstverlag,  1904.  7  K.  (No.  17)5. 

H.S  Handbach  trfigt  dazu  bei,  dem  Benutzer  ffir  eine  ratio- 
nelle Ausnützung  der  Waggons,  bezw.  der  Tarife  zn  interessieren, 
überhaupt  dem  rublikum  den  Einblik  in  das  Bahntaiifwesen  zu 
ei'leichtern. 

Mailäth,  Josef  Graf,  Studien  über  die  Landarbeiterfrage  in 
Un^rn.    Wien,  Franz  Den  ticke,  1905.    6  K.    (No.  7)  5. 

Der  Verfasser,  ein  ungarisch*  !'  Magnat,  bespricht  ein  fär 
Ungarn  ansserordentUch  wichtiges  Problem,  das  auch  in  anderen 
Staaten  immer  brennender  wird,  nnd  bringt  eine  Anzahl  Reform- 
TorschlSge. 

Mabchst,  Dr.  Gustav,  Die  Beblansgesetzgebnng  Österreichs. 
Krems,  Verlag  des  Vereins  znm  Schatze  des  Osterr.  Weinbaues, 
1904.   1  E.  (No.  SB)  5. 

Uitteünngen  Uber  die  Verhandinngen  der  Selctlon  für  Land- 
nnd  Forstwirtsehaft  (nnd  Hontanwesen)  des  Industrie-  nnd  Land- 
wirtschaftsrates bei  der  zehnten  Tagung  im  Jahre  1905.  Wien, 
Wilh.  Prick,  1905.    8  K.    (No.  83)  5. 

REi.NuoitH,  Hugo,  Materialien  zur  Vorbereitung  des  dsterr.- 
iiTigar.  Handelsvertrages  mit  Kumänien.  Wien,  Zentralstelle,  1904. 
2  K.   (No,  15)  5. 

ScHii.DKB,  Dr.  SisoMUim,  Agrarische  Bevölkerung  und  Staats- 
einnahmen.  Wien,  Franz  Denticke,  1906.   4  K.  (No.  108)5. 
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ScHOPPiB,  Dr.  Abmilijjt,  VaBchnldnngsfi-eiheit  oder  Schnlden- 
Mhelt?  Bozen,  «TyroUa'',  1904.  S  K   (No.  68>  5. 

Sbidl,  Dr.  AioiB,  Der  neue  Handetevertrag  mit  dem  Deutschen 
Reiche  und  die  (toterr.  Landwirtsehaft  Wien,  If anz,  1905.  2,40  K. 
(No.  74)  5. 

Eine  Beepiechnnir  ^  neuen  dentaehen  Haadelsyertragee  und 
der  schwerwiegenden  Folgen,  die  sich  ans  demselben  fttr  östorreich 

infolge  der  Znsammenkoppelang  mit  Ungarn  ergeben. 

SuNNDoKFKK,  Dr.  RuDOLF,  Die  Technik  des  Weltliandels.  Wien, 
Alfred  Hülder,  1905.    10  K.    (No.  82)  5. 

Die  dritte  Auflag'e  des  weltbekannten  Kompendiums  bringt 
wieder  zahlreiches  Neue«,  das  geeignet  ist,  den  Wert  dieses  Nach- 
schlagewerkes, äm  kaum  eine  einschlfigige  Frage  unbeantwortet 
läset,  abermals  zu  erhöhen. 

Die  Sparkassen  und  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenos-sen- 
i;chaft«n  in  Steiermark  im  Jahre  1902.  Graz,  Leaschner  &  Lnbensky, 
1905.    (No.  94)  5. 

Statistisches  Jahrbuch  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  fUr  das 
Jahr  1904.  Wien,  Hof- und  Staatsdmckerei,  1905.   8K.  (No.50)5. 

Strikoboe,  SuevRinD,  Amerikanische  Landwirtschaft  Wien, 
WiUt  Flick,  1905.  6  K.  (No.  12)  5. 

HiTBCHMAini,  HüGO  H.,  Vademekam  für  den  Landwirt  Wien, 
ICorits  Perle«,  1906.  20  K.  (No.  71)  5. 

Ein  Nachsdili^iebnGh,  das  dnrch  eingehende  Berttcksichtignng 
▼olksw.  (3egenstftnde,  wie  Rechtsfragen,  Kredit  nnd  Verkehr,  Tarif- 
wesen nsw.  weit  über  den  gewdbnliche&  Bahmen  solcher  Werke 
hinausgeht 

Dank  langjähriger  Erfahrung  über  die  Anforderungen  an  ein 

solches  Jahrbncli  und  seltener  journalistischer  Gewandheit  ist  es 
dem  leider  zu  früh  für  Usterreich-ün<rarns  Landwirte  dahingeschie- 
denen Urheber  des  Vademekum  f^elnn^ren,  auf  möglichst  geringen 
Kaum  zusammengedränf^t  ^ranz  unglaublich  Vieles,  und  zwar  in 
leichtverständlicher  Übersicht  Ii  ekeit  zu  bieten,  so  dass  dieses  von 
den  Söhnen  fortg-esetzte  und  im  Laufenden  gehaltene  Werk  auch 
in  technischer  Beziehung  als  Muster  gelten  darf.  —  (Dr.  Kiehl.) 

ViPKORSKT,  Dr.  Kael,  Der  Handelsvertrag  mit  Deutschland 
und  die  böhmische  Landwirtschaft  Prag,  F.  Sim&cek,  1905.  1  K. 
(No.  67)  5. 
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im  PersonAlBteiiergBBets.  Wien,  Karl  Fromme,  ld06.  4,80  IL 
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Uü^ar.  Handelsvertrageö  mit  vSchweden,  Wien,  Zeutralstelle,  1905. 
2  K.    (No.  8)  6. 

FispHFR.  KuBfciHT,  Über  Aufgaben  und  Bedeutung  eines  kultur- 
technisclien  X'ersnchswpsens.    11»' )6.    (Xo.  9)  6. 

Volkstümliche  StudTVn  fibci-  die  Fraire  des  ^-enieiüsaraen  iTisterr.- 
nngar.)  Zollgebiets.    Wien,  W.  Frick,  ii'Or..    1  K.    (\o.  10)  6. 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  inmitten  der  wilden  Agitation, 
die  in  Ungarn  gegen  das  gemeinsame  Zollgebiet  mit  Österreich  ent- 
fesselt ist,  eine  Stimme  zu  vernehmen,  die  die  nngehenr«s  Vorteile 
desjjgemeinsamen  Zollgebietes  für  Ungarn  anerkennt. 

HuFRAOL,  Lbopold,  Handbuch  der  kanftnänniaelien  Holzver- 
wertnng  nnd  des  Holzhandels.  Berlin,  Panl  Parey,  1905.  9,60  K. 
(No.  13)  6. 

6.  Verwaltungsbereich  des  LandesverteidigangBuiinisteriuma. 
Der  Krieg  in  Ostaslen  hat  eine  Fülle  von  Publikationen  ge- 
zeitigt, von  denen  die  „Einzelschriften  über  den  mssisch-japanischen 
Krieg'*,  welche  die  Bedaktion  der  militäriachen  Zeitschrift  „Strefflenr** 
herausgibt,  am  wertvollsten  sein  durften,  denn  sie  sind  auf  Gmnd 
der  offiziellen  Daten  unserer  Militärattaches,  die  im  Evidenzbnrean 
des  Generalstabes  gesichtet  wurden,  bearbeitet  Dem  Chef  des 
Generalstabes  gebtthrt  öffentlicher  Dank,  daas  er  die  Erlanlmia  zur 
VerOffentlichnng  dieser  wertvollen  Dokumente  gegeben  hat.  Die 
,»EinzelBchriften*'  enthalten  in  erster  Linie  GefechtsdarsteUnngen  nnd 
authentische  Beobachtungen  (Iber  die  Verwendung  der  drei  Waffen 
(Infanterie,  Kavallerie  und  Artillerie). 

Von  ..kricgsgeschichtlichen  Publikationen"  überhaupt  ist  aus 
letzter  Zeit  das  vom  Kriegsarchiv  herausgegebene  Werk  über  die 
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Fraiizosenkrifg^  (1762 — 18 lö),  von  dem  die  zwei  ersten  Bände  vor- 
liegen, an  erster  Steile  zu  nennen.  Der  Einleitungsband  nmfasst 
mehrere  interessante  Aufsatze,  wie:  „Die  politischen  Verhältnisse 
Tor  Ausbruch  des  Krieges^  (Hauptmann  Criste),  ,.Da8  Deutsche  Reich 
und  die  habsbnrgische  Monarchie  sar  Zeit  des  BevolntioiiBkneges 
(ünter4irektor  Lamoke),  „Die  Wehrwesen  Österreichs 
Qod  der  fremden  enropftlseheii  Staaten*'  nnd  den  besonders  wertvollen 
Anftatz:  „Truppen-,  Heeres-  nnd  Kriegsftlhning«  (Generalstabsmajor 
HoBB).  Der  zweite  Band  behandelt  den  Feldzng  1782.  Znr  Sftknlar- 
feier  des  Jahres  1809  plant  das  Kriegsarchiv  eine  mehrbändige  Dar-, 
stellnng  dieses  Feldznges  vom  Seterreichischen  Standpunkte,  die  bis 
heute  fehlt  nnd  die  dazu  beitragen  soll  nnd  wird,,  den  Waffenmhm 
unserer  Armee  von  hSssUcben  legr^ndarisehen  Flecken  zn  reinigen. 

Zwei  Publikationen  des  Kriegsaich ivs  sind  no(h  zn  erwähnen: 
Major  Bkmkks  4.  Hand  der  ^Geschichte  dei  k.  u.  k.  \S  ehrmafht  ".  der 
die  organisatorische  F.nt\vickelnnp?geschichte  der  Artillej  ie  auf  (innul 
der  reichen  arcliivalis(  lien  (Quellen  des  Kriegsarchivs  mit  eminenter 
Sachkenntnis  schildert,  und  Oberstleutnant  Wlaschütz'  ^Bedeutung 
von  Befestigungen  in  der  Kriegsffthrung  Napoleons"*,  der  die  Korre- 
spondenz Napoleonf!  benätzt  hat,  am  ein  vortreffliches  Bach  über 
diese  interessante  Frage  zu  schreiben. 

Der  Feldzug  1866  in  B5hmen  hat  „einen  Generalstabsoffizier'* 
(Hauptmann  v.  STEoriiz)  zn  zwei  wertvollen  Arbeiten  angeregt: 
«Die  kritischen  Tage  von  Olmfltz«*  (1904)  und  «Die  letzte  Operation 
der  Nordarmee".  Beide  Bücher  sind  ungemein  fesselnd  und  be- 
handeln mit  souveräner  Beherrschung  des  gewaltigen  Stoffes  die 
Ereignisse  bei  der  Nordarmee  nach  der  Scli lacht  von  Königgrätz, 
die  ihren  Abüchluss  in  dem  Gefechte  von  Blumenau  fanden. 

7.  Aiu  dem  GeUeta  autoiiomer  Terwaltimg. 

(Sowohl  eioflelne  Länder  als  grössere  Stildte  geben  periodisch,  einige 

aiyihrlich,  Beriebte  heraus.) 

Die  Verwaltung  der  k.  k.  $tadt  W. -Neustadt  1897—1901. 

Bericht  des  Bftrgermeisters  Fbanz  Kammanii.   W.-Neustadc  1902. 

Mag  es  Lokftlpatriotismns  8*»in,  dass  «xeiailo  (lie>er  liericht  von 
so  zahlreichen  heraus^'-egrirt'en  wird:  die  alle  Hci/oLr^residenz 
der  späteren  Babenberger.  lange  Jahrzehnte  ihr  Bollwerk  gegen 
die  Magyaren  und  noch  zu  Ausgang  de«  Mittelalter»  die  letzte 
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sichere  Znflacbt  Kaiser  Friedridi  des  III.  (IV.),  darf  immerhin  den 
Ansprach  machen  vor  allen  anderen  Prnvinzstädten  Innerösterreichs, 
jenen,  die  flir  Österreich  and  sein  geschichtliches  Werden  Anteil 
nehmen,  genannt  zn  werden,  nnd  der  gegenstftndliehe  Bericht  des 
Bflrgermeisters  der  „Allseitgetreaen''  zeichnet  sich  durch  Klarheit 
und  Sachlichkeit  so  verteilhaft  aas,  dass  dessen  Kenntnisnahme  im 
ganzen  wie  im  einzelnen  anch  einem  Leser  ohne  irgend  welche 
Vorbildung  leicht  fallen  wird. 

An  dieser  Stelle  glauben  wir  ein  Bild  der  Verwaltong  einer 
'mittelgrossen  deutschen  Stadt  Österreichs  als  typische  Gestaltung 
unseren  p.  t.  Lesern  nm  so  mehr  empfehlen  zu  dttrfen,  als  ja  das 
reichgegliederte  vielnm fassende  Leben  der  Gemeinde  in  Österreich 
im  Vergleich  mit  der  kümmerlichen  Gemeindeantonciiiie  in  den 
meisten  eurupäischen  Staaton  voji  grosser  Wichtigkeit  ist,  nm  be- 
greifen zu  lernen,  wir  dies  aii«.  i  »sterreich  trotz  aller  Stürme,  die 
fetinen  Wipfel  nmtofien.  immer  iirii  sich  verjüngt  mul  Stand  halten 
winl  im  Sinne  des  ehrwürdigen  Symbolf,  da«  \Vr.  Neustadl  mittel- 
alterliche Bauten  ziert:   ^A(nstria).  K(rin  lin)  <'(rl»e)  Ufitima).*' 

Wohl  am  einfachsten  liessen  sich  die  angedeuteten  Zwecke 
erfüllen  durch  die  Anführung  des  Inhalts  dieses  XIII  und  490  (^uart* 
Seiten  fassenden  Berichtei». 

Nach  einem  Vorwort  folgen  an  einzelnen  Kapiteln: 

I.  Kundgebungen,  Feste,  Begrttssnngen:  Regiernng^nbilänm 
des  Kaisers,  der  Kaiser  in  W.-Neustadt,  das  70.  Gebnrtsfest  des 
Kaisers,  Tranerkundgebnngen,  Glückwfinsche,  politische  KundgebangTi 
Jubelfeier  des  Verteranenvereines,  Lehrertag  in  W.*Neustadt,  Gau* 
tnmfest  etc. 

II.  Stadtgebiet:  Das  Steinfeld,  die  eigentliche  Stadt.  Fläche 
nnd  Benützung  des  Stadtgebietes. 

III.  Bevölkerung:  Durchführung  der  Volkszählung,  Bewohner, 

Bürgerrecht,  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  usw. 

IV.  Gemeindevertretung:  Genieinderat.  A\'ahlen  usw. 

V.  Stadtverwaltung^:  15  iirfrer  meiste  rann  (Stadtrat),  Geschiifts- 
umfang.  BeamienkOrj>tr,  Regulierung  der  Beamteugchalte,  Kosten 
der  Verwaltung. 

VT.  ()tit'iillifhe  Sicherheit:  Sicherheitswache,  Meldnn<jrs\vesen 
( WaffenpHsfse  nnd  Lizenzen).  Rettungsdienst  (städt.  Telephonaniagen, 
Kettungsätatiüu),  Vorktihruugen  gegen  Elemeutarereignisse  (Feuer- 
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UtachweBen,  Fenertelephon,  Aktionen  der  Fenerwehr,  Föiderang  des 
Fenerwehrweaem,  Hochwasser,  £rdbeben). 

VII.  Gesundheiliwesen:  Die  sanitiren  VerbftltDisBe  (Bewegnng 
der  Bev911cenui(r,  Alter  der  Verstorbenen,  Todesorsschen),  Infeküons- 

krankheiten,  Handhabung  der  Prophylaxe  (Isolierung,  Desinfektion, 

Impfung,  .SanitSts-  und  Humaüitiit,sa!iJ?taltcu,  Krankentransport  uüd 
Retluugisvve&eii,  Brestkafte),  Saliitfttspriege  (Beseitigung  der  Abfall- 
Btoffe,  Strassenpflege,  Nahrnngi»-  uud  Genussmittel.  Ran-  und  Woh- 
nungrshypiene.  Volksbäder.  Leichen-  und  Friedhotswestn,  Saniläts- 
pprsonaie,  Handhabung  des  Sanitätsdienstes),  Spilülti-  (AUjromeines 
Krankenhaus,  Rekonvaleszenteut'onds,  Elisabeth  Etzerodt- Stiftung, 
Röntgen-Apparat,  Epidemiespital,  Tnfektionsspital),  Friedhof,  Assa- 
nierung (Wasserversorgung,  Kanalisation,  Einwölbung  des  Himmel- 
baches,  nene  Kanäle,  öffentliche  Anstandsorte,  Städt.  Schlachthof, 
Bestimmnngen  ffir  den  Betrieb,  Harkt-  und  Schlachthof kommission, 
ScfalaehtQoisszwanirt  Betriebsergebnis),  Veterinftramt  (Stand  der  bäns* 
liehen  Nntztlere). 

Vni.  Hsrktweeen.   (Die  stftdt  Marktanlagen,  Überschau,  Er- 

hcihung  der  Flelschpreise,  Vieh-  und  Fleischbeschau,  Exportvieh- 
markt,  Vermehrung  der  Jahresviehmärkte,  Borstenviehmarkt,  Auf- 
hebang  der  Trödlermärkte.) 

IX.  Bauwesen:  Neubauten  und  Adaptierungen  städt.  Qebände, 
Stadtregnlierung  (Generalregulierungsplan,  Teilrc^Milicrungs-  und 
Verbanangspläne,  Verbanangspläne  für  Teile  des  Binges,  filr  die 
Zehner-Vorstadt,  Kasemengrfinde),  Stadtversch^nernnsr  (Vorgarten 
der  NenUosterklrche,  Begnliemng  der  Nennidrebnerstrasse,  der  „ge- 
fangene Herrgott**,  Spinnerin  am  Krens,  Begaliemng  bei  der  Eapn- 
zinerkirche,  BflrgerBof,  Bekonstmktion  des  Beektnrmes,  Baunormen, 
Fördemng  der  Bautätigkeit,  Baustatistik),  Brficken-  und  Wasser^ 
bauten. 

X.  Verkehrswesen:  Strassen  und  Gassen  (neue  Gassen-  und 
Verbindungswege,  Benennung  von  (fassen,  Strassenv*  rbreiternn^.  LUir- 
ger^^tfige,  Pflasterung,  Makadaniisiening-).  Eisenbahnen  (Südbahn.  der 
];;iliiiliüf.  Haltestellen  der  Südbahn,  Tarife  der  Strecke  W.-NeustHdt— 
(.»edenbnrfr.  Eisenbahn  Wien — Asgang,  Abfahrtszeit  des  Mittasrsznges, 
Ansban  der  Asjgangbahn,  Schneebergbahn.  Elektrische  Bahn  Wien — 
W.-Nenstadt),  der  W.-Neost^dter  Scbiffahrtskanal. 
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XL  Beleuchtuugäweäeu:  StädtiscUes  Gaswerk  (Erwerbungt 
Betrieb),  StnuMenbeleacbtong. 

XII  Handel  und  Gewerbe:  Hansierrerbot  (Crewerbeanmel- 
dangen,  Vergebung  von  Arbeiten^  Indastri^rdemng,  Eohlentarife 
der  Sttdbahn,  Umlagenbefreinng  neuer  Indnstrie-Untemehmimgen). 

XIII.  Kultusangelegenheiten.  (Pfarrgeineinden.  Pflichten  und 
Rechte  der  Stadtgemeinde,  Wiederaufbau  der  Pfarrtürmp.) 

XIV.  Schulwesen:  Si  luilbehörden  (Bezirksschulrat,  Ortsschul- 
rat, Organisation  der  städt.  Volksschulen,  Errichtung  der  sechsten 
Volksschulklassen,  Ausschnlnng  der  Heideansiedlung,  Beförderung  und 
Bezüge  der  Lehrpersonen).  Bau  der  Doppelvolksx  hule  in  der  Josefstadl. 
Öffentliche  Volks«  nnd  Bürgerschulen  (Knaben- Volks-  and  Bflrgerschole, 
Mädchen -Volks-  nnd  Bflrgerschnie,  Hfidchen -Volksschule  In  der 
HerKOg-Leopoldstrasse,  1.  Knaben-Volksschole  im  (Gebäude  der  Kaiser 
Franz  Josef-JnbiläamBscbnle,  2.  Knaben- Volksschnle  im  JnbilSums- 
schnlgebttnde,  Mfidchen- Volksschnle  fm  GebSnde  der  Jnbiläamsschnle, 
ÜbnngBBchole),  Privat-Volksschnle  (der  eTangelischen  Gemeinde). 
Fortbildnng88chnlen(Gremlal-Faehsc]iale  tfkr  Handelsbeflissene,  Privat- 
Handelskurs  fttr  Hftdchen,  Gewerblicher  Unterriebt,  Hnsikschnle  des 
W.-Nenstfidter  Ifnsikvereins).  Anstalten  fUr  das  vorschnlpflichtige 
Alter  (Kindergärten,  Kinderbewahr-  nnd  Mädchenlehranstalt),  Kinder- 
horte (Kuabeühurl,  Miitk'lieiiheim),  Mittelschulen  (Staats- Ober- 
gymnasium, Landt's-(  >bi  i  realst  hule,  höhere  Gewerbeschule,  Landes- 
Lehrersemiiiar).  I>io  k.  uiul  k.  Tberesianische  Militärakademie, 
Studentenkon vikt  i (^iiartifvonlmin?).  .lugendspiele  (Kinderspielplatz 
in  der  Josefstn^lt ).  Mip»  ndit-n  (^Zusammenlegung  von  Stipendien). 
Landes-1  aultstuiiimeuaustalt,  Landes- Waisenhaus. 

XV.  Bildnngawesen:  Stttdt.  Archiv,  Stadtbibliothek,  Jlnsenm, 
Stadttheater  (Oebttnde,  Dekorationen,  Verpachtang,  Theatervertrag), 
Stadtkapelle,  stSdt.  Freibibliothek. 

XVL  Wohltätigkeit:  Subventionen,  Spenden  der  Stadtgemeinde, 
private  Spenden,  Spenden  der  W.-NenstSdter  Sparkasse  an  die 
Stadtgemeinde,    Hnmanitfttsanstalten  fflr  Scholen,   Vereine  usw. 

Stiftungen  und  Fonds  (der  Bürger-Hospitalfonds,  Lokatelli>Armeu- 
Stiftung,  Scliulstiftungen,  andere  Stiftungen  und  Fonds). 

XVII.  Forst-  und  Laiiil Wirtschaft:  StadlwaMunpMi  ( Kulturen, 
Waldwege,  Waldschadeu,   iiolzfUUuug,   AValdstreu,  Harznutzung, 
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Forstdipnst\  Jagd  (im  i^tadri,!  in-  te).  \  ersnchsweingarten,  Hagel- 
schlag,  laiid-  und  forstwirtschaftliche  ViertelsansisteUang. 

XVIIL  Besitz  der  Stadtgemeinde:  Das  Kammeramt  (Material- 
bescltaffbng,  Grnndbftclier).  Erwerbung  ftr  das  StammvennSgen. 
Bealbesitz  der  Stadtgemeinde. 

XIX.  Finanzen:  Der  Gemeindehanshalt  (Gemeindeumlage, 
6^oi^  Zuschlag  auf  den  Mietzins,  VersehrangssteverzQscMag, 
Auflage  für  gebrannte  ^  istige  Flttssigkeiten.  Biernmlage,  Mant- 
und  Abmessgefalle,  Verlegung  von  Mauthäusern,  Absperrscliranken), 
Stadtische  Anleheii  (^das  3-Millionen-Anlehen).  Stempel-  und  Ge- 
hiilnenbiifreiuüg,  Haftpflichtversichernng,  Schnldenstand  der  Stadt- 
geineiiide  Ende  1901,  Verniögensirebaruiig  iu  den  Jahren  1897—1901. 

XX.  Rechtsangelegenheiten:  Beschwerden  an  den  Verwaltungs- 
gerichtshof (TiefqneUenleitong,  das  PrSsentationsrecht).  Eiektnzit&ts* 
werk  der  k.  nnd  k.  MUitftr-Akademie,  gewerbliche  Schlachtiugeii 
in  der  Militär- Akademie,  Servitntseiorfttimimg,  Kabel  sam  Anhof, 
FreilassangserkUrangen,  das  Heimatsrecht  der  AnsUtnder. 

XXI.  Militärangelegenheitvin:  Das  Truppenspital,  Kavallerie- 
Kaserne,  neue  Reitplfitze,  Heereserj?aii/un{j  (Stellung  der  Ein- 
heimischen, Stellung  der  Fi  *  uukn.  Kvidenzhaltung,  Evidenzkataj^ter, 
Einbemfnngskarten,  Koütroilverüammluntren).  Landsturm  f^reldunf? 
d*»r  Landsturmpflichtigen).  Einquartierun^s-  nnd  \iirspannsiiiife^e- 
legeuheiten,  Pferdeklassitikation  und  Fuhrwerkszählung,  Militärtaz- 
wesen. 

III.  AUgemeines  PrlTatreeht. 

ALT9CHÜL,  Dr.  Jakob,  Advokat,  nnd  AltbchüIi,  Gottlub  Fbbd., 
ErlSQtemngen  anm  österr.  Urheberrechtsgesetze  vom  26>  Dezbr. 
1895.  Wien,  Manz,  1904.  289  S.  —  Ein  yollstfindiger  Kommentar, 
entstanden,  indem  die  Verfasser,  wie  sie  in  der  Vorrede  selbst  hervor- 
beben, mSgUcbst  abseits  jeder  Kritik,  das  (Stesetz  ans  sich  heraus 
erliuterten.  Gewiss  bietet  solches  Bestreben  die  GewShr  grösserer 
Originalität,  aber  auch  grösserer  Irrtümer.  Nur  wenigen  Genies  ist 
vergüunt,  auch  hierin  gross  und  befruchtend  zu  wirken;  eine  ffh* 
die  Praxis  verlässliche  Arbeit  uun>s  auf  der  nailis.amen  Durch- 
arbeitung des  bisher  Geleisteten  aufgebaut  sein.  Die  „neue  Theorie", 
welche  hiev  darzulegen  versucht  wird,  kulminiert  in  (iti  Lehre: 
das  Urheberrecht  bestehe  in  „der  ausschliesslichen  Befugnis  des 
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Urhebers  /u  Fürsorgebandlungen  für  sein  geistiges  Geschöpf Die 
^ni  h)  ht  rherrliche  Gewalt  wird  als  aualog  der  väterliclien  Gewalt 
aufgefassf'. 

GkCnrerg.  Prof.  IM-.  Kakl,  Bauten  auf  fremdem  Grun  l. 
Ein  Beitrag  zur  Würdigung  des  Erbbaurechts.  Wien.  !>*  nticko,  I'.»o:i. 
Der  Verfasser  erörtert  die  Frage,  ob  das  sogen.  ..Sujit  laditikats- 
wesen*"  für  ÜBteireich  in  irgend  welcher  Ausgestaltung  allgemein 
eingeführt  zu  werden  verdiene,  und  verneint  diese  Frage,  wie  wir 
glAQben,  mit  Becht.  Was  an  derg^l.  AntiqoitAten  e.  B.  die  gewissen 
Abarten  von  Superficies  und  Emphytense  in  Salzbnrgr,  noch  sieb 
erhalten  hat,  ist  gewiss  wert,  dass  es  sngmnde  gehe.  Ifit  derlei 
Hitteichen,  die  Probleme  der  Bodenreform  ISsen  su  wollen,  ist  auch 
fttr  die  Gegner  der  modernen  Theorie  ein  verfehlter  Standpunkt 
Es  ist  aber  sehr  verdienstlich,  gelegentlich  festsnstellen,  dass  trotE 
Ben  Akiba  und  trotz  der  auch  jetst  noch  hochmodernen  Gewohnheit 
die  Umwälzungen,  welche  Dampfmaschienen  und  Elektrotechnik  mit 
sich  brachten,  zu  flbersehen  und  fttr  die  sozialen  Erscheinangen  des 
20.  Jahrhunderts  immer  nach  Analogie  im  römischen  Weltreich  von 
Cäsar  bis  Diokletian  zn  suchen.  —  wirklich  brauchbare  juristisclie 
Arbeit  nicht  geleistet  werden  1  mi  m.  Übrigens  liegt  das  Verdienst- 
liche der  geirfnstandUchen  Arbeit  uiiudestens  »benso  sehr  in  der 
mühevollen,  auf  eine  eigene  Privat-Enquete  gestützten  doguiaiisclien 
Leistung. 

LöFKL,  Hkinrich,  ,,Recht  auf  Unterhalt".  Wien,  Manz,  1904. 
Die  dankonswerte  Schrift  lässt  das  Bemühen  erkennen,  dem  aktnellea 
Stofl"  doch  noch  einige  neue  Seiten  abzugewinnen.  Damit  seien  die 
Abschweifungen  in  der  t  thisclien  Begründung  der  Unterhaltspflicht 
entschuldigt.  Was  der  Verfasser  de  lege  lata  und  stete  mit  sorg* 
fiUtiger  Benützung  der  Spmchpraxis  darstellt,  wird  seinem  Werke 
dauernde  Beachtung  sichern. 

Mbtkb,  Robbst  v.,  Die  Auslobung.  Wien,  Manz,  1905. 
Diese  153  S.  Grossoktav  umfassende  Arbeit  darf  den  tflchtigstou 
Monographien  der  Berichtoperiode  an  die  Seite  gestellt  werden. 

Der  Verfasser  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Auslobung 
eine  Form  des  Vertragsabschlusses  bedeute.  Darlehen,  Miete,  Kauf, 
Lohnvertrag  können  durch  Auslobung  zustande  kommen.  Theoretisch 
entscheidet  sich  der  Verfasser  gegen  die  \'ersi)ieiheus-  und  für  die 
Vertragstheorie.    Die  diesfülligen  Krörterungen  ja  auch  mit  Rück- 
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sieht  anf  das  gsltende  positive  Recht  (A.  B.-6.-B.,  pi-enssisches  Land- 
recht,  neues  D.  B.-G.-B.  und  sächs.  B.-G.-B.)  sind  so  gründlich  uml 
erschöpfend,  (las??  dabei  die  persönliche  Entscheidung:  des  Verfassers 
g-ewiss  nicht  der  Objektivität  seiner  Darstellung  Abbruch  tun  kimnte. 
Crleicht'S  gilt  von  den  praktlsrlien  Ergebnissen.  Der  unverfängliche 
Wert  der  wohltuend  prägnantrii,  keiner  Schwierigkeil  ausweicheudeu 
Darstellung  liegt  darin,  dass  der  I.eser  Uber  das  gegenstündliche 
Rechtsinslitat  sich  vnUkomuien  intormiert.  —  Eine  ausführliche  Be- 
sprechung von  Dr.  CovLOM  brachte  die  Nummer  1  der  «^Osterr. 
Ö.-Ztg,^  1906. 

MüLLKB,  JosKF  Chr.,  §  111  A.  B.-<jr.-B.  ttod  seine  Folgen. 
2.  Anflage.   Graz,  Lejkam,  1904. 

Otavskt,  Prof.  Dr.  Kabl  Uibm.  Edler  v.,  Der  internationale 
Urheherreehtssehntz  zwischen  Österreich  nnd  dem  Deutschen 
BfOiche  nach  dem  Staatarertrage  vom  30.  Dezbr.  1899.  Berlin, 
K.  Heymann,  1908.  Darüber  schreibt  Exz.  Prof.  Dr.  Banda  in 
Ko.  5  der  „Ger.'Ztg."  1903: 

Der  Verfasser  hat  ein  schwieriges  qiid  nicht  sehr  dankbares 
Thema  znm  Gegenstand  seiner  sorgfältigen  wissenschaftlichen  Dar> 
Stellung  gewählt  So  sehr  auch  nämlich  die  Ausgestaltung  des 
internationalen  UrheberrechtsschuLzes  zwischen  den  beiden  Reichen 
bei  dem  lebli.itien  Verkehr  derselben  geboten  war,  so  ist  «hicli  nicht 
zu  verkennen,  dass  die  durch  den  Staatsvertrag  vom  dahre  1R99 
gesciiaffene  Kechlskige  eine  ftiiss»'rurdentlicli  verwickelte  geworden 
ist,  und  zwar  einerseits  infolge  der  Unklarheit  oder  Zweideutigkeit 
der  Fassung  desselben,  andererseits  infolge  der  vielen  mu  h  nicht 
genügend  geklärten  Probleme  des  Autorrechtsschntzes  überhaupt  und 
der  mannigfochen  oft  sabstUen  Differenzen  der  beiderseitigen  inner- 
gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  ihre  Geltung  in  internationaler 
Richtung  nicht  verloren  haben.  Die  vorliegende  systematische  Dar- 
stellvng  der  durch  den  Staatsvertrag  vom  Jahre  1899  geschaffenen 
Rechtslage  erörtert  gründlich  alle  hierher  gehörigen  Fragen,  ins- 
besondere über  die  Begründung,  die  Objekte  und  Subjekte,  den  Inhalt, 
die  Geltendmachung  und  die  Endigung  des  Vertragsschutzes.  Der 
Verltoser  hat  die  schwierige  Auljgabe  in  gewohnter  wohldurchdachter 
nnd  gewissenhafter  Weise  geltet  Besonders  anzuerkennen  ist,  dass 
derselbe  bei  dieser  Gelegenheit  eine  Reihe  der  wichtigsten  Fragen 
des  internen  österreichischen  Urheberrechtsgesetzes  vom  26.  Dezbr 
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1895  nuU'V  s^hr  umsichtiger  lienüuuug  der  reichsdentfsclspn  nnd 
«■•sterrei(  hischen  Literatur  in  streng  wisseiiJ^rbaftlicher  Metliude  be- 
handelt und,  soweit  mein  Urteil  reicht,  in  richtiger  Weise  löst. 
Die  Arbeiten  von  Mittei-.  nuisTKB,  Kadlkc.  Freiherr  v.  SeilliB| 
Brttelbeim  und  Allfeld  sind  tleissig  registriert,  sachliche  Differenxen 
in  eingehender  Weise  begründet. 

SachgemäBS  nnterscheidet  der  Ver&sser  bei  ErOrtemiig  der 
Detailpnnkte  regelmSsalg:  Werke  der  Literatur  und  Tonkunst,  Werke 
der  bildenden  Kttnste  nnd  Werke  der  Photograhie.  Sehr  richtig 
macht  denelbe  {%  3)  anf  die  weittragende  Divergenz  des  Begriflb 
„Erscheinen**  im  dsterrmchiachen  nnd  dentschen  Bechte  anfmerksam. 
Wfthrend  nftmlich  nach  reichsdentschem  Rechte  die  Werke  sSmtliclier 
Kategorien  erst  durch  die  rechtmässig  erfolgte  verlagern ftssige 
Verbreitung,  sonach  durch  die  Heransgabe  (Vertrieb)  als  „er* 
schienen**  gelten,  verleiht  das  österreichische  Gesetz  diesem  Begriff 
für  bestimmte  Fälle  einen  weiteren  Umfang,  indem  gemäss  §  6 
ein  musikalisches  und  ein  BühiRUwerk  schon  an  dem  Tage  als  er- 
schienen gilt,  an  welcliem  es  zuerst  Tt'<  htmäbsig  üt'fentlicli  anf- 
geftilirr  wurde,  ein  Werk  <h'V  bildt  ihl.  n  Kunst  schon  mit  dem  Tatje, 
an  welchem  das  Werk  s«  n»si  oiU'v  eine  Nachbildung  oder  Verviel- 
fültigung  zuerst  rechtniiissifr  r.iTentlich  ausgestellt  wurde.  Ks 
liegt  anf  der  Hand,  dass  dieser  Zwiespalt  im  Begriff  des  .Erschei- 
nens'' für  den  internationalen  Rechtsschatz  von  Auffubrnngs-  und 
Ansstellnngswerken  diesseits  und  jenseits  von  einschneidender  Be- 
dentnng  ist;  das  Schlussprotrokoll,  Ziffer  2,  ist  wenig  geeignet,  die 
diesfalls  sich  ergebenden  Fragen  in  nnzweifelhafter  Weise  au  USeen. 

Auf  weitere  vom  Antor  eingehend  behandelte  Fragen  einzn- 
gehen,  wttrde  die  Grenzen  einer  Anzeige  überschreiten.  Doch  kann 
ich  mir  nicht  versagen,  wenigstens  noch  eine  ebenso  interessante  ala 
praktisch  erhebliche  Frage  zu  streifen,  deren  im  dsterr.  Gesetz  von 
1895  angestrebte  LOsnng  die  Erfahrung  bestätigt,  dass  das  Gesetz 
verständiger  sein  kann,  als  der  oder  die  Gesetzesverüuser.  An  sich 
liegt  anf  der  Hand,  dass  sowohl  ein  einzelner  Brief,  als  auch  eine 
Briefsammlung  einen  literarischen  Wert  haben  können,  und  dass  der 
Herausgeber  derselben,  soweit  er  hierbei  eine  sichtende,  individuelle 
geistige  Arbeit  vollzieht,  Anspruch  auf  Urheberschutz  hat.  Das 
üsteir.  Gesetz  erwähnt  den  Fall  von  zwei  Stellen:  im  §  4  Ziffer  1 
und  im  §  24  Zifler  2,  woselbst  „die  Herausgabe  einer  BriefsammloTig 


Digitized  by  Googl 


2303 


ohne  Zustimmung  «Ifs  Urhebers  der  Briefe  oder  seiner  Erben'*  als 
Eingriff  in  das  literariscbe  Urheberrecht  angehen  wird.  Ana  dem 
Bericht  der  HerreDhaiiekommissioii,  welche  diese  Stellen  in  den  Ent- 
warf eingefügt  hat,  ergibt  sich  die  Intention,  dass  der  ein  seine 
Brief  (von  fingierten  Briefen  abmsehen)  nnter  Urheberrechtsschnts 
nicht  an  stellen  sei  (nie?),  dass  femer  nicht  der  Inhaber  der  Briefe, 
noch  anch  (?)  der  Sammler  und  Ordner  der  Briefe  ein  ürheberrecht 
habe,  „sondern  (?)  dass  eine  solche  Publikation  nnr  mit  Zn* 
stimmnng  des  Urhebers  der  Briefe  oder  seiner  Erben  snlä^sig 
sei.**  Man  sieht  sofort  ans  der  Entgegenstellang  des  Vorder-  nnd 
Nachsatzes,  dass  derVerfAsser  des  Beridites  zwei  ganz  verschie- 
dene Dinge:  das  Urheberrecht  an  literarischen  Leistungen  und  das 
Individualrecht  des  Briefschreibers  (Autors  im  weitesten  Sinne) 
betreffs  der  Publikation  —  identifiziert.  Der  Berichterstatter  hatte, 
wie  Hf;rbjiann  S.  4S  hervorhebt,  nlLlit  den  ürheberreclitsschutz  des 
\'eraustalters  der  Briefsammluiifr,  soiideni  den  Scliutz  des  Ver- 
fassers (nnfrenaii:  Urhebers)  der  Brirfe  und  meiner  Erben  iin  Au^re. 
Ja  geradezu  geleugnet  wird  der  Urheberschutz  der  redigierenden 
Individualschöpfung  des  Herausgebers  der  ^nefisamminng.  Glück- 
licherweise ist  die  Tgnoriemng  des  Rechtes  des  Herausgebers  an 
dieser  Stelle  der  ^lotive  onerheblich,  denn  sie  hat  in  der  Fassung 
des  Gesetzes  nicht  Ausdruck  gefunden;  am  allerwenigsten  daif 
aus  dem  Wortlant  des  Gesetzes  der  Ausschluss  des  Urheberrechtes 
des  Veranstalters  einer  Briefsaramlnng  deduziert  werden.  Vielmehr 
ergibt  sich  derselbe,  wie  Hsubhahr  richtig  bemerkt,  bei  der  bloss 
betspieUweisen  Enumeration  der  §§  4  und  24  Urh.-G.  ans  den 
allgemeinen  Bestimmungen  über  den  Schuta  literarischer  und 
artistiseher  Leistungen,  §  1  Urh.-6.  (Himis,  Zum  .  * .  Urheberrecht 
S.  50  f.,  spricht  hier  vom  „quasiurheberrechtlichen"  Schutz  des  Ver- 
anstalters). Der  dem  Briefschreiber  und  seinen  Erben  im 
>5  24  Ziffer  2  gegen  die  Herausgabe  einer  Briefsammlnng  gewährt« 
Schutz  charakterisiert  sich,  wie  Hkrrmann  zutreffend  ausführt,  im 
Grunde  nicht  als  Urheberrechtsschutz,  sondern  als  lndi\  idnal- 
schntz  i^'egen  unbefugte  und  indiskrete  Publikation  von  Sdiritr- 
stücken  durdi  Dritte,  ini  l  ist  dieser  Sehnt?:  au  eh  auf  selche  F;ille 
zur  Anwendung  zu  bringen,  wo  die  allgememe  Voraussetzung  des 
Urheberrechtsschntzes  (literariseher  Wert  usw.)  nicht  vorliegt.  Aus 
diesem  Gesicht^^punkte  ist  das  dem  Briefsteller  unter  der  Marke  des 
Jftlirbach  der  lateniftt.  VmlDlKanis.  8.  Bd.  146 
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ürheberecbatzeB  gewthrte  VerbietnngBreebt  logisch  im  §  24  falMli 
eiiig«reihty  wie  riehtier  schon  Hittkis  angeseig;teii  Ortes  S*  S2  be- 
merkte. 

Ist  dem  aber  so,  dsnn  ist  HBBBiuiffN  im  Beehte,  wenn  er 
S.  50  ausführt,  dass  hinsichtlich  der  Frage,  inwieweit  für  den  im 

üsterr.  Rechte  bestehenden  Individual schütz  des  Briefstellers 
gegen  Briefsainniluiitren  im  Gebiete  des  österreichisch-deutschen  Staats- 
vertrages EiUim  .sei,  daran  festgehalten  werden  niuss,  dass  ii«*r  Staats- 
vertiat,''  lediglich  den  Schulz  von  Urheberrechten  im  tecliiiihi  Im  u 
Sinne  zum  Gegenstände  hat;  der  Silnitz  der  imlividualreclite  sei 
daher  auszuscheiden  und  eventuell  ans  anderen  (iesichtspnnkteu 
zu  beurteilen.  Eine  Ausnahme  würden  wir  (wohl  auch  im  Sinne 
des  Verfassers  S.  50)  nur  dann  zulassen  können,  wenn  die  Briet(B 
an  sich  literarischen  oder  künstlerischen  AVert  hätten;  fiir  diesen 
Fall  anerkennen  wir  ein  Urheberrecht  (§  8  Ürh.-G.)  des  Brief- 
stellers  nnd  des  Heransgebers  der  Briefsammlnng  nnd  halten  sohin 
in  einem  solchen  Falle  den  internationalen  Urheberrechtsschutis 
für  beide  begründet 

Raimamv,  Dr.  Emil,  Die  hysterischen  Geistesstörungen.  Wien, 
Denticke,  1904.  —  S.  bei  Strafrecht  (VIT.): 

Reif,  Heikkicu,  Das  österreichische  Bergschadeurecht.  Wien, 
Manz,  1904. 

RieLSK,  Dr.  Wolfgang,  ,.Betagte  Legate*'  ans  der  österr. 
Advokatenprazis^   „Festschrift  der  Union. 

Bespricht  in  gründlicher  Weise  die  Gebilhrenbehandlnng  von 
betagten  Legaten. 

SsiLLBB,  Dr.  Alfbsi}  Freiherr  v.,  Das  Gesetz,  betr.  das  Ur- 
heberrecht an  Werken  der  Literatur,  Knnst  nnd  Photographie,  mit 
Haterialien  nnd  Anmerkungen.    Wien,  Manz,  1904. 

Die  vorliegende  Schrift  reiht  sich  dem  Formate  nnd  der 
äusseren  Gestalt  nach  in  die  MANZsche  Sammlung  iisterreichischer 
Gesetzesansgaben  ein;  in  Wirklichkeit  haben  wir  einen  vortrefflichen 
knrzgefassten  Kommentar  zum  Tj  heberrechtsgesetze  vor  uns, 
welcher  aach  das  W  ichtigste  aus  den  Gesetzesmaterialien  enthält. 

In  äusserst  bescheidener  Weise  sagt  das  Vorwort:  „Bloss  eine 
Ergänsang  zn  den  Haterialien  bilden  die  von  dem  Heransgeber  bei« 
gefügten  Anmerkungen.*^    Diese  Anmerkungen  des  Herausgebers 
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(Kommentar)  sind  alB  solche  typog^phisch  ei-sichtlich  gemacht  und 
nehmen  einen  ^r()8seren  Kaum  ein  als  die  Gesetzesmaterialien.  Frei- 
herr Sbillbr  hat  sich  seit  Jahren  in  eingehendster  und  liebevoller 
Weise  mit  dem  Bechtsgebiete  des  Urheberrechtes  theoretisch  und 
praktisch  befasst  nnd  ist  daher  als  genauer  Kenner  dieser  Materie, 
die  er  nach  allen  Bichtnngen  eifHg  durchforscbt  hat,  sowie  Termdge 
seiner  kftnstierischen  Begabung  als  Wegweiser  daselbst  besonders 
bemfen. 

Die  bekannte  Ctewissenhaftigkeit  des  Heransgebers  bietet  die 
▼olle  Gewfthr  ftlr  die  VerlSssUchkeit  nnd  Branchbarkeit  der  vor- 
liegenden  Gesetsesansgabe,  nnd  es  bildet  dieses  Bftndchen  eine  Zierde 

der  MANZScben  Oesetzessammlnng,  deren  anerkannte  Vortrefflichkeit 
vorzags weise  darauf  berulit,  dass  die  Verlagsbuchhandlung  es  ver- 
standen hat,  für  die  Bearbeitung  der  einzelnen  Bände  jene  Fach- 
männer zu  gewinnen,  welche  die  betreffende  Rechtsmaterie  vermöge 
ihrer  Berufsstellong  und  wissenschaftlichen  Tätigkeit  vOUig  be- 
herrschen. 

Vermöge  der  überaus  knappen  Diktion  ist  in  dem  vorlieg-enden 
Bändchen  trotz  des  geringen  Umlanges  jede  nur  irgendwie  aktuelle 
Frage  des  Urheberrechtes  zur  Darstelinng  gebracht.  (Österr.  Ger.- 
Ztg.  1905,  No.  7.) 

SiDBiBBAnos,  weOand  Br.  Mouz  v.,  Kommentar  znm  dsterr. 
allgem.  BQrgerlichen  Gesetzbuch.  —  Unter  Uitwirknng  Yon 
Dr.  Alfbid  Freih.  Sbillbb,  Advokat,  Dr.  Alvbbd  Bloch,  L.-G.-R., 
Wien,  Kabl  Kbopf,  Ij.rG.-R.,  Graz,  Dr.  Alb.  Wehli,  G.-S.,  Wien, 
Dr.  Gustav  Sohüstbb  t.  Bohnot,  G.-S.,  Wien,  Dr.  Gahillo  Edl.  t. 
Omum,  G.-ä.,  Wien,  Dr.  Ejuce  B.  t.  Gram sa,  Wien,  heransgegeben 
von  Dr.  Max  Sohvstbb  Bonnot,  Hofrat  nsw.,  Wien,  nnd  Dr. 
Karl  Schbübib,  Sekfionsrat,  Wien.  —  Wien,  Hanz,  1908. 

Von  diesem  verbreitetsten  Kommentar  unseres  altehrwürdi^en 
^Bürg-erlichen"  ist  hiermit  die  achte  umgearbeitete  Aufla|i:e  in 
2  Bänden  erschienen.  Die  „Jurist.  Bl."  1903  schreiben  darüber  in 
No.  25:  Die  Herausge))er  haben  im  Vereine  mit  den  gesamten  Fach- 
genossen, deren  Mithilfe  in  der  Vorrede  spezialisiert  ist,  vollständig 
neu  bearbeitet:  die  Einleitung,  welche  die  (itsehiclite  der  Kodi- 
fikation, deren  Geltungsgebiet  und  die  neben  dem  (iesef/.buelie  be- 
stehenden zivilrechtlichen  Normen  und  die  Literatur  enthält,  das 
Sachenrecht,  einige  Parteien  des  Familienrechtea  and  des  Erbrechtes, 


Digitized  by  Google 


2306 


UMOtsfi^ebiuig  und  Literatur. 


zahlreiche  Partien  des  Vertragsrechtes,  das  HaaptstUck  über 
Schadeneftats  nad  deo  dritten  Teil.  Die  Art  der  Bearbeitang  ist 
in  der  Vorrede  20m  ersten  Bande  dabin  charakterisiert^  dass»  mm 
das  Werk  auf  der  Höhe  seiner  Aufgabe  zu  erhalten»  sein  Inhalt 
der  stetigen  Entwickelong  der  Lebensverhftltniise  und  Fortbildong 
des  Bechtes  getrenüch  folgen  musste,  nnd  dass  dieses  Ziel  nicht 
durch  eine  bloss  ftusserlich  stückweise  Anfügung  der  neueren  6e* 
setzgebungy  Literatur  und  Rechtsprechung  an  den  ursprünglichen 
Wortknt  des  Kommentars  erreicht  werden  könne,  dass  vielmehr  in 
angemeesoien  Zdtrftumen  eine  dem  Geiste  der  modernen  Bechtsent^ 
wickelang  entsprechende  völlige  Umarbeitnng  erforderlich  sei.  Eine 
scliätzeuswerte  Beigabe  ist  die  Bedachtnahme  anf  das  deutsche  Bürger- 
liche Gesetzbuch  und  ilie  Literatur  desselben.  Der  Kommentar  darf 
nicht  nur  als  ein  Inkhst  schätzenswerter,  ja  unentbelirlicher  Behelf 
für  den  Prakiikfr  bezeichnet  werden,  sondern  dessen  Beuützniip: 
wird  unzweifelhaft  auch  der  im  Rahmen  der  ZnlSssifjkeit  wünschens- 
werten Fortbildung  des  Frivatrechtes  durch  die  Praxis  fürderlidi  sein. 

Umia,  Josef,  Über  die  Haftung  des  Staates  für  Verzngssinsen 
und  Vergfitungszinsen.  Wien,  Alfired  KOhler,  1903.  Siebe  ausführ- 
lich bei  IL  4.  —  Wasserrechty  Jagdrecht  usw.  Siehe  bei  II.  5. 

IV.  Sonder-Privatreeht. 

(Handels-  und  Wecliseirecht,  Bergrecht,  (ieiiubjseiiscbafieu  usw.) 

Crblschowskt,  Dr.  Fsbowand,  Advokatj  Wien,  Sammlung 
weehselrechtlicher  Entscheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes, 
m.  Bd.  (1891—1901).  Wien,  Moritz  Perles,  1908. 

Es  ist  mit  vollster  BefHedigung  zu  begrüssen,  dass  diese  aus- 
gezeichnete Sammlnng  nnnmehr  die  Fortsetznng  bis  in  die  neueste 
Zeit  gefunden  hat  und  damit  die  gerade  für  das  Gebiet  des  Wechsel - 
rechi«'s  sehr  scinvierige  Anpassung  an  den  neiuii  ProTiess.  Die  720 
neuen  Kutsciieidungen  sind  durchwegs  unter  kurzen  treifenden 
ychlagworten  chiunolo^^^isi  h  anj^ereiht.  Durch  zwei  Kegisiei'  (nach  Ge- 
setzesstellen und  aliihabetisch)  wird  der  innere  ZusammcTihang  her 
gestellt.  Die  uielsterhafte  Bearbeitiuitr  der  Ecf^ister  zeiclinet 
Dr.  i.KKLtcHowsKYs  Arbeit  ganz  besonders  aus.  Durch  die  neuen 
ProzesBgesetze  veraltete  ITäile  sind  ganz  weggelassen. 
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MSdite  der  Verfiuser  auf  die  FortaetKiuigr  nnr  nicht  allzulange 
warten  lassen!  F&r  die  Praxis  sind  Sammlungen,  welche  nicht  bis 
in  die  letsten  Jahre  reichen,  kanm  für  sieh  allein  Terwertbar.  Hit 
Stlcksieht  anf  den  besehrSnkten  Umfang  nnd  Absatz  einer  derartigen 
Spesialsammlnng  wird  man  ja  freilich  nicht  alljährlich  ein  Heft 
verlangen  können,  aber  11  Jahre  sind  doch  entschieden  ein  sn 
langer  Zeitraum! 

Haukn.suhu),  Dr.  Rui>ui,f,  ,. Beiträge  zmw  Versichemncrsreclit" 
au.-»  (ier  österr.  Advokatenpraxisfestschrift  der  Union,  bringi  eiiifii 
Epilog  zum  XXVJT.  deutschen  Juristentag.  Bekanntlich  wurde 
beim  Innsbrii'-ker  deutschen  Juristentag-  die  wichtij^e  Fraiire  erörtert, 
inwieweit  zwingende  Vorschriften  im  Versicherungsrechte  hinsichtlich 
der  Verwirkungsklausel  geboten  seien.  Beide  Gutachten  (Professor 
GlKREK  und  Direktor  Samwee)  sprachen  sich,  obwohl  sie  die  Not- 
wendigkeit von  Verwirkangsklanseln  als  nnerlässlich  zugaben,  über- 
einstimmend für  swingende  Gesetsnormen  znm  Schatze  des  Ver- 
sicherten in  jenen  Versichernngszweigen  aas,  in  welchen  derselbe 
gewöhnlich  nicht  genügend  geschftftsknndif  ist  Beide  Referenten 
(Oberlandesgerichtsrat  ScbnkdiB)  Stettin,  nnd  Dozent  Dr.  Hupka; 
Wien)  gaben  sn,  dass  der  Venichemngsbetrieb  der  Stipnliemng  von 
Verwirknngsklanseln  nicht  ganz  antraten  könne,  stimmten  aber  anch 
darin  ttberein,  dass  trotz  des  dentschen  Anfsichtsgesetzee  die  Ein- 
fOhmng  zwingender  FriTatreehtsnormen  zugunsten  der  Versit^erten 
notwendig  sei.  Beide  Beferenten  einigten  sich  zn  dem  Antrage: 
„Jede  Verwirkungsklausel  wirkt  unter  Vorbehalt  des  Nachweh»8  des 
Versicherten,  dass  die  Verabsüumuno:  oline  sein  Verschulden  einge- 
treten oder  für  den  Versicherungst'all  und  dessen  Feststellung  ohne 
Bedeutung  geblieben  sei.''  Hlpka  wünscht  den  Zusatz,  es  sei  die 
Anwendung  des  vorstehendHu  Leitt>atzes  iinr  für  den  Fall  nicht  arg- 
listiger Pflirht Verletzung?-  statthaft,  wo^^^gen  t^cuNLiuKK  .«^ie  mir  für 
den  Fall,  als  nicht  eine  entf,n'genstehende  Vereinbarung  getroffen 
wurde,  gelten  lassen  wollte.  Infolge  eines  Missverständnisses  bei  der 
Abstimmung  in  der  Abteilung  kam  ein  mderspruchsvoUer  Beschluss 
zustande.  Dieser  wurde  in  der  zweiten  Plenarsitzung  aufp:*  li»ben 
nnd  der  Gegenstand  auf  den  nächsten  Juristentag  verwiesen. 
HatorbchiIiD  betont  die  Notwendigkeit  nnd  Dringlichkeit  einer 
baldigen  Klarstellung  der  angeregten  Frage.  Er  sagt:  ^Zweifellos 
gehört  die  Zukunft  im  Versichemngsbetriebe  f&r  die  nSchste  Zeit 
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dem  Versicherten,  den  die  kommenden  Gesetze  mehr  oder  minder 
energisch  davor  schätzen  werden,  dass  der  Versicherer  eventnell  dorch 
blosse  Konstatierung  eines  rechtsvemichtenden  TJmstandes,  wie  es 
hiaher  oft  leicht  mOgÜch  war,  den  mit  Vorliebe  als  einen  contractns 
snperrimae  fidei  bezeichneten  Versicheningsvertrag  in  eine  societas 
leonina  verwandle.**  Dnrch  die  Prftfung  des  snlgektiTen  Verschnldens 
dee  Versicherten  und  des  Kansalznsammenhanges  zwifichra  demselben 
nnd  dem  versicherten  Breigrnisse  wird  mehr  pulsierendes  Leben  als 
bish^  in  den  kflnftigen  Versidiernngsprozess  hineingetragen  werden. 
Der  Bichter  wird  nicht  mehr  so  sehr  eine  Kritik  der  nicht  immer 
glttcklicli  stilisierten  Vertragsbedingungen  zn  üben,  als  vielmehr  die 
mural isclien  Qualitäten  der  Versicherten  zu  prüfen  haben  und  hier- 
durch dem  Versicherer  meist  einen  grösseren  Dienst  erweisen,  als 
er  ihm  früher  durcli  eine  nur  zu  begreifliche  beni{?nitas  in  der 
Vertragsausleguni?  |J:esc]iadet  hat.  —  Die  am  Schlüsse  folgenden 
positiven  Vorschläge  HAUKNSCHaDd  sind  de  lege  ferenda  gewiss  sehr 
beachtenswert. 

HoMANN,  Dr.  Alois,  ^Gesellschaften  mit  beschränkter  Haltung*' 
ans  der  üsterr.  Advokatenpraxis.    „Festschrift  Union."* 

Verf.  schlägt  einige  Amendements  vor  nnd  gibt  dringend  der 
Hofihnng  Ausdruck,  dass  die  Begierungsvorlage  sobald  als  mfiglich 
Gesetzeskraft  erlange.  Hokahk  erkennt  an,  dass  die  f  inanzver- 
waltnng  in  gebtthrenrechtlicher  Hinsicht  der  neuen  Qesellachafts- 
form  ein  bemerkenswertes  Entgegenkommen  bewiesen  habe,  hftlt  es 
jedoch  fttr  unerlfisslich,  dass  auch  in  stenerreehtlicher  Beziehung 
wesentliche  Zngestftndnisse  gemacht  werden  mfissen,  damit  diese 
Gesellschaftsform  wirklich  gedeihen  kdnne. 

Klbin,  Dr.  Fbakz,  Sektionschef  Qttzt  Justizminister).  Die 
neuere  Entwickelung  in  Verfassung  nnd  Recht  der  Aktiengesellschaften. 
Wien,  Manz.  1904.  —  Siehe  bei  II.  1. 

Lkdkukk,  Dr.  l'AtL,  Lehrbuch  des  Handels-  und  Gewerbe- 
rechtes für  Handels- Akademien  und  höhere  Handelsschulen. 
Wien,  Alfred  Heilder,  1904. 

Li  </MiAui>,  Dr.  Üiiu,  Wien,  Der  unlautere  W^ettbewerb  und 
seine  Bekünipfunfr.  Wien,  1903.  Die  .*>rHllungnahme  gegenüber 
dieser  bei  uns  aiuh  lieute  noch  ungelösten  Frage  ist  sehr  dankens' 
wert  und  anerkennen  wir  die  gründliche  Untersuchung  der  in  Frage 
kommenden  Probleme,  obwohl  wir  mit  der  Ablehnung  einer  General- 
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Ransel  nicht  einverstanden  sind.  Eine  solche  ist  /n mindest  als 
l»iiektiv)n  für  die  Interpretati'  ti  (1er  Einzelüornieii  v«hi  grossem 
Wen,  wenn  der  so  mühsam  bekämpfte  Formalismus  nicht  wieder 
aufleben  soll. 

MCllkr,  Dr.  Otto,  Die  Kompensation  in  Verfahren  vor  den 
Börseoschiedsgericbten.   Wien,  Manz,  1905.  —  Siehe  bei  YL 

PiSKO,  Dr.  OsKAB,  HBBMiMH  Staubs  Kommentar  zum  allge- 
meinea  deatschen  HandelBgesetzlnicb.  Aasgabe  für  Österreich« 
Wien,  M snz,  1904.  —  2  Bände.  Xn,  866  und  660  Seiten. 

Über  StäDbs  Kommentar  branchen  wir  in  diesem  Berichte 
wohl  nichts  za  sagen;  er  ist  anch  hei  ans  in  Osterreich  wohl* 
bekannt. 

Dr.  PisKOB  Hanptverdienst  liegt  also  zunftchst  in  der  weiteren 
Verbreitung  dieses  verbildlichen  Werkes,  dessen  sich  der  Ksterr* 
praktische  Jnrist  nnn  erst  wirklich  als  eines  yerlSssliehen  Hand' 

werkszenges  bedienen  wird.   In  der  neuen  Ausgabe  für  Österreich 

bind  nämlich  nur  jene  Stellen  wörtlich  gleichlautend  ans  dem  Original- 
werke wiedergegeben,  rücksiclitlich  welcher  deutssches  und  öster- 
t  eicliisches  geltendes  Recht  noch  übereinstimmen.  Allerdings  scheint 
dies  ausschliesslich  mit  Rücksicht  auf  den  Gesetzestext  geschehen  zu 
sein:  die  abweichende  (»sterr.  Kechtsprechune:  ist  nur  durch  beziipliehe 
Zusätze  berücksichtigt,  überhanpt  hätte  J  >r.  i'isKO  wohl  etwas  selb- 
ständiger auftreten,  dafür  aber  in  den  Bpezitisch  österr.  Teilen  den 
reidisdentschen  Kollegen,  was  Kürze  und  Knappheit  anbelangt,  noch 
genauer  folgen  dürfen.  Wohltuend  berührt  in  Piskos  Arbeit  die 
sorgfältige  Beachtnng  der  Literatur,  worin  der  Bearbeiter  sein  Vor- 
bild flbertrilft 

Aach  der  äosserlichen  Disposition  sei  yolles  Lob  gezollt,  ins« 
besondere  ist  ganz  richtig  das  Vierte  Buch  (der  2.  Bd.  der  Pisko- 
schen  Ausgabe)  besonders  ansAhrlich  behandelt.  Zweifellos  wird 
diese  Ansgabe  noch  manche  Auflage  erleben  and  dem  Bearbeiter 
mehr  Dank  wirken,  als  er  für  sich  erwartet. 

PusoBRBB  TON  EicHsnTT,  Dr.  AirausT,  Das  Handelsgesetz- 
buch ia  Belme  gebracht  and  illnstriert  Wien,  Georg  Szelinsky. 
(8  0.  d02  S.) 

Seit  ich  als  Student  noch  mit  dem    Erbrecht  der  Pandekten 

in  Reime  irebracht"  erstmalig  einen  derartigen  Versuch  gewagt  habe, 
hat  sich  die  Reimüchmiedekunst  mannigfach  um  da»  „Keilen"  des 
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juristischen  Nachwuchses  verdient  gemacht.  Obige  Arbeit  gehört 
sicher  za  den  besten,  denn  Hofrat  GeOnhut  findet  sie  ^trefflich  ge- 
lungen, 80  dan  sie  dem  Laien  zur  Belehrnng,  dem  Jnristen  zur 
Erholaogr  warm  empfohlen  werden  kann**. 

RsiF,  HuNBicH,  Das  österr.  Bergschadenrecht  Wien,  Hanz, 
1904.  —  Siehe  auch  II.  5. 

Bahda,  Dr.  AFfOV  B.  y.,  Das  deterr.  Handelsrecht.  I.  Lfg., 
5.  Aufl.,  II.  Iifg.,  4.  Anfl.  Ftag,  J.  Otto,  1902,  nsf.  Die  viel- 
focben  Auflagen  der  BAimASchen  Publikationen  zeugen  wohl  schon  ■ 
von  deren  ansserordentlicher  Beliebtheit  nnd  ihrem  hohen  Werte. 
So  ist  Bakdas  Eigentnmsrecht  bereits  in  der  V.  Aufl.,  RAimAs  Besitz 
in  der  IV.  Aufl.  und  seine  böhmische  Schrift  über  das  österreichische 
Handelsdrecht  mit  der  1.  l.t'fr-  in  5.,  mit  der  iL  Lfg.  in  4.  Ani\.  ei- 
schienen.  Die  bekannten  und  ;ill}j!:emein  gewürdigten  Vorzüge  der 
w'isBenRchaftliclien  l'ublikationeii  Kandas  zeiclinen  auch  diese  neueste 
Autlage  seines  Handel^>rechtes  aus.  Die  beiden  neu  nufgelegten 
Lieferungen  weisen  auch  im  Vergleiche  mit  der  letzten  Auflajre 
einen  bedeutend  o^r^sseren  Umfaug  auf  (um  mehr  als  1^  >  Druck- 
bogen, im  ganzen  185  Seiten).  Der  hochgeschätzte  Autor  hat  in 
diesen  neuen  Auflagen  sowohl  die  neue  deutsche  Kodifikation,  ins- 
besondere das  neue  deutsche  Handelsgesetz  vom  10.  Mai  1897 
(wirksam  seit  1.  Januar  1900)  als  auch  die  durch  die  neuen  Öster- 
reichischen Qesetse  in  unserem  Bechtssustande  eingetretenen  Ver- 
ftndemngen,  und  swar  in  formell-  (z.  B.  Kompe(ens?orsGhriften) 
und  materiell-rechtlicher  Hinsicht  in  gewohnter  grOndlicber  Weise 
zur  Geltung  gebracht;  so  ausser  in  betreff  des  Bechts  der  Ehefrau 
41US  den  Ehepakten  nach  dem  Gesetze  vom  25.  Juli  1871,  Ko.  76, 
B.-G.-B.,  §  1226  a,  b  G.-B.,  §§  16,  17  Einf.-Ges.  zum  Handelsges., 
§  49  E.-O.,  und  insbesondere  mit  Bezug  auf  §  272  der  neuen 
Z.-P.4).  u.  V.  a.  m.  überhaupt  sind  es  vornehmlich  die  neuen  öster^ 
reichischen  formellen  Gesetze,  welche  in  Neuauflagen  durchweg  die 
gebührende  Beachtung  finden.  Dabei  ist  auch  die  Judikatur  sowohl 
des  deutschen  ReicUsiprerichtes  aU  auch  des  csterreichischen  Obersten 
GerichtsholVs  his  auf  die  neueste  Zeit  und  ebensü  auch  die  Literatur 
des  HandelKi  eclH»-.  und  alh •^  « inschlägigen  Eechtsmateriales  berück- 
siclitigt.  Nachdem  der  Autor  zunächst  im  §  1  den  ]5e^riff  des 
Handelsrechtes  festgestellt  hat,  behandelt  er  im  §  2  die  Entwickelung 
des  Haudelsrechtes  in  Österreich  und  zwar  ad  l  vor  der  Emführung 
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des  allgemeinen  Hautieisgeselzbuches  und  ad  II  nach  derselben,  pribt 
im  §  3  eine  gründliche  Ubersichi  der  ausserösterreichischen  üesetz- 
gebung,  sowie  im  §  4  eine  Darstellung  der  handelsrechtlichen 
Literatur,  nm  sodann  im  §  5  die  (Quellen  des  rvsterreichisclien 
Handelsrechtes  zn  besprechen.  Im  §  6  (S.  35 — 61)  werden  sodann 
b^uders  ausführlich  die  Handelsgeschäfte  behandelt,  wobei  auf  die 
im  neuen  deutschen  Handelsgesetze  erfolgte  Einreibung  der  abso- 
liUea  Haadelflgeschäf^e  (Art.  271,  Handelsges.)  in  die  Kategorie  der 
flogen,  gewerblichen  oder  relatiTen  HuidelflgeBchftfte  (§§  1,  848  des 
deatBcheii  Huidelages.)  Terwieaeii  wird.  Nach  dem  neuen  deutschen 
Handelflgeeetse  gibt  es  Einseihandelsgeschäfte  nicht  mehr;  Grand- 
handelBgeschftft  und  Oewerbehandelsgeschift  ist  also  nunmehr  gleich- 
bedeutend. (Vergl.  auch  Gosak,  Handelagesetsbuch,  5.  AniL,  Stutt- 
gart 1901,  §  9,  S.  41). 

Im  §  7  wird  die  Frage  erOrtert,  wer  im  Sinne  des  Handels- 
gefletees  als  Kaufmann  anzusehen  sei,  §  8  handelt  vom  Kanfmanne 

des  vollen  Rechtes,  Vollkaufmann  und  vom  Minderkaufmaiin,  §  b  a 
von  der  i Lindeisniederlassung,  9  und  10  vom  Handelsregister, 
sowie  von  den  rechtlichen  Folgen  der  Kiiitrayung  in  dasselbe,  §  11 
von  den  Handelsiumeu,  §  IIa  vom  Markenschutze  nach  dem  Gesetz 
vom  7.  Dezbr.  1858,  No.  287,  R.  G.-B.,  dabei  wird  auch  auf  die 
Kumpetenz  der  k.  k.  (ierichte  nach  §  51  ad  4  des  Gesetzes  vom 
1.  Aug.  1895,  No.  110,  K.-G.-B.,  in  Streitigkeiten  aus  den  Rechts- 
verhältnissen, welche  sich  auf  den  Schutz  und  den  Gebrauch  von 
Mustern  ergeben,  gewiesen,  während  die  Kompetenz  der  politischen 
Behörden  sich  nur  auf  die  Frage  über  die  Gtiltiglieit  und  die  Er- 
Idscbung  des  Rechtes  besdirftnkt  (vergl.  auch  NEnuim,  ZiYilprozess- 
Ordnung,  S.  1173,  Abt  I,  S.  29  und  101;  §  12  handelt  sodann  be- 
sonders ausfllhrlich  von  den  Handelsbttchem,  §  13  von  den  Handlungs- 
bevollmächtigten, §  14  von  den  Handlungsgehilfen  und  §  15  von 
den  Börsen  und  den  Sensalen,  wobei  im  g  14,  8. 172  auf  den  ünter- 
flchied  in  der  Kompetenz  bezüglich  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  im 
Sinne  der  Gewerbeordnung  nach*§  37  des  Gesetzes  vom  27.  No- 
vember 1896,  No.  218,  B.-G.-B.  (über  die  Gewerbegerichte)  und 
nach  §  49,  J.-N.,  und  besQglich  der  Handlungsgehilfen  im  Sinne  des 
allgemeinen  Handelsj^esetzes  nach  §  39  des  Einf.-Ges.  zum  allge- 
meinen Handeb{2:esetz  und  nach  den  §§  51,  52,  J.-X.,  hinerewiesen 
wird.    Es  wurde  den  Rahmen  einer  Anzeige  weit  überschreiten, 


2312 


Gesetzgebung  uod  Literatur. 


wenn  wir  uns  mit  Einzelheiten  ans  dem  reichen  Inhalte  dieser  Neu- 
auflagen hier  beschäftigen  würden.  Dhha  scliliesslicli  diese  Neu- 
auflage auch  die  sonstigen  bekannten  Vorziipre  dci-  KANKAsohen  Publi- 
kationen ausweist  und  sich  namentlich  durc  h  Eleganz  uud  Klarlieit 
der  Diktion  auszeichnet,  ist  über  allen  Zweifel  erhaben.  Wir 
möchten  nur  noch  den  Wunsch  aussprechen,  dan  es  dem  hochge- 
ehrten Rechtslelirer  gegOnnt  sein  möchte,  die  ganze  Lehre  des  öster^ 
reichlscben  Handelsrechtes  der  Öffentlichkeit  zu  übergeben  und  seine 
anageseichnete  Schrift  anch  weiteren  jaristlschen  Kreisen  zagftngUch 
cn  machen.  (Ana  der  Besprechung  des  DisotOH  Pawli^bk,  Jnr.^BL 
Jahrgang  1908  No.  28.) 

Derselbe,  1.  Bd.,  VI  und  243  S.;  2.  Bd.  XU  nnd  836  & 
Das  non  vollendet  vorliegende  Werk  hat  anch  die  hSchstge- 
spannten  Erwartungen  nicht  entt&nscht  Theorie  nnd  Praxis  danken 
dem  illnstren  Antor  vorbehaltlcfl.  Eine  sehr  wertvolle  Beigabe  be- 
grüsaen  wir  in  der  lichtvollen  Besprechung  des  im  Herrenhanse 
bereite  angenommenen  Gesetzentwurfes  Ober  die  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung. 

Banpa?*  systematischer  Komiiieiitar  zum  Handelsrecht  wird 
von  allen  Seiten  als  Meisterwerk  anerkannt.  Die  österr.  Kichterztg. 
z.  B.  widmet  dieser  Besprechung  einen  durch  mehrere  Nummern 
(2  Q.  ff.  1906)  durchgehenden  Aufsatz  an  erster  Stelle. 

V.  AiiHHerstr eiliges  Yertahreii. 
(Verlassabhandlung.  Tabularrccht,  Waisen-  und  Depi^sitcnamtsvorschrifteD, 
Notariatsorduuii^  und  verwandte  Normeo). 

Pappafava,  Dr.  Vladimik,  Advokat,  Zara,  Das  österreichische 
Notariat,  übersetzt  ins  Italienische.    Lisboa  1904. 

Derselbe,  Das  Notariat  in  Japan.  Innsbmck,  Wagner,  1905. 
Eine  anregende  Brosehttre. 

Sahdbb,  Dr.  Hbeiunh,  Das  zivilgerichtliche  Verfahren 
ausser  Streitsachen,  nach  itsterr.  Rechte  systematisch  dargestellt' 
Wien,  Moritz  Perles,  1907. 

Der  Verfasser  beabsichtigte  an  Stelle  der  Monographien  über 
einzelne  Zweige  des  ausserstreitigen  Verfahrens  dem  Studiereuden 
dnrch  ein  einheitliches  Lehrbuch  das  Gebiet  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit vor  Augen  zu  führen  und  das  System  dies^es  Verfahrens 
durch  Autnahme  derjenigen  Formen,  weiclie  bisher  überhaupt  noch 
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nicht  ue^eiistand  schriftstellerisoher  iieliandlniig:  waren,  zu  ergänzen. 
£iuen  ziemlich  breiten  Kaum  iu  seiuem  Boche  hat  der  Autor  der 
GeschfiftÄgrebaning  der  Gerichte  gewidmet.  Dadurch  wird  das  Werk 
aber  auch  fttr  ältere  Praktiker  auf  Gebieten,  in  denen  sich  zu  be> 
tätigen  sie  nur  selten  Gelegenheit  haben,  ein  Behelf,  der  sie  rasch 
nnd  übersichtUch  über  alles  Wissenswerte  aufklärt  Erleichtert  wird 
die  Übersicht  besonders  doreh  das  sehr  ansfOhrlieh  gehaltene  Sach* 
r^steTf  in  welchem  alle  bestehenden  Benehnngen  einer  Rechts- 
einrichtnng  angeftthrt  sind. 

Bei  wichtigeren  BechtseinrichUingen  wurde  auch  das  Becht 
der  bedentenderen  anslfindischen  Staaten  zum  Vergleiche  herbei- 
gezogen nnd  bei  streitigen  Fragen  die  bisher  massgebenden  Hetnongen 
dargestellt.  Die  Ar  die  Praxis  wichtigeren  Entscheidnngen,  nament- 
lich der  jüngsten  Zelt,  fanden  Beachtnng,  ebenso  wurden  die  beden- 
tenderen und  neueren  Erscheinungen  der  Fachliteratur  (insbesondere  in 
Deutschland)  und  das  niateri«'lle  Keclit  auf  jenen  Gebieten  ausführ- 
licher mit  behandelt,  auf  welchen  der  Zusammenhang:  mit  dem 
formellen  Hechte  hesonder«  innig  ist,  namentlich  in  Grundbuchs-, 
Firmen-  und  Künkurssaclien. 

Vorerst  wird  der  Begriff  de»  zivilgerichtlichen  Verfahrens 
ausser  iStreitsachen  scharf  abgegrenzt,  gegenüber  dem  materiellen 
Rechte,  der  Tätigkeit  der  Verwaltnngsbehörden,  dem  Strafverfahren 
nnd  dem  Prozesse,  wobei  der  vorwiegend  praktischen  Tendenz  des 
W^kes  gemäss  im  Gegensatze  zu  Otts  Arbeit  der  geschichüichen 
EntwickelnniT  nnr  ein  bescheidener  Banm  eingeräumt  wurde. 

Charakteristisch  für  das  Buch  ist  die  ansffthriiebe  Behandlnng 
der  personlichen,  zeltlichen  nnd  namenlilich  der  Örtlichen  Grenzen 
der  Gesetzgebung;  die  eingehendere  Behandlung  des  letzteren  Ge- 
bietes dürfte  allen  willkommen  sein,  die  sich  fUr  das  sogenannte 
internationale  Becht  interessieren.  Bei  dem  auf  diesem  Gebiete  noch 
herrschenden  Partiknlarismus  der  Gesetzgebung  mnsste  aber  auch 
die  Abgrenzung  des  Wirkungskreises  der  Normen  des  ansserstreitigen 
Verfahrens  innerhalb  der  Reichsgrenzen  zwischen  den  einzelnen 
Territorien  Gegenstand  der  Erörienuif?  sein,  namentlich  der  i'arti- 
liuiarisnius  auf  dem  Gebiete  des  Grundbm  hs-  und  Depositenwesens. 

Bei  der  Aufstellunfr  des  Systems  gin^^  der  Verfas^ser  zuuKchst 
bvntlietisch  vor,  indem  er  alle  Amtshandlunjrfn.  auf  welclif  kraft 
gesetzlicher  Bestimmungen  die  Normen  des  Verfahrens  ausser  Streit- 
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Sachen  Anwendung  finden  und  welche  sich  dnrch  <li»-  (»  i  »ienselbt  n 
zutage  tretenden  eigentümlichen  Grundsätze  die**e8  Verfahrens  vom 
Vei*fahren  in  Streitsachen  scharf  abheben,  einbezog.  Aufgabe  der 
Analyse  war  es,  in  das  Konglomerat  so  mannigfacher  Amtshandlungen 
Ordnnnf^  zu  bringen.  Ob  es  derart  gelnng-en  ist,  ein  wirklich  brauch- 
bare« System  anfeastellen,  woUen  wir  nicht  entscheiden.  Immerhin 
ist  der  SinteilnngBgrad  nach  n&herer  oder  entfernterer  Bedrohunir 
eines  Rechtes  und  sohin  nach  der  Ursache  der  Bedrohung  von 
Interesse,  nnd  es  wird  dabei  vermieden,  dass,  wie  bei  Ott,  Amts- 
handlangen,  welche  im  Zosammenhange  miteinaader  sich  als  ein 
einheitliches  Ganzes  darstellen,  z.  B.  die  yerschiedenen  Formen 
richterlicher  Tätigkeit  bei  der  Yerlassabhandlnng,  in  verschiedene 
Gruppen  eingereiht  werden. 

An  dieses  einleitende  Kapitel  sehliesst  sich  ein  allgemeiner 
Teil,  welcher  die  Orondsfitze,  die  Organe  und  den  Gang  de»  Ver- 
fahrens ausser  Streitsachen  überhaupt  beliaiult  lt. 

Die  Grundsätze  des  Verfahrens  anlatii^t  iul  tiinleu  wir,  wie  auch 
hei  Orr,  das  rcthtliche  Gehör  und  das  Vcrt'aliren  von  Amts-wesren 
als  leitende  i'rinziiiieii  hiii^pstellt,  alle  aiidrrt'n  Kit^eutümlichkeiten 
des  ausserstreitigen  Verfahrens  aber  vom  Standpunkte  der  Zweck- 
mässigkeit behandelt.  Von  diesem  Gesichtspunkte  erscheinen  nament- 
lich das  Prinzip  der  Mündlichkeit  und  Schriftlichkeit,  die  erleichterte 
Form  der  Zustellung,  der  geringere  Einfluss  der  Gerichtaferien, .  die 
Prftklasionsmaxime,  die  von  gesetzlichen  Beweisregeln  fast  gamicht 
eingeschränkte  Beweiswttrdlgnng,  die  Ifittelbarkeit  bei  Übertragungen 
von '  Amtshandlangen  an  GerichtBkpramissAre,  der  Ansschlnss  der 
Öffentlichkeit  der  Verhandfnngen  einerseits,  die  Verdffentlichnng  ge> 
wisser  Beschlösse  in  Orandbnehs-  nnd  Firmensachen,  im  Znge  einer 
Verlassabhandlung  oder  eines  Konkursverfishrens  anderseits,  endlich 
die  Gestaltung  der  Rechtsmittel  im  Verlahren  ausser  Streitsachen 
aufgefasst,  dagegen  das  Konseuspriiuip  und  der  Grundsatz  der  Er- 
forschung materieller  Wahrheit  als  Ausfllisse  der  Offizialmazime 
hingestellt. 

Bei  «1er  Btliandlung;  des  Subjektes  des  ausserstreitigen  Ver- 
fahrens wurde  in  die  Erörternner  üb»>r  dir  (i-  l  i*  lite  eine  ausführlichere 
Hesprf'fhunc  df  i-  ( ir-chäi'tbordnunjj;:  riiifreflin  lit»  ii  und  namentlich  die 
B-  drutmiLT  dt  r  Akr<  iiz»'ichen  und  Geschäfiszalili'n  erklärt.  Der  Er- 
örterung über  die  Geächäftsorduung  folgt  die  Lehre  von  der  Zust&ndig- 
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keit,  worans  wir  ;ils  originell  besonders  des  Antors  Ansicht  über 
die  Attraktionsgerichtsstände  nnd  den  dnrch  Präklusion  der  Inkompetenz- 
einrede  geschaffenen  Gerichtsstand  des  §  24  V.-P.,  ein  Analogon  zu 
dem  des  §  104  J.-N.,  hervorheben.  An  die  Besprechung  der  Gerichte 
reiht  sich  die  Behandlung  der  alg  GerichtskommisBära  in  Verwendnngr 
kommenden  Organe,  Gemeindevorsteher  nnd  Notsre;  betonders  anB> 
^fillirlich  sind  WirkongekreiB,  Beehte  nnd  PflichteD,  Organisation  und 
Gebflhren  der  Notare  erOrtert 

Der  allgemeinen  BesptedliQDg  des  Ganges  des  Verfahrens  aneser 
Streitsachen  wnrde  im  Gegensatse  zn  Ott  ein  verhUtnismSssig  be- 
sehrftnkter  Banm  gewftbrt  and  die  anslllhrliehere  DarsteUnng  dem 
besonderen  Teile  yorbehalten. 

Im  §  1  enthSlt  der  besondere  Teil  die  verschiedenen  Arten 
der  Beurkundung  (Legalisierung,  Viclimierunjr,  I^ofrlaubigung  von 
Übersetzungen,  Wechf?elprote8te  und  andere  Nutaiiatsuktf). 

Diesen  Beurkiindungshaudluii^'en  wird  in  den  foltrenden  §§  die 
BHurkimduii}^  durch  die  öffentlichen  1  liicher  und  durch  die  Handel"?- 
und  oeiiossenschaftsj  ir:ister  gegen ül  imt  stellt.  Bei  der  auch  durch 
jiraktische  Beispiele  erläuterten  Darstellung  des  Vorg-anp-es  bei  frrnnd- 
bücherlichen  Eintragungen  ist  nicht  nur  die  dem  Kichter  zukommende 
Aktion,  sondern  auch  die  Funktion  des  Grundbnchsftihrers  eingehend 
behandelt,  und  finden  einige  Erscheinungen  der  partikularen  Gesetz- 
gebnng  Tirols  Hervorhebung.  Dem  folgen  (das  Offizialprinzip  stärker 
akzentnierend)  das  Verfahren  bei  Simnltanhypotbeken,  die  Amorti- 
siemng  bftcherlicber  Beehte,  die  Ab-  nnd  Znschreibnng  von  Grund* 
Stileken  ond  die  Nenanlegnng,  Ergänzung,  Änderung  oder  Wieder- 
herstellang  GfiiBnÜicher  Bttcher.  Auch  der  besonderen  öifentlichen 
Bücher,  des  Eisenbahn-,  Berg-  nnd  Naphtabuehes  wnrde  Erwähnung' 
getan  und  namentlich  das  Verfahren  bei  Anlegung  des  Eisenbahn- 
bnehes  IQr  eine  neue  Eisenbahnanlage  ausflIhrUcher  behandelt  Eine 
Ihnliehe,  wenngleich  kflnere  ErOrtemng  wurde  den  Handels-  und 
Genoseensehaftsregistem  znteil. 

Die  Besprechung  der  Amtshandlungen  zum  Schutze  tr«  gen 
eine  bereits  bestehende  Gefährdung  von  Rechten  beginnt  mit  den- 
ienijxeu  Amtshandlungen.  b«  i  welchen  die  Ursache  der  Gefährdung 
in  einer  Eisi-enschaft  der  zu  schützenden  Person  cder  Sache  selbst 
liegt.  Dem  sich  auf  die  ganze  Keclitspersönlichkeit  erstreckendfu 
Öchntze  dorcb  die  Vormandschaftä-  und  Karatelsgerichubarkeit  wird 
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<'turl^^'lts  die  ilur  bei  eiiizeliif^ii  Rechts^'eschHftf'n  (A<ii»i'ti<»n,  Legi- 
timation unelu'lifher  Kinder,  eirossjähri^keitserklarnng',  Testierungf 
Minderjähriger  unter  18  Jahren,  richterlicher  Öuppliernnj?  von  Willens- 
akten, offiziitee  Bestimmung  des  Heiratsgutes  usw.)  gewährte  gericht- 
liche Fürsorge  (Spezialbevormundung,  Bevormtindang  ad  actnm^, 
andererseits  der  auf  einaelne  Vermögenswerte  beschrftnkte  gericht- 
liche Schiits  (BealbeTomnuidiiiigf  BeTormnndQiig  ad  rem)  gegenüber« 
gestellt;  zu  den  Fällen  der  BealbevormnndQng  zfihlt  Verfasser  die 
Fideikemmissgeriehtsbarkeit»  das  Depesitenwesen  ond  die  Mitwirkung 
der  Oeriehto  bei  freiwilligen  Schitznngen  und  FeUbietongen;  bei 
Bespreehnng  des  Depositenwesens  wnrde  wieder  der  Gesehfiflsge- 
bahrung  der  DeposttenAmter  besonderes  Augenmerk  angewendet  nnd 
auch  das  Verftüiren  bei  Amortisiemng  alter  Depositen  (Kaduzitäten) 
erörtert. 

Hieran  reiht  sich  eine  Grnppe  von  Amtshandlungen,  bei  welchen 

die  Gefährdung  in  der  Endigung  von  Rechtsverhältnissen  ihre  Ur- 
sache hat  (einverständliche  Ehescheidung  und  Treniuiiig  von  Judea- 
ehen,  Todeserklärung  und  Bewoisiülu  nng  de«;  Tndes.  Entmündigung, 
sofern  ^^ie  den  (ü-i  iriiteii  /.ukuinint,  und  Auiortisieruiig  von  Urkundrnj. 
Bei  der  Lehre  von  (ier  Kuteignnng  wird  hesonders  das  Verfahren 
zur  Feststellung  der  Kntschädigunussumine  auf  Grund  des  Eisenbahn- 
en teignungsgesetzes  vom  18.  Februar  1876  und  das  Verfahren  bei 
Einräumung  eines  Notweges  hervoi^hoben,  bei  Behandlung  der 
Amortisierung  auch  die  Amortislerung  von  Talons  und  Pfandscheinen 
nicht  vergessen. 

Den  letzten  Abschnitt  des  Werkes  bildet  die  Erörterung  der 
Amtshandlungen  gegen  eine  bereite  bestehende  Gefohr,  die  in  der 
Konkurrenz  der  Anspräche  mehrerer  Sechtnnbjekte  auf  dasselbe 
Rechtsolyekt  ihre  Ursache  hat;  zu  diesen  Amtshandlungen  zählt 
Autor  die  ausserstreitige  Orenzregulierung,  die  Verlassenschaftsah- 
handlung  nnd  das  Eonkursyerfahren. 

Die  Lehre  von  der  Verlassenschaftsabhandlung  beginnt  so 
wie  das  Grundbuchsrerfohren  mit  der  Bej^iiffsabgrenzuug,  daran 
schliesst  »ich  eine  rechtshistorische  und  eine  rechts  vergleichende 
Kiiil«itung,  welcher  eine  Kritik  der  österr,  Kechtüverlialtnisse  an 
der  iiaiid  von  Unukkh  Schrift:  „Die  \'erlas8en.schaft8abhaüdiung  in 
Osterreich"  folgt.  Die  Glif  iemng  der  V<»rlas«en8chaft8abhandlung 
nach  dem  Zwecke  in  3  Stadien  v^icherstelluogs-,  Feststelluugs-  und 
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BealisieruQgsätadiam)  wild  dei'  Qun  folgenden  Darstellung  zogrunde 
gelegt 

Ebenso  wird  der  Lehre  vom  Konknrsverfiüuren  eine  Eioleitang 
Toransgeschickt,  der  Konkurs  in  Sicher^tt'nungs-,  Feststellnngs-  und 
Realisierangsstadium  geteilt.  Das  Realisieningsstadiiiin  zerföUt  in 
8  ünterabechnitte,  die  Bealisiening  des  AktiTvermSgens  des  Gemein- 
Schuldners,  die  Verteilnng  des  bienuis  ersielten  ErlSses  unter  die 
GISnbiger  ond  im  Konkorse  der  registrierten  Erwerbs-  und  Wirt- 
scbaftsgenoBsensehaften,  noch  das  Umlageverfohren. 

Die  wichtigsten  fiestimnmngen  des  materiellen  Konknrsrechtes 
werden  in  einem  besonderen  Paragraphen  yoransgeschicict. 

Anf  X  nnd  990  S.  bringt  das  Bnch  Saxdbbs  Viel  und  Tieles, 
es  darf,  da  man  sich  darin  sclmell  und  sicher  zarecht  findet,  reichs- 
deutschen  Praktikern  besonders  empfohlen  werden.  Die  Ausbtattung 
entspricht  bereclitipten  Anforderungen. 

8Tf:iNLh:(HNi!;K,  Prof.  Dr.  Paul,  Graz,  Die  Unredlichkeit  als 
rechtshindernde  Tatsache  im  bücherlichen  Verkehr  nach  österr. 
Rechte.   Graz,  Leuscliner  &  Lnbensky,  1904. 

WnriWAnTBB,  Dr.  Franz  J.  Bitter  „Die  Verlassenschaflskon- 
▼ention  mit  Frankreich  vom  11.  Dezbr.  1866"  (ans  der  österr. 
AdTokatenpraxis  „Festschrift  der  Union"),  bespricht  eine  Beihe  von 
intereasanten  Fragen  des  internationalen  Privatrechtes,  welche  dem 
Praktiker  bei  der  Behandlung  dieses  wenig  bekannten  Spezialgebietes 
von  grossem  Werte  sind.  Bitter  v.  Wikiwabtbbs  Darstellung  zeichnet 
sich  durch  Schftrfe  und  Klarhdt  des  Ausdmckes  ans.  Es  ist  ein 
Vergnügen,  von  ihm  geführt  zu  werden. 

TL  Yerffthren  In  Streltgaehen. 

(Gerichtaorganisation,  Jurisdiktionsnorm,  Zivilprozess,  Exekutiousorduuug, 
Konknmecht  nnd  verwandte  Nomen,  Advolcatenordnung,  AnwaltBchsfts- 

angelegraheiten  usw.) 

BrartDiKT,  Dr.  Eomuhd,  Advokat,  „Die  Advokatur  unserer 

Zeit".    Wien.  Manz,  19()3. 

Dieses  im  engereu  Kulnneu  die  aktuellen  Frühen  des  Advo- 
katenstandes beleuchtende  Buch  ist  für  .1  misten  iilH-rhaujit  eine 
Lektüre,  die  man,  einmal  bepmiien.  nirht  leirlit  wiidfi-  aus  der 
Hand  legt  Geistvolle  tienilickcnde  Heiiu'ikun^eii  lelht-n  sic  h  ohne 
Unterbrechung,  und  aus  ihnen  allen  wiikt  wohltuend  eine  vornehme, 
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mit  den  tatsächiichen  Verhälluissen  leider  uur  zu  oft  kaum  harmo- 
nierende Auffassung  des  recUtafremdiicheii  Berufes.  In  solchem 
Gedankeuflage,  dem  realen  Boden  und  unserer  Zeit  enteilend,  kommt 
der  Aator  freilicli  za  Resultaten,  die  irgendwo  in  Jahrzehnten,  aber 
nicht  für  uns  als  praktisches  Ergebnis  annehmbar  «rscheüien. 

CAMBTinr,  Prof.  Freih.  t.,  „Das  Zivilprosessrecht^  3.  Aofl. 
Berlin,  Carl  Heymann,  1905. 

Dieser  den  5sterr.  ZivUprozess  behandelnde  Kommentar  wird 
in  No.  13  der  „Osterr.  Ger.'Ztg."  vom  Ministerialrat  Dr.  Sohavbb 
der  Praxis  nnd  der  iirissenschaftlichen  Behandlung  des  Gegenstandes 
empfohlen  und  aasftthrlich  besprochen. 

FiscHL,  Dr.  Alprki»^  Advokat.  Die  Olmützer  Gerichtsord- 
nung. Herausg.  Deutscher  Verein  für  die  Geschichte  von  Mahren 
und  Schlesien  in  Briiim. 

Wir  sind  nicht  allznreirh  an  rechtsg'eschichtliclieii  Arbeiten. 
Die  voilirgende  ist  nm  so  daiikejiswerter,  al»  wir  bis  jetzt  zwar 
über  (las  \un  Süden  ans  eiug-edniii^ene  dentfolie  Recht,  aber  gar 
nichts  über  äm  ans  Sachsen  nach  Mähren  gelangte  Stüdterecht  er- 
fahren haben.  Olmütz  war  der  Oherli(»f  fttr  das  ganze  nördliche 
Mähren.  Dnrcli  die  in  der  Mitte  des  10.  Jahrhunderts  erfolg^ 
Anfnahme  des  dem  Magdeburger  Rechte  in  der  Fassung  des  Bres- 
laner  Stadtrates  entstammenden  Olmützer  Rechtes  wurde,  wie  auch 
anderwftrts  in  Deutschland,  dem  Umsichgreifen  der  römischen  Normen 
wirksam  entgegengearbeitet  Überhaupt  haben  sich  in  Hihren  nnd 
Schlesien  mehr  als  anderswo  dentschrechtliche  Institute  bis  in  die 
Neuzeit  und  in  den  Rechtsüberzengungen  des  Volkes  teilweise  bis 
heute  erhalten.  Speziell  die  Olmfltzer  Gerichtsordnung  erinnert  in 
manchen  Stellen  an  unsere  neuen  Prozessgesetze,  die  mehr  noch  als 
die  reichsdeutsche  an  altes  deutsches  Recht  anklingen.  Das  Institut 
der  ersten  Tagsatzung,  das  beschrftnkt  mündliche  Verfahren,  die 
prävalierende  Stellung  des  Vorsitzenden  u.  a.  m.  finden  wir  in  dem 
Verfahren,  das  für  alle  dem  Oberhof  Olmütz  zugehörige  nordmährische 
Städte  galt,  mühelos  wieder.  Dr.  Fisihlk  Mon(»irraphic  i^t  dalitr  nicht 
bloss  ein  wei  tvcllt  i  Hanstein  für  unsere  Rcchtsgeschichte,  sie  verdient 
arn  li  für  die  F<*rtbildung  dea  geltenden  ProzeBsreeiites,  und  zwar 
mehr  noch  in  Deutschland  als  in  (>stereieh  ern.stf  lieachtung;  denn 
was  Jahrhundertelang  volkstümlidi  Recht  war,  an  dem  weiss  man, 
dass  es  in  sich  geeignet  ist,  in  Fleisch  und  Blut  des  Volkes  Uber- 
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zQgeheD,  und  gerade  dieser  Erfolg  der  Gesetzgebung  ist  es  allein, 
der  einem  neuen  Gesetze  den  Fortbestand  nnd  mjSglidist  eheste 
TOÜe  Geltung  sicbem.  All  die  nnennftdlielie  Arbeit  Ton  oben  herab, 
die  bei  nns  ffir  die  rasche  Einf&hmng  der  ZiTilprozessordnong  anf> 
gewendet  worden  ist»  h&tte,  auch  foUs  sie  Im  ftbrigen  einwandfrei 
wftre,  das  nene  Ver&hren  nicht  populär  gemacht,  nnd  hat  dem 
Prozesse  auch  keinen  ethischen  Erfolg  gebracht,  der  nicht  innerlich 
begründet  war.  Wir  empfehlen  die  Olmfttzer  Gerichtsordnniig  dem 
frenndlichen  Leser  angelegentlichst. 

FiiiTütH,  Dr.  JuLiüri  Kittel  v.,  „Lüschuugsklageii  und  Streitan- 
merkimgen"  aus  der  österr.  Advokatenpraxis  ^Festfeduift  der  Union", 
bespricht  die  schwien'p:^  ^raterie  drr  grnndbn('herl!rhen  Löschungs* 
klagen  nnd  Streitaniuerkuug  in  klarer,  übersichtlicher  and  an« 
schaulicher  Weise. 

HoLüBOwaKY,  Dr.  Anton,  ..l^eitiiige  zum  Advokatendisziplinar- 
rechf*  ans  der  österreichischen  Advokatenpraxis  «Festschrift  der 
Union**,  enthalten  wertvolle  Andentungen  über  die  richtige  Ab- 
grenznng  zwisclion  Zivilunrecht  nnd  dem  disziplinarisch  zu  ahndenden 
Unrecht)  sowie  zwischen  letzterem  und  dem  nach  allgemeinem  oder 
besonderem  Strafgesetz  strafbaren  Unrecht,  femer  einen  knappen 
Gmndrise,  sowie  Bausteine  fttr  ein  materielles  Disziplinarstrafrecht 

Limurar,  Dr.  Abhou),  Staatsanwaltsabstitnt  in  Czemowitz: 
Die  Zwangsrersteigemng  nach  der  Osterreichischen  Ezekntions» 
Ordnung  vom  27.  Hai  1896.  Wien,  Manz,  1906. 

Die  hergebrachte  Betrachtungsweise  der  exekutionsrechtlichen 
Probleme  unter  dem  privatrechtlichen  Gesichtspunkt,  das  Streben, 
dem  Ezekutionsrechte  die  dem  Privatrecht  angepasste  herkffmmlifdie 
Behandlnngsweise  anfzndrftngen  nnd  die  durch  das  Ezekutionsrecht 
gescliaflfenen  Rechtsverhilltnisse  in  die  dem  Privatrecht  eigentttm- 
liclien  Schablüiieu  einzupferclien  (S.  2),  beyi  j^nel  unter  den  neueren 
Schrifti«tellern  sowohl  Deutschlands  als  Österreichs  immer  K  1-hafterem 
Wi.lr'istuiid.  Es  bricht  .sicli  iiarh  und  nach  die  Erkriintins  Bahn, 
dass  dif  ^'ol•<;;illt^■^'  «It^r  pAekutinii,  da  si»-  Ii  in  linlu'in  llaise 
vom  «"ffentlicliPii  Kedit  bteiiitlusst  werden,  die  eigene  Be- 
trachtung- unter  Kücksichtnahme  aui  ihren  prozessualen  Charakter 
fordern,  und  dass  danach  jegliche  Darstellung  des  Institutes  der 
Exekution,  welche  einseitig  die  privatrecht  liehe  Lehre  lieranzieht, 
dem  wahren  Wesen  der  Saclie  nicht  entspricht.  Aach  der  Autor 
Jttlirbiiofa  der  fnteniAt.  VerBfniguog.  8.  Bd.  147 
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d<s  vorliegenden  Werkes  ergreift  in  dieser  Sache  das  Wort  und 
bekf-m  t  sich  als  Vertreter  der  ^neueren  Richtang'',  da  er  als 
Zweck  St  int  s  lUiches  di^  T>arst«llung  der  Zwangsversteigerung  von 
dem  pnbUztötisctaen  (resichtspunkt  ans  erklärt.  Seine  Erörtermig^ 
will  sieb  die  Öffentlich-rechtliche  Natnr  der  Nonnen  der  E.-0.  Yor 
Angen  halten  nnd  daram  auch  anf  dem  Spezialgebiete  der  ImmobUiar- 
exekntion  das  Uoment  des  Geeamtinteresses  als  mamgebend  fftr 
die  Gesetzesanslegung  nnd  kritische  Würdigung  herrorbeben.  Die 
im  Öffentlichen  Recht  wurzelnden  Elemente  der  Exekution  sollen 
in  seiner  Darstellung  nn?erkflmmert  zur  Geltung  gelangen.  Der 
Verfasser  bat  sich  nun  dieser  seiner  Aufgabe  in  der  Tat  mit  Ge- 
schick entledigt.  Schon  eine  flüchtige  Durchsicht  seines  Buches  zeigt, 
dass  er  bemflbt  war,  dem  entwickelten  prinzipiellen  Gedanken  fiberall 
Anerkennung  und  Geltung  zu  verschaffen,  die  ölfentlich-rechtliclien 
P^lemente,  welche  zumal  das  neue  Exekutionsrecht  iu  so  reichem 
Malse  durchdringen,  zur  vollen  Anerkennung  zu  bringen.  Wir 
verweisen  iu  dieser  Hinsirlit  nni- auf  jene  Partieu  des  Buches,  welche 
die  Ver8teigernn«:sbt''liniruni;en  behandrlti  (S.  129—187).  Wie  der 
Richter  bei  Ftststfllun^-  dieser  Bediii^runfren  vorzugehen,  was  er 
vorzubahnen  hat,  um  das  Interesse  aller  Beteiligten  zu  wahren,  wie 
er  den  Ausgh  ieli  der  miteinander  kollidierenden  Interessen  herbei- 
zuführen und  damit  »mu  allen  Boteilitrtpn  günstiges  Resultat  erzielen 
kann,  dies  sucht  der  Vertasser  in  jedem  einzelnen  Punkt  festzu- 
halten nnd  auszufiihren. 

Dem  angeffihrten  Bestreben  des  Verfassers  nach  Durchdringung 
der  exekutionsrechtlicheu  Materie  mit  den  Begriffen  und  Postulaten 
des  Öffentlichen  Rechtes  kann  gewiss  nicht  die  Billigung  versagt 
werden.  Indes  ist  hierzu  ein  Vorbehalt  zu  machen.  Dies  ist  fest- 
zuhalten: Das  Recht  der  Exekution,  insbesondere  die  Zwaogsver- 
Bteigemng  zeigt  eine  doppelte  Seite:  die  privatrechtlicbe,  da  sie 
den  Zweck  verfolgt,  den  privaten  Anspruch  des  Gläubigers  zu 
realisieren,  und  die  öffentlich-rechtliche,  da  die  Ait  dicaer  Reali- 
sierung dem  Staate  obliofrt  nnd  von  ihm  auch  in  liiicksicht  auf  das 
Gesamtinteresse  prästiert  wird.  Also,  dass  sich  der  Anspruch  des 
Gläubigers  im  endlichen  Erfolg  zum  K»>rlit  am  Meistgebot  gestaltet, 
di>s  {Gehört  dem  Privatrecht  an,  aber  wie  der  Staat  hierbei  vor- 
zu^eiien.  welclie  Miii-  l  er  zum  Schutz  der  Beteiligten  vorzukehren 
hat,  dies  luuäs  aus  publizistischen  üesichtspnokten  entwickelt  werden. 
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Wir  meinen  nnn:  da  sich  bei  der  £xekation  Element«  des  privaten 
nnd  fiffentUeben  Becbtea  mengoDf  liat  anch  die  wiBsenecliaftliclia 
Betrachtung^  anf  beide  Bfieksicht  zn  nehmen.  Die  Exekntion,  nod 
zumal  die  Zwangsverateigening,  wird  in  ihren  Vorannetmngen,  im 
'  ümfimg  des  angegriffenen  Objektes,  in  der  Intensität  ihrer  Wirliiingen 
dnrch  die  saehenrechüicben  Normen  mitbestimmt;  insbesondere  nimmt 
die  Immobiliarexekntion,  da  sie  in  vielen  Ffillen  im  vorher  begrBn- 
deten  Ffondrecht  wurzelt,  anf  die  Bestimmnngen  des  Frivatredites 
Bedacht  Man  dralte  etwa  an  das  ans  der  gmndbncbsrechUichen 
Situation  der  versteigerten  Liegenschaft  sich  erg^ebende  Verhältnis 
(Versteigt- rutig  eines  auf  zwei  Grundbuchskörpern  erbauten  Hauses, 
\'eisteigerung'  einer  wirtscluifilich  selbstäudigeii  Parzelle  der  Licf^eii- 
scliaft  (?),  Mitviisteiireiuiif^  des  Liegenschaft sznbehörs  usw.),  an  die 
Frag'e  der  Lief^^ensclialtstrüchte  u,  ä.  Die  iSetraclitung:  des  Exe- 
kutionsrechtes darf  daher,  will  sie  ein  jr-  i  in  s  Hild  f2:eben,  auch 
diese  andere  Seite  des  Verhältnisses  nicht  uiibeaciitet  lassen.  Nur 
mit  dieser  Einschränkung  stimmen  wir  dem  Verfasser  zu,  wenn  er 
der  Hervorhebung  des  publizistischen  Charakters  der  Exekution 
das  Wort  redet.  Und  in  dem  letztbetrachteten  Punkte,  was  das 
Verhältnis  der  Exekution  zum  materiellen  Recht  betrifft,  mag  seine 
Darstellung  allerdings  noch  der  Ergänzung  bed&rftig  sein. 

Im  übrigen  beliandelt  Verf.  den  gewählten  Stoff  mit  grosser 
GrOndlichkeit  und  SorgfUt  Er  lässt  es  sieh  angelegen  sein,  die 
fflr  das  neue  Becht  in  Theorie  und  Praxis  aufgetauchten  Streit* 
fragen  —  und  es  sind  deren  nicht  wenige  —  eingeh^d  zu  be* 
leuditen.  Er  bringt  unter  kritischer  Würdigung  der  vorgebrachten 
Meinungen  eine  Lösung  der  Kontroverse,  der  man  in  der  Helirzahl 
der  Fälle  beipflichten  mag.  So  zei^t  das  Buch  Lkhmanns  unter 
allt-n  Umständen  diesen  Vorzui^:,  dass  es  den  Leser  über  den  Stand 
der  Literatur  und  Judikatur  auf  dem  Gebiete  der  Zwangsver- 
Rteig'ernnf?  ein<j:ehL'üd  und  zuverlässio:  informiert,  weslialb  seine 
Lektüre  namentlich  dem  in  der  Praxis  Stehenden  gute  Dienste  zu 
leisten  vermajir. 

Tm  Halunen  eines  kurzen  Referates  kann  begreiflicherweise 
nicht  einmal  eine  gedrängte  Darstellung  des  Bachinhaltes  erfolgen. 
Diva  tiiesae  sonst,  die  einzelnen  Bestimmungen  ttber  Immobiliar- 
exekution der  Beihe  nach  hernehmen  und  an  der  Hand  des  Buches 

besprechen.  So  sei  nur  bemerkt,  dass  das  Werk  besonders  ein- 
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gehend  die  Meistgebotsverteilung  behandelt.  Hier  sind  voni  Verf. 
insbesondere  aacb  die  in  der  Österreichiscben  Exekotionspraxis  so 
strittigen  Fragen  der  Haftung  der  Liegenschaftsanteile  bei  Total* 
hypotheken  und  der  Behandlnng  der  Simnltanhypotheken  erörtert 
Die  hier  gebrachte  Zosammenstellnng  der  Literatar  and  Recht- 
sprechang  mag  einer  eingehenden  wiasenschaftlicheD  Darstellnng 
dieser  Fragen  gaten  Boden  schaffen.   C.  v.  0. 

Matb,  Dr.  Max  Freih.  v.,  „Die  BechtsansfOhningeii  Im  dst«rr. 
Zivilprdzess'*  aas  dei*  Qsterr.  Advokatenprazis  „Festschrift  der 
Uuiou". 

Baron  Mayk  erkennt  dankbar  den  nn^tlicun  n  Fortschritt  an, 
welclieTi  die  Zivilpniz^'ssdnlnung  nicht 'nnr  eereniil-t  r  dem  früheren 
Keclitsznst.uidf,  süudtiii  aucli  d<^m  Anshuxie  jLri-i^fiiiibcr  bedeutet. 
Die  Zivil}ii'ozossordnnn£r  h.it  nnsn*'  .Iiistiz  vnn  t  iiifiii  Formf^lkram 
befreit,  der  schon  iillzulanir  wie  ein  Alp  auf  ihr  p-oleircn  lialte.  üaron 
Mayk  tindet  es  erklärlich,  das«  das  Gesetz  (sj  78,  Z.-P.-O.)  für  aUe 
vorbereiteten  Schriftsätze  das  Verbot  der  Aufnahme  von  Kechtsans» 
fftbrung-en  Ktatoierte.  Diese  Anordnung  entsprang-  den  gesunden 
Ornndgedanken,  dass  mit  den  alten  Satzschriftangetüraen  aufgeräumt 
werden  mttsae.  Dieses  strikte  Verbot  mag  immerhin  eine  vom 
ZweckmftaeigkeitSBtandpunkte  begründete  positive  Norm  des  Gesetaes 
sein.  Keineswegs  jedoch  hat  das  Gesetz  fBr  die  mflndiichen  Partei- 
vortrftge  ein  Verbot  von  Rechtsausftlhrangen  anfgestellt  Wenn  in 
der  Praxis  manche  Richter  die  Rechtsaasfabrungen  der  AnwSlte 
einzuschränken  trachten,  so  ist  dies  nicht  nur  eine  Überhebung, 
sondern  ein  geradezu  gesetzwidriger  Vorgang.  Es  ist  gewiss  un« 
zulässig,  wenn  ein  Richter  Rechtsausfübrungen  des  Anwaltes  mit 
dem  Hinweise  auf  den  Satz:  „jura  novit  curia'*  einschränken  woUte. 
Wie  notwendig  solche  AusfHhmngen  oft  sind,  zeigen  8o  uiauche 
einander  direkt  widersprechende  Ent.scheidungen.  aus  denen  sich  immer 
wieder  ergibt,  dass  in  eiimu  oder  dem  anderen  Falle  ,,cnriam  jura 
nun  novisse".  Es  darf  nicht  sein,  dn^^  ciMem  grossen  utid  wiclitiüen 
l'jo/.'Sise  durch  Aii<i)(iiiiiii^^  einer  zweiten  ^'f■r^alldlllIlL■■  tiir  die 
Mitr;i^>.>nuide  des  gleichen  Tages  von  vornlieiein  eine  zeilliche 
(Frenze  'jpsetzt  wird.  Es  darf  nicht  sein,  da-«5  ein  Anwalt,  wenn 
aucli  mir  durch  das  kleinste  Zeichen  der  Ungeduld  in  der  Handlung 
eines  geordneten  Schlussvortrages  gehindert  wird;  es  ist  ungehörig, 
wenn  die  Richter  durch  Zusammenlegen  der  Akten,  Zuldappen  von 
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Büchern  usw.  nach  dem  Vortrage  des  Bekiagtenvertreterg  zeigen, 
dass  sie  nichts  mehr  h&ren  woUeiii  und  noch  weniger  ist  es  zulässig, 
das«  in  erster  oder  zweiter  Instanz  Bepük  und  Duptik  ansdrfick- 
lich  untersagt  wird.  Ein  mllndlidier  Zivilprozess  ohne  Sehlnas- 
▼ortrSge  nnd  reehtiiehe  Er9rternng  der  Anwälte  verdient  diesen 
Namen  nicht  Baron  Math  schliesBt  mit  der  Mahnung:  ^GOnnet 
Banm  den  RechtsansfOhmngen!'* 

MÜM.IB,  Dr.  Otto.  „Die  Kompensation  im  Verfehlen  vor  den 
Börsenschiedsgerichten.   Wien,  Uanz,  1905. 

Dr.  E.  K.  schreibt  Über  diese  Monographie  des  Sekretärs 
der  Schiedsgerichte  der  Wiener  Produktenbörse  in  den  „ Jur.  Bl," : 
„Die  Probleme,  welche  den  Verfasser  beschäftigt  haben,  sind  un- 
gewühüiich  interessante.  Ihre  IJisnng  ist  zum  Teile  auch  ffir  das 
allgemeine  Prozess recht  iiiclit  belan^h>s.  Ist  doch  beis]iii  die 
Frage  kontrovers,  ob  jede  couipeiisando  ein^^eweiideie  Uej^eiilnrdrrnng 
vor  den  ordentlichen  (Terichten  ohne  Rücksicht  auf  die  Kompetenz, 
welcher  sie  als  Klageforderung  unterstellt  wäre,  zuzulassen  sei. 
Der  Verfasser,  welcher  sich  als  Anhänger  der  ScHauTSischen  Theorie 
bekennt,  ist  demzafolge  auch  für  die  voranssetznngslose  Zolassnng 
der  Gegenforderung  znr  Aoftechniing  im  Verfahren  vor  den  Börsen- 
schiedsgerichten. Die  Beantwortung  der  wichtigen  Frage,  ob  und 
in  wdchem  Ümfiinge  die  Voischriflen  der  Zivflprozessordnnng  Uber 
TeUnrteil  und  Bechtskraft  (§§  891  u.  411)  Ar  die  Börsenschieds- 
gerichte  bindend  sind,  macht  Dr.  Hüllkb  davon  abhüngig,  ob  diese 
Bechtsvorschriften  zwingende  Natur  besitzen,  und  gelangt  zu  dem 
Besnltate,  dass  Beehtakraft  und  Streitanhängigkeit  zwingende  Ein- 
richtungen sind  nnd  dass  im  bSrsensddedsgerichtiichen  Verfahren  — 
mit  Ausnahme  der  Gegenfordenmgen,  Ar  welche  ein  iulttudisches 
BOrsensebiedsgerieht  zustSndig  wäre  —  die  Eompensationaeinwendung 
stets  nur  Verteidigungsmittel  bleibe.  In  scharfsinniger  Weise  werden 
die  spezifisch-börsengerichtlichen  Einwände  von  Spiel  und  Wette, 
des  Missverhältnisses  zum  landwirtschaftlichen  I5etrir]je  und  d»^ 
Kartells  in  ihrer  Relation  als  Ciegeneinwande  zur  Konipensations- 
einrede  besprochen;  hier  wird  auch  die  r.."irsen^est'tziiHV('ll('  vom 
4,  Januar  190r>  ^esti-eit't.  l>ein  liürsenschiedsgerichtlicheii  Ansprnclie 
über  die  Kompensation  im  Zuge  der  Exekution  ist  das  letzte  Kapitel 
gewidmet.  Einleuchtend  ist  hier  das  Urteil  des  \'ei*fa8ser8  über  die 
Znl&ssigkeit  der  ExckutionseinsteUiuig  nach  Art.  XXIX  Einf.-G. 
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znr  K.-O..  der  Plenissimarbebehlu^s  de.-?  Ober*st^n  (m  ri(  lii>liüt'e8  vum 
9.  Februar  1897  suclite  eb<»n  vprereblich  zu  kurrig^iei  »  ii.  was  die 
Gesetzgebung  im  Ubereifer  zum  ^^chutze  df^s  ..Differenzrirnvamles" 
aogar  noch  im  Stadium  der  ZwangsvoUstreckuug  vorseheu  zu  müsBen 
▼eraeinte. 

Die  einleitenden  Abschnitte  rntlialttn  einen  kurzen  Abrii« 
Uber  das  Wesen  dw  Bdrsenschiedsgerichte  im  staatlichen  Recht- 
BprechnngBorganismna,  sowie  Uber  die  Stellung  der  Kompensation  im 
allgemeinen  bflrgerliehen  und  Frozessrechte.  Bemerkenswert  ist 
hier  die  Stellungnahme  zur  bekannten  Streitfrage,  ob  das  Erfordernis 
der  Liquidität  der  Gegenforderung  durch  die  ZivÜprosessordnnng 
aufgehoben  sei.  Dr.  IfOLun  ftnssert  sich  nun  dahin,  dass  jenes 
Erfordernis  zwar  nicht  beseitigt  ist,  jedoch  durch  §  891  Z.-P.-0. 
anlSsslich  der  Regelung  des  Teilurteiles  eine  weitgebende  prozessuale 
Interpretation  erhalten  hat 

Anfban  und  Inhalt  der  Monographie  verraten  die  Vertrantheit 
des  Autors  mit  dem  einschlägigen  Reclitsmaterial  und  schöne  Be- 
gabnnar.  Vom  Standpunkte  der  österreichischen  Jurisprudenz  ist 
ihm  zu  daukeii,  ein  ;ü<seits  von  F;ichliLenitur  gelegenes  Gebiet 
in  geistvoller  Weise  ♦  rsclilnsst  u  zu  liabi'n. 

Ohmkyek,  Dr.  Kamili  o,  Kdl.  v.,  Das  Uuteruebmen  als  Rechts- 
objekt.   Wien,  Manz,  liRttJ. 

Der  Verfiuser  hat  den  interessanten  Versuch  unternommen,  die 
Di^erenzen  klarzulegen,  welche  nach  juristischer  und  wirtschaftlicher 
Anlfassung  in  der  Behandlung  des  Unternehmensbegrides  bestehen, 
und  Mittel  an  die  Hand  zu  geben,  diese  Differenzen  im  Rahmen  des 
geltenden,  freilich  in  vieler  Beziehung  unzulfinglichen  Osterreichischen 
Rechtes  auszugleichen.  Denn  so  unwahrscheinlich  es  vielleicht  auf 
den  ersten  Blick  scheinen  mag,  der  Jurist  hat  sich  die  dem  National- 
Ökonomen  und  jedem  Kanftnann  geläufige  Betrachtung  des  Unter- 
nehmens oder  Gewerbes  als  Einheit  nicht  zu  eigen  gemacht, 
Während  der  Nationalökonom  und  anch  der  Laie  in  dem  Unternehmen 
eine  feste  Verbindung  von  Vermögenswerten,  eine  Zusammenfassung 
verschiedenster  Gtttcr  zu  einem  einheitlichen  Zwecke  erblickt,  eine 
Verbindung,  welche  in  der  Organisation  wurzelt,  zerlegt  der  Jurist 
das  (  liternehmen  in  seine  eitizeln»'n  Teilf.  die  körperlichen  Sachen, 
wie  z.  B.  Maschinen.  InvenUr,  W  ar»  nvoiräte,  die  Fortleningen 
(Aktiven  des  Geschäftes),  die  Schulden,  die  Paleutrechte,  die  Kon- 
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Zessionen,  die  der  Unternehmer  besitzt,  mu\  (leifrleichcii.  Mit  eiutiii 
Worte,  der  Jurist  atomisiert,  wo  der  XatioiKilükonom  zu- 
sammen fasst.  Anf  diese  Weise  ist  es  ohne  weiteres  möglich,  dass 
der  einzelne  Crlänbifi^er,  dem  der  Unternehmer  etwas  schuldet,  auf 
die  einzelnen  Bestandteile  des  Uaternehmene  greift,  sie  aus  dem 
Zusammenhange  mit  den  übrigen  heransreisst  und  so  das  Unternehmen 
tief  schädigt,  ja  unter  Umständen  vernichtet.  Im  weitere  Verlaufe 
seiner  Ansf&famngen  zeigt  Dr.  v.  OHMvraBy  der  sich  sowohl  als 
Richter  wie  auch  in  sahlreiehen  Aufeätsen  als  ausgezeichneter  Kenner 
des  Exekutionsrechtes  bew&hrt  hat,  wie  die  Praxis  der  Gerichte 
sich  Qber  die  oberw&hnte  Divergens  hinwegzusetzen  und  in  vielen 
Fällen  dnrch  die  praktische  Handhahnng  des  Gesetzes  eine  Aus* 
gleichnng  der  geschilderten  Gfegensätze  herbeizulflhren  vermag.  — 
In  dieser  Hinsicht  bildet  das  Buch,  dem  ein  fUr  den  Praktiker  be- 
sonders  wertvoller  Anhang  —  die  Sprachpraxis  der  Gerichte  bei 
Exekutionen  auf  Üntemehmen  —  beigegeben  ist,  eine  erfreuliche 
Bereicherung  der  bestehenden  Fachliteratur  und  einen  willkommenen 
Behelf  für  den  Richter-  und  Auwaltstand  in  dieser  schwierigen 
Materie.  W  ir  behalten  uns  vor,  gelegentlich  des  sirher  bald  zu 
erwartenden  Erscheinens  einer  zweiten  Auflage  noch  ausiuhrlicher 
auf  dieses  interessante  Werk  zurUck/sukümmeu! 

p£TscuBKf  Dr.  Geobo,  Privatdozent,  Prag,  Die  Abfindung 
des  materiellen  Klageanspmches  nach  österr.  Zivilprozessrecht. 
Wien,  Manz,  1903. 

Der  Verlässer  weist  nach,  dass  die  Bestimmung  des  §  56 
Abs.  1  J.-N.y  wonach  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  Aber  nicht  auf 
Geld  gerichtete  Klagen  sich  nach  der  Summe  richtet,  welche  der 
Kläger  sich  in  der  Klage  statt  der  angesprochenen  Sache  anzunehmen 
erbietet  —  aus  den  alten  Summarverfahren  herttbergenommen  worden 
ist^  und  dass  dieses  Anerbieten  eine  endgültige  AbflndungsermSchtigung 
enthalte,  nicht  aber  eine  blosse  OJferte  sei.  Verihsser  erblickt  in 
dieser  Einrichtung  eine  Gefluhr,  in  dem  schikanOse  Kläger-  dadurch 
eine  geringfügige  Sache  vor  den  Gerichtshof  bringen  und  den  Be- 
klagten mit  erhöhten  Gerichtskosten  bedrohen  können,  weshalb 
dieses  für  die  Praxis  leicht  entbehrliche  Institut  de  lege  ferenda 
auszuscheiden  sei.  Letzterer  Ansicht  könueu  wir  nicht  beipflichten; 
weder  ist  das  kliigerische  Anerbieten,  mit  einer  GelJ»umiiu  sich  be- 
friedigt zu  geben,  leicht  entbehrlich,  noch  liegt  darin  eine  Gefahr; 
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denn  <i<)  J.-N.  stellt  es  in  das  freie  Kiinessen  des  Gerichtshofe», 
gerade  in  den  vom  Verfasser  befürchteten  Fällen  in  kurzem  We^re 
die  Anspruchsbewertnng  zu  überprüfen  und  sohin  die  Klage  zurück- 
zuweisen, eine  Eventaalität^  die  auch  der  schiitanöse  Kläger  nicht 
leicht  wagen  wird. 

PeLLiK,  Br.  Rudolf,  Privatdozent  nnd  Landesgerichtarat,  Wien, 
System  des  österr.  Ziirilproseflareelitea  mit  Einschlnra  dee  Exekntiona- 
rechtes.  1.  Teil.  Wien,  Ifanz,  1903.  (XXIV  nnd  468  S.).  U.  T. 
nsf.  bis  1906. 

Nach  vielen  Kommentaren  das  erste  fertige  System! 

Hit  dem  vorliegenden  Werke  haben  die  nenen  Osterrdehischen 
Zivilprozess-  nnd  Exekntionsrechte,  welche  nnnmehr  bald  ein  De- 
zenninm  in  Geltnng  stehen,  znm  erstenmal  eine  vollstftndige 
wissenschaftliche  Dai-stellniig  erfahr»  n.  Der  Verfasser  verarbeitet 
dvu  irrossi  n  iStoff  in  ausMei ordentlich  giiiudlicher  Weise,  imtn  ein- 
geliendci  Berücksichtigung  der  heimischen  nnd  reichsdeutscheu 
Literatur  gowie  lÄrrlitspivclmnir  und  iiietct  hier.linch  ein  für  Theorie 
und  Praxis  gleich  werlvnlUs  J!uch.  Orisrintll  ist  die  Anlage  drs 
Werkes,  da  es  vereucht,  die  Frozess-  und  Exekutiousrechte,  niehr 
wie  sonst  üblich,  nacheinander  zu  beliaudeln,  sondern  beide  Materien 
ineinander  vcrarln'iti't.  So  erörtert  B.  Verf.  <lit'  T,elire  von  den 
Exekutionsobjekten  und  Exekutionsmitteln  neben  der  Lehre  von  der 
Prozesssache  nnd  behandelt  beide  Partien  unter  dem  Kapitel: 
Objekt  des  Zivilprozesses;  er  eriSrtert  neben  der  Beweissichemng  die 
Exekution  zur  Sicherstellnng.  Der  Verfasser  hält  diesen  Vorgang 
ans  zwei  Grttnden  für  gerechtfertigt  Einmal  soll  hierfür  die 
theoretische  Auffassung  sprechen,  welche  den  Vollstrecknngs- 
anspruch  als  Teil  des  Rechtsschutzanspmchs  erkennt  (Wach),  sodann 
aber  auch  die  praktische  Erwfigung,  dass  hierdurch  das  Exe- 
kutionsrecht  seiner  Nebenstellung  entrückt  wird,  die  man  ihm  sonst 
gt  genttber  dem  Zivilprozess  angedeiben  ISsst.  Nun  ist  es  ja  richtig, 
dass  die  Behandlung  der  zivilprozessualen  Probleme  nur  in  Rttek- 
sieht  auf  das  F'.rkenntnisverfahren  Gefahr  läuft,  einseitig  zu  werden. 
I'nd  gewiss  ist  es  von  Vorteil.  \\<  nn  in  manchen  l'unkten,  z,  B.  in 
der  Lehre  von  den  l'arteien.  ;ni(  h  dns  Verhältnis  beim  Exekutions- 
rechte herangezogen  wird.  Tnd'  s  meinen  wir  nicht,  dass  nun  dieses 
einen  Voi'zngs  wegen  die  \tiui  \'erfasser  gewfllili'-  M'ittlieliandlung. 
welche  mmi  nur  >iachteile  aufweist,  der  allgemein  üblichen  Dar- 
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i*tell«ng"  vorzuziehen  sei.  Anrh  von  dem  tlieoipiischen,  übrigens 
sehr  zweifelhaften  Ansgangspuiikt  abgesehen  (siehe  gegen  Wach 
insbesondere  BOlow;  müssen  alle  Erwägungen  gegen  den  Vorgang 
sprechen.  Nicht  nnr,  dam  die  Exekution  in  vielen  Fällen  keinerlei 
Erkenntnisverfahren  voraussetzt,  sie  differiert  von  diesem  in  grund- 
legenden Punkten.  Da  für  ihre  Gestaltnng  ungleich  mehr  als  beim 
Prosess  d«s  materielle  Becbt  aosaelilaf  gebend  iat|  wie  andrerseits 
auch  die  Eiekntion  auf  dieses  einwirkt^  femer  hier  Fragen  des  Wirt-  * 
Schafts-  nnd  Sosialrechtes  eine  ungleich  bedeutendere  Bolle  spiden 
—  wir  denken  etwa  an  die  verschiedene  Gestaltung  des  Ver&hrens 
je  nach  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  des  ExekutionBotijektes 
(Immobile,  bewegliche  Sache,  üntemehmen  usw.)  sind  schon  die 
Gesichtspunkte  für  die  Betrachtung  der  einseinen  Normen  hier 
andere  als  dort.  All  dies  wird  verdunkelt  oder  ins  unrichtige  Licht 
gestellt,  wenn  man  die  Verkoppelung  mit  dem  Proz^srechte  ver- 
sucht. Uns  scheint  also  der  Gedanke  des  Verfassers  nicht  richtig. 
Gerade  dan,  wn^  Verfasser  vemieideu  will,  isi  a.  K.  die  Folge  seines 
Vorganges:  er  eiitriickt  das  Exekotionsrecht  solcher  Betrachtuugs- 
weise,  welche  seine  Ei^entüiiilichkeiteii  würdigt. 

Aus  dem  kürzlich  erschienenen  zweiten  Bande  des  Werkes, 
welcher  zum  grösseren  Teil  die  Exekution  behainlelt,  seien  ohne 
Wahl  nur  einzelne  Punkte  lieransg  griffen.  Verf.  erklärt  den  ge- 
richtlichen Zwangsverkanf  im  Gegensatz  sum  priyatrechtlichen 
Kaufvertrag  als  Geschäft  publici  juris,  als  ^^rechlsgestaltende  Ge- 
richtsentscheidung" bestimmten  Inhaltes  und  zieht  hieraus  die  Konse- 
quenzen für  die  Fragen  der  Anfechtung  wegen  ^rtnms,  Sachmangel, 
laeeio  enormis  usw.  (S.  786  ft).  U.  E.  trifft  diese  Anfl^ung  voll 
zu.  Auch  die  Mehrheit  der  SsterreicMschen  Schriftsteller  lehnt 
nun  die  „Theorie  des  Kaufvertrages*^  ab,  wie  v.  Canstbin,  Exmeb^ 
V.  ScHOBTm  und  Walkbb,  und  stimmt  hiermit  der  in  Deutschland 
schon  lange  herrschenden  Meinung  bei.  Ist  nun  Verf.  in  diesem 
Punkte  mit  der  neueren  Auffiusnng  gegangen,  so  bleibt  er  in  der  Lehre 
von  der  Zwangs  Verwaltung  bei  Erörterung  der  Rechtsstellung  des 
Zwangsverwalters  auf  dem  Boden  der  veralteten  Theorie  stehen, 
welche  mit  einer  „öftentlich-rechtlichen  amtli(hen  Vertretung"  des 
Verpflichteteu  operiert  (S.  770).  In  Deutschland  erilt  die  Theorie 
bereits  als  überwunden,  und  mit  Recht,  Daf?s  sie  nielii  hai  inl  ts  m. 
sondern  praktische  Folgen  zeigt,  ergibt  die  Darstellung  des  Verf. 
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selbst.  Sie  verleitet  nämlich  zu  der  irrigtu  Meinong,  als  sei  der 
Verwalter  irenötigrt,  schlechtliia  alle  Verträge  des  Vi  i  iitlit  lir«  t«m 
iibfi'  \>M\\;iltt^te  Lies'^'nsr'haft,  auch  die  ungünsf  i;;sttu  Kauf- 
oder Bestandverträge  liiusichtlicli  der  Friii  lire  tw  rt  sjn  ktieren.  Ja, 
auch  Voraiisverfügungeu  dos  Verpfliclitcttii  über  die  icünftigen 
Nutzungen  hätte  er  danach  anzuerkennen.  Diese  Folgerungen  will 
Verf.  tataftchlich  ziehen  (S.  T'Wi  Aber  es  ist  klar,  dass  bierdnrch 
die  Zwangs  Verwaltung  in  vi*!»  n  Fällen  illusorisch  sremacht  werden 
kSnnte.  Mit  Recht  haben  Theorie  und  Praxis  bis  jetzt  diese  Auf* 
fannng  abgelehnt.  Wenn  der  Verf.  anf  den  Schute  wohlerworbener 
Rechte  hinweist^  der  dnrch  die  Befreiung  des  ZwangaverwalterB  von 
den  Verträgen  des  Verpflichteten  ansser  acht  gelassen  würde,  so 
trifft  dieser  Einwand  nicht  xn.  Es  handelt  sich  hier  dämm,  die 
Erkenntnis  zn  gewinnen,  dass  die  VoransTerfUgimgen  des  Verpflich- 
teten  ttber  Frfichte  nnd  Natzungen  gemftss  §  119  E.*0.  dem  Hypo- 
thekar gegenüber  a  priori  nichtig  sind.  §  119  E.-0.  enthfilt  diese 
Norm  materieller  Art.  Wie  denn  überhaupt  in  der  ZwangSTerwal- 
tnng  so  vielfach  materielles  Recht  und  Verfahren  ineinander  greifen. 
—  Verf.  erklärt  die  Zwangsverwaltung  beweglicher  Sachen  fiir 
unzulässig;  dies  ist  im  Hinblick  auf  JHQ  E.-O.  unridirig.  —  Bei 
Ei  r.rrt  i-ung  der  Frage  der  S>  rvitutniübernahme  durcli  den  Krj^lcher 
istellt  sich  Verf  mit  licin  ^\  ol•tlaut  dt  s  §  150  E.-O.  in  Widerspruch, 
da  er  die  l'bernahme  nur  dann  als  obligatorisch  erklären  will, 
wenn  die  Servitut  allen  auf  der  Liegensehaft  haftenden  Pfandrechten 
und  nicht  bloss  dem  betreibenden  Gläubiger  vorgeht  (S.  809).  Wir 
vermissen  hier  die  „Gesetzestreue"  (S.  V).  —  Im  Kapitel  der  For- 
demngspfändung  und  I'berweisung  stellt  Verf.  die  Behauptung  auf, 
es  sei  nach  erfolgter  Überweisnng  zur  Einziehung  in  dem  gegen 
den  Drittsehnldner  vom  betreibenden  Gläubiger  eingeleiteten  Pro- 
zesB verfahren  nicht  dieser,  dem  die  Forderung  überwiese  wurde, 
sondern  der  Verpflichtete  als  Partei  zn  betrachten  (S.  827).  Wir 
halten  diesen  Satz  für  verfehlt  Da  der  betreibende  Glftubiger  die 
Forderung  kraft  eigenen  Rechtes  (Pfandrecht)  und  in  eigenem 
Namen  geltend  macht,  ist  er  Streitpartei.  Der  Verpflichtete  kann 
Nebenintervenient  sein  (§  309  E.-0.).  —  Zn  den  Ansftthrungen  üb» 
die  Überweisnng  an  Zahlungs  Statt  ist  zn  bemerken,  dass  die  An- 
nahme des  Verf.,  es  lebe  die  vollstreckbare  Forderung  des  be- 
treibenden Gläubigers  wieder  auf,  wenn  die  au  Zaliliuigs  Statt  über- 
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wiesene  sich  als  nicht  rechtsbeständigr  heransstellt  (S.  830),  dem 
;^  n»;  E.-O.  nicht  entsprichtj  zitierter  Paragraph  spricht  sogar 
das  Gegenteil  aus. 

Im  1.  Teile  des  Werkes  ist,  wie  beiläufig  no(  h  zu  bemerken, 
ein  stnrender  Irrtum  unterlaufen.  Auf  S.  339  tindet  sich  der  un- 
richtige ÜatZy  dass  bei  zwangsweiser  Pfandrechtsbegründnng  auf 
bücherlifh  eingetragene  Liegenschaften,  wenn  das  Grandbuch  vom 
Landesgerichte  geführt  wii-d,  dieses  als  Exekutionsgericht  ein- 
schreitet. Dieser  Sats  ist  verfehlt»  das  EzekationsgeriGht  ist  hier 
wie  sonst  das  Gericht  des  §  18  Z.  1  E.-0;  §  88  Abs.  2  E.-0.  enthält 
keine  Ändemn^  der  Kompetenz. 

Die  Torstehenden  beiUnfigen  Bemerkungen  sollen  das  ein- 
leitend ausgesprochene  günstige  Urteil  Uber  das  vorliegende  Werk 
in  keiner  Weise  beeinträchtigen.  In  manchen  Pankten  ergibt  sich 
natorgemAss  eine  DliTerens  der  Aulfassangen,  doch  kommt  es  hierauf 
nicht  an,  vielmehr  ist  schon  dies  ein  nicht  hoch  genug  amenschla' 
gender  Vorzug  des  Werkes,  dass  es  im  engen  Bahmen  auf  so 
zahlreiche  und  verwickelte  Detailfragen  eingeht  und  die  Lösung 
derselben  versucht.  Es  mmä  da  auf  die  Lektüre  des  Buches  selbst 
verwiesen  werden,  welches  mit  seinen  häufigen  Bezugnahmen  auf 
df  ii  deutschen  Trozess  auch  dem  reichsdeutschen  L€ser  mannigfache 
Anregung;  zu  biett^ii  vermag. 

RiNTKLK»,  Dr.  Anton,  Proiieasor  in  Prag,  ^Exekution  auf 
Sachen  in  fremder  Gewahrsame  und  auf  Leistungsan« 
Sprüche".  Wien,  Manz,  1903.  —  Eine  verdienstliche  Monographie, 
in  praktische  Details  eingehend  und  auch  die  Pföndung  von  De- 
positen mit  behandelnd,  daher  speziell  fttr  unseren  Leserkreis  von 
Bedeutung. 

RojiicEi,  Dr.  Kabl,  „Sicherung  des  Erfolges  der  Bevision 
gegen  ein  das  kondemnierende  Leistungsnrteil  erster  Instanz  be- 
stStigende  Bemfongsurteil"  aus  der  asterr.  Advokatenpraxis  „Fest- 
schrift der  Union". 

Dr.  BulioKA  schliesst  sich  im  wesentlichen  der  Ansicht 
ScHAUSBS  an  und  erachtet  es  nicht  Ar  notwendig,  die  Bestimmung 
des  §  505,  Z.-P.-0.,  letzter  Absatz  abzuändern.  Ffir  die  Mehrzahl 
der  Fälle  ist  die  Vorschrift  der  Zivil pvozessordnung  vollständi^if  ent- 
sprechend. In  den  meisten  Falleu  erscheint  der  Kückforderunfrs- 
aosprach  nicht  gefährdet;  dann  erscheint  es  gerecht,  dass  der  in 
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zwei  liislanzen  Sachtallige  seinen  Rechtsstreit  in  der  dritten  Instnuz 
extra  possessionem  führt.  Wi>  die  eventuelh»  Wiederlierstellunjr  ileR 
früheren  Zustandes  getährdet  t  rsohriut  (wegen  ZahlnngsuntiUiigkeit 
oder  wegen  Unmöglichkeit  der  Wiederhei'stelluiie'  des  friiheion  Zn- 
standes), also  nur  in  den  Fällen  einer  Gefahr  für  die  eventuelle 
Rückforderung,  erscheint  eine  Ahhilfe  notwendig,  und  zwar  in  der 
Weise,  dass  die  auf  Grund  des  berufungsgerichtlichen  Urteiles  zu 
fahrende  Exekution  zwar  möglichst  weit  geftthrt  wird,  aber  doch 
nicht  weiter,  als  es  mit  der  Sicherung  der  eventuellen  Bfickforderong 
vereinbart  erscheint  Hierzu  genfigt  das  Institut  der  Ezekutions- 
aufschiebung  (§  42,  E.-0.)  und  der  einstweiligen  Verfügungen 
(§  378,  £.-0.)-  Richter  und  Advokaten  sollen  nur  nicht  frostig  an 
den  Worten  einsselner  Paragraphen  kleben,  vielmehr  die  Gesamtheit 
der  gesetxlichen  Bestimmnngen  in  ihrem  Bewnsstsein  zusammen^ 
fassen  nnd  mit  juristischer  Kunst  zur  Durchsetzung  der  Rechtsidee 
verwenden. 

Sperl,  Prof.  Dr.  Hans,  .Svstematisclier  Grundriss  der  Rechts- 
quellen,  Literatur  und  Praxis  des  rasier r.  Zivil pnizess-  und 
Exekiitioiisrei  htes,  zweite  umgearbeitete  und  ergänzte  Auflage. 
Wien,  Manz.  Iifu6. 

Bas  Werk  zerfällt  in  3  Bttcher:  L  Verfassung,  Zuständigkeit 
und  Geschäftsordnung  der  Gerichte,  II.  Zivilprozessrecht,  III.  Zwangs- 
vollstreckung. Alle  drei  Bttcher  sind  systematisch  wohl  gegliedert 
und  mit  grossem  Fleisse  finden  sich  alle  Erscheinungen  der  Literatur 
und  Judikatur  verwertet. 

Tüchtiges  Wissen,  eigene  praktische  Erfiihrung  und  unverkenn* 
bare  Vorliebe  verbinden  sich  in  dem  schon  mit  der  erstmaligen 
Auflage  erfolgreichen  Autor,  um  ein  auch  den  strengsten  theoretischen 
und  praktischen  Anforderungen  genügendes  Werk  zu  schaffen,  das 
Richter  und  Anwälte  siet>  mit  Vorteil  zu  Kai«  zitiien  können. 

Stkunbeuü,  Dr.  Moiuiz,  Die  Koozipiertur  in  Osterreich. 
Wien,  Manz,  1904. 

WiMTBB,  Dr.  Rui>OLP,  Gerichtliche  Exekntionsfllhrung  zur 
Hereinbringnng  von  Steuern  und  Gebühren  durch  die  Steuerämter. 
Wien,  Manz,  1904.      Siehe  bei  n.  4. 

„Ans  der  österr.  Ad vokatenpraxis/  Festschrift  der 
Wiener  Advt>kiilengcst'llischaft  „Union",  aus>  Aniass  iluef?  2ö jährigen 
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Bestehens  herausgegeben  toh  Dr.  Hai  Freih.  t.  Hatb  und  Dr. 
Ed.  Govmoht.  Wien»  Manz,  1905. 

Über  diese  Festschrift  referiert  der  Herausgeber  der  ^Österr. 
Ger.-Ztg/  selber  in  der  No.  24,  Jahrg.  1905,  wie  folgt:  Es  war 

ein  fiberans  glliclclicher  Einfall,  die  Feier  de»  25  jährigen  Bestandes 
der  unter  dem  Namen  „Union"  bekannten  Wiener  Advokiiten^esell- 
s^chaii  in  solenner  und  würdiger  Weise  durch  die  Herausgabe  der 
vorliegenden  Festschrift  zu  begehen,  welche  ein  getreues  Abliild 
und  bleibendes  Denkmal  der  Bestrebungen  und  Leistungen  dieser 
Advokatengesellschaft  darstellt. 

Der  ausserordentlich  reiche  und  gediegene  Inhalt  der  Fest* 
schritt  zeigt,  dass  die  „Union**  in  der  Tat  „der  Hittelpuniit  emster 
wissenschaftlicher  Bestrebongen  in  ihrer  nnmittelbaren  Anwendung 
anf  die  Praxis  nnd  in  deren  Bewertung'*  ist 

Die  einxeliiMk  Beiträge  der  ersten  Abteilung  (AuMtse  und 
Stndien)  sind  den  ▼c^rschiedensten  Gebieten  des  advokatorischen  Be- 
rufes entnommen  und  geben  in  ihrer  Mannigfaltigkeit  ein  beredtes 
Zeugnis  fiir  die  ausserordentliche  Fiilh:'  von  schwierigen  Anftraben, 
au  deren  Lösnnfr  der  Advükateuytand  in  den  immer  komplizierter 
sich  gestaltenden  Lebens-  und  VerkehrsverhältuisseJi  lortvviihrend 
mitzu  v>  irk«'ii  berufen  ist,  und  für  das  hohe  Älal'ti  von  Wiegen  und 
Können  sowie  von  dem  sittlichen  Ernst,  welches  hierbei  an  den  Tag 
gelegt  wird. 

Die  „Beitrage  xam  Ad^okatendiszipHnarrecht**  von  Dr.  An- 
ton HoLUBOWsxT  enthalten  wertvolle  Andentangen  Uber  die  richtige 
Abgrenzung  zwischen  Zivilnnreeht  nnd  dem  disziplinftr  zn  ahndenden 
Unrecht,  sowie  zwischen  letzterem  nnd^dem  nach  allgemeinem  oder 
besonderem  Strafgesetz  strafbaren  Unrecht,  ferner  einen  knappen 
Gmndriss  sowie  Bausteine  für  ein  materielles  Disziplinarstrafrecht. 

In  dem  folgenden  Aufsatze  „Wasserrerht  und  Wasservei  waltung"* 
beklagt  Dr.  Josep  1'fann  eine  luihe  von  -rliweren  Mir>stUnd<  u  des 
heutigen  Znstandes  des  Wasserreehtpf;.  Aus-eht*nU  von  •  iner  inttM- 
essantt  ii  .skirze  der  historischen  Entwiekelunir  der  öf^terr.  Wat^f-er- 
rechtsgesetzgebung  zeigt  Ffann,  wie  unter  dem  Einflüsse  der  trfsf^tz- 
gebenden  Körperschaften  die  in  dem  nrsprünglichen  irierungs- 
entwurfe  enthalten  gewesenen  richtigen  Grundsätze  allinäiilich  ver- 
schlechtert wurden.    „Die  Kunst  der  Gesetzgebung  ist  der  Volks- 
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vertretnngt  ^  lucht  die  notwendigen  positiven  Vorkenntnisse  be- 
sitzt, nicht  gegeben.**  —  Siehe  weiteres  bei  II.  5. 

In  dem  Artikel  ,|Die  Verlaasensehaftskonvention  mit  Frank- 
reich vom  11.  Desbr.  1866"  bespricht  Dr.  Fbinz  Ritter  ?.  Wmi- 
WABTSB  eine  Reihe  von  interessanten  Fragen  des  internationalen 
Privatrechtes,  welche  dem  Praktiker  bei  der  Behandlnng  dieses 
wenig  bekannten  Spezialgebietes  von  grossem  Werte  sind. 

Fkitbcii,  Dr.  JüLiua  Kitter  v.,  bespricht  die  schwierige  Materie 
der  gruDdbUeherlichen  Löschungskingen  und  Streitanmerkungen  in 
Idarer,  Übersichtlicher  and  anschaulicher  Weise. 

In  das  Orenzgebiet  zwischen  Privatrecht  nnd  Verwaltong 
fahrt  nns  Dr.  B.  Ffaffwobk  mit  seiner  vortrefflichen  Abhandlung 
^Die  Enteignung  wogen  drohender  Bergscbllden*'.  Er  nimmt  energisch 
Stellang  gegen  einen  Normalerlass  des  Ackerbanministerinms  vom 
6.  Febmar  1905,  mit  welchem  im  administrativen  Wege  der  Grund- 
satz in  der  Präzis  eingeftihrt  wnrde,  dass  der  Bergbannntemehmer 
„vor  Beginn  jeder  unterirdischen  Bergbautätigkeit,  welche  mSglicher- 
weise  eine  Einwirkung  auf  die  Oberflftche  ausüben  kQnnte,  die  Zu- 
Stimmung  des  Grondeigentttmers  einholen  oder  die  Enteignung  des 
Grund  und  Bodens  erwirken  mflsste.  —  8iehe  weiteres  bei  II.  5. 

Haithnschimi,  Di-  I\n>nLi  j  briiipt  uutar  dem  Titel  ^Beiträge 
zum  Versic  hcrung-srecht"^  einen  Kpilof?  zum  XXVII.  deutschen 
.Turistentag.  Bekanntlich  win  de  beim  Innsbnu  ker  deutschen  Juristen- 
tiig  die  wichtige  Frage  erörtert,  inwieweit  zwingende  Vorschriften 
Im  Versicherungsrecht«  hinsichtlich  der  Verwirkungsklausel  geboten 
seien.  Beide  Gutachten  (Professor  friKKKK  und  Direktor  Samwbb) 
sprachen  sich,  obwolü  sie  die  Notwendigkeit  von  Verwirkungsklauseln 
als  nnerlSsslich  zugaben,  übereinstimmend  für  zwingende  Gesetzes- 
normen zum  Schutze  des  Versicherten  in  jenen  Versicherungszweigen 
aus,  in  weldien  derselbe  gewöhnlich  nicht  genügend  geschftftskundig 
ist.  —  Siehe  weiteres  bei  TV. 

GscmiBiDLKE,  Dr.  jur.  i>hil. "  und  med.  Artrüe  v.,  erörtert 
^Die  Notwendigkeit  der  Fieform  des  Untorsuchuiifirsvcrfahrens-  im 
•Strafprozesse.  Interessant  ist  schon  die  Einltitnn*:.  iu  welcher 
Ghckmkidlkk  eine  Äusserung  Waunkoniüs  zitiert:  ..l)ie  Jurisprudenz 
iuu.-^>  eineNaturu  ] --cii.^chal'i  weriien".  und  rKUTit'iitlich  vcrhui^rt.  dass  der 
Jurist  eine  der  wichtigsten  Naturwissenschatten  —  die  Psychologie  — 
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am  Ijobendig«!!  stadieren  mUsste.  Gschmbidlbb  empfiehlt  den  yon 
Professor  Hass  Gboss  in  seiner  „Kriminalpsyehologie'*  gewiesenen 
Weg.  Sehliesfllieh  postoliert  er  die  weitgehende  Znisiehang  des  Ver- 
teidigera  bei  allen  Üntersnehongshandlnngen. 

HoMANN.  IM*.  Almis,  bespricht  den  Gesetzentwui  1,  betr.  die 
(Tesellschaft  mit  beschr  iuikrer  Haftnng,  schlägt  einige  Amendements 
Vor  und  f2;\ht  drinfjend  dei-  Hoffiiuiip:  Ansdruck.  dafs  die  KegieruDjg'S- 
vorlage  sobald  als  möglich  (iesetzeskraft  erlaiif^e.  Humanx  erkennt 
an,  dass  die  Finanzvei'waltung  in  gebUhrenrechtlidier  Hinsicht  der 
neuen  rJe^iellschaftsform  ein  bemerkenswertes  Entf^e^^enkommen  be- 
wiesen habe,  hält  es  jedocli  für  unerlässlich,  dass  auch  in  Steuer- 
rechtlicher  Beziehung  wesentliche  Zugeständnisse  gemacht  werden 
mttssen,  damit  die  Gesellschaftsform  wirklich  gedeihen  könne. 

RiaLiB,  Dr.  Woltgiho,  bespricht  in  grandlicher  Weise  die 
GebObrenbehandlnng  von  betagten  I^egaten. 

BuiiCKA,  Dr.  Kakl.  gibt  eine  sehr  dankenswerte  Übersieht  der 

bisherigen  Literatur  und  Praxis,  betr.  die  ^Sicherung  des  Erfolges 

der  Revision  geu^en  ein  das  küudciiiniercüde  Leistuugsurteil  erster 
Instanz  bestätigende  Berufungsurteil'',  —  Siehe  bei  VI. 

In  einem  Aufsatze  ^Aus  der  österr.  Gebühren-  und  Steuer- 
praxis-  behandelt  Dr.  Eduard  Coümont  zwei  Probleme  dieses  für 
den  Anwaltstand  so  ausserordentlich  wichtigen  Spezialgebietes, 
dessen  Beherrschung  schwierig  und  dessen  Kenntnis  in  den  be- 
troffenen Kreisen  leider  noch  immer  sehr  viel  zn  wünschen 
übrig  lasst. 

Die  ansserordentliehe  Verbreitung,  welche  die  Institution  der 
Feststellongsklage  und  des  Zwisehenfeststellnngsarteiles  im  nenen 
Zivilprosease  gründen  hat,  eine  Verbreitung,  welche  Klein  „als 
eine  hSdist  eifirenliche  Uanifestation  des  nenen  Geistes  begrllsst, 
mit  dem  wir  unsere  Rechtspflege  beseelen  wollen",  lässt  es  gerecht- 
fertigt erscheinen,  dass  man  auch  die  gebührenrechtliche  Behandlung 
der  auf  Grund  solchei-  Klagen  und  ZwischeiiHutruge  erllitrsj«eniieu 
Feststellungsurteile  untersucht. 

Die  Ergebnisse,  zu  denen  Coümont  auf  Grund  einer  ein- 
gehenden Erörterung  der  gesetzlichen  Grundlagen  und  der  so  reich- 
baltigen  Jadikator  des  Verwaltangsgerichtshofes,  die  ja  aach  teil- 
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weise  periodiBch  in  diefiem  Blatte  zusammeDgestellt  wird,  gelangt, 
aind  sehr  anerfrenlich.  —  Siehr>  aasftthrlich  bei  Tl.  4. 

Anschliessend  an  die  Eritrtcrung  dieser  gebUhrenreditlidieii 
Frage  bespricht  Couhoht  sohiu  die  Versftnmnisfolgen  in  Steaersaeheii 
and  erOrtert  die  Terschiedenen  Voravssetanrngen  and  Konseqnenien 
des  Sintrittes  der  Eontamaz  bei  anterlassener  Einbringtuig  des 
Steaerbekenntnifises  im  Zage  des  Veranlagangsverfahrens,  dee 
Beditsmittelverfahrens  nnd  im  Strafverfahren,  wobei  mit  Nachdrack 
daraof  hingewiesen  wird,  dass  die  Rechte  des  Steaerpfliebtigen  nur 
dann  entsprechend  gewahrt  werden  kennen,  wenn  derselbe  aach  die 
ihm  obliegenden  Pflichten  zar  Hitwirknng  bei  der  Veranlagnng  in 
gesetzlicher  Weise  erfQUt. 

Der  zweite  Abschnitt:  Zur  Geschichte  der  ^Wiener  Advokaten- 
gesellscbaft  Union''  gibt  eine  gt-dräiigto  Übersicht  der  Tätigkeit  des 
Vereins,  wälirend  im  dritten  Abschnitte:  ,.Heiteres**  (Baron  Mayk 
und  Dr.  Tuum),  Laune  und  Witz  zur  Geltung  kommen. 

Dnrch  die  etwas  aasführlichere  Andeutung  des  Inhaltes  der 
flberaas  gelangenen  „Festschrift  der  Union**  sollte  dieselbe  der  Aaf- 
merksamkeit  weiterer  Kreise  empfohlen  werden,  da  sie  im  ganzen 
wie  im  einzelnen  das  Niveau  einer  Gelegenheitsschrifb  weitaus 
fiberragt 

Jeder  Aufsatz  för  sich  bietet  reiche  Anregung  und  weist 
unseren  Theoretikern  Wege,  auf  welchen  wtäitere  wissenschaftliche 
Betätigung  erwünscht  und  nötig  ist. 
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TU.  und  Till.  Strafkvelit  (Fressreclit  usw.),  Stral^roiessy 

Gefängniswesen  usw. 

Brichta,  Dr.  Mokitz,  Zurechuungsfähipkeit  oder  Zweck- 
mH.>^sigkeit'?  Ein  offenes  Wort  au  unsere  KriminHiiijtik.  Wien 
and  J^eipzig,  F.  Dtnuike.  190^}. 

H.  Gross  nennt  Dr.  Brichtas  eben  zitierte  Arbeit  eine  leseus- 
werte  Schrift  und  das  muss  ans  genttgen,  sie  hier  anzufUliren.  Die 
Bereichernng  der  Strafrechtstheorie  um  eine  der  OsTWALDscben 
eaergetischen  Weltansehaanng  nnempfandene  weitere  wird  ja  nichts 
Terschlagen,  aacb  wenn  nnsere  Zeit  dem  Spiel  mit  mehr  oder  weniger 
willkttrlichen  Worten,  die  sieh  an  Stelle  fehlender  ToUwertiger  Be- 
griffe einstellen,  minder  abhold  wäre,  als  es  den  Anschein  hat. 

Btloff,  Dr.  FuTz,  Das  Verbrechen  der  Zauberei.  Ein 
Beitrag  zur  Geschichte  der  Strafrechtspflege  in  Steiermark.  Graz, 
Leiischner  Sc  Lubensky.  1902. 

Eine  für  Historiker  und  Ki  nninalisten  gleich  wertvolle  Detail- 
studie  im  Sinne  moderner  Forschung.  Die  im  16.  Jahrhundert  in 
Deotschland  besonders  zahlreich  p:ewordenen  und  eifriir  betriebenen 
iIexenproze.>se  haben  öütorreicliiüche  Lande  anlaugend  nirgends  so 
arg:  gewütet  als  in  Steiermark.  Dr-  F.  Byloff«  Arbeit  bedeutet 
al>o  eine  wichtige  Ergänzung  dor  ÜAnsüMschen  Forschungen  Uber 
das  crimen  magiae. 

Enquete  Aber  Personalkredit  und  Wucher  s.  II.  1. 

GsGHKiiDLiB,  Dr.  jur.  phil.  und  med.  Abtob  t.,  ^Die  Notwendige 
keit  der  Beform  des  UntersudinngsTerfohrens"  im  Strafjprozesse, 
aus  der  Ssterr.  Advokatenprazis  „Festschrift  der  Union". 

Interessant  ist  schon  die  Einleitung,  in  welcher  Gschxbu>lbb 
eine  Äassemng  Wabhkohios  zitiert:  „Die  Jurisprudenz  muss  eine 
Naturwissensehaft  werden**,  und  namentlich  verlaugt,  dass  der  Jurist 
eine  der  widitigsten  Naturwissenschafton  —  die  Psychologie  —  am 
Lebendigen  studieren  mtisste.  Gschmeidler  empfiehlt  den  von  Prof. 
Hans  Geoss  in  seiner  ..Kriminaipsychologie''  gewiesenen  Weg:. 
Schliesslich  postuliert  er  die  weitirehende  Zuzietiung  des  Verteidigers 
bei  allen  UntersucUungtshandlungen. 

Högl,  Dr.  Hugo,  Geschiehte  des  österr.  Strafrechtes  in 
Verbindung  mit  einer  ErUiutei*ung  seiner  grundsätzlichen  Bestim- 
mungen. Wien,  Hanz,  1904. 
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Dr.  F.  H.  schreibt  darOber  in  den  «Jar.  Bl.*"  1904  No.  45: 
Der  Verfasser,  welcher  als  Referent  fiDr  das  nene  Strafgesets  im 
HinisteTiam  eine  hervorragende  Stellong  einnimmt  nnd  weleber  sieh 
dnrch  seine  bisherigen  Arbeiten  einen  Rnf  geschaffen  hat,  bllrgt  an 
sich  schon  fUr  die  Gediegenheit  des  vorliegenden  Werkes.  Grosser 
Saramelfleiss  und  gediegene  rechtshistorische  Keuutuis  haben  dieses 
Werk  geschaffen  und  viel  Material  ist  in  diesem  nur  250  Seiten 
starken  Heft«  zusammengetragen  worden.  Der  \'erfasser  gibt  zu- 
nilchst  im  ür:steü  Toilo  einen  Abriss  der  Gesehirhte  des  österr. 
Strafreohtes:  dieser  Teil  beliandelt  in  27  Kapiteln  in  übersichtlicher 
nnd  klarer  Darstellung  den  Werdegang  des  österr.  ?5trafrechte>  und 
bietet  nicht  nur  eine  gute  übersieht  Uber  die  kodifikatorischen  Werke 
des  Kaisers  Josef  I.,  der  Kaiserin  Maria  Theresia  und  der  Kaiser 
Josef  II.  und  Franz  T.  und  Uber  das  geltende  Strafgesetz,  sondern 
auch  über  die  einzelnen,  nie  mit  Gesetzeskraft  ausgestatteten  Entwürfe 
nnd  Reformbestrebnngen.  Da  bis  jetKt  eine  Geschichte  des  5sterr. 
Strafrechtes  noch  nicht  geschrieben  war  nnd  lediglich  nnr  Einzel- 
darstellnngen  Uber  bestimmte  Gebiete  bestehen,  so  war  diese  Arbeit 
begreiflicherweise  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden,  weldie 
jedoch  der  Verfasser  durchwegs  glttcklich  Überwunden  hat  An 
diesen  Abriss  schliesst  sich  eine  Darstellung  der  StraffUligkeit  mit 
reichem  statistischen  Material.  Der  zweite  Teil  enthält  eine  Er* 
kl&rung  der  ersten  Paragraphen  unseres  Strafgesetzbuches  in  histo* 
risch-genetischer  Darstellung.  Wir  wissen,  welch  grossen  Vortml 
für  die  richtige  Auffassung  der  gesetKlichen  Bestimmungen  die  Ent- 
stehungsgeschichte der  einzelnen  Paragraphen  bildet,  wie  wir  heute 
der  Protokolle,  welche  anlilsslich  der  Kodifikation  des  allgemeinen 
biii  frerli*  hen  Gesetzbuche?^  ^a'führt  wurden,  nicht  raebr  entraten 
kiinnen,  wie  die  Justizverwaltung  in  Würdigung  der  Wichtigkeit 
der  Materialien  für  die  Interpretation  des  Gesetzes  sofort  nach  dem 
luslebentretf'n  der  Zivilprozessordnuiiir  diese  amtlich  veridVentliehte. 
So  hat  (IIIS  der  Verfns^er  durch  verirb'ichende  Zusaniniensrcilnng 
der  l^t'sriiimmngen  aus  den  früheren  Kodihkatidnen  nnd  der  Ent- 
würfe die  Möglichkeit  geboten,  nunmehr  den  wahren  Willen  des 
Gesetzgebers  in  manchen  streitigen  Fragen  zu  erkennen. 

Ks  wttrde  zu  weit  gehen,  dies  im  einzelnen  darzulegmi;  es 
möge  genttgen,  ein  Beispiel  fflr  viele  anzufflhren.  Übeneugend 
weist  der  Verfasser  nach,  dass  die  Bestimmung  des  zweiten  Satzes 
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im  §  1  ebenso  wie  Jene  des  §  155  a.  Str.-0.  lediglieh  die  Beweis- 
Ihige  regelt  und  nielit  als  Bestimmong  des  materiellen  Bechtes 
anfienfassen  ist  Es  ist  nur  sn  wflnschen,  dass  der  Verfasser  in 
der  Fortsetzung  seines  naifangreieh  angelegten  Werkes,  dessen 
erstes  Heft  die  Fenerprobe  so  glttnzend  bestanden  hat,  ebensoviel 
Olfick,  Verständnis  und  Geschick  beweist,  wie  in  dem  vorliegenden 
Hefte.  Wir  werden  dann  uns  eines  Werkes  freuen,  welches  ebenso- 
wohl für  den  Theoretiker  wie  für  den  Praktiker  eine  reiche  Fund- 
grube ftlr  die  Interpretation  dos  g:e^enwärtigen  wie  auch  sicher  des 
künftigen  Strafgesetzes  bilden  wird,  deren  wir  nimmer  entraten 
werden  können. 

2.  Heft:  Die  vorsätzlichen  Straftaten  gegen  Leib  and  Leben. 
351  S. 

Immer  klarer  zeigt  sich,  dass  wir  mit  Dr.  H.  Högls  Ge- 
sehichte  des  dsterr.  Strafrechtes  ein  Werk  von  ebenso  sehr  krimi* 
nalistischer  als  Überhaupt  für  die  Kultargeschichte  hervorragender 
Bedeatnng  gewonnen  haben.  Äusserst  interessant,  ja  geeignet,  in 
oianefaen  Pankten  nnsere  dermalige  Spmchprazis  tu  modifizieren, 
sind  die  kritisehen  AnsfUhrnngen  des  Verfassers  in  Ansehung  des 
geltenden  Beehtes,  besonders  jene  über  Notwehr  nnd  dolus  indirectns. 

Knins,  Kabl,  Der  Beweis  im  Geftllsstra^rozesse  nach  österr. 
Rechte.  Systematisehe  nnd  erlftntemde  Darstellnng  der  sich  auf  die 
Beweistthnng  im  GefiUlsstrafjprosesse  beeiehenden  Bestimmnngeii 
des  6.es  vom  11.  Joli  1835  (Pol.  G.-S.,  Bd.  63),  versehen  mit  zahl- 
reichen Beispielen  ans  dem  Gebflhrenreeht  nsw.  Wien,  Hanz,  1904. 

Lammascq,  Prof.  Heins.,  Hofrat,  Grundriss  des  Strafrechtes. 
2.  Aull. 

Über  dieses  Werk,  dessen  1.  Auti.  wir  im  letzten  Bericht 
schon  eingehend  würdigten,  bringt  Prof.  Dr.  A.  FiütiLU,  Halle  a.  S. 
eine  Ober  drei  Nummern  (8 — 10)  der  ..Osterr.  Ger.-Ztg.''  1903  sich 
erstreckende  auslUiirliche  Besprechung.  Da  zudem  das  Werk  in 
Leipzig:  verleg  ist,  dUrfen  wir  es  als  allen  deutschen  Kriminalisten 
bereits  bekannt  voraussetzen.  Nur  ans  diesem  (iruride  sei  hier  von 
einer  breiteren  Anzeige,  dieser  durch  überaus  knappe  Dar.-^telluug 
sich  auszeichnenden  und  doch  auf  der  Höhe  der  Forschang  befindlichen 
Arbeit  abgesehen. 

LuoiTEiED,  Otto,  Der  unlautere  Wettbewerb  und  seine  Be- 
kämpfung. Wien,  Alfred  Hölder,  1903.  —  Siebe  bei  IV. 
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LOfflbb,  Prof  Dr.  Alkx,  Wien,  Ober  nnheilbarB  Nichtigkeit 
im  österr.  Strafverfahren.   Wien,  Alfrad  H»lder,  1904. 

Derselbe,  Stndienansgabe  Ssterr.  Gesetze.  Bd.  I:  Das  Straf* 
recht;  1.  H&lfte:  das  materielie  Strafrecht.  Leipzig,  Hirschfeld,  1904. 
—  457  S. 

Dieee  ftr  den  akademischen  Oebrancb  gedachte,  so  manche 
inveterierte  Dnickfehler  vermeidende  Ausgabe  wurde  vom  Prof 

Lamaiamiu  oiuer  ausfühi  liehen  uud  Überwiegend  günstigen  Besprechuug 
gewürdiprt. 

Wir  können  in  Deutschland  erschienene  Bücher  hier  nur  aus- 
n.ihiuswüise  und  nnmr.frlich  eiiij^eheuder  behandeln,  ohne  Koliisionen 
mit  dem  reichsdeutsctien  Berichte  zu  riskien'ii. 

Pappafava,  Dr.  Vlammiu.  Advokat,  Zara,  Die  moderne  Press- 
gesetzgebung, insbesondere  der  österr.  Pressreformentwnrf.  Zara, 
H.  V.  Schönfeld,  1905  (Leipzig,  K.  F.  Köhler). 

Der  Verfasser  nennt  seine  Broschüre  eine  ^geschichtlich« 
reebtsvergleichende  Stndie**  mit  nmsomelir  Berechtigung,  als  nicht 
nur  dem  Umlkng  nach  Geschichte  nnd  Yergleidinng  der  bestehenden 
positiven  Normen  in  Pressradien  nahezn  den  Inhalt  erschöpfen, 
sondern  auch  die  ganze  Art  der  Darstellung  unter  fast  Kngstlidier  Ver- 
meidong  eigener  Ueinongsänsserung  dieser  fleiwigai  kompilatorischen 
Arbeit  den  Charakter  des  Historischen  sichert.  Nur  in  der  Wieder- 
gäbe  publizierter  Anschauungen  Dritter  finden  wir  Kritik  und 
Stellungnahme  auch  in  dem  Schlnssabschnitt,  der  ja  doch  der  Be- 
sprechung des  letzten  Begiemngsentwnrfes  gewidmet  erscheint. 
Selbst  das  Mafs  der  Beachtung  der  Pro-  nnd  Contra-Stimmen  ent^ 
spricht  genauestens  der  Zahl  and  Bedeutung  dieser  Stimmen,  unter 
welchen  freilich  das  vermöge  innerer  und  äusserer  Autorit?it  hervor- 
ragcudste  Gutachten  der  nioderösterr.  Advukateiikaniiiier  nuch 
breitere  VerwiM  tn  11^^  liättr  Hndeii  können.  —  Dank  dieser  peinlichen 
üiii''kii\ ität  darf  J)r.  \  I'appafavas  Studie  über  die  Presjsgesetz- 
gt'bung  und  dfii  iüri<:>tfn  östoir.  Presso-o^ptzentwurf  als  vorzügliche 
Grundlafre  zum  Studium  dor  behandelt»  n  Materie  jedermann  empfohlen 
werden,  wird  nhvr  auch  der  Berufspolitiker  darin  reiche  Belehrung 
und  sichere  Grundlagen  zur  Stellungnahme  in  den  einschlägigen 
Fragen  gewinnen.  Namentlich  die  Zusammenstellung  der  Urteile 
Über  die  (io^chworenengerichte  ist  wertvoll  und  vei  dient  um  so  mehr 
Beachtung  als  ungeachtet  der  (zuerst  vom  Schreiber  dieser  Zeilen 
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aiijL^ereg-ten)  nnnraehrig'en  Wiederanpassung  der  ziemlich  tlbernll  ver- 
nachlässigten Praxis  an  Wortlaut  und  Geist  des  (iesetzes  noch  sehr 
viel  zur  Verbesserung  der  Institution  der  Geschworenengerichten  wird 
getan  werden  mtlssen,  ehe  man  auch  nur  mit  einem  Anschein  von 
Berechtigung  die  Auslese  ländlicher  Wirtschaftsbesitzer,  welche  bis 
1908  zumeist  in  Osterreich  die  Stelle  der  von  Glasbb  gedachten 
Geschworenen  einnahmen,  einigermassen  Überwanden  haben  and  eine 
wirkliche  Geschworenenbank:  eine  Bepifisentanz  des  „popnlns'* 
errangen  haben  wird. 

Personalkredit  and  Wacher,  Protokolle  der  Enqaete  siehe  IL 
Bauuhh,  Br.  Emil,  Die  hysterischen  Geisteestörangen.  Wien, 
Deatike,  1904. 

Diese  die  psydiiatrisehe  Seite  and  namentlich  die  (vom  Antor 
bejahte)  Frage  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkdt  erörternde 

Monographie  ist  hierin  ohne  Präcedentien.  Des  Autors  gesunde 
Ansichten,  die  Aufdeckun^r  der  imgeheuerlicbeu  Folgen,  welche  eine 
sentimentale  Praxis  den  Mmderwertigeu  gegenüber  nach  sich  zöge 
und  heut«  schon  zum  Nachteil  tausender  moralisch  vollwertiger 
ehrlicher  Leute  nach  sich  zieht,  berühren  um  so  sympatischer  in 
unserer  Zeit  und  aiigesichts  der  in  I  u  iitschland  wie  in  Österreich 
aktuell  gewordenen  vermeintlichen  KeiurmvorschlSgre.  Man  brauchte 
nur  gelegentlich  moderner  äportflhuug  die  Augen  aufzumachen,  auch 
für  die  armen  Menschen,  die  in  Feld-  und  Flur,  auf  und  im  Gebirge 
mit  Anspannnng  aller  Kräfte  eine  höchst  kümmerliche  Kxistena 
fristen,  um  über  die  diversen  «Fftrsorge^'-Hysterien  ein  richtigeres 
Urteil  sich  zu  bilden. 

SxuasMT,  Dr.  SiaKUND,  Die  Pfilhlang.  Eine  Form  der  Todes«  ' 
strafe.    Wien,  Haas,  1908.    Eine  ganz  interessante  historische 
Studie.   Selbst  in  Dentschland  warde  die  Pfeilung  erst  in  der  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  abgeschafft 

TCbxbl,  Dr.  SnevRiBD,  Psychiatrisch-kriminalistisehe  Probleme. 
Wien,  Deatike,  1905.  —  Dem  Dichter  wird  immer  allgemeiner  ge- 
stattet, alte  und  neue  Fragen  anfzaroUen,  ohne  sie  zu  lösen;  dem 
Forscher  mnss  das  am  so  gewisser  erlaubt  sein! 

Gerade  in  beeng  auf  das  Strafgesetz  haben  unsere  dermaligen 
Gesetzgebungsfaktoren  seihst  die  Empfindung,  dass  wir  in  einer 
Zeitperiode  uns  befinden,  welche  angesichts  des  Standes  der  Natur- 
wissenschaften wenig  berufen  erscheint,  Dauernde»  zu  leisten.  Auch 
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diese  Erkenntuis  ist  wertvoll  uud  der  Verfasser  der  ^psy<  l]iatri<^ch- 
kriminalistischen  Problemo**  hat  ra.  E.  schon  Verdienstlithes  ge- 
leistet, indem  er  zeigte,  dass  unser  dermaliger  §  1  Str.-G.,  keines- 
wegs 80  schlecht  ist,  dass  nicht  ein  dermalen  zn  gew&rtigender 
nener  §  1  Str.-G.  noch  viel  schlechter  ausfallen  könne.  S^r 
wahrseheinlich  ist  ja  wohl,  dass  ein  jetst  verfasstos  nenes  Straf- 
gesetz in  derStellnngnahme  zn  natarwissensehaftlieben  and  besonders 
psyefaiatrischen  Problemen  entweder  nnsnlSnglich  ausfallen  wQrde 
oder  aber  der  fortsehreitenden  Erkenntnis  in  noeb  weit  anenkömni' 
lieberem  Ifafse  vorgreifen  würde  als  das  geltende  Gesetz! 

WüCHu,  Protokolle  der  Enqnete  Aber  Personalkredit  usw. 
—  Siebe  bei  II  1. 

Biinyklopidiaehe  Sammelwerke,  Goaetaanngnben  mw. 

Altkb,  Dr.  BonoiiF,  SenatsprSsident,  Jndikatenbncb  des 
Verwaltongsgericbtsbofes.  V  Bd.,  2  Abt.  Administrative 
Becbtssachen  (1894—1901.)  Wien,  1903. 

Nicht  nur  eine  leicht  zngänglicbe  Aneinanderrtihung  bietet 
dieses  Judikatenbuch:  es  sind  auch  die  Itechtssfttze  an  den  Judi- 
katen surgfältig  entwickelt,  eine  Art  autlientischer  Interpretation. 
Die  Zusammenstellung  ist  freilich  eine  willkürliche  und  würde  in 
Ermangelung  eines  allseilig  anerkannten  S^'stems  wohl  besser  der 
bestehenden  Kessorteinteiluug  angepasst. 

CzKLKCHowsKY,  Dr.  Ferü.,  Advokat,  Wien.  Sammlung  wechsel- 
rechtlicher Entscheidungen  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes 
III.  Bd.  (1801—1001.)  Wien,  Moritz  Perles,  1Ö03.  —  Siehe  bei  IV. 

FiNUBa,  Dr.  A.,  Prof.,  und  Dr.  Ü.  Frankl,  Grund riss  des 
dsterr.  Rechtes.   Leipzig,  Dancker  &  Hnmblot,  1903 — 1905. 

GbOvhuts  Zeitschrift  XXXI.  nnd  XXXn.  6d.  Wies,  Alfred 
Haider,  1904/06. 

Die  GsüHHUTBche  Zeitschrift  ist  der  vornehmste  Ort  flir  Ab- 
lagemng  von  Monographien  nnd  fttr  ansfUhrliche  Besprechnngmi 
nener  Bücher.  Ihre  grosse  Verbreitnng  im  Auslände  sichert  dieser 
Unternehmung  glücklicherweise  den  weiteren  Fortbestand,  so  lange 
die  Leitung  in  den  bisherigen  ebenso  sehr  wissenschaftlich  hervor- 
ragenden als  gescliilftsgcwandten  Hilnden  bleibt,  was  wii  innigst 
wünschen  müssen.  Wir  haben  kein  zweitos  Unternehmen  dieser 
Art  auf  juristischem  tTcbiete. 


Digitized  by  Google 


Äatan  Bibel:  Österreich. 


2841 


Gbüwe,  Dr.  Paul,  Indicielle  Supplemente.    Graz,  Moser. 

Diese  Cfesetzsammlang  in  losen  einseitig-  bedruckten  Blättern 
ernii'glicht  dem  Praktiker  dorch  fallweise  Kinieiliung  in  eine 
Mappe  seine  Hechtsquellen  stets  vollstäridig  zu  frestalteo,  ohne  neue 
Auflagen  anzuschaffen  and  damit  memnoteclmischer  Vorteile  ver- 
lustig  zu  gehen. 

K.  k.  Handelsministeriam.  Die  Publikationen  desselben, 
administrativ  •  statistischen ,  gewerberechtlichen ,  gozialpolitiscben , 
patentreebtiichen  usw.  Inhaltes,  s&mtllch  von  hohem  Interesse, 
▼eneidmen  wir  iBBgesaiDt  anter  IL  8.  Die  meisten  dieser  sehr 
dankenswerten  Werke  wUrden  eine  eingehende  Besprechung  weitaas 
mehr  verdienen  als  manches,  was  hier  Erw&hnnng  findet.  Wir 
müssen  davon  absehen,  wie  wir  ja  aaeh  die  T&tigkeit  der  anderen 
IBnisterien  oder  der  obersten  Tribunale  nicht  als  schriftstellerische 
ins  Ange  fossen;  um  so  gewisser  dHrite  ans  gestattet  sein,  den 
Bäfer,  welchen  unser  Handelsministerium  auch  hier  entwickelt, 
freudig  and  dankbar  anzoerkennen,  vielleicht  anch  daran  die 
Hoffnung  za  knüpfen,  dass  die  endlidie  Begcluug  des  Verhältnisses 
za  üngam  dem  Osterr.  Handelminister  die  Möglichkeit  bieten 
werde,  auch  in  den  allerwichtiffsten  Belangen  die  Tatkraft  seines 
Beamteukorpers  ins  rethie  Licht  zu  rücken. 

Auch  sei  bei  diesem  Anfassen  bemerkt,  dass  die  staatliche 
Verlagsanstalt,  die  k.  k  Hof-  und  Staatsdruckerei,  deren  teelniische 
und  künstlerische  Leistun^jrslähigkeit  seit  jeher  des  bejJten  Kiites  sich 
erfreut,  nunmehr  anch  durch  knlante  Behandlung  des  Tublikums 
sich  anszeichnet.  Sic  macht  auch  jetzt  nocht  nicht  Reklame,  .sie 
lässt  sich  besuchen;  aber  es  ist  nicht  mehr  mühevoll,  sondern  sogar 
ein  Vergntigen,  sie  und  was  immer  bei  ihr  zu  suchen. 

HcGELMAKN,  Dr.  Eakl,  Sammlung  der  nach  gopfloffener  münd- 
licher \'erhandlung  geschöpften  Erkenntnisse  des  k.  k.  Keichsge« 
richtes,  begrtlndet  von  weiland  Dr.  Anton  Hie  Freih.  v.  Glunsk. 
Xn.  Teil,  2.  Heft)  Jahrg.  1902.   Wien,  Manz,  1904,  usf. 

Eine  vorcOgliche  und  verlässliche  Sammlung,  aber  für  die 
Praxis  infolge  der  chronischen  Verspätang  des  Erscheinens  der 
Judikate  leider  nicht  mit  vollem  Natron  verwertbar. 

K&rnten:  Landesgesetze  des  Herzogstnms  Kärnten.  Eine 
durch  Vollständigkeit  and  grossen  leicht  leebaren  Druck  aasge- 
zeichnete Gesetzansgabe,  in  welcher  anch  die  Anmerkungen  mit 
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gleichen  Lettern  wie  der  Havpttext,  nur  etwas  enger  gesetzt  er- 
scheinen. 

Maikuofkk,  Ekn8T,  Handbuch  für  den  polit.  Verwaltungs- 
dienst. 5.,  vermehrte  und  verbesserte  Auflage  redig.  und  heraus- 
gegeben von  (iiaf  Antiin  Vkck.    Wien.  Miiii/.  11>U3. 

Wir  liabeii  dieses,  nunmelir  vull>i;iti(lijr  in  •'>.  Aufl.  voiiiojreinle 
Kompendium  schon  im  lot/teii  und  vorletzten  Berichte  einirt'hend 
gewürdigt.  Ein  i^anzor  i Ttiieralstab  hervorragender  FaclijuristeD 
hat  st'in  Bestes  getan,  die  neue  umfangreiche  Aiiflafre  zu  verbessern 
und  zu  vf  rvoll-^tilndigen.  Auch  heute  noch  steht  dieses  Werk  un- 
erreicht da  und  int,  was  wir  damals  schon  sagten,  ein  ^Koran*"  des 
österr.  Verwaltnnprsiwhte«. 

Beinahe  ist  damit  auch  gesagt,  dass,  was  im  Mayrhofer  nicht 
ZQ  finden  ist,  für  unsere  Verwaltnngsbeamten  aaeh  nicht  praktische 
Geltung  hat;  eine  annähernde  Wahrheit,  die  denjenigen  flbrigens 
nicht  befremdend  kam,  der  die  ungeheuerliche  Massenhaftigkeit 
bei  uns  geltender  Vorschriften  in  i^Politicis  et  Oameralibus"  auch  nur 
ahnt  oder  aber,  sei  es  auch  unverschuldet,  in  die  Notlage  kam,  die  je 
17  meist  zweck-  und  geschmacklosen  Varianten  so  vieler  Gesetze 
zu  studieren,  welche  durch  unsere  Sonderparlamente  hervorgebracht 
werden,  nicht  delectandi  causa,  sondern  um  die  ^fhistoriseh^politiscfaen 
Individualitftten'*  zu  betätigen. 

Wo  wftren  wir  armen  9sterr.  Juristen,  wenn  wir  nicht  den 
..Manz""  und  den  „Mayrhofer'*  hätten,  die  all  das  Kunterbunt  aufnebmen 
und  wieder  Uber  einen  Leisten  schlagen,  ganz  ohne  dass  die  ^Indi- 
vidualitäten"' und  (las  I'uhlikum  etwas  davon  merken! 

MiseHLhii,  Dr.  Ki:nst.  uml  JlulVut  Pjof.  Dr.  .Io^kf  ÜLBRICH, 
,.Ü8terr.  Staatswörterbuch  .    2  Aufl.  Wien,  Alfr.  Holder,  1904. 

Prof.  Kakl  Adlkk  schreibt  darüber  in  No.  44  der  ,..Tur.  Bl.- 
11H)4:  T'nter  allen  österr.  juristischen  iSammel werken  ist  das  vor- 
lieirend©  ilus  erfolgreichste  und  verdienstvollste.  Die  Herausgeber 
haben  es  verstanden,  die  meisten  Namen  von  Belang  und  Ansehen 
aus  der  ö.storr.  Juristenwelt  um  ihre  Fahnen  zu  scharen  und  diesen 
trefHicben  Stab  in  meisterhafter  Weise  zu  organisieren.  Die  bisher 
erschienenen  drei  Lieferungen  der  zweiten  Auflage  übertreffen  noch 
weit  die  hohen  Erwartungen,  welche  die  erste  geweckt  hat. 

Schwer  ist  es,  ans  der  gebotenen  Falle  einzelnes  ohne  WillkOr 
hervorzuheben.   Wenn  es  doch  sein  mnss,  so  seien  die  Abhandlung 
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über  Agrarverfassung  von  S<  ijiff  and  die  imposante  Darstellung  des 
österr.  Arbeitsrechtes  hervorgehoben,  um  die  sich  Misciilkr,  Stoobr 
und  ganz  besonders  Dr.  Leo  Verkauf  (Arbeitsvertrag,  Urganisation 
der  Arbeiter)  verdient  ^emncht  haben  :  ferner  der  Artikel  „Beiräte'^ 
von  Laykr,  der  io  dieser  Zeit  parlamentarischer  £ntaitung  zeigt, 
dass  der  Staat  and  die  Bureaukratie  neae  Mittel  and  Wege  aochen, 
nm  die  im  Volke  liegenden  Krftfte,  Kenntaisse  nnd  praktischen  Er* 
fahmngen  dem  ttffentlidien  Wohle  dienstbar  zu  machen. 

Das  Lob,  welches  Heransgeber  nnd  Mitarbeiter  yerdienen- 
kann  leider  auf  den  Verlag  nicht  ansgedehnt  werden. 

HOllbb,  Dr.  WiLE.,  Landesrati  Die  Gemeindeordnnng  für  das 
Herzogtam  Kärnten.  2.  Aufl.  KlagenAirt,  Fr.  Eleinmayer,  1904. 
Eine  sehr  sorgf&ltig  gearbdtete  GesetKesansgabOf  verseben  mit  den 
einschlügigen  Parallelstellen,  Entscheidungen  des  Verwaltongsgerichts- 
hofes  usw.  und  ciDciu  Anhan^^e  ..(Tnmdsätze  des  Administrativ- 
verfahrens**,  dargestellt  an  der  iiami  der  Erkenntnisse  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes.   i>w  Ausstattung;  ist  vorzüglich. 

Pacrnkr-Eogmhstorf,  Dr.  Adolf  v.,  Der  österr.  Zivilstaatsdieust. 
Wien,  Mauü,  1904. 

Pfaff,  Prof.  Leop..  Johkf  v.  Schey  und  Vinzenz  Kk.U'HKY, 
Sammlung'  der  Zivilrechts-Eutscheidungen  des  k.  k.  oberstea  Gerichts- 
hofes.   39.  Bd.    Wien,  Manz,  1904. 

Die  von  Glabkr  und  Ungkr  begründete  Sammlung  ist  auch 
bente  noch  die  verlässLichste  und  ausführlichste,  so  sehr  auch  die 
illustren  Namen  in  der  tatsächlichen  Arbeit  durch  jUngere  Kräfte 
abgelöst  worden  sein  mögen. 

Biissio,  Dr.  Hkihbich,  Jadikatenbuch  des  VerwaltnugsgerichtB» 
hofes.   Wien,  Hans,  1904.  —  Siehe  auch  II.  1. 

ScHMiD,  Prof.  Dr.  Fkbd.,  Österr.  Verwaltnngsarchiv.  1  Jahrg. 
Wien,  F.  Tempsky,  1904.  —  Siehe  II.  1. 

ScHiVF,  Dr.  Waltos,  Wien,  „Orundriss  des  Agrarrechtes 
mit  Einschluss  des  Jagd-  nnd  FIsebereirechtes,  Grundriss  des  österr. 
Beehtes.  III.  Bd.  Ldpsig,  Dnncker  &  Homblot,  1908.  —  Siebe 
bei  n.  5. 

«  Skidl,  Dr.  Alois       Osterr.  Beehtsknnde  fttr  jedermann. 

Wien,  Karl  Fromme,  1904.    3.  K. 

Si'AüN.  Dr.  JüH.  V.,  Das  Keichsgericht.  Wien,  Mauz,  1904. 
—  Siehe  bei  i.  1. 
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Zeitschrift  tür  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  \>r- 
waltnng.  Herausgegeben  von  Euoen  v.  ]{miim -Bawx&k,  Kx&l 
Thjbodor  V.  Jnama-Stbkkköu  und  Ernst  v.  Pleser. 

Zeitschriften.  Aasserden  vorstehend  schon  hervorgehobenen 
seien  erwähnt  an  juristischen  und  volkswirtschaftlichen  2ieitschriften: 
Juristische  Blätter,  Allgemeine  ristcrr.  Gerichts-Zeitung,  Gerichts- 
Halle,  Osten*.  Richter-Zeitung,  Zeitschrift  fllr  Verwaltung,  Zeit- 
Schrift  lllr  Notariat  and  freiwillige  Gerichtsbarkeit,  Das  Becht, 
Die  Sprochpraxis,  Zentralblatt  der  jnristasehen  Praxis,  Zentralblatt 
der  VerwaltQOg^raxis,  Zentralblatt  des  Osterr.  Anwaltverbandes, 
Das  Bariieaa,  Wiener  Landwirtschaftliche  Zeitung,  Beamten  Zeitung, 
Österr.  Monatsschrift  fBr  den  Orient,  Sosiale  Roadschao. 


Anhang: 

Literatur  in  tsehechischer  Sprache  (1902 — 1905). 

Zusammcugestellt  aus  Beiträgen  von  Dr.  Em.  Tllsch,  Prof.  der  Rechte 
ui  Prag,  und  Dr.  Josbp  Zalüt>,  Advokat  in  Prag. 

In  nachfolgender  Übersicht  sind  alle  in  tschechischer  Sprache 
1902 — 1905  erschienenen  Original  werke  beachtet,  mit  Ausnahme 
solcher  Schriften,  die  den  Umfang  von  5  Druckbogen  nicht  erreichen, 
femer  ohne  Rücksicht  auf  den  Umfang  Übersetzungen,  Schriften 
rein  populären  Inhalts  und  Separatafodrttcke,  doch  wurde  (da  es  sich 
um  den  ersten  Bericht  handelt)  eine  Übersicht  der  Zeltschriften, 
welche  rechts-  und  staatswirtschaftliche  BeitrSge  enthalten,  sab  n 
eingefugt. 

Garantie  fttr  Vollständigkeit  ttbernehmen  jedoch  die  Herren 
Referenten  nicht.  ^) 

M  Dank  drr  rniniitizrntfn  Gestuttiin^  der  Horan«irpber,  war  der 
Hauptreferoiit  in  litr  aui^eiictuaf a  Latre.  die  schätzeuswerteo  Arbeiten  der 
tscliechiHcheu  lierru  llctcreuteu  vollinhulllich  und  bis  auf  einleitende  und 
abschlieMende  Bomerkungeu  auch  im  vollen  Wortlaut  wiederzugeben,  sohin 
einen  Ittekenloaen  Überblick  Über  die  tschechische  juristisch-Tolkiwirtscbaftp 
liehe  Literatur  in  den  Jahren  1902—1905  zu  bieten,  was  für  die  Brschei* 
nun^ren  in  deuthcher  Sprache  von  vornherein  gamicbt  beabsichtigt ^ar. 
Im  Hiiuptberichte  sind  gleichwohl  viele  Arbt-itt-ii  iiirhtdinitscher  Autoren 
»;  in  gellend  besprochtn,  si»  <lii«s  :iNo  für  den  ^'eiriuwurtigen  deshalb  auch 
als  _AnlianM"  bezeichnet«'»  AlKsuhuitt  das  logiacbe  VerbältuiB  der  Unter- 
teilung nicht  btrcuif  durcligefUhrt  erscbeiut. 
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L  PabUkatioiMn  aUgemeinw  Chankten. 

Zwei  Ereignisse  des  Jahres  1904  waren  es,  die  za  grossen 
Publikationen  allgemeinen  Charakters  Anlass  boten:  der  Ende 
Mai  1904  svr  Feier  des  40jShrigen  Bestandes  des  böhmischen 
Joristenyereines  „Pr&Tnick&  Jednota"  in  Prag  abgehaltene  erste 
bohmisehe  Joristentag  nnd  der  knrze  Zeit  daraaf,  am  8.  Jnli  1904, 
feierlieh  begangene  70.  Geburtstag  des  Doktors  der  b&hmisefaen 
Rechtswissensdialt,  damaligen  Seniors  der  b0bm.-jari8ti8ehen  Faknlt&t 
nnd  bOhm.  Landsmannministers  Prof.  t.  Rahda. 

1.  Die  Publikationen  des  ersten  wissenschaftlichen 
Kongresses  böhmischer  Juristen  (Publikace  proniho  vcdeck^ho 
sjezdu  ceskycb  präoniku  l^ia^'-.  rJU4,  Verlag  des  Kongresses, 
1630  S.)  enthalten  zum  weitaus  grössten  Teile  die  zum  Kongresse 
eingesandten  sclirif'tlichen  45  Abhnndlun^^^n  über  din  zwei  Jahre 
bevor  iiftpiitlich  ausjresi'hi  icbenen  17  Tlieniata,  zum  kl(  iiuM-en  'I'eile 
die  mtiudiiehen  Heratun{;t'n  und  Kesulutioueu  des  Konjrre:-ses.  Der 
Inhalt  wird  am  besten  durch  Anführung  der  verkürzten  Themata 
mit  kurzer  Charakterisierung  der  Bosolutioneu  dargelogt  werden 
kennen;  dies  soll  im  folgenden  versacht  werden. 

Sektion  I  (Privatrecht).  —  Thema  1.  Reform  der  Haftung 
fKr  unverschuldete  Scliadenazulflgung.  Die  Resolution  enthält  An- 
trSge  im  Sinne  der  Erweiterung  dieser  Haftung.  —  Th.  2.  Privat- 
rechtlicher  Schnti  von  Natnrkrftften:  Elektrizität,  \V&rme  usw.  Die 
Kesolntion  empftehlt  analoge  Anwendung  der  Bestimmungen  Uber 
Eigentum  und  Besitz  körperlicher  beweglicher  Sachen.  —  Th.  3. 
Rechtliche  Natur  der  aus  alter  Zeit  herrflhrenden  Genossenschaften 
branberechtigter  Bürger.  Die  Resolution  beantragt  die  Erlassnng 
eines  Spezialgesetzes  unter  Berücksichtigung  der  historischen  £nt> 
widtelung  und  Anlehnung  an  die  Form  der  neuen  deutschen  Gesell- 
Schäften  mit  beschränkter  Haftung.  —  Th.  4.  Rechtsschutz  der 
ideoloL  Ihtfflressen  des  Urhebers  eines  Werkes  der  Literatur  nnd 
Kunst.  Die  detaillierte  Resolution  empfiehlt  unter  anderem  eine 
Erweiterung  des  Schutzes  des  Singularsukzessors,  soweit  dies  dem 
Willen  der  Beteiliirten  entspricht. 

Sektion  II  (Zivil prozess).  Thema  1.  Herufuiigsvorlahron, 
wenn  die  Parteien  in  erster  Instanz  durch  Advokaten  nicht  ver- 
treten waren  Die  Resnlntion  lehnt  für  diesen  Fall  (ausser  bei 
Bagatellprozessen)  Erleichterungen  ab.  —  Th.  2.  Unterbrechung 
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des  Verfahrens  iiilulge  Konkurses  einer  Partei.  Die  Russerst 
detaillierte  Resolution  lässt  sich  nicht  kurz  charakterisieren.  — 
Th.  3.  Änderung  der  Bestimmungen  Uber  die  Zwangsversteigerung 
VOD  Liegenschaften.  Die  Be.solution  empfiehlt  angemessenere  Be- 
stimraangen  Uber  die  Aufrechterhaltnug  oder  Ablösung  von  Dienst- 
barkeiten  and  Keallasten.  —  Th.  4.  Vollstreckbarkeit  der  Be- 
schlässe  erster  Instanz  und  der  von  der  zweiten  Instanz  be- 
stätigten Urteile. 

Sektion  m  (Strafrocht.)  Thema  1.   Entschädigung  für  die 

Untersuchungshaft.  Die  Kesolution  spricht  sich  für  die  Gewährung 
einer  Entschädigung  aus.  —  Th.  2.  Bedingte  Verurteilung.  Die 
Resolution  spricht  sich  für  das  bel^nsch-französische  System  aus.  — 
Th.  3.  Konkurrenz  der  aus  einer  eiiizi^aMi  Tat  entstandenen  Khige- 
rechte,  l)ie  Resolution  hält  die  ^'efjenwiirtifjeu  Bestiininuugeu  der 
Strafprozessordnung  für  hinreichend.  -  Th.  4.  Bekämpfung  des 
Alknhnlismns  vom  strafrechtlichen  Standpunkt.  Nach  lebhafter 
Debatte  wurde  die  Entscheidung  zum  nächsten  Kongresse  vertagt. 

Sektion  IV  (Öffentliches  Recht  und  Volkswirtsehaftspolitik). 
Thema  1.  Begeiting  des  Polizeistrafrechts.  Die  Besolntion  erachtet 
die  Beform  fUr  dringend  geboten.  —  Th.  2.  Zivilreehtliche  Haftung 
der  üffentliehen  Angestellten.  Die  Besolation  spricht  sieh  fttr  die 
Erlassung  eines  Spezialgesetases  aas.  —  Th.  3.  Kritik  des  bis* 
herigen  Systems  der  Selbstverwaltung  nnd  Reformvorschlilge.  Die 
detaillierte  Resolution  befürwortet  unter  anderem  die  Statuierung 
von  Unterschieden  in  der  Organisation  der  Gemeinden  nach  ihrer 
Grösse  und  ihrem  wirtschaftlichen  ('harakter.  die  Verwendung 
qualifizierter  Beamter  in  der  ;tutuiiuiuen  Verwaltung,  die  klare  Ab- 
grenzung dr.>-  W'i  I  kiiriL'^-krei^es  der  autonomeu  Organe  von  «lein- 
j<  iii;:en  der  sfaatliclieu,  dif  Verleihung:  der  VuUzugSirewalt  an  die 
er>Leren.  —  Tii.  4.  ()tieiillich-rt  (  htliche  Regelung  der  Karlelle. 
Die  Verhandlungen  konnton  wegen  Zeitmangels  nicht  zu  Ende  ge- 
führt werden.  —  Th.  5.  Ausgestaltung  der  sozialen  Versicherang. 
Die  detaillierte  Resolution  beantragt  die  organische  Zusammen- 
fassang  aller  Versicherungsgebiete  (Kranken-,  lufall-,  Invaliditats-, 
Alters- Versicherang)  in  ein  System  und  die  Aasgestaltang  desselben 
zu  einem  allgemeinen  sozialen  Versicherungssystems  durch  Er- 
weiterung der  Arbeiterversicherong  ftnf  die  kleinen  Unternehmer. 
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2.  Ehrung,  ttberreieht  von  der l>9hmisehen  juristischen 
Fakultät  dem  Herrn  Dr.  AinoK,  Bitter  t.  Rauda  zum  70.  Ge- 
burtstage am  8.  Juli  1904  (Pocta  podanÄ  oeskon  Jakulton 
pr&vmckon  pann  dr.  Ant.  rytici  Bandovi  k  aedmdes&^m  narozenin&m 
dne  8.  cerveuee  1004  —  Prag,  Bureik  &  Eobout  —  653  S.,  ist 
der  Titel  der  eingangs  erwähnten  Festschrift).  Sie  enthält  24  Ar- 
beiten  sämtlicher  Fakultätsmitglieder  aus  allen  Gebieten  der  Beehts- 
nnd  Staatswissensohalten;  die  "Htel  dieser  streng  wisseusehaftlichea 
Abhandlungen  sind  die  nachstehenden: 

Trakal,  Prof.,  Die  Wiedel auiuahnit?  des  Natarrechtpioblenis 
in  der  rechtswissenschaftlichen  und  s^ziulugisdieu  Literatur  der 
Gefrenwart.  —  Privatdoz.  KAnLKc,  Über  die  Notwendigkeit  der  Ver- 
fas>un<r  slavischer  Rechtsalterttlnier.  —  Prof.  Heyrovskt,  Der  .index 
(latus  des  römischen  Zivilpr<»zcsscs.  -  Privatdoz.  Vanccra.  Auf  den 
Inhaber  und  an  Order  lautende  Papyri.  —  Prof.  Henner,  Ein- 
führung in  das  ungarische  Eherecht.  —  Hofr.  Prof.  Hakel,  Zar 
Frage  der  Rezeption  des  deutschen  Rechtes  im  böhmischen  Land- 
rechte. —  Privatdoz.  Stübib,  Der  geschichtliche  Ursprung  und  das 
Wesen^des  fiefriedigangsrechtes  der  öeterr.  Ezekuüonsordnung.  — 
Prof.  CsLAKOTSKTy  Über  die  Anfänge  der  Verfassungsgeschichte  der 
Altstadt  Prags.  —  Prof.  Frhr.  v.  EnasB,  Kaiser  Josef  II.  und  der 
Verwaltnngs-Zentralismus  in  realer  und  territorialer  Hinsicht.  — 
Prof.  Stdfjbckt,  Über  die  VeijShruog  wiederkehrender  Lohnzahlungen. 

—  Prof.  TiLscH,  Über  den  unsächlichen  Znsammenhang  im  PriTa^ 
rechte.  —  Privatdoz.  Kbci[A&,  Über  das  Veriiältnis  des  Völkerrechtes 
zum  internationalen  PriTatreehte  und  die  Grflnde  der  positiven 
Formation  des  letzteren.  —  Prof.  Edl.  v.  HBBBKAmr-OTAYSKT,  Die 
Handelsnntemehmnng  und  die  Rechte  an  unfcörperlichen  Gütern.  — 
Hofr.  Prof.  Ott,  Über  die  Entwicklung  und  den  Gegenstand  des 
ausserstreitigen  Verfahrens.  —  Hofr.  Prof.  Zucker,  Über  den  un- 
überwindlichen Zwang  nach  dem  österr.  Strafgesetze.  —  Prof. 
Storch,  Die  kulpose  Tötung  im  österr.  Strairechte.  l'rivatdoz. 
Pru9.\k,  Anfilriire  einer  Krii[unal-Ati«)logie.  —  Privatdoz.  Miricka, 
Die  Strafschuld  und  der  Ivausaluexus.  —  -  Hofr.  Prof.  Praz\k, 
Rechtsmittel  im  Administrativverfahren.  —  Hofr.  Prof.  Brat.  l)ie 
Wissenschaft  der  Nntifinalöknnomie  zu  Beginn  des  XX.  Jahrhunderts. 

—  Privatdoz.  Ohubbk,  Die  Idee  der  Selbstgenügsamkeit  in  der  ge- 
schichtlichen wirtscbaftUchen  Entwickelong.  —  Prof.  Hobaöke,  Kin 
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Beitrag  zur  Frage  der  Umlao^en.  —  Privatdoz.  Drachov^k v.  Zur 
Lehre  von  der  Überwülzniip:  der  Steuern  und  öffeDt liehen  Abgaben. 
—  Privatdoz.  Funk,  Erlöschang  und  Veränderungen  der  staatlichen 
Steaer-  and  Qebflhren-Fordemngen. 

n.  Zeitschriften  und  Sammlangen. 
1.  Dem  Gesamtgebiet  der  Rechts-  und  Htaatswissenschaften 
sind  gewidmet  die  streng  wissenschaftlich  gehaltenen  ^Jahrbflcber 
der  Rechts-  und  Staats  Wissenschaften"*  (Sbornik  %ed  prävnich  a 
stATnich.  Prag  1902—5,  Jahrg.  III — VI),  sie  sind  das  Organ  der 
Fakultät  und  enthalten  Abhandlungen  sowie  ansftthrliche  literatnr- 
beriehte.  Hehr  den  Bedflrfnissen  der  Praxis,  obzwar  aneh  wissen- 
schaftliche Beitrage  enthaltend,  angepasst  ist  die  älteste  böhmische 
Juristische  Zeitaehrift:  „Der  Jurist"  (Pr&vnik.    Prag  1902—5, 

*     

Jahrg.  XLI — ^XLIV),  sie  ist  das  Organ  des  seit  1864  bestehenden 
Joristenvereins  Pr&vnich&  Jednota.  Eine  Zeitschrift  ähnlichen 
Inhaltes  wird  unter  dem  Titel :  „lütteilungen  des  mährischen  JuristM- 
yerdnes**  ^pr&vy  prä.ynick6  jednoty  moxaysk6.  Brttnn  1902 — 5, 
Jahrg.  Xn— XV),  von  dem  ebengenannten  Brflnner  Vereine  heraus- 
gegeben. Speziell  die  Interessen  des  Advokatenstandes  vertritt  das 
Organ  des  böhmischen  Advokatenvereins:  ^Juristische  Rundschau'^ 
(Prävuicke  rozkle.ly.    Prag  1902—5,  Jahrg.  III— VI). 

Eine  gediejicno  ..Volkswirtschaftliche  K«vue"  (Obzor  nArodo- 
hospodÄrsk y.  Prag  P.'<I2 — ri.  .Jahrg  VII — X),  welche  der  Behand- 
lung nationalökonomischer  und  Hozialpolitischer  Fragen  gewidmet 
ist,  wird  von  dem  Vereine  zur  Ermunterung  des  Gewerbefleisses 
und  von  dem  Exportvereine  für  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien 
herausgegeben.  Weitere  nationairikonomische  und  verwandte  Zeit- 
schriften sind:  ^.Mitteilungen  ans  den  Gebieten  der  Antononiie  and 
Volkswirtschaft**  (Vestnik  samospävny  a  n<^rodoho8podärsky.  Prag 
1 902^-5,  Jahrg.  H—Y);  „Agrarpolitik"  (Zemedelshipolitika.  BrOnn 
1902 — 5,  Jahrg.  I— IV);  nSparkassenrevue'*  (Spoi^itelni  obasor.  Prag 
1902^5,  Jahrg.  I—IV);  „Blätter  für  Handel**  (Obchodni  listy),  das 
Organ  des  böhmischen  Handelsmoseums  in  Prag;  „Handelsrevae^ 
(Obchodni  obzor.  Brttnn);  tfitteilnngen  fär  Gewerbe  (Zivnostensky 
ve.stnik,  Organ  des  technolog.  Museums  in  Prag)  und  andere. 

Bechts-  nnd  sozialhistorische  Abhandlungen  bringen  auch 
Zeitschriften,  welche  der  Geschichte  und  dem  Volksweseu  gewidmet 
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sind,  es  sind  dies  hanpttitehlieh:  die  Zeitschrift  des  Mnaenms  des 
K&nigreiebes  BOhmea'*  (Casopis  Hnsea  kr&loTStii  Oeeköho.  Prag 
1902—5,  Jahrg.  LXXVI— LXXIX),  die  älteste  böhmische  Zeitschrift 
nnter  den  bestehenden;  die  nBfthmische  historische  Zeitschrift** 
(Oesky  casopis  historicky.  Prag  1902—5,  Jahrg.  VIII— XI),  das 
Organ  der  historischen  Äbteilnng  der  philosophischen  Fakaltät;  die 
„Mitteilangen  der  kttnigl.  böhmischen  Gesetlschaft  der  Wissenschaften** 
(Vestnik  kriU.  leskd  spole^nosti  naak);  die  ^Mitteünngen  der 
bShmisehen  Akademie"  (Vestnik  UsU  akademie);  nnd  Tide  andere. 
Insbesondere  sind  es  die  Verhältnisse  des  XV.  und  XVI.  Jahrhunderts 
(vuu  den  Hussiteukricgen  bis  zum  dreissigjälirigcu  Kriege,  vun  Hu^» 
bis  Conienius),  der  Zeit  des  politisch,  religiös  und  national  unab- 
hänfrigen  Böhraeus  und  der  Alleinherrschaft  der  böhmischen  Sprache 
iiu  öffentlichen  Leben,  weiche  begreiiücherweise  die  meisten  Forscher 
beschäl  tigeu. 

Wirtschafts-  und  sozialpolitische  Beitrafre  enthalten  auch  die 
zahlreichen  Kevueii  allgemeinen  Inhaltes,  von  denen  kurz  genannt 
sein  mögen:  rtAkademie""  (sozialistisch);  „Aleth^ia*'  (hochkonservativ); 
„Nose  Doba**  (Unsere  Zeit,  fortschrittlich);  ,,Nov;\  ceskA  roTne'* 
^ene  böhmische  Revue,  freisinnig);  „Osveta"^  (Aufklärung,  koDser" 
vativ);  „Pfetsled'*,  nPokrokov&  revue",  pPrazskä  OidoT&  revne", 
„Bosshledy"  (Überschau,  Fortschrittliche  RoTae,  Prager  Volksrevne, 
Rnndschan,  alle  fortschrittlich,  doch  verschiedener  Firbnng);  „Vlast** 
(Vaterland,  katholisch);  einige  der  Frauenbewegung  gewidmete  Zeit- 
schriften usw. 

Eirchenrechtliche  Beitrage  enthält  die  ^.Zeitschrift  der  kotho- 
Uschen  Geisttichkeit"  (Öasopis  kato1ick6ho  duchovenstva.  Prag 
1902—5,  Jahrg.  LXVm— LXXI). 

2.  Die  wichtigste  Sammlang  rechts»  und  staatswissenschaftlicher 

Werke  wird  von  der  Redaktion  der  oben  sub,  1  angeführten  Jahr- 
bUcher  (Sburuik;  unter  dem  Titel:  Bililiutlitk  der  .lahrblUher  der 
Rechts-  und  Staatswissenschafteu  (Kuihoviia  hboiuiku  ved  prävnich 
a  stAtnich.  Prag,  Bursik  &.  Kohout)  herausgegeben:  sie  eniLälr 
eine  rechtswissenschaftliche  und  eine  staatswissenschattliche  Ab- 
teilung, erstere  zählte  Ende  190ri  neun,  letztere  sieben  ^^  ( i  kc  zu 
dieser  Bibliothek  ^ch5ren  diejenigen  unter  sub,  ]TT  --\  sju-zicll  anf,'e- 
ftthrten  Werke,  welche  mit  ,.Knihovna  Sborniku"  bezeichnet  sind. 
Ebenso  streng  wissenschaftlichen  Charakter  tragen  die  Publikationen 
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der  1.  Klasse  der  btthmischeD  Kaiser  Franz  Joseph-Akademie  für 
Wissengchaft,  Lifceratnr  und  Kirnst  (Rozprayy  eestö  akadoDie  eis 
Frantiska  Josefa  pro  vedn,  slovesnost  a  nmeni.  Frag  1902 — 5, 
Jabrg^.  X— Xm}.  Klemere  Abhandlangen,  Vortrage  nnd  ftholidies 
bringeo  die  vom.  Stodentenvereme  VSelird  heraasgegebene  Bibliothek 
der  sozialen  nnd  politischen  Lehren  (Bibliot^ka  8oei41nieli  a  politiekyeh 
nanlL  Prag,  J.  Feld);  die  Bibliothek  der  Juristischen  Bnndsehan 
(EnihoTna  pr&vnickycfa  rozhleda.  Prag);  die  Sammlung  politischer 
nnd  volkswirtschaftlicher  Schriften  (Sbornik  spisn  politiekyeh  a 
n&rodohospod&rskych.  Prag,  J.  Otto);  die  bShmische  irolkswirtschaft- 
liche  Bibliothek  (Ceskft  knihovna  nftrodobospodarska.  Pra^):  dio 
Bibliothek  der  böhmischen  Selbstverwaltung  (Kiiiliovua  ie>ke 
saniospnivy.  Roudnlc);  die  Sammlung  agrar-puli tischer  Schiiften 
(iSbirka  spisu  agrarnepolitickych),  heran sfrcpoben  vom  Präsidium  des 
mährischen  LandeskuUurates:  die  Jaliibütiit_i  für  Handel  (Obchodni 
sborniki:  die  Handelsbibliothek  Merkur  (nhcli.idni  kiiihdvna  Merkur): 
die  Arbeiter))ibliothek  (I>elnirkii  knihovna);  die  (ie\ver))ebibliothek 
(Zivnostenskä  kiiib(»viia):  diOiSammlung  von  Vorträgen  über  (iewerbe- 
wesen  (Sbirka  zivnostenskych  pfednäsek),  herausgegeben  von  der 
Handels-  und  Gewerbekam raer  in  Prag;  und  andere.  Der  Popn- 
larisiernng  dienen  die  Sammlung  populärer  Erlänterongen  aus  dem 
Gebiete  der  Rechtswissenschaften  (IVag,  J.  Pospisil)  nnd  einige  in 
einer  Katechismussammlnng  (nach  Art  der  WssEBSchen)  erschienenen 
Katechismen  (Prag^  H<gda  &  Tnjfek).  Die  Sammlung  Tolkstttmlicher 
ärztlicher  Abhandlungen  (Lidovi  rozpravy  l^kafskö.  Prag,  J.  Otto) 
enthält  mehrere  die  Volkshygiene  (Alkoholismns,  Arbdterwohnnngen, 
Armenwesen  nsw.)  betreifende  Schriften. 

Gesetsesaasgaben,  znm  Teil  kommentiert,  erscheinen  bei 
H5fer  &  Kloncek,  J.  Mercy,  E.  Beaafort  in  Prag,  Jos.  Bnrian  in 
Pisek,  V.  Kraus  in  Täbor. 

Der  Kecbtshistoriker  findet  Quellen  zur  heimischeti  Kecht<- 
g«?chichte  in  den  teils  auf  Landeskosten,  teils  von  der  biUimisclu  u 
Akademie  herausireirebenen  grossen  Quellenwerkcn:  Archiv  Cesky 
(Böhmisches  Air!ii\  j:  Suomy  ceskt-  od  leta  ir>2r>  (die  böhmischen 
Landtage  vom  Jahre  an):  Monumenta  Vaticana   re-^  prstas 

bohemicas  illustrantia :  Cnt\p\  diplumaticus  et  epistoiaris  regni 
Boheniiae;  Historicky  arehiv  (lli-N'rischcs  Archiv). 

Die  von  J.  Otto  in  Prag  vorleptc  Encydopaedie  (Flovnik 
Naucuy),  welche  Ende  liH)5  bis  zain  Buchstaben  S  gelangte  and 
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bis  dahin  XXIV  Bände  mnfasst,  enthSlt  Artikel  ans  den  Rechts- 
nnd  Staatswissenschaften,  grösstenteils  von  Faknltatsnütgrliedeni. 

Statistische  Znsammenstellangen  vei-schiedenster  Art  werden 

vom  Landesausschusse,  vom  statistischen  Landesamte  lAgrar&iatistik, 
Schulwesen.  Sammlungen,  Verkehrswesen,  Bevölkerung,  Finanzen), 
von  der  statistischen  Kommission  der  kfrl.  Hauptstadt  Prag  und 
der  XachharoremeiiHlen.  von  der  Handels-  und  Gewerbekammer.  vom 
Landeskiilrurrate,  vom  Verbände  der  \  orschusskasbeu  usw.  perio- 
disch publiziert. 

m.  ffiatoriadiea  Beolii  und  Reohtsgeacliiohte. 

a)  Römisches  Recht. 

1.  Heybovski,  Prof.  Dr.  Lkupold,  Geschichte  und  System  des 
römischen  Privatrechtes  (Dejiny  a  System  soukromehu  päva  rimskeho). 
Dritte  Auflage.  Prag,  J.  Otto.  U.  Hälfte  1.  Teil  1902  enthält 
S.  561—896:  II   Hälfte  2.  Teil  190.1  enth.  S.  897—1279. 

Das  verhreiw  [<■  W'vrk  liegt  hiermit  in  dritter,  umgearbeiteter 
Auflage  vor.  Es  vereint  die  historische  mit  der  dng-matischen  Dar- 
stellung und  behandelt  das  reine  römische  Hecht,  nicht  das  sogen, 
gemeine  Kecht,  welches  durch  Einführung  des  deutschen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  auch  in  Deutschland  seine  Geltung  verloren  hat.  Die 
vorstehend  angeführten  Bände  enthalten  das  ObligatioDenreeht,  das 
ramilienrecht  und  das  Erbrecht. 

2.  Vanoura,  Dr.  Joskf,  Privatdoz.,  Das  Prftlegat  nach  rß- 
mischem  Rechte  (Praelegat  ale  päva  nmsk^ho).  Prag  1902, 
Fr.  BivnftS.   225  S. 

Der  Verfasser  (gegenwärtig  a.  o.  Professor)  behandelt  den 
Begriff  des  Prillegats,  das  Verh&ltnis  des  letzteren  zn  dem  gewöhn- 
liehen Legate,  seine  rechttiehe  Katar,  die  Wirkungen  desselben  nnd 
seine  Gestaltung  im  modernen  Rechte. 

b)  Heimische  Ecchtsgeschichte.  ' 
1.  JiBECEK,  Dr.  Hermknkoild  R.  V  .  Dns  juristische  Leben  in 
Böhmen  und  MUhren  in  dem  Jahrtausende  vom  Ende  des  IX.  bis 
zum  Ende  des  XIX.  Jahrhunderts  (Prävnicky  zivot  v  Ochach  a 
na  Morave  ▼  tisidlet^  dobi  od  konce  IX  do  konoe  XIX  stoleti). 
Prag  nnd  BrOnn  1903,  Selbstverlag.  528  S. 

Dieses  Werk  des  bejahrten  verdienten  Verfassers  (ehem. 
Sektlonsebef  im  Jnstizministeriam)  bringt  historische  Skizzen  sowie 
Jalvbacb  der  Intenat  Vereinicnnf .  6.  Bd.  149 
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biographisciie  und  bibliographische  Dateu  iu  übersichtlicher  Aa- 
ordnnog. 

2.  Kapras,  J.-U.-C.  Jan,  Zur  Geschichte  des  böhmischen  Pfand- 
rechtes (K  dejinÄm  ce^^k^o  zÄstanüho  prftva).  Prag  1903,  Kni- 
hovna  Sborniku.   114  S. 

Nach  einer  Ehileitaag,  in  welcher  die  Gnindzttge  des  römischen, 
dentseben  nnd  jüdischen  Pfandrechts  behandelt  werden,  folgen  drei 
Abschnitte,  welche  das  richterliche  Pfand,  vom  Verfasser  sogenannte 
Übergangsformen  (das  genommene  und  das  gesetzliche  Pfand)  nnd 
dasKonventtonalpfand  des  bOhnuschen  Rechtes  znm  Gegenstande  haben. 

8.  Klfbas,  Dr.  Jak,  Die  WaisenTormondsehaft  im  bShmischen 
Beehte  mit  Berücksichtigung  des  römischen,  des  dentschen  nnd  des 
in  Österreich  geltenden  Rechtes  (PomceastA  nad  sirothy  v  päva 
ceshem  se  zfetekiu  k  pävecm  riniskt  uiu,  veiueckeum  a  v  Rekoushu 
platnemu).    Prag  1904,  Knih.  Sb.    116  S. 

Die  Habilitationsschrift  des  Verfassers  enthält  auf  rechts- 
ver^k'icheuder  (iruudlage  Eri)rterungen  über  die  Minderjährig- 
keit, die  Berufung  zur  Vormundschaft,  die  Führung  derselben, 
die  Erlöschungsgründe,  die  vormiindschnft^behf^rdliche  Kontrolle. 
Zum  Schluss  wird  die  Entwicklung  des  böhmischen  Hechtes 
charakterisiert  and  insbesondere  auf  die  Bedeutung  der  Laudtafel 
hingewiesen. 

4.  Kalousek,  Prof.  Dr.  Jmskf,  Die  Bauornordnungen  und  Wirt- 
schaftsinstruktionen 1350—1026  (fjädy  selske  a  instrukce  hospO- 
d&iske  1350— 1626^  Prag  1905,  Archiv  Cesky.   Bd.  22. 

Die  in  diesem  Werke  pnblÜEierten  Quellen  werden  in  drei  Teile 
geteilt:  1.  Vorschriften  fUr  ganz  Böhmen,  2.  Bilgen,  Weisthflmer 
nnd  Ton  den  Obrigkeiten  erlassene  Begeln  fir  einzelne  Herrschaften, 
8.  Urkunden,  Handfesten,  VertrSge,  Urteile  f&r  einzelne  FSlle. 

5.  Geschichte  der  Gemeindeverwaltang  der  kgl.  Hauptstadt 
Prag  in  den  Jahren  1860—1880  (D^iny  obecoi  sprdvy  kr&i.  klavniho 
mesu  Prabg  1860—1880).  I.  Teil  1860—1870,  1.  Bd.  herans- 
gegeben  vom  stftdt  Archiv  (Redakteur:  Vojt  Ebavs,  Oberieltnng: 
Prof.  Dr.  J.  Oelakovsky).  Prag  1908,  Verlag  des  Prager  Stadt- 
rates.  266  S. 

In  diesem  Teile  wird  auch  die  Geschichte  der  Huinanitäts- 
austalten  uud  der  gewerblichen  Unternehuiungeu  der  Stadtgemeiude 
behandelt. 
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f).  Dem  KL,  Dr.  Jaroslav,  Geschichte  des  Fiskalamtes  in  den 
b&bmischea  LAndern  mit  einer  Übersidit  der  EDtwicklong  dieses 
Amtes  in  anderen  enropftiachen,  insbesondere  in  den  dentseh^Sster- 
reiofaisehen  Landern  (Pfljiny  fiskftlnibo  riHda  y  zemich  Seskyeh  s 
prehledem  vyvoje  tohoto  riifadn  v  jinyoh  xemicb  eyropshych,  zq'mena 
nemecho-rakonsk^eb).  I.  Teil.  Prag  1904,  Brnsik  &  Kohont 
LXIX  and  862  S. 

Die  Einleitung  dieses  Werkes,  welches  als  Habilitationsschrift 
diente,  hat  das  Institut  der  Advocati  fisd,  Procnratores  regni  and 
verwandter  FonktionSre  im  römischen  Reiche,  den  Beleben  des 
Mittelalters  nnd  der  früheren  Neuzeit  zum  Gegenstande.  Sodann 
wird  die  Entwicklung  und  der  Wirkungskreis  des  böhmischen  Fis- 
kalamtes in  den  Periodeu  14S7-  -1526  und  1526 — 1620  behandelt. 

7.  Müller,  Vaclav,  Die  Freisassen,  Versuch  einer  Monographie 
aus  der  Sozialgescbiohte  Bühmens  des  XV.  und  XVI.  Jahrhunderts 
(Svobodnici,  pokus  i»  monogratii  ze  süciAlnich  dejin  ceskych  X\  a  XVI 
sidloti).    Prag-  liH)5,  Verlag  der  kgl.  böhm.  tiesellschaft  der  Wissen- 

V  ' 

Schäften.    Kommission  Fr.  Kivnä,c.    151  S. 

Nach  einer  kurzen  Übersicht  der  Geschichte  der  Freisassen 
bis  zu  den  Hussitenkriegen  folgt  die  Darstellung  der  Geschichte 
derselben  bis  zum  dreissigjährigen  Kriege;  insbesondere  werden 
auch  die  Unterschiede  zwischen  den  eigentlichen  Freisassen  und 
Ähnlichgestellten  (dvor^i,  nftpravnici,  Cliodov^,  Kr&lovdci)  erörtert. 

8.  EaiuhIcjuc,  Dr.  Fbaktibkk,  Die  mShiischen  Landtage  und 
Versammlungen.  Ihre  Zusammensetzung,  Wirkungskreis  und  Be- 
dentung  von  der  Thronbesteigung  des  KOnigs  Ferdinand  I.  bis  zur 
erneuerten  Landesordnnng  (Zemski  snemy  a  sjezdy  moraysk6. 
J^eh  slczeni,  obor  pirsobnosti  a  vyznam  od  nastonpeni  na  tuen 
krale  Ferdinanda  1.  az  po  ryd&ni  obnoYeniho  zfizeni  zemsk^o). 
Brftnn,  Verlsg  des  Landesausschusses.  II.  Teil,  1902,  800  S.; 
UL  Teil,  1905,  912  S. 

Die  zwei  letzten  Teile  dieses  Werkes  behandeln  die  Gerichts- 
barkeit des  Landes,  die  Lami^iände  und  die^^KcligiunsveiUiUtuisse, 
ßämtlicii  auf  Grund  selbständiger  archivaler  Forschungen. 

f».  DvoKAK,  Dr.  KüDOLF,  Die  Verband lung-cn  der  mälirischen 
Landtage  in  den  .lahren  1792-— 1!^-^5  (Jednäui  snenuc  niorav^kvch 
V  1.  1792— Ibaü).  Brüim  1904,  Verlag  der  Matia  MoravskÄ.  XX. 
247  und  12  S. 
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In  der  Einleitung  wird  die  stftndische  Verfassung  der  g6> 
nannten  Zeit  dargelegt 

c)  Slavisehe,  öaterreiehisehe  nnd  nngarisclie 
Rechtsgeschichte. 

1.  JiRKCEK,  Dr.  Hebment!oild  R.  V.,  ..Prove",  historisches  Wfirter- 
buch  des  slavischen  Rechtes  (Provo,  histuiichy  slovar  slovansk^ho 
präva).    Pnig-iiiiiuii  1904,  Selbstverlag.    445  S. 

Das  Buch,  das  nach  dem  von  den  "Wagrieni  (( )boti  iti^n  *  bei 
Stargard  verehrten  Gotte  der  Gerechtigkeit  ^Prove**  beuauiit  ist, 
bringt  die  Terminnlnn'ie  der  slavisdien  Rechte  in  alphabetiäcber 
Anordnung  mit  Erklärungen  und  Belegen  ans  den  <iaelien. 

2.  Habsan,  Pb.  und  J.-U.  Dr.  Robkrt,  Geschichte  der  Oster* 
reichischen  Polisei-OrganisatioQ  (Dejiny  policejoe  organisacerakonsk^). 
Heft  I.   Prag  1904.  Knihovna  Sbomfka.   118  S. 

Die  Haiii)t;uit>abe  des  \  et  t:i>-^ers  (eree'enw.  Privatdozenten 
der  österi'.  i;e(:ht>y:e.scLiklitc)  besieht  daiiri.  darzulegei»,  wie  sich  im 
XWIl,  Jahrli lindert  di*^  Abtrennung  der  speziellen  Polizei-Organi- 
sation von  der  all;:euieinen  politischen  Verwaltung  vollzog;  es  ge- 
schah dies  auf  Grund  der  zuerst  in  Wien  von  Maria  Theresia  nach 
französischein  Muster  getroffenen  Einrichtungen.  Das  vorliegende 
Heft  behandelt  die  Entwicklung  des  allgemeinen  staatlichen  Ver- 
walttingsappamtes  vom  Anfange  des  XVI.; bis  Mitte  des  XVlil.  Jahr- 
hunderts und  die  Entwicklung  der  speziellen  Pelisei-Organisation 
bloss  in  den  Jahren  1500—1620. 

3.  KiDLBC,  Privatdoz.  Dr.  Kabel,  Verböczy's  Tnpartitnm  und 
das  in  demselben^enthaltene  Privatrecht  des  ungarischen  und  kroa- 
tischen Adels  (VerbÖczyovo  Tripartitura  a  sonkrome  prävo  uhersk^ 
a  chorvatsh^  slechty  v  ucm  obsazcue).    Prag  1902,  Kozpr.  C.  Akad. 

309       Lc.\  F. 

Der  Verfasser  (frcirenwäriig  a.  o.  Professor  der  slav.  Kechts- 
geschichte)  behandelt  im  ersten  Teile  das  System,  die  Quellen, 
die  Sprache  oad  Literatur  des  Tripartitum  und  bespricht  unter 
anderem  auch  die  allfremeine  Pedeutuiif:  der  sogen.  HochtsbUcher 
des  Mittelalters  und  der  frUhen  Neuzeit.  Der  zweite  Teil  enth&lt 
eiiK?  (rcnaue  systematische  Darstellung  des  im  Tripartitum  be- 
handelten Privatrechts. 
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IV.  Privatrecht  (iukl  Handelsrecht.) 

1.  Kbcmäc,  Dr.  Jam,  Über  den  Lohnvertrag  nach  österr. 
Hechte  mit  Berflcksichtigang  des  römischen  Rechtes  (Osmlonve 
TiAmezdui  die  priva  rakoosheho  se  zictelen  hu  präon  fimsh^am. 
LTeiL   Einleitiuig.   Prag  1902,  KnihoTna  Sbomika.   136  S. 

DiM6  HabUitationsachrift  behandelt  in  eiogdiender  Dar« 
stelliing  den  Begriff  des  LohoTertrages,  seine  Tersehiedenen  Formen 
und  die  Unterschiede  desselbm  vom  Anftrag,  HinterlegangSTertrag, 
Kaufvertrag,  Mietvertrag,  Oesellschaftsvertrag,  Verlagsvertrag  und 
Trödelvertrag  mit  reiehlichen  Literatoraaehweisen. 

2.  KAi>Lt;c,  Dr,  Karri.,  Piivatdoz.,  Bosnisch-herzegovinisches 
Ag^rarrecht.  (Agrärni  pr4vo  0  Bosae  a  Hercegovine.)  Prag  1903, 
Kaih.  Sb.    141  S. 

Nach  einer  rechtsvergleichenden  Einleitung  Uber  die  ver- 
schiedenen Formen  der  BenOteong  fremden  Bodens  wird  die 
historisdie  Entwickelnng  des  bosnischen  Argrarreehtes  vor  nnd 
nach  der  Okkupation  durch  Österreich  daigelegt  Hierauf  folgt 
eine  dogmatische  Darstellung  desselben,  unterschieden  wird  das 
Becht  der  Kmeti  (Erbpacht)  nnd  das  Becht  der  Priorei  (Zeitpacfat), 
in  beiden  Fftllen  wird  der  Zins  in  Frttchten  entrichtet.  Zar  besseren 
ErlSutemng  dient  das  angeschlossene  Faksimile  eines  serbisch  und 
tflrkiseh  abgefassten  Erbpachtvertrages  samt  Transkription  und 
Üben^ang,  sowie  der  Abdruck  weiterer  vier  Pachtverträge  ans 
verschiedenen  Zeiten  (einer  davon  deutsch  nnd  kroatisch)  und  einer 
Grnndbuchseinlage. 

'S.  Hkllbk,  Dr.  Jan,  Grundzfli^e  des  Elektrizität^rechtes 
(Zakladov§  p&ra  elektriny.j   Prag  1905,  Kuih.  Sb.   171  S. 

Der  auf  dem  (jebiete  des  Zivil-  nnd  Handelsrechtes  tätige 
Verfasser  (emer.  Advokat)  hat  in  letzter  Zelt  das  Recht  der  Elek- 
trisitftt  zu  seinem  Spezialstndium  gemacht  Im  vorliegenden  Werke 
bebandelt  er  vorerst  die  reehtüehe  Natur  der  Elektrizltllt,  den 
Streit  in  Deutschland,  die  romanischen  Rechte,  die  englischen  und 
Schweiler  Elektrizitätsgesetze,  geht  sodann  zum  österreichischen 
Beebte  Uber,  nadi  welchem  er  die  Sachen«,  obligations*  und  handels- 
rechtliehen BcKiehnngen  der  Elektrizität  darstellt.  Den  Beschluss 
bildet  eine  Analyse  der  Bezagsbediugungen  der  Prager  Gemeinde- 
Elektrizitätswerke. 
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4.  TiLscH,  Dr.  Eminuel,  Prof.,  Österreichisches  Erbrecht  vom 
Standpunkt  der  vergleichenden  Rechswisseuschaft  (Dedicke  prävo 
rakoush6  se  stanoviske  novDÄvaci  T^dy  privai).  I.  Teil.  Prag  1905, 
Knih.  Sb.    157  S. 

Der  Yorliegende  I.  Teil  enthält  eine  Einldtiuig,  in  welcher 
Tersncht  wird,  die  Prindpien  jedweden  Erbrechtes  durznlegen; 
sodann  werden  die  allgemeinen' Bedingungen  der  Erbfolge  behandelt; 
schliesslich  wird  die  gesetzliche  Erbfolge  von  der  vergleichenden 
Rechtswissenschaft  entsprechenden  Gesichtspunkten  dargestellt 

5.  PofiPisiL,  Dr.  Jaboslat,  Erlftatening  des  Gesetnes  Uber  das 
Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur,  Kunst  und  Photographie 
vom  26.  Desbr.  1895,  Z.  197,  R.-0.-B1.  (Vjklad  z&kona  o  prävu 
autorsh^m  h  dilüm  Ilteräruim,  umeltH^kym  a  fotografickym).  Prag 
1905,  Verlag  der  graphischen  Gesellschaft  j-ünie**.    352  S. 

Der  \erfasser  (Advokat)  hat  .sich  zur  Aufgabe  gemacht,  das 
besetz  über  das  Aiiiurrecht  in  einer  suwuhl  dem  Bedürfnisse  der 
praktischen  Jiiri>t('n,  als  auch  dem  Verständnisse  der  beteiligten 
Laien  (Autur,  Verlcfrer)  entsprechenden  Weise  zu  eiliuitprn.  Die 
Form  ist  die  eines  Kommentai-s  mit  praktischen  Beispielen. 

r>.  Ranha.  HotV.  I'rof.  Dr.  Ant.  Bitter  v.,  österreichisches 
Privalhaudelsrecht  (Soukrora^  obchodni  pravo  rakonshe)  Heft  I, 
5.  Aufl.,  1902;  Heft  II,  4.  Aufl.,  1902;  Heft  lU,  3.  Aufl.,  1903, 
J.  Otto,  Prag.    186  und  210  S. 

Das  Werk  des  berühmten  Verfassers,  welches  in  1.  Auflage 
das  erste  System  des  itoterreiobischen  Handelsrechtes  war,  erschien 
vorliegend  in  neuer  nach  dem  neuen  Stande  der  Oesetsgebung  und 
Literatur  ergftnzter  Auflage.  Die  genannten  Hefte  enthalten  den 
allgemeinen  Teil  (Begriff,  Quellen,  Literatur,  fremde  Kodifikationen 
des  Handelsrechtes;  Handelsgesch&fte,  Kanfmannsqualitftt)  Firma, 
HandelsbQcher,  Vollmachti  Gehilfen,  Marken*  und  IfnstersehntE, 
Börse)  und  das  Becht  der  Handelsgesellsdiaften  einschliesslich  des 
Genossenschaftsrechtes.  Eine  deutsche  Bearbeitung  dieses  Werkes 
(von  Dr.  B.  J.  Wolf)  ist  im  Jahre  1905  in  Wien  erschienen.') 

7.  Helleu,  Dr.  Jan,  Der  Bigenhilfverkauf  der  W*are  nach 
Handelsrecht  auf  Grund  des  gemeinen  Rechtes  (Sv^pomocny  prodej 
zbozi  die  prava  obchodniho  na  zäklade  prava  obecncho).  Prag  1903, 
Kozpravi  (1  Akademie.    120  S.    Lex.  F. 

*)  Siehe  deren  Beeprechuni;  im  Hauptberichte. 
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Erörtert  werden  insbesondere  der  Verzag,  die  Androhung,  die 
einzelnen  F^Ue  des  Verkaufes,  die  Arten  seiner  Vollziehung.  Rechts- 
vergleichend  sind  hesonders  die  fiechte  der  slavischen  Länder  benutzt 

8.  Pavli^ee,  Dr.  Anton,  Der  Check  in  der  WifisengeliBlt  nnd 
Gesetsgebnng.  Prag  ld02,  VerUg  der  Btthm.  Akademie.  179  S. 
Lex.  F. 

Der  durch  seine  Werke  fiber  die  BereieherangsUagen  nnd 
das  Pfandhriefrecht  bestbekannte  Verfasser  (Adyokat,  Kitglied  der 
BOhm.  Akad.)  beginnt  mit  der  historisehen  Bntwicklnng  des  Cheeks 
nnter  Berlleksicbtigung  der  Gesetzgebungen  Europas,  Amerikas, 
Japans.  Den  weiteren  Gegenstand  bilden  Begriff  nnd  Arten  des 
Check«,  seine  Erfordernisse,  Übertragung,  Annahme,  Pi^teentation, 
Zahlung,  die  Zahlungsweigerung,  die  Rechtsverhältnisse  zwischen 
deu  beteiligteu  Personen,  die  Verjährung,  Präjudizierung  usw. 

V.  ffiTilproaeaa. 

1.  UsNOusBXy  Anton,  Gmndzage  der  Lehre  von  der  gerieht> 
liehen  Exekntion  (Zikladov6  nanky  o  exeknci  sondni).  Prag  1903, 
Knihovna  Sbomiku.  137  S. 

Verfasser  (Landesgerichtsrat)  behandelt  die  Lehre  vom  Exe- 
kutionstit€l,  vom  betreibenden  GliUibi^rer.  vom  Schuldner,  vom  Aus- 
spruch, von  der  gerichtlichen  Zwaugsgewalt,  der  Eigenhilfe. 

2.  WoREL,  Dr.  Josef  0.,  Das  Ausgedinge  im  Exekutions- 
verfahren. Eine  Studie  aus  dem  Gebiete  der  österr.  Exekutions- 
ordnung (\  ymenek  v  exekuci,  Studie  z  exekucniho  fädu  rak).  Prag 
1902,  J.  PospiSsil.    110  S. 

Der  Verfasser  (CTerichtssekretäi )  betrachtet  im  ersten  Abschnitt 
den  Ausgedingler  selbst  als  ExekutionsfUhrenden,  im  zweiten  er- 
örtert  er  seine  Stellung  in  der  von  einem  anderen  Gläubiger  atif 
das  Immobile  geführten  Exekntion,  im  letzten  endlich  die  Exekution 
in  das  Ausgedinge. 

3.  Stisbeb,  Privatdoz.  Dr.  Miloblav,  Das  Bedecknngskapital 
für  Dienstbarkeiten  nnd  Reallasten.  Eine  Studie  aus  dem  Gebiete 
der  Qsterr.  Exekutionsordnung  (Dhrazovad  kapitAI  slua^bnosti  a 
reAlnieh  biemen,  Studie  z  rak.  exekucniho  r&dn).  Prag  1902,  Eni- 
hovna  Sbomiku.  100  S. 

Naeh  Darstellung  der  historisehen  Entwicklung  wird  die  wirt- 
sdnftliehe  Bedeutung  des  Bedeekungskapitals,  sein  Entstehen,  seine 
Daner  nnd  Endiguug  erörtert. 
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TL  Straireelit 

1.  MiRicKA,  Dr.  AuGUBT,  Piivaidoz.,  Über  die  Fuimeii  derStraf- 
scbuld  und  deren  gesetzliche  Gestaltung  (0  formach  trestne  viuy  a 
jich  üprave  zäkoua^j.  Prag  1902,  Verlag  der  Böhm.  Akademie. 
171'  S.    Lex.  F. 

Nach  Dnrchrnrschniip-  der  verschiedenen  in  Wisscnschal't  und 
Gesetzgebung  herrschenden  Theorien  ergaben  sich  dem  Verf:isser 
als  konstruktive  Elemente  der  Strafschuld:  die  Voraussicht,  die 
Absicht,  der  Wille,  das  Motiv,  das  Bewusstsein  der  Rechtswidrig- 
keit. Die  untere  Grenze  der  Strafschald  versucht  Verfasser  mit 
Hilfe  des  Gefabrbdgriifes  zu  besümmen.  Die  Strafschald  selbst 
^rd  in  drei  ArtSD  g^Uedert:  die  Absicht,  die  bewusste  Schuld, 
die  nnbewnsste  Schuld. 

Eine  dentsdie  Bearbeitung  dieses  Werkes  ist  1903  in  Leipzig 
erschienen. 

2.  Pbusax,  Privatdoz.  Dr.  Josbf,  Kriminal-NoStik  (Krimlnelui 
Boetika).  Prag  1904,  KnihoTna  Sbomiku.   288  S. 

Der  Verfasser  gibt  unter  diesem  Titel  den  ersten  Teil  einer 

uUjjeuj einen  Strafrechtswiasenschaft,  deren  weitere  Teile  die  Kriminal- 
Soziologie  und  Kriniinal-Pidilik  bilden  sollen.  Im  voiliejrendeu 
Werke  werden  die  allt^-emeinsten  BeiBrrifte  erörtert,  voinehnilieh: 
der  Wille,  der  ur&ächliclie  Zusaiuiueuhang,  die  Zurechnung,  die 
Schuld,  die  Strafe.  Der  Verfas.»*er  steht  auf  dem  Standpunkte  des 
Determinismus  und  der  I H>^erunt?stheorie.  er  wendet  sich  insbe- 
sondere gegen  die  Bezeichnung  der  Strafe  als  Übel. 

Vn.  Öffentliches  Recht. 

1.  Pkaz.vk,  Hofrat  Prof.  Dr.  .Tik(,  Osterreichis*  lies  Verfassungs- 
reeht  (Rakouske  pravo  üstavni).  III.  und  IV.  Teil.  Zweite  erg. 
Aufla*^e,  11>02  und  IwrA,  Prag.  Verlag  des  Juristen  Vereines: 
Pr&vnickii  Jeduota.    47H  und  241»  S. 

Die  beiden  vorliegenden  Bünde  bilden  den  Schloss  des  Systems, 
dessen  erster  Teil  die  Geincindeverfassung,  der  zweite  die  Landes- 
verfassung, der  dritte  die  Verfassung  der  im  Beiehsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Lander,  der  vierte  die  Verfassung  der  Gesamt* 
monarchie  enthält. 

2.  VAVBfKBK,  Dr.  Fbant,  Über  die  staatsrechtliche  Natur  der  im 
Keicbsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder    (0  stAtoprAvni 


^ci  by  Google 


Amok  Buuil:  Österreich. 


2359 


povaze  kiüluvstvi  a  zenii  na  risske  rade  zastoupenych.  Prag  1905, 
Knihovua  Sburniku.    4r>l  S. 

Die  Habilitii t i(rii,-,sc'hrift  des  Verfassers  enthiiU  unter  anderem 
Erörterungen  über  die  staatsrechtlichen  Beziehuniren  der  bohmi.scheü 
und  österreichischen  Länder  zum  ehem.  römischen  lleiche  deutscher 
NatioD,  der  böhmischen  Länder  zu  den  österreichischen  Ländern, 
der  einzelnen  Länder  zu  dem  gemeinsamen  Landesftlrsten,  und  Uber 
die  gegenwärtige  staatsrechtliche  Bedeutung  der  Länder. 

SvATKK,  Dr.  Josef  Jan,  Einführung  in  das  Völkerrecht, 
(üvedeni  do  priva  mezin&rodniko.)  Frag  1903,  Fr.  KionAc.   189  S. 

4.  PkaIAk,  Hofr.  Prof  Dr.  Jnf,  Östeneidiiscbes  Verwaltnnga^ 
recht  (Rakon&kd  pravo  sprAvai).  I.  TeiL  Prag  1905,  Verlag  des 
Juristenvereins,  Pr.  J.   215  S. 

Der  erste  Band  dieses  postomen  Werkes,  dessen  Heransgabe 
Prof.  Frh.  t.  Bno»  besorgte,  enthalt  den  allgemeinen  Teil:  die 
Verwaltungsorgane,  die  ZnstSndigkeit,  die  Aufgaben  der  Verwaltung, 
das  AdministratiTverfahren  und  das  Poliseistrafrecht. 

5.  ScHWAKZ,  Fk.,  Kommentar  zum  Gesetze  Aber  die  Bezirks- 
vertretungen im  Königreiche  Böhmen  (Vyklad  zäkona  o  zastuyitelstuu 
okresnim  v  knilovstvi  Cesh^m).    Prag  1904,  J.  Ottu.    842  S. 

0.  UuLiA,  Dr.  Jos.,  Die  Zusammensetzung  und  der  ^Virkune:s- 
kreis  der  Bezirksvenretnng  (Rlo/eni  a  pusolnost  okresuiko 
zastupitelstva).    Prag  190.").  A.  Wiesner.    284  S. 

7.  Zalud,  Dr.  Jon.,  Kommentar  zur  Gemeindeordnnnfj  und  der 
Gemeiudewahlordnung  ^Komeutär  h  obecnium  rädu  ä  obecuium  radu 
volebnium.    Prag  1905,  Höfer  Ä  Kloncek.    1085  S. 

Ein  für  die  Praxis  sehr  dankenswertes  Bach! 

8.  Vanis,  Fr.,  Das  Verfahren  vor  dem  gemeindeamtlichen 
Strafsenat  (Biaeni  pred  obeaum  senatem  trestnim).  Prag  1903, 
E.  Beanfort.   300  S. 

Der  genannte  Straftenat  wird  vom  Gemeindevorsteher  und 
swei  GemeinderSten  gebildet;  in  seine  Kompetenz  fallen  Strassen-, 
Feuer-,  Bau-Polizei,  Gesindewesen,  Sehutz  des  landwirtschaftlichen 
Eigentums  usw. 

9.  Valbrta,  Dr.  Bohühib,  Die  mährischen  Gemeindestataten 
(Obecni  statuty  Uoravsk6).  Brtlnn  1903,  Selbstverlag.   687  S. 

Das  Werk  enthält  eine  gesehichtliehe  und  systematische  Über- 
sicht des  mährischen  Statateugemeinderechtes  und  den  Abdruck  der 
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Statuten  der  Städte:  Brttna,  Iglan,  Kremsier,  OlmUt^,  Uogarisch- 
Uradisch,  ZDaim. 

10.  FiBDLEB,  Prof.  Dr.  Fe.,  Die  landwirtschaftlichen  Gesetze 
Qnd  andere  die  Landwirtschaft  betreffenden  Vorschriften  im  Könige 
reiche  Böhmen  (Zemedelsk6  sikony  a  jin6  phdpisy  tyhajici  se 
zemedelstvi  ▼  kr&lovstTi  Ceakim).  II.  Teil.  Prag  1902,  J.  Otto. 
427  S. 

Die  Vorschriften  sind  systematisch  geordnet  nnd  mit  Er- 
IftQtemngen  versehen.  Der  vorliegende  Band  betrifft  die  Baompflege 
(verschieden  vom  Forstschntz),  das  Jagdwesen,  die  UeUorationcD, 
die  Untersttttzang  des  Kredits. 

11.  RouACKK,  Dr.  Fb.,  Die  in  der  Markt:raf>chaft  Mähreo 
f^t'Itenden  landwirtschaftlichen  Gesetze  (Zemodelski  /.i'ikony  platne  v 
niarkrahstvi  Moravskem),  heranssreirebeii  im  Auttrag  des  Prä.sidiums 
des  mähr.  Landesknltiirrates  und  mit  Untcrsttttzang  des  Ackerbaa- 
ministeriunis.    Brünn  1902.    H82  S. 

Das  Werk  enthält  drei  Abteilungen:  I.  Gnindentlastung, 
Ii.  BewirtscbaftQng,  III.  Schatz  and  Cntersttttsang  der  Land- 
wirtschaft. 

12.  Geubbb,  Privatdoz.  Dr.  Joskv,  Über  die  Entwickelong  der 
Österreichischen  Gewerbegesetzgebnng  and  Uber  die  Ziele  der  Ge- 
werbereform. (0  vyvoji  zivnostenskßho  zftkono-dftrstvi  v  Bahonska 
a  0  cileeh  reformy  zivnostensk^.)  Prag  1904,  heransgegeben  von 
der  Handel«-  nnd  Gewerbekammer.   fi7  S. 

1:1.  li'KiiK.r,  Tmm.  Katechismus  den  üsterreiclii^^rhf'n  Gewerbe- 
rechtes  (Kalechisitnis  zi\  iin-teiiskeho  prAvo  z:tkoni?kehn).  L  Bd.  1902, 
276  S.,  II.  Bd.  llMM,  276  S.    Prag,  Hejda  <S:  Tucek. 

14.  LosAN,  Fb.  Das  österreichische  Gewerbegerichtsweeen 
(Sondnictri  ^ivnostensk^  v  Bakonskn).  Täbor  1904,  V.  Kraas.  186  S. 

15.  MEI8SNBB,  Dr.  Alfbbd,  nnd  Dr.  Lbo  Winteb,  Die  Arbeiter- 
Unfallversichernng  nach  5sterr.  Becht  (Ürazove  pojisteni  delnickö 
die  präva  rok).   Prag,  Delnicki  Knihovna,  1904.   445  S. 

Eine  systematische  Erläuterung  der  Ssterr.  Vorschriften  tiber 
Arbeiter -ünfallversicherang  mit  Berücksichtigung  des  englischen, 
franzi>sischt'n  und  insbesondere  des  deutschen  Hechtes.  Die  österr. 
Pra.xis  wird  besonders  hinsichtlich  der  Grundbegriffe  (Arbeiter, 
Betrieb.sunfall)  einer  Kritik  umerzugen. 
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16..  Kafka,  Fb.,  Die  Versicberang  der  Arbeiter  nnd  der 
Betiiebs-Beamten  für  den  Krankheitsfall  naefa  der  Dsterr.  GesetB- 
gebniif  (Pojisteni  delnikä  a  rykonych  tlrednikö  pro  pripad  nemoci 
podle  rak.  zäkonodArstTi).  Prag  1904,  A.  Wiesner.  404  S. 

Vm.  YoUnwiftsoiiftf FfauuuMoiii  und  FinaiiiirlmeiuiolMft. 

1.  Pbuss,  Dr.  Jaboslat,  Ans  den  BeBtrebongen  der  gegen- 
w&rtigen  wirtschaftlichen  Bntwicklong  (Z  tendenci  hospodafsk^ho 
vyroje  soi^asna).   Prag  1905,  Grossmann  Sl  Svoboda.   192  S. 

Das  Bach  enthltlt  eine  Reihe  Essays  über  das  moderne  deuT>che 
und  englische  Bankwesen,  die  Entwickluug  der  biihinischen  Textil- 
industrie, die  Idee  der  englischen  Weltherrschaft,  Kusslauds  Kampf 
um  den  Stillen  Ozean  u.  a. 

2.  FiBDLBB,  Prof.  Dr.  Frakt,  Die  österreicbisch-nngarischen 
Aasgleiche  vom  Jahre  1878  an  (Rakonsko-uherska  yzrovnani  po 
roce  1878).   Prag  1908,  J.  Otto.   494  S. 

Die  Vorlagen  und  definitiven  Gestaltungen  der  einzelnen  Ans- 
gleiche  werden  synchronistisch  angeführt  nnd  die  Ursachen,  welche 
zu  den  dnzehien  konkreten  ßestimmnngen  Uber  die  Beitragsquote, 
Zollpolitik,  Bank-  nnd  Wahrungsfrage,  die  Verbrauchssteuern,  das 
Patentrecht,  die  Schuldeiikouversioii,  lührleu,  in  den  jeweiligen 
pulitischeu  Konstellationen  nachgewie^^en. 

3.  Ergebnisse  der  Erhebungen  (Agrarenquete)  der  wirtschaft- 
lichen nnd  kulturellen  Verhältnisse  der  landwirtschaftlichen  Be- 
völkerung des  Königreiches  Böhmen  in  den  Jahren  1898 — 1900 
(Vysledky  setfeni  [agrami  anketa]  pomeni  hospodftrskych  i  knltarnich 
zemedelsk^ho  obzvatelstva  y  krilovstvi  Ceskto  v  letech  1898  aS 
1900).  Heransgegeben  vom  Landesknltarrat  des  Königrachs  Böhmen. 
Png  1902.   86  und  1102  S. 

Die  Enqnete  wnrde  nach  typischen  Gemeinden  dnrebgeftthrt. 
Der  Fragebogen  enthielt  14  AbteUangen.  Es  erschien  auch  eine 
deutsche  Abtdlnng  in  betreff  der  Landesteile  mit  deotschor  Be- 
TQlkemng. 

4.  KoLiri  K,  T)r.  Fkam,  Die  Vorschreibung  der  (jruiidsteuer 
in  Mähreu  und  die  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte  (Predpis 
pozemkove  dcne  na  ^forave  a  zävazni  spolecenstva  zemedelska. 
Brünn  1903.   143  nnd  355  S. 
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Anlass  zu  diesem  Werke  hat  das  Keichsgesetz  vom  27.  April 
1902.  betr.  die  Errirhtung  von  Berufsgenossenschaften  der  Land- 
wirte. Es  eiitliält  VorsdilH^e  in  betreff  der  Anwendung  dieses 
üesetzes  iu  Mäiireu  im  Wege  der  Landesgesetzgebung. 

5.  Geübkh,  Privatdoz.  Dr.  Joskf,  Über  Wasserstrassen  und  den 
Transport  zur  See  und  in  Binnengewässern  (<)  vodnich  ccstach  a 
vodni  dopnive  namorni  i  vnitrozemske).  Prag  1902,  «.llerkor''. 
112  S. 

Anlass  boten  die  Kanaiprojekte  Donaa>£lbe,  Bonaa-Oder.  Die 
Schrift  enthftit  anch  eine  historische  Obersicht  der  Änsgestaltnng 
der  österreichischen  Ftussschiffahrt. 

6.  Waoksb,  Dr.  Vivc,  Die  wirtachaftlicbe  Wichtigkeit  und 
Rentabilitftt  eines  Kanals  zwischen  Wien  ond  Triest  (Hospodärskä 
dülezitost  a  vynosnosti  präplavn  nazi  Vidni  a  Terstem).  Prag  1903, 
Selbstverlag.   100  S. 

7.  WiNTZB,  Dr.  Leo,  Die  Kartelle  (Kartely).  Eine  national- 
fikonomische  Studie.   Prag  1902,  Knihovna  Sboniikn.   89  S.  . 

Erörtert  wird  die  Entstehung,  das  Wesen,  die  verschiedenen 
Gestaltungen,  die  wirtschaftlichen  Wirkungen  der  Kartelle,  die 
Stellung  des  Staates  zu  denselben  und  die  verschiedeneu  Vomhläge 
zur  Lösung  der  Kartei Ifrarre. 

H.  Kiin-Kv.  I)r,  Othkau,  Die  Hau«indnstrie  in  O&tböhmen 
(Doiiiiirli y  pn'imvsl  ve  vychodnich  rrchach).  Taduhic  Utu4.  140  S. 
((ti anatsclilrifeu,  Feilenhauerei,  Perimutterdrech^elei,  Haararbeiteu, 
Knopffabrikation  usw.). 

9.  H0HA4  KK.  Prof.  Dr.  ('vr  ii  L,  Die  Wohnungsfrage  und  die 
städtisclie  Grundrente  (Hytovä  otazka  a  mestskä  renta  po£emko%'ä). 
Prag  11)05,  Knihovna  Sborniku.    2:);^  S 

Die  Wohnungsf  rage  betrachtet  Verfasser  nicht  bloss  als  einen 
besonderen  Teil  der  Arbeiterfrage,  sondern  als  eine  Frage  selb» 
ständigen  nnd  allgemeinen  Charakters,  welche  allerdings  einen  Teil 
der  gesamten  sozialen  Frage  bildet.  Da  es  sich  hierbei  haupt- 
sachlich um  die  Beschaffung  wohlfeiler  Wohnungen  handelt,  werden 
zuerst  die  Ursachen  der  Wohnungstenernng  in  den  grossen  Städten 
aufgesucht  und  sodann  die  Möglichkeit  einer  wirtscbaftspolitischen 
Ingerenz  hinsichtlich  der  steigenden  Mietzinse  und  der  steigenden 
städtischen  Grundrente  erörtert.  Verfasser  hält  den  Bodrawert, 
nicht  die  Höhe  des  Mietzinses  für  das  Primäre  und  betont  die  Un- 
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abhftngigkeit  des  st&dtisehen  Bodenwertproblems  toq  der  benttgeii 
BeehtsordnoDg;.  Als  Beilagen  sind  statistische  Daten  Uber  Woh- 
nnngsverhttltnisse  in  Österreieh-Ungam,  Deatschlend,  der  Sehweis 
nnd  Paris,  sowie  der  Abdruck  einiger  die  Wohnongafrage  be- 
treffenden Gesetze  nnd  Verordnungen  beigefügt. 

10.  Chalupny.  Dr.  Emanukn,  Einführung  in  die  Soziulugie 
(Uvod  do  sucinlogie).  Mit  Rücksicht  auf  die  bühniischen  Verhält- 
nisse.   I.  Teil  und  II.  Teil.    224  S.    Prag  1905,  Selbstverlag. 

11.  DvoKAK,  Med.  Dr.  Jan,  Das  Findlings-  und  Waisenwesen 
im  Königreiche  Böhmen  (Pomery  nalesinectä  a  sirotcenstvi  T  kraL 
Cesk6m).  Prag  1903,  J.  Otto. 

12.  Derselbe,  Die  Verhftltnisse  der  ölfentUcben  allgemeinen 
Krankenh&nser  anf  dem  Lande  im  ESnigreiche  BShmen  za  Beginn 
des  XX.  Jahrfa.  nnd  das  Bedflrfnis  zeitgemftsser  Beformen  OE*omery 
vseob.  Ter.  nemocnic  yeakovskych  y  kr.  t,  na  po&ltkn  20  st  a 
potreba  casovych  leform).   Prag  1904,  J.  Otto.   196  S. 

13.  Derselbe.  Die  einheitliche  Organisation  der  Aufsicht 
Ober  Findlinge,  Wuiscu  und  verlassene  Kinder  (Jedustna  organisaoo 
dozora  na  nnlczence.  sirotky  a  dits  opustene).  Prag  1905,  Bursik 
&  Kohout.  s. 

Der  Verfasser  behandelt  den  gegenwärtigen  Stand  im  In- 
laode  und  in  anderen  Ländern  und  beantragt  eine  zeitgemässe  Um- 
gegtaltung,  deren,  rechtliche  (jrandlage  und  praktische  DurchfOhrang 
er  darlegt. 

14.  Dkäcsovskt,  Dr.  Josbf,  Die  österreichischen  Znckerprttmien 
mit  Rücksicht  anf  die  Wissenschaft  nnd  die  internationalen  Ver* 
faftltnisse  (Rakonskö  premie  cakemi  se  zfetelem  k  nance  a  k  po> 
meriom  mezinirodnim).    Prag  1902,  Knihovna  Sbomikn.   124  S. 

Die  Habilitationsschrift  des  Verfassers  behandelt  die  verschie- 
denen Arten  von  Prämien,  ihre  wirtschaftliehen  Wirkungen  speziell 
die  österr.  Zuckerprämien  in  histurischer  und  dramatischer  Dar- 
stellung, die  Entwicklung  der  Zuckerindustrie  und  die  auf  Ab- 
schaffung der  Prämien  gerichtete  Bewegung. 

15.  Funk,  Dr.  Xilem,  Die  Gebühr  für  VoruiögensUbertragungen 
von  Todeswegen  nach  dem  Gesetze  vom  9.  Februar  l.SöO,  >;  50  K.-O.-B., 
und  dessen  Nachträgen  mit  KUcksicht  auf  die  historische  Entwicklung 
(Poplatek  z  pfevodn  na  pnpad  sunti  die  zak.  ze  dne  y  nnora 
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1850  c.  oO  i*.  z.  a  jeho  dodatkii  so  zretelem  k  historickeum  ryvoji). 
Prag  1902,  Knihovna  Sborniku.    330  S. 

Das  Werk,  ebenfalls  eine  Habilitationsschrifl,  enthält  den 
historischen  Teil  ond  den  Anfang  des  dogmatischen  Teiles.  Im 
historisefaen  272  Seiten  fallenden  Teüe  werden  die  Terschiedenen 
Gestaltungen  der  ErbgebOhr  (Erbstener)  von  Maria  Theresia  bis 
zur  Gegenwart  anf  Grand  arehiraler  Quellen  behandelt.  Im  dog- 
matischen Teile  wird  der  Standpunkt  der  Wissenschaft  zur  Erb- 
ateuer,  die  fremde  Gesetzgebung  und  die  Ertliche  Wirksamkeit  der 
Erbsteuervorsehriften  behandelt. 

16.  Dkachov.sky.  Pi  ivatdoz.  Dr.  Joskf.  Die  Prinzipien  der  Kon- 
trolle des  Staatshausbai t<3!^  in  tJsterreich  (Priucii»}  kuuirüly  statniht) 
hyijpüdiiistvi  v  Rakonsku).    Prag  1904,  Knihovna  Sboruikn.    90  S. 

Der  Verfasser  unternimmt,  die  Beziehungen  der  Kontrolle  zu 
den  nationalökonomischen  und  juristischen  Theorien  aufzudecken; 
er  untersucht  den  Begriff  der  Kontrolle,  die  Organe,  das  System, 
die  Arten,  Gebiete  und  Wirkungen  derselben. 

17.  BnoKBs,  J.  L.,  Die  europäische  ZnckergesetzgebuDg  und 
die  Zuckerindnstrie  (Cokemi  zäkonod&rstvi  evropskö  a  cukemi 
prAmysl).   Prag  1902,  Grossmann  &  Svoboda.   123  S. 

Historische  und  verprleichende  Darstellung. 

1*^.  Derselbe,  Das  5sterr.  Zuckergesetz  in  systematischer 
Ordnung  («'ukL'nii  z;ik(in  rukuiir>ky  v  systematichem  porudku).  Prag 
1904,  CTrossmanu      Svoboda.    r>;{2  S. 

19.  KewcI,  Dr.  T.,  und  Th.  Zivanskv.  Die  nntionale  Steuer- 
leistUQg  und  der  Landeshaushalt  im  Königreiche  Böhmen  (Na^od- 
nostni  poplatnost  a  zemsk6  zdkonodärstvi  v  krdlovstvi  Oesk^). 
Prag  1905,  Sbornik  spisä  polit.   91  S. 

Erschien  auch  in  deutscher  Sprache  als  Antwort  anf  die 
Schrift  Prof.  Frh.  v.  Wiessb  Uber  denselben  Gegenstand. 

IX.  Alphabetiadie  Übersieht  der  in  tsoheehiseher  SpnMlie 

emehieneneii  Werke. 

Adäjibk,  Karl,  Die  wirtsdiaftUehe  Krise  der  Industrie. 
2.  Aufl.  1902. 

Benc,  A.  J..  Kt  i  ht-^vi'i  li.iltüisNe   der  Xnrhbarn  unter- 

einander und  gegenüber  der  (jemeinde.    a.  Aull.  19U3. 
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BoflUSLAV,  Dr.  J.,  Juridischer  Batgeber  in  gerichtlichen  An- 
gelegenheiten.  190S. 

Derselbe,  Vigilantihns  jnra,  Detailregister  der  Fristen  und 
wichtigen  Zeitbestimmungen  ans  allen  Beehtagebieten.  1908. 

Bbaf,  Prof.  Dr.  Albik,  Ideen  and  Tatsachen  in  der  Selbst- 
Verwaltung.  1902. 

Derselbe,  Brief  eines  politisehen  Ketzers.  1902. 

Brandkys,  Mkth.,  Strafprozessuidiuiiig.  1903. 

Beaün,  Lim  r>ir  Frauen  frage,  ihre  geschichtliche  Eatwicklung 
oud  Nvirtschaftliciie  Seite.  1903. 

BaoHEä,  J.  L.,  Europäische  Znckergeeetzgebong.  Prag  1902, 
Grossmann  &  Svoboda. 

Derselbe,  Das  $8terr.  Zackergesets.   Bbenda  1904. 

OBALorMT,  Dr.  Eh.,  Einftthrnng  in  die  Soziologie.  Prag  1905, 
Selbstverlag. 

Öeaxotsky,  Prot  Dr.  JiBOiifs,  Allgemeine  böhmische  Bechts- 
geschichte.  Erscheint  in  Heften. 

Dexbl,  Dr.  Jaboslaw,  GNjsehichte  des  Fiskalamtes.  Prag  1904, 

Bursik  &  Kobont. 

DuAriioY.sKY,  Dr.  J.,  Die  i)Sterrtnchischcu  Zuckerprämieu  mit 
Bttcksicht  auf  die  internationaleu  Verhältnisse.  1908. 

Dvorak,  Med.  Dr.  Jan,  AUgem.  «ffeutliche  Kraukeuiiüuser 
am  Laude  in  BiUimen.    Prag  1904,  J.  Otto. 

Derselbe,  Prinzipien  der  österr.  Staatshaushaitskontroiie. 
Prag  1904,  Knih.  Sb. 

DvoniK,  Dr.  Bqdolp,  Verhandinngen  des  mährischen  Land- 
tags  1792--1885.  Brttnn  1904,  Halrie  Uoravska. 

FuDLBE,  Prof,  Dr.  Fb.,  Der  Qsterr.-nngariscfae  Aasgleich  nach 
dem  Jahre  1878.  1908. 

Fubdbb,  K.,  Die  Ezekntion  aof  Fordernngen  nach  §  290 
£zek.-Ordn.  1902. 

Derselbe,  Über  Grenzerneaerung  and  -B^jinlierang  nach 
den  neuen  Prozessgesetzen.  1903. 

Funk,  Dr.  Wilh.,  Die  Übertragangsgebühr  fttr  den  Todesfall. 
I.  Teil.  1903 

Gbubkr,  Dr.  JossF,  Über  Wasserwege  und  den  \Vas:>ertrauü- 
port.  1902. 
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Gbubeb,  Dr.  JosEP,  Entwicklnng  der  Ssterr.  GewerlMgesetz- 
gebang.   Prag  1904,  Handels»  nnd  Gewerbekammer. 

Habtmav»,  Anton,  Der  Dienst  bei  den  Besirksgericbten.  Er- 
scheint in  Heften. 

HiLLEK.  l>r.        ,  Selbsthilfeverkauf.  1903. 

Derselbe,  üruudzUge  de^i  Klektrizitätsrechtes.  Prag  1905, 
Knihovna  Sborm'ku. 

Hl  vhmvsky,  Prof.  Dr.  T.k<>p  ,  Geschichte  und  Sjrstem  deu  rö- 
mischen Privatrechts.    3.  Aufl.  1902. 

HoKACKK,  Prof.  Dr.  Cvrill,  Frage  der  Arbeiterwohnungen 
nnd  Versuche  zu  deren  Lösung.  1903. 

Derselbe,  Wohnnngsfrage  nnd  städtische  Grandrente.  Prag 
1905,  Knih.  Sb. 

JiEECEK,  Dr.  H.,  Das  Hechtsleben  in  Böhmen  nnd  Iführen.  1903. 

Derselbe,  Historisches  Wörterbach  des  slavischen  Rechtes. 
Prag-Brttnn  1904,  Selbstverlag. 

Kirn.Ec,  Dr.  Karl,  Verböczys  Tripartitura  nnd  das  in  dem- 
selben enthaltene  l'rivatrecht  des  ungarischen  und  kroatischen 
Adels.  1903. 

Derselbe,  Agrarrecht  in  Bu.^nicn  und  der  Herze^^uuiua.  li*U3. 
K  vKKA.  Fe.^  Oüterr.  Arbeiterkraokeu Versicherung.  Prag  1904, 
A.  Wiesner. 

KoLOUrttK,  l^rof.  Dr.  Jo-iKF,  Bauernordnnngen  und  Wirtschaits» 
instruktionen  13r»0 — 1626.    Prag  1905,  Archiv  Cosky. 

Kapaas,  J.,  Znr  Geschichte  des  Pfandrechts.  1903. 

Knopf,  F.,  Becbt  und  Macht  der  Gemeinde.  1903. 

KoüTäKT)  Dr.  Otaeab,  Hausindustrie  in  OstbQhmen.  Pardu> 
bic  1904. 

Kecmäb,  Dr.  J.,  Über  den  Lohnvertrag  nach  österr.  Privat- 
recht mit  Rücksicht  auf  das  römische  Eecht.    T.  Teil.  1903. 

Khi  u.i.  Dr.  Fk.,  und  Tu.  Zivan.-ky,  Nationale  Steuerleistung 
und  Landosliaushalt  Pöhnitn>.    Prag  190'»,  Sbornik  spasiv  polit 
Lki  au,  M.,  t'b(  r  Khrenbeleidigungen.  1902, 

Lo&tAM,  Fb.,  Daü  österr.  Oewerbegerichtswesen.   Tabor  1904, 

V.  Kraus. 

MABäAM,  Ph.  und  Jr.  Dr.  Bobekt,  Geschichte  der  bsterr. 
I^liaseiorganisation.   Prag  1904,  Knihovna  «Sbomika. 
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llATZNtB,  Jar.,  Gesetz  über  den  Lebensraittelverkehr.  1903. 

Derselbe,  Gesetz  Uber  Tierseuchen.  1903. 

Mkissner,  Dr  Alfred,  und  Dr.  Leo  Wuttes,  ArbeiteranfaU- 
versichening.    Prag  1904.  Delnicka  Kn. 

MEKONkK,  Akt.,  Grondlagen  der  Lehre  ttber  die  gerichtliche 
£xekution.  1903. 

MiRiÖKA,  Dr.  A.,  Ül)er  die  FormeD  der  Strafschold  nnd  ihre 
gesetsliehe  Begelung.  1903. 

JIOULBB,  Vi<ii.AT,  Die  Freisassen  In  Böhmen  im  15.  und  16. 
Jahrhundert.  Prag  1905,  Fr.  BiTnac 

](u8iL,  Dr.  J.,  GemeindereehniiDg  nnd  Voranschlag.  1902. 

Derselbe,  Über  Heimatreoht  und  Answeisongsieeht.  1902. 

Derselbe,  Der  Bierkrenzer.  1908. 

Nbcas,  J.,  Juridische  BatschlSge  fttr  die  Fnuris.  2.  Avil.  1902. 

NiTSlMAL,  Dr.  Aug.,  österr.  allgem.  bürgerliches  Gesetebnch. 
4.  Aufl.  1902. 

Derselbe,  Allgem.  Wechselordnung.  1902. 

NuvoTNY,  Fr.,  Dienst  der  Staatsanwälte  bei  den  Bezirks- 
gerichten. 1902. 

Pavli^Jek,  Dr.  Akt.,  Der  Check  in  Wissenschaft  und  Gesetz- 
gebung. 1902. 

PosPiäiL,  Dr.  .Tahosi.av,  Urheberrecht.   Prag  1905,  graph.  Ges. 

Prazak.  Prof.  Dr.  Gkorg,  Österreichisches  Veriassangsrecht. 
m.  Teil,  2.  Aufl.,  1902;  IV.  Teil,  2.  Aufl.,  1903. 

PBEIS.S,  Dr.  Jaboslav,  Bestrebungen  der  gegenwärtigen  W^irt- 
schaflsentwicklung.    Prag  1905,  Grossmann  &  Svoboda. 

Pbcsak,  Dr.  Jos.,  Kriminal-Noetik.    Prag  1904,  Knih.  Sb. 

Derselbe,  öster.  Verwaltnngsrecht.  Prag  1905,  Jaristen- 
verein. 

Rabda,  Prof.Dr.A]iT.B.T.,  Zor  Theorie  der  Wertpapiere.  1902. 
Derselbe,  Über  Diffsrens-  nnd  TenningeachlUte.  1902. 
Derselbe,  Österreichisches  PriTathandelsrecht  8. — 5.  Aufl. 
1902/1908. 

Bnic,  T.,  Österreichisches  Gewerberecht.  Prag  1902^5, 
Hyda  &  Toick. 

BmeiB,  Prof.  Dr.  Preih.  B.  v.,  Über  den  »sterr.-ungarischen 
Ausgleich  des  Jahres  1867  mit  Übersicht  der  Entwicklung  bis 
1899.  1903. 

Jtlirbneli  4«r  Interaat  VcreliilKang.  8.  Bd.  160 
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RiROER,  Prof.  Dr.  Freih.  B.  t.,  Leitende  Ideen  nnserer  Au- 
tonomie. 1902. 

Derselbe,  Übersicht  der  neueren  Entwürfe  der  Ki-eisver- 
fassung.  19Ur5. 

Derselbe,  üsterr.  Kechtsgeschichte.    Erscheint  in  Heften. 

Derselbe,  Vcrfa.ssungsgeschichte  ^)storreichs.  l*JOa. 

ScHBiNEB,  Dr.,  und  Dr.  Zalud,  Entscbeidongen  des  obersten 
Gerichtshofes.   1.  Bd.  1903. 

ScswABZ,  Fb.,  Kommentar  zom  Oesetz  Uber  die  Bezirksver» 
tretongen  in  Böhmen.   Prag  1904,  J.  Otto. 

Stibbbk,  Dr.  M.,  Zur  Entwicklang  der  Eviktion.  1902. 

Derselbe,  Bedeeknugskapital  der  Dienstharkeiten  und  Real- 
las teii.  1902. 

Srui'KcKY,  Prüf.  Dr.  J.,  Beiträge  über  b?5hmische  Übersetzung-en 
im  Zusammenhange  mit  der  Kodifikation  des  österreichischen  Zivil- 
rechts. hh}>i. 

SvÄTEK,  Dr.  J.,  F.infnhrung  in  das  Völkerrecht.  1903. 

Stkrk,  Dr.  E.,  Die  Geächworneqjnstiz,  ihre  Entwicklung  und 
Berechtigung.  1903. 

SiKL,  Dr.  Hbbk.,  Theorie  der  Skriptnrobligationen.  1902. 

Tah&,  Prof.  Dr.  U.,  Stenerreform.  1903. 

TiLscH,  Prof.  Dr.  Ehanvel,  österr.  Erbrecht  vom  Standpunkt 
der  vergleichenden  Reefatswissenschaft.   Prag  1905,  Enih.  Sb. 

Tbakal,  Dr.  Jos.,  Bedeutang  der  Haager  Konferenz.  1902. 

Uhlib,  Dr.  Jos.,  Zusammensetzung  und  Wirkungskreis  der 
Bcasirksvertretuugon.   Trag  1905,  A.  Wiesner. 

Valenta,  Bon.,  Milhrische  Genieinde.statute  1903. 

Derselbe,  I>ie  Spraclienfrage  bei  der  i*ublikatioü  im  Reichs- 
uud  Laudes{resi';zl)latt.  19():{. 

Vancuka,  Dr.  J Das  Prälegat  nach  i  imiisi  Iiom  Recht.  1902. 

Vavkinkk,  Dr.  Fu.,  Staatsieclitliche  Natur  der  im  Keicbsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder.    Prag  1905,  Knih.  Sb. 

Yakih,  Fb.,  Das  Verfahren  vor  dem  Oemeindestrafsenat  in 
Böhmen.  1903. 

WiMTBB,  Dr.  Lbo,  Die  Kartelle.  1903. 

Derselbe,  und  Dr.  Alfbed  Meissneb,  ArbeiterunfaUver' 
Sicherung.   Prag  1904,  Delnicke  Kuchoon. 
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WoasL,  Dr,  J,,  Das  Ausgedinge  in  Exekution.  1902. 
Zalüd,  Dr.  JoesF,  Die  BaaordnaDg  fttr  das  Königreich  Böh- 
men. 1902. 

Derselbe,  Koininelitar  zar  Gemeindeordnang  usw.  Prag, 
Hfifer  &  Kloncek,  1905. 

ZivANSKY,  Tu.,  siehe  Küejci.  Dr.  Fb. 
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Paraguay. 

Referent:  Dr.  Roberto  Kiek,  Legationasekretär,  Berlin. 


Oesetzgebnng. 

Die  Qaellen  des  nachstehenden  Bericht««  Uber  die  Gesetz- 
gebuug  in  Paraguay  sind  für  die  Jahre  1887—1900  die  Indices  de 
los  Registro«  Oficiales,  Correspoiulieiites  d  los  aüus  1887  al  1900 
inclnsive,  Asunciön,  Talleres  Nacionales  de  H.  Kraus,  1901.  Dieses 
Kegisier  enthält  auf  2fifi  Seiten  die  Titel  und  knrze  Inhaltsangaben 
hämtlicher  Leyes,  De^-reios  uml  Dfcretus  de  nombraniit  iitos.  die  nach 
den  Jahrja;-ängen  geordnet  sind  und  etwa  die  Zahl  von  Gi'Uu  eri  rirtu  n 
Darunter  sind  zu  linden  die  (iesetze,  alle  Akte  der  Regierung  und 
der  Verwaltung,  die  Gewährung  von  Konzessionen  und  Patenten, 
die  Bärgerrechtserteilungen,  die  Ernennung  aller  Beamten,  der  ge- 
samte Notenwechsel  mit  den  fremden  Staaten,  die  Gewährung  von 
Pensionen  und  unzähliges  mehr;  kurzum  alle  Akte  der  Legislative 
nnd  der  Exekutive,  sowie  znm  TeU  ancli  der  richterlichen  Gewalt 
Ans  diesen  6000  Nummern  Tenucbe  ich  im  folgenden  eine  Auswahl 
der  wichtigsten  Gesetze  und  der  Dekrete  su  geben,  soweit  sie  Ulr 
unseren  Leserkreis  von  Interesse  sein  und  ein  Bild  über  die  Ent- 
wickelung  von  Paraguay  in  den  Jahren  1887 — 1900  veranschau- 
lichen kennen. 

Die  sweitc  Quelle,  die  mir  f«r  die  Jahre  1901—1908  zur 

Verfügung  stand,  ist  nicht  der  Index  allein,  sondern  der  Registro 
Oticial  selbst,  der  alljiilirlich  in  dem  gleichen  Verlage  erscheint  und 
den  Text  siiiiirlicher  Akte  der  Legislative  und  der  Exekutive  des 
betreuenden  Jahreü  enlhält.  Es  sind  diese  drei  auch  umfangreiche 
Bande  von  je  000 — 1000  Seiten,  nnd  da  bie  auch  die  Texte  der 
einzelinii  Akt.-  bringen,  geben  sir  zu-rleich  die  Mö^liclikeit,  den 
Inhalt  derselben  zu  skizzieren.   Sämtliche  Bücher  betlnden  sich  in 


Digitized  by  Google 


BoBBBxo  Kcck:  Paraguay. 


2371 


der  Bibliothek  unserer  Vereinigung.  Zur  Erklärung  der  Zitierungen 
bemerke  ich,  dass  die  bei  den  Zitaten  angeführte  Seitenzahl  die 
Seite  des  Re^istro  Oficial  des  betreffenden  Jahrganges  darstellt. 

In  den  wichtigsten  Eecktsmaterien,  im  bürgerlichen  und  im 
Handelurecht,  hat  Paraguay  die  argentiniachen  Kodiflicatioien  mit 
geringen  Abftndemngen  flbemomaieii* 

So  wavde  als  Bfirgerliehea  G-esetabneli  am  19.  Aug.  1876 
daa  argentinische  bflrgerliehe  Beeht  rezipiert  vnd  dntcli  Dekret  vom 
27.  Joli  1889,  S.  89,  die  4.  Anagalie  dea  Gödigo  dvil  Aigentino, 
redigiert  von  Fäiz  L^jonane,  Buenos  Airea, '  1887,  ala  oflizieUer 
Text  angenommen. 

Dazu  kommt  die  Ley  de  Hatrimonio  CivU  vom  2.  Drakr;  1898, 
S.  291,  (26  S.),  mit  AneftthningsgesetB  vom  gleichen  Datum,  S.  316, 
vom  27.  Febr.  1899,  S.  49. 

Der  06digo  Rurtil  vom  6.  Jani  1886  mit  Novellen  vom 
14.  .Juli  1894.  S.  52,  betr.  den  Art.  13,  und  vum  15.  Januar  1«P5, 
S.  13,  ist  heziiglich  der  Bestimmungen  über  den  Dienstvertra^  atu 
2.  Novbr.  IKOl,  S.  894,  und  schliesslich  durch  (iesetz  vom  27.  Juli  1903, 
S.  319,  moditiziert  worden. 

Ebenso  gilt  seit  dem  29.  Aug.  Iö91,  S.  ^6,  als  llaudeisgesetz- 
bnch  in  Paraguay  das  argentinische,  wie  es  der  argentinische 
Kongress  am  5,  Oktbr.  1889  sanktioniert  iiat.  Bnrrh  Gesetz  vom 
5.  Üktbr.  1903  aind  dann  auch  die  argentinischen  Novellen  und 
Modifikationen,  wie  sie  In  der  Ausgabe  von  Fklix  Lajouank,  Buenos 
Airea,  1903,  entkalten  sind,  und  die  argentinische  Abänderung  dea 
vierten  Bnch^  vom  30.  Dezbr.  1902  reaipiert  worden.  Dieser  um- 
ftagreiche  Cödigo  de  Gomerdo  mit  seinen  vier  Büchern  nnd  1548 
Artikeln  ist  tan  Begistro  OÜcial  von  1908,  S.  468—782  abgedruckt. 

Das  Oerich taverfaasangBgesetz,  die  Ley  Orgdnlca  de 
loa  Tribnnales,  warde  dnrck  Dekret  vom  21.  April  1893,  S.  82, 
besQglieh  seiner  Art  19  nnd  118  modifiziert  Dann  warde  mit  der 
Befinrm  dea  ganzen  Gesetzes  laut  Dekret  vom  16.  Jnli  1895,  S.  134, 
eine  Kommisaion  beanftragt.  Ihr  Entwurf  wnrde  als  Ley  Organiea 
de  los  Tribnnales  am  6.  Oktbr.  1B98,  S.  100,  pnbliziert  Zn  diesem 
Gerichtsverfassungsgesetze  sind  weitere  Novellen  von  den  folgenden 
Daten  erschienen:  vom  23.  Novbr.  1898,  S.  281,  vom  10.  April  1902, 
S.  W.  betr.  Art.  142,  und  vom  4.  Septr.  1903,  Ö.  399,  betr.  Er- 
weiterung des  Art  123. 
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Eine  andere  Kommission  wurde  im  Jahre  1001  mit  der 
Redaktion  des  bürgerlichen  und  des  Handelsrechts  beantti-agt  und 
zwei  Jahre  später  ihre  Aufgaben  durch  Dekret  vom  18.  Septbr.  1903, 
S.  442  n.  849,  aacb  anf  das  Strafrecbt  und  das  Prozeesrecht 
ansgedelmt. 

Wie  weit  sich  das  Prozessreeht  toh  Pangaay  an  das 
argentinische  anlehnt,  entsieht  sich  meiner  Benrteilnng,  da  ich  den 
Text  nicht  mehr  rechtzeitig  habe  erhalten  kOnnen.  Das  Straf- 
prozessrecht ist  YOD  Dr.  BAXdB  Zubizabbbta  nnd  Dr.  R.  Bkaoasa 
redigiert  und  als  Cddigo  de  Procedimientos  penal  am  15.  Noybr.  189U, 
S.  78,  publiziert  worden.  Eine  Abindening  des  Art.  19  ist  duch 
Gesetz  vom  1.  Aug.  1908,  S.  327,  erfolgt.  ^ 

Das  Zivilverfhliren  ist  durch  die  Ley  d»  £i\joieiaraento  de  los 
Uagistrados  de  los  Tribnnales  vom  6.  Oktbr.  1898,  S.  164,  geregelt 
and  das  Verfahren  vor  den  Frtedensgerichten,  die  Bagatell-  nnd 
Polizeigerichte  sind,  durch  den  Decreto  de  Procedimientos  para  la 
Justicia  de  Paz  vom  14.  Xovhr.  1898.  S.  244,  geordnet. 

i-jt'zii^-lich  dt-s  St  i  at're(  lires  und  des  Cödigo  penal  vom 
21.  Juli  ls8f)  kann  ich  inicli  anf  eiueu  Hinweis  auf  die  ausführliche 
Darstellung  desselben  von  Ernst  Eisknmann  in  dem  zweiten  Bande 
des  Strafrechtes  der  aussereuropäischen  Staaten,  heransLrp{r»^ben  von 
der  Internationalen  kriminalistischen  Vereinigung  bei  LiKR:aAMlf, 
Berlin,  1899,  S.  81 — 8ö,  beschränken.  Dort  sind  die  Entstehungs- 
geschichte des  Strafgesetzes,  der  Inhalt  and  die  Gmndzttge  des 
Strafgesetzbaches,  die  einzelnen  Straftaten  nnd  die  sonstigen  Straf» 
gesetze  behandelt  Ergänzend  füge  ich  nar  hinzn,  dass  dem  von 
EisENXAHN  beklagten  Mangel  an  gesetzlicher  Ordnang  des  Oelftngnit- 
Wesens  dnrch  die  folgende  Gesetzgebung  abznhelfen  versncfat 
worden  tot. 

Der  Beglamento  para  la  Cärcel  Ptlblica  de  la  Capital  ist  die 
Ordnang  f&r  das  Staatsgefltngnis  in  Asnncion  vom  12.  Jannar  1899, 
erst  abgedmckt  im  Registro  Oficial  von  1901,  S.  &0B.  Da  dieses 
Beglement  dem  nachstehenden  in  den  Orandzfigen  entspricht,  genfigt 
eine  knrze  Besprechunp  des  siiiiteren  Gesetzes. 

Der  Keß^lanienfo  para  la  Peiiitcncian'a  von  Kinbosiada  vom 
J?.  Aiiil  l'.tOl,  S.  X-),  ist  eine  aut.führliclie  Oefän^uis>oidnung  mit 
17  Tittdn.  luudifizit'rt  hetrefieiid  Art.  40  uiul  4r>  dnrrh  Dekret  vom 
20.  IK/Mi:  l'JOl,  S.  450.    Von  den  allgemeinen  Vorhchritten  ist  zu 
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erwälineii,  dass  zu  den  l'ersoncn,  die  gemäss  Art.  3  ein  Visitations- 
iv(  ht  dts  Geiiiügüisses  haben,  auch  die  fremden  diplomatischen  und 
konsularischen  Vertreter  g-eUören.  Die  Art.  6 — 12  mit  vielen  Para- 
irraplieii  bestimmen  die  Kechte  und  Ptlicliten  des  Gefiingnisdirekiui 
Die  Fälle,  in  denen  er  Disziplinarstrafen  und  in  welchem  Masse  er 
sie  verhSn^en  kann,  sind  ansführlich  im  Art.  15  aufgeführt.  Den 
Getaugenen  wird  auch  Unterricht  in  den  Elementarfächern  erteilt. 
Die  Art.  13 — 34  handeln  über  den  Arzt  und  den  Apotheker  des 
Gefängnisses,  Uber  die  Befugnisse  des  Kerkermeisters  und  der  Warter, 
über  den  Geistlichen,  den  Hausverwalter,  sowie  Aber  den  technischen 
Leiter,  der  die  Arbeiten  an  die  Insassen  verteOt  nnd  beaufsichtigt. 
Seine  Befugnisse  regelt  erweiternd  das  Dekret  vom  11.  Juli  1901, 
S.  216.  Von  dem,  was  die  Ge&ngenen  dnrcli  ilire  Arbeit,  sn  der 
sie  gezwungen  sind,  verdienen,  gehört  eine  Hälfte  dem  Gefängnis 
znr  Unterhaltung,  die  andere  Hälfte  erhält  der  Gefangene  als  sein 
Eigentum  bei  seiner  Entlassung  ausgezahlt,  Art.  41.  Über  diese 
Hälfte  kann  er  auch  schon  während  seiner  Gefangenschaft  zu  seinen 
Gunsten  und  zum  Unterhalt  der  Seinigen  verfQgen,  Art.  45,  voraus- 
gesetzt,  dass  er  nidit  zur  Zahlung  einer  Entschädigungssumme  ver- 
pflichtet  ist. 

Abgesehen  von  den  konsularischen  Vertretern,  die  ursprünglich 
auch  die  politischen  Interessen  der  Republik  wahrgenommen  haben, 
lässt  sicli  Paraguay  erst  in  den  letzten  drei  Lu^stien  durch  ständige 
Gesandtschatten  vertreten,  und  zwar  seit  dem  1.  Septbr.  1891,  S.  85, 
durch  eine  Gesandtschaft  in  Brasilien  und  Uruguay:  durch  Dekret 
vom  3.  Juli  1892,  S.  ^»7,  beim  lleiliiren  Stuhl.  Nach  der  Ley  , 
Organizaudo  el  Servicio  Diplomatien  en  el  Exteri(»r  vom  17.  August  1908, 
S.  367,  unterhält  die  Republik  zurzeit  sechs  diidomatische  Vertreter 
zweiter  Klasse,  und  zwar  einen  in  Argentinien  und  Uruguay,  einen 
in  Brasilien,  einen  in  Chile,  Peru  und  Bolivien,  einen  in  den  Ver- 
einijrtfn  Staaten  von  Aroerika  und  Mexiko,  einen  in  England.  Frank- 
reich,  Belgien  und  Spanien  und  einen  in  Italien,  Österreich-Ungarn, 
Schweiz,  Deutschland  und  Holland.  Die  konsularische  Vertretung 
mit  Uhren  verschiedenen  Distrikten  im  Deutschen  Reich  hat  das 
Dekret  vom  29«  Dezhr.  1903,  S.  981,  geregelt 

Uit  HttcksiGht  auf  die  dem  Ministerium  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten durch  Gesetz  vom  25.  Juli  1888  unterstellte  Behörde 
fttr  das  Einwandernngswesen  ist  der  Geschäftsbetrieb  in  diesem 
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Miniiteriiim  durch  ein  ansfUhrHehes  Dekret  vom  28.  Februar  1902, 
S.  7d — 89,  neu  or^aniBiert  worden. 

Ebenso  datiert  aus  demselben  .lalire  vom  22.  Mai  ein  nnifans;- 
reiches  1 » -kret  über  die  Zeremonien,  wie  Rio  den  fremden  Dipiomalen 
j^ecreiiühei-  anzuwenden  sind,  Decreto  estableciendo  un  CeremoBial 
Diplomatico,  S.  187—199. 

Das  Ministerium  ist  dann  abermals  reorganisiert  und  erweitert 
worden  durch  den  Decreto  de  organisaddn  j  reerlamento  vom 
26,  Dezbr.  1909,  S.  918—928.  Anf  die  Einzelheiten  hier  eincngehen, 
hat  keinen  Wert 

Dagegen  ist  es  von  Interesse,  die  Vertrige  einmal  cnsammen- 
znstellen,  die  Paraguay  in  den  Jahren  1987— >1908  mit  anderen 
Staaten  abgeschlossen  hat.   Es  sind  diMes: 

Der  Meistbegtinstig^ungsvertrag  mit  dem  l^eutschen  Reiche  vom 
19.  Mai  18H7,  S.  96,  und  Eeichsgesetzblatt  1888,  S.  178. 

Der  Fivundscbafts-,  Handels-  nii(i  Sehit'falirtsvcrtra^:  mit 
Frankreich  vom  7.  Mai  1891,  S.  45,  ratifiziert  am  17.  Oktbr.  1Ö92, 
S.  142. 

Der  Frenndschafts-,  Handeh-  and  Sclil^ahrtsvertrair  o^lt 
Italien  vom  27.  Dezbr.  1893,  S.  67. 

Der  Postvertrag  mit  dem  Dentschen  Reiche  vom  15,  Jnli  1899, 
S.  144. 

Die  Vereinbaning  mit  Argentinien  vom  6.  Novbr.  1899,  betr. 
4ie  allgemeine  Begelang  von  Streitigkeiten  dnrch  Schiedsgerichte 
mit  Zosatzprotokollen  vom  31.  Desbr.  1901,  S.  464,  and  vom 
7.  Hai  1902,  S.  180;  s&mtlich  abgedmckt  im  £eg.  Of.  von  1902, 
S.  217—224. 

Die  Postverträge  mit  Argentinien  vom  27.  Juli,  '29.  nud 
30.  August  189:^,  abgedruckt  im  Keg.  Of.  von  1902,  S.  610—028. 
Der  Vertrag  mit  Argentinien,  betr.  Telegraphen wesea  vom  26.  Juli  1900, 
Reg.  Of.  von  1902,  S.  6()9. 

Der  \'ertrag  mit  Uruguay,  betr.  Postpakete,  vom  14.  März  1902, 
Reg.  Of.,  8. 

Dem  Vertrage  über  die  Massregeln  gegen  ansteckende  Krank- 
heiten zwischen  Argentinien  nnd  Urngaaj  vom  19.  Septbr.  1900  ist 
Paraguay  am  8.  April  1901,  S.  99 — 108,  beigetreten,  abgedmckt 
Reg.  Of.  1902,  S.  677.  Dazn  gehört  die  Keglamentaci^n  del  Convenio 


EoBERTO  Kück:  Paraguay. 


2375 


iSanatario  und  das  Keglement,  betr.  die  Sanitätsiosptiktoren,  Keg. 
Üf.  1902,  S.  679— 688. 

Dem  CTesiindheitswesen  hat  die  Regierung  überhaupt  in  den 
letzten  Jahren  gebührende  Aufmerksamkeit  geschenkt.  So  ist  ein 
Consejo  Nacional  de  Hygiene  durch  Dekret  vom  16.  August  lödd, 
S.  172,  mit  Novellen  vom  28.  Septbr.  1899,  S.  251,  und  vom 
16.  Februar  1900,  S.  39,  ins  Leben  getreten.  Das  Beglement  fttr 
diese  Medizinalbehdrde  datiert  vom  5.  Jannar  1900,  S.  7,  nnd  eine 
Ordnung  für  VeterinMnEte,  Zalinftnete,  HeHgekUfen  nnd  Hebammen 
vom  11.  Febniar  1900,  S.  25.  Ein  Dekret  yom  6.  Desbr.  1899, 
S.  834,  betrifft  die  Anxeigepflieht  der  Ärzte  bei  ansteckenden  Krank- 
heiten. Ein  bakteriologisehes  Institat  nnter  Leitung  eines  Pariser 
Gelehrten  ist  im  Jahre  1900,  Beg.  Of.  S.  666,  erOflhet  worden. 
Diese  Fftrsoige  der  Begiemng  fttr  die  dffentUche  Gesundheit  dürfte 
anch  die  Einwandemng  begflnstigien. 

Das  Einwanderungswesen,  das  allen  wenig  bevölkerten  Ländern 
sehr  am  Herfen  liegt,  ist  mit  ilücksicht  auf  die  Immigrautcu  der 
fremden  Nationen  seit  dem  25.  Juli  1888,  wie  schon  erwähnt,  dem 
Minißteriiini  des  Au8w.'irtis:^en  unterstellt.  In  demselben  Jahre  trat 
der  iiepartamento  Topogrätico  durch  Dekret  vom  27.  Januar  1880, 
S.  9,  zur  üntersncliinif^  und  Abmessung  von  (regenden,  die  sich  be- 
gondere  zur  Landwirtschaft  eignen,  ins  Leben.  Zum  praktischen  nnd 
wissenschaftlichen  Stndium  der  Landwirtschaft  ist  am  8.  Januar  1892 
eine  Schule  gegründet  worden.  Hierher  gehört  auch  die  Ley  de 
Colonizaciön  vom  7.  Jnni  1881  mit  Modifikation  von  1902,  S.  688. 
Zar  Unterstützung  europäischer  Kolonisten  wurden  durch.  Dekret 
▼om  4.  Mai  1889,  S.  31,  200000  Dollar  aitsgeworüen.  Auch  kommen 
den  fremden  Anbanem  die  Vergünstigungen  des  Dekrets  vom 

20.  Dezbr.  1890,  S.  97,  mit  Keglement  vom  12.  Febniar  1891, 
8. 18,  betr.  Prftmien  für  landwirtschaftliche  Eneognisse,  zn  statten. 
Besondere  Prämien  für  Anbaner  von  Kaffee  schreibt  das  Dekret  Tom 

21.  Juli  1896,  S.  64,  ans.  Zur  Beanfeichtignng  nnd  Hebnng  der 
einzelnen  Ansiedlangen  ernennt  die  Begierang  einen  Inspeetor  de 
Colonias,  dessen  Bechte  and  Pflichten  darch  Reglement  vom 
26.  April  1901,  S.  128,  festgelegt  sind. 

Erwfthnnng  verdient  die  Ley  de  Inmigraei6n  vom  6.  Ok* 
tober  1903,  S.  734;  sie  gewährt  allen  gesunden  und  arbeitsföhigen 
Einwanderern  unter  50  Jahren  zollfreie  Kiutuhr  ihrer  Habe,  unent- 
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weltliche  Beförderunj?  nach  dem  Ovt  ihrer  Niederlassung,  freien 
Unterhalt  und  Quartier  in  den  ersten  acht  Taj^en,  sowie  andere 
Erleichterungen.  Die  Zentralbehörde  für  das  Einwanderungsweaen 
beisst  niiDinehr  Ofidna  General  de  Inmigraciön  y  Cnloni^raciiiii. 

Das  Gesetz  vom  5.  Septbr.  1900,  S.  220,  das  den  grossen 
Rindviehschlfichtereien  besondere  Bechte  und  Pflichtfen  einrftumt  und 
die  Ansteilnn^  eines  staatlichen  Inspektors  in  jedem  derartigen 
Unternehmen  anordnet,  ist  dnrch  Dekret  vom  22.  Hai  1901,  S.  155, 
erweitert  worden.  Hieniach  erhalten  die  Eonxesdon  sam  Schlachten 
nnr  solche  Unternehmungen,  die  jilhrlich  mindestens  10000  Stack 
Bindvieh  schlachten.  Sie  unterstehen  dem  Uinisterinm  der  Hacienda, 
dem  sie  Abrechnung  xn  liefern  haben,  und  der  persönlichen  Kontrolle 
des  Inspektor»,  der  auf  ihre  Kosten  dort  wohnt  und  sie  täglich  be- 
sonders bezüglich  der  Geeandheit  des  Fleisches  und  der  Beschaifenlieit 
der  Häute,  die  zur  Ausfuhr  den  gesetzlichen  Bestimmungen  genügen 
müssen,  beaufsichtigt. 

Das  Schulwesen  ist  speziell  im  Jahre  1887  ausgebaut  worden. 
Tu  dem  Jahre  sin.l  ntwa  20  neue  Schulen  erstnr  und  zweiter 
nrdnuug-  eniffnet.  s(t\vie  in  cIiciison  iclcn  Stedten  Ldiise/os  Escolares, 
ScliulaufjsichtHlielir.rfU'ii.  ins  Leben  gerufen  worden.  Laut  Dekret 
vom  24.  Oktober  lft«4,  S.  131,  wurde  ein  Consejo  Superior  de 
Educacion  mit  Abänderungen  vom  31.  Januar  1888,  S.  17,  vom 
27.  April  1888,  S.  71,  und  vom  18.  Mai  1888^  S.  7V>,  gebildet.  Das 
Dekret  vom  24.  September  1889,  S.  127,  ordnete  die  Enseftanza 
Secundaria  y  Superior.  iMit  dem  Jahre  1890  begannen  die  Vor- 
lesungen an  der  durch  Dekret  vom  31.  Dezbr.  1889,  B,  181,  er- 
öffneten Universidad  Nacional.  Eine  Verordnung  vom  4.  Oktbr.  1893, 
S.  94,  bestimmt  die  Voraussetzungen  zur  Immatrikulation  der 
Studenten  und  der  HSrer.  Eine  Staatsbibliothek  und  ein  Knseo 
Nacional  war  schon  im  Jahre  1887,  20.  September,  S.  99,  ge- 
grttndet  worden. 

Die  Regierung  sorgt  aber  nicht  nnr  fQr  die  Ersiehung  der 
Jugend  im  Lande,  sondern  schickt  auch  auf  ihre  Kosten  junge  Leute 
zum  Studium  nach  Europa.  So  erhielten  laut  Dekret  vom 
23.  Aug.  1901,  S.  285,  fttnf  Studierende  der  Musik,  der  Ualeret 
und  der  Skulptur  auf  drei  Jahre  und  laut  Dekret  vom  4.  Juni  1903, 
S.  219,  fünf  Studenten  fHr  ihre  Ausbildung  an  europäischen  tech- 
nii^cheu  Hochschuii  ii  Zuschüsse,    Ebenso  wurden  laut  Dekret  vom 
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27.  Aug.  1903,  S.  398,  acht  jnnge  Mediziner  nnd  zwei  Offiziere  zn 
weiterem  Studimn  nadi  Europa  gesandt  Aach  besnehteik  auf  Eosten 
der  Begienittg  Offiziere  die  argenÜDisehe  Kriegs-  und  UariDeschale. 
Für  den  militärischen  Unterricht  dienen  aber  sonst  laut  Dekret  vom 

18.  Angnst  1902  die  prenssischen  Reglements,  wie  die  Felddienst- 
ordnnng,  das  Schiessreglement  n»  a.  Das  Heerwesen  ordnet  der 
Decreto  sobre  organizaddn  de  la  Gnardia  Naeional  vom  22.  Ang.  1898, 
S.  85,  mit  Novellen  vom  1.  Dezbr.  1898,  S.  290,  vom  21.  Dezbr.  1898, 
S.  842,  nnd  das  Reglement  vom  9.  MSrz  1899,  S.  55. 

Bezüglich  der  Administration  der  Gemeinden  und  der  Städte 
sind  zu  eiwälinen  die  Ordenauzu  Municipal  vom  14.  Aug.  1891, 
S.  73,  nnd  die  Ley  Reklamen taiido  las  Atribucioiies  y  Obligaciones 
de  las  Municipalidades  vom  21.  Aw^.  190*3,  S.  378  ff. 

Für  das  Post-  nnd  Telegraplienwesen  gelten  lant  Dekret  vom 
17.  April  lsv*4.  S.  2t5,  die  argentinische  Post-  und  Telegraphen- 
gesetzgebung  nnd  die  Postordnung  vom  30.  Ang.  1893  nebst  Ans- 
fühnmgsgesetz,  S.  58,  abgedruckt  im  Reg.  Of.  von  1902,  S.  629 — 665. 

Ein  ansffthrlicber  Reglamento  General  para  ferro-carriles  vom 
17.  Üktbr.  1884,  Reg.  Of.,  S.  588—600,  mit  197  Artikeln  gibt  die 
Vorschriften  ttber  den  Bau  und  die  Anlagen,  sowie  den  Betrieb  der 
Eisenbahnen  nnd  enthftlt  eine  Ordnung  flir  den  Fersonentransport. 

Zn  dem  Bergwerksgesets,  Ley  de  Hinas,  vom  22.  Aug.  1878 
ist  eine  Novelle  vom  21.  Septbr.  1893,  S.  63,  erlassen  worden. 

Die  Voranschläge  über  den  Staatshaashalt  erscheinen  jährlich 
vollständig  im  Registro  Oficiab  Der  letzte  Presnpnesto  General  de 
Gastos  de  la  Kacion  para  el  afio  econömicö,  1904,  datiert  vom 

19.  Oktbr.  1903  und  ist  abgedruckt  im  Reg.  Of.  von  1903  anf 
Seite  775—837. 


Persien. 

Referent:  Dr.  Smmw  Gnenlleld,  Tebrie. 


Daa  Jahr  1906  war  fttr  das  „Land  des  LOwen  and  der  Sonae^ 
reich  an  ansserordentUcben  Ereigoissen.  Der  ruhende  L&we  des 
persiecfaen  Wappens  bat  sich,  des  Bnhens  mQde,  erhoben  nnd  eehtlttelt 
seine  lUhne  und  die  im  Hintergmnd  des  Bildes  aufgehende  Sonne 
scheint  endlieh  ihren  Laaf  fortsetaen  za  wolleai  nm  die  Kinder 
Irans  mit  einem  nenen  Tag  zu  beglflcken.  Persien,  dieses  einst  so 
mXchtige  and  im  Laafe  der^Zeit  an  der  Karikatar  eines  Staates 
berabgesonkene  Beieh,  ist  za  neuem  Leben  erwacht.  Es  macht 
Anstalten,  die  Ketten  der  Despotie  zu  sprengen,  um  die  Femen  eines 
luudernen  Staatswesens  anzunehmen. 

In  den  No.  4  und  'J  der  ^Blätter  für  vcrgleicbendo  Keclits- 
wiss<ensehaft  und  Volkswirtschaftslehre'  (1906)  ist  bereits  aut  die 
Ursachen  und  die  treibenden  Kräfte  der  Reformbewegung  hinge- 
wiesen worden.  Dort  wurde  auch  erwähnt,  dass  an  die  Spitze  der 
Bc\se|?uu|j^  (ieistliche  sich  stellten  nnd  eine  TJefrierunp  nach  den 
GrundsUtzt'H  «i»  -  S(lieriat-Hecht>  fnidetten.  Sie  durften  sich  mit 
Kecht  daran!"  Ik  rutVn.  dass  nach  dem  islamischen  Staat-^rccht  die 
Despotie  unzulässig  und  zu  hoknmpfen  sei.  Bei  der  Unwissenheit 
und  Keligiositilt  des  Vulkes  war  denn  auch  eine  Umwälzung  nur 
unter  der  Ftthrung  der  angoehenen  Geistlichkeit  denkbar.  Von 
einem  der  einflnssreichsten  und  mit  dem  Wesen  und  den  Sprachen 
des  Westens  vertrauten  Leiter  der  Reformbewo<runpr  wird  erzählt, 
dass  er,  bevor  er  mit  seinen  Kefurmideen  vor  die  oft'entlichkeit  trat, 
nach  Ne<yef ^)  reiste,  um  dort  nach  jahrelangem  Studium  den  Grad 

'j  ."^liidt  iu  der  Tiiikei,  wo  die  höchst«  scüiitiscbo  Geistlichkeit  ihren 
.Sitz  bat. 
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eines  Hti^jtehiden^)  zu  erwerben,  indes  ist  die  Zahl  der  persischen 
Geistlichen,  welche  nm  den  Fortechritt  ilires  Landes  anfkichti^  be- 
sorgt sind,  nicht  allzn  gross.  Bei  den  meisten  handelt  es  sich 
weniger  mn  Patriotismus  als  am  den  Wnnach,  das  Ansehen  ihres 
Standes  oder  ihrer  Person  anf  Kosten  der  weltlicfaen  ICacht  an 
erhöhen.  Andere  wieder  im  Bedti  Ton  Beichtom  nnd  Ansehen 
liessen  sich  nur  nnwilüg  Ton  der  allgemeinen  Strömung  hinreissen. 
Geordnete  Verhältnisse  und  Aufklärung  sind  unverträglich  mit  ihren 
persönlichen  Interessen.  In  dieser  latenten  Abneigung  sehr  vieler 
einflussreicher  Geistlicher  scheint  uns  die  grösste  Gefahr  für  den 
endgültigen  Erfolg  der  persischen  Reformen  zu  liegen.  Sie  isr  uni  so 
gefährlicher,  als  sie  mit  den  Gesinnungen  des  neuen  Schahs,  der 
trotz  seiner  wiederholten  Versicherungen  des  Gegenteils  den 
Neuerungen  nicht  soaderlicb  geneigt  za  sein  scheint,  in  der  Tendenz 
fibercinstinuut. 

Über  die  Demonstrationen  der  Beformfreonde  nnd  die  Gegen- 
massrcgeln  der  Begiemng  im  Jnli  1906  ist  in  No.  9  der  „BUtter 
für  vergleichende  Bechtswissenschaft  nnd  Volkswirtschaftslehre** 
(1906)  bereits  berichtet  worden.  Sie  endeten  mit  der  Proklamation 
eines  Tom  8.  Angast  datierten  Yerfassnngsmanifestee.  Am  10.  Septbr. 
wurde  das  zwischen  der  Begierang  nnd  den  FQhrem  der  Bewegong 
vereinbarte  Wahlgesetz*)  vom  Schah  bestfttigt  nnd  nachdem  die 

>)  Die  hohen  QelstlieheD  der  SehUten. 

')  Auch  in  bezug  auf  du  Wshlgeaetc  kOnnen  wir  auf  den  Bericht 
in  No.  9  der  „Blätter^  hinweisen.  Ergänznngshniber  sind  hier  noch  folgende 
Bestimmungen  nachzutratren :  Zu  den  von  dorn  aktiven  Wahlrecht 
Ansgeschlosseiien  gehören  auch  Baukerottierer.  die  ihre  Unsclmld  nidit 
uacbge wiegen  habeu,  Personen,  die  wegen  Verbrccheo  bentraft  oder  deren 
veididitig  sind,  nnd  die  Verwaltung»-  nnd  Polisdbeamten  am  Orte 
ihres  Dien  st  et.  Die  Gewählten  mfliten  in  ihrem  Wehlkieis  ihren 
Wohniits  hahim.  I^e  braadlen  indes  der  fiJaaee  der  Wähler  nicht  anzu- 
gehören. Jeder  Wahlberechtigte  hat  nur  eine  Stimme  und  darf  nur  in 
einer  Klasse  wählen.  Auch  die  Stimmzettel,  in  denen  der  Wühler  »ich 
nennt,  öind  ungültig.  Vor  der  ZiililniiL""  'it>r  Stimmen  werden  die 
Zettel  mit  den  Wählerlisten  verglichen  und  Hcmi  i.-,  muh  muh  der  Zählung 
bOTausfiteUt,  dass  die  Zahl  der  Zettel  die  der  Wabler  überäteigt.  so  mutss 
TOB  nenem  gewihlt  werden.  Wenn  die  Zahl  der  Gewählten  die  (für  den 
Xreli)  Torgeeehriebene  Anzahl  flbereteigt,  so  werdoi  unter  ihnen  diejenigen 
aoeerwählt,  die  ein  hlHietei  Alter  haben  oder  es  wird,  wenn  es  angeht,  von 
neuem  gewählt. 
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Wahlen  in  Teheran  beendet  worden  waren,  erfolgte  am  7.  Oktbr. 
die  feierliche  Erf'.ffnnng  des  Parlaments.  In  der  Thronrede  gab  der 
Schab  seiner  Befriedigung  daitiher  Ausdruck,  dass  die  schon  seit 
Jahren  von  ihm  gehegte  Absiebt  nnnmebr  in  ErflUluog  gegangen 
sei  Das  Parlament  sei  berufen,  die  Bande  zwischen  Tolk  nnd 
Begiening  zu  stärken,  den  Wünschen  nnd  Bedürfnissen  des  Volkes 
Ausdruck  an  verleihen  nnd  die  Gerechtigkeit  des  Herrschers  an 
httten.  Es  sei  berufen,  auf  die  Verwirklichnng  der  heiligen  Gesetze 
nnd  die  ESnfnhrung  von  Beformen  seine  ganze  nnd  durch  selbstlebtige 
Erwägungen  ungetrttbte  Anfmerksamkeit  zu  riohten.  Der  Schab 
▼ersicherte  am  Schluss  der  Bede,  dass  er  das  Volk  als  seine  Kinder 
betrachte  und  an  seinen  Freuden  und  Leiden  aufrichtig  teilnehme 
nnd  forderte  die  Abgeordneten  anf,  treu  und  ehrlich  die  ihnen  Ober- 
trai^eiio  Pflicht  zu  erfüllen  und  die  auf  sie  gesetzten  Hoffnungen 
iiielil  zu  tu  Hachen. 

Das  Parl.'iment  begann  seine  Arbeiten  mit  der  Ausarbeitung 
einer  Verfassung.  Der  Entwurf,  den  es  aUbald  fertigstellte,  wurde 
indes  von  dem  Schah  nicht  unterzeichnet.  Die  Kcj^iei  iinj;  lehrte 
vielnieln  der  Volksvertretung  einen  Gegenentwurt  vor,  der  für  den 
Staatsrat  weitgehende  Kechte  beanspruchte.  Dieser  Umstand  und 
die  Verzögerang  der  Wahlen  in  den  Provinzen  riefen  bei  der 
Keformpartei  grosse  Erregung  hervor.  Auch  war  die  Ankunft  des 
Thronerben  in  Teheran,  den  der  Schah  aus  Tebris  kommen  Hess, 
um  ihm  infolge  seines  von  Tag  zu  Tag  sich  verschlimmernden  Ge- 
sundheitszustandes die  Begentschaft  zu  Ubertragen,  nicht  geeignet, 
die  Gemüter  zu  beruhigen.  Man  hatte  Grund,  an  seiner  Aufrichtigkeit 
in  Sachen  der  Beform  zu  zweifeln.  Der  Thronerbe  beeilte  sich 
indes  dieser  Meinung  mit  Entschiedenheit  entgegenzutreten.  £r 
richtete  ein  Schreiben  an  Muujtshid  Seid  Abdullah,  einem  der  ein- 
flussreicbsten  Führer  der  Beformpartei  und  Mitglied  dos  Parlaments, 
indem  er  die  Bescbnldignng  zurückwies,  dass  er  die  Auflösung  des 
Parlaments  beabsichtige  und  rief  Gott  als  Zeugen  an,  dass  seine  Ab- 
sichten auf  Wahrung  und  Festigung  der  Grundlagen  der  Staats- 
ordnung gerichtet  seien,  und  das«;  er  stets  Keformen  und  Fort- 
schritten zur  Wühlfahrt  der  Nation  geneigt  sei  und  sein  werde. 
J).i-  Schreiben  wurde  in  der  „Teheraner  Patlanientszeitung"  ver- 
iiJlViit !  Ii  ht  und  iui  i'.ii laiiiLiji  \  trrle.sen  und  mit  Begeisterung  auf- 
geuoiiuiien.  In  dein  gleichen  Sinne  äusserte  sich  der  Thruuerbe 
einer  Abordnung  deü  Parlaments  gegenüber. 
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Badareh  hatte  die  Spanniing  zwischen  VolksTertretnng  und 
Begierang  etwas  nachgelassen  and  die  Verhandlungen  Uber  die 
Verfassung  konnten  wieder  anfgenommen  werden.  Der  Thronerbe 
bestand  anf  einige  Zusätze  in  dem  Verfassongsentworf  in  bezug 
auf  den  Treueid,  der  den  Volksvertretern  abzunehmen  sei.  das  Ein- 
berufungsredit  des  Herrschers  und  die  Befugnisse  des  Seuates.  In 
der  abgeänderten  Gestalt  wurde  die  Verfassung  am  80.  Dezember 
vom  Schah  und  dem  Thronerben  unterzeichnet  und  durch  den 
Grossvezier  feierlich  dem  Paiiainent  Uberreicht.  Dieses  bek;'impfte 
zwar  die  in  Aussicht  geuommene  Zusammensetziin«,'-  des  benats. 
nahm  aber  schliesslich  die  Verfassung  au,  michdem  der  Kronjirinz 
durch  ein  besonderes  Dokumeut  versprochen  hatte,  das  gegenwärtige 
Parlament  nicht  vor  zwei  Jahren  aoCsulÖsen. 

Die  Verfassung  nnter  dem  Titel  „qanuni  asasi  madjiissi 
sehnraji  railli"*  (Grundgesotze  der  Nationalversanamlnng),  bestätigt 
von  dem  Schah  und  dem  i  hrunerbcn  um  i  L  Zii^ada  1324  (30.  De- 
zember 1906),  tridt  l'ulgcnde  Bestimmungen: 

Die  Nationalversammlung  basiert  auf  dem  Verfassungsmanifest 
vom  14.  Djemadiel  aeher.^)  Sie  repräsentiert  die  i^anze  Natinn, 
welche  berufen  ist,  an  der  T^egierung  ihres  Vaterlandes  teilzunehmen. 
Die  Nationalversammlung  wird  entsprechend  dem  Wahlgesetz  aas 
162  von  Teheran  und  den  Provinzen  gewählton  Mitgliedern  zn- 
sam mengesetzt;  indes  kann  ihre  Zahl  nötigenfalls  bis  auf  200  er- 
höht werden.  Der  Ort  der  Tagung  ist  die  Hauptstadt.  Die 
Legislaturperiode  ist  anf  2  Jahre  festgesotet,  gerechnet  von 
dem  Tage  an,  wenn  alle  Abgeordneten  sich  in  Teheran  versammelt 
haben  werden.  Nach  Ablanf  der  2  Jahre  finden  neue  Wahlen  statt. 
Die  Abgeordneten  der  verflossenen  Periode  kennen  wiedergewählt 
werden.  Die  Abgeordneten  von  Teheran  sind  berechtigt,  auch 
vor  dem  Eintreffen  der  Vertreter  der  Provinzen  die  Nationalver- 
sammlong  zu  erliffhen,  zn  verhandeln  and  auf  Grnnd  der  Stimmen- 
mehrheit Beschlüsse  zn  fassen.  Das  Hans  ist  verhandlnngsfäh  i  g , 
wenn  mindestens '/^  nnd  besehlnssffthig,  wenn  mindestens  %  der 
Mitglieder  anwesend  sind.  Eine  MMnnng  hat  die  Mehrheit,  wenn 
mehr  als  die  HSlfte  der  Anwesenden  für  sie  stimmen.  Über 
Ferien  und  Tagung  wird  die  Volksvertretung  durch  ihre  Ge- 

3.  Augast  1906,  siehe  oben. 
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^chäftsordniiog  nach  eigenem  Ermessen  be^^tirniiien.  Indes  mn^s  die 
Nationalvenammlong'  Dach  den  Sommerferien  am  14.  Misan  (Tag- 
der  ErSffttiiiig  dea  ersten  Pariamento)  wieder  snsanmentreten  und 
ihre  GescbSfte  anfbebmen.  Wshrend  der  Ferien  kann  die  National- 
verBammlnngrsur  ansserordentlichen  Sitsnog  einberufen  werden. 
Bei  der  ErOffnnng  rtehtet  die  Volkerertretang  eine  Adresse  an 
den  ßehab  nnd  wird  dareh  eine  Beantwertnng  von  Seiten  des 
Herrschers  beehrt.  Die  Abgeordneten  haben  bei  ihrem  Eintritt  ins 
Parlament  folgendmi  Eid  sa  leisten  nnd  sn  nnteneidinen:  Wir 
UntenEeidinetMi  mfen  Gott  als  Zangen  an  nnd  8chw5ren  beim 
Koran^),  dass  wir,  solange  die  Rechte  der  VolksTertretnng  im 
Sinne  der  Verfassung  gewahrt  nnd  beachtet  werden,  die  uns  anf- 
erlegten  Pflichten  ehrlich  und  mit  Eifer  erfüllen  und  unserem 
Herrscher  gegenüber  treu  und  aufrichtig  sein  wollen;  wir  werden 
jrepren  die  Grundlagen  des  Königtums  und  die  Hechte  des  Volkes 
keinen  Verrat  üben  und  nach  nichts  anderem  trachten,  als  nach 
dem  Wuhi  und  Nutzen  des  Staafes  und  der  Nation.  —  Die  Ver- 
luU'-ung  eines  Volksvert  rerers  ist  unter  keinen  Umständen 
ohne  Zustimmung  der  Nntionalversammhinjr  zulSssig.  Selbst  wenn 
ein  solcher  bei  der  Begehung  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  in 
flagranti  ergriffen  vrird,  kann  die  Bestrafung  nur  mit  Wissen  der 
NationaiTersammlung  erfolgen.  Die  Sitzungen  der  Volksver- 
tretung sind  öffentlich.  Berichterstatter  und  Publikum  haben 
das  Kecbt,  den  Verhandlungen  beizuwohnen.  Das  Wort  zu  ergreifen 
sind  sie  indes  nicht  berechtigt  Die  Zeitungen  können  Uber  die 
Sitzungen  wahrheitsgetreu  berichten.  Die  Presse  ist  frei,  ausser- 
dem Fragen  des  öffentlichen  Interesses  zu  erörtern  nnd  der  öffent- 
lichen Meinung  Ausdruck  zn  geben.  Änssernngen  der  Presse,  die 
gegen  die  Grundgesetze  Verstössen,  oder  ans  persönlicher  Animositftt 
entspringen  oder  in  Verleumdungen  usw.  ausarten,  unterliegen  den 
gesetzlichen  Strafen.  Die  Nationalversammlung  wird  dnrch  eine 
besondere  Geschäftsordnung  ihre  inneren  Angelegenheiten  (Wahl 
des  Prilsidiams,  Verfahren  bei  den  Verhandlungen  usw.)  regeln. 

Die  Natii-iiah ersaninüuug  hat  das  l^eciil,  in  allen  Fragen, 
welche  sie  im  Iiiteie>>e  des  Laruics  und  der  Xntion  filr  notwendig 
erachtet,  nach  vorangehender  PrUiung  und  Debatte  durch  Stiounen- 

^)  Wie  aber,  wenn  der  Abgeordnete  kein  Hubammedaoer  ist? 
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mehrheit  xa.  beschliesseo  und  den  Bdsehloss  nach  Gntheissnng  von 
Seiten  des  Senats  durch  den  Orossveader  dem  Schah  zu  unterbreiten, 
damit  er  yom  Herrscher  bestätigt  und  dnrehgefllhrt  werde.  Auch 
Entwürfe  znr  Einftthrnng  neuer  oder  AUlndernng  nnd  AufhebDog 
bestehender  Gesetee  kann  die  Nationalyersammlung  vorbereiten, 
damit  sie  nach  Znstimmnng  des  Senats  nnd  Bestätigung  durch. den  • 
Schah  Gesetzeskraft  erlangen.  Der  Gutheissang  der  National- 
versammlung bedürfen: 

AHp  für  die  Oestaltun?  des  Staates  und  des  Köin.frtnnis  und 
für  die  Regelung  der  Angelegenheiten  des  Landes  (der  Provinzen) 
und  der  Verfassung  der  Ministerien  nötigen  Gesetze  (gemeint  ist 
die  Gesetzgebung  fiberli&upt). 

Die  Feststellung  des  Stantshaushalts,  die  Abänderung  der 
Stenern  nnd  Gebfihren  und  die  Einflihrung  neuer.  Das  Budget 
jedes  Hinisteriums  muss  in  der  letzten  Hälfte  des  Jahres  fär  das 
nächste  Jahr  fertiggestellt  werden  und  15  Tage  vor  Novruz  (per- 
sisches Neujahr)  bereit  sein. 

l)er  \'f'rkauf  oder  sonstige  Veräusserun^  von  Staatsgütern 
nnd  Staatsgebiet  nnd  die  Abänderung  der  Grenzen  des  Landes. 

Die  Erlaubnis  zur  Bildung  von  tfonopolgesellschalten  jeg- 
licher Art. 

Die  Vergebung  von  Eonzessionen  kommerzieller,  industrieller, 
landwirtschafUiefaer  nnd  anderer  Art 

Die  Abschliessnng  von  Verträgen  mit  Ausnahme  solcher, 
deren  GeheirohaltuDg  im  Interesse  des  Staates  und  der  Nation  er- 
forderlich ist. 

Die  Aufnahme  von  Staatsanleihen  jeder  Art,  gleichviel  ob 
im  Inland  oder  Ausland. 

Der  Ban  von  Chausseen  und  Eisenbahnen,  gleichviel  ob  dnrch 
In.  oder  Ausländer  oder  durch  den  Staat  selbst. 

Nimmt  die  Nationalversammlung  Mängel  in  den  Gesetzen  oder 
Fahrlfis>ii.kt'it  in  ihrer  Handhabung  wahr,  so  teilt  sie  c'>  dem 
veranl wörtlichen  Minister  mit  und  dieser  hat  die  uuiwendige 
Auskunft  zu  gewähren.  Die  Minister  sind  berechtis't,  den 
Sitzungen  der  X:iti(tiial Versammlung  beizuwohnen  und  wenn  sie  es 
fUr  nötig  erachten,  um  das  Wort  zu  hitten,  um  die  nötigen  Er- 
Jabrbttch  der  Intemiit.  Vereiaigang.  8.  Bü.  löl 
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klärungen  abzugeben.  Veranlasst  ein  Minister  den  Erlass  einer 
königlichen  Verfügung,  die  im  Widerspruch  steht  zu  den  vom 
Herrscher  bestätigten  GeseUsen,  eo  ist  er  dafUr  dem  Schah  verant- 
wortlich. Die  NationaWersammlnng  kann  von  dem  Sobab  die  Ab- 
Setzung  von  Ministem  erbitten,  welche  die  Gesetse  verletzt  haben. 
Nach  ihrer  Überfitthnmg  sind  solche  znm  Staatsdienst  nicht  mehr 
zuzulassen.  Der  Nationalversammlung  steht  das  Becht  zn,  wenn 
sie  es  fUr  nötig  erachtet,  ihre  Bitte  durch  eine  Abordnung  (ans 
dem  Prllsidenten  und  6  HitgUedeni,  gewfthlt  von  den  6  Klassen) 
dem  Herrscher  vorzutragen.  Durch  den  Hofminister  wird  beim 
Schah  die  Zeit  für  die  Audienz  nachgesucht 

Ein  jeder  kann  seine  Bitte,  sein  Gesuch  oder  seine  Be- 
schwerde schriftlich  in  der  Kanzlei  fOr  Bittschriften  der  National- 
versammlung einreichen.  Gehört  die  Angelegenheit  vor  das  Parla- 
ment, so  wird  sie  dort  crlcditrt.  Andeieiifalls  wird  sie  dem  zuständigen 
Ministerium  zur  Untersuchung'  und  Beantwoitung  übergeben. 

Der  Vurbitzende  der  Natioimlversamuiluug  kann,  wonn  er  es 
selbst  für  nötig  ernchtet  oder  10  Mitglieder  es  wUnscheu  oder  ein 
Minister  es  beantragt,  eine  irelieime  Sitzung  (unter  Au>sthluss 
der  utientUchkeit)  anberauuKMi  oder  eine  p-elieime  Kommission  aus 
Gewühlten  der  Nationalversammlung  zusammensetzen.  Das  Ergebnis 
der  Beratungen  der  geheimen  Kommission  hat  nur  dann  Bedeutung, 
wenn  die  derselben  überv^iesene  Angelegenheit  in  Gegenwart  von 
'/4  der  Kofflfflissionsmitglieder  besjirochen  und  durch  Stimmen- 
mehrheit angenommen  worden  ist.  Im  Falle  der  Ablehnung  wird 
sie  im  Plenum  nicht  mehr  besprochen  und  bleibt  auf  sich  beruhen. 
Der  Präsident  der  Nationalversammlung  kann  die  Verhandlungen  ganz 
oder  teilweise  der  Öffentlichkeit  mitteilen,  wenn  die  geheime  Sitzung 
durch  ihn  veranlasst  worden  ist.  Fand  sie  dagegen  auf  Antrag 
eines  Hinisters  statt»  so  ist  dessen  Zustimmung  fUr  die  VerSffnit- 
lichung  erforderlich. 

Die  Gesetzentwürfe  werden  in  den  Ministerien  ausgearbeitet 
und  durch  den  Minister  oder  Orossvezier  der  Natioualvoisanimlnng 
vorgelegt.  Im  Falle  der  Ableluiung  einer  Kegierungsv«irlaye  muss 
die  Nationnlversammlung^  dieselbe  mit  Hinzufügung  ihrer  Meinung 
zurückschicken  und  der  Minister  kann  mit  oder  ohne  Berücksidi- 
titriins'  der  letzteren  die  Vorlage  von  neuem  uinbringea.  Die  Minister 
sind  berechtigt,  ihre  Vorlagen  oder  Antrüge  in  jedem  Stadium  der 
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Beratung  saiHekxQziflheii,  es  sei  denn,  die  Einbriogmig  eifolgte  auf 
Initiative  der  Nationalversammlang.  In  letzterem  Falle  bedarf  die 
Zarttckziehnng  der  Zustimmung  des  Hauses.  Die  Hitglieder  der 
Natlonalyersammlang  mflssen  bei  der  Ab  stimm  nag  dentlidi  zu 
erkennen  geben,  so  dass  aueb  das  Publikum  und  die  Zeitungs- 
berichterstatter es  wahrnehmen  (z.  B.  durch  Abgabe  verschieden- 
i;ii  bi<,^er  Zetteil,  üb  sie  dafür  oder  da^jegeii  stiiumeii.  Ni'«tiguiig  oder 
bedrobliche  Eiinvirkoog  bei  der  Stimmenabgabe  siud  unzulässig. 

Anträge  von  seitün  eines  der  Mitglieder  des  Hauses  werden 
nur  dann  zur  Besprechung  zugelassen,  wenn  mindesten??  15  Stmniien 
es  befürworten.  Der  Antrag  wird  schriftlich  dem  Präsidenten  ein- 
gereicht und  dieser  ist  berechtigt,  ilm  einer  Unters uchungskommission 
zu  (Iberweisen.  Gebt  der  Antrag  einen  Minister  an,  so  mnss  er 
davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden,  damit  er  oder  sein  Gehilfe  in 
der  Sitzung  ersebeinen  und  der  Besprechung  beiwohnen.  Die  Kopie 
des  Antrages  muss  —  ausgenommen  dringliche  Fftlle  —  10 — SO  Tage 
Tor  der  Verhandlang  dem  betreffenden  .Hinister  zugestellt  worden. 
Auch  der  Tag  der  Besprechung  muss  ihm  rechtzeitig  mitgeteilt 
werden.  Der  Beschluss  der  Nationalversammlung  wird  dem  Hinister 
offiziell  llbergeben.  Teilt  der  Hinister  nicht  die  Auifossung  der 
Nationalversammlung!  so  muss  er  seinen  Standpunkt  rechtfertigen 
und  die  Nationalversunmlnng  von  der  Sichtigkeit  desselben  Uber» 
Jungen.  Jedenfalls  sind  die  HInister  verpflichtet,  jede  Inter- 
pellation des  Parlaments  zu  beantworten  und  die  Antwort  darf 
nicht  ohne  hinreichenden  Grand  verzögert  werden.  Handelt  es  sidi 
um  Fragen,  deren  Geheimhaltung  im  gegebenen  Augenblick  im 
Interesse  von  Staat  und  Volk  liegt,  so  hat  der  Minister  später, 
sobald  es  angetnossen  ist,  über  sie  iu  der  Natiunalversammlung  Aus- 
kunft zu  ge\vi\hren. 

Die  Verfassung  sieht  auch  die  Schaffung  eine.s  Seuat<  vor, 
dessen  Statuten  der  Znstimniung  der  Nationalvorsammhing  betlürlen. 
Der  Senat  soll  zu  gleicher  Zeit  mit  der  Xatifuialver^aniiiiliing  tagen. 
Als  Mitglieder  des  Senats  werden  60  umsichtige,  erfahrene  und 
gläubige  Personen  berufen.  Von  diesen  sind  30  durch  den  Schah 
zu  ernennen,  and  zwar  15  Teheraner  und  ]'>  aus  der  Provinz- 
bevölkenmg.  Die  andere  Hälfte  wird  von  dem  Volk  gewählt,  durch 
die  Teheraner  15  und  durch  die  Bewohner  der  Provinzen  15.  Nach 
der  ErOiEnnng  des  Senats  ist  für  alle  Geschäfte  die  Zustimmung 
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beider  Kamm  er  n  erforderlich.  Die  im  Smat  oder  von  dem 
lüaisteriam  beantragton  Geschäfte  werden  erst,  aaebdem  sie  im 
Senat  beraten  and  durch  Stimmenmehrheit  angenommen  worden  sind, 
der  NationalTersammluag  vorgelegt.  Andererseits  gehen  Geschäfte, 
die  in  der  Nationalversammlnng  eingebracht  werden,  von  dieser  an 
den  Senat,  ausgenommen  Angelegenheiten  der  Staats- 
finanzen, welche  lediglich  vor  die  Nationalversammlnng 
gehttren.  Die  Beschlüsse  der  Nationalversammlnng  in  Finanz- 
angelegen  holten  werden  dem  Senat  mitgeteilt,  am  seine  Meinung 
zu  erfahren,  welche  aber  die  National versammlang  berechtigt  ist, 
nach  hinreieliender  l'ruluug  unzunelinifii  oder  abzulchueii.  Bis 
zum  Zusumiuentritt  des  Senats  werden  die  Geschäfte  durch 
die  Nationalversammlung  in  Gcriicin-thaft  mit  dem  Schah  er- 
hnÜLTt  Wird  eine  wichtige  Kc^'^ieruiürsvorlnire  nach  ihrer  An- 
nahnic  im  Senat  von  der  Nntionah ei^aiumluu^  abgelehnt,  so  kann 
sie  einer  dritten  Versani in  1  uug  aus  Mitgliedern  des  Senats  und 
der  Nationalversammlung  zur  Prüfung  überwiesen  werden.  Das 
Ergebnis  wird  in  der  Nationalvei*saramlung  verlesen,  und  wenn  auch 
dann  eine  Übereinstimmung  nicht  erzielt  werden  kann,  so  mnss  die 
Angelegenheit  dem  Schah  unterbreitet  werden.  Der  Schah  kann 
der  Auffassung  der  Nationalversammlnng  beitreten  und  dann  ist  sie 
massgeboad.  Er  kann  sie  aber  anch  zarflckweisen  und  eine  aber- 
malige  Beratung  der  Vorlage  verlangen.  Wird  sie  anch  dann  ab- 
gelehnt, so  kann  der  Schah  die  Nationalversammlung  aoflSsen  nnd 
Neuwahlen  anordnen,  wenn  der  Senat  mit  einer  Mehrheit  von  *|^ 
der  Stimmen  nnd  das  Ministerium  die  Auflösung  gutheissen.  Indes 
ist  in  jeder  Legislaturperiode  <2  Jahre)  die  Auflösung  nicht  mehr 
als  einmal  zulässig.  Die  neuen  Abgeordneten  von  Teheran  mflssen 
bis  zu  einem  Monat  and  die  der  Provinzen  bis  zu  drei  Monaten 
nach  der  Aufti>sung  zusammentreten.  Nach  Erledigung  der  Wahlen 
in  Teheran  wird  die  Nationalversammlnng  eroffhet  Die  Besprechung 
der  strittigen  Frage  muss  indes  bis  zur  Ankunft  aller  Abgeordneten 
der  Provinzen  aufgeschoben  werden.  Tritt  die  neue  Volksvertretung 
der  Auffassung  der  alten  durch  Stimmenmehrheit  bei.  so  wird  der 
Beschluss  durch  den  Schab  bestätigt. 

Arn  Schluss  der  Verfassuiig-in  kimdf^  verpflichtet  der  Schah 
ruh  h  eine  Nru-hfolger,  die  Bestimmuugcu  der  Kun.siitution  zu  achten 
und  zu  wahren. 
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Die  vom  2'.».  Scheban  (18.  Oktbr.  1906)  datierte  Gc- 

schäftsnrdnuMp:  der  National versammlonpr  (nizamoamaji  dacbli 
daralschor^ji  milli)  enthält  folgende  BestijQiuangeii; 

In  der  ersten  Sitzang  naeb  der  ErOfibnng  der  NationalTer^ 
samroliuig  werden  1  Präsident,  2  Vizeprftsidenten  nnd  4  Schrift- 
fnhrer  gewSblt^)  und  cwar  der  Prftsident  dorch  absolnte  nnd  die 
fibrigen  durch  relative  Stunmenraehrheit  Bei  der  Wahl  mfiaaen 
mindestens  '/^  der  Abgeordneten  zugegen  sein.  Dem  Präsidenten 
liegt  ob  die  Er&flirang*)  nnd  Sehliessnng  der  Sitzungen,  die  Fest- 
.  setzang  der  Zeit  fbr  die  ordentlichen  und  ausaerordentliehen  Sitsnngen, 
die  Emennnng  des  Personals  (Schreiber,  Diener  usw.)  und  die  Be- 
stimmung ihrer  Pflichten,  die  Vornahme  der  Abstimmung  nach  hin- 
reichender Besprechung  einer  Angelegenheit  und  die  W'rküuiiuug 
des  Ergebnisses  an  das  Haus,  die  Aufrechterhalt unp:  der  Ordnung 
während  der  Debatten die  Vertretung  der  Nationalversammlung 
nach  au>sen  und  die  Vermitielung  ihres  Verkehrs  mit  der  Kegiernng 
und  mit  anderen,  die  Prtifun«;  der  Sitzungsprotokolle  und  die  An- 
(»rdnun^^,  betr.  die  Tätigkeit  der  Schnellschreiber.  Der  l*rjlsident 
darf  in  die  l)ebatte  nicht  eingreifen,  ausser  wenn  eine  Frage  an  ihn 
gerichtet  wird  oder  die  Abgeordneten  sich  gegenseitig  beleidigen. 
Im  ersteren  Fall  hat  er  die  Frage  zu  beantworten  und  im  letzteren 
den  Ordnongsruf  zu  erteilen.  Will  er  sich  an  der  Debatte  be- 
teiligen, so  mnss  er  wthrend  seiner  Bede  den  Vorsitz  an  den  Vize- 
prftaidenten  abtreten.  Er  kann  die  Sitzung  vor&bergehend  vertagen, 
wenn  infolge  Streitigkeiten  zwischen  den  Abgeordneten  die  Ver> 
handlang  gestört  wird.  Der  Prilsident  ist  berechtigt,  den  Kommissions* 
beratnngen  beizuwohnen  und  an  den  Debatten  teilzunehmen.  Bs 
steht  ihm  zu,  den  Abgeordneten  zur  Erledigong  persönlicher  Ange- 
legenheiten bis  zu  einer  Woche  Urlaub  zu  gewähren  und  geheime 
Sitzongen  anzuberaumen.^)  Am  Beginn  jeder  Session  bat  der 
President  den  Voraasehlag  ftr  die  Ausgaben  der  Sitzungsperiode 
dem  Hause  vorzulegen  und  nachdem  das  Bndget  durch  Stimmen- 

Siehe  WahlgeseCs. 

Et  darf  die  Sitzimg  nicht  erOffneo,  wenn  nicht     der  Mitglieder 
anwesend  sind  (siehe  Verfassung). 

indem  er  nötigeufalU  auf  die  Vorschrifteu  der  Geschäftsurduung 

hinweist. 

*)  Siehe  Verfassung. 
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mebrbeit  angoiiuinineu  worden  ist.  wird  atis  der  Mitte  der  Mitglieder 
ein  Schatzraeis^ter  gewählt,  um  iluii  die  \'t'r\v;iltuii<r  der  Kasse  anter 
Auf>icl)r  einer  Kommi^ssion  zu  Übertragen  l>ie  Pliichten  de-*  Prä- 
sidenten gehen  in  seiner  Abwesenheit  auf  die  Vizepräsidenten 
über.  Den  Schriftführern  liegt  ob  die  Aufzeichnung  der 
Sitzungsberichte,  die  Besorgung  des  Drucks  der  Verhandlungen  zur 
Verteilung  an  die  Abgeordneten,  die  Prüfung  der  Schriften  der 
Schnell  Schreiber  and  die  Vergleichung  derselben  mit  den  Zeitnngs- 
berichten,  die  Verlesung  des  Berichts  der  letzten  Sitasnng  am  Beginn 
jeder  Sitsongi  die  Feststellong  der  Anwesenden  vor  der  Eröffinong 
der  Sitzung,  vor  dem  Beginn  der  Beratungen  and  vor  der  Vornahme 
der  Abstimmung,  die  Verlesung  aller  Schreiben,  die  in  der  National- 
versammlnng  zu  verlesen  sind^)  and  die  Wiederholung  der  Ver- 
lesung, wenn  die  Abgeordneten  es  wflnschen,  die  Zählung  der 
Stimmen  bei  den  Abstimmungen  und  die  Abfassung  der  Schreiben 
d«r  Nationalversammlung,  welche  nach  Gutheissung  seitens  der  Ver- 
Sammlung  mit  der  Unterschrift  des  Präsidenten  versehen  in  die 
Kanzlei  ge^hickt  werden,  um  die  dort  verfertigte  Reinschrift  dem 
Präsidonten  zur  Unterschrift  und  Absendung  zu  übergeben  und  die 
Urschrift  den  Akten  beizulegen.  Die  Schrifitütirer  ddi-fen  nur  dann 
an  den  Debatten  teilnehmen,  wenn  sie  ihre  Beschäftigung  einem 
anderen  Schriftführer  übergeben  haben.  Aus  der  Mitte  der  Mit- 
glieder der  Nationalversammlung  ist  auch  der  Vursteher  der 
Kan/lei  zu  wühlen,  tieiii  die  »»rdnungsgemlts-^e  .'Aufbewahrung  der 
Akten  und  die  I'.ufhfdbruiitr  unteisteht.  Kr  darf  ohne  Zu>timmung 
der  Nationalversammlung  keinem  die  Büclier  oder  Dokumente  zeigen. 
Ebenso  ist  es  ihm  und  dem  Personal  der  Kanzlei  untersagt,  die 
Kenntnisse  aus  ihrem  Amte  anderen  mitzuteilen.  Das  Namenver- 
zeichnis der  Mitglieder  der  Kommissionen  sowie  die  ihnen  erteilten 
Vorschriften  müssen  in  der  Kanzlei  aufbewahrt  werden.  Zur  näheren 
Bestimmung  der  Oblieg«iheiten  des  Chefs  und  des  Personals  der 
Kanzlei  wird  die  Nationalversammlung  ein  besonderes  Reglement 
ausarbeiten. 

Die  Hitglieder  der  Nationalversammlung  sollen  g^en 
einander  höflich  sein,  Handlungen,  die  die  Aufmerksamkeit  serstreuen, 
unterlassen,  sich  in  dem  Hause  des  Essens,  Trinkens  oder  Bauebens 

M  Den  Mitgliedern  steht  es  frei,  Schreiben,  die  sie  angehen,  selbst 

zu  verletieu. 
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enthalten^  das  Beeht  der  anderen  aehten  und  den  Redenden  niebt 
amerbreehen  oder  dnrch  L&rm  8t9ren.  Jedee  Mitglied  hat  das 
Beeht.  Äntrttge  einzabringen  nnd  während  der  Beratungen  seine 
Keiniing  aassasprechen.  Persönliche  Beschwerden  eines  Hitglieds 
gegen  ein  anderes  sind  dem  Hanse  mitaateilen  nnd  nachdem  dieses 
die  Antwort  des  Beschuldigten  gehört  hat,  verlassen  beide  die  Yer- 
sammlnng,  damit  in  ihrer  Abwesenheit  die  Angelegenheit  geprüft 
and  beurteilt  werde.  Nimmt  ein  Mitglied  die  Verietsang  einer  Be- 
stimmang  der  Geschäftsordnung  wahr,  so  kann  es  den  Präsidenten 
darauf  aufmerksam  machen  und  Abwehr  verlangen. 

Bei  Verletzung  der  Geschäftsordiiuu^;  durch  die  Mitglieder 
hat  der  Prä^^ident  fol^'endo  Strafen  anzuwenden: 

Den  Ordnungsruf  für  Unterhaltung  oder  Störung  der  Kuhe 
während  der  Rede  eines  Abgeordneten. 

Die  Entfernung  der  Sehuldigen  von  der  Sifzuug  bis  zu  einer 
ätaude  wegen  trotz  der  Mahnung  wiederholten  Lärmens  u«w. 

Die  Aufforderung,  sein  Mandat  niederzulegen,  wenn  ein  Mitglied 
ohne  hinreichende  Entschuldigung  10  mal  hintereinander  den  Sitznngen 
fernbleibt.  Entspricht  der  Schuldige  nach  dreimaliger  Mahnang  der 
Aaffordemng  nicht,  so  wird  er  relegiert  and  ein  anderer  von  der 
betreffeaden  Qegend  and  Klasse  an  seine  Stelle  gewählt.  Die 
Nationalversammlnng  hat  üm  inswischen  za  vertreten. 

Die  Ansstossnng  aas  der  lütgliedschalt  nnd  Überantwortnng 
an  die  Gerichte  Ittr  Annahme  von  Bestechang,  Verletsang  des  Amts- 
gebeimnisses,  Verrat  gegen  die  Grandgesetze,  böswillige  Hinderung 
des  GeschSftsgangs  nnd  fihnlicbe  Vergehen. 

Hitteiluugcn,  die  an  die  Nationalversammlung  ge- 
langen, heissen  izhar  (ErOffnnng),  wenn  sie  von  der  Begierung, 
unvan  (Adresse),  wenn  sie  von  einem  Mitglied  und  nrizeh  (Petitiun), 
wenn  sie  vom  Publikum  ausgehen.  Die  Dcspreihung  einer  Billschritt 
wird  unterlassieu,  vveiiu  mehr  als  ■',4  der  Mitglieder  es  für  nutzlos 
lialtcü.  Setzt  das  Versiamlnis  einer  Frage  die  Kenntnis  einer 
anderen  voraus,  so  wird  zuerst  diese  besprochen.  Verwii  kelte  Fra<ren 
kann  die  Nationalversammlung  einer  Kommissionäberatung  Über- 
weisen. 

Die  Mitglieder  haben  ihre  Anträge  schriftlich  einzubringen 
nnd  mit  Erlaubnis  des  Präsidenten  zu  verlesen  oder  durcii  die 
Sehnftfahrer  verlesen  za  lassen.   Der  Antrag  wird  zar  Verhandlung 
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gestellt,  wenn  15  Stimmen  dafür  sind.  Über  die  Zeit  der  he- 
sprechunj?  bestimmt  das»  llau.s.  Aucli  das  Publikinn  knnn  Anträge 
odei  I{escli\verd*>n.  vorsehen  mit  Unterschrift  und  Adresse,  »cbrift- 
lieh  eiiireichcu.  Sie  werden  in  der  Kommission  fllr  Bittöchnften 
geprüft  und  das  Flenam  veranlasst  das  weitere. 

Das  Hans  wählt  aus  seiner  Mitte  ständige  oder  zeitweilige 
Kommissionen.  Bei  der  Wahl  ist  zunächst  zu  berticksichtigen, 
wieviel  Mitglieder  nötig  sind.  Dann  teilt  der  Präsident  mit,  welche 
Personen  er  als  geeignet  fUr  die  betr.  Kommission  erachtet.  Das 
Haas  kann  diese  wählen  oder  ablehnen.  Die  Eommissioneii  v^lea 
aus  ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden,  einen  SchriftfUhrer  nnd  einen 
Berichterstatter.  Sie  haben  die  ihnen  flberwiesenen  Fragmi  fo 
antersnchen,  gründlich  zu  beraten  nnd  das  Ergebnis  dem  Plenum 
mitzuteilen.  Handelt  es  sich  nm  einen  Antrag  eines  Abgeordneten, 
so  mnss  dieser  Mitglied  der  Kommission  sein.  Aach  die  Minister 
können  den  Kommissionssitznngen  beiwohnen  und  an  der  Debatte 
teilnehmen,  wenn  der  Beratangsgegenstand  von  ihnen  eingebracht 
worden  ist.  Nach  der  Wahl  der  Mitglieder  der  Kommission  muss 
der  .Schriftführer  ihr  Namenverzeichnis  und  den  ihnen  erteilten 
Auftrnjr  mit  der  Unterschrift  des  Piäsidenten  dem  Vorsitzenden 
der  Kouuiiission  übergeben.  Auf  die  Komnii&siuneii  tindet  die  Ge- 
>(  h;iftsordnung  der  Nationalver.summluuf^  Auwendunfr  Handelt  eine 
Kommission  den  ihr  erteilten  Vorschritteu  zuwider,  so  sind  ihre 
ArhoitPn  nngUlüg.  l!r>(  h\vrrdrn  nnd  Besrrnt'unfi:  der  Kommi^^sions- 
raitglieder  gehören  vor  das  Plenum.  Nach  Erledigung  der  Kom- 
mi.ssionsberatung  hat  der  Berichterstatter  das  Resultat  dem  Plenum 
mitzuteilen  und  den  Bericht  zugleich  mit  den  Übrigen  Dokumenten 
dem  Präsidenten  einzuhändigen.  Das  Plenum  kann  der  Meinung 
der  Kommission  beistimmen  oder  sie  ablehnen  und  im  .letzteren 
Fall  die  abermalige  Beratung  sich  selbst  vorbehalten  oder  einer 
neuen  Kommission  äberweiBen.  Die  Kommission  für  Bittschriften 
teilt  wichtige  Petitionen  unverkürzt  dem  Plenum  mit  und  minder^ 
wichtige  wöchentlich  einmal  im  Auszug. 

Die  Nationalversammlung  kann  bei  Anträgen  usw.,  die  ohne 
genügende  Detaillierung  eingebracht  werdra,  die  Einzelheiten  zur 
Verhandlung  stellen,  und  zwar  müssen  zunächst  etwaige  Mängel 
im  Ausdruck,  in  der  Art  der  Einbringung  oder  in  der  Darstellung 
der  Einzelheiten  berichtigt  und  wenn  der  Antrag  aus  mehieren 
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Einzelfrao:en  zusainnierifresetzt  ist.  diese  zerlegt  und  geti-ennt  be- 
handelt werden.  Der  Antrag  wird  in  diesem  Fall  einmal  vortosen, 
80  vrie  er  emgebracht  worden  ist,,  ein  zweites  Mal  mit  den  vorge- 
nommeneii  AbAnderangeo  and  ein  drittes  Mal  in  der  korrigierteD 
Abfassung. 

Wird  eine  Frage  beraten,  so  dürfen  andere  nicht  aofge- 
worfen  werden,  es  sei  denn,  sie  sind  zun  VerstSiidnis  der  ersteren 
notwendig.  Von  den  Angebrachten  AntrSgen  nsw.  haben  die  wich- 
tigeren den  Vorrang.  Jedes  Mitglied  kann  die  Besprechung  einer 
Frage  an  dem  von  dem  Präsidenten  flir  sie  festgesetzten  Tttg  ver- 
langen.  In  wichtigen  F&llen  kann  der  Präsident  ansserordentlicbe 
Sitzungen  anberaumen. 

DieKegierang  und  Verfassung  betreifende  Fragen  mttssen 
einer  dreimaligen  \'erle>nng  und  Beratung  uuterzugeu  werden,  in 
der  iTonernldebutte  nach  der  ersten  Verlesung  ist  festzustellen,  ob 
eine  Kojiiiinssion.sberatung  nötig  ist  oder  nicht.  Die  zweite  Ver- 
lesung erfulgt  IrUhestcns  zwei  Tajre  nach  dem  Abscbluss  der  ersten 
Beratung  und  wenn  cuie  Kummission  eingesetzt  ist.  drei  Tag-e  iiaeh- 
dem  der  Kommissionsbericht  in  die  Hände  der  Mitj^lieder  gekommen 
Ist.  Nach  Beendigung  der  8pezialdebatte  in  der  zweiten  Beratung 
wird  die  eingebrachte  Frage  zugleich  mit  dem  Ergebnis  der  zweiten 
Beratung  zur  Feststellung  der  ^leinung  des  Tlauses  znm  dritten 
Maie  verlesen.  Wird  die  Frage  in  der  zweiten  Beratung  abgelehnt, 
so  findet  eine  dritte  nicht  mehr  statt.  Zwischen  dem  Abschluss 
der  zweiten  Beratung  und  der  Verteilung  der  Sitzungsberichte  an 
die  Mitglieder  und  der  dritten  Beratung  mQsaen  zwei  Tage  liegen. 
Nach  der  dritten  Verlesung  kttnnen  Abftnderangsvorscblage  nur 
dann  zur  Besprechung  gdangen,  wenn  sie  von  15  Mitgliedern  unter- 
sttttzt  werden.  In  einer  Sitzungsperiode  nicht  erledigte  Fragen 
werden  in  der  folgenden  nur  auf  Grund  einer  neuen  Einbringung 
verhandelt.  Vor  der  Vornahme  der  Abstimmung  muss  die  der  Be- 
ratung unterzogene  Frage  verlesen  werden. 

Das  Wort  wird  nach  der  Reihenfolge  der  sich  zum  Wort 
Meldenden  erteilt.  Die  Erlaubnis,  zum  zweiten  Male  das  Wort  zu 
nehmen,  ist  nur  dann  zu  erteilen.  nach(ieiii  alle  anderen  einmal  ge- 
sprochen oder  auf  das  Wurt  verzichtet  haben.  Indes  darf  der 
Präsident  die  Wiederholung  einer  Rede  jrestattcn.  wenn  ilir  keine 
Aafmerksamkeit  gescbenkt  wurde.    Zieht  sich  die  Diskussion  iu  die 
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Länge,  so  kann  jede?  Miterlied.  unterstüTzt  von  15  anderen,  die 
Feststellung  der  Meinung  des  Hauses  verlangen. 

Bei  der  Abstimmung  wird  fulgenderroassen  verfahren:  Jedes 
Mitglied  erhält  eine  weisse  und  eine  blaue  Karte,  auf  denen  sein 
Name  gedruckt  ist.  Die  weisse  bedeutet  Annahme  und  die  blaoe 
Ablehnnnjg.  Die  Abgeordneten  geben  ihre  Meinung  dadurch  sn 
erkennen,  dass  sie  eine  der  Karten  in  ein  Oefttss,  das  bernmge' 
reicht  wird,  werfen.  In  Gegenwart  der  Anwesenden  wird  alsdann 
das  OeAss  geleert  und  einer  der  Schriftführer  nimmt  mit  laater 
Stimme  die  Ztthlung  der  weissen  und  binnen  Karten  vor.  Darauf 
verkündet  der  Prftsident  das  Ergebnis.  Der  Prftsident  und  die 
SchriftfUirer  geben  ihre  Stimme  nach  den  anderen  Mitgliedern 
und  vor  der  Z&hlnng  ab.  Die  Abwesenden  müssen,  sofern  ihre 
Zalä  der  Mitglieder  nicht  flbersteigt,  das  Ergebnis  der  Ab- 
stimmung anerkennen. 

Interpellationen  an  die  Regierung  sind  nach  genauer  Be- 
stimmunfr  des  Gegenstandes  mit  der  Unterschrift  von  15  Mitgliedern 
dem  Piibideuten  zu  tibergeben,  welcher  ihre  Kopie  mit  dem  Siegel 
der  Natiunalversammlung  an  die  Regierung  sendet  und  die  Urschrift 
in  der  Kanzlei  zur  Aufbewahrung  uiederlejrt.  Zu^deich  miiss  d«T 
Re^Lrieruiif;  tlie  Zeit  der  Res^irrrhonjr  der  Inteijiellation  mit^reteilt 
werden,  damit  der  betretende  Minister  oder  sein  Gehilfe  zur  Be- 
antwortung derselben  in  der  Nationalversammlung  erscheinen.  Vor 
der  Beantwortung  liat  der  Interpellant  seine  Anfrage  vorantragen 
und  zu  begründen. 

Zur  Abfassung  der  Petitionen  an  den  Schah  wird  eine 
Kommission  von  12  Mitgliedern  (je  2  ans  jeder  Klasse)^)  unter 
dem  Vorsitz  des  Präsidenten  eingesetzt.  Die  von  ihr  redigierte 
Bittschrift  ist  im  Plenom  zu  verlesen  und  durch  eine  Abordnung*) 
dem  Schah  zu  unterbreiten.*) 

Beschwerden  fiber  die  Wahlen  gehen  in  letzter  Tn^fiiM 
vor  die  Nationalversammlnng^)  und  werden  einer  Kommission  zur 
Prttfung  Überwiesen.  Nur  solche  Beschwerden  sind  zu  berllck- 
sichtigen,  die  bis  zum  Ablauf  von  10  Tagen  nach  Erledigung  der  Wahl 
der  Post  Übergeben  worden  sind.  Ergibt  sich,  dass  die  Wahl  im 
Widersprach  zam  Wahlgesetz  erfolgte,  so  wird  sie  annulliert. 

')  Si,'|i<;  \Valilir*'s»'tz. 
^)  Sieh©  Vörtassung. 
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Indes  ist  der  betreffende  Abgeordnete  bis  sii  dem  Tage  der  Ent- 
scheidQDg  als  berechtigtes  Uitglied  des  Hauses  anzosehen. 

Ein  jeder  hat  das  Recht,  nach  Lösung  einer  Eiutritiskai  te 
als  Zuhi)rer  auf  den  für  das  Puhiikuui  hestimmten  Plätzen  den 
ött'eutlichen  Sitzuugt:n  beizuwohnen.  Die  Zuhörer  dürfen  aber  nicht 
da?"  Wort  nehmen  nnd  müssen  sich  der  Ordnung  des  Hauses  fügen, 
sich  ruhi^:  verhalten  und  bei  Zuwiderhandlungeu  strenge  Massregeln 
erwarten. 

Abftndervngen  nnd  Ergänzungen  in  bezng  anf  die  Be- 
stimmnngen  der  GesGhAftsordnnng  kVnnen  darch  Hebrheitsbescfalnss 
der  NationaWersammlnng  herbdgeftlhrt  werden. 

Kurz  nachdem  er  die  Verfassung  unterschrieben  hatte,  starb 
Unzaifefeddin-Scbah  am  8.  Januar  im  Alter  von  54  Jahren,  be* 
trauert  von  der  ganzen  schiitischen  Welt,  auch  ausserhalb  der 
Grenzen  Persiens.  Er  war  kein  grosser  Herrscher,  nnd  ee  ent- 
springt nur  dem  Qefllhl  der  Dankbarkeit  nnd  Liebe  für  seine  Gnt- 
mtttigkeit  und  Strengglftnbigkeity  wenn  ihm  jetzt  die .  schiitisehen 
Zeitungen  den  Titel  „el  kebir'*,  d.  h.  der  Grosse,  beilegen.  Aber 
gerade  diese  Eigenschaften  erklaren  seine  Nachgiebigkeit  gegenüber 
den  Forderungen  der  Reformfreunde  und  nor  ihnen  ist  der  Umstand 
zu  verdanken,  dass  die  ümw&lzung  ohne  nennenswerte  Opfer  vor 
sidi  ging.  Die  Kaianikrone  wurde  auf  das  Haupt  seines  ältesten 
Sohnes,  des  am  21.  Juni  1872  frchorenen  Muhammed  Ali,  gesetzt. 
Mit  seinem  Vater  hat  dieser  jufrendlichc  Herrschor  nichts  gemein. 
Er  ist  energisch  bis  zur  Rücksichtslosigkeit  und  sein  Ehrgeiz  richtet 
sich  weniger  auf  die  Befreiung  des  Volkes  als  auf  die  Festigung  seiner 
Herrschorgewalt.  Daher  das  Alis^r innen  der  Keformfrounde  s:(*^^eü 
ihn,  das  trotz  der  im  Eingang  erwatintt^n  Erklärungen  forthevtelit. 
Ein  KoüHikt  des  Parlaments  mit  dem  neuen  Schah  war  unver- 
meidlich. Er  hatte  Personen  aus  seiner  Umgebung,  deren  Reform- 
feindlichkeit bekannt  war,  in  hohe  Ämter  ciniresetzt  und  legte  für 
die  in  der  Verfassung  vorgeschrieheue  Ministerverantwortlichkeit 
wenig  Neigung  an  den  Tag.  Auch  gegenüber  den  Fordeningen 
der  Nationalversammlung  zur  EnUassang  des  Hinisters  der  Zölle 
(ein  Belgier)  usw.  verhielt  er  sieb  ablehnend.  So  brachen  Anfang 
Febmar  wieder  Unruhen  aus,  welche  in  mehreren  Städten  ftlr  den 
Sdiah  and  seine  Begierung  einen  flberaus  gefährlichen  Charakter 
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annahmen.  Auch  diest^s  Mal  unng  die  Keformpartei  auf  dem  Kaniitf 
siegreich  hervor.  Der  Schah  war  mit  seiüen  geringen  und  unzu- 
verlässigen Truppen,  die  überdies  schon  seit  sechs  Monaten  ihren 
Süld  nicht  erhalten  hatten,  der  Bewegung  gegenflber  ohnmifibtig. 
Er  entliess  den  belgischen  Zollminister  nnd  einige  andere  Beamte 
ond  ▼ersprach  dnreh  einen  Firman,  alle  in  der  Verfassung^  nieder^ 
gelegten  Fordemngen  sn  erfiUlen. 

Der  Friede  zwischen  der  Begierang  nnd  dem  Parlament  ist 
wieder  hergestellt,  aber  er  versprieht  keine  lange  Daner.  Bie 

Nationalversammlung  steht  unter  dem  Druck  des  vielfach  durch 
kaukasische  Flüchtlinge  aut'trewiejreltcn  PÖbels  und  ihre  Furderuiifrcn 
sind  nicht  seiton  masslos  und  Ubersehreiten  die  Kompetenz  eines 
Parlaments.  In  den  Provinzen  hal>f'n  sich  die  zur  Überwachung 
der  Wahlen  zusammengesetzton  Kommissionen  nach  erledigter 
Arbeit  niclit  aiiff^elöst  und  greifen  störend  in  die  Verwaltung  über. 
Auch  Fälle  der  Massrcgelung  von  Gouverneuren  durch  sie  sind  nicht 
«clten.  Der  Umstand,  dass  sie  häutig  die  Bonmten  verhindern,  wie 
früher  das  Volk  zu  bedrücken,  ist  auch  nicht  daza  angetan,  die 
KonservatiTen  mit  den  Nenmngen  zu  versöhnen. 

Von  der  bisherigen  Tätigkeit  der  Nationalversammlung  sind 
hervorzuheben  die  Annnllierung  aller  Landsehenknngen  durch  den 
verstorbenen  Schah  nach  der  Gewährnng  der  Eonstitotion  nnd  die 
Veranlassung  zur  Gründung  einer  Nationalbank.  Zur  Untersuchung 
der  ersteren  Angelegenheit  hat  das  Parlament  eine  Kommission 
eingesetzt.  Über  die  Voi-geschichte  der  Nationalbank  ist  folgendes 
zu  berichten.  Die  Regierung  befindet  sich  schon  seit  .Fahren  in 
di  iii  kt'iidcr  Geldnot.*^  Eine  Uussere  Anleihe,  weh  lie  Kurland  und 
Kurland  zusammen  gewähren  wollten,  begegnete  dem  liartnÄckigsten 
Widerstand  der  NatiniinI Versammlung.  Sin  eTiipfalil  eine  innere 
Anleihe  utui  int  Z^■^;lIllulenhan^r  damit  dir  Gründung  einer  Nationai- 
hank.  Anfang  Februar  windi  die  Kunzt'.-'^iuu  zur  Gründung  der 
Xationalbank  mit  einem  Kapital  von  1'»  Mill.  Tnman  (ä  ."J.'WI  M.^ 
unterzeichnet.  Ausllinder  sind  von  der  Beteiligung  an  dem  Unter- 
nehmen ausgeschlossen.   Die  Bank  wird  im  Namen  der  Kegierung 

^1  i'lier  die  Finanzen  Persieuö  und  di(»  in  df^r  Iftztrni  Zeit  aufge- 
nouniiencii  .XiiKdliou  siehe  Gkkk.nurld:  Die  N'erlaösuug  des  persischeo 
Statites  (32»»  tl). 
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die  Staatseinkttofto  sammeln  und  die  Staatsaasgaben  leisten.^)  Sie 
darf  Verpf&ndnngen  nnd  Anleilien  im  In-  und  Anstände  abseiiiiessen. 
Besttglieh  der  Bergwerke,  der  Perlfiscberei  im  Persischen  Golf 
nnd  des  Baues  von  Strassen  nnd  Eisenbahnen  hat  sie  das  Vonsags^ 
recht.  Ancb  das  Becht  der  Notenausgabe  soll  nach  dem  Erloschen 
des  Monopols  der  „Imperial-Bank  of  Fersia''^  auf  sie  übergehen. 
Auf  Grund  eines  besonderen  Abkommens  hat  sie  der  Regierung 
2  Hill.  Tnman  zu  9%  zu  borgen,  wovon  ^jn,  vor  und  der  Rest  nach 
dem  21.  März  (19M7)  auszuzahlen  ist.  Die  Konzcssion  wird  hin- 
fUllig,  wenn  die  Bank  das  Geld  nicht  aufbringen  kann.  Der  Anlcilie- 
vertrag  zwischen  der  R^igierung  und  der  Bank  wurde  Anfang  März 
dem  Parlament  vorgelegt  und  von  ihm  frutgeheissen.  Es  bleibt  nun 
abzuwarten,  ob  die  Nationalbank  imstande  sein  wird,  das  Geld  auf- 
zubringen. 

Otogen  eine  Provision  von  I^iq.  Für  laufende  Recliuuug  wird 
sie  9»  0  für  Debet-  und  4»/,";^  für  Kreditforderungen  belasten.  ;?00060 
Tomaa  aus  den  ZoUeianahmen  am  Fecsiachen  Golf  sollen  jährlich  an  die 
Nationalbuok  gezahlt  werden  als  Sicherheit  fttr  die  Tilgung  der  Anleihe. 

*)  Sie  besitzt  das  Monopol  der  Banknotenausgabe«  fOr  die  kommen- 
den 50  «Fahre. 
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A.  Wirtschaftliche  Lage. 

L 

Um  die  gegenwärtig«  Lage  Fetus  ganz  zu  Tentehen,  mfisuD 
wir  weit  znrttckgreifen  in  seine  ökononuBche  Vergangenheit. 

In  allen  spanisch-amerikanischen  Republiken  bestand,  nach 
der  Eiiiaii/.ipatioii  von  der  spanischen  Herrschaft,  die  HaupteinnaUme- 
quelle  in  den  Zöllen,  die  auf  liniiorte  geleart  wurden.  Die  Aunfuhr 
bestand  in  wcni^^'H  Lamlespioilnkten.  in  i^Melerzen,  deren  Markt- 
preis die  hohen  Transportkosten  deckte,  und  in  Gold-  und  Süber- 
rimessen. 

I^in  Budget  existierte  nur  in  primitivster  Form;  über  die 
Staatseinnahmen  wurde  von  den  jeweiligen  Machthabern  in  will- 
kürlichster Weise  verfügt;  hatte  der  Staat  Kredit,  so  wurden  im 
Auslande  Schulden  gemacht,  an  deren  Zinszahlung  und  Amortisation 
nur  in  den  allerwenigsten  Fällen  gedacht  wurde,  hatte  er  keinen 
Kredit,  so  wurden  eben  nur  die  Anhänger  möglichst  bezahlt,  die 
Gegner  aber  gingen  leer  aus,  so  dass  die  ewigen  Revolutionen 
nicht«  als  den  Kampf  um  die  Krippe  darstellen. 

Dieser  Zustand,  der  allen  spanischen  Republiken  typisch  war 
und  in  einigen  noch  heute  andauert,  wenngleich  die  vorgeschrittrae 
Zivilisation  ihm  anständigere  Aussenformem  gegeben  hat,  hörte  in 

Peru  in  den  50er  Jahren  auf,  als  durch  die  Entdeckung  der 

industriellen  Nutzbarkeit  zuerst  der  Guano-  und  später  auch  der 
Salpet«  rl.iL«  r  ilun  i  riche  Einnahine()uellen  zuflössen. 

Die  gebräucljlichsie  Forin  und  den  Verkauf  des  Guano  zu  be- 
werkstelligen, war  die  K«nsignati(»n  an  grössere  Handlnngshfiuser 
der  hauptsächlichsten  Verbraachsländer,  die  aber  alle  Teilhaber  im 
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Lande  hatten,  deren  gchnell  erwoibeiiei  Reichtum  gewissen  Unregel- 
mJispifrl^eitPn  in  der  Ausstt-llunfi;-  der  Verkuufsrechnwngen  znge- 
sciinebeü  wurde.  Der  Finanzminister  des  PWinidenten  Balte 
(1H68 — 72),  Nicolais  dk  PifeROt.A,  bewof^  lieii  Konj^iess  vom  System 
der  Konsignationen  ab-  und  zum  direkten  Verkauf  des  Guanos  über- 
zugehen. Das  Haus  Dreyt'uss  freres  in  Paris  kaufte  nun  von  der 
BegieroDg  Perus  2  Millionen  Tonnen  Onano,  die  in  £aropa  verkault 
werden  sollten. 

Za  jener  Zeit  erschien  in  Peru  ein  amerikanischer  Unter- 
nehmer, HraBT  MBioes,  der  nach  schlechten  Geschäften  in  S.  Francisco 
nach  Chile  gegangen  war  und  dort  anter  Ar  die  Kegiemng  gfinstigen 
Bedingungen  die  Bahn  von  Valparaiso^ nach  Santiago  sehr  gut  ge- 
haut,  aber  wenig  daran  verdient  hatte. 

In  Pem  ttbemahm  er  den  Ban  der  Bahn  von  MoUendo  an  der 
Padfic-Kflste  nach  Pono  am  Ufer  des  Titieaca*Sees  (880  km),  die 
nngeachtet  ihrer  Schwierigkeiten,  sie  fiiberschreitet  eine  KordiUera- 
kette  in  fast  15000  Fuss  Höhe,  sehr  gut  ansgefBhrt  wnrde. 

Peru  hatte  bis  dahin  nur  die  Bahnen  von  Callao  nach  Chorrillos 
über  Lima  (25  km),  die  von  Tacna  nach  Arica  (30  km),  die  Bahnen 
von  Iquique  nach  den  Saliieterlägeru,  die  ihre  EntBteiiuH;^^  der  privaten 
Initiative  verdankten,  unri  die  von  Pisco  nach  Ica  {W  km),  die  aus 
Staatsmitteln  recht  schlecht  irebaut  wurden. 

Der  nnerwartete  Krfol^'^  der  Mollendo-Pnnobahn  liesf  das 
Schlagwort  entstehen:  ^Deii  (iuano  in  Eisenbahnen  umzusetzen." 
E»  wurden  also  Lizitationea  aasgescbrieben,  für  den  Ban  aas  Staats- 
mitteln folgender  Bahnen: 

1.  von  JTnliaca,  einer  Station  der  Pnnobahn,  nach  Cazco  (ca.  350  lun); 

2.  von  Ho  nach  Moqnegna  (60  km); 
8.  von  Callao  nach  Oroya; 

4.  von  Chimbote  nach  Becnay; 

5.  von  Pacasmayo  nach  Cmamarca; 

6.  von  Paita  nach  Piara. 

Dies  waren  alles  Bahnen,  die  von  der  Kttste  senkrecht  ins 
Innere  führten.  Hki<k»8  wnsste  Mittel  und  Wege  an  finden,  in  fast 
allen  Lisitatlonen  Sieger  an  bleiben.. 

Die  Fonds  für  diese  Bahnbaaten,  die  überall  sofort  begannen, 
gedachte  man  dareh  Anleihen  aafiEabringen,  die  anter  Garantie  des 
Guanos  oud  der  subsidiären  der  fiskalischen  Salpeterterrains  dnrch 


2898 


Wirtoehaftliche  Lag«. 


das  von  Dreyftess  fr^res,  die  zn  Finanzagenten  Perus  ernannt  worden, 
gebildete  Syndikat  emittiert  werden  sollten.  Pem  Bchnldete  im  Ans- 
lande  nnr  wenig,  Restbetrfige  der  Pisco^Icababn  naw.,  Anleihen  die 
zn  6%  verzinst  wurden,  nnd  die,  da  die  nene  Anleihe  nnr  5% 
tragen  sollte,  zar  einbdüichen  Amortisation  konvertiert  wurden. 
Der  Betrag  der  neuen  Anleihe  sollte  nominell  sieh  auf  88  Ifillionen 
Pftind  Sterling  belaufen,  und  je  nach  Bedarf  ausgegeben  werden, 
ihre  ersten  Emissionen  fanden  einen  günstigen  Harkt  (ca.  84%). 

Gerüchte,  die  eine  baldige  Erscluipfnng^  nnd  sofortige  qualitative 
Verschlechterung  der  Guanoläger  behaupteten,  drückten  den  Kurs 
der  Anleihe,  deren  letzte  EniissioiiLU  zu  wenig^er  als  25  ®  „  beereben 
werden  mussten,  um  den  Anfnidernngen  des  Unteriiehuiers  zu  ge- 
nii^rt'ii.  der  aber  doch  srezwuiifron  war.  1>*74  (h'ii  Bau  sJinitlicher 
Bahnen  einzustellt  n.  von  denen,  ausser  der  von  llo  nach  Jkloquegua, 
keine  ferti^:r»'Stellt  war. 

Bald  nach  dem  Regrierungsantritt  des  Präsidenten  Manukl 
Pabüo  (1872 — 1876)  waren  Streitigkeiten  zwischen  der  Eegierungf 
und  dem  Dreyfuss-Sxndikat  ausgebrochen,  die  dahin  führten,  dass 
die  Finanzagenteu  1875  die  Zinszahlung  der  Anleihe  einstellten. 

Da  die  Anleihe  darch  die  Guano-  und  fiskalischen  Sal- 
peterlKger  garantiert  wurden,  so  forderte  eine  Anzahl  der  Staats- 
glftnbiger,  nach  eingetretener  Suspension  der  Zinszahlung,  deren 
Übergabe  an  ein  von  ihnen  gewShltes  Komitee,  um  bis  zur  Deckung 
der  Anleihe  die  Ausbeutung  jener  Lftger  ffir  Rechnung  der  Staats- 
glftubiger  zu  fibemehmen  und  bot  der  Regiernng  bis  zu  jenem  Zeit- 
punkt eine  jährliche  Subvention  von  300000  £  dafür  au.  Nach 
einigem  Widerstreben  entschloss  sich  die  Regierung,  dies  Anerbieten 
anzunehmen  und  beauftragte  den  Gesandten  in  Brftssel,  die  Ver- 
handlungen mit  den  StaatsglSnbigern  zu  führen,  allein  politische 
Einflüsse  hintertrieben  diese  gnte  Absicht.  Der  Plan  war  erst  kurz 
vor  der  I  beigabe  der  Regierung  des  Präsidenten  1'akdo  an  seinen 
Nachfolger  j^ciaiist  worden,  dessen  Ausiühruiii;  würde  aber  Peru 
viel  Unglück,  wahrscheinlich  sogar  den  Krieg  mit  Chile  (1879— 18S3) 
erspart  habrn. 

Per«  ftihuldeie  aUo  88  Mill  Pfnrt'l  ^r<  rling  im  Au>lande  und 
niusstc,  um  jene  Schuld  zu  decken,  !•*  Jahre  spater,  l8>t>.  als  es 
durch  den  Krieg  mit  Chile  seiner  (Tuano-  und  Salpeterläger  beraubt 
nnd  wirtschaftlich  ruiniert  worden  war,  einen  Vergleich  mit  den 
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Staatsg-läubigei'ii  (Bondholdors)  abscliliessen,  in  dem  es  nur  seine 
mit  dem  Gt  lde  der  Anleihe  sfehanteii  Bahnen  als  Hauptzahlnngs- 
objekt  anbieten  konnte.  Der  Kurs  der  Anleihe  war  anf  12  ^'f,  ge- 
sunken, die  Staatägliiubif^er  konstituierten  sich  als  l^auvian  Cor-  ' 
poration.  übernahmen  die  Hahnen,  die  Dampfboot»-  auf  dem  Titicaca- 
see  usw.  und  verpflit  liteten  sich,  mit  ItiU  km  die  Bahnen  soweit 
dies  möglich  auszubauen,  wofilr  die  Regiernnjr  ihnen  eine  jährliche 
Sab¥ention  von  80000  £  zusagte.  Kein  Teil  kam  seinen  Verpflich- 
tnngen  nach. 

In  den  nenen  Arrangements,  die  man  jetzt  zur  Beaeitignng 
aller  Schwierigkeiten  zn  treffen  beabsichtigt,  handelt  es  «ich  hanpt* 
sSchllch  darom,  beide  Teile  jener  nnerffUlten  Verpflichtnngen  zn 
entbinden.  Die  PemTlan  Corporation  bat  grosse  Kapitalien  hypo- 
thekarisch auf  die  Bahnen  aufgenommen,  über  deren  Verwendung 
nie  Rechnung  abgelegt  worden  ist,  und  hat  sich  in  einen  ungerecht- 
fertigten  Oegensatz  zur  Re^ernng  und  zum  Lande  gestellt,  der 
seinen  beredsten  Ausdruck  in  der  systematischsten  Diskreditierung 
des  Landes  fand,  um  zu  verhindern,  dass  Peru  sich  an  den  Finanz- 
plfttzen  die  Mittel  zu  seiner  Wiederherstellung  suchen  konnte. 

Der  für  Peru  so  unglückliche  Krieg  gegen  Chile  beraubte 
es  nicht  nur  seines  pnlitischen  Kintlusses  ~  an  anderer  Stelle,  in 
meiner  geschichtlichen  Kntwickehiug  der  Hegemuniebeüirebungen  in 
Öüd-Anierika  habe  ich  darüber  gesprochen  gondern  brachte  es  auch 
finanziell  und  iikonomisch  an  den  Rand  des  Abgrunds. 

Während  des  Krieges  oder  kurze  Zeit  nach  ihm  mussteii  alle 
in  Peru  etablierten  Banken  liquidieren.  Ihr  Kapital,  das  ca.  1  Million 
Pfund  Sterling  (ö  Millionen  Soles)  betrug  und  zu  48  d.  eingezahlt 
wurde,  wurde  den  Aktionliren  zu  3  d.  zurückbezahlt.  Schon  im. 
Jalire  1876  hatte  ich,  angesichts  der  unfähigen  nicht  bankmässigen 
Verwaltung  eine  Liquidation  vorgeschlAgen,  die  damals  ohne  grosse 
Verluste  sich  hätte  bewerkstelligen  lassen;  wenige  Jahre  genttgten, 
um  das  oben  erwähnte  Resultat  herbeiznffihren.  Selbst  die 
Hypothekenbanken  mnssten  fut  zu  denselben  Bedingungen  liqui- 
dieren. Ihre  Hypothekenzertitfkate,  in  Silber  ausgestellt,  wurden 
in  Papier  eingelöst 

Chile  blieb  durch  den  Friedensschluss  Eigentümer  der  reichsten 

Provinz  Perus,  Tarapacas,  ans  der  es  eine  kolossale  Rente  zieht, 

die  ihm  gestattet,  sein  Heer  und  seine  Flotte  auf  ihrem  jetzigen 
j^lmeh      tatcraat  ywvtntgiuv.  a  Bd.  152 
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Höhepunkt  za  halten.  Ich  benutze,  wenn  auch  mit  gewisser 
Reserve,  die  Angaben  von  A.  Gabland,  der  aoa  chileuiechen 
offizieUen  Quellen  geechöpfk»  die  Einoithmen  ans  jener  Provinz  wie 
folgt  beziffert: 

1879—1899:  Einnahmen  ans  den  SalpetersOllen     557088000  Doli. 

„         „     „  JodzOIlen  6418840  ^ 

1900—1935:1)      „         „     ^  SalpetcrzSllen    1656000000  ^ 

„  ^     ^   Jodzöllen  13335000  ^ 

1879—1903:         „  „     „    Verkauf  der 

Salpeterniiiieii        Jir.'lJTÖ  „ 
noch  zu  verkaufende  „  öOOOOOOO    „  • 

Die  von  Chile  anf  diese  Weise  erhobenen  Kriegskosten  geben, 
eine  Bevölkerung  von  8^/,  Uillionen  angenommen,  die  aber  in  Wirk- 
lichkeit gewiss  2^/,  Millionen  nicht  flberschreitet,  anf  den  Kopf 
1480  Fr.,  während  die  von  Dentsebland  Frankreich  anferlegten  nur 

131  Fr.  pro  Kopf  ausmachen. 

Wir  können  uns  aber  eine  Idee  von  der  L«'benr^kratt  l'ern.s 
machen,  wenn  wir  heute,  1905,  sehen,  dass  Peru,  20  Jahre  nach 
Beendigung  jenes  Krieges,  jenen  kolossalen  Verlust  verschmerzt  bat 
nnd  sich  verhältnismässig  in  ökonomisch  günstigerer  Lage  als  vor 
dem  Kriege  befindet. 

Die  Valuta  Perne  war  der  Silbersol,  eine  MAnze  dem  Silber« 
doUar  gleich,  der  bei  einem  Silberpreis  von  60  d.  1868  48  d. 
wert  war,  aber  bis  1891  auf  40  d.  fiel.  Die  Entwertung  des 
Silbers  von  1892  ab  Hess  jenen  Kurs  auf  weniger  als  20  d.  sinken. 

üm  nun  den  Uigliehen  Schwankungen  des  Kurses,  die  kommerziell 

grosse  Unsicherheit  erzengten,  zu  entgehen,  fasste  ein  geschickter 
Finanzmann  Perus  d- ii  l'lau,  dem  Lande  einen  festen  Kurs  von  24  d 
per  Silbersol  zu  schallt  ii. 

Die  Grnndzüf^e  des  kiUinen  Planes  bestanden  darin,  die  Gold- 
währung einzuführen,  indem  man  die  freie  Silberprägnng  aufhob, 
das  überflüssige  Silbergeid  einschmolz  nnd  exportierte  und  dafür 
liold  einführte.  Den  damit  verbundenen  Verlust  trug  die  Staats- 
kasse.   Ausserdem  verbot  man  die  Wiedereinführung  peruanischen 

'i  '^I  m  TiiTTünr  an.  IW.Vi,  hei  ei irt  Jährlichen  Aiubeutuug  VOO 
14U(J()0U  Xüuueu,  die  Salpeleriafrer  erschöpft  seien. 
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SUbergeldeSi  das  Mher  in  groBsen  Quantitäten  als  Hfloze  nach 
Zentro-Amerika  gegangen  war. 

Das  auf  diese  Weise  dem  Verkehr  entzogene  Silbergeld 
schätzt  man  aut  4  Millionen  Soles. 

Das  Experiment  glückte.  Pern  hat  jetzt  einen  festen  Kurs 
von  24  d.  flir  den  öilbersol,  der  angenbiicklich  sogar,  im  inter- 
nationalen Wechselverkehr,  noch  3  ^/^  über  jenen  Enrs  bezahlt  wird. 
Pernanische  ntul  englische  Goldpfande  ktirsieren  frei  ä  10  Soles. 
Die  Wfthrang  ist  Gold.  Silber  ist  Scheidemtlnse. 

Der  glfteldidie  Erfolg  des  Planes  bat  ancb  andere  Staaten, 
wie  z.  B.  Mexiko,  Teranlaast,  ihn  in  seinen  Omndzflgen  nacbznahmen. 

Peru  halte  Biinkrioteu,  die  bis  1875  volhveriig-  ^^egen  Silber 
umgewechselt  werden  konnten,  allein  die  hnanziellen  Schwierigkeiten, 
in  die  sich  die  Ivegiernng  IHTf»  versetzt  sali,  veranlassten  sie,  da 
sie  den  Banken  17  Millionen  Sules  srlmldete,  diese  der  Voriiflichtung 
der  ümwechselung  temporär  zu  entbinden.  SpSter  übeinainn  sie 
auf  eigene  Rechnung  die  Einführung  der  Banknoten,  die  in  Staats- 
noten umgewandelt  wurden,  deren  Betrag  durch  Steuerausgabeu  im 
Jabre  1886  auf  mehr  als  80  Millionen  gestiegen  und  folgerichtig 
entwertet  war.  Man  schritt  nan  zar  Konvertierung  des  Papier- 
geldes in  innere  Schuldtitel  (15  Soles  Papier  auf  1  Sol  innere 
Sebald)  die  zu  1  ^j^  jährlich  verzinst,  einen  Kars  von  7 — 8  ^/^  iiatten, 
der  jetzt  auf  10—11  ^/^  gestiegen  ist  Der  gleichen  radikalen  Operation 
Warden  die  wenigen  frfiheren  inneren  Scbnldtitel  und  die  gesamte 
schwebende  Scbnld,  die  hanptsftchlich  ans  Fordemngen  an  die  Re- 
gierung für  KriegssebSden,  nicht  bezahlte  Gehälter  nsw.  bestand, 
unterworfen.  Jene  konsolidierten  Scbnldtitel,  die,  wie  oben  gesagt, 
mit  1  %  jährlich,  in  vierte^ährlichen  Baten,  verzinst  werden,  haben 
einen  gesetzlieh  festgestellten  Amortisationsfonds  nnd  befanden  sich 
1905  von  ihnen  Im  ganzen  nominell  31S7000  £  in  Umlanf 

Es  waren  also  in  kurzer  Frist  durch  radikale  Operationen  der 
Zirkulation  entzogen  worden: 

1.  bei  Einführong  der  Goldwährung  4  Millionen  Silbersoles; 

2.  dorcb  Konversion  in  konsolidierte  Schuld     Mill.  Papiei-soles,  und 

es  war  anzunehmen,  dass  in  einem  Laude  mit  wenig  entwickeltem 

Scheckverkehr  Schwierigkeiten  entstehen  würden,  die  iiatnr- 

gemSss  ansserdem  überall  beim  Übergang  In   eine  höhere 

152* 
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Währung  dnrch  Vertenenrng  der  Lebensbedürfnisse  lud  des 
Arbeitslohnes  sieh  einstellen. 

In  anderen  Lftndern  wttrde  man  jenen  Schwierigkeiten  dnrch 
Ausgabe  yen  Papiergeld  entgegengetreten  sein,  allein  in  I^rn  war 
dies  nicht  mSglich;  ein  tiefes  nicht  ungerechtfertigtes  Misstrauen  hatte 
sich  aller  Kreise  gegen  Papiergeld  bemächtigt,  nachdem  man  vor 
kurzem  erst  so  summarisch  bei  der  Zurficksiehung  des  kursierenden 
verfahren  war  und  Arm  und  Reich  dadurch  geschadigt  hatte. 

Die  Banken,  die  eine  Art  Papiergeld  in  Form  von  Bank- 
srliecks  de  a  25  nnd  50  Soles  in  Umlauf  gesetzt  hatten,  wurden 
gezwungen.  Jene  Schecks  zurückzuziehen  als  man  die  Güldwälmm^ 
eiiitiihite.  Xatüdicli  war  das  Misstrauen  nicht  gegen  Papiergeld 
au  hicli  ^^Hiiclitet.  sondern  geijen  die  Institut iftm  u,  die  mit  dessen 
Ausgabe  betraut  werden  konnten  und  von  denen  mau  Missbraach 
fürchtete. 

Mim  wnsst»'.  dass  die  innere  Lage  dt  i  einheiuiisclicn  Hanken, 
die  im  ganzen  ein  Kapital  von  350 OüU  Ü  repräsentieren,  durciiaus 
keine  sichere  war,  dass  deren  Kapital  in  industriellen  Unternehmungen 
leder  Art  festgelegt  und  der  Wert  ihres  Portefeuilles  ein  recht 
zweifelhafter  war;  und  so  verschleiert  man  auch  die  monatlichen 
Bilanzen  veröffentlichte,  so  gehörte  doch  keine  grosse  Sachkenntnis 
dazu,  um  daraus  zu  ersehen,  dass  das  Geschäft  der  Banken  nur 
durch  gewisse  Kredite  und  Kontokurrent-Operationen  erm9gllcht, 
aber  in  keiner  Weise  durch  ihr  Kapital  gesichert  war. 

Sollte  also  eine  Krisis,  die  ihre  Fdhler  vorstreckte,  vermieden 
werden,  so  war  eine  Einführung  fremden  baren  Kapitals  um  so 
notiger,  als  das  Land  sich  in  Aufschwung  befand,  der  durch  den 
offenkundigen  Kapitalsmangel  zurfickgebalten  wurde.  Jene  Einführung, 
die  die  Banken  beabsichtigten,  wurde  ihnen  dnrch  das  Misstranen, 
das  man  im  Auslande  in  ihre  leitenden  Kräfte  setzte,  vereitelt,  ge- 
schah aber  auf  andere  Weise. 

Der  ungeheure  Reichtum  an  Edelerzen,  den  Peru  in  seinem 
lunern  birgt,  hatte,  als  Kupfei  im  Wtitt'  und  Preise  stieg,  eine 
Anzahl  amerikanist  lin  KapilalibUn,  die  sich  als  Peruvian-83  iidikate 
konstitiii.  rtcu,  vt^r.mlasst  einen  Teil  der  Minen  Cerro  dt-  Pasro  s.  die 
triihi  1  nur  auf  Silber  abgebaut  wurden .  aber  deren  Erze  sehr  kupl'er- 
reich  sind,  zu  kaufen  und  deren  Verarbeitung  im  grnftstcn  Stil  zu 
planen.    Zur  lustallatioa  ihrer  Poch-  und  Schmelz  werke  bedurften 
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sie  eines  bequemen  Transportmittels;  sie  entschlossen  sich  also  zum 
Ban  der  ca.  100  km  langen  Bahn  von  der  Oroya  nach  Gerro  de 
Pasco,  nm  auf  diese  Weise  jene  Hlnenregion  durch  Bahn  direkt  mit 
der  EHste  zn  verbinden. 

Der  Kauf  der  Minen  nnd  der  Bau  der  Bahn  brachte  mehr  als 
1  Hinion  £  ins  Land,  von  denen  ein  Teil  in  Zirknlation  blieb,  wenn- 
gleich auch  ein  grosser  Teil  von  den  einheimischen  Verkänfern  in 
Grnndstficken  nnd  deren  Ansbaa  nnd  in  hSnfi^  recht  fraglichen 
industriellen  nsw.  T  nteniehmnngen  angelegt  wurde.  Jene  Kapitals- 
anlagen brachten  eine  Steigerung  des  Wertes  von  Grund  und  Boden, 
zumal  in  Lima,  mit  sich. 

Oline  liier  auf  die  sonstigen  ökonomischen  Folgen,  deren  Ent- 
wickelung  fortschreitet,  eingehen  zn  wollen,  komme  ich  jetzt  zur 
letzten  Kapitalseinfiihrnng,  zur  bedeutendsten  und  in  ihren  "SVirknngen 
nachhaltigsten,  zur  Errichtung  der  Filiale  in  Lima  der  Deutschen 
Überseeischen  Bank  in  Berlin. 

Seit  Jahren  hatte  man  häufig  an  die  Errichtung  eines  Kontors 
der  Deutschen  Baak  in  Peru  gedacht,  aber  solche  stets  aufgeschoben, 
nnd  es  ist  nur  den  Bemllhungeo  des  kaiserl.  deutschen  Gesandten  zu 
danken,  der  mit  grdsster  Umsicht  nnd  gediegendsterSachkenntaisdie  Ver- 
hältnisse studiert  und  den  leitenden  Sreisen  dargelegt  hat,  dass  man 
endlich  2U  deren  Errichtnng  schritt  und  damit  dem  deutschen 
Kapital  einen  sicheren  lohnenden  Markt  erdAiet  und  den  deutschen 
kommerziellen  Einfluss,  nicht  nur  in  Peru,  sondern  im  ganzen 
spanischen  Sfid-Amerika,  auf  eine  nie  geahnte  H6he  gebracht  hat^ 

Die  deutsche  Uberseeische  Bank  in  Lima  hatte  nicht  nötig, 
sich  das  N  ertrauen  des  Publikums  durch  lange  Praxis  zu  erwerben, 
es  wurde  ihr  sjxintan  sofort  in  umfangreichster  Weise  entgegen- 
gebracht. Der  Alp  des  Misstrauens  schwand  und  die  kaufmännischen 
Kreise  atmen  frei  auf  im  Gefühl  der  Sicherlieit.  die  dies«  s  kapital- 
kräftige Finanzinstitut  und  seine  umsichtige  Leitujig  ihnen  einflösst. 
Und  auch  für  die  dentsehe  Industrie  wird  sie  direkt  von  Nutzen 
sein,  wenn  unsere  Bemühungen  von  Erfolg  gekrönt  werden,  dass 
dnrch  ihre  Vermittelung  ein  grosser  Teil  der  Landesprodnkte  seinen 
Markt  in  Deutschhind  finden  wird.  Eine  Gefahr  liegt  für  die  Bank 
in  jenen  Operationen  nur  in  allerbeschrilnktestem  Masse  und  wärde 
solche  jedenfalls  mehr  als  genügend  dnrch  die  Vorteile  aufgewogen, 
die  sie  dem  heimatlichen  Handel  bringen,  nnd  das  wird  der 
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patriotischen  Oberleitang  ge¥ri86  alB  Norm  in  Uiren  EntschlflaBen 
dienen. 

Aber  nickt  nnr  in  dieser  Beeiehnf  wirkt  die  Bnnli,  sie 
wnrde  anch  dem  Lande  direlct  nützlich,  indem  sie  dem  Uissloedit 
entgegenarbeitete,  in  den,  wie  oben  gesagt,  ungerechtfertigter  Weise 
die  PemTian-Korporation  das  Land  gebracht  hatte. 

Die  pernanische  Begiemng  hat  durch  ihre  Vermittelang,  zu 
gegenseitig  g&nstigen  Beding ngen,  swei  Anleihen  anf  dem  deutschen 
Markt  ab^scblossen,  die  erste  von  600000  £,  mit  Unterpiknd  des 
Salzmonopols,  Landesverteidiguiigszwecken  dienend,  die  letztere  von 
3000000  iü,  ebenfalls  mit  ^enüiarender  Sicherheit,  zum  Ausbau  des 
Bahnnetze«  und  sonstigen  ükon«»iiiis(  hen  Anlagen  bestimmt. 

Weim  wir  erwägen,  dass  das  Budget,  das  im  Jahre  1886 
nach  dem  Kriege  auf  700  000  Sl  von  7000000  £  im  Jahre  1K76 
gtflalleii  war.  sich  jetzt  wieder  auf  2850000  £  gehoben  hat, 
ohne  dass  äussere  Einflüsse,  Zuwachs  der  Bevi^lkerung  usw. 
darauf  eingewirkt  haben,  so  müssen  wir  annehmen,  dass  sieh  der 
Nationalreichtum  vergrOssert  liat.  Guano  und  Salpet.r  gehören 
heute  nicht  mehr  dem  peruanischen  Fiskus,  seine  Haupteinnahme- 
quelle  sind  die  Zölle,  die  von  12<*/q  im  Jahre  lS7r>  heute  anf  40  <*/q 
vom  Wert  der  Importe  gesteigert  worden  sind.  Ferner  ist  das  Sals 
und  das  Opium  monopolisiert,  der  Alkohol,  der  Tabak  und  einige 
andere  Lebensbedllrftiisse  sind  sehr  hoch  besteuert.  Es  betrugen; 

Import:  Export: 
1904   ....   4248002  t  4006634  £ 

1903   ....   3782380  ,  3857752  „ 

1902   ....   3428283  „  3703971  „ 

Die  ersten  6  Monate  ergaben  als  Gesamtwert  1905  4  218294  £ 
gegen  1904  8703298  £,  also  zeigen  eine  fortwährende  Steigerung. 

Zollfrei  waren  Artikel  im  Wert  von: 

1902   Bor.  248  £ 

nm  i:j.'j'.a77  „ 

1*MH  10.^.1  17t; 

Die  nationale  Prodnktinn  erzeugte  1904  nach  den  Zollangaben: 
Zucker      im  Wert  von   ....    ir)'{0:?37  £ 
Baumwolle  „      „      „      ....      5i:{887  „ 
Wollen       „      ^      „      ....     314959  „ 
(rummi  .     „     ....     444270  „ 
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im  Werte  von 


n 


7r>10  2  £ 
532 507  „ 


Kupfer  „  „  ,  ....  504604  „ 
Blei  „      „      „     .   .   .   .        8686  « 

Fetroleniii  „      „     „     ....     116834  „ 
und  diyerse  aoostige.  Artikel,  die  ich  nicht  anfführe. 

Ein  Land  in  äten  Konditionen  Perne  mit  geringer  BevOlkening, 
das  eine  starke  Beateaernng  nicht  nnr  ertrügt,  sondern  trotz  dwselben 
sich  in  stetem  Anfwhwting  befindet,  wie  die  vorstehenden  Zahlen 

beweisen,  rnnss  eine  g^rosse  Lebenskraft  besitzen.  Leider  wirkt  dieser 
Entwickeluug  in  kommerzieller  Beziehnng^  ein  Fiskalifsmns  hemmend 
entgegen,  den  nnterjjeordnete  administrative  ( )r^;ine  im  missver» 
standenen  Interesse  des  t  iskus  ansznfiben  berechtigt  sind  und  den 
die  höheren  Instanzen  weder  die  Fähigkeit  oder  auch  wohl  nicht 
den  Willen  zn  nnterdrücken  hatten.  Eine  Schattenseite  eines  sonst 
lichtvollen  Gemäldes. 


In  ökonomischer  Beziehung  zerfallt  Peru  in  drei  Regionen, 
die  hinsichtlicii  ihres  Klimas,  ihrer  Produkte  und  auch  ihrer 
soziologischen  Struktur  streng  geschieden  sind;  es  sind  die  Region 
der  Küste,  die  des  Hochlandes  und  die  transandinische  oder  Waldregion. 

Die  regenlose,  wasserarme  Begion  der  Küste  des  stillen 
Ozeans  besitzt  durch  den  Binfluss  des  antarktischen  oder  Uumbolds- 
Stromesi  der  von  Stlden  bis  Palta  die  ganze  Efiste  bespdlt  und 
durdi  die  Nfthe  der  14000—20000  Fuss  hohen  Kordilleraketten, 
obgleich  ganz  innerhalb  der  Wendekreise  gelegen,  eine  verh&ltnis* 
mSssig  niedrige  Temperatur,  die  im  Sommer  vom  Dezember  bis 
Mai  fast  nie  ftber  80®  C.  steigt  und  im  Winter  vom  Juni  bis  No- 
vember nie  unter  +12^  C.  flUlt.  Nur  einige  Gegenden  im  Norden 
und  im  SSden  werden  in  jahrelangen  Zwischenräumen  von  starken 
Begenschauem  h^gesucht,  sonst  aber  f&llt  im  Winter  nnr  ein 
nebelartiger  Tan,  die  Garua;  es  ist  also  klar,  dass  eine  ausreichende 
Bewässerung  nur  in  den  Flusstälern  oder  auf  künstlichem  \\'ege 
erfolgen  kann. 

Die  Küstenregion  ist  im  Durchs*  Imiti  :;u  km  In  .  it.  greift  aber 
an  den  Mündungen  der  Flüsse,  die  alle  den  Charakter  von  tiebirgs- 
tiii-^t  11,  der  Nähe  des  Hot  hgebirges  wegen,  haben,  tiefer  in  das  Land 
iiinein.    Wenn  wir  die  Küste  Perus  vom  3. — 20.  Breitegrad  annehmen,. 
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köuuen  wir  <lt*ien  Fliicheninhalt  annahenul  berechueii,  il<»cli  zählt 
man  auch  zn  ihr  eimge  s'u  h  in  j^'t'i  infj-cr  H<ilip,  100  -400  ni,  tindend«' 
Hochebeutii.  Pampas,  die  etwas  weiter  im  Innern  sich  belinden,  aber 
deu  Küstencharakter  haben.  All«  diese  Terrains  liind  nnr  anbanfahig- 
dnrch  künstliche  Bewftsseniiig»  die  entweder  den  Flüssen  durch 
Gräbensysteme  entnommen,  oder  ans  den  Seedistrikteu,  die  sicli  in 
80 — 150  km  fintfernnng  von  der  Küste  befinden,  hergeleitet  wird. 
Uan  kftnn  annehmen,  dasB  bente  hdcbstens  20  ^/o  des  anbftntfthigen 
Küstenterrains  nnter  Enltnr  genommen  ist  und  der  ftbrige  Teil 
wilstenartig  brach  liegt,  während  in  der  Yorspaniachen  Zeit,  vielleicht 
sogar  in  den  vorinkaischen  Epochen,  den  ausgedehnten  Boinen  von 
Bewfiaaemngsanlagen  nach  an  urteilen,  ein  viel  grosserer  Tdl  kultiviert 
worden  ist;  es  mnss  also  damals  auch  eine  viel  stärkere  Bevölkerung 
als  heute  dort  gehaust  haben.  Jene  bebauten  Terrains,  die  noch  zu 
Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  Getreide  und  HtUseoflüchte 
produzierten,  bilden  die  gr<»ssen  Haciendas,  in  denen  Znekerrohr  und 
Baumwolle,  an  einigen  Orten  auch  Wein  gebaut  wird.  Nur  hin  und 
wieder  in  der  Nähe  der  Städte  baut  man  Mais,  Inkawurzeln,  süsse 
Kartoffeln,  einige  Hülsenfrüchte,  Ci einübe  und  Früchte  zur  Nahrung 
für  die  Bewohner  und  Futter  für  das  Vieh, 

Die  Zttckerindnstrie  TVnis  produziert  1  MO 000  Tonnen  Zucker, 
deren  W  ert  im  Lande  ca.  ItiuUHUO  5t  ist,  und  von  denen  25000  Tonnen 
im  Lande  konsumiert,  während  45000  nach  Chile  und  1)0000  nach 
Europa  exportiert  werden. 

Baumwolle  produziert  Peru  ca.  lOOoO  Tonnen,  unter  welchen 
sich  2000  Tonnen  der  in  den  europäischen  Märkten  so  gesuchten 
Pern-Baumwolle  befinden. 

Ohne  weiter  auf  die  Znckerindustrie  einzugehen,  deren  Zukunft 
nicht  gesichert  ist,  der  bedeutenden  Schwankungen  halber,  denen  der 
Preis  des  Zuckers  ausgesetzt  ist  und  die  ganz  bedeutende  Kapitalien 
an  Maschinerien  usw.  erfordert,  will  ich  nur  auf  Baumwolle  hin- 
weisen, deren  Erzeugung  in  Peru  auf  das  100  fache  wenigstens  erhobt 
werden  kann  und  zu  deren  Kultur  es  nur  nötig  ist,  die  brach* 
liegenden  Pampas  zu  bewässern.  Bewässerungsanlagen  erfordern 
natürlich  Kapital,  das  aber  in  vielen  Fällen  nicht  bedeutend  ist,  in 
jedem  Fall  aber  seine  Anlage  reichlich  und  sicher  lohnt  Jenes 
Braehland  f?ibt  die  Regiernng  zu  sehr  günstigen  Bedingungen  an 
Cie:>ellh(  hatten  ab,  die  sieh  zu  dessen  Bewässerung  verpflichten.  Es 


Ül 


yiiizea  by  GoOglc 


A.  £.  HoLosu;  Peru. 


2407 


ist  schwer,  sich  einen  Begriff  von  der  Fruchtbarkeit  jener  Terrains 
zu  machen,  sobald  nie  mit  dem  belebenden  Element  des  Wassers  iii 
Berührung  kommen. 

In  dieser  kurzen  Übersicht  habe  ich,  die  Kiistenregion 
betreffend,  nur  auf  Ägriknltnrprodukte  Bezug  genommen,  wenn- 
gleich in  einem  so  mineralreichen  Boden  auch  an  der  Kttste  sich 
Mineralschätze  finden  und  gehoben  werden.  Ich  will  nur  die 
reichen  Petroleum*,  Schwefel-  und  Salzlfiger  im  Norden,  Kohlenminen 
und  vereinzelte  Gold-,  Silber-,  Kupfer-  usw.  Ifinen  erwähnen,  deren 
Abbau  gewinnreich  ist. 

Das  Hauptfeld  Ar  die  MineBindnetrie  Ist  das  Hochland,  die 
andinische  Begion,  deren  Bergketten  hst  OberaU  von  reichen  II etall- 
adem  durchzogen  sind  und  dadurch  Peru  vielleicht  zur  reichsten 
Schatzkammer  von  Erzen  der  Welt  machen.  Trotz  der  ungeheuren 
Schätze,  die  seit  Jahrhunderten  dem  Boden  entzogen  sind,  kann  man 
doch  nur  sagen,  dass  das  Terrain  noch  ein  jnngfrftnliches  ist,  und 
daas  das  Abgebaute  nur  in  verschwindendem  Verhältnis  zum  Abbau- 
fähigen  steht. 

Allein  zum  Beij^bau  in  lohnemleni  ^[aß.-;lalje  ^eliiirt  Kapital, 
das  sich  im  L.mde  nicht  findet  und  von  aussen  kumuiea  niuss. 

Zum  Betrieb  von  K'upterbergwerken  im  grossen  nahe  der  Bahn- 
linie von  Callao  nach  Cerro  de  Pasen  haben  sich  in  den  Vereinigten 
Staaten  (ie^elisehaftf^n  <rel»i liier,  die  für  mehr  als  1  Million  £  Minen 
an  sich  gebracht  und  noch  weiter  kaufen  resp.  suchen  lassen. 

Wenngleich  der  Metall  reich  tum  überall  ein  bedeutender  ist, 
so  können  wir  docli  Regionen  annehmen,  die  sich  durch  das  ge- 
drängtere, überwiegende  Vorkommen  einer  Erzart  auszeichnen. 
So  sind  z.  B.  die  Goldadern  und  Wäschen  der  letzten  östli(  lien 
Andesketten  in  Sandia  und  Garabaya  und  das  Mittelbecken  der  nahe 
der  Kaste  gelegenen  in  Parinacochas  bis  Camana  durch  ihren  Metall- 
reichtnm  bekannt  Ebenso  die  Silberlagemngen  in  Pnno,  in  Ancacli 
usw.  ausser  den  bereits  genannten  Kupfer-  ubw.  Lagerstätten. 

Wie  oben  gesagt,  beginnt  das  amerikanische  Kapital  sich  für 
peruanischen  Uinenbau  zu  interessieren;  auch  einige  kleinere  fran- 
zösische Anlagen  existieren  bereits  und  hoffe  ich,  dass  auch  dem 
deutschen  Kapital  sich  hier  Gelegenheit  zu  lohnender  Anla^;e  bieten 
wird,  wenn  die  bergmännische  Kommis.sinn.  die  eine  g^rössere  deutsche 
industrielle  l'nternehmung  nach  hier  zu  senden  beabsichtigt,  mit 
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festem  Programm,  unter  guter  Führung  eich  dem  Stodinm  der  Ers- 
lagerstätten  widmet. 

Was  8ich  dem  Bergbetriebe  entgegenstellt»  ist  die  Wegelodg- 
keit  im  Innern,  die  Schwierigkeit  des  Transportes  zur  nnd  von  der 
Kttste,  dnrch  welche  bis  jetzt  nur  die  reichsten  Minen  einen  lohnenden 
Äbban  gestatteten. 

So  reich  sinch  die  Minen  Oerro  de  Paaco's  an  Kupfer  and 
Silbe)  sinil.  um  ihre  grossen  Pochwerke  und  Schnielzhütten  sich 
einzurichU'ii,  zog  das  Minensyndikat  doch  vor.  ziu  rst  die  Bahnlinie 
von  Oroya  nacli  (\rru  de  Pascn  fnv  tM<reiie  Iveclmiintr  zu  bauen, 
ebenso  die  Gesellseliaft  der  (Ti  l  luiiiieu  von  Santo  Doniiiiffo  in  Sandia 
einen  Saumpfad  von  der  l'unabahn  nach  ihren  Minen:  dadurch 
wurde  es  ihnen  möglich,  ihr  Maschinen-  usw.  Material  herauf»  nnd 
ihre  Produkte  billig  nach  der  Küste  zu  schaffen. 

Aber  ausser  seinem  £rzreichtum,  der  hAufig  in  den  nngast- 
licheir  Höhen  von  14—17000  Fuss  in  ewigen  Schnee  sich  befindet^ 
ist  die  andinieche  Region  auch  ein  vortreffliches  Weideland,  das 
Millionen  von  Schafen,  Rindern,  Pferden  usw.  anf  seinen  Hochebenen, 
den  Pnnas,  eine  gnte  gesunde  Weide  bieten  kann. 

Leider  liegt  die  Viehzucht  im  Argen;  die  Rinder-,  Schaf-  nnd 
Pferderassen  bedürfen  der  Auffrischung.  In  diesem  Jahre  hat  ein 
englisches  Haus,  das  sich  mit  der  Wollansf^iihr  beschäftigt,  den 
Versuch  gemacht.  5000  Schafe  Lincoln-Ramsay-Rasse  von  Feuerland 
auf  eine  Hacienda  einzufnhren.  die  es  in  der  Provinz  Trniin  ffekanft 
hat.  Es  ist  zweilellds.  dass  dieser  Versuch  glücken  muss,  wie 
fiiilitTi'  ^'•('irlürkt  sind,  die  mit  Saelikeiintnis  und  Sorgfalt  in  der- 
selben (iegeiil  unternommen  wurden,  so  die  eines  Thüringers,  die 
vor  10  Jahren  mit  Rambouillets  in  kleinerem  Mafsstabe  gemacht 
wurde,  und  dessen  Herde,  die  sieh  jetzt  im  Besitz  seiner  £nkeiin 
befindet,  noch  heute  die  l>este  Wolle  nach  Lima  liefert 

Wo  man  von  Rinderzucht  sprechen  kann,  d.  h.  da,  wo  die 
Tiere  nicht  vollkommen  wild  sich  selbst  nberlassen  sind,  ohne  Stftlle 
und  allen  Unbilden  des  Klimas  ausgesetzt,  in  der  NBhe  Limas,  in 
Puno  und  noch  auf  einigen  anderen  Haciendas,  die  wie  in  Lircey 
einem  Deutschen  gehören,  wird  eine  gute  Butter,  auch  etwas  K&se 
hergestellt,  die  im  Lande  selbst  einen  sichern  Markt  finden. 

Vollständig  verloren  ist  die  Pferdezucht.  Die  Zueht  der 
feinen  Luxustiere  andalusischer  Kasj-e,  die  an  der  Küste  betrieben 
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wurde,  iflt  üut  ganz  dngegaagen.  Beit-  und  Wagenpferde,  aoch 
Kanltiere,  werden  von  Chile  und  Argentinien  eingefHhrt,  obwohl 
in  Fem  die  Grondbedingnngen  ftr  eine  gate  Zneht  gegeben  sind. 

Selbst  die  Zoeht  einheimischer  Lasttiere,  der  Lamas,  sowie 
die  der  Alpakkas,  dwen  Wolle  einen  so  guten  Harkt  in  Boropa 
hat.  schreitet  nicht  vor.  Die  Yiciifla,  deren  hochedle  Wolle  so  ge« 
sucht  ist,  wird  wenig  gezüchtet:  das  scheue  schöne  Tier  wird  un- 
barmherzig abgeschossen  und  gebt  seiner  vollständigen  Ausrottung 
entgegen.  ' 

Die  im  Hochplateau  sich  befiodenden  12000  Fuss  hohen 
TSler,  mit  gemässigtem  Klima,  produzieren  alle  Arten  von  Feld- 
früchten Tind  von  Getreide. 

XN'eiin  wir  an  der  Kilste  annahnipn.  dass  nur  höchstens  2,0^lf^ 
des  anbaufähigen  Terrains  unter  Kultur  genommen  sind,  so  ist  dies 
Verhältnis  noch  ungünstiger  in  der  andinischen  Region,  in  der 
höchstens  des  natzbaren  Terrains  als  Weide  oder  Ackerland 
bearbeitet  werden. 

Gmnd  und  Boden  liat  hier  nnr  einen  nominellen  Wert  und 
grosse  Hadendas,  deren  Gebiet  hin  nnd  wieder  dnrcb  alle  Zonen, 
von  der  heissen  darch  die  gemSssigte  in  die  nnwirtliche  Ponaregion 
des  Hochlandes  geht,  werden  zn  Spottpreisen  angeboten  nnd  finden 
der  Kapitalsarmnt  nnd  des  mangelnden  Untemehmergeistes  wegen 
keinen  Kftnfer. 

Die  Transandinisehe  Region  Peros.  die  den  gr9ssten  Teil  des 
Landes  ansmadit,  hat  ökonomisch  den  geringsten  Wert,  nnd  doch 
ist  sie  das  Eldorado  der  Pernaner,  die  von  den  nngeheoren  Schätzen 

des  jungfi^ulichen  Bodens  fabeln. 

Die  Andesketre  fällt  nach  Osten  steil  ab  und  gibt  einem 
weiten  Tiefland  l^nim.  das  si(  Ii  auf  30  Breiten-  und  ebenso  vielen 
Längegraden  von  Ecuador  bis  nach  Argentinien  erstreckt,  sich 
sanft  zum  atlantischen  Ozean  -^«  Mkr  und  überall  mit  dichtem  TTrwald 
bewachsen  i^t  Von  den  Andtii  ab  haben  sich  die  jrri»ssttii  Striane 
der  Welt  in  diesem  Tiefland  ihr  Bett  gegraben.  Der  Urinocu,  der 
Amazonas  und  der  La  Piata-Strom. 

Die  unzähligen  Neben-  und  ZaÜttsse  jener  Strom  Systeme  haben 
sich  im  weichen  Humusboden  ihr  seichtos  Bett  gegraben,  das  nur 
im  Unterlauf  genügend  Wasser  und  eine  offene  Fuhrstrasse  bat,  nm 
tiefergehenden  Fahrzeugen  aach  in  der  trockenen  Jahreszeit  die 
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SchifTabrt  sa  ermSgUchen.  Alle  jene  Stromsysteme  stehen  direkt 
miteinaiider  in  Verbindung  wie  man  dies  vom  Orinooo  und  Amasonas 
weiss  und  vom  La  Plata  usw.  annimmt.  Wenn  nnn  im  Sommer 
der  Schnee  in  den  Andes  sehmilst  nnd  die  Begensseett  eintritt,  dann 
fahren  alle  jene  Flflsse  eine  derartige  Wasaermenge  nach  dem 
atlantischen  Ozean,  dass  sie  ihr  breites  Bett  nicht  nur  ausftUlen, 
sondern  weit  tibci  schreitt'u  und  dann  muhr  als  den  dritten  Teil  des 
gesamten  Teriitüriums  Uberschwemmen.  Das  ganze  Land  wird 
ein  grosser  See  mit  anliegenden  Silnipten. 

Selhstverst?indlich  kann  hier  von  Ackerbau  nur  im  unbedeu- 
tendsten Malistabe  die  Rede  sein;  es  kann  sich  nur  um  die  kommer- 
zielle Ausbeutnng  einiger  wildwachsender  Natzpflanzen,  wie  des 
Gummibaumes  usw,  handeln,  und  wenn  wir  von  einigen  primitiven 
Goldwäschen  im  Oberlaufe  der  Flflsse  absehen,  ist  dies  auch  wirklich 
die  einzige  Industrie  der  äusserst  geringen  Bevölkerung.  Ausser 
Gammi  nnd  ausser  einigen  Nntzhölzem,  deren  Wert  die  hohe  Fracht 
deckt,  einigen  Zier>  nnd  Medizinalpflanzeu  bringt  jmer  Boden  nichts 
hervor,  sämtliche  LebensbedHrfhisse  der  Bevölkerung  mfissoi  aus 
Europa  usw.  bezogen  werden. 

Man  schätzt  den  Wert  des  auf  peruanisdiem  Gebiet  ge- 
wonnenen Gummis  auf  viel  mehr  als  800000  fi,  wei^  ein  grosser 
Teil  ttber  brasilianische  Zollämter  geht  und  nur  der  kleinere  Uber 
Iquitos  am  Amazonenstrom  und  ttber  Uollendo  am  stillen  Ozean 
versehifFt  wird. 

Seit  einigen  Jahren  vergibt  die  peruanische  Regierung  gegen 
iüil^elt  (iummiterrains.  die  in  den  Gebieten  gelegen  sind,  in  welchen 
man  Gummibäume  vermutet;  allein  diese  Konzessionen  scheinen  mir 
*  doch  einen  zu  wenig-  reellen  Hintergrund  zu  haben,  um  sie  in  den 
Jvreis  meiner  B«'tr;M  lit un^-f^n  zu  ziehen 

In  den  letzten  AudotiUern,  die  sich  schon  eines  mehr  tro- 
pischen Klimas  erfreuon.  wird  auch  Kaffee,  Kakao  und  die  Coca- 
prianze  gebaut,  aus  deren  l>iättern  mau  das  Cocain  bereitet;  doch 
ungeachtet  der  vortrefflichen  (Qualität  des  Kaffees,  die  dem  besten 
zentroamerikaniscben  gleichkommt,  hat  jene  Industrie  der  hohen 
Frachten  wogen  nur  dort  Aussicht  auf  £rfolg,  wo  Kapital  sich  mit 
grosser  Sachkenntnis  vereinigt. 

Als  der  Zinsfuss  in  £uropa  vor  einigen  Jahren  so  bedeutend 
sank,  suchten  Kapitalien,  die  dort  angelegt  waren,  einen  nutz« 
bringenderen  Markt  in  Peru. 
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Elin  Teil  derselben  rief  nun  industrielle  Unteniehmungen  ins 
Leben,  die  auch,  beechttfczt  darch  die  hohen  Z5Ue,  alle  Aussicht  zn 
gedeihen  hatten,  wenn  man  bei  deren  Grttndnng  die  Verhttltnisse 
des  Landes  gehörig  in  Betracht  zog. 

In  einigen  Fabrikzweigen  hat  sich  so  eine  Überprodnktion 
ergeben,  da  durch  günstige  finanzielle  Besnltato  in  einigen  In- 
dustrien, wie  z.  B.  der  Banrnwolleweberei,  mehr  Fabriken  gegrttndet 
worden,  als  für  die  Deckung  des  einheimischen  Konsums  nötig 
waren  nnd  es  schwer,  yielleieht  unmöglich  ist,  den  Übersehnss 
ausser  Landes  abzustossen.  Einige  jener  Fabriken,  die  sich  in 
schwieriger  Lage  befanden,  wurden  fusioniert,  d.  h.  dureli  Ankauf 
in  eine  Hand  pebrachr. 

Selbstvet-ständiieh  sind  jene  Industrien  am  lebensfähigsten, 
die  ilue  Kohmaterialien  im  Lande  selbst  Anden,  wie  Bauinwnlle, 
Wolle,  Häute  usw.,  und  werden  weniger  Schutz  bedürfen  als  jene, 
die  ihr  gesamtes  Rohmaterial  von  aussen  beziehen  müssen. 

Wenn  es  nun  auch  vollständig  ausgeschlosseD  ist,  dass  die 
iodustrielle  T&tigkeit  von  internationaler  Bedeutung  werden  könnt« 
nnd  stets  nur  auf  den  heimischen  Markt  beschränkt  bleiben  ¥rird, 
so  hat  doch  die  Grandnng  von  Fabriken  in  soziologischer  Beziehung 
SQgensreidie  Wirkung  ausgeQbt,  indem  sie  Arbeit  und  Verdienst 
den  Schichten  der  Bevölkerung  zuflthrte,  die  bisher  wenig  Gelegen- 
heit dazu  hatten,  und  dadurch  deren  gesellschaftUehes  Niveau  hob. 
Es  ist  hauptsächlich  der  industriellen  Entwicklung  Limas  zuzu- 
schreiben, dass  sich  die  Einwohnerzahl  durch  Zuzug  in  wenigen 
Jahren  von  100000  auf  130000  vermehrt  hat. 

m. 

Die  Bevölkerung  Perus,  die  im  Jahre  1876  2  700000  Ein- 
wohner betrug,  also  zu  einer  Zeit,  in  der  die  Provinzen  Tarapaca 
nnd  Taena^Arica  noch  zu  Peru  gehörten,  wird  sich  seit  jener  Zeit, 
denn  neuere  offizielle  Daten  existieren  nicht,  gewiss  nicht  vermehrt, 
sondern  eher  vermitidei  t  haben.  Zu  dieser  Verminderung^  trugen, 
aus^;er  der  Ablösung  jener  Pruviiizen.  nicht  nur  der  blutige  chilenisch- 
peruanische  Krieg  und  die  ihm  folgenden  BUrgerkrie«re  bei,  sumli  rn 
sie  hnt  hauptsächlich  ihren  (rnind  in  den  antilivuieiiisehen  Gewuhu- 
liciteii  der  niederen  \'o]k>klassen,  die  fast  ansnahmsios  dem  Alkoliolis- 
mus  ergeben,  schlecht  genährt  und  gekleidet  sind  und  so  den 
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Epidemien,  die  hin  und  wieder  das  Land  heimsuchen,  zum  Opfer 
falien,  sowie  in  der  ungemein  g;ro8sen  Kindersterblichkeit.  In  Fem 
zeigt  sieb,  was  auch  in  aadem  amerikanischen  Staaten  beobachtet 
und  in  einigen  statistisch  festgestellt  worden  ist,  dass  nämlich  die 
rein  indianische  Bevittkerong  langsam  ausstirbt. 

Dieses  Faktum  kann  banptsftchlich  im  Innern  konstatiert 
werden,  wo,  wie  die  entvölkerten  Ortschaften  es  beweisen,  die  Be- 
völkerung in  den  letzten  20  Jahren  stark  znrttckg«gangen  ist, 
wfthrend  es  an  der  Kttste  weniger  ins  Auge  flUlt,  weil  die  rein 
indianische  Bevölkerung  hier  niebt  vorherrscht  und  Hygiene  und 
Lebensbedingungen  giini^tiger  sind,  auch  ein  konstanter  Zuzug 
stattfindet,  ünd  trotzdem  beweisen  die  demographlsehen  Statistiken, 
die  hlluftg  mehr  oder  weniger  vollkommen  geführt  werden,  dass  die 
Sterblichkeitsziffern  die  der  Geburten  fast  überall  übersteigen. 

Dio  rein  intlianische  Hov.ilkt  rimg  des  heutigen  Perus  mn^s 
in  vorllusseneu  Jahrhunderten  i'iiii<:(.' Millionen  stäiker  gewoeri  sein. 

Mein  gelehrter  Kreuud,  Professor  May  Iülk,  hat  bisher 
drei  Zivilisation.sepoc.hen  feststellen  können,  die  sich  im  i^aufe  von 
ca.  5000  Jahren,  in  gleichen  Zeitabständen  und  wohl  in  gleicher 
Zeitdauer  entwickelt  haben: 

Die  der  Küste,  der  die  der  Monuraentbauer  Tiahiinaros  folgte, 
welche  durch  die  inkaische  ersetzt  wurde,  welcher  die  Periode  der 
spanischen  Eroberung  ein  Ende  machte. 

Jene  Zivilisationen,  die  obgleich  in  sich  ähnlich,  doch  in  ihren 
cbarakteristischen  Formen  streng  voneinander  geschieden  sind,  haben 
ihre  Spuren  nicht  nur  in  ihren  Monumenten,  sondern  auch  in 
den  Bevölkerungsrassen  hinterlassen,  die  die  Gebiete  der  früheren 
Kulturstätten  noch  heute  bewohnen  und  sieber  die  Nachkommen 
jener  ürbevölkerung  sind,  deren  Charakter  sie  geerbt  haben. 

Der  Kttstenbewohner  ist  offener  und  der  modernen  Zivilisation 
zugänglicher  als  der  finstere  verschlossene  Äimara,  dem  der  Inka- 
indianer  an  Aupassun^rstäliigkeit  und  Humor  überlegen  ist. 

Der  Küstenindianer,  der  früher  ein  guter  Ackerbauer  war, 
bat  diese  Tätigkeit  fast  ganz  aufgegeben,  zuerst  wohl  durch  die 
Einfübrunü:  der  Negersklaven  in  spanischer  Zeit  und  dann  in  unseren 
Ta^-en  durch  die  l'unvandhinü-  de?-  Hauernwirtschaft  in  den 
industriellen  (irdssltetrieb  der  Zuckci haciendas,  deren  Arbeitcr- 
niaterial  chinesische  und  japauisclie  Kulis  bilden. 
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Der  Indianer  des  InnerDi  f&hig  in  20000  Foss  Hdfae  ohne 
Beschwerden  sn  leben,  ist  ein  vortrefflioher  Xinenarbeiter,  Be-. 
sehäftigQng,  die  er  überall  den  landwirtsehaftlichea  Betrieben  vor- 
zieht. An  der  Kflate  akklimatisiert  er  sieh  schwer,  meist  g:eht  er 
dort  zngrande;  die  Versuche,  ihn  als  Arbeiter  in  den  Znckerhaciendas 
zn  benatzen,  sind  alle  fehlschlagen. 

Den  intellij^eiiiesteu  Aibeitert«il  bilden  die  Mischlinge  jeder 
Nuance  und  Rasse,  die  zu  jedem  Handwerk  g^eschickt  sind  und  die 
auch  das  iiro^  der  Fabrikarbeiter  und  Arbeiterinnen  stellen. 

Die  Bewohner  der  transandiuischen  Kegion  sind  einige  Tausend 
Wilde,  aber  deren  Bildnngsfiihigkeit  nar  das  negativste  Urteil  an 
ftllen  ist. 

Die  Oberschichten  der  Bev&lkemng  bilden  die  Nachkommen 
der  Spanier,  doch  findet  sich  sowohl  an  der  Kflste  als  auch  im 
Innern  eine  eingeborene  Aristokratie,  die  ihren  Ursprung  von  den 
Incas  und  von  eingeborenen  F&rstenfamilien  herleitet,  die  schon  vor 
den  Incas  existiert  habeo.  Alle  zeichnen  sieh  durch  hühere  Intelligenz 
nnd  h&niig  durch  hellere  Farbe,  auch  wenn  sie  ganz  nnvermischt 
sind,  von  ihrer  untergeordneten  Umgebung  ans. 

Die  Xegerrasse,  welche  1854  der  Sklavurüi  entrissen  wurde, 
ist  von  100000  Köpfen  in  50  Jahren  auf  weniger  als  10000  zu- 
rückgegangen und  vollständig  entartet. 

Wenn  wir  von  Asiaten  absehen,  deren  grr>sster  Teil  als  Hand- 
arbeiter kommt,  wenngleich  es  auch  wohlhabende  chinesische  und 
japanische  Kauflente  gibt,  besteht  die  fremde  Bevölkerung  in  Peru 
hauptsächlich  ans  Italienern  mit  ca.  10000  Köpfen,  denen  die 
gleiche  Anzahl  Spanier,  Portagiesen,  Franzosen,  Deutsche,  Engländer. 
Schweden  und  Amerikaner  gegenübersteht. 

Wenngleich  der  I^upttdl  dieser  Fremden  dem  Handel  obliegt, 
so  befinden  sich  doch  auch  unter  ihnen  Ackerbauer,  Viehzflcbter, 
Bergleute  und  Handwerker. 

Ein  Land,  das.  wie  oben  gesagt,  wenig  Aussicht  hat.  seine 
Einwohnerzahl  auf  iiütllrlichem  Wege  zu  vermehnu.  -nlltr  dies  in 
Anbetracht  der  sfi  <;(hisiigon  Verh?l!tnisse  auf  dem  kün-t lifliPii  dor 
Einwanderung  versuchen.  Es  hat  auch,  da  deren  Notweiitli^keii 
allseitig  anerkannt  ist,  nicht  an  Pl&nen  dazu  gefehlt,  allein  mau 
irrte  in  deren  Ausführung. 


Digitized  by  Google 


2414 


6«9etsgebiiDg. 


Eines  Teiles  glaubte  maD,  Europäer  als  Haciendararbeiter, 
aom  Ersatz  Ton  CliineBen  and  Japanesen,  einfilbren  an  kennen  and 
es  erhob  sich  sowohl  in  Italien,  als  aach  unter  der  italientsciten 
Kolonie  Perus  ein  Sturm  des  Unwillens,  als  der  peruanische  Konsul 
in  Genua  dahin  sielende  Verträge  abzusdiliesfien  beabsichtigte.  Na- 
türlich musste  man  jenen  Plan  fallen  lassen. 

Dann  aber  beabsichtigt  man  die  transandinische  Kegion  zu 
kolonisieren,  und  du  dies  nicht  möglich  i>t.  so  werden  g^rosse 
.Suutiiieii  iiiiiiiltz  auspeß:eben  und  der  Mi«skredit  Inlg't  dem  Misjierfolc. 

Das  f^eei^netstc  Terrain,  um  eiiu'  irute  K(duiii--:iti"ii  im  ;>'ri'«<stoii 
Maßstäbe  ins  Werk  zu  setzen,  wilreu  die  unbebiuitcn  Strecken  in 
d^ni  durchweg  gemässi^rten  Klima  an  der  Pacific- KQäte,  auf  welche 
Millionen  leicht  8e.ssbaft  gemacht  werden  könnten,  die  ftir  ihre 
Produkte  einen  guten  Markt  im  Lande  selbst  finden  würden :  dazu 
wAre  es  eben  nur  nStig,  die  brachliegenden  Ländereien,  und  zwar 
zuerst  in  der  Nähe  der  Städte,  mit  Wasser  zu  Tersehen.  Auch  die 
andinischen  Täler  eignen  sich  zur  Kolonisation. 

IT. 

Ein  Land,  dessen  Hauptteil  der  Bevölkerung  und  der  indu- 
striellen Tätigkeit  sich  an  einer  20  Breitengrade  langen  Kflste 
konzentriert,  wird  naturgemäss  einen  ausgedehnten  Seeverkehr  haben. 

Der  Haupthafen  Perus  ist  CaUao,  12  km  von  Lima,  in  ^e- 
s<  iiiit/ter  hucht  mit  Hafen-  und  Kaianlagen,  ferner  <^inil  f:L'>ehilt7.te 
Halen  im  Norden  Callao»,  (  hiiuliute  und  T'aita.  währe  tnl  alle 
sonstijjen  Häfen  nur  oflff»ne  Keeden  sind  mit  iiuvoUkuiuiuüiien 
Kaianiaprcn  und  in  denen,  <ibwohl  Stürme  an  der  peruanischen 
Küste  äusserst  selten  vorkommen,  doch  durch  die  Nähe  des  an- 
tnrktisclHMi  Stromes,  zumal  im  SUden  Callaos,  in  llo,  UoUendo.  ri^^ro. 
und  im  Norden  in  »Salaverry,  Paensmayo,  Eten  in  gewissen  Perioden 
des  Jahres  nur  unter  Schwierigkeiten,  hin  und  wieder  auch  gamicht, 
GDter  und  Passagiere  ein-  und  ausgeladen  werden  können. 

Die  Haopthäfen  und  Anlagestellen  werden  wöchentlich  zweimal 
von  Süden  nach  Norden  und  von  Norden  nach  Sttdem  von  den 
Dampfern  der  Pacific  Steam  Navigation  Co.  und  Gompania  Sud- 
americana  de  Vapores  angelaufen,  die  zu  diesem  Zweck  Dampfer 
von  2 — 8000  Tonnen  haben.  Ausser  diesen  Linien,  die  den  Verkehr 
wöchentlich  einmal  nach  Panama  ausdehnen,  besuchen  die  Westküste 
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noch  die  Damiif^r  der  Kosmoslinie,  die  ihren  Kors  ein-  bis  zweimal 

monatlich  bis  Zentro-Amerika  und  San  Francisco  ausdehnen  und 
i'aiupfer  von  3 — 8000  Tünnen  haben,  und  denen  sich  bald  die  der 
Rülandlinie  anschliessen  werden,  die  der  Lanipart  und  Holt,  der 
Gulf  nnd  Branchtine,  sowie  auch  eine  direkte  Linie  vun  Xcw-York 
n:)(-h  CaUao  und  eine  monatliche  Verbindung  nach  China  und 
nach  Japan. 

Eine  peruanische  GreseUsohaft  ist  vor  kurzem  gegründet  worden^ 
die  den  Verkehr  nach  Panama  and  Valparaiso  aufrecht  erhalten  soll. 

Die  Verbindang  mit  Enropa  nnd  den  Vereinigten  Staaten  dnreh 
SegelachiffSs  wird  mit  den  grosseren  E&fen  periodisch  bewerkstelligt, 

während  die  starke  Süd  -  NordstrSmong  die  Küstenschiffahrt  be- 
deutend erschwert 

Callao  hatte  im  Jahre  1908  einen  Gesamtverkehr  von 
317704  Tonneu,  der  1904  auf  3ült}92  Tonnen  gestiegen  war. 

Man  setzt  grosse  Hoifnnngen  auf  die  Erbflhang  des  Panama* 
Kanals,  die  ich  aber,  die  südliche  Westküste  betreffend,  nicht 
teilen  kann. 

Ben  Oesamtverkehr  Europas  und  der  Vereinigten  Staaten 
▼ia  Panama  bewältigt  heate  ein  Dampfer,  der  wöchentlich  von 
Panama  nach  Valparaiso  fährt  und  für  die  ganze  südliche  Westküste 
nur  12 — 1500  Tonnen  Güter  bringt,  die  von  ganz  Europa  und  von 
den  Vereinigten  Staaten  in  Colon  duirh  die  dort  anlegenden  Danipfer- 
linien  zusammengebracht  werden,  während  die  die  Magelhacnstru.->.se 
benutzenden  Dampfer  wenigstens  die  achtfache  Quantität  Güter 
bringen. 

Direkte  Linien  durch  den  Panama-Kanal  möchten  also  nicht 
lohnen,  und  dies  um  so  mehr,  als  die  Kanalzölle  wohl  die  Fracht 
noeh  mehr  verteuern  möchten,  als  dies  heute  die  Colon-Panama^Bahn 
tat,  während  der  Weg  durch  die  Hagelhaenstrasse  zollfrei  ist  und 
die  längere  Fahrzeit  sehr  leicht  verkürzt  werden  kann. 

Es  gibt  natQrlich  auch  Personen,  die  glauben,  dass  durch 

Eröffnung  des  Panama-Kanals  der  gesamte  europäische  Handel  an 
die  Vereinigten  Staaten  fallen  vsad,  allein  auch  dazu  möchte  wohl 
keine  sehr  grosse  Gefahr  vorhanden  sein,  so  lange  die  Kurupiler, 
nnd  zumal  unsere  deutschen  Kaufleute,  fest  die  Entwickelung  ihrer 
Interessen  im  Auge  behalten. 
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Sämtliche  Bahnliniea  Perus  st^en  aenkrecht  zor  Küste  und 
fahren  ins  Innere. 

Wie  ich  schon  im  finanziellen  Teil  ausführte,  sind  nur  einige 
dermlbeii  Toileadet,  und  deren  gr^ster  Teil,  soweit  sie  Staats- 
eigentvm  waren,  befindet  sich  in  den  Hftnden  der  Peravian  Corporation, 
an  die  sie,  ausser  anderen  Gntem,  aar  Tilgung  der  auswärtigen 
Schuld  Perus  für  eine  Beihe  von  Jahren  abgetreten  wurden. 

Es  sind  dies  die  Bahnen  von  Mollendo  nach  Pnno,  nebst  dem 
den  Tlticacasee  be&hrenden  Dampfern,  die  von  Juliaoa,  ^er  Station 
der  PuBobahn,  naob  Guaoo,  an  deren  Vollendung  noch  70  km  fehlen, 
die  von  Pisco  nach  loa  und  die  von  Callao  nach  Oroya,  beide 
vollendet;  von  Ohimbote  nach  Recuay,  von  Pacasmayo  nach 
Cajamarca,  beide  unvollendet,  und  die  von  Paita  nach  i'iura  uitd 
die  von  Trujillo,  vollendet. 

Diese  Bahnen  brachten  der  Peruvian  Corporation  eine  Netto- 
einnahme 

im  Jahre  1002/3  von  204  438  £  (2,/l.) 
^  1903  4    ,    221021  ,  (13.;8.) 

1904  5    ,.    237  840  .  {5./5.): 

nur  eine  Bahn,  die  von  Chimbote,  lie$8  einen  Schaden  von  1500  £, 
alle  übrigen  rentierten  in  aufsteigender  Skala. 

Im  Privatbesitz  betindrn  sieh  die  Bahnen  von  Callao  nach 
Chorietos,  auch  2  elektrische,  die  von  Oroya  nach  Cerro  de  Pasee 
und  die  von  £ten  nach  Pimentel. 

Im  Bau  befinden  sich  fUr  Staatsrechnung  die  Bahnlinien  von 
Sicnani  nach  Cnzco  und  die  von  Oroya  nach  Huancago. 

Geplant  ist  die  Wiederherstellung  der  Bahn  von  Ilo  nach 
Hoqaegua,  die  während  des  Krieges  von  den  Chilenen  aerstSrt  und 
deren  gesamtes  Vaterial  als  Kriegsbeute  nach  Chile  gefllbrt  wurde. 

Femer  eine  Bahn  von  Lima  nach  Pisco,  für  die  die  Regie- 
rung auf  ein  Baukapital  von  500000  £  eine  Zinsgarantie  von  7^/^ 
tibemommen  hat.  Eine  von  Oroya  nach  Tarma,  eine  von  Hnaeho 
nach  Cerro  de  Pasco.  Ausserdem  existiert  noch  das  kolossale,  aber 
wahrscheinlich  uiiausführbaro  Projekt  einer  Bahn,  die  die  Küste 
mit  dem  l'rayale  oder  dem  Amazonas  an  einem  l'uiikte  verbinden 
Süll,  der  das  iranzo  Jahi  liiuduiLli  illr  grüssere  Damjtfer  schilVliar  ist. 

Natürlich  ist  dies  ein  Projekt,  das  von  l'topisten  stark  pro- 
le^jiert  wird,   aber  ükonouji.sch  ohne  gro.-<sen  Wert,  und,   da  es 
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überdies  am  Kapitalsmaiigel  zu  schoiteni  verurteilt  ist,  so  ziehe 
ich  es  nicht  weiter  iü  deu  Kreis  meiner  Betraohtungen. 

Der  Amazonas  und  seine  Neben-  nnd  Zuflösse  werden  von 
Dampfern  befahren,  die  sich  grösstenteils  im  Privatbesitz  befinden 
und  nar  Handelszwecken,  meistens  natttrUch  der  Oaminilese  von 
den  Faktoreien,  dienen. 

Sonstige  Kommnnikationswege  existieren  in  Fern  nnr  in 
mangelhafkester  Form;  ee  sind  grösstent^s  Saumpfade  für  Manltierei 
die  sogar  im  transandiscfaen  Teil,  wo  es  soloiie  flbeilianpt  nieht 
gibt,  in  Fnsspfade  ttbergehen. 

B.  Gesetzgebung. 

Der  Krieg  gegen  Cliile  hatte  Peru  einerseits  seines  benror> 
ragenden  politischen  Einflasses  in  Sad-Amerika,  andererseits  aber 
anch  seines  flskalisehen  Bdchtnms  beranbt.  GUtcUicherweise  gab 
es  Staatsmanner,  die,  statt  sich  politischen  Trftmnen  hinzn^ben, 

die  nationale  Wiedergeburt  in  der  Entwickelung  der  nationalen 
Hilfsquellen  suchten.  Die  vorhergehenden  Abschnitte  haben  in  go- 
drüngte^ter  Kürze  ein  Bild  jen(;r  iMitw  ickeliino:  7.u  geben  beabsichtigt. 

Ein  Land,  das  am  modornen  ökonomischen  Aiifschwunir  teil- 
nehmen will,  muss  natürlich  seine  Rechtsbasis  auf  moderne  l'riuzipien 
stellen.  Das  alte  spanische  Recht,  dessen  antiquierte  Anschaonngen 
nnd  Praxis  den  modernen  Anforderungen  nicht  mehr  entsprechen, 
mnsste  also  snerst  in  seinen  dem  Handel  nnd  Verkehr  dienwden 
Absclinitten  reformiert  werden. 

Es  wurde  zuerst  ein  Hypothekengesetz  erlassen,  das  yereint 
mit  einem  Kataster,  soweit  es  möglich  war,  dies  zu  bilden,  der 
Unsicherheit  der  Besitztitel  liegenden  Eigentums  möglichst  ein  Ende 
machen  sollte,  femer  arbeitete  man  ein  modernen  Ideen  huldigen- 
des Handelsgesetzbuch  und  eine  liberale  Minengesetzgebung  aus. 

Es  stellte  sich  ferner  heraus,  das.s,  uui  Kinwanderer  ins  Land 
zu  ziehen,  die  nicht  der  katholischen  Konfcssiuij.  die  Staatsreligion 
ist.  ani^churten,  es  wUnsch»'n>\vert  sei,  dem  Absililii^<  ihrer  Khea 
eine  Kechtsbasis  zu  i;elieH;  die.ser  Ansicht  ent>iir;tnL:  d;is  ('CM'tx 
Uber  gemischte  VAun  und  solcher  von  Andersi;l:iuliig^en,  das  die 
Ziviltraaang  einführte.  Die.ser  Fortschritt,  vom  Standpunkt  des 
Prinzips  ans  betrachtet,  ist  von  Wichtigkeit,  ungeachtet  die  Rechts- 
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praxis  im  Lande  nie  die  (luiti^keit  einer  im  Aaslaade  abgesehlosMiiMi 
Ehe  mit  ihren  Folgen  in  Frage  gestellt  hat 

Um  den  militarisehen  Institntionen,  zn  denen  hier  anch  die 
Polizei  gerechnet  wird»  ein  grosseres  Angeben  zu  gehen,  verfasste 
man  ein  Hilltftrstrafgesetz,  dessen  drakonisehe  Bestimmungen,  soweit 
sie  Zivilpersonen  betreffen,  jetzt,  nach  kanser  Wirksamkeit,  abge- 
ändert werden. 

Wir  sehen  al?!0,  diiss  auch  in  dci-  Reclitspraxis  Peru  im  Betriff 
.  steht,  den  modernen  Staaten  sich  möglichst  anzureihen  und  dass 
seine  rechtswissenscbaftUche  f^twickeluug  seinem  dkonomiachen 
Aufschwung  folgt. 

1906. 

Die  Erwartung,  dass  endlich  in  diesem  Jahre  die  Entwarfe 
der  neu  umgearbeiteten  Strafgesetzgebnng  dem  Kongress  unter- 
breitet werden  würden,  ist  leider  nicht  in  ErfllUnng  gegangen. 
Doch  hat  der  mit  deren  Ausarbeitung  betraute  erste  Vizepräsident 
der  Bepublik  Dr.  SiLViBOR  Oavebo  sich  Terbindlich  gemacht,  dem 
Kongresse  von  1907  die  Strafprozessordnung  und  dem  ?on  1908 
das  Strafgesetzbuch  vorzulegen. 

Die  Umarbeitung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  steht  noch 
im  weiten  Felde;  von  der  Tätigkeit  der  damit  betrauten  Kommission 
hi')rt  man  nichts,  doch  wird  angenommen,  sie  wolle  sich  nur  mit 
der  Reform  der  Zivilprozessordnung  beschäftigen  und  solche  in 
einigen  Jahren  fertig  stellen. 

Eine  grosse  H%}oritftt  im  Lande  wünscht  eine  allgemeine 
Keform  des  bürgerlichen  Gesetzbuches,  aber  in  Anbetracht  obiger 
Sachlage  hat  man  sich  entschlossen,  den  dringendsten  Hangeln  von 

Fall  zu  Fall  abzuhelfen:  Dem  entspricht  das  Gesetz  No.  257,  das 

in  seinem  r;uzii.'rü  Ai-tik*'l  Itotiniiut: 

y,In  den  l*alleii,  in  denen  sich  abweichende  Meinungen 
(discordia)  bei  der  BeschlussfasisuLg  über  die  Annahme  oder  Ab- 
weisung der  Nirhris-kpitsbeschwerde  ergeben,  die  gegen  Urteile 
in  Zivil-  oder  Kriminalprozessen  irgend  weichen  Verfahrens  er- 
hoben worden,  sind  zum  rechtskräftigen  Beschluss  5  durchaus 
ganz  übereinstimmende  Stimmen  notig.^ 

Man  bezweckt  damit  die  Annahme  der  Nichtigkeitsbeschwerden 
zn  erschweren,  deren  Zahl  und  damit  die  Arbeit  des  höchsten  Ge> 
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ricbtshofes  sa  vermindern,  also  in  der  höchsten  Instanz  schnellere 
Rechtspflege  xa  ermöglichen. 

Beim  abgekflrzten  Verfahren  (jniclo  cyecativo)  hatten  sich 
Mifistäode  ergeben,  weil  einige  Richter  das  nene  Gesetz  falsch 
interpretierten  und  Artikel  des  bflrgerlichen  Gesetzbaches  als 
geltend  annahmen  (§  1137),  die  man  im  neuen  Gesetz  als  aufgehoben 
betraehtete.  Sie  gestatteten  also  dem  Beklagten  Widersprach  gegen 
den  Zahlungsbefehl  zn  erheben,  bevor  die  Pfändung  ausgeführt 
wordcu,  wodurch  der  Pruzess  in  die  Länge  gezogen  und  häufig  in 
seinen  Resultaten  illusorisch  gemacht  wurde.  Der  betreffende  Artikel 
hat  also  folgende  Fassung  erhalten: 

^.Einziger  Artikel:  Dem  Art.  17  des  Gesetzes  vom  28.  Sep- 
tember 1896,  das  abgekürzte  Verfahren  (juicio  ejecativo)  betreffend, 
wird  folgender  Wortlaut  gegeben: 

Art.  17.  Im  ZwangsTerfahren  zur  Zahlung  von  Schulden 
wird  der  Zahlungsbefehl  in  Übereinstimmung  mit  den  Art.  7  u.  8 
des  angeführten  Gesetzes  erlassen  und  ausgefOhrt.* 

Es  muss  also  jetzt  innerhalb  24  Stunden  Pfändung  erfolgen 

(z.  H.  bei  eiogeklagteu  lechtskräfti^^^cii  Wechseln)  und  erst  üm\i 
deren  \'ollstreckung  kann  der  Kichter  Widerspruch  annehmen  und 
behandeln. 

Es  ist  ja  selbstverständlich)  dass  der  interessanteste  Teil  der 
Kongressverhandlungen  die  ökonomischen  Vorlagen  betraf,  unter 

denen  sich  in  erster  Linie  die  von  der  Regierung  geforderte  Er- 
mächtigung zum  Abschluss  einer  zu  Hahubauteü  bestimmten  Auleibe 
von  a  Millionen  Pfund  Sterling  befand. 

Die  Ivegieruug  hatte  dem  Kuugresü  von  1905  ein  ausfübr- 
liebe5>  (iesefz.  jene  Anleihe  betreffend,  vorgelegt,  füblte  sich  aber 
veranlasst,  es  zurückzuziehen  und  es  im  Kongress  von  1906  durch 
einen  Gesetzentwurf  zu  ersetzen,  der  in  wenigen  Paragraphen  der 
Kegler ung  die  Ermftehtignng  zum  Abschluss  der  Anleihe  erteilt 

Das  peruanische  Kammerreglement  gestattet,  jeden  Paragraphen 
eines  Gesetees  5  Tage  lang  zu  debaKieren;  ein  paragraphenreiches 
Gesetz  kann  also  durch  die  Opposition  in  jeder  Weise  durch  um- 
st&ndliche  Debatten,  Amendements  usw.  in  die  Lftnge  gezogen,  dessen 
Annahme  sogar  unmöglich  gemacht  werden,  trotzdem  eine  bedeutende 
lü^orität  fUr  die  Annahme  vorhanden  sein  mochte. 
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Dft  jener  Fall  hier  vorlag,  so  erreichte  die  Begiemng  durch 
ihre  Taktik,  dass  die  wenigen  Paragraphen  des  Oesefesentwnifes, 
trots  reglementBrnissiger  Debatte,  zur  Ahstimmong  gebracht  nnd 
mit  grosser  Majorität  den  VorschlSgen  der  Begierong  gemftss  ange- 
nommen wurden. 

Die  Anleihe  von  oOOUOOO  iL  ist  zum  Bau  der  folgenden 
Bahnen  bestimmt: 

1.  Einer  Bahn,  die  von  einor  Station  der  Zentralbahn  a  i-i;«  liend. 
den  Ucayali,  elLen  Nebenfluss  des  Amazonas,  au  einer  Stelle 
trifft,  von  welcher  aus  er  das  ganze  Jahr  hindurch  schiffbar  ist. 

2.  Verbinduiif;  der  Endstation  der  Zentraibalin  (Callao— Lima — 
Oroya)  mit  Jaiya  und  Huancayo. 

3.  Verlftngemng  der  Bahn  MoUendo — Areqaipa — Sicnani  bis  Gozoo. 

4.  Ansban  der  Bahn  Paeasmayo  nach  Jonen  resp.  nach  Cejamarca. 

5.  Wiederherstellang  der  Bahn  von  Do  nach  Uoqnegna. 

Aosser  für  die  nnter  No.  2  und  3  angefUirten  Strecken 
existieren  noch  keine  definitiven  Pläne  resp.  keine  KostenanschlSge 
fQr  die  flbrigen  Projekte. 

Femer  hat  die  Regierung  vermittelst  Gesetzes  einer  englischen 
Gesellschaft  den  Bau  einer  Bahn  von  Lima  naeh  Hnacfao,  einem 
100  km  nördlich  von  Lima  gelegenem  Hafenplats,  konzessioniert 
and  ihr  das  Bankapital  mit  6%  Zinsen  p.  a.  garantiert. 

Ein  früheres  Gesetz  ermächtigte  die  Begierong,  einer  Gesell- 
schaft, die  den  Ban  einer  Bahn  von  Lima  nach  Piseo,  einem  250  km 
sfldlich  von  Lima  gelegenen  Hafen,  nntemehmen  würde,  fHr  das 
dazn  nötige  Kapital  eine  jahrliche  Zinsgarantie  von      an  gewähren. 

Es  hat  den  Anschein,  dass  anch  der  Bau  dieser  Bahn  von  der 
erstgenannten  Gesellschaft  in  Angriff  genommen  werden  wird. 

Am  6.  Febrnar  1906  worde  ein  Gesetz  erlassen,  durch  welehes 
die  Regiemng  ermächtigt  wurde,  einer  sidi  zn  bildenden  pemanischen 
Dampfschiffahrts-  nnd  Dock-Gesellschaft  eine  jährliche  Sabvention 
von  30000  £  zu  gewähren. 

Als  Gec^cnleistung  verpflichtete  sich  die  Gesellschaft,  eine 
Flotte  von  6  Dampfern  von  wenigrsten*  2500  Tonnen  Tragkraft  und 
'J<>  Knoten  Geschw indi;.'^keit  per  iStiiiiti*  /u  stellen,  weiiipstens  1  mal 
mouatiicii  die  Kei.>e  von  Oallao  nach  Panama  direkt  in  4  Tagen  zu 
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maehen  und  1  mal  wöchentlich  die  Häfen  der  peroAnischen  Kttste 
anlaufen  za  lassen. 

Aach  moss  sie  in  Callao  ein  Troekendock  für  Schiffe  bis  zu 
12000  Tonnen  errichten. 

Das  auf  300000  £  normierte  Gesellachaftskapital  kann  aber 
nnr  unter  grossen  Schwierigkeiten  zosammengebraoht  werden;  da 
eine  derartige  Untemehmong  dem  fremden  Kapital  keine  nntzbringende 
Anlage  verspricht,  so  beteiligte  es  sich  an  der  Zeicbnnng  nnr  in 
sehr  genngfüglger  Weise,  und  mbchte  es  sehr  schwer  halten  für 
jene  Zwecke  viel  freies  Kapital  im  Lande  selbst  zn  finden. 

Die  der  Begierang  im  Jahre  1904  erteilte  ErmOchtigaDg,  die 
Streitigkeitett  mit  derPernvian  Corporation  durch  gütlichen  Vergleich 
beizalegen,  erlosch  am  27.  Juli,  ohne  dass  irgend  welche  Einigang 
erzielt  wurde.  Da  nun  der  Direktor  jener  Gesellschaft  sich  auf 
dem  Wege  nach  Lima  befindet  und  Ende  Dezember  hier  eintreffen 
wird,  um  endgültig  za  veriiandeln,  so  hat  der  Kongress  der  Kegierung 
die  obengenannte  Ermttchtigang  bis  27  Juli  1907  erneuert  und  be- 
stimmt, dass,  wenn  bis  zn  jenem  Tage  kein  Vergleich  zustande  ge- 
kommen, die  Suche  den  Gerichten  zur  endgültigen  Erledigung  Uber- 
wiesen werden  soll. 

Der  pernanische  SÜbersol,  der  einen  festen  Kurs  von  24  pence 
hat,  behftlt  diesen  definitiven  Wert  bis  zu  einem  Silberpreise  in 

England  von  32  pence  per  Unze  Troy.    Steigt  nun  jener  Preis  yiel 
über  32  pence,  so  liefet  die  Gefahr  vor.  dass  die  Silbersülos  als  * 
Handelsartikel  exportiert  werden  und  da»  Land  ohne  Münzen  lileibt. 

Die  Preissteigerung  des  Silbers  im  Oktober  Hess  eine  der- 
artige Gefahr  befürchten,  und  um  ihr  vorzubeugen,  wurde  der 
B^erong  vom  Kongress  die  Ermächtigung  erteilt: 
I.  einen  Ausfuhrzoll  auf  Silbermttnzen  zu  legen,  dessen  Höhe 

stets  die  Preisschwankungen  des  Silbers  ausgleichen  soll; 
II.  für  IVs  Millionen  Pfund  Sterling  Sllberscheidemfinzen  zu  prttgen; 
ni.  ausser  Goldmttnzen  von  1  £  und  V«  ^         solche  von  ^ 
prägen  zu  lassen. 

Die  ad  II  und  III  aulVretUhrten  Bestiiiiniungen  befinden  sich 
bereits  in  Ausführung,  während  j»d  T  durch  das  Falleu  de.s  Silber- 
preises  anter  32  pence  bisher  nicht  in  Kiai't  zu  treten  brauchte. 
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Eng  Terbimden  mit  der  Okonomiscben  Entwickdang  ist  in 
allen  sttdamerikanisdieii  Landern  die  Einwanderongsfrage^  aneb  also 
für  Peru  mit  seiner  geringen  BevOlkerong  nnd  den  Millionen  Hek- 
taren brachliegenden  Landes. 

Am  nttcbsten  läge  nnn,  die  KOste  nnd  die  bochliegenden  Län- 
dereien im  Innern  fttr  die  Einwanderung  vonsnbereiten,  denn  obwohl 
Perus  Küste  ganz  in  den  Tropen  liegt,  ist  das  Klima  doch  ein 
gemässigtes.  Der  Humlxildtstrom  einerseits,  der  das  eisige  Wasser 
des  Sildpoles  an  die  Küste  flilirt,  andererseits  die  NShe  dtfs  Hoch- 
gebirges lassen  die  Temi»eratur  nie  auf  mehr  als  80 im  Si»mraer 
steiprcn:  eiiropäisclie  Einwanderer  iUndea  aUo  ein  Klima,  das  ihre 
Energie  nicht  brachlegte. 

Allein  die  freien  Ländereien  an  der  Küste  haben  kein  Wasser, 
das  erst  durch  kostspielige  Bewässerungsanlagen  herbeigeschafft 
werden  müsste,  und  die  andinischen  Täler  und  Hochplateaas,  die 
sehr  für  enropftischen  Ackerbau  geeignet  wären,  befinden  sich 
meistenteils  im  Privatbesitz  oder  sind  Eigentum  der  indianischen 
Kommunen,  mttssten  also  gekauft  resp.  expropriiert  werden,  nnd  fttr 
diese  Zwecke  hat  die  Regierung  bis  jetzt  leider  keine  fittssigen  Mittel. 

Die  Absieht  war  also,  europäische  Einwanderer  in  die  jenseits 
der  Andes  gelegenen  Amazonasgebiete  zu  bringen;  allein  es  stellte 
sich  heraus,  dass  in  den  Lima  nahegelegenen,  d.  h.  in  200 — 800  km 
Entfernung  sich  befindenden  Regionen  nur  wenii:  disponibles  Land 
/u  finden  war.  iJau  hoflft  nun,  die  zu  bauende  I  cayalibaliu  werde 
für  Einwanderer  geeignete  Ländereien  dem  Verkehr  eröffnen. 

Allein  ich  bezweifle  das.  Tropische  Kulturen  sind  für  euro- 
päische Einwanderer,  die  nur  Uber  beschränkte  Mittel  verfügen, 
nicht  geeignet.  Tropenprodukte  bedürfen  meistens  einer  Arbeit  von 
Jahren,  nm  erntereif  zu  werden,  jene  Arbeit  kann  von  Europäern 
schwer  geleistet  werden,  Arbeitskräfte  sind  schwer  zu  bekommen 
und  sehr  teuer,  der  Lebensunterhalt  ist  ebenfalls  sehr  kostspielig, 
und  wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass  die  grosse  Entfernung  von 
der  Kflste  teuere  Frachten  bedingt,  so  kann  man  den  transandinischen 
Einwandernngsplänen  der  peruanischen  Regierung  durchaus  keine 
günstige  Zukunft  vorhersagen. 

Vielleicht  fOhlt  die  Regierung  selbst  das  Hoffnungslose  ihrer 
Ideen  nnd  beabsichtigt  also  ihre  Kolonisationspläne  nur  in  ganz  be- 
.^chräuktt'm  Ma.ssc  uuszuflUircn.    Für  Immigratiunszwecke  sind  ihr 
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im  diesjährigen  Budget  5000  £  zur  Verfügung  gestellt  worden. 
Sie  hat  also  ein  Dekret  am  10.  Aucrust  gegeben,  in  dem  sie 
IndostrieUe  jeder  Art  auffordert,  sicii  fttr  ihre  Industrien  (Acker- 
bau, Bergbau,  Fabriken)  Arbeiter  in  £aropa  resp.  den  Vereinig;teii 
Staaten  zu  sneben,  für  welche  sie  die  Passagen  von  Europa  nach 
Peru  bezahlt  und  fttr  deren  Unterbringung  und  Lebensunterhalt 
ihre  Kontrahenten  zu  sorgen  haben. 

Selbstversjtäudlich  werden  volil  die  meisten  Regierungcu,  in 
Anbetracht  der  trüben  Erfahrungen,  die  sie  mit  jenem  Kontrakt- 
System  gemacht  haben,  sich  einer  derartigen  Aubwanderunj(>pio|»a- 
ganda  in  ihren  Staaten  widersetzen,  was  auch  in  Erwartunj:  tUi* 
sicher  eintretenden  Schwierigkeiten  nur  ernstlich  zu  wünschen  wäre. 

Eine  freie  Einwanderung  von  Chinesen  und  Japanern  hat 
auch  in  diesem  Jahre  stattgefonden;  von  ersteren  sind  einige 
Tausend  gelandet  worden,  die  meistens  ihre  Anstellung  als  Arbeiter 
auf  den  I^iendas  der  Kflste,  aber  auch  in  den  kleine  Hand- 
indnstrien  und  im  Kleinhandel  der  StSdte  gefunden  hatien. 

Ausser  den  oben  angeführten  industriellen  Unternehmungen, 
die  die  gesetzgeberische  Tätigkeit  des  Kongresses  in  Anspruch 
nahmen,  ist  nur  noch  zu  erwähnen: 

1.  Die  Umwandlung  der  städtischen  Pferdebahnen  in  solche 
mit  elektrischem  Betriebe,  der  von  der  elektrischen  Gesellschaft 
von  Santa  Kosa  übernomnai  wurde  und  die  Veranlassung  war, 
dass  sich  die  elektrischen  Bahnen  nach  Callao  und  nach  Chorriilos 
und  die  Strassenbahn  mit  jener  Gesellsehaft  fusionierten,  obwohl 
sie  ihre  getrennten  Verwaltungen  beibehielten. 

Dieser  sogenannte  Trast,  der  ja  eigentlich  keine  der  mass- 
gebenden Eigenschaften  eines  solchen  besitzt,  scheint  nur  den 
Zweck  einer  leichteren  Kapitalsbeschalluui^  zu  haben,  eines  sich 
besser  gegenfristigen  Kücken deckens. 

2.  Die  neuerdings  publizierte  beabsichtigte  Kapitalserhöhuug  von 
200000  £  auf  500000  £  der  Peru-  und  London-Bank,  deren  Erfolg 
man  äusserst  skeptisch  beurteilt.  Die  alten  Aktien  jener  Bank 
sind  von  10  £  auf  24  £  getrieben  worden,  die  neuen  sollen  mit 
50%  Prilmie  aasgegeben  werden,  d.  h.  (10  £  mit  15  £)  dem 
Keservefonds,  der  100000  £  (nominal)  augenblicklich  beträgt, 
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sollen  sftmtlicbe  Prftmien  fUs  die  900000  £  neue  Aktien,  alsa 
150000  £  ssvgeftthrt  werden. 

Da  null  im  Laude,  bei  den  alten  Aktionären  und  auch  sonst, 
nicht  das  nötipe  Barkapital  vorhanden  ist.  um  jene  Operation  in 
zufriedentitelieiidcr  Weise  durchführen  zu  köuneü,  sd  ist  wohl.  >oll 
die  Kapitalserhöhunf^  nicht  nominell  bleiben,  nur  anzunelmiou,  dabs 
die  europäischen  Kapitalisten  der  Peru-  und  London-Bank,  denen 
Jetzt  schon  40 ^/q  des  Bankkapitals  g;ehören,  alles  Fehlende  zu  über- 
nehmen sich  verbindlich  gemacht  haben. 

Auf  jeden  Fall  kennen  vir  nns  nur  frenen^  wenn  wirklidi 
Kapital  ins  Land  kommt^  das  ja,  wie  die  WortfQhrer  der  Bank 
angeben,  der  indnstriellen  Entwickelnng  dienen  soll,  der  unsere 
Überseeische  Bank,  nach  ihrer  Heinong,  nicht  genug  Vorschnb 
leistet,  and  kennen  jene  flnanzlelle  Initiative  mit  um  so  grösserem 
Vergntlgen  begrttssen,  als  unsere  Deotsche  Bank  hier  sich  im  gesunden 
Aufschwung  befindet  und  gewiss  keinen  Neid  empfinden  wird,  wenn 
sichere  GesehAfte  auch  von  ihrer  Kookarrentin  gemacht  werden. 
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Beforent:  Frlderieo  HartiBS,  Advokat,  Lissabon. 
Übenetsung  Ton  BartoUHinSy  Aiiitsg«riclitsr«tt  Krotomshio. 

1904—1906. 

Gesetzgebung. 

Die  Cbersicht  der  Gesetzgebunj»  Portugals  in  der  Zeit  von 
1004  bis  Ende  1906  ^rc^vahrt  kein  grosses  Interesse  vom  Gesichts- 
punkt der  Rechtsveii^leicliung. 

Die  wiederholten  Kegierungswechsel,  die  nach  den  politischen 
Gewohnheiten  des  Landes  mit  entsprechenden  Veränderungen  in  der 
Znsammensetzong  der  gesetzgebenden  Körper  verbanden  waren, 
machten  deren  T&tigkeit  während  der  angegebenen  Zeit  fast  nn- 
frnehtbar. 

So  beschränkt  sich  das  portogiesisehe  Parlament  im  Jahre  1904 
aaf  Genehmignng  gesetzgeberischer  Massregeln  verfassungsmässigen 
Charakters  (Festsetzung  der  bewaffneten  Macht  zu  Wasser  und 
ZQ  Lande)  und  rein  verwaltangsrechtlichen  Gebietes ;  im  Jahre  1905 
ist  seine  T&tigkeit  als  gesetzgebender  Kdrper  v&llig  inhaltlos  nnd 
nur  in  der  n.  Sitznng  im  Jahre  1906,  in  der  das  gegenwärtige 
Eabinet  nnter  dem  Vorsitz  des  Staatsrats  Johann  Fpanr  Castbllo- 
Branco  auftrat,  sind  auf  Anregung  der  Kegioi  un^r  einige  wichtige 
Gesetzesvorschläge  eingebracht,  unter  denen  hesundere  Erwähnung 
der  über  das  staatliche  Rechnungwesen  verdient,  der  ein  sti^engeres 
A'erfaliren  ff!?'  die  Prüfung  der  .Schatzreehniiniren  eiiiiichtet.  der, 
welcher  die  ministerielle  Verantwortlichkeit  vor  den  (iericliten  zur 
Wirklichkeit  macht,  der.  welcher  die  Pres-^freiheit  ordnet  und  der, 
welcher  die  Grundsätze  aufstellt,  auf  die  sich  das  Recht  der  Vereins* 
bildang  gründen  soll. 

Diese  Vorschläge  stehen  zur  Beratung,  d.  h.  sie  sind  noch 
nicht  Gesetz  geworden  und  können  deshalb  noch  nicht  in  einer 
DarstelluDg  der  Becbtsvergleichong  eine  Stelle  finden. 

Jedoch  bringen  sie  schon  eine  deutlich  freisinnige  Bewegung 
in  den  politischen  Gewohnheiten  Portugals  hervor,  die  von  dem 
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nicht  nnbeaehtet  bleiben  darf,  der  den  Entwicldungsgaug  der  Ge- 
setzgebung dieses  Landes  studieren  AviTI. 

\  on  den  in  der  Zeit,  auf  die  unsere  Darstellung  Bezug  nimmt, 
veröfleiitlichtpn  Gesetzen  bietet  keins  ein  besuuderes  juristisches 
Interesse  und  deshalb  beschränken  wir  uns  auf  eine  oberflächliche 
Inhaltsangabe  dieser  Urkunden. 

1904. 

Veriassongsvorschriften. 

Gesetz  vom  24.  November  setzt  den  Ersatz  lür  das  H^r  im 
Jahre  1904  auf  16200  Rekruten  fe-t 

Gesetz  vom  gleirlipn  Tai^c  setzt  den  P'riedensl'uss  des  Keeres  im 
Wirtschaftsjahr  1904  bis  l'JOö  auf  80000  Mann  aller  Waffeu- 
gattongen  fest. 

Gesetz  vom  ^30.  Novenjber  setzt  die  Seemacht  ftlr  das  VVirt- 
8chaft.Hjabr  1904  bis  1905  anf  5600  Mann  fest. 

Fiskalische  und  Verwaltimgsvorschrüten. 

Gesetz  vom  2t>  oktolter  unterwirft  einer  Produktionssteuer 
von  10  Reis  für  den  iiiter  das  anf  den  Azoren  gebraute  und  ver- 
kaufte Bier  und  behandelt  es  bei  der  Ausfuhr  als  fremdländisches. 

Gesetz  vom  24.  November  befreit  bestimmte  Wohltätigkeits- 
anstalton  von  der  Zahlung  gewisser  Steuern. 

Gesetz  von  demselben  Tage  genehmigt  die  Beitreibung  der 
Staatseinnahmen  und  ihre  Verwendung  zum  Staatsinteresse  im 
Wirtschaftsjahr  1904  bis  1905. 

Gesetz  vom  nämlichen  Tage  ermächtigt  die  Begierung,  den  Ver- 
trag mit  der  Bank  von  Portugal  auf  gewi8$«n  Grandlagen  za  er- 

""''*™-  1905. 

In  diesem  Jahr  wurde  kein  Gesetz  erlassen. 

1906. 

Yoiflchiifteii  internationaler  Natur. 

Gesetz  vom  20.  Dezember  genehmigt  den  Abschlnss  folgender 
Verträge  and  folgende  Erklärung:  die  3  im  Haag  am  12.  Juni 
1902  abgeschlossenen  Verträge  zur  Ordnung  der  Konflikte  der 
Gesetze  und  Rechtsprechung  bei  Angelegenheiten  der  Ehesdhiiessnng 
und  Ehescheidung  und  Vormundschaft  tber  Mindeijährige ;  den  Han- 
delsvertrag zu  Bern  zwischen  Portugal  und  der  Schweiz;  den 
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Vertrag  zu  Paris  zum  Schutz  der  für  die  Landwirtschaft  iiütz- 
licheu  Vögel;  die  Erklärung;  aber  den  Handel  zwischen  Portugal 
lind  Schweden. 

Gesetz  vom  21.  Dezember  f,'enehiiiist  die  Annahme  des  Schlu^s- 
protokolls  der  internationalen  Konferenz  in  Algeciras. 


Gesetz  vom  24.  Dezember  ermächtigrt  die  RejEnerunf,',  den 
Obersten  National  Verteidigungsrat  einzurichten,  und  ordnet  das 
Gehalt  der  Offiziere. 


Gesetz  vom  27  Oktober  macht  den  Vertrag  mit  der  ,.Tabaks- 
gesellschaft  von  I'nrtugal"  endgültig,  in  dem  ihr  auf  19  Jahre, 
seit  dem  1.  Mai  l!'07,  ausschliesslich  die  Bearbeitung  des  Tabaks 
auf  dem  Festlande  des  Königrreichs  zugestanden  ist. 

Gesetz  vom  20.  Dezember  genehmigt  den  Vertrag  Uber  die 
Einrichtung  von  Eisenbahnen  und  macht  den  Vertrag  vom  IS.  Joli 
1906  mit  den  Gesellschaften  „Western-Telegraph'*  und  „Eoropa- 
iind  Azoren^Telegraph**  ttber  die  Oestattnng  des  unterseeischen 
Telegraphen^Eabels  von  Oressbritannlen  nadi  Faiial  nnd  von  FaüaJ 
na<sb  St.  Vincent  am  Grflnen  Vorgebirge  endgültig. 

Finanzlage. 

Wir  werden  diese  Darstellnng  mit  einer  allgemeinen  Angabe 
der  Einnahmen  und  Ansgaben  des  Staats  im  Hanptlande  sehlieesen, 
die  ans  dem  Voranseblage  fttr  das  Wirtschaft^ahr  1907  bis  1908 
entnommen  ist  nnd  ans  der  sieh  die  gegenwärtige  Lage  der  portu- 
giesisehen  Finanzen  beurteilen  ISsst. 


Militärisehe  Vorsehrüten. 


nnamen  imd  Sfienfliehe  Arbetien. 


Einnahmen. 
Ordentlich«. 


Direkte  Stenern  

Stempel  und  Kegister  

Indirekte  Steuern  

Zuschlagsstenern  

Nationaleigentom  nnd  verschiedene  Ein* 


13  414  406  Milreis 
6  535  900  „ 

29  585  416  „ 
1059050 


nahmen  

Aosgleichang  der  Ausgabe 


4  735  885 
11744598 


r 


530 


588 


67075256  Milreis  118 
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AniMrerdeiitliclift. 

Aasserordentlicbe  ZnschliigBSteaer  ron  S^^/^ 

aaf  alle  Abgaben,  Taxen  und  sonstige 

Einnahmen  jeder  Art,  Natnr,  Benennong 

oder  Verwaltung,  die  bis  zum  30.  Jnni 

1908  erhoben  werden   791000  Uilreis 

Anteil    am   Ergebnis   der  Anleihe  von 

4  500  000  Milreis  zur  Kriegsbereit.schaft 

nach  den  Bedingungen  des  Inhalts  des 

Gesetzes  vom  'W.  Juni  1903.  Gleicher 

Betia^^.    wie  in   der  ausserordentlichen 

Ausgabe  des  Kriegsministenums  ange- 
geben ist   416500  „ 

1207500  MilralB 

Ausgaben. 
Ordentliche. 

Allgemeine  Lasten   10816230  Kilreis  864 

Nicht  amortisierbare  Staatsschuld    ...   21506962      .  018 

Wechseldifferenz   80  000  „ 

Eigener  Dienst  der  Ministerien: 

Finanzen.    .    .    .    4  566  904  Milr.  Itil 

Innen s    ....    o 289 156     «  150 

Für  ;:(n^tlii-lic  und 
.fustizaugologeah.    1367  702     ^  130 

Krieg   7  721303     „  100 

Marine  u.  Kolonien : 

a)  ;{73S(Kli<  M.  655 

b)  U 16  487  „  575 

4H54<;s7     y  230 

Äusseres  ....      451  b27     ^  8^0 

Öffentliche  Arbei- 
ten, Kandel  nnd 
Gewerbe    .    .   .   9805798  ^ 

34057  279      ^  255 

Altgemeine  Depositenkasse  und  Versiche- 
rungsanstalten   71 

67179572  Milreis  137 
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AntserordentUche, 

Ministerium  dos  Innern   4000U  JUilreis 

Ministorium  des  Krieges   746500  ^ 

Hinisteriam  der  Marine  und  der  Kolonien: 

Marine   348655  Milr.  280 

Kolonien    ....   878710    ^  289 

1287365      ,  280 

Hinisterinm  des  Äqssein   31489  ^  140 

MinUterium  der  Sffentliehen  Arbeiten,  des 
Handels  nnd  Gewerbes   86000  ^ 

2131354  Milreis  420 

Gesamt-Einnahmen   68282756  Milreis  118 

Gesamt-Ansgaben   r.o;n  0  920  r,r>7 

Überschnss  der  veranschlagten  Ausgaben:     1028170  Milreis  439 

Wie  man  ans  der  oben  aufgestellten  Tafel  sieht,  ist  eine  der 
am  schwersten  auf  den  portagiesischen  Staatshanshalt  drSckenden 
Lasten,  und  das  seit  langer  Zeit  nnd  mit  dem  Bestreben,  sich  zn 
verewigen,  das  Ergebnis  der  konsolidierten  und  schwankenden 
Schulden. 

Um  diesen  Nachteil  zu  begegnen,  sind  verschiedene  Vorschlüge 
eingebracht  in  der  Absiebt,  diese  Schulden  in  eine  amortisierbare 
zn  verwandeln. 

Unglücklicherweise  ist  es  noch  nicht  erreicht,  in  diesem  Staats- 
haushaltanschlii^^eii  den  Grundsatz  der  Amoitisation  ciuzulUhien, 
der  doch  eine  Fra^e  von  der  frrössten  tiiiaii/ieüen  BedeutunjOr  ist. 

Es  ist.  wie  ein  beiiihmier  hel^Msclier  Staatsmann  sas'te.  eine 
wesentliche  Frafi:e  \nm  (lesichtf^ininkte  guter  Fiüuüzwirtschaft  und 
eintjr  gesuuUen  Auscblagsberechnuug. 
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Ket'erent:  P.  LabliBSkiy  Mag.  jur.,  Petersbarg. 
Übenetsung  tod  Areadiw  Silbentoiiiy  Bechteanwaltf  Pelenburg. 

iuo;}— 1905,  teUweise  auch  1906. 

A.  Gesetzgebung. 

s)  Strafreeht  (1908—1005). 

Rassland  wurde  lange  Zeit  fBr  ein  Land  gehalten,  wo  körper- 
liche Strafen  öfters  als  irgendwo  anders  im  westlichen  Europa  an- 

g-ewandt  werden.  Memoiren  verschiedener  Ausländer  aus  dem  XVII. 
und  XVIII.  Tiilirliutidtit,  welche  russische  Sitten  nur  aus  der 
fVrne  1»fnl)a<  htt't  haben,  schilderten  Russland  als  ein  Land  der 
Knute  und  der  Peitsche,  inul  diesp  Ansicht  erhielt  sk  h  als  eine  Art 
snrvival  bis  zu  der  allerletzten  Zeit.^)  Und  doch  war  sie  in  vieler 
Hinsicht  falsch.  Im  alten  Russland  waren  die  Leibesstrafen  voll- 
kommen unbekannt,  und  nur  die  tatarische  Knechtschaft,  welche 
viel  zur  Verprroberung  der  Sitten  heitruj?.  rief  schmf^rzhafte  kOrper* 
liebe'  Strafen  hervor,  die  sich  besonders  in  der  Blütezeit  des  mosko- 
witischen  Absolntismns  im  XVI.  und  XML  Jahrhundert  entwickelten. 
Im  XIX.  Jahrhundert^  nach  dem  Erlasse  der  bertthmten  Charte 
Katharinas  II.  an  den  Adel  im  Jahre  1785,  wurden  die  körperlichen 
Strafen  zu  ausschliesslichen  Strafen  für  die  niederen  Stande  (das 
Bauerntum  und  das  Kleinbürgertum);  die  ganze  Strafenleiter  erhielt 
das  Gepräg«  ausi^i  sp rochener  Standesnnterschiede;  deshalb  bot  das 
Fortbestehen  körperlicher  Strafen  keinen  grellen  Gegensatz  zur 
t^anzen  Staats-  und  Gesellschaftsordnnnpr.  Wie  das  englische  benefit 
of  ckrgy  im  Gebiete  der  Anwendung  der  Todesstrafe,   so  übte 

*)  Siehe  z,  B.  Cooi'kii.  Der  FlnjEcellantiFmus  und  die  Flagellanten, 
Uborsetxt  Titn  H.  Doiihn,  1899. 

I 
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anch  das  rnssisclu-  Privileginm  der  Nichtduldung'  k«"rpprlicher 
Strafen  einen  riesigen  Einfluss  nicht  nur  auf  den  Bau  des 
ganzen  Strafensystems,  sondern  auch  auf  die  allgemeine  bürgerliche 
Gesetzgebung,  welche  dieses  Merkmal  «illziioft  zum  Orandpfeiler 
ihrer  Institute  wählte.  Daher  auch  die  Zwitternatnr  des  bis  znr 
letzten  Zeit  geltenden  Rechts. 

Die  gesellschaftliche  Entwickelnng  Bnsslands  und  die  sie  be- 
gleitende Beseitignng  der  Standesschranken  und  -Abgrenzungen  er- 
hoben die  Bedentnng  der  Persönlichkeit  als  Subjekts  sozialer  Ver- 
hfiltoisse  unabhängig  yon  ihrer  StandesangehOrigkeit  Die  Äb- 
schaffong  der  schmachvollen  und  dem  Kulturleben  durchaus  nicht 
entsprechenden  Art  yon  Strafen  wurde  zur  Losung  der  liberalen 
Partei,  för  welche  diese  nicht  minder  leidenschaftlich  kämpfte,  als 
für  die  Ab>;chaffung  der  Leibeigenschaft.  Es  wurden  klar  und 
ausser  Zweifel  gestellt  die  demoralisierende  'SViikung  der  körper- 
lichen Strafe  auf  die  Bevölkernng  und  die  Willkür  in  der  An- 
wendung dieser  Strafe;  nur  die  reaktionäre  Politik  der  'Rew-iening 
wahrend  der  80er  und  90er  Jahre  vorigen  Jahrhunderts  sicherte 
den  leiblichen  Strafen  noch  einige  Jahre  Fortbestehens.  Die  Woge 
politischer  Bewegungen,  welche  mit  dem  Beginn  des  XX.  Jahr- 
hunderts Bussland  eriissste,  zeigte  klar,  dass  ungeachtet  aller- 
stnunmster  konsenratlver  Politik  die  Fortdauer  körperlicher  Strafen 
zur  Sache  der  Unmöglichkeit  geworden  ist  Rute  und  Volks- 
vertretung sind  Dinge,  welche  sich  gegenseitig  ausschliessen. 
Daher  benutzte  anch  die  Hegiernng  die  erste  beste  Gelegenheit  — 
die  Geburt  des  Thronfolgers  von  Bussland  —  um  die  Anwendung 
leiblicher  Strafen  in  bezng  auf  die  sämtliche  Bevölkerung  für  immer 
abzuschaffen. 

Das  Manifest  vom  11.  Aug.  1904,  welches  diese  Strafen  anf- 
gehoben  hat,  erscheint  als  letztes  (.ilied  in  einer  ganzen  Keihe 
legislativer  Massnaliiiicu. 

Die  Fortentwiekelung  der  Aiiwetidiuig-  leiblicher  Strafen  in 
lius-l;in(l  ist  in  der  zweiten  Hälfte  dfs  X\'IH.  Jahrhunderts  stellen 
geblieben,  und  von  dieser  Zeit  an  fallen  allmählich  eine  nach  der 
andern  in  der  Keiheufolge  ihrer  Strenge  die  einzelneu  Arten  von 
Strafen  fort. 

Im  Jahre  1802  wurde  das  „schonungslose*^  (nestschadnoje) 
und  „grausame"  (schestokoje)  Verberieren  (Prägeln)  mit  der  Knute 
Jabrbneb  der  Intenist  Vereinigung.  8.  Bd.  164 
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and  der  Peitsche  abgeschalft.  Die  Zahl  der  Verbrechen,  welche 
gesetzlich  mit  körperlichen  Strafen  bedroht  werden,  wird  beträchtlich 
kleiner;  es  verringert  sich  auch  die  Zahl  d^  gestatteten  Hiebe. 
Im  Jahre  1845,  bei  der  Abfassung  des  Strafgesetzbuchs,  wurde 
die  Anwendung  der  Knute  gilnzlich  abgeschafft»  welBr  aber  die 
Zahl  der  anzuwendenden  Peitschenhiebe  vermehrt  wurde.  Die  An- 
wendung schwererer  Arten  von  leiblichen  Strafen  wurde  von  dem 
Gesnndheitsaustande  des  Verurteilten  abfaAngig  gemacht  Die  Epoche 
grosser  Reformen  in  den  60  er  Jahren  vorigen  Jahrhunderts,  welche 
20  Millionen  russischer  Banern  die  Freiheit  schenkte,  zeitigte  die 
l-'ragf  nach  der  Beschränkung  der  Anwendung,  wenn  nicht  nach 
«lor  totalen  Abiieliatiiiii<r  körperlicher  Strafen.  Diese  Einschrän- 
kung wiinlr  iu  der  Tat  am  h  dnirli  d^n  kaiserlichen  Ki  lass 
(AUerlmchal«iU  Ukas)  vom  17.  Ajiiil  IxiV.',  znstanilr  f>-e}»rae}i(.  wclclier 
Peitsclienhiebe,  Stipizrutt  n  (in  der  Armee),  Katzen  (i'eits»ciien,  welche 
in  der  Marin»*  gebrauch i  wurden),  Stöcke  und  eine,  speziell  für  die 
Verbannten  bestimmte  Art  Strafe,  die  Brandmarkung,*)  abschaffte;  nur 
die  Baten  und  Fesseln  wurden  behalten.  Die  I'eitschenhiebestrafe 
ist  nur  für  Vagabunden  belassen  worden,  welcite  falsche  Aas- 
sagen Uber  ihre  Persönlichkeit  vor  dem  Gericht  abgelegt  haben 
(von  30—40  Hiebe)  und  für  die  verbannten  Zwangsarbeiter  und 
Zuchthäusler,  die  während  ihrer  Strafzeit  Verbrechen  begangen 
haben.  Im  Jahre  1889,  da  in  den  Kreisen  (Ujesdy)  das  Land- 
hauptmannsinstitut  (Semskfje  Natscholnicki)  eingeführt  wnrde,  eine 
administrativ-^richterliche  Behörde,  welcher  man  die  Rolle  einer 
Art  Tutoren  über  die  Bauern  anwies,  wurde  das  Recht,  die 
Rut«  anznwenden,  erweitert  nnd  nnter  Kontrolle  dieser  Herren  ge- 
stellt. l)i«'srr  Massnahnie,  welclie  im  engen  Znsammenhang  mit  der 
allgemeint'n  I'olitik  des  liealisichtiuteu  Frsthah»  Il^  dt-r  Baacrii- 
hev.ilkfi  iiiig  in  dtiiiktirr  l"i,\vi.-.-tnli' ir  >trind.  braditc  die  gesell- 
sehattliclie  Meinung  ihr«-  gri>sstf  Kntiii>iiuig  entgegen. 

Xa<  h  dem  Er-irtcrten  sind  wir  iu  der  Laj^e,  zu  den  Heformea 
dt  r  letzten  Jahre  üherzugtdien.  mit  weit  hen  unserer  Bericht  un- 
mittelbar sich  zu  befassen  hat.    Durch  das  mit  dem  12.  Juni  1900 

')  l>.is  liistriuii*_-iit  dt-r  lirandniarkunir  Itcstand  aus  ti.senien  Platten, 
aut  welclien  mitt-l.vt  .Nadelu  die  iiuchstaln.u  ÜUV  (VVÜK  =  Dieb)  oder 
KAT  (Katorjupj  =  ZiiclithaUBlor)  gestempelt  wurden,  welche  msn  auf  der 
^tirn  und  den  Bücken  des  Verurteilten  zu  brandmarken  pflegte. 
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datierte  Gesetz  von  der  Abeehaffung  der  Verbannung  nach  Sibiren 
wnrde  anch  die  Peitechenhiebestrafe  fTlr  Vagabnnden  abgeBchafft* 
Darauf  kam  die  Reihe  an  dit;  zu  Zwangsarbeiten  Verbannttn. 
Durch  die  Allerhöchst  bestätigt«  Meinung  des  Reielisiatfe  vom  2.  Juni 
1903  sind  dit  !>t'hwer8ten  Arten  von  kürperliclieii  Strafen  fiir  die 
Verbannten  abgeschafft  worden,  nämlich  das  Anfesseln  an  den 
Scbiebkarren,  Peitschenhiebe  und  Gerten,  es  wurde  nur  die  Be- 
Btrafnnr^  mit  Ruten  bis  zu  100  Hieben  und  die  Einsperi-ung  in  den 
dunklen  Kerker  (Karzer)  auf  verschiedene  Fristen  beibehalten.  FaUa 
ea  an  Geföngniaräumen  für  Einzelhaft  der  verbannten  Zwangaarbeits- 
sncbthSnaler  mangelt»  wird  diese  auf  Verordnung  der  GefKngnia- 
obrigkeit  durch  das  Feaselnanlegen  fftr  die  Zuchtbäualerf  welche 
von  Feaseln  befreit  sind,  ersetzt»  ffir  die  aber,  welche  an  den  Ffissen 
Ketten  bereits  tragen,  durch  das  Anlegen  von  Handfesseln  anf 
Fristen^  in  manchen  Fällen  bis  su  2  JahreUi  in  andern  bis  zu 
zu  1  Jahre  4  Monaten.  Als  strengere  repressive  Massregeln  wnrde 
die  Dauerverlftngemng  der  Zwangsarbeiten  und  die  AufiM^iebung 
der  Versetzung  in  die  Kategorie  der  zu  prüfenden  Sträflinge  eingeführt. 

Im  Manifeste  vom  11.  August  1904  finden  wir  folgende  Er- 
kiaiiing  der  Obei-sten  Siiiats^-ewait:  „Wir  halten  es  für  gut,  zu 
befehlen,  dass  auch  die  auf  die  lieviilkpiunt;  des  tlarlien  Landes  und 
der  Dörfer  wie  aneh  auf  die  Freuidvülkerbcluifit'n  von  den  Dorf- 
gemeinde-(Bauern-)  gerichten  (volostnyje  ssudy)  und  Firnidstammes- 
vidkerümtern  gesetzlich  angewandten  körperlichen  Strafen  abge- 
schafft werden.  Möge  dies  zur  desto  tieferen  Einwurzelung  guter 
Sitten  und  Achtung  in  dem  Volke  vor  den  gesetzlichen  Rechten  eines 
jeden  EinzeInMi  gereichen.  Indem  dieser  Entachluss  von  Uns  gefasst 
wird,  halten  wir  es  ebenfalls  für  notwendig,  die  Anwendung  körper- 
licher Strafen  auch  im  Heere  und  in  der  Marine  aufzuheben.  In 
vollem  Vertrauen,  dass  diese  Aufhebung  zur  Aufrechterhaltung  des 
Geftthles  militftrischer  Ehre  in  beiden  beitragen  wird,  haben  Wir 
die  jetzt  zu  veröffentlichenden  besonderen  Satzungen  über  diesen 
Gegenstand  bestätigt  * 

Infolgedessen  hefehlen  Wir: 

1.  Die  im  Gesetze  wegen  ('berschii  itnui:»  n  für  die  licvidkening 
der  Dörfer,  die  Anoff  1p 'l  iu  '-n  l  u  n.il.  r  Stämme  und  auch  l;e/.iiglich  aiidi^  er 
derartiLT-  r  Straten  dm  Standesn-rlit. n  odei-  besnnderen  Get^etzen  ^rm  iss 

auterworfene  Personen  bestimmten  körperlichen  Straftn  nidit  mehr 
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anzuwenden,  and  diese  Strafen  in  nötigen  Fällen  durch  andeie  Be- 
straftiiigen,  ans  den  in  gehörigen  Satsungen  angegebenen  Gründen, 
zn  ersetsen. 

2.  Die  in  den  Art  1261  und  1877  des  Strafgeaetsbnches  nnd 
in  den  Art.  281  und  282  des  Handelsgesetsbaches  Bd.  XI  2.  Teiles 
Uber  körperliche  Strafen  enthaltenen  Satxongen  absnschaffen.^) 

Der  monamentale  Tag  des  11./24.  Aagnst  1904  kann  also 
gekennzeichnet  werden  als  der  Tag  der  voUstilndigen  and,  wie  za 
hoffen  ist,  onwidermflichen  Befreiung  des  russischen  Volkes  nnd 
der  Armee  von  der  Schmach  körperlicher  Strafen.  Das  einzige  Gebiet, 
wo  die  letzteren  noch  beibehalten  werden,  bieten  die  soo^en.  Ver- 
besserungs-Anestantenabteihingen  (Zuchthäuser)  un.l  die  Zwangß- 
iirbpitrn.  Hier  können  die  Verurteilten  der  riügelstrate  mit  der 
Kur.  Ims  /u  50  Scliliii^eii  unterzogen  werden.  Das  neue  Strafgesetz- 
buch l^ennt  überhaupt  keine  Leibesstrafen. 

Durch  das  am  28.  Uai  1903  Allerhöchst  bestätigte  Gutachten 
des  Heichsrats  sind  besondere  Regeln  tther  die  Ausweisung  von 
Ausländem  aas  Hussland  festgesetzt  worden,  als  Folge  der  von 

ihnen  verbüssten  Kriminalstrafe.  Die  Anoidnuiig  der  polizeilichen 
Aufsicht  nach  dem  Ermessen  des  Ministers  des  Innern  (eines  gänzlich 
dafür  unznläng-lielieu  Vertreters  der  Staatsgewalt!.  k;uin  in  liezng 
auf  die  Aubliinder  durch  die  Auswei&uüg  au.s  dem  IJeiche  ersetzt 
werden.   Ausserdem  sind  im  Art.  314  des  Strafgesetzbuches,  welcher 

^)  Diese  Artikel  lauten: 

„1861.  Die  Schiffsdiener  und  Schiffabrtelente,  welche  während  der 
Fahrt  dem  Schilbherm  gegenttber  offenen  Ungehorsam  in  der  ErfBllung 
ihrer  Pflirht  erweisen,  werden  dafür,  je  nach  den  Umständen  des  Falles, 
ejjtwfdrf  einer  körperlichen  Strafe  mit  d.  r  Gerte  bis  zn  fünf  Iiiehen, 
nach  dem  eitrenf^n  Ermessen  de8  Schiffsherrn,  oder  in  wichtigeren  Fallen 
unch  einer  Arrevthaft  in  der  Dauer  von  7  Tagen  bis  zü  3  Monaten 
unterzogen. 

1377.  Minderjährige  Handwerker  werden  wegen  eigenwilliger  Be- 
urlaubung Ton  ihren  Torgesetsteu  Lehrmeistern  und  wegen  Mgheit 
und  Nichtachtung  de«  Heisters  und  seioer  Familie  den  Tom  Oesetse 

^gestatteten  hauslichen  Besserungsmassreireln  nnterzogen;  falls  aber  hei 
Unznlänulielikeit  .solcher  Massregeln  der  Meister  die  sich  nicht  bessern 
Wnllnndeii  verklagt,  werden  diese  mit  fUnf  bis  zehn  Schlägen  mit  der 

Kute  bestraft." 

Die  oben  envalinlen  Artikel  de»  Handelstresetzbuelies  befiu>i*ten  sich 
mit  der  kürperlicbou  Bestrafung  der  Handluug^tj^'cbüUcn. 
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Strafsatzangen  flir  eip^enwilli^e  KMickkf^hr  dp«  ansfjewieseiiHii  Aus- 
länders nach  Rassland  enthielt,  folf^ende  Ändeningen  eingeführt 
worden.  Die  Bestrafung  ist  nicht  nnr  auf  die  gerichtlich  Ver- 
urteilten,  sondern  auch  anf  die  durch  gesetzliche  Verordnung 
der  Behörden,  d.  h.  durch  administrative  Beschlüsse  Ausgewiesene 
erstreckt  worden.  Femer  wurde  in  solchen  FSUen  zur  Straftonktion, 
welche  Ar  das  erste  Mal  mit  OefÜngnishaft  von  8  Monaten  bis 
1  Jahr  4  Monaten  bedrohte,  noch  Verlust  gewisser  besonderer 
Rechte  und  Vorteile  hinsngefQgt  Im  Falle  aber  einer  wiederholten 
Bfickkehr  des  AnslSnders  nach  Rnssland,  welcher  gemäss  des  ersten 
Teiles  dieses  Artikels  bereits  bestraft  wurde,  wird  die  Strafe  um  einen 
Grad  erhobt  (statt  der  Arflher  festgesetzten  Strafe,  die  gleiche  wie  fllr 
Landstreicherei).  Die  Gerichtshöfe  haben  ansserdem  die  Abschriften 
ihrer  Urteile,  durch  welche  AnslNnder  zu  den  mit  der  Überweisnng 
behufs  polizeilicher  Aufsicht  verlumdenen  Strafen  vernrteilt  werden, 
dem  Gonverneur  mitzuteilen.  Da«  nene  Gesetz  be/wedcte  die  Ver- 
stärkung und  Ausdehnung-  der  Vollmacht  ..der  adnunistrativea  Ge- 
walt bei  der  Ausweisung  unzuverlässiger''  Ausländer. 

An  den  gesetzgeberischen  Reformen  auf  dem  pönitentiären 
Gebiete  ist  ferner  hervorzuheben  die  am  23.  Februar  1904  erfolgte 
Aufhebung  des  „Tjnmener  Amts  für  die  Verbannten''  und  die 
Änderung  der  Regeln  über  die  Verteilung,  Registrierung  und  Be- 
iSrderang  der  Verbannten. 

Eigentlich,  nachdem  im  Jahre  1900  die  Verbannung  anf 
Gmnd  gerichtlicher  Urteile  und  anf  Beschlüsse  der  Kleinbürger- 
liehen»  und  Bauerngemeinden  abgeschafft  wurde,  ging  diesem  Amte 
jede  raison  d'  etre  ab.  Bis  zu  dieser  Zeit  gingen  tansende  und 
abertausende  verbannte  Ansiedler  durch  das  Sieb  dieses  Amtes 
und  Warden  von  denselben  in  alle  Ortschaften  Sibiriens  verteilt. 
Seine  Bedeutung  fln^jr  an  stark  «abznnehmen  mit  der  Erbauung  der 
sibirischtn  F^isenbahu,  nachdem  die  letztere  zur  Tran^iuirtierung 
der  Ansiedler  benutzt  zu  werden  begfann,  da  die  Stadt  rjunien  ab- 
seits der  Bahnlinie  blieb;  von  dieser  Zeit  an  wurde  dem  ijumener 
Amt  nur  die  obere  Leitung  der  Verteilung  Uberlassen,  die  Ver- 
teUang  aber  selbst  geschah  in  Tsche^jabinsk. 

Nach  dem  neuen  Gesetz  vom  23.  Februar  1904  gehen  die 
Funktionen  des  1^'umener  Amts  auf  die  Hauptverwaltung  des  Gefftngnis- 
wesens  Aber,  wo  sie  selbstverständlich  einen  noch  ausgeprägten 
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zentraliBierenden  Cburakter  gewinnen  münen.  Deshalb  gewShrt  dieses 
Gesetz  den  lokalen  OeftngnisbeMrden  mehr  Selbstindigkeit :  es  ent- 
hält nur  allgemeine  Bestimmnngen  über  Srztlicbe  Untersuchnngen, 
Verteiloii^'^  und  Registriernn^j:  der  \'erbannten:  die  uäheren  Be- 
stimmungen darüber  übeiliisst  es  der  Gewalt  des  Jastizministers. 
Diese«  Verfahren  bietPt  im  grossen  und  ganzen  folgende  Züge:  nach 
der  Verurteilung  des  Vcrbrcolierf  zu  Zvvangsarbt-iten  oder  zur  Ver- 
bannung wird  das  Urteil  nach  der  allgemeinen  Kegel  der  prrivinzialen 
Regierung  übermittelt,  welche  den  Verurteilten  einer  ärztlichpii 
Untersuchung  unterzieht  behufs  Ermittelung,  ob  er  imstande  ist,  in 
die  Verbannnng  zn  gehen,  nnd  ob  er  überhaupt  arbeitsfähig  ist; 
die  Resultate  dieser  Untersnchang  beeinflnssen  znweilen  anch  die 
Art  nnd  Weise  der  Beföiderung  der  Verbannten.  Das  Protokoll 
der  Untersnchnng  samt  den  Daten  über  den  Oesondheitszastandf 
Alter,  FamilienverhSltnisse,  professionelle  Kenntnisse  und  andere 
Eigenschaften  des  Vemrteilten  wird  von  der  Hauptverwaltung  des 
Gefftngniswesens  ihren  Besehlflssen  zugrunde  gelegt  hinslehtlich  der 
für  die  zur  Zwangsarbeit  Verurteilten  zu  bestimmenden  Geflbignisse 
resp.  Ansiedelungsortschaften  fflr  die  Verbannten.  Dabei  werden 
Hill  h  die  Dauer  der  gerichtlidi  anerkannten  Strafe,  die  Zahl  der 
freien  IMätze  in  den  (Tetlingniaöcu  und  da»  liedürfnis  an  freien 
Arbeitt^n  in  Erwägnntr  L'^ezogen.  Die  Beförderung  der  Verbannten 
nnd  ihrei'  Familien  an  die  nPHtimmungsorte,  ihre  Ausstattung  mit 
Kleidern,  Beküstigungsgeldern  und  anderen  notwendigen  Sachen  liegt 
der  Provinzialregiemng  ob. 

Das  erörterte  Gesetz  hat  zugleich  auch  eine  Bdhe  von  ver- 
alteten Artikeln  des  Gesetzbuches  über  die  Verbannten  abgeschafft» 
welches  im  Jahre  1822  erlassen  wurde  und  deshalb  anch  viele 
Archaismen  enthielt  , 

Bei  der  Erürtemng  der  zur  Umgestaltung  unseres  Straftystems 
gehörenden  Massnahmen  muss  anch  der  Abschaffung  der  Kloster- 
geftngnisse,  dieser  düsteren  Überbleibsel  der  Jahrhunderte,  in  welchen 
die  kirchliche  Inquisition  in  Russland  blflhte,  Erwähnung  getan 
werden.^)  In  die  bei  KlSstem  bestehenden  Geföngnisse  oder  richtiger 

')  Die  Beform  wurde  veranlaBst  und  vorbereitet  durch  eine  Beihe 
TOD  Aiifsiitzen  von  A.  Pin  fiAviN.  welche  liH).')  V(»n  M.  Rkissnf.k  unter 
dem  allL'emcinrii  Titel  .. Iniuisition  der  ortbodoxeo  ruBsischen  Kirche*'  ins 
Deutsche  überweist  worden  siud. 
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dankle  Kasematte  gerieten,  liauptsächlich  we^en  Vei  bieclieu  gegen  die 
orthodoxe  Kirche  oder  wegen  Abfalles  von  derem  offiziellen  Do^nia. 
i^'^sonen  geistlichen  Standes  und  Schismatiker  (KHs>külnirki  i,  \vt>khe 
zur  Ausübung  eines  mächtigen  Einflusses  auf  die  Deister  gelangten. 
In  entlegene,  öde,  von  niemandem  besuchte  Klöster  eingesperrt 
schmachteten  dort  die  ooglttcklichen  Gefangenen  gewöhnlich  bis 
KU  ihrem  Lebensende,  wenn  sie  nur  ihren  Übersengnugen  stand* 
haft  treu  blieben.  Es  kamen  FSUe  vor^  wo  die  Einkerkerung 
63  Jahre  dauerte!  Auch  bis  snr  letBtxm  Zeit  gab  es  in  den  Kerkern 
viele  Insassen,  welche  dort  über  25  Jahre  verbrachten.  Besonders 
empörend  war  die  WiUkflr,  welche  bei  der  Einkerkerung  solcher 
Ünglflcklichen  geübt  wnrde.  iäne  derartige  Strafe  ist  dem  Gesetze 
▼ollkommen  unbekannt;  sie  wird  nur  auf  Befehl  der  Zivil-  oder 
kirchlichen  Behdide,  nicht  selten  im  offenen  Gegensatz  zu  den  Urteilen 
der  Gteriehte,  fttr  durchaus  gesetzliche,  aber  den  erwShnten  Magistraten 
niissfaliende  Handinngen  angewandt.  So  können  wir  als  Beispiel 
den  Fall  des  Geistlichen  Zwiktkofi  anführen,  welcher  am  Aniang 
des  XX.  Jahrhunderts  deshalb  verbannt  wurde,  weil  er  in  einer 
sehr  besrlu'idenen  Form  auf  gewisse  Mängel  der  herrs^^henden  Kirche 
hinwies  und  .  in^  Schrift  von  der  Notwendif^koit  der  Einberufung 
eines  all^renieiri  russischen  Kirchenkonzils  überreichte,  ein  Gedanke, 
welcher  3  Jahre  später  von  den  angesehensten  Vertretern  der  Kirche 
unterstutzt  worden  ist.  Derartige  Massregelungen  auf  dem  Gebiete 
des  intimsten  Gemfitslebens  ~  im  Bereiche  religiöser  und  ethischer 
Überzeugungen  — ,  welche  man  im  Interesse  der  herrschenden  Kirche 
anzuwenden  pflegtCi  wurden  lange  Zeit  sorgfiUtig  dem  grossen  Publi- 
kum verheimlicht  Die  berflchtigsten  von  allen  Klostergeftngnissen 
waren  die  der  Solovetzki-Inseln  (Gouvernement  Archangelsk)  und 
das  Sausdalsche  (Gouvernement  Wladimir),  welche  im  Laufe  einiger 
Jahrhunderte  in  ihren  Hauern  viele  Gefengene  der  allerverschiedensten 
Berufe  und  Stände  gesehen  haben.  Die  Abschaffung  der  Ktoster- 
gefängnisse  wurde  ohne  Schwiei  i^^keiten  durchgeführt,  einfach  durch 
Freilassung  aller,  welche  dort  eingekerkert  waren.  Legislative  Be- 
stimmungen oder  Abänderun^^en  waren  liier  nicht  nötiir.  Dem  Gesetze 
Avaren  diese  Strafanstalten  unbekannt  (es  karmt'-  nni-  die  Unterbringung 
von  Zivilpr'rsoueii  iu  die  K  inster  in  f^ewis^-en  Fällen;,  >ie  sind  y*<n 
der  Tnqaisitionspraxif!  der  rt  ligiösen  Intoleranz  eingeführt  worden; 
es  blieb  also  aar  der  Praxis  überlassen,  sie  aufzuheben. 
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Auf  dem  Gebiete  strafrechtlicher  Nebengesetze,  welche  /nm 
Schulz  lier  uugesUirten  Kntwickelnn^  der  Industrie  nnd  \  olk>- 
wirtschafr  erlassen  wurden,  sind  zwei  (Wsetze  hervorzuhtbeii:  das 
vom  8.  Februar  1904,  betr.  die  KauiVerti*age,  und  vom  8.  Juni  19(>3 
über  die  Äuderang  maachery  die  Gold-  UAd  Platin-Indostrie  be« 
treflfeadeu  Satzungen. 

Das  erste  dieser  Nebengesetze  ergfinzt  den  Art.  177  des 
Friedensrichterlichen  Strafgesetzbuches  (welcher  von  Verschwendung 
nnd  rechtswidriger  Zueignung  fremder  beweglicher  Sachen  handelt), 
den  Art.  1681  des  Strafgesetzbuches  (welcher  dieselben  Delikte, 
nur  in  bezng  auf  Gegenstftnde,  deren  Wert  300  Rubel  Übersteigt, 
betrifft)  nnd  den  Art  1681  (ebenfalls  Verschwendung  und  Zueignung 
nur  von  Personen  priviligierter  Stände  bedangen)  durch  folgende 
Satzniifr:  ..  IMeselben  Strafen  (d.  h.  Gefängnis  oder  Haft),  und  zwar 
auf  <ii  1111(1  derselben  Voraussetzungen  (d.  h.  je  nach  der  Vorsätz- 
lichkeiL  oder  Leicht*<iunigkeit  der  Tat.  wie  auch  der  t'beinalinie 
der  EntschSdiguiig>verpflichiuiiu),  werden  auch  über  diej^Mn^^••ll 
verhängt,  welche  sich  schuldig  gemacht  haben  der  Verpfändung, 
des  Verkaufs  oder  der  anderweitigen  Entäusserung  der  vor 
Bezahlung  des  gesamten  Kaufpreisos,  unter  der  Bedingung  ratenweiser 
Bezahlung  des  letzteren  gekauften  Maschinen,  Werkzeuge,  Instm* 
mente  und  Überhaupt  beweglicher  Sachen,  welche  Zubehör  eines 
Haushalts  oder  eines  landwirtschaftlichen  Betriebs  (das  lebende 
Inventar  ausgenomen),  eines  Handwerks  oder  einer  Industrie  aus- 
machen, und  welche  zugleich  zum  Zwecke  der  Benutzung,  nicht 
aber  der  Vernichtung  oder  des  Weiterverkaufs,  bestimmt  sind." 
Dieses  neue  Gesetz,  welches  den  Kaufvertrag  unter  ratenweiser  Be- 
zahlung des  Kaufpreises  auf  neue  Qrundsfitze  stellt,  bezweckt 
durch  die  angefahrte  Bestimmung  die  Interrasen  des  seine  Ware 
dem  nocli  nicht  den  ganzen  Preis  bezahlt  habenden  Käufer  an- 
vcrUaurnd*  II  Verkäufers  zu  schützen.  Hinsichtlich  dieses  Gesetzes 
muss  bciuerkl  wrrden,  dass  es  zum  Zwtcke  der  Beseitigung  fimr 
Keihe  von  Missbi  iuK  Iten  erlassen  wurde.  V(tr  dessen  i{rkis!»e  waren 
die  VcrkäntVr,  um  >it  h  g»'gfn  l'nt<M<jf  hlagung,  W  .-iterverkauf  oder 
Verpländung  der  nntt-r  der  Bedingung  ratenweiser  Preiszahlung  ge- 
kauften Sache  seitens  des  Käuftis  zu  schützen,  gezwungen,  dem  tat- 
sächlichen Kaufverträge  die  fiktive  Form  einer  Miete  zu  verleihen, 
welche  ihnen  das  Eigentumsrecht  auf  diese  Sache  beizubehalten 
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ermöglichte.  Unter  deiu  neuen  Gesetze  t'ällt  die  Notwendigkeit  einer 
solchen  Verschleierung^  des  Recbt^escliäfts,  bei  wi  lcher  der  Käufer 
vollständig  in  den  Händen  des  Verkäufers  sich  befindet,  natürlich 
fort.  Gegen  die  in  diesem  Falle  erfolgte  Gleichstellnng;  in  besag 
anf  die  Strafbarkeit  des  erwähnten  Delikts  mit  der  Unterschlagung 
(welche  nach  dem  geltenden  Strafgesetze  sogar  mit  dem  Verlost 
bttigerlicher  Ehrenrechte  bestraft  wird,  wenn  sie  von  Personen 
priviligierter  Stände  begangen  wird)  ist  freilich'  manches  einzn- 
wenden,  da  in  dem  erwähnten  Falle  das  Moment  der  Untreue  eine 
bedeutend  geringere  Rolle  spielt,  als  im  Falle  der  einfachen  Zu- 
eignung fremder  Sachen;  die  unberechtigte  Zueignung  wird  hier 
iiiciit  seitens  einer  besonderes  Vertrauen  geniessenden  Person,  wie  bei 
dem  Faiistpfaude  oder  dem  Depositum,  sondern  seitens  des  ersten 
besten  Individuums,  welches  in  das  Geschäft  kommt,  ausgeführt. 
Eji  lileibt  also  nur  die  Notwendigkeit,  das  frenich'  Interesse  zu 
schützen,  und  zwar  lange  nitlit  »  iu  so  ausf^t  sprochenes,  wie  das 
bei  der  Verwahrung  des  Eigentums  der  Fall  ist,  da  es  sich 
hier  um  Sachen  liandelt,  deren  gewisser  Teilwert  bereits  vergütet 
worden  ist.  Aus  diesen  Höcksicbten  würde  es,  unserer  Ansicht  nach, 
ganz  genfigend  sein,  wenn  das  erörterte  Delikt  nur  mit  einer  Geld«, 
nicht  aber  mit  Haft*  und  sogar  Gefängnisstrafe  bedroht  wäre. 

Kurz  nach  dem  erörterten  Gesetze  (am  7.  Juni  1904)  wurden 
unter  straf^htlichen  Schutz  auch  Gegenstände  gestellt,  welche  mit 
Hilfe  spezieller  Kreditanstalten  fär  kleinere  Anleihen  erworben  werden. 
Das  Gesetz  vom  7.  Juni  1904  bestimmt,  dass  diejenigen,  welche  sich 
ohne  Zustimmung  der  Kredit  oder  der  Semstwoanstalten  einer  Hehlerei 
uder  Verpföndunij,  eines  Verkaufes  oder  ii>;tU(l\velcher  A'eriUisseriinjJf 
von  Gegenstünden,  welche  mittels  der  von  diebtn  Aiihtalteii  dar- 
geliehenen Suimneu  erworben  oder  zur  Pfandsicheninc  flirsor 
Summen  bestimmt  waren  und  dem  Darlelmnehmer  bt-linls  1  ieiiiiizui)-- 
überlassen  wurden,  falls  das  Dariehn  nicht  völlig  gedeckt  worden 
ist,  schuldig  gemacht  haben,  denselben  Strafen  unterliegen,  mit 
welchen  die  UnterKehlagung  und  rechtswidrige  Zueignung  fremder 
Sachen  bedroht  wird. 

Was  das  zweite  Gesetz,  betr.  das  Gold-  und  Platingewerbe, 
anlangt,  so  unterscheidet  es  sich  von  den  f^fiher  geltenden  Be- 
stimmungen hauptsächlich  darin,  dass  geheime  Ausbeutung  von  Gold, 
SUber  und  Platin  auch  auf  eigenem  Grund  und  Boden  nunmehr 
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als  strafbare  Handlung  nicht  qualifiziert  wird;  strafbar  bleibcD  nar 

unbefufTte  Erzlaarerschürfungen  und  nicht  rechtzeitige  Vorlegung  der 
für  die  Eintra},'^ung  gesetzlich  vorgeschriebenen  Bücher  seitens  des» 
(rold-  oder  Platin -Industriellen  an  die  Berg-  und  Minenbehörde. 
Ansst  i  il»'m  wurden  durch  di.  seb  Utset/  kürzer  und  klarer  ge- 
fasst  und  in  ihrem  Inhalte  ergsin^t  diejenigen  Artikel  de«?  Straf- 
gesetzbuches, welche  die  eiirenwillige  Ausbeutung  edler  Metalle 
auf  fremdem  Grimd  und  Boden  bestrafen,  insbesondere  wo  dies^e 
KechtBverletzang  mittels  sj^ieller  Vorkehrungen  und  Einrich- 
tungen veranstaltet  wird.  soMie  anch  diejenigen  Artikel,  welche 
von  Verheimliclinng  bei  Erlangung  von  Lizenzen  zo  Erzlager^ 
Bchflrfiingen  auf  domanialen  und  kaiserlichen  Gnindstflcken,  den 
Ursachen,  welche  die  Qewähmng  solcher  Lizenzen  verhinderten, 
von  vorsfttzlicher  Ankündigung  der  zur  Ausbeutung  edler  Erze  be- 
reits bezeichneten  Ortschaften,  von  Überschreitungen  der  Grenzen 
des  zur  Ansbentang  gewährten  Areals  und  endlich  von  vorsKtzücher 
Übertragung,  BeschSdigung  oder  Vernichtung  der  Schfürfungs-,  An- 
kfindigungs-  und  anderer  Merkmale  handeln.  Von  den  früher 
geltenden  Bestimmungen  unterscheidet  sich  das  n»  ue  Gesetz  hunpt- 
sächlich  durch  i  i  iii  tt  rhiiisclii'  Vt  i  vdllkoiiininniitren.  welche  es  einführt. 

In  das  (lebiet  religiöser  Verbrechen  wurde  ein»'  gewisse  Er- 
leichterung durch  den  Ukas  vom  14,  April  1905  über  die  Be- 
festigung der  Toleranzprinzipien  eingeführt.  Das  äusserst 
weite  Gebiet  religiöser  Verbrechen  und  entsprechender  admini- 
strativer Einschränkungen,  je  nach  den  Religionsbekenntnissen  der 
betreffenden  Interessenten,  wurde  durch  diesen  Erlass  einer  bedeutenden 
Einengung  unterzogen,  besonders  in  bezog  auf  die  Schismatiker 
(Rasskolniki)  und  Altglfinbigen.  Eine  ansftthrliche  Regulierung 
der  aufgehobenen  strafrechtlichen  Nonnen  wurde  noch  nicht  er- 
reicht; dieselbe  ist  dem  Jnstizminister  überlassen;  es  sind  aber 
firlion  allgemeine  Prinzipien  festgesetzt  worden,  welche  die  Straf- 
barkeit vieler  Handlungen  atisschliessen,  welche  Mher  als  ver- 
brecherische  uralten.  So  wurde  anerkannt,  dass  der  Abfall 
vom  orthodox*  Ii  ;;rierliisch- katholischen  Glauben  und  der  t'ber- 
tritf  zu  einer  andt^n-n  ihristliihen  Konfession  keiner  Strafvtr- 
folgung  mehr  untrriieirt  und  mit  keinen  nachteiligen  Folgen  in 
btzii^-  auf  di»*  iiersönlirhcn  und  V»rniö«rensrechte  verbunden  ist; 
da«»»  im  Falle  eines  solchen  Übertritts  die  Kinder  nnter  14  Jahren 
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der  EonfenioD  ihrer  Eltern  folgen,  dasa  Personen,  welche  offiziell 
EU  den  Orthodoxen  zählen,  in  Wirklichkeit  aber  sich  zn  dem  nicht- 

christliehen  Glauben  bekennen,  welchem  sie  selbst  oder  ihre  Ahnen 
ans^ehörten.  nach  Wunsch  ans  den  Listen  der  Orthodoxen  gestrichen 
v\>r(l<'u  sollen,  d;tss  Christen  aller  Konfessionen  befngt  sind, 
Findling-e  und  angcuuinmene  Pflegekinder  nach  den  rituellen  Vor- 
schriften ihre«*  Glaubens  zn  tanfen. 

Viel  weiter  ist  das  Freiheitsgebiet,  welche?  dt  ii  Altgläubigen 
und  den  äektanten  eröffnet  wurde.  Ohne  nns  bei  einer  Reihe  von 
EinschrftnkQDgsvorschriften  and  Strafverboten  aufzuhalten,  welche  in 
dem  Gesetzbuch  fiber  Piftventivnuuuregeln  znr  Yorbengnng  der 
Verbrechen  (Ustaw  o  prednpreschdeny  i  pressetscheny  prestnpleny) 
enthalten  waren,  wollen  wir  nur  darauf  hinweisen,  dass  der  er- 
wShnte  IJkas  die  Freiheit  des  Gottesdienstes,  der  Wahl  von  geist- 
lichen Personen,  der  Stiftung  von  Bethäusem,  des  Druckes  und  der 
Einftihr  von  Gottesdienstbllchern  gewfihrt  und  den  Besitz  besonderer 
Friedhdfe,  gemischte  Ehen  u.  a.  gestattet.  Von  allen  bisherigen 
Reformen  der  gegenwärtigen  Regierung  sind  diejenigen,  welche  der 
Ukas  vom  14.  .\piil  eintnlii't,  ;ils  die  wesentlichsten  anzusehen, 
wenn  nur  die  durch  fienselbeii  leitgesetzten  Grundprinzipien  eine 
wirklicho  Anwendung  inj  praktischen  Leben  finden  werden.  Auf 
dorn  Geltiete  des  Strafprozes^rechtes  sind  folgende  Änderungen  her- 
vorzuheben, welche  teils  im  legislativen  Wege,  teils  im  Wege 
administrativer  Verordnung  dur<;h  die  in  Russland  sehr  weitgehende 
Gewalt  des  Jnstizministers  durchgeführt  wurden. 

So  wurden  anf  administrativem  Wege  sehr  wichtige  Akte 
erlassen,  welche  hanptsiehlich  anf  die  Berstellung  jener  Gerichts- 
institute gerichtet  waren,  deren  Verwendung  während  der  achtziger 
und  neunziger  Jahre  sehr  stark  eingeschrSnkt  war.  Hierher  ge- 
hört die  Allerhöchste  Bestätigung  von  256  Personen  in  etat- 
mfissigen  Üntersuchungsrichtor-Ämtern,  welche  vom  Justizminister  zur 
Bekleidung  dieses  Amtes  eingesetzt  wurden.  Nach  dem  Gesetze 
sind  die  Untersuchungsrichter  gleich  den  anderen  Richtern  unab- 
setzbar; um  dieses  Gesetz  zu  umgehen,  pflegt-  die  Regierung  znr 
Ausübung  dieses  Amtes  statt  vollberechtigter  Richter  jung»; 
Referendare  einzustellen,  welche  im  voliständiffen  Abliangigkeits- 
veriiiiltnis  zur  Zentral vprwultunir  de>^  Minist,  rinnis  standen.  Das 
Resultat  davon  war  vollständiger  \  erlust  des  \  ertrauens  zu  Unter- 
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Bnohungsrichtem  nnd  Unsicherlieit  der  perBOnliclien  Freiheit  der 
Bürger.  Die  nach  einem  Zwiechenranm  von  etwa  20  Jahren  im 
November  1904  erfolgte  Best&tigung  nener  Personen  in  diesem 
Amte  kennzeiehnet  eine  gewisse  Änderung  der  in  besag  anf  das 
Gerichtswesen  geführten  PolitUc.  Weiter  gehört  aach  hierher  die 
ZnlaAsnng  einer  Anzahl  von  Personen  jüdischer  Konfesston  zur 
Rechtsanwaltschaft  seitens  des  Ministers,  welche  Zulassung  das  Oesetz 
Vom  .Falire  1889  dem  Ermessen  des  Jusliziuinisters  tiberlassen  hat 
Seit  d«  in  I'li  lasse  dit%ses  Gesetzes  bis  Ende  1904  kam  kein  einziger 
Fall  t'iiitr  .soldien  Zulassung  vor.  Die  Entwicktlnng:  korpora- 
tiver St  Il)st;iiidigkeit  des  Advokatenstundes  zu  heben  sind  ander- 
seits geeit^net  die  Allerhöchsten  Befehle  vom  10.  und  24.  No- 
vember 1904,  wonach  bei  den  Oberlandeagerichten  Kasan,  Odessa, 
Sai'atoff,  Omsk  und  Irkutsk  Anwaltskammern  sduldet  werden, 
welche  die  bisher  bestandene  Abhängigkeit  der  Advokaten  von 
den  Gerichten  durch  korporative  Selbstverwaltung  za  ersetzen  he« 
rufen  sind.  Nachdem  die  Bildung  dieser  Kammern  im  Jahre  1874 
gesetzlich  eingestellt  wurde,  machte  sich  stets  das  dringende  Be- 
dürfnis der  Aufhebung  dieses  Verbotes  fühlbar. 

Eine  sehr  wesentliche  Erweiterung  der  Rechte  der  Geschworenen 
wnrde  durch  die  Zirkularverordnnng  des  Jnstizministers  vom  26.Novhr. 
19Uu  ausgeführt.  Die  Tragweite  dieser  Verordnung  steht  der  eines 
gesetzgeberischen  Aktes  nicht  nach;  sie  j^ewührt  den  Geschworenen 
das  Recht,  welches  übrigens  allen  treuen  Untertanen  gebührt.  Gesuche 
an  die  oberste  Staat.sgewali  um  Begnadigung  oder  Erleiehtt  rung  des 
Schicksals  der  Verurteilten  zu  richten.  Der  Gericht«hof  hat  dieses 
Gesuch  mit  den  sämtlichen  Akten  des  Verfahrens,  nach  Rechts- 
kraft doch  vor  der  Anstuhrnnn*  des  Urteils,  dem  Justizministerium 
zu  Ubergeben,  and  der  Minister  legt  es  seinerseits  dem  Er- 
messen des  Kaisers  vor.  Die  Gewfihrung  eines  solchen  Hechts  an 
die  Geschworenen,  welchen  ohnedem  das  Recht  der  Erkennung  des 
Vorhandenseins  schnldmildernder  Umstände  zusteht,  wurde  durch  eine 
kurz  vorher  erfolgte  Erläuterung  des  regierenden  Senats  in  einer 
seiner  Eassationsentscbeidnngen  veranlasst,  welche  das  Recht  der 
Geschworenen,  einen  seine  Schuld  gestehenden  Angeklagten  freizu- 
sprechen, einzuschränken  versuchte  —  eine  Entscheidung,  welche  in 
der  öffentlichen  Meinung  starken  Protest  hervorgerufen  hat.  Das 
daranf  erfolgte  Ministerialzirkalar  bezweckte  ein  ziemlich  fehl- 
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schlagendes  Kompromiss,  iudem  es  unter  dem  Namen  ^Oberste 
Staatsgewalt"'  dem  JustizminiRteriuiii  seine  eigenen  Gerichtsbetufjni^se 
Hi-weiterte,  um  dadurch  einen  n<K'h  stärkeren  Druck  auf  die  Tütig'- 
keit  der  Gerichtshöfe  üben  zu  können.  Kine  ausserordentliche 
Zentralisation  der  strafrechtlichen  Entscheiduiij^en  konnte  auch  nicht 
ohne  £infla8B  auf  die  Promptheit  und  lUchtigkeit  der  Urteile  bleiben. 
Die  nanmehr  durch  das  Senatsplennm  erfolgte  ABfbebnng  der 
erw&Imteii  Entscbeidnne:  restituierte  die  Geadiworenen  in  ihr 
frfiheres  Badit 

Dnreh  das  Zirkular  vom  1.  Desbr.  1908  wurde  eine  einheitliche 

Ordnung  in  der  BefiJrderung  der  Gesuche  um  die  WiederÄufnahme 
strafrechtlichen  Verfahrens  durch  die  Staatsanwaltschaft  gescliaflen. 
Früher  deutete  die  Praxis,  infolge  einer  Lücke  im  betreffenden  (te- 
setze,  eine  und  dieselbe  Frage  manolimal  grundverschieden,  so  z.  15. 
in  bezug  auf  das  Wesen  der  Gründe  zur  Erhebuny  '  ines  dei-- 
artig^n  nesuches.  anf  die  mittels  polizeilicher  Untersuchungen  fest- 
zustellendeu  Ergebnisse,  welche  eine  Wiederaufnahme  begründen, 
sowie  in  bezug  auf  die  Kompetenz  dieses  oder  eines  anderen  Mit-  > 
gliedes  der  Staatsanwaltschaft,  Behufs  Vermeidung  solcher  Mannig-  . 
&ltig)ceit  in  der  Praxis  weist  das  Zirkular  anf  folgendes  hin: 

1.  Die  Einreichnng  eines  Gesuches  nm  Wiederanfhahme  des 
Strafverfahrens,  welche,  kraft  des  Art.  984  der  Strafprozessordnong, 
den  Vertretern  der  Staatsanwaltschaft  überlassen  ist,  muss,  angesichts 
des  Art.  948  derselben  Ordnung,  ausschliesslich  vorn  Staat-sunwull 
an  demjenigen  Gerichtshof  ergehen,  welcher  das  im  Falle  der  Wieder- 
aufnahme aufzuhebende  Urteil  gefällt  hat. 

2.  Die  Vertreter  der  Staatsanwaltschaft  liaben  die  wesentlichen 
der  sieh  znr  W^iederanfnahme  bietenden  Gründe  in  der  Form  eines 
Gerachea  darznlegen,  welches  dem  Oberstaatsanwalt  des  Straf- 
Kassations-Beicbsgerichtsdepartements  des  regierenden  Senats  behnfe 
Vorlegung  an  dieses  Departement  ttbermittelt  wird. 

3.  Den  oben  erwähnten  Gesuchen  sind  die  sämtlichen 
Schriftstücke  beizulegen,  welche  die  gehörig  geprüften  Xarhweise 
von  neuentdeckten,  die  Wiederaufnalune  be^-ründen  könnenden  l'ni- 
btänden  enthalten,  so  auch  die  Gri}.,'-inalakten  des  \'erfalirent>  jener 
Gerirhtsanstalten,  deren  Urteile  im  Falle  der  Wiederaufnahme  der 
Aofhebang  unterliegen. 
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4.  liei  (1er  Feststellung  der  zur  Begründung  der  Wiederauf- 
nahme dienenden  Tatsachen  mittels  pulizeilicUer  Voruntersuchungen  ist 
über  die  Aussagen  der  von  der  Polizei  vernommenen  Personen  jedesmai 
ein  besonderes  Protokoll  anfsnnehmen,  welches  nicht  nnr  von  dem 
verhörenden  Polizeibeamten,  sondern  auch  von  der  in  VerhOr  ge- 
nommenen Pereon  oder,  wenn  sie  Analphabet  ist^  von  einer  anderen 
von  ihr  ersachten  Person  nnterschrieben  sein  soll. 

Eine  heaehtenswerte  ErlSnterang  finden  wir  in  einer  Ent- 
scheidung des  Senats,  als  obersten  Kassationshofis,  Aber  die  Reehts- 
fähigkeit  eines  Richters  zur  richterlichen  Beteiligung  am  Haupt- 
vei  tcthren  Uber  eine  Sache,  in  welcher  er  währejid  dva  Vorverfahren.s 
als  Mitglied  der  zur  Untersuchung  des  seelischen  Gesundheit,szustandes 
des  Angeklagten  einberufenen  Kommission  hptt  ilitrt  war.  I)er  Senat 
erkannte,  dass  eine  derartige  Betpüig-uiiir  ;tiii  \  i^i  vei  tain  en,  welche 
beim  Richter  zweifellos  nicht  wenig  zur  Bildung  einer  gewissen 
Überzeugung  in  bezug  auf  den  Angeklagten  beiträgt,  das  vollständig 
vorurteilsfn  if  Vt  rhalteu  des  Richters  zur  Frage  über  des  Angeklagten 
Schuld  stark  beeinträchtigen  kann,  and  dementspreciiend  hat  er  die 
Fähigkeit  des  Richters  zn  entscheiden  im  besagten  Falle  aberkannt 
(Beschlnss  vom  24.  Härz  1903).  Das  eine  solche  Entscheidung  voll- 
ständig mit  den  von  der  kriminalistischen  Wissenschaft  verfolgten  Zielen 
im  Einklang  stehe,  wBrde  man  schwerlich  behaupten  künnen;  eine  ge- 
uaaere  Information  des  Richters  Uber  den  psychischen  Zustand  des 
Angeklagten  erscheint  durchaus  nicht  unerwünscht,  im  Gegenteil,  sie 
bietet  das  einzige  Mittel  zur  Individualisierung  der  Strafe. 

Die  oben  angefflhrten,  ziemlich  wesentlichen  Reformen  auf 
dt  III  (M'hi«  te  des  Ciei  ichrswf^seiis  wülnviid  der  Zeit  — 190')  er- 
folirten  nifisrcns  nicht  im  le;risiativcn  Wege,  teils  weil  bis  zur 
It  t/teii  Zeit  die  Art  und  W't'i'Ji'  der  HeraiHirrthp  der  Gesetze  dem 
adiiiiiiistrativeii  Kiiiu'sscn  iiherl.i>>t*ii  war  und  in  der  Pr;»xis  /wisclirn 
d<  M  ♦•(■htm  (/Jcst't/j'n.  df>n  snirenuniiten  Alli'rhöchst  bchiiUigten  Ciut- 
auhtt'ii  des  lu'ithsrats  und  den  Akten  dei-  ()l)erston  Verwaltung,^) 
gar  nicht  nnteiM  hieden  wnrd«'.  teils  aber,  weil  Kusshuid  überhaupt 
am  Vorabend  der  allgemeinen  Reformierong  seiner  Gerlchtsverfassunir 

'»  Pic.^ou  Uiivvf.sou  ist  durch  die  Alk'rhüclist  hestiitii^to  Jlcinung 
di*s  Reiehsrats  vom  Juni  l*.K)f»:  ,^Cber  die  Bereit igung  der  Abweichungen 
viin  df>r  fcstjfosotztüu  Ordnuttg  der  Qettetznrlaflao'*  ein  Ende  gemacht 
wurden. 
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sich  befindet  und  partielle  Reformen  nicht  von  besonderer  Bedentong 

sind,  wo  eine  gründliche,   nmfassende  Reorganisation  bevorsteht. 

Auch  die  von  der  zur  Reform  der  üe84;rze  über  das  Cic- 
richtswesen  Allerhöchst  berufenen  ivouiunsj^ion  wahrend  der  Jahre 
1894 — 1899  aiisgearbeitet<»n  Gesetzen r würfe  vi»ii  1902,  die  bereits 
dem  Reichsrat  vorgelegt  wurden,  warten  dort  immer  noch  auf  ilire 
Prüfun^»^  und  werden  schwerlich  angenommen  werden,  da  sie  der 
bevorstebeudeu  fundamentalen  Umgestaltung  des  üffentiichea  Rechts 
nicht  angepasst  sind. 

Das  empörende  Bild  vollstAndigen  Mangels  gerechter  Rechts^ 
pflege  anf  dem  Lande  in  Rnssland  macht  die  Frage  der  totalen 
Reformiemng  lokaler  Gerichte  besonders  brennend.  Bei  der 
allgemeinen  Bantscheckigkeit  der  Ortlich  provinzialen  Justiz  werden 
die  lokalen  Oericlite  in  dem  grOssten  Teile  des  nissischen  Reichs 
ans  dem  Ressort  des  Jostizministerinms  eximfert  und  in  das 
Ministerium  des  Innern  flbertragen.  Die  Sachen  der  Reyierzn- 
ständigkeit  unterliegen  dem  Verfahren  der  Laudhauptleute  (Zemskije 
Natschalnickij,  welche  au  sich  nichts  aU  ailmiiiisuativt'.  ablianj^ige 
Organe  darstellen,  vom  Mini??t«r  des  Inuern  bestellt  sind,  und  welche 
durch  ilirt'  rn^reschickiiclikeit  uud  Partrili('likeit  nur  starke  Un- 
zufriedt  iilit  ir  bei  der  Bevölkerung  liervorzuruten  wnssten.  In  den 
Dorf  kreisen  (den  sogen.  Wolosti)  gibt  es  Wolostigerichte  (Wolostnoj 
Ssud),  deren  Mitglieder  von  den  Bauern  des  Kreises  aus  ihrer  Mitte 
gewählt  werden;  diese  d  rulile  üben  unter  dem  Vorsitz  des  Dorf- 
Bcbaltheisses  die  Rechtspflege  laat  dem  Gewohnheitsrechte,  bei  voll- 
kommener Ermangelung  geschriebenen  Rechts.  Da  es  den  Schultz 
heisseui  meistens  Analphabeten,  an  elementarer  Vertrautheit  mit  der 
Rechtspflege  gebricht^  f&Ut  in  der  Ansnbung  der  letzteren  die  Haupt- 
rolle dem  Dorfschreiber  zu,  einem  subalternen  Beamten,  der  nicht 
gewählt,  sondern  gedungen  sein  Amt  bekleidet.  Die  absolute  Un- 
tauglichkeit  dieses  Bestechungseinflttssen  ausgesetzten  und  bei  voll- 
kommener Unbestimmtheit  des  Rechts  richtenden  Gericlites  ist  längst 
anerkannt  worden,  und  die  Reform  des  Gerichtswesens  stellt  in  erster 
Linie  die  Forderung  der  AbschatTung  des  Dorfgericlits  auf,  welciies 
unter  der  KiMitnillc  <lt-s  J.;uiil<'>li;miiriiiaiins  stellt.  Zahlreiche  Be- 
schlii^se  der  Laniltau*-  drr  Scm^-twus  iwul  Ary  Lundw  i i  tsrbaftsk^'tui -?> 
forderten  eiustiiumig  die  Einführung  eims  \viikiii;lien,  echt'  n  »  "  i  jrht.s, 
welches  fähig  wäre,  die  Bevölkerung  zu  befriedigen.  Demgemäss 
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hat  auch  der  Ukas  an  den  regierenden  Senat  vom  12,  Dezbr.  1904 
(§  8)  vorgeschrieben:  „behnft  Wahrung  der  Gleichheit  von  Per- 
sonen aller  Stände  vor  dem  Gerichte  die  erforderliehe  Ebheit  in  das 
Gerichtswesen  des  Beichs  einznffthren  nnd  den  Gerichtsanstalten  aller 
Stnfen  nnd  Instanzen  die  nötige  Selbständigkeit  zn  sichern*'.  Dieser 
allerhöchste  Wille  wnrde  zum  Gegenstand  der  Beratungen  im  Jlinister- 
komitee,  welchem  der  vorige  Jnstizminlster  N.  W.  Mübatikff  eine 
Denkschrift  unterbreitete,  die  znr  Grandlage  der  über  diesen  Gegen- 
stand begonnenen  Ailteitnii  wurde.  Der  Minister  äubsertr  in  stiiipr 
Schrift  die  Aiisir-lit.  dass  die  im  l'ki^s  vom  12.  Dezbr.  l'JU4  ange- 
zeigten R(  formen  die  NotwemllL'-keit  tolgeiider  Massnahmen  bedingen: 

1.  vollkommene  Abscliafi'un^^  öd«  )-  fundamentale  Umgestaltung  des 
Dorfgerichts  (Wolostnoi  Ssud); 

2.  dif>  t'bertragung  der  Befugnisse  der  Zemskije  Natscli;<lni(  ki 
(Landhauptlente)  an  die  Organe  der  allgemeinen  Bechtspfiege; 

3.  zngleicb  die  Bildung  gerichtlicher  Organe  in  den  Kreisen  in 
der  Person  einzelner  Bichter,  welche  zu  dem  Bessert  des  Justiz- 
ministeriums gehören  und  im  konformen  Zusammenhange  mit 
der  allgemeinen  Justizverwaltung  stehen  sollten  nnd 

4.  die  Abschaffung  der  Strafbefugnisse,  welche  der  administrativen 
Gewalt  zugeteilt  sind. 

Um  aber  die  Selbständigkeit  der  Gerichte  zu  sichern,  seien 
erforderlich : 

1.  die  weiteste  An\vt  nihin;j^  drs  Unabsetzbarkeitsprinzips  auf 
Richter  aller  Grade  und  Urtscliat'ffii ; 

2.  di*»  Best  iiignng  aller  Spuren  der  Abhängigkeit  der  Gerichte 
vrin  den  Verwaltungsbehörden  und 

3.  ^ra^^nahmen  zur  Besserung  der  materiellen  Lage  der  Justiz- 
beaniten. 

Nach  der  Erwügung  dieser  Denkschrift  fand  das  Minister- 
komitee mit  ttberwiegender  Stimmenmehrheit,  dass  das  der  Ad- 
ministration unterworfene  und  ans  Personen,  welche  kaum  lesen 
nnd  sprechen  können  und  technisch  unkundig  sind,  bestehende 
Dorfgericht  die  elementaren  Erfordernisse  eines  regelrechten  Ge- 
richts nicht  befriedigt,  und  daher  durch  eiin  gemeines,  sachkun- 
diges, von  der  Administration  unabhftngiges  nnd  der  Gerichts- 
Verwaltung  angehörendes  Gericht  ersetzt  werden  soll.  Der  Beschluss 
des  Iflnisterkomitees  beauftragt  den  Jnstizmiuister  sofort  und  auf 
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Grnnd  der  angefahrten  ErwSgnngen  einen  aneführlicben  Geeets- 
entwarf  ansxnarbeiten,  welcher  der  Beratung  nnd  Approbation  der 
gesetzgeberiaciien  Gewalt  unterbreitet  werden  soll. 

Das  Strafgesetzbuch,  welches  bereits  Im  Jahre  1895  durch  die 

Kommission  fertig  gestellt  worden  war  und  nachher  eine  Reihe  von 
gesetzberatenden  Instanzen  passierte,  wurde  endlich  am  22.  April 
1;K)3  vom  Kaiser  sanktioniert.  Sein  Eiiifiihrungstermin  aber  war 
nicht  festgestellt,  teils  weil  es  iiötii:  war,  vorher  nooli  die  Be- 
stimmungen des  Strafprozesses  mit  den  Normen  «les  neuen  materiellen 
Strafrechts  in  Einklang  zu  bringen,  teils  —  nnd  das  war  die  Haupt- 
sache —  weil  das  geltende  System  des  Strafvollzugs  nicht  den 
im  nenen  Stratigesetzbuche  vorgeschlagenen  Arten  der  Freiheitsstrafe 
angepasst  war.  Beinahe  drei  Jahre  sind  seit  der  Sanktionierung 
vergangen,  der  Termin  des  Inkrafttretens  aber  wird  immer  mehr 
und  mehr  hinausgeschoben.  Dank  den  Ereignissen,  die  sich  jetet 
abspielen,  und  den  Verftndemngen  im  Öffentlichen  Rechte  stimmen 
die  Normen  des  Strafgesetzbuchs  von  1908  immer  weniger  mit  der 
gesamten  Gesellschaftsordnnng  Qberein  und  veralten  mehr  nnd 
mehr.  Am  An&nge  des  Jahres  1905  beriet  der  Staatsrat  nach  dem 
Vorsehlage  des  Justizmlnisters  die  BinIBhmng  des  Strafgesetzbuchs, 
kam  aber  zum  Entschlnss.  die  Lösung  dieser  Frage  bis  zu  der  Zeit 
aiifzusfhieben,  wo  die  ni<  Ji  leisten  Gerichtsinstanzen  (Banerngerichte) 
auf  Grund  allgemeiner  GerichtsvertRüsiungsprinziinen  reorganisiert 
wären,  damit  auch  diese  das  neue  Strafgesetzbuch  anwenden  könnten. 
Noch  nicht  zn  Knde  gebracht  nind  dann  dit'  Arbeiten  Uber  pöni- 
tentiäre  Institute,  wie  z.  B.  die  bedingte  Entlassung,  bedingte 
Verurteilung,  die  Organisation  des  Patronats  usw.  Alles  dies,  zu- 
sammen mit  der  bevorstehenden  Grundreform  der  Lokaljustiz,  bietet 
starke  Hindernisse  für  die  Einführung  des  Strafgesetzbuches.  Der 
Krieg  hat  Millionen  verschlungen,  die  für  die  Beorganisation  de» 
GefftngniBwesens  bestimmt  waren,  und  man  hat  keine  Aussicht  darauf, 
sie  in  kurzer  Zeit  wieder  zu  erhalten,  so  dass  bezfiglich  der  Gestaltung 
der  Freiheitsstrafe  die  neuen  Grundsätze  des  Strafgesetzbuches  in 
vielen  Beziehungen  nicht  durchgeführt  werden  können  und  man  auf 
das  geltende  System  angewiesen  ist  Es  sind  weiter  ganze  Teile 
des  Strafgesetzbuches  bereits  antiquiert,  so  z.  B.  die  Bestimmungen 
über  den  Streik.  Das  Strafgesetzbuch  sieht  diese  Handlung  als  eine 
strafbare  au;  diese  Anschauung  erscheint  gegenwärtig  aber  sowohl 
Jahrbuch  der  Internat.  Verelaigung.  a.  Bd.  156 
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mizuiäßsig  als  auch  undurchfülubai .  Viele  Bestimmung-en  über  <lie 
„Smuta"  (Unrulien),  die  rJeheimbüiideki,  Religion^ verbrechen  rrafron 
denselben  Charakter,  denn  sie  mÜMsen  mit  der  Einführung-  der  Ver- 
tassung  stark  umgeändert  werden,  ebenso  die  Paragraphen,  die  die 
Pressvergeben  behandeln,  die  aber  im  wesentlichen  schon  gegen* 
wärtig  vom  Entwürfe,  der  in  einer  Kommission  unter  dem  Vorsitz 
von  KoBBKO  ansgearbeitet  ist,  nmge&ndert  sind. 

Andererseits  aber  weist  das  Strafgesetzbuch  wichtige  Lücken 
anf :  die  politischen  Bechte  der  Bflrger,  die  allerdings  bis  zur  Ein» 
fühmng  der  Verfasssnng  beinahe  nicht  vorhanden  waren^  werden 
strafrechtlich  nicht  geschätzt,  es  fehlen  die  Bestimmungen  Aber  die 
Folgen  der  Verletznngen  des  Wahlrechts,  über  die  Strafbarkeit  der 
parlamentarischen  Rechtsverletzungen  nnd  dergleichen. 

So  sehen  wir,  dass  das  Strafg:eset.zbnch.  das  noch  nicht  ein- 
geführt ist,  in  seinen  (Trundzüg:en  schon  jj^  iindlich  revidiert  werden 
mns8.  Deswegen  verzichten  wir  anf  einen  ansfiihrlichen  Bericht 
über  die  liestimnmngen  des  Strafjresetzbn*  lies  und  beschränken  uns 
auf  die  Wiedergabe  des  Teiles  desselben,  der  bereits  geltendes 
Recht  geworden  ist,  nämlich  die  Paragraphen  äber  die  Staats- 
verbrechen. 

Das  Gesetz  vom  7./20.  Juli,  betreJfend  „einige  Veränderungen 
in  der  strafprozessnalen  Behandlung  der  Staatsverbrechen  und  die 
Anwendung  der  Bestimmungen  des  neuen  Strafgesetzbuches  auf 
dieselben**  ist  das  wichtigste  der  letzten  Zeitperiode.  Das  neue 
Gesetz,  das  in  vielen  Beziehungen  die  strafprozessuale  Behandlung 
der  Staatsverbrechen  reformiert  und  die  längst  flberlebten,  bis  tief 
in  das  XVIII.  Jahrhundert  reichenden  Normen  des  materiellen 
Strafrechts  durch  neue  Normen  des  Strafgesetzbuches  ersetzt  hatte, 
verdient  einer  besonderen  Aufmerksamkeit  Denn  einerseits  mnss 
man  dieses  Gesetz  als  ein  SusserRtes  Mittel  betrachten,  das  im 
Kampfe  ^e<;-en  die  jM>liü>»:lie  Kriiiiiiialit  it  —  die  Äusserung  des 
wachseuilen  iiechtsbewu.sstseins  dt  ^  \01kes  ~  anerewendet  wird, 
anderej>eiis  als  den  ernten  Versuch,  den  Teil,  zwar  den  miss- 
lunpen.sten,  des  Mraluesetziuiciies  eini^utüinen.  Wir  bcg^innen  die 
Cber^idit  des  neuen  (Tesctzes  mit  der  Wieder^i^abe  der  drei  Kapitel 
—  des  III.,  iV.  und  V.  —  ihm  i  der  sich  anschliessenden  Para- 
graphen i,  welche  die  jtolitischen  Verbrechen  regeln  und  bereits  voll- 
ständig ein führt  sind.  Im  ganzen  sind  von  687  Paragraphen  des 
tStrafgesetzbnches  44  in  Kraft  getreten. 
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Der  Begriff  der  StaatsYerbrechen  wird  nach  dem  nusischeii 
Strafgesetzbache  einerseits  viel  en^er  anfgeftwst,  als  es  gewOhnUcb 

in  der  ausländischen  Gesetzgebung  der  Fall  ist  So  werden  zu 
ihnen  nicht  die  parlamentarischen  Keclit8verletznn*ren.  die  Wahl- 
und  Pressvergelien  zufj^erechnet;  andererseits  wieder  aber  nngemein 
erweitert.  Denn  auch  solclie  Handlungen,  wie  die  Nichterfüllung 
der  Korderiinf^eii  der  Behörde,  die  Verletzung  der  presetzlichen  Vor- 
schriften betreffs  der  (iründung  der  Verbindungen,  die  Parteipropa- 
ganda,  das  Auffordern  zum  Streik  etc.,  werden  als  Staatsverbrechen 
angesehen.    (Darfiber  siehe  den  Aljscluiitt  über  die  „Smota^.) 

Die  Redaktionskommission,  die  das  Oesetzbach  zn  verftMen 
hatte,  war  bei  der  Bevision  dieses  Teiles  recht  besohrftnkt;  sie  be- 
gnflgte  sieh  grösstenteils  mit  einer  besseren  Fassnng  der  Paragraphen 
des  alten  Strafgesetabnches,  ohne  dabei  die  Prinziinen  ihrer  Straf- 
barkeit sa  revidieren  nnd  dieselben  mit  den  Fordeningen  eines 
Bechtsstaates  in  Einklang  zn  bringen.  Von  den  technischen  Vor* 
teilen  des  nenen  Strafgesetzbnehes  ist  aber  gerade  in  diesem  Teile 
am  wenigsten  zn  sehen:  der  altmodische  Styl,  die  rn<^^emiuigkeit 
des  Ausdrucks,  unnötige  Pleonastfk  und  Wiederholungen,  die 
kasuistische  Aufzählung,  alles  das  i^l  iu  beträchtlichem  Masse  in 
das  neue  Strafgesetzbuch  übergegangen.  Obgleich  da«  neue  Gesetz 
nur  9e\t  einem  Jahre  angewendet  wird,  hat  die  reiv-he  Kassations- 
praxis  b-irits  weitgehende  Lini»esnnitniiieit  des  Tatbestandes  vieler 
Verbrechen  erwiesen.  So  bedroht  z,  B.  das  Uesetz  mit  Zucht- 
haas bis  zu  8  Jahren  eine  so  unbestimmt  gefasste  verbrecherische 
Handlnnp:,  wie  „die  Beteiligung  an  einer  Verbindung,  die  den  Um- 
sturz der  im  Staate  geltenden  Gesellschaftsordnnng  bezweckt^, 
nnd  weist  dabei  nicht  anf,  was  man  nnter  dem  ,,Umstarze** 
verstehen  soll  (ob  eine  Tätigkeit  mit  Gewalt  oder  ohne  solche?); 
des  weiteren  wird  mit  keinem  Worte  erwühnt^  was  man  anter 
der  „GeseUschaftsordnnng*,  von  derem  Umstarz  der  Gesetzgeber 
spricht,  ▼erstehen  soll.  Nehmen  wir  ein  uideres  Beispiel:  der  §  99 
bedroht  mit  Todesstrafe  jeden  Anschlag  gegen  die  (Jnverletzbarkeit  des 
Kaisers  nnd  jeden  Versnch,  seine  Rechte  zn  beschränken,  bestimmt  aber 
ganz  nnd  garnicht,  wann  der  Tatbestand  dieses  so  schweren  Verbre- 
chens und  wann  der  des  Umsturzes  der  geltenden  Ordnung  erfüllt  ist. 

Per  Teil  des  Straf^^esetzbnches.  dpn  wir  zu  analysirrrn  halen, 

zerfällt  in  drei  Kapitel:  das  erste  Kapitel  handelt  „über  den  Hoth- 
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verrat  gegen  die  geheiligte  Person  des  Kaisers  nnd  der  Mitg-lieder 
des  Kaiserlichen  Hanses'',  das  zweite  „fiher  den  Landesverrat'^,  ond 
das  dritte  endlich  „über  die  „Smnta**.  Hinsn  kommt  noch  eine 
ganze  Reihe  von  selbständigen  verbrecherischen  Handinngen,  die 
als  verschiedene  Arten  der  Hehlerei,  der  Unterlassnog  der  Anzeige, 
der  Vorbereitung,  Begünstigung  etc.  aufgefasst  werden.  Die  ersten 
zwei  Kapitel  haben  mehr  oder  weniger  gemeinsames  mit  den  gegen- 
wärtigen westeuroit;ii^i(  lii  ii  Nonnen,  das  letzte  dagegen  ist  ein  eigen- 
artiget» l'rudukt  de?»  l'olizHistaates. 

Der  §  99  bestraft  mit  dem  Tode  denjenigen,  der  ein  Attentat 
(d.  h.  die  Vollendung  oder  den  Versncli  des-  Verbreebens)  gegen  das 
Leben,  die  Gesundheit,  die  Freiheit^  überhaupt  gegen  die  Unverletz- 
lichkeit  der  geheiligten  Person  des  regierenden  Kaisers,  der  Kaiserin 
oder  des  Thronfolgers  verttbt  oder  es  unternimmt,  den  regierenden 
Kaiser  an  entthronen,  ihn  der  höchsten  Gewalt  an  berauben  oder 
in  seinen  Rechten  zn  beschrftnken.  Hit  dem  Tode  wird  nach  §  lOO 
derjenige  bestraft,  wer  es  unternimmt,  die  in  Russland  oder  in  einem 
Teile  desselben  durch  die  Grundgesetze  festgestellte  Reg^ierungsfonn 
oder  Thronfolgeordnnng  gewaltsam  umznSndem  oder  von  Rnssland 
einen  Teil  desselben  losznreisen.  Wenn  aber  der  Ansdilag  beim 
ersten  Anfange  entdeckt  worden  ist  und  zu  seiner  Unterdrückung- 
keine  besonderen  Massregeln  n(it\\endi;r  waren,  so  wiiii  der  Schuldige 
mit  Zuchthaus  l)esfraft.  Mit  Ziichthaus  hin  zu  8  Jahren  wiid  nach 
i;  103  derjenige  besriaft.  der  sich  schuldig  macht  der  l>t  leidit^nng 
des  Kai?«eris,  der  Kaiserin,  ilt-s  1'lir(int<'l<:frs  luh'v  Bedritliun;;"  ihrer 
Person  oder  H»*srhimpfung  ihrer  iiilder,  sei  es  in  ihrer  iTegeuwart, 
sei  es  in  ihrer  Abwesenheit,  aher  in  der  Absicht,  die  Nichtachtung 
gegen  ihre  l'erson  zu  erregen.  Dieselbe  Strafe  trifft  weiter  denjenigen, 
der  die  Schriften  oder  die  Abbildungen,  die  für  ihre  Person  beleidigend 
sind,  verbreitet  oder  ütrentlich  ausstellt.  Die  Strafe  wird  herab- 
gesetzt auf  Festungshaft,  wenn  diese  Handlungen  ohne  Absicht» 
die  Nichtachtung  zu  erregen,  begangen  sind,  und  sogar  bis  auf 
Haft  herunter,  wenn  sie  ans  Unverstand,  Unwissenheit  oder  in 
betrunkenen  Znstande  begangen  wurden.  So  wird  hier  dem  Richter 
in  der  Aburteilung  der  Motive  der  Beleidigung,  der  Bedrohung  und 
der  Beschimpfung  ein^sehr  weites  Ermessen  gelassen.  Der  §  104 
sieht  die  Handlungen  vor,  die  auf  die  Erreichung  der  Ziele,  die  in 
Abs.  1  des  §  108  erwähnt  sind,  gerichtet  sind.    So  trifft  Festungs- 
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haft  bis  zu  3  Jahren  denjenijren.  (kr  sieh  schuldig:  macht:  1.  der 
Anfertig-niif;:  einer  Schrift  oder  AhMldung,  die  eine  Beleidifriin^  oder 
Bedrohung  des  regierenden  Kaisers,  der  Kaiserin  oder  des  Thron- 
folgers enthalten,  in  der  Absicht  sie  zu  verbreiten  oder  öftentlich 
auszustellen,  wenn  diese  Verbreitung  oder  Veröffentlichuns:  nnterbleibt; 
2.  der  Yervielföltigang,  der  Auf  bewahniiig  oder  der  £iiifiihr  dieser 
Schriften  und  Abbildangen  ans  dem  Aaslande  mit  Kenntnis  Ton 
ihrem  Inlialte  nnd  zn  demselben  Zweeke,  wenn  diese  Verbreitung: 
oder  Ansstellnng  nicht  erfolgt  ist  Die  §§  105,  106  amfassen  die- 
selben  Handinngen  wie  die  §§  99  nnd  103,  nur  mit  dem  Unterschied, 
dass  sie  gegen  die  Hitglieder  des  kaiserlichen  Hanses  gerichtet  sind 
nnd  die  Strafe  dabei  etwas  herabgesetzt  ist.  (Das  Attentat  gegen 
das  Leben  wird  stets  mit  dem  Tode  bestraft.)  Bine  besondere 
Bestimmung  enthält  endlich  der  §  107.  Er  bestraft  mit  Festnngs- 
oder  einfacher  Haft  (was  von  Motiven  der  Handlung  abluiiigt) 
denjeiiitctn.  der  die  Eltern  oder  die  Vorgiliitrei-  des  regierenden 
Kaisers  ötleiitlich  oder  in  verbreiteten  oder  öifentiicli  ausgestellten 
Drucksachen,  Schriften  oder  Abbihlungen  beleidigt. 

So  enthftlt  dieser  Abschnitt,  wie  man  sieht,  alle  Attentate 
gegen  die  regierende  Dynastie,  die  einen  persönlichen  Charakter 
haben.  Dabei  werden  die  Begiemngsform,  die  Thronfolgeordnnng, 
die  FftUe  der  sonverSnen  Gewalt  als  persSnliche  PrSrogatiye  des 
Monarchen  angesehen,  die  f&r  nnersehfitterlich  erklärt  werden.  In 
Anbetracht  der  beiMinderen  Tragweite  dieser  Verbrechen  werden  anf 
sie  nicht  die  allgemeinen  Regeln  des  Strafgesetzbuchs,  sondern  die 
besonderen  BeiMmmnngen  angewendet,  die  sich  im  ganzen  Gesetz- 
buche zerstreut  finden.  Dabei  wird  das  Strafmass  bedentend  ftlr 
solche  Handlungen  erhöht,  die  auf  die  eine  oder  andere  Weise  die 
Vollziehnng  der  Verbrechen  aus  99—102  begünstigen,  sowie  für 
das  l'DTerlassen  der  Anzeige.  Die  erhiihtt'ii  Strafen  des  Strafgesetz- 
buches Süllen  nämlich  jeder  kleinstt-n  i^xniitic-uni;-  des»  busen  Willens 
anf  diesem  (iebiett'  entgegenwirken.  Su  wlid  mit  dem  Tode  derjenige 
bestraft,  der  sich  nur  einer  Vorbereitnng  zum  Verbrechen  des  §  9'.» 
schuldig  macht;  die  Vorbereitung  zum  Verbrechen  des  ^  100  wird 
mit  Zachtbaosstrafe  bis  zu  10  Jaliren  bestraft.  Wer  an  einer  Ver- 
bindung nur  teilnimmt,  die  das  Begehen  des  Verbrechens  des  ^  99 
bezweckt,  selbst  aber  kein  Mittäter  an  diesem  Verbrechen  ist,  wird 
mit  lebenslänglichem  Zuchthaus  bestraft    (Wo  die  Begehung  des 
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Verbrechens  des  §  100  bezweckt  wird,  tritt  Znchthanshafr  bis  za 
K  Jahren  ein.)  Die  blosse  Aufforderung  zum  Begehen  des  Verbrechens 
des  §  99  wird  mit  ZochthAna  bis  zu  8  Jahren  bestraft.  (Die  Anf- 
fordernng  mm  Verbrecben  des  §  100,  mit  Verbannoag.)  Die  §§  101 
und  102  lauten: 

§  101.  Wer  sieb  einer  Vorbereitangshandlnng  tarn  Verbrecben 
des  §  100  scbnldig  macht,  wird  mit  Zachtlians  Ms  sa  10  Jahren 
bestraft. 

Wenn  der  Schuldige  dabei  Sprengstoffe  oder  ein  Waffenlager 
zu  seiner  Verfügung  hatte,  so  wird  er  mit  Znchthans  bestraft 

Wer  sich  einer  Vorbereitungshandlnng  zum  Verbrechen  des 
§  OU  schiiMig  luarlit.  wini  mit  dem  Tode  br>n.tU. 

§  102.  Wer  &ii  Ii  der  l  i  ilnalnue  an  einer  Verbindnner  schuKlig 
macht,  die  sich  gebildet  hat.  um  das  Verbrechen  des  g  lUU  zu  be- 
gehen, wird  mit  Zuchtliaus  bis  zn  8  Jahren  bestraft. 

Wenn  eine  solche  Verbindung  Öprengstoflfe  oder  ein  Waffen* 
Inger  zu  ihrer  Verfügung  hatte,  srt  wird  der  der  Teilnahme  an 
diesem  Verbrechen  Schuldige  mit  Zuchthaus  bestraft. 

Wer  sich  der  Teilnahme  an  einer  Verbindung  schuldig  macht, 
die  sich  gebildet  hat,  am  das  Verbrechen  des  §  99  zn  begehen,  wird 
mit  lebenslfti^lichem  Znchthans  bestraft 

Wer  sieh  schuldig  macht,  andere  za  bereden,  eine  Verbindung 
zum  Begehen  der  Verbrechen  der  §§  99  nnd  100  zu  bilden  oder  an 
einer  solchen  Verbindung  teilzunehmen,  wird,  wenn  die  Verbindung 
nicht  zustande  kommt,  bestraft:  in  bezng  auf  die  Verbindung  zum 
Begehen  des  Verbrechens  des  §  100  mit  Verbannung,  m  bt  ziig  auf 
die  Verbiiidiiug-  7.nm  Hegehen  des  Verbrechens  des  §  99  mit  Zucht* 
haus  bis  zn  8  .laluun. 

W\  r  von  dem  Vorhabt  ii  lit  s  N't  i  hi  «  rlu'ij.s  des  §  99  ganz  be- 
stimmte Kenntnisse  erliiUt.  und  ohne  entschnldbnron  Grund  unterlässt, 
hiervon  der  Behörde  Anzeige  zu  machen,  wird  mit  Zuchthaus  be- 
straft. (Im  Falle  des  §  100  mit  Zuchthaus  bis  zu  8  Jahren,  im 
Falle  der  101  und  mit  Verbannung.)  Die  Unterlassung  der 
Anzeige  irgend  eines  Teilnehmers  an  diesen  Verbrechen  wird  ent> 
weder  mit  Znchthans  oder  mit  Verbannung  bestraft  (§  164),  statt 
der  in  diesen  F&llen  üblichen  Gefängnisstrafe.  Wer  schuldig  ist 
der  Beschädigung,  der  Verheimlichnng  oder  Entwendung  irgend 
welclter  Beweisstttcke,  die  zu  den  Verbrechen  der  §§  99 — 102  eine 
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Beziehung  haben,  oder  den  Gerichtsakten  einverleibt  sind,  oder 
solche  Beweiwtücke,  die  nicht  einverleibt  sind,  aber  in  der  Absiebt 
das  begangene  V^brechen  oder  den  Verbrecher  zn  verheimlichen, 
beschSdigt,  entwendet  etc.,  wird  mit  Zuchthans  bis  zn  8  Jahren 
oder  mit  Yerbannong  bestraft  (§  166,  2.  Abs.),  statt  der  in  diesen 
FSÜen  üblichen  GeOngnisstrafe  (§  166,  1.  Abs.).  Dieselbe  Strafe 
trifft  demjenigen,  der  eine  Person,  die,  wie  er  weiss,  die  Verbrechen 
von  §  99 — 102  begangen  hatte,  verbirgt,  oder  dabei  Beistand  leistet, 
(§  168, 2.  Abs.),  statt  der  flblichen  Geföngnisstralfo.  Die  Verheimlichnng 
nnd  die  Unterlassung  der  Anzeige  werden  jedoch  nicht  bestraft: 
1.  Ihlls  die  Anzeige  den  Niehtanzeigenden  selbst  oder  irgend  ein 
Mitglied  seiner  Familie  der  Begehnng  eines  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens beschuldigen  würde;  2.  wenn  die  verbrecherische  Handlung-,  die 
verheimlicht  wird,  von  dem  Niclitanzeipendeu  selbst  oder  von  einem 
Mitg^liede  «einer  Familie  beg^angcn  ist  und  3.  wenn  vom  Verhehler 
Fein  FHiinlienmitg'lied  verborpfen  war.  Die  Befreinnj*-  eines  Ge- 
fangenen aus  der  Gefangenschaft  oder  aus  der  (iewalt  der  bewaff- 
neten Macht,  wenn  dieser  Gefangene  der  Verbrechen  der  §§  99 — 102 
angeklagt  oder  bereits  aof  Grand  dieser  Paragraphen  verurteilt 
war,  oder  die  Beförderung  seiner  Flacht,  kann  mit  Zachthans  be- 
straft  werden  (g  173,  2.  Abs.).  Derselben  erhöhten  Strafe  verfiiUt 
der  Beamte  für  die  Niehtanordnnng  von  Ifassregeln,  die  der  Vor- 
bengong  oder  der  ünterdracknng  der  Verbrechen  der  §§  99 — 102 
dienen  sollen.  Dabei  wird  der  Fall  qualifiziert,  wenn  die  Nieht- 
anordnnng dieser  Massregeln  das  Begehen  solcher  Verbrechen  znr 
Folge  hatte.  Denselben  Strafen  verfUlt  der  Beamte,  der  seine  Be- 
hörde von  einem  drohenden  Verbrechen  nicht  in  Kenntnis  setzt 
(§  643),  oder  über  einen  Teilnehmer  an  demselben  keine  Anzeige 
erstattet  (§  644)  oder  keine  Massregeln  trifft,  um  denjenigen  fest- 
zunehmen, der,  wie  er  weiss,  ein  srdches  Verbrechen  bej;;uigea  hat 
(§  645).  Derselben  Strafe  verfällt  endlich  der  Beamte,  wenn  er 
einen  Gefangenen,  der,  wie  er  wei«!?;,  anf  (irund  der  — 102 

verurteilt  oder  verhaftet  ist,  durch  Vernachlässigung  der  Aufsicht  ent- 
weichen Ifisst.  So  sehen  wir,  dass  fast  in  allen  Fällen,  wo  der 
Schuldige  nur  indirekt  beteiligt  ist,  Zuchthausstrafe  bis  zu  acht 
Jaliren  oder  Verbannung  festgesetjst  ist. 

Das  nSchste,  IV.  Kapitel  handelt  vom  Landesverrat.  Der 
§  108  gibt  folgende  Definition  dieser  verbrecherischen  Handlung: 
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Ein  rnsÄischer  Untertan,  der  es  unt^ritiinmt,  dtMu  Ffiiide  in  seinen 
mililärischeii  oiler  anderen  gegen  Russland  g€-iiclitft«'n  Haiullnng-j^n 
Hilfe  zu  leisten  oder  ihn  zu  begüubtigeu,  wird  mit  dem  Tode 
bestraft: 

X.  wenn  solche  llüfeleistung  oder  Begünsti^ng  wesentliche  Dienste 

dem  Feiii'l«-  t  rwies; 
2.  wenn  in  liocliverräterischer  Absicht  ein  Mord  oder  Totschlag 

auBgeffihrt  ist 

Wenn  ein  solcher  Vorschub  oder  solche  Begünstigung  des 
Feindes  darin  bestand: 

1.  daes  dem  Feinde  die  Armee  oder  die  Flotte,  oder  ein  Teil  der- 
selben, Festungswerke,  Eriegshfifen  oder  Kriegsschiffe  verraten 
werden,  oder  ein  Versuch  su  solchem  Verrat  gemacht  wurde, 
oder  endlich  diese  Kriegsmittel  unbrauchbar  gemacht  werden; 

2.  das8  der  Schuldige  Heeresabteilungen  oder  Mannschaften  oder 
den  Küinmandierendt'u  zuiii  r\inde  überzugehen  verleitete; 

'6.  dass  ilcjM  russischen  Kriegsheere  gewaltsamer  Widerstand  ge- 
leistet oder  ein  AngriÜ  aul  dasbclbe  gemacht  wurde; 

4,  dass  der  Öcliuldigf  den  Befehlshaber  einer  ArmtM>.  den  Stab-*- 
ehef,  den  Kommandierenden  einer  Heeresabteilung  oder  einer 
Mannschaft,  einer  Festung,  eines  (ieschwaders,  oder  eines 
Kriegsschiftes  oder  eine  Fersen,  die,  wie  dem  Täter  bekannt 
war,  wichtige  militärische  Aufträge  oder  Obliegenheiten  erfüllte, 
tötete,  oder  die  oben  genannten  Personen  in  die  feindliehe  Ge- 
walt brachte; 

5.  dass  die  für  militärische  Zwecke  bestimmten  Vorräte  von  An- 
grift's»,  Verteidigangs-  und  Nahrungsmitteln,  die  Trai^portmittel 
zu  Wasser  und  zu  Lande,  die  Telegraphen  und  die  Telephone 
oder  andere  Verbindungsmittel  der  einzelnen  Heeresabteilungen 
zerstört  oder  nnbranchbar  gemacht  werden;  und 

0.  dass  der  Schuldige  als  Sjaon  dem  Feinde  diente,  so  wird  der 
eines  solchen  Hochverrats  Schuldige  mit  dem  Tode  bestraft. 
Dieser  Paragiaph  wird  auch  dann  angewendet,   wenn  diese 
hoi  liverriileiischcn  Hiindluiigen  gegen  eine  mit  Kusälaad  verbündete 
Kriegsmacht  unternommen  werden. 

Diese  Detiniiion  nmfasst  nicht  nur  den  allgemeinen  Begriff  des 
Landesverrat«  als  einer  Vorschubleistung  und  Begünstigung  des 
FeindeH,  sondern  auch  einzelne  —  die  schwersten  —  Fälle  desselben. 
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Es  ist  za  bemerken,  dass  die  Bestimmiiiigeii  Aber  die  erhöhte  Straf- 
barkelt verschiedenster  HilfiihandlnngeD,  die  sich  auf  die  Begehung^ 

der  Verbrechen  der      99—102  beziehen,  anch  im  Falle  des  §  108 

ang-ewendet  werden  müssen,  so  dass  seine  Bedeutung  dadurch 
besonders  hervortritt.  Din  Todesstrafe  wird  nur  in  Fällen  der 
j;§  99,  100,  101,  105  und  108  angedroht,  nur  diese  Staats- 
verbrechen werden  mit  dem  Tode  bestraft.  Die  lieuti;.re  ]>oliti8che 
Bewegung  in  Kussland  entwickelt  einen  starken  i>rang  nach  voller 
Beseitigung  der  Todesstrafe,  denn  es  wird  allgemein  anerkannt,  dass 
bei  politischen  Motiven  eine  so  starke  Bepression  nicht  gerecht- 
fertigt ist. 

Der  n&chste  Paragraph  (109)  lautet:  Ein  rassischer  Untertan, 
der  wissentlich  in  ein  feindliches  Heer  eintritt  oder  in  ihm  verbleibt, 
wird  mit  lebenslfinglichem  Znehthans  bestraft 

Der  §110  lautet:  Ein  rassischer  Untertan,  welcher:  1.  eine 
anslftndische  Begiening  zum  Kriege  oder  zu  anderen  gegen  Busaland 
feindlichen  Handlungen  verleitet  oder  diese  Regierung  veranlasst, 
das  Waffenbfindnls  mit  Russland  abzubrechen,  oder  sie  endlich  ver- 
leitet. Abstand  von  einem  solchen  BUndnisse  zu  nehmen;  2.  vor  der 
Kriegserkl  ti  imi^  einer  ausländischen  Regierung-  für  sich  und  für 
andere  verspri«  lit,  ihren  gejren  Russland  gerichteten  Kriegsunter- 
nehmungen Vorschuh  zu  leisten,  wird  mit  Zuclitliaus  bestraft. 

Wenn  aber  der  tiehuldige  dank  seiner  1  Menststellung  über 
den  Zustand  der  russischen  Kriegskräfte  unterrichtet  sein  konnte 
ndei'  ihm  dieselbe  ermüfilirhte,  der  ausländischen  Regierung  im  Falle 
eines  Krieges  mit  Russland  einen  wesentlichen  Vorschub  zu  leisten, 
so  wird  er  mit  lebensl&nglichem  Zuchthaus  bestraft. 

Der  §  III  lautet:  Wer  es  unternimmt,  Plftne,  Zeichnungen, 
Dokumente, .  Abschriften  von  denselben  oder  Nachrichten,  die,  wie 
er  weiss,  zur  grosseren  Sicherheit  Bnsslands  einer  ausländischen 
Begiemng  gegenfiber  geheim  gehalten  werden  mfissen,  zu  veröffent- 
lichen oder  einer  auslSodiscben  Begierang  oder  seinem  Agenten  mit- 
zuteilen, wird  mit  Zuchthans  bis  zn  8  Jahren  bestraft. 

Wenn  aber  dem  Schuldigen  die^e  riiine.  Zei(  hnuugen  usw. 
seiner  Dienststellung  nach  anvertraut  waren  (m1i  i  or  dank  beiner 
Stellnng  diese  riiine  usw.  erhielt  oder  von  ilmen  Kenntnis  er- 
halten hatte,  oder  endlieh  ihm  ihre  Verotlentlichuni:  oder  Mitteilung 
verboten  wurde,  so  wird  der  Schuldige  mit  Zuchthaus  bestraft. 
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TVr  112  lautet:  Wer  es  uiiternimmt,  ohne  beh<'i"lli(li«'  (»e- 
nehmif^ung  von  einem  Kriefrsschiffe,  von  einer  befestigten  Steile 
oder  von  einem  andern  militäriBclien  Verteidigungswerke  Pläne  oder 
Zeichnnngen  zu  verfertigen,  wird  mit  GefSogniB  bestraft. 

Wenn  es  aber  in  der  Absicht  unternommen  wird,  diese  Pl&ne, 
Zeichniingen  nnd  Beschreibangen  einer  aaiULndiaclien  Begiemog 
oder  einem  Agenten  des  Staates,  mit  dem  Bnssland  Krieg  sn  führen 
hat,  zu  ftbergeben,  so  wird  der  Schuldige  mit  KorrelEtionsbaft  bis 
zu  3  Jahren  betraft. 

Derselben  Strafe  verfftUt  derjenige,  der  es  unternimmt:  1.  von 
Pinnen,  Zeichnungen,  Besehreibungen  oder  Dokumenten  Abeebriften 
zu  nehmen  oder  Nachrichten  zn  sammeln  oder  Scbriftstflelie  davon 
zü  verfertigen:  2.  Pläne,  Zeichnungen,  Beschreibungen,  Dokumente 
(»der  Abschriften  von  ihnen  zu  erlangen,  wenn  das  ohne  behörd- 
liche irenehniifrung  g-eschieht  und  der  Schuldige  dabei  wt  iss.  dnf^s 
die  möglichst  grosse  Sitht-rlifir  li'nsslands  die  (»pheimhaltmiL'-  '\-v 
Pl&ne,  Zeichnungen  usw.  einer  aiidurcn  liegierung  j;;egenUlKir  gebietet. 

I>er  §  lia  lautet:  Wer  ohne  bt^hördliche  Genehmigung,  unter 
Verheiinlirhung  seines  Standes,  seines  Familiennamens^  seiner  Staat«:- 
angehörigiieit  oder  Nationalitfit  oder  unter  Anwendung  anderer  Mittel 
in  einen  russischen  befestigten  Platz,  in  ein  Kriegsschilf  oder  Oberhaupt 
in  ein  Verteidigungswerlc  eindringt,  wird  mit  Oef&ngnis  bestraft. 

Diese  Päragraphen  beruhen  im  wesentlichen -auf  denselben 
Prinzipien,  wie  die  Bestimmungen  der  ausländischen  Gesetzgebung. 
Im  Vergleiche  mit  den  Bestimmungeu  des  alten  Strafjgesetzbucbes 
haben  sie  eine  viel  einheitlichere  Redaktion. 

Im  §  114  wird  die  Nichterfiillung  oder  eine  gewissenloae 
Krfüllun;;-  der  Lieferungsvertrage  über  inilitäi  ische  lU'dürfoisse 
unter  Strafe  gestellt.  Solche  1  hnidlnugen  waren  bisher  fxanr  nnd 
gar  straflofi  [»it-  \'n  ta^s»  r  tle»  Kiiiwurt'»  -«.  die  diese  Norm  Nehufen. 
ri'iliieii  »ie  den  Staat^\ •  riii  pchen,  nicht  lieii  t^i  meingeftthrlichHn  \'er- 
brechen  an,  wie  es  in  dem  deutschen  und  ungarischen  Strafgesetz- 
buclif  d.^r  Fall  ist,  wf  il  djis  Verbrechen,  das  diese  Norm  vorsieht, 
den  hochverräterischen  Handlungen  im  Wesen  ziemlich  gleich  steht 

Der  114  lautet:  Wer  einen  Vertrag  oder  Auftrag  der  Re- 
gierung über  die  Lieferung  von  Angriffs-  nnd  Verteidigungsmitteln 
ansfQlirt  oder  die  Aufsicht  darHber  hat  nnd  wissentlich  unbrauchbare 
Mittel  anschafft,  wird,  wenn  dienelben  zur  Übergabe  bereit  waren 
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oder  ihre  Anschaffxing  bereits  vollendet  war,  mit  Eorrektionaliaft 

bestraft.  Wenn  die  angeschafiften  Angriffs-  und  Verteidigungsmittel 
nach  Verabredung  luit  dem  Empfänger  oder  mit  Hilfe  besonderer 
Ynriichtungen.  die  geeignet  warei),  die  Unbranchbarkeit  zn  ver- 
heimliciien,  abgeliefert  waren,  so  wird  dafür  der  Scliuldiqre  mit 
Zuchthaus  bestraft..  Derselben  iStrafe  verfallt  der  Beamte,  welehei- 
wissentlich  die  AnschaÜnng  der  unbrauchbaren  Mittel  zuiässt  oder 
sie  in  Empfang  nimmt.  An  den  letzten  Paragraphen  grenzt  noch 
der  §  115. 

Derselbe  lautet:  ^Derjenige,  welcher  einen  Vertrag  oder  Auf- 
trag der  Eegiemng  ttber  die  Lieferong  von  Lebensmitteln  fttr  das 
aktive  Heer  oder  Ar  die  aktive  Ifarine  nnd  deren  Hospitäler  ans- 
führt»  oder  dazu  bevollmftehtigt  ist,  wird,  wenii  er  in  Eriegszeit 
wiflsentlich  gesnndheiteschftdlicbe  oder  nngeniessbare  Lebensmittel 
liefert»  mit  Konektionshaft  nicht  unter  3  Jahren  bestraft.'*  Der 
Veralich  ist  strafbar.  Dieselbe  Strafe  trifft  den  Beamten,  der  solche 
Lebensmittel  in  Empfang  nimmt 

Die  §§  llfi  und  117  enthalten  die  Bestimmungen  über  Hand- 
lungen, die  kaum  Gegenstand  der  .straireclitlichen  Kepressiun  sein 
können. 

Der  S  11^  lautet:  Wer  als  russi.sclier  Bevollniäclitigrer  inil 
einer  ausländischen  Kegierung  einen  Vertrajr  abschliesst  oder  Unter- 
handlungen pflegt,  wird,  wenn  er  wissentlich  zam  Nachteile  Kusslauds 
handelt,  mit  Zuchthaus  bestraft. 

Wenn  ein  dem  Bevollmächtigten  nntergebener  Beamter  ihm 
wissentlich  falsche  Nachrichten  mitteilt  oder  anf  andere  Weis«  seine 
Amtspflicht  verletzt,  in  der  Absicht,  den  Bevollmächtigten  znr  Ab- 
Schliessung  eines  für  Boesland  nachteiligen  Vertrags  zn  verleiten, 
wird  derselbe,  wenn  ein  solcher  Vertrag  zustande  kommt,  mit  der- 
selben Strafe  belegt. 

Nach  §  117  wird  mit  Zuchthaus  derjenige  bestraft,  welcher 
1.  ein  Dokument,  das,  wie  er  weiss,  ein  Beweismittel  der  Hechte 
Russlands  einer  ansländischen  Regierung  gcgenftber  ist,  beschädigt, 
verheimlicht,  entwendet  oder  entstellt;  2.  ein  Greuzzeichen  in  der 
Absicht,  einen  Teil  des  russischen  Landes  dem  ausländischen  iSlaate 
zu  übergeben,  beschädiget  oder  an  i;ine  andere  Stelle  versetzt. 

Nach  116  und  1U>  wird  endlich  mit  Verbannung  der- 
jenige russische  Untertan  bestraft,  der  an  einer  Verbindung  teilnimmt, 
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welche  die  Bef^'-ehnog  des  Verbn  clien»  des  §  108  bezweckt,  sowie 
der  AttsUinder  oder  der  Eriegagefangene,  soweit  derselbe  niclit  den 
liiliUrgeBetzen  unterliegt,  wenn  sie  sich  wfthrend  ihres  Aufenthaltes 
in  Russland  desselben  Verbrechens  schuldig  gemacht  haben.  In 
diesem  Falle  wird  als  russischer  Untertan  auch  derjenige  angesehen, 
der  ans  dem  russischen  Staatsverbande  ausgetreten  ist,  ohne  au  einem 
andern  Staate  in  UntertanverbAltnis  zu  treten  oder  die  Staatsange- 
hörigkeit eines  feindlichen  Staates  erst  nach  der  Kriegserklärung 
oder  unmittelbar  Tor  derselben  erworben  hat 

Diese  Paragraphen  behliesseii  den  Abschnitt  über  den  Landes- 
verrat ab.  Seinen  Bestimmungen  nach  kann  er  nur  mit  dem 
deutsdien  Strafge.seuliiu  he  verglidien  wrnlpii. 

Wenn  das  neue  ►Strafgesetzbuch  in  seinen  Vorschritten  über 
die  Angriffe  auf  die  äussere  Staatsmacht  sich  durch  Klarheit  nud 
Keichtuni  auszeichnet,  so  kann  man  gerade  das  umgekehrte  von  dem 
Abschnitte  des  Gesetzbuches  behaupten,  in  welchem  die  Rede  von 
der  Attfirechterhaltung  der  inneren  Staatsordnung  ist.  Hier  finden 
wir  in  grosser  Menge  Überbleibsel  des  Poliselstaates,  besonders  hin- 
sichtlich der  grossen  Unbestimmtheit  in  der  Definition  der  Tatbestftnde. 
Der  CmfSang  der  verbrecherischen  Handlungen  ist  ungemein  aus- 
gedehnt, sie  bilden  Staatsverbrechen,  wie  sie  im  Bechtsstaate  nicht 
vorkommen  und  ttberhaupt  nicht  als  verbrecherische  Handlungen 
betrachtet  werden  kennen. 

Das  Kap.  V  ist  niclit  als  Ganzes  in  Kraft  getreten:  nur  die 
§§121,  12;{,  125  (der  letzte  Puiagiapii  nach  dem  Gesetze  von  190')) 
und  die  12(y — 132  und  134  sind  geltendes  Recht  geworden. 
I>er  121  bestraft  mit  Festungshaft  bis  zu  M  .Tahren  oder  niit  ( Ge- 
fängnis -Iriijfnigen,  welciier  vorsliizli*  Ii  an  einer  Zvisammenrottuug 
teilnininit.  wenn  eine  solche  stattfindet  in  der  Absicht:  die  Nicht- 
aclitnng  der  höchsten  Gewalt  oder  den  Tadel  der  in  den  Grundgesetzen 
festgestellten  Kegierungsform  oder  Thninfolgeordnung  auszudrucken, 
oder  der  hoch-  oder  landesverräterischen  Handlung  oder  der  Person, 
die  eine  solche  Handlung  begangen  hat»  oder  der  Lehre,  die  einen 
gewaltsamen  Umsturz  der  im  Staate  bestehenden  Ordnung  verbreitet, 
oder  dem  Anhfinger  dieser  Lehre  ihre  Sympathien  zu  bekunden. 

Die  HädelsfÜhrer  und  die  Anstifter  einer  solchen  Zusammen- 
rottung trifit  eine  höhere  Strafe.  FQr  alle  Teilnehmer  wird  die 
Strafe  betrHclitUch  erhl»ht,  wenn  zur  Anseinandertreibung  der  zu- 
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sammengerottetfiii  If enge  die  bewaffnete  Macht  herbeigernfen  werden 
mttMte  und  die  Menge  der  AniTordernng,  anseinander  zn  gehen,  nidit 
Folge  geleistet  hat 

INeier  Paragraph  verpönt  die  Venuwtaltnng  jeglicher  politi- 
sehen  Versammlung,  denn  die  Kritik  der  Kegierungshandlungen 
kann  als  Tadel  der  Regierungstbrm  aufgefasst  werden.  Die  Herbei- 
rnfong  der  bewaffneten  Maoht  «nialifiziert  das  Verbrechen,  aber  dieses 
Xriteriom  kann  nicht  ;ils  ein  koirektes  anji^eselien  weiden,  denn  in 
der  Praxis  werden  die  geseizlichen  Forderuugeu  über  die  Aiiweuduii^- 
der  bewaffneten  Macht  fast  nie  erfüllt  and  dazu  bieten  auch  diese 
keine  genügenden  Garantien. 

Der  §  123  bestraft  mit  Znchthaus  bis  zu  8  Jahren  die  Teil- 
nahme an  einer  Zneammenrottung,  bei  der  ein  ganz  bestimmtes 
Verbrechen  begangen  wnrde,  wenn  n&mlich: 

1.  bei  der  Znsammenrottnng  die  Menge  der  bewafibeten  Macht, 
die  Eur  Anseinandertreibnng  derselben  herbeigemfeE  wurde, 
gewaltsamen  Widerstand  leistete  oder  einen  gewaltsamen  Angriff 
auf  einen  militärischen  Posten  nntemahm; 

2.  wenn  die  Menge  ein  Waffen-  oder  Munitionslager,  eine  Gewehr- 
oder  Kanonenfabrik,  eine  Befestigung,  ein  Kriegsschiff,  eine 
Eisenbahn,  einen  Telegraphen  oder  ein  Telephon,  die  allgemeinen 
Zwecken  oder  der  Regieruug  dienen,  den  Münzhuf,  den  Reichs- 
schatz, eine  Staats-  oder  r>ffentliche  Anstalt,  oder  eine  private, 
aber  von  der  Rcfrierunf,^  }i:enehniigte  Anstalt,  in  ihre  (iewalt 
bring-t  oder  plündert  oder  zei-stürt; 

3.  wenn  die  Gefangenen  aus  der  Haft  unter  Gewalt  oder  durch 
Verletzung  des  (iewahrsams  befreit  werden; 

4.  wenn  bei  der  Zosammenrottung  Sprengstoffe  oder  Geschosse 
verwendet  worden. 

Wer  sich  schuldig  macht,  eine  solche  Znsammenrottnng  zn 
veranstalten  oder  einen  anderen  dazu  zn  veranlassen,  sowie  die 
BSdelsfOhrer  nnd  die  Teilnehmer,  die  bei  Begehung  der  in  diesem 
Paragraphen  erwähnten  Handinngen  Sprengstoffe  oder  Geschosse  oder 
andere  Waffen  angewendet  haben,  werden  mit  Znchthans  bestraft. 

Jeder  Teilnehmer  an  einer  solchen  Zusammenrottung  wird 
verantwortlich  gemacht,  auch  wenn  seine  direkte  Beteiligung  an  den 
oben  erwähnten  Handhiu^-tn  nicht  erwiesen  ist.  Hi^r  liaben  wir 
das  Problem  des  Massenverbrecheus  vor  uns.    Die  wirklich  Öchul- 
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digen  »ind  schwer  sn  erroittalii,  deswegen  wird  jeder  Teilnehmer 
bestraft;  die  Strafe  ist  in  diesem  Falle  doch  za  hoch,  denn  sie  steht 
in  keinem  VerhSltnis  zur  individuellen  Schuld. 

Der  §  125  lautet:  Wer  sich  der  Teilnahme  an  einer  Ver- 

bindnng^  schaidii^^  uiacht,  wissend,  Uass  sie  zu  dem  Zwecke  ge* 
bildet  ist: 

1.  zum  Fn{2:ehor5am  odfi'  Widf-rstand  gegen  die  Gesetze,  ges:>-u 
Vi  rbiiidliclie  \  erordnungen  und  behördliche  Vorschriften  aut- 
zureizen; 

2.  die  einzelnen  Teile  oder  Klassen  der  Bevölkerung,  die  Ständej 
die  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer  snm  Hasse  gegeneinander 
anfznreizen; 

8.  die  Arbeiter  zam  Streiken  oder  znr  Fortsetznng  des  Streikes, 
den  der  §  867  aufweist,  aufzureizen,  so  wird  der  der  Teilnahme 
an  einer  solchen  Verbindnng  Schuldige  mit  Korrektions-  oder 
Festungshaft  bestraft 
Begrifflich  ist  die  „Verbindung^,  ein  mehr  dauerndes  und 
ständigere  Betehen  einer  Vereinigung  als  eine  Zusammenrottung, 
die  sich  zufftllig  gebildet  hat.  In  dem  Streben  nach  Beftreiang  von 
administrativer  WlUkfir  j^ciaten  die  Bürger  fast  überall  in  Kon- 
flikt«'  mit   behördlichen   Vorschriften   nnd   obligatorischen  Auurd- 
muigtin.    Die  Anffnidernng  zum  Streiken  oder  zur  Fortsetzung  des 
Streikes  wird  als  Verbrechen  btliandelt  nnd  bestraft,  obgleich  der 
Streik  «in  Westeuropa  nls  ein*»  ffsetzmii^^sige  und  manchmal  eine 
ökonomisch  notwendige  Eiucheinung  betrachtet  wird.    Die  gesamte 
politische  Lage  würde  durch  Anwendung  dieser  Paragraphen  noch 
eher  eich  verwickeln. 

Der  §  126  bestraft  die  Teilnahme  an  einer  Verbindung,  die 
den  sozialen  nnd  politischen  Umsturz  sich  zu  ihrem  Ziele  gesetzt 
hat;  er  lautet: 

Wer  sich  der  Teilnahrae  an  einer  Verbindung  schuldig  macht, 
die  sich  gebildet  hat,  um  die  im  Staate  geltende  Gesellschaftsordnung 
umzustürzen  oder  um  schwere  Verbrechen  mittels  Sprengstoffe  oder 
Geschosse  zu  verüben,  wird  mit  Zuchthaus  bis  zu  8  Jahren  oder 
mit  Verbannung  bestraft. 

Wenn  eine  solche  Vorhin  liiiii:  S|in  ii^-stotfe  oder  Wftffenlager 
zu  ihrer  Verfügung  liatte.  8o  wird  der  der  Teilnahme  an  dieser  Ver- 
bindung Schuldige  mit  Zuchthaus  bestraft. 
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In  der  Praxis,  soweit  sie  vortianden  ist^  ist  die  Tendenz  be- 
merkbar, dem  §  126  eine  weite  Interpretation  zn  geben.  Jede  aktive 
Teiloabme  an  einer  VerbinduDf^,  die  auf  den  Prinzipien  beraht,  die 
den  des  PoliEeietaateB  wiedenprechen,  wird  als  ^VwBtnrz'^  aufgefiust 

Der  §  127  bestimmt  eine  sehr  schwere  Strafe  fRr  die  Be^nstigong 
der  Personen,  die  an  nngesetzlicben  Verbindungen  teilnehmen;  sein 
Wortlaut  ist: 

Wer  sich  schnldig  macht,  wissentlich  die  Versammlnng  einer 
geföhrlichen  Verbindnng,  die  die      124 — 126  vorsehen,  in  einer 

Wohnnng  oder  Räumlichkeit,  die  iliin  angehören  oder  unter  seiner 
Aufbicht  oder  Verwülnmi,'^  stehen,  zuzulassen,  wird  als  Teilnehmer 
an  einpf  solchen  Vei  biinhinf^:  bestraft. 

iJeni  Teilnehmer  au  einer  der  in  124—126  vorgebeheneii  Ver- 
bindnugeo  wird,  wenn  er  diei^elbe  vor  i!)rer  Entdeckuni?  dennnziert, 
die  Strafe  gemildert  oder  kann  ihm  auch  völlig  erla.S(;en  werden. 

Die  §§  128 — 132  bestrafen  die  Agitation  und  die  Propaganda, 
die  g^ii  die  geltende  politische  Ordnung  gerichtet  ist.  Der  §  128 
bestraft  mit  Verbannnng  deigenigen,  der  sich  erdreistet^  sei  es 
durch  Öffentlichen  Vortrag  oder  Vorlesung  einer  Rede  oder  einer 
Schrift,  sei  es  dnrch  Offentliehe  Ansstellnng  einer  Schrift  oder  Ab- 
bildung, seine  Nichtachtung  der  hikihsten  Gewalt  kundsugeben  oder 
die  durch  Grundgesetze  geregelte  Regiemngsform  oder  Thronfolge- 
ordnnng  zs  tadeln. 

Der  §  129  bestraft  mit  Verbannung  und,  in  einigen  Fällen, 
mit  Korrektionshaft  denjenigen,  der  «ich  schnldig  macht,  eine  Rede 
oder  eine  Schrift  üUentlich  vorzutragen  oder  vorzulesen  oj^er  öffentlich 
eine  Schrift  oder  Abbildung  auszustellen,  die  eine  Anttordtruiig 
enthalten:  1.  zum  Hoch-  oder  Landesverrat ;  2.  zum  (  nistur/e  der  im 
Staate  beistehenden  Gesellschattsfirdnnii»':  8  y.wm  rntrehorüani  gegen 
die  (Tcsetze.  gegen  reelitsgiiltii^e  Verordnung  oder  gegen  die  An- 
ordnung der  Obrigkeit;  4.  zur  Begehung  eines  Verbrechens  —  ausser 
den  oben  genannten.  Die  Strafe  steigt  bis  zur  ZucbthausHtrafe, 
wenn  die  Aufforderung  in  einer  das  Leben  mehrerer  Personen 
gefährdenden  Weise  geschieht  oder  das  Verbrechen  die  Folge  dieser 
Aufforderung  ist  Der  Versuch  ist  strafbar. 

Der  §  ISO  betraft  die  Propaganda,  wobei  die  Art  und  Weise 
derselben  nicht  bestimmt  ist.  Es  wird  nftrolich  jede  Verbreitung 
der  verbotenen  Lehren  und  Meinungen,  sogar  eine  nichtöffentlich«, 
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unter  vier  Augen  betriebene,  mit  Strafe  bedroht^  aber  nur  unter  der  Vor< 
anaeetsnngy  das«  sie  nnter  ganz  beetimniten  Klassen  oder  Gruppen 
stattfindet,  die  fSr  diese  Propaisranda  besonders  empfindlicb  sind.  Der 

i;  130  lautet:  Wenn  Lelireu  und  Meinungen,  die  zur  Begehung  der  im 
i{  129  aulgL'ziÜilton  Verbrechen  aiiHoidern,  nicht  öfl'entlich,  aber 
unter  der  T.andbm ulkerung.  im  Heere  oder  unt»  r  dt  n  Arbeitern  oder 
Uberhaupt  unter  sokht'ii  Pt  isunen  verbreitet  werden,  die  für  i'ine 
solche  Propaganda  benonder»  empfänglich  sind  und  die  Krit  -rung 
dieser  Klassen  oder  Personen  zugleich  eine  Gefahr  für  die  staatliche 
Ordnung  bedeutet,  so  wird  dei*  Schuldige  mit  Verbannung  oder  mit 
Korrekt ionsliaft  bis  zu  3  Jahren  bestraft  Qualifiziert  wird  dieses 
Verbrechen  nnter  denselben  Umständen  wie  beim  §  129.  Der 
§  132  bestraft  mit  Verbannung  die  nichUSifentliche  Verbreitnng  von 
Lehren,  die  die  Hültärpersonen  anffordem,  ihre  miUtSrische  Pflicht 
zn  verletzen. 

Der  §  132  endlich  bestraft  mit  Festungshaft  bis  zn  3  Jähren 
deiyenigen,  der  sich  schuldig  macht,  Schriften  nnd  Abbildungen,  die 
die  §§  128  und  129  erwähnen,  abzufassen,  in  der  Absicht,  sie  zn 
verbreiten  usw.  Das  Verbrechen  dieses  Paragraphen  ist  analog 
dem  des  ij  104,  mir  mit  dem  Unterschiede,  dass  der  Inlialt  der 
»Schriften  und  Ahbilduui^^tiU  ein  audtrer  ist. 

Der  i?  134  bestraft  Pinisr^  Fälle  der  Annahmt'  tili«  >  lulsefu  n 
Namens  und  der  \'erbreituiig  falscher  Gerüchte  über  die  Änderung 
der  ßegierungsform.    Er  lautet: 

1.  wer  sich  für  ein  Mitglied  des  l^aiserlichen  Hauses»  auch  wenn 
dieses  Mitglied  verstorben  ist,  ausgibt; 

2.  wer  sich  fdr  eine  Person  ausgibt,  die  auf  Allerhöchsten  Befbhl 
oder  Bevollmächtigung  zu  handeln  hat; 

3.  wer  wissentlich  falsche  Gerächte  Uber  die  Abänderung  der  durch 
die  Grundgesetze  bestimmte  Reglerungsform  oder  Thronfolge* 
ordnnng,  oder  Aber  den  Tod  des  regierenden  Kaisers  oder  des 
Tronfolgers,  oder  Uber  die  Abdankung  des  Kaisers  oder  vom 
Verzichte  des  Thronfolgers  auf  den  Thron  verbreitet,  wird  mit 
Korrektionshaft  bestraft. 

Wenn  die  Annahme  des  falschen  Namens  oder  die  Verbreitung 
solcher  (nTiidite  eine  der  (»ft'entliclien  Sicherheit  gefilhrlicbe  Er- 
regniijr  «»dt  i  eine  Erregung  im  Heere  vr^rursacht  hat,  so  wird  der 
Schuldige  mit  Zuchthaus  bis  zu  b  Jahren  bestruft. 
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Der  §  4:)7,  mit  dein  dafi  XXL  Kap.  von  „Urkundenfälscboog'' 

Wer  den  Allerhöchsten  Befehl  fäl8cht  in  der  Absicht,  ihn 
sofort  zu  verwenden,  oder  weiaS}  dase  derselbe  von  anderem  ver- 
wendet  wird,  wird  mit  Znehthans  bestraft  Wenn  ein  Allerhöchster 
Befehl  geftlscht  wird,  der  vom  Kaiser  eigenhändig  konfirmiert  oder 
unterschrieben  ist,  so  wird  der  Schuldige  mit  lebenslftnglicher  Zucht- 
hansstrafe  bestraft  Nach  §  449  wird  deijenige,  der  ein  falsches 
kaiserliclies  Staatsslegel  anfertigt  in  der  Absicht,  es  zn  gebranchen 
oder  der  ein  solches  falsches  Siegel  verwendet,  mit  Znehthans  bis  zn 
8  Jahren  bestraft. 

Diese  Bestimmungen  schliessen  den  Teil  des  Straf8:e8etzbuches 
ab,  der  von  den  Sta«itsverbrecheii  handelt  und  der  ^citriidts 
Recht  ^'•ewoi  den  ist.  Wie  man  bieht,  k(Miiir  die  russische  (resetz- 
gehnn^  den  liejiTiä  der  Staatsverbreclieii  in  einem  riiit'ange,  der 
dem  Auslände  fremd  ist.  F^ei  diesen  Verbrechen  wird  mantlunal  die 
einfache  Willensäusseruug  bestraft  oder  die  Nichterstattung  der 
Anzeige,  die  Todesstrafe  ist  beibehalten  und  die  anderen  Strafen  sind 
anch  zn  hart.  Das  sind  laater  Prinzipien,  die  schon  längst  vom 
Leben  nnd  der  Wissenschaft  verorteilt  sind.  Deswegen  kann  dieser 
Teil  des  nenen  Strafgesetzbuches  die  progressiven  Elemente  der 
Gesellschaft  kebeswegs  befriedigen,  nnd  sobald  Bnssland  zn  einem 
Beehtsstaate  wird,  wird  dieser  Teil  de«  Strafgesetzbaches  der  Re- 
vision kanm  entzogen  werden  können. 

Dnrch  das  Gesetz  vom  7./20.  Jnni  1904  nnd  das  Ergänznngs- 
gesetz  vom  10./28.  Jnli  1905  wnrden  die  straf^rozessnalen  Be- 
stimmungen über  die  Staatsverbrechen  vielen  Verftndemngen  unter- 
worfen. Das  neue  Gesetz  ist  ein  Ausnahmegesetz,  das  filr  die 
Staatsverbrechen  eine  besondere  Gerichtsbarkeit  und  eine  Reihe 
von  besonderen  prozessualen  Rp^eln  festsetzt.  In  dieser  Hinsicht 
ist  das  neue  Gesetz  nur  als  eine  Fortsetzung  der  langen  Reihe  der 
Ausnahmegesetze  zu  betrachten,  die  fapt  vom  Tage  der  Eintülirung 
der  Gerichtsordnungen  von  1804  lierrühren.^)  Auch  diese  Ordnungen 
haben  besondere  Bestimmungen  für  die  Behandlung  der  ätaatsver- 
brechen  festgesetzt   Die  Aburteilung  dieser  Verbrechen  war  den 

^)  Vergleiche  Lobwsnstiklm,  Der  politische  Prosess  und  die  ad- 
ministrative Justiz  in  Bussland.  (Blätter  für  vergleichende  Boehtswissen- 
Bcfa&fl  und  Volkswirtschaftslehie  I,  S.  662  ft.) 

Jatarbuoh  der  iiit«nwt  Verei&lgnne.  S.  Bd.  156 
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OberlandeBgericliten  (Appellationshöfen)  unter  Mitwirknug  der  Standes- 
vertreter übertragen.  Zugleich  wurde  eine  besondere  Form  der 
VersetKiiDg  in  den  Anklagesnstand  und  der  EinsteUnng  des  Ter* 
fkhre&B  festgeaetst.  Die  Befitimmnngen  der  Gerichtsordnungen  wurden 
aber,  dank  den  reaktionäi«n  Bestrebungen  der  Begierung,  schon 
nach  kurzer  Daner  Ihrer  Wirksamkeit  wesentlichen  Beschrfinknngen 
unterworfen. 

So  wurden  schon  am  19.  Kai  1871  die  Verordnungen  ver« 

öffentlicht,  welche  die  Tätigkeit  des  neu  organisierten  Gendarmerie- 
kol•]l^  bezüglich  der  Untersuchuiiu  «It  r  Verbrechen  regulierten.  l>eu 
Bf^aiiiten  dieses  Korps  war  die  L*'itung  des  ErniittPlnngsveTtalmns 
in  iiolitischen  Strafsachen  übertragen.  I)i('si  s  \  f;riniir*-ii  hatte  einen 
ganz  abnorniei»  Entwickelnngggang,  denn  fast  alle  Kechte  der 
richterlichen  Voruntersucliuug  wurden  ihm  eingeriiniut.  Schon  nach 
der  Gericbtsordnuug  von  18G4  erhielt  die  Polizei  in  der  Vorunter- 
suchung recht  weite  Befugnisse:  ilire  Macht  wurde  aber  nach  diesen 
„Verordnungen"  noch  erheblich  erweitert.  Eine  solche  tJbertragnng 
der  Fflhrung  der  Vornntersnchnng  auf  die  Polizei  wurde  dadurch 
verursacht,  dass  dem  Minister  des  Innern  und  dem  ^besonderen 
Konseil^  das  Becht  fiberlassen  war,  die  politischen  Verbrecher  anf 
administrativem  Wege  nach  entfernte  Gouvernements  zu  verbannen 
oder  sie  in  Haft,  die  sich  ins  unendliche  ziehen  liess,  zu  Inhalten. 
Die  Übertragung  solcher  weiten  Machtbefugnisse  wollte  man  dadurch 
erklären,  dass  die  Strafen,  die  im  Strafgesetzbnche  f&r  die  Staats- 
verbrecher festgesetzt  waren,  viel  zn  hart  wfiren.  In  Wirklichkeit 
aber  wollte  man  nur  die  Depression  vergrössern  und  ücli  auf  die&eiii 
Gebiete  von  gerichtlichen  Vorsclirifleii  belieien,  die  einer  Bestrafung 
der  nur  Veidächtigen,  gegen  welche  nicht  genügendes  Belastunsrs- 
material  gesammelr  war,  im  \Ve{re  standen.  Deshalb  bestimmte  lUr 
i;  der  Verordnungen  \m  1^71.  du.'is  jedes  Erniittelungsverfahren 
nach  seiner  Beendigung  dem  .Tnstizniinister  vorgelegt  werde,  der  im 
Einvertitandnis  mit  dem  tJeiularmerieclief  darüber  entscheidet,  ob  die 
Voruntersuchung  eir»tlnet  werden  s<dl  oder  der  Allerhöchste  Befehl 
zur  Einstellung  des  Prozesses  zu  erbitten  sei.  In  letzterem  Falle 
kann  die  Untersuchung  ohne  weiteres  niedergeschlagen  oder  aber 
die  Allerhöchste  Erledigung  auf  administrativem  Wege  erbeten 
werden.  Ein  Jahr  später  veränderte  das  Gesetz  vom  7.  Juni  1872 
die  Gerichtsbarkeit  der  Staatsverbrechen,  indem  es  die  Abnrteilnng 
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der  aehwenten  Vnbrechen  auf  eine  M^^ttoroTdentliobe  Behörde**  dee 
Senats  unter  Mitwirkung  der  Staadesvertreter  flbertmg.  Zugleich 
wurde  die  Versetzung  in  den  Anklagezostaad  beseitigt,  i^um  der 
Langsamkeit  zu  steuem**.  Die  AppeUationshdfe  fungierten  ohne 
Mitwirkung  d«*  Standesvertreter  bis  zum  Jahre  1878,  wo  diese 
wiederum  einberufen  wurden.  Nach  dem  Gesetze  von  1872  konnte 
die  ülTentlichkeit  nicht  nur  aus  gesetzlichen  Gründen,  sondern  nach 
richterlichem  Eimesseii  au.^geschlossen  werden.  Die  Befugnisse  der 
Administration  vermehren  sich  mit  jedem  Jahre.  Das  (resets^  vom 
14,  August  1881  räumte  der  Administration  ein  sehr  weitgehendes 
Recht  ein,  Verhaftungen,  Besrlilagnahmungen,  Durchsnclinngren  zn 
unternehmen  nnd  dio  Aburteilun^r  der  Staatsverbrecher  den  Militär- 
gerichten zu  übertragen.  Eis  wurde  endlich  am  11.  Juli  ISSO  unter 
Umgehung  der  fibUchen  gesetzgebenden  Instanzen  ein  Allerhöchster 
Befehl  erlassen,  demzufolge  die  Verbrechen  der  §§  246  nnd  248 
(Uber  die  heimlichen  Verbindungen)  auf  administrativem  Wege  ab- 
geurteilt werden  sollten.  Die  Strafe  fttr  diese  Verbrechen  konnte 
schon  nach  einfacher  Vereinbamng  des  Justizmipisters  mit  dem  Minister 
des  Innern  bestimmt  werden.^)  Im  Jahre  1901  erhielt  die  Staats- 
anwaltschaft an  den  AppellaÜonshGfen  das  Recht»  nach  Vereinbamng 
mit  den  zustSndigen  Behlirden  die  Verfolgung  der  minder  wichtigen 
Sachen  einzustellen  oder  sogar  sie  mit  einer  Strafe  zu  belegen. 
Darch  diese  Gesetze  war  in  Wirklichkeit  jede  gerichtliche  Ab- 
urteilung der  Suuitsvi  r))i  t'cht'ii  ausgeschlossen.  Aus  den  statistischen 
Zahlen,  die  anfangs  des  Jahres  1904  zusammengestellt  wurden,  einsieht 
man.  das»  vom  .)alire  1894  bis  zum  Jahre  1901  auf  gerichtlichem 
Wege  niclit  eine  vu\z\^*'  Sa<he  abgeurteilt  ist.  l>ie  Zahl  der  auf 
administrativem  Wege  Best  rat  tt-ii  wirhs  aber  mit  jedem  Jahre;  im 
Jahre  1894  wurden  158  Ermittelungsverfahren  eingeleitet,  die 
919  Personen  umfaasten;  im  Jahre  190«)  19S8  Ermittelungsverfahren 
mit  5590  Personen,  von  denen  4867  bestraft  wurden.  Die  Zahl 
der  nach  Sibirien  Verbannten  stieg  von  55  Personen  im  Jahre  1894 
auf  1502  im  Jahre  1903. 

Das  neue  Gesetz  vom  Jahre  1904  bedeutet  die  RUckkehr  zur 
alten  gerichtlichen  AburteQung  der  Staatsverbrechen,  die  von  jetzt 

l>cuüber  ausführliciier  hei:  P.  P-w,  Zum  Gesetze  über  die  Ab- 
urteilung der  Staatsverbrecheu ;  Wiestuik,  Prawa  1904,  No.  7.  —  NAuoK(t\v, 
Die  ■trafiechtliche  Chronik;  Ibidem.  —  Stillu&sn,  Ober  die  Staatsver^ 
brechen,  Prawa  1904,  No.  28.  156^ 
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au  liauptsäclilicU,  jedocli  nicht  ausschliesslich,  anp:e\v»  ndet  werden 
niuss.  Im  Vergleich  mit  den  CTerichtsordmuig^t  ii  vmii  .Jahre  1864 
zeichnet  .sicli  das  neue  Gesetz  diircli  zahliciihe  Abweichnnjrcn  zu- 
gunsten der  adiüiniBtrativeu  thirane.  die  das  Einiitielun^svertahreii 
zu  leiten  haben,  aus;  ihre  B^t'njrnisse  werden  erweitert.  Grund- 
legend für  das  neue  Gesetz  waren  die  Bestimmungen  der  Kommission 
vom  Jahre  1894 — 1899,  der  die  Revision  der  Gericlitsordnnngen 
oblag.  In  knneen  Worten  werden  wir  das  Weaen  der  Vor-  nnd 
der  Haaptontersnchnnff  zaBammenzQ&sBen  versnchen. 

Die  Staatsverbrechen  unterstehen  derselben  Geriehtsbarkeit 
wie  fHiher.  Fttr  diese  Verbrechen  sind  zuständig: 

1.  die  Appellationsh9fe,  wenn  das  hOchste  gesetzliche  Straftnass 
flir  das  zn  aburteilende  Verbrechen  die  Eorrekiionshaftstrafe 
nicht  erreicht; 

2.  die  verstärkten  Appellationshafe  unter  Mitwirkung  der  Standes- 
vertreter nnd,  falls  ein  Allerhöchster  Befehl  dazu  erfolgt,  eine 
ausserordentliche  Behörde  des  Senats,  wenn  die  höchste  tiir  das 
Verbrechen  angedrohte  Strafe  mindestens  eine  Korrektionshaft- 
strafe ist,  nnd 

8.  das  hricliste  SirafirtMicht.  wenn  nach  dem  Allerhöchsten  Befehle 
die  Strafsache  bei  ihm  abgeurteilt  werden  muss. 

Beim  Zusammenhange  der  Staatsverbrechen  hat  das  Gericht 
die  Strafsachen  zu  erledigen,  dem  die  höhere  Zuständigkeit  gebührt. 

Das  Ermittelungsverfahren  erfahr  in  dem  neuen  Gesetze  eine 
bedeutende  und  selbständige  Begelung,  so  dass  dieses  Frozessver- 
fahren  dem  gerichtlichen  Vorverfahren  fast  gleichkommt.  Es  kann 
eingeleitet  werden  in  allen  Sachen,  also  auch  in  deigenigen,  auf 
welche  die  Todesstrafe  steht  Bei  Staatsverbrechen  kann  das  Haupt- 
verfahren ohne  Voruntersuchung  eröffnet  werden,  wenn  die  Staats* 
Anwaltschaft  an  dem  Appellationehofb  es  für  mOgiieh  hält,  auf 
(irund  der  Ermittelungsakten  die  Anklageschrift  einzureichen. 
Dagegen  ist  bei  gemeinen  Verbrechen,  die  eine  Aberkennung  der 
Standes-  oder  Bürgerrechte  nach  sich  ziehen  künueu,  eine  Vor- 
untersuchung unuuigiinglich. 

Das  Organ  des  Ermittclnngsveriahrens  ist  niclil  di»^  allfrem*»ine 
Polizei,  sondern  sind  die  Beamten  des  besonderen  Gendarmeriekorps, 
welche  über  jede  verbrecherische  Handlung  von  den  privaten  nnd 
beamteten  Personen  und  von  den  Beliörden  in  Kenntnis  gesetzt 
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werden  müsseuj  zu^^leich  mnss  auch  die  Staatsanwaltschaft  an  dem 
Gerichtshofe  benachrichtiget  werden. 

"  Nach  Vereinbarniif?  <les  Chefs  (ier  Gouvernemeüisi-Ueadarmerit'- 
verwaltung  mit  der  Staatsanwaltschaft  an  dem  Gerichtshöfe  können 
mit  der  Leitimg  des  Ermittehmgsverfahrens  auch  die  alljjemeine 
FoUzei  oder  nndi  die  Beamten  des  Polizeidepartements  betraut 
wertteo.  In  besonders  wichtigen  FäUea  können  das  Verfahren 
Personen  leiten^  die  Allerhöchst  damit  betraut  sind.  Das  Verfahren 
vollzieht  sich  nnter  der  Anfticht  der  Staatsanwaltschaft  an  dem 
Gerichtshofe,  die  allgemeine  Leitung  hat  die  Staatsanwaltschaft  an 
dem  Appellationshofe.  Wenn  das  Ermittelongsverfahren  eine  speziell 
damit  betrante  Person  zu  ftthren  hat,  so  steht  die  hdchste  Anfhicht 
dem  JoBtizminister  und  dem  Minister  des  Innern  zn.  Die  Bechte 
der  Ermittelan  gsorgane  stehen  anch  der  höchsten  Verwaltnng  des 
Heeres  oder  der  Marine  zn. 

Das  Verfahren  beginnt  entweder  auf  Vorschlag  des  Staats- 
anwalts oder  nach  j»ersünliciiem  Krraessen  der  Gendarmerieofliziiio, 
oder  endlicli  ;iut'  Mitt.'iluiiii^  der  iiiilitärisclien  Obrigkeit.  Über  den 
Be?inn  des  N'ei'falirens,  sowie  über  den  (icgenstaud  desselben  wird 
unverzüglich  die  Staatsanwaltschaft  und  in  entsprechenden  Füllen  anch 
die  militärtöche  Obrigkeit  in  Kenntnis  gesetzt.  Wenn  der  L  liof  der 
Gendarmerie -Verwaltnng  aus  der  erfolgten  Anzeige  keine  triftigen 
Gründe  ersiebt,  das  Verfahren  zn  beginnen,  so  benachrichtigt  er 
davon  die  Staatsanwaltscliafl;»  von  der  es  dann  abhSngt,  eventnell  das 
Verfahren  einzustellen  oder  doch  zn  eittffnen.  Die  Personen,  denen 
die  Leitnng  des  Ermlttelnngsverfahrens  ttbertragen  ist,  haben  das 
Recht,  die  Angeschuldigten  zn  verhaften,  Dnrchsnchnngen,  Beschlag- 
nahmen, vorlftnfige  Vernehmung  anzuberaumen.  In  einigen  Ffillen 
mnss  man  die  Einwilligung  der  Staatsanwaltschaft  dazu  einholen. 
Die  Personen,  die  das  Verfahren  zn  fuhren  haben,  können  die  An- 
geschuldigten auch  in  den  Fallen  verhaften,  wo  es  nach  allgemeinem 
Gesetz  unzulässig  ist,  wenn  diese  Massregel  zur  Verhütung  der 
Kollusion  durch  die  Angeschuldigten  notwendig  zn  spin  pcheini. 
Von  solcher  Anordnnng:  ist  unverzüglich  die  Rtaatsanwalrsc  haft  in 
Kenntnis  zu  setzen,  die  schriftlich  die  Aufhebaug  dieser  Massregel 
beantragen  kann. 

Jeder  Bürger  mnss  den  Personen,  die  das  Krmittelniigs- 
verfahren  führen,  Hilfe  erweisen.    Die  Schwierigkeiten,  die  beim 
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Terfahren  anitanchen,  werden  von  der  Staatsanwaltwsh&ft  an  dem 

Appellationshofe  erledig.  Gesetz  sieht  mich  die  FUlle  vor, 

in  denen  der  ADgeschuldigte  seine  Tat  in  unzurechnungsfähigem 
Znstandt'  begangen  hat;  dauu  mu&te  sein  g^eistiger  Zustand 
nutoisuclit  werden.  Die  (»ifrane  des  Verfahrens  haben  das  Kecht, 
die  Zeugen  zu  laden  und  ihre  Kosten  zu  bezahh^n.  Kiniper- 
maBsen  werden  die  Rechte  des  Angeschuldigten  dadurch  geschützt, 
das8  das  Gesetz,  ihn  von  der  Beendigung  des  Ermittelungsverfahi'eDS 
in  Kenntnis  zu  setsen,  vorschreibt  Das  gesamte  Material,  das  difises 
Verfahren  zatage  gefördert  hat,  mnss  dem  Angeschaldigten,  wenn  er 
darauf  besteht,  bekannt  gemacht  werden.  Dem  Antrage  des  Besehol- 
digten  anf  Beweisaufnahme  fiber  neue  Tatsachen  mass  stattgegeben 
werden.  Die  Akten  des  Ermittelnngsverfahrens  werden  nach  seiner 
Beendigung  der  Staatsanwaltschaft  an  dem  Gerichtshöfe  über- 
sandt. 

Die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  7./20.  Juni  1904,  betr. 
die  Einstellang  des  Ermittelungsverfahrens,  erwiesen  sich  als  mangel- 
haft und  mussten  daher  schon  nach  einem  Jahre  durch  eine  Novelle 
umgeändert  werden.  Gegenwärtig  sind  sie  folgendermassen  gestaltet: 
Wenn  der  Angenchaldigte  gestorben  ist  oder  die  Handlung  nicht 
den  Tatbestand  eines  \  erhre(heu8  erfüllt,  so  hängt  die  Einstellung 
des  Ermittelungsverfahrens  von  der  Staatsanwaltschaft  am  (nriclits- 
hofe  ab.  In  den  Fällen  aber,  wo  der  Angeschuldigte  nicht  aus- 
Hndig  gemacht  werden  kann  oder  wo  die  Indizien  sich  als  unge- 
nügend erweisen,  schlägt  die  Staatsanwaltschaft  dem  Leiter  des 
Verfahrens  vor,  die  Sache  durch  den  Chef  der  Gendarmerieverwaltang 
dem  Goavemeur  zu  übergeben,  um  sie  bei  dem  „Gonvemementskonseil'' 
einzabringen.  Die  Staatsanwaltschaft,  keineswegs  aber  der  Ange- 
schuldigte, kann  stets  um  die  Einleitung  der  Vomntersnchnng 
ersuchen,  aber  auch  mit  ErOffhung  derselben  hSrt  die  Tätigkeit  der 
Gendarmeriebeamten  in  bezog  auf  die  Ermittelung  oder  die  Er- 
forschung nicht  auf;  Aber  die  Besultate  ihrer  Tätigkeit  setzen  sie 
die  Organe  der  Voniiit«T8tichnng  in  Kenntnis. 

Die  Akten  des  Eri!iirT»'lun5,'-s\ « rfahreus,  da»  eine  Alit-i  höchst 
dazti  ernannte  IVrson  geleilet  hat,  werden  nach  dem  Schlüsse  des 
Vt  riahi t'ii-  dn-  Staatsanwaltschaft  an  dem  Appeliatioiishnte  Uber- 
saadt.  dm  dieselben  mit  Beifügung  ihres  Beschlusses  über  die  Ein- 
stellung oder  ^'ichteinstellang  des  Verfahrens  dem  Jostizminister 
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überreicht.  Die  Einstellung  des  Verfahrens  hängt  vom  Einver- 
öLuudnis  des  Jnstizministers  mit  dem  Minister  des  Innern  ab. 

Auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  an  dem  (rerichtshnfe  wird 
die  Vornntersuchung  von  Untersuchungsrichtern,  denen  die  Leitung 
des  Verfahrens  in  den  wichtigsten  Sachen  obliegt,  manchmal  von 
den  einfachen  Untemchnngsiichtern  oder  den  l'Viedensrichtern,  die 
ihre  Stelle  vertreton,  gafülirt  Der  Jnstizminister  kann  mit  der 
Fühlung  der  VonmtersiicbiiDg  die  UDterraebungsriebter,  denen  die 
Ffthnittg  der  achwersten  Sadien  obliegt,  und  sogar  ein  Mitglied 
des  AppellatioiiehofiBS  beauftragen. 

Es  finden  Bich  in  der  Vomntersvchnng  weniger  Besonderheiten 
als  in  dem  ErmittelongsTerfahren.  Die  Person,  welche  die  Vor- 
nntersnchnng  zu  leiten  bat,  kann  ohne  geriehtliebe  Qenebmigung 
znr  ErOflhnng  und  Beschlagnahme  der  Korrespondenz  Hassregeln 
treffen.  Mit  der  Ausführung  dieser  Massregel  kann  sie  die  Gendarmerie- 
ofiizi^'ie  beauftrafjen,  wie  ül)erhaai>t  die  Untersuchiingisrichter  in 
Beziehungen  zu  den  Mitgiiedcru  des  Gendarmeriekorps  treten  können. 
Narh  dem  Schlüsse  der  Voruntersuchung  .'Stellt  du-  Staatsanwaltschaft 
iiiren  Antrag.  Gehört  die  Sache  vor  die  ..ausserordentliche  Behfirde" 
des  Senats,  so  werden  die  Akten  dei-  abgeschlossenen  Vorunter- 
sachung  dem  JusUzmininster  Ubersandt,  der  ein  Mitglied  der  Staats^ 
anwaltschaft  mit  der  Vertretung  der  Anklage  bei  dem  Senate  be> 
auftragt  Der  Bescbluss  Uber  die  Eröibung  des  Hanptverfahrens 
(eigsiiUich  die  Versetzung  in  den  Anklagesnstand)  oder  über  die 
Einstellung  deselben  wird  in  diesen  FSllen  naeb  allgemeinen  Vor- 
schiifken  gefasst  (d.  h.  vom  Ersten  Departement  des  Senats  oder 
vom  StraMepartement  des  Appellationsbofes).  In  diesen  Fällen  wird 
aber  in  die  Sitzung  des  Senatsdepartements  der  Minister  des  Innern, 
sowie  deigenige  Minister,  au  dessen  Bessert  das  Verbrechen  die  Be- 
ziehung bat,  zugezogen.  Vor  dem  Beschlüsse  stellt  der  Vertreter 
der  Staatsanwaltschaft  seinen  Antrag.  Hat  der  Appellationshof 
oder  der  Senat  beschlossen,  das  Hauptverfalnen  zu  erüftnen,  so  ist 
der  Beschlnss  in  Form  einer  Ankhigescluift  zu  vtifassfn. 

Die  Verhandlung  vollzieht  bicii  in  Appellaüniissai  hen  unter 
dem  Vorsitze  des  ersten  \'orsitzenden  des  Appellationshofes,  manch- 
mal des  Vorsitzenden  des  Strafdepartements  an  demselben  unter  der 
Besetzung  des  Gerichts  mit  vier  Mitgliedern  des  Strafdepartements. 
Ausserdem  nehmen  an  der  Verhandlung  als  Richter  folgende  Per- 
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8011611  teil:  Der  Adelsmanchall  des  Gonveniemettta,  wo  die  Sache 
verhandelt  wird,  einer  der  Kreisadelsmarschiille.  einer  der  Bürger- 
meister  und  einer  der  Banern-Amtsbezirksvorsteher.  I):i/.u  werden 
dio  Personen  liaiiiitsächlich  ciiiberulta,  die  mit  dem  Waliliiiut  iiicht 
zum  ei*sten  Mal»-  betraut  werden.  Dits^  Staii<ltsvt'itreler  k"iiuen 
nur  viiiii  Aiitrt'klagteu  ab^pb'bnt  werden  und  dabei  nur  aus  üründen. 
die  tür  die  Ablehnung  der  Richter  massgebend  sind  und  nur  in 
dreitägiger  Frist  von  der  Bekanntmachnng  ihrer  Namen  an. 

Des  weiteren  ist  im  Gesetze  bestimmt^  dass  bei  der  Ablehnvog, 
sowie  in  dei\jenigea  Gouvernements,  wo  es  keine  Landschaftsver- 
tretnng  gibt,  die  Standesvertreter  einznbemfen  sind.  Nach  ftreteni 
Ermessen  hat  das  Gericht  über  die  völlige  oder  teilweise  Ans* 
schliessnng  der  Öffentlichkeit  sn  entscheiden.  Dasselbe  Secht  steht 
auch  dem  Jastizmlnister  zu;  das  Gericht  kann  anch  die  nächsten 
Verwandten  nicht  znUssen,  von  denen  Sberhanpt  nur  zwei  zugelassen 
werden  dfirfen. 

Nacli  dem  Gesetze  vom  Jahre  1904  werden  zur  Verteidigung 
nur  die  vereidigten  Rechtsaiiw.ilte  zugelassen;  das  Oesetz  vom 
Jahre  r.">")  räumt  dies  Recht  auch  ilii  en  (akadeiiii^t  Ii  ^^ebildeten) 
Vertretern  zu,  sowie  den  KeclitskdMsulcnt'ii  nud  dru  Kandidaten 
für  das  Rjriit»  ramt.  Eine  solche  ausgedehnte  Zulassnng  zur  Ver- 
teidigung v.-i mindert  ihre  Bedpntnn?  nnd  schafft  einen  Ausweg  für 
das  Gericht,  falls  die  vereidigten  »iitsanwälte  sich  weigern, 
die  ^'ereidigung  za  Obernehmen.  Abw  >  ii  li-  nd  von  der  allgemeinen 
ifegel  hat  das  Gericht  das  Recht,  Protokolle  und  andere  Akten  des 
Ermittelangsverfahrens  vorzulesen.  Die  Vemrteilten  können  znr 
Zahlung  der  Kosten,  die  in  dem  Verfiihren  erwachsen  sind,  verpflichtet 
werden.  Wenn  die  Sache  ohne  Mitwirkung  der  Standesvertreter 
verhandelt  wnrde,  so  kann  Benifang  eingelegt  werden,  im  entgegen- 
gesetzten Falle  ist  nnr  die  Bevision  znlABsig.  Als  Appellations- 
und  Kassationsinstanz  gilt  das  Strafdepartement  des  Senats.  Es  ist 
anch  zulässig,  durch  den  Justizminist^r  an  die  Allerhöchste  Stelle 
Gesuche  um  Begnadigung  oder  um  Wilderung  des  Urteiles  einzu- 
reichen. 

Die  ^ausseruidi  niliehe  Behörde"  des  Senats,  die  auf  besonderen 
All»  (  listen  Befehl  gebildet  u  iid,  steht  aus  dem  Vorsitzenden 
un  l  iiinf  Senatoren,  die  dazu  Alh  rlii  x  hst  ernannt  werden.  Bei  der 
Aburteilung  des  Verbrechens  der      lÜÜ,  104,  lOti  und  107  ist  die 
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OüBntlichkeit  stets  aoagescliloMeii.  In  anderen  F&llen  finden  die- 
selben Besdminnngen  statte  wie  für  die  Appellationsbdfe. 

Zag-leich  mit  der  Einfühnuig  des  iieutü  Gesetze^i  weiden  aach 
die  t  iitsi»re(  Ijenden  Auderungren  in  anderen  Gesetzen,  sowie  auf  dem 
Gebiete  der  Strafvollstreckang  hiusichtlicli  der  Staatsverbreclieu 
vorgenommen. 

Wie  man  sieht,  lassen  diese  stratprozessualen  Gesetze  der 
Administration  bei  der  Verfolj^ung  der  Staatsverbrechen  recht  weil- 
gehende Befugnisse.  Die  Abhängigkeit  der  Gerichte  aber  js^ibt 
der  Begiemng  die  Möglichkeit»  dieselben  sehr  stark  politisch  zn 
beeinflussen. 

Nachtrag. 

Der  gröBste  Teil  dieses  Berichts  befand  sich  bereits  unter  der 
Presse,  als  nene  Gesetze  zur  ünterdracknng  der  Revolution  zn  er- 
scheinen begannen.  Nach  dem  Manifeste  vom  17./30.  Oktbr.,  welches 
dem  Volke  prinzipiell  die  EinfRhrnn^  einer  Yerfossnng  versprach, 

fing  das  alte  bureaukratische  Regiment  an  mit  unglaublicher 
Schnelligkeit  zusammen  zu  brechen.  Der  langsam  arbeitende  biireau- 
krniisclit  KeLMeriiiit,'3iuticlia,ui.sniiis  konnte  noch  nicht  dazu  gelangen, 
entspr«-rlieiidt'.  die  Unantastlarkeii  und  Freiheit  der  Person,  des 
Wortes,  der  Versammln ngfn  und  der  Vereine  schütz*  iide  Gesetze 
sa  entwerfen,  als  die  Presse,  die  Gesellschaft  und  die  Parteien  die.se 
Freiheit  tatsächlich  zu  verwirklichen  l}eganneD|  d.  h.  ohne  die  be- 
stehende Zensur,  Polizei  verböte  und  sogar  veraltete  straA'echtliche 
Xonnen  zn  beachten. 

Unter  dem  gewaltigen  Druck  der  öffentlichen  Meinung  hat 
die  Regierung  den  Amnestie -Ufcas  vom  19.  Oktbr./l.  Novbr.  1905 
erlassen,  welcher  lediglich  politischen  Angelegenheiten  gewidmet 
war,  wenn  man  so  eine  ganze  Beihe  von  straf  bedrohten  Handinngen 
bezeichnen  darf,  weldie  mit  dem  früheren  absolutistischen  Regime 
nicht  übereinstimmten.  Dieser  ükas,  welcher  die  Amnestie  nur 
teilweise  gewährt  und  deren  Anwendung  mitunter  von  dem  Erachten 
der  Exekntivorgane  —  der  Minister  —  abhängig  macht,  hat  fast 
niemanden  befriedigt.  Seine  Haniitsarzmiiien  sind  folgende:  voll- 
ständige Begnadigung  wurde  denjenigen  gewahrt,  welche  verurteilt 
oder  augeklagt  worden  sind  ;mf  Grund  der  103,  104,  lor..  107, 
121,  125,  126  Abs.  1,  127—1^2,  iU  Abs.  1  p.  a,  lOa,  lOi,  lOÜ 
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Abs.  2f  168  Abs.  8  and  173  Abs.  4  des  Strafgesetsbndui  Yom 
Jahre  1903,  deren  Inhalt  oben  angefahrt  wurde  bei  der  Ertfrtemiig 

des  Gesetzes  von  1904,  durch  welches  diesen  Para^aphen  un- 
mittelbare \Virkuug;ski  ;if t  uoch  vor  der  lukrafttretung  des  gauzcu 
Gesetzbnc  Iis  vr  rüelien  wurde.  Trotz  der  kurzen  Zeit,  welche  seit 
dem  Inkralüreleii  dieser  Paragraphen  verstriclun  ist,  hat  die 
Zahl  der  auf  Grund  derselben  (be8oii(l«is  dts  12»))  vtMurteiltHn 
und  besonders  in  den  Anklagezustand  eingesetzten  Personen  Tau- 
sende erreicht.  Ferner  vollständig  von  der  Ht  -^frafung  und  Ge- 
richtäveifolgnng:  befreit  sind  diejenigen,  welche  sich  der  Beteilignng 
an  Ausständen  und  der  Übertretungen  von  Hietsbedingungen  schuldig 
gemacht  haben.  Die  Einreihung  dieser  eigentlich  gar  keinen  politi- 
schen Charakter  tragenden  Handinngen  in  die  Zahl  der  amnestierten 
Vergehen  kann  ihre  Erklärung  nur  in  der  in  der  Gesetsgebung 
vertretenen  Ansicht  finden,  nach  welcher  verbrecherisch  auch  jede 
kollektive  Arbeitseinstellung  in  gewerblichen  Anstalten  erscheint^ 
wenn  sie  auch  rein  wirtschaftliche  Ziele  erstrebt. 

Vor  dem  17. /30.  Oktbr.  fanden  kolossale,  uach  Millionen  von 
Teilnehmern  zählende  Stri'iks  aus  politist  Uea  Gründen  stillt,  und  selbst 
das  Manifest  vom  17.  Okrhr.  kam»  nur  als  ein  l>'o.snltat  betrachtet 
werden,  weU-hejs  dun  li  ilfu  ailt^cmeinen  pnliriscluMi  Aus'^tand  erlanfTt 
wurde.  Daher  scheint  auch  die  .Subsumierung  der  Streiks  unter  den 
erwähnten  Begnadigungensukas  richfip-  ireweaen  sein.  Für  Per- 
sonen, welche  Staatsverbrechen  früher  als  vor  lU  Jahren  beganp-en 
haben,  wurde  die  Bestrafungsfrist  um  die  Hälfte  gekürzt,  wie  Über- 
haupt ihnen  eine  Linderung  der  Strafen  gewährt  in  den  Fällen,  wo  sie 
zu  schweren  Strafen  verurteilt  wurden,  und  vollständige  Befreiung  ihnen 
verliehen,  wo  nnr  korrektionelle  Strafen  eingetreten  waren.  Von  beson- 
derer Bedeutung  erscheint  die  Dispensierung  von  Itassregelnngen, 
welchen  die  sogenannten  unzuverlässigen  Personen  in  administrativem 
Wege  ausgesetzt  waren;  zu  diesen  Uassregelungen  wurde,  wie  ich 
schon  oben  erwähnte,  bis  1904  in  sehr  weitem  Masse  gegriffen. 

Endlich  ersetzt  der  ükas  vom  17./30.  Oktbr.  die  Todesstrafe 
für  die  bis  zum  17.  Oktbr.  znin  Tode  Verurteilten  durch  die  Ver- 
haiiiuui;;-  zu  Zwangsarbeiten  auf  lo  .lalire.  Die  Mangelliaftigkeit 
ditbrs  Hey-nadigungsaktes  L'ibt  sioli  s<  hon  darin  kund,  das«  derselbe 
die  Strafen  aiiih-  bt,  welciie  willkürlich  iui  administrativen  Wege 
oder  für  Handlungen,  die  in  einem  Verfas&UDgsBtaate  als  Verbrechen 
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nicht  gelten  kOnnen  (beispielBweise  der  Vernich,  das  antokratische 

Regime  zum  Sturze  zu  bringen  oder  die  Verbreitung  sozialistischer 
Lt'hrt'ii  i.  auferlegt  waren,  die  Gesetze  selbst,  welcbe  solche  Handlungen 
mit  sclnveren  StratVn  bedrohen,  aber  in  ihrer  Kraft  uriberülirt  iKfiSt 
niid  deren  weiterer  Anwendiiiis-  nicht  im  geringsten  Masse  vorbeugt. 
So  sind  z.  15.  auch  zur  Zeil,  da  ieli  diese  Zeilen  niederschreibe,  also  nach- 
dem bereits  drei  Monate  seit  dem  Erlasse  des  erwähnten  l'kases  ver- 
strichen sind.  Hunderte  von  Personen  von  neuem  den  Gerichten  wegen 
Verletzung  der  oben  angeiHfarten  T'aragraphen  tibergeben,  wiederam 
werden  Massenverhaftongen  und  -Verbannangen  in  administrativem 
Wege  vorgenommen,  wiederholt  droht  vielen  politiBchen  Freiheits- 
kämpfern die  Todesetrafe. 

Die  revolndon&re  Bewegnng,  welche  bei  den  hlossen  Zusagen 
der  Begierang  eich  nicht  bemhigen  konnte,  fahr  fort,  zn  wachsen. 
Die  Begiemng,  welche  anfsngs  dieser  Bewegung  freien  Lanf  liess, 
griff  nachher,  im  grellen  Gegensatze  zn  ihrem  frttheren  Verhalten, 
zu  ansserordentUch  scharfen  repressiven  Massnalimen,  die  sogar  im 
geltenden  Gesetze  keine  Begründung  tiiideu,  sondern  lediglich  auf 
unerhörter  Vprstärkung  der  Slachtbefngnisse  der  administi-ativen 
lUgaue  füsseu  (die  Verhiingnug  des  Kriegs-  und  Belaereruntrszustandes, 
Einräumung  ungeheuerer  Macht  an  zahlreiclie  Heliürdeji  und  dergl.). 
Statt  die  zugesagten  Freiheiten  der  Hevölkerang  zu  gewähren,  fing 
die  Regierung  an,  danach  zu  trachten,  auf  welchem  Wege  sie  am 
stTirksten  diejenige  Freiheit  verringern  konnte,  welche  die  Gesell* 
Schaft  sich  eifrenmächtig  erzwungen  hat,  indem  von  der  letzteren 
tat«äelilich  die  Preeefretheit,  wie  ancb  die  Versammlnngs-  nnd  Ans- 
Btandsfreiheit  verwirklicht  ward.  Diese  FWiheitsverringernng  wird 
n&mlieh  durch  die  Gesetze  vom  2.  Dezbr.  1905  über  die  Strafbarkeit 
einzelner  Arten  von  Ausständen  und  durch  die  vom  27.  Novbr. 
1905  datierenden  sogen.  „Provisorisclien  Bestimmungen  Uber  die 
Presse"  bezweckt  Obwohl  neue  Abschnitte  dnrch  diese  Gesetze 
in  das  Gebiet  des  Strafrechts  eingeführt  werden,  halten  wir  es  für 
genügend,  ihren  Inhalt  nur  snmmarisch  wiederzugeben,  weil  unseres 
Erachtens  ihre  Lebensdauer  eine  sehr  kurze  zu  sein  verspricht  und 
ihnen  schwerlich  eine  bedeutende  Rolle  zn  sjiielen  beschieden  ist. 

Das  (iesetz  über  die  Anpst?indp  bediohl  mit  (iet;i)i>:nis>frnfe 
jede  Aufreizung  der  Angestellten  nnd  Arbeiter  an  Privat-  und 
Staatseisenbahnen  oder  im  üffentlicben  Femsprechbetriebe  mit  Ans- 
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naliine  des  RegiernngstelephonB,  oder  Überhaupt  in  solchem  Betriebe, 
dessen  Aufhebung  oder  Einstellung  mit  der  Gefifthr  fllr  die  Sicherheit 
des  Staates  Terbunden  ist  oder  eine  öffentliche  KalamitSt  hervor» 

rufen  kann,  zu  eigenwilliger  und  verabredeter  Einstellung,  Unter- 
brechunir  oiler  NichtWiederaufnahme  der  Arbeiten,  falls  die  Anf- 
T>'v/A\u^  crfnl^rrtMrl»  war.  Wenn  die  anstiftende  i'erjyun  zu  dt  ii 
An}z:''-t*  llteii  oih^v  ArUeitein  nicht  gehört  oder  wenn  die  Anstiltung 
keinen  Erfolg  hatte,  wird  die  Strafe  etwas  ermässigt  (Geßingnishaft 
bis  8  Monate).  Die  die  Arbeit  einstellenden  Personen,  welche 
sich  der  Be8chädignii<;  des  dem  Unternehmen  oder  den  darin  An« 
gestellten  gehdrenden  Verm^ns  schuldig  gemacht  habeUf  weiden 
mit  Gefängnis  bis  zu  1  Jahre  und  4  Monaten  bestraft 

Die  Angestellten,  welche  die  Rechte  und  Privilegien  des 
Staatsdienstes  geniessen,  sind  wegen  eigenwilliger  Weigerung,  ihre 
Dienstpflichten  zu  erfnllen,  derselben  Strafe  ausgesetzt  und  gehen 
ausserdem  ihrer  Ämter  verlustig.  Die  Aufreizung  dieser  Personen 
zum  Ausstande  wird  strenger  bestraft,  als  dieselbe  Handlung  in 
bezng  auf  die  in  Privatunternehmen  Angestellten. 

Mit  Gef:inL'"iiisst.i-afe  bis  zu  1  .liilnc  mui  i  Monaten  wt-rden  die 
eigenwillig  ihre  Arbeit  einsteiiendeu  Beamten  bestraft,  welche  andere 
Äugest  «'Ute  und  Arbeitende  in  derselben  Anstalt  mittels  Drohungen, 
Vergewaltigungen  oder  Ausschliessung  aus  dem  Verkehr  (ein  neuer 
legislativer  Begriff:  Boykott!)  zum  Ausstande  veranlassen  oder  zwingen. 
Die  Beteiligung  au  einem  \'erbande,  welcher  bezweckt.  Ausstände 
hervorzurufen  nnd  zu  unterstfitzen,  wird  mit  Festungshaft  bis  zn 
4  Jahren  gealindet.  Das  Gesetz  verbietet  den  Dienstherren,  den  Arbeits- 
lohn oder  das  Gehalt  für  die  Dauer  des  Ansstandes  an  streikende 
Arbeiter  auszuzahlen.  Gleichzeitig  sind  besondere  Bestimmungen  Aber 
die  Entschädigung  von  Personen  festgesetzti  welche  durch  die  an 
ihnen  infolge  ihres  Widerstandes  bei  Ausständen  verübten  Ver- 
gewaltigungen beschädigt  sind. 

Dieses  Gesetz  sollte  nach  der  volle  8  Monate  danernden'Aus- 
»tandsfreiheit  in  den  Händen  der  Kegierung  als  abschreckende 
Waffe  iliriim.  und  doch  vermochte  es  nicht,  dem  neuen  politischen 
Streik  in  iiei  zweiten  Hälfte  des  Dezembei-s  vorzubeugen. 

,,Die  provisorischen  Bestimmungen  über  die  Presse"  bean- 
Bpruchen,  die  Bedeutung  eines  Gesetzes,  welches  ,.die  Pressfreiheit"* 
begründet.   Die  Lage  der  russischen  Presse  war  bis  zur  letzten 
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Zeit  wirklich  äussei-st  prekllr,  da  kein  Stück  gedrackten  Papiers 
in  die  Öffentlichkeit  zn  bringen  war^  ohne  dass  es  znvor  das 
wachende  Auge  der  allmächtigen  Zensor  passieren  mnsste.  Die 
Polizei  hielt  die  grosse  öffentliche  Meinung  in  dem  ganzen 
nnenoesaliehen  mssisehen  Reiche  gftnzlich  in  ihrer  Hand  nnd  er- 
stickte die  sftmtlichen  aktiven  Geisteslurftfte  seiner  Bevdlkerong. 
Der  „Frfi]iliDg8**anbrnch,  wie  man  in  Bassland  die  Zeit  bezeichnete, 
welche  nach  der  im  Jnll  ld04  stattgefandenen  Ermordnng 
pLEHWKfl  erfolge,  hat  neue  Wehen  nnd  Stroninngen  hervor- 
genitVii  und  in  erster  Linie  die  Kevision  der  l'ifss^esetze,  zn 
w»  lcliein  Zweck  eine  K<>iimiis.siun  nnter  dem  Voisii/,  des  J)irt'ktoi*s 
dnr  Kai«*»rlir»}ie«  Bibliotlit  k  Kobecko  zusainnieugei  ufeii  win  ilc.  w  elche 
ein  halbes»  Jahr  an  der  Ausarbeitung  einer  neuen  PreBsonlnuag 
arbeitet«.  Allein  die  jünggt  veröffentlichten  Pressbestimmungen  sind 
weit  von  den  Beratungen  und  Motiven  der  Kobecko-Kommission  ent- 
fernt; sie  sind  schleunigst  verfasst  und  promnlgiert  worden  znm 
eigentlichen  Zwecke,  die  von  der  Presse  ermngene  Freiheit  mittels 
tatsftchlicher  Anfhebnng  der  Zensur  zn  zihmen,  d.  b.  Dispensiernng 
von  der  Vorzeigong  von  Bttchem  nnd  Zeitschriften  und  Gestattnng 
ihrer  Herausgabe  ohne  Zensnrerlanbnis. 

Die  Strafbormen  des  neuen  Gesetzes  bieten  folgende  Hanptziige: 
Die  Pressbeamten  haben  das  Recht,  einzelne  Nummern  der 
periodisch  erscheinenden  Drucksachen  zu  beschlagnahmen  und  gleich- 
zeitig eine  gerichtliche  Verfolgung  der  Schuldigen  anzustrengen, 
wenn  die  inkriminierte  Schrift  verbrecherische  Fdeniente  enthält 
und  wenn  bei  deren  Ileiausgabe  gewisse  Formalitäleu  uielit  erledigt 
wurden.  Über  die  Frage  der  Beschlagnahme  verhandeln  die  Ober- 
land^gerichte  (Ssudebnyia  Palaty)  in  der  nächsten  vorbereitenden 
Sitzung,  wobei  von  ihnen,  zugleich  mit  der  Bestätigung  der  6e- 
sehlagnahme,  auch  auf  Einstellung  der  Herausgabe  der  Zeitschrift 
bis  zur  UrteilsflUlnng  erkannt  werden  kann.  Die  Rechte  eines 
Pressbeamten  sind  dem  üntersuchungsrichteri  wie  auch  dem  Staats* 
anwalt  eingerttumt.  Hier  bringen  wir  mit  geringen  Abkürzungen 
die  Strafbestimmnngen  des  Gesetzes: 

1.  Wer  a)  eine  Zeitschrift  vor  Erlangung  des  dazu  gehörigen 
Erlanbniszengnisses  herausgibt;  b)  gewisse  Exemplare  derselben  der 
Preftsbeharde  oder  dem  Pressbeamten  nicht  einreicht;  c)  eine  Nummer 
der  Zeitschrift  ohne  Anzeige  der  Druckerei,  wo  sie  gedruckt  wird, 
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ohne  Unterschrift  des  verantwortlichen  Redakteurs  odpr  ohne  Adress- 
anzeig:e  der  Kedaktion  veröffentlicht;  d)  eine  Zeitsciiritt  in  seiner 
Drackerei  ohne  gehöriges  Lizenzzengnis  setzt  oder  abdruckt,  wird 
mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  300  Enbeln  bestraft. 

2.  Wer  in  der  Bekanntmachung  oder  Erklftmng  über  Uber* 

noinmene  Verantwortlichkeit,  als  Redakteur,  falsche  Angaben  in 

bezu}?  auf  das  Recht,  sich  ab  Redakteur  zu  gerieren,  macht, 
wird  mit  (iefiiugnisstrafe  nicht  unter  4  und  bis  zu  8  Monaten  bestraft. 

3.  Wer  eine  Zeitschrift  herausgegeben  hat  a)  mit  vorsätzlich 
falscher  Bezeicbnnng  der  Anstalt,  wo  sie  gedruckt  wurde;  b)  mit 
vorsittzlicb  falscher  Bezeichnung  des  Verlegers  oder  ▼erantwortlichen 
Redakteurs  wird  mit  Gefilngnisstrafe  nicht  unter  2  Monaten  und 
bis  zu  1  Jahre  und  4  Monaten  bestraft. 

4.  Wer  a)  in  eint  r  ptriodibchen  Zeitschrift  aufregt  zur  Ver- 
anstaltung oder  Forist:tznng  eines  siratbaren  Ausstands  oder  zur 
eigenwilli;r»Mi.  nntpi-  den  Arbeitern  vriahivdpteii  Einstellnnj?  oder 
Niclitwiederautuahme  der  Arbeiten  an  der  Eisenbahn,  am  Telep;raidi 
und  Telephon,  die  in  öffentlicher  Benutzung  stehen,  oder  überhaupt 
in  solchen  Betrieben,  deren  Aufhören  oiler  Einstellung  die  Sicher- 
heit  des  Staates  bedroht  oder  die  Möglichkeit  einer  allgemeinen 
Kalamität  hervorruft;  b)  die  Regiemngsbeamten  oder  Angestellten 
zum  Ausstande  anstiftet,  wird  mit  Gefängnisstrafe  nicht  unter  8  Mo- 
naten und  bis  zu  1  Jahr  und  4  Monaten  bestraft. 

5.  Wer  ai  in  einer  periodischen  Zeitschrift  die  Zögliiij;e  der 
Lehranstalten  zum  Ausstande,  oder  b)  zur  Veranstaltung  von  ge- 
setzlich verbotenen  Ansammlunffen  und  Versammlungen  nuffindert; 
c)  mittels  iM'Hodischer  Zeitsehrifr  vurh;Uzli<'li  über  die  Tätif^keit  der 
Reiri«  1  uiigsanstalten  oder  Beamten,  der  Armee  oder  einzelner  Truppen- 
teile trügerische  Nachrichten  verbreitet,  welche  in  der  Bevölkerung 
eine  feindselige  Stimmung  diesen  gegenOber  zu  erregen  geeignet 
sind;  c)  mittels  periodischer  Zeitschrift  vorsätzlich  trügerische,  öffent- 
liche Angst  und  Beunruhigung  erregende  Gerttchte  Uber  Begiernngs- 
verordnungen,  die  allgemeine  Not  oder  irgend  ein  anderes  Ereignis 
dieser  Art  verbreitet;  e)  mittels  periodischer  Zeitschrift  Nachrichten 
über  Bewegungen  der  Truppen  oder  der  Marine  oder  ttber  Landes- 
verteidigungsmaasregeln vorsätzlich,  wider  das  gehörig  promulgierte 
Veröffentlichungsverbot  solcher  Nachrichten  verbreitet,  wird  mit 
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Gefän^isstrafe  nicht  unter  2  und  bis  zu  8  Monaten,  mit  Haft  oder 
(jeldstrafe  hh  zu  300  Rubeln  liestraft. 

6.  Wer  sich  in  der  Presse  einer  Beleidignns^  des  Heeres  oder 
eines  Tmppenteils  scbnldigr  gemacht  hat^  wird  mit  Gefängnis  nicht 
unter  2  Monaten  nnd  bis  zn  1  Jahr  nnd  4  Monaten  bestraft. 

7.  Wenn  ein  verantwortlicher  Redaktenr  einer  periodisch  er« 
scheinenden  Zeitschrift  oder  eines  Teiles  derselben  aas  Versehen 
eine  solche  Nnmmer  erscheinen  lässt,  deren  Inhalt  Merkmale  einer 
strafbaren  Handlung  enthält,  so  tritt  Geldstrafe  bis  zn  500  Rubeln  ein. 

8.  In  Sachen,  wo  es  sich  nni  die  Vorbereit n  11^2:  oder  Heraus- 
gabe ciuer  Zeitschriftnummer  verbrecherischeu  Inhalts  liandelt,  wird 
dem  Gerichte  das  Recht  gewährt,  zu  bestimmen:  a)  die  Einstelluiif^ 
oder  totale  Unterdrückung  der  Zeitsclirift;  b)  ilie  Veröffentlichung 
des  gerichtlichen  Urteils  in  ihrer  näclisten  Nummer. 

Für  Sachen  über  die  im  §  1  bezeichneten  strafbaren  Hand- 
lungen sind  die  Friedensrichter  event.  die  Bezirlisgerichisräte  am 
Kreisgericht  (—  Landgericht)  zuständig.  Alle  ttbrigen  Pressvergehen 
gehi^ren  snr  Gerichtsbarkeit  der  Kreisgerichte. 

In  demselben  Gesetze  finden  wir  ungleich  eine  Vorschrift, 
welche  den  §  129  des  Strafgesetzbachs  vom  Jahre  1903  dnrch  einen 
neuen  Absatz  ergftnzt>  welcher  die  dnrch  Reden  oder  Verbreitnng 
von  Schriften  geschehene  Aofreiznng  zur  Verletzung  der  Fftichten 
des  MilitSrdienstes  von  Militirpersonen  voraussieht  nnd  die  Schuldigen 
mit  Verbannnngsstrafe  oder  mit  korrektionellem  Zuchthaus  bedroht. 

Wie  weit  dieses  Gesetz,  das  erst  am  28.  I^ovbr.  promulgiert 
ist^  Anwendung  findet,  erhellt  aus  der  Thatsache,  dass  während  der 
ersten  20  Tage  seines  Bestehens  ungefähr  40  Zeitnngen  eingestellt 
nnd  dem  Gerichte  Übergeben  und  bis  50  Druckereien  geschlossen 
wurden. 

Voll  einzelnen  Gesetzen,  welche  Beziehung  zur  8trafrecht.s- 
sphäre  haben,  ist  auch  der  ^  21)  der  Bestimmungen  vom  C.  19.  August 
1905  über  die  JEUichsdumawahlen  zu  erwUhnen,  kraft  dessen  die 
geltenden  Satzungen  Uber  Delikte  gegen  Kommunal-  and  Stände- 
wahlen auch  auf  die  bevorstehenden  politischen  Wahlen  Anwendung 
finden. 

Zwecks  Vorbeugung  von  Eisenbahnansstündrti  wurde  durch 
den  Ukas  vom  14./27.  Dezbr.  1905  bestimmt,  dass  die  Eisenbahn- 
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angestellten  wegen  eigenwilligen  VerbuBenB  des  Dienstes  oder  Nicht- 
erscheinens  znr  ErfKUnng  ihrer  Dienstpflicht  ohne  beachtenswerte 
Grflnde  einer  Gefllngnisstrafe  nicht  unter  4  nnd  bis  zn  8  Monaten 
ausgesetzt  sind.  Ansserdem  ist  eine  Reihe  von  Handinngen  anfgef&hrt, 
wegen  welcher  Zivilpersonen  Uilitärgerichten  ttbergeben  nnd  stand« 
rechtlich  bestraft  werden  sollen. 

Bfirgerliehes  Beeilt  (1904—1906.) 

Referent:  Alexander  Ljuhlinski,  Petei-sbnri^. 
Übersetzung  von  Hcruiunti  klitmiiski,  Kcchtsanvvult.  Berlin. 

Die  bedeutende  Entwickelnnj?  der  technischen  Produktion  hat 
für  die  {^rossen  Indus^trieunternehmen  die  Notwendig-koit  einer  er- 
heblichen Ausbreitung  des  Konsumentenkreises  ilirer  Erzeugnisse 
zur  Folge  gehabt  Andererseits  nimmt  auch  mit  der  wachsenden 
Kultnr  das  Bedftrfhis  ftir  verschiedene  Fabrikate  zu,  deren  Wert 
die  Barmittel  derjenigen,  die  ein  Verlangen  nach  diesen  Fabrikaten 
haben,  oft  erheblich  fibersteigen.  Diese  beiden  Momente  haben  in 
der  letzten  Zeit  zu  den  Bechtsgeschftften  mit  Abschlagszahlungen 
geführt,  die  für  den  Produzenten  wie  den  Konsumenten  gleich  be- 
quem sich  erweisen.  Der  Kreis  der  Gej^enstiinde,  die  als  Objekt 
di  r  Kechts^eschäftc  dieser  Art  dienten,  erweitert  sich  fortwähn  iid. 
erj»Tift  aiifäiiirUch  die  Proilukti' -11» Werkzeuge  der  bearbeileudi-n  wie 
expioitieieiiden  Tndnstrie  und  dehnt  sieb  allmählich  auf  die  Üegen- 
sUiude  der  häuslidien  Einrichtung  und  des  Komforts  aut«". 

Indem  jedoch  diese  Rechtsgeschäfte  ohne  die  gehörige  gesetz- 
geberische Normierung  sich  entwickelten,  nahmen  sie  nach  und  nach 
den  Charakter  einseitiger  Verpflichtungen  der  Käufer  den  Vericäuferii 
gegenflber  an,  wobei  vorzugsweise  die  Interessen  der  letzteren  ge- 
wahrt wurden.  So  pflegten  vor  allem  die  Verkftufer  bei  Stipulierung 
von  Batenzahlungen  den  Preis  erheblich  höher  zu  bemessen  als 
beim  Verkauf  desselben  Gegenstandes  gegen  bar.  Die  Preiserhöhung 
sollte  nicht  nur  die  Zinsen  decken,  sondern  auch  einen  Ausgleich 
für  das  Risiko  gewflhren,  welches  der  Verkäufer  bei  Kreditge- 
währung an  wenig  bemittelte  Personen  eingeht.  Des  weiteren  be- 
hielten sich  die  VorkMnfer  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  gewöhnlich 
das  Kigentumsreclit  au  den  verkauften  Gegenständen  vor,  indem  sie 
den  Kaut  ;nit  K'nt.  iizablungen  in  die  Form  eines  Leih-  oder  Miets- 
vertragcs  kleideten,  wobei  iu  den  Vertrag  die  Bedingung  aafgenommen 
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wurde,  daas  im  Falle  der  iiiebtpIliiktlicbeD  Zablimg  der  Baten  durch 
den  Kftofer  der  Verkäufer  die  geleisteten  Zahlungen  nnwiderbringlieh 
za  behalten  nnd  die  Sache  selbst  an  sich  sn  nehmen  berechtigt 
sein  soU. 

In  Berfldcsichtignng  aller  dieser  Mängel  ist  am  9.  Febr.  1904 

das  Gesetz,  „betrefFend  Kaufgeschäfte  über  bewegliche  Gegenstände 
Ulli  liatenzahiuiigen",  erlassen  worden,  dessen  haupt*sächiiche  Nonnen 
die  nachstehenden  sind  (vgl.  Seite  2438). 

Vor  allem  ist  di«'  liestimmung  getroffen,  dass  d«'r  Käufer,  der 
zwei  aufeinander  folgende  Katen  nicht  gezahlt  hat,  verpflichtet  ibt, 
dem  Verkäufer  auf  dessen  Verlangen  die  von  ihm  empfangene  Sache 
znrfickzngewShren,  während  der  Veritänfer  die  erhaltenen  Zahlungen 
nach  Abxng  einer  Entschftdignngssnmme  für  Benntsnng  nnd  jede 
BsschSdignng  der  Sache,  ihrem  wirklichen  Wert  CDtsprechend,  sn- 
rückxaleistefi  hat  Des  weiteren  ist  bestimmt,  dass  der  Kaufvertrag 
mit  Batenzahlnngen  eine  genaue  Angabe  der  verkanften  OegenstSnde 
des  Kaufpreises^  sowie  der  Zahlnngstermine  und  der  Hdhe  der  Baten 
enthalten  muss.  Endlich  wird,  nm  einem  Missbranch  seitens  des 
KSnfers  nach  der  Richtung  einer  VerÄnsserung  der  auf  Ratenzahlung 
gekauften  Sache  vor  Berichtiguui;  des  vollpu  Preises  zu  begej^nien, 
die  Bestiminuiitc  getroffen,  dass  der  verkaufte  Gegenstand  als 
.Sieh»*rh*»it  für  die  Fonlerung  des  Verkäufers  vorrechtlich  vnr  anderen 
FuiiU-rungen  du  nen  s<dl.  Der  Verkauf,  die  Verpfändung  uder  eine 
andere  V'eräusserung  der  Sache  vor  Berichtigung  ihres  vollen 
Preises  ist  bei  V'ermeidung  strafrechtlicher  Verantwortung  (Ge- 
flngnisstrafe  von  3  Monaten  bis  zu  1  Jahre)  verboten,  und  die  über 
solche  Gegenstände  geschlossenen  Verftussernngsgeschäfte  werden  als 
ungUtig  erklftrti  ausgenommen  den  Fall,  wo  der  Käufer  oder  Pfand- 
nelimer  nicht  gewnsst  hat^  dass  der  Gegenstand  nicht  veräussert 
oder  verpfändet  werden  durfte. 

Bis  jetBt  haben  sich  die  .russischen  gesetzgebenden  Faktoren 
gegen  die  Errichtung  von  Anskunftsbureans  Aber  die  Kreditfähigkeit 
in  Russland  in  der  Art  der  Auskunftei  Schimnielpfeng  mit  einigem 
Misstranen  verhalten,  hauptsächlich  weil  sie  die  Mögliclikeit  eines 
Mis>branehs  und  die  Schwierigkeit,  die  Verantwortung  der  Bureaus 
für  die  NicbLigkt-it  der  von  ihnen  i  rtcilten  Auskünfte  fest'/nstelhMi, 
besorgten.  Unter  dem  EinÜuss  jedocli  des  Beschlusses,  der  bei  der 
Beratung  der  Vertreter  aller  Böi-senkomitees  über  die  wünsrhens- 
Jalitbiioh  dar  lottraat  Varelslipiss.  8.  Bd.  1Ö7 
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wette  ErGffinniig  floleher  Bnreaas  mit  Bttckaicht  aaf  die  Entwlckeliuigr 
nnseier  territorial  weit  aDegedehnten  USrkte  im  Jalire  1908  gefasat 
wurde,  entaehlosB  man  sich  vm  Erlaas  eines  Gesetzes  ftber  diese 
Bnreana.  An  Stelle  der  persfinliehen  Bekanntschaft  der  Handel- 
treibenden untereinander,  ihrer  Zusammenkünfte  auf  den  Jahr- 
märkten entwickelte  sich  in  Russland  der  Abschlnss  von  Geschäften 
auf  Grund  schriftlicher  Korrespondenz,  der  Kaul  nach  Mustei-  und 
die  Geschäftsverbindung-  dnrrli  Aironteji.  Da  die  Aupkiinfie  über 
die  KreditfHhigkeit  der  kleinen  Händler  unzureichend  waren,  waren 
die  grossen  Firmen,  ihre  Umsätze  einzuschränken,  gezwungen,  was 
die  Entwickelung  von  Handel  nnd  Gewerbe  in  Russland  unyorteilhaft 
beeinilusste. 

Das  Gesets  vom  9.  Hai  1905  gestattet  den  BOrsenkomiteea, 
Handels-  nnd  Industriegesellschaften,  sowie  privaten  Personen  nnd 
Anstalten  die  Er5iftaung  von  Ausknnftsbureaus  flher  die  Kreditfilhigkeit 
nur  mit  Genehmigung  des  Finanzministers  nnd  des  Ministers  des 
Innern.  Zur  Sicherstellung  der  etwa  gegen  de  entatehenden  An- 
sprflche  mttssen  die  Inhaber  der  Bnreans  ein  Pfand  von  25000  Bnbel 
für  jedes  Bureau  bestellen.  Auf  dasselbe  Pfand  kann  jedes  Bureau 
drei  Zweigburtans  liabon;  für  j<'(l«'s  weitere  Zweigbureau  ist  ein 
Ergänzungspfand  von  5Ü0(>  Kübel  z«  liinterles'en.  Die  Börsen- 
komitf^es  und  Handels-  und  Tnilnstripjresellsehaften  sind  mit  Rücksicht 
auf  das  grössere  ihnen  entgegengebrachte  Vertrauen  von  der  Pfand- 
besteUnug  befreit.  Die  von  den  Bureaus  erteilten  Auskünfte  dürfen 
nur  die  Kreditfähigkeit  im  Handelsverkehr  zum  Gegenstande  haben 
und  mflssen  nach  einem  vom  Finanzminister  und  dem  liinister  des 
Innern  angegebenen  Formular  erteilt  werden.  Diese  Hinister  haben 
auch  die  Befugnis,  den  Geschttftshetrieb  der  Bureaus  zu  revidieren 
und  sie,  foUs  irgend  welcher  Missbrauch  sich  ergibt,  zu  schlieasen. 

Am  7.  Juni  1904  ist  ein  sehr  wichtiges  Gesetz,  betr.  die 
Einrichtung  des  kleinen  Kreditwesens,  erlassen,  das  einen  w^esent- 
lichen  Kiii(lu>s  auf  die  Entwickelung  nnserts  Kleinhandels  und  Ge- 
werbes gewinnen  niuss.  I);»s  (-Jpsptz  liilirt  einige  Institute  zum 
Betrieb  lies  klein^^n  Kre«litvvfsi  ns  .  in.  ;j;^c\\;iiii  t  ihnen  Vergiinstigun^ren, 
indem  es  sie  von  der  Kntricliiurig  verschiedener  Abgaben  und  Steuern 
befreit  und  belegt  die  Veräusscrung,  Verpfandung  oder  Verheim- 
lichung von  Gegenständen,  die  auf  ein  Darlelin  der  Anstalten  des 
kleinen  Kreditwesens  erworben  sind  und  bis  zur  vollen  Begleichung 
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dieses  DarlehiiB  als  Siclierlieit  dienen,  mit  Strafe  —  Geftngnis  bis 
sn  einem  Jahre.  Dar  Zweek  der  Anstalten  des  kleinen  Kredit- 
wesens ist,  den  Landwirten,  Handwerkern  nnd  den  Unerlicben  nnd 

gewerblichen  Genoesensehalten  die  Vornahme  wirtschaftlicher  Ver* 
besscrungen  zu  erleichtern.  Zu  diesem  Behüte  gewähren  ihnen  die 
Anstalten  des  kleinen  Kreditwesens  Geldmittel  auf  der  Basis  von 
Bankinstituten  und  übemelimen  die  Verniittelnng  für  ihren  Umsatz. 
Die<?e  Anstalten  können  in  der  Form  von  Kredit-  und  Spar-  und 
Darlehns^resellschaften  oder  in  der  Form  von  landwirtschaftlichen 
and  Landschaftskassen  errichtet  werden;  nie  können  sich  miteinander 
verbinden.  Das  Barlebn  darf  nicht  ^/^  des  Wertes  des  Cregenstandes 
ftberst^geii,  doreh  den  das  Darlehn  sichergestellt  wird.  Die  Frist 
ftr  die  Bückzahlnng  des  Darlebns  darf  fOnf  Jahre  nicht  fibersteigen. 
Die  ErOlIhnncr  Anstalten  des  kleinen  Kreditwesens  anf  der 
Orondlage  von  Hnsterstatnten  wird  dnreh  ein  besonderes  Ortskomitee 
nnter  dem  Vorsits  des  Gonvemenrs  genehmigt,  die  Landschaftskassen 
jedocb  bedürfen  dieser  Genehmigung  nicht  Die  Beebnnngslegnng 
über  den  Geschäftsbetrieb  des  kleinen  Kreditwesens  nnterliegt  der 
Priiiuii;^  iureli  den  Finanzmiuister  und  den  Staatskontrolleiir.  Ausser- 
dem unterliefi^en  die  Anstalten  des  kleinen  Kreditwesens  der  Kevision 
durch  besondere  au  den  Kontors  und  Abteilungen  der  Staatsbanken 
angestellte  Inspektoren. 

Erwähnung  verdient  das  Gesetz  vom  30.  Mai  1905,  betr.  die 
£inriehtnng  einer  Versicherang  der  Einnahmen  and  Kapitalien  doreh 
Vermittelnng  der  stsatlichen  Sparkassen.  FOr  alle  aas  solchen  Ge* 
Schäften  henrorgehenden  Verbindlichkeiten  haftet  der  Staat»  wobei 
anf  die  Kosten  fBr  ein  GesehSft  ans  Versicherangsptftmien  nicht 
mehr  als  5  und  Ton  dem  Gewinn  eines  Versichemngsgescfaftfts 
nidit  mehr  als  25**/o  abgezogen  werden  kdnnen.  Der  ganze  Ge- 
winn der  ersten  fünf  Jahre  wird  einem  Reserrekapital  sngefllhrt 
und  der  folgenden  Zeit  zwischen  Versicherte  und  Reservekapital 
geteilt.  Die  staatlichen  Vorschnsskassen  übernehmen  auch  Ver- 
sicherungen auf  den  Todesfall,  auf  Krreichun^'-  liei  Lebzeiten  oder 
anf  den  Todesfall  (gemischte  Versichern n;,^eir,  die  Verf!i(  berung 
Minderjähriger  auf  Erreichung  bei  Lebzeiten,  die  \ersi( berung 
lebenslänglicher  Einkünfte  (Pensionen),  die  Versicherung  von  Pen- 
skmen  anf  den  Fall,  daas  die  eine  Person  eine  andere  über- 
lebt Die  Bedingongen  Ar  die  Veraicherang  werden  von  einem 
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beaondereii  Bat  onter  Vonite  des  Finanzministen  festgestellt.  Die 
Höbe  des  zu  Tersichemden  Kapitals  auf  dem  Todesfall  oder  anf  den 
Fall  der  Bnreichang  bei  Lebseiten  darf  5000  Rnbel  and  die  HShe 
der  Pension  600  Röbel  jährlich  nicht  Übersteigen.  Übersteigt  das 
yersieherte  Kapital  nicht  3000  Bnbel»  so  wird  es  bei  Eintritt  dea 
Todes  des  Versicherten  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  nach  Absehlnss 
des  V<  rsicherungsvertra^res  voll  ausgezahlt.  Stirbt  aber  der  Ver- 
bieherte  früher,  so  wenlen  nur  die  gezahlten  I'räinit'n  nach  Abzug 
der  Allsgaben  znrückgezahlt,  Ist  die  Nersulierun;,  ssunntie  höher 
als  8000  Rubel,  so  erhöht  sich  die  oben  erwähnte  Irist  um  zwei 
Jahre.  Diese  letzteren  Beschränkungen  für  die  Versicherten  ver- 
leihen den  privaten  Gesellscbaften  einen  erheblichen  Vorzug,  obgleich 
im  ftbrigen  die  Bedingungen  fOr  die  Versicherten  gQnstiger  sind. 

Während  der  letzten  zwei  Jahre  des  revolutionären  und 
sozialen  Ringens  in  Rnssland  hat  das  passive  Mittel  dieses  Kampfes, 
der  Streik,  eine  besondere  Entwickelung  erfahren.  Diese  den  west- 
lichen Staaten  so  wohlbekannte  Erscheinong  ist  in  Rnssland  bis 
jetzt  infolge  des  Fehlens  einer  berufsmässigen  Organisation  in  keinem 
erheblichen  Umfang  her\ or^'^etreten  und  iil>erra.schte  die  russische 
Gesetzgebung  in  einem  für  den  Kain[ff  ges"en  ihn  fast  luivtirbereiteten 
Zustand.  So  hat  z.  B.  d^r  hekanntt;  Geueralstreik  vom  Oktober 
des  Jahres  1905,  der  in  den  i'ageu,  die  dem  Erlass  des  Manifestes 
vom  17.  Oktbr.  1905  über  die  Einrichtung  einer  Volksvertretung 
vorangingen,  ausgebrochen  war,  f^ist  alle  Zweige  der  Produktion, 
des  Handels  und  des  Verkehrs  ergriffen.  Die  Fabriken  und  Etablisse- 
ments hatten  ihren  Betrieb  eingestellt»  die  Handelsgeschäfte,  Banken, 
Eontors  wurden  geschlossen,  die  Eisenbahnen,  die  Post,  die  Strassen- 
bahnen  und  Droschken  blieben  untätig,  Zeitungen  sind  nicht  er- 
schienen, die  elektrische  Beleuchtung  hatte  aufgehört,  und  man  be- 
fürchtete selbst  den  Ausstand  im  Wasserleitnngsbetrieb  —  und  der 
Staat  hatte  keinerlei  gesetzlichen  Mittel,  um  dieser  Lalmileguug 
des  öffentlichen  Lebens  entgeL'-enzinvirken.  Im  Hinblick  hierauf  sind 
in  der  Eile  zwei  autrinaiider  fnl^^ende  Gesetze  erlassen  worden,  die 
den  Knniytf  geir<  n  si.lciie  Ersclieiminiren  zum  Gegenstände  haben. 
Das  erst»'  fli.  ser  tiesetze  vom  2.  Dezbr.  1905  setzt  eine  kriminelle 
Strafe  fest  für  die  eigenmächtige  Einstellung  der  Arbeit  und  der 
Tätigkeit  in  Betrieben  von  ölTentlicher  oder  staatlicher  Bedeutung, 
sowie  in  Anstalten  der  Regierung,  falls  diese  Arbeitseinstellung  auf 
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Verabredmiit:  erfolgt  Hidrher  gehGron  die  EisenbahneD,  Teiephon- 
anstalteD  und  ftberbanpt  die  Anstalten,  deren  Betriebsnnterbrechiing 
oder  -EinsteUnng  die  Sicherbeit  des  Staate«  bedroht  oder  die  Hög^ 
üclikeit  eines  Öffentlichen  Unglftcks  schafft.  Der  Verantwortung 
nnterliegen  die  Angestellten  solcher  Betriebe  sowohl,  die  die  Arbeit 
eingestellt,  als  anch  die  mm  Ausstand  angestiftet  haben,  sodann 
i^olclie  Personen,  die  durch  Zwang  auf  die  Angestellten  mit  dem 
Ziele  der  Arbeitsniederlegung  eingewirkt  haben  und  Personen,  die 
Vereinigungen  angehören,  welche  Streiks  hervorzurnfen  sich  zum 
Ziele  gesetzt  liahen.  Lohiizalilung  erfolgt  fflr  die  Dauer  des  Streiks 
nicht.  Zugleich  aber  sichert  das  Gesetz  denjenigen  Angestellten, 
welche  wegen  ihrer  Weigerung,  sich  dem  Streik  anznsdilicssen, 
durch  Gewalt  Schaden  gelitten  haben,  Beihilfen  für  den  Fall  des 
Verlnstee  der  zeitweiligen  Arbeitsfähigkeit  nnd  Pensionen  für  den 
Fall  der  völligen  Erwerbsnnifthigkeit  nnd  anch  dauernde  Beuten 
der  Familie  su,  fidls  deren  Haupt  gestorben  ist 

Das  zweite  Gesetz  vom  15.  April  1906  bekfimpft  speziell  die 
Streiks  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  auf  agrarischem  Gebiete. 
Diese  als  Begleiterscheinung  bäuerlicher  Unruhen  anftretenden 
Streiks  wirken  zerstörend  auf  die  Landwirtschatt.  insbesondere  wenn 
sie  zur  Saatzeit  oder  während  der  Korn-  oder  Heiiemt«  usw.  auf- 
treten, wu  jede  Stunde  für  den  T.andwii  i  kostbar  ist.  Diese  Streiks 
waren  überdies  häufig  mit  einer  Beschädigung  des  Inventars  ver- 
banden, fi\T  welche  die  früheren  Grsetze  nur  eine  geringfügige 
Geldstrafe  bestimmten,  die  aber  zuweilen  der  betreffenden  Wirtschaft 
vOlige  Zmtdmng  brachten.  Das  Gesetz  vom  15.  April  1906  unter- 
wirft die  landwirtscbaftlicben  Arbeiter,  die  auf  getroffene  Verab- 
redung eigenmScbtig  den  Verdingnngsvertrag  brechen  und  andere 
zur  Arbeitsniederlegttng  zwingen  oder  Vermögen  beschädigen,  einer 
Qefftgnisstrafe,  deren  Zeitdauer  für  die  Anstifter  sich  erhöht.  Gleich- 
seitig bestimmt  dieses  Gesetz  sehr  strenge  Strafen  fttr  die  Be- 
teiligung an  einer  Zusammenrottung,  die  ans  wirtschaftlichen  Be- 
weggründen /Auu  /wecke  der  Zerstörung  Iremdeu  kuidwirtschaft- 
lirben  Eigentums  Crewalt  gegen  eine  Prr.son  ausübt  oder  Drohungen 
au^.-^i»  ^st,  raubt  oder  Vermögen  zei-^stiirt,  sieh  eigenmächtig  in  den 
Besitz  fremden  Vermögens  setzt  oder  in  fremdes  Besitztum  eindringt. 

Als  eines  der  wichtigsten  Gesetze  der  letzten  Jahre  auf  dem 
von  uns  besprochenen  Gebiete  ist  anstreitig  der  AUerh(ichste  Befehl 
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vom  4.  MSns  1906,  betr.  seitweilige  Beatimmiuigeii  Uber  Geeellachaften 
nnd  Venüdgangen^)  aDsnseben»  Durch  das  Muiifest  Tom  17.  Oktbr. 
1905  ist  der  Begienmg  die  Aufgabe  zugewiesen  worden,  die  Grund- 
sltee  der  bttrgerliehen  Freiheit^  darunter  auch  der  Freiheit  der  Ver^ 
einignngen,  zu  verwirklichen.  Bei  Ausarbeitung  der  gegenwSrtigea 
Bestimmungen  wendet  der  Uinistenrat,  wie  aus  dessen  Erklftmngen 
ersichtlich  ist,  seine  Aufmerksamkeit  dem  Umstände  zu,  dass  früher 
die  Gesetzgebnng  die  Freiheit  der  Privatpersonen  in  der  Organisation 
von  Gesellschaften  zur  Errpichniif?  irj^end  eines  Zieles  durch  gemein- 
same Bemühung  ihrer  MUirlieder  erheblich  beschränkte.  Hierzu  war 
die  vorherige  Genehmigung  erforderlich,  welcher  der  Statntenent- 
wurf  der  zu  bildenden  Gesellschaft  zur  Prüfung  vnrzulee:en  war. 
Gesellschaften,  die  ohne  solche  Genehmigung  bestanden,  wurden  als 
geheim  und  ungeeetalicb  angesehen,  und  Ar  die  Zugehdrigkeit  eu 
ihnen  waren  Strafisn  von  Arrest  bis  Zwangsarbeit  festgesetzt  Biete 
Bedingungen  fttr  das  Entstehen  von  Gesellsdiaften  waren  au  einer 
Zeit  festgesetzt  worden,  als  in  der  Bevölkerung  des  Streben  cur 
Vergesellschaftung  noch  wenig  hervorgetreten  war.  Jetst  dagegen 
ist  mit  der  Dnrchfahrung  des  Prinzips  der  Freiheit  der  Vereinigungen 
eine  Ordnung  getroffen,  wonach  Privatpersonen  im  Weg©  der  An- 
meldung oder  Registrierung  sich  in  Gesellschaften  vereinigen  können, 
ohne  vorherige  Genehniip:nniLr  der  Regierung,  welcher  lediglich  die 
Aufsicht  über  die  Grüudunir  und  die  Täiig-keit  der  Gesellschaften, 
soweit  diese  zum  Schutze  der  staatlielien  und  ülientlichen  Interessen 
erforderlich  erscheint,  vorbehalten  ist.  Früher  hat  die  Verpflichtung 
zur  Erlangung  der  vorherigen  Genehmigung  eine  Menge  Weitläufig- 
keiten während  eines  langen  Zeitraumes  fUr  die  Grrttnder  der  Gesell- 
schaft zur  Folge  gehabt,  wobei  Gesellschaften,  die  politische  oder 
wirtschaftliche  Zwecke  verfolgten,  fast  niemals  die  Genehmigung  er» 
langten.  Hieraus  ergab  sich  die  Folgeerscheinung,  dass  Personen, 
welche  den  Susseren  politischen  Parteien  angehörten,  die  der  Begiemng 
feindlich  gegenttberstanden ,  geheime  Gesellschaften  bildeten  und, 
dank  ihrer  Absondemng,  eine  starke  nnd  geffthrliche  Propaganda 
entwickelten,  die  Parteigänger  der  gemässigteren  Richtung  dagegen 
vollständig  unorganisiert  waren  und  solcher  Propaganda  keinen  er- 
hebliehen Widerstand  entgegensetzen  konnten. 

')  Vergl.  Dr.  S,  Bindstein:  Russische  Qewerksdnftsgesetsgebnng 
In  den  BlätU  ru  für  vert^leichende  RechtswisseoBchaft  und  Volkswirtscbafl»' 
lehre.  Jahrg.  ii,  267. 
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Was  die  Frage  anlangt,  welcher  Behörde  die  Aufsicht  über 
die  Grändang  mid  die  Tätii^keit  der  Geeellschaften,  sowie  das  Recht, 
die  BegiBtriemng  m  benagen  und  die  GeseUseliaften  za  sehlieeeeii, 
wa  flbertragen  sei,  so  wnrde  anftngUeli  in  Anesicht  genommen,  diese 
Funktionen  der  ricbterliclien  Gewalt  einzuräumen.  Bei  der  endgUUgen 
Beratung  dieses  Oeaetses  kam  jedoch  der  Staatsrat  sn  dem  Ergebnis, 
daas  ein  Hindernis  gegen  die  ErOffinang  einer  Gesellschaft  oder  ein 
Grand  für  deren  SehUeasong  nicht  nnr  in  der  Verfolgung  eines  gegen 
ein  Strafgesetz  verstossenden  Zieles  durch  die  Gesellschaft,  sondern 
auch  in  der  Verfolgung  eines  Zieles,  das  der  Sittlichkeit  zuwider  ist, 
oder  ifi  finer  Tätig^keit  der  Gesellschaft  erblickt  werden  k;inn,  welche 
die  ulieiiiliche  Sicherheit  oder  Ruhe  gefährdet.  Die  Sittlichkeit  ist 
ein  bedingter  Begriff,  der  eine  juristische  Bedeutung  nnr  soweit  hat, 
als  ansittliche  Handlungen  durch  Strafgesetze  bedroht  werden.  I)em> 
gemftss  wird  man  in  der  Praxis  auf  Fälle  stossen,  wo  die  Schliessung 
einer  Gesellschaft  wegen  ihrer  nnsittiichen  Bicbtong  geboten  erscheint, 
obgleich  die  Handlungen,  in  wdchen  diese  Richtnng  zum  Ansdrnck 
kommt^  anter  kdne  Bestimmung  eines  Strafgeaetaes  zu  snbsnmieren 
sein  werden.  Ebenso  ist  es  nicht  angftngig,  im  Gesetz  zu  definieren, 
was  unter  einer  ^Gesellschaft  mit  politischem  Ziele",  oder  einer 
^.Gesellschaft»  welche  die  Öffentliche  Sicherheit  und  Ruhe  geffthxdet*', 
▼erstanden  werden  soll.  Es  ist  klar,  dass  man  unter  diesen  Um- 
standen bei  Entscheidung  der  Frage  über  die  Zulassung  der  Er- 
ütfnung  einer  Gesellschaft  oder  über  die  Notwendigkeit  ihrer  Schliessung 
sich  uiclit  auf  die  Anwendung  der  Normen  des  materiellen  Rechts 
beschränken  kann,  sondern  auch  notwendig  durch  Erwägungen  der 
Zweckdieülichkeit  und  die  Rücksicht  darauf,  ob  die  Voraussetzungen 
der  Tätigkeit  der  Gesellschaft  den  Interessen  des  Staates  und  der 
dffentlichen  Ordnung  entsprechen,  sich  muss  leiten  lassen.  Ein  ord- 
nnngamSsaig  ftinktionierendes  Gericht  aber  muss  auf  solche  Er- 
wftgnngen  verzichten,  darf  das  Gebiet  der  Verwaltung  und  der  Politik 
nicht  berfihren  und  muss  seine  Entscheidungen  lediglich  auf  das 
Gebot  des  Gesetzes  st&tzen.  Es  ist  demgemäss  für  richtig  erkannt 
worden,  Ar  die  Behandlung  der  Angelegenheiten,  betr.  die  Gesell- 
schaften, eine  besondere  gerichtlich-administrative  Behörde  für  jedes 
Gonvenienient  und  besonders  in  einigen  Städten  aus  verschiedenen 
i»r-Hiüteten  Personen  und  Vertretern  der  städtisclien  and  landschaft- 
lichen sJ^lbstverwaltung  unter  dem  Vorsitz  des  Gouverneurs  zu 
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konatituieren.  Die  Beschlüsse  dieser  Behörde  können  durch  Be- 
schwerde an  das  erste  Departement  des  Senats,*)  das  die  Verwaltungs- 
saehen  bebandelt,  seiteiiB  der  interesBierteii  Personen  angefochten 
werden. 

Das  Qeseta  vom  4.  Hftra  1906  sieht  die  Grttndnng  von  Ge- 
sellschaften und  Vereinigungen  vor,  welche  t&ar  ihre  Tätif^heit  ein 
bestimmtes  Ziel,  aber  nicht  die  Erlangung  eines  Gewinnes  für  sich 
von  der  FQhmng  irgend  eines  Unternehmens  zur  Aufgabe  haben. 

Hierbei  versteht  das  Oesetz  nnter  dem  Ansdracir  „Vereinigiing"  die 
Veibiiuluni;  von  zwei  oder  mehr  Gesellschaften,  wenn  anch  durch 
Venuitteluug  ihrer  Bevollmächtigten.  Die  Vereinigungen  müssen 
unbedingt  Statuten  liaben  und  ki'iiiu  n  zu  jeder  Zeit  vom  Minister 
des  Innern  geschlobsrn  werden,  wenn  <'r  ihre  Tätii^keit  als  die  öffent- 
liche Ruhe  oder  Sicherheit  gefährdend  erachtet,  im  Hinblick  anf 
die  Besorgnisse,  welche  durch  die  Erfahrung  der  fremden  Staaten 
hervorgerufen  sind,  ent^chloss  sich  die  Kegiei*nng  nicht  dazu,  die 
Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes  auf  Gesellschaften,  welche  religiöse 
Zwecke  verfolgen,  auszudehnen,  und  liess  es  fQr  deren  Gründung 
bei  der  f^flheren  Ordnon^r  bewenden.  Ebenso  erstreckt  sich  das  neue 
Gesetz  nicht  anf  Gesellschaften,  welche  von  Schfllem  der  Lehr- 
anstalten gebildet  werden;  solche  Gesellschaften  kOnnen  nnr  mit 
Genehmigung  der  Schnlbehörde  begründet  werden.  Verboten  sind 
Gesellschaften,  die  Zwecke  verfolgen,  welche  der  öffentlichen  Sittlich- 
keit zuwiderlaufen,  diucli  das  Strafgesetz  verboten  sind  oder  aber 
die  öftentliche  Kuhe  oder  Si(  herlipit  ^efthrden,  ebenso  solche,  die 
dtircli  im  Auslande  behndliehe  Austalteii  oder  Personen  geleitet 
werden,  wobei,  um  die  internationale  Vereinigung  zu  wissenschaft- 
lichen Zwecken  nicht  zu  behindern,  im  Gesetze  speziell  hervorgehoben 
ist,  dass  dieses  Verbot  sich  nur  nnf  Gesellschaften  bezieht,  die  politische 
Zwecke  verfolgen.  Nicht  Volljährige  nnd  Schüler  der  unteren  nnd 
mittleren  Lehranstalten  werden  weder  zar  Bildung  von  Gesellschaften 
noeh  zur  Teilnahme  an  solchen  zugelassen.  Schfiler  der  höheren  Lehr- 

1)  Dpi-  'Sf^jj^f  odiT  (lor  Ketrii^rf Tido  Sonat  ist  die  höchste  adiiMnistrativo 
und  Gericliistteliuidii  in  Russland  unler  dem  Vorsit?:  deti  Kaist-rs,  der  auch 
die  Senatoren  uninittell)ar  ernennt.  Kr  zerlallt  iu  ti  Departements,  von 
denen  2  als  KaaüatiouäUof  kout>tituiert  Bind.  Zum  Geschäftsbereich  des 
flcaten  DepartementB  gehört  auch  die  Publikation  der  Gesetze  und  die 
Prüfung  ihrer  formalen  Rechtsgiitigkeit  (Art.  1,  3,  4,  10, 11,  19  SwodSak. 
Bd.  1,  Buch  4).  D.  Üben. 
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«lutalteii  können  zur  Bfldnng  von  GeseUschaften  nur  auf  Grund  be* 
aonderer  Statolen  zQn^aBsen  werden.  Besondere  Beeehrftnknngen 
aind  hinaichtlieh  der  Büdnng  von  Geeelkehaften  und  der  Teilnahme 
an  solehen  für  Personen  bestimmt,  die  Im  miUtftrischen  oder  im 

Dienste  der  Kriegsmarine  stehen,  ebenso  für  die  Angestellten  der 
\  waltungsanstalten,  der  Kisenbahnen  und  der  Telephonanstalten. 
Die  Personen  der  drei  letzten  Kategorien  künnen  in  ihrer  Mitte  nur 
zu  wohltätig-en  ofler  VerKuiigüiigb-  und  relij^osen  Zwecken  oder  fltr 
ihre  materiellen  Bedürfnisse  Gesellschaften  bilden,  und  überdies  nicht 
anders  als  auf  Grund  eines  von  der  vorgesetzten  Behörde  bestätigten 
Statuts.  Diese  Gesellschaften  dürfen  mit  ihrer  Tätigkeit  keine 
poUtiscben  oder  solche  Zwecke  verfolgen,  die  mit  ihren  Amtspflichten, 
ihren  dienstlichen  Beziehungen  nnd  mit  der  bestehenden  Ordnung 
nad  den  Bedingungen  des  Dienstes  nicht  vereinbar  sind.  Der  Zn- 
sammenachlnss  solcher  Gesellschaften  zu  Vereinigungen  ist  verboten. 
Der  Minister  kann  sie  schliessen,  wenn  er  ihre  TKtigkeit  als  vom 
Statute  abweichend  erachtet  Den  bezeichneten  Beamten  kann  die 
Bildung  von  Gesellschaften  ausserhalb  ihrer  Kreise  und  die  Teil- 
nahme iih  solchen  Gesellschaften  verboten  werden,  wenn  dies  von 
ihrer  vorgesetzten  Behörde  als  den  Erfordernissen  des  Dienstes  ent- 
sprechend erachtet  wird.  Alle  diese  Besciiränkungen  der  Rechte  der 
Beamten  sind  dadurch  hervorgerufen  worden,  dass  viele  von  ihnen, 
insbesondere  im  Bereiche  der  fUsenbahn-  und  Postverwaltung,  in 
Kollektivtätigkeit  und  -Forderungen  während  des  Oktober  Streiks  sich 
betätigt  haben,  sowie  dnrch  die  Gefahr,  welche  ihre  benifliche  Ver- 
einigang  bringen  kannte. 

Personen,  welche  eine  GeseUschaft  bilden  woUen,  haben  dies 
schriftlich  unter  Bezeichnong  des  Zwecks  der  Gesellschaft,  der 
Namen  und  des  Wohnorts  der  Grttnder,  des  Bereichs  ihrer  Tätigkeit, 
der  Wahlordnung  der  Verwaltung,  der  Äu&ahme  und  des  Aus- 
scheidens der  Mitglieder  dem  Gouverneur  anzuzeigen.  Ergeht  inner- 
halb zwei  Wochen  kein  ablehnender  Bescheid  der  Gouvernements- 
behörde*), so  kann  die  Gesellschaft  ihre  Tütigkeit  beginnen. 

Das  Kecht  Jedoch,  unbewegliches  Vermögen  zu  erwerben  uiul 
zu  ver&nasern,  Kapital  anzosammela,  Verträge  zu  sclüiesseu,  vor 

*)  In  jedem  OoavememeDt  besteht  eine  kollegiale  GoaTeroemeote^ 
iMhSrde  unter  dem  Vorsitz  des  Gonvemeoni  und  der  Teilnahme  der  Vor- 
steher der  einselnen  Verwaltuugsabteilungen  (Swod.  Sak.  Bd.  II,  1. 
Die  GoaveraementaorgSDfsatlon  Art.  24  ff.)  D.  Ü. 
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Gerioht  SU  klagen  und  verkkgt  m  werden,  wird  nur  demjenigen 
Geselbdiaften  gewährt,  die  auf  Ghrand  eines  tiesonderen  Statnto  in 
vorgeseliriebener  Form  regittaiert  sind.  Bas  Statut  moM  anaeer 
den  bezeichneten  Angaben  auch  noch  solche  ttber  die  HOhe  der 

MitffliederbeitrÄ^e,  die  Ordnung  ihrer  Einzahlung,  über  Zeit  und 
Ortluiiiig  für  die  Eiuberiifung  der  Geiieialversammlung  der  Mit- 
glieder, über  die  Form  der  Kechnungsiegung  und  der  Stataten- 
ändernng  eutbalteu. 

Die  Anmeldung  von  dem  Vorhaben,  eine  der '  Registriernng 
unterliegende  Gesellschaft  zu  bilden,  wird  unter  Beifügung  des  Be- 
trages für  Publiaiemng  und  eines  Statatenentwurfs  beim  Qouyemeur 
eingereicht  und  innerhalb  eines  Monats  von  der  Gtouvemementsbe- 
hürde  geprüft.  Die  Gesellschaft  wird  in  das  von  der  BehSrde  ge- 
führte Register  eingetragen  und  geniesst  die  (oben  beseichneten) 
Rechte  nur  von  dem  Zeitpunkte  ihrer  Eintragung,  worüber  eine 
Bekanntmachung  in  den  Zeitungen  erfolgt  Die  Behürde  erteilt 
Auskunft  aus  dem  Register  allen,  die  solche  beantragen.  Jede 
Ändernnp:  des  Statuts,  abgesehen  von  der  Festsetzung  der  Art  der 
Ergänziuiir.  der  ZusammensetzuDg  der  Verwaltnnp:,  wird  wiederum 
in  das  Ke^isu  r  eingetragen.  Nur  den  eingetragenen  liesellsichaften 
ist  die  Eröffnung  besonderer  Anstalten  und  Unternehmen,  die  Ver- 
aoBtaltong  von  Verlosungen,  Vorstellungen,  Konzerten,  die  Sammlung 
von  freiwilligen  Gaben  usw.  gestattet  Das  nach  Schliessung  Aer 
Gesellschaft  verbliebene  Vermögen  gelangt,  falls  darüber  das  Statut 
keine  Bestimmung  getroffen  hat^  in  die  Verwaltung  der  Regierung, 
welche  es  zu  einem  Zwecke  verwendet,  der  dem  Gesellschaftszweck 
am  ehesten  entspricht  Von  der  Zusammensetzung  der  Verwaltung 
der  Gesellschaften  und  der  ErGffhung  von  Zweiggesellschaften  ist 
unvensflglich  dem  Gouverneur  Meldung  zu  machen.  Die  Schliessung 
der  Gesellschaft  weg^en  Verletzung  der  Bedingungen  ihrer  Tätigkeit 
legt  der  Gouverneur  der  Gouvernementsbehürde  zur  Beschlussfassung 
vor.  wobei  er  bei  otfenbaren  Vcrfitössen  selbst  der  Gesellschaft 
auheimgibt,  die  Ordnnng:s\vidri;jrkeiteü  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  zu  beseitigen,  ^^'erden  durch  die  Tätigkeit  der  Gesellschaft 
die  öffentliche  Rahe  und  Sicherheit  gefährdet,  oder  schlägt  diese 
Tätigkeit  eine  offenbar  unsittliche  Richtung  ein,  so  ist  der  Gouverneur 
befugt,  aus  eigener  Machtvollkommenheit  die  Tfttigkeit  der  Gesell- 
Schaft  einzustellen  und  deren  Schliessung  der  Gonvernemeiitsbeh0rde 
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sor  BeachluRsfaMiiiig  ▼onmscUagen,  welche  hierüber  eine  beeondere 
Untersnehiu;  veranlasaeii  kaan.  Von  dem  Termin  zur  Verhandlung 
der  Stehe  bei  der  Behörde  werden  die  bet6iligi»n  Peraonen  benaidi* 
riehtigt»  ihr  Niehtencheinen  jedoch  snm  Temiine  hllt  die  Ver^ 
handlang  der  Sache  nicht  auf.  Gogen  die  Entwheidnng  der 
GonTemementobeliÖrde  ist  innerhalb  einer  Frist  von  zwei  Wochen 
die  Beschwerde  an  das  erste  Departement  des  Senats  zulässig,^)  wo 
die  Eutscheidun^?  durch  einfache  Stimmenmehrheit  erfolgt.  Stimmt 
der  Gouverneur  dem  Bcschlnsse  der  (Tonvernementshehördc  nicht 
zu,  ao  kann  er  die  Au-^nihnm^'-  ilit  st.s  i  .fschlnsseb  einstellen  und 
die  8ache  ohne  Verzug  dem  Miuiäter  des  lunern  vorlegen,  welcher 
sie  an  den  Senat  abgeben  Iiann. 

In  demselben  Geiets  vom  4.  März  1906  sind  analoge  Be- 
stimmungen über  BemlbTerdnignngen  getrolfon,  die  fSr  Personen, 
welche  in  Handel»-  nnd  GiewnbeQntemehmen  beschiltigt  sind,  oder 
Ar  die  Inhaber  dieser  üntemebmen  gegründet  werden.  Diese  Ver- 
einigungen können  die  Klarleprnng  und  Übereinstimmung-  wirtschaft- 
licher Interessen,  die  Verbessernnj^  der  Arbeitsbedin^^runf^en  ilirer 
Mitglieder  oder  die  Hebung  der  ProduktionsfiUiigkeit  der  ihnen  ge- 
hörigen Unternehmen  zum  Zwecke  haben.  Die  Verbindung  von 
zwei  oder  mehr  Berufs  Vereinigungen  zu  ^'er  bänden,  ebenso  die 
Übertragong  ihrer  Verwaltung  an  im  Auslande  befindliche  Personen 
ist  verboten.  Berafsvereinigangen  können  nnr  solche  Personen 
beideriei  Geschlechts  beitreten,  welche  in  staatlichen  oder  privaten 
Betileben  mit  gleichen,  gleichartigen  oder  untereinander  Terbandenen 
Arbeiten  nnd  Gewerben  beschlfügt  sind.  Nicht  vol^ährige  Personen 
kUnnen  einer  BemibTereinigang  beitreten,  wenn  deren  Statut 
dies  ziUsst. 

Wegen  Nichteinhaltung  der  Bedingungen  flir  die  Eröflftinng 
nnd  die  Tätigkeit  der  Gesellschaft  verfallen  die  Scliuldigen  einer 
Arrest-  oder  Festnngsstrafe.  Erweist  sich  als  schuldig  ein  I^eainter, 
80  kann  ihn  seine  vorgesetzte  Behörde,  ohne  Anhängigmachung 
eines  Strafverfahrens,  einer  Strafe  im  Disziplinarwege  unterziehen. 

Die  Bestimmungen  Uber  die  Sdiliessung  von  Gesellschaften 
«ratrecken  sich  auch  auf  Gesellschaften,  die  schon  fHlher  bestanden 
haben,  wobei  diejenigen  dieser  Gesellschaften,  die  keine  Statuten 

1)  Cfir.  Aam.  3.  2486. 
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haben,  innerlialb  dreier  Wochen  nach  Krlaas  dee  Oeietses  eine  den 
VorBchriften  dieses  Gesetzes  entsprechende  Anmeldnag  einzu- 
reichen haben. 

Vdii  den  anderen  liöclist  bedeutungsvollen  (iesetzoii.  die  das 
Gebiet  des  Zivilrechts  aber  nur  teilweise  streifen,  ist  das  Gesetz 
vom  17.  April  IIHIH,  ]n-\r.  die  Ik^iesligiuig  der  Grnndlag'en  der 
religiösen  Toleranz,  hervorzuhebeu.  Dieses  Gesetz  erklärt  den  i  ber- 
tritt von  der  orthodoxen  zu  einer  anderen  Beligion  fiiv  znlässip, 
der  früher  verschiedene  Beschrftnkongen  der  persönlichen  und  bürger- 
lichen Bechte  nach  sich  zog,  setzt  die  fiechte  des  Beligionsbekennt- 
nisees  der  Kinder,  deren  Eltern  yersehiedenen  Konfessionen  ange- 
hören, fest,  bestimmt  die  Ordnung  Ar  die  Fflhning  der  Metrik- 
blicher  (standesamtliehen  Register;  d.  Ü.)  ftlr  die  Sektierer  osw. 

Weiter  sind  die  sehr  wichtigen  Krhisse  vom  5.  Oktbr.  und 
9.  Novbr.  1906  zu  erwJihnen,  welche  anf  die  Bedinoriingen  des  bäuer- 
iicheu  Grundbeaitzeä  und  die  Lage  des  l^auernht  iin]»  Bezug  haben. 
So  sind  unter  anderem  die  bt  sdnderen  Bestimmungen,  betr.  die 
Zalassong  von  bäuerlichen  Familiengutsteilungen, ^)  das  Verbot  für 
nicht  grundbesitzende  Bauern,  Wechselobligationen  einzugehen,  und 
einige  andere  anfgehoben.  Sodann  ist  jedem  Hansbesitcer,  der  Land 
besitzt,  welches  ihm  anf  der  Grundlage  der  Gemeindenntznng^) 
zn gewiesen  ist,  das  Recht  eingeräumt,  zu  jeder  Zeit  zn  ver- 
langen, dass  der  anf  ihn  entfallende  Anteil  anf  ihn  als  persön- 
liches Eigentom  nmgeschrieben  werde,  wobei  er  das  Nntznngsrecht 
am  Gemeindewald,  den  Gemeindewiesen,  den  Gemeindeweiden  nsw. 
behält.  Gleichzeitig  ist  eine  allgemeine  Grundeigentumsordnung  für 
die  Vcräusst  rung  solcher  l'arzellen  der  (bäuerlich;  d.  Ü.)  zuge- 
wiesenen  Landereien  festgesetzt/)  die  im  HotT^esitz  bestanden. 

*)  Hit  den  bänarlichen  Terhftltnissen,  mit  der  Regelung  des  Land- 
besities  der  Bauern,  ihren  Behörden  nsw.  beschäftigt  sich  ein  sehr  um- 
fangreiche« Gesetz:  die  besondere  Beilage  zum  Gesetz,  betr.  die  Stände 
(Swod  Sak.  Bd.  IX).  Nach  Aufliebung  der  Leibeigenschaft  ist  ein  Teil 
des  Grundbesitzes,  nuf  d^in  die  Bauern  bis  dahin  als  Leibeiirene  ansäs-ssig 
waren,  den  Dorfgemeinden  (mir)  als  Besitz  zur  ceflamteii  Hund  zuge- 
wiesen wordt'u  (nadjel).  Die  Dorfiremeinde  verteilt  diesen  Besitz  au  die 
einzelnen  Familien,  welche  den  zugewiesenen  Anteil  qua  Eigentümer  be- 
nutzten. Unter  gewisien  VorauBsetcungen  und  Beediränkungen  war  die 
Zerteilung  des  Famillenbesitzes  in  einzelne  Wirtschaften  snlBssig  (Familien- 
gutsteilung),  a.  a.  0.  Buch  1,  Art  38  IT.;  d.  Ü. 
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Das  fOr  fioMland  historlBche  Gesets  Tom  6.  Angiflt  1905, 
betr.  die  Einaetznng  einer  BeiehBdnma,  ttbertrfigt  dem  VerwaltnngB- 
bereieh  dieser  Institiition  unter  anderem  die  An^eh^t nheiten  betr. 

die  Veränsserung  von  Teilen  der  Staatseinkünfte  oder  des  Staats- 
vermöo^ens,  welche  Allerhöchste  GenehmigTin^r  erfordern,  die  Ange- 
legeuiieir«  II  betr.  den  Baa  von  Eiseubalnieii  für  Staatskosten  und 
die  Angelegenheiten  betr.  die  (iriindun^-  von  Aktien^* -si  llschaften, 
fttr  welche  Ausnahmen  von  den  bestehenden  Gesetzen  beantragt 
werden. 

Von  den  flbrigen  Gesetzen  sind  zn  erwähnen  das  Gesetz  vom 
19.  Januar  1904,  betr.  die  Ifachterweiternng  des  Ministers  fBr  Land* 
Wirtschaft  nnd  StaatsvermSgen  hinsiehOich  des  Ankanfe  nnd  Ver- 
kaiifr  von  Landereien;  vom  19.  Aptü  1904,  betr.  Abänderung  des 
VeHkhrens  bei  der  Entseheidnng  von  Sachen,  welche  an  den  Kaiser 
znr  Prflfong  gelangen;  vom  10.  Hai  1904,  betr.  Abänderung  des 
Gesetzes  über  Feuerversicherung  auf  Gegenseitigkeit;  vom  6.  Juni 

1904,  betr.  das  Recht  des  Seefahrens  unter  russischer  Klagj^e;  vom 
22.  Dezbr.  1904,  betr.  Änderungen  im  Gesetz  über  Mafse  uiul  Ge- 
wichte; vom  1.  Mai  1905  und  11.  April  1906,  betr.  die  AuUiebung 
einiger  Beschränkungen  für  Personen  polnischer  Herkunft  bei 
Pachtung  und  Erwerbung  von  Ländereien  in  den  9  westlichen 
Gouvernements;  vom  30.  Mai  1905,  betr.  periodische  Versammlungen 
von  Vertretern  des  BOrsenhandels  nnd  der  Landwirtschaft;  vom 
16.  Joni  1905,  betr.  Vorschriften  für  die  Bdrsenartels;  vom  23.  Hai 

1905,  betr.  das  Ver&hren  fttr  den  Verkauf  von  Gmndstäcken,  dnrch 
welche  eine  Forderung  aus  einem  Darlehn  zu  landwirtschaftlichen 
Verbesserungen  sichergestellt  ist;  vom  22.  April  1906,  betr.  die 
Grflndung  von  Vereinigungen  der  Fenerversichernngsgesellscbaften 
auf  Gegenseitigkeit  und  vom  27.  August  1906,  betr.  die  Bestimranng 
von  Staat.sländereien  zum  \'erkauf  un  Bauern.  Zu  erwähneii  sind 
nocli  die  .Viiderunf^en  in  nnseren  höchsten  Reg-ierungsbehörden,  zu 
deren  Kessert  unter  amlereni  Ang»^legeiiheiten  j^tdiüren,  die  mit  den 
btirf^erlichen  Kecht«Mi  der  Bevölkerung  in  naher  Beziehung  stehen: 
unterm  23.  April  1906  ist  das  Ministerkomitee  aufgehoben,  und  am 
27.  OlLiober  1905  ist  ein  besonderes  Ministerinm  fttr  Handel  und 
Gewebe  errichtet  worden. 
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B.  Literatur. 

Völkerrecht  und  intemationaieB  FriTatrecht  (1903 — 1905). 

Referent:  Dr.  Pbtbb  Ka2AK8KT,  ordentl.  Prof.  der  Rechte,  Odessa. 
ObeiMtsnng  Ton  Abgadiüs  Silbcrstbui,  Rechtsanwalt^  Petersburg. 

Die  Jabre  revolntionSrer  Bewegung  1903—1905  waren  fttr 
die  wissenschaftliche  Arbeit  in  Bnsaland  nichta  weniger  als  gttnstig. 
In  einen  yollstftndigen  Stillstand  konnte  natflrlich  die  wissenschaft- 
liche Arbeit  nicht  geraten.  Was  speziell  die  Wissenschaft  des  Völker- 
rechts anbelansrt,  so  dauerte  ihr  in  einem  meiner  vorigen  biblio- 
graphischen Berichte  ciorterte  Fortschiitt  fort. 

Wir  sehen,  dass  die  Üntersnchuiif^en  nissischer  Völkerrechts- 
forscher alle  im  System  des  Völkerrechts  Platz  nehmende  Fragen 
nmfassen.  Statt  kompilatorischer  Leistungen  nnd  Übersetzungen 
meistens  ans  dem  deutschen,  mit  welchen  die  mssische  V5lkerrechts- 
wiflsenschaft  noch  vor  knrzem  sich  begnügte,  entstehen  jetst  auf 
unserem  wissenschaftlichen  Gebiete  Werke,  welche  nicht  selten  ihren 
selbständigen  Weg  einschlagen,  originelle  Forschnngsmethoden  ge- 
brauchen und  neue  wissenschaftliche  Kenntnisse  bringen.  Folgender 
flüchtiger  nnd  kurz  gefasster  Überblick  soll  alles,  was  uns  die  er- 
wähnten Jahre  geg-eben  haben,  zusammenfassen. 

Auf  dem  Gebiete  der  Sammehvorke  positivf»ii  Rechts  ist  die 
äusserst  nützliche  Herausgabe  der  ..Mininilung  b^^Bteliender  V»  rträge. 
Konventionen  und  Vergleiche,  wtlrhc  zwischen  Russland  und  anderen 
Staaten  abgeschlossen  sind*"  (Sbornik  djejsstwujustchich  tractatow, 
konvenzg  i  ssoglaschenij,  saklintschennych  Rossieju  s  drugimi  gosso- 
darstwami),  I.  Bd.,  2.  Anfl.  (St.  Petersburg  1902),  zu  erwfthnen. 
Vor  kurzem  erschien  davon  auch  der  II.  Bd. 

Femer  von  unzweifelhaft  dauerndem  Interesse  ist  die  „Samm- 
lung der  Satzungen  und  Regeln,  welche  von  der  russischen  Re> 

gierung  luul  fremden  Mächten  anlässlich  des  Krieges  zwischeü  Huss- 
land  und  Japan  ]ierau>>gegebin  wuideu  sind*'.    St.  Petersburg  1904. 

Femer  ei-schien  der  XIV.  Bd.  der  weltbekannten,  unter  Prof. 
Th.  MAKTKN-i  Redaktion  herausgoirphpnr'n  ..Sammlung  der  Verträge 
und  Konventionen  zwischen  Bussiand  und  auswärtigen  Staaten''. 
St  Petersburg  1904. 

Dieser  Band  enthält  Vertiüge  mit  Frankreich  von  1707--1S20. 
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Es  erechien  anch  Bd.  IV  des  von  mir  bereits  notierten  Sammel- 
werkes von  N.  BANTiriCH-KuMKNSKY,  wclchcs  jahrelang  die  Möglichkeit, 
das  Licht  der  Welt  zn  erblicken,  entbehrte:  „Übewiicht  des  aus- 
wärtifren  Verkelirs  Kussiauds  (bis  1800),  1.  Teil  (Preussen.  Frank- 
reich, Schweden)  mit  einem  Index  für  alle  4  Teile''.   Moskau  1904. 

Es  ist  hier  auch  der  von  mir  früher  nicht  angezeigte  be- 
trftchUiche  Band  sa  erwähnen,  welcher  unter  Prof.  J.  OwTBOHiiNiKom 
Redaktion  heransgegeben  ist:  „Sammlung  bestehender  Verträge, 
KonTentionen  und  anderer  yOIkerrecbtlicher  Akte,  betreffend  die 
EriegssehiffiUirt'*.  8t.  Petersburg  1901. 

Endlich  ist  sn  erwähnen  das  fortgesetate  Erscheinen  sweier 
sehr  wertvoller  Vorlagen  des  Auswärtigen  Amtes:  „Jahrbuch  des 
Ministeriums  der  Auswärtigen  Angelegenheiten**  and  „Sammlung 
koiisulaiischer  lieridite'^. 

Auf  dem  Gebiete  liistorischer  Forschungen  ist  <las  irriindliche 
Werk  von  Prof.  E.  Stschepkin  hervorzuheben,  es  heisst:  „Uie 
rnssisch-österreirhische  Alliance  während  des  siebcnjäiirigeu  Krieges 
1746—1756"  (St.  Petersburg  1902),  und  ist  auf  Grand  der  Archive 
von  Kopenhagen  and  Wien  verfasst  worden. 

Erwähnangswert  erscheint  aach  die  Forschong  von  A.  LoHeuroiF, 
welche  äusserst  Interessanten  nnd  in  der  earopäisohen  Literatur 
wenig  bekannten  Verträgen  des  Hittelalters  gewidmet  ist:  „Die 
im  X.  Jahrhundert  zwischen  Russen  und  Griechen  abgeschlossenen 
Friedensverträge.'*  Odessa  1904. 

Nicht  geringes  Uterarisch-liistorisches  Interesse  bietet  auch 
ein  Sammelwerk,  welches  dem  Andenken  einer  der  ersten  Forscher 
und  Lehrer  der  Völkerrechtswissenseluifi  in  Knssland,  deui  bei  uhiiaen 
hochbegabten  CLarkower  Professor,  ^»-ewidiuet  ist;  dies  Raninielwerk 
heisst:  „Dem  Andenken  D.  K.  Katsciiknowökv.-.  Feierliche  Sitzung 
der  an  der  kaiserlichen  Universit<ät  Oiai'kow  bestehenden  juristischen 
GescUschaft  am  26.  November  1903.'*    Charkow  1905. 

Schliesslich  ist  zu  bemerken,  dass  infolire  eines  auch  von  west- 
europäischem Standpunkte  anssergewOhnlichen  Aufechwungs  der 
■ehrifkstellerischen  und  verlegerischen  Tätigkeit  in  Rnssland  im 
Laufe  der  letsten  Jalure  aaUreicbe  Artikel  und  Broschtren  äber  die 
Geschichte  InternatioDaler  Besiehungen  erschienen  sind,  und  zwar 
hauptrtchlieh  besflgUcli  der  ferneren  ostasiatischen  Frage.  Ich  er- 
wähne hier  beispielsweise  die  Broschüre  von  Prof.  W.  ALszAHPauXKO: 
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^Did  answ&rlige  Politik  der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
und  MoHBOBB  Lehre"  (St  Petersburg  1903)  und  „Sliizzen  answftrtiger 
Besieirangen  und  der  Verkehr  Japans  mit  fremden  Hächten**.  St  Peters- 
burg 1904.   (Beide  Schriften  wurden  zaerst  als  Artikel  im  Jomm. 

d.  Justizm.  veröffentlicht.) 

Ein  nicht  iinbt'triu'litliclirs  Tiigesinteresse  bietet  ferner  die 
BroBchttre  des  bekannten  Irrenarztes  Prot.  Sikorsky:  ^Zur  Charak- 
teristik der  schwarzen,  gelben  und  weissen  Kassen  im  Zusammen- 
hange mit  den  Fragen  des  russisch-japanischen  Krieges  (Kiew  1904); 
ebenfalls  anch  die  Broschüre  des  berflhmten  Chemikers  D.  Mindbl- 
jbjbff:  „Anlftsslich  des  japanischen  Krieges^  (St  Petorsbnjg  1904), 
welche  das  5.  Kapitel  seines  ^Tiefinnerster  Gedanke**  ansmacht. 

Die  letzt  aü^n^fiiiiiteu  Beispiele  zeigen,  dass  über  politische 
Fragen  in  Rnsslund  irepfeuwärtig  fast  von  allen  wissenschaftlichen 
Kräften  {geschrieben  wird. 

Wenden  wir  uns  an  die  Philosophie  des  Völkerrechts,  so  be- 
gegnen wir  anf  diesem  (rebiete  dem  beträchtlichen  Werke  Prof. 
H.  PoLiBNKos:  „Die  Sonverinitftt,  die  geschichtliche  Entwickelnng 
der  Idee  der  Sonverllnitftt  nnd  deren  rechtliche  Bedentang.  Jaroe- 
lawl  1903. 

Dieses  Werk  wurde  von  der  russischen  Kritik  sehr  herzlich 
empfangen,  oitwohl  seine  eigentlich  dogmatische  Seite  sehr  schwach 
ist.  Ansaerdeui  küinite  man  imeh  dt-ii  Artikel  Baron  B.  Noli»ks  er- 
wähnen: ^Die  Mf^thdib'ii  der  W  issfnsrhalt  des  Vülkerreehts"  (l'rawo 
1905).  und  den  dem  .Schreiber  dieser  Zeilen  entstammenden  Artikel: 
^A'^ersuch  einer  vertragsreclit liehen  Theorie  des  Völkerrechts"  (Jonm. 
d.  Justizm.  1003).  Die  letzterwähnte  Schrift  erschien  auch  in  fran- 
zösischer Sprache. 

Anf  dem  Gebiete  der  Lehre  von  den  Subjekten  des  Völker- 
rechte erscheint  beachtenswert  die  ftnssmt  interessante  Arbeit  des 
Privatdozenten  A.  Baikowsey:  ^Die  gegenwärtige  ^völkerrechtliche) 
internationale  Rechti?föhigkeit  de«  Papsttums  im  Znsammenhang  mit 
der  Lehre  von  der  internationalen  Rechtsfähigkeit  überhaupt**. 
St  Petersburg  1904. 

Verfasser  betrnrhtet  den  papstlichen  Stuhl  als  Subjekt  des 
Völkerrechts.    Das  Buch  zeichnet  sich  durch  die  darin  vertretene 
scholastische  —  Methode  ans. 
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Ferr^f^r  ist  als  eine  herronragende  literarische  firscheiniuig  das 
Buch  (eine  Magister-DiBaertotioii)  dee  Barons  B.  Nou>i:  „Ein  perma- 
nent neutraler  Staaf*  m  beidchneii.  St.  Peterebn;;  1905. 

Es  Uetet  viele  neue  historisdie  Tatsachen  aar  Belenehtmig 
der  erörterten  Frage.  Besonders  aber  viel  Interesse  wnrde  bei  nns 
fflr  die  rechtliche  Lage  verschiedener  Teile  des  mssisehen  Reiches, 

hauptsüchlich  Finlands  nnd  Polens,  an  den  Taji^  gelegt.  Die 
meistens  nicht  nmfangreichen  Schrifleu,  welche  dieser  breiineihien 
Tacesfrage  gewidmet  sind,  erscheinen  bnchstiiblicli  in  zahllosen 
Mengen.  Ich  gestatte  mir,  von  der  Anzeige  derselben  Abstand  zu 
nehmen»  da  die  Verfasser  von  fast  allen  diesen  Schriften  ohne  Aus- 
nahme in  ihren  Auseinandersetznngen  von  einem  staatsrecktlicheny 
nicht  völkerrechtlichen  Standpunkte  ausgehen. 

Wie  vormals,  so  auch  wihrend  der  letzten  Jahre  hat  man 
sich  bei  ans  viel  mit  den  Fragen  der  völkerrechtlichen  Einrich- 
tnngea  beschäftigt.  Graf  Komabowskt  veröffentlichte  eine  popnlltre 
BrosehQre:  „Zur  Frage  ttber  die  internationale  Verfassung  (Organi- 
sation) (Moskau  1905),  worin  wiederum  die  Utopie  der  Vereinigten 
Staaten  Europas  hervorgehoben  wird. 

Zwei  tüchtige  Bücher  während  der  letzten  Jahre  veriJffentlichte 
der  junge  Gelehrte  N.  GoiiUBiSPF.  Im  Jahre  1903  erschien  von  ihm: 
„Internationale  Schiedsgerichte  des  XIX.  Jahrhonderts-"  (Moskaa) 
nnd  im  Jahre  1905  „Internationale  Kongresse  nnd  Konferenzen". 
Jaroslttwl  1905.  Diese  beiden  Forschungen  sind  rein  dogmatischen 
Gbaraktera. 

Eine  der  bedentenderen  Erscheinungen  in  der  russischen 
Völkerrechtswissenschaft  bietet  femer  das  Werk  S.  Gok.iainuffs: 
-Handbnch  für  Konsuln".  St.  Pet^rsbnrg.  Das  Bnch  bringt  alle  für 
die  rns.sischen  iioutiuln  verbindlichen  juridischen  JSormen  zut»ammeu 
in  ein  Sjrstem. 

ErwUmenswert  ist  auch  Professor  L.  Schallaitdb  Buch:  „Die 
Juridische  Natnr  der  territorialen  Sonveränitftt",  Bd.  I  (St.  Peters- 
burg 190d)»  nnd  desselben  VerfiMsers  Artikel:  „Pfand  nnd  Pacht 
des  Territoriums".  (Frawo  1908.) 

Endlich  ist  aucii  die  Broschüre  von  Baron  Nolhe  zu  erwfthneni 
^Zur  Lehre  von  den  internationalen  Servituten :  lokale  Neutralisation". 
St.  PeterHlnir-,  H^O.',. 

Jakrbaeli  ü«r  iaUmat.  Veieialgimc.  8.  Bd.  150 
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Im  Bereiehe  der  Lehre  von  der  iDternationalen  Yerwaltang 
sind  wenig  neue  literarische  Eneheinimgen  za  yeraeiebnen.  Anzn- 
fuhren  wären  ans  diesem  (Gebiete  nnr  die  „Bemerknngen  ftber  Fragen 
des  maritimen  VdUcerreehts"  (St  Petersburg  1905),  welche  ans  der 
Feder  des  bereits  erwfthnten  Prof.  OwTscmHiKOFF  stammen.  Ausser- 
dem erschienen  in  verschiedenen  Zeitschriften  Arti]£el  von  A.  Dolooft 
(„Das  freie  offene  Heer");  von  Prof.  P.  Nixolsky  (^Der  deutsch' 
rnssische  Handelsvertrag„);  von  S.  Abramovitsch-Bakinowsky  („Das 
Spionentura  in  Friedenszeiten")  u.  a. 

Dapr^^ppn  sticj?  das  Interesse  fiii-  Fragen  des  internationalen 
Privatrechts  und  überhaupt  der  recliilichen  Lag-e  der  Außländer  fort- 
während. Th.  .S«adowskv  veröffentlichte  eine  Broschüre  über  die 
„Grundlagen  des  internationalen  Privatrechts  and  deren  Anwendung 
im  Gebiete  des  Intestat-Erbrechte** ;  Warschau  1903.  Prof.  W. 
AiiKAXDBnsKO  (zwei  Studien):  „Über  die  Fremdenansweisung*'  (St 
Petersburg  1905)  und  ^Über  die  Untertanschaft  und  Naturalisation''; 
Warschau  1904.  S.  Gsobsmahh:  „Die  lokalen  Ghssetse  Bessarabiens^. 
Eine  vollständige  systematische  Sammlung;  St  Petersburg  1905. 
0.  Pbboaxbnt:  „Über  die  Anwendung  der  lokalen  Gesetze  von 
Armenopulo  und  Donitsch" ;  St.  Petersburg  1905.  G,  Wolter: 
„Die  Gesetze,  betr.  die  liewuhnor  der  Grenzgegenden  und  den 
Grenzverkehr";  St.  Petersburg  rj05.  Piof.  L.  Schalland  brachte 
inelirere  Artikel  über  verschiedene  Fragen  des  internationalen  Privat- 
rechts. Baron  Kmkf,  K.  Dwuhgitzky  und  andere  behandelten  in 
ihren  Schriften  Fragen  des  zwischenstaatlichen  Gerichtsverkehrs. 
M.  Tkatschknko,  A.  v.  Kaison  und  Prof.  P.  Kazansky  schrieben  über 
die  Verbrecherauslieferang  (des  letzteren  Aufsatz  erschien  auch  in 
französischer  Sprache).  Aber  besonders  viel  hat  man  sich  natfirlich 
mit  Fragen  des  Kriegsrechts  beschäftigt  Die  flberwiegende  Hehr- 
zahl der  betreffenden  Arbeiten  kann  ttbrigens  nur  eine  rein  populäre 
Bedeutung  beanspruchen.  Ans  diesen  Flugschriften  sind  l>esonders 
die  Artikel  des  Fflrsten  Euoin  Tbubztzkoj:  „Der  Krieg  und  die 
Bnreaukratie**,  von  Pbtbwitkwitscb:  „Der  Krieg  und  unsere  Auf- 
gaben" (Prawo  11M)4),  von  Dobrowolsky:  „Frieden  und  Krieg"  (im 
Jurist  1904)  usw.  hervorzuheben.  Zu  dieser  Reihe  gehört  auch  die 
Broschüre  von  DKUSCHmui :  „  Wie  soll  der  Krieg  geführt  werden'*, 
Moskau  VM. 

Die  riironik  des  japanisch-russisclien  Krieges  vom  völker- 
rechtlichen Standpunkte  führten  während  des  Jahres  1904  in  der 
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Wochenschrift  „Recht"  (l'r;nvo)  Baron  Noldk  imd  in  der  „Jnri- 
dischen  Zeitung"  (Jun  litsrlh  .^koja  Gazeta)  A.  v.  Rbison  (aach 
eiti  liul^ariBcher  Jonrualist,  M.  Popowjbsghmf«  in  „Juiiditscheski 
Pregliad",  1904). 

Besonderes  Interesse  erregte  die  Broschüre  des  Prof.  W.  Grabjae 
„IHe  Kriegserklirong  im  modernen  Völkerrecht".  St.  Petersburg  1904. 
(Sepantabdrack  ans  der  Monatachrift  „Wiestnik  Prawa**.) 

VerCuBer  derselben  verteidigt  die  Bechtamftseigkeit  der  Hand- 
Inogsweiae  der  Japaner  bei  Beginn  des  japanisch-rassisclien  Krieges, 
wobei  er  sich  gerade  nicht  ganz  richtig  auf  das  „Handbuch  des 
ymkerrechts*  beruft,  weleiies  der  Schreiber  dieses  Berichtes  ver- 
fääst  hat. 

Eine  durchaus  beachtenswerte  Erscheinung  auf  dem  Ge- 
biete der  Völkerreclitswissenschaft  stellt  das  Buch  des  Prof.  P. 
BooAYKWöKiJ  in  Tomsk  (Sibirien;  dar:  ^Das  rote  Kreuz  in  der  Ent- 
wickelung  des  Völkerrechts."  Moskau  1906.  Es  bietet  etwas  neues, 
ungeachtet,  dass  es  einen  Vorgänger  hat,  wie  die  kapitale  Schrift 
des  Prof.  Lüonn.  Es  erschienen  anch  ans  der  Feder  von  BoeATHWBBij 
(im  Jonm.  d.  JnstiEm.  1904),  sowie  anch  von  A.  Jablonowbeu 
(ff  Jniiit'*  1904)  nnd  A.  Raisok  Jnridische  Zeitung**)  eine  Anzahl 
ven  Artikeln,  welche  der  rechtlichen  Lage  der  Kranken  und  ?er- 
wnndeten  Krieger  gewidmet  sind.  A*  Raisoh  schrieb  auch  in 
der  erwähnten  Zeitong  über  die  Kriegsgefangenen. 

Besonders  viel  wurde  aneh  ttber  die  Lage  des  Privateigentums 
im  Kriege  und  über  verschiedene  Fragen  des  Seekriegsrechts  ge- 
schrieben. Hier  i.-^i  m  erster  Linie  der  erwiiliiite,  v.  K.MSdx,  hervor- 
zuheben; überhaupt  hat  derselbe  viel  ülier  Fiujren  des  \  üikerrecht8 
geschrieben:  seine  zalslrcichen  Artikel  während  dfv  Jahre  l'JU-l — 1905 
sind  in  mannigfachen  Zeitschriften  T^erstrent  (  „Kussische  Schifffahrt**, 
„Juridische  Zeitung^,  ,,Journal  des  Justizministeriums''  usw.)  Ausser- 
dem sind  nicht  zu  verschweigen  die  Autoren  A.  IjKontiepf,  Th. 
LiAKOiirv  (im  „Russischen  Echo'',  „Politischer  Rundschau''  1904). 
Prof.  F.  Kazivskt  (Juridische  Zeitung'*  1904;  auch  franzfieisehen 
and  rein  volkswirtschaftlichen  Charakter  trägt  das  solide  Werk 
des  Prof.  Hieuuor:  „Der  Krieg  und  unsere  Finanzen''.  Charkow. 

Schliesslich  ist  zu  notieren,  dass  im  Laufe  der  letzten  Jahre 
xwei  neue  Lehrbftcher  des  Vdlkerrechts  erschienen  sind.  Im  Jahre  1900 : 
„Grundzüge  aus  den  Vorlesungen  über  das  Völkerrecht",  2  Hefte, 
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welche  einem  der  verdienstvulli'u  Lelin-r  unserer  Wipsenschaft  in 
BoasUnd,  Prof.  0.  Eichelmann  (Kiew)  zu  gekörin,  und  im  Jahre  1904 
„KQrzg«fo88te  Schilderungen  des  Völkerrechts",  Tomsk,  von  Prof. 
W.  ÜMAKITZKU  (Sibirien).  Ausserdtin  ei'scliieiien  in  neuer  Auflage 
der  beliflnDte  Kurs  des  Prof.  Th.  Mabthib  nnd  Handbuch  des 
OffentUeben  imd  privaten  VOlkerreebts**,  Odessa  1904.  Im  Jahre  1902 
wurde  von  Prof.  W.  Gbababj  die  rosBische  OberBetsnns  des  ans- 
gezeichnetea  Lehrbuchs  des  Völkerrechts  vo&  Prof.  F.  v.  Lisst 
redigiert  und  veröffentlicht. 

Strafreeht. 

Referent:  P.  LuBLmsn,  Hag.  jnr.  St  Petersburg. 
ÜbenetKUDg  von  Abcadius  Silbbrskbut,  Bechtsanwalt  St.  Petersburg. 

TscuuBiNSKY,  Prof.  iAl.  1'.,  I  lie  kriminal-politisclien  Grundrisse. 
Der  Bejjrirt".  die  Geschichte  und  die  Grundprobleme  der  Kriminal- 
Politik  als  eines  Elementes  der  Ötralrechtswibsenschafl.  I — IIL 
Charkow  1905.    534  S.^) 

Das  Buch  von  Tscuubinhky  stellt  die  grösste  Arbeit  dar,  die 
in  der  russischen  strafrechtlichen  Literatur  im  Verlaufe  dieses  Jahres 
veröffentlicht  ist.  Sie  füllt  eine  beträchtliche  Lücke  aus.  Was  ihre 
VoUstftndigkeit  betrifit,  so  steht  sie  den  besten  Arbeiten  der  west- 
eni'opSisehen  Literatur  nicht  nach.  Die  Ausfibrongen  dee  Autors 
lassen  sich  entweder  vom  theoretischen  Standpunkte  betracliteB 
(der  Begriff  der  Kriminalpolitik,  die  allgemeinen  Bichtungen  in  der 
modernen  Strafrechtswissenschafl)  oder  aber  von  einem  historischen  (die 
Übersicht  der  Lehren),  vom  Altertum  bis  in  dieNeusdt  hinein.  Der  erste 
Teil  zeichnet  sich  durch  einen  grösseren  wissenschaftlichen  Wert  au«. 

Der  Autor  unterwirft  das  Material  einer  ausführlicht  n  ivritik. 
das  von  der  j^esamieii  StrafreehtRwisKfnscliaft  bearbeitet  werden  iiiuss, 
und  teilt  es  in  dr^i  Teile  ein:  in  die.  Kriiiiiualpolitik,  Kriüiiiial- 
dogmatik  und  die  Kriminalätiologie  (die  Geschichte,  die  Philo.sopiiie 
des  Strafref  hts  und  das  vergleichende  Sludiom  desselben  bilden  den 
Bestandteil  der  Kriniiujildog'inatik).  Das  gesamte  Material  wird  von 
einer  .Sti-afrechtswissenschaft  erfasst.  Die  Kriminalpolitik  zerfUlt 
in  eine  Präventiv-  nnd  eine  HepressivpolitUL  Ihre  haupts&chUche, 
aber  nicht  ausschliessliche  Aufgabe  bildet  den  Kampf  mit  der 
Kriminalität.  Die  anthropologischen  und  die  biologischen  Wissen- 

*)  lh<3  aufiflihrlichhte  Besprechung  iüt  die  von  B.  K.  im  Journal 
des  Justizm.  lyuö,  Bd.  2,  S.  aü4— 2U2. 


i^iy  u^L^  Ly  Google 


P.  LujBi^sKi:  Eusslaaü. 


2499 


Bchaflen  niüsseu  berücksichtigt  werden,  insofern  sie  für  die  Reclits- 
ptlege  von  Nutzen  sind.  Der  Autor  bespriclit  aasfüliilicb  die  Mög- 
lichkeit der  Kriminalpolitik  als  einer  Wisseiuchaft  und  verschiedene 
Anaichten  über  ihre  Art  und  Weise. 

Der  hifttorisehe  Teil  des  Baches  amfasst  die  Geschichte  der 
kriminalpolitiflchen  Lehren  bis  som  XIX.  Jshrhundert  und  die  Lehren 
dieses  Jahrhunderts.  Der  erste  Teil  stellt  die  Bearbeitung  der 
LiteratnTi  nicht  der  Quellen  selbst  dar.  (Am  besten  sind  die  Lehren 
des  Anisionbis,  des  Mittelalters,  Becoabias,  VötTAtnis,  Bbissa  dk 
Vaetilli  nnd  Hawabds  wiedergegeben.)  Der  Hangel  an  historischer 
Tiefe  wird  dnrch  die  lebendige  nnd  literarische  ParRtellnng  nnd 
durch  ihre  Ausführlichkeit  gntgemacht.  ^lan  kaim  dem  Autor 
einicrermassen  vorwerfen,  dass  seine  Darst*;llung  einen  schwachen 
Zu&ammenliang  der  Theorien  mit  dem  Charakter  der  betretfenden 
Epochen  aufweist.  Glänzend  ist  hingegen  die  UarsteUung  der  Lehren 
des  XXX.  Jahrhunderts,  die  bis  auf  die  letzten  Jahre  reicht, 
und  dann  die  knrse  Übersicht  über  kriminalpolitische  Probleme  der 
Gegenwart. 

PosvTSCHEfF,  S.  W.,  Die  Gmndprobleme  der  Lehre  von  der 
Strafe.  Koskaa  1904.  XXV  nnd  408  S. 

Die  gegenwfrtige  Erisls  in  der  Lehre  von  den  Zwecken  der 
Strafe  nnd  den  Vorbedingungen  ihrer  Anwendung  erweckte  auch  in 

der  russischen  Literatur  ein  lebhaftes  Interesse  för  diese  Fragen 
und  spornte  sie  zur  Kevisiou  der  Grundlagen  der  Kepression  an. 
Zwei  kürzlich  erschienene  Arbeiten  von  Ki^hklkw  und  Fkldötein  sind 
der  Kevibion  der  Gniii Hägen  der  Kepr»  p-sion  gewidmet;  die  Arbeiten 
von  MoKRTNSKT  („Die  Strafe,  ihre  Zwecke  und  Voraussetzungen** 
—  1902)  und  das  vorliegende  Buch  von  Posnyscuepf  versuchen  eine 
richtige  Zusammenfassung  der  Strafzwecke  zu  geben.  Der  vSchwer- 
ponkt  der  Arbeit  von  PosNTcmrr  liegt  in  der  kritischen  Analyse 
der  Strafreehtstheorien  in  der  Person  der  typischen  Vertreter  der 
einzelnen  Bichtnngen.  Eine  minder  wichtige  Bolle  spielt  die  selb- 
stindige  Losung  der  Frage,  sowie  die  Anf2Ahlnng  der  Omndzflge 
der  modemeii  Strafe.  Die  Methode,  die  PosHTscHirr  eingeschlagen 
hat  —  die  negativ-kritische  —  stellt  anf  diesem  Gebiete  die  grSssten 
Schwierigkeiten  dar.  Schon  bei  der  Klassifikation  der  Stralrechts- 
theorien  betreten  wir  das  Gebiet  der  zahlreichen  Kontroversen. 
Nach  Meinung  des  Autors  ist  die  beste  Klassifikation  diejt^nige,  die 
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die  Theorien  nacii  dem  Merkmale  einteilt,  ob  sie  da8  Recht  anf  die 
Strafe  anerkennen,  oder  nicht.  Die  ersteren  ninfaaflen  weiter  die 
theologischen,  metaphysischen,  ntilitarischen  oder  empirischen  und 
endlich  die  gemischten  Theorien.  Die  negierenden  Theorien  werden 
in  solche  eingel^lt»  die  das  Becht  anf  die  Strafe  verneinen,  weil 
sie  den  Lehren  Christi  widerspricht,  die  anderen  Theorien  ans 
eklektischen  GrQnden,  die  dritten  ans  Gründen,  die  der  ErüsJir^g 
entnommen  sind.  Über  die  theologischen  Theorien  macht  der  Autor 
ziemlich  zahlreiche,  sinnreiche  Bemerkungen,  obgleich  sie  jetzt  keine 
Vertreter  in  der  Wissenschaft  aufweisen,  und  teilt  sie  in  explikative 
und  normative  Theorien.  Die  metaphysischen  Theorien,  die  snb- 
jektiven  (Kantj,  s<i\\ie  die  objektiven  (Hegel)  gelangen  zu  einem 
Widerspruch,  da  Hie  das  Dasein  dn-  absoluten,  d.  h.  aprioristlschen, 
ethischen  und  rechtlichen  Prinzipien  zulasst^n.  die  über  und  ausser 
dem  Menschen  existieren.  Die  eklektischen  Tlieorien  zeichnen  sich 
immer  dnrch  das  Nichtscheiden  der  explikativen  und  normativen 
Elemente  ans. 

Die  einzig  richtige  Hethode  ist  die  streng  empirische.  Solche 
Theorien  zerfallen  einerseits  in  die  Beehtstheorien,  die  den  Straf- 
zweck ans  dem  Rechte  des  Staates  anf  die  Strafe  herleiten,  anderer- 
seits in  die  Zwecktbeorien,  die  die  Strafe  dnrch  ihre  Notwendigkeit 

für  bestimmte  gesellschaftliche  Zwecke  begründen.  Die  Beehts- 
theorien weisen  drei  Richtungen  auf,  was  von  der  Verschiedenheit 
der  juristischen  Grundlnpro,  von  der  sie  ausgehen,  abhängt.  Ent- 
weder ist  t»?j  df'i'  Gt  ";  Ij-'  liai'tsN ertrag,  odor  die  Notwehr  g^egen  die 
t^lifit roter  des  ui'st'tzts,  oder  irgend  eine  andere  juristische  Grund- 
lage. Die  Zwecktheorien  können  nach  dem,  was  sie  verfolgen 
—  einen  oder  mehrere  Zwecke  —  in  einfache  und  komplizierte 
Theorien  eingeteilt  werden.  Der  Autor  stellt  folgende  Definition 
der  Strafe  auf:  „Die  Strafe  ist  eine  Zwangsansflbnng  anf  die  Per^ 
sönlichkeit,  eine  gesetzliche  nachteilige  Folge  für  gewisse  Handinngen; 
Ihre  Art  nnd  ihr  Mass  hSngt  yon  der  Beschaflbnheit  der  Hand- 
langen and  von  der  Schuld  des  Handelnden  ab;  sie  wird  in  konkrete, 
den  Gerichtsorganen  des  Staates  nnd  in  besonderen  Fftllen  vom 
Staatshanpte  selbst,  festgesetzt."  Den  Theorien,  die  das  Recht  des 
Staates  zu  strafen,  mit  juristischen  Gründen  zu  verteidigen  suchen, 
wirft  PosNYscirtFF  vor,  dass  sie  in  einen  circulus  vitiosus  geraten. 
Daraus  sieht  mau,  da^a  er  selbst  die  Frage  nicht  anders  aunasst, 
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als  die  Frajrp  von  der  ninriiiibchtii  Berechtiprnn^  der  Strafe.  In 
der  ZwecknKi^sigkeit  der  Strafe  sieht  der  Autor  ihre  moralische 
Rechtt'ertiguDg;  sie  ist  insoweit  g^erechttertigt,  als  sie  dem  Schutze 
dee  physischen  nnd  geistigen  Wohlstandes  der  Bürger  dient.  In 
den  zwei  letzten  Kapiteln  behandelt  PosNTSCHlfF  die  Frage  von 
den  Hanptswecken  der  Strafe.  Die  Strafe  kann  nur  ein  dnsii^es  Ziel 
Terfolgen:  sie  soll  der  Entstehung  und  der  £nt wiekelang  des  Hanges 
zum  nngesetiliehen  Handeln  durch  die  Assosiiening  desselben  mit  der 
Vorstellnng  von  Strafe  entgegenwirken.  Dieses  Ziel  verfolgen  die 
General-  und  die  Spezialprävention;  die  Übrigen  Wirkungen  der 
StraiSsnwendungen  sind  reflektorischer  Natur.  Um  diese  Zwecke  m  er- 
reichen, mass  die  Strafe  repressiv,  bestimmt  und  nnvermeidlich  sein,  in 
eine  gewisse  Beziehnng  zur  iunerii  Welt  des  Verbrechers  treten  und 
endlich  der  Individnalisatioii  und  der  besonderen  Wirkung  fiihig  sein. 
Im  allgemeinen  k<»iiiien  wir  die  Arbeit  von  Poönyschkff  als  den  Ver- 
such charakterisieren,  die  Strafe  vom  iStandpunkte  eines  erweiterten 
Begriffes  der  Zweckmässiglceit  zn  rechtfertigen.  Das  Bach  kann 
man  als  einen  nfttzUchen  Beitrag  zur  Literatur,  besonders  in  seinem 
kritischen  Teile,  ansehen. 

KmsiLiw,  A.  D.,  Die  psyehologlsehe  Grundlage  der  strafreeht- 
licfaeo  Verantwortlichkeit  Charkow  1908.  872  S. 

Der  Autor  ist  im  wesentlichen  ein  Anhftnger  der  klassischen 
Schule.  Er  versteht  unter  der  strafrecshtliehen  Verantwortlichkeit 
„die  Zurechenbarkeit  und  die  Schuld  dessen,  der  das  Verbrechen 
verübt  hat"  und  versucht  fulg-ende  Fraj^e^i  zu  beantworten:  1.  in- 
wieweit hat  der  Gesetzgeber  das  Interesse  fiir  die  geistige  Persönlich- 
keit des  Verbrechers?,  2.  von  welcher  Grundlage  geht  er  dabei  aus? 
und  o.  inwieweit  ist  diese  Grundlage  richtig?  üm  diese  Grundfragen 
zn  beantworten,  fängt  der  Autor  mit  einer  ausfuhrlichsten  Wieder- 
gabe des  Streites  an,  den  Fbubbsaob  mit  Gkollhann  darüber  geführt 
hat,  ob  die  Strafe  eine  general-  oder  spezial- präventive  Mass- 
regel ist.  Der  Autor  nirigt  sidi  dabei  eher  den  Ansichten  des 
enteren  zn.  Er  beweist,  dass  die  Lehren  der  beiden  Kriminalisten 
nicht  auf  den  psychologischen  Ansichten  des  Gesetzgebers,  sondern 
auf  allgemeiner  Auffassung  des  geistigen  Lebens  des  Menschen 
basierten.  Der  Autor  selliat  versucht  eine  mehr  positive  Methode 
EU  befolgen;  er  analysiert  die  psychologische  Grundlage  der  Ver- 
antwortlichkeit, wie  sie  in  positiven  Gesetzgebungen  in  verschiedenen 
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Schnldlebreii  gegeben  wird,  und  endlich  vom  SMwndpiuikte  der  em* 
pirischen  Psychologie.  Der  Autor  kommt  dann  zu  folgenden  SchUeBen : 

1.  Der  Gesetzgeber  wendet  sich  nur  an  die  Persönlichkeit,  die  das 
mittlere  Entwickelungsniveau  erreicht  hat,  der  die  antisoziale  Be- 
deutung des  Verbrechens,  das  sie  begeht,  zn^n^lich  ist.  2.  Er 
veranlasst  zu  eineui  weitgehenden  Stndinm  der  1  ri Mniichkeit,  nicht 
nur  wie  sie  ist,  sondern  auch  wie  sie  war,  überhaupt  zum  Studium 
sämtliGher  innern  Eigentümlichkeiten  des  Menschen,  die  auf  die  eine 
oder  andere  Weise  mit  dem  Verbrechen  selbst  im  Zusammenhanf^, 
stehen;  dabei  betrachtet  er  die  Yerbrecheriache  Handlang  als  eine& 
selbetändigen  Znetand  der  PereSnlichkeity  der  durch  die  inneiaii 
Eigentfimüchheiten,  die  ihn  renirsachten,  nicht  voUkommen  erkUürt 
werden  Icann.  3.  Den  Grund  einea  eolehen  Verhaltens  dem  Ver- 
brecher gegenüber  findet  der  GeaetEgeher  in  der  eelbettndigVD 
Bedeutung  des  'Willens  ond  wird  in  dieser  Bedehang  von  der 
psych«  lufji  sehen  Doktrin  des  Volnntarismus  nnterstfitzt.  Den  ganzen 
Untei-schied  zwischen  tau  klassiselieii  imd  modernen  strafrechtlichen 
»Schulen  fasst  der  Autor  als  den  Unterschied  zwischen  der  volunta- 
ristischen  und  Assoziatiuiispsyehologie,  zwischen  der  Anerkeiüinng 
der  aktiven  Natur  des  Bewusstseins  und  Verneinung  derselben  auf. 
Der  moderne  Gesetzgeber  erkennt  die  Helbständigkeit  des  Willens 
der  Persönlichkeit  an,  was  unter  anderem  auch  die  Konstruktion 
der  Verantwortlichkeit  bei  der  Fahrlässigkeit  beeinflosst.  Bei  der 
Verfechtung  seiner  These,  die  eigentlich  nur  eine  verkleidete  Ver- 
teidigung der  Theorie  der  Willensfreiheit  ist,  behandelt  IL  in  einem 
Kapitel  die  Eigentümlichkeiten  der  verbrecherischen  Welt.  Das 
Material  ist  fast  aosschliesslich  „Aas  dem  toten  Hanse**  von  Dosto- 
nwsn  entnommen.  Diese  Charakteri^iki  wie.ttherhanpt  der  prak- 
tische Teil  der  Arbeit^  ist  oberfl&chlich  ansgeführt.  Im  grossen  und 
ganzen  sacht  das  Bach  von  K.  eher  die  Frage  zu  stellen,  als  sie 
allseitig  und  richtig  zu  lösen. 

BiELOüBiTZ-KoTLJABEwsKY,  1..  S ,  Die  ueueu  Richtungen  im 
StrafreHito.   (Journal  d.  Jnstim.  1903,  No.  1  S.  8a^l21,  No.  2 

s.  m—i79,y) 

Abkürzuiifren:  Joum.  d.  Juetm.  Journal  des  Justizmioisteriums; 
ri:\u  o  =  JuriKtifiche  ZeitnnL^  Prawo :  Win>t.  Pr.  =  Wieetiiik  Prawa  (Rechte- 
boiej;  Sud.  Obosr.  —  Sudebnoje  übosrieuje  (Juristische  Rusdscbau). 


Digitized  by  Google 


P.  LtBLUituu:  Buaslaad, 


2503 


I 


Der  Autor  erkennt  den  Wert  an.  den  die  Ergebuisse  der 
Anihi' pnlogie  und  der  Soziologie  fiir  die'  »Strafrechtswissenschaft 
haben,  und  die  der  Kriminalist,  der  nur  juristisches  Material  zu 
bearbeiten  bat^  ananntzen  soll.  Dann  gibt  er  die  Ansichten  der 
Vertreter  der  anthropologischen  nnd  der  soziologischen  Schale  wieder. 
I>er  Aotor  ist  kein  Freund  der  anthropologfflchen  SdnUe,  desto 
grOnere  Bedeatnng  acbreibt  er  der  aoBlologiBdien  Schule  za.  Ihre 
gvte  Seite  deht  er  In  der  podtiven  Bearbeitmig  vieler  etrefrechtlidien 
Fragen  (der  KlaMifikation  der  Verbrecher,  der  Stra&wecke,  der  In- 
diTidnalieation  der  Strafe).  Dleee  Schule  hat  ganz  richtig  auf  das 
Verhandensein  des  sosialen  Elementes  in  der  priiuitl?en  Strafe  hin- 
gewiesen  nnd  die  Bedeutung  dieses  Elementes  für  die  Gegenwart 
betont.  Endlich  erkennt  die  soziologis(^he  Schule  mit  vollem  Rechte 
die  ^Ibständigkeit  des  Strafrechts  als  einer  juristischen  Wissen- 
schaft an. 

Tamowskv,  E.  N.,  Die  monatliche  Verteilung  der  Hauptarten 
der  Kriminalität.   (Ibidem  1903,  No.  2  S.  110—135.) 

Eine  recht  interessante  statistische  Abhandlung  über  die 
Wirkung  des  Klimas  aaf  den  Charakter  der  Kriminalität. 

KomncT,  S*  P.,  Die  ethisch-politische  Bichtang  Im  Straf- 
rechte.  (Jonrnal  d.  Jnstlsm.  1903,  No.  8  S.  66—79.) 

Ein  Venneh,  die  phlloflophlsche  Methode  im  Strafrechte  von 
der  politisdien  ahzogrenzen.  Das  charakteristische  Merkmal  der 
nenen  Schule  ist  nämlich  die  Zunahme  der  Bedeutung,  die  der 
Politik  im  Strafrechte  zukommt.  Für  ethisch-politisch  hält  der 
Autor  diejenige  Richtung,  als  deren  Giuudlage  die  Prinzipien  der 
Politik  erscheinen,  welche  auf  ethischen  Normen  beruhen,  und  die 
derf^elben  zugrunde  liegende  ethisch  au%eklärte  Zweckmässigkeit 
der  Strafe. 

KowALBWSKY,  Prof.  P.  J.,  Die  Wiedergeburt  und  die  Degene- 
ration. Der  Verbrecher  und  der  Kampf  mit  der  Kriminalität 
St  Petershnrg  1903.  8.  Aasgabe.  870  S. 

Der  talentvolle  Antor  entrollt  nns  in  diesem  Sammelwerke, 
das  einSgen  sodalpsyehologischen  Charakteristiken  gewidmet  ist^  ein 
(linsendes  Bild  davon,  wie  eine  Familie  im  £anfe  einiger  Gene- 
ratloiieii  vollkommen  degeneriert.  Dann  beschreibt  er  den  Typns 
des  sogen,  geborenen  Verbrechers:  ein  tieferes  Niveau  der  in- 
tellektueUeu  Entwickelung,  eine  erhöhte  Reaktion  auf  Reize,  der 
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Mangel  an  sympathischen  Gefühlen,  an  Reue,  die  beschränkte  Zahl 
der  Empfindungen,  Unvorsichtigkeit,  Leichtsinn,  Sorglosigkeit,  Fanl- 
heit,  das  Fehlen  vieler  ethischer  Begriffe  und  Vorateilnngen,  Klein- 
mut, Zynismus  nsw. 

Die  Studie  über  den  Kampf  mit  der  Kriminalltftt  stellt  eine 
Übersicht  der  strafrechtlich-politlBchen  Anschamu'gen  des  Autors  dar. 
Er  verfleht  die  Notwendigkeit  der  Hitbeteilignng  der  Psychiater 
an  der  Jnstia,  die  Beform  des  stiafrecbtliclien  Unterrichts  anf  den 
üniversftftten.  K.  tritt  irasschliesBlieh  für  die  Bessemngsfaaft  ein, 
für  die  Reorganisation  der  Administration  der  Besserungsanstalten, 
für  die  Organisation  der  Strafe  als  einer  Freiheitsentziehung,  filr 
die  besonderen  Bessening-sinstitut^»  fiir  Minderjährige  usw. 

Nkmirowhky,  E.,  Das  Problem  der  Gewohnheits-  und  gewerhs- 
mässigen  Verbrechen  in  der  Strafrechtswissenschaft  und  im  neuen 
russischen  Strafgesetzbuclie.  (Joamal  des  Jostiam.  1904,  No.  7 
S.  1— 47;  No.  8  S.  73-^187.) 

Der  Antor  beschäftigt  sich  recht  ansfilhrlich  mit  der  Definition 
der  Begriffe  der  Gewobnheits-  und  der  GewerhsmSasigkeity  da  er 
dieselbe  fAr  die  Strafrechtswissenschaft  als  eine  notwendige  anaieht 
In  dem  Anftatae  sind  die  Merkmale  dieser  KriminalitAt  klar  und 
deutlich  bezeichnet  und  der  Standpunkt  des  Strafgesetsbnches  von 
1903  ihr  gegenüber  in  erschöpfender  Weise  erlSntert.  Zugleich 
berührt  N.  eine  Keihe  von  jiraktischen  Frae-en,  die  in  der  nissischeu 
Praxis,  so  gut  wie  es  in  der  deutscheu  der  Fall  war,  entfitehen 
können. 

Vladimikow,  Prof.  L  E.,  Der  Strafgesetzgeber  als  £r2ieher 
des  Volkes.    Moskau  im   (244  S.) 

Das  Buch  von  V.  versucht  die  moralische  Bedeutung  des 
Strafrechts  und  den  Eiullnss  desselben  auf  die  Hebung  des  mora- 
lischen Niveaus  der  Gesellschaft  zu  erläutern.  Die  Normen  des 
Strafgesetzes  sind  nicht  nur  dazu  da,  uns  vom  BSseo  abzuhalten, 
sie  fordern  uns  auch  auf,  das  Gute  zu  tun.  Sie  entwickeln  in  uns 
Hitleids«  und  Achtungsgeffihl,  schKrfen  uns  die  Beehttidee  ein.  Die 
Justiz  vollzieht  ihr  Amt  feierlich,  (Wentllch,  bei  allgemeiner  Ge- 
spanntheit und  lehrt  anf  diese  Weise  gewisse  Lebensregeln  zu 
befolgen. 

Der  Autor  h(  trachtet  einige  Verbrechen  rjrejren  die  Sittlichkeit, 
gegen  die  Ehie)  vom  Standpunkte  der  ätralbarkeitsgründe  and 
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kommt  zum  Schlnasey  dass  bei  YcrpönaDg  dieser  Handlnn^ori  der 
Gesetzgeber  gewisse  moralisclie  Aufgaben  zn  lasen  sachte.  Manche 
Anaehamingen  des  Prof.  V.  sind  zn  empfehlen,  aber  im  grossen 
gamen  seichnet  steh  seine  Arbeit  dnrch  eine  Sjatemlosigkeit  nnd 
hiafige  Vennischang  der  Begriffe  aas. 

Naiiokow,  W.  D.,  Strafrechtliche  Abhandlungen,  öt.  Peters- 
burg 1904.    (316  S.) 

Diese  Abhandlung:en  sind  das  Resultat  der  zehnjährigen  publi- 
zistischen und  wissenschaftlichen  Tätigkeit  des  Autors  auf  dem 
Gebiete  des  Straftrechte. 

Der  Einleitung  nach,  die  von  dem  Inhalt  nnd  der  Methode 
der  Straf reehtswissenschaft  handelt^  scheint  der  Autor  ein  Anhänger 
der  klassischen  Richtungen  im  Strafirechte  zu  sein.  Das  Verbrechen 
ist  die  Verletzung  der  Norm,  die  das  Strafgesetz  Terp9nt.  Das 
Studium  des  Verbrechens  als  einer  sozialen  Erscheinung  t;»  hört 
nicht  zu  den  Aufgaben  eines  Juristen.  Der  Autor  erkennt  die  Be- 
deutung der  neuen  Richtungen  nnd  die  Wichtigkeit  ihrer  Ergebnisse 
an,  aber  er  betont  die  Selbsiäntiigkfit  der  Strafrechtswissenschaft 
und  hält  ihr  Studium  für  die  Juristen  vollkommen  für  ausreichend. 

Die  Abhandinngen  sind  hauptsSchlich  den  Fragen  des  be- 
sonderen Teiks  gewidmet  (Landstreicherei  und  Bettelei  als  Delikte 
sni  generis,  die  Sittlichkeitsverbreehen»  der  Entwurf  eines  Gesetzes 
über  die  Amtsvergehen,  der  strafrechtliche  Schutz  der  persönlichen 
Ehre),  dann  der  Organisation  des  Schwurgerichtes  nnd  endlich  dem 
Kampfe  für  die  Abschaffung  der  Kdrper-  und  der  Todesstrafe.  Die 
Abhandlungen  sind  nicht  von  einheitlichem  Charakter,  unter  ihnen 
linden  wir  sachliche,  wissenecliaftliche  Artikel  (wie  über  die  Sitt- 
lithkLitsverbrechen),  sowie  die  rein  publizistischen  Gelegenheitfi- 
arbeiten.  Uberall  aber  tritt  die  1»  inidifife  Person  des  Autors  hervor, 
der  den  brennenden  Fragen  der  (iegenwart  gegenüber  sich  nicht 
passiv  verhalten  kann. 

Smufinr,  6.,  Die  strafrechtliche  Repression  als  eine  Forderung 
der  Sozialpolitik.  (Piawo  1908,  S.  1781—1791.) 

Der  Autor  untersucht  die  Frage,  inwieweit  das  8tratVeclit  die 
Interessen  der  niederen  Klassen  schützt,  insbesondere  aber  der  Frau 
vor  dem  Missbrauche  ihrer  ökonomisch  abhängigen  Lage,  in  bezug 
auf  ihre  weibliche  Ehre,  Schatz  gewährt. 
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Qesetsgebuog  und  Literatur. 


ÖTiLLMANN.  Ct.,  Die  Vfrt^oltuugötlieorie  in  der  Belencktuog  der 
Praxis.    (Prawo  1004,  S.  4i<5-^508.) 

Der  Aator  bespricht  das  bekannte  Buch  von  Leuss  and  kommt 
zn  dem  Schluae,  dass  dieses  Bach  der  Vergeltnngstheorie  einen 
Todesstreich  ▼ersetzt»  denn  ihre  UntangUchkeit  wird  an  Besnltaten 
der  Stra&Dwendaiig  klar  erwiesen. 

HxBKiT,  H.  N.,  Die  Kriminalität  in  Frankreich.  (Prawa  1904, 
S.  917—922,  967—972.) 

Eine  statistische  Abhandlung,  deren  Schlttsse  von  Interesse  sind. 

Hbbnet,  M.  N.,  Die  Kriminalität  nud  die  WohnongsTerhftlt- 
nisse  der  armen  Klassen. 

Der  Autor  zieht  eine  Parallele  zwischen  den  Wohnungsver- 
hältriissen  und  der  KriuiinalitiU.  und  hält  die  bestmögliche  UiBüDg 
der  ersteren  für  die  beste  präventative  Massregel. 

Margülies,  M.  S.,  Die  Zurechnungsföhigkeit  der  Alkoholiker. 
(Wiestnik  Prawa  1904,  No.  3  S.  123—156.) 

Tbcebhow,  W.  W.,  Die  Voraassetznngen  der  Znrecbnnngs- 
flthigkeit  bei  akuter  und  chronischer  Yergiftnng  mit  AlkohoL 
(Ibidem,  S.  157—171.) 

Die  Autoren  nntersnchen  den  physiologischen  nnd  peycho- 
logischen  Binünss  des  Alkohols  und  die  Eigenart  des  dnrch  den 
Alkohol  getrttbten  Bewnsstseins.  Sie  empfehlen  die  Annahme  der 
verminderten  Znrechnuugsfahigkeit,  die  Einfühntng  eines  besonderen 
lirginnes  fftr  solche  Verbrecher  (MAHtiiLiKs)  und  die  breite  Ent- 
wickelung'  der  präventiven  ^lassregelu  (TscHKnow). 

PiüNTKowsKv.  A.  A.,  Der  .^Ikoholismus  in  der  Ätiologie  der 
Verbreehen.    (Journ.  d.  Ju.stizra.  1903.  No.  4  S.  1—26.) 

Mit  den  statistisf  lu  n  Zahlen  und  Tatsachen  (aus  Deutschland, 
Belgien,  S(  liweden  nnd  Kussland)  in  der  Hand  weist  der  Autor  den 
grossen  Einfloss  nach,  den  der  Alkoholismns  anf  die  Art  nnd  den 
Charakter  der  Kriminalit&t  anstlbt.  Nicht  nnr  unmittelbar  ergSnzt 
der  Alkoholismns  die  Reihen  der  aktiven  Verbrecherarmee,  er 
schafit  auch  den  Nfthrboden,  dem  die  znkflnftigen  Klemeiite  dieser 
Armee  entspriessen. 

ScHiBJABw,  W.  N.,  Zar  Frage  vom  Bllckfall.  (Joom.  d. 
Justizm.  1903,  No.  5  S.  125—145.) 

Der  Aufsatz  ist  hauptsächlich  eine  historische  Studie  des  Be- 
griffes der  verbrecherischen  Gewoiinheit.    Der  Autor  zieht  dem 
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gegenwärtigen  formalen  Begriffe  die  Doktrin  des  16.  und  17.  J.  vor 
die  mit  einem  einzigen  Begriffe  der  yerbref^liprischen  Gewohnheit 
die  Begriffe  der  Konkinrenz,  sowie  des  Rück&ÜB  nmfasste.  Der 
Qoetzgeber  hat  heute,  dwDBO  wie  es  damals  war,  mit  derselben 
KliBse  der  „geflUirlichen  Leute*'  zn  sehaffon.  Eine  besondere  Be- 
dentnng  dem  BftekfaU  oder  dem  Znsammenstreffen  mehrere  Ver- 
brechen znsoBchreiben,  ist  ungerecht,  sie  kOnnen  nnr  eine  snbsldiXre 
Bedentong  haben,  nSmlich  die  dem  Nachweise  der  Terbrecherischen 
Gewohnheit.  Znm  ScIiliiBse  zählt  der  Antor  einige  Ifassregeln  zur 
Bekämpf uag  der  verbreeherischen  Tätigkeit  auf. 

Abkaschkewitsoh,  M.  M.,  Die  Ent  vs  ickelung:  der  Idee  vom  Ver- 
brecher und  der  Strafe.  Ein  öffentliclier  Vortrag-.  Odessa  1!K)3.  (4GS.) 

Tu  kurzen  Abrissen  malt  uns  der  Autor,  wie  die  Strafe  sich 
von  der  Frivatrache  bis  zu  den  letzten  Theorien  im  Strairechte 
entwickelte.  Am  ansffihrlichsten  behandelt  er  die  Theorien  der 
Gegenwart,  die  das  Becht  auf  die  Strafe  yernemen, '  so  z.  B.  die 
Theorie  Lio  Tolstoib.  A.  vergleieht  die  Iiehre  von  Toutoi  mit 
der  Lehre  von  B.  Owmr  nnd  kommt  znm  Sehlnsse^  dass  die  erstere 
vollkommen  mit  der  letzteren  fibereinstimmt.  Der  Antor  hält  die 
Strafe  fftr  unser  Zeitalter  noch  lUr  notwendig  nnd  macht  den 
Theorien,  die  dieselbe  veroeinen,  den  Vorwarf  einer  Hnmanitäts- 
doselei  nnd  der  Einseitigkeit  in  ihren  Ausgangspunkten.  Im  ganzen 
ist  der  Vortrug  anschaulich  und  populär  gehalteü,  obgleich  die 
historischen  Erläuterungen  manchmal  eine  grosse  Naivität  des 
Autorä  bezeugen. 

Stii-lmann,  G.  N.,  Die  Kritik  der  drei  Grundproblemc  d^ 
Strafrechts.  (Journ.  d.  Jnstizm.  1904,  Bd.  I,  S.  93^124;  Bd.  II, 
8.  1—56. 

Der  Aufsatz  ist  dnrch  die  bevorstehende  Revision  des  dentschen 
Strafgeaetzbnches  veranlasst  Der  Antor  behandelt  ansfUhrlieh  das 
Problem  der  Wfllensfreiheit,  das  er  als  ein  Anldnger  des  absolnten 
Determinismns  fUr  sich  lOst;  dann  bespricht  er  die  Vergeltnngs- 
theorien,  wie  fiberhanpt  die  Theorien,  die  die  Stmfe  für  ein  absolntea 
Prinzip  halten  nnd  schliesst  seine  Arbeit  mit  der  vollsten  Anerkennung 
der  nnbeetimmten  Vemrteilnng  als  einer  Jfassregel  im  Kampfe  gegen 
die  schwere  Kriminalität. 

BiKLOfSRiTz-KuTLJAKEwsKY,  L.,  Lehrbuch  des  russischen  Straf- 
rechte.   Kiew  1904.   (618  S). 
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Tn  diesem  Lehrbache  werden  der  allgemeine  Teil  nnd  einige 
Abschnitte  des  besonderen  Teiles  (die  \'erbreclien  gegen  die  Person, 
gegen  das  Vermögen,  ge^en  die  Gesellschaft  und  dip  Urkunden- 
tälschnnp;-)  behandelt.  Seine  (inindlage  bildet  das  geltende  Recht; 
die  Bestimmungen  des  neuen  Strafgesetzbuclies  werden  in  ihm  nnr 
Stellenweise  und  nicht  immer  erschöpfend  beachtet.  Die  ziemlich 
gute  Kenntnis  der  Literatur  und  der  Praxis  bildet  die  positive  Seite 
der  Arbeit;  nachteilig  für  dieselbe  ist  die  schwache  Kenntnis  der 
anftländischen  Oeaetsgeliang  und  einige  Schwerfälligkeit  der  Sprache. 
Seinen  Ansichten  nach  neigt  sieh  der  Antor  den  Theorien  des  Kom* 
promisses  zn,  obgleich  da»  Lehrbach  teat  ansBchUeBslich  auf  Prinzipien 
der  klassischen  Schale  anfgebaat  ist 

Maboolin.  A.  D.,  Das  Element  des  Grefühls  in  der  Strafe. 
(Wiestnik  Prawa  190^,  No.  2—3  vS.  147—160.) 

Der  Autor  erörtert  verscliiedene  Strafrechtstheorien  (die  ntili- 
t.arisii.-,chen,  die  der  Notwehr  nsw.)  nnd  kuiurat  zu  dem  Schlüsse, 
dasö  ihnen  nui-  ein  einziges  beständiges  Merkmal  beiwohnt,  das  des 
Kachegefdhls.  Der  Autor  ist  der  Ansicht,  dass  die  Gesellschaft 
nicht  amhin  kann,  eich  an  dem  Verbreeher  zu  rächen. 

Tabitowsnt,  E.,  Die  Bewegangen  der  Kriminalität  in  Frank- 
reich yon  1881 — 1901 ,  betrachtet  nach  verschiedenen  Gmppiemngen 
der  Departements.  (Jonm.  d.  Jnstizm.  1904,  No.  4  S.  1 — 86.) 

Derselbe,  Die  Bewegungen  der  Kriminalität  in  dnsebien 
Distrikten  Englands  and  Wales.  (Ibidem,  Mo.  8  S.  1—39.) 

Zwei  statistisch-ätiologische  Abhandlungen,  deren  Schlüsse 
einiges  Material  zur  Anfklftmng  der  Abhängigkeit  der  Kriminalität 
von  geographischen  und  anderen  kosmischen  Bedingungen  lietern. 

Tarnowsky,  E.,  Die  Bewegung  der  Kriminalität  in  Deutschland 
von  IttöJ— 1901.    (.Tourn.  d.  Jnstizm.  1905.  No.  1  8.  1  28.) 

Drill,  D.  A.,  Die  Ursachen  der  Kriminalität  des  Kindes  in 
Frankreich.    (Ibidem,  No.  9  S.  54—84.) 

Der  Aufsatz  befasst  sich  mit  dem  Vortrage  und  der  Diskussion, 
die  in  der  Societe  generale  des  prisons  durch  den  Bericht  von  Juuis 
JoLLT  fiber  die  Kriminalität  der  Kinder  hervorgorafen  wurden. 

Ghbipitz,  J.,  Über  die  sogen.  Terminderte  Zurechnangsfähigkeit* 
(Ibidem,  No.  2  S.  41—80.) 

Ansffthrlich  behandelt  der  Antor  die  theoretischen  Voraas- 
Setzungen  der  verminderten  Zurechonngsfühigkeit  and  die  Vorschläge, 
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die  im  Auslande  zn  ihrer  Einführung  in  die  Gesetzgebunir  ireraaclit 
worden.    Der  Autor  verficht  die  Notwendigkeit  ihrer  Eiüiühraug. 

Tbafb8HIK0W|  W.  K.,  Die  Kriminalität,  die  Hepression  nnd  die 
Typen  tob  Kaxdi  Oobxt.  (Wi^tnik  Prawa  1905,  No.  1  S.  136—164.) 

Der  Autor  befasst  sich  mit  dem  Thema»  wie  tich  die  Qe- 
■ellHchaft  den  GoxKTsehen  pejehologiechen  Typen  gegenflber  ver^ 
lialteii  mnse. 

TäcHTBCHiOLOwiTow,  J.  G.,  Das  nene  Stra^greeetsbnch.  (Jonni. 
d.  Jnetfzm.  1903,  No.  5  S.  1—72.) 

Eine  anseefordentlieh  anfinerlname  und  systematische  Analyse 

der  Bestimmungen  des  allgemeinen  Teiles  des  Strafgesetzbuches  von 
1903  and  der  politisch-strafrechtlichen  Institute,  die  von  demselben 
eingeführt  werden. 

SciiiKKow,  W.  P..  Das  tStrafpresetzbuch  nnd  das  Gesetz  über 
die  von  Friedensrichtern  zu  verhängenden  Strafen.  (Wiest.  Pr. 
1903,  No  5,  6  und  7.) 

Eine  Beilie  von  dogmatisclien  Abhandlungen  über  die  Be- 
stimmungen des  besonderen  Teiles  des  Stralgesetzbndiee  von  1903. 

Haboouh,  A.  D.,  Die  Gmndzttge  des  neuen  Strafgesetzbnebes. 
(Ibidem,  No.  3  S.  188—244). 

Etivooülow,  6.  O.,  Das  neue  Strftfgesetsbucli.  St.  Peters- 
burg 1908. 

Beide  Arbeiten  legen  die  neuen  Prinzipien  des  Gesetzbuches 

von  1903  dar  und  stellen  diese  mit  denen  des  alten  Strafgesetz* 
buches  zusammen. 

RFfON,  A.  K.,  Über  die  Auslieferung  nach  russischem  Rechte. 
(Journ  d.  Justizin.  1903,  No.  9  S.  154—212.) 

Eiae  vergleichend  dogmatische  Untersuchung  der  in  liussland 
geltenden  Verordnungen,  Gesetze  und  Traktate  über  die  Auslieferung 
nebst  systematischer  Erläuterung  dei-selben. 

SoBoracimraKTy  N.  P.,  Das  Becht  zur  Strafe.  (Wiest.  Pr.  1905, 
No.  6  S.  27—59.) 

Eine  Abhandlung  über  die  soziale  Funktion  der  Strafe. 

HiGHAitowsKTf  J.  W.,  Die  gegen  die  beh$rdUchen  Organe  ge- 
richtete Notwehr.   (Prawo  1903,  S.  2256—2266.) 

Der  Autor  stellt  darüber  die  Meinungen  der  Theoretiker  und 
Praktiker  zusammen  und  versnebt,  die  Grenzen  der  Notwehr  nach 
dem  neuen  StrafgeiHitzbuche  zu  bestimmen. 
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Gesetzgebung  und  Literatur. 


Chripitz,  J.  J.,  Die  Vorbereitung  und  der  Versach.  (Joorn. 
d.  Jnstizm.  1904,  No.  5  S.  50-94.) 

Der  Antor  gibt  znerst  eine  historische  tTbei*«icht  Aber  die 
Tlieorien,  die  diese  Momente  untersciieiden  zu  mfiBsen  glaubten. 
Besonders  ausführlich  behandelt  er  die  Theorien  von  liiTTtsRMAiBBi 
ZioHimi,  Busi  und  Hopp,  lowie  die  rassische  Literatur.  Dann 
geht  der  Antor  snr  theoretiBchen  Analyse  der  anl^ektiven  und 
otgektiven  Theorie  fiber. 

BniBn,  N.  tf Das  Strafgesetsbnch  nnd  die  Zivilgeaetse 
Polen».   (Jonm.  d.  Jnstizm.  1904,  No.  5  S.  1—34,  No.  6  8. 20—96.) 

Als  Grandlage  der  Zivilgesetzgebung  Polens  dient  noch,  wie 
früher,  der  Code  civil.  Der  Autor  weist  auf  Widersprüche  einiger 
Bestimmungen  desselben  mit  dem  nenen  Strafgesetzbnche  liin. 

FALWJiw,  N.  J.,  Die  Selbständigkeit  der  Müit&rstrafrechta- 
wissenschaft.   (Prawo  S.  450 — 455.) 

Vom  formalen  Standpunkte  verneint  dei-  Autor  die  wissen- 
schaftliche Selbständigkeit  des  Militärstraf  rechts,  findet  aber  in  ihm 
eine  Beihe  von  soziologischen  Momenten,  die  ein  besonderes  Stadium 
des  militäriachen  Verbrechens  nnd  der  militärisehen  Strafe  erfordern 

TscHTBCEBaLowiTow,  J.,  Die  Massregeln,  die  fBr  die  Einflihrang 
des  nenen  Strafgesetzbnehes  notwendig  sind.  (Prawo  1908,  S.  2131 
bis  2138.) 

TsoHOBorsKT,  K.  P.,  Über  die  Bedentang  des  strafrechtlich- 
politischen Uomentes  in  der  Strafrechtswissenschaft. 

Ein  Vortrag,  in  dem  die  Notwendigkeit  des  strafrechtlich- 
politischen  Studiums  für  die  Strafief  htswissenschaft  verfochten  wird. 

P08NY8CHEW,  S.  W.,  Der  besondere  Teil  des  russischen  Straf- 
rechts.  Eine  vergleichende  Abhandlung  von  Abschnitten  des  be- 
sonderen Teiles  des  neuen  und  alten  Strafgesetzhaches.  (Moskau 
1905,  407  S.) 

Der  wissenschaftlichen  Bearbeltang  des  besonderen  Teiles  des 
rassischen  Strafrechtes  stand  bisher  die  möglichst  weitgehende  Zer- 
splitterang  nnd  Antiqaierong  der  Nonnen  des  alten  Strafgesetabnohes 
im  Wege.  Sogar  die  ansfOhrlichsten  Lehrbflcher  von  NnuuDow, 
IiOOHWiTEKT  nnd  BuLOGBiTZ-KoTLJABiwsrr  beschränken  sich  anf  die 
Wiedergabe  der  wichtigsten  Abschnitte;  gewöhnlich  werden  nnr  die 
Verbrechen  gegen  die  Person  und  das  Eigentam  studiert  Die  Be- 
Btütigung  des  nenen  Strafgesetzbuches  im  Jahre  190»3,  da»  die 
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Zahl  der  Paragraphen  beti^cbtlich  rednzierte  (bis  auf  879)  ver- 
grösserte  das  wissenschaftlich  bearbeitete  Material.  In  seiner  Ab- 
handlmig  beabsichtigt  P.  eine  klare  Vorstellung  von  Verschieden- 
heiten de.s  alten  and  neuen  Rechts  dorch  eine  systematisch-diog- 
matische  Znsammenstellang  der  beiden  ätrafgesetabtteher  m  geben. 
Es  werden  die  Verbreehen  gegen  die  Penon,  das  Vermögen  nnd 
die  Gesamtheit  (gegen  die  Beligion,  Famflienrecbte,  Staats-  nnd 
Hflnsverbrechen,  Fftlsdrang)  nur  todi  Standpunkte  des  geltenden 
Beelita  betrachtet;  die  historisehe  nnd  die  vergleichende  Übersicht 
fehlen.  Die  Bearbdtnng  dieses  Materials  ist  von  keinem  allen 
grossen  wissenschaftlichen  Werte:  die  recht  schwache  Kenntnis  der 
betreffenden  Literatur,  die  oft  vorkommende  Beschrünknug  auf  ein- 
fache Wiedergabe  des  Inhalts  der  Paragraphen  mit  Zuflignng  dann 
und  wann  der  Motive,  die  Schwäche  der  wissenschaftlichen  Theorie 
sind  die  Hauptiiu  rkiiiale  des  Buches  von  1'.  i^eine  Abhandlung 
kann  noch  einige nnaBsen  eine  Vorstella ng  von  dem  Inhalte  des 
neuen  Strafgesetzbuches  geben,  aber  kaum  wird  sie  bei  einer 
kritischen  Vertiefnn<r  in  das  Strafgesetzbuch  oder  bei  praktischer 
Anwendung  desselben  Verwendung  finden. 

Nabokow,  W.  D.,  Elementares  Lehrbuch  des  besonderen  Teiles 
<l»  s  russischen  Strafrechts.    Bd.  I,  1.  und  2.  Teil.    St^  Petersburg 
(219  S.) 

Das  „Lehrbuch"  ist  für  ein  bestimmtes  Studentenauditorium 
{Zö^Vnigc  der  privilegierten  |,Recht8schule^)  verfasst.  In  den  beiden 
veröffentlichten  Teilen  werden  nnr  die  Verbrechen  gegen  die  Person 
nnd  gegen  das  Vermögen  behandelt^  in  den  Übrigen  Teilen  wird 
die  Bearbeitung  der  anderen  Abschnitte  vorgesehen.  Das  Buch 
ist  überaus  kompilativ  verfasst.  Die  Geschichte  und  die  Literatur 
wird  nnr  in  starken  Verkfirzungen  wiedergegeben;  in  dieser 
Hinsicht  hat  es  eine  grosse  Ähnlichkeit  mit  dem  BiAODfaschen 
Gnmdriss.  Im  Vergleich  mit  'dem  Lehrbuche  von  Pobnischsw 
zeichnet  sicli  das  von  Nabokow  durch  grössere  Berücksichtignng  des 
neaen  Strafgesetzbuches  und  durch  Uberaus  trelillche  Bemerkungen 
über  die  einzelnen  M&ngel  desselben  aus. 

TnjioüBOWy  S.  N.,  Die  strafrechtliche  Verantwortung  der 
ärztlichen  Behandlung  ohne  die  Einwilligung  des  Patienten.  (Joum. 
d.  Justizmi  1904,  S.  31—54.) 

JShibiicli  4«r  Intonst.  VatelaiguoK.  8.  Bd,  159 
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Im  Jfthre  1902  entMhied  der  SmA,        die  intliehe  Be* 

liandlang^  die  ohne  Einwilligang  dee  Kranken  vorgenomnen  worden 
ist,  des  gresetzlicheu  CLarakters  entbehrt  und  als  eine  fahrlässige 
Handlung  iiufgefasst  wird,  die  beim  nnfjrliicklichen  Ausgange  als 
eine  verbrecherische  angesehen  weiden  kann. 

Der  Antor  untersucht  die  Strafbarkeitsgrründe  in  dießem  Falle 
und  kommt  zum  Schlüsse,  dass  die  Strafe  iiier  eine  berechtigte  ist. 
Da,  eine  solche  ärztliche  Behandlang  nur  als  fahrlässige  anfgefaest 
wird,  so  tritt  die  Verantwortlichkeit  nur  beim  nnglflcldielieii  Ans- 
gnnge  ein»  wenn  diese  Behandlang  nicht  im  Not&Ue  nntemonuneii 
worden  war.  Der  Antor  ist  schliesslich  der  Meinung,  dass  das 
geltende  Becht  In  genügender  Weise  die  Interessen  der  Patienten 
sehfltat 

L-Ko,  A.,  Von  Staatsverbrechen.  (Sndebnoje  Oboere^je  1904^ 
Ne.  87  nnd  88.) 

BoBOviTiNow,  M.  M.,  Die  Landstreicherei  nach  dem  neuen 
Strafgesetzbnche.    St.  Petersburg  1904. 

Der  Antor  behandelt  ansfiihrlich  die  gesetzliche  Regulierung 
der  Landstreicherei  in  Russland  und  stellt  das  System  deu  aiten 
Strafgesetzbuches  mit  dem  des  neuen  zusammen.  Er  gibt  den  Be- 
stimmungen des  alten  Rechts  von  denen  des  neueren  den  Vorzug. 
Am  Schlosse  billigt  B.  die  vom  Gesetzgeber  gegen  die  Land- 
streicherei ergriffene  Massregel  —  nämlich  die  Verschickang  auf 
die  Insel  Sachalin  —  nnd  wendet  sich  gegen  die  theoretischen  Ein- 
wSndOi  die  gegen  eine  solche  harte  Straflnassregel  ins  Feld  gefUurt 
werden.^) 

Popow,  A.,  Die  AbnrteUnng  nnd  die  Bestrafiing  der  Beliglons- 
yerbrechen  nnd  der  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  nach  mssischem 
Rechte.  Easai^'  1904.   (516  S.) 

Obgleich  das  Gebiet  der  Religions verbrechen  in  Rnssland  eins 
der  interessantesten  Theniaia  für  einen  Krimi i  MÜsten  oder  Kultiu- 
historiker  ist,  bleibt  es  bisher  in  vielen  Be/.ielmngeu  eine  terra  incognita 
für  dieselben.  A.  Poi'uw  hat  es  unternommen,  in  das  ungeheuer 
grosse  Material  einige  Ordnung  zu  bringen.  Sein  Buch  ist  deshalb 
als  die  erste  ernste  Arbeit  auf  diesem  Gebiete  zn  begrössen;  voll- 

1)  Yergl.  N.  NovoMBnwsKT,  Landstrelcbertam  anfdsr  Issel  Sschalin 
in  den  Blättern  fBr  Teigleichende  BeehtswissttiMdiaft  nnd  Volkwiitsdialls- 
lehre  I,  S.  310. 
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■Itiidig  jedoch  kann  es  die  Leier  nicht  liefjriedigen.  Der  Autor 
hat,  wie  ei  seheint,  eine  speeiell  kanonistische  Bildung  hinter  sich, 

er  ist  wenig'  in  jnristischer  Bearbeitungfsmethode  bewandert,  seine 
Schlüsse  sind  lUfUiclimai  einseitig.  Die  Arbeit  trägt  mehr  konipilativen 
Charakter.  In  die  Katep-orie  der  Sittlichkeitsverbrecheii  ?,clilicsst 
PoFAw  auch  die  \'erbre(!heu  ^egen  das  Kiierecht  ein,  und  diese  Aus- 
delmang  der  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  verhinderte  ihn,  die 
£volation  der  einzelnen  Arten  derselben  zn  verfolgen.  Das  gesamte 
Material  gliedert  der  Antor  nach  fol^jeaden  Epochen:  die  bysantinische» 
die  Epoche  vor  Peter  I.,  die  Epoche  nach  Peter  I.  und  endlich  die 
Gegenwart  Im  leisten  Tdle  hehandelt  er  ansführlich  die  Lehren 
der  modernen  JnriBpmdenz  flher  die  Strafbarkeit  der  BeUgionsver- 
hrecheni  lowie  die  Normen  des  StraiiseBetEbncheB  vom  Jahre  1908 
die  anf  dieee  Verbrechen  tieh  bestehen.  Die  Einteilnng  den  Materiala 
nach  flolehen  grosaon  Zeitabsehnitten  (die  Epoche  Tor  Peter  L  nmftnt 
ziemlich  900  Jahre)  Hess  viele  charakteristischen  Merkmale  der 
einzelnen  Epochen  verloren  gehen.  Dieser  Mftngel  ungeachtet  ist 
das  Biu'h  von  Popow  \vi  jtv«  ll.  liauptsäclilich  weg^en  der  Fülle  des 
neuen  Materials,  das  er  zum  grossen  Teil  in  dem  Archive  des 
Kaüaaifichen  Konflistoriuius  gefunden  liat. 

DoBBJiinn,  A.  IL,  Die  Beleidifi;ang  nach  dem  neuen  msBiechen 
Stre^KCS^tsboche.  (Jonm.  d.  Jnetiam.  1904,  No.  5  S.  138—204; 
Ne.  e  S.  86-.76.) 

In  seiner  Abliandlnng  vergleicht  D.  die  Normen  des  neuen 
Strafge.^etzhurhe«,  die  sich  auf  die  Bt  leidigung.  üble  Nachrede,  Ver- 
leumdung, Kreditgefährdung  beziehen,  mit  der  ausländischen  Gesetz- 
gfbnnn-  Der  Autor  betrachtet  die  verleumderische  Beleidigung  als 
das  Gmnddelikt  gegen  die  Ehre  und  tritt  für  das  Fortbestehen 
mehrerer  qualifizierender  Momente  and  fhr  eine  achwftchere  Strai- 
barkeit  der  tthlen  Nachrede  ein. 

LioNTJELD,  A.  A.,  Die  Agrarverhrechen  als  Folge  der  recht- 
lichen Unbestimmtheit  der  Bodenverhältnisse.  (Wiestnik  Prawa  1903, 
No.  6  S.  60—73.) 

Der  Autor  weist  in  seiner  Abhandlung  nach,  dass  die  Agrar- 
nnmhen  der  letzten  Zeit»  die  immer  annehmen,  von  der  allgemeinen 
Lage  den  Baaemeigentnma  nnd  seinem  rechtlich  nnregnlierten  Ver- 
hlltals  dem  Gntabeeitaertnm  gegenilber  abhängen. 
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ScHiRKOW,  V.  R,  Die  Massenverbrechen  nach  dem  neuen  Straf- 
gesetzbuche.   (Jonrn.  d.  Justizm.  1904,  Hd.  ;J  S.  90—124.) 

Der  Antor  erörtert  die  Konstruktiua  der  kollektiven  Verant- 
wortlichkeit, wie  sie  im  Stratgesetzbuche  gegeben  ist  und  erkeimi 
ihre  Grundlagen  als  richtige  au.  Nach  der  Analyse  der  Massen- 
psychologie und  der  Rolle,  die  die  einzelnen  Teilnehmer  und  die 
Bädelsfübrer  spielen,  erl&nteri  der  Autor  ansffibrlieh,  was  das  0m6(s- 
bncb  anter  der  „Zneammenrottniig'^  und  nnter  der  „Menge"  versteht. 

Derselbe»  Über  die  Verantwortlichkeit  der  Geschworenen 
nach  dem  neuen  Stta%esetzbache.  (Jonrn.  d.  Justizm.  1908,  Bd.  7 
S.  1-34.) 

Der  Antor  nntersncht  die  Verantwortlichkeit  der  Geschworenen» 

die  we^'^en  Beugung  d«j  Hechts  und  Missbranchs  der  Befugnisse 
eimi\u  Ii  kaiiii  iiud  kommt  zum  Schlüsse,  dasb  in  diesem  Falle  die 
Geschworenen  nach  denselben  Bestimmuugen,  wie  die  Kroiu*ichter, 
sich  zu  verantworten  haben. 

K&KäXJAKOW,  V.  N.,  Die  falsche  Anklage  in  Sachen  der  Friedens« 
richterjustiz.   (Jonrn.  d.  Justiz m  1'm)3,  No.  8  S.  1—65.) 

Der  Autor  weist  auf  die  Zweckwidrigkeit  des  besonderen 
Verfahrens,  das  bei  der  Verfolgung  der  falschen  Anklage  in  Sachen 
der  „FriedenQnstiz"  eintritt^  hin,  sowie  auf  die  SchiBdlichkeit  der 
gesetzlichen  Beschränkungen  der  Verfolgung. 

Dbutzkot,  S.  A.,  Die  militiirstraürechtliche  Verantwortlichkeit 
wegen  Kapitulation  und  das  strafprozessuale  Verfahren  bei  der- 
selben. (Prawo  1905,  S.  809—816.) 

L — Ko,  A.,  Die  Eisenbahnverbreclieu.  (Sud.  Olosr.  190 1,  No.  T.j 

Kiui'  Kritik  der  Senatbpraxis,  die  die  Strafbarkeit  drt  \  er- 
t'ehlun^eii,  die  bei  dem  Eisenbalmbetriebe  vorkommen,  ongemem  er- 
weitert hat. 

(tonwalt,  IJber  den  Schutz  der  Hechte  des  Übersetzers. 
(Sud.  Übosr.  1904,  No.  37.) 

ScuTRKow,  \'.,  Die  Pressvergehen  nach  dem  Strafgeeetzbnche. 
(Sud.  Obusr.  1904,  No.  39  S.  40  und  42.) 

Kautobowicz,  J.,  Das  Verbrechen  des  Selbstmordes.  (Sud. 
Obosr.  1904,  No.  38.) 

Jj/riAUht  P.  A.,  Vom  Diebstahl,  Raub  und  Erpressung  nach 
dem  neuen  Strafgesetzbuche.  (Jonrn.  d.  Jnstizm.  1903,  No.  7 
S.  173—187).  ^  Eine  dogmatische  Abhandlung. 
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TABirowsn,  K,  Die  Pres&vergehen  in  WAfitenropA  und  Bnst- 
laad  nach  dea  ErgebnisBen  der  EriminalBtatistik.  (Jonrn.  d.  JiiBtizm. 
1905,  No.  5  S.  1—16.) 

PtiTz,  M.,  Die  Erpreseang.  * 

Der  Autor  behandelt  die  Strafbarkeits^tinde  der  Erpressung: 
uud  erkennt  die  Konstruktion  des  birafgesetzbuches  von  190«i  als 
richtige  an. 

Fallkjkw,  P.  J.,  Das  Verbrechen  der  Vielehe.  (Wiestnik 
Prawa  1903,  Nu.  8  S.  77—156.) 

Eine  allseitige  historisch  yergleichende  und  dogmatische  Ab- 
handlang  über  die  Vielehe  und  über  die  Strafbarkeitsgrftnde  derselben. 

JiTiflO,  S.  W.,  Die  jaristische  Natnr  der  VerantwortiichiKelt 
dea  Bedaktenrs.  (Wieatnik  Prawa  1905,  No.  1  S.  73--77.) 

Eine  Übersieht  der  deutschen  Theorien  über  die  pressreclit- 
lidie  Fahrlässigkeit  und  Über  die  Bedeutung,  die  dieser  Verant- 
wortUcbkeit  als  einer  Beehtsgarantie  zukommt 

PouiHSKY,  N.  N.,  Der  Wucher.  (Wiestnik  Prawa  1905, 
No.  2  S.  159—177.) 

Eine  historisch-dncmatische  Abhandlung,  die  hauptsächlich 
der  Erlüureruiiji'  des  J  ;  i::ri[Vi  s.  wie  er  sich  in  der  Theorie  und  im 
positiven  Rechte  gebildet  hat,  gewidmet  ist. 

Derselbe,  Die  Denunziation  und  die  Nichterstattnng  der 
Anzeige  nach  dem  neuen  Strafgesetzbache.   (Prawo  1905,  S.  26—29.) 

Derselbe,  Die  Bestimmungen  des  neuen  Strafgesetzbuehes 
über  den  Streik.  (Prawo  1904,  S.  3522—8528.) 

Eine  Üntersuchung  über  das  Vorhandensein  der  Strafbarkeits- 
gründe  lür  den  Strdlc 

Boanr,  N.,  Die  strafreohtliehe  Verantwortung  des  Arztes. 
(Prawo  1908,  S.  162S— 1629  und  S.  1681—1689.) 

Eine  Abhandlung  über  die  Verantwortlichkeit  für  Fehlg:iiffe; 
ob  dieselben  vorliegen,  entscheidet  in  letzter  Instanz  der  Kichter. 

ScHiRKOw,  W.,  Die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  der 
Presse  in  der  ausländischen  Gesetzgebung.  (Sud.  Obosr.  1905, 
No.  11  S.  20,  25.) 

fALLEJKw.  N.  J.,  Die  bedingte  Verurteilung.  (Ihr  neues  An- 
wendungsgebiet.) 1904.  (107  S.) 

Die  Veröffeutliehnng  des  Entwurfs,  den  die  Kommission, 
die  beim  Justizministerium  behuft  Einführung  des  Instituts  der 
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Mingten  Vemiteilinig  ' in  Bnidand  einbernfen  war,  avqgearbeltot 
hatte,  forderte  eine  groBee  literariacke  Tätigkeit  mtage.  Bew>Bdere 
Anfmerksamkeit  verdient  die  Arbeit  von  F.,  die  die  AnweQdang 
der  bedingten  Vemrteilnng  auch  anf  die  mflictrisehen  Verbrechen 

vorschlägt.  Vorerst  untersucht  der  Antor  den  Inhalt  der  strafrecht- 
lichen Staatsgewalt  und  die  juristische  Kon.Nti  ukliuu  der  bedingten 
Vernrtpilung.  („Sie  ist  eine  MissgreLurt  unserer  tni5?sg:estalteten 
Stralsysteme.*')  Auf  diesem  Gebiete  l  i  iii^t  <ler  Autor  nichts  neues  vor. 
Von  grösserer  Beweiskraft  sind  die  Kr \va feurigen  iiber  das  Wesen 
des  militärischen  Verbrechens,  über  seine  relative  Bedeutung  und 
über  die  eigenartigen  Aufgaben  der  militftrischen  Strafe,  die  der 
£infBhrang  der  bedingten  Vemrteilmig  besonders  gflnstig  sind.  In 
der  westenroi^äischeD  wie  in  der  rassischen  Gesdiielite  trifft  man 
vlelfitch  anf  die  Anwendang  von  If «ssregeln,  die  der  bedingten  Ver^ 
arteilnng  analog  sind  (das  Institut  der  Bürgschaft,  die  TUgnng 
seiner  Sdinld  darch  eine  Heidentat,  dem  Tod  auf  dem  ScUacht- 
felde  n.  a.).  Ansfllhrlich  setat  sich  der  Antor  mit  den  BiawSnden 
anseinander,  die  in  Frankreich  und  Belgien  gegen  die  Einführung 
der  bedingten  Verurt«ilung  -n  das  iiilitürstrafrecht  erhoben  waren. 
Er  verweist  auf  die  raaleriellea  Vorteile,  die  der  Staat  aus  der  Ein- 
führnng  dieses  Instituts  zieht,  nnd  auf  die  gute  Wirkung  k  -.selben, 
auf  die  Aufreehterliali  ung  der  Disziplin.  Die  Anssetzung  der  Strafe, 
wie  sie  das  deutsche  and  russische  Militärstrafgesetzbach  f&r  Kriegs- 
zeiten znlässt,  muss  anch  für  Friedenszeiten  zugelassen  werden. 
Der  Antor  schlügt  vor,  das  Institut  auf  folgenden  Prinsipien  auf- 
zubauen: 

Die  Personen,  die  das  Recht  haben,  ihre  üntergebenen  vor 
das  Militärgericht  zu  stellen,  kSnnen  zugleich  auf  die  Notwendigkeit 
oder  auf  die  Nützlichkeit  der  Anwendung  der  bedingten  YerurteUung 

dem  Angeklagten  gegenttber  hinweisen.    Aber  auch  ganz  nnab- 

iiängig  davon  kann  dass  Militärgericht  auf  bedingte  Verurteilung  er- 
kennen. Dieses  Urteil  niuss  von  dem  \'orgesetzten  desjenigen,  welcher 
die  Anklage  erhoben  hat,  bestätigt  werden.  Begeht  der  bedingt 
Verurteilte  wäiirend  seiner  Dienstzeit  ein  neues  Verbrechen  oder 
wird  er  mindestens  dreimal  disziplinarisch  bestraft,  so  wird  die 
ausgesetzte  Strafe,  unabhängig  von  weiterer  Verurteilung,  sogleich 
vollstrekt.  Während  der  Prüfungszeit  steht  die  Aufsicht  der  mili* 
tärischen  Obrigkeit  zu,  die  dem  Verarteilten  seine  PrflAing  an  be> 
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steilen  hilft  Wenn  die  bedingte  Begnadigang:  in  solchen  Greuea 
MBgefUiit  wird,  wird  der  Erfolg  nieht  ausbleiben. 

LimiiDiBiT,  P.  J.,  Die  Anwendmig'  der  hedington  Begnadigung 
in  Deatsehland.  (Jonrn.  d.  Jnstism.  1904»  No,  10.) 

Der  Autor  stellt  die  bedingte  Tenuteilnng  mit  der  bedingten 
Begnadigang  zosammen  nnd  gibt  dem  ereteren  Institute  den  Vonnig. 
Er  ftihrt  dabei  die  Ergebnisse  der  Anwendung  der  bedingten  Ver- 
urteilung an. 

Die  \  crüflfentlichuug  des  Entwurfes,  betr.  die  Einföhrung  der 
bedingten  Begnadigung,  förderte  ausser  dcv  Ai  Vioit  von  Fallkjew 
folgende  Abhandlangen  zutage  (s.  auch  die  Abhandlung  von  A.  Lob- 
wiHsxiMM  in  der  Listzt  sehen  Zeitschrift  1905,  XXV.  Bd.,  S.  588): 

Klimontowicz,  A.  E.,  Über  die  bedingte  Verurteilung.  (Wiest 
Prawa  1904,  No.  10  8.  ^0—556.) 

iRLAiDy  P.  A.,  Die  Betnuditnngen  eines  Bicbten  Ober  das 
Stra%eBetsbnch  und  Aber  das  Institut  der  bedingten  Begnsdigong. 
(Joorn.  d.  JustisuL  1904,  No.  10  S.  1—19.) 

PioimowBiT,  A.  A.,  Der  Geietaentwuff,  betr.  die  bec&igte 
Begnadigang.  (Ibidem,  S.  19—60.) 

Anamjsw,  P.  A.,  Über  die  bedingte  Begnadigang.  (Ibidem, 
S.  60—69.) 

SoBOLEw,  J.,  Die  Korrektion8abteilunp:eu  für  die  Minderjährigen 
and  die  bedingt«  Verurteilung.    (Sud.  Obusr.  il*04,  No.  44.) 

Ipfland,  P.  A.,  Die  Grenzen  der  Anwendung  der  bedingten 
Verurteilung.   (Jonrn.  d.  Jastizm.  11H)5,  Bd.  II,  S.  144—155.) 

NfiTSCHAJBW,  W,  N.,  Ein  Beitrag  zum  Oesetze  über  die  be- 
dingte VemrteUnng.  (Ibidem,  Bd.  I,  S.  111—151.) 

MiOHAiiiOWBKT,  X,  Über  die  bedingte  Verurteilung.  (Prawo 
1904,  S.  Sa78— 8886.) 

PonowsR,  J.  E.,  Einige  Glonen  eines  Praktikers  su  dem 
Entwurf  Aber  die  bedingte  Begnadigpng.  (Wiestnik  Prawa  1905, 
S.  184—198.) 

LüBtiRSKT,  A.  J.,  Die  unbestimmten  Straflirteile.   (Jonrn.  d. 

Justizm.  1905,  Bd.  II,  S.  85-128.) 

Der  Autor  untersucht  den  Entwickeliingsganf?  der  Idee  der 
anbestimmten  Strafurteile  und  kritisiert  dann  die  .\n\vt  ii»lung  dief?€r 
Massregel,  hauptsächlich  sich  auf  die  letzten  Ergebnisse  in  Amerika 
sttttsend,  ihre  theoretische  Grandlage  und  die  Vorschläge  zur  Orgam- 
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sation  dieses  Instituts.  Der  Autor  kommt  zu  negativen  Schlüssen, 
denn  er  ist  der  Meinung",  dass  die  unbestimmten  Strafurtcile  mit 
der  persönlichen  Freiheit  der  Bürg-er  in  einem  Ciegensatzt  stehen 
und  dass  sie  die  erzieherische  Rolle,  die  die  Strafe  in  der  Gesell- 
schaft spielt,  untergraben.  Ausserdem  ist  das  Institat  auch  des* 
w«geo  nicht  anzunehmen,  weil  der  Begriff  der  Besserung,  der  ihm 
zngrnnde  liegt^  viel  zu  nnbestimmt  ist  und  dieselbe  sich  zn  schwer 
konstatieren  ISsst  Die  praktische  Anwendung  der  nnbestinunten 
Urteile  hat  die  Hoffiinngen,  die  man  anf  sie  gesetzt  hatte,  nicht  erflUlt 

LvTSOfliKSKT,  N.  F.,  Die  Grundlagen  des  Gefängniswesena. 
St.  Petersbnrg  1904.   (180  S.) 

Pie  Arbeit  von  L.,  die  viele  \'orsclilKge  zur  Bes.serung  des 
Gefängniswesenb  in  Russland  macht,  ist  keineswegs  nur  für  die 
Organe  der  Gefänguisverwaltung,  sondern  auch  für  die  breiten  Ge- 
sellschaftskreise bestimmt.  Der  Autor  versucht  in  derselbrii  das 
Interesse  dem  Gefängniswesen  gegenüber  wach  zu  rufen  uud  die 
Gesellschaft  selbst  zur  unmittelbaren  Mitarbeit  an  demselben  heran* 
zuziehen.  Da  der  Autor  der  Ansicht  ist,  dass  das  Gefftngnis  den 
Verbrecher  zu  einem  anderen  Menschen  erziehen  musa,  so  legt  er 
ein  besonderes  Schwergewicht  auf  das  Vorhandensdn  und  die  Vor- 
bereitung des  passenden  Beamtenpersonals  Oberhaupt  und  des  Ge- 
fingnisdirektors  insbesondere,  und  auf  die  Tlltigkeit  der  sogen. 
„Aufbichtskomitees'*,  die  er  auf  breiterer  Grundlage  aufisubanen 
vorschlägt.  Ausführlich  wird  das  beste  System  der  Verteilung  und 
der  Arbeitsorganisation  der  Gefangenen  besprochen.  Nicht  unbe- 
rücksichtigt sind  die  Mittel  der  moralisdien  Einuukuug  anf  die 
(it'tangeiieii.  im  gjdssen  und  ganzen  weist  das  Buch  eine  Fülle  von 
werlvollen  I Betrachtungen  auf,  die  hauptsächlich  einen  praktischen 
Charakter  haben. 

Witte,  A.  W.,  Über  die  Verbesserung  der  Getängnisadminis- 
trati'  H  (He  Arbeiten  der  russischen  Landesgruppe  der  Intern. 
Krimin.  Vereinigung.) 

Dem  Autor  liegt  es  am  Herzen,  mit  mfiglichst  sparsamem 
GeldaufWande  die  möglichst  gute  Vorbereitung  des  GelKngnispertonals 
zu  erzielen.  Er  bespricht  ausführlich  die  Uassregeln,  weiche  die 
GeiängnisverwaltQng  in  engere  Beziehungen  zu  der  Justis  bringen 
konnten,  und  untersucht  die  Mittel,  die  der  Hebung  des  Bildungs- 
und des  Vorbereitnngsttiveaus  der  Gefängnisbeamteu  nützlich  sein 
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kfiiuiteiu  Für  diesen  Zweck  schlägt  der  Autor  vor,  die  Gef&ngiiia^ 
inipektion  sn  beaeitigeii  nnd  deren  Funktion  anf  die  Staatsanwalt- 
lehAft  SU  ftbertragen,  die  QehSlter  dßt  Oefingniadirektoren  zu 
erhöhen  nnd  die  Geftognisbeamten  eine  Zeitlang  an  Fetersborger 
Haetergef&ttgniaeen  Dienet  tnn  an  laaaen.  Dann  eoll  man  die  be- 
Bonderen  AnMclitekonilteee  (anstatt  der  jetzigen  WohUUirtskomiteee) 
ins  Leben  rufen,  dem  Richterstande  freien  Zutritt  in  dieselben  sichern 
und  endlich  die  Etats  an  kleineren  Geßingnissen  verkürzen. 

Fallejbw,  N.  J.,  Die  Zellenhaft  (Wiestuik  Prawa  1904,  No.  7 
a  27—53,  No.  8  S.  36—63.) 

Der  Antor  untersucht  ausführlich  den  Zustand  der  Militär- 
gef&ngnisse  nnd  den  Einflnss  des  in  ihnen  durchgeführten  Zellen- 
syttems  anf  die  Gefuigenen.  Er  weist  anf  die  vollständige  Unhalt- 
barkeit  der  Ziele  hin,  die  dem  ZeUensystem  gestellt  werden,  nnd 
verficht  die  Notwendigkeit»  in  den  UilitSrgefilngnisaen  die  Arbeiter 
anf  richtiger  Grundlage  zu  organisieren. 

Pionnowsn,  A.  A.,  Die  Disziplinarstrafen  in  den  Stra&nstalten.  ' 
(Joom.  d.  Jnstizm.  1904,  No.  4  S.  57—102.) 

Der  Autor  geht  von  der  Untauglichkeit  der  modernen  Freiheits- 
strafe aus  und  betrachtet  die  Disziplinarstrafen  als  ein  ^'^eei^netes 
Ersatzmittel  derselben.  Er  untersucht  aber  die  Anwendung  der 
Disziplinarstrafen  nur  in  den  Strafanstalten  Westeuropas  und  Kuss- 
lands (die  Körperstrafe,  die  Einzelhaft,  Fesseln  und  die  Zwangsjacke, 
die  Verlängerung  der  Zuchthausstrafe,  Arrest»  die  Schmälerung  der 
Kost,  die  Entziehung  der  Begiin.stigungen.  die  Geldstrafe,  den  Ver- 
weis). Der  zweite  XeU  ist  der  Kritik  aller  dieser  Jfassregeln  ge- 
widmet. Unbedingt  zn  beseitigen  sind  die  Körperstrafe,  die  Fesseln, 
Sdimilemng  der  Kost  nnd  der  Dankelarrest.  Zn  empfehlen  ist  der 
Verweis,  nnd  die  Verlingemng  der  Strafe,  wobei  aber  die  notwendigen 
Garantien  anm  Schntae  der  Persdnlichkeit  vor  WiUkilr  seitens  der 
Anfidchtabeamten  an  treffen  sind. 

MiROuuBow,  N.  J.,  Das  Gefängnispatronat.  (Joom.  d.  Jnstiam 
19UÖ,  Nü.  2  S.  81— loa) 

Der  Autor  behandelt  ausführlich  die  west^nropSisohe  Gesetz- 
gebang,  die  das  Patronat  reguliert,  und  übt  nach  Kräften  Kritik 
an  einzelnen  Arten  dei'selben. 

Derselbe,  Die  Voraussetzungen  der  Anwendung  der  Sicherungs- 
Zwangsmassregeln  dem  Angeschuldigten  gegenüber.  (Frawo  1904, 
S.  9081—8095  and  ä  8170—8170.) 
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Die  AbbaDdlang  nntemicht  die  Vonnmetnuignii  der  Ver- 
hAftungen  nach  dem  nunisclieii  Becbte  nnd  weist  auf  yiele  LOeken 

der  Gesetzgebang  in  dieser  Hinsicht  hin. 

MiKouuBow,  N.  J.,  Die  Anrechnung  der  Untersuchaogshaft. 
(Sud.  Übosr.  1904,  No.  33  und  34.) 

Der  Autor  kritisiert  das  deutsch-rnsaische  Anreehimngssystera, 
das  auf  dem  richterliclien  Ermessen  beruht,  und  weist  auf  die  Un- 
entbehrlichkeit  der  Regelung  dieser  Frage  von  Rechts  wegen  hin. 

Derselbe,  Die  Vonrassetzaiigen  der  UQtersochniigBbnlt.  (8nd. 
Obenr.  1904,  Ne.  48,  50  und  62.) 

In  den  Hitteilnngen  der  runiscben  Laadeegrappe  der  Intern. 
Krimin.  Vereinigong  sind  einige  Gntachten  über  das  riditeriielie 
ErmcMen  verOffentUeht  worden,  die  fQr  die  Venammlniig  in  Kiew 
bestimmt  waren; 

SciiAWHüw,  K.  W.,  Das  richterliche  Ermessen  und  die  unbe- 
stimmten Urteile. 

Der  Autor  spricht  liaupisachlich  von  der  TnHividnaiisation  der 
Strafe,  von  den  Bestimmung'en  der  ansländischen  Gesetzgebung-  be- 
züglich der  unbestimuiteu  Urteile  und  von  dem  Rechte  der  GefKngnis- 
admioistration,  an  der  Bestimmung  der  Strafe  teilzuneluneD.  Der 
Antor  spricht  sich  prinzipiell  fUr  ein  solches  Recht  ans. 

NovoMBmoeKT,  N.,  Die  Insel  Sachalin  mit  Beif&gnng  der 
Autobiographie  nnd  des  Portrftts  des  Härders  Schirokoloboff. 
St  Petersburg  1908. 

Pakow,  A.  A.,  Sachalin  als  eine  Kolonie.  Korse  Abrine  ftbor 
die  Kolonisation  nnd  gegenwürtige  Lage  Sachalins.  Hoskan  1905. 
(234  S.). 

In  den  letzten  Jahren  interessiei-te  sicli  die  rassische  Gesell- 
srhafr  nnf^enieiii  für  alle«*,  was  in  der  I'resse  von  Sachalin  zu  lesen 
war.  I^is  zur  letzten  Zeit,  wo  (iie  Insel  von  den  Japanern  Hrobert 
wnrde,  war  sie  die  einzige  Verbannungstätte  für  die  gemeinen  Ver- 
breclier.  Das  Gedeihen  oder  das  Nichtgedeiheu  dieser  Kolonie 
können  massgebend  für  die  rassische  Deportation  ttherliaupt  sein. 
Bis  vor  kurzem  bestand  die  Literatur  darüber  nur  aas  den  offt- 
ziellen  Berichten;  das  Erscheinen  solcher  Arbeiten,*wie  vonTBOBiHow, 
DoBoscHBwiTscH  Und  jetzt  ron  NoTOHBBnosrr  und  Pakow  gab  die 
M^lichkeit^  die  Frage  mit  grösserer  Vielseitigkeit  an  behandeln, 
sich  tiefer  in  die  Lage  unserer  Strafkolonie  einsudenken.  Wir  er* 
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fidirMiy  dai«  Saebalin  keiimwegB  ein  verioraes  Berg-  und  Wald- 
lud  Ist,  sondern  eine  der  reicbsten  Eolenien.  Bei  einer  geeeUekten 
Leitsng  vertpricht  sie  sieh  in  ZnlEnnft  zn  einem  bedeutenden  indn- 
stridlen  Zentrum  so  entwickeln.   Das  beweisen  die  Tatsachen,  die 

auf  Vorhandensein  grüsster  Fischreichtümer,  auf  die  Lage  vortreff- 
licher Steinkohlen,  verschiedener  Erze,  sogar  des  Goldes  und  anf 
die  Xaphthaquellen  hinweiaen.  Die  Beschreibung  dieser  Reichtümer 
bildet  haaptsächlicli  den  Inhalt  der  von  uns  zu  behandelnden  Büchern. 

Wir  intereesiflfeB  nns  aber  spesieU  fttr  den  piNulenziftren  Teil 
dieser  Arbeiten. 

In  dieser  BesieliQng  bieten  nns  die  1)eiden  Bücher  ein  reiches 
Haterial  dar.  Wir  führen  saerst  nnr  Charakteristik  der  Lage  der 
Vertentea  einige  ZUEurn  ans  dem  Bnehe  Piitowe  an.  üngeachtet 
des  Beichtnms  der  Insel  leben  45%  der  gesamten  Bevölkerung,  die 
die  Zahl  von  36595  EOpUm  erreicht,  als  Mü&siggänger;  anf  Kosten 
der  Krone  werden  5683  Menschen  unterhalten,  mehr  als  20^/^  der 
produktiv tähigen  Bevölkerung  erhält  eine  Unterstützung.  Brot  und 
Kartoffeln  reicht  nur  auf  9  Monate  10  Tage,  der  Jahreslohn  iiler- 
steigt  13  R.  52  kop.  nicht.  „Es  würde  kaum  anderswe  v<>rkuniiii''n'*, 
sagt  an  einer  Stelle  Panow,  ,.dass  eine  menschliche  beseilschati 
bei  solchem  t'bertiuss  der  natürlichen  Reichtümer,  bei  solcher  be- 
deutenden Kapitalanlage  (innerhalb  80  Jahren,  wie  die  Kolonisation 
danert^  hat  das  Bessert^  dem  die  Verwaltoog  über  Qel&ngnisse  ob- 
l&ft|  mehr  als  15  lOllionen  Bnbel  ausgegeben)  eine  elendere 
Existenc  ab  anf  Sachalin  geMtet  bitte.«*  Die  Kriroinalititt 
ist  anf  der  Insel  nicht  gross,  —  6,14  anf  Tausend  Einwohner  — 
ziemlich  dieselbe  wie  in  Kiew,  Sebastopol,  aber  der  Prozess  der 
Kolonisation  vollsieht  sich  nn  langsam.  Bei  denen,  die  ihre  Strafe 
verbSset  hatten,  sowie  bei  der  jüngeren  Generation  ist  der  Hang 
l^merkbar,  nach  dem  Mutlerland  zu  übersiedeln.  Pa.s  Leben  auf 
Sarh.iliii  ist  Gefahren  ausgesetzt,  und  die  wirtschaftliche  Tätigkeit 
machen  die  zahlreichen  T.andstreicht-i-,  die  sich  aus  Verbannten  re- 
krutieren, nnd  die  schwache  Aufsicht  der  (iefängnlfiadministral^oQ 
vaUkommen  unsicher. 

In  ihren  Büchern  eclilageu  die  Autoren  eine  ganze  Reihe  von 
Befi>nnen|vor,  die  auf  die  Besserung  der  Kolonisation  absielen,  so 
die  EinfUimng  einer  besonderen  Frfiftmgsperiode,  die  Yerleihunip  der 
Selbstvenraltnng  und  der  Landorganisation  an  die  Verbannten,  die 
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Bich  der  landwirtsehaftlichea  Ttttis^keit  widmen,  eine  bessere  Elassi- 
flsienmg  der  Verbannten  nach  ihrem  Alter,  ihrer  Gesnndheit,  ihren 
peyehisehen  Eigenschaften  ntw.  Diese  Entwürfe  haben  jetst  jede 
reale  Bedentnng  efngebflsst  Die  Abtretang  des  südlichen  Teils 
Sachalins  hat  schnell  das  Problem  geltet,  das  mehr  als  25  Jahre 
lang  die  mseische  Begierong  nnd  Gesellschaft  geplagt  hatte. 

Beide  Bücher  sind  wohl  imstande,  eine  allgemeine  Vor- 
stellung von  der  Kolonisation  Sachalin^^  dt  ii  Lesern  zu  g^eben. 

Bkbnatsky,  K.,  Die  Körperstrafe  im  geltenden  Eechte.  (Prawo 

1904,  a  2059—2061.) 

BraHSTAXH,  W.,  Die  Verbannnng  nach  dem  Jakntskgebiet 
(Prawo  1904,  S.  3010—8017,  3077—9081  nnd  3286—8246.) 

Der  Antor  beschreibt  die  schreckliche  Lage  der  administrativen 
Verbannten  in  diesem  Gebiete. 

(jKiMM,  A.,  Das  Zucliiiiauö  zu  NertscUinsk.  (dud.  Obosr.  1005, 
No.  17. 

Malinin,  f.  N.,  Das  berühmte  Geföngnis  St.  Laaare  an  Paris. 
Wiestnik  Prawa  1903,  No.  2/3  S.  75—146.) 

Eine  ansfOhrliche  Beschreibung  der  Geschichte  nnd  der  Ein- 
richtung des  Gefitngnisses  und  seiner  erzieherischen  Wirknng  anf 
die  Gefangenen. 

Hkbmkt,  IT.  N.,  Die  französischen  Gefüngoisse.   (Prawo  1903, 

S.  2775—2780  und  2840—2844.) 

Eine  auBtuhrliche  Beschreibung  der  Gefangnisse  Roissy,  Petite 
Roquette. 

NiK— N8KY,  Über  die  Einzelhaft.  (Prawo  1903,  S.  2077—2088.) 

Kusnqi-Eabawajiw,  W.,  Eine  Untersnchnng  fiber  die  Todes- 
strafe nach  dem  rassischen  Rechte.   (Prawo  1905,  S.  558—564.) 

ALBXAHDBmfKO,  W.  K.,  ÜbcT  die  Answeienng  der  Ausländer. 
(Joorn.  d.  Jnstizm.  1905,  No.  5  S.  84 — 70.) 

Eine  ausführliche  historische  und  vergleichend  dosrmat Ische 
Untersuchung  üln  r  di»'  Anwendung  dieser  Massregel  und  zugU  ich 
ein  Versuch,  die  notwendigen  Garantien  bei  ihrer  Anwendung  fest- 
zusetzen. 

SwATiKow,  S.  G.,  Das  Staat«ge0iigni8  zu  Schlflsselburg.  (Prawo 

1905,  S.  2.S50— 230(3.) 

Die  Geschichte  und  die  Beschreibung  dieser  russischen  Bastille. 
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Dbill,  D.,  Die  Veinnaeliang  d«r  Kriminalitilt  dnrdi  die  Ge- 
sellschaft.  (Snd.  Obesr.  1904,  No.  20.) 

Der  Autor  spricht  von  den  verwahrlosten  Kindern  und  von 
den  Massregfeln,  die  zur  liekämpluug  der  kindiiclien  Landstreicherei 
ergriffen  werden  müssen. 

TscHTscHBöLOWiioWi  J.  G.,  Die  Grnndlao^n  des  modernen  Straf- 
gerichtBverfahrens.   (Journ.  d.  .Tn.stizm.  1903,  No.  9  S.  95-194.) 

Der  Autor  uatersncht  das  Verh&ltnis  des  Strafprosessver&hreiiB 
xn  den  «nderen  DMpliiien  und  seine  Bolle  bei  dem  Sehntse 
der  Rechte  des  AngeUagtea  ond  der  Interessen  des  Staates.  Er 
stellt  dann  yierzehn  Prinzipien  des  Stra^ricbtsTerfthrens  auf  nnd 
nnteranehti  inwieweit  sie  in  den  Oerichtsordnnngen  von  1864  znm 
Aosdrack  gekommen  sind:  die  staatliche  Ansftbnng  der  Justin,  die 
Gleichheit  vor  dem  Gerichte,  die  Einheit  in  dem  Aufbau  und  die 
mögliehst  grösste  Emlaehheit  in  der  Org-anisation  der  Justiz,  die  Zu- 
gäni^lichkeit  für  die  Bevölkerung-,  die  Unabliiinglg-keit  und  die  Selb- 
ständigkeit des  Gerichtes,  die  Beteilisrnn^  des  Volkeö  an  der  Justiz, 
die  gesetzmSssige  Tätigkeit  des  Gerichts,  die  Anfsitchnnj^  der 
materiellen  Wahrheit,  die  X^räsumption  der  Unschuld,  solange  das 
Entgegengesetzte  nicht  bewiesen  ist,  die  Entscheidung  gegen  den 
Angeklagten  entweder  auf  Schuldig  oder  anf  Nichtscbnldig,  die  ün- 
erschtttterlichkeit  des  Urteües,  die  Trennung  der  Anklage,  der  Ver- 
teidigong  nnd  des  Gerichtes,  d.  h.  die  Durchführung  des  AnUage- 
prinsips»  die  (yffentUchkeit^  Unmittelbarkdt  nnd  die  Httudllchkeit 
des  Ver&htenay  den  Grundeatn  der  fireien  richterlichen  Beweis- 
Würdigung. 

ElatsüHitsch,  N.  A.,  Das  Anklage-  und  das  Inquisitionsprinzip 

in  der  Voruntersuchung.  (Jouru.  d.  Justizm.  1903,  No.  3  S.  143 — 166.) 

Der  Autor  untersucht  die  Prinzipien  der  Vornntersuchung  der 
Resolution  des  Petersburger  Kongresses  der  Intern.  Krimin.  Ver- 
eiiii-:ung  iblgt  nd  nnd  kritisiert  von  diesem  Standpunkte  aus  den 
Entwurf  des  Justizministeriums. 

Ltoliksky,  P.  J.,  Die  prozessualen  Rechte  des  in  die  Haft 
genommenen  Angeschuldigten.  (Wiestnik  Frawa  1904,  No.  9  S.  181 
bis  212. 

Der  Autor  untersucht  die  prozessuale  Stellung  des  Angeschul- 
digten in  dem  rusalschen  Straf veHMiren  überhaupt  und  insbesondere 
seine  Bechte  anf  richtige  Beweisaufhahme  und  auf  die  aktive 
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Fonohnngf  und  üntersaohvnif  der  TAtaaehen  wMurend  der  Vonmter^ 
enchnng  wie  in  dem  Hanptveifüiren.  Dann  wird  nntennebt,  iEwieweit 
der  Angeechnldigtef  der  in  die  Haft  genommen  iat^  diese  Bechte 
aoefiben  kann.  Der  Antor  kommt  xn  dem  ScUnaae»  da«  die  pro- 
zessuale Tft%kei(  seitens  des  Angesdinldigten  nur  in  dem  Falle 
nicht  lahmgelegt  werden  kann,  wenn  der  Angeecbnldi^rte  das  Becht 
auf  formelle  Verteidigung  hat,  deren  Ausübung  nicht  von  dem  Er- 
messen des  Untersuchnngsrichters  abhängt 

Ldblinsky,  P.  J.y  Die  Dauer  der  UntersachiuigsbafL  (Prawo 
1904,  S.  1876—1886.) 

Der  Autor  vergleiclit  tabellarisch  die  Dauer  der  Untersnchnngs- 
haft  in  Bassland  mit  der  Dauer  dieeer  Haft  im  Auslände  und  bringt 
dann  eine  Beihe  von  Vorschlfigen,  die  auf  die  Besehkanignng  des 
VerlUirens  gegen  Angeschuldigte,  die  in  Haft  sind»  absielett. 

DuETBOBnnto,  G.  W.,  Die  Unklarkeit,  die  ünToUstfndlgkeit 
and  das  FeUea  des  Gesetaes. 

Der  Antor  beschäftigt  sich  mit  der  Frage  der  Oesetaesinter- 
pretatlon  und  sucht  durch  Beispiele,  die  hauptsSchUch  dem  englischen 
und  indischen  Rechte  entnommen  sind,  za  beweisen,  dass  es  möglich 
ist,  die  freie  schöpferische  Tätigkeit  des  Richters  durch  gesetzliche 
Bestiiniiinn^vn  und  Voi*tichriften  zu  ereetzen.  Zugleich  macht  der 
Autor  iiiK  i>-ssante  Bemerkungen  darübei*,  wie  in  England  die  Gesetze 
gesclirieben  werden. 

Derselbe,  Die  rechtliche  Natur  einer  Gericbtsentscheidaag 
als  Priijudia.    Warschau  1904.    (244  S.) 

Die  Tragweite  Jedes  Gerichtsurteils  erstreckt  sich  keinesnirega 
nar  auf  den  Einselfall,  beaflglich  dessen  es  gefilUt  ist;  aasser  dieser 
engeren  Bedentang  hat  es  eine  allgemeine  Bedentnng:  die  eines 
Prifjndises,  d.  b.  einer  Begel,  die  für  die  Znkonft  eine  Terblndllehe 
Kraft  besitzt. 

Das  recht  interessante  Bach  von  D.  untersncht  nnn  die  Bolle, 

die  Präjudizien  in  der  gerichtlichen  Praxis  und  hauptsächlich  auf 

dem  Gebiete  des  Strafrechts  spielen.  Die  Lehren  des  englischen 
Rechts  \mHPn  sich  in  folg^eiide  .Sätze  zusammenfassen:  1.  Jedes  Ge- 
riclit  ist  au  das  Urteil  einer  höheren  Instanz  gebunden.  2.  Das 
Haas  der  Lords  ist  an  seine  eigenen  Urteile  gebunden.  8.  i>as 
Appellationsgericht  ist  an  eigene  Urteile,  sowie  an  die  Urteile  der 
Iflstanzen  von  gleicher  Zustftndigkeit  gebonden.  In  den  ftbrigen 
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FUl«!  hab»  die  ürteile  nur  eine  relaCfve  Bedeatang.  Die  Gesetz- 
widrigkeit und  die  Unvernunft  des  Urteils  können  an  und  tur  sich 
die  Bedentang*  des  ürteik  als  pines  Präjndizes  nicht  annulieren,  wenn 
der  Bichter  dazu  keine  gebetzlichen  Ciründe  hat.  Recht  tiollfii  l 
sind  die  lirmerkungen  des  Antors  über  die  Bedeutung  der  i'räjudizien 
iu  den  ^Staaten  des  Kontinents  und  über  die  verbindliche  Kraft  der 
ürteile  des  Reichsgerielits  und  des  Obersten  Gerichts-  und  KastttiOBS- 
hofes.  Der  Autor  verteidigt  das  Präjudiz  als  eine  unurngfingliche 
Vorbedingmr  BechtalebenSr  die  den  Interaeen  der  geeetanfisBigen 
Ansfibiuig  der  Jnatis  sowie  der  nnonterbrocfaenen  nnd  aUnfthligen 
Bntwkkeluig  dee  BechteB  dient.  Er  gibt  eine  anaflUirUche  Über- 
•Icfat  der  engliBchen  nnd  kontineiitalen  Lehren  von  dem  FHfjvdii 
nnd  stellt  feit^  inwiewdt  de  Ton  den  veralteten  Tlieorien  der  Teilung 
der  Gewalt  nnd  der  völligen  Anaechliessung  des  geriefatUchen  Er- 
messens beeinflusst  worden  sind.  Die  vielseitige  Darlegung  der  Be- 
deutung und  der  ßolle,  die  Präjudizien  in  der  Ausübung  der  Justiz 
auf  den  Kontinent  spielen,  IfiRst  ihrer  Vollständigkeit  nach  nichts 
zn  wünschen  übrig.  Das  Präjudiz  iinleiHtelir  •  iner  grösseren  Kontrolle 
des  Lebens  als  das  Gesetz.  Dank  seiner  häutigen  Anwendung  wird 
es  l^icliter  zu  einer  Norm  des  Gewohnheitsrechtes  und  gewinnt  da- 
durch die  notwendige  Stabilität,  Autorität  und  Intensität;  es  paset 
aieh  aneh  leichter  den  lohalen  Verhältniaaen  an.  £ine  nebr  oder 
weniger  gitewre  Bindnngahralt  des  Prl^ndizee  wird  dnrch  die  Be- 
Mhaüanheit  der  GerichtsflÜIe^  der  Organisation  und  der  Stellung 
der  Geiiehte  bedingt  In  dieser  verbindlichen  Kraft  ftnssert  sich 
die  rechtaechdpferlsohe  Fonktion  der  gerichtlichen  Tfttigkeit  jedes 
Landes.  Somit  beseitig^  das  Bnch  von  D.,  das  einer  anfinerksamen 
Revision  die  traditionellen  Lehren  Uber  die  Rolle,  die  das  Gesetz 
einerseits  und  das  Gericht  andererseits  bei  der  Schöpfung  des  Pechts 
spielen,  iiuLtrworfen  hat,  in  vielen  Beziehungen  die  Befürchtungen, 
die  mau  gegen  die  Erweiterung  der  rechtäschopferischen  Tätigkeit 
der  Gerichte  hegt. 

Lnsunsn,  A.  J.,  Über  das  richterliche  Ermessen,  bei  Be- 
etiromqpg  der  Strafs. 

Es  gibt  zwei  Arien  des  richterlichen  finnessens:  ein  selb- 
siiadigeB  nnd  ein  nntergeoidnetea.  Wenn  man  das  Oebiet  des 
ersteren  bestimmen  will,  so  mnss  man  unbedingt  das  Wirknngsfeld 
des  Oesetagebers,  des  Bicfaters  nnd  der  Verwaltung  voneinander 


Google 


2526 


OeMtcgttbaDg  und  Lftontar. 


abgieDzen.  Der  Gesetzgeber  hat  das  Sjstem  und  die  Straferten^ 
sowie  das  Haxiniiim  and  Hinimam  der  Strafe  zu  bestimmen.  Die 
Grenzen  des  richterliclien  Ermessens  hSngen  von  der  Beschaffenbeit 

des  Gesetzes  selbst,  von  der  Organisation  des  Gerichtes  nnd  von 
den  iHiliiii^uii^en  seiner  Tätigkeit,  von  der  Beschaffenheit  der  zu 
verhiing-endeu  Strafe  und  von  den  Beding-ungen  seiner  Vollstreckung 
nnd  endlich  von  dem  Verbrechen  selbst  ab.  Diese  Faktoren  sind 
ausschlaggebend  auch  bei  der  Abgrenzung  der  richterlichen  Kompe- 
tenz von  der  der  Verwaltung.  Der  Autor  befarwortet  die  Zu- 
lassung eines  grösseren  Spielraums  für  das  richtliche  Ermessen  nnd 
h&lt  fttr  notwendig,  die  YerbindUchlieit  zahlreicher,  die  Sebald 
qaalifizlerender  Umstände  zn  besdtigen. 

LüBUDffiKT,  P.  J.,  Die  Gmndlagen  des  richterlichen  Ermessens 
in  den  StrafSucben. 

Der  Antor  versacht,  den  HegrifT  des  richterliehen  BnnesseiiB 
selbst  und  seine  rechtliche  Grundlage  zn  ergründen.  Das  richterliche 
Ermessen  kann  mau  als  das  Recht  bestimmen,  sich  bei  der  Aus- 
äbung  der  richterlichen  Befugnisse  frei  uini  zwLokiüiissier  nach  den 
gesetzlichen  Grundsätzen  zn  richten.  Von  dem  admiiii.st! jtiven  Er- 
messen unterscheidet  sich  das  richterliche  Ermessen  durch  die  Un- 
abhängigkeit des  Urteils  nnd  durch  das  An  klage  verfahren  bei  der 
Untersachnng  der  Streitfrage.  Der  Antor  untersncht,  wie  sich  das 
Ermessen  dem  Gesetze  gegenüber  (die  richterliche  Anslegong  des 
GesetzeSi  die  Bedeutung  des  Urteils  als  eines  Prl^udizes)  und  dann 
in  dem  Kähmen  des  Gesetzes  äussert  (die  Anwendung  der  Zwang»- 
massregeln,  die  Beweiswürdigung,  die  prozessualen  Bechte  der 
Parteien,  die  Anerkennung,  dass  ein  gegebener  Tatbestand  alle  Merk- 
male des  Verbrechens  enthält,  und  endlich  die  Straftumessung). 
AosfÜhrlich  wird  die  Beurteilung  der  Handlungen  seitens  des  Ge- 
setzgebers mit  der  des  Richters  verglichen,  dann  werden  die  inneren 
Motive  und  die  soziale  Bedeutung  des  richterlichen  Ermessens  nnd 
seine  Abhängigkeit  von  der  Organisation  der  Justiz  nntersneht. 
Der  Autor  spricht  sich  für  die  Erweiterung  des  richtlicheu  Er- 
messens bei  der  Bestimmung  der  Strafe  ans. 

BoH&i8CHXSC£BW«Pü8CHKiN,  A.  M.,  Die  GreTi?:<^n  des  richter- 
lichen Ermessens.  (Prawo  1904,  S.  433—441,  491—496,  561—566, 
1108—1113  und  1157—1163. 

Der  Antor  untersucht  hauptsächlich  die  Gerichtsprazis,  wie 
sie  sich  in  der  Aburteilung  der  Sektierer  wegen  Störung  des  öflfent- 
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lieben  Friedens  n«w.  Snssert.   Er  kommt  zum  Schlüsse,  dass  die 

Uubestimmtheit  des  Gesetze»  uad  die  breiten  Kähmen,  die  der  richter- 
lichen Strafbemessnng  gezogen  sind,  schädlich  seien. 

Trjegubow,  S.  N.,  Die  Selbständigkeit  des  Gerichtes.  (Joom. 
d.  Jnstizm.  1905,  No.  8  S.  1—85.) 

Der  Antor  notersncht  die  Grttnde,  ans  welchem  die  Antorität 
des  Bichterstandes  in  Bnasland  geennken  ist^  und  empflehlt  eine  fieihe 
▼on  Jiassregeln,  nm  diesem  Übel  zu  Stenern  (die  Beform  der  Be- 
rafinng  zum  Biehteramte,  die  Erhöhung  des  Gehaltes,  die  Dorch- 
führnng  des  Prinsips  der  ünabsetebarkeit,  die  Abschaffung  der 
Bemnneration^  nnd  sonstiger  Anszeichnnngen,  nnd  endlich  einen 
mehr  einheitlichen  Aufbau  der  Gerichtsorganisation.) 

LüBLixsKY.  P.,  Die  Arten  der  Sichernn}:,'sinassreireln  und  die 
^^»rp'ane  der  Anwendung  derselben.  (Journ,  d.  Justizm.  1905,  No.  6 
S.  94—153  und  No,  7.) 

Der  Autor  untersucht  die  strafprozessualen  Zwangsmassregeln 
nach  mssischem  Rechte  nnd  vergfetcht  sie  mit  der  anslftndischen 
Gesetzgebung.  Er  weist  anf  die  Mfingel  des  rassischen  Hechts,  anf 
die  veraltete  Konstraktion  der  Bestimmangen  und  auf  die  wesent- 
lichen L&cken  des  Gesetzes  Aber  die  Begoliernng  der  Bürgschaft 
bin.  Der  Polizei  sind  anch  auf  diesem  Gebiete  viel  zu  viel  Be- 
Algnisse  eingerftnmt 

Li  HLiNSKY.  A..  Zur  bevorstehenden  Strafprozessreform  in 
bentschland.    (Sud.  Ubosr.  No.  14.) 

LxJBLiNsicY,  P.,  Das  richterliche  Ermessen  nnd  die  richterliche 
WiUkfir.   (Sud.  Obosr.  1905,  No.  2.) 

Taubeb,  L.  J.,  Die  Antragsdelikte  und  die  Beform  der  Straf- 
gesetzgebung.  (Wiest.  Ft.  1905,  No.  3  S.  196->2d5,  No.  4 
a  178—225.) 

Eine  Untersnchnng  der  theoretischen  Gründe  fSr  Beschrankung 
des  Verfolgungsiechts  und  der  Uestimmuugeu  des  russischen  Kechts 
darüber. 

Lazablnko,  A.  W.,  Die  «:« i  ichtlichen  Strafmandate,  (Journ. 
d.  Justizm.  1005,  Bd.  3,  S.  1—29.) 

Eine  Kritik  der  Gründe  fiir  und  gegen  die  Einführung  der 
richteriichen  Strafmandate  in  Bassland.  Der  Autor  spricht  sich  für 
die  Einführunir  derselben  aus. 

Jthrbndt  dar  Intanwl  VtnUalgaMkg.  8.  Bd.  160 
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FoBocHOWBCHTscHiKOW,  F.,  BandgloBfleu  eines  Staatsanwalts. 
(Joarn.  d.  JoBtizm.  1905,  No.  4  S.  48^80.) 

Eine  Abliandlnng  darüber,  wie  die  Anklagereden  des  Staats- 
anwalts abgefasst  werden  mttssen.  Der  Autor  lehnt  sich  gegen  die 
Überwnchemng  des  künstlerischen  Momentes  in  denselben  auf. 

ScHiKJAEW,  \\".  X.,  Die  Ent8chä(lig:ung  der  unschuldig  An- 
geklagten aus  der  Staatskasse.  (Prawo  1904,  S.  6ü5 — 677,  725 — 733 
und  767-773.) 

Eine  ausfiilirliche  Abhandlung  über  die  Geschichte  und  die 
Theorie  dieses  Instituts,  die  auch  die  moderne  Stiafgesetzgebnng 
nicht  nnberüclcBichtigt  lässt. 

TscBTscHEOLOwiTow,  J.  G.,  Die  Beform  des  Strafprozesses  im 
Kanton  Zfirich.   (Prawo  1904,  S.  1841^1348  nnd  1379—1387.) 

SriKLMANN.  Ct.  X.,  Der  deutsche  Gesetzentwurf  über  die  Ent- 
Rchädi^uu^^  für  unschuldig  erlittene  Untersuchungshaft.  (Prawo  1^04, 
S.  1010- -1020.) 

Eine  Kritik  der  Grundsätze  dieses  Entwurfs. 

Tf»cHT8CHBGL0WiT0w,  J.  G.,  Der  Strafprozcss  vor  dem  Fomm 
der  Wissenschaft.   (Prawo  1904,  S.  955>-967.) 

Der  Antor  fasst  den  Strafj[>roKes8  als  ein  prozessrechtliches 
VerhKltnis  anf  nnd  macht  nns  mit  seiner  allgemeinen  Konstruktion 
bekannt  Dann  wendet  er  sich  gegen  die  Lehren,  die  sich  seiner 
Theorie  entgegenstellen. 

Derselbe,  Die  wichtigsten  Veränderungen  im  Strafprozesse, 
die  durch  das  neue  Strafgesetzbuch  hervorgerufen  werden.  (Prawo 
100:3,  S.  70'.— 775,  8r.2  und  024— 1».'3G.) 

Lazakkwskv,  X.,  i'i)er  die  gerichtliche  Belangong  von  Beamten. 
(Prawo  1003,  S.  522— .>J!.) 

Der  Autor  weist  nach,  dass  die  Bestimmnngen  des  russischen 
Rechtes  darüber  schon  veraltet  nnd  unbrauchbar  geworden  sind  und 
dass  vor  den  Forderungen  der  Politik  die  Forderungen  der  Gesetz» 
lichkeit  fiberall  weichen  milssen. 

MicHAiLOwsKv,  .1.,  Über  die  Vereinfochung  des  snmmarischen 

Strafverfahrens.   (Wiest.  Pr.  1003,  Xo.  2—3  S.  1— 3f>.) 

Der  Autor  untersucht  die  Ergebnisse  der  Auw  induii;:  drs 
summarischen  Strai  vtrlahrens  in  Westeuropa  und  die  Voraussetzungen 
seiner  Einführung  in  Kussland. 
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TcxAirow,  Cr.       Die  Aufgaben  der  StraQustiz  im  Kaokasas. 

(Ibidem  S.  161—203.) 

Der  Autor  best  hüftigt  sich  mir  der  im  Kaukasus  sUu  k  ent- 
wifkeUen  Neigung  zum  Meineid  und  luii  den  ^fassreg-eln,  die  dagegen 
angewendet  werden  k^mnen,  dann  mit  i  ui  üeschvvorenengericlite 
und  den  Voraassetznngen  seiner  Einführung. 

RosüUowsKT,  A.,  über  das  Emittelnngsverfabren  bei  Staats- 
▼erbrechen.  (Prawo  1905,  S.  313—318  and  391—396.) 

Stillmanx,  Ct.  N.,  Über  die  Verftndernngen  in  der  prozessualen 

Behandlung  der  Staatsverbreclien.   (Prawo  1904,  S.  1465—1471.) 

Ei. ABASTER,  Die  Grundzüge  der  chinesischen  Stra^justiz.  (Journ. 
d.  Justi/.ni.  1903,  No.  6  S.  73—125.) 

Eine  kurze  Abbandlung  über  die  Strafgesetze  Cliinas. 

Bbill,  D.  A.,  Die  Abarteilnng  der  Kinder  nnd  der  Minder- 
jShrigen.  (Prawo  1904,  S.  2010—2018.) 

Die  Untersnehnng  der  strafprozessualen  BesÜmmimgen,  die  in 
Roseland  die  AbnrteUnnir  der  Mindeijftlirigen  regulieren. 

KuLiscHLH,  E,  M.,  Die  P8ycholo8:ie  der  Zeugenaussagen  und 
das  Hauptverfahren.  (Wiestnik  Prawa  1904,  No.  8  S.  171 — 212, 
No.  9  S.  ]t>7— Kill.) 

Eine  recht  interessante  Abhandlung,  der  das  sorgfältige  Studium 
des  englischen  Rechts  und  der  neuesten  Arbeiten  über  die  Psychologie 
der  Zeugenaussagen  zugrunde  liegt.  Der  Autor  weist  die  Notwendig- 
keit nach,  die  Aussagen  vom  Hörensagen  nnd  die  suggestiven  Fragen 
niclit  zuzulassen.  Die  modernen  Untersacbnngen  auf  dem  Crebiete 
der  Psychologie  der  Zeugenaussagen  stärken  die  Position  des  Schwur- 
gerichts» führen  aber  keineswegs  zu  seiner  Abschaffiing.  In  der 
Abhandlung  beschreibt  der  Autor  auch  eine  Reihe  von  Ihm  unter- 
nommener Versuche. 

GoLDBROwsKT,  0.,  Die  Psychologie  der  Zeugenaussagen.  (Sud. 
Obosr.  1904,  No.  16,  17  und  18.) 

Ein  Bericht  über  die  Ergebnisse  der  STKESschen  Versuche 
sowie  seiner  N;u  litVilger. 

Mynz,  P.,  Die  Aussage  der  verletzten  Person.  (Prawo  1904, 
S.  1632—1^36  und  1676—1681.) 

GooEL,  S.  K.,  Ist  die  Reform  des  Schwurgerichts  notwendig? 
(Wiestnik  Prawa  1905,  No.  1  S.  52—72.) 
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Der  Antor  nntenniclLt  die  Tätigkeit  der  Sebwnrgericbte  in 
yerachfedeiieii  Lftndem  und  kommt  su  dem  Schltuae,  das»  in  Buibuid 
dae  Geechwozenengerieht  ganz  gut  ftmktioniert  und  keiner  Reform 
Marl 

'  ToBHOWBKf,  E.  W.,  Die  BepreaslTe  Wirkung  des  Sehwni'- 
gerichts  im  Jakre  1875—1900*  (Jonm.  d.  Jostizm.  1904,  No.  1 

S.  27—77.) 

Der  Autor  untersucht  die  statistischen  Zalileu  über  die  Wirk- 
s  iiiik'  it  des  ruBsisciieu  Schwurgerichts  und  stellt  sie  mit  den  Er- 
gebnissen anderer  Länder  zusammen.  Er  weist  das  Vorurteil  ab, 
als  ob  das  Schwurgericht  eine  schwache  und  schwankende  Re- 
pression erzeuge.  Das  Schwargericht  erfüllt  seine  Aofgabe  in 
Bttsslnnd  ganz  gewissenhaft. 

Die  ganze  Abhandlang  ist  von  grossem  Interesse. 

TuBOüBow,  S.  N.,  Die  Bildung  der  Gescbworenenlisten. 
(Wiest  Pr.  1904,  No.  10  S.  50-67.) 

Der  Antor  nntersncht  die  Znsammensetzvng  der  Kreiskom- 
misaion, der  die  Zusammenstellung  der  Geschworenenlisten  obliegt, 
und  empfiehlt,  diese  Kommission  nocli  durch  die  Vertreter  der  Staats- 
anwaltschaft zu  verstärken,  und  schlägt  überhaupt  einige  Massregeln 
vor,  um  die  Tätigkeit  der  Kommission  etwas  energischer  und  regel- 
mässiger zu  gestalten. 

Spassowitsch,  W.  D.,  Über  das  Recht  der  Geschworenen,  ge- 
stfindige Personen  ftreizasprecben.  (Wiest  Pr.  1904,  No.  1  S.  5—19.) 

TscHüBursKT,  H.  P.,  Das  Geschworenengericht  und  die  neueste 
Senatspraxis.  (Wiest  Pr.  1904,  No.  2  S.  75--94.) 

SüKuLow,  K.  N.,  Die  Kamptjustiz.  (Prawo  1904,  S.  552 — 560.) 

ScHATROw,  N.,  tJber  die  Verteidigung  der  geständigen  Ange- 
klagten. (Prawo  1903,  S.  2329—2333.) 

Diese  Abkandlungen  wurden  durch  eine  Senatsentscheidung 
hezOglich  der  ünzuiassigkeit  fllr  die  Geschworenen,  den  zuständigen 
Angeklagten  freizusprechen,  ins  Lehen  gerufen.  Diese  Entscheidung 
wurde  später  durch  die  Entscheidung  des  Vereinigten  Kassations- 
departements aufgehoben. 

HAiLowriki,  J,  W..  Die  (Grundprinzipien  der  Organisation 
der  »Strafgerichte.  (Ussnownyie  priuzipy  organisatii  ugolownawo 
ssuda).  Toiusk  1905.  (S.  330.) 
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VierzifT  Jfthre  mktionirer  Tätigkeit  der  Begiemng  haben 
stark  an  der  harmoniachen  Organisation  des  durch  die  Gerichts- 
nnd  Prozeasordnnngen  yom  Jahre  1864  geschaffenen  Gerichtswesens 
gerüttelt,  indem  sie  die  Ünabhängigkeit  der  Richter  untergrub,  die 
l«»kalc  Justiz  durch  die  Krsetzuii^r  der  Friedensrichter  durch  Land- 
li.iiiptuiänner  (semskije  natsclialnicki)  zufi^runde  richtete,  die  aussei- 
ordeiitlicheii  Machtbefiig-nis.se  der  Staatsanwaltschaft  verstärkt-e  u.drf^l. 
Der  Xotwendigkeit  iler  Herstellung  der  allen  Prinzipien  in  reiner 
Gestalt  ist  das  Buch  Michailow.skys  gewidmet,  welches  in  seinem 
ersten  Teile  die  Grundzfige  einer  reg^lmftssigen  Gerichtsorganisation 
darstellt  und  in  seinem  zweiten  den  gegen  wärt  ig^en  Zustand  der 
mssisebeii  Justiz  schildert.  Unter  einzelnen  Ansichten  des  Ver- 
fassers sind  als  hesonders  intersesant  dicgenigen  hervorzuheben, 
welche  erstens  das  persSnliehe  Element  im  Gerichtsbestande  voll* 
stftndig  verwirft  nnd  zweitens  die  Schöffengerichte  der  Jnry  (Ge- 
schworenen), welche  in  Russland  sehr  hoch  geschätzt  wird,  vor- 
zieht Nur  aas  rein  politischen  Erwägungen  spricht  sich  der  Ver- 
fasser gegen  die  nnmittelbare  Äbschafltang  der  Schworgerichte  in 
Kussland  aus,  obwohl  er  vom  Standpunkte  der  grösseren  Vollkom- 
menheit des  Systems  die  Ansicht  vertritt,  dass  den  letzteren  die 
Schööengerichte  vorzuziehen  «eien. 

LuBLLNHKYi,  P.  J.,  Verbrechen  wider  das  Wahlrecht  (Prestu- 
pUen^o  protiw  isbirateljnawo  prawa).  St.  Petei'sburg  1905.  (S.  240.) 

Die  Einfälirang  einer  konstitutionellen  Ordnung  in  Russland 
nnd  das  Hervortreten  politischer  Parteien  anf  der  BUline  des  öffent- 
lichen Lebens  machten  eine  Revision  der  Satzungen,  welche  sich 
auf  Verbrechen  wider  das  Wahlrecht  beziehen,  notwendig.  Im 
Westen  sind  sogar  spezielle,  wenn  anch  nicht  sehr  umfangreiche 
Geaetzbficher  dieser  Art  Verbrechen  gewidmet  In  Rnssland  war 
die  bis  jetzt  in  den  Schranken  eng  standrechtlicher  und  gesellschaft- 
licher Kreise  angewandte  strafrechtliche  Beschütznng  der  'Wahlrechte 
finsserst  mangelhaft,  nnd  schwerlich  wird  dieselbe  der  Aufgabe  des 
Schutzes  regelmässiger  politischer  Wahlen  gewachsen  sein.  Das 
Bnoh  des  X'erfassers  ist  ehcji  der  FestBctzung  ricliiiirrr  »iiundsteine 
strafrechtlichen  Wahlreclits  gewidnu't.  Tn  dem  lindie  wriMen  die 
enqrlischen.  franznsiwhen  und  deut.-^cheii  Ge^t-tzgebiinK'-n  in  ht  zng 
auf  Missbräuche  bei  den  Wahlen  und  Reglement ienmg  der  Wahl- 
kämpfe  einer  eingehenden  Übersicht  unterzogen,  i einer  alle  dies- 
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beettglichen  enropftiieheii  GeBetacgebongen  kridich  miteinander  nntef^ 
sucht  nnd  verglichen,  und  wird  endlich  eine  878teiDatiacii>historieche 
Übersicht  dieser  Frage  im  mesischen  Recht  gebracht  Das  ge- 
nannte Buch  erscheint  als  erster  Yersnch  anf  diesem  Gebiete. 

UAumK,  F.  N.,  Die  Rolle  der  Gresellschaft  in  der  BekSmpfting 
des  Verbrechertums  (Geffingfnispatronat)  [Rollj  obstschestwa  w  borjbie 
BS  prestupnostjin  (Tiuremnyi  patronat)]  1905,  S.  72. 

Die  Organisation  der  bei  den  (ielangnibfieu  bestellenden  wohl- 
tätigen Gesellschaften  in  Kussland  zeichnete  mh  nie  durch  ihre 
Gediegenheit  aus.  GegenwUrtig  gedenkt  man  in  dieser  Organisation 
zum  Typas  von  Patronatgesellschaften  ttberzagebeu,  welcher  im 
Westen  ausgebildet  wnrde. 

Als  erste  Anstalt  dieser  Art  erscheint  die  am  15.  März  1905 
gegründete  St.  Petersburger  Patronatgesellschsit  unter  dem  VoTsitze 
-von  J.  J.  FoiKiTZEY.  Das  Entstehen  derartiger  Organisationen  rief 
das  BedQrfhtB  einer  Ausarbeitung  von  Normalstatuten  fttr  dieselben, 
sowie  einer  näheren  Bekanntschaft  mit  den  Er&hrungen  der  schon 
verhältnismässig  dauerhaften  Praxis  des  Patronates  in  West-Europa 
hervor.  Diesem  Bedärfhis  leistet  das .  Buch  von  Malüsik  Geonge» 
indem  es  die  Geschichte  der  Versuche,  das  Patronat  in  Rnss- 
laud  zu  organisieren,  schildert,  und  die  allgemein  angewandten 
Arten  der  P;it ronatshilfe  erörtert.  Der  Verfasser  beseliäftio-t  sich 
ziemlich  austuluiich  mit  der  Erklärnnsr  der  I'iUrnn;it>^idee  als 
Hilfeleistniiff  soitens  juridisch  Starker  den  juridisch  Schwachen  in 
der  Anpassung  an  das  soziale  Leben. 

MoKKiNSKYi,  8.  P.,  Die  Strafe,  ihre  Zwecke  und  Voraussetzungen. 
Iii.  Teil  (Nakasanije,  iewo  zieli  i  predpolosheniia).  Das  Kasuelle 
und  das  potenzielle  Moment  der  Tat  Tomsk  1905.  (260  S.) 

MoEBiNSKT  hat  sich  eine  sehr  interessante  Aufgabe  gestellt^ 
eine  Revision  der  allgemeinen  Grundsätse  des  Strafreehts  vom 
Standpunkte  der  Politik  der  allgemeinen  Vorbeugung,  teOweise  durch 
spezielle  Vorbeugung  ergänzt,  durchzufthren.  In  dem  ersten  Teile 
seiner  Arbeit  hat  er  die  Lehre  von  den  Aufgaben  der  Bepression 
geprüft,  in  dem  zweiten  die  strafrechtlich-politische  Bedeutung  des 
Itesnltats  und  endlich  begründet  er  den  jüngst  erscliieneneu  Teil  der 
Frage  vnii  der  verl*i  e(  herischen  Tat  and  sogar  s(  lion  vom  Kaiisal- 
i)e\n^.  der  'rciliiiiluiie  und  dem  N'ersuch,  AVir  liabeii  hier  nicht  einmal 
die  AlugUchkeit,  die  allgemeinsten  interessanten  bätze  des  Verfasser» 
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wiederzn^^eben.  Wir  wenU-ü  nur  darauf  hinweisen.  Jass  letztere, 
die  KaiisaliTnt.  als  li3'i>otetisclie  T'naus>cli]iessbarkeit  einer  j^ewissen 
Lage  autiastjend,  für  den  Aufbau  einer  adäquaten  Tlieorie  die  Hinzu- 
fügung  eines  besonderen  sabjektiv-potenziellen  Momentes  für  erforder- 
lich erachtet,  welches  in  dem  Besitze  des  BewüBBtseins  einer  gewissen 
Gefährlicbkeit  der  Tat  beetebt  In  der  Frage  vom  Versoche  spricht 
sich  der  Verfitsser  Ar  die  Strafbarkeit  des  Versaches  mit  nntanglichen 
Mitteln  ans.  Die  strafbare  Unterlassnng  hSlt  der  Verfiisser  für 
einen  Grnnd  zur  vollen  Imputation  des  Besoltates  im  Falle:  1.  wo 
das  Snbjekt  verpfliohtet  war,  Sorge  für  die  Vorbengnng  der  Folge 
ro  tragen;  2.  wo  die  gefthrllehe  Lage,  welche  das  Snl^kt  sor 
nachträglichen  Intervenierung  verpflichtet,  dnrch  das  Snbjekt  selbst, 
wenn  auch  un8chnldigen\'eise,  geschaffen  wurde.  Bei  der  Teil- 
nahme unterscheidet  der  Verfasser  die  Mitschuld  von  der  Hilfs- 
Miträterscliaft  durch  die  Erwäf^miL'.  ob  das  zur  Schuld  zu  stellende 
Süssere  Ertijirnis  infolge  vorsätzlii  lier  Handlungen  mehrerer  Personen 
entstanden  oder  nicht  entstanden  ist.  von  welchen  nur  eine  einzig-e 
den  für  di«  Anerkennung  der  Mitschuld  festgesetzten  KrtV^rderuissen 
entspricht  (im  ersten  Falle  ist  ansser  Mitschuld  auch  hilfeleistende 
UittAterschaft  vorhanden). 

NiBOEOFF,  W.  B.f  Systematische  Sammlung  der  Bestimmungen 
der  Kongresse  der  Vertreter  russischer  korrektioneller  Anstalten 
fttr  jugendliche  Verbrecher.   1904.   (110  S.) 

I>ie  ru.>MM  hen  Korrektlonsanstalien  für  juj^endliche  Verbrecher 
erreirbtt  n  eine  «rhebliclie  Vullkummenheil,  wozu  die  während  der 
letzten  15  Jahre  stattgefundenen  6  Kongresse  der  Vertreter  dieser 
Anstalten  im  hohen  Masse  beigetragen  haben.  Auf  diesen  Kongressen 
wurde  eine  Reihe  von  interessanten  Fragen  eingehend  erörtert 
ond  geprfift  Die  benannte  Sammlung  stellt  an  sich  eine  systema- 
tische Wiedergabe  der  Eongressresolutionen  dar,  begleitet  von  Aus- 
zfigen  ans  den  in  den  um&ngreichen  „Arbeiten'^  der  Kongreese 
enthaltenen  Motiven.  FUr  den  Praktiker  bietet  diese  Sammlung 
einen  grossen  Wert. 

ScniKKoFF.  AV,,  Die  strafbaren  Pressliandlunj^^en  nach  dem 
neuen  istrafget^etzbuch.   (Journ.  d.  Justizm.  1^U5,  No.  7.) 

IrLum,  Über  körperliche  Besehfidigung  und  Vergewaltigung 
nach  dem  neuen  Stra%esetxbuch.  (Ibidem,  No.  9.) 
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LuuLiNSKT,  P.,  Der  VTl.  init i nationale  püniteiiziUre  Koiigress 
in  Budapest  im  Jahre  lUUä,  (Ibidem.; 

Derselbe.  Der  X.  internationale  Kiiniiuaiiäieu-Kongreäs  in 
Hambarg.    (Ibidem,  No.  8.) 

Tarnowbky,  E.,  Die  Bewegung  des  Verbrechertums  im  europäi- 
sehen  Bnssland.  (Ibidem.) 

FallbjbfFi  N.,  Die  Kinder  der  Häftlinge.   (Ibidem,  Ko.  7.) 

LuBLiKSKT,  F.,  Die  polizeilidie  Verhaftung  in  Zweeken  der 
Rechtspflege.  (Wiest.  Pr.  1905,  Ko.  7  und  8.) 

Dieser  Auünits  ist  der  geschiehtlichen  Entwickelang  and 
der  vergleichend  dogmatischen  Übersicht  der  Rechte  der  polizei- 
lichen Verhaftungen  in  verschiedenen  westeuropSischen  Staaten,  wie 
auch  einer  ausfOhrlichen  Kritik  derjenigen  fragmentarischen  Be- 
stimmungen gewidmet,  welche  über  diese  Frage  in  der  russischen 
8trat'piuzoss(»i(linmg  enthalten  sind.  Der  Verfasser  {gelangt  zu  dem 
Schlüsse,  dass  es  in  "Hnsslaud  kciuc  l'ulizei-Verhaftung,  als  ein  be- 
sonderes Tnsritiu,  uibt  und  weist  hin  auf  die  Notwendij^keit  zahl- 
reielier  Ketormen  auf  dem  Gebiete  der  kontrollierenden  Überwachung 
der  Tätigkeit  der  Polizei,  deren  Verantwortlichkeit  und  der  Ab* 
schafi'nng  selbständiger  Befugnisse  der  administrativen  Organe, 
Arretiernngen  vorzunehmen. 

Bürgerliches  Recht  und  bürgerlicher  Proaess  (1903  bis  1905). 
Referent:  Albxamdbe  Ljubluhski,  Petersburg. 

Die  oben  erwähnten  drei  Jalire  haben  sich  hinsichtlich  der  litera- 
rischen Erzengmisse  auf  dem  Gebiete  des  Zivilrechts  als  nicht  er- 
giebig erwiesen.  Die  durchlebte  Zeit  und  die  zum  politischen  Leben 
eiwaclite  russische  Gesellscliaft  rückte  sehr  entschirdi  ii  die  politi- 
schen Interessen  in  don  V^irdergrund  und  viele  nissisi  he  (lelehrte, 
darunter  auch  die  Zivili>t«ii.  /.eit^tt-ii  ein  Stieben  zur  politiseheii 
Betätigung  zum  zeitweiligen  Nacliteil  der  Interessen  der  wissen- 
scliaftlichen  Bearbeitung  unseres  Rechts.  Es  können  daher  aus  der 
Zahl  der  literarischen  Erzeugnisse,  die  in  den  bewähi  ten  Jahren  er- 
schienen sind,  auf  dem  Gebiete  des  Zivilrechts  nicht  viele  bedeu- 
tende Werke  vermerkt  werden. 

In  dieser  Zeitperiode  sind  die  beiden  letzten  Bände  des 
K.  ANNENKOwschen  Werkes:  „System  des  mssischen  Zivilrechts"  ver- 
uffentlicht   Das  ganze  Werk  besteht  ans  6  Bänden  und  gibt  eine 
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voUstftDdigo  DarlegoDgr  der  geltenden  rneBiscben  Gesetse  und  der 
nuaischen  Literatur  auf  dem  Crebiete  des  Zivilrechte.  Der  Autor 

benutzte  nicht  nur  die  in  Rnssland  erschienenen  hedentenderen  Werke 
der  Zivilreclitsliteratnr,  sondern  auch  die  kleinereu  Artikel  aus 
Zeitungen.  Die  hauptsächliche  Bedeutung  dieser  Arbeit  ist  indessen 
praktischer  Art.  Ferner  ist  auf  das  sehr  umständlielie  Werk  des 
N.  J>As.\KK\viT5<rH:  ,.Die  Haftung  für  die  von  Amtspersonen  ver- 
ursachten Schäden"  hinzuweisen.  Der  Verfasser  leg^  dar  und  unter- 
wirft einer  allseitigen  Kritik  die  bestehenden  Theorien  anf  dem 
von  ihm  gewählten  Gebiete,  ebenso  die  Bestimmungen  der  ansUn- 
disßhen  und  rosBischen  Gesetze  ond  stellt  selbständige,  oft  sehr 
gelungene  Lehrsätse  anf.  Dieses  Werk  erscheint  in  der  gegen- 
wärtigen Zeit  besonders  widitig,  wo  die  Frage  wegen  der  Haftung 
von  Amtspersonen,  sowohl  der  xivilrechtlichen  wie  der  strafrecht- 
lichen, einer  legislatorischen  Bevision  nntersogen  wird.  Femer 
erschien  die  Arbeit  des  Professors  W.  H.  Gobboh:  »Die  Fest- 
stellnngsklage in  welcher  die  Selbständigkeit  dieser  Klage  als 
einer  sukheu,  die  eine  gerichtliche  Feststellung  zivilrechtlichcr 
Rechtsbeziehnngen  zum  Ziele  hat  und  ihr  Unterschied  von  der  auf 
Verurteilung  abzielenden  Klage  be\sif8Ln  wird.  Bemerkenswert  ist 
auch  das  Werk  B.  W.  Porowri:  „Die  Verteilung  der  Beweislast 
unter  die  Tarteien  im  Zivilprozess",  wo  der  Autor  da»  onus  probandi 
anf  etbisclier  Grundlage  zn  konstmieren  sucht.  Sodann  ist  auf  die 
schOnen  Arbeiten  W.  Issatschibkos  über  den  russischen  Zivilprozess 
hinzaweisen,  von  denen  die  eine  einen  umständlichen  praktischen 
Kommentar  zn  den  Gmndbestimmnngen  der  ZivUprozessordnnng 
darsteUt.  Eine  soigfUtlge  üntersnchnng  hat  A.  K.  v.  Bsssok  dem 
wenig*  bearbeiteten  Gebiet  der  Prisengerichte  gewidmet.  Eine 
grosse  Bedentang  für  die  Lehre  des  Zivilrechts  haben  die  Werke 
G.  W.  Waskowseib:  „Sammlung  von  Aufgaben  anf  dem  Gebiete  des 
nusiscben  Zivilrechts"  und  Gonooirs:  ^Praktische  Arbeiten  anf  dem 
Zivilrechtsgebiete".  Die  projektierten  Umgestaltungen  der  bäuer- 
lichen Gesetzgebung,^)  die  teilweise  jetzt  schon  verwirklicht  siud, 
haben  das  Erscheinen  der  Arbeit  1  s  p!ofess(»rs  A.  Giljakw: 
„Fragen  des  Privatrechts  in  den  Geset/.entw  iiitVii  betreifend  die 
Bauern"  veranlasst.  Von  der  Zeitschriftenliteratur  verdienen  Be- 
achtung die  Artikel:  A.  G.  Gabsmiüns:  ,,Von  der  Anfbebang  der 

>)  Cfr.  Anm.  8.  2190. 
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Schuldenhaft  in  den  Gouvernements  des  Königreichs  Polen"; 
N.  Towstuukh:  „Die  Schenknnf,»-  nach  dem  geltenden  Recht  in 
Verbindung  mit  dem  Eiitv  ni  den  Bürgerlichen  GesetzbiTchs"; 
A.  N.  Heink??:  „Der  Kouniiissiunsveitrag'* ;  A.  P.  Hei»da>:  „Der 
l'tiichtteil  im  Erbreohf*;  N.  N.  Towstot.tfs:  ^Das  gemeinschaftliche 
Eigentnm  nach  dem  Entwurf  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs": 
S.  ^^^  .Ir  fkrow.s:  ^Das  Eigentum  an  Musikwerken  im  Entwurf  des 
liürgerlichen  Gesetzbachs*^;  A.  N.  BuTOwasiS:  ^Von  den  Teilungs- 
akten"; S.  M.  KoTUABBWsKis:  „GerichtSTerfahren  und  Vomimdschaft 
bei  den  Bauern";  t.  BsiKKiiAHifB:  „Zur  Frage  der  JJqiudieniiig  der 
Servitntenbeziehnngen" ;  des  Professors  D.  Gkimk:  ^Zur  Lehre  von 
den  Bechtsoltjekten'*;  A.  T.  Gibsmanns:  „Von  der  Beweiskraft  der 
Handels^  und  Haklerbttcber";  A.  Butowbkis:  „Das  Yerkan&recht"; 
Z.pB0K0W8Kr9:  „Zur  Frage  der  Annahme  der  Erbschaft";  U.  WnrAVSBa: 
„Die  Zivillstik  in  den  Zeitereignissen;  der  Rechtsstaat  und  die 
Grundlagen  des  Zivilj»n'Z('ssrs  -  n.  v.  a. 

An  Gesetzgebungawerkt-n  auf  dt-m  Goliifte  d*»«<  ZivilrtHlit.s  siud 
erschieiit'ii :  «It-r  Entwurf  f'ines  l>iiit:erliciien  (iesotzbuchs  uiui  ein 
Entwurf  der  neuen  Redaktion  der  NotariaTsoninung.  Besondere 
Beachtung  verdient  freilich  der  erstere  Entwurf,  der  das  Ergebnis 
der  Arbeiten  einer  besonderen  Kommission  darstellt^  die  aus  nam- 
haften rassischen  Zivilisten  bestand  und  an  der  Abfassung  des 
Entwurfs  nahezu  24  Jahre  lang  arbeitete.  Diese  Dauer  der  Arbeit 
erklärt  sich  dadurch,  dass  die  Kommission  in  die  Notwendigkeit  ver- 
setzt wurde,  das  erforderliche  Material  herauszusuchen  und  Arbeiten 
vorbereitender  Natur  herauszugeben.  Als  Quellen  dienten  den  Ver> 
fassern  des  Entwürfe  hauptsächlich  die  Beichsgesetze  und  die  diese 
erlftutemde  Judikatur  des  Kassationshofs.^)  Der  Entwurf  lisst  auch 
in  reichem  Mafse  die  Anwendung  der  Normen  des  Gewohnheitsrechts 
zu.  welches  in  einigen  Teilen  und  Volksständen  uiist  res  Staates  feste 
Wurzel  gefasst  hat.  Die  Konnnission  strebte  einen  Ausgleich 
zwischen  den  jetzt  li«stcliiiiil«ii  allirrmeinen  (Tpsptzen  de>  Rfidies 
und  denjenigen  an,  die  in  einigen  Gebieten,  vorzugsweise  im  König- 
reich Polen  und  in  den  baltischen  Gouvernements  in  Geltung  sind, 
wobei  in  Aussicht  genommen  ist,  einige  Teile  des  neuen  Bürgerlichen 
Gesetzliuchs  auch  auf  diese  Gebiete  zu  erstrecken.  Bei  Abfassung 
des  Entwurfs  liat  die  Kommission  auf  die  wissenschaftliche  Be- 

')  Cfr.  Auu).  248G. 
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arlieitniis  der  einzelnen  Beehtofiragen  und  die  Beetimmnngen  der 
aosländischeii  Gesetze,  danmter  seltotveratändiicb  auch  auf  das 
dentsehe  B&rgerliche  Gesetzbuch  vom  Jahre  1896  in  sorgfältiger 
Weise  Bflcksicht  genommen,  indem  sie  ihren  Einflnss  hanptsäehlich 

im  Gebiete  des  Obligationenrechts  znliess.  Der  Entwnrf  gliedert 
sich  in  5  Bücher:  1.  Allgemeine  Bestininmngen,  2.  Familieniecht, 
3.  Imiuobiliarrecht,  4.  Erbrecht,  r>.  Obli^jationenreclit,  wobei  der 
Entwurf  auch  die  Normen  des  TIandelsiethts  enthält.  Anfmeriisaui- 
keit  ist  auch  gewidmet  der  deiianiffkeit.  der  konsequenten  Durch- 
führung und  Klarheit  der  Terminologie,  Die  grundlegenden  Be- 
stimmungen, durch  welclie  die  Kommission  sich  leiten  Hess,  waren: 
1.  im  Bestreben,  die  Rechte  All*  i  überhaupt  zn  umgrenzen,  wendete 
sie  besondere  ÄnfmerlLsamkeit  den  Interessen  derjenigen  zn,  die  nach 
ihrer  persönlichen  oder  vermögensrechtlichen  Lage  besonderen  Gesetzes* 
Bchntz  benötigen;  2.  sie  vermied  den  Formalismus;  8.  dem  Ermessen 
des  Gerichts  wird  ein  breiter  Banm  gewährt;  4.  den  beteiligten 
Personen  wird  eine  rasche  Inansprachnalime  des  Gerichts  erleichtert. 

ErgSmzimgen  für  die  Jabre  1908/1904. 

Fkikduich  Schondorf,  Odessa. 

Teil  habe  bereit?  im  letzten  Jahrbuch  bemerkt,  dass  die 
rusBi>(  lie  Ziv  ilist ik  »-in  jrar  kiiiiimerlirlieB  Dasein  fristet.  Die  luMiirii 
Jahre  l^u;i — ll<u4  liefe  in  einen  neuen  Beweis  dafür.  Ks  sind  nur  ein 
paar  Arbeiten  zn  verzeichnen,  so  dass  ich  der  Vollstfindigkeit  wegen 
die  handele-  and  wediselrechtliche,  sowie  auch  die  ziviiprozess- 
recbtlicbe  Literatur  zitieren  werde. 

Anf  dem  Gebiete  der  eigentlich  privatrechtlichen  Literatur  sind 
noch  einige  Monographien  zn  nennen.  Trbpizik  hat  eine  tüchtige  Arbeit 
geliefert  fiber  den  „Übergang  des  Eigentumsrechts  an  beweglichen 
Sachen  durch  Übergabe  und  Einigung**  (die  Frage,  ob  Willens- 
einigung  zur  Eigentnmsflbertragnug  an  beweglichen  Sachen  genttge 
oder  ob  noch  Tradition  nötig  sei,  ist  im  rnssiscben  Recht  nicht  klar 
entschieden.)  Die  kleine,  aber  aus^x»  zeichnete  Schrift  des  Jfoskauer 
Prof.  Kas.so  über  ^.Pactum  ib'  vt  iidendo  und  llaiidLii  ld''  nach  nissi- 
schtm  Kecht  ist  nur  die  Ktii/fhuisaabr  sriii.  >  uiifer  diesem  Titel 
erschienenen  Artikeln  iia  ,,Juuniu]  des  Jll^ti/.Illilli^It  riuiiis".  End- 
licli  sei  noch  der  neuen  Ausgraben  der  Ziviigesei/e  mit  Kr- 
läüterungen  nach  den  liassatiouseutscbeidangeu  von  Hauukb  und 
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BoKuviKovsKi  gedacht  (verjrl.  ebenfall>  im  letzten  Jahrbuch).  Über 
das  neue  Gesetz  vom  2.  Juni  ll»08,  über  EiitschKdignng  der  Arbeiitr 
bei  Uuglttcksßllen.  ssind' einige  Ai  l)eiten  erst  hienen.  Einen  nrafang- 
reichen  Kommentar  zu  dem  UeBetze  bietet  Litvinow-Falinski. 
Schliesslich  sei  noch  erwähnt,  dass  Povorinski  sein  systematischeB 
Verzeichnis  der  russischen  zivilrechtlichen  Literatur  in  2.  Aufl.  er^ 
scheinen  Hess.  —  Lehrbücher  des  Handelsrechts  sind  erschienen 
von  Prof.  ScHERscHENEWiTscH  (Eazau)  und  von  Prof.  Nbfbdibw  (Hoskan). 
Von  letzterem  bloss  2  Liefemngen.  Der  praktische  Kommentar  des 
nenen  Wechselrechts  von  fiaron  Nolxbn  ist  in  2.  AniL  erschienen. 
Es  ist  leider  charakteristisch,  dass  auch  diese  Bearbdtnng  der  nenen 
Wechsdordnnngr,  die  zweifellos  die  beste  nnter  den  in  Rnssland 
erschienenen  ist.  dennoch  nicht  an  den  deatschen  Kommentar  Yon 
Keyssner  und  xSkcbecker  heranreicht.  Die  Zivilprozessurdnuiifj:  ist 
von  BvKuviKuvsKi  nacli  den  Kas&atiunseutücheidungen  erläutert  wurden. 
Viel  besser  ist  aber  die  Au^rrabe  von  GuKi*uN,  der  die  einzelnen 
Paragraphen  nicht  bloss  durcli  die  Kassationsentscheidungen  kommeii- 
tiert.  sondern  auch  durcli  die  Motive  usw.  Das  Lehrbuch  des  Zivil- 
prozesses von  Prof.  Engklmann  (Jurjew)  ist  in  2.  Aufl.  erschienen. 
Das  umfangreiche  Werk  verfolgt  in  seiner  neuen  Gestalt  nicht  bloss 
praktische  nnd  Lehr-Zwecke,  sondern  enthält  anch  theoretisches 
Material  nnter  Benntznng  der  fremdländischen  Literatnr.  Die 
^Grundsätze  des  Zivilprozesses"  von  Issatschbnko  stellen  einen 
praktische  Zwecke  verfolgenden  Kommentar  der  grandlegenden  Sätze 
der  rassischen  Zivilprozessordnnng  dar.  Wenn  ich  znm  Schlnss 
noch  Satvobnitzkis  „Praktische  Übnngen  ans  dem  Zivilprozess** 
nenne,  so  habe  ich  damit  bereits  die  ganze  Literatnr  erschöpft 
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Beferent:  Dr.  W.  UppstrSiii  HUradshOfding,  Stockholm. 

1902— 1905.  >) 


A.  Gesetzgebung. 

So  eng  hängt  in  unserer  Zeit  die  Geschichte  der  Gesetzgebmig 
and  der  ReehtsUteratar  mit  den  politischen  nnd  parlamentarischen 
Verh&ltiiuieii  snsammen,  dam  ein  BftckbUck  auf  die  hanptsAchlichen 
EreigniMe  des  iimeren  und  änasereik  Staatslebem  als  grondlegeiider 
Bestandteil  des  Berichtes  Uber  die  bei  der  Bechtsvergleicfanng  in 
Frage  kommenden  Ergebnisse  des  bezftglichen  Zeitabschnittes  er- 
achtet werden  mnss.  Leider  ist  meine  Aufgabe  diesmal  eine  un- 
erquickliche. Weil  es  aber  dem  Schicksal  zu  entgehen  nicht  gestattet 
war,  kann  ich  nicht  nmhin,  anf  die'  klassische  Vorbemerknng,  mit 
welcher  der  Troische  Heros*)  beginnt,  anzuspielen: 

„Iiiiuüdnm,  regina,  jubes  leiiuvare  dolorem 

Troianas  nt  opes  et  lamentabile  regnum 

Kruennt  Danai; 

Sed  si  tautus  amor  casus  coguoscere  nostro», 
Quamqnam  animos  meminisse  borret  Inctnqne  refogit 
Incipiam.'* 

Wahr  ist  freilich  meistens  das  Sprichwort:  „Omnis  similitndo 
dandicat^.  So  gewiss  auch  hier.  Immer  bleibt  jedoch»  der  ur- 
sprünglichen tiefliegenden  Abgeneigtheit  zufolge,  ein  Bodensatz  des 
widerstrebenden  Qef&hls. 

Auf  das  Honatsblatt  (Bulletin  mensnel)  der  Pariser  Gesellschaft 
för  vergleichende  Gesetzgebung,  auf  welches  ich  auch  diesmal  hin- 
weisen luusä,-')  Iiabe  ich  schon  das  unglückliche  Spiel  und  das  be- 

■)  FOr  die  Jahre  1902—1904  rergl.  Bulletin  mensttd  de  la  Soci6t6 
de  legislation  compar^e,  1903,  S.  220  IT.;  1904,  S.  432  if. 
-}  Aeneis,  Lib.  II,  t.  33 ff. 
Vergl.  Anm.  1,  oben. 
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klagenswerte  Regiment  der  heimiBcfaen  Danaer  auf  Eoeten  der 
vitalsten  IntereBsen  eines  von  gewissenlosen  politischen  Ffihrem  zum 
Parteikampf  gehetzten,  in  seinen  Lebensänsseningen  zurückgehaltenen 
Volkes  f&r  die  Jahre  1902—1904  geschildert  Bei  der  nicht  zn 
verhehlenden  Schwierigkeit  und  Unannehmliehkeit,  die  Gedanken 
iiumer  geradeaus  luid  otfen  auszudrücken,  wurden  indessen  manchmal 
die  von  den  scharaerregeuden  Beg^ebenheiT^  ii  hervorgerufene  Unlust, 
sowie  dif  imiieUamea  Aliiiuiijren  der  en'lliclteu  Ergebnisse  d»  r  bös- 
williVeii  und  törichten  8ti  t  itigkeiteu  iu  den  iubaltsschweren  JSprücheii 
der  alten  Attiker  eingekleidet. 

Plötzlicher  als  erwartet  kain  aber  das  Verhängnis  über  die 
Mchtaahnenden  oder  NichtssehenwoUenden,  nnd  die  sumpfigen  Finten 
„Fimbnls"  bSndlgten  den  in  Fesseln  zuckenden  „Wing  Thorr"*. 

Freilich  zeugen  die  Nebenereignisse  von  'Verheissungsvolleren 
GegenstrQmungen  markigerer  Schichten.  In  dem  kritischen  Moment 
waren  sie  aber  nicht  im  Überwasser. 

Unten  erwähnte  Tatsachen  werden  das  Gesagte  erklären. 


Die  Slaaisflnanzen,  welche  während  dtr  Zeliiijaliit'^periode 
1890 — 1H99  ein  treues  Bild  des  allertMueiuen  ökouumi.si  lit  n  Aui- 
sch\vuu;.'i\^  gewährten,  die  listtVdgenden  Jahre  aber  nur  nicht 
dieselbe  reichliche  t bersehusstülle  aufweisen  konnten,  waren  Jeden- 
falls fortwährend  als  vollkommen  befriedigend  und  gesund  zu  be* 
zeichnen.  Die  budgetarischen  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  für 
das  vom  1.  Januar  1902  bis  1.  Januar  1903  laufende  Finamgahr 
zn  156140000  K.  veranschlagt  waren,  wurden  heim  Reichstag  1905 
für  das  Finanag'ahr  1906  zn  179270000  E.  berechnet.  Ffir  1907 
hat  man  die  Snmme  von  199383000  K.  erreicht.  Die  wichtigsten 
Einnahmequellen  sind  nach  der  im  Jahre  1903  stattgefltndenen 
vollständigen  Tilgung  der  Grundsteuer  die  folgenden: 


Finanzwesen. 


1905  1907 


Zölle  

Eisenbahnen  ... 

}^»st  , 

Telegraph  .... 
Doniii  neu  und  Wälder 
Stempel     .    .    .    .  , 


54000000  K.     58000000  K. 
IIOIMHMM)  „       13000000  ^ 
IT)  84' 000  „       17000000  „ 


75O000Ö  „  SsoooOO  „ 
9  4  Ol » 00«  ►  ,.  OÖOOOOO  ^ 
6600000  ^       9200000  ^ 
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1905  1907 
Kübenzackerfabrikatioii  .    12000000  ^      13500000  ^i) 
BranntweiDfabrikation    .   25700000  „     28500000  ^, 


Malzstener  .  .  ;  .  .  8000000  „  8000000 
Direkte  Stenern.   .   .   .   19600000  „  22000000 

Nen  fOr  diese  Periode  sind:  die  progressive  Einkommen- 
stener  (K,  Verordn.  Yom  21.  Jan!  1902,  27.  Hai  1904),  die  Halz- 

Btener  (K.  Verordn.  vom  1.  Juni  1903)  und  ausserdem  die  (ca. 
1300000  K.  betragende)  Punschstempelstouer  (JC  Verordn.  vom 
22.  Mai  1903). 

Einkoinineiisteuer. 
Die  progressive  Kinkoiiiuiensteuer,  welche  als  Ersatz  tiir 
die  aU^■n  (^irnnd'^teueni  zu  erachten  ist,  bestellt  neben  der  bisherigen 
sogen.  ..aligemeinen  Bewilligung'*  (^Allraanna  Bevillningen*^),  einer 
direkten  gleichförmigen  Steuer  von  a)  grundsUtzlich  und  höchstens 
1  ®/o  der  die  gesetzliche  Hühe-)  erreichenden  Einnahme  von  Kapital 
oder  Arbeit;  b)  0,06  %  des  Wertes  von  agrarischen-  Gmndstficken 
nnd  c)  0,05  %  dee  Wertes  der  städtischen  Grundstücke.  Die  nene 
progressive  Einkommenstener  ist  mit  obligatorischer  Steuer- 
erklSning  (Selbstdeklaration)  verbanden  nnd  trifft  die  das  Mindest* 
mass  von  1000  K.  jSlirlich  erreichenden  Einnahmen.  Bei  Einkünften 
von  1000  bis  einschl.  -2000  K.  sind  800  K  steuerfrei;  von  2000  bis 
einschl.  3000  K.  sind  600  K.  steuerfrei,  nnd  von  8000  bis  einschl. 
4000  K.  sind  400  K.  frei.  Von  4000  bis  einschl.  6000  K.  wird  der 
eiufache  Betrag  oline  Progression  vei  anlagt.  Steigt  das  TCinkomuien 
aber  6000  K..  so  wird  der  Betrag:,  nach  welchem  die  Steuer  zu 
bereelinen  ist,  dermasseii  bestiuimt,  dass 

a)  6000  K.  nnverändert  aufzuführen  sind; 

b)  der  6000  K.,  aber  nicht  10000  K.  übersteigende  TeU  mit  50% 

r    10000  ,     ^      „     15000  „  „  «      ,  100  „ 

„    15000  ^     ^      ^    20000  ^  «  „     „  150  ^ 

y,   20000  „    „      „    80000  „  „  „         200  „ 

,  80000  „    r      r    50000  ^         ^  ^     ^  250  „ 


50000  „    ,      „    80000  „  ^  „     „  300 

80000  ^  fibersteigende  Teil  mit  400  ^/o  vermehrt  wird. 


Jetzt  sogen.  Zuckerateuer. 
-)  Eiunahinen  unter  5(X)  K.  jähriicb  sind  frei.    Erreicht  die  Ein- 
üttliuie  500,  aber  nicht  12(X)  K.,  sind  450— 05Ü  K.  frei.    Beträgt  sie 
1200,  aber  nicbt  1800  K.,  sind  900  K.  ftrei. 
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Die  Snmme,  njidi  wekto  die  Steuer  sa  eatriehten  ist»  claif 
jedoch  nicht  höher  berechnet  werden,  als  zn  dem  yiermaligen  Betrag 
des  eUigeschfttsten  Einkommens.  Der  Steaersats  betrigt  1  %  des 
ESnknnftbetrages,  nach  welchem  die  Steuer  m  entrichten  ist  Man 

bezahlt  also: 

für  ein  Jahreseinkommen  von   1 000  K. 


«  «  «  1,  6000  „ 

«  n  ,  6200  . 

n  n  ^  n  10000  „ 

n  n  n  n  20000  „ 

,  80000  „ 
.  145000  „ 


2K. 

60  ^ 

120 ; 

845  „ 
2545  „ 
5820  „ 


Die  Steuererklärong  ist  auf  Ehre  and  Gewissen  abzugeben 
von  demjenigen,  welcher  entweder  eine  nicht  unter  1000  £.  betragende 
Einnahme  von  Immobiliareigentnm  oder  Kapital  oder  eine  nicht  unter 
2000  K.  von  anderen  Quellen  herrührende  Einnahme  das  vorhergehende 
Jahr  genossen  hat,  besw.  zu  efaiem  solchen  Einkommen  eingeschfttat 
worden  ist  Die  ErkUrung  geht  darauf  ans,  dass  der  Steuerpflichtige 
das  vergangene  Jahr  nicht  grvJssere  Einkflnfte  dieser  und  jem 
Kategorie  als  die  deklarierten  Summen  gehabt  hat.  Im  übrigen 
sind  die  Deklarations-  sowie  die  Einst  hiilzuni-f, Vorschriften  so  fiska- 
lisch dehubar,  dass  der  Ehrenmann,  nin  Konflikten  mit  seinem  Ge- 
wissen und  mit  dem  Fiskus  zu  ent^'-ehen,  im  allgemeinen  zu  hoch 
deklarieren  muss.  Versäumnis  der  Erkliirungspflicht,  sowie  unvoll- 
ständige Erklärung,  ohne  zureichenden  Entschnldigungsgrund,  bringt 
Verlust  der  gesetzlichen  Rechtsmittel  gegen  die  Einschätzung  mit 
sich..  Wer  der  besonderen  Aufforderung  der  Steuerbehörden  zur 
Abgabe  der  Steuererklärung  nicht  folge  leistet,  wird  zu  einer  Geld* 
strafe  von  10^/q  des  Stenerbetrages  verurteilt  Die  Steuerdefraudation 
wird  mit  einer  Geldstrafe  vom  vier-  bis  zum  zehnfachen  Betrage  der 
absichtlichen  Verkflrzung,  jedoch  nicht  unter  25  E.,  angedroht. 

Die  Punschsteuer  besteht  in  einer  Steropelabgabe  von 
tU)  ()re  auf  jedes  Liter  Punsch,  welches  für  inländiselien  Verbrauch 
verkauft  wird.  D«*r  Kaufmann  bczw.  der  Wirt  muss  die  nritigen 
Stempel  kaufen  und  auf  Flaschen,  Krüge  usw.  deraii  anhring:en, 
dasB  beim  Aufmachen  des  Geschirrs  der  Stempel  zerrissen  wird. 
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Malzsteuer. 

(Au>Jächaiik  von  Malzgctränken  u.  derijl.) 
Die  Eiufühi  uug  dieser  Steuer  bernlit  nicht  allein  auf  finanziellen 
Gründen.    Die  Temperenzler,  welche  eine  besondere  parlamentarisclie 
Gruppe  im  Keichstag  bildeten,  bezweckten  damit,  wenigstens  in  dem- 
selben  Gnde  die  Intereesen  der  abaoluten  Nflchtemheit  zu  fördern. 

Nach  einem  zwanzigjährigen  zähen,  nicht  immer  mit  den  feinsten 
Mitteln  geführten  Kampf  erreichten  sie  die  Znstimmnng  der  übrigen 
Parteien  für  eine  solche  Regelung  der  FahrilLation  der  Halzgetränke, 
dass  zum  Verkaufszweck  eigentliches  Bier  nur  in  steuerpflich- 
tigen und  sogenanntes  Schwaohbier  —  ein  Malzgetränk,  welches 
höchstens  2^1  i^j^  Alkuliul  enthält  —  nur  in  steuerfreien  Brauereien 
fabriziert  werden  darf.    Die  Malzsteuer  beträfet: 

2  öre  pro  Kilo  für  die  ersten      30000  Kilo  Malz 

5  «     „          »    n  folgenden  30000    „  » 

^  »     »     «     »    n        »      40000    ff  „ 

^  1»     I»     »     jt    1»        Ti      50000    „  „ 

11  n      »      «      n     »  n        ^0000     «       „  Und 

12  für  jedes  folgende  Kilo. 

Dieselben  Ansdiauungen  beherrschen  die  Verordnungen  vom 
9.  Juni  r.H)").  betret^Vnd  den  Wikauf  von  Hier,  Wein  und  zu- 
bereiteten alkülioilreien  CTetränkeu  nebst  jSchwachbier,  dessen  Genuas 
auch  den  Guttemplern  gestattet  ist. 

Der  Verl^auf  von  Bier  nnd  Wein  erfordert  in  der  Regel,  d.  h. 
wenn  das  Recht  dazu  nicht  auf  besondere  Privilegien  gegrflndet 
ist)')  eine  auf  die  WUlktthr  des  Gemeinderates  ankommende  Konzession, 
wogegen  sogar  der  Ausschank  von  Schwachbier  und  alkoholfireien 
Getrftnken  in  der  Regel  nur  eine  einfache  Anmeldung  erheischt  und 
blos  wegen  Versehen  gegen  die  Ausschanksbestimmnngen  verweigert 
werden  darf. 

Bankwegea. 

Die  naeh  der  alten  Gesetzgebung  oktroyierten  Privatbanken 
wurden  im  Jahre  1H16  berechtigt.  Bauknoten  auszugeben.  Gt  iiiii^s 
der  neuen  Keichsbank-Gesetzgebung  vom  Jahre  1Ö97  (vergl.  Jahr- 

')  In  der  Gnttemplerwut  vergass  man  sogar  eine  ganze  Klasse 
TOn  erworbenen  Rediten  zu  scbtttzan,  dem  nachtr&glich  abgeholfen 
werden  mnsste. 

jthibiieh  der  Intetiiat  TereliiigiiiiC'  B.  Bd.  161 
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bnch  IV,  S.  048  und  949;  VI  n.  VH,  S.  1514)  hörte  diwea  PrivUeg 

mit  dem  Jahre  1903  auf.  Sämtliche  mit  dem  Noten außguberecht 
l>i  ivilegierte  Privatbanken  wareu.  wiu  div  i.iiii.-buiig  ihrer  Bank- 
noten sicher  zu  stellen,  alB  solidarische  Baiikpfesellschaftcn  konsti- 
tuiert. Beim  Aufhureii  dieses  Kechts  wurde  die  erwähnte  Oi'jrani- 
sation  nicht  al«  obligatorisch  erachtet;  teilweise  wollten  jedocii  die 
leitenden  Banken  sie  behalten.  Andere  zogen  die  Umbildung  zu 
gewöhnlichen  Bank- Aktiengesellschaften  mit  bepenzter  Verant- 
wortlichkeit vor.  Für  die  solidarischen  Bankgesellschaften  war  in- 
dessen ein  nenes  Gesetz»  dnrch  welches  die  Folgen  der  Beseitigang 
des  NoteDAnsgaberechts  berOcksicbtigt  wnrdeo,  erforderlich.  Gleich* 
seitig  mit  der  diesbezflglichen  Begiernngsvorlage  wurde  aneh  zur 
Wahrung  der  legislativen  Eongrnenz  das  Gesetz  über  Bankaktien« 
gesellsehsiten  vom  19.  Novbr.  1886,  sowie  das  Gesetz  Aber  Bank- 
konknrse  vom  7.  Juni  1889  nnd  das  Volksbankengesetz  vom  29.  Jali 
1892  umgearbeitet.  Mit  einigen  vom  Reichstag  beschlossenen  Modi- 
rikationen  wurden  die  neuen  1  .uiki^t  setze  am  18.  Sepihr.  1903  aus- 
gefertigt, und  ist  betrc  lit  iid  die  solidarische  Verantwtirtlichkeit  der 
Aktionäre  tl»  r  diesbezü^'^iielien  liaiiktu  zu  bemerken,  dass  .sie  erst, 
nachdem  das  üesellschalu. vermögen  zur  Deckung  der  Sehiildeu  ver- 
wendet worden  ist,  in  Au.^pnuh  <^»nonnnen  werden  kann.  Das 
rückständige  Detizit  wird  dann  auf  die  Aktionäre  im  Verhältnis  zu 
ihrer  Aktien-  (Losen)  zahl  austaxiert.  Für  die  event.  insolventen 
AktionSre  haften  die  solventen  nach  demselben  Mafsstab. 

Tersiebernngswesen. 

Zwei  Versicheningsgesetze  worden  am  24.  Juli  1908  ver* 
Offentlicht: 

1.  ein  allgemeines  über  das  VersichemngsgeschSit  (wodurch  jedoch 
die  Reichsversicberungsanstalt  nicht  betroffen  ist)  und 

2.  ein  Sjiezialgesetz  Aber  den  Geschäftsbetrieb  anslftndischer  Ver- 

sichernngfianstalten  in  Schweden. 

Die  einlieiiuiM-hen  Versicherungsansialiea  iiaben  sich  nach  der 
neuen  Gesriz^-^ebun^i;^  als  Aktienj^esellschaften  oder  als  gegenseitige 
Vereini^ninj^^en,  bezw.  gegenseitige  Gesellschaften  zti  organisieren. 
Die  aiisliindisehen  müssen  von  der  Regierung  oktroyiert  und  durch 
einen  Mandatar  (Generalagent)  vertreten  werden.  Sie  mttssen  Sicher- 
heit stellen  und  sind  in  allen  von  Ihrem  hiesigen  Gesellschaftsbetrieb 
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herrflhrenden  Rechtsverhftltnissen  der  schwedischen  Gesetzgebung 
imterworfen.  .AiistalU'U  für  Keassekuranz  werden  von  der  neaen 
Gesetz^bnnfj:  nicht  betroffen.  Die  Versiciierungsgesetze  sind  ver- 
pünterweise  von  einer  der  letzten  intraskandinavischen  Kommis&ionen 
vorbereitet 

Forstwesen. 

Die  Htaatisfürstliche  Verwaltung  war  schon  durch  die  K.  Ver- 
ordnung vom  26.  Januar  1894  nach  neueren  Grundsätzen  umge- 
ordnet. Die  jetzt  fragliche  Forst^esetzgebnng  vom  24.  Septbr.  1903 
bezieht  sich  aof  die  privaten  W&lder.  Als  Hanptgrondaatx  der 
neaen  Gesetzgebung  ist  zn  bezeichnen  die  Verpflichtung  des  Wald* 
besitzers,  das  Forstkapitai  zn  bewahren  und  zn  vermehren. 

Der  Waldbesitzer  darf  folglich  den  Forstbestand  nicht  auf 
solche  Weise  exploitiercn,  dass  die  Verjüngung  des  Waldes  ver- 
hindert wird.  Die  \  erhütung  der  schädlichen  Ausnutzung  liegt  in 
den  Händen  von  Provinzialdirektiouen  und  Komraunalkoramissiouen, 
nebst  besonders  angestellten  Forstwachtmeistern.  Findet  eine  Über- 
tretong  der  diesbezüglichen  Vorschriften  statt,  so  lässt  die  Pr()\  inziai- 
regiernng  auf  Ersuchen  der  Direktion  eine  Besichtigung  dnrcli  einen 
Forstbeamten  nebst  zwei  Experten  anordnen,  welche  Bericht  zu 
erstatten  nnd  die  nötigen  Massnahmen  vorzuschlagen  haben.  Ge- 
lingt es  dann  der  Direktion  nicht,  eine  Verelnbarang  mit  dem  Wald- 
besitzer  zustande  zn  bringen  oder  werden  die  vereinbarten  llass^ 
nahmen  nicht  vollzogen,  so  wird  die  Sache  vor  das  Ortlich  zastftndige 
üntergerieht  gebracht,  welches  nach  AnhQmng  der  Parteien  nnd 
eventuell  erforderlicher  Beweisanftoahme  die  notwendigen  Massregeln 
sowie  eine  Frist  fflr  ihre  Vollziehung  und  die  Folgen  der  Ver- 
säumnis bestimmt.  —  Gegen  die  Erkenntnisse  des  Untergerichts 
findet  Bescliwerde  beim  vorgesetzten  Gericht  statt;  das  Urteil  des 
Obergerichtes  kann  beim  obersten  Gerichtshof  angefochten  werden. 
Selb*Jt verständlich  berauben  diese,  auf  parbunentarische  Kunstgriffe 
zurückzuführenden  prozessualen  Bestimmungen  die  Gesetzgebung  des 
nötigen  Nachdrucks.   Von  den  Gerichten  waren  sie  nicht  gewünscht. 

Allgemeiucs  bürgerlichem  Recht. 
Hit  Übergehung  von  kleinen  Novellen,  welche  aas  dem  oben- 
genannten Bulletin  zu  ersehen  sind,  nenne  ich  auf  diesem  Gebiete 
nur  das  Gesetz  Aber  die  Verwaltung  vom  Gesarateigentum  vom 
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30.  Septbr.  1904  und  das  Gesetz  tlber  Kauf  und  Tausch  von  Ho- 

biliareigeiituui  vnm  20.  Juni  1905;  letzteres  ist  tatsächlich  das  letzt« 
und  hoffentlich  uhue  Nachfolge  werdende  Produkt  der  gemischten 
skandinavischen  Kommissionen,  welche  bloss  zu  lange  unsere  nationale 
Bechtsentwickelnng  verschoben  haben. 

Das  erw/ihntn  kleine  Handelsgesetz  mit  seinen  71  Para^^raphen 
ist  nicht  aaf  Eaufiente  beschränkt.  Es  ersetzt  gewissermassen  die 
alten  BSrsenregeln,  deren  vollstftndige  Umarbeitung  jedoch  schon  in 
Angriff  genommen  ist 

Intematioiiale  BachtoTerhUtnlase. 

Der  Bemer  Union  znm  Schutz  des  literarischen  nnd  kflnat- 
lerischen  Eigentnmsrechts  trat  Schweden  am  1.  Ang^t  1904  bei, 
von  welchem  Tage  an  die  sogen.  Berner  Konvention  also  auch 
in  Schweden  rechtliche  Gültigkeit  gewonnen  hat  (E.  Erlass  vom 

8.  Juli  1904). 

Gemäss  der  Ha; i-r  Konventinn  vom  12.  Juli  1902  wurden  am 
s.  Juli  1904  Gesetze,  betr.  internati'  luil'^  Kechtbverbältiiisse  bezügl. 
Eheschliessung,  Ehescheidung,  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  sowie 
Yormandschaft,  ausgefertigt. 

Strafrecht.  Minderjährige  Verbrecher.  Jugendschutz. 

Durch  die  Gesetzesnovelle  vom  15.  März  1905  wurden  die 
Bestimmungen  des  Strafgesetzes  über  den  Verlust  des  bttrgerUchen 
Vertrauens  insofern  modifisiert»  dass  solche  Nebenfolge  nnr  dann 
auferlegt  werde,  wenn  auf  Todesstrafe  oder  bei  den  im  Strafgeaetae 
besonders  bezeichneten  Verbrechen  auf  Strafe  von  wenigstens  6  Mo- 
naten erkannt  wird. 

In  den  Mitteilnngen  der  Internationlen  Kriminalistischen  Ver^ 
einigung  (Bd.  IX,  S.  324)  habe  ich  schon  die  Kommissionsvorlagen, 
betr.  die  Heliandlnn^^  minderjähriger  Verbrecher  sowie  entarteter 
nnd  sittlicli  verwahrloster  Kinder,  besprochen.  Nach  Elirainieruug 
der  vorgeschlajrenen  Hestimouingen  über  l<<irperli(  lie  ZnchtigTing'  der 
jugendlichen  MI-m  tiitt^r  sind  auf  dieser  Verlage  gegründete  Gesetze 
angenommen  und  im  Juni  promulgiert. 

Durch  die  neue  Gesetzgebung  wurde  die  bedingte  Strafinündig- 
keit  aufgehoben.  Die  Grenze  der  Strafmttndigiceit  ist  auf  daa 
vollendete  18.  Jahr  festgesetzt    Jugendliche  Übeltäter  zwischen 
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15  und  18  Jahren  kOnnen»  wenn  sie  kindlichen  Charakters  sind, 
.  statt  zn  Geldstrafen  sowie  GefSngnis  auf  fadcbstens  sechs  Uonate 
der  Zwani^serziehnng  in  besonderen  Anstalten  (angenhlicklich 
Bona  fttr  Knaben,  SjOtorp  nnd  Wiebeck  fllr  Mädchen)  Uber- 
geben  werden. 

Pie  eiuartettn  und  vei wahrlosleii  Kinder  sind  in  Sclintz- 
uud  liessernngsanstulten  bezw.  in  da/n  'j-eciunt-ttii  Familien  l>is 
zam  vollendet  eil  18.  Jahre  zu  erziehen,  feie  können  aber  in  der 
Re!:;:el  na<  Ii  dtiu  vollendeten  15.  Jahre  nicht  zwangsweise  in  sobdie 
Anstalten  befördert  werden.  Zuständige  Beliürde  fiir  Beschluss- 
fessnng  Uber  Zwangserziehung  ist  der  Gemeindeschnlrat  oder  eine 
besondere  kommnnale  Erziehnngsdepntation,  welche  n.  a.  anch  körper- 
liche Zflchtigang  der  betreffenden  Kinder  verfügen  kann.  Der  He- 
chanismna  arbeitet  aber  schwer.  Die  ungezogenen  Anereisser  unter 
15  Jahren  sind  prSmiiert,  weil  sie  weder  bestraft,  noch  verhaftet 
noch  als  Vagabunden  behandelt  werden  kCnnen.  Die  Ortspolizei 
darf  sie  nnr  anschmachten  nnd  der  znstSndige  Gemeindeschnlrat 
befindet  sich  an  einem  anderen  Weltende.  Das  Gesetz  vom  6.  Jnni 
1902,  betr.  Fürsorge  für  Pflegekinder,  kann  ich  nur  so  erwähnen. 

Unterr!cht8we9eii. 

Lange  Zeit  srhon  war  die  Btscitigung  bezw.  ;rrösstmü£rliebe 
Beschränknnjr  des  klassix-hen  Sprach- l'nt errichte  ein  ülteiaus  beliebt» ;» 
Steckenpferd  aui  dem  liberalen  Wahlprogramm,  welclies  sehr  ge- 
eignet war,  auf  einmal  den  SpiessbUrger  wie  die  Sozialist i sehen 
Arbeitermassen  zu  fangen.  Grosse  MissgriAe  waren  in  dem  Schul- 
wesen schon  von  dem  vormaligen  Kultusminister  F.  F.  Carlson  ge- 
macht. Den  kflhnen  Schritt  wollte  oder  wagte  indessen  keiner  von 
seinen  Nachfolgern,  bis  es  endlich  bei  der  verhängnisvollen  Bildung 
des  namenlos-ominOeen  Kinisterinms  vom  5.  Jnli  1902  gelang,  den 
zu  dem  Sprung  vom  Olymp  in  die  Basedow-Bardtsche  Graft  geeigneten 
Hann  zu  Ünden.  Die  erste  Kammer  fSgte  sich,  nicht  ohne  männ- 
lichen ^nipf,  um  die  dringende  Regnlierung  der  Gehälter  der  Gym- 
nasialleiirer,  welche  die  Liberalen  von  der  Demokratisierung  der 
Schule  abhängig  machten,  nicht  längei  aulznli.ilirn.  Xadidernem  ii 
mit  dem  Keichstag  von  T.">1  vereinbai  i»  n  S<  Inilni  ilunn;u'  {?eht  die 
Jugend  6  Jahre  in  die  Schule,  v-  n  'Irr  di.  kl,k>.-is(lien  Si»ra(hen 
gänzlich  ausg^schiossen  sind,  um  „allgemeine  bürgerliche  KeiintJiitjbe 
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äber  die  Sphäre  des  fiii-  die  Volksschale  Torgesdiriebenen  Elementar* 
Unterrichts  hinaas**  za  lernen.  Das  Abgangsexamen  von  dieser  . 
sechsjährig«!  Schale  gibt  Kompetenz  zn  gewissen  niederen  An- 
stellnngen.  Das  anf  die  Schale  folgende  Gymnasinm  zerAUt  in 
zwei  gleiehlanfende  Abteilungen:  das  „Realgymnasinm^  nnd  das 
^Lateingymnasinm**;  beide  yieijfihrig. 

Die  Eleven  des  letzteren»  welche  es  wünschen,  werden  die  zwei 
letzten  Jahre  anch  im  Griechischen  nnterrichtet  Von  Hebrftiach 
ist  nicht  mehr  die  Rede.  Die  Verbannung  des  Griechischen  war 
sogar  dem  radikalen  Abgeordneten  Hki»in  —  tranrigen  Angedenlcens 
m*mi  —  zu  stark.  Die  Schule  ist  in  kleinereu  Städten  eine  für  beide 
(jeschiechier  gemeinsame,  (Samskola). 

Der  Regierang  war  schon  im  Jahre  1900  die  Aufgabe  ange- 
wiesen, eine  allseitige  Enquete  über  das  politische  Stimmrecht  zu 
veranstalten.  Seitens  der  T>'«  ;ri<'i  un-r  vvurdt-  das  statistische  Zentral- 
bureau  mit  dieser  Arbeit  belniut.  Der  Ministerpräsident  (Jahr>)U(  h 
VT  n.  Vir,  S  iriTi?)  lies«  sieh  aber  von  einem  hSmischen  Abjre- 
ordneten  zn  der  Erklärung  verleilen,  dass  di»-  lü  jjrid  uiifi;,  olme  auf 
die  Enquete  zn  warten,  schon  za  der  Frage  Stellung  genommen 
hatte.  Der  darauf  in  uller  Eile  vom  Justizmini«;tPr  ausgearbeitete 
Entwarf,  dessen  Uauptzüge  in  dem  französischen  Bulletin  (1902/3, 
8.  221^222)  angegeben  sind,  scheiterte  in  beiden  Kammern.  Daa 
Ministerinm  resignierte:  der  Chef  mit  seinem  „OtrgiGld".  Dann 
wurde  aber  ein  folgenschwerer  Schritt  gemacht  Denn  obwohl  die 
Kammern,  den  Anträgen  der  damals  Konservativen  Reichstags- 
luajoritSt  folgend,  eine  vollstSndige  Enquete  Uber  die  Stimmrechta- 
frage  und  eine  darauf  gegründete  Gesetzesvorlage  zum  Reichstage 
liUM  verlangte,  hielt  es  das  neue,  nach  links  neigende  Kabinett  für 
angebrarlit.  /um  ^'orteil  der  Sozzen  und  der  Norweger,  die  Reilien 
der  NaUt»nalk«nist  i  v.n  iven  zu  de/iinici  i  n  und  die  Enquete  zu  der 
Flage  von   Pi  i>pni  tioiialw  zu  besrhriinken.     l)ie  Liberalen 

jii))elteu  ZU  clem  ucUeii  iOiilwiu  t.  welrln  i-  <  hi  iiMi  veifülaensch  klang, 
wie  der  des  „Zonentarifs".  Sie  landen  aber  zuletzt,  dass  sie  dnrch 
di»  se  Wahlmelhode  etliche  Sitze  in  der  Ii,  Kammer  verlieren  könnten; 
und  obwohl  die  neue  Stimmrecht svorla^jc«?  von  1904  sonst  den  Un- 
taxierten  sehr  gUnstig  war,  fiel  sie  in  der  neuen  „BegierungSr 
kammer**  durch. 
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Ble  ünloiislhige. 

Die  überaus  unerfreuliche  Geschichte  der  letzten  Phase  der 
unionellen  Streitigkeiten,  welche  zu  der  endgültigen  Anflfisting-  des 
cnlialtbaren  A'erhältnisses  zu  dem  starrkuptigen  BundesgeiiuHHen  hm- 
ftihrte,  kann  selbstverständlich  noch  nicht  mit  objektiver  Zuver- 
lässigkeit und  vollständiger  OflFenheit  geschrieben  werde«.  Freilich 
kann  man  mit  Kordin nd  (den  Svensk-Norska-Krisen)^)  oder  Ed6n 
(Det  svenBka  Frogrammet)^)  Aktenstücke  zur  Geschichte  des  Unions- 
braehB  sammeln  nnd  einzelne  Tatsachen  konstatiereil  oder  die  anf 
wohlmeinende  Einwirkung^  der  Krone  znrttckcnfahrende  Nachsicht 
der  schwedischen  und  die  EigeiiwUligheit  der  norwegischen  Politik 
im  allgemeinen  rfigen.  Bas  heimliche  Intrignenspiel,  die  hesondere 
Wfirdjgnng  der  handelnden  Personen,  die  Lllnternng  der  Gerüchte 
usw.  eignet  sich  aber  znnseit  noch  immer  erfolgreicher  für  das 
Memoirenalbnm,  als  für  die  Offentliehe  kritische  Enthüllung.-) 

Inde>is,  die  Ennuiiiden  wachen.  Die  drohende  Weisssa^nng 
der  schlangeuhaarig-en  (löttinnen  (d.  Eumeiiiden.  V.  873—376)  gilt 
noch  immer  dem  aufgeblasenen  Hochmut.^)  Was  während  eines 
Jahrhunderts  für  Frieden,  Eintracht  und  Verständigung  zwischen 
den  nordischen  Völkern  mit  grossen  Opfern  nnsererseits  bewirkt 
war,  ist  ffir  immer  yemichtet 

Dass  der  allmählich  einbenifene  ansserordentliche  Reichstag 
das  sitsende  Hinisterinm  mit  einem  Hauch  wegfegte  nnd  nnter  der 
Fahnmg  des  na^nalgesinntea  Ministeriums  Lündibsbo  den  treulosen 
schwachen  Feind  sur  FonnalhOflicbkeit  durch  traktatmässige  Kon- 
zessionen nnd  m  der  keineswegs  ehrenvollen  DemoUemng  der  Grenz- 
festungen als  Bedingung  der  Zustimmung  Schwedens  zu  der  Unions- 
auflftsnng  zwang,  war  gewiss  kein  unbedeutender  muialiseher  und 
materieller  Sieg. 

Der  Wert  dieses  Erfolges  wurde  jedoch  nicht  unerheblich 
durch  die  bald  darauf  folgende  Auflösung  des  Ministeriums  Luhdb- 

^)  Auch  Deutsch  und  Französisch  erschieuen. 
NatSilieh  gehen  die  Norweger  auch  in  dieser  Hinsicht  ihre 
eigenoi  Wege,  was  nicht  unangenehm  ist. 

xiatofi^ycn  xaxä  yav.  ixtvo^ovoiv  «i^toi 
i/tet^potg  i<p6Sot9  fuXttvetfiOffiv,  6^x*l' 
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BERO  und  die  Bildung  des  folgenden  radikal-sozialistischen  Kabinets, 
mit  welchem  sieben  Monate  hindurch  regiert  wurde,  geschwächt. 

B.  Literatur. 

Viel  mehr  als  ein  trockenes  und  ausserdem  nicht  vollständig^es 
Register  kann  ich  auf  diesem  Gebiete  nicht  liefern.  Urteile  nnd 
Bemerkungen,  sogar  von  kompetenterer  Seite,  über  Arbeiten  in  einer 
Sprache,  welche  dem  grüssten  Teile  des  Leserkreises  fremd  ist,  sind 
an  und  fllr  sich  ziemlich  wirkungslos  —  noch  mehr,  wo  auch  die 
Materie  etwas  fremd  oder  fremdartig  anmuten  muss.  Hili^bllcher, 
Textausgaben  nnd  dergL  muss  ich  ganz  beiseite  lassen. 

Über  das  Gesetz  vom  14.  Juni  1901,  betr.  Änderung  gewisser 
Teile  des  Gesetzbuches  von  1734,  Abt«ilnng  fdr  Prozesswesen,  hat 

Prof.  KALLKNHKKG-Lnnd  einen  Kommentar  herausgegeben.  Die  boden- 
lose ündankliarkrir  tles  Gesetzstoflfes  (siehe  .Talnbiuh  \1  u.  Vll, 
S.  l.'.:)S — l,")»'.!))  iijaclit  jede  naliere  .\nsrin;ui(l<'i's»'rzunfr  der  Ansichten 
des  tiilt-ntvollfii  Koiiunentators  ülieillüsHif^.  Er  richtet  übrigens  iiielit 
strenge  und  verteidigt  sogar  freundlich  den  sogen.  „Gesetzgeber'' 
gegen  Angriffe,  weiche  eigentlich  selir  berechtigt  sind. 

Breiter  angelegt  sind  die  „Vorlesungen*  von  Prof.  AsK-Lund 
Aber  das  Schwedische  Verwaltungsrecht,  welche  umfassende 
Materie  flbersichtlich,  erklärend  nnd  gemeinverstftndlicb  bearbeitet  ist 

Prof.  HAöSTRoMEK-Upsala  hat  mit  dem  fünften  Heft  den  ersten 
im  Jahre  1901  begonnenen  Ikiiid  meiner  Vorlesungen  über  das 
Schwedische  Stralrecht,  d.  h.  den  allgemeinen  Teil,  vollendet 
und  mit  «Itm  ersten  Heft  des  zweiten  Bandes  den  speziellen  Teil 
angefangen.  In  verschiedenen  Teilen  ist  die  gewisseniiafte  Arbeit 
schon  von  der  Gesetzgebung  distanziert. 

Fahlcsants  hat  zwei  dicke  Bfinde  über  „Gerechtigkeit  in  der 
Rechtsprechung"*  veröffentlicht  Die  Arbeit  enthält  geschichtliche 
Dokumente  nebst  allerlei  Auseinandersetzungen  und  Bemerkungen 
Aber  unser  Rechts*  und  Prozesswesen  in  bunter  Uischung.  Nach 
Ansicht  des  Verfassers  muss  der  Richter,  der  Vorsitzende,  den 
Parteien  helfen,  als  ob  die  Sache  die  seini^^e  sei.  Als  Urteils- 
tinder  sind  aber  die  Laien  überlegen.  —  Der  Reichstag  hat  sich 
zweimal  geweigert,  diis  Werk  zu  belohnen.    Ein  einfacher  Land« 
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win  der  IL  Kammer  meinte,  der  Verfesser  befBrdere  in  Beiner 
Schwärmerei  für  das  Laientnm  die  reine  Ignoranz. 

Bei  der  Jnrisdoktorpromotion  in  Lond  1903  hat  Prof.  Ask 
als  Promotor  eine  interessante  Studie  über  „den  maritimen  Handel 
and  den  Krieg"  verOfiiBntUcht.  Verftiaser  weist  das  Znrflckbleiben 
des  SeckriegsrechtB  nnd  die  Sonderstellung  Englands  zu  den  dies- 
beüügii<^  iien  Fragen  nach. 

Weiter  sind  zu  nennen  die  Monographien  Stjrrnbkrgs  über  Rück- 
tallspeskription  und  Strömmanh  über  Diebstahl  und  liaub,  und  schliess- 
lich das  von  Dr.  Abtrom,  deutsch  jrescln  iebene  Werke:  ^Das  Wasser- 
recht in  Nord-  und  Mittel-Europa;  Leipzig  und  Lund  1905. 

Im  Jahrbuch  Bd.  III,  S.  956—957,  und  Bd.  VI  und  VII, 
S.  1561 — 1562,  habe  ich  die  früheren  Arbeiten  des  letzterwähnten 
Verfassers,  Schwedisches  Eigentumsrecht  nnd  Schwedisches 
Wasserrecht,  als  bedeutende  Qriginalersengnisae  bezeichnet!  dessen 
Gmndgedanken  weiter  sn  entwickeln  nnd  an  verwerten  dem  Ver- 
fiuser  Oelegenlieit  an  wftnschen  sei 

Das  vorliegende  Werk,  soweit  die  charakteristischen  Ansichten 
des  VerÜHSers  znm  Durchbrach  kommen  können,  ist  auch  nicht  nur 
von  denselben  Anschannngen  entsprungen,  sondern  weist  eine  kflhne 
Weiterentwickelung  der  grundleg^enden  Gedanken  dul  l'i;j;.tl)  es 
sich  aus  des  Verfassers  Untersuchungen  betreffend  das  s(  hwcdisrhe 
Eiisrentumsrecht,  dasH  das  private  Eig^entum  nach  den  8eh\vedis(  iien 
Rechtsquellen  nur  den  kultivierten  Pxden  umfasste  und  seinem 
Inhalte  nach  kein  absolutes,  sondern  ein  durch  die  Ansprüche  der 
Gemeinheit  beschränktes  Becht  war;  war  es  dar^etan,  dass  zum 
Wassergehiete  dem  privaten  Grundbesitzer  nnr  der  Niessbmuch 
zustand,  80  geht  Verfhsser  üi  dem  neuen  Werke  einen  Schritt  weiter, 
indem  er  im  Staate  nur  den  Verwalter  des  Gesellschaflseigentums 
sieht  und  das  Obereigentnmsrecht  auf  die  Gemeinheit  übertrSgt 

Diese  Grundsfttae  findet  Verfasser  auch  in  dem  ausländischen 
Wasserreeht  massgebend.  Es  ist  nicht  unmöglich,  meint  Verfasser, 
dsss  die  auf  der  Basis  des  sozialen  Eigentumsrechtes  entwickelten 
Prinzipien  des  mitteleuropäischen  Konzessionsrechtes  auf  die  Re- 
forniiernn^  der  europäischen  Grundeigentumsordnung  in  einer  Art 
zurückwirkrn  werden,  welche  in  ihren  Folgen  mit  der  alliremeinen 
"\\  nhlfaiirt  der  Gesellschaft  besser  als  die  jetzt  herrschende  über- 
einstimmt 
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L  Der  Bund. 

A.  Gesetzgebang. 

Von  den  gesetzgeberiBehen  Arbeiten,  die  znrseit  das  öffent- 
liche Interesse  am  meisten  in  Ansprach  nehmen,  sind  bis  Ende  1904 
nnr  wenige  znm  Absclilass  gekommen.  Was  znnichst  die  in  früheren 

Berichten  angeführten  Vorarbeiten  betriifl;,  so  Hegt  das  Zivil- 
^«^SL'tzbuch  im  Kntwuif  jetzt  vollständig  vor.  Der  im  V.  Jahrgang 
(Bfi  icht  über  das  Jahr  1898)  noch  erwähnte  Vorentwnrf  des  eid- 
geiii'issischen  .Tnptiz-  un<l  Polizeideijartemeuts  vom  .lahre  1900,  ent- 
haltend Peisoiun-.  Familien-,  Erb-  und  Sacheiiiechr,  wurde  vnn 
einer  ansserpariamen tarischen  Expertenkommission  von  über  dreissig 
Mitgliedern  aus  allen  Berufskreisen  in  vier  Ta2:iingen  vom  Herbst 
1901  bis  zum  Frfllijabr  1903  dnrchberaten  und  nach  einer  redaktio- 
nellen Bereinigung  mit  einer  Botschaft  des  Bondesmtes  an  die 
Bandesversammlnng  yom  28.  Hai  im  Herbst  1904  yerOifentlicht 
Aach  das  Obligationenrecht  and  die  Einleitnngs-  nnd  Schlnsabe- 
stimmnngen  liegen  jetzt  in  einer  an  die  übrigen  Teile  des  Gesetz- 
buches angepassten  Fassang  vor.  Nachdem  bereits  im  Jahre  1900 
Gutachten  Uber  die  Revision  und  Art  der  Einordnnng  dieser  Partie 
des  Gesetzbuches  eingeholt  worden  waren,  wurde  ein  auf  dieser 
Grundlage  ausgearbeiteter  Entwurl  einer  kleineren  Kt.iiimission  unter- 
breitet, die  iliii  iu  einer  Tagung  im  Herbst  1904  einer  Dnrrh- 
beratuTig  unterzog.  Die  Botschaft  des  Bundesrates  an  die  Baudefi> 
Versammlung  zum  Obligatioueurecht  trUgt  das  Datum  vom  3.  März 
1ÖU5.1) 

^)  Seither  haben  nun  die  beiden  gesetzgebenden  Bäte  den  mit  der  Bot- 
schaft von  1904  versehenen  Entwurf  durebberaten.  In  der  Tagung  vom  Juni 
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Aoch  der  Entwurf  zum  Strafgesetsbnch  ist  ia  der  Berichts- 
periode wieder  etwas  in  die  Öflientlichkeit  getreten.  Während  seit 
1894,  in  welchem  Jahre  er  mit  Motiven  gedruckt  worden  war,  die 
Öffentliche  Anfinerhsamkeit  aasserhalb  der  Fachkriminaliaten  nnr 

noch  in  bescheidenem  Mas^e  sich  mit  ihm  beschäftigte,  da  eben  das 
Zivihecht  im  Voiiin  gi  uiHi  des  Interesses  stand,  wurde  er  vom  Aug-ust 
1901  bis  zum  Juni  I90o  neuerdings  einer  Beratung  unterzogen. 
Diese  vollzog  sich  im  Schos«e  einer  l^leineren  Kommission  und  hatte 
speziell  zum  Zwecke,  die  Revision  nnd  Ausgleichung  der  Texte,  die 
Kedaktion  der  Übergangs-  und  Öchiussbestimnmngen,  vSamralung  und 
Sichtung  aller  die  vorhandenen  Probleme  beschlagenden  Materialien, 
besonders  derjenigen,  welche  sich  aus  der  begonnenen  Statistik  äber 
die  KiiminalitAt  in  der  Schweiz  nnd  die  gegenwftrtige  Einrichtung 
der  Strafanstalten  ergaben. 

Das  Besultat  der  Beratungen  wurde  im  Juli  1908  publiziert 
unter  dem  Titel  MVorentwurf  zu  einem  Schweizerischen  Strafgesetz- 
buch und  zu  einem  Bundesgesetz  betr.  Einführung  des  Schweize- 
rischen Strafgesetzbuches''. 

Neben  diesen  Arbeiten  geht  einher  die  Beratung  d^  Gesetzes 
über  den  Versichern n f^svertrag.  Zu  j^leiclier  Zeit,  wie  im 
Xationalrat  der  Entwurf  zum  allgemeinen  Zivilrecht,  wiid  zurzeit 
(Juni  19u5)  diese  wiehtige  Sj»ezialmaterie  im  .Ständerat  durchberaten. 

Von  andern  bereits  frülier  besprochenen  Materien  befinden  sich 
immer  noch  im  Stadium  der  Beratung  die  Kranken-  und  Unfall- 

1907  wurdtiu  noch  die  letzten  Difloreuzen  beglichen.  Eben  ist  der  für 
die  BedsktfonskommisBioit  bestimmt^  nach  den  Beschlüssen  der  Bundes- 
versammlung bereinigte  Entwurf  im  Druck  erscbienen.  Bin  AusBchuss 
der  Bedaktionskömmisrion  der  gesetzgebenden  BebSrde  aoU  im  Aognst, 
die  OesamtredaktionslronmiisBion  im  Oktober  ihn  textlich  prüfen,  so  dsss 
in  der  Dezembertagung  der  Räte  er  wohl  seiner  Schlussabstimmung  unter- 
worfen werden  kann.  Von  der  darauf  ei  fuli:eii(lcii  I'nblikntion  im  Bnndes- 
bbitt  beirinnt  die  KolerendunLr&'trii^t  (von  90  Tagen,  innerhalb  derer  ibirch 
a<JiX>0  Unterschriften  die  VorhiL'e  an  das  Volk  verlangt  werden  kann) 
Wird  nun  vom  Begehren  abget»el»eu  oder  in  einer  Volksabstimmung  der 
Entwurf  angen<nnmen,  so  soll  er  als  Gesetz  in  Kraft  treten  am  1.  Januar 
1918.  Bis  so  jenem  ZeitpnnJct  soll  dann  die  Beyision  des  Oblig^tiODen- 
rechts  nachgeholt  nnd  es  können  die  eidgenMschen  Beetimmungen  Aber 
dM  intertemporale  Becfat  und  über  das  Verhältnis  som  kantonalen  Recht 
ftowie  die  kantonalen  Einführungsgesetze  ausgearoeitet  werden,  so  dass 
sie  auf  denselben  Zeitpunkt  cur  Anwendung  kommen  kennen. 
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Versicherung  und  die  Nationalbank.  Es  handelt  Bich  bei  beiden 
noch  darum,  swiflchen  verscbiedenen  Auschaniuigen  and  Interesse 
ein  Kompromiss  zustande  zu  bringen.^) 

In  Kraft  getreten  sind  1901—1908  folgende  Gesetze,  die  Uber 
nnser  Land  hinans  etwelehes  Interesse  beanaprnchen  dttrften: 

1.  Vorerst  wnrde  znm  Art.  27  der  BnndesTerfassong  ein 
Zusatz  beschlossen,  wonach  den  Kantonen  znr  Unterstfltznng  in  der 
ErflUInng  der  ihnen  auf  dem  Gebiete  des  Primarnntenichts  ob- 
liegenden Pflichten  vom  Bande  Beitrüge  geleistet  werden.  Diese 
Hestimmung  hat  eine  lange  Vorgeschichte.  Art.  27  der  Bimdes- 
verfasBung  von  1874  verpflichtet  die  Kantone,  für  genügenden  Primar- 
nnterricht  zn  sorgen,  der  ausscliliesslich  wuter  staatlicher  Lfitanjr 
stehen  soll.  Der  Unterricht  soll  obligatorisch  nnd  in  den  utlenilichen 
Schulen  unentgeltlich  sein.  Die  mit  der  Ausführung  der  Vorschrift 
verbundenen  Kosten  bilden  den  Hauptan^^beposten  der  kantonalen 
Staatsrechnangeo.  Für  einzelne  Kantone  wurde  die  Last  mit  der 
Zeit  so  fühlbar,  dass  es  schwer  hielt,  den  für  das  Gedeihen  der 
Schale  tfiglich  wachsenden  Anforderungen  an  die  Stenerkraft  in 
wttnschbarem  Hasse  zu  entsprechen.  Da  die  im  Bande  in  Minderheit 
befindlichen  katholischen  Kantone  sich  nicht  dazn  entschllessen 
konnten,  ihren  Einilnss  auf  die  Schale  aufzugeben,  wie  es  die 
Zentralisiernng  des  Schulwesens  mit  sich  bringen  würde,  nnd  sie 
bei  jeder  dem  Bunde  gegebenen  Einwirkung  darauf  den  Anfang  einer 
Zentralisation  erblickten,  scheiterten  bis  jetzt  alle  Versuche  einer 
Unterstützung  der  Volksschul»'  diuch  den  Dund.  und  namentlich 
vviirdi'  »dn  Au.sführungsge.'»etz  zum  Art.  '27  im  daluf  l^sj  mit  einem 
überwältigenden  Mehr  vom  Volk»-  vt  i  woi  lVn.  Aut  <1>  r  and>  r.  n 
Seite  wollte  der  Bund  die  I!»  iti  äge  auch  nicht  leisten  ohne  jegliche 
Kontrolle  über  die  Verwendung  des  (ielde':.  Man  einigte  sich  sclüiess- 
lich  auf  die  Formel:  „Die  Organisation,  L  itung  und  Beaufsichtigung 
des  Primarschalwesens  bleibt  Sache  der  Kantone,  vorbehalten  die 
Bestimmungen  des  Art.  27''.  Diese  Revision  der  Bundesverfassung 
ward  mit  258  568  gegen  80429  Stimmen  angenommen. 

Den  25.  Juni  1903  ward  dazn  das  Ausfllhmngsgesetz  „betr. 
die  Untersttttzung  der  öffentlichen  PrimarBChale"*  erlassen. 
Darin  werden  die  Zwecke  angegeben,  zu  denen  die  Subventionen 

*|  Stdtlser  ist  nun  das  Gesetz  ü1>er  dit*  Nritt<»naH»aid<  /.untaude  ge- 
koiuunu  uud  diese  hat  am  20.  Juni  1UU7  den  Betrieb  erötthet. 
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verwendet  werden  solleo,  wobei  naineniiich  vorgesehen  ist,  dass  die 
Aufwendungen  der  Kantone  sich  nicht  ^e{2:ennber  dem  bisherigen 
Zustand  vermindern  dürfen.  Die  einzige  Einwirknnj?  des  Bundes 
ist  enthalten  in  Art.  6  Abs.  3:  „Die  Ansrichtnng  der  Subventionen 

 erfolgt  aaf  Grundlage  der  von  den  Kantonen  einzureichenden 

Bechnnnßn^answeise  je  im  folgenden  Jahre  nach  deren  Genehmigung 
durch  den  Bandearat.'* 

2.  Gesetz  fiber  die  elektrischen  Schwach-  und  Stark- 
Btromanlagen,  vom  24.  Juni  1902.  Es  werden  unter  diesem 
Titel  juristisch  sehr  heterogene  Dinge  behandelt  Bezweckt  wird 
einerseits,  die  zweckmilssige  und  wirtschaftlich  yorteOhafte  Aus* 
beutung  der  elektrischen  Kraft  zu  ermöglichen,  anderseits  das 
Publikum  vor  den  damit  verbundenen  Gefahren  möglichst  zu  schützen. 

Demnach  wird  dem  Bund  das  Recht  gewährt,  zu  den  Tele- 
graphen- und  Telephon linieu  das  Gebiet  der  Bahngesellschaften  und 
ötfentlichen  Grund  und  Boden,  zniu  Zi*  In n  der  DrJilite  aiicli  den 
Lufn-aum  über  dem  Privateigrenlum  uueutgelllich  zu  verwenden. 
Den  Eigentümern  von  Stark-  und  Schwachstromanlagen,  sowie  den 
Bezügern  Yon  elektriRrher  Energie  wird  zur  Erstellung  der 
Leitungen  und  zur  Anlage  von  Transformationsstationen  und  was 
damit  zusammenhftngty  das  Expropriattonsrecht  Yerliehen.  Die  Ge- 
fthrdung  und  Beschftdigung  elektrischer  Anlagen,  der  Kraftentzug  usw. 
wird  mit  Geldbussen  und  Geftngnis  bedroht 

Anderseits  unterliegen  die  elektrischen  Anlagen  einer  be- 
sonderen Aufticht»  die  durch  eine  vom  Bunde  gewfthlte  Kommission 
ausgeübt  wird.  Sodann  sind  die  Betriebsinhaber  einer  besonderen 
Haftpflicht  unterworfen.  Im  Verhältnis  zu  den  Angestellten  wird 
auf  das  Fabrikhaftptlichtgesetz  und  da.s  Gesetz  über  die  HaftpHicht 
der  Eisenbahn-  und  DarapfschiflFunternelunung'en  verwie«en,  während 
die  Haftung  gegenüber  l)ritten  besonders  und  tt  ihvcitje  in  für  den 
Betriebsinhaber  unprünsti^eier  Weifte  pereprelt  ^\ird. 

3.  Gesetz,  betr.  Lohnzalilung  und  Bussenwesen  bei 
den  nach  dem  Bundesgesetze  vom  26.  April  1887  haft- 
pflichtigen Unternehmungen,  vom  26.  Juni  15>02.  Im  Fabrik- 
gesetz vom  23.  Mftrz  1877  wird  bestimmt,  dass  die  Arbeiter  spätestens 
alle  zwei  Wochen  in  bar  und  in  gesetzlichen  Geldsorten  auszuzahlen 
sind,  und  dass  Bussen  nur  auf  Grand  eines  genehmigten  Beglemento 
ausgesprochen  werden  dürfen,  sowie  dass  sie  die  Hälfte  des  Tage- 
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lohnes  des  Gebttssten  nicht  fibersteigea  dürfen  und  im  Interesse  der 

Arbeiter  zu  verwenden  sind.    Die  Bestimmnugen  werden  ausgedehnt 

anf  Betriebe,  die,  ohne  Fabriken  zu  sein,  doeli  durch  Gesetz  vom 
26.  April  lft87  denselben  Haftpflichtbestimmungeu  wie  diese  unter- 
worfen wurden. 

4.  Gesetz,  betr.  die  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der 
Bisenbahnrn  und  anderer  Verkehrsanstalten,  vom  19.  De- 
zember 1902. 

Es  verkürzt  die  Arbeitszeit  der  Personen,  die  im  Betriebs- 
dienst der  Eisenbahn-  nnd  DampfschüEahrtB- Unternehmungen,  der 
Postverwaltang,  der  Telegraphen-  inkl.  der  TelephonVärwaltnng  nnd 
anderer  Verkehrsanstalten,  zn  deren  Betrieb  es  einer  Konzession  be- 
darf oder  die  der  Band  selbst  betreibt,  angestellt  sind,  gegenflber 
dem  bisherigen  Gesetz  vom  27.  Jon!  1890  erheblich. 

5.  Beschluss,  betr.  Revision  von  Art.  67  des  Bnndee- 
gesetzes  vom  4.  Februar  1853  über  das  Buudeüstrat'recht, 
vom  5.  Juui  1902, 

Es  betriö't  einei>t^its  eine  A'erallireiiieinerung  bisheriger  Straf- 
bestimmungen bezügl.  Gefährdung  der  Sicherheit  des  Eisenbahn-, 
Dampfschiff-  und  Postwagenverkehrs,  indem 

a)  nicht  mehr  darauf  abgestellt  wird,  dass  die  Gefährdung  sich 
aaf  die  auf  den  Transportmitteln  befindlichen  Personen  und 
Waren  bezieht,  sondern  der  Tatbestand  der  GefiLhrdong  der 
Transportmittel  an  sich  znr  Bestrafung  genUgt; 

b)  nicht  wie  bisher  bloss  die  Angestellten  der  TransportaostalteD 
wegen  fahrlässiger  Gef&hmng  bestraft  werden,  sondern  auch 
Drittpersonen;  sodann  aber  kann  in  leichteren  FftUen  im 
Gegensatz  zam  bisherigen  Recht  bei  fiahrlSsslger  Gefihrdang 
auch  auf  Geldbnsse,  abgesehen  von  GefiUignisstrafe,  erkannt 
werden. 

6.  Gesetz,  betr.  die  Ergänzung:-  des  Bundesgesetzes, 
vom  27.  August  18.51  über  die  Strafreehtspflege  für  die  eid- 
genössischen Truppen,  vom  2;J.  Juni  1904. 

Das  Militärstratge.setz  macht  keinen  l'nter.schied  in  der  Be- 
strafung, ob  die  einzeln*  n  T^*  likte  im  aktiven  oder  im  Instruktions- 
dienst  begangen  werden.  Im  allgemeinen  sind  die  Strafgrenzen 
weit  genng,  so  dass  auch  im  Frieden  der  Richter  das  Angemessene 
treffen  kann.  Dagegen  erscheinen  bei  Eigentumsdelikten  (Eigentnms* 
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beschädignng,  Diebstahl,  Veruntreuung,  Betrug:)  die  Straftninima, 
namentlich  mit  Hücksicht  auf  die  \'erringeruüg  des  üeldwertes  für 
alle  Teile  der  Bevulkerung-,  nacbg-erade  zu  hoch.  Durch  das  Gesetz 
werden  sie  um  einen  Dritteil  reduziert,  wenn  die  Delikte  im 
iustraktionsdienst  begangen  worden  sind. 

7.  Gesetz,  betr.  die  Erwerbung  des  Schweizerbürger- 
rechtes and  den  Verzicht  auf  dasselbe,  vom  25.  Juni  1903. 

Dadurch  wird  das  den  gleichen  Gegenstand  behandelnde  Ge- 
setK  Tom  8.  Joli  1876  ersetzt.  Die  Revision  hatte  cnm  Zwecke,  die 
Einbflrgemng  in  der  Schweiz  wohnhafter  Ansifinder  za  erleichtern. 
Nach  der  Vollusfthlnng  von  1888  befimden  sieh  damals  unter  den 
29124^0  Seelen  229650,  also  7,9%  AnsULnder.^)  Da  die  Verhält- 
nisse in  den  Kantonen  verschieden  waren  (Genf  hatte  37,9®/o, 
Baselstadt  34,4  ^/q),  empfahl  es  sich  auch,  nicht  von  Bundes  wegen 
durch  direkte  ilassreju^elu  dixa  Missverhältnis  zu  beseitigen,  boiidern 
den  Kuutunen  die  Kompetenz  dazu  zu  geben. 

Nach  wie  vor  ist  die  Grundlage  des  Schweizerbürcrorrechts 
das  Bftrgerrecht  in  einem  Kanton,  sowie  in  einer  Geiiieindt,  wobei 
letztere  immerhin  nur  erteilt  werden  können,  wenn  eine  Bewiiüguug 
der  Bnndesbehürde  dazu  vorliegt. 

Die  Taxe  für  die  Aufnahme  in  das  eidgenössische  Bfirgerrecht 
wird  von  85  aof  20  Fr.  hernntergesetzt. 

Im  Übrigen  soll  die  Einbfirgemng  in  sweilkcher  Weise  ge- 
fördert werden: 

a)  Die  Einbürgerung  kann  von  Gesetses  wegen  geschehen 
besSc^ch  im  Kanton  geborener  Kinder  von  im  Kanton  wohnendea 
Aadändem: 

a)  wenn  die  Mutter  schweizerischer  Herkunft  ist  oder 

fi)  wenn  die  Kitern  zur  Zeit  der  Uebart  des  Kindes  wenigstens 
fünf  Jahre  ununterbroelu  n  im  Kanton  gewohnt  haben. 
Die^^e  Zwangseinhürgerung  wird  aber,  um  ein  Düi'i>elliiirger- 
recht  und  damit  die  Folgen  doppelter  ^^'ellrpflicht  auszuschiiessen 
(da  die  meisten  Kultnrstaaten  das  anf^ef^tanimte  Bürgerrecht  durch 
Zwangseinbürgernng  nicht  untergeben  lassen),  gemildert  dui'ch  das 
Optionsrecht  nach  eingetretener  Handlangstähigkeit. 

Nach  der  VolkssShtimg  von  1900  sind  sogar  11,8  ^/o  (in  Genf 
40,3,  io  Bsselstadt  88,8,  in  Appenzell-L-Rb.  2,6  ^/o)  der  Gesamtbevölkerung 
Awlfinder. 
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b)  Die  Wiederaufnahme  in  das  Schweizerbürgerrecht  wird  er- 
leichtert, d.  h.  die  Erfüllung  dir  etwa«  komplizierten  J^t(linjgrnne;en 
zur  Naturalisation  ist  nicht  nötig,  und  namentlich  die  Gebäüreu 
fallen  weg: 

a)  ^  die  geschiedene  oder  von  Tisch  und  Bett  getrennte  Ehefrau 
eines  Sehweizerbürgers,  der  auf  das  Ililrgerrecht  verzicbtet  hat, 
sowie  Ar  desaeii  minderjährige  Kinder; 

/9)  fttr  die  Witwe  oder  geschiedene  oder  von  Tiseh  und  Bett  ge- 
trennte Ehefrau,  die  durch  ihre  Heirat  das  SchweizerbUrgerrecbt 
verloren  hat; 

y)  für  Personen,  die  durch  persönliche  VerhAltnisse  genötigt  werden, 
anf  das  Schweizerhttrgerreeht  zn  verzichten. 

Die  Wiedereinhürj,^enmg  muss  aber  verlangt  weiden  innerhalb 
zehn  Jahren  nadi  Autlr-sung  der  Ehe,  eingetretener  Volljährigkeit, 
EUckkehr  in  die  Schweiz. 

Nflien  der  Eevision  der  Gesetz»^  jieht  eine  Aljünderunj;  dt-r 
^Anleitung  zur  Erlangung  der  im  Bundesgesetz  vorge- 
sehenen bundpsrätlichen  Bewilligung"  vom  30.  Dezember  1903 
einher,  wodurch  ebenfalls  eine  Hernntersetzung  der  Yoraassetzmigen 
erfolgt. 

8.  Gesetz,  betr.  die  eidgenössisch^  Oberaufsicht  über 
die  Forstpolizei,  vom  XI.  Oktober  1902. 

Bereits  den  11.  Jnli  1897  wurde  dnrch  YoUcNibstimmunff  eine 
Ändemng  des  Art  24  der  Bundesverfassung  insoweit  vorgenommen, 
als  dem  Bund  die  OberauMcht  fiber  die  Forstpolizei  für  das  ganze 
Gebiet  der  Schweiz  flbertragen  wurde,  wSbrend  sie  ihm  bisher  nur 
für  das  Hochgebirge  znjrestanden  hatte.  Das  Ausführungsgesetz 
wurde  aus  äusseren  (iiiiiKlen  verschoben  und  erhielt  erst  in  der 
Bericht'^p^^riode  Gesetzeskraft. 

Zwt  (  k  desselben  ist  di<'  Erhaltung  und  Vermehrung  des  für 
die  schweizerische  Volkswirtscliaft  so  wichtigen  Waldareals. 

Der  Waldbestand  zerfällt  in  Hinsicht  auf  die  Intensität  der 
Autsicht  in  zwei  Khissen.  Öll'entliche  Waldungen  und  solche  Privat- 
waldnngen,  die  als  Schutzwaldnngen  anzusehen  sind  (d.  h.  die  sich 
im  EinzngRgebiete  von  Wildwassern  befinden  oder  die  vermOge  ihrer 
Lage  Schutz  bieten  gegen  schSdliche  klimatische  Einfiflsm,  g>^;en 
Lawinen,  Stein-  und  Eisschläge,  Erdabrutschungen,  VerrftAingen, 
sowie  gegen  ansserordentliche  Wasserstfinde),  sollen  vermessen  und 
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Termarkt  \ver<len,  deren  Abgabesatz  ist  zn  ermitt^Jn  nnd  darf  nicht 
überschritten  wertieu  (bei  Schutzwaldnngeu  sind  Kahlschlage  in  der 
Regel  ganz  nntersagt),  der  Waldwirtschaft  scliädliche  rechtliche 
Belastungen  sollen  abgelüst  und  neue  Belastungen  überhaupt  dürfen 
nur  mit  Beuilli^ng  des  Bundesrates  begründet  werden.  Dagegen 
unterstützt  der  Bund  die  Anlage  von  Abfuhrwegen  nnd  yon  zweck- 
entsprechenden Einrichtungen  Ar  den  Holztnuuport. 

Die  ttbiigen  Waldungen  stehen  eben&lls  unter  einer  gewissen 
Kontrolle.  Ausreutangen  dflrfen  nur  mit  Bewilligung  der  Eantons" 
regienmg  stattfinden  und  sind  regelmSssig  durch  NeuaufiTorstnngen 
SU  ersetzen.  Auch  bei  Weidwaldungen  darf  das  Flächenmass  der 
Bestoekung  nicht  vermindert  werden. 

Besondere  Bestimmungen  enthftlt  das  Gesetz  Über  die  Waldungen 
von  öflfentlichen  Korporationen.  Ihre  Veräusserunj^  oder  T»;ilung 
ist  sehr  einschränkenden  Vorschriften  unterworfen.  Bei  Schutz- 
waldungen soll  .sogar  die  Znsaramenlegung  durchgeführt,  bei  allen 
Waldungen  wenigstenH  unterstützt  werden. 

Diesfn  Be.strebung:en  <les  Gesetzes  wird  Vorschub  geleistet 
einerseits  durch  Bundes-  und  kantonale  fieiträß:e  zn  den  für  die 
Waldwirtschaft  forderlichen  Massregeln,  namentlich  durch  eine  Snb- 
Tentionierung  der  Forstbeamten,  anderseits  durch  Strafbestimmnngen. 

Zum  Gesetz  hat  der  Bundesrat  den  13.  März  1903  eine 
Vollziehungsordnuttg  erlassen,  die  den  31.  März  und  30.  No- 
Tember  1904  ergänzt  wurde. 

9.  Gesetz  vom  24.  Juni  1904  ttber  Jagd  und  Vogelschutz. 
Bereits  im  Jahre  1891  wurde  vom  Bundesrat  ein  Bevisionsentwnrf 
zum  Gesetz  vom  17.  September  1875  ausgearbeitet  im  Sinne  einer 
Verschäi'funp  der  Strafbestiuuuunfr*"n.  Kr  blieb  aber  nach  Durch- 
beratnnfz:  im  .Stiinderat  lie{2:en.  weil  man  sich  im  N;itionalr;(ti'  übr-r 
das  Verbot  der  Frühliugsjagd  und  die  Fr.^ge  des  .Ta;^d.sysi*  ui»  nicht 
einigen  konnte.  Der  Bundesrat  wollte  die  Revision  auf  zw<'i  Artikel, 
betr.  die  Strafansätze,  beschränken.  In  den  Räten  sind  neue 
Änderungen  hinzugekommen,  so  dass  man  schliesslich  vorzog,  das 
ganze  Gesetz  durch  ein  neues  zu  ersetzen,  statt  die  Neaemngen  in 
den  Text  des  alten  Gesetzes  einzuordnen. 

Bezweckt  wird  vorwiegend  ein  intensiverer  Schutz  des  Jagd- 
wildes.  Die  Ausbeutung  der  Jagd  ist  nach  wie  vor  ein  Recht  der 
Kantone  oder  der  Gemeinden,  und  geschieht  vorzugsweise  durch 
JiliAndi  dar  intenst.  Verelnlgiuaf .  s.  Bd.  162 
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Ausstellung  von  Jagdpateulen,  in  sehr  wenigen  Kantonen  dui'ch 
Verpachtung  der  Keviere. 

Die  Jagd  ist  oÜVn  je  nach  der  Art  von  deren  Ansiibuiifr  und 
des  Ildes  zu  verscliiedoner  Zeit,  jedoch  nicht  vor  dem  1.  Sep- 
tember und  »chliesst  spätestens  den  81.  Dezember.  Neu  ist:  Aus- 
nahmsweise könneii  die  Hevierkantone  die  Frühlingsjagd  auf  Zng- 
Bchnepfen  gestatten.  Die  Kantone  können  nicht  blos  wie  bisher 
einzelne  Gebietsteile  oder  Wildarten  mit  dem  Jagdbann  belegen  nnd 
die  gefletzliche  Jagdzeit  beschränken  (welches  Becht  anch  dem  Bande 
zusteht),  sondern  ttberhanpt  die  Schntzbestimmongen  des  Gesetzes 
für  das  Wild  erweitern,  wobei  namentlich  das  Verbot  des  Jagens 
zur  Nachtzeit^  an  gewissen  Wochentagen  —  beide  Bäte  beschäftigten 
sich  lange  mit  der  Sonntag^jagd,  die  eine  Sichtung  von  Gesetzes 
wegen  verbieten  wollte  — ,  SchafFking  nener  und  Erweiternng  be- 
stehender Schonreviere  erwähnt  werden. 

Gegenüber  dem  bisherigen  Rechtszustaiid  kann  den  Liegen- 
schaftsbe-sitzt  rii  diirrh  die  kantonale  Gesetzgebung  ermöglicht  werden, 
ihr  Eigentum  .schiidijrendes  K'aubwild  und  nicht  gcschiU/tt'  Vögel 
nnschSdlich  zu  machen,  iiiid  uiitn-  .Aut'stpllnnir  der  nr.tif^cii  \  ursichta- 
vorschriften  das  Giftlegen  zur  Vertilgung  von  Kaubzeug  zu  ge- 
statten. Za  den  Vögeln,  derer  man  sich  vor  der  Weinlese  durch 
Abschiessen  erwehren  darf,  werden  nen  die  Amseln  hinzngefllgt. 

Die  Übrigen  Bestimmungen  schränken  die  Jagd  ein.  Lebhaft 
diskutiert  wurde  die  Einschränkung  der  Hirscl^agd,  die  leider  nur 
geringe  Bedeutung  hat;  während  sie  bisher  als  Regel  im  September 
er^ffhet  war,  bedarf  es  jetzt  zur  Uestattung  derselben  der  Zu« 
Stimmung  der  Kantone  nnd  des  Bundes,  und  sie  ist  ausgeschlossen 
bezüglich  der  Splesser  und  Gabler  (Hirsche  im  Alter  von  weniger 
als  drei  Jahren)  und  kann  höchstens  ausgeUbt  werden  vom  7.  bis 
30.  September.  Die  Strafbestimmungen  weisen  eine  sehr  weitgehende 
Kasuistik  auf. 

Weitere  Krlass.-  norntativpr  Natur  sind  in  der  Berichtsperiode 
niclil  zustande  j^eknuimen,  eljeiisitwenijr  J^ind  Bt-srhlüsst'  vun  ein- 
maliger Tragweite,  die  eine  internationale  Bedeutung  beanspruchen 
könnten,  gefasst  worden.  Dagegen  sind  noch  zwei  Konkordate 
zu  erwähnen  zwischen  einzelnen  schweizerischen  Kantonen.  Früher 
war  diese  Art  der  Kegelnng  von  Materien,  die  eine  Einheit  er- 
wünscht sein  lassen,  häufig;  mit  dem  Wachsen  der  Kompetenz  des 
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Bundes  ist  der  Weg  der  Gesetzgelnin^  vorgezogen  wordeiL  Immerhin 
gibt  es  doch  noch  Gebiete,  anf  denen  ein  gemeinsames  Vorgehen 
•ich  empfiehlt»  wfthrend  die  Zuständigkeit  für  die  BnndeBgesetz- 
gebnng  fehlt. 

Das  eine  betitelt  rieh  Konkordat  Aber  eine  einheitliche 
Verordnung,  betr.  den  Uotorwagen-  nnd  Fahrradverkehr, 
yom  13.  Jnni  1904  (Datum  der  Genehmigong  durch  den  Bundesrat). 
Es  sind  demselben  teils  von  Anbeginn,  teils  erst  spftter  alle  Kantone 
beigetreten  mit  Ausnahme  von  Uri,  Schafihausen,  Graubttnden  und 
Thurgan. 

Das  Konkordat  schliesst  nicht  aus,  dass  ein  ihm  ungehöriger 
K;int<>n  das  iktahren  durch  die  genannten  Fahraenge  auf  einzelnen 
Striisseii  verbiete  oder  den  Veritehr  auf  einzelnen  Strassen  be- 
schränk*. 

Es  ist  ferner  Sache  jedes  Koiikordatskantüiis,  die  Strafbe- 
stimmangen  für  den  Fall  der  Übertretung  der  Koul^ordatsvorschriften 
zu  erlassen. 

Die  gemeinsamen  Vorschriften  sind  naturgemfiss  schärfer  für 
Automobile  (Motorwagen,  Motorzykles  und  andere  Fuhrwerke  mit 
mechanischem  Antrieb)  als  fttr  FahriHder,  doch  sind  die  Fahrer  mit 
beiden  Arten  der  Fahrzeuge  verpflichtet,  eine  Ausweiskarte  mit  rieh 
zu  führen  und  an  richtbarer  Stelle  ein  Kontrollschild  (die  Automobile 
vom  nnd  hinten)  anzubringen.  Von  der  Verpflichtung  sind  nur 
beftreit  die  durchfahrenden  Ftemden,  bezflglich  der  Automobile 
aber  nur,  wenn  sie  eine  vom  Staate,  dem  rie  angehören,  ausgestellte 
Bewillignng  mit  sich  führen  und  nnter  der  Voraussetzung,  dass  von 
diesem  Staate  Gegenrecht  geliultru  und.  Bezüglich  der  Aiitoinobilo 
ist  eine  kantonale  Konzession  vorgeRehen,  die  je  nach  Person  und 
Wagen  an  bestimmte  Voraussetzungen  <i:rbiind»n  ist.  Die  Vor- 
schriften regeln  im  übrigen  die  üeschwindigkeit,  Warn  Vorrichtung, 
Bremse,  Laterne  usw. 

Das  andere  bezieht  sich  auf  die  Befreiung  von  der  Ver- 
pHichtung  zur  Sicherheitsleistung  für  die  Prozesskosten.  \ 

Die  Haager  Übereinkunft,  betr.  Zivilprozessrecht  von  1896,  \ 

der  auch  die  Schweiz  beigetreten  ist,  bestimmt  unter  anderem,  dass,  ; 

wenn  Angehörige  eines  der  Vertragastaaten  in  einem  anderem  dieser 

Staaten  als  Kläger  auftreten,  ihnen  wegen  Ihrer  Eigenschaft  als 

AusUtnder  keine  Sicherheitsleistung  auferlegt  werden  dürfe.  Damit 

162* 
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können  in  einem  schweizerischen  Kanii  n  AtiHliinder  Rechte  bean- 
spruchen, die  den  Angehörigen  eines  anderen  Kautons  nicht  zustehen, 
denn  eigentümlicherweise  besitzen  die  Bnndesbehörden  das  Hecht, 
im  internationalen  Verkehr  Dintre  za  nonnieren,  zu  deren  Regelung 
im  internen  Verkehr  ihnen  die  Kompetenz  abgeht.  Das  Konkordat 
/bezweckt  die  OleichBtellang  der  Kantonaftremden  mit  den  Auütadem. 
Bis  Ende  1904  iind  ihm  nngefthr  die  Hälfte  der  Eaatone  (Zfiricb, 
Lnserttf  Sehwyz,  OliintB,  Zng^  Baeelstadt^  Schaffhaneen,  Appen- 
aell-A.-Bli.,  St  Gallen,  Oranbinden,  Aargan,  Tessm,  Waadt»  Neaen- 
hatg  nnd  Genf)  beigetreten. 

Neben  der  Gesetzgebung  trat  auch  in  der  Berichtsperiode  die 
internationale  Vereinbarnng^  in  Ijedenteudem  Umfang  hervor,  nnd  zwar 
in  zweifacher  Weise:  als  Abniacliiing  von  Staat  ZU  Staat  und  als 
eigentliche  internationale  Organisation. 

Von  der  ersteren  Art  sind  —  in  chronologischer  Beihenfolge  — 
zn  erwähnen: 

1.  Übereinkommen  mit  Frankreich,  betr.  die  Schiff- 
fahrt anf  dem  Genfersee,  in  Kraft  getreten  den  1.  Noyember  1902. 

Es  enthält  in  84  Artikeln  polizeiliche  Vorschriften  Über  die 

Beschaflfenheit  der  Schiffe  und  Landungsplätze,  die  Anfurderunfren 
an  das  Personal,  die  Art  des  Verkehrs  usw.  aul  diesem  Grenz- 
gewässer zum  Eisat^  des  Abkommens  vom  9.  Juli  1887. 

2.  Übereinkunft  mit  Frankreich,  betr.  die  Qrenz> 
bereinignng  zwischen  dem  Mont-Dolent  nnd  dem  Genfer- 
see, vom  10.  Jnni  1891,  in  Kraft  seit  22.  November  1902. 

Kit  dieser  Vereinbaning  kommt  endlich  im  Geschäftsbericht 
des  politischen  Departements  ein  Verhandlongsgegenstand  in  Weg&ll, 
der  seit  Jahren  infolge  der  Verschleppung  der  Batiflkation  durch 
dem  französischen  Senat  als  pendent  nachgefUhrt  werden  musste. 

3.  Erklärunu  zwibclien  der  »Scliweiz  und  Russland,  betr. 
die  S'tollung  der  AktiengeseiUchaften  und  anderen  Han- 
dels-, JnVlastrie-  and  Finanzgesellschaften,  vom  19.  Ok* 
tober  1903. 

Danach  werden  diese  Gesellschaften,  wenn  in  einem  der  beiden 
Staaten  nach  gesetzlichen  Vorschriften  errichtet,  in  jedem  der  Staaten 
als  zn  Recht  bestehend  anerkannt  nnd  können  demgeraSss  vor  Gericht 
als  Klfiger  nnd  Beklagte  auftauten.  Damit  ist  freilich  nicht  gesagt^ 
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daM  sie  aQeh  mr  Aoattbiing  ihree  Eradels  und  Gewerbe«  snge- 
kasen  werden. 

Bedentend  grösser  ist  die  Zalil  der  Vereinbarungren  zwisclien 

einer  grösseren  Anzahl  von  Staaten.    Der  YoUstündigkeit  wegen 
Follen  f5ie  in  fole^endem  kurz  aufgeführt  werden,  trotzdem  sie  mög- 
liclierweise  in  den  Bericht«;u  anderer  Länder  bereit«  sidi  vorfinden.^) 
Neu  sind: 

1.  Zusatz-Abkommen  zu  der  internationalen  Kon- 
ventinn zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  vom 
20.  Uärz  1883,  abgeschlossen  den  14.  Deosember  1900,  in  Kraft 
getreten  den  14.  September  1902. 

Danach  sind  die  in  verschiedenen  Staaten  für  die  gleiche 
Erfindnng  erworbenen  Patente  voneinander  nnabbttngigi  die  Patente 
kSnnen  erst  nach  Ablanf  des  dritten  Jahres  ihrer  Daner  wegen 
Niehtansbentnng  geltecht  werden,  nnd  die  PrioritfttsfMst  Ar  Patente 
wird  erbeblieh  (von  6—7  auf  12  Monate)  verlängert 

Diese  Änderungen  ermöglichten  es  Deutschland,  dem  Ab- 
kommen, das  bisher  neben  der  Schweiz  zwischen  Belgien,  Brasilien, 
Dänemark,  Frankreich,  Grussbritannien,  Italien,  Japan,  den  Nieder- 
landen, Norwegen,  Portugal,  San  Domingo,  Schweden.  Serbien,  Tunesien 
nii'l  ii''n  Vereinigten  Staaten  bestand,  ^^iiai  Erklärung  vom  24,  März 
eb*inalls  beizutreten,  nachdem  Spanien  am  17.  Februar 
1903  mit  dem  Eintritt  vorausgegangen. 

Damit  ist  das  SpezialÜbereinkommen  in  dieser  Materie  zwischen 
der  Schweiz  nnd  Deutschland  vom  18w  April  1892  teilweise  auf- 
gehoben, teilweise  modifiziert  worden. 

2.  Znsats^Abkommen  2nr  Übereinkunft  voml4.  AprO  1891, 
betr.  die  internationale  Eintragung  der  Fabrik-  oder 
Handelsmarken,  abgeschlossen  den  14.  Dezember  1900,  in  Kraft 
getreten  den  14.  September  1902. 

Es  bandelt  sich  bloss  um  einige  aus  Zweckmfissigkeitsgrttnden 
auf  Antrag  des  internationalen  Bureaus  zum  Schutz  des  gewerb- 
lichen Eigentums  vorgenommene,  durch  bisherige  praktische  Er- 
fahrungen begründete  Änderungen. 

Es  wird  hiermit  daher  der  Wunsch  wiederholt,  es  machten  in 
Zukunft  diese  intemationalen  Organisationen  den  Gegenstand  besonderer 
Berichterstattnng  bildoD,  da  ihre  Unterordnung  unter  die  gesetsgeberischen 
Rriaase  eines  einielnen  Staates  willkürlich  ist. 
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Der  Unioii  gehören  an  die  Schweiz,  Belgien,  Brasilien,  Spanien, 
Frankreich,  Italien,  die  Niederlande,  Portugal  nnd  Tunis. 

Endlich  sind  noch  zu  registrieren  einige  Beitritte  zu  be- 
stehenden internationalen  Verbänden: 

1.  Znr  Übereinkunft  zum  Schutz  de«  Htei  arisc  hen  und 
künstlerischen  Eigentums  vom  9.  September  IS^n,  mit  Zusatz- 
abkommen vom  4.  Mai  189f>  (zwisrhen  Dentfäf bland,  fielj^ieii,  Spanien, 
Frankreich^  Grossbritannien,  Haiti,  Italien,  Japan,  Luxemburg, 
Monako,  Norwegen,  der  Schweiz,  Tunis),  sind  beigetreten  Dänemark, 
(unter  Ausschluss  von  Tsland,  Grünland  und  den  Antillen,  den 
28.  Jnni  1908)  und  Schweden  (den  28.  Juli  1904). 

2.  Zn  den  Ühereinkflnften,  betr.  das  Verbot  falscher 
Herknnftsbezeichnnngen  auf  Waren  nnd  die  Eintragung 
der  Fabrik-  und  Handelsmarken,  beide  7oni  14.  April  1891, 
letztere  ergänzt  durch  Zusatz- Abkommen  vom  14.  Dezember  1900 

(zwischen  Deutschland,  Belgien,  Brasilien,  Dänemark,  Spanien,  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frankreich,  Grossbritannien. 
Italien,  Japan,  Mexiki»,  Nnrwefjr^^n,  den  Nit^ilerlanileu,  Portugal,  San 
Domingo,  Serbien,  Schweden,  der  Schweiz  und  Tunis),  ist  Kuba  mit 
Erklärung  vom  1.  Dezember  1904  beigetreten. 

3.  Zum  Weltpostvertrag  vom  15.  Juni  1897  sind  neu 
hinzugetreten  (den  16.  Juni  1902)  Kreta,  (den  11.  April  1903) 
das  britische  Schutzgebiet  Somaliland,  (den  5.  Juli  1904)  die 
italienischen  Kolonien  Erithrea  und  Benadiz  nnd  (den  28.  Sep- 
tember 1904)  die  Republik  Panama. 

4.  Zum  V^ertrag,  betr.  Austausch  von  Briefen  nnd 
SclKK'htt'ln  mit  Wertan^^abc,  von  demselben  Datum  sind  liinzn- 
getreton:  die  britischen  Kulonieii  von  Goldkiiste,  Grenada,  Mauritius, 
Seychtlli  n,  Sierra  Leone,  St.  Lucia,  St.  Vincent,  ferner  Japan, 
Southern  Nigeria.  Montenegro,  Honduras,  Cypern,  Barbados,  Bermudas 
und  Niederländisch-lndien. 

5.  Zum  Übereinkommen,  betr.  Geldanweisungen,  Yon 
demselben  Datum  (Ende  1901  beteiligte  Staaten  s.  Jahrb.  Vn,  1888), 
sind  neu  hinzugekommen:  Kreta,  Kuba,  Bolivia. 

6.  Zum  Übereinkommen,  betr.  Auswechslung  von 
Poststfick  en,  von  demselben  Datum  sind  hinzugetreten:  Ki'eta, 
Japan,  Kuba  nnd  Persieu. 
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7.  Zun  Übereinkommen,  betr.  die  Einssnspsmandate, 
Ton  demselben  Datum  sind  nea  huunigelcommen:  Kreta  snd  Kuba. 

8.  Dem  Petersburger  internationalen  Telegraphen- 
vertrag  vom  22.  Jnli  1875  sind  beigetreten  (den  7.  April  1903), 
die  Eastem  Extension  (Anstralasia  und  China)  Telegraph-Company 
ond  (den  17.  Mai  1904)  die  Transvaal-  und  Orangefluss-Kolonien. 

9.  Dt^m  internationalen  TTbereinkomniftn  vom  14.  Ok- 
tuber  1890  über  den  Ei8enbalnifi  a<  hr  verkehr  (zwiücUeu  Deutsch- 
land.  Osterreicli-rn^aru,  Belgien,  l)aneiiKuk.  Frankreich,  Italien, 
Luxemburg,  der  Niederlande,  Russland  und  der  kjchweiz)  ist  den 
25.  Jani  1904  Knmänien  beigetreten. 

10.  Zum  internationalen  Übereinkommen  für  die  Ver- 
öffentlichnng  der  Zolltarife  vom  ö.  Juli  1890  (dem  über 
40  Staaten  angehören)  ist  den  10.  Angnst  1904  Deutschland  hin- 
zugetreten. 

11.  Zur  Genfer  Konvention  für  die  Verbesserung  des 
Loses  der  im  Krieg  verwundeten  Hilitftrs  (Rotes  Kreuz)  vom 
22.  AngDst  1864  sind  hinzogetreten  (den  23.  Januar  1908)  Korea  , 
und  (den  8.  Jnli  1904)  China. 

Ende  1901  gehörten  der  Konvention  b^ta  85  Staaten  an 
(Jahrb.  VII,  1389). 

12.  Der  im  Haag  den  29.  Juli  l^il»l>  best hlosseneu  Aus- 
delmung  der  Genfer  Konvention  anf  den  Seekrieg  sind 
Kurea,  Salvador,  Guatemala.  Peru  und  China  beigetreten. 

Letzterer  Staat  trat  auch  einig-cn  andern  der  (im  letzten 
Jahrgang  des  Jahrbuciies  inhaltlich  nicht  wiedergegebenen  und  ver- 
stümmelt anfgez&hlten)  Konventionen  der  Uaager  Konferenz  bei* 

B.  Juristiselie  Literatur, 

Sofem  sie  Bestandteil  der  deutschen,  franzSsisehen  und  italie- 
nisehen  Literatur  Ist,  gehört  sie  nicht  hierher. 

DieGesamtflbersicht  bei  Heusler  in  der  Zeitschrift  fttr  Schwei- 
zeriBchea  Becht  (fOr  1902  in  Bd.  44,  S.  425—438;  Ar  1908  in 
Bd.  45,  S.  486—500)  weist  für  zwei  Jahre  323  Nnmmem  auf  und 
auch  das  —  zurzeit  dort  noch  nicht  behandelte  —  Jalir  1904  zeigt 
keine  geringere  Produktivität. 

Die  zivil-  und  strafin-btliehen  W  erke  stehen  ztmieist  unter  der 
Signatur  der  sich  vollziehenden  Koditikationen.   So  nützlich  sie  sich 
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dabei  erweiaen,  bo  wenig  vollen  sie  im  allgemeinen  sab  spede 
aeternitatls  betrachtet  sein. 

Der  Sehweiaerische  JnristenTerein  behandelte  in  seiner 
Zusammenkunft  im  Jahre  1902  den  Dien  st  vertrag  (Beferentea 
LoTMAB  und  si  Wsies)  und  die  Doppelbestenernng  (S^nsss 
und  Bobbl),  1903  die  Revision  des  Schade nersatzreehtes 
(Referenten  G.  Ghb.  Bubckbaedt  und  Di  Fiuob)  und  die  Wllnsch- 
barkeit  und  Dnrchftthrbarkeit  der  Überelnstimmnng  der  Begriffe 
im  Zivil-  und  Strafrechi  (Gmik  uüd  Cordky),  190^^  die  Umge- 
staltnng  des  Wechselrechts  (Wieland,  B£gü:]lin  und  Bkkta) 
und  die  Revision  des  AktiengeäeilBchaftsrechtes  (BsHfoub 

und  V.   WaT-I »KIRCH). 

Zu  erwähnen  sind  zwei  neue  literarische  Unternehmungen; 

Abhandlungen  eum  schweizerischen  Recht,  herans- 
gegeben  Ton  Prof.  Dr.  Max  Qmüb,  Bern: 

Zftrcher  Beitrftge  zur  Rechtswissenschaft,  heraus- 
gegeben von  A.  EaoBB,  £.  Haftxb,  IL  F.  Hitzio  nnd  11  Hubib, 
Dosenten  an  der  jnr.  Faknlt&t  der  Universität  Zftrich. 

Bis  jetzt  sind  bloss  einige  Doktordissertationen  veröffentlicht 
worden. 

Im  fibrigen  suid  etwa  anssnführen  —  eine  gewisse  Willkür 
lAsst  sich  dabei  nicht  vermeiden  —  einige  Werke  Aber  Staatsrecht: 

V.  Balis,  L.  R.,  Schweizerisches  Bundesrecht.  Staats-  und 
verwaltungsgerichtliche  Praxis  des  Bundesrates  und  der  Bundesver- 
sammlung.  2.  AuH.  des  1891 — 03  erscki.  nenen  Werkes,  5  Bd.,  19<>2. 

SonoLLRjfHKii  iKH.  J.,  Das  Bundesstaat srecht  der  Schweiz,  1902. 

AiFOLTKR,  A.,  (irundzüge  des  Schweiz.  Staatsrechts,  1904. 

BchCKUARDT,  W\,  Kouuneutar  der  schweizerischen  Bundes- 
verfassang,  1904. 

II.  Die  Kantone. 

1.  Zürich. 

Referent:  Dr.  J.  t.  Muralt,  Beairksanwalt»  ZQrich. 

a)  Gesetzgebung. 

1902. 

Verordnung,  betr.  Zulassung  von  Auwaltskandidaten 
zur  Prozeasführung,  vom  3.  März. 
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BeditM&ivilteii  kann  auf  ihr  Gesoob  hin  yom  Obergerioht 
bewilligt  werden,  onfter  eigener  Terantwertimg  Kandiftoten  snr 
FiUining  von  PrecesBen  ra  enbititniefeD,  VoraoMetanngen  IBr  die 
Znlasanng  der  Kandidaten  sind:  guter  Knf,  Yiermonatlkhe  Praxis 

und  ausreichende  Rechtsstadien. 

Gesetz,  betr.  die  Zürcher  Kantonalbank,  vom  16.  März, 
Die  Kantonalbank  hat  den  Zweck,  den  KantODseinwohnem 
die  BefHedigang  ihrer  Kredit-  und  GeldbedttrfoisBe  zn  erldehtem 
unter  spesieller  Berttcksichtignng  des  kleineren  nnd  mittleren  Gmnd- 
beaitzesy  sowie  des  Handwerlcs-  nnd  Gewerbestandes.  Das  Grund- 
kapital betrigt  20  Hillionen  Franken.  Der  Staat  haftet  für  alle 
Verbindlichkeiten  der  Bank  sabsidür.  —  Die  Kantonalbank  ist  Noten* 
Emmissionsbank  nnd  hat  als  solche  die  durch  Bandesgesetz  vorge- 
schriebenen Garantien  zu  leisten,  d.  h.  Ar  40%  des  Betrages  der 
edierten  Noten  mnss  MetaÜdeckung  da  sein  und  für  60  ^/q  müssen 
Diskonto-Wechsel  in  ihrem  Portefenille  liegen.  —  Der  Sitz  der 
Bank  ist  Zürich.  Die  Oberaufsicht  hat  der  Kantonsrat.  der  eine 
PechnungrsprlUuDgskominission  licstellt.  Die  eigentliche  Leituii}-''  be- 
borgeii  ein  ans  13  ilitj^liedei-n  bestehender  Bankrat,  eine  aus  diesem 
gewählte  Bankkommission  von  3  Mitgliedern  und  die  Direktoren. 

Reglement,  betr.  die  Beanfsichtigung  der  Betreibnngs- 
beamten  bezw.  Gemeindeammftnner,  vom  27.  Uärz. 

Das  Amt  wird  dem  neugewählten  Betreibungsheamten  von 
einer  Abordnung  des  Bezirksgerichts  überwiesen  und  darüber  eine 
Urkunde  ausgestellt.  Zur  Einführung  des  neuen  Beamten  in  das 
Amt  wird  ein  älterer  Betreibuiigsbeamtcr  bezeieliiiet.  Das  Bezirks- 
gericht inspiziert  jährlich  rainde.^tens  eiiniuii  alle  Betreil)ung:siuiiter 
und  erstattet  darüber  dem  Obergericiit  Bericht.  Das  letztere  inspi- 
ziert jährlich  selbst  eine  Anzahl  Betreibnngsftmter. 

Verordnnng,  betr.  die  Entnahme  von  Material  ans 
öffentlichen  Gewftssern,  vom  29.  September. 

In  AQsfRhmng  von  §  76  lit.  g  des  Wasserbangesetzes  wird 

bestimmt:  I)a.s  Kecht,  den  öffentlichen  Gewässern  Sand,  Kies,  Steine 
oder  Eis  zu  entnehmen,  stellt  in  erster  Linie  dem  Staat  und  in 
zweiter  den  Gemein  b  n  liit  ülleiitliche  Zwecke  zu.  Wiihici  wm-bene 
Rechte  Dritter  bleiben  vorbehalten.  I)ie  l)e\\ illi^ninjj:  zur  Aus- 
bentong  wird  FriviU;en  von  der  Direktion  der  üüentlichen  Bauten 
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oder  vom  Gemeinderat  erteilt^  je  nachdem  der  Staat  oder  die  Ge- 
meinde den  Unterhalt  des  GewSttera  au  besorgen  hat 

Gesetz,  betr.  die  Organisation  der  evangelischen 
Landeskirche  des  Kantons  Zfirich,  vom  26.  Oktober. 

Die  Landeskirche  steht  unter  der  Staatsgesetzg-ebung,  ordnet 
aber  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  ihre  Angelegenheiten 
und  ihre  VeiwaUiuig  belbst.  Der  Staat  trägt  die  Kosten  der  Kirche. 
Jeder  evangelische  Einwolmer  des  Kantons  ist  Mitglied  der  Landes- 
kirche und  hat  als  solches  biimmrccht.  Personen  über  .lahre 
können  beim  Kirclienrat  ihren  Anstritt  erklären.  —  Die  Kirchen- 
gemeinden, welche  in  der  Regel  mit  den  politischen  Gemeinden  zu- 
sammenfallen,  bilden  Korporationen,  die  ihre  Funktionen  in  ge- 
BChlossenen  Yersanimlangen  ansfiben.    Sie  wählen  die  Geistlichen. 

Fttr  die  Einwohner  franzüsischer  Sprache  besteht  eine  franzö- 
sische Kirchengemekde. 

Die  kirchlichen  Behörden  sind:  die  Gemeindekirchenpflege  von 
mindestens  5  Mitgliedern,  die  Bezirkskirchenpfiege  von  5  oder  7  Mit- 
gliedern, die  Synode  (ein  von  den  Kirchengenossen  gewfthltes, 
weltliches  oder  geistliches  Mitglied  anf  je  2000  reformierte  Ein- 
wohner) nnd  der  Kirchenrat,  bestehend  ans  7  Mitgliedern,  von  denen 
5  von  der  Synode  und  2  vom  Kantonsrat  gewählt  werden. 

Anweisung,  betr.  die  Lüschnu;;  der  Urkunden  (Schnld- 
briefe,  Versicherungsbi iete  u.  dergl.)  (Iher  im  Zwancfs voll- 
streckungsverfahren untergegangene  Pfandrechte,  vom 
4.  Dezember. 

1903. 

Verordnung,  betr.  die  Sicherstellnng  von  Verlassen- 
Schäften,  vom  8.  April. 

Der  Nachlass  einer  im  Kanton  wohnhaften  oder  sich  auf- 
haltenden Person  ist  durch  den  Gemeinderat  in  allen  deigenigen 
FflUen  zu  inventarisieren  nnd  nStigenfhlls  zu  versiegeln,  in  welchen 
fttr  die  Erben  ein  Vormund  handeln  muss.  Der  Gemeinderat  hat 
heim  Bezirksgericht  die  Siegelung  zu  verlangen,  wenn  Zweifel 
darttber  herrschen,  ob  die  Voraossetznngen  einer  Vormundschaft 
vorliegen,  bei  Gefahr,  dass  Teile  der  Erbschaft  unbefug^terweise 
beseitigt  werden,  bei  Tiit^n  vvissheit  über  die  ErbverhSltnisse  und  bei 
Gefahr  der  Stt  nenlt  n  audatinn.  Das  Zivilstandsanii  hat  den  Ge- 
meinderat nnverzii<r]irh  von  Todesfällen,  bei  denen  diese  i  iesfimmunpren 
zur  Auwendung  kommen,  zu  beuachrichtigeu.   Verweigert  das  he- 
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zirksg^eiiebt  die  Siegdnog,  so  setzt  der  Oemeinderati  wenn  Stener- 
fbrderoDgen  in  Frage  kommen,  die  Finanzdirektion  in  Kenntnis, 
welche  ihrerseits  Arrest  auswirkt. 

Abänderung  von  §  14  der  oberg^erichtlichen  Ver- 
ordnung!: zum  eidgenössischen  Schuldbetreibungs-  und 
Konkursgesetz  vom  17.  Ang-iist. 

Die  Fertig-nn»"  versteig-erter  Liej^-enscbalten  hat  stattzufinden, 
auch  wenn  die  durch  die  Steigerung  eine  Veränderung  erleidenden 
Pfandurkunden  nicht  vorliegen. 

Verordnung  ttber  die  Anwaltsgebfthren  vom  14.  No- 
vember. 

Die  Gebflhren  betragen  für  VorstSnde  yot  Gericht  fe  nach 
der  Grerichtssteüe,  dem  Streitwert  and  dem  Umfang  des  Prozesses 
5—150  Fr.  Fftr  Arbeitszeit  dürfen  hSchsten  10  Fr,  pro  Stande  und 
60  Fk*.  pro  Tag  berechnet  werden,  tüe  Inkassogebflhr  betrSgt  1  \ 
bis  zn  1000  Fr.,  2<^/oo  bis  zn  10000  Fr.  nnd  darflber  1  »/oo  Über 
Streitigkeiten,  betr.  die  Gebahren,  entscheidet  das  nrteflende  Gericht, 
gegen  dessen  Entscheid  eine  Beschwerde  an  das  Obergericht  zn- 
lässig  ist. 

Be&cliluss,  betr.  die  Verlängerung  der  Gültigkeit 
des  zwischen  den  Kantonen  Zürich.  Srhwvz,  Glarus  und 
St.  Gal  len  bestellenden  t'bereinkomiuenb,  betr.  die  Fischerei 
im  Zftrichsee,  Linthkanal  und  Walensee,  vom  30.  November. 

Das  Abkommen  vom  9.  Angast  1891  wird  mit  dem  gleichen 
Wortlaut  auf  weitere  6  Jahre  erneuert. 

Verordnnng,  betr.  den  Strafvollzug  in  der  kantonalen 
Strafanstalt  Begensdorf,  vom  19.  Dezember. 

In  der  Strafimstalt  werden  Znchthans«,  Arbeitshans-  und 
Gefibignisstrftf linge,  sowie  administrativ  Detinierte  möglichst  getrennt 
verwahrt 

Diejenigen  Strftflinge,  welche  eine  Strafe  von  mindestens 
einem.  Jahr  zu  verbfissen  haben,  zerfallen  in  drei  Disziplinarklassen. 

In  der  ersten  werden  sie  in  Einzelhaft  gehalten,  in  den  beiden 

folgenden  arbeiten  sie  tagsüber  gemeinsam  und  sind  nur  nachts 
getrennt.  Die  zweite  und  dritte  Klasse  unterscheiden  sich  durch 
dfMi  Uiütaiii:  der  Vergünstigungen,  welclie  gewälnt  werden.  Die 
Ver^eLzüng  von  einer  Klasse  in  die  folgende  erfolgt  je  nach  dem 
Verhalten  nach  je  3 — 6  Monaten.    Kanu  ein  Sträfling  nach  Ver- 
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bfiflsiiiig  Ton  '/s  seiner  Strafe»  wenn  dieselbe  zugleich  mindestens 
ein  JsJir  gedanert  hat,  als  gebessert  gelten,  so  kann  Ihn  der  JnsÜs* 
direkter  bedingt  entlassen.  Bei  Übelverhalten  mnss  er  den  Beet  der 
Strafe  nachholen. 

1904. 

VerfassnngsgesetZy  betr.  AbSndernng  von  Art  47  der 
Verfassung,  vom  31.  Jannar. 

Die  Nenerung  besteht  darin,  dass  nnnoelir  der  Kantonsrat 

über  die  Neubildung,  Verein ip:"uiig  oder  AnflSsnng-  von  Schul- 
gemeinden entscheiden  kann,  w.ihrend  dies  bisher  nur  aiU  dem 
Gesetz^ebnng-swege,  also  durch  Volksabstimmuug:,  in«"»trlicli  war. 

Die  Bundesversaramlunp  erteilte  mit  Bestlilubs  vom  13.  Jaoi 
der  Verfassungsänderung  die  cid^enössisdie  (iewährleistung. 

Gesetz,  betr.  die  Neabildnng,  Vereinigung  oder  Auf- 
lösung von  Schulgemeinden,  vom  31.  Jannar. 

In  Austtthrung  des  abgeänderten  Verfassungsartikels  räumt 
das  Gesetz  dem  Eantonsrat  die  Befügnis  ein,  allzu  kleine  Schul- 
gemeinden zu  verschmelzen,  und  allzu  grosse,  oder  nach  den  Ert- 
lichen Verhmtnissen  zu  weit  verzweigte  zu  trennen.  Der  Staat 
leistet  an  die  Mehrkosten  einen  angemessenen  Beitrag. 

Reglement  für  die  Filialen  der  Züricher  Kantonal- 
baiik  vum  1.  März, 

Reglement  für  die  Gewerbehalle  der  Züricher  Kan- 
tonalbank vom  1.  Mörz. 

Die  KaiiWualbaiik  ;:;rii miete  eine  Uewerbehalle  zur  Unter- 
stittznng  von  Handwerk  und  Kleingewerbe.  Sie  steht  in  erster 
Linie  denjenigen  Handwerkern  nnd  Gewerbetreibenden  des  Kantons 
zur  Verfüfjrnnjr.  welche  keine  eigenen  Verkaufslokalitäten  besitzen. 
Sie  stellt  deren  Waren  difentlich  ans,  besorgt  den  Verlutof  und 
gewfihrt  Darlehen  darauf. 

Gesetz,  betr.  Abänderung  des  §  45  des  Einffihrungs- 
gesetzes  zum  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und 
Konkurs.  (Ausdehnung  des  Grundpfandrechtes  auf  Miet»  und  Paobt» 
Zinse)  vom  27.  November. 

Während  der  grnndversicherte  Gläubiger  bisher  gegeuQber 
früher  erfolgten  PfSndnngen  nur  ein  Vorrecht  auf  BefHedigung  aus 
dem  Erlös  der  hängenden  und  stehenden  Früchte  hatte,  wird  dieses 
Vorrecht  nun  auch  auf  diejenigen  Früchte  ausgedehnt,  welche  nach 
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Einreichiiiig  des  Verwertongsbegehrens  abgetreniit  wurden,  und 
ebenso  auf  die  noch  nicht  verfUlenen  Kiet-  nnd  FachtiinBfordemngen. 
Die  Nenenmg  bexweekt  eine  Hebnng  des  darniederllegenden 
HypothekarkTedites. 

Gesetz,  betr.  die  Besoldaug  der  Volksschullehrer, 
vom  27,  November. 

Das  Gesetz  briiif^t  die  langr  ersehnte  bescheidene  Aut'besseruiig 
der  Lelirerbesuidunf^eii.  Die  Minima  werden  für  Primarlehrer  anf 
1400  Fr.,  für  Sekuiidarlelirer  auf  2000  Fr.  festgfesetzt.  Dazu 
kommen  Alterszulagen,  die  nach  20  Dienstjahren  50()  Fr.  erreichen. 
Wenn  die  Gemeinden  von  sich  ans  noch  weitere  Zulagen  gewähren, 
leistet  der  Staat  daran  einen  Beitrag  von  ^/^o  bis  ^/.,.  Der  Staat 
kann  nach  von  sieh  ans  Zulagen  gewfihren  bis  an  600  Fr* 

In  ExankheitBfSlIen  nnd  bei  Absolviernng  des  regelmfissigen 
lÜlitardienstes  fibemimmt  der  Staat  die  Kosten  der  SteÜTertretnng. 

b)  Literatur« 

STB&tJtii,  Dr.  H.,  Verfassong  des  eidgendaalsehen  Standes 
Zürich,  vom  18.  April  1869.  Hit  Anmerkungen  nnd  einer  ge- 
schichtlichen Einleitung  herausgegeben. 

ÜSTBU,  Th.,  Die  Verwaltung  der  Stadt  Zürich.  Im  Schweiz. 
Zentralblatt  für  Stadt  und  Gemeinde-Verwaltang.  Jahrg.  IL 

Über  die  Frage,  ob  die  bisherige  Praxis  des  Stadtrates,  betr. 
die  Uiinvandlunn^  nicht  bezahlter  Pulizeibussen  in  Gefängnis  ge- 
setzlich znlässif^  sei,  ent6[»Hiiu  sich  im  grossen  Stadtrat  eine  lebhafte 
Debatte.  Es  liegen  nun  gedruckte  Gutachten  über  diese  Frage  vor 
von  Biindesrichter  L.  Weber,  Prof.  J.  Öchollbnberqkk,  Prof.  E. 
Zlkchee,  Oberrichter  H.  Sträuli  und  Advokat  G.  Wolf.  Der 
letztere  vertritt  die  Ansicht,  dass  es  zulässig  sei,  Geldbussen,  welche 
bis  zn  einem  festgesetcten  Termin  nicht  bezahlt  werden,  sofort  in 
Gefängnisstrafen  mnanwandeln.  Die  Prof.  Zübcebb  und  Schölling 
BtRecB  dagegen  erkUren  die  Umwandlung  erst  nach  yoransgegangener 
firnchtloser  Betreibung  fOr  anläselg.  Der  grosse  Stadtrat  entschied 
jedoch  für  die  Beibehaltung  der  bisherigen  Praxis. 

§  116  des  Zfireher  Strafgesetzbuchs.  Zwei  Gutachten  von 
Prof.  C.  Stoob  in  Wien  und  Prof.  E.  ZObchsb  in  Zürich. 

§  116  lautet:  „Wer  ausser  den  Fällen  der  i5§  115  und  116(1) 
die  geschlechtliche  Unerfahrenheit  von  Minderjährigen,  die  Not  oder 


Digitized  by  Google 


2572 


(xeBetzgebung  imd  Xiiteratiir. 


die  Abhängigkeit  einer  Person  missbraucht,  um  sie  zui  l'nznfht  zu 
verführen,  wird  mit  Gefängnis  nicht  nnter  einem  Monat  besirafi,- 

Die  Begutachter  wurden  anlässlich  eines  konkreten  Falles 
befragt,  ob  nnter  Unzucht  im  Sinne  dieses  Paragraphen  nur  der 
Beischlaf  oder  jede  sonstige  nnzttchtige  Handlang  zn  verstehen  sei. 
Prof.  Stoos  gelangt  znr  Anflassnng,  daas  ein  eigentlicher  Beischlaf 
znr  Konsnmieming  des  Tatbestandes  erforderlich  sei,  wfthrend  Prof. 
ZObchbb  beisehlalfthnliche  Handlangen  als  genttgend  erachtet  Das 
Obergericht  scbloss  sich  in  einem  Urteil  vom  16.  Janaar  1905  der 
letzteren  Anffassnng  an. 

Haheb,  Dr.  E.,  Die  Stelluiit^  der  Aiif^eschuldigten  iu  dtr 
Voruntersuchung"  nach  zük  herischem  Strafprozess. 

Während  biis  ins  Ii».  Jahrhundert  hinein  der  Ang-e>(  huldigte 
das  Objekt  der  Strafnntersuchuiig  war,  aus  dem  bei  dem  bestehenden 
Geständniszwang  mit  allen  Mitteln  ein  Geständnis  herausgepresst 
werden  mnsste,  wird  im  modernen  Strafprozess  der  Angeschuldigte 
mehr  nnd  mehr  als  Prozefssalitlekt  behandelt.  Allerdings  mnss  dem 
Untersnchnngsbeamten  eine  prftponderierende  Stellung  eingeränmt 
werden,  damit  er  den  Zweck  der  üntersnchang,  möglichst  genane 
Erfbrschnng  der  objektiven  Wahrheit,  erreichen  kann;  aber  einer- 
seits sind  seine  Befugnisse  durch  das  Gesetz  genau  abgegrenzt, 
anderseits  werden  aach  dem  Ängeschaldigten  VerteidigangBreckte 
eingeräumt.  Das  geltende  Gesetz,  betr.  die  Bechtspllege  Yom  Jahre 
1874,  verbietet  gemäss  Art  7,  Abs.  1  der  Verfassung  die  Auwendong 
jeglicher  Zwangsmittel;  es  stellt  geiiane  Vorschriften  darüber  auf, 
in  welchcu  Fällen  eine  Verhaniui}^  zulässig  ist  und  bestimmt,  dass 
nach  acht-  resp.  in  schwiii  gerichtlichen  Fällen  14 tägiger  Daner  des 
Verhafte  Bewilligung  für  die  Fortdauer  beim  Gericht  eingeholt 
werd'  ii  inuf?s.  Für  den  Fall  vn  llatisdnrrhsuchungen  und  Schrifien- 
beschiagnahme  wird  möglichste  Schonung  von  Privatinteressen  an- 
befohlen. Als  Verteidigungsrecht  wird  dem  Angeschuldigten  das 
Recht  eingeräumt,  sich  in  jedem  Stadium  der  Untersuchung  einen 
Verteidiger  zuzuziehen  und  allen  Verhandlungen  beizuwohnen,  so 
dass  dieselben  einen  kontradiktorischen  Charakter  annehmen.  Der 
Entwarf  einer  neuen  St.-P.>0.  geht  noch  weiter,  indem  er  in  allen 
widitigen  FSllen  schon  fttr  das  Stadinm  dar  Vornntersachang  die 
Beiziehnng  eines,  erforderlichenfaUs  amtlichen,  Verteidigers  obli- 
gatorisch erklärt 


Digitized  by  Google 


J.  V.  Mujult;  Schweiz. 


2573 


ScuwEiZHR,  P.,  Der  Hexenprozess  und  seine  Anwendung  in 
Zflrich.   Im  Zürcher  Taschenbuch  für  1903. 

  *  ✓ 

PnSTALOZZi,  Dr.  K.,  Das  Zilrcheriache  Kirchengnt  in  seiner 
Eot¥rieklimg  sam  Staat^fpit 

Zunflchst  wird  das  Patronatsrecht  im  aUgemeioen  charakterisiert 

nnd  sodann  nachgewieften,  wie  der  Staat  tnr  Übernahme  desselben 
kam.  Durch  die  Cberiialaiie  wurde  der  Staat  verpflichtet,  die  Geist- 
ikheii  zw  besolden  und  den  Bau  und  Unterhalt  der  Pfan  liänser  und 
Kirdif-n  zu  besorgen.  Der  Verfasser  sieht  als  uotwvndige  Ent- 
wicklung der  ;»'-f'gen\värtie:en  Zustände  die  Trennnng  der  Kirche  vom 
Staat  voraus,  welche  zurzeit  nur  noch  durch  finanzielle  Schwierig- 
keiten aufgeschoben  wird. 

BALSiasB,  H.»  B^amtion  und  Kaasationsgericht  im  Kanton 
Zflrich  nehst  einer  Darstellnng  der  geschichtlichen  Entwicklung  der 
Nichtigkeitsbeschwerde. 

Strarüli.  Dr.  H..  Die  Strafprozessi  >  ti  t m  iiu  Kanton  Zürich. 

DiM'  Vi'i  t'asser  {greift  vnn  den  vfrscliieileiien  l'unkt^'u,  auf  welche 
sich  nach  dem  Entwurf  der  kantonsrätlichen  KommisBion  die  Reform 
des  Strafprozesses  erstrecken  soll,  die  drei  wichtigsten  heraus: 

1.  Das  Schwurgericht»  welches  sich  seit  1851  Im  Kanton  bewährt 
hat,  soll  in  seiner  bisherigen  Znsammensetsung  (12  Geschworene,  ' 
die  über  die  Schnldfrage  entscheiden  nnd  der  ans  8  Mitgliedern  be> 
stehende  Gerichtshof,  welcher  die  Strafe  festsetst)  beibehallen  werden, 
doch  wird,  um  die  Qualität  der  Geschworenen  zn  heben,  der  Wahl- 
qnotient  von  200  aof  500  Einwohner  erhSht,  und  ferner  wird  die 
Kompetenz  eingeschränkt,  indem  bei  Diebstahl  und  Betrug  die  Summe, 
welche  die  schwurgerichtliche  Kompetenz  begründet,  beiui  eiiüachen 
Delikt  auf  6üU  und  beim  qualifizierten  auf  300  Fr.  erhöht  wird 
(statt  300  Fr.  resp.  150  Fr.  bisher)  und  indem  die  Bankrott- 
rerbrechen  ausscheiden. 

2.  Betreffend  die  Behandlung  jugendlicher  \'erbrecher  wird 
bestimmt,  dass  bei  Kindern  unter  16  Jahren  statt  Strafe  richterlicher 
Verweis  oder  Überweisung  an  die  Schulpflege  zur  disziplinarischen 
Ahndang  eintreten  kOnne.  Die  in  eine  Besserongsanstalt  einge- 
wiesenen jagendlichen  Verbreeher  kSnnen  bei  Wohlverhalten  vor- 
zeitig entlassen,  bei  schleehter  Ftthrung  durch  Gerichtsbeschluss  bis 
m  einem  Jahr  ttber  die  nrsprflngliche  Einweisungsdaner  znrfick- 
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behalten  werden.  TTbertretung^eü  Jugendlicher  sollen  stets  von  der 
öchnlbehörde  behandelt  werden. 

3.  Über  die  bedingte  £lnstellüng  des  Strafvollzugs  werden 
ganz  ihnliche  Bestimmnngen  anfgestellt,  wie  sie  der  Entwurf  eines 
eidgen.  Strafgesetzboches  enthült,  nSmlidi  im  wesentlichen  folgende: 
Voranasetznngen  der  bedingten  Einstellnog  des  StrafvoIbsogB  sind: 
eine  Freiheitsstrafe  von  weniger  als  6  Monaten,  erstmalige  Be- 
strafung, Fehlen  einer  niedrigen  Gesinnung,  Ersatz  des  Schadens 
nach  Möglichkeit  nnd  Aussicht  auf  Beaeening.  Bei  jogendlidien 
Verbrechern  fUlt  die  Beschrftnknng  anf  eine  Freiheitsstrafe  unter 
6  Monaten  weg.  Das  Gericht  gewtthrt  die  Einstellung  anf  eine 
Probezeit  von  2—5  Jahren,  die  Staatsanwaltschaft  flbt  eine  leichte 
Aufsicht  ühvT  den  Vernrteilieii,  nnd  bei  Kücklall  oder  schlechter 
Fülirung  fällt  die  Vergünsti^ng  dahin. 

Stkaeuli,  Dr.  H.,  Die  Wirknn^'^en  der  Novelle  vom  27.  Juni 
1897  zum  zürcherischen  Strafgesetzbuch. 

Durch  diese  Novelle  wurden  die  Verbrechen  der  Notzucht 
und  Schftndnng  Offizialdelikte,  und  der  Tatbestand  der  Kuppelei 
wurde  ausgedehnt,  speziell  zur  Unterdrückung  der  Bordelle,  und 
ebenfalls  zum  Offizialdelikt  gestempelt  Der  Ver&sser  weist  nnn 
an  Hand  der  Statistik  nach,  dass  sich  die  sittlichen  Znst&nde  seit 
Einitlhrnng  der  Novelle  im  allgemeinen  verbesserten,  dass  die  Zahl 
der  Geschlechtskrankheiten  abnahm,  und  dass  allerdings  mehr  Ver* 
urteilungen  wegen  Sittlichkeitsvergeben  Torkommen,  dass  dies  aber 
hauptsächlich  anf  die  verschärften  Strafbestimmungen  zurflckzuf&bren 
ist  iiiul  nicht  uuf  eine  eigentliche  Vennehrung  der  Sittlichkeits- 
delikte schliessen  ISsst.  Der  Vertasser  empfiehlt  daher  die  Ver- 
werfniifT  der  neuen  Initiative,  welche  die  Aufliebniij.'  der  Novelle 
bezweckt.  Tn  der  Volksabstimmnnjr  vom  31.  Januar  1904  wurde 
die  Initiative  auch  tatsiithlich  verwoileii. 

Utzingku,  Dr.  W.,  Das  Handelsgericht  des  Kantons  Zürich 
1807—1000.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte,  Wesen  und  Wirken  der 
Handelsgerichte. 

Urkundenbnch  der  Stadt  und  Landschaft  Zürich,  herausgegeben 
von  einer  Kommission  der  antiquarischen  Gesellschaft  in  Zürich, 
bearbeitet  von  Dr.  H.  Ebchbb  und  Dr.  P.  Schwsizir. 

Blätter  fttr  zürcherische  Bechtsprechnng.  Neue  Folge  der 
Schw.  Blfitter  flir  handelsrechtliche  Entscheidungen  (Redaktion 
H.  WAcutkr  nnd  E.  Schurtgk). 
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Die  bekannte  Zeitschrift  endieiiit  seit  1902  unter  der  frftheren 
Leitung  unter  dem  neuen  Titel,  weldter  dem  Inhalt  besser  entspricht» 
da  alle  prinzipiellen  Entscheidungen  des  Obergerichts  und  Kassations' 
gerichts  berflcksiehtigt  werden. 


2.  Bern. 

B^fereut:  Lic.  Eag.  Berner,  Bern. 
1902. 

Gesetz  Uber  die  Erhaltung  der  Kunstaltertllmer  und 
Urkunden  vom  16.  HSrz. 

Baudenkmaler  des  Staates,  der  Gemeinden  oder  6£fentlieh- 
rechtUcher  Korporationen,  bewegliche  Knnatgegenstände  im  öffent- 
lichen Besitz  und  historische  Urknndeii  werden  in  ein  durch  den 
Regieruugsrat  zu  füUrtndes  Inventar  anff^eiicimnien. 

Die  im  Inventar  eiiigetrageneü  Alti-rtiimer  dürfen  nline  Ein- 
willigung des  Regierungsrates  weder  entgeltlich  noch  unentgeltlich 
zu  Eigentum  übertragen,  noch  verpfändet,  noch  aus  dem  Staatsgebiet 
ausgefährt  werden. 

Das  Inventar  wird  alle  drei  Jahre  einer  gründlichen  Revision 
unterzogen. 

Gesetz,  betr.  Beteiligung  des  Staates  am  Bau  und 

Betrieb  von  Eisenbahnen,  vom  4.  Mai. 

Die  Beteiligung  geschieht  durch  Übernahme  von  Ai^tien. 
i)ie8elb€  darf  betragen: 

a)  bei  d^n  normalspurigen  Bahnen  40  "  ^  des  Anlagekapitals  der 
auf  bernischem  Gebiet  gebauten  Bahnstrecke,  jedoch  höchstens 
80000  Fr.  pro  Kilometer; 

b)  bei  den  schmalspurigen  Bahnen  40  ®/o,  jedoch  höchstens  40000  Fr. 
pro  Kilometer. 

Bevor  der  Ban  einer  Linie  begonnen  vrird,  ist  dem  Grossen 

Bat  ein  Finanzausweis  einzureichen,  und  es  darf  mit  dem  Bau  erst 

dann  begonnen  werden,  wenn  dieser  Finanzansweis  vom  Grossen  Hat 

als  genügend  anerkannt  ist.    Wird  dieser  ^'ors<■h^ift  keine  Folge 

gegeben,  so  falii  die  Beteiligung  für  die  belreflende  Linie  dahin. 
jAhrbucli  der  Internet.  Vereiuiguug.  s.  Bd.  163 
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im. 

Gresets  ttber  die  Viehyeraieheru&g  yoni  17.  Kai. 

Das  Oesetz  bezweckt  die  FCrdernng  nnd  DurchfBlinmgr  der 
VieliTeTsiclieniDgp  speziell  der  Bindviehyeraleherung,  nach  dem  Gntod- 
satze  der  Gegenseitigkeit.    Es  werden  in  den  Gemeinden  Vieh- 

versichernngskassen  errichtet,  wenn  die  Mehrheit  der  Rind  viehbesitzer 

dafür  stimmt.  Die  Landwirtschaftsdirektion  stellt  Nurmalstatiiten 
anf,  welche  den  jeweiligen  lokalen  Verhältnissen  angepasst  werden 
kuiinen.  Dip  ^^'lsi(  hernnpr  «mfasst  alhs  Kiiulvieh,  welches  in  eiiif^r 
Gemeinde  resp.  in  einem  X'ersichenuijrskreise  blcilieiid  eing;ei-.tfnt 
ist.  Die  VersichernnGT^kasRe  leistet  nach  Massgabe  der  Statuten 
den  Viehbesitzern  Ersatz  tlir  den  Schaden,  welcli^Ti  sie  durch 
Krankheit  oder  Unfall  \'erbindun^  mit  nachfolgendem  Tod  oder 
notwendig  gewordener  Tütung,  sowie  durch  Umstehen  versicherter 
Tiere  erleiden. 

An  die  Viehversicherangskassen  leistet  der  Staat  einen  jälir* 
liehen  Beitrag  von  einem  Franken  pro  Stück  Rindvieh  oder  20  Rp. 
pro  Stück  Kleinvieh.  Ausserdem  wendet  der  Staat  den  Versicbernngs- 
kassen  auch  den  Bnndesbeitrag  zu. 

Gesetz  über  die  Hnndetaze  vom  25.  Oktober. 

Ffir  jeden  im  Kanton  gehaltenen  Hnnd,  der  über  3  Monate 
alt  ist,  wird  eine  jährliche  Abfalle  von  mindestens  5  bis  höchstens 
20  Fr.  bezahlt.  Die  Festseliiuuif  der  Taxe  steht  den  Einwohner- 
gemeindeu  zu. 

1904. 

Gesetz,  betr.  die  hypothekarische  Mit verpfä ii d ung 
bcwegliclier  »Sac  lu  n  als  Zii})elir»r  eines  Im mobiliarpfandes, 
vom  2H.  November  1903,  angeuommeu  in  der  Volksabstimmung  vom 
18.  März  1904. 

Bei  industriellen  und  gewerblichen  Etablissementen  können 
gleichzeitig  mit  den  Gebäuden  und  Grundstücken  die  zum  Geaehäfts- 
betrieb  dienenden  Beweglichkeiten,  wie  Maschinen,  Hotelmobiliar  nsw. 
als  ZnbehOr  des  Immobiliarpfandes  mitverpfSndet  werden.  Die  als 
Znbehör  zn  verpflndenden  Gegenstände  sind  in  einem  besonderen, 
von  Glftübiger  nnd  Schuldner  unterzeichneten  Inv^tar  mit  Scb&tzung 
zn  spezifizieren.  Das  Inventar  ist  gleichzeitig  mit  dem  Ver> 
pfSndnngsakt  der  Amtsschreiberei  einzureichen.  Ein  Duplikat  des 
Inventars  ist  vom  Amtsschreiber  aufknbewahren.   Das  Pfandrecht 
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entsteht  mit  der  £i]itragiiiig  des  VerpfKndimgsaktes  ins  Gnmdhach, 
heim  vorbehalteiien  Pfandrecht  mit  der  Fertigung  des  VerSnsMnings- 
▼ertrages.  Dieses  Gesets  gilt  f&r  das  Herrschaftsgebiet  des  alt- 
beniischen  Zivilrechtes. 

Der  neae  Kantonsteil  (Jnra),  in  welchem  znm  Teil  noch  die 
franzosische  Oesetzgebnng  Geltung  hat  (Art.  524  ccf.),  ist  schon 
im  Besitze  dieser  Institation,  nnd  es  kann  daselbet  das  Mobiliar- 
▼crmögen  mit  dem  Gebfiade  in  weitgehender  "Weise  hypothekarisch 
Yerpfäudbar  gemacht  werden. 


3.  Luzern. 

Beferent:  J«  Segesser,  Staataaehraiber,  Lozem. 


1902. 

In  diesem  Jahre  wurden  keine  wichtigeren  Gesetze  erlassen. 

1908. 

Gesetz,  betr.  die  Ansttbung  notarieller  Verrich- 
tnngen,  vom  4.  Mftrz. 

Dieses  Gesetz  bezeichnet  die  Beamten,  welche  zastftndig  sind: 

a)  für  die  AblSusnng  von  Letztwillensverordnnngen; 

b)  für  die  Abfassung  von  Wechselprotesten; 

c)  für  die  Aufnahme  von  Urkunden,  zu  deren  Gftltigkeit  die  Mit- 
wirkung eines  Beamten  im  Gesetze  vorgesehen  ist,  ohne  dasa 
diese«!  den  betreffenden  Beamten  ansdrücklich  nennt; 

d)  für  die  Beghiubiguiig  der  Echtheit  eiuer  Unterschrift,  eines 
Haiidzeielien!?,  eines  Bnchanszug'es  oder  von  AbschrifteiL 

Gesetz  über  den  Gebährentarif  vom  4.  Uärz. 

Gesetz,  betr.  die  Feuerpolizei,  vom  4.  Dezember. 

Durch  dieses  Gesetz  wurde  die  Allgemeine  Feuerverordnung 
vom  Jahre  1811,  welche  auf  die  heutigen  VerhSltnisse  in  keiner 
Weise  mehr  passte,  durch  einen  mit  dem  modernen  Feuerwehrwesen 
im  Kinklang  stehenden  Erlass  ersetzt  Als  wesentliche  Neuerung  ist  u.  a. 
vorgesehen,  dass  die  Gemeinden,  in  denen  die  Zahl  der  fttr  den 
FenerwehrdieiMt  znr  Verfügung  stehenden  Einwohner  die  BedUrfhisse 
der  Feuerwehr  übersteigt,  berechtigt  bind,  von  denjenigen  Dienst- 

163* 
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Pflichtigen,  welche  nicht  eingeteilt  sind,  eine  Enatzstener  zv  erheben» 
deren  Haximalhöhe  Jedoch  gesetElieh  bestimmt  ist 

1904. 

Gesets,  betr.  Abändernng  der  StaatBTerfaasoag  de» 
Kantone  Lnzern  vom  Jahre  1875,  die  Wahlart  dee  Begie- 
rnngsratee  nnd  der  Hitglieder  des  Stftnderates  betreffend, 
vom  1.  Dezember;  angenommen  in  der  Volksahstimmnng  vom 

8.  Jaiaiar  U»05. 

Währond  bislang  die  Wald  der  Mitglieder  des  Regieriiiigsratee 
und  der  beiden  Abg^eurdneten  in  den  Stünderat  durch  den  Grossen 
Rat  erfol«*1e,  wird  diir(  h  diese  Vfrfassungsabänderuii^'-  beides  dem 
Volke  überlragen.  Die  Wahl  des  Regierangsrates  ertVilpt  jeweils 
gleichzeitig  mit  der  Wahl  des  Grossen  Rates,  alle  vier  Jahre,  die- 
jenige der  Mitglieder  des  Ständerates  mit  der  alle  drei  Jahre  statt- 
findenden Gesamtemenerang  des  Schweiz.  Nationalrates. 


4  ürL 

Befeient:  Dr.  Leo  Mejrer,  Konkozabaamter,  Andermatt. 


1902. 

Abänderung  des  Gesetzes,  betr.  Heiligang  der  Sonn- 
nnd  Feiertage,  vom  4.  Mai. 

Am  16.  Mai  1900  wurde  ein  sehr  strenges  Gesetz  erlassen; 
dessen  Art  4  und  10  werden  nun  in  dem  Sinne  abgeSndert,  dass 
(als  Konzession  an  den  Fremdenverkehr)  dasAnf-  und  Abladen  nnd 
der  Transport  gewisser  Waren,  femer  dass  der  Verkauf  von  Lebens- 
mitteln gestattet  ist. 

1908. 

1.    Vollziehungsverordnnng    zum  Landesgemeiude- 

beschlnss  vom  4.  Mai.  betr.  Beitragsleistang  des  Kantons 
au  die  Scliullokale  der  Gemeinden  (Landratsbescbluss  vom 
20.  Mär?:». 

\'eioiiliiung  stellt  die  formellen  Beilinffuiifren  fest,  unter 
welchen  .Suat^beiträge  an  gemeindliche  Hchulhausbauten  gewährt 
werden.  Die  Pläne  sind  durch  einen  Fachmann  auszufertigen  und 


lao  Mbtkb:  Schweis.  2579 

dem  ErziebuDgsrat  vor  Baabegion  mit  Xoatenberechniuigr,  Angaben 
Aber  Bauplatz,  Banfrist,  Bazngsterain  aaw.  einznreicben.  Der  £r^ 
ziehiuigsrat  leitet  das  Snbventionsbegelireii  begatachtend  durch  die 
Begiemng  an  den  Landrat  Die  Subvention  betrSgt  15 — ^25%  der 
EffekÜTkotten.  Bei  ^der  Ansmeesong  des  Beitrages  werden  die 
OrtaTerhiUtniBBe,  wie  Stenerkraft,  Stenerfüss  nsw.  massgebend  in 
Betracht  gezogen.  Der  Ereiehungsrat  prüft  vor  Anszablung  der 
Beitragsqoote  die  Bauten  nnd  Umhauten  anf  ihre  plangemftsse  Ans- 
fiihrung. 

2.  Vullziehnngsverordii luig  zum  Gesetze,  betr.  das 
überzeigende  Kapital  (T.andiatsbfschlnss  vom  26.  März). 

Art.  3  des  /.iti-  i  tun  Grsetzes  spricht  deu  Grundsatz  aus,  dass 
bei  Verkanf.  Erbteilutig,  überhaupt  Zei^tiickelnnf":  eines  Grundstückes, 
die  Hypotheken  durch  die  Hypotliekarkanzlei  auf  die  l'eilstttcke  zur 
Enthebung  nnd  VerzinBimg  verteilt  werden  müssen.  Die  vorliegende 
Verordnung  regelt  das  Verteilnngsverfahren. 

Die  Hjpothekitfkanzlei  hat  den  VerteUnngsbesehlnss  im  Amts- 
blatte  bekannt  zu  machen  nnd  jedem  Kapitalbesitzer  nnd  Gmnd- 
etgentfimer  dnieh  Besehlnsszostellnng  besonders  mitzuteilen.  Jedem 
Interessenten  steht  eine  Beknrsfrist  von  20  Tagen  seit  dem  Tage 
der  Hitteilnng  an  das  Obergericht  offen.  Das  Gericht  entscheidet 
nach  eingeholter  Vemebnüassnng  der  Hypothelcarkanzlei  im 
snmmariaeiiett  YeriUiren  über  die  Beschwerde. 

im. 

1.  Gesetz,  betr.  Bezug  einer  ßaiikuotensteuer,  vom 
1.  Hai  (Landgemeindebe^chlasä). 

Das  Gesetz  entstand  im  Hinblick  auf  die  angestrebte  eid- 
genössische Staatsbank  mit  Emmissionsmouopol,  nm  dem  kantonalen 
Staate  die  Bundesentschädigung  für  Ausfall  der  Bauknotenstener 
an  sichern. 

Der  Kanton  bezieht  darnach  eine  jährliche  Banknotensteuer 
von  5  Fr.  vom  Tausend  der  Vj^  Millionen  betragenden  Emmission. 

2.  ErgSnznng  der  Vollziehnngsverordnnng  Über 
Jagd-  nnd  Vo gelseh ntz  vom  24.  Mai  (Landratsbeseblnss). 

Die  Babenkrähe  wird  dem  Wildstande  eingereiht,  anf  welchen 
eine  Schnssprftmie  ausbezahlt  wird. 
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Referent:  Martin  Oehsueri  Fürsprech,  Eiusieilelu. 

190i. 

1.  Vollziehungsverordnnnpr,  betr.  Anlage  nncl  Besiif^ 
des  Militärpflichtersatzes,  vom  27.  November  1901  und  7.  Angust 
1902,  in  Rechtskraft  mit  20.  September  1902. 

Diese  Veiüidüimg  wurde  erlassen  in  Vollziehung  des  Bundes- 
gesetzes, betr.  den  Militfirpfliehtersatz  vom  28.  Juni  1878.  der 
bezüglichen  Vollziehungsverordnung  des  Bundesrates  vom  1.  .Tuli 
1879  und  des  Bnndesgesetzes  vom  29.  März  1901  betr.  die  Ergänzung 
dt's  Bundesgesetzes  über  den  Militärpflichtersatz.  Die  formellen 
Vonchriften  fiber  KontroUftthrnDg,  Taiation,  Bezug  nnd  Stener- 
verrechnnng  übergehend,  besagt  §  25:  «Wer  sehnldhafterweiBe  den 
MUitfirpfliclitersatz  nicht  entriehtetf  wird  dnrch  das  Bezirksgerleht 
mit  Haft  yon  1—10  Tagen  bestraft.  Mit  der  Haft  kann  Entzog 
des  Stimmrechts  oder  Wirtshansverbot,  beides  bis  anf  die  Daner 
von  2  Jahren  verbunden  werden.  Ffir  dieses  Strafyer(i»hren  gelten 
nachfolgende  Bestimmungen.*^  In  erster  Linie  sind  Ersatzpflichtige, 
welche  innerhalb  der  vom  Militärdepartement  angesetzten  Bezugs- 
tiist die  ihnen  auferlegten  lietrüge  nicht  bezahlen,  vom  betreti'enden 
Sektionschef  in  bestimmter  Form  hierzu  schriftlich  ain/iUordem. 
Diese  Zahlungsauliurderung  gilt  als  erste  Mahnung  im  Sinne  des 
obzitierten  Bnndesgesetzes  von  1901.  Wer  auf  dieselbe  nicht 
bezahlt  oder  über  die  Unmöglichkeit  der  Zahlung  sich  nicht  recht- 
zeitig und  genügend  ausgewiesen  hat,  ist  durch  eine  zweite  schrift- 
liche Mahnung  aufzufordern,  innerhalb  10  Tagen  zu  zahlen.  Gleich 
wie  mit  der  ersten,  so  ist  anch  mit  der  zweiten  Mahnung  die 
Androhung  zu  verbinden,  dass  im  Falle  der  Nichtzahlung  Über- 
weisung an  den  StrafHchter  erfolgen  werde.  Nach  Ablauf  der  Frist 
der  zweiten  Zahlungsaufforderung  haben  die  Sehtionsehefb  ein 
Verzeichnis  derjenigen,  welche  der  Steuerpflicht  nicht  nachgekom]i|en 
sind,  dem  kantonalen  MilitArdepartement  suzusteUen,  nebst  dem 
Ausweise  fUr  die  erfolgten  schriftlichen  Mahnungen.  Nach  Prfifting 
der  Verzeichnisse  und  Belege  überweist  das  Militärdepartement  die 
Schuldigen  dem  zuständigen  Bezirksgerichte  zur  Bestratiuii;,  nebst 
den  allfällig  von  den  Zahlungspflichtigen  eingereichten  Akten.  Das 
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Bezirksgericht  hat  den  Beklagten  eine  Frist  Yon  14  Tagen  zor 
schriftlichen  Einreichnng  allf&llig  weiterer,  während  der  Rekui*«- 
and  MahnongsfiriBt  noch  nicht  bestandener  Entschnidignngsgrflnde 
einzQrftnmen  nnd  nach  Ablanf  dieser  Frist  ohne  ParteiTortrftge 
diejenigen,  welche  sehnldhafterweise  ihre  Stener  nicht  entrichteten, 
gemäss  dem  oherwähnten  §  25  sn  bestrafen.  Gegen  die  Urteile  des 
Bexirksgerichtes  kann  sowohl  vom  Beklagten,  als  vom  MilitSr- 
departement  innerhalb  10  Tagen  an  das  Kantonsgericht  appelliert 
werden.  Letzteres  beurteilt  den  Fall,  gestfitst  anf  die  erstinstans- 
liehen  Akten,  ohne  Parteivorträge.  Die  in  Rechtskraft  erwachsenen 
Verurteilungen  von  Ersatzpflichtigen  sind  im  Amtsblatte  zu  ver- 
öffentlichen. 

2,  Verordnung,  betr.  Ht  i  siellunp:  und  Verwendnnng 
des  Azetylengases,  vom  7.  August  1902,  in  Rechtskraft  mit 
1.  November  1902, 

Die  Lagerung  von  Karbid,  sowie  die  Bereitung  und  Verwen- 
dung des  daraus  hergestellten  Azetylengases,  sowohl  zur  Beleuchtung, 
Heizung,  zum  Betriebe  von  Motoren,  als  zu  anderen  Zwecken, 
bedarf  der  Bewilligung  des  Begierungsrates.  Ausgenommen  hiervon 
sind:  a)  die  Aufbewahrung  von  Karbid  in  Quantitäten  unter  5  kg; 

b)  die  Inbetriebsetzung  von  Apparaten-Hodellen  in  den  Werkstätten 
der  Fabrikanten,  sofern  dieselbe  nicht  länger  als  einen  Monat  dauert; 

c)  di«  Verwendung  von  Karbid  und  Azetylen  zu  Studien-  und  Lehr- 
zwecken an  höheren  Schulen  und  öffentlichen  Laboratorien.  Ein 
Lagerraum  für  Karbid  oder  eiü  Azetylenapparat  darf  erst  beiiützt 
werden,  nachdem  die  behördliche  Erlaubnis  hierfür  erteilt  worden  ist. 
Dieser  hat  eine  tacimiänmsche  Prüfung  vorauszugehen.  Die  Auf- 
bewahrung von  Kalzium-Karbid  darf  nnr  in  luft-  und  wasserdicht 
verschlossenen  Metallgefössen  geschehen;  geöffnete  Gefässe  sind  mit 
einem  Ubergreifenden,  wasserdicht  schliessenden  Deckel  auB  Eisenblech 
bedeckt  zu  halten.  In  einem  Raum,  der  einen  Azetylen- Kntwicklungs- 
apiNurat  enthält,  dürfen  nicht  mehr  als  100  kg  Karbid  aufbewahrt 
werden.  Die  Lagerung  von  Karbid  in  Qnantiaten  von  100—2000  kg 
hat  in  ausschliesslich  hierzu  bestimmten,  abgeschlossenen,  trockenen, 
gut  belichteten  und  gut  ventilierten  Bäumen  zu  geechehen.  In  be- 
sonderen Lagerhäusern,  mindestens  80  m  von  anderen  Gebäuden 
entfernt,  hat  die  Lagerung  hi  Quantitäten  von  über  2000  kg  zu 
geschehen.  Für  neu  einzurichtende  Beleuchtungs-  und  Heizungs- 
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aiila^jen  siiul  nur  solche  Kuubtniktioueu  oder  Sv^^ienie  zulässig,  bei 
(leiieii  a>  das  Azetjleo  unter  keinem  höheren  als  dem  pewüliiüicheu 
Arbeits-  oder  Betriebsdruck  hergestellt  und  autl)ewahrt  wird,  die 
Apparate  also  füi*  keinen  höheren  Druck  eingerichtet  sind,  als  zur  ^ 
Verteilung  des  Gases  in  Kohrleitnngsnetz  und  für  genflgende 
FlamniengrOsse  erforderliok  isfe^  b)  das  Karbid  zum  Zweeke  der  Gaa- 
entwicUiiDg  in  einen  ÜberachnsB  ven  Waaaer  gebracht  wird.  Unter- 
sagt ist  die  Verwendung  von  flttssigem  Azetylen,  für  BelenehtnngS' 
und  Heizungazwecke  ancli  die  Verwendung  yon  komprimiertem  oder 
mit  Luft  gefttUtem  Azetylen.  Tragbare  Azetylenlampen  dürfen  im 
Innern  von  Gebäuden  nieht  verwendet  werden.  Übertretungen  der 
Vorschriften  unterliegen,  abgesehen  von  den  zivilrechtlichen  Folgen, 
einer  Busse  von  5 — 300  Frs. 

i9oa. 

1.  Abstimmungs Verordnung  vom  26.  Januar,  in  Rechts- 
kraft mit  15.  März  1904. 

Die  Revision  wurde  vorläufig  nötig  im  Hinblick  auf  die  Wahl- 
angelegenheiten der  Bezirke  und  Gemeinden,  sofern  fär  diese  das 
Umensystem  eingefdhrt  ist. 

2.  Verordnung,  betr.  das  Verfahren  bei  den  Kantons« 
raiswahlen  nach  Verhältniszahl,  vom  2.  Dezember  1903,  in 
Kraft  mit  24.  Ifärz  1904. 

3.  Gesetz  Aber  die  Ausflbnng  der  Handelsgewerbe 
im  Kanton  Scbwyz,  in  Kraft  mit  1.  Januar  1904. 

Dero  Gesetze  sind  unterstellt:  das  ständige  Handelsgewerbe, 
einschliesslich  der  Abzahlungsgeschäfte  und  der  Ausverkäufe,  der 
Handels-  und  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  der  Markt- 
verkehr. Auf  .\ntrap  des  Kegierun^'-srates  können  durch  Heschlnss 
des  Kautonsrates  in  dieses  (besetz  Sülclie  neu  auftretende  Arten  des 
Handelsgewerbes  einbezugeu  werden,  welche  darin  nicht  namentlich 
genannt  sind,  aber  durch  die  Natur  des  Cteschäftsbetriebes  unter  die 
aufgestellten  Kategorien  fallen.  Vorbehalten  bleiben  die  sonstigen 
gesetzlichen  Bestimmungen  Ober  den  Gewerbebetrieb,  soweit  sie 
durch  dieses  Gesetz  nicht  aufgehoben  oder  abgeändert  werden, 
namentlich  diejenigen  Aber  die  Oelddarleiher,  Uber  das  Fabrikwesen, 
die  Berufslehre,  den  Arbeiterschutz,  die  Sonntagsruhe  und  über  das 
Wirtschaftswesen. 
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V' erboten  ist,  in  öffentlichen  Bekauutuiachungen  oder  Mit- 
teilnn^n,  die  fär  einen  ^'üsseren  Kreis  von  Personen  bestimmt  sind, 
bei  Anlass  des  Angebotes  von  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen 
Ober  geschftfUiclie  Verhältnisse,  z.  B.  über  die  Beschaffenheit,  die 
HenteUnngsart^  die  PreiBbemeMnng,  die  Art  des  Bezuges  oder  die 
Besngsqnellen  von  Waren,  GrOsse  des  Vorrates,  Besitz  von  Ans- 
zeicfanimgen,  fiber  den  Anlass  oder  den  Zweck  des  Verkaufes  un- 
richtige Angaben  tatsEchlicher  Art  zu  machen,  welche  geeignet  sind, 
den  Anschein  eines  besonders  günstigen  Angebotes  zn  machen. 
Ebenso  ist  es  Terboten,  den  Verkauf  einer  mit  Preisangabe  ausge- 
schriebenen oder  ansgestellten  Ware  an  einen  Känfer  zu  dem  an- 
gegebenen Preise  zu  verweigern.  Der  zuständige  Gemtindepräsideut 
soll  auf  j^Iaubwürdige  Anzeige  hin  die  sofortige  Entfermtug  fjolclier 
Ware  ans  dem  Srhanfenster  anordnen.  Veibdteu  ist  ferner,  zum 
Zwecke  des  Wettbewerbes  wider  besseres  Wissen  über  das  Erweibs- 
geschäft  eines  anderen,  über  die  Person  des  Inhabers  oder  Leiters 
des  Geschäftes,  ttber  die  Waren  oder  gewerblichen  Lejstuogen  eines 
anderen  Unwahres  zn  behaupten  oder  zu  verbreiten,  wenn  solche 
Behauptungen  geeignet  sind,  das  Geschäft  oder  den  Kredit  des  In- 
habers zn  schädigen  oder  dessen  Knndscliaft  abzuleiten.  Alle  Waren- 
gattnngen  sollen  so  ansgeboten,  feilgehalten  und  abgegeben  werden, 
dass  der  Käufer  hinsiehtUch  Quantität  (Stückzahl,  Gewicht  oder 
Meterzahl)  oder  Qnalitftt  nicht  irregeführt  oder  verkürzt  wird.  Der 
Warenverkauf  nach  den  sogen.  €k)apon88ystemen  (Hydra-,  Schnee- 
ballensystem  usw.),  wonach  durch  den  Verkauf  einer  gewissen  Anzahl 
Ton  Coupons  der  Ansprach  znm  Bezüge  bestimmter  Warengegen- 
sLäiide  erworben  wird,  ist  untersagt.  Die  Verfolgung  wegen  Über- 
tretung vorgenannter  Vorschriften  findet  nur  auf  Klag-e  statt.  Die.se 
Klap:c  kann  von  jedem,  der  Waren  oder  Leistungen  gleicher  oder 
verwandter  Art  herstellt  oder  in  den  Verkehr  bringt,  von  jedem 
Geschädigten,  sowie  von  Verbänden  zur  Förderung  gewerblicher 
Interessen  gestellt  werden. 

Der  IIL  Abschnitt  handelt  von  der  besonderen  Handels-  und 
G«werbepolizeL  Uinsichtlieh  der  Abzahlungsgeschäfte  helsst  es: 
Wenn  bei  Abschluss  von  Kaufverträgen  auf  Abzahlung  der  Käufer 
gegenüber  dem  Verkäufer  Bedingungen  eingegangen  ist,  welche 
gegen  ein  redliches,  billiges  Geschäftsgebaren  Verstössen,  so  z.  B., 
dass  bei  nicht  pünktlicher  Entrichtung  einer  Ratenzahlung  der  Ver- 
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käufer  die  Ware  zurückfordern  und  die  bereits  einbezahiten  Katen 
behalten  kann  oder  Känfer  eine  anverhfiltnismässig  hohe  Konventional* 
strafe  zu  zahlen  hat  usw.,  so  kann  der  Verkäufer  vom  Oerie  ht  in 
eine  Geldbnsse  bis  zu  1000  Frs.  oder  zxl  Oeffingnis  bis  zu  14  Tagen 
verurteilt  werden.  Dem  Geschftdigten  steht  es  ftei,  die  Zivilrecht' 
liehen  Ansprüche  getrennt  von  oder  gleichzeitig  mit  der  Strafklage 
anzubringen. 

Znr  Veranstaltang  jedes  f^iwilligen  Ansverkanfes  ist  eine 
Bewilligung  des  Polizeideportements  erforderlieh  nnd  die  hierlQr 
bestimmte  Staats^ebtthr  zv  entrichten.   Ein  freiwilliger  Ansverkanf 

darf  nur  einem  solchen  Geschäftsinhaber  srestattet  werden,  welcher 
mindestens  seil  i  Jahren  an  dem  Orte,  in  welchem  der  Ausverkauf 
fitatf/ntiiuleii  hat,  den  An-  und  Verkauf  der  Waren,  welche  er  zum 
Auaverkauf  bringt,  betreibt.  Unterngt  ist,  Waren  in  den  Aus- 
v»>rkanf  zu  bringen,  die  vorsät /lirh  zu  diesem  Zwet:k<'  aiigeschaflft 
wurden,  ferner  während  der  Danei-  des  Ausverkaufes  dem  bei  der 
Einreichung  des  Gesuches  vorrätigen  Warenlager  irgendwelche  n^nf». 
d.  k  damals  nicht  vorhanden  gewesene  Waren  beizufügen.  Hei 
Umgehung  dieser  Bestimmungen  ist  der  Ausverkauf  durch  die  Orts* 
Polizeibehörde  sofort  zu  schliessen. 

Unter  den  Begriff  Hansierwesen  im  engeren  Sinne  des  Wortes 
fallen:  1.  der  Hausierhandel,  als  Verkauf  von  Waren  im  Umher- 
ziehen nnd  das  Einsammeln  (Kauf),  ev.  Tausch  (Verkauf)  von  Waren 
im  Umherziehen;  2.  das  Hansiergewerbe.  Den  Angeh<>rig:en  solcher 
Staaten,  mit  welchen  keine  Vereinbarung  über  die  Erwerbsfreiheit 
getroffen  ist,  sowie  den  AnfrHli(irii;(Mi  derjenigen  Staaten,  welche  das 
HausirrjxevvrM  i)»' von  einer  sokhenVrrriiiliarnnpfaiisfrt'srhlossen  haben,  ist 
dif  .Au>ül>iii»^  der  Hausiertätigkeit  nicht  «restattet.  Den  Anfr^-iiorii;'  n 
derjenigen  Staaten,  mit  welchen  Gleichstellung  in  der  Erworbstatigkcit 
vereinbart  worden  ist,  ist  die  Hausiertätigkeit  nur  in  dem  Masse 
gestattet,  in  welchem  die  betreifenden  Länder  dem  Hausierer 
s(  hweizeriscber  Herkunft  die  Ausübung  seines  Gewerbes  bewilligen. 
Jede  Hansierbewilligung  wird  nur  für  eine  Person  und  ausschliesslich 
auf  deren  Namen  angestellt  Der  Verkauf  von  Waren  in  grosseren 
Quantitäten  ausserhalb  des  Wohnortes  des  Wareneigenstflmers  (mit 
Wagen,  auf  Krimerstftnden,  in  Bnden  —  Harktverkehr  ausgenommen) 
oder  in  vorübergehend  in  Benutzung  genommenen  LokalitSten  — 
Wanderhiger  —  ist  als  Hausierverkanf  zu  behandeln.   Den  all- 


Dlgitized  bv  Google 


ILutziN  Ochbner:  Scbweix. 


2585 


gemeinen  Bestimmnngen  über  Hansienvesen  nntersteht  die  Anstlboog 
eines  Handwerlces  oder  Berufes  im  ünihemehen. 

Jeder  Handelsinaiiii  oder  Krftmer,  der  aaf  einem  Harkte  Waren 
feUbieten  wiU^  bedarf  hierfdr  einer  sehriftliehen,  von  der  OrtsbehOrde 
aasgestellten  Bewilligang,  hat  die  ortsgebrftncblichen  Stand-  und 
Fiatsgelder  zn  bezahlen  nnd  darf  seine  Ware  nur  an  dem  Platze 
in  Verkanf  stellen,  der  ihm  von  der  Ortspolizei  angewiesen  ist.  Von 
Einholung  der  Bewilligung  sind  die  am  Harktorte  wohnenden  Handels- 
lent€  ansgenommen.  An  Markttagen  ist  in  der  betreffenden  Gemeinde 
das  Hausieren  von  Hans  zu  Haus  verboten. 

Auf  Übertretung  des  Gesetzes  sind  verli;  Iniisiiiässig:  hohe 
»"^traien  jresetzt.  So  ist  mit  50— 200M  Frs.  zu  büs>t  n.  wer  sicli  eines 
uniauteni  oder  nnredlichen  Geschäftsgebarens  schuldig  macht;  ausser- 
dem kann  hier  vom  Gerichte  auf  Gefängnisstrafe  von  8  Tagen  bis 
6  Monate  erkannt  werden.  In  schweren  Fällen,  ferner  wenn  die 
gleiche  Person  oder  Firma  in  den  letzten  5  Jahren  bereits  einmal 
in  Anwendung  dieses  Gesetzes  bestraft  wnrde,  ist  neben  der  Busse 
das  erteilte  Patent  znrflekznziehen.  Das  Patent  ist  anch  zorQck- 
zuziehen,  wenn  ein  Hausierer  bei  Ausflbung  seines  Gewerbes  auf  dem 
Bettel  betroffen  wird.  Hit  der  Zurücknahme  des  Patentee  kann  ver- 
fügt werden,  dass  dem  Inhaber  innerhalb  1 — 3  Jahren  kein  neues 
Patent  auszustellen  sei.  Übertretungen  dieses  Gesetzes  kGnnen  nur 
innerhalb  JahresfMst,  vom  Zeitpunkte  der  Übertretung  an  gerechnet, 
eingeklagt  werden. 

4.  Gesetz,  betr.  die  Bienenzucht,  vom  27.  Augubt  1902, 
in  Kraft  mit  1.  Januar  1904. 

Während  der  Schwarmzeit  ist  das  Aufstellen  von  leeren 
Bienenkörben  und  anderen  Vorrichtungen  zum  Zwecke  des  Weg- 
fimgens  fremder  Bienen  untersaf^t.  Der  Ei'i^entümer  eines  Bienen* 
sehwarmes  ist  berechtigt,  denselben  zur  Wahrung  des  Eigentums 
wfthrend  3  Tagen  za  verfolgen.  Kann  der  Sehwann  innerhalb  dieser 
Frist  nicht  anfgeftanden  werden,  so  gehört  er  dem  Eigentümer  des 
Gmndstückes,  auf  welchem  er  sich  angebant  hat  Der  ^nreh  Ver- 
folgen und  Einzuigen  verursachte  Schaden  ist  sn  vergAten.  Ist  ein 
Bienenschwarm  in  eine  nicht  bevölkerte  fremde  Bienenwohnung  mit 
unbeweglichem  Bau  eingezogen,  so  ist  der  Eigentümer  der  Bienen 
berechtigt,  Ersatz  der  Bienen  durch  Geld  oder  ein  anderes  Bienen- 
volk zu  beanspruchen,  sofern  es  nicht  der  Eigentümer  der  liieneu- 
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wobnnng  vorsteht,  dem  Änsprecher  der  Bienen  diese  samt  Wohnniig 
gegen  Verg^fitong  der  letzteren  abzatreteo.  Bei  Einaog  in  einen  be- 
weglichen Ban  ist  der  Eigentümer  des  Sdnvarms  nur  berechtigt,  den 
Innenban  gegen  Ersetzung  des  entstandenen  Sebadens  wegzanebmai. 

Ist  ein  Bienenschwarm  in  eine  fremde,  besetzte  Bienenwohnung  ein- 
gezogen, so  erstrecken  sich  Eig'entnm  und  sonstige  Hechte  an  den 
Bienen,  mit  welchen  die  Wohniiiia-  In  s»  rzt  wai',  aiioli  auf  den  ein- 
gezogenen Schwärm.  Das  Kij2;eutuiii  und  die  sonstifxeu  Kt'clitt*. 
welche  an  dem  letzteren  bisher  bestanden,  erlöschen.  Kiii  Aiisprucli 
wegen  Bereicherung  steht  dem  bisherigen  Berechtigten  gegen  den 
neuen  Eigentümer  nicht  zn.  \'ereinigen  sich  melirere  ausgezogene 
Bienenschwftrme  verschiedener  Eigentümer,  so  erwerben  dicjjenigen 
Eigentümer,  welche  ihre  Sehwfirme  verfolgt  haben,  an  dem  einge- 
fangenen Gesamtschwarme  das  Miteigentum  nach  BmchteUen;  die 
Anteile  bestimmen  sich  nach  der  Zahl  der  verfolgenden  Eigentümer. 
Bienenvdllier,  bei  welchen  die  bt^sartige  Fanlbrut  auftritt,  sind  samt 
ihren  VorrSten  und  Wabenbau  unverzüglich  durch  den  Eigratümer 
mittels  Verbrennen  oder  Vergraben  zu  vernichten.  Übertretungen 
dieses  Gesetzes  werden  mit  5 — 20  Frs,  bestraft. 

5.  Verordiiiuig  ül)pr  den  Verlcehr  mit  alkubolischen 
Getränken,  vom  2:j.  April  r.»<».;,  in  H^rlitskraft  mit  I.Juli  1903. 

l)iese  \*»?rordnung  wurde  erlassen  in  Aufsführung  von  §  l'> 
des  \Virt8chattsgesetze8  vom  24.  September  1899  und  von  §  8  der 
Vollziehungsverordnung  hierzu  vom  30.  November  1899,  sowie  in 
Ergänzung  der  Verordnung  über  JUebensmittel-Polizei  vom  30.  No- 
vember 1878.  Danach  darf  unter  der  Bezeichnung  „Wein''  nur 
das  durch  alkoholische  Oftmng  aus  dem  Saft  der  frischen  Wein- 
trauben (ohne  jeden  Znsatz)  entstandene  OetrSnk  verkauft  werden. 
Knnstweine,  Trockenbeerweine  und  durch  Zusatz  ft^mder  Stoife  ver- 
änderte, wie  gallisierte  Weine  (Weine  mit  Wasser-  und  Zucker- 
zusatz) und  Treeterweine,  sowie  deren  Verschnitte  mit  Naturweinen, 
dürfen  nur  unter  einer,  ihrer  Herstellungweise  entsprechenden  Be* 
zeichnnng,  in  den  Handel  gebracht  und  ausgeschenkt  werden. 
Mittels  Ciips  geklärte  (platrierte)  Weine  dürfen  pro  Liter  höchstens 
2  g  schwefelsaures  Kalium  entlialttii.  Eingebrannte  AXeine  dürfen 
nicht  mehr  Rh  20  mir  an  freier  uiitl  Isn  m?  an  ireliundeuer  sehwetliger 
Säure  pro  Liter  enthalten.  Stärker  gebchwetelte  Weine  werden  ah 
ge«audheit88chädUch  betrachtet  und  dürfen  weder  ausgeschenkt,  noch 
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verkauft  werden,  bU  deren  Gehalt  an  edivrefliger  SAnre  dnreh 
Lagenmg  oder  Verscluiitt  anf  die  genannten  GrenszaUen  hinunter 
gebracht  ist  Andere  Konservieningsmittel  ab  schweflige  Sftnre 
(z.  B.  SaUsylsänre,  Borefture,  Flnoirerblndungoi)  dürfen  dem  Weine 
nicht  beigemischt  sein,  ebenso  nicht  Versüssangsmittel  (Saecharin, 
Dnlzln  n.  dergl).  EfinstUch  geftrbte  Wdne  weiden  als  verflUscht 
beanstandet. 

Unter  dem  Naraen  ..Most"  (Obstwein)  darf  nur  ein  durch 
alkoholische  Gärnnfi:  ans  Kernobst  ohne  irgend  andern  Zusatz  be- 
reitties  Getränk  in  den  Handel  gebracht  oder  ausgebchtinkt  werden. 
Mostähnlirhe  Oetrünke  oder  Snrrogate,  welche  nicht  atis  frischem 
Kernobst,  sondern  durch  Gärung  eines  künstlichen  Gemisches  von 
Tamarinden,  Weinsäure,  Zucker,  Fruchtäter  usw.  (sogen.  Mostfiubstanz) 
bereitet  sind,  dOrfen  nur  als  „Knnstmost^  verkauft  werden.  Most 
soll  auagegoren  nicht  unter  8  Volumprozent  Alkohol  und  nicht 
unter  15  g  Ertralit  pro  Liter  enthalten. 

Als  ^Bier"  darf  nur  ein  Getrftnk  verlcauft  und  auegeschenkt 
werden,  das  aus  Gerste  besw.  Gerstenmalz,  Hopfen,  Hefe  und 
Wasser  durch  Maischen  und  alkoholische  GSmng  gewonnen  wird. 
Werden  statt  der  Gerste  oder  eines  Teiles  derselben  andere  Ge- 
treidearten verwendet,  so  muss  solches  Bier  mit  einem  entsprechenden 
Namen  bezeichnet  werden.  Das  zum  Ausschank  gelangende  Bier 
muss  gesund,  klar  und  aus  einer  mindestens  12  igen  Stammwürze 
bereitet  sein.  Der  wirkliche  VergSrnng'sgrad  mubs  wenigstens  46®/q 
betragen,  und  es  darf  das  Bier  nicht  über  S^Iq  Maltose  enthalten. 
Die  Verwendung^  irgendwelcher  alkalischer  Substanzen  zur  Wieder- 
faerstellang  essigstichigen  Bieres  ist  untersagt,  ebenso  die  Ver- 
wendung von  Salizylsäure,  Borsäure  usw.  zur  Konservierung  des 
Bieres.  Hinsichtlich  der  Bierpressionen  finden  sich  die  Bestimmungen, 
dass  Stpritzhfthne  und  Schlangenktthlapparate  gar  nicht  verwendet 
werden  dürfen,  Kautschukschlftuche  nur  insoweit,  als  sie  fftr 
Bi^ongen  erforderlich  sind. 

Branntwein  und  LikSre  dürfen  keine  gesnndheitsschftdlichen 
Xetallsalze  (Kupfer,  Blei  u.  dergl.)  oder  andere  gesundheitsschXd- 
liehe  Steife  enthidten;  ebenso  ist  ein  Gehalt  an  freien  Mineralsänren 
unzulässig. 

Alles  Zuwiderhandeln  gegen  olti^^e  Bestininiun^'-en  wird  im 
Sinne  der  §§  1,  2  und  4  der  Verordnung  über  Lebeiisuiiitelpolizei 
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vom  30.  November  1878,  d.  b.  mit  einer  Bosse  von  50—500  Frs. 
bestraft.    Im  Amtsblatt  sind  sowohl  die  Untersnchongs-Resnltate, 

als  aach  die  Namen  dei^ienigen  Wirte  zu  veröffentlichen,  welche 
wegen  i'lieitretunir  vorstfhoiider  Verordnniic:  bestratt  wordnn  sind. 

6.  Kantonsratsbeschluss,  betr.  Erhebung  einer  Bank- 
notensteuer,  vom  30.  November  1903,  in  Becht«kraft  mit 
14.  Dezf>in>»^r  1903. 

Die  KantüDalbank  hat  der  Staatelcasse  des  Kantons  von  der 
2Qrzeit  anf  3  Millionen  Franken  festgesetzten  Banknotenemission 
eine  jährliche  Banknotenstener  von  5  En.  vom  Tausend  sn  bezahlen. 
Der  Besehlnss  ist  Ar  das  ganze  Jahr  1908  massgebend. 

1904. 

1.  Verordnung,  betr.  Beiträge  aas  der  Eantonskasse 
zur  Forderung  der  Sehiessansbildnng  Dienstpflichtiger, 
vom  30.  Mai  1904,  in  Bechtskrafb  mit  1.  Januar  1905. 

Der  Kanton  verteilt  jährlich  zur  Förderung  der  freiwilligen 
SchiesspflichL  unter  die  im  Kautun  besteheudeii  und  vom  Regierungs- 
rate anerkannten  Militär-Schiessvereine  einen  Beitrag  von  1000  Frs. 
Den  Militür-Schiessvereiuen  bleil>t  es  anlieiin^estellt,  diese  Beiträge 
an  die  bererlitis:ten  Mitglieder  zu  verteilen  oder  darüber  zur  Deckunj^ 
(b  r  Vereiusauslagen  zu  verfugen.  Zu  einem  Beitrage  sind  diejenigen 
Mitglieder  der  Militär-Schiessvereine  berechtigt,  welche  bei  einer 
gewehrtragenden  Waffe  eingeteilt  sind  und  die  SchiesfJÜbungen  des 
jeweils  vom  schweizerischen  Militärdepartement  aufgestellten  faknl< 
tativen  Programmes  erfüllt  haben. 

2.  Verordnung,  betr.  Forderung  und  Veredlung  der 
Viehzucht,  vom  27.  Oktober  1904,  in  Rechtskraft  mit  4.  De- 
zember 1904. 

Diese  Verordnung  weicht  unwesentlich  ab  von  derjenigen  vom 
5.  August  1897,  betr.  Unterstützung  der  Viehzucht. 

3.  Vüllziehuiif?s- \  eror  lnung  zum  interkantonalen 
Konkordat  über  einheitliche  liegelung  des  Motorwagen - 
und  Fahrrad verkelirs  vom  1:3.  Juni  1904.  vom  js.  ukt oIh  i  1  '04, 

Der  K;inton  Schwy?:  schliesst  si<  li  d^m  obenerwShnteii  inter- 
kantonalen Konkordate  an.  Der  Verkehr  mit  Motorwagen  ist  auf 
allen  Kantonsstrassen  erlaubt.  Den  Bezirks-  und  Gemeinderäten 
steht  jedoch  das  Recht  zu,  den  Motorwagenverkehr  anf  ihren  Offent- 
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liehen  StrASien  ganz  oder  teilweise  zn  verbieten.  Solche  BeechlQsse' 
bedürfen  der  Genefamiining  des  Begiernngsrates.  Der  Verkehr  mit 
lUirrSdem  and  Motorvelos  ist  anf  allen  Öffentlichen  Strassen  ge- 
stattet^ jedoch  dürfen  die  Ti'ottoizs,  Fnsswege  and  (^entliehen  Anlagen 
nicht  befithren  werden.  Die  erteilte  Bewilligung  zum  Gebrauche 
eines  Motorwagens  oder  Fahrrades  ist  eine  persönliche;  die  Ausweis- 
kart« ist  alljährlich  zu  erneuern.  An  Minderjährige  wird  eine 
Bt'willigun^?  nur  erteilt,  wenn  der  Inhaber  der  väterlichen  Gewalt 
die  zivilrechtlirhe  Vt  rjuitwortlichkeit  durch  schriftliche  Erklärung 
übernimmt.  Der  Eigentümer  eines  mit  einer  Kontrolinummer  ver- 
sehenen Automobiles  oder  Fahrrades,  welcher  dieses  einem  andern 
zur  Benützung  überlässt,  ist  f&r  alle  Widerhandlnng-pn  gegen  diese 
Vorscluiften  seitens  dee  Führers  des  betreffenden  Fahrzeuges  ver- 
antwortlich  nnd  haftbar,  wenn  der  Widerhandelnde  nicht  selbst  znr 
Verantwortung  gezogen  werden  kann.  Übertretungen  der  Vorschriften 
des  Konkordates  nnd  der  Vollziehnngs- Verordnung  sind  dnrch  den 
Prftsidenten  detjenigen  Gemeinde,  in  welcher  die  Übertretung  statt- 
gefiinden  hat,  mit  folgenden  Geldbnesen  zu  bestrafen:  mit  2 — 50  Frs. 
bei  Übertretungen  mittels  eines  Fahrrades;  mit  10 — 200  Fn.  bei 
Übertretungen  mittels  eines  Motorvelos  oder  Motorwagens. 


6.  Unterwaiden. 

a)  Obwalden. 
Referent;  Dr.  Frans  Nlderberger^  Ffinprech,  Ssroen. 

1.  KantonsTerfassung  vom  27.  April  1902. 

Die  nene  Verfassung  zerflUlt  in  sechs  Titel  (bisher  4)  und 
enthalt  76  Artikel  (bisher  91).  Die  Stoffgruppiemng  ist  in  der 
revidierten  Verfassung  eine  'wesentlich  andere  und  in  vielen  Be- 
siehungen praktischere.  Eine  ganze  Reihe  von  AbSndernngen  ist 
darauf  znrflckzufBhren,  dasg  die  kantonale  Gesetzgebung  in  der 
Periode  zwischen  1867  und  lieutc  in  steter  Fortentwicklung  wesent- 
liche IJlcken.  die  sie  im  Jahre  1867  anfwirs,  aiiSi^ofUllt  hat.  So 
siiul  «■it  1.^67  in  Kraft  {getreten:  das  Polizeibtralgesetz.  das  Gegetz 
über  den  Zivilprozcss,  das  Gesetz  über  das  Strafverfahren,  das 
Schalgesetz,  das  Steaergesetz,  das  Yerautwortlichkeitsgebetz  und  das 
Besoldungsgesetz. 
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Die  durchgreifendsten  Abfindemngen  finden  sich  im  vierten 
Titel  des  revidierten  Gmndgesetses,  der  von  den  riditerliehen  Be- 
hörden handelt  Die  ReviBlon  hat  femer  die  materielle  Überein- 
stimmnng  zwischen  der  Bnndeeverfaasnng  nnd  der  Kantonererfaening 
hergestellt.  Die  Garantie  von  Grondrechten,  deren  Gewährleistung 
schon  in  der  Bnndesverfiusung  ausgesprochen  ist,  wurde  in  der 
Kantons  verfassen  11  ti"  als  überflüssig  weggelassen,  da  die  eidgenöss^ische 
Norm  ipso  jnr»'  ancli  für  das  kantonale  Verfas8nii<jrsre<  lit  inasse:ebend 
ist.  Si*  isit  unter  aiitlej-ni  der  Art.  f!  der  alten  Verfafisuug  weg- 
gelassen, in  welclieui  die  iTaraiitie  .les  Petitioiisrecbts,  des  Vereins- 
rechts, der  Pressf'reiheit,  der  (ileicheit  vor  dem  Gesetz,  sowie  der 
andern  Bestimmungen  der  Bundesverfassang  üi>er  die  Hechte  nnd 
Freiheiten  des  Volkes  ausgesprochen  war.  In  andern  Fällen  wird 
auf  die  Bnndesverüusung  hingewiesen. 

Die  wesentlichsten  Änderungen  sind  folgende: 
Nach  der  1867er  Verfassunj?  mnssten  bei  Vornahme  einer 
Partial-Verfassnnsrsrevision  50ü  stimmt ähige  Bürger  ein  bezügliches 
motiviertes  \'eilaiiiren  beim  Kantonsjate  stellen,  welches  sodann  der 
nächsten  Landesgemeindo  znr  Abstimmung  vorzulegen  war.  Damit 
war  aber  die  Frage  der  Partialrevision  der  Verfassang  noch  nicht 
erledigt^  sondern  es  mnssten  die  einzelnen  zu  revidierenden  Ver- 
fassungsartikel einer  weiteren  Landesgemeinde  sur  Annahme  oder 
Verwerfüng  vorgelegt  werden.  Die  neue  Verfassung  hat  nun  die 
Partial-Verfassungsrevision  erleichtert,  indem  sie  bestimmt,  daas 
wenn  500  stimmfthige  Bflrger  die  Atönderung  einzelner  Ver* 
fassungsartikel  verlangen,  sie  die  betreffenden  Verfassnngsartikel 
genau  zu  bezeichnen  und  den  neuen  Wortlaut  derselben  festzustellen 
haben.  Die  Landesgemeinde  entscheidet  sodann  ttber  Annahme  oder 
Verwerfung  der  ihr  unterbreiteten  formulierten  Anträge. 

Die  neue  Verfassung  verschärft  die  frttJieren  Inkompatibiiitäts- 
bestinimungen  bezfiglich  des  Begiemngsrates,  der  Gerichtsbehörden 
und  des  Kantonsrates  nnd  stellt  neu  solche  Bestimmungen  auf  be- 
züglich der  Gemeinderäte. 

Als  weitere  Neuerung  ist  die  Reduktion  der  Behörden  her- 
vorzuheben. Der  Eantonsrat  besteht  ans  72  (früher  80)  Mitgliedern. 
Ebenso  wurden  die  Gemeindebehörden  in  ihrem  Bestände  etwas 
reduziert. 
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An  die  Stelle  des  Zivilgerichtes  tritt  das  Eantonsgericht^  be- 
stehend ans  7  IQtgliedeni  nnd  5  Ersatzmännern,  welches  sapleich 
als  Strafgericht  an  Stelle  des  Mheren  Kriminalgerichtes  Kriminal- 
ftUe  aburteilt. 

Ein  vom  Kantonsrate  ans  der  Mitte  des  Kantonsgericiites  ge- 
vviiiilter  Gerichtsausschnss,  bestehend  ans  5  Mitgliedern,  überuiuimt 
die  Funktionen  des  früliereu  Polizeierericlites. 

Der  Kantonsrat  iiat  freies  Walilredit,  während  ihm  früher 
die  „Gerichtskandidttten**  von  den  (ienieinden  {)riisentiert  wnnlen. 

Nach  der  früheren  Verfassnnir  hatte  der  Kantonsrat  das  Hecht 
der  Begnadigung.  Die  nene  Wi-t  issung  räumt  ihm  auch  das  Recht 
der  Strafmilderung,  sowie  der  bedingten  Freilassung  ein. 

Die  Vermittlung^perichte  haben  eine  erhdhte  (100  Frs.  statt 
Mher  25  Frs.)  Kompetenz  erhalten.  Die  Kompetenz  des  Kantons* 
gerichtes,  die  frflher  inappellabel  auf  100  Frs.  ging,  wurde  auf 
300  Frs.  erhöht 

Das  Bevisions-  und  Kassationsgericht  wurde  als  selbständiges 
Gericht  beseitigt;  die  bisherigen  Kompetenzen  wurden  teils  der  ober- 
gerichtlichen  Justizkommission,  teils  dem  Obergericht  fibertragen. 

Die  StraAintersnchung  wurde  vom  Begiernngsrate  getrennt; 
dieser  bleibt  einzig  noch  Vollziehungs-  und  Verwaltungsbehörde. 

Die  .Sfrafuntersuchung  und  die  Strafabvvaudlung  in  niuulti- 
\vi(  iiLi^en  Fällf  n  u  ui  de  einer  vom  Kantonsrate  aus  der  Mitte  des 
Regier ungünite.s  zu  wählenden  Untersachungs-  und  tberweisungS' 
behörde  übertrap^'n. 

Konfessionelle  Genossenschaften  Itönnen  sich,  entgegen  frither, 
als  Kircliengemeinden  in  der  Weise  bilden,  dass  sie  sich  auf  eine 
oder  mehrere  Einwohnergemeinden  erstrecken.  Um  öffentlich-recht- 
lichen Charaicter  zu  erhalten,  bedürfen  sie  der  Genehmigung  des 
Kantonsrates.  Demselben  steht  die  Befugnis  zu,  diesen  Genossen- 
schaften das  Becht  des  Steuerbezuges  zu  Kultuszwecken  gegenüber 
den  Angehörigen  der  betreffenden  Konfession  nach  Massgabe  des 
Steaergeeetzes  einzurftumen. 

Frflher  mnssten  Gemeinde-,  Korporations-  oder  TeilsamebeschlQsse 
innerhalb  6  Wochen  nach  ergangenem  Beschlüsse  angefochten  werden, 
sonst  erwuchsen  sie  in  Beehtstoaft  Diese  Frist  gilt  nun  nicht 
iütitr  für  die  gerichtliche  Anfechtung  solcher  Beschlüsse,  sofern  sie 
bleibende  KeehtsverhaUiüHse  sehaft'en. 

Jahrbach  der  mteinat.  Vereiuigutig.  8.  Bd.  164 


Digitized  by  Google 


2592 


Qesetsgebnng  und  Literatur. 


2.  KantonsratsbeBChlnsB,  betr.  Verabfolgrnn;  eines 
Staatsbeitrages  an  eine  „Geschichte  des  Kantons  Unter- 
wal den",  vom  6.  Oktober  1903. 

An  die  Grstellangskosten  der  von  Herrn  Dr.  Bob.  DObbbk  in 
Stans  zu  verfsssenden  und  heranssogebenden  Geschichte  des  Kantons 
Unterwaldeu  wird  ans  der  Staatskasse  eine  Unterstützung  bewilligt, 
welche  pro  Bogen  30  ¥v».  l>eliägt  und  im  Maximum  3000  Fk. 
nicht  übersteigen  soll. 

■V  \eiurdnung,  betr.  \erteilinifr  uud  Verwendung  der 
Bandes-iSchulsub vention,  vom  22.  Februar  1904. 

4.  Verordnung  ftber  das  Schiesswesen  vom  23.  Fe- 
bruar 1904. 

5.  Dekret,  betr.  Einffthning  der  Banknotenst^ner  und 
Verwendnng  des  Reingewinnes  der  Kantonalbank,  vom 
24.  April  1904. 

6.  Gesetz,  betr.  Gewährleistung  beim  Viehhandel, 
vom  24.  April  1904. 

Eine  Gewfthrspflicht  des  Verkäufers  besteht  nnr  insoweit,  als 
das  Vorhandensein  von  Eigenschaften  oder  die  Abwesenheit  von 

Mängeln  ausdrücklich  zugesichert  wurde.  Die  Zusicherung  mnss 
schriftlich  nachgewiesen  werden.  In  iiUen  Fällen  von  Gewähre- 
versinechen.  in  dent-n  die  Garantiezeit  nicht  festgesetzt  ist,  beträgt 
di«*srllie  14  Tage.  »Sie  beginnt  mit  deur  i  ap;e  nach  der  Ubergabe 
ih's  'l'it'ies  bezw.  mit  dem  Zeitpunicte.  in  welchem  der  Käufer  mit 
der  Empfangnahme  in  Verzug  gekommen  ist.  Diese  Frist  gilt  nicht 
bei  der  Gewährspflicht  für  die  Trächtigkeit. 

Der  Verkäufer  tiaffcet  aus  der  Gewälirleistung  dem  Käufer 
nur  dann,  wenn  der  Mangel  der  Kaufsache  vor  Abiauf  der  Ge- 
währszeit dem  Verltäufer  angezeigt  und  spätestens  innerhalb 
48  Stunden  nach  Ablauf  derselben  gehörig  festgestellt  wird. 

Bei  Gewährleistung  ffir  Trächtigkeit  hat  der  Käufer  dem 
Verkäufer  Anzeige  zu  machen,  sobald  er  vom  Mangel  der  enge* 
sicherten  Eigenschaft  Kenntnis  erhält 

Keine  Anwendung  finden  die  durch  dieses  G^tz  aufgestellten 
Beschränkungen  der  Gewährspflicbt,  wenn  es  sich  um  absichtliche 
Täuschung  des  Käufers  durch  den  Verkäufer  handelt. 

7.  Kantoiisratsbeschluss,  betr.  Beitritt  zum  Konkordat 
über  Moturwageu-  uud  Fahrradverkehr,  vom  4.  April  1903. 
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8.  AnBf&hmnifBbestimmungeii  zum  Konkordat,  betr. 
den  Motorwagen-  and  Fahrradverkehr,  yom  27.  Jnli  1904. 

Die  EontroUe  der  Motorwagen  und  Fahrtftder  iat  Sache  der 
Polizeidirektion.  Der  Motorwagen-  nnd  Fahrrad?erkehr  kann  dnieh 
den  Begierangsrat  anf  einzelnen  Strassen  verboten  werden. 

Radfahrern  und  Führern  von  I^Iotorwa^^en,  welche  nicht  im 
Kanton  niederg'elassen  sind,  dar!  bei  Übertretuiii,'-en  ftlr  Bussen  und 
Schadenersatz,  falls  keine  andiTo  genügende  Sicheriieit  geleistet 
wird,  das  Gefährt  polizeilich  mit  Beschlag  belegt  werden. 

b)  Nidwaiden. 
Beferent:      Lniity  Advokat,  Stana. 


1902. 

Vnllziehungsverordnnng-  zum  Bundesgetjetz  vom 
29.  März  1901,  betr.  die  Ergänzung  des  Bnndesgesetzes 
Uber  den  Militärpflichtersatz,  vom  28.  Juni  1878.  Erlassen 
vom  Landrate  am  12.  April  1902. 

1903. 

1.  Cresetz,  betr.  Ansübung  des  Rechtsanwaltsberafea. 
Erlassen  von  der  Landesgemeinde  am  26.  April  1903. 

Bisher  war  die  Advokatur  in  Nidwaiden  voUstttndig  firei. 
Die  Becbtsanwftlte  gaben  nun  im  Febmar  1908  dem  Landrate  zn* 
banden  der  Landesgemeinde  den  Gesetzesvorschlag  ein,  wonach  in  der 
Folge  das  Hecht  der  bemftmSssigen  Fahmng  von  Zivil-  nnd  Straf- 
prozessen vor  den  Gerichten  nnr  handlangsffthigen  Scbweizerbtirgern 
zustehen  solle,  welche  vom  Kantone  auf  Grund  einer  Prüfung  den 
Befählen ngsausweis  erworben  haben.  Personen,  welche  bei  Annahme 
des  Gesetzes  seit  uiindestens  zwei  Jahren  bei  den  Nidwalduer 
Gericliten  den  Anwaltsberuf  in  Ijttriedigtnder  Weise  mit  der 
nötigen  wissenschaftlichen  Befähigung  ausgeübt  haben,  wird  die 
Prüfung  erla  uf  n  • 

Der  Vorschlag  wurde  von  der  Landesgemeinde  ohne  Wider- 
sprach angenommen. 

2.  Aasfahrnngs  Verordnung  zu  obigem  An  waltsgesetze. 
Erlassen  vom  Landrate  am  2.  und  30.  Dezember  1903. 

164* 
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Die  Prüfling,  zu  deren  Vornahme  der  Lnndrat  je  auf  3  Jatire 
eine  Kommissioa  von  3  Mitgliedern  wählt,  welche  für  jeden  Prüfunprs- 
fall  zwei  weitere  rechtskundige  Männer  beizuziehen  hat,  erstreckt 
Bich  aaf  die  KenntBisse  dos  eidgenüBBiBchen  und  kantonalen  Becbtea 
in  folgenden  Materien:  Priyatreeht,  Strafrecht,  Zivil'  und  Strafprozesa, 
Schnldbeltreibnng  nnd  Konknn,  Verfitflanngareclit  nnd  anf  die  Bcbriffc- 
liehe  Ansarbeitiine'  einselner  Beehtomaterien  oder  Prosease.  Zur 
PiüAuig  werden  zugelassen:  alle  jene,  welche  eigenen  Hechtes, 
aengenföhig,  gut  beleamdet  dnd  nnd  den  Ausweis  erbringen,  dasa 
de  die  Gymnasialstndien  mit  wenigstens  mittelmfissigem  Erfolge 
absolviert  und  an  einer  Hochschule  rechtswissenschaftliche  Kollegien 
über  röiiiisclies.  deutsches  und  schweizerisches  Privatrtcht,  über 
Straf-  und  Zivili)r(iz(^ss,  Beitreibiiii<rs-  und  Konkursrecht,  allgemoiaes 
und  s»inveizeiischei>i  Staat^sreelit  aufrehört  liaben  und  bei  einem 
nidwaldueris(  heil  oder  ausserkaiit'  iialen  patentierten  Anwalte  während 
6  Monaten  als  Praktikanten  tätig  waren. 

1904. 

1.  Gesetz,  betr.  Begnadigung  gerichtlich  Bestrafter. 
Erlassen  von  der  Landesgemeinde  am  -1.  April  1904. 

I)as  lu'i'hl  zur  Begnadigung  gerichtlich  Bebtrafter  steht  dem 
Landrate  zu.  Ein  Gesuch  können  nui-  solche  stellen,  welche  vom 
Kantüiisgerirht  oder  in  Appellationsfällen  vom  Obergericht  mit 
Zuchthaus  oder  Korrektionshaus  bestraft  worden  sind.  Nach  dem 
bisherigen  Gesetze  beschränkte  sich  das  Hecht,  begnadigt  zn  werden, 
anf  die  Znchthanssträflinge.  Der  Bestraft«  moss  aber,  bevor  er  mit 
einem  Begnadigungsgesuche  vor  den  Landrat  treten  darf,  wenigstens 
die  Hftlfte  seiner  Strafe  „abgeseBsen"  haben. 

2.  Verordnung  Aber  die  Erstellung  und  Anlage  von 
Gas-,  Petrol-,  Neolin>  nnd  Benzin^Hotoren  in  Gebftuden. 
Erlassen  vom  Landrate  am  5.  Oktober  1904. 


•  7.  Glarus. 

Kefereut:  Lic.  k.  t.  Weber,  Scbwyz. 
1902. 

Gesetz,  betr.  die  obligatorische  Vieh  Versicherung. 
Erlassen  von  der  LandeBgemeinde  am  11.  Mai  1902. 
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Seit  dem  Jahre  1896  bestand  im  Kanton  Glam  in  der  Vieh- 
verBlcheranff  das  faknltative  Obligatorinm,  d.  h.  es  wnrde  den 
Gemeinden  freigeetellt,  die  VieliTerBichening  fttr  ilire  Viehbesitzer 
obligatoriach  sn  erklSren  oder  nicht  Es  hatten  bisher  von  19  Ge- 
mdnden  bloss  5  WaUgemeinden  diese  Versichemngr  nicht  eiugefOhrL 
Die  letzteren  repräsentieren  ein  Drittel  des  gesamten  Rindvieh- 
bestandes des  Kantons.  Ein  Teil  der  Bauernschaft  derselben  hatte 
die  Einflihrnnp:  der  Viehversicbciuiig  angestrebt,  ist  aber  von 
einer  Minderheit,  welche  einen  gröRseren  Vielibestaud  besitzt,  über- 
stimmt worden.  Ans  diesem  Grunde  wird  nnn  im  vorliegeaden 
Gesetze  die  Versieliernnp:  ^c^en  den  \"er]ust  von  Rindvieh  dnrch 
Unßllle  oder  Krankheiten  obligatorisch  erklärt.  Es  werden  zu 
diesem  Zwecke  Versicheraagskreise  gebildet,  die  in  der  Regel  mit 
den  Wahlgemeinden  zusammenfallen.  Fär  Verbindlichkeiten  haftet 
einzig  das  Vermögen  der  Versicherangslcasse  nnd  ist  jede  persdn- 
liche  Haftbarkeit  der  Mitglieder  ansgesclüossen.  Die  Statuten  haben 
ZQ  bestimmen  ftber  die  Organe  der  Versichernngskasse^  die  Auf- 
nahme in  dieselbe,  den  Versicheningswert  der  Tiere,  die  Beitrags- 
leistnngen  der  Hitglieder,  ErmittelUDg  nnd  Vergütung  des  Schadens. 
Der  Staat  hat  an  die  VersicherangsgeseUsehaften  einen  Beitrag  zn 
leisten;  derselbe  ist  anf  jahrlich  20000  Frs.  festgesetzt  £r  wird 
unter  die  einzelnen  Kassen  nach  der  Stückzahl  der  versicherten 
Tiere  ohne  Kiicksichtnahme  anf  das  Alter  verteilt. 

Vollziehungsverordnung  zum  Gesetze,  betr.  die 
obligatorische  Viehversichernng.  Erlassen  vom  Landrate  am 
5.  November  1902. 

1ÜÜ3. 

Abänderung  von  §  6  des  Gesetzes  ttber  das  Landes- 
stenerwesen  vom  7.  Mai  1891.  Beschlossen  von  der  Landes- 
gemeinde  am  8.  Mai  1908. 

Nen  ist  hier,  dass  gemfiss  lit.  e  des  genannten  Paragraphen 
auch  die  Eiaenbahnnntemehmiingen  im  Kantone  von  der  Stenerpflicht 
ansgenemmen  sind. 

Beschlnss,  betr.  das  Verbot  der  Handfischerei  nnd 
des  Gebrauchs  von  Netzen  und  Garnen  fttr  die  Fischerei 
in  Qnellbächen.  Erlassen  in  der  Landesgemeinde  am  8.  Mai  1908. 

Das  Fischen  mit  der  Hand  ist  f^iinzlich  untersagt.  Die  Netze 
und  Garne  dürten  nur  in  den  Seen  und  in  den  Hanptliüsseu  Liuth, 
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Sernft  und  L5Et8ch,  nicht  aber  in  den  KebenüttsBeii  und  in  den 
Qaellbftdien  bentttjst  werden. 

BeBchlnss,  betr.  Haftpflicht  gegen  Unfall  zngnnsten 

der  kantonalen  Beamten  und  Bediensteten.  Erlassen  von  der 
Landesgemeinde  am  8.  Mai  190??. 

Tn  dieHPm  Besohlusse  wird  der  Staat  gegenüber  den  kantonalen 
lieamieu,  Arbtjitern  und  Bediensteten  als  haftptli<  litig  erklärt,  und 
zwar  in  dem  gleichen  Umfange,  wif*  dies  fjpmJiss  den  Bt  stiiiiiiinngen 
des  Bundesgesetzes  vom  28.  Braclimonat  lti6i,  betr.  Haftpflicht  ans 
Fabrikbetrieb,  und  des  Bundesgesetzes,  betr.  die  Ausdehnung  der 
Haftpflicht  und  die  Ergänzung  des  genannten  Bundesgesetzes  vom 
26.  April  1887  für  die  indastriellen  nnd  gewerblichen  Betriebe 
besteht  Im  einzelnen  wird  dem  Landrate  die  Anfgabe  nnd  Kompe* 
tenz  übertragen,  zn  bestimmen,  welche  kantonalen  Beamten,  Be- 
diensteten nnd  Arbeiter  der  Wohltat  dieses  Beschlusses  teilhaftig 
werden  sollen.  Ebenso  ist  der  Landrat  kompetent,  einzelne  Kategorien 
von  Beamten  nnd  Bediensteten  bei  Versichemngsgesellschaften  zn 
versichern. 

Gesetz  Über  das  Lehrlingswesen.  Beschlossen  von  der 
Landesgemeinde  am  3.  Mai  1903. 

Das  vorlit'trende  Gesetz  ist  » ntstanden  infolge  einer  Ann  trung 
de.s  Verbandes  ^'^larneiisclH-r  liewerbevt  reine,  weiche  ein  Licfeciz  über 
obligatorische  Lehrlin;j:siniifun;^'en  verlangrten. 

Als  Lehrlin^'^  im  Sinne  des  Gesetzes  gilt  jede  männliche  oder 
weibliche  Person,  welche  in  einem  Handwerke  oder  Crewerbe  mit 
mechanlBchem  Betriebe  oder  ohne  solchen  einen  bestimmten  Beruf 
erlernen  will.  Der  Lehrvertrag  mnss  schriftlich  abgefasst  sein  nnter 
Zngmndelegnng  des  Normallehrvertrages  des  sehvreizerischen  Ge> 
Werbevereines.  Im  weiteren  werden  in  ziemlich  allgemeiner  Weise 
die  Rechte  nnd  Pflichten  des  Lehrlings  nnd  des  Lehrmeisters  nm- 
schrieben.  Wfthrend  der  Daner  der  Lehrzeit  wird  der  Besnch  der 
Fortbildnngsschnle  fOr  jeden  Lehrling  obligatorisch  erkiftrt,  welcher 
auch  die  Pflicht  hat,  sich  einer  Lehrlingsprttfting  zn  nnterzielien  vor 
der  Lehrlingsprüfungskommission,  die  anf  Vorschlag  des  Verbandes 
glamerischer  Gewerbevereine  vom  Regierungsrate  auf  die  Dauer 
von  3  Jahren  gewählt  wird.  Über  Streitigkeiten  zwisrhen  Meister 
und  Lehrling  entscheidet  ein  Schiedsgerichl,  welches  aus  je  einem 
Vertreter  der  Parteien  und  einem  von  deu  Schiedsrichtern  bezeich- 


Digrtized  by  Google 


K.  T.  Weber:  Schweiz. 


2597 


iieten  (»bmanne  gebildet  wird.  Gemäss  §  18  übernimiiii  I^r  Staat 
g-ewisse  Leistnn^en,  wie  z.  B.  die  Kosten  der  T-ehrlingsin-ülungen. 
rTesetzesiibertretuugeu  werden  durch  das  FoUzeigericht  mit  5  bis 
lUO  Fi-s.  bestraft. 

Gesetz,  betr.  das  Armen wesen.  Erlassen  von  der  Landes- 
gemelnde  am  8.  Hai  1908. 

Die  Landesfemeinde  von  1902  hatte  schon  die  Revision  des 
Amengesetees  grundsätzlich  beschlossen  und  den  Landrat  beauftragt, 
der  nächsten  Landesgemeinde  einen  Entwurf  vorzulegen.  Es  waren 
zur  Bevision  die  verschiedenartigsten  Postnlate  und  Wünsche  ge- 
stellt worden.  Folgende  Postnlate  wurden  von  vornherein  abgelehnt: 
die  Verstaatlichung  des  Annenwesens,  die  Einftthrnng  einer  einheit* 
liehen  Armensteuer,  die  Einführung  des  Wohnortsprinzipes,  die  Re- 
gelung der  Steuerpflicht  der  ausserhalb  dts  Ivajitons  wobnliafteu 
Glarnerbürg-er,  die  Eintühruug  der  Armenkopfsteuer,  «lie  Stliaftung 
der  Stelle  eines  xVrmeninjäpektors.  die  Erweiterung  der  Strafbefugnisse 
gegenüber  arbeitsscheuen  und  liederlichen  Personen.  Das  Postulat 
einer  Verschmelzung  der  konfessionell  getrennten  Armengemeinden 
musstc  fallen  gelassen  werden,  trotzdem  nehon  eine  bezügliche  Vorlage 
des  üegiernngsrates  an  den  Landrat  gelangt  war.  Die  Ablehnung 
erfolgte  hauptsächlich  darum,  weil  ein  Übereinkommen  des  ßegierangs- 
rates  mit  den  ArmenbehMen  von  Evangelisch-  und  Katholisch- 
Glan»  ton  der  evangelisehen  Armengemeinde  Glarus  mit  äber^ 
raschender  Mehrheit  verworfen  worden  war.  Es  bleibt  demnach  im 
grossen  und  ganzen  trotz  der  Bevision  beim  alten.  Die  haupt- 
sächlichsten Änderungen  sind:  Ausdehnung  der  staatlichen  Beitrags- 
leistung an  die  Kosten  ffir  Versorgung  von  Kindern  in  Privat-  und 
Anstaltspflege,  staatliche  Beitragsleistung  an  alle  Versorgungskosten, 
nicht  bloss  an  das  Nettokostgeld,  bestimmtere  Umschreibimer  der  Bei- 
tragspflicht  des  Staates,  Ausdehnung  der  Strafe  des  Trankverbotes 
auf  Zwanfjsversetzung  in  Trinkerheilstätten. 

Der  wesentliche  Inhalt  des  Gesetzes  ist  folgender:  Anspruch 
auf  die  gesetzliche  Armenunterstützunji;  haben  arme  Waisen  oder 
sonst  verlassene  hilflose  Kinder  bis  zum  16.  Jahre,  im  weiteren 
arme  Personen  über  16  Jahre,  sofern  dieselben  infolge  Krankheit, 
Gebrechlichkeit  oder  aus  irgend  einer  andern  Ursache  nicht  imstande 
sind,  für  sich  oder  ihre  Familie  den  notwendigen  Lebensunterhalt 
zu  erwerben.  Die  Cnterstätzungspflicht  liegt  in  erster  Linie  der 
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Fi-imilie  (Eltern,  Kindern  ninl  (ie>i  hv. istein)  ob,  bei  rnvernittgcen  aber 
den  AnneiikreisBU.  hin  ljislieriir»'ii  Arinriikreise  bleib'  ti  i<i]  tbe»Jtelieii. 
Die  Kosten  der  Armenuntt  rstüfzuug  werden  bestritteu  aus  den  Zinsen 
der  Amengüter,  dem  Ertrag  der  Stiftungen  und  Armensteuern, 
Mwie  aus  Bückerätattongen  and  dem  StaatBbeitrag.  Die  Aroieii- 
steaer  kann  erhoben  werden,  soweit  die  Zinsen  des  Armengntes  nnd 
die  andern  Einnalinien  nicht  ansreichen,  nnd  zwar  hGchstmis  1  Fr. 
vom  Tansend  des  VenndgenB.  Jeder  im  Kanton  wohnende  BQrger 
hat  die  Armenstener  in  seiner  Heimatgemeinde  ssn  entrichten.  — 
Die  Armenpflege  bildet  die  yorberatende,  volLtiehende  ond  heanf- 
sichtigende  Behörde;  sie  hat  für  die  Verwaltung  des  Armengntei 
zn  sorgen.  Die  Fürsorge  fHr  Kinder,  der  Unterhalt  nnd  die  Ver« 
sorgung  alter  nnd  gebrechlfcher  Personen  und  die  Pflege  der  Kranken 
wird  in  austnbiiicher  Weise  normiert.  Die  Armenpflege  ist  be- 
r«  <  liti£rt.  auswärtis  wohnende  Unterstützungsbeilnvlii^r  zur  Rückkehr 
in  die  II«  iinatffenieinde  anzuhalten.  In  Notl'ällen  hat  die  Armen- 
jitb  trt-  lies  Wuhiiortt  s  die  dringendste  Unterstnts^nng  zu  leisten, 
wogegen  die  H»  iniatireuieinde  zur  Ersatzleistung  verptiichtet  ist.  — 
I)er  Staat  hat  die  Oberaufsicht  über  das  Armenwesen,  und  zwar 
wird  dieselbe  durch  die  Armen-  und  Vormundscbaftsbehörde  ans- 
geübt   Der  Hegiernngsrat  bildet  die  Keknrsinstanz. 

Die  vom  Staate  zn  gewfilirenden  BeltrSge  sind  im  Art.  87  näher 
umschrieben.  Sie  werden  anf  Gmnd  der  von  den  Ardtlnpflegen 
einzureichenden  Jahresrechnnngen  der  Armengemeinde  ausbezahlt  — 
Derjenige^  der  ünterstfltznng  geniesst,  ist  vom  Bechte,  eine  Wirt- 
Schaft  zu  betreiben  nnd  geistige  Getr&nke  zu  yerltaufen,  ausge- 
schlossen. Hans-  nnd  Gassenbettelei  ist  untersagt.  Die  Gemeinde« 
börger,  welche  durch  Leichtsinn  und  Misswirtschaft  sich  und  ihre 
Familie  der  Verarnumijr  aussetzen,  sind  dem  Waisenamte  zur  Be- 
aufsichtigung zu  bt  autra^-^en.  Eltern,  welche  ihre  Kinder  körperlich 
und  geistig  verwahrlosen  lassen,  ist  die  elterlu  iie  (Gewalt  durch  die 
Vorniundsfhaftslielnirdrn  zu  entzielH-n.  |)ie  aus  Leichtsinn  oder 
Liederlichkeit  unterstützungsbedürftig  gewordenen  Personen  sind 
lür  die  Dauer  des  Genusses  der  Unterstützung  in  der  Ausübung  des 
Aktivbürgerrechtes  stillgelegt.  Personen,  welche  infolge  Müssiggang 
oder  liederlichen  Lebenswandels  der  Gemeinde  zur  Last  fallen, 
können  in  einer  Zwangsarbeitsanstalt  untergebracht  werden.  Die 
bezügliche  Verfügung  wird  vom  Frllsidenten  des  FoUzeigerichtes 
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als  Einzelriclittr  getroffen.  Dagegen  steht  der  Kekui-s  an  das 
Polizeigericht  offen.  Personen,  die  in  einem  Konkubinatsverb&Unis 
leben,  aus  welchem  für  die  Armengemeinden  Lasten  zu  erwaclmen 
drohen,  sind  beim  PoUzeigericbte  bebnfs  Versorgiuig  in  einer  Zwangs- 
arbeitsanstalt  einsaklagen.  In  ähnlicher  Weise  ist  gegen  Gewohn- 
heitetrinker vorzugehen.  Sofern  ein  Angehöriger  eines  andern 
Kantons  im  Kanton  Olams  erkrankt,  so  hat  die  Wohngemeinde  fUr 
die  erforderliche  Verpflegung  anfzokommen.  Die  Armenpflege  hat 
die  nötigen  Massnahmen  treffen,  dass  von  der  zostKndigen  Be- 
horde  der  H^matgemelnde  des  Verpflegten  der  Ersatz  der  entstandenen 
Kosten  erhältlich  gemacht  werden  kann.  Wird  der  Erkrankt«"  trans- 
portlähig,  80  ist  .seiner  Heimatheliörde  Anzeige  zu  hkk  lieu  und  dessen 
Heini.scliaffiing  anznordnen.  sofern  nicht  weiter  die  nötige  Uuler- 
stüuuiif?  von  der  ]4einiat};enieind('  gewährt  wird.  Für  Ausländer 
gelten  die  liestimuiimii^en  der  Staatsverträge,  in  Ermangelung  solclier 
aber  die  für  die  Angehörigen  anderer  Kantone  geltenden  Vorschriften. 

Beschlnss,  betr.  den  Beitritt  snr  interkantonalen 
Vereinbarung  ttber  eine  einheitliebe  Verordnung  für  den 
Motor-  und  Fahrradverkehr  auf  dem  schweizerischen  Ge- 
hle te.   Erlassen  von  der  Landesgemeinde  am  3.  Mai  1903. 

Gesetz,  betr.  die  Besteuerung  von  anonymen  Erwerbs- 
gesellschalten.   Landesgemeindebeschluss  vom  3.  Mai  iy03. 

Pas  kantonale  Stener^:esetz:  vom  Jahre  1S73  hatte  keinerlei 
Bestimmungen  über  die  Besteuerunij  von  Aktiencresellschaften  nnd 
Genossenschaften.  In  der  Steiierpraxis  wurde  indessen  die  Aktien- 
geseiischafl  Bank  in  Italien  mit  ihrem  Eeservefond  veranlagt,  und 
in  den  früheren  yteuergesetzentwörfen  von  1889,  1890,  1891  und 
1897  war  dieser  Praxis  gegenflber  den  im  Kanton  bestehenden  Unter- 
nehmangen,  wekhe  auf  Aktien  oder  Anteilscheinen  beruhen,  Aus- 
druck  verliehen  worden.  Diese  sämtlichen  Entwürfe  wurden  aber 
von  der  Itandesgemeinde  verworfen.  Inzwischen  machte  sich  aber 
doch  die  Wflnschbarkeit  immer  mehr  geltend,  bezfigliche  Bestimmungen 
zu  erlassen,  insbesondere  verlangte  man,  dass  die  Aktienbäckereien 
und  die  Konsumvereine,  welche  dem  Hittelstande  Eonkurrenz  machen» 
nicht  stenerflre!  sein  sollten.  Im  Gesetze  wird  nun  grundsätzlich 
die  St^uerpflicht  der  anonymen  Gesellschaften  (Aktien-  und  Kommandit- 
aktiengesellsehafteu)  und  der  Genossenschaften,  welche  Sitz  und  Ge- 
schäftsbetrieb im  Kanton  Glarus  haben,  festgesetzt.   Sie  haben  ihr 
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einbezahltes  Aktien-  oder  Genossenschaftsk&pital,  sowie  den  Reserve- 
fond  und  ihm  ftfanlidie  SpezialfondB  zn  ventenertL  Filialen  von 
auswärtigen  Geschäften  sind  mit  dem  der  Bedeutung  des  Zweig- 
geschäftes entsprechenden  Anteile  stenerpflichtig.  Die  anonymen 
Gesellschaften  und  Genossenschaften  sind  am  Orte  ihres  Geschäfts- 
hetriebes  in  die  Stenerregister  einzutragen.  Sie  sind  von  der  Be- 
zahlung der  Progression  gemäss  §  14  des  Gesetzes  über  das  Landes* 
stenerwesen  vom  7.  Mai  1891  enthoben,  d.  h.  es  bildet  die  endgültig 
festgestellte  \'ermögensiiiila,<?e  als  solcUe  die  Grundlage  der  Steuer- 
berechnnng.  Der  glanieiisdie  Anteilhaber  an  derart ig-en  Gesell- 
scharfen  kann  von  der  vnn  iliiii  zu  «'ntriclitfndpn  Landessteuer  <l«'n 
SttiKM'tn'trag,  welchen  die  *'t^sMi)scliaft  für  seinen  Anteil  an  LanJ»  .--- 
steuern  bezalilt,  in  Abreoknung  bringen.  Bei  den  Gemeinde-  und 
Schiüsteaeru  sind  den  im  Kanton  Glarus  f^tenci-pflichtigen  Anteil- 
habem  an  solchen  Unternebmnngen  ihre  Anteile  am  Gesellschafts- 
vermögen bei  ihrer  Veranlagung  in  Abrechnung  zu  bringen.  Anteile 
an  auswärtigen  anonymen  Gesellschaften  und  Genossenschaften  sind 
ohne  Beschrfinknng  steuerpflichtig. 

BeschlusSy  betr.  Haftpflicht  gegen  Unfall  zn  gnnsten 
der  kantonalen  Beamten,  Bediensteten  und  Arbeiter.  Er- 
lassen vom  Landrate  am  30.  September  1903. 

Es  werden  hier  die  Beamten  und  Bediensteten  bezeichnet,  auf 
welche  der  Landesgemeindebeschluss  anwendbar  ist. 

lleglement  zum  Landesgemeindebeschlnss,  betr.  Haft- 
pflicht gegen  Unfall  zu  gnnsten  der  kantonalen  Beamten 
und  Bediensteten  vom  3.  Mai  1903.  Kegiemngsrat^beschlnss 
vom  12.  November  1908. 

Bei  vorkommenden  Unfällen  hat  sich  der  Verletzte  oder  dessen 
Uinterlassene  innerhalb  einer  Frist  von  7  Tagen  bei  der  Direktion 
des  Innern  zn  melden  und  die  Ursache  und  den  Hergang  des  Un- 
falles genau  anzugeben.  Wenn  diese  Anzeige  nicht  innerhalb  der 
festgestellten  Frist  erfolgt,  oder  die  Zuziehung  ärztlicher  Hilfe  ver- 
säumt, den  ärztlichen  Vorschriften  nicht  Folge  geleistet  wird,  oder  sich 
der  Verletzte  vor  seiner  Widerherstellung  der  ärztlichen  Behandlung 
oder  Kontrolle  entzieht,  so  kann  die  auszuzahlende  Entschädigung 
vom  Keciernngsrate  reduziert  werden.  Die  Höhe  der  Scliadens- 
vergüiungeu  wird  vom  Kegieruugsrate  nach  Jlassgabe  des  Bundes- 
gesetzes festgesetzt. 
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Erg&nznng  des  Gesetzes  über  das  Patentwesen,  betr. 
Vertrieb  tob  Waren  durch  Automaten.  Vom  Landrate  am 
2.  Dezember  1903  erlassen  gemäss  Vollmacht  der  Landesgemeinde 
vom  8.  Hai  1908. 

Das  Anstellen  von  Antomaten  an  Bahnhöfen  und  an  andern 
Öffentlichen  Plfttzen  wird  als  Hansiergeschftft  erkUrt  and  den  be- 
züglichen PatentgebiIhTen  unterworfen. 

Kc Vision  der  Vollziehnnjxsvtiurd nnnjr  vom  No- 
vember 1902  zum  Gesetze,  betr.  die  obligatorische  Vieh- 
versir  bernng  vom  11.  Mai  1902.  Erlassen  vom  Begierangsrate 
am  15.  April  1908. 

Die  Schadensvergütung  beträgt  im  Verlustfalle  im  Minimum 
75  des  Einsch&tzungswertes.  Den  Gesellschaften  bleibt  es  anheim* 
gestellt,  falls  es  die  Verbfiltnisse  gestatten,  hOhere  EntBchfidignngen 
auszuzahlen. 

Kantonale  Vollzugsverordnnng  zu  den  Bundesge- 

fietzen  vom  28.  Juni  1878  und  29.  März  1901,  betr.  den 
Mil itä rpfl icht iTsatz.  Vom  I.andrate  erlassen  den  13.  September 
1903,  vom  BuiidesraU'  ^fiiehuiigt  den  18.  Oktober  1903. 

Diese  Verordnung  tritt  an  Stelle  deijeniiren  vom  15.  .Tanuar 
IftTy  und  wurde  veranlasst  durch  das  Unndi-sgesetz  vom  29.  März  1901. 
Es  wird  darin  das  Verfahren  für  Bestrafunf*-  der  säumigen  Zalihui^s- 
pflichtigen  normiert.  Dasselbe  geht  \or  dem  Polizeigericht  nacli 
Massgabe  der  Strafprozessordnung  betr.  Polizeittbertretungen  vor  sich. 

Beglement  für  den  Landrat  des  Kantons  Glarus.  Er- 
lassen  vom  Landrate  am  30.  September  1908. 

liesclil  ii.-<.>  über  Beitritt  zum  Konkoi  dat,  betr.  Be- 
freiung von  der  Veriifliciitnug-  zur  Sicherheit  sh-istun^  für 
die  Prozesskosten  vom  10.  Dezember  1901.  LandratsbescUlusä 
vom  2.  Dezember  1908. 

1904. 

Vollziehungsverordnung,  betr.  den  Motorwagen«  und 
Fahrradverkehr.  Landratsbeschlnss  vom  24.  Februar  1904. 

Die  Aulfaicht  über  den  Gebranch  von  Motorwagen  und  Fahr- 
rftdem  unterliegt  der  Baudirektion  und  den  Gemeinderttten.  Die 
Taxen  sind  für  Motorwagen  10 — 50,  fRr  Motorzykles  10  und  für 
Fahrräder  2  Frs.    Zuwiderhaudluugt-H  gegen  die  Vorschriften  über 


Digitized  by  Google 


2602 


GMetsgebong  und  Literatur. 


den  Verkehr  mit  Antomobilen  werden  erstnuds  durch  den  Polizeigerichts- 
prftsidenten  event  durch  das  Polzelgericht  mit  20 — 200  Frs.  bestraft^ 
im  Blickiiille  bis  500  Frs.  aliein  oder  in  Verbindnng  mit  Geftognis 
bis  1  Monat;  dazu  kann  der  zeitliche  oder  g&nzliche  Entzog  der 
Fahrbewilligong  ansgesprochen  werden.  Für  Übertretimgen  der  Be- 
stimmungen ttber  den  Fahrradverkehr  kann  durch  die  gleichen 
Instanzen  eine  Geldbnsse  von  5 — 100,  im  Rflekfalle  bis  anf  150  Frs. 
allein  oder  in  Verbindnng  mit  Gefängnis  bis  auf  8  Tage  und  Entzug 
der  Fahrberechtisrniif;  l»is  aut  5  Jahre  verhängt  werden. 

cie.setz  über  »las  Landessteuerwesen  <\*'^  Kautons 
ülarns.    Erlassen  von  der  Landesgemeinde  am  1.  Mai  l*JUi, 

Es  waren  hauptsächlich  zwei  Forderunjren.  deren  Ei*füllung 
sich  nachgerade  aufgedrängt  .hat  tp.  welche  zur  Revision  desSteuer- 
gesetzes  ffihren  mnssten,  nämlich  einmal  die  Sicherung  vermehrter 
Staatseinnahmen  durch  Erhöhung  der  Erbschaftssteuer  im  ersten 
Verwandschaftsgrad  und  dann  die  Einffthmng  von  Nachstenem  und 
die  damit  verbundene  Änderung  des  Tazationsverfahrens.  Im  übrigen 
aber  vrurde  wenig  Neues  gescbafifen.  Die  Nenerongen,  die  das  Gesetz 
enthält,  sind  knrz  skizziert  folgende: 

Die  Taxation  der  Liegenschaften  richtet  sich  nach  dem  je- 
weiligen wirklichen  Werte;  diejenige  der  GebSnde,  welche  bei  der 
kantonalen  Anstalt  versichert  sind,  nacli  der  Assekuranzsumme.  Diese 
Taxation  kann  jedoch  auf  80  ^Z^,  der  Asbekuranzsumme  ermässigt 
werden,  wenn  der  Verkela-fcw  ei  t  di  r  betr.  üebäulichkeiten  ein  nach- 
gewiesen gerinireivr  ist  als  dei-  Asscknranzwert.  -~-  Nach  §  0  tritt 
die  Begünstigung  für  Witwen,  deren  Verniötren  mehr  als  15  000  Frs., 
aber  weniger  als  4U00U  Frs.  beträgt,  nur  dann  ein,  wenn  durch  den 
Tod  des  Mannes  die  Familie  wirklich  verdienstlos  geworden  oder 
sonst  drückende  Verhältnisse  entstanden  sind.  Der  §  10  enthält  eine 
Ausdehnung  der  Steuerfreiheit,  indem  die  bisher  nur  für  Fmuens* 
Personen  geltenden  bezüglichen  Bestimmungen  auch  anf  Männer 
ausgedehnt  sind.  —  Die  Erbschaftssteuer  ist  für  Kinder,  Ehegatten 
und  Verlobte  von  ^U^Iq  auf  1%  und  für  Eltern,  Grosseltem  und 
weitere  Aszendenten,  sowie  für  Enkel  nnd  weitere  Deszendenten 
von  1  %  anf  1  ^/q  erhöht.  Aus  dem  ErtrSgnis  der  Erbschafts> 
Steuer  kommen  r>  ^/o  vorweg  den  Schnlgemeinden  zu;  vom  Beste  sind 
*/4  der  Staatskasse  zugewie.sen,  während  ^/^  auf  die  sämtlichen 
Armengemeiudeu  verteilt  wird.  —  Jn  §  25  i.st  dem  äteaerpflichtigeu 
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die  Wahl  gelassen,  «ein  Btenerham  Vermögen  anf  einem  Formular 
In  einer  Summe  seihet  sn  taxieren  oder  dasselhe  durch  die  Landes- 
stenerkommiSBion  taxieren  zu  lassen.  Bei  der  Taxation  der  Ge* 
meinden  ist  Rücksicht  zo  nehmen  anf  die  Lasten,  welche  denselben 
zur  ErfttUnng  ihrer  Aufgaben  nnd  Pflichten  obliegen.  —  Für  die 
allgemeine  Revision  ist  eine  vieijShrige  Periode  festgesetzt  —  Die 
Inventarisation  liat  innerhalb  4  Wochen  nach  dem  Tode  des  Erb- 
lassers anzuheben  und  das  luvtutar  ist  von  sämtlichen  Erben  zu 
unterzeichnen.  Oberste  lukiirsinstanz  in  dieser  Ilinsicht  ist  die 
Oberstenerbehürde.  —  Die  zwei  (ieineindeabgevrdneten  zur  Laiides- 
steuerkoramission  werden  nicht  mehr  wie  bisher  durch  die  Wahl- 
gemeindeversammlung,  sondern  durch  die  \\  alilgemeindenXte  gewählt. 
Für  die  Amtsdauer  der  Mitglieder  der  Landeastenerkommission  ist 
jede  zeitliche  Besciirftnkang  fallen  gelassen  worden,  d.  h.  dieselben 
kennen  stets  wiedergewShlt  werden,  w&hrend  för  die  Gemeinde- 
abgeordneten  dieWiederwfthlharkeit  anf  S  Amtsdanem  ausgedehnt  ist. 
—  Die  Folge  der  unrichtigen  Versteuerung  ist  die  Nachbesteuerung, 
nnd  zwar  hat  dieselbe  für  die  Zeit  der  unvollstfindigen  Versteuerung, 
im  Uaximum  fttr  zehn  Jahrr,  zu  erfolgoi.  Bei  Berechnung  der 
Nachsteuer  sind  von  jedem  Nachlasse  10  ^/q,  im  Minimum  5000  Frs., 
in  Abzug  zo  bringen.  Die  Steuerregister  stehen  jedem  Steuer- 
pflichtigen zur  Einsicht  offen.  —  Renitente  Steuerzahler  sind  vom 
Polizeigerichte  mit  5 — 100  Frs.  zu  bestrafen. 

Gesetz  über  die  Wirtschatten  und  den  Kleinverkauf 
von  geistigen  Getränken.  Landesgemeindebeschuas  vom  1.  liai 
1904. 

Der  Betrieb  einer  Wirtschaft  sowie  der  Kieinverkauf  vt)n 
geistigen  Getränken  ist  an  eine  vom  Regierung^rate  ans/nst eilende 
Bewilligung  (Patent)  gebunden.  Davon  befreit  sind  die  Wirtschaften 
nnd  Kleinverkaufbstellen,  welche  keine  geistigen  Getränke  verab- 
folgen. Von  dem  Ertrage  der  Patente  fällt  die  eine  Hälfte  an  die 
Staatekasse,  während  die  andere  Hälfte  dem  kantonalen  Irrenhausfond, 
bezw.  dem  Fond  fBr  eine  kantonale  Alten-  und  Invalidenvenichemng 
zukommt  Die  Patenttaxe  für  Wirtschaften,  wie  auch  fttr  den  Klein- 
verkauf  ttber  die  Gasse  ist  anf  SO— 200  Frs.  festgesetzt.  Im  fibrigen 
enthält  das  Gesetz  keine  wesentlichen  Änderungen  gegenfiber  dem- 
jenigen vom  7.  Aiai  1893.  Die  Straf bestimmungen  sind  etwas  ver- 
bciiiirft. 
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ErgSnziing  der  VerordniiDg  ▼om  15.  Jnni  1887  über 
die  Organisation  und  die  OesclillftBftthrnng  des  Begiernngs- 
rates  und  seiner  Direktionen.  Beschlossen  vom  Landrate  am 
12.  Oktober  1904. 

Ee  wird  dem  Kegiemngsrate  die  Kompetenz  zugewiesen,  bei 
offenbar  unbegründeten  Beknrsen  die  Kosten  des  Verfahrens  ganz 
oder  teilweise  dem  Rekurrenten  zu  überbinden.  Im  weiteren  kann 
er  die  Bestimmungen  der  Zivilprozessordnung  über  die  Au>5fällung 
von  0)  iiiiiui^><l)ussen  in  analoger  Weise  auf  die  Admiuiäirativjustiz 
zur  Anwendung  bringen. 

8.  Zug. 

Befereat:  Lic.  A»  Belment,  Advokat,  ChaoL 


1902. 

T.  Cresetz,  betr.  das  Verfahren  bei  Wahlen  und  Ab- 
stiinniuii<^(Mi,  vom  17.  April. 

a)  Dm  Stiuimreclit  für  die  Kantons-  und  Eiuwohnergemeinde- 
Angelegenlieiten  ist  das  bundesgesetzliche. 

b)  Stimmberechtigt  in  der  Gemeinde  der  Bürger  sind  die  orts- 
anwesenden BBrger  und  diejenigen,  die  nach  Heimatsrecht, 
obwohl  abwesend,  in  der  Gemeinde  Steuern  bezahlen. 

c)  Stimmberechtigt  in  der  Kirchengemeinde  sind  die  Angehörigen 
der  betreffenden  Konfession,  sofern  sie  in  der  Einwohnergemeinde 
stimmen  können. 

d)  In  den  Korporationen  stimmen  die  vollberechtigten  Genossen. 

Es  werden  in  diesem  Gesetze  dann  genane  Bestimmungen 
erlassen  fiber  die  Ffihmng  nnd  VerOifentlichnng  der  Stimmregister. 

Die  kantonalen  Wahlen  finden  am  4.  Sonntage  im  November  je 
des  4.  Jahres  hat. 

Sio  betreifen  die  Gesamterneuerung  des  Stände-,  Regierung^-, 
Kantoiiüratog,  sowie  der  Mitglieder  säuiLlicher  kantonaler  Gerichte. 

Sfiniili(  lie  Wahlen  werden  in  geheimer  Abstimmung  getroffen 
mittelt^  lies  List,  iiskrntiniums  und  der  Wahlurne. 

Sind  in  einem  Wahlkreise  melir  als  zwei  Mitglieder  in  die 
gleiclie  Behörde  zu  wählen,  so  kommt  das  proportionale  Wahl- 
verfahren  zar  Anwendung. 
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Der  Segienugsrat  bestimmt  die  GrdBse  der  Kreise,  die  Anf* 
stellmig  von  Umen  and  die  Gritese  der  Wahlboreans. 

Ffir  alle  Fülle,  in  welchen  sieh  ein  einzelner  oder  viele  fiber 
die  Art  und  Weise  der  Umenaufstellnng,  der  Kreiseinteilung  oder 
wegen  Znrilckweisnng  der  Stimme  beschweren,  ist  der  Regiernngsnit 
Eekursbehörde. 

Besondere  liest immungen: 

Die  Wahl  Vorschläge  oder  Listen  können  bis  zum  drittletzten 
Uontag  vor  dem  Wahltage  abends  6  Uhr  abgegeben  werden. 

Damit  ein  WahlvoracUag  als  Liste  gilt,  rnnss  er  die  eigen- 
händige Untenchrift  von  10  Stimmberechtigten  tragen. 

Der  gleiche  Wähler  kann  seine  Stimme  nur  anf  eine  Liste 
setxea. 

Ist  nicht  ein  ganz  bestimmter  als  Vertreter  angegeben,  so  ist 
der  erste  Unterzeichnete  der  \'eitreter  der  betreflfenden  i'ai  tei. 

Die  Wahlvorschläge  We^pn  dann  3  Tage  lanjir  5^"»*  Einsicht 
auf :  auf  der  Kantonskanzlei  für  luiatouale  Wahlen,  auf  der  Gemeinde- 
kanzlei für  Gemeindewahlen.  « 

Reklamationen,  betr.  den  Vorgeschlagenen  oder  die  Unterschriften, 
sind  zn  richten  an  den  Landammann  bezw.  an  den  Gemeinde- 
pritsidenten.  Hat  dieser  solche  gntgeheissen,  so  müssen  die  ange- 
fochtenen Listen  ergänzt  werden.  Di^enigen,  welche  vor  dem 
zweitletzten  liontag  noch  nicht  ergänzt  sind  oder  noch  anfechtbare 
Kandidaten  oder  Unterschriften  enthalten,  sind  hinfällig. 

Jeder  Kandidat  darf  nur  anf  einer  Waiiliiste  erscheiueii. 
Ist  ein  Kandidat  aiit  niHlir»ren  Listeu  erschienen,  so  darf  er 
erklären,  anf  welcher  Lmt-  er  bleiben  will.  Tut  er  es  nirlit.  so 
entscheidet  das  Los,  wt  lches  gezogen  wird  durch  den  Landauiniann 
bei  Begierungs-  und  Kichterwahlen.  dnreli  den  Gemeindepräsidenten 
bei  Wahl  in  den  Kantonsrat.  Die  durch  Selbstbestimmung  des 
Kandidaten  oder  durch  das  Los  frei  gewordenen  Listen  können  bis 
znm  zweitletzten  Montag  ergänzt  werden. 

Ablehnung  von  Seiten  des  Kandidaten  ohne  in  soeben  be- 
schriebenen Fällen  kann  nicht  stattfinden. 

Es  kännen  aber  WahlvorschlBge  bis  znm  zweitletzten  Freitag 
Tor  der  Abetimmong  von  sämtlichen  früheren  Unterzeichnern  znräck- 
genommen  werden. 
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Abstimmnngsverfahren: 

Jeder  Stimmberechtigte  muss  eine  Legitimationskarte  lösen. 
Bei  jeder  Abstimmimg  wählt  der  Einwohnerrat  fttr  Abgabe  derselben 
ein  eigenes  Bnrean. 

Der  Einwoliuerrat  mit  4  Mujumenzählern  lüdet  das  Wahl- 
bureau. 

Der  >tinimon(]e  füllt  den  Wahlzettel,  der  ihm  vom  Bureau 
überg:eben  wird,  in  abgeschlossener  Zelle  aas  und  muss  sich  von 
dort  sofort  zur  Urne  begeben. 

Der  Regierangsrat  trifft  Anordnungen,  dass  dicgenigen  Per- 
sonen,  welche  an  der  Abstimmung  nicht  teilnehmen  kOnnen  wegen 
Uilitärdienst  oder  Beamtnng,  ilir  Stimmrecht  dennoch  ansüben  kOnnen. 

Der  Stimmende  hat  den  ihm  genehiuen  l'arteititel  zu  unter- 
streichen, (xler  den  ihm  nicht  genehmeu  zu  durchstreichen  oder  er 
kann  beides  tun. 

a)  Unterstreicht  der  Stimmende  einfach  den  ihm  genehmen  Partei- 
titel,  so  hat  er  alle  unter  demselben  stehenden  Kandidaten 
gewählt; 

b)  will  er  das  nicht,  so  streicht  er  die  ihm  nicht  genehmen  Kandi- 
daten darch  oder  nnterstreicbt  nnr  die  ihm  genehmen; 

c)  er  kann  anch  Kandidaten  nnter  dem  ihm  nicht  genehmen  Titel 

wählen,  indem  er  verfährt  wie  bei  b. 

Jeder  Wühler  kann  frir  so  viele  Kandidaten  stimmen,  als  zu 
wählen  sind.  Hat  er  fdr  mehr  gestimmt,  so  gilt  nnr  die  unter- 
Btricbene  Liste. 

Wahlergebnisse: 

Nach  Ermittelung  der  Gesamtzahl  der  für  jede  Beamtong 

gültig  ub^'^*  tri  benen  Listen  wird  dieselbe  durch  die  Zahl  der  zu 
treftendfn  Wahka  plus  1  dividiert;  die  dem  Kesultate  nächst  höhere 
ganze  Zahl  ist  die  Wahlzahl. 

Dann  wird  die  Z;ilil  der  Wahlzettel,  welche  fttr  jede  Partei 
abgegeben  wurden,  durch  die  Wahlzahl  dividiert. 

Das  Resultat  zeigt  die  Zahl  der  Vertreter,  welche  jeder 
Partei  zukommt. 

Für  8  zu  wählende  Kantonsräte  werden  539  gültige  Listen 
abgegeben : 
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Partei  A  181 

,    B  177 

„     C  120 

,    D  61 

Bereclmang  der  Walilzahl  öU9  :  (8  +  1)  =  59**/^ 

Wahlzahl  =  60 

Berechnong  der  Vertreter: 

Partei  A  .  .   181 : 60  »  3,  Rest  1 S  VertTeter 
„    B  .   .   177  :  60  =  2,    „  57  =  2 
„     C  .   .   120  :  60  =  2,  =2 
„    D..     61:60  =  1,    „1  =  1  n 

Ersatzwahlen: 

Wird  eine  p:ülti;£^e  Walil  abtrdehnt  oder  während  einer  Amts- 
peridde  frei,  so  wird  vom  Kejrieriuif^s-  resj).  (ieineinderat  derienig"e 
als  tre wählt  erklärt,  der  auf  der  nämlichen  Wahlliste  die  meisten 
Stimmen  von  den  Nichtgewählten  anfwies.  Bei  gleicher  Stimmen- 
Zahl  entscheidet  die  Beihenfolge  der  Anftragnng. 

Ist  yon  derselben  Liste  kein  Kandidat  melir  vorbanden,  so 
erfolgt  dne  Neuwahl,  und  zwar  mit  absolntem  Hehr,  wdhn  weniger 
als  8  zn  wfthlen  sind. 

"Wahlverfabreii  für  ubsolutes  Mehr: 
Das  allgemeine  stimmt  mit  dem  vorhingesagteu  überein^  im 
besonderen  gilt; 

a)  Bei  Wahlen  ist  notwendig,  um  gewShlt  zn  sein,  im  ersten 
Wahlgang  das  absolute,  beim  zweiten  das  relative  Uelur. 

b)  Haben  mehr  als  zn  wfthlen  sind  das  absolute  Mehr  auf  sieh 

vereinigt,  so  entscheidet  die  höchste  StinunenzahL 

Wahlgen  ehmigiuigeu: 

1.  Allgemeine  Bestimmungen.  Über  die  Wahlvorgftnge  hat 
das  WaMbureau  ein  Protolioll  zu  führen.  BekurabehSrde  ist  der 
Begierungsrat 

2.  Die  Kantonsratswablen  werden  vom  Kantonsrat  oder  einer 

von  ihm  ernannten  Kommission  auf  ihre  Gesetzmässigkeit  gepröft. 

3.  Der  Kantousrat  entscheidet  unmittelbar  nach  seiner 
Konstituiernng  über  Gesetzmässigkeit  der  Wahl  des  Begiemngs- 
und  Standerates  nnd  der  liantonalen  Gerichte. 

Jalurbneli  dtr  Intemat.  Ver6l]ilc:iuig.  8.  Bd.  165 
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Die  Wahlen  in  der  Gemeinde: 

1.  Die  Walil  der  Gemeiudebehörde  erfolgt  iu  der  Kegel  durch 
offenes  Handmehr. 

2.  £m  Zehntel  der  Stimmberecliti^ten  kann  aber  proportionales 
Ver&bien,  welches  dann  immer  geheim  ist,  oder  bloss  geheimes 
Verfahren  verlangen. 

3.  Ist  einmal  geheimes  Wahlverfahren  beschlossen,  so  darf 
Itir  Nachwahlen  bei  fmchtlos  gebliebenen  WahlgSngen  nicht  das 
offene  angewendet  werden;  jedoch  darf  vom  offenen  in  einem  solchen 
Falle  snm  geheimen  flbergegangon  werden. 

4.  Ftlr  das  proportionale  Wahlverfkhren  gelten  auch  hier  die 
Normen,  die  wir  oben  beschrieben  haben. 

Verfahren  bei  Eevisions-,  Initiativ-  und  Veto- 
gemeinden: 

1.  Die  ^'olk8abstimmung  übtr  \'oi  f;issiing^  und  besetze,  Initiativ- 
vorschläge und  lieschlüsse  des  Kautonsrates  finden  geheim  und 
mittels  Urnen  statt. 

Der  Htimmende  hat  sich  über  Annahme  und  Verwerfung  mit 
„Ja"  und  „Nein*'  auszusprechen. 

2.  Über  jede  Abstimmung  wird  ein  Protokoll  geführt 

3.  Bei  diesen  Volksabstimmungen  entscheidet  das  absolute 
Hehr  der  Stimmen. 

Strafbestimmnngen: 

1.  Stimmföhige,  welche  die  Ordnung:  .stören,  oder  ohne  Stimm* 
recht  in  der  Versammlung  erscheinen,  werden  vom  Gemeinderat 

gebüsst. 

2.  Bei  Wahlbeste*  hu  II  ^-^eri  leitet  der  Verhörrif  hter  die  Vorunter- 
suchung und  ^ibt  das  Ke.sultat  der  Retrieruiiß-  Ijekannt. 

8.  t'bertretunß^en  dieBes  üespizcs  durch  Amtspersonen  werden 
als  qualifizierte  Amtsvergeheu  nach     52  und  53  des  Str.-G.  bestraft. 

n.  Vollziehnngsverordnung  zum  Gesetz,  betr.  Unter* 
Stützung  des  Fenerldschwesens.   Erlassen  vom  Hegierungsrat. 

ITT.  \  •  rordüuner,  betr.  Prämieuauszahlung  für  die 
itlrleguüg  schädlicher  Tiere. 

IV.  Verordnung,  betr.  Bekanntgabe  und  Verkauf 
von  Geheimmitteln  und  Verkauf  von  medizinischen 
Spezialitäten  usw. 
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V.  Gesetz,  betr.  die  Besoldung  der  Kanzleibeamttin, 
des  Kanton» -Kassiers  und  der  Militärbeamten,  vom  20.  No- 
vember. 

VI.  Gesetz  tiber  das  Verfahren  bei  Aasttbnng  der 
Einzelkompetenz  der  Friedeaeriehter  und  des  Kantons- 
gerichtspräsidenten,  vom  6.  November. 

1.  Streitigkeiten  über  weniger  als  80  Frs.  Wert  werden  vom 
Friedensrichter  auf  schriftliches  oder  milndliches  Klagehegehren  hin 
in  mündlichem  und  offenem  Verfahren  entschieden. 

2.  Die  Parteien  erseheinen  anf  die  Vorladong  des  Friedens- 
richters hin  entweder  in  eigener  Person  oder  dnrch  Vertreter.  Er- 
scheint eine  Partei  nichts  so  findet  das  Kontamazialverfaliren  nach 
den  allgemeinen  Normen  der  Z.-P.-O.  statt. 

3.  Alle  Vorfra^^pR,  ohne  die  der  zerstorlichen  Einreden,  ent- 
bcheidet  der  Friedensrichter  ohne  Weiterziehnng-. 

4.  Der  ?'iiedeiisi  irhtpr  ist  bprerhtigt,  iu  jedem  Stadinm  des 
Prozesses  eine  Vermittlung  zu  versuchen, 

5.  Hat  er  ungenügende  Beweismittel,  so  ordnet  er  innerhalb 
10  Tagen  eine  neue  Taf^fahrt  an,  indem  er  erklärt,  was  fftr  Beweise 
die  Parteien  fttr  diese  Tagfahrt  an  erbringen  haben. 

6.  Das  £rkenntnis  erfolgt»  wenn  immer  mOglicb,  sofort  oder 
mindestens  innerhalb  10  Tagen. 

Gegen  die  Urteile  des  Kaatonsgerichts-Prflsidenten  sind  die 
Bechtsmittel  der  Kassation  nnd  Revision  gegeben;  die  Urteile  des 
Friedensrichters  f&r  alle  Sachen,  die  den  Wert  von  80  Frs.  nicht 
fibersteigen,  sind  endgültig. 

VII.  Gesetz,  betr.  die  bessere  Verbindung  zwischen 
Berg  nnd  Tal. 

An  die  Kosten  der  Lorzentobelbrücke  nnd  deren  Zufahrts- 
strassen  im  Sinne  des  Kantonsratsbeschlusses  vom  22.  August  1901, 
sowie  der  allfälligen  Korrektion  der  Verbindnngsstrasse  Moosrank- 
Unterthalacker  leisten  die  Gemeinden  Zug,  OberSgeri,  UnterSgeri, 
Henzingen  und  Baar  einen  Beitrag  von  70000  Frs.  auf  Grundlage 
eines  zu  vereinbarenden  Verteilungs-Planes. 

im 

Vlü.  Verordnung  ttber  Anlage  und  Bezug  desMiiitär- 
pfl i eh ter Satzes  vom  18.  April  1903. 

165* 
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1904. 

IX.  Gesetz,  betr.  die  ßegelaag  des  Lehrliogsweseas 
vom  5.  Mai  1904. 

1.  Als  Lehrling  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt  jede  männliche 
und  weibliclie  IVrson,  welche  in  ein  diegetn  Geaetsee  ontenteUtes 
Gewerbe  oder  Handelsgefichl^  in  die  Lehre  tritL 

Ein  solcher  Eintritt  darf  bei  gewerblicher  Bemfijlehre  nicht 
vor  dem  14.  Jahr,  bei  fcanfniftnniecher  nicht  vor  dem  15.  Jahr  erfolgen. 

2.  Dem  Verhftitnie  awiachen  Heieter  und  Lehrling  soll  ein 
Lehrvertrag  sngninde  liegen. 

Ein  drittes  Exemplar  des  Lehrvertrages  mass  jeweils  dem 
PrSsidenten  der  Gewerbekommission  eingehändigt  werden. 

3.  Jeder  Lehrvertrag  soll  eine  14tä^i^e  Lehrzeit  vorsehen, 
innerhalb  welcher  einem  jeden  ohne  weiteres  der  KückuitL  zusteht. 

4.  Der  Lehrherr  ist  verpflichtet: 

a)  den  Lehrling-  nach  Itf^st^^m  Wisneu  und  (iewissen  entweder 
selbst  oder  dun  li  ^-eeif^iait  Stellvertreter  zu  nnterriehten: 

b)  ausser  der  Arbeit  ihn  zu  überwachen,  ihn  zum  Besuche 
der  Fortbildungsschule  anzuhalten.  (Der  Lehrling  darf  zu 
diesem  Zwecke  nicht  mehr  als  5  Standen  in  der  Woche  be- 
anspruchen) ; 

c)  in  besag  aof  religiöse  Pflichten  die  Wünsche  der  Eltern  und 
der  VormondschaftsbehSrde  za  berücksichtigen; 

d)  den  Lehrling  nicht  Iftnger  als  11  Standen  im  Tage  za  be- 
schäftigen; 

e)  ihm  jeden  ICittag  1  Stande  wenigstens  frei  zn  geben. 

5.  Der  Lehrling  ist  verpflichtet: 

a)  zu  Gehorsam,  Trene  und  Verschwiegenheit: 

b)  zum  Ersätze  des  Schadens,  der  dem  Meister  erwächst  durch 
Bosheit,  Mutwillen  odfi-  vrrnairswidiiircs  I)avuuiuuien. 

0.  Aufsichtsorgane:  Die  Uberautwicht  Uber  das  gesetzliehe 
Lehrling:sw  esen  führt  der  Kegierungsrat.  Der  Vorsteher  des  Departe- 
ments für  Handel  und  Gewerbe  als  Präsident  und  4  vom  Regierungs- 
rat  gewählt«  Mitglic<ler  bilden  die  Gewerbekommission;  diese  hat 
eine  Strafkompetenz  bis  za  50  Frs. 

7.  Letirlingsprilfangen:  Jeder  Lehrling  ist  verpflichtet»  sidi 
einer  PrüAing  za  nnterwerfen.  Für  gnte  Lehrlinge  werden 
Stipendien  zar  weiteren  Ausbildung  gewährt 
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8.  Streitigkeiten: 

a)  Lebrherren,  welche  sieh  gegen  das  Geeets  in  grober  Weiee 
▼erfehlen,  kann  das  Recht»  Lehrvertrilge  einzugehen,  genonmen 
werden; 

Personen,  welche  nicht  in  bürgerlichen  Eh  reu  und  Rechten 
steilen,  können  nicht  Lehrverhältnisse  eingehen,  solange  dieser 

Znstaihi  tlanert: 

b)  Rekuihbehürde  i«t  der  Regier ungsrat; 

c)  die  ans  dem  Lehrverhältnis  sich  ergebenden  Streitigkeiten 
werden  von  d^  n  ordentlichen  Gerichten  entschieden.  Schieds- 
gerichte sind  aolässig  nnd  es  kann  auf  gemeinsames  Verengen 
die  Oewerhekommission  als  solehes  ftingieren. 

X.  Vollziehungsverordnung  zum  Gesetze,  betr.  die 
Regeluni?  dvs  Lelirlinfrsw  esens,  vom  24.  Dezember  1904. 

1.  FUr  den  Lehr  vertrag  besteht  eine  vorgeschriebene  Form 
(Formolar). 

2.  Nach  Ablanf  der  14tlgigen  Probezeit  ist  der  Lelirherr 
verpflichtet^  das  vom  Gesetz  verlangte  Vortragsexemplar  an  den 
PrSsidenten  der  Gewerbekommisslon  abzusenden  nnd  den  Lehrling 
znr  Fortbildnngsschnle  anzamelden. 

3.  Bestimmungen  für  die  Gewerbekommission: 

a)  der  Gewerbekommissinn  ist  ein  Rej^ierungssekretär  als  TrotokoU- 
fuhrer  für  die  Zeit  der  Sitzungen  beigegeben. 

b)  Der  Kanton  ist  in  4  Inspektionskreise  eingeteilt  nnd  ein  jedes 
Hitglied  abeminunt  einen  Kreis  als  Inspektor; 

c)  jeder  dieser  Inspektoren  hat  ein  Veraeidinis  der  in  seinem 
Kreise  beflndliehen  Lehrlinge  zu  führen;  er  ist  verpflichtet, 
wenigstens  jedes  Quartal  die  Schalen  einmal  zn  besuchen  nnd 
ebenso  oft  dem  Prttsidenten  der  Gewerbekammer  Bericht  zn 
erstatten. 

d)  Die  Kreisvorstände  sollen  sich  bemühen,  Differenzen  zwischen 
den  unter  dieses  Gesetz  fallenden  Personen  zu  lilicUteu  und 
Sachen  emster  Natur  dem  Präsidenten  der  Gewerbekommisslon 
anzuzeigen. 

e)  Damit  die  Gewerbr^kommission  Bussen  aussprechen  könne  oder 
als  Schiedsgericht  auftrete,  sind  wenigstens  8  anwesende  Mit- 
glieder der  Kommission  nötig. 


Digitized  by  Google 


2612 


Geaetcgttbtuig  und  Litentnr. 


4.  Bestimmmigeii  fftr  Lehrlingsprüfuigen  und  Fordenuig  der 
Bentfelehre: 

a)  Die  LehrlingBprfifangen  finden  jeweilen  im  Frflhling  statt 

b)  Die  GewerbekommiBsion  ernennt  die  prüfenden  Experten. 

c)  Bei  den  i  i  uiün;xeii  haben  sich  die  Gewerbekommission  und  die 
Expertt  n  im  allfrpmeinen  an  die  Anleitnngen  des  schweizerischen 
Gewerbevereius  und  die  Vorschriften  des  kaulmännischen  Vereins 
zu  halten. 

d)  Zu  den  Prüfungen  als  Gewerbelehrling  werden  die  Lehrlinge 
zogelasaen: 

1.  wenn  die  vertragsmässige  Lehrzeit  der  vom  Gesetz  fest- 
gestellten entspricht; 

2,  wenn  wenigstens      dieser  Lehrzeit  znrfickgelegt  sind; 

8.  wenn  sie  wfthrend  der  Lehrzeit  die  vorgeschriebenen  Schalen 
in  ordentlicher  Weise  besacht  haben. 
Znr  Prttfnng  als  Handetolehrling  werden  zugelassen: 

1.  die  im  IDinton  wohnhaften  Personen,  die  sich  wenigstens 
zwei  Jahre  in  kaafinännischer  Praxis  befinden; 

2.  diejenigen,  die  ftber  den  ordentlichen  Besnch  der  vor- 
geschriebenen F<»itbildnngs8cliuk'ii  siili  ausweisen. 

e)  Über  den  Verlauf  der  Prüfungen  berichtet  die  Gewerbekoniuiissiuu 
an  den  Itegiemngsrat. 

f)  Am  Srhluss»  der  Prilfunp  wird  das  Kesnltat  verkündet  und 
denjenigen,  welche  die  genügende  Punktzahl  erreichteUi  ein 
Diplom  übermittelt. 

XI  Verordnung  über  die  Anlage  und  den  Bezng  des 
llilitärpflichtersatzes,  vom  7.  Juli  1904. 

XIL  Gesetz,  betr.  dieUnterstfltzung  der  Verbessernng 
des  Bodens  nnd  der  Erleichteraug  seiner  Benützung,  vom 
U.  Juli  1904. 

1.  Der  Kanton  unterstützt  im  Sinne  von  Art.  D — 11  des 
Rundesgesetzes,  betr.  die  Fürdernnfr  der  Lfindwirfschaft  dun  h  den 
üuiid  vom  22.  I>r/.emlur  189.'?.  die  Verbesserung  des  Bodens  und 
die  Erleichterung  seiner  Benützung. 

2.  Wird  bei  einem  i'rojekt  die  Unterstützung  des  Kantons  in 
AnRprneh  genommen,  so  wird  die  Pianierang  and  Kosten berechnang 
durch  einen  vom  Rcgiemngrat  bezeichneten  Techniker  vorge- 
nommen. Wird  das  Unternehmen  vom  Bandes^  und  Begiemngsrat 
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genehmigt,  so  leistet  der  Kantoii  einea  Beitrag  von  SO  ^/o  des  Kosten- 
voranschlages. 

3.  Liegt  das  betreffende  Werk  im  Interesse  der  Gemeinde,  so 
kann  anch  sie  naeh  Massgalie  des  Entscheides  des  BegiernngBrats 
snr  HOfe  herbeigeaogen  werben,  aber  nur  bis  zu  einem  Maximam 
von  10®/o>  In  gleicher  Weise,  aber  ohne  fixes  ICazimnm,  werden 
die  Nachbam  herbeigezogen  nach  Ifassgabe  des  Interesses,  das  sie 
am  Werke  haben. 

4.  Sollen  die  Grnndstficke  Dritter  zum  Werke  benützt  iverden, 
80  findet  event.  Expropriation  statt.  Bei  Streitigkeiten  über  Beiträge 
und  Eiiiscliädig-un^en  entscheidet  das  Reglement  über  Expropriations- 
verfaliren  vom  is.  Februar  1864. 

ö.  Auf  Entscheid  des  RegieruHL»:'-]  ata  kujiiieu  sich  Dritte  dem 
begonnenen  oder  vollendeten  Werk  durch  I^eiträge  ansehliej?pen. 

6.  Die  ausgeführten  Verbesserungsarbeiteu  sind  von  den  sub- 
ventionierten Personen  zn  nnteriialten  nnter  Aufsicht  des  fiegieninga- 
rata,  nnd  es  haben  die  betr.  Liegenschaftsbesitzer  von  dieser  "Ver- 
bindlichkeit im  Hypothekenbach  Vormerk  zu  nehmen,  vorgängig  allen 
bestehenden  Haftnagen. 

7.  Erst,  nachdem  dies  geschehen  und  die  Arbeit  von  den  kan- 
tonalen nnd  eidgenossischen  Behörden  abgenommen  ist,  erfolgt  die 
Anszahlnng  der  Beiträge. 

8.  Es  dürfen  vom  Kanton  fttr  obige  Zwecke  Im  Jahre  nicht 
über  10000  Frs.  ausgegeben  werden. 

XTIT.  Ge?5etz,  betr.  die  l'esoldung  der  Kreiseich- 
meister nnd  Fass-Sinner,  vom  14.  Juli  1904. 

XIV.  Verordnung  über  die  Lehrer-Pensions-  und 
Krankenkasse,  vom      Dezember  1904. 

XV.  Gesetz,  betr.  Verteilung  und  Verwendung  der 
Bnndessubvention  für  die  Primarschule,  vom  27.  Oktober  1904. 

1.  Die  Hälfte  (50®/o)  wird  an  die  Gemeinden  abgegeben,  der 
Rest  verbleibt  dem  Kanton. 

2.  Die  Gemeinden  haben  diese  50 ^/q  zu  verwenden: 

a)  für   Erziehung   schwachsinniger    und   Unterstützung  armer 
Kinder; 

b)  fiir  den  Geraeindebeitrag  an  die  Pensionskasse: 

c)  für  Hebung  des  Schulwesens  im  Sinne  des  Art.  2  des  Bundes- 
gesetzes. 
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8.  Der  Kanton  verwendet  seine  Hälfte: 

a)  speziell  zur  Erziehung  echwachBiiiiiiger  Kinder  und  aUg«inein 
im  Sinne  des  Bnndesgesetzes; 

b)  zu  Beiträgen  in  die  PenaionB-  nnd  Krankenkasse  der  Lehrer. 

4.  Die  Bundeabeiträge  dürfen  kdne  Vermindenuig  der  bisherigen 
ordentlichen  Leistungen  der  Gemeinden  veranlassen. 

5.  Bei  Gemeinden  mit  nngenfigenden  Sehnllokalitftten  kann 
der  Begierungsrat  den  Gemeinden  befehlen,  ihren  Anteil  gana  oder 
teilweise  darfttr  za  verwenden. 

XVI.  Gesetz,  betr.  Ableitung  von  Wasser  ausserhalb 
des  Kantons,  vom  27.  Oktober  1904,  in  Jblrgänzong  des  Sachen- 
rechtes. 

1.  Zur  künstlichen  Ableitung  von  Wasser  ausserhalb  des 
Kantons  bedarf  es  der  Bewilligung^  des  Kantonsratcs,  der  nach  An- 
hören des  regierungsrfitlichen  Gutachtens  entscheidet 

2.  Ein  Gesnch  wird  nur  dann  vom  Kantonsrat  angehört,  wenn 
der  Gesnchsteller  für  sieh  nnd  seine  Bechtsnachfolger  die  formelle 
Erklftmng  gibt: 

a)  dass  er  im  Bedfirihisfalle  an  Private  nnd  Gemeinden  gegen 
Entschädigung  Wasser  abgeben  werde, 

b)  dass  er  im  StreitCstlle  die  Kompetens  der  zugerischen  Gerichte 
anerkenne. 

3.  Für  die  Bewilligung  ist  eine  Gebiilir  zu  bezalil»  n,  welche 
zur  Hälfte  der  (^rmciiidc  zufällt,  der  da^^  Wasser  entnommen  wird. 

4.  Wird  dIjiip  Genehniigiinp:  des  KalUoll^lates  Wa.sser  abge- 
leitet, so  hat  iler  J^'i^ieiunt^srat  eine  I5us.>u  von  10 — ll">  Krs.  aus- 
zusprechen. Dann  lial  der  Bestrafte  um  I\'>nzession  nachzukommen. 
\\'ird  diese  verweigert,  so  bat  er  die  Leitungen  wieder  zn  entfernen. 

XML  Gesetz,  betr.  die  Besoldung  der  Kantons- 
pol iaisten,  vom  6.  Oktober  1904. 

9.  Freiburg. 

Kefcreut:  Lic.  F.  Wolhau(»er,  Advokat,  Freiburg. 

1.  Zn  ilpro/.t  »»n nl n u ng. 
a)  Gesetz   voui   2>t.  November   11*02,   betr.  Abänderung 
einiger  Bestimmungen  der  Zivilprozessordnung. 
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Die  Fristen  für  die  Einlegnng  von  Eechtsmitteln  gegen  Urteile 
der  Bezirksgerichte  beginnen  von  dem  Tage  zn  laufen,  an  welchem 
der  Gericlitaschreiber  den  Parteien  dureh  eingeschriebenen  Brief 
anxeigt^  dass  das  Urteil  abgefaeat  sei  und  zu  ihrer  VerfUgnng  stehe. 
Er  ist  yerpflichtet,  die  Abfassung  innerhalb  lAngstens  fünfzehn  Tagen 
nach  dem  ürteilsspntche  za  besorgen. 

b)  Gesetz  vom  10.  Mai  1904,  betr.  die  Bernfang  gegen 
Zwisclienurteile.  Sie  kann  nur  o:lo.iclizeitig  mit  der  Berufung 
gegen  das  liuupturtüil  eingelegt  wenieii.  Erledigt  jedüch  das  lazidenz- 
nrteil  den  Rechtsstreit,  so  ist  dagegen  gesonderte  Berufung  znlässij?, 
und  ffpfTf beuenfalls  können  andere  im  nämlichen  Prozesse  sclu  a 
gefällte  luzideuzurteile  zur  neuen  Aburteilung  kommen.  Die  Be- 
rnfoog  gegen  Urteile  äber  die  Einstellung  des  Prozessverfahreus 
ist  aufgehoben. 

2.  Strai recht. 

a)  Gesetz  vom  9.  Mai  19<>;^,  betr.  die  bedingte  btrafe. 
Der  Kichter  kann  den  bedingten  Strafaufschub  verordnen,  wenn 
folgende  Erfordernisse  gegeben  sind:  ^)  Die  verhängte  Freiheitsstrafe 
weg^  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  moss  weniger  als  sechs 
Monate  betragen.  Bei  Vernrteiliing  zu  einer  Geldstrafe  ist  kein 
Uindestniass  festgesetzt  b)  Der  Verarteilte  soll  des  Strafaufischubes 
wftrdig  erscheinen  und  darf  bisher  weder  kriminal-  noch  zucht- 
gerichtlich  bestraft  worden  sein.  Kebenstrafen  folgen  dem  Lose  der 
Hauptstrafe.  Kosten  und  gerichtlich  zuerkannte  EntscbSdigungen 
an  die  Zivllpartei  müssen  immer  entrichtet  werden.  Der  Straf- 
aufschub gilt  ffir  die  Zeit  von  fHnf  Jahren.  Nach  Verlanf  derselben 
wird  die  Strafe  als  nicht  erkannt  angesehen.  Der  Strafaufs(;hub 
fällt  von  Hechts  wetren  dahin:  ai  wenn  der  durch  da>  \'erbnNlirii 
Oller  X'erjrehen  verursuclitc  Schaden  innerhalb  sechs  ^loiiaten,  vuui 
Ta^'e  gerechnet,  an  welrliem  dessen  Höhe  end^-ültig  l'estgenetzt  wurde, 
nicht  gutgemacht  worden  ist;  b)  wenn  über  den  Verurteilten  inner- 
halb der  fünfjährigen  Aufschubzeit  eine  neue  kriminal-  oder  zucht- 
gerichtliche Strafe  verhängt  wird.  In  diesem  letzten  Falle  wird  die 
erste  Strafe  unabhängig  von  der  neuen  vollzogen. 

b)  Gesetz  vom  9.  Hai  1903,  betr.  die  AbSnderung  einiger 
Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches. 

1.  Die  Behandlung  Jugendlicher  (Art.  61  und  62).  Wenn 
der  Beklagte  zur  Zeit,  da  er  das  achtzehnte  Jahr  noch  nicht  zurHck- 
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gelegt  hatte,  eine  strafbare  Handlung  beging,  so  entscheidet  der 
Richter,  ob  mit  ünteracheidnngByennOgen  gehandelt  werden  ist 
Verneint  er  die  Frage  nach  dem  ünterseheidnngsvermfigen  nnd  spricht 
er  infolgedessen  den  Beklagten  frei,  so  werdm  die  Akten  der  Polisei- 
direktion  übergeben.  Das  Gericht  legt  ein  Gutachten  bei,  ob  der 
Jugendliche  in  eine  Besserungsanstalt  zu  bringen  sei.  Die  Polizei- 
beliürde  t rillt  die  weiteren  Ma88re2:f»ln. 

Erkennt  das  (rmcht,  dass  der  Jn-  Ti.]liclio  mit  Unterscheidungs- 
vermügen  gehandelt  hat,  so  wird  die  Strafe  wie  bisher  bemessen. 

2.  Znsatz  zu  Art  29  des  Strafgesetzbuches.  Der  Richter  ist 
beihgt,  die  Untersnchnngshaft  von  der  ansgespiechenen  Strafe  ganz 
oder  teilweise  in  Abzug  zu  bringen,  nnd  zwar  anch  dann,  wenn  die 
Untersnchnngshaft  ansserhalb  des  Kantons  verhängt  wurde. 

3.  Der  Zusatz  zu  Art  884  bedroht  den  Urheber  eines  ausser- 
iclielichen  Kindes  mit  der  gleichen  Strafe  (Zucht lians  oder  Gefiiuguis) 
wie  eiiK'ii  Faniilieii\ ater,  falls  er  die  Alimente  an  die  Mutter  zur 
ruterhaltuiig  des  Kmdes  ohne  rechtmässigen  Urund  nicht  leistet. 

4.  Zusatz  zu  Art.  430.  Mit  einer  Geldbnsse  von  50—1000  Frs. 
oder  GeHingnis  bis  zu  3  Monaten  wird  bestraft^  wer  eine  mit  £igen> 
tumsvorbehalt  verkaufte  Sache  zum  Schaden  einer  im  Kanton  wohn* 
haften  Person  znrtteknimmt  nnd  die  empfangenen  Zahlungen  ttber 
20  ^/o  des  Verkaufspreises  und  den  Minderwert  der  Sache  hinaus 
fitr  sich  behält 

8.  Verschiedene  Gesetze. 
Gesetz  vom  11.  Mai  1904,  betr.  die  Besoldungen  der 
Mitglieder  und  des  Personals  des  Kantonsgerichtes. 

Nachtrag^gebetzi  über  den  Primarschnlnnterricht 
vom  10.  Mai  1304. 

.  Gesetz  vom  IL  Mai  1904,  betr.  den  Verkauf  geistiger 
Getränke  ttber  die  Gasse. 

Gesetz  vom  11.  Mai  1904  fiber  die  Beteilignng  des 
Staates  und  der  Gemeinden  am  Bau  von  Eisenbahnen. 

Sobald  der  Staat  ein  Bahnnnternebmen  als  gemeinnütziges 

Werk  bezeichnet  und  lui  dasselbe  eine  Heisteuer  leistet,  liabeu  mit- 
interessierte  (teuieinden  e:leic,hfall8  die  Pflicht,  im  Verhältnis  ihrer 
Miitt  l.  sowie  dti»  \'ui  teiis,  weli  hen  iiinen  dt^r  neue  Verkehi'sweg 
briiigcu  kann,  finanziell  an  demselben  sich  zu  beteiligen. 
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Gesetz  vom  20.  Novemher  1904,  betr.  den  Verkehr  mit 

A  ntomobilen,  Fahrrftdern  und  andern  Beförderungsmitteln 
mit  mechanischem  Betrieb. 


10.  Solothurn. 

RefereDt:  Rollert  K^ttnunBy  cand.  jur. 


Im  Jahre  1902  wurde  im  Kanton  äolothora  keiu  Gesetz 
erlassen. 

Das  erste  Gesetz  in  dieser  dreijSbrtgen  Periode  ist  das  Gesetz, 
betr.  die  Kreisviehversichernng  vom  15.  Mftrz  1903. 

Der  Kanton  wird  in  Kreise  eingeteilt  Zur  Bildung  eines 
Kreises  ist  ein  Bestand  von  300  Stücken  Rindvieh  erforderlich. 
Die  Versichemng  ist  obligatorisch.  Die  Viehversiehemngskreise 
bilden  Korporationen.  Die  Beschlüsse,  sowie  die  Statuten  sind  dem 
Regiernngsrate  vürzuletreii.  Die  Viehvei-sicheruiig  nach  Kreisen 
steht  in  bezupr  auf  ihre  (ies(  hältstühi  uiife^  im  allgemeinen  unter  der 
Oberaufsicht  des  T?e^iornntr8ratt_'s.  Die  Auflösniiir  ein^s  Ver- 
sicherangskreises  kann  jeweiieu  nur  am  Jalirebhchluss  eiiul;:eu. 

Im  Jahre  1903  warde  ferner  am  25.  Oktober  ein  Gesetz, 
betr.  Erteilung  des  Kantonsbflrgerrechts,  erlassen.  Das 
Kantonsbttrgerrecht  wird  vom  Kantonsrat  erteilt  Dem  Gesuche  um 
Anfinahme  in  das  Kantonsbürgerrecht  müssen  folgende  Ausweise  bei» 
gelegt  werden: 

Die  zur  Feststellung  der  Personalien  nötigen  Zivilstands- 
registerauszüge,  wie  Khescheine,  Geburtsscheine,  ein  Zeugnis  über 
guten  Leumund,  ein  Gemeindeprotokollauszug  über  Zusicherung  eines 
Gemeindebtlrgerrechts,    enthaltend    die   sSmtlichen  Aufiiahmebe- 

dingungen,  eine  Erklärung  der  das  Bürgerrecht  zusichernden 
Gemeinde  über  den  ihr  geleisteten  Vermögensausweis,  amtliche  Aus- 
weise über  "lie  behauptete  Dauer  des  Wohnsitzes  im  Kanton 
Solothum,  Bescheinigungen  i\hpr  die  Deponierung  der  Eiukaufstaxeu 
für  das  Gemeinde-  und  das  Kanionsbürgerrecht. 

Gesuchsteller,  die  nicht  Schweizerbürger  sind,  haben  eine 
Bewilligung  des  Bundesrates  zur  Erwerbung  eines  schweizerischen 
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Kantons-  and  Gfemeindebürgerrechts  Torznlegen.  Die  Bewilligung 
rnnsB  vor  Erwerbung  der  Gtemeindebfirgerrdelita-ZQBieherung  ein- 
geholt werden. 

Tm  Jahre  1004  wnrde  nur  ein  Gesetz  erlassen,  am  27.  November: 
Gesetz,  betr.  die  Beamten  und  Angestellten  des  Staates: 
I.  Wahlrecht,  Wählbarkeit,  Unvereinbarkeiten,  Abtretungsfälle. 
IL  Wahlanzeige,  Kantionsleistiing,  Amtsaatritt. 
T]I.  Amtspflichten. 

IV.  Disziplinargewalt^  Verantwortlichiieit,  Deliktafolgen. 
V.  Besoldnngt  Nacbgennas,  Beurlaubung. 
VL  Amtsantritt. 
Vn.  Vermischte  Bestimmungen. 

11.  Basel. 

a)  Baselstadt. 

Reföreat:  Dr.  Alfred  ISilberaagelj  Rochtüauwalt  und  Notar  iu  Hasel. 

1.  (besetz  über  Anlegung  und  Verbesserung  von 
{Strassen  vom  Vi.  Februar  1902. 

Das  Gesetz  enthält  gegen  den  Grundeigentümer  ausserordentlich 
harte  Bestimmungen,  ist  zwar  sehr  umfangreich,  aber  dnrchans 
nicht  immer  sehr  ▼erstftndlich  abgefasst. 

Für  die  Bebanung  grosserer  Komplexe  soll  ein  Bebauungsplan 
festgesetzt  werden,  der  bezflglich  der  Strassen  innerhalb  des  alten 
Stadtabschlusses  der  Genehmigung  des  Grossen  Rates,  fftr  die  Strassen 
ausserhalb  des  alten  Stadtabschlusses  der  Genehmigung  des  Regie- 
rungsratfls  unterliegt.  Sowohl  die  generell  im  Bebauungsph&n  ge- 
nehmigten, als  die  endgültig  festgesetzten  Bau-  und  Strassenlinien 
sind  im  Grundbuch  auf  alle  davon  berührten  Liegenschaften  einzu- 
tragen. Auf  dem  Laiide  zwischen  den  endgültig  IVstgesetzten  vStrasseii- 
iinien  dürfen  Neubantt  u  nur  vorgenommen  werden  gegen  Verpfliclitnng 
des  Grundeifirentümers.  die  liuuten  bei  AustÜlirnnfr  der  Strasse  auf 
.sein«'  Kiist.'ii  nlmr  Kurs«  hfidigung  zu  entfernen,  liei  hlo^s  generell 
geneliiiiiirten  Baiilinien  darf  zwischen  den  Baulinien  und  innerhalb 
einer  Entfernung  von  15  ni  von  denselben  vom  Liegenschaftseigeu- 
tilmer  nur  gebaut  werden,  falls  er  ein  Banbegeliren  auf  Festsetzung 
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der  endgültigen  »Strassenlinien  stellt  und  gleichzeitig  den  gesamten 
Kostenbetrag  filr  AnsfttbnuiK  der  festznaetzenden  Strasse  deponiert. 

Bei  Expropriationen  infolge  Ansfttlining  von  Strassen  ist  zn 
vergüten  der  Wert  des  abzutretenden  Bodens,  event  im  FaUe  von 
nngOnstiger  Zerschneidnng  des  Bodens  eine  Entacbädignng  ffir  den 
daraus  erwachsenden  Naeliteil,  der  Wert  der  abzubrechenden  Ge- 
bflnde  und  eine  Entschldigong  Ittr  jeden  andern  ans  der  Expropriation 
erwachsenden  Nachteil.  Die  Strassenanwinder  haben  im  VerhSltnis 
der  FassadenUtnge  ihrer  Liegenschaften  beizutragen  an  die  Boden- 
erwerbnngskosten  bis  in  die  Mitte  der  Strasse,  und  zwar  die  ganzen 
Kosten  für  eine  Zone  bis  zu  6  m  Breite,  die  halben  Kosten  für  eine 
weitere  Zone  bis  2\\  »I  m,  sodann  an  die  Anlegungkobteu,  bis  in  die 
Milte  der  Straj^s*-,  aber  höchstens  bis  zn  0  m  Breite,  die  Kosten  der 
normalen  Ausführung.    Wo  die  Erstellung  der  Strasse  einem  An- 
wänder  keinen  oder  nur  geringen  Vorteil  bringt,  übernimmt  die 
öffentlielie  ^'erwaltung  die  betreffenden  Kosten  ganz  oder  teilweise. 
Die  (iffentUche  Verwaltung  ist  beftigt»  sofort  bei  Anlegung  der  Strasse 
Ar  die  mutmassliche  Summe  der  AnwSnderbeitrSge  auf  den  An- 
wftnderliegensehaften  bis  zur  FUUgkeit  nnverzinsliche  Hypotheken 
eintragen  zu  lassen.  So  lange  eine  solche  Eintragung  nicht  erfolgt 
ist»  haftet  die  Liegenschaft  nicht,  sondern  es  besteht  nur  eine  per- 
85nliche  Haftung  des  Eigentümers  fttr  die  w&hrend  der  Dauer  seines 
Eigentums  aufgewendeten  Strassenkosten.  Des  ferneren  haften  auf 
den  Anwänderliegenschaften  die  von  den  Anwendern  zti  tragenden 
Kosten  des  Unterhalts  der  Strassen.    Sie  geniessen  hauptsächlich  im 
Konknrst'all  t^ine  privilegierte  Stellnng.  ebenso  wie  auch  die  Beiträge 
an  die  Trottoirerrichtnng  und  an  den  .Stras^^  nli.  lair. 

Bei  Verbessemng"  von  Strassen  haben  die  beiderseititren  An- 
wänder  der  Strasse  an  die  Verwaltung  im  Verhältnis  der  Fassaden- 
länjrc  einen  Beitrag  zu  leisten,  weicher  den  Erwerbnngskosten  der 
lialben  Fläche  der  nach  den  oben  angegebenen  Zonen  bereclineten 
Strassenverbreiterung  entspricht,  während  die  ftbrigen  Kosten  zu 
Lasten  der  dffenUichen  Verwaltung  gehen. 

Durch  das  Gesetz,  betr.  Anlegung  und  Verbesserung  von 
Strassen,  wird  femer  aufgehoben  das  im  V.  Jahrgang  des  Jahrbuchs 
erwfthnte  Gesetz  über  Zonenexpropriation,  und  die  betreffenden  Be- 
stimmungen werden  mit  einigen  Modifikationen  in  dieses  neue  Gesetz 
anfgenommen. 
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Eine  s»'lir  ;ui£^ef*>(  litt  in'  Xciienuig  bringt  'las  Gesetz  mit  iuen 
Be.stiiiiuiungtMi  über  Uinleirnug,    „Behufs  Herheit'ühruni^  einer  günsti- 
geren ParzelliMH'iiiteiluüg  innorlialb  rines  iiniibt  rbaiiten  lianblocks  kann 
der  Regiernngsrat  von  sich  aus  oder  auf  Antrag  eines  beteiligt^^u 
tiigentümers  die  Umlegung  verfügen.    Die  Unilegung  besteht  darin, 
dass  die  bestehenden  Grenzliaien  d«M  Liegenschaften  aufgehoben  und 
den  Eigentfimern  an  Stelle  ihrer  bisherigen  Parzellen  neue,  besser 
begrenzte  Parzellen  zngeteiU  werden**  (§  62).  Endlich  luinn  der 
Regierangsrat  die  Impropriation  beschliessen.   Dieses  Institut  hat 
das  Gesetz  neu  eingeführt  in  seinem  §  82  ff.:   „In  den  Fällen,  wo 
gemäss  festgestellten  Bau-  nnd  Strassenlinien  Ahsehnitte  bisheriger 
Allmende  oder  fiskalischen  Eigentums  in  einen  Banblock  fallen,  aber 
zafolge  ihres  geringen  FIScheninhaltes  oder  ihrer  Oestaltting  znr 
selbstSndigen  baulichen  Verwertung  nicht     « i^net  sind,  kann  der 
Regierungsrat  die  Impropriation  beschliessen.     Die  Impropriation 
besteht  darin,  ilass  die  Eigentümer  der  anstossenden  Liei^tnschaften 
die  AbschnilLe  gegen  Bezahlung  übernehmen  müssen.    Die  Impro- 
priation  ist  auch  nnwendbar,  wenn  die  massgebenden  Bau-  und 
Strcissenlinien  schon  vor  Erlass  dieses  Gesetzes  festgesetzt  waren.  * 
Für  den  Impropriationspreis  kann  auf  der  Liegenschaft,  welcher  der 
betreif«  nie  Abschnitt  impropriiert  wird,  eine  Hypothek  zngnnsten 
der  öffentlichen  Verwaltung  eingetragen  werden.   Das  Gesetz  enthfilt 
ferner  eine  Reihe  von  Bestimmungen  Aber  das  Einspracheverfiiihreii 
bei  Zonenezpropriation,  Umlegung  und  Impropriation  und  Ober  die 
Eintragung  der  Bauparzellen  in*s  Grundbuch,  sowie  über  die  znr 
Erledigung  diesbezüglicher  Streitigkeiten  vom  Zivllgerieht  zu  er- 
nennende Expropriationskommission. 

2.  Gesetz,  betr.  die  Änderung  des  Gesetzes  über  die 
Besteuerung  der  anonymen  Erwerbsgesellscbaften  vom 
14.  Oktober  1889,  vom  13.  März  19U2. 

Die  Kapitalsteuer  der  anonymen  Erwerbsgesellschaften  wird 
fOr  das  einbezahlte  Kapital  auf  1^/,  pro  Hille,  für  das  nicht  einbe- 
zahlte Kapital  auf  %  pro  Hille,  die  Ertragsstener  auf  dem  Rein- 
gewinn auf  l^/«^/o  erliuht. 

S.  Bttrgerrechtsgesetz  vom  19.  Juni  1902. 

Das  CJesetz  bezweckt  eine  Lrb  irlit.  ruiiL^  des  Einbürgernngs- 
verfahrens,  um  der  gewaltigen  Vermelirung  der  uichtbUrgerlicheu 
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Elemente  im  Kantuii  zu  stftueru.  „l)as  Geineiiulebürfi^eiTeckt  kann 
nur  von  l^•)•s(llleIi  erworben  werden,  welche  weder  im  AktivbUrger- 
reclit  stillgelefxt,  noch  in  den  letzten  drei  Jahren  in  Konkurs  f^eraten 
oder  fruchtlos  gepfändet  worden  sind  nnd  weiche  weder  der  öffent- 
lichen oder  privaten  Wohltätigkeit  dauernd  zur  Last  fallen,  noch 
sich  eines  notorisch  anstdssigen  Lebenswandels  schuldig  machen** 
(§  2).  Nichtb&rger,  die  seit  15  Jahren  im  Kanton  wohnhaft  sind 
und  das  45.  Leben^ahr  noch  nicht  znrflckgelegt  haben,  ebenso 
Witwen  nnd  geschiedene  Franen,  die  das  Bürgerrecht  durch  Heirat 
oder  wfthrend  der  Dauer  der  Ehe  dnrch  Entlassung  verloren  hatten 
nnd  während  bnndesgesetslicher  Frist  den  Antrag  stellen,  endlich 
Kinder,  welche  das  Bürgerrecht  wiihrend  ihrer  Minderjährigkeit 
dnrch  Entlassung  ihrer  Eltern  verloren  hatten  nnd  wfthrend  10  Jahren 
nach  erlangter  Mehrjährigkeit  das  Wiederaufnahmesresuch  einreichen, 
müssen  ins  Bür^^erredit  unentgeltlich  aufgeimnuuen  resp.  wieder 
aufgenommen  werden.  Unentgeltlich  können aufgenomnien  werden 
Sehweizei-,  die  unmittelbar  Vor  ihrei'  Bewerbung  8  Jahre.  Au^^huider, 
die  in  gleicher  Weise  12  Jahre  im  Kanton  gewohnt  haben.  Für 
diejenigen  Nichtbürger,  die  nicht  unter  obige  Kategorien  lallen, 
wird  die  Anfnahmegebtthr  gegenüber  den  Bestimmungen  des  früheren 
Borgerrechtsgesetzes  von  1879  etwas  ermftssigt.  Die  Bestimmungen 
Aber  das  Verfahren  bei  Bürgeranfnahmen  enthalten  gegenttber  dem 
fiHheren  Becht  eine  Beschrftnkung  der  Kompetenzen  der  Behörden 
der  Bfirgergemeiode  gegenttber  dem  Begiemngsrat  der  Einwohner- 
gemeinde.  Das  Oesets  sieht  in  den  Fftllen,  wo  die  Aufhahmepflicht 
gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  die  Möglichkeit  eines  Rekurses  des 
mit  sdnem  Bttrgerrechtsbegehren  Abgewiesenen  vom  Btlrgerrat  an 
den  Begiemngsrat  vor.  In  den  übrigen  Fallen,  wo  die  Aufnahme 
ins  freie  Ermessen  der  Bürgergemeindebehörden  gestellt  ist,  muss 
für  die  Aufnahme  von  Nichtkantonsbürgern  und  Ausländern  ins 
Gemeindebürgerrecht  noch  die  Bestätigung  des  Grossen  Kates  er- 
fole-en.  In  allen  Fällen  \>i  -iiie  loruieile  Überprüfung  durch  den 
Kfcgierungsrat  vorgeschrieben. 

Am  meisten  Anfeclitnng  erfuhr  in  den  altbfirgerlichen  Kreisen 
der  §  15  des  neuen  Bürgerrechtsgesetzes,  nach  welchem  der  Re- 
gienmgarat  mehijfthrlge  Schweizerbfirger,  die  seit  wenigstens  1 5  Jahren, 
und  mehrjährige  AnsUnder,  die  seit  wenigstens  25  Jahren  im  Kanton 
gewohnt  haben,  falls  keine  begründete  Einsprache  gegen  dieselben 
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vorliegt,  in  aller  Form  einladen  soll,  ein  Bürgeireehubegehren  zu 
Btellen. 

Das  Gesetz  entUÜt  femer  noch  Bestimmongen  Aber  Bfirger- 
reehtsentlasBungen,  die  keine  wesentliche  Ändemng  gegenüber  dem 
bisherigen  Rechte  enthalten. 

4.  Gesetz,  betr.  Beitritt  des  Kantons  IJaselstudL  zum 
(f;<li\v('izer!«!chen)  K(»nkuiil<it  betr.  die  Befreiung  von  der 
Sicherheitsleistung  für  die  Prozesskosten,  vom  10.  Juli  1902. 

5.  Verordnang  znm  Gesetz  Aber  Anlegung  und  Ver- 
bessernng  von  Strassen  vom  13.  Febmar  1902,  vom  9.  Jnli  1902. 

Die  Verordnnng  enthält  hauptsächlich  Bestimmungen  fiber  die 
Eintragungen  der  Ban<  und  Strassenlinien,  der  Reverse  und  Hypo- 
theken nach  dem  Strassenbaugesets  in  das  Grundbuch,  für  den  Über^ 
gang  der  Pfandrechte  anf  die  neuen  Parzellen,  die  Auszahlung  der 
EntschJidi)»nngen  im  Uiiilegeverfahren  und  die  Beiträge  an  die  Kosten 
der  noriii.il«  11  Ansführung  der  Strassen. 

6.  Gesetz,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  betr.  das 
Armenwesen  vom  25.  November  1897,  vom  9.  Juni  1904. 

Das  Gesetz  weist  in  schSiferer  Scheidung  als  das  frOhere 
Recht  die  Fttrsorge  fttr  die  in  Basel  heimatbereehtigten  Kinder,  Er- 
wachsenen und  Familien  den  Bttrgergemeinden  des  Kantons  und  die 
Fflrsorge  für  die  auswärtigen  Niedergelassenen  der  staatlich  organi- 
sierten allgemeinen  Armenpfiege  zu.  Niedei^lassene  anderer  Kantone 
und  Ausländer  kOnnen  sich  erst  nach  einem  Aufenthalt  von  zwei 
Jahren  In  einer  Gemeinde  des  Kantons  an  die  allgemeine  Armen- 
pfiege wenden,  wenn  sie  durch  eiirene  Krankheit,  durch  Krankheit 
des  Ernälirers,  ungenügenden  Vj-rdienst  oder  uiiverscJiuldete  Ver- 
dienstlosigkeit  zHtweisp  in  Not  geratt  ii  sind.  Ihre  Unterstützung 
tit'dsrt  in  der  \'ni ini-^^erzuiip:  einer  Beteiligung  der  heimatlicheD 
ArmenbelKirde  au  die  liilleieiatung« 

7.  Gesetz,  betr.  Zulassung  von  Frauen  in  die  Schul- 
behorden,  vom  25.  Juni  1903. 

Den  Inspektionen  der  Hädchen-Primar-,  der  Uädchen-Sekundar- 
und  der  Tüchterschnle,  sowie  der  Schulen  in  Riehen  und  BetUngen 
sollen  Je  drei  Mitglieder  weiblichen  Geschlechts  angehören.  Sämt- 
liche Mitglieder  der  Inspektionen  werden  vom  Regieningsrat  auf 
die  Daner  von  drei  Jahren  ernannt. 
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Der  lnspektion  der  Franenarbeitbsclmlrn.  <1ie  deni  Erzieliunga- 
«lepartement  untersteht,  soll  eine  aus  sieben  Mitgliedern  bestehende, 
von  der  Inspektion  auf  eine  Amtsdauer  von  3  Jahren  gewählte 
Frauenkommission  hRigegeben  werden.  Ebenso  sollen  <lfr  acht- 
gliedrigen  Kommission  znr  Leitan§r  der  staaUiciien  Kleinkinder- 
aostalten  4rei  weibliche  Mits^lieder  angeboren.  Zur  Uitwirkang 
kdonen  überdies  für  die  einxelnen  Anstalten  durch  die  Kommission 
Franenkomitees  ernannt  werden. 

8.  Gesetz,  betr.  die  Ei  i  ichtung  einer  kantonalen  Er- 
ziehujig-sanstalt  für  Mädclien,  vom  28,  Januar  l!«<>4. 

In  dieser  kantonalen  Erziehungsanstalt  sind  getlShrdete  nnd 
verwahrloste  Mädchen,  sowie  ingeudliche  Bestrafte  weiblichen  (ie- 
schlechts  im  Alter  von  8— -Ii»  Jaliren  unterzubringen.  Die  Anstalt 
ontersteht  einer  Versorgnngskommission,  bestehend  ans  einem  Prfisi» 
denten  und  zehn  (daranter  zwei  weiblichen)  tf  itgUedem,  welche  vom 
RegiemngsFat  auf  die  Daner  von  8  Jahren  ernannt  wird. 

9.  Gesetz,  betr.  AbSndernng  einiger  Bestimmungen 

des  Vormundschaftsgesetzes  vom  23.  Februar  1880,  und  des 
(.iesetzes,  betr.  eheliches  (TÜterrecht,  Erbrecht  und  Schen- 
kungen vom  10.  März  1884,  vom  2fi.  Mai  1904. 

Das  Gesetz  bezweckt  zunächst  eine  Vereinfachung  des  \  or- 
mandschaftswesens.  Es  glaubt  dies  vor  allem  zu  erreichen  durch 
eine  Beschränkung  des  Instituts  des  Nebenvormunds,  das  sich  in  der 
Praxis  als  für  den  Nebenvormund  sehr  lästig,  für  den  Mttndel  da- 
gegen als  wenig  nutzbringend  und  durdiaus  ungenfigend  erwiesen  hat. 

Bisher  musste  jedem  Vormund  ein  Nebenvormnnd  beigegeben 
werden;  nach  dem  neuem  Gesetz  wird  ein  Nebenvormund  nicht  mehr 
bestellt,  wenn  keine  Termdgensrechtlichen  Interessen  des  Bevor« 
mundeten  zu  wahren  sind  oder  wenn  sein  Vermögen  ausschliesslich 
in  solchen  Sparkassengnthaben  besteht,  die  ohne  Einwilligung  des 
Waisenamtes  nicht  erhoben  werden  k-  nnen. 

Ebenso  sollen  die  Fälle,  in  denen  Vormuudschalt  eintritt, 
müglidist  beschränkt  werden. 

So  soll  Vormundschaft  künftiiir  nicht  mehr  eintreten  über  die 
Ehefrau  bei  temporärer  Ehescheidung  nnd  bei  AnspHindung  des 
Ehemannes;  sodann  im  Falle  des  Konkurses  des  Ehemannes  nnr 
noch,  sofern  die  Ehefrau  es  ausdrücklich  verlangt  Eine  solche 
Jabrlnieh  d«r  Intenwt  V«r«lBlgiiiiz.  8.  Bd.  166 
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Vormundschaft  soll  dann  auch  in  Zukunft  uach  öchluss  des  Konkurs- 
verfabrena  wieder  aafgehobea  werden. 

Nea  eingeführt  ist  die  Vormnndschaft  Uber  Gewoluheitstrinker, 
die  auf  Gmnd  des  'Gesetzes  vom  21.  Febrnar  1901  in  Trinkerheil- 
anstalten  untergebracht  sind,  wfihrend  der  Dauer  ihrer  Versorgnng. 
Bisher  konnten  nnr  männliche  Personen  zn  Vonnfindem  nnd  Neben- 
Vormündern  bestellt  werden.  Bas  nene  Oesetz  bestimmt:  „Eine 
Hntter  kann  zum  Vormund  oder  Nebenvormnnd  ihrer  Kinder  er- 
nannt werden,  sofern  sie  sich  dazu  eignet  und  nicht  besondere 
Umstände  dagegen  siiirchen.'* 

In  Konknrsftilleii  soll  der  Ehofran  \<m  der  En»lthung  des 
Konkui^ses  gegen  den  Eiiemann  vom  Konkursamt  Kenntnis  gegeben 
und  sie  auf  das  ihr  zustehende  Forderungsrecht  aufmerksam  gemacht 
werden.  Zur  Geltendmachung  desselben  kann  der  Zivilgerichts- 
prftsident  der  Ehefrau  ans  den  Öerichtsamtleuten  oder  Anwiilten 
einen  Vertreter  beiordnen. 

Frfiher  konnten  nur  männlidie  Personen  eine  Eheabrede  als 
Zeugen  unterzeichnen.  KflnfUghin  soll  dies  auch  die  Mutter,  die 
Vormund  ist,  gleichzeitig  als  Zeuge  tun  können. 

Die  ühn>pn  in  Kraft  getretenen  Gesetze  haben  mehr  um* 
lokale  Bedeutung. 

Einige  wichtige  Gesetze,  darunter  ein  Gesetz  betr.  obli- 
gatorische Teilnahme  an  Wahlen  und  Abstimmungen  und  ein  Gesetz 
betr.  Errichtung  einer  Handelshochschule  in  Basel,  sind  in  der  Volks- 
abstimmung verworfen  worden. 

b)  Baselland« 

Kefeient:  Dr.  H.  Abt,  ZiTitgerichtspräsident,  B«tel, 

1902. 

1.  Gesetz,  betr.  das  Bauwesen,  vom  17.  llÄiz  1902. 

Dasselbe  entsprang  dem  immer  dringender  werdenden  Be- 
dürfnisse, einemits  im  Bauwesen  gewisse  Sicherheitsvorschriften  auf- 
zustellen, andererseits  fttr  die  besonders  in  der  Nfthe  der  Stadt 
kollidierenden  Interessengegensitze  der  Baulandbesitzer  und  der 
Landwirtschaft  eine  Losung  zu  finden.  Das  Gesetz  enthält  daher 
baupolizeiliche  und  nachbarrechtliche  Bestimmungen,  und  zwar  ohne 
systematische  Ausscheidung,  nebeneinander.  Dass  bei  ersteren  neben 
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technischen  Momenten  auch  allgemein  dffentliche  Interenen  Berflck- 
flieh  tiguiig  gefanden  haben,  ist  natfirlich. 

Vorscluriften  dieser  Art  sind  die  6estimmnng«n  über  Ent- 

fernnng^  von  Neubauten  und  Einfriedigungen  von  öffentli(  lieii  Strassen, 
Distanz  zwischen  Hinterhäusern  nnd  Vorderhäu.srm,  ferner  die  Be- 
stimmung, da«h  iu  der  Xühc  von  Wolingebäuden  kein  der  (^psiindheit 
schildliohes  Etablissement  erriohtet  werden  darf.  Ebenso  sind  samtäts- 
polizeilicher  Natnr  die  Vorscliriften,  dass  g^eg-en  öft'eiitliche  Plätze 
und  Strassen  keine  Ausmündungen  von  Kaminen  irgendwelcher  Art 
angebracht  werden,  und  dass  kein  unreines  Wasser  aus  Abtritten 
oder  Schttttsteinen  auf  Öffentliche  Strassen  soll  abgeleitet  werden 
dürfen. 

P  r  iratr  e  eh  t  lieh  en ,  spesiell  n  ac  h  b  a  r  r  ech  tl  ic  he  n  Gliarakter 
tragen  die  Bestimmangen,  dass  Qebände  nnd  Gebftndeteile,  ferner 
Dfingerhanfen  nnd  tTanchegniben  nicht  näher  als  1  m  an  die  Grrenze 
des  Nachbars  herangerllckt  werden  dftrfen,  es  sei  denn  bezflglich 
4er  Oebande  eine  Vereinbamng  der  beiden  Nachbarn  erfolgt.  Dieselbe 
wird  Termntet,  wenn  der  eine  Nachbar  bereits  ohne  Widerspmch 
des  andern  anf  die  Grenze  gebaut  hat.  Gartenhäge  dagegen 
dürfen  umgekehrt  überall  auf  die  Grenze  gestellt  werden,  wo  nicht 
die  landwirtschaftlirhe  Benutzuna'  die  Ausübung  des  sogen.  Tret- 
bezw.  Ptlngwenderccht.s  nötii^-  niadit.  Um  Kollisionen  zu  verhüten, 
enthält  das  üesetz  die  sin^-uläre  Bestimmung,  da.ss  die  (Tcmemden 
durch  Mehrheitsbeschluss  ein  Gebiet  als  Bauland  erklären  und  für 
«dasselbe  die  Tret-  und  Pflugwenderechte  au  Hieben  oder  bescbränken 
kennen.  Anch  für  Abgrabnngen  nnd  AnfftUlnngen  n'mA  gesetzliche 
Abstände  vom  Naehbargmndstäck  vorgesehen  und  endlich  bestimmt, 
dass  das  Begenwasser  (dessen  natürlichen  Ablanf  der  Nschbar  dulden 
mnss)  nicht  in  Behren  oder  Rinnen  anf  die  Nachbargrandstücke 
abgeleitet  werden  darf. 

Endlich  enthält  das  Gesetz  Bestimmnngen  Über  die  Ex- 
propriation sowohl  hinsichtlich  der  Abtretung  von  Land  zu  Öffent- 
lichen Zwecken,  als  auch  bezflglich  Leguug  von  Dohlen  nsw.  dnrch 
Privatlund.  Die  Abtretung  bezw,  Duldung  geschieht  gegen  volle 
Entschädigung.  Neu  ist  die  Bestimmung,  da^s  anderers«  its  anch  der 
Liej^^enschaftsbesitzer.  dem  aus  d<*r  Anlage  ein  besonderer  \  urleil 
erwäelist.  zn  einem  angenie>sent'n  I!firra;:t'  \  fr|itliehfet  ist.  l'ber 

«die  ii^propriations-  bezw.  Beitragspflicht  entscheidet  der  Kegie- 
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rungirat»  unter  Vorbehalt  des  Bekursrechtes  an  den  Landrat.  Die 

HS  he  der  EntadUldigQng  dagegen  wird  vom  Obergericht  bezw.  Ton 
einem  von  den  Parteien  frei  gewählten  Schiedsgericht  festgesetzt. 

Das  Gesetz  gibt  ferner  den  (letneinden  das  Recht,  Banlinieu- 
pläne  nnd  Baureglements  aufzustellen,  welche  dik  h  Durchlaufen 
einet»  privatrechtliche  und  öffentlich-rephtliclie  Einsjiraehen  Eulassenden 
Verfahrens  bindende  Kraft  erhalten.  Ebenso  igt  das  Verfahren  bei 
Baubewilligungsgesnchen,  die  obligatorisch  sind,  geregelt. 

Ein  Hochbauinapelitor,  der  seine  ganze  Zeit  dem  Amte  widmen 
muBB  und  der  seine  Dienste  auch  den  Gemeinden  bei  deren  Bau- 
projekten EU  leihen  hat,  hat  die  Aufeicht  Uber  das  gesamte  Bau- 
wesen. 

Die  Stiafbeatimmungen  endlich  sehen  Ar  Übertretungen  des 
Gesetzes  Bussen  von  10—500  Frs.  vor.  Neben  dem  Eigenttlmer 
kann  auch  der  Bauunternehmer  bestraft  werden.. 

2.  Verordnung,  betr.  die  Organisation  der  Fortbil- 
dungsBchule,  vom  11.  September  1902. 

Die  Fortbildnngsgchale,  welche  für  die  Jttnglinge  von  16  bis 
18  Jahren  obligatorisch  ist,  bildet  für  dieselben  eine  nlltzliche  Wieder* 
holung  und  Erweiterung  des  in  der  Primarschule  Gelernten.  Das 
Gesetz  r^elt  den  Stundenplan  und  Lehrplan  (bei  welchem  die  Ver- 
faasnngkunde  erwfthnenswert  ist)  und  überhaupt  die  Süssere  Organi- 
sation  der  Schule,  welche  fiberall  in  den  Abendstunden  abgehalten  wird. 

3.  Verordnung,  belretieud  Vollziehung  des  B.-G.  vom 
29.  März  1901  betr.  die  Krg-änzung  des  B.-G.  üb.  r  den 
Üilitärpflichtersatz  vom  2b.  Juni  1878,  vom  11.  September  19U2- 

Das  Gesetz  sieht  fiir  Nicht-  oder  Zuspätzahlnng  der  Militär- 
pflicht-Ersatzsteuer  Geföngnisstrafen  von  1 — 10  Tagen,  je  nach  der 
Verschuldung  des  Ersatzpflichtigen,  vor.  (Geldbussen  sind  an«g«- 
schlössen.)  Ausserdem  kann  das  Gericht  auf  Stimmrechtsentzug  und 
Wirtsbausverbot  erkennen. 

4.  Taxordnnng  für  die  Zivilstaudsbeamten  vom  30.  Au> 
gust  1902. 

Du  s.  Ib»*  HH'hi  1 iM'idciie)  Enth<'li;idi;:uii^'-n  der  Zivilstands- 
bt-amten  durch  die  Geuit-iuden  für  diejenigen  \  errichtnngen  vor,  für 
welche  dieselben  nach  dem  li.-d.  (Iber  Zivilstand  und  Ehe  von 
Privaten  keine  Taxen  fordern  darfen. 
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5.  Geschäftsreglement  für  die  basellaüdschaftlichf 
Kantonalbank,  vom  25.  November  1902. 

DasBelbe  hat  den  Zweck,  das  i\\r  die  Orgfan isation.  den  Ge- 
schäftskreis  und  die  \'er\valtuDg  der  basellandschaftlichen  Kantonal- 
bank  vom  l'S.  Oktober  1873  massgebende  Gesetz,  betr.  die  Kantonal- 
bank, in  zeitgemäsBer  \\'ei8e  zn  ergiinzen.  Neu  ist  unter  anderem 
folgende  wichtige  Bestimmnng  (§  33):  ,.Die  Bank  ist  ermächti|i:t, 
den  Einwohnergemeinden  Darleben,  deren  Aafiiahme  ihnen  vom 
Besfiernngsrnte  zn  Oemeindezweeken  bewilligt  worden  ist,  ohne  hypo* 
thekariache  Sicherheit  nnd  ohne  Peraonalbfiigschaft  zn  bewilligen.*' 

1903. 

1.  Regierungsratsbeschluss,  betr.  die  MilitärBektioueu 
nnd  die  Sektions-Chefs,  vom  11.  Juli  1903. 

Der  Beschlnss  regelt  hauptsächlich  die  durch  kantonale  und 
eidgendaeische  Erlasse  in  verschiedener  Beziehung  aufgehobene  oder 
abgeSndMte  Amtsordnnng  der  Sektions-Chefs.  Dieselben  werden  vom 
Begiemngsrate  anf  3  Jahre  ans  aktiven  oder  aktiv  gewesenen 
Hilitftrdienstpflichtigen  gewählt 

2.  Gesetz,  betr.  die  Viehversichernng,  vom  27.  Sep- 
tember 1903. 

Das  Gesetz  Shnelt  sehr  dem  aarganischen  Viehversichernngs- 

gesetz  vom  14.  Juli  1898,  welches  in  dieser  Zeitschrift  eingehende 
Erörterung  gefunden  hat.  Auch  Baselhuid  hat  da^  Obligatorium 
der  Viehwr8ich*»rung,  welche  an  Stelle  der  ungenügenden  freien 
Kassen  treten  soll,  dadurch  der  Landwirtschaft  akzeptabler  gemacht, 
dass  es  der  Mehrheit  der  Viehbesitzer  einer  Geiiu  inde  aiilieimgegeben 
ist,  eine  (alsdann  für  alle  Viehbesitzer)  obligatorische  Viehver- 
8icherangskas.««e  zn  gründen.  Die  Organe  der  Kasse  sind:  GHueral- 
vursammlnng,  Vorstand,  Schätzungskommission  nnd  Kecbnangs- 
revisoren.  Die  Prftmien  für  die  versicherten  Tiere  können  sehr 
niedrig  gehalten  werden,  well  Eanton  und  Bnnd  pro  Jahr  nnd  pro 
Stück  Vieh  je  1  Fr.  in  die  Versichemngskasse  leisten.  Trotzdem 
weiden  jetzt  schon  Klagen  gegen  das  Gesetz  laut^  teils  weil  der 
Landwirt  Oberhaupt  nicht  gerne  jährliche  Beitrage  leistet,  wenn  er 
nicht  einen  sofortigen,  unmittelbaren  Vorteil  daraus  erwachsen  sieht, 
teils  weil  die  Schfttzangskommissionen  es  ab  und  zu  an  der  nStigen 
Rücksichtslosigkeit  fehlen  lassen,  wenn  bereit«  kranke  oder  gebrech- 
liche Tiere  zur  Aufnahme  in  die  Kasse  angemeldet  werden. 
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3.  Vollziehungs- Verordnung  znm  B.-G.  vom  11.  Ok- 
tober 1902,  betr.  die  Oberaufsicht  über  die  Forstpolizei, 
vom  3.  Dezember  1903. 

Die  Verordnung:  refrelt  hauptsächlich  die  Obliegenheiten  nnd 
den  Pflichtenkreiß  des  kantonal'^n  Oberförsters  und  seiner  Adjunkten, 
ferner  die  Verwaltung  der  Gemeinde  Waldungen  durch  die  Gemeinderäte 
bezw.  Bflrgerrftte,  welche  ein  Waldreglement  zn  erlassen  nnd  einen 
Gemeindefitrster  anzustellen  haben.  Denselben  ist  auch  die  Waldhut 
ttber  die  Privatwaldungen  flbertragen.  Das  Gesetz  erstrebt  die  Er- 
haltung  nnd  Vermehrung  der  Gemeindewaldungen.  Darum  schreibt 
es  vor,  dass  die  Ausarbeitung  der  WirtsehaftsplSne  der  Genehmigung 
des  Regieruttgsrates  bedürfen,  dass  die  Gemeindewaldungen  in  keiner 
Weise  mit  neuen  Lasten  belegt  werden  dürfen,  dass  Ansbentnngen 
in  Schutzwaldniififen  nur  mit  Bewillig^un;r  des  Bundesrates,  solche 
in  Nicht8(  hutzwaldungen  nur  mit  Genelmiitrnng:  des  Kegierujit^sraies 
statttinden  dürfen,  dass  RealTeilungen  von  üli'entliclien  Wablungen 
nnstattliaft  sind,  dass  die  Geuieinden  ihnen  ^ehöriffe  ^eeiguete  Griind- 
stiicke  aufforsten  und  bei  jeder  sich  bieteudeu  Gelegenheit  Wald- 
parzellen kaufen  sollen. 

1904. 

1.  Gesetz,  betr.  die  Besoldung  der  Kircheubeamten 
des  reformierten  Kantousteiles,  vom  5.  Juni  1904. 

Basselbe  setzt  die  Barbesoldnng  der  reformierten  Pfarrer  auf 
ein  Minimum  ?on  2400  Frs.  fest.  Ausserdem  hat  jeder  Pfarrer 
Anspruch  auf  freie  Wohnung,  Benutzung  von  3  Jucharten  Pirund- 
land,  3  Klafter  Holz  und  Wellen.  Au  diese  Besoldung  leistet  das 
Kirchen-  und  Schulgut  je  2000  Frs.,  den  Best  die  Gemeinden,  wobei 
in  §  6  die  in  praxi  schwer  dnrchzuftthrende  Bestimmung  der  Bundes- 
Verfossung  ausdrHckUch  vorbehalten  ist,  dass  niemand  zu  den  Knltns- 
kosten  einer  ihm  fremden  Konfession  bt  izntrageii  veipflichtet  ist. 

2.  (rehetz  Uber  die  Verabfulgung  von  Staatsstipendien 
vom  5.  Juni  190  \. 

Der  Kanton  Baselland  ist  zufolge  einer  ihm  gemachten  hoch- 
herzigen Stiftung  eines  in  Moskau  reich  gewordenen  Landschäfllers 
in  der  Lage,  verhältnismässig  zahlreiche  und  schöne  Stipendien  ge- 
währen zu  kennen.  Das  Gesetz  gewährt  Stipendien  (durch  die 
Stiftung  gebunden)  solchen  Bewerbern,  welche  sich  auf  das  Lehr- 
oder Pfarramt  vorbereiten.    Ausser  den  üblichen  Erfordernissen 
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bezfiglich  Bedfirftigkeito-Nachwelfl^  Begabung,  BittlicheB  Verhalten  usw. 
kt  Voranseetznng,  dasB  die  Bewerber  Kantonsbttrger  sind  oder 
Schweiserbürger,  deren  Eltern  im  Kanton  sieh  niederg-elassen  haben, 
femer  dass  der  Stipendiat  eine  Anstalt  besucht,  welche  den  liier- 
seitigen  Anforderungen  betreffend  berufliclie  Ansbildnng  der  Studie- 
renden entspricht.  (Eine  engherzigere,  auf  bestimmte  Anstalten  be- 
schränkte Fassung  unterlag  bei  der  Berat misr  )  Trier  Stipendiat 
ist  verpflichtet,  für  wenifrstens  r>  Jahre  in  dem  Berufe,  für  den  er 
sich  mit  Hilfe  des  Stipendiums  ausfrebildet  hat,  im  Kanton  ein  Amt 
za  übernehmen,  andernfiallB  er  das  Stipendium  zurückzuerstatten 
hat.  Dasselbe  geschieht,  wenn  er  seine  Stadien  nicht  beendigt  oder 
sein  Stipendinm  dnrch  sein  Betragen  osw.  verwirkt 

3.  Konkordat  fiber  eine  einheitliche  Verordnung,  betr. 
den  Motorwagen*  nnd  Fahrrad  verkehr,  vom  13.  Jnni  1904. 

Durch  Landratsbesclünss  vom  16.  November  1903  nnd  Regie- 
rongsratsbesclilnss  vom  29.  Jnni  1904  ist  obiges  Konkordat  fttr 
Baselland  angenommen  bezw.  als  in  Kraft  gesetzt  erklärt  worden. 


12.  Schaffhausen. 

Befereot:  Dr.  £.  Wolter,  SchAfthaasen. 

Hehr  nnd  mehr  schwindet  die  Gesetzgebnngskompetenz  der 
schweizerischen  Kantone  dahin,  dem  Gletscher  vergleichbar,  der 
langsam,  aber  nnanfhaltsam  zurückgeht  Die  Eidgenossenschaft  hat 
die  Weiterentwicklung  des  Privat-  und  StraArechts  in  ihre  Hand 
genommen  nnd  bald  werden  wohl  auch  Zivil-  nnd  Strafprozess 
folgen;  denn  die  Kodifikation  des  schweizerischen  Rechts  ist  eine 
unabweisbare  Notwendigkeit.  Gerade  das  Recht  des  Kantons  Schaff- 
hausen zeigt  in  der  Weise,  wie  es  sich  au  das  Züricher  Recht  an- 
lehnt, deutlich  (las  Bestreben  nach  grüsserei-  liechtseinheit  und  «itliiet 
zugleich  dit  IVrspektive,  inwieiem  diese  Rechiseinheit  durchgeführt 
werden  kann. 

Wenn  wir  die  Gesetze  und  Verordnungen  für  den  Kanton 
Schaffhansen,  die  in  den  Jahren  1902 — 1904  erlassen  wurden,  durch- 
gehen, so  wird  uns  anf  den  ei^sten  Blick  klar,  dass  die  Zeit  vorttber 
ist»  die  berufen  war,  anf  dem  Gebiete  der  Kantonalgesetzgebung 
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groBse  Aufgaben  zu  lOsen.  Sonderbarerweise  war  es  gerade  die 
Zeity  der  SAviasr  den  Beraf  dasii  abgesprochen  haL  In  den  fünf- 
ziger Jahren  wnrde  das  Strafgesetz  einer  Revision  nntersogen  luid 
den  Anfordemngen  jener  Zeit  angepasst  In  den  sechziger  Jahren 
folgte  die  Kodifikation  des  Privatrechts  auf  der  Gmndlage  des 
Rechtes  von  Zttnch,  das  am  die  Mittendes  19.  Jahrhunderts  von 
J.  C.  ]>i.uN  rsi  ULI  kiKÜtiziert  worden  wai-,  und  ebenfalls  in  den  seeh- 
zierer  J;ilnon  wurde  die  Zivilprozessorduuug  geschaffen,  die  sich  vor 
den  meisten  st  liweizeiischeu  und  ausländischen  Zivilprozessordnnngen 
durch  ihre  demokratische  Einfachheit  auszeichnet  und  dadurch  das 
Volk  zur  Teilnahme  an  der  Rechtsprechung  zu  erziehen  sucht.  Nur 
ein  Fundament  der  Rechtsprechung  ist  noch  nicht  fest^ctfllf^t,  nämlich 
die  Strafprozessordnung.  Wie  im  Deutschen  Reiche  erhebt  sich  ancll 
in  einigen  schweizerischen  Kantonen  nnd  speziell  in  Schaffliaasen 
der  Ruf  nach  der  Beform  des  Strafprozesses,  Fttr  den  Kanton 
SchafEhansen  ist  „Reform"  eigentlich  nicht  der  richtige  Ansdmck, 
denn  es  ist  nichts  zn  reformieren  da.  Vor  einigen  Jahren  wnrde 
ein  Entwarf  gemachti  aber  er  ist  Entwurf  geblieben.  Gegenwfirtig 
wird  ein  nener  Strafprozessentwnrf  ausgearbeitet.  Aach  hier  wird 
einst  die  stftrkere  Bandeshand  Gelegenheit  haben,  helfend  einzu- 
greifen; allerdings  muss  erst  durch  eine  Erweiterung  der  Bandes- 
Verfassung  dem  lUinde  hierzu  die  Kompetenz  geboten  werden. 

Die  (tpfsetzirphnnir  d«»s  K«antnns  S(  lialVhausen  hat  sich  in  den 
l^^tztf'n  Jaln  f  n  zumeiisl  mit  Aiiu:i  legenlieiieu  der  inneren  Verwaltung 
und  mit  nationalökonoraischen  Dingen  beschäftigt.  So  wurden  die 
Besoldungen  der  kantonalen  Beaniten  neu  geregelt,  die  bescheiden 
genug  geblieben  sind,  wenn  man  bedenkt,  dass  es  in  der  Schweiz 
keine  Pensionen  gibt.  Von  allgemeinerem  Interesse  ist  das  „Gesetz 
über  die  yom  Volke  vorzunehmenden  Abstimmungen  und  Wahlen, 
sowie  fiber  die  Ansltbnng  der  Volksrechte**.  Die  von  den  Stimm« 
berechtigten  des  Kantons  Schaffhausen  zu  treffenden  Abstimmungen 
und  Wahlen  sind  eidgenössische,  kantonale  oder  örtliche.  Der  Volks- 
abstimmung sind  zu  unterstellen  alle  Gesetze  und  die  vom  Grossen 
Rat  in  Anwendung  von  Art  23  der  Kantonsverfassnng  gefisssten 
Beschlösse;  femer  alle  Beschlttsse  des  Grossen  Rates,  welche  für 
einen  besonderen  /weck  eine  neue  einmalige  Gesamtausgabe  von 
mindestens  150000  Fi-s.  oder  eine  jährlich  wi*  derkehrrndi-  Ausgabe 
von  mindestens  15  000  Frs.  zur  Folge  haben;  endlich  kann  der 
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Groflae  Bat  von  sich  aus  für  andere  BeschliBM  eine  Volksabstiinmiuig 
rerlanfen.  Die  Initiative  ist  in  der  Weise  geordnet,  daae  der  Groaae 
Bat  jedes  Inltiatlyliegehreny  das  von  1000  etiininberechtigten  Initiaiiten 
gestellt  wurde,  binnen  3  Ifonaten  prflfen  und  eine  Vorlage  dazn 
ausarbeiten  mnas,  die  spätestens  einen  Monat  nach  der  Einrelchnng 
der  Initiative  dem  Volke  zur  AbsUmmnng  vorgelegt  werden  soll. 
Unter  den  wichtigeren  Gesetzen  ist  noch  der  Entwurf  zn  einem 
.Gesetz  Uber  die  Gewässer"  zn  erwähnen,  wonach  bei  der  Ver- 
leihung^ von  Konzessionen  zur  Ausbeutung  der  Wasserkräfte  zuerst 
auf  die  P>edürfniss»e  der  Gemeinden  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  bevor 
alle.s  von  Privaten  mit  Beschlag  belegt  wird,  wie  z.  B.  am  KheinJall. 
Auch  sollen  in  Zukunft  nur  noch  befristete  Konzessionen  verliehen 
werden. 

Mit  anderen  Kantonen  hat  der  Kanton  Schaftliausen  zwei 
Konkordate  abgeschlossen,  nämlich  ein  Konkordat  betreffend  die 
Befreiung  von  der  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  für  die 
Frozesskosten,  und  ein  Konkordat  betreffend  den  Verkehr  mit 
Motorwagen  und  Fahrrftdern.  Solche  Konkordate  bilden  immer 
einen  Notbebelf  und  sind  Vorläufer  von  Bundesgesetzen.  Demjenigen 
eidgenössischen  Vorlagen,  welche  eine  Stärkung  der  Bundesgewalt 
zur  Folge  haben,  hat  das  Schaffhausener  Volk  immer  beigestimmt 
und  wird  auch  in  Zukunft  zn  allem  seine  Zustimmung  geben,  was 
gemeinschweizerische  Ideale  verwirklichen  hilft. 

13.  Appenzell. 

Referent:  Dr.     Beeksteinery  Appenzell, 

a)  Inner«Rhodeii. 

1.  Auf  dem  Verordnungswege  wurde  die  Versicherung  der 
Gebäude  gegen  Feuerschaden  bei  einer  vom  Bunde  oder  vom  Kanton 
hierzu  ermächtigten  Gesellschaft  obligatorisch  erklärt.  (Beschlnss 

des  Grossen  Rates  vom  23.  Novbr.  1902.) 

2.  Am  G.  April  1903  hat  dieser  Halbkantou  die  auf  einer  inter- 
kauluualen  Konferenz  am  19.  Dezember  1902  festgestellte  ^Verein- 
barung Aber  eine  einheitliclif  Verordnung,  betr.  den  Motor- 
wagen- und  Falin  ad- Verkehr  auf  schweizerischem  Cre- 
biete*^,  angenommen  und  für  sein  Gebiet  verbindlich  erklärt. 
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Gesetze  wurden  in  diesem  Zeitranme  keine  erlassen.  Dagegen 
liegen  eine  revidierte  Verfasenng  nnd  ein  ViehwähraGhaftBgeeetas  als 
Entwürfe  nnd  Vorlagen  für  die  Landgemeinde  1905  vor. 

b)  Ausser^RhodeD. 

1.  Gesetz,  betreffend  die  Zwangsabtretung,  vom 
27.  April  1902. 

Staat  nnd  Gemeinden  können  Zwaogaenteignnngen  jederzeit 
dnrcbfQliren,  wenn  das  öffentliche  Wohl  es  erfordert  Abtretnngs- 
begehren  von  Korporationen,  G^sellscbaften  nnd  Privaten,  welche 
*»in  im  öflFentlichen  Interesse  liegendes  \Verk  ausführen,  wird  der 
iv.intousrat  erledif^en.  Die  Zwangsabtretiing  von  beweglicheii  und 
unbeweglichen  dachen  und  Hechten  an  solchen  geschieht  stets  gp^nn 
volle  Entschädigung,  d.  h.  gegen  vollen  Ersatz  für  alle  \Vniir.;:t  !is- 
nachieile,  welciie  dem  Abtretnngsptlichtigen  ohne  seine  J^chuld  aus 
der  Abtretung  erwachsen.  Kommt  eine  Einigung  über  die  Ent- 
Bciiädigung  nicht  zustande,  so  wählt  der  Regierungsrat  auf  Begebren 
eines  der  Beteiligten  eine  Schätznngskommission.  Gegen  den  Ent- 
scheid dieser  Kommission  können  die  ordentlichen  Gerichte  ange- 
rafen  werden. 

2.  Gesetz  über  die  Verwendnng  des  Legats  dn  Puget 
vom  24.  Apra  1904. 

Von  einer  von  einem  gemeinntttzigen  Bürger  gestifteten  Summe 
von  rund  180000  Frs.  sollen  100000  Frs.  als  Stipendienfonds  du 
Puget  ausgeschieden,  das  flbrige  einstweilen  unangetastet  gelassen 
werden. 

Gesetz,    betreffend    das    Stipendienweseu,  vom 
24.  April  1904. 

Dieses  Gesetz  sieht  Stij)endien  vor  fiir  angehende  I'i  iinark  lner 
und  Arbeitslehrerinnen,  für  Lehrlinge  des  Handwerks,  der  Industrie 
und  des  (Tcwerbes,  sowie  für  Besucher  von  höjieren  Bildungsanstalten 
(Kantonsschule.  Handelsschule,  Technikum,  Tierarzneischule,  Poly- 
technikum, Tniversität),  von  landwirtschaftlichen  Schulen  und  Fach- 
kursen.  Die  Stipendien  werden  vom  Regierungsrate  auf  Antrag  der 
Landesschulkommission  erteilt  Die  Ausgaben  werden  bestritten  aus 
dem  Stipendienfonds  du  Puget,  aus  Staatsbeitrfigen  nnd  eventuell, 
soweit  es  die  Ausbildung  von  Lehrkräften  betrlUt,  ans  der  Bnndes- 
subvention  für  die  öffentliche  Primarschule. 
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14.  St.  Gallen. 

Beferent:  Dr.  J.  EagelM*,  Kantonsrichter,  St.  OailcD. 

A.  Oesetzgebimg. 

1.  Vollziehungsverordnung  zum  Diiudesgesetze,  betr. 
die  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  für  den  Militärpl'liclit- 
ersatz  (vom  29.  März  1901),  vom  1.  Januar  1902. 

2.  Seminarordnnng  für  das  St,  gallische  Lehrerseminar 
vom  14.  Februar  1902  (Revision  der  bisherigen  vom  Jahre  1864. 

3.  Regnlativ  fllr  die  Prttftingen  der  Senilnar-Sekundarlehrer 
vom  12.  März  ld02  (Revision  der  bisherigen  von  1886  nnd  1894). 

4.  Wahlstatnt  des  katholischen  Kollegiums  vom  1.  Juli  1902. 

5.  Regula tiv  für  daü  Forstpersonal  des  Kantous  St.  Gallen 
vom  11.  November  1902. 

Bestimmungen  über  Staatsaufsicht,  forstliche  Einteilung,  Forst- 
personal, Aussclieidang  der  Schatz wal dangen,  Neuanlage  solcher, 
Erhaltung  von  Waldangen,  Forstwirtschalt,  Forstpolizei,  anschliessend 
Dienstinstrnktion  fttr  die  Bezirksförster  und  Ereisförster,  welchen 
Staatswaldnngen  nnterstellt-  sind;  Verkauf  der  Staatswald- 
prodnkte  (Steigerongsbedingangen),  Bechnnngs*  nnd  Eassa- 
wesen  der  Verwaltung  der  Staatswaldungen. 

6.  Gesetz  über  die  Schutzaufsicht  für  entlassene 
Slrät'ling-e  vom  18,  Xovt'inbf-r  1902. 

Bisheriger  Schutzauisichtsverein  bezw.  tlesseii  Aufgaben, 
Funktionen  und  Kompetenzen  treht  an  den  Staat  über,  der  eine 
Schutzaufsichtskommission  ernennt. 

Aufgabe:  Die  reguläre  Schutzaufsicht  erstreckt  sich  auf  alle 
bedingt  entlas<;enen  Zuchthans-  und  Arbeitshaassträflinge,  auf  alle 
nidit  unter  Polizeiaufsicht  stehenden,  im  Kanton  domizilierten  ent- 
lassenen ZnehthansstrftfUnge,  auf  alle  Arbeitshaus-,  Geftngnis-  and 
Polizeistrüflinge,  die  es  wflnschen  und  deren  Verhältnisse  es  recht- 
fertigen, auf  gerichtlich  bestrafte  Entlassene  der  Besserungsanstalten, 
auf  anderwärts  bestrafte  und  empfohlene  Kantonseinwohner,  auf 
event  bedingt  Vemrteüte. 

Dauer  minimal  6  tfonate,  höchstens  3  Jahre.  Hecht  der  Schutz- 
befohleneu  auf  Niederlassung  im  Kauton,  soweit  sie  Kantons-  oder 


Digitized  by  Google 


2634 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Schwei  zerbürp^f^r  sind.  Finanzielle  Unterstützung  der  Slchutz- 
befohienen  aus  dem  stitYnns?niä88igen  Fonds. 

7.  Gesetz  über  den  Beitritt  zu  einem  Konkordate 
verschiedener  Kantone,  betr.  die  Befreiung  von  der  Sieber- 
heitsleiBtnjig  fttr  die  Prozesskosten  (Recht8vertT08tangr)f 
vom  21.  NoTember  1902. 

Bis  19.  Dezember  1903  sind  beigetreten  die  Kantone  Zttricb, 
Lnzem»  Baselstadt»  Scbaflßiaiisenf  Appenzell  A.-Bb.,  St  Gallen,  Aar- 
gan, Waadt,  Nenenborgf  Genf,  Zug,  Tessin,  Glams. 

8.  Regulativ  ftlr  die  Pritfunpren  der  Primarlebrer  vom 
29.  Dezember  1902  (Revision  der  bisherige  v<m  1886/1894). 

9.  Verordnung  über  Luftgasbeleuclitungs-Apparate 
vom  16.  Juni  1903. 

10.  Nachtragsgesetz  zum  Gesetz,  betr.  den  Bezug 
einer  Handfindernngsstener  für  Gemeindezwecke  der  polit 
Gemeinden  (vom  28.  Jani  1887),  vom  14.  September  1908  (Steuer 
darf  I^Iq  des  Handfindemngswertes  der  Liegenschaft  nicht  über- 
steigen; Befi^inng  von  der  Steuer  bei  Handändemng  von  Liegen- 
schaften infolge  Expropriation,  zn  gemeinnfltzigen,  wohltStigen 
Zwecken,  fftr  Gflterznsammenlegnng,  im  Betreibnngs-  oder  konknrs- 
rechtlichen  Verfahren  bei  Erwerb  dnrcb  den  ungedeckt  gebliebenen 
Pfandgläubiger,  bei  erbrechtlichen  Übernahmen. 

11.  Ver*'iiil)ai  nng  (mit  Kantüiiem,  lu  tr.  den  Motor- 
wagen- und  Fahrradverkehr,  vom  19.  llezember  1902. 

Verkehrseriaubnisschein,  Kontrollnammer,  Allarmapparate, 
Bremsen,  Laternen,  Schnelligkeit^  Verkehr. 

12.  Gesetz,  betr.  die  direkten  Staatsstenern,  vom 
24.  November  1903  (in  Revision  des  bisherigen  von  1832  nnd  der 
Novellen  hierzn). 

Dasselbe  kennt: 

L  Die  Vermögenssteuer  fQr  das  bewegliche  Vermögen  der 

Kiiitonscinwohner,  Korporationen,  Vereine,  Gesellschaften,  An- 
staltm  usw..  für  im  Kanton  legenes  unbowt-w-liches  Vermögen 
dris.'lben  Kategorien,  das  unlxnvcgliche,  im  Kanton  frelegene  Ver- 
mögen Auswärtiger,  das  bewp«rHf'he  Kapital  der  letzteren,  soweit  es 
den  im  Kanton  gelegenen  Betrieben,  Geschäften  nsw,  dient,  im 
Kanton  amtlich  verwaltete  Vermögen  Aaswärtiger  (Staatsverträge 
vorbehalten). 
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a)  Prinzip  der  Steaereinechätzang:  Bei  Gmndstflcken,  Ge- 
bänden,  Viehhaben  ist,  soweit  aie  landwirtschaftlieben  Zwecken 
unmittelbar  dienen ,  ^/^  de«  dnTcbschnittlicben  Verkehrswertes 
Btenerbar; 

bei  allen  anderen  Gebäuden,  Grund  und  Boden  der  durch- 
schnittliche Vnkehrswert; 

bei  Waldungen  ^/^  des  \  erkehr8wertes ; 

Fahrnisse,  Warenlager,  Kenten,  Versicliernng'Spolicen  u.  dgl. 
sind,  soweit  sie  ÜOUO  Frs.  übersteigen,  steuerbar. 

b)  Befreiung  von  Vermögenssteuer.  Befreit  sind:  Kirchen-, 
Schal*,  Erziebnngs-,  Spital-,  Kranken-  nnd  Armenzwecken 
dienende  VennSgen;  ebenso  VennO|[;en  der  Vereine  und  Stiftnngen 
gemeinnützigen  nnd  wohltätigen  Charakters,  sofern  dem  Bäte 
Einsicht  in  die  RechnnngsfllbTOng  gewfthrt  wird; 

Handwerk^gerSte,  Hausmobiliar,  Ontsertrag  des  laufenden 
Jahres  bis  auf  20000  Frs.  Der  Mehrbetrag  ist  V-2  steuerpflichtig; 
VermSgen  unter  1000  Frs. 

EntsohSdigiingen  tTir  Krwerbseinbusse  bis  auf  10000  Frs. 

c)  Teilweise  Stenerbef rein n^-  tür  Witwen,  ledig'P  oder  ge- 
schiedene Frauenspersonen,  für  Minderjährige,  deren  Vermögen 
nicht  vom  Vater  oder  Stiefvater  genützt  Wird,  und  für  vw- 
dienstunfähige  Personen. 

d)  Die  Vermögenssteuer  ist  progressiv.  Sie  beträgt  für 
lOOO-'lOOOOO Frs.  =  l^j^  für  jedes  weitere  100000  =  0,05 o/oq 
mehr,  somit  für  1000000    1,5  ^/qq. 

II.  Die  Einkommensteuer.  Sie  ist  zu  entrichten  von  Kan- 
tonseinwohnern. Vereinen,  Gesellschaften,  Auss  wärt  igen,  die  im  Kanton 
ein  Geschäft  betreiben,  Pensionsbeträs-en  aller  Art. 

Abgerechnet  werden  Unkosten:  Betriebskapital,  Ab- 
nutzungen an  Gebäuden,  Maschinen. 

Hassgebend  im  Zweifel:  Durchschnitt  der  letzten  8  Jahre. 

Befreit:  Jährlicher  Ertrag  von  Zinsen,  Dividenden  bis  auf 
4%;  Einkommen  bis  1000  bezw.  1200  Frs.  (Familien  mit  1^3 
Kindern)  besw.  1500  Frs.  (Familien  mit  mehr  als  3  Kindern). 

Die  Einkouimenstf  uer  ist  prug-ressi v.  Sie  beträgt  für 
2000  Frs.  =  0,40  Frs.  pro  Hundert,  für  jede  weiteren  500  Frs.  = 
10  Cent.  mehr. 
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ni.  PerBonalBtener.   1  Fr.  pro  Kopf. 

IV.  Besteiterang  der  ErwerbsgeBelUchaften.  DaB 
Vermögen  der  Kollektiv^,  Kommandit-  and  Kommandit- 
«ktien-Gesellscbaften  wird  kollektiv  versteuert. 

Aktiengesellschaften  und  Erwerbsgenossenschafteu  leibit^ii  \'er- 
niügenssteuern  vom  eiubezahlten  Aktien-,  bezvv.  Genossenschaftskapital, 
sowir^  Vdiu  l!e«!erve-  und  ähnlichen  Fond?,  enveisliche  Kinbussen 
voi  bt'haiten,  und  zwar  2  ®/qq.  Eine  Keduktion  rindet  statt  bei  Na<  h- 
^veiB,  dass  die  Aktien-,  bezw.  AuteiLsclieine  von  den  Inhabern  im  Kanton 
versteuert  werden. 

Als  Einkommen  ist  zu  versteaem  die  Einlage  in  Reserve- 
und  fthnliehen  Fonds,  Verwendungen  ans  dem  Ertrag  der  VennOgens- 
vermehrnng,  die  an  die  Mitglieder  ansgezahlten  Dividenden,  Gewinn- 
anteile, Tantiemen,  Gratifikationen  auswärtiger  Verwaltnngsräte  oder 
Angestellter. 

Absag  davon:  4%  des  versteuerten  Aktienkapitals  und  der 

Fonds. 

Die  Eiiiküuimensteuer  beträgt  mindestens  maximal  lo**/^ 
des  steuerpflichtiaren  Keiiii^ewinns. 

Gt'St'llschafit  n  mit  Sitz  im  Kanton,  die  aber  ihrer  wirtschaft- 
lichen ZweckbestiriTmung  entsprechend  die  geschäftliche  Tätigkeit 
vorwiegend  auswärts  ausüben,  liaben  die  Hälfte  der  Einkommensteuer 
zu  entrichten. 

Hiesige  Filialen,  Agenturen  auswärtiger  Gesellschafben  ver- 
steuern im  Verhältnis  des  hiesigen  Geschäftes  zum  Hauptgeschäft 

V.  Ermittlung  des  steuerpflichtigen  Vermögens  und 
Einkommens:  Stenerkommissiun.  zAisamriit  iiMt  setzt  aus  Delegierten 
des  Kantons  und  jtidi  r  (n-meinde:  kaiitonidr  Steuerrckurskomuiission; 
alle  r»  Jahre  Totalrovisioii  der  .Sieueiiegihiei";  jährlich«'  Partialrevision 
bei  Vermögensl)ewegungen  der  einzelnen;  mündlirlip  oder  schriftliche 
Angabe  des  steuerpflichtigen  Einkommens  und  \  ermögens  durch 
den  Steuerpflichtigen;  Recht  der  Öteuerkommission  auf  Vorlage  von 
Urkunden,  Büchern,  Bilanzen,  Ernennung  von  Sachverständigen. 

Über  die  Einkommensteuer  entscheidet  im  Bekursfalle  endgttltig 
der  Regiemngsrat,  Uber  die  Vermögensteuer  der  Riehter. 

VI.  Folgen  unrichtiger  Versteuerung:  Nachsteuer  des 
vorenthalteneu  Vermögens  und  Einkommens  bis  auf  lo  Jahre  zurück 
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und  eveut.  But>Hzusclilag  bis  ant'  75  event.  auch  überdies  ge- 
richtliche Bei^trafnog:  bis  zvl  2000  Fra.  Geldbiisse. 

VII.  Steaermazimam  einznfUhreii  ist  einem  ^Nachtragsgesetz 
vorbehalten. 

Zorn  Stenergeeeta  wurden  am  4.  Juli  1904  eine  detalUerte 
Vollziehnngsverordnnng  nnd  am  10.  Avgost  1904  Weisungen 
des  Finanzdepartementa  fttr  die  erste  Totabrevision  der  Begister 
erlassen. 

13.  Gesetz,  betr.  die  frewerblicheu  8chiedsgericlite, 
vom  Kl  Mai  llt<i4  (Revision  d»  s  bisherigen  von  1R97). 

.Sachkoiii petenz:  Streit ifjkeiten  zwischen  Inhabern  von  Ge- 
werben, Handels-  und  Fabrikationsgeschäften  und  deren  männlichen 
and  weiblichen  Angestellten,  Arbeitern  und  Lehrlingen  ans  Dienst- 
nnd  Lehrvertrag,  sofern  sie  den  Streitwert  von  300  Frs.  nicht  über- 
steigen nnd  nicht  beide  Parteien  es  vorziehen,  den  ordentlichen 
Bichter  anzurufen. 

Stickereifachgericht  bleibt  hiervon  nnberllhrt 

Im  Einverständnis  der  Parteien  auch  sachliompetent  bei  Streit- 
betrügen  von  800—2000  Frs. 

Dorch  Vertrag  kann  Anrufhng  des  gewerblichen  Schiedsgerichts 
nicht  im  voraus  ausgeschlossen  werden. 

Einführung  fiir  eine  oder  mehrere  Gemeinden  und  für  eine 
oder  mehrere  Berufsgruppen  takuluitiv. 

Bestand:  Präsident  nnd  2  Mitsrlieder  (je  eins  als  Arbeit- 
geber bezw.  Arbeitnehmer  dt-r  betr.  l?erntsart i. 

Wahl  des  Schiedsgerichts-Präsidenten  und  -Schreibers  durch 
Bezirksgericht  auf  3  Jahre;  wo  mehrere  Gemeinden  sich  auf  ein 
Schiedsgericht  geeinigt,  erfolgt  die  Wahl  durcli  Kantonsgericht. 

Wahl  der  Schiedsrichter  durch  die  vom  Regierungsrate  fest- 
gestellten Bernfsgruppen  durch  Urnenabstimmnng.  Stimmrecht  regelt 
rieh  nach  Yorsehriften  filr  die  eidgen.  Wahlen.  Amtezwang  für 
1  Amtsdauer. 

Kosten  des  Schiedsgerichtes  zahlen  Gemeinden,  welche  hier- 
gegen die  Gerichtsgehflhren  beziehen. 

Verfahren:  Streitfallanmeldung  nach  Formular  (Streitparteien, 
Streitwert,  Streithetreff,  Bemfsklasse,  Beweismittel). 

Vorladnngen  ergehen  1 — 2  Tage  nach  Anhängigmacliung 
auf  höchstens  3  Tage. 
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Sitzungen  zur  Abeodfreizeit. 
Keine  Gerichtsferien. 

Persllnliches  Erscheinen  4er  Parteien  erforderlich,  Stellver- 
tretnog  nnr  in  bestimmten  F&llen  snlSssig. 

Zuerst  gütlicher  Vergleichs  versuch;  bei  Hisslingen 
Tatbestandsfeststellnii^^  im  mflndlichen  Verfohren,  eTent.  Verroll- 

Btfindi^ini^  der  Beweismittel,  freie  Beweiswördigung;  mtindHche 
Uneilserülliiuii'r  mit  suiiiiuari&cher  Begründung;  nachher  scliriltliche 
Urteilszustellung. 

Rekurs  gegen  TVteil  innerhalb  M  Tacfen  an  die  Rekurs- 
kommission  des  Kantonsf^^fiirhts  zulässig  nur  wegen  Verletzung 
rrf^.  t/.Iicher  Voi-scJiriften ;  Rekurskommission  fftUt  OYent  selbst  den 
^'achent8cheid. 

Sitznngsgeld  der  Schiedsrichter  2 — 8  Frs.  Der  Prfisi- 
dent  und  Schreiber  werden  vom  Staate  besoldet 

Sprachgelder  1—10  Frs.,  bei  Streitwert  fiber  900  Fra.  bis 
auf  50  Frs. 

14.  (iosL'tz,  betr.  Verwendung  des  Bund«- .-^ bei traj^es 
zur  Unterstützung  der  öffentlichen  Primarschule  und 
betr.  EinfüUrang  eines  4.  Seminarkurses,  vom  18.  Mai  1904. 

Von  der  zur  Verfügung  stehenden  Snmme  werden  verwendet: 

10%  an  den  Kanton  fttr  Dienstalterssiilagen; 

35%  fttr  Bau  nnd  Nenbao  von  Schnlhänsern,  bezw.  Amortisation 
von  Banschulden  ab  1900;  ebenso  fttr  Schnlmobiliar,  Turn- 
hallen, Turngeräte; 

20%  fQr  Erhöhung  der  Ruhegehfilter  der  Lehrer; 
7  %  für  bessere  Ausbildung  der  Primarlehrer  und  Erweiterung 
de«  Lehrerseminars; 
für  obligatorische  Fortbildungsschulen; 

2ü  Q  für  übrige  bundesrechtlich  hierfür  vorgescliene  Zwecke 
(s(  h wachsinnige  arme  Kinder,  neue  Lehrstellen,  Lehrmittel, 
Schulmaterialieu). 

15.  Verkehrsschulordnung  vom  16.  Juli  1904  (Revision 
der  bisherigen  von  1903). 

Verkebrsschnle:  Fachschule  für  Eisenbahn-,  Post-,  Tele- 
graphen- und  Zolldienst 

Minimalalter  der  Schüler  14^'}  Jahre. 
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16.  Gesetz,  betr.  Dieustaltersznlagen  an  die  Sekun- 
där! ehr  er,  Tom  2S.  November  1904  (Revision  des  bisherigen 
von  1892). 

Die  jfthrlichen  Zulagen  betragen: 

bei  6—10  Diensljjahren  ...   100  Fn., 
„  n-15        «  ...   200  , 

„  16  nnd  mehr  Dienslgabieu  .  800    „  . 
Berechtigt  sind  alle  Seknndarlehrer  nnd  •Lehrerinnen  geist- 
liehen nn^  weltliehen  Standes  nach  Masagabe  der  anf  Gmnd  eines 
Patentes  eines  Hauptlehrers  im  St.  gallisch«!  aktiven  Schaldienste 
verbrachten  Jahre. 

17.  Verordnung,  betr.  die  Kostkiuder,  vom  3.  Febr.  1905. 

Kostkinder  (Kinder  im  Alter  unter  8  Jaliieii,  welche  des  Er- 
werbes wegen  in  Pflege  genommen  weiden)  sind  der  ( htsgesnndheils- 
kommission  za  notifizieren;  üe  werden  von  dieser  oder  von  dele- 
gierten Damen  jährlich  unangemeldet  minclestens  2  mal  besucht, 
wobei  die  Aufmerksamkeit  anf  die  Reinlichkeit  im  Hanse,  Bett 
nnd  Bekleidung,  die  Nahrang  nnd  Wartung,  das  Anssehen  nnd 
Befinden  des  Kindes  zu  richten  ist.  Darflber  ist  schriftlich  Bapport 
za  erstatten. 

ÜbelstSnde  sind  zn  verweisen;  anf  Abhilfe  ist  zn  dringen, 
event.  ist  Anzeige  an  den  Bezirksarzt  nnd  das  üntersnebnngsamt 
zn  maehen. 

Die  Unterbringung  von  Eostklndem  bei  schlecht  belenmnndeten 

Personen  oder  solchen,  die  sich  ans  Gründen  des  Alters,  der  Gesund- 
heit, der  Wolinnnf,^sverh;iltnisse.  dazu  nicht  ei<,'-nfii,  ist  verboten; 
*-benso  bt-i  sdkht  a.  bei  denen  häutige  Todesfälle  imter  den  Pflege- 
kindern vorkuiuuien  oder  die  der  Anzeigepflicbt  nicht  nachkommen 
oder  fruchtlos  verwarnt  sind. 

B.  Literatur. 

1,  Gesetzsammlung  (eidgenössische  und  st.  gallisch*'  Erlasse), 
betr.  das  Sanitätswesen  (öffentliche  Gesundheitspflege  und  Medizinal- 
wesen)  Im  Kanton  St  Gallen.  Herausgegeben  im  Auftrage  der 
kantonalen  Sanittttskommission.  St  Gallen  (Redaktion  der  „Ost- 
schweiz'*) 1903. 

2.  EidgenSseische  und  kantonale  Vorschriften  Uber  Viehsencben- 

polizei.   St  gall.  Staatskanzlei  190S. 

j^hrbneh  d«r  intemat.  Ywetnlfiuig.  8.  Bd.  167 
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3.  St.  gallisches  Privatreclit.  Sammlung  der  Gesetze 
ond  Verordnojigeii  des  Kantons  St.  (iaileu  über  das  Privatrecbt 
von  Dr.  C.  Jae'^kib,  Bandesricbter.  2.  Anfl.  anter  BerflckBichtigoiig 
der  grondsätxUcJiea  £at8cheidoiigen  des  Regiernng^rates.  des  Kau- 
tons-  nnd  KaftBatioDigorichteB.  St.  Oalleo,  Fehrscke  Bachb.,  1904. 

4.  St.  gallische  VerwaUnngsgeseUgebnug.  Sammlimg 
der  auf  dem  Gebiete  des  kantonalen  Staats-  und  Verwaltnngsrechtes 
giltigen  Erlasse  (3  Bände),  im  Auftrage  des  Begieningsrates  heraus* 
gegeben  Ton  0.  MOllks,  Staatsschreiber.  .  St.  OaUen,  Zollikofer« 
sehe  Drnckere!,  1904. 

5.  Wegweiser  durch  die  st  gallische  Staats-  und  Ge- 
meinde Verwaltung.   Herausgegeben  von  der  Staatskanzlei,  1905. 


15.  Graubünden.') 

Referent:  Prof.  Dr.  P*  Tuor  in  Freiburg. 


1899. 

1.  Gesotz  über  Feuerpolizei  vom  27,  Ilai  1899,  in  Kraft 
getreten  am  1.  .lauuar  11)00. 

JEIa  hat  iin  wesentlichen  die  Bestimmungen  der  grossrätlichen 
Verordnung  vom  22.  Juni  1872  beibt  halten  und  weiter  ausgebildet. 
Die  Handhabung  der  Feuerpolizei  bleibt  den  Kreisen  und  Gemeinden 
anvertraut:  die  Kreise  haben  Feuerordnungen  zu  erlassen,  die  Ge- 
meinden können  besondere  feuerpolizeiliche  Vorschriften  aufteilen. 
Die  Gemeindevorst&nde  müssen  mit  der  Handhabung  der  Feuerpolizei 
eines  ihrer  Mitglieder  oder  eine  besondere  Kommission  betrauen. 
Die  n&chste  Aufsicht  über  das  Feuerwesen  in  den  Gemeinden  ftihrt 
eine  von  den  Kreisbeh9rden  gew&hlte  Kommission,  die  oberste  Auf- 
sicht steht  dem  Kleinen  Rat  zu.  Das  schweizerische  Xormalgewinde 
(55  mm)  ist  tür  Hydranten,  Spritzen  nnd  Schlänche  vorgeschriLb.'ii; 
die  K«*gloment8  des  sciiweizerischen  Feuerweiirvereins  »iud  ubli- 
giiloi  isch. 

Der  Kanto!»  frudert  das  Fenorwehrwesen  durch  Instruklions- 
kurse,  Inspektionen  und  Kosteubeiträge, 

')  Da  uns  im  letzten  Bericht  der  Korrespoiident  fttr  diesen  Kanton  im 
Stich  gelassen,  folgt  hier  eine  Cbersicht  aber  die  letzten  Bocbs  Jahre.  H.  0. 
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2.  Gesetz  ftber  den  Harkt-  and  Hansierverkehr  vom 
27.  Hai  1899,  in  Kraft  getreten  am  1.  Jannar  1900,  erlassen  auf 
Petition  der  kanfm&nnischen  gewerblidien  Vereiniinuig  in  Gliar  nnd 
dee  BehwBizeriflctien  GesehäftsreiBenden- Vereins  unter  Änfhebmiir  des 
Mheren  Gesetaes  vom  28.  Jannar  1884. 

Für  den  Harktverkehr  wird  kein  Patent  yerlangt;  es  gentigt 
Vorweis  der  Heimatschriften.  Eines  Harktpatentes  bedürfen  jedoek 
Angehörige  nicht  vertragsrechtlicher  Staaten. 

Die  Gemeinden  können  Stand-  oder  Platzgelder  verlaiig.;ii. 
Ffir  den  Hansierverkehr  muss  in  der  Regel  ein  Patent  gelöst  werden 
(Taxe  1 — 20<>  Frs.  pro  Monat,  resp.  bei  \'erstei^eruugen  Tages- 
gebühr 10 — 100  Frs.).  Frei  von  Patentzwang  sind  Vorstell unfj^en, 
die  wissenschaftliches  oder  Kunstiuteresse  bieten  oder  innerhalb  der 
Wolingemeinde  stattfinden,  ferner  der  Verkauf  landwirtschaftliche 
Rohprodukte  nnd  einiger  gleichgesetzter  Objekte.  Dem  Haosier- 
Terkelir  gleichgestellt  sind  n.  a.  die  sogen.  Wanderlager,  Saison- 
gesehäfte  an  Knrorten,  antonatiseher  WarenTersehlnss.  Das  Han- 
sieren  ist  snr  Nachtseit,  an  Sonn-  nnd  Feiertagen  verboten. 

Die  Gemeinden  kOnnen  eine  Visnns-  nnd  Hansiergebttlir  ver- 
langen. 

8,  Gesetz,  betr.  Zuteilung  des  Hofes  Giova  zu  der 
Gemeinde  Buseno  nnd  zum  Kreise  Oalanca,  vom  81.  Mai  1899. 

4.  Gesetz,  betr.  die  Erstellung  eines  Konviktes  für 
die  Eantonsschule,  vom  ^1.  Mai  1899. 

1900. 

1.  Gesetz,  betr.  Besoldung  der  Volk>^c hnllehrer,  vom 
1.  Juni  1900,  welcheB  die  von  Gemeinden  und  Kanton  zu  bezahlenden 
Lehrergelialte  erhöhte. 

2.  Wirtschaftsgesetz  vom  29.  Mai  1900,  in  Kraft  am 

1.  Jannar  1901.   Graubttnden  besass  bis  dahin,  einzig  nebeuk  dem 

Kanton  Tessin,  keine  kantonale  Begelung  des  Wirtschaftswesens. 

In  einer  Anzahl  von  Gemeinden  bestanden  statutarische  Bestimmungen 

darflber.  Anch  dieses  kantonale  Gesetz  besclirKnkte  sich  auf  die 

Ordnung  gewisser  Hauptpunkte,  Ifisst  im  Übrigen  den  Gemeinden 

frme  Hand,  in  deren  Kasse  auch  die  von  ihnen  festzusetzenden  Ge* 

bühren  für  die  Wirtschaftsbewilligung,  sowie  die  Bussen  fallen.  Das 

Gesetz  enthält  insbesondere  Bestimmungen  über  die  Einrichtung 

167* 
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saiiitarisch  frnter  Wirtschaftslokalitätcn,  über  die  Eigenschaften, 
welche  ein  Petent  för  die  WirtBchafisbe willigung  besitsen  mnBS, 
Qber  den  EataEHj;  des  Patentes  ftber  den  SchutE  der  Angestellten 
(MftdcbeD  mflsBen  das  18.,  Knaben  das  16.  Jahr  2tirfickgelec;t  haben, 
um  in  AnMcbanklokalen  zur  ständigen  Bedienung  verwendet  an 
werden;  dem  Dienstpersonal  mnss  eine  wenigstens  Tstündige  nnnnter* 
broofaene  Schlafeeit,  wöchentlich  mindestens  4  Stunden  Freizeit,  da- 
von  eine  Stunde  auf  Sonntag  vormittag,  znkonunen.  ScUafsinimer 
mllssen  wenigstens  ein  ins  Freie  gehendes  Fenster  haben),  tiber  die 
Wirtücliaftäzeit,  Bekämpfung  des  AlkohoUsmus. 

190h 

Das  Jagdgesetz  vom  22.  Mai  1901.  in  Kraft  am  1.  Januar  1^02, 
bezwcf  kf  insbesondere  eiue  grussere  Siiinumifr  des  Wildstaiules  und 
zieiii  drshuUj  der  Jag^dberechti^ung  eii^i  ]  o  (  Tvr'iizen.  Dazu  dienten 
vor  allem:  <lie  Erhöhung  des  zur  Jagdausübung  notwendigen  Alters 
von  18  auf  20  Jahre,  die  Verkürzung  der  Jagdzeit  (Hochwild 
1. — 25.  September,  Niederwild  1.  September  bis  30.  November),  die 
Erhöhong  der  Jagdtaxen»  Verbot  des  kleinkalibrigen  Gewehres  and 
der  Repetierwaffe,  yon  Lanfhnnden  bei  der  Hoehwil^jagd,  von  Kogel* 
gewehren  bei  der  Niederwil^agd,  Schalung  spezieller  Organe  aar 
Jagdanfticht. 

1902. 

1.  Gesetz,  betr.  die  Fischerei,  vom  22.  Mai'  1902,  in 
Kraft  am  1.  Jannar  1908,  hebt  das  Gesetz  von  1862  anf.  Nach 
diesem  Gesetz  war  die  Fischerei  frei  gegen  eine  einikche  Bewilligung 

der  Gemeindevorstünde ;  das  vorliegende  Gesetz  basitrt  anf  dem 
Patentsystem.  Es  enthält  im  weiitrcn  eine  Keihe  von  Bestimmungen 
zum  besseren  Scliutz  dtis  Fisdibestandes. 

2.  Gesetz  über  die  Verantwortlichkeit  der  Behörden, 
Beamten  nnd  öffentlichen  Angestellten  vom  26.  Hai  1902, 
in  Kraft  am  1.  Januar  1903.  Es  statuiert  die  Verantwortlichkeit 
der  Behörden,  Beamten  nnd  Öffentlichen  Angestellten  flir  durch 
Amtspflichtyerletsung  verursachten  Schaden  im  Falle  von  dolos  und 
calpe  lata.  Die  Haftung  tritt  nicht  ein,  wenn  der  Geschädigte  es 
unterlassen  hat,  von  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  Bechtsmitteln  zur 
Abwendung  des  Schadens  Gebrauch  zu  machen.  Die  betreffenden 
Korporationen  haften  subsidiär. 
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8.  Gesets,  betr.  Massnaliiiieii  ST^gen  die  Tuberkulose, 
▼om  26.  Mal,  in  Kraft  am  1.  Januar  1908. 

TodesfSlle  einer  mit  TnberlLiiloee  belasteten  Person  sind  dem 
Besirlcsanst  sofort  anznzdlgen.    Dieser  sorgt  fOr  Yornahrae  der 

vorgeschriebenen  Desinfiziening. 

In  Knrnrten  für  Lungenknuike  and  au  Übergangsstationen 
kann  der  Kleine  Hat  die  Gemeinden  anhalten,  den  VerMltnissen 
eataprechende  Bestimmungen  zn  erlassen. 

Weiter  enthält  das  Gesetz  eine  Reihe  von  Empfehlungen  au 
Behörden  und  Verwaltung  zam  Zweoke  sanitariscben  Schatzes. 

1908. 
Keine  Gesetze. 

1904. 

1.  Gesetz,  betr.  Scbnlpflicbt  and  Schnldaner,  Tom 
25.  ICai  1904,  erlassen  im  Ansehlnss  an  die  eidgenössische  Snb- 
▼entioniemng  der  Volkssehnle.  Das  Gesetz  ersetzt  den  IL  Abschnitt 
der  bisherigen  kontonalen  Schulordnung.  Es  bezweckt: 

1.  Die  Ausdelinung  der  Schnldaner  von  26  auf  28  Wochen,  bezw. 
Behaltnng  der  26  Wochen  und  Zufttgiing  eines  9.  Schnlljahres 
oder  einer  Sommerschnle  von  10  resp.  von  weniger  Wochen 
bei  enti^prechend  gi'Össerei  Zahl  der  Nvochentlichen  Schulstunden. 

2.  Regelung  der  Privatschule.  Der  l'rivatnnterrieht  im  elterlichen 
Hanse  und  die  private  Primarschule  werden  anerkannt,  doch 
mnss  der  Unterrirlit  von  i»aientierten  [.ehikräfteu  und  nach 
Masagabe  des  Lehrplanes  erteilt  werden;  er  untersteht  der  Auf- 
sicht des  Schnlrates  und  des  Kleinen  Rates.  Private  Primar- 
schulen werden  vom  Schulinspektor  Jalirlicb  einer  Prafting  unter- 
zogen. Kinder,  die  im  elterlichen  Hanse  unterrldttet  weiden, 
mUssen  zu  den  PrOfüngen  der  Qffentliehen  Schulen  erscheinen 
und  IcSnnen  zum  Eintritt  in  die  letzteren  veranlasst  werden, 
sofern  ihre  Leistungen  nicht  genügen. 

2.  fiepräsentanzgesetz  vom  18.  Kai  1904  unter  Aufhebung 
des  entsprechenden  Gesetzes  von  1881.  Die  Kreise  wShlen  auf  je 
1800  Einwohner  oder  einem  Bnicliteil  von  mindestens  651  Ein- 
wohneiTi  einen  Grossratsabgeordneten;  jeder  Kreis  hat  wenigstens 
einen  Abgeordneten.   Darin  liegt  die  /inderung,  dass  früher  die 
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kleinsten,  keine  651  Einwohner  zSlilenden  Kreise  (Sa0en,  A^ers), 
ohne  Vertretnnjf  waren. 

16.  Aargau. 

Beferent:  XaÜonalrat  F*  X«  EggspUlilery  Oberriebter,  Zursach. 


1902. 

In  diesem  Jahre  sind  von  der  gesetzgebenden  Behörde  keine 
Gesetze  zu  Ende  beraten  und  dem  Volke  snr  Abstimmang  anter* 
breitet  worden. 

1903. 

Gesetz,  betr.  das  Wirtschaftswesen  und  den  Handel 
mit  geistigen  Getrtnken,  vom  2.  März. 

1.  Die  Staatsverfossnng  für  den  Kanton  Aargan  Tom  23.  Aprfi 
1885  schreibt  in  Art.  84  (Lemma  4)  vor: 

„Es  ist  beförderlich  ein  Wirtschaftsgeeeti  za  erlassen,  welches 
den  Kleinverfcanf  geistiger  Oetrftnke  aller  Art  nnd  der  Spiritnoeen 
insbesondere,  sowie  die  Erteilung  von  WirtBchaftskonsessionen  nach 
Ulassgabe  des  An.  31  lit.  c  der  Bnndesyerfassong,  möglichst  be- 
schränkt uinl  das  Wirtschaftsgewerbe  unter  verschärfte  sanit&ts- 
polizeiliche  (  berwachung  stellt." 

In  Ausführung:  dieses  Po?;tnLatCa  hatte  der  (Ti-osse  Hat  schon 
im  Jahre  1H97  ein  neues  W  rrschaitsgesetz  ausgeai'beitet,  welches 
folgende  hauptsächliche  Neuenuifren  enthielt: 

a)  Die  Gastwirtschaften  sind  auf  das  wirkliche  Bedürfnis  zu 
beschränken. 

b)  Der  Betrieb  der  Wirtschaft  ist  so  zn  ordnen,  wie  es  die  Volks- 
wolüfahrt  erheischt. 

c)  Der  Handel,  nnd  zwar  sowohl  der  Groashandel  als  der  Klein- 
handel mit  geistigen  Getrftnken,  ist  den  durch  das  Öffentliche 
Wohl  geforderten  Beschribkknngen  an  nnterwerfen. 

Dieses  Gesetz  Ist  damals  vom  Volke  mit  Uehrheit  verworfen 
worden.  Han  schrieb  die  Verwerfung  des  Gesetzes  hauptsächlich 
der  Beseitigung  der  sogen.  ^EigengewKchswirtschaften',  sowie  der 
Wiedereinführung  des  sogen.  ^ Bedürfnisartikels "  (Vide  sub  a  oben) 
/u.  Der  Grosse  Rat  arbeitete  ein  neues  Wirtschaftsgesetz  aus,  in 
welches  die  Eigeuge  wachs  wirtschaften  wieder  aufgenommen  wurden, 
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um  einem  Wimaebe  der  Be7<Ukefiiiig  in  einzelnen  Landestdlen 
Reehnnng  zn  tragen,  obwohl  diese  Art  der  Wirtsehallen  hentzatage 
keine  gioiee  Bedentnng  mehr  hat  nnd  anch  selten  vorkommt.  Da- 
gegen wnrde  der  „BedttrMaartikel''  nicht  fallen  gelassen.  Die  Be- 
hSrden  betrachteten  denselben  als  eine  der  wichtigsten  Bestimmnngen 
des  Gesetzes.  In  immer  weitem  Kreisen  ist  man  mt  Erkenntnis 
gelangt,  das»  die  zu  grosse  Zahl  von  Wirtschaften  wesentlich  zum 
1*>)erniab;.  im  Alkoholgenuss  beiträgt.  Dass  dieses  Übermass  in  ver- 
scliiedeuer  Richtung"  scliiidlich  und  verderblich  wirkt,  darüber  besteht 
bei  allen  Einsichiifj:en  kein  Zweifel.  Es  ist  daher  die  Pfticht  der 
Behörden,  nach  Möf,'^li(  likeit  diesen  Schaden  abzuwenden. 

Im  übrigen  enthielt  diese  neue  Gesetzesvorlage  keine  wesent- 
liche Änderung  von  der  ersten  vom  Jahre  1897.  Das  neue  Gesetz 
wvrde  vom  Volke  angenommen. 

2.  Volksbegehren»  betr.  die  Wahl  der  Reglernngsräte 
nnd  Ständerate  dnrch  das  YolL 

Im  Jahre  1902  haben  7609  stimmfthige  Bftrger  des  Kantons 
Aargan  dem  Grossen  Rate  ein  Begehren  unterbreitet,  in  welchem 
gemSss  Art.  101 — 105  der  kontonalen  Verfassung  nnd  des  §  9  des 
Gesetzes,  betr.  die  Stellung  nnd  Erledigung  verfassungsmässiger 
Volksbegehren,  vom  27.  September  1895,  das  Gesuch  gestellt  wurde, 
in  die  aai  ita  lische  Verfassung  sei  hauptsächlich  folgende  neue 
Beütiuinmng  aufzunehmen: 

„Dem  Volke  steht  die  Wahl  der  ^fit^lieder  des  I\egienuig"s- 
rates  und  der  Abgeordneten  in  den  iStüuderat  zu.  Beide  Walilen 
haben  in  einem  Wahlkreis  zu  geschehen.  Bei  Bestellung  des 
Regierungsrates  ist  die  Minderheit- zu  berücksichtigen.  Die  Stände- 
räte sind  für  die  gleiche  Zeitdauer  zu  wählen,  wie  die  Mitglieder 
des  Nationalrates.  —  Die  Hitglieder  der  Begierong  kennen  nicht 
gleichzeitig  llitglieder  des  Grossen  Batea  sein.  —  Der  Begierongs- 
rat  wftblt  ans  seiner  Mitte  je  anf  ein  Jahr  einen  Prftsidenten  mit 
dem  Titel  Landammann  nnd  einen  Vizeprflsidenten  mit  dem  Titel 
Landstatthalter." 

Der  Grosse  Bat  bat  das  Volksbegehren  als  ein  verftusnngs- 
missiges  Initiativbegehren  betrachtet  trad  behandelt,  hat  aber  daranf 
vei"zichtet,  die  Verfassungsrevision  von  sich  aus  vorzunehmen  und 
beschlossen:  Das  Initiativbej^ehren  ungesäumt  dem  \'idksentscheid 
zu  unterwerfen  und  die  verlangte  Verfassungsrevision  erst  vorzu- 
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nehmen,  wenn  die  Mehrheit  der  gesetzlich  abstimmenden  Bürger 
dem  gestellten  Beviaioiiahegehren  beistinunt 

In  der  Volksabstimmung  wnrde  das  Initiativbegeliren  am 

26.  Aitril  aiigenommen. 

3.  Gesetz,  betr.  die  direkten  Steuern. 

Am  gleichen  Tsge,  an  welchem  das  soeben  besprochene  Ini* 
tiativbegehren  zur  Volksabstimmnng  gelangte,  wnrde  zngleieh  dem 
aargauischen  Souverän  ein  neues  Steuergesets  znr  Abstimmung 
nnterbreitet,  das  aber  mit  Mehrheit  verworfen  wurde.  JOie  gegen- 
wärtige Steuergesetzgebung  im  Kanton  Aargau  Ist  eine  ziemlich 
komplizierte.  Wir  haben  ein  Staatsstenei  ^^et^etz,  ein  Gemeindesteuer- 
gesetz  und  eine  diese  beiden  Gesetze  iu  verschiedeneu  Vorßchriften 
abändernde,  auf  den  Art.  72  flf.  der  Staatsverfassung  beruhende 
Veioidiiuug^  des  Giosscu  Kates.  Die  neue  Gesetzegvorlaj^e  war  ein- 
heitlick  und  hatte  namentlich  folgende  Neuerungen  vorgebehen: 

Das  liegenschafbliche  VermSgen,  dessen  £igentümer  ausser 
dem  Kanton  wohnen  und  Kantonsbürger  sind,  whrd  armensteuer- 
pflichtig  erklärt  Vom  Vermögen  an  Grundstücken  sollen  in  ein- 
fhcber  Steuer  nur  60  Bappen  (bisher  80  Bp.)  von  1000  Frs.  bezahlt 
werden.  Vom  Vermögen  an  Fahrhabe  bis  auf  5000  Frs.  sind  wie 
bisher  30  Rp.  von  1000  Frs.,  vom  Mehrbetrag  dagegen  60  Rp.  zu 
bezahlen.  Die  Progression  für  die  Gemeindesteuer  ist  erfaSht  von 
83*/o  auf  ^^y^iQ  fUr  diejenigen,  deren  ganze  Steuer  500  Frs.  über- 
steigt; sie  soll  5*^/o  bis  IO^Iq  betragen  für  die  Staatsüteuer  bei 
ganzen  Stenern  von  tO  Frs.  bis  100  Frs.  und  darüber.  Im  Kanton 
domizilierte  Aktien-,  Kommanditaktieugesellschaften  und  iienossen- 
schaften  mit  1  luk  Imlu  iieni  l>etrieb  sollen  dem  Staat  ihr  Aktien- 
kapital abzüglich  die  Liegenschaften  proportional,  die  Reserven,  die 
Liegenschaften  ohne  Abzug  von  Schulden  und  den  Reinertrag  Uber 
4®/q  proprrossiv  versteaem,  ebenso  den  Gemeinden  mit  Ausnahme 
des  Aktienkapitals.  Genossenschaften  und  Vereine  zur  Beschaiftuig 
billiger  Bedttrfhisartikel  sollen  als  Erwerb  die  Einlagen  In  die 
Reserven  und  aUAUig  weitem  Gewinn  unter  Abzug  der  Rückver- 
gfitungen  bis  auf  3^/o  der  Bezüge  versteuern.  Durch  Vermögens- 
oder  Erwerbsverheimlichung  dem  Staat  und  den  Gemeinden  vor- 
enthaltene Steuern  sind  auf  10  Jahre  zurück  Im  sechsüschen  Betrag 
nachzubezahlen. 
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4.  Gesetz,  betr.  den  Schnts  der  ArbeiterinneiL 
Dnrch  das  aidgenOsaische  Fabrikgesets  Yom  Jahre  1877  ist 
einer  grossen  Zahl  Ton  Arbdtem  und  Arbeiterinnen  ein  nngemein 
wohltätiger  Schutz  gegen  die  rücksichtslose  Ausbeutung  ihrer  Arbeits- 
kraft gegeben  worden.  Nnn  gibt  es  aber  noch  eine  Anzahl  ron 
Arbeitern  und  Arbeiterinnen  in  gewerblichen  Betrieben ,  welchen 
diese  Wohltat  nicht  zngute  kommt,  da  die  betreffenden  Betriebe 
Licht  unter  das  Fabrikirnsf^tz  fallen.  Hier  beg-e^?net  man  teilweise 
noch  immer  der  rücksichlsluseu  Ausbeutung-  des  Arbeiten,  welche 
seinerseits  zur  Kintühruug  des  Fabrikf^csetzes  ireführt  hat.  Insbe- 
sondere tritt  diese  Erscheinung  da  zutage,  wo  weibliche  Arbeiter 
beschäftigt  werden,  z.  B.  in  Aussteuergeschäften,  bei  dw  T>anien- 
Schneiderei,  in  Modegeschäften,  in  Blnmenbindereien,  in  Wäscliereien, 
in  der  Papeterie  und  Posamenterie,  sowie  in  den  Verkanfsmagasinen, 
in  Wirtschaften  nnd  in  der  Hansindnstrie.  Hier  kommt  es  vor, 
daas  Arbeiterinnen  von  früh  bis  spit  in  die  Nacht  hinein,  in  an- 
sweckmSssigen  Lokalen  sosammengepfercht,  arbeiten  mflssen,  ohne 
genfigende  Pansen  znr  Erholung  nnd  Nachtruhe,  bei  geringem  Lohn 
und  oft  noch  unter  ungerechtfertigten  Lolinabaflgen.  Es  werden 
oft  selbst  Kinder  schonuuj^älos  in  Anspruch  genommen  und  den  ver- 
heirateten Frauen  vor  und  nach  der  Niederkunft  zu  grosse  An- 
strengungen zugemutet.  Gegen  eine  derartige  Ausbeutunj^  kann 
sich  die  weibliche  Arbeiterschaft  weit  wenip:er  schlitzen,  als  die 
männlichen  Arbeiter,  welche  von  ^atur  kiältif^ti  sind  und  ihre 
Interessen  durch  Vereine  und  Genossenschaften  zu  wahren  wissen. 
Alle  üblen  Folgen  der  Ausbeutung  treten  deslialb  bei  den  GeschSfteu 
mit  weiblichen  Arbeitern  in  viel  hüherm  Masse  auf,  als  bei  den 
andern.  Diese  Erscheinungen  haben  eine  Iteihe  von  Kantonen  und 
Staaten  dazu  geführt,  sogen.  Arbeiterinnenschutsgesetze  zn  erlassen, 
welche  geeignet  sind,  die  Arbeiterinnen  in  gewerblichen,  dem  Fabrik- 
gesetz nicht  unterstellten  Betrieben  gegen  die  geschilderte  Aus- 
beutung zu  schützen  und  ein  TerhSltnis  zwischen  denselben  und 
ihren  Arbeitgebern  zu  schaffen,  ähnlich  dengenigen,  welches  in  der 
Fabrikgesetzgebung  fOr  die  Parteien  gegeben  ist 

Von  solchen  Betrachtungen  geleitet,  ist  nun  auch  der  Kanton 
AargHU  dazu  gekommen,  ein  Arbeiterinnenschutzgesetz  zu  erlassen. 
Das  Gesetz  regelt  die  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  humanem,  zeit- 
gemässem  äinne,  es  nimmt  aber  dabei  auch  Rücksicht  auf  die  be- 
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rechtigten  Anspr&che  der  Gewerbetreibenden.  Man  hat  jedoch  davon 

Umsraiifr  g-enommen,  das  Gesetz  auch  fRr  die  Landwirtschaft,  wo 
^auz  andere  Verhältnisse  bestehen,  als  bei  deii  übrigen  Ciewerben, 
verbiiidlif  h  zu  machen.  Anch  auf  die  Hausindustrie  findet  es  nur 
dann  Anwendung,  wenn  das  betretiende  Geschäft  mit  besonderen, 
bezahlten  Arbeiterinnen  nnd  f^-ewcrbsrnKssi^  betrieben  wii'd. 
Das  Gesetz  ist  vom  Volke  angenommen  worden. 

1904. 

1.  GrosBratsbeschlasB,  betr.  den  Besag  einer  Viertels* 
mehratener  fttr  Kranlien-  nnd  Armenzwecke. 

Die  aarganisobe  Staatsverfossong  schreibt  in  Art  80  Tor: 
^Das  Staatsrermögen  soll  nngescbmftlert  erhalten  werden.* 
Seit  1898  hatte  aber  die  Staatsverwaltnng  bedentende  Ans- 
gabenfiberschüsse  za  verzeichnen,  die  verfassungswidrig  sind.  Um 
diese  Ansgabenttberschflsse  zn  vermeiden,  war  eine  Mehratener  not- 
wendig. Diese  Viertelmehrstener  wird  ausschliesslich  zn  Kranken- 
nnd  Armenzwecken  verwendet.  Dadurch  wird  es  möglich,  das 
ordentliche  Staatsbudget  zu  entlasten  und  ein  balanciertes  Budget 
herzustellen. 

2.  Das  II.  Ergänzangsgesetz,  betr.  die  Strafrechts- 
pflege. 

Das  peinliche  Strafgesetz  für  den  Kanton  Aargan  ist  sowohl 
in  seinem  prinzipiellen  Anfban  als  anch  in  seinen  Begriffsbeetim- 
mnngen  immer  noch  ein  gntes  Gtesetz.  Allerdings  wnrde  dasselbe 
entsprechend  den  zurzeit  seiner  Entstehnng  (vom  Jahre  1857) 
herrschenden  Anschauungen  in  einem  zu  starken  Hasse  von  dem 
Zweck  der  Abschreckung  beherrscht,  wodurch  sich  die  selbstverstftnd- 
liehe  Folge  ergab,  dass  die  Strafen  durchweg  viel  zu  hoch  gegriffen 
waren.  Als  dann  vor  ungefähr  40  Jahren  unser  Kanton  in  Lenz- 
burg seine  auch  jetzt  noch  mustergailtige  Strafanstalt  errichtete, 
kam  mit  deroii  Inlietriebset/.nng  eine  Reihe  neuer  Gesichthjuiukte 
in  unsern  Strafvollzug.  Man  bejiniiirte  si( ii  von  da  an  nicht  mehr, 
<\\o  Tievölkerung  durch  Fin^sporrun}^  der  veibrprhpri«?rhen  Elemente 
zu  sichern,  sondern  der  Sträfling  sollte  zu  nützlicher  Arbeit  ange- 
halten werden,  damit  er  nach  'jeiner  Entlassung  als  Handwerkpr 
auf  ehrliche  Weise  sein  Brot  verdienen  und  der  Gesellschaft  aU 
brauchbares  Glied  zurückgegeben  werden  kann.  Aber  auch  durch 
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EUnzelhaft,  wfthrend  welcher  dem  Oefluigeneii  Gelegenheit  gegeben 
isty  In  Bich  SU  geben  und  ftber  seine  abechllsaige  Lanfbaha  nach- 
sndenken,  durch  das  Lesen  guter  Bflcher,  sowie  durch  den  Besneh 
der  Strafhanssehnle  nnd  des  Gottesdienstes  soll  anf  die  sittliche 
Bessenmg  hingewirkt  werden. 

Die  hohen  Strafen  unseres  Gesetzes  stehen  nnn  aber  mit  dem 
viel  inieusiver  {gewordenen  Strafvollzug'-  nicht  melir  im  erforderlichen 
Einklang  nnd  der  Grosse  llM  g-ing-  denn  auch  bereits  im  Jahre  1868 
daran,  dieses  Missverhältnis  durch  Herabsetzung  der  Strafen  zu 
mildern.  Allein  sclion  nach  wenigen  Dezennien  zeigte  es  sicli,  dass 
man  in  der  Verfolgung  dieses  gewiss  richtigen  Gedaukeus  nicht 
weit  genug  gegangen  war. 

Unser  Kriminalgericht  machte  denn  auch  wiederholt  anf  dieses 
Missverhältnis  aufmerksam.  So  kam  das  II.  Ergfinsnngsgesetz  an 
Stande.  Die  Minima  der  Strafen  wurden  soweit  heruntergesetzt, 
dass  sie  annähernd  anf  die  Höhe  der  Straf  inasse  der  neueren  Gesetz- 
bücher gekommen  sind.  Der  Richter  ist  auch  befugt,  die  Strafe 
ausnahmsweise  noch  unter  das  geringste  zulässige  Mass  herabzusetzen, 
sofern  mehrere  allgemeine  oder  besondere  MilderungsgrOnde  zusammen- 
treffen. 

Die  Verjährung  des  Strafvollzuges  fehlte  bisher  nnserm 
Gesetze,  was  als  eine  bedauerliche  Lücke  bezeichnet  werden  musste. 
die  die  Üherwachung  des  iStraivollznL'es  vielfach  erschwerte.  In  dem 
neuen  Erfrfinzungsgesetz  ist  nun  auch  die  Verjäiirung  des  Ötraf Voll- 
zuges geregelt.    Die  Strafen  verjähren: 

Lebenslängliche  Zuchthansstrafe  in  30  Jahren; 
Znchthausstrafe  von  10  oder  mehr  Jahren  in  25  Jahren; 
Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  in  20  Jahren; 
Korrektionelle  Zuchthausstrafe  bis  zu  2  Jahren  in  10  Jahren; 
Jede  andere  Strafe  in  5  Jahren. 

Dieses  Gesetz  wurde  vom  Volke  angenommen. 
8.  Revision  der  Staatsverfassung,  betr.  die  Wahl  der 
BegierungS'  nnd  Ständeräte  durch  das  Volk. 

Nachdem  das  aargauische  Volk  das  Initiativbegehren  (Vide 
snb.  2  oben  vom  Jahre  1908),  betr.  die  Wahl  der  Regierung«-  und 
Ständeräle,  durch  das  Volk  angenommen  hatte,  war  es  Pfliclit  der 
gesetzgebenden  Behörde,  dafür  zu  sorgen,  dabs  sämtliche  aut»  dem 
Initiativbegeliren  sich  ergebenden  Änderungen  iu  unserer  Verfassung 
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Anfhahme  finden.   Dieser  Pflicht  ist  der  Grosse  Hat  nachgekommeQ 

uud  68  wurde  »eine  Vorlage  eudgüllig  vom  \'olke  sanktioniert 


17.  Thurgau. 

Beferatt:  Dr.  J*  EBfdWy  KantonBriebter,  St  Gallen. 


1.  ßeschluss,  betr.  Einführung  von  rientschem  Oelde 
yom  12.  Dezbr.  1902:  Den  Öffentlichen  Kaflaen  dea  Eantona  und  der 
Gemeinden  ist  nntersagt,  dentachea  Geld  ala  ZahlmigBmiitel  anza- 
nehmen. 

2.  Besehlnsa,  betr.  Einführung  der  Dvninachen  Ortho- 
graphie (mit  den  Vereinfachnngen,  betr.  t  im  Anlant  und 
Schreibweise  der  Fremdwörter),  vom  24.  Augnit  1902. 

3.  Gesetz,  betr.  die  Amtskautionen  vom  \l  ^lärz  1902 
(durch  Volksabstimmiii  u  im  27.  Juli  1**02  ang-enommen). 

4.  Gesetz,  betr.  S  t  im  m  be  re  c  Ii  t  i  tru  np.  Wahl  verfahren, 
Volksabstimmungen  und  EntlaBsuugeu  von  Beamten,  vom 
24.  Mai  1904  (durch  Volkaabstimmiug  vom  2.  Oktbr.  1904  ange- 
nommen) 

Stimmberechtigt  in  Angelegenheiten  dea  Bundes,  des 
Eantona»  der  Bezirke,  Kreise  nnd  Gemeinden  sind  an  ihrem  Wohn- 
orte die  männlichen  Kantona-  nnd  Schweizerbttrger,  welche  20  Altera- 
jähre  znrtckgelegt  haben. 

Anageaehloasen  vom  Stimmrecht  ahid  die  atrafgeriehtUch 
zum  Verlnate  dea  AktivbQrgerrechta  Vemrteilteai  die  infolge  Konknraes 
oder  frnchtloser  PfKndnng  gerichtlich  im  AktivbQrgerrecht  Einge- 
atellten,  die  Bevormundeten,  die  verschuldet  Armengen^ssigen. 

Die  Aufenthalter  erwerben  Stimmrecht  iuGemeindeaugelegen- 
heiten  eist  zwölf  Monate  nach  Erwerb  der  Aufentlialt.sbewilli^n<r. 

Wahl  verfahren  f\\r  (iemeindesacheu:  Urne  fakultativ,  soiiüt 
offene  Gemeindeversamnilunjr  (Al)<iol!itfs  Mehr  der  Stimmenden,  im 
2.  Urnenwahlgang  relatives  Mehr  der  Stimmenden  entscheidend). 

Für  eidgen.,  kantonale,  Bezirks-  oder  Kreiswahlen:  Urne 
obligatorisch. 

Fflr  Volksabstimmungen  ist  Stimmume  obligatorisch. 
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Über  EntUsBnngBgeBneli  von  GemeiBdebeamten  eni* 
Bcheidet  die  GcmeindeTenamiDlQDg  in  geheimeT  Abetioimiiiig  mit 
abeolntem  Vehr;  Ar  dea  nicht  EntlasBeiien  besteht  Beknnrecht  tu 
den  Begieningsimty  in  allen  anderen  Fällen  ordnet  der  Begiemngi* 
rat  ohne  wdteree  die  Neuwahl  an. 

18.  Tessin. 

Beferaut:  Prof.  Dr.  M.  Oaer^  Freiburg  1.  Ü. 

1802. 

1.  ExpropriationsgeeetE  (Decreto  legislative  drcala  ezpro- 
priasione  per  eansa  di  pnbbliea  ntiliti)  yom  10.  Jannar. 

Die  Enteignung  wird  bewilligt  durch  den  Grossen  Bat,  und 
zwar  bei  Werken  yoa  9ifentUchem  Nataen  anch  an  PrivatCr  Sie 
kann  anch  erfolgen  zum  Zwecke  temporftrer  Inansprachnabme  von 
Grundstücken.  Staat  und  Gemeinden  steht  sie  anch  su  bebuft  Erhaltung 
historischer  und  kttnstlerischer  Monumente  von  nationalem  Interesse. 

Verbiet  wird  dem  Expropriaten  der  Preis,  den  das  Grund- 
stück l»ei  Verkauf  aus  freier  Hand  vor  der  Enteignung  erzielt  hätte. 
Bei  teihveiser  Kntei{?nunir  niuss  sich  der  Expropriat  den  Vorteil,  der 
dem  vt  rbleibeudeii  Teil  erwächst,  an  tlie  Expropriatioiissumme  an- 
rechnen lassen.  Wird  der  Vorteil  liülier  gtseliiitzt  als  der  Ent- 
schädigung, die  er  für  den  Kest  bekommt,  so  kann  er  die  Euteignimg 
des  ganzen  verlangen. 

Anch  die  Eigenttimer  der  Nachbargrandstücke  können  durch 
besonderen  Beschlnss  des  Grossen  Rates  zur  Beitragsleistnng  heran- 
gezogen werden,  w«in  durch  die  Expropriation  ihnen  Nutzen  erwächst 

Das  Gesetz  enthält  anslBhrliche  Bestimmungen  ttber  das 
Verfahren. 

2.  Gesetz  Über  die  Znsammenlegnng  und  den  Anstansch 
Yon  Grundstücken  (sul  ragi-uppamento  e  la  permnta  dei  terreni) 
vorn  28.  Hai. 

Wohl  in  keinem  anderen  Schweizerkanton  zerfRllt  das  Grund- 

ei^t'iiUim  in  so  kleine  Parzellen,  was  die  Bewirtschafimi};-  erschwert. 
Bas  Gesetz  will  durch  verschiedene  Massregeln  ahhelfen. 

Der  fremeinderat  oder  ein  Vierteil  di  r  LTnmdeigentiinit  r  einer 
Zone  können  die  Zusammenlegung  verlangen.    Büächloät>en  wird  sie, 


Digitized  by  Google 


2652 


OesetxgobuDg  und  Literatur. 


weoB  Aie  Hi^ritSt  nach  Köpfen  oder  nach  dem  LiegenscbafUbestand 

zustiniiut.  Da  eine  Vermessung  der  Grundstücke  und  eine  Kata- 
strierung  im  Kantdn  nicht  besteht,  so  erschwert  dies  das  Veiialiieu, 
das  eingfehend  geordnet  ist,  sehr. 

Ein  Gnindei^-entü liier  kann  von  ->  iiiem  Kaclibaru  die  Abli-eluug 
eines  Grundstückes  verlan}?eii,  dessen  Fläclienniass  700  m*  nicht  über* 
steigt;  wobei  VV'ohnuugeu,  Gärten  usw.  ausgeschiussen  sind. 

Sodann  wird  eine  bessere  Bewirtschaftang  dorch  die  Hilfe 
der  Expropriation,  durch  Anlage  Ton  Feldwegen,  dnrch  Grenzbe- 
reinignng  nnd  Ähnliches  angestrebt. 

Endlich  wird  eine  alte  Bestimmnng  von  1852,  wdche  die  s« 
weit  gehende  Parselliening  bei  ErbteUnngen,  Verkanf  nsw.  ver- 
bietet, erneuert  und  doppelt  sanktioniert,  da  sie  bisher  nicht  ge- 
handhabt wnrde.  Nicht  nur  soll  eine  Teilung  nngültig  sein,  sondern 
sie  wird  dasn  noch  mit  einer  Geldbusse  von  200—2000  Frs. 
bedroht 

im 

3.  Arineugesetz  (Legge  suir  assiblenza  pabblica)  vom 
26,  Januar. 

Das  bisher  geltende  Heimatpriiizip  im  Armenwesen  wird  im 
Grundsatz  beibehalten.  Jedoch  wird  die  Wohnsitzfrenieinde  onter- 
sttttzangspflichtig,  wenn  der  Bedürftige  20  Jahre  in  derselben  ge- 
wohnt hat  Auch  sonst  muss  die  WohnsitiERemeinde  f&r  die  Unter- 
sttttsong  der  Niedergelassenen  aufkommen,  und  swar  wUirend  der 
ersten  14  Tage  auf  eigene  Kosten,  für  die  spätere  Zeit  auf  Rechnung 
der  Heimatgemeinde,  wobei  diese  die  Bttckkehr  der  unterst&tcten 
Personen  verlangen  kann. 

4.  Gesetz,  betr.  Abänderung  des  Polizeistrafgesetzes 
(in  punto  a  variaziune  delhi  legge  sulIe  contravvenzioni).  vom  l  '».  Mai. 

Bei  (  liertretung  der  Vor?=('liritten  von  einzehn-n  l^undesgesetzen 
sprach  bisiitjr  der  Staatsrat  die  i>iissc  aus.  Unterzog  sieh  der  Ge- 
büsste  dem  Urteil,  so  ward  die  Bu«!se  nin  einen  Dritieil  rednziert. 
Nahm  er  die  Bus.se  nicht  an,  so  kam  die  Angelegenheit  zur  Be- 
urteilung an  die  Gerichte.  Dies  Verfaliren  wird  nun  auf  die  Über- 
tretung aller  eidgen<issischen  Gesetze  übertragen.  Dazu  wird  dem 
Staatsrat  das  Recht  gegeben,  gegen  das  Gerichtserkenntnis  dieselben 
gesetzlichen  Rechtsmittel  su  ergreifen,  wie  sie  dem  Verurteilten  und 
dem  Verzeiger  zustehen. 
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5.  BeBchluBS  ftber  die  teilweise  Abänderung  derVer-^ 
fassnng  mit  Besag  auf  politisehe  Wahlen  vom  18.  JnlL 

Zum  Zweck  der  Vornahme  der  GrOBsratawahlen  wird  der 
Kanton  in  vier  statt  wie  bisher  in  acht  Wahlkreise  eingeteilt  IHe 
—  schon  bisher  durch  das  proportionale  Verfahren  vorgenommene  — 
Wahl  wird  insofern  etwas  geändert,  als  die  von  jeder  Wählergruppe 
in  den  Wahlkreisen  abgej?ebenen  Stimmenbrnchteile  für  den  ganzen 
Kanton  znsamnieng-ezäliU  werden.  Die  Snmiiie  wird  i/et*ilt  durch 
die  Altzahl  der  in  den  Wahlkreisen  nicht  bestimmten  Abgeordneten 
plus  eins.  Die  sonach  Gewählten  werden  demjenigen  oder  denjenigen 
Wahlkreisen  zugewiesen,  welche  für  die  betreffende  Gruppe  die 
gröBsten  Stimmenbruchteile  aufweisen,  wobei  immerhin  darauf  zn 
achten  ist,  dass  jedem  Wahlkreis  die  voUst&ndige  Vertretung  za^ 
kommt. 

Die  Staatsratswahlen,  die  bisher  ebenfalls  dnreh  die  VerhSltnis- 
wähl  anstände  kamen,  sollen  in  Znknnft  erfolgen  dnrch  das  System 
der  beschrankten  Stimmabgabe  in  der  Weise,  dass  jeder  Wähler 
nur  für  vier  Kandidalen  (der  Staatsrat  zälilt  fünf  ilitglieJer) 
stimmen  darf. 

6.  Gesetz  über  die  Wahlkreise  vom  29.  November.  Ver- 
teilt die  Grossratssitze  auf  die  vier  Wahlkreise  gemäss  der  anter 
$.  genannten  Verfassnngsrevision. 

7.  0rossrat&dekret  Über  das  einfache  Verwaltnngs- 
streitverfahren  (per  le  cause  dt  amminlstrativo  semplice)  vom 
5.  Hai. 

Es  re«relt  den  Rekurs  ge^renüber  den  Beschlüssen  der  Ge- 
meinden, sei  es  in  ihren  J'lenarver.samnilung-en,  sei  es  in  den  Aus- 
5?rhüs<5pn  (,\ssemblee  e  Consigli  comnmnali,  patriziali  e  parrochiali). 
Der  Entscheid  erfolgt  in  erster  Rekursinstanz,  soweit  nicht  die 
(Berichte  zuständig  sind,  durch  den  Staatsrat,  in  zweiter  durch  den 
Grossen  Bat.  Das  Verfahren  wird  näher  geregelt. 

8^  Gesetz  fiber  die  Verpfftndung  von  beweglichen 
Sachen  als  Zubehdrden  von  Liegenschaften  vom  9.  Mai. 

Art.  211  des  Schweiz.  Obligationenrechtes  überlässt  es  den 

Kantonen,  zu  bestimmen,  inwieweit  bewegliche  Sachen  als  Zubehürden 
eines  Ininiubiliariitandes  mitvcrptandet  werden  kHimtMi  und  was  als 
Znbehorde  einer  Liegenschaft  zu  betrachten  sei.    l  epsin  ist  einer  der 
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wenigen  Kantone,  die  den  ErlasB  eines  EinführnngsgeaetBes  zum 
Schweiz.  ObUgationenrechte  (das  am  1.  Januar  1883  in  Kraft  trat) 
nicht  fHr  n<)ti^  Inelten.  In  diesem  Einzelpnnkte  erfolgt  die  Nachholnng. 

Die  zu  verpfuiideiiden  Mubiliarstttcke  branchen  mit  der  Liejg-enschaft 
nicht  fest  verbunden  zu  sein,  sollen  aber  iu  besonderem  Inwntar.  lias 
dem  Hypothekenbnchführer  einzureichen  ist,  verzeiciinel  werden, 
falirnis,  die  von  der  Liegenschaft  entfernt  wird,  füllt  ans  der 
Pfandhaft;  neu  angest  haltte  Gegenstände  treten  an  Stelle  derjenigen, 
die  sie  ersetzen.  Dolose  VerÄusserung,  Zerstörung  oder  AVi- 
schlendemng  auf  solche  Weise  verpfändeter  Gegenstände  dnrch  den 
Schuldner  wird  mit  Geldbosse  oder  Gefftngnis  bestraft. 

9.  Ausffthrungsgesetz  zum  Bundesgesetz  vom  20.  Juni 
1902,  betr.  die  Lohnanszablnng  und  das  Bussenwesen  bei 
haftpflichtigen  Unternehmungen,  vom  16*  Hai. 


19.  Waadt 

Referent:  Prof.  Br.  W.  Burckhardt^  Bern. 


1902. 

Dekret  (vom  10.  Januar i.  beti.  Änderung  der  Art.  78, 
79,  82,  8:3,  104,  107,  112  und  114  des  Gesetzes  vom  21.  No- 
vember 1892  ttber  die  Organisation  des  Regierungsrates 
und  betr.  Übertragung  des  Dienstes  der  kantonalen  Gebftnde  vom 
Departement  der  Landwirtschaft  und  des  Handels  auf  das  Departe- 
ment der  öffentlichen  Arbeiten. 

Trifft  die  im  Titel  angegebene  Änderung  der  Geschäftsverteilung 
unter  den  l^epartements. 

Das  Dekret  vom  17.  Okt.,  betr.  Abänderung  der  Art.  78,  80, 
81,  108  und  III  des  trwLihuten  Gesetzes,  vom  21.  Novbr.  1802 
organisiert  zwei  neue  Diensizweige,  der  Feuer- Versicherung  und  der 
Aufsicht  ültt  i  t'lt  kti  i.s(  lit'  Anlagen. 

Gesetz  vom  10.  Mai  über  die  Andernnfr  der  Art.  19 
und  20  der  Gerichtsorganiaation  vom  25.  Novbr.  Ibö9,  die  Gerichts- 
ferien  betreffend. 

Die  Gerichte,  Gerichtspräsidenten  und  Friedensrichter  haben 
jährliclie  Sommerferien  von  42  Tagen,  welche  vom  Kontonsgeriefat 
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für  dea  ganzen  Kanton  festgestellt  werden.  WShrend  dieser  Ferien 
darf  keine  Sitznng  abgehalten  werden,  ansser  f8r  Vermittlungen, 
vorläufige  Massregeln  und  für  Prozesse  in  summarischem  oder  be- 
schleunigt^em  Verfahren.  Die  gesetzlich  festgestellte  Frist  der 
„procednrf  contentieuse'*  kann  verlängert  werden  bis  zum  5.  mitzlichen 
Tag  üHcii  Beendigung  der  Ferien^  wenn  sie  während  der  Ferien 
erlöschen  sollte. 

Die  Gerichte,  Präsidenten  nnd  Friedensrichter  können  jährlich 
Ar  sieb  20  Tage  Herbstferien  bestimmeni  die  mindestens  14  Tage 
vorher  dem  Kantonsgericbt  angezeigt  werden  mttssen.  Wftbrend 
dieser  werden  nnr  in  DzingliehkeitsfftUen  Sitzungen  abgehalten. 

Im  flbrigen  gelten  die  Bestimmungen  dee  Gesetzes  vom 
10.  Kai  1893. 

Gesetz  vom  17.  Mai  ändert  df^n  Art.  1  des  Gesetzes  vom 
12.  Februar  1898  über  den  höheren  öffentlichen  üiiLerricht. 

Das  (besetz  fOlirt  als  nene  akademische  Diplome  ein :  die  licence 
en  sdences  sociales  nnd  das  doctorat  en  sclences  sociales. 

Gesetz  vom  19.  Mai,  betr.  Gemeindestenern. 

1.  Kapitel:  Allgemeine  Bestimmungen.  Jede  Gemeinde 
oder  Teil  einer  Gemeinde,  welche  eine  eigene  Verwaltung  haben, 
können  Stenern  eintühren  mit  der  Krlanbnis  des  Staatsrates  oder  infol^^e 
einer  ausdriicklicii'H  IN iuiinung  des  Gesetzes.  Solange  unter  die 
Gemeindeeinwohner  Ertragnisse  der  Gemeindegüter  verteilt  werden, 
darf  die  Erhebung  von  Stenern  nicht  gestattet  werden.  Die  Erlaubnis 
gilt  höchstens  fünf  Jahre,  nach  welcher  Frist  sie  emenert  werden 
mnss;  sie  hat  keine  Rückwirkung. 

2.  Kapitel:  Steuerpflicht,  Stenerobjekte.  Es  sollen 
vorerst  besteuert  werden:  Immobilien  und  Uobilien  (VermSgensstener), 
sowie  Beuten,  NutzniesBong  und  Einkommen  (gemSss  Art.  8  des  Gesetzes 
vom  21.  Angnst  1886),  nnd  zwar  auf  Grund  derjenigen  Steuer- 
erklärung, die  der  Steuerpflichtige  für  die  kantonale  Besteuerung 
abgibt.  Die  Au  L'-aben  der  LokalverwaUuuj,.  die  einzelnen  Gemeinde- 
teilen znfallen.  k  iiin  n  bloss  auf  die  Grnndt  igentümer  verteilt  werden. 
Als  Geniein(le>it^iiern  sind  ausserdem  zulässiar:  1.  Gruüd;iiid»  rnii}rs- 
gebühreu  für  Übertragung  von  ImmobiliaiTechten  nnter  l-iebeuden 
oder  von  Todes  wegen  und  für  Schenkungen  aller  Art;  2.  Personen- 
oder Hanshaltungssteuer;  3.  Steuern  von  anderen  Objekten,  mit  Aus- 
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nähme  des  Salzliandels,  der  Ötempelgebtthr,  der  Militarsteuer  und 
einiger  polizeiliclicr  Patenttaxen.  Die  Gemeindesteuer  kann  verliältnis- 
mässiff  nach  Katecroiien  proq^ressiv  sein;  die  Progression  muss  aber 
die  Cn-eii/en  des  k;iutA)ualeii  «ireserzes  einhalten. 

Zur  Gemeiudegrundsteuer  ist  zu  bemerken,  dass  neben  der 
gewöhnlichen  Bestenernng,  wie  sie  im  kantonalen  Steuergesetz  toF' 
geBehen  ist,  nämlich  auf  Grund  der  Katastertaxe  und  unter  Abzag 
der  HypothekenechnldeDy  die  Gemeinden  auch  ermächtigt  werden 
können,  eine  nach  dem  Verfcanfswert  bemessene  Steuer  zn  erheben, 
ohne  SchaldenabEiig,  wolttr  ein  besonderes  tazativee  Ver&hren  in 
Aussicht  genommen  ist  Die  Eatasterschfttznng  bleibt  in  Stftdten 
gewöhnlich  unter  dem  Verkau&wert. 

Besitzt  ein  Steuerzahler  in  mehreren  Gemeinden  mit  H^^potheken 
belastete  Gmndstflcke,  so  werden  die  Gmndstflcke  dieser  Gemeinden 
durch  jede  derselben  im  Verhältnis  der  Katasterschätzang  der  in 
jeder  gelegenen  besteucir. 

8.  Kapitel:  Steuerbpwillig'ung'.  Der  Entwnrf  des  Stoner- 
gystenis  jt'dt'i-  Uenieimle  wird  durch  die  Uchürdeu  dcrseitjen  aui^e^tellt 
und  dem  Kegierungsrat  zur  Genehmigung  vorgelegt.  Dieser  ordnet 
die  öffentliche  AufleinH!^^  in  der  Gemeinde  an  wahrend  einer  zu  be- 
stimmenden Frist,  im  Laufe  welcher  Einsprache  erhoben  werden  kann. 

Die  eventuell  erhobenen  Einsprachen  werden  den  Gemeinde- 
behörden zur  Beantwortung  zugestellt;  halten  die  Opponenten  ihre 
Anträge  aufrecht,  so  entscheidet  der  Kegierungsrat  darüber.  Seine 
Entscheidung  kann  an  den  Grossen  Bat  weiter  gezogen  werden. 

Zur  Erledigung  von  Beschwerden  Uber  Erhebung  von  Stenern, 
die  vom  Kanton  nicht  erhoben  werden,  ist  eine  besondere  Rekurs- 
kommission  zu  ernennen;  die  andern  Beschwerden  werden  durch  die 
kantonale  Reknrskommission  1.  und  2.  Instanz  entschieden. 

4.  Kapitel:  Steuerbezug.  Die  Genitiiidiu  könntii  ihre 
Steuern  durch  eigene  Organe  einziehen,  Sie  können  aber  auch  die 
Btaatlielien  Steuereinzieher  damit  betrauen  mit  Erlaubnis  des  Finanz- 
departements. Der  Staat  übernimmt  in  diesem  Fall  keine  Verant- 
wortlichkeit, Staats-  und  Gemeinde- Hordereaux  sind  auseinander  zu 
halten.  Der  Steuerpflichtige  ist  nicht  gehalten,  die  Gemeindesteuer 
zugleich  mit  der  Staatsstener  zn  bezahlen, 

5.  Kapitel:  Verschiedene  Bestimmungen.  Der  Rekurs 
gf'gen  unrichtige  Besteuerung  muss  ei-griffen  werden  innerhalb 
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10  Tagen  nach  der  BekanntmacliaBg  der  Bestenernng.  Der  Begie- 
rnngsrat  ist  die  letzte  Instanz  bei  Streitigkeiten  Uber  die  Anwendung 
des  Gesetzes,  wo  nichts  anderes  besagt  ist  —  Das  Gesetz  tritt  an 
Stelle  detgenigen  vom  20.  Februar  1892. 

Gesetz  vom  14.  Xovbr.,  betr.  Änderung  der  Artikel  15 
nnd  17  des  Gesetzes  fiber  die  MobiliarTerslehernng. 

Siebt  die  Bildung  eines  Beservefonds  vor  von  0,75  ^/o  des 
versicherten  Kapitals;  bevor  diese  Hdbe  erreieht  ist^  darf  er  nnr 
infolge  BescUnsses  des  Grossen  Bates  ange^ffen  werden.  Ist  die 
Hohe  einmal  erreicht,  so  sollen  die  Prämien  im  VerhSltnis  der 

Risikos  durch  Beschluss  des  Regierungsrates  reduziert  werden. 

Gesetz  vom  17.  Novbr.  Uber  das  administrative  Ver- 
fahren bei  Verfolgung  von  Polizeiilbertretungen. 

Die  Vergehen,  die  durch  eidgenössische  oder  kantonale 
Gesetze,  Dekrete,  Verordnungen,  Beglemente  oder  Beschlüsse  mit 
der  Strafe  der  Bosse  bedroht  sind,  sind  vor  jeder  gerichtlichen 
tJntersuchang  vom  Begierungsstatthalter  (prüfet)  zu  beurteilen, 
wenn  sie  nicht  ausnahmsweise  einer  andern  Behörde  zugewiesen 
sind,  und  wenn  sie  nicht  mit  einem  Verbrechen  zusammenhängen. 
Die  Verfolgung  dieser  Vergelien  findet  statt  entweder  infolge  von 
Polizeirapporten  oder  Anzeip^e  durch  Privatpersonen  nnterzeiihnet, 
adressiert  an  den  Präfekteii  in  den  nächsten  5  Tagen,  souht  gelten 
sie  nicht.  Diese  Frist  beträgt  30  Tage,  wenn  das  \'crirehen  inter- 
nationalen Charakter  hat.  Der  Präfekt  bescheinijL.'^t  den  Erap^suig 
des  Rapportes.  Gegenstände,  die  zur  Begehung  des  Vergehens  ge- 
dient haben,  können  eingezogen  werden,  aber  nnr  als  Zwangsmittel 
zur  Bezahlung  der  Busse  und  Kosten.  Der  Präfekt  verurteilt  nach 
gehöriger  Ladung  und  VerhOr,  wenn  der  Täter  erscheint,  und  nach 
Untersuchung,  wenn  er  nicht  erscheint  Der  Urteilsspmch  mnss 
innerhalb  5  Tagen  dem  Täter  bekannt  gegeben  werden. 

Der  Verurteilte  kann  in  den  nächsten  10  Tagen  erklären,  dass 
er  sich  dem  Urteilsspmch  nicht  unterziehe,  wonach  durch  Vermittlung 
des  Staatsanwaltes  die  Sache  vor  das  Kantonngericht  oder  vor  das 
Polizeigericht  (tribnnal  de  jM.licp)  «it  bruclit  wird,  je  nach  Art  des 
Vergehens.  Bis  zur  Eröftnung  der  Gericlitsverhandlung  kann  der 
Gebüsste  die  Erklärung  seiner  Unterziehung  abgeben,  unter  Kosten- 
folge.  Fflgt  er  sich  sofort,  so  tritt  der  Sprach  des  Regierungsstatt' 
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halte»  sofort  in  Kraft  Die  VemrteiliiDg  wird  allen  Begienmg»- 
Statthaltern  des  Kantoj»  mitgeteilt»  damit  im  Falle  der  Wiederholuifir 
eine  Erschwenmg  der  Strafe  verfugt  werden  kann.  Die  Ver- 
folgung: dieser  Vergehen  veijährt  in  einem  Jahr  seit  dem  Tage  dar 

Ausführuiig  des  Vergehens.  Ein  erschwerender  Umstand  kann  nur 
dann  im  Wiederholungsfalle  gesehen  werden,  wenn  die  Verurteilung 
für  das  gleiche  Vergehen  liöchstens  ein  Jahr  vor  dem  ne.nen  Vergehen 
stattgetnnden  hatte.  Die  Bubse  darf  bei  Tätern  uniei  I  i  Jaiiren 
nicht  in  Gefiingnisstrafe  umgewandelt  werden,  disziplinarische  Mass- 
regeln Torbehalten.  Steaerdefraadationea  werden  nach  Massgabe  der 
Stenergeeetze  verfolgt. 

Gesetz  vom  20.  Novbr.  Uber  die  Strassenanfseber. 

Der  Kanton  wird  in  11  Kreise  eingeteilt  mit  je  dnem  StrasseD- 

anfseher,  welcher  unter  der  Verwaltung  der  öffentlichen  Ordnung 
8t€ht.  Die  Kreise  sind  nach  der  Besuldan^  in  T)  Klassen  eingeteilt: 
1.  KL:  2400—3800  Frs.,  2.  KL:  2400—3600  Frs.,  :I  Kl.:  2400  bis 
8300  Frs.,  4.  KL:  2200— 3000  Frs.,  5.  KL:  1200—1800  Frs. 

Die  Strassenaufseher  der  ersten  4  Klassen  därfen  keinen 
Nebenberuf  ausüben. 

Gesetz  vom  20.  Novbr.,  betr.  Gehaltsbestimmang  der 
Grnndb  ach  Verwalter  (conservatenrs  des  droits  r^ls). 

Schreibt  für  diese  Beamten  eine  fixe  Besoldung  vor,  statt  des 
Bezuges  von  Gebühren,  welche  von  nun  an  ganz  an  den  Staat 

fallen. 

Leschlnss  vom  22.  Dezbr.  »»rinäcliti^'t  den  Regierungsrat, 
namens  des  Kantons  Waadt  dem  iuterkantonaleT!  Konkordat,  betr. 
Befreiung  von  der  cautio  judicatum  aolvi,  beizutreten. 

Gesetz  vom  22*  Dezbr.,  betr.  llodilikation  des  Gesetzes  vom 
20.  Novbr.  1894  über  die  Polizei  der  Öffentlichen  Gewässer. 
Die  Ändemngen  betreffen  hanptsfichlich  Ablagemng  nnd  Ans- 

hebung  von  Material,  Besehneiden  der  am  Ufer  stehenden  Bäume. 
Verteilung  der  Kosten  von  Arbeiten  zur  Hallte  zwisclieu  Staat  und 
GemeiuUe.  Die  Arbeiten  für  den  Unterhalt  werden  anspeführt  von 
SfrasKHnwJirtern.  die  unter  der  Oberaufsicht  des  tecllni^^.]len  i  ci  .-oua.l8 
de?,  iiepartements  und  der  Strassenaufseher  (Ges.  v.  20.  Novbr.  1902) 
titeilen.  Endlich  bedroht  das  Gesetz  eine  Anzahl  von  Vergehen  nüt 
Bus»e  bis  auf  öOO  Frs.,  im  Wiederholnngs&Ue  mit  dem  Doppelten. 
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Gesetz  vom  21.  Angvst  Aber  den  Eleinrerkanf  yon 
alkoholiBchen  Getrftnken  nnd  Uber  die  Wirtflehaftspolisei. 

1.  Jede  Person,  die  Klein verkanf  betreibt  mit  destillierten  oder 
nicht  destillierten  alkoholischen  GetrSiiken,  iiuiss  ein  Patent  haben, 
das  vom  Justiz-  nnd  Polizei-Departement  erteilt  wird}  ebenso  jeder, 
der  ein  alkoholfreies  Etabliö.stinent  hält. 

Es  werden  folgende  Patente  ausgegeben:  Patent  A  für  Wirt- 
schaftsverkanf  oder  zum  Verknuf  über  die  Gaase,  Patent  B  für 
Rleinverkauf  über  die  Gasse,  Patent  C  für  Liefening  von  destillierten 
Spirituosen  auf  Bestellung  ausser  dem  Kanton,  Patent  D  für  \^erkaaf 
von  Liqaeurs  und  liqueurweinen  (zum  Oebraach  anf  dem  Platz)  dnrdi 
Eonditorelen  nnd  analoge  Etablissements^  Patent  E  fftr  Betrieb 
von  alkoholfreien  Etablissements. 

Bei  Jahrmärkten  nnd  ähnlichen  Anlässen  kann  den  Besitzeni  von 
difentlichen  Etablissements  zeitweilig  gestattet  werden,  anch  ausser- 
halb  der  Etablissements  alkoholische  Getrftnke  zn  rerkanfen.  Bei 
Gelegenheit  Ton  grossen  militärischen  Zusammenkünften  kann  das 
l'lat7.kommando  die  Erlaubnis  zum  Verkauf  von  alkolioliscbeu  Ge- 
tränken erteilen. 

2.  Bedingungen  für  das  Erhalten  eines  Patentes  nnd  Pflichten 
ihrer  Intiaber.  ^ 

Minderjährige,  Personen,  die  ihrer  bürgerlichen  Rechte  beraubt 
sind  oder  bankerott  erklärt  nnd  solche  die  w^en  schwerer  Verbrechen 
Temrteüt  worden  sind,  Frauen,  deren  Männer  wegen  Verbrechen 
der  bfirgerlichen  Rechte  beranbt  sind,  Fianen  ohne  Znstimmnng  der 
Mimier,  Pminen  von  offenkundig  schlechtem  Lenmond  nnd  solche, 
die  frohere  Patente  nicht  bezahlt  haben,  erhalten  kein  solches.  Die 
Lokale  für  Patente  A  nnd  E  müssen  hygienischen  Anfordemngen 
entsprechen,  leicht  zn  überwachen  nnd  in  genügender  Entfemnng 
Ton  Sefanlen,  Kirchen  nnd  Erankenhftnsem  sein.  Inhaber  von  Hotels, 
Oafte,^  Herbergen  n.  dergl.  müssen  anf  das  kantonale  Amtsblatt 
abonnieren.  In  Gemeinden,  wo  noch  keine  Wirtschaft  besteht,  kann 
ein  Patent  nur  erteilt  werden  mit  Zustimmunpr  des  Gemeinderates. 
Der  Kegierungsrat  kanu  weitere  Patente  verweigern,  wenn  er  er- 
achtet, es  bestehe  dafür  am  l)etr.  (*rte  kein  Bedürfnis.  Die  Patente 
können  zurückgezogen  werden,  wenn  der  Inhaber  gegen  das  vorliegende 
Gesetz  rersttest.   Vom  Patent  darf  erst  dann  Gebrauch  gemacht 
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werden,  wenn  es  dem  Petenten  ftnsgeliändigt  worden  iet;  das  Patent 
verleiht  nor  pereönliehe  Eechte.  Die  Witwe  oder  die  Erben  dee 
Inhabers  geniessen  es  ein  Jahr  lang,  vom  Todestage  des  Inhabers 
an  gerechnet,  weiter.  Die  Patente  A,  B,  D  nnd  £  gelten  nnr  Ar 

bestimmte  Lukale. 

3.  Preise  der  Patente,  ihre  Begrenzuii{<  nnd  Bezahlung. 

Die  Preise  der  l'atente  A  variieren  zwischen  20  Frs,  und 
1000  Frs.  Die  Preise  li-r  Patente  B  zwischen  30  und  1000  Frs., 
C  zwischen  100  und  luuo  Frs.,  D  zwischen  50  and  500  Frs.  luid 
£  zwischen     und  100  Frs. 

Dns  Patent  C  kann  billiger  oder  gratis  verabfolgt  werden  an 
solche,  die  nachweisen,  dass  sie  in  einem  anderen  Kanton  ihr  Patent 
bezahlt  haben;  das  beruht  natfiriieh  anf  Gegoiseitlgkelt.  Die 
Daner  der  Grftltigkeit  wird  vom  Justiz-  nnd  Polizeidepartement 
festgestellt  (A,     D  nnd  E  nicht  über  4  nnd  C  nicht  Aber  1  Jahr). 

Alle  4  Jahre  werden  die  Patentgebtthren  nen  festgestellt; 
eine  ans  dem  Begienugsstatthalter  nnd  Vertreter  von  jeder  der 
interessierten  Gemeinden  zusammengesetzte  Kommission  schlägt  ffir 
jedes  Etablissement  eines  Bezirkes  die  Gebiihren  vor;  das  Jnstiz- 
wnd  Polizeidepartemeut  setzt  f:ie  fest  nnter  Vurbehalt  des  Kekurses 
au  den  Pegiriungsrat  innerhalb  10  Tagen.  Die  Patente  A,  B,  D 
und  E  werden  per  Trimester  zum  voraus  bezahlt;  zurückgezogene 
Patente  zahlen  das  v(dle  Trimester. 

Die  Patente  für  Etablissements,  die  nicht  das  ganze  Jahr  ge- 
•'.ffnet  sind,  werden  per  Monat  bezahlt.  Etablissements,  deren  Inhaber 
die  Patentgebühr  nicht  entrichten,  werden  geschlossen;  das  Jnstiz- 
nnd  Polizeidepartement  nnd  der  Begiemngsrat  kennen  anch  ans 
anderen  Gründen  die  Schliessung  anordnen. 

4.  Wirtschaftspolizei.  Die  Polizei  wird  ansgeObt  dnrcb  die 
Kantons*  und  Gemeindepolizeiorgane  unter  der  Aufsicht  des  Be- 
gienmgsstatthalters.  Die  Öffentlichen  Etablissements  kennen  zu 
jeder  Zeit  inspiziert  werden;  die  Inspektion  kann  sich  ausdehnen 
auf  die  Privatw(dinuntr  des  Inliabers.  wenn  diese  in  Verbindung 
steht  mit  den  dti'eiitliclien  Lokalen  und  anzunehmen  ist,  dass  gich 
etwas  gesetzwidri^^es  durt  abspiele.  Es  ist  verboten,  Betrunkenen 
und  jungen  Leuten  nnter  16  Jahren,  die  nicht  von  verantwortlichen 
Erwachsenen  begleitet  sind,  alkoholische  Getr?5nke  zu  verabfolgen, 
ebenso  solchen,  denen  der  Wirtschaftsbesach  untersagt  ist  Die 
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Besitzer  sind  verjitlichtet.  jede  gewünschte  Anskanft  zn  gtbeii.  Die 
Standen  der  Öffnung  und  Schliessung  der  Etablissements  werdiea 
durch  Gemeindereglements  festgestellt.  Für  öffentliche  Bälle  rnnss 
die  Erlaubnis  der  Gemeindeobrigkeit  eingeholt  werden.  Ferdenmgen 
ans  Verabfolgnn;  alkoheliaeher  Oetrünke  sind  nicht  klagbar,  soweit 
sie  für  dieselbe  Person  30  Fn.  im  Trimester  oder  im  ganzen  50  Frs. 
fibersteigen;  es  kann  daf&r  auch  kein  Pfand  bestellt  werden. 
Streitigkeiten  zwiseheii  Gast  nnd  Wirt  nnter  100  Frs.  werden  end- 
gültig dnrch  den  Friedensrichter  entschieden.  IMe  Hotelbesitzer 
haben  ein  Versdchnis  Uber  alle  Personen,  die  sie  logieren,  zn  fQhren. 

5.  Strafbestimmungen.  Die  Gesetzesübertretungen  werden  be- 
btraft uiii  Busse  bis  zu  300  Frs.,  im  Wiederhol ungst'alle  kann  sie 
verdoppelt  oder  venlreifaclit  werden.  Das  Gesetz  vom  17.  No- 
vember 1902  fsi^^lie  Jahr  1902)  ist  anwendbar.  Vergehen  gegen  die 
Gemeinderegleinents  werden  beurteilt  von  den  Gemeindebehörden 
(Bosse  höchstens  12  Frs.,  im  Wiederholungsfälle  18  Frs.). 

Gesetz  vom  12.  Novbr.  über  die  Beklamescbilder. 

Von  affentlicfaen  Strassen  oder  Verkehrsanstalten  ans  sichtbare 
Beklamezettel  zahlen  per  Blatt  eine  Stempelgebiihr  von  10  Rp., 
Alliehen,  die  ans  anderem  Material  als  Papier  gemacht  sind,  zahlen 
per  Quadratmeter  10  Frs.,  ansser  wenn  sie  mit  dem  Gmndstttck 
oder  dem  Gebäude,  auf  dem  sie  angebracht  sind,  in  enger  wirt- 
schaftlicher, industrieller  Bezieliung  stehen.  Der  Regiernngsrat  kann 
Reklameschilder ,  welche  nicht  an  einem  Geb.lnde  an^-ebrai  ht  üiud 
od  Fl  dasselbe  überragen,  wegnehmen  lassen,  wenn  sie  die  Landschaft 
verunzieren.  s 

Oesetz  vom  13.  NoYbr.,  betr.  Ergftnznng  des  Kap.  VII 
des  Gesetzes  vom  29.  Novbr.  1901  (siehe  Jahr  1901,  S.  1545) 
über  die  Errichtung  von  lokalen  Viehversichernngskassen 
gegen  den  dnrch  ünfUl  oder  Krankheiten  entstehenden,  nicht  in 
der  allgemeinen  Versichemng  inbegriffenen  Verlnst  von  Rindvieh. 

Wenn  die  Busse,  die  angemessen  erscheint,  die  Kompetenz  des 
Administrations-Komitees  überschreitet,  so  mnss  innerhalb  5  Tagen 
dem  Regierungsstatthalter  Anzeige  gemacht  weiden,  weUher,  in 
Anwendung  des  Gesetzes  vom  17.  Novbr.  1902  (siehe  obtni.  die 
Busse  ansspricht,  die  300  Frs.  nicht  übersteigen  darf.  Die  Busse 
darf  nur  dann  in  Gefängnis  umgewandelt  werden,  wenn  amtlich  be* 
Bcheinigt  wird,  dass  der  OebOsste  lie  nicht  zahlen  kann. 
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Gesetz  vom  14.  Novbr.,  betr.  Änderung  der  Artikel  66,  68, 
69,  73  des  Gesetzes  vom  9.  Mai  1889  ttber  den  Öffentlichen 
Frimaranterrickt. 

Uinima  der  Jahresbesoldiingen: 

1.  für  Lehrer  mit  definitivem  Patent  1000  Frs., 

2.  ^      „      „   provisorisehem  Patent  1200  Frs., 

3.  n  Lehrerinnen  mit  definitivem  Patent  1000  Fra., 

4.  p         H         »   provisorischem  Patent  700  Frs., 

5.  „  Arbeitslehrerionen  300  Fi*»., 

6.  ^    Lehrerinnen  bei  Kleinkinderschulen  600  Frs. 

Die  Besoldung  für  Lehrer  wird  nach  3,  6,  9,  12.  15,  20 
Jahren  nm  100,  200,  300,  400,  500,  OOo  Frs.  erhöht.  <liejenige  für 
Lehrerinnen  nach  3,  6,  9,  12,  15,  20  Jahren  um  60,  120,  180,  240, 
300,  350  Frs.  Die  »Speziallehrer  mit  mehr  als  20  Stunden  wöchent- 
lich haben  ein  Besoldnngsminimnm  von  1600  Frs.  und  geniesseu  die 
obengenannten  Aof  besserongen. 

im>4. 

Gesetz  vom  1.  Dezbr.,  betr.  die  Verpfändung  von 
Mobilien  als  Zabehörden  verpfändeter  Immobilien. 

Der  Eigentümer  eines  GebSades,  welches  als  Hotel»  Pension, 
Wirtshans,  Bad  benutzt  wird,  kann  verlangen,  dass  die  ihm  gehörenden, 
znm  Betrieb  des  Gewerbes  dienenden  Hobilien  als  nnbewegliehe 
Sachen  erklärt  werden  (immenbles  par  desUnation),  sofern  sie 
Znbehdrde  eines  Immobiliarpfandes  sind.  Ein  genanes  Formnlar 
mit  Wertschätzung  soll  mit  dem  Gesuch  nm  Eintragung  vorgelegt 
und  beim  Grundbuch  aufbewahrt  werden.  Solche  Mobilien  können 
zugleich  mit  dem  Grundstück,  dt  iii  ■su\  <lienrii,  verpfändet  wenhii, 
in  gleicher  Form  wie  dieBPS.  W  t  i  tien  die  verj)tantlet«n  Gegenstäiitlt^ 
durch  neue  ersetzt  oder  ergänzt,  so  ersirtM  kt  siel»  das  Pfandreclit 
ohne  weiteres  auf  diese.  Das  Pfandrecht  hört  auf,  wenn  diese  Gegen- 
stände detiuitiv  vom  Grundstuck  getrennt  oder  dem  darauf  betriebenen 
Gewerbe  nicht  mehr  dienen,  unter  Vorbeiialt  der  Becht«  der  Pfand- 
gläubiger  gegenüber  bösgläubigen  Dritten. 

Ein  Reglement  vom  27.  Dezbr.  normiert  die  Eintragung 
solcher  akzessorischer  Pfandrechte  ins  Grundbuch. 

Gesetz  vom  10.  Mal,  betr.  Abänderung  von  Art.  4  des 

Gesetzes  vom  11.  Mai  1S1«7  über  das  Grundbuch  und  des 
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Gesetzes  vom  18.  Febrnar  189$  Aber  Ausrichtang  der 
EzpropriatioDB-  nnd  Brandentechftdlgaiigen. 

Die  eggte  Oesetzeastelle  wird  durch  die  Beetimmimg  ergftnzt, 
daM  das  dvreh  Expropriation  (^emfiss  Bnndesgesetz  vom  24.  Jnni  1902) 

erworbene  Recht  zur  Erstellung  elektrischer  Leituii^>'U  aui  iienidem 
(irund  und  linden  der  Eintragung  ins  Grundburh  nicht  bedarf.  Das 
iü  der  zweiten  Gesetzesst  eile  vorgesrh»  n*  Verfahren  wird  verursacht 
im  Hinblick  auf  deu  gleichen  Fall,  bei  expropriationsweiser  Errichtung 
oder  Aufhebung  von  Dienstbarkeiten,  bei  Entschädignogeu  von  nicht 
Aber  100  Frs. 

Geaets  yom  1.  Dezbr.  Über  den  nnentgeltlichen 
fieehtsbeistand  in  Zivileachen. 

Wer,  ohne  sich  oder  sdne  Angehörigen  der  Gefahr  der  Mittel* 
losigkeit  anszusetzen,  die  Kosten  eines  Prozesses  nicht  zn  bestreiten 

vermag,  kann  durch  die  Vermittlung  des  Kegierungsstatthalters,  des 
Justiz-  und  Polizeidepartements  um  Irewühruug  den  Armenrechtes  er- 
suchen. Dem  Gesuch  mnss  eine  Erklärung  der  Gemeindebehörde,  der 
Wohnsitz-  und  der  Heimatg-emeinde  beigefügt  werden,  bei  Ausländern 
der  kompetenten  ausländischen  Behörde.  Der  Rey^iernngfsstatthalter 
begutachtet  das  Gesuch.  Das  Bureau  des  nnentgeltlichen  Kechts- 
beistandes  (bureau  de  Tassistance  judicialre  gratoite),  bestehend  ans 
einem  Mitglied  des  Begiernngsrates,  einem  Mitglied  des  Kantons- 
gerichts  nnd  dem  Staatsanwalt  oder  einem  seiner  Substituten,  ent- 
sdieidet  über  das  Gesuch  nach  eingehender  Untersachnng;  es  kann 
das  Gesuch  abweisen,  wenn  die  Klage  offenbar  unbegründet  und  der 
Prozess  in  trQlerischer  Absicht  (abnsiyement)  angestrengt  ist. 

Das  Armenrecht  nmfasst:  den  Naehlass  der  StempelgebQhr»  der 
G^richtsgebUhren,  ganz  oder  teilweise,  die  Bestellung  von  amteswegen 
eines  Anwaltes  durch  den  PrSsidenten  des  Kantonsgerichts,  und,  in 
der  Kegel  nur  bei  Haftpflichtprozessen,  den  Vorschuss  der  Kosten 
der  Expertisen,  Augenscheine  und  Zeugengebühren. 

Der  Staat  bezahlt  den  (nicht  fix  besoldeten)  Gerichtsbeaniten 
die  Hälfte  der  Gerichtsgebühren;  dem  .Anwalt  die  im  Anwaltbgesetz 
vorgesehene  Entschädigung.  Gewinnt  der  Verbeistäudete  seinen 
Prozess.  so  kann  der  Staat  von  der  zu  den  Kosten  verurteilten 
Gegenpartei  die  Rückerstattung  seiner  Leistungen  verlangen.  Der 
Anwalt  kann  seine  moderierten  Honorare  von  der  erstrittenen  Haupt- 
summe  abziehen  und  endlich  kOnnen  beide  vom  Verbeiständeten  diese 
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Beträge  einfordern,  wenn  letzterer  zu  besserem  Vermögen  kommt, 
wosn  anch  der  Fall  eines  Vergleiches  sn  rechnen  ist.   Über  diese 

Vorausetzung  entscheidet  der  Gerichtspräsident  des  Betreibnngsortes 
im  beschleunigten  Verfahren.  Die  Klage  verjährt  in  '>  Jahren. 
Ansländer,  die  sich  auf  Staatsverträge  oder  Gegenrechtserklaruugeu 
berufen  können,  sind  den  Inländern  gleicbgestelit. 

Gesetz  vom  29.  Novbr.  ftber  die  Organisation  des 
Begiernngsrates. 

Das  neue  Gesetz  nntersebeidet  sich  vom  bisherigen  wesentlich 

nur,  inilem  es  in  die  Organisation  der  verschiedenen  Departements 
eine  neue  Dienstznweisung  vornimmt  odHr  neue  Beamtungen  sch.iüi. 
was  auch  eine  AViiindenin«:  der  Heueunung-  einiger  Departements  zur 
i'olge  hat,  und  indem  es  die  Besoldnnj^en  neu  regelt.  In  der  ersten 
Beziehung  ist  namentlich  zu  erwähnen  die  Errichtung  einer  Aus- 
gaben- und  Einnahmen-Kontrolle,  welche  die  durch  die  verschiedenen 
Departements  den  Staatseinnehmern  (receveors)  zur  Vollziehnng  zu- 
gestellten Einziehnngs-  und  Zahlnngsmandate  nicht  nur  auf  ihre 
Süssere  Richtigkeit,  sondern  anch  auf  ihre  Übereinstimronng  mit  den 
schriftlichen  Ausweisen  oder  die  Schulden  und  Forderungen  des 
Staates  zn  prflfen  hat.  Es  werden  Ar  die  Beamten  der  Zentral- 
Verwaltnng  4  Besoldungsklassen  vorgesehen: 

die  1.  von  8500—5000  Frs., 

^   2.    ^    3000—4000  „ 

„   ü.    ^    1800—3500  „ 

^   4.  biü  auf       2800    „  . 

Das  Oesetz  bestimmt  die  Besoldnngsklasse  der  einzelnen  Be- 
amtungen und  der  Besch  luss  des  Regiernngsrates  vom 
17.  Dezbr.  die  ziffemmässige  Besoldung  innerhalb  dieser  Grenzen. 
Die  Mitglieder  des  Regiernngsrates  selbst  erhalten  eine  Besoldung 
von  8000  Frs. 

Gesetz  vom  29.  Novbr.  über  die  Verantwortlichkeit 
des  Staates  und  der  Gemeinden  für  Handlungen  ihrer  Be- 
amten und  Angestellten  ausser  beim  Betrieb  eines  Ge- 
werbes. 

Für  letztere  Handlungen  haftet  der  Staat  gemäss  Art.  62  des 
eidgenüssischen  Obligationenrechts.  Der  Staat  und  die  Gemeinden 
haften  direkt  dem  Verletzten  für  den  Schaden,  den  ihre  Beamten 
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und  Angestellten  in  Anstthnng  ihies  Amtes  wiederreditlieh  nnd  schold- 
bafterweise  yerameben,  auch  die  Oerichtsbeamten,  die  selber  mit 
der  Syndikatsklage  nnr  fUr  schwere  FabrlSssigkelt  belangt  werden 
können.  Wenn  der  Staat  oder  die  Gemeinden  für  Handlungen 
solcher  Beamten  haftbar  gemacht  werden,  so  kann  die  Staatoanwalt- 
Schaft  im  Prozess  iiiterveuieren.  Der  Stiiat  oder  die  Gemeinde 
können  innerhalb  eines  Jahres  seit  ihrer  \'erurteiiuüg  geg-en  den 
Urheber  des  Schadens  ihren  Ktickgriff  ausüben.  Die  Verantwort- 
lichkeit des  Staates  für  die  Mitglieder  des  RegieruDgsrates  bleibt 
darch  das  Gesetz  vom  25.  I>iovbr.  1863  normiert. 

Gesetz  vom  15.  Novbr.,  betr.  Ergänzung  des  Steuer- 
gesetzes vom  21.  Aagnst  1886. 

Die  neue  Bestimmung  gestattet  dem  Steuerpflichtigen  für 
Unterhalt  der  Familie  400  Frs.  pro  Person  von  seinem  aus  Kenten 
oder  Niessbfanch  fliessenden  Einkommen,  wenn  er  kein  Bentft- 
einkommen  hat,  abzuziehen. 

Beschlnss  des  Eegierungsrates  vom  8.  Januar  Uber 
die  StempelgebUhr  der  Reklameschilder. 
Betrifft  die  Kontrolle  der  Steuerentrichtung. 

Beschlnss  des  Begierungsrats  vom  6.  Juni,  betr.  Ab- 
änderung des  Reglements  vom  8.  Januar  1895  Uber  Mass 
und  Gewicht 

Gestattet  den  Verkauf  von  Bier  in  nicht  versiegelten  Flasclien 
von  weniger  ais  1  Liter. 

Gesetz  vom  28.  Novbr.,  betr.  die  Forstpolizei. 

Das  Inkrafttreten  des  Bnndesgesetzes  vom  11.  Oktober  1902 
über  den  gleichen  Gegenstand  hat  auch  die  Revision  des  mehrfach 
abgeänderten  kantonalen  Gesetzes  notwendig  gemacht  Das  neue 
Gesetz  unterscheidet  nicht  nur  zwischen  SiFentlichen  und  privaten, 
zwischen  Schutz*  und  Niehtschutzwaldnngen,  sondern  auch  zwischen 
Waldungen  des  Gebirges  und  der  Ebene,  wobei  die  Grenze  zwischen 
800  und  1000  m  durchgehen  soll;  die  Unterscheidung  wird  bei  den 
Terminen  für  die  Bewirtschaftung  des  Waldes  und  den  Weideg^ng 
praktisch.  Die  Vermarknng  wird  nifl)t  nur  für  üti'eutliche  und 
Schtttzwaldunffen  vorgeschrieben  (H.  (besetz ).  sondern  flir  jede.  Die 
zum  Fällen  bestimmten  Bäume,  wie  die  gefällten  »Stämme  müssen 
vor  der  Ausfahr  aus  dem  Walde  gezeichnet  werden  zur  polizei- 
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liehen  Kontrolle  und  zum  Beweis  des  Eigentflmera.  Die  Bewillignng 
von  EahlBehUgen  kann  an  Bedingungen,  wie  Stehenlusen  des  Wald- 

saames,  gebunden  werden,  für  deren  ErfBllnng  die  Eigentflmer  de» 

Bodens  oder  die  Erwerber  des  Holzes  Sicherheit  zu  leisten  haben, 
(jtlällte  Nadelholzer  sollen  bis  znm  t.  Mai,  im  (iebirge  In.  .Tnni. 
entrindet  und  bis  zum  gleichen  Termin  (20.  Juni)  aus  dem  \\'alde 
entfernt  sein. 

Die  Errichtung  nener  Dienstbarkeiten  und  Nutzungsrechte  ist 
untersagt.  Die  bestehenden  sollen  nnter  möglichster  Schonung  des 
Waldes  aoBgeübt  werden.  Zu  diesem  Zwecke  verpflichtet  das  Ge- 
sete  die  Natsnngsberechtigten,  dem  Eigeotllmer  die  Anstthnng'  ihres 
Rechtes  anzuzeigen  nnd  ihn  event  heiznaiehen.  Das  Weidrecht 
mnss  urkundlich  nachweisbar  sein  nnd  das  Weiden  von  Ziegen  nnd 
Schafen  mnss  ansdrttcklich  erwähnt  sein.  Das  Becht  auf  Lanh  nnd 
Stren  soll  nach  einer  Kehrordnnng  in  den  verschiedenen  Parzellen 
des  Waldes  getibt  werden.  Alle  diese  Rechte  sind  anf  Verlangen 
eines  der  Interessenten  ablösbar,  wobei  das  Verfahren  bestimmt 
wird.  Das  T.andwirtschaltsdepurtement  soll  die  Zusammenlegung 
stark  jiarzellici-ti'r  l'rivat\valdnn|2:en  fordern.  Der  Kegierungsrat 
kann  sie  bei  Bchutzwaidungea  anordnen. 

Die  Organisation  der  Forstpolizei  hat  insofern  Änderungen 
erlitten,  als  ausser  den  elf  Bezirksförstern  eine  Anzahl  von 
Am6nagistes  angestellt  werden  znr  Ansarbeitnng  rationeller  Wirt- 
Schaftspläne,  und  als  das  untere  Forstpersonsl  mit  wenigstens 
500  Frs.  besoldet  nnd  instruiert  werden  soll,  was  den  Kanton  zum 
Bezug  des  Bnndesheitrages  berechtigt 

(iesütz  vom  29.  Novbr..  betr.  Abänderung  desjenifj^eu 
vom  17.  Februar  1897  über  die  Vertretung  der  Parteien 
nnd  die  Geschäftsagenten. 

Gestattet  den  Geschäftsagenten  gewisse  Prozesshandlungen 
vorzunehmen  ohne  Vollmacht  oder  ohne  beglaubigte  Vollmacht  unter 
Haftung  fiir  allen  Schaden  gegenfiber  beiden  Parteien.  Ihr  Auftrag- 
geber kann  verlangen,  dass  die  Honorarrechnnng  durch  den  Richter 
«moderiert**  werde. 
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20.  Wallis. 

Befereut:  B.  Wellig,  Notar,  MSrel. 


1902. 

1.  Gesetz,  betr.  Festsetzung  der  GeJialter  des  Lehr- 
Personals  der  Primarschulen,  vom  26.  Mai  1902. 

Es  werden  hierdurch  die  Besoldungssätze  der  Lehrer  und 
Lehrerinnen,  die  bisher  auf  dem  Gesetz  vom  4.  Jnni  1873  und 
24.  Novbr.  1  >>96  fnssten,  erheblich  erhöht  Die  Lust  sum  Lehrbernfe 
wurde  dadurch  anfgewftrmt. 

Die  Kosten  werden  Yen  den  Gemeinden  beetritten;  der  Staat 
zahlt  jedoch  25—30%  davon. 

2.  Gesetz,  betr.  die  znstftndlge  Gerichtsstelle  in  zivil- 
rechtlichen  Streitigkeiten,  welche  nach  den  Bestimmungen 
von  Bnndesgesetzen  einer  einzigen  kantonalen  Instanz 
zugewiesen  werden,  vom  19.  Novbr.  1902. 

I)t*r  Appt'llations-  uinl  Kussationsgeriebtshuf  des  Kautons  wird 
als  solrhf-r  bezeidint  t  für  alle  Fülle,  deren  Entscheid  nicht  einer 
anderen  Gerichtsinstanz  speziell  übertragen  wird. 

1903. 

1.  Gebet/.,  betr.  Belastung  des  Fiskus  mit  den  Kosten, 
vom  20.  Mai  1908. 

Es  handelt  sich  nm  die  Auslegung  des  Art.  340  der  Icanton. 
Str.*P.-0.,  die  dahin  gegeben  wurde,  dass  in  Fftllen,  in  denen  der 
Fiskus  mit  den  Kosten  des  Prozesses  beladen  wird,  dies  nur  jene 
Kosten  betreffe,  die  ihren  Grund  in  der  Untersuchung,  deren  Ab- 
schriften, Stempel  und  Weibel  haben. 

2.  Zusatzgesetz  zum'  Gesetz  vom  4.  März  1896  ttber 
das  Notariat,  vom  28.  Hai. 

Das  Gesetz  von  1896  war  in  der  Beschrfinkung  des  Notariats, 
das  in  keinem  Schweizer  Kanton  sich  solcher  Ausdehnung  erfreut 
wie  in  Wallis,  etwas  zu  weit  peerancen.  Es  wird  nun  dessen  Unver- 
einbarkeit mit  dem  Amte  eines  Jü«  htt  i  s  erster  und  j^wt  itt  r  ln>tanz 
aufgehoben.  Ebenso  wird  (Ii»-  l;»>tiiiimuiiir.  wt  lche  dif  Zalil  der 
ausftbenden  Notare  des  Kantons  auf  -lä  beschränkt,  beseitigt. 
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S.  VoUziehangBverordnnng  zam  Gesetze  Aber  die 
Vieh  -  OestiBdlieitepolizei  (vom  27.  November  1896)  vom 
13.  Aü^nst  1903. 

In  gesundheitspolizL'iliclier  Beziehung  wurde  hiermit,  infolj^e 
Schaffuna:  einer  intensiven  KtMitrollf  dnrrli  die  (Gemeinde- Vieh- 
inspektoren, Kreistierärzte  usw.  ein  wiclitija^er  Schritt  gemacht.  Alles 
zum  Verkaufe  gelangende,  für  (iasthüfe  usw.  bestimmte  Fleisch 
unterliegt  einer  effektiven  Uutersuchang  durch  den  ofhzielleu  Fleisch- 
echaaer. 

4.  Fiuanzgesetz  vom  10.  Novbr.  190S. 

Dawelbe  enthält,  unter  mehrfachen  Abindemngen,  die  Zosammen- 
fitellangr  sämtlicher  auf  die  Eantonsstener  sich  beziehenden  Gesetzes- 
beBtimmnngen.  Unter  6ezng;nabme  anf  die  aachbez.  Spezialgesetze 
werden  die  verschiedenen  Einnahmequellen  des  Staates,  mit  Ausnahme 
der  Stenern,  nnr  in  globo  bertthrt 

Die  Stenern  werden  wie  fol^^  eingeteilt: 

a)  VermögensBtener, 

b)  Einkommensteuer, 

c)  (it'werhesteuer, 

d)  Sieuipeluebiihr, 

e)  Militärptiicht-Ersatzsteuer, 

f)  Hundesteuer. 

Vermögen  und  Einkommen,  nachdem  sie  als  steuerpflichtiges 
Kapital  (Grundätticke  für  ihren  vollen  reellen  Wert,  Oebänliclikeiten 
fflr  '/a,  Renten,  Pensionen  nsw.,  nachdem  selbe  mit  7,  respektive 
über  2000  Frs.  mit  10  multipliziert  worden)  fixiert»  werden  auf  dem 
{gleichen  Fusse  besteuert  Der  Steuerfhss  wird  innerhalb  der  Schranken 
der  Kantonsverfassung  (Maximum  IVc^/oo)  "^^^  Grossen  Bäte  fest- 
gestellt 

Steuerfrei  sind:  Gehälter  und  Honorare  bis  200  Frs.;  kleine 
Industrien  und  Handwerke,  deren  Reinertrag  mutmasslich  200  Frs. 

Jährlich  nicht  übersteigt.  —  Es  sind  ferner  von  der  Vermögens-  und 
Einkoniuieubteuer:  a)  Personen,  die  der  Offentli<  likcii  zur  Last  fallen, 
b)  Ertragloses  Verniiigen  von  .Staat  und  Gt  nieinib  n  usw.  befi*eit. 

Die  (Gewerbesteuer,  die  in  Form  eines  Patentes  festgesetzt 
wird,  gliedert  sicli  in  3  Abteilungen:  a)  Berufe,  h)  Handel  (worunter 
das  Handelsgewerbe  zn  verstehen  ist)  und  c)  Gewerbe  (welches 
4a8  Fabrikationsgewerbe  und  eine  grosse  Reihe  anderer  gewerbe- 
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mäflsig  ansgefibter  illiberaler  Berufe  nmfasst).  —  Unter  diesen 
Rubriken  folgen  die  nach  Klassen  fixierten  Patentansfttze,  fiir  deren 
Einreihnng  yerechiedene  Faktoren,  wie  z.  B.  RdngewinD,  in  Betracht 
kommen. 

Das  nene  Gesets  kennzeichnet  sich  durch  die  Tendenz,  die 
Stenern  immer  hoher  zn  schranben;  eine  (mftssige)  Steuerprogiession 
wird  vermisst. 

5.  Gesetz,  betr.  Beteilig^uiig^  des  Staates  an  den 
Kosten  der  Erstellung  und  des  I  nterhaltes  der  Dämme 
der  Rhüue  luni  ihrer  Zuflüsse,  vom  20.  Novbr.  11)03. 

Der  Staat  trägt  20^Iq  der  Ki-steilungskosten,  die  Gemeinden 
*8owie  die  Partikularen  im  Flussgebiete  die  übrigen  80  ^/q,  der  Unter- 
halt hingegen  fällt  zur  Hfilfte  dem  Staat,  zur  Hälfte  den  Gemeinden 
zur  Last 

6.  Gesetz  ftber  die  Daner  der  Lehrkurse  in  den 
Normalschnlen  vom  21.  Noybr.  1903. 

Es  werden  durch  dasselbe  diese  Lehrkurse  von  2  auf  8 
Jahre  erhöht. 

7.  Gesetz,  betr.  das  Lehrlingswesen  vom  21.  No- 
vember 1903. 

Ziel  und  Zweck  der  Schöpfung  dieses  Gesetzes  ist  Hebung  und 
FürderuM^  der  Beriifslelire  auf  dem  Gebiete  des  Handels-  und 
Industrie^Miwerbes.  In  mehrfacher  Beziehung*  wii  d  in  diesen  Branchen 
das  Kechtsverhältnis  zwischen  dem  Lehrliiit!:  und  seinem  Prinzipal 
geset/.lich  geregelt.  Die  Normaldaner  der  tätlichen  Arbeitszeit  ist 
auf  10  Stunden  festgesetzt,  kann  aber  auf  1 1  Stunden  erhüht  werden.  — 
Prinzipiell  ist  Arbeit  zur  Nachtzeit,  sowie  an  Sonn-  und  Festtagen 
untersagt. 

In  eingehender  Weise  werden  die  gegenseitigen  Pflichten  des 
Lehrmeisters  und  des  Lehrlings  festgelegt,  Bestimmungen  ftber  den 
Lehrvertrag,  formaler  und  materieller  Natur  getrofiTen.  Privat- 
▼ertrSge  kOnnen  die  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  ftndern. 

Eine  effektive  Kontrolle  Ober  die  Durchfuhrung  dieses  Gesetzes 
wird  durch  Kreirung  mehrerer  obrigkeitlicher  Aufsichtsinstanzen  ge- 
schaffen. Kigorose  Strafbestimmungen  verschaffen  zudem  dem  Gesetze 
Kachachtung. 

Dass  ein  solches  Gesetz  oreschaffen  werden  musste.  la;,^  auf  der 
Hand:  es  musste  den  Ansprächen  der  Situation  in  industrieller  und 
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bandelsgewerblichen  Richtung  Rechnung  getragen  werden,  waa  für 
die  interessiertea  Kreise  ein  ibigstgefiihltee  Bedflrfiiis  war. 

8.  Geeets,  betr.  Ergänzung  der  BeBtimmangen  des 
Zivilgrefietsbncliea  Uber  die  Dienstbarkelten,  yem  28.  No- 
vember 19(>3. 

Tn  das  B.  G.-B.  wird  ein  Art.  503  bis  eingeschaltet,  mit 
folgendem  Tenor: 

„Wenn  die  Stockwerke  eines  Haoees  oder  verscbiedene  Teile 
einer  GebAnllebkeit  verscbiedenen  Eigentfimem  angehören,  so  ist 
jeder  derselben  gebalten,  eintretenden  Falles  gegen  eine  angemessene 
nnd  vorläufige  EntsebSdignng  dl^enigen  Einrichtungen  za  gestatten^ 
welche  snr  Wasserversorgung  erstellt  werden,  gleichviel  ob  es  sich 
um  Trinkwasser,  Spüblwaaser  oder  um  Wasser,  welches  zu  in- 
dnstrieller  Verwertung  bestimmt  ist,  handelt 

Diese  Bestimmung  findet  auch  ani^  die  Ableitung  des  Wassers 
Anwendung. 

Das  CTleiche  gilt  für  die  Benatzung  elektrischer  Kraft  und 
fKr  die  Errichtung  irgend  eines  anderen  Beleuchtungsmittels**. 


21.  Neuenburg. 

Beferent:  Charles  Jüeckenstoek,  Prote^sor  der  Rechte  und  Advokat, 

Neuenbürg. 

A.  Oesetzgebung. 

Gesetz  über  das  Salzregal  vom  2.  Novbr.  1902. 

Es  ersetzt  und  verjüngt  einen  Kilass  vom  1.  Oktbr.  1799. 

Gesetz  znra  Zwpck  der  i:^rhaltung  historischer  Denk- 
mäler vom  4.  Novbr.  r.<*>2. 

Es  stellt  unter  Aufsicht  des  Staatsrates  die  Denkmäler,  welche 
für  das  Eand  ein  gesrliichtliches  Interesse  beanspruchen,  oder  erra> 
tische  Blöcke  nnd  ähnliche  Erscheinungen. 

Gesetz  Uber  die  direkte  Steuer  vom  30.  April  1903. 

Gesetz,  betr.  den  Beitritt  zum  Konkordat  zwecks 
Befreiung  von  Pruzesßkauiiou,  vom  19.  Novbr.  1903. 
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Gesetz  über  den  Beitritt  zum  Konkordat  über  dea 
Automobil-  und  Fahrrad  verkehr  in  der  Schweiz  vom  16.  No- 
yember  1903. 

Gesetz  Uber  die  ziyilrechtliche  Verantwortlichkeit 
des  Staates  und  der  Gemeinden  vom  2.  Dezbr.  1903. 

Enthäbt  folgenden,  fttr  nnsem  Kanton  neuen  Grundsatz: 

„Der  Staat  und  die  Gemeinden  sind  haftbar  für  den  Schaden,  der 
entsteht  dnrcli  unerlaubte  Handlungen  seiner  Beamten  und  Ange- 
stellten in  Ausübung  ihrer  amtlichen  Verrichtungen/ 

Gesetz  ttber  die  Behörden  und  Beamten  des  Staates 
vom  28.  Januar  1904. 

Gesetz  Uber  den  Strafaufschub  vom  28.  MSrz  1904. 

Es  gestattet  für  den  Fall  der  Verurteilung  zu  GefiUignis,  zu 
Zivilhalt  (prison"  civüe)  oder  zu  einer»  Geldbnsse  den  Auftchub  der 
Strafe  auf  zwei  bis  fünf  Jahre,  je  nach  der  Lage  des  Falles. 

Gesetz   über  den    unlauteren  Wettbewerb  und  die 
Ausverkäufe  vom  27.  April  1904. 
Hanptinhalt: 

Untersagnng  falscher  Angaben  zum  Zweck  der  Erweckung 
<les  Glaubens  an  besonders  vorteilhafte  Kaafgelegenheit,  speziell  beim 
Feilbieten  der  Ware,  bei  deren  Lieferung,  bei  Publikation^  über 
deren  Natur,  Eigenschaften,  Vorrat,  Preis,  HersteUnngsort,  sowie 
über  die  Veranlassung  zum  Verkauf  (Art  1). 

Die  mit  Preisanftchrjft  zum  Verkauf  ausgestellte  Ware  muss 
jedem  Kftufer,  der  Barzahlung  leisten  wiU,  zum  aogegebenen  Preis 
abgegeben  werden  (Art.  3). 

Da«;  Versprechen  eines  Skontos  muss  zugleich  dessen  Hohe 
angeben  (Art.  5). 

Es  ist  den  Angestellten,  Arbeitern  und  Lelirliiif.'-eii  eines 
Handelshauses  oder  einer  industriellen  Anstalt  untersiif^t,  CTeschäfts- 
geheimnisse,  in  deren  Besitz  sie  infolge  ihrer  Stellang  gekommen 
sind,  zn  verraten  (Art.  8). 

Kein  vollständiger  oder  teilweiser  Ausverkauf  darf  angekündigt 
oder  erOf^et  werden  ohne  Erlaubnis  des  Bezirksstatthalteramts,  das 
die  OrtsbehOrde  davon  benachrichtigt  (Art.  11). 

Nur  deigenige,  der  mit  der  betreffenden  Ware  seit  wenigstens 
zwei  Jahren  —  bei  Teilausverkttnfen  seit  6  Konnten  —  handelt, 
Jalxrbiioh  d«r  Intmial  Tirttiilciuiz.  a  Bd.  169 
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erhält  die  Erlaubnis  zu  einem  Aosrerkanf  (Art.  12;  Art  13  enth&lt 
einige  Ausnahmen). 

Zwisehen  zwei  AnsyerkAafen  desselben  Gewerbetreibenden  mnss 
ein  Zwischenraum  von  mindestens  swei  Jahren  liegen  (Art  19). 

Strafen:  bis  80  Tage  ZivÜhaft  und  1000  Frs.  Geldbosse. 

B.  Literatur. 

De  la  Proprietc  en  niain  Commune  et  de  aes  applicatious  dans 
le  projet  de  Code  civil  suisse,  par  Robbbt  Coubvoisier.  Nenchätel, 
Attinger  1904.  (Über  das  Gesamteigentum  und  seine  Anwendungen 
im  Entwurf  anm  Zivllgesetabuch.) 


22.  Genf. 

Beferent:  Prof.  Dr.  H.  Oser^  Freibnrg  i.  Ü. 


1902. 

Gesetz  vom  22.  Februar  betr.  Abilnderung  des  Strassen- 
ge  setz  es  ?om  15.  Juni  1895. 

Dadurch  wird  jedem  Liegenscbaftabesltzer  das  Recht  gegeben, 
behnfti  Änschluss  seines  Gnindsttlekes  an  die  öffentliche  Kanalisation 

vom  Nachbar  die  uuteiirdisclie  Duichleitung  von  Wasser,  Gas  und 
Elektrizität  zu  verlangen. 

Gesetz  vom  1.  Februar  betr.  Abfinderung  von  Art.  62 
nnd  63  des  Einführnngsgesetzes  zum  eidgenössischen  Be- 
treibungs-  und  Konlcursgesetz  vom  15.  Juni  1891. 

Bestimmt,  welche  Personen  wegen  betrflgerischen  Bankerottes 
mit  Strafe  (bis  zu  5000  Frs.,  8  Monate  bis  5  Jahre  Gefiingnis,  bei 
höherem  Betrage  8 — 10  Jahre  Zuchthans)  zu  belegen  seien. 

190S. 

Gesetz,  betr.  Staatsunterstfltzung  an  auf  Gegen* 
seitigiceit  begrfindete  Krankenkassen,  vom  27.  Hai. 

Von  einer  Seite  wird  vorgeschlagen,  die  Kranken-  und  ünfall- 
versicherun}?,  deren  Regelung  in  der  ersten  Vorlage  mit  über- 
wältigendem Mehr  in  der  Volksubstimmung  verworfen  wurde,  nicht 
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zeutral  za  orgaiiisiei*eu,  aoudern  bloss  von  Bundes  wegen  die  be- 
stehenden  freien  Kawen  zn  subventionieren.  Der  Kanton  G«af  will 
auf  seinem  Gebiete  vorderband  in  diesem  Sinne  von  sich  ans  vor- 
gehen.  Er  sichert  dnrch  das  vorliegende  GesetK  den  anf  Gegen* 
seitigkeit  bemhenden  Krankenkassen  anf  die  Daner  von  10  .Jahren 
2,50  Fis.  jfthrUcli  für  jedes  im  Kanton  wohnende  lUtglied  an.  Daf&r 
stellt  der  Kanton  Ar  die  den  Beitrag  ansprechenden  Vereine  gewisse 
Normativbestimmnngen  auf,  die  namentlieh  im  Hinblick  anf  die  zu* 
kfinftige  Gestaltung  der  eidgenössischen  Versicherung  ein  gewisses 
Interesse  bieten.  Sie  bestehen  in  folgendem:  1.  Eintragung  «Us 
Vereins  in  das  Handelsregister  und  Aufstellung  der  Statuten  nach 
den  Vorschriften  des  Gegetzes;  2.  Abstufung  der  ivuu  du  (n  iieral- 
versammluns-  tVstzusftzeiiden)  MitgliederUeiträge  und  Eiutritt>^j^elder 
nach  der  vom  *5taatÄrat  für  die  verschiedenen  .Mtei"S8tufen  festcce- 
setzten  Skala:  3.  jährliche  Aufstellung  einer  Bilanz,  worin  die  zu- 
künftigen Laoten  und  Ertragnisse  nach  einem  festgesetzten  Tablean 
ttber  die  Morbidität  detailliert  verzeiclmet  werden;  4.  die  Uiife- 
vereine,  deren  Bilanz  sich  im  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des 
Gesetzes  nicht  ausgleicht,  erhalten  von  der  kantonalen  Behörde 
eine  für  jeden  speziellen  Fall  festzusetzende  Frist  zur  Herbei* 
ftthmng  des  Ausgleichs;  5.  die  Vereine  führen  eine  nach  staatlich  ge* 
lieüertem  einheitlichen  Formular  aufgestellte  Statistik  fther  dieKranken- 
tage  jedes  Mitgliedes;  an  Hand  dieser  Statistik  wird  periodisch  das 
der  Bilanz  zugrunde  Hegende  Tableau  der  Horbiditftt,  wenn  nStlg, 
berichtigt;  6.  die  Skala  der  lleiträ^e  und  der  Eintrittsgelder  äüwie 
der  KrankenentschSdiguuff  kann  nur  alle  5  Jahre  abgeändert  werden; 
7.  die  Mittel  des  Vereins  dürfen  nur  für  Eiitseluidif^unf^en  liei  Arbeits- 
lo.sigkeit.  die-  infolge  von  Krankheit  eingetreten  ist,  verwendet  werden ; 
b.  ein  ijifolge  rntalls  erkranki»'s  Vereinsmit^lied,  das  von  der  Unfall- 
versicherung eine  Entschädigang  bezieht,  wird  aus  der  Vereiuskasse 
nicht  unterstützt. 

Verfassnngsgesetz  llher  Abftndernng  und  Ersatz  von 
Art  99  der  Verfassung  vom  29.  Oktober. 

ÜhertrSgt,  einer  tiefgreifenden  Bewegung  auch  in  anderen 
Kantonen  folgend,  die  Wahl  der  richterlichen  Beamten,  die  bisher 
der  gesetzgeb«iden  Behörde  (dem  Grossen  Bäte)  zugestanden,  dem  Volk. 

Cresetz    über    Abänderung    verschiedener  Beiitim- 

mangen:  1.  des  (ierichtsorganisationsgesetzes  vom  15.  Juni  1891, 
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2.  dos  Eiiifiihnmgtigesetzes  mm  Bnudesgesetse  betr.  Schuldbetreibung 
nnd  Konkuxi  vom  15.  Juni  1891,  8.  der  ZiTilprozesaordniing  vom 
15.  Jnni  1891,  4.  des  StraAmtersnehimgBgeeetEes  yom  25.  Oktober 
1884,  abgeSndert  dnreh  Zniätae  Yom  1.  Oktober  1890  nnd  vom 
26.  HSrz  1891,  5.  des  Gesetzes  vom  29.  Oktober  1892  Uber  die 
bedingte  Strafe  vom  10.  Febmar. 

Behandelt  zumeist  Organisationsfragen  (Vermehrung  der  Be- 
amten, Abänderung  der  Spmchzahl,  Re(lukti(tn  des  Gerichtshofes  bei 
den  Gescliworeuengerichten  auf  den  Vorsitzenden  und  einen  Beisitzer), 
ersetzt  den  (schon  g:emä88  Art.  49  der  Bundesverfassung  nicht  obli- 
gatorisch überbiudbaren)  Eid  durch  ein  Handgelübde  und  fülirt  den 
SahnangsTersncli  voigängig  der  ProzeBaerhebimg  teilwetse  ivieder  ein. 

Gesetz  Über  die  Anfstellnng  von  Gebranekstarifen 
zwischen  Arbeitern  nnd  Arbeitsgebern  nnd  Uber  die  Bei- 
legung^ der  zwischen  ihnen  entstehenden  Streitigkeiten 
▼om  26.  Uärz.   Mit  Ansfflhrnngsreglement  vom  14.  JnnL 

Es  handelt  sich  um  die  Abänderung  von  Art.  18  des  Gesttzts 
vom  20.  Februar  1900  (Jahrlt.  VI  n.  MI,  S.  1550  f.),  das  in  seinem 
ganzen  Bestand  und  beziigrlicli  einzelner  Vorschriften  von  so/ial- 
demokratischer  Seite  liart  aiii^efo(  liten  wurde.  Die  dort  enthaltene 
Bestrafung-  dei-  AutTordernnLC  /.nr  Arbeitseinstellnntr  wird  nun  inso- 
fern abjrescliwächt,  als  sie  nur  erfolgen  kann,  wenn  die  Aufforderung 
geschieht,  während  die  AuBgleichsverhandlungen  schwebten,  oder 
nachdem  dnrch  Vereinbamng  oder  Schiedsgericht  eine  Anssöhnnng 
zustande  gekommen  ist 

Gesetz  über  den  wöchentlichen  Rnhetag  (Repos  hebdo* 

madaire)  vom  1.  Jnni. 

Danach  muss  jeder  kaufmännische  oder  industrielle  Arbeitgeber 
seinen  Angestellten  ohne  Lohnabzug  wöchentlich  einen  ganzen  Ruhe- 
tag gewähren.  Mindestens  jede  zweite  Woche  niuss  dieser  Tag  der 
Sonntag  sein.  Das  üesetz  sieht  eine  Bestrafung  der  Zuwiderhand- 
lungen mit  Geldstrafen  von  1 — 200  Frs.  vor.  Die  Behörde  kann 
Ansnahmen  gestatten. 


üigiiiZüQ  by  ^üOgle 


Serbien. 

Kefereut:  Dr.  J.  Peritsch,  ordentlicber  Professor  der  Kechte,  Belgrad. 

Übersetzung  von  Dr.  I)rag«|j«b  Anw^elOTitoliy 
Dosent  der  Beehte,  Belgrad. 


A.  Gesetzgebung  1902—1906.') 

1902. 

Obgleich  die  Volk2ivei'tretiui^r.  welche  für  die  Session  1901 
einberufen  war.  bis  zilm  11.  Mai  tagte,  luusste  man  sich  deuuoch 
mit  der  Einberufuug  derselben  für  das  Jahr  1902  beeilen.  Den 
Grund  hierfür  boten  die  hnanziellen  Schwierigkeiten,  welche  ohne 
eine  jirrössere  Anleihe  nicht  zu  überwinden  waren.  In  der  Tat  wurde 
die  VoUcsrertretimg  (Skapschtina  and  Senat)  schon  für  den  11.  Jnli 
naeh  Belgrad  einberufen^  nm  gemeinBam  mit  dem  König,  wie  erwShnt, 
die  drohende  Blnanzflrage  zn  erledigen.  Nach  einer  ISngeren,  siemlich 
stfinnischen  Debatte  erging  das  Gesetz  Aber  die  Staatsanleihe  vom 
26.  Jnli  1902. 

Zweck  der  Anleihe. 

Der  Hauptzweck  der  Anleihe  war  die  Tilgung  der  von  der 
Ke^erung  des  Dr.  Wladan  GKORoiEwiitu  (11.  Oktober  1807  bis 
12.  Juli  1900)  hinterlassenen  schwebenden  Schuld.  Es  war  selhst- 
verständlich,  dass  dieser  Zweck  die  Anleihe  unpopulär  machte,  und 
infolgedessen  stiess  ihre  Votierong  in  der  Volksvertretung  auf  einen 
grossen  Widerstand.  Letzterer  war  um  so  erklärliclicr,  als  Serbien 
in  den  letzten  Jahren  zn  oft  zn  unproduktiven  Anleihen  seine  Zu- 
flucht genommen  hatte.  Von  diesem  Zwecke  der  Anleihe  ist  im 
Art.  1  des  Gesetzes  die  Bede.  Art  13  enthält  die  Bestimmung, 
dass  der  nach  Tilgung  aller  schwebenden  Schnldeil  im  In-  und  Aus- 
lände verbleibende  Überschnss  der  Anleihe  zuerst  für  die  Ausgleichung 

Die  Zeitangabe  geschieht  überall  nach  dem  alten  Kalender. 
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des  etwaigen  Dctizit.s  im  laufenden  Biulg'etjalire  und  dann  mit  der 
vorherigren  Einwilligung  der  Volksvertretung  für  die  nützlichen  In- 
vestitioneu  im  Lande  verwendet  werden  kann. 

Die  Hohe  der  Anleihe  und  des  ZiBsfhases. 

All  szahlnng^f r  i  st. 

Laut  Art.  1  des  Gesetzes  sollte  die  Anleihe  GOOiMjüuu  Frs.  nominell 
betragen.  Der  Zinsfuss  wnrde  auf  5%  des  nominellen  BetrageB 
festgesetzt  (Art.  5).  Die  Zinszahlung  hat  dreimonatlich  zn  erfalgra. 
Die  Anszahlongsfrist  beträgt  50  Jalire  (Art  1).  Die  Abtragnng 
der  Anleihe  hat  durch  Ankauf  der  Obligationen  auf  der  Börse  nach 
dem  jeweiligen  Kurse  nnd  so  lange  za  erfolgen,  bis  der  Kurs  der 
Papiere*  den  nominellen  Betrag  erreicht  hat,  darauf  aber  dnreh  regel- 
mässige Ziehnng  nach  dem  Amortisationsplane. 

JEmissionskiiTB. 

Der  EmiflsionsknrB  war  nach  Art.  6  des  Gesetzes  80^/^;  Art  7 
aber  enthielt  die  Bestimmung,  dass  die  Regierung  berechtigt  ist» 
den  kontrahierenden  Banken  2%  als  Emissionsspesen  und  Proyision 
mit  dreimonatlichem  Gennssrecht  zn  erstatten;  dies  alles  setzte  den 

Emissionskurs  unter  80  ^/o  herab. 

Terwirklichong  der  Anleihe. 

Den  kontrahierenden  Banken  (La  Banque  Ottomane,  La 

Banque  de  Paris  et  des  Pays-Bas  in  Paris)  steht  es  frei,  die  Anleihe 

zu  realisieren  durch  X  ci  k.nn  der  Obligationen  oder  durch  Zeichnung, 
Zur  Ertrktuierung  der  Anküie  wnrde  ihnen  die  Frist  bis  zum 
1.  Juni  r.Mi.;  gewährt.  Der  Finanziniiiistrr  wurde  erniäditi^.  ihnen 
diese  Frist  auf  ^>  Monate  zu  vprlfin^-ern.  unter  der  Bedin^unir  aber. 
da»s  die  Banken  bis  zum  1.  Juni  190U  wenigstens  die  Hültte  der 
Anleihe  realisieren  (Art.  2). 

Fall  der  NichtVerwirklichung  der  Anleihe. 
Sollten  die  finanziellen  Verhältnisse  den  kontrahierenden 
Baukeu  die  Verwirklichung  der  Anleihe  bis  zum  festgesetzten  Ter- 
mine —  1.  Tntii  1003  —  nicht  gestatten,  oder  sollte  es  ihnen  nidit 
gelingen,  bis  zu  diesem  Tage  wenigstens  die  Hälfte  derselben  zu 
realisieren,  so  ist  der  Vertrag  aufzuheben.  Für  diesen  Fall  waren 
die  kontrahierenden  Banken  verpflichtet,  dem  serbischen  Staate  seine 
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Obligpationen  znrttcksiierstatteD,  während  der  Staat  ilin«ii  die  kurz- 
fristige  Anleihe,  von  welcher  im  Art  3  die  Bede  ist,  zn  zahlen 
(Art  2)  hfttte. 

Da  etneneits  die  Ühersehflsse  der  ErtrR^e  der  zur  Sicher- 

stellung  der  Anleihe  verpfänfleten  Monopole  dazu  dienen  Bollten, 
und  da  diese  Überschüsse  schon  als  Garantie  einer  kleineren  Anleihe 
(y<X)0000  Fi^.,  welche  die  Ree-ierung  des  W.  GKOHiiiKwncH  mit  dem 
Bankier  M.  Kuno  in  Wien  abi^eschlossen  hatte)  bestimmt  waren, 
wovon  sie  gleich  befreit  werden  sollten,  und  da  andererseits  der 
Staat  eines  gewissen  baren  Betrages  zur  Begleichung  gewisser 
Schulden  im  Inlande  bedurfte,  welche  bis  znr  Verwirklichung  der 
Anleihe  nicht  verschoben  werden  konnte,  wurde  die  Eegienmg  durch 
den  Art  8  des  Gesetzes  ermftchtig:t^  znr  Erreichung  dieser  beiden 
Zwecke  a  conto  der  Anleihe  eine  korzfristige  Anleihe  mit  den 
kontrahierenden  Banken  abznschliessen.  Dieselbe  sollte  15 000000  Frs. 
al  pari  betragen,  mit  6^/^  jährlichen  Zinsen,  ohne  irgend  welchen 
Ersatz  und  Spesen. 

Chirantie  der  Anleihe. 

Art.  4  des  Gesetzes  gewfthrte  den  kontrahierenden  Banken 
zwei  Garantien  für  die  Aoszahlnng  der  Annnitftten,  entweder  der 
Anleihe,  wenn  sie  yenvirkllcht  sein  sollte,  oder  jenes  knrzfHstigen 

Darlehens  von  15000000  Frs.  im  Falle  der  Nichtrealisierung  der 
Anleihe.  An  erster  Stelle  dienen  zur  Sicherstellung  die  l  'berschüsse 
aller  verpfiindeteii  Monopole,  sowie  die  f'berschüsse  der  übrig^eu 
Staatseinkünfte,  weliiie  unter  der  Verwaltung  der  beibütändiiTHU 
Älonopolverwallung  stehen.  Ausserdem  wurden  Einkünfte  der  be- 
stehenden serbischen  Staiitsbahnen  verpfändet.  Diese  letzte  Ver- 
pfändung trS^'-t  den  Cliarakter  einer  Hypothek  und  steht  in  Ver- 
bindung mit  dem  Uesetz  ttber  die  EisenbabngrundbUcher  und 
Hypothekenreehte  an  Eisenbahnen  vom  9.  Jannar  1899.  Diese 
Hypothek  wurde  den  Banken  nur  fttr  die  Dauer  von  10  Jahren  ein-, 
geräumt  Ja  sogar  im  letzten  Satze  des  Art.  4  ist  der  Fall  vor- 
gesehen  worden,  dass  nach  der  Auszahlung  der  Annnitftten  aller 
durch  die  Einkünfte  der  selbständigen  Uonopolverwaltung  sicher- 
gestelltoi  Staataschuldenf  worunter  auch  die  Anleihe  von  1902  mit 
inbegriffen  wurde,  jährlich  mindegtens  2000000  Frs.  als  Überschuss 
der  Monopoleinküüite  lur  da»  i'inuuz.iiiinibienüm  übrig  bleiben  wird. 
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Dann  soll  aach  Tor  Ablauf  jener  10jährigen  Frist  die  Hypotbeic  ge- 
löscht werden. 

Nach  der  Yotiening  des  Oeeetzantrages  fiber  die  Anleihe 
wurden  die  Sitzungen  der  VolkaTertretnng  bia  zum  1.  NoYember 
desselben  Jahres  yertagt.  Vor  dem  wiederholten  Znsammentritt  der 
letzteren  demissionierte  das  Kabinett  des  Dr.  Wuitch  wegen  Miss- 

erfolges  in  der  Frage  des  Besuches  des  königlicheu  Paai'es  am 
russischen  Hofe. 

An  Stelle  des  Kabinetts  Wuitch  tiat  dasjenige  von  P.  Weli- 
MiHuwiTCH,  welches  c'benf?o  wie  das  Kabinett  Wuitch  anf  der  Grund- 
lage der  am  1».  April  llKVJ  ziistanda  gekommenen  Veistandignng 
zmschen  deu  Fortsclirittlem  und  gemässigten  Radikalen  gebildet 
wurde.  Dieses  Ministerium  aber  war  von  sehr  kurzer  Daner.  Ftlr 
das  Arbeitsprogramm,  welches  das  Ministerinm  Wklixibowitch  der 
am  1.  November  zusammengetretenen  Sknpschtina  vorlegte,  erhielt 
dasselbe  eine  Mehrheit  von  nur  9  Stimmen.  Da  diese  Majorität  für 
eine  danerhafte  und  erfolgreiche  Arbeit  zn  gering  war,  mnsste  das 
Ministerium  am  8.  November  1902  zurücktreten. 

Von  diesem  Momente  an  änderte  König  Alexander  von  Grund 
aus  seine  Politik.  Bis  dahin  hatte  sich  der  König  in  derselben  auf 
eine  Ver«t4indigung  zwischen  den  Fortschrittlern  und  den  gemässigten 
Ra  likalt  ii  jrestützt,  wekhe  nach  dem  Zustand^'koninit  n  einor  soliden 
pnlit ischt-n  ( »rirani^atinii  streltren.  die  jttark  genug  wäre,  su  ii  si'wohl 
den  von  f)ben  koninienden  eventuellen  reaktionären  Besti  t  hiintren, 
als  den  von  unten  hervordringenden  demagogibchen  Forderungen 
entgegenzustellen.  Die  erwähnte,  unter  dem  Protektorate  des  Königs 
vollbrachte  Verstfindignng  wurde  zugleich  als  Aussöhnung  der 
Dynastie  Obbbnowitch  mit  den  Kadikaien  betrachtet,  welche  eine 
lange  Reihe  von  Jahren  mit  den  Obbznowitce  den  Verfassungskampf 
f&hrten.  Die  Verfassung  vom  6.  April  1901,  die  das  Besnltat  dieser 
Verständigung  war,  befriedigte  im  allgemeinen  die  Fordemngen  der 
radikalen  Partei. 

Dadurch,  dass  der  König  Alexander  nach  dem  Sturze  des 
Ministeriums  Welihibowitch  ein  Koalitionsministerinm  unter  dem 
Vorsitze  des  Generals  Zjnzar-Makkowitch  zusammensetzte,  zeigte  er 
deutlich  seine  Misssiiimuung  der  fortschrittlich-radikalen  Gruppe 
gegenüber.  \\<l«'he  freilich  w-r"«)!  dr-r  Ab«jiclit.  auf  dfiu  parla- 
mentarisciieu  budeu  zw  bleiben,  mit  deu  absolutistischen  Tendenzen 
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des  Königs  in  Konflikt  geriet  K9nig  Alexander  aber  wollte  noch 
nieht  offen  das  antokratiaehe  Begiernngasyetem  proUamieren.  Seine 
Aliaieht  sielte  dahin,  aieh  selbst,  aber  nnmerUidiy  snm  alleinigen 
politischen  Fdktw  m  machen.  Mit  anderen  Worten;  er  wollte  die 
Verfassnngsform  behalten,  nm  dnrch  diese  Maske  die  Wirklichkeit 
besser  verberfren  zu  kOnnen.  In  dieser  verfassungsnifissigen  Staats- 
ordnung hätte  die  aus  heterogenen  Elementen  zusammen g-esetzte 
Volksvertretung',  welche  durch  kein  gemeinsames  pnlitisches  Programm 
zu>aminengelialteu  worden  wäre,  und  die  sich  daher  vom  Herrscher 
na*  Ii  Belieben  leiten  lief^e,  nur  die  Anfjsrabe.  der  tatsächlich  auto- 
kratischen Macht  des  Königs  den  Anschein  der  Befng^nisse  eines 
konstitntionellon  ^lonarchen  zn  verleihen.  Wir  werden  später  sehen, 
wieviel  Erfolg  er  darin  hatte. 

1908. 

Da  das  Kabinett  des  Generals  Zinzab-Mabkowitch  sicher  wnsste, 
dass  ihm  die  ans  den  G<^nem  sein^  Politik  sasaminengesetzte 
SknpBchtinai  keine  Untersttttsnng  würde  angedeihen  lassen,  so  mnsste 
es  natilrlich  die  Sknpschtina-AnflSsang  and  die  neuen  Wahlen  ins 
Ange  fessen,  ans  welchen  eine  seinen  politiBChen  Kombinationen  ge- 
fügige Volksvertretnng  hervorgehen  wttrde. 

Um  für  die  Ausführung  dieses  Planes  Zeit  zu  gewinnen,  ordnete 
das  Kabinett  nicht  sogb-ich  die  Auflösung  der  Sku)iS(  litiiui,  sondern 
auf  (irund  des  Art.  15  der  \'t'ifassung  zuerst  dii-  Veiragung  der- 
selben an.  Dadurch  erzielte  es  2  Monate  Zeit,  denn  die  Skupschtina 
worde  vom  8.  November  1902  bis  zum  Ö.  Janaar  1903  vertagt. 

Infolge  dieser  Vertagang  war  es  der  Sknpschtina  unmöglich, 
das  Bndget  für  das  Hechnung^ahr  1903  zn  votieren,  und  deshalb 
machte  die  neue  Regierung  von  Art  98  der  Verfassung  Gebrauch, 
vom  Staatsrate  die  Genehmigung  auszuwirken,  dass  das  Budget  fttr 
das  vorige  Rechnungsjahr  auch  fftr  das  laufende  Jahr  gelten  solle. 
Auf  dieser  Grundlage  erfolgte  auch  die  gedachte  Genehmigung.  Bei 
dieser  Gelegenheit  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  der  Staatsrat 
befugt  sei,  die  Verlängerung  des  Budgets  für  das  Jahr  1902  nur 
bis  zu  dem  Termine  zu  genehmig*  ii.  au  web  htm  die  Skupscliüna 
wieder  zusammentreten  s(dlre  (/^.  danuar  190:! i.  -Hb  i  nl»  er  auch  in 
diesem  Falle  die  Verläiiirei ung  für  das  ganz«;  nächste  Jahr  ge- 
nehmigen könnte,  welches  Maximum  der  Art.  Ü3  der  X'erfassuag  ge- 
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stattete.  Wir  kOnnen  hier  nicht  diese  beiden  fftr  die  Ltanng  der 

Frage  geltend  gemachten  Ansichten  anseinandersetzen.  Es  sei  nnr 
das  politische  Interesse  erwäluii,  welches  mit  dieser  Frage  verkuüptt 
war.  Wäre  die  erste  Ansicht  gerechtfertigt,  dann  hätte  die  Rp- 
gieruüg  die  Skupschtiiia  entweder  für  den  1.  Jannar  zusammeube- 
mfen  oder  dieselbe  anflösen  müssen,  wflhrend  ilir  die  zweite  Ansicht 
weder  das  eine  noch  das  andere  zu  tun  gestattete,  sondern  einfach 
den  Schlug«  der  Session  für  das  Jalir  1902  forderte.  Die  erstere 
lOsang  dieses  parlamentarischeu  KonAiktes  war  natürlich  för  die 
Begiemng  bei  weitem  nicht  w  vorteilhaft  wie  die  zweite,  welche 
sie  in  die  HOg'lichkelt  verutste,  beinahe  ein  ganzes  Jahr  ohne  Mit>' 
Wirkung  der  Sknpschtina  regieren  za  kOnnen,  ohne,  wenn  auch  nicht 
den  Sinn,  so  doch  wenigstens  den  Text  der  Verfiwsnng  zu  verletzen« 
Der  Staatsrat  entschied  die  Sache  zugunsten  der  Begiemng,  und 
das  Budget  wurde  für  das  ganze  Jahr  (1908)  verlängert.  Das  war 
zweifellos  ein  Erfolg  der  Regierung. 

Obgleich  die  Reffiernng  Zinzar-Makkowitch  genug  Zeit  zur 
Verfügung  hatte  und  deshalb  nicht  zu  eilen  braucht»-,  «o  arbeitete 
sie  doch  gleich  nach  der  Verlängerung  des  Budgets  eifrig  daran, 
die  bevorstehenden  Wahlen  zu  ihren  Gunsten  zu  beeinflussen.  Wie 
schon  in  dem  Bericht  für  das  Jahr  1902  erwähnt  wurde,  bestand 
der  Hegiernngsplan  darin,  ans  allen  drei  Parteien,  der  radikalen, 
liberalen  nnd  fortschrittlichen,  diejenigen  filevente  aasznscheiden  and 
für  sich  zn  gewinnen,  die  geneigt  wären,  die  Politik  des  persönlichen 
Regimes  zn  anterstfitzen.  Diese  heterogenen  Elemente  sollten  eine  rein 
dynastische  Partei  bilden,  deren  Chef  der  König  selbst  wftre,  nnd 
welche  die  Aufgabe  hätte,  die  verfiussungsgetrenen  und  parlamen- 
tarischen Bestrebungen  der  übrigen  Elemente  aus  den  drei  erwähnten 
Parteien  znrfickzndrSngen. 

Das  Kabinett  Zinzak-Mabkowitch  unternahm  so  eine  Politik, 
die  zwei  Standpunkten  aus  nicht  richtig  war.  Zuerst  deshalb, 
wtil  >'s  da=?  ]»''rs<iiili<  lii'  K't'irime  wieilt-r  ins  Leiten  rufen  \vulli<  .  ^in 
politiM'liHs  Sy.-.teni,  ilesseii  .Mäi)r;-el  allzu  bt-kannt  waren.  Zweitens 
deswegen,  weil  man  »Inrch  die  Si  haöung  jeuer  künstlichen  Partei, 
die  das  Kabinett  zu  anterstätzeu  hatte,  dem  Throne  einen  schlechten 
Dienst  erwies,  indem  man  alle  zum  Eintritt  in  jene  Partei  nicht 
geneigten  Kiemente  als  Gegner  des  Königs  darstellte.  Daneben  hätte 
es  der  Wahrheit  nicht  entsprochen,  diesen  Elementen  eine  solche 
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FSrbirag  zu  geben.  Wir  wollen  zwar  nicht  belutnpten,  daas  nnter 
denaelben  lieli  nieht  anch  Politiker  Torfanden,  welehe  unter  der 
Maske  eines  Kampfes  nm  Verfiuaimg  nnd  Parkmentarisrnns  gegen 
die  Person  des  Kf^nigs  Alexander  selbst  agitierten,  sei  es  deshalb, 
weil  sie  meinten,  dem  Könige  mangeln  die  elementftien,  dem  kon- 
Btitntionellen  Konarchen  nötigren  Eigenschaften,  sei  es  deshalb,  weil 
sie  zu  dieser  Ag'itation  duieli  andere  CTründe  bewogen  wurden.*) 
Wenn  man  aber  von  diesen  Ansnahmen  absieht,  dann  können  wir 
frei  behaupten,  dass  man  in  dem  Verlangen,  Serbien  solle  ein  Ver- 
fassnngs-  und  parlamentarischer  Staat  sein,  keine  an ti dynastischen 
Bestrebungen  erblicken  durfte.  Die  Verdienste  des  Hauses  Obbb- 
NowiTCH  fttr  die  Begr&ndung  und  den  Fortschritt  des  neuen  serbischen 
Staates  waren  ja  gross,  nnd  die  siebzigjährige  Regierung  desselben 
Hauses  war  selbstverständlich  auf  die  geistige  Vereinigung  des 
Hanses  Obbinowitch  mit  dem  serbischen  Volke  nicht  ohne  Einflnss 
geblieben. 

Konig  Aleiander  aber  sah  bald  ein,  dass  seine  Politik  auch 
Ar  den  Fall  des  Erfolges  in  den  Sknpschtlnawahlen  nicht  den  ge^ 
wfinschten  Sieg  davontragen  wttrde.  D^n  immerhin  bestand  der 
Senat,  welcher  Gegner  dieser  Politik  war,  nnd  in  welchen  die 

Mehrheit  der  Senatoren  lebenslänglich  berufen  wurde  (Art.  70  der 
Verfassung),  so  dass  man  kein  verfassungsmässiges  Mittel  hatte,  diese 
der  Wiedereinführung  des  persönlichen  Regimes  abgeneigte  Mehrheit 
zu  beseitigen. 

Wie  hieraus  ersieh tüeli  ist,  zeigte  der  Senat  schon  im  zweiten 
Jahre  seines  Bestehens  jene  guten  Eigenschaft en.  auf  welehe  die  Fort- 
schrittler und  die  fusionierten  Radikalen  besondern  Wert  gelegt 
liatten,  als  sie  ihre  Einwiliignng  znr  Verfassung  vom  Jahre  1901 
gaben.  Dem  Senate  lag  es  ob,  die  Wiedereinführnng  des  person- 
liehen Begimes  zn  verhindern,  nm  den  König  Alexander  vor  das 
Dilemma  zn  stellen,  entweder  wahrhaftig  verfhssnngsgemäss  zn  re- 
gieren oder  offen  den  Absolnttsmns  einznfllhren.^ 

Si»*he  hierüber  auch  in  uiisorer  AbhaiitllunL'"  unter  dem  Titel 
„Appeadice  «i  1  etude  sur  la  Constiluliou  du  lw»yauiue  de  Serbie  du  0  avril 
1901"  im  „Balletin  de  la  Sod^t^  de  Legislation  compar£e",  Paris  (aott- 
septembre  1903)  nnd  unter  dun  Titel  „Serbische  TerfaBsaDg'*  in  den 
„Uitteilangen  der  internst.  VereiniguDg  für  vergl.  Bechtowiuenschaft  und 
Volkswirtschaftslehre",  Berlin  (März  1905). 

•)  In  der  ob.  u  erwähnten  Abhandlunir.  welche  in  den  Zeitschriften 
der  Berliner  und  Pariser  Vereinigung  abgedruckt  ist,  haben  wir  ans- 
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Daher  stammeii  jene  GerAchte  ftber  die  Anfheboner  d«r  Ver- 
foflBQDg,  welche  schon  im  Febmar  1903  in  Umlauf  gesetzt  wurden. 
EOniiT  Alexander  wollte  selbstTerstSndUch  durch  die  Drohung,  er 

werde  die  Verfassung  aufheben,  die  Skupschtina-  und  Senat-Mehrheit 
zu  den  Konzessionen  zwingen,  deren  Zweck  die  Wiedereinführung 
des  persüiilicheu  iiegimes  in  Serbien  war. 

Darin  hatte  er  aber  keinen  Erfolg.  Die  Demonstration  vom 
28.  Mflrz  1908  war  hanptsSchlicb  ein  Protest  gegen  die  beabsichtigte 
Anfhebnng  der  Verf^nng.  Gezwongen»  zwischen  dem  VerflsssnngB* 
nnd  parlamentarischen  System  nnd  der  Autokratie  zn  wfthlen, 
wandte  sich  Ednig  Alezander  der  letzteren  AltematlTe  zn.  Uit 
seiner  Proklamation  vom  25.  März  1908  hob  der  E9nig  die  Ver- 
fessnng  von  1901  anf  nnd  verkündete  dem  Volke,  dass  er  die  Tolle 
Kegierun^sgewalt  in  seine  Hände  genommen  habe.  Zwar 
hal  er  am  selben  Tage  durcli  eine  andere  Proklamation  dieselbe 
Verfassung  wieder  eingeführt,  unserer  Ansicht  nach  aber  hat  das 
an  der  Sache  nichts  «reSndert:  aiuli  nach  dieser  zweiten  Prokla- 
mation war  tatsächlich  König  Alexander  die  einzige  souveräne 
Macht  in  Serbien. 

Anf  diese  Welse  bezeugte  der  Senat  die  von  ihm  erwartete 
Förderung:  er  zwang  den  König  Alexander,  seine  Sympathien  oder 
Antipathien  für  das  Verfassnngssystem  deutlich  zn  bekennen.^) 

Durch  seine  die  Verfassung  autliebende  Proklamation  beseitigte 
König  Ale\;ui(lt'i  auch  einige  Spezialgesetze,  welche  durch  andere 
(iesctze  ersetzt  wurden.  Die  letzten  (besetze  wclhn  wir  hier  nicht 
erwälinen,  einfach  aus  dem  Ctrunde,  weil  sie  nur  sehr  kurze  Zeit, 
etwas  über  zwei  Monate  (vom  25.  März  bis  znm  29.  Mai  1ÜÜ3)  iu 
Kraft  blieben. 

führlicb  über  die  Kolle  de-  iluirli  dif  X  crt  is-iuiL-  vom  fi.  April  LIKJ!  ein- 
geführten Senates  im  i>olil ischrii  I,''l)i'n  Srrbii'iis  ircsitrochou. 

^)  Iu  einer  län'rereu.  uii.-'T'-r  oben  anL'^tiilirlcn  AlihamihniL:  (dfut-clu; 
AusL'abe)  hinzuirefüy'ten  Anmerkuoir  haben  wir  uuä  bumüht,  die  ])oliti-i  iio 
Kiutjicbt  der  ForUjchrittler  und  der  fusionierten  liadikalen  hervorzuhebcu, 
welche  dieselben  durch  ihre  Einwilligung  zum  Zweikanuneraystom  be* 
wie»en  haben.  Die  Gegner  dieses  Systems,  die  selbstindigon  Radikalen, 
waren  mit  ihrer  Forderung  der  Beibehaltung  des  Einksmmersystems  die 
unhewusston  Helfer  der  Politik  des  Königs  Alexander,  obgleich  sie  gegsn 
ihn  die  schärfste  Opposition  führten. 
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Nach  der  I'roldamatioii  \om  25.  März,  wodurch  die  Verfassung 
aofirehoben  nnd  das  absolutistische  System  in  Serbien  inangoriert 
wurde,  war  König  Alexander  in  diesem  an  das  Verfassnngasjstem 
gewohnten  und  für  dasselbe  fühigen  Lande  nnmOglich  geworden. 
Aber  statt  die  Sefreinng  Serbiens  von  einem  Autokraten  den  Um- 
stftnden  anheimznstelten,  welche  sweifeilos  in  einer  sehr  kurzen 
Zeit  den  Etfnig  Alexander  gezwungen  hfttten,  Serbien  zn  Terlassen, 
bat  man  ihn  zusammen  mit  der  Elhiigin  und  vielen  politischen 
Freunden  emordet  Die  Yerfiissnngskrise,  welche,  dank  der  Insti- 
tution des  Senates,  begonnen  hatte,  sieh  normal  zu  entwiekeln,  fknd 
infolge  der  Unbesonnenheit  der  einen  und  der  persönlichen  Interessen 
der  anderen  eine  Lösung,  au  welche  die  Fürtächrittler  luul  die 
'  fusionierten  Kadikaien,  die  Gründer  des  Senates,  als  politis<  he 
Gruppen  nie  gedacht  haben.  Der  Kampf  gegen  den  König  Alexander 
wurde  anf  solche  Weise  beendigt,  welche  einerseits  das  serbische 
Volk  aller  Sympathien  beraubte,  die  es  sich  in  diesem  Kauipfe  bei 
den  fortsehrittlichen  und  freien  Viilkern  erworben  hatte,  und  anderer- 
seits den  König  Alexander  mit  der  Aureole  eines  Märtyrers  umgab. 
Dieser  Glorienschein  war  wirklich  verdient,  wenn  man  seinen  schreck- 
lichen Tod  ins  Auge  fasst,  aber  er  erschefait  vor  den  Augen  der 
gebildeten  Welt  zugleich  als  furchtbarer  Anklfiger  des  serbischen 
Volkes.^) 

Die  nach  der  Ermordung  des  Königs,  am  29.  Mai,  unter  dem 
Präsidium  von  Awakumuwitch  gebildete  Revnlntionsregieriing  tCihrte 
dnrrh  ihre  an  demselben  Tage  erlassene  Proklamation,  welche  dem 
\  r.lkc  iloH  Tod  (Irs  Königs  und  der  Königin  verkündete,  den  Rechts- 
zustand vor  dem  Staatsstreiclie  vom  25.  .März  ll*Uo  ein.  Auf  Grund 
dessen  wurde  die  von  König  Alexander  aufgelöste  Volksvertretimg 

Darüber,  wie  wir  vom  Standpunkte  der  Aloral  und  des  positiven 
Rechtes  ans  die  Tat  vom  29.  Hsi  b^nehten,  siehe  ausführlicher  in  unserer 
Abhandlung  Appendice  k  l*^ude  sur  la  nonveUe  Constitution  du  Royaume 
de  Serbie  du  6  avril  1901  (im  ,,BnlIetin  de  la  Soei6t6  de  Legislation 

compar^e'^  zu  Paris),  sowie  in  der  deutschen  Ausgabe  derselben  Abhandlung 
(in  „Mitteilungen  der  internationalen  Vereinigtmg  für  vergl.  Rechtswitisen- 
schaft  usw."  in  Berlin,  insbesondtTe  aber  in  der  Anmerkung  zum  §  II). 
S.  darüber  auch  im  Vorwort  zu  unserem  Bericht  fther  die  Berbische  Gesetz- 
gebunsr  fllr  die  Jahre  1899,  ItKX)  und  1901,  welcher  aus  dem  „Jahrbuch 
der  iuttirnationaleu  Vereinigung  iur  vergl.  Rechtswisseuschatt  und  Volks- 
wirtocbaflilehfe*  In  Berlin  sbgedmdrt  ist. 
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(Skapschtina  und  Seuftt)  za  einer  aasserordentlicheu  Session  zu- 
sammenberufen. 

Die  Volksvertretung  trat  in  Beigrad  am  2.  Jani  zasamineiL 
Sie  hatte  die  Aufgabe,  die  Eriedigang  des  kdnigUchen  Tlirones  fest- 
zastellen  and  einen  neuen  Kdnig,  da  in  der  Famiiie  Obkbvowitcii 
niemand  rorlianden  war,  welcher  auf  Grund  des  Art.  6  der  Ver^ 
fasBUDg  ein  Recht  auf  die  Thronerbfolge  besass,  zu  erwählen.  Denn 
wenngleich  die  Vertonng  von  1901  keine  ausdrückliche  Bestimmung 
enthielt,  die  der  Volksvertretung  diese  Befugnisse  erteilte,  so  war  es 
doch  zweif»  Ilüs.  dass  der  Volksvertretung  das  Recht  znr  Wahl  des 
neuen  Königs  zustand.  Wir  hiibeu  Uaj»  in  uuaereui  Kommentar  der 
Vci  f:i>^sung  Vom  0.  April  bereits  festgestellt,  welthfr  in  der 

Pariser  Zeitschrift  .^Bulletin  de  la  Societe  <h'  T^egislation  comparee*^ 
(avril-mai,  juin-juilltit,  aoüt-septembre  1908)  erschienen  ist. 

Zum  König  von  .Serbien  wurde  von  der  Volksvertretung  Fürst 
PetzbKuuojokgjf.vitch  gewählt,  ein  Enkel  den  berühmten  Kakageorg, 
der  an  der  Spitze  de.s  ersten  serbischen  Aufstandes  (1804 — 1813) 
stand,  und  ein  Sohn  des  Fürsten  Alexander,  welcher  in  Serbien  von 
1842-1858  regierte.«) 

Aber  die  Volksvertretung  begnügte  sich  damit  nicht.  Sie 
wollte  schon  vor  dem  Eintreffen  des  neuen  Königs  dem  Lande  eine 
Verfassung  sichern,  welche  in  viel  grosserem  lüafie  als  diejenige 
von  1901  den  Erfordernissen  des  westeuropäischen  Demokratismus 
entsprach.  So  entstand  die  Verfassung  vom  5.  Jnli  1903,  die  im 
allgemeinen  nichts  anderes  war  als  die  Verfassung  von  1888,  weltlie 
unter  dem  Namen  radikale  Verfasstnifj:  bekannt  war.  (Dieselbe 
war  in  Kraft  von  18S8  bis  zum  9.  Mai  l'.<04,  an  welch« m  T<i{?»'  sie 
siisptMilit  it  und  durcli  eine  frühere,  sehr  konservative  Verfassuiig 
von  l^ös»  ersetzt  wurde.) 

Die  neue  \'erfassuiig  führte  das  Einkammei'system  ein.  Unserer 
Ansicht  nach  ist  das  ihr  grösster  Fehler.  Denn  wer  bürgt  uns 
dafür,  dass  eines  Tages  in  Serbien  die  Bestrebungen  nach  einem 
persönlichen  Regime  nicht  wieder  zutage  treten?  Treten  aber  eines 
Tages  solche  Bestrebungen  auf,  dann  werden  dieselben,  in  Er- 
mangelung eines  Senates,  dessen  Organisation  sie  surflckdrftngen 

*)  Volkstiilir«'!-  im  zweiten  tiir  die  Srri«en  ^tiiistigea  Aufstande  ^IMlrS) 
war  Mii.os«  II  OnKfc..su^vrr(  II.  Die  Dynastie  ühkenowitch  herrschte  Ton 
1816—1842  und  tou  IHM  bis  zum  29.  Mai  1903. 
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würde,  viel  mehr  Aussicht  auf  Erlolg  und  lange  Dauer  haben,  als 
wenn  mau  eine  Verfaflsung  mit  Zweikammersystem  hätte,  wie  die- 
jenige von  1901. 

Nach  diesen  Msfuhrlichen  Betrachtimgen  gehen  wir  zu  einer 
korzen  Darlegung  der  von  dei^jenigen  Volksvertretung  (der  Sknpeehtlna 
und  des  Senats)  erlassenen  Gesetse,  welche  den  neuen  KQnig  erwählt 
und  die  neue  Ver&ssmig  votiert  hat  Alles  dies  sind  frfihere  Ge- 
setze, welche  auf  nnznlfissige  Weise  anl^hohen  worden  (durch  den 
Staatsstrdch  vom  9.  Mai  1894  und  25.  HSrz  1903),  und  welche 
durch  die  Verfassung  vom  5.  Juni  1903  en  bloc  wieder  in  Kraft 
gesetzt  wurden: 

1.  Gesetz  über  die  Wahlen  der  Volksvertreter.  Dies 
ist  das  Cresetz  vom  25.  März  1890,  welches  nach  der  Kundmacliung 
der  sog-en.  radikalen  Verfassung  von  1888  votiert  worden  ist. 
Wir  bringen  hier  aus  ihm  einen  kurzen  Auszug: 

Allgemeine  Bestimmungen  (Art.  1—3).  Die  ordentlichen 
Wahlen  finden  am  8.  September  statt;  die  Skupschtina  wird  jedes 
Jahr  am  1.  Oktober  zu  einer  ordentlichen  Session  zusammenbemfen. 
Der  kSnigUche  Ukas  über  die  Wahlen  wird  im  Amtsblatte  sp&testens 
bis  zum  25.  Juni  publi^ert. 

Nach  diesen  allgemeinen  Bestimmungen  folgen  die  einzelnen 
Kapitel  mit  den  sonstigen  die  Wahlen  der  Volksvertreter  betreifenden 
Vorschriften. 

t  Wahlkörper  und  Zahl  der  Volksvertreter  (Art.  4—0). 
Die  Wahlbezirke  entsprechen  den  administrativen  Bezirken.  Jeder 
Bezirk  wählt  so  viel  Volksvertreter,  als  auf  iiiu  nach  <ler  Zahl  der 
in  ihm  lebenden  Steuerzalüer  entfallen.  Auf  jede  45U<>  Ste  uerzahler 
kommt  ein  Volksvertreter.  Der  Staati=!an8schu88  hat  nacli  iler  j^e- 
samten  Zahl  der  Steuerzahler  in  jedem  Bezirke  auf  Grund  der 
Steuerbücher  zu  bestimmen,  wieviel  Volksvertreter  ein  Bezirk  zu 
w&lilen  hat.  Dieser  Staatsausschnss  wird  aus  dem  Präsidenten  des 
Staatsrates,  dem  Prftsidenten  und  den  beiden  Vizepräsidenten  der 
letzten  Skupechtinaseesion  und  dem  PrSsidenten  des  Kassationshofes 
gebildet. 

Die  Im  Art  6  aufgezShlten  Städte  wählen  die  Volksvertreter 
selbständig. 

TL  Wer  hat  das  aktive  Wahlrecht?  (Art.  10—12).  Das 
Beehty  die  Volksvertreter  zu  wählen,  hat  jeder  serbische  Staatsbflrger, 
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welcher  das  21.  Leben^'ahr  vollendet  hat  und  dem  Staate  mindestens 
jährlicli  15  Dinars  an  direkten  Stenern  zahlt,  in  welche  Summe  auch 
der  ständige  StaatssttjuerziLsciiiag  eingerechnet  wird.  Art.  11  und  12 
bestimmen,  wem  das  Wahlrecht  nicht  zusteht.  Es  seien  nur  die 
Offiziere  und  die  Soldaten  erwähnt 

III.  Wer  hat  das  paBsive  Wahlrecht?  (Art  18—19). 
Zum  Volksvertreter  kann  deijenige  gewählt  werden,  welcher  das 
80.  Lebeosjahr  vollendet  hat  und  mindestens  80  Dinars  an  direkten 
Stenern  zahlt  Im  Art.  16  werden  die  Beamten  anfgeeShlti  welche 
als  Beamte  das  Volksvertreter-Kandat  behalten  kOnnen. 

IV.  Die  Wählerverzeichnisse  (Art.  20—32).  Dieselben 
werden  von  den  Gemeiudegeri(  liten  zusamnieugesetzt,  welche  anch 
anf  Verlanpren  der  Interessenten  für  die  Verbessern iif?  und  Er- 
gänzung der  Verzeichnisse  zuständig  sind.  Gegen  die  Entscheidung 
des  Gemeindegerichtes  kann  die  Beschwerde  bei  dem  erstinstanz- 
lichen Gerichte  eingelegt  werden. 

y.  Die  Wähler  karten  (Art  83 — 89)  werden  von  Gemeinde- 
gerichten ausgefolgt 

VI.  Die  Kandidatenliste  (Art.  40 — 49).  Jede  Kandidaten- 
list»'  hat  so  viel  Kandidaten  zu  enthalten,  als  dei-  IJe/irk  oder  die 
Stadt  AhEifpordiiftc  wälilt.  in  jed»  r  IJezirkskandidatenliste  nnisseu 
unter  den  Kamlidaten  zwei  solche  isein,  weklie  div  Faknltiit  ndt-r 
eine  andere  im  Range  der  Fakultät  stellende  Srlmle  absolviert  haben. 
Diese  Kandidaten  heissen  qualifizierte  Kandidaten. 

Die  Kandidatenlisten  müssen  dem  zuständigen  erstinstanzlichen 
Gerichte  In  der  Zelt  zwischen  dem  14.  Juli  und  dem  25.  August 
übergeben  werden. 

Vn.  Das  Wahlmaterial  (Art.  50—54). 

VIII.  ^:  iaiuior  ic.  Wählerausschuss,  SliHuiieiii4l»gal<e 
(Art.  55 — 75j.  In  den  Wahlbezirken  ist  die  Gemeinde  der  J^timm- 
ort.  Art.  58  spricht  vom  WählerausscJmss.  An  der  iSpitze  dieses 
Ausschusses  steht  ein  vom  Staatsan<ä!?chnss  ernannter  Richter,  Ge- 
richtsbeamter oder  Jurist.  Die  Stimmenabgabe  erfolgt  direkt  und 
heimlich,  vermittels  der  Stimmbällchen,  die  in  eine  Urne  eingeworfen 
werden. 

IX.  Schlnss  der  Stimmenabgabe  und  die  Ordnung  des 
Wahlgeschäftes  nach  den  Stimmorten  (Art  76—81). 
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X.  Der  Hanptwähleraiisscliass  und  die  Bekannt- 
machaBg  der  gewShlten  Yolksvertreter  in  den  Wahl- 
bezirken und  den  Stttdten  (Art  82 — ^97).  Der  Hanptwähler- 
annchoBS  wird  für  jeden  Wahlbezirk  and  Ar  jede  Stadt,  die  einen 
Volksvertreter  wShlti  ernannt.  Art  82  enthalt  die  Beskimmnng 
fiber  seine  ZnaammenBetaninic.  Dleaer  Annehnas  gibt  die  erwfiblten 
Volksvertreter  bekannt  nnd  erteilt  ihnen  die  Vollmachtsnrknnde. 

XI.  Verfahren  für  die  Wahlen  der  Volksvertreter  im 
Falle  des  Art.  54  der  Verfassung:  (Art.  98—112).  Im  Art.  54 
fler  Vorfassang  ist  von  der  Anflösung  der  Sknpschtina  die  K(^de. 
i'er  kiuiiirlirhe  Fkiis,  durch  welchen  die  Skuiisolitiiia  anfprtdrist  wird, 
niuss  aufh  die  Anordnung;  der  Wahlen  spiite.steiis  in  der  Frist  von 
a  Monaten  vom  Tage  der  Sknpschtinaautlösung  enthalten. 

XII.  Verfahren  bei  den  Wahlen  der  Volksvertreter 
ffir  die  grosse  Sknpschtina  (Art.  113 — 121).  Die  Verfassung 
vom  6.  April  1901  hob  das  Institut  der  grossen  Sknpschtina  anf. 
Die  Verfiusnng  vom  5.  Jnni  1903  rief  sie  wieder  ins  Leben  znrftck. 
Ihre  Hanptzastttndigkeit  besteht  darin,  den  Herrscher  an  wählen 
und  Aber  die  Verfassnngsftragen  zn  entscheiden.  Sie  zfihlt  zweimal 
soviel  Abgeordnete,  als  die  gewöhnliche  Sknpschtina.  Die  W*ahlen 
ffIr  die  grosse  Skapsehtina  werden  im  allgemeinen  in  derselben 
Weise  vollzogen,  wie  diejenigen  fttr  die  gewöhnliche  Sknpschtina. 

Xlir.  Wahl  verbrechen  nnd  Strafverfahren  (Art.  Iii!  bis 
152).  Für  die  Bestrafung  der  diircli  da.s  (it  setz  über  die  \\  aiiU  u 
dnr  Volksvertreter  vorgeseiieneu  Nt  rlMecUeu  sind  die  erstinstanz- 
lichen bürgerlichen  Gerichte  zuständig  (Art.  150). 

2.  Das  (jeselz  über  die  Geschäftsordnung  in  der 
Sknpschtina.  Dies  ist  ein  Gesetz  vom  1.  November  18b9,  welches 
durch  die  Verfassung  vom  5.  Jnni  1903  erneuert  ward. 

Die  Hauptbestiramungen  sind  folgende: 

a)  Art  1—11  (Kap.  I)  geben  die  Vorschriften  Über  die  Zu- 
sammenkonft  der  Volksvertreter  nnd  «Iber  die  Prttfting  ihrer  Voll- 
machten. Die  Revision  nnd  die  Beglaubigung  der  Vollmachten 
nimmt  die  Sknpschtina  vor.  (Nach  der  Verfassung  von  1901  war 
dalilr  der  Kassationshof  zustSndig.) 

b)  Art  12 — 18  (Kap.  II)  enthalten  die  Bestimmungen  aber 
den  Vorstand  (les  bureaux)  der  Sknpschtina,  welcher  sich  aus  einem 
Präsidenten,  zwei  Vizepnisidenten  nnd  vielen  Sekretären  zuhammen- 

Jahrbueb  der  murnat.  Vereiiuguug.  n.  bd.  170 
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setzt.  Der  Vorstand  wird  von  der  Sknpechtlna  in  jeder  Session 

gewählt. 

c)  Art.  37  —  40  (Kap.  IV).  Hier  ist  von  der  Skupschiiua- 
adresse  die  Rede. 

d)  Art.  41-  60  (Kap.  V)  über  die  Sitzuugen  der  Skupschtina. 
Dieselbeu  sind  prinzipiell  ürt'entlicli. 

e)  Art.  61—77  (Kap.  \  Die  Unterbreitnng-  nmi  die  Dis- 
kussion der  Gesetzesvorlagen.  Die  Gesetzesvorlage  kann  seitens 
des  Königs  darch  die  Regierang,  seitens  der  Skupschtina  und  ebenso 
seitens  jedes  Volksvertreters  naterbreitet  werden.  Jede  Gesetzes- 
vorlage wird  in  derselben  Session  zweimal  gelesen  nnd  über  sie 
wird  zweimal  at^estlmmt.  Zwischen  der  ersten  nnd  zweiten  Lesang 
mfissen  mindestens  5  Tage  liegen. 

f)  Art  78—90  (Kap.  YDl).  Die  Anfragen,  Interpellationen, 
Untersncbnngen  der  Skupschtina. 

g)  Art.  99—109  (Kap.  IX).  Die  Stimmenabgabe.  Die  Skup- 
schtina kann  Beschlüsse  fassen,  wenn  der  Sitzung  mehr  als  die 
Hälfte  der  gesamttn  Zahl  der  Volksvertretoi-  beiwohnt.  Für  einen 
vollgültigen  Beschluss  ist  die  absolute  Stimmenmehrheit  der  an- 
wesenden Volksvertreter  erfoiderlich. 

h)  Art.  110—121  (Kap.  X).  Disziplinarstrafen.  Der  l^kup- 
schtina  steht  das  ausschliessliche  Recht  zu,  in  ihrer  Mitte  die  Ord- 
nung durch  ihren  Präsidenten  aufrecht  zu  erhalten.  Die  höchste 
Disziplinarstrafe  ist  die  zeitweilige  Ausschliessung  von  den  Skup- 
schtinasitznngen.   Dieselbe  darf  nicht  10  Sitzungen  ttbersteigen. 

i)  Art  122—128  (Kap.  XI).  Die  Aufrechterhaltung  der  Ord- 
nung im  Sknpschtinagebftnde.  Die  in  den  bezeichneten  Artikeln 
enthaltenen  Bestimmungen  bezwecken  die  Garantie  der  Unabhängigkeit 
der  Skupschtina  sowohl  hinsichtlich  der  Exekutivgewalt  als  hin- 
sichtlich der  einzelnen. 

8.  Presseresetz.  Dies  ist  ein  Gesetz  vom  31.  März  1891. 
Im  srros.sen  und  ganzen  enthiilt  dieses  Gesetz  diesellxMi  Destimmnncren 
w'w  'las  Presssfesetz  vom  IS.  l><'zt  inber  llMU.  welehos  wir  in  uii.-t  i.  iii 
vuriL^'ii  Bericlitf  (für  die  Jahre  1800,  llH»i>  und  1001)  nufc^eführt 
haben,  iiier  seien  diese  Abweichungen  erwiilint.  Nach  dem  Art.  II 
ist  für  die  Heraus<if;ibe  der  Zeitungen  und  Zeitschriften  vorherige 
Aniaeldang  bei  der  Staat8poli?:eihehürde  des  Ortes  erforderlich.  Wir 
haben  gesehen,  dass  nach  dem  Pressgesetze  von  1901  solche  An- 
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ineldnng  nicht  erforderlich  war,  uud  wir  habeu  diese  Vorsclirift  des 
Gesetze«!  einer  Kritik  nnterzog-en.  Ausserdem  war  nacli  dem  Press- 
gesetze von  l»yl  (resp.  1903)  der  Verfasser  ttlr  die  beaastandeten 
Stellen  auch  dann  verantwortlich,  wenn  dieselben  ohne  seine  Unter- 
schrift erschienen  waren.  Nach  dem  PreasgesetK  von  1901  war  der 
Verfasser  nnr  in  dem  Falle  verantwortUeh,  wenn  die  beanstandeten 
Stellen  in  der  Zeitung  mit  seiner  üntersehrift  erschienen  waren.  Sonst 
war  immer  der  verantwortliche  Bedaktenr  verantwortlich. 

4.  Das  Oesetz  Aber  die  öffentlichen  Versammlungen 
nnd  Vereinignngen.  (Yora  31.  Mfirz  1891,  ins  Lehen  gerufen 
durch  die  Verfassung  von  1903.) 

Die  Kap.  I — III  (An.  i  ^il)  enthalten  die  Üestimniun^en 
Uber  ilie  Versammlungen.  Wir  wollen  nur  einige  von  die.st  n  er- 
wähnen, ihis  Kecht,  Vei-sammlnngen  abznhalten,  ist  diirt  Ii  die  V*  r- 
fassuug  g^ewälirleistet  worden.  Die  öffentlichen  Ver8ammlun<:en  sind 
entweder  solche  in  geschlossenen  oder  in  offenen  Räumen.  Für  die 
Abhaltung  letztgenannter  Versammlnngeu  ist  die  Anmeldung  bei  der 
Behörde  erforderlich,  für  die  Abhaltung  der  ersteren  wird  nichts 
verlangt.  In  dem  Art  17  sind  die  in  den  Versammlungen  ver- 
botenen  Handlangen*  anfgezfthlt  word^i.  FUr  die  in  einer  Ver- 
sammlung begangenen  Verbrechen  ist  der  TSter  verantwortlich  nnd 
in  zweiter  Reihe  der  Vorstand  oder  die  Einberafer  der  Versammlong, 
wenn  dieselbe  der  Behörde  nicht  angemeldet  sein  sollte  (im  Falle 
der  nnter  dem  freien  Himmel  abgehaltenen  Versammlang),  oder 
wenn  sie  die  erfbrderlichen  Massregeln  zor  Verfafitnng  der  Tat  nicht 
vorgenommen  haben.  Alle  in  den  Ver8ammlun«ren  bei^unj^enen  Ver- 
brechen  werden  von  den  erstinstanzlichen  bürgerliclien  Gerichten 
unt^irsncht  und  })estrut"t. 

Kap.  IV  (Art.  32 — 4<»)  enthält  die  Vorsehritten  üh»  i  die  Ver- 
einipTungen.  Das  Rocht,  Vereinigungen  zu  gründen,  ist  ebenfalls 
durch  die  Verfassung  gewährleistet.  Dieses  Recht  kann  keinen 
Präventivmassregeln  unterworfen  werden.  Für  die  Schüler-  und 
Studentenvereinigangen  sind  die  Schul  Vorschriften  massgebend.  Jede 
Vereinigong  ist  nach  ihrer  Konstitaiernng  verpflichtet^  ihre  Statuten 
und  ihren  Vorstand  in  den  Zdtangen  bekannt  zn  geben.  Anslflnder, 
Uinderjfthrige  and  diejenigen}  welche  nnd  solange  sie  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  fttr  verlustig  eridärt  worden  sind,  können  nicht 
Mitglieder  einer  politischen  Vereinignng  sein. 
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5.  Gemeindegesetz.  Dieses  Gesetz  ist  vom  31.  Uftrz  1902 
aufgehoben  dnrcfa  die  Proklamation  König  Alexanders  vom  25.  USrz 
1903}  ins  Leben  gemfen  durch  die  Verfassnng  vom  5.  Juni  1908. 
Wir  haben  über  dieses  Gesetz  kurz  in  unserem  Berichte  ffir  die 

Jahre  1899,  1900  und  1901  gehandelt 

6.  und  7.  Kbenso  die  Gesetzp  über  die  Einrichtung 
des  Staatsrates  vom  ^1.  Dezember  11*01  und  über  die  Ge- 
schäftsordnung im  Staatsrate  vom  31.  Jimuar  1902,  welche 
durch  die  königliche  Proklunation  vom  25.  März  1903  aufgehoben 
and  durch  die  Verfassung  vom  5.  Juni  wieder  ins  Leben  gerufen 
wurden.   Aach  diese  Gesetze  sind  in  dem  Mheren  Bericht  erörtert. 

8.  Das  Gesetz  über  die  Verantwortlichkeit  der 
Minister.  Dies  ist  ein  Gesetz  vom  80.  Jannar  1891,  ebenso  ins 
Leben  gemfen  durch  die  Verfassung  vom  S.Juni  1903. 

9.  Gesetz  über  die  Einrichtung  des  Obersten  Becb- 
nungshofes  vom  1.  Mai  1892,  ins  Leben  gemfen  durch  die  Ver- 
fassnng vom  5.  Juni  1908. 

10.  Das  Gesetz  über  die  administrative  Einteilung 
des  Küiiiiii  eiches  Serbien  vom  15.  März  1890,  ins  Leben  ge- 
ruteii  durch  die  Verfafsäunef  vom  5.  Juni  1003. 

Di^"  unter  der  IKirscliatt  der  Verfassung  vuui  6.  April  1901 
gewählte  \'olksvertretung  (Skupschtiim  nnd  .Senat)  hüiie  durch  das 
Inkrafttreten  der  neuen  Verfassung  vom  5.  Juni  1903  zu  funk- 
tioniereu  auf.  Nach  dieser  neuen  Verfassung  besteht  die  \^"ilks- 
vertretung  nur  aus  einer  Kammer,  der  Volks-Skupschtina.  Die 
Wahlen  für  die  erste  Skupschtina  unter  der  Herrschaft  der  neuen 
Verfassnng  wurden  am  8.  September  1908  vollzogen;  die  Sknpsehtina 
trat  zuerst  für  das  Jahr  1908  zu  der  ausserordentlichen  Session  am 
16.  September  und  danach  für  die  ordentliche  Session  am  2.  Oktober 
zusammen.  In  dieser  ordentlichen  Session  sind  folgende  Gesetze 
votiert  worden: 

11.  Das  Gesetz  vom  22.  Oktober  1908,  durch  welches 

der  Handels-Vertrag  zwischen  Serbien  und  der  Türkei 

angenommen  worden  ist. 

12.  Das  Gesetz  über  die  Abänderungen  und  Er- 
gänzungen dos  Gesetzes,  betr.  die  Gf^schiiftsordnung  in 
der  Skupsciilina,  vom  11.  Deztuibtr  19U3.  Die  Hauptbesiini- 
mongen  dieses  Gesetzes  beziehen  sich  auf  die  Erklärung  eines  Ge- 
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setzantrages  f&r  dringend.  Dase  ein  Geaetsantrag  fUr  dringend  er- 
klärt wird,  kann  seitens  der  Begiernng,  des  Antragstellers  nnd  jedes 

\'olksvertrett'r8  beaiUraj^t  werden.  Wenn  dieses  seitens  der  Re- 
gierung: verlangt  wird,  so  ist  gleivh  in  dfrselbon  Sitzung,  in  welcher 
(lies  b^'antragt  worden  ist.  der  Bescliluss  zu  fassen,  ob  das  Ve?*- 
lancen  der  Regierung  angeiiomnien  winl  oder  nicht.  In  anderen 
Fällen  ist  der  Deschluss  über  die  Dringlichkeit  iu  der  nächsten 
daraoffolgenden  Sitzaog  zu  fassen. 

18.  Das  Gesetz,  betr.  die  Abänderungen  nnd  £r< 
gänznngen  des  Gemeindegesetzes,  vom  22,  Dezember  1903. 
Unter  den  wichtigsten  AbAndemngen  nnd  Ergftnzongen  befindet  sieh 
diese:  Der  Gemeindeansschnss  wird  berechtigt,  den  Vorsitzenden 
nnd  die  Mitglieder  des  Gemeindevorstandes  sowohl  wegen  unordent- 
licher AmtsfQlimng  als  wegen  der  eines  Gemeindevertreters  un- 
würdigen Huidlnngen  abzusetzen.  Der  darüber  gefasste  Beschluss 
des  Gemeindeausschnsses  ist  sogleich  vollstreckbar.  Der  Gemeinde- 
ansschnss bestimmt  iu  der  Frist  von  ^ — 10  Tagen  den  Tag  för  die 
Waiil  des  neuen  Vorsitzenden  oder  des  Mitglitf^des,  und  während 
dieser  Frist  werden  die  Amtshetii^uisse  des  Ah^-esetzten  von  dem- 
jenigen ausgeübt,  welchen  dafür  der  Gemeindeaussciiuss  ans  seiner 
Mitte  erwählt  hat.  Im  Falle,  dass  der  Abgesetzte  zum  Vorsitzenden 
oder  Mitglied  des  Gemeinde  Vorstandes  wiedergewählt  wird,  ist  der 
Gemeindevorstand  verpflichtet»  in  der  Frist  von  8 — 15  Tagen  den 
Tag  fBr  die  Wahl  des  neuen  Vorsitzenden  zu  bestimmen. 

Es  sei  nocli  diese  Abänderung  erwähnt:  Vor  dem  Gesetz  vom 
22.  Dezember  1908  war  das  Gemdndegerlcht  vollkommen  zuständig 
ftlr  die  Abnrtdlnng  der  Übertretungen,  welche  in  Serbien  mit 
höchstens  80  Tagen  Haft  oder  Geldstrafe  bis  zu  80  Talern  bestraft 
werden.  Nach  diesem  Gesetze  ist  das  Gemeindegericht  nur  fUr  die 
Abnrteilung  derjenigen  Übertretungen  zuständig,  welche  hCcIisteus 
mit  lOtägiger  Haft  geahndet  werden. 

14.  Das  Gesetz  über  die  Abänderungen  nnd  Er- 
gänzungen des  Gesetzes,  betr.  den  Ersatz  des  durch  ab- 
gichrliche  Urandstiftung  und  absichtliche  widerrechtliche 
Sachbeschädigung  bezweckten  Schadens,  vom  22.  De- 
zember 1008.  Nach  diesen  Abändernngen  und  Ergänzungen  ist 
die  Gemeinde  verpflichtet»  im  Falle  des  Diebstahles  von  Vieli.  land- 
wirtscliaftlichen  Geräten,  menschlichen  Nahrungsmitteln,  Viehfntter, 
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Obst,  Geflügel,  Bieneu  und  Feldzäunen  dem  Bestohleneu  den  Schaden 
zu  ersetzen,  wenn  der  Täter  in  80  Tacreii  nach  der  Tat  nicht  er- 
griffen wird.  VVii'd  der  Täter  gefasst  und  kann  der  Schadenersatz 
von  ihm  nicht  eingetrieben  werden^  so  bat  diesen  die  Gemeinde  des 
Täters  2U  bezahlen. 

Vor  diesen  Ergänzungen  waren  die  Gemeinden  nur  verpflichtet, 
den  dnreh  die  abeichtliche  Brandstiftnng  vemreachten  Schaden  zn 
ersetzen. 

15.  Das  Gesetz  über  die  Verlftngernnfc  des  Staats- 
budgets vom  81.  Dezember  1903.  Da  die  gesetzgebenden  Faktoren 
iin  Jahre  1903  nicht  rechtzeitig  das  Budget  fSr  das  Jahr  1901  aus- 
gearbeitet hatten,  so  wurde  angeordnet,  dass  das  für  das  Jahr  1903 
geltendf»  l^n-ltret  auch  für  den  Monat  Januar  des  Jahres  1904  gelten 
solle  im  Verhiiltuis  von  1:12. 

16.  Das  Gesetz  über  den  t'rden  Karai^eori^-sstern 
vom  1.  Januar  1904.  Art.  1  dieses  Gesetze«  laut«i:  „Zum  Andenken 
an  den  Aufstand  unter  der  Führung  des  Obersten  Führers  KA&iaBOBö 
(Karagtoköje)  nnd  y.nr  AnerkennunL-  mi  l  Auszeichnung  wegen  der 
Verdienste  fQr  den  König  und  das  Vaterland  sowohl  im  Frieden 
als  im  Kriege  wird  der  Orden  Karageorgsstem  gestiftet. 

17.  Das  PresBgesetz  vom  12.  Jannar  1904.  Zwischen 
diesem  Pressgesetze  und  denjenigen,  welches  durch  die  Verfassung 
vom  5.  Juni  1903  ins  Leben  gerufen  ist,  bestehen  Iceine  grossen 
Unterschiede.   Hier  seien  nnr  einige  erwähnt 

Dieses  Gesetz  verlangt  für  die  Herausgabe  von  Zeitungen 
nicht  mehr  die  vorherige  Anmeldung  bei  der  Behörde.  Dies  ist 
dasselbe  SystPin.  weicht  e  sclion  iui  früheren  Pressgesetze  vom  18.  Dt  - 
zember  Iviül  anirenomnifii  worden  ist,  ein  System,  welclies  wir  in 
unserem  Berichte  für  die  Jahre  1899,  1900  und  1901  der  Kritik 
unterzogen  haben. 

Die  wichtigste  Neuerung  in  diesem  Gesetze  ist  die  im  Art.  4 
enthaltene  Bestimmung,  nach  welcher  jede  Aufreizung  gegen  einzelne 
Offiziere  oder  einzelne  Offiziersiclassen,  sowie  die  Verbreitung  der 
Zwietracht  oder  des  Uisstranens  in  der  Armee  mit  Gefängnis  von , 
2  Monaten  bis  zu  1  Jahre  nnd  mit  Geldstrafe  von  800 — 2000  Dinars 
bestraft  wird. 

Es  ist  dies  eine  Vorschrift  von  rein  politischer  Tendenz. 
König  Alcxandkr  nnd  Königin  Dbaoa  sowie  die  anderen  mit  ihnen 
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ums  Leben  gekommenen  Personen  worden  bekanntlich  von  den 
Offizieren  getötet  Diese  Tat  konnte  natOrlich  von  dem  eerbiBchen, 
wegen  eeiner  Hilde  bekannten  Volke  nieht  gebilligt  weiden.  Die 
Bich  auf  die  Tat  vom  29.  Kai  beziehenden  Deklarationen  der  Volks« 
Vertretung  im  Jnni  1903  sind  dem  Wunsche  entspmngen,  Serbien 
so  schnell  als  möglich  ans  dem  revolntionSren  nnd  anarchistischen 
Znstande,  in  welchen  es  dnrch  diese  Tat  geraten  war,  zn  befreien. 
Wie  wir  schon  im  Sonderabdmcke  nnseree  Berichtes  fRr  die  Jahre 
1899,  1900  und  1901  ausgeführt  haben,  wollte  die  Volksvei  tretung 
mit  den  angeführten  Deklarationen  keineswegs  die  Ermurduiig  als 
erlaubte  und  moralische  Tat  daistelien.  Deshalb  ist  es  nicht  zu 
verwundern,  tlass  die  frei»'  f^resse  auch  nach  diesen  Dekhiraticiieii 
der  Volksvertretung  mit  begründeter  und  erklärlicher  Schärfe  die 
Personen  angriff,  die  zur  Erreiclning  ihrer  politischen  Zwecke  selbst 
den  Mord  nicht  scheuten.  Es  ist  selbstverständlich,  d^  solches 
Verhalten  der  Presse  dem  gerade  durch  solche  Personen  geschaffenen 
nnd  nntersttttüten  Regime  Schaden  znfQgte.  Da  ohne  eine  Ver- 
fassnngs-  nnd  Prinzipsverletanng  Gesetze  fiber  das  Verbot  einer 
Diskussion  des  Ereignisses  vom  29.  Mai  nicht  ergehen  konnten,  so 
hat  man  versncht,  dasselbe  Besnltat  anf  einem*  Umwege  zn  erreichen, 
welcher  wenigstens  mit  der  Verfassung  nicht  im  Gegensatz  stand. 
Man  hat  gedacht:  über  das  Ereignis  vom  29.  Ifai  kann  man  ohne 
die  Erwähnung  der  an  ihm  beteiligten  Offiziere  oder  Offiziersklassen 
nicht  sprechen.  Die  Tat  vom  2'.'.  Mai  verurteilen,  heisst,  gegen  die 
an  ihr  beteiligten  Oftiziere  aufreizen,  und  wird  «lies  mit  einer  Strafe 
von  1  Jahre  Oefängnis  nnd  bis  2000  Dinars  Geldstrafe  bestraft. 

Auch  wir  sind  dafür,  dass  den  Offizieren,  welchen  die  Leitung 
der  Laudesverteidigung  anvertraut  ist,  besondere  Garantien  gewährt 
werden  gegen  die  Angriffe  der  Presse,  dnrch  welche  dieselben  in 
ihrer  so  wichtigen  Arbeit  gestOrt  werden.  Wenn  aber  die  Offiziere 
ihren  UUitSrbemf  aufgeben  nnd  in  den  politischen  Kampf  eintreten, 
insbesondere  in  einem  Hafse  nnd  anf  eine  Weise,  wie  dies  die  An- 
fOhrer  des  Umsturzes  vom  29.  Hai  getan  haben,  dann  erscheinen 
die  gesetzlichen  Massregeln,  welche  daranf  hinzielen,  solche  Offiziere 
der  Kontrolle  der  öffentlichen  Meinung  zu  entziehen,  als  Verletzungen 
der  Regel,  dass  jedermann  für  sein  Tnn  verantwortlich  ist.  Deshalb 
weinen  wir,  dass  ein  Gesetz,  wie  dieser  Artikel  21  des  Pressgesetzes, 
nicht  lange  in  einem  Lande  in  Kraft  bleiben  kann,  welches  wahr- 
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hafti^  ein  freies  Land  zu  sein  wünscht.  Wahrhaftig  freies 
Land,  das  hfis»t  das  Land,  in  welchem  jedermann  Ar  aein  Tan 
die  Verantwortlichkeit  abemehmen  moss. 

Das  Pressgesetz  Tom  12.  Jannar  1904  hat  folgende  Kenening 
in  die  serbische  Strafgesetzgebting  eingeführt:  die  VerjShrong  der 
Pressvergehen  kann  nicht  unterbrochen  werden.    Im  Lanfe  von 

6  Monaten  seit  dem  Tai?e,  an  welchem  das  Vergehen  begangen 

worden  ist,  nniss  iiiclit  nur  die  Straf kla^f  dem  Gericht  überreicht 
werden,  soiulern  in  dieser  Frist  nmsäs  aucli  die  vollstreckbare  gre- 
richtliche  Entscheidung  gegen  den  Angeklag-ten  erlanfri  weiden 
(Art.  56),  Gegen  diese  Einriclitiin;?  sprechen  theoretische  und  prak- 
tische Giünde,  auf  welche  nicht  näher  eingegangen  za  werden  braucht 

Endlich  sei  noch  erwfthnt,  dass  nach  diesem  Gesetze,  ebenso 
wie  nach  demjenigen  vom  18.  Dezember  1901  der  Verfasser  nnr 
dann  verantwortlich  ist,  wenn  in  dem  Blatte  unter  dem  beanstandeten 
Schriftsätze  seine  Unterschrift  abgedmdct  ist. 

18.  Das  Gesetz  über  die  AbUndernngen  und  Ergän- 
zungen des  üeüutzes  über  den  allgemeinen  Zolltarif  vom 
11.  Januar  1904. 

19.  Das  Gesetz  über  die  Abänderungen  und  Ergän- 
zungen des  Strafgesetzbuches  vom  17.  Janaar  1904.  Dies  sind 
nnbedeatende  Abänderungen. 

20.  Das  Gesetz  Aber  dieErgSnzungen  der  Strafprozess» 
Ordnung  vom  17.  Januar  1904.  Durch  dieses  Gesetz  wurde  der 

§  22  der  Strafj[)roze88ordnnng  ergänzt,  in  welchem  von  der  Unter- 
suchung der  wiclitigeii  and  komplizierten  Fälle  der  Verbrechen  die 

Rede  ist. 

21.  Das  Gesetz  über  die  Abundernn^^  und  Ergänzung 
der  Folizeiverordnang  vom  17.  Januar  1904  Laut  dieser  Ab- 
änderung und  Ergänzung  unterliegen  die  von  den  Polizeibehörden 
oder  von  den  Gemeindegericht^  gefällten  Urteile  ilber  die  be- 
gangenen Übertretnngen  in  der  letzten  Instanz  der  Revision  der 
erstinstanzlichen  Gerichte. 

Diese  Abänderung  und  Ergänzung  ist  lobenswert,  weil  iie 
einzelnen  bei  den  erstinstanzlichen  Gerichten  genügend  Schutz  finden 
werden  gegen  die  Eigenwilligkeit  oder  die  Unwissenheit  der  Behörde, 
durch  welche  sie  verurteilt  worden  sind. 
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Dieses  Gesetz  enthfllt  nocli  folgende  Abänderung:  Die  Urteile 
der  PoliBeibehördea  Aber  diejenigen  Übertretangen,  für  welche  im 
Strafgesetsbnche  eine  Strafe  bis  8  Tagen  Haft  besw.  80  Dinars 
Geldstrafe  vorgesehen  ist,  sind  rechtskräftig.  Diese  Abftndemng  ist 
nicht  zjk  billigen,  denn  im  Strafprosesse  gilt  das  Prinslp,  dass  dem 
einzelnen,  auch  wenn  er  mit  der  geringsten  Strafe  bestraft  wird, 
das  Rechtsmittel  der  Besehwerde  an  wenigstens  eine  hOhere  Instanz 
zugestanden  wird. 

22.  Das  (iesctz  über  die  VerläiiK^erung  des  Staats- 
budgets vom  31.  Januar  1904.  Durch  dieses  Gesetz  wnrdf  das 
schon  für  den  Monat  Januar  1904  verlängert«  Budget  des  Jaiirea 
1903  aach  für  den  Monat  Februar  1904  verlängert. 

28.  Das  Gesetz  Aber  die  Abänderungen  und  Ergän- 
zungen des  Gesetzes,  betr.  den  allgemeinen  Zolltarif,  vom 
20.  Februar  1904. 

24.  Das  Gesetz  über  die  Abänderungen  und  Ergän- 
zungen des  Gesetzes,  betr.  die  Vereine  für  gegenseitifre 
Unterstützung,  vom  28.  Fehrnar  1904.  Diese  Vereine  (die  sogen. 
Zadrnga)  sind  juristische  Personen,  aber  ihre  Fähigkeit  zum  Erwerbe 
von  unbeweglichen  Sachen  ist,  wie  es  bei  juristischen  Personen  die 
Regel  ist,  beschränkt.  Sie  können  weder  ilnreli  Schenkung  unter 
Lebenden,  noch  durch  Vermächtnis  unbewej^liche  Sachen  erwerben 
ohne  die  Einwilligung  des  Uinisters  der  Volkswirtschaft,  unter  dessen 
Aufsicht  diese  Vereine  stehen  (Art.  67). 

25.  Das  Gesetz  Uber  die  Abänderungen  und  ErgAn* 
Zungen  des  Gesetzes  ftber  die  Jahrmärkte  und  wöchent- 
lichen Markttage  vom  18.  Februar  1904. 

26.  Das  Gesetz  über  die  Verlänfj:ernng  des  Staau- 
biidgets  für  das  Jahr  1903,  auch  für  den  März  1904,  vom 
28.  Februar  1904. 

27.  Das  Gesetz  Über  die  Abfinderungen  und  Ergän- 
zungen des  Gesetzes  Aber  die  Einrichtung  der  Militär- 
akademie vom  29.  Februar  1904. 

28.  Das  Gesetz  über  die  Zurückziehung  der  auf  Grund 

des  Gesetzes  vom  30.  November  1 873  ausgegebenen  Silber- 
müiizen  und  Tiikursseizuni,'-  der  Silber niü nzen  neuer  Prä- 
gung und  über  die  Prägung  der  Scheidemünzen  ans  Nickel 
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'  und  Bronse  vom  26.  Februar  1904.    Dnrcli  Art  1  wird  der 
Finanminister  ermSchtigt,  Silbermtlnseti  im  Werte  von  6000000 

Dinars  auszuprägen  und  in  Verkehr  zu  bringen.  Diese  Silbermfinzen 
haben  an  Stelle  derjenigen  zu  treten,  welc  he  auf  CTrtind  des  Gesetzes 
vom  oO.  November  1873  geprägt  und  in  den  Verkehr  gebracht 
worden  sind. 

Art.  4  bestimm!,  dass  auf  die  neuen  Sinjermünzen  von  U,öu, 
1  und  2  Dinars  das  Bildnis  des  Königs  Pktkk  geprfigt  wird,  auf 
diejenigen  aber  von  5  Dinars  wird  zugleich  laut  Art  5  aach  dafi 
Bild  des  Ftthrers  des  ersten  BerbUcben  Aafetandes,  KABAaionos,  des 
Grossvaters  des  Königs,  geprSgt. 

29.  Das  GesetE  über  die  AbAndernn^en  und  Krc^än- 
Zungen  im  Gesetz  über  die  Taxen  vom  28.  Febmar  1904. 

30.  Das  Finanzgesets  fftr  das  Jahr  1904.  Die  Ein- 
nahmen betragen  82812721,60  Dinars,  die  Ausgaben  89 143 835  Dinars. 
Das  Defizit  für  das  Jahr  1904  beträgt  6  331 114,33  Dinars.^  Dieses 
Defizit  wird  hauptsächlich  Jiiicli  <lie  Erlhihun^^  des  Verkauisjjreises 
des  Tabaks  und  durch  eine  Staatsauflage  von  U,40  Dinars  auf  jeden 
Dinar  der  direkten  Steuern  gedeckt  werden. 

31.  Das  Gesetz  über  die  A  bä  iiderunireii  und  Ergän- 
zungen des  Gesetzes  über  die  »^t ad ttroscbarina  in  Belgrad 
(Verzehrnngssteuer)  vom  23.  März  llioi. 

32.  Das  Cm  s*  tz  über  die  Abänderungen  und  Ergän- 
zungen, betr.  das  Forstgesetz,  vom  23.  März  1904. 

33.  Das  Gesetz  ftber  die  Abänderungen  und  Ergän- 
zungen, betr.  das  Gesetz  Aber  Tabakmonopol,  vom  23.  Härz 
1904. 

34.  Das  Gesetz  ftber  Abänderungen  und  Ergänzungen, 
betr.  das  Gesetz  Über  Salzmonopol,  vom  23.  ICärz  1904. 

35.  Das  Gesetz  Uber  die  Abänderungen  und  Ergän- 

zuu-rn  im  Gesetz,  betr.  die  Einführung  neuer  Staats- 
mono  pole  (über  Streichhölzer,  Petroleum,  Zigarrettenpapier,  Alkohol), 
vom  23.  März  11H>4. 

30.  Das  Gewetz  über  die  A  ii  de  r  n  n  ^'•en  und  Ergän- 
zungen des  Gesetzes,  betr.  die  Heeresadministration,  vom 
28.  März  ll»04. 

37.  Das  Gesetz  über  die  Anschaffung  von  Ueeres- 
materialien  vom  28.  März  1904. 
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38.  Das  Gesetz  über  die  Abänderangen  und  Erg^Sn- 
zun  gen  des  Jagdgesetzes  vom  28.  Mftrz  1904. 

39.  Das  Gesetz  Uber  die  ErmKcbtignng  der  kdnigl. 
Regierung  zu  Verhandlungen  über  die  Verlängerung  der 

Privilt' w-i»'!!  der  Xationalbank  vom  31.  März  1904. 

40.  Dab  Gesetz  über  die  A bfindernneren  und  Ergän- 
znng-en  des  Gesetzes  über  iie  II eeresor^anisation  vom 
31.  März  1904.  Es  sei  Art.  1  erwähnt,  welcher  die  Nonn  des 
Eides  enthält,  den  die  Offiziere  oud  Soldaten  dem  KOnig  P£X£a  zu 
leisten  haben. 

41.  Die  gesetzliche  Auslegnng  des  Gesetzes  über  die 
periodischen  Gehaltserhöhungen  der  Telegrapbenbeamten 
vom  81.  Hftrz  1904. 

42.  Das  Gesetz  über  die  Spezialpostkonvention  nnd 
Telgraphenverelnbarnng  zwischen  Serbien  nnd  Bulgarien 
vom  81.  Mftrz  1904. 

48.  Das  Gesetz  Über  die  ÄbSndernngen  und  Ergän- 
zungen des  Zollgesetzes  vom  25.  Febmar  1904. 

44.  Das  Gesetz  über  die  Abänderungen  und  Ergän- 
zungen des  Gesetzes  über  die  Nationalbank  vom  31.  März 
1904.  Abjy:eänderi  wurde  Art.  9,  nacU  wekhein  die  Silberbanknoten 
nicht  über  die  Sunnne  von  10  Dinars  lanten  durften.  Jetzt  können 
dieselben  auf  10,  50  und  100  Dinai*«  lauten. 

45.  Das  Gesetz,  betr.  die  Ermächtigung  der  Uprava 
Fondova  (Hypothekenbank)  zur  Ansfolgnng  eines  Dar- 
lehens an  den  serbischen  Staat  zum  Zweclce  des  Baues 
neaer  Eisenbahnlinien  vom  81.  Mftrz  1904.  Dieses  Darlehen 
soll  durch  die  Verpfftndnng  des  Eisenbahnsteuerznscblages,  welcher 
dnreh  das  Gesetz  vom  6.  Dezember  1898  auferlegt  worden  ist, 
sichergestellt  werden.  Die  Fondsverwaltung  (Uprava  Fondova)  wird 
ermächtigt,  die  mit  dem  geliehenen  Gdde  erbauten  Eisenbahnlinien 
dareh  Hypothek  zu  belasten. 

4ß.  Das  Gesetz  über  den  allgemeinen  Zolltarif  vom 
81.  Mar/  1904.  Die  ordentliche  Session  der  Skupschtina  für  das 
Jahr  190H  dauerte  bis  zum  25.  März  1904,  an  welchem  Tage  sie 
durch  die  Thrunrede  geschlossen  wurde. 

47.  Das  Gesetz  über  die  Volksschulen  vom  19.  .\]<r\] 
1904.  Der  Unterricht  in  den  Volksschulen  ist  obligatorisch  und 
unentgeltlich  (Art.  4). 
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Die  Volkflacbnlen  erödtaet  der  Kultus*  und  üuterriehtsminiftter 
(Art  12). 

Die  VolkBichnlen  werden  von  den  Scbnlgemeinden  gebaut  und 
unterhalten  (Art  18).  Zum  Baue  der  ScbulgebSude  werden  hilDi- 
bedürftige  Gemeinden  ana  den  Bezirks-,  Kreis  und  Staatsmitteln 

unterstützt  (Art.  15). 

Die  Lehrkräfte  in  den  Volksechnlen  werden  in  3  Kateoforien 
geteilt.  Die  wichtif^steu,  nach  den  (Qualifikationen,  ileiii  (lehalte 
und  sonstigen  Rechten,  sind  die  RtJIndipen  Lehrer.  Sie  fanj^en 
mit  einem  jährlichen  Gehalte  von  8U0  Dinai-s  an.  welcher  bis  auf 
3000  Dinars  steigen  kann.  Nach  einem  32jährigeu  Dienste  kann  ein 
solcher  Lehrer  mit  diesem  Gehalte  pensioniert  werden. 

Offenstehende  Lehrstellen  werden  durch  Konkurs  besetat 
Stfindige  Lehrer  kSunen  überhaupt  nur  im  Falle  eines  Vergebens 
und  auch  ohne  Bescbluss  des  Ober-Schulrates  aus  dem  Dienste  ent* 
lassen  -werd^. 

Die  Aufsicht  ttber  die  Volksschulen  fDhren  die  Schulinspektoreu, 
deren  einer  in  jedem  Kreise  ernannt  wird.  In  den  Kreisen  aber, 

wo  mehr  als*  80  Lehrkrftfte  tätig  sind,  müssen  deren  zwei  ernannt 

werden  (Art.  14). 

im. 

Die  Sknpschtina  wurde  z.uni  L  Oktober  für  die  ordentliche 
Session  des  Jahres  1".»<M  durch  den  könig'l.  ükas  vom  LS.  Bepteniber 
1904  einberufen.  Ihre  Sitzungen  wurden  aber  ^leieli  durch  den 
zweiten  Ukas  vom  10.  September  zum  1.  November  1^04  vertagt 
An  diesem  Tage  trat  die  Sknpschtina  zusammen  und  begann  ihre 
Arbeit. 

In  dieser  Session  sind  folgende  Gesetze  eingebracht: 
1.  Das  Gesetz  über  Abänderungen  und  Ergftnzungen 
des  Gemeindegesetzes  vom  3.  Dezember  1904.  Es  sei  die  Ab- 
änderung  des  Art.  94  erwähnt^  durch  welche  den  Gemeindegerichten 
die  volle  Zuständigkeit  für  die  Bestrafting  von  Übertretungen  zurück- 
p:c|2reb«n  wurde,  welche  dnrch  das  Gemeindegesetz  vom  22.  Dezember 
IWKi  beschränkt  worden  war.  Ausserdem  wurde  durch  diese  Ab- 
änderungen und  Krf^;inzungen  dem  (ienicindeausHchusse  das  Recht 
{^••leiiiiiiien.  dnich  >t'iiii'  eigene  Initi:itive  den  (imieindevorstand  (den 
\  Ol  sit/riidt'M  und  dir  Mitsrlieder)  altst-t/eii  zu  kranif^n.  .I»'t/.t  k;inii 
dies  der  GcmeiudcauäscUuäs  nur  auf  Verlangen  der  Staatsbehörde 
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(Polizeibehörde)  tnn.  Wenn  der  Gemeindeausschuss  diesen  Antrag 
der  Polizeibehörde  znrttckweist,  so  kann  dieselbe  Bevision  bei  dem 
Staatsrat  einlegen,  dessen  Entscheidiing  definitiv  nnd  bindend  sowohl 
Ar  die  Gemeinde-,  als  fOr  die  Staatsbehörde  ist.  Sollte  der  Staatsrat 
die  Absetznng  des  Vorsitzenden  oder  eines  IDtgliedes  des  Gemeinde- 
Yorstandes  besehliessen,  so  wird  die  Wahl  nicht  nnr  fftr  den  nenen 
Vorsitzenden  beew.  Ar  das  neue  Mitglied,  sondern  Ar  den  ganzen 
GemeindeansschnsB  angeordnet 

2.  Das  Gesetz  Uber  die  AI) ändern  11  11  und  Ergänziuifxen 
des  Presbf^esetzes  vom  9.  Dezember  1VH)4.  Wir  erwähnen  die 
AbSnderüng  des  Art.  56,  lant  welchem  für  die  Unterbrechung'  der 
Verjährung^  die  Vorschriften  des  Strafgesetzbuches  massgebend  sind. 
Dies  hat  die  i>eilentang,  dass  die  Verjähnmg  während  der  Unter- 
suchang  nnd  der  Aburteilung  nicht  läuft,  was  nach  der  früheren 
Redaktion  des  Art  56,  die  wir  der  Kritik  unterzogen  haben,  der 
Fall  war.  Nur  dann  kann  Verjfthmng  vollendet  werden,  wenn 
zwischen  zwei  konsekutiven  Handlangen  der  Behörde  die  fftr  die 
VoUendnng  der  Verjfthmng  vorgeschriebene  Zeit  vergeht. 

3.  Das  Oesetz  über  das  Messen,  die  Beschreibung  und 

Identifizier unjj  der  Verbrecher  vom  20.  Dezember  1904.  Die 
durch  dieses  Gesetz  j^escliartene  an tropometrisch- polizeiliche  Abteilung 
gehört  zum  Ministerium  des  Innern. 

4.  Das  Gesetz  Uber  die  Hilfe  der  Nahrnngsbedttrftigen 
vom  22.  Dezember  1904.  Dieses  Gesetz  ist  durch  die  grosse  Dürre, 
welche  in  Serbien  im  Frtti^jahr  nnd  Sommer  des  Jahres  1904  herrschte, 
veranlasst  worden.  Viele  Ortschaften  waren  damals  ohne  genügende 
Nahmngsmittel. 

5.  Das  Finanzgesetz  für  das  Jahr  1905  vom  23.  De- 
zember 1904. 

6.  Das  Gesetz  über  die  Abänderungen  und  Krgän- 
zuugen  des  Gesetzes  über  die  äanitätsangelegenheiteu  vom 
17.  Januar  1905. 

7.  Das  Gesetz  über  die  Massregeln  zum  Schutze  der 
öffentlichen  Sicherheit  vom  81.  Januar  1905. 

8.  Das  Gesetz,  betr.  die  Konzession  für  den  Bau  und 
die  Exploitation  der  Eisenbahnlinie  Weliko  Gradischte— 
Majdaupek  vom  lo.  März  1905. 
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9.  DaB  Gesetz  Aber  die  Organisation  der  Kreise  und 
der  Bezirke  TOm  18.  Ifärz  1905. 

Das  Eönigreieb  Serbien  wird  in  Kreise  nnd  diese  in  Bezirke 
eingeteilt.  An  der  Spitze  des  Kreises  steht  ein  Beamter,  der  okroini 
natschelnik,  an  der  Spitze  des  Bezirks  der  sreski  natschelmk. 

Die  Bezirke  und  die  Kreise  sind  jnristiSGlie  Personen  (Öffent- 
lichen Rechts).  Hinsichtlioh  ihrer  Lokalinteressen  haben  sie  die 
Selbstverwaltung.  Die  Verfassung:  vom  5.  Juni  1903  so^ie  die- 
jenige von  1888  begünstifjTt  das  Dezeutrulisatiuussjst^im,  welches, 
vielleicht,  für  die  serbischen  Verhältnisse  nicht  vorteilhaft  ist. 
Seif  Government  erfordert  von  den  Einzelnen  stark  entwickelten 
.Sinn  tur  die  öffentHehen  Pflichten  und  die  allgemeinen  Interessen, 
und  wenn  es  daran  maugelt,  so  kann  ein  solches  Verwaltnngasystem 
sehr  schädlich  sein. 

Die  Selbstverwaltungsorgane  der  Krei>>c  sind  die  Kreis- 
sknpschtina  nnd  der  Kreisansschnss.  Die  Kreissknpschtina  wird 
auf  4  Jahre  gewählt.  Der  Kreisansschnss  besteht  ans  dem  brei- 
teren nnd  dem  engeren  Ansschnss.  Wir  erwähnen  nnr,  dass  sich 
der  wichtigere,  engere  Kreisanssehnss  ans  drei  lütgliedem  zn- 
sammensetzt,  welche  die  Kreissknpschtina  ans  ihrer  Mitte  anf 
4  Jahre  erwählt. 

Die  Bezirke  haben  ehenfetlls  ihre  Bezirkssknpschtina  nnd  Bezirks- 
ansschüsse. Zum  Unterschiede  von  der  Kreissknpschtina,  welche 
von  allen  Wählern  im  Kreise  gewählt  wird,  bildet  sich  die  Rezirks- 
skujisclitina  fing  Mitgliedern,  welche  von  den  (ienieindeausschüssen 
des  betrelVenden  Uezirkes  auf  4  Jahre  gewählt  werden. 

10.  Das  Gesetz  über  die  Abänderungen  und  Ergäa- 
zangen  des  Heeres-Organisationsgesetzes  Tom  8.  März  1905 

1906. 

Referent:  Stuioje  Hlhailo witsch. 

1.  Einleitung. 

Das  Jahr  Hxm;  war  cints  der  wichtigsten  in  unserm  Staar>- 
lehen.  Wohl  hatte  S.  rbien  sein  1804,  1876  usw.,  doch  niusste  dazu 
auch  das  Jahr  190t>  treten,  um  auf  dem  wirtsciiaftiich-kulturellen 
(Tebiete  za  beginnen,  was  die  anderen  anf  dem  nationalpoltischen 
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schon  geleistet  haben.  Alle  grossen  und  wichtigen  Ereignisse  und 
Leistungen  werden  immer  erst  spliter  richtig  geschätzt  and  ge- 
würdigt  Die  Schuld  dafür  tragen  sie  teilweise  in  sich  selbst,  weil 
sie  immer  mit  nnbedentenden  und  wenig  anfOUligen  Anflingen  be- 
ginnen. Omnia  rerom  principia  parva  sunt  Teilweise  aber  sind 
wir  selbst  daran  schnld,  da  nnsere  ürteilsbeobachtnngsfSlhigkeiten 
ziemlieh  beschränkt  nnd  wir  nnr  ans  einer  gewissen  EntlSeninng 
objektiv  an  urteilen  imstande  sind.  Alles,  was  mit  nns  lebt 
nnd  strebt,  betrachten  wir  mit  einer  gewissen  EoUegialitSt  nnd 
Unterschätznng;  auch  ist  ein  Mensch  nicht  imstande,  sich  ein 
richtiges  Bild  von  dem  Gedränge  zu  machen,  indem  er  sich  selbst 
befindet.  Mitgegangen,  luitfj^efanfi^en  ....  ob  aber  auch  miterprobt, 
mitgelobt?  Ja!  Wir  sind  eben  zu  iialie  den  Vorgängen,  um  uns 
darüber  wenigstens  ein  einigermassen  richtiges  Bild  uiaehen  zu 
können.  Es  schleppt  nns  mit  nnd  wir  folgen,  ohne  uns  umzusehen. 
Doch  kann  man  fttiüen,  dass  man  sich  in  einem  nicht  gewöhnlichen 
Tempo  bewegt,  dass  man  doch  kein  alltägliches  Lehen  führt. 

Selten  noch  hat  Serbien  eine  feste  nnd  einheitliche  Begiemng 
80  ndtig  gehabt,  als  im  Jahre  1906.  Doch  mnssten  wir  sie,  wenigstens 
angfangs,  so  ziemlich  Termissen.  Wir  hatten  drei  Ministerien,  nnd 
es  hiess  mit  vereinten  Kräften  ans  Werk  gehen.  Ich  erwähne  bloss 
die  zwei  der  wichtigsten  Fragen,  welche  an  der  Tagesordnung 
waren:  die  Anleihe-  und  die  Kanonenfrage.  Das  Jahr  1906  fhnd 
die  Selbstäüdig-Kadikalen  (samostalni  radiealii  am  Ruder  (Kabinett 
des  LjtJBA  Sto.ianowitsch),  t^ber  eine  unbedeutende  Mehrheit  ver- 
fügend, konnte  sicli  das  Kabinett  STOJANOWiTriCH  nur  sehr  srhwer 
bis  znm  März  halten,  da  bracli  e??  unter  der  Last  des  Zollkonfliktes 
mit  Österreich- Ungarn  zusammen.  Doch  gelang  es  den  Splljständigen 
(samostalci),  ein  anderes  Kabinett,  mit  dem  General  Sawa  (iRUJiTscH 
an  der  Spitze,  zu  bilden,  der  sich  aber  nach  anderthalb  Monaten 
genötigt  sah,  die  Sknpschtina  anfsnliisen.  Die  nenen  Wahlen  sicherten 
den  Altradikalen  (star^'i  radicali)  eine  solide  Mehrheit  (91  Alt- 
radikale, 47  Selbständige,  16  Nationalliherale,  5  Fortschrittler  nnd 
1  Sozialist),  nnd  der  EMg  beanftragte  pAscmTacH  mit  der  Bildung 
eines  nenen  altradikalen  Hinisterinrns  am  17.  April  1906,  welches  sich 
nach  einer  Bekonstmktion  im  Dezember  v.  J.  anch  jetzt  noch  am 
Staatsmder  befindet  Das  nene  Ministerinm  hatte  eine  wenig  be- 
neidenswerte Lage.   Zu  den  anf  der  Tagesordnung  sdion  lange' 
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stehenden  Fragren,  darunter  die  der  Anleihe  und  der  neuen  Be- 
wafftanngf  deren  Lüenng  vertaget  worden  war  und  nun  dem  neuen 
MiniBterinm  zu  IDsea  vorbehalten  blieb,  kam  noch  die  eogen.  Ver- 
geh wOrerft-age*  War  daa  aber  wirklieh  eine  „Fnise**?  Nein!  Denn 
was  die  in-  vnd  aoalftndieche  Opposition  lediglieh  als  Kampftaittel 
gegen  eine  bestimmte  Partei  oder  Begiemng  gebrancht,  kann  nicht 
als  Frage  im  ottjektiven  Sinne,  eine  Landesfrage,  bezeichnet  werden. 
Vi»  betreffisnde  ^VerschwSrerfrage"  wnrde  In  ein  paar  Tagen  gelöst 
und  die  Regierung  machte  sich  an  das  Wichtigste:  an  die  Lösung  der 
so  ullirliii  klich  und  unharmuniiich  zusaimiH  ufallenden  Anleilie-  uud 
Kanone  II  frat?t\  Zu  den  Schwierigkeiten  von  Seiten  dei-  Oi»|)(isifion 
kamen  noch  die  uncrfiillliaivn  Wünsche  von  Seiten  Ubterreich-riiirarn». 
Wäre  PS  schon  schwierig  gewesen,  die  Anleihe-  und  Kanoneutrage 
vereint  za  lü&eu,  so  vermehrten  sich  die  Schwierigkeiten  nachträglich 
dadurch  ausserordentlich,  dass  diese  beiden  Fragen  nur  im  engsten 
Zusammenhang  mit  der  Frage  eines  Handelsvertrages  mit  Österreich* 
Ungarn  zur  LOsong  gebracht  werden  konnten.  Nun  hiess  es,  alle 
drei  Fragen  so  schnell  wie  mOglich  zu  verabschieden.  Dies  durch- 
zuführen, war  unmöglich.  Man  musste  sich  unbedingt  bescfarSnken, 
und  der  Regierung  gelaug  es,  die  Anleihe-  und  Eanonenfrage  un- 
abhängig von  der  dritten  zu  lösen,  die  ebenfalls  nunmehr  auf  dem 
besten  Wege  zur  Belbstftndigen  objektiven  Lösung  sich  befindet. 

Nicht  nur  lüi  unsere  nächsten  Nachbarn  und  Fretinde  war 
es  von  Interess^^,  wie  diese  Fragen  ihrer  Lusnny  entgegengingen: 
auch  viele  audt-re  fanden  die  Sache  niclit  si.  nninfcrcssaiit.  Natürlich 
gingen  die  Ansichten  darüber  mancliniai  auseinander,  und  es  haben 
sich  die  in-  und  ausländischen  Interessenten  (die  letzteren  vorwiegend), 
um  ihre  Idc  ti  dnrcUzusetzen,  oft  auch  solcher  Mittel  bedient,  die 
nicht  nur  der  Regierung  die  Arbeit  erschwerten  und  sie  manchmal 
in  eine  verfängliche  Lage  brachten,  sondern  auch  mit  der  gebräuch- 
lichen Kampfweise  in  Widerspruch  standen  und  Im  Privatleben  als 
„unlauterer  Wettbewerb**  bezeichnet  zu  werden  pflegen.  Doch  wurde 
dies  alles  natttrlich  nur  im  Elfer  des  Gefechts  getan  und  dürfte  wohl 
jetzt  kein  Grund  mehr  fttr  ein  derartiges  Vorgehen  vorhanden  sein, 
d.  h.  wir  geben  uns  der  Hoffiinng  hin,  das  Ausland  werde  in  Zukunft 
besser  und  objektiver  über  die  politisch-kulturellen  Verhältnisse  in 
Serbien  orientiert  werden.  Dabei  liegt  die  Frage  nahe,  ob  es  nicht 
zweckmässiger  wäre,  wenn  man  sich  über  die  Vorgänge  in  den 
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Dalkaitttaaten  mebr  dnrdi  an  Ort  nnd  Stelle  befindliche  Personen 
als  Immer  durch  ein  und  dieselbe  Presaeqnelle  orientieren  lassen 
wfirde? 

2.  Wirtschaftliches. 

Die  filnfundzwaiizig  Jahre  ^r'  tüln  te  eiuseiiitre  WirtHchaftspulitik 
iiiüsste  jetzt  auf  «  intual  aiifpr^^^pben  werden.  Vor  allem  der  geheime 
ZoUvertrag  mit  Bulgarien  nnd  auch  die  von  selten  Österreich-Ungarns 
so  gebieterisch  aufgestellten  Forderungen  ans  Anlass  des  neuen 
Handelsvertrages  fahrten  zu  einem  Zollkrieg  mit  der  benachbarten 
Monarchie.  Aach  worden  die  schon  eingeleiteten  Verhandinngen, 
die  nns  einen  nenen  Handelsyertrag  zn  bringen  hatten,  nnterbrochen. 
Wohl  hat  niemand  von  dem  nenen  Handelsvertrag  sehr  viel  erwartet, 
da  man  gnt  wnsste,  dass  Österreich-Ungarn  in  seiner  Handelspolitik 
geg«n  Serbien  so  ziemlich  an  die  des  Dentschen  Reiches  gebunden 
war.  HanptsSchlich  Deutschlands  Agrarbewegnng  hat  alle  Hoff- 
nungen, die  das  europSische  Zentrum  auf  die  Dezembervertiilge  von 
1897  gesetzt  hatte,  zunichte  gemacht.  Alles  das  war  wohl  bekannt, 
doch  liat  man  einen  so  plötzlichen  Abbruch  nidit  erwartet.  In 
Serbit-n  f,'^laubte  man.  Hstcrreich  habe  kein  Interesse  daran,  uns  von 
sich  abzuwt;ij>en.  und  dort  glaubte  man.  Serbien  könne  nicht  einmal 
einen  zweimonat liehen  Krieg  mit  Ositorreicfi  finshalten.  Anoh  >»pi 
uns  konnte  man  oft  diese  Meinung  hören,  l'nd  wie  kam  es?  Ohne 
seine  Kraft  selbst  genau  zu  kennen,  hat  Serbien  die  Krisis  glücklich 
flberwunden  und  scheint  mit  den  alten  Gewohnheiten  nnd  Vorurteilen 
fast  ganz  gebrochen  zn  haben.  Doch  war  die  Sache  sehr  misslich 
und  schwer.  Fast  25  Jahre  nach  ein  und  derselben  Richtung  hin 
erzogen,  die  Produktion  nur  im  Sinne  der  österreichischen  Bedürfoisse 
entwickelt^*)  war  es  keine  einfache  Sache,  mit  einem  Male  ganz  neue 

'j  Die  biBhcrigCD  Hanfloleverträjrt^  mit  Österrrirh-TInirarn,  die  für 
*li<?  vvirtschaftliche  Zukunft  8erbieD8  k'-'inen  dinu  i  ii<l<  n  Vorteil  brinfren 
kouuten  i  vom  28.  Juni  1878,  24.  April,  7.  Mai  lh.Sl  und  vom  26.  Juli  ,1).  Au- 
gust 1892),  haben  Serbien  wirtschaftlich  vollständig  au  die  Nachbar- 
monarchie  gefesselt.  Ein  Beispiel:  Während  wir  für  einen  OchBcn  anfan^ 
•I  Gulden  Zoll  zahlten,  hat  Deutschland  dafBr  12,75  Oulden  bezahlt  und 
d«r  autonome  Tarif  betrag  15  Gulden  pro  Stflck.  Dasselbe  galt  auch  fttr 
Zerealien  und  anderes.  Wir  wollten  und  später  konuteo  wir  audi  nicht 
andere  Absatzgebieto  aufsuchen  und  die  serbischen  Eiporteun^  kannten 
nur  Pest  und  Wien.  Dafür  bekam  aber  Österreich  genfiiceud  Kritirelt  durch 
VerirtinfJt!£rtin?en  ftlr  seine  Fabrikate  und  konnte  das  Nützliclie  mit  dem 
Jahrbuch  der  interaat.  Vereluigoug.  S.  Bd.  171 
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Bahnen  einzuschlagen.  Nach  dem  Heispiel  von  1895  hat  man  an- 
gefangen, das  Fleisch  von  Rindvieh  and  Schweinen  in  verarbeitetem 
Znstande  aoszuffthren  (Grttndnng  von  Schlacbthftiiseni),  so  daas  es 
anch  fdr  weitere  Transporte  geeignet  wnrde.  Man  begann  anch 
schlennigst  die  HandelsvertrSge  mit  andern  Staaten  abznsGhliesaen 
(England,  Frankreich,  Italien,  Sehweis,  Tflrkei,  Ägypten  naw.).  Wohl 
war  Pest  sehr  nahe  nnd  man  bat  uns  dort  sehr  günstige  Zollsfttze 
gegeben,  anch  hatten  unsere  Exporteure  nicht  lange  auf  ihr  Geld 
warten  müssen,  und  brauchten  sich  anch  nicht  viel  darum  zu 
küiumern.  ob  die  Ware  dem  l.ie.scliniack  der  Konsumenten  entsprach 
unsere  Nachbarn  haben  alles  abgekauft  und  in  ontsjncciienJ  ver- 
arbeiletem  Zustande  woitor  verkauft;  die  Xernüttelung  war  aber 
ziemlich  teuer  und  der  frühere  Zustand  hatte  für  uns  auch  viele 
andere  Schattenseiten.    Vor  allem  die  nngehenere  Abhängigkeit. 

Zweckmüe^sigcn  verbinden:  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  war  eben  auf 
dem  besten  Wege,  sich  in  eine  politische  zu  verwandeln. 

Ein  Beleg  für  die  Einseitigkeit  unserer  bisherigen  Handelspolitik 
(ich  nehme  bloss  die  Jahre  1904  und  190ö.  Das  Jahr  1906  kann  wegen 
der  unnormalen  HandelsbeEiehungen  mit  Österreich-Ungarn  nicht  in  Betracht 
kommen): 

A.  Ausfuhr: 

1904  \\m 
Wert  in  Franko 

2  0()(iöl7       2  116  8ÖU 
.     1  707  200      2  245  607 


nach 


Differenz 


1.  Uäleneii  h-Uiiuurn  . 

2.  I)oUt«ehlaud    ,    .  . 

3.  Türkei  

^.Bulgarien   1012639      1  220533 


+  nSHI  179 
—  4bÜ  Ü37 
+  538  407 
+   207  894  usw. 


Total:    (i2  1f)(;066     71 '.t'.iti  274     -|-»840  20H 

Während  wir  mit  (hlerreich-ünirarii  in  ein*nn  so  regen  Handeis- 
verkehr Stauden,  haben  wir  naeh  den  Niederlaiid-  n  irar  uichU,  nach  der 
Schweiz  und  Montenegro  fast  nichts  exportieren  Icöuneu. 


aus 

1.  Usterre ich- Ungarn 

2.  Deutschland 

3.  Eiiirland 

4.  Bulgarien  . 

5.  Tttrkei  .  . 


Total 


B.  Elnftiliri 

1904  190Ö 

Wert  in  Frank« 

H(i  r>8:i  709  375  5t)i 

8()")4  981  8  2(53  237 

5  002  120  5  313S49 

2  1i>:);Wl  2  325  Uß 

l  905  23()  2  (m  648 


Unterschied 

in  1905 

—  3  208  208 

—  1  791  744 
-h  311  729 
-f    221  785 

637  412  U8W. 


60  926  406     55  600  644     —  5  325  702. 
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ÖeterreiGh  brauchte  bloss  die  Grenze  zn  sperren  und  ^/^o  von  nnaerm 
Export  blieb  ohne  Absatz.  Dazn  hat  man  am  meisten  die  wohl- 
wollend gegebene  VeterinSrhonvention  henntzt,  von  der  man  immer 

sehr  viel  erwartet,  aber  sehr  wenig  bekommen  hatte.  Die  beiden 
Veterinärkonventionen  (von  1881  und  1892)  hatten  auch  viele  Lücken: 
die  erste  mir  ihrem  Art.  5  und  die  zweite  zwar  ohne  diesen  Artitel, 
dafür  mit  anderen,  wie  Art.  2,  r>,  6,  7  und  8;  uii<l  sobald  wir  nicht 
ganz  im  Takt  mit  imserra  NHclibarn  waren,  wurden  serbisches  Rind- 
vieh und  Schweine  krank  {an  Milzbrand,  Viehpest  und  dergleichen 
gefährlichen  Kranlüieiten).  Dazu  liommt  auch  die  onaafhdrliche 
Kontrolle  nnseres  ganzen  Steuersystems,  sowie  die  Krschwerong  aller 
indnstriellen  Untemehmnngen  (der  Differentialtarif  im  Vertrage  von 
1881:  Znsatz  zum  Art  5  nnd  10  im  Schlnsspiotolcoll  des  Handels- 
vertrags von  1892  nsw.)  nsw. 

Ans  allen  diesen  angefflhrten  Grflnden  geht  hervor,  dass  die 

neue  Richtung  in  der  Handelspolitik  nur  als  ein  Fortschritt,  ein 
Erwachen  nach  einer  lang^en  Lethargie  zu  bezeichnen  ist.  Natürlich 
kann  man  heute  noch  nicht  positiv  sagen,  was  dabei  vtrloreii  und 
was  ^rewonnen  ist.  aber  soviel  steht  fest:  1.  die  neue  Handelspolitik 
braucht  nicht  mehr  eine  unselhst^lndige  und  uunatiouale,  2.  sie  braucht 
nicht  mehr  eine  fast  rein  fiskalische  zu  sein. 


Effektiv 


6810000 


6100000 


ZU  Übertragen:   63533834,59  46615000 


Tilgongs- 
«rfvt 


Bis  zum  1.  Januar  1907  betrugen  unsere  Staatsschulden 
461 034  SK(  1,43  Dinare  (Nominal  501325834,51»  und  Effektiv 
362707033,90  Dinare)  mit  einer  Annität  von  23641920  Dinaren, 
nnd  zwar  foigendermazsen  verteilt: 

Nominalbetrag 
(in  Dinaren) 

1.  Die  BuBsische  50/0 Anleihe 
vom  9.  Angnst  1876  .   .  8533834,59 

2.  2^/0  Lotterieanleihe  vom 
1.  Aprfl  1881  ....  38000000 

3.  Die  S%  Staatshypothe- 
kenbankanleihe  vom  81. 
Juli  1886   12000000 

4.  J>ie  Tabakmonopolanleihe 
vom  20.  Api  il  1888  .    .  10000000 


24585000      50  Jahre 


9120000  87 


65 
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£ffektiT 


Nominalbetrag 
(in  Dinaren) 
Übertrag:   68583834,59  46615000 
5.  Die  4^/0  Konvenionsan- 

leihe  vom  8.  Juli  1895  .  855292000      247187083,-90  72 
ü.  Die  6  Lokaleisenbahn- 
anleihe vom  4.  Ang-nst  l.^;i7  1000000 

7.  Di*'  2^Iq  Natiouülbaukan- 
leihe  vom      März  1904^)    lO 000000 

8.  Die  5**/^  Explüitationsan- 
leihe  vom  11.  Januar  1899  11500000 

9.  Die  5  "/o  Monopolanleilie 
vom  26.  Juli  1902    .   .  60000000 


Tilgonga- 


900000  10 


10000000  10 


10005000  15 


48000000  50 


Total:  501325834,59  362707038,90 

Untenn  12.  Dezember  1906  wnrde  von  der  Sknpschtina  die 
neue  4^..."/Qige  Anleihe  von  95  Millionen  genehmigt -l.  Also  betragen 
jetzt  unsorp  Staatssc  Inilden  560390461,60  Dinare  mit  einer  Anuität 
von  2ö 441 920  Dinaren. 

3.  Gesetzgebung. 

Fast  kein  Gebiet  in  nnserm  Staataleben  scheint  in  letster  Zeit 
so  vernaehlSsBigt  worden  zu  sein,  wie  das  der  Gesetzgebung',  obwohl 
es  an  einer  reichen  und  verschiedenartigen  Verfassnngsgesetzgebang, 
sowie  an  provisorischen  Gesetzen  (Standrechtsgesetzen  nnd  anderen 
Aasnahmegesetzen)  nicht  fehlte.  Der  Hauptgrund  dafür  lag  in  einem 
viel  zn  entwickelten  Parteileben  nnd  in  den  zahlreichen  inneren 
Anfflaramnngon,  welche  fast  nnsere  ganze  neue  (beschichte  bis  zum 
Jahre  190.'{  ausfüllten.  'I'nnica  proprior  palliost.  Alles  hatte  sicli  in 
den  poliiisciKMi  Kampf  gcfstiirzt,  wo  Lebtn^liag*  n  tiir  das  Land  /ai 
entsrheidt  n  waren,  und  die  bPHtHti  Kräfte,  obwolil  nicht  immer  ge- 
borene Politiker,  waren  duii  en^.igiert. 

Das  Jahr  19(i.'{  hat  die  innere  Ruhe  und  Orrliuing  gesichert 
und  die  Kampfer  konnten  wieder  an  ihre  Posten  zurückkebreu,  vas 
sich  anch  auf  dem  (iebiete  der  Gesetzgebung  fühlbar  machte.  Mit 

^)  Diese  Anleihe  ist  eigentlich  vom  22.  Hirz  1898.  Am  81.  U&rs 
1904  wurde  sie  bloss  erneuert  und  ist  darttber  ein  Gesetz  erlassen  worden. 

*)  Näheres  darüber  siehe  das  Gesetz  ftber  die  neue  Anleihe  in  der 
Abt«iiung  „Gesetzgebung**  (No.  10). 
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einer  fieberhaften  Tft%keit  machte  man  ddi  an  eine  gründliche 
BeviBion  der  alten  Gesetze;  die  einen  waren  gftnzlich  veraltet^  die 
andern  muBSten  wenigstens  der  neuen  Verfassung  angepasst  werden. 
So  kam  es,  dass  der  Skupschtina  eine  Menge  neuer  Gesetze  vor- 
gelegt worden,  von  denen  jedoch,  da  der  gesetzgebende  Körper  in 
den  letzten  drei  Jahren  durch  eine  Menge  anderer  wichtiger  und 
keinen  Aufschnb  dnldender  Fragen  in  Anspruch  genommen  war, 
nur  ein  verhältnismässig  kleiner  Teil  eiledi^^t  werden  konnte. 

Zum  Teil  sind  die  Gesetzesvorlas^eii  bereits  ft-rtiirgestellt  und 
der  Sknpseluina  vor;::elegt,  z.nm  Teil  betiuden  sie  «ich  iierli  in  Form 
von  Entwürfen  im  .liistizmiiiistennnL  Znm  andern  Teil  ;iber  ist 
erst  das  erforderliche  Material  zn  ^ianimelii  und  die  Vorarbeiten  liir 
die  nenen  ( fesetzentwürfe  zu  vnrnnstalten.  Hierfür  sind  verschiedene 
Ansschüfiae  im  Jnstizministeriam  selbst,  wie  ausserhalb  desselben  tütig. 
Ausserdem  scheinen  auch  die  weiteren,  vorwiegend  juristischen  Kreise 
die  erwähnte  amtliche  Beformbestrebung  mit  aller  Kraft  zu  unter- 
stfltzen,  indem  sie  die  Gesetze  nnd  Einrichtungen  ans  alter  Zeit, 
sowie  die  der  neueren,  die  den  jetzigen  Bedfirfbissen  nicht  ent- 
sprechen, einer  ziemlich  scharfen  und  schonungslosen  Kritik  unter» 
warfen  und  auch  mit  positiven  Reformvorschlftgen  (Schwurge- 
richte usw.)  hervortraten. 

1.  Gesetie.^) 

A)  Innere  Angelegenheiten. 

I.  Justiz. 

1.  Die  Vorschriften,  betreffend  die  Inhaftierten'-)  und 
Arrestierten.-)  Diese  Vorf?chri£ton  sind  auf  Grund  der  §i;  10 
und  27  des  allgemeinen  Verwaltnngsgesetzes  und  im  Sinne  der 
§§  20  und  312  des  Str.-G.-B.  nnd  des  §  186  der  Str.-P.-Ordn.  am 
15.  Mai  1906  (P.  No.  10630)  von  selten  des  Ministers  des  Innern 
erlassen  worden.  Ihre  86  Artikel  betreflbn  hanptsAchlich  die  6e- 

*)  Hier  f<iiid  angeführt  nicht  nur  Gesetze  idie  materiellen  und 
formellen),  sondern  auch  wichtigere  Verordnungen,  Vertügungen  usw., 
die  mit  ebensovirt  Becht  hknr  gouumt  werden  können  wie  die  foormdlsn 
Qesetse^  noch  dasn.  da  doch  Oesete  und  Verordniuig  in  vendiiedenen 
Lindem  nur  nin  fonnell  nntenddeden  werden  und  oft  darin  eine  ziemlich 
grosse  Willkür  herrscht. 

Inhaftiert  (pritworenik)  =  einstweilen  in  Haft  £|:enommdii  (c.  B 
CntersuchiuigBhaffe);  arrestiert  (osBudjenik)  —  zu  Haft  verurteilt. 
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handlnng  der  Verhafteten  (wfthrend  der  üntersnebnng)  und  der  Ver- 
urteilten Yon  Seiten  der  WSchter.  Die  Vorschriften  sind  am  27.  Hai 
(Amtsbl.  No.  117,  S.  587)  pnblislert  und  secbs  Tage  später  in  Kraft 
getreten  (Art.  86). 

n.  Unterricht 

2.  Gesetzliche  Auslegung  des  Art.  8  des  Gesetzes  Aber 
die  Volksschnlen  yom  19.  April  1904,  welche  auf  Gmnd  des 

Art.  37  der  Verfassung  vom  7.  Februar  1906  gegeben  und  am 
9.  desselben  Monats  veröffentlicht  worden  iht  (Amubl.  No.  30,  S.  117). 

3.  Faknlt ätsnrdnnng,  welche  auf  Grand  des  Art.  ^7  des 
Gesetzes  Uber  die  Universität  vom  27.  Februar  1905  am  1.  Eebmar 
1906  erlassen,  am  9.  desselben  Konats  publiziert  (Amtsbl.  No.  80, 
8. 117)  und  in  Kraft  getreten  ist.  (Erster  Teil  =  40  Art  —  Zweiter 
Teil  =  80  Art,  —  Dritter  Teil  ==  50  Art 

Daa  Gesetz  zerf&llt  in  drei  Teile: 

Erster  Teil,  enthaltend  40  Artikel,  bezieht  sich  auf  die 
Einrichtung  der  Philosophischen  Faknlität,  und  zwar;  1.  Ab- 
schnitt I  (Art.  1)  spricht  über  die  Aufgabe  der  Philosophischen 
Faküliat;  2.  Abschnitt  11  (An.  2—10)  bezieht  sich  auf  die  Vor- 
lesungen; 3.  Ahftchnitt  TTT  (Art.  K»  o6)  enthält  die  Be?»timmiingen 
Über  die  rrüfungtn:  den  Abschnitt  IV  (Art  36— 4Uj  bilden  die 
Übergangsbestimmungen. 

Die  Philosophische  Fakulitäi  umfasst  28  verschiedene  Gegen- 
stände; daneben  noch  8  moderne  Sprachen,  welche  von  Lektoren 
gelehrt  werden.  Das  Recht  der  Besetzung  neuer  Lelirstfilüe,  Se- 
minarien  und  anderen  Lehranstalten  kommt  dem  Fakaltätarat  zu. 
Ausserdem  ist  noch  die  Genehmigung  des  Ministers  für  Kultos  und 
Unterrichtswesen  erforderlich  (Art  2,  8). 

Daneben  bestehen  17  Seminare  (Art  8).  Gehdrt  ein  Stu- 
dierender einer  anderen  Fakultät  an  oder  hat  er  im  Aualand  studiert^ 
so  kennen  ihm  nie  mehr  als  6  Semester  angerechnet  werden 
(Art.  7,  Abs.  2).  Als  ausseFordenfliche  H9rer  werden  nnr  diejenigen 
zugelassen,  welche  wenigstens  das  Zeugnis  der  Reife  fnr  die  siebente 
Gymnasialklasse  oder  das  einer  mittleren  Fachschule  besitzen 
(Art.  H).  oi-d('iitli(lit'it  Hiucr  iiiiissi-n  in  der  Woche  wenigstens 

zwülf  \'orltsnn<rrii  li.v.w.  Stiiiinurstunden  Vxdejrt  haben  (Art.  9, 
\h<.  2).  Die  Prüfungen  sind  doppelter  Art:  Diplom-  und  Doktor- 
prüfung.  Beide  haben  den  Charakter  der  Fachprfifangen  (Art  16). 
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Die  Cregenstände  der  Diplomprflfnnp-pn  zerfallen  ia  15  vei*schiedene 
Gruppen^)  (Art.  II).  Die  Diplomprüfung  ist  teils  srhriftlich,  teils 
mQndlich.  Nnr  letztere  ist  öffentlich  (Art  17).  Zar  Diplom- 
prftfang  sind  nur  di^enigen  ordentliclien  Studierenden  berechtigt, 
welche  acht  yollgHltige  Semester  nebst  den  erforderlichen  Seminar- 
ttbnngen  belegt  haben  (Art  8, 12).  Die  Noten  sind  1—10  (Art.  22). 
Zar  Doktorprüfting  werden  nnr  diejenigen  ordentlichen  Studierenden, 
welche  die  Diplomprafang  bereits  abgelegt  haben  nnd  eine  selb- 
stfindig  gefertigte,  wisnenschaftliche  Originalarbeit  vorzeigen,  zu- 
gelassen  (Art.  29i.  Die  Doktorprüfung  kann  dreimal  erneuert 
werden,  das  dritte  Mal  nur  mit  Genehmigung  des  FakultUtsrates 
(Art.  34).  Nach  Art.  ■»7  brrecliti^n'n  die  Zeugnisse  niid  dit^  (»iiiloiui; 
der  früheren  Horhsrhnle-')  noch  drei  .laine  iiacli  dem  lukral'ti i tifU 
dieser  Fakultätsordnung  zur  Duktorprütung.  Dadurch  tritt  die 
frühere  Ordnung  der  Philosophischen  Fakaltät  vom  30.  September 
1900  (K.-P.  No.  (U90)  ausser  Kraft. 

Zweiter  Teil,  mit  90  Artikeln,  bebandelt  die  Organisation 
der  Juristischen  Fakultät,  und  zwar:  1.  Abschnitt  I  (Art.  I — II) 
enthfilt  die  allgemeinen  Bestimmungen,  2.  Abschnitt  II  (Art  11  bis 
17)  spricht  Aber  die  Diplomprflfting,  3.  Abschnitt  III  (Art  17) 
enthält  die  Bestimmungen  flher  die  Doktorprfifung,  4.  den  Ab« 
schnitt  IV  bOden  die  Übergangsbestimmungen  (Art  25—80).  Die 
Juristische  Fakultät  umfssst  19  Gegenstände,  welche  ein  8  sero. 
Studium  ausfüllen  sollen  (Ar.  3  und  4).  Die  Gegenstände  können 
auch  in  einer  anderen  ul>  der  im  Statut  fest;;eset7,tei)  lieilieufolge 
belegt  werden,  doch  müssen  in  den  erbieu  0  Senieistern  wenigstens 
n  Stunden  wiicheutlich  belegt  werden  (Art.  I  Wer  sich  für 
die  Dokt/)rpriifnnfi^  vorzubereiten  wünscht,  kann  an  .Spezialkursen 
nebst  Seminaren  teilnehmen  (Art.  5).  Die  Diplomprüfung  he.steht 
ans  Einzelprttfongen  und  einer  Schiassprüfung.  Die  Schluss* 
Prüfung  besteht  aus  einer  mftndlichen  nnd  einer  schriftlichen 
(Art  11  nnd  13).  Zur  Doktorprfifung  wird  nur  zugelassen,  wer: 
1.  die  Diplomprfifnng  mit  sehr  gutem  Erfolge  bestanden;  2.  wenig- 
stens 2  SemesterspezialkurBe  gehört;  3  wenigstens  2  Seminararbeiten 
angefertigt  hat,  welche  von  den  Professoren  als  gut  qualifiziert 

')  D.  b.  in  die  einzelueo  Fa«  Ihm,  ans  denon  «sich  die  Philosophische 
Fakultät  zusammensetzt,  z.  B,  Matheiuatik.  N  iturw  ift.Neuj^clialt  usw. 

•)  Die  irühere  Hocbscbule  wurde  1905  zur  Universität  erhoben. 


Digiiizca  by  Liu^.'  . 


2710 


Geaetzgebuug  uod  Literatur. 


wurdeu  lArt.  17.)  Auch  die  Doktor|)rüiunt^  Itestelit  ans  einer 
mündlichen  und  einer  schriftl iclit  ii  (Art.  18).  l>ie  Duktui 
dissertation  muss  eine  selbstiindi^e  Origiuaiarbeit  von  wissenscbati- 
lichem  Werte  sein  (Art.  20).  Der  Fakultiitsrat  kann  Äiünnerii.  die 
sieh  besondere  Verdienste  am  die  Wissenschaft  erworben  liaben,  den 
Doktortitel  honoriB  causa  verleihen  (erforderlich  hierzu  ^,4  ^ajoritit 
des  gesamten  Faknltätsrates).  Nur  diejenigen  sind  mit  dem  Diplom 
der  früheren  Hochschule  var  Doktorprüfbng  berechtigt^  welche  die 
Hochschale  wenigstens  mit  dem  dnrchschnittlichen  Erfolge  sehr 
got  aheolviert  haben  (Art  5.)  Dadnrch  tritt  die  frflhere  Ordnung 
der  juristischen  FakultSt  vom  22.  April  1904  ausser  Kraft. 

Dritter  Teil,  enthaltend  50  Artikel,  befasst  sich  mit  der 
Eiuricluiuig  der  Technischen  FakultÜt,  und  zwar;  1.  Lehrplan 
(Art.  1—2),  2.  die  Hörer  (Art.  11—14),  :3.  die  Prüfungen  (Art.  14 
bis  47)  und  4.  iVw  t'berg'angsbestiraranngen  (Art.  47  -'»<•).  Die 
Technische  Fakultät  uintasfst  67  Geg^ensUinde.  Das  Recht  der  Be- 
setzung neuer  Lehi-stühle  kommt  dem  Fakultiitf?! at  zn  (Art.  C). 
Kl L^'Mlznngs^e^enst<1nde  sind:  a)  Projektionsttbungen,  h)  Arbeiten  in 
Seminarien,  Laboratorien  usw.  wie  auch  die  praktischen  Arbeiten, 
und  c)  Exkursionen  (Art  2).  Die  Pr&fnngen  sind  wieder  doppelter 
Art:  a)  die  Diplom-  und  h)  die  Doktorprfifting  (Art  14).  Die  Diplom- 
prttfuDg  besteht:  1.  ans  einer  Vor*  (pripremni  ispit)  und  2.  ans  einer 
FachprOftang  (struj^ni  ispit)  (Art.  19).  Fttr  die  erste  Prüfting  sind 
vier,  fUr  die  zweite  acht  voUgttltige  Semester  und  die  bestandene 
Vorprüfung  erforderlich  (Art  25  a  u.  30). 

Die  Fachprfifung  besteht  wieder  aus  zwei  Teilen:  1.  aus  der 
schriftlichen  Diplomarbeit  iiml  2.  aus  der  nniinllichen  Prüfunjr 
(Art.  o4).  Die  Dokiorpi ütung  umfasst:  1.  eine  selbständig-  p-efertiirit» 
Oiiffinalfirbeit  (die  These).  2.  eine  miindliche  l'rüfunp:  ^Art.  40). 
Zur  Doktorprüfung»:  wird  nur  zugeluäsiii,  wer  die  IMplomprüfuusr 
gut  bestanden  hat  (Art.  24,  37  u.  41).  Die  mündliche  Prüfung 
kann  nur  »  imnal  wiederholt  werden  (Art.  44).  Der  Fakultätsrat 
der  Techiiiiichen  FaknltiU  kann  allen,  die  sich  um  die  Wissenschaft 
Verdienste  erworben  haben,  die  Doktorwürde  honoris  causa  ver* 
leihen.  Wer  yor  oder  zn  Beginn  des  Universität^jahres  1903/04 
immatrikuliert  worden  ist,  sowie  wer  die  Berechtigong  zur  Diplom- 
prüfung noch  früher  erworben  hat,  kann  diese  Prftfang  nach  den 
früheren  Bestimmungen  ablegen;  doch  gilt  der  15.  Jannar  1908  als 
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letzter  Termin  dai^  (Art.  47).  Durch  diese  Fakultätsordnung  tritt 
die  frühere  Ordnung  der  Techniachen  Fakultät,  welche  durch  Ver> 
iHgong  des  Ministers  für  KqUqb  and  Unterrichtswesen  vom  81.  Mäns 
1905  (P.  No.  5822)  genehmigt  worden  ist  (Art.  49),  ausser  Kraft. 

4.  Dekret  vom  23,  Juli  1906,  betr.  die  Änderungen 
der  Allgemeinen  Uni versitiltsstatuten  vom  1.  Oktober  190") 
(Aiut^U.  iNo.  2175,  S.  1001),  nämlich  der  Art.  (Abs.  1).  80,  S\) 
(Abs.  3),  90  (AbK.  n.  102  (Abs.  1  u.  2),  105  (Ah.s.  1)  und  los  ,  Al)s.  1». 
Art.  107  wurde  aufgehoben.  Das  Mt  kret  wind»'  am  26.  Juli  1900 
(Amtsbl.  No.  165,  S.  777)  veröffentlicht  und  ist  am  selben  Tage  in 
Kraft  getreten. 

III.  Finanzwesen. 

5.  Budget  für  1906. 

a)  Die  Einnahmen  für  1906  sind  auf  89  207()72.r>2  Diu. 
festgesetzt,  und  zwar:  a)  ordentliche  Einnahmen  88788892,72  and 
b)  ausserordentliche  418179,80  Din.  Das  Einnahmebudget  zeigt 
folgende  wichtigere  Posten  in  abgerundeten  Zahlen:  1.  direkte 
Steuern  28911750,  2.  ZoUeinnahmen  7160000,  8.  Verbrauchs- 
steuern 5317000,  4.  Stempelsteuern  4009000,  5.  Staatsmonopole 
24886000,  6.  Post-  und  Telegraphen^Einnahmen  sowie  aus  Do- 
mänen usw.  3667  647,  7.  aus  Staatseisenbahnen  8700000,  8,  ver- 
schiedene Einkünfte  6605  676  Din. 

b)  Die  Ausgaben  tiir  1906  sind  auf  89165095,75  Din.  fest- 
gesetzt, davoji:  a)  or<lt'üilit:he  Ausgaben  87  301710,12  und  b)  aussei- 
ordentliche 1  ^<-:>  ■»^'j.öS  Din.  Die  .Ansgaben  wurden  f(dgender- 
luass.n  verteilt:  1.  Hof  1255  252,  2.  Staatsschulden  23  8:11190. 
3.  Öknpschtina  374  000,  4.  Staatsrat  189508,  5.  Pen.sions-  und  Sub- 
ventionsfonds  4  656138,  6.  \'erwaltnngsausgaben  (alle  Ministerien) 
51217  563,  7.  Verschiedenes  1222543  Din. 

Im  Budget  wurde  also  ein  Üb^wihuss  an  Einnahmen  von 
31 956,75  Din.  vorgesehen.  (Das  Finanqahr  1905  hatte  einen  Über- 
schuss  von  4779860,87  Din.  aufgewiesen,  und  zwar:  a)  von  Ein- 
nahmen sind,  nach  Abzahlung  aller  budgetmässigen  Ausgaben,  ttbrig 
geblieben  959205,17  Din.  und  b)  von  den  eingetriebenen  Schulden 
ans  dem  Jahre  1905  3  820655,70  Din.) 

In  der  Budgetvorlage  fftr  1907  werden  die  Einnahmen  anf 
9^)517000  Din.  (89674  941.66  an  ordentlichen  und  842058,34  Din. 
an  ansserordentlicheu  Einnahmen)  und  die  Ausgaben  auf  90  467  000 
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l)in.  (bh  oi»7  347,62  an  niileiitlic  h<  u  und  2069652. Diu.  an  nn^sfr- 
ordentlichen  Ausgaben)  veranschlügt.  Der  Überschuss  von  5UÜÜ0  Din. 
ist  gemJUB  Art.  25  des  Staatsbadgetgesetzes  zn  verwenden. 

6.  Gesetz  vom  21.  Febrnar  1906,  betr.  die  Änderungen 
und  Ergfinznngen  des  Gesetzes  Uber  die  Einrichtung  der 

Staatsh3'potheken-Bank  {Uprawa  fondowa)  vom  8.  .Tnli  1889. 
Ein  utuei- Aitiki  l  wurde  liiiiziijittugt  ^Art.  95a).  der  bestimmt,  dass 
der  Minister  berechtigt  ist,  einen  Bevollmächtigten  zn  ernennen,  der 
den  Sitzungen  des  Hankaubächusses  heizuwidiin  ii  hat.  (itiüiderl  sind: 
Art.  14  (Abs.  1  u.  2),  wonach  für  dir  Sta(lth\7»otheken  ohne  Vor- 
schlag oder  Znstiranuing  des  Verwaltnngsausschusses  die  Anleihen 
unter  1000,  fiir  die  I)ort*hykotheken  unter  500  Din,  nicht  bewilligt 
werden  dürfen.  Art,  63  spricht  über  die  Znsammensetznng  des 
Verwaltnngsansschnsses  (er  besteht  ans  7  Mitgliedern).  Nach  Art.  64 
hat  der  Verwaltongsansschnss  ans  seiner  Mitte'  ehien  PrSsidenten 
nnd  einen  Vize>Prflsidenten  sn  wählen.  Nach  Art.  71  (Aba.  1) 
mQssen  bei  den  Sitzungen  des  Verwaltnngsansschnsses  wenigstens 
r»  Mitglieder  zugegen  sein.  Die  Beamten  der  Staatahypothekenbank 
werden  dnrdi  kdnigl.  Verordnung  (Ukas)  ernannt  (Art  75)  nnd 
können  nicht  pensioniert  oder  versetzt  werden. 

I>er  Direktor  der  Siaat,shypothekenbauk  um8.s:  1.  ein  Fakultäts- 
oder  ein  Handelshochschulzeugnis  mit  dem  Maturitätsexaraen  anfzn- 
wt'isen  haben,  2.  mindestens  :^5  .Tain  •  alt  sein.  Art.  82  spricht  aber 
die  Ernennung  und  die  Gehälter  der  Kanzleibeamten  in  der  Staats* 
hypotliekenbank,  Art.  92  (Abs.  1)  von  der  Kontrolle  Ober  die 
Tätigkeit  des  Verwaltangsansschnsses  nnd  Qber  die  Bnchffthmner 
der  Bank,  welche  wenigstens  einmal  monatlich  stattzufinden  hat. 
Art.  5  ist  ergänzt  und  dem  Art  86  ist  ein  neuer  Absats  (10) 
hinzugefügt  worden.  Das  Gesetz  wurde  am  22.  Febrnar  1906  vier* 
nifentlicht  (Amtsbl.  No.  41,  9.  181). 

7.  Cie.*it  tz  izleichen  Datums,  betr.  den  nach  t  rii^^lieli 
bewilligten  Kredit  von  8;i2 ir>(),85  Diu.  iu  verschiedenen  Hudget- 
posten  (für  das  Jahr  1905).  Das  (besetz  ist  am  19.  Mftrz  1906 
publiziert  worden  (Amtsbl.  No.  63,  S.  285). 

8.  Die  VorschrifteUf  betr.  Beitreibung  der  eogem. 
KrQpp elstener  (s.  Militärgebfihrenordnung),  vom  8.  Mai  1906, 
Xr».  2986,  wodnrch  die  Vorschriften  vom  28.  März  1907  (G.  No.  2226) 
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amser  Kraft  gesetst  wurden  (Art  86).  Nach  Art  1  haben  die  znm 
IfiUtftFdienBt  nntang^lichen  Personen  eine  JlilitSrgeblUir  bis  ztud  vol- 
lendeten 45.  Lebensjahr  (also  wfthrend  der  ganeen  Dienstpfliehtzeit)  in 
Höhe  von  80%  der  direkten  Stenern  (Art.  6,i)  jsn  zahlen.  Befreit  ist 
davon,  wer,  nicht  dnreh  seine  eigene  Schuld,  im  Heeresdienste 
▼emnglfiekt  ist  (Art.  2a).  Wer  sieh  aber  vorsStzUch  fQr  den 
Militärdienst  nntau^^lich  macht,  ist  zur  doppelten  Militärgeblihr  ver- 
pflichtet (Art.  6,2).  Diese  Stener  wird  znsaninien  mit  den  direkten 
.Steucni  von  denselben  Staatsnrii:ineu  (Stellt* rleuteu)  un<1  auf  dieselbe 
Weise  (also  nötigenfalls  aiuii  durch  Exekution)  beigetrieben  (Art.  7 
u.  8).  Die.se  Vor8chrift<?n  sind  am  6.  Juli  veröffentlicht  lAiritsbl. 
No.  149,  8.  705)  und  noch  vor  Pobliziening  am  8.  Mai  IdOü  (Art.  36) 
in  Kraft  getreten. 

9.  Das  Gesetz  Aber  das  provisorische  Zwölftel  fQr 
den  Monat  Januar  1907  vom  21.  Dezember  1906.  Das  Gesetz  ist 
am  24.  Dezember  1906  verQffentlicht  (Amtsbl.  No.  289,  S.  1322) 
und  am  1.  Jannar  1907  in  Kraft  getreten. 

10.  Das  «besetz  über  die  Anleihe  für  den  Ausbau  von 
neuen  Eisenbahnen  und  die  Neubewaffnung  der  Armee 
vom  12.  Dezember  1906.  Die  neue  4^jo^'t/\i^('  Anleihe  im  Betrage 
von  95  Millionen,  ist  zu  S6^!^  Netto  und  mit  einer  Annuität  von 
4800800  Din.  abgeschlossen  (§  1  n.  2).  Die  Tilgnngsfrist  betrügt 
50  Jahre  (§  2),  und  als  Grarantie  dienen  dieselben  Einnahmettber- 
Schüsse  wie  bei  der  4^/0  igen  Konversionsanleihe  von  1895  (Monopole, 
Stempel,  ümlauftteuer  [Ohrt]  usw.),  doch  erst  an  dritter  Stelle 
(§  2),  also  nach  den  Anleihen  von  1895  und  1902  (doch  hat  die 
Monopolverwaltnng  die  AnnnitSt  der  4%  igen  Anleihe  von  1895 
durch  Übersendung  von  15  Millionen  Franks  grösstenteils  gedeckt). 
Von  der  Anleihe  hat  die  Regierung  ^^5  Millionen  fiir  Eisenbahn- 
zwpcke  und  j?t'f*^en  4>)  Millionen  für  Neubewaflnuiig  des  Heeres  zu 
vei  wniden.  Eventuelle  (  berschüsse  werden  der  Kegieruiig  zur  Ver- 
fügung gestellt  (ß  28).  doch  ist  fiir  deren  Verwendung  (ca.  700000  Din.) 
die  (Tenrhmigung  der  Skupschtina  erforderlicii  (j;  11, :0-  Die  neu  zu 
bauenden  Eisenbahnlinien  sind:  a)  Paratschin — Zajetschar—Negotin — 
Praowo  (die  Strecke  ist  grössenteils  schon  ausgebaut),  b)  Zabrezje — 
Liykowatz — Waljewo,  c)  Paratschin— Stalatsch — Kmschewatz— Kral- 
jewo — Tschatachak — PoSega — Uzitze,  d)  Arangjelowatz — Lajkowatz, 
e)  Krag^jewatz— Kralljewo  und  f)  Belgrad — Obrenowatz  (§  ll,t). 
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Das  tiesptz  wnrde  am  14.  Dezenib»  r  \\m\  (Amtebl.  No.  281,  S.  128) 
veröffeutlicht  und  ist  nach  äanktiou  durch  den  König  sogleich  in 
Kraft  getreten  (§  12). 

]>ie  neue  Anleihe  ist  an  ein  Koniortinm  (Ottomanbank,  So- 
ciith  financiere  Orientale,  eine  fhtnzOsisch-BcbweizeriBcbe  Finanz- 
gesellschaft  nnd  in  Firma  Bardagne)  vergeben.  Die  erste  Emiasion 
der  Anleihe  erfolgte  in  Paris  und  in  der  Schweis  am  5.  Febraar 
1906  zum  Kurse  von  94% 

IV.  Landwirtschaft,  Gewerbe  nnd  Industrie. 

11.  Gesetz  vom  21.  Februar  1906,  wodurch  dem  J...  If... 
ans  Belgrad  die  Konzession  ffir  Fabrikation  nnd  Be- 
arbeitung verschiedener  Sorten  von  Handschuhleder  und 
anderer  Ledersrtikel  9bertragen  wurde.    Die  Konzession 

10  Jahre  (Art.  11)  und  der  Konzessionär  ninss  in  das  Unter- 
nehmen wenig^stens  100  000  Din.  einlegen  (Art.  f3).  Die  Iliiilte  von 
den  Arbeitern  müssen  Hürbinehe  StaaTBanprehörige  sein  (Art.  0).  Das 
Gesetz  ist  am  2.  März  1900  publiziert  lAmtsbl.  Nn.  48.  S.  218) 
und  am  ö.  Tage  nach  der  VerüffentlichoDg  iu  Kraft  getreten 
tArt.  15). 

12.  Gesetz  vom  selben  Tage  Uber  die  Konzession  der 
Ersten  Aktiengesellschaft  von  Leskowatz  ffir  die  Be- 
arbeitung von  Hanf  und  Flachs.  Die  Konzession  Ist  10  Jahre 
gflltig  (Art  1  n.  2)  nnd  die  Konzessionäre  mfissen  5  Jahre  lang: 
wenigstens  die  Hälfte  ihrer  Arbeiter  ans  serbischen  StaatsangehSrigen 
rekrutieren  (Art  12).  Das  Gesetz  ist  gleichfalls  am  2.  Mfirx  1906 
publiziert  (Amtsbl.  No.  18,  S.  214)  nnd  am  5.  Tage  nach  der  Ver- 
öffeutlichunp  in  Kraft  getreten  (Art.  19). 

Gesetz  desselben  Dalums,  betr.  die  Erweitci  uiisr 
(\i-Y  Konzession  für  M.  .  .  .  &  Co.  vom  29.  September  1  IHH.i 
über  die  Erzeugung:  von  Spodium,  Leim  usw.  Das  Geset* 
enthält  bloss  S  Artikel  und  ist  zusammen  mit  den  obigen  Gesetzen 
pnbliziert. 

14.  Gesetz  gleichen  Datums,  betr.  die  Konzession  ffir 
K. . .  J. . H. . .  T. . G. . .  P. . .  nnd  P. . .  K. . .  J. . .,  Industrielle 
aus  Leskowatz,  ffir  die  Fabrikation  von  Wollstoffen. 
Die  Konzession  gilt  10  Jahre  (Art  1,  2  u.  S).  Das  Grundkapital 
betrfigt  1100000  Din.  (Art.  6).    Die  Hälfte  von  den  Arbeitern 
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mUflsen  aerbitche  Staatsangehörige  sein  (Art.  9).  Daa  Gesetz  ist 
zusammen  mit  den  obigen  publiziert  (Amtsbl.  No,  48,  S.  214)  und 
am  fünften  Tage  naeh  der  Publikation  in  Kraft  getreten. 

15.  Gesetz  desselben  Datums  über  dü'  Konzession  für 
G.  .  .  J.  .  ..  Industrielle  aus  "Heigrad,  für  die  Fabrikation  von  Sieben 
Reutern  und  Eisenfedern.   Das  Grundkapital  beträgt  50000  Din. 
(ArL  2).  (Amtsbl.  No.  48,  S.  215.)  Das  übrige  wie  oben. 

16.  Gesetz  vom  gleichen  Tage  Aber  die  Eonzession  fUr 
C. . . .  W  fttr  die  Fabrikbearbeitnng  von  Hanf.  Grundkapital 

betrfigt  500000  Din.  (Art.  2).  Wenigstens  die  Hftlfte  der  Arbeiter 
müssen  serbische  Staatsangehörige  sein  (Art.  8).  Gültig  für  die 
ersten  fünf  Jahre.    Sonst  wie  oben.    (Amtsbl.  No.  48,  S.  216.) 

.17.  Gesetz  desselben  Datums,  betr.  die  Konzession  für 
den  Deotschen  IndastrieTerdn,  A.-G.  in  Begensbnrg,  für  Zncker- 
fabrikation.  Die  Konzession  ist  anf  20  Jahre  erteUt,  ab  16.  Fe- 
bruar 1906  (ArL  1  o.  2).  Das  Grundkapital  beträgt  8—4  Hill. 
Din.  (Art  4  g).  Das  Gesetz  ist  am  Tage  der  Verßffentlichung  auch 
in  Kraft  getreten.  Sonst  wie  oben. 

18.  Gesetz  über  die  Konzessionen  für  den  Bau  und 
die  Exploitation  der  Eisenbahnen  im  Kreise  Podriqje  vom 
21.  Februar  1906.  Diese  Konzession  dauert  60  Jahre,  vom  Tage 
des  Inkrafttretens  dieses  (resetzes  an  gerechnet  (Art.  4).  Das 
Gesetz  ist  am  7.  Mftiz  veriJffentllcht  worden  (Amtsbl.  No.  52,  S.  2S3) 
und  noch  fHlher  (am  21.  Februar  d.  J.)  in  Kraft  getreten  (Art  7). 

19.  Gesetz  debselbeu  Daliiuis  über  die  Konzessionen 
für  den  Bau  und  die  E  x  oitation  der  Eisen  bahne  n  im  Kreise 
Pozarewatz.    Das  übrige  bleibt  dasselbe  wie  im  vorigen  Gesetze. 

20.  Gesetz  vom  10.  November  1906,  wodurch  an  U. . .  . 

A  P. . . U. . . .  8  ,  G  K.  . . .  und  L. . . .  J. . . Indn- 

striellen  aus  Leekowatz,  die  Konzession  Iftr  die  Fabrikation  von 
Schnur  und  Wollgewebe  erteilt  wird.   Die  Konzessionftre  sind 

verpflichtet,  in  das  Unternehmen  wenigstens  200000  Din.  einzulegen 
(Art.  6).  Über  die  anderen  Bedingungen  nud  Üri^ünstigungen  siehe 
oben  das  Ge-setz  vom  21.  Februar  1906.  Das  Gesetz  ist  am  1.  De- 
zember 190(;  publiziert  (Amtsbl.  No.  270,  S.  1237)  und  fünf  Tage 
später  in  Kraft  getreten  (Art.  16). 
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21.  Gesetz  gleichen  Datums,  wodurch  an  U.  H.  &  S9hne 
die  Konsession  sur  Fabrikation  von  Ifais-  und  BncbeckernOl 
gegeben  wnrde.  Die  Bediogimgen  sind  dieselben  wie  oben  (siehe 
das  Gesetz  vom  21.  Febmar  1906).  Nur  betrftgt  das  Grandkapltal 

wenigstens  50000  Din.  (Art.  9).  Da«  Gesetz  ist  am  1.  Dezember 
lOOG  (Amtsbl.  No  270,  S.  12:J7)  publiziert  worden  und  5  Tage 
später  i!i  Kiiift  getreten  (Art.  8). 

22.  Die  Vorschriften,  betr.  die  Gründung  von  Privat- 
Gew'erbeschulen,  vom  21.  Juli  1906  (T.  No.  4001).  Wer  eine 
Privat-Uewerbesclinle  ei'öfluen  will,  hat  vorher  die  Erlaubnis  des 
Landwirtschaftfiministers  einzuholen  (Art.  1).  Dem  Landwirtschafts- 
mlnisterinm  sind  anch  die  Schnlstatuten  znr  Bestfttignng  zu  unter- 
breiten (Art.  4).  Wem  die  ErOffnnng  gestattet  ist,  hat  die  Schale 
innerhalb  der  nächsten  6  Monate,  vom  Tage  der  Bestätigung  der 
Schalstatnten  an  gerechnet,  za  eröffnen  nnd  die  Arbeit  zn  beginnen. 
Widrigenfalls  wird  die  'erteilte  Erlaubnis  als  nichtig  angesehen 
(Art.  5).  Das  Schuljahr  beginnt  immer  mit  dem  1.  Angost  (Art.  9). 
Den  Fachprttfungen  hat  ein  vom  Landwfrtsehafteminister  ernannter 
Vertreter  beizuwohnen.  Wenn  nötig,  kaun  der  Landwirtschafts- 
niinister  auch  die  Bildung  eines  Prüfungsausschusses,  b^sti-hend  aus 
2  Fachleuten  und  einem  MinisterialdelcLrierteTi.  anordiuii  (Art.  10). 

Die  S(  liulverwultuii^  ist  zur  kobtenluseu  Aufnahme  mittelloser 
Schüler  bis  zu  einer  bestimmten  Anzahl  verpflichtet  (Verhältnis  1:5). 
Pessrleichen  hat  sie  am  Aiifaiifr  und  am  Ende  des  Scha^jahres  dem 
Landwirtschaftsminister  über  die  erfolgte  Aufnahme  und  den  Fort- 
gang  im  Schuljahre  Bericht  zu  erstatten  (Art.  20).  Dem  Land- 
wirtschaftsminister  Itommt  auch  das  unbeschränkte  Anfsichtsrecfat 
zu  (Art.  22).  Dieses  Cresetz  beseitigt  die  fräheren  Vorschriften  vom 
13.  Angast  1903  (J.  No.  8927)  über  die  Gründung  von  Privat- 
(jewerbeschulen  (Art.  28).  Publikation  fand  am  28.  Juli  1906  statt 
(AmtsbL  No.  167,  S.  785). 

28.  Die  Vorschriften,  betr.  die  Prüfungen  für  die 
Oberlehrer  der  1  a n d  w  i r t schaftlichen  Schulen,  welche,  auf 
Grund  des  .\rt.  18  de.s  Gesetzes  über  die  land wirtschaftlichen  Unier- 
sehulen  vom  14.  Februar  1887  und  d«n  Änderungen  und  Ergänzungen 
vom  8.  Dezember  l^*'»'..  nm  8.  August  U»U6  (J.  No.  23  904)  vom 
Landwirtschaftsminister  erhissen  worden  sind.  Das  Gesetz  zerfällt 
in  19  Art.    Die  Art.  1 — 4  handeln  von  der  Prüfungskommission, 
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Art.  4 — 6  sprechen  von  der  Zvlassung  zar  Oberlelirefprttfiinirt 
Art.  6—8  Tan  der  Prfifüng  selbst  Das  Gesetz  ist  am  15.  Angast 
1906  (Amtsbl.  No.  182,  S.  848)  veröffentlicht  nnd  in  Kraft  getreten 
(Art  19).  Barch  diese  Vorschriften  ist  das  frühere  Prfiftings- 
reglement  vom  1.  September  1888  (J.  No.  1086)  anfgehoben. 

24.  Die  Verordnung,  betr.  den  Handel  mit  Ncatur- 
produktpn  durch  eine  gerichtlich  eingetragene  Firma,  vom 
17.  SeptciubLi  li<0<>  (.1.  Nit.  :):'..ss>.  Nach  dioser  Verordnung  sind 
diejenigen  Pt-rsoiieii,  welclie  Handel  mit  Nuturprodukten  unter  ciiirr 
beim  (Berichte  ein<?ptr;itcent"ii  Firma  treiben  wollen,  gehalten,  erst 
eine  l'rütung  abzulegen  (Art.  1,  4,  5,  6).  Von  dieser  Prüfung  wird 
betreit:  1.  wer  ein  Zeugnis  über  den  erfolgreichen  Besucli  der 
zweiten  Gymoaslalklasse  in  Händen  hat,  2,  wer  laut  §  82  der  Zunft- 
ordnung znm  Haadelsgewerbe  berechtigt  ist  nnd  3.  wer  mit  Er- 
zeugnissen aus  eigenem  Grundbesitz  Handel  treibt  (Art  11  u.  12). 
Diese  Verordnung  ist  am  20.  September  publiziert  (AmtsbL  Ko.  211, 
S.  978)  und  5  Tage  später  in  Kraft  getreten  (Art  18). 

V.  Militärwesen. 

25.  Gesetzliche  Auslegung  des  Art.  10  des  Gesetzes, 
betr.  die  Organisation  der  Militärakademie  (vom  8.  Juni 
1884),  vom  21.  November  1906.  Nach  Art  10  dieses  Gesetzes  waren 
diejenigen  ordentlichen  Professoren  der  HUitärakademie,  welche  nicht 
dem  ]f ilitärstande  angehören,  in  bezng  auf  Grehalt,  periodische  Ge- 
haltsaufbesserung und  andere  Bechte  denjenigen  der  Hochschule 
gleichgestellt.  Als  nun  durch  das  Gesetz  vom  27.  Februar  1905 
die  Belgrader  Hochschule  zur  Universität  erhoben  wurde,  tauchte 
die  Frage  auf,  ob  die  ordentlichen  Professoren  der  Militärakademie 
dieselben  Gehälter  und  suustif^jen  Rechte,  welche  den  Professoren  der 
nengcscltartVnen  Universität  zukommen,  beanspruchen  dürften.  Durch 
das  obige  üestitz  ist  die  Frage  iiii  veruLinenden  Sinne  entschieden: 
das  Gesetz  über  die  Universität  vom  27.  Felnnar  1905  soll  keine 
Anwendung  auf  die  Profef^soren  <\pv  Militäiak.ifleniie  finden.  Pas 
Gesetz  ist  am  22.  November  190G  (AmUbl.  No.  2ü2,  S.  1197)  ver- 
öffentlicht worden, 

VI.  Sonstige  administrative  Gesetze. 

26.  Gesetz  vom  10.  Februar  190t>  (publiziert  an  demselben 
Tage  —  Amtsbl.  No.  36,  S.  154)  bestimmt:  das  Gesetz  über  den 
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allgemeinen  Zolltarif  vom  81.  Ifftrs  1904  tritt  am  16.  Febmar  1906 
in  Kraft 

27.  Gesets  vom  12.  Febrnar  1906,  betr.  die  Fest- 
stellung von  Tara.  Nur  bei  den  in  dem  Gesetze  genannten 
Waren  wird  die  Tara  in  Absng  gebracht;  bei  den  ttbrigen  wird 
der  Zoll  naeh  dem  Brnttogewicht  oder  nach  dem  Tarif  berechnet. 

Das  Gesetz  wurde  am  16.  Februar  1906  publiziert  (Amtsbl.  No.  86, 
S.  154). 

B.  Äussere  Angelegenheiten. 

28.  Gesetz  über  den  Zusatzvertrag  zu  dem  Handtls- 
nnd  Zollvertrag  mit  dem  Deutschen  Keiche  vom  0  /21.  Au- 
gust 1892.  Der  Zusatzvertrag  wurde  beschlossen  am  16., 29.  No- 
vember 1904y  am  3.  Febmar  wnrde  er  von  der  Sknpschtina  votiert 
nnd  am  16.  Febmar  (Amtsbl.  No.  36,  B.  145)  pnbliziert.  Dem  alten 
Vertrage  sind  folgende  nene  Artikel  hinzngefdgt:  1.  Art  IV  a,  in 
dem  die  Bedingungen  vorgeschrieben  werden,  unter  welchen  die  als 
Proben  oder  Hnster  dienenden  zollpflichtigen  GegenstSnde,  welche 
von  deu  Handlnngsreisenden  eines  der  vertragschliessenden 
Lfinder  in  das  andere  eingebracht  werden,  sollfrei  sind. 

2.  Art.  V'lla.  wonach  die  Waren  der  Kontrahenten  gij^en- 
seitig  von  jeder  Abgabe  bei  Durchfuhr  nach  einem  anderen  Gebiete 
befreit  Bind. 

All.  wiiiiacli  dii'  für  l\*'rlnnmi;-  di's  Sfaat^^f.  der  Or- 

mcinde  usw.  zu  erhebenden  inrieren  Abgaben  unter  keinem  \  orwand 
die  Erzeugnisse  des  vertragschliessenden  Landes  in  stärkerer  oder 
lästigerer  Weise  als  die  entspreclienden  einheimischen  treffen  dürfen. 

4.  Art.  IX  b,  betr.  die  Gleichstellung  der  Staatsangehörigen 
beider  Kontrahenten  hinsichtlich  der  Befördemngsweise  und  Preise 
von  Personen  und  Gütern  auf  den  Eisenbahnen  beider  I«Snder. 

5.  Art.  IX  c,  wonach  den  Staatsangehörigen  der  vertrag- 
schliessenden  Lander  die  Benutzung  von  oifentliclien  Verkehrsmitteln 
(Chausseen,  Strassen,  KanSlen,  Schleusen,  Fahren  usw.),  weiter  die 
Benutzung  der  Krane,  Wageanstalten,  Niederlagen  und  anderer 
Anstalten  fUr  den  öffentlichen  Verkehr  und  Handel  in  anderem 
Lande  unter  gleichen  Bedingungen  wie  den  Einheimischen  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden  müssen. 

Art.  IX  d  besagt,  dass  die  .Schifte  und  (U  ren  Ladungen 
in  den  vertrag8chlies^>endeu  Ländern  völlig  gleichmässig  behandelt 
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werden  rnftesen.  (Die  Erzeagnisse  des  inlftndischeD  FisGh£uif[[eii 
bilden  jedoch  eine  ADBnahme  von  der  aufgestellten  Begel). 

7.  Art  IX  e  spricht  Aber  die  NationalitSt  der  Schiffe. 

8.  Art  IX  ff  wonach  eine  SchilliBladiing,  die  für  ein  anderes 
Land  bestimmt  ist,  ausser  den  Aafbichtsabgaben  keine  anderen  Ge- 
bflhren  m  sahlen  hat. 

9.  Art.  IX  g  führt  die  Fülle  aut,  iu  welchen  die  Schiffe  der 
beiden  Länder  von  Tonnengelderu  and  Abfertigungsgebühren  be- 
treit sind. 

10.  Art.  IX  h,  betr.  dif  Bt'handlunfj:  der  Schiffe  von  selten 
der  Vertragsschliessenden  Länder  im  Falle  einer  Strandimg  oder 
eines  Schiffbruches,  sowie  der  Ladung  und  Ifannscbaft  der  ver- 
nnglfickten  Schiffe. 

11.  Art  IX  i,  wonach  die  Schiffe  der  vertragschliessenden 
Linder  für  Häfen,  Bassins,  Docks,  Rheden  nnd  Buchten  dieselben 
Abgaben  nnd  Gebfihren  xu  entrichten  haben,  wie  die  heimischen 
oäef  die  meistbegUnstig^ten. 

12.  Art.  IX  k  besagt,  dass  im  Fall  gewisser  Meinungsvtihchi«^- 
denheiten  in  der  Aiisle^nn^^  odei  Auwendung  des  Vertrages  die 
Streitsache  durch  Schiedssprueli  zu  erledigen  ist. 

Die  Art.  V,  VI,  Vlll  und  IX  sind  geändert  und  dem 
Art  IV  ist  ein  neuer  Absatz  zugefttgt  (darüber,  dass  die  mit 
dner  Gewerhelegitimationskarte  versehenen  Handlnngsreisenden  nur 
Warenmuster  aber  keine  Waren  mit  sich  fuhren  dürfen). 

Im  SchlnssprotokoU  zum  Handels-  und  Zollvertrag  vom 
9./21.  August  1892  sind  ergänzt:  Art.  III,  IV a,  V,  VI,  VIT,  IX, 
IXa  nnd  IXk. 

Nach  dem  Inkrutttrcttu  dieses  Znsiitzvertrages  soll  der  alte 
Handels-  und  Zollvertrair  fv(tm  9.  21.  August  \H\^2\  mit  den  durch 
den  Zusatzvertrag  1 1  -  i^etührteii  Anderuii^zeii  und  Fr^räiiznngen 
bis  zum  31.  Dezember  ilU?  in  Kraft  bleiben.  W  ird  der  \  ertrag 
nicht  zwölf  Monate  vorher  gekündigt,  gilt  er  für  weitere  zwölf 
Uonate  verlängert 

Ausserdem  noch  weitere  belanglose  Bestimmungen. 

29.  Der  Handelsvertrag  zwischen  dem  Königreich 
Serbien  und  dem  Ottomanischen  Beiche  vom  81.  August 
1906.   Durch  diesen  Handelsvertrag  wurde  ersetzt  die  Konvention 
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vom  19.  April/l.  Hai  1899,  welche  bis  zum  1.  September  1.  J.  in 
Kraft  war.  Da  er  aber  von  der  Nationalvertretnng  (Sknpachtina) 
noch  nicht  ratifiziert  wnrde,  hat  er  nnr  eine  provisorische  Gültigkeit 
bis  znm  31.  Dezember  d.  J.  Der  Vertrag  beruht  anf  dem  Prinzipe 
der  Meifitbegünstigang  (Art  78).  Dieses  Prinzip  findet  keine  An- 
wendung: 1.  fttr  die  Konzessionen  in  der  Grenzzone  (5  km),  welche 
einem  Nachharstaate  eingeräumt  werden,  der  mit  Serbien  (bezw.  mit  der 
Türkei)  im  Grenz  verkehr  steht;  2.  fHr  die  Konzessionen,  welche 
zwei  im  Zollverein  stehende  Staaten  sich  gegrenseilig  einräumen  und 
3.  für  den  Tabak  (Art.  -i).  Die  Ein-  und  Durchfuhr  von  Schiess- 
{lulvci.  |)yii;iiiiii  untl  anderen  Explosivstoffen,  wie  anrh  aW^n  zur 
Erzeugung  derselben  dienenrien  rheinikiilii'ii  ist  ansdrü»  klicli  verboten 
(Art.  6).  J'er  Handel  mit  Watten  und  Munition  bleibt  in  beiden 
Staaten  nnter  der  unmittelbaren  Staatsaufsicht  (Art.  (l,  Abs.  2). 
Der  Vertrag  ist  auf  die  Daner  von  fünf  Jahren  geschlossen  mit 
einer  Kttndignngsfrist  von  zwölf  Monaten.  Doch  ist  eine  jede  ver- 
tragschliessende  Partei  berechtigt,  den  Vertrag  drei  Jahre  nach  der 
Batifikation  zu  kündigen  (Art  13,  Abs.  2).  Nach  Art  1  des  Schlnas- 
protokoUs  können  die  StaatsangehGrigen  eines  der  vertragschliessenden 
Staaten,  die  den  Zttnften  des  anderen  angehören,  dort  weder  als 
Znnftvorsteber,  noch  als  Mitglieder  vom  Zunftwahlgerichte  gewfiblt 
werden.  Die  Handelsartikel  ottomanischen  Ursprungs  sind  von  der 
rmhiutssteuer  befreit  (obitna  poresa,  Art.  H  des  Schlussprotokolls). 
'  Der  V«  rtrag  ist  am  15./2S.  Mai  \9W  in  Konstaiitiuüpel  geschlossen 
und  am  1.  September  1.  J.  verütteutlicht  worden  (Amtsbl.  No.  197, 
S.  903). 

11.  (jlesetzeutwUrfe. 

I.  Die  der  Sknpschtina  in  den  Jahren  1905  und  1906 
vorgelegten  nnd  bis  jetzt  noch  nicht  votierten  Gesetze: 

1.  Gesetz  aber  den  Konkurs  (Die  Eonkursordnnng). 

2.  Gesetz  über  den  Vergleich  ausserhalb  des  Konkurs- 
verfahrens. 

ü,  Gesetz  Über  die  Kechtsanwälte  im  Königreich  Serbien 
(Recbtsanwaltsordttung). 

4.  Gesetz,  betr.  die  Änderungen  nnd  Ergänzungen  der 
ZivilprozessordnuDg  bezilgl.  der  Zwangsvollstreckung. 

■> .  Z  w  a  n  g  s  V  u  1 1  s  t  r  e  c  k  u  n  g  s  g  e  b  e  t  z . 
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6.  Gesetz  über  die  bedingte  Vernrteilung;  aasgearbeitet 
nach  den  auf  Veranlassang  des  Dr.  M.  Wbssmitboh  von  Prof. 
Dr.  Fbasz  V.  Li0ZT  entworfenen  Motiven. 

II.  Die  der  Skupschtina  noch  nicht  vorgelegten 
fertigen  Gesetzentwürfe: 

X,  Gesetz,  betr.  die  Änderungen  der  §§  292  samt  der  ge- 
setzlichen Auslegung,  vom  16.  April  1850  (W.  No.  571, 
0es.-S.  V,  S.  120)  und  der  gesetzlichen  Anslegong  vom  13.  Juli 
desselben  Jahres  (W.  No.  1197,  Ge8..8.  V,  S.  259)  und  des 
§  930  des  B.  0.>B. 

2.  Gesetz,  betr.  die  Ändernngen  der  §§  001,  601a,  001b, 
603,  604  und  604a  des  B.  Ci.-B.  (Reduzierung  des  gesetz- 
lichen Zinsfusses  auf  9  %). 

3.  Gesetz,  betr.  die  .\ndernngen  und  Ergänzungen  der 
§§  10,  11,  131  und  321  der  Strafprozessordnung. 

4.  Ergftnznngsgesetz  zum  Gesetze,  betr.  die  Einrichtung 
der  Gerichte  erster  Instanz  (bezttglich  der  Gerichts- 
vollzieher). 

5.  Gesetz,  betr.  Ändei  unj^en  und  Ergänzungeudes  Kichter- 
gesetzes,  vom  19.  Januar  1  901.  Zweck  ist:  1.  dieses  Gesetz 
mit  der  Verfassung  von  1903  in  Einklang  zu  bringen,  2.  Ein- 
filhrung  der  Richterprttfang  (entsprechend  dem  Assm^rexamen 
in  Prenssen). 

6.  Gesetz  ttber  die  Zivilbeamten  (Beamtengesetz). 

III.  Die  in  Bearbeitung  sich  befindenden  Gesetzent- 
wftrfe  (davon  nur  die  wichtigsten): 

1.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch. 

Das  am  11.  Ifärz  1844  sanktionierte  nnd  am  25.  M&rz  des- 
selben Jahres  in  Kraft  getretene  B.  G.-B.  genflgte  schon  längst  nicht 
mehr  seiner  Zeit;  ja  die  Materie  selbst  hatte  von  Anfang  an  Mängel 
und  Lttcken  aufzuweisen,  welche  von  der  schlechten  und  mangel- 
haften  Übersetzung  des  als  Vorbild  genommenen  österreichischen 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  nnd  der  gänzlichen  Ausser^ 
achtlassung  des  damals  äussern i  dentl ich  wichtigen  Gewohnheitsrechtes 
sowie  anderer  mit  ihm  im  Zusammen liang  f>tehendeu  Einrichtungen 
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beirUhrteii.^)  Audi  zahlreiche  Ändemngeii,  Ergänsnogen,  geietsliebe 
AnslegODgen  nnd  Eatadieidniigeii  n&d  miniiterielle  VerfBgnng«n 
waren  nicht  imstande,  das  alte  Gesetz  den  neuen  Anforderangen  an- 
zupassen.  Ent  im  vorigen  Jahre  hat  der  Ministerrat  anf  Veran- 

lassun^z:  des  damaligen  Justizministers  (Dr.  Milenko  Wessnitsch)  den 
beschlusü  gelasst,  das  Büifrerliche  Gesetzbuch  einer  ^rundlichen 
Revision  zn  nnte^r/ielieu.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  vom  Jnstiz- 
raiui^tei-  eine  besniidere  Konimission  ernannt,  welche  das  Material 
zu  den  \  oi-arbeiieu  zuHaramenzustelleii  und  /u  bearbeiten  hat.  Diese 
Kommission  hat:  a)  das  österreichische  und  deutsche  B.  G.-B.  sowie 
die  Gesetzesvorlage  für  das  schweizerische  B.  G.-B.  ins  Serbische 
sQ  übersetzen  nnd  dnicken  zn  lassen.  Ebenso  "das  norwegische, 
schweizerische  [von  Srossj,  italienische  nnd  hoUfindische  Strafgesets- 
bnch;  b)  alles,  was  fiber  nnser  B.  G.-B.  (oder  Str.-G.-B.)  im  ganzen 
oder  seine  einzelnen  Teile  geschrieben  wurde  sowie  die  ganze 
kroatische  Fachliteratur  zasammenzostellen,  welche  sich  anf  das 
«eterreichische  B.  G.-B.,  besonders  anf  seinen  Einflass  anf  nnser  in 
verschiedenen  Teilen  der  Monarchie  lebendes  Volk  bezieht;  c)  alle 
auf  die  Auslegung  wiclitiger  Bestimmungen  nnseres  B.  G.-B.  (und 
Str.-G.-H.)  sich  beziehenden  Entscheidungen  des  Plenums  unseres 
Gbeisten  Gerichtshofes  (Kassationsgerichtef«)  f^ysteniatisch  zu  ordnen 
und  dnicken  zu  lassen.  -  Die  erwähnten  t'lx  isetzungen  der  ans- 
ländisclien  Gesetze  samt  den  Kutsrheidungen  des  Obersten  Gerichts- 
hofes werden  herausgegeben  iui  ^Archiv",  Organ  der  Juristischen 
Fakultät  der  Belgrader  üniversität,  welche  auch  die  Verantwortlich- 
keit dafUr  trägt 

Für  die  Ansfühmng  der  oben  erwähnten  Vorarbeiten  bat  das 
Jnstizministerinm  der  Joristischen  Fakultät  eine  Summe  von  4000  Fra. 
als  Subvention  für  das  vorige  Jahr  zur  Verfügung  gestellt 

2.  Das  Strafgesetzbuch. 
Was  vom  Bürgerlichen  Gesetzbuch  gesagt  wurde,  gilt  auch 
für  das  Strafgesetzbuch  vom  10.  April  1865,  welches  durch  ein 
besonderes  EinfUhrungsgesetz  in  Kraft  getreten  ist.  Es  ist  ebenso 

*)  Vergl.  dazu  die  Einleitung  des  von  Herrn  A.  Georgewitfch 

iiikI  mir  bearbeiteten  serbischen  Teiles  des  Werkes  jjiia  Hsndelsgeeette 

den  Krdballs".  Herausireireben  von  J.  Köhler,  F.  Meyer,  H.  Dove  Und 
H.  Trumpler.  Dort  ist  auch  die  einacblägige  Literatur  zu  finden. 
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veraltet^  nnvollstftiidig  und  lisst  auch  sonst  yiel  zn  wfliDacheii  fibrig, 
so  das»  es  mit  Freuden  sn  begrQsaen  ist,  dass  die  oben  erwShnte 
Kommission  mit  den  Vorbereitungen  des  Materials  ancb  Ar  das  neue 
Strafgesetasbnch  betrant  wurde  (siehe  oben  nnter  1). 

3.  Das  Handelsgesetzbuch. 
Das  Handelsgesetzbneb  vom  26.  Jannar  1860,^)  welcbes  teils 
nach  dem  französischen,  teils  nach  dem  dentscfaen  H.-0.-B.  ausge- 
arbeitet wurde,  ^enflgt  ebenfalls  den  Anfordemngen  unserer  Zeit 
nicht  mehr,  und  die  schon  im  Jahre  1905  aus  hervorragenden 
Juristen  gebildete  und  mit  der  Ausarbeitung  eines  neuen  Entwurfes 
des  H.-U.-B.  betraute  Kuuimissiou  liat  ihre  Arbeiten  bereits  zu  Hude 
geführt.  Zum  Vorbild  wurde  das  deutsche  H.>G.-B.  vom  10.  Mai 
1897  genommen. 

4.  Die  Wechselordnung. 
Sie  bildet  vorläufig  nur  einen  Teil  des  H.-ö.-B.  (Titel  VI 
§§  76—167  und  Titel  VIT  §§  168—170)  und  wird  zusammen  mit 
ihm  (siehe  oben  unter  3)  einer  Neugestaltung  entgegengefUhrt.*) 

» 

B.  Literatur. 

I.  Staats-  und  VöUcerreohi 

1.  Die  (Trundzlige  der  Rechtstheorie  über  den  Staat. 
Von  Slübüi»an  Jowanowitöch,  ord.  Prof.  der  Rechte  a.  d.  Universität. 
Belgrad  1906. 

2.  Die  Friedensbewegung  im  XIX.  Jahrhundert  und  die 
Haager  Konferenz.   Von  Swbtohib  NizoifAJiwiTSCB.   Belgrad  1906. 

n.  Stralrecht. 

1.  i'ber  die  Kürperverletzung.  Ein  kritisclier  Rückblick 
aut  den  Titel  XIX  des  Str.  (i.-B.  (abgedruckt  aus  „Bäamiisch").  Von 
Dr.  M.  MiLJKOwiTscH,  Richter. 

2.  Kriminologische  Bilder  vor  den  serbischen  Gerichten. 
Von  S.  Mabinkowitsch.   Belgrad  1906. 

8.  Der  siebente  internationale  Kongress  fttr  Strafanstalten. 
Von  Dr.  B.  Mabxowitbch.  . 

^\  Welches  im  Amtsblatt  Uberhaupt  nicht  yeröffentlicht  wurde. 
*)  Des  weiteren  siehe  die  Anm.  auf  S.  2722. 
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1.  CrerichtS'ChronoB.  (Rflckfalldelikt.)  In  integram  r«8ti- 
tntio.   Erbficbaft  —  Eigentnmflerwerb  nach  Uferrecht  —  Vertrftge.  ^ 
Von  St.  Haximowitsch,  Eeditsanwalt 

2.  Miteinrentmn  nach  nnserem  B.  G.-B.  Von  Amm.  OsoBei- 

WITSCH.    Belgrad  1906. 

3.  Hattuiig  des  iTastwirtes  liir  Linbriiifriing  vou  Sachen.  - 
Von  Dr.  Drag.  AEANQJULOwiTäcu.    Belgrad  1906. 

lY.  Kirchenreohi 

1.  Ehescheidnnirsi,^  ünde  der  christlichen  Gesetzgebung. 

Von  Dr.  Tschkp.  Mith<»\vi  mcu. 

2.  TTher  Eliei5chtMdnn«rspr()zesse.  I.  Teil:  tu  üinil>»'g:ritie 
über  die   Klie  und  die  gesetzlichen  Scheidungsgründe.    Von  Dr. 

TäCHKn.  MlTBO WITSCH. 

V.  Verwaltnngsrecht 

1.  Normen  bei  den  Zollgeschftfcen.  Von  A.  Milowamowiibch. 
Belgrad  1906. 

2.  Haftung  des  Staates  und  der  Beamten  für  den  von 
selten  des  Beamten  im  Amte  verflbten  Schaden.  Von  Dr.  Dbki. 
Arah<ijblowit80h.  Belgrad  1906. 

S.  Haftnng  des  Notars  für  begangene  Fetaler.  Von  Dr. 
Alu.  Hitbowitsoh.  Belgrad  1906. 

YL  YeiaeliMdeiiea. 

1.  Jnristische  Aufsätze  nnd  Artikel.  I.  Teil.  Von 
6j.  B.  Nbsiobowitbch. 

2.  Les  emprnnts  et  la  dette  publique  du  royanme  de 

Serbie.  Von  N.  S.  PetroviT8CH.  (Sonderabdrnck  aus  der  Revue 
des  Sciences  et  de  legislation  tinanci»'re,  Paris  190G".  Tome  IV  No.  1.) 

H.  Auf  dem  „BlasrojVw  Kamen''.  Unsere  Ministerien  und 
unser  Staatsrat.    Von  Mabko  Sxojanowitsch.    Belgrad  1906. 


Siam. 


Refereut:  JJi.  0.  Frankfurter,  Legationsrat,  Bangkok. 

1904  und  1905. 

In  meinem  vor  der  Internationalen  Vereinigung  ffir  ver- 
gleichende AechUwisseascbaft  und  VolkswirtBchaftalebi-e  in  Berlin 
geluütenen  Vorla-ag  fiber  die  rechtlichen  nnd  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse in  Siam  zeigte  ich,  daas  ein  recht  betrSchtlicher  Teil  der 
Staatseinkünfte  ans  dem  konzessionierten  Spiel  gewonnen  wird,  dass 
die  Bemühungen  der  siamesischen  Begiemng,  dnrch  Vermhidernng 
der  SpidhSnser  den  Hang  zum  Spiel  zu  beschrfinken,  kaum  erfolg- 
reich waren.  Die  Revenue  dieser  Spidhänser  ist  vei-pachtet  nnd  im 
Finanzjahr  1904/05  gewann  die  Regierung  etwa  aller  Einkünfte 
aus  ihnen.    Die  Zahlen  sind  wie  folgt: 

in  dt  ii  I'rovinzen  unter  dem  Ministerium  des  Innern  U947  509  Tic. 
Inden  Proviir/en  unter  der  Hauptstadt.    .    .    .       269(500  „ 

In  Bangkok  selbst   ;j  316 100  ^ 

7  533269  Tic 

Dazu  kommt  noch  die  Lottehepacht  nur  in 

Baspern  (huai)   2420411  Tic. 

und  für  Linz^sen  (Kartenspiele,  Hahnenkümpfe  t       496  577  ^)  „ 

10450257  Tic. 

Die  Pächter  der  Spielhäuser  sind  meist  Chinesen  und  der 
grossere  Teil  der  von  ihnen  so  gewonnenen  Gelder  wird  ausser  Landes 

verschickt.  Man  darf  annehmen,  dass  der  Gewinn  ans  diesen  Pachten 
etwa  15*^/o  beträgt  (Spielhäuser  und  Lotterie i.  und  da  die  dafür 
be/.iililtf  Sunniie  9 958t;80  Tic.  betrnsrt.  s^n  wünU«  das  elwd  l\,o  Mill. 
Tical    betragen,  die   ausser   Landes   versi Juckt    werden.  Diese 

^)  Es  ist  nicht  die  Absicht^  die  Lotterie,  die  auf  Bangkok  beocbfiokt 
ist,  anfsugeben.  Lisensen  werden  tou  der  Regierung  ausgegeben,  sind 
also  nicht  Terpacbtet. 
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Zahlen  zeigen  dann  weiter,  dass  in  den  Provinzen^  wo  öffentlicheft 
Spiel  gestattet  ist,  jeder  einzelne  Einwohner  etwa '8  Tic  zo  der 
Erhaltung  der  Spielh&naer  beitrSgt.  Es  existierte  schon  lange 
nnter  dem  PrSsidinni  des  Prinzen  Damboho  eine  Antispiel-Liga, 
deren  BemflUiangen  aber  dnrcb  die  Bedflrfblase  der  Staatsverwaltnng 
illnsorisch  wnrden,  und  so  Iconnte  noch  in  dem  Voranschlag  fUt 
1905  der  Finanzbeirat  schreiben: 

„The  gamblin^  farms  are  however.  open  to  obviouß  objections. 
but  as  stated  last  year.  it  is  absolutely  impossible  for  thc  Guveinineiii 
to  eiiriMrain  the  id'  a  dt  i  cliiKniishing  tlie  revenue  derived  fVom  this 
»oiiree  imtil  it  has  lupii  ilemunstrated  beyond  doabt  that  au  eqni- 
valent  aniount  will  bf  tortiicoming  from  some  other  direction.'' 

'Protz  dieses  etwas  pessimistisch  ang^ehauchten  Beitenntnisses 
hat  die  Hegiernng  doch  mit  der  Abschaffung  einen  guten  Anfsuig 
genuM;ht.  In  einer  vom  9,  Febrnar  1904  vom  Finanzministerium 
auf  Befehl  des  Königs  gezeichneten  Verordnung,  in  der  noch  einmal 
alle  ans  dem  Spiel  erwachsenden  Übelstfinde  charakterisiert  wurden, 
wurden  im  Finani^ahr  1905/06  abgeschafft:  alle  SpielhSnser  in  den 
Kreisen  von  Phitsanulok,  Bukett  Udon,  Bnrpha  und  Chaotabun;  femer 
84  weitere  PUitze  in  den  Provinzen  und  4  im  Weichbild  von  Bangkok, 
in  denen  die  Einkünfte  weni{?er  als  50000  Tic.  betragren. 

im  Finanzjahr  1906/07  sollen  dann  die  noch  in  den  Truvinzen 
bestehenden  22  Iläusei  abg^eschallt  werden,  «io  dass  am  Anfanp  des 
Finanz ialiFf's  1907  08  nnr  noch  die  in  Bangkok  selbst  besteh»'ndt^ii 
SpielliHUser  übrig-  bleiben.  Im  den  X  erlnst  der  Einktlnftc  zn  decken, 
sollten  in  erster  Linie  die  Stenern  auf  Land  erhöht  werden. 

Land  niif*  r  Knltnr  wird  in  .Slam  eingeteilt  in  Na  Khn  Kho 
und  Na  Fang:  loi.  Nach  dem  „Khn  Kho" -System  wurde  auf  Land  im 
Besitz  eines  Eigentümers,  ob  kultiviert  oder  nicht,  eine  Steuer  von 
16  Atts  pro  Rai  (25  Rai  —  4  ha)  erhoben.  Dieses  System  war 
in  Kraft  in  dem  Ayntliia-Kreis.  Nach  dem  „Fang  loi'^-Sjntem 
wird  nnr  auf  das  knltivierte  Land  eine  Steuer  von  24  Atts  pro  Rai 
erhoben.  Diefw  Raten  waren  in  Siam  in  Kraft^  ehe  die  Vertrlge 
mit  fremden  Nationen  gemacht  wurden,  und  im  Vertrag  mit  Gross» 
britannien  wurden  sie  so  festgelegt,  dass  das  von  einem  Fremden 
erworbene  Land  Landsteuer  nach  diesen  Sätzen  zu  zalilen  hatt^^. 
Siani  konnte  somit  einseitig:  diese  Sätze  nicht  orhrdien.  und  erst  durch 
da>.  „Suppleiiientary  Agreement  bciween  («reat-Britain  and  8iam  for 


Digitizca  by  Liu..- .  «v. 


0.  Framkfubtbe:  Slam. 


2727 


the  alnrogation  of  the  land  law  achednle  in  the  sopplementary 
Agraemeat  to  the  Traaty  of  1856*^,  das  am  20.  September  1900  ge- 
zeichnet wurde,  erhielt  Siam  freie  Hand.  Es  wnrde  fhsilich  dabei 
bestimmt,  dass  die  Steuer  anf  Land  nicht  höher  sein  sollte  als  die- 
jenige, die  auf  ähnliches  Land  im  nnteren  Birma  erliobeu  wird. 

Die  Bevenne.  die  durch  eine  Nearegaliemng  der  Landsteaer 
gewonnen  wnrde,  wird,  znsammen  mit  einer  besseren  Reg;aUemng 
der  ans  den  Fischerelen  gewonnenen  Einkftnfte,  genttgen,  nm  den 
Ausfall  der  Einkünfte  ans  den  Spielhänsern  in  den  Provinzen  au 
decken.  Es  heisst  dann  welter  in  der  schon  erwähnten  Proklamation: 

^[Jm  die  Verluste  gutzumachen,  die  durch  das  Abschaffen  von 
Spielhäusern  in  B.'inprkok  hervf>r<;ei  iitVii  werden,  wird  es  nötig  sein, 
in  UnterhandluiiL  mit  den  Vfcirtnifi:siniicliteii  zu  treten.  T"^iitevliand- 
lungen  werden  zu  diesem  Zweck  sotort  mit  diesen  Mächten  be^'^oniien 
werden,  und  sobald  ein  günstiiits  y?os<ultat  erzielt  werden  wird, 
wird  Seine  Majestiit  gerahen,  das  Abschaffen  von  allen  Spielhänsern 
in  der  Hauptstadt  zn  dekretieren  nn  l  somit  über  das  ganze  König- 
reich. £b  wird  erwartet»  dass  das  Ziel  im  Jahre  126  (1907/08) 
erreicht  werden  wird." 

Damit  ist  die  Regierung  dem  Plane  nSher  getreten,  die  vor 

bald  50  Jahren  abgeschlossenen  Verträge,  soweit  sie  sich  auf  den 
Handel  beziehen,  zu  Uiuditizieren.  Es  handelt  sich  dabei  in  erster 
Linie  darum,  die  "  nitre  Import-8leut;r  zu  erhöhen,  und  es  mag 
dabei  erwälmr  wrjdtii.  das«  an  der  3%ig-en  Import-Steuer,  die  in 
den  Verträgen  festgesetzt  wurde,  die  Steuer  war,  die  die  Chinesen 
vor  Abschluss  der  Verträge  auf  ihre  Importe  zn  zahlen  hatten, 
während  alle  andern  handeltreibenden  Nationen  entweder  eine 
wesentlich  höhere  Stener  zn  zahlen  hatten  oder  aber  eine  Steuer 
zn  zahlen  hatten,  die  sich  nach  dem  Knbilunhalt  des  importierenden 
Schiffes  richtete. 

Es  dürfte  hier  am  Platze  sein,  die  jüngst  von  Siam  mit 
anderen  Staaten  abfresdilossencn  Verträge  7.u  erwähnen.  Es  ist 
bekannt,  dass  im  Dtzeiubt-r  liMil  der  am  1:!.  Februar  11>04  ab- 
geschlossene Vertrag  zwischen  Frankreidi  und  Siam  ratifiziert  wurde. 
Dieser  Vertrag  ist  eine  Modifikation  des  Vertrages  von  1893,  dessen 
Bestimmungen  sich  in  Einzelheiten  unausführbar  erwiesen. 
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Es  wird  eine  Orenzregolierang  swiBchen  den  framSeiadieii 
BeBitsrongen  und  Siam  festgesetzt  Vor  allen  Dingen  aber  wichtig 
darin  erscheint  die  Begnliemng  der  Jnrisdiktionsfrage. 

Ich  machte  in  meinem  Vortrage  bereits  darauf  anfinerlcaara, 
dass  die  in  dem  Vertrage  vorgesehene  Entscheidung  in  Streitfällen 
zwischen  Fremden  und  Personen  unter  siamesischer  Jurisdiktion  in 
l*raxis  sicli  als  uimnHtUhrbar  erwiesen  hat.  In  dem  neuen  Verti'age 
zwiHchen  Frankreich  und  Siam,  der  diese  Frage  regelt,  heisst  es 
iu  Art.  12: 

pEn  ce  «jui  coim  i  iie-  la  Jurisdiction  ä  laqnelie  seront  desormaisi 
soumies  sans  aucnne  exception,  toiis  les  Franc;ai8  et  proteges  t'ranyais 
au  Siam,  les  deux  Gouvernements  conviennent  de  sobstituer  aux 
dispositions  existantes  les  dispositions  suivantes: 

1.  En  mati^re  pönale  les  Fran^ais  on  protegte  fran^-ais  ne 
seront  justiciables  que  de  Tautorit^  fran^aise. 

2.  En  matiere  ciyüe,  tout  proces  intent^  par  un  Siamois, 
contre  un  Fran^ais  on  prot^g^  fran^ais  sera  port6  devant  le 
tribunal  consulaire  Francais. 

Tout  prooes,  dans  leqael  le  d^fendant  sera  Siamois  sera 
port^  deyant  la  Goars  siamotse  ^des  causes  ^trang^res"  Institute 
ä  Bangkok." 

Tn  dem  neuen  Vertratr  \vii«l  auch,  wir  in  dem  schon  früher 
er^iihiitt  ii  \'<  rti  aire  mit  Gro>>l)i  itannien,  eine  bcMjndere  Keguiierung 
für  Fälle  in  »len  nördlichen  Provinzen  vorgesehen. 

In  den  Kreisen  Chienguiai,  Lakhon,  Lamphnn  und  Nan 
sollen  alle  Zivil-  und  Kriniinaltalle,  in  denen  unter  frnnzüsischer 
Jurisdiktion  stehende  Kiftger,  Beklagte  oder  Angeklagte  sind,  Ton 
dem  siamesischen  Internationalen  Gerichtshof  entschieden  werden. 
(VergL  darttber:  Niel:  protection  et  Jurisdiction  frangaises  au  Siam 
in  ^la  Revue  Indo-Chinoise  No.  11".) 

In  dem  Sinne  des  französischen  Vertrages  sind  seitdem  Vertrttge 
abgeschlossen  mit  Dänemark  am  24.  HSrz  1905  und  mit  Italien 
am  8.  April  1905.  Die  mit  anderen  VertragsmAchten  eingeleiteten 
Verhandlungen  dürften  auch  bald  zu  einem  Resultat  fHhren.  —  Die 
Führung  der  Listen  der  schutzgeniessenden  Untertanen  isl  im  Sinne 
des  grossbritannischen  Vertrages  vom  29.  November  1899  geregelt. 

F.ine  nii  lit  nnw. -ruiliche  Modihkation  des  Sklavengesetzes 
von  1874  ist  am  1.  April         in  Ki-aft  getreten.   Es  wurde  bereits 
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gezeigt,  dasB  dem  Gesetz  von  1874  zufolge  alle  von  Sklaven  nadi 
dem  Jahre  1868  geborenen  Kinder  mit  vollendetem  21.  Jahre  frei 
werden  sollten.  —  Das  Gesetz  vom  1.  April  bestimmt,  dass  alle 

von  Sklaven  geborenen  Kinder  niii  ihrer  Geburt  frei  werden, 
daüfe  kein  Freier  sich  in  Sklaverei  verkaufen  kann,  uass  der  Hen* 
jeden  ^lonat  einen  Abzug  von  4  Tic.  für  {^-eleistete  Dienste  von  der 
Summe  zu  niaehen  hat,  m  der  sich  der  rfklave  nrspnintclich  ver- 
pfändet hat,  und  dass,  falls  der  Sklave  seinen  Herrn  zu  wechseln 
wünscht,  der  von  dem  neuen  Herrn  zu  zahlende  Preis  nicht  höher 
sein  darf  als  der,  für  den  der  Sklave  sich  arsprfinglich  verpl&ndete. 

Von  Ökonomischer  Bedeutung  erwähnenswert  dflrfte  sein,  dass 
Siam  Im  earopftlschen  Geldmarkt  eine  Anleihe  von  1  Million  PAind 
zam  Knrse  von  95^/«  ^/o  zn  einem  Zinsftiss  von  4^/«%  im  Febroar 
aufgenommen  hat  Die  Anleihe  soll  znr  beschleunigten  AusfUhrung 
der  difentliehen  Arbeiten  verwendet  werden.  Dies  ist  die  erste 
fremde  Anleihe  in  Siam. 

Am  23.  Januar  19Uo  wurde  eine  weitere  Anleihe  von  drei 
Millionen  Pfund  zum  Kurse  von  94  ^/^^  und  einem  Ziiisifuisis  von 
4^/2^  0  aufg-enommen.  an  deren  Begebung  England,  Frankreich  und 
Deutschland  beteiligt  waren. 

Die  T.andbesteuerung,  auf  die  im  obigen  Bezug  genommen  ist, 
wurde  durch  Gesetz  vom  19.  Juni  1905  geregelt.  Nach  einem  histo» 
rischen  Überblick  wird  gezeigt,  dass  ursprflnglich  die  Steuer  auf 
Land  nach  der  Bäte  von  2  Edrben  Padi  für  je  ein  Bai  erhoben 
wurde,  dass  femer  die  Begierung  das  Becht  hatte,  zwei  Körbe  Padi 
auf  jedes  Bai  Land  zu  der  festgesetzten  Taxe  von  Füang  für 
jeden  Korb  zu  kaufen  und  dass  der  Bauer  den  Padi  an  das  Be- 
gierungsdepot einzuliefern  hatte. 

Es  mag  hier  erwfthnt  werden,  dass  im  17.  Jahrhundert  von 
den  Bauern  eine  Steuer  von  1  Füang;  für  jeden  auf  dem  Land  ge- 
brauchten Pflu^^  entrichtet  wurde. 

Unter  der  Kegieruug  de.s  Künign  1'hka  X.vnu  Ki.\it  wurde 
diese  Naturalsteuer  abj^-eschafft  und  statt  dessen  eine  Steuer  von 
einem  Salüng  1  Füang  auf  jedes  Rai  Land  erhoben.  Das  Land 
wurde,  wie  schon  mitgeteilt,  in  Na  Khu  Kho  und  Na  Fang  loi  ein- 
geteilt, da  aber  bei  der  Besteuei-ung  vStreitigkeiten  über  die  Erhebung 
der  Steuer  häufig  waren,  wie  viel  Land  kultiviert  war,  so  war  eine 
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der  ersten  Sei^eningBakta  des  KOnigs  Mohokot,  in  der  der  Beis- 
ezport  freigegeben  wurde«  diese  Khti  Kho-Stener  neu  zu  regeln. 
Alles  Ebn  Kho*Land  mnsste  eine  feste  Steuer  von  1  Salfing 

pro  Rai  zahlen  auf  das  in  den  Griindpapieren  beschriebene  Land, 
währeiul  nach  wie  vor  Fanier  loi-Laiid  eine  Steuer  von  Jl^/^  Salüng 
auf  das  itulti vierte  Land  zu  zahlen  liatt(\ 

Dieses  S^'stem.  das  auch  in  dem  englisclien  Vertra^r  festq^lejjt 
war,  blieb  über  50  Jahre  in  Kraft.  Wie  schon  früher  erwähnt, 
wurde  das  dem  Vertrag  von  1856  angefügte  „Schedule"  durch  Kon- 
vention von  1900  abgeschafft  and  die  Regierung  bekam  freie  Hand, 
die  Landsteuer,  den  Bedttrftiissen  der  Stadt  angemessen,  zu  regelo. 

Die  alten  Kategorien  wurden  beibebalten  und  Land  wurde 
als  Wildland  betrachtet^  das  von  einer  Person  nach  Recht  und  Ge- 
seta  erworben  war,  das  aber  noch  nicht  unter  Kultur  gebracht 
wurde.  Fang  loi  ist  eben  erst  urbar  gemachtes  Land,  wfthrend 
Khu  Kho-Land  völlig  kultiviertes  Land  ist.  Alles  Land  wird,  un- 
bekümmert um  diese  Kategorien,  in  fünf  verschiedene  Klassen  ge- 
teilt, je  nach  der  Lagt-  und  Fruchtbarkeit  des  Bndons  und  auch 
nach  di'iii  Markt i»rt"is.  df^n  das  (ietreide  am  KrzengnuiiMM  i  liat.  Der 
Höchstbetrag  dieser  .Steuer  beträgt  auf  erstklassiges  Land  1  Tic 
und  dfr  nit'driiiste  24  Atts  pro  Rai  und  Jahr. 

Auf  Wikiiand,  das  zwei  Jahre  nach  Besitaergreifiing  nicht 
kultiviert  ist,  ist  ein  Achtel  der  auf  Khu  Kho-Land  fallenden  Steuer 
zu  entrichten.  Der  Gebranch  aber,  nach  dem  innerhalb  drei  Jahren 
nicht  kultiviertes  Land  an  den  Staat  zuräckfttUt,  ist  aufgehoben. 

.  Fang  loi-Land  ist  Land,  das  nicht  ganz  unter  Kultur  gebracht 
ist.  Auf  dasselbe  wird  för  die  unter  Knltnr  gebrachte  Strecke  eine 
um  ein  Viertel  liöhere  Steuererhohen,  so  dass  also,  w«  auf  Khu  Kho- 
Land  2  Salüng  pro  Rai  erhoben  werden,  auf  Fang  loi  2*/,  Salüug 
<40  Atts)  erhoben  werden. 

Unter  besonderen  Umständen  kann  die  Steuer  ermässigt  wei-den. 

Ks  ist  bekannt,  dass  nach  dem  alten  Feudalsystem  jeder  dem 
Staate  als  Soldat  im  Hediirfnisfalle  Dienst f  zn  leisten  hatte. 

Das  alle  (resetz  gibt  genaue  liestimmuugen  an,  wie  die  aus 
einer  Ehe  geborenen  Kinder  zwischen  der  Zivil-  und  MilitSrver- 
waltnng  %u  verteilen  waren.   Daran  schloss  sich  in  der  Praxis 
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weiter,  dan  statt  der  geleisteten  Dienste  eine  GeldentacbSdigong 
sn  entrichten  war,  die,  je  nach  der  Klaue,  in  der  der  BetieiTende 
geboren  war,  Terschieden  ansfiel,  wftlirend  'sich  andrerseits  eine  yoll- 
ständifirA  llilitSrkaste  ausbildete.  —  Das  ganxe '  Fendalsystem  war 

durch  Gewohnheit  vielfach  dnrchbrocben  and  erhielt  sich  iu  den 
meistt-u  Füllen  uiir  als  Cherbleibsel. 

Durch  Gesetz  vom  29.  An^nM  19<)5  wnrdf  fint*  neue  Arniee- 
organisation  eingeführt,  naoh  weit  her  jah-r  wafieutähi;!»*  Mann  von» 
18.  bis  }(•.  Jahr  dienstpHichtig'  war.  Davon  sind  zwei  Jalire  Dienst 
anter  der  Fahne,  dann  weitere  fönt  Jahre  in  der  ersten  Reserve, 
wo  der  Soldat  eveutuell  zu  einem  Dienst  von  zwei  Monaten  jedes 
Jahr  eingezogen  werden  kann;  dann  fHr  weitere  zehn  Jahre,  wo 
der  Soldat  za  einem  Dienst  von  nicht  mehr  als  15  Tagen  jfthrlich 
dnbenifen  werden  kann.  Hit  40  Jahren  hört  der  Dienst  anf.  Der 
Soldat  dient,  wo  das  System  eingeführt  ist,  in  dem  Kreise  oder  der 
Provinz,  wo  er  ansSaaig  oder  gebürtig  ist,  nnd  es  soll  im  Lanfe  der 
nSebsten  Jahre  im  ganzen  Königreich  eingeftthrt  werden. 

Die  durch  Gesetz  angelassenen  Ansnahmen  vom  Uüitftrdienst 
sehliessen  ein:  Geistliche,  Stndierende,  im  Regiernngsdienst  Stehende. 
Waisen,  di*^  im  Lande  ansässigen  Cliinesen  tiii  der  ersten  und  zweiten 
Generation),  unzivilisierte  Völkerschaften. 

Am  1.  September  190'^  tiar  das  Gesetz  Über  die  Schifiahrt 
in  siamesischen  GewSssem  in  Kraft  and  die  Bestimmungen  desselben 
wurden  von  den  VertragsmSchten  als  fttr  ihre  Untertanen  bindend  an- 
genommen. Die  Schilfahrtsbestimmnngen  sind  die  des  allgemein  an- 
erkannten internationalen  Rechts,  nnd  mit  dem  Inkrafttreten  der 
Bestimmungen  fiber  Begistration  der  B9te,  der  Inspektion  von  Kesseln, 
Aber  eine  Prilfking  der  Maschinisten  ist  allgemein  aat^gesprochenen 
Wttnsehen  Rechnung  getragen. 


Spanien. 

Referent:  Adolfo  Posada, 
Professor  der  Itechte  an  der  Uuivenitftt  Oviedo,  Abteiliuigtsc  hef  im  Institat  für 

aozlftle  Seformen  in  Madrid. 

Überaetettog  von  Dr.  Cteorg  Hchap»,  Landrichter,  Hamburg. 

a)  Gesetzgebung  1903—1905. 

Die  eigentliche  g^esetzgeberische  Arbeit,  nämlich  diejeni^. 
die  sich  m  suTcränen  Verffignngen  der  gesetzgebenden  Gewalt  (der 
Gortes  zasammen  mit  dem  Kunig)  verdichtet,  ist  in  diesem  Jahre 
nicht  allzn  reichlich  gewesen.  Die  Zahl  der  zur  Pablikation  ge- 
langten Gesetze  ist  recht  gering.  Das  will  nicht  sagen,  dass  die 
Begiemng  nnd  die  Hitglieder  der  Kammern  ihre  konstitutionelle 
Initiative  nicht  aasgeübt  hStten.  Dem  Rongress  nnd  dem  Senat 
Ugcn  genn^  AntrSge  nnd  GesetzesvorschlXge  znr  Diskussion  nnd 
HearbeitunK"  vor,  aber  nur  weuig^e  davon  sind  bis  zur  königlichen 
Sauktiuii  ;rt'lan^^t  nnd  konnt+'U  «U-ni  positiven  Recht  einverleibt  werden. 

Fnirhtliarer  war  die  gesetzgebt-iische  Arbeit,  soweit  sie  nnr 
reglemeii  t  ;i  if  II  Chfiraktev  hat.  nämlich  soweit  >ir  von  der  Exe- 
kutivgewalt mittels  königlicher  Verordnungen  und  Regulative  aus- 
geübt wird.  Diese  Quelle  des  positiven  Rechts  besitzt  in  Spanien 
aus  verschiedenen  Gründen  eine  solche  Bedeutung,  dass  eine  Üher- 
siebt  über  den  Gang  der  Gesetzgebung  der  Vollständigkeit  entbehren 
würde,  wollte  sie  die  auf  Gesetz  bernbenden  Verfügungen  der  Eie- 
kativgewalt  unerwähnt  lassen.  Natürlich  verdienen  dieselben  nicht 
siimtlich  eine  spezielle  Erwähnung;  aber  eine  Anzahl  ist  daruntert 
deren  wegen  des  besonderen  Interef^ses  der  betreffenden  Materie  oder 
WKgen  der  durch  sie  organisierten  Dienstzweige  oder  aus  anderen 
analogen  Gründen  gedacht  werden  muss. 

Zu  regiHtrieren  ist  znnSchst  eine  Abänderung  des?  Handels- 
gesctzbuehs:  durch  Gesetz  vom  21».  Juli  ist  in  Art.  44G  deshelbeii 
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•Ii»'  bisherige  Beschränkung  aufgehoben  worden,  dass  in  Wechseln 
an  eigene  Order  die  Valntaklausel  „Wert  in  mir  selbst"  zum  Aus- 
druck zu  kommen  liat  In  Gemäasheit  dieser  Abfiudernng  hat 
Art.  446  fol^nde  Fassung  gefunden: 

„Der  Aussteller  kann  den  Wechsel  sieben: 

1.  an  seine  eigene  Order; 

2.  aof  eine  Person,  die  aahlen  soll  in  dem  Domizil  eines  Dritten; 

3.  anf  sieh  selbst,  mit  Zahlbarkeit  an  einem  von  seinem  Domizil 
verschiedenen  Orte; 

4.  anf  eine  andere  Person  an  dem  aSmliehen  Orte,  wo  der  Ans^ 

steller  wohnt; 

iii  t'ig^öiieui  Niinit  n.  aber  auf  Order  und  flir  Rechnniiir  eines 
Dritten,  indem  dies  so  aiit'  dem  Wcclisel  zum  Ausdriuk.  ^elaii^t. 
Dieser  Umstand  ändert  niclits  an  der  Haftbarkeit  des  Aiisslellers, 
noch  erwirbt  der  Inhaber  irgend  ein  Hecht  gegen  den  DritteUj 
für  dessen  Bechnung  die  Ausstellung  erfolgt  ist." 

Anf  yerwaltmigmelilUcliem  Gebiet  sind  folgende  Anord- 
nungen hervorznheben; 

Das  RegnlatiT  vom  15.  Mttrz  snr  Ansffihmng  der  Königl. 
Yerordnnng  von  1891,  welche  die  militärischen  Kttsten-  nnd  Grens- 
zonen  feststellt  Nach  diesem  Regnlativ  werden  mehr  oder  weniger 
ausgedehnte  Landstrecken,  die  sieh  ISngs  der  Kitoten  nnd  Grensen 
nnd  In  der  ümgebnng  von  Festungen,  befestigten  Lagern  nnd  Forti- 
fikationen  hinziehen,  als  „Militärzonen"  oder  ,,Zonen  mit  militä- 
rischer rber\va<  hnng"  bezeichnet,  damit  aul  ihnen  nicht  liauwerke. 
die  ihre  VerteiUi^rniip-sinöfrlirlik*  it  bt-fitiflnssen  könnten,  ohne  KenntJiis 
nnd  Einverständnis  des  Krie^'-sministenniiis  atifirefiilirt  wei  den  ^(dieii; 

die  Königl.  Verordnung  vom  12.  Juni,  betr.  t^enehniigung 
des  Aasfahrungsregulativs  für  das  Gesetz  über  das  industrielle 
Eigentum  vom  16.  Mai  1902; 

die  KOnigl.  Verordnung  vom  3.  Jnii,  betr.  (ienehniignng  des 
Anwendungsregulativs  für  das  Jagdgesetz  vom  16,  Mai  1902; 

die  Königl.  Verordnung  vom  19.  April,  betr.  Regelung  der 
Bergbauverwaltnng. 

Während  dieses  Jahres  sind  verschiedene  wichtige  gesetz« 
liehe  Vorschriften  erlassen  worden,  durch  welche  die  Verwaltung 
der  OefingnisM  einer  Xteform  unterzogen  worden  ist.  Zn  er- 
wähnen sind: 
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Die  Kdnigl.  Verordnung-  vom  12.  Januar,  betr.  Geneiimigmig 
des  Keg:alativB  für  die  Überwaelinner  der  BeaeemngsaiistalteB; 

die  KQnigiicfae  Verordnung:  vom  12.  März,  betr.  Beorganisation 
des  IMenstes  der  Oeftngnisse; 

die  König-l.  Verordnung  vom  22.  April,  betr.  Reorganisation 
der  Aufsichtsiii.^taiiz  für  die  Festungsgefängnisse  und  Gefängnisse: 

die  Königl.  X'eiurdnun^  vdin  15.  Mai,  betr.  die  I:tehaudlaD^ 
der  Strafgefangenen  iu  den  Uefäugmssen. 

SaiiitStegeBetsgebuBff.  Am  24.  Dezember  wurde  ein  Gesetz 
verO£fentlicht,  das  Import,  Fabrikation,  Lagern,  Verltanf  und  Vertrieb 
des  Saccharins  und  Sbniiclier  Erzeugnisse,  soweit  sie  nicht  zum 
lledizinalgebrauch  bestimmt  sind,  verbietet.  Am  15.  Januar  erging 
eine  KMigl.  Verordnung  über  die  obligatorische  Ttnpfting. 

Auf  dem  Gebiete  dei  sozialen  Ucjsetzgebung  sind  einige 
Vorschritten  von  Wichtigkeit  erlassen  worden.  Znm'lchst  ist  zu  nennen 
das  Oesetz  vom  23.  Juli  über  die  Unterdrückung  des  Betteins  der 
Minderjährigen  unter  16  Jahren.  Nach  diesem  Gesetz  werden  be- 
straft  mit  Geldstrafe  von  o— 50  Pesetas,  subsidiär  mit  Haft  von 
1—10  Tagen: 

1.  Eltern,  Vormünder  oder  Pfleger,  deren  unter  16  Jahre  alte, 
unter  ihrer  Obhut  stehende  Kinder  bezw.  Mfindel  bettelnd,  sich 
herumtreibend  oder  auf  öffentlicher  Strasse  übernachtend  be- 
troffen werden; 

2.  Personen,  welche  sich  von  Kindern  unter  IG  Jahren,  gleichviel, 
ob  von  ihrer  iumilie  udtii  nicht,  begleiten  lassen,  um  das 
Mitleid  des  Publikums  zu  erregen. 

Weiter  werden  bestraft  mit  Geldstrafe  von  50 — 125  Pesetas 
und  Haft  von  10— SO  T&gen: 

1.  Eitern,  Vormünder  und  Pfleger,  welche  ihre  unter  16  Jahre 
alten  Kinder  bezw.  Mfindel  misshandeln,  um  sie  zum  Betteln 
zu  zwingen  oder  weil  sie  nicht  genug  mit  Betteln  verdient  haben; 

2.  Eltern,  Vormfinder  und  Pfleger,  welche  Ihre  unter  16  Jahre 
alten  Kinder  bezw.  Mfindel  oder  andere  Personen  zum  Betteln 
anhalten.  Wenn  sie  es  tun  vermittelst  Bezahlung,  Belohnnngen 
oder  Zahlung« versprechen,  so  tritt  erhöhte  HaftMrafe  und  (Geld- 
strafe von  125  -  200  Pesetas  ein:  mit  derselben  Strafe  belegt 
sind  Verabredungen  und  \  ereiuigungeu  zu  gleichem  Zweclte. 
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Das  GemU  bestimmt  ferner,  daas,  wenn  Eltern  oder  Vor- 
münder das  dritte  Hai  wegen  des  Falles  1  oder  zweimal  wegen  des 
Falles  2  oder  des  Falles  1  nnd  2  yerarteUt  sind,  eine  weitere  Yer- 
arteilnng  die  Suspension  des  Pflege-  nnd  Erziehnngsrechts  der 
Uinderjährigen  und  deren  Unterbringung  in  ein  Wohlt&tigkeits- 
institnt  behnfs  Pflege  nnd  Ereiehnng  mit  sich  bringen  soll.  Die 
Snspension  soll  2  Jalire  danern,  kann  aber  unter  gewissen  Umständen 
tVüher  endigen. 

Die  Poli/.eibeiiuiten  dürfen  minderjährige  Personen  unter 
1^'>  Jaliren  ft  stiielinien,  wenn  sip  betteln,  sich  henmilreiben  oder  auf 
üttentlicher  Strasse  übernachten,  gleichviel,  ob  allein  oder  in  Be- 
gleitnno^  von  erwachsenen  Per><(inen.  .Tedermann  kann  solche  Minder- 
jährige festnehmen,  wenn  sie  auf  üftentlicher  Strasse  betteln;  er 
mnss  sie  aber  sofort  der  Polizei  übergeben.  Das  Gesetz  bestimmt, 
was  die  Polizei  in  diesen  Fällen  der  Festnahme  von  Mindeij&hrigen 
zn  ton  hat.  Ausserdem  schreibt  es  vor,  dass  Kinder,  die  von  ihren 
Eltern  hilflos  gelassen  oder  des  Beistandes  derselben  infolge  von 
Tod,  absolnter  Unterhaltangsunrnfiglichkett  oder  anf  Grand  der 
Anwendung  des  vorliegenden  Gesetzes  beraubt  sind,  in  WohltStig- 
keitsanstalten  der  Gemeinde  oder  der  Provinz,  aus  der  sie  stammen, 
erhalten  und  erzogen  werden  sollen,  nach  den  allgemeinen  gesetz- 
liehen  Vorschriften  und  nach  der  Praxis,  wie  sie  in  jeder  Provinz 
für  die  Beherbergung  und  Erziehung  der  Walsen-  und  Findelkinder 
besteht.  Die  städtischen  Gemeindeknl Irenen  nnd  die  l'i(»vinzial- 
deputationen  soUen  sicli  zu  diesem  Pehnfe  mit  den  in  pest-tzliclier 
Form  konstituierten  Gesellschaften  nnd  sonstigen  InsLittiten  für 
Kinderfnrsorge  wegen  Zahlnng  von  Subventionen  und  Vergütung 
von  Kostgeldern  in  Verbindung  setzen. 

Es  ist  jetzt  dreier  ausserordentlich  interessanter  Eünigl.  Ver- 
ordnungen zu  gedenken,  erstens  derjenigen  vom  8.  Juli,  enthaltend 
das  Reglement  für  die  FestBteUiiBg  der  ArbeitsunfShigkeit  auf 
Grnad  ▼oii  BetrlehsnnfiUleiif  sodann  derjemgen  vom  23.  April  und 
15.  August,  betr.  die  Evficlitaiig  des  Institute  für  soiiale  Reformen. 

Die  Verordnung  vom  8.  Juli  wurde  erlassen,  um  das  Gesetz 
vom  80.  Januar  1900  Aber  die  Betriebsunf&lle  zur  praktischen  Aus- 
führung zu  bringen;  08  definiert  die  verschiedenen  Arten  von 
ArbeitsnnfKhigkeit  infolge  von  Betriebsunfällen,  die  absolute  und 
dauernde  und  die  teilweise  und  dauernde  Arbeitsunfähigkeit. 
Jahrbuch  der  Inteinat.  Vereinlgxmg.  S.  B<L  173 
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Auf  Grund  der  Verordnung:  vom  23.  April  wurde  im  Ministe- 
rinnt  des  Innern  das  Institut  fiir  so^^iale  Reformen  begründet. 
Dasselbe  wurde  mit  der  Aufgabe  betraut,  die  Arbeitageeeta^ebnng 
Im  weiteBten  Sinne  vormbereiten,  durch  Organisimng  der  erforder- 
lichen Überwachung  und  Statistik  für  ihre  Ansführung  Sorge  su 
tragen  und  die  eosiale  wie  die  regierungsseitige  Tätigkeit  im  Interesse 
der  Verbesserung  der  Lebenshaltung  der  arheitenden  Klassen  zu 
fordern.  Das  Institut  setzt  sich  susammen:  1*  aus  einer  beratenden 
Körperschaft,  bestehend  aus  30  Mitgliedern,  von  denen  18  von  der 
Kef^ernng  ernannt  und  12  teils  durch  die  Arbeitgeber,  teils  durch 
die  ArbeitiH  limer  gewählt  sind:  2.  aus  dem  mit  den  verschiedenen 
dienstlichen  Ant'üalM  n  betrautfii  technischen  l'ersonale.  Die  Königl. 
^'t'rordmiiiir  vom  l'».  Au^rnst  it'trl'^nientiprte  diese  dienstlichen  Auf- 
gaboii  und  die  Art  und  Weise  des  Funkriiiiiit'it'iis  d•'^  Instituts;  sie 
sehnt  zu  diesem  Zweck  drei  Sektinnen,  eine  für  (iesetzgebung  und 
bibliographische  Information,  eine  zweite  für  Überwachung  und  eine 
dritte  für  Statistik. 

Veröffentlicht  wurden  verschiedene  Gesetze,  die  miUtftriaohe 
Gegenstände  betreffen,  nSmlich:  das  Gesetz  vom  29.  Dezember,  betr. 
Bestätigung  der  Entschädigung,  welche  durch  KOnigl.  Verordnung 
vom  4.  August  1895  den  Familien  der  im  Jahre  1891  zu  den  Fahnen 
bemfiBnen  und  während  des  aktiven  Dienstes  verstorbenen  Beeervisten 
gewährt  wurde;  das  Gesetz  vom  30.  Dezember,  betr.  gewisse  Be- 
förderungen in  der  Marine. 

Auf  die  Staatsflnanzen  beziehen  sich  das  Gesetz  vom  28.  De- 
zember, betr.  die  Austraben  und  Einnahmen  der  j-paniscUeü  Be- 
sitzungen in  Westafrika  für  1904;  das  Gesetz  vom  29.  Dezember, 
betr.  das  Staatsbudjret  für  r.»(»4,  und  ein  zweites  Gesetz  vom  gleichen 
Datum,  betr.  Aufnahme  einer  Anleihe  für  die  Stadt  Madrid. 

Eine  Anzahl  von  Staatsvertrh'gen  ^ind  190«i  publiziert  worden. 
Nachstehend  eine  kurze  Aufzählung^  derselben: 

Schiedsgerichtsvertrag  zwischen  Spanien  und  der  Bepublik 
Columbia,  ratiftziert  am  24.  Januar,  und  zwischen  Spanien  und 
der  Dominikanischen  Bepublik,  ratifiziert  am  28.  Januar. 

Abkommen  vom  14.  Dezember  1900,  modifiziert  durch  Additional- 
akte,  ratiftziert  am  22.  Januar  1903.  Internationales  Übereinkommen 
vom  20.  März  1883  und  Zusatz  vom  14.  April  1891,  betr.  das  inter* 
nationale  Register  der  Fabrik-  und  Handelsmarken. 
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Freundschafts-  und  Handelsvertrag  zwischen  Spanien  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  greBolilossen  in  Madrid  am  'i.  Jnli 
1902,  ratifiziert  am  14.  April  1903:  zählt  31  Artikel  und  stipuliert 
^völlig:e  und  vullstündige  f^e^enseiti^e  Handels-  und  ^chitt'ahrtsfreihrit 
zwischen  den  Untertanen  und  Bürgern  der  Hohen  vertragschlies.senden 
Parteien^,  regelt  die  Erbfolge  in  Immobilien,  die  Ableistung  des 
Militärdienstes  für  die  BQi^r  des  einen  Landes,  die  in  dem  andern 
wohnen  osv. 

ZollVertrag  vom  13.  Juni  zwischen  Frankreich  nnd  Spanien. 

WeltpoBtvertrag^  vom  15.  Juni,  abgescbloSBen  in  Washington. 

Abkommen  zwisclien  Spanien  nnd  andern  Ländern,  betr.  Aus- 
%vecliselung  von  Karten  und  Kastchen  mit  Wertdeklaration,  abge* 
schlössen  in  Washington  am  15.  Juni  1807. 

Abkommen,  ratifiziert  am  12.  September,  betr.  das  literarische, 
wissenschaftliche  nnd  klinstierische  Eigentum,  zwischen  Spanien  nnd 
den  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko.  Dasselbe  bestimmt  n.  a.:  dass 
„die  Antoren,  Übersetzer  nnd  Verleger  von  literarisdien,  wissen* 
scbaftlichen  nnd  kfinstlerisehen  Werken  von  jeder  der  beiden  Nationen 
in  der  anderen  dieselben  Rechte  nnd  Garantien  geniessen  sollen, 
welche  die  respektlven  Gesetze  den  Inlftndem  eingeräumt  haben 
nnd  in  Zukunft  auch  einräumen  werden.'* 

1904. 

Wfihrend  des  Jahres  1904  wurden  in  Spanien  folgende  Ge- 
setze publiziert: 

Auf  ziTilreehtlichem  Gebiet  das  Gesetz  vom  21.  Juli,  das 
die  Art.  688  nnd  732  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  dahin  reformiert, 
dass  es  das  holographische  Testament  f&r  gültig  erklärt,  ohne  dass 
es  wie  bisher  erforderlich  ist,  dasselbe  auf  Stempelpapier  auszufertigen. 

Anf  strafrechtlichem  Gebiet  ist  hervorzuheben: 

1.  Das  Gesetz  vom  19.  Juni,  das  die  Regierung  autoribiert,  die 
Bestimmungen  der  Königl.  Verordnunfr  vom  20.  Jnni  IS.'iO, 
betr.  Unterdrück unjj:  der  Kontrebande  und  der  Defraudation, 
abzuändern,  nnd  den  dementsprechend  nenredigierteu  Text 
enthält; 

2.  das  Gesetz  vom  21.  Juli,  das  die  Art.  459  und  466  des  Straf- 
gesetzbuchs, betr.  Erregung  Sffentlichen  Ärgernisses,  Prostitution 
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und  VerfuliiuDg   XuUjähriger   nnd   .Minderijihriger,  abändert. 
Es  umfasst  einige  bisher  nicht  beiroiiiiu'  Fälle,  belegt  die 
Schuldigen  mit  schweren  Strafen,  nimmt  Eltern,  Ehemännern 
und  Vormündern,  die  unziiclitisres  Verhalten  ihrer  Kinder,  Eln  - 
frauen  oder  Mündel  dulden,  ihre  gesetzlichen  Befugnisse  und 
ordnet  den  Dienst  der  Pfleger,  welche  Ii-  (?eri( iitübHhürde  ttlr 
Hinderjährige  in  Gestalt  von  vertraaenswttrdigen  Einzelpersonen 
oder  Personenmebrheiten  ernennen  knnn. 
Auf  TerwaltungsreehÜiehem  Gebiete  aind  zn  nennen:  die 
K<tnigl.  Verordnung  vom  15.  Januar,  betr.  Organisation  der  land- 
wirtschafUicben  Behbrden;  das  Beglement  vom  19.  Jannar,  betr.  Ein- 
fftbmng  und  Betrieb  des  Telephondienstes;  das  Gesetz  vom  28.  Uftrz, 
das  den  Gemeinderat  von  Barcelona  befugt,  zu  Eingemeindungs- 
zwecken Anleihen   aufzunebmen   nnd  Wertpapiere  zu  tmittiereu; 
das  Gesetz  vom  7.  April,  betr.  Ileoriraiiisatinn  des  .Sraatsrats  und 
Übertrjigung    der   striitif^en   Verwaltiingügenchubarkeit   auf  eine 
Kammer  des  Hüchsteii  «itrichtshois  (der  Staatsrat  ist  die  oberste 
beratende  Kürperschatt  tür  die  Regierung:  Titel  I  des  Gesetzes  be- 
handelt die  Organisation  des  Staatsrats,  Titel  II  seine  Befugnisse, 
zusätzliche  Bestimmangen  b<  treffend  die  Spezialkammer  für  Ver- 
waltangsstreitsachen  im  Höchsten  Gerichtshof);  die  Königl.  Verord- 
nung vom  11.  Jnli,  betr.  Organisation  von  Begierung  und  Verwaltung 
für  die  spanischen  Besitzungen  am  Golf  von  Guinea;  das  Gesetz 
vom  19.  Juli^  betr.  Verbot  der  Zirkulation  und  des  Verlaufs  von 
fremden  Lotterielosen;  das  Gesetz  vom  19.  Juli,  betr.  Antritt,  Be- 
förderung und  Verabschiedung  der  Beamten  des  Finanzministeriums} 
die  nicht  zn  den  durch  spezielle  Gesetzesvorschrift  geschaftenen  Ab- 
teilungen j^'^ehören;  das  Gesetz  vom  30.  Juli,  über  die  Sekundür- 
bahnen  (das  Gesetz  bestimmt  ihren  Befriitf,  klasnitiziert  sie,  je  nach- 
dem sie  Staatshulivt  ntidU  irf^nie^sen  oder  nicht,  fixiert  ludite  nnd 
rflicbten    der  Konzession^inllaber  und   autorisiert  eine  technische 
Kommission   zur  Aufstellung   von  Normativbestimmungen   für  die 
Eisenbahnen,  die  Ziii^t:araiitirn  des  Staates  erhalten  sollen);  das 
Gesetz  vom  20.  Juli  über  die  Vizinalwege  (Wege  von  öffentlichem 
Interesse,  die  nicht  in  den  staatlichen  oder  provinziellen  PISnen 
enthalten  sind;  der  Hauptzweck  des  Gesetzes  ist  die  Vervollständi- 
gung des  Systems  der  Kommunikationswege  durch  Herstellung 
solcher  Kommnnalwege.   Es  unterscheidet  dieselben  in  Wege  erster 
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und  zweiter  Ordnnng,  schafit  Spezialgenüssenschaften,  tixiert  die  Er- 
fordernisse filr  den  Bau  solcher  Wege,  bestimmt  die  Rechtsmittel 
usw.);  das  Gesetz  vom  30.  Juli,  betr.  Abiindernnpr  des  Art.  20  des 
Expropriationsgesetses  (bezieht  sich  anf  die  Hintarleerong  der  £zpro- 
prianten,  im  Falle  die  Taxen  nicht  Ubereinetiramen);  das  Reglement 
vom  23.  September  tther  die  zivile  Verantwortlichkeit  der  Öffent- 
lichen Begiernnga-  und  YerwaltnngBbeamten;  die  Eönigl.  Verordnung 
vom  26.  September  über  Ban,  Beparatnr  nnd  Erhaltung  der 
Sehnlhänaer. 

Auf  wirtächaftlicbem  Gebiete  sind  folgende  Gesetze  ver- 
öffentlicht worden:  das  Gesetz  vom  J4.  Februar,  das  die  Regierung 
autorisiert,  die  Revision  der  Transportabgabentarite  zur  Ausfiilirung 
zu  bringen;  das  iieseiz  vom  14.  März,  das  die  Einfuhrzölle  für 
Weizen  und  Mehl  lierabsetzt;  das  Gesetz  vom  14.  Mfir/,  das  ausser- 
ordentliche Kredite  zur  Anschaffung  von  Kriegsmaterial,  Verteidi- 
gnngsmitteln  und  Ansrttstnng  für  submarine  Schntzwerke  bewilligt; 
ein  drittes  Gesetz  vom  14.  M&rz,  das  die  Zölle  für  irische  Fische 
festsetzt,  je  nachdem  sie  in  Schiffen  von  Vertrags-  oder  von  Nieht- 
Vertragsnationen  eingeführt  werden;  ein  weiteres  Gesetz  vom 
14.  März,  betr.  die  EinfnhrzQUe  von  Bosinen;  endlich  noch  ein  Ge- 
setz vom  14.  März,  dnrch  welches  von  EinfhhizOllen  beftreit  wird, 
der  Import  von  Bfichenif  1.  welche  in  der  Sprache  des  Landes,  wo 
sie  herkommen,  geschrieb^  nnd  dort  gedruckt  nnd  verlegt  sind, 
2.  welche  Originalwerke  eines  Angehörigen  jenes  Landes  —  dem 
da.s  literavisclie  Eigentum  an  iiineii  zusteht  —  sind  (.Zollfreiheit  \Yird 
aber  nur  auf  der  Basis  der  Reziprozität  gewährt);  das  Gesetz  vom 
24,  März,  welches  von  Eisenbahnen  herröhrendes.  unbrauchbares 
Eisen-  und  Stahlmaterial  von  der  Zollzahlung  betreit;  das  Gesetz 
vom  5.  April,  betr.  Abänderung  der  Abgaben  auf  Mineneigentnm, 
Traiusporte.  Spielkarten,  Marken  und  Stempel;  das  Gesetz  vom 
19.  Jnni  Uber  die  dreijährige  Befreiung  der  znr  Banrnwollenknltur 
bestimmten  Gmndstttcke  von  der  Gmndstener;  das  Gesetz  vom 
19.  Jnli,  das  die  Begiemng  antorisiert,  Abkommen  mit  den  Eisen- 
bahn- nnd  Strassenbahngesellschaften  über  die  Art  der  Zahlung  der 
Abgaben  anf  die  Passagierbillets  nnd  Transporte  abznschliessen; 
das  Gesetz  vom  80.  Jnli  Aber  die  Zahlung  der  rttekstftndigen  Zinsen 
von  zivilen  nnd  kirchlichen  Korporationen;  das  Gesetz  vom  SO.  Juli 
Aber  die  Abwickelung  der  kolonialen  Sebalden ;  das  Gesetz  vom 
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19.  .Tnli,  das  die  Alkoholabgabe  and  die  Verbraachsstener  auf  Weizen 
nnd  Mehl  reformiert;  das  Gesetz  vom  6.  Dezember,  welches  Feigen, 
Hehl,  Vieh,  Kartoffeln,  Erbsen  und  tfockenes  Gemüse,  Kohlen,  Brenn- 
holz und  Dung  von  der  Transportabgabe  befreit 

IHe  nene  sodale  Gesetzgebung  ist  in  diesem  Jahre  nm  zwei 
wichtige  Gesetze  vermehrt  worden,  deren  Inhalt  knrz  zn  skizzieren 
ist.  Das  erste  ist  das  Gesetz  vom  3.  März  über  die  Sonntagsruhe. 
Ks  verbietet  für  die  Dauer  des  Suuntags  jede  uieclianisclie  Ai  beit  für 
fremde  Hechnung  nnd  jede  auch  für  eigene  Rechnunpr  üftentlieh 
vorgeniiinmene  Arbeit  in  Fabrii<en,  W Cri^stätten.  Magazinen.  Läden, 
festen  und  ambulanten  Verkaufsstellen.  Bergwerken.  Steinbrüchen, 
Häfen,  Transportunternehmungen,  betrieben  öffentlicher  Arbeiten,  bei 
Bauten,  ßaureparataren,  Abbrüchen,  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Betrieben,  Einrichtungen  oder  Diensten,  die  von  Staat,  Provinz  oder 
Gemeinde  abhängen,  und  anderen,  den  anfgezählten  analogen  Be- 
schäftigangen  mit  lediglich  denjenigen  Ausnahmen,  welche  im  Gesetz 
nnd  der  dazu  erlassenen  AiMf&hmngBVerordnong  anfgezfthlt  w^^en. 
Das  Gesetz  nennt  folgende  Ausnahmen  von  dem  generellen  Verbote 
der  Sonntagsarbeit:  1.  die  Arbeiten,  welche  nach  dem  Charakter  der 
Beditifiiisse,  denen  sie  dienen  —  ans  technischen  Gründen  od^  wegen 
schwerer  Schftdignng  des  öffentlichen  Interesses  oder  der  betreffenden 
Industrie  — ,  eine  Unterbrechung  nicht  zulassen;  2.  die  Reparatur- 
und  Reinignngsarbeiten,  die  unbedingt  erforderlich  sind,  damit  nicht 
durch  sie  die  ArhHten  der  Wdclie  in  industriellen  Etablissements 
unterbrochen  werden;  ^i.  Arbeiten,  die  dringlich  sind  wegen  dro  Ii  enden 
Schadens  durch  Naturereignisse  oder  andere  vorübergehende  Um- 
stände, wenn  die  Behörde  zu  ihrer  Vornahme  Erlaubnis  erteilL 
Keine  Ausnahme  soll  gelten  flir  Frauen  und  Personen  unter  18  Jahren. 
Jedem  Arbeiter,  dem  in  Veranlassung  einer  dieser  AusnahmefÜle 
die  nötige  Buhezeit  am  Sonntag  nicht  zuteil  geworden  ist,  mnss  sie 
an  einem  Wochentage  gewfthrt  werden.  Art  5  des  Gesetzes  be- 
stimmt die  Strafen  (Geldstrafen  von  verschiedener  Höhe)  für  die 
Übertretungen  desselhen. 

Das  andere  Gesetz  ist  das  vom  12.  August  Aber  den  Ki nd er- 
sehn tz.  Dasselbe  betrifft  den  Schutz  der  Kinder  unter  10  Jahren 
und  bezweckt  ihr  physisches  und  moralisches  Wohlergehen,  sowie 
die  i'berwachunfr  derjenigen,  welche  entgeltlicher  Säuglingspflege 
übergeben  sind  oder  sich  in  einem  Fiudelhaase,  in  der  Lehre,  in 
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einer  Werkstatt»  einer  KinderbewalinuiBtalt  usw.  befinden,  soweit 
das  Leben  solcher  Kinder  direkt  oder  indirekt  wKbrend  dieser  Periode 
Überwacht  werden  kann.  Die  SehntztSti^keit  wird  ansgeflbt: 
1.  dnreh  eine  OberbehOrde  ftr  den  Eindersohnta,  konstitoiert  im 
Ministerinm  des  Innern,  nnter  dem  Voraits  des  IQnisters,  welche 
sich  hehnfe  besserer  Erledigang  ihrer  Aufgabe  in  Sektionen  teilen 
kann;  2.  dnrch  die  ProvinzialversamiDlnnsren  nnter  Vorsitz  des 
Gouveruears;  3.  diiicU  die  Lokalversaiiiiul.uif^f n  unter  Vorsitz  Jus 
Alkalden.  Diese  Organe  müssen  periodisch  die  Kinder,  welche  der 
entgeltlichen  Säuglingspflege  überantwortet  sind,  überwachen,  die 
Aniineu  inspizieren,  für  Masgnalimen  sorgen,  die  der  üfcsundheit  und 
dem  Fortkommen  derselben  dienlicb  sind,  sie  belohnen,  soweit  dies 
am  Platze  ist,  fttr  die  pünktliche  Beobachtung  sanitärer  Verfügungen 
Soige  tragen  nsw. 

Auf  dem  Gebiete  der  KUitSrgMetvgebiuig  sind  zu  nennen: 
das  Gesetz  vom  18.  Januar  Uber  die  Zuständigkeit  des  Obersten 
Kriegs-  und  Harinerats;  das  Gesetz  vom  5.  Aprü  Uber  die  Ehe  der 
Offiziere  und  der  flinen  Gleichgestellten;  das  Gesetz  vom  17.  Juli, 
das  den  Kriegsminlster  autorisiert,  organische  Änderungen  in  den 
Dienstzweigen  seines  Ressorts  einzoffiliren  und  die  Schaffung  eines 
Grossen  Generalstabs,  die  Reorganisation  der  Armeekorps  usw. 
anordnet. 

Anch  in  diesem  Jahre  sind  v  crscliiedene  StaatSVerträge  und 
internationale  1  bereinkonimen  vrnitfentlicht  worden.  Vor  allem 
wurde  durch  Künigl.  Verordnung  vom  14.  Januar  das  Reglement 
für  den  internationalen  Telegraphendienst  d.  d.  London,  9.  Juni 
1903,  und  die  ihm  beigefügten  Tarife  in  Kraft  gesetzt.  Weiter  ist 
zu  erwShnen  das  Gesetz  vom  16.  Februar,  das  die  Regierung  an- 
torisiert»  das  Zusatzabkommen  vom  25.  August  1903  zum  Handels- 
vertrage  zwischen  Spanien  und  Norwegen  vom  27.  Juni  1892  zu 
ratifizieren;  der  Schiedsgerichtsvertrag  zwischen  Spanien  und  Gross* 
britannien,  ratifiziert  am  16.  Harz;  der  Schiedsgerichtsvertrag 
zwischen  Spanien  und  Frankreich  vom  20.  April;  das  Abkommen 
zwischen  Spanien  und  Columbia  Über  die  gegenseitige  Anerkennung 
der  Gültigkeit  von  akademischen  Titeln  nnd  der  Erteilung  von 
akademischen  Graden,  ratifiziert  am  5.  Au^aist;  ein  analoges  Ab- 
kommen mit  Guatemala,  ratiliziert  am  8.  September;  der  S<  liinds- 
gerichtsvertrag  zwischen  Spanien  und  der  Republik  Boll  via,  ratih- 
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ziert  am  1.  Oktober}  der  Handels-  und  Schiffifthrtsrerting  zwischen 
Spanien  and  Griechenland  vom  14.  November;  das  Abkommen  zwischen 
Spanien  nnd  den  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko  über  die  An* 
erkenonng  und  Gültigkeit  von  akademisdien  Titeln,  ratiflslert  au 

23.  Dezember. 

1905. 

Die  Arbeit  der  g^eseUgebenden  Gewalt  in  Spanien  ist  im 
Jahre  1905  nicht  frachtbar  gewesen.  Fast  während  des  ganzen 
Jahres  waren  die  Cortes  geschlossen,  einmal  anf  Gmnd  zweier  ansser- 
parlamentariscber  Krisen,  sodann  infolge  einer  dritten  Krisis,  die 
zn  einem  Politikwechsel  Ahrte:  die  liberale  Partei  kam  znr  Macht, 
das  konservative  Parlament  wurde  aufgelöst,  nnd  nach  Vornahme 
der  Neuwahlen  konstttnierte  sich  ein  penes  Parlament  mit  liberaler 
Majorität  Die  nenen  Cortes  traten  im  Oktober  zusammen,  konnten 
aber  keine  eigentlich  legislativen  Aufjsraben  zustande  bringen,  sondern 
verwaiidtfii  den  prrösseren  Teil  der  Zeit  zu  ihrer  Konstitiuerunir. 
zur  Diskussion  nnd  Beschlnssfussuiig  Uber  Antrüge  von  Deputierten 
und  Senatoren  usw.  und  den  Rest  bis  zum  1.  Januar  1906  zur 
Durchberatung  und  iiewillig^mer  des  Staatshaushaltsgesetzes,  das  nach 
der  Verfassung  vor  Beginn  des  neueu  Jahres  publiziert  werden  mnss. 

Das  will  nicht  sagen,  dass  die  nenen  Cortes  gar  keine  geeetz- 
geberische  Arbeit  verrichtet  hätten;  aber  dieselbe  wird  fast  voll- 
ständig erst  in  der  Übersicht  für  1906  in  die  Erscheinung  treten, 
weil  die  wichtigsten  der  bewilligten  Gesetze,  z.  B.  eines  über  die 

landwirt«chaftlichen  Syndikate  und  eines  über  die  öflfentlichen  Getreide- 
deputs,  noch  nicht  Kur  l'ublikation  gelangt  sind. 

Aus  diesen  Gründen  enthält  der  Bericht  über  die  Gesetzgebtung 
von  1905,  wie  aus  dem  Folgenden  zu  ersehen  ist,  fast  uusschliesslicb 
gesetzliche  Dispositionen,  die  von  der  verwaltenden  Eizekutivgewalt 
erlassen  sind. 

Auf  dem  Gebiet  des  Sifentttetaen  Rechts  ist  das  Gesetz  vom 

29.  November  zu  nennen,  das  die  konstitutionellen  Garantien,  die  iu 
An.  4,  T).  G  und  9  und  in  dm  Ab.silzen  1.  '2  und  ^  des  Art.  13  der  Ver- 
fassung enthalten  sind,  für  Stadt  und  Provinz  llMicelona  suspendiereu. 
Diese  SufipeuHinn  ist  als  auss»M'ordentiiclie  K'et^iernngsmassieael 
wegen  der  e,\/..  ptioneHen  I  instiinde.  die  j»  ne  l.»andesteile  durchmachen, 
vurgenüiuuien  worden  and  hat  nur  vorübergebenden  Charakter. 
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Auf  dem  Gebiet  des  T«nraltiiiigmditB  si&d  besonders 
folgende  Verfttgongen  sa  nennen: 

Die  KSnigl.  Verordnung  vom  9.  Jannar,  welche  die  Oefftng- 
nisse  des  Königreichs  in  drei  Kategorien  einteilt; 

(las  Ees^leiiient  vom  I  i.  Februar,  das  die  Körperschaft  der 
titulierten  Apotlieker  organisiert: 

die  Künigl.  \'erordiHuig  vom  28.  März  über  die  Verstadtlichaug 
der  tirotbereitung  in  Madrid; 

die  Küni^l.  Verordnung  vom  18.  Jnni,  welche  das  General- 
reglement für  die  Bergrwerksverwaltang  enthält. 

Weiter  ist  su  erwähnen  das  Gesetz  vom  7.  Jnli,  welches  die 
Gewährung  von  Hilfsmitteln  fAr  die  Benntznng  der  Sffentliehen  Ge- 
wässer fBr  die  Berieselung  anordnet  nnd  deren  Inhalt  nnd  VoranS' 
setanngen  bestimmt  Der  Grandgedanke  des  Gesetzes  ist,  dass  der 
Staat  die  Verwendung  der  öffentlichen  Gewässer  zur  Berieselung 
von  Grundstücken  gestatten  kann,  vorausgesetzt,  dass  der  Verbrauch 
nicht  200  1  "Wassel-  pro  Sekunde  Ubersteigt. 

Auf  wirtschaftlichem  Gebiet  "ist  hinznweisen  auf  die  Königl. 
Verordnung  vom  25.  Januar,  betr.  Lnitikation  der  bestehenden  Ge- 
setzgebung aber  provinzielle  und  städtische  Abrechnungen,  und  das 
Kdni^L  Dekret  vom  14.  Desember,  welches  eine  ausserparlamen- 
tarisehe  Kommission  zum  Studium  der  Umgestaltung  der  gegen- 
wärtigen Konsnmabgabe  einsetzt:  die  letztere  Verfttgong  verdankt 
ihren  Erlass  dem  Drucke  wiederholten  und  allgemeinen  Verlangens 
der  öffentlichen  tf einnng  auf  Abschaifiing  dieser  Steuer,  die  man  für 
kostspielig,  lästig,  unmoralisch  und  von  verderblichem  Einfluss  auf 
den  Preis  der  notwendigen  Lebensmittel  erachtet. 

Was  das  Gebiet  der  soziAlen  fieformeu  anlangt,  so  ist  am 
19.  April  ein  neues  Ausführungsreglement  zu  dem  Gesetz  ttber  die 
Sonntagsruhe  vom  3.  März  1904  herausgekommen. 

Für  die  Tenraltiuig  der  spanlscheii  BeBltzimgen  sind  er- 
lassen worden,  die  KOnigl.  Verordnung  vom  16.  Januar  fiber  Eigen- 
tnmserwerb  und  Hypothekenwesen  in  den  spanischen  Gebieten  am 

Golf  von  Guinea:  das  Könifrl.  Dekret  vom  9.  MJirz,  betr.  Eröffnung 
einer  Konkurrenz  für  die  Konzessiuu  zur  Ausnutzung  und  Koloni- 
sation der  l^(biet<?  zwischen  den  Flüssen  (Jampo  und  3Inni:  ein 
zweites  Königl.  Dekret  vom  gleichen  Datum,  betr.  Erweiterung  der 
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Befugnisse  der  beratenden  Vereammlnng  für  die  spanischen  Be- 
sitzungen in  Westafrika,  zum  Zwecke  der  Information  über  die 
Vonchlftge  zur  AmniitEaiig  nnd  Verwaltaog  dieser  BeütziuigeiL 

Zu  gedenken  ist  seblieBslich  Terschiedener  KosyentioBea  «nd 
Yertrige  inlenifttloiialai  Chsrakten.  Hierhier  irehCren: 

Die  Konvention  iibtr  das  literarifche.  wisspnschaltliche  und 
künstlerische  Eipfenlnm  zwipchPTi  Spauien  und  der  Republik  Ecuador 
vom  30.  Juni  1900,  ratitiziert  am  15.  November  1904  und  publiziert 
am  27.  Januar  1905.  Ihr  Grundprinzip  besteht  in  der  gegenseitigen 
Gewähmng  der  Vorteile  dieser  Konvention  und  aller  pr^^enwärtigen 
und  znkflnftigen  Gesetze,  welche  einen  Schutz  fUr  Werke  der  Lite> 
ratnr,  Wiflsenschaft  oder  Eonst  schaffen; 

das  internationale  Keglement  znr  Unterdrückung  des  Mftdchen- 

liaiidels,  d.  d.  Paiis,  18.  Mai  1904,  publiziert  am  3.  März  1905: 

der  Schiedsgerichtsvertrag  zwischen  Spanien  und  Schweden 
und  Norwegen  vom  23.  Jannar  1905,  ratiliziert  am  20.  Ji&rz; 

die  Konvention,  betr. -gegenseitige  Anerkennung  der  Gültigkeit 
akademisclier  Titel  ond  der  Erteilung  akademischer  Grade  zwischen 
Spanien  nnd  der  Republik  San  Salvador,  ratifiziert  am  22.  April 

das  Abkommen  zur  Regelung  der  Vormundschaft  über  Miiuler- 
jähriß-e  zwischf  n  dem  Deutschen  Keich,  Österreich-Ungarn,  Belgien, 
^>p;initMi,  Franki  t  ich,  Italien.  Luxemburg,  den  Niedei  landen,  Portugal, 
HinnäiiU-n,  Schweden  und  der  Schweiz,  ratiliziert  am  30.  Juni  1904, 
publiziert  am  1.  Mai  1905; 

der  Ansliefernngsvertrag  zwischen  Spanien  und  Belgien,  publi- 
ziert am  19.  Dezember. 

Dazu  kommen  folgende  Verfügungen  wirtschaftlichen 
Ciiai  akiers,  welche  auf  internationale  Verhfiltnisse  Bezug  haben: 

das  Künigl.  Dekret  vom  ir>.  August,  welches  die  Nationen 
angibt,  deren  Produkte  auf  Grund  dei  Autorisation  des  Gesetzes 
vom  4.  Juli  den  Vorzugstarif  B  des  Abkommens  mit  der  Schweiz 
bis  zum  1.  März  1906  gemessen; 

das  Kdnigl.  Dekret  vom  30.  August  (zur  Erweiterung  des- 
jenigen vom  15.  August),  das  die  Schweiz  in  den  Krela  derjenigen 
Nationen  einbezieht,  auf  deren  Produkte  die  darin  erwfthnte  Frist- 
gewährnng  Anwendung  Anden  soll; 
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du  KOiiigL  Dekret  vom  6.  November,  das  den  Präsidenten 
des  IGnisterkomiteB  erm&clitigt,  mit  dem  Vertreter  Italiens  ein  nenes 
provisorisches  Handelsabkommen  ra  treffen. 

Znletzt  ist  zn  erwUmen,  das  Künlgl.  Dekret  vom  6.  November, 

durch  welches  Norwegen  als  suveräner  Staat  anerkannt  wird. 

b)  Literatur. 

i9oa. 

Revuen. 

Bevista  general  de  Legislacion  y  Jurisprudencia  (Madrid). 
Revista  de  los  Tribnnales  y  Legislacidn  universal  (Madrid). 
Bevista  international  de  ciencias  sociales  (Madrid). 
I>iociottario  de  Administradön,  Jahrg.  1908.  Herausgegeben 
von  MinTiHis  Alcubilla. 

Revista  juridica  de  Cataluna  (Barcelona). 

Beeht  im  allgemeinen. 
Göns  HiBRiBO,  T.|  Wdrterbach  and  Führer  dnrch  die 
spanische  Gesetzgebung,  enthaltend  die  im  19.  Jahrhnndert  publi- 
zierten gesetzlichen  Vorschriften.    11.  Band.   Madrid  1903. 

Bechtsphilosophie. 
PovsDA,  A.  M.,  Das  Recht  im  Leben.   1  Bd.  Madrid  190S. 

Rechtsgeschichte. 
VerOffentliehnngen  der  Akademie  der  Geschichte. 
Die  Cortes  der  ehemaligen  Ednigreiche  Arragonien  und  Valencia 
und  des  Fttrstentoras  Katalonien.  7.  Band.  Madrid  1908.  —  Die 
Gortes  der  ehemaligen  Königreiche  Leon  nnd  Kastilien.  5.  Band. 
Madrid  1908. 

Aliämika,  Gescliichte  des  spanischen  Rechts.  Einleitende 
Fragen.    1  Band.    Madrid  1903. 

Aktenstilcke  der  Cortes  von  Kastilien,  veröffentlicht 
anf  Besehlnss  der  Depntiertenversammlnng.   28.  Band.  1908. 

HiHOJOBA,  Stadien  über  die  Geschichte  des  spanischen  Bechts. 
1  Band.   Madrid  1903. 

Lkzom,  Das  (Tewoliuhtiitärecht  von  Galicien.  1  Bd.  Madrid  1V^03. 


Digrtized  by  Google 


2744 


Literatur. 


BOmischeB  Eecht 
PiflTOE  T  Altiba^  Handbuch  des  rOmiachen  Rechts,  nach  der 
Ordnung  der  Institjitionen  von  Jnstinian.    3.  Anfl.  —  2  BSnde. 
Madrid  1903. 

Recht  der  Frau. 
Diez  Ehsiqukz,  Das  positive  Recht  der  Fran  (unverheirateten, 

verheirateten  Frau,  Witwe,  Nonne)  nach  dem  Zivil-,  Straf-  und 

Handelsgesetzbuch,  I'rozessgesetzen  und  Verwalluiigsrechl.  1  Band. 
Madrid  1903. 

bürgerliches  Kecht. 

Anoulo  Laöunas,  l'rivatrecht  von  Vizcaj'a.  1  lid.  Madrid  lv«03. 

Cc<i<NA8,  A.,  Die  Revision  des  spanischen  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs.  4.f  5.  und  6.  Band.  Madrid. 

Gaumdo  t  m  VxB4  t  Esgozuba,  Kommentar  zor  Hjrpotheken- 
gesetzgebung.  4.  Aufl.  —  2  Bände.  Madrid  1903. 

Gbky,  f.,  Aaslegungsmethode  des  Privatareehts.  Überseteang 
aas  dem  Französischen.  1  Band.  Madrid  1903. 

Mazza,  J.,  Unerlaubte  Bedingungen  in  Testamenten.  Über- 
setzung ans  (lern  Italienischen  von  Tiküla.    Madrid  1903. 

M  OM  A  N  T  T  Garcia  Lastra,  Die  Testamentseröftnuug  vor  dem 
Notar.    1  liand,    Madrid  1903. 

Odkiozola  y  Grimaud,  Erster  Anhang  zniii  Wörterbuch  des 
spanischen  Hypothekenrechts.    1  Heft.    Madrid  1903. 

PoRCRL  T  SoLKBy  Studicn  über  die  väterliche  Gewalt.  1  Band. 
Madnd  1903. 

Staatsrech  t. 

Alvarez  RouaioüEZ,  F^  Der  Staat  und  die  Kirche.  1  Heft 
Madrid  1903. 

Absogo  Aldama,  Das  konstitutionelle  System  ist  den  verschie- 
denen Regierungsformen.  2.  Aufl.   1  Band.  Madrid  1903. 

Can ALBJAS,  J.,  Yereinsrecht   1  Heft  Madrid  1908. 

Costa,  J.,  Oligarchie  und  Partikularismus  als  aktuelle  Be- 
giemngsform  Spaniens.   1  Band.   Madrid  1902. 

Manzavbqits  t  Moktks,  Verfhssnng  und  Ausnahmezustände. 
.Suspension  der  konstitutionellen  Garantien.  Kriegszustand.  1  Band. 
Madrid  1903. 

Riva  y  (Quinta.  M.  ok  la,  Die  spauische  Politik  und  das 
gegenwärtige  Kabinet.    1  Band.    Madrid  1903. 
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ICabtu  t  Oüix,  Das  Petltioiureeht  1  Band.  Madrid  1908. 
RoTO  T  ViLLAHOTA,  Ä.,  WiiBenBeliaft  der  Politik.   1  Band. 

Barcelona  1903. 

Verwaltnn^srecht 
Abblla,  Uandbacli  der   Bergwerksgesetzgebnng.     1  Band. 
Madrid  1903. 

Oyublos,  Berg^geeetzbach.  äammhin^  der  geltenden  Bestim» 
mnngen  Über  Bergwerksweaen.   1  Band.  Madrid  1903. 

Derselbe,  Gesetsgebnng  über  Medizin'  nnd  Apotkekenwesen. 
1  Band.  Madrid  1903. 

Pkrkuu,  L.,  Jagdgesetzgebnng.  Mit  Anmerkangen  versehen. 
1  Band.   Madrid  1903. 

Militärgesetzgebong. 
RoDBiGuu  JiMiNBZ,  E.,  WCrterbiicli  der  MiliUlrgesetzgebnng 
und  Batgeber  anf  dem  Gebiete  des  Militftrverwaltungsrechts.  1.  Band. 
Madrid  1903. 

Internationales  Becht. 

FinüK,  luLenuiiionales  Privatrecht,  Übersetzung  aus  dem 
Italienischen.    5.  Band.    2.  Aufl.    Madrid  1903. 

CoNDE  Y  LuQUs,  B.,  Programm  für  einen  Kursus  des  inter- 
nationalen OffeutUcben  Rechts.   1  Heft   Madrid  1903. 

OuvABT,  M.  DB,  Handbnch  des  internationalen  Öffentlichen 
Rechts.   2.  nnd  3.  Band.   Madrid  1903. 

Strafrecht.  Kriminalwissenschaft. 

FsBi,  Degeneration  nnd  Kriminalit&t  Übersetzung  ans  dem 
Fhuusasiachen.   1  Band.  Madrid  1903. 

SiLTBLA,  L.,  Das  Strafrecht,  dargestellt  in  seinen  Prinzipien 
nnd  nach  der  gegenwftrtigen  Gesetzgebung.  2.  Aufl.  2  Bände. 
Madrid  1903. 

Prozessrecht. 

DoYAL  T  RoDRiouEz,  Pas  Schwurgcricht  als  popnlftre  Ein- 
richtung und  die  notwendij^cu  iiefoniieii  daa  Strafprozesses.  1  Band. 
Madrid  1903. 

Gonzalez,  A.,  Die  Materie  dt  r  VerwaltungsstreiLsachen.  Kom- 
mentar zur  gegenwärtigen  Gesetzgebung.  Jurisprudenz.  2.  Aufl. 
1  Band.   Madrid  1903. 
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Litantur. 


Ruci,  Dia  Lehre  von  den  Beweieen.  ÜbenetBoog  ans  dem 
Italienischen,  vennehrt  durch  Anmerkungen  und  NachtTige  von 
BvTtLA  und  Pobada.   2.  Anfl.  2  B&ade.  Madrid  1903. 

Finanzwesen. 

Deloado  t  Habtin,  E.,  Finanaielle  Probleme.  1  Band« 
Madrid  1903. 

Soziale  Gesetzgebnng. 
GoHSALBS  RsBOiXABy  Das  GesetK  flher  die  fietriebeanAlle. 
1  Band.   Salamanea  1903. 

Eine  intereBsante  kritische  Studie  über  das  spanische  Gesetz 
vum  30.  Januar  1000  und  sein  Aiistuhiungsre^laiiv,  zii£rleich  eine 
Studie    vergleichender    Gesetzgebung.     Mit   einem  Vorwort  vou 

A.  BUYLLA. 

ToT  o^iA,  Dr.,  Der  Kindei-scliutz  in  Spanien.  Gesetze  nnd  Vor- 
schlüge.  1  Band.   Madrid.  1900. 

Sozialismus  und  soziale  Reform. 

P.  Garcia  Alvabkz,  J,,  Soziale  Reform  oder  Vereiuigojug  der 
arbeitenden  Klassen.    1  Heft.    Madrid  1903. 

Janst,  P.,  Ursprung  des  Sozialismus  unserer  Zeit  Über- 
setzung aus  dem  FranzSsischen  von  A.  Gonzalez.  1  Band. 
Madrid  1903. 

PosADA,  Sozialisraus  und  soziale  Beforro.  1  Band.  Madrid  1903. 

ÜEBANO,  R.,  Geschichte  des  Sozialismus.  Die  alte  Partei.  Der 
Eroberungszug  der  Utopie.    1  Band,    ilaarid  1903. 

Volkswirtschaft 
Mabtinbz  Nacabik,  R.,  Das  unproduktive,  unbewegliche  Eigen- 
tum.   1  Band.    Madrid  1903. 

MoRENö  ViLLENA,  Handbuch  der  politischen  Ökonomie  oder 
Philosophie  der  Arbeit    1  Band  —  7.  Aufl.    Madrid  1903. 

Soziale  Frage.  Arbeiterfrage. 

BiK?rA  Y  PüEYo,  J.  F.,  Die  soziale  Frage,  Ihre  Bessenui:? 
und  ihre  iNatur,  die  hauptsächlichoteu  Einrichtungen  in  denen  das 
Übel  zutajre  tritt.    1  Heft.    Madrid  l<mM. 

Blylla,  Pof<Ai)A  und  Mokotk,  Das  Institut  der  Arbeit.  Daten 
für  die  Geschichte  der  sozialen  Reform  in  Spanien,  mit  einer  £in- 
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teitniig  von  Cakalwab  und  einer  Denksehrift  fiber  die  ArbeltBinetUnte 
im  Aneland  von  JrsAS  Ü9a  t  Sabthov.   1  Band.  Madrid  190S. 

Camorines,  M.  DK,  Etwas  über  die  Arbeiterfrage.  Verschiedene 
Meinungen,  nebst  einem  Vorwort  von  Azcakotj-;.  1  Band.  Madrid  1903. 

Rf.nault,  Die  Streiks,  Hin  iiescliichte  nnd  die  vollständige 
augenblickliche  Gesetzgebung  iu  Europa  und  Amerika.  Übersetzung 
ans  dem  Französischen  von  R.  Urbano.    1  Band.   Madrid  1903. 

Sixmeo  T  GiDinr,  Das  Arbeiterproblem.  Vier  bittere  Wahr- 
heiten ttber  den  traarigen  Znstand  der  Erziehung  des  Ünterrichts- 
wesens  nnd  der  Knltnr  des  spanischen  Volices.  1  Band.  Qyiedo  1908. 

Zancada,  P.,  Der  Arbeiter  in  Spanien.  Bemerkungen  snr 
politischen  nnd  sozialen  Geschichte  mit  Vorwort  von  Cakalbjas. 
1  Band.  Baroelona  1903. 

Agrarwesen. 

EspufosA,  S.,  Die  agrarische  Frage.   1  Band.  Madrid  1903. 
GiiCBNO  HiCHATiTAy  0.,  Die  Agrarpolitik  nnd  die  Gemein- 
sctiafben  der  Landwirte.   1  Band.  Gastelion  1903. 

BiCALDOHx,  P.,  Die  Landwirte.  Der  Ackerbau  nnd  die  soziale 

Frage.    1  Band.    Sevilla  1903. 

Soziologie. 

DoBADO  MONTiBOy  P.,  Der  soziale  Wert  von  Gesetz  nnd  Obrig- 
keit. 1  Band.  Barcelona  1908.  —  Wichtige  Stndie  über  die  sozi- 
alen Gnmdlagen  von  Gesetz  und  Eegierung. 

1904. 

Revuen  und  Jahrbücher. 
Ausser  den  für  1903  angegebenen  sind  erschienen: 
RoMSBo  GiKOM,  V.,  und  Qabcia  MoBuro,  Annnario  de  liegis- 
lacinön  Universal;  Anhang  XIV. 

Gescliirli  te. 

MiKAT  Y  Gans,  Die  Orientpolitik  Alfons  V.  von  Aragonlen. 
1  Band.  Barcelona  1904. 

Biirgerlii-h»'s  Recht. 
Alev,  M.,  Der  Cödigu  civil  mit  den  Reformen  des  Gesetzes 
vom  21.  JaU  1904.   1  Band.   Madrid  1904. 
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CHATBLAnr,  E.,  Der  ArbeitsvwtraS'  Übemtsnng  aus  dem 
FransSsiBchen  mit  Vorwort  von  Posada.  1  Baad.  Uadrid  1904.  — 
Eine  liocilintereesaiite  Monographie  über  das  Wesen  des  ArbettB- 

vertrages  vom  Standpunkt  des  positiven  französischen  Rechts, 

Minana  y  Villaoeäza,   (  her  die.  KintPilnnp:  der  Servituten  in 

Heal-  und  Pers(ina;l8ervituten.    1  Band.    Maihul  i\H)i. 

"Ricci,  Puhlikation,  Auslegung  und  Anwendung-  der  Gesetze. 

1  Band.     Madrid  rbersetzunj::   ans   dem    Italienischen.  — 

Bildet  einen  Teil  des  Handbachs  des  bürgerlichen  Eechts  von  dem« 

selben  Verfasser. 

ScAiYOLA,  Der  Oödigo  civil,  kommentiert  und  in  vergleichender 

Darstellang.  20.  Band. 

Staatsrecht. 

Oloriz,  Die  spanische  Verfassung,  ver^-lirhen  mit  den  Ver- 
fasbuii^en  Englands,  der  Vereinigt^jn  Staaten.  Frankreichs  und 
Deutschlands.    2.  Aufl.  —  1  Band.    Valen<  ia  1^04. 

MoaoTE,  L.,  Der  j:'ul8schlag  Spaniens.  1  Band.  Madrid  1904. 
—  Von  grösstem  Interesse  für  den,  der  die  politischen  Tendenzen 
im  heatigen  Spanien  kennen  lernen  will. 

Rin2  Fbddchy,  Begriffe  des  öffentlichen  Rechts.  1  Band. 
Madrid  1904. 

SiLVBLA,  fiseays,  betreffend  Politik  nnd  Verwaltung. 
1  Band.  Madrid  1904. 

Spbncbr,  H.)  Das  Individanm  gegen  den  Staat  Übersetanng^ 
ans  dem  Englischen  von  Pikillb.   1  Band.  Valencia  1904. 

Wilson,  W.,  Der  Staat.  Elemente  der  historischen  nnd 
praktischen  Politik,  mit  einer  Einleitung  von  Oskab  Brownino. 
Überset/ung^  aus  dfem  Englischen,  mit  einer  einleitenden  Studie  über 
die  aktuellen  Probleme  vom  Staat  von  I^uhaoa.  2  Bände.  Madrid  1^04. 

Verwaltnngsrecht. 

Arobmte  t  RfiTOKTiLLO,  Schttlgesetzgebnug.  1  Band.  Ma- 
drid 1904. 

Gahcon  y  Marin,  J.,  Munizipalisierung  üffentlicher  Dienstzweige. 
1  Band.    Madrid  1904. 

LoN  T  Am:ai:ii»\,  J.,  Lokale  Verwaltung.  1.  Band.  Madrid 
1904  —  Wichtige,  geordnete  Rekapitulation  der  positiven  Gesetz- 
gebung. 
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Hhabtim  GuiXf  Die  Oidnnng  der  Werkstätten.  1  Band. 
Medrid  1904. 

MoRALKH  DiAz,  Die  neueste  Gebetzgebung  über  industrielles 
Kigentnm.    1  Band.    Madrid  1904. 

ViiiCEKTi,  J.,  Das  zakUnftige  Haiiizipalgesetz.  1  Heft.  Ma- 
drid 1904. 

Kanonisclies  Recht. 
Gonzalez,  D.,  Tnstitntionen  des  allgemeinen  und  ]>artikalären 
kanoniscben  Beclits  SpauieiiB.   1.  Band.   Vall&dolid  1904. 

St  rafrecht.    Ki ;  uiiualwissenschaft. 

Aldkuek,  Das  Tierreich  im  .Strafrecht.    1  Band.    Madrid  1904. 

Capalzo.  f.,  Wrnterbncli  der  Straf-,  Prozess-  und  Gefangnis- 
geßetzgebung.    2.  Band.    Madrid  1904. 

NicEl-oBo,  A.,  Führer  fftr  Stadium  und  Lehren  der  Kriminal' 
wisflenschaft.  Übersetzung  ans  dem  Italieniaclien  ?on  Bibüaldo  ds 
QUI808.   1  Band.  Madrid  1904. 

Qui2A,  J.  G.,  Begriffe  der  Antiiropologie  und  der  gerichtlichen 
Anthropometrie.  Methoden  der  Identifizierung  nsw.  1  Band.  Ma- 
drid 1904. 

Valdm  t  Lom,  Stial^rechtstheorien.  Erster  Teil.  1  Band. 
Oviedo  1904. 

Prosessrecht. 

AouiLnai,  E.,  Die  Lehre  von  den  Vorfragen  im  Straf^rozess. 
1  Band.  Madrid  1904. 

Caballbbo  Monte.s,  Streitige  Verwaltungssachen.  1  Band. 
Saragossa  1904. 

Lopez  i>£  Hobo,  C,  Die  Funktion  des  Kichters.  1  Band. 
Madrid  1904. 

KiVAs  Y  Marti,  Theorie  und  l'raxis  der  richterlichen  Tätigkeit 
in  Konkars-  and  Bankeruttsachen.   1  Band.  Madrid  1904. 

Internationales  Kccht. 

CoHDE  Y  LüQLK.  R.,  Programm  des  internationalen  Privat- 
rechts.   1  Heft.    Madrid  1904. 

MoNTKBO  Rios,  E.,  Der  Pariser  \  ertrag.   1  Band.   Madrid  1904. 

Olivabt,  M.  dk,  Sammiang  internationaler  Verträge,  Abkommen 

und  Urkunden,  abgeechlo^en  yon  anseren  Regierungen  mit  den 
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Tappii.  —  Regentschaft  von  Marie  Christine.  4.  Band.  (1897—1891»). 

I_.  Ih'tt.    Miulrid  lüu}. 

TuKiikö  ( AMPo.s,  M.,  üruiul/.iifrp  des  int«raationaieu  uöenilichen 
RechU.    2.  Aufl.  —  1  Band.   Madrid  im 

F  i  II  :i  11  z  \v  f  8  e  n.    V  n  1  k  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t. 

CoHiA.  Das  i^aiid  imd  der  Staatshaushalt.    1  Band.   Madrid  ii*04. 

DBi«aAOo  Martin,  Die  Wechselkurse.    1  Band.    Madrid  1904. 

Derselbe,  Organisation  der  Finanzen.  Mit  einem  Anhang  über 
die  Organisation  der  Finanzministerien  in  verachiedeneu  Ländern 
von  Europa  von  E.  Gombz  de  Baqübbo.    1  Band.   Madrid  1904. 

GuiOBLMO,  Das  Problem  der  internationalen  Wechselkurse. 
1  Band.  Madrid  1904. 

GovzALsz  SoLis,  Der  Staatshansbalt.  Befonnvorschliige  Ar 
seine  Aufstelluner.    1  Band.    Madrid  1004. 

Larrahi'kk,  Das  Problem  — -  geprägtes  Uold  und  Mtlnzkrisis  in 
iSpanieu.    I  Band.    Coruna  1904. 

MoLLiNEDo,  Die  Lösung  des  Problems  der  Wechselkurse. 
1  Band.   Madrid  1904. 

Soziale  Frage.  Arbeiterproblem. 

BuBBAU,  Der  Arbeitsvertrag.  Übersetzung  ans  dem  Fran- 
zösischen von  JoBRO.   1  Band.  Madrid  1904. 

EsTAZBN,  P.,  Betriebsunfälle  und  Unfallversicherung.  1  Band. 
Madrid  1904. 

Fbbnabdbz  t  Jimbmbz,  Das  Arbeiterproblem  und  die  Parteien 
in  Spanien.   1  Band.   Granada  1904. 

Kavtsky,  Der  Arbeiterschutz  und  der  Achtstundentag:.  Über- 
setsnng:  ans  dem  Deutschen  von  Valekti.    1.  Band.    Barccknia  1904. 

LoKiA.  Soziale  Probleme.  Übersetzung  aus  dem  It-alienischeu. 
von  Umbkrt.    1  Band.    Barcelona  1904. 

.Malatksta,  Die  Anarciiie.    1  Band.    Madrid  P.HM. 

Mallu^fkr  y  Salvadok.  ,T..  Nationalp  Yolksversicberungskassen. 
Gesetzes  vorsclilag.    1  Band.    Madrid  1904. 

PosfiK  Y  \'iLLFLYA,  Sozialc  Handakteu.  Chronik  der  Arbeit 
1  Band.   Madrid  1904. 

Saluv  y  Solver,  ^'ernttnftige,  positive,  praktische  und  wichtige 
Lösung  der  sog.  sozialen  Frage.   1  Band.   Madrid  1904. 


Digitized  by  Google 


Adolpo  Posada:  Spanien. 


2751 


Trioo,  J.,  IndividnAlischer  SosioliBmus.  1  Band.  Madrid  1904. 

Zakcada,  P.,  Franen-  nnd  Kinderarbeit.  1  Band.  Madrid  1904. 

ZiEGLBB,  Die  soziale  Frage  ist  eine  Moralfrage,  Übersetzung 
ans  dem  Französischen.    1  Band.    Barcelona  1904. 

Landwirtschaft. 

EzA.  V.  DK.  ikiliilfe  ftlr  die  Landwirtschaft.  Ihre  Befreiung 
von  der  llypoihelienbelastuiig.    1  Band.    Madrid  1904. 

FuKNüKs  Camplido,  Das  agrarische  Problem.  1  Band.  Ma- 
drid 1904. 

Kai'thky.  Die  apfrariscbe  Frage.  Übersetzung  ans  demDeatschen. 
1  Band.    Madrid  1904. 

Lleva  X  £bazo,  Latifundien,  Arbeiterltrisis  nnd  soziale  Frage. 
1  Band.  Madrid  1904. 

MonnNBaBO,  Agrarpolitik.   1  Band.  Madrid  1904. 

MoftAGA  Vkrsbi,  J.y  Handbnch  der  Landwirtschaft.  1  Band. 
Barcelona  1904. 

BnDOMBT,  Agrarkredit   1  Band.   Madrid  1904. 

RtvAB  MoniRo,  Landwirtsehaftliche  Kassen.  Der  Agrarkredit. 
Das  agrarische  Problem.    1  Band.    Valencia  1904. 

SAütHEii  l^Asiuii,  Lku  a{;rarische  Problem  im  Süden  vüu 
Spanien.    1  Band.    Madrid  1904. 

Soziologie. 

GiDDiNos.  hidiiktivt'  Snziiil()ü;ie.  Übersetzung  aus  dem  Eng- 
lischen Von  Bakxe3.    1  Band.    Madrid  1904. 

GiNKR,  F.,  Philosophie  und  vSoziologie.   1  Band.  Bai(  el<»nu  li«04, 

Greef,  G.  de,  Soziologische  Gesetze.  Übersetzung  von  Unüsai. 
1  Band.    Barcelona  ISMM. 

Derselbe,  Die  Evolution  der  Lehrsysteme.  Übersetzung  ans 
dem  Französischen.  2  Bände.  Barcelona  1904. 

PosAOA,  Soziologie  der  Gegenwart.   1  Band.  Barcelona  1904. 

1905. 

Periodische  Publikationen. 
Revista  de  Legislaci<3n  y  Jurisprndencia  (Madrid). 
Revista  de  los  Tribunales  ( Madrid). 
Bevista  de  Legisiaciön  universal  (Madrid). 
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Kevista  intcrnacional  de  ciencias  sociales  (Madrid). 
Diccionario    de    Administracion    vou    Makunkz  Alcibilla. 
^Madrid). 

BevistA  Jiiridica  de  Cataluöa  (Barcelona). 

Jnrietisehe  EnziklopSdien. 

ÄloüÄOAS,  Zii^aiiiiiiciistellimg:  der  in  Spanien  geltenden  Gesetze. 
1  Band.   Barcelona  1905. 

RechtBgfeschichte. 

Veröffentlichungen  der  Akademie  der  Geschichte. 
Die  Cortes  der  ehemaligen  Könitiniche  Arragoiiieu  und  Valencia 
und  des  Fürstentums  Katalonien.    8.  Band.    Madrid  l'.Hj;! 

A  kten  si  ii  cke  der  Cortes  von  Kastilien,  venincut licht 
auf  Beschlubs  dfi-  Oeimti»  rtenversammluntr.  25.  Band  (reicbeod  vom 
7.  Januar  1609  bis  25.  Juni  IGIO).    Madrid  1905. 

OARBBaAB  AuTAU,  Die  Kechtsphilosophie  im  Don  Quijote. 
1  Band.  Gerona  1905.  —  Interessante  Monographie  veröffentlicht 
anlfiBslich  der  Jahrhundertfeier  des  Don  Qnijote. 

HiNOJOSA,  Das  Herrenregiment  und  die  Agrarfrage  in  Kata- 
lonien während  des  Hittelalters,  mit  Anmerkungen  und  Urkunden. 
1  Band.  Madrid  1905.  —  Eine  Studie,  die  mit  yorzflglichen  Beweis- 
stücken versehen  ist  and  grossen  historischen  Sinn  zeigt.  Der  Ver- 
fhsser,  der  den  Stoff  in  vollendeter  Weise  beherrscht,  ist  einer  der 
über  das  spanische  Mittelalter  bestlnformiertesten  Historiker. 

Maktinkz  y  Martinkz,  Geschichte  des  Königreichs  Badajoz  unter 
der  muüelmanischen  Herrschaft.    1  Band.    Badajoz  1904/05. 

Bürgerliches  Recht. 

Agviaa),  Vorprojekt  eines  Gesetzes  über  Kegislüi-  und  Hypo- 
thekeiii  <  *  ht  für  unbeweprliches  Eitrentnm.    1  Band.    ^ladrid  1905. 

<'"SiA.  J..  Fidfikoniiiiissr  und  'restament.sv(dlsuerkunfi:pn  nnd 
ihr  \'fili;iltnis  zum  spimischcn  ('/Hiio-(i  civi}.  1  Band.  Madrid  1'.«*;!. 
—  Eine  vorzügliche  M<aui::i  M|>liir  üIm  r  v\u  interessantes  Rechtsinstituu 

DiAZ  Glkiarro  und  .Mautinkz  K'uiz,  TVr  Cödig-o  civil,  inter- 
pretiert darch  den  Höchsten  Gerichtshof.    5.  Band.    Sevilla  1905. 

^iKi^tNA  r  J^Iakaxon,  Die  Zivilgesetze  Spaniens.  Nene  Aus- 
gabe. 1  Band.  Madrid  1905.  —  Sehr  vollständige  und  nfltsliche 
Sammlung  der  spanischen  Zivilgesetzgebnng. 
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MoNTOH  und  Ocaicpo,  Wörtorbadi  des  b1irg«rlicbeii  Rechts 
(Gerichtsgebraiicli,  Kompilationen,  Gewohnheitsreeht).  2.  Band. 
Uadiid  1905. 

Pa206  t  Gabcu,  Handbach  der  Hjpothelcengeeetesebanff. 
1  Band.  Madrid  1905. 

Scabtola,  Der  Cödigo  civil,  kommentiert  und  in  vergleichender 
Darstellung.   22.  Band.  Madrid  1905. 

Handelfirecht 
ExNBB,  Die  vis  mi^or  im  rOmischen  nnd  heutigen  Handelsrecht. 
Ühersetsnng  ans  dem  Dentecben.   1  Band.  Madrid  1905. 

Strafrecht.  KriminalwiBfienschaft 
DoKADO,  P.,  Nene  Pfade  des  Strafirechts.  1  Band.  Barcelona 
1905.  —  In  dieaem  hochinteressanten  Buche  setzt  der  Verfasser, 
von  höchst  eigenartigen  Gesichtspunkten  aus,  seine  Arbeit  der 
Revision  und  Reform  der  fhndamentalen-strafirechtlichen  Begriffe  fort 
Longo,  Die  verbrecherische  Mitwissenschaft  Übersetzung  aus 
dem  Italienischen.   1  Band.   Barcelona  1905. 

^Ianzim,  Strafrechtliche  Paläontologie.  Überseuunj^  aus  dem 
Italienischen.    1  Band.    .Madrid  1905. 

Politik.  Staatsrecht. 

GiBON,  Die  Rechtslage  der  katholischen  Kirche  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  von  Europa  und  Amerika.  1  Band.  Madrid  1905. 

Olobie,  Die  spanische  Verfassung,  verglichen  mit  den  Vcr- 
fassiiiipeii  Englands,  der  Vereinigten  Staaten  und  Frankreichs. 
1  Band.    \  alencia  1905. 

Pella  y  Fmkuas,  Die  Krisis  des  Katalonientums.  1  Band. 
Barcelona  1905. 

Posada,  A.,  Politische  Theorie.    1  Band.    Madrid  1905. 

Verwaltungsrecht 
Pebbz  Dus,  Suspension  von  Gemeindeverwaltungen.   1  Heft 

Madrid  1905. 

Sanchkz  Ocana,  Neue  Berguerksgesetzgebung.  1  Band.  Ma- 
drid 1905. 

Internationales  Recht 

Leon  y  (iiniRRHRz.  l>ip  Berechtigiinjr  dos  Krieg-s  und  de»  be- 
wafi^eten  Friedens  in  unseren  Tagen.    1  Band.    Madrid  1905. 
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1CABTIN8,  Der  Frieden  and  der  Krieg.  Übersetzung:  ins 
SpaniBcbe.   1  Band.   Madrid  1905. 

Boio  T  'ViLLAROTA,  GenraDtes  und  das  Völkerrecht  1  Band. 
Saragossa  1905. 

Prozessrecht. 

Gonzalez  Rkvilla.  Gerechtigkeit  und  Gericht  in  vergleichender 
Gesetzesdarstellang.    1  Band.   Madrid  1905. 

^)ffentlicheB  Finanzwesen. 

Florhz,  A.,  Die  Finanzreform :  ii^iwägungen  und  Materialien. 
1.  Band.    Deutschland.    Madrid  1904. 

Pazo^<  y  Garcia.  Reform  vorschlüge  für  die  Aufstellaug  des 
Staatehaashalts.   1  Band.   Madrid  1905. 

Sahz  EscABSTBUiy  Münze  und  WechelkQTS.  IBand.  Madrid  1905. 

VocKBf  Die  Aindamentalen  Grandlagen  des  Finanzwesens. 
Übersetanng  ins  Spanische.  2  Bände.  Madrid  1905. 

Volkswirtschaft   Soziale  Frage. 
AfAS  DK  RivBBA,  Das  Arbeiterproblem  in  seinen  Beziehungen 
zn  den  niederen  politischen  Systemen.   1  Band.   Madrid  1905. 

Alvarhz  EoDRi^uKz-ViLLAiciL,  Sozialpolitik.  1  Band.  Ma« 
drid  190.5. 

Bkchaux.  Die  national -ukoiiuniischen  S(  liulen  im  20.  Jahr- 
hundert. Die  franzüsisclie  Schule.  1  bersetzung  ins  iSpanische. 
1  Band.    Madrid  190.-,.  • 

BuYALLA.  Der  Arbeiter  und  die  Gesetze.  1  Band.  Madrid  1905. 
—  äehr  voiist&ndige  ZnsammenfassQng  der  modernen  ArbeiterschatZ' 
gesetzgebnng. 

Casalbjas,  Die  soziale  Arbeit.   1  Band.   Madrid  1905. 
CbiafkiiU,  Der  Sozialismus  nnd  der  moderne  Gedanke.  Über- 
setzung ins  Spanische.   2  Bände.   Barcelona  1905. 

GsoBOB,  H.,  Soziale  Probleme.   Übersetzung  ins  Spanische. 

1  Band.   Madrid  1905. 

Derselbe  j  Fortschritt  nnd  Armut.  Übersetzung  ins  Spanische. 

2  Bände.    Valencia  1905. 

GoNZALKZ  Meiktiant.  Der  so/Jalr  Kuuiiiki.    1  Ud.    Sevilla  190.5. 
I.A  liri.EsiA,  Cliarakterzügc  des  Anarclusmus  in  der  Gegenwart. 
1  Band.    Madrid  1905. 
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PoNB  Umbebt,  Die  soziale  Pflicht.    1  Band.    Madrid  1905. 

Bsie,      ÖkoBomiscbe  Fragen.   1  Band.   Madrid  1905. 

BiTAs  Ho&svo,  MUcbwirtBchaftliehe  nnd  Käserei-GenosBen- 
fichaften.  1  Band.  Valencia  1905. 

BoDBNiT,  Agrarkredit   2.  Aafl.  —  1  Band,  liadrid  1905. 

ScExoLLBBy  Sozialpolitik  und  politisciie  Ökonomie.  Übersetzung 
ins  Spanische.   2  Bftnde.  Barcelona  1905. 

ToRRKMBo,  Institutionen  der  sozialen  Ökonomie.  1  Band. 
Barcelona  1905. 

Soziologie. 

Gay,  Lage  und  Lebensverhältnisse  des  spanischen  Volkes. 
1  Band,    ila.lrid  1905. 

HisTos,  Handbuch  der  Sozinlog'ie.    1  Band.    Madrid  1905. 

Lopez  Fuk&o,  Laudwii'tsciialtliche  Soziologie.  1  Band.  Ma- 
diid  1905. 

Llueia,  Überorganische  Entwickelung.    1  Band.    Madrid  1905. 

Sbsoi,  Die  individnelle  und  soziale  Ent  wit  kelnng  des  Menschen. 
Übersetzung  ins  Spanische.   2  Bände.   Barcelona  1905. 

SpnoiBy  Domestical  institntions.  Übersetzung  ins  Spanische. 
1  Band.  Barcelona  1905. 


* 


TQrkei. 


Befereat;  Wilhelm  Padel,  2.  Dra^uman  der  Kaiäerlick  Deutecheu 

Botschaft  in  KonstaatinopeL 

Oesetzgebimg. 

Die  türkische  Gesetzgebnn^BmaBchine  stdht,  soweit  das  9ko- 
nomisehe  Interesse  des  Landes  in  Betracht  kommt,  seit  langen  Jahren 
still.  Die  Rttckständigrkeit  der  bestehenden  türkischen  Gesetze,  die 
noch  zum  grossen  Teil  anf  dem  primitiven  Scheriatreeht  aufgeimnt 

sind,  ist  allgemein  bekamit.  Die  wirtsclhiftliche  Lage  des  Landes 
wird  iliidurch.  ganz  abgesehen  vuii  der  mangelhaften  Ausbildung*) 
der  Richter  und  der  TTnzuverlSssigkeit  der  Rechtspreohmiir.  anf  das 
emplindlichsite  Ijfeinflusst.  Die  Kaufiiiainiscliafr.  die  am  meisten  in 
Mitleidenschaft  srezo-i^rn  ist,  wird  denn  aucli  nicht  müde,  anf  Abhilfe 
zu  drängen.  Das  uiiomanische  Handelsgesetzbuch  vom  Jahre  1850 
insbesondere  ist  in  der  letzten  'Zeit  znm  Offenstand  eingehender 
Kritik  geworden.')  Eine  Reproduktion  des  Iftngst  veralteten  Code  de 
Commerce  fhin^ais,  schweigt  es  Uber  die  wichtigsten  Rechtsmaterien, 
die,  wie  die  Lehre  von  den  Vertrügen,  Kanf  nnd  Verkauf  n.  dergl.  m., 
die  nach  der  Medschelle,  dem  ans  dem  religiösen  Recht  entlehnten 
Zivilrecht)   beurteilt  werden  mfissen. 

In  der  letzten  Zeit  haben  die  diplomatischen  Missionen  wieder- 
holt Anläse  genommen,  bei  der  Pforte  den  Erlass  nener  und  die  Ab- 
änderung veralteter  Gesetze  in  Anregung  zu  bringen.    Freilich  ist 

^)  Inswiücben  sind,  im  ZuMmnienhang  mit  den  Reformen  bu  Mace- 

donii?!),  drei  Hechtsscbulen  gegründet  worden:  in  Sulonik,  Dsmaskus  und 
Konia.  81)  d:i.ss  mit  dorjonigcn  in  Konstantinopel  im  gattsen  4  Rechts- 

fakultaton  in  der  'I'flri  r-i  ^M  sfehen. 

')  .Auf  der  iiul(»*(i  i'lorie  ist  z.  Z.  eine  Kommission  mit  der  I\e\tsion 
Uur  ilaud©l8^w»ützgebiin<f  beschäftigt,  der  insbesondere  der  gegenwärtig« 
Groftivesier  Famp  Pascha  seine  besondere  Aufmerksamkeit  zuwendet. 
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die  loitiatlTe  der  fremden  liisaioiteii  meistens  «neb  nur  dann  von 
Erfolg,  wenn  die  Pforte,  der  den  Fremden  gegenüber  dnrcb  die 
Kapitulationen  die  Hände  gebunden  sind,  ibre  Zustimmung  cur  Er- 
schliessung neuer  Einnahmequellen,  sn  deren  Speisung  auch  die 
Fremden  beitragen  sollen,  erlialten  will.  So  ist  der  Erhöhung  der 
Einfuhrzölle  yon  8  auf  11  vom  Hundert  des  Wertes^)  das  weiter 
unten  abgedruckte  Gesetz  über  die  chemischen  Analysen  zu  verdanken ; 
aus  demselben  Grunde  hat  sicli  die  Pforte  entschlossen,  das  Minen- 
gesetz abznäiidtMii.  Ueziifrlich  des  Handelsfresetzbuches  haben  die 
diplomatischen  MissioiKii  dw  ['tojte  zwecks  einer  Neu-Kodifikation 
ausführliches  Material  unterbreitet. 

Im  flbrigen  beschränkt  sich  die  Pforte  darauf,  Gelegenheits- 
gesetase  zu  erlassen. 

I.  Auf  dem  Gebiete  des  Justizwesens  kommen  fttr  die  Berichts- 
periode (190S — 1905)  folgende  AbSndernngen  und  Zusätze  in  Betracht: 

1.  Der  g  200  der  ottomaniseheu  8tr.-Pr.-0.  hat  durch  irade 
vom  '^^^^^-^^}     12.  Oktober,  folgende  Fassung  erhalten: 

^Um  nach  Verlesung  des  Schriftsatzes  des  Staatsanwaltes 

beim  Appellhof  über  seinen  Schlussantrag  Beschluss  zu  fassen,  wird 
ein  btsondere^  Anklagekollegium  gebildet,  das  au8  drei  auf  Vor- 
sciilag  des  ApjnD Gerichtspräsidenten  unter  den  Mil{j:liedern  der 
Zivilkammer  des  Appell hofps  des  X'ilajets  zu  wählenden  Kichtern 
besteht, 'und  eintretenden  Falles  auf  Verlangen  des  Staatsanwaltes 
oder  auf  Einladung  de«  ältesten,  den  Vorsity.  führenden  Mitgliedes 
des  erwähnten  Kollegiums  zusammentritt.  Besteht  das  Appellgericht 
ans  einer  einzigen  Kammer,  dann  wird  das  besondere  Anklage- 
kolleginm  aus  den  Mitgliedern  der  Zivilkammer  des  Gerichts  I.  In- 
stanz der  Vili^etshauptstadt  gebildet.  Die  Hitglieder  des  Anklage- 
kolleginms  dfirfen  ihre  Stimme  nicht  in  Gegenwart  des  Beschuldigten, 
gegen  den  Anklage  erhoben  werden  soll,  abgeben,  widrigenfalls  das 
Verfahren  ungQltig  ist." 

Im  Zusamujenliati^  damit  ist: 

2.  Unter  Abänderung  des  §  31  des  ottomanischen  (iJerichts- 
Teifassangsgeseties  unter  demselben  Datum  verordnet  wurden: 

Vergl.  kraft  des  unter  dem  25.  April  1907  zwischen  der  Pforte 
und  den  diplomatiichen  Miisionen  getroffenen  Obereiukommens. 
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„Das  ÄppeUgericht  wird  bei  yorhandenem  'BedHrfnig  unter 
der  BezeichDiing  Zi?il-  nnd  Strafkammer  in  zwei  AbteDungen  ge- 
teilt Die  Zivilkammer  entscheidet  Uber  die  ZivUprozease  und  nimmt, 
wie  in  dem  gettnderten  §  200  Str.-Pr-O.  angegeben,  die  Pfiichten 
des  Anklagekollegiuros  wahr.  Die  Strafkammer  entscheidet  9ber 
die  Strafprozesse.  In  Vilajets,  wo  das  Appellgericht  aus  einer 
Kammer  besteht,  ^verdeu  dit^  Fimkiioii»>n  des  Ankiagekollegiunis 
der  Zivilkammer  des  Gerichts  I.  Instanz  der  Vilajetshauptstadt 
ftbertrageu." 

Dif^  folgenden  beiden  Änderungen  sind  dnrch  die  politii>r]ipn 
Unruhen  in  den  europäischen  Gebietsteilen  der  Pforte  verursacht 
worden,  und  zwar: 

S.  §  58  des  ottomanisehen  StralQgeBetsliuoliefl  hat  unter  dem 

5  scbaban  1321     _  gT.  Oktober  1908,  folgenden  Znsat«  erhalten: 

14.  T«8i  hriü-i  ewel  131« 

„Wer  ohne  Erlaubnis  der  Regierung  Dynamit  in  kleinen  oder 
grossen  Mengen  in  die  Türkei  einführt,  in  Empfang  nimmt,  heimlich 
aufbewahrt  nnd  herstellt  und  wissentlich  der  ^Begehung  dieser  Ver* 
brechen  Vorschub  leistet,  wird  zu  15  Jahren,  und  wenn  es  sich 
herausstellt,  dass  solche  Handlungen  su  anfrfthrerischen  Zwecken 
unternommen  worden  sind,  zu  lebenslfinglichem  Zuchthaus  verurteilt. 
Wurde  der  anf^flhrerische  Zweck  erreicht,  so  tritt  Todesstrafe  ein.^ 

4.  Zu  §  166  des  ottomanischen  Strafjf^esetzbuches  ist  unter 
dem  gleichen  Datum  (irr  Znsatz  lüemacht  wordtn,  dass  mit  Zuchthaus 
bis  zu  -i  Jahren  btstrat't  wird,  wor  Nvidt'jrtM-litlich  Tulver  nnd 
Patronen  herstellt,  einscliniuggelt  und  Beiiiilfe  dazu  leistet. 

5.  Die  im  gewöhnlichen  \'erfahren  zulässigen  Kechtsmittel, 
wie  Opposition  und  Restitution,  sind  tregen  Entscheidungen  (1(  r  Zivil- 
kammer des  Kassationshofes  bekanntlieh  unznlfissig.  '  Die  Z.*Pr.«0« 
kennt  dagegen  nur  eine  Art  Eevision  (tashih-i^karar,  Berichtigung 
des  Beschlusses),  und  die  abgeänderte  Fassung  des  1 8SC  der  letzteren 
gibt  die  Bedingungen  an,  unter  denen  davon  Gebranch  gemacht 
werden  kann.^) 

')  Durch  Inule  vom  '  ^  26.  Januar  1906.  ab- 

geänderte  Fassuag  des  §  252  der  tfirkischen  ZiTilprosessordDung: 

Auf  £ntNcheidungen  der  Zivilkammer  des  KamationsgeriditB  aind 

Opposition  iitid  Kestitutioii  unzulässig.  Nur  für  den  Fall,  das»  einer  der 
nachfolgenden  Umstände  vorliegt,  können  die  Parteien  binnen  1  Monat 
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II,  Der  unter  dem  gldcheo  Datum  abgeftnderte  |  8  des  tür* 
kisekem  QeriehtSTerfiuianiigsgesetM  betrifft  dasselbe  Bechte- 
mittel  besttglich  der  Entscheidnngen  der  Gesnehekammem  beim 
Kaesationsliof.^) 

II.  Auf  verschiedenen  Gebieten  liegen  die  nachfolgend  aufge- 
tührten  nen  veröffentlichten  Gesetze: 

1.  Das  türkische  ImpfgeseU  vom  4.  April  1904. 

Der  Impfzwang  in  der  Tflrkei  besteht  schon  seit  langer  Zeit 
Bei  dem  Aberglauben  der  verschiedenen  Nationen  des  osmanischen 
Reiches  nnd  dem  mangelhaften  Zustande  der  tttrkisehen  Amtsorgane 
.  blieben  die  bisherigen  Gesetze  meist  toter  Buchstabe.    Das  neue 

vom  Datum  der  Zustellung  der  Kntscheidung  an  sie  entweder  direkt 
beim  Kassationsgericht  oder  dem  Gericht  ihres  Wohnsitzes  ein  die  Rt- 
schwerdepunkte  enlballeiides  Gesuch  einr»^i<^'heii  und  die  Henfhti<,Ming  di  r 
Entscheidung  (Revision,  türk. :  tassh-i-kaiar)  verlangen.  Die  betreffende 
Partei  hat  dabei  einen  Vorschuss  von  5  tilrkischen  Pfunden  (U  etwa  18,40  M.) 
zu  hinterlegen,  der  im  Fall  des  Obsiegens  surfLokerstaltet  und  Im  Falle 
der  Zurfickweisaag  bei  mangelnder  Begründung  der  Beschwerde  verein- 
nahmt wird.  Stfitst  sich  das  Gesuoh  auf  Umstände,  wie  FälKchnng  in 
den  ßeweisdokumenten,  so  wird  die  einmonatige  Frist  von  dem  Datum 
des  Nachweises  und  der  FeststtjUiiiiL'^  dieser  Umtttftnde  an  gerechnet.  Das 
Datum  der  Ei^r^^i'-hung  de«  die  Berichtigiinirsijrflnde  6nt.haltend<'ii  G»^- 
snches  und  <ler  Zahlung  des  Vorschiissea  gelten  ebenfalls  als  Zeitpunkt 
des  Aiitrii<,T<'s  :uif  Herichtigüng  der  Knischeidung.  (Origiual  in  D>»ch©ride-i- 
niehakim-i-adlie  No.  342  vom  8.  Februar  1905,) 

Durch  Irade  voni  glüjcht'ti  Datum  abgeänderte  Fassung  detä 
§  8  des  türkischen  Gericbtsverfatüjuugsgesetzeö : 

Da  die  Entscheidungen  der  Qesu<^skammer  auf  Orund  der  Akten 
erfolgen,  werden  die  Parteien  nicht  geladen  und  angehört;  und  wie 
wegen  dieser  Entscheidungen  Opposition  und  Restitution  unzulissig  sind, 
können  auch  bei  den  anderen  Kammern  des  Kassationsgerichts  Boschwerden 
nif'ht  vorgebracht  werden.  Kar  gegen  Entscheidungen  nicht  strafrecht- 
iirher  Art.  die  die  Ziiriickweisunp'  des  (ifsiich'-s  und  die  Bestätigung  des 
H^  visiiirisurteils  betreffen,  ist  innerhalb  der  Frist  de<!  252  df»r  Zivil- 
pruzessurdiiuug  und  unter  den  da.selbst  angegebenen  H'-cliut^ungen  aus 
einem  der  vier  iu  §  253  aufgeführten  Gründe  Beschwerde  im  Wege  der 
„Berichtigung  der  Entscheidung"  (tasshih-i-karar)  lulnasig.  Werden  die 
in  diesem  Wege  von  einer  Partei  vorgebraditen  Beschwerdepunkte  nach 
Prüfung  ffir  stichhaltig  befunden,  so  wird  die  frflhere  Entscheidung  ab- 
geändert,  andernfalls  die  Beschwerde  surückgewiesen. 

Entsteht  Stimmengleichheit  bezüglich  eines  Punktes,  so  entücheidet 
der  vereinigte  Kassatiooshof  (Original  eod.). 
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Impfgesetz  enthftlt  nun  schilfere  Bestiniiiiiiiigeii  znr  PnrchflUuiui^ 
des  Impfzwanges.  Art  1  maebt  den  Eintritt  in  Sehnten,  die  Anf- 
nahme  in  Fabrilcen  n.  dergl.  von  dem  Besite  eines  Impfscheines  ab- 
hftngig.    In  den  Staats-,  Scfanl-  oder  Militärdienst  Eintretende 

müssen  neu  geimpft  werden,  wenn  dies  bisher  nicht  der  Fall  war 
(Art.  2).  Direktoren  von  Hchulen.  Vorsteher  von  Etablissements 
haben  bei  Strafe  auf  Beobachtung  der  angegebenen  Bestimimmgen 
zu  bestehen  {All.  3).  Die  Impfung  niuss  alle  5  .Tahr«-  wiederholt 
werden  (Art.  5).  Die  Art.  6 — 10  enthalten  \'oiscliiifteu  über  die 
Impfung  selbst  und  die  Impfungsorgane,  11  und  12  über  die  Impf- 
scheine. Art.  13  und  11  betreft'en  die  Anzeigepflicht  der  Ueborten 
zweclcs  Impfung.  Der  Mangel  an  besonderen  Impfbeamten  war  zam 
Teil  mit  Schuld  an  der  Nichtbeachtung  der  Impfgesetze.  Art,  18 
schafft  in  dieser  Beziehung  Abhilfe.  Art.  20—27  enthalten  Straf- 
bestimmnngen.  Dem  Impfgesetz  ist  eine  besondere  Dienstinstrakition 
nnter  dem  gleichen  Datnm  zugefügt  worden.^) 

')  Tarkisches  Impfgesetz,  publiaiert  am  4.  April  1904,  in 
Kraft  getreten  am  18.  April  liX)4. 

1.  Schflier  und  Schülerinnen  der  Öffentlichen  und  der  Privat* 
schulen,  Miinrifr  und  Frauen,  die  auf  Tagolohn  oder  auf  Gehalt  in  Handels- 
häusern und  F:il>nken  angestellt  sind,  Bedieujitete  vfTsehi^d'^npr  Art  und 
HandwerkiT  müssen  sftintlieh  frcimpft  sein.  Auft^enimim.'ii  >-iiid  nur  djc- 
jeuigen,  welche  die  Pocken  bereits  gehabt  haben  und  »ichtbare  Spur<ui 
davon  tragen.  Wer  in  die  erwähnten  Schulen,  Etablissements  und  Be- 
rafsgattungen  eintreten  will,  mues,  welchen  Alter«  er  aneh  sein  mag, 
geimpft  sein  und  ein  Zeugnis  besitsen,  in  welchem  beedieinigt  wird, 
dMB  er  mit  Erfolg  geimpft  ist.  Dieses  Zeugnis  muas  dem  Datum  nach 
höchstens  5  Jahre  alt  sein.  Die  Aufnahme  in  die  gedaditen  Institute  und 
Berufssweige  ohne  Zeugnis  ist  verboten. 

§  2.  Die  zum  orstennml  in  den  Staatsdienst  oder  die  MoschOMI, 
Scliulen  (Medresse)  Eintretenden  und  die  aLs  Soldaten  oder  als  Gendarmen 
Kingereihten  mösspji  ireinipft  s^in.  Die  unt-T  die  Fahnen  sremfenen 
Rekruten  und  Reserven,  sowie  die  aln  (ii'ml.irnien  un<l  Polizisten  Kin- 
^^ereihten  werden,  wenn  sie  nicht  jjeimpft  sind,  durch  den  htändigon 
DatailloDsarst  oder  Chirurj^^en  geimpft.  Darüber  wird  ihnen  eiii  Zeugnis 
ausgehändigt.  Einwanderer  in  die  TQiIcei  Tom  Auslands  hvr  werden, 
wenn  sie  nicht  geimpft  sind,  an  Orten,  wo  sie  angesiedelt  werden,  so» 
gleich  geimpft. 

§  3.  Die  Leiter  und  Direktoren  der  öffentlichen  und  Privatsdmlen 
und  aller  technischen  Etablissements,  die  Innungsvorsteher,  Hotelieni  und 
Uerbergsaufseher  werden,  wenn  sie  entgegen  diesem  Otseta  Bewerber 
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ohne  Impfbcheiu  auluchmen,  ^emäas  §  254  ätrafgeseUbuohes  mit  Oeld» 
«träfe  bestraft. 

4?  4.  Jetler  rauss  sein  Kind  sechs  Monate  iiarli  d'-r  ( M-Ijurt  impfen 
lassen.  Zuwiderhandelnde  werden  nach  §  254  Str.-G.-B.  mit  Geldätrafe 
bestmft. 

§  5.  Die  Impfang  uiuss  alle  5  Jahre  wiederholt  werden.  Wer 
neb  mehr  »1«  5  Jahre  ium^  dem  Datum  des  Impfsoheine«  nicht  impfen 
lieety  «owie  Schutdirektorent  Vorsteher  technischer  Institute,  Hoteliers, 
Inonnfrsvorstinde,  Imams  und  OrisTorsteher,  welche  sehen,  dass  ihnen 
vorgelegte  Impfsdieine  IftDger  als  5  Jalire  alt  sind  und  davon  nicht 
Anzeige  machen,  werden  nach  §  2ö4  Str.>0.-B.  mit  Oeldetrafe  bestraft. 

§  6.  Wenn  in  einem  Vilajet  (Provins),  Liwa  (Regierungsbesirk) 
und  Kasa  (Kreis)  die  Pocken  ausbrechen,  so  mQsson  die  Bewohner  von 
Häusern,  in  d^non  Fiillf  vorgekommen  sind,  sofort  geimpft  und  eine 
Woche  hindurch  untrr  iirztlifhe  Aufsicht  s^estellt  werden. 

7.  l)\>-  Iriipfiiii^f  wird  in  der  Klinik  der  Kaiserl.  Meduinalsohuie 
und  an  den  in  Konstantinupei  und  seinen  Vororten  eingerichteten 
Statiimen  von  besonders  angestellten  Ärzten,  Chirurgen  und  Impferu 
umsonst  Torgenommen.  Ausserdem  werden  je  nach  Bedürfnis  swei>  bis 
drmmal  jShrlidh  in  jeden  Stadtairkel  ▼orflbergehend  Impfer  gesdiiekt, 
die  die  Ungeimpften  umsontit  lu  impfen  und  ihnen  gebahrenfrei  ein 
Zeugnis  darüber  aussustellen  haben.  In  der  Provins  impfen  die  »taat- 
lichen  .^rzte  und  da,  wo  es  keine  .\rzte  gibt,  l)es()nders  an^jestelite  Impfer. 
\rytf  und  Inipft^r  beziehen  die  Lymphe  in  gefüllten  Köbrcben  von  der 
beireffenden  Lokalbehörde. 

§  8.  In  den  Kasas  (Kreisen)  und  stüdUiicben  Zirkeln  müssen 
Ärzte.  Cliirurgeu  und  Irapfer  kostenlos  impfen. 

§  9.  Ist  die  erste  iniptung  erfolglo.s,  so  muss  sie  wiederholt 
werden;  ist  sie  auch  das  zweite  Mal  ohne  Erfolg,  so  ronss  sie  «um 
dritten  Mal  vorgenommen  werden. 

§  10.  Die  Impfecheine  werden  von  den  von  der  Regierung  eniannteu 
Impfem  oder  von  Arsten,  Ghirui);en  und  diplomierten  Impfem,  die  der 
Sanitätflverwaltung  bekannt  und  von  ihr  bestätigt  sind,  auf  den  Namen 
der  durch  sie  geimpften  Personen,  kleinen  wie  erwachsenen,  unter  Siegel 
od<T  T^ritcrsflirift  erteilt.  Sir-  sind  iiusznstellen  auf  gednn  kti'H  Formularen, 
die  von  dfr  Zivil-Sanitätsvcrwiilt im i;  entworfen  sind.  lii(i'-ss»»n  könrien 
v*>n  amtJichüij  Ärzten,  die  keine  Formulare  ha!)eii,  uoi  gewohnliches 
Papier  geschriebene  und  von  ihnen  unterschriebene  Zeugnisse  zugelassen 
werden,  unter  der  Bedingung  jedoch,  dass  sie  nachher  gegen  die  Drudc- 
formulare  umgetausdit  werden. 

§  11.  Die  Imp&dieine,  welche  die  mit  dem  Impfen  beauftragten 
Beamten  ausstellen,  haben  su  enthalten:  Namen,  Zunamoi  und  Nutfimer 
der  geimpften  kleinen  und  erwachsenen  Personen  und  Datum  der  Impfung. 
Deiyenigen  von  den  bereits  früher  mit  Erfolg  Geimpften,  bei  denen  die 
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Narbe  noch  sichtbar  ist  und  nach  der  Datier  der  Impinn^  die  Wirkung 
derselben  nucL  vuriiiilt.  ist  kostenlos  ein  Schein  darüber  auszustellen. 

§  12.  Die  geimpften  Kinder  sind  nach  einer  Woche  zu  untcr- 
Bucheo.  War  die  Impfung  von  Brfulg  begleitet,  lO  werden  die  Sdieine 
attsgefOJlt.  Das  Register  aelbat  wird  ebenfallB  von  dem  Beamten  oder 
dem  Imam,  Ortavorsteher  und  den  geieilicben  Oberen  nnternegelt 
Wer  ohne  Besichtigung  nach  einer  Woche  Sdieine  austeilt,  macht  sidi 
strafbar. 

tj  ^'^  In  Konstuntinopel  wie  in  je  lor  Starlt,  indpm  Nahie  kleiner 
\'erwalturi},rstu«/.irk,  cier  mehrere  Dnrffr  uinfa^.st  mid  an  ili'sst-n  S}jit7,e  '-in 
Mudir  (Aiuts^ oreteherj  steht)  und  Durf  sind  diö  huanji*  und  Vurslyher 
verpilichtet.  alle  vurkummenden  üeburten  in  spätestens  einem  Monat 
mittels  gedrudtter  Formulare  dem  suetindigen  atftdtisdien  Bectitevorsteher 
anzuseigen.  In  Nahien  und  Dörfern  ohne  städtische  Besirkaeinteilung 
haben  die  Vorsteher  io  der  angegebenen  Frist  die  (Geburten  der  Munisi* 
palitlt  des  Kasas,  zu  dem  sie  gehören,  anzuzeigen. 

§  14,  Die  Gebartsfonnulare,  die  den  Munizipalitäten  zugeschickt 
werden  müssen,  werden,  nach  bestimmtem  MubI'  i.  im  Kinwohnermeldo- 
anit  des  Ministeriums  des  Innern  gedruckt  und  den  loiams  kostenlos 
überwandt. 

>;  15.  Die  Sutinmregister,  aus  denen  die  Scheine  losgelöst  werden, 
sind  gtigun  Aushändigung  ein^  fimpfangsprotokoUs  von  den  (Impf*) 
Beamten  den  Gemeinderttten  au  flbergeben. 

§  16.  Die  Stammregister  sind  alle  drei  Monate  einmal  aneammen 

mit  einer  Statistik^  die  formolargernftss  Aber  die  Geimpften  besw,  die 

wegen  Nachlässigkeit,  Kranklicit  oder  Wirkungslosigkeit  der  Impfung 
ungeimpft  (icbliebcnen  oder  lüa  uugcimpft  zu  Betrachtenden,  aufzustellen 
ist,  dem  Hni)pl-ne-iindhpitf:runt  (tihhin  ni^«nreti.  Mcdizinnlschul'')  finzn- 
senden.  Diese  tiut  durch  den  hnpliiaamlen  und  Muuizipahtutsarzt  bezw. 
durch  die  Muuizipalitätsärzte  des  Hauptortes  zu  geschehen,  wenn  es  am 
Ort  keinen  Saoitätsinspektor  gibt.  Ein  Beglaubigungadokument  ist  bel- 
auf ügen. 

§  17.  Die  Stammregister  und  Statistiken  werden  tusaumen  mit 
dem  Beglaubigungsdokument  von  der  Medicinalschule  der  Direktion  des 
Impfamtes  eingereicht  und  dort  verglichen.  Von  letaterem  istauf  Gmnd 
davon  jährlich  eirmial  eine  allgemeine  Statistik  anzufertigen. 

>  1  >^  In  i'  i!em  Sandjak  (Koo'ieninL'^^^bpzirk)  ist  ein  Impfer  zu  er- 
nennen. S(iu  (ichalt  -  loii  l'i;isirr  niDiiailich  —  sowie  seine  Reise- 
gebühren für  die  m  die  Xahieu  und  Dmi  fei  vun  ihm  zu  unternehmenden 
Dienstreisen  —  Piaster  die  Stunde  —  worden  aus  den  Einnahmen 
der  Munizipalittten  bezahlt. 

§  19.  Die  Impfscheine  werden  von  den  Inhabern  und  den  väter- 
lichen Gewalthabern  in  Verwahrung  genommen.  Sie  sind  vor  der  Auf* 
nalime  in  die  Schulen,  die  verschiedenen  Ktnhiissements  lind  Zflnfte,  bei 
Empfangnahme  von  Heisepapieren,  bei  £heschlie8sungen  und  UmzQgen. 
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kurz  vor  allen  Hehörd»ni  und  unter  all  den  Umständen,  di*»  Hie  Vorlegung 
deb  ileiinntsrheines  erforderlich  inuchen,  mit  vorzuzeigen.  Bedingung  ist, 
das«  ihr  Dutum  tu>'tit  luoLr  alü  ö  Jahro  zurückliefet. 

sj  20.  D'  ii  Artikeln  1,  2,  4  und  18  Zuwiderhaudeliuie,  sowie  die- 
jeuigeu,  welche  ihre  Kinder  uichi  iiQjjlcn  laaseu,  obgleich  der  Iinpf- 
beamte  in  ihrem  Dorf  erscheint,  werden  mit  einem  und  im  Wieder- 
hoIuDgafelle  mit  sirei  M edschidie  Geldstrafe  beetralt. 

§  21.  In  den  Bescheinigungen,  die  in  gesehSftlidien  Angelegen- 
heiten erteilt  werden,  ist  von  den  Imams  und  Ortsvoretehem  Datum  und 
Xummer  des  Impfscheins  su  vermerken. 

§  22.  Imams,  Orts- .  und  Zunftvorsteher,  die  Bescheinigungen 
anssteUen,  ohne  die  Impfscheine  einsusehen,  werden  gemiss  §  5  mit 
Geldstrafe  bestraft. 

§  2d.  Von  Pockenkranken  Lymphe  abzunehmen  und  andere  damit 
zti  impfen,  ist  streng  verboten.  Zuwiderhandelnde  werden  mit  200  bis 
1000  Piaster  G^^ld^trafe  bestnift  und.  falls  jemand  Schaden  genommen, 
hat,  von  den  ordentlichen  Gerichten  strafrechtlich  verfolgt. 

^  24.   Die  Lokalbehörden  haben  den  impfern  jeden  Beistand  au 

gewähren, 

5;  25.  Der  /ivil-Medi/inverwaltuncr  liegt  es  ob,  in  Konstantinopel 
und  in  der  Provin?:  fiie  peinliche  Durchführung  aller  Bestimmungeo  dieses 
Oesetzfcs  zu  überwuclieii. 

§  26,  Zivil-  und  Militärbeamtc,  welche  auf  die  Beobachtung  der 
DurdifÜhrung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetses  nicht  ihr  ganzes  Augen- 
merk fiditen,  sind  gesetslieh  verantwortlich.  Kommen  infolge  ihrer  Un- 
aehtsamkeit  TodesttOe  vor,  so  werden  über  sie  auch  sonst  Strafen 
veiikingt. 

i;'  27.  Werden  im  Vilajet,  Liwa.  Kn.sa  und  den  Nahien  nicht 
siimtliche  Kinder  geimpft,  so  ist  der  oberste  Verwaltungschef  verantwort'- 
lieh,  lind  straff&llip.  wenn  infolge  davon  Todesfälle  vorkommen. 

28.    Das  Ministerium  des  Innern  wird  mit  der  Vollstreckung 
dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Ingtruktion. 

i;  1.  Die  in  Konsf antinopel  vorkommenden  Geburten  bahon  die 
iniams  urid  Viertel vorhtelier  p<»m;iss  i;{  des  Impfg<'se'/es  und  gemäss 
nachfolgendem  Muster  mir  <:>Mlruckten  Formularen  den  zu.^^tandigen 
Präsidenten  der  StadUirkei  anzuzeigen: 


Stadt   Name  des  Kiude.s  

Kasa   „       „  Vaters.  

Gegend   Amt  oder  Gewerbe  des  Vaters.  .  .  . 

Viertel   Religion  .  

Strasse   Datum  der  Öebnrt  


Hansnummer 
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§  2.  Nach  dem  im  e^^t^•I\  P:irai;r;iph  angegebenen  Muster  ist  über 
die  den  Stüdtzirkeln  von  den  Imams  und  Viertelvorstehen»  gemeideten 
Geburten  ein  Kegister  zu  führen.  Bei  Eintritt  der  Impfperiode  i^t  eine 
Liste  der  nach  diewm  Register  so  imi^endeit  Kindw  anfnutellttn  und 
▼on  den  Prftoidenten  der  Stadtsirkel  den  Stadtl»ten  oder  Impfbeemton 
SU  flbei)^ben. 

§  3.  Die  Stsdt&rste  SonitMitinopels  und  die  Impfbeamten  haben 
von  den  innerhalb  ihrer  Amtsbezirke  alle  drei  Monate  einmal  Geimpften 
ein  Register  gemäss  nachfolgendem  Formular  anaulegen  und  dem  Sani* 
tätsamt  (Medir.insohule)  eineureichen : 

Stadt  zirkol   Religion  

Gegend   Geburtsdatum   

Strasse   Datum  der  Impfung  

Hausnummer   Name  des  Impfbeamten  

Name   Datum  der  Benehtigung  

Alter   Name  des  Besicbtigenden  

Name)  ,  Nummer  des  Impfscheines  

_         des  Vaters.  .  . 
Beruf  j 

§  4.  Für  die  zw  dem  Verwaltungsbezirk  von  Konstaiitinopel  ge- 
hörigejj  Nahion  und  Dörfer  siiid  vom  Impfanit  «ständige  Impfer  zu  er- 
nennen und  honuTirfis -n  zu  lassen,  die  nach  8,  9.  12,  25  des  (ieseize» 
Impfungen  vorisumiiuueii  haben. 

§  5.  Gemäss  |$  18  ist  für  die  Anzeigen  aus  dem  lun<,rn  auf  den 
betreffenden  Stadtmuuizipalituteii  ein  gemü8»  §§  1  und  2  dieser  Instruktion 
angelegtes  Register  au  fahren  und  bei  Eintritt  der  Impfperiode  eine 
Liste  der  gesetsHch  impfpflicbtigen  Kinder  und  der  ungdmpft  von  einem 
Ort  nach  einem  anderen  versogenen  Kinder  aufaustellen  und  von  den 
Munizipalitiitspräsidetiten  dem  Stadtarzt  oder  Impn>eHmten  zu  übersenden. 

j5  6.  Die  Stadtftrzte  und  Impfbeamten  sind  verptlichtet,  gemäss 
der  ihnen  nach  dem  vorigen  Pnrnirrnphen  ausgehändigten  Liste  zn 
paspendeti  Jahreszeiten  an  den  (irten  innerhalb  ihres  Amtsbezirks,  in 
denen  Impfptiichtige  angegeben  hind,  zu  impfen.  Sie  haben  Kwecks  Be- 
nachrichtigung der  Bewohner  von  der  bevorstehenden  Impfung  den  Vor- 
stehern der  Nabien,  in  die  sie  kommen,  entsprechende  Mitteilung  an 
machen.  8 — 25  Tage  nach  Ausfahrung  der  Impfung  biAen  de  wieder 
naduusehen  und  den  Impfschein  nach  §  11  ansaustellra. 

<^  7.  Die  Bestimmung  der  Impforte  und  die  Vorladung  der  Impf- 
pHiclitigen  liegt  den  Stadtverwaltungen  ob,  und  wo  solche  nicht  sind» 
den  Lokall)ehörden. 

§  8.    Beim  Aushrf»'4if'n  der  Pockenkriiiikheit  haben  in  Konstanti- 
nopel  die  Pr;isiib>tUen  dei  .SuiUzirkel  dem  Gehundbeit^^ümt  (Medi/.ms rhuie 
in  der  Provni/.  die  Munizi]>a!itätsprü£identcn,  Kainiakame  und  Mudire 
dem  nichsten  Arat  oder  Impfbeamten  umgehend  Mitteilung  an  madien. 

§  9.  Sobald  in  einem  Hause  die  Pockenkrankbeit  au8bri<^t,  haben 
die  Stadtftrste  und  Impfbeamten  die  Kranken  absusondem,  ihre  Kleider 
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und  andere  Sachen  zu  reinigen  uii«l  üötipenfalls  zn  v<^rhrf^?iT:eu  und 
die  Insassen  des  betreffenden  Uause^i  gt-mitss  ij  6  des  liupigcficUes  zu 
impfen.  In  Durfern,  wo  Arzt  und  Impf  beamter  noch  nicht  vorhanden 
ist,  haben  bis  zu  ihrem  Eintreffen  die  Imuus  und  Vorsteher  die  Kranken 
absit>i«id«Ri. 

§  10.  MnnisipditfttBpTlaideDteii,  Kaimaloime  und  Ortsvontoher, 
die  gemiM  §  8  die  ▼oifcommendea  PockeiiftUe  nicht  anteigen,  und  Ante 

und  Tinpfbeamte,  die  trots  gemachter  Anzeige  sich  nicht  an  den  Ort 
der  Krankheit  begeben,  werden  nach  dem  Gesetz  bestraft. 

§  11.  Ärzte  und  Impfheamte,  welche  die  in  §  9  au f ^reführtcn 
Vorsichtsmassrep^eln  nidit  ergreifen,  worden  für  2  Monate  vom  Amte 
suspendiert  und  im  WiederlKdungsfalle  de«  Dienwte.s  entlassen. 

§  12.  Wer  ausäer  mit  Lymplie  mit  anderen  die  Haut  entzündenden 
Stoffm  impttf  wird  nach  dem  Geeet«  bettrafk. 

§  13.  Sowohl  in  Konetantinopel)  wie  in  der  Pro?ins  hab<»i  die 
Stftdtoberen,  so  oft  ee  nötig  iet,  Tom  Gesundheitsamt  (Medianachole) 
Lymphe  und  Formulare  Iflr  Lnpfocheine  zo  verlangen.  Die  verlangten 
Gegenstilnde  sind  sofort  Ort  und  Stelle  zu  schicken.  Wer  im  Ver- 
lan^ren  bezw.  Senden  der  Lymphe  lässig  ist,  wird  verantwortlich  gemacht. 
Ausserdem  wird  er,  wenn  die  Tiässigkeit  r.ur  Folge  gehülst  liat.  (I:i-«s  Kinder 
ungeinipft  geblieben  sind  und  infolge  davon  Todeisfülie  vorgekommen 
sind,  noch  noust  bestraft. 

§  14.  Arete  and  diplomierte  Impfer  haben  vor  der  Impfung  die 
Arme  an  reinigen  und  mit  deeinfiaierten  Instrumenten  au  impfen.  Nach- 
dem die  geimpften  Stdlen  getrocknet  sind,  haben  sie  sie  mit  hydrophiler 
Watte  au  ▼lindem  und  au  Teihindem,  dass  sie  der  Luft  ausgesetst  werden. 

§  15.  Tn  Zeiten  von  Pockenepidemien  i^t  I  i  Tmpfen  von  solcheni 
die  mit  Hautkrankheiten  behaftet  sind,  bis  zum  Erlöschen  der  Epidemie 
hinau8zu«»chiehen.  Jedorh  mns«?en  dir»  (in'inde  dafür  durch  ftrztliches 
Outachteii  festgestellt  sein.  Nach  Wegfall  der  Gründe  muss  die  Impfung 
vorgenommen  werden. 

§  16.  Ärzte  und  Impf  beamte,  welche  die  in  den  beiden  letzten 
Paragraphen  aufgefOhrten  Hassregeln  nicht  ergreifen,  werden  mit  1  bis 
3  Modaehidie  GeldsMe  bestraft. 

§  17.  Die  von  Arsten  und  Impf  beamten  nach  dem  Geseta  und 
der  Instruktion  anisnlegenden  Geldstrafen  werden  durch  l^eschluss  des 
Zivil-Medizinkonseils  nach  Anhörung  des  Gesundheitsamtes  (Medizinschule) 
eingehoben  und  zur  Deckunc^  der  Kusteii  für  das  Inipfamt  in  die  Medi- 
zirtnlknsse  gezahlt  und  <jel)uclit:  von  anderen  Personen  zu  prlieljeiifle 
Geldstrafen  werden  uut  Buschlubb  der  \'erwaUuiJi'srate  und  Hefehl  de« 
höchsten  Zivilbearaten  eingetrieben  und  den  Stadtverwuliuiigen  zur 
Deckung  des  Gehalts  der  Impfungbbeamten,  das  sie  aus  den  Kinnahmen 
jener  besiehen,  sowie  der  Reisegelder,  belasseo. 

§  18u  Die  Beamten  der  Polisei  haben  Anten  und  Iropfbeamten 
die  ndtigen  ESrIdcbterungen  au  gewähren. 

JahilHudi  der  Internat  Tweintgung.  a  Bd.  175 
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2,  Die  Liaka^M edallle  (in  Gold  und  Silber)  konnte  bisher  nur 
an  Uftnner  verlieben  werden.  Zwei  dentsclie  Erankenacliwestem, 
die  den  Sohn  des  Soltans  naoh  einer  Operation  mit  der  Umen  t  igeuea 

Hingabe  gepflegt  haben,  sind  Veranlassiuig  geworden,  daes  nunmehr 

auch  Frauen  mit  der  bezeichneten  Medaille  dekoriert  werden.  Dem 

früheren  Gesetz  vom  25.  Kamasan  1308  ist  imter  dem  Jf^Sr^^L?*" 

Bl.  MUT  18B1 

—  8.  April  ld05,  ein  entsprechender  Nachtrag  beigefügt  worden.^) 

S.  Gesetz  iber  die  cbemlseliem  Analysen  vom  29.  Bebinlewei 

1323  (20./2.  Juni  1905). 

Die  Klagen  des  einheimischen  und  iremdeii  Handels  über  die 
Hehan«ilnnßr,  die  gewissen  Warengattungen  zuteil  \\nrde,  angeblich 
um  die  lievölkonin^  vor  dem  Genuss  und  Gebrauch  gesnndheils- 
bchädlicher  Erzeugnisse  zu  schlitzen,  haben  die  Pforte  endlich  ver- 
anlasst, das  neue  Reglement  zu  erlassen.  Nach  ihm  (§  1)  sind 
Butter,  Öl,  Mehl,  Kaft'ee,  Tee  und  die  in  Art.  23  genannten 
geistigen  Getränke  bei  ihrer  £infahr  auf  der  Donane  einer  chemi- 
schen Untersnehnng  nnterworfen.  §  22  trifft  Sonderbestlmmnngen 
für  Nahrangsmitte],  die  ans  Schweinefleisch  hergestellt  sind,  sowie 
für  Tiere,  falls  das  Ursprongsland  yersencht  ist.  Die  antersnchenden 
Chemiker  sind  direlct  nnd  ansscbliesilich  der  ZoUverwaltnng,  nicht 
mehr  der  Medizinschule,  zugeteilt  (§  2).  Verschiedene  grossere  Don- 
anen  haben  besondere  Donanechemiker  bekommen.  Gegen  das 
Resultat  der  ersten  Analyse  kann  an  die  Generalverwaltung  der 


ZuBBts  Bum  Oesetz  YOm  26.  Ramas&n  1906,  betr.  die  Ldakat- 

ii«uüie  vom  '',^t.r:;.i-=8-  AP^l  i«»- 

§  1.  Frauen,  die  in  den  unten  aufgeführten  Umständen  ihre 
Dienste  der  Menschheit  nutzbar  gemadit  habeu,  sollen  ebenfallB  ein  An« 
recht  auf  Verleihung  der  Liakat-Medaille,  der  goldenen  und  silbemeii,  je 
nach  dem  Qmnde,  haben. 

§  2.   Gründe  zur  Verleihutig  sind:  Erbauung  von  Schalen  und 

Moscheen,  Leislung  von  Diensten  in  militäriseher  Beziehung;  Pflege  ver- 
wundeter und  kranker  SohlMf'Ti  mul  deren  I  nterstützunsr.  WohlUitigkeit, 
l»ei  'r:iti;::;keit  aln  Äratinuen  und  Hebeammea  die  Kntfaltung  beeondereu 

S  3.  In  dem  \'erleihungsberat  ist  der  Grund  der  Verleihung 
an/ui^elien. 

§  4.  Zunächst  soll  die  silberne  Liakat-Medaüle  verli^en  werden 
und  bei  Wiederholung  dea  Anlssses  erst  die  goldene.  In  besonderen 
Fällen  kann  gleich  die  goldene  Medaille  verliehen  werden. 
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Zölle  appelliert  werden.  Wichtig  ist,  dasB  zn  der  zweiten  Analyse 

auf  Antrag  des  Interessenten  ein  besonderer,  von  diesem  bezeichneter 
Chemiker  zugezogen  werden  mnss  (§§  ß— 8).  Über  die  Zurück- 
sendung  nicht  zngelassener  Waren  handelt  §  9.  Früher  war  in 
der  Türkei  nur  die  franzüsisehe  Pharmakopoe  nia.ssgebend.  Nach 
§  14  kann  auch  Zusammensetzung  nach  anderen  Pharmakopüeu  zu- 
lässig sein.  §  19  betrifft  die  Einfuhr  vegetabilischer  Öle,  §  20  die- 
jenigen des  Mehlas»  §  21  des  Kaffees,  §  24  der  Farbstoffe.^) 

')  Gesetz  über  die  Analysen  chemisch  er  Produkte  bei  ihrer 
Einfuhr  auf  den  Douanen  vom  29.  TJoliiul-cwel  i;<2.'5/20.  Maiss  1321  = 
2.  Juni  1906.  (FraiiTiösisehe  Üherset/:uiig  iiiuh  der  Zeitung  „Levani 
Herald";  einige  Fehler  in  derselben  sind  vorbeösert  worden;. 

KoBfelle  lol  snr  les  analyses  en  iovane. 

Promtdguee  le  2».  lielnul-ettel  133J  (2u.  J/ai  1905  v.  a.) 
Dispositions  g^nirales. 

Art.  1.  —  Les  marchandiseä  enum^n&ei  oi-dessoiu  tont  BOliiliiae> 
daus  los  douanes  ii  uiie  visite  sanilHir»»- 

1**  Lea  pröparalions  cbiuiiques  et  pbarmaceutiquea  et  les  sp^oialit^. 
2**  Les  beurres,  huiles  et  farines. 
3^  Les  caf^  et  les  thds. 

4*  Ijm  boissons  alcooliques.  ^num^r^es  dans  l'artide  28. 
Art  2.  —  Pour  les  Tintei  aanitaires  il  y  aura  dana  radminiBtration 
gtfn^rale  des  Oontribntions  indireetes,  a  Constantinoplei  an  laboratoire 

oa  seront  employ^s  an  ehimiite  en  chef,  trois  «diimistes  et  an  bact^rio- 
logue.    Ca  laboratoire  aura,  k  la  douane  des  marchandises  ^trang^res  k 

Oalftta.  une  succursale  oii  ."^e  tronveront  tmis  chimistes.  En  outre,  il  y 
aura  un  <  himiate  daus  les  douunes  des  ports  de  Smyme,  Salonique,  Trebi- 
sonde,  Scutari  d'AlbaDie,  Beyrouth,  Alexandrette,  Bassorah  et  Tripoli 
d'Afrique, 

Lm  chimiatM  aaront  r^tribuäs.  Ha  aeront  exolaaiTemeDt  employes, 
a  Constanttneple,  an  servioe  de  radminiatration  g^nörale  des  Oontribations 
indireetee  et,  daut  lea  vilayeta,  au  aervioe  de  la  direetion  dea  douanea. 
Dana  lea  endrolts  o&  tl  a  paa  de  ohimiate,  c^eat  le  m^deein  municipal 
qai  aara  obarg^  de  la  visite  sanitAire.  Si  le  mädecin  municipal  d^clure, 
par  un  rapport  a  la  direetion  de  la  douanc,  qu'il  est  ulisolument  impossible 
d'autoriser  rentr^'e  de  la  mnrchandise  sans  analvf-e  c  himi(iue,  un  cchantiilon 
eil  seni  onvuy«-  k  la  direetion  douanii-re  la  plus  proche  oii  se  trouve  uu 
cfainiiste  pour  y  etre  soumis  u  1  anulyse. 

Art.  3.  —  Les  chimistes  dovrout  t'tre  des  aujets  ottomaoa  et 
poaatfdar  un  diplOme  de  diitniate.  Ha  aont  norom^s  par  l^adniniatration 
gfotfmle  dea  Gontributiona  indireetea  aprfea  avoir  prooT^  leore  aptttudea 

176* 
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par  un  eournen  qu'Us  paM«ront  en  prfeenoe  d'nn  fonetioiuiure  dioiai  p«r 

Taidiniiustraiion  g^n^rale  des  Gontributions  indirectes,  devant  un  jniy 
compos^  d'un  chimiste  de  cotte  Administration  et  de  denx  prolesaeun 

de  chimie  envoyös  pnr  l'P>oIe  Imperiale  de  Mödecine. 

Art.  4.  —  La  visile  et,  au  besoiii.  laiialyse  des  »rtj.-k's  sontnis 
daas  les  douanes  Ä  Texaineij  saiütaire,  sera  faite  aussi  prompienient  que 
possible  par  les  chimiste»  de  la  douane.  Lea  premi^res  visitea  et  anaijses 
aeront  gratuitee. 

Art  6.  —  lies  marchandiMfl  4aamMw  Ii  Taitiele  I«',  et  d4b«r- 
qnöes  en  doaane,  aeront  d^abord  aoumiaea  par  lea  donanea    la  yiaite 
ceaaavre,  aelon  la  rtgle  et  ineeritea  dana  un  regietra  ap^eial.  PkIb  on 

prendrn,  eii  pn^setuH-  du  propri4tairef  des  ächantillons.  qui  scront  divia^ 
par  la  direction  douanifere  et  par  le  propriötaire  en  trois  lot«  et  mia,  en 
prösencp  du  prcipri^taire,  dans  de«»  vases  o«  bouteilles  en  cristal  dont 
Torifice  sera  soianeusement  fernie  avec  lours  propres  couvercles  et  8cell(^s 
conjointemeni  au-dessus,  par  la  direction  et  par  le  propri^taire.  I  n  de 
ces  echautillons  sera  reiui»  a  la  oouimistiou  technique  de  iu  douane,  le 
aecond  eera  gard^  daoa  la  direction  douanidre  et  le  troiaiftme  aer»  donn# 
au  propri^Staire. 

Lea  chimiatea  exammeront  immödiatemant  lea  idiantillona  par 
num^ro  d'ordre  et  confomtöment  aux  exigeiu  es  de  la  science.  8*ila  oe 
voietit  :uir>iin  inconv^nient  dans  radmisaiou  de  la  marofaandiae^  on  ram- 

plira  les  furmalit^s  habituellps.  Si  an  contrairc,  h  ce  premier  exnmen, 
ils  con^oiveiii  des  doutes  quant  h  In  puretf  des  marchandiNes,  ils  proct'^- 
deront.  apre»,  eu  avoir  avisii  la  direction  duuaniere,  a  Taiialyse  de  l  e- 
chaiitiiluii,  analyse  qui  sera  faite  avec  toute  la  promptitude  possible  et 
dana  un  d^lai  maximum  de  trois  jours.  Si,  k  la  suite  de  cette  Operation, 
ila  arrivent  ä  cette  eonoluaion  que  l'entr^e  de  Is  maiohandiae  pent 
aotoriate,  ila  certtfieront  le  fait  au  baa  du  regiatre  et  ratonmerent  aeelltf 
r^ehantillon.  Tja  douane  pr^tovera  alora  le  droit  et  laiaaera  enfcrer  la 
marcbandise. 

Art.  6.  —  Dans  le  cas  oü  il  serait  constat^  que  les  marchandises 
visit»'"fis  sont  m6lang6es%  d»'"tenor<^PH  on  nni^ible«?  h  la  santö  fhiniistes 
d<*f larprotit  le  fait  sous  leur  signatiire  daiis  ie  re^stre  en  regard  de  la 
marc'Landise  inscrite.  Iis  garderont  ensuito  les  ecliaiiülluu»,  scell^s  et 
dat^s,  peudaut  euviron  treiito  jours.  Copie  de  la  note  de  cette  analyse 
flera  donn^Oi  contre  röcdpisse,  au  propri^taire  de  la  roarchapdiae. 

Art  7.  —  Si  les  intdreas^  d^darent  qu^ila  ne  aont  paa  anfGaammeDt 
^difi^e  Sur  le  rdsultat  de  Vanalyae,  ils  ont  le  droit  de  demander  uue  neu- 
velle  analyse.  ('t  fte  domande  devra  dtrf  presont<^e  h  la  Direction  don- 
anit^re  dans  un  d^lai  dt;  ^U)  jourK,  ii  pariir  de  la  date  de  la  copie  de  la 
note  d'analyse  önonc^e  k  Tarüde  6.  Faas^  ce  d^lai,  la  demando  ne  aera 
pas  admise. 

Art.  8.  —  Dans  le  cas  oii  il  serait  (l«  umnde  dans  le  d^lai  leiral 
une  uuuvelle  aualy.se  de  ces  echantillon^,  les  interess^s  en  paieront  d  aburd, 
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d'jivance,  les  frais.  La  seconde  analyse  des  ^chantilioiiR  gera  faito  en 
tuute  dUigeuce  et  cuntradictoirement:  A  Constantinople,  eii  preHt^nce  d  uu 
d6\6gn4i  de  rAdminutimtion  gto^rale  de«  GontribuiioBa  Indirectes,  psr  le 
cbimMte  en  chef  de  la  douane,  par  les  chimiates  qui  oni  fait  la  premiftrer 
analjie,  et  par  nn  antre  «^imiete  dMgti6  per  VinUrtMi. 

Dans  ]«8  Tilajets,  ögalement  en  pr^enoe  d*nn  dtfläguö  de  la  di- 
rection  donaniferei  par  les  cbiiDistes  de  la  douane,  par  Ic  obimiste  d^gnö 
par  rmMrOMö  et  par  un  troifi^me  chiraiste  de  la  direction  de  la  douane. 

Dans  cette  seeotide  analyee  l'aTia  de  deuz  dee  ehimistee  sera  eon> 
eid^rd  comme  d^finitif. 

Si,  dans  les  endroits  oü  il  est  impos^tiWe  de  trouver  un  troisiome 
chimiflte,  l'analyse  op»^r6e  par  la  direction  douani^re  n'est  pas  trouvi-e 
^difinnte  sur  son  rosultat,  rintdressö  est  libre  de  demander  que  l'analyse 
8oit  faite  ä  Cunstautiuople, 

Art.  9.  —  La  direction  de  la  douane  ue  Jaitisera  pas  entrer  let 
marchandises  dont  la  visite  reconnaitrait  que  radmission  ne  saurait  @tre 
penntfe.  Aprte  en  avoir  avisd  le  propri^taire,  eile  les  fera  rtoqMSdiery 
Selon  la  r^le,  an  lien  de  prOTraance  ou  bien  ii  nn  antra  pays  strenger 
dn  choiz  dn  propri^taire.  Dans  ce  oas,  oe  demier  est  tenu  de  remettre 
la  direction  douani^re  le  aeoond  connaiasement  constatant  que  la  mar- 
ohandise  a  r6exp6di6e. 

Art.  10.  ^  Dans  le  eas  oü  la  seconde  analyse  donnerait  raison  au 
propriötaire,  les  frais  d'analyse.  pergus  d'avancf»  par  les  directions  dou- 
ani^res,  liii  «serout  restitues.  Dana  le  cas  contraire,  1ö  propriötaire  n'aura 
pas  le  droit  de  demander  !e  remhoursement  de  cm  fraip.  Les  niarchan- 
dities  restees  daus  les  eutrepOts  douaxiiers  durant  les  formalitds  des  aua- 
lysee  ne  paient  pas  de  droit  d'entreposage. 

Art.  11.  —  Les  frais  de  la  aeconde  analjae  sont  P.  100.  Les  frais 
d'anaiyse  rfeglementaire  ne  sont  nSdamÖs  qne  pour  nn  aeul  des  Ödian- 
tillons  nne  mdme  esptee  appartenant  h  nn  m§me  commer^t  dans  le 
cas  mftme  oik  les  röoipienis  de  ces  ^Sdiantillona  aeraient  mnltiplea. 

Art  12.  —  A  la  fin  de  ehaqae  mois  le  ebiniiste  en  chef  dressera 
des  borderaux  indiquant  aveo  d^gnation  de  Tc^pt^'oe  et  de  la  marque  de 
fabrique,  les  prodoit«  industriels  qui,  h  la  suite  des  aoalyses  faites  ii  Con- 
stantinoplf  p^uvent  etre  intc^^diiitf;.  Oes  bonlprnux,  seront  apr»:'S  f^xameii, 
envoyes  au  für  et  ii  mesure  par  Fadministration  generale  des  Contrihutiuiis 
indirektes,  aux  djrections  douani^res  des  vilaTfts.  Les  douanes  locale» 
laisstsront  entrer  cen  produits  sans  les  souniettre  a  i  analyse.  A  fin  d'ovitor 
une  uottvelle  visite  sanitaire  aus  mSmes  mardiandises,  quand  elles  smmt 
oiTOgrtfes  en  proYince,  il  sera  port6  sur  le  teskdr^  ou  eertificat  douanier 
diärrH  gratnitement  une  annolation  disant  qu^elles  ont  4i%6  d^b  viait^ea 
1k  Oonstatitinople. 

Art.  13.  —  Des  ponisnites  legales  seront  exerc^es  par  FAd« 
ministration  des  Oontributims  indirectes  contre  les  chimiates  qni  eom- 
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mettraieiit  des  abiis  daiis  l  exorcirc  de  leurs  fonctions  ou  qui  susciteraieut 
des  ditficultes  entravaut  la  marcbe  des  Operations  commerciales. 

PKfiPAKinoirB  cmmausa  bt  PHABMACKimQniia  rt  bp^uut^s. 

Art.  14.  —  Ne  «ont  pM  Mtoris^  k  entror  let  drognee  dont  1* 
oomposition  est  inconnue  oa  dont  la  pnret^  est  au-dei8oas  des  coDditioiu 
^nonc^es  daiis  le  code  pharmaceatique  adoptö  le  gpavemameDt  im- 
perial. Toutefois,  les  dro^ues  de  rotnposition  inconnue  p<»uvent  (''r<^ 
adtnises,  si  ollos  out  etö  adoptf^es  par  une  Aradeniie  ofticielle  ou  pur 
d^autres  departements  et  c<irps  partioulicrs  avajit  f^ualeinent  uii  camct^^re 
ofEciel  et  si,  aprös  i^ue  le  certificat  et  l  echaimilun  accumpagues  d  uoe 
liaio  indiqaftiit^  mus  pr^elMr  la  qaantit^,  les  äl^ments  seuls  qui  les  oom- 
posent^  en  ayant  6U  nont  ik  la  difeotion  douaniöre,  las  idiiiniBtat  «xamtfi 
faii,  auTont  d^dar^  qae  la  pr^paration  «et  exempte  de  tonte  mati^te 
prohib^e.  Dana  oee  oas  lee  certificate  devront  Mre  viaäe  par  lee  oonmlati 
ottomaiu. 

En  ce  qui  concerue  les  mddicaments  et  pr^parations  qui  n'ont 
pas  de  certificat,  on  agira  ii  leur  ^gard  aprfes  qu'uiie  liste  de  leurs  Cle- 
ments constitutifs  sem  prcsentt^e  avec  un  nchaiitilloii  ä  la  direction 
douaniöre  et  m  Iou  le  resultat  donn^  par  la  visite,  ou,  ä  roccasion,  par 
l  analysi:  faitc  par  les  cbiniistes  de  lu  duuane. 

Art  15.  —  Si  la  qualitd  propre  des  pröparations  chimiques  et 
pharmaceatiqneB  et  des  spCdalit^s  dont  Tentr^e  a  4X6  autoriete  confor» 
mtfment  h  Tarticle  14  est  garantie  par  une  marqne  de  fabriqne  notoire, 
Tentr^e  en  est  faeilit4e  et  activte  saus  quUl  seit  n^ceesaire  de  lee  soninettre, 
diaque  fois,  Ii  une  aoalyse. 

Art  16.  —  Bst  interdite  Tentr^  des  i^p^cialit^s  präpariee  avee 
les  drogues  suirantes  dont  Tusage  a  6t4  rcconnu  nuisible:  cocalne;  lee 
composr^s  de  siilfite;  le  s<*nim  niitituberculeux  de  Koeli;  la  coque  du 
Levant  (.niönispernjuin  i:  la  Picrotoxine;  la  Kanabis  Indica  c  est-a-dire  des 
drogues  pröparöes  avec  du  hachioh.  Celles-ci  sont  r6exp6diöes  conlorme- 
ment  h  I'article  9. 

Art.  17.  —  Est  iutcrdite  l'entree  des  niutieres  cbiuiiquei«,  pouvaot 
servir  h  la  preparation  de  mati^res  explosives,  telles  que:  (dilorate  de  po- 
tasse,  ehlorate  de  sende,  nitrate  de  potaase,  nitrate  de  sende,  les  picrates, 
la  nitroglyotfrine  et  le  falmi-coton.  A  leur  arriv^e  en  douane  eee  matitoes 
sont  confisqn^es  confonn^ment  k  la  loi  et  Ik  la  r4gle  qui  rögiasent  la 
matitoe. 

Art.  18.  —  Parmi  les  mati^res  prohiht'es  (Mmiiu'rt'es  dans  Tarticle 
prdc«5dent.  fpllos  dont  IVmploi  est  indisponnable  cii  luedocine,  tollos  que 
chloral«'  dr  ])utaf*Ke,  chioratf^  de  soude,  nilrate  de  «ou de,  nitrate  de  pota.^se 
et  les  picntlüs,  seronl  fournieB  sur  garautie  h  chaque  pharmacie  et  druguerie, 
par  Tentremise  de  la  Qrande-Maitrise  de  TArtillerie  aux  prix  origioaux 
et  en  qaantitö  fixde  par  la  direction  de  FBeole  imperiale  de  m^decine. 
Gelles  employ^es  dans  les  industries  et  Tagricttlture  seront  livr4es  dans 
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l68  mdmee  conditiotiB  en   quantitö   dtfdgnte  par  les  däpartementB 

comp^tents. 

Tontefois,  Teiitr^e  est  auturisöe  pour  los  dro^nic^.  teile«  que  paKtilles 
de  cliloratt'  d*'  pota^se.  etc..  qui.  par  leur  Ininsformatioii  en  äp^ciaiitos 
soot  deveiiues  impropres  a  la  fabnciitiun  do  iiiati6re6  explosives. 

ALnaariBi  uamoBS  bt  boisbohb  boümis  a  la  yiavn  bahixaibb. 
AtL  19.  —  Les  huilM  et  bearres  reconiiM  par  la  vinte  en  douaue 

iiupropres  Ii  TaliBieiitation  coDiine  ätaat  m4lAng4ee  de  substances  nuisihles 
a  la  s;int(',  on  mnces  nl  di'f ('rion'oR  seront  pas  adrnis  a  Timportation. 
I/huile  de  cülon  de(<tinee  aux  usiiges  iudustriels,  est  achnise  apr^s  colomtioii. 
Les  graisses  et  huiles  v<?sj^tal<>s  dostim-e?-  •■ualeinent  aux  industries  ne 
seront  pas  coloröes  a  coüditiüii  toutefuis  qu  eiles  iie  serout  pa^  m61ang^e& 
•i  aeront  introduites  sous  leurs  vrais  Boms. 

Tom  les  Mitres  beurrea  et  toutee  loa  autree  huilee  dont  Tentröe 
dane  lenr  forme  pr^ente,  ne  eaurait  Stre  penniee,  peuvent  n^moini 
0tre  admie  aar  le  d^r  de  leun  propri^tairea,  aprto  eolofatioD  tdentiAque. 

Alt.  20.  —  L*eatr6e  des  farines  dont  la  viaite  en  donane  aura 
constatö  renfenner  du  plütre,  du  sulfate  de  baryte,  de  la  craie,  du  talc 
et  de  la  magnesic  brüte  et  de  Celles  qui  ne  coiitiendraient  pas  G^/q  de 
gluteu  au  mimmam  ne  sera  pus  autoris^e.    Ces  fariues  »eront  r^exp^di^ee. 

Art.  21.  —  Les  cafös  teints  avec  des  mat  irres  iiiinärales  toxiques 
telles  que  Ic  v»'rt  d(»  chromo,  etc.,  et  Ich  thtis  artiliciela  ou  mölaog^ 
Q^etaiit  pasj  ;iUtorisei>  a  entrer,  s^roiit  reexpedies, 

Art.  22.  —  Pour  les  saucihöüiis.  buudiiis,  jambons  et  autres 
produits  de  chareuterie,  ainsi  que  pour  les  aiümaux  importea  d^un  pays 
atteint  de  maladiea  oontagienaea,  on  ne  ae  bonie»  pas  aeulement  Ik  la 
viaite  aanitaire  mau  on  demandeta  avasi  la  Präsentation  d'un  certifioat 
d^TT^  par  lea  autorit^Sa  da  lieu  d'orif^ine  et  oonatatant  qiie  cea  produita 
•ont  indemnea. 

Art  23.  —  Est  ^galement  interdite  Tentrde  en  Turquie  dei  liqueure 
et  boissnn«'  alcfioliques  qui  contir'nnent  de  Tacide  ea]icyli(|ue  pour  leur 
conservatioti,  rpä  sont  fi»lor(*t»P  uu  i\m  sont  addiiii'iiii'-cH,  pour  en  au}{- 
menter  lu  force.  de  sniistanccs  nuisibles  a  un  degre  puuvant  coiupruiueitre 
la  sant^.  Les  formal it es  puur  les  boissons  alcooliques  telles  quo:  Cham- 
pagne, vins,  coguach,  liqueun  de  grand  prix,  provsnant  de  fobriqoea 
gte^ralement  oonnaea  et  dont  la  qualitö  est  constatäe  par  les  ötiqaettea 
dea  boateilleai  seront  directement  accompliea  par  lea  pr^oa^  de  la 
douane. 

Art.  24.  —  Parmi  les  luarchandises  souniisei»  k  la  visite  sanitaire 
Celles  dont  Texamen  au  point  de  vue  de  lour  colon»tion  constat  '  rait  la 
pn'-ipnre  de  substaiiee«»  toxii|tif;'>  tfllf«;  quo  pjomb,  fhrAme.  mercure, 
cuivre,  antimoine  et  arseiiic,  ne  »eruiil  pas  adiuise«  eu  Tunpiic 

Art.  25.  —  Le  Systeme  en  vigueur  dans  les  douanes  pour  la  visite 
et  les  formal! tös  nöcessaircs  dcb  marchandiües  et  articlcs  qui  y  arrivent 
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4.  Modifiziertes  Keglement  über  den  inneren  Üiensl 
des  l'ostpacketverkehrs.  Datum  des  Iiadt  s  ^'y- ^  i^^^^^^p 
=  2b.  Februar  in  Kraft  g-etreten  am  1.  Aug:u8t  1905. 

Packete  bis  zu  40  kg  (Tewicht  und  bis  zu  80  cm  Länge, 
Breite  und  Tiefe  werden  als  Postkolis,  mit  deklariertem  oder  nicht 
deklariertem  Wert,  von  der  türkliehen  Post  befördert  (§§  1  und  8). 
Adrasdermig  und  Verpackiugr  ist  in  §§  2  and  3  behandelt.  Bei 
Aufgabe  Ton  Terbotenen  Schriften  und  GefenstiJiden  wird  nach  §  9 
yeriUkien.  Das  Porto  betragt  bei  Befördemng  durch  Bahn  und 
Sehiff:  4  PJaster  für  Eolis  bis  sn  5  kg  in  der  ersten  Zone,  7  Piaster 
in  der  zweiten  Zone.  Bei  Faeketen  Uber  5  kg  werden  4  besw. 
7  Piaster  für  Jedes  weitere  Kilogramm  je  nach  der  Zone  bezahlt 
(cfr.  ausführliches  im  Tarif  in  §  12).  Uff.  enthalten  Dienst- 
vorscliriften.  ^  'Sl  betrifft  Verlust  uüd  Beschädigung  von  Post- 
paketen.^) 


est  maintenu,  loa  diapositions  de  la  präsente  loi  eonoenumt  exelnmvemmt 
loB  marehandisee  et  artieles  qui  oompoitent  ou  qua  ezigent  une  ▼iaite 

•otentifique  et  une  ioalyse  chimique. 

Art.  96.  —  Les  artides  de  la  loi  en  dute  du  6  mal  1300  (6  Cbabao 
1301)  concernant  les  attributions  des  insppptourjä  dnfs  stibstances  in<*dir»i- 
nales  et  1^"^  articl*»«  d*»s  ii!*itrnctions  datees  du  25  juiu  liiOl  (^24  Kaniazaii 
1302^  Sur  b's  uttrilmtiinis  de  la  noiiinii'-siüri  de  Thygit'^ne  publique,  sauf 
les  ditipuäitiuliü  uux  iii.spectiuus  interieuieä,  articles  relatiis  uux  formaliter 
K  rempHr  per  loi  donanea,  ainsi  qne  la  loi  en  dato  dn  14  ftfvtier  1915 
(26  Ghewal  1H17)  «nr  la  visite  saoitaire  en  douane  sont  abrog^s  par  Is 
pr^nte  loi. 

Art.  87.  —  LWminiiitmtion  de«  Gontribtttions  indireotea  eat  cbaig6e 
de  Fex^ciition  de  la  präsente  loi. 

>)        POSTE  IMPERIALE  OTTOMANE. 
Beglement  modlllö  dn  ^errice  Interieur  des  CoUs  Postanx. 

Artiole  I«r  —  Les  objets  dont  le  poids  ne  d^pesse  paa  40  küo- 
gnunmes  et  dont  les  dimenriona  ne  sont  pas  8np4rienres  k  Celles  fos^es 
dana  Tarticle  8  eont  traneportäs  comme  coIi8-|)ost.iuz  de  valeur,  ai  leur 
▼aleur  ost  estimäe  et  d^ndar^e  par  le  proprietaire.  8i  non,  Us  sont 
transportös  comme  colis-p(t>taux  simple«. 

Art.  Tl.  —  On  devra  (^crire  sur  les  colis-postuux  la  ville  oh  «so 
trouve  le  destinaUkire,  le  nom  et  la  prufession  de  celui-ci  et,  si  possible, 
la  rue  et  le  num<5ro  de  son  domicile.  Cetio  adresse  sera  öcrite  en  turc. 
Los  propri^taires  pourront,  s'ils  Teulent,  ajouter  l'adresse  en  fran^Ais  ou 
dana  une  autre  langue. 
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IiM  eolkopostauz  dont  TMlvQMe  est  <$oiite  m  crayun  oo  aToe  Im 
inituJes  dei  mote  aenlemeBt  ne  Mront  pas  aooepM«. 

Art  HI.  —  li^emballage  des  colis-postsux  fer»  lait  ]wr  Im  propri- 
^tairM  d^one  muiitee  propre  k  pr^erver  «nffiMnunmit  Im  objets  j  contMias 
et  k  Im  prot^gor  oontre  tonte  d^t^riontion  pendant  le  tnijet,  et  anaal 
dWe  manidre  ne  pennettant  pM  de  Im  ouTrir  sans  que  leur  forme 
originale  soit  alt^r^e.  Les  liquides  et  le»  mati^rM  faoUement  Uquöfiables 
seront  niis  dans  un  double  rf^cipient,  dont  lo  premier  sera  nne  bouteille, 
Uli  'fol,  nn  pot  011  une  hoite,  et  lo  second  une  boite  eii  mt''tal  ou  en 
hviB  solide.  Le  vide  entre  les  deux  recipientR  sera  rempli  de  copeaux 
de  bois,  de  coton  ou  autres  mati^rea  absorbaute;;. 

Art.  TV.  —  Les  colis-postaux  seront.  visiu.-.  dans  les  bureaux  de 
poste.  Les  colis-pustaux  conlenant  de»  ubjet»  de  valeur  devront  itdaiiii- 
blement  fttre  eadietöi  aveo  «n  eoeaii  portant  le  nom  de  rezptfditeur  on 
un  eigne  partieulier  k  lai.  Le  mdme  proe^dö  peut,  mir  la  demande  de 
Peoqi^diteiir,  dtre  appliqa^  ponr  Im  oolw'poetanz  k  objets  aimplM.  Maie 
tone  Mront  Mellte  dn  «eeau  de  la  po6te  et  aveo  un  mmu  en  plomb. 

Art.  V.  —  Les  colis-postanx  k  objets  de  valeur  seront  accept^ 
quelle  que  soit  leur  valeur  dans  Im  limitM  dM  poids  et  dM  dimensions 
r^ementaires. 

Art.  VL  —  Dans  le  cns  ou  un  ohjet  sera  estimö  et  d^clare  h  nn 
moiitant  stipf^rif'ur  u  sa  valeur  rtfelle,  et  cela  dans  un  but  de  fraude. 
Texp«  ' In iMir  perdra  le  droit  de  reclamer  une  indemnite  et,  au  hesoin, 
des  pour^aites  judiciaire»  seront  exercdes  contre  lui.  Dans  Ic  cas  ou  un 
boreau  de  poste,  eoit  par  hasard,  soit  bot  la  demande  dM  int^reM^s, 
oMMtaterait  que  Im  objets  oontenns  dans  un  oolis-postal  ont  d^elaräs 
b  nn  montant  sup^rienr  b  lenr  valeur  röelle,  radministration  g^n^rale 
dM  postM  et  täl4gi^phM  en  Mia  inun^diatenent  infonn^e  afin  que  Im 
formatit^  n^cesHaires  soient  rempliM  et|  s^il  y  a  eu  une  enqu^te  quelconqne 
b  oe  propos,  le  dossier  sera  enroy^  en  m^me  temps. 

Art.  VII.  —  La  valeur  en  piastreR  de  chaque  colis-postal  h  valeur 
ddclaree  sera  inscrite  sur  le  colis  en  chiffres  et  en  toutes  lettres.  Aucune 
ratore  ni  g^rattage,  m»'me  si  eile  pst  eonfirmce,  nn  sera  adrnise. 

L'expediteur  peut  ajouter  la  valeur  estimce  en  uue  autre  monnai«'. 

Art.  VITT.  —  Les  troi.s  dimen«?ioiis  (le>  colis-postaux  qui  <eroiit 
echangäs  entre  deux  bureaux  de  puble  dont  le»  moyenn  de  cumuiuincations 
conaisteot  eoKclusivemenot  eu  chemin  de  fer  ou  en  bateanx,  ne  devnmt 
pos  d^paner  80  eentimfctrM  cbacune.  Sont  nöanmoins  aeoept^  Im 
pan^loiM,  camiM,  oartM,  dessins  et  autrM  objets  eimilaires  jusqu^b  une 
longnenr  de  nn  mMre,  b  oondition  que  la  largeur  et  r^paisseur  ne  ddpaesent 
pas  40  ceotimfetrM. 

Lm  dimMisions  dM  colis^poßtaux  qui  seront  dchang^  entre  Im 
bureaux  ne  devront  pas  ddpattser  40  eentimfttrM  en  longneur,  90  e/m  en 
largeur  et  20  c/m  eu  epaisseur. 
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Art.  IX.  —  Dans  le  cm  ou  de«  objete  et  papiera  dont  le  tnnspait 
est  intefdit  en  Turquie  sendent  remis  anx  bureanx  de  ptwte  oomme 
Golis>posteiix,  le«  fornkmlit^e  nöGessaireo  «eront  remplies  oonfonntoent  k 
la  r^gle  ötablie  uussi  bieii  pour  laü  diu  objets  et  papiers  qu'ä  Tegard 
deH  exp^ditean.  En  dehora  de  eea  objets,  les  article.s  tel»  que  lo  ptHrole 
et  le  Vitriol  ne  soiit  pos  accept«^«<  mais  sont  restitu «5s  k  Texpedit^ur.  Si 
ces  objots  soiil  trouvi's  pondant  Je  tnuispnrt  ils  sont  dctruit«.  et  le.n 
recipients  sunt  reexpcdirs  aus.  bureaux  li  oxp^ditiun  avec  ie  procö«' verbal. 
L  expüditeur  en  est  inforiue. 

II  eflt  interdit  d'envoyer  sous  forme  de  colis-poetai  on  paimi  de« 
objets  traDsport^  oomme  colis^postanx  des  lettree  ourertes  ou  fwm^es, 
des  journaux  et  pöriodiqtte»  qui  «ODt  ezp^^  de  la  maoi^re  ordineire 
par  les  postes.  Dans  le  caR  oa  il  auia  6i6  oonstatö  qoe  ees  objets,  en 
di'pit  de  riiiterdiction,  sont  transport^  avec  Ics  colis-postaux,  lee 
dispositions  du  Reglement  des  postes  seront  appliquees  k  leur  öinird. 
On  peut  seulement  mettre  dau''  le  colis-po«tal  la  fncture  onverte  de^ 
objets  envcyc^'s  ou  bien  une  feuille  portant  les  copies  de  ladre^  du 
destinatuir*^  et  celle  de  l'exppditeur. 

Art.  X.  —  Pour  chaque  colis  il  sera  delivre  a  titre  gratuii  un 
bttlletin  d^exp6dition,  qui  sera  lempli  soit  par  rexp^ditenr  soit  sur  ton 
d^sir,  par  Temploy^  du  bureau.  L'ezp4diteur  peut  faire  sur  le  Coupon 
de  oe  buUetin  des  aimotatioEM  relatives  aux  objets  qu*il  envoie.  On  peut 
se  servir  dW  seul  bulletin  pour  trois  paquets  au  plus  »ans  valeur  destan^ 
h  ane  Keule  personne.  Mais  pour  chaqne  paquet  k  raleur  d^daräe  il  faot 
un  bulletin  srparf^. 

Art  XL  -  Chaque  paquet  pnstal  et  chaque  bulletin  dexprdition 
devra  [Mirt^r  le  nom  du  bureau  expediiour  et  le  imniHnt  dV  iire^strement. 
La  pifice  en  usage  dans  ce  but  c'est  Tetiquette.  Le  poids  et  la  taxe  de 
chaque  paquet  ^eront  indiquän  sur  Tdtiquette  et  sur  le  bulletin  d'expädition. 

Art.  Xn.  —  Le  port  des  colis'postaux  est  pay^  d'avance  sur  la 
base  exposde  plas  bas; 

1^  Port  pour  les  transports  entre  les  looalit^  dont  les  mojens  de 
tronsport  consistent  en  chemins  de  fer  ou  en  bateaux: 

Premiere  sone:  Pts.  4  pour  les  colis  pesant  jusqu'k  5  kilogrammes, 
transportrs  j)ar  mer  ou  p:tr  nnf  ligne  de  chemin  de  fer  (In  mer  Noire 
uvpo  la  Marniura.  lu  Mt?diternin('e  avec  la  Mnrmar».  la  mer  Rouge  et 
chaque  ligno  do  eheriiin  de  for  ötanl  cnnsidoree  comuie  une  seule  «onel 

Deuxiime  sone:  Objets  trunsportes  pur  mer  et  par  une  ligue  de 
chemin  de  fer,  ou  sur  pluNieurR  mers  ou  sur  plasieun  voiee  f«nr<es:  Pts.  7; 

Les  coHm  d^un  poids  d^au^dessus  de  5  kilogrammes  paieront, 
respectivement,  Pt«.  4  et  7,  «elon  la  sone,  par  6  kilogrammes  ou  fractions; 

Un  port  suppl 'im  ritatre  de  Pts.  2  par  Pts.  lOOOOou  fracHon  sera 
peryu  h  titre  de  droit  do  i' v  r 'ic  sur  les  colis-po^taux  h  valeur  d^olarte; 

2^  Port  pour  let>  ioatlites  eutre  lesquelles  il  n^y  a  pae  de 
vuie  ferreo. 
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L'iiitt'rieui  tl  un  vilayet  ebt  coiisidere  comiue  uiif  zone;  les  vilayeU 
iimitruphes  comme  uii«  uecoude  zoue;  les  localit^s  eiitre  lesquelles  uot 
Mtre  Yilayei  iDternent  eoBt  oontid^r^ee  Gomine  3me  sone;  oellee  entre 
leaquellee  intervieoxieDt  deiix  Tilajeta  oomme  toe  sooe;  les  localit^ 
plm  6Ioigii4ee  entrent  dana  la  öme  sone. 

Pemr  lea  oolie-poetaix  de  veleiir  il  ert  peryu,  par  1,000  piMtfee 
on  ^»otionB,  nn  droit  de  germtie  de  Pta.  8  ponr  1»  Ire  sone  et  Pte.  8 
poar  lei  satree  sones. 

Ponr  lee  oolis-poeteuz  entre  les  bureaux  de  poete  ntute  snr  la 

cOte  et  8ur  le  parcours  des  voiea  ferr^es,  ou  ä  Tinterieur,  k  des  endroite 
«ptre  lesqaele  il  n'y  »  ni  bateenx  ni  voiee  fenr^es,  le  «econd  tarif  est 
appliqaä. 

Pour  certaines  lucalites  qui  doivent  acquitter  les  droits  de  la 
2üie  Zone  du  tarif  I  ou  ceux  do  la  2me  U  la  5ine  zone  du  tarif  II,  oii 
pourni.  avec  rapprohiitiun  do  l'adniinistration  generale  des  postos  et 
tf^legruphes  et  vu  1  uboiidaitce  du  service  et  Texigult^  de  la  distauce  Ii 
parcourir,  appliquer  les  droit«  d'une  seule  zone. 

Le  port  et  le  droit  de  garantie  des  coli»  qui  seront  envojes  par 
lee  bnreaiuc  de  poste,  par  la  voie  que  ceux-ci  priSfürerout,  seien  leur 
eervioe  seront  acquitt^  snr  la  baae  de  la  voie  la  moins  ch^re.  Hais 
dam  le  cas  ou  rexptfditeur  d^ipie  ane  Toie  spfoiale  il  devra  acquitter 
le  port  et  le  droit  de  garantie  sur  eelle*ei.  H  laut,  en  ce  cas,  que 
Tespäditeur  indiqiie  sur  la  note  d^exp^dition  la  Toie  dtiaifpiäe. 

Pour  les  bursaux  de  poste  oü  le  service  des  mandats-poste  n^est 

pas  introduit  il  est  per^u  1  piastre  par  100  plasia  poar  los  r>nvois 
d^ai]gent  jnsqu'a  concnrrenoe  de  ÖOO  piastres,  aans  tenir  compte  du  poids. 

Un  droit  d'entreposage  d*iine  piastre  par  colis  et  pnr  semnine 
sam  percu  df>  cmx  qoi,  aprto  avis,  n'anront  pas  retirö  leurs  colis  dans 
un  dölai  de  dix  jours. 
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Art.  Xm.  —  Le  pork  dw  colis-poetaux  eet  ftoqaifctä  en  timbrM- 
poste  qui  sont  appliqate  k  rondroit  r^senrä  d«  1b  note  d*e3q»^ditioii  et 
obliMrAi  an  timbre  b  date. 

Art.  XIV.  —  L*«xp^teiir  a  le  droit  de  te  faire  donner  moyenoant 
un  droit  d^une  piaotre,  arit  de  la  remise  de  eon  paquet  aa  deetüiataire. 

8i  oette  demande  est  faite  au  moment  de  Tei^t^tioD,  le  bnrean 
«cpöditetir  applique  siir  le  balletiii  d*expöditio&  an  timbre  d*une  piastre 
8ur  lequel  il  ecrit  en  lottres  apparentes  ,,AveG  certilicat  h  retounier*' 
QU  bieii  il  applique  le  sceau  special  k  ce  certificat  lequel  il  libelle  ensuite 
et  l'attuche  an  bulletin  dVxp^dition. 

Si  la  demunde  est  formuiet*  apn-s  hi  remise  du  paquet,  le  biireau 
expdditeur  ccrit  un  ccrtificat  de  retuur  sur  lequel  il  applique  uii  timbre 
d^une  piastre  it  ia  chargu  de  i'expäditeur.  Le  bureau  desticataire  retoume 
ce  certificat  oomme  piftoe  of&cielle  au  bureau  eocp^tenr,  signö  par  ie 
destinataire  et  portmt  la  date  timbr^e.  Le  eertifioat  eet  remie  alore  b 
sa  pr^oDtation  b  Texp^diteur  contre  vii  r6o6pim6, 

Art.  XV.  —  A  la  remise  d^un  colis  poatal  au  bureau  exp^diteur, 
remploy^  ddlivre  a  Pacpöditeur  un  re(;u  ddtach^  d'un  Hvre  k  souche  et 
indiquant  les  particularit^s  di8tinctives  du  paquet.  Lee  taloua  sign^e 
par  i'emploj^  seront  conserväs  au  bureau. 

Art.  XVI.  —  Les  d^tails  relatifs  au  paquet  eeront  ^galement 
iuscrits  dana  le  regietre  des  exp^ditions. 

Art.  XVII.  —  Ij^b  paquets  postaux  sont  inscrits  pur  le  bureau 
exp^diteur  dans  un  bordereuu  et  exp^die»«  a  leur  destiuation.  Les  paquäts 
Sans  valeurs  aiusi  que  les  pit^ces  d^exp^dition  7  relatives  et  s^il  y  a  lieu 
les  oertificato  de  retour  aont  remk  d^eonrerls  auz  laeteuni  vojageurs 
ou  aux  oouniefs. 

En  Tabaence  de  fiieteurs  dans  les  bateaux»  les  paqvela  aont  a^par^ 
suiTant  les  burMMix  deatinataires  et  mis  dans  des  laos  distinots.  Oenx-ei 
sont  remia  ensuite  contre  regu  au  capitalne  ou  b  Pagenee  du  bateau. 

Quant  aux  paqueta  b  valeur  dödarde,  eeux-d  botJ  r  >  min  directemant 
un  H  un  aux  facteur^t  vojageurs  ou  aux  courriers  sur  d^olaratioa  de  regn 
flign^e  de  leurs  cachets  pnr  eux  dans  un  livre  special. 

T,ri  remi<?r>  nux  cnpiffuTiP«  pt  aux  agenre?;  est  f;iite  (^galemeut  Utt 
k  un  d  apres  destination  et  cuiitr»-  I:i  <l^HvmTi<'e  d  un  cniinaissement. 

Art.  XVIII.  —  A  l  arrivt?«  d  uii  paquet  jx^stal  le  bureau  de^'tiiiataire 
cuiifronte  les  pii'oes  y  afferentes  avec  le  bordereau  dexpeditiou,  üu  bieu 
il  p^e  le  paquet  et  en  compure  le  puids  Ii  celui  indiqu^  sur  T^tiquette 
et  aur  la  pidce  d*exp^dition.  £n  outre,  il  examine  les  enipreintea  des 
aceaux  sur  la  partie  aup4rieure.  Oea  opärations  swont  faitea  par  dem 
emplojöa.  Si  cea  demiera  remarquent  une  erreur  ou  une  Omission  dans 
les  piftces  affärentea  aux  paqueta,  ou  s^ils  oonatatent  Tabaence  d'un  paquet 
ou  autre»  irregularit^a  queloonquea  ils  annoteront  oea  faits  dans  lee 
bordereaux  d'exp6ditions  soua  leure  signaturee. 
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Art.  XIX.  —  Le  bureau  destinataire  dressera  sur  les  rectifications 
apportöds  au  bordercün  (rexp^dition  im  biilletiti  (runufuMc  qu'il  enTerra 
imm^diatement  sous  iorine  de  piece  uflicielle  au  bureau  cxp^diteur. 

Art.  XX.  —  Si.  ;iu  cours  de  In  vörification,  If  bureau  destinataire 
constate  1  abäeDce  d  un  paquet  ou  une  däteriorntiuu  ei  irregularite  quel- 
coDqno  saweptibl«  d^eugager  la  req»oiisabUit^  de  l'adminiitntiQii,  ü  en 
dreouera  procte-yeibal  en  deuz  exemplaires  dont  il  enverra  Tun  au 
bnrean  ezp^diteur  et  l'autre  par  la  voie  de  la  direction  priucipale  b 
radministration  centrale. 

Alt.  XXF.  —  Lee  paquets  postaux  sont  inscrit^  hu  bureau  destin»tuire 
dans  un  re^^stre  sp^^cial.  T^a  livraison  aux  destinataire^  seni  con8t«tee 
par  Ih  Signatare  ou  le  cachet  de  ceux-ci  appoa^  8ur  le  bordereau  d'ej^d- 
dition  et  sur  le  registre. 

Art.  XXll.  —  Immediatement  apr^s  l'arriv^e  des  ctjlis-postaux, 
l'employ^  du  bureau  dreeBera  un  bulietin  d'avis  qu'il  enverra  gratuitemenl 
au  destinataire.  Ge  demier,  en  recevant  le  oolis  en  d^darera  le  regu 
eign^  Ott  cachet^  par  lui  au  Teno  du  bordereau  d^exp^dition.  Le 
destinataire  non  eonnu  au  bureau  est  tenu  d'ätablir  son  identit^  par  aon 
tezk(^re-i-osmauiä  (eztrait  de  TEtat  civil)  et  d^autres  piöces  probantes  ou 
ratt«8tation  d'une  personne  connue.  L'attestation  peut  etre  ecrite  au 
versn  du  bordereau  d'expt'^ditioii.  Si  le  destituituire  appartient  ^  Tarrnee 
de  terre  ou  de  mer  ou  a  la  gpndnrmerie  ou  bien  s'il  est  el^ve  d  une 
öcole  civile  ou  müitaire,  il  est  teau  de  produire  un  certiHcat  purtant  le 
sceau  offidel  de  »on  officier  respectif  uu  du  directeur  de  1  ecole  certifiant 
aa  signature  ou  son  cadiet. 

Art  XXTTT,  —  L^expöditeur  peut  retirer  son  paquet  ou  en  duinger 
l^adresse  en  prteentant  une  demande  sign^e  ou  cacbet^e.  Le  lait  alors 
est  signifiä  k  son  gr^  par  la  poste  uu  par  le  t^lägraphe  au  bureau  desti- 
nataire. L^ezp^teur  aura  toutefuis  dans  oe  cm  h  exhiber  son  bulietin 
de  reinise  et  prnuver,  s'il  y  n  Heu,  son  identitc.  Lo  port  de  la  lettre 
ou  du  telegramtue  it  expedier  ainsi  que  les  frais  de  retour  seront  h  sa 
Charge.  L'cxptjditeur  reprerid  le  paquet  en  apposant  sa  signature  ou 
son  cachet  au  verso  du  bordereau  d'expödition  et  en  retitituant  le  bulietin 
de  remise. 

Art  XXIV.  81  le  destinataire  a  ohang^  de  domidle*  et  que, 
dans  son  nouvean  domicile,  il  n^y  a  pas  de  serrioe  de  colie-postaux,  le 
oolia  aniv6  b  son  nom,  pouria  Iftre  exp6di<$  au  nouvean  domioile,  les 

frais  suppl(''incnt«ires  b  Ha  charge. 

Art.  XXV.  —  Si  le  destinataire  n'ayant  pas  ete  trouv^,  le  colis 
restant  h  hi  poste  est  r^exp^di^  au  lieu  d'nri^ine.  I'expediteur  acquittera 
encore  une  fois  le  port  qu'il  nvnit  pay^^  punr  l  expeditiou. 

Art.  XXV^I.  —  Le  bureau  dt'.slinuiairtj  douaeru  avi.^  au  bureau 
expediteur  toute»  le^  fois  qu'un  coli.s  k  valeur  declaree  ou  suns  valeur 
ne  povra  Mre  remis  pour  une  cause  queloonque  b  son  propri^taire.  Si 
rexp^tenr  n'eat  paa  retrony^  et  s*il  ne  donne  auoine  r^onse  dans  le 
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5«  Das  Stempelgesetz  vom  —erK^öilr  TaaT"  =  19.  Febr.  1904. 

Das  nene  Stern pelgesetz  yerdankt  seine  Entstehnng  einem 
Änleiliebedarfius  der  Pforte.  Das  Unifikatioiiskoiisortiaiii  hatte 
letzterer  eine  Anleihe  von  2^/,  Hill.  Ltq.  in  Annicht  gestellt,  wenn 

delfii  de  detix  luois,  le  bureaii  txjx  diteur  eii  donnern  :ivis  mi  biireau 
de.stinatfiire.  l^e  paqiiet  sen«  gmdi'  pendant  deux  niois  tiicure  au  biir>  :iii 
destinatuire  on  attendani  la  pre.sentatjun  de  l'expediteur  ou  du  destinaiuire 
et  un  wiH  sera  aMeh^  dewit  Im  bureaux  de  Constantinople  et  dt» 
provinces. 

A  reocpiration  de  oe  d^lai,  le  puquet  k  valeur  sera  enroy^  Tad* 
miniRtcation  des  postes  et  des  täl^graphes  et  «era  ouTert  devant  le  oonaeil 
de  ce  d^partement.    Le  coDtenu,  aprte  v^iilicatioD,  s'il  n^est  pas  du 

nuiueraire,  sera  veudii  au  proßt  de  la  cnisse  de  radininistration.  Sil 
s'agit  d  un  colis  simple,  Touverture  aura  lieu  devunt  le  Conseil  adniinistrutif 
du  lieii  du  bureau  expediteur.  TiP  contenu  '^cra  vendii  rnjiune  cehii  du 
c'ulis  k  valeur  et  b«  niontant  etue^Mstri'  enmiiie  rocettes  extraordinaires. 
Si  daiii^  le  delai  de  deux  an«  h  purUr  de  in  date  de  la  remise,  le  proprie- 
taire  du  paquet  postal  se  prt!i>ente,  le  contenu,  s'il  etait  de  Targent,  lui 
aera  rendu  en  urgent,  s^il  se  composait  d'objets  diff4$rent»,  il  recevra  le 
prodttit  de  la  Tente  op^r^e.  A  Vexpiration  de  ce  d^lai,  aueune  r^clamatioii 
n^eBt  receroble. 

Art.  XX Vn.  —  Si  un  colifi-postal  est  perdu  ou  endommaictf  pour 

une  cause  qui  n'est  pas  de  force  majeure  ou  bi«i  a^il  eet  vole,  une  indem" 
nit^  proporti()nn(>e  ä  la  valeur  reelle  des  pertes  sera  payäe  h  T expediteur 
ou,  snr  la  deiiiande  de  celui-ci,  au  destinataire.  Seiileniont  il  fniit  (|ue 
ces  pertes  ne  soient  pas  dues  a  1»  fnnte  <>u  a  la  nt'gligenee  de  Texpediteur, 
ni  a  la  uature  de  Tubjet  et  que  l  indeinnite  ne  döpasse  pao,  pour  1^ 
colis  simples,  une  Livre  turque. 

Cette  ijidemuitü  est  pajöe  apres  la  eoiistatatiou  de  la  perte  et, 
eo  tont  caa,  dans  un  d^lai  de  91  joun  ii  partir  de  la  date  de  la  rädaination. 
II  faut  que  les  r^damatioD«  aoient  pr^sent^es  dam  un  dW  d'un  aa  ii 
partir  de  la  date  de  la  remiae  du  colia.  Toute  demande  ^r^a  ee  d41ai 
restera  aana  efCet. 

Art  XXVni.  —  L^adminiatration  peut  autoriser  Teaq^^dition  de 
paqueta  Ii  Taleur  d^daräe,  comportant  Tobligatinn  de  la  remise  au  desti- 
Tiatnirf»  oontrf»  If»  paiement  par  cclui-ci  de  la  valeur  indiqut-e  par  l'expe- 
diteur Sur  It!  InM-dtTfau  d>xp«'dition  et  sur  le  paquet  et  de  Teuvoi  de  la 
somnie  rerue  mm  forme  de  mandat-poste  a  l  expediteur. 

Art.  XXIX.  —  Par  le  präsent  regiement  Ront  abrogt'tis  les  dispot»itious 
du  regiement  postal  intericur,  relatives  aux  euvois  de  groups,  de  uumöraires 
ou  objets  de  valeur. 

I^e  präsent  regiement  swa  mia  en  vigueur  h  partir  du  mois  d'aoat 
1905  (y.  a.>. 
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ein  neues  Gesetz  die  Erhüliiuig^  der  Stempelsteuer  sicher  stellen 
würde.    Dies  geschali  mit  dem  vorlieg-enden  Gesetz. 

Das  ueiie  Gesetz  ist  von  den  fremdeu  Mif^siouen  er^^t  nach 
lOn^eren  Verhandlunf^en  angeuoinmen  worden.  Die  Pforte  hatte 
zuerst  zwei  nnwi<  litige  Zugeständnisse  gemacht,  indem  sie  inhaltlich 
ihrer  Note  vom  G.  Juli  1904  No.  5768^^  84  ,a  elemine  le  second 
paragraphe  de  V  art.  51  (die  fremden  EtablisBementB  betr.)  et  modifi^ 
le  Mo.  54  deB  titre  IV/  „De  la  maniöre  snivante:  „Avis  des 
Ambanades  et  Consolata  qai  ne  eeront  pas  prodaita  devaat  les 
tribunanx  ottomana^,  und  die  Dette  Pabliqne,  der  die  Verwaltnnfir 
der  Einaabmen  am  dem  Stempelgesetz  zusteht»  hat  sich  noch  zn 
anderen  Konzessionen  bereit  erldärt.  Erst  auf  die  Zirltalamote  der 
Pforte  an  sSmUiche  Missionen,  deren  Wortlant  wir  nnten  abdrucken,') 

*}        SnUtaie  Forte. 

Miuistere  des  Affaires  Etrangeres, 

yo  Q«  64311,  NO  Sl  18. 

Gireulfiire  K— V.  Le  88.  Ferner  1906. 

Le  MiniKtfere  Imp.  des  Affaire»*  Etrangereü  a  l'horineur  do  reiuettn' 

a  i'Aüiha«8ade  de  ci-incius  avec  f>a  tiadueiion  fruucai«e, 

le  texte  laoditie  de  la  ioi  »ui-  le  tiuibre  qui  vierit  dVtre  Nauctionnec  par 
Xnd4  de  Sa  Ifigeat«  Imperiale  le  Sultan. 

Cotnme  rAmbassade  Imperiale  Toudra  bien  le  reJem  par  Ja  lectnre 
de  oe  texte  Im  modifieations  qui  j  out  €i6  introduites  tiennent  largeinent 
compte  des  suggestions  faites  par  les  Miwions  Etranj^feres  danfl  leur 
demi^re  note-verbale  identique. 

Le  Gouvemeraeiit  fiupi-rial  n  ainsi  fait  ^liminer  du  texte  de  la  loi 
en  question  les  No  96  et  115  du  tarif  des  droit»;  üxe«  relatif»  aux  timbres 
^  appotier  aux  enseigne-s  et  aux  cartes  u  juuer. 

Äpr^8  mür  examon  de»«  opiuiouh  emibcs  il  est  neunmouis  toujours 
d'avis  que  leä  taxes  y  afferentes  n'auraieut  coustituä  un  droit  de 
patente  oe  une  snreharge  aux  droits  de  douane,  mais  bien  une  tax«  reelle 
de  timbre  talle  quelle  est  connue  et  pratiqu^e  dann  piuüieitrs  autres  pajH. 
Espörant  des  Ion  qn'une  ^tude  ulterieure  de  ceo  point«  am^nera  les 
Mihsions  Ktrang^ree  h  en  reconnaitro  le  caract^re  yeritable,  la  Sublime 
Porte  n'y  iusiste  pas  davantage  dane  les  circonstances  präsentes  et  eile 
se  r^serve  d'en  faire  h  l'avenir  Tobjet  d'unp  propo'-ition  di^tirioto. 

Le  No  50  de  I'art.  28  du  iextr  de  la  loi  a  »  tf  r'-manic  daii-  le 
>ens  du  desir  exprini^  par  les  Mission^  Ktrangere.s.  Le-  vi  rillcatinn-- 
meiitionueeH  au  chapitre  6  de  la  loi  «^Uut  eshentielles  au  point  de  vuo 
de  la  suretö  de  lou  «xteutioDi  le  Oouvemement  Imp.  n'a  pa«  pu  y 
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Gesetzgebung. 


wnrde  das  neue  Stein pelgesetz  von  deu  Mächten  angenommen  uud 
ist  auf  Fremde  seit  dem  1.  Dezember  1906  anwendbar. 

Die  Erwartnngen  aas  den  Stempeleinnahmen  sind  nicht  ent- 
täuscht worden.  Die  letzteren  stellten  sich  beispielsweise 


„      ^      ld(y4  (neues  Kegfane)  snf   .   .   .   707,270  „ 

es  ist  somit  in  dem  gedachten  ^loniit  eine  Mehreinnahme  von 
397,565  Piaster  erzielt  worden.  Das  nene  Gesetz  iiat  folgenden  Inhalt: 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Titel  T.    Der  feste  Stempel  (droit  fixe,  Tarif  §  9). 

Titel  IL  Der  verhültnismässige  Stempel  (droit  proportionnel). 

Kapitel  L   Die  Höhe  des  TerhSltnismXssigen  Stempels. 

Kapitel  IL  Wertpapiere. 

Kapitel  III.  Versichemngspapiere. 

Kapitel  IV.    Akten ,  Obligationen  und  fremde  Schnld- 
▼erschreibnngen. 
Titel  TU.   Ansnahmen  (Liste  §  27). 
Titel  TV.    Form  der  Entrichtung  der  Stempelsteuer. 

Kapitel  1.    Der  bewegliche  vStempel. 

Kapitel  II.    Ausserordentlirlie  Stpnipeiung. 

Kapitel  III.  Besondere  Bestimmungen  bezügl.  der  Anzeigen. 

apporter  de  raodiHcntion.  Toutefois,  afin  de  donner  aux  MieMons  intt^resseet: 
la  pus»ibilitu  d'ctudier  cette  importaotd  question,  il  a  fait  panenir  ä 
l'AdminivtFfttiou  de  la  Dett«  Publique  Tordre  de  ne  paa  le  mettre  en 
appltcation  ^  r^gard  des  ötablisBeoiMits  ^tnogen  jusqQ*  a  oe  qn^une 
entente  complete  seit  iotenr«nie  a  ce  Biqet. 

Le  Minist^re  Imp.  croit  .devoir  en  oons^uonoe  rAserrer  oe  point 
a  une  discuMion  uliärieiire  avec  le  ferme  espoir  que  TAmbassade  de 

 Tondra  bien  alors  reconoaitre  la  josteme  et  Tatilitä 

des  veridcations. 

LeB  explications  qui  p^eo^dent  niontront  sufltsamneiit  Tattentioii 
ücrupuleuse  que  le  (iuuvüruement  Iwp.  u  mise  u  tenir  compte  des  idees 
emiscs  par  les  Missions  Ktrang^res  au  sujet  des  modifieeüoiia  a  introduire 
dan«  le  texte  de  la  loi  de  1322.  Le  Hiniatere  Imperial  eipere  que  PAm- 

baiisade  de  appröciera  a  lotur  jmte  valenr  tee  modi- 

fications  ainsi  apportdes  ot  qu*  Elle  voudra  bien  en  aasarer  Tex^cutioB  en 
ce  qui  la  conoeme  dan«  les  delain  prescrit«  b  railiele  81  de  la  lei. 

A  PAmbaRsade  de 


im  Angnst  1908  anf 


809,705  Piaster, 


Digrtized  by  Googl( 


WiLBiuf  Padsl:  Tflrkei. 


2781 


Titel  V.  StrRfbeBtiiiiniiingen  und  GeldBtnfbiL 
Titel  VL  Kontroll«  und  Überwadumg. 
Titel  VIL  Stntf?erfo]giiiig. 
Titel  VIDL  VenoUedene  Beiti]iimaiige&. 
Titel  DL  Überstempel.  ^) 

')  Wir  geben  bier  den  ebgeinderton  und  definitiven  frensödschen 
Text  wieder. 

LOI  SUR  L£  TIMBRE. 

DISPOSIXiONS  0£n£BALES. 

Art  1.  —  La  cwtribntion  du  tinibre  est  uu  impöt  s^appliquont  aux 
aetee  et  tferite  pouvent  §tre  prodnits  pour  faire  titre,  ainsi  qu*aax  avis 
indiquiSe  dane  la  präeente  Lei« ' 

Lee  apoetiUee  qui  sont  de  la  nature  des  aetee  et  tfciit,  Boumia  an 
droit  de  timbre,  et  qui  tiennent  Heu  de  eee  actes  et  ^crite,  eont  ögale- 
ment  assujetties  au  droit  applicable  h  ceux-ci. 

Art,  2.  —  La  contribution  du  timbro  est  de  detix  sortes: 

La  primiftre  e«t  le  droit  fixe,  impos«'  d  aprt-s  la  nature  des  actes, 
ecrita  et  avis;  la  seconde  est  le  droit  proportionnel,  applicable  aux  actes 
et  äcrits,  en  raison  des  sommes  et  valeurs  qui  y  sont  •  nuncees. 

Art.  8.  —  Le  droit  de  timbre  est  per^u  par  l'apposition  de  timbree 
mobilee,  et,  dane  lee  cae  antoriete  par  la  Loi,  par  le  timbrage  &  l^extra- 
ordinaire  ou  la  ddÜYrance  de  qnittaneee. 

Art.  4.  —  La  pereeption  de  la  contribution  du  timbre  appartient  k 
rAdminietration  des  Rerenne  Coac^d^s  ä  la  Dette  Publique  Ottomane. 

Ln  vente  des  tinibres  mobiles  sera  faite  h  Constantinople  et  dans 
ies  provinces  par  le.s  ai^'enls  de  la  Dette  Publitiue  et  par  des  d^bitaots 
autorises  par  eile  a  cet  effet. 

Le  timhragti  k  i  cxLraordinaire  sera  exdusivement  effectue  k  GoO' 
atantinople,  par  lee  fonetionairee  de  cette  Adrainntratlon.  La  percepti<m 
da  droit  au  moyen  de  la  d^ivranee  de  quittanoee,  eera  effectu^e  k  Con- 
etaatiaople  et  dane  lee  Tilajete  par  cee  fonetionairee. 

Seront  paaeiblee  d^une  amende  de  troie  Uvree  turquee,  et  de  iix 
lirres  turques  en  oae  de  r^dive,  ceux  qui  se  fönt  une  babitude  de 
vfMi'lre  des  timlires  sans  en  avoir  reoti  l'aiitorifiation,  ainsi  tjue  cetix  qui, 
etant  dfiment  autoriHes,  auroiit  vendu  des  timbres  au-dessua  du  prix  Jixe 
pour  cbacun  de  ceux-ci. 

Art.  ö  —  Ceux  qui  aurdul  contrelaii  ou  falsifu'  les  titnbres  et 
eüUimpilles  ou  qui  les  auruut  fait  coutrefaire  uu  falsüier,  ainsi  que  ceux 
qoi,  eoiemment,  anront  vendu  ou  fait  vendre  des  timbres  et  estampilles 
oontrefute  ou  falsifi^B,  seront  punis  conform^ment  an  paregraphe  1  de 
l'Art.  149  du  Code  pönal  Ottoman,  des  iravaux  forces  ii  temps  on  de  la 
d6tention  k  temps  dans  une  enceinte  forUfi^e,  pour  un  terme  qui  ne 
ddpaseem  j>a.<;  dix  ans. 

Jefarbuch  der  interaat.  VereiniKiuig.  e.  Bd.  176 
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Ceux  «jui  se  servcnt,  sciemment,  timJires  et  estampille?  contre- 
faite  ou  falbitles,  aiusi  que  ceux  ij[ui,  ei-ieiuujent,  font  usage  de  timbres 
oblitöreii  uu  les  mettent  en  venie  serunt.  pour  uoe  premifere  coutra\  enüon. 
punis  d'une  aiuende  de  5  Ii  50  livres  turques.  £n  cas  de  recidive,  ils 
Mront  condauinte  k  un  empriaonnetaont  d^une  Muudn«  k  im  moi«  et  in 
double  de  remmende. 

Art  6.  —  Le  droit  de  timbre  «iqael  aont  aesujettis  toi»  Mtee  et 
BUtrei  6erita|  remie  per  les  Autorit^  on  AdminiatrAtionB  pnbliqnes  eiac 
particuliers  ou  per  lee  particaliert  aux  Autoritäa  oa  Admtnietretioiw 
pttbJiquee,  eera  Mquittö  per  lee  perticnliers. 

Le  droit  de  timbre  applicable  uux  acte»  et  autres  ecrits  d^liTräi 
par  des  partioulieie  )t  d^autree  particulier«,  est  dl  par  le  erteteur  de  ces 
acte«  et  Berits. 

Toiitefois,  le  droit  de  timbre  des  re^u«.  qiiittanees  et  df^charpes. 
et  des  ecrit«  coiuiHirtant  libiTution,  sera  acquitte  jiar  relui  qui  reroit  ces 
ref'ue,  quittances,  dt-i  harges  et  ecrit^i.  Le  droit  de  limbrt'  des  jn'lictvs 
d'assuruiiceti  ou  des  actes  et  ecrit«  en  tenant  lieu,  sera  dü  par  celui  qui 
▼ene  la  prime. 

Le  drc^t  de  timbre  applicable  aux  acte«  et  äorits  reyus  oa  d^vr^ 
par  lee  Compagniee  de  dkemioe  de  fer  et  relatifB  aux  tmupoits  qne 
feront  effectuer  lea  particulierB^  sera  acquittä  par  ceiix*ci.  Le  droit  de 
timbre  applicable  aux  actes  et  öcrit«  relatifs  aux  transporla  que  feront 
effectaer  lee  Autoritäs  ou  Administrations  publiquee,  aerai  en  TOitu  du 
panigra])he  premier,  paj^  par  iesdites  Compagniee. 

Le  droit  de  timbre  des  avis  est  dü  par  ceux  qui  les  fout  distribuer 
ou  expo^'er,  «jim  I  (|ue  f^oit  celui  pour  compte  de  qui  cette  duitribotion 
QU  cette  (.'X[)(isiiii<n  est  faite. 

T;('s  af'tt's  et  t-rrits  cri'fs  a  Iftrangfr  «»u  dans  les  localiles  de 
l'Euipire  ou  la  presieuta  Loi  n  esl  put)  en  vigueur,  feront,  d&iia  Ic  cas  ou 
il  en  serait  int  usage  dans  Celles  oü  cette  Loi  eet  en  vigueuer,  assujetüe 
au  droit  de  timbre  confonn^ment  k  la  pr^nte  Loi*  Oe  droit  eera 
acquittö  par  ceux  qui,  lee  premiere,  font  uaage  de  cee  actes  et  öcrite. 

Loreque  des  actes  et  Berits  pass^  par  des  particnliers  par  devant 
les  Ambassades  et  Gonsulate  des  Puissanoea  ^trangtoeSt  ou  re<;us  par  ces 
AmbaHsades  et  Consulate,  seront  presentes  aux  Autorit^s  ou  AdmiDistrations 
])ubliqucN  de  TEmpire.  celui  qui  fait  cette  Präsentation  devra  acqoitter 
le  droit  de  timbre  applionhie  U  ces  actes  et  Berits. 

pffots  de  commerce  nnn  assstiinffi«  nu  droit  de  titnbre,  par  snite 
de  1  exenjption  dont  btan^ficienl  lt*ur  i»i^na?aire  uu  leur  destinatairt",  seront 
sonmis  h  oe  droit  s'ils  sont  nögocies  par  une  personiie  noii  exempt^e. 
Ce  droit  sera  dü  par  la  premiere  personne  non  exempt^e  qui  aura 
n^ci4  lesdils  effete. 

Art.  7.  —  La  pluralitö  des  signatures  portöes  enr  les  actes,  i^erits 
et  avis,  ne  donne  pas  lieu  b  la  r^^tition  du  droit  de  timbre. 
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Par  «coeptioDi  le  droit  de  timbre  des  regus,  quittuioee  et  d^duwgee 
tonmifl  att  droit  fixe,  et  portent  platieuie  niptattiree,  aera  per^u  suiTaiit 
le  nombre  de  oes  dgnaturee.  Toatefoie,  les  ngnatures  donn^ei  sur  cee 

aetee  au  nom  d^une  Autorit^  ou  Administration  publique,  d*iuie  penoone 
oa  d'nne  Socidt«^,  seront  considör^es  comme  signuture  unique. 

Dans  le  cas  on  les  reous.  quittances  et  dpcharfre«?,  snuniis  au  droit 
proportidiiiiel  et  portiint  pliisieurs  sigimtures,  feraient  mention  des  parts 
afferentes  a  chacun  des  eignataires,  le  droit  de  timbre  sent  acquittä 
säparäment,  en  proportion  de  chaque  part  determin^e. 

Sera  B^partfment  asrajetta  au  droit  de  timbre,  idiaque  exemplaire 
dea  oontrate  et  des  antree  aotea  et  torits  dresete  en  pluneure  exemplaaret. 

Art.  8.  LorM|ae  daiu  im  acte  portant  engagement,  se  trouvent 
indiqu^e»  plusieurs  opäcationi  connexes  et  d^rivant  d'une  m@me  origine, 
le  droit  de  timbre  Mra  pergu  d'aprds  Celle  qni  est  aasiyettie  au  droit 
le  plus  ^lev^. 

T()iitef(Ms,  tont  png-.igeineut  ptis  par  ihip  pernonne  autre  qm^  Celles 
qui  i:<oiit  ies  paitics  de  Toperation  principale  est  separemeut  soumis  au 
droit  de  timlne. 

8i  les  Operations,  n^^tant  pas  Gonnexes,  sont  compl^tement  säpar^ea 
et  ind^pendantee  les  unee  des  autree,  le  droit  sera  per^u  s^par^ment  sur 
ehaeiine  d*elles,  seien  son  eap^ce. 


Art.  9. 
an  droit  fixe: 


TiTKE  1. 
DU  DROIT  FIXE. 
Sont  toum^r^  d-aprös  les  actea,  derits  et  avis  soumis 


1  Firmans  de  conoession  de  niines  

2  f'inuaiis  de  conceHsion  sans  cautionnenient  ...... 

3  Firmans  de  eonccssion  avec  cautioniieinent: 

Pour  cha([ue  lüü  piastres  du  cautionnemeiit    •  •  • 

4  Brevets  d^invention  

5  Tesk^r^  et  permis  d^livrös  pour  Texploitation  de  mioes 

6  Permis  de  reehendies  de  minea   

7  Permis  d'e^oitattoo  de  oanri^res    •  •  

8  Ilmouhabers  de  marques  de  fabrique  ou  de  comineret' 

9  Transfert  total  ou  partiel  des  droits  conferrs  ]»ar  les 
FirmaDN,  brevets,  permis  et  ilmoubabei-j*.  inflüiuT's  aux 
Nos  1,  4,  5,  6,  7  et  8:  assujetti  h  la  moitic  du  droit 
de  timbre  applique  aux  uriginaux  de  ces  actes. 

10  Permis  d^vrd«  pour  la  foudatiou  de  fabriques,  im- 
primeries  ou  antres  Etablissements  indnatriels  •  •  •  • 
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11  Certiticato  de  capacit^  iiuancif^ro  remis  aux  Autorites 
Ott  AdmiDiatiations  pabliques  pour  Pobtention  d'nne 
conosflflioii   

12  Conventions  et  cahien  des  charges  ooDeewionnele 

^dmog^  entre  les  Auturit^s  ou  Admioistrationa  pab- 
liques  .^t  los  concesaionaires :  cbaque  exemplaire  •  •  • 

13  üöclarations  doniiees  par  les  Ktabrisseueuts  fiiianciers 
au  sujet  flü  !a  souscnptiuu  dv  la  totalit^  du  r:ir»itnl 
des  Societt's  anonymes  et  du  versemeDt  du  dixteme 
ou  pluö  dü  CO  capital  

14  (^aqae  exemplaire  revltu  de  l  upprubation  gouvenie- 
mentale  des  statuta  des  Socidt^s  anonymes  

16  Bulletins  de  sooscription  relatifs  aux  actione  et  obli- 
gations  dmises  par  les  Sod^t^  

16  Titres  de  pr  >|iri''f de  I  nis  immeubles  molkfl,  teires, 
ainsi  qu«>  des  immcublus  vakf  b&üs  ou  nott  bfttis: 

indiquant  une  valeiir 

jus(|u'h  2U0Ü  piastres  

de  plus  de    2000       ^     jusqu  a  5000  Pts.  • 
„  5000       „  „    10000    „  . 

„    „    „  lüOOO      y,         „    60000  ,  . 

„   „  „  aoooo  „   

Le  timbre  sera  appoe4  «ur  le  titre  dälivv^  en  premier 
lieu.  II  MO  sera  pas  appos^  sur  le  titre  döfinitif  de 
propri^t^  s'il  a  it6  appUqu^  sur  le  titre  provisoire. 

Dafi«-  re  r*!»«,  In  ]if»rcei>tion  nntf^rieure  du  droit  de  timbre 
Nera  iii'-iitionnee  sur  le  tttre  deßnitif,  et  constat^e  au 
moyeii  de  i'ap[»o8ition  du  cachet  officifl. 

17  Actes  d'engagements  u'öuongant  pa«  de  numme  de- 
termin^e  

Geux  tfnon^^t  une  somme  dötermin^e  sont  eoumis 
au  droit  proportionnel. 

(Voir  au  N*  a6  dea  Bxamptiona.) 

18  Cotttrats  n'flnon^ant  pas  de  somme  d^termintie    •  •  • 

19  Contrais  ^non^ant  uoe  somme  d^terminöe,  autr^  que 
ceux  portarit  un  ernpruiit  ou  une  reconnaiHsance  de  dotte: 

.Tusqu'u  10000  pia^tres  

Au-defisus  de  10 (KH)  y)ia»tre6  jusqu^U  25o^  m  )  piastres  • 
,           2b(m      „          „      ÖOOOO  „ 
„          ÜOOÜO      „         „      75000      „  . 
75000     „         „    100000  « 
100000     „         «    160000  » 
160000  „  
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Jim  oontntB  portuit  nn  emprunt  ou  une  reoonnuB* 
sftiMM  de  dttte  aont  Mumu  «n  droit  proportioime]. 
(Voir  an      ft  d«s  Bmmptloiw.) 

90  Oonbmta  de  loeation: 

Ponr  nn  lojer  global  jtuqn'k  2000  piaatres  calculd 

d*apr^  la  duröe  du  bail  •  

An-daaraa  de  2000  piaatrea  jaaqu'b  5000  piaatraa  • 
„  '         nOOO       ,  „     KXMK)  , 

10000       „  ,     2.iino       ,  . 

25000      „  „     öU(RX>  ^ 

50000      „         „  75000 
76000      ^        ,  100000  „ 
,       100000      „        „  160000  , 

160000  ,   

21  Teatemraita  n^änon^t  paa  de  aoinine  d^tennin^e   •  • 

Lea  teatamenta  tooo^ant  une  aomme  ddterminde 

(Voir  au  des  Exemptions.) 

22  Actes  de  cautionnement  ^nonyant  nne  aomme  atip4- 
heure  ä  40000  piastros  

Ceiix  <^noncant  une  8i>ninie  de  jnastnia  40U0O  ou 
au-desiiuus  Mont  huuiuib  au  droit  prupurtiouiiel. 
(Voir  an«  N**  6,  33  et  36  daa  ftsemptiona.) 

23  CautioDuomeut«  temporaires  h  exiger  deä  garants  foumis 
par  lea  aonmiarionnairea  au  moment  daa  a4judieatioiu 
offidellea  ans  anehftraa  on  au  rsbaia  

24  Actaa  de  eantioniiemaiit  ii*^iioii^t  paa  da  aomme  dd- 
termin^e  

Actes  de  garantie  personneUe;  actaa  de  cautionne- 
meiit  foumis  par  1<'S  foiictionnaires  et  emidoyda  ajaut 
un  traitement^  de  uiaislrös  ÖOO  ou  au-dessjous  .  .  •  .  . 
(Voir  au  N*^  »3  des  Exemptions.) 

26  Aote  remis  a  ruocasion  d'uii  ^ni^e  par  le  creancier  ga^te 
(Voir  au  N«  6  des  Exemptions.) 

26  Acte  remis  par  le  üeipie^tre  d'un  objet  saisi  ou  d^un 
cfage;  actes  de  i)rL't  k  usage  

27  Actes  de  prete-nom  

28  Letlraa  de  duui|i»  ai  retraiies  payablea  h  pr^ntation 
et  okdqnaa  •  

(Voir  ma  Ne  s  dea  BxenptioBa.) 

29  Lettraa  de  cr6dit: 

Jnaqu'ik  10000  piaatrea  
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Au-delb  Ab  10000  piaatnw  jusqu*^  60000  piastrea  • 

„  50000  „   

30  Certitieats  de  d6p6t  et  bons  de  caine  ii  prteentetioD 

SUDS  intf^n't  : 

Knonrant  une  öonmiö  jusqu  i»  100  piaütres   •  •  •  • 

£uuü<;ant  une  somnu»  nu-dessus: 

do    100  piastres  juMju  a  500  piostres  •••••• 

de  fiOO     .        „    1000  ,   

de  1000      „        9  etlesoeitifieatBdedäpöi, 
n'^nongaiit  pu  de  aomme  d^tenninte  *  •  • 

31  Comptes  et  facturcs  iion  a^qaitMs  renau  par  com- 
mw^Kai»,  industriels,  batiquiers  et  sarafs  

(Voir  au      5a  dea  Bxemptiona.) 

82  Coiuptes-courants  

33  Caraeta  do  coni[»tes-('nun«itfs  -  .  .   

(Voir  au       80  des  Exemptions.) 

34  (  iiiique  pajre  nviristre«»  j)ortant  les  noms  des  action- 
naires  et  Ips  truisfvrts  d  actions  

30  Borderoaux  d  acliat  et  do  veiite  de  chuiige  ou  de  touie 
sortc  de  titres  d'emprunts,  d'actiuns  et  d'obligations  • 

36  Borderesux  oam^riques  des  coupona  dei  titrea  d^em- 
prunta,  d^actiona  ou  d'obligtfttont  

(Voir  au  N*  84  dea  Esemptiona.) 

37  Bulletins  de  couri  dress^  par  lea  agenta  de  cbaoge  • 

38  ConnaiBaementa  et  lettrea  de  voitore,  ohaque  exemplaire 

(Voir  aus  N«"  53  et  79  dea  Bxemptioiia.) 

39  Billeta  et  d^darations  däliTräa  par  lea  entrepittneun 
de  tranaportf  tele  que  Toituriers,  faeteurs  (^manetdji) 
et  loueurs  de  bOte^  <\p  somme  (mukiari),  et  indiquant 
la  rfmis"  n  pux  faito  des  fonds  et  des  objets  qu'ila 

doivviit  I raii-^i lorter  •  

(Voir  aux  N®**  53  et  79  des  Exemptions.) 

40  Listes  de  chari;*  int  iJt  rit  s  chi  iiiiüs  de  fer  

41  Ordre  dexpeditiou  ou  de  iivraison  

(Voir  au       85  dea  Bvemptlona,) 

■i'^  Hilb'ts  et  buUetiiis  ludiquaul  le  pnx  de  traiiKport  de« 
voyageun  et  da  leura  bagages: 

Juaqu^a  100  piaatrea  

Au-deaius  de  100  piaatrea  

(Voir  au  N*  ja  dea  Bawmptieita.) 

43  Charterpartie»  
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44  Exeniplaires  certifu's  den  aianife^ie.s,  dont  la  remifle  »ux 
Admiaiütralioiiä  düuani^res  üst  ubiigatuire  et  qiii  sunt 
destin^s,  soit  ä  etre  conserves  dans  ces  Admimstrations, 
Mit  k  dtr»  restitn^  

46  Listei  des  objela  partiellement  d^barqute  des  itaTire»« 
k  1*  douane  par  les  «geots  ou  lem«  repräsentante  • 

46  Listet  dclivrdes  par  les  agents  ou  levrs  repr^eoteots 
anx  propriötaires  des  marcbandises  non  d^berquöes  eux 
entrep6tfl  de  la  douane  

47  Rapports  sur  accidents  de  mor:  iProva  di  fortuna)  ■  ■ 

48  Certiticats  provisoires  d'assurances  

4^  Aveuautfi  d'uä6urHJiC6ti,  autre««  <}ue  ceux  indiqueti  aux 

•rtieles  16  et  17  

60  Gompromis  reletifs  «ux  easnraooes  

61  Bapporta  d^experts  ou  d'arbitres  en  matidre  d^assunuioes : 

Pour  ttoe  indemoitö  fizöe  jneqn'lt  Ltq.  100  •  •  • 
„     „        ,       au-desaus  de  Ltq.  100  jaequ'k 

Ltq.  500  

n       n  nn -de88U8  de  Ltq.  500  -  .  . 

52  ßeqa^tes  adresst^es  aux  pieds  du  TrAne  Imp'Tial 

53  Requetea,  takrirs,  tezkf^res,  rappurt^,  lueinoires,  muzek- 
kdräa,  declarations  et  notifications  remis  aux  Autorit^s 
ou  AdmiDistrationa  pub.i.iuee  

(Voir  ans  N««  16^  ai.  aa,  %$$  33*  43»  44»  63  et  86 
daa  BxaBiptioiia.) 
64  Demandes  de  cong^,  de  changement  de  poste,  de  per- 
mutation,  de  mise  h  la  retraite  et  lettres  de  d^misnon 

adressöes  par  1^«?  fonctionnaires  de  TEtat  

55  Deniaiides  de  saisie  

öö  Procuratiuns  Uchtes,  prucuratioati  verbale«  enregktröes : 

Speciales  •  

Oteärales  

(Voir  am  V  6  et      daa  Bxemptiona.) 
67  Gitatione  des  Tribvnaux  et  Coneeile  pour  afturee  civiles 
et  commerciales  

58  Gitations  des  Tribunaux  du  ClaSn    .  .  .  • 

59  Prot^ts,  luises  en  demeure,  röporises  aux  protets  et  aux 
mises  en  d'^Tn^ure,  ainsi  quo  les  copies  d^  fes  actes 

60  Rapports  d  experts,  d<^!ivr«^?<  sur  reoours  drs  iiiteresses, 
pour  estimation  ou  muiülicutiou  de  la  valeur  des  pro- 
priöt^  des  loyers  ou  des  impöta  

(Voif  a«  N«  34  dea  Biamptlona.) 

61  Ordoonanoee  reodaes  par  les  Tribunaux  pour  la  T4ri- 
fioation  des  «onturee  et  caobets  ou  potir  rex4entiou 
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d'unp  enquete  relative  h  l"()l)ipt  des  eontostiition^',  rap- 
|)ürts  des  jnges-coimuiissaires  et  tous  rapports  d  experts 
mubi  que  les  et>i»ies  de  ces  actes  bigiüfieeei  aux  parties 

62  OompromM;  trenaactions;  rapports  dWbitres;  concor- 
dat«;  bilans  pi^sentäs  aax  Tribunaux  

63  Maabatas,  sentences,  hen^jets,  ordonnanneei  du  Oon- 
eeil  d*Etat  et  de  toiw  Tribunaux,  OonseiU  et  ooipe 
officiels  de  TEtat,  n^^nongant  pas  de  somme  dtSter^ 
rain^e  et  interessant  des  particuliers,  ainsi  que  los  sen- 
teiiecs  nrbitrsles  110  portant  pas  de  somme  df^tenmin^e 

Ceux  dnonrant  utie  somme  däterminöe  sont  soumis 
aii  dioit  proportionnol. 

(Voir  aux  N»«  9,  12,  13,  14,  la,  }o,  40,  41  et  42  des 

Bsemptiona.) 

64  Jugement»  et  Heacyets  reodo«  par  un  in€me  tribnnal, 
aprto  vne  premitee  d^eirion  et  par  auite  d*ane  oppo> 
sitioii,  infirmatioiii  casmtioD  ou  pour  tou  autrea 
niotifs  l^^aux,  ^noo^t  une  somme  eppdrieure  Ii 
piaatres  40000   

Ceux  portant  une  eomme  de  piastres  40000  ou  au- 
dessous  sünt  soumis  ^  la  moitiö  du  droit  proportionnel 
iudique  ii  l'Art.  11. 

65  Matbatas  rendus  par  les  Conseils  des  Andens  des  vil- 
lagea  intäressant  dee  particuUen,  eane  foondstioii  de 
somme  d^termin^e  

Ceux  toon^t  une  somme  d^tenoiD^e  sont  soumi« 
:iu  droit  proportionnel. 

66  Maabatas  portant  döcision  definitive  de  TallocatioD 
d'iine  p*»nKiot!  de  plii«  de  j)ia8tre8  500  devant  etre  ser- 
vie  par  les  Caisson  de  retraites  et  de  disponibilitä  h 
tüus  fonctionnaires  retraites  ou  mis  eu  dispouibilit^  et 
aux  veuves  ot  orphelins  

(Voir  aux  N«*  40  et  41  des  Baomptiona.) 

67  Heu^ets  de  tutelle  pour  orphelins  lorsque  la  sueees- 
sion,  ne  comprenant  pas  dMmmeubles,  n'exoMe  pas 
2000  pia8tre.s  

68  Heudjcts  de  pensioii  alimentaire  

69  Ilmoulia^ers  et  autres  ff'rtincat^%  attestatioiifi  et  d^cla- 
ratioüH  d^livrds  officieilement  aux  particuliers  sur  ieur 

deniando    

(Voir  aux  N"**  16,  17,  16,  21,  22,  27,  30,  31,  32,  35 

Ot  44  deo  BKomptlona.) 

70  Exeniplaire  remis  aux  fonctioDnaires  quittant  le  aer> 
▼ioe,  des  aotes  de  reddition  de  comptes  et  des  maa> 
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b»tM  oontanuit  qnitiis;  «zemptaire  renkiB  avz  comp* 
tablee  rMponeables,   de»  dödnoiis  de  la  Goar  de» 

Coiuptes  

71  Certiticats  ot  nttcstutions  de  toute  »orte,  remis  aux 
Antnrit^s  ou  AdmiiiistrHtiuns  jnihliquee  par  les  par- 

ticiili<^rs   . 

(Voir  aux  N»^  i6,  21,  2a,  27,  30,  3a,  35  et  44  des 

Bnmptiona.) 

72  BmonhaberB  de  quartier  dölivrtie  ii  ceux  qui  empnin- 
tent  k  la  Banque  Agricole  • 

78  Dipldmea  des  ^lee  primairee  sup^riearea  (nididid) 
de  TEtat  et  des  autres  tfcoles  du  meme  d^gre  •  •  •  • 
Diplömee  de»  ^coles  seoondaires  (idadi^)  de  Tfitatet 

des  autre«  öcoles  du  meroe  degre   

Diplöinos  (It'H  f^coles  su]M>riuiires  (aliye)  de  l'Ktat  et 

des  autrt'S  fcult's  du  lueiue  lifirrL'   

(Voir  aux  No*  18  et  19  des  Exempuons.) 

74  Ssemplairea  aignte  on  oach^te  dee  t^l^^mmes 
adreiate  aux  Antoritäa  ou  AdmiDietrationa  publiques 
pour  affairea  priv^ea  

75  Teaakii^i-OemaiiK  (eerfeificato  de  nationalit^  ottomane)  • 

(Voir  au       70  des  Exemptiona.) 

76  Certificats  de  liea  de  produoüon  et  de  provenance  de 
tou8  objet>i  

77  ApoKtilles  et  endos  iu^criis  sur  les  tezkerd«  ou  certificate 
douaniers  relatifs  h  des  objeU  cxportös  ou  transporte.s 
d'un  lieu  &  un  autre  de  TEmpire,  et  portaut  attebtation 
de  rairiröe  b  dMtiiiation  de  oes  objet«,  ainri  que  lee 
docDmwta  tenaot  Heu  de  oes  apostUles  et  eados: 

Ceux  rektile  b  dei  objota  pour  lesqueln  ü  a  ^t^ 
perya  un  oautionnement  de  100  piastres  ou  au-de»>!>ou8 

Ceux  relatifs  b  des  objets  pour  lesquels  il  a  ii€ 
per^u  un  cautionnement  de  plus  de  1(X)  pia«tres  •  ■  • 

En  cas  df  f>luralit«5  desdits  apostilles  et  endos,  le 
droit  de  tirabre  .^era  perru  seulemeiit  Mjr  le  ]>remier. 

78  Capou  pout9soulat»Kib  (Bulletins  de  sortie)  delivre»  par 
lee  DouanoB  

79  Pennis  de  manage  dtiivr^e  par  les  juges  r^tribu^s  •  < 

80  Permia  de  manage  dälivr^  par  lee  juges  non  r^tribu^s 

81  Umouhabers  relatib  aiuc  mariages  contraotäs  par  les 
membres  des  communaut^^s  non  masulmanea  

82  Certificab>  d'identite  delivrös  en  cas  de  hesoin  par  les 
ImRm«.  Monkhtars  et  aut>-PN  functronnaire^.  aux  per- 
aouueä  qui  uiettent  eu  veute  des  animaux  domestiques 
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83  Umouhabei«  «ccuaant  rfoeplion  das  document«  rigmfi^i 
snx  pftrticulifin  par  les  AntoriMs  oa  AdminutratioiM 

pu))li(ju©s    ,  ,  ,   .  . 

84  Tous  Ihbarnanies  (ootilications)  signüiös  aux  parti- 
culien  par  los  Autorift'>s  ou  Adnnnistrations  publiqttM 

^Voir  au  N*>  24  des  Exemptions.) 

85  Tous  rerus  et  acte»  portant  lib6ration  ou  döcharge: 

Just^uu  a  pia^tres  100   .  •  •  •  

An-deams  de  piaste«t  100,  ou  ne  omtenaat  pM  de 

somme  d^teimm^  

Las  aotee  portant  lib^rmtioD  on  d^oheige  et  toon^ent 
UDe  Bomme  d^temiin^e,  remis  par  les  paitienlien  aux 
Aiitorit^s  ou  AdministntiODs  publiques,  tont  Mumis 
au  droit  proportionTtel 

(Voir  aux  N»«  6,  23,  37,  45,  52,  54,  55,  56,  57,  58,  59, 
61,  6a  et  79  des  Exemptions.) 

86  Quittances  dälivrees  aux  bureaux  exöcutifs  pour  som- 
mes  reyues  en  exdcution  de  jugementa: 

Juequ'lt  100  piastres  

Att'dessuB  de  100  piastres  

(Voir  mm  N*»  5a  et  60  dea  Bsemptloiia.) 

87  Re(;u8  delivrcs  poar  taxes  postales  et  itfl^graplüqnes  • 

88  Reyus  relatifs  hux  indemnitäs  pay^es  aus  d^poaaate 

Jusqu  a  100  piiistres   

Au-dcRSus  de  1(K)  pia>tres  

(Voir  au       52  des  Exemptions.) 

89  Re^us  conatatant  la  d^ltyrance  des  haTal^namte  (dti^ 
gations)  remis  aux  partieuliers  par  les  Autotitte  ou  Ad- 
ministrations  publiques  

90  Quittances  d'abonnemeiit  btoua  jonmaux  et  broeliniea: 

Jusqu^ii  100  piastres   

Au-dessus  de         pi•t•^t^^'^•  • 

(Voir  au  N"^  52  des  Exemptions.) 

91  Avis,  pro^ammes.   jirof^p'-ftus.  ciitaloj^ucs-avis,  circu- 

laires,  impriuu'K  ou  nun  iuiprimes,  8ur  papier,  toile,  ou 

autres  matieres,  dre«8^  et  distribu^s  par  des  parti- 

euliers  •  

(Voir  au  N«  67  des  Bxemptiona.) 

92  AMcheB  des  Autoritr-s  Oll  Adniinistratione  publiques 

conof>rnaiit  l.-s  iiittTcts  des  particiili'^r'^  

93  Avis  8ur  pupier  uu  carton,  dres9(5s  ]mr  des  partieuliers 
et  tippoties,  siispendns  ou  exposös  de  toute  autre  mani^re 
duus  le»  lieux  publtcs  
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Lm  ww  pr^vni  daoi  le  pr^ent  nnm4rOt  port^  mir 
im  mSme  papier  oii  cartun,  par  de«  penonnes  diff^- 
rentee,  ponr  des  objet«  diff^rentSt  acquittoront  «^parö- 

mwt  le  drnit  de  timhre. 

(Voir  au  N»  65  des  Esemptions.i 
94  Avi^  8ur  mati^rce  Hutres  qvio  ie  paiiier  et  le  carton. 
dretiöüs  par  de»  purticuliers,  appotieä  ou  suspeuduü  011 
ocpoiät  de  toute  mtre  manitoe  duu  les  Kens  public«: 
Cenz  de  moitiA  d'an  m^tre  cvr^  ou  moine,  amraelle- 

ment   •  ■  •  

Oeox  de  plue  de  moitid  d^un  mMre  carr6  jiuqu'lt 

im  mitrc  cnrr^,  aDDoellemeiit  

Cetix  de  plus  d*UD  iii^tre  carr^,  pour  chaque  m^tre 
Oenr^  ou  fraction  d'un  ni»'trp  mrri'.  HnnuellemeQt    •  • 
(Voir  au       65  des  Bxemptions.) 
9ö  Hecueilö  cauteuant  toute  sorte  d  adresses: 

Ceux  contenant  jusqu'k  200  pages  ........ 

„         K       plue  de  200  b  600  pages  

„        „       plus  de  600  pagee  

96  Origineuz  dea  annooeea  inMSröea  dane  le«  jonniaux  et 
pnblieatioxu  p^riodiques,  seit  par  les  particuliera  eux- 
memes,  soit  par  les  Aiitorit^s  ou  AdminiatratioDs 
pubHijue'^  dfiuH  l'intf^ret  dea  particuliera: 

Pour  uue  teule  insertion   

De    2  ä  10  insertions  

„    11   h   20  „   

21  b  60  „   

Au  delk  de  60  „   

Lee  aimonoee  röp^täes  doiTeni  dtre  in^rdee  da»^ 
Teepaoe  d*une  aon^e  b  paiür  de  la  date  de  la  premi^re 
annonce. 

Les  modifications  de  df^tail  apportees  dans  le  texte 
des  atmonces  r<^p<^t('eR,  ne  dunnent  paa  Heu  ^  la  per- 
oeption  d'un  droit  de  timbre  supplf^mentaire. 

97  Originaux  des  anoouces  iusärees  dans  les  publications 
non  pt'riodiques     •  •  «  

96  Oopies,  extraite  et  traduetione  präaent^  aux  Autorii^s 
ou  Administtutioiui  publiquea,  d^adea  eoumia  h  an  droit 
de  timbre  fixe  ou  proportionnel  de  |riastres  5  ou  andeesus 
Les  copies,  extraits  et  traduetieiia,  presentäs  aux 
Autorit^s  ou  Administrations  publiqueSi  d'actes  aaau- 
jpttis  k  un  droit  inf^rieur  h  piastms  6,  seront  soumis 
au  droit  »uquel  soiit  soumis  leurs  ori&naux. 
(Voir  au       75  dea  Sxemptions.) 
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99  Copies  et  extruils  (t  eiiregjsirements  et  de  dfoisions 
officiele  rouii»  aux  purtieulierä  nur  leur  demaiide  •  ■  • 
(Voir  aux  N««  4  et  9  des  Bzemptions.) 

100  ChaqiK'  dessin,  plan,  carte,  remis  aux  Autoriles  ou 
Admiiiistnition.s  ]njbliqueb  par  les  particulien  pour 
coiistruciiuii«  de  toute  sorte  

(Voir  «Q  N*  n  des  Exemptions.) 

101  Chaque  dessin,  plao,  carte,  devis,  remis  aux  entre- 
preneurs  par  lea  AutoriMs  ou  Adminiatniioiii  publi- 
que» pour  oonstraetions  de  tonte  forte  

102  Ter^jum^'hal-VBrakMiiB  (^t^ta  de  terrieee)  det  fonc- 
tionDsires  

Sont  consider^es  comme  une  seule  eopie  et  soumises 
k  an  droit  fixe  de  5  pia^lres  les  copies  des  pi^cefl 
juslificp.tivps  annex^es  aux  ötats  de  senricee,  et  portöes 
8ur  iirip  nn'*Tn*'  fpnil!»» 
(Voir  au        72  des  Exemplions  et  a  l'Art.  69.) 

103  Approbation»  definitivf  s  port»^es  smt  le*.  caiiiers  dad- 
judicatiuns  aux  eiiclieres  et  au  nibuis; 

Ceux  toongant  an  montant  jusqu'ä  piastres  1000  •  • 
Oeox  foon^t  un  montant  de  plus  de  piastree  1000 

104  Proete>Verbanx  d^aifermage  remie  aox  fermiert  (nial(6- 
sim)  

106  Ohaque  inscription  port^e  dant  Im  regiatres  affectte 
roiiregistreiiient    dos  inati^res   premii^ref?,    telles  qae 
raisins  secs,  (igues,  dattes,  achetcps  pur  les  fabricaiils 
et  cabaretiors  pour  servir  k  la  fabrication  du  raki   •  • 

106  Chaque  inscription  faite  dans  les  livres  de  jaugeage, 
de  la  quantitc^  de  vin  et  d^eau-de-vie  fabriqu^e;  cbaque 
itiaoripiion  portöe  sor  les  carnets  olBcielB  relatüi  ä 
renregiatrement  de  la  aoie  et  des  cooona  achetös  ou 
vendua  par  lea  commer^ta  

107  Bordcreaux  relatifs  au  timbrage  ii  reztraordisaire   •  • 

108  Bordereaux  de«  däbitanta  de  timbrea  pour  achat  de 
timbres  

1(W  Pertnis  de  ventc  de  timbree  

HO  Perniis  de  publication  de  livres,  broolmres  etjournaux 

111  Polices  d'aboiiuemcnt  des  Compagnies  des  Eaux,  du 
Oai  et  dea  Soeiötöa  atmilairea  

112  Ihbarnamte  (noUlieationa)  adreaa^  aux  Mnnioipalit^ 
par  lea  Gompagnies  dea  Kaux,  du  Oas,  dea  Tramwi^ 
ou  par  dea  Sod^t^  aimilairea  pour  effectuer  dea  tra- 
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Pam 

vaux  d'excavatioii  nu  de  reparatioii  sur  la  voie  pub- 

10 

113  Billetfi  de  theatre,  de  concert  et  de  bal: 

1 

An-dMBos  da  40  piartres,  linm  qu«  pour  Im  billeta 

2 

(Voir  an      88  des  &nmptioM.) 

Art  10.  —  XoutM  piteea  non  oompritea  dsn«  le  Tarif  du  Droit 
fixe,  ne  figarant  pae  aa  Titre  daa  ExemptioD«,  et  qui  na  aont  pea  aoumiaaa 
au  droit  proportionnel,  aiiud  qae  la  copie,  Teztrait,  la  traduction  de  ces 
pifteee,  seront  aasujettis,  au  moment  oü  ils  seront  presentüs  aus  Autorit^ 
Ott  Administrationa  publiquaa,  k  an  droit  fixe  da  1  piaatra. 


TTTKK  n. 
M  DBOIT  PBOPOETIONNEL, 

OHAPITRE  T. 
Taux  du  Droit 
Art.  11.  —  Tous  actes  et  ('erits,  i'nonrant  une  sonime  detprniinöe, 
autre.s  que  ceiix  änumäres  u\i  Tarif  du  Droit  fixe,  et  au  Titre  des  P^xenip- 
tion.s,  aiiisi  que  les  seiiods  d'exportutiou  des  tabacs  et  de  toutes  autres 
uiarcbandifies,  sont  souiiiis  ttu  druit  proportionnei,  en  raison  des  somiues 
qui  7  aont  4none4eB  ou  qui  aont  la  prtfduit  daa  chiffraa  j  indiqu^a. 
Oa  droit  aat  4tabli  oomme  iuit: 

10  paraa  pour  loa  aommaa  de  100  piaatrea  et  au'deaaoua. 

20    ,      n     m       ft  piaatrea  joaqu^ii  1000  piaatraa, 

40    ,       ,     „       ^       ,    „     „  1000      „         ,      2000     .  . 
Poiir  les  sommes  au  delä  de  2000  [ii:i';tr<'S-  jtisqu'h  1()(HM)  piastres, 

11  seni  })eri;u  40  paras  pour  chaque  2000  piastres  ou  fraotioii  da 
2000  piastres. 

Pour  lau  suiümes  au  dela  de  lÜUOÜ  piastres  jiKHqu'u  lUOCXX)  piastres 
il  aera  per^u  100  paraa  pour  cbaque  5000  piaatrea  ou  fraction  de  6000 
piaatrea.  £St  pour  toata  aomme  au-deasua  de  100000  piaatres»  il  aera 
per  QU  nn  droit  de  6  piaatrea  pour  <diaque  10000  piaatrea  ou  fraotion  de 
10000  piaatraa. 

CHAPITRK  II. 
Om  «iMi  de  ComiMToeb 

Art.  12.  —  Lea  billeta  h  ordre  ou  au  porteur,  les  mandat«,  loa 
lettrao  de  duuiKe  et  retraatea  k  tanne,  ainsi  ijue  tous  effcts  n^gociablaa 
on  de  commeroe,  autres  que  cewc  mentiuua^  au  Tarif  du  Droit  Bxei 
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tiNa  des  pajs  ^tmngen  Ott  d«8  looalit^s  de  rEmpire  Ottoman  om  1» 
prteoDte  Loi  n'ett  poa  en  vigaenr,  sur  les  looalit^  oü  eette  Loi  est  en 
▼ignear,  eont,  oomme  oeux  ctMb  dans  oellee-oi,  Mttgettu  au  droit  pro- 

portionnel,  d'aprt's  rcclielle  6t»blie  h  l'Art.  11. 

Genx  des  effets  indiqu^s  au  §  1,  qui  seront  tir^s  d'un  paji 
ätranger  on  d'une  localitp  de  rEinpirf  on  la  prf^eeTite  I.oi  ii'eht  pa«  en 
vigiieur,  sur  iin  untre  pays  etranger  ou  une  autre  localiti?  de  ootte  espi^ce, 
et  (jui  seroüt  mis  eii  circnlation  dans  les  localit^s  ou  la  presente  Loi  est 
en  vigueur,  seront  sournls  a  ia  moitio  du  druit  pruportionnel. 

Ij6  droit  da  timbre  daaditB  effeta  proT6iiant  des  pajs  ^trangers  on 
das  localitp  de  rümpiia  Ottoman  o^  la  pikante  Lei  n^aet  pas  an 
▼igiiaur,  sara  aequitt^  par  la  paiaoona  qai,  la  prami^kraf  aura,  dans  taa 
looalitä«  oü  la  prteenta  Loi  aet  en  viguaur,  n^god^  on  aoqnitt^  ou 
aaoept^  ou  employtf  autram^t  oee  aifate. 

Art.  18.  —  La  droit  de  timbre  das  lattras  da  dianga  ou  autres 

effets  de  commerce,  tir^s  en  plusieurs  exp^ditions,  sera  aoquitt^  eur  YeX' 

pedition  nuBe  en  circnlation.  Toiitefuin,  cette  demi^re  ne  sera  pas  sou« 
mise  au  diuit  de  tim'tre.  au  c&s  oii  eile  serait  jointe  4  une  autre  es,p6- 
dition  ayant  acquitte  iedil  droit. 

Art.  14.  —  Ties  lettre'^  de  change  doiit  le  droit  de  timbre  nVst 
.  pius  }ic(iuittt',  ou  doüt  les  timbreh  ne  sont  pas  apposes  et  oblitt-res  cn 
conforinite  des  prescriptioni»  de  la  Loi,  ne  pourront  jouir  du  pri\*il^ge 
de  la  garautie  soUdaire  iudiqud  par  las  Art.  76  at  78  du  Code  de  Com- 
meroe  Ottoman.  Ainii,  las  andoMears  seront  dädiarg^  da  tonta  garantia, 
at  la  portenr  n'anra  d'aotion,  en  cas  de  non  aooeptation  da  la  lettre  de 
dbanga  par  la  tirä»  qua  contra  le  tiranr.  En  cas  d^aooaptation,  U  n^anra 
d'action  que  oontre  le  tirear  et  L'accepteur.  Toutefois,  si  le  tireur  juiti- 
fie  qu'il  y  avait  provieion  h  l'ecböance,  le  dit  porteur  n'aura  d'action  que 
contro  I'acccptetir.  Au  ca.«^  oft  le  droit  de  timbre  de  la  lettrf  de  chang'e 
serait  partieilenient  acquitte,  ie  dit  privih^e  profitera  seulemeat  ä  la 
partie  du  dit  effet,  pour  laquelle  le  droit  aura  6t6  pay6, 

II  n^y  aura  pas  dech^unce  de  ce  privil^ge,  si  les  timbres  appos^s 
sont  d^una  oatögorie  autre  qua  Calla  pr^rue  par  la  Loi. 

Les  SQsdites  dispositions  ralativas  aux  lattres  da  <^nge  sont  appli- 
cables auz  autres  effets  da  commerce. 

OHAPITßB  UI. 
Dw  AMiraiHMi. 

Art.  16.  —  Les  assurances  sont  assi^etties  an  droit  da  timbra  da 
la  fs^on  indiqu^e  ci'Sprfea. 

1.  Assurances.  oontre  rincendie. 
a)  Assutanoea  contractees  pour  plus  de  trois  mois: 

10  iiarns  par  10000  piastres  de  somme  assun-e. 

Les  fractiuus  seront  consideräes  comme  lüüOO  piastres. 
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0»  droit  wen  pergu,  pour  chsqne  aiuiö0  da  la  pMod»  ponr  laqnelle 

rasianuiea  est  eontcseWe. 
Lm  frMstiwt  aeront  condd^r^M  oornme  nn«  «nn^. 
b)  Aatnniiow  contract^es  pour  trois  moi»  on  pour  moiiu  de  trois  mois: 

5  paras  par  10  (XX)  jjiastres  de  somme  assurt^e. 

LeK  fraction';  seront  consid^r^es  comme  10000  piastres. 

2    Assuruuces  sur  la  vie  et  assunnoes  contre  les  accidenta  de 
personne. 

20  paras  par  100  piastre»  des  sommes  pajees  a  litre  Ue  prime 

jusqu  a  PeEtinotioit  de  Pamraooe. 
Les  fraettooB  wront  ooniidäjrtfeB  eomme  100  piaitrea. 

3.  Aasimnoee  ponr  traoeport  per  terra  et  par  ean  et  toatee  autree 
aeamaDceB: 

10  paras  par  60  piastree  des  sommea  payc^es  b  titre  de  prime. 

Tj^s  frn<*tions  seror^t  oonsidfTPP«  comme  60  piestrSS. 
(Voir  au  No  87  des  Exemptions.) 

Art.  16.  —  Le  droit  applicable  aiuc  assurances  contre  Tincendie 
sera  percu  sur  les  polices  d'assurances,  les  dfcUinitions  011  'piittances 
delivrees  en  caa  (ie  Prolongation  ou  de  renouvellement  de  lassiinoice, 
ainsi  que  sur  les  autres  actes  et  ecrits  ayant  ce  caract^^e. 

Les  avenanU  ou  autres  acteti  et  Berits  portant  augmentation  de  la 
somme  aasur^ei  sont  ass^jettia  aa  dnrft  siuTaiit  le  qttotit^  port^  en 
aogmentattoD. 

Dana  le  oaa  ob  le  montant  de  U  somme  assiur^  ne  seratt  pas 
dätermin^  dans  las  selas  et  Berits  mentlonn^  dans  le  präsent  article, 
ohaqiie  6  paias  de  ptime  indiqu^  dans  ces  actes  et  Berits  sera  eonsidM 
oomme  couvrant  autant  de  100  piastres  de  capital  assnrö. 

Dans  le  cas  on  la  pf'riode  pour  larjuelle  Tassurance  est  contractee, 
ne  serait  pas  declaree  dar^"^  ditn  actes  et  dcrite,  cette  Periode  Mra 
constd^röe  comme  ^tant  une  ajuu-e. 

Art.  17.  —  Le  droit  de  timUre  applicable  aux  assuraiieos  indiquees 
aux  j)aragra[)heb  2  et  8  de  l  Art.  15,  sera  perru  sur  les  quittances  portant 
iiberatiou  des  primes  d  ansuraiices,  uu  nur  lea  pulices  d'assurances  conte- 
nant  une  clause  on  une  apostifle  indiquant  cette  lib^ration,  sur  les 
»▼eoanta  et  d^aratioiis  d^ÜTris  an  oaa  de  renouTdlement  on  de  Prolon- 
gation de  raasnrance,  ainsi  que  sur  les  aetea  ou  Berits  ayaot  oe  caract6Te. 

Art.  18.  —  Dans  le  oas  oh  les  polioes  d^asauranees  sersient  drsss^es 
en  plurieura  exemplatrea,  le  droit  de  timbre  sera  dt  sealement  sur  rsocem- 
plaire  remis  a  Tassur^.  Sur  les  antrss  exempleires,  il  sera  mentionne 
qne  le  droit  de  timbre  applicable  k  ces  polices  d*aprds  la  präsente  Loi, 
n  ötd  aoquittä  sur  le  dit  exemplaire. 

Art.  19.  —  Tous  actes  et  Berits  de  la  natura  de  ceux  indiqu^s 

aux  artif^les  16  et  17,  dress*'a  dun'?  nn  pays  «'«tranper  ou  dans  les  localittvs 
de  i'Empire  oü  la  präsente  Loi  u'^t  paa  en  vigueur,  et  devaot  avoir 
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leur  effet  duiiü  une  purtie  de  TEtupire  oü  ceUe  Loi  eit  60  viguear,  wrout 
antgaitis  aus  droits  fizf^s  a  Particle  15. 

Dans  le  chs  oü  les  connaiseements,  lettreN  de  voiture  et  acte«  siini- 
laireg  d^livrös  par  toute  Socif^tt-  ou  autre  entrepreneiir  dp  transport  contien- 
draient  aijssi  »ne  assunuice.  le  droit  de  timbre  applicable  h  rette  assu- 
raiice  sera  cgalemeiit  per^u  de  ces  actes,  ea  confonnitä  du  mode  et  des 
conditions  indiqu^s  atix  articles  17  et  18. 

Art.  20.  —  Les  Societes  d'Assurances  de  toutes  sortes  qui  en 
feront  la  deiuande,  pourruut  acquitter  le  droit  de  timbre,  sur  les  in- 
acriptioiu  portote  par  elles  dana  nn  registre  tp^dal  dümant  paraph^  par 
rAdminiatration  Centrale  de«  Bevenus  Conoädtfs  h  la  Detto  Pabllque 
OttODDtaiie,  et  dana  lequel  figureront  toutea  lea  aaaqrancea  iMtec»  aoii 
directemerit,  soit  par  l*intern)pdiaire  d'agenta  et  courtiera,  ainsi  qne  les 
prolongationa  d'aaaurances,  les  aagmeotatiooa  de  prime  et  de  c^iital 
aaiord. 

Le  droit  de  tiri)l>r»'  d  't'Tcpvnir  d'apr^s  ces  inscriptions  sera  en- 
caissf^  h  In  fin  de  raunce  pur  les  ageats  de  l'AdmLuistraiioD,  et  mentioD 
eu  sera  faite  daiis  le  registre. 

CHAPITRK  IV 

Des  AotioM  et  Obiigations  des  Societes  par  actions  et  det  titrea 

d'Emprunts  etrangers. 

Art.  21.  —  Les  titres  provisoires  ou  d»*Hnitifs  d'actions  de  Societes 
de  toutes  sortes  crei's  par  Firnian  Imperial,  seront  Hssujeltiß  h  uii  droit 
de  tinibre  de  20  paras  par  100  piastres,  une  fois  paje,  sur  Ja  valeur 
uouiiiiale  de  res  titres. 

Los  fractions  de  100  piastrea  seront  compt^es  pour  100  piastres. 

Les  Societes  de  cette  nature  qui  seront  constitu^  k  l'avemr,  ne 
seront  en  aucune  maoiäre,  exeinpt^ea  da  droit  de  timbre. 

Art.  22.  Lea  titrea  provieoirea  vu  d^fimtifa  d^obligalioni  ^niia 
par  les  Sooititte  mentionn^es  Ii  l*Art.  Sl,  acquitteront  im  droit«  ägalement 
une  foia  payä,  de  10  paraa  par  100  piaatrea  ou  fraction  de  100  piaatrea 
caloul4  sor  la  yaleur  nominale  da  ces  titres. 

Art.  23.  —  Lornque  la  dur^e  des  Soei^tea  indiqn^aa  it  I*Art  21 

tten  prolongee,  il  sera  per^ta  de  nouvean  sur  les  actions,  dana  nn  diUa 
d<>  irois  tnois  u  partir  du  jour  ou  la  pritloiigution  de  la  diiree  sera  arr^t^e^ 
lo  droit  tle  timbre  i-taMi  aiidit  Art.  21.  Kt  si,  \\  la  dato  de  iVoheunce 
t'ixee  aiittTieureineiit  pmir  lu  dun-e  de  la  Surirtf.  il  trouvt-  des  obii- 
gations noii  i'iifore  amorties,  il  sera  pereu  egalerncnt  dans  le  delai  de 
trois  loois,  u  psirtir  de  fette  ihiti-,  If  droit  iiidiqiif  a  l'Aii.  22. 

Art,  24.  —  Ku  cas  d'au^iutiilaiiuii  du  cupital  des  Societes  indi- 
queeä  a  1  Art.  21,  le  droit  de  tioibre  t^era  per«;u  conioruiemeot  aux  Art.  21 
et  22  iitr  U  portiou  ajuut^e  k  oe  capital. 
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Au  eai>  ou  1  auguietitatiun  du  capiial  n'aurait  pas  lieu  au  iiiuyon 
de  remissiuu  de  nouvelles  uctiun^  f^t  ohli^tion»,  le  droit  de  tiuibre  sera 
pergu  sur  les  actions  et  obUgations  exiHtantea. 

JhoB  le  OM  Ott  le  capital  d'on«  Sod^U  Mtvjatti«  au  droit  du 
timbiv,  aanit  Mgmttnt^  an  moyen  de  la  rönnion  de  oette  Sod^M  avee 
une  6oci6l6  non  eonmise  k  le  droit  de  timbre  eera  dgalement  dfi  aar  la 
portion  ^out^e  audit  oapital. 

Art.  25.  —  Lea  aotions  et  obligations  via^ea  par  les  Art.  21  et  22 
ne  poarront  etre  mieee  en  drculation,  saiM  qoe  le  droit  de  timbre  alt 
et6  acqurttf*. 

Au  cat»  ou  l'otj  pri  si'üteruit  d-'s  actioiis  «t  ubiigaliuiih  provisoires 
düment  Liiubrees,  ou,  »i  le  droit  de  tiuibre  a  etü  autremeDt  acquitte,  les 
titree  dtffinitib  deeditee  aetioiu  et  Obligation«  eeront  timbrde  eaiu  paie- 
ment  d'un  oonveau  droit. 

En  cae  d^^misrion  d^actione  et  obligatiooe,  en  äcbauge  d^aetions 
et  obligatioiie  exiataiitea,  B*il  n'est  apporte  aucune  modification  k  rint^r^t 
OD  ans  öpoques  dVcht^nnce  de  cellcs-ci,  le  timbrnge  des  actions  et  obli- 
gations nou?pIles  aura  Hea  gratuitement  aar  Präsentation  dea  actions  et 
obligations  ancionn*''. 

Art.  26.  i  ous  les  titre.s  d't'tupnintK,  action.s  ot  <>l»ligalioiis 
i  traiigerü,  iit-^'ocies  dans  l'Empire,  eeront  .souniis  a  uii  droit  de  tirabre, 
ane  IoIb  paj^,  de  10  paraa  par  100  piaatrea  caleal^  d*apr6a  lear  valeur 
nofnioale. 

Lea  fractiona  aeront  conaidärriee  comme  100  piaatrea. 
Dana  le  cas  ou  la  valeor  nominale  ne  aerait  paa  indiqude,  le  droit 
aera  pergu  d'aprfee  la  valeur  reelle,  c'est-k-dire  le  ooura  de  la  place. 

Ce  droit  aera  dü  moiti6  par  le  vendeor,  et  moiti^  par  Pacheteur. 


TITRE  m, 

pES  sxBHPnoirs. 

Art.  37.  —  Sont  exemptäa  du  droit  de  timbre  lea  aotea,  6erit8  et 
vriM  ei-deaaoiia  inumtfräa: 

1.  Tone  aotea  offidela  portant  dea  op^rationa  intervenues  entre 
Aotorit^  ou  Admiiiistrations  publiques. 

2.  Contrata  d'emprunta  condua  par  lea  Autoritäs  ou  Adminiatratioua 
pabJiqaea. 

8.  Bulletins  de  boiiscription  reiatif8  aux  obligations  d'emprunts 
t>mises  par  le  Ciouvernenient  Imperial. 

4.  Actes,  Derk^nars  (anuotations),  copies  et  extraita  relatifs  k  dea 
opdratlona  IntäroaiaDt  dea  particoliera  et  demand^a  par  lea  Aiitoritte  ou 
AdmiDiatratioiM  pnbliqnea  en  vae  de  renaeignementa  d'ordre  adminiatratif . 

6.  Lettrea  de  ehange  et  autrea  efteta  de  commerce,  cr^  k  l'4tn»ger 
4>u  dans  det:  localit^s  de  l*£inpire  oü  la  presente  Loi  u'est  pas  en  vigueur, 
et  dont  les  b^n^Hcinires  sont  les  Autoritt^a  ou  Adminiatrations  publiques. 
Jahrbuch  der  iutersat  Vereinigaag.  8.  Bd.  177 
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G.  Ap08till»'s  de  iiiaudat,  cautionneoient  et  imutissemeiit  portes  sur 
les  aeneds  relatifs  sax  somines  pret^ee  p«r  la  Banque  Agricole,  aiiwi  qu« 
les  re^uB  donn^  ii  Poccaaion  dea  reeonTremeDta  effectu^a  aar  cea  somme«. 

7.  Actes  retnie  par  Im  Gaieie  d'Bpargne  aux  particulierB,  mna  que 
leN  acte«  de  aenriee  iotörieur  cr^^a  par  cett«  Gaiase. 

8.  Originauz  dea  aetea  indiqaant  toutea  op^rationa  da  proo6diire 
relatives  aux  coDiraventiona«  d^lita  et  crimen,  ainai  qne  leun  oopiee  dont 
la  signification  est  ordonn^e  ]>ar  la  Loi:  citatione,  aa^^  que  Celles  in" 
dif|Uf'ts  aux  X  öT  - 1  58  du  Tarif  du  Droit  Fixe,  envoj^ea  par  lee  Au- 
torites  Oll  Administrations  publique». 

9.  ^^eI^or^^dulIl^  et  sentences  indi(|ut'8  .m  'l  itre  \  II  et  relatifs 
aiix  t-uniraventioris  a  la  Loi  du  Timbre:  Zahtiiauies  (procis-verbaux)  et 
copies  b'^alisr-es,  mentioiHitö  aux  Titrcs  \  I  ''t  \  II. 

10.  Aciö>  relalils  aux  coutraveutioiis  aux  KeLrlements  de  police  des 
eliemin«  de  fer,  et  aux  accidents  ae  prodttiraot  aur  Jei  ▼oies  ferr^. 

11.  Mestour^a  (coniviuDicattODS  confidentiellea)  adreaaäa  par  les 
cadia  et  tribuoaux,  ainai  que  lea  r^ponaes  j  aff^rentee. 

12.  Kasbataa  et  plana  relatifs  ä  la  eonatructioii  de  maiBona  de 
payaaoa. 

13.  Maabatiia  d*^leetion  et  de  nominatioD. 

14.  Masbatas  rendus  par  lea  Oonaeila  administratifs  des  difföreuta 
degres.  portant  approbation  et  interpretation  de  mazbatas  antärieuieineDt 
dress^äs:  mazbatas  rendus  itt'rativement  par  un  mönie  cori's. 

In.  Mniouliabors  dnlivr<'s  par  les  imam-,  moiikbtars,  i^retres  et 
rabbiiiH,  des  villatjis  >-i  <  iiuartirrs  au  siijet  de  faits  (jiril«  sont  t*»nus. 
de  |>ar  leurs  loncUunü.  lie  porter  a  la  counaisKuDce  ties  Autorites  ou  Ad- 
uiiiiistratioiis  publi(pieK. 

16.  Ilniuubabers,  certifieata,  atteatatioiiK,  deelarationa  et  Ihbar- 
varakalari  (actea  de  d^nonciation)  cr^^a  au  profit  dea  moaqu^ea  au  profit 
dea  moaqu^ea  et  de  toua  ötablisaementa  retigieuz  et  de  bienfaiaanoe. 

17.  Ilmoubabem  d^livr^a  par  les  imama,  mouMitara  et  autrea  fonc- 
tioDoaires,  pour  royagea  h  faire  dans  les  liniites  d'un  mdmo  vilajet. 

18.  CertÜicata  däliTräs  aux  ätudianta  des  m^dreaa^Sf  en  constatatiou 
de  leur  n-sidenee  dans  ces  etablissement«.  ot  pour  la  dplivrance  tnratuite 
de  leur  pernii'<  de  mnte;  diplAmes  dt  tinief  dflivres  auxdits  etudiants. 

19.  Penuiö  ai-cordt'8  pour  l'ouvertuie  d'fcules;  di[>l6uie8  et  certi- 
licatfi  d»divri's  par  le.s  ecüles  priinaires  et  les  i'coles  normales  primaires. 

20.  Pennia  accord^a  pour  spectaclea,  concerta  et  bala  donnäa  au 
proiit  d^ecoles  ou  d'^tabliraementa  religieux  et  de  bienfaiaanoe. 

21.  Ilniouhabers  et  autroe  certilioata,  atteatatioiii  et  d^daration« 
relatifs  Ii  TexisteDce  et  a  la  conditioti  actuelle  dea  peraODnoa  qui  toudient 
dea  peiisi<i!is  ou  des  betirficfs  jnsipra  100  pisustres. 

22.  Tous  ilnioubabers  et  autres  certibcats,  attestations  et  decln- 
rations  delivre^  aux  indigents;  sentences,  heudjets,  maBbatas  et  ordon- 
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M»neo?  rcndus  par  les  Autoril^  oa  Adminiitrations  publiques  Ii  T^gard 

des  itidigaiitti. 

23  Re<nis  et  uctes  de  cautiumiement  cuncernant  les  cer^aiea  ditttri- 
bu^s  aux  cultivateiirs  ncoossiteux. 

24.  IhlmnmuieH  (notilications)  adresses  par  les  Autorit^s  ou  Adnii- 
sietratioiM  publique«  mz  parlitmliAra  au  sujet  de  tous  impöts,  et  autree 
rtvenus  de  PEtat,  oa  eo  vae  de  PinMrSt  gdn^ral;  tous  ihbavoAtniSs  (noti- 
ficatioDt)  envoyte  aux  intörends  par  les  Admioistrations  des  Poatee  et 
Td^giaphee. 

20.  Ihbarnamäs  (actss  de  dtoondatiOBB)  relatifs  aux  revenus  et 
aox  intärets  de  Tfitat,  remis  ou  enroy^  par  des  paiticuliers  aux  Auto- 
rit^  ou  Administrations  publiques. 

20.  Seriedp  fourniH  par  les  df'-nonciatenrs  et  ]><<rtaiit  engagement  du 
paiement  des  frais  uccasionncs  par  leur  denonciutiun. 

27.  AfiostilleK  de  legalisation  et  de  tömoignage  concernant  les 
signalures  et  cachets. 

28.  Actes  relatifä  u  i'eBtimatiuu  et  a  rutteätHtiun  de  P^tat  de  fortuiie 
des  persoDnes  qui  doivent  prendre  part  aux  a(\}udication8  officielies  aux 
eiK^^res  ou  au  rabais. 

29.  Pemiis  de  mise  eo  {neahation  des  gndiies  de  Ten  k  soie. 
90.  Masbatas  et  oertificats  relatils  aus  bonnes  moeun. 

3t.  Ilmonhaben  d^livr^s  par  les  Auiorit^s  sanitaires  an  passagen 
quittant  Iss  lasarets  de  PEmpire ;  actes  et  rapports  r^digös  par  les  agents 
8])<^ciaux  relativenient  aux  anitnaux,  aux  mali^res  aoimalee,  et  aux  objets 
soumis  ä  un  examen  ^^nnitaire  en  douane. 

32.  Certilic-ats  et  nqiports  relatifs  aux  exameiis  tocbniques  provo- 
qu^8  par  Tactiun  publique  et  ^  la  Taocinatiun;  toutes  ordoiuances  des 
mödeciiiH. 

33.  Bulletins  remis  par  les  böteliers  et  buiidjis  (logeurs)  h  la  police. 
84.  Rapports  et  masbatas  dres8^S|  sur  la  demande  des  Autorit^s 

ou  Admimstrations  publiqnes  et  san«  qu*il  j  ait  eu  reconrs  des  intöressds, 
relativonwt  k  Testimation  et  H  la  modiiicatioii  de  la  valeur  des  immeubles, 
dee  loyers  et  des  impöts. 

35.  T^moigOSges  et  attestations  ofiiciels  afferents  h  la  ctipacite 
financiöre  des  garants,  ainsi  que  les  actes  relatifs  iL  la  Tärification  de 
r^tat  de  leuf  fortune. 

MH.  ('ouiions  d'int«'rrts  remis  aiix  orjhflins  ]irtr  l  Adminislration 
des  Bieiis  des  Or]ihe!in^',  et  les  garantier  Jibeliees  dan^  les  Idane-heudjötis 
delirres  par  les  tribunaux  du  Chtiri. 

37.  R^oöpim^s  atEdrenta  aux  peDsions  alimentaires  servies  par  les 
caisees  des  Biens  des  Orpbelins. 

38.  Actes  de  procuration  des  immigrds,  dans  les  d^lai«  d'exemption 
rdglementaires,  au  st^et  des  immenbles  pofwdd^s  par  eux  dans  leur  pays 
d*origine. 
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39.  Acteh  cree.*)  pur  le»  Cai^^sc»  de  retraites  de  TEiat  et  remb  aux 
fonottonnairos  «o  ntmte,  auz  Teorea  «t  aux  orphelins. 

40.  ToQB  masbfttas  ne  portant  pas  dteision  d^finitiTe,  reiatüa  au 
pftianent  d'une  p«iMioii  anx  fonotiomnires  m  retnita  ou  m  disponibilil^, 
aux  Tenves  ei  anx  orphelins,  par  Im  Oauses  de  retraites  et  de  disponibilitö 
de  GouTeraeaMOt;  muibataa  portant  ddoiaion  d^oitive  du  paiemant  d'nne 
peosion  de  piaatres  600  ou  moina. 

4L  Maabata«  relatüs  k  Taltoeation  de  eeconia  aux  fonetionnaireB 
näoessiteux  qui    ont  paa  droit  b  la  retraite  ou  aux  famillee  des  emplojfc 

d^o^d^s  (lans  l'indigence. 

42.  Tous  acte«  fourni«  par  les  militairei»,  jusqu'au  grade  de  Nergent> 
major,  niii  se  trouvent  sous  len  drapeaux,  ou  qni.  ptant  ■^oldats.  n'nnt  pa« 
encore  i'tc  aijpeh's  «ous  las  arme«,  ainsi  que  par  ceux  qui  sout  licenci^. 
v<?rs»'^  ii  la  re.'-erN  O  ou  qui  sont  en  cong«^.  rftlativement  k  leurs  affaires 
uitiitaires  ou  leur  solde:  actes  crdos  par  ie»  Autorites  mi  Adiüiiii»lraüün8 
publiqueh  pour  las  m6me»  militaires  et  las  ni^ineH  objets;  aotes  relataCa 
aux  penaioDS  des  yeiiTes  et  orphelins  des  militairea  de  oea  oat^norias  qui 
seraient  d^eädte;  heu^lets  ^tablissant  la  ei^acttä  Buoeessorale  deah^ritaer» 
militaires  däced^s  sous  les  armen;  requetes  adressee^^  par  ceux  qoi  veulent 
servir  dnns  l'annäe  en  qualit^  de  voloDtairea  ainsi  que  Jos  aotes  relatifs 
aux  Operations  nöcessit^e!?  par  ces  requetes, 

48.  Reqiiptes  ndressees  })Our  uffaire^  priv<^es  par  le»  militaires  jus- 
qu'au  griide  de  sergent-ms^or,  se  trouvunt  hOU8  les  drapeaux. 

44.  Tlmouhabers.  <'ertifir.-\t.<).  atte.Htnf ii^iis  et  d^arations  d^irrvs 
aux  militaires  jusqu'au  ^nade  de  sergent-major. 

45.  Rertif:  des  Poste«  rchifif^  h  des  d^pöts  d'argent,  effectu^s  par 
ou  pour  des  militaireK  en  cauipagite. 

46.  Actes  relatifs  aux  Operations  de  Tn'^'itne  intervemioK  pntre  les 
Adniinistrations  de  l'Kmpire  Ottonian  et  la  Banque  Jnii)eriale  i)ltoraane; 
toui»  actes  et  avis  cre(^s  par  cetto  ßaiique  pour  le  compte  de  TEtat, 
banknotes  et  aotions  de  ladite  Banque. 

•47.  Actes  intliques  dans  l'Art.  5  du  Ualiier  des  CbargCK  de  l'Ad- 
ministration  de  la  Kegie  Co-Intäressöe  des  Tabaca  de  TEmpire  Ottomau. 

48.  Actes  indiqu^s  dana  FArt.  27  du  Cahier  des  Ghargas  de  la 
Soci^ttf  des  Ghemins  de  fer  Orientaux. 

49.  Actione  et  oblixations  exempt^es  du  droit  de  tioibre  par  Finnan 
Imperial. 

60.  Takrirs,  ilmouhabars,  avis  et  antree  actes  of&oiels  revdtus  du 

Bceuu  ou  de  la  signaturo  dos  Ainbassades,  Consulats  et  autrea  Autoritte 
ou  Admiiiistrations  oftioielies  des  Puissancea  4trang6ree. 

51.  A<  t(«i  passes  par  leg  particuliers  par  devant  le«  Anibfi>.'^ade8 
et  Cniisulats  lies  Puissaiicos  tHrang«;reH  ou  rocus  par  le*^  dit.s  Aniba.s.'irK!'^^. 
et  Cunsulatg,  et  noa  present^s  aux  Administratiuns  de  l'Empire  Otlouiao. 
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52.  Tous  rt  t  US,  quittunces  et  d^chargcs,  iuliets  de  voyageurs,  bul- 
letinf  de  bagage»  projires  aiuc  vojageurs,  comptes  et  factures,  donn^ 
pour  une  somme  de  piastree  40  oa  fto^deseoua,  en  priocipel. 

Lea  qnittaneee  indiqn^  den«  let  «rtioles  relatifi  aus  aaaurancM 
et  dans  VXrt.  74,  ne  b^n4ficient  paa  de  oette  exemption. 

6S.  Tora  actes  et  <^crits,  relatifs  h  des  traoaporta  donnaiit  lieu  b  la 
perception  d'uu  prix  de  piastres  ö  et  au-dewous. 

54.  Qnittances  d^livrf^es  par  \es  Oorapa^nies  de  transport  .m  leure 
Hgeui-es  |Httir  prix  du  transport  de  niilitaires,  d'etudiacts  des  MedresK^s 
ou  d'autres  personiies,  de  num^raires  et  d^objets,  effectu^  sur  la  deinande 
des  Auturitet;  ou  Admüiistratiuns  publiques. 

65.  Quittanoes  donn^es  sous  «(uelqae  forme  que  oe  toit,  indiquant 
I»  r^ption  d'effeta  de  eommeroe  doTant  dtre  n^ooi^ei  aeeepMs  oo 
eoeaiM^a. 

56.  Mandat«- (loste,  et  les  re^u«  qui  s*y  rapportent. 

57.  Quittances  donnt^es  sur  lea  regiatree  des  Adminirtratioiifl  pos- 
taies  par  los  destinntairei». 

58.  RetMis  des  pustes  puur  expeditioiis  a  l'^traoger  de  lettres  et 
objets  ret'onimandes. 

59.  Begus  et  quittances  duoues  coDtre  restitution  de  fouds,  titres 
et  objeta  d^poate  dans  les  Adminiatrationa  publiquea. 

60.  Regita  et  eomptaa  dea  bureaux  ez^uttlii  donnA  )^  roccaaioii 
de  recourrementa  effecto^s  aor  l*objet  dea  jugementa  rendoa. 

61.  Oameta  des  el6v^  des  ecolaa  dea  Arta  et  Mdtien,  et  regui 
ddUvr(f'8  eontre  paiemeiit  des  pensious  qui  lear  lont  senries. 

62.  Quittances  de  «erour«  »ccord^s  aux  indis^entfi,  aux  ecolps,  aux 
♦Etablissements  rolifjirux  et  de  bienfaisance,  et  rei  u.s  relatifs  arix  rution 
accordt  es  uux  iladeiue-i-Evkaf  (desservants  »les  Tlahlisseiuents  vakf),  ainsi 
((ue  les  caruets  dastines  ii  leur»  iuäcriptions. 

63.  D^olarationa  indiqu^  dans  TArt  86, 

64.  Avis  des  Autorit^  ou  Admimatrations  publiquea  ne  concemant 
paa  les  iot^rtts  dea  particuliers. 

66.  Placarda  des  Compagnies  d^a^-surance«,  portont  leur  nom  ou 

Jeor  marque,  et  apposäs  sur  les  immeubleK  assur^s;  tableaux  dress^s  sur 
den  matif  res  aiitros  qim  !c  jtapier  et  le  ( arton,  affich<^K  par  le.s  ConopagnieH 
de  iiaviL'atiori  a  Viipeur  sur  l)ateftux  nii  aux  abord*?  des  echelles,  et 
portaiit  iiidicatiiMi  d*'  l'horairt)  des  bateaux  et  d^Mguatiou  des  ecbelle« 
que  Ceux-ci  duivent  toueher. 

66.  Almanadis  de  {»oolie  publiös  par  les  imprimeura  et  äditeura; 
guides  dea  vojageurs,  calendriers  ne  portant  aucune  räolame;  avia  dea 
^tsbliasements  de  bienfaiaance  et  scolaires;  cartes  portant  1»  simple  indi- 
cstion  du  nom,  de  1»  profession  et  da  domicile. 

67«  Liatea  portees  sur  la  couTerture  des  livres  et  bruchures,  indi- 
quant leK  ouvrages  de  l'atiteur  ou  c^eux  qui  existent  ches  Timprimeur: 
adreases,  avis  et  prospeotus  piaces  ou  coll^s  sur  objets  de  toutes  sortes 
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niis  en  veote,  ou  8ur  teura  contensntfi  t«l8  qu«:  boStea,  Amoiib  et  psquets: 
toiu  vfis  sur  feuilles  Tolanies  enveloppMit  lesdits  objets. 

68.  AnnoDces  ins^rtfes  duis  1«b  joumanx  pour  des  objete  perdue 
ou  dEiu  un  but  de  bienfeiBaace. 

69.  Meiui?^  et  csrtef^  de  boissons  das  restaurants  et  hötel>*. 

70.  Tesakir-i-Oamani^  (oertiüc»t8  de  natioDalit^  Ottomane)  dölivr^f) 
gr&tuiiement. 

71.  SuureU«,  st  ri^his  et  senedat-i-mabsoussa  (ordonnanceintsiits)  do- 
livres  pour  sommes  dues  pur  les  Autorites  ou  Administraiioiis  publiques. 

72.  Terdjumä-i-hal-Tarakalari  (etats  de  fiervices  des  foactionoaires) 
crMe  avant  le  13  Djouma-del-oula  1301,  et  aotea  y  annex^. 

73.  Fi^oee  aooompagnant  lee  demandee  de  cong^,  les  lettm  de 
ddmission,  de  mise  ^  la  retraite,  en  oonstitutioii  d*ane  pension  aus  fatnillee 
des  fonctionnaires  decedeH. 

74.  Actes  delivres,  en  vue  d'ajisurer  les  intereU  et  les  Operations 
douaniers.  ]>ar  Ips  fonctionnaires  eom|i(''tont^.  iiour  ohjet^  tmri>liordps  ou 
tn»ns|iortes  d^une  douane  h  aiitrf^,  ou  d'uno  fchelle  a  üup  autre,  ou 
»?inl)arijues  u  bord  des  imvires  ou  (lt'l);irtjueh  d^N  iiavires,  dans  l'iuterieur 
d'uu  port  ou  d'un  cordon  douanierj  ou  pour  objets  espcdies  d'uii  poiut 
oü  0  n^exiflte  pas  de  douane  Ii  la  douane  du  lieu  de  desünatioii. 

76.  Traduotions  port^s  nur  actes  or6^s  en  laogues  antres  qne  la 
langue  turque  et  pr^ent^s  aux  Autorites  ou  AdminiBtrations  publiques, 
ainei  quo  coli  es  anuexees  a  ces  actes. 

76.  Certiticat«  de  dänombrement,  de  veriücation,  et  peitni«  &rac- 
tionnaireH  de  oircuhition  des  tTiniitori>  et  Hnitiiaux  doniestiqties. 

77.  Tezkcrc-  de  gardiennage^  remis  aiix  gardiens  de>  villages. 

78.  Pi^(•♦'^  reliitive»;  aux  inhnmations  pt  fiiix  frai>^  d'iiihumation. 

79.  Eüdüs.-^euieui.N,  acceptalioü^,  avals  et  aequitf,  port«!»  sur  Iw» 
effets  n^^ociables  ou  de  coramefee,  ainsi  que  sur  les  actes  et  Berits  in- 
diqa68  aus  Nm  38  et  39  da  Tarif  da  Droit  Fixe. 

80.  Inacripüoofi  port^es  sur  les  camets  de  cotuptes-couraots. 

81.  Rapports  et  bilans  publi^s  per  les  8oci6ttfs  k  l'oecafdon  de 
leura  ANsembl^es  Qto^rales. 

82.  Journiinx:  publicalioDs  traitant  de  maU^res  seientifiques,  Utt^ 
raires  ou  ariisti'jue'-. 

83.  Te^taalen'-  n  iatifs  ii  unc  somuie  jusqu'e  lOÜO  pia-stre-s. 

84.  Bordereaux  rciutifs  uux  coupout»  d'actionb  et  obligatiun»  mi^es 
en  dppöt. 

85.  Ordres  des  Autoritds  ou  Administrations  publiqnes  odtoj^ 
aux  Oompagoies  et  agences,  ainsi  que  tous  ordres  dressds  par  les  (km' 
pagnies  et  agences  relatiTement  a  leur  servioe  int^rieur. 

86.  Röponses  öcrites  par  des  particuliers  sur  questions  et  demandes 
d'explications  adressees  par  les  Autorites  ou  Administrations  publique«. 

87.  Assurances  |)our  tranNports  contracteea  pour  une  prime  de 
piahtreM  5  uu  au-de«(<üU!<. 
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88.  Billets  de  thöatre,  da  oonoert  et  de  bal,  dont  ]e  prix  est  an* 
dessous  de  20  piastree,  eiusi  que  oeuz  dont  bön^licient  les  äeoles  et  les 
^tablieeements  religienx  et  de  bienfaiaenee. 

TITRK  IV. 
DU  MODE  DE  PAI£M£^I  DU  DBOIT  D£  TIMBRE. 

CHAPI  THK  I. 

Des  Timbres  mobiles. 

Art.  28,  Ijon  tifnl)rf?s  mobiles,  dont  les  spreiinen?;  uuiü  ptirtf*s 
eil  aunexe,  seront  eiiiploy*  :,  pour  le  paienient  du  droit  de  tiinbre  du  puur 
toup  actes,  öcrit*  ei  avis.  uutres  que  ceux  uu  sujet  destiuelis  un  mode 
different  de  paiement  uura  <  te  »utoriiie  pur  In  |)r«sente  Loi. 

II  est  penuis  d'apposer  plusieurs  tiinbres  de  la  catögorie  prevue, 
et  d'ujie  valeur  totale  egale  a  lu  quotitö  du  droit  applicable  ä  ces  actes, 
^crite  et  avifl. 

Le  droit  de  timbre  applicable  aoz  actett  Berits  et  avia  aeai^ettia  au 
droit  fixe,  sera  aoqnitt^  au  moyen  de  l'apporition  dea  timbrea  du  droit  fixe. 

Le  droit  applicable  aus  aetea  et  «torita,  aonmie  au  droit  pro- 
portioiinel,  aera  acquittö  au  moyen  de  Tapposition  dea  timbres  du  dta«it 
proportionuel. 

Art.  89.  —  Lea  timbrea  mobiJea  aeront  appoaea  au  moment  de  la 
Creation  dea  acte«  et  ecrita. 

Iis  seront  Dblitt^rt^s,  ])ar  la  date  et  la  signature  ou  bien  par  la  date 
et  le  cachet,  eii  conformitt'  des  modi'les  annexäs  a  la  presente  Loi. 

Une  partie  de  la  dato  et  du  cachet  ou  uiie  partie  de  la  dnte  f>t 
de  la  signature,  sera  portee  sur  les  acte«  et  eorits;  Tautre  partie  seni 
port<^e  Sur  lus  timbres. 

Kn  cas  d'apposition  de  plusieurs  tirubres  sur  les  acte«  «»t  (»orits,  les 
tiinbres  devrout  etre  colles  separement  les  uns  des  autres;  mais  cbaque 
deuz  timbrea  pourront  Itre  oblit^räa  au  moyen  d*une  date  ou  d*un  cacbet, 
ou  d*une  date  et  d*nne  aignature. 

Lea  timbrea  appoada  aur  lea  actes  et  ^crita  er^i  par  les  Sociales, 
Banqnea  et  Btabliaaementa  commerciaux,  pourront  §tre  oblit^r^s  au  moyen 
de  la  griffe  date,  en  uaage  dana  oea  Societt-s.  Banques  et  Ktabliiaements. 
Si  la  griffe  ne  oontient  que  le  nom,  la  date  devra  ausai  «tre  port^e  sur 
les  timbres. 

.•\rt.  30.  r,»?'-  timbres  qui  doiveiit  etre  appos<^s  sur  les  iicU-  - 1 
<'crit^  v'iiant  dc^  pay;^  •'•traugprs  nn  d*»«  loealites  de  TEmpire  "u  l;i  prä- 
sente Lo»  u  e.sl  i'iis  eil  vi^^ueur,  ^eionl  ap])ORes  et  oblit«*res,  coiiforuieuient 
a  I'Art.  29  par  ceux  qui  sout  teuus,  eu  vertu  des  Art.  6  et  12,  d'acquittei 
le  droit  de  timbre. 
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-  GHAFITRB  U. 

Du  Tliibra|8  k  rCxlnuirdlialf«. 

Art.  31.  —  Le  droit  de  timbre  appHc»ble  mix  aetes,  ^orits  et 
avis  oi'ftprte  toum^räs,  peut  ötre  mcqnifM  au  moyen  du  timbmga  k  Textr»- 
ordinaire,  an  reniplaceiiient  des  timbree  mobiles- 

1.  Quittanoaa,  n^m  et  d^chai^ges. 

2.  Ohdques;  lettrea  de  diaoge  pavables  h  vue. 
8,  BordereAUX  de  commerce  et  de  Boune. 

4.  Faftiires 

5.  Coluplt!^:  Ctimptes-couniiit«  et  earnets  de  Comptes-couraats. 

6.  Certificats  de  dt^pöt  et  boiis  de  Cai^»fie. 

7.  Actes  relatifü  h  tou»  trun^ports. 

8.  BUleta  de  bal,  de  conoert  et  de  thöätre. 

9.  Arenante  d^aeennince«  mentionD^s  au  49  du  Tarif  des 
Droit($  fixe«. 

10.  Avis  de  toutes  sortes. 

11.  KegihlrcF  inditjues  au  N»»  34  du  Tiirif  des  Droits  fixes. 

12.  ActßH  et  ücrith  Koumi»  h  un  droit  de  timbre  aa^deesuK  de 

lOOU  piHstres. 

Art  82  I.fs  (•stainpilles  du  timbrage  a  I'cxtraLirdiuaire  feront 
Hpiili'fUHP^  eil  i-oiju^c  pour  les  quotit^s  de  2,  5,  10  et  20  para«;  en  bleu, 
püur  ceil«'^  au-(les>iiN  do  20  paras. 

Le  droit  applii  nlde  aiix  pi^^o^-  <|ui  st-ri-iit  sounii--*"-  hu  tinibrage  a 
rextraordinaire.  spra  j>uyr  au  cuini'taut  v\  euiitre  uhp  roiiuhf  do  ö^j^. 

Iji'f  dt'uiaiide>-  pour  le  tiriibratre  :i  iN  xtraurdiiiaire  ser<>i)t  pn«s0nt«  »'s 
u  i' Administration  Centrale  des  Revenue  Conc^des  u  la  Dette  Publique 
Ottomone,  Nur  bordereaux  foumis  sane  fraiit  per  oette  Administrations;  ces 
bordereaux  devront  #tre  titubr^s  oonform^ment  au  N«  107  du  Tarif  des 
Droits  fixes. 

Art.  83.  —  Le  paiemoDt  dew  droit«  de  timbre  effeotud  par  les 
Sociales  et  Compagniei;  d'aKNuranoes  daiiK  lea  conditi<Mia  iodiqu^es  )i 
rArt.  20,  sera  constatä  au  moyen  d^lne  griffe  speciale  U  Tencre  graase 
appOK^e  par  rAdniini^^tnition  Centrale  de  la  Dette  Publique  Ottomane, 
>ur  les  ]M)]ices  et  actes  d>-  mAme  natura  avec  la  mentioD  „hes  droiU»  de 
timbre  ont  fW-  ver^t-H  [»ir  la  .Socictr-'*. 

Le  droit  de  timl)re  applicable  anx  uctinrts  et  obligatif)ns  indiqu»'f>'- 
aux  Art.  21  f*t  22.  et  einisos,  soit  «itins-  TKinpire.  soit  h  l'Ktranger.  s.  lu 
pt;r(  u  par  !<•  tinibraiie  ä  l'cxtrauidiimuc  uu  la  d<^livrance  de  quittaiices 
]iar  TAdministration  Centrale  de  la  Dette  Publique,  sans  qu'il  soit  appo.se 
de«  timbres  mobiles. 

Dana  le  cas  oii  ce  droit  serait  pcr^u  par  la  delivnince  de  quittauces, 
cette  perception  sera  annoncf^e  par  cette  Adminietration,  dans  les  jouroaux 
de  la  Gapitale. 
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Le  droit  dü  par  applicatiuu  de  l'Art.  26  peut  etre  peri;u  au  mujeit 
4a  tirabrage  u  PeKtraordinaire. 

OHAPITRE  m. 
DIspmHIom  «ptelalM  mx  tvlt. 

Art.  34.  —  Les  avis  nun  assujettis  au  droit  annuel  neront,  ou 
pourvus  de  timbres  mobiles,  ou  timbr^s  par  T Administration  Centrale 
des  BeTeniu  OonMto  ^  1»  Dette  Fnblique  Ottomue. 

£ik  OM  d*einploi  de  timbrae  mobiles^  oeux-oi  seront  »ppoete  oon- 
fono^meDl  b  VArt  89.  He  seront  oblit^rtfs  d*iiprte  lee  diqfoaitioiis  de  cet 
article  ou  par  rimpremoD,  aur  las  timbrefli  du  texte  de  Tavis. 

Art  36.  —  Präalablement  h  rexpodtion  des  avu  aeaujettie  au  droit 
annuel  dane  les  lieux  poblioSf  par  lenr  inscription,  snspenrioii,  apporition 

ou  par  tout  autre  mode,  les  personnes  qui  font  expo«er  oes  avis  devront 
s'adresser  a  I'.Adniinistration  de  la  Dette  Publique  et  payer  les  droits 
{»reserit**.  Quant  aux  avis  qui  rfstcrnnt  cxpos»''s  apn"*!?  Tcxpiration  de 
1  aiifiee  finfitu'ifTo,  lenditex  per8oniii'>  s'Tuiit  teriues.  au  del)iit  do  Taiinee 
iiiianciäre  bmviiute,  de  payer  de  nouvtmu  ie  droit  de  tiiubre.  Lüh  frac- 
tioos  d^nne  ann^e  seront  coiuid^räes  comme  une  annäe  enü^ire.  Le  droit 
prdcit^  sera  per(;u  aeolement  au  moyen  de  la  d^livrance  de  regos. 

Le  d^laoement  deedits  avis  ayant  d6ja  acqaitt6  le  droit  de  timbre, 
n'entrafDe  pas  la  pereeptioii  d*nB  nouveau  droit.  Toutefois,  oenx  qui  les 
font  exposer,  sont  tenua  d*iiiformer  de  ce  dCplacemmt  l'Admioiatratioii 
de  la  Dette  Publique.  Faute  de  ee  faire,  ils  seront  tenua  de  payer  de 
oonvean  le  droit. 

Art.  —  Le«  personnes  qui  font  exposer  des  avis  assujettis  au 
droit  annuel,  devront,  nvaiit  l'.irqtiittement  du  droit,  r6diger  en  double 
expmplaire.  »-t  präsenter  ä  rAdminiätratiou  de  la  Dette  Publique,  une 
d6claratioii  indiquunt: 

1.  Le  contenu.  la  forme  et  la  superficie  uit'tre  carräs  ou  d6ci* 
uiMres  carrös  de  l'avii?. 

2.  Le  nomhre  des  exeinplaires. 

3.  Loij  Doui,  pr6uou),  profesi^ion  et  domicile  de  la  perboiine  qui  fait 
exposer  cet  avis. 

4.  Les  lieux  oü  ce  dernier  droit  ötre  exposö. 

L'un  des  exemplaires  prfeitäs  aera  conserv^  par  1' Administration : 
Pantre,  aar  leqoel  on  indiquera  le  montant  du  droit  k  acquitter,  sera, 
aprto  avoir  4ti6  via6,  restitu4  k  ladite  peraonne. 

(Voir  au      63  dea  Bxemptions.) 

Art.  37.  —  Les  imprimeurs  et  öditeurs  sont  tenus  de  ae  faire 

remettre  et  de  conwerver  durant  le  dilat  d'un  an,  l'original  des  annonoes 
qu'iln  itisöreront  dans  los  joumunx  et  dans  toutes  sortes  de  publications 
p6riodiqoes  ou  non  p^riodiques,  original  dont  le  timbre  sera  appos^  et 
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üblit6r6  par  ia  porsoniie  qui  fait  faire  cettc  un»erUuii.  Kn  ce  qui  couc«nte 
les  annoiieMi  r^p^t^es,  1»  dafte  de  1»  dendire  «anonee  coiMtitaefa  It  point 
de  d^i»ait  de  ce  dtiai.    _ 

TITRE  V. 

Saiitions  penales  et  attributions  ües  amendts. 

Art.  38.  —  Tous  Actes,  et  avis,  cr66s  par  les  AuturiU.-  »»u  par  Berits 
[es  purticulierb,  et  dont  le  droit  de  timbre  n'aurait  pa«  6t6  acquitt^  en  cou- 
formit^  des  dispontioiu  de  la  prtsente  Lei,  seioiit  pueibles,  isdöpendani' 
toent  du  droit  de  timbte,  de  raaende  ^tablie  ci-apr^s: 

a)  Actes  terite  et  avie  soDmis  au  droit  fixe:  Ffaetrea 
Poar  nn  droit  jueqa^a  2  parae   75 
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3  parae  jusqu'i 
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.  400 

1» 

de 

2  piastres 

n 

5 

n 

.  500 

m 

» 

da 

5 

n 

ff 

10 

n 

.  600 

fl 

fl 

de 

10 

n 

fl 

25 

ff  • 

.  700 

1t 

I» 

de 

25 

n 

M 

60 
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n 

fl 

100 

II  • 

.  900 

n 

p 

de  100 

.  1000 

b)  Actes  et  öcrit»  souniis  au  droit  propoifinnnel: 

ö  pjnstres  pour  charpir'  IfXI  pinstres  de  la  somm"  ^nonr^f  dans  cea 
actee  et  ('■crit«.    l.*^-''  fractioiis  seront  consid^rt'es  coiume  lüO  pia*»iri  i5. 

Dans  1*'  ('IIS  d'iuftuffisance  du  droit  de  timbre  du  pour  \es  ;u't'-^. 
ecrit«  et  uvib  a>^Hujctti8  au  droit  fixe,  l'au]ende  ind^peudaiuiuent  du  druii 
de  timbre  qui  devra  etre  compKtö,  sera  perrue  seuleinent  eur  la  partie 
du  droit  Don  aequitt^e. 

Les  ameodes  encourues  pour  les  actes  et  Berits  soamis  au  droit 
Proportion iiel  et  insuffieamment  timbr6s,  seront  calcul6es  et  perrues  sur 
Is  purtie  de  la  somme  quHla  ^noiicent,  iioii  couverte  par  le  timbre,  en 
cotiformite  de  la  progression  indiqu^e  a  l'Art.  11.  Tontefnis.  la  totaütf 
(Ifs  tirabres  appos^;*  sur  lesdits  actes  et  6crits  spth  cdiisidcif''«'  oouuiie 
valnl)h)  pour  completor  !<■  droit.  Kri  np  qn?  (  uticiTiie  Pjiiiiciide  des  nctes 
dont  r;u>sujettissoiuent  au  droit  pruportiunnel  e>t  luentionne  aux  N^'^  22 
et  64  dn  Tarif  du  Droit  fi&e,  il  sera  fait  application  des  dispositioiia 
relatives  auz  actes  soumis  au  droit  fixe. 

IjCB  oontraTentioiis  aux  dispositiona^  concemant  les  aaaurancesi  seront 
pamibles  d*une  amende  ^galc  u  50  fois  le  montant  du  droit  auqael  sont 
assujettif's  ces  assurances.  Dans  le  cas  d'insufiiBance  de  timbre«  il  sera 
per« )]  i,>  droit  de  timbre  compUmentaire,  et  Taineiide  ne  sera  exigteqne 
hur  rin^uftisaiice. 
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Dan»  ie  cas  ou  le  tirou  upplicuhle  aux  acte«,  6crits  et  uvis,  ayant 
aequitti,  le«  timbre«  ne  B6or«iMit  pas  appoi^^s  et  obliUrös  en  coDformitö 
des  preacriptioiifl  l^^ee,  il  «er«  exigA  sur  ces  actea,  4crita  et  avis,  l'ainende 
fix6e  per  le  pr^ent  ertide,  sane  perception  nouTelle  du  droit  de  iimbre. 

Art.  d9.  —>  Dane  le  cas  oü  les  timbre«  appliquös  sur  les  acte«, 
icnts  et  avis,  6taiit  apposCs  et  ob]it6r6s  conform^ment  it  la  Loi,  ne  seraieiit 
pas  du  type  special  de  timbre  dont  ces  actes.  Berits  et  avis  doivent  etro 
revetus.  le  porteiir  devru  y  npposer  et  ohliten  r  des  timbres  dudit  type, 
fl'uiie  valeiir  §gaie  au  10^«  de  la  valeur  des  timbreü  dout  Tappositioa 
Cht  requise. 

Lea  timbrea  ainsi  uppu.s^.s,  iie  Keront  pas  inföiieurs  ä  10  paraü. 

Le  portear  aura  le  droit  de  recourir,  pour  la  somme  qu*il  aura 
aiosi  payfe,  Ii  la  penonne  Mgalement  tenue  de  l'aoquittement  dtt  droit. 

Art.  40.  —  Vamende  dae  pour  lei  aotes  et  Berits  aera  aoquittöe 
par  lenr  cr^nteur,  sauf  dan«  les  cas  d^terminös  per  les  articies  q^ßciaux 
de  la  präsente  Loi. 

Au  ca.«  oü  pln-icurs  personims  seraient  reßP'Ui'^ 'l'Ies  de  l'ameTid»*, 
celle-ci.  oonjoiutenient  au  droit  de  liiubre,  sera  pcri m  (icNclitc-  persoiuu's 
eil  cuiifonnitö  de  la  regle  de  la  garantie  solidaire,  avec  recours  entre 
elles  pour  las  parts  qui  leur  iucombent. 

Art.  41.  —  L'amende  due  pour  oontrarentions  aux  diapositions  de 
la  pr4oeDte  Loi  relatiTes  aux  effeta  n^godables  ou  de  commerce  crtös 
dana  l*£mpire,  sera  pergue,  eonjointemeut  au  droit  de  timbre«  du  sou- 
•cripteur,  ou  coiifonn^ent  atix  priixtipes  de  la  garantie  solidaire,  du 
porteur,  des  endosseurs  et  de  l*acoeptettr,  »auf  recours  de  ceux-oi  au 
aousripteur. 

L'ainRrine  due  pour  «ffets  ne^ociuliles  ou  de  commerce  er^^s  u 
l'etrauger  ou  dans  les  loeiilit^s  de  TEuipire  ou  ht  prc.sente  Loi  n'est  pas 
en  vigueur,  et  iutroduits  dans  cellen  ou  cette  Loi  est  eu  vigueur,  sera 
pertjue,  eonjointement  ans  droit  de  timbre,  de  la  pertK»nne  qui,  apres 
oette  introduetion,  aura,  la  premi^re,  accept4,  n6goci6,  acquittß,  ou  emploj6 
d*une  autre  mani^re  ces  effets,  ou  bien,  conform4meiit  au  principe  de  la 
garautic  solidaire,  du  porteur  et  de  oeux  qui,  post^rieureinent  Ii  cette 
iiidroduction,  auront  aeeept^,  endosaä  ou  acquittö  ces  derniers,  saufrecourti 
k  ladite  personiie. 

Dans  le  cas  ou  les  lettres  de  chang«'  er<^6es  dans  l'Kmpire  et  iiuu 
revetues  de  tiuibres  uu  insuftisaninient  tinihr^es,  ou  eiRui««  duiit  le  timbre 
n'est  pa«  uppos^  et  oblit6r6  eu  conformit^  de  la  Loi,  seruient  pr&äent^es 
k  PAdminiatntion  de  la  Dette  Publique  Ottomane  par  le  aouscripteur  ou 
par  le  porteur  avant  leur  acceptation,  endosaement  ou  aequittementf  ces 
lettres  de  obange  seront  rfigulariaftea  moyenDant  la  perception  par  ladite 
Administiation  du  triple  du  droit  16galement  prfivu  pour  cea  actea,  du 
souscripteur,  ou  du  porteur,  aauf  recours  de  colui-ci  au  souscripteur.  Ces 
lettres  de  obange  ne  seront  pas  döchue«  du  privil^ge  de  la  garantie 
solidaire. 
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Art.  42.  LeH  iSoci^t^t»  qui,  daus  le  dölai  de  trois  mois  a  partir 
de  lenr  oonslitatioii^  <hi  de  hi  dftte  k  iaqu^llo  b  prolongataon  dt  Iwir 
daröe  est  «irdMe,  n'aarmieiit  pas  acquitW  le  droit  d«  timbre  afferent  Ii 
leurs  actioiis  «aront  astreiotee,  ind6peiidunmeiit  da  paiement  dudit  droit, 
h  une  amende  ägale  )i  iroi«  pour  eent  de  la  Talettr  nominale  de  cea 
nctioDN.  Cette  dispoeition  est  applicable  aux  obligations  dont  le  droit 
de  timbre  n  aura  ])a8  i'-te  ucquitte  dans  uri  dt^Iiii  rlo  trois  moit»  U  partir 
de  la  dfitt»  dp  Icur  orfjition,  ou  de  Celle  de  l'^cb^ance  indiqa^  au  para- 
grapbe  deruier  de  l  Art.  23. 

Art.  48.  Dans  le  cas  ou  l'on  ne^focierai»  des  titre.s  d"eiiipruiii*j, 
actions  et  obligatioDs  «^trangerf.  Hont  lo  timbre  n'aurait  {ms  arquitte 
ei)  confürmite  dcB  dispositious  du  i'Ari.  26,  il  Hera  peri^u  une  uuietidc  de 
b^iQ  de  la  Talenr  nominale,  ou  ri  celle^ci  n'est  pas  connae,  de  la  valear 
sur  la  place,  deadita  titres  d^emprunts,  actions  et  obligations. 

Cette  amende  ne  aera  paa  infäriente  )i  200  piastres  pour  chaqae 
Operation  de  irente.  Elle  pourra  dtre  peryue  en  totalit^  du  Tendeur  oa 
de  Tadieteur,  sauf  recours  entre  eux  pour  la  moiti^. 

Art.  44.  —  Tj*am<  Till  '  dne  pour  lea  avis  en  contravention  aux  dis> 
positiotiK  du  Chapitre  Ul  du  Titre  IV,  sera,  coigmntement  au  droit  de 
timbre.  percie  de  ceux  qui  les  fönt  distribuer  ou  exposer,  quelle  que 
soit  la  persüiiiie  au  noni  et  puur  cunipte  de  qui  cette  distributioii  ou 
cette  exposilion  e.-t  faite. 

(^iiel  (|ue  s«»it  le  noinbre  des  exeniplaires  d'avis  ci>atravL«niion 
f>ajüis  pur  les  fonctionuaires  competents.,  Turnende  ue  sera  per^ue,  pour 
chaque  Baisie,  que  sur  10  exemplairea.  Lea  autres  seront  restitu^  aprfrs 
perception  du  droit  de  timbre. 

Lea  amende«  enoourueti  du  chef  du  droit  de  timbre,  pour  annonces 
iiisärdea  dan«  Ior  journnux  et  les  publicationi  pöriodiques  ou  non  p4riodi- 
quea,  «eront  per^uea,  coi\jointement  au  droit  de  timbrOf  seulement  dee 
directears  des  jouniaux.  deis  öditeura  et  imprimeurs  desdites  publicationü, 
(jui  UV  sc  seront  pa.s  fait  r^pmettre  »^t  qui  n'auront  couserv^.  en  ri>n- 
foriiiite  d»'  T.Art.  37.  uii  exeniplaire  tinibr^  do  ces  aniionces,  ou  l'.i  i- 
raient  at-cepte  aveo  un  timbre  iiisiiflisant  ou  avec  uu  timbre  qui  ue  seruit 
pas  apjiose  el  obliterö  conforu»etuont  a  la  Jjoi. 

Toutefois,  et  seulement  pour  le  droit  de  timbre,  les  directeurs  de 
juurnuus,  ^ditenr«  et  imprimeurs^  anront  uii  droit  de  recoure  contre  les 
nuteurs  di>s  annoncoK. 

Art.  46.  —  L'abaudon  fait  pur  leur  porteur,  des  aotee,  tonte  et 
avjK  pour  leaquels  une  amende  est  due,  ne  constitue  pas  un  obstade  h 
la  perception  de  cette  aiuende. 

La  quotit^  de  Tarnende  encaitis^  sera  inncrite  sur  lee  timbreo  appos^ 
pour  la  perception  du  droit. 

C<  s  timbr^^s  seront  oblit^res  au  mojen  de  la  date  et  du  caeliet 
ofliciel  de  ia  Cainse  de  rAdiiiiuiHtration  qui  aura  fait  oet  encaiseement' 
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Art.  46.  —  TouH  p residente  et  membres  des  tribimaux  et  ooneeils, 
et  autres  fonctionnaires  de  r£tat,  sont  tenu»  d'exi<^er  le  droit  de  timbre 
et  les  amendfis  Mictöes  piir  les  dispositions  de  la  präsente  Loi. 

Au  cas  oii  les  aiiieiides  seraient  acquitt^e»  voluntairemeiit,  elles 
fit  roiit  vers6eis  a  iu  Caisse  de  l'Adiniiustrations  dont  ces  fonotionnairen 
releveiit,  pour  etre  pass6es  eii  recettes.  Dans  le  ca»  coutnüre,  il  sera  proc4d6 
eonfonninieDt  «o  Titre  VII. 

Art.  47.  —  Totts  fonctionnaires  qui  auraient  donn^  soite  aux  aotes, 
icrite  et  a?i«  en  oontm^enticn  k  la  präsente  Loi,  sans  remplir  Pobligation 
d^tennin^e  par  l*artioIe  pr^o^de&t,  eeront  pasrible  d'one  ameade  ^gale  k 
ceile  ^dict^e  par  la  Loi  poar  ces  acte.s,  ^crita  et  Avil,  et  pergae  en  con- 
fonnit^  du  deuxi^me  parafrrapbe  de  l'Art.  40. 

En  et'  t\in  concerne  le.s  pifces  dressr-es  par  les  fonctionaires,  en 
contraventiüii  aux  dispositions  de  la  präsente  Loi,  le  droit  de  timbre  sern 
acquitt^  par  le  contrifauable,  et  Tarnende  sora  pergue  de»  fonctionnaires. 

Art  48.  —  Les  actes  iudiqu^t«  aux  N^^  63,  54  et  66  du  Tarif  du 
Droit  fixe,  et  remio  aux  Antoritte  ou  Administratione  publique«,  ne  seront 
pns  aocept^a  B*ile  aont  d6pottr?ue  du  timbre,  ou  li  ie  timbre  quMla  portent 
eet  iosuffisant  ou  appos6  d*une  mani^re  non  conforme  aux  diapositiona 
de  rArt  29. 

rimcun  des  fonctionnaires  qui  les  auront  accept^s  ou  (jui  y  auront 
doniK-  siiite,  seru  passihlc  d'une  nmende  d'uiie  demi>iivre  iurque.  Les 
signalairtiü  de  ces  acte»  n'uurunt  pas  n  sul)ir  d'amende. 

Si  le  timbre  auquel  sont  ai^sujettis  ces  actes  est  appos^',  ^huh  etre 
totttefoia  obiit^r^  en  conformitä  de  la  Loi,  le  fonctionnaire  qui  les  aura 
re^ua,  devra  eomplöter  oette  formalitft  en  obliMrant  le  timbre  avec  le 
cachet  officiel. 

Art  49.  —  Appartiendront  aux  tribnnaux,  et  pasafis  suivant  la 

regle  en  recettes,  lea  »mendes  h  percevoir  des  acteii  4crit8  et  avis  rela 
tifs  k  des  contestations  port^es  devant  les  tribunaux  et  dont  Hrr^gulant^, 
au  poinl  dp  vue  du  droit  de  timbre,  aura  ^t^  relev^e  par  ceux-ci. 

Les  auiyjides  perriies  par  les  bureaux  execulifs  en  vertu  d'un 
memorandum,  ou  d^un  jugomeut  rendu  sur  Opposition,  ainsi  que  colles 
6dict6es  par  les  articles  4  et  ö,  appartiendront  k  ^Administration  de  in 
Dette  Publique  qui  las  purtoru  egulemout  en  recettes. 

Artb  60.  — •  Le  porteur  d*actea,  icrita  et  avis  en  contraventiott  k 
la  prteeote  Loi,  non  responsable  des  amendee  exi|;iblee  sur  ces  pilices, 
aura  droit,  s'il  les  remet  ou  les  fait  parvenir  ä  ^Administration  de  la 
Dette  Publique,  ä  la  moiti6  de  l'amende  qui  sera  encaiss^e. 

Ri  tontef'iis  la  pos«i'ossion  df^sdits  actes.  Berits  et  avis  r^t  due  h  uii 
fait  prüliil)e  pur  la  Lni,  tel  qu'iin  vol,  une  cDuhaitite,  une  aL'ression  et 
uu  abus  de  confiance,  il  ne  4»era  pas  versö  de  pnme  de  d^nonciation. 

Art.  51.  —  Si  la  remise  totale  ou  partielle  de  l'amende  encourue 
pour  timbre  est  demandfo  par  le  d^bitenr  de  cette  amende,  sans  que  le 
bien  fond4  de  ceile-oi  aoit  conteat^  et  avaat  qn'une  sentence  seit  inter- 
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veniH»,  et  si  la  quotit^  de  ramende  ue  d<*passe  pa«  1<K)0  piastre»,  TAd* 
ministr.itidH  Centrale  des  Revenns  Conc^d^s  k  la  Deiie  Publique  ponm 
statuer  sur  eetto  d*unande. 

Pour  le>  si'iunies  d^passant  cette  i|uotit^.  le  Tresor  imperial  agira 
eji  couformite  de  1»  proc^dure  g^u^raleuient  suivie. 

titkp:  vi. 

YERIFICATIO^S  ET  tlUBTEILLABiCE. 

Art.  52.  —  En  vue  d'assurf^r  la  perception,  confonnoment  &  la  Loi, 
du  drnit  de  timHrp.  l'Admiiustnition  des  Rt  ventis  Oonr^df^s  h  la  Dette 
Puliliqu»!  a  la  faculte  d'^fffViter,  aux  ^^poques  qui  lui  p.iraitrout  p\as 
opportunes,  des  v^rifications  auns  les  Imreaux  des  SocitHe.s  anonymes  et 
tüutes  autres  Soci^tds  constituies  par  actious,  ainsi  que  dans  leurs  suc- 
ciinalM. 

Lee  lonetionnaires  ehargte  de  cette  vftriücation  seroni  dioisis  par 
PAdminiBtration  pami  ceax  rßuniwaDt  les  qualit^s  reqiUMs. 

Lea  agents  qui,  au  couiv  des  T^riiicationftf  outarepaaeent  lettre  attri* 

hutions,  consistant  uniquement  h  assurer  la  perception  du  revenu  du 
timhrß,  et  (m  fönt  int  emploi  ahunif.  «»Tont  piinis  admiinf:trntivenaent,  et 
encourront,  en  uienie  tempa,  le-  I)Hlne^  edicHN  s  p:ir  l'Art.  lOtl  du  Code  Penal. 

Art.  53.  —  Les  v6riticutiüiih  u  eütjctuer  daas  Ins  Aduiuiistriitjons 
publiques  du  chef  du  droit  de  tiuibre,  iacomberont  au  Miuist^re  de« 
Finances  qui  y  procödera  par  Pinterm^diaire  d^tin  inspectaur. 

Art.  64.  —  Lea  T^rificatioos  mentioim^  aux  Art.  Ö2  et  53  ne 
pourroDt  avoir  Iten  ni  lee  joure  offidela  et  i^riöe,  ni  atix  beurea  pendant 
leaquellas  lea  Administrations  publiques  et  lea  bureuix  daa  Soci^te  et  de 
lour8  succursalcs  ne  aont  babituollcnient  pas  ouvertfl.  Elles  seront  effec- 
tu^es  avec  la  plus  p^randf  cf]6nff'  pnssibl(\  ft  snns  d<^p)nrement  dea  actaa, 
6orita  et  avis.  nfin  lio  iif  jms  fulriivor  l;i  iiiiircbe  du  Service. 

Dans  iü  vii^  ou,  duiis  ies  Ijiireaux  d««s  Souit  ies  et  dp  leurs  siicrm-sale«; 
uidiqu^'es  U  l'Art.  52,  il  se  trouverait  des  actes,  Werlte  et  avis  eu  contra- 
vention  k  la  Loi  du  Timbre,  Tagent  dressera  un  procte  verbal  indiquant 
la  nature  de  ces  actes,  ^orita  et  avis,  ainsi  que  celle  de  la  ooDtraventioii. 

En  reconnaisaance  de  leor  existence  dans  aon  buraau,  le  chef  de 
colul-ci  devr»  aigner  au  bas  de  ce  proc^6-\  •  rlial. 

Les  actes,  ^critB  et  ari«,  au  Kujet  de<>quelH  ledit  dief  refuaerait  de 
signer  le  proo^s-vt^rbal,  seront  snisis  pt  nnnex6s  h  cc  dernier. 

Dans  !»'  cui^  ou  les  v^rilu  atauns  urdonn^ef  pnr  le  Minister»*  de-» 
Finaiines  cn  vertu  de  l'Art.  53.  anii'neraient  la  d<'<MiivertP  d'aotfs,  öcrn> 
et  avis  eu  contruvention  a  la  Loi  du  Timbre,  *m  devra  proceder  con- 
form^ment  aux  dispuaitiona  du  Titre  VII. 

Art.  56.  —  Tottte  oppoaitioD  aux  v^fioationa  indiquAaa  h  l'Art.  52 
aera  conetat^e  par  un  proc^a-verbal  que  Pagent  dreaaera  aur  lea  lieux. 
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Si  le  triburuil  competoiit  df^cide  q»ie  rctip  Opposition  n'eet  pas 
l^e^tilcment  receval'le,  uru-  ainendo  de  4  livre.s  turques  ii  40  livrcs  turques 
heru  pionoiic^e  au  prolit  de  1' Administration  de  lu  Dette  Publique.  Cette 
»mende  sera  peryue  ind^peudammcut  du  droit  de  timbre  et  de  l'umende 
auxquels  sont  aBBigettis  Im  acfeeSf  6crito  et  avis. 

Art.  66.  —  D  est  interdit  de  fißn^trer  dans  lee  maieons  et  domioUes 
priT^*  ou  de  fooilter  nne  penonne  quelconqne,  pour  reeherdier  lee  actes, 
<ierit8  et  avie  eo  oontraventioii  «ree  la  Loi  du  Timbre.  Lee  d^linquante 
eDooammt  lee  peinee  ^ct6ee  par  le  Code  Ffnal. 

II  ne  sera  pas  exerc^  do  poursuites  judieiaires  h.  T^gard  des  actes, 
Berits  et  avis  d^coaverte  la  suite  de  faite  cootraire»  ans  dispositioDB  da 
prteeat  aitide. 

TiTßE  vn. 

DES  POUBSUITES. 

Alt.  67.  —  Lonique  les  Autorit^s  d^gn^  k  TArt.  46  auront 
coiutat§  qne  le  droit  de  timbre  des  actes,  Berits  et  avia  assujettis  h  oe 
droit,  n'a  pas  6t6  acquitt^  en  conformitS  des  di^sitions  de  la  pr^nte 
Loi,  ou  que  Papporition  et  Toblit^ration  des  iimbrea  DO  sont  pas  oon* 

formes  \i  cette  I^roi,  et  si,  dans  le  d61ai  de  huit  jours,  au  plus  tard,  ii 
partir  de  la  date  de  la  rrclatnation  en  pai*>nient  de  Tarnende  et  du  droit, 
la  personne  fjui  on  e>-t  rospofi^sablf-.  r»>fusf»  d*»  ^es  pajer.  log  Autorit^s 
8ii?dA«i^n<^es  traiisiTK.'ttri'iit  lesdit^  .•ictes.  ncrits  «•!  avis,  ou  le  proc^s-verbal 
qui  en  tieudrait  lieu,  u  l'Administrntion  «le  la  Dette  Publique  Ottomane, 
sooe  rteerre  des  disposiUons  de  l'Ari.  59. 

G^llO'Ci  adressera  au  Bureau  ez^cutlf  de  la  localitö,  un  mömoran- 
dnm  dans  lequel  seront  indiqu^  les  textes  l^gaux  visant  la  eontravention. 

Art.  58.  —  Celoi  de  qai  est  r^dam^e  une  amende  da  diel  du 
droit  de  timbre,  pourra  faire  Opposition  dans  les  buit  jours  k  partir  de 
la  date  de  la  sigmfication    lui  faite  par  le  Bureau  ex^cutif. 

La  reqa^te  d'opposition  dcvra  Stre  port^e  derant  le  tribunal  dvil 
de  premi^re  iiistance  de  la  localite. 

Copie  de  cette  requüte  sera  sijrniiiee  par  \v  tribunal  dans  un  d^lai 
de  trois  jours  a  rAdniifiistratioii  de  la  DfHe  Ptibliqii«^  fjtn  devrn.  dan-  un 
d**l;ii  i\>'  huit  joun<  ä  partir  de  cette  signiiication,  presentcr  ses  coudusions 
responsives. 

La  requeie  d  opposiition,  les  coneiusions  responsives  de  i  Adinini- 
stration,  les  actee,  Berits  et  avis  frappes  d'auiende,  ou  le  proc^s-rerbiil  en 
tenant  lieu,  ainsi  que  les  pit-ces  accessoires  y  relatives,  seront  remis  par 
le  tribunal,  dans  un  d61ai  de  trois  jours  }t  partir  de  la  date  de  la  r^ception 
des  dites  eondusions,  au  procureor  Imperial  prfts  ce  tribunal. 

Cette  proe6dure  sera  sui^ie  meme  au  cas  oii  rAdministration 
n  aorait  pas  pr^ent^  ses  eondusions  Ii  Ja  fin  des  dite  huit  jours. 
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Le  procun  ur  liup^'riai  devra,  dans  ud  d61ai  de  huit  joura,  po«er 
SOS  conclusiont». 

D«iif  lea  trois  jours  qui  saivront.  le  tribunl  proeidiom  en  diftmbre 
du  oonseil  k  rexamen  du  litigfe. 

Lm  dwOL  puiiM  pourrottt  itn  dt^M  h  eomptraitre  cd  le  tribnnal 

Je  jllge  n^cORsaire. 

La  döcision  reodue  par  le  tribunal  ainsi  quc  \es  copies  authenti- 
(|ues  df»8  actes,  6critfl  et  nvi»  pRs^^ibles  d^amende  ou  du  proo*»«  vtrl»;»! 
dressH  a  !»»ur  sujet,  et  des  pieofs  ;icoe«;f«<»irft9,  seront,  dans  un  d^-iai  de 
liuit  jouri»,  (jigniH^es  par  le  prucnrciir  Imperial  a  l'opposaüt  aiiisi  qu'a 
rAdniinistration  de  ia  Dette  rubii4U6  Utiuinaue. 

Dane  lee  caias  ou  il  n'y  aumt  pas  de  procureur  Imperial,  la 
cfaaige  inoombant  en  vertu  de  la  präsente  Lei  auz  proenreure  ImpMaux. 
«era  remplie  par  leura  reprisentants  l^gaux. 

Art.  59.  —  Lee  tribunanx  judiciaires  auxqoels  aont  priseiitte  k 
ruccasion  d'ao  procte  en  cours  des  actes,  f-crits  et  avis  en  contrarention 
a  h\  Loi,  seront  tenus  de  reiidrf  inim^diaU  inent  et  shur  que  le  procureur 
Impi'iiiil  soit  eatendu,  um  jugeiuent  s^par^  au  siget  de»  dits  actes,  ecritb 
et  aviti. 

Ce  jugeoiout  ue  douneru  [yua  iieti  au  reuvui  de  rexameii  liudit  pruceü. 

Art.  60.  —  Lee  d^cisiotis  judiciaires  menüonnäes  aux  Art.  68  et  59 
ne  peuvent  dtre  attaqu^es  que  par  un  pourvoi  en  casaation  dana  un  dAlai 
de  trente  jours,  ii  partir  de  la  date  de  leur  8ignilicatio&. 

Le  requerant  est  tciiu,  en  prämier  lieu,  de  verser  k  la  oaisse  du 
trihuiml  nn  a  üclle  de  rAdmüiistratioD  de  la  Dette  Publique,  le  montant 
de  la  condamnatiori  pronoiicfe. 

Toiitefnis.  si  montant  d«  p  .ssc  hi  summe  de  mille  pijistres,  on 
peul  (ll»''^elltt■t•  miu  rautiuii  'lui  N*<'ii^agera  a  payer  «uns  aucune  objectioii 
le  luoiitaiit  qui  sera  üxO  par  l  arrtt  de  la  Cour  de  Cussatioü.  L'aote  de 
cautionnement  dretsfi  i,  oette  occasion  devra,  suivant  les  rfegles  en  usage. 
etre  I4galis6  par  le  notariat. 

La  requite  introductive  du  pourvoi  en  Cassation  oootiendra  l*eKpos6 
des  motifs  et  la  mention  que  le  montant  de  la  eondamnation  pronone^e 
a  6t6  venire  ou  que  la  garantie  n^cessaire  a  £t6  fonmie,  en  conformit^ 
du  puragniphe  pr<^c^dont.  Elle  sera  »ccompairn^e  du  jugemenl  ou  de  sa 
copie  antli«>ntifp)e.  ^tin^i  que  des  copiea  authentiques  des  pi^ces  j  aü^ 
reuteB  indiqu6es  ii  1  Art.  ÖH. 

Ladite  requete  sera,  h  ces  uouditiüns,  pr^«ent6e  au  tribuual  du 
douiicile  de  ia  partie  condamii^e  ou  directement  a  la  Gour  de  Gassation 
fOhampre  des  requetee). 

Elle  sera  inscrite  dans  le  registre  j  relatif  aprto  eneaiMenient  des 
frais  l^gauz. 

Copie  du  pourvoi  sera«  dans  un  dtiai  de  trois  jours,  sigoifite  par  le 
|)re.sidcnt  h  la  portie  adv  orsc,  qui  aura  un  d^lai  de  boit  joun  poiir  prä- 
senter au  tribunal  ses  condasioDS  responsives. 
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Si  )e  ju^etnent  cuiitre  leciuel  il  est  pourvu  ea  caaöutiou,  est  de  la 
cut^orie  des  jugemeiits  rendus  en  vertu  de  l'Art.  59,  la  copie  du  pourvoi 
aera  ^g^emeat,  dana  un  d^lai  de  trois  jours,  siguifi^  Ii  l'AdmiiuBtntion 
de  1»  Dette  Publique,  qui  prösentera  ses  oonclusions  reeponaives  daoa  le 
in#me  dflü  de  hmt  jonrs. 

Art.  61.  —  Lee  reqtietes  de  pourvoi  remises  mh  triliunaJ  du  domi> 
eile,  seront,  dans  un  d^lai  de  cinq  jours  a  partir  de  la  date  de  Tenregistre- 
ment  des  coiiciusions  responsives,  envcy^eti  p!tr  le  jsrnptireur  Impf^rial  de 
hl  looalit^,  aver*  \fs  pieces  iiiHiqu^es  aux  Art.  öb  et  60,  au  procureur 
genital  prt\H  la  Cour  de  Casiiation. 

Les  requetes  pr^aeut^es  directeuieut  ä  lu  Cour  de  Cassation  serout 
dane  lee  mimes  eo&ditioiiSf  transmises  au  procureur  gdn^ral  pr^s  la  dite 
Cour  dans  le  däai  de  cinq  jours. 

Dana  le  caa  ou  lea  dite«  ooncloatona  responsives  ne  aeraient  paa 
rf-mises  dans  le  delai  de  huit  joura  indiqa^  au  demier  par;t^r:4)he  de 
l'Art.  60  les  dites  pieceo  seront,  iininediatomcnt  apri>8  Texpiration  de  ce 
d^lai,  envoy^es  au  prociirpur  göneral  prns  la  Cour  dn  Cassation. 

Art.  62.  —  T>t'  iirncurt'ur  pörK^ral  pr»''s  !;i  ("luir  d«'  Ca.s8ation  duvrii 
traubuuettre  a  la  C^iamiire  iles  Köqu«>tes  les  pict't.'s  nieiitionru'es  h  I'Arl.  Hü 
en  meme  teoips  quc  ses  cuuclusions,  dans  uu  deiai  de  iiuit  jourb  u  partir 
de  fa  date  de  la  r^ception  de  cea  pi^cea.  La  Chambre  des  Requetes 
examinefa  Taffaire  d'urgence  et  de  pr^C6renee  b  toute  auire. 

Art.  63.  —  La  aentence  reudue  par  la  Chambre  dea  Requetea  aera 
remise  dans  un  d^lai  de  trois  joun  au  procureur  g^n^ral  pr^s  la  Cour  de 
Caaaatioii.  <(ui  1%>nverra  dans  un  nouveau  d^iai  de  trois  jours  au  pro- 
furenr  luipfriai  ou,  U  d^^faut  de  eelui-ci,  au  tribunul  de  la  iocalit^  pour 
ttre  signitiee  a  la  partie  d^boutee  ou  condumm  t^. 

Copie  de  cette  sentence  seni  ^jsfaleiooiit  8ii:iii(i<''e  h  l'autrp  partie. 

Art.  64.  —  Si  la  Cliumbre  de«  Requeiea  cuwst.*  la  dtciBion  du 
tiibuual,  oe  demier,  aur  la  pr^eatation  de  Tarr^t  proDonc^,  procMera  ü 
nouveaa  b  Tezamen  du  proc^a. 

Bi  le  tribunal  maintient  aa  prämiere  d^ciaion,  le  pourvoi  qui  aerait 
forin^  contre  le  nouveau  jugement,  devi»  $tre  examin^  par  la  Cour  de 
Caaaation  toutes  Chambrea  r6uniee. 

Sont  applicables  h  r-f  pourvoi  !ps  dispotitions  d*"^  Art.  60,  61.  62  et  6H 
Au  cas  Ott  !f>  prt'(M'(l(>iit  pourvoi  en  ca.ssation  aurait  eu  lieu  fiur  pr^en- 
tation  d'une  guraotie,  cette  garantie  sera  renouvel^e. 

Le  tribunal  sera  tenu  de  ae  soumcttre  u  la  sentence  reudue  pur  la 
Cour  toutea  Chambrea  r^Funiea. 

Lea  aentencea  rendnea  mohi  proprio  en  mati^re  d*ainende  par  lea 
diTeraea  Chambrea  de  la  Cour  de  Caaaation,  ne  aont  auaceptiblea  d'^tre 
attaqn^  qne  par  Toie  d'oppoaition. 

La  reqnote  d'opposition  devra  contenir,  confonn^uient  ä  ce  qui 
est  dit  !i  l'Art.  (iO.  rexpo>'''  dos  niotif';  et  I:t  rrtPiition  que  la  condanination 
prononcee  a  6te  vers^e  ou  que  lu  guraiitie  pre^crite  a  6t6  dorin^e. 
Jahrbqoh  der  JnteraaU  Vereinigung.  8.  Bd.  178 
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Gewtcgebung. 


Rlle  sera  pti  ^cur«  <•  a  h\  ("harabre  f|iii  aura  reiulu  U  «eutence, 
dau.s  les  huit  jourt»  »  j>:irtir  (ip  la  Hij^iiificatiuii  de  celJe-ci. 

Sorout  ^galemeitt  applicables  a  cette  requete  les  diüpositious  du 
p.trugraphe  dernier  du  dit  »rticle. 

Lob  arrtte  prononc^  par  la  Goar  de  Gaaaataon  en  mati^re  de  droit 
de  timbre  et  d*amende  ne  sont  pai  «ttsceptibles  d*#tre  revist«. 

Art.  66.  —  Les  proc^s  n^s  de  contraventioni  ä  la  Loi  du  Tinbre, 
sutit  exctnpte!<  de  touB  frais  judidaire«  autrea  que  lee  frais  de  sentenoe  et 
ies  honornir*>s  triniissier. 

Art.  tiO.  Kti  f'ris  de  d«^c»s  des  contreveiiaiit*  a  la  Loi  ftir  !e 
'lunbre,  Ititmnde  iie  sern  p.i«i  r^"<lamoe  aus  h^ritiers.  Ces  deruiers 
ii'uuront  a  payer  (|ue  ie  druii  de  tiiiibre. 

Dans  Ie  cat>  de  faillite,  le  droit  de  timbre  et  Pamende  seroot 
prdlev^s  lur  la  masee  de  la  faillite:  le  premier,  par  privil^ge,  et  Ie  second. 
b  titre  de  creance  ordinaire. 

Art.  67.  —  Uaction  pour  faire  condamner  k  ane  amende,  est  pres- 
cntt'  rtpr^K  dix  ans  ii  partir  du  jour  oü  le  droit  de  timbre  devait  #tre 
acquitt^. 

Jjh  prescrii>iioii,  pour  !os  ;if>tp<=.  «'r-rits  et  avis  cr^^s  avaiit  la  date 
de  la  pn)inulgatioi)  de  la  präsente  Loi,  coiumeneera  a  courir  ä  partir  de 
cette  dernii'ie  date. 

TITKES  VlU. 

UISPOSITIONS  DITEBSES. 

Art.  68.  —  Lea  actes,  Berits  et  avis  dress^«  •  ii  contruveutioii  ü  la 
Loi  eti  Yi*;ueur  avant  la  Diiee  cii  appiication  de  la  Loi  dtt  Timbre  du 
5  Ramazan  IHIO.  nr  sont  pas  pnssibles  d'aiiiriKle.  Au  r-as  oü  üs  seraiont 
produits  par  devaiil  les  Autonles  ou  Adtninist ratioiis  pubiiqiies,  la  per- 
sonne (pii  fait  cette  pruduction,  devra  seuleiiient  acquitter  le  droit  de 
timbre  suivuut  les  prescriptioi>6  de  la  preseute  Loi. 

Les  fonctionnaireti  qui  auront  acceptf  des  aetes,  Berits  et  avis 
n'ajant  pas  acquitt6  le  droit  de  timbre  couform^ment  au  premier  para* 
grapbe,  ou  qui  y  auraient  donn^  suite,  aeront  paasibles  d*ane  amende  de 
'/g  livre  turr|ue  o\i<;ibl<>  de  ebacun  dViix.  Ledit  droit  de  timbre  sera 
perru  de  ces  fonctionoaires  en  conformit6  de  la  W'gle  de  la  garantie 
solifiniro  et  sauf  reconr»  ä  la  personne  qui  a  produit  lee  dita  actes, 
^-erits  et  avis. 

Art.  —  Los  uptps.  Berits  et  avis  ertt>  Ucpiii.^  la  uiiev  (.»ri  vi^ucur 
de  la  Loi  du  5  llaiuazaii  1310  jubqu'ü  colle  de  la  pr^j^ente  liOi,  et  quj 
seraient  en  contra^rention  aax  diHposiüons  legales  relatives  au  droit  de 
timbre,  aeront,  sMls  son^  pr€sent68  auz  af^ences  de  la  Dette  Publique  dans 
un  d^lai  de  six  mois  it  partir  de  la  date  de  la  pubiication  de  la  prteente 
Loi,  soumis  h  la  seule  perception  du  droit  de  timbre  ezigible  d'aprto  la 
Loi  en  ▼ij^ueur  h  T^poque  oii  ce  droit  6tait  du. 
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€e  droit  sera  acquitt^  par  celui  qui  fait  oette  pr6i«iitatioD,  sauf 
recours  a  la  persoiine  qui  en  est  l^galement  dt^bitricp. 

Pass^  Cf  (l^lai,  s'il  est  fait  usagp  de  ces  acte«,  öcrits  (.t  :ivis  par 
(levant  les  Autorit*^s  ou  AdmiiUHtiütiDiis  pubiiques,  le  porteur  ac(jiiitt(;ni 
le  druit  de  timbre  et  Tamendc  suivaiit  les  dispositioiis  de  la  präsente 
Tioi.  Le  porteur  n'aura  de  reooun  h,  J»  dite  pereonne  quo  pour  le  droit 
de  timbre. 

Les  (täte  de  «ervicei  (des  fooetionuaures)  erHa  paidant  la  Periode 
^coul6e  entre  le  13  Djouma>del>ou]a  1904  et  la  date  de  la  iniie  en  vigueur 

de  la  präsente  Loi,  et  les  pit>ces  j  aonex^es,  en  contravention  ^  !a  Loi 
dn  Timbre,  ne  sont  pas  passibles  d'uniendo.  Iis  seront  rl^gularisöa  mojeif 
iiaot  !e  paiemeiit  des  souls  droits-  de  timbre  d'apn'"<  la  präsente  Lot. 

Art.  70.  —  Tous  nf^tes  portaiit  le  timbre  de  la  Roum^lie  Orientale 
dont  exeinptü,  —  en  Uint  que  dresscs  dans  ( e  vilayet,  —  du  droit  de 
tunbre  dana  lee  autres  vilayets  de  l'Empire.  De  mdme,  tous  aetea 
portant  le  timbre  en  usage  daoe  les  proTlnoes  de  FBmpire  en  g£nM, 
seront  exempts  du  droit  de  timbre  daos  la  Roam6lie  Orientale. 

Art.  71.  —  Si  les  sommes  £nonc6es  dans  les  actes  et  Berits  sont 
en  er,  la  Ii  vre  turque  sera  caloul^e  sur  la  base  de  piastres  100;  si  elles 
sont  ^nonc^es  en  toute  autre  tuonnaie,  le  ra6djidi6  d'urnfent  sera  calcul^ 
h  raison  de  piastres  19.  Le  montant  ainsi  obteuu  servlra  de  baae  k  la 
perception  du  droit. 

Les  monnaie.s  ^tningL-res  seront  converties  d^apr^s  le  i»ux  tixe 
iitdiqa^  ci-apW>s,  la  livre  turque  ii  100  piastres. 

Livre  anglais  110, —  Piastres. 

Fkanc   4^40  „ 

Rouble  11,75  « 

Mark   5,40  „ 

Couronne   4.50  „ 

Dollar  23,—  „ 

Florin  (hollandais)    ....       9, —  „ 

Roupie   7,50  „ 

Pour  les  autres  munuaies,  non  enum^r^es  ci-dessus,  le  caloul  sera 
fait  d'^r^s  le  coora  du  change  du  jour  oü  le  timbre  doit  dtre  appoe^. 

TITRE  IX. 
TIMBRES  k  SURCHARGE. 
Art.  72.  —  Le  droit  de  tirnbre  des  artes  et  ecrit*  iiidiqu^s  sons  ce 
titre,  sera  perru  au  uioyeii  de  l'appnsition  de  tiuibres  h  .surrhargr-,  fixe« 
ou  proportionneis,  dont  les  epr^cimeii»  sont  annex^s  h  la  preseute  Loi. 

Art.  7H,  —  Les  proces  verbaux  relatifs  aux  formalitfo  de  traiisfert 
et  de  mutation  de  tous  immeubles,  navires  et  embarcations  de  toute  sorte, 
sont  soumis  ä  un  droit  de  timbre  ii  surcbarge  suivant  la  Proportion  indi 
qu4e  ii  VArt.  11. 
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Si  les  Operations  de  mutatioti  et  de  traosfert  sont  mentionn^es 
dan«  le  meine  procfes-verhal,  chacime  de  ces  op^ration*^  seni  assut<'ltie  a 
Uli  droit  s^pnrö,  suivaot  ladite  proportion.  La  pluralit»^  Operations 
de  mutation  ne  doiine  psiR  lieu  ä  la  rep6titioii  du  droit  d»'  liuibre. 

Art.  74.  —  II  8<'r;i  iippos^  un  tiuibre  du  droit  tlxe  ia  surcharp"  de 
20  paras  aux  ret,'us,  quilt^iiicois,  d^charges  coiistataiiL  la  porccption  de 
tous  impöts  et  Koiuiues  k  passer  en  recettes,  d^livres  par  ies  Autorit^  00 
Administmtioiu  publique«,  les  Gatssw  publiques,  lec  fennien  des  rerraua 
de  PEtat  ou  tout  autres  agents  d«  perception. 

La  d^livraooe  de  cee  actes  est  obligatoire. 

81  l'impOt  est  pergu  contre  d^liTranee  de  reyus  k  coupons  ou  de 

buUetiiiN  au  verso  desquels  Ies  versements  doWent  dtre  inscrits,  les  cuo- 
pons  ainsi  qne  1(<h  insoriptions  au  verso  ne  seront  pas  assujettis  au  timbre. 
Un  timbre  de  20  paras  sera  appos^  seulemeut  sur  le  tesk^r^  de  Timpöt 
luimi^uie,  et  sur  le  bulletin. 

Art.  75.  —  Snnt  assujelti.s  au  droit  tix<*  dn  20  i^uras: 

Les  laissez-pa.sscr,  rcrtilicat^  d'aoquit  i  Eda-Taakeressi ;  ».«t  lezkcrtä 
de  trao.sit  gratuilN,  ainsi  que  les  permis  et  Iliauuhaben:  qui  en  tiennent 
lieu,  d^Iivrte  par  les  Autorit^  ou  Administmtions  publiques  aux  paiticuliers 
pour  tous  transporte. 

Re^us  remis  contre  les  denr£es  et  objets  c6dte  en  natore  en  re- 
pr^entaiion  de  la  dime  ou  d*autres  texes. 

Permis  de  vente  de  Tabacs  sous  toutes  se.s  furmes  et  de  Tombaes. 

Permis  de  d^m^nngement  d^livres  par  les  Municipalit^s.  ainsi  que 
les  permis  d'ouverture  et  de  r^paratioti  de  coaduits  de  toute  sorte. 

de  1  piastro: 

Tozk^r<^8  de  transfert  et  de  inutation :  tczkt  r^s  pour  Cdiistructioti 
et  r^pnration;  te2k<^r6s  de  corporation  et  permis  d'cialage  taxt  s  jusqu'a 
100  piastres. 

de  2  piantres: 

L'^  feuilles  de  route. 

Passeportv  ft  pas'^avaDts  souuus  h  iine  taxe  de  10  piastres. 
Tf'zk^r^s  de  corporation  et  permis  d'6t^l8ge  soumis  U  une  toxe  de 
plus  de  UM.»  piastres  jusqu'a  200  piastres. 

de  3  piastres: 

Les  permis  de  p6che. 

Permis  de  diasse  d^ivrös  dans  les  locuütte  autres  que  la  Gapitale 

et  les  chefs  lieuz  des  vilayets. 
Permis  de  port  d'armes. 

Tf^zk^r^s  de  corporation  et  permis  d^6talafre  soumis  k  une  taxe  de 
plus  de  200  jusqu'iü  300  piastres. 

de  5  piastres: 

Les  passavants. 

Tesk^r^  de  oorporation  et  permis  d*^talage  soumis  k,  une  taxe  de 
plus  de  300  piastres. 
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de  10  piastros: 

Lea  passeports. 

Permi«  de  ebiiMe  d^livris  dans  la  Capitale  et  lea  cbefs^Ueux 
dee  yilayeta. 

Art.  76.  —  Oll  (levni  apposer  rar  les  actes  et  Berits  ci-dessus 
^num6r68,  des  timbres  cr^»'*?  suivant  leur  espfece.  On  se  aervira  toutefoi». 
1.  des  timbres  sp^ciaux  aux  rei-us  des  Autorit6s  ou  Administmtious 
publiques,  ponr  a<»tes  et  ecrits  indiqu<^s  dans  le  präsent  chapitre  et 
qui  sont  soumis  u  un  droit  fixe  de  20paras;  2.  des  timbres  de  2  piastres 
sptoaux  aux  feuiJlee  de  roiite,  pour  les  passeports  soumis  ä  uno  taxe  de 
10  i^eetree. 

Art.  77.  —  8i,  8Dr  des  actes  ei  6crit«  aasujettis  aux  timbres  It 
surcbarge,  il  est  appos^  des  timbres  autres  que  ceux  preserits  par  la  Lei, 
le  porteur  de  ces  actes  et  äcritN  d*  \  ra  apposer  a  nouveaa  etoblit^rcr  des 
timbres  h  stircharge  d'une  valeur  <  l^mIc  au  dixi^me  de  la  valeur  dee 
timbrft«  n^nossaires,  et  noii  moindre  de  10  paras.  Le  porteur  aura  le 
droit  de  reuourir,  pour  In  snnime  qu'ü  aura  aiusi  pay6e,  au  loDCtioimaire 
si|^iataire  de  ces  acles  ul  ("crifs. 

Art.  78.  —  Les  fouctioruuüres  qui  delivreraieiit  ies  actes  ci-dessus 
indiqofe,  d^pourvos  de  timbres  ou  insuffisamment  timbres  ou  qui  auraient 
mie  ie  timbre  sans  Tapposer  et  oblitftrer  conlormfaient  aux  diipositioiis 
de  PArt.  29  de  la  pr^nte  Lei,  seront  passibles  des  amendes  6dict6ee  par 
l*Art.  38  de  oette  Lei. 

Art.  79.  Sont  exempts  des  droits  indiqute  au  präsent  Titre,  les 
actes  ci-dessous  mentinrin^s : 

1.  t-^uittanrf's  (''chang^es  entre  Autorit^s  on  .^dministrutitnis  j)ii{»li(jues. 

2.  Rerub  dt'livr^s  par  les  AutoriU'a.  ou  Adiuimstriiliüus  publique» 
pour  touti  ijup6ts  ou  toutes  sommes  U  passer  en  recettes,  s^^levant  en 
prindpal  ä  6  piestres  ou  au-dessous. 

8.  TeskCr^s  rebtifs  ü  Y  ^impftt  des  indigeuts". 

4.  Quittaneee  et  tesk^ris  d^Hvr^  aux  prestataires  (am^l6-i-mukell£fö) 
en  nature  ou  en  argent. 

5.  Passeports,  passavants  et  feuiJles  de  route  d^livr^  gratuitement 

6.  Visa  de  passeports,  paasaranta  et  leuilles  de  route. 

BI8P0SITI0NS  SPECIALES. 

Art.  80.  —  Les  mesure>*  d'ordre  adininistratif  ou  judiciiure  port^es 
dans  la  präsente  Loi,  »eront,  daus  leur  applicatiun  aux  sujets  Strangcrs, 
conform^  aux  dispositions  dee  Trait^s  et  Ii  la  procMure  en  vigueur. 

Art.  81.  —  Lee  Ids,  röglements  et  dfteisions  relatifs  au  timbre, 
sont  abregte  k  partir  de  la  dato  de  la  mise  en  vigueur  de  la  piteente  Loi. 

Le  präsente  JLoi  sera  mise  en  vigueur  un  niois  aprös  sa  publication, 
sauf  daus  les  Vilajets  du  Y^inen,  H6djas,  Tripoli  d^Afrique,  Bagdad, 
Baseorah,  £n6ronm,  Mossoul,  Van,  Bitlis^  Mamouret-ul-Asiz,  Diarb6kir,  et 
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tt.  BiBwolimenifildegtBeti  vom  — ünTatTisi?'  ~  ^ 

2T*    S»^f**r  1318 

1902,  anstelle  des  alten  ZivilatandsgeaetzeB  vom  Hasirin  lai«  ~ 
27.  Jimi  1900. 

Die  Annielduiig^  aller  in  der  i  ürkei  wohnhaften  Personen  zn 
den  EinwohiiermcIdert'jj'isfHrii  ist  nach  den  all L-^cnit'inen  Be- 
Btimmnng-on,  dio  <lcni  besetz  als  Einleitnns"  vorausgeschickt  ist. 
obligatorisch.  l>ie  türkischen  Untertanen  unter  den  Angemeldeten 
erhalten  einen  HeimatBSchein  (nufuss  teskeressi). 

Kap.  L  Bildung  nad  Pflichten  der  Zentralstelle  des  Ein- 
wohner melde  wesens  (ssidachM-nnftess  idare-i-amnmiessi),  die  ddi 
im  JOnisterinm  des  Innern  befindet.  Einreichnng  der  Begister 
seitens  der  nnterstellten  Ämter.  ZnstSndig  f&r  die  MeldeformalitSten 
beiEflgUch  der  ,in  jedem  Dorf  und  Viertel  vorkommenden  (Geburten, 
TodesflUle  nnd  Wohnungswechsel  sind  die  Imame  and  Knchtare» 
Priester  nnd  Rabbiner,  bezfiglich  der  Ebeschliessnngen  nnd  Ehe- 
stheid uuj^^eu  lediglich  die  Imame  bezw.  die  lokalen  Vorsteher  nicht 
mnbamedanischer  Gemeinden. 

Kap.  TT.  Die  G  ebnrtsmelduiiiren.  Diese  mn8f5en  in  (Gegen- 
wart von  zwei  Zeugen  binnen  6  Monaten  von  den  Vätern,  Hospital- 
nnd  QefUngnisvorstehei  n  usw.  gemacht  werden.  Die  zur  Anmeldung 
Verpflichteten,  die  innerhalb  der  angegebenen  Frist  die  Anmeldnng 
nnterlassen,  sind  seitens  der  Imame,  Hnchtare,  Priester  nnd  Rabbiner 
binnen  3  Monaten  snr  Anzeige  zn  bringen. 

Kap.  m.  Eheschiessnngen.  Imame  nnd  Priester  haben 
die  vor  ihnen  vollzogenen  Eheschüessnngen  ond  Eheseheidnngen 
binnen  15  T^n  anznmelden. 

Kap.  JV,  Anmeldung  von  Todesfalh-n.  Letztere  müssen 
ebenfalls  binnen  6  Monaten  zur  Anzeige  gebracht  werden. 

les  San^jaks  de  Bengasi  et  Zor,  oü  eile  n^entrera  en  vigueur  qne  trois 
mois  aprte  eette  publication. 

Art.  82.  —  Les  proourenrs  Imp^riaux,  les  agents  mnnidpauz,  ceux 

de  la  Police,  des  DouaneH,  seront  tenas  de  preter  leur  concours  k  l'Ad- 
ininißtration  de  la  Dette  Publique  pour  Pox^cution  de  la  pr^iente  Loi. 
loraqu^ÜK  en  seront  requis  par  cette  Adniinistraticn. 

Art.  HH.  —  Jjm  Minist^res  de  la  Justice  et  des  Finsoces  sont 
charg^s  <ie  r»'\ecutiün  de  lu  pr^eute  Loi. 

25.  Zilhidj^  1323 
«.  F6vrier  1321 
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Kap.  V.  Domizilveränderungen. 
Kap.  VI.  Kontrolle  der  Begisto*. 
Kap.  Vn.  Gebflhren. 

Anhang^:  Vonchriften  f&r  die  Eintragnngeii. 

7.  Türkisiheis  Impfgesetz,  publiziert  am  4.  April  1904, 
in  Kraft  getreten  am  18.  April  1904.  In  deutscher  Übersetzang 
nebst  Ausführnngsbestimmnngeu  abgedruckt  in  den  Veröffentlichungen 
des  Kaiserlichen  dentsi  lien  Uesuudheitsautes  vom  12.  Oktober  1904 
No.  41,  Ö.  1083— lObo. 

an .  ..m  A  1.  Rebi-ul-ewel  1322        ^„  .  -ä^j 

.  B«f  iMie&t  vom  -  ^  =  17.  Mal  1904,  über 

StevererlMS  bei  Weingärten,  die  von  der  Phyllozera  heim- 
gesucht waren  and  deren  Stöcke  durch  frische  Setzlinge  erneuert 
worden  sind. 

Kap.  1.  Er las8  der  Steuern  und  Zehnten  während  10  Jahren 
bei  Neoanpflanznng  von  amerikanischen  Reben. 

Kap.  n.  Erl  aas  des  Zehnten  während  10  Jahren  bei  An> 
pflangong  von  einheimischen  Reben. 

Kap.  UT.  Elntragungsformalitäten  bei  den  betreffenden  Wein- 
gärten. 

9,  Art.  2^  der  Zivilproxessordnung  vom  ^  ^„"^^1*^ 

abgeändert  durch  Zusatsbestimmnng  vom  — ^^  sukaae  laa^  ~ 
25.  .lanuar  1905  (Dscheride-i-mehakim-i-adlie  No.  342  vom  8.  Fe- 
bruar 1905). 

Die  Entscheidungen  der  Zivilabteilung  des  Kassationshofes 
können  durch  die  Bechtsmittel  des  Einspruchs  und  der  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  nicht  angefochten  werden.  Jedoch  kann  bei 
Vorliegen  eines  der  nnten  aufgeführten  Umstände  innerhalb  eines 
Monats  von  der  Zustellung  jener  Entscheidungen  an  eine  der  Parteien 
an  gerechnet  eine  derselben  eine  Eingabe  mit  ihren  Einwendungen 
entweder^)  an  das  Kassationsgericht  direkt  oder  an  das  Gericht 
ihres  Wohnsitzes  richten  und  die  Berichtigung  der  Ent- 
scheidungen (tashih-i-karar)  verlangen.  Sie  hat  dabei  einen 
Kostenvorschuss  von  fünf  türki.srhen  i'funden  zu  hinter- 
legen.   Diese  werden  zurückerstattet,  wenn  der  (iesuch- 

Die  eingeführte  Änderung  ist  durch  Fettdruck  bezoichnet. 
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stellerin  Antrag  Folge  gegeben  wird  und  definitiv  ver- 

bucht.  wenn  er  als  nirht  sachgemäss  betuiideii  und  das 
Gesnch  zarückgewiej^t  ii  wird.  Wenn  diis  (reRUch  ;rt'trrüiid»  i 
wird  auf  Ümst ä  jidi  ,  wie  Fälschuiif,'-  in  d»-n  Bew  eisui  kunden, 
dann  wird  die  einniona t i ;rt'  Frist  vom  Datuui  der  Fest- 
stellunf?  jener  Umstände  gerechnet.  Anch  kann  das  Datum 
des  £ingang}^  des  Gesuchs  auf  Berichtigung  der  Entschei- 
dung sowie  des  Eingangs  des  KostenTorschnsses  als  Be- 
ginn der  Vorbringnng  des  Gresuches  angesehen  werden. 

10.  Art.   8   des    6eri«ht8TerCusttiigs4}e8etn6  vom 

"  ".'i  Ha.sirän  1S96  '  abgeändert  durcli  r  as8ung  vom  19.  bilkade 
1:^2-2  12.  Kjunnn-i-ssani  1320  25.  Januar  1905  (Dscheride-i-meha- 
kirn  No.  342  vom  8.  Februar  1905). 

Da  die  Entscheidungen  der  Abteilang  cur  PrfiftiDg  der  (Eassa- 
tions-)  Gesuche  auf  Urkunden  hin  ergehen,  werden  die  Parteien 
nicht  vorgeladen  und  gehört  Und  wie  gegen  diese  Entacbeidnngen 
die  Kechtsmittel  des  Einspruchs  und  der  Wiederaufnahme  des  Ver> 

t'ahrens  nicht  zustehen,  kann  dagegen  auch  bei  den  anderen  Ab- 
teilungen des  Ka?.J5ation8gerichtes  Beschwerde  nicht  getührt  werden. 
Jedoch  können  Enfseheidungen  in  Nii  ht-StralBachen,  die  auf  Ab- 
weisung des  (TesueheN  und  Bestatiuun^-  des  Urteils,  ^egen  das  Ke- 
vision  eingele^rt  war.  ergehen,  aut  dem  Wege  des  tasliili-i-karar.  Be- 
richtigung: der  Entscheidung,  angefochten  werden,  und  zwar  in  der 
in  ij  252  der  Zivilprozessordnnng  angegebenen  Frist  und  unter  den 
darin  aufgefQhrten  Bedingungen,  wenn  einer  der  in  §  25d  Zivil- 
prozessordnnng erwähnten  vier  Grfinde  vorli^t 

11.  Das  Zelmtengesetz  vom      «j.  jaimsti      ^  '^^^^ 

lyuö. 

Kap.  I.   Die  Fnim  der  Zehntejierhebung, 
Kap.  II.   Versteigerung  und  Zuschlag  der  Zehnten. 
Kap.  HI,  Kinkassierungsmodus  der  versteigerten  Zehnten. 
Kap.  IV.  Auf  die  Zelinteuerhebung  bezttgliche  Formalitäten. 
Kap.  V.  Form  des  Zwangsverltaufs  von  Orundstttclcen  fftr 
Zehntenschnlden. 

Kap.  VI.  Vorbereitung  der  Versteigerungstabelloi.^) 

Wir  geben  hier  den  offiuellen  Wortlaut  de«  GesetsOB  wieder: 
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un  sro  XJS8  dimbs. 

TITRE  1. 

Dh  iMiB  ito  pwMirtiM  in  Dlinet. 

Art  1.  —  La  dime  est  pn^ue  «ur  les  prodaits  du  aol. 

Art.  2.  ->  On  ne  pergoit  pas  I«  dlme  sur  1a  productaon  des  lieux 
qui  sont  attenants  aaz  maisonfi  sitii^68  dans  les  Tille«,  bourgs  oo  viUageSf 
qui  Me  trouvent  entour^s  d'nn  mur,  d^une  haie  oo  d^une  autre  d<Smar' 
cation  et  qui  sont  eonsidön's  eomme  imf  rotir  dp  maison.  quand  la  super- 
licio  de  rp^  lieux  e«t  inferieure  h  Ü19  nouveaux  pic«  carren,  »oit  un 
aiicion  ^deunura'". 

Art.  3.  —  Sont  ex«.-ii)(»tes  de  la  d1m<^  I'»  hois  de  chaiiffuge  et  !»• 
charbon  cii  geuöral,  ainsi  que  les  pioduit.*-  qui,  ajipel^s  Icgumes,  sunt 
imi^ropres  TiiiMige  et  b  la  coDROnunation  d^s  qn^ln  ne  sont  plus  frais, 
qui  De  peuvent  se  eonserver  au  moyen  de  la  saumurei  et  qui  ne  rentrent 
paft  dap«  la  oat^gorie  dite  des  ^gboKtan"»  tel«  que:  le  roulhiyä,  la  mauve, 
le  pourpier.  I»  nalade,  l:i  laitue,  le  poireau,  r^pinard,  etc.  N^dannioiiiR, 
sont  sottinis  k  la  dlme,  les  l^gumes  de  toutes  Kortes  qui  peuvent  Hre  mifs 
en  saumare  et  eeux  qui      consorvent  frais  ])ei)dant  lon^^temj)«. 

Art.  4   —  Confnrnif'meiit  ii  FArt.  127  du  Cnd»  !a  propri^tp 

foncit  re  {Erazi-Canounuaiiie«si),  le  payement  de  In  diru»'  >iir  \r<  produits 
agrieoles  en  geiipral  incouibe  au  viliag^e  dans  les  Hinlt*'^  dii(|u»"l  ce^  pr<>(liiits 
uut  ete  obteiius.  quelle  que  soit  Taire  oii  ils  ont  eto  bultus,  Toutefoi-^, 
les  produitft  agricole»  battus  daiiR  iine  localit^  autre  que  le  yillage  dont 
dtfpendent  lee  terrains  oii  ile  ont  4t6  obtenus,  «eront  estim^«  et  ^valueR 
)iar  les  Conseils  de«  Anciens  ou  bien  lee  gerbee  quMla  conatituent  eeront 
compt^ea  par  ces  assembl^es;  un  ,J]moubaber"  relatant  les  r^sultate  de 
cette  Operation  devra  etre  remis  aux  propriötaires  des  produits. 

On  prCMltra  de  la  meme  fa^n  poiir  le  raontant  de  la  dime  sur 
I»'s  pAturacps  d'ete  et  (riiiv'T,  ninsi  qui  pour  la  dune  sur  les  joncs.  dont 
il  p-t  (jii'-^tioii  h  TArt.  5.  (^uant  aux  dinies  vur  1»";  ]>utiiragps  d'ete  et 
d  Liver  et  hur  le>  joiK-h^res,  qui  oe  rel^voiit  d  aueun  village,  eile««  »erunt, 
coinme  ])ar  le  |»asse,  jr^fn'es  et  uffermeos  a  pari. 

Art.  5.  —  Le.««  Jones  et  les  roseaux  qui  puu-«sent  daiis  ou  bien  au 
bord  des  lacs  qui  n*ont  pas  de  ])r(q)rietaire,  de  mdme  que  les  boia  de 
CAnatruction  et  le«  jonca  et  roaeaux  dea  for#ta  ^galement  aans  propri^talre, 
appartiennent  au  fiac  et  sont  gdräs  a  part.  Les  jonca  et  les  roseaux  dea 
lacH  qui  rentrent  dana  le  domaine  de  la  propriät^  priv^e  ainsi  que  les 
prodoitN  de  toutes  sort*.'s  des  foreta  qui  appartiennent  a  des  particuliera 
KOnt  asMijettis  a  Timpöt  de  la  diuie. 

Art.  t).  —  ],n  dlme  e^t  percue  soit  en  nahire,  apres  pesa^je  un 
niesurni:»"  du  |>roduit,  soil  en  i ei  s,  sujvjint  qu'il  a  et»>  cunvenu  entre 
les  j^arfi'  -  au  inoniMut  de  la  percepliun.  Toutefois,  le  mode  de  deciinati<»ii 
de  certaiiis  produits  est  regi  par  des  r»>glemenl.s  .speciaux.    De  menie, 
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Kuirant  Tusago  ctabli,  certniuit  produit«  paient  cet  iiiipot  d  niir^s  cvuluatioii 
et  ♦»'•timatinn.  ot,  jiour  certains  nutres.  (vtt»^  perceptiori  uc  ■^'^  fait  ahso- 
liitiieiit  iiii'eii  f^^pi't'es.    Les  (!<•  (Ircimation  de  ces  prndmtv  mn-i 

(pie  les  jiroduitf*  tlonl  1  iiii|Jüt  tluvia  etie  acquitte  en  e^p^ceti,  sont  df*sigji«-> 
uu  tarif       1  annexo  ä  la  presente  loi. 

Art.  7.  —  Dans  le  eas  ou  les  parlier  rie  pünMendniieiit  \tBs  ii 
s'cntendre  t>ur  la  quantite  de  produits  dont  la  dime  e»t  h  pcrcevoir  par 
Evaluation,  <Hi  »ura  reeours  au  Conseil  adminiiitratif  du  caza  qui  nommera 
et  exp^dien  mr  lea  lieux^  aprte  leur  »Toir  fiiit  pr6ter  »ermeDt  et  pendant 
que  la  r^colte  n^wt  paa  aooora  renti^e,  daux  Mtimataun  comp^tenls  et 
dignes  de  confianoe.  Si  les  purties  traocoptent  \ms  Ja  d^eiidoiis  priae  par 
ces  e?<tiinat«'iirf..  le  sus-dit  Conseil  delegiiera  deux  <ie  ses  membres  ^ur  les 
lieiix  flu  litige  ei  statuera  en  derni'T  r^s^^ort.  h  In  snife  de  l  examiMi  aiupiel 
ceux-ci  sc  seront  livres.  Les  esliniutciii >  am-i  que  les  membre-^  dcIrLMi«-- 
par  le  Conseil  doivtsnt  se  rendre  iniiiiediatetiient  sur  les  lieux  pour  ^  ac- 
quitter  de  leur  inissioii  daiiK  le  delai  fixe«  pour  la  rentr^e  de  la  recoite. 

Art.  8.  —  Au  für  et  a  inesure  que  les  produits  dunt  ia  d.me  doit 
etre  pergue  en  esp^ccs  arriveront  h  maturit^,  le  Coneeil  administratif  da 
casa  en  ^tablira  las  prix«  suivant  le  eoun  de  la  plaoe. 

L'ortgiiiat  du  (irocte- verbal  dreKsE  h  cette  ooeaiion  aera  consen'E: 
le  Gaimakam  (eotte-ffonverneur),  daas  le«t  caaaa,  et  le  Kfutenarif  (gou- 
vemenr)  dane  let  chefa-lieux  de«  lan^jiJc«.  feront  parvenir  par  Tentremiee 
de  la  gendarmerie,  une  eopie  lögalisEe  de  ce  doonmeiit  au  Conseil  de» 

Anciens  du  village  oü  se  trouve  la  rdeolte.   Une  autre  eopie,  EgalemeDt 

legalis«?e.  de  la  niriiH'  j.ii  ••e  sera  couimuinqu«'-e  aux  fermiers  intf^ressM- 
ou  bien  en  cas  de  gestion  en  regie,  au  ,.mal-iiiemourou"  (agent  du  tisch 
Pour  les  produitN  lie'^  ..sandjaks''  indc'iiendants  et  des  ..rnzns**  du 
chef-lieii  <lo  vilavet,  le^  prix  en  seront  lixt's  par  los  Conseils  miiiiici|iaiiN. 
sur  Taxis  'crit  du  ,,uiulunuiourou"  (agent  du  fisc).  Le  ]>r()C('--\ erbal  du 
Cun^eil  inunicipal  sera  conserve  dans  les  arcbives  du  Conseil  administratif 
du  aan^ak  ou  du  vilajet;  une  eopie  en  sera,  comme  il  est  dit  plus  haut, 
eomnittniquEe  aux  intöreM^  par  rentremifie  de  la  gendarmerie. 

La  partio  <iui  n  accepterait  pas  la  d^cision  ainsi  priiie  aera  tenue, 
dana  lee  dix  joura  qui  euivront  la  signification  dudit  proete-verbal,  de 
preparer  en  double  une  requdte  indiquant  «es  objectione,  et  de  präsenter 

cette  pi^ce  uu  Caiuiakani.  si  lee  prix  ont  <'t<'  fwC's  dane  un  caza,  au 
Mtttessarif,  s'ils  acut  ötr  lix<'>  dans  un  sandjak.  r^es  objections  qui  seraient 
formulres  apr^-  l  exjjiration  de  ce  di'lai  ne  seront  j>as  |»ripf'f«  en  considc- 
rafion.  Le  double  de  l;i  rer|iit  te  sus-visr-e  sera  communique,  dans  trois 
jours  au  plus  tard,  U  la  partie  adverse;  la  röponne  qai  sera  faite  par  cette 
derniöre  dana  un  d^Iai  d^nne  semaine  »era,  aprda  avoir  6te  reuuie  avac 
1»  requt'te  prdcitäe  el  le  proc6«-verbal  conron-ä  dani  les  archivee,  tranemite 
par  le  oaaa  au  muteasarifat  dont  il  relKe,  et,  par  le  Ranc(j«k  an  gonvenie- 
ment  g<^n^nd  de  la  provLnce. 
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Apr^  examen  d«  la  question,  le  Coo8«U  &clmtiii8tratil  du  SMi<\jak 
ou  du  vil^|«t,  stataant  en  denii«r  ressort,  confinitera  ou  bien  modifiara 
Ott  attgmentara  les  prix  Kxös  Nur  place. 

Dans  les  chefs-Iieiix  des  sandji^  indf'pcndants  et  de^  vilayets,  la 

re<|iiet(?  fnisnnt  (ip))osition  a  la  d^cisioii  du  C<>ns.^il  municipal  '»ppn  pre- 
seiit*^e  dir»-(-t(,>inent  au  vilavct  ou  an  inntessanfat;  les  coinniuni-ications 
iiecessair^s  seront  ögaleineiit  faites  par  les  soiiis  du  Uoiiheil  admiuiütratif 
du  vilayet  uu  du  sau(^ak. 

8oDt  Benlament  a»ii^etti«a  h  la  Loi  du  Timbra  les  requOtes  pre- 
sentöefl  par  las  villageois  ou  lea  faroiien;  Ront  exemptiSes  du  timbre  le» 
autres  pi^oea  afferentes  )»  la  fixation  de  prix  dont  ü  «'agit.  De  mdme, 
il  ne  sera  jieryu.  d^auena  cOtä,  un  droit  ou  une  taxe  (bardj)  quelconque. 
du  chef  des  d^oudona  et  cummunication«  sus-inentionnees. 

Art.  9.  —  Les  culth  at^^-urs  sont  tenus  de  tran-iHirter  g;raiis  au  «iopöt 
du  hourg  le*;  yrroduit'*  de  dlmes  nf>pnrtpnant  h  ce  hnur^.  et  au  depöi  du 
villagp-  l'-s  (hmes  uppartenant  a  ce  \illai;t'.  Dan-  II--  \  lilages  depoiirviis 
de  depüt,  produits  de  la  dime  seroiit  transportfs  au  dcpöt  situe  2i  une 
beare  de  diHtauce  au  maximum  de  Tendroit  de  la  rtioolte.  Ijeo  cultivateun* 
Hont  fj^alement  oblig^  de  traosporter  les  produit«  des  dfme«  accutnul^K 
dauB  lea  d^p&ts  des  vtllages  jusqu^liu  bourg  et  k  r^ohelle  las  plus  rapprocfa^D 
et  cela  saivant  un  tarif  stabil  par  le  Conseil  admiuistratif  local  pour 
eliaque  nouveau  ,Jrite'*.  Le  transport  de  ces  ])rodnits  de\ra.  t<)utefoi>, 
ne  faire,  cbai]ue  ann(?e,  avant  le  ,,Kassim  '  (St-Demf-tre,  le  26  Octobre 
V.  8.).  Hans  le  cas  oü,  pour  ne  j)as  interroinpre  les  travanx  do^  cliam|is. 
le«  villatreoi^  doinanderaient  !  aj<>unipra«;'iit  d<'  ce  trnnsport  jus.ju  Mpn-h  I«* 
„Kassim  ',  ut  .li,  a  cet  effet,  un  inuce^-N erbal  est  delivre  au  fermier  par 
le  Conseil  des  Aucienn,  les  villageoi«  seraieot  oblig^i»  d'effectuer  ce  traos- 
port  JuHqu'k  fin  Novembre;  apr^  le  mois  de  Novembre,  ce  transport 
re8te  absolumant  facoltatif  pour  les  villageois. 

Art  10.  —  lies  produits  qui  aeraient  enlcT^  du  champ  ou  de 
Taire  a  l'insu  du  decimateur,  uinsi  quo  le^  recoltes  qui  aeraient  dissimul^ieB 
dans  le  but  d'öviter  le  paienient  de  la  dime,  feront  consid<  r<  s  <^oranie 
produit'.  contrebnnde  et  souniis  a  uite  dnulil»^  dime  au  [irtitit  du 
Si  les  dltae^  sont  5iffermee.s,  la  moitif  d»'  «vtlf  taxe  apparti<iidra  lu 
fermier  et  les  W/«  de  Tautre  moitie  au  denonciateur,  s  il  y  en  a.  Dans 
le  ca.s  oü  le  propriötaire  nierait  cet  ossai  de  fraude.  le  fait  »ern  soumiit 
an  tribnnal. 

Titre  II. 

Da  la  niM  mx  ancMrea  et  de  radJadiMtion  dea  Olaias. 

Art.  11.  -~  Leu  rerantts  des  dfmes  s*afferment  |)our  une  anii^e. 
contre  un  montiint  imvable  en  esI^^(■es,  fixe  par  voie  d'enchi'res  |)ublique^. 
Seul  Paffermage  de  ia  dime  des  olives  peut  se  faire  pour  une  p^node  de 
deux  ann^es. 

Art.  12.  —  Les  fermiors  «les  dinies  ainsi  que  leurs  garants  doivent 
»ppurtenir  U  la  nationalite  ottomane  et  avoir  vingt  ans  rAfOhiS;  ils  ne 
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doiTent  pas  «voir  €16  oondamnda.  en  vertu  de  TArt.  100  du  Code  p^niü, 
{>our  AToir  effectu^  uns  perception  sup^rieura  au  tauz  dötenninä  des 
dSmes;  ils  ne  doiTent  ym  non  plus  avotr  subi  un  emprieoDiieinent  d'une 
ann^e,  du  chef  d  un  d^lit  ou  d  un  orimef  on  encouru  une  peine  äquivalente. 

Art.  13.  —  Exceptioii  faite  pour  les  pi^sidents  »  t  les  membres  du 
Ci>nseil  nuini»'i]»ril,  d<^s  Chanibr»*^  de  mmniftrce  et  d  agrituiltun',  ainsi  qtie 
])uur  k"i  enii  loyn.-«  de  ♦•es  ivistitutioni»,  tous  les  forn-ti(>iin:iir<-s  rivi/s  et 
militaires  nommds  par  VEtat  et  ä  quelque  classe  t/u  tis  apparttenruni, 
lei>  membres  des  conseiiö  et  tribunuux,  les  employes  attachtfs  aux  hu~ 
reauXy  los  gens  de  serrioe  de  I'Etat^  aiiiKi  que  les  ugent«  (|ui,  faieaut 
I>artie  de  Tune  de  ces  cat^gorioKf  ae  trouTent  en  diaponibiliM  et  touchent 
les  appointements  de  disponibilitä)  ne  peuveat,  eoit  directemeDt  eoit  par 
rentrcniise  de  tient,  pendre  des  dime«  k  fenue,  ni S'ossocier  ouvertemmt 
on  clandestinemeiit  avec  les  fenniers,  ni  servir  enfin  de  garants  h  ces 
(lorüicrH.  Cette  interdiction  s  f-tfiid  egalemersf  ;tux  enfjints  des  niembres 
des  tJonseils  et  tribunaux,  d«'s  employi^s  att:i('hi's  hurejuix,  ä 
leurs  parenlfi  qui  ont  des  interets  commerciaux  t)U  autre^  ruiiiuiuij>  •aw.^c 
eux.  Cependunt,  tet  parent  des  su^-dites  persouuet^  qui  a  un  dumicile  et 
un  comtoir  k  part  k  lui,  et  dont  les  pro|)ri($t^  et  la  fortune  peraonnelles 
Ini  permetteot  de  fouroir  une  garantte,  peut  affermer  doH  dfmee  ou  se 
]>orter  caution  pour  un  fennier.  Leu  personneü  auxquelles  s^appliqne 
Tinterdiotion  sus^vis^e  qui  seraient  convaincues  d'aToir  elandestiDement, 
et  sous  un  nom  d%>mpruiit,  aKermi^e  de-  dimes,  CU  4t  S'iir*  associVes 
rtv^c  dfs  fermiers,  -eront  rpv<n|ii('f<:  I  adjudicution  sert  imiupdiMtemcnt 
annidce  pour  etre  cuueedc»'  a  un  :iiitic  «'onnirrcnt.  ou  bien  la  diino  x  ra 
t^iTt'e  en  r»'gi»'.  Lt;  montant  de>  donimages-iiUerets  et  de  la  diff'  rence 
nisultant  de  ce  chef  seront  reinbourses  par  les  delinquants  ei  leurt*  garani«. 
Les  dispositions  legales  serunt,  en  outre,  appliqu^es  aux  foncÜonDairei 
qui,  en  d^jiit  de  Tinterdiction,  auraient  sdemment  autoris^  Taffermage 
de  diines  aux  pentonnes  citäes  plua  haut. 

Art.  14.  —  Le»  fermiere  et  leurs  garaute  qui  ont,  Kur  lee  dfraes« 
une  dette  dont  le  terme  edt  äehu,  ne  pourront  pa^  etre  admis  au  service 
de  l'Ktat,  ;ni*«>i  longteinjis  qu'iis  ne  se  senmt  {»as  libörös.  Partül*'tnent, 
taut  »pie  dun  i'Uit  \t.'<  npcrrition^  do  df»^tniatini).  les  fermiors  ne  funirront 
pii.N  i'tre  nouiiin'-  ü  unu  lunclioit  ou  a  im  ^!>r\  icc.  ineuic  ne  duivent 
rien  sur  les  termes  «'chus.  et  memo  -»'ils  ont  acquitte  le,s  echüunceü  futures- 

Art.  16.  —  U  est  entiftrement  et  formellement  ddlendu  d'atfenner 
en  bloc,  par  vUayet.  liva,  cas»  et  nabi^^  Ior  dSmeit  des  c^r^ales  ainei  que 
Celles  des  autres  produit«  vendus  eoigointement  avec  les  cärdale«.  II  tst 
egalemmt  difendu  tU  riunir  plusimrs  viUßgtS  SWS  Its  dänominoHom 
de  „Timar",  „Divat^  it  ^Kalmf*,  Im  endiferes  et  les  a^judioations 
doivent  al)^olun>ent  se  faire  pour  chaque  village  stqmrenient:  mais  il  est 
pernii^,  pti  viie  d**  la  nii>f  aux  enrh»  res  et  de  radjudieation,  de  reuntr. 
-»-ion  if  iiiode  iiidiqnc  aux  articles  -io  ei  -i4  dp  la  prt'senle  I>oi,  Ie^  dimes 
de  quelques  villages  dt»nt  les  terreK  ^>erHient  attenaotes  et  ne  «eraient  jisä 
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hien  df^liroitf^es  \mr  «uite  dp^  nvitif^  mentionnes  dtma  [q>  dits  :irticle*>,  et 
jMtiir  lesquels  on  ne  trouveruil  pax  un  soiimissitinaire  söparement.  II  est 
ogülement  ppriiii>  de  niettre  aux  enchöres  ei  d  adjugcr  par  cuzji  ou  par 
tianc^ak  le^  üiuies  des  vulloueen,  opiuui,  soie,  olivet»,  racinet«  et  päte  de 
i^glisB«  et  «ntrea  produits  de  ee  genre  qui  m  vendmt  en  bloe  et  inde> 
pendamment  de«  c^r^alei. 

Art.  16.  —  Dane  le«  bourgi  et  TÜltgee  oü  Tiennent  de  i^randei 
quaiitit<to  de  produits  b  matiirit^  pr^coee  tels  que:  Irigumes,  fraite,  melonB, 
pastäquee,  les  dinies  de  ces  produits  peuvent  etre  mises  aux  ench&res  et 
affemaoes  par  villufj»',  sf-paromeiit.  II  en  est  de  meine  des  localites  ayant 
uiie  production  considerable  de  raisins,  mais,  cotou,  riz,  etc.,  produits  ii 
uiaturitö  tardive. 

Dfes  la  prumulgation  de  la  presente  Loi,  Jes  C'onseils  administratirs 
de«  euae  indiqtteront,  par  „iDiidiata*^  9Wt  san^jaks,  les  localit^  dans 
lesquellee  on  doit,  de  cette  fa^on,  «Sparer,  mettre  aux  eneh^res  et  affenner 
les  Kgamee,  let  fraite,  le  roiriii  et  le  man.  Aprto  examen,  les  sani^aks 
et  les  vil.'iyets  tranmettront  lesdite  renseignements,  ^galement  par  ,3fas- 
bata'  .  Uli  Tresor  Imperial. 

De  memft.  mh  ras  on.  -i  Tavenir,  il  senüt  nticessaire,  dans  certaines 
lo<*aHtMS.  d'afferiner  a  part  les  raisins,  le  mats,  ropium.  les  \  alloneps  et 
autreü  produits,  ou  bien,  de  n  iiiiir  uvec  les  cereaies  les  ditiies  tie  lette 
categorie,  qui  h  aüerment  bepureiuent,  c'cs  ronsei^iementB  a  cet  ögard 
doiTent  dtre  foumis  ao  Tresor,  t^galement  »u  moyeii  d'uu  „Mazbata" 
rendu  par  le  Gonseil  administratir  du  vilayet. 

Art.  17.  —  Dans  eertsinee  localites,  on  pourra,  si  le  besoin  s^ii 
faisait  centir  et  aprte  avoir  sollieittf  et  ebtenu  Taiitoristttion  du  Tresor, 
affermer  tout  ou  partie  des  dimes  des  c^r^ales  contrc  un  montant  pejabJe 
en  nature,  c'est-h-dire,  h  la  condition  de  percevoir  des  feriniers,  comme 
{•rix  d  affermage.  une  quantite  d«'terminee  des  denrees.  Ces  j)re]*»vpments 
eil  ijutiirc  iie  pofteront  qiie  sur  le  1)1»\  Torge  et  les  produits  doiit  l'udmi- 
uistration  niilitaire  pournut  avuir  be^uiii. 

Art  18.  —  Au  commencement  de  chaque  annee,  les  Autorites  du 
chef  lie^u  du  vilayet  feront  imprimer,  euivant  le  modele  No.  6  annexe  a 
la  prteente  Loi,  des  bnlletins  d'enchferes  k  80u<die,  en  nombre  d'exem- 
plaires  sulfiBants  pour  les  villages  coropris  dans  la  province.  Ces  buUetins 
seront  envoy^s  diine  les  cazas  et  les  Autoritt^s  de  cee  districts  v  porteront 
iniin^diatement  le  nom  des  villages  aiosi  que  le  montant  de  Taffermage 
obteou  l'annee  pröc^dente  dans  ohacun  de  ce«;  villaj^e«. 

Lorsque  nrrivera  1  t'poqtie  des  ench^res  lixee  :i  1  ;irticle  >ui\;int.  le 
Conseil  aduiiuiutrutif  du  caza  pruc(^dera  U  la  mise  aux  encheres  pubiiqueü 
des  dimes  dos  villages  sus- däsigDös. 

Art.  19.  —  Dto  la  promulpfation  de  la  präsente  Loi,  lei  Autorites 
locales  airdteront,  dans  cbaque  casa,  les  d^lais  des  endiftres  et  de  Ted- 
jndication:  1.  des  dimes  des  c^r^ales;  2.  des  dtmes  des  lägnmee,  fruits. 
raisfns,  ttuos,  coton  et  ric,  lesquelles,  peuvent,  en  rertu  de  la  prteente 
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läOi,  etrc  ufferanie^  par  viilage,  iaiifpeiiiiuiiiiueiit  des  diiue>  dex  ctTeulf i> ; 
S.  de«  dlaiM  de  ro]iitini,  de«  vallon^es,  de«  olivee  et  autre«  prudutt«,  les- 
quelle«  peuvent  4|{aleinent  §tre  afferm^eK  en  bloc,  ind^pendammeDt  de  la 
dime  de«  cär^ale«.  Le«  AutoritöK  devront,  en  outre^  deiigner  la  date  ^ 
laquelle  le«  sus-dit«  dölais  c(»innienceront  Ii  courir  et  cclle  h  laquelle  iU 
prcndront  fio.  Le  delai  des  endieros  des  o^reales,  Irgunics.  et  autres 
])roduits  iie  seni  pas  införieur  k  20  j<iurs  et  celui  de  leiir  .»(Ijudication 
it  10  jfnir--.  Pureillenieiit,  le  d»'!:ii  de^  pnrhfTcs  de  l  opimn.  de-  va!lon»*e8 
Ol  autrüb  jtiuduits  ne  devra  pas  eire  lul-  rifMir  h  20  Joufn.  Lö  jour  de 
I  a^judicatiuu  di'fiuitive  de  ces  dimcs  sera  arreie  apr^.^  la  proclainatiou 
de  ra^judication  provi«oire  Qcarardad^),  eon/onn^ment  hux  di«positions 
de  FArt.  29. 

Lbk  decuiiooM  prixeR  conume  ci-de«fiu»  iteront  porige«,  par  un  ^Mus- 
biitM*S  h  la  connaiKsance  des  Autorite«  du  dieMieu  du  rilayet  et  du 

>»ndjak.  lesipielles  Autorit^s  dretwerontf  apr^R  examen.  un  tahleau  ce 
Mjjet.  Cette  derni^re  pi^ce,  accoin]iagtnW'  d*un  ..Mazbata'"  du  Conseil 
administritif  do  hi  Provinze,  '•ora  communiquee  au  Tre<<ür,  qui  ia  fera 
elire^fi^trer  daus  le  rt-L'i^tre  ad  hüC. 

Pour  la  (ixation  des  delais.  on  de\  ra  tenir  couipte  de  la  pn-cocilu 
ou  de  la  tardivit^  deR  produits  et  se  baser,  en  m^me  teuips,  sur  le  nombre 
doK  vUlages  oompriK  dans  cbaque  oasn  et  >ur  la  quantit^  de«  dime» 
de  ee  district. 

Dan«  le  cas  oü,  une  ann^e,  lec  produits  arriveraient  k  matnritä 
avant  IVpoque  habituelle  et  oü  il  y  aurait  par  suite  lieu  «l'avancer  quelque 
peu  la  uiise  aux  enclu^rcs  et  radjudieatiüii.  le  fait  devra  Otre  telöjjraphi- 
fjiK'ttiniit  jtort»^  h  la  connaissancf  fle^  Aiitnrif('-  dti  rnza,  du  sandjak  H  d«! 
\i)a>et,  aill^i  qu'a  celle  du  Tre>..ir  liuperial.  J)»-  meine,  au  cas  ou,  par 
^^il©  de  causes  naturelles  et  inipi^rieuses,  il  serait  neeessaire  de  proroger 
leH  d^Iais  des  enchöref»  et  d^adjudicatiou,  un  devra  en  informer,  par  le 
töl^grapbe»  leB  Autoritd»  du  randjak  et  du  vilayet,  ainsi  que  le  Trauer 
Imperial.  On  ne  peut  proc^der  cette  prorogetioii  qu'uoe  «eule  loist 
maiR  a  cor  dition  qn'elle  ne  däpasse  paa  15  joun. 

Si  la  mise  aux  }i.  res  et  l'adjudication  ont  ett-  avanc^es  OU 
rf!culf'cs  sans  (pi  avis  en  ait  ele  prealableni'-ut  donne  au  Tresor,  par  la 
voi  hif  rarchiqup  plu^  Imiit  tiv^ntioimee,  le»  Auturitäs  civUe«  et  tmaDcieres 
en  horont  terme-  re>intii"'al>Ies. 

Art.  20.  —  Avant  l  ^jioque  ariLLre  pour  la  mise  aux  enclieres,  on 
devru,  par  ua  avi«  iu»<(ire  dans  le  Journal  officiel  de  lu  Proviuce,  porter 
b  la  connaiBHance  du  public  le  d41ai  ^x6  pour  Ta^judication  de«  dime« 
deti  villages  compriR  dan«  cbaque  casa.  Oes  m^me«  renseignement« 
devront  ^galenient  dtre  cominuniqudR  aux  autres  casa«  et  «an^jake  de« 
environ^  ayant  de.:  relations  coMiiner«;iales  a\ec  le  caza  inti-resse.  En 
outre.  alin  de  perniettre  aux  habitants  des  viliagjes  de  connaitre  egalenient, 
en  du  teiii|»s.  l  ^potpie  de  l'adjudication,  les  Autritit.  -  dt  s  nhcfs  Hrux  d'"S 
cik/.oh  devront,  une  seiuaine  avant  cette  epoquet|  oavojer  a  chuque  village 
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un  »vi»  impriint'-.  CMiiforme  au  mod^-le  Nr».  2  annex^»  k  la  i>resente  loi  et 
>c  f:iire  dclivror  pur  le  Conseil  de**  Anciens  du  village  uii  acousf-  de  n*- 
f'HptioM  du  siis-dit  !i\  accuse  de  rf'repiiou  qui  ser»  couserve  daoH  iew 
archive»  du  Cull^eil  adininiKtratif  du  cazu. 

Art.  21.  —  Les  ench^res  pour  1«6  dimeü  du  cuza  du  chef-Iieu  des 
vilsyeta  muront  lieu  psr  devant  le  Cooseil  adminwtratif  da  vilayet;  celle« 
ponr  les  dfmeci  du  casa  du  ohef-lieu  des  san^jAk««  par  devant  le  Cooseil 
adminiatratif  du  sandljak;  enfin,  les  eDch^res  pour  les  dtmee  des  uukreM 
cazas,  par  devaiit  le  Conseil  adniiiiistnitif  de  chaquc  cnza.  [jee  apostilleK 
relatives  a  Tadjudication  ])r<)visoire  (karardade)  et  däiinitive  seront  äcrites 
par  les  Valiät  i68  Muteasarifs  et  les  Oaimakams,  en  pr^senoe  den  GooseilM 
precites. 

I>es  Gouverneurs  GeiHjraux,  les  Defterdaj>,  le«^  Mutessarifs.  les 
Gouverneurs  Güncraux  a^jointj»  et  les  Mouhahüeböcyüj  ]iourroiit,  a  1  epoque 
de«  optfmtions  des  encb^res  et  de  ra^judicMtioii,  se  rendre  daos  les  lo- 
caliiäs  oü  ils  jageront  leur  prösence  n^cesssire,  pour  surveiller  la  bonne 
mardlie  de  ce^  Operations.  Au  besoin,  le  Ministäre  des  Finanees  enverra 
ansei  dans  les  vilayets,  les  san4}akH  et  les  caza^  des  fondümtmins  Sp^- 
eiaux,  charges  de  surveiller  les  Operations  dont  il  ti'agit. 

Art.  22.  —  Les  viIayet-4  peuvent  autori-er  I'adjudiaition,  par  devant 
les  (Jonseil^  administratifs  conirnunaux,  des  (limc^  des  coi)iiiiiine>  (Nahif') 
pourvues  d  un  bureau  t^df-graphifju«  ou  bien  situees  h  une  distniice  de 
2  heures  au  uiaximuui  d  uue  lucalite  deh^enie  par  le  tölcgraphe,  a  la 
conditioD,  tontefois,  <iue  eoient  pr^sents  le  sous-gouveneur  et  le  t,mal- 
mndiri**  du  casa,  ou  run  de  cee  deux  fonctionnaires,  et  que  les  ope- 
rations  de  ra4judicatioii  provisoire  (kaiardad^)  et  definitive  soient  effee* 
tu6e6  par  ces  derniers.  Dans  ce  cas«  le  fait  sera  immediatement  porte 
il  la  '  rui  lisance  du  Tr^or  Imperial. 

Art.  23.  —  All  moins  une  semaine  avant  1  i'pnque  prealablement 
Hx»^o  et  publicr  |vi>!r  I  ridjudiratioii  des  dimes,  les  personiies  desireuHed 
de  prendre  des  diuies  doivent,  daiis  chaijue  caza,  s  adresser  au  Conseil 
administratif,  sans  iudiquer  les  noniü  des  viiiages  dont  elles  voudraieut 
iffermw  lee  dlmesj  elles  feront  eonnattre,  )k  ce  Conseil,  par  une  peütioo, 
le  montant  dee  eommee  pour  les  quelles  elles  desirent  prendre  des  dlmes. 
En  dehon  des  maisona  qui  serrent  d'habitatioos  aux  requerants  et  leur 
appartiennent  et  des  terree  euUiv<*es  dont  les  produits  eont  neceasaires  b 
leur  subaiatance,  la  valeur  cadastrale  des  auires  iuinieubles  sera,  apr6a 
examen,  au  moinent  dp  l  afferniage  modiiie  dans  le  sens  d  une  niajoration 
ou  d'une  rf*diiotion,  suivntit  Ics  prix  d'ar-lKit  et  de  vente.  Les  inecriptions 
eadastrales  heront  niodißce.s  eu  eui  st  iiuence  et  on  fixera  un  cn'-dit  »'gal 
au  double  de  oette  valeur,  diminue'e  de  JO^j^f.  Au  ca.s  oii  les  sus-dits 
immeobles  ne  seraient  pas  grevvü  d  une  sainie  quelcouquo,  cette  valeur 
sera  portee  daui  le  registre  aä  hoe^  et  ceux  qui  Justifieront  d'un  credit 
en  immenblea  de  Pt.  ÖOOOO,  par  exemple,  auront  le  droit  de  concourir 
^aux  endi^rea  jusqn'li  90000  piastns.  Quant  aux  peraonnes  qui  ne  posse- 
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dement  pea  d'immeublee  oa  qiii  vondraient  affermer  des  dlmes  pour  une 
somme  BupMenre  an  chiffre  du  credit  Hxe  d'apr^s  la  valeur  de  leurs 
immeubles,  elleB  devront  fournier,  suivaiit  la  r^gle  deja  indiquep.  w«  autre 
paraiit  pour  le  surplus  des  dimes  a  :iffermer.  Dans  le  ras  ou  les  immt*whles 
!l|tpart^^mlit^  t^oit  aux  reouf^nints  soit  u  leiirs  garaiiU  ue  hcraiect  pas  iu^»"= 
hufüsantis,  ou  1  on  ne  d(  )>o^ait  pas  en  esp^ces  une  soiume  correspondaiit 
uu  chiffre  ci  dessoun  iudique,  ou  bien  encore  n  Iw  iot^rees^tt  avaient, 
enven  le  fisc,  du  ehel  des  dfmea  ou  d^autrea  deoien  fiacaux,  une  dette 
doDt  le  timm  smut  idku^  on  mentionnen  le  fait  au  veno  des  requitee 
pr^aent^ee,  qui  aenmt  resUtu^ea  ans  ioMrescea,  apr^i  avoir  revdtues 
du  scean  du  Conseil  administratif  du  (*aza.  Les  fermiers  et  leurj  garaoto 
qui,  trouvant  reduite  la  valeur  roelle  desdits  immeuhles  fix»^e  par  le 
Conseil  admiiiistrutif  du  oa?;»,  vmitlriient  «?>  opposer,  |iourront,  jivant  le 
de'lai  (TadjttdicatioH.  |ir>'Sf>iitfT  leurs  olijectidiis  et  d<;niaiider  !;i  rectitication 
de  Terreur  qui  aurail  ete  comua-ü.  La  dt^ei>iun  du  Conseil  administratif 
du  caza  sera  ratlfiee  ou  modifif'c,  suivaut  le  räsultat  de  l  examen  qui  sera 
etfeofcuä  k  la  suite  de  la  raa-dite  opjHtüition.  II  n*y  aura  pas  Iteu  d'exiger 
une  «atre  garantie  des  penonneü  qui  depoReront  en  esptees  le  tiers  de 
la  somme  representant  le  montont  des  dlmes  dont  elles  reeteront  ad> 
judicataires. 

Toiitefois,  il  peut  arriver  quo  les  personne^  <\m  desirent  affermer 
des  diiiip^  contre  le  d<'^[tftf  d'iin  eaiitionnpni*>nt  j>oss«'deiit  »^^nlerriAnt,  en 
deborti  de  lour  foituiit'  cii  i'ff'M'tif.  d«*«-  bieii^  rnenbles  et  iinineuhles,  oii 
jiunrra  daii>  ce  ea-*  recourir  au  besoin  u  ees  bieiis,  en  vuj<  du  recouv  rement 
de  la  creance  du  Tresor.  Cependunt,  pour  l'affermage  de  dimes,  contre 
d^pftt  d'un  cautionnement,  il  fant  po^er  oomme  condition  qne  le  fmnier 
Moit  Ott  bien  un  n^gooiant  ou  un  banquier  faisant  des  Operations  commer- 
clales  ou  financi^res  au  moyen  de  i«es  proprett  capitaux,  ou  bien  une 
personno  qui.  de  tout  temps,  se  soit  trouv^e  dans  les  affaires  d'affennage 
et  qui  ait  rempli  Hes  enga^ements.  II  n^ent  donc  pas  admiisible.  c<>i:^i? 
le  d«ipnt  dune  i'nrnntie  en  nunicraire  ögale  au  tief^  du  montaiit  de 
l'affermage,  d  aceepter  le-  ol  l  res  d'individus  dont  1  identit«'  et  le  rr»>dif 
ne  sont  |)as  comius  et  qui  sunt  miplique»  dau8  leti  affaires  de  teile  ou 
teile  personne. 

Au  cas  Ott  Ton  d^irerait,  au  Heu  de  num^raire,  döposerdes  titres 
au  porteur  de  TEtat  Ottoman,  on  devra  s^enquärir  da  cours  de  la  place 
de  Constantinople  et  aceepter  Ior  dits  titreii  avic  um  marg«  m  moms 
ät  20%. 

hei  habitants  qui  voudrout  affermer  les  dimea  de  Icur  ^illage  sou;; 
garantie  solidaire  fio  sont  pas  tenus  de  founiir  une  pfarantie  ii  part.  E-i 
attendant  qu  uu  .,H«'ned'  f^ücte)  timbrn  conformeuient  ii  la  Loi  du  Timbre 
soit  obteiiu  ä  la  cloture  des  encbtres,  on  se  contentera,  pendant  cett'- 
Operation,  do  meutionner  le  fait  de  la  garantie  sur  les  bulletins  d  encheres 
Cm^Mul'pottssoMlasstJ,  qui  sont  des  pi^oea  offidellee,  et  de  faire  apposer 
sur  ces  bulletina  les  seeaux  des  garants.  On  exigera  dee  gannta  qui  ne 
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pourraient  se  trouver  presents  aux  encht>res,  un  ..sened"  facte)  provisoire 
cgaleinent  tiuibre.  Le  cautiorinement  de])08e  sera  applique  au  dernier  terme. 

Art.  24.  —  (>n  pourni  acce[)tc'r.  suivnnt  le  credit  ■nii  (Iflvra  iinm^^- 
diatement  etre  vrritic  et  etabJi  iiar  le  f'dtjsei!  administratif  <iu  cuzu.  Ics 
offres  faites,  peüduiii  le  delai  d  adjudication ,  par  les  personneK  <|ui 
n'aundent  pas  filt  attester  ou  preable,  comuie  il  ost  dit  a  Tarticle  prt*- 
e^de&t,  leur  ötat  de  forCune  et  eelui  de  leurs  garanta.  Toutefota,  le« 
fennier»  et  lee  ^neraots  de  cette  oet^gorie,  qui  ne  se  präiienteiit  qu^aa 
moment  oü  commenoe  ra^j^^^^^^i^t  doivent  aocepter  le  montant  du  erädit 
fixe  I  ir  le  Gonieil  et  n'ont  pas  le  droit  de  «onlerer  d'objeetions  h 
oet  egard. 

Art.  25.  —  Les  peraoiines  ({ui  seraient  d^aireuses,  en  donnaiit  en 

fraranti©  los  iTniiieubles  |)08s(Hi(^s  dans  un  caza  par  elles  ou  par  leurs 
garants.  d  affermer  dc>  ditiies  dans  un  autre  caza,  devronf  <?' adresser,  par 
reqiM't*'.  au  Conseil  administratif  de  I  endroit  ou  >unt  situes  lesdn-; 
imineubles.  Apres  qu'auront  et»*  effectues  l  oxamen  et  la  v^ritication 
n^oessaires,  et  qu'uoe  auuotatiun  aura  ete  purtee  en  marge  de  l  inscription 
affdrente  am  immenblet}  le  Gonseil  adininistralif  däliyrera  un  „maabata*^ 
d*^t  de  fortnne,  indiquant  le  montant  ponr  lequel  il  ponrratt  #tre  affeimä 
des  dlmee,  oontre  la  Talear  des  imineables  prädteR,  d^aprfrs  Testimation 
faite  par  la  Direetion  du  ,.Tapou",  diminuee  de  lO*^/«.  Lrirscpie  )o  rermier 
se  sera  libere,  en  acquittant  le  montant  des  dSmes  dont  il  est  l'adjudi- 
oataire,  y  compris  les  interets.  -"ü  y  f>n  :>.  et  qu'il  aiira  produit  un 
f,inazbata'\  en  faisant  foi,  delivre  par  le  eaza  interesti»3,  1  aauotatioo, 
port(^e  en  mar^e  dt  s  immenbles  siis-vi«ps.  sem  radiee. 

Art.  26.  Siiiit  teniie>  d  etre  iuuiiiü>  d  un  acte  de  ganuiiie,  Jibelin 
confonnenient  au  mudele  5  annexe  i\  la  presente  Loi,  et  legalis»^  [mr 
le  Notariat,  les  perbounes  ((ui  voudraient,  au  moyen  dsK  immeubles  de 
leur  gaiant,  affermer  des  dlmes  dans  un  ou  plusieurs  autre»  easas  et  qui 
ne  se  rendraient  pas  aux  sus-ditN  casus  acoompagn^  de  leurs  garants. 

Art  27.  —  Au  ca»  oü  les  personneH  dewreuseK,  en  vertu  de  TArt. 
pr^c^dent,  d'affermer,  en  donnant  en  garantie  des  immeubles  sis  dans  un 
caaa,  des  dimes  dann  un  autre  caza,  deviendraient  a^judicutaires  de  dinie> 
pour  un  montant  inf^rieur  h  eelui  indique  dans  le  „mazbata'*  d'etat  do 
fortune,  et  au  cas  oii  les  dites  ])ersonnes  voudraient  affermer,  dans  un 
troisirTTie  caza,  des  dirne--  [»mir  le  coinplönuMit  de  la  somme  pr»''Citee,  le 
Conseil  administratif  du  ecnml  eaza  retiendra  le  „•"»'^bata'*  sus-mcntionne. 
II  devra  toutefois,  au  bas  d  une  copie  b'galisöe  de  oette  pii!ce,  portor  une 
mentiou  indiquant  le  mouUmt  de»  dimes  adjugeen  au  fennier  et  celoi  des 
dimes  qui  pourraient  eneote  Ini  Itre  adjngees.  Cette  eopie  sera  remise 
entre  les  mains  du  fennier,  et  le  fait  devra  Stre  port^  &  la  connatssance 
da  Oomakamat  du  casa  qui  aura  d^livr^  le  „masbata**  d^etat  de  lortune. 

Au  cas  ou  lee  fermiers  de  oette  catägorie  se  seraient  fait  ddlivrer 
un  acte  de  cantionnement  dans  la  localit4  oii  ils  ont  present^  des  gages, 
^atarbucb  der  Intatnat.  yerelnlfoiv.  8.  Bd.  179 
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le  dit  acte  deN  ra  dtre  r^di^e  de  fa^n  k  oe  qu^il  puiss«  s'etondre  k  l  idter- 
mage  de  dim^^s  dans  un  troiKi^me  caza. 

Art.  28.  —  Le  Tregor  Tmpi'riul  acceptera  le.N  uffre.««  et  1h  garsuiiie 
deb  |»erHOüiie>  r|iii.  de  ('orstaiitiiifiple.  vuudraient  concourir  aux  ench&re> 
den  dime*^  ou  nervir  de  garauu  a  des  fermiers  en  province,  au  cas  oü. 
l«»ctit«i  pmoonM  ou  l«UT9  garantfl  senient  pof^eoseun  d'immeuUM  d'ane 
▼aleur  r^pondant,  suiTaat  rimportaoce  de«  dlma»  quUls  affennaront  ou 
gaiantiront,  aux  conditioiis  ^nono^  VArt,  23.  Dana  ca  caa,  od  derva 
faire  porter  une  annotation  «pteiale  en  tdte  de  rioscriptton  afferente  »ux 
sus^diU  immeubles,  aHn  que  cea  damiefa  ao  pnissent  pas  Mn  alit^nes, 
juNqu'h  com])lM('  i'xrcution  dos-  en^rjonionfs  pri^.  On  poumi  aussi  offrir 
une  nutre  ^'iiriintie  nialeriellü  acceptable  par  le  Trf-or.  <■  i-^t  ii  dire  dt-poser. 
pour  le  tier»  du  montant  des  dunes  k  affenuer,  une  sumiite  eii  e^fi^-ces 
Oll  de8  titre«  d  Ktat  au  porteur.  Ce«  titres  seront  acceptes  avac  um 
marg€  m  wtoins  ät  20%  4t  hur  prix-eomnmi  smr  k  mofM,  eonmu 
ü  tsi  dit  ä  VAri.  28. 

La  dite  eomme  an  esp^ces  sera  appliqu^a  aux  deriii«rs  termes;  d« 
mdma,  le«  titreK  ne  seront  pas  reatita^a,  jasqa^li  rez^eution  dee  ODgage- 
moDtf!  pris.  On  n'acceptera  ^  nucunen  condiilons  autre»:  que  cdlea  qut 
Tiennent  d'etre  enumdrees,  len  offres  ou  le  eautionnemeiit  de  personne. 

Art.  29.  —  On  appelle  un  ä  un  devant  le  ConHeil,  les  soumissioii- 
naires  Avant  deja  fait.  par  devant  le  Consei)  ndnnnibtratif,  de^  öftres  pcuir 
les  village»  ou  le  uiunlaut  Jen  enchere»  a  alteint  un  chiffre  cunvenable, 
taut  par  rappoit  aux  montaat»  do  la  demi^ra  «t  da  ravaiit-dinii^re  aim^, 
que  par  rapport  k  rabondance  de  la  r^colte  de  rannte  en  oonia.  On 
propoee  auxdiia  «ouinissionnaires  d^augmaiter  l«ur  ofEre  ou  de  ao  dreister 
Les  enoh^ree  oontiauent  a  nouveau,  s'il  y  a  des  8uren<di6rinettrB.  Genx 
qui  refuKont  de  rarencberir,  doivent  ^<igne^  leur  d^aiftenieal  Quand,  par 
suit«  de  la  oessation  des  offnes,  il  no  fipurera  ]>1uk  sur  les  bulletin-t 
d'enehAreK  aucun  noni  de  (  (»ncurrent  qui  ne  «e  soit  dc.'^ist»'.  on  reinettm 
cette  liste  au  crieur  public,  le(piel  infnrmera  par  crice.s.  dans  la  sallo  et 

la  Cour  de  1  Lötcl  du  Gouverueujent,  que  1  uüre  e»«t  de  Pt  et  que 

ra4|ttdioation  provisoif  (karardadä)  aara  prodamte  anieitot.  Si,  aprta 
cette  publication,  penonne  n^aogmente  encore  TofEre  d^jb  faite,  on  inaerit, 
en  regard  du  total  figurant  lur  le  builetin,  les  mota:  „J'ai  aooept^  pour 

un  montant  de  Pt  On  date  oette  apostillet  au  baa  de  laqnelle 

on  fait  apposer  le  cachet  ou  la  ngnature  du  demier  enoböriaaeor.  Au 
CBS  eil,  la  fortune  de  celui-ci  nVtant  pas  .j«J?^t"e  .süffisante,  il  y  aurait  un 
garunt.  on  de\  ra  egalenient  fiiirc  apposer  le  sreaii  ou  la  signature  de  ce 
dernier  au  ba«  d  iine  meiition  aintii  €unk,ue;  „Et  moi.  tjio  rerids  caution'*; 
aprf^s  »juoi,  le  fonctionuuiro  civil  le  plus  eleve  en  grado  rt^dige  l'unno- 
tation  indtqnaat  racyudtcation  provisoire  (karardadö). 

Alt.  80.  —  Seront  d^diua  de  leure  droits  lee  fermiers  qui,  uyaat 
d<-jH  fait  des  offres  pour  les  dtmes  d'un  TiUaite,  ae  sefaient  absent^  dei 
lieux  des  encbferes,  seit  pradant  ra^judieation  proviMire  (karardadö),  seit 
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pendunt  ra(ljii(licati«>ii  dt*liuiti\e.  Kii  regard  de  l  itiFoription  relative  a  la 
derai^re  offre  faite  par  eux  on  portaru  la  mentiou  »ÖKent,  mention  (jue 
dtlix  membree  du  Conseil  revdUront  de  leur  cachet. 

Au  oaa  oü,  ajant  fait  dea  ottrw  ponr  lea  dtmea  de  lenr  Tillafa, 
Im  habitento  de  oe  villaice  se  aenuent  ulMrienremeDt  d^aiaMa  en  niaon 
d*aiie  auaenehtee  &ite  par  nne  autre  paraonne^  on  devi»  fein  alteater  le 
fatt  par  \v  ,  nioukbtnr"  et  ceiix  des  membrea  da  CoDaeil  dee  Andena  du 
village  qui  seniient  presents  sur  les  lieux  des  euch^res,  uu  moyen  d'une 
»nnotntion  revc'ttip  d«  Ictirs  caphets.  De  menie,  le  d^Iai  des  *^nf  h»''res  et 
de  radjudication  (le\:»nt.  eii  vertu  de  TArt.  20,  etre  portti  par  un  avis 
h  la  connaisHance  iles  \  illageois.  le^  habitants  qui  ne  seraieot  pa«  pr<^sent« 
au  moment  de:»  enchtres  seroiit  aussi  d^cbus  de  leurs  droits.  Leur  ab- 
•eiice  aesa  meotioiiii^  en  marge  aur  le  bolletiii  dea  endi^va  et  eefcte 
meotioii  aei»  revdtue  du  oiiebet  de  ämx  membrea.  FueUlement)  comme 
■uz  termea  du  mdme  artide,  lea  obefi-Iieux  dea  eaiaa  et  dea  aaD^aka 
aitu^a  daoa  le  voiainage  doiveot  ^galement  dtre  inform^s  de  la  Periode 
en  queation,  on  ne  devra  paa  rdaenrer  lea  enehdrea  exolusivement  aux 
80umis8i(mnnires  du  rhef-Iieu.  Tl  y  aur»  donc  Heu  d'!u'ce]iter  egaloropnt, 
et  de  j)orter  sur  le  hr'üptin  denchfres,  les  offnes  des  souraisaioniiiiirea 
de«  autros  localit*'s,  offfe»  qiii  >erai<'Ul  iaiuoiict'e>  pur  le  tt'lcjfrnphe.  T^e» 
enchäres  uuront  uiubi  lieii  des  deux  cötös,  et  Ioh  formaliter  necessairea 
aeront  aocompUes  confonn^ment  au  diapoaitioiia  gte^rales  de  TArt  36, 
applicablee  aux  otfrea  Tenuea  d'une  autre  looaliM. 

Art  91.  —  Obaque  aoir,  on  doit  afficher  a  la  porte  de  ThACel  dn 
Gonveniement  dana  uu  endroit  qui  peut  fttre  vu  de  tout  le  monde,  une 
liste  indiquaiit  les  nom»  des  villages  dont  Padjudication  provisoirt  (karar- 
dad^)  a  eu  lieu  dans  la  journ^e,  ainsi  que  le»  offres  f&ites  pendant  les 
enchfren,  pour  chacun  de  ce«  villages.  Lc  d^lai  de  surenchfere  pour  les 
vülages  proviKoirement  adjuges,  expire  le  soir  du  second  jour  U  partir  de 
1  aflicbagc  des  listes,  sant»  compter,  toutefois,  les  jours  f^ri^s  officiela. 
Dans  ce  delai,  c^est  b-dire  duns  les  48  heures  qui  suivent  le  jour  de  rad- 
judication provisoirt,  let  enebftrea  aeront  rouvertee,  b  la  oondition  que 
lea  offrea  ne  aoient  paa  inftrienrea  b  3^/«.  Apr^a  qu*anront  oeesd  laa 
aurenditoea  pour  lea  dtmea  d*utt  ▼illage  dont  les  eudi^rea  ont  4t6  ainai 
rottTertes,  on  ^cartera  la  partie  ayant  refu»^  de  8urench<^rir  et  Ton  prendra, 
b  ce  ai^et,  la  aignature  auasi  bien  de  la  ()artie  (jui  s'etit  desist^e  que  de 
Celle  qtii  a  nfcept^  de  surenebörir.  Si  le  demier  eiich^risseur  a  un 
garant,  on  demande  e^nlement  sa  sigiiatnre.  T-e  fait  e«t  h  nouveau 
annonc^  pjir  le  crieur  imblic  et  la  mention  (knnirdade)  afferente  a  l'ad- 
judication  pruvisoire  est  echte  de  rechef. 

On  proc^dera  oomme  Ua  eet  dit  plus  baut  au  caa  oü,  dana  le  dtflai 
aoa  via«  de  8  joom,  radjudication  proviaoire  aerait  proclam^e  plurieuia 
foia  pour  lea  dimei  d^un  village  et  oii  lea  encb^raa  aeraient  rouvertes,  par 
aoite  de  «urenchferes  de  3*/^  et  plus.  Quelque  soit  leur  nombre,  lea 
r^ouTorturea  dea  encbtrea  ne  pourront  avoir  lieu  qu'a  condition  que  lea 
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Burenchtoes  ne  soient  pas  infäriettrett  Ii  S*l„,  K^moiDs,  depois  In  raou- 
verture  des  enchftres  dans  ces  conditions,  jutqu^k  U  c<onclu»ioa  de  Tad' 
judication  prov  isoire,  cbuque  fermier  :i  le  droit  do  surench^rir  dans  la 
Proportion  qui  lui  pliiira.  L<*  <l>'l:ii  de  2  jours  imparti  jionr  <*(»t1e  :mg- 
ni«*ntHti'<n  de  conimenoe  a  pin  tir  du  <n\r.  11  heures  a  la  turque,  du 
joiir  iloiit  !  aviis  relatif  a  la  pretaiere  .Hijudicution  |iruMSoirf  (kuntrdade'i 
porto  Iii.  dute:  ce  point  de  depart  ne  chiuige  pas,  (juelque  soit  le  üuiubre 
des  kanirdadä  ioscrit»  sur  la  lii>te,  t-'est-ii-dire  que  lu  t^ecoude  miüe  aux 
eiichftres  ne  peut  pas  continuar  »u-delä  des  2  joan  ci-deenis  mentioikiiöK. 
L'adjudication  definitive  aura  liea  le  Roir  du  eecond  jour.  ä  11  h.  k  la 
turque  efc  ne  pourra  dtre  etfectuäe  avant  ce  terme,  qu'il  j  ait  eu  ou  non 
deit  offres  de  surencbdres. 

Art.  82.  —  Le  second  jour,  vera  le  aoir,  on  donnera  publiquement, 
par  derant  le  Gonieil  administratif  du  casa  ei  en  pr^Ssence  de  tout  le 
monde,  lecture  des  noms  des  vlUages  dont  les  dlnics  ont  öt«>  provisoireinent 
adjiigöes.  ainsi  que  de«  inontantK  obtenua  pour  chncnn  de  «es  villages. 
Cette  ])iih1ipntion  fer»  pgalement  pnr  frif^e  jMiblique.  Si.  .'q)res  Vuc- 
<'omplisseiiioiit  «le  re^  fürin;dit<'v.  '|iu'1iiimiii  augiiientait  lie  ou  plus 

Toffrc  prectnleuHuent  falle  j>o»r  1p>  (lline^  de  fcs  villücröK,  on  devni,  saus 
eu  ajourner  raffermuge  au  lendetnain,  effectuer  et  aehever  immüdiatement, 
le  soir  mdme,  lenrs  ench^res  et,  en  arr^tant  lea  offire»,  clore  d^nitivement 
Ich  Operation«  d^encb^rea.  Le  OonDeil  administratif  ajoutera^  au  bas  du 
buUetin  d'adjudieation,  la  mention:  Tadjudication  definitive  en  a  de- 
•  idi  e  a  oe  prix.  mention  qui  portera  les  cadietf!  personnels  deamembreü 
du  Conseil.  Aprte  quoi,  le  Gouverneiir  General,  le  s^ouverneur  ou  le 
soiis-£Toiivemeur.  qui  i^n-'-ide  le  (Vin^oil.  in^^frir?«  <\\v  le  dit  bulletin  le 
xw>\  •  afferine.  On  «It'vr.i  ensuite  d<'ii\Ter  uii  ..zulitnunt'"  permis  de  dö- 
ciniation).  contre  le  „M-ned"  n  reniettre,  ooinuie  il>  e-«!  dit  ä  l'Art.  47, 
par  le«  formiers  et  par  les  firiirants  de  ceiix  qui  en  ont. 

All  bas  «iu  biillelin  de>  einhi're^,  le  Conseil  adniini-^traiif  du  <"(:^n 
redigera  un  „uiaabata'',  indiquant  le  «ms  d  afferuia^e,  amsi  qiiu  les  raisuii> 
convaincantes  de  toute  moinH-valuo  qui  scrait  constatee  dai:s  les  prix, 
par  rappori  au  montant  pr^cedent,  et  «{ui  serai^  due  ii  des  uiotifs  justes 
et  acceptabloK.  Toute  augmentation  falte  ulterieurement  pour  les  dtme» 
d'un  village  dont  le  bulletin  d*encb$res  porte  la  mention:  afferme,  sera, 
quelle  qu'en  soit  rimportance,  fonnettenient  refu»ee. 

Art.  83^  —  SUI  vient  ii  etre  etabli  que  des  difficult^  peuvent 
Kurgir  dans  la  dedmation  separäe  do  la  recolte  d^un  village,  aoit  par«e 

que  les  terres  de  «  e  village  »ont  confondiies  a\  e«-  «  elles  du  village  attenant, 
^oit  pan-e  «pie  Ifs  torrain^  ciiltives  par  les  babitants  «i  im  vülage  80  trou- 
\enl,  cette  arui' i>  I  j.  cii^'irjbes  «laus  h  torritoire  du  village  contigu.  on 
pourra  alor>  ^roiiper  «leux  (m.  trxft  ati  plus,  trois  «le  ces  vlllages,  Jes 
tnpttre  aux  encheres  et  les  a«ljiigcr  enseinble.  II  n'est  toutelois  pas  ad- 
iniKKible  de  r^unir,  «ou«  ce  pretexte,  le«  diuies  de  plusieurs  villuges  et 
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buiirg^  udjuges  stipur^iuent  ii  im  seul  et  uniquf  fermierj  J  iHljmlifatuin 
en  auru  lieu  U  |/ari. 

Art  34.  —  Au  CM  on,  eo  debofs  des  tiUagei  ddfinitiTeinent  mI« 
jiig^t  dtn«  le  d^lfti  d^tennin^,  les  diff^rents  Mtrea  vilUiges,  qni  n'snruenk 
pai  pn  «neore  #tre  «djugäa,  n'auraient  poiiit  trouTö  d'alfefmeurs  »dpM^- 
meat,  et  oü  \en  villageois  ne  voudraient  pat  les  affermer  non  plat,  le  feit 
»era  mentionnH  dans  le  buUetin  (reimh^feres  et  certifie  au  nioyen  d'on 
..mazbata"  du  Consoil  ndminifitratif  du  caza,  t'crit  au  bas  dti  «?uR-dit 
buHetin.    Ptiis,  uiie  fois  formaÜtpR  prefscrites  par  I  Art.  HO.  et 

destinces  u  flublir  que  les  villuLTfois  renoiicenl  h  laffermage,  aurout  «fte 
accomplies,  les  villages  de  cette  cati'gorie  pourrunt  etre  r^unis,  pour  »"«Ire 
IHM  anx  ench^ree  et  adjugds  en  bloe.  Toutefois,  on  ne  devni  pas  grouper 
aar  un  bulletin  d^ench^ree  plua  de  dnq  TiUagea  an  mtadmuni.  En  outre, 
lei  bnlletiiM  d'enditeee,  primitiTemeiit  pr^arte  potir  dieeun  de  ces 
TÜIagea  r^unis,  n^  aeront  pas  »nnuliSs;  ils  seront  annexte  au  nouvean 
bulletin  dreai«^  ponr  les  cinq  villages  group^i  et  eeront  coneenr^  avec 
ce  demier. 

Art.  35.  —        lixeru  un  delai  conv^nablc  pour  los  enohrres  des 
dimes  de  1  opiuui,  des  vallonöes.  dps  olives  e\   autre.s  produits,  dmit  la 
mifie  en  vente  et  1  adjudication  peuveut  se  faire  par  cuza  ou  par  sani^ak, 
oomme  il  eat  expliquü  k  TArt.  16.  Aprfee  »Toir  port^  oe  d^lai  k  U 
connaiannce  dtt  public  dani  le  caia,  le  aaii4i*'Cf     vilayet  et,  ao  beeoin, 
daoa  lea  localit^  aroiainantei,  et  aprte  Tavoir  publik  k  Oonatantinople, 
par  rentremiae  du  Minist^re  des  Finances,  on  effeotuera  et  I  on  ach^vera  les 
encb^res  dans  le  d(^lai  (ix^  U  cet  effet.  Lorsque,  ä  la  cessation  des  öftres  faita 
de  tous  les  cötes,  le  Conseil  administratif  du  vilayet  certifier»,  apr^s  pv:tni*>n, 
f|ue  la  derni^ro  offre  a  atteint  un  chiffre  oonvenable,  l:t  mention  karardad«« 
sera,  sur  urip  cuuiuninicHtion  des  AiitoritPR  de  la  jiroviuce.  inscrite  dans 
Ic  cbef-iieu  du  caza  uu  du  saiidjak  auquel  appartiennent  les  diiues.  Apr^« 
qaoit  lee  AiitoritiSe  de  Tendroit  on  a  €M  appoe^e  oette  mention  sigiialeront, 
'de  nouTean,  le  feit  anx  localitiS*  Toiainea  avec  leaquellea  U  aerait  poaaible 
de  eorreapoodre  t^l^graphiqueraent.  8i,  dans  aix  jonra,  non  oompria  les 
joota  fdri^s,  k  partir  de  la  date  de  Tapposition  de  cette  mention,  un 
snreneh^riaseur  se  pr^sentait.  soit  dans  les  localiti's  oü  le  karardad6  a 
<«t«^  inscrit,  poit  dans  Celles  ou  les  inihlications  (»nt  ete  faites,  on  acc^ptem 
'«on   offre,  iuqueile  ne  devra   pas  (-tre  inf'^rieure  h  1       et  I  on  rniivrini 
les  enchi-ros  qui  auront  Jieu  confoniu  ineiit  h  la  regle  uiealiounce  aux 
Art.  31,  32  et  33,    On  confrontem  le  nouvel  encherisseur  avec  le  pre- 
e^dent,  ou  bten  on  ^changera  uiie  correspondanoe  aree  lea  Antorit^a  de 
rendroit  oa  ae  troove  ce  demier.  Une  foia  qne  lea  offree  seront  an^teea, 
que  la  mention  karardad^  anra  ^t^  encore  i^poa^e  et  que  le  d^lai  iixd 
anra  expird,  on  prooädera  k  Ta^judication  d^nitive,  d^apr^a  la  rigls 
mentiunnec  dans  les  sus-dits  artides, 

Art.  3R.  —  T-es  dimefi  que.  suirant  TArt.  pr**M  *Mlent,  il  est  perniis 
de  vendre  et  d^a4juger  en  bioc,  auront  pour  lieu  d  enohdree  le  Conseii 
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aUiuimslratif  du  liv;t  uii  du  caz;i,  seloii  qu'ellnh  HtTDiit  inises  ;uix  eiichfr»'!* 
pHr  »andjuk  ou  |>iir  cuza.  Lea  ))6räunues  desireuAe«  du  prendru  {»art.  aux 
eoch^res  de  cea  diines  duiv^ent  faire  connuitre  it  tenips  leure  oUrm  au 
Uea  oü  se  fönt  las  enolitoes  et^  aa  cu  ou  «lies  ae  trouTtnittit  dus  nne 
antre  localit^,  ellea  doWeDt,  tfgalenient  an  dü  temp»,  •  «dreaHor  moc  Aa- 
toriMa  de  Taiidroit  oa  ellaa  ae  iroiiTaiit  ponr  faire  tälägraphier  par  oellaa^ci 
hurs  offraa  au  Ueu  des  aoch^re«.  A  11  heuras  du  aoir  du  ;  r  oü  la 
d^lai  des  premi^res  ench^res  expirc,  on  considerera  comme  Ih  derni^re 
offre  Celle  dont  IMmiiortance  d'  i  nsse  toiites  celles  rjui,  jiisque-li  aiiraient 
fsiites  au  centre  des  eiiohcres  ou  üniioiicees  par  d  autre^«  lncallte^. 
(^ue  Im  autres  soumissionnaireü  ^^e  soient  desiüies  uu  uoü,  que  la  corre- 
sponduuce  ait  prio  iio  ou  uou,  on  devni  mettre  lu  mentiun  karardade  et. 
taat  que  ne  aera  paa  ouvarte  la  deuzi^me  miaa  aust  eodi^rea  avae  ud« 
iliiyoration  da  1  ^j^  on  ne  devra  aocepter  aacune  offra  de  «ureneh^re. 

Le  damier  jeur  des  tacondaa  ancbfereü,  ü  11  hettres,  PofEre  la  pluf: 
tflev^e  sen  eonaidöröa  comme  l»  deroitoe  et  radjudicHtioii  sem  effectuee. 
que  la  correspondnnce  ait  pri.s  tin  ou  non.  Seront  decbut«  de  leurs  droit« 
tniis  fermiers  qni.  so  troTivnnt  snr  les  lieux  de^  encheres,  n'aunnent  )>;in 
offert  H  tempK  un  pnx  supi-rieur,  uiusi  que  ceux  qni.  rthNCHts,  ii'.inr.iient 
pa«  Imi  parvenir  leurs  tölograuiniet»  de  surenchero  avant  11  hcure>  aux 
centreis  des  ench^re^. 

K^anmoina,  si  le  jour  de  Ta^j^'^^^^^^ii  provisoire  (karardade)  ou 
d^itive,  et  par  auite  d'une  interruption  de»  Communications  t4J^- 
grapbiquaa  due  )i  un  caa  de  foroe  m^'eure,  il  n'y  a  eu,  du  matin  au  «oir, 
ancone  correspondanoe  ächangce  avec  aucun  endroit,  le  dclai  des  euchfera« 
sera  nuturellement  prorogt';  et  I  iuljudicutiüu  provisidre  ou  d'  linitive  .'iura 
iieu  24  heures  H)>r^R  la  disparition  du  fa>-  df  fnrrc  mnjcurt!  dont  il  s'agit. 

Art.  37.  —  Au  für  et  a  inesiire  que  lc>  (linit'>  de  L'hii(|iie  vilJage 
seront  adjugees,  iine  liste  indiquant  le  lunu  du  vjüage  1 1  celiu  tlu  feruiier. 
uiiisi  que  la  daie  de  radjudicutiou,  ^oru  afficbee  u  Teutree  du  local  du 
Gonvetnemanl.  Le  Boua-gonvemeur  du  cua  devra,  aana  parte  de  t6mp>, 
envojer  aux  villagea  une  copie  de  la  Hute  »ua*vii»ee,  eopie  qui  devra 
$lre  rev^tue  du  aeeau  du  Gonaeil  administratif.  Dans  le  caa  oü  la  röcolta 
d^un  vUlage,  ftuite  d'avoir  ete  rentn^e  ii  tempH,  subiniit  des  donimagaa 
et  cela  parce  que  le  fermiar  n'aurail  paa  procöde  ii  la  dt'ciination  ou 
par<*e  que  les  village*)is  n'uuraiont  ]»a.s  ooniui  I;i  date  de  radjudicaticm. 
Iii  ros|M)i]isabilit<'  en  incnmljeta  -tu  sount^gouverneur  qui  naura  pa*  fail 
connuitre  cette  date  ea  du  t*  iiips. 

Art.  38.  —  La  di'ciuiatiou  doh  pruduit«  divei>  lels  que  lea  fruits, 
qui  arrivent  k  maturitä  juBqu'k  la  miae  aux  enehisras  at  ra4}udication 
daa  dtmes  qui  n^auraient  pas  6i4  afferm^a  h  part^  sera  faite  par  lea  adns 
dea  emplorä«  nomm^a  par  le  Conaeil  adminiatratif  et  lea  livraa  de  reoettea 
raront  ramia  au  fermiar.  Aprte  l'affermagei  las  leimiera  aont  tenus  egale- 
ment  de  ae  rendre  oux-mrmes.  en  dü  teinps.  dans  les  villages  ou  d'j 
envoyer  un  repr^sentant,  atin  de  prooeder  k  la  d^cimation  daa  autraa 
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prodnitB,  Dans  le  ea»  oä  lee  habitanto  d'un  viliuge  ayunt  infongi^  le 
fennier  que  Im  meulaa  des  produita  moitBonnte  sont  prötea  dan<  las 
champs  et  que  les  produita  qui  n*oiit  paa  beaoin  d*dtre  nis  en  meuleK 
aoot  anivöB  h  maturite,  le  fermiar  ne  proe^Sdarait  paa,  dana  an  d^lai  de 
3  jours  a  partir  de  cet  avis,  Koit  en  penonne  aoit  par  rentremise  de  tiers, 
H  In  deciination  desdits  pro<iuits  daiis  ce  village,  la  decimntion  se  fern 
pur  lef-  soins  du  Conweil  «Ic«  Arrieiis,  <\\n  l*ins*rrir:i  iluiis  uii  rc^istre  et 
aDlorisern  hi  reutrce  «le  la  inoissun.  Les  frais  regleineutmre'-  ilr  la  «löoi- 
muüou  Heront,  dans  ce  cas,  u  la  charge  du  fennier  et  aucuiiü  objection 
»oulev^  de  oe  chef  par  ce  demier  ne  pourra  etre  prise  en  oousideration. 
De  mdme  ao  ca»  on  le  fennier  ne  prooäderait  paa  k  teinpa  h  la  d6ei' 
mation  dea  produita  tela  que  fruits  et  lägumea  et  oü,  lui  ou  aon  repre- 
eentaat  commenceraient  I»  pereeption  aprte  que  lea  produita  auront  ^te 
reooltte,  eea  demiera  aeront  tenus  d^aeoepter  la  däelaration  du  oultirateur. 

Art  88.  ^  Tontaa  lea  foia  que  lea  oflrea  faitea  pour  la  totalit^  on 
poar  quelqnea-una  dea  yillagee  d*nn  casa  n^ayaat  pea  atteint  le  chiffre 
voulu,  lea  dimea  de  ces  villages  n 'auront  pu  etre  däfinitivement  adjugees 
et  que,  d^un  autre  cote.  les  produita  principaux  de  ce  casa  etant  arriv^s 
a  maturite,  l'f'poijuo  dp  In  mnisson  »«t  de  la  mise  en  metile  sfra  vemie. 
on  devro  proc<-der  u  la  s^^'stioii  en  rcgie.  Si,  dans  un  drlai  de  10  joiirs. 
u  partir  de  la  dato  ou  auru  cotumenct*  la  di^ciinntion.  1  aiicien  äoiiiuissioii- 
naire  de  ces  viliages  ou  bien  une  autre  persoune  venait  a  porter  d  emblee, 
ou  par  Toie  d*enohferea,  le  montant  de  radjudication  au  diiffre  voula,  il 
eat  permia  d'en  proolamer  ra^jndioation  proviaoire  et  d^adljoger  d^nttive- 
ment  Im  dlmea  de  eea  TillagM  Ii  Texpiration  du  dölai  d^tennin^.  Paaae 
le  d^lai  de  10  joura,  aucune  offre  de  majoration  ne  sera  adniise.  Dhjv. 
lea  villagea  qni  auront  ^t^  affMin^a  dans  Pespace  de  ces  10  jours,  hi 
firmier  ne  proc«*dera  |ms  h  itn  noiivel  enregistrement  He  in  rp<-olte  dont 
la  df'cimation  aura  vtv  dt'ja  faiu;  par  les  Autoritt's  locales,  durant  les 
lOjours  pröciteR.  Lp  diraier  des  ra  accejiter  renregisirement  fait,  suivant 
le  livre  qui  lui  tjera  remis.  On  percevm,  a  part.  des  fermiers,  aün  de 
le.s  payer  aux  intdreatäa:  1.  la  rdtribution,  pour  15  jmtrs  am  mhtimmHy 
dea  «genta  employds  juaqu'h  la  data  de  radjudication  effeetu^e  dana  ces 
conditlcma;  2.  le  montant  dM  timbrM  appliqu^a  aux  actM  de  garantie 
(|uc  ces  ugents  ont  du  fonnir  pour  dtre  nomm^  k  ces  emploia;  3.  les 
fraia  de  l^galiaation  affärents  aux  m&meB  actea. 

Art  40.  n  peut  arriTer  que,  au  eoura  des  encb^res  ou  de  rad- 
judication, une  dM  persoune»  syant  inacrit  dM  offres  aur  le  bulletin 
d^enohtoM,  vienne  a  ae  d^aiater  ou  que  aon  garant  retire  sa  oaution,  sans 
avoir  pour  justification  un  accident  ("onime  la  grele,  l  inondalion  oti  mie 
invasion  de  satiterelles,  lequel,  surveiiu  dans  la  loealite  dont  les  dnnes 
SDUt  aux  eiichcres,  aurait  detruit  plus  de  10**/,»  de  1»  rt'colte.  Daus  n- 
ciu«,  l'offre  etant  devenue  nulle,  les  diniei»  portees  sur  la  liste  serout  du 
nooveau  mises  hux  enchdres  et  si  elles  sont  adjug^M  U  un  prix  inf^rieur 
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a  Poffre  precedeinment  faite,  Im  liiffereiice  >era  pen;u  de  la  personne  *[ui 
6* est  däsisUlo  ou  de  6on  garen t.  8i  Itts  dites  dlmee  ne  troaTent  »ucun 
Mitre  affermeur,  alles  aeront  adminietretäes  en  rdgie  et  wi  oes  oü,  aprte 
däfelcation  des  freie,  le  rendement  aerait  inf^rieur  k  Toffre  prfcödemment 
feite,  le  difförence  een  encore  pergae  en  dedommegemeQt  de  rMieh^riteeur 
qui  a  retir^  son  offre  ou  de  eon  garant. 

Si  le  retratt  de  Toffre  a  ponr  motif  Tun  des  aecideiite  pr^dt^s,  le 
Oalmakainat  do  Oaia  itlKtituern  uno  Cümniission,  (]ui  sera  compos(>e 
respectivemont  d'un  membre  du  GonReil  administratif.  du  tribunal  de 

preuii«''re  instance  du  ('onseil  municipal  du  ca/.a.  Dan-  le  fas  oü  la 
Cominission  ponihtuernit  les  df'gats  de  cette  nature,  ou  renoncerait  a 
r«'clamer  la  perle  et  I  on  inf»ttrait  de  nouventi  aux  enchtres  les  dimes  dn 
village  dout  il  j^'agjt.  i>e  ^aitdjak  öt  le  vila^ei  i»urterout  le  fait  u  la 
connaiwiaiice  dv  Minixtfere  dm  Fioance«,  en  lui  transmettant  en  mime 
temp«  4e  „maebata**  d^livr^  per  la  CommiRMion. 

Art.  41.  —  Ou  percevra  des  feruuets,  a  titre  de  droit  de  criee,  et 
l'on  remettra  au  crieur  la  somine  fface  de: 

Pt.  2^jo  |>our  les  vülafr»"-  dont  les  driuc>  >-oiil  affermt-es  jusqu'u  Pt.  1000. 
Pt.  7*jg  pour  les  villages  dont  le^»  dinies  sont  afferuiee.s  de  Pt.  1001 
Ii  Ft  6000. 

Pt.  10  pour  le«)  TÜlegeH  dont  le»  dJmes  sont  afferm^ee  de  Pt  fiOOl 
Ii  10000. 

Pt.  90  poar  \w  Tillaget«  dont  len  dlmes  fK»nt  afieimäe»  de  Pt.  10001 
k  Pt.  25000. 

Pt.  dO  pow  loR  ▼illagee  dont  les  dimee  sont'  effenndeK  de  Pt.  85001 
il  50000. 

Pt.  60  |>ottr  Ion  villages  dont  les  dimw  sont  afferm^es  pi^nn  monteot 
Bup^rieur  k  Pt.  50  000. 

Quant  aux  dimes  de»  produits  qui  peuvent,  comme  il  est  dit  k 
l'Art.  15,  (Hro  affermes  |)ar  caza  ou  par  aan^jakt  on  percerra  «ur  ces 
dimeR  un  droit  de  criee  de  1  piaHtre  pour  mille. 

S'il  y  a  jdusieurs  crieurs,  la  repartition  du  droit  per»;u  a  leur 
profit  se  fait  |»ar  le  Conseil  administrutif  local,  d'apr^s  rtm)iort«nce  des 
Services  rendiis  psir  f'hacun  d  eux.  Le  droit  de  criöe  du  ^nr  les  j.rodnits 
dont  la  diiue  immii  »*lre  afferniee  par  caza  ou  par  saiuljak,  apj»ttrtient  au 
crieur  de  la  localitc  <»ii  se  trouve  le  dernier  oachrrisseur.  Ne  reyoiveiit 
aucune  rätribution  len  crieurs  den  autre«  localite»«  oü  de»  enchferoK  ont 
egalement  eu  lieu  pour  les  m^men  dImes.  Pour  Je«  dimee  de  cette  cat^" 
gorie  qui  »eraient  afferm^es  k  un  dfmier  k  Constantinople,  le  droit  de 
criee  est  per^^u  k  part  dtt  fennier  et  passe  en  recette  par  le  Tresor 
Imp<^rial.  En  sus  de  ce  droit  de  cri^e^  on  ne  röclaiuera  aux  fermierK 
aucun  fnii«  nti  faxe  sous  les  dfaioininations  de  droits  de  cri^e,  de  frais 
(har^i)  pour  Zaiituames  (penui«  de  deeimation)  ou  autres. 
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TITEE  III. 

Di  Mode  iTeMMimneiit  tfu  noiitMt  dM  DinM  w^ßuhn 
et  du  libelM  des  tem. 

AiL  42.  —  Las  moDtaate  d'affennage  de  la  dime  de«  c^r^ales  soQt 
per9Q8  luivaDt  T^poque  de  la  mainrit^  dee  produits  de  diaque  looalitp, 

cn  six  termes  6gaax,  en  commenyant  des  mois  de  Juin,  JuiHet,  Aoüt, 
Septenibre;  c'est-h-dire,  les  dimes  des  locslitd»  dont  la  recolte  vient  le 
plus  tot  »  maturit^  sont  eiicaisses  en  six  tprmes  ögraux  de  Juin  h  No- 
vftmhre,  et  Celles  des  localites  dont  le«  produits  arnvent  le  ]i]n^  tard  u 
uiaturitö,  seront  de  nu  tiie  i)crcus  en  ><ix  ternieh  »gaux  de  Sei'reinbre  a 
F^vrier.  Les  muntant§  d  alfermage  de  la  dime  des  ]>roduit«  comuie  les 
l^mes,  ImitB,  melonH,  paetöqaes,  afferm^  ind^peDdammeiit  de«  e^rtolea, 
eeroot  i^partis  en  ttoi«  termee,  k  la  eoodition  de  ne  pae  döpaeaer  le  mois 
de  Jmllet  et,  au  plus  tard,  le  moia  d^Aoüt,  euivant  röpoque  de,]a  ma- 
torit^  des  prodnits.  Les  montants  en  qnestion  simt  per^us  en  tnris  termes 
egaux,  de  Mars  U  Mai,  si  la  röcolte  vient  trfeR  tOt  k  maturite :  et  de  Juin 
ii  Aoüf.  -i  Iii  inaturitf^  en  est  tardive.  De  meme,  les  inontaiit>-  d  affermac'f» 
de  la  dime  de-'  raisiiis.  du  luals  et  des  i*rnd'iits  siinil^ires.  egaieiueiit 
ntferint's  a  pari,  seront  repurtiä  en  quatre  terme>-,  ä  la  couditioo  de  prendre 
iin  au  iiiuis  de  Fevher  de  la  meme  annee,  suivant  Tepoque  de  la  maturite 
de  la  rtfcolte.  Pour  les  localii^  oh  il  est  d'usage  de  consenrer  le  mais 
en  carouilles  et  de  le  consonuner  au  printemps  auiTantf  le  montant  d^affer» 
mage  de  la  dfme  de  oe  produit  ponrra  £tre  r^arti  en  aix  tennee,  derant 
prendre  fin  au  mois  d'Ayril  de  Tann^e  enivante.  Chaque  tenne  ^dioit 
le  prämier  jonr  du  moie  anquel  ii  a])partient.  n  est  rc^'gl^  en  une  fois 
ou  ]»ar  versementfi  successifs.  sans  interets,  jusqu  k  la  fin  du  meme  moin. 
Pour  le  nonibre  de  jours  ecoules  apr^8  la  lin  du  mois,  tout  snlde  du 
sen»  {tavi-  avee  iriterets.  Si  les  ferraiers  sont  d^biteurs,  aussi  bien  du 
chcf  des  termes  que  du  chef  des  interets  pour  les  jours  ecoules,  leurs 
versemeuts  seront  appliques  au  pajeinent  des  termes,  Jusqu'U  parfuit 
rftglement  du  eapital;  let  int^irlta  eeront  peryus  eneuite.  La  reetitution 
dee  gages  des  fermiers  et  de  leuie  räpondanta  eat  abaolument  aubordonn^e 
an  reoouTrement  integral  de  oe  qulla  doivent  auaai  snr  les  intär&ts.  Si 
an  tenne  n'est  ]}M  r^gl^  juaqu'k  la  fin  du  mois  auquel  Ü  eat  afferent, 
et  ai  Toriginai  du  bon  de  dette  a  ^te  l<'Mralise  par  le  notaire,  on  redigera 
nn  acte  de  3Hide-gj»gene  rjui,  siir  la  decision  du  Prf^sident  du  tribunnl 
de  pr^'miere  inj^tanee.  sera  imm<'diatoineJit  signilie,  par  l'entreinise  du 
notaire,  au  fermier  oii  ii  son  gnraiit  ou  a  tous  les  deux  separf^ment.  Lenrs 
hi&n»  mobiÜers  seront  saisis  et  ^i,  ilait»  un  delai  de  10  jours,  ä  partir  de 
la  date  de  la  signification,  le  terme  n'eat  paa  r^gle,  le  montaat  en  aera 
pergu  areo  int^rdts,  aur  rordie  du  Frörident,  au  moyen  de  la  vaite.  par 
lea  aoins  de  Tageiit  du  bureau  exäoatif,  des  biena  mobiliera  d^abord,  doot 
la  Loi  aur  l'az^eution  dea  jugementa  antorise  Pali<&nation.  Au  cae  oü  le 
produit  de  oette  vente  ne  courrirait  paa  la  dette^  on  vendra  egalement 
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ceiix,  ]i:irmi  les  bienn  immeubles  (^^•^^  meines  iiersonnes.  ilont  In  vente  est 
•  gtileuieai  peruiise  par  la  loi.  En  outrt»,  saub  nlteudre  que  \es  denrees 
des  dimes  appurtenuut  au  fermier  soient  veudues  en  bloc,  un  lea  vendra 
imm^dtstoment  au  dötail  sur  Im  march^,  au  für  et  k  meMira  dw  de- 
mandes.  8i  !•  formiar  ou  Mn  garant  avaieDi  quelque  objection  ou 
reclamation  h  soulever,  1«  caa  serait  alt^rieurement  examinä  ii  part,  par 
le  tribnnal  conip^tent.  Au  oaa  Ott,  avaiit  le  puiement  integral  d'nn 
tenne  ayant  fait  Tobjet  d'un  acte  da  notification  (ihbarname).  le  tomie 
suivant  viendniit  i^paleinent  h  echennce,  raison  <\e  Tarrivre  de  1»  lin 
<lii  uiois.  on  ifttiira  pas  a  eigniher  im  acte  <ie  tioüHcation  a  part:  cesr 
sur  une  simple  rcquete  prösentee  a  ce  .^ujet.  «pt  un  eocaiisera  egalemeut 
ie  montant  de  ce  terme,  avec  celui  du  prccedent. 

Art.  43.  —  Lea  montante  de  la  dlme  pajablee  en  natura  ecMit 
per^e  en  quatre  termes  ögaux,  h  partir  dee  moie  de  Jnillet,  Aoüt  et 
Septembre,  eelon  T^poque  de  la  maturittf  des  prcdnite.  Le  Heu  de  liTraiaon 
de  Oes  montants  en  aature,  Heu  qui  doit  dtre  idtuä  dans  le  casa,  eeta 
sp^cifiä,  lors  dee  ench^res,  sur  las  bulletins  y  relatifs.  Au  cas  oü  la 
distance  a  j)arcuurir  suivant  l'Art.  9  sernit  supörieure  a  1  heure.,  les  fnus 
de  tr.-)ns{)ort  r>t  dr>  Hmison  mix  sus-dtt«  lieux,  de»  denräea  en  questioOt 
seront  a  la  Charge  cies  fermicrs. 

Art.  44.  —  Au  cas  ou  le  loyer  et  les  reveiuu  *pmtrienuiiux  des 
bieiiK-fonds  qui  sunt  ii  veudre,  du  fermier  ou  de  sun  garuut,  couvrirairent 
leur  dette,  on  i^partira  cetie  demitoe,  augnientee  dee  intärfite,  m  nn 
nombre  conveoable  de  termee,  de  laQon  cepeodant  Ii  ne  poiut  ddpaaMr 
quatre  annäee«  et  on  renonoera  k  la  Tente  des  eue-dita  biens^fonda,  k  la 
condition  que  cette  dette  sota  regime  dane  les  d^lai»  qui  aeront  fixds,  que 
les  reTenus  de  ces  bieus^londa  aeront  encaisses  par  leurs  propri^taireSf 
maiK  quo  ces  dorniers  demeureront  saisis.  Toutefois,  au  cas  oü  Tun  des 
terme«  precites,  meme  le  premier  spul,  ne  serait  pa.s  irit.>i/nik'Tuen1  n\^l*' 
daas  le  delai  dötermitie,  los  hicns-lunds  sus-enoncts  seruiit  vendus,  sau» 
nouvel  ajournement,  et  le  uiuntant  de  tous  les  termcs  sora  per«;u.  Ijes 
Oonaeils  adminietrattfa  et  lea  tribunaux,  ouufortuement  aux  regle»  regi^sant 
reiitimatioa  de  la  valeur  des  immeublea  k  tranaf4rer  au  nom  de  FEtat, 
Atabliront  n  lea  revenus  qnatriennaux  dea  biena-fonda  peuvent  oouTrir 
la  dette.  Seront  veodus,  mui«  aucun  ajournement,  lee  biens^fonds  doot 
leM  revenuK  quatrieinmux  tio  couvreot  pas  la  dette. 

Art.  45.  —  Au  chh  ou  les  termes  paynhiea  en  nature  ne  aeraieiit 
pas  regles  du  commenceinPiit  jusqu'a  la  Im  du  mnis  aurpiel  ils  se  rap- 
portent,  le  Gouvernouient  aura  la  facuke  de  les  |)ereevoir  en  nature.  ii 
n'iuipurt«  «juello  epoque,  ou  bien  en  nuuu?raire,  en  les  convertissant  en 
CKp^ces,  sur  la  base  des  })rL\  courants  du  dernier  jour  du  niui»  dans 
lequel  ils  devaient  dtre  r^gles,  et  en  y  ajoutant  lea  inttfrlts  oourus  jusqu'a 
la  date  du  paienient.  La  pereeption  en  nature  ou  eo  eapteee  dee  termes 
präciU^  ae  fera  oonlorm^ment  au  mode  de  reoouTrement  dee  mootants 
d*affermage  payables  en  esp^cea. 
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Art.  46.  —  Toute  rentree  mr  In  dfme  dm  produits  divers  qui. 
comine  il  est  dit  ä  l  Art.  38,  arriveiit  a  m.itiiritf  avant  1  aWermage,  dime 
qui  est  geree  et  peryue  pur  les  »oim  d  eiuployes  nouiiiK-ä  j)ar  le  Conseil 
adminiitratif,  aeru,  apröt  ddfalwtioii  dw  fri»  de  d^matiou,  »piiliquee 
au  premitf  torma  du  montaat  de  Paffemage* 

Art  47.  —  Qne  lee  dimee  soieni  aciyug^es  k  des  fermierB  ou  aux 
habitanta  dea  viUagev»  ou  devra  se  faire  remettre  dee  bosB  d^engagemeDt 
portant  la  mention  quo  les  termes  de  rafCermage  eeront  regime  en  esp^oee, 
snn«!  qn'üs  jiuissent  etre  ])0rte8  en  compte  on  servir  \\  la  corapensation 
de  or«*Mtici's  d  aucuiip  sort*'.  II  est  admis  de  se  fair«?  dcli\ rer,  jiar  los 
personnes  ayant  pris  a  lerme  Jes  diuies  de  nluhieurs  villages.  uii  seul  et 
unique  bou  d'engugement  uieatjuanant  le.s  nums  de  con  villages  et  Je 
montant  de  Taffermage  pour  chacun  d'eux  separement.  Lea  modales  deä 
b<nu  d'eojpigeineQt  h  d^livrer  par  les  fermien  ei  lee  habitanta  des  vüJegeB 
aont  aanexte  a  la  präsente  Lei,  aoua  lea  namöroa  3  et  4. 

Art-  4Ä.  —  A  la  atiite  de  la  dflivrance  dea  bona  par  lea  fennieiw, 
le  Conseil  administratif  confirmera,  par  „maabafa",  la  solvabilite  de  ces 
demierti  et  de  leurt;  gunints.  Oes  bona  eeront  a>sujotti8  au  droit  de 
timbre,  conforuiöment  »ux  diHjiositions  de  In  Loi  aä  hoc. 

Art.  49.  —  Le«  feriniers,  miiHi  que  les  villageois  qui  ont  affermi» 
les  dlnieti  de  leur  iirojire  \illage  feront  lö^aliser,  par  !«s  notairen,  les 
aignatures  qu  ils  apposerout  »ur  ie^i  bous  et,  daiih  iei»  localite«  ou  il 
n'eadate  paa  de  notaire,  par  le  fonetionnaire  qui,  en  aon  Jieu  et  plaoe, 
acoomplit  oea  formalitda. 

Art.  SO.  —  Lea  fermiera  et  lea  villageoia  qui  n'auraient  paa  d^Iivro 
lea  bons  d'affermage  requis  dans  10  joara,  au  plna  tard,  u  partir  de  la 
date  de  Tadjudicution  detinitive,  Mront  oblig^a  de  «pejer  (reniblee,  en 
e^p^ees,  le  montant  de  Taffermage,  suns  que  ce  demier  soit  reparti  en 
termes.  Passi-  ces  10  jours.  on  d»n  ra  s  adresser  au  tribunul.  avec  le« 
bulletins  d  encht'res,  reclamer  le  luuntant  de  Taffermage,  au^mente  des 
interet«  u  partir  de  lu  date  de  l  afferuiage,  ot  saiüir  le«i  jiroduit«-  reprüsen- 
taat  la  dime,  au  für  et  h  meaure  qu'ils  aeront  plac^a  dana  le  depöt.  Lei« 
tribnnanz  oonatätneront,  k  brfeve  4(ii6an.eej  lea  partiea^  räaondront  la 
quettion  et  rendronfc  un  jogement  d*ex4cution  proviaoirer  en  vue  du  re- 
convreme&t  du  montant  de  raffannage,  aans  prendre  en  conaid^tion 
aucune  röclanutiion  en  compensation  et  aana  acc-order  d'ajournement.  On 
devra  appliquer  la  m^me  proc^dur'-.  au  ia.s  oii  le  garant  n^aurait  p»H 
appose  8on  cachet  sur  le  bon  revetu  du  sceau  du  fermier. 

Art.  51.  —  r^e  contenu  des  bons  i!eli\rr>  |)ar  le.s  fenniers,  leur« 
garantü  et  le^  %  illan^eois,  seia  in^crit  en  abrege  dant»  un  registre  tenu  au 
Conseil  aduiiuibtratif  ilu  mizn.  Apr^s  quui,  les  bona  et  le  registre  en 
qaeetlon  aeront  enToy^a  au  moniiaaaäbedji  (Chef-comptable)  du  aandyak, 
ponr  Mre  eonaenr^  au  olie(>lieu  de  oette  droonacription.^)  Lea  „CMhna' 

')  Dlwar  ante  Tall  daa  Art  5L  lat  dareh  yachti-agabeatbaaiaag  Toai 
^  I  Fabrnar  1908  folgendennaaaea  aibfeSadert  'wordea:  »die  Toa 
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kam<"  et  los  ..iinl-iniidun'  «les  oizaa  iie  Neront  pa«  liberes  lant  (juils 
n  aiirunt  p:i.>  jiroiue,  a  1  aiiie  d  une  lettre  officielJe,  l  arrivee  <les  sus-dits 
bons^)  entre  le^  mains  du  moubasseb^cyi  dvi  Huncyak.  Les  hon»  des  feruiiers 
et  d(ft  Tiliageoiii  qni  ont  r4gi6  le  montant  de  raffemege  am  ^eh^anoes 
eonvenues  ou  qui  1  oot  fait  apr^K,  avec  leg  int^ts,  seront,  Ii  leur  requ^te, 
reiilittt^s  aiiz  iiit6re»t^R,  apr>«  que  les  boreaux  fiüoaux  (mal-kal^iui)  dei 
cazas  et  des  san^jaks*)  aaront  effec-tuc  rexameii  neessnirc  et  atuiotö  Je  fait 
All  versc  de  ces  pif'ces  ain8i  <]ue  daiiM  le  registre  aä  hoc.*^ 

Art.  52.  —  Au  für  et  ii  itiesiire  de  l  affermage  de«?  dirnp«  \\  feux 
tle-^  fernnprs  et  de^  garant-  dniit  Ip>-  offre«-  pt  In  pintntie  n  ont  et^  a<;- 
ceptt-t'"-  <|n  ;i  raison  «le  leur  ijuaiiti-  de  pruj»riftaires  de  hiens,  ori  port^ra 
la  inentiou  rt  ^uise  cn  töte  de  l  iiiscriptiun  affereDte  a  lu  jiortion  de  leurs 
immenblea  qui  peut  »uffire  Ii  Fex^eutioii  de  leun  engageruents,  «iMd 
bieii  qne  de  rinscription  ooncernant  leur  propre  babitation  et  les  temins 
de  cultiire  destin^M  b  leiir  mibraAtanoe,  habitation  et  terrains  dont  fait 
mention  J^Art  83^  Au  cns  on,  avatit  de  s^aequitter  de  na  dette»  le  fennier 
Oll  le  garant  voiidrait  ali^ner  ses  |tropri«*tps,  les  employ««s  du  cadastre 
(/•razi-mötnourou)  de\  ront,  avant  le  transfert,  i  n  infonner  l'Autorite  qiii 
fera  sriisir  le.xdites  propriett-s  jtar  l'entreinise  du  trihiirial.  Los  eniployes 
du  ca<ia>.tre  qui  n'aviseraient  pat.  a  tem])8  l  Antoritr  semnt  rendus  re- 
s]K>iisables  des  doiiniiages  qui  r^snlteraient  de  ce  fuit.  Si  la  dette  ext 
acquittc'e  en  partie,  TAutoritö  retieudra  les  proprietes  puuvant  couvrir 
le  solde  impnyf  et  pourm  aiitorii^er  rali^nation  dn  re«te.   Enfiii,  lorsqu'un 

Pächteni,  Uarauteo  uDtl  üurieinge^^esMietteu  auszuhändigenden  Scheine  werden  im 
Vwwaltonssrat  dea  Kaaas  g«prUft.  Werden  sie  als  In  Überebiatlmiaimg  «slt  den 
geaetzlichen  Vorschriften  ptehehil  hcfinidfn.  so  wird  ein  Register  an(;eleKt,  das 
Zahl  der  Scheine  die  Namen  des  betreffenden  Ortes,  der  Pächter  und  der  Bürgen 
auffahrt.  IHeaea  Register  wird  nebst  den  Scheinen  nntar  der  VeraatwoftlleUielt 
<let<  Flaaliabeamten  des  Ortes  Im  Ka«a  auf  hei*  ahn.  Ein  von  dem  Verwaltungsrat 
iffis  Kn«a8  zu  beglaubfffent!»*«  Kvemplar  den  Register*»  \v\yA  auch  zweokii  BintrspiSC 
imd  zur  Keoutuisnahme  dem  Regierungsbezirk  iLiwa}  Ubersandt* 

*)  Nach  derselben  NaehtragsbMtininittnc  tat  anstatt  bona  nRegiatat*  an  lesen. 

^1  Die  Worte  «et  de»  Bandjaks'  fetten  nsch  derselben  Naohtragsbestlm- 
muug  fort 

')  Naeh  derselben  NaehtraesbeBttmuiunK  iHt  hier  hlnsnsnfOfen:  Der  Flnanx- 

abteiluug  des  i^lwas  (Reg.-Bes.)  Ist  (davon)  Kenntnis  ku  geben.  Nachfolgend  dte 
französisrhe  Übersetzung  des  ganzen  Artikels.  L^-t«  actes  que  ies  ft>niiien».  gnrants 
et  les  babitanttt  de  villages  sunt  tenus  de  presenter,  seront,  a'ils  sont  truuves  cun« 
formee  ans  r^gles  et  A  la  lol  per  le  Conseü  admlntatratlf,  eonserv4s  dana  le  cass 
Bon^  Iii  rf-siii»nsftMlltr  ,is:»'iif-  i\n  Msc.  riniiMintenient  av»'r  iin  -'tat  ImHquaut  le 
nombre  de  ces  actes,  leur  Meu  de  prov  enance,  ainsi  que  les  noms  dea  fermlera  et 
de  leors  garants.  Une  expedttiona  certifl^e  par  le  Conaell  admmlatratlf  du  easa 
sera  envoyee  ponr  en  prendre  connalssaace  et  ponr  enregletrement  au  liva.  Le 
SDUB-gouveruetir  ef  le  romptahle  ne  ponrmnt  ''-tre  couverth  que  s'll«  jiiMtillent,  par 
des  lettres  ofüi  iellebi,  de  Tairivoe  du  snsdlt  etat  k  la  comptabilite  du  liva.  Sur 
la  denaode  des  fennlen  et  de«  habttanta  dea  vlllagee  qnl  ont  acqnittd  k  lenr  tetme 
ou  apres  leur  tenne  avec  iuteret  le  niontant  du  prix  d'affermage,  on  pent  leur 
restituer  lea  actea  remis  pnr  eux,  apres  veriücation  k  la  comptabilite  da  gaza  et 
aprds  annotatlon  aar  lee  regiatrea  et  sur  le  verso  des  dites  pi^ces,  en  donnant,  dana 
ce  CSS,  avla  h  la  comptabilite  dn  IWa. 
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fermier  ou  ison  gunuit  voudn»,  nn  mois  an  muiji.-  .iviint  l  «•t  h<  ;tnre  (l'un 
dta*  termea  duü  pur  eux,  veiidre  ies  propriötes  qu'il  avuil  precedömmeiil 
fouroi«  oomme  garantle,  il  y  sera  aatoiiatf  sll  loumit  1»  ganntie  d'une 
tierce  penonne  poss^daot  des  immeubles  d'une  valeur  et  d  mention 
«n  6Mt  fiatte  duis  lea  enregütramentit  oonoeniiuii  lefldits  immeubleH. 

hw  fermier  ou  le  garant  sera  tenu  de  petfiire  toute  diminution 
que  subirait,  avant  le  (miement  integral  du  montant  de  l  affermage  par 
Huite  dun  inrendif  ou  de  toute  nutre  oaus»».  la  valeur  des  imiii'-MhU- 
doniK's  par  lui  en  garantie.  Dans  le  cas  <mi  la  difffrencf  no  pourraii 
t'tre  cornplctt'ü,  Ics  pruduits  representaat  lu  diuie  seroui,  u  la  requcte  de 
l'agent  du  lisc  \uial«ni^mour()u),  venduä  par  les  soins  du  bureau  exöcutil 
et  la  somme  dae  sur  le  montant  de  Paifermage  sera  prdlev^e  snr  le 
prodnit  de  la  Tente. 

Art.  53.  —  On  peut,  oontre  de  nouvelles  garanties,  aiCermer  des 
dimes  aux  personnes  qui  ont  des  dettes  dont  le  payement  n'est  pas  venu 
a  ^cheance.  du  chef  de  Taffermage  «ie  dimes  ou  de  tout  autre  dief. 

Alt.  54.  —  Au  cas  oii,  en  tenan»  compte  des  versements  effecturs 
par  uu  fermier.  a  valoir  sur  le  moytant  des  dimes  qu  il  a  prifies  ii  ferme, 
moyennant  des  immeubles  dunnos  er»  garantio.  la  valeur  tixf'p  puur  les- 
ditb  immeubles.  en  deduisant.  en  vertu  de  1  Art.  5^3,  10"",,,  des  prix 
d'achat  et  de  vente,  pr(iseuteruit  un  exccdent,  ce  ne  sont  pa8  des  im- 
menbles  d*une  valeur  t^gale  h  Im  moiti^  dn  solde  impaj('>  «{ui  doivent 
rester  sous  saisie»  mais  des  immeubles  d'une  valenr  egale  h  rint<Sgralite 
du  solde  pr^cit«^.  En  d^autres  termes:  Supposons  qu'un  dtmier  ait  pris 
Ii  ferne  des  dimes  pour  Pt.  8()0(X).  en  donnant  en  garantie  de.s  immeub]«\s 
represcntant,  aprt's  deduction  du  lO*^,  uno  valeur  de  Pt.  4(iO(X).  8i. 
sur  Iii  >nmine  precitee  de  Pt.  B'UKK),  le  fermier  a  verse  Pt.  6üü<H)^  ii.^ 
sont  pas  des  immeubleti  d'iin<-  \aleur  de  Pt.  10000.  mais  des  immeubles 
dune  valeur  de  Pt.  20(XX),  <jui  dotvent  rester  saisi>  puur  solde  de  sa 
dette  duiit  la  date  de  payement  u"e»t  pus  eehue;  sur  iesdit^»  immeubles, 
il  n'j  a  que  la  porüon  restante  de  Pt.  SOOOO  qui  pourra  #tre  acoeptöe 
comme  nne  nouvelle  garantie. 

Art  66.  —  8*il  anrive,  a  la  suite  d'un  oas  de  force  majeure,  comme 
une  guerre  ou  un  mouyement  insurrectionnel  eclatant  dans  une  localite, 
que  le  fermier  de  cette  localiti'  ne  puisse  pas  percevoir  la  majeure  partie 
des  revenu.s  de  la  dime  et  qu'il  eprotive  de  ee  fait  des  pr»^judices  extra- 
onlinnireK.  If*  montant,  qui  \ieiidnt  h  etre  etabli  d^»  ee  prejudice  sera, 
par  Irad»'  Imperial,  döfalque  du  montant  de  r.iffcrmu^a^  Le  montant  du 
prejudice  doit  etre  fUabli  par  le  jugement  d  un  inbunai,  devcuu  delinitif. 

An  cas  oü  TAuturit^  aurait  recours,  oomme  il  est  dit  TArt.  42, 
k  la  PrMdenoe  da  tribuoal  de  instance,  en  vue  du  reconvrement  des 
termes  ächns  affdrents  aux  dimes  des  localitds  de  cette  cat^gorie,  ou 
bien,  dans  le  cas  oü  le  fermier,  pr6c^dant  rAutoritö,  aurait  solHdtä  du 
tribunal  un  jugement  autorisant  la  radiation  du  montant  de  Taffermage 
par  suite  des  motifs  sus-mentionn^S|  on  ajonmera,  si  le  jugement  rendu 
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«•onfirme  l'existence  du  iirt'judice,  le  recouvrement  du  montant.  en  ntten- 
dant  qiie  1»  uigement  deviennc  exf-cutoirc.  S5  1p  jiigoment  est,  jjar  hi 
suite,  inßrtuc  uu  casse,  et  le  ferniier  reconnu  non  fomU'  duns  sn  demande 
et  condamnd  au  paiement  du  munt;mt  de  TaffenDage,  on  encaissera  ce 
mont&nt  avec  les  interdts  et  les  frai»  judiciaires.  £niiD,  lorsque  le  juge- 
niMst  rendu  en  iiutance  ne  coofirmei»  pM  TexistaDoe  d'uDe  eaiu«  de 
cette  oftture^  le  montant  de  rafferm«f(e  een  encaiistf  per  Toie  d^extfotition 
provieoire,  quitte  pour  le  Tresor  h  le  reatituer,  eHl  vMieit  ii  ttre  oon> 
damn^  en  demier  ressort. 

Art.  56.  —  Tous  protits  et  pertee  sont  U  lu  cbarge  des  personnes 
(jui  affennent  les  dimfs:  on  devra  rejeter  toute  rrclnmation  en  dommapes- 
int^rets  (lui  äontit  justitii^e  par  d'autres  motifB  que  cetuc  enumer^s  dans 

I  article  precedent. 

TTT  !?  K  IV 
Des  Operations  relatives  ä  la  perceptton  des  Dimes. 

Art.  57.  —  Chaque  fermier  est  obligo  de  tenir  nn  re^stre  de  df»- 
riniafion  i)Our  les  viJlages  dont  il  a  pris  ie«  dimes  u  ferine  et  d"v  iüdi- 
«juer  la  qualiU'  et  le  nora  des  produits.  II  est  effaleiuent  tenu  de  faire 
ldj(alider  ce  r^gistre  par  le  Uoiitieil  det«  Aueieub  du  village. 

Art.  68.  —  Le  fermier  l^yere  lee  dlmee  en  neture  k  l  epuque  de 
1«  maturittf,  et  percevra  les  dimes  en  espftces,  aprte  la  fixation  des  piix. 

II  devra  tenir  un  registre  pour  rinBeriptio&  de  ses  rentrties.  et  d^vrer 
des  regus  aux  culiivateurs* 

Art.  59.  —  Au  cas  oü  les  oonlribuables  resteraient  debiteurs  de 
dJmes  en  natnrc  ou  en  eKp^ces  envers  lea  fermier«,  cea  derniers  dresse- 
roiit  nn  «^tat  dctuillf''  indiquant  !es  nott!«  dps  dt^biteurs  et  le  montant  de 
la  delte  de  chacuD  d'eux.  Le  ('unseil  adniniistratif  coufroiitera  cet  etat 
avec  le  registre  de  d^cimation  leguli^e,  meationae  k  TArt.  57,  ainai 
qu^aveo  le  iivre  de  rentrees  que  lea  feruüers  sont  obliges  de  tenir,  aux 
termes  de  TArt.  4S.*) 

Si  le  contenu  du  sus-dit  iStat  est  trouv^  exaoti  cette  sero 
remise  aux  percepteurs,  en  Tue  du  reeouTrement  en  nature  de  la  dtme 
payable  en  nature,  et  en  num^raire  de  oelle  payable  en  esp^oes.  Lea 
dettes  6us-6iioncöe8  seront  encaiss^es  par  les  pero^tenrs,  dans  un  dölai 
de  15  jours,  en  '•onfnriMitt-  du  R^sjlement  sur  le  recouvreracnt  des  deniers 
fMiblics  (Tah8il-i-Km\ al  nizum-iiamessi);  une  coniniission  de  ö"'p  ^"f" 
renlr<5es  en  nnture  et  en  e8p^^ce8  sera  utlribuce  aux  percepteurs  et  le 
reste  sera  reuiid  aux  fermiers.  Si,  apr^  la  remiüe  aux  percepteurs  de 
r^tat  en  questiont  il  surgin^iait,  entre  les  fermiws  et  les  cultEvateurs,  un 
diff^rend  du  chef  des  dettes  payables  en  nature  et  en  espfteee,  les  culta« 
vateura  auront  le  droit  de  protester  auprto'du  Oonseil  administratif* 

Art.  60.  —  Dans  le  cas  oh  lee  fermiers  ne  produiraient  paa  le 
ref^ittre  l^galisd  de  d^dmation  et  oü  tls  n'auraient  pas  tenu  un  Iivre  pour 

*)  Art.  6S. 
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rimcription  da  lean  rentrdei,  m  d^liYre  det  regut  anx  oontribambles, 
VkütonM  D6  poarra  pas  intervenir  pour  le  rccouvrement  de  lenn  cr^Mices. 

De  m^me,  au  cas  oü  les  fermiers  n^auraient  pas  per<;u  en  nature  les 
dimef«  qu'il  est  d^usage  de  levcr  en  nature  et  auraient  ajournp  la  per- 
ception  de  celles-ci  ii  1  effet  Hp  I«s  iever  en  espt'ces,  i'Autorite  iriuter- 
viendra  Bucunemeot  pour  percevoir  la  dime,  soit  en  nature,  soit  en 
esp^ceti. 

Art,  61.  —  Ponr  que  Im  ertfancet  des  feniii«i«  «mr  lea  coltiTvImn 
paiiseDt,  oomme  U  est  dit  h  PArt  pi^c^deni,  (tre  encaise^  pur  Tentre- 
miee  des  peroepteun,  il  faut  qne  lee  dtmittra  en  aient  fait  la  demande 
dans  troie  mois  an  plna  tard,  k  partir  de  la  data  Ii  laquelle  a  prie  fin 

la  d^mation. 

Art.  62.  —  fermiers  n'nnt  [)as  le  droit  de  domander  que  leurs 
crf'anco.s  .svir  les  contrihuables  soient  appiiqueo.s  aiix  montrints  de  l  afferraage 
et  que  los  arrit  rcs  ri  uyaiit  })u,  pour  un  motif  quelconque,  §tre  recouvrös, 
soient  defalquäs  des  sus-dit«  montants. 

TITRK  V. 

Du  mode  de  vente  et  de  transfert,  par  le  Gouvernement,  des  immenblee 
dettines  au  riglement  de  dettes  provenant  dee  Oimee. 

Art.  63.  —  Pour  les  immeubles  qui  doivent,  en  vertu  de  l'Art.  42, 
«•trf  vendns  ponr  a«!siirer  le  r^giement  des  montanta  de  r;<rfermac:e  des 
diraes,  les  ageat«  du  fisc  s  iidresseront  par  ocrit  au  Pr^sitit  iit  du  trihuual 
"a  reffet  de  leur  Tnise  aux  enchi-res.  Dans  les  15  jours  qui  suivent  lu  date 
de  ce  recours,  on  devra  dresscr  les  bulletius  d^ench^res  et  faire  les 
poblioationi  ▼oalnee,  dane  lee  limitee  des  rbglee  j  relatives.  Le  91»« 
jonr,  on  etfectoera  ra^judicaHon  proruoire  Outnyrdadd)  et^  31  jours  apr&s, 
aora  lien  Tadljudieation  definitive.  Ponr  qne  les  enchitres  pnisient  dtre 
rouvertes  apr^s  la  proclamation  de  Tadjudication  provisoire,  il  fant  qn^il 
y  ait  une  offre  de  surenehfere  de  5  ^Z^.  Au  cas  oü  aucnne  offre  n^aurait 
6te  prt^sentf'c  dan^  l'^-space  de  91  jour«  prt!'cit«'<;,  les  immeuble.s  seront 
adjug('?p  au  prix  (jui  aura  et«  offert  dans  le  delai  de  31  jours,  di'lai  con- 
stituant  la  durcu  de  lu  seconde  inise  anx  onch^res.  On  ne  devra  paH 
döpasser  les  122  jours,  qui  reprüsentent  la  duree  totale  des  deux  ench^res. 

Art.  64.  —  An  cas  oü  ancnne  offre  ne  serait  faite  jusqu^k  Texpi* 
ration  dn  d6lai  de  la  seconde  mise  anx  endlos,  on  bien  an  oas  ob.  le 
priz  offert  serait  de  beanconp  inf^rienr  k  la  Taleur  rtelle  des  immeubles, 
le  Cons^  administratif,  d^accord  avec  le  tribunal  civil,  devra,  tout  en 
tmant  eompte  de  ia  n^cessit^  de  ne  pas  faire  subir  de  perte  uu  Tr^or 
en  cas  de  revente  ulft  rieure  de  ces  biens-ftinds,  fixer  dans  les  10  jours 
qui  suivent  l  expiration  du  d^lai  des  enchf'res,  un  prix,  d'aprös  la  valeur 
rtiellf  actuclle  de  ce.s  immeubles.  La  valeur  ainsi  lixco  sera  portfu  sur 
le  bulletiii  d  encheres.  Si,  dans  1  espace  d  uue  scmaiue,  il  est  fait  une 
offre  de  mi^oration,  le  Trdsor  ne  surencherissant  plus,  on  a^juge  les 
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imiiieublM  k  1»  persoune  qui  a  prasenM  l»dite  offre.  Au  cw  oü  U  D*y 
aurtit  pas  d'offrM  d«  miyomtiOD,  le«  formalit^  de  tmurfert  u  oom  d« 
l'Etat  seront  aceompliea  ay  bout  d'nne  semaine,  et  les  immeablee  seront 
imm^diatenient  livHa  k  TAutorit^  locale.  Le  tnnefert  effectu^  daaa  oes 

conditions  sem,  avec  toiis  les  dötuila  o^cessaires,  porU  h  la  ooonaissance 
du  Tresor  ImptTial,  auqiiel  on  devra  en  uieme  teiops  faire  parvenir  les 

titres  provisoires  d*'  ..l  apoii'"  'certificait  de  p<isscssioii\ 

Art.  65.  —  La  nervice  execuüf  conceriiani  le  recouv rtiucnt  du 
iiioiitAiit  des  dimes  affenuees  daus  les  communes  (Nevahi).  ainsi  que  les 
(jucfitiuns  relatives  uux  ventes  d'immeuble&,  buut  du  ressort  du  cbef-lieu 
du  caaa  dont  reldve  la  commiuie  (nahi^). 

Art  66.  —  Au  cas  oü  les  immeuble«  tranef^ree  ao  nom  du  Oou- 
Temeinent  pour  aesorer  le  rfeglemeat  des  montantB  d'affermage  de  dfmes 
ne  seraieot  pa^i  vendus  u  une  tieree  ))ersonne  dans  Tespace  d  une  ann^e 
et«  an  cae  oü  l  ex-proprlötairp  s'engagerait,  daus  la  meine  ann(>e,  a  pajer 
la  valeur  pour  laqu^*!!'^  ils  nnt  «  tr  tr;iMf:f»'r»'<«  nu  nom  dti  Giniv^rnement. 
on  devra,  sans  en  rcferer,  le»  lui  r^troc-der,  a  char^'e  d  •■!•  uifuriucr  le 
TfHhür  InipHrial.  Les  revenus  de  oes  iiiimeubleü,  jusqu  au  j**«ir  du  puie- 
uient,  appartiendront  au  Tresor  Imperial. 

TITRK  VI. 
Du  mode  de  preparation  des  tabteaux  d  afTermage. 

Art.  67.  —  Un  mois  aprfes  qu^umi  pris  ün  l'affermage  des  oazas, 
village  par  village,  oii  *>riv<»rra  au  sandjak  un  tableau  d  afferraage  h^galis*« 
par  le  CfiDseil  adnunistnitif  et  purtant,  par  ordre  alphabeti<]iii»  et  en 
df'tiiil.  i'-s  iiü!ii>  des  villa«4e8  de  cbaque  ca/a.  ( "<>  tableau  seru  dress»* 
{»uivaiiL  le  ujodflc  5,  anuexe  it  lu  presente  lui.  Ijc  s&n^jak  etabüra 
Ii  eoti  tour  un  tableau  g'-n^ral  iodtquant  les  noms  de  toos  les  cazas  dn 
Bundjak  ainsi  que  les  d^tails  afferente  k  oliaque  caiat  village  par  village; 
oe  tableau,  qui  dem  «Ire  ratifi^  par  le  Oonseil,  sera  envoyd  au  vilayet 
dans  le  dölai  d*nn  mois  ii  partir  de  Texpiration  du  d^ai  d^un  mois  acoordö 
pour  la  |>r(>paration  des  tableaux  afft^ente  aux  casas.  Les  bulletins 
d  encheres  de  cbaque  caza  aiii.si  <jue  les  souches  de  oes  (li^ces  seront, 
avec  les  repi.strf's  d'afff*rm;i!je,  exp'Mlit  s  du  caca  au  san4}ak,  Jequel  les 
enverra  u  .son  lour  au  cbel-li'  u  du  .ii;iyet. 

Art.  68.  —  Aprfs  avotr  tlabli;  1.  (pie  les  niuiiiuiit.-?  des  affermages 
de  l'anuöe  prccedente,  montauts  inscrits  sur  les  tableaux  mentioniies 
b  Partide  d-dessus  et  sur  les  bulletins  d^endiferes,  sont  eonformes  aux 
(icritures;  2.  que  les  sommes  portöee  dans  les  bulletins  d^enditoes  sW 
cordent  avec  les  diiffres  Bgurant  sur  le  tableau;  8.  aprte  avoir  v^rifiö  si 
les  additions  Ront  justes  et  exemptes  de  toutc  erreur;  et  4.  confront^  les 
bulletins  d  enehferes  avec  leurs  soucbes,  aiin  d'etablir  qu^ii  n^est  reste 
aucune  fouille  en  blanc  et  d»'  pr»'*veiiir  de  la  sorte  les  ahus  qui  pourraient 
i'tre  cunimis  daus  lu  suite  au  moyen  de  la  Substitution  d'autres  bulletiDt>, 
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la  CompttkbiliM  du  ebaf'Ueu  du  vUayet  devia  tnnserire  teilet  quellea, 
dane  ie  legisire  aä  hoe^  les  inacriptions  oonteuuea  dane  le  tableau  de 

diaque  san^jak.  Apröa  quoi,  il  aera  dreae^  ou  r^sum^  gän^nl  de  toua 
ces  tableauz,  lequel  r^sume  derra,  au  plus  tard  dacs  15  jours  ä  partir 

de  l'expirution  du  delai  imparti  poiir  In  jirf^sentution  des  t:i})leaux  des 
sandjaks,  etre  envoyö  au  Minist^re  dt«  Finitnces,  avrc  t.itiloaux  parvciius 
d*^s  wujdjak«.    Quimt  nux  biiHetins  d fiifhör»'«    us  serout  coosarväs  avec 

leur«  sonclics,  djuis  \qs  :irf'lii\es  du  chef-lifii  Ui;  vilayet. 

Art.  —  Si,  au  cours  de  la  VHri6cati>iti  effectuee  par  la  Conipta- 
bilit^  des  sandjaks  et  des  vilayets,  on  constsite  (|ue  Ifs  d^  taljs  ligumiit 
Bur  len  bulietins  d  ench^rets  sunt  üuperieurs  aux  toUiux  etublis  sur 
tD§mes  pidces,  la  peiie  r^sultant  de  ceite  erreur  pour  le  Trfoor  Imp^riel 
fiera  mippoit^  par  lefl  agents  qui  ont  öcrit  mr  ces  bulletinti  les  eiuio- 
tationa  relatives  aux  op^ationa  des  endiferes  et  les  mentions  concemant 
raiQudieation  proviaoire  (k^murdadö)  et  d^uitive. 

Au  caa  oü  Ton  eonataterait  que  quelques  fermien  n^ont  pas  signö 
leur  d^sistement  sur  les  bulletins,  on  si  Ton  oonstatait  un  tnanque  deos 
les  nutn^rot  d'ordre  desdits  bulletins,  on  proc^derait  immedintement  k 
un  examen,  oii  avi^^erait  au  nöcessairei  snivant  le  rösultat  obtenu,  et  on 
eo  informerait  le  Maliä. 

DtepotHtont  div«r9M. 

Art.  70.  —  Lee  D^terdars,  les  Mutessarife,  les  a4joints  des  Qou- 
vemeurs  G^niiaux  et  les  mouhasa^b^<y*''  (Ohef-oomptablea)  se  rendront, 
en  cas  de  besoin,  dana  les  D^mdanoes,  pour  survcoller  et  contrftler  les 
Operations  d*ai|judtcation.   De  mime,  le  Tr^or  Imperial  enverra,  en  oas 

de  necessite,  un  fonctionnaire  sjiecial  a  cet  effet.  I^es  Defterdars,  Mu- 
tessarifs,  adyüinti^  de  Vali  et  niouhassöb»«djis  ohart^ps  de  cette  missiun 
reoevront,  conformeiuent  h  \n  df'rision  y  relative,  des  frai'^  de  df-fdace- 
raent  proportionnf^';  ii  lenrs  cniohinients.  Aii\  fotictioiinaire«  dclrKiuss 
par  le  Tregor  Imprrial  Ht^ra  uccordee,  snivant  la  classe  de  leurs  foiictions 
et  le  Chiffre  de  leur  traitenient,  uue  retriliuUon  fixe  au  licu  de  frais  de 
route  et  dMndemnitS  joumalifere. 

Art.  71.  —  Les  bureaux  du  fisc  (mal  kaiemi)  tiendroiit  un  registre 
sp^dal,  conforme  au  modele  et  k  IMtat  explicatif  No  8,  indiquant  le 
montant  dft  par  chaque  fermier,  sur  les  termes  de  $:on  affermage,  ainsi 
que  le«  int^rdts  aoquis  sur  les  veMements  arri^räs. 

Art.  78.  —  Les  estimateurs  et  meiiibres  du  Conseil  administratif 
qui  seront  däl^gu^s  sur  les  lieux  en  vertu  de  TArt.  7,  n'auront  rien  k 
reoevoir  «a,  par  suite  de  la  proxiinjtä  de  Pendroit  ou  ils  doivent  rendre, 
ils  n'ont  pas  k  faire  des  depenses,  et  si  l  estimation  et  le»  investigatiops 
dout  ils  aont  oharg»''s  ne  doivent  pas  durer  Iüngtem|)s.  Dans  le  cas, 
t«>iit<pfois,  oii  le  villaffp  dont  les  produits  sunt  ii  ostiinfr  ^ornit  ^ittir-  u 
une  disfunce  (•loigin««.  ou  si  rcshruatioii  et  les  investigation^  u  ofierer 
Jahrbuch  der  luteruaU  Vereioiguag.  S.  Bü.  180 


Digitized  by  Google 


2840 


Qeutigalniiig. 


dojvent  rliircr  quelqiipf  ioiir>-  lo  Consoil  ndministratif  locnl  lixcra,  pour 
les  frais  uitiisjicii'-jilihis  dt'?>dit>  ugfiit-.  uip'  inditiniilf  juuriuiliere  de  5  ä 
30  Pt.  Cette  inUenuiite  sera  inise  h  la  diitrge  de  la  jmrtie  reconnuo  injuste, 
ou  bitju,  re|)artie  a  partt»  egalem,  ou  daii»  uiie  i)ro|)ortion  moderee  eutre 
les  deux  putios  k  la  fois,  d  le  r<Saaltat  de  la  T^rüication  et  de  Tecitiniation 
ne  oonfinne  pas  enti^rement  la  rödamation  d^aucune  desdites  paiiiee. 
L'mdemnittf  en  quastion  sera  encaiBsöe  par  les  Autoritäe  localea  pour  ^tre 
remioe,  contre  re^tt,  aux  zgeoiß  diar|^8  de  cette  miasioD. 

Art  79.  —  Les  fermiers  et  leurs  repr^sentants  ne  peavent  paa, 
daufl  les  villagee,  ae  faire  d^livrer,  titre  graluit,  des  vivres  pour  eux 
ou  pour  leurs  montnres.  Iis  «out  Obligos  de  payer  au  comptant  le  prix 
de  toates  sortes  de  nounitiires. 

Art  74.  —  Les  fermiers  doivent  dioisir,  panni  les  pereonnes  de 
bonnes  mceurs  et  de  boniie  conduite,  les  hommes  qu^ils  auront  h  employer 
daiiB  les  Operations  de  dHcimation.  Iis  SOfit  teriua  de  remplacer  iiiimediate* 
iiii'tit  U'h  iiidividus  doiit  riiiconduite  sera  reconnue  h  la  suite  de  reni|i)#te 
effectu^e  par  les  Autorit^s  et  qui  leur  seront  signalte  per  ces  deroiöres. 

Art.  75.  —  8i,  dans  une  localit^  quelconquOf  les  dlines  doivent 

«"»tre  gerees  nn  n'^ie,  les  Operations  y  relatives  seront  faites  en  confoniiilr 
de«!  flispositions  du  Titre  II  des  Instructions,  en  date  du  16.  Kebi-ul-Ewel 
1288,  concf  rruuii  les  encht^r«-^,  rndiudication  et  la  gestion  des  reveiius 
dlmiers  de  tous  les  vilayets  vii  j^cneral. 

Art.  76.  Les  articles  et  dip]>o«:itions  traitant  des  dimes,  du 
H»"j-Iemfiit  en  dnte  du  11.  Röbi  ul-Akhir  1272,  relntif  nti  mride  d^iff^rmage 
des  dimea  et  contributions;  le  R«»glenient  udditionuel  ayaiit  fruit  a  i  :iff<^r- 
luage  des  rovenus  dimiers  vilhige  par  vdlage:  les  parugra|ihtit>  traitaui 
des  dimes  du  Reglement  eu  dato  du  2.  Zilbidjc  1274,  relatif  au  mode 
de  payement  des  dtnes  et  contributions;  le  R6glement  en  date  du 
9.  Gbaban  1217,  relatif  aux  revenus  des  dtmes  affennte  autres  quo  ceUes 
de  la  soie,  du  tabac  et  des  olives;  odui  en  date  da  10.  Cbabsn  1882, 
relatif  aux  dm  r>  venus;  Tappendiee  en  date  du  6.  Rä^jeb  1284, 
ii  l'Art.  17  de  ce  IK^jjlenient;  le  [»remier  Titre,  fnrnu^  de  36  articies,  des 
IiistriictioTi'?  en  dato  du  Iß.  Hel)i-ul-?Avc'l  1288,  relativeK  au  ench^ros, 
a  I  ridjudicatiun  et  ?i  rAilminiNitration  de?-'  r-'v^niis  dimiers  de  tous  les 
\ilayets  en  ge-nt-nd;  les  parugniphcs,  Iraitani  de  ladjudication.  cbi  R«>Ldt'- 
nn;rit  cu  date  du  4.  Scfer  1297  sur  les  devoirs  et  attribulioub  «ie  la 
Direction  Generale  et  du  personnel  des  dimes  et  de  Taglinam;  uiii^i  que 
tous  autres  Rj^glemetits  et  ordonnances,  relatifs  au  mode  de  peroeption 
et  d^adjudicatian  des  dimes,  Ii  Texception  toutefois  des  Bfeglements  et 
ordonnances  concemant  la  gestion  en  r<^gie  des  dimes,  sont  et  restent 
aUolis  par  Ja  prösente  Loi. 

Art.  77.  —  Le  Ministöre  des  Finances  est  diargä  de  Tex^cution 
de  la  präsente  Loi. 
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siBiiAirM  4«Mi  ext  I  ^  Gonsentement  de«  deux  parties  et  suivaiit  1« 

»er  I 

'«■ferber. 


Ofiui  «t  PatoU 


Tablean  ezplieatif 

da  la  maiMra  doat  II  y  a  Hmi  de  dMernlRer  la  (jaiatltt  de  la  Ofme 
4  prtlever  ear  lee  predaite  de  toetee  eeptote. 

Elptta  dl  inMtL  Potmalitfa  ii  rempUr. 

aMvcrgttetfMiallf  i       La  ditne  de  ces  r4ooltea  ebt  prulevde  «i  gerbes, 
...       ft^oe  1«  Gonsentement  4 

On  effectue  la  d^eimation  da  mala  en  r^Taluaut 
sniveot  la  rtgle  et  Tasage^  eur  la  base  de  la  super^ 
ficie  en  deunums  dee  ehamps,  ou  ea  pi^levant  des 
ädiantilloni,  ou  bien  encore  lonqae  le  produit,  arrivd 
b  maturitö,  aura  4i6  rtfeoltd  et  battu. 

On  perQoit  la  dXme  d^aprte  le  mode  6tabU,  mit 
ea  pesant  las  capsules  a])r^s  la  rrcolte  et  remma- 
gaainagei  aoit  en  ävaluant  le  prodoit  sur  pied. 

Lee  champa  de  oe  produit  eeront^  per  les  soins 
de  perNoniieH  coinp^tentes,  dtitfgutfea  ])!ir  bs  Conseils 
administratifs  locaux,  airiM  que  par  l'eittrcmi»e  dos 
Cuns'-i?s  des  Aiiciens,  divises  *»n  t?Y»is  classes:  ex- 
celleuls,  bons  et  inoyens.  On  prelcvera  d»*s  «'cban- 
tilloiiN  sur  cba(iue  dtfunum  de  cbaotine  de  ces  classes, 
ei  la  dime  sera  prclevee  coniormcmeut  ü  ces  ecban- 
tillona  et  seien  la  r^gle  et  Tusage  dtsblia,  en  ^valnaat 
le  produit  sur  pied. 

Snivant  la  riegle  et  Pusuge,  la  dfme  de  ce  pro> 
duit  aera  per<;ue  en  nature  et  upres  pesage,  au  (ur  et 
b  meeuie  du  tranaport  dea  olives  par  le«  prepri^tairea 
au  moalin,  b  la  fabrique  ou  au  premoir;  eile  peut 

^^einent  etre  per<;ue  en  nature,  sur  estinmtion  du 
produit  une  fois  eiitassr  dans  les  (lr>pöt8.  i^en  olires 
sah'OB  sont  ostiniöes  et  dim^ea  dans  le«:  endroita  ou 
eliea  Kout  conservees. 

On  coniptera  les  ruclies  et  on  pn'b^vera  la  dime 
en  esp(''frs  pour  c}iru|ije  rucbe,  '^ur  In  b;ise  du  j)rix 
d'une  ucque  de  uiiel,  ce  prix  ^»'ra  lixc  imr  les  ConsHls 
uUiiiiiiistratifs,  suivant  le  cour^  de  la  place.  Cepeji- 
dant,  ou  ue  taxeru  pa£  le  pro<luit  de  la  premiere 
ann^  des  eMainia  qoi  aura  6i4>  mia  en  ruebe  b  part. 

Lu  <laau  du  raisiii  est  prelovco  en  effectif,  soit 
eur  la  baae  du  nombre  de  deuiiuiub  du  chump,  soit 
d*ttne  fa^n  difförente,  et  ce,  d^aprfea  la  rfegle  et 
Pusage,  aotnetleroent  en  vigueor  partout.  Gependaiit, 
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Die  Art  der  Einhebung:  (l^r  Zehnten  durch  die  ZehntenpScbter 
biktte,  beaonders  in  den  masedoniBcbeii  ProYinzen,  vid^Msh  Aiüms 
zn  Klagen  g^ben.  Eb  wurde  daher  für  gewisse  Teile  jener 
Gegenden  (in  verschiedenen  Kreisen  der  Vil^jets  Salonik,  Uonastir, 


comme  dans  certeines  localiUSs  il  est  de  coutume  de 
percevoir  cette  dime  une  fois  que  le  produit  a  ete 

de'-s'^rho.  l'oii  ivrut,  duns  c«'  c;is.  !a  lever  p^f*r*>9 
Oll  MM  nuture.  sinvant  accord  ä  inteneuir  entre  le* 
deux  partieK  iiUereäS^es. 

Lu  dtmf»  de  •^'^k  fruits  est  [uTi-uf  d'a])rt''-«  Jes 
r^'fjlt'fi  eil  vigueur  daiis  chaque  localiie  iiitercs>p'». 
Ijh.  dune  des  arbres  fruitiers  epars  est  per»;ue  eu 
nature,  ou  bieu  eu  argeut,  a?ec  le  conseutemeut  des 
deux  partiea. 

On  poryuit  la  dnne  eu  espiices  en  estimant  les 
prodiiits  8ur  pied,  selon  Ja  rfegle  et  TuMge  tftabJis; 
en  CSS  de  dösaccord,  la  dfme  eit  pergne  en  natuz«. 

Le  prodoit  aonuel  des  jardins  potagera  et  Irui- 
tien  situte  a  l^intörieur  oo  aux  enrirona  des  villes  et 
des  bourgs,  sera  estinie  et  la  dfme  e&  sera  pergue,  a 
titre  fixe,  siir  la  bnse  du  deunum  et  d'a})r^s  le  mon- 
iant  U  övaluer  par  les  Oonseils  administratifii  locaiOL 

La  dime  du  foin  est  peri^ue  en  esp^ces,  sur  la 
base  de  In  fpinntitf^  en  ocf^jues  fixöe  pour  chnqne  ins, 
ou  charretee  ou  churge,  par  les  Conseih  udmiiiistmtifs 
locaux;  en  cas  de  dösaccord,  on  devra  la  pen.cvuir 
en  nature.  Est  egalement  soamis  au  paiement  de  la 
dlm«!  en  rertu  du  Oode  mral  (Araat^Canounnamessi), 
tout  pSturage  dont  Therbe  ne  serait  pas  landi^  h 
rexception  toutefois  des  terrea  coniacräes  ab  antiqmo 
Ii  Tusage  des  viUageois  et  dans  lesqaelles  ceux-d  font 
pattre  leurs  troupeaux. 


ToHt4>»  «ort«*!«  dl*  1^- 
fMM  en  drlioni  <!<> 
«ras  qwU  •■ 

rormll.*  (Ii-  l'Art.  tJ 
da  Rfglement.  «oat 


Fola* 


Tabae«,  8«l«>  BoU 
de  «Mifltraettoa 

roupr-s  (liiiifl  Im 
torttn  explolt«« 
par  Imrt  prsprif* 
laIrM. 


I 


On  ]  r>  l(  vp  In  d^me  de  068  produits  confonn6ment 

I  aux  rt^gleuients  speciaux. 


La  dftne  sur  ]•>  |>roduitx  (jui  no  sont  indiqu«^»  ni  dans  cette 
nomeiiclutiin'  ni  dans  la   Loi  Sur  la  Dime,  mais  qu'il  importe  quand 

nii'rni'  <ras.snjettir  ii  fol  inipöt.  '?ef:i  pri'Iini'f,  suivant  Tusage  en  vigueur 
dnri  fhfupm  l<K>!tlitM,  au  moyen  du  pesage  ou  du  mesurage  au  kiJe,  ou, 
ciiiin,  de  rcstiination. 


Le  1&  K^bi-ul>Akbir  1323,  le  9.  Juin  1H21  =  22.  Juni  190& 
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f  sküh)  nachfolgendes  (iresetz  betreffend  die  Art  der  Krhebung 
lies  in  Form  einer  festen  Summe  zu  zaUenden  (arundzeheMto 
probeweise  zur  Anwendung  gebracht: 

Art  1.  In  den  von  der  Begienuig  bestimmten  Orten  soUeo 
nebet  den  fflr  die  landwirtsebaftliche  Bank  nnd  Ar  Unterricbtsswecke 
zu  leistenden  Bdtrfigen  die  Zehnten  entsprechend  dem  in  diesem 
GeeetB  angegebenen  llodns  in  Form  einer  festen  Summe  entrichtet 
werden. 

Art  der  Begistriernng  nnd  Aufteilnng  der  Örnndstficke. 

Art.  2.  Von  den  Besitzern  der  in  den  DOrfem  nnd  Sti&dten 
gelegenen,  mit  oder  ohne  Titel  besessenen  GHrondstlleken  soll»  damit 
Zeit  erspart  werde,  die  Vorlage  der  in  Uiren  HSaden  befindlichen 
Tapn-seneds  nieht  verlangt,  sondern  von  ihnen  eine  ErklSrang  ein- 
gefordert  werden,  welche  hinsichtlich  des  Ertragres  und  der  Grenzen 
der  Grundstücke  in  wahrheitstcemässer  Weise  Aufschluss  gibt  über 
die  Ansdebnnng  der  Gnindsiiicke,  die  Lage,  sowie  nber  die  Art 
gemSss  der  Bebauung,  ob  Ackerland,  Gärten,  Weingärten,  Wiesen, 
Oüvengärten,  Eichenwälder  und  dergl. 

Für  die  Grandstäcke  dei^enigen,  welche  nicht  imstande  sind, 
diese  Dekiarationen  abzufassen,  wird  von  einer  BegistrieningS'  und 
Anfteilnngskommission  auf  Grund  der  Angaben  der  Gmndeigentttmer, 
sowie  der  Beglaubigung  derselben  durch  die  Dorftitesten  ein  Re- 
gister angelegt 

Wenn  jemand  einen  Teil  seiner  Gmndstfieke  verheimlicht,  so 
wird  der  auf  das  verheimlichte  Grundstück  entfallende  Zehntbetrag 
der  gesamten  Dorf  bevölkernng  auferlegt,  und  wenn  die  nachträgliche 
Untersnchnngf  die  Richtigkeit  ergibt,  in  Geniässheit  des  Art.  21  des 
vorlieg:^  riden  Gesetzes  derjenige,  welcher  die  Verbeimlichnng  begangen 
half  mit  einer  Geldstrafe  bestraft.  Als  ^'ainung  vor  derartigen  Ver- 
heimlichungsversnchen  wird  dies  der  Landbevölkerung  bei  Abnahme 
der  Deklarationen  mitgeteUt 

Art»  3.  Ehie  Woche  nach  dem  auf  diese  Weise  erfolgten 
Einverlangen  der  Deklarationen  werden  für  jede  Nahie  ein  Hitglied 
des  Eaza^Verwaltungsrates,  ein  Beamter  nnd  ein  Sclireiber  fBr  die 
Registriemngs-  and  Aufteilnngskommission  ernannt  nnd  in  die  Nahles 

entsandt.  Diese  ziehen  von  Dorf  zu  Dorf  und  haben  in  jedem  Dorfe 
bis  zum  Aufschlüsse  der  Erhebungen  zu  verbleiben. 
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Vor  Verlassen  eines  jeden  Dorfes  baben  die  (jenAnnten  an« 
bedingt  die  Dorfbewohner  zn  versammeln  und  gemäss  den  von 
letzteren  gemachten  DeUarationen  in  Gegenwart  des  Bates  der 
Doriftitesten  ein  Register  zn  verfassen,  welches  detaillierte  Angaben 
darüber  enthUt,  wieviel  Joch  von  jeder  Art  Omndst&cke  vorhanden 
sind,  sowie  Anfbciilttsse  gibt  über  die  Ansdefannng,  die  Oattnng  der 
Gmndst&cke  nnd  über  die  Namen  der  Besitzer  derselben. 

Diese  Register  sind  durch  den  Bat  der  Dorfftitesten  an  be- 
glaubigen. 

Art.  4.  Die  Kommission  wird,  falls  unter  den  GnuiflstUfken 
der  Dörfer  dem  Staat  f^ehorip^e  Gras-  oder  Weidei)];itze  vurhauden 
sind,  welche  in  Pacht  gegeben  sind,  ein  besouderes  Register  anlegen, 
in  welchem  die  Ansdehnnng  dieser  Grundstücke,  ihr  Wert,  sowie 
ihre  Morgenzahl  zn  verzeichnen  sind.  Auf  diese  Weise  wird  die 
Begistriernng  von  Dorf  zn  Dorf  an  stotUehen  zum  Verwaltnnga- 
bezirke  gehörigen  Orten  dnrchgeAhrt 

Art  5.  Nach  Anfertigung  der  im  8.  Artikel  vorgesehenen 
Register  wird  eine  Kopie  derselben  dem  in  der  Hauptstadt  des  Easas 
befindliehen  Anfteünngsdirektor  geschickt  nnd  je  ein  beglaubigtes 
Exemplar  an  der  Moschee,  Kirche,  Schule,  sowie  an  sonstigen  Ver> 
sammlungsorten  des  Dorfes  ausgeliSngt.  Damit  ist  der  gesamten 
Dorfbevölkerung  das  Recht  einzuräumen,  etwaige  Einwendungen 
dagegen  zu  erheben. 

Die  A nftt^ilnngfskoiunu^sioneii  haben  die  Vertasser  der  I>e- 
kla  rat  innen  im  il&te  des  Dorfältesten  zu  versammeln  und  denselben 
den  Inhalt  der  Register  mitzuteilen. 

Art.  6.  Jedermann  hat,  da  bei  einer  fehlerhaften  Eintragung 
der  Grundstücke  der  Nachbarn  der  Zehnt  den  übrigen  Dorfbewohnern 
zur  liast  fftUt  und  dieselben  hierdurch  geschädigt  werden,  das  Recht, 
gegen  den  in  den  Registern  angegebenen  Umfang,  die  Art  und  die 
Klasse  der  Grundstücke  innerhalb  15  Tagen  vom  Datum  der 
Publikation  der  Register  an  gerechnet  Beschwerde  zu  erheben. 

Diese  Beschwerde  wird  entweder  schriftlieh  mit  dem  Siegel 
(Unterschrift)  versehen,  dem  Kaimalnun  des  Kaza  eingesandt  oder 
mündlich  persönlich  vorgebracht. 

Diejenigen,  welche  nicht  imstande  sind,  die  Beschwerde  in  der 
oben  bezeichneten  Form  vorzubringen,  kr)nnen  bei  der  {remii.^s  Art. 
erfolgenden  Mitteilung  des  Inhaltes  der  Register  an  sie  die  Beschwerde 
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bei  der  Aufteiluiigskommissiuii  luündlicli  aiutiel(ien.  worauf  mit  ihnen 
ein  Protokoll  aufgenommen  nnd  dasselbe  nach  Beisetzung'  des  Sieg-els 
(Unterschrift)  des  Beschwerdeführers  seitens  dos  bei  diesem  Akte 
anwesenden  Rates  der  Dorfältesten  und  der  Zehnt-AnlteilnngB- 
beamten  beglaabi8:t  and  lintersiegelt  wird. 

Der  Kumakam  des  Kazas  hat  nach  Beratung  mit  dem  Zehnt- 
Anfteilnngsdiiektor  je  nach  der  Wiehtigkeit  der  Beschwerde  entweder 
den  Bat  der  DorfUteeten  mit  der  Überprftfting  desselben  sn  betrauen 
oder  die  AnfteilnngskommiBsion,  welche  in  jener  Nahie  die  Grand- 
stücke l  egistriert  hat,  eijizuladen,  sich  neuerdings  in  jenes  Dorf  und 
auf  die  den  Gegenstand  der  Beschwerde  bildenden  (irundstiicke  zu 
begeben,  um  die  nötigen  Erhebungen  zu  pflegen. 

Artw  7.  Wenn  die  gemäss  dem  vorigen  Artikel  zn  pflegenden 
Erhebungen  an  einem  anbestrittenen  Besnltate  ftthren,  so  wird  das 
Begister  dementsprechend  berichtigt.  Sollte  nach  diesen  Erhebnngen, 
sei  es  seitens  des  Besehwerdefiilirers  oder  seitens  demjenigen,  gegen 
den  die  Beschwerde  erhoben  wnide,  noch  einmal  Beschwerde  An- 
gelegt werden,  so  wird  Aber  dieselbe  In  Gegenwart  des  Zehnt^Aaf- 
teüangsdirektoTS  im  Kazaverwaltnngsrate  entschieden. 

Der  erwähnte  Kat  hat  Erhebungen  und  Richtigstelinn {ren 
spätestens  innerhalb  einer  Woche  vom  Datnm  der  Beschwerde  an- 
gerechnet zu  \  '  UfMulen.  Darauf  wird  der  ürundbetrag,  der  auf  die 
im  Art.  H  an^e^jji^hene  Weist*  unter  Znq^rundeleo^nnp'  der  ZehntbetrSg:? 
der  verflossenen  4  Jahre  gefunden  wird,  am  Ende  des  für  jedes  Dorf 
bestimmten  Begisters  eingetragen  and  seitens  des  erwähnten  Rates 
beglanbigt 

Bestimmung  des  Zehnts  und  die  Art  seiner  Verteilung 

auf  die  üruudsLücke. 

Art  8.  Nachdem  die  Register  alle  DOrfer  einer  jeden  Nahie 
in  der  In  den  vorhergehenden  Artikeln  angegebenen  Art  verfiisst 
nnd  nach  Erledignng  der  Beschwerden  rechtskräftig  geworden  sind, 
wird  der  Zelmtbetrag  anf  folgende  Art  bestimmt  and  verteilt:  Die 
gesondert  vergeben  gewesenen  Zehnteinkünfto  eines  Dorfes  der  vor- 
flossenen  4  Jahre  von  Produkten  wie  Zerealien,  Galläpfel,  Krapp, 
getrocknete  Krappswurzel,  Opium,  Oliven,  Feigen,  Eicheln  nnd  dergl. 
besonderen  Produkten  werden  samt  den  für  die  Landwirtnehuftliche 
Bank  und  für  Unterrichtszwecke  zu  leistenden  Beiträgen  aus  den 
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Kazareg^isteiii  ans^pzopriii  und  vou  dem  Gesaiutzehntbetrage  samt 
den  erwähnten  Beiträgen  eines  jeden  Dorfes  wird  der  Durchschnitt 
genommen,  d.  i.,  dir  Gesamtsnmme  der  Einkünfte  der  4  Jahre  vrird 
durch  4  dividiert  oud  das  sich  ergebende  Viertel  bildet  den  Omnd- 
betracr  der  Abgabe. 

Art.  9.  Die  vorher  für  jede  Nahie  ernannten  Aiiftoüangs- 
kommiflaionen  werden  anter  Hitnabme  der  in  Art  7  angeltthrten 
Register  der  sn  jener  Nahte  gehörigen  Dörfer  wiedenim  in  die 
letzteren  entsendet,  nnd  der  als  Grundlage  angenommene  Betrag 
wird  in  der  in  den  folgenden  Artikeln  angegebenen  Weise  auf  die 
Graudstücke  verteilL 

Klaseifizierung  der  Grnndstflcke  nnd  Bemesenng 

des  Zehnts. 

Alt.  10.   Die  gesamten  Uruudstücke  werden  in  '6  Uattungen 

eingeteilt: 

1.  Obstgärten,  Gemäsegärten,  Sumpfwiesen,  Weingärten  und  Gmnd- 
atiieke,  welche  wertvoUe  Produkte  liefern,  wie  Krapp,  Opium, 
Baumwolle. 

2.  AckergtHnde,  auf  welchen  Zerealien  gebaut  werden  und  die  eine 
hohe  ErtragafÜhigkelt  besitzen. 

8.  Zerealiengruttdstttcke  von  minderer  Ertragsfühigkeit  und  Schaf* 
weideplSlze  nnd  Hflrden. 

Art.  11.  Nachdem  in  jedem  Dorfe  der  Zehnt  entsprechend 
dem  im  Art.  8  angegebenen  ilodus  bcsLimmt  nnd  der  Gruiidljetrag 
auf  jede  Gattunic  der  (u  uinl.stiicke  gleichmässifr  verteilt  ist.  wird 
seitens  der  Aut'teilnn^'-skommission  dem  Rate  der  Dort dTi  ^ti n  mit- 
geteilt, wieviel  Piaster  auf  jeden  Morgen  entfallen.  Gleichzeitig  soll, 
da  die  gleichmässige  Verteilung  den  Besitzer  von  Weing^firten,  Gärten 
und  Ackerfeldern,  welche  einen  grosseren  Ertrag  abwerfen,  zu  sehr 
begftnstigt  nnd  bei  jenen  Grundstücken,  welche  einen  geringen  Er- 
trag liefern,  der  Besitzer  geschädigt  wird,  demselben  erOffhet  werden, 
dass  die  Aufteilnng  in  Kategorien  nach  der  ProduktionsfShigkeit 
des  Bodens  und  der  Qualität  des  Ertrages  von  der  Gerechtigkeit 
diktiert  wird.  Danach  wird  bei  den  zur  ersten  Gattung  gehörigen 
Obst*  nnd  Gemflse-  nnd  Weingärten,  den  bewässerten  Wieeen  und 
solchen  Grundstücken,  welche  Krapp,  Opium,  Baumwolle  nnd  ähnlich 
wertvolle  Produkt«  abwerfen,  desgleichen  bei  den  zur  zweiten  Gattung 
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gehörigen  (iretreidefelderny  welche  eine  hohe  Ertragstähigkeit  beiitzen, 
naeh  Befragen  des  Rates  der  Dorfllteeten  und  ^^emftse  der  von  ihnen 

geäusserten  Ansicht  der  auf  jeden  Morgen  zu  legende  Betrag  in 
Piastern  bestimmt  und  ao  auf  die  betreffenden  CiruudäiUcke  der  (ic* 
aamtbetrag  verteilt. 

T>er  nach  Ab/upf  dus  auf  diese  Art  bestimiiiteii  Zelmts  ftlr  die 
Ciruadstiicke  erster  und  zweiter  Kategorie  von  dem  (iesamtzehnt 
des  Dorfes  verbleibende  Betrag  wird  unter  die  in  der  dritten 
Kategorie  aufgezählten  Ackergrftnde,  Hammeiweiden  nud  Herden 
pro  Morgen  gleichmftssig  verteilt. 

Wenn  der  den  GrnndeUIcken  dritter  Kategorie  yerbleibende 
Zehnthetrag  infolge  einer  zn  geringen  BemeBning  des  Ar  die  Gmnd- 
stSeke  enter  und  zweiter  Kategorie  bestimmten  Zehntbetrages  zn 
hoch  ansfUlt  nnd  die  Besitzer  der  letzteren  Gmndstttcke  in  der 
in  den  folgenden  Artikeln  bestimmten  Form  dagegen  Beschwerde 
erheben,  so  werden  die  nötigen  Richtigstellungen  nach  neuerlichen 
Befragungen  des  Rates  der  Dorfältesten  und  nötigenfalls  nach  Ein- 
holung der  Ansicht  der  Notabein  der  BevfMkti  uij>i  vui  ^eiu»nnnen. 

Art.  12.  Wenn  der  Zehnt  von  Obstbäumen,  wie  Datteln, 
Oliven,  Feigen  und  Eichen,  die  abgezählt  werden  können,  in  jedem 
Dorfe  separat  bestimmt  ist  und  auf  den  mit  diesen  Bftnmen  be- 
pflanzten Orondstflcken  anch  Zerealien  angebaut  werden,  so  wird  je 
nach  der  Gattung,  zn  der  die  erwfthnten  OrnndstHeke  gemfiss  Art  10 
gehören,  fBr  jeden  Morgen  der  entsprechende  Zehnt  abgesch&tzt. 
Gleichzeitig  werden  die  erwähnten  B&nme  nach  AnhOning  der  An- 
sieht der  BevOlkernng  nnd  unter  BerQcksichtignng  des  höchsten, 
mittleren  nnd  mhidesten  Ertrages  in  drei  Kategorien  geteilt  und 
der  Zehntbetrag  einzeln  pro  Baum  bestimmt.  Wenn  es  nicht  ftbndi 
ist,  Grundstücke,  auf  welchen  Obstbäume  gepflanzt  bind,  mit  Zerealieii 
zn  bobanen,  so  koiiiiiieu  diese  Grundstücke  für  die  Berechnung  des 
Zehnte  nicht  in  Betracht. 

Art.  13.  r)a  an  Orten,  wo  Datteln-,  Oliven-,  Feigen-  nnd 
Eichelnerträgnisse  bis  jetzt  nach  Nahien,  Kazas  und  Sandschaks  eu 
bloc  an  Pächter  vergeben  oder  en  bloc  vom  Staat  in  eigene  Regie 
genommen  sind,  die  Verteilung  des  Zelints  nach  Dörfern  nicht 
mOgUch  ist^  so  werden  an  solchen  Orten  die  en  bloc  fttr  solche 
BSnme  fSestzasetzenden  Grundabgaben  nach  dem  in  Art.  11  nnd  12 
angegebenen  Hodns  anf  die  BSnme  verteUt. 
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Beschwerderecht  gegtu  Festsetzmiir  und  Verteilung  des 
Zebntbetrages  und  Entscheidung:  darttber. 
Art.  14.    Nachdem  Aber  die  gemäss  den  oben  enthaltenen 

VorBchriften  auf  die  verschiedenen  Kate^rien  von  Ornndstflcken 
und  Bäumen  festzusetzenden  Zelmtpaiisclialbetiäg^c  die  J)ul•f^■iri^^tel■. 
welclie  srleichzeitig  Angaben  über  Ansdehnuug  und  Art  der  Gruiid- 
Rtiiolvf*  und  Nuiiien  der  Besitzer  derselben  enthalten  pnllen.  fertig 
gestellt  sind,  werden  dieseUieii  (Innli  Anbringung  einer  K(»j)ip  an 
Moscheen,  Kirchen  und  anderen  Orten,  die  an  der  Strasse  liegen, 
(iffentlich  der  Bevölkerung  kund  getan.  Darauf  ist  für  Jeden  Land- 
besitzer ein  besonderer  Schein  nach  beschlossenem  Muster  anszusteUen 
und  darin  Art  und  Betrag  der  LSnder,  wie  sie  sich  »uf  Grand  der 
Deklaration  fttr  einen  jeden  herausgestellt  haben,  ferner  die  LSnder- 
gattnngen,  wie  sie  seitens  der  Aafteilungskommission  und  des  Batos 
der  Dorfftitesten  gemSss  Art  11  festgestellt  sind,  endlich  der  auf 
jede  Gattung  oder  auf  jeden  Baum  entfallende  Zehntbetrag  auta< 
fKhren. 

Dieser  Scbein  ist  von  der  Aufteilungskommissiou  mit  den 
Siegeln  der  Mitglieder  zu  unt-orsiegeln  und  den  Cirrnndbesitzern  per- 
sönlicli  einznhändigeu.  Bei  der  Austolgung  ist  den  Grundeigentümern 
der  lulialt  dt^s  Scheines  in  verständlicher  und  unparteiischer  Weise 
mitzuteilen  und  ihnen  die  Frage  vorzulegen,  ob  sie  hinsichtlich  der 
Klassifizierung  der  Grundstücke  und  Rlume,  sowie  betreffs  des  fUr 
jede  Klasse  bestimmten  Zehntbetrages  Einwendungen  zu  erheben 
haben  oder  nicht 

Wenn  eine  so  erhobene  Beschwerde  für  begrflndet  gehalten 
wird,  so  werden  seitens  der  ZehntanfteUnngskonunission  innerhalb 
d4l  Gesamtbetrages  der  Zehntsteuer  die  nötigen  Änderungen  vor- 
genommen und  das  Register  und  der  Schein  danach  berichtigt. 
Auf  nicht  begründete  Beschwerden  wird  die  entsprechende  Antwort 
erteilt  und  den  sich  dabei  nicht  Beruhigenden  eröffnet,  dass  innerhalb 
eines  M'inats  vom  Datum  der  Einhändigung  der  Scheine  ab  gereehnet. 
beim  Kaimakam  des  Kaza  weitere  Beschwerde  erhoben  werden  kann. 

Art.  15.  Auf  die  Beschwerden,  weiche  innerhalb  der  im  vor- 
hergehenden Artikel  vorgeschriebenen  Frist  beim  Kaimakam  des 
Eazas  eingebracht  werden,  sind  die  nOUgen  Erhebungen  seitens  des 
Verwaltungsrats  des  Kazas  zn  veranlassen.  Süid  diese  Beschwerden 
begründet,  so  sind  innerhalb  des  Gesamtbetrages  des  Zehnta  die 
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eDtBprecbenden  Ändernngen  vorznnehmen.  hie  nach  Ablauf  der 
erwähnten  Frist  eingebrachten  Beschwerden  bleiben  nnberttcksichtigt 
Indessen  bleiben  die  seitens  des  Verwaltangftrats  des  Eazas 
zn  nntersncbenden  nnd  zu  entscheidenden  Beschwerden  ledig^lich  anf 
Einwendnagen  beschriinkt,  die  sich  auf  die  gemflss  gegenwfiiügem 
Gesetz  voigenommene  Art  der  Verteilang  des  Zehnte  anf  die  Gmnd- 
stücke  beziehen,  während  Prozesse,  welche  mit  den  Besitzrechten 
an  den  Grundstücken  znsammenhängen,  nach  wie  vor  zur  Zusländig- 
keit  der  daza  bestimmten  Behörden  uud  Gerichte  gehören. 

Art  der  Entrichtung  der  ZehntbetrSge. 

Art.  16.  Sobald  nach  Ablauf  der  im  Art.  11  festgesetzten 
Besohwerdefrist  die  Verteihinf^sregister  detiiiilivt'  Ueltung-  erlaii}^ 
haben,  werden  die  anf  die  verschiedenen  Grundstücke  und  Bäume 
einer  Person  entfallenden  Zehntbeträge  zusammengezählt  und  in 
drei  Teile  geteilt.  Dieselben  werden  an  Orten,  wo  die  Ernte  früh 
reift»  von  Anfang  Angnst  bis  Ende  Oktober,  nnd  wo  die  Ernte  spät 
reift,  Ton  Anfang  September  bis  Ende  November  in  drei  Baten  mit 
je  einem  Vonat  Zwischenraam  durch  die  Steuereinnehmer  nach  den 
f&r  diese  geltenden  Vorschriften  eingetrieben.  Bei  der  Einhebung 
einer  jeden  Bäte  wird  anf  den  in  den  Händen  der  Besteuerten  be- 
findlichen Scheinen  die  entsprechende  Eintragung  in  der  betreffenden 
Babrik  vorgenommen  und  nntersiegelt. 

Art.  17.  Da  die  Kate  am  Ende  jeden  Monats  bezahlt  sein 
niu«'!,  wird  von  denjenip^cn,  welche  mit  der  Zahlunir  einer  I^ate 
rückötundig  sind,  bei  der  näclisten  Hatenzahlnng  die  rückständige 
Bäte  mit  der  fälligen  zusammen  einkassiert. 

Art  18.  Wer  am  Ende  der  Frist  der  Fälligkeit  der  der 
dritten  Bäte  seinen  Zehnten  nicht  entrichtet  hat,  dessen  yorhandenes 
Gtetreide  nnd  UobiliarvermSgen  wird,  soweit  es  .nach  dem  Gesetz 
verkauft  werden  kann,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  ttber 
die  Stenereintreibnng  zur  Deckung  der  Zehntenschnld  sofort  verkauft 

Wenn  der  Schuldner  vorbringt,  dass  infolge  des  niedrigen 
Getreidepreises  auf  dem  Lande  der  Verkauf  im  Dorf  Schaden  ver- 
ursacht und  sich  gleichzeitig  mit  dem  Transport  des  Getreides  nach 
der  Kreisstadt  oder  nach  einem  Marktnrte  anf  eigrene  Kosten  ein- 
verstanden erklart,  dann  wird  das  Gerrt-idc  in  Betrleiuiu^^  eines 
Steuereinnelimers  oder  Kassierers  in  die  Kreisstadt  and  aul'  den 
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Uarkt  gebracht  nud  dort  unter  Aufriebt  der  Steuereinhebiuigskom* 
mission  oder  wenn  es  sich  um  den  Hanptort  einer  Kahie  bandelt^  unter 
Anfticbt  des  Hndin  der  Nable  and  durch  Vermittlung  dessen,  den  der 
KigentHmer  mit  dem  Transporte  und  dem  Verhanfe  betrant,  verkanft 

Vom  erzielten  Preise  wird  der  schuldige  Zehntbetrag  entrichtet 
und  i\er  verbleibende  Rest  dem  Eigentümer  oder  seinem  Vertreter 

überlassen. 

Art.  19.  Bei  Verkauf  oder  Vererbung  eines  Cji  undstückes  ist 
der  neue  Eigentfimer  den  für  jenen  Ort  festgesetzten  Zehntbetrag 
XU  entrichten  gehalten.  Solange  die  zurzeit  der  Übertragung  oder 
Vererbung  fölligen  Baten  des  Zehnts  seitens  des  frttheren  oder  neuen 
Eigentflmers  nicht  entrichtet  werden,  oder  der  nene  Eigentümer  der 
Steuereinhebungskommission  keine  sicheren  Zahlungsgarantieii  bietet, 
darf  das  Übertiagnng8>  und  VererbungsveriSdiren  nicht  in  die  Wege 
geleitet  werden. 

Art.  20.  Solange  der  auf  diese  Weise  zu  entrichtende  Zehnt 
gezahlt  wird,  können  dk-  Mirie-Gnindstftcke,  von  denen  er  erhöhten 
wird,  mög"en  sie  bestellt  werden  oder  nicht,  wegen  Nichtbestelluug 
nicht  dem  Tapu- Verfahren  unterworfen  weiden. 

In  gleicher  Weise  können  Besitzer  ihre  (inindstUcke,  wenn 
von  ihnen  der  Zehnt  entrichtet  wird,  zur  besseren  Ausnutzung  in 
jeder  Weise  fruktifizierm,  wie  durch  Anpflanzung  von  ßeben,  Frucht- 
und  Nichtfruchtbänmen. 

Art  21.  Wenn  sich  durch  Denunziation  eines  dritten  im 
Beginn  der  Begistrierung  oder  infolge  der  Untersuchung  seiteiis 
eines  Yerteilungsbeamten  herausstellt,  dass  jemand  in  der  von  ihm 
abgegebenen  Deklaration  fQr  die  Grundstöcke  in  seinem  Besitz 
weniger  angibt  oder  die  Vertellungskommission  weniger  hat  schreiben 
lassen,  so  werden  die  verheimlichten  Grundstücke  mit^ei-echnet  und 
die  Aufteilung  danach  vorgenommen,  tlberdies  wird  mit  der  ersten 
Zehntrate  für  jeden  Morgen  des  verheimliehten  Grundstücks  von 
demjenigen  der  es  verheimlicht  hat,  eine  Giildstmfe  von  5  Piastern 
erhoben. 

Wenn  auch  immer  nach  Abscliluss  der  Registrierungs-  und 
Aufteilungsformalitäten  und  nachdem  die  Register  definitive  Rechts- 
kraft erlangt  haben,  Verheimlichungen  konstatiert  werden  sollten, 
wird  von  denjenigen,  welcher  sich  dieselben  zu  Schulden  kommen 
Hess,  für  die  seit  der  ursprünglichen  Aufteilung  bis  zum  Zeitpunkte 
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der  Ki'iismtiprnn^  der  Verheiiiiln  liung  vertlussenen  Jahre  der  anf 
dieselben  entfallende  Zehntbetraj^  auf  einmal  erhoben.  £beu8o  werden 
für  die  Jahre,  welche  bis  zar  allgemeinen  Hichtigstellnng:  verstreicheii, 
die  betreffendea  Beträge  bei  ihrer  Fälligkeit  entrichtet 

Die  ans  den  Strafgeldern  sowie  ms  den  Zebntbetrftgen  für 
die  Terscliwiegenen  Gmndstflcke  sich  ergebenden  Snmmen  sind  in 
den  Kassen  der  Kazas  unter  dem  Namen  der  betreffenden  Dörfer 
gesondert  in  Empfang  und  Depot  za  nehmen  nnd  einzutragen. 

Wenn  sieb  dann  heransstellt»  dass  infolge  absoluter  ünein- 
bringlichkeit  des  Zefantbetrages  des  betreffenden  Dorfes  es  unmöglich 
ist,  die  ZehntrÜckstSnde  einzutreiben,  so  werden  diese  Snmmen  nach 
eiii2:ehf>lter  Weisung  des  Kainiakanis  für  diese  uneinbiingliclien  Kück- 
stäiide  verrechnet. 

Art.  22.  Von  Orten,  an  welchen  die  Zehntsteuer  nebst  den 
Znsehlagen  für  die  Landwirtschftliche  Bank  und  Unterrichtszwecke 
im  Sinne  dieses  Gesetzes  anf  die  Ländereien  verteilt  werden,  kann 
von  der  Bevölkerung  weder  unter  dem  Titel  Gemflsesteuer  noch 
unter  einem  anderen  Namen  in  Geld  oder  in  natura  etwas  erhoben 
werden. 

Die  Zehnten  jedoeh  von  den  Ertrftgnissen  der  Seiden-Kokon» 
Barnen  und  Tabakknltnren,  sowie  aus  den  Ertragnissen  von  Wal- 
dungen, welche  auf  den  Namen  Privater  eingetragen  sind  und  deren 
Zehnt  als  Waldeinkflnfte  von  speziellen  Beamten  eingehoben  wird, 
werden  nebst  den  Zasehlligen  Ar  die  Landwirtsehaftliehe  Bank  nnd 
für  Unten  iclitszwecke  wie  bisher  gesondert  verwaltet  und  eingehobeu. 

Art.  23.  Ländereien,  welche,  da  auf  ihnen  Gebäude  errichtet 
oder  Ziep:el-  und  Dachsteine  nnd  derj^l.  gewonnen  werden,  nirlit  be- 
ackert werden,  und  die  daher  nach  dem  Uesetze  bereits  mit  dem 
festen  Zehntbetrag  belegt  sind,  bleiben  ausserhalb  dieser  (Zehnt-) 
Verteilung  und  deren  feste  Zehntbeträge  werden  wie  bisher  gesondert 
eingehoben. 

Art  24.  Wenn  an  Orten,  wo  die  Zehnten  anf  die  Grundstücke 
fest  verteilt  sind,  tfevat-  (totes)  Land  in  Ackerfelder  verwandelt  nnd 
neu  in  Kultur  gezogen  wird,  so  wird  diesem  Je  nach  der  Klasse,  zu  * 
welcher  es  nach  seiner  Ertragsflhigkeit  gehOrt,  der  anf  diese  Klasse 
entfallende  Zehntbetrag  auferlegt  nnd  unter  Hinzurechnung  zn  dem 
von  dem  Dorfe  bereits  pauschaliter  zu  leistenden  Zehntbetrag  von 
dem  Eigentümer  dieser  Grandstücke  besonders  eriioben. 
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Art.  25.  Der  in  GemSssheit  dieses  Beglements  im  Wege  der 
Verteilnng  anf  die  Lftndereien  festgesetote,  mit  dem  ünteretHtxiuigs- 

beitrag  filr  die  I^andwirtschaftliche  Bank  nsw.,  zneammen  znr  Er- 
hebnne:  g-elanercnde  Zehntenbetrn^r  k;iiin.  von  dem  Beginn  seiner 
Verteilunir  an  irercclniet.  alle  4  .lalirc  *Mnnial  Pine  Aiult'i'uii«^  erfahren. 
Als  (Truinllap:en  für  eveniupllf  nnne  Ffstsetznnü:  dct»  Zeliiittjubetratrc^' 
dienen  AckerbaiistatiHtiken,  welche  das  Handelsministerium  in  dem 
dem  B^me  der  Zelintenerhebnng  in  Form  einer  festen  Summe 
unterworfenen  Kasas  führen  lassen  wird. 

Art  26.  Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  an  die  Stelle  des  Ge- 
setzes vom  15.  Hnharrem  1297,  betreffend  das  Verfahren  bei  der 
Erhebung  des  Grundaehnten,  und  wegen  seiner  Ansftthmng  hat  das 
Finanzministerium  das  weitere  zu  veranlassen. 

12.  Iilaehtrag  zum  Handelsgesetzbuch,  betr.  das  üam- 

kursTerfSabren,  vom  -  -  ^^^l^^^wJr  ~  Angnat  1905  (ab- 
gedruckt in  dem  Werke:  „Die  Handelsgesetze  des  Erdballs**,  Aus^ 
gäbe  D  8  [Türkei  UJ,  S.  61  ff.). 

18.  GpsPtz  über  die  firemden  Aktien-  und  Versiche- 

rungsg:esellschaften  vom  **  i^^MarTTsaa'**  ~  ^^^^  ^^^1« 
,,Die  Handelsgesetze  des  Erdballs",  Ausgabe  D  45  u.  46,  S.  130). 

14.  Ziisal/    zum    Haudelsgesetzbueh    über   das  Ver- 

.  .  29.  Maharreni  1S24  \r»        -n^ix,'  i 

sicbernna'swesen  vom      . ,  „  .        -     -  2.5.  März    190(t  iv^l. 

12.  Marl  iMi  ^ 

„Die  Haudelägeäetze  des  £i*dballs",  Ausgabe  D  45  u.  46,  S.  l^^l  tf.). 

15.  Gesell  fiber  die  Altertliner  vom  i^^f/^'i^  = 
23.  April  1906. 

Erster  Abschnitt:    Die  Verwaltung  der  Altertümer. 

Art..  1.  Die  Geni'ial<iin-ktiuu  der  Kaiserl.  iMuseen  ist  mit  der 
Erledigung  sämtlicher  Altertnmsangelegenheiten  in  der  Türkei  be- 
auftragt. Zu  diesem  Zwecke  ist  eine  stiindiü^e  Kunimission  gebildet 
worden,  welche  aus  dem  iieneraldirektor  als  Vorsitzenden,  dessen 
(t eh i Ifen  nnd  mindestens  zwei  anderen  Personen  besteht,  die  von 
dem  Generaldirektor  unter  den  Konservatoren  des  Husenms  in  Kon- 
stantinopel ausgewählt  werden. 

Art.  2.  In  den  Provinzen  sind  die  Altertumsangelegenheiten 
den  Abteilungsvorstehern  für  das  TJnterriehtswesen  Übertragen;  diese 
bekleiden  die  Funktionen  als  Prövinzial-Kuseumsdirektoren  und  haben 
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direkten  schriftlichen  Verkehr  mit  der  (ieneraldirektiou  der  Kaiserl. 
Museen^  der  sie  iD  AltertnuisBachen  anterstehen. 

Art.  S.  Die  Ausführung  der  von  der  Generaldirektion  in 
Altertamssaehen  gefassten  BeBchlflsse  ist  von  der  Bestätignng  dnrch 
das  Unterrichtsminieteriam  abhängig.  , 

Zweiter  Abschnitt:  Altertümer  enthaltende  Lftndereien  und 
die  Beaitcrerb&ltnisse  jener. 

Art.  4.  DenkmSler  aller  Arten  nnd  sämtliche  beweglichen* 
nnd  unbeweglichen  Altertümer  in  der  Türkei,  deren  Vorhandensein 
bekannt  oder  die  ei*8t  noch  fjesucht  werden  sollen,  gehören  dein 
Staat,  m<i^en  sie  sich  auf  Ländereien  behiiden,  die  (iiesem  gehören 
oder  anf  solchen  im  Besitz  von  l'iivatiiersnnen  nnd  einzelnen  Ge- 
meinden. Das  Recht,  solche  Altertümer  auszugraben,  aufzubewahren, 
zn  sammeln,  nui  in  Museen  anfzasteilen,  ^teht  infolgedessen  der 
Begiernng  zn.  Diese  Bestimmungen  gelten  auch  fiir  alle  beweglichen 
nnd  unbeweglichen  Altertümer}  die  ein  Erzeugnis  der  islamitischen 
Kflttste  nnd  Gewerbe  sind. 

ArL  5.  Als  Altertümer  sind  zu  betrachten  alle  Erscheinungen 
und  Erzeugnisse  der  Künste  und  Wissensehaften,  der  Industrie  und 
GewerbCi  der  Literatur  und  Religion  sämtlicher  alten  Vdlker,  die 
in  Lftndem  türkischer  Herrschaft  einst  existiert  haben,  z.  B.  Moscheen, 
Wohltütigkeitsanstalten,  geweihte  Gebäude,  Götzentempel,  Synagogen, 
in  denen  heute  kein  Kult  mehr  stattfindet.  Basiliken,  Klöster,  Kuppeln, 
Karawanserais,  Festungen.  Türme,  Stadtmauern.  Hfinser,  Theater, 
Brücken,  Hippodroms.  Zirkus,  Stadien,  Amidiitlieater.  ]?;ider,  Strassen- 
pdaster,  Brunnen  und  Zisternen,  Cliausseeii,  Obelisken,  Aquädukte, 
Tnmuli,  Gravüren,  Grabzimmer  —  sichtbare  oder  unsichtbare  — , 
Gräber  allen  Stoffes  mit  und  ohne  Zeichnungen,  Säulen,  Grabkästen, 
fiubige  oder  verzierte  Zeichnungen  und  Stoffe,  Beliefe  und  Stelen, 
Statuen,  Statuetten,  Figurinen,  Felsen  und  Inschriften  und  Reliefs, 
Papims,  Handschriften,  gearbeitete  Silez,  Steine,  Waffen  nnd  Stoffe 
aller  Art,  Instrumente,  Vasen,  Arbeiten  ans  Erde  und  Glas,  Schmuck« 
zachen,  Ringe,  Edelsteine,  Skarab&en,  Gewlclite,  Münzen,  Medaillen, 
Formen,  gravierte  Steine,  GegenstSnde  aus  Holz,  Gravüren,  ge- 
hämmerte Sachen,  Elfenbein,  Knochen,  Arbeiten  u.  dergl.  m. 

Art.  6.  Zu  den  Altertümern  werden  ferner  gerechnet:  altes 
Gemäuer,  TTberreste  von  Denkmälern,  Brnclistücke  von  ahm  Denk- 
mälern und  Antiquitäten,  Felsstückc,  verstreute  Ziegelsteine,  Stücke 
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vun  Steinen,  (ilas  und  Uulz,  Fayencen  und  Braclistücke  von  Ton- 
arbeiten. 

Dritter  Abschnitt:   Unbewegflkhe  Altertttmer. 

Art  7.  Wer  bei  Anefabrnnfr  von  Sidarbeiten  am  Ueeref  in 
Seen  und  Wasserlilafen,  b^im  Anfwerfen  von  Kanilen,  Gräben  and 
Brnnneni  beim  Bloaalegen  von  Fnndamentoni  bei  Gewinnung  von 
Steinen,  Sand  n.  ders^l.,  anf  ein  Gebinde  oder  Bonstige  onbewegliche 
Altertümer  stdaety  ist  verpflichtet,  innerhalb  15  Tagen  dem  Altertnms* 
beamten  oder,  in  Ermang^elung;  eines  solchen  am  Ort.  den  nftebsten 
Zivil-  oder  Militärbcamteii  davon  Kenntnis  zu  geben,  andernfalls 
wird  von  ihm  eine  Geldstrafe  von  1U»> — lUOU  Piaster  erhoben.  Die 
betreftenden  Beantteii  liaben  mit  tnnlichster  Beschleunigung  den 
Direktor  fttr  die  ünterrichuangeiegenheiten  ihi^es  Vili^^ts  zu  be- 
uacbriclitigen. 

Den  Eig^entümern  und  Pächtern  von  Ländereien,  in  denen 
Altertümer  entdeckt  werden,  liegt  die  Verpflichtung  für  die  Er- 
haltung derselben  und  ihre  Belassnng  am  Fundorte  w&hrend  min- 
destens 6  Wochen,  vom  Tage  der  Benachricfatigung  an  gerechnet, 
ob.  In  der  Zwischenseit  hat  die  Altertumsverwaltung  einen  Beamten 
zwecks  Untersuchung  der  Gebäude  und  sonstigen  unbeweglichen 
Altertümer  und  event  Erwerbung  der  Ländereien  durch  die  Begiernng 
KU  entsenden.  Ist  die  Erwerbung  dnrch  den  Staat  notwendig,  dann 
findet  ihre  Enteignung  nach  dem  dafür  geltenden  Gesetze  statt.  Bei 
der  Festsetzung  der  Enteignungssnmme  wird  lediglich  der  Wert 
der  Ländereien  und  ihres  neuen  Zubehörs  bprücksielitifrt.  dae-es^eii 
wird  derjt'iii<re  der  in  denxlbcn  vorliandeuen  oder  wahrschein  lieh 
vorhandenen  Altertümer  in  diese  Summe  nicht  mit  eingerechnet. 
Die  Abschätzung  des  Wertes  wird  der  Pforte  zur  Genehmigung 
unterbreitet. 

Art  8.  Es  ist  streng  verboten:  1.  Gebäude  und  andere  tin* 
bewegliche  Antiquitäten,  auf  welche  Weise  auch  immer  ea  sei, 
von  ihrem  Platze  zu  entfernen,  zu  zerstören,  zu  beschädigen  oder 
zu  vernichten  und  die  von  ihrer  ganzen  oder  teilweisen  Zerstörung 
herrührenden  Bestandteile,  ohne  Genehmigung  der  zuständigen  Be- 
hörde, mit  Beschlag  zu  belegen;  2.  Kalkdfen  und  Ziegelbrennereien 
in  einer  geringeren  Entfernung  als  300  m  von  den  Gebunden  an- 
zulegen: Arbeiten  aller  Art  auszuführen,  welrlie.  infolge  ihrer 
Nälie  bei  antiken  (ieliäuden,  diesen  (iirekt  oder  indirekt  Schaden  zu- 
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Agen  kQnneii;  4.  behnüs  Vennessang,  HersteUmig  von  Abdrücken 

oder  jrleichviel  zu  welchem  anderen  Zweck,  ohne  besondere  Er- 
laubnis, au  solche  Gebäude  Leitern  anzulegen;  5.  in  denselben  zu 
wohnen;  6.  sie  als  Ställe,  Getreide-,  Gras-  and  Strohspeicher  oder 
sonstwie  zu  l  ^nntzen. 

Wer  den  autj^ezuhlten  Verboten  zuwiderhandelt,  hat  nach 
Art.  188  des  Strafgesetzbuches  Schadenersatz  zu  leisten  und  eine 
Geldstrafe  zu  zahlen.  Ausserdem  wird  er  mit  Gefängnis  von  1  Monat 
bis  zu  1  Jahr  bestraft. 

Vierter  Absebnitt:  Von  den  beweglichen  Altertttmem. 

Art.  9.  Wer  auf  seinen  LSnderden,  sei  es  auf  oder  unter 
der  OberflachOi  einen  antiken  Gegenstand  entdeckt»  ist  verpflichtet, 
in  sp&testens  einer  Woche  dem  Altertnmsbeamten  nnd,  in  Ermangelang 
eines  solchen  am  Ort,  den  nftchsten  Zivil-  oder  Militärbeamten  davon 
Kenntnis  zu  geben.  Die  letzteren  ihrerseits  haben  den  Direktor 
für  die  Unterrichtsangelegeuheiten  ihres  Vilajets  zu  benachrichtigen. 

Die  in  GemSssheit  dieser  {gesetzlichen  Bestimmung?  Handelnden 
erhalten  als  lieiohnuug  » int  n  Cieldbetrag:  in  Höhe  der  Hallte  des 
Wertes  der  antiken  GegensLände,  die  in  den  Besitz  der  Regierung 
gelangt  sind.  Der  Wert  wird  in  Übereinstimmung  zwischen  der 
Generaldirektion  der  Kaiserl.  Museen  und  dem  Entdecker,  und  nach 
Ventändigang  des  UnterrichtsministeriiUDS  festgesetzt  Bei  Mei- 
nnngsverschiedenheiten  zwischen  den  Parteien  entscheidet  das  letztere. 
Wird  aneh  gegen  deesen  Entscheidang  Beschwerde  erhoben,  so  wird 
der  Sachverhalt  der  Pforte  nnterbrdtet,  die  eine  Entscheidong  des 
Staatsanwalts  veranlasst.  Gegen  diese  ist  ein  Beschwerderecht  nicht 
zolfissig. 

ünterUSsst  der  Finder  die  Anzeige  innerhalb  der  festgesetzten 

Frist,  so  werden  die  antiken  Gegenstände  konfisziert.  Ausserdem 
verliert  der  Besitzer  des  Grundstücks  nicht  nur  das  Anrecht  auf  die 
H^esetzliche  Belohnung,  sondern  er  kann  auch  in  eine  Geldstrafe  von 
lUU— 1000  Piastern  genommen  werden. 

Vorstehende  Hestimmungen  linden  auch  auf  solche  Personen 
Anwendung,  welche  Funde  von  Altertümern  auf  ihnen  nicht  gehörigen 
X/ändereien  machen,  mögen  dieselben  private  oder  Miri-Ländereien  sein. 

Fünfter  Abschnitt:  Von  den  Ansgrabangen. 

Art  10.  Da  sftmtUche  innerhalb  des  tfirkischen  Reiches  be> 

kindlichen  beweglichen  nnd  nnbeweglichen  Altertümer  sowohl  vor 
Jahrbodi  dar  iJitenMt  VereJatgius.  8.  Bd.  181 
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wie  nach  ihrer  Kiitdecknng:  Eigentum  der  Regierung  sind,  so  steht 
das  Recht  zur  Vonialfni»^  von  rntprsnchung'en  dnrch  Bohniiig-  \\>n 
Löchern,  zu  Sondieruiigfii.  ^cliüilua^en  und  Grabung-en,  mi  es  auf 
Ländereien,  die  dem  Staat  gehören,  sei  es  auf  Pi  ivat-  und  Gemeinde- 
gut,  ausschliesslich  der  Direktion  der  Kaiserl.  Museen  zu.  Jedoch 
kann  das  Uuterrichtaninisteriam  auf  Vortrag  der  Generaldirektion 
der  Kaiserl.  Mneeen,  ansnalmiaweise  und  im  Wege  besonderer  Er- 
lanbniB,  wisBenechaflliclie  Oeeellschaflen  und  einzelne  Personen  (Os- 
manen  wie  Fremde),  die  ans  der  Arefaäologie  ihr  Spesialstodinm  ge> 
macht  haben,  znr  Vornahme  Yon  Sondiemngen,  ScbflrAingen  nnd 
Grabungen  an  den  von  ihnen  gewünschten  oder  seitens  des  Hiniste- 
rinms  als  hierzu  geeignet  erachteten  Orten  ermAchtigen.  In  diesem 
Falle  wird  ein  zur  Vornahme  einer  dieser  Arbeiten  berechtigender 
Erlaubnisschein  in  Gemässheit  der  Art.  14 — 16  des  Gesetzes  erteilt. 

Art.  11.  Wer  ohne  be.sondere  Erlaubnis  oder  lieimlich  die 
oben  aufgeführten  Arbeiten  unternimmt,  wird  mit  einer  Gefängnis- 
strafe von  3  Monaten  v.is  zu  ]  Jahr  bestraft,  etwa  von  ihm  ent- 
deckte ui)d  vorhandene  bewegliche  Altertümer  werden  konfisziert 
nnd  in  den  Kaiser!.  Maseen  aufgestellt.  Hat  Beschftdigang  oder 
Vemichtnng  der  Altertümer  stattgefunden,  so  wird  deren  Gegenwert 
▼om  TSter  eingezogen. 

Art.  12.  Wenn  Ausgrabungen  durch  die  (Generaldirektion 
der  Eaiserl.  Museen  auf  Lfindereien  im  Besitz  von  Privaten  und 
Gemeinden  mit  deren  Zustimmung  vorgenommen  werden,  so  Aber- 
nimmt  jene  den  Ersatz  des  Schadens  und  der  Kosten,  welche  einer- 
seits dnrcli  die  Nichtbenntzbarkeit  dieser  Ländcreieu  während  der 
Grabuup'ii.  andererseits  inf(d£2:e  der  letzteren  selbst  und  der  nach- 
heriß*fn  Wiedel hristellunij  des  früheren  Zustandes  verursacht  werden. 
Die  H>die  (!••>  Schadenersatzes  wird  von  der  Lokalregierung  ab« 
geschützt  und  festgesetzt. 

Die  Vorsciiriften  des  Art.  7  tinden  auch  auf  die  unter  solchen 
T'mstjlnden  zutage  geforderten  unbeweglichen  Altertümer  Anwendung. 
Die  beweglichen  Altertümer,  welche  nach  der  Angabe  der  General- 
direktion der  Kaiserl.  Museen  fOr  diese  keine  Wichtigkeit  haben, 
werden  nach  Einholung  der  in  Art.  3  vorgesehenen  Genehmigung 
des  Unterrichtsministeriums  den  Eigentttmem  der  Lftndereien  fiber- 
lassen.  Diejenigen  beweglichen  Altertümer,  deren  Besitz  die  Direktion 
der  Kaiserl.  Mnseen  fttr  wichtig  erachtet,  werden  in  den  Museen 
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aafigeflteUt;  der  Elgentfimer  des  Gnmd  nnd  Bodens  erbSlt  die  von 
der  GeDeraldirektioB  fettgceetete,  von  der  HohoE  Pforte  auf  Bericht 
des  Untemchtsminieterinme  genehmigte  FtSmie. 

Art.  18.   Wenn  der  Eigentümer  mit  der  Vornahme  von  Ans- 

grabnn{?en  durch  die  Generaldirektion  der  Kaiserl.  Museen  auf  seinen 
T.ändereien  nicht  einverstanden  ist,  werden  diese  gemäss  Art.  7 
entei?:net.  Jedoch  kann  die  Generaldirektion  nach  vorheriger  Be- 
nachrichtig'ini-  des  Ei^eiitüniers  des  Landes  oder  sonst  TnteT*essierten 
ohne  Vornahme  der  Enteignung  einige  vorbereitende  Sondierungen 
vornehmen.  Indessen  ma^  sie  den  Eigentümer  fiir  die  vorüber- 
gehende Nichtnutzbarkeit  seines  Landes  sowie  für  den  sonst  ent- 
Btandenenen  Schaden  entschädigen.  Sie  darf  aber  die  Sondierungen 
nicht  80  lange  ansdehnen,  dass  dadurch  die  BeschSdignng  oder  Zer- 
stdrong  von  Hans  und  Baulichkeiten  herbeigeffilirt  wird. 

Art  14.  Einzelne  Personen  nnd  die  im  Namen  von  wissen- 
schaftlichen Gesellschaften  handelnden  mflssen,  wenn  sie  in  der 
Tfirkei  Sondierungen,  Schftrfongen  oder  Grabungen  vornehmen  wollen, 
sich  mit  einer  Eingabe  direkt  nnd  persönlich  an  das  Unterrichts- 
ministerium wenden.  In  dem  Gesuch  muss  das  Gebiet,  in  dem  Son- 
dierungen, Schürfungen  und  Grahnng-en  stutttinden  sollen,  oder  Name 
and  Grenzen  desselben  enthalten  sein.  Ausserdem  nmss,  soweit  es 
sich  um  Sondierungen  und  Grabungen  handelt,  dem  Gesuch  eine 
Karte  beigefügt  sein,  welche  die  Grenzen  des  Landes  und  die  j^enane 
Stelle  von  alten  nnd  neuen  Baulichkeiten  bezeichnet,  die  auf  dem 
Ausgrabnngsplats  sich  befinden. 

Art  15.  Das  Gesuch  wird  vom  ünterrichtsministerinm  der 
Generaldirektion  der  EaiserL  IfuBcen  übermittelt  Diese  ttbertr&gt 
der  Kommission  für  die  Altertümer  die  Aufgabe^  sich  mit  dem 
GesncbsteUer  zu  besprechen,  die  erforderlichen  Erhebungen  durch 
oinen  besonderen  Beamten  nnd  die  OrtsbehOrden  zu  veranlassen  nnd 
an  prflfen,  ob  dem  Gesuche  stattzugeben  ist  oder  nicht. 

Art.  16,  Zui'  Erlangung  der  Erlaubnis  für  Vornahme  von 
Sondierungen  und  Grabungen  ist  die  Erfüllung  folgender  Bedingungen 
erforderlich: 

1.  Die  Grabnnj^en  werden  nur  im  Einverständnis  mit  der  General- 
direktion der  Kaiserl.  Museen  und  mit  deren  Mitwirkung  vor- 
genommen. Wenn  das  Ausgrabungsgebiet  Privaten  oder  Ge- 
meinden gehört,  so  fibernimmt  jene  die  Verpflichtung,  die  Ein- 
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williguug  des  Landeigentümers  za  den  (irabiiiiL'^eii  zw  ver- 
schaffen oder,  falls  sie  diese  nicht  erlangen  k;tnn.  fr»'niass  Art.  7 
die  Euteiguung  in  der  Weit^e  Iierbeizaführen,  dass  dlie  Enteig- 
nnngamiiune  von  dem  Ausgraber  gezahlt  wird.  Die  so  expro- 
priierten Lfindereien  werden  Eigentum  der  fiec;ierung. 

2.  Die  EoBten  ttr  die  vorzunehmenden  Sondiernngen,  Schfiifiingen 
und  Gfrabnngen  fallen  dem  Gesacfasteller  znr  Last 

8.  Alle  anegegrabenen  Altertümer  sind  Eigentum  der  B^fierong 
nnd  werden  in  den  Kaiser!.  Mneeen  anfgestellt  Jedoch  hat 
der  Ansgrabende  das  Rechte  dieselben  anm  Gegenstand  von 
VerSiTentlichnngen  na  machen  nnd  von  ihnen  Photographien, 
Abdrücke,  Abgüsse  und  Zeichnnngren  anzufertigen. 

4.  Durch  die  Sondieruuizs-  und  Ui  Übungsarbeiten  dürfen  Festungen 
und  Befestigungs\'vti  kf,  öffentliche  und  private  Bauten  und  p:e- 
meinniUzig^en  Zwecken  dienende  andere  (xegeustände  in  keiner 
Weise  beschädigt  werden. 

5.  An  die  Ausgrabnngsstätten  wird  ein  von  der  Qeneraldirektion 
bestellter  Beamter  entsandt,  welcher  &ber  die  genane  Beobach- 
tung der  hanptsSchlichsten  Bestimmungen  des  gegenwirtigen 
Reglements  zn  wachen  hat 

6.  Die  Fnndergebnisse  jedes  Tages  werden  nach  Zahl  nnd  Art  in 
zwei  gedruckte,  von  der  Generaldirektion  gelieferte  Ooupon- 
register  eingetragen  und  die  betreffenden  Eintragungen  tSg^iich 
von  dem  Ausgrabenden  und  dem  Beamten  unterzeichnet  Hierauf 
nimmt  derselbe  die  Funde  an  sich  und  deponiert  sie  an  einem 
duzu  IjvhLMuiiiteii  Ort-e.  Dein  Aiisprrabenden  steht  das  Recht 
des  Zutritts  /,u  diesem  Urte  nnd  zum  iStndinm  der  Funde  zu. 

Art.  17.  l>ie  Kriaiibnisscheiiie  zum  Sondieren  und  Graben 
werden  mit  Genehmigung  der  Hohen  I'foite  erteilt.  Wenn  die 
Generaldirektion  der  Kaiserl.  Museen  das  betreffende  Oes^uch  beffir» 
wertet  und  der  Konseil  des  Unterrichtsministeriams  es  für  annehm- 
bar erkUrt  hat,  wird  die  Erlaubnis  mittels  Bericht  des  letzteren 
nachgesucht  Nach  der  hierauf  von  der  Hohen  Pforte  zn  erteilen- 
den Einwilligung  wird  der  Erlaubnisschein  Tom  Unterrichtsmini- 
sterium ausgefertigt  und  der  Generaldirektion  der  Eaiserl.  Museen, 
behufs  Aushttndignng  an  den  Gesuchstelleri  ttbermittelt 

Art  18.  Die  fftr  die  Schhrfungen  und  Sondierungen  gewährte 
Frist  beträgt  höchstens  zwei  Monate  vom  Datum  des  Erlaubnis* 
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Scheins  an  gerechnet  Diejenige  ffir  Ansgrabnngen  hOchtens  zwei 
Jahre.  Wenn  dtese  Frist  abllnft}  ohne  dass  ans  zwingenden  Grttnden 
mit  den  Ausgrabungen  begonnen  oder  diese  beendet  werden  konnten, 

nnd  wenn  die  yon  den  Interessenten  yoi^braebten  Gründe  seitens 

der  (.ieneraldirektion  der  Kaiserl.  Museen  nach  Prüfung  als  stich- 
haltig fikauut  werden,  so  wird  auf  entsprixlH-nde  Meldung  von  dem 
Fntt  rrichtsministeriura,  naclidem  dir  Weiöunp:  der  Hohen  Pforte  ein- 
geholt worden  ist,  die  Aasgrabungsfrist  noch  um  höchstens  ein  Jahr 
verlängert. 

Art.  19.  Wenn  innerhalb  dreier  Monate,  vom  Datum  des 
Erlaubnisscheins  an,  mit  den  Grabungen  nicht  begonnen  wird  oder 
dieselben  nach  Beginn  ohne  annehmbaren  Grand  wShrend  zweier 
Monate  unterbrochen  werden,  so  verliert  der  Ansgrabungsschein 
seine  GlUtigkeit  Stellt  der  Interessent  dann  einen  neuen  Antrag 
auf  GrabungserlaubniSy  ao  steht  es  dem  Unterrichtsministerium  in 
Übereinstimmung  mit  der  Generaldirektion  der  Ealserl.  Husesn  firei, 
den  firflher  von  ihm  erteilten  Erlaubnissehein  in  Kraft  zu  belassen, 
ihn  zu  annullieren,  umzutauschen  oder  höheren  Orts  die  Erlaubnis 
zur  Erteilung  eines  nt  urn  nachzusuchen  oder  nicht. 

Art.  20.  Weiiii  d»  i  Träprer  eines  zu  Sondierungen  ermSehti- 
genden  Erlaubnisscheiiib  innerhalb  zweier  Monate  nach  Ablaut  des- 
selben den  Antrag  auf  Erteilung  der  Erlaubnis  zu  förmlichen  Aus- 
grabungen an  denselben  Orten  stellt,  so  sind  die  gemachten  Er- 
bebungen und  die  sonstigen  erwähnten  Formalitäten  auch  bezilglich 
der  Ausgrabungen  in  Gültigkeit. 

Art  21.  Den  Beamten  des  türkischen  Staates  oder  den  bot- 
schaltUchen  und  sonstigen  fremden  Beamten  kann  die  Erlaubnis  zur 
Vornahme  von  Sondierungen  und  Ausgrabungen  innerhalb  ihres 
Amtsbezirks  nicht  erteilt  werden. 

Art.  22.  Die  Erlaubnisscheine  sind  persönlich  und  k<tanen 
von  ihrem  Inhaber  nicht  au  eine  andere  Person  überlassen  oder 
veikauft  werden.  Die  in  diesen  Scheinen  aufgeführten  Rechte  sind 
auf  die  Erben  nicht  übertragbar. 

Art.  28.  Mehr  als  ein  Erlaubnisschein  zur  Vornahme  von 
Schürfungen,  Sondierungen  nnd  Ausgrabungen  kann  einer  rerson 
zu  derselben  Zeit  nicht  erteilt  werden. 

Art  24.  Wenn  nach  Beginn  der  gesetzlich  gestatteten  Aus- 
grabungen der  B^erung  Bedenken  kommen,  so  werden  jene  durch 
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das  ünterrichtainiiiisteriiiin  nach  VeFstfindigrnDg  mit  ^  Genenl- 
direktion  der  Eaiserl.  Hnaeeii  eingeitollt  Die  Daaer  der  Ein- 
steUnner  wird  auf  die  im  Erlaabniseehein  angegebene  Anagrabrngs^ 
£riflt  nicht  in  Anrechnung  gebracht  werden.  Dem  Inhaber  der  Er- 
lanbnis  eteht  w  eg^en  der  Einstelluiig  ein  Becht  auf  Schaden-  oder 
Kostenersiitz  iiiclit  zu. 

Art.  25.  Die  Gebühren  für  die  Erlaubnissclieine  des  ünter- 
richtsministerimns  (im  türkischen  Text  auf  die  Sohürfunj^en  li^'- 
scliriiiikt,  jedenfalls  in  dem  weitere«  biiiiie  vfiii  ürabnngen  zu  ver- 
stehen) ÜiesBeu  in  die  Kaa»e  der  Generaldirektion  der  Kaiserl. 
Hnseen  nnd  betragen 

für  eine  sechsmonatige  Frist .   .     5  tarkiecbe  Pfnnde, 

^     „    einjährige         ^    .   .   10      ^  „ 

„     „    Kweigährige       „    .  .  20      „  „  . 

Sechster  Abschnitt:  Verkauf,  Ans-  und  Einfnhr  ond 
Transport  von  AntiqnitSten. 

Art.  26.  Ohne  Erlanbnis  der  türkischen  Regierung  ist  der 
Verkauf  und  Handel  mit  AntiqniUSten  im  türkischen  Reiche  ver- 
boten, \\»nn  ein  Antiquitätenhändler,  (dine  einen  Krlaul)ni>s( hein 
^eliist  zu  halten,  Altertümer  verkauft  oder  zu  verkaufen  sucht,  wird 
er  mit  tieldstrafe  von  lOU — 1<»00  Piaster  und  mit  Gefänunis  von 
0  Tagen  bis  zu  6  Monaten  bestraft.  Ausserdem  werden  die  in 
seinem  Besitz  betindlichen  Antiquitäten  kontisziert  und  in  den 
Kaiserl.  Museen  aufgestellt.  Der  Erlaubnisschein  für  den  Verkauf 
von  Altertümern  wird  auf  Befürwortung  der  Generaldirektion  der 
KaiserL  Hoaeen  vom  Unterrichtsministerium  erteilt. 

Art.  27.  Die  Ausfuhr  der  im  türkischen  Reich  entdeckten 
Antiquitäten  ins  Ausland  ist  verboten. 

Art  28.  Die  Einfohr  jeder  Art  von  Antiquitäten  in  die 
l?ürk^  ist  ftei  und  unterliegt  keinem  Zoll.  Die  von  einem  Orte 
des  türkischen  Reiches  nach  einem  anderen  transportierten  Antiqui- 
lätcu  äiiiid  von  der  Zahlung  des  Binnenzolls  betreit.  Sämtliche  aus 
dem  Ausland  in  die  Türkei  einjroführten  oder  innerhalb  der  letzteren 
von  einem  ()rte  zum  anderen  Transportierten  Anti(iuitäten  bind  die 
Zollbehörden  verpflichtet,  der  tnr  die  Verwaltung-  der  .-Mterttimer 
zuständigen  Belu'irde  zur  Prüfung  und  Untersuchung  auszuhändigen. 

Art.  20.  Die  Wiederausfuhr  der  in  die  Türkei  eingeführten 
Antiquitäten  ins  Ausland  und  der  Transport  derselben  von  einem  Ort 
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zum  .andern  innerhalb  der  Türkei  ist  von  der  Einholung  eines  Er- 
laubnisscheines seitens  der  Generaldirektion  der  Kaiserl.  Kosseen 
abMagig. 

Art.  80.  Zur  Erlmgiuig  des  im  Yorhergehenden  Artikel  er- 
wähnten ErlanbnjsBcheinB  Jet  erforderlieh,  dass  deijenige,  welcher 
Antiquitäten  mit  eich  Ahrt  oder  sie  yersendet»  ein  Verzeichnia  derselben 
anfertigt  and  es  in  der  Hauptstadt  der  Generaldirektion  der  EaiserL 
Mnseen,  in  der  Proyinz  dem  die  Fnnktionen  eines  Altertnmsbeamten 
bekleidenden  Direktor  fSr  die  Unterrichtsangeiegenbeiten  oder  in 
Lrmau^tluii^  eine!>  solchen  der  Ortsref^ierunj?  einreicht. 

Art.  31.  Die  Geueraldirektinn  der  Kaiserl.  Mnseen  hat  das 
iiecht,  diejenijren  der  vorerwähnten  Altertümer,  deren  Wichtigkeit 
für  die  Miiseeumssammlungen  feststeht,  unter  Zahlung  ihres  Wertes 
anankaofen,  die  Aasfahr  and  den  Transport  der  ftbrigen  za  gestatten. 

Verschiedene  Bestimmangen. 

Art  82.  1.  Die  Ansmfergebühren,  welche  von  konfiszierten 
oder,  naeh  ergangenem  Richtersproch,  in  Öffentlicher  Versteigerang 
Terkanften  Antiquitäten  erhoben  werden;  2.  die  Geldstrafen  fliessen 

in  die  Kasse  der  Generaldirektion  der  Kaiserl.  Massen. 

Art.  :5:5.  l'rozesse,  die  in  den  vorstehenden Gesetzet>bestimmungen 
Entstellung  hnden,  kommen  vor  den  gewöhnlichen  (ierichten  zur 
Entscheidung. 

Art.  34.  Die  auf  die  Antiquitäten  beztiglichen,  mit  dem  gegen- 
wärtigen Gesetz  in  Widersprach  stehenden  Bestimmangen  sind  auf- 
gehoben. 

Art  35.  Bas  Unterriehtsministerinm  ist  mit  der  AasfQhrang 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  beaaftragt. 

16k  Gesetz   über   die  Verwaltung  von  MündelgUteru 

—  nmom  emval-i-etamiu  ^suret-i-iilaressi  hakkinda  nisamname  — 

V^"^     15.  NIM«!  IM*    =       April  190b. 

Eap.  L  Formaliläten  bezüglich  dbr  Inventarisiernng 
der  Hftndelgfiter.  Znr  Inventarisiernng  der  Güter  von  Waisen 
osmanischer  Staatsangehörigkeit  sind  die  religiösen  (Scheriatr)  Ge- 
richte zuständig.  Jeder  Nachlass  mnss  fiberhanpt  inventarisiert 
werden: 

1.  wenn  einer  der  Erben  weniger  als  15  Jahre  alt  ist, 

2.  wenn  einer  der  Erben  abwesend  ist, 
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3.  wenn  der  Na(  lilass  wegen  Überschuldung  uicbt  augetreteu  wii'd, 

4.  wenn  Erben  nicht  bekannt  8ind. 

5.  wenn  es  einer  der  Erben  verlangt. 

Erben  unter  15  Jahren  fllr  mUndig  so  erklSren,  ist  den  Ge- 
richten  verboteo.  Nach  dem  türkischen  B«cht  beginnt  die  Mfindig- 
keit  bekanntlich  bei  Knaben  mit  12,  bei  Hftdchen  mit  9  Jahren, 
nnd  spfttestens  bei  beiden  mit  dem  15.  Jahre. 

Bezüglich  der  Nachllsse  nichtmohamedaniseher  Untertanen  der 
Pforte  bleiben  die  Bestiniiuungen  der  Grossvezii  lai-Teskeres  vom 
7.  Sefert  1278  und  22.  Kjnnnn-i-ssani  IJUG  in  Kraft, 

Bei  NacliläBsen  von  100 000  Piaster  an  wird  zur  Aufsicht  ein 
besonderer  Beamter  ernannt. 

In  der  Hauptstadt  haben  die  QoazantttneSmter,  in  der  Provinz 
die  Lokalbehörden  den  anständigen  Gerichten  von  den  täglichen 
Todesfällen  Mitteilnng  zn  machen. 

Kap.  IL  Die  Waisendirektion  (etam  mädirieti)  in  Kon- 
stantinopel  nnd  ihre  Pflichten;  Verrechnung,  Anlegung  nnd  Anf> 
bewabrnng  von  Mündelgeldern. 

In  Konf^tantinopt  1  wird  eine  IMiektion  (müdiriet).  die  unt^r 
Aufsicht  (let*  Scluicliulislamats  steht,  und  eine  Kasse  unter  dem 
Namen  emval-i-etam  idare  we  idanat  ssandygi,  Verwaltuugs-  und 
Anlegungskasse  fiir  Waisenveimögen,  gegründet. 

Kap.  III.  Anlegung  nnd  Verzinsung  von  Mfindel vermögen; 
Form  der  Einkassierung  des  Kapitals  nnd  der  Zinsen. 

Mündelgelder  können  gegen  Faustpfand  in  beweglichen  Ver- 
mügensobjekten  und  gegen  Verpfändung  dazu  geeigneter  Immobilien- 
Arten  oder  gegen  dreifache  Bürgschaft  verborgt  werden. 

Kap  Unterhalt  der  Mündel.  Aussteuer,  Auslagen  für 

Reparatur  von  tiebiiudcii,  lie<  liiiuiig»rt'vi.siuu. 

Kap.  V.  Behandlung  von  Gütern  von  Mündeln,  die  über 
20  Jahre  alt  sind. 

Kap.  VL  Die  fUr  die  Inventarisiemng  nnd  die  Entscheidung 
von  Streitigkeiten  dabei  zuständigen  Gerichte. 

Kap.  VIT.  Die  Inventarisierungsbeamten,  die  vom  Per- 
sonal der  religiösen  Gerichte  genommen  werden,  und  ihre  Pflichten. 

Kap.  VIII.  Gründung  nnd  Pflichten  von  Kuuseils  für  die 
Verwaltung  von  Mundelvermögeu. 
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Kap.  IX.  Die  WaisendirektioiL,  WaiMukonaeils  und  ihre 
Pfliehten  in  der  Prolins. 

Kap.  X.  InTentariBienmgagebllhTen. 

17.  Befggeseli  ▼om  \^  ^  29.  April  1906. 

Abschnitt  I:  Die  EinteUnniir  der  Minen, 
g  1.  Alle  Minen,  sowohl  die  nnter  der  Erde  wie  diejenigen 
auf  der  ErdoherflSehe,  sorfsilen  Je  nach  der  Art  ihrer  Ansbeateng 

in  drei  Teile: 

1.  Minen  unter  Tage  —  meadin-i-asslie, 

2.  Minen  «her  Tage  —  nieadin-i-ssathie. 

3.  Steinbrüche  —  Tasch  odschaklari. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  bezieht  sich  nnr  anf  die  beiden  ersten 
Teile.  Die  Steinbrache  werden  durch  ein  besonderes  Üesetz  geregelt. 

§  2.  Minen  nnter  Tage  —  meadia-i-asBlie  —  sind  solche,  die 
in  Adern  (damar),  Schichten  (tabaka)  oder  Lagern  (jyghyn)  liegen, 
wie  Gold,  Silber,  Ptatina,  Neosilber  (dschiva),  Blei,  Eisen,  Knpfer, 
(nyhass),  Messing  (kalai),  Zink,  Bismnt,  Kobalt,  Nickel,  Arsenik, 
Mangan,  Antimon,  Alninininmn.dergl.  Mineralien,  Bernstein,  Schwefd, 
Alann,  Graphit,  Kohle,  Pech  (sift),  Naphtha,  Asphalt,  Petrolenm  und 
Petroleum  ähnliclit  Minemlien,  ferner  wertvolle  Steine  jeder  Art, 
Schmirgel  (simpareV.  horaxlialtige  Stoffe,  Steinsalz,  Soolqnellen, 
MinerahvaHser.  kupferluilti^es  Wassfr.  kalfr  und  warme  Quellen. 

§  Ü.  Minen  über  Tage  sind  diejenigen,  die  in  nicht  zusammen- 
hängenden Mengen  sich  anf  der  Oberfläche  der  Erde  befinden  und 
durch  Arbeiten  über  Tage  gewonnen  werden  können,  wie  EisenstoflFe, 
Kieserde,  die  in  Eisensnlfat  umgewandelt  werden  kann,  Mineral-, 
Sand>  und  Alnmininm-Erde,  Torf  nsw. 

Abschnitt  II:   Allgemeine  Bestimmungen. 

§  4.  Das  Bergwerkseigentum  bei  (wSrtlich:  der  Betrieb  von) 
Minen  unter  und  über  Tage  wird  durch  Irade  des  Sultans  verliehen 
(wörtlich:  ist  vom  Erlass  des  Irade  des  Sultans  abhSngig). 

§  r>.  Minen  unter  Tage  werden  zum  Betrieb  (ischledilmessi^ 
auf  99  .lalire  verliehen.  Mineralien,  die  nicht  in  Adern  (tamar), 
sondern  in  grossen  Anhäufuiifrrn  (jyghyn)  sich  tinden,  \vif>  Chrom, 
Schmirgel,  boraxhaltipre  Stoffe  n.  rlprprl..  können,  jp  nach  (h-\u  Urteil 
der  Mineralverwaltung  auch  für  längere  Zeit,  aber  nie  unter  40  Jahren, 
2um  Ausbau  verliehen  werden.  Während  der  VerleihnngsfriBt  ki^nnen 
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die  Ifinen  yerSnsBort  und  dnrch  Erbfolge  übertragen  werden. 
Die  Vererbung  nnd  Verfinssernng  vollzieht  Bich  in  der  Weiae,  das» 
die  Parteien  vor  der  Minenverwaltung  (meadin  Idaressi)  zosammen- 

kommen,  die  iidigen  Eintragungen  in  ein  besonderes  Register  ge- 
maciit  werden  nml  darüber  eine  Bescheinigunjjr  (ilmuhaber)  ausge- 
händigt wird,  Inüt  11  dürfen  die  Übertragungs-  und  Vererbuug»- 
fnrmalitfiton  die  Erfüllung  der  in  diesem  Gesetz  aal'getUhrteu  Be- 
dingungen nicht  hinausschieben. 

§  6.  Zum  dauernden  Betrieb  aufgestellte  Maschinen  und  er- 
richtete Gebäude,  Schächte,  Bräche  und  andere  Anlagen,  Lasttiere, 
welche  in  den  Minen  gebraucht  werden,  Inatmmente  znm  Ansban, 
Transport  nnd  Reinigen  des  Minerals,  sowie  VonUte  fSr  ein  Jahr 
gelten  als  eiserner  Bestand  (temir  hasch)  nnd  können  wegen  Schulden 
nicht  beschlagnahmt  nnd  verkauft  werden. 

§  7.  Andere  anm  Betrieb  dienende  Gegenstlnde,  geforderte 
Mineralien,  Kuxe  und  Anteile  am  Nutzen  sind  bewegliche  Sachen. 

§  8,  Die  Verleihung  von  Minenkonzessionen  auf  Mfilk-  und 
Wakufluiid  vollzieht  sich  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes. 
Von  den  proporrionellen  Abgaben  erhält  ^/^  die  Minen  Verwaltung, 
den  Bebt  der  Eigentümer  bezw.  der  Evkaf. 

Abschnitt  III:    Das  Schürfen. 

§  9.  Das  Schürfen  seitens  des  Eigentümers  auf  seinem  Grnnd 
nnd  Boden  ist  von  der  L(isung  eines  Scheines  (Ilmuhaber)  abh&ugig. 
Auf  Land  ohne  Eigentümer,  sowie  auf  freiem  unbebautem  MirUand 
(erasi-i*chalie-i-emirie)  ist  es  von  einer  ansdrttcklichen  Erlaubnis 
(teharri  mchssatnamessi)  abhängig. 

§  10.  Das  Gesuch  um  Erteilung  des  Ilmuhabers  sowie  des 
Schttrferlaubnisscheines  ist  an  den  Vali,  in  dessen  Bezirk  das  Berg- 
werk liegt,  oder  bei  selbständigen  Sandschaks  an  den  Mntessarrif 
zu  rirlitt-n.  Gleich  bei  seiner  Kinreichung  ist  es  in  das  betreftende 
Spe /cialn-^qster  einzutrugeii  und  dem  Bewerber  zum  Beweise  seines 
Voriecliih  (hakk-i-tekkadüm )  sofni  t  eine  Empfangsbestätigung  auszu- 
hiindiq-en.  Darauf  werden  die  erforderlichen  Krhebnngen  angestellt, 
und  wenn  sich  erweist,  dass  keine  der  im  Art.  Vd  aufgeführten 
Hinderungserrüude  vorliegen,  ist  das  Ilmuhaber  bezw.  der  Schfirf- 
erlaubnisschein  auszustellen.  Davon  ist  dem  Minenministerinm  um- 
gehend durch  Telegramm  und  unter  demselben  Datum  durch  Bericht 
Kenntnis  zu  geben.  Das  Hinisterium  hat,  wenn  es  die  Auastellung 
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der  Erlaubnis  naeh  Prüfung  für  dem  Gesetz  entaprecliend  erkennt, 

binnen  4  Monaten  der  Lokalbehörde  seine  Bestätig-un^  mitzateilen. 
Erachtet  es  gesetzliche  liedeiiken  dag'e'i^en  für  vürlie{i:eiul,  s(»  hat  es 
diese  unter  Darlegung  der  Gründe  der  Hohen  I'forte  zu  unter- 
breiten, nnd  zwar  innerhalb  iltTselben  Frist.  Die  an  Ort  und  iStelie 
entstandenen  Akten  sind  beizufüf^en.  Die  Gesnchstelierin,  Person 
oder  Gesellschaft,  kann  sich  ebenfalls  an  die  Pforte  wenden.  Auf 
der  Pforte  bat  der  Staats-  oder  Ministerrat  in  4  Monaten  Beschluss 
zn  fassen  und  diesen  dem  Palais  zn  unterbreiten.  Alle  diese  Ver^ 
handlongen  und  Beschlüsse  sind  in  8  Monaten  zn  Ende  zn  fllliren. 
Geht  in  dieser  Zeit  der  LokalbehQrde  über  Bestätigung  oder  Nicht* 
bestätignng  keine  Mitteilung  zn,  so  wird  die  Erlaubnis  der  Lokal- 
bebOrde  gemäss  Art  20  endglQtig  nnd  mit  dem  Schttrfen  wird  be* 
gönnen.  Die  beiden  Fristen  werden  vom  Datum  des  Telegramms 
und  Berichts  an  das  Ministerium  gerechnet  Auch  wird  das  Datum 
der  Anfgabe  des  Berichts  auf  die  Post  dem  Ministerinm  vom  Vili^et 
oder  Sandschak  mittels  Telegraimn  bekannt  gegeben. 

§  11.  In  das  im  vorig-en  Artikel  erwähnte  Spezialregister 
ist  einzutragen:  Name  dea  Bewerber  und  Datum  der  T  berr»*icliung 
des  Gesuchs,  sowie  Inhalt  des  letzteren.  War  ein  llmuhaber  oder 
Erlaubnisschein  (rnchssatn&me)  ausgestellt,  deren  Inhalt;  waren  solche 
nicht  ausgestellt  oder  zwar  ausgestellt,  aber  ihre  Gültigkeit  liinflUlig 
geworden,  weil  die  gesetzlichen  Bedingungen  nicht  ertiillt  waren, 
so  sind  die  Grfinde  dafür  ebenfalls  einzutragen.  Die  Register,  die 
die  erwähnten  Eintragungen  enthalten,  müssen  nach  demselben 
Schema  und  mit  fortlaufender  Seitenzahl  vom  Ministerium  angelegt 
sein  und  den  betreffimden  Vil^ets  oder  Sandschaks  zugestellt  werden. 

§  12.  In  Eonstantinopel  und  dessen  Vorstädten  (belad-i-sselasse), 
anf  beiden  Seiten  der  Meerengen  innerhalb  der  Zone,  die  von  der 
Milit  -i  1  ^  h  I de  nicht  freigegeben  ist,  endlich  au  den  Landesgrenzen 
werden  ilmiihabers  und  Erlaubnisscheine  nicht  ertf^lU.  mo^e  es  sich 
am  Land  in  Privatbesitz  liandeln  oder  um  unbebautes  Miriland. 

§  18.  Es  ist  verboten,  Schürfarbeiten  innerhalb  der  Städte 
sowie  an  Stellen  vorzunehmen,  die  für  die  Allgemeinheit  bestimmt 
sind,  wie  Gemeinde-Märkte.  -Gärten  und -Plätze.  Ebensowenig  dürfen 
Umuhabers  und  Erlaubnisscheine  ausgestellt  werden  zur  Vornahme 
von  ScharÜsrbeiten,  wenn  die  Erlaubnis  nachgesucht  wird  für  Stellen, 
die,  wie  Weide-  und  Forstplätze,  ebenfalls  für  die  Allgemeinheit 
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bestimmt  sind,  nnd  wenn  eine  angestellt«  Uutersncbung  ergibt,  dass 
die  Arbeiten  die  Bedürfnisse  der  Bewohner  ei  n<!P  Ii  ranken  nnd  beein- 
trftchtigen  oder  auf  den  betreffenden  Ländereien,  ia  der  Nähe  oder 
ihrer  ümgebnng  (dachilinde-lnirh-dBchivarinda)  staattiehe  Oebände, 
fiakaliflche  EtabliBsementa  —  allgemeinnQtziger  oder  religiöser  Art  — , 
Fefltongen,  Befestigongswerke  oder  sonst  militärische  Anlagen  sich 
befinden,  die  dnrch  die  SchfirfSurbeiten  Schaden  «rleiden  konnten. 

§  14.  Ohne  Genehmig-ung  des  Gmndeigentflmers  ist  es  ausge- 
schlossen, aul  von  allen  vier  Seiten  eingefriedigten  Grundstücken, 
auf  liofrüumen.  in  (Jiiitt  n  odor  in  einem  T'^mkreise  um  diese  von 
500  Pic  behufs  SchürtViis  mir  Hacken  und  Bohrern  Brunnen  zu 
graben,  Schächte  zu  (»ffnen  oder  Anlagen  zum  Aufstellen  von  Bergbau- 
Instrumenten  zu  errichten. 

§  15.  Die  £ingabe  zweclu  Erwirkung  der  Schürferlaubnis 
mnss  enthalten: 

Namen,  Stand,  Staatsangehörigkeit  nnd  Wohnort  des  Antragstellers, 

sowie  seiner  eventnellea  Gesellschafter; 
Lage  nnd  Grenzen  des  Fundortes,  Angabe  der  Sandschaka  nnd 

Easas,  in  welchem  letzterer  liegt; 
Bezeichnung  des  Uioerals; 

Angabe  der  rechtlichen  Natur  des  Landes,  nnd  wenn  es  Im  Privat- 
besitz ist,  den  Namen  des  Eigentümers  und  die  Versicherung, 
dass  dieser  für  den  infolge  der  Schürfarbeiten  entstehenden 
Schaden  entsrhnrliu;r  wtM-dt'ii  wird; 
die  Antralit'.  dass  <i.  i     iiuiieiidt%  falls  die  Schfirferlaubnia  aus  den 
in  Art.  13  enthaltenen  Gründen  nicht  erteilt  wird,  keinerlei 
Schadensersatzansprüche  geltend  gemacht  werden; 
Beigefügt  muss  werden  ein  Croqnis,  das  die  festen  Punkte,  wo 
geschürft  werden  soll,  enthält,  sowie  die  Grenzen  des  Schürf- 
terrains,  die  in  geraden,  diese  Punkte  verbindenden  Linien 
anzugeben  sind. 
Wird  die  Schttrferlaubnis  für  eine  Aktiengesellschaft  verlangt, 
dann  muss  noch  eine  Bescheinigung  darüber  beigebracht  werden, 
dass  jene  von  der  Begierung  anerkannt  worden  ist. 

§  16.  Die  Ausdehnung  der  Stelle,  für  die  mittels  ScbürflM^heins 
zur  Vornahme  von  Schürfarbeiten  enii;i<  htiirt  wird,  wird  gemäss  der 
Gattung  di's  Jlinerals  und  den  Anfordti  niiirrii  der  Wissenschaft  be- 
stimmt und  demnach  ist  die  Karte  anzufertigen. 
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§  17.  Die  anf  Gesaclie  uiu  Inlun-uij^  der  Schtirferlanbnis 
vorzunehmenden  Erln  l  ungen  müssen  von  der  Vilajets-  oder  Sandschak- 
reg^ierung  in  6  MuiuiLeii  vom  Datum  de»  Gesuchs  an  gerechnet 
beendet  sein  und  der  Besclilnss  gefasst  werden.  Die  Erhebungen 
werden  von  dem  Verwaltungsrat  des  Kasas  oder  Sandschaks,  in 
denen  die  Mine  liegt,  festgesetzt  und  an  Ort  nnd  Stelle  durch  eine 
Kommission  vorgenommen,  die  zusammengesetzt  ist  ans  je  einem 
Mitglied  des  ÄltestenratB  des  Orts  bezw.  dem  Mnditar  and  dem 
Vilsjet-Ingeniear.  Zoznziehen  ist  der  Oesnchsteller  oder  sein  legiti- 
mierter Vertreter.  Das  darttber  von  der  Eommiasion  anfgenommene 
Protokoll  wird  von  dem  Verwaltnngsrat  des  Easas  oder  Sandschaks 
geprüft  nnd  das  Hasbata  Aber  das  Besnltat  der  Prilfting  der  Vil%jet8- 
oder  (unabhängigen)  Sandschakregiening  vorgelegt.  Nach  noch* 
maliger  Prüfung  der  mit  diesem  Masbata  vorgelegten  Akten  durch 
den  "S'erwaltungsrat  des  Vilajets  bezw.  Sandscliaks  wird,  wenn  Gründe 
aus  Art.  18  niclit  entgegenstehen  nnd  nachdem  der  Gesuchsteller 
einen  Bürgen  srestellt  hat,  das  Ilmuhaber  oder  der  Erlaubnisschein 
(racbssatname)  ausgefertigt. 

g  18.  In  den  Bmnhabers  und  Sehilrt^einen  ist  ein  Vermerk 
anftonefamen,  dass,  falls  znr  Vornahme  der  Schttrforbeiten  der  Ge- 
bravch  von  Pulver,  Lnnte  o.  dergl.  notwendig  ist,  Art,  Menge  und 
Wert  zunächst  der  Regierung  bekanntgegeben  wird  und  Sicherheit 
dafür  zu  leisten  ist.  dass  nur  in  dem  angegebenen  Zweck  die  Be- 
nutzung stattfindet  und  für  diese  eine  besondere  Kilaubnis  eingeliolt 
werden  muss.  Femer  ist  darin  zu  vermerken:  Entfernung  und 
bekannte  Grenzen  der  Mine,  sowie  dass  diese  nicht  den  Grenzen 
von  Befestignngswerken  nahe  kommt. 

§  19.  Für  die  Dmahabers  werden  Gebfthren  von  3—5  Ltq. 
und  für  die  SchUrÜMbeine,  je  nach  Umfang  der  Xinoi  von  5,  10 
nnd  15  Ltq.  erhoben. 

§  20.  Die  Schflrferlaabnis  soll  nicht  auf  länger  als  auf  ein 
Jahr  gegeben  werden,  von  dem  Datum  an  gerechnet»  von  dem  gemSss 
Art  10  ihre  GOltigkeit  beginnt  Die  £rlanbnis  kann  unter  Wieder- 
holnng  der  Formalitäten  nnd  nnter  der  Massgabe,  dass  eine  weitere 
Verlfingemng  ansgeschlossen  ist«  auf  ein  zweites  Jahr  ausgedehnt 
werden,  wenn  erwiesen  wird,  dass  der  Bewerber  im  ersten  Jahr 
eifrig  nnd  erfolgreich  geschürft  hat 
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§  21.  Wenn  die  Bewerber  nm  eine  Öchürferlaubnis  sich 
6  Monate  narh  Einroichnnp'  ihre«  Gesuchs  nicht  nm  den  Fort- 
gan^  der  Aiigelegenlu'ir  kümnieni,  verliert  das  (jesuch  seine  Wirkung, 
ohne  dass  es  einer  besonderen  Mitteilung  bedarf. 

Wenn  der  Bewerber)  nachdem  alle  Formalitäten  beendet  sind, 
sich  binnen  zwei  Monaten  nach  erhaltener  Zusteilnng  einer  entr 
sprechenden  Mitteilung  des  ValiB  oder  Mateesarrile  durch  Vermittlnng 
des  Notars»  oder  nach  Offimtlicber  Anffordenung  doich  die  Zeitongeo 
des  Vil^jets  oder  Liwas  —  falls  sein  Aufenthalt  unbekannt  —  sieh 
nicht  meldet  und  den  Erlaubnisschein  in  Empfang  nimmt,  geht  er 
seines  Rechtes  ebenfUls  verlustig,  worüber  Uber  der  Begisterein- 
tragnng  ein  entsprechender  Vermerk  an  machen  ist. 

Streitigkeiten  zwischen  dem  Bewerber  und  dem  Vila^iet  bezw. 
Liwa  über  die  Erlaubnisscheine  entscheidet  in  erster  Instanz  das 
Minenministeriuui,  in  zweiter  der  Staatsiat. 

§  22.  rnterninimt  es  der  Inliaber  der  Scliürferlaiibnis,  obwohl 
er  unter  ständiger  Aufsicht  des  Vilajets  skh  Vietindet,  durch  die 
Art  der  Ansfühining  der  Aibtiteii.  die  öfientliche  Ordnung  und 
Sicherheit  zu  stören  und  wird  dies  durch  die  von  den  zuständigen 
Organen  angestrengte  Untersuchung  gesetzlich  erwiesen  oder  kommt 
er  innerhalb  der  Schürfflrist  gemäss  den  Bestimmungen  des  IV.  Ab- 
schnittes fiber  das  Verleihungsyerfahren  nicht  um  die  Verleihung 
des  Bergwerkseigentums  ein,  dann  wird  die  Schttrferlaubnis  zurück* 
genommen  und  fttr  ungültig  erklärt,  entsprechender  Vermerk  fiber 
der  Kegistereintragung  gemacht  und  der  Tatbestand  in  den  Zeitungen 
bekannt  j^^egeben.  Die  Erlaubnis  wird  einem  anderen  erteilt,  ohne 
dass  dem  bisherigen  Inhaber  irgend  ein  Schadensersatzansprach 
zustande. 

§  23.  Dir  Inhalier  dtr  Sehürferlanlmis  können  diese  ver- 
äussern, und  zwar^j  ist  dazu  erforderlich,  dass  nach  Anstellung  der 
nötigen  Erhebungen  durch  den  Verwaltungsrat  des  Vilajets  (Liwas) 
vom  Minenministerium  binnen  4  Monaten  mittels  Masbata  Bericht 
erstattet  wird  und  daratif,  gmäss  Besehluss  des  Ministerrats,  von 
der  Hohen  Pforte  die  Ermächtigung  erteflt  wird.  Ergeht  binnen 

^)  Nach  dem  alten  Art.  22:  apres  avoir  avibe  ie  Conseil  d'adiuini- 
stratiou  du  vilnjet  et  obtcnu  lo  consenteinont  du  miuistere  de  l'agri- 
cultnre  et  des  miues  et  furcts,  II  est  per^u  de  2^'^  ä  7  Ltq.  pour  frais 
de  ce  trsnsfert. 
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4  Monaten  Ton  der  Pforte  in  dieser  Besiehang  keinerlei  Weisnng, 
so  werden  die  Übertragong^BformalitSten  vom  Hinisterinm  vor- 
genommen.  Der,  anf  den  flbertragen  wird,  mnse  denselben  Vorane- 

setenn^en  entspreelien,  wie  derjenige,  der  nrBprOnglich  die  Schürf- 
erlaubnis  erworben  hat.  Die  Übertrap:iin^8gebühi  <  n  betragen  die 
Hälfte  von  denjenigen  für  die  Krteilung  der  Schürferlaubnis.  Die 
liir  die  Vornahme  der  rbertragimyrsformalitäten  festgesetzte  arht- 
niuuatige  Frist  gilt  als  einmal  za  der  Dauer  der  za  übertragenden 
Sctittrferlanbnis  hinzugefügt. 

§  24.  Verfolgt  der  Inhaber  der  Schttrferlaabnis  die  Arbeiten 
nicht^  und  gibt  die  Mine  anf,^)  dann  kann  er  die  wftbrend  des 
Sehtliifens  geforderten  Mineralien  exportieren  und  verkaiifen,  nach- 
dem er  davon,  wie  in  Art.  50  angegeben,  die  höchste  proportionelle 
Taxe  nach  der  Art  des  Minerals  gezahlt  hat 

§'  25.  Dinerhalb  der  in  den  Schttrfocheinen  angegebenen 
Grensen  «a  derselben  Zeit  nnd  nach  demselben  Mineral  zn  schfirfen, 
kann  keinem  anderen  erlaubt  werden. 

§  Wenn  jemand  behufs  Feststellung  des  Wertes  der 

gefundenen  Mineralien  vm  diesen  l'roben  ins  Ausland  schiekeji  will, 
so  kann  ihm  erlaubt  werden,  ^»•es'en  Zahlnng  der  verhältnisinä.ssigen 
Abgaben  für  das  betreflfende  Material  bis  zu  lüO  t  zu  exportieren. 
Diese  Erlaubnis  kann  bis  auf  2000  t  erweitert  werden.  Die  Ge- 
bühren werden  in  diesem  Fall  nach  dem  Höchstaatz  f&r  die  be- 
treffende  Gattung  Material  bemessen. 

§  27.  Der  Wert  des  Minerals  wird  nach  dem  Kurswert  in 
Europa  festgestellt,  unter  Abzog  der  Transportkosten  dahin,  sowie 
der  Schmelzungs*  nnd  Beinignngsanslagen. 

§  28.  Die  gegen  die  §§  24,  26  nnd  27  Veratossenden  werden 
mit  Geldstrafe  yon  25—100  PAind  bestraft  nnd  die  Schflrferlanbnis 
wird  ihnen  entzogen.  Im  Fall  des  Verkauft  von  Mineralien  ohne 
Erlaubnis  werden  die  festgesetzten  Abgaben  unter  Zugrundelegung 
des  doppelten  Wertes  der>eUM  n  erhoben. 

§  29.  Wird  die  Verwendung  von  Pulver  u.  dersrl.  znr  Aus- 
führung der  Schürfarbeiten  gestattet,  so  hat  die  Lukalbehürde  dar- 

Nach  der  älteren  FiwBUDg,  Art.  23,  war  noch  der  Fall  vor- 
gesehen: oü  le  firman  de  Pa^judioation  de  la  mine  n'aura  pas  6t£  pro- 
mulgu6.  Der  Fall,  dasa  den  Schttrfeni'  die  Konzession  nicht  erteilt 
werden  Icann,  scheint  danadi  ausgeschaltet  sa  sein. 
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über  KU  wachen,  dan  die  Schttrfer  es  nicht  zn  einem  andern  Zweck 

verwenden,  dass  den  Rechten  der  Einwohner  dabei  kein  Schaden 

zuiiTefilg^t  und  dass  j^^en  den  allerhöchsten  Willen  nichts  unter- 
nommen wird.  Zuwiderhandelnde  werden  zur  Verantwortung  gezogen. 

Abschnitt  IV.   Das  Verleihnngsveifahien  und  der  Betrieb. 

§  30.  Die  llinenkonseBsioB  wird  Oemanen  wie  Fremden  Ter- 
liehen,  einzelnen  Personen  wie  Gesellschaften;  bei  Verleihnng  an 
Fremde  ist  Bedingung,  dass  die  inständigen  Begierangen  das 
Gesetz  YOm  Jahre  1283  (richtig:  1284)  Uber  den  Gmnderwerb 
durch  Fremde  angenommen  haben  nnd  dass  Bewerber  den  gegen- 
wärtigen und  künftigen  Gesetzen  des  Landes  sieh  unterwerfen. 

Osmaniache  wie  fremde  Beamte,  welcher  Kategorie  sie  auch 
an^i^ehören,  deren  Verwandte  nnd  Anhang  (akraba  ve  terillnkaT\  . 
können  an  Orten  innerhalb  il  i  <  s  Amtsbezirkes  keine  Miiu  Tik<-ii/:e.ssion 
erwerben.  Dieses  Verbot  bezieht  sich  auch  anf  solche,  die,  obwohl 
Beamte,  Handel  zu  treiben  oder  ein  Gewerbe  aoszuftben,  ermächtigt 
sind.^) 

g  81.  Vor  Erteilnng  der  Betriebserlaubnis  ist  dreierlei  zu 
untersuchen: 

1.  dass  der  Betrieb  möglich  ist, 

2.  dass  keine  tf ine  in  der  Nähe  liegt,  die  durch  den  Betrieb  zum 
Stillstand  gebracht  werden  könnte, 

3.  dass  in  der  Nähe  liegende  Befestignngswerke  durch  die  Ar- 
beiten nicht  beeinträchtigt  werden  können. 

§  32.  Wird  beschlossen,  die  Minenkonzession  einem  andern 
als  dem  Finder  zu  geben,  weil  dieser  di*'  BeBtimmungen  des  Minen- 
gesetze« nicht  beachtet,  einer  anderen  in  der  Nähe  liegenden  Mine 
Schaden  zugefügt  oder  den  Nachweis  nicht  Ähren  kann,  dass  er 
imstande  ist,  die  Angelegenheit  (wörtlich:  sein  Gesuch)  zu  verfolgen, 
dann  ist  dem  Finder  für  sein  Finderrecht  eine  Entschädigung  zu 
zahlen.  Die  Höhe  ist  zu  berechnen  nach  den  aufgewandten  Aus- 
gaben, einer  Tagesrenumeration,  die  festzusetzen  ist  gemäss  seiner 
Stellung  auf  höchstens  ein  halbes  Pfbnd  und  einem  Anteil  an  dem 
Netto-Ertrag  der  Mine  bis  zn  5^/o  höchstens.  Die  Festsetzung 
erfolgt  durch  die  Minen  Verwaltung.  Sie  ist  von  dem  Minenkonzessionar 
zn  zahlen  und  in  den  Konzessionsferman  aufzunehmen.    Die  Mine 

^)  Dieser  Abschnitt  ist  neu. 
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gilt  in  Höhe  der  Entschftdignng  bis  sn  ihrer  BeBahlang  als  dem 
Berechtigten  verpftndet  Bei  Streitigkeiten  fiber  den  von  der  Minen- 
verwaltnng  feetgesetsten  Entschfidignngsbetrag  entscheidet  in  2.  In- 
stanz der  Staaterat.  Das  Verleihung8verfahren  erleidet  infolge  dieser 
Veriiumilungen  indegseii  keinen  Anfschub. 

§  33.    Kommt  der  Inhaber  der  Schürferlaubnis  um  die  Ver- 
leihang  der  Mine,  in  der  er  geschürft  hat,  ein,  su  hat  ei'  an  die 
Minenverwaltunj?  ein  Gesnch  zu  richten.    Dieses  muss  enthalten: 
Namen,  Stand,  8taaU»angehüngkeit  und  Wohnort  des  T^ewerbers. 
Ist  es  eine  Gesellschaft:  Namen  und  Wohnung  der  Gesellschafter 
und  ^ta  der  GeseUschaft.   Ist  zum  Betrieb  eine  Aktiengesell- 
sefaaft  errichtet  worden,  in  deren  Namen  die  Verleihong  nach- 
gesncht  wird,  dass  sie  eine,  na<^  den  Bestimmnngen  des  Gesetases 
gegründete  osmanische  Gesellschaft  ist; 
die  Angabe  der  Lage  der  Mine,  des  Banmgebaltes,  den  das  Mineral 

einnimmt,  nnd  die  Grenxen; 
die  Angabe  der  Art  des  Ulnerals  nnd  wie  der  Ertrag  verkanft 
werden  soll; 

die  Anj^abe.  auf  welrlie  Weise  notwendigres  Holz,  Kolilen  und 
sonstiges  Brennmaterial  in  Gemässheit  des  Waldgesetzes  be- 
schafft werden  soll: 
die  Angabe,  wieviel  Entschädigung  dem  event.  vorhaudeueu  Gmnd- 

eigentümer  angebi)ten  worden  ist; 
die  Verpflichtung,  nach  den  Begein  der  Wissensehaft  zu  arbeiten. 
§  84.  Dem  im  vorigen  Artikel  angegebenen  Gesnch  ist  in 
drei  Exemplaren  ein  Sitnationsriss  im  Mafsstabe  Ton  1 : 5000  beizolttgen. 
Darin  sollen  die  Grensen  der  Uine  dorch  Linien  zwischen  festen 
Ponkten  auf  der  Erdoberfliehe  gezeigt  werden,  sowie  die  Lage  der 
an  gewinnenden  Mineralien.  Mit  den  Sitnationsrissen  ist  der  Bericht 
des  Mineningenieurs,  der  die  Schürfarbeiten  ausgeführt  hat,  und 
eine  genügende  Anzahl  von  Proben  der  während  der  Arbeiten  ge- 
forderten Mineralien  vorzulegen.  Die  Proben  werden  zwecks  Ana- 
lysierung und  Aufbewaiiriin^'^  (hirch  \  ermiLtlung  der  Lokalregieruug 
in  einem  versiegelten  Behälter  eingeschickt. 

§  35.    Bewirbt  sich  der  Schürfer  um  Verleihung  der  Mine, 
dann  wird  auf  die  Eintragungen  bei  der  Minenverwaltung,  die  auf 
die  bei  Beginn  der  Schfirfarbeit  vom  Vali  und  dem  Ingenieur  ge> 
machten  Angaben  vorgenommen  worden  sind,  znrftckgegangen,  nnd 
Jahrbiteb  der  lataniat.  VeMtnlgnng.  8.  Bd.  182 
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das  G«8a<di,  wenn  Bein  Inhalt  den  vontehenden  Beeünuiuingen  «at- 
fipricht)  in  ein  Spesialre^ter  eingetragen,  ander&&llB  dem  Gesuch- 
steiler  zur  Vervollstftndigang  bezw.  Verhessemng  zurückgegeben. 

Seine  Kintragnn^^  erfolgt  nur,  wenn  es  in  jeder  Beziehung  die  An- 
fordei'iin^  des  Minengesetzes  erfüllt.  Die  Formalitäten  der  Entgegen- 
nahme Hill  Eintrapfung-  bezw.  der  JÜJrkcabe  eines  Kouzessions- 
gesnclies  ^oüen  mit  tunlichster  Beschleunigaug  ausgeführt  werden. 

§  36.  Unmittelbar  nach  Empfangnahme  und  Eintragung  des 
Gesuches  wird  anf  Kosten  des  Bewerbes  die  beantragte  Verleihung 
in  je  einer  in  Konstantinopel  in  tflrkischer  und  firansQsischer  Sprache 
erscheinenden  Zeitnng,  dnreh  besondere  Anzeigen  and  die  Vili^ets- 
zeitnng  swel  Monate  hindurch  bekannt  gemacht.  Abschriften  der 
Bekanntmaehnngen  sind  in  den  HanptstSdten  des  Vikü^ts,  Sand- 
schaks  nnd  Kasas,  sowie  in  sSmtlichen  BOrfem  des  Kasas,  in  dem 
die  Mine  liegt,  an  geeigneten  Stellen  ansnsehlagen.  Die  Bekannt- 
machungen haben  zu  enthalten:  Lage  der  Mine  und  ihre  Grenzen, 
Art  des  Minerals,  .Naiue  des  Bewerbers  und  Dauer  der  Kunzessiou. 

§  37.  Nach  Ablauf  der  Publikationsfrist  ist  der  Minenver- 
waltung in  2  Monaten  zu  beridit«^n.  ob  von  irgend  einer  Seite  Ein- 
spruch erhoben  ist  und,  zutrefrcndentalls.  die  Einspruchsschrift,  der 
Bericht  des  Mineningenieurs  und  eine  Äusserung  des  Vilajets  einzu- 
reichen. Nach  Ablaof  der  Pnblikationsfrist  werden  Beschwerden 
nicht  mehr  entgegengenommen. 

g  38.  Sfimtliche  nach  dem  vorigen  Artikel  einzureichenden 
Schriftstflcke  werden  der  technischen  Kommission  (meadin  fen  odassi) 
Überwiesen.  Dort  werden  sie  wissenschaftlich  geprüft  und  mit  Bericht 
an  die  Minenyerwaltnng  surlickgeleitet  Nachdem  sie  letatere  einer 
Prttftug  unterzogen,  sollen  innerhalb  6  Monaten  vom  Datum  der 
Eintragung  des  Gesuches  an  gerechnet  mit  Beschleunigung  die  auf 
Erlass  des  Feruuius  gerichteten  Fonualitäten  vorgenommen  werden. 

§  39.  Statuten  und  Vertrag  für  eine  Mineiiverleihung  werden 
von  der  Miueuverwaltnng  aufgesetzt,  durch  Vermittlung"  des  zu- 
stÜnilitTt-n  Ministeriums  der  Pforte  übersandt  und  im  Staatsrat  gv- 
prUft.  Darauf  ^Ird  nach  Immediatvorlage  die  Verleibaug  durch 
Irade  vollzogen. 

In  einem  Jahre ^)  mttssen  sämtliche  Formalitäten,  die  in  diesem 
Artikel  angegeben  sind,  ansgeftthrt  und  der  Verleihungsferman  er- 
teilt sein. 


Digitized  by  Google 


WiLHBLM  Pai>£l:  Türkei. 


2879 


§  40.  Nach  Erteilung  des  Fermans  wird  dessen  Inhalt  in 
den  im  §  '66  angegebenen  Orten  einmal  verüffentlicht.  Die  Kosten 
datui-  sind  ebenfalls  von  dem  Konzeesionar,  der  den  Ferman  erhalten, 
2a  traf^en. 

§  41.  Ohne  Qenehmignpg  der  £egiening  kann  der  Inhaber 
einer  MinenkonseMion  eeine  Minen  nicht  mit  einer  anderen  gleich- 
artigen,  sei  ea  dorch  einen  GeaeUachafteyertrag  oder  sonstwie  za- 
saaunenlegen,  widrigenlnlli  der  betredfende  Vertrag  nnd  die  KiMiseseion 
rttckgftngig  gemacht  werden. 

§  42.  Findet  sich  innerhalb  der  Grenzen  des  Landes,  in  dem 
eine  mit  Ferman  verliehene  Mine  lieg^  ein  andersartiges  Mineral, 
60  mu8s  für  dessen  Ausbeutung  gesondert  ein  Ferman  erwirkt  werden. 
Wird  die  Erlaubnis  für  diese  uachgesucht,  so  hat  bei  gleichen  Voraus- 
setzungen der  Inhaber  des  Fermans  für  die  erste  Mine  ein  Vorzugs- 
recht vor  dem  Finder.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  ttber  die 
Sichenmg  des  Finderrechts  finden  anch  hier  Anwendung. 

§  48.  Wer  vor  Erlangung  eines  Konzeflsiensfennans  ein 
Mineral  hebt  oder  dies  tat,  ohne  einen  SchUrftchein  zn  haben  oder 
einen  solchen  zwar  besitzt,  aber  mehr  als  nach  Art.  26  znlftirig 
ist,  tMort,  hat»  je  nach  ümfimg  der  Arbeiten  und  der  Bedentang 
der  Mine,  eine  Geldstrafe  von  100—1000  Ltq.  zn  zahlen.  Die  ge- 
fttrderten  Mineralien  werden  kimflsziert  Eventnell  entstandener 
Öcliaden  mass  ersetzt  werden. 

§  44.  Die  Ausbeutung  von  Minen,  die  dem  StiiaL  gehören, 
richtet  sich  ebenfalls  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  be- 
züglich der  Grenzen,  des  Schadenersatzes  und  anderer  derartiger 
Bedingnngen. 

§  45.  Anfgeftindene  oder  aaii|:egebene  Minen,  wenn  sie  dem 
Staat  bekannt  und  einregistriert  sind,  werden  yon  der  Minenver- 
waltong,  ebenso  wie  di^nigen  Minen,  deren  Verleihnng  abgelaufen 
ist,  amtlich  bekannt  gemacht  und  nStigenfidls  fttr  ein  Jahr  dem- 
jenigen Bewerber,  der  die  höchsten  proportionellen  Abgaben  zahlte 
zugeschlagen. 

§  46.  Aufgefundene  aber  dem  Staat  unbekannte  und  nicht 
einregistrierte  Minen,  ebenso  Minen,  die  bis  zn  99  Jahren  vor  der 
Veröffentiichttng  dieses  Gesetzes  nicht  ausgebeutet  worden  sind, 

In  dem  froheren  Oesets  fehlt  diese  Friatbestimmuiig. 
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werden  zu  den  nicht  «  jitdi  i  kteii  Minen  gt-i  tn  lint  t  und  ihre  Schürfer 
haben  Ansprach  auf  das  Finderrecht  (mudschidlik  hakki). 

AbBcbiiitt  Y.:  Rechte  und  Pflichten  dcB  Eonsessionars. 

§  47.  Bei  Erteilung  des  Fermans  znm  lOnenbetrieb  ist  eine 
einmalige  Fermangebtthr  von  50 — 100  Ltq.,^)  je  nach  der  Bedeutung 
der  Uine,  zn  entrichten. 

§  48.  Die  Mineukonzessiouare  iuiben  zweierlei  Abgraben  zu 
zahlen:  eine  feste  Abgabe,  die  in  jedem  Jahre  zu  zahhn  ist  nnd 
pro  dscherib  (=  lOOOU  qm)  des  Alinenterrains,  gemessen  nacli  deu 
im  Ferman  angegebenen  Grenj^en,  berechnet  wird;  eine  verhältnis- 
mässige Abgabe,  die  nach  dem  Ertrage  der  Mine  erhoben  wird. 

§  49.  Die  feste  Abgabe  betrftgt  pro  dscherib^  berechnet  anf 
der  horizontalen  Ober6ilche  der  konsessionierten  Hine,  10  Piaster 
jShrlich  nnd  wird  im  Uärz  jeden  Jahres  erhoben.  Auch  im  Fall 
der  Unterbrechung  der  Arbeiten  ist  sie  so  lange  zu  zahlen,  bis  die 
Konzession  erlOscht  oder  die  Mine  Ton  dem  Konzessionär  amtlich 
aufgegeben  wird. 

Die  feste  Abgabe  gebohrt  bei  Mülk-  nnd  dem  eigentüchen 
"V^  akuthmd  den  Cirundei^^entümern,  bei  Miriland  und  dem  uueigeut- 
licUen  Wakufland.  dem  i^taat. 

§  50.  Die  verhältnismässigen  Abgaben  werden  von  dem 
Bruttoerträge  der  Mine  erhoben  und  betragen  1 — 5  ^-y  bei  Mine- 
ralien, die,  wie  Kupfer,  Silberblei  und  Kohlen,  durch  Graben  von 
Schächten  gehoben  werden,  nnd  10 — 20  ^/q  bei  Mineralien,  die,  wie 
Schmirgel,  Chrom,  Boratmetallen,  bei  Meerschanm,  wannen  nnd 
kalten  Mineralquellen,  Petroleum,  Pech  nnd  Naphtha,  nicht  in 
Gflngen,  sondern  in  Anhäufungen  sich  finden.  Diese  Abgaben  werden 
Ton  dem  fttr  den  Transport  nach  Europa  zurechtgemachten,  oder 
znr  Bearbeitung  in  der  Tttrkei  abgesonderten  und,  je  nach  der  Art, 
gewaschenen  Mineral  berechnet  und  nach  dem  Wert  des  reinen 
Materials,  unter  Abzug  der  Kosten  för  den  Transport  von  der 
Landungsbrücke  nach  Europa  und  derjenigen  für  die  Bearbeitung. 

J?  51,  Die  Einziehung  der  Abgaben  und  die  sonstififen  For- 
malitäten sind  8ache  des  Minenministeriums.  Der  Konzessionär  ist 
verpflichtet  Art,  Betrag,  Gattung  nnd  Wert  des  gehobenen  und  in 
den  Ateliers  bearbeiteten  Minerals  iu  ein  Tageiyonmal  einzutragen. 

')  Nach  dur  frühureu  Fa&suug:  100  Ltq. 
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Davon  hat  er  alle  Monate  eiuuial  nacli  einem  ihm  zu  erteilenden 
Modell  der  Regierung  einen  Auszug  zu  tibergeben.  Im  ersten 
Monat  jeden  Jahres  hat  er  dem  Vali  eine  Anfzeichnnsg  über  den 
Ertrag  des  frfiheren  Jahres  auBsobändigeo.  Wenn  auch  immer  ttber 
diese  Seehnuiigeii  und  sonstigen  Umstände  vom  Vali  eine  Prttfdng 
vorgenommen  wird,  er  ist  gehalten,  die  eigentliche  AbrechnvDg  nach 
dem  Register  naehzuweisen. 

§  52.  Die  yerbfiltnismfissigen  Abgaben  werden  nach  einer 
Tabelle  erhoben,  die  die  im  Auslände  nach  jeder  Art  des  Minerals 
bekannt  gemachten  Preise,  die  Tianspoi  tküsten,  die  in  Abzug  ge- 
bracht werden  müssen  nnd  die  Kosten  Ü\r  die  Reini2:unjr  und  He- 
arbeitnn^r  nach  einer  Durelisclinittsrechnung  autV.nfüliien  hat.  Diese 
Tabelle  ist  alle  6  Monate  nach  Preis-  und  Frachtunterschied  zu 
berichtigen. 

§  53.  Die  verhältnismässigen  Abgaben  werden  nach  dem 
Keichtura  der  Mine,  nach  ihrer  Entfernung  zur  Landougsbrücke, 
der  Schwierigkeit  nnd  Leichtigkeit  der  Bearbeitung,  der  Preislage 
des  Brennmaterials  nnd  nach  der  gemäss  Art.  50  su  beurteilenden 
Art  des  Minerals  von  der  Hinenverwaltnng  bestimmt  nnd  in  dem 
Ferman  angegeben. 

§  54.  Mineralien,  die  exportiert  werden  sollen,  werden  vor 
ihrer  Einschiffhng  an  der  Landnngsbrttcke  gewogen  nnd  die  ver- 
hältnismässigen Abgaben  von  den  Minen beamten  oder  den  von  der 
Minenverwaltun^-  damit  beauftraerten  ZuUbeaniten  erhoben.  Werden 
die  Mineralien  in  der  Türkei  bearbeitet,  dannn  sind  sie  vorher 
dtireli  Vermitllun!:,^  der  M inenheamten  zu  wiegen  und  die  Abgaben 
werden  gemäss  Art.  ÖO  an  (ht  und  Stelle  erhoben. 

§  55.  Die  Minenkonzessionare  haben  im  Miirz  jeden  Jahres 
eine  eingehende  Rechnnngsanfstellnng  über  Wert  nnd  Umstünde 
der  im  Jahre  vorher  vorgekommenen  Arbeiten  nnd  stattgefundenen 
Ansfohr  nach  einem  von  der  Minenverwaltnng  anfgestellten  Muster 
in  awei  Exemplaren  anzufertigen  und  je  ein  Exemplar  davon  der 
letzteren  nnd  der  Ortsminenverwaltung  bezw.  dem  Vali  gegen 
Empfiugsbestätigung  zu  ttberreiehen.  Sie  haben  femer,  wenn  auch 
immer  von  der  Minenverwaltung  eine  Bevision  vorzunehmen  ge- 
wünscht wird,  die  Bflcher  vorzulegen  nnd  Rechnung  zu  legen. 

ß  56.  Reicht  der  Minenkonzessionar  die  in  dem  vorigen  Ar- 
tikel angegebenen  Rechnungsanstellungen  zu  der  festgesetzten  Zeit 
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nicht  ein,  so  wird  er  in  eine  (Geldstrafe  von  5 — 25  Lt4.  genominen. 
Wird  in  den  Ktn  huungsaufütellungen  ein  geringer  Betrag  als  Ein- 
nahme gezeig^t,  als  tatsächlich  erzielt  worden  ist,  und  werden  Hinter- 
ziehungen festg'^st^^llt,  dann  wird  der  Ausfall  der  dem  Staat  zu- 
kommenden Gebühren  doppelt  erhoben.  Bezüglich  der  allgemeineii 
Bechte  wird  von  den  Strafgerichten  die  Entscheidung  getroffen. 

§  67.  Fttr  die  Zahlung  der  Stenern,  Abgaben,  der  verhiugten 
Geldstrafen  nnd  Entscbftdigungen  bestimmt  der  Yali  dem  Minen- 
konxessionar  eine  Frist  von  höchstens  2  Monaten  nnd  iSsst  diese 
dem  letzteren  amtlieh  bekannt  geben.  Zahlt  der  Konieesionar  in 
dieser  Frist  nicht  seine  Schnlden,  dann  werden  die  in  Art  7  anf- 
gezftlilten  bew^lich»  Gegenstftnde  dnrch  das  Gerieht  beschlagnahmt 
und  verkauft.  Reicht  der  Erlös  nicht  aus,  so  werden  die  Schulden 
auB  den  Immobilien  in  Gemässheit  des  Gesetzes  gezahlt. 

§  58.  Mit  Erlass  des  Fermans  werden  die  in  der  Karte  dt  r 
Mine  verzeichneten  Grenzen  dem  Konzessionär  in  Geg:enwart  des 
jMinen-  bezw.  des  Munizipalitäts-Ingenieurs  von  der  Lokalregierung 
bekannt  gegeben.  Darüber  ist  in  3  Exemplaren  ein  Protokoll  auf- 
zunehmen nnd  von  dem  von  der  Lokalregiemng  bestimmten  Beamten, 
dem  Ingenieur  und  Konzessionär  bezw.  seinem  Vertreter  zn  unter- 
zeichnen. Ein  Exemplar  davon  ist  bei  der  Lokalregiemng  anfea- 
bewahren,  ein  anderes  der  Hinenyerwaltnng  znznsenden  nnd  das 
dritte  dem  Konzessionär  zu  fibergeben. 

Die  Bücher  Aber  den  Betrag  des  täglich  geforderten  Minerals 
mfissen  den  kanfmSnnischen  Handelsbüchem  entsprechend  geifihrt 
und  paginiert  sein.  Der  Provinzfalverwaltnngsrat  hat,  nach  Zählung 
und  Angabe  der  Seiten  auf  die  erste  und  letzte  Seite  sein  Siegel 
zu  setzen. 

§  o9.  Zwei  Jahre  nach  Übergabe  der  Mine  muss  der  Kon- 
zessionär mit  der  .Arbt  it  besroniien  haben.  Ist  dies  in  der  ans^e- 
gebenen  Zeit  iiidit  geschehen,  so  wird  er  zur  Angabe  von  Gründen 
dafür  schriftlich  aufgefordert.  Werden  diese  von  der  Minenver- 
waltnug  für  stichhaltig  beiunden,  so  wird  eine  weitere  Frist  von 
6  Monaten  gegeben,  die  indessen  nicht  verlängert  werden  kann,  nnd 
dem  Konzessionär  wird  gegen  Behändigongsscbein  schriftlich  auf- 
gegeben, mit  den  Arbeiten  zn  beginnen. 

§  60.  Dem  Konzessionär  wird  schfifüich  erOfltaet,  dass  die 
Konzession,  falls  er  am  Ende  der  im  vorigen  Artikel  angegebenen 
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eechsmonatigeD  Frist  mit  den  Arbeiten  nicht  begonnen  half  zarflck- 

genommen  werden  wird.   Sind  die  vorgebrachten  Gründe  gesetzlich 

uiclit  stichhaltig,  dann  wird  seitens  der  Miueuverwaltung;  mit  Masbata 
bei  der  Pforte  die  Zurücknahme  beantragt  und  dem  Konzessionär 
gleichzeitig  sdiriftlich  und  amtlicli  mitgeteilt,  dass  er.  wenn  er  noch 
etwas  vorznbringen  hat,  sich  noch  drei  ilonate  lang  an  den  Staatsrat 
wenden  kann.  Die  ZosteUung  dieser  Mitteilung  ist  von  ihm  zu 
bescheinigen. 

Wird  in  der  angegebenen  Frist  der  Konzessionär  nicht  vor« 
stellig  oder  wird  seine  Entschuldigung  nicht  berttcksichtigt,  dann 
wird  im  Staatsrat  die  Bückglingigniachnng  der  Konzession  beschlossen 
und  auf  das  demgemäss  ergehende  Irade  vollzogen.  In  Konstantinopel 
und  dem  Ort,  wo  sieh  die  Mine  befindet,  wird  sie  dreimal  in  den 
Zeitungen  bekannt  gemacht. 

§  61.  Der  Konzessionär,  der  allein  oder  im  Verein  mit  an- 
deren die  Ansbentung  und  Verwaltung  einer  Mine  übernommen  hat, 
muss  den  Machweis  führen,  dass  er  nach  den  Kegeln  der  Wissen- 
schaft zu  arbeitem  imstande  ist.  (Gegenüber  der  Kegierung  und 
Minenverwaltuüg  hat  er  einen  verantwortlichen  Leiter  (müdir-i-messul) 
za  ernennen,  der  gleichzeitig  in  Angelegenheiten  der  Verwaltung 
der  Mine  als  sein  Vertreter  gilt. 

§  62.  Der  Konzessionär  hat  von  den  in  der  ÜDne  ausgeführten 
Arbeiten  zwei  Grundrisse  im  Verhältnis  von  1 : 500  aufeunehmen 
und  ein  Exemplar  davon  der  Hinenverwaltung  zu  Übergehen.  Anfang 
Ufirz  jedes  Jahres  hat  er  auf  diese  Grundrisse  die  im  vergangenen 
Jahre  ausgeführten  Arbeiten  einzuzeichnen  und  sie  gegen  die  auf 
der  Hinenverwaltung  befindlichen  einzutauschen. 

§  63.  Reicht  der  Konzessionär  zu  der  angegebenen  Zeit  den 
Grnndriss  nicht  ein  oder  ist  dieser  nidit  riclitig  oder  unvollständig, 
so  hat  er  eine  Geldstrafe  von  h—  '2->  Lt»}.  zu  zahlen.  Ferner  lässt 
auf  »eine  Kosten  die  Verwaltung  einen  Grundriss  anfertigen  oder 
den  vorhandenen  verbessern. 

^  G4.  Ausser  den  in  Art.  55  und  56  angegebenen  Aufzeich- 
nungen hat  der  Minenkonzessionar  ein  Register  anzulegen,  das  eut- 
hftlt:  den  schraffierten  Grundriss  im  Verhältnis  von  1 : 500  über  die 
unter  der  Erde  ausgeführten  Arbeiten;  den  täglichen  Fortschritt  der 
Arbeiten;  Ausdehnung  und  Dicke  der  Oftnge;  Beschaffenheit  des 
Hinerals  und  Art  der  Bedachung  und  der  Wfinde  der  Gftnge  der  Uinoi 


Digitized  by  Google 


2884 


Getetegebung. 


sowie  Menge  des  sich  in  die  Mine  ergiesseoden  Wassers.  Über  den 
Betrag  des  täglich  geförderten  Minerals  ist  ein  anderes  Tagesregister 
zu  führen. 

§  G5.  Der  Kfiizissionar  ist  verpflichtet,  den  schraffierten 
(TniiidrisH  und  die  Register  den  von  der  Miiit^nverwaltung  ernannten 
InL't  nipuren  auf  Verlangen  vorzuzeigen.  Sind  Urnndriss  und  Kegistcr 
uiclit  in  ordentlicher  Weise  gehalten,  so  wird  der  Konzessionär  in 
eine  Geldstrafe  von  10—25  Ltq.  genommen;  auaserdem  wird  auf 
seine  Kosten  von  der  Minenverwaltang  sn  ihrer  vonchriftemfissigen 
Anlegvng  ein  Beamter  ernannt  nnd  entsandt. 

g  66.  Die  Minenlconzessionare  oder  Dlrelttoren  sind  verpflichtet: 
den  Ingentearen  für  die  Besichtigung  der  Arbeiten  die  nötigen  Ißr- 
leichternngen  zn  gewähren;  die  erforderlichen  Register  nnd  Zeich« 
nnngen  zu  zeigen,  sowie  alle  fftr  die  Arbeiten  erforderliehen  Angaben 
zn  machen.  Bei  Widersetzlichkeit  in  dieser  Beziehnng  werden  sie 
in  eine  Geldstrafe  von  10— 'j">  l'tnnd  genommen  und  die  Lokal- 
beliörden  liabtMi  den  InfTenienrcn  liei  dt-r  Eintreibung'  Hilfe  zu  leisten. 
Im  Widerhohuitrsfall  wird  die  Geldstrafe  doppelt  erhoben. 

§  67.  Liegt  mit  Rücksicht  darauf,  dass  mehrere  dicht  bei- 
einanderliegende, mit  verschiedenen  Fermanen  verlieli^ne  Minen  nicht 
nach  einem  System  ausgebeutet  werden,  die  Wahrscheinlichkeit  vor, 
dass  den  Minen,  den  Konzessionaren  oder  sonstigen  Anlagen  Schaden 
erwächst,  so  ist  znr  Verhfitnng  desselben  nnter  den  Konaessionaren 
ein  einheitliches  System  in  Anwendung  zn  bringen.  Kommt  in  dieser 
Beziehnng  eine  Einigung  nicht  zustande,  so  bestimmt  in  Gegenwart 
der  Parteif  n  die  Minenverwaltung  die  Grmndsätze,  nach  denen  jene 
sich  zn  richten  haben. 

§  68.  Wird  bei  AusfHhmng  der  Minenarbeiten,  d.  h.  durch 
Arbeiten,  die  bezwecken,  das  Wasser  abfliessen  zu  lassen  oder  Luft 
den  Schächten  zuzuführen,  den  Arbeiten  einer  andern  Mine  Schaden 
zugefügt,  so  hnt  der  ihn  verursa«  li< mle  Konzesssiunar  dem  andern 
Er*<!it/  711  li'isten,  dessen  Jlijlie,  fallss  er  von  den  Parteien  nielit  selbst 
festgesetzi  werden  kann,  von  der  Minen  Verwaltung  nach  Vornahme 
einer  Prüfung  abgeschätzt  wird. 

§  r>0.  Ist  es  erforderlich,  ein  im  Privatbesitz  jemands  be- 
findliches Stück  Land  innerhalb  der  Grenzen  des  konzessionierten 
Minenterrains  vorfibergehend  zn  benutzen  und  ist  es  mOglich,  dass 
dieses  Stttck  Land  nach  einem  Jahre  in  seinem  Mheren  Zustande  dem 
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Besitzer  wieder  ttbergeben  wird,  dieser  aber  nicht  einverstanden, 
dann  mnss  von  dem  Konzessionär  dem  letzteren  der  doppelte  Betrag 
von  dem  Beingewinn,  den  der  Grandbesitzer  sonst  in  einem  Jahre 
aas  dem  Lande  ziehen  würde,  gezahlt  werden. 

§  70.  Di*^  Koiiz(  ssionare  haben  Land,  dass  s'w  b»  i  der  Aus- 
fUhriiüg  der  Arb»'it*'ii  wie  mr  T.f<,^imir  von  Schäditen  und  (rjint^'ii 
gebranchen,  von  ilem  Besitzer  zu  kauten,  falls  er  zustimmt.  Koniuit 
eine  Einigung  uicht  znstande,  dann  ist  dem  Besitzer  des  Landes 
der  doppelte  Betrag  des  von  der  Lokalregienuig  abgeachätzten 
Wertes  zn  zahlen. 

§  71.  Ansser  dem  Ingenieur  nnd  dem  Arbeitsleiter  (nsta  besehi) 
mttssen  sämtliche  Ittr  den  Betrieb  nnd  die  Uinenarbeiten  angestellte 
Beamte  nnd  Arbeiter  osmanische  Untertanen  nnd  Einwohner  der 
Gegend  sein,  in  der  sich  die  Mine  befindet.  Handeln  die  Konzessionare 

dieser  Bestimmunir  /uwider,  so  werden  sie  von  der  Minenverwaltnng 
darauf  hingewiesen  nnd  in  eine  Geldstrafe  von  100  l'fund  tür  den 
ersten  Fall  geuummen.  Im  Widei hdlnnjrsfall  wird  gemäss  §  60  das 
Nötige  wegen  Zurücknahme  der  Konzession  veranlasst. 

Abschnitt  VI:  Das  Anfeichtsrecht  nnd  die  Bergpolizei. 

§  72.  Von  der  Minenverwaltnng  wird  in  jeder  Viligets- 
hanptatadt  ein  Minen-Ingenienr  gehalten.  Diese  Ingenieure  haben 
gemSss  den  von  der  Minenverwaltung  ihnen  erteilten  Instruktionen 

dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  Gebäude  an  Orten,  wo  die  Mine  be- 
arbeitet wird,  vor  ZersTörung  und  die  Knie  vor  der  Gefahr  des 
Kut«chen8  bewahrt  werden.  Vali  und  Ingen ieui  e  haben  ferner  darauf 
zu  achten,  dass  die  Minenarbeiter  gegen  Lolm  uml  mir  ihier  Zu- 
stimmung verwendet  werden,  und  dass  in  die.^ser  liinsiclit  aaf  nie- 
mandem Zwang  ansgeübt  and  ihm  Schaden  zageUgt  wird. 

§  78.  Die  Ingenieure  haben  die  Konzessionare  auf  die  bei 
dem  Minenbetriebe  von  ihnen  beobachteten  Unzntrftglichkeiten  und 
erforderlichen  Verbesserungen  aufmerksam  zu  machen  und  vor- 
kommende Gefshren  nnd  Gesetzwidrigkeiten  der  LokalbehSrde  und 
der  Minenverwaltnng  anzuzeigen. 

§  74.  Wenn  der  Minenbetrieb  pinL-^.  >t»  llt  wird  odri  di.  indu- 
striellen Bedürfnisse  einer  sich  mit  Minenbtti  ieh  befagsenden  KMi  po- 
ration  gefährdet  werden,  hat  der  Vali  und  der  Mineuingeniear  der 
Minenverwaltung  sofort  Bericht  zu  erstatten. 
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§  75.  Ist  in  einer  Mine  ein  Ungiadufall  sn  beftrchten,  so 
liat  der  Hinen-IngenieQr  die  von  ihm  fOr  notwendig  eraehteten 
Gegenstände  von  der  Lokftlbehdrde  an  yerlangen,  damit  —  alles 
unter  seiner  Verantwortlicblceit  —  die  nötigen  tfaflsnahmen  ergriffen 
werden  Icdnnen.  Die  LokalbehOrde  hat  sofort  das  Erforderliche 
zn  veranlassen. 

§  76.  Bei  Vorkommen  eines  Unglücksfalles  in  einer  Mine 
haben  die  Konzessionare  oder  Beamten  sofort  den  Lokalbehörden 
Anzeige  zn  erstatten.  Ist  kein  Minen-Ingenienr  znr  Stelle,  so  ist 
durch  den  von*  dem  Konzessionär  gehaltenen  Ingenieur  der  Grund 
des  ünglfidcsfalles  festzustellen  nnd  die  nötigen  Massnahmen  sind 
zu  treffen  und  aufgedeclcte  Übelstände  zu  beseitigen.  Erforderiiche 
Instrumente,  Tiere  nnd  Arbeiter  mflssen  auf  Kosten  der  Konzessionäre 
herangeschafft  werden.  Von  dem  Cnglflcksfall  ist  der  Uinenver- 
waltung  telegraphisch  Anzeige  zu  erstatten. 

§  77.  Die  KuiizeBsionare  müssen  in  den  ilinen  eine  Apotheke 
und  einen  diplomierten  Arzt  halten. 

§  78.  Die  Konzessionäre  müssen  den  bei  den  Hinenarbeiten 
Verunglückten  und  ihren  Familien  die  gerichtlich  zugesprochenen 
Entschädigungen  zahlen.  Ist  der  Unfall  geschehen  hifolge  schlechter 
Verwaltung  oder  mangels  der  nach  den  Vorschriften  der  Wissen- 
Schaft  notwendigen  Vorkehrungen,  dann  ist  ausserdem  noch  eine 
Geldstrafe  von  50 — 100  Ltq.  zu  zahlen. 

Abschiiiit  VII:    Eiustellung  des  MinenbetHebes. 

§  79.  Von  den  Miuenarbeiten  unter  der  Erde  darf  nicht  der 
kleinste  Teil  olme  Erlaubnis  der  Minenverwaltung  aufgegeben 
werden.  Will  der  Konzessionär  einen  Teil  aufgeben,  so  hat  er 
zunächst  davon  eine  Karte  anzufertigen  nnd  dem  Vali  mit  einer 
Aufstellung  Ober  die  einzelnen  Arbeiten  einzureichen.  Gemäss  dem 
nach  den  Regeln  der  Wissenschaft  vom  Uineningenienr  oder  der 
Hinenverwaltung  erlassenem  Becbluss  wird  vom  Vali  das  Erforder- 
liche veranlasst. 

§  >H}.  W  ill  il»'r  K<»nzessiuiiar  \or  Ablauf  dtT  Verleihung^frist 
ohne  zwingend«'  «hiiiiilc  di**  Mine  autjrcbfii.  sn  hat  er  G  Monate 
Vorher  der  ÄUnenverwalturig  eine  Mitteilung  zu  uuterbreiton.  Der- 
selben ibt  eine  Zeichnung  der  (Tünge  und  Schächte  Uber  und  unter 
der  Erde,  der  (iebände,  Fabriken  und  anderer  Anlagen,  ebenso  eine 
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Liste  über  die  bis  zu  jenem  Tage  geförderten  Mineralien  beizufügen. 
Diese  Mitteilong  maw  ohne  Bedinipmg  und  ohne  Autrftge  ge- 
fawt  Min. 

§  81.  Wird  ohne  zwingende  Grflnde  die  Arbeit  ein  Jahr 
lang  eingestellt^  dann  wird  nach  AnsteUnng  einer  Üntersnchnng 
durch  die  HinenTerwaltung  eine  Frist  siir  Wiederanfhabrae  gesetzt. 
Nach  Ablauf  derselben  werden  gemäss  Art.  60  die  Verhandlungen 
wegen  Rückgängigmuclmiif?  der  Konzession  eing-eleitet. 

§  82.  Wird  ans  den  in  verschiedenen  Artikeln  dieses  Gesetzes 
angegebenen  Ürftnden  eine  Mine  aufgegeben,  oder  die  Verleihung 
rückgängig  gemacht  und  das  Irade  znrttckgenommen,  oder  ist  die 
Verleihongsfdst  abgelaufen,  dann  gehSren  die  Gänge  und  Schächte 
nnd  die  zur  Erhaltung  der  IQne  erforderlichen  Gegenstände  ohne 
EIntsehädigangsanspmeh  für  den  bisherigen  Konzessionär,  dem  Staat 
oder  dem  neuen  Konzessionär.  Indessen  bleiben  bewegliche  und 
festgelegte  liaschinen,  Instrumente,  geförderte  Mineralien  und  Tiere, 
Eigentum  des  alten  Konzessionärs.  Der  Staat  oder  der  neue  Kon- 
zessionär kOnnen  aber  fSr  einen  von  SachTeratändigen  festzusetzenden 
Betrag  diese  (iegeustüiule  p:;iiiz  odw  teilweise  artkaufen. 

§  83.  Bei  Aufgabe  oder  Rückgängigmachung  der  Konzession 
oder  bei  Ablauf  der  Frist  müssen  die  Konzessionare  die  Entscbädi- 
gungen  nnrl  die  Abgaben  jeder  Art  zahlen.  Die  Abgaben  und 
sonstigen  Forderungen  werden  mit  den  nach  dem  vorigen  Paragraph 
dem  früheren  Konzessionär  gehörigen  Gegenständen,  wie  Instrumente 
usw.  aufgerechnet 

§  84.   Wird  die  Aufjirfthe  der  Mine  beschlossen,  so  werden 

geiiiiiss  §  60  die  nötigen  i'ublikatiuiieu  veranlasst. 

Abschnitt  Vlll:  Bestimmungen  über  Verleihungen  vor 
diesem  Gesetz. 

g  85.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über  die  Verhand- 
lungen und  Formalitäten  (muamelat)  sind  auch  bezüglich  der  nach 
dem  alten  Gesetz  verliehenen  Minen  anwendbar.  Indessen  iLÖnnen 
die  Fristen  derartiger  Konzessionen  weder  verlängert  noch  ver> 
liürzt  werden. 

§  86.  Vor  VeröflFentlichuiiji  dieses  Gesetzes  erteilte  ^ehiirf- 
erlaubni.s8cheine  werden  iwh  «h  ii  gesetzlichf»n  Bestimmungen  be- 
handelt, die  zurzeit  der  Erteilung  gUitig  waren. 
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Abschnitt  IX:  Hinen  Aber  Tkge. 

§  87.  Der  Grnndeigentflmer,  der  den  Ferman  für  die  Schürf- 
erlAubnis  erwirkt  hat,  kann  ohne  beBtinunte  Frist  arbeiten.  IHe 
FermanfebUhren  betragen  Tier  tllridsche  PAind. 

§  88.  Arbeiten  die  Grnndeipentiinier  nicht  selbst  in  ihren 
Minen  über  Ta^r»'.  i'der  imti-rlassm  sie  es  wif  L  t  ,  nachdem  fsie  knrze 
Zeit  geai'beiter  halien,  dann  wird  die3iine  t  ineni  andern  verlielien  In 
diesem  Falle  wird  von  Saehvei-ständigen  der  Wert  des  Crriiüdstücks 
abgeschätzt  and  dem  £igentüiner  von  dem  Konzessionär  doppelt  and 
im  Voraus  gezahlt.  Ffir  etwa  darauf  befindliche  Gebäude  und 
andere  Anlagen  ist  der  wirkliche  Wert  zn  erstatten. 

§  89.  Grandstttcke  mit  über  Tage  bearbeiteten  Minen  werden, 
wenn  sie  nicht  Mftik-  nnd  eigentliches  Wakniland  sind,  gesetzlich 
wie  lEirieland  behandelt  Von  den  Ländereien,  deren  Hinen  ansge- 
bentet  werden  nnd  denjenigen,  die  ftlr  die  Mine  gebraucht  werden, 
werden  während  der  Betriebszeit  die  verhältnismässigen  Abgaben 
erhoben.  Ansser  diesen  werden  Zehnten  nnd  andere  (Abgaben) 
uiclit  erhoben, 

§  90.  Das  (iesuch  nni  Hrieilung  der  Erlaubnis,  Minen  über 
Tas-e  zn  exploitieren,  niUhU  enMi:iU»^n:  Name,  Stand  nnd  "Wohnung- 
den  Bewerbers;  .Angabe  des  Fundortes,  dvv  Art  des  Mint  ials  un-1 
der  Art  nnd  Weise,  wie  dieses  gewonnen  werden  soll.  Dem  Gesuch 
ist  in  drei  Exemplaren  ein  Situationsriss  der  T.nndereien,  in  denen 
die  Mine  liej^^t.  im  Verhältnis  von  1 :  500  beizufügen. 

§  91.  In  dem  Erlanbnisscbein,  Minen  ftber  Tage  zn  exploi- 
tieren,  mnss  die  Art  nnd  Weise  der  Arbeiten  angegeben  werden. 
Femer  wird  darin  die  Bedingung  aufgenommen  sein,  dass  die  öffent- 
liche Gesnndlieit  nicht  beeinträchtigt  wird  nnd  der  gegenwärtige 
Zustand  von  Wagen,  Gebäuden,  Quellen  und  Wasserläufen  erhalten 
werden;  endlich  mnss  der  Betrag  des  SclmdenersatEes,  i/ear  erent. 
zn  leisten  sein  wflrde.  angegeben  sein. 

§  92.  In  den  Erlaubnisscheinen  znr  Exploitierung  von  Min»  u 
über  Tage  mü.ssen  (Quelle  und  Lauf  iU->  \Va«sers  antrefreben  werden, 
das  zum  Waschen  miiifialliMitiger  Knie  und  Sand»--  braucht  werden 
ävll,  ebenso  die  .stelle,  wo  <l.ts  Wasser  nach  Ciebrauch  abfliessen  soll. 

^  OH.  Die  Arbeiten  in  Minen  über  Tage  unterstehen,  wie  es 
bei  Minen  unter  Tage  der  Fall  ist,  der  Aufsicht  der  von  der  Minen- 
verwaltung ernannten  Ingenieure  und  Beamten. 
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§  94.  Der  EotuEeationar  einer  Mine  fiber  Tage  hat  in  Jedem 
Jabre  in  zwei  Exemplaren  ein  genaues  Verzeielinis  Über  den  Stand 

der  Arbeiten  und  den  Wert  und  Umfang  der  Arbeiten  und  Er- 
trägnisse eines  Jahres  anzufertigen  und  je  ein  Exemplar  dem  Vali 
nnd  der  Minenverwaltnnk»-  einzureichen. 

§  95.  Stellt  sich  l  im  ^line  über  Tage  im  Verlauf  der  Arbeiten 
als  Mine  unter  Tage  heraus,  d.  h.  die  Notwendigkeit  zur  Anlage 
von  Schächten  and  Gängen,  so  kann  die  Mine  ohne  Erwirkung  eines 
Verleihnngtfennaos  gemäss  den  fiir  Minen  unter  Ta^  geltenden 
Bestimmungen  nicbt  ezpioiüert  werden. 

§  d6.  Konzewionare  von  Minen  Aber  die  dem  §  94 

zuwiderhandeln,  wird  in  eine  Oeldetrafe  von  10—100  tfirk.  Pftmd 
genommen.  Die  gegen  §  95  verstoseenden  und  ohne  Erlaubnia  Minen 
unter  Tage  bearbeitenden  werden  gemSse  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  bestraft 

§  97.  Die  Eonzessionare  können  gemflas  den  Mnnizipalitäts- 
gesetzen,  die  för  den  Minenbetrieb  und  die  Reinigung  des  Minerals 
erforderlichen  Keinig-nng-saulagen,  Instrumente  und  Maschinen  er- 
richten und  in  Gebrauch  nehmen.  Sie  iiaottn  von  den  zu  errichtenden 
Anlagen  usw.  Zeichnung  und  Beschreibung  der  Minen  Verwaltung 
einzureichen. 

Abschnitt  X:  Verschiedenes. 

§  98.  BesitKstreitigkeiten  bezttglich  Minen  werden  im  Ver- 
waltungswege, andere  Prozesse  durch  die  ordentlichen  Gerichte  ent- 
schieden. Prosesse  Aber  Minen,  deren  Eonsession  fhremden  Unter- 
tanen gemflss  §  80  erteilt  ist,  werden  Yoa  den  ordentlichen  Gerichten 
in  Gemässheit  der  Gmnda&tze  entschieden,  die  fttr  Prozesse  gelten, 
die  aus  ihren  Immobilien-Rechten  entstanden  sind. 

§  99.  Geldstrafen,  die  in  Gemässheit  des  Gesetzes  von  Schür- 
fern und  Minenküuzessionaren  zu  erheben  bind,  werden  durch  Be- 
sch Inss  des  Verwaltungsrata  des  Vilajets  bezw.  unabhängigen  8and- 
schaks  verhängt. 

§  100.  Die  Tatsache  des  Schurfens  an  einem  Ort  oder  des 
konzessionierten  Betriebes  einer  Mine  hat  keinen  Eintinss  auf  die 
Besitzrechte  am  Grund  und  Boden.  Schürfer  und  Konzessionär 
haben  während  der  Betriebsfrist  keinerlei  andere  Eigenschaft  and 
Bechte  an  dem  Lande,  als  Mineralien  zu  fördern.  Sie  können  ohne 
Erlaubnis  der  Regierung,  wenn  es  sich  um  besitzloses  Miriland 
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bandelt)  und  des  EigentOmen  bd  LSndereieB  mit  wlcheD  weder 
Ackerbau  traiben,  nodi  B&ame  pflanseot  noeb  Gebftude  erricbtea» 
aoBser  deiy'eiiieeii,  die  im  Oeeets  anfgefilbrt  und  lediglich  Ar  den 
Hinenbetrieb  bestimmt  sind.  Wenn  Landstriche  ohne  Minen  bestellt 
werden,  ans  den  Obst-  und  andern  Bäumen  Nntsen  gezog&i  oder 
anf  den  Weideplätzen  Vieh  greweidet  wird,  so  gebührt  der  Rein- 
ertrag: dem  Staat  bezw.  dem  Besitzer.  Schürfer  wie  Konzessionär 
haben  an  den  liechten  des  Eigentümers  des  Gmnd  und  Bodens,  an 
den  Fliis.><en  und  Seen  des  letzteren,  sowie  des  Inhabers  von  W  asser- 
servituten  (wie  des  hakk-i-schiirb  we  ssaki)  keinen  Anteil. 

§  101.  Das  Minengesetz  vom  18.  Silhidsche  1304  und  die 
die  dasa  ergangenen  Änderungen  und  Znsfttze  sind  vom  Datum 
dieses  Gesetzes  an  aufgehoben. 

§  102.  Das  Forst-,  Minen-  nnd  Landwirtschaftsministerinm 
ist  mit  der  Ansffihrang  dieses  Gesetaes  beauftragt 

18.  Zusatz  zum  Zusatz  zu  §  166  des  Osmanischen 
Strafgesetzbuches  vom     -  |^  SohAbwi  imi    _  ^  27.  Novbr  190o. 

®  14.  TeBchriD-i-eranl  l8ia 

Wer  widerrechtlich  Pulver  and  Patronen  herstellt  und  ein- 
schmuggelt, wird  nebst  denjenigen,  die  ihm  Beihilfe  leisten»  mit 
Znchthaas  von  3  Jahren  bestraft. 

19.  Znsate  zu  §  58  Str.-G.-B.  vom  ^^^'i^^,^^ 

=  16.  Juli  l'JOÖ,  der  austeile  des  Zusatzes  vom  m.  T^JSStwisT» 
=  27.  November  1903  getreten  ist. 

Wer  in  der  Absicht,  die  omstürzlerischeD  Ziele  eines  rero- 
lationftren  Komitees  zn  fördern,  oder  ein  Attentat  anf  dne  oder 
mehrere  Personen  auszuführen, 

Dynamit,  Bomben  und  derartige  zerstörende  Instrumente,  die 
geeignet  sind,  mit  einem  Male  mehrere  Personen,  wen  und  wie 
es  auch  sei,  zu  taten,  Oebfiude,  Wohnungen,  Schiflb  und  Trans* 
portmittel,  sowie  öiFentliche  Verkehrsplätze  zu  zerstören, 
erfindet,  anfertigt,  herbeischafft,  vom  Ausland  in  die  Türkei  einfahrt, 
verborgen  hält  oder  gebraucht;  wer  sich  mit  solclien  Persouen  zu- 
sammentut und  wer  den  Versuch  macht,  die  erwähnten  Handlungen 
auszuführeu.  wird,  möge  die   umsTuizlerisclie  Handlung  oder  der 
Mord  zur  Ausführnnp:  kommen,  mit  dem  'I'ode  bestraft. 

WVr  von  der  Eriindung,  Anfertigung,  Herbeischaffuug  und 
WegtiansporUerang,  der  Einfuhr,  der  Verwendung  und  yon  diesbe- 
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zfiglichen  Vennchen  EenntniB  hat,  kt  verpfliehtet,  selbet  oder  durch 
eine  Uittelspenon  der  BebSrde  nnverefigrlieh  Anzeige  zn  erstatten. 

Wer  dieser  Verpflichtung  ohne  triftigen  Grund  uiid  m 
schlechter  Absicht  nachgewiesenermafsen  nicht  nachkoinnit,  wird, 
wenn  die  revolutionäre  Handlung  oder  der  Mord  zur  Ausführung 
kninmt,  mit  lebpnslänglichem,  und  wenn  sie  nicht  zur  Austuhrnng 
kommt,  mit  zeitlichem  Zuchthaas  bestraft 

BD.  Reglement  beztt£fl!ch  der  Pilgerkarawanen  nach 
dem  Hedechas,  beschloeeen  vom  Intemationalen  GeBundheltsrat 
in  Eonstaotinopel  in  der  Sitzung  vom  11.  August  1906,  sanktioniert 
durch  Irade  vom  2o./ö.  Dezember  1906.^) 

')  Wir  lassen  auch  hier  den  offisiellen  franxöschen  Text  fol^n: 

REGLEMENT  S^^X11L 

AFPLU'ABLE  AU  PELERINAGE  DU  HEDJAZ 
•  de  1906—1907. 

A&nee  de  l'Hegire  I3i4. 

Art  L  ^  A  paitir  du  commeacemeat  du  mois  de  Re^jeb^)  ju.squ  ä 
la  fin  da  mois  de  Zilhi^j^,  le  lasaret  de  Camaran  est  en  Ibnction  ponr 
receyoir  les  proTenanceB  maritimes  qni  y  font  qnaraataine. 

Art.  2.  —  Burant  la  Periode  des  six  mois:  Recyeb,  Chaban,  Ramasan, 

Cliewal,  Zilcadt»,  Zilhi(\je,  les  navires  aj-ant  des  pilerin»  ä  bord,  proTonant 
d'aii  delä  du  detroit  de  Bal»-el-Mandeb.  quelb?  que  seit  In  tcnenr  de  lenr 
patente  de  santi«.  derront.  ^  Texception  de  ceux  indiqu^s  ä  l'Art.  r»  du  present 
Reglcnu  nt.  st>  reudrc  dir*M  t<  nient  au  lazaret  de  Camaran,  sans  faire  cscale 
dans  aucuu  port  de  la  Mcr  Konj^e. 

Alt.  3.  —  Sont  considdrüä  cummc  pelerius  tous  voyajfeura  mnsul- 
maos  86  readant  an  He4ias. 

Art.  4.  —  Les  naTires  k  p^Ierins  sont  cenx  qni  se  rendent  au 
Hellas  arec  des  pUerins  on  qni  en  reviennent  tm^joars  avec  des  pileiins 
ä  bord.   Oes  naTires  dolvent  dtre  mnnis  d'on  certificat  de  mesurat^e. 

Art.  5.  —  Ne  seront  cependant  pa«  compris  dans  la  cat^sforie  des 
navires  ä  pelen'ns.  l^s  navires  ä  di  stination  du  TIcdjaz,  qui  n'auraient  h 
hnrd  qiriin  pMerin  par  cent  tonneaux  de  registrt  net.  Ces  navires  st  iant 
traite«  äuivant  la  teneur  de  leur  patente  de  sant^  et  conform^meat  au 
Reglement  de  1867  applicable  aux  provenances  de  cholöra. 

Art  6.  —  Les  navires  dont  le  nombre  de  pelerins  embarqu^s  serait 
strietement  limit^  k  an  chiffire  qni  ne  dßpasserait  pas  dnq  pälerins  par 
€$Hi  tonneaoz  de  i^fisin  ntt  ponrront  k  tonte  öpoqae  de  ranntet  ^ 

')  L«  mois  de  Redjeb  commenoe  cette  aaaee  le  äi  aout  1906  (n.«.).  Le  mois 
de  2Uhldt<  flnit  le  14  «vHor  1907. 
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reiidre  au  lazarot  (rAl»ou-SaaU,  prt's  de  Djeddah.  qui  fonctioiuie  toute 
l'annöe.  Iis  y  depo»eront  lean  pelerins  ainsi  que  leun  mardiBiidiMS  «i> 
jettes  k  ^nanuitaine  et  k  destanation  du  He^jai«  apr^  40oi  ils  seront 
libreB  de  contmuer  letir  Toyage. 

Art  7.  —  Lea  sambouks  et  autrea  cabotenn  portant  des  p^lerüs 
sollt,  en  toiw  pointe,  aeeimilt'»  aus  navires  k  pelerina.  Coux  qai  naTigaent 
d'un  port  h  IUI  autre  de  la  Mer  Rouge  et  eont  assujeitis  ä  ua  rSgime 
qnjimntrnair«',  h  ront  cotte  qnarantiiine,  au  Isizaret  d'Abou-Saad.  Ceux,  par 
confif  rjiii  viennt'iit  d'au-dolfi  du  detroit  de  r^alwd-Mandeb,  devront  >e 
reinlir  (ünttement  an  nionilla^^c  de  L'amaran  et  i^erunt  repoiusees  de  toul 
autre  port  du  litloral  ariiiiitjue  de  la  Mer  Rou're. 

Art.  8.  —  Le.s  navires  ä  pelerins  sont  classes  en  trois  categorie«!, 
f<avoir:  navires  indemnes.  navires  suspects  et  naYires  infecies, 

1.  h&i  navires  indemnes  sont  ceux  qui  provieimcut  d'un  port  indemne 
de  cholSra,  de  peate  on  de  iifcvre  janne;  qui  ne  aont  par  encombräs,  et  qui 
n'ont  eu  ä  bord  auciin  cas  suepect  de  cea  maladiea,  soit  avant  le  d^part, 
soft  pendant  le  voyage,  soit  k  rairir^e. 

Lea  navires  indemnes  aont  diviste  en  deox  clasaea: 

A.  Navirea  qui  viennent  des  ports  de  la  Mer  Rouge,  de  l'EgTpte, 
on  des  ports  »iitues  au  nord  du  canal  de  Suez,  lonque  eea  poita  aont 
indemnes  de  cbolera,  <ie  peste  ou  de  fievre  jaune. 

B.  Navires  qui  viennent  des  pnifs  indemnes  de  ces  maladies,  gitues 
en  dehors  du  detroit  de  Bab^i-Mandeb,  tela  que  ceux  des  cdte«  arabique 
et  africaine. 

Les  naviit  s  .ippartenant  ü  la  eat«V^'ri»'  A  cnt  droit,  apres  ww  vi>ii« 
nu'dicaie  favural>le  laite  ä  bord,  ä  la  libre  pratique  iraraediate.  Le«  navires 
appartenant  k  la  categorie  B  aont  retenua  en  Observation  pendant  24 
heorea,  alin  de  d^barquer  tona  leura  pelerins  et  paaaagen  au  lasarct  oA 
ila  subiront  une  viaite  m^cale  et  la  d^ainiection  de  lenr  linge  aale  et 
effeta  d^uaage. 

2.  Lea  navirea  suspecfs  aont  ceux  qni  n'ont  paa  eu  i  leur  bord  de 

cas  de  ebi^l^ra,  de  peste  ou  de  fiivre  jaune  et  qni  proviennent  de  pofta 
ind(-niuei4  de  ces  nuiladies.  niais  rapprochda  ou  en  commtinication  avec  des 
paya  oü  existent  les  ditej*  epid«'mies. 

Sont  eonipris  dans  la  e;it«'L'oiic  des  navires  suspects,  ceux  qui 
provieuncnt  des  Indes  ISeerlandaises.  de  la  peningule  Malaise  (Strait* 
SettbMuents).  de  (_'<\vlan  et  des  ports  persans  du  Gulfe  Fcntique,  mm  avoir 
touche  ä  Kurraeboe  ni  k  Maseate. 

Tons  Ics  navires  ü  pelerina  classes  dans  la  catt'jjorie  des  suspects 
aont  aoumia  k  une  quarantaine  de  cinq  j'ours  pleina,  non  compria  le  tempa 
des  op^rationa.  Lea  pelerina  une  foia  dibarquia  au  lazaret  eeront  aoumia 
k  la  d^infection  de  lenr  linge  aale,  effeta  d^uaage  et  bagagea  de  natnre 
auapecte. 

Les  navirea  aeront  niia  en  dtat  de  propreti^  et  diainlectte. 
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Toutefoig.  dans  le  cas  du  !*•  <  iuilera,  la  peste  ou  la  fievre  jaune, 
viendrait  ä  se  manifester,  aoit  paiuii  les  pelerin»  et  passagüra,  soit  paniii 
r^quipage  de  Oes  naTireSi  dnnuit  leor  edjoiir  en  qnarantaine  oa  pendant 
lear  tnrenSe  de  GBmaran  k  Djeddah,  luiTires,  p^lerine  et  Toyagenn  eeroat 
Mumi«  an  regime  apteial  des  naTires  itt/tci^s,  Dans  ce  deniier  cae  le 
navire  se  dirigeant  ven  Djeddah  aera  tena  de  rebronaser  cbenis  et  de 
retourner  h  CamaraiL 

'S.  Lfs  naviroK  k  pMerinß  provt'nnnt  des  port«  de  l'HindouHtau,  du 
Sindii,  aiasi  que  de  tont  autre  purt  -  n  cxistcrait  Ic  chol^ra.  la  peste  ou 
la  fievre  janne,  navires  k  hord  desquels  iuuun»'  maoifeHtation  de  ce» 
maladiea  n  aurait  eu  lieu  avant  le  depart  ou  pt  iulant  la  traver8<5e  seront 
flooinla  arec  lenrs  passagers  et  p^lerins,  ä  Icur  arriy6e  ä  Camaran,  ä  une 
qnanatame  de  5  joun  pleins,  non  oompria  le  tempa  dea  op^rationB,  et  & 
oonditlon  qa'ila  aient  aabi  la  dteinfection  et  la  döratiaation  imm^diate- 
ment  avant  l'embaiqnemeiit  dea  pelerina  et  qne  eette  meeiure  sanitaire  aoit 
pronröe  par  nn  ceitificat  aä  koe  prfiaent^^  ä  rAutoriti  Sanitaire  de  Gamaian. 
De  plus  mosnres  sanitftireH  prises  ä  l'ejErard  dcndits  naviree  aTant  lenr 
dr']inrt  a  savoir:  ri»'^ji?if»'rrion  des  hardes  et  effcts  d'nsatr*'  des  pfelerins  et 
iiiulemt'üt  de  ces  pelenns  pendant  ciuq  jours  avant  leur  enibarquement, 
devront  etre  mentionnees  snr  les  patontcR.  Ponrtant,  si  tout<»s  les  Con- 
ditions  sus-^nonc^es  et  surtout  cclle  qui  a  tiait  a  Tisolement  des  pelerins 
pendant  einq  jonxa,  avant  leur  embaninement  k  bord  des  bateanx,  ne  aont 
paa  aceompliea  intiSgralement,  oea  Pelerina,  ainai  qne  les  bateanx  qnl 
lea  traniportent»  aeront  aonmia  coranie  aaparaTant^  &  dix  jonia  de  qna- 
rantaine. 

4.  Les  navires  infwUs  aont  eenx  qui  ont  Ii  boid  des  cas  de  cholera, 
de  peste  uu  d'  fi<  vr<  jaune,  OU  qni  en  ent  en  aoit  avant  lenr  depart,  aoit 
pendant  leur  truvcrste. 

Oes  navires  ainsi  que  leius  i)assair(Ts  et  pelerins  st*ront  soninis  ii 
une  quarantaine  de  10  jours.  Toutefois  lursquc  les  Operation«  de  «lelmr- 
qnement  excMeront  24  heures,  cet  excedent  ne  sera  pas  cunipte  dans  la 
quarantaine,  et  ce  afin  que  le  tempa  contnmacial  pasa£  par  lea  pälerina 
an  Uuforgt  nUm§  aoit  de  9  jonrs  an  moina.  Le  linge  aale,  les  etfets 
d*aaage  et  lea  bagagea  de  natnre  snapecte  dea  dita  paasagera  et  pMorins 
aeront  d^ainfect^   Le  navire  aera  ^jsralenient  soumis  k  la  dt^sinfection. 

Dans  le  cas  ou  des  accidents  de  Cholera,  de  pest«  r)u  de  fü  vre 
jaune  ^e  seraient  ruanifestes  k  bord  d'un  nnvire  k  pelerins,  soit  au  depnit. 
soit  duraut  lu  travt-r.'jjV.  «änit  <^nfin  h  l'airivt'e  ou  pendant  le  ^<■j^^l^  i  \\ 
<|uarautaine,  navire,  pelerins  et  paseugers  subirunt  le  r%ime  special 
suivant: 

lies  personnes  atteintea  de  diol^ra,  de  peste  ou  de  ii^m  janne 
aeront  d^burqn^  et  transport^s  k  l'hdspital''8p6cia]  inatalld  pour  ces 
roaladiea  an  lazaret  de  Camanin.  Les  antres  pelerina  et  pasaagera  semnt 
ddbarqnte  an  lazaret  et  isoles  par  group<>8,  contenant  diaenn  aussi  peu  de 
personnes  «lue  possible,  et  installes  de  fagon  teile  que  rensemble  ne  »oit 
Jabrboob  der  iaternat  Vereislguig.  8.  Bd.  188 


üiQiiizeQ  by  Google 


2894 


Gesetasgabttog. 


[las  Kolidaiir  d  iiii  «rroiip*'  pai-tif  nlicr  ilaua  Icquel  ie  chol^ra,  la  peate  oa  la 
fievre  jaiinc  viondrait  ä  s»>  dt  (  lan  r. 

Lc  navir»'  ijui  aura  aiiM'nt'  ccs  ]»rl.  liiis  et  pwmigvrs  «era  üjole 
dVilX  pt'fidant  tuiit«'  la  dun'«-  di*  la  (|iiaiuut.tiiu\ 

L«^  liniTf  t*«!''  «"t  l<'s  f'ffrt!*  d'iKxalrt'  d«'>*  pel<Tins  vi  pussair<'rs  et  It-s 
vr-toiucnts  dl'  i  iHiuipai;»'  aviuut  desittfictes ;  il  en  t*cra  de  uieuio  du  naviro 
dont  les  eaux  de  calf  aeront  d^ainfect^efi  «^salement  et  Tid^.  Vean  po- 
table  emmagafiin^e  ä  bord  »era  renonyet^  par  Teau  de  ia  maehine  de«til« 
latoire  du  lazaret.  Le  nairire  et  len  |m>iipe8  de  pelerins  et  paaaagen 
ftTont  chacun  D^paiV>in<  nt  dimzc  Jours  dr  (piarantaine  ä  comptcr  du  jour 
nii  cbacun  d'eux  a  ^t^  i»o\^  des  csa^  d<'  c  tiid<'r:).  de  pe^te  ou  de  fi^vre  janne. 

Lea  gToupt  s  parmi  leaqucla  le  chuk-ra.  la  peste  on  la  fieTre  janne 
sc  scrait  manifeste,  fentnt  anssi  nnf  qnanuitaine  df  <}(>\\7v  ymrs  h  roniptrr 
dl!  innnu'tit  Oll  ils  sc  sc  «^nnt  s«'pares  de  Icnrs  niaiadt  s  .iTtrints  d  un«' 
(•»•>  üialadii  s.  l'nc  quaraiitainc  de  dix  j'  iii  -'  >era  renouvelee  cliaqii  ■  i»_4> 
yiu"  de  üouveaiix  c;i«  rtcruut  tonstates  patiiii  les  ditj*  gruupes.  Los  ma- 
lades atteinta  de  chol^ra,  de  peste  oii  de  Hkvre  Janne  ne  quitteroiit  le 
lazaret  qn'apreK  qne  lea  mMeeina  de  ee  lazaret  anront  conatat^  qae  lea 
dits  maladen  ne  pr^ntent  pltia  avcun  danger  de  contamination. 

De  ni§in«  ai  des  caa  de  chol^ra)  de  peate  oa  de  Hhyn  jaane  venaient- 
fte  d^clarer  <^  bord  d'nn  de  cea  navirea  pendant  la  travera^  de  Camann 
h  Djeddab,  le  navire  devni  ctrc  lepousaS  siir  Camaran  oü  il  scra  de  nou- 
Vfau  jionmis  au  reirimc  special,  sus-indique.  conteniant  les  navire^  in- 
fect(''s.  Les  pinvisioiis  de  houelie  appoites  pai*  n'iinporte  <|U*  Is  ]i»«lerins. 
tant  ä  Camaran  qu'ä  Aliou-Saad.  scnmt  attentivement  exfiniin/'  s  i)ar  les 
medetius  de  ces  lazarets  et  dctruitej*  si  elles  sont  reconnues  nuiisiblcs  u 
la  8ant<^. 

Art.  9.  —  Iah  groupes*  de  pelerins  el  pa.ssaijers  parmi  lesquols  le 
Cholera,  la  pegte  ou  la  fie\r«'  jauue  sc  gerait  manifeste  ä  Camaran,  ain^i 
qiiü  les  malades  gu^ria  de  cea  maladica,  ne  ponrront  ^tre  re^ua  cn  libre 
pratiqne  5  Djeddab  qn'aprea  avoir  anbi,  aa  lazaret  d^Äbou-daad,  nne 
quarantaine  de  cinq  jonra.  avec  d^sinfection  ri^onreuae. 

Cependant  les  mMeB  navirea  qui  lea  auront  amen£a  k  AboQ-Saad 
ponrront,  apres  däbarquement  au  lazaret  des  pelerins  et  pas!Ja«rers  et  de 
leurs  hapracreü.  ainsi  que  des  marchandises  ä  destination  de  Djeddab.  re- 
partir  en  liltre  praticiue.  (  Vci  ne  pournt  t<  irT.  fois  s(  faire  qu'apres  la  d»'s- 
infeetion  du  nnvire  et  des  liardes  et  elfcts  de  I  cquipacre.  Au  ca»  ou  la 
P'  ste,  le  eli<dcra  <m  In  fievre  Janne  se  manifesterait  au  cours  du  Peleri- 
nasre,  lea  bateaux  ä  pelerinn  paituut  de  Djeddab  pour  les  port*»  Pei-saiis 
ou  Ottomana  du  golfe  Perslque,  feront  ä  Ounann,  une  qnarantaine  de 
cinq  joun  avec  dösinfoction  des  pelerins,  du  naTire  et  de  P^nipage. 

Art.  10.  —  La  duree  dn  jour  de  quarantaine  est  de  24  benrea. 
Art.  11.  —  Les  mi^sures  indiquiea  dans  ie  präsent  articte  ne  seront 
uppliqu^oa  que  ai  la  Situation  sanitaire  de  TEgypte  Tezige: 
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Tons  U's  pMorins  de  pruveiiancc  K^yptifniH',  y  coinpri«  Ics  pelorins 
Indiens  ou  Muiais  qui  preniient  lu  Tuie  indirectc  de  Suez  pour  sc  leudre 
au  He^jaz,  aont  astreinte  ä  la  quanuitaine  de  10  joun. 

Les  naTires  proTcnant  de  TEg^rpte  et  dont  le  nombre  de  pilerimi 
enilNirqn^  »erait  limit^  au  6^/^  du  tonuage  net,  auront  la  faculM  de  d^ 
barquer  ces  pelerinjs  a  Abou-8aad. 

Les  navires.  de  meine  provenance.  ayant  un  nombrc  de  pelerina 
i^iipf'rieur  a  ce  5*^  ,,.  devront  ite  rendre  ä  Uamaraii  pour  y  purger  la  qua- 
rantaine  de  10  joiir«. 

Les  naviies  arrivunt  du  Nord,  et  de  provenance  indeninie.  ne  ponr- 
ront  Ctre  re^us  en  libre  pratique  au  He^az.  apre»  visite  medicale  favorablc 
des  p^lerins,  que  sMl  ont  travenö  le  canal  de  Sae2  en  stricte  quanmtaine 
et  Sans  avoir  en  aucnne  commDiiicatioii  avec  l'£i:ypte. 

Art.  12.  —  Lee  p^lerins  Indien«  ou  Malaie  sonl  toigonra  sonmis 
au  regime  de  leur  pmeuance,  quelle  que  seit  la  voie  qu^ils  prennent  poar 
se  rendre  au  Hedjaz;  touteloia  le  tenips  pass^^  dnns  des  poit»  in<b*nineH  et 
dont  ils  pourront  jnstifier  par  certificat  en  roirb'.  leur  sera  eonipt«'  dans 
la  dur^e  de  b'ur  contuniaee.    La  d«'sinfe(ti(ui  est  toujonrs  nliliir.it<n*re. 

Art.  13.  —  Les  uiarehandises  qiii  nUnt  pas  ete  exposet^  a  bi  ( ontf^nii- 
nation.  arrivant  de  pays  dont  U*s  pmvt  aam  es  sont  a.xsujetties  ä  un  iVuiuie 
quaruntenairc,  ä  destination  du  Yömen.  pourront  etre  debarquee«  a  Hodeülab, 
flons  la  surveillance  de  rantorit^  sanitaire. 

.  Le«  narires  charg^  de  pelerina»  et  qui  anraient  en  m^me  temps  ä 
boid  des  marebandises  n*ayant  pas  £t6  ezpos^es  k  la  contamination,  k 
destination  du  Y^men,  pourront,  anssitdt  «lu'ils  anront  debnrqne  lenrs 
pelerins  et  passap^rs  a  Camaran,  et  apres  la  desiidection  du  navire  ainsi 
«jue  des  hardes  et  effets  de  lYquipaire.  —  et  poniTU  (|iie  ]><  pelerins.  les 
pa«?^:i*_''ers  et  IN^quipa^c  d»'s  navires  soient  indenm*  -;  dr  ( li"lt'n».  de  peste 
ou  de  fievre  jauue  —  se  rentlre.  avee  denx  irarii«  >  dt-  t^itut«'»,  direetenient 
a  Hodeidah  pour  y  debarquer  ces  marchandises.  Cette  facilite,  arconb'e  ü 
la  Navigation,  est  subordonnto  tontefois  k  la  condition  que  le  L.ipitaiue 
et  l'agent  du  nayire  donneront  une  d^laretion  par  to'it  k  Tlnspecteur 
Sanitaire  de  Canaran,  que  le  navire  reviendra  directement  de  Hodeidah  k 
Camaran  ponr  y  eompl^ter  sa  contumace  et  reprendre  ses  peb  rins  et 
paMBirers  pour  t>  s  .imener  h  Djeddab  aussitöti  qnUls  anrnnt  termine  leur 
quarantaine.  Le  tenips  passe  ä  Hodeidab  pour  le  debarqueinent  (!■  > 
niarchandif^eK  sem  eotupt»^  nn  nnvire  en  d«'dnction  des  jonr';  d'*  qunran- 
t.iiur,  iiiais  c  temps  ne  <li  vm  pjis  i  xeeder  heures:  t\,in>  le  eaf  i*(>ntnure 
Je  navire  sera  oblijfe  d  einbarqiier.  a  ses  IrdU,  un  niedecin  »iauitaire  ä 
Camaran,  m^ecin  qui  aura  pour  miBsion  de  surveiller  Vistat  eanitaire 
du  bord. 

Art  14.  ■ —  Les  marchandises  provenant  de  lieux  oü  existe  le  cbol^ra 
—  et  sUl  n*y  a  pas  en  de  cas  de  cette  maladie  k  bord  pendant  la  travers*'e 
oti  apre."?  raniv^e  —  restent  dans  le  navire  et  sont  exemptes  de  desinfection 
et  de  taxes  sanitaires.   Touteiois  il  est  fait  exception  pour  les  vieux.  eüeta 
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a  usage  et  b  s  i'tntft  s  ayant  sen'i,  le«  laines  non  lavees,  le«  vieux  cotons, 
le«  crins  et  l«  s  pluiiu».  qui  seront  desinfect,^!». 

Le«  iiiHicljauiiirtes  provenant  de  lieux  ou  eiistt*  la  peste  ou  la  fievre 
jaune,  mala  qui  n'ont  pas  M  expoe^es  k  la  oontaminatioii  rettent  anasi 
daiu  le  narire  et  eont  exeroptes  de  dMnfeetion  et  de  tazes  sanitaifea»  a*i] 
n'y  a  en  ä  bord  aucnn  cas  de  cei  maladiee.  Fbi  oonlre  les  marchandiaw 
qui  ont  6t6  ezpoe^  k  la  eontammatioii  doifent  fitre  d^baiqntes  aa  laxaret 
ponr  y  Mre  a^rtee,  dteinfecte«  et  tax^ee  d*aprte  le  tarif  en  Tigvenr. 

II  est  cependant  rijLToureusemetit  inteidit  aux  narireB  dVmharquer. 
dan»  un  port  oü  oxiste  la  pi'ste,  k*  cholera  nn  la  fievre  jnun.-.  le«  objett* 
Huivantn:  cuirs  v*  it5:.  pcnnx  fm!rhet<,  d^brit«  fnÜB  d'animaux,  crins,  lainea 
bnites,  ontrlons.  »ibote,  cli-  vt'ux  «-t  vienx  sae». 

Art.  l.'x  I/enilninjui  int  nt  d'anirnaux  vivant«  k  bord  den  navireu 
ä  pMerinx  »'st  riLroun  uscrueiit  ititerdit  ainsi  qne  eelnl  de  peaiix  non  luanii- 
facUut'i'h,  de  ilel)ri?<  (l'aniiuuux  a  l'etat  laut,  de  chiHons,  de  drille»,  de 
cliurbon  de  terre,  de  p^trole  et  de  tuuto  inatiere  inflamuiable  uu  explosible. 
Bxceptioa  est  fait  en  ce  qai  ooncerae  le  cfaaibon  et  les  animanx  n^eesairea 
k  PapproTiBionnemeiit  dv  navire  pendant  aa  travenfo. 

Art  16.  —  Tout  navire  k  destination  d*un  poit  du  He^jaz  qut 
aura  embarqn4  pina  de  100  p^lenns  devra  6tre  ponrvn  d'mi  mAdeelB. 
Ce  mMeein  qui  sera  tenn  de  pFteenter  son  dipl6me  k  toate  rdqnisition 
de«  autorisäs  sanitalres  Ottomane«,  aura  soin  de  dregäer,  rar  un  rejuristre 
ad  hoc  et  non  nm  de8  feuilUs  volatttes,  une  liste  de  tou8  les  nialadee 
du  bnrd,  liste  dan»  lafnif^üe  i!  mentiunnera  les  noms.  prenoms.  f\L'es'  ft 
lieiix  de  nuisfance  des  niiihide«..  iiinsi  que  les  s^'niptönie.-.  le  traiteiii<  nr  et 
l'issue  des  nialadie.s,  et  dnnl  il  devra  remettre  copie  aux  autorites  sanitaires 
qui  en  feront  la  demande.  Les  dites  autoritßs  sanitaires  serunt  totyour» 
libres,  en  ontref  de  consulter  le  regietre  dont  il  Tient  d'Stre  parl^.  Le 
navire  en  qneBtion  doit  ^imlement  §tre  mnni  des  mMicameotB,  dMnfectaatB 
et  aotres  objeto  n^cessaires  anx  mina  k  donner  anx  malades.  Une  In- 
iirmerie  instalK'e  sur  le  pont  et  offrant  de  bonnes  conditions  de  stoirit^, 
de  salubrite  et  d'a^ration  sera  reservee  au  loL^Miient  des  malades. 

Enfin  le  navire  doit  possedt  i  a  hord  t'OUS  les  inoyens  propres  4 
ittoler  les  ijidividus  atteints  de  cbolera,  de  peste  ou  de  fievre  jaune. 

L»»^  «oins  r\  !t>s  medieanients  seront  donni?»  frratuit4.»inent  anx  malades. 

Art.  17.  -  A  Tarrivee  des  navires  n  pMerins  ä  Camamn  on  h  Abou- 
iSaad,  Selon  le  rn«.  t<»n«  le»;  pelf^rin«.  h  l'exo  prictn  de  ceux  arrives  ])ar  des 
navires  irideniues  a|qmit«  uai»t  a  la  catejL^'^orie  A,  scront  debarques  et  subi- 
ront  la  visite  m^dicale  reirlenientaire. 

Art,  18.  —  Aucun  navire,  menic  aduiis  en  libre  pratique,  ne  pourra 
qnitter  Camaran  sana  aToii  pris  k  tm.  bord,  nne  fois  ea  quarantaine  acbev^. 
toiis  les  pelerins  qu*ll  j  anrait  amen^,  sanf  les  malades  ^entaels  reconnns 
incapables  de  continner  le  Toyage  et  qu'on  garderait,  par  cons^qnent,  an 
lazaret. 
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Art  19.  —  L'aj^eat,  ou  k  son  d^faut  le  cupitaine,  de  toat  oaTire 
gid  sera  dfeign^  poar  embarqaer  dee  pfeleriiu  Avm  en  donner  etib,  p^r 
^erÜf  ä  Pantoritf  sanitaire  au  moin«  4  jonn  avant  le  dAut  de  iw  op6- 
ratioiu  d'emlwrqiiemeiit,  et  ce  afin  qa^il  eoit  prooM^  en  tempe  touIu,  k 
la  fonnalit^  dn  meanra^o  n  tvire^  alnei  Vexaroen  des  eonditions 
Mp^ciales  exijcr^es  par  le  He^leiiient  en  ce  qni  ooDceme  ramfoagement  des 
naYirf'K  h  pelerins  (Fbir  Art.  20,  '?/  et 

En  ontre  IVmlKininonu'iit  df  toute  l:i  jirovision  d'eau  et  de  cliar1)<)n 
du  navirtf  doit  6tre  achevC'c  avant  que  de  cummencer  l^operation  du 
niesurage. 

Art  90.  —  L^antorit^  aaidtaire  fera  appel  i  l*antorit6  de  la^uelle 
relere  le  naviire  charg6  de  pfelerina  a  destmatlon  d'an  port  queleonqne  de 
FBrapiie  Ottoman,  afin  d^eropSdier  aon  d^rt,  ei  eile  n'a  pas  acquia 
raaaoiance  qn*il  flatiebit  aux  conditionB  auiTantee,  aavoir: 

Que  le  navire  a  ete  mis  en  4tat  de  propreti  pariaite  ei  an  beeoin 
desinft  ct«':  qu'il  a  et^  deratis^^,  —  e<'ttf  f>j»<^r;»ti(»n  ponrra  dor^navant  m 
faire  faciiltativ.MiiPnt  soit  h  RalacUak.  daoa  le  port  de  Constantautiiiople, 
aoit  k  (  iivak  ( Kaut-Bosphorc). 

(^u  il  est  en  4tat  d'entreprendre  Ic  voyage  sans  dantrer. 

Qu'il  offrc  re«paoe  rdglementaiie  dana  Pentrepont  pour  loger  oon- 
Tenablenent  tona  ses  pasaageie  et  pelerina. 

Qne  cet  entrepont  poaaide  latötalemeat,  et  dea  deux  cdtte,  de 
Imblola  monia  d'entonnoiia  ponr  la  Ventilation  et  ponrant  a'ouviir  et  ae 
lenner  hernK^tiqnement ;  ceis  hublola  «eront  en  nombre  anffiaant  ponr  per^ 
mettre  un  »^claira^e  et  une  aöration  convf»naWp8. 

Que  Ton  p»Mit  cummuniquer  avec  (•••?  »  ntrepont  par  deux  escaliera 
fixes  (ran  nioins  ua  m«'trp  de  larjfe  el  donl  marchfs  ne  (h'^pasweront 
pas  Ouj.2u  dt'  hauteur,  pour  ks  entrepont«  de  30  ä  100  picds  de  ton^ueur, 
et  par  4  encaliers  corome  ci-dessus  indiqu^a,  pour  les  entrepont^  de  dimen- 
eiona  mpörieures  ä  cellea  sna-ditee. 

Qne  le  pont  et  Pentrepont  aont  en  boia  on  en  fer  enti^rement  re 
couTert  de  planchea  en  boia,  bien  jointee. 

Qne  le  navire  est  bien  6qmp6y  bien  amenag^  et  bien  a^rß. 

Qa'il  est  mnni  de  mmekts  aaaex  longuea  et  en  nombre  HuffiHant 
an  inoina  2  par  onvertttre  —  ponr  permett^re  la  bonne  aäratton  des 
entreponts. 

Qu  ii  est  pomvii  dr  fnyaux  flexibles  d'uuf  lunj^iieur  siiffisaule  et 
s'attachant  ä  la  uiuiiuae  aiin  de  puuvoir  s'en  »ervir  en  ea«  d'incendie 
k  bord. 

Qu  il  poaaMe  nn  nombre  anffiaant  d'embarcationa,^)  et  quHI  ne  con> 
tient  lien  ä  bord  qni  aoit  on  qni  pniane  devenir  nniaible  ä  la  aant4  on  k 
la  e^cniitö  dea  paaaageni. 

L«  navire  ä  pälerlne  sera  poorvn  d*aii  nombre  d'ambareaUona  d*ai»da 
rMialla  anlvante,  et  dont  denx  aaroiit  d«a  embanatlooa  de  aanTateg«: 

Navire  d  un  tonnnge  de  regi^^trc  n^t.  jusqa*A  800  tonneana,  6  «mbareatiafu 
d'uiM  capaiBlte  coUectlve  de  l,780  pieds  anglals. 
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<^u*il  existo  ii  IkifU.  uo  m»  de  rapprovi^iunnement  de  rt  quipajL'e,  et 
conTenablement  arriinte,  des  vivres  et  de  Tean  potable  de  boime  qnalit^ 
pniaee  k  one  souree  k  Tabri  de  toute  cootamioation,  ainsi  qne  da  combn- 
atible,  le  tout  en  quantitä  autfiaante  ponr  toua  ]eB  p^lerins  et  pasaagen 

et  pour  toiiXr  la  tinr»'«'  ilrclam-  du  vovatre.  La  quantit^  dVan  potable 
miae  jonrnellenient  ä  la  dispoHition  de  chaqne  pdleria  et  paaaager*  queiqne 
aoit  flon  äjf<'.  f*eia  do  5  litn's. 

Li'  navin:  dt'vra  en  <»utn*  t'Xw  poiirvn: 

n'tui  app.ircil  distillatnir«'  poiivaiit  donn'  r  .')  ütn  (r«'aii  par  j«»iir 
ponr  fMiiti'  ii>  I -iiiiiir  «f  troiivant  ä  Itord  y  (■<iiiipii<  I  i'<|iiipa^i';  1^8  rescr- 
v<iir>  »l"«  au  [lutalili'  lunf  Ulis  ä  Taliri  do  tuiite  Ntiuilhiie  i't  fennos  d»^ 
iiiaiu»Mv  ä  ee  <|U»'  la  di.stnilmtion  de  Tcaii  ne  pui»sic  .sc  faire  quo  par  (Ks 
robineta  ou  de»  pHiupta. 

De  denx  loeani,  an  moins.  qui  tieront  affeotto  ä  la  cuisine  per»»» 
nelle  de«  pelerina  et  de»  Tojnf^ura  ä  qui  il  aera  interdit  d*allnmer  du 
feu  ailleurs  qiie  dan«  lea  dita  locaui  \  il  lenr  aera  ögalement  interdit  d'em- 
plojer  des  «amovara  aillcnn  que  dana  lea  cuiainea. 

D\m  endroit  demlM'  ä  la  vue.  sitm'  de  chaqiu'  cot»'  du  pont.  et 
|iouiTU  d^Uiii'  ponipe  ä  luuiii  d«-  maniere  ä  fournir  de  l'eau  de  mer  pour 
iK'soiiKs  des  pM.'rins  >•{  passairiTs;  un  endroit  de  cette  natore  aera  ex» 
clttsiveiiK'nt  n'-scrvt''  a  rusair«'  dfs  fciniiics. 

Dt'  licux  d'ai.sanet'  ä  rusit-j«»  d«-  r<'quip,iL,''' 

!»♦•  )-itr(TT"<  ;"t  '^ffft  d"-,!!!.  |tl,H|ln''rs  de  tuii-  uu  ilr  iilmiili  soliätment 
aitaclues  aux  piats  botUs  äu  tiavir«,  «  t  dans  la  propurtiou  liau  moiiiÄ 
une  lutriiie  pour  ehaque  cinquante  persoanes  eiuliarquees;  des  latriiie*:  en 
nombre  anffiaant  seront  ezcluaivement  afiecteea  k  Tuaage  dea  femmes. 
Aucnn  lieii  d'aiaance  ne  doit  oxiater  daoa  lea  entrepdta  ni  dana  la  cale. 

LeH  ^roK  ba£raf;e8  dea  pelerina  et  voyageura  ainai  qne  toutea  leiira 
armea  acront  enrigiatr(^».  nurii<Srot^  et  plac^a  dana  la  cale  dn  navire. 

Le  Pont  dn  navire,  libre  de  toute  marebandiae  on  de  tone  autrea 
objets.  et  r.  roiivi  rt  d'une  double  tente,  aera  exclusiToment  ri\ser>»\  jonr 
<^t  nuit,  ä  l  iisaL'e  de  lYqMipajre  ot.  jrratuitement.  ä  f  >  lui  «Ii  s  pelerin»  et 
paa^aijcrs  d  t>ntrepont  qui  sennt  fncourair^s  ä  y  rester  autaat  que  poasibe. 

'I'oiitc  snpt  rstriK  tiir<>  est  intenllte  Sur  le  pout. 

Alt.  21.  -  L't'spaft'  a  donner  ä  oli:npn'  p'-lorin  nu  paRsairer.  qiiel 
HiK'  8(»it  i*üu  üjife  ou  son  sexe,  est  une  surface  de  l^i^ü  carre  (16  pied« 

Navtre  d'un  toDOBge      HOO  il  1,000  tonneaux  a  embarcatlon«  d'un«  caparlt«* 

l'Ollectivf  de  2.045  {ii>  ilB  Hi)<;l!iis. 

N'uviiv  d  uu  tuuuu);«'  lie  i.uou  ü  x.tM)  tuant'aux  6  etubarcatioub  d  uue  capaciU* 
«•ollf-ctlve  d«  tMh  pied»  RDfclafs- 

Navire  d  uik*  tonna<!«>  *ie  i.i>5e  k  1,500  tonncaux,  a  embaroatloiia  d*iuie  oapa- 
cite  tulU'ctivf  dt'  :),()<»()  |>ii-(l.<  aiiirluis. 

Nuvlre  <1  uu  tonnajf'  <ii-  irgi.stio  not  en  »ug  Je  i^.'ion  tunoeanx,  7  einbar<^atiyuH 
d'ane  capa<iti<  coll«rt1ve  de  8v6oo  pleda  anglati. 

M  Ctoi|  litres  eqnivalent  ik  a*.*«  plnteo  anglalaea. 
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carivs  auglaiii)  avec  une  hauteui  d  entrepoot  »l  au  moins  lni,ÖO  (6  pii'ds 
an^'luii«)  fbiii«  P«iitt«pont  qut  se  tronTe  au  dessus  de  1b  li^rne  de  flottai»nn. ') 

Les  entreponts  deü  navires  ii  pMcrin?'  dont  pluiiclier  »enui  au 
äessous  de  la  Hgne  de  flottaiaon»  ne  poniront  pan  ^re  coii8id6r68  comme 
espace  Ubre  k  mesurer  poor  riiistallati«ii  dos  paMH^fera  ou  des  pelerinH. 

Lea  entrepontt)  ronnis  de  coiicbettes  8emnt  mesnreg  ä  raison  de  im 
pelerin  par  90  pieda  cnbea  aiifrlatfi  de  rolume.  Tootefois  Ton  pourra.  en 
c«  qni  concerne  eea  entrepontM  k  coachettes  qui  aeraient  de  plua  mnnis 
de  Teatilateara  flectriqiH'H  ainsi  quc  de  hinii«-iv  rh'ctriqiie.  («imptcr  l'cspace 
T(m*rx^  k  chaque  peleriu.  ä  raison  de  82  au  Heu  do  \)iy  cube»  aoiflais 
voliiint'  i'\  peniu'ttre  i|U«'  drts  p»'!<'rin-^  v  s<»i.-nt  Inirt's  niemc  si  le 
plaoclit  r  dfs  dit-<  entivponts  est  sitix'  nn  t^essotis  d«-  la  liyuf  de  fJuttaisou. 

Les  caldnes  du  p»'r'<"nni  l  i'T  di'  ri'qtiipiti.'»'  dnivt-nt  <"tr<'  »'xchisivt»- 
UiCiif  affectiv?»  a  riisajL'e  poiir  lequel  elics  Mtni  dt'stitiees.  (,iii,iiit  au  spar- 
deck, on  ne  pourra  y  lojrer  di-s  pMerins  i|Uo  s"il  est  enuveit  et  est 
t*uffisa)nent  larir«'  pour  periuettre  le  Ii1>re  pas>a^^e  des  pMerins. 

i'uur  ee  «|ul  reiraixle  l'eispaee  ä  drumer  au\  pelerins  et  passairers 
embarques  sur  les  sambouks  laiaant  le  »»ervice  de  cabotaj^e,  cüaque  peleriu 
ou  paani^r  embarqu^  doit  diapoHcr  d'iin  e^pace  d-au  mnlm  äiux  meti'ea 
carr£8  de  aurface.*) 

La  CoDuniasion  de  Meauraye  doit  conatater  le  bon  fonctionnement 
de  t'appareil  diatillatoire,  de  l'etuTe  k  deainf«H:tton  ainai  qiie  dea  venti- 
lateura  et  de  la  lumiere  ^leclriquoaanatalle«  ä  bord  dea  navirea  k  pelerina. 

Alt.  22.  —  Lea  naTirea  k  pelerin»  faisant  le  cahota/tre  entre  lea 
potta  da  He^jaz  et  lea  littoraux  arahique  et  africain  de  la  Her  Kouge, 
et  dont  le  voyaire  ne  d^pasam  paa  la  dun'e  de  3  jours.  pourront  ein- 

barqner  un  nombre  de  pelerins  superienr  de  25  ii  ini  que  leur  aeeorde 
le  c»'rtifioat  de  nieaiirugc  tHabli  ea  base  de  lö  piedf  carrea  an^rlaia 
par  pelerin. 

Art.  23.  -  Le  nondnc  ib^s  passair<'vs  ft  p«'|»>rin<  pris  a  l»(»rd  des 
navires  ä  pelerins  et  la  uuinien*  de  itistalltT  out  et«'-  n-irb's  daprt's 
rarticie  19.  Les  bateaux  etrany:ers  qui  peuvent  produire  un  cerlilicut 
officiel  d£lirr#  par  rautorit^  comp^tente  dont  IIa  releTent.")  ctablis«>ant  le 
nombre  de  pelertnH  et  pastna^'Fs  qifils  peuvent  embarqiier  par  rapport  k 
lenr  capacit^.  ne  aeront  paa  aigeta  k  nn  aeeond  meanra^e.  Lea  bateaux 
apparteoant  k  la  marine  tHninjirere.  ohai^a  de  pelerins  k  deatination  dea 
porta  ottomans.  et  qni  «ierüiejjt  depourvus  de  ee  eertificat,  scront  niis  .'n 
denieure  par  raiiterit«'  suüitaire.  de  prediiire  eette  piiee  en  s  adressant  a 
leara  conaulata  n^tspectift».    Le  Conaul  devra  dan«  ce  rat»  iairc  etablir  ie 

')       pled  HDglais  >'(juivant  ü  30,47  reutinv'-treH. 

On  ubtiendra  la  »urface  totulc  du  sauibouk  eu  uiiiltipliimt  ha  loagbeiir. 
üuivaat  Tax«,  par  sa  lart^eur  pri«e  au  iuili«u  «t  de  liuid  h  ))ui'd. 

Catte  antorlt«  e«t,  k  l'exdnalon  de  tont  autr«,  Toffice  ««uitaire  on  le 
capltanat  du  Port. 
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nicsura^«'  pur  I  autorit«?  sanitairc  conjointpemeat  avec  coiie  du  port,  ea  otn- 
iormit«*  des  prescriptionH  de  l'Art.  19. 

Art.  24.  —  lous  les  navin-H  destine»  ä  traaspoiter  des  {»eleriiis 
duivent  siibir  chaquc  annee  l  opriation  du  iiipsuraife. 

Art.  25.  —  Les  bateaux  «ou»  pavillou  ottomau,  t^ui  quittent  k 
Capitale  aTec  des  pfeleria»  k  bord  doirent  prodnife  an  eeittfieaA  de  niMimg« 
d^lM  par  FAdmittüiraHoH  Stm$taiw$  d§  QmskmHmopk,  Dans  Im 
antroB  cas,  et  exceptionneUement,  ils  penrent,  lonqne  lee  beeoina  de  leiir 
serrioe  P^iigent,  ae  &ire  mesnrer  dana  les  dnq  ports  BuiYanls:  Beyrontii, 
Tripoli  d'Afriqu«^  Djeddah.  Hoddeydah  et  Baseorah.  Tont«  fois,  a  leor 
arrivee  a  Con.stantinoplc.  cck  batoaux  Hcront  remesur^s  par  1  Administration 
Siiiiitaire  et  f^«t  otaMi  qiH'  re  mepnrnjj«'  nr  corre-Hpond  pas  exactement 
aiix  pressen pti lins  de  l  art.  IIK  l.-  iiu-dtcin  tiaiiitaire  responsable  encourra 
de  CO  cbel  dt'8  peines  discipliuaires  iivs  st'v<^n*H. 

Art.  26.  —  Le  .service  pret^'  par  Ic  nicdecin  »anitaiiv  dans  le  ca« 
de  mesurage,  soit  pour  les  bateaux  ottoinan«,  soit  pour  les  bateaux  sou» 
pavillon  ^tranger,  est  gratnit. 

Art  27.  —  Le  capitaine,  le  mMecin  et  T^nipage  dn  boid  veille- 
Tont  au  maintien  de  la  propret^  et  du  bon  ordre  dana  le  natif«.  Le 
ni«'decin  devra  ft'asBurer  qae  l*entrepont  oA  logent  lea  p^lerüu  eet  bien 
frütt^  cha(nie  jour  —  pendant  que  lc8  paswiL'crs-  se  trouTeront  anr  le  poot  — 
ayec  dn  sable  sec  meh'  dp  pondre  diVinffttantf . 

Art.  28.  —  Le«  liati  aiix  a  vapcur  sont  seuls  autohs^s  ä  transporter 
dfH  pelerins  dans  le«  v«»yagr,s  au  luii;r  tuuiti. 

Art.  29.  —  Tout  transbordenient  de  pelerins  d'un  vapeur  dans  un 
autre  est  tennellement  inteidit. 

Art  30.  —  Tont  navire  a  pelerins  ne  se  conformant  pas  anx  dia- 
poMtiona  du  präsent  Reglement  soit  ä  l'aller,  soit  an  retour  du  P^lerioage, 
sera  considdr^  coinme  contrerenant  en  niati^re  saaitaire  et  devra  dtre 
Bonmiis  nii  maximnin  des  mesunea  quarantenaires.  Ce  maximnm  est  fixi, 
poiir  toQ^J  1*-  ran.  h  10  jonrs  de  quarantaine. 

Art  31  L'autorit«'  sanitair*»  du  port  d'arriv<'(\  •i^cnt  ä  Pjfddah, 
Hiiit  II  ('aiiiitiau.  dressera  proet'S-verhal  avec  cniu-durs  d»'  l  autoritc  dont 
releve  le  navire,  t<»ut<»s  les  fois  qu'elle  constulei-u  de  IVucuiubreiiient  ou 
de«  cunditions  hygieniques  raauvaises  sur  ee  navire,  Copie  de  ce  proces- 
▼erbal  sera  exp6dl£e  k  PAdminlstration  Sanltaire  et  nne  antje  copie  aem 
remise  ä  l'Antoritd  (^onanlaire  —  s*il  s'agit  d'nn  naTire  Oranger  —  on  ä 
rAutorit^  Locale  —  B'il  a'agit  d*nn  navire  Ottoman. 


Perception  des  Taxes. 

D^^onuais  <m  n'adinettra  plus  Texemption  des  taxes,  pour  cause 
d'indi^nee,  en  faveur  des  pelerins  de  nUmporte  quelle  provenance. 

Lea  capitainea  de«  navire«  et  los  nahouäas  des  sambonks  seront 
tenuH  de  paycr  la  totalit^  des  taxes  röglementaires  anxquellea  sont  sssn- 


Digitized  by  Google 


Wilhelm  Paubl:  TOrkeL 


2901 


jettis,  d'apr^  le  rt^gime  ordinaire  de  leur  pruvenance,  le.s  pelerinü  m 
troimuit  ä  lenis  borda. 

Ce  paiement  doit  Mre  efiectn^  au  Lasaret  dui»  leqiiel  lee  pelerio» 
devront,  aoit  k  l'aller,  aoit  an  retour  du  Fdleriiiag«,  puigvr  lenr  qnarantaine. 

La  taxe  de  10  pia^tres  par  pelerin.  prtnie  par  VArt.  4  du  Tarif, 
doit  ^gatoment  etT*-  p  n-t'e  par  le  capitaine. 

loute«  ces  taxcs  tloiv^^nt  »  n  (•on<<''qiJ*»nce,  etrc  pr^alablement  per^ues, 
par  capitaine«  et  les  nahouäas.  de  tous  pelerins  iudistinctement 
sauf,  tüuttfoi»,  de»  enfant.s  aL'^t's  dt-  inoiiis  de  7  ans. 

II  est  foniiellement  entendu  que  le  debarqueiueut  des  peierioa  n'aura 
lien  qu'apres  qne  le  paiement  intögTal  des  tizea  suditea  anva  elleetti^ : 
oe  paiement  dem  ae  faire  en  wunMie. 

UArt  90  da  R&glement  eera  appliqu^  aoit  ä  Taller,  aoit  au  retour 
du  PUerinagef  &  tout  uaTire  k  pelerina  contrevenant  aux  diapoeitions  du 
pr^aent  Article.   

Utti  da»  ibjels  et  narolMuiilsM  SMoeirtiMe«. 

Lea  objeta  et  mardiandiaeB  anaceptiblee  aont: 

Lea  littgea  de  corpe,  hardea  et  vltements  poitte  (effeta  k  uaage); 

les  literies  ayant  senri;  le  mobilier  ns^  (effets  d'installation);  lea  paqueti 
laisse«  par  le»  »oldat»  et  matelot«  et  renvoyes  ä  leur  patrie;  le»  chlffon» 
et  drille»,  »an^  »^ii  ''xcept^^r  Ich  chifftms  <  «»mpriin^s  par  la  force  hydraulique, 
qtii  sollt  transportt  s  corame  marcliandist  s  en  balint»;  le»  »ac»  U86»;  Ich 
zenilnis  us^s;  le»  natte«  uwee»;  les  piaui  guraies  de  laine  ou  de  poils  et 
»eivant  de  tapis  ou  matela»;  les  tapi»;  les  broderies  ayant  »ervi;  le»  cuirs 
TeitB;  le»  peauz  non^tann^a;  lea  peanz  fratchea;  lea  d^bria  fraia  d^animaux, 
ODglona,  aabota,  ciina,  poila,  aoiea  et  laimea  bruta;  lea  ehereuz;  lea  colia 
poatauz  coutenant  dea  articlea  ei-deaaua  mention^  et  dea  ^chantiHona  de 
cea  mdmea  articlea.  £nfin  toute»  le  marchandiae«  qui  aont  aoit  emball^ea, 
aoit  confonduea  arec  dea  matierea  de  mßme  nature  qne  lea  articlea  aua- 
^nnin^r^». 

La  dt'sinfectioa  n  e»t  appliqii-  «'  iin  aiix  t)l>jet.s  et  iiiarcliandi»es  c<tn- 
sideies  ctuunie  coutaniine»  et  provenanf  des  ports  ou  existerait  la  peste. 
le  Cholera  ou  la  fievrc  jaune.  Elle  devra  etre  faite  de  mauiere  ä  ue 
d^teriorer  lea  objeta  que  le  moina  poaaible. 

II  n^eat  paa  admiaaible  que  lea  marcbandiw»  pulaseut  etre  retenuca 
en  quarantaine  pour  une  p^riode  ind^terminSe.  La  prohibition  pure  et 
aimple  ou  la  dteinfection  aont  lee  aeulea  me»ures  qui  puissent  etre  priaes. 

Le»  lettre»  et  correspondanoes.  iniprinies,  llTrea,  jonmaux«  papiera 
d'ftilairear  etc.  (non  compria  lea  colia  postaux)  ne  aeront  aoumia  k  aucnne 
reatiiction.   

iMlTMliOM  MT  le  iMNle  de  pratiqner  lee  epftrttfene  de  la  dMefeettee. 

Lea  harde»,  vieuz  düffona,  panaeni-  nt  et  autre»  objets  saus  valeur 
qui  ont  aerri  a  dea  inalade»  »ouffrant  du  cüol^ra.  de  la  pe»te  ou  de  la 
ficTre  jaune,  aerout  dätruita  par  le  feu. 
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Lea  lindes,  objet«  de  literie,  T^tements,  matela«,  tapi«  ete.  contamiiie« 
uu  Buspect«  de  contamination  »eront  d^infect^  pendant  15  minut«  daas 
den  4tovo8  'indiqiiant,  k  l'aid«  d^un  thermometre  k  aifp^äl,  one  tmpöratuiv 
d'au  rooiiui  100  dc^rrtHi  c<>nti;rrBde8  au  «ein  d'an  matelaa. 

On  plouircra  dans  iinr  Solution  de  sublime  (1  ii  3  pour  l.()(K)  «d- 
«litionnt'c  de  lü'*^,  «U-  cliliinirc  <le  sodiuni)  pendant  6  heurei*.  les  linL'fs, 
vetonients  et  <»lij<'ts  ?«i)iiille>s  par  \v<  <h'']pct\<m^  (h-"^  malades  On  lavera 
avee  la  solutiitn  d'«  «*til>liTiie  les  (»lijets  (|in  nr  peiivent  suppririer  Kan.s 
d*'teri(>ratir»ii  la  tempuaiure  de  l'etuve:  ie.s  ubjett*  eu  cuir,  boi«  colie, 
feutie,  veluurs.  sui  ete. 

Le«  «oliitions  pheniqnees  (5"^)  Miriront  aiurtont  pmir  d^sinlecter 
l«s  objetB  qui  no  Hupportont  ni  la  temp^rature  de  l'^tnve,  (100  degrfet 
centi^rade«!),  ni  le  contact  du  subUm^,  tela  qu  \es  m^taux.  lea  instru- 
ment«).  etc. 

L«'  latt  de  chaux  vBt  fip^cialement  recommand^  pour  la  d^Sainfectiun 

de»  dej<'eti*m^  et  vninisseiiients. 

La  (l<'siiifeetii>ii  des  bateaiix  Mir  les<{\!f!^  s*-  seruit  manüe«t^  le 
elndera.  la  pestt-  oii  la  fi«  vre  jaun*'.  sc  fait  ei»ninii'  >iiit: 

(In  l»r(Ks,mra  les  parois  des  eabiütvs  qni  out  ete  utcupee!«  par  des 
maladeti,  ä  l*aide  de  la  »Solution  ftuivantc: 

Acide  pliimique  brut  5 

SuTon  noir  »ti  vott  de  potanae   .    .  5 
-    £au  cbau<le  k  50  do^en   ....  100. 

Hii  nnploit  ra  cette  Solution  Ic  phi- >  Ii  uide  possiblc    ( )n  d<»sinfe<  f  ' 
eiisuite        -ii  lit-  ••ndniitK  uvec  iinc  »uiution  de  sublim^  additionnce  de 
W^'f^  d'aUuiil.    l.c  lavair«'  st-  fi-ra  en  eonimenrant  par  la  partie  snpt'rieur«' 
dl-  la  paroi.  Miivaiit  mie  liirne  !i<'ri/'>?it:ile.  et  en  deseeiulant  i^ucceMHiveioeut. 
«le  Hortr  ijue  linit«'  la  siirfm  c  .•«•»li  *  .mvertc  par  le  li(|ni<le 

Lo«  plauebers  st  r<»nt  ]aV''s  av<  (  la  un-nu-  .sulnli«»ii.  et  deux  heures 
aprcM  on  Invern  ]v>  parnin  i*t  le  plancher  h  frrande  eau.  L'ean  de  cale 
et  Celle  (|ni  sejoume  duuA  U'm  cbanibreti  dea  macbinea,  «outea  etc.  aenmt 
desinfectveK  ä  Ttiide  de  cliaux  vive  qui  y  nvra  igontee  de  la^on  ä  fonuer 
une  Hulntion  de  ö^^  an  uioina. 

La  i|uautite  de  chans  necesünire  pour  »terilitier  lea  eaux  de  cale 
»»era  ealeii!«'!'  «  ■miihic  snit : 

1   III.  «  üIm'   de    lail  dl'   eliaiix  a  .') "  „  (soit  le    l:iit   il.    i  li;Hlx  ;i  20 
li  tl-itiu  l  addit  inline  di-  H  f<»i>  ma  v<dunic  d  eau)  par  2ö  m.  de  luugueur  de 
ijiiille  uu  fraitidii  (!«•  2*»  iii. 

La  Hidution  a  b'\^  duit  etre  ver.-iec  tlirectenjcnt  dans  le  reservuir 
deK  eaiix  de  eale  ou  de  lest  ]>ar  nnr  larire  ouverture  aä  hoc,  Elle  droit 
etre  intiiuement  nielanL^'e  aiix  eanx.  ce  qni  ae  fera  en  lea  agitant  ennemble 
ä  l'aide  d'un  Italat.  Le:t  paroia  de  reaiwce  aeront  ^{ralement  Crottas  au 
liulai  iinpr«'Lai/'  de  lait  de  eliaux. 

Apri's  UU  conf  u  t  de  12  heuren,  les  eaiix  senmt  evacnees  en  deboiv 
du  piii1,  aueuiie  eau  du  bord  ne  pourant  etre  vora^e  dana  le  port. 
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Üu  appliquera  en  outie  et  ires  ngoureuscment  Ion  prescriptions  des 
circalaires  X<»  233  4u  19./31.  A<M  1899  et  No  ilJO,  du  28.  Jonrier  1902, 
relatiTes  k  la  soppreftuim  de«  rat»  dans  les  laxarets  et  aar  les  naTtres. 

Mode  de  pratiquer  la  desinfection  des  pelerins  et  passagers 

et  de  leurs  effets. 

Los  pölerins  et  pfis-airci^;  prcnMrr'nt  une  duiicbe  luTave,  ou  un  liain 
de  nier.  au  nioiiient  de  Ictu  d>  ItaKjiu  luent  ä  (  iiinaran.  en  attendnut  quo 
leurs  vtHemeuts  »'t  lintres  sales  snbissent  la  desinfection  }»  l'etuve. 

Aui>8itut  qu'ilä  aiiront  ete  instaUes  dans  leurs  eanipcnientSf  ila  seront 
tenus  d'exposer  h  l'air  et  an  soleil,  ^«r  «ux-mämts,  et  pendant  tout«  une 
jonra€e,  tous  les  effet«  et  objeta  compoeant  leuro  bag^ges.  Le  m^cin  du 
campemeat  s^asaarera,  d$  visu,  qne  oeei  a  dt^  faxt  et  il  donnera  ä  enteudre 
aux  p^lerins  et  paasajürer!«  qne  eette  Operation  est  indispensable  afin  de 
leur  aasurer  la  liltre  pratique  »'t  le  ternio  de  leur  quanintaine. 

P*)ur  1i>  di  tail  dcä  o]H['rationi»  dt*  k  deoiafection  on  se  rapportera  ä 
la  puhlicatixii  itititiiiee: 

Instruciions  gerirnilrs  snr  l<i  drsiii/cctioii  applicable  äaus  les 
Elal>lL<.<emeuts  quarantenaires  ät  rLuipiie  Üilonian,  arreUts  par  U 
Conseil  Supcrieur  de  Sante  dans  sa  seance  du  ij.\27.  Juin  iS^^. 

Meaurag«  des  iiftviret  ä  pilerins. 

Le  pont  ne  d  'it  pas  ^tre  tnesnre.  rar.  ainsi  qu'il  «  st  itit  dans  le 
ReL'lenient.  art.  18.  il  st  ra  exclusiveinent  ivsrrvr,  joiir  et  niiit.  a  rn-saire 
«le  r»M|nipaire  et,  <rratiiitenient.  :t  et  lui  des  paHsa^ere  et  peleriu»  d'eutre- 
pout:  il  en  sera  de  in«' nie  «In  ?ip)ir(le«  k. 

Fonr  in«'siirer  Tentrepont  d'nn  niiviri-.  atin  «i«-  d«'tenniner  le  nombre 
de  peleriu.'«  qu'il  peut  ne^lcmentaireinent  embarquer.  et  apr^^  B*dtre  assurß 
qne  TeDtrepont  a  au  nioras  sii  pieds  an^laif»  de  hanteur  —  1  m^tre  quatre» 
▼ingMenx  centiinetree  —  on  procSde  de  la  roaniere  aniTante: 

De  Tavant  ä  rarrlere,  et  sur  la  li|me  dn  milieu,  mesnrer  la  /oif> 
gtteur  de  cette  surfaet-;  suMiviseT  enanite  cette  lon^enr  en  portlons 
4^1es  d'apreH  la  reirle  suivante: 

1.  Le  nnvire  dont  la  lonjgfueur  ne  d^passc  pa8  dü  pieds  anglais,  en 
quatr*  porticiis  /L'ales. 

2.  Le  dont  la  huiirueur  est  de  plu??  de  öU  pi<'(ls  an^^Iais.  umiü 
moiDi$  de  120.  en  six  portions  eijrale.s. 

S.  Le  naTlre  dtnt  la  tongruenr  est  de  plua  de  120  pitds  an;.^lais* 
mais  moina  de  180,  en  kuit  portiona  ^prales. 

4.  Le  navire  dont  la  longnenr  est  de  plna  de  180,  mais  mom«  de 
225  pieds  an^laia,  en  äix  portions  ejrales. 

5.  Le  navire  dont  la  long^nenr  depasse  225  pieds,  en  äouM  portions 
egales.   En  mnltipliant  la  lon^nieur  de  chaque  portion  par  sa  largeur,  le 
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21.  Reglement  Uber  die  Fetroleumdepots.  Offizieller 
Text,^)  den  diplomatischen  Misiionen  mit  Note  der  Pforte  vom 
9.  November  1906  zngeeteUt 

produit  (luimera  l;i  siirf;i(f  de  chaquc  portimi.  pt  ces  produits  additionnes 
doDneront  la  surface  dispunible  k  IMn^tallaiiuii  des  pelerins. 

De  cettu  »urface  11  sera  d6duit  Tespace  occupc  pur  la  luachine. 
ainsi  que  tont  «Qtre  eepooe  non  disponible  de  Tentrepoiit 

Le  nombre  de  piedi  carrfo  VMtaiit  len  divM  pur  eelse;  le  prodnit 
donnei»  le  nombre  des  pilerine  k  loger  den»  Tentrepont 

Lee  ealons  des  cebines  de«  premitoe  et  eeoonde  clusee  reslent 
txdmshfmuMt  rSeerres  ä  l'neege  dee  pemonnee  qni  ooenpent  les  conchetlee. 

Im  ti  apffütari,  m  s^ämt  4m  ComtU  SupAimr  d*  Sa$ii^, 

k  II*  AM  7]p05. 

Art  1.  —  Lee  d^pdts  destinte  ä  Pemmagasinage  dee  mati&ree  !&> 
flammables  tellee  qne  p^role  et  beniine  eeront  ^tablie  per  lee  Honidpalitte 
hon  des  Villee  et  des  bourgs. 

II  ne  sera  pas  pemiis  atix  marchand»  nt  mix  n^ociants  de  mettre 
dnns  leiii-H  boutiqiies  et  magasins  tonte  qnalitö  de  ees  artides  d^paasant 
lears  liesnin*^ 

Art.  2.  T'iMix  piastirs  scront  pcrcurs  par  l'aisff  petrole  ä 
iiiettif  dans  Ii  ,s  dits  dcpöt»  pour  le  premier  luuiü  et  ciaq  paras  pour  chacon 
de»  mois  .suivuut». 

Art.  3.  —  Les  proprit'taires  dee  döpötti  purticulicß  «'taldiü  par  des 
comiuergants  avant  la  datc  de  cc  reglement  pour  remmagasinan^e  de  leur 
marchandiee  ponrront  s*en  eerrir  conune  par  le  passl,  ä  la  eondition  de 
n'y  mettre  qne  lenr  prepre  marchandiae.  Aucnne  atteinte  ne  sera  portfe 
aux  eonditions  de  conceesion  des  d^pdts  ^tablis  en  Tortu  d*antoriBatiens 
apfeiales. 

Art.  4.  —  Les  commercants  ponrront  6tablir  des  döp6ts  paiticollen 

pmir  IViiimnirasinaire  exclusif  de  leur  propre  niarchaudiRe.    Iis  devront 

(diffnir  unt'  nntnn'jäati'in  en  ee  qui  conceme  leur  emplacement  et  Vwr 
iii  xlr  d>   rniistrnction.    C'e»  d^pOt«  seront  aoumis  4  la  surreillance  des 

Auloritt's  M Uli icipales. 

•  Art.  ä.  Le  pavoiuent  du  prix  du  petrole  et  d'autres  articles  qui 
se  seraient  repandu.s  ou  cas.ses  soit  dau»  lets  deputs  soit  lors  de  leur  trans- 
port  par  lee  euiploven  de  ces  4ta)>liesenientB  incombe  m»  Hnnicipalit^s. 
En  cas  dMnoendie,  lee  Hunicipalit^e  devront  ^galement  payer  lee  caiesee 
de  Parole  et  antrea  artides  qni  anraient  br6Ü.  Elles  leront  asaorer  lee 
dits  arfcicles  emmagasin^.  TontefoiSf  les  propri<'>taire.<<  ponrront^  a'ila  le 
v<Mil(>nt,  iftire  nssurer  eux-m§mes  lerne  marchandises  et  dädoire  le  montant 
de  la  prinio  du  droit  d  t  mmajrafinaire. 

Art.  (i.  Le  Miuiütere  de  rint^rieur  est  diarg^  de  rez6cntion  du 
pre»ent  re^lement. 
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22.  Tttrkiftch- Serbisch  er  Handelsvertrag,  gezeiohnet 
am  15./28.  Mai  1906  in  Eonstantinopel,  in  Kraft  getreten  am 
1./14.  Septemlier  1906.^) 

Wir  geben  hier  den  ofEisiellen  fransitoischen  Text  wieder: 

TBAIT£  BS  GOMMEBCB 
ENTBB 

LA  TURQUIE  BT  LA  SERBIE. 


Art.  1.  —  11  y  aura  pleine  et  entiere  libert6  de  cummerce  eatie 
I 'Empire  Ottoman  et  le  Üoyaume  de  Serbie. 

Les  B^jetB  de  l^nne  des  Hantes  Parties  pourront  —  eonfonntoent 
wx  lioia  et  RiglementB  locauz  —  voyager  et  a'^tablir  Ubrement  sor  le 
Tenitoire  de  I'antre  Partie. 

Les  w\jet«  de  rnne  det*  Haiites  Partie«  qui  8(»nt  t'tablis  ou  resident 
proTisoirement  sur  le  Territoire  de  raiitre.  jouiront  —  dans  Texercice  de 
]f*nr  commerce,  profession.  metier  ou  Industrie  —  des  m^tnes  droitn  que 
Ifs  nationanx  et  np  seront  soumis  ä  <l<  s  charfros.  impöts  ou  taxes  autret» 
ou  plus  ('k'vt's  (juc  ft'ux  ijui  frappent  les  natiouaux. 

Art.  2.  —  Les  produit»  d'origine  ou  de  manuiacture  ottomane  qui 
Bon  Importe  en  Serbie,  et  les  prodnlts  d'ori^ine  on  de  mamdkefeare  eeibe 
qoi  sont  imporlfa  en  Torquie,  aeront  reapeetiTement  aonmia  —  en  ce  qni 
eoncexne  lea  droits  dUmportation,  d'eiqjHirtatioB,  de  transit,  la  räezportation, 
le  transbordement»  le  conrtage,  Pentrepot.  les  droits  int^rieurs,  les  formalitte 
donnni«*re8.  le  transport  et  toute  manipulation  aur  chemin  de  fer  —  an 
mdme  traitemont  qne  les  produit«  de  la  riation  la  plus  farnrisr'o. 

S'ons  aticun  prt'texte  et  dans  aucun  cas.  ils  nc  scrout  as.sujettis  ä 
des  droits  de  duiuiue,  luxes,  impotj»,  droit«  additiniinels  de  dinmne  autres 
ou  plus  Cleves  que  ccux  qui  greveront  les  produiti«  provenaut  de  tout 
autre  pays,  ni  soumis  k  la  defense  d'lmportation,  d'exportatton  et  de  traiuit, 
si  ees  raesnres  ne  sont  pas  t-galement  appliqu^es  aux  produita  similaires 
des  sntres  pays. 

En  cons^qfuenee,  tonte  concession  on  priviligc,  toute  diminntion  des 
(lii)its  de  donsne  dans  le  Tarif  Autonome  ou  dan=^  les  Tarifs  Conventionnels 
des  Pays  respectifs,  ainsi  que  tonte  diminution  des  droits  internes  i  t  rls 
taxe??  qnc  rune  dis  Pnrties  ('(»ntractantes  aurait  areord>''s  ä  un  ttat  tiers 
d  une  iiianii  Tt'  pcrniant-nt*'  nii  j)nivisoire,  seront  appiiques,  imnifdiateinent 
et  »iaiis  aiicnne  exception,  aux  produitö  d'origine  ou  de  manufaeture  de 
de  l'autre  Partie. 

Art  8.  ~  lies  dispositionB  de  I^Article  pWkMent  ne  s'appliquent  point: 
a)  ans  eoneessions  stipnl^es  stog  d'antres  £tatB  Umitrophes  ponr  fa- 
ciliter  le*trafie  tnmti&Te,  c*est44ire  ans  eoneessions  aecord^  ponr  la 
s5ne  frontiire,  laq[aelle  ne  pent  s^^tendre  an  delä  de  15  kilomHres  de 
la  Fronti^re; 
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ö)  aus  concensions  qii«  l'ane  den  Parties  Contractimtcs  ticcorde  k  im 
autre  £tat  imr  une  CotiTeiittoii  d'Union  Douaniere; 

e)  au  talmc  produit  daii>^  l  Enipire  (htoinan  qui  -  lurs  de  soa  ex- 
pnrtation  en  Serbie  —  »fra  assujtrti  h  iin  droit  dVxportation  «If  qiiatre 
(4)  Piastivs  par  ocqne.  soit  li^aatres  troi»-ceat  donze  et  deuie  (312';«)  par 
Cent  kiloirrauiiiies, 

Art.  4.  —  1.'  -  |ii.'(liut^  U  .<riyiiir  mi  dt-  iiianufacture  ottmnane  enii- 
luiTos  dans  Ic  Tarif  ci-aiinox*^'.  seruut  suuuiiä  aux  droits  }  inscriU  ü  leur 
impoitation  en  Serhie;  IIa  b^n^ficieroiitf  en  outre,  dea  droit»  plus  i^dnits 
qui  aeraient  appilqu^i  ä  lYgard  dea  produita  aimilairea  d'im  antre  £tat 

Art.  6.  —  Lea  Hantes  Partien  Contractantea  a^engageat  k  n-entraTer 
le  commerce  r^ciproqne  par  aucune  prohibition  d'importation  ou  de  tranait. 

Elles  ne  puurront  fair»^  rxccption  i»  cetto  regle  qae: 

1.  pour  los  lii-soins  militairos  daoa  des  circonatances  ezceptionnellea; 

2.  par  »'•L'ard  ä  la  sun  t»''  puliÜ'in«'; 

8,  par  t'i'-rtnl  ri  In  police  sjinituii-  et  veterinnirf,  ä  la  s.inl'-  publique. 
ii  la  protetiion  dfs  uiiiumiix  et  iU:^  plantcJi  utilo.^  coatre  dea  maladieä  ou 
iuk'ction.s: 

4.  par  ^^rd  aux  raotiopoU*«  d*£tat  aetuellement  en  Tigeur  ou  qui 
pourraient  $tre  ^tabli»  k  laTenir. 

Art.  6.  —  yimportation  et  le  tranait  de  la  poudre.  de  la  dynamite 
et  d  aiitres  matierea  expl<>sil>l*  s  analofruea.  —  ainai  que  de  tont  produit 
chiiiiique  aervant  k  la  falnication  de  raatii-n>s  explosibles  —  des  canons, 
des  armcH  de  L'-nerrc.  dv  \v\\nt  aoicssoiros.  et  deti  mnaitioiia  mtlitaliea  dana 
Ic»  ^tat.s  re.-*pettifs.  s(»nt  fornit'lh'iiii'nt  proiiilit's. 

Le  CditiiiMTc«' den  Hnii».'?i  et  inuiiit  inns  n'ste.  dan«  le.«»  Va\-  ii  :.p»-ctiL«. 
suus  la  suncilluui«'  iiiuin'diatf  «t  >*ptiiaU;  dtt  üouvemoineal  Ti-rritorial. 

Art.  7.  —  Leu  droits  iuterieiirB  auxquels  twnt  ou  acront  sonmises 
la  prodiictionj  la  fabrlcation  ou  Ja  consoromation  de  n'importe  qnel  prixinit 
aur  le  Territoire  de  Tune  dea  Hautea  Parties  Contraetantea,  ne  ponrront 
aoua  aucnn  pr^exte,  £tre  pergua  aur  le  prodnit  de  Tantre  Partie,  k  m 
tanx  plus  »'U'vt'  ni  d'iine  maniere  plus  oneren.se  qn'il-  w  le  sont  pottT  les 
prodnits  similains  nationanx  ou  e<  ux  (!■   !,i  nation  la  pIns  favorisee. 

\rt  Lt's  n«':,fiM  innt.s.  les  faliricantti  ft  les  industrirls.  sni-'t"' 

dfN  dcux  Hatii'^  l';irties  ( 'ontraet;tnt»  -<.  pnnrront  pn^nver  par  nnv  l.  arto 
dt*  Lt'iritiniMtion.  dans  la  form«'  du  iiiodi  le  aunexe  an  pr»'sent  Traite.  qn'il.*5 
acquittent,  daii»  le  Tays  oii  ils  re-sident.  les  dioitii  et  inipütp  neceH.sairw 
pour  iVxercice  de  leur  commerce  et  de  leur  induatrief  ne  aeront  aournis, 
k  ca  titre,  k  aacun  droit  ou  impot  ult^rteur  dana  Tantre  Pajra,  loraqnll« 
Toyagent  ou  font  Toya^er  leurs  commia  ou  agenta  avec  ou  aana  tehantillona. 
dan.-i  l  interr-t  txeliisif  du  commerce  et  de  Tindustrie  qu'ila  exeroent  et  k 
reifet  de  faire  de?«  aehati«  ou  de  recevoir  dea  conimis-iona. 

I.ts  dispusitions  ci-dis>ufi  ne  .'<ont  pa8  applicahlet*: 

1.  aiix  ptMxmiK's  <[tii  livrent  ä  la  recherrh*^  de  r<»mniandes  chez 
des  per.suuiieij  u  exer^aut  ui  eoiuiucrte  ni  iudu»trie;  —  toutefoü},  le«  couuai*- 
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Toyageura  de  Tune  des  Parties  Contractaateti  ne  sci-ont  pa«  trait^s  soaa  ce 
rappott,  stur  le  Territoire  de  l'aiitre,  mouis  faTorablement  i\w  les  nationanx; 

2.  aux  couitters,  an  colportage,  au  commerce  et  anx  professions 
ezerc^  exdnaivemeat  en  ambulant.  • 

Les  sujVt.s  de  Vnne  dos  Parties  Contractantes  qui  exercent  \e  nietier 
(r<-xpeditoiir  {^manetdjt)  ou  de  charietier  entre  divers  point»  des  Territoiro« 
r,.-jv>rtif8.  ne  poiirront  -  pni  rapport  ii  i'exercice  de  ce  mutier  —  6tre 
tüxC'A  que  dans  les  Pnys  de  Itur  n'sidence. 

Les  svijet««  dr  l  une  des  l*ajti<f  C'ontractante»  se  rendant  aux  foires 
ou  inarcbe»  sui  1«  Territoire  de  Tautre  Partie  pour  les  besoinü  de  leur 
commerce  ou  pour  y  d^biter  lenn  prodnite,  y  seront  r^ciproqnement  trait^ 
comme  lee  nationanx. 

Art,  9.  —  Lee  soci^t^«  par  actions  (anonymes)  et  antres  aaaociationB 
eonunercialee,  industrielles  on  financieres,  domicil^s  dans  Pnn  des  denx 
Paya,  et  4  condition  qu'eUea  y  aicnt  ^t^  validement  conatitiiet confurm^- 
ment  aux  Lois  en  vijrneur,  seront  reronnuos  comme  ayant  l'existence 
leirale  dans  Tautre  Pays.  eüfn  y  mirnnt  nf>t;mini<'nt  le  droit  d'exter  en 
jnstiee  devant  le»  Tribunaux,  soit  pour  iutenter  une  actio»,  »oit  pour 
y  deleüdre. 

11  est  enteudu  qu'en  te  qui  cuueerne  l  admission  de  ces  societes 
dana  l'aulae  Paya  k  Texercice  de  leur  commerce  on  de  leur  industrie,  elles 
devront  se  conlormer  aux  preacriptions  qni  existent  k  cet  6gard  dans  ce 
dernier  Pays, 

Art.  10.  —  Sans  prejndir.'  d.  ■«  arranirementa  s])$cianx  snr  le  traite- 
nient  douanier  du  trafie  parcbeiuin  de  fer.  il  est  eonvenu  que  les  manlian- 
di*»«»«  (fni  s(int  snnniist's.  snr  le  Tt-nitnin^  de  Tune  df's  Hniitt'<  l'nrtie.s 
(.ontractantes*,  au  rniitriiifut  dr  ratquit-aH-aution  «-t  qui,  pour  eette  iiiriii.> 
raison  ou  pour  une  autie.  y  oüt  ete  deja  misch  sous  scelles.  ne  seruut 
puint  deball^es  sur  le  Territoire  de  Tautre  l'ai  tie,  et  len  »Celles  et  plombs 
tronv^  intacts  ne  seront  pas  remplaces,  pourru  que  Ton  ait  aatisbiit  aux 
exigencea  dn  contröle. 

En  gfyi^lf  ies  lormalit^B  du  Service  Douanier  seront  röfrl^a  d^aprte 
de«  ^incipes  identiques  et  seront  almplifi^es  autant  que  possible;  ii  sera 
pourru  k  une  exp6dition  reg-uliere  et  prompte  dana  loa  heures  de  senrice 
qui  «eront  ftxöea  en  nombr*  süffisant. 

Art.  11.  —  I.os  deux  Ilautfs  I'artics  ( "nntrartanf''^  *^'«'nfrairent  ä 
ewp^rer,  par  di  s  nioyrns  approprics.  poui-  <'iii]irH Ih  i"  »  t  piiaii  la  eontre- 
bande  dirijree  contre  leurs  Territoires;  ä  accurdei,  ii  eel  effet,  toute  assi.s- 
tance  legale  aux  Employes  de  l'autre  l^artie  Contractante  cbarires  de  la 
nureillance;  k  les  aider  et  &  leur  faire  parrenir,  —  par  les  Employ^  des 
Financea  et  de  Police,  ainai  que  par  les  Autorit^  localea  en  jr^n^ral  — 
(otttea  lea  informations  dont  ils  auront  besoin  pour  Texercice  de  leurs 
Jontion». 

Art.  12.  —  En  attendant  (|U'une  PonTcntion  8i)tVi.ili  int'  i  vi<  nrn* 
entre  les  deux  Gouvernements,  ies  si\jeta  ottomana  en  äerbie  et  les  siyet« 
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SS,  Tiirkiaeli-BiilgariBelier  HMtdetoTertrag,  geseicliiiet 
am  12./80.  Janiutf  1908  In  Konatantinopel,  in  Kraft  getreten  am 
Jannar  1907.^) 

Berbes  en  Tnrqnip  jouiront,  —  en  co  qni  roncorne  les  marques  de  fabrique 
et  d(*  comnit K  *',  les  deRsins  indutstricls  et  les  modeles,  —  de  la  mime 
protection  que  les  uatioüaux. 

Les  »njet»  de  Tune  des  Parties  Contractantes  qiü  d^siient  joair  de 
la  protection  de  leiin  marques,  de  lenis  deniofl  et  de  leim  modUes,  dans 
les  TerritoireB  de  Taatre  Partie,  deTtont  effoetaer  le  d^pdt  de  cee  maiqnea, 
deBsina  et  modales,  conformtoieat  anx  pareaeriptioiia  legales  reepeetiTea, 
Bavt'ir.  actuellement,  en  Turquie,  aux  Hinisteres  Inip^riaus  da  Gommeree 
et  de  la  Justice,  ä  Constantinople.  et  an  Conseil  Adniinistratif  du  VUayet 
et  au  Grefte  de  la  Cour  d' Appel,  en  ProTinee»  et  en  Serbie,  an  Tribnnal 
de  Commerce  de  Belg-nuU'. 

Art.  13.  —  Le  preseut  Trait^  entn»ni  en  viL't  uer  de«  l'echange  de« 
Ratiflcutions ')  et  restera  ex^cutoire  peudant  cinq  uiis. 

Cependant,  apres  une  Periode  de  troia  ana  k  compter  de  la  date  de 
r^diange  dea  ratilicationa,  chaeoae  dea  Hantes  Partiea  Conttactantea  anra 
toiuoQiB  le  droit  de  le  d^noneer.  —  Dana  ce  eaa,  le  Tiait^  pzodoiia  aes 
effeta  encore  donase  moia  k  partir  du  jonr  oü  la  d^nonciation  aar»  6t6 
notiii^e  k  I'avtrc  Partie.  Dam  le  cas  oü  ce  delai  de  cinq  ans  aeia  Mm 
Sans  que  l'une  des  Haute«  Partie»  Contractantes  ait  nutifie,  douze  mois 
a  l'avanr«'.  sort  Intention  de  faire  cesaer  les  effets  du  prenent  Traite, 
celui-i  i  drill,  ureia  fxi'cutoire  jusqu'n  IVxpiration  d'un  an  ä  partir  du  jonr 
oü  l'uue  ou  l  autre  des  Hautes  l'arties  t. ontractautes  Paura  denonce. 

Art.  14.  —  Le  present  Trait^  sera  ratifid  et  les  ratifcations  en 

aeront  ^andiea  ä  Gonstantinople,  le  plus  tot  poaaible. 

Ibu  foi  d«  quol,  In  Pl^alpotoitiairea  mpaetlft  ont  tUgai  le  prdaent  Tralt« 
•t  Tont  nvHn.     levr  eaetaet 

Fait  ä  Omstantinopk,  m  «kmble  original,  h  15,138.  Mai  1906, 

*)  Wir  la.*i.s('n  hier  <len  officiellen  französischen  Text  folgen: 
AftRANfiEMENT  COMMERCJAL  ET  OOUANIEA 

ENTRE 

L  EMPIRE  OTTOMAN  ET  LA  PR1NC1PAUT£  DE  BULGARE. 

Art^  1.  —  Les  marchandi-' >  d  oriL'ine  et  de  mannfactore  ottomanea, 
^num^i^es  dans  les  Annexes  1  et  Ii  jointea  au  pröeent  Arraagement,  eatre- 

^)  ITB.  ~  A  U  Boite  d'un  ^chaiif^  de  Kotes  eutre  le  lOnlsMre  Inperial  das 

Affaires  KtranK«re»  et  1h  Legation  Royale  de  Serble,  ä  Cooßtantinople,  le  Tralte 
a  ete  mis  e-n  appHcatlon  provlsoire  A  partir  dn  l.'li.  Septendire  l9<>i;,  ju^qn'«« 
31.  Decembre  de  cette  mcmt'  uiiuoe,  avec  cette  reeerve  que  ai  le»  deux  UauteH  Par- 
ties Contractantes  sont  en  mesure  d^^ebanger.  antra  tempa,  las  BatUtoattona,  Mit 
Traiti  auia  nne  dune  de  6  ans  A  compter  de  la  date  pirioltiSe  dn  UM.  Soptomtn«  UOC 
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rout  en  Bulgarie  et  uu  Koumelie  Orientale  eu  iraitchke  de  droit«  de 
douane. 

Do  tuC'iue,  les  uiartiiaudiges  d'ori«rine  et  de  mauufucHin«  huigiires, 
£iiiim4r£es  tos  les  Annexes  III  et  IV,  joniront  de  In  m£me  franehise.  k 
leiir  entrte  dam  la  Oapitale  et  daas  les  ProTinoeB  de  rErapiie. 

Art  2.  —  Les  narcbandises  d'ori^ine  et  de  mannfActnre  ottomanea 
et  bulgarea  damniWIeK  dunis  ha  Annexes  V,  \1,  VIII,  IX  et  X,  paye- 
ront  —  i  lenr  entree  dans  lo  Territoire  (i'iniportation  —  les  droit«  dou- 
anier«,  Taccisc  et  I'octroi  y  enunieree.«.  Kllfs  l)en«'firieront  ejürnlenienient 
de  tonte  n'dnction  de  droit  do  dntiane  qui  est  (»n  (jni  serait  aecord^e  aox 
marchandises  MimilaireM  l«'s  j)liis  lav  ris/'en  de  tont  antre  pfivf» 

Art.  3.  -  Les  maK-liandiseti  d  origine  et  de  manulneHirt'  utti>aiane8 
et  bulgares.  non  enumerees  duns  les  Annexes  I  ä  X  mentionuee»  aus  deux 
Aiticle«  prSc^ente,  seront  souniises,  h  lenr  entree  dana  le«  Territoirea 
reapectUS)  aux  droits  donanien  per^a  aor  lea  marchandieea  aimilairea  lea 
plus  fayoria^  dea  pays  <S<nui|rera. 

II  est,  totttefois.  entendn  i|uc  lea  deux  Parties  r£aervent  d'ap- 
porter  anx  Annexe»  precitee».  d'un  eomnimi  aocord,  dea  nmplifications 
propri'H  i'i  famriscr  mninieree  de«  prodnita  du  sol  011  de  rinduatrie  qni 
ne  s'y  tii>iiv<  nt  pas  aetueilement  (^numeres. 

Alt.  4.  --  Le  sei.  le  taimc.  Talcool,  la  bit-re,  et  U'»  bois.xon«  ale<>- 
(diques  de  toutes  especes  resteront  sounii«  au  regime  aetueilement  en  vi^ru- 
eor  ou  k  tont  antre  r%ime  apöcial  appliqn^  aus  prodnita  aua-indiquda,  aans 
distinetion  de  pmenaiiee. 

Art  5.  —  äeront  admia  en  frandiise  lea  saca,  fftta,  fntaillea,  bon- 
teillea  et  en  g^ndral  lea  r^pienta  d'nsage  de  toute  sorte.  convertun  s  de 
defense  on  de  protection  (l^'^^^^^s)  et  antreg  movenK  dVmballage,  ainai  Qne 
«•nsonples,  roub>;uix  en  bois  et  en  carton  »»t  autre.s  objet«?  di'  ee  irenre.  i»n-. 
port»'s  du  Territoire  de  Tnne  dos  Pnrtics  rnntnictnTite*«  ])our  f*er\'ir  h 
P"rtation  de  marrhandises  (lim>  le  'rcniloiiv  ih'  riiutif  ou  qui  .''onf  reiui- 
poUeH  du  Tciritoiiv  de  l  autn  ;ipit  «  itvoir  seni  »  vidt  uinH'nt  ii  r<\\i)ortatinn. 

Art.  6.  -  Les  marchandises  d'origine  ou  de  fabrication  ottonianefi 
^tant  exemptea  de  droits  de  tranait  en  Bnlgarie,  11  ne  aera  prfler^  aur 
les  marehandiaea  d^origine  on  de  fabrication  bulgarea  ni  droit  de  tranait, 
ni  ancnne  antre  taxe  analoiroe,  loiaqne  cea  marebandises  ne  font  que 
transiter  par  TEmpire,  av\t  directenient.  soit  qne,  pendant  le  transit,  eile*  • 
aient  H*'  decharjfee.s.  depos»M's  oti  reeliarir»'*eH. 

11  est.  en  outre.  cntf^ndu  qiin  !rs  ninrrhandisrs  (l'on'irin«'  «Ip 
iii.iiuifiK  lun'  de^»  deux  Parti'--  ii--  imif  Miuiiiijie.s.  b»i>  de  leur  trau>|M»it 
d  Uli  port  dans  l'antre.  par  voii*  dt*  kiiv  oii  de  mer.  ä  aucune  untre  taxe 
qui'  Celles  auxquelless  sunt  .suumi»  le«  pruduit«  »iiuilaire.s  les  phu*  lavorise« 
des  paya  Strängen. 

Art  7.  —  Ponr  tont  ce  qni  coneeme  lea  formal  it^a  dotianiere«  nda> 
tivea  k  rimportation,  Texportation,  le  tranoit,  la  r^xportation.  le  trana- 
bordement,  l'entreposa^.  le  courtafre.  la  garantie  dea  droit»  et  taxea 
Jabrbaab  dar  lataniat  y«raiiiisiiaf.  8.  Bd.  184 
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«l<»nameres.  It's  analvse«  cliiiniques.  I«'  tninsport  et  tonte  manipulatiun  sur 
cbemin  Av  ter,  1«'  chariroiiK'nt  et  decharirruient  des  luarohandises,  —  y 
eoiiipriH  le.«  aiiiinaux  ft  \o»  delni»  d'aaiiuaux,  —  dann  le»  puit»  et  gares, 
le  inude  de  perception  des  taxes  et  droit»  et,  en  j^n^nil,  pour  toalM  lee 
Operations  douani^rea  par  tere  et  par  mer,  —  II  est  entendu  que  lee  mar- 
chandiees  respectires  joniront  du  traitement  le  pliu  faTomble  en  vigaeor 
dans  le  Territoire  des  deuz  Fartiee. 

Art  8.  —  Lee  Adminietrationfl  comp 'ti  ntes  respectives  deyront  pr^ 
vcnir.  par  tma  h-s  moyens  en  leur  pouvoir,  la  Constitution  des  di^pott» 
{raiidiileux  dans  le  rayon  fnmiirro;  outre.  elles  sVnir.iirent  ä  coopf'iTr. 
}v\r  th'fi  moycrij«  «  onvenaliles  et  etfieaces.  ponr  empeclier  t  t  j^mir  la  eonlr  - 
l»aatie  diiii^ee  contre  leur  Territoire;  il  accorder.  ii  cet  efft  t.  ti»uto  assistame 
legale  aux  eiuployes  de  Taulre  Partie  Conlraclitute  ciiarir^s  de  la  surveil- 
lance;  k  Ics  aider  et  k  leur  faire  par?enir  —  par  lee  employe«  de  Finances 
et  de  Police,  ainsi  que  par  lee  Antoritäs  loealee  en  giön^ral  —  toute«  lee 
infonnations  dont  ile  anront  besoia  povr  renercioe  de  lenn  fonctione. 

Art.  9.  —  Lea  objete  passibles  d'tin  droit  de  donano  (lui  »eront  Im- 
portes comme  ^cbantillons  par  lea  n^ciantt^.  fabricants  ou  indnstrielB,  un 
par  des  voyajL'eurs  a  leur  ^^ervice.  »eront.  d<-  part  -  t  d'antre.  adnilM  en 
franehi.se  de  droit,  ä  !.i  tondition  que  le8  iiiiportateuns  foiiraissrnt  les 
jraranties  n  ulcni^ntain  s  i  ii  vijürueur  dans  1*  pays  d'inipnrfjition ;  que  ees 
übjet«,  «aus  avuii  «*>te  vendiis.  soicnt  reexpoiles  dans  un  delai  de  six  niois, 
et  que  Tidentit^  des  objets  importeH  et  rdexportes  ne  aoit  pas  douteuae. 
quel  que  soit,  du  reste.  le  Bureau  de  Douane  par  lequel  ile  paawnt  k 
leur  Bortte. 

Art.  10.  —  La  Bulgarie  n'impoaera  pas  de  droite  d^accise  snr  les 

arttclet^  (]'iiii])omtion  ottomane,  dont  I  rnuiii^ratioii  enlt: 

Fniits  frais  ou  »ees;  cire;  tahin;  valIon4e;  s^'saine;  bois  de  con- 
stnietion;  olive.s  en  panifrs  et  <  t!  t<;uils.  cuir  pour  semellis:  savons  nun 
pailumes;  nunuhoirs  ä  tt**t<  dits  yazftias ;  juiissons  frais,  secs.  seclK-s,  sales 
et  fumes;  K'üuntes  de  toute  sorte.  frais  ou  secs;  tissus  de  toute  espece,  de 
lin,  de  cotun,  de  laine  i-t  de  öoie. 

Lea  conlitnres;  bonbons  dragt^es  et  fruit»  ^4aees;  rahai^heoums 
de  toute  sorte;  le  Mva  de  ptkm«9,  ainsi  que  le  ktha  de  tonte  sorte,  j 
compris  le  bo»4ulvaasi  (nongat);  les  hniles  T^g^tales  de  toutes  sortes  et 
les  raisins  sies  de  toutes  sortes.  dlmportation  ottomane,  payeront,  en 
Bulgarie  et  dans  la  Roam^lie  Orientale,  lee  taxes  indiqu^  dans  lea  An- 
nexes IX  et  X. 

\.<  ]»'>i->on  frais  de  pn^vcnrinee  hnlLnir«-  rontinueni  a  »'trc  souinis  au 
dioit  du  „mtre'*  dans  la  CaiuTale  et  les  i*rovincc8  de  l  Enipiiv.  l>e  nienie. 
le  puissun  fiais  de  pruvtuuuce  ottomane  sera  assujetti,  en  Bulgarie  et 
dans  la  Roumdlie  Orientale,  ä  un  „droit  de  pecUe"  equivalent 

Art.  11.  —  Les  marchandises  d'origine  ou  de  mauulaeture  otto- 
mtines  ne  payerontf  en  Bulgarie  et  dans  la  Ronm^lie  Orientale»  ni  droits 
d*octroi,  ni  d*autre«  taxes  int^rieures  qneloonques,  exoepM  ceuz  pay^ 
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actaellement  ^ur  les  produito  similiiires  d*uri^me  ou  de  manulactiu'e 

De  meine,  lee  marchaiidiMB  d^origine  et  de  mamifictaro  bnlgares  et 
de  ]«  Roain61ie  Orientale  ne  puyeront»  k  lenr  entrde  en  Turqaie,  wem 
autre  droit  ou  taie  que  oeux  payia  actnellement  pour  lee  prodaita  uuü- 
gt^nee  de  l  Einpire. 

Lf*s  dfMix  P;irti*"s  ('ontractÄnt«*«»  »>n«riiir»'nt  ä  cr»Vr  aunme  autre 
tiuuvL'lIt'  taie  intrrifm--'  ni  auLniii-ntation  dr  droits  siir  Ics  niari'liandise« 
provenuut  de  rEuiimv  in  ct'lKs  pruveuant  de  la  l'riii(i|)autr  di»  Bul- 
iparie  et  de  la  Roumdlie  Orieut*ile.  Elles  sViiffü^t  ut,  vn  untre,  a  n  accor- 
4er  riciproquemeat  tonte  rMaetimi  on  suppreaeien  ^entnelle  dea  taxea 
intörienres  esietiintee  dont  b6n^denient  lea  marchandleee  indig^Bes. 

Art.  18.  —  Lee  Putiea  Contraetuitee  e^engagent  &  ne  pae  eiitia?er 
te  commerce  i^proque  par  des  ^hibitiona  quetconqaea  dUmporlation  ou 
de  tnm.Hit. 

II  est  fait  exception  ä  cottc  re^^^le: 

1  Vnnr  1*  8  moQopoleß  d'Etat  actuellement  en  vigueur  ou  qui  puur- 
raient  etre  t'tahlis  ii  l'avenir. 

2.  Far  rupport  aux  proTitdooa  de  guerre  uu  puur  des  raiüons  de 
8Uiret<3  publique. 

8.  Par  £gard  k  lliygiene  publique,  et  en  we  de  la  protection  dea 
plante»  ntilea  contre  les  maladies,  lea  inaeete»  et  lea  paraaitee  oulaiblea. 

4.  Far  ägard  k  la  Police  Sanitaire  et  V^t^rinaire. 

Art.  13.  —  Sana  port«  i  piTjudico  aux  aiiaiir^cments  specianx  con- 
eemant  le  tmitement  donanier  du  tralic  aar  lea  cheiuins  dt*  fer.  il  e^t  con- 
venu  que  les  tnarehandises  qui  sont  soiimisos  snr  les  Territoiro>«  «!<•  Tun« 
des  Partie»  au  traitenient  de  rarcpiit-a-c aiitinn  <*t  (|ui,  pour  cette  meine 
raiMon  ou  pour  un«*  autre.  v  out  deja  Tti'  inis.s  xms  scelles.  ne  «eront 
point  dßballee«  dauä  les  Territoires  de  lautre  l'artie  et  les  scelles  et 
plomba  tronT^i  intacta  ne  aeront  paa  remplacSa,  pourvu  que  Ton  ait  aatia- 
fiit  anx  exigeneea  du  contrdle. 

En  g^4ra1,  lea  formalitte  du  Serrice  Douanier  entre  lea  denx  Paya, 
aeront  rfiglfea  d^aprea  dea  prineipea  identiqnea  et  aeront  aimplifi^efi  autant 
qoß  poisibli-;  il  spira  pourvu,  de  part  et  d'autre.  ä  une  expMition  reguliere 
et  prompte  dana  les  Bureaux  de  Service  fixes  en  noinbre  Huffisant. 

Art.  14.  —  Pour  pouvnir  jouir  de  la  franehif«e  des  dmit'^  »  t  de  la 
taxation  rßduite  stipulees  aus  AiHrles  I  et  II  du  ])n'si  nt  Arranyciueut, 
let«  raarchandises  d'oripinc  et  de  inanutatture  0110111:1110  et  bulpires  ^nu- 
m^rt^ea  daoa  lea  Annexes  1 — IX,  doivunt  etre  importees  du  pays  d'origine 
diractement  par  Toie  de  terre,  de  diemiA  de  fer  ou  par  mer,  sauf  le  caa 
du  paaaage  dea  marehandiaea  par  nn  territoire  ^tranger,  auquel  caa  ellea 
pouxront  b^n^ficier  deaditea  frandiiae  et  taxation  riduites,  pourm  tonte» 
foia  qu'elles  ne  noient  paK  entr^  daufi  las  entreputs  du  territoire  pröcite 
et  quo,  pendant  le  tnmaitr  eile»  ne  Koient  d^cbarg«^«  ni  tranabord^es.  ni 
n'aient  aubi  aueune  autre  manipulation. 

184* 
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Art.  15.       Le8  produits  rej'iM^ctifs  eniiiuor»''«  -.mx  Annexes  11. 
V.  VI.  Vll,  V'lll,  IX  et  X  ilu  present  ArmnL'^'  iü  'nt.  jouiront.  du  ii  iit«»- 
nieal  d.iff'^ri*ntifl  on  de  faveur  y  afferent,  ä  ia  (  ijiHiitKiu  d  etre  accoiitpaffms 
de  ('«rtificai«  tlOrigine,  conformeinent  au  mode  ci-dessous,  et  drc^tiös  sur 
le  modele  de  rAnnexe  XI. 

Pour  les  articles  d'origine  ottomane  ddnomm^s  daos  let  Annexes  V, 

VI  et  IX,  ainai  qne  ponr: 

les  httilea  dWre;  objeto  enTeire  ordinaire;  bouteilles  noires;  Tene» 
ä  lampe;  hgoaterie  d'imitation  de  nietaiix  prdcieux;  objeto?  en  cuivre  «'t  en 
laitOD;  tissiis  en  ao'ie  pure  ou  melan^^ee;  couvertnres  de  table  et  de  lit. 
en  foip  pure  (»u  niclanir*''*-  fintflf'«*«  ow  mm:  rhAlfs.  niouoboir^  de  porhe  r-n 
de  tet<* ;  «iche-nez:  criuturfs  »-n  piii->'  oii  uK'l.injree,  hrodeov  ou  lutu. 
jL^araies  ou  uuu  de  (rau*rc.>.  (.uiubiiiet  s  uu  uuu  avec  des  fils  iiiiliillitjues: 
passeuientorie  en  soie  pure  ou  melangee;  tapi.s  orientaux  et  kilims;  fez; 
fi\  de  chanvre;  cuke;  boia  de  «apin;  onTrages  de  mennieerie;  broavea; 
peignes  en  ob;  tassea  ä  ca!£;  botteB  en  carton;  fila  de  coton;  rabans  et 
cordonneta  de  coton;  honppes;  fran^  et  embraMea  de  coton;  baa  et  cfaaua- 
settes  de  coton  laita  k  la  machine;  objets  en  fer  blanc;  yamnasi  perlea 
et  braceletB  en  verre; 

ainst  (pie  potir  lea  articles  d'origine  baigare  änumäräa  aax  Annexes 

VII  et  VIII  rt  piMir 

let*  sucnis  laiüaer^  i  n  ])'»iu!rp.  en  cunvs,  en  tablettes  et  en  pains: 
bouUunü  de  tout^i  »orte;  parfuiiierie,  prepanitionK  ccMUietiques  de  toutes 
aottM;  eavona  parfam^;  Bavona  de  blanehiBsa^e ;  encte  k  teire;  pucles  en 
tole;  carroaux  de  reTdteiuent  en  fayence;  tapia  de  tonte  eorte;  anneanx, 
Cordes  et  antrea  ouvraf^a  de  corderie  et  de  chanvie;  coffrea-forta  en  fer  et 
en  acier;  chamiea,  trieuri  et  macbines  k  nettoyer  lea  gnlna;  tiaaoa  de 
laine  et  de  ebanvre;  tuvaux  et  vaees  de  tonte  soTte; 

leh  Certificats  irörii^ine  neront  transcrit«  par  les  Freposes  tles  Don- 
:ine>;  OtTnmMn^'s  et  Bnlirares.  an  vt  rsti  d.'s  fucture«  mc^nies  d^livn'^ee  par 
ic.«*  proprietaires,  ludüiiuiHtrateur  ou  ie  directeur  de  la  iabriqae  de  rosine 
uu  de  Tatelier. 

l'our  Ich  marcbandiiieü  non  denummee»  ci-dessns,  ainai  que  pour 
toutes  Celles  des  Annexes  II,  IV  et  X  ne  figuxant  pas  dana  rtonm^xation 
pr^cit^,  les  Certificata  d'Origine  aeront  libell^  sur  lea  bctores  m^mea 
de  Texportateur. 

En  ontre,  les  (ti^atures  ou  le»  sceanx  des  per«onne>  :iy;int  deiiyr^ 
le.^dites  factureS;  dt)ivent  etre  leiralises  irratniteinent  dans  les  deux  Pays 
par  les  Ant«irit<'s  loeales  oü  se  trouvent  leurs  et.iMifs^'nient!«  (Tribunal  de 
< 'cminerce.  (.hanil)re  de  i  uuiinprre.  Autorites  Munieipaie.s  im  Administra- 
tives), l'ans  le.<  p(»rt.-<  et  ville**  maritimes,  la  lejLfalisatioa  grutuite  de'^ 
siifnuture.s  et  sceaiix  aura  lieu  par  les  isuiu»  des  Autorites  Douaniercs  K>- 
cales.  De  plus,  les  foctures  doivent  contentr  PlndlcatiiMi  daire  et  exarte 
des  marques  et  num^roa  des  colis  (caisses,  balles,  saca,  paniexa,  tonneauX} 
i6ts,  etc),  de  la  qualitä  et  de  la  qnantit^  des  nuunohandiaeB  en  ocques,  ki- 
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logrammes,  litres,  nietres  et  autrci«),  leiir  dSnominatioa  technique  ou  com- 
merciale,  U  mai*qine  de  bbrique  quelleg  portent,  les  pays  de  destinatioii 
et  Fadrase  oomplete  du  deBtinataire. 

Les  Antoritös  DouaniftreB  des  denx  Paitiea  opereront  seulement  sur 
les  originaux  des  facture».  Dnplicata  de  celles^i  ne  sont  point  admis. 

En  ovtre,  il  est  entendu  qne  tout«  irr^jrularit^  ou  inexactitade  daua 
le«  lactnreB  ou  Certificate  d'Orij.'-ine  pouvant  induire  vn  em'ur  snr  la  pro- 
venance  des  inarcliandises.  cntrnfnora  rapidication  du  n^^riiiit*  (Unianicr 
ri^enr  dans  chacun  di  s  d*  ux  Pa^ti  puur  les  marcbaadkes  similaires  lea 
pluii  favniist'i's  dos  autrc»  pavt«. 

Au  iimirient  dt*  la  vinit»'.  1>  <  Hureniix  d«*  Dou  uk  s  dtvront  s'assmvr 
quo  U'H  fadures  et  le.s  Certificatj*  dH)rig:inc  w  rappurtent  csuctenient  aux 
raarchandises  dtVlarees  k  rimportation. 

Si,  de  cet  esaiiion.  il  ressort  que  de»  marchaadi($et>  Hiuiilairi>8  etran- 
geres  out  subetitii^B,  en  partie  ou  en  totaJit^.  anx  marchandiseB  otto- 
manes  on  bnl^res,  toonc^es  dans  leaditB  factures  et  Certificat«  d'Ori* 
gine,  OD  bien  que  ces  factuieB  et  CertificatB  d'Origine  ne  eont  paa  anthen- 
tiqueS)  od  appliqueia.  ä  Tegard  deri  marchandi^^es  et  des  peiBonneB  cou- 
pables.  les  penalites  pr^vue«  par  les  Rcfrlements  Donaniero  en  Ti^etur 
dans  le  PayH  d'inipurtation. 

Si  une  niaixon  vient  ä  etn'  .surprisr  poiir  iin  tas  dp  fraiide  d»^  cctte 
natiire.  le  Pay»  d'iiiiportati(»n  eii  nvincra  le  Vayn  expurtateur  ä  lelfct 
d'üxercer  des  poiirxiiite?*  judiciaires  ci»ntre  le  prevenu. 

Les  Certificat>  d'()ri«:ine  Ottomane  en  Bulyarie  et  dans  la  Konnu'lie 
Orientale,  et  les  C'ertifitats  d'Ori^'ine  Buig^aie  et  de  la  Kuumelie  ürieutale 
en  Tmrqiiie,  »eront  exempts  du  timbre,  de  Penrefnatrement  et  de  tone 
autrea  fnaiB. 

Art  16.  —  Les  sod^tfo  par  acüon  (anonymes  et  autres  associationB 
commercialeSf  industrielieB.  financiereB  et  d'assnraaces,  domicilii  dans 

Tun  des  deux  Pays  et  y  ayant  one  esistenrc  k^^le,  auxur.  par  cela 
mOme,  dana  Paotre.  le  ilroit  d'onter  en  justice  devant  \en  Tribunaux  lo- 
caus.  Hoit  ponr  intenter  iiue  action.  soit  ponr  s'y  drfendre. 

( Vs  s.u  iri.'v-  «'t  üsioriations  devront  sc  coTiftiniit  r  ,iux  Loit«  du  Pays. 
Jowqu  t'llfs  voudfMnt  y  fonder  dps  ««iirrüriri!«'«;  <>\\  ■.\'j.<-\]k-'- 

II  d'iiieurt'.  en  <»ntr«\  enh-ndu  »jut-  la  Hainju«'  liiip«'riale  Ottomane 
vi  Im  Bautjue  Nationale  liiil^aue  ijeuvent  <»iivtir,  des  ä  prest-nt.  des  Huceur- 
Bales  k  Sophia  et  ä  Constantinople  reBpeetiremeot  en  obeerrant  les  dispn- 
aitions  des  Reglements  locanx. 

Art.  17.  —  Les  fliambres  de  Commerce  Institut  dans  Tun  des 
deux  PajTB  auront  le  droit  d'ouTrir.  dana  Pautre,  des  mns^es  commerciaux 
et  induBtriela  en  vue  de  iaToriser  le  commerce. 

Art  18.  —  En  attendant  qu'nne  entente  speciale  interrienne  h  ce 
Bi^et.  les  re^oortisBants  reepectifs  jouiront,  en  ce  qni  conceme  len  marque^ 
de  labriqae  et  de  commerce,  de  la  m^me  protection  que  les  indigenes.  en 
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24.  Instruktion  über  die  Zollformalitäten  vom 

=  28.  Februar  1907. 


ie  conformaiit,  tgntefoiiit  anx  ccmditioiu  et  fomuUitt«  T^qulaes  par  1«  Loi 
Territoriale. 

Art  19.  —  Lea  artides  d'orf^vrerie  ou  de  b^outerie  en  or,  argent^ 
platine  ou  autrt'8  nuHeaux  pFdcieuz,  imporr*'^  du  Territoire  de  l'une  de« 
Parties  Contrnctantes,  ne  seront  ttoimiis.  dans  le  Territoire  de  l  autre,  ä 
un  autrf^  r/'-rinic  (\f  (nntröle  qu'ä  «'«'hii  (•tabli  par  la  Loi  du  Paja  pour 
les  aiticlet*  similaircs  dr  fnhriration  nationale. 

Art.  20.  "  Les  dtui  Piiilies  pHtimant  utile  de  rejfler  —  a  l'occ^.>iun 
de  ia  conclusion  du  present  Arrangement  —  le«  que^tion»  relativem  au 
trafic  frontiere  entre  left  deux  Faya,  aux  propri^tte  IimiCio]ihea  mixtes 
et  ii  la  naTigntion,  sont  conTennea  des  dispoeitiona  contenuea  daua  lea 
Amiexes  XII,  XllI  et  XIY. 

Art.  21.  —  Le  präsent  Arranjsrement  entrera  en  viffiieur  le  prcmier 
Janvier  1907  v.  et  aum  forro  t^xrcntoire  jusqu'ä  ce  qa'il  soit  dt'nonoä 
par  l'une  des  r.irtic'-  t'untract^nte.s.  11  ( essera  de  produire  aea  effeta  one 
«uucc  apri'«  If  i'  ui  ile  sa  denont-iatidii  (Inmont  nntifiee. 

II  »'sl.  -  n  untre,  «  ntcndn  «jur  pcudant  la  duree  de  cet  Aming-euient. 
de»  niodificatiüu»  uu  .-itipulalions  nouvelles  peuvcnt  y  etre  introduite«,  de 
eommon  aeeord,  ai  ellai  aont  mottTfea  par  Texp^rienoe  du  Senioe  Douanier 
des  Partit»  ou  reconnaea  atilea  pour  le  Commerce  et  rindustrie  dea  denx  Fays. 

En'  foi  de  quo!,  le  prösent  Arrangement  a  6ti  aign^,  en  donble 
exemplaire,  k  Conatantinople,  le  trente  D^cembre  mit  neuf  cent  aix, 
Tienx  style. 

(Signi:)  IWAN      GIECHOW.         (SignS:)  HA;<8AN  FEmil 
,        Y.  TCHAKALÜF.  „       lEH AHl M  TIAKKY, 

„       M£ilMJÜJ  ALI 

Hieran  der  o£EizieIle  franaüaiaebe  Text: 

INSTRUCTIONS  SPECIALES 
ooncemant 

LfiS  FORMALITfiS  DOUANlSlRES. 


Art.- 1.  —  Llioraire  pour  la  y£rification  dea  marcbandiaea  dana  lea 

donane>'  et:int  fix^:  du  1  Avril  jusqu'a  la  fin  d'Aoüt,  de  deux  heuies  et 
demie  ä  dix  hrun  s  et  deuiie;  en  Septembre,  de  troi«  heure«  ä  onze  benres: 
on  <)pT'>l>r'>.  (1<*  trni«  lu'un-.s  rt  demi»'  ;>  onze  beuroH;  du  1.  Xovembn' 

\\\  tili  de  .Janvier,  de  quatre  h«'ure.s  ä  onze  benT(\>i:  en  Fi'vrifr.  tl»- 
troif«  lutiies  rt  (K'inie  ä  onze  heures;  et  en  Mars  de  trois  lu  nn  s  i\  dix 
beurcs  et  demie  ä  la  turquc,  et  tou.s  les  employe.s  etani  ubli/;ji;es  de  !*e 
trouver  &  leura  poatca  aux  heurea  indiqu^ea,  les  empluyuä  qui  aeiaient 
abaents  aux  heures  r^^lementairea,  ainai  que  eeux  qoi  quitteraient  leurs 
postes  avant  le?  henrea  fixöes.  aeront  consid^r^s  comme  abaenta.   Pour  oa 
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joiiT  lä,  UM»  letenoe  ^quivaleiite  h  one  jooni^  d'appointeiiieiitB  sen  opör^e 
flor  tonr  tniteraeiit. 

Lee  einpIoy6i  qni  ■'absenteraient  trois  iois  dans  un  mois  «ans  eiciue 
legitime,  recevront  un  hlftme  ot.  en  cas  de  nVidivo.  outn«  le  bläme.  l'ab- 
»enco  spm  inscrite  dans  le  balletin  de  flerrice.  A  leur  troisieine  abfiencAf 
ils  aeront  con^^Mii^i*. 

Art.  2.  —  Pour  ne  poiut  iKcisiontin  de  iriard«  a  In  nortie  des 
iiiarchandisi's  par  suito  de  leur  ii);niv;iis  animaije  dans  les  lian^fam  doua- 
niers,  ni  donner  Heu  ä  des  plaintes  de  la  part  des  conunergants,  les  eiuplo- 
yes  dea  bangara  derront  ezercer  iine  muTetllance  aur  les  arrimeun  so 
trottTant  dana  diaque  hangar  et  qui  doiTant,  conform^meiit  aux  diBpoaidons 
ap^ialea  des  inafcraetioiui  conceraant  les  portefaix  de  la  doiiane,  dtre  k 
ni^iiie  de  Ute  le^  mar  eines  et  num^H  des  marchandiaes. 

l.os  omplovi«  des  hanju^arn  surveilleront  ä  ce  que  les  rnarchandisea 
Hoieut  intrnduitt^s  rt  ])liUi'(-<  thms  Irs  lianirai-s  de  teile  fnoon  qu'ell»*?'  pnis^ent 
T'tre  troiiveen  fMeiU-iiient ;  que  le«  nuiiieios  (ri.idre  de«  ordre«  de  livniisoiis 
rtoient  observes  juMursi  nn  certain  pnint  lors  du  transport  den  mareluuulisea 
aux  lieux  de  verification  et  »ju«-  le.«*  jiriiiiunii>  m*  piii.s^jent  rien  deumnder 
conttairement  anx  Inatractiona  y  relativea.  La  Direction  66ii6rale  dee  Con- 
tributiona  Indirectee  aommeTa  un  loapecteur  &  diacone  des  donane^  de 
Galata  et  de  Stambonl  potir  que  les  hangan  de  ces  douanee  aoient  asHU- 
Jettis  k  un  contröle  «pteial  et  permanent 

CeK  inspecteurs  porteront  a  la  connaiMsance  d«'s  Directeun*  des  di»u- 
anes  et  a  celle  de  TAdiuinistration  dos  (Nmtributiuns  Indirectes  les  fauteH 
et  les  n^gligences  commises  par  le»  eraployihi  de«  hangan  et  par  ies 
arrimeun«. 

Art.  3.  - —  D'apreK  le  rejrleuient  y  rtlatif.  les  inarcliHudi.Hes  qui  st?- 
raient  retlrees  de  la  douane  pour  les  connuer(,'aütH  dan.**  le  delai  d'une  se- 
maine  et  Celles  dont  les  fonnalit^  douani^rea  n'auraient  pu  ^tre  accomplies 
par  le  bit  des  Aatorit^  douanieres  ätant  ezeinptes  du  droit  A^ardÜ  et, 
d'antre  patt«  les  marchandlses  de  tranabordement  re^uea  dans  les  hangars 
ne  payant  pa«  non  plus  ce  droit  pendant  le  preniier  niois  de  leur  entn'e 
danx  les  dit.s  hanjjrarK.  ces  delais  d'exeinptions.  ainsi  que  lesjouiade  Bairam 
aeront  defalqtiex  hu-s  du  ri'Lrlt'iiient  des  n»inpt<'s  iVardie. 

Pour  pouvnir  constater  aisi'Uient  si  la  caufe  du  retaid  apportt'  an 
dMouanement  des  niarchandises  qui  n'ont  pa.«  «>f irriie»  .-»  dans  h  d.'lai 
r^iementaire  provieut  den  Auturitett  douaniere«  ou  ilu  eouiuier^ant,  il  sera 
procM^  de  la  inani&re  suiyante: 

Dans  le  caa  oA  un  commer^nt  se  serait  pHlsent^  ä  la  douane  muni 
d'nn  ordre  de  liyraison  et  qu'apr^a  rordonnancement  de  cet  ordre  par  le 
naair  ou  le  mndir,  ses  marcbandises  n^auraient  pas  dt^  transport^es  au  Heu 
de  T^nfication  pour  nne  cause  qnelconque  iUToquee  par  la  douane.  ou  bien 
encore  si  ce«  niarcbandises  sont  retenues  .1  la  douane  par  suite  du  ni>n 
arcnmplissenient  des  formalites  douaniere«.  ci  -i  circonstnnres  'jcront.  eu  vne 
de  {aciliter  la  mardie  de»  aifaires,  mcntiunnees  danu  l'urdrc  du  liTiiiison 
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»ifpa.^  par  lea  emplo^r^s  comp^tent«,  mm  que  le  commer^uit  ait  k  le  deman- 
der  par  requ^te.  De  cette  nuinierts  rAdminiiitntioii  doaaiiiöre  aara  reconnu 
qae  le  propri^taire  d«  la  inaichiiiuiisc  n^eat  pour  rieD  dann  le  retard 
apport^  k  !*acconipliAiement  <l<-s  foniiulit<-s. 

Mais  Ics  rmninorrant^  ÜDiit  !«'s  onln  •«  <!,•  livraison  aui'ait'nt  »■t«* 
ainsi  annot«'s  lu'  si-ront  pas  «'xoniples  du  droit  d  ardi«'  pour  les  joun*  qu'iU 
auruient  lai^se  pmucT  mm  ündreHtfer  k  la  douaue  aiin  de  retirer  leur.-» 
luarchandisc!*. 

Art.  4.  —  Four  raccoQiplii»»eiueiit  deu  fonualiU%  douauiereü,  le» 
intt'rf^A^ii  devront  H^adreftoer  dans  TordFe  anivant: 

1.  Am  employ^  de  manifetite  pour  la  collation  de  l'onl?e  de  liTiaiBoii 
avoc  le  manifeste,  ninxi  que  pour  la  tradnction  du  tn^me  ordre  de  liTtaiaon; 

2  Aü  Rnch-Kiattb  o\\  ä  .son  n^joint  pour  TctnlonriMm . m-mt  aux 
enipliiyet»  de  veriiication  et  rioBcription  avec  le  unm^ro  d'ordre  de»  ordiea 

de  Hvrnison: 

3.  Aux  cniplovt's  cf  pr«''pos»'s  {kiatibt*)  d«"s  haiiL'iir-  jinur  I  iiifcription 
de  sortie  afin  {\w  U-s  niarthandises  des  Uaugars  puLs-^ent  etre  ittirces  ea 
pn'si-iicf  des  cmplovt's  de  verificatiou; 

4.  Aux  einployi'tt  de  v^rification,  pour  la  T^rification  et  IViire^i»^ 
tri*raent ; 

5.  Aiix  estimateurn  pour  T^valuation  de  la  yalenr; 

6.  Au  direeteur  ponr  Texaiuen  de»  prix  de  reatimation  et  pour 

r«irdonnanc(Mii<'nt  aii\  prvpost's  couiptahh's; 

7.  An  liurcan  dr  oomptaWilitt'  pour  fairo  les  coniptes  neeessair»*«, 
ainüi  nue  pour  la  n'fi;KtiMH  et  le  earhrfaire  des  )Millet!ns  et  des  |v«mis: 

8.  Am  eaissi«'!  pour  le  paieiiieut  des  (ln'ii>  i-ii  <  >|ii*ces.  tni  au  prepcse 
aux  luariliandi.ses  laissees  en  paiement  des  «lroi(s  pour  les  puioments  effec- 
tucH  en  nature; 

9.  A  rempiuve  et  au  aecr^taire  qui  w  tiennent  ft  la  porte  de  la 
donane  pour  la  Hortic  de»  inarcliandiMett. 

LcM  eniploy^H  de  maniteate  aont  teniia  d^aocomplir  le«  formalit^  de 
traduction  et  de  contrule  d^apt  <  -  tm  num^m  d*ordre;  de  nu*'me  lea  T^rifi* 
cateurs  ot  estiiiiafeurs  doivent  verifier  et  e*<tinu'r  les  inarchandises.  dont  les 
pro|>ri»'>t  lii'  <  Mint  presenls.  d'apres  lein-s  nuuieros  rl'ordn*  I.r*s  employt'-s 
douani«'rs  qui  auront,  s;ms  eaust-  plausilde.  avanee  ou  n  larde  les  fnrinalitt-s, 
seront  blames  ef  i»unis.  .«.ui^ant  le  tas.  par  les  direoteurs  des  douanes. 

Peraomie.  en  debors  des  iuteresst's.  ne  )<era  adniis  ä  Tiuterieur  de* 
doiianea. 

Les  bulletinK  de  Aortie  aeront  revdtUH  Aeulement  du  cadiet  peraonnet 
du  n^acteur  den  dit«  bulletios  et  du  aceau  officiel  de  la  direction;  Ion 
de  la  Mirtie  det«  marchandlHeH.  le»  formalitex  d^enregiatrement  aeront 

acconiplies  pr<»uiptement  et  sans  donner  lieu  ä  des  retanls. 

Art.  ;').  —  Conmie  l'ouverture  et  sondaye  d<^  Imiit.'illes  et  bott^'? 
feniM'cs  eonieii.itit  d»»s  conifstiMes  et  des  lii|ueni>*  entiaineraient  lu  d«^terii> 
laiiou  de  ces  nian  liandises.  ainsi  yue  Icur  dcprcciation  et  cumm«  la  nature 
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d«'  c-es  fiortf'H  df«  mnrrhandisp?!  pftit  t'«!!'?  connue  par  leiirs  iiiarqiies  et  «''ti- 
(juettes,  l  examen  vi  la  verification  (!••  i|U»  Iques  pii-ce.s  (li-ntrr  '  Il^s.  rhoisies 
au  basanl,  suiffiroul  pour  raccoiiiplissnin  nt  des  fonnalitt-  (ixiKinicref«. 
l>ans  le  ca&  oü  il  «crait  nccessaire  d  uiivrir  et  de  percer,  eu  vue  de  leiir 
T^^rificatioii,  des  coli«  en  plus  de  la  proportion  d*m  poiir  cent  et  pour 
imctioiui  de  eenlf  ces  piicea  qui  seraient  ainsi  ouyeites  en  plns  devront 
#tre  accept^  pour  le  paiement  en  nature  dn  droit  de  douane. 

Art  6.  —  Comme  il  est  D^eMaiie  d'asBnrer  la  prompte  ezteution 
drs  fonnalites  coDcomant  les  colis-postaux  et  leur  livraisun  iinmediate  k 
la  demande  des  destinataires.  rAdministration  des  fontrilmtions  Indireetes, 
v»  Texi^fuite  do  loratix  actuelH.  trnnv(Mn  un  autre  eniplnrnnent  d'iine 
«'•tendiie  convenahle  puur  la  sertion  drs  (  (»lis-jioHtfuix  et  i»in(  .'dera  ä  l'a- 
grandi^cieinent  de  la  »cctiun  etablie  au  bureau  central  des  postes  a  C'on- 
«tantinople. 

PoQT  accöl^rer  les  formalitA»  de«  colia-postauXf  t'Adminktration 
Generale  de«  Contribntioiia  Indirectea  ^laborera  des  iDstnictioiiB  d^taill^a 
et  lea  commuiiiqaera  k  qui  de  droit  pour  dtre  miaes  en  viinienr.  Cee 
inatnictions  devront  tenir  r\,u  tement  compte  des  point.H  .suivantii:  reeeption 
de«  colia-postnux  et  livraiHon  de  ces  coli»  aux  doHtinataiivs  ä  des  heure.s 
diff^rentes;  fixation  et  publieation  par  les  journaux  des  heures  pendant 
le<qiii'lle«  le«  ])ir)j)ietaire8  pniirront  s'adresser  aux  seetionn  des  eolis- 
jM>>l;iux;  i\4m  de  foiis  recour»  df  s  drstinataires  eu  delioi>s  de.-»  lit  ures  iixt'es. 
ain}<i  que  defeuse  aux  employcti  duuiuiien»  de  s'occuper  d'autres  formalite« 
pendant  cea  henrea;  defense  anx  deatinatatm  d'entrer  au  d^pot  et  de 
a'adresser  directement  an  pr^pos6;  diatribntion  d*nn  mim4ro  d'ordre  aox 
deatinatairea  de  colia  qnand  tla  ae  pr^senteront  k  la  aection,  munis  de  leurs 
ordres  de  livraiBon  et  apres  annotation  de  cc  mSme  num^ro  aur  t'ordie 
de  lirraiaon,  et  traduction  imm^diate  par  reiiiployt^  d*'H  manifestes  de 
I'ordre  de  livrnison,  dans  les  eas  oü  celui-ci  serait  rediirt'  en  lan^nie  etran- 
irrre.  et-  (l«triiHH  iit  «''tant  donn«'  n  FiMiipInvi'  dn  dt'pAt:  nppel  du  propit'taire 
par  Huii  iimuüiu  dordre  lor»  dr  l'aiiivtT  du  cnüs  au  li'  ii  de  verification; 
verification  des  inarchandises  pai  ie  v«  rilicateur  accoiiipiiirnt  tl»-  I  t  -iiiuii- 
teur  et  en  pr^seuce  du  proprietaire ;  enrejfistreuieut  eu  une  «eule  partie 
de«  articlea  d^une  mdme  nature  et  d'nue  mdnie  valeur,  et,  eu  diff^rentea 
partiea,  dea  articlea  de  diTeraes  eepecea,  et  en  mßme  tempa  öraluations  de 
teure  Taleun  par  reatimateur;  approbation  ou  modifieatiou  immcdiate  de 
l'evaluation  par  le  directeur  de  la  rtimi.  celui-ci  ne  poUTaut  s'opcuper 
d'antreo  affaires  pendant  la  distribution  des  coli«  et  devant  contröler  le 
seiTice  des  verificateurs  et  des  estiniateurs:  livr3M"*<>n  de  In  marcliandise 
au  proprietaire  apres  perceptiou  du  droit  de  dnu:me  en  especes  ou  en 
nature  et  eontre  sa  siirnatnre  tnise  sur  le  reiristre  du  verificateur;  sup- 
pression  du  bulletin  de  sortie.  atieudii  que  les  coli»  po  peuvent  r;tre  deli- 
vrei»  avaat  l*acbeTeinent  de  ces  formalit^a;  ÜTraiaen  immddiate  des  objet.s 
aana  valeurf  ceux-ci  n'^tant  aonmia  k  aueune  autre  fornialitd  que  celle 
d'nne  aimple  T^rification;  fization  des  fonnalites  n^cessairea  pour  aaanrer 
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In  perception  de«  druits  de  douane  des  colis  destine«  ä  etre  exi»ediei«i  daus 
l'int4;rieur  de  rEmpire»  et,  enfin,  prompte  exöcution  de  toutea  les  furma- 
lit^  tont  en  mnregftTdant  les  istörftto  de  la  domme. 

Art.  7.  —  Les  ^chantillons  de  maidiandiMB  eeront  sooiniB  au  trai- 
tement  douanierf  confonn^ment  avx  preemptioiw  des  iBetnictioiis  ei* 
annextes. 

Art.  8.  —  Lors  den  fonnalitis  d^eetiniation.  les  estLmateon.  les 
nasirs  et  les  bach-kiatibs.  fan»  prpndr»^  en  consid^ration  si  le  paiemeat 
de?*  droits  «pm  efff^ctti»'  ni  natiirc  ou  en  especes.  <l''vr<>nr  pnrter  toute  l^nr 
iittciitioti  ;i  ri'-tiiiiati("n  de  la  valeur  nVHe  den  iiiarciiaiiuiffs.  11  ti»'  snii 
porle  iiiieinie  iiiodifit-attou  a  cette  efltimattuti  apre»>  que  ie  üt-ifoi:iaut  l  aurü. 
par  un  engajfement  Mi«j:n^,  accept^e  ou  aiira  d6clar^  qu'il  payera  le  droit 
en  nature.  Mais  iine  fois  qae  le  aögociant  anra  aeoept^  restimation  ponr 
le  röglement  des  droiti»  en  espftees,  il  ne  ponna  plns  changer  d*arb  ni 
payer  les  dits  droits  en  natnre. 

Art.  9.  —  Les  netrociants  pourronf.  sans  payement  de  dfait  de 
douane,  döpoeer  dans  b  >  depöt«  a  double  clef  qui  »e  tnuiveront  kouü  la 
.HiirvtMllnnri'  pornianente  de?  directions  dnnani»»res.  !f«  chnrbons  de  terre 
etraiiifei>i  iiiiport«*«  en  Tiirquie.  I,e?«  eharhnni«  priH  dans  o<\s  ilt'*p»*t8  et  livriS» 
a  In  consomiiiation  loenle  «m  hii  n  (Itstinr-s  ä  Tusajue  des  bateaux  faisant 
le  pctit  cabutage  cxclusivcmenl  daii.s  lex  t-aiix  interieures  ottomaneä,  payenmt 
le  droit  d'entrfo. 

Lea  bateaux  dont  le  Heu  de  ddpart  ou  celui  de  deatination  ou  bien 
dont  le  lieu  de  d^part  aiifwi  bien  que  celui  de  destination  se  troutent  en 
pap  ^tran^r;  les  paqnebots  postaux  desservant  les  porta  Ottomans  et 

transportant  grahiiteinent  les  valisei^  portales  Ottomanee;  les  batimeutB  de 

•ruerre  «'trnnL'ers  et  tmiH  l»'s  bateniix  deswrvant  le«  porti?  Ottomans 
naviinient  en  (!*'ht»rs  de«  '-anx  int«'rieure8  qni  trrmsportcnt  irmtin'tfMiu  nt 
les  valisfs  pustaN  s  ( ittdiiiaiiffi,  ne  seront  j-niimis  au  paienieiit  (raiu  iin  (irnir 
de  donane  puiu  les  chailxins  pris  dans  les  dit>  dt^pöt^".  Sojis  aucuu  prütt^ie 
et  ponr  (juelque  motii  que  ce  soit.  les  droits  de  douane  per^us  sur  le^ 
charbons  de  terre  qui  n'^tant  pas  plac^  dans  lei  d^pdts  k  double  clef 
eont  Witt»  ä  la  consommation  locale,  ne  seront  restitu^  ui  en  totalit^  ni 
en  partie. 

Art.  10.  —  Lorsque  p<>ur  des  articles  tels  que  outils  ou  in^tniroents 
de  fabriyneit  et  antres  niarchandises  provenants  de  l'etranyer  et  dont  le 
prix  ne  pcut  ^tre  vrrifie  mt  le  niareh^*  locnl  ou  dont  r<Waluat!on  aerait 
difftrib»  pur  <Hit«'  «le  leur  trop  ^Tande  diverse,  im  se  tronvera  dans  la 
ni'Cf.sHite  ilc  rriotirir  aux  fncttires  oritrinaleK  cn  vin-  de  leur  estiination. 
les  prix  iudiqucs  dau«  ces  faciures  senmt  calcules  au  coun«  »ur  place  des 
monnaies  ^trongerefl  et  ü  raison  de  19  Piastres  le  Mik\jidiä.  Ces  prix 
seront  mijor^  de  16  ft  titre  de  frai»  d'emballage,  de  nolis  d^assuiance 
et  autres  ou  de  10^/«  seulement  si  le  nolis  se  troure  eompris  dans  la 
facture  et  ies  droit«  de  douane  seront  per^  sur  la  somme  ainsi  obtenue 
avec  la  r^duction  r^glementaire  de  10  ^/q. 
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25.  Instruktion  über  Rechte  und  Pflichten  der  Last- 
träger in  Konstantinopei  vom  ^V^Sh^  =^  28.  Februar 
1907, 

Wir  Janen  den  offiziellen  fninstiBiBcfaen  Text  folgen: 

INSTRUCTIONS  SUR  LE  HAMALASE 

DES 

DÜUAMES  DE  CONSTA^'TINÜPLE. 

Art.  1.  —  Le  noiubii'  de«  hamalK  et  den  urriuieurH  qui  doiveiit  »e 
tronver  conRtAiiinient  h  la  diHposition  du  service  douanier  dans  les  ditf^ 
rentes  duuane»  de  Conätantinople,  ainsi  que  le  nombre  des  brouettes  servaut 
au  immgoTt  des  morehandiMB  dan«  les  douanes  radmes,  sont  fix^  ainsi 
qn'il  anit: 


Nombre 

de 
bamalB. 

Numbre 
d'arrimeim. 

de 

bronettes. 

Dotmnp  rt'impoi-tnfion  de  Staniboul  .  . 

300 

30 

25 

DfMi.inr  (r."xi»tirtation  de  Stttinboal  .  . 

253 

10 

3 

17H 

4 

Düuatie  d'importutioii  de  Galutu     .  . 

258 

20 

16 

Donane  d'expmtation  de  Galata    .  . 

9 

1 

Doiiane  den  c^riales  et  des  spiritneux 

9 

1 

Dans  le  cas  ou  la  nteessitö  d'engajrer  de  neaTeaux  hamals  et  d'ang- 

menter  le  nombre  des  brouettes  ae  ferait  sentir,  rAdniiniHtration  G^n^rale 
des  Contribntions  Indirecte«.  «ur  le  rapport  des  Directeurs  des  douanes 
trän;»!!!' ttin  des  onlres  en  cons^quence  au  repr^sentant  du  JMiaya  qui  lera 
d'uxg'eucL'  le  n^cessair«'. 

Art.  2.  —  Les  arriineurs  devront  etr*'  ä  de  lire  len  murquos 

et  les  uumeros  des  marcbandiseH.  Iis  seront  clioihin  i  i  nomtue»  par  le  re- 
prteentant  dn  Mu^w  ayec  raasentiment  des  direeteuis  des  douaaes.  En  cas 
de  contraTention  ou  d*abus  de  conllance  de  la  part  de  ces  arrimeniB.  les 
difecteniB  des  dooanes  lenr  infligeront  une  r^primande  on  un  bUme  et,  le 
caa  (3ch^antf  les  cong^dieront  en  avisant  le  repr^sentant  du  kdhaya  ponr 
qu'il  ait  les  remplacer  par  de.«  arriineurs  rennissant  les  conditions  requises. 

Art.  3.  —  Sur  les  lieux  de  verification.  ili  rrn  tronror  nnssi  un 
Corps  de  hamal^  plan^'?  smis  !a  rnndnito  d'un  coi-bachi,  pour  tmusporter 
iraniMiatenient,  sm  l'avis  (h  s  n  rifi( attnirs.  a  Tendroit  oü  ils  doivent  etre 
consen'ÖH  jusqu  ä  l  uchevcau  nt  des  furmalites.  len  colis  visites.  enrej^istrea 
et  portaut  le  cachet  de  verifications.  Tous  les  hanials  employin  dans  le« 
donanes  y  compris  les  cal-haekis  (cfaefs)  et  les  Mas^dars  (caissiers  des 
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hamals),  porteront  une  murque  diatinctive  avec  nirni^  dordre  et  on 
n'utUisera  daiu  I«h  locaux  douanien  las  serricefl  d*aaeim  poitefaiz  non 
rev^tu  de  cetto  raarque.  Afin  qua  les  donanes  Boient  en  meaare  de 
connaltre  le  nombre  et  IHdentiÜ  des  poite&ux  gni  sont  actuellenieiit  oa 

qni  entroraicnt  k  Tavenir  au  serrioe,  de«  renristree.  Mgalües  par  \c  reprc- 
Bontant  du  kehaya,  oontonnnt  les  nonis.  les  nuinrr«»s  et  le  siijnalement  di's 
]vt»itrf;ii\.  Irtir  stTont  ri'Tiiis.  S"il  xe  tronvf  p.inni  vi^>  dornieix  (h^^  fj»'n-' 
tUmt  l'iiicniuiuitr  serait  fMnst;it«'e  nii  hien  jiu\<|u>l-  les  tlirecU-urs  de:^^ 
(loiiaiH'K  11''  [tniiniiiriit  plus  accordor  coufiance.  erux-ci  tu  jiviseront  le  re- 
presentuiii  »lu  kthaya  qui  les  fera  extlure  iuiiucdiatcuient  du  Service  et 
las  remplacem  par  d'autn'H  portekix  poM^dant  le«  qualit^  reqnines.  Au 
für  ei  k  oieRure  de«  chan^raenU  etfectii^.  auivant  la  n^ceeait^.  le  reprf» 
«entant  du  kdhaya  en  infonnera  la  donane  par  £eril;  et  pr^ntera  en  nitoe 
tempa  le«  feuilleg  (rideiitite  des  nottveaux  portefaix  en  Tue  de  TacGom- 
plUcienienr  des  formaUt^H  Bilivant  le  pantpraplie  prec-e<lent 

A  l'iivenir.  ses  porfefaix  »Ii  l;i  (l'  unne  serout  choisis  parmi  N>  l'^mis 
bien  portauts  et  forts  «»t  If--  col-bachis  (dn^fs).  riinsi  tpic  !es  kesseäars 
(eaissiei-s  de«*  portefaix)  panui  les  plus  nieritanlM  pour  ieur  moralit^  et 
leur  büunc  conduite. 

Afin  de  laclHter  le  reeonTB  ^  eommer^nta  et  de  ton«  eenx  qni 
auraient  afbiire  avec  1e  «errice  de  hamalagw,  las  repr^ntanta  du  kehaya 
ae  tiendront  dans  de»  placea  »p^cialemcnt  d^Bign^en  k  cet  effet  daoa  Tjn- 
t^rienr  de«  douaaen. 

Art.  4.  Les  portefaix.  ainsi  fjue  le»  ouvreurs  et  eeux  oharfre'< 
de  eoudre  les  toiles  d  eniballa^'C  i|ui  fitnirent  dans  |e  non)i>re  des  porte- 
faix. ne  pourront  deniander  ni  aeeepter  des  n>nniner(;ant«  ou  de  ceux  qui 
ont  il<"'  nffaires  :i  la  douane  aueune  soiuine  mhis  forme  de  frais  d'arri- 
niay^e  »>ü  ilf  pouriM)ire.  eu  dehons  des  frais  de  baniahijL'v  fixes  davance; 
ceux  qui  en  exiy:erout.  seront  immMlateuieut  renvüye.s  du  Her\4ce. 

En  cas  de  conflitü  ou  de  litip?»  entre  le«  commercantH  ou  cenx 
qui  ont  albire  k  la  douane  et  lea  kessiäan  ou  eol^badäs,  les  portefais 
«eront  tennn  dv  Mi  confonner  aux  ordren  de»  directeuia  des  douanea.  Les 
p i  rtefaiXf  ainsi  qn«'  b's  col-bachis  «'t  les  Mss^dars  qui  j  feraient  Oppo- 
sition, ou  dont  les  eeart«  de  conduite  scraient  eoaatatte  par  la  douane. 
ainsi  qiie  eeux  qui  upemient  envers  les  eommereant«'  ou  enverv  eenx  qui 
oiit  affaire  ii  1:i  Hrni;tii<'  de  proeedi's  violeuts  ou  ii\juririix.  s.  r.>iii  iiiiiii''tli- 
at<'iiient  et  jn<#vi>«'iif  tiient  suspendiis  de  leur  servite,  suivaut  la  irravite 
dl'  leur  fautc.  pur  les  directeurs  des  douanes  qui,  en  ca«  de  reeidive,  l«s 
eong^dieront  en  in?i1ant  le  reprenentant  du  kekya  k  prucdder  k  leur 
nMnplacentent. 

Art.  5.  —  Li'M  fniis  de  lianiala^  et  de  toutes  (tortes  de  mannten, 
tions  dans  Fuit^rieur  dvn  douaneH  de  Oalata  et  de  Stambonl«  ainai  que 

de  transpoil  des  nianhandises  aux  mag^infi  <^'^  nonimer^ant«.  etant 
fixes  |(;ir  ie>  tarifs  <  i-apr<'s.  il  est  expressement  interdit  atix  portefaix  de 
üeinanüer  et  de  recevoir.  en  dehors  de  co«  tarifti.  de  Targent  k  ütie  de 
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fmis  d'nrrimaL'*'  <n\  h  quelque  titre  ou  pn'trxte  iiiu*  w  soit,  Le  dernier 
paraiTiaplie  dt-  l  Article  4  sera  applifiu»'  aux  ^t''>5<'i/<7rs,  col-äacMiS '&t  potiQ- 
iuix  qui  cwiitn'\ irndiairiit  ;nix  j)i «'Script iuDs  les  ( ouccniaiit, 

Les  liallt  s  de  rapis  d^Hiarquees  ä  la  douaiie  d  impoilation  i'Taiit  de 
tres  prandes  diuiensions,  il  «era  per^u.  comine  par  le  paRK»',  unr  taxe  de 
3*/g  PiaiJtreö  pour  chaciine  d'cUus  a  titre  de  frais  de  mauut.  ntiou  inte- 
rieura.  Pour  les  balles  qui,  wo»  %tre  txunsportees  aux  lua^'^ui^in»  des 
commerQantB,  seraient  transport^es  par  ceux-ci  ä  Tentrepöt  np^cial,  en  Tue 
dn  transitv  on  peTcerro  les  frais  de  tran^rt  indiqute  dans  le  dwnier 
paiagiaphe  de  PArticle  7  dn  taril 

Ainsi  qtt'il  est  dit  ä  I-Artiele  premier,  les  frais  de  kamaißff*  pei^tis 
d^aprts  ees  tarife,  aeront  partag^s,  saivant  l'nsage  de  la  coiponition,  par 
le  lepTtoentant  du  kthya  entre  tous  les  aiTimeun  et  portefaix  ]/it6po»6B 
«nx  douanes. 

Art.  6.  —  Pour  le  tronnpurt  des  marchaudises  k  totite.s  \ca  loca- 
lit«'R  compriKes  dans  la  zniio  sV-tendant  entre  la  douane  de  Galata  et: 

l.  Toplian*'.  2.  les  portPH  (!»•  Galata  <  t  }].  ]<■  Han  de  St  Pierre,  Horrant 
autrt'fnis  df  Iik  uI  ä  la  Hamiuc  linpri  iaU»  Ottomane  et  Jusqa'<l  Perdieiubo 
Bazar  le»  iraiB  de  hamalai^^e  üeront  payes  de  la  luaniere  »uivnnte; 

Pour  la  charp'  d*nu  portefaix  ne  d^passant  pas  60  ocques, 

c  est-äMlire  77  kUoe  1  16 

Pour  la  Charge  port^  en  nn   sin'k   pnr  denx  bommes 
n     y,      n         n      n   deux  stti^  „  quatiü 

„   quatre  „ 


n 


n 


1»  w 

n  n 

n  n 

TT  n 


t 
«I 

n 
» 


1» 


n 

» 

n 
n 
n 


n 

n 
n 
n 


1 

4 
8 
12 
16 
20 
24 
88 
32 


RIX 

..  huit 

cinq  „  diz 

six  «  «  donze 

s^pt  n  n  quatoree 

kuit  „  „  seize 

neuf  „  „  dix-hnit 

dix  „  .  „  vinirt 

(»nzf»  „  ,  vinjrt-dt'ux 

„     „      „         -  douze  „  „  viiitrt-quatre 

Pour  le  transport  des  marchandises  de  la  douane  de  Galata:  1.  ü 
Pria  Jusqu'ä  Aifha-r>jami  et  5\  Balouk  Bazar  d»'  Peni  et  2.  ä  >ranihoul 
jiii^qu'aux  portes  du  trrand  Bazar.  c'est-^-din  jusqu'ä  In  p  ut*  Ali  nljan 
et  ä  la  porte  de  Aiuui^jilar  nitue  ä  Mahnioud  Pacha  Yokouchou  aiiisi  qu'ä 
la  porte  de  KalpakiyUar  situ^  en  face  de  la  mo»quee  Nouri-Osmani^^  les 
fruis  de  hamalaire  sont  tarif^  ainsi  quMl  suit: 


40 
44 

48 


Puur  la  charpe  d'ua  portefaix  ne  depassant  pa»  (»0  ucques, 
c'eMt-ä-dire  77  kilos  

Pour  la  Charge  purt6  en  nn  sMk  par  debx 
n    n     n       »     fi         «W**  ,  quatre 


liommeB 


Plast.  Faraa 

5  — 

12  20 

26  — 
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Piast 

Para« 

I  Our  Irl  u 

lilViTi 

•'II 

trois  siriks 

par 

>\x  buuiuies 

«VI 

V  ~ 

*• 

quutie 

•1 

buil 

n  • 

ou 

»  1 

r 

cinq 

n 

» 

dix 

« 

OS 

n  t» 

n 

1» 

« 

8» 

n 

n 

donze 

1» 

75 

n 

II 

sept 

n 

n 

quatone 

■ 

67 

80 

» 

») 

hnit 

n 

n 

seize 

» 

100 

n  1» 

•? 

neuf 

n 

» 

dix-huit 

1» 

112 

20 

»  » 

it 

dix 

n 

vinirt 

»» 

125 

n  V 

«» 

onze 

n 

» 

vinj^t-dcux 

137 

20 

•■ 

M 

doiize 

•1 

vinärt-quatre 

150 

Art  7.  Lex  »»ndroits  oü,  upre^  avoir  iinitt»^  Ich  donanc!»  de 
ätamboul.  ie»  iuhk  haiidi.se«  Hcront  dirii^^es  pour  t'U«  transporteets  dans  les 
magasins  des  n<^«rotiaut«  sont  classes  eii  trois  zone«: 

La  prenniTe  zoni'  coniprend  les  luaga^ins  sc  trouraut  eulre  \ea 
doiianes  de  Stamboal  et  Tchorabcyi  Hau,  sis  k  Halunoiid  Facha  TooMdiott. 

La  deiaieme  zone  renferme  ceoz  sitn^  &  Entö-Baebt  d^Anna  Alti  et 

La  tn>iaieme  zone  comprei^  tmu  les  magasiiu  situfe  dana  lea  envi- 
rons  de  Hamidi^  Tuibewii  Hamich  Ogloa  Hau  et  Ze^jiriä  Han. 

Les  fraia  de  hamalage  dee  maichaiidiaea  tranaport6ea  dans  lea  dita 
magaaijis  eont  mdiqnts  ci-defieous: 

Fiast.  Fiias 

Poor  one  Charge  de  portefaix  ne  d^passant  pani  70  ocques, 

c'e8t;4u4iie  90  kiloa  1  15 

Pour  la  diai^  dNiii   ^rik   portä  par  denx         hominee    4  — 


» 

n 

de  deux  sirtks 

quatre 

1* 

.  8 

1» 

» 

n 

„  troi« 

t 

n 

eix 

n 

.  12 

rt 

n 

•» 

„  quatre 

n 

huit 

» 

.  16 

»» 

n 

i> 

V  cinq 

n 

1» 

dix 

II 

.  20 

1* 

n 

n 

n  «ix 

n 

n 

T» 

donze 

»» 

.  24 

•1 

quatorze 

.  28 

^  huit 

•« 

n 

seizo 

r 

.  32 

n 

rt 

■1 

„  neuf 

n 

1 

f 

dix-hoit 

n 

.  36 

w 

«  dix 

1» 

>♦ 

»r 

Tingt 

tl 

.  40 

» 

n 

n  onze 

IT 

fi 

Tingt-deox 

n 

.  44 

n 

n 

n 

„  douze 

»» 

» 

n 

TingtHinatre 

1» 

.  48 

La  deuxi^me  zone  est  celle  qui  s'^tend  aii-delä  de  la  premiere  et 
dans  laquelle  sont  situes  Ic»  nia<^mRin»  ae  trouvant: 

1.  Jusqu'ä  la  porte  de  iler(\ian. 

2.  Jn8(|u'ä  la  porte  d'Aynsidjilar  ä  Mahuioud  Facha  Yooouchoti. 

3.  Jusqu'ä  la  porte  de  Kulpakcyilar  pres  de  la  Moeqa^  Nouri- 

Usiuanie. 

Le  huinala;L'C  des  fardt'iiux  dcstines  ä  ces  inagat^ius  est  le  j^uivant: 

Fardeau  porto  sur  le  dos  et  ne  d^passant  paa  70  eeqnes 
ou  SJO  kUo«  2  10 
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PlMt  Pua« 
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La  troiaifeme  sone  s^^tend  au  delä  de  la  Beoonde  et  conipreiid  les 
magadiM  du  grand  Basar  et  dea  antres  localitte  eonaid^rfieB  oomme  centre« 
dn  oooiiDerice. 

Le  hainalage  des  marcbandises  pour  cea  magasins  est  le  suiTaat: 

Fardeau  porte  sur  le  doa  ne  depaasant  paü  70  ocques  ou 

90  kilus   4 

Fardeau  poit6  ea   1  sirik  par   2  hommca   10 
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Exccptt^  If's  balles  persanes,  le  poid«  <!♦»  cbaqiie  fardeau  de  |»urtefaix 
des  marcluiudi.sejs  ctrau^^eres  ne  pourra  pao  dopassor  60  ocquc»  ou  77  kiluü, 
k  la  donane  de  Galata  et  70  ocqnes  on  90  kiloe  h  eelle  de  Stambonl. 

De  meme.  le  poids  d>:^  balles  persaoes  portees  sur  le  do»  ue  pourra 
d^paaser  70  ocques  oii  90  kilos. 

Les  portefaiiL  qui  doiveul  transporter  des  faideaiix  depansant  les 
poida  aus-indiqads  auront  le  droit  de  ae  faire  payer  aui¥aut  le  taril  des 
siriks  dessiM. 

Art.  8.  —  Quant  aus  marchandiscH  tranäportees  par  des  portofaix 
int^rienr»  anx  snccunales  d'exp^tion  pour  dtre  embanjut^es  snr  les  nar 
vires,  il  sera  perfu  dralles  .pour  toates  les  maatttentions  effectu^Ses  dans  la 
dMume  an  droit  de  hanudage  fix6  d^aprte  le  tarif  snivant: 
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Pour  chaque  baril  d»'  J»<Mirr»*  de  Siliorie  ou  di'  caviar  .  .  5  — 
„  ^  n  "  KiuTt'  pesant  kantars  ...  1  — 
„        „  „      de  6  A  7  kaniars  .    .  2 

sac  dt!  caiö  -  -  2ü 


»  1» 


„  ^     caisse  d'acier   —  10 

„  „        n     de  vitres   —  10 

„  „      sac  de  burine   —  10 

y,  toutes  les  ballca  penanea   1  — 

Pour  toua  lea  coli«  ayant  im  poida  au  desfloua  de  60  ocques  ou  77 
kiloa,  on  deTra  acquitter  im  droit  de  20  paiaa  et  pour  oeux  qui  anront 

an  puid8  depus^ant  ceiix  indiquös  plus  haut,  il  seia  per^u  pour  ehaQue  6U 
ocqucK  ou  77  kilos  d'»'xc»'>d«'nt.  20  panis  on  plus. 

Si  U'!<  mjircbandiMcs  «ont  tran.sp<>rt«'f^s  f»  \n  douane  en  chariot,  (>  irir 
Ihufh  transport>  dt  pnts  la  porti'  d«*  In  (I'Muhu  ju«qu*ii  la  8Uf<"ur?*aU»  d  -  \i"  - 
diti«»H  par  h-s  jtmufaix  de  la  douaiie.  il  sera  por(;u  3  piahtn?«  pour  la 
Charta*  d  Uli  thariitt  attele  d'uu  cheval  et  5  pia^tres  pour  ceile  d'un  cbari>»t 
atteM  de  3  dieranz. 

Art.  9.  —  Pour  toutes  les  mardiaiidiaea  arrivaat  de  rdtrangi»  on  de 
Pintörieur  de  TEmpire  et  deatintea  ft  ^tre  d^rqu^  proTiacirement  ä  la 
douane  afin  d^etre  remlnTqu^ea  aar  dea  navirea  en  traaait  ou  en  trana- 
hordeni*  iit.  les  frais  de  hamalage  du  quai  k  I'interieur  de  la  douane  et  de 
rint^rieur  de  la  douane  au  quai,  aont  reglämentte  de  la  fii^n  auirante: 

Plwt.  Paras 

Charge  d'ua  portefaix  ne  dopat^sant  pa.s  70  ocque«  ou  90  kiloa .    1  16 

^  sirik  porte  par  2  honinies  4  — 

^        2     sirik  s   „       ..4   8 

Art.  10.  —  Loi.'-t|ue  |e  hainalau-e  i)ar  sirik  ne  sera  plus  uecnsüiair»' 
daus  1  Interieur  des  douanes  par  Ii  lait  de  nouvelles  constnictioiis  dou- 
anierea,  le  tarif  actuel  ne  sera  pius  appliquö  anx  marehandiae^  qui  aeront 
d^ltTT^a  anx  commerganta  ä  la  porte  de  la  douane.  Au  lieu  de  ce  hama> 
läge,  il  sera  pergn  UDiform^ment  60  paraa  pour  ehaque  100  kiloa  et  frao 
tioiis  de  100  ki^a.  comme  il  a  fX^  pi^TU  au  demier  para^phe  de 
l'Articie  lo. 

Les  portefaix  de  la  douane  recevront  le«  frais  de  inanutention  pour 
le  transport  juf'qirüM  (|nai  de.*^  niarohandist  s  arriv^es  dt-  I'interieur  et  d«»s- 
tin^es  il  etre  eiHl>aniii<^i-s  apres  raceomplissenuMlt  des  foriiialitAs  dniianien^ 
n'apW's  son  tarif.  la  S«iei»''t^  des  Quais  pereevant  puur  ces  soit.s  dt-  uiar- 
chaudises  les  frais  d'«Miiliarijiieuieut  sur  des  niabones.  e'est  a  lu  dite  StHMel^ 
quUl  inc<iRil>e  de  payer  le«  portiefaix  cmploy^s  k  cette  uptiation.  Les  porte- 
faix n  auront  donc  pas  le  droit  de  reclamer  d'autres  fraia  d'embarqnement 
aux  cominerijanta. 

Art.  11.  —  8t  le  transport  dea  marcbandisea  encombrantea  teil» 
«ine:  Toiturej«.  ineule,  chaudiere,  coffre^fort^  etc.,  n^ceaaite  Pemploi  de  plo« 
de  12  siriMs,  leo  fraia  dt'  hamalaffe  ne  aeront  paa  r6glte  sniTunt  lea  tariii 
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prf^c'^dt'nts.  luais  il  sora  lUT^u  3'  J*ia?<tn'.s  pour  chaquc  porti'taix  si  !<• 
Ii<  u  dt;  dotinarion  trouvf"  daii;*  la  l'"«'  7jmv  d«'  (iahiTa  «-r  do  Stainlt>'ul. 
5  l'iustrc»  si  ]'•  uiai:a>iu  «.st  >*itue  dans  la  2»»«  zonc  de  Mamlidul  et  \)  pi- 
asties  ponr  les  nia^^isina  de  la  troiBieme  »ine.  Tout  trnuHport  de  Galata 
jngqu^ä  P^ra  ou  &  un  point  qnelconque  de  Statnbonl  sera  paj^  k  mison  de 
onze  Fiaatrea.  Toute  charg«  au-deasua  de  77  kilos  pour  les  douanes  de 
Galata  et  an-detaus  de  90  kiloe  pour  cellea  de  Stambonl  aem  conaidir^ 
(  cdimio  char^'f  di'  sivik.  Cluitiue  fardeau  de  sirik  stra  calcul«^  a  raison 
d«'  154  kilos.  Et  coinnu'  lo  poids  p<>rt6  par  24  p«>it»*faix  ft  12  siriks  poiit 
attcindiv  1854  kilos  au  iiinxinnuii.  il  »•*  rn  rinnjitr'-  di-nx  pi  rt'  faix  vX  \\n 
sirik  pour  chaiiuc  154  kilo>.  di  |i;i>s;(iit  io  niaxiimim  cn  qu»-."«lion.  L«'s 
frais  de  transport  si'rout  pcryus  ainsi  qu'il  est  enuiice  ci-Uei>»Ufi  en  prupurtiuu 
de»  haiualä  employ^s. 

Art  12.  —  L««  poida  ci-deflana  indiqu68  «'appliquant  egalonient  ans 
marchandiaes  tranaport^a  par  bronettea  en  dehora  dea  douanea,  le  nombre 
dea  portefeix  condniaant  ces  brouettea  ainai  qne  lea  fraia  de  bamala^  seront 
calcnl^a  en  eon<*'(Hience,  c^eat-a-dire  d'apri  s  le  tarif. 

Les  marrhandises  pesantfs  d«:  la  uieuie  nature  telles  qne:  sncr»-.  cafe, 
riz,  articit's  d'^piceri*'.  papier  d'cuiballairf*.  clons.  ciiiti  nts.  aroui:it(»s  hoitvs 
d'allnniftff's  ft**.  (I»>nt.  p:ir  \m  M^.iir'"  fonsaor^  de  iunifuc  datc.  la  verifieati(»n 
et  \v>  ioriaalilc-i  dnuauieii.f  >«•  loiu  sur  nier  et  <|Ui.  aprrs  .avoir  d^Xi'  peses 
et  souaas  aux  formalit^!*  douauierct;  daus  les  umliuiu-s  ou  s>\xx  les  quai.s, 
avnt  de  noureau  tmnspurt^s  par  mabones,  paleront  dix  piastrea  par  sa/tr- 
fiotiria  (petite  mahone)  et  vin^rt  piaHtres  par  nuihone. 

Lea  balle«  de  papiers  k  lettrea  et  d'imprimcrie.  de  cartona  et  de 
toilea  d'emballag:e4  lea  caiasea  et  tonneaux  d«-  clous  de  ehaussun-s.  de  fera 
ä  sabots.  de  <'^ruse,  de  zine  et  d'huile  dentiu^t-  ä  l  iudustrie.  ainsi  que  lea 
K»ts  de  euivn-  «  t  de  seaux  et  d'autn's  niareliandist-s  qui.  avant  la  eonstrue- 
tinn  d's  Quais,  ^tiiicnt  de!»urque<'s  aux  douauus.  niais  t|ni.  ;ipns  la  eon- 
hti  u<  tioii  d«'s  dits  Quais,  sout  transport {?<'s  ilcvaut  les  dduaui  s.  avi  e  Tasst-n- 
tiui«'uf  di'squelles  idU-s  sout  poset.s  sur  le  quai.  soit  en  totulitC'  seit  en 
pai'tie,  pour  Otre  {iuuiui»e»  k  la  v^rifieation  et  aux  formalit^s  douanierea 
et  replae^  enauite  dana  lea  mabones  pr*ur  etre  diri^^ea  verR  Iw  ^hellea 
auxquellea  ellea  eont  deetinöea,  paieront  aeulerocnt  le  10%  d<>ft  fraia  de 
hamala^  qui  devaient  etre  pergua  d'apres  le  tarif  de  )a  premiore  zone. 

Art  13.  —  Lea  portefaix  qui  reeevaient  jusqu'ä  pr^f^ent  k  titrc  de 
frais  d«*  pesaye  dix  paras  pour  eliaqu»-  »-olis  (rartidt-s  eolouiaux  pt  ses  cii 
vtie  de  la  pere«'ptiou  d<'<  rlr^it-  d<>ir;iiii  <iii  sur  la  dcmriruK-  di"-  eoninit  r- 
iants.  eoutiuucront  ^iralt  sui  iit  a  ix-recvoit-  U  s  uii'-nifs  irais  a  Tavi-nir:  uiais* 
ils  ne  pouiTont  reelauier  aueuns  frais  d«'  ce  ^zeun-,  pour  Irs  niai»  liaiitlises 
qui  n  t'taut  pas  suuuiises  k  cette  formalit^.  »ont  siuiplenieut  pesees  pour 
aaanrer  la  r^^üarit^  du  aerrtce  douanior.  ftablir  le  montant  de  Tardi^  k 
perceToir  ou  bien  encore  pour  luic  aeconde  v^rification  donaniere. 

Pour  chaqne  mahone  ou  salapouria  d'articlcR  coloniaux  dont  la 
T^rilleatlon  et  lea  lormalites  douanierea  ae  leraient  mr  mer.  lea  portefaix 
Jabrbn«]!  der  Intamat     relnigUDs.  8.  Bd.  185 
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n«;  piairiont.  siiivaut  Tiuyi^e.  exi^fcr  qiu-  k'  paieiuent  de  5  Piastrcs  et  rien 
de  plus. 

Art.  14.  —  Poiir  le»  marcbandiite«  contenues  dam  de  petits  coli^ 
telies  que:  bon^eit.  coiilentB  en  bottet  l>oiKitonB  en  bonteilles.  aiaai  qne 
Celles  non  renferm^eH  dans  de«  rolis  comiDe  poelcs  en  tüK",  anloises  v\c., 
qni  |H'Uv«>nt  Atr«-  !itta<li^<  s  «'nsi'iiiUli'  d«.*  inanitM-r  ä  foniier  la  charir«'  d'nn 
iiainal  n»-  dj^'passaiit  pa-  I»'  poids  n-irlfmentinnv  cllo  pourroot  etre  tnin^ 
port^if  df  it  ttr  fa(;nii  juir  Its  snitis  df  1»miiis  propri^tain's. 

Art.  15  —  Li'H  n^irociants  aiiront  la  facnlt^  de  fair«*  tninsporter 
h'iirs  inaicliaiidiMs  ä  leli*  lieux  qu'ils  desiieut,  c'cst-ä-dirc  que  s'iU  ue 
vetilent  \}s»  Ich  faire  tranHporter  ä  leurs  magaaiju  dana  la  detai^e  xone 
Oll  la  troisieme  zone,  maiR  ä  celui  qui  8e  troure  dana  la  iRviniere.  on  ne 
pourra  y  apporter  aucune  Opposition.  Dana  ce  caa,  lea  frais  de  traneport 
acront  natarellement  r^l^a  d'apri's  le  tarif  de  la  premiere  zone. 

Lcs  n^irociatits  qui  prendraient  livniison  de  leurs  niaiTliandiaes  ä  la 
p(»rte  »If  la  doiiane  et  qui  drsiren«ient  les  transporter  a  leurs  niayasius 
sur  l<  Hr-  propres  <anii(uis.  paieront.  y  ennipri';  l'  s  fnii«  de  cbai^ement. 
Jen  fnii**  <le  luunalaire.  fl*;ii)i' s  le  tarif  li  ■  l;i  jir-  iuiert'  zone. 

Art.  16.  .\  la  duuane  des  man liaiuli>es  ^tran^reres  de  Staiuboul 
k'ü  uuvreui-ij  de  bullcä  reeevront  comme  frdis  de  d^pliage  poar  chaqae  balle 
inaerite  Mir  lea  ordre»  de  livraison  8  piastreH  pour  Celles  contenant  di» 
tapia  Importes  de  Rnaaie  et  de  Peree,  1  piaatre,  10  paiaa  poar  celles 
arriTant  de  Tr^bizondo  et  4  piastrea  pour  chaque  balle  de  tapis  proTenant 
de  l'intdrleur  de  l'Einpire  a  «1<  >tiiiatioii  de  l'etrauffer.  Mais  dan;*  le  cas 
oft  les  propri^'faires  les  feraient  de  nouveau  d/*plier  et  replier  afin  de 
n»«'surer  les  tapis  et  d"y  niettre  des  ^tii|n<>tti>-;.  il  «eni  p<Ti;ii  im  >iir]»lus 
de  3^',  piastres  t|ui  ne  pmirra  etr«'  riatuK  lli  im  tit  rxii^e  si  r.uli<  t''ur  ne 
r^claiiie  pas  un  nouveau  d^pliayr«'.  V'*ur  \'nu\,-r\\\\\'  et  la  fernietnre  de 
chaque  eulis  de  uiarchamlisi  s  ou  uutres  resultani  du  lait  des  Operations  de 
v^rifieation.  les  ouvreurs  des  caiases  coatinaeront  ä  percevoir,  comme  par 
le  pasa^.  40  paraa  pour  chaque  grande  caiaae,  30  paraa  pour  Celles  de 
dimensiona  inf^rieures  et  20  paraa  sur  chaque  caiase  ou  colia  contenant 
de  la  quincaillerie  et  des  articles  coloniaux. 

X^anuioins.  poiir  Touverture  et  la  lenn«'ture  des  caisses  et  colis  ren- 
femieut  d<'s  articles  de  nieuie  natiire  en  ijuantit^  eonsid^ralde  tels  que: 
cauntchiiu»'.  auiidun  et  c^rust«.  Ir«;  prnpri^'taires  de  cea  fuaFcUandiaea  paieront 
le.s  10'^„  sur  h-  niiuitnuni  di  -  Ii  i-  L'^eueraux 

Les  charireiiients  c<»jisi>iaiii  en  uuircijandise«  en  caisses  ou  barii» 
dont  la  T^rificatinn  et  les  Operations  douanieren  auraieut  et^  eUectu^es  sur 
mer.  paieront  pour  chaque  niabone  et  ponr  chaque  salaßomiä  10  piaativa 
titre  de  tmln*  d'ourreiirs  en  dehon;  de^quela  il  ne  pourra  ^tre  rien  rtelam^. 

Art.  17.  —  Les  hommea  charg^a  de  mettrc  en  ballea  les  tapia  Te- 
nant  de  Balouin  et  d«-  Trelilzonde  ä  di  stination  de  l'^tranirer.  de  les  condrr 
»laus  les  irrosst  s  tiiih's  fournies  ])ar  li's  projM'i^'taires  et  de  les  ficeler.  reee- 
vront ö  piurttrert  pour  cüuqne  balle,    ilais  lorüqu'il  a'agira  d'oumr  et  de 
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26.  Instruktion  über  die  Behandlung  der  Warenproben, 

die  auf  den  Uoaanen  ankommen.^) 

recoudre  lea  balles  pour  la  Ytrification  de  leur  contenu,  i1  s^ra  pay6,  . 
comme  oela  se  pratique  actnellement,  20  paras  pour  chaque  grande  balle 

de  toilc  am^ricaiae.  de  drap  v\  iU>  divers  ailicle^  inanufacturto.  Quant 
aiix  halU'ü  de  fil  <'t  aux  prtites  Imlles  de  toilo  am^ricaine  nVxc^dant  pas 
lo  poids  de  200  kilos  ««t  ii  ccIlcs  oontonant  des  rnarcbandisc8  similaircs, 
ain^si  fnr;uix  Imllot«.  Ips-  hnnmifs  cluirir^s  de  les  coudre  n'juiront  droit  qu'i 
10  pura.-^  pour  chaque  püve  a  litie  de  frain  ssins  ponvnir  ictlanier  davanta^^c. 

Art.  18.  —  Dans  le  cas  ou  lors  du  traii.spdit  par  le.s  hanialH,  los 
marchundiHes  6prouveraieut  des  d^^^Ats  et  viendraient  ä  veraer,  ä  se  briscr, 
k  £tre  d^eliir$e8  ou  perdues,  Ica  propri^taire.^  Ix  urroDt  a'adiesser  aus 
dlrecteuTB  des  donanes  qni  devront  proc^der  aux  enqußtea  nficeBsaixes. 
Si  Penquete  comitate  que  le  dommage  cauaÖ  proTient  FÖellemeiit  de  la 
fente  de»  hamal».  rindeninit^  ä  pay«'r  de  ce  chef  sera  avanc^e  par  PAdmi- 
matration  fJ^n^rale  de.s  Contrilmtions  Indirectew.  Apre«  quoi,  Hoiuinatiun 
d'acquitt»'r  !<•  montant  n  tti'  indeinnit^  s»«ra  falte  au  repr(^<eritant  du 
ke'haya  1>  quei.  saus  pouvoir  elever  am  iiiic  ohjection,  sera  obli^6  de  rein- 
buurser  imui6diatenient  la  «umme  avaucöe  ua  la  prilevant  »ur  le«  iunüa 
aüect^t»  au  hajuala^e. 

Lea  dispoBitionB  du  demier  para<,^raphe  de  TAitiele  Z  aeront  appli- 
qntes  aux  hamala  qui  aeraieut  convaincuB  d*aYoir,  plua  d'une  loia,  fait 
preuve  d'inattention  ou  de  n^Hgenee  dans  le  tranaport  et  la  bonne  con- 
aervation  des  marchandiseK. 

Art.  19.  —  11  est  du  di'voir  des  directeurs  des  douan<  h  (!••  veiller 
avec  une  extreiue  attention  a  l'observatioa  des  präsentes  iiMtructiana  et 
de  pr^venir  tout  ca.»<  de  contnivi^nti nn. 

Art.  20.  —  Les  hanial»*  sunt  teiius,  eouiiue  par  le  passi-,  d'assnrer, 
dans  l'int^rieur  des  duuuue«,  le  Service  de  pouipiers  et  de  gardien»  pendaut 
la  nuit,  de  s'occuper  du  tiansport  dea  narchondiaea  re^uea  k  titre  de 
droita  en  nature,  de  Teiller  k  la  propret6  dea  locaux  et  de  reinplir  ezacte* 
meut  les  autrea  aenricea  analognea. 

Art.  21.  —  Le  Directeur  O^u^ral  desjContributiona  Indirectea  est 
cbarg6  de  Pex^cntion  dea  präsentes  inatmctioDa. 

^)  Hierzu  der  offizielle  französische  Text: 

INSTRUCTIONS  SUR  LE  TRAIT£M£NT 

AtHiFKL  SKliUNT  ASSUJETTIS 
LES  fiCHAMlLLoNS  AURIVANT  AUX  UÜÜANES. 

Les  ohjets  qui  «-riiiirnt  apportt's  pa.s  le.s  coiumis-voyaiieurs  des  fa- 
briques  europeeiiaes  aoa  daus  un  but  de  coiumerce  n>ais  bien  pour  servir 
d*t;cbautillon,  seront  cou.sideres  couuue  article.s  de  trau.sit,  .s'ils  seront  r6ex- 
p^di^,  en  tout  ou  en  partie  dans  l'e^pace  de  six  mois  k  leura  lieux  de 
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provi'unnr.'  nu  cxpi-rt*'«  pmtr  im  autn«  ]r.\\<  etran^T.  Dam  ce  ca»»  l4*8 
droit«  per<,*us  ;i  l''ur  <  iirr<'>'  sciont  r«'stitiit*H. 

Cette  foruialilt}  t*t'ia  at  »onipü«'  non  pas  ä  la  preinicrv  U<<uano  (I"ini- 
portatiun  coiume  ccla  se  pratiquc  puur  les  luardiauili^et»  de  traiii^it,  luaia 
bien  ä  la  derni«re  douane  d^expoitation. 

Afin  que  le»  propri#taire8  de  ce»  articles  paiawiit  bfo^cter  de  ce 
traitement,  ils  devront  w  conformer  k  Tentr^  et  k  la  sortie  dv«i  dites 
marchandiBes»  aux  ins^ctions  auiTanteft: 

1.  Lo  coromis-Toja^etir  n'auia  le  droit  (rimp-  rt-  r  qirun  soul  ^an- 
tillon  de  chaqnc  cspt'fc  (l'(»Itjfts  en  r«'iiit*ttant  a  la  dniiaiK*  «l<  ux  cx^*ni- 
plain's  di's  fenüh-tv  de  Hrclaration  ;i  '.•niirlic  ipii  st-ront  spt-cinl^'nnnit  iin- 
prinu's  et  d<'li\  r('s  ;i  tit  eflrt  par  1- liiui  nn (Vs  fouillrts.  UIm-IW-s  en 
lan^^mt-  tuiijue  et  aveo  mu-  cnt  n'  iiid»  leltiU-.  Uevnuit  i-tw  düinenf  silhii'-s 
par  k'jj  intereKses  et  specificr  la  qualite  et  la  quantitc  des  eelianlillonü, 
ailiBi  que  lo  nombre  deB  colis  avec  leun  marque8,  imm^rM  et  autre« 
objcts  y  cotttenns.  Apres  avoir  conlront^  ces  fenilleta  de  d^clanition,  la 
douane  accompliia  les  formalit^s  n^censairea  et  procödera  k  leur  l^^Ii6ati<»i. 
L^un  de  ces  acten  restera  k  la  douane  et  l*autre  «era  lenus  au  propri^taire 
de«  #ehantillons.  \h  srront  revrtiis  du  «.Tiuid  Rcean  de  la  Direction  de  la 
douane.  ainsi  que  dts  each^ts  d»  .s  eiiipluyes  n^sponDabler«. 

2.  Lfidits  fctiilU'ls  d«'  dedaratidn.  apirs  v6rifieati(>n  tl»'  Iciir  «'xac- 
titüd«'  seront  enretrihtr^s  dans  Ifs  livifs  si)t^(i;nix  pour  les  fciianrilloiis  qui 
devront  etie  teuuH  par  Iva  duuaiicri  eii  plus  de  ecui  relatifc  aus.  visites 
douani*'i»'s. 

A])n>s  estiniation  en  detail  de  res  articlea,  les  droit«  y  afferent« 
aeront  ix-r^ufl  et  il  M'ra  d^livr6  au  pr<>pri6taire  nn  re^  indiqnant  le  nn» 
mito  et  la  date  des  dtelarationt«.  Oes  tebantillonK  ne  aeront  ItTrfe  par 
la  donane  qu'aprea  avoir  ^t^  phimb^g  R^par^ment  ou  ensemble  suivant 
qu'iU  pounaieut  «'trc  elaH8ifi<^8  Ct  r6nnirt  ou  noö. 

S'il  8'agit  darticles  f»e  compoi*ant  de  pi«"<e>  multiples,  ecinin"'  l-< 
niaeliincs  coudre,  c'eHt  aur  la  plcee  eiwentielle  de  Tarticle  que  le  plvinb 
»era  uppos/^ 

l'uiir  eliaque  plotiiiiuL'«-.  il  srra  p»T<;»  un  droir  de  dix  panis: 
t(»ut*  fois.  il  n<'  st  ia  exi.tr6  aucuu  dmil  dt*  ec  chef,  daus  le  cas  oü  Iv  ploiui» 
Herait  fuurui  par  rittt6n'n«4. 

4.  Dan»  Ic  cm  oii  le  commiK>To\'ftgeur  qui  auralt  d^jA  aeconunpli 
ce8  fiirmalit^s,  se  rondrait  dans  une  autre  localit^^  de  TEmpire  duiant  le« 
aix  ni4)iK  plun  haut  indiqu^fi.  il  devra  produire  k  la  douane  non  feuitlet  «le 
d^elamtion.  alnfü  que  le  r6r4piN«4  k  lui  d61iTr^  par  la  premiere  donane 
d'inip'  1 1  if i  >n. 

La  donane  ania  ä  vriifirr  l  exaetitndr  d«'  la  d^elaration  vt  ;i  ix.t- 
niinrr  les  pinnibs  et  si  i'llr  n'v  vuit  aueiiut'  inYi.nilarit«''.  fll»«  dfvni  ;iti- 
torisiT  la  ri'tuisi«  de  la  iiiarrliati(Hs«'.  L<'s  luarelmihli-' >■  ii-'  titrunint  pitiiit 
Kur  la  decliuatiun  <»n  n*6t:int  jias  pl4/ud^^f^  j^eront  nalun'li»'meut  suumi!<es 
au  pait  im-nt  des  dmits  v  allen-uts. 
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u.  A  rarriv^  k  une  douane  quelcanque  de  TEmpire  de  marcbandiües 
destin^e»  ä  Mre  r^oxp^di^es  ä  lear  lieu  de  proTenance  ou  k  an  antre  paya 

^•tmn>r»'r  uvant  rexpinition  dudit  dÄlai  de  six  mois,  TiDt^res»^  devra 
t'xhiber  cettf  douan*  l;i  di^claration  et  le  r^^c^pisa^  dont  il  est  porteiir. 
Apn  «  v^rifinition  du  (  miiI< mi  des  feurücts  de  d^claration.  l:i  tlüii.m''  dt  vni 
n-fititiuT  j\  l'int^r«'i«sf"  !•■  uniiitant  des  droit**  aff^rents  aux  artiths  a  reex- 
p^dier  en  faisant  les  auiiutations  n^ccssairoK  t\  ce  sujet  mr  le  verso  des 
r6c6pisses  et  eu  portaut  la  cuntrevaleur  daus  Ics  re',a.stre8  au  chupitic  des 
d^penaes.  Ces  rßc^iaste  et  leuillets  de  d^claration  aeront  retenos  et  envoyte 
k  rAdminiatration  G^n^rale  des  Contribntioiia  Indirectea  pour  raccani' 
pliaRenieiit  dea  formalit^  requisea  en  ce  qui  cone^e  lea  douanca  qui  les 
out  d^lirr^»«. 

6.  Si  les  dates  des  d^elarations  et  des  rtc6pisses  sottt  gratt^es  ou 
ehaiitrees.  les  droit«  afförents  ä  la  totalite  des  marchandises  mentiomi^e« 

diins  les  d<^el;iration«j  ninsi  fnl^^ifi^es  ne  »^»Tont  pnint  restitn<^e*«.  Tontefnis, 
si  (1<'«.  iiii'XMctitudes  smit  releve«'«  dans  l<'s  riptionK  touchaiit  Ii  s  chiHrrs 
uu  ijiumtites  dea  luarcbaudises,  la  douane  n'aura  ä  en  retenir  ^ue  la 
differenee. 

7.  Lea  ^chantilltma  saiw  Taleur  ou  inipruprea  k  ßtre  einptoy^  iaolö- 
ment,  aeront^  confona^roent  k  la  eircntaire  en  date  du  14  Janrier  1S81, 
exrauptte  de  toiu  dxuita  et  diapena^s  de  toutca  formalitte  de  d^t  tout  en 
btotficiant  des  facilitte  n^ceaaairea. 

Ces  instnictioiiÄ  ne  sont  point  applicables  aux  articles  de  bijouterie 
ou  objets  d'or  et  d'arjL,'ent  qui  sont  souinis  k  un  tarif  special,  ui  aux 
^rhtintill'ins  amyaut  dea  provinces  pnril^giöea  k  deatination  de  l'^tranger 
et  vice-vcraa. 


Ungarn. 


Refprent:  Dr.  Karl  Szladits, 
k.  ong.  Gerichtshofii-Rlcliter,  Hilfsarbeiter  im  lliaisterium,  Budapest, 


A.  Gesetzgebung  1903—1905. 

Die  GflsetKgebiuig  Ungarns  In  diesen  drei  Jahren  bietet  dem 
Berichterstatter  nur  dfirftigen  Stoff.  Der  nngarische  Beichatag 
war  ja  den  weitaas  grCssten  Teil  dieses  Zeitraumes  hindurch  infblge 
iimer«r  Wirren  lahmgelegt.   Zu  Beginn  des  Jahres  1903  wurden 

noch  einige  Gesetze  der  Regieiuug  v.  Szell  unter  Dach  gebracht, 
dann  folgte  das  ganze  .T:ihr  liindnrch  die  Obstruktion  gegen  die 
Vcrmehrnng'  des  Rekrntenkontinf^entes.  Der  Premier  v  ^/v.hi.  wurde 
im  Sommer  lyu3  durch  Graf  KuuKN-HfcDKRVÄRY,  dieser  nach  einigen 
Monaten  vollständiger  Erfolglosigkeit  durcli  Graf  Stephan  Tisza 
abgelöst,  unter  dessen  scharfem  Regime  die  Arbeitsfähigkeit  des 
Parlamentes  auf  knrse  Zeit  (anfongs  1904)  hergestellt  wird.  Aber 
schon  im  Herbst  1904,  als  Graf  TiszA  sich  anschickt,  die  Reform 
der  Hausordnung  zur  Hintanhaltnng  weiterer  Obstroktionen  mit 
energischen  Massnahmen  dorchzusetzen,  lodert  die  kanm  erstickte 
Flamme  parlamentarischen  Widerstandes  mit  erhöhter  Heftigkeit  Ton 
neuem  anf.  Seit  Oktober  1904  bis  April  1906  tobt  der  Kampf  der 
staatlichen  Machtfakturen  ununterbrochen  weiter.  Schon  zu  Beginn 
dieses  Kampfes  hrökclt  sich  die  ..liberale"  Regierungspartei  ab, 
Gruppen  sciieiücn  aus  ihr  au8,  das  (iros  wird  hei  den  Neuwahlen 
im  Januar  1905  entsclieidend  geschlagen;  die  vereinigten  Oppositions- 
parteien führen  dann  den  Kampf  um  die  Herrschaft  sowohl  im 
Parlament t-,  als  auch  ausserhalb  desselben  erbittert  fort.  An  Stelle 
des  Eabinets  des  Grafen  Tissa  tritt  das  nnparlamentarische  Ministe- 
riom  des  Br.  Fvt&yAxz,  an  Stelle  einer  tStigen  Legislative  das 
„stamme^  Parlament,  das  nur  znsammentritt,  um  vertagt  an  werden, 
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bis  es  im  Februar  19(i6  aufgrelHst  wird,  ohne  irgeDdwelche  uierito- 
rifiche  Arbeit  g-eleistet  liaben  zu  können. 

Das  Jahr  1905  ist  ein  „weisses  Jahr"  für  die  Gesetzgebung 
Ungarns;  znm  ersten  Male  seit  1867  steht  im  Corpns  Juris  Hungarid 
für  dieses  Jahr  aach  nicht  eine  Zeile  verzeichnet. 

In  solch  stnrmhewegter  Zeit  sind  grössere  Gesetzeswerke, 
organische  Schöppingen  anf  dem  Gebiete  des  Bechtslebens  nicht  zn 
gewftrtigen. 

Von  den  Ar  die  Dauer  bestimmten  legislatorisc2ien  Arbeiten 
haben,  strenge  genommen,  nur  die  Gesetze  vom  Anfange  des  Jahres 
1908  Anspruch  auf  Interesse  des  Auelandes,  da  dieselben  ein  zu- 

sammenhän^i^endes  System  der  sogen,  höheren  Staatspolizei  dar- 
stellen und  die  iTrundsiitze  der  Freizügigkeit  tür  In-  und  Ausländer 
nälier  bestimmen.  Es  «ind  dies  die  Uesetze  über  die  Auswanderung, 
über  das  Wohnrecht  von  Ausländern  im  JUüande,  über  das  Pass- 
wesen und  die  Grenzpolizei. 

Der  Gtesetzartikcl  TV  vom  Jahre  1903  über  die  Auswan- 
dernng  wurde  sowohl  hierzulande  als  auch  von  aussen  her  viel- 
fach  angefeindet.  Während  im  Inlande,  besonders  von  sozialdemo- 
kratischer Seite,  der  Vorwurf  laut  wurde,  die  ungarische  Gesetzgebung 
habe  durch  dieses  Gesetz  das  Recht  der  Freizflglgkeit  des  land- 
wirtschaftlichen Proletariates  im  I^asseninteresse  der  Gutsbesitzer 
behufs  Zurttckbehaltung  billiger  Arbeitskraft  beeintrftchtigt,  klagte 
man  andererseits  von  amerikanischer  Seite,  der  ungarische  Staat 
begünstige  hiermit  die  massenhafte  Answanderung,  den  hi(  rlandes 
uubequemcu  Absciiauiu  dei-  ÜeviUkerung  an  die  Vereinigten  Staaten 
abzustossen.  In  Wahrlieit  hält  das  Gesetz  derlei  Nebenabsichten 
von  sich  fern:  es  ist  einfach  ein  Pailiativgesetz,  das  sich  der  Haupt- 
sache nach  gegen  die  gewissenlosen  l'nifriebe  der  sogen.  Auswan- 
derungsagenten  wendet.  Ansässige  sollen  durch  das  Gesetz  gegen 
Verlockungen,  gegen  Ansteckung  durch  das  „Auswanderungsfleber", 
Auswanderer  jedoch  gegen  Ausbeutung  geschfitzt  werden.  Diese 
Beweggrttnde  und  Absichten  des  ungarischen  Auswandemngsgesetzes 
shod  neuerer  Zeit  durch  den  staatlichen  Auswanderungs-Kommissar 
Br.  Loüis  LtvAT  verschiedenen  lilssdentungen  gegenüber  treffend 
klargestellt  worden.^) 

>)  The  Hunirarian  Emijrration  Law,  im  Januarheft  1906  der  „The 
North  American  JKeview*^. 
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AU  „AnswaDderer**  im  Sinne  des  Gesetzes,  wird  deijenige  be- 
trachtet, der  sich  behufs  stAndigen  Erwerbes  für  anbestimiDte  Zeit 
ins  Ausland  begibt.  Das  Gesetz  stellt  der  Answandemng  mehrfache 
Sehranken.  Uindeijährige  bedürfen  zum  Answandem  der  Einwilli- 
gung: des  gesetzlichen  Vertreters;  aber  aasserdem  dttrfen  mftnnliche 
Personen  unter  15  Jahren  und  minderjährige  weibliche  Personen 
überhaupt,  selbst  mit  Kiiiwilliirunß:.  mir  dann  auswandern,  wenn 
sie  in  Begleitung  einer  verlässlidK-n  crwaclisenen  Person  reisfMi  und 
wenn  an  dem  Bestimmun gt^ort  für  ihre  Unterkunft  gesur^'t  ist 
(Schatz  gegen  ^traite  des  blanches").  Nicht  auswandern  düriVn 
ferner  die  Wehrpflichtigen;  dann  die,  eines  mit  Freilieit«8trafe  be- 
drohten Deliktes  geziehenen;  Eltern,  welche  Kinder  unter  15  Jahren 
zQrfickznlassen  beabsichtigen^  ohne  deren  entsprechende  Pflege  sicher 
gestellt  zu  haben;  Personen,  welche  über  den  zur  Reise  an  *den 
Bestimmungsort  erforderlichen  Geldbetrag  nicht  yerftigen,  oder  den 
Bedingungen  nicht  entsprechen,  welche  in  dem  Staate,  wohin  sie 
auswandern  woUen,  fftr  die  Einwanderung  gesetzt  sind;  schliesslich 
diejenigen,  welche  behufs  Kolonisation  von  einem  answftrtigen 
Staate  iider  einein  Kolonisationsnnternehmen  Ti  ansportunterstützungen 
erhalten.  Diese  Einschl. uikiin^M-n  sind,  wie  ersiclitlicli.  teils  zur 
Sicherung  der  staaisbüruvilichen  J'tlifhten.  teils  iiti  wohlverstandenen 
Interesse  des  Auswanderers,  teils  endlich  im  Interesse  des  Einwande- 
rangsBtaates,  nicht  über  das  unumgängliche,  geringste  Maafs  hinaus' 
festgesetzt. 

Das  Vorhandensein  der  angezählten  Normativbedingnngen 
wird  bei  Ausstellung  des  für  den  Auswanderer  gesetzlich  erheischten 
Passes  geprüft.  Der  Passzwang  war  zu  diesem  Zwecke  unvermeld* 
lieh.   Der  Hinister  des  Innern  ist  nebenbei  gesetzlich  ermKchtigt, 

die  Auswanderung  in  einen  solchen  Staat  oder  ein  solches  Land, 

wo  Leben.  Gesundheit,  Moral  oder  Vermögen  der  Auswanderer  einer 
eiiist-  n  ('rialii-  ausgesetzt  sind,  iiLerhau]tt  oder  nur  für  Personen 
mit  tiner  irewissen  Heschäftigung  /.eil weiliii  zu  verbieten.  l>ie.>e 
bedenklirlie  liiskretionsbefugnis  staatlieher  l'evermundung,  die  allen- 
falls auch  zu  missbrUuchliclier  Einschräukung  der  Freizügigkeit 
fShren  kann,  k^m  bisher  noch  nicht  zur  Anwendung.  Endlich 
wurde  der  Minititer  des  Innern  ermächtigt,  die  Answandenang  auf 
eine  oder  melirere  festgesetzte  Routen  zu  beschrftuken,  die  vom 
Gesichtspunkte  der  staatlichen  Aufsicht  und  der  Wahrang  der  Inte- 
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ressen  der  Auswanderer  am  zwocicmSssiprsten  erscheinen.  Kraft 
lit  ^'  i  Hetu^-nis  wurde  die  iihersteisi  he  Anawandernn^  dem  liei- 
misckeü  Hafen  Fiume  zugeleitet.  Dass  der  Kout^nzwanf^-  über 
Fiume  eine  schwere  Beeinträclitignug  der  persönlichen  Freiheit  ist, 
kann  nicht  gelengnet  werden,  tatsächlich  war  jedoch  diese  Massregel 
eine  beinahe  unabwendbare  Notwendigkeit  im  Intereaae  der  Aus- 
Wanderer  selbst  Die  angarischen  Auswanderer,  den  firmsten  und 
nnwissendsten  Volksklassen  angehOrig,  waren  bisher*  anf  ihrem 
Wege  durch  den  Kontinent  nach  den  nördlichen  Einsciüfftengshftfen 
leider  nur  zu  oft  der  gröbsten  Aosbentnng  dnrch  gewissenlose 
Agenten  ansgesetst,  nicht  selten  bnchstSblich  geplfindert  und  ihrer 
geringen  Habe  noch  vor  der  Einschiffung  entblösßt.  Eine  staatliche 
Kontrolle  des  Hinnentransportes  war  dalier  dringend  geboten;  auch 
sollte  durch  Kejrelunf^  des  Kechtsverhältnissos  zwischen  dem  Trans- 
liortunternelinier  und  dem  Auswanderer  für  die  \\'()hlfalirt  dpr 
armen  Heimatlosen  im  Hafenplatze  und  auf  dem  Seeweg  gesorgt 
werden.  Dies  alles  konnte  mit  Erfolg  aar  in  einem  inländischen 
Hafen  nnd  einer  Transportgesellschaft  gegenüber  durchgeführt 
werden,  die  der  unmittelbaren  Einwirkung  der  nngarischea  Begie- 
mng  unterworfen  ist 

Das  Gesets  räumt  mit  dem  bisherigen  System  konzessionierter 
Answandemngsagenten  auf.  Nur  das  Transportunternehmen  selbst 
kann  nunmehr  die  —  wenn  immer  entziehbarc  —  Konzession  er- 
halten; der  Unternehmer  kann  sein  Gescliäft  nur  durch  behördlich 
bestätigte  Vertreter  und  Bevollmäclitif^fe  ausüben.  Die  Transport- 
tarife bednrien  ministerieller  Genehmigunfr.  Der  Transportvertrag 
mnss  schriftlich  ab^^es(  lilr>sseu  and  der  Behörde  zur  Einsicht  vor- 
gelegt werden;  die  Verpflichtungen  des  Unternehmers  bezüglich 
Verkostigong  auf  dem  Land-  und  Seeweg,  Gepäcks-Beförderung  und 
-Versicherung,  ftrztliche  Behandlung,  sowie  die  Rechte  des  Aus- 
wanderers bei  Verspfttung  oder  Unterbrechung  der  Reise,  oder  beim 
Rftcktritt  vom  Vertrage  sind  gesetzlich  zwingenden  Rechtes  fest- 
gelegt Die  Ausrüstung  der  Auswandererschiffe  muss  den  darauf 
bezüglichen  Vorschriften  entsprechen,  jedes  Schiff  vor  der  Abfohrt 
behördlich  überprüft  werden.  Ein  staatlicher  Auswanderungskom- 
missär  ist  zur  Aufsicht  über  das  gesamte  Auswanderungswesen  ein- 
gesetzt: ein  Auswanderungsfondf  zur  Orientierung  und  Unterstützung 
der  Ausgewanderten  im  Auslande  und  Begünstigung  ihrer  Heimkehr 
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geBchaffiBn,  auch  soll  für  die  Sieherstellnng  und  Gebanug  der  durch 
die  Aasgewanderten  heimgesandten  betrftchtlichea  Erspamiflse  (an- 
getfthr  200  MilL  Kronen  jfthrlich)  Sorge  getragen  werden. 

Endlich  sind  Strafbestimmnngen  aofgeatellt,  nm  das  Treiben 

der  znm  Answandern  verlockenden  Agenten  so  nnterdrflcken;  weder 
in  Versammlungen  iiuch  durch  Druckschriften  darf  zum  Auswandern 
angeeifert  werden:  ausser  den  auf  die  Fahrordnung.  Verpfles;^ung 
und  Transportgebühr  dt-s  kpii/<  ssioniert^n  Transpurtuntornehiueifj 
beziijrlichen  Knndmachungen  dürteii  keinerlei  Aufforderungen  und 
Mitteilungen  ttber  die  Auswanderung  veröä'entlicbt  werden. 

Das  ungantche  AuswandemngsgesetT:  hat  sicherlich  eine  wohl- 
tätige Wirkung  auf  die  TranBportverhältniBse  der  Auswanderer  ans- 
gettbt;  dass  es  lediglich  bierzn  bestimmt  war,  beweist  der  Umstand, 
dass  sich  die  Zahl  der  Auswanderer  seither  nicht  verringert,  sondern 
im  Gegenteil  bedentend  ▼ermehrt  hat  (die  offiziellen  Daten  tob 
Jahre  1908  weisen  120000,  jene  von  1905  jedoch  148000  Ans- 
wanderer  ans).  Der  Krankheitskeim  der  Answandemng  selbst, 
unter  der  Ungarn  so  schwer  leidet,*)  wird  freilich  durch  derlei 
PolizpiprP5?ctze  nicht  grirorteu;  nur  eine  wirtschaitliche  Politik 
'rio>>eii  Mik-.N.  die  den  besitzlosen  Klassen  Arbeit  und  Verdienst 
scliatlt,  und  den  „ Bodenhunger des  lüjidlichen  Pndetariales  stillt, 
könnte  dieses  langsame  Verbluten  zum  Stillstände  bringen.^) 

Das  Einwanderungsgesetz  (G.-A.  V.  v.  J.  1903)  hat  ins- 
besondere für  die,  ohnehin  armoi,  norddstliehen  und  sfid^stlichen 
Landesteile  Bedeutung,  die  durch  Einströmen  der  ärmsten  galizischen, 
russischen  und  rumänischen  Bevölkerung  bedroht  werden.  Nach 
dem  Gesetze  mws  sich  jeder  Fremde  binnen  15  Tagen  bei  der  Be- 
hörde legitimieren  und  seinen  Lebensunterhalt  nachweisen.  Jener 
Ausländer,  der  sich  nicht  gehörig  legitimiert,  der  die  zu  seiner 
und  seiner  Familie  Erhaltung  dienenden  Mittel  nicht  nachweist  oder 

')  I'ir  natiirlic Iif  B^  völkenin^'sztinjdiui'  TuLaj-ns  WVwi  si<h  im  Jahre 
1905  :iuf  löO()0()  Sc.  It  n;  üImi  nur  2000  mehr  als  die  offisielle  Auswan- 
(!•  runi:>ziff<T.  Tatsiirhlieli  lietiuir  die  <i»'sainti'  Aii>"W;iiulenin«r  (die  unl"- 
fiiirl.  <iliii>'  l'iiss  Auswiuid.  rtidrn  liinznL'-<'zidill)  an  24UtMKl  dass  rnL'ani 
im  Jahn'  1!M)5  nahezu  lOOlMK)  ><  (*1*  a  vcrhinn  liat.  In  drn  cr-sicn  4  M*»- 
nateu  IDOU  sl.  11t  :^ieü  di  r  absolut.-  V.  iliist  an  Vo|ksz;üd  auf  30(KK)  S.'.  bM). 

•)  Das  Au»wanderun^'^si.,..setz  vom  Jahre  1U03  wurde  schon  iui  Jabrv 
1909  durch  ein  vollständig  neu  redigiertes  neues  Gesetz  desselben  Inhalt«* 
ersetzt  (G.-A.  II.  t.  J.  1909). 
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dessen  Aufenthalt  auf  dem  Staatsgebiete  für  die  Interessen  des 
Staates  oder  für  die  öflFentliche  Sicherheit  und  öffentliche  Ordnung 
b ede liklich  ist.  k;inn  »Innii  die  Polizeibehörde  vom  Staatsgebiete 
zu  jeder  Zeit  ausgewiesen  eveiit.  anch  z\Yang's\veise  eutleint  werden. 
Vom  freiheitlichen  Standpunkte  Wird  diese  weite  polizeiliche  Dis- 
kretionsbefugnis  nicht  befriedigen;  das  Gesetz  wollte  aber  Abwehr 
^mSßa  daa  £ui8trömen  minderwertiger  Elemente  in  ohnehin  schwer 
heimgesnehte  LandesteUe  sehaffen,  und  da  war  mit  liberalen  Doktrinen 
nichts  anunricbten.  Zn  politiaeken  Misabrftaehen  ist  diese  Vorschrift 
nicht  bestimmt  nnd  wird  hoifentlich  auch  nicht  dazn  verwendet 
werden. 

Zar  Überwachung  dieser  beiden  Gesetze  wnrde  die  Grenz- 
polizei (G.-A.  VITT  vom  Jahre  1903)  geschaffen,  die  ausserdem 
Fahueutiucht,  Spion a^^e  nnd  Mädchenhandel  zu  hintertreiben,  den 
Grenzsanitatsdienst  zu  versehen  und  der  Fiuauzwache  gegen  Schmuggel 
belülfiich  zu  sein  hat. 

Das  Passwesen  (G.-A.  VI  v.  J.  1903)  wurde  dezentralisiert^ 
die  Passansgabe  den  mittleren  Verwaltnngabehdrden  zugewiesen. 
Ein  Passzwang  für  AnslUnder  kann  dnrcb  Verordnung  ans  Gründen 
der  öffentlichen  Sicherheit  oder  der  Betorsion  aufgestellt  werden. 

Die  stattliche  Beihe  der  Gesetze  des  Jahres  1904  dient 
znm  grOssten  Teil  der  Befriedigung  laufender  Staatsbedilrfiiisse,  der 
Förderung  öffentlicher  Arbeiten,  gehört  also  znm  weitaus  grössten 
Teile  nicht  dem  rechtlichen  Gebiete  an.  Eine  Beihe  von  staatlichen 
Investitionen  ((t.-A.  XIV)  sollte  der  Arbeitsnot  steuern.  Eine  teil- 
weise Verbesserung  der  staatlichen  Beamteng^ehälter  (G.-A.  I).  dann 
die  «jrelj  iliM  pf^ulierung  der  Koniitalsbeamteu  und  (Tenit  iudenotäre 
(G.-A.  X,  Xi),  sowie  der  Staatsbahnbediensteten  (G.-A.  XVIII),  war 
bestimmt,  einer  tiefgehenden  l  nznfriedenheit  der  gesamten  Beamten- 
schaft wenigstens  teilweise  abzuhelfen.  Der  ungarische  Offiziers- 
Zuwachs  des  gemeinsamen  Heeres  wurde  durch  die  Aufstellung  von 
über  1000  Freistellen  in  Hilitftranstalten  befördert  (G.-A.  XX). 

Eine  teilweise  Abänderung  (G.-A.  XXXVI)  des  Gesetzes  über 
die  staatlichen  Matrikel  betrifft  zumeist  organisatorische  Mass- 
nahmen. Die  Stellung  des  Standesbeamten  wurde  mit  jener  des 
(^meindenotars  ex  offo  verbunden.  Die  Matrikeln  selbst  sollen  statt 
dem  bisherigen  lan;:\vieri{j:en  rrutuküllsvstem  in  liubrikeiitV.rni  ge- 
führt werden.    Die  Berichtigung  der  Matrikel  wurde  erleichtert, 
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ausserdem  die  Eintragan^  der  vollzogenen  Le^timation  doi'cli  nach- 
folgende Ehe  nach  vorhergehendem  Verwaltiingsverfahren  ermöglicht 

Durch  die  Arbeitsnnf&higkeit  des  Parlamentee  wurde  aach 
die  Gesetz  es  Vorbereitung  empfindlich  getroffen.  Der  Entwurf 
der  Zivilprozessordnnng,  das  anf  der  H9he  der  Wissenschaft 

stehende,  eigenste  Werk  des  <i:e\veseuen  Justizniinisters  Dr.  VhO^z, 
war  —  durch  den  JustizausBchuss  des  Abgeoninetenhauses  dun  h- 
beraten  und  teihveise  luii  redisriert^)  —  schon  an  der  Schwt-llc  der 
Plenarberatung  angelangt,  als  er  durch  die  Wogen  der  Obstruktion 
fortgerissen  wurde.  Hoffentlich  werden  ruhigere  Zeiten  die  Vollendung 
dieses  grossen  Refomwerkes  in  Bälde  ermdglichen. 

Gesetzentwürfe  heattgUch  die  Übertragung  von  Handels- 
geschftften  und  die  Verschärfiing  des  Wnchergesetses  wurden 
dem  Parlamente  eingereicht,  kamen  jedoch  nicht  zur  Beratung. 

Die Refer<'nteiieütwürte  des  neuen  ü en o sse n s c  h a  f t s ge s e  t  z e s , 
des  Gesetzes  betr.  die  ]>  r  i  v a  t  e  u  \'  e  r  s i c h  e  r  u  n  g s  u n  t  e  r  u  e  Ii  m  ii  n  e  ii , 
des  Check-,  des  Berggesetzes  und  viele  andere  harren,  in  Dorn- 
röschenschlaf versanken,  des  erlösenden  Prinzen. 

Kur  der  Entwurf  des  hfirgerlichen  Gesetzbuches  wurde, 
zwar  in  bescheidenem  Mafsstabe,  durch  stille  Bureauarbeit  stetig 
weiter  gefördert  Um  den  fHihgeborenen  ersten  Entwurf  zu  einem 
Znstande  hmnznreifen,  der  eine  gründliche  zweite  Lesung  und 
Neubearbeitung  ermöglicht,  hat  die  Kommissionsleitung  in  den  Jahren 
1904 — 1906  eine  Publikation  von  Heften  erscheinen  lassen,  welche 
einesteils  in  Form  eines,  der  zweiten  Kommission  vorzulegenden 
Hauptr*'ferat es,  die  IjearbeiLung  von  278  grundlegenden  prin- 
zipiellen Fragen  bietet,  andernteils  aber  eine  Zusammenstellung 
des  gesamten  kritischen  Materials  umfasst.  Nicht  nur  die 
in  der  Fachliteratur  (leider  nicht  allzu  reichlich)  ersclilpupne  Kritik 
wird  hier  systematisch  bearbeitet^  sondern  auch  das  Kommissions* 
bureau  selbst  schliesst  sich  derselben  mit  einer  Fülle  von  kritisch 
erörterten  Detailfragen  an.  Jedenfalls  findet  darin  die  zusammen» 
tretende  Kommission  reichliches  Haterial  zur  Beratung  des  gross- 
angelegten  Werkes. 

')  S.  diese  neue  Redaiction  in  deutucber  Sprache  in  SAoonvs  ,Zeit- 
Hchriit  f{lr  unimr.  offentl.  und  Privatrecht**  (Jahrgrang  1901—1906). 
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B.  Die  sozialökonomisehe  Literatur  1904.^) 

Referant:  Dr.  J.  MamdellOf 

Profieuor  der  Staats wluentoliaften,  Pozvony  (PreAlnuv)* 

I. 

Ehe  ich  über  die  sozialökonomische  Literatur  Ungarns  im 
Jahre  1904  referiere,  ist  es  wohl  am  Platze,  diesem  Berichte  eine 
kurze  Charakteristik  der  Pflege  der  Tolkswirtschaftlichen  Wissen- 
schaft in  Ungarn  voransznschicken,  natürlich  ohne  das«  dieselbe 
Ansprach  darauf  erheben  dürfte,  eine  kritische  Geschichte  unserer 
volkswirtschaftlichen  Literatur  zu  bieten. 

Als  Begründer  der  modernen  Vulkifewiifsrhafts-Wissenschaft 
Ungarns  kann  man  füglich  Julius  Kautz  bezeiclmen,  dessen  Ge- 
schichte der  Nationalökonomie  in  deutscher  Sprache  (1800)*)  noch 
heute  grundlegenden  Wert  besitzt  und  durch  kein  besseres  Werk 
verdrängt  worden  ist.  In  Ungarn  hat  ausser  vielen  Einzelarbeiten, 
Kautz  System  der  Volkswirtschaft  und  Finanz  Wissenschaft  den 
grQssten  Einfluss  ausgefibt  und  man  Übertreibt  nicht,  wenn  man 
fyst  alle  NationalOkonomen  Ungarns  als  Schüler  Kautz  bezeichnet 
Sein  System  steht  teils  auf  dem  Boden  der  klassischen  National- 
Ökonomik,  teils  auf  dem  jener  deutschen  historischen  Auffassung, 
welche  in  Roschbb  ihren  hervorragendsten  Vertreter  hatte.  In  den 
späteren  Auflagen  seines  Systems  aber  hat  Kautz  mit  grOsster 
Gewissenhaftigkeit,  die  weiteren  Fortschritte  der  volkswirtschaft- 
liflitn  Wissenschaft,  insbesondere  die  der  deutschen,  berückhichtigt. 
Als  Kaitz  im  Jahre  1802  zum  Gouverneur  der  österreichisch- 
uiitrarischen  Bank  ernannt  wurde,  hörte  seine  literarische  Arbeit 
zum  grossten  Teile  auf.  Seit  1*J0U,  als  Bank-Gouverneur  in  den 
Ruhestand  getreten,  nimmt  er  wieder  regen  Anteil  an  allen  unseren 

^)  "nios.w  Rcft  rat  wunlt'  Anfangs  UM);')  ri>tattrt.  Iii  di  ii  l  ilut  ii 
liH)ö  llKi'.t  li.il.t  II  vjfh  ii;itinliih  wcsfiitlichc  VirändiTiuiirt  n  <  rii<  b<'ii. 
R<-t»-rtni  koiiai»'  j«il*nli  »li.x  llicn  anlä^-lüli  (kr  Kitm  kiur  nicht  Ix  iück- 
»iichlii:en,  da  dies  t  inr  vollk.iiuiiK  ju'  Ni  iilMailn-itmiLr  iMln  ist lit  liiiitr. 

^)Tli<  !it'  und  (i<'xrli  itlitf  d^-r  Na  t  i  <»  n  a  1 k  <•  ii  o  ni  Ik  fPr»»- 
p  \  läeu  zum  Volks-  uuil  staal.swirt-si  liuftlit  heu  .^t  udiuiii)-  I-  Teil. 
Die  Nationalokonomik  vl\»  Wissenschaft  Wiea,  1858.  U.  Teil: 
Die  frcschichtlichc  Entwickelunir  der  Nationalökotioiiiik  und 
ihrer  Literatur.   Wien.  18fiO. 
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Volks wirtecliafta- wissenschaftlichen  Bewegungen  nnd  entfaltet  sowohl 
in  der  Akademie  der  WiBsenachafteD,  wie  auch  als  PrSsident  der 
nngarlBchen  volkswirtschAftlicben  Geaellschaft,  rege  Tätigkeit  Kautz 
ist  Anhänger  eines  gemässigten  Freikandelsprinzipes  und  der  Gold- 
währung; er  ist  Gegner  der  znweit  getriehenen  staatlichen  Ein- 
mengung, hegt  aber  grosse  Sympathie  für  das  Assoziationswesen. 

Heute  ist  das  verbreitetste  Lehrbuch  und  S^'stem  der  Xational- 
nkonomik  und  Finanz  Wissenschaft  das  von  Bela  Foldk??,  Professor 
der  Nationalökonomie  an  der  Univeisitiit  Budapest  nnd  Keterenr  der 
nationalökonomischen  Kommission  der  Akademie  der  Wissenschaften, 
FöLDBS  besitzt  umfassende  theoretische,  wie  aach  liistorische  Bil- 
dung. Es  ist  sein  Verdienst,  in  Ungarn  zuei-st  das  Augenmerk  anf 
die  Wichtigkeit  der  Wirtschaftsgeschichte  and  der  Sozialgeschichte 
gerichtet  zu  haben;  er  hat  diesbezüglich  selbst  wertvolle  Stadien 
angestellt  and  selbige  in  seinem  Hanptwerke  yerwendet  Sein 
System  wird  einerseits  dareh  umfassende  kritische  Darstellnng  der 
Dogmengeschichte  aller  Lehren  gekennzeichnet;  andererseits  durch 
den  entscheidend  hervortretendeli  sozial-ethischen  Standpnnkt,  welcher 
Ilm  zujjleich  zum  Vorkämpfer  der  modernen  Sozialpolitik  in  Ungarn 
machte.  Die  Basis  für  Feldes  System  bildet  eine  Reihe  statistischer, 
wirtschaftsg-escliii  litliclier,  theoretischer  und  politischer  Abliandlung-en, 
von  denen  ein  grosser  Teil  auch  in  deutscher  Sprache  erschien. 
Diese  fiillen  zwei  stattliche  Bände  und  wurden  im  Jalire  1902 
gesammelt  herausgegeben. 

Ludwig  Listt  ist  eigentlich  Statistiker  nnd  seit  seinem  Bück* 
tritte  als  Handelsminister  wieder  Professor  an  der  Uniyersität  Buda- 
pest; er  hat  jedoch  schon  frühzeitig  auch  nationalökonomische  und 
finanzwissenschaftliche  Arbeiten  veröffentiicht  Seine  letzten  henror^ 
ragenden  Arbeiten  sind  die  Aber  die  Quote  (das  Beitragsverhfiltnis 
Ungarns  und  Österreichs  zar  Deckung  der  gemeinsamen  Ausgaben) 
und  ein  staatlicher  Band  über  die  Zollpolitik,  letzteren  besprechen 
wir  weiter  unten.  Das  lieliibnch  der  Statistik,  das  Lang  in  Ver- 
bimlnnfr  mit  .1 1  Kf:LKAi,i!«5SY  und  Vakciha  Ii  er  ausgegeben  hat,  dürfte 
bald  in  neuer,  auf  Unind  der  Volkszühlunj^  vom  Jahre  1900  re^^- 
dierter  Ausgfabe  erscheinen,  hisr,^  AVeike  zeichnen  sich  durch 
icritisch-objektive  Orondlegung  und  lichtvolle,  schöne  Darstellung 
ans;  sie  zeigen  eine  glttckliche  Verbindung  theoretischer  Bildung 
mit  praktischer  staatsmännischer  Erfahrung. 
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LiHG  ist  Begrftnder  nnd  Ebranprtoident  der  Ungarischen 
Volkswirtschaftlichen  GreseHscbatt  nnd  war  bis  vor  Icnrzem  PrSsident 
der  nationalOkonomisohen  Konunission  der  Akademie  der  Wissen- 
Schalken. 

Alsuitdib       ICatlbkoyits  der  einstige  StaatssekretSr  im 

Handelsministerium  ist  als  eminente  Autorität  auf  dem  Gebiet«  der 
praktischen  Zollpolitik  auch  ausserhalb  l  iii:;ai  iis  wohl  bekannt. 
Seine  tTeschicUte  des  ungarischen  SUuit&kaubhaltts  soit  1867,  seine 
Arbeilen  über  verschiedene  Eiiizelfragen  und  über  Zollpolitik,  ge- 
hören zu  den  besten  praktischen,  wirtschaftspolitiBchen  Arbeiten 
die  in  Ungarn  herTorgebracht  wurden. 

AiiixAMDSE  T.  HsosDts,  ehemaliger  Handelsministor,  betstigt 
sieh  anch  anf  dem  Oebiete  der  volkswirtschaftlichen  Literatur. 
Besonders  schätsenswert  sind  seine  Arbeiten  ttber  die  Wfthmngsfrage. 

EcflBM  Oaal,  Professor  der  Nationalökonomie  am  Poly- 
technilnim  in  Budapest,  hat  sich  zuerst  dnrch  Arbeiten  über  die 
Landarbeiterfrage  und  den  Sozialismus  im  AlfOld  bemerkbar  gemacht 
und  hat  dann  ein  System  der  Nationalökonomie  veröfteiitlicht,  welches 
sehr  lesenswert  und  durch  seine  iil)ersiciitliche  Anordnnng  zu  Lehr- 
zwecken vorzüglich  verwendbar  ist.  G.\al  beschäftig-t  sich  auch 
viel  mit  Industrie-  und  Arbeiterfragen,  für  welche  er  schon  deshalb  . 
eminente  praktische  Eignung  besitzt,  weil  er  als  Ministerialrat  im 
Handelsministerium  diesen  Angelegenheiten  vorstand.  Hervorragend 
sind  seine  breitangelegten  biographischen  Arbeiten  Uber  Gsneos 
-  T,  BnziTiCKY  (Banembefreinng)  nnd  Graf  Stspham  Ss^oHsm. 

WiLBBLM  HiBtsKA  Ist  Profcssor  der  Finanzwissenschafb  und 
des  Finanzrechtes  an  der  UniversitSt  Budapest  nnd  Verfasser  zweier 
grosser  Lehrbtcher  fther  diese  Wissenszweige.  Seine  Staatshaushalts- 
lehre  ist  ansserordentlich  klar  nnd  berücksichtigt  die  diesbezügliche 
fremde  Literatur.  vSein  Lehrbuch  des  Finauzrechtes  isi  grundlegend 
für  diese  Disziplin. 

MoRiz  PiszToia  wirkte  bis  vor  kurzem  als  ProfesBor  der 
Nationalnknnoniie  an  der  Universität  Kolozsvär  und  ist  Verfasser 
eines  verbreiteten  kleineren  Lehrbaches,  das  viel  Verständnis  fiir 
praktische  Fragen  zeigt 

Josef  t.  KöbObtb  Name  als  Direktor  des  hauptstädtischen 
statistischen  Bureaus  ist  allgemein  bekannt  Ausser  den  vorzfiglichen 
Publikationen  dieses  Amtes,  welche  Koböst  nunmehr  seit  mehreren 
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Jahrzehnten  veröffentlicht,  sind  seine  selbständig-en  Untersuchnng-en 
aaf  dem  (Gebiete  der  Demo^i  apliie  nnd  anderer  Zweige  der  Statistik 
flberans  wertvoll.  Die  Mehrzahl  seiner  Arbeiten  sind  jedoch  auch 
in  deutscher,  flraiudBischer  oder  eogliacher  Sprache  erschienen  und 
daher  dem  Anelande  bekannt.  Der  Initiative  KöbAstb  ist  auch  das 
Erscheinen  der  volkswirtschafUichen  Jfono^phien  zn  verdanken, 
welche  in  neuerer  Zeit  von  der  VolkswirtschaflUchen  Zeitachrilt 
weitergeführt  werden. 

Julius  v.  Vakgiia,  Direktor  des  Laudes-Statistischen-Zentral- 
Amtes,  hat  sehr  interessante  selbständigre  Arbeiten  über  Ki-edit- 
institute,  Nationalitätenstatistlk  usw.  verüft'entlicht. 

Von  den  jüngeren  Kräften  haben  wir  eine  f?uiiz  betriit  htliebe 
Anzahl  Professoren  an  Bechtsakademienf  Privatdozenten,  Staats- 
beamte  nnd  Schriftsteller  zn  erwähnen,  die  nnsere  Wissenschaft 
intensiv  pflegen.   Wir  nennen  eine  Reihe  von  Mftnnem  nnd  fOgen 
in  Parenthese  jene  Gebiete  nnserer  'Wissenschaft  bei,  anf  welchen 
diese  sich  betätigt  haben:  Ba&ta  (Finanzwissenschaft,  Finanzrecht), 
ExNiB  (Slnanzrecht),  Fkllnib  (Agrarpolitik,  Stenerfiragen,  Schätzung 
des  Nationalvermögens),  Fsmytssst  (Sozialpolitik),  HiLiss  (Spar- 
kassen, Po9tirparkas8en ,  Schiffahrt),  Rolaro  Hbgidüs  (Soziologie, 
AuswanderiiiJir,  Stenerweseu),  Ukli-i  h  (Ilaiuielspolitik.  Grenznutzen>, 
Jankovich  (Theuri«',  Währungsfrage,  l'ruisstatiästik),  Kkk.i('si  (Sozial- 
politik), V.  NAUMANN  (Eisenbahnen.  Tarifwesen),  J.  üa^I'kli.o 
(Theorie,    K;n  teile.   Währung,   Sozialpolitik),   Navbatil   (Tlieoi  ie. 
Sozialpolitik),  D.  Pap  (Volkswirtschaftspolitik),  Somooyi  (Sozial-. 
Politik),  Tklebzky  (Steuerlehre),  Thiebing  (Statistik,  Auswanderung), 
VizAKNAY  (Bemfsstatistik,  Eisenbahnfragen),  Willok  (Staatsrech- 
nnngswesen)  nsw. 

Als  Pfleger  der  Wirtschaftsgeschichte  haben  wir  zn  erwähnen: 
AcsADT,  F.  KovÄTS,  J.  Haitdbllo,  TAaJUin,  Albx.  TakAos. 

Viele  andere,  die  als  Staatsmänner,  als  Vertreter  diverser 
Wissensgebiete,  als  Pnblizisten  usw.  hervorragend  wirken  nnd  in 
unserer  volkswirtschaftlichen  Literatur  Bemerkenswertes  geleistet 
liabtMi,  sind  noch  hervorzuheben:  die  gewesenen  Alinister  ^^'KKEBLK 
und  HiKKONYMi  (Zolliiulitik,  Kanalfrage),  Graf  Mailath  (A;rr:ir|("litik. 
landwirtschaftliche  Arbeiterfragen),  der  gewesene  Handelssekiet.'ir 
V.  MjK'r,i>.s  (Klevatoren,  Agrarpolitik,  Technisch-Okononiisches),  Staats- 
sekretär PoPüYicB  (Staatshaashalt),  die  gewesenen  Staatssekretäre 
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Graf  WicKENBURö  (Währnng-sfrage,  Konversion),  Ministerialrats- 
(lirektor  v.  Schüber  (Tariffragen,  Handelsstatistik),  Graf  E.  Szechesti 
(Agrarpolitik),  der  gewesene  Uinisterialrat  Entsdi  (Zollpolitik), 
Ministerialrat  Szteb6nti  (Indnstriefragen),  Karl  Handbllo  (Staats- 
hansbalt,  bescbreibende  Jahresberichte),  St.  BbknIt  (Agiurpolitik, 
Sozialpolitik),  BkLk  Ballioi  (Indnstrie,  Sozialpolitik),  M.  Gsll£bi  (In- 
dostrie,  Arbeiterfrage),  A.  Diütsch  (beschreibende  Jahresberichte)  nsw. 

Wir  führen  nunmehr  jene  Institutionen  an,  welche  der  Pflege 
der  Wirtschafts-  und  Sozialw  issfiischaften  dienen,  »sowie  die  wich- 
tigsten wirtsrhaltlicheii  iiileres.senvertretiiii^^eii.  Die  Anzahl  von 
Lehrstühlen  an  den  Universitfltrn  und  reclits-  und  staatswisseii- 
schaftlichen  Fakultäten  in  Ungarn  steht  nicht  im  Einklänge  mit 
der  neuzeitlichen  Entwickelung  der  Staatswispenschaften.  So  hat 
z,  B.  die  Universität  Budapest  nur  1  Lehrstuhl  für  Nationalökonomie, 
hingegen  8  fttr  nngar.  Prlvatrecfat^  3  fttr  Strafrecht,  S  für  römisches 
Becbt  nsw.  Die  zwei  andern  staatswissenschaftlichen  Lehrstühle 
dienen  einer  der  Statistik,  der  andere  der  Finanzwissenschaft  nnd 
dem  Finanzrecht.  Und  hierbei  zählt  die  rechts-  nnd  staatswissen- 
schaftliche  Fakdtät  Budapest  ttber  4000  HGrer.  Die  Universität 
KoloszvÄr  hat  für  die  4  erw«nhnten  Disziplinen  bloss  zwei  Katheder 
und  aa  dt  Ii  JxPchtÄakademien  trägt  ein  I  i  .dessor  Nationalökonomie, 
Finanzwisscnsf  hufr  und  Finanzrecht  und  ein  anderer  Vervvaltungs- 
recht  und  Statistik  vor. 

Die  Ungar.  Akademie  der  Wissenschaften  hat  eine  separate 
nationalökonomische  Kommission.  Diese  unterstützt  die  Herausgabe 
verschiedener  Werke  und  insbesondere  auch  der  „Volkswirtschaft- 
lichen Zeitschrift^.  Die  wichtigsten  Publikationen  der  Akademie- 
Kommission  sind  eine  Sammlung  klassischer  und  modemer  grosserer 
nationaldkonomiseher  Werke  in  ungarischer  Übersetzung  nnd  die 
Sammlung:  „Ungarische  volkswirtschaftliche  Bibliothek**.  (Bisher 
2  Bde.:  GaAl,  Das  Leben  Gbeoob  y.  BzBZBVicBYä  [der  Ende  des 
XVITL  Jahrb.  ffir  die  Bauernbefreiung  eintrat],  und  Lanö,  Zoll- 
politik, ij.  nuten).  Ferner  die  wirtschaftlichen  Monographien  der 
einzelnen  Komitate,  herausgegeben  von  der  Redaktion  der  Volksw. 
Zeitschrift. 

Die   Ungar.  volkswirtsrhatTliclie    Gesellschaft    entfaltet  seit 
11  Jahren  rege  Tätigkeit.    .Mit  Unterstützung  diesir  (lesellschaft 
wnrde  vom  Ministerialrat  A.  Hala^^z  and  von  ihrem  Referenten  das 
Jabrbocb  der  internal.  Vereinigung.  S.  Bd.  Ibü 
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^  Ungarische  volk&wirtaeliaftUche  Lexikon^  in  drei  BSoden  berane- 
gegeben,  welches  einen  neuen  Abschnitt  in  nnserer  TolkBwirtscbaft* 

liehen  Literatur  bezeichnet.  Im  Anftrage  der  volkswirtechaftlichen 
Gesellschaft  geben  ferner  R.  Hegeküs  vind  ihr  Referent  die  oben- 
erwähnt*' Volkt^wirtsrhaftliche  Zeitsclirift"  heraus  (jährlich  üb<-r 
60  Bogen),  welche  die  einzige  anssc  hliesslich  der  wisäsenwhaftlichen 
Pflege  der  Nationalökonomie  nnd  Statistik  gewiilincte  Revue  l'ngariis 
ist.  —  Endlich  gibt  die  volkswirtschaftliche  Gesellschaft  seit  Anfang 
1905  auch  swanglose,  populär  gehaltene  Hefte  heraus,  von  welchen 
bisher  zwei  erschienen  sind.  Das  erste  Heft  von  A.  t,  Hatlxkotits 
behandelt  die  ZoUfrage,  das  sweite  von  A.  Balabz  die  Gemeinde- 
Sparkassen. 

Die  sozialwissenschafUiche  Gesellschaft  ist  jttngeren  Ursprungs 
und  wirkt  anf  dem  Gebiete  der  Soziologie  nnd  Sozialpolitik.  Die 
\on  dieser  Gesellschaft  herausgegebene  Bibliothek  enthält  TTver- 

heizimgeu  hervorragender  Werke  (/.  Ii.  Hlkbkrt Sperer)  und  üriLMiial- 
beiträge.  Die  monatlich  enscheinende  Zeitsclirii't  ..Z\vaiizi^:.stes  Jahr- 
hundert"* bringt  so7.iaivsi>r,>'usclial'tli('lie  Beiträge  in-  und  ausländischer 
Autoren,  sie  bescliäftigt  sich  in  Rundschauen  mit  der  Politik  und 
der  Arl>eiterbewegung  und  steht  fast  anf  sozialistischem  Boden. 

Im  Anschlüsse  an  die  sozialwissenschaftliche  Gesellschaft  ai*- 
beiten  die  ungarische  Sektion  der  Internationalen  Vereinigung  für 
gesetzlichen  Arbeiterschntz,  femer  ein  sozialwissenschaftlicher  Lese- 
verein. Der  ungarische  Juristenverein,  der  Ingenienrverein  nnd  der 
Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  besehSftigen  sich  ebenfalls 
des  öfteren  mit  volkswirtschaftlichen  Fragen.  Das  Sozialmusenm 
wäre  bestimmt,  eine  dtm  französischen  ähnliche  Tätigkeit  zu  ent- 
falten; doch  ist  mau  über  die  GrüiKlnntr  nnd  erste  Einrichtunir  der- 
sellicn  nicht  w  eiti  i';^ekommen.  Dasselbe  besteht  eifrentlieh  bin>>  aus 
einer  Sammlung  der  in  der  Pariser  Weltaussteilung  ausgestellten 
Objekte  und  Schriften  und  einer  ziemlich  reichhaltigen  Bibliothek, 
welche  mit  jener  der  volkswirtschaftlichen  Gesellschaft  in  gemein- 
samen Lokalitäten  untergebracht  ist. 

Von  den  allgemeineren  Interessenvertretungen,  welche  sich 
mit  wirtschaftlichen  Fragen  befassen  nnd  in  deren  verschiedentlichen 
Publikationen  widitiges  Material  gesammelt  wird,  sind  zn  erwähnen: 
der  Indnstrieverein,  der  Landesagrikultur-Verein  (O.-H.-G.-E),  der 
Bund  der  Landwirte  (M.'G.-Sz.),  der  Landesverband  der  Fabrikanten 
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(Gy.-O.-Sz).  Her  Landesverband  der  Kanfleute  (O.-M  -K.-E).  Die 
Ai'beiierurgauisationen  haben  im  Gewerkfwhaftsnite,  in  der  sozial- 
demokratischen Parteileitung,  in  der  neuorganisierteu  sozialdemo- 
kratischen Gruppe  und  im  Verband  der  christlichen  Arbeitervereine 
ihre  hauptsächlichsten  allgemeineren  Vertretungen,  welche  ebenfalls 
wichtige  Materialien  publizieren. 

Amtliche  Stelien,  welche  wirtBchaftliche  und  statistische  Ar- 
belten, Ifaterialiensammlnngen  nnd  Berichte  veröffentlichen,  sind  das 
Finanzministerinm,  das  Handeltministerinm,  das  Landwirtochafts- 
ministerinm:  das  zentralstatistische  und  das  hauptstädtisclie  sta- 
tistische Au.i.  die  Handels-  und  Gewerbekanimern  (deren  Berichte 
vereint  durcli  das  Handelsministeriuni  Ii  erausgegeben  werden),  das 
Fabrikinspektorat,  das  Handelsmuseum,  das  Landwirtscliat'tliche 
Museum,  das  Kommunikationsmuseum,  das  Amt  für  Arbeitsvermitte- 
iung  usw.  Ein  arbeitsstatisches  Amt  besitzt  Ungarn  bis  Jetzt  noch 
nicht.  In  Budapest  stehen  dem  Publikum  ausser  den  drei  öfi'entlichen 
Bibliotheken  (Masenm,  Universitftt)  Akademie)  and  den  Bibliotheken 
der  oben  erwfihnten  Vereinigiuigen,  drei  nationaI9konomi8ch-sta- 
tistische  Bibliotheken  zor  Verlftgang  nnd  zwar  die  des  zentral* 
statistischen  Amtes,  die  der  Hauptstadt  nnd  die  der  Handelskammer, 

Im  Anschlösse  an  die  oben  angeftthrten  Zeitschriften  sind 
noch  zn  erahnen,  die  ^Wirtschaftsgesclriehtliche  Revne*^,  herans- 
gegeben  von  F.  Kovats,  die  ,,Revue  der  nn^arischen  Landwirte", 
heransf^preben  von  St.  Bernät  (Agrar-  und  Sozialpolitik)  iiml  die 
in  zwanglosen  Heften  erscheinenden  „iSozialp<»litischen  Mitteilungen'*, 
herausgefreben  von  E.  Somüüyi  (bisher  2  Hefte). 

Eine  vollständige  Bibliogfraphie  der  ungarischen  sozialökono- 
mischen Literatur  im  .lalire  r.>04  (sowohl  selbständipre  Werke,  als 
anch  Abhandlangen  in  Zeitschriften)  ist  fortlanfand  in  der  „Biblio- 
graphia  Eeonomiea  üniveraalis''  (BraxeUes,  Institut  international  de 
Bibliographie),  heransgegeben  vom  Referenten,  erschienen.  Im  Jahr^ 
hnche  der  Internationalen  Vereinigang  für  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft nnd  Volkswirtschaftslehre  (Berlin)  pabliziert  derselbe 
ebenfalls  vollständige  systematisch  geordnete  Bibliographien  der 
ungarischen  Literatur.  Nachstehend  sind  bloss  die  wichtigsten  Buch- 
ersclieinun<ren  des  vergangenen  Jahres  beriu  ksichtigt,  alle  Titel 
sind,  wo  die»e  nicht  anders  angegeben  sind,  aus  dem  ungarischen 
Ubersetzt. 
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U. 

üngarischrs  Statistisches  Jahrbuch  (K.  b'.  XJ,  li^j3, 
483  S.).    Herausgfirt'bi'ii  vom  Zeiitral-8tatisti«rlitMi  Amt. 

Über  die  Vorzüge  und  Reichhaltigkeit  dieses  Jalii  buches  wurde 
des  Öfteren  rofpriert  und  es  ist  kaum  nötig,  notlininf^  (i.iraaf  hin- 
zuweisen. Die  Verwendbarkeit  des  Werkes  wird  besonders  dadurch 
gesteigert,  das  bei  den  meisten  Gegenständen  auf  ein  Jabrsehnt^  bei 
manchen  anch  anf  mehrere  Jahrzehnte  snräck  die  betreffenden  Zahlen 
angegeben  sind. 

Wenn  wir  eine  kritische  Bemerkung  zu  machen  hätten,  wäre 
es  die,  dass  die  Statistik  der  landwirtschaftlichen  L5hne.  welche 

ja  nicht  vom  Zentral-Statischen  Amte  herrührt,  und  auf  deren  ün- 
verlässlichkeit  nml  L'nbraiuUbai keit  schon  oft  hingewiesen  wurde, 
eliminiert  werden  sollte.  Auch  erwälmeii  wir  diesbc/.iiijlich,  dass 
die  iUldung  von  Durchscbnitts/ahlen  für  Lainlcsteiie  oder  tür  das 
ganze  Land,  dort  wo  es  sieh  uiclit  um  ermittelte,  sondern  nur  um 
durchschnittlich  geschätzte  Löhne  handelt,  nicht  statthaft  ist. 

Statistisches  Jahrbuch  der  Haupt-  und  Residenzstadt 
Budapest.  (IV,  1899— 190L)  Redigiert  vom  Vizedirektor  Tubhihg. 
Budapest  1904.   (Ungarisch  und  deutsch). 

Die  Vorzüge  dieses  Jahrbuches  sind  bekannt  Sowohl  die  Ein- 
teilung als  die  Aufarbeitung  des  Ifaterials  haben  sich  längst  bewährt. 

Volkszählung  1900.  (XXV.)  IL  Teil:  Die  Beschäf- 
tigung der  Bevölkerung  nach  Gemeinden.  Herausgegeben 
v«»m  Zentral  Statistischen  Amt.    Budapest  1904.    1010  S. 

Dies  ist  der  sozialpuliliscli  \\  i(  btigste  Band  des  \'Mlks/calilungs- 
werkes.  Der  kurze  einleitende  Text  enthält  die  allgcmeiiien  (rriind- 
sätze  für  die  Erhebung,  die  erhobenen  Beschäfiignngeii,  welche 
330  Gruppen  enthalten  und  die  schematische  Zu8amnlenfa^;s^I1g  der 
wiclitiirsten  Ergebnisse.  Bekanntlich  ist  die  ungarische  Bemfs- 
statistik  seit  dem  Jahre  1890  bezüglich  der  erwerbenden  Bevölkerung 
eine  viel  detalliertere  als  in  den  meisten  anderen  Ländern,  und  da 
nunmehr  die  Ergebnisse  zweier  derart  ausftlhrlicher,  reichhaltiger 
Erhebungen  vorliegen,  dürfte  das  Material  Anlass  und  Grundlage 
zu  wichtigen  Arbeiten  bieten. 

Bericht  über  die  Tätigkeit  der  K.  ung.  Gewerbe- 
in sprktoren  im  Jahre  l'MKi.  Herausgegeben  vom  Handels- 
niinisti  i-.    Budapest  lOOl.    GV>S  S. 
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Trotzdem  die  unß"ari8che  Gewerbeinspektion  infolge  der  Maugel- 
iiaftigkeit  des  Gesetzes,  ferner  der  vieltaclien  Agemlt'n,  welche  den 
Gewerbeinspektoreii  ausser  der  ivontrulle  des  Arbeiterscluitzesanferleprt 
werden,  nberbttrdet  ist,  zeigt  dieselbe  eine,  wenn  aucli  langsame, 
so  doch  erfrealidie  Entwirkelnngp.  Da  jedoch  die  meisten  Unter- 
nehmungen nnr  einmal  jiüirlich  nntersncht  werden  —  die  Anzahl 
jener,  welche  öfter  nntersaeht  werden,  ist  Yerscbwindend  klein  — 
80  ist  die  Grundlage  der  Inspekdonstätlgkeit  eigentlich  noch  eine 
dürftige.  Der  Torliegende  Band  enthält  einen  znsammen&ssenden 
Bericht  des  Oberinspektors  nnd  an  diesen  anschliessend  auch  den 
Bericht  ftber  die  von  der  Gewerbeinspektion  eximierten,  von  Organen 
des  Finanzministers  gesondert  nntersnchten  staatlichen  Fabriken, 
wie  auch  den  Bericht  des  Bangewerbeinsj)ektors.  ferner  die  einzelnen 
Berichte  aus  den  17  Gewerbeinsiiektoratsbezirken. 

Der  Bericht  des  Oberinspektors  konstiil  i' rt,  dass  ei-  seuieii 
Obliegenheiten  bezüglich  der  Kontrolle  der  einzelnen  Inspektorats- 
bezirke  nicht  genügend  nachkommen  konnte  und  vom  Bndapester 
Inspektorate  wird  einfach  gesagt,  dass  es  im  grosseren  Teile  dtt 
Jahres  ^in  anderer  Bichtnng**  beschäftigt  war  nnd  daher  seinen 
Aufgaben  nicht  vollkommen  entsprechen  konnte. 

Das  Zahlenmaterial  des  Berichtes  wäre  sozialpolitisch  nicht 
leicht  zu  verwerten,  so  &  B.  kam  ein  Drittel  der  angezeigten  Un- 
fälle im  Bangewerbe,  nicht  beim  Hochbau  vor,  während  das  In* 
spektlottswesen  bisher  bloss  auf  den  Hochbau  ansgedehnt  ist 

Will  man  den  Ein<lrnck,  den  man  durch  Lektüre  dieses  Bandes 
gewinnt,  zusammenfa.ssen.  so  lässt  sicii  sagen,  dass  die  (Tcwerbe- 
iiispektoreii  mit  viel  Befäliigun^^  und  grosser  S^lbstanfopferung  Aus- 
gezeichnetes leisten,  dass  aber  die  Ausdehnung  ihrer  Wirksamkeit, 
die  Erweiterung  ihrer  Befugnisse  insbesondere  eine  bedeutende  Yer- 
mehmng  des  Beamten personals  unerlässlich  wären. 

Nebenbei  bemerken  wir,  dass  die  Seitenzaiüen  in  dem  Bande 
unrichtig  sind  und  mit  dem  Texte  nicht  korrespondieren. 

Die  Revision  des  Gewerbegesetzes.  Vaterländisches 
Material.  Rechtsquellen.  1.  Band  456  S.,  II.  Band  446  S.,  IH  Band: 
Wünsche  und  VorschlSge,  629  S.  Herausgegeben  vom  ungarischen 
Handelsminister.    Budapest  1904. 

Die  Reform  der  üewerbegesetzgebnng  wird  schon  lange  ge- 
wiiuBcht  und  geplant.    Die  Publikation  dieser  Mat^rialiensammlung, 
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von  welcher  die  vorliegenden  drei  ^nde  die  erste  Abteilung  bilden, 
8oU  durch  weitere  drei  Abteilungen  ergänzt  werden.  Die  zweite 
Abteilang  wird  das  ausländische  Material,  die  dritte  die  Statistik 

und  die  vierte  den  Entwurf  eines  nenen  Gewerbegesetzes  und  dessen 
Motivierung  enthalten.  Die  beiden  ersten  Bände  der  voiiirgemlen 
Abteilung:  enihalteu  einr^  erschüptende  Sammlung  der  (ti  ,s»  tze,  Ver- 
orduuuyeu  narli  einer  Systematik,  weiche  nicht  dem  bei>tfhi^ndeu 
Gesetze,  sondern  der  Anordnungsweise  de«  geplanten  iTesetzentwurles 
entspricht.  Die  Herausgabe  dieser  Znsammciistellnng  erfüllt  einen 
Iftngst  gehegten  Wunsch  all  jener  die  sich  uiit  der  Keform  der 
Gewerbeordnung  beschäftige  und  ist  vorzüglich  gelungen.  Wenn 
wir  etwas  zn  wflnschen  hätten»  wäre  es  die  BeifQgang  eines  er- 
schöpfenden  alphabetischen  Sachregisters,  welcher  die  Benutzung  des 
Werkes  noch  mehr  erleichtem  wttrde.  Der  dritte  Band  enthält  in 
derselben  systematischen  Anordnung  eine  Zusammenstellung  aller 
WWnschc  und  Anträge  die  von  den  verschiedenen  Interessenver- 
tretungen, Korporationen,  Vereinen  bezüglich  der  Reform  des  Ge- 
werbegesetzes  im  Laufe  der  letzten  Jaliiv  aiisgespro«  lim  wurden, 
Refereut  glaubt  jedoch,  dass  die  Wünsclie  und  Antiare  iler  Arbeiter- 
schaft, insbesondere  in  den  s(>/i,d]tnlin*s(h  so  wichtifzen  Abschnitten 
von  den  Arbeitsverträgen,  der  Arbeitszeit,  des  Arbeiterschutzes,  der 
Arbeitsvemiittelung  und  den  Arbeitsdostellungen,  in  grösserem  Maise 
hätten  berficksichtigt  werden  mttssen.  Allerdings  sind  in  den  erwähnten 
Abschnitten  auch  einzelne  Beschlüsse  der  Gewerkschaften  und  Ar> 
beiterkongresse  aufgenommen;  es  ist  jedoch  den  Wünschen  und 
Anträgen  der  organisierten  Arbeitsgeber  oder  anderer  Interessen- 
vertretungen, die  mehr  den  Untemehmerstandpnnkt  zum  Ausdrucke 
bringen,  nnverfiSItnismässig  mehr  Raum  gegeben.  Auch  dürfte  vor 
Verfassiint::  des  endgültigen  Entwurfes  die  Anhörung  unabhängiger 
Soziulpolitik.  1  ratsam  sein,  die  nicht  einon  einseitigen  Standpunkt 
vertrt  teil  Hie  iiesprerliun^-  der  einzelnen  s(</,ialpoliti8<  lien  Wühbche, 
welche  in  den  erwähnten  Abschnitten  enthalten  sind,  dürfte  zweck- 
mäKsigerweise  erst  nach  Publikation  des  üesetzentwurfes  stattlinden, 
damit  die  StellungDahme  der  Regierung,  bezüglicl»  der  einzelnen, 
oft  einander  widerstreitenden  und  voneinander  abweichenden  WUnsche 
gleichzeitig  in  Betracht  kommen  könne. 

Denkschrift  über  die  Indnstrieförderung.  Heraus* 
gegeben  vom  ungarischen  Handelsminister.  Budapest  1904.  99  S. 


Dlgitized  by  Google 


J.  JIakdbllo:  Ungarn. 


2947 


Der  Aimgancfspiuikt  dieser  Denkselirift  ist,  daas  die  natflrilche 
Vermehran^  der  BevOlkemng  die  Sehaffnnir  neuer  Arlieits^elegeii- 

heiten  erfordert,  den  Mangel  an  Arbeitsgelegenheiten  soll  angeblich 
die  grosse  Answundernng  verursachen.  Dies  ist  jedoch  eine  einseitige 
AuffassuHL»-  der  iin<iarischen  Aiiswanderuii^^sfrafre.  welche  nur  zum  Teile 
auf  Arbeitsmangel  zurückzuführen  ist.  Bekanntlich  herrsciit  heute 
schon  in  gewissen  Gegenrlen  des  Landes  empfindlicher  Arbeitennangel 
and  trotzdem  nimmt  die  Auswanderung  fortwälii  i  iid  zu.  Man  dari 
nieht  vergessen,  dass  ein  grosser  Teil  der  nngarischeii  Auswanderer 
nur  deshalb  geneigt  ist,  in  den  Industrien  und  Bergwerken  Amerikas 
Arbeit  za  suchen,  weil  sie  holEen,  sich  in  einigen  Jahren  genügende 
Kapitalien  zo  erwerben,  am  nach  üngam  zarftckzakehren  and  hier 
Grund  und  Boden  anzukaufen.  Besonders  die  Auswandernng  aus 
den  nördlichen  Teilen  des  Landes  und  aus  dem  rein  ungarischen 
Zentrum  zeigt  dieses  Symptom.  Die  Denkschrift  fuhrt  als  Argument 
zugunsten  von  Industrie-tiriindiui^eii  ins  Feld,  dass  die  industrielle 
Bevölkerung  einen  dnrch«i(  biiiTtlich  grösseren  Erwerb  hat  und  dalier 
verhältnismüssipr  mein-  in  Form  von  Konsnmsteuern  dem  Staate  zahlt. 
Dies  ist  sicherlich  eine  sonderbare  Argumentation,  bei  welcher  als 
erwiesen  angenommen  wir*!,  dass  die  Arbeiter,  wie  hoch  mier  niedrig 
ihr  Erwerb  auch  sei,  ständig  10  ^/^  desselben  als  Konsumstener 
bezahlen.  In  der  Geschichte  der  Gewerbeförderung  hätten  wir 
detaillierte  Daten  darttber  gewünscht,  wie  jene  ll^/^  Uill.  Kronen 
vom  Jahre  1891 — 1903  fUr  6rewerhefÖrdemng  verwendet  worden 
sind.  Eine  erftreuliche  nnd  wichtige  Tatsache,  die  wir  dem  Werke 
entnehmen,  ist,  dass  die  staatlichen  und  anderen  (öffentlichen  Lie- 
femngen  in  den  20  Jahren  (1882 — 1902)  immer  mehr  und  mehr 
im  iiilande  gedeckt  wurden:  am  Anfangspunkte  dieser  Periode 
wurden  über  5^7*^',,,  am  Endpunkte  derselht  n  blo^s  8Vo*^/o  im  Aus- 
lande frederkt.  Allei-diiiirs  mn*!!<fo  auch  hier  eini-  detaillierte  Analyse 
stattliudcu,  um  den  Nachweis  zu  liefern,  dass  die  Deckung  des  Be- 
darfes in  letzter  Linie  wirklich  aus  heimischen  Quellen  erfolgte. 

Die  Denkschrift  enthält  des  ferneren  Reformvorschläge  be« 
z^lich  des  Gesetzes  zur  Beganstignng  der  heimischen  Industrie,  der 
Öffentlichen  Lieferungen,  des  Schatzes  der  heimischen  Indostrie 
gegenfiber  MisshrSuchen  nnd  einige  andere  nur  nebenbei  gestreifte 
Punkte  wie  Gewerbennterricht,  Heranbildung  technischer  Kräfte, 
Indnstriestatistik  usw.   Wir  können  auf  die  Details  dieser  Vorschläge 
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hier  nicht  eingehen  und  mikbten  nur  lieuierken,  daas  a.  £.  die  bis- 
herigen ErgebnisM  der  Indastrief^rderaog  nicht  im  richtigen  Ver- 
hftltnls  zn  den  aufgewendeten  Kosten  stehen.  Wir  vertreten  den 
Standpunkt,  dasa,  wenn  Überhaupt  eine  staatliche  Grroassiehnng  der 
Fabrikindustrie  möglich  sein  sollte,  diese  in  der  heutigen  Form  der 
Snbventionlemng  nicht  rieht iq:  irelost  ist;  die  Verzettelung  der 
jährlich  verwendeten  derartig^en  Beträge  erscheint  uns  nnökononiisch 
und  zwockios.  Wenn  der  Staat  schon  grosse  GcMcpfer  für  die 
S(  haUiiiig  einer  Industrie  bringen  will,  sollte  er  temporär  die  ganzen 
Fonds  nur  für  einzelne  Indnstriegruppen  verwenden,  am  allerbesten 
vielleicht  durch  Gründung  staatlicher  Industrien,  welche,  nachdem 
^ie  die  Aufangsschwierigkeiten  überstanden  haben,  dem  tVeien  Ver- 
kehre zu  übergeben  wären;  die  dann  ini  werdenden  Kapitalien 
könnten  abermals  zur  Forderung  einer  neuen  Indnstriegruppe  ver- 
wendet werden.  Auch  die  Schaffung  grosser  Zentralanlagen  ftir 
motorische  Kraft  wäre  zu  berftekBichtigen,  so  dass  der  Staat  ge* 
wissermassen  nicht  Geld,  sondern  motorische  Kraft  den  zu  fordernden 
Fabriken  zur  Verfügung  stellen  würde.  —  Die  Denkschrift  behandelt 
ferner  die  Hausindustrie,  das  Kleinirt-werbe  und  die  Fabriksindnstrie. 
welche  sämtlich  harmonisch  ent'ivitkeh  weiden  sdlh  n.  Wichtig  ist 
Jent'i  Teil,  der  taxaiivt-  \i<n  dfii  zu  fi'»rderMden  Imlusnien  handelt 
und  das  für  den  Wirtschaftspolitiker  wertvollste  M:iteriül  euthalL 
FoBooK,  Indnstriepolitische  Irrungen.  Budapest  1905. 
244  8. 

In  vielen  Punkten  fibt  Verfasser  richtige  Kritik  an  den  bis- 
herigen  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  bidustrief&rdemng,  deren 
Zerfahrenheit,  Widerspräche  nnd  Erfolglosigkeit  nachgewiesen  wird. 
Er  setzt  sich  besonders  mit  der  amtlichen  Denkschrift  über  Industrie- 
förderung  vom  Jahre  1904  auseinander  und  vertritt  den  in  Ungarn 
bisher  selten  eingenömnienen  Standpunkt,  dass  eine  forzierte  Politik 
der  l'ubriksindustrie-tTründung  nicht  einuial  wünschenswert  sei  und 
da^-s  der  ae-rarstn;itliche  Charakter  l'ngnrns  aufrecht  zu  eihallen 
wiire.  Den»  le>t  nswerteii  Huche  mangelt  es  jedoch  an  entaprechend 
wissiiiscliaftlieher  Begründung,  insliesundere  werden  die  ziemlich 
nahelie^t  nilen  Frsaehen  des  Fehlsehiagens  der  Industrie H'irderungs* 
Politik  nicht  analysiert.  Während  dem  Verfasser  in  bezog  auf 
s(4ne  kritischen  Hemerknngen  vielfach  Recht  zu  geben  ist,  sind 
Keine  positiven  Vorsdiläge  teils  verschwommen,  teils  gerftt  er  hierbei 
mit  »ich  selbst  in  Widoroprnclt. 
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Pap,  UngarischeB  Zollgebiet   Im  Auftrage  des  Ungar. 

Landes-Handels- Vereins.    Budapest  ll'ij4.    443  S. 

Die  Frage  der  wirtschaftiickeu  Trennuna:  Vdii  Östeireicli  und 
einer  selbständigen  Zollpolitik  Ungarns  erzeugt  eine  imiiier  grösser 
werdende  Literatur  in  dem  Mai'se,  wiß  die  alljromcine  politische 
Agitation  fUr  das  selbstaudige  Zollgebiet  an  Intensität  gewonnen 
iiat.  Man  kann  füglich  sagen,  daas  die  Anhänger  des  selbständigen 
Zollgebietes  in  steter  Zunahme  sind,  ohne  daas  jedoch  die 
Kichtnng  nnd  die  Einzelftagen  der  einzoschlagenden  Zollpolitik  ge- 
nligend  erörtert  worden  wiren.  Das  vorliegende  Buch  enthält  viel 
interessantes  Material  nnd  tritt  fftr  das  selbständige  Zollgebiet  im 
Interesse  der  nngarischen  Indnstriefllrdernng  ein.  Es  gibt  eine  Ge* 
schichte  des  gemeinsamen  Zollgebietes  und  der  ^sterreich-nngariscben 
Zollpolitik,  charakterisiert  eingehend  die  statistischen  Daten  und 
deren  Zusammenstellung  und  Aufarbeitung  betreffs  des  Zwischen- 
verkehrs Österreichs  und  Ungarns;  seliildert  alle  Jlissstäiide,  die  sich 
für  den  ungarischen  Absatz  in  Osterreich  und  für  die  ungarisolie 
Industrieförderung  usw.  ergeben  haben.  Der  Verfasser  beurteilt 
äusserst  optimistisch  die  wirtschaftlichen  Folgen  eine?  selbständigen 
nngariBcben  Zollgebietes.  Es  ist  schwer,  ein  Urteil  Aber  dies  Buch 
zn  fällen,  obschon  dasselbe  den  Eindruck  hervorrnft,  dass  haupt- 
sächlich jene  Daten  als  Argumente  verwendet  werden,  die  der  vor- 
gefassten  Meinung  des  Autors  gttnstig  sind.  Eine  vollkommen 
objektive  Materialiensammlnng  fehlt  nämlich  noch.  Ferner  darf 
nicht  vergessen  werden,  dass  ein  grosser  Teil  jener  Fragen,  welche 
sich  an  die  zakflnftige  Ausgestaltung  der  Wirtschaft  des  selbständigen 
ungarischen  Zollgebietes  knüpfen,  wissenschaftlich  überhaupt  nicht 
zu  lösen  ist.  Und  zwar  einerseits  deshalb  nicht,  weil  man  nicht 
wissen  kann,  welclic  Vertrüge  T"!^ngam  gegenübi'r  ( *sit  rreich  und  den 
anderen  Staaten  eingehen  können  oder  müssen  wird;  anderseits  weil 
auch  so  komplexe  Verbindungen  von  Ursachen  aller  Art  hierbei 
vorherrschen,  dass  ein  auch  nur  wahrscheinlicher  Schluss  auf  die 
Zukunft  nicht  gezogen  werden  kann. 

MiLHOFfBB,  Die  Volkswirtschaft  Ungarns,  I— HE.  Buda- 
pest  1904.   579,  470  und  562  S. 

Dies  umfangreiche  Bach  läset  sich  ans  zwei  verschiedenen 
Gesichtspunkten  betrachten:  als  wissenschaftliche  Arbeit  oder  als 
wirtschaftsgeschichtliche  Materialsammhuig.    In  jeder  dieser  Hin- 
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sichten  haften  demselben  grosse,  fast  unverzeihli  'li'^  Mängel  au. 
Als  wissenschaftliche  Arbeit  —  für  eine  solche  fehlt  die  Aufarbeitung 
der  reichen  archivaliacheii  Akten  und  Urkanden  —  kann  das  Bach 
nicht  emBt  genommen  werden,  itt  doch  dem  Verfasser  durch  ein- 
gehende Kritiken  in  der  „Volkswirtschaftlichen  Zeitschrift'*  nnd  der 
„WirtschaftsgescMchtlichen  Zeitschrift**,  mittels  Gegenttbentellnng 
der  Quellen  nnd  der  entsprechenden  Stollen  des  Buches,  nachge- 
wiesen worden,  dass  er  auf  eine  in  der  wissenschaftlichen  Literatur 
für  unzulässig  geltende  Weise  mehr  als  die  Hälfte  seines  Buches 
einfach  unter  AiitTiliinug!izei<  ht  n  nlme  Quellenangabe  oder  zwar  mit 
Ntimuiig  de«  Autor»,  aber  unter  \  eischweigung  des  Titels  und  ih  r 
Seitenzahl  ohne  systematisches  Vorgehen  wr.rtlicli  «ritlelinte.  Des- 
gleichen wurde  ermittelt,  dass  der  grösste  'i'eil  der  anderen  Hälfte 
des  Buches  zwar  nicht  wörtlich,  aber  mit  nur  geringfügigen  styla- 
rischen Umgestaltungen  ans  einigen  Büchern,  hauptsächlich  ans  dem 
^Volkswirtschaftlichen  W$rterbuche**,  abgedruckt  ist,  wobei  selbst 
Druckfehler,  Zahlenfehler,  im  Originale  nacbträglich  korrigierte 
Errata  usw.  mit  tibemommen  sind.  —  Allein  anch  als  pure  Material- 
Sammlung  kann  dem  Buche  kein  Wert  beigemessen  werden;  es  fehlt 
die  Übersichtlichkeit.  Die  Darstellung  ist  unklar,  die  Quellen- 
benntzung  unkritisch,  die  Urteilsfällung  irreführend.  Demgemäss 
steht  zu  bütiiichten,  dass  Milhoffkrs  Bach  bei  jenem  Teile  des 
ungarischen  Ijesepublikunis.  wtltlus  frründliclien  the^iretischen, 
national« 'konomischen  EnirLii  un^tu  gtrJie  aus  dem  Vs'c^v  'j:>  hi  und 
nur  den  latsachen  seine  Aufmerksamkeit  schenkt^  viel  gelesen 
werden  und  schädlich  wirken  wird. 

Rückblicke  auf  die  £ntwickelnng  der  ungarischen 
Volkswirtschaft  im  Jahre  1908,  redigiert  von  Anton  Diutscb. 
Bndapest  1904.   270  8.  (in  dentscher  Sprache). 

Die  „Rttckblicke**,  welche  im  Jahre  1868  von  Alex  v.  Dobn 
begründet,  sodann  durch  dreiundzwanzig  Jahre  (1871 — 1894)  von 
Dr.  Karl  Mandello  und  seither  von  A.  Dbutsoh  herausgegeben 
wurden,  zählen  zu  den  wichtigsten  beschreibenden  Jahresberichten 
Uber  die  unjrarisrhe  Volkswirtschaft.  In  den  drei  ersten  J>t'/.«  nnii  u 
ihres  Erscli*  in« ns  warfii  ^i»  die  b»'dentendste  J^Ianifestation  des  k;uit- 
ntirinisrlu'n  und  indujstritdlen  Lehens;  um  diese  Leistung  und  den 
Kinriuss,  welchen  die  in  der  Charakteristik  jedes  Jahres  gegebenen 
Anregungen  auf  den  Fortschritt  Ungarns  übten,  zu  wOrdigen,  mnss 
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man  auf  den  ganzen  Evolution  Bg-ang  der  ungarischen  Volkswirt* 
Schaft  znrfickblicken.   Man  wird  finden,  dass  die  neneren  Volkswirt- 

ßchaftlichen  Institutionen  Uiigaiiis  in  diesen  Jahresberichten  ihre 
Vorläufer  hatten  und  dass  diese  Rückblicke  ihrer  Aiitgabe  voll- 
ständig' t'ntbpruclu'n  haben.  Heute  treten  allerdings  audi  neuere 
Aufgaben  an  sie  heran;  ausser  den  in  Hnn  Spezialberichten  über 
Industrie  und  T  >nd Wirtschaft  berührten  Arbeiterverhäitnissen  und 
ausser  den  Auszügen  amtlicher  Publikationen,  wären  gegenwärtig 
der  ganzen  Arbeiterfrage,  den  Gewerkscliaften,  der  Sozialpolitik 
gesonderte  Kapitel  za  widmen.  Der  vorliegende  Band  ist  ein 
Jnbilänms-Bandy  da  er  znr  Feier  des  ftlnfzigjährigen  Bestandes  des 
^Fester  Lloyd**  erschien.  Aus  diesem  Anlasse  haben  die  hervor- 
ragendsten Männer  unseres  öffentlichen  Lebens,  so  z.  B.  die  ge- 
wesenen Minister  Szi^ll,  Wbkbrle,  HisBONTin,  dann  Hödosst, 
Popovics,  Falk  usw.,  Beiträge  geliefert,  \velclie  zum  grössten 
Teile  Vergleiche  der  Perioden  1854  und  11MI4  enthalten.  Diese 
E.'^suj's  sind  mt'ibt  si  h\\ungv(dl  freschrieben  und  einige  derselben,  wie 
z.  B.  der  Aufsatz  des  »Staatssekretärs  Pofovicö  über  die  Wälirungs- 
reforni.  bringen  auch  neues  Material. 

In  einem  der  Essays  über  die  Entwickelung  der  ungarischen 
Industrie  (in  diesem  Jubiläumsbande),  welcher  den  Ministerialrat 
SzTZB^Ti  zum  Autor  hat,  bemerken  wir  eine  Methode,  welche  in« 
sofern  irrig  ist,  als  das  Verhältnis  der  ganzen  gewerblichen  Be- 
völkerung zur  GesamtbevSlkernng,  statt  des  Verhältnisses  der  er- 
werbenden gewerblichen  Bevölkerung  zur  Gesamtbevölkerung,  als 
Basis  der  Beurteilung  fttr  die  industrielle  Entwickelung  der  Städte 
angenommen  ist  Auch  sind  die  angeführten  Zahlen  nicht  immer 
genau.  Die  gewerbliche  Bevülkernng  in  Kassa  betrug  im  Jahre  1900 
nicht  41,1,  sondern  3G,5,  in  Pozsony  nicht  40,1,  sondern  ij7,5  und 
in  Györ  nicht  88,8,  sondern  3t),2- 

Der  übliche  Jahresbericht  der  „Rückblicke"  erstreckt  sich, 
nachdem  in  der  Einleitung  die  allgemeinen  Betrachtungen  über  das 
Wirtschaftsiahr  erledigt  sind,  auf  die  Aktien-Gesellschaften,  auf 
die  Handels-  nnd  Kreditgesetzgebung,  das  Verkehrswesen,  die 
Österreichisch-Ungarische  Bank,  die  Landwirtschaft,  die  Industrie 
nnd  die  Staatskassengebahrung.  Vom  Standpunkte  der  Material- 
sammlnng  sind  die  Einzelberichte  über  die  Handelszweige  am  wich- 
tigsten, welche  von  grossen  Firmen  geliefert  wurden  und  viel  in- 
teressantes statistisches  Material  enthalten. 
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Mandel,  Cxesetzvorlage  Über  KartellvertrSgre  (Ent- 
warf).  Im  Auftrage  des  Handelsminislers.  Budapest  1904.  30  S.^) 

Ausser  den  im  ongarisdien  AgrikoUnr-LandesTereine  bei  ver- 
sdiiedenen  Anllteseii  stattfindeDdeDf  haaptsfichlich  an  Beferate  des 
Sekretftrs  AbkOtt  (siehe  dessen  Vorarbeiten  znm  Eartellge setze, 
Budapest  1904,  62  S.)  anknüpfenden  Verhandinngen  ist  der  vor- 
liegende Entwurf  zu  erwähnen.  Derselbe  geht  vom  Re^rfstrierun^ 
zwange  aus;  nur  die  erfolgte  Re^strierung  soll  den  stets  schrifi- 
licli  uhzutassendfii  Kartei Ivertrjijren  Oiiltig-keit  verleihen.  Zn  r»^- 
gisf rieirii  kdiiüii^ii  bloss  die  luni])ts;ichlichpii  BebtiuiniUMfreii.  suwie 
Änderungen  und  Ergänzungen  der  Karteilstatuten.  Verträge  dritten 
Personen  gegenüber  seitens  nicht  registrierter  Kartelle  sind  ungültig, 
schliessen  jedoch  die  Geltendmachung  einer  Forderung  unter  dem 
Titel  ^lUnrechtmässige  Bereicherung'*  nicht  aus.  —  Ganz  absonderlich 
sind  die  in  dem  Entwürfe  enthaltenen  Paragraphen  Über  Bedingungen, 
unter  welchen  die  registrierten  Kartellvertrftge  angefochten  werden 
können  (§  12),  und  über  Bedingungen,  unter  welchen  sich  eine 
Schadenersatzverpflichtung  der  Kartellpartelen  ergibt  (§  13).  Die 
Anfechtbarkeit  soll  eintreten,  wenn  der  Kartellvertrag  von  den  Ver> 
kehrspreisen  auffallend  abweichende  Ausnahmspreise  stipuliert  oder 
die  Lieferung  übt  rliaupt  in  einer  Weise  verweigert,  welche  an  deru 
Kartellvertrage  nicht  beteiligte  iVrsonen  von  der  Konkurrenz  ans- 
zuschliessen  geeignet  ist,  ferner  wi  iin  dir  Kartellparteieu  die  Ver- 
kehrspreise derart  zur  Ausbeutung  des  Publikums  regulieren  oder 
beeinflussen,  dass  die  Differenz  zwischen  dem  Produktionspreis  und 
dem  Verkehrspreis  den  allgemein  usuellen  Nutzen  nnverhftltnismfissig 
übersteigt.  Die  Scbadenersatzverpflichtung  soll  platzgreifen,  wenn 
die  Kartellparteien  in  zur  Ausschliessung  von  Konkurrenz  geeigneter 
Weise  den  Preis  eines  Artikels  so  sehr  herabsetzen,  dass  die  Kon* 
kurrenz  zu  usuellem  Nutzen  unmöglich  wird  oder  wenn  sie  die 
Lieferung  der  von  ihnen  produzierten  und  zn  weiterer  Verarbeitung 
oder  zum  Wiederverkauf  bestimmten  Waren  einzelnen  Parteien 
gegenüber  in  rim  i-  zu  deren  liiüa  ::ri  iirnt/it^'n  Weise  nui'  zn  »m  lu  ldich 
eriiidiicu  i'i\;i!?eu  Vollziehen  oder  Hänzlioh  verweigern,  oder  weiiii 
die  Kni'felljrjirtejpn  den  Einkauf  der  zur  weiteren  VerarKeirnn;:  1" - 
üiimutcu  W  areu  einzelnen  Parteien  gegenüber  iu  einer  zum  Kuiue 

*)  [n  di't]t!<t'lii*r  Sprach«'  in  der  ^Zeitschrift  für  unirarijicli<'!< 
ö  f  1 1«  n  1 1  i  c  h  e »«  n  n  d  P  r  i  v  « t  r e  c  h  I  .  X,  1904.    Puttkanmier  &  3iahU>ivrht. 
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denelben  geeigneten  Weise  nnr  zn  erheblich  reduzierten  Preisen 
vollziehen  oder  gftnzlich  verweigern.  —  Sowohl  !m  Falle  der  An- 
fechtung wie  eines  Schadenersatzprozesses  sollen  Saclivtrs^täudige 
vt  i  nommen  werdrn.  Die  Anfechtung  liaT  niiUt-ls  Klage  unter  An- 
wendung des  HHiidci^^veifahrens  zu  erfolgen. 

Jeder  Kenner  des  Karteilwesens  nimmt  gewiss  wahr,  dass  es 
sich  bei  ernsthafter  Dnrchfiihmng  dieser  Bestimmungen  nm  einen 
direkten  iGingriff  in  die  Preisbestimmnng  handeln  wfirde,  Ar  welche 
daa  Gntachten  von  Sachverständigen  nicht  genttgend  wäre,  weil 
dasselbe,  Je  nachdem  die  Sachverständigen  den  Interessen  des  Pro- 
duzenten, der  Händler,  der  Konsumenten  näher  stehen,  verschieden 
ausfallen  wird.  Sollen  aber  diese  Verfügungen  lux  gehandliabt 
werden,  dann  diiifro  sirli  zu  einer  Schadenersatzklage  schwerlich 
jemand  tMiTsclilit'Sst'n.  \'(dlt  nds  uiii»iakti>cli  i^ind  jene  Bestimmungen, 
welche  tiiiei»  Schadenersatzanspruch  auf  einer  Verweigerung  des 
Verkaufes  oder  des  Ankaufes  basieren  wollen.  Hier  geht  der  Ent- 
worf  sogar  weiter  als  Carl  Husch  ^)  mit  seinem  Vorschlage  be- 
zäglich  des  Kontrahiernngszwanges  (nach  Analogie  des  §  4&dH.-G.-B.)i 
auf  dessen  Undiirchffthrbarkeit  LiSFiuim  treffend  hingewiesen  hat.*) 
Diese  Bestimmnngen  Hessen  sich  fiberans  leicht  umgehen,  indem 
man  weder  Kaaf,  noch  Verkanf  verweigert,  anch  nicht  exorbitante 
Preise  fixiert,  aber  andere  Kanfs-  oder  Verkanfbbedingnngeu  stipnllert, 
durch  welche  die  missliebigen  Konkurrenten  abgeschreckt  würden. 

Ein  weiten  r  Mangel  des  EntwurlVs  ist,  da»:*  derselbe,  da  er 
nnr  tatsächliche  Kartelle  ins  Auge  fasse,  die  Bildung  anderer 
monopolistischer  \'ereinigungen,  welche  manchmal  schädlicher  werden 
als  Kartelle,  nicht  hintanhalten,  ja  vielmehr  begünstigen  würde. 
Der  Verfasser  des  Entwurfes  erklärt  sich  übrigens  als  Gegner  aller 
wirtschaftlichen  Massnahmen  gegen  die  Kartelle,  obschon  wissen- 
schaftlich festgestellt  ist,  dass  eben  diese  Massnahmen  die  wichtigsten 
sind,  während  die  jnridische  Regelang  nnr  bezüglich  gewisser  Be- 
gleitumstände möglich  ist.  Aach  hält  Verfaf>«Ar  die  Errichtung  eines 
Kartellamtes  fttr  unnötig,  ohne  welches  anseres  Erachtens  eine 
wirksame  Kontrolle  unmöglich  ist. 

»)  Zur  Kartellfraire.    Jena  1904.    G.  Fisrh.r. 
*)  J  a  h  r  I»  ü  e  h  e  r  für  N  u  t  i  o  na  1  ü  k  u  u  o  lu  i  e  und  Stuti.stik. 
III,  27.  1904.    833  S. 
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Von  den  Arbeiten,  welche  anschliessend  an  diesen  KarteD« 
gesetz-Entwnrf  entstanden  sind,  wollen  wir  nnr  eine  Kritik  desselben 
von  Richard  AbkOtt  erwfthnen.^)  VerfiEuser  vertritt  den  Standpunkt 
des  Agriknltar-Landesvereins  und  stimmt  dem  Gesetzentwnrfe  im 

grossen  und  ganzen  bei,  wünscht  aber  Ergänzungen  zum  Schutze 
der  Arbeiter,  feraer  das  Verbot  und  die  strafrechtliche  Verfolgung 
der  Ringe,  Corner  und  spekulativen  Trusts,  s«i  auch  der  geheimen 
Kartelle  und  eine  Überprütuni;  der  Kartell  vertrage  seitenfs  einer 
besonderen  Behörde.  Der  Agrikultur- Verein  selbst  geht  weiter  und 
wünscht  den  KonzessionBzwang.  Bezüg^lich  der  Konzessionierung 
der  Kartelle  hätte  eine  Interessen- Vereinigung  von  Landwirtschaft, 
Industrie  und  Handel  zu  entscheiden. 

Den  Anfechtnngshestimmnngen  des  Entwurfes  stimmt  Abkovt 
bei,  fordert  jedoch  auch  hier  Ergänzungen  im  Interesse  der  Arbeiter 
und  bezüglich  des  Exportes  zu  Schlenderpreisen.  Er  erklSrt  sich 
endlich  für  die  behördliche  Überprüfung  der  Preise  und  Arbeits- 
löhne, ohne  zu  bedenken,  wie  weit  ab  uns  dies  von  der  heutig»  !! 
Wirtschaft liclien  Ordnung  führen  würde.  Infolge  der  staatlichen 
Einmeugunjj:  in  die  l')eisbestimmung  hiilt  er,  was  ja  selbstverständ- 
lich ist,  die  8chadenersatzbestimmungen  für  ttbertlüssig.  Konsu- 
menten, Händlern  und  Arbeitern  sowie  den  KartellmitgUedem  selbst 
soll  ein  direktes  Anfechtungsrecht  gewährt  werden. 

Es  ist  nicht  nOtig,  nfiher  auszufahren,  dass  weder  der  Kartell- 
gesetzentwurf,  noch  die  erwähnte  Kritik  auf  dem  Boden  praktischer 
Wirtschaftspolitik  stehen. 

.losKF  Graf  Mailaia:  Studien  über  die  Landarbeiter- 
frage in  Ungarn.  Wiener  Staatwiss.  Studien,  VI,  2.  Wien  und 
Leipzipr  UK»5  (in  deutscher  Sprache). 

Der  \' erfasser  ist  in  Ungarn  längst  als  Sozialreformer  bekannt, 
man  weiss,  dass  er  persönlich  an  allen  neueren  Bestrebungen  zur 
Hebung  der  materiellen  und  sittlichen  Lage  der  landwirtscliaftliclien 
Bevölkerung  Ungarns  regen  Anteil  genommen,  in  seiner  engeren 
Heimat,  wo  er  begfit^  ist,  musterhafte  Zustände  geschaffen  und  in 
Wort  und  Schrift  für  landwirtschaftliche  Sozialpolitik  eintretende, 
eine  firaehtbare  Agitation  angebahnt  liat    Er  vertritt  gewisser- 

1)  Budapest  1904.  IVitria.  17  S.  Siebe  auch  deMelben  VerfasMn 
Torarbeiten  zum  Kartellgosetz.   Budapest  1904. 
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massen  in  Ungarn  jene  konservativ  sozialreformatorische  Rlchtong, 
welche  es  mit  den  Befomten  ernst  nimmt  nnd  stellt  seine  ganze 
Persönliehkelt  fiberzengongstrea  in  den  Dienst  der  von  ihm  ange- 
strebten Ideale. 

Das  v<trli('<2;entl('  Ikich  verdankt  seine  Entstflmiij^  dem  Emp- 
niiiieji.  ilass  das  Au>sland  über  die  Lage  der  laii^Uvirtschaftlichen 
Arbeiterbevölkernng:  in  Tngarn  durch  vei-schiedene  Schriften  nicht 
vollkommen  richtig  informiert  worden  ist  nnd  dass  insbesondere  die 
Literatur  über  die  ungarische  agrarsozialiBtiscbe  Bewegung  nnd 
über  die  Ereignisse  der  letzten  Jahre  viel  Anlass  zn  Missverständ- 
nissen  gegeben  hat  Verfiisser  wollte  demgegenüber  die  Entstehung 
des  Landarbeiterstandes  in  Ungarn,  dessen  Lage  bis  zn  den  Un* 
mhen  im  AlfDld,  die  Geschichte  dieser  Bewegung,  insbesondere  die 
neueren  Gesetze  agrarsozialpolitischen  Inhaltes  dem  Auslände  in 
sachlich  nnvoreingenonnnener  Weise  nnd  !n  znsaramenhHngender 
Form  darstellen  und  wir  können  fuglich  sagen,  dass  ihm  dies  zu 
grosgpm  Teile  vortrert'licli  ^jifclungen  ist.  ripsonders  mnss  die  Ob- 
jektivität des  Verfassers  i-iilniilich  liervorgelioben  werden,  wenn  er, 
obschon  Grossgrnndbt'sitz*  !,  die  inissliche  Lag-e  der  Landarbeiter  an- 
erkennt, die  Unterlassungen  und  Fehler  der  Verwaltung  and  der 
Grttndl>esitzer  zugibt  und  eben  deshalb  die  agrarsozialisti^fho  Be- 
wegung nicht  nur  auf  Wühlarbeit  und  Aufreizung  zurückführt. 

Das  Buch  ist  insbesondere  in  den  beschreibenden  Teilen  auf 
reichhaltige  Quellen  gestfitzt  und  es  orientiert  den  Leser  im  grossen 
nnd  ganzen  vortrefOich  über  die  so  komplexen  Verhältnisse,  die  mit 
der  Landarbeiterfrage  in  Verbindung  stehenden. 

Der  uns  an  dieser  Stelle  zur  Verfllfrun«,^  stehende  Ranm  er- 
möglicht uns  leider  nicht  den  Inhalt  des  Werkes  auszugsweise 
darzustellen- 

Wir  liiitten  wohl  einii^e  prinzipielle  Kinwenduncen  insbe^(Jndere 
gegenüber  dem  historischen  Teile  des  Buches  zu  erheben.  Unseres 
Erachtens  ist  es  nicht  möglich  die  Geschichte  der  ungarischen 
Bauernschaft  und  landwirtschaftlichen  Arbeiterbevülkeimng  bloss  anf 
Grundlage  der  Gesetzgebung  darzustellen.  Die  Erforschung  und 
Aufarbeitung  der  nrlinndlichen  Quellen  ist  hierfür  nnerlSsslich, 
wurde  aber  bisher  nur  für  ganz  geringe  Zeiträume  in  Angriff  ge- 
nommen. Aber  auch  ffir  die  Beurteilung  der  heutigen  Lage  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiterbevölkerung,  sowie  für  die  Erkenntnis 
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der  Wirkung  der  neueren  landwirtfiGbaftlichen  Arbeitergesetzemaiigdt 
es  an  entsprechenden  umfassenden  Krhebangen.  Anf  diesem  Ctebiete 
ist  es  daher  nOtig,  sich  eine  gewisse  Selbstbeschrftnknng  anfznerlegen. 

Läng,  Die  Zollpolitik  der  letzten  100  Jahre.  liudapeet 
1904.    538  und  III  S. 

Obschon  der  Verfasser  ein  entschiedener  Freihftndler  ist,  stellt 
er  doch  die  Geschichte  der  Handelspolitik  objektiv  luitisch  dar. 
Besonders  wichtig  sind  seine  Aosfühningen  ttber  die  Ursachen  des 
Zostandekommens  der  neneren  scbotspoliUschen  Bestrebungen.  Be- 
deutungsvoll ist  der  Nachweis,  dass  nicht  die  österreichischen  Be- 
strebungen, sondoni  Hisuakcks  Intentionen  diesbezii;rli(  li  massgebend 
warm.  l>i<^  1  »arstpllun^--  der  ungari&ch-üjjLcrreichisclun  Zdllpoliiik 
enthüll  viel  ganz  n»  ues.  sehr  wichtiges  Material.  Die  Ausführungen 
über  das  Abkommen  Banfy-Badeni  und  über  die  SztLLsche  Formel 
sind  grundlegend  für  die  neuere  ungarische  Handelspolitik.  Ein 
nachträglich  geschriebenes  Kapitel  beschäftigt  sich  mit  Chäiibsblaui. 
Ein  Anhang  enthält  die  wichtigsten  statistischen  Tabellen  bis  sam 
Jahre  1902.  Die  Schreibweise  ist  glttnzend.  Die  Darstellnngsweise 
Lanos  besteht  darin,  dass  er  bei  allen  Streitpunkten  sämtliche 
Meinungen  zn  Worte  kommen  lässt,  dieselben  plastisch  darstellt  und 
in  seiner  Kritik  sich  stets  anf  den  Boden  der  Theorie  stellt 

FoLDjiis,  Statistische  Vorträge.  Erste  Serie.  Bada- 
pest  1904. 

Verfasser  hatte  jahrelang  den  Lehrstuhl  fOr  Statistik  inne, 
bevor  er  jenen  fttr  Nationaldkonomie  einnahm,  nnd  anch  in  den 
letzten  Jahren  hat  er  Statistik  vorgetragen.  In  den  „statistischen 
Vorträgen**  publiziert  er  nunmehr  ausserordentlich  wertvolle  Studien 

ttber  die  Literaturgeschichte  der  Statistik,  über  das  Objekt,  die  Methode 
der  Statistik,  übor  Willi  nslVciheit  und  ]\liii alstatistik,  Verl'rechen, 
Verbic  !i<  r  und  i^ikktallige.  Eine  unifaiH»en(le  Doiiur/.uiii,'-  (h  r  ♦^in- 
schl;ijii«;cn  Literatur  und  klare  dabei  schwungvoll»  Schreibweise 
charakterisieren  diese  Arbeiten,  besonders  wichtig  dürften  die  in 
der  Abhandlung  „Objekt  und  Methode  der  Statistik"^  ent- 
haltenen verschiedenen  Verhältnis-  und  Durchschnittszahlen  sein. 
Die  Abhandlung  fiber  Kriminalstatistik  scbliesst  sich  an  ein 
älteres  AVerk  des  Verfassers  an  nnd  ist  nicht  nur  statistisch,  sondern 
auch  vom  Standpunkte  der  Kriminalsoziologie  wertvoll. 
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Hblub,  Theorie  des  Grenznntzens.  Budapest  1904.  178  S. 

Eine  auf  reichhaltigen  Literaturstudien  beruhende  Icritisehe 
Darstellung  der  Theorie  des  Qrenznntzens.  Der  Verfasser  steht  der 
Schule  des  ^subjektiven  Wertes^  äusserst  sympatisch  gegenüber, 
ohne  sich  derselben  vollkommen  anzuschliessen;  er  wirft  derselben 
die  VernachlMssipruiig'  der  Lehre  von  der  Produktion  niid  ;illzu  grosse 
Devurksidiligiuig  privalwirtscliaftlirlitT  (Truudsärze  vor.  Er  wünscht 
die  Ergänzung-  der  Lehre  vom  (Tieiiznntzen  durch  die  Grenzinühe 
nud  das  Gienzopfer,  die  Umgestaltung;  des  privatwirtscbaftlichen 
GrenznntzenbegrifTes  in  einen  sozialen  Begriff.  Besonders  wertvoll 
sind  seine  Ansfahriingen  Ober  die  Anwendung  der  Grenmutcen- 
theorie  auf  die  Sozialpolitik  und  die  Steuertheorie.  Dass  die  Lehre 
vom  Grenznutzen  die  Wissenschaft  bedeutend  gefördert  habe,  er- 
kennt er  an,  bestreitet  aber,  dass  durch  di^lbe  die  ganze  Volks- 
wirtschaftslehre auf  neue  Basis  gestellt  worden  sei. 

Haläsz,  Die  Sicherheit  der  Einlagen  bei  Geldinsti- 
tuten, besonders  Sparkassen.    Budapest  1904.    348  S. 

Tm  Auftrage  des  Handelsniinisteis  herausi^eo^ebene  Saniinlnng' 
der  ie^'^islativcu  Massualimeu  über  das  Eiulaj^ep^escbät't  und  über  das 
JSparkassenwesen  in  den  bedeutendsten  Kulturstaaten.  Dieses  Werk 
enthfilt  die  detaillierte  Schilderung  derjenigen  Bestrebungen,  welche 
sich  diesbezüglich  in  Ungarn  seit  dem  Jahre  1882  zeigen  und  am 
Juristentag,  in  Eingaben  der  Handelskammern  und  bei  Kongressen 
der  Geldinstitute  zur  Sprache  kamen.  Diese  Sammlung  liefert  ge- 
wissermassen  das  Hateriali  fttr  dessen  ehebaldigste  Zusammenstellung 
Prof.  ScHHoiiLBB  anlSsslich  der  Tagung  des  Internationalen  Statistischen 
Institutes  in  Berlin  im  Jahre  190S  eintrat. 

Thiurino,  Die  ungarische  Auswanderung  und  die  Ungarn 
des  Ausslandes.    I5udapest  VJ04.    306  S. 

Die  beste  statistische  und  beschreibende  ZusammeufassuiiL,'-  der 
pinzeii  Literatur  und  der  Untersuchungen  über  die  Answanderiings- 
frage.  Besonders  wertvoll  ist  die  kritische  Unterwuchung  und  die 
Verwendung  des  ausländischen  statistischen  Materials.  Der  Verfasser 
ermittelt  insgesamt  eine  Million  im  Auslande  lebende  Ungarn.  Hiervon 
500000  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  und  270000  in 
Österreich.  Die  einzige  Möglichkeit,  die  Auswanderung  zu  verhttten 
oder  wenigstens  zu  verringern,  wäre  seiner  Ansicht  nach  die  Dar- 
bietung derartiger  Erwerbsmöglichkeiten,  welche  die  Ernährung  einer 
^■lirbaeli  der  Inttmat  Veretnlgimg;  8.  Bd.  187 
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dichteren  Hevölkernni^  gestatten.  Die  Ausvvanderuuif  ist  eben  nur 
ein  Symjitom  und  lediglich  durch  Beseitigung  jener  Umclieu,  für 
welclu  sie  symptomatisch  ist,  einfch ränkbar.  • 

Bericht  über  die  bjähii^e  TUtig-keit  der  staatlichen 
Hilfsaktion  zur  VerbesBernug  der  wirtschaftlichen  Lage 
der  Gebirgsbevulkerung  in  den  nördlichen  Karpathen 
(Bathenen).  Budapest  1904.   75  S. 

Die  Entbenenfrage  hat  seinerzeit  in  Ungarn  viel  Staub  auf- 
gewirbelt. Eis  bandelt  sich  nm  eines  der  interessantesten  sosie- 
logischen  Probleme,  nftmlich  nm  den  Znsammenstoss  von  anf  ver- 
schiedenen  Entwickelnngsstafen  stehenden  nnd  wirtschaftlich  nngleich 
befithigten  Rassen. 

Der  Bericht  enthält  wenig  Allgemeines;  die  Parzellierung 
einer  grossen  Herrschaft,  die  Kultivierung  der  Gebirgsforaten.  die 
Unterstützung^  aller  Zweige  der  Landwirtschaft  und  der  Viehzneht, 
die  Förderung-  der  Grossindnstrie,  die  Arbeitsvermittelnng.  Gründung 
von  Kredit-  und  VerkaaÜBgenosseuschaften,  sind  die  behandelten 
Themata. 

Bericht  des  sn  Tnsndd  gehaltenen  Sz6kler  Kon- 
gresses an  das  Ackerbanministerinm.  Budapest  1904.  220  S. 

Die  Sz^klerfhige  ist  eines  der  mannigfachen  Spezialprobleme 
der  ungarischen  Wirtschafte-  und  Sozialpolitilc  »Bei  derselben  sind 
auch  wichtige  nationalpoUtische  Gesichtspunkte  massgebend.  Der 
Bericht  enthttlt  so  ziemlich  alles,  was  bisher  in  dieser  Angelegenheit 
geschehen  ist  und  überdies  mehrere  weitläufige  Reformprojekte. 

Paikert,  Amerika  und  ünj^aru.    Budapest  1904.    34  S. 

Der  Verfasser  war  jahrelang  volkswirtschaftlicher  Attache  in 
Washington.  Er  hefasst  sicli  in  diesem  Hefte  mit  mehrerlei  wirt- 
schaftlichen Fragen,  unter  anderen  auch  mit  der  Auswanderung. 
Die  Schilderung  der  nnirarlst  heu  Kolonien  in  Kanada  ist  höcliBt 
lesenswert.  Seine  Zahlen  über  die  in  Amerika  lebenden  Ungarn 
scheinen  jedoch  unrichtig.  Thiruino  (siehe  weiter  unten)  hat  alles 
yerlässliche  Material  berücksichtigt  nnd  nnr  500000  Ungarn  in  den 
Vereinigten  Staaten  konstatiert,  Paikebts  Hillion  dürfte  daher  zu 
hoch  gegriffen  sein. 

Pebeny,  Die  Beeinflnssnng  und  Verwertung  der  Aus- 
wanderung. Die  Frage  der  Kückwauderuug.  Budapest  1004. 
34  leiten. 
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Verfasser  weist  naoh,  dass  die  amgewanderteik  Ungun,  trotzdem 
sie  Kapitalien  sparen,  in  Amerika  nicht  Landbesitz  Icanfsn,  weil  sie 
znm  grOssten  Teile  in  die  Heimat  snHIekkehren  wollen. 

Des  Auswanderers  Tasclienbuch.  l^udapest  1904.  116  S. 

Zusammenstellnng  alles  für  Auswanderer  Wissenswerten  Aber 
Amerika,  über  die  dortigen  Einwandernngsvorschriften  usw.  Ein 
nüteliclier  Wegweiser,  welciier  zwar  niclita  WisBenschaftliclieB  ent- 
hftlt^  aber  anch  nicht  im  Dienste  der  Answandernngsrekhone  steht 

PiTBR  OnASSiL,  Geschichte  der  dentsch-bOhraischen 
Ansiedelungen  im  Bannt    Prag  1904.    126  S.  (in  deatscher 

Sprache). 

Nicht  streng  wisseiisclmltliche,  jedoch  als  Tatsru  lirnsaiiimhing 
schätzenswerte  Darstellung  der  Gründnng^  und  beschichte  deatscU- 
böhmiscber  Dörfer  in  der  Militärgrenze  vom  Jahie  1826  an. 

Pataj,  Ungarischer  Sozialismn&  Budapest  1994.  99  8. 

Hinweis  darauf,  dan  es  nicht  nötig  ist,  den  Sosialismns  als 
international  zu  deklarieren  und  dass  daher  eine  Versöhnung  des 
Sozialismus  mit  dem  nationalen  Gedanken  mOglieh  sei.  Sombaut  hat. 
seinerzeit  (Sozialismus  und  soziale  Bewegung-  im  XIX.  Jahrhundert, 
Jena  1896.  S.  115)  auf  den  feinen  sprachlichen  Unterschied  zwischen 
Patriotismus  und  Nationalismus  hingewiesen  und  beson'l^^^s  die  Fehler- 
haftigkeit dessen  dargetan,  dass  ans  dem  Antinatiunalisnms  des 
Sozialismus  eine  Theorie  angeblicher  auti patriotischer  Tendenz  des 
Sozialismus  geschmiedet  wird.  Tatsächlich  dürfte  gegen  den  Sozialis- 
mus das  Argument,  dass  er  antinational  sei,  nicht  in  solcher  Weise 
raissbrancht  werden,  wie  dies  in  Ungarn  oft  geschieht  Des  Ver^ 
fassers  Ansfnhrungen  sind  jedoch  in  ihrer  TotalitAt  eher  radikal- 
liberal zn  nennen,  als  sozialistisch. 

Gblleri,  Um  eine  amerikanische  Weltausstellnng. 
Budapest  1904.    332  S. 

Bericht  über  die  VVeltansstellnng  zu  St.  Louis.  Ausführungen 

über  das  amerikanische  Wirtschaftsleben,  nach  bekannten  Quellen, 

insbesondere  nach  dem  MosELBT-Report.   Der  Verfasser  macht  den 

Vorschlag,  bei  Weltausstellungen  anstatt  ephemerer  Gebäude  per> 

manente  zu  errichten,  so  dass  die  Weltansstellnngen  fortan  im  Dienste 

des  modernen  Stttdteausbanes  stehen  würden.    Die  diesbezagliche 

KostenschStznng  des  Autors  dürfte  jedoch  zu  niedrig  gegriffen  sein. 

187* 
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C.  Volkswirtsehaftliehe  Literatur  1902, 1908  und  1904 

Reterent:  iJi.  Julius  Maudello, 

ProfesHor  der  Staats wlseeugcbaften,  Pozsony  ( i*re88bm'g). 

Abkürzungen  von  Zeitschriften: 

At  —  Athenaeum  (Budapest), 

BS  =  Budapest!  Szeiule. 

HS  —  Huszadik  Szüzu«! 

KS  =  Kuz^fazdasägi  Sz'-mle. 

M(iS  =  Magyar  üazduk  Sieml<^je. 

MGT  =  Maj^ar  Gajsd8sügtürt«ueliiii  Seemle. 

L  Gesehlehte  der  Wtsseneeb«!!.  Biographien*  Worter- 
bftcher.  Lelir*  mid  Handbfleher. 

Bibliograpliis  «oonomica  uniTenslia.  Repertoire  bibliographiqtie 
annuel  des  travauz  rel,  attx  «dences  ^conomiqaee  et  socialeSf  publie  par 
J.  Mandbllö.  1-ere  ann^e:  Travaux  d«  Taiinde  1902,  r^dig^s  par  E.  SZABö. 
Bruxelles:  Institut  International  da  Bibliographie  1908.   (XXI,  170)  8^ 

—  (Budapest).  A  buda]  •  sti  kereskedelmi  t^s  iparkainara  könyvtäninak 
kat«lof;u8a.  Szerk.  SZAB«:».  E.  Budapest:  Kilidn  biz.  1902.  (XXXIl,  891  . 
Der  Kntiilüir  der  Budapester  llinidels-  und  ( ■('wt-rTiekanimer.  —  FöLDES,  B., 
Tarsaduiiiu  ga^dabagtaii.  2.  k. :  A  tiit-iidahni  ^MZ(l;is:\{Tt;m  alkalmazott  vs 
jryakorlati  tanai.  3.  atdoig.  kiad.  Hudapt^t;  Aüionaeuui  rt.  1903.  531) 
8".  Sozialökonomie  2.  Bd.  Angewandte  und  praktische  Lehren  der 
Sozialökonomie.  —  GaAl,  J.,  Berzeviczy  Gergely  elete  ^  mikvei.  Irta,  UJ. 
ford.G.J.  Budapest.- Politzer  1902.  (IX,  319)  8«.  (Magy.  Közi;.  Könyvt 
1.)  Gregor  Berseviozy  Leben  und  Werke  (geschrieben  resp.  flbersetst).  ~ 
Kovics,  GT.f  KOsfsazdasftgtau.  Älapvetö  kösikOnTV.  2.  k. :  A  koagasdasi^ 
külön  jelens^gei  es  törx'enyei.  Budapest.  Franklin  1902.  (VI,  286)  8*. 
Volkswirtschaftelehre.  Grundlei^endes  Handbuch.  2.  Hd:  Die  besonderen 
Erscheinungen  und  Gesetze  der  Vidkswirt.sohaft.  —  Roscher.  A  nem^et- 
^nzdas;ig  rendszere.  Ford.  Kih«,  .T.  4  k. :  .\  pf'nzürytan  rendsrere.  S/Oi^ed. 
Seliulhof  1903.  nH'y\  8".  Svsf.  tn  der  Volköwiruchaft.  4.  Bd..  Sy.stem 
der  rinaii/.wih.NcnschHft  (Cbcrset/.ung).  —  WiLDNER,  0.,  Tur(>adalnii  giiz- 
dasdgtaii  1 — 2.  Pozsony.  Staiupfel  K.  1903.  (27)  8^  (Tudomänyos  zseb* 
kOnyfivtdr  149,  160).  Sozialökonomte. 

IL  Theorie. 

AMBB0Z0VIC6,  11,  A  fogyaaatöt  hfiszonn)!.  AiS  Ar  ^  fogyasstis  kOsti 
viszonyra  vonatkoB«^  elm^letemnek  ig  alapoo  vai<)  bizonyiti&sa.  Budapest. 
Kggenberger  1902.  (40)  8^  (K.  1.  a  Magyar  Ufemök-  ös  £pit^a*Egylet 
Ktizlnny^boi.)    Vom  Konsoninutzen.    Beweis  meiner  Theorie  Aber  daa 

Verhiiltiii?*  zwischen  Preis  und  Konsum  auf  neuer  Basis.  —  Äbkovy,  R.. 
Karteliek  ös  trustök.   K8  1904.   Karteile  und  Truste.  —  £nqcl,  Zs.,  A 
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p^ns  keletkw^se  ^  fejiödtee.  SoGiologiai  tanulm&nyok.  l~-3.  f.  Btid»' 
pMt:  Pollitser  1902.  (VIII +  96 +144)  8^  Di«  KntrtttliiiDg  und  Bot- 
vickelung  des  Gelder.  Sozio) osrisohe  Studien.  —  Fakkas,  G.  ifj.,  Ä  notuMt 
gasdalkodäsa.  Budapest.  Lampel  R.  biz.  1903.  ißl)  8*.  (Urania-könyv- 
t:ir,  2i.  Di»?  Wirlsehaft  der  Nation.  —  Fellner,  F..  A  tiemzeti  jöveflelem 
boif'sl^se.  KS  1^03.  Sehfitzunsr  des  NationaleinkotnnienR.  —  F<""1-i>ks,  B., 
Kuzaa/cHasüori  ört^ke/.'  >ek.  2.  k.  liudapest  Politzer  1902.  ((>ü3i  8®. 
VulküwiiLsohufLliclie  Ablminilui»gen,  —  Oerselbe,  Spekulativ  kooperativ 
vilüg.  MGS  S.  1902.  Die  spekulative  und  die  korporative  Welt.  — 
Derselbe,  Oasda^ügi  fejlödtfs  ir&oya  I,  II,  III.  MGS  1904.  Die  Richtung 
der  wirttcbafUicben  Entwickelung.  —  HiLttB,  F.,  Kartellk^rd^  BS 

1903.  Die  Kartellfrage.  —  Derselbe ,  Hat&rbaesoiielm^let  tis  nunkael- 
oi^let  1.  KS  1904.  Grensnutsentheorie  und  Arbeitrthcorie.  —  Janko- 
VIÜH.  B.,  A  k()sgasd&fi:l^tan  int'tdszere.  KS  1903.  Die  Methode  der  Volks- 
wirtschaftslehre. —  Jaszi,  O.,  A  törtenelmi  materializnnis.  HS  1903.  Der 
historische  M:iterinti>jmus.  —  Derselbe.  A  törtenelmi  mai^rinlizmus 
ällambölcselete,  Budap«-it.  Pollit/i-r  1903.  (152)  8**.  Die  Staatsphiio.sophie 
des  historischen  Materialismuä.  —  Derselbe,  Kartellkerdes.  MGS  1904. 
Die  Eartellfrage.  —  KtoBZ,  B.,  Tärsadalompolitikai  felfogäaok  Földes  B^la 
mftTeibea.  US  1902.  Soaalpolitisohe  Auf faseungen  in  B«la  Foldee  Weiken. 

—  EOsariA,  J.,  A  p^na.  Budapest   Grill  bis.  1902.  (89)  8«.  Das  Geld. 

—  KotAcs,  G.,  As  orosz  mir-sserreEet  saocialgaBdasAgtaiii  ^rt^ke.  KS 

1904.  Der  russischen  Mir-Organisation  soaialwirtschaftlicher  Wert.  — 
Malthus,  T.  II  .  1  :iinilmAny  a  n^pesedf^s  törveny^röl,  Ford.  6n  elÖ8z<'>val 
plliUta  Györizy  K.  Budapest.  Politzer  1902.  (XV,  623)  8«.  (Nenu.i  tcj. 
in^k  tära.)  Studie  über  das  Bevölkprungsgeaetz.  Übersetrt  nnd  mit  einem 
Vorwort«  versehen  von  E.  (TV(jrL,'y.  —  NavBATIL,  A.,  (iuzdasiig  rs  orkölcs. 
BS  1904.  Wirtschaft  und  Kthik.  BS  32«.  —  PiKLEB,  Gy.,  A  j«>g  keletkezdseröl. 
2.  jud.  es  böv.  kiad.  Budapest.  Politzer  1902.  t^JH,  280)  8».  Ursprung 
des  Rechtes.  —  Polläk,  I.,  ErOsek  gyöng^k.  A.  jogread  fisik^a.  TArsa» 
dalombolcsetti  tanulminy.  Budapest  FrankliD  1902.  (296)8«.  Sebwaehe 
and  Starke.  Die  Physik  der  Rechtsordnung.  Sosialphilosoplusehe  Studie. 
— ~  VÄSÄRUELTl,  J.,  A.  javak  theori&ja.  1'anulnit^ny  a  tÄrsadalini  gasda- 
sAgtanbc-d.  Budapest.  Politzer  1904.  8«  (103).  Die  Theorie  der  Gater< 
Studie  aus  der  Soaialwirtsobaftslehre. 

IlL  Geschiclito  und  ilarstellung  der  wirtsehaftliclieii 

Kultar. 

AbKÖTY,  R,,  Köztiazda-siigi  napi  kerdf'sek  Ncmetorszügban,  Bpest. 
Eirgenberger  bizoin.  1903.  (30)  8*.  Volkswirtschaftliche  Tagesfnxgen  in 
Deutschland.  Bpest.  In  Konimission  bei  Eg<;enberger  1903.  —  Balint.  A.. 
Anat«>lia.  MGS  1902.  Aiiatnlion.  BäLINT,  J,,  Törökors/.ug  gazdasAgi 
jnfir]("rf*.  KS  1902.  Die  wirtt-chaftlirlio  Bilunz  der  Türkei.  —  Derselbe, 
Kunstiuitiimpoly,  Szmirna.  Szaluuiki.  KS  1902,  Konstantinopel,  Smyrna, 
Saloniki.  —  BABABAä,  K.,  Szekelykeres2tur  közgazdasügi  leirtoa.  MGS 
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1904.   \'olks%virtsclmftlicbe  BeschreihunL:  Szck«  lykcrcszttjr«:  —  iJer^elbe 
rdvarhelY  v;irnio^'yi'  közgazdai*Tigi  loirat-H.  1..  II.   K8  liMj4  BeschreibuDg 
der  Volkswirt ^nliafl   des  Komilates  I  th  ürliely.  —  BaBCZA,  J..  Gmiis^g- 
türtöncti  irüil;iiinuiik  1901-ben.    (liibiiugralia).    MGT  1902,  Ungarische 
wirtflohaftsgescbicbtlicbe  Literatur  im  J.  1901  (Bibliogrune).  —  Derselbe, 
GaidaaAgtOrMneimi  irodalmank  1902-beD.  MOT  1903.  Die  nirtecbafte- 
gescbicbtliche  Litenttur  ünganiB  im  J.  1908.  —  Babtoos,  K.,  Brd^ly 
^  Indügyei  Jtooe  Zeigmond  koiftban.   KoloaevAr.   Gimte  1908. 
(104)  8^.    Siebenbar^ens  Finanz-  und  Militftningelegenheiten  im  Zeitalter 
Johanes  Sigmunds.   KolocevAr.  J.  64mftii  Druckerei  1902.  (109)  S^.  — 
CsftPLö,  K..  PueztakoviK  si  somog^'vArniejjyei  közsejr  monografiäja.  MOS 
liK>Ü.  Münograpliie  der  iieraoiiidH  l'usziakovaesi  im  Somofryer  (''oriiitat<>.  — 
CSIET,  L..  Fölolvasiisuk  a  kereS'kedeleui  törlcnt-tfbol.    Kiatlja  ii  dehre<;zeui 
kereskedü-tarbulat.   Budapest.   K^^kai  L.  hiz.  1903.  (84)  8®.   \  orlesuiigen 
aus  der  Haudelsgescbichtc.  Herausgegeben  von  der  Debreczener  Handels- 
geeellechaft  —  OZnuüsz,  G.,  Magyarorei&g  e  20.  ^resAs  elejen  fold-  6b 
ndprajxi.  nemaetgazdasägi  69  Mraadalomtndomftnyi  ssempontböl.  TemesrAr. 
PoJateek  190S.    (368)  8^  Ungarn  am  Anfange  des  XZ.  Jahrhunderte 
ani  geographiadiem,  etnograpbischeni  und  sosialwissenscbaftlicbem  Oe^ 
«idltipttokte.  —  Daböczi,  L  ,  A  kereskedclem  törteuete.    Kül.  tek.  Ma- 
gyarorszdgra.    1.    Budapest.    Lampel  1902.    (79)  8".    (Magyar  keresk. 
könyvt.  2.)    Die  Oe^^'^hiohte  des  Handels  mit  bosoii derer  Rfieksicht  auf 
Ungarn.  —  Derselbe.  A  kereskedeleni  törtenet^  Mai^yarürs/iij^'ru  valA 
kOlönös  tekintettel.   Budapest.  Lampe!  1903.   (79)  8**.  ^Mugy.  kereskeduk 
könyvtara.  10.  füs.)  Die  Geschichte  des  Handels  mit  besonderer  Berück* 
•iohtigung  Ungarns.  —  DsüTSCH,  A.,  A  Desti  LloTd-TAisttlat  18&3— 1903. 
Bereiet^el  ellfttta.  FaIk,M.  Budapest.  Grill,  K.  bis.  1908.  (XII,  8fiO)4* 
Die  Pester  Lloyd-Gesellschaft  1853—1908.  —  Bbdüjhslti,  M.,  A  magyar^ 
sserb  sertAskereskedös  törtenete.    MGT  1902.    Geschichte  des  ungar.» 
serbischen  Boratenviehhaudels.  —  Derselbe,  A  kolostorok  kdptaJanok 
befolyAsa  Magyarorszilg  mozögazdasai:i  fejlöddsöre  a  mohäcsi  vösz  elött, 
Rndnpest.  S^t-  T-^tv^tn-tAr«!.  1903.    (iif)  H«\   Der  Einfluss  der  Klöster  und 
Kapitel  auf  die  Kntwiekelung  \  on  l'ngarnf«  Landwirt.'^cbaft  vor  der  Mo- 
h&cser  Katastrophe  (1528).  —  FküEK,  G..  Az  öskttn  ipar  tftrt<inetiiböl. 
Kemüny,  L.  Hegi  kepek.  Budapest»  Lampei,  R.  19Ü3.  (47)  Ö*^*.  ^Iparosok 
elvasdt&ra.)  Aus  der  Geschichte  der  uiaeitlichen  Industrie.  —  G]tO<SE,  S., 
A  dolgosd  OlasaorsB&g.  MOS  1902.  Das  arbeitende  Itilien.  —  Der- 
selbe, OrosBoraaig.    MGS  1902.    Ruasland.  —  Deraelbe,  Fraacaiar 
Kanada  mal  Yisaonjai.  MGS  1904.  Die  heutigen  Veifailtniese  dea  fmn- 
aOsisdien  Kanada.  —  Hayass,  R.,  DalmAczia  ^s  a  roagyar  ipar,  keres- 
kedelem*  BS  1903.  Dalmatien  und  die  ungarische  Industrie.  —  HOLEK,  S., 
Kina  gazdasArq  evoluci<^ja.    MGS  9,  190.3.    Chinas  -wirtschaftliche  Evo- 
lution. —  HoKViTH,  O..  Albänia.   BS  1902.  Albanien.  —  Jeszenszky,  J., 
TorontAl  vArmet'^ye  |iaüdas:^<)fi  ninnocrraphiAja,  KS  1904.  Landwirtschaft- 
liche Monographie  dos  Toroutüler  Komilates.  —  Kelet-Galicia  nyuuiora. 
MGS  1903.  Das  Elend  Ostgaliziens.  —  KlKBKBS,  Qt.,  A.  kassai  kereske- 
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dehni  Unas&g  feljegjz^ei  1502.  4t  1603.  MGT  1902.  Die  AafiMieh- 
nungen  der  KaaeMr  Hundelsgesellschaft  1902  und  1903.  —  DerBelbe, 
Kalmte  Oetgelj  deftk  regeituiqja  kemked^dröl  1574.  MGT  1903.  Dm 
Regefltnm  0.  Kalm&TB  Aber  seinen  Handel  1574—1582.  —  Derselbef 
A  kassai  kere8ked«<cdl  (Bnideischaft)  könyve  1446—1583.  MOT  1903. 
Das  Buch  der  Kussaer  Kaufmannshriidersi'haft  1446 — 1586.  —  Kiss,  E., 
Arusok  r  -t-Mlija  1598-b.'.!.  MGT  1904.  Die  Refill n  für  Verkäufer  im  .T. 
1598.  —  KoLTAI,  V'.,  Sz^chenyi  Istvän  pr«'>f  k/^ZL':iz(l:i>:iL:i  e^s^mfM.  Hiuhi- 
pest.  Lauipel  1903.  (92)  8".  Magyar  kereskedok  kunyviara.  Die-  volks- 
wirtschaftlichen Ideen  des  Cirafen  Stephan  Szechenyi.  —  Kovacö,  G., 
Ax  orosz  mir-sservezet  tftrt^nelini  fejlodese  napjaiiikig.  BS  1904.  Die  ge- 
■ehicbtlicbe  Eniwiokelung  der  ruastsehen  Mir-OrganiaatioD.  —  KoYiTS,  F., 
Poseony  TAroiAnak  hftstart&ra  a  XV.  saAiadban.  I.  Forrtekritika.  II.  Aa 
1439/40  p^nafigyi  €f  bev^telei.  MOT  1908.  —  Derselbe,  NyugattnagTai^ 
oresig  Äräforgalma  a  XV.  sz.-ban  a  poasonyi  Hannincadkönyr  alapjdn. 
Tortenet-etatisttikiii  tamilmtoy.  Budapest.  Politzer  1902.  (VII,  231)  8^ 
Der  Warenverkehr  Westun^'arns  im  XV.  Jahrhun<h*r1.  auf  (Jiutid  dos 
PnzsoTiyer  Dreissifjstbiichfs.  —  KbeutzBR.  L..  Sväjc.  (iazda^agi  es  tiirsa- 
daluii  kf|M'k.  liudapest.  Lanipel  1902  {12)  8**.  (Magyar  keresk.  könyv- 
tura,  G.)  1902.  Scliweiz.  wirtschaftliche  und  soziale  Hilder,  —  KtN,  E., 
Sozialhistoriafshe  Beiträge  zur  Landarbeiterfrage  in  Ungarn.  Jena.  Fischer 
1903.  (Vni,  141)  8^  (Samml.  nationalftk.  und  etatist.  Abbandlungen 
aus  Halle,  37.)  —  Kvasbat,  J.,  A  domaniAlis  kOiceön  •  a  kOaöe  Allama- 
diMg  megOBsUaa.  Budapest.  Budupesti  Hirlap  1903.  —  (116)  8^  Die 
Repartion  de.s  Domanialanlebens  und  der  gemeinsamen  Staatsschuld.  — 
L  ENGT  KL ,  .T..  AlmAsy  PAl,  egj  magyar  nemzetgazda  a  18.  szÄzadbao« 
KS  1903.  Paul  AlmAsy.  ein  ungarischer  Volkswirt  im  18,  Jalirhundert.  — 
LüKINICH.  I..  Adatok  a  fe]s-öm;iL'V!irnfsz;'iori  p/hek  tört*''netehez  1632—1701 
közt.  MGT  1903  Daten  zur  Geschiflite  der  i)l>erungari«chen  Zünfte 
1632—1701.  —  Mankell«',  Gy.,  Adal^k  a  k«>7.<  pkori  iaunkuberek  törtö- 
net^bez.  KS  1902.  Beitrag  zur  Geschichte  der  mittelalterlichen  Arheits- 
lOfme.  Derselbe,  Adal^k  a  köt^pkori  munkab^rdc  tOrldnet^faes.  Bndsi- 
pest.  Pollitaer  1908.  (IV,  340)  8*.  Beitrag  sur  Geeofaichte  der  Arbeits- 
l6lme  im  Mittelalter.  —  MraAm,  L.,  A  hödoltsAg  addsftsa  tOrttoet^hes. 
MOT  1903.  Zur  G^chiehte  der  Besteueraog  der  tob  den  Tfliken  okku- 
pierten J^tandesteile.  —  MiKLÖS,  ö.,  Magyarorszdg  es  tArsorsztlgai  az  1900-ik 
övi  pÄrisi  npmrffközi  kiAllit4ison.  Budapest.  Kilian,  F.  ut.  biz,  (VI, 
280^  4**.  1903.  Ungarn  und  dess^^n  X»'bpriländer  auf  dpr  1900 rr  Pariser 
internationalen  Ausstellung.  —  MlLiiOFFKR,  S.,  Adatok  a  gabonafflfk 
legregibb  törtätiet.  h(»z.  Kassa.  Vitez  biz.  1902.  (45)  8«.  (K.  1.  a  Kozg. 
Hiradrtbrtl.)  Daten  zur  ältesten  Geschichte  der  Zerealieu.  —  Derselbe, 
A  r^gi  Magyarorss&g  mezögazdasilga.  A  meeÖgasdas&g  Östflrt4nelm6nek 
ismertet^e.  Kaasa.  Vitäz  biz.  1903.  (14)  8^  (K.  1.  a  Kttigasd.  Hira- 
d<!A»öl.)  Die  Landwirtschaft  im  alten  Ungarn.  Urgeschichte  der  Land- 
Wirtschaft.  —  Derselbe,  MagyarorssAg  k5agasdas4ga.  I—Ill.  Buda- 
pest.  Franklin  1904.  8^.  I.  570  p.   II.  470  p.  m.  562  p.  Ungarns 


Digitized  by  Google 


2964 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


VolkKwirtsfhnft  T  -III.  —  Derselbe.  DuiiAtitül  gjizdasaui  l)ajair(»L 
KS  11HJ4.  \  o!j  drii  wirt-chaftlicheii  rbelstÄiideii  jenseits  der  Donau.  — 
MUNKAH,  L.,  A  inagyar  kir.  posta  n  17,  szär.ad  nüi'iodik  fp|ph«»n  tlf?»>4  bis 
11S80).  M(iT  19()3.  Di«'  k.  ung.  I^'^t  m  der  7.weiii;ii  lialfte  df>  17.  Jahr- 
huuderts  (1064  —  80).  —  Derselbe,  Az  ulolso  magyaroräxügi  föpostiimesier 
«8  kora.  1680—1700.  M6T  1903.  Der  lettte  ungarläudieehe  Oherpo^t- 
meititer  and  sein  Zeitalter  1680—1700.  —  Derselbe.  A  magyar  postäk 
a  18.  SS.  elej^n.  1700—1716.  MGT  1903.  Die  ungariscfaeo  Posten  au 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  (1700—1716).  —  NaOT,  J.,  Csilnnegye 
kOsgasdn.sii«;]  leirtea.  KS  1902.  X'ülkswirtsobaftliche  Beschreibung  des 
Csiker  Coniitatt's.  —  ORTVAY.  T..  Pozsoiiy  väros  törtenete.  Kia<lja  a 
Pozsonyi  o!«»>  tnkarök|)<Miztär.  2.  kot.,  4.  resz:  A  Y!iroslako>-«i''i^  osalndi. 
aiiyagi,  »  rtelmi  s  vn!!;i-nrkc)losi  dete  IH'K^  -lä2<>.  Pozsoiiy:  Staniptel  1903. 
(XVI,  ölH)  8*^.    Ge>cluehte  <ier  Stadt  Pozsony.  I'uniilien-.  niaterieile. 

geistige  und  Religions-Leben  der  Stailteinwuiitierseliaft  lÜüO — 1526.  — 
Derselbe,  Allutgazdasiigtürteoelmi  adai^kok,  kfll.  tek.  Poxaonymegyere. 
MQT  1903.  Historische  Daten  Aber  die  Tiersucht  mit  besonderer  Rack- 
eichi  auf  das  Possonyer  Oomitat.  —  Derselbe,  AlIatgasdasAgtÖrt^iielnii 
adaUkok.  Kfilönös  tekintettel  Possonymegy^re  II.  M6T  1907.  Daten 
aur  Geschichte  der  Viehzucht.  Mit  l)esond0rer  Rflcksicht  aus  das  Poaso 
nyer  Conntat  II.  Pecu.xny.  A..  A  felvideki  tot  nep  közgazdasÄgi  visco« 
nyain'd.  MCiS  UHU.  Pher  die  volkswirt-^clffiftliclien  Verhältnisse  der 
obenni<:nrischen  shivischen  BevölkernriL'^.  —  POk.  A.,  Häbon'isäg  F'sztergoni 
väros  CS  !i/  esztergoini  käpt.'dnii  kn/t  n  Vi'nn  miatt.  MGT  1904.  Künllikt 
zwischen  der  Statlt  Ksztergoiu  uml  ilein  Ksztergunier  Kapitel  wegen  der 
Zölle.  —  Derselbe,  KülkereKkedelmünk  föUendülese  a  14.  ssÄzadban. 
MGT  1903.   Der  Aufschwung  unseres  AussenhandeJs  im  14.  Jahrhundert. 

—  Derselbe,  Gasdas&gtört^nelmi  okirat-kivonatok  aa  esstergomi  fOkAp- 
talau  magftu*lev#lt&rib<)l.  MGT  1904.  WirtschaftsgeschichtUche  Auasflg« 
aus  Dokumenten  des  Privalarchives  des  Rsztergomer  Domkapitels.  — 
RkiZKER.  J..  Szeged  t-irtenete.  3.  k.:  Egyhü/.aV.  hitfelekezetek.  iskolak, 
ku/.niVivchseir.  kozi^a/.dasäg.  Szeged:  Engel  1902.  (542^  4'\  CJeschichte 
S/egeds     3.  Bd.:  Kirchen.  Konfessionen,  Schtilfn.  Kultur,  Volkswirtschaft. 

—  IJU8SAY,  (i.  L.,  A  niagyar  fürdök  nenizetuazdasägi  kerdct>e.  l'ngvj^r: 
Lcvai  1902.  (18)  8*^.  Die  v«»lkswirtschaftliche  Frage  der  ungarischen 
Bäder.  —  SOfiös,  P.,  Egy  fulu  a  töruk  idöbeu.  MGT  1902.  Ein  Dorf  lu 
der  TflrkensfHt.  —  STR4USZ,  A.,  Sserbia  kOagasdas:igi  viszanvai.  Buda- 
pest: Lampel  1903.  (91)  8^  (Iparosok  alvasAt&ra,  1—2.)  Serbiens  volks* 
wirtschaftliche  Verhältnisse.  —  SZABÖ,  E.,  Jegysetek  a  magyar  forrs« 
dalomn^l.  (Notes  sur  la  rävolution  hongroise.)  HS  1904.  Bemerkungen 
tib'r  die  ungarische  Revolution.  —  SzMOLLfeNT.  N.  Ketszäz  esstendo. 
Älagyarorszäg  6^  An^/fria  kö/gazdasiigi ,  ivh'^  p'Mizügyi  viszonyainnk 
ncps/.f'rü  isuKTtcti's.-.  küh^iios  tekintettel  a/,  Os/.träk-Magyar  hnnkrn.  Buda- 
pest:  Singer  <!t  Wnlfncr.  biz  1902.  i61)  8«.  Zw^HhiHHln  t  .luhre.  Voiks- 
tuMili<  be  Be>-'')irciluitiL'  der  •wirtschaftlichen,  hauptsacliljcli  der  tinanziellen 
Verhall üis.se  l  iigarns  und  Österreichs  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
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Ö.-U.  Bank.  -  SCHWEöEL,  J.,  Amerika  guzdaÄiigi  eletebui.  KS  1904. 
Aus  dem  wirtschaftlichen  Leben  Amerikas.  KS  1904  {607—614). 
TAKiia,  S.,  A  balkereskedök  kivÜtBä^ai  MagTaromägban  i328-t<)i 
17t4-ig.  MGT  1902.  Die  Privilegien  der  Wiener  Fischbtodler  in  Ungarn 
▼on  1328 — 1714.  —  Derselbe»  Ajt  els5  magyar  dehAny^monopolium  biqai. 
MGT  1902.  Die  Dbelst&nde  des  ersten  ungarischen  TabaKmonopols.  — 
Dersflf.e,  A  ma<ryar  kamara  lillapotn  1627—1628.  MOT  1903.  Der 
Zustand  der  ungarischen  Kammer  1627 — IB2H.  —  Derselbe,  A  rt'zpönz 
mint  on«z;Vfjo8  osapüs  1703-ban.  MGT  1908.  Das  Kiijiferirflfi  als  I.inulcs- 
kalauiilat  im  Jahre  1703.  —  Derselbe,  Ket  vihif»k<'re>keil»'lLui  czikkünk 
a  18.  szizadban.  AIGT  1903.  Zwei  ung.  Welthandel-  Artikel  im  18.  Jahr- 
hundert. —  TfiOLiS,  J.,  Hanyadmegye  közgazdasdgi  leirä«».  KS  1903. 
Volkawirtsdiaftliche  Beschreibung  des  Hunyader  Kcmitates.  —  Thibriko, 
O.,  Ntfpesed^sfink  k&tlorrAaai  a  mult  ssAsad  elsö  fel^ben.  Budapest:  Magy. 
Tnd.  Akad.  1908.  (114)  8^  (Brtekes^ek  a  t4rs.  tud.  kör^böi.)  Die 
Quelle  unserer  Bi  \  (ilkeruiiLr^Iiewecung  in  der  ersten  Hälfte  des  vorigen 
Jahrhunderte.  —  Kuzli  Mkkunti,  L.,  Domboväri  uradaJom  rendtart&sa 
1729-ben.  MGT  1902.  Das  Reglement  der  Dombovfiror  H»Trs«'haft  im 
.lahre  1721K  —  VanDEBLU'.  ¥.:  .^rii'^rika  köiigazda,S!ii:i  inv;i/.i<'ija  Kuröpäba, 
ford.  Ooldbori:»'!-  L.  Hudapet^t:  Singer  Wolfner  bi^oni.  1901$.  (61)8^. 
(K.  i.  u  M.  Közgazdasäg  b«^l.)  Amerikas  v ulk» wirtschaftliche  Invasion  in 
Europa,  übersetst  von  L.  Goldberger.  —  V^löZOTA,  G.,  Qr6i  Szechenyi 
Istvto  a  magyarorssAgi  Idversenyek  megalapitäsa.  MGT  1904.  Graf 
Stefan  Sa^ckenyi  und  die  GrOndung  der  ungarischen  Pferderennen.  — 
WmnB,  M.,  A  «inagyar  csukoripar  figlÖd^Sse.  Adal^k  a  inea6gasdas&gi 
ipar  raultja,  jeleae  €s  jOvöjähes.  2.  k.  1.  A  mag^ar  czukoripar  tört^tiete 
1888-ig.  2.  A  magyar  cztikoripar  jelene  es  jövöje.  Budapest:  Politzer 
biz  1902.  (XXI\'.  1375)  8«>.  Die  Entwickelung  der  ungarischen  Zuektr- 
iiidii'-tric.  Daten  zur  X^f^rirnnirPriheit.  ( lotroiiwart  und  Zukunft  der  land- 
wirtschaftlichen Jnduötrit'.  2  Hände:  I.  Lii-^i-lii<bte  d*'r  (ii>g.  Zncker- 
iudustrie  bis  1888.  2.  Geg»3nwart  und  ZuUunlt  der  ung.  Zuckerindiistrie. 
—  ZOLTAI,  L.,  Debrecen  200  6v  elött.  Gazdasägtört^nelmi  adatok.  MGT 

1902.  Debrecen  von  200  Jahren.  Wirt8chaftsge8cbichtli<^e  Daten.  — 
Derselbe,  Debrecen  vires  felalvitsgftlt  ssAmadisaa  1676—1684.  MGT 

1903.  Die  fiberprfiften  Hechnungen  der  Stadt  Debrecen  1676—1684.  — 
Derstlhe,  Debrecen  a  török  uralom  v^g^n.  A  varos  haztart.isn  1662  — 
1692.  MGT  1903.  Debrecen  beim  Ende  der  Türkenherrschaft.  Der 
städtische  Haushalt  1662 — 1692.  —  Derselbe,  Debreczen  a  török  urahtm 
vngen.  A  vAros  haztart!^«!n  1602—1(592.  III.  MGT  1^»0L  Debreczon 
am  Ende  der  Türkeuherrschaft.  Der  Haushalt  der  Stadt  1662—1692.  lU. 

I?.  BeTÖlkeraugsweseu.  Ausivanderung  und  Kolonisation. 

Abkö?i.  R.,  Az  Egyesalt-Allamok  a  bcvtlndorlis  eilen.  MGS  1903. 
Die  Vereinigten  Staaten  gegen  die  Einwanderung.  —  Harabäs,  E..  A 
nemsetis^gi  baukok  szekelyfOldi  acti6ja.    KS  1904.    Die  Aktion  der 
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NntionalitütenbBOkeil  im  8t#klerlande.  —  BüRNÄTH,  D..  Belso  muiikäsv&iH 
dorlteok  MagyarorszAgon.  KS  lä<>2.  Inländische  Arbeiter-Migrationen 
in  Unc:nrn.  Bodnär,  P.  (leßenyeiX  Bodropkr«?:  :i  kivAndorläs  szempont- 
jÄbol.  KS  liM)3.  Dir»  Bodrop^kA?:  nu«?  dem  (iesiehtBpunkte  d'^r  Aus- 
wanderung. —  Chklakh.  }\..  Emigration  bongroise  et  panslavisme  americain: 
comment  las  hongrois  devienaent  russes  en  Amerique.  La  Science  Social«* 
1902.  Ungarische  Auswanderung  und  amerikanischer  Panslavismus.  Wie 
die  Ungarn  in  Amerika  Boaien  werden.  ^  £BBRf  B.,  Sfonkab^r 
kivtodorlAa.  Budapest.  A  ssenft  kiad.  1902.  (68)  8^  (K.  1.  a  Magy. 
Kdxgasdae&gböi.)  Aibeitelofan  und  Auiwanderung.  —  Faraoö^  J.,  A 
canadai  magyarsAg.  KS  1902.  Das  üngartuni  in  Kanada.  —  GlDoFALTT. 
J.,  A  szdkely-iikcziö  a  hitelszövetkeaetek.  MGS  1902.  Die  Szeklt?r 
Aktion  und  die  Kreditgenossenschaften.  —  HegkdCs,  L..  A  szekelyek 
kivAndorlÄsn  Rom;^niAba.  A  roniiiniai  mairv'arjAp,  A  mnldovai  C8äng<'tk. 
A  kivsindorlas  okai  (»s  visszaimt.isa.  A  beteg  szdkelyföid.  Budapest.  Katz 
G.  biz.  1902.  (105)  S«.  (K.  1.  a  BS  böl).  Die  Auswanderujig  der  Srekler 
nach  Rumänien.  Das  rumänische  Ungartum.  Die  Moldauer  Csäugos. 
Uraaehen  und  Rflokwirkung  der  Auswanderung.  Das  kranke  Sa^Sklerland.  — 
Derselbe,  A  ss^kelydc  ki^todorlftsa  Romtotftba.  BS  1902.  Die  Aus- 
Wanderung  der  Sa^kler  nach  Rumlnien.  —  Derselbef  A  Idv&ndorlAsi 
congressusok  eredm^nye.  BS  1904.  Das  Ergebnis  der  Auswanderung»- 
kongresse.  —  Derselbe,  Anglia  bevilndurl^i  politikAja.  KS  1904. 
Ktiglands  Rinwanderungspoiitik.  —  Hkoyi,  J.,  A  mngyarorszägi  kivdndorlAs 
i\llapota  f's  roiidezfse  (Fiunio).  Kilii'in  biz.  1902.  (40)  8**.  Stand  und 
H-  L'-  Iuiiij;  der  iiii^urländischea  Au^wunderuna:  —  HOLEK,  S..  A  kivandoria« 
ki-nlesüht!/..  M(.i8  1902.  Zur  Auswaiideruiigöfrage.  —  T^frsflbp.  A 
kivÄndorlds  e»»  Kanada.  MOS  1903.  Die  Auswanderung  und  Kaiiuda.  — 
D  e  rs  e]  b  e,  Modem  n^pTftndorlfis.  MGS  1904.  Mod«me  VAlk«rwsDdemng. 
—  Ügyvödi  llselmek,  mint  a  kiTtodorl&i  okai.  Budapest.  Schmeics  J. 

1902.  (29)  8^.  GesehKfteleien  von  Advokaten  als  Ursachen  der  Aus- 
wanderung. —  Duntatuli  kiytodoriäsi  kongremaus  Si<tfokon  1902.  Kia^ja 
as  Orsz.  Mag>'.  Gazdas&gi  Egyesület.  Budapest.  P&tria  1902.  157)  8*. 
Au8wanderuiii:s  Koiii^rreß  jeoReits  der  Donau  in  Siöfok  1902.  Heraul» 
fjejreben  vom  l  iiir.  laiulw.  I.andeNkongTPÖ.  —  Kivt^ndorlfis.  a,  rs  hevAn- 
dorlÄ«  tnr\  t'ii\ li(»z;iNi  szali-.ilyozäsa,  MGS  1902.  Die  m'setzlicrhi»  Rogelung 
der  EuiwaiiileruiiL'  und  Auswanderung.  —  Ki%'i\ndorl:ts,  a.  jövöj»'.  MGS 

1903.  Die  Zukunft  der  Auswanderung.  —  iMiLUOFFüli,  S..  A  birtukkate- 
gori4k  hat4sa  kill.  tek.  a  n^pesedet>re.  Budapest.  Politzer  1902.  (80)  8®. 
Die  Wirkung  der  Besitikategorien  mit  besonderer  Rdcksiobt  auf  die  Be- 
völkerung. —  Ntbom,  L.,  A  bevtadorlAsröL  KS  1902.  Über  die  Bin- 
wandemng.  —  0G8EAT,  G.,  As  amerikai  kivtadorlAs  valödi  okai.  Budapest 
Franklin  1902.  (16)  8**.  Die  wahren  TTrsaoben  der  amerikanischen  Aus- 
wandfning.  —  PilKBRT,  A.,  Amerika  6b  Magyarorszftg.  Budapest.  PAtria 

1904.  (34)  80.  Amerika  ur>d  Ungarn.  —  PERKNYi,  D.,  A  kivändorlas 
iränyitr^sr»  s  hnsznnsit;'i<;n.  A  vis'^/nvrtndorläs  k»^rdese.  Budapest.  Nagel 
O.  1904.  ^34j  b".  Beeullius:^ung  und  2<utzbariuachung  der  Auswanderung. 


Digitized  by  Google 


J.  Maxdkllo:  Ungarn. 


2967 


Die  Frage  der  Kückwaiiderung.  —  RoZöa,  M.,  Argcntinm  kozgazdasägi 
viszoujai  €ü  bevändorläsa.  KS  1902.  Die  wirtschafUichen  Verhältnisse 
und  ^9  Einwanderung  in  Argentinien.  —  S.  D.,  A  kivindorläai  mosga- 
lomnak  4»  as  amerikei  magyarok  heljset^nek  iemerteMse.  Ai  O.  M.  6.  B. 
kiadtw.  Budapett.  P&tria  1904.  (81)  8*.  Die  Auswanderangabewegnng 
und  die  Lage  der  Ungarn  in  Amerika.  ^  Ss^kelj  kongreeszus  C«ik> 
Tusnädon  1902.  Kiadju  az  Orsz.  Magy.  Gazdasägi  Egyesület.  Budapest. 
Pätria  1902.  (696)  8«.  Sz^kler  Kongreß  in  Csik-Tusndd  1002.  —  SziLVEK. 
KivändorlAs.  IVi-  Lechner  K.  biz.  1903  (76)  8".  Auswanderung.  — 
SZÖKE.  M.,  Pusztuli»  vereink.  (Adatok  a  sz^kelv  kt'rdesliezV  Bridapest. 
Psltria  HK»2.  (24)  8^.  (Szekely  kungr.  közp.  irodäja.)  Unsere  zugrunde- 
gehenden Brüder  (Daten  zur  Szöklerfrage).  —  Thirbing,  G.,  A  mi^aror- 
szAgi  kiTtodorlto  H  a  kftlfOldi  magyanAg.  Budapest.  Kilito  biz.  1904. 
(X,  367)  8*.  Die  ungarl&ndiaciie  Auswandemng  und  das  üngartum  im 
Anaiande.  —  ViSViBT,  J.,  Aa  tj  TindorlAsi  tOrrenjek  a  jogr^delem 
ssempontjiböl.  Jog&llam,  4,  1903.  Die  neuen  Auffwanderanga-Oeaetae 
ao8  dem  Oeaiehtapankte  des  Recfatsadrataes. 

Y.  Soziale  Fra^e  und  Boform«  Kapital  und  Arbeit. 
8o2ialiamii3.  AimeDwesen. 

Programm  der  ungarischen  Ackerbauarbeiter,  Kteinbofbauer  und 

Kleingewerbetreibenden,  wonach  dieselben  streben,  untt  r  dem  Titel:  Un- 
abbAngige  Christliche  Arbeiterpartei.  Wien.  J.  Fazekas  (1902).  (8;  8^. 
—  "Magyar  agr^r^znciülistiVk  ^^B.  A.).  MOS  1903.  Unc'Mri'if'lip  Agrar- 
süzialisten.  —  ArlM-ilerbewetruii?.  —  ans  der  Geschichte  der  iitJL'iirläudi- 
BChen.  Budapest  li>04.  S(lzial(l(!mokrati^che  Partei  Ungarns.  S'\  liU  p. — 
Balog,  E.,  UtniulataÄ  a  fogyasztiiwii  szuvetkezetek  alapiti^sära  6b  vezetösere. 
Budapest.  Stephaueum  n  1903.  (99)  8^  Wegweiser  zur  Gründung  und 
Verwaltung  der  Konsamgenossenscshaften.  —  BALis,  J.,  SsOvetkeaeti  ut- 
mntatö.  A  ssöTetkeaeti  figf  Magyarorss^gon.  A  ssövetkeaetek  fajai  4» 
tserreMte.  As  iga^td  ^  felfigyelO-biaottsAgok  jogai  ^  kMeleai^fei. 
Budapest  Lampel  1902.  (112)  8*.  Genossenscbaftswegweiser.  —  Bakst,  L., 
A  munkiisosztäly  helyzete.  A  munkä.sniozgaIoni.  A  szocialisinu.s.  New« 
York  T^'ichmann,  A.  ny  1S>03.  {UV\  8".  Die  Lage  der  Arlji-ittrklasse. 
Die  Ari^eiterbewegunt,'  des  Scizialistmis.  —  Baron.  .T.  E..  Warum  trinkt 
der  Art)eiter?  Ein  Mahnruf  an  die  .Antialknhcii-teii  ("iitjanis.  Von  M. 
E.  Krudner.  Budapest.  Heniusgegehtn  v.  düuL&ch.  Arbeiter-Bildungs- 
verein  Vorwärts  1902.  (23)  8».  —  BauMCURTEN,  N.,  Ipari  veszöly.  Buda^ 
pest.  Grill  bis.  1908.  (32)  8^  (K.  1.  a  Jogtnd.  EöxlOnyböl.)  Gefahren 
beim  Gewerbe.  —  BKBNiTB,  J»,  Saociilis  nerel^s*  MGS  1903.  Soaiale 
Eraiehung.  —  BüDlBLAGE,  J.,  A  tArsadalmi  ktfrd^  mibenl^te  megol- 
ds\8a.  Ford.  Kiss,  J.  Budapest.  Sat-Istvan  tArs.  bis.  1908.  (VIII, 
288)  8^.  Das  Wesen  der  sozialen  Frage  und  ihre  Lösung.  Übersetzt.  — 
BOKOR,  f!..  Ar.  ipari  munkitsok  baleset  eilen  valö  Mztositäsa.  KS  1903. 
Die  Versicherung  der  gewerblichen  Arbeiter  gegen  Unfälle.  —  BUPAY,  L,, 
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Ädatük  :i  muiikalil  uiyi"!  KS  1903.  Dal»  r  n)er  Arbeirslosijjkeit. 
BUNZKL,  J..  Die  Lage  der  uiigarispheii  Lamiarbeitt  r.  Arch.  f.  so^.  ('i»-s. 
ti  Strit.  1902.  !)fM"selbe,  Die  Ln<r«^  d»^r  «j«'\v<'rblicheii  Arl)eiter  in 
L  iigaru.  Zeit^eiir.  f  Volk<w.  Soz-iHd.  u.  \  erw.  i'M2.  —  ClNCiXNATlS. 
Gazilasiigi  türsadaliDi  imijika.  MG8  liH)4.  Soziale  Wirtschaftsarbeit.  — 
CsEPELA,  L.,  Nagripari  kereszteiiy  sisoeialismus.  Uzd.  Csepela  1903.  (79) 
8^  Christlicher  Soxialismu«  in  der  OroAinduitri«.  CaiZMADlA.  S.^  Kik 
ftroUak  a  nyAron?  Irta  Keleciönyi  Gr.  Budapest.  N^paaava  könyykere»k. 
1902.  (SO)  16^  Wer  hat  im  Sommer  geerntet?  —  Derselbe,  Mit  akarunk: 
A  magyaroraaigi  saoosiildemokrata  pärt  prognmmjaDak  magyarftaata. 
Budapest.  N^pssatra  1903.  i78)  8*.  Was  wir  wollen:  Erklärung  de» 
Pn  £,fr:inims  der  ungarländischen  soziald-n:  kratisoheii  Partei.  —  Czett- 
LKK,  J.,  Millfrandek  .socializninsa.    M(}S  D'^r  Si)zialistiiiä>  der  An* 

bänger  MÜl.Tiuids. —  Der.selbe,  A  gaidusaLi  nev*  Ifstol.  MdS  11H)3.  Die 
wirtHchaftiii  ho  Krziehung.  —  DiKS.'^EL.  G.,  A  inunkM  ;i  hil  vilago.ssajzaban. 
IIozzü«z<>iaa  a  szociälts  kürde.s  oiegoldastiboz.  2-ik  kiad.  Ford.  Erdn^üj,  J. 
fisztergom.  Bua&rovits  6.  1903.  (171)  S^.  Die  Arbeit  im  Lichte  des 
Glaubens.  Worte  zw  Lösung  der  socialen  Frage.  2.  Aufl.  (Ibersetxt  r. 
J.  ErdösBj.  —  DOBNSBf  B.,  SsdTetkeaeti  moagalmak  ds  kfiadelmek 
D&ai&ban.  MOS  1903.  Genossensdiafta-Bewegungen  und  Kftmpfe  in 
Dänemark.  —  Ekdossi,  K.,  Szooziali.s  vez^rkönjv  katbolikus  .leg^ny*, 
ifjusagi-  es  niunkAsegyesületek  alakitasAra  vezetehere.  Budapest.  Szt. 
l.stvAn  Tars  VMH.  (371)  H^.  Sozialer  I^eitfaden  zur  Gründung  und  I^eituiig 
kjithn!isrh#»r  Gesellen-,  Ju^^eud-  und  Arbeitervereinigungen.  —  Pri»tt<knll 
des  2.  Kungresses  der  Ungarlandiscrben  Fach-  und  Bildungsvei  eine.  Butla- 
pest.  25. — 27.  Dezember  1901.  Herausgegeben  vom  Exekutiv-Komitee 
des  Ungarländischen  Gewerkscbaftsrates.  Budaptii>t.  Druck  von  Fried 
&  Krakauer  1902.  (63)  8**.  Dasselbe  ungarisch.  —  FiT,  Gt.,  Aa  orssftgoe 
gaadas&gi  munkAs«  69  cselödpönst&r.  Budapest.  Kfiasegi  nyomihe  1904. 
(112)  8*>.  —  KOaigaagat&r  kAnyvt&r.  Die  Landeskassa  der  land* 
wirtschaftlichen  Arbeiter  und  Dienstboten.  —  J..  A  nor- 

m<\l  munkanap  es  a  munkaközi  szünetek.  £16addi  tervezet.  HS  1902. 
Der  Xornialarbeit.stag  und  die  Arbeitspausen.  Referenten-Entwurf.  — 
F'>'_ y:iszt<'ik,  a,  szervo^k'-dosf-ii^k  s/,ocii'ilpi>litikai  jelentösege.  MOS  19(>2. 
Die  sozialpolitische  llideutung  »ier  Organisation  der  Konsumenten.  — 
Maijyarürszagi,  a,  friMiiii\el<>  munk^^sok  es  kis^azilük  1897-ben  (^egleden 
tartoti  t'lso  8zakk*'u^) '  ^szusanak  jegvzököuyve.  A  kongresszusi  jegyzok 
jegyzäse  H  Vftrkonji  J.  ätdo]go«ftsa  ut&n.  Kia^ja  a  Földmivelö  saerkess- 
t»8^ge.  Hodmezöv&sArhelj:  LäVai  F.  1902.  (62)  8>.  Protokoll  de«  von 
Ungarns  Adeerbauarbeitern  und  kleinen  Landvirten  im  J.  1897  au  Caegied 
abgehaltenen  ersten  FacbkoDgres^es.  —  Fönök  es  alkalmazott.  Szocaialist' 
tikus  tanulmAny.  Budapest.  Grünbauni  1902.  (32)  16".  Chef  und  .\u- 
g<'stellter.  Sr»/jaljHtisehe  Siudie.  —  Gallovjch,  J..  Krapotkin  herceg  elete 
s  aiKirkisztikus  reinlN/,ere.  I^inl-ipe^t.  Kilian  biz.  liK)7.  ißS)  S^.  Leben 
und  !inareliis!i>eli<'!.  Sy>teu)  des  Prüfer  Krapotkin.  —  GaRAMI,  K.,  Tudni- 
valt»k  az  iparelelügyelüt  koreböl.    Budapet^t.    Lampel  R.  1902.    ^^30;  S'^. 
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Wissenswertes  au*;  dem  Kreise  fler  Oowerbeinspektoren.  —  D*. rsolho,  A 
Halesfttl)izlu.sit<>  türvenytervezel.  flS  r.K>B.  Gesetzentwurf  ufxT  Unfall- 
versicherunor.  —  (Jelleri,  M.,  Öuciälis  napi  ker<i«f>ek.  Jiud;i|iH>(.  iSinper 
&  Wolfiier  1903.  ^604)  8".  Soziale  Tagesfrageu.  —  GkOcze,  .S..  A  küjsep- 
OBst&}y  raegighod&sa.   MGS  1904.    Die  B«geneitition  der  Mittelklasse. 

—  Gbbstib,  M.,  A  meeterinasok  v^delme.  KS  im.  Der  Schut«  der 
Lehrlinge.  ~  GiDÖFiLTT,  J ,  A  kOz^piikola  nasdasftgi  •ooiAlis  feladata. 
MGS.  Die  wirttcbaftlidie  und  soda]e  Aufgabe  der  Mitteleehnle.  —  Sia- 
balyzat  as  eUmgv-ott  gyermekek  vedelm^röl.  Hiv.  kiadas.  Kia^ja  a  ni. 
kir.  belüfryminister.  Budapest.  Toldi  bizom.  1903.  (34)  4".  Regulativ 
über  den  Schutz  verlassener  Kinder.  Amtliche  Ausgabe,  —  Hamvas.  F., 
Äz  üj  va<^Amapi  uiunkaszünct.  Hivatalos  tör\ cuyek  6^  reiuleletek  alapjän. 
Budapest.  Barta  1903.  fl;>>  16",  Die  neue  .Sonutagsruhe.  Auf  (inind 
der  amtlichen  Gesetze  und  V'erordnuDgeu.  —  HkgedCs,  L.,  Az  angol 
munkternuzgalom  ir&nja.  HS  1902.  Die  Richtung  der  englischen  Arbeiter- 
bewegung. —  HOVBAUBB,  J.,  A  betegtiegeivzö  egjleteJc  eilen!  N^hfojatö 
a  nagTkdaOns^ig  ^  orvosokfaos.  Badapest.  Dobrowsky  &  Frankei  1908. 
(13)  8^.  Wider  die  Krankenuntentfltiungsvereinel  flSnige  Worte  an 
das  Pablikum  und  an  die  Arzte.  —  HOLEK.  S..  A  közflseniek  muuicipali> 
zfi'Asa.  MGS  1904.  Die  Muniaipalisioruug  der  öffentlichMi  Betriebe.  — 
Ht  >/.AK.  K.,  Sz<'izat  a  kereszteriy  niurikAsokhoz.  liibemllKmufs.  Szooinl- 
cleuiukracia.  Kereszteny  szocializmus.  Budapest.  Szt.-Ist vän-tiirs  1903. 
(20,1  8^.  Aufruf  an  die  christlichen  Arbeiter.  Liberalismus.  Sozial- 
demokratie. Christlicher  Sozialismus.  --  Derselbe,  Korunk  sehe  a 
nyomor  r&meaedAt  SsociUii  k^rd^s.  Budapest.  SaersO  1903.  (16)  8^. 
Die  Wunde  unserer  Zeit  und  die  Zolleinbeber  dee  Elends.  —  IparfelflgylOk, 

—  am.  k.,  tev^kenvs^ge  as  1901.  6rhen.  Kia^ja  a  kereskedelemfigyi  m. 
k  minister.  Budapest.  Athenaeum  1902.  (Ltl,  496)  8*.  Die  Tätigkeit 
der  k.  ung.  Gewerbeinspektoren  im  J.  1903.  —  Iparfelügyelök,  —  am, 
tev^enjs^ge  az  1903  evben.  Budapest.  M.  k.  KercskedelcmHgyi  mini- 
st eriuni  1904.  (XCl,  668)  8'\  Tätigkeit  der  k.  nng-  (tewerbein^ektoren 
im  J,  1903.  —  .TAszAl.  S..  A  .•^zak*  ;,''ve'iiileti  inozL^alora  Mag\arorszi\gon. 
Budapest.  S^akbzervezeti  TnnAcs  1U04.  48  p.  Die  Gewerkvereinsbowegung 
in  Cugarn.   Budapest.   7.  Komm,  beim  Fachorgauisiationsrate  1904  (48  p.). 

—  JodB,  L.,  A  bermozgalomr6l.  BS  1908.  Über  die  lit^nbewegung.  — 
Derselbe,  A  reformista  sodalismus.  BS  1901.  Der  Relonuisten-So- 
atnlismuB.  —  KlLDOB,  I.,  KülOnbözik<e  a  prolet&r-osst/Uybarc  as  eddigi 
<>satAlyharcokt4)t.  HS  1908.  Ist  der  Proletarier-Klassenkampf  ▼erschieden 
von  den  bisherigen  Klass-Miküniiif-  n".'  —  KaPI.  B.,  A  munk;iskerd<^H  es  a 
kereszt^ny  erkölcstan.  Budapest.  Kgirenberger  biz.  1902.  (75)8".  Die  Ar- 
beiterfrage und  die  christliche  Moral.  —  Kaksai.  S.,  Az  elhagyott  gyermekek 
vedelmerol  or.nh'^  1901.  evi  VITI.  es  XXI.  t.-czikk,  \  allamint  n?  ezek  vö^rt^- 
hajfasn  f A rc \ '( 1 1 an  kiadott  l'.'o.i  evi  1.  sz.  B.  ni.  szabalyreiid.  iiiayyarä/.ata. 
Az  elu^2<H  irta  Hosnyak.    Budapest.    ( >rsz.  kozp.  kiy/.s.  ny.  1903. 

228)  8".  (Közigazgatäsi  könyvtAr  V.  5.,  6.  az.)  Scbuts  der  ver- 
lassenen Kinder.   Erläuterung  des  G.A.  VIII  und  XXI  vom  J.  1901  Aber 
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den  Schutz  der  verlassenen  Kindor.  ferner  der  in  Angelefrfnhfit  der 
Durchführung  derselben  herausgegebenen  Wrordmine  de«!  Minist 'nmii>; 
des  Innern.  Zahl  1  vom  .T.  1903.  —  KäUTj^ky.  K..  Miirx  giizdu^ü^i  imiHi. 
Nöpszerü  iätuertetäs  Luugyaräzut.  Ford.  Guruuii,  E.  Budapest.  Fo- 
litsorl903.  (XV,  239)  S«.  (T&Kadalomtadom&nyi  kOnjvt&r,  4.  kOtet)  Die 
«irttohattliefaen  Theorien  Matxl  VolkaiftmUche  Danteilung  und  Erlftute- 
rang.  Obenetat  von  B.  Qaramt.  KsLlGSäm,  Ot.,  A  koldiis{><nBtir. 
Budapeet.  N^pnava  ktayrk.  1908.  (8S)  16<».  Die  Bettleriraaee.  —  Der- 
selbe, Szözat  anöldiöz.  Budapest.  N^pesava  1903.  (32)  16*'.  Ansprache 
an  die  Fraupn.  —  Derselbe,  Szrtzat  a  nökhöz.  2.  kiad.  Budapest. 
N<^psz:iva  1904.  '48)  16».  Ansprache  an  di*-  Frauen.  —  Kklex.  .T..  A 
g-yeruiekmunka  vedelme  Nt-metorffzAg^han.  1  ars;id!iloiii})olitikai  kOzlemenyek 
1  f  1904.  Der  Schutz  der  Kinderarbeit  iu  Deutschiaiid.  —  Kkmkn'Y.  .T., 
A  szüvetkezetek  ha^ankban.  Budapest.  Lampel  1903.  (76)  8^.  (Magv, 
keresk.  könyvt.)  Die  Genossenschaften  iii  unserem  Vaterlande*  KLUDIE,  J., 
Szegdnvügy  ^  eaod&lismua.  Budapest.  Saerzö  saj.  1902.  (187)  8**. 
Armenireeen  und  SosiaUsmus.  —  KOBMIB,  S.,  TAnadalmi  kOteless^geiBk 
a  jötäkonysftg  ter4n.  MGS  1902.  Unsere  gesellschaftlicfaen  Veipflich- 
tungen  auf  dem  Gebiete  der  Wohltätigkeit.  —  Közi^^azgatils,  —  a.  8zociälia 
feladaUi.  MGS.  (349—357,  461—468).  Die  soziüleu  Aufgaben  der  Ad- 
ministration. —  LAFA.BÖÜK,  P.,  A  ^a/.daÄftgi  niat.Mialismus  Marx  Käroly 
tanai  alnpjäa,  forditotta  Aljiäri  < ! yula.  Budape-^t  Nep.szava  1903.  (711  8». 
Der  wirlM'haftliche  Matenalisuiuei  auf  Basis  der  Lebren  Karl  Marx*.  Über- 
setzt. —  Lazak,  2s..  Liberalismus  es  szociÄldemokräcia.  HS  19Ü2.  Liberalis- 
mus und  Sozialdemokratie.  —  LePlat,  A  munkÄsviszouyok  reformja.  Ford. 

her.  OeOcxe  Saroltai  a  ford.  Atn^ate  Wildner.  Budapest.  M.  tnd.  Akad. 
1909.  (XXIII,  899)  S^.  Die  Beform  der  Arbeitenrerblltnitse.  Übet" 
setst  —  LBOPOliDf  L.f  As  olaas  ssociftliBmus.  HS  1908.  Der  italienisdie  So- 
zialismus. —  HiDAT,  A.,  A  nAk  ^eli  munk^inak  törr4nyes  szab&Iyos&sa 
(Nenuetk.  törv,  munk&sv6d.  egyes.  magyarorsz&gi osstMja.  HS  1903.  —  Die 
gesetzliche  K<?gelung  der  Nachtarbeit  der  Frniif^ii.  —  MjüLäTU,  J.  Gr..  A 
nemzt'tkö?:!.  n>'nizr'tt  kere<?xt(^nT  szonialismusnW.  Hudapest.  Kili;1n  1903, 
(15)  H<*.   flxT  den  iiitcriiatiuiijih'ii.  nationalen  und  christlichen  Soziaiisinii". 

—  DtTselbe,  .Süociälpuiilikui  lunulaiäiiyui  es  beszedei.  Budapest.  Kilian 
biz.  1903.  ^292;  8**.  J.  Maiiäths  sozialpolitische  Studien  und  Reden.  — 
DerselbOt  A  t&nadalmi  ferjlüd^s  irfinyai  ^s  a  «xociilis  ^rs^.  MOS. 
Die  Richtungen  der  sozialen  Entwidcelung  und  das  soziale  GefOhl. 

—  Derselbe,  Magyarom&g  mezdgasdas&gi  munk^ainak  heljset^rdl. 
L,  II.  (La  Situation  des  ouvriers  de  rursux  en  Hongrie.)  ES  1904. 
Ober  die  Lage  ungarischer  landwirtschaftlicher  Arbeit<^r.  —  Derselbe, 
Map-yar  munkilsinozgalmak  sociAIi.s  tovekenyscg.  M(LS  1904.  I'npv- 
rijf'hf  .\rbeiterb»'w<-j,'un<;t'n  und  soziale  Tätigkeit.  —  Magyar  munküs- 
vüdol»-in.  M<lSl?W>-i.  L  iiiiarisolier  Arbeiterschutz.  —  MaRTON,  S..  Sfir«^ly- 
nyujt;'ii>  iis  tivt.iiit»  ,dkt'd<*>fk  halt'.seteknel  es  üzemmejjbetegedeseknel.  2. 
jav.  ^8  böv.  kiud.  Hudui.est.  Lampe!  biz.  19ü2.  (9(i)  8".  Hilfeleistung 
und  Schiitzvorkohrungen  bei  Unfällen  und  Betriebskrankheiten.  —  Mattta- 
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SOVSm,  M.,  A  gasdaa«^  mankisok  4b  osel^dek  bistotitftsa.  KS  1903. 

Die  Vefrioheruiig  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Dienstboten.  — 
KmBIHO,  F.,  Kant  es  Marx.  HS  1904.  Kant  &  Marx.  —  MilhoPFER.  S., 
A  kereskedelmi  foi:yas/.ti'i9i  szövotkezetek.  Budapest.  Politzer  biz.  UH>3. 
(16)  8*.  Die  Handels-  und  Konsuini^enossensobnften.  —  MOLDOVANYI.  .1.. 
A  ^ufagyari  munk^ok  vedelmo.  1.  KS  1904.  Der  Schutz  der  Zünd- 
hülzchenarbeiter.  —  Munkusok  balesot  eilen  valö  biztositäsa.  L  Ha^ai 
6a  kCUföldi  anyaggyäjtemeny.  2.  Törvöujjavaslat  äs  indokoläs.  Kiadja 
a  keresk.  m.  k.  miniaster.  Budapett.  Atiienaeain  bis.  1903.  3  k.  8**. 
Vetricherang  der  Arbeiter  gegen  ünfiüle.  1.  In.'  und  aoslindisdie  Materi- 
aliemantmlung.  2.  Gesetsentwurf  und  Motivierung.  —  AllamTanitak,  a 
m.  kir.,  xnunkAaaihoz.  Budapest  Fried  ft  Krakauer  nj.  (1903).  (7)  8^ 
An  die  Arbeiter  der  k.  ong.  StaatsbahriPn.  —  NaqY,  G.,  Mit  Ig^r  mit 
ad  a  srociÄldeniokrÄcia.  Budapest.  Szt.  Istvän-t&rs.  1903.  (180)  8*^. 
(A  ma^yar  nfep  könyvtAra,  11.  köt.)  Was  vorspricht  und  was  gibt  die 
Soziuldemokiatie?  —  Navay,  L.,  A  vdrmegye  szociälpolitikai  hivatdsa. 
BS  1903.  Der  flozialpulitische  Beruf  des  Komitatos.  —  Navratil,  A., 
A  taräadaluii  uiuzeuui  intezmeny  külföldün  es  baziiukbau.  KS  1903.  Die 
LMÜttttion  det  Soaalmineiiine  im  Audande  und  in  unMrem  Vat»iande. 

—  Derselbe,  Jeleotte  a  tArsadalmi  rnftsenm  berendesMt^l  äe  annak 
elad  6wi  monkäsagArOl.  Budapest  Atbenaeum  1908.  (Vm,  Btf)  8^ 
Bericht  ftber  die  Einrichtung  des  Sosialmuseums  und  Aber  dessen  erst- 
jährige Tätigkeit. —  Derselbe,  üj  törv^nyjavaslatunk  a  eiOTetkezetekröI. 
KS  1904.  Der  neue  ung.  Gesetzentwurf  über  die  Genossenschaften.  — 
Politikai  sociälis  harc  Belgitimban.  M(!S  19(14.  Der  politische  und 
poziii  ■  Kampf  in  BelLnen.  —  Päöztuory,  I.econte  de  Lisle  eszmenyi 
ezocializmusa.  Aihenaeum  1902.  Der  ide.distisrlie  Sozialismus  Leconte 
de  Lisles.  —  POPOVlTbCU,  M.,  Die  soziaidemokratisebe  Bewegung  in 
Kroatien.  Neue  Zeit  1902.  —  Pöb,  0.,  Az  agr&rk6rd^  az  i^abb  ssooia' 
lista  irodalomban.  HS  1908.  Die  Agrarfrage  iu  neueren  sosialtsttsohen 
Literatur.  —  Seholpe  Oyflrgy  a  munkftslakftsfigj.  Irta  egy  possonyi 
polgftr.  Poasony.  Heckenast,  S.,  nt&dai  bisom  1904.  (49)  8^  G.  Schulpe 
und  die  Arbeiterwohnungsfrage.    Verfaßt  von  einem  Pozsonyer  Bürger. 

—  SOMOOTI,  B.,  Godin  Jänos  Andr&s  a  Guise-i  Familisterium.  Buda- 
pest. Lampel.  R.  1904.  (62)  8®.  (Iparosok  olvasötära.)  J.  A.  Godin 
und  das  Guise  funiilistcre    —  Spectator,  A  szövetkezeti  tanAcs.  MdS 

1903.  Der  Geuo-ssenscbaftsrat.  —  SZABÖ,  E.,  Munkäsmoz^alom :  Vissza- 
pillantäs  az  1902.  övre.  HS  1903.  Arbeiterbewegung,  liückblick  auf 
das  Jahr  1902.  —  Derselbe,  A  munk&smuzgalom  1903-ban.  HS  1904. 
Die  Arbdterbewegung  im  J.  1903.  —  Derselbe,  A  ssocialismus.  HS 

1904.  Der  Sosialismus.  —  Siuxolczai,  A.,  A  munkäsok  baleset  eileni 
biatontftsa.  Tdrsadalompolitikai  köslem^nyek.  1  f.  1904.  Die  Arbeiter* 
Unfall  Versicherung.  —  Ssakszervezeti  Tam'ics,  magy.,  v»^grebajt('»bizott- 
«'i;:;ui:ik  jeletit^e  a  szakegyesületi  moxgalom  ällAsiln'il.  Budapest  1904. 
8*.  12  p.  T'nirari^eli"r  (i.  werksvereinsrat.  —  S/.i:*;i:T»Y-MASZÄK,  E.,  A 
muuk^vödelem  feiudatai  u  tuburkulosiseileues  küzdeleuiben.   1.,  Ii.  KS 
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1904.  Die  Aufgaben  des  ArbeiterschuUes  im  Kampfe  gegeu  die  Tuber- 
kulose* —  Sserbek,  a,  szftvetkeeetei.  MGS  1903.  Die  GenoOTetudmftea 
der  Serben.  —  Skilvkk,  L.,  SztrAjk  mindenfel^.   P^.  Leebner  bisoto. 

1902.  (59)  8*  Strike  aHentbalben.  —  Derselbe,  As  indivtdoalisiiiufl 
cso4j(je  a  «iisdas&gban.  Budapest.  Ssersd  1903.  (56)  8».  70  f.  (K.  1.  a 
Kath.  Ssemleböl.)  Der  Bankerott  des  Individualismus  in  der  Wirtscbaft.  — 
Derselbe,  Az  individualizmus  csi'idje  a  gazdacAgban*  P^s.  Lechner,  K. 
biz.  1908.   (55)  8".   Der  Bankerott  des  Individualismus  in  d*T  Wirtscbaft. 

—  Derselbe.  EgyhSt       szociÄldemokrAcia.    PfTs.    Lr-flmer.  K.  biztmi. 

1903.  (92)  H**.  l>i(i  Kirciie  uinl  die  Sozialdeiiuikrati«'.  Szucialista 
dirikok  kunyviärji.  2.  es  3.  f.  Huilupest  1903.  2  f.  8".  (2.  A  diAkokhoz. 
(31.)  3.  Bevezetö  a  tärsadalomtudomany  tauulm&ny&ba.  (32.)  1903. 
BibUoihek  der  sonalistiscben  Studenten.  An  die  Studenten.  üSnleituDg 
in  das  Studium  der  Sosialwissenachaft.  —  MagTarorss&gi,  a,  ssocsi&l- 
demokrata  p&rt  1902.  mArosius  30.,  31.  ^s  ftpriJis  Mn  Budapesten  tartott 
9.  pi\rtg\äl«5e6nek  jegyz6könyve.  Budapest.  Näpssava  könyvk.  19<J2. 
(122)  8«.  Protokoll  der  9..  am  30.  März,  31.  Mira  und  l.  April  1902 
in  Budapest  ubgebaltenen  Parteiversauimluug  der  un^arländisehen  pozinl- 
demokrutiscben  Partei.  —  MagyarorszAgi,  s/or/ii^ldemokrata  p;'irt  l^UH. 
Ajir.  12..  13.,  14-111  Hiulripe.steri  t:»rtott  10-ik  ]i.irtt:yuit>senek  jogy^ukony vc» 
Gyur>fr«ti  jejryzeick  nlapJAn.  Budapest.  iVtp.Nzavu  liK)3.  (142)  8*^.  Pro 
toküU  der  am  12.,  13.,  14.  .\pril  1903  in  Budapest  abgehaltenen  10.  Partei- 
versammlunf^  der  ungarlindischen  soiialdomokratiscben  Partei.  —  A  saoeiiil- 
demokr&czia  eTanfr^linma  k^rd^sekben  s  (eleletekben.  Igas  tanok  a  magjar 
munk&sn^pnek.  2.  kiad.  Budapest.  X^psiava  1904.  (32)  16*.  Das 
BTangelium  der  Soiialdemokratie  in  Fragen  und  Antworten.  Wahre 
Lehren  an  die  un;rar.  Arbeiterschaft.  —  Magyar  szociAlistAk.  MGS  1908. 
Ungarische  Sozialisten.  -  -  •vetkezoti  törvenyhn/A'^unk  reformjAr»'»!,  — 
K«''r(h''sek  f'H  vclfmpfjyf'k.  Hii(i:iiie<;t.  Kilian  biz.  1903.  (ö2)  H**.  Fnigen 
und  Mt'inungeii  üb«'r  die  Reform  unserer  G('nosson8chaftj^L""<*'izL'''l»ung.  — 
Szovetkezeti  törvtMiyjavaslat  ti'ir^yalasa.  MOS  1901.  1  >je  \  erbandluiii: 
des  (Jeuuss>enschaftsj.Msetzentwurfe8.  —  SzOvetkezeti  uiuzgalmak  es  küz- 
delmek  D&ni&ban.  MGS  1903.  Genosseuscbaftsbewegungen  und.  -K&mpfe 
in  Dftnemark.  ^  Staudikoeb,  F.,  Kant  ^s  a  ssoci&lisnius.  HS  1904. 
Kant  und  der  Sosialismus.  Hol  as  igassftg?  A  kflauti  alkalmasottak 
sztr&jkja  ^s  a  villamos  panama.  Budapest  NöpsaaTa  1903.  (&9)  8*. 
Wo  ist  die  Wahrheit?  Der  Strike  der  Strassenbahnangestellten  und  das 
elektr.  Panama.  —  A  sztrajkn'il.  aMüS  1904.  Der  Strike.  —  Tisza.  I, 
.\  szor'iAlisinus  es  nz  egyhaz.  Bu<lapt'Nt.  IIornyAnszky,  V.  1903.  (22)  8". 
1  >er  .Sozialismus  und  (Vm'  Kirf^hf.  —  TtM?o«iAN'Yi.  .1.  ENOFT,.  7.i^.,  Szocio- 
li'Ufiai  jrgy/>'tt'k  a  gy«;j  ii»eUv(-a«*it.'iii  n*^liaiiy  kertle.-ehez.  Kudapt'-t.  I)n- 
bruvszky  es  Frank«;  I9U3.  (29)  16**.  Soziologische  Notiz»;n  zu  eiiiii.'Oii 
Fragen  de»  KinderMchutzeM.  - —  Dieselben,  Az  elhagyott  gyermekek  son» 
AngliAhnn  Ah  OlassorsEAgbati.  Burlapest.  DobroTszky  ös  Franke  1903. 
(112^  S**.   Das  Srhirkxal  der  verlassenen  Kinder  in  England  und  Italien. 

—  V'ajda,  A.,  SsOvetkeseti  kärdcsek  jelosfil  fogyasstö  48  termelö  saövet« 
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k*'7:«»tf>kn«^l.  Budapest.  Egi;enbeigtT  11)03,  (83)  8",  Genosseusehaltiiche 
Fragen  insbesondere  bei  Konsum-  und  Produktionsgenossenschaften.  — 
Derselbe,  Weitlinfr  Vilmos  a  legelsö  n^met  kommuDiit»  ^lete  tani- 
t&sa.  FAgg.)  egy  szeg^ny  bftoOfl  erang^Iiuma.  Budapest  Ntfpuava  1904. 
(158)  8*^.  Leben  und  Lebren  Wilhelm  WeiUings,  des  ersten  deutschen 
Kommunisten.  Anhang:  Evangelium  eines  armen  Sflnders.  —  Wilutsk,  J., 
Tiz  6v.  A  szerveakedösröl.  A  hudapcsii  aszt:ilosseg^dek  szakegylet(?nek 
törtenete.  Budapest.  Krammer  6s  Erbardt  1903.  (32)  8».  Zehn  Jahre. 
Von  der  Organisation.  Geschichte  des  Fach%'ereins  der  HiiHai>csf  er  Tischler- 
gesellen. —  Wolfner,  P..  MuiikAstanfnlvaniuk.  HS  19<)H.  Arbeiterlehr- 
kurse. —  T")er8elbe,  Munka^itaiifolyauiaink  ereduieiiyüi  s  tanulsAfrni.  HS 
(5t>  — GU)  liK>4.  Die  Kesultate  und  Lehren  unserer  Arbeiterlebrkurse.  — 
Derselbe,  A  Dornet  szociäUsmus  reviziöja.  B8  1903.  Die  Revision 
des  deutsehen  Sosialismus.  —  ZlQiMT,  Z.,  A  magyarorsz&gi  munklMok 
szakegyletei.  HS  1903.  Die  Gewerkrerelne  der  ungarl&ndisdien  Arbeiter. 

—  Derselbe,  A  ssövetkeseti  flgy  refomüa.  HS  1904.  Die  Reform  des 
Genossenschaftswesens, 

YL  Land-  und  Forstwirtoehftft  Berglmii. 

N4met  agr&riusok  a,  10  esztendeje.  MGS  1903.  Das  sehnte  Jahr 
der  deutschen  Agrarier.  —  Osatrftk,  As,  agrftrkormftnysat  tArtönete  1848 

—  1898.  MGS  1908.  Geschichte  der  österreichischen  Agrarregierung 
1848—1898.  — #Arkövy,  R.,  Az  agrArpolitika  alapvonalai.  Budapest 
Athenaeuni  1902.  (VIII,  343)  8*^.  Die  Grundlinien  der  Agrarpolitik.  — 
Derselbe.  Knz!:rr>^(!a';;^cri  f^rd<'kkt'[)\  i«;f^letünk  !i  kdzili^yi  szolgi'datban. 
MGS  *y02.  Die  Intri  t  "^senvertretung  der  Volkswirtjscbuft  ini  X'erwaltungs- 
diei!?!tp,  —  Halkay,  B.,  A  szenkerd«Ssr«"»l.  KS  1903.  über  dir  Knlilen- 
frage.  —  Baeoss,  J.,  A  badeni  zürt  udvari  birtokok.  HS  11)02.  Die  ge- 
schlossenen Hofgflter  in  Baden.  —  Derselbe,  A  sdlileswig  holsteini 
parasatbirtokok  tfirzsOrOkl^si  Joga.  KS  1902.  Das  Anerbenrecht  der 
schleswig^holsteinschenBauembesitze.  — Derselbe,  A  westfüliai  parasst^ 
birtok  ttj  törzsdrökl^  Joga.  BS  1908.  Das  neue  Anerbenrecht  der 
w  stfülisehen  Bauernbesitzo.  —  Derselbe.  Orökösödösi  jog  telepit^si 
birtokokon.  MGS  1902.  Das  Erbrecht  auf  Siedlungsgütern.  —  Derselbe, 
AgrÄr  örökl^si  jog.  1.  k.:  Altalanos  tanok  es  a  nemet  törzsöröklüs.  Bf^v. 
Szöchenvi  1.  Budapest.  Eg>r0„bergcr  1902.  (VTI.  420^  RO.  Agrar- 
Erbrecht,  I  Bd.:  AUfTPinpine  Lebrfii  und  (las  deutsch»-  .Viiei benrecbt.  — 
BAROS.S,  K.,  ÖS  Drucker  .1.,  Francziaorszi^g  szüluinix  elese.  Budapest. 
„Boräsaati  Lapok"  kiad.  1902.  (^^  305)  8°.  Frankreichs  Weinkultur. 
•  Bbbbhdt,  B.,  A  legeltet48  körd^se.  Budapest  Nftgel  bis.  1902.  (52)  8«. 
Die  Weidefrage.  —  MlRfiNTl,  P.,  Viddki  kösraktikrak.  KS  1902.  Öffent- 
liche Lagerhauser  in  der  Provica.  —  BsBKiT,  J.,  Agrftrpolitika.  MGS 
1903.  Agrarpolitik.  — Derselbe,  Akisbirtokhitele.  MGS  1903.  Kredit 
fär  Kleingrundbt'>it/..  Tdegen  birtnkosok  s  a  magyar  föld  terbei.  Irta 
B— d  T    s.  MHS  190.1    l'reiude  Besitzer  und  die  Lasten  des  ungarischen 
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(jruiid  und  üodtMis.  —  CZETTLER,  J.,  A  szihc  riai  vajiermeles  s  hazai 
tejgazdiisÄgunk.  HtÜS  1903.  Die  sibirischt'  Hulterprodiiktion  und  unsere- 
h»>iinisolie  Milchwirtschaft.  —  Doknlk,  U.,  Dünia  (^s  a  dän  mezöj^zdak. 
BS  1903.  Dänemark  und  die  dänischen  J^andwirt«.  —  Korl&tozza-e  as 
•rdögazdasiig  a  Icgelt^t  kOsgmidAiagiIng  käros  mödon?  Ab  Om.  erd^Meti 
egyesület  vftlasia  SAkm  Tftnnegye  gasdas&gi  egylete  vAdyaira.  Budapest. 
Ffttria  1902.  (3)  8^.  Beschrtokt  die  Fontwirteohalt  die  Weide  auf 
▼olkswirtecbaftlieh  schädliche  Art?  Autwort  des  LaDdeefontrereiiie  auf 
die  Anklagen  des  Wirtschafts  vereine  des  Sftroser  Koniitates.  —  Fell- 
NER,  F.,  A  törz.sörökösödes  es  a  luagyar  földbirtok.  KS  1903.  Das  An- 
erbonrf^fht  und  Her  imgfarische  Grundbesitz.  —  MagyarorszAg  foldimvr- 
l.'-sügyo  1H97  — 1!*<)2.  Hudai.est.  Na^^el  biz.  1902.  (2UÜ*  8".  f'A  m.  k. 
iOldmiv.  luiniszter  kiiitlv,)  Dtu»  Ackerbau wöiäen  in  Ungarn  18^7  liM)2. 
—  Magyurorszäg  foldmivelesügye  1897 — liK)3.  Kia^ju  a  m.  hir.  föld- 
iniveläsagTi  niinieeter.  Badapeet  iQ.  Nagel  0.  bis.  1909.  (23(;}  8^ 
Ungami  Ackerbau* Angelegenheiten  1677«-1908.  —  Qaadakfir6k  M  ssOret- 
keaetek.  MOS  1902.  Landwirteverbbide  und  Oenoeeensdiaften.  — 
GtObot,  E.,  A  kOs^pbirtoko«  hitele  ^s  a  ssdvetkeseti  raktAr  k^rdäee. 
Rtidapeet.  Kiliän  biz.  1902.  (33)  8<>.  Der  Kredit  fflr  mittlere  Oraud- 
besitzer  und  die  Frage  der  Genussenschaftslagerh&user.  —  Hodeoos.  A 
gabonaitr  probleuiäja.  MGS  1903.  Das  GetreidepreiMproblcm.  Holl<3.  C  . 
ifj.:  A  baromlitenyesztes  es  kereskedelein.  Kr!»kuiit<'lt'gyhaza.  Grünbaum 
1904.  (107)  8».  Die  Gpllü,:plzucbt  und  dor  Handel.  —  Horvath.  J., 
Szövetkezeti  gabunarakuiraiuk.  liudapust.  Nugei  1903.  (f6)  8*^.  Unsere 
genoä«eoachaftliehen  Qetreidelagerliftueer.  —  J&nos  deak,  Mi  a  gazdäk 
biKtoeitrt  isövetkeaete?  Budapest.  Kili&n  F.  ut4)da  bixom.  1903.  (12)  8*. 
Was  ist  die  VeFsichernngsgenoesensdiaft  der  Landwirte?  —  KiBOLTl,  S., 
FftldmireB'sedTetsögek  tftrsadalmi  saerepe.  MGS  1902.  Die  sodale  ELoIle 
der  Ackerbauergenossenschaften.  —  Kirscuanek,  ().,  Allami  hitel  oross 
gazdÄk  rt'szöre.  MGS  1902.  Staatskredit  fflr  russische  Landwirte.  — 
Kreis.^,  A  .  Ettidf»  sur  la  culture  de  l'tirge  en  Aufriclie-TInngri^.  Pari>. 
Imp.  nat.  ♦))  H'^.    Stndif^  über  den  Gerstenban  in  "»'•lerreich-Ungani. 

Magvnr,  a.  tt  rint  ny- 'v  e^^y  elhanyaijolt  piacan'»!.  Müt>  1W2.  Von  einem 
veniuchlaäsiglon  Markte  für  ungarische  Produkte.  —  MatlkKOVITS,  S.. 
Ruhlaud  agrär  közgazdasagtana.  KS  1903.  Ilublands  Agrarwirtschaft;^- 
lehre.  —  MezügazduHfVgi  ^rdekk^pYiselet  Ausatri&ban.  MGS  1902.  Land- 
virtsohaftliche  InteressenTertretung  in  Osterreieh.  —  Mes6gaadasftgi 
sxOretkezetek  N^metorszögban.  MGS  1903.  Ijandwirtschaftliche  Ge- 
noKseDschaften  in  Doutsc  Idand.  —  MiLHOVFlB,  S.,  A  jftradökbirtok  bassi 
vixzonyaink  közt.  KS  liK)2.  Die  R<niten^:üter  unter  doii  ungar.  Ver- 
hältnissen. —  NkMKTU.  .T..  Az  agr'ir  kerdesek  es  mozgalmak.  BS  19(Ä. 
D'*'  Airrarfragen  und  Ai:nirh'>wt^p^;inr:<-ii.  —  Popovirs.  ,  A  mncvar»«!!:^!:» 
hzeih  me/i>Lrazdas;'ii;i  s/.dvetkezetek.  HS  191)4.  Die  serbischen  landwiit- 
st'baftlichou  Geuossonscbaften  in  Uncarn.  —  Poroszkay,  B.,  A  szövetkyzi^u 
magtftrAknak  kttlönös  fontoasfiga  hazankban.  iSagy  Hecskerek.  Pleitz 
1892.  (43)  8^.    Die  besondere  Wiohtigkett  genossenncbaftiieher  Lager- 
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hüuser  in  Liigarn.  —  DK  POTTRRE,  H..  Aktui^lis  mezcnrazdasiii^M  hitelkör- 
desek.  A  kisJiirtnkosok  inezogazdasägi  hiielü,  szervczi  -se  .  .  .  Budapest. 
Kiliän  biz.  19Ü2.  (39)  8».  Aktuelle  Fra<;en,  betreffend  den  landwirt- 
BChafÜiohen  Kredit.  Oiguiusation  des  landwirtschaftlichen  Kredites  für 
KleingmndberitBer.  —  Rubissk,  Ot.,  A  busatermelte  kolt-sege  es  a  ▼ftm- 
T«delem  m4m  Budapeit  Nag«!  1902.  (81)  8«.  Die  Eoiten  der 
Weixenproduktion  ond  du  Maft  des  ZollBdiiitiee*  —  Jelentäs  Peat^Pilia- 
Solt-Kiskun,  B^k^,  OsttD^d,  J&es-N.-Kun-Ssolnok,  Szil&gy,  Szabolcs, 
Bihar,  Bdrsod  os  CsoncTi^d  vannegy^k  selyemtenjd^ztdsdnek  &llHpot&röl 
1901.  Bericht  über  den  Stand  der  Seidenr.ucld  imi2.  —  SzaRö,  L., 
Gabona-terinelös  ji  brit  gyanuatukon.  MGS  1U03.  (iptreideproduktion 
der  britischen  Kolonien.  —  SzaNTü,  M.,  Közt&rhdzak.  KS  1902.  öffent- 
liche Lagerhäuser.  —  Derselbe,  Köztärh&zak.  Biidajjest.  Franklin 
1903.  (69)  8®.  öffentliche  Lagerhäuser.  —  Derselbe,  Az  irlaudi  üj 
földtflrrtoy.  HS  1908.  Du  neue  irische  Bodengesetz.  ^  Szubzat,  A., 
As  ibtfoyi  Jixtel«sOvetkeiet  ftldAsai.  Bndapeet.  EUiftn  bis.  1908.  (8)  8*. 
Die  Ibr&Djer  Kreditgenoseeiwdiaft.  —  Ssokolat,  K.,  BgenylA;  mecOges- 
das&g.  MOS  1902.  Bosniaksche  LNidwirtschaft.  —  SsÖTetkeseti  g^Mc 
Eaposväron  ^s  Perbenyiken.  MGS  1902.  Die  Genossenschaftsversamni- 
lung  in  KaposvÄr  und  zu  Perbenyik.  —  Törvönyjavaslut  a  telepit(^sröl  68 
birtokfeldarabol&sröl.  Elöadf'd  tcrvezct.  Kiadja  a  m.  kir.  földm.  minist. 
tel<»pit<^sflffyi  osztÄlya.  Buda(>eät.  Ks^genberger  biz.  liH)3.  (155)  8*. 
( iesetzeiitwurf  über  Kolonisation  nnd  Parzellierung.  Eeferentfii-Kntwurf. 
Herausgegeben  vom  V.  und  Ackerbaumimstor,  Sektion  für  Kolonisation. 
—  Nemseti  tertndl^  äs  nemselkösi  veneny.  MOS  1908.  Nationale 
Prodoktioo  und  internationale  Eonkurrens.  —  VÄbAmklh,  A  meiö- 
gaxdas&gi  ärd^^pTiselet  fcjjlöd^e.  Budapest  Eggeuberger  bis.  1908. 
(214)  8^.  Die  Bntwiokeinng  der  landwirtscbaftlidien  Interessenvertretung. 

Derselbe,  A  niag^ar  borok  ertökesit^e  N^metorssAgban.  Budapest. 
Eggenberger  bis.  1903.  (15)  8^  Die  Verwertung  der  ungarischen  Weine 
in  Deutschland. 

TIL  Gewerbe  uid  Indugtrie. 

BimZBL,  J.,  Zur  ISjitik  der  ungarisdien  Industriepolitik.  Jahrb. 
f.  Oeaetsgeb.,  Verw.  u.  Volksw.  1902.  —  Gzukobk^sdIis,  Die  Zudcerfrage. 
KS  1908.  —  Gai^.,  K.,  Haitok  bisi  faipanu  JBrd^aeti  Lapak  1902. 
Die  hiuslicbe  Holsinduatrie  in  unserem  Vatcrlande.  —  Gebeb,  A.,  A  ma- 
gyar  gydripar  elsö  üsemi  6s  munk&sstatisstikija.  KS  1904.  Die  erste 
Betriebs-  und  Arijoitorstati-tik  der  ungarischen  Fabrik  ^Industrie.  — 
GOROVE,  L.,  Arukülforgahni  incrlegiink  javita'-n  <^.s  iparfcjleszt^sünk. 
KS  1903.  Die  Besserung  unserer  Warenvurkehrij-Bilanz  und  unsere 
Industrieentwickelung.  —  HOLEK,  S.,  A  cukorkerdes  es  megoldl^^ 
MGS  1902.  Die  Zuckerfrage  und  ihre  Lösung.  —  Hobväth,  J.,  Ipari 
aaÖTetkeseteink  belysete.  MGS  1902.  Die  Lage  der  ungarischen  Industrie- 
genoesenscfaaften.  —  Hotowbtz^  IU,  Les  oartels  des  eueres  en  Antriche- 
Hongrie*    Revue  d'äconomie  poHtique  1902.    Die  Zudcerkartelle  in 

188* 
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Österreich-Ungarn.  —  Iparfejlesztes  srövetkezetekkel.  M(.iS  1903.  Industrie- 
fördcninpf  mittelst  Genossenschaften.  —  Malcomeb.  H.,  A  s7,e<zipar  jövoje. 
A  szesz  ti'i  liiiikiii  felhusznÄläsa.  Budapest.  Franklin,  .»Oo.  8*^. 
Die  Ziiktinft  (1er  Spiritii->indujitrie,  Der  tpc}iiii.».che  Verbrauch  Spiritus. 
—  KblTZEU,  (jv.,  A  cukor.  Juva>iat  u  brubszeli  kunferenciu  ulkaJmdb<M. 
Budapest,  Pesti  könyvoyomdm  r.>t  1902.  (15)  8^.  Der  Zudcwvorscblag 
anliasüdi  der  Brüsseler  Konfereni.  —  Derselbe.  A  cakorprtfmiomok 
kdrd^sähes.  Az  1901/2,  övi  bfOssseli  nemtetkOsi  pr^miumkoDferend* 
«Ikam&böl.  2.,  r^ssb.  iiMSdos.  kiad.  Budapest,  Orill  1902.  (87)  8^  Zar 
Frage  der  Zuckerpiftmien.  Anlftsslich  der  1901/2  Brns-elcr  internationalen 
Pr&mienkoDferenz.  —  Derselbe,  Xemzetközi  tÄraadäs  a  bazai  cukor- 
koutingons  eilen.  Budapest.  Grill  bizom.  1903.  (15)  S^.  Internationale 
Angriffe  gp^fii  das  uiii^'anschc  Ziickerkontingent.  —  SCHATZ,  D.,  A  ki^^ipan 
nioiurok  Biterep''  a  iHMiiaetgaEilafä^ban.  Budapest.  Laiiii>el  H^OH  !87)  8**. 
(Iparosok  olvastttüia,  3 — 4.)  Die  Bolle  der  Motoren  für  Kloinindustrie 
in  der  V^olkswirtschaft.  —  SZTKKENYI,  J.,  Iparfejlesztes.  Budapest. 
Franklin-tAre  1902.  (III)  8<>.  iDdustriefoidemiift.  —  VtCSSt,  T.,  ifj.: 
A  Tiaierök  kihasan&lAs&nak  k^rd^e  Magytrorsi&gon.  KS  1903.  Die  Frage 
der  AuanUtaang  der  Wasserkräfte  in  Ungarn.  —  Wbkbblb,  S.,  A  keres- 
kedeletn  iparfejlesstö  halftsa.  KS  1904.  Die  industriefördemde  Wiricung 
des  Handels. 

TILL  Innen*  und  lussenhandel*  Zollwesen.  Verkehr. 

Acsadt,  L,  KOautaink  kOaigasgat&si  ^  kOsgasdas&gi  tektntetbeo.  Bu- 
dapest.  Kiliin  bia.  1902.  (47)  8^.  Unsere  offentlicAien  Strawen  in  administra- 
tiver und  volkswirtschaftl.  Hinsicht.  —  Adria,  .A.z,  tenger  haj«'>/-asi  tärsasig. 
MGS  1902.  Die  Seeschiffahrtsgesellschaft  „Adria".  —  ArkOvy,  R.,  A  köföp- 
etirf'ipai  csatortiak  hatäsa  a  mezögazdasÄgi  es  ipnri  (''rdt-kt-lvre  M(iS  lim.S 
Kiiiwirkiiii;.,'  drr  initt.tdouropäi'ich^n  Kanäle  auf  die  land wirtschaftl.  und 
indii-ti-H'll.Mi  Interessen.  —  I>''r.seibt*,  C'baniberlain  {xilitikäj.i.  U*^U. 
Cliaiiibf riuins  Politik.  —  BaNFFY.  M.  gr-,  A  külkereskedeliui  poliiika 
eszközei.  Budapetit.  PoliUer  lim.  (188)  ü^.  Die  Mittel  der  Aussen- 
handelspolitik.  —  BAUltOABTKN,  Einige  Bemerkungen  über  die  ausser- 
vertrogsm&ssige  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  in  Ungarn.  Eisenbehnreditl. 
Entscheidungen.  2.  1902.  —  Bazant,  O.  B.  t.,  Das  Ablaufen  der  Handels- 
verträge der  östcrr.-ungar.  Munarchie.  Wien.  Manz  1902.  (28j  8".  — 
BbETOI.INI,  A.,  II  trattato  con  rAustria-Unglieria  la  dausola  dvi  vinj. 
Oiorn.  d.  Kc<'ji.  1903.  Der  Vertrag  mit  österreich-l'ngarn  und  die  Weiii- 
klan^^l.  —  Bui>,  J..  Külkr.fP'-kedflniüiik  az  1902.  evbrit.  MGS  1903. 
^n^^  t  Ausst.'idiHiid*»!  im  J;iliif  1902.  •  -  BlLOW,  H.  V..  t  )>ter!''i'  h-l'nifarns 
Han(b.>ls-  und  lii(iiistr»t-p-»liiik.  Mit  bosoiaiertr  KuckMclii  auf  das  Be- 
streben nach  überseeisilier  Kulturarbeit.  Berlin.  Süsserott  1902.  (^XXl, 
300)  8<>.  —  C^SKTTLEB,  I.,  A  kereskedeloii  politika  vilägtort^nelmi  »serepe 
a  XX.  K2ftzadbau.  MGS  1904.  Die  iireltgeschichtUche  Rolle  der  Handels- 
politik im  20.  Jahrhimdert.  —  Dornbb,  B.,  A  n^niet  ▼ftintarifa-tervcset 
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elözmenyei.  BS  1902.  Der  deutsche  Zolltarifeittwuri  und  desnen  Fri- 
mtsien.  —  Derselbe,  N^etorSE^g  YAmpolitikAja,  BS  1902.  Deutuch- 
laada  Zollpolitik.  —  Kgskbi,  C,  A  magTar  bnta  äs  lisst  ▼eraeDykepoa- 
B^gänek  fokoiAi&röl.  KS  1904.  Über  Stetgerangf  der  Konknirenzflbig» 
keit  de*  nngarisohen  Weisen«  und  Meblee.  —  EmAdt,  J.,  A  kiegyet&irdL 
MGS  1903.  Über  den  Ausgleich.  —  Engel,  M.  v.,  österreich-rngarn 
im  Welthandel.  Wien.  Manz  1902.  (VIII,  202)  8»  —  Enyedi,  L., 
Gnbona-vÄtupolitikai  kt'^rdt^s^k.  2.  kiad.  Budapest.  Nagy,  S.  ny.  1902. 
(56}  S^.  Fi-agen  der  Getrüidi  /.olljiuHtjk.  —  (lELLHRI,  M.,  Az  Orszftgos 
Magyar  Kereskedelem  Krr^esüieü  füladatai  a  honi  iparpärtolft«  terön. 
Budapest.  K.  Grill  1904.  8  ^  80  p.  Aufgaben  der  un>,far.  Landes- 
HandeUvereinigung  auf  dem  Gebiete  der  Geverbeförderung.  —  Geb- 
l6cet,  B.y  EereBkedelmi  azakdctatAeoDk  reformja  ^  a  peozintäseti  tiestr 
Tieelök.  B!16ee6val  ellktta  Ss^kely,  F.  Budapest  Saj6t  kiad.  1902.  (93)  8* 
Die  Reform  unseres  kaufm&nniacbea  Fadiunterricbtefl  und  die  Beamten 
der  Geldinstitute.  —  GbÜNBBBG,  K..  Die  handelspolitischen  Beziehungen 
Österreich- Cngarns  zu  den  Ländern  der  unteren  Donau.  Leipzig.  Duncker 
&  Hiimblot  1902.  (VII,  317)  S«.  —  HajVizrt  esatornftkn.l.  A  rnngynr 
mernok-  ^«  p]>itps7,-en'ylet  tftrg^'nli'isai  az  1901/02-iki  (•viidliiin.  Budripest. 
Eggenberger  biz.  1903.  {M)o)  8".  Über  Schiffahrt8k;iii;ile.  Verhand- 
lungen des  Ungar.  Ingenieur-  und  Architektenvereiiis  iu  der  Zeit  1901/02. 

—  HköMDÜS,  S.,  Chamberlain  politiköja.  KS  1903.  Die  Politik  Chamber- 
lains.  —  HBOC,  P.,  Mag^  arorsz&g  6rdekelteäge  aa  aogol>indiai  posta  sas&lli- 
tAaa  kOrfil.  BS  1902,  Ungarns  Interesse  betreffs  d^r  englisdi-indisclieii 
Postbefördemng.  —  HllLSB,  F.,  Aa  ^akamerikai,  E^esfllt  Allamok 
vÄmpoUtik&ja  äs  a  redprocitäs.  KS  1902.  Die  Zollpolitik  der  Tereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  und  die  Reziprozität.  —  Derselbe,  A  magyar- 
os/.triik  monarcbia  külknreskedelmi  forgalma  a  20.  szÄzad  elejen.  Buda- 
pest. Pesti  könyvny.  '  i  (71)  8".  (K.  1.  a  KS-bö!.)  Der  Ausseu- 
baudelsverkebr  der  öfterr.-iHigarischen  Monarchie  im   20.  Jahrhundert. 

—  Hbrcll,  H.,  Der  Handelsvertrag  zwischen  ö.sterreich-l  ngam  und 
Rumänien.  Kronstadt.  Gött  1902.  (26)  8».  —  Hikkonym,  K.,  Közle- 
ked^esakOaeinkfcgleaat^stoekirftnyelTei.  Budapest  Kili&nl902.  (56)8*. 
Die  Prinripten  der  Bntwidnlung  unserer  Verkehtemittel.  —  Derselbe, 
A  n^met  T&mtarifagayaslat.  SS  1902.  Der  deutsche  Zolltarif«itwuif.  — 
Derselbe,  Der  deuti^che  Zolltarif.  Wien.  Braumttller  1902.  (42)  S^. 
(Aus:  Pester  Lloyd).  —  HiLSCHEB,  F.,  Das  österreiduscfa^on^arischc  und 
internationale  Eisenbalm -Transportrecht,  Wien.  Hölder  1902.  ^XXI, 
:MV^]  8'\  —  HOLEK,  S.,  A  vilÄp  ha)V»zhatf'»  csatnrniVi.  Buda})est.  Atheneum 
bizüui.  1903.  (VIL  12)  8».  Di*-  schiffbaren  Kanäle  der  Welt.  —  Der- 
selbe, Ar.  önto/ji-r^satoinuk  kcidcse.  MGS  1904.  Die  Frage  der  Be- 
wäbserungskantile.  —  üubknay,  J.,  A  neuizeti  kereskedelem.  Budapest. 
Franklin-TArs  1904.  (38)  8<».  Der  nationale  Handel.  Budapest  Frank- 
linger.  —  Eslbhim,  G.,  Kivitelfink  a  fiumei  fuTard^ak.  MGS  1902. 
Unser  Export  und  die  Fiumaner  Fuhrlflbne.  —  Derselbe,  Hqös&sunk 
a  LoTant^ban.  HGS  1902.  Unsere  Schiffahrt  in  der  Levante.  ~  Der< 
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selbe.  A  nemzetek  küzdelme  a  gazdju.Ägi  vezer.szerejj(5rt.  Budapest. 
Lampel  1903.  (47)  8*^.  (lpurot>ok  olvasötÄra.)  Der  Kampf  der  Nationen 
um  die  Fobrerscbalt  in  der  Volkswirtodiaft  —  Koboda,  P.,  A  magvar 
poeta  a  kÖBigasgatAa.  Budapest.  Orsiftgos  kOsponti  kOssägi  njomda 
rtev^nytAnras&g.  1909.  (VIII,  138)  8«  Die  ungariacfae  Port  und  die 
Administration.  — '  KJUCEL,  R.,  Der  auswärtige  Handel  der  österr.-ung, 
Monarchie  im  J.  1901.  StatiHt.  Monatsschrift  1902.  —  Derselbe,  Der 
Zwisehenverkehr  von  Österreich  mit  Ungarn  im  J.  1900.  Stiitist.  Monals- 
schrifl  1902.  ---  KlüHZTlNKOVICH,  E.,  A  mestersf^tres  viziiitak  k*^rdt^se  Mngrar- 
orszAi^on.  Budupest — csonirrtdi  (»s-  vnkuvär— süniani  liaj<i/j-  csjitoriKik,  A 
tervezett  ma^yar  ts  Ohzlräk  csatomäk  ttirkejxjvel.  Budapest.  Atlienaeiim 
1902.  (,V],  9(ij  S^.  Die  Frage  der  kiinstlicheu  Wasserwege  in  Lugurn. 
Der  Budapest — ^Gaongrader  und  der  VukOTftr^Samaies  Sehifhhrtskaiia]. 
Mit  einer  Karte  der  ge])Ianten  ungarischen  and  Osterreiebisehea  Kanftle. 

—  Magyar,  a,  kor.  orsa&gaioak  kfllkereskedelmi  forgahna  a>  1891 — 1901. 
drekben.  1— 6  k.  Budapest.  Athenaeuin  rt  ny.  1902.  6  k.  4*.  Aiissmi> 
hundelsverkehi  der  Länder  der  ung.  Krone  in  den  Jahren  1891 — 1901.  — 
M.iizynr-nsztrAk  monarchia,  a,  külkereskedelmi  lorgalma  a  20.  sz&zad  elej^n. 
K8  1!><)2.  Aiis'^enlsnndel-verkehr  der  österr.-ung.  Mona^chi^^  /u  Anfang 
des  20.  .lalirliuiiderts.  —  Laku,  L..  A  n^met  v&mjavaKlat.  Kn  l!Mt2.  r>er 
deutscht'  /"dltiinfeittw  urf.  —  Dci  ^cll)«,  A  vÄmpolitika  az  utulix  .  szäz 
evben.  Budapest  Politzer  1ÜU4.  8"  \b,ib,  Iii).  Die  Zolipuliiik  iii  den 
letzten  100  Jahren.  —  Derselbe,  Cbamberlain.  KS  1904.  Chamber* 
lain.  —  Derselbe,  A  T^dTAmos  fordulat.  KS  190i.  Die  sdratsaOllne- 
risdie  Wendung.  —  Budapest  s8.*f5Tftr08  tan&osAnak  jelent^e  a  budapesti 
marhavAä&rtöri  yAs&rp^nst&r  ttgyöben.  Budapest.  Pesti  kOsjvoj  1903. 
(115)  4^  Bericht  deH  Magistrates  der  Hau])t-  und  Besidensstadt  Budapest 
in  Sachen  der  Budapester  KindviehmarktMarktka.sse. — Matlkkovit«,  S., 
Obamberlain  6s  az  irodalom.    KS  1904.    Chaiubcrlrn'n  mul  die  Litrratur. 

—  Mylius,  Helyi  6rdcku  vasutainkr«'»!.  Budapest.  Singer  Wolfiit-r  biz. 
1902.  iHli  •1*',  rber  iiiiserr  V'izinalbahnen.  —  Nauul,  Die  ungari-rh^-n 
StaatsbaUnea  im  J.  19UÜ.  Arch,  f.  Eisenbahnwesen  1902.  —  Der.^öl^»e, 
Die  Eisenbahoeu  Ungarns  im  J.  1900.  Arch.  f.  Eisenb^mwesexi  1902.  — ' 
NAumios,  KibontakosAs.  Kdsleked^sügyi  feladataiak.  Budi^est.  Athe- 
naeum  1908.  (48)  8®.  Entwirrung.  Aufgaben  unseres  Veikdirswesens. 

—  KlftüBTH,  J.,  Chamberlain.  MOS  1904.  Ghamberlsin.  —  Pius,  F., 
A  logyasstAsi  szövetkczotek  66  a  keredcedelwi.  Budapest.  Singer  &  WolfDw 
biz.  1902.  (59)  8*^.  Die  Konsumgenossenschaften  und  der  Handel.  — 
PKNNINOER,  A  ,  A  tengerhajOizÄsi  niozgalmak  6s  azok  hatÄ<m  Fiume  for- 
galmi^ra.  KS  l'.)04.  Die  Seescbiffahrtsbewegungen  und  deren  Einwirknns 
auf  den  Verkflir  Fiunies.  —  Philippovich,  R.  v..  Austrian-HunLianaa 
trade  policv.    Kc.  Journ.  1902.   Ö.st*>rr(»ichisfh  ungarische  Haiidelspulitik. 

—  Derselbe,  Die  üsterreichisch-ungarisebe  Handelspolitik  und  die  Inter- 
essen Osterreichfi.  Zeitschr.  f.  Volksw.,  Soaialpol.  u.  Venr.  1902.  — 
lUcz,  Gt.,  A  bigötrust  ^  hat&sa  a  brit  iparra.  HS  1909.  D.er  SchifTahrts- 
trust  and  seine  Einwirkung  auf  die  britische  Industrie.  —  RUBIHIK,  Gt., 
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VAmuOvetfl^g,  kerMbedelmi  sserzM^dc.  Bndapeiit.  ü(j.  Nagel,  O.  buom. 
1908.  (135)  S«*.  Zollbnnd,  HKideUveftrftg«. —  Derselbe,  AT&mpolitika 
sasodAlis  hatAsa.  MOS  1904.  Die  soxiale  Wirkung  der  Zollpolitik.  — 
KCTTKAT,  V..  Az  angol  ▼ämpolitikai  moBgalom.  KS  1903.  Die  englische 
Bollpolitische  Bewegung.  —  SniACK.  B.,  Kereskedelnii  iskolÄink  niultja 
e«  jövfije.  Budapest.  L:inii>el  1903.  159)  S^.  1  k.  (Magyar  Kereskedök 
Kiiiivvlära,  9.j  Vprc'aTiL'onhcit  und  Zukunft  unserer  Handelsschulen.  — 
S<"U01'.EK,  A.,  A  TU.  kir.  iillfunvHj^ulak  äruforguluuinak  f('jl'id(''>0,  KS  1902. 
Die  Entwickelung  des  Wiircnverkehrs  der  ungar.  Staats liaLiien.  —  SiDü,  Z., 
A  T&mflgytan  vesörfouala.  Budapest  PoUiteer  biE.  1903.  (107)  8°. 
Leitfaden  der  Lehre  aber  das  Zollwesen.  —  Magvar,  a,  kereskedelmi 
r^ssvtoytArsas&g  bb  orssAg,  kereskedjHc  äs  iparosok  kizs&km&nyolöj&nak 
M^panamäja.  Budapest  Fried  äs  Krakauer  ny.  1903.  (63)  B^,  Dae 
Salzpanama  der  ungar.  Handel saktieogeseUfidiaft,  der  Au>l>euterei  des 
Landes,  der  Kaufleute  and  der  Industriellen.  —  SZABÖ,  J.,  Helyi  ärdekü 
Tiisutaink  jövüje.  KS  1903.  Die  Zukunft  unserer  Vizinull  nlinpn.  — 
SzAFö,  L..  Tohden.  MGS  1904.  Kohden.  —  Szfk.U'S.  A  ,  Kereskedelnü 
iskoläiuk  es  a  gyakorlati  ^let.  Budapest,  (iril!  1903.  (^109)  8*^.  I  nsere 
Handelsschulen  und  da.s  praktische  Leben.  —  .Szilasy,  B.,  Keresketleluii 
Bzakokt&t&s  AngliAhan.  BS  1903.  Kommerzieller  Fachunterricht  in  Eng- 
land. —  Magyar  tengerösseti  ävkönvN  az  1902.  ärre.  Kia^ja  a  fiumei  m. 
k.  tenger^eti  hat4)sAg.  13.  örf.  —  Annuario  marittimo  ungherese  per 
1902.  Fiume.  Tip.  Mohovidk  1902.  <449,  31  m.)  8«.  Ungariaebes 
Marinqjabrbuch  auf  das  Jahr  1902.  —  ViG6^  J.,  Die  Revision  des  inter- 
nationalen Frachtverkelir- Übereinkommens.  Budepest.  Deutsch,  Zs.  4b 
tsa  1903.  (15)  8".  —  Derselbe.  A  nemzetközi  vasuti  egyczmeny  revizio- 
iähoz,  KS  1903  Zur  Revision  der  intenintronalen  Eisenbahnkonvention. 
—  Derselbe.  Knitoli  törekv^Beink  es  nz  uj  .uitoiiHnT  vfimtorvf'nyjavaslat. 
KS  1903.  Lnsere  Kxportb'">trf'hiingfn  um!  der  Kntwurf  di:s  ueueu  auto- 
nomen ZoUgesetzeü.  —  VÄ«iu.  S.,  Kikeszit^si  eljÄr^Ls,  vämhitel  es  egyeb 
kiyiteK  kördds^.  KS  1904.  Appreturverfabren,  Zoilkredit  und  andere 
Exportfragen.  —  TOrvänyjavaslat  az  osstiticmagyar  v&mterOlet  autonom 
▼im-tarifij4rdl.  Budapest.  Toldt  bis.  1903.  (112)  4<».  Oesetsentwurf 
über  den  autonomen  Zolltarif  des  Osterr.-ung.  Zollgebietes.  —  Jelentäs 
az  osztrÄk-magyar  vimterület  autonom  vftmtarifAjAröl  ss.  törrtoyjavaslat 
tÄrgy&ban.  Alt^dAnos  rfea.  Különös  resz.  Budapest.  Athenaeum  1903. 
9  k.  8^.  (Mnir>-ar  GyÄriparosok  Orsz.  Szövetsege.)  Bericht  in  Ange- 
l':'geüheit  tU's  ( if'>etz'''nt\vurfes  Aber  den  autonomen  Zolltarif  de**  österr.- 
uiig.  ZollL'ei>iete8.  Allgemeiiier  Teil.  Hevonderer  Teil.  —  Vaskapu  — t)i.). 
MGS  1902.  Da»  eiserne  Tur.  —  Vaüui,  a,  ».zerepe  a  tärsadalomban.  MGS 
1902.  Die  Rolle  der  Eisenbahn  in  der  Gesellschaft.  —  Helyi  ärdekö 
Tasntak,  a,  kdrd^e  Vita  a  Magyar  KfiagaadasAgi  T&rsas&gban.  KS  1903. 
Die  Frage  der  Yiainalbahnen.  Debatte  in  der  ungar.  Volksvirtacfaafts- 
gesellsobaft  —  Magyar,  a,  mdniOk-  s  ^pitäszegylet  emMkirata  a  belyi 
erdekil  viu^^ütilgynek  föllendit^se  t&rgy&ban.  Budapest.  Kilian  bizom.  1903. 
(34)  8^.  Memorandum  des  ungar.  Ingenieur-  und  Architektenvereins  in 
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Aiigelcireiilieit  der  iiebuiifj  des  \  izinalbahi»\ves*?ns.  —  VasvaRI,  F.  v..  Der 
ungariftclio  Uesetzentwurf  zur  Bekftuipfuüg  de^  unlauteren  Wettbewerlje-. 
Jahrb.  f.  Nö.  u.  Stat.  1902.  —  VlZAKNAl,  A.,  Javaslat  a  zunaturifa  Ätala- 
kiiAsftn.  KS  1902.  Vorschlag  zur  Umioderung  des  Zonectarifs.  — 
ZlBUSSSKl,  Sz.,  Budapest  lorgalmi  vissonyauak  rendez^e  a  kOzponti 
fövacut-terve.  Budapest.  Kilito  bis.  1902.  (1^)  8<>.  Die  Regelung  der 
Bttdapester  VerkebrsveiliältDisse  und  der        der  ZeDtralhauptbabn. 

IX.  Geld->  Bank-,  Kredit-  und  YeniehenrngsweMD«  Börse. 

Abxövt,  R.,  As  ^letbistosiUs  a  jekAlogfisletben.  HQS  1903.  Die 
Lebensversicherung  im  Hypothekairgesch&ft«.  —  BiNFl,  0.,  Ä  het^ti  kamat» 
l&bk^rd^se.  KS  1902.  Die  Frage  des  Einlagen-Zintfussee.  —  Derselbe. 

A  takai^kp^nzti^ri  refortu.  KS  190S.  Die  Reform  der  Sparkassen.  — 
Derselbe,  A  budape.sli  penzinte/.etek  üzleteredmdnyei  az  1902.  evhen. 
KS  1903.    Geschäft.sergebnis.se  der  Hudapester  Geldinstitute  im  J.  1902. 

—  Derselbe,  A  biidtiftosii  pf^iizintezetek  üzleteredmrtiyi  lW3-b;in.  KS 
1904.    Dir  ( 1-  ^cllHtlse^g«;^llliss^■  der  Hudapester  Gelilmf-UJute  im  J.  li*uH. 

—  riERKNVi,  P.,  A  földbiiluk  hileliel  val«'«  megterhele.se.  KS  1903.  Die 
Belastung  des  Gl undbesitzes  durch  Kredit.  —  Derselbe,  A  tözsde.  1.  r. 
A  tÖssd^k  törttoete  saervezete.  Budapest.  Lampel  1903.  (69;  8^. 
(Magyar  kereskedök  kOnyvt&ra,  7.)  Geschichte  und  Organisation  der  Börsen. 

—  Magyar  bistositftsi  ^vkönyv.  6.  «vf.  1904.  Szerk.  TorOk  J.  E.  Budapest. 
Kili&n  biz.  1903.  (235,  136)  8^  Ungariscfaes  Assekuranz- Jahrbuch.  6. 
Jahrgang.  —  Magyar  biztositasi  evkönyv.  ö.  ^vf.  1903.  Szerk,  Törok  J.  K. 
Buda}»est.  KiliÄQ  biz.  1902.  (248,  91)  H^.  Ungarisches  Assekuranz- Jahr- 
buch, 5.  Jnhrgnii'jf  1903.  —  BoDER.  A.,  Az  erdölyreszi  penzintezetek.  KS 
1904.  Die  sit'beiihiir-isehen  ( ;el(iiji';titnte.  —  BoGTö,  S.,  Az  ^letbiztosiläs 
elnii'iete  es  ;i  livakorlat.  Kereek.  Sz,akukiatäü  1902.  Die  Tbecme  der 
Lebensassekuranz  und  der  Praxis.  —  CöEPLö,  E.,  A  papirosbuzand.  Buda- 
pest KiÜAn  1904.  (15)  8**.  Über  den  Papierweizen.  —  OZEISLER,  A 
magyar  befektet^si  drt^kek.  Die  ungarischen  Anlagewerte.  —  FlXKAS,  R  J.« 
Z&logleveleink  beUrt^ke.  Budapest.  A  KOzgazdasAg  kiad.  1903.  (58)  S®. 
Der  innere  Wert  unserer  Pfandbriefe.  —  Orossghmib,  B.,  Hitel*  4»  reilnzso- 
ra.  Budapest.  Pollitzer  1902.  (104)  8«.  Kredit-  und  Realwucher.  — 
HaIDU,  M.,  A  liifyl^rtosit^s.  A  kereskedelmi  tudakuzndi'is  szer\  ••/'•'  ■  ^ 
jonTr-ndK'.  Ivudapest.  Singer  6s  Wolfner  1903.  127^'  H'*.  Die  Kredit- 
infonri  it lon.  Or^'anisjition  und  Rechtsordnuiii;  d'  V  kaufmännischen  Aus- 
kunftsfuiiiolung.  —  Halasz.  I.,  rjitäsok  a  tizets-hi  furg:il<.)nil):tn.  KS  1903. 
Neuerungen  im  ZahluiiLisverkcbr.  —  Halassz,  S,,  Törvönyjit\ aslat  a  cheque- 
röl.  £löadöi  tervezet  ^s  indukol&sa.  Budapest.  Grili  1903.  (113)  8**. 
GesetTsentwurf  über  den  Seheck.  Referentenentwurf  und  Motive.  ~>  Der- 
selbe, A  p^nzint^zeti  bet^tek  biztons&ga,  kQlOnds  tekintettel  a  takaräk- 
ppnztärakra.  Budapest.  Toldi  L.  biz.  1904.  (X,  348)  4^  Die  Sicherheit 
der  Eiulngen  bei  (ieldinstituten  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  8par> 
kassen.  —  Derselbe,  JAtdk  §s  takar^kossAg.    KS  1904.    Spiel  und 
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Sparen.  —  HaTIS,  M.«  As  OsatiAk'litai^ar  bank  4»  a  p^nxpiaca.  Buda- 
pest  Len&pel-  190S.  (73)  8^.   (Magy.  keresk.  kfinyvt.,  1.)  Die  Oaterr.- 

l'ng.  Bank  und  der  Qeldmurkt.  —  HegedüS,  8.,  Az  arany  Valuta  teijed^se. 
KS  1903.  Die  Ausbreitung  der  Qoldwahrung.  —  Hibsüh,  A.,  A  meaö- 
gazdasut^ut  s/oliräh'.  hitel  Soraogy  v&rmegyöben.  KS  1902.  Landwirt- 
schiiftlicher  Kredit  iiu  Somogyer  Komitate.  —  Or8zä*ros  Központi  Hitel- 
sz' i\ etke/.et.  MGS  11)03.  Landes-Zentral-Kreditjrfinossitiischaft.  -  Hitel- 
biztusitääa^  l^tjogosultsäga.  Törteueti  udatok  fölhüsziiäiäsHval  iila  egy 
.  volt  kereskedö.  (Magy.  6s  u6m.)  Budapest.  Grill  biz.  1902.  (15)  8". 
Die  Kreditreniclienmg  und  llire  Berechtigung.  —  Hösig,  F.,  Die  deterr.- 
ung.  LebensvenicherangB^GeteUsi^Bften  im  J.  1901.  Wien.  Gerold  1902. 
(50,  4  Tab.)  18  ^  I&iSYi,  B.,  Die  in-  und  ausländischen  PmatTenicbe- 
rungS'Oesellschaften  in  Österreich-Ungarn  im  J.  1901.  Jahrgang  8.  Wien. 
Eisenstein  &  Co.  1903.  (16)  8^  —  Derselbe,  Die  Qeschäftsresultate 
der  österr.-ung.  Leben.sversicherungs-Gesellschafton  und  der  auslkiidischen 
in  Österreich  Ungarn  im  J.  1901.  Wien.  Eisenstein  &  Co.  1902.  (24) 
8®.  —  MaNR8,  .4..  Die  Privalversiclienincr  der  Schweiz  und  Österreich- 
Ungarns  in  jvnitliclier  Darstell iine^  .lalirb.  f.  Nüt.-Ok.  u.  Stat.  1902.  — 
MEEbY,  L.,  Tözsde  eh  uzsoni.  MGS  1902.  Börse  und  Wucher.  —  ÜNODY,  Zh., 
A  hiteksfivetkesetekröl,  Budapest  Kili&n  F.  utöda.  bis.  1904.  (14)  8^. 
Die  KredilgenoBSMisehaften.  —  Pap,  D.,  A  kötv^nykibocs&täsok  bistositisa. 
KS  1902.  Die  Sidiersteilung  der  Obtigationen-Bmissionen.  — Plbbs,  H., 
A  fövirosi  hitelssOTetkeisetek  ssaporodAsAnak  kiitikai  m^tat&sa.  Budapest 
Politser  1903.  (12)  8°  Kritische  W'ürdigung  der  Vermehrung  der  Eredii- 
genosseaschaften  in  der  Hauptstadt.  —  Planke,  M.,  A  börzeügyletek. 
Budapest,  n.  Lnrnpel  1904.  (164)  8»  (Magyar  kcreskedök  könyvtAra.) 
Die  Borsengeschüfte.  —  RUULANI»  (>..  A  papirosbuzn  liatäsa  a  fjabona- 
äriikra.  Ford.  Arkuvv,  R.,  heve/etie  Zselinszky,  R..  grof.  Budui»est.. 
Eggenberger  bi^om.  1904.  (154)  8".  Einfluss  des  Papierweizens  auf  die 
Getreidepreise.  Cbersetzt  —  SPITZMÜLLEB,  A.,  Die  österr.-ung.  Währungs- 
reform. Zeitsohr.  f.  Volksv.,  Sos.-Pol.  u.  Verw.  1902.  —  SaOvetkeseti 
biatosit«8.  MGS  1902.  GenossenschsfUiehe  Versicherung.  —  Taus,  K., 
A  soproni  bankbukAs  tOrttfnete  ds  köTeikezm^nyei.  Sopron.  Thiering 
biz.  1902.  (VII,  312)  8«>.  Die  Gesohiehte  und  die  Folgen  des  Bankrottes 
der  Soproner  Bank. 

X.  Staats-  und  Gemeindefinaiuswesen.  Steuero. 

Balaitut,  K.,  A  fogyassiAsi  ^  italadö-törv^uyek  tört^neti  ossseiUi- 
t&sa  a  kiegyei^  öv^tftl,  1867.  4yi6l  keadve  aa  m'abb  idökig.  Budapest 
Toldi  bis.  1903.  (43)  8».  »eachichtliche  Zusammenstellung  der  Ver- 
zehrungs-  und  Schanksteuer-De^otze  vom  Ausgleichsjahre  1867  angefangen 

bis  711  ()t>r  Ne  uzeit.  —  Baeta,  O.  A  kuzös  AI!amndf'»s8Ägi  järulok  mf»g- 
vÄit4sa.    Kb  1*.K)4.    Die  Abjnsmi^  des  Betnii^cs  zur  gemeinsamen  Staats- 
.    schuld.  —   Beck,   D..  A  korunaszovetktsüetek  uiegail^zfatAsa.    KS  liM)3. 
Die  Besteuerung  der  Kronengenossenschaften.  —  Bochkok,  K.,  AUam- 
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gazUa^igi  f-zrimtHrtUstHii.  A  Il:iuiH%amviteitaii.j  Tck.  a  t.>r\  t  iiyli!iti'»'^Ä*yok 
OS  kö286gek  hiutartubaru.  ö.  ätdolg.  kiad.  Budapest.  Nagel  \'ik>2. 
688)  8^.  Staats wirt^icbafts-HedmungsweseD  i^Staatsrecbnungslebre).  In 
HinbUdc  »uf  den  Hauahalt  der  Bdiörden  und  Gemeind«.  5.  umgearbeitete 
Ausgabe.  —  Einer,  K.,  As  «z-iex  a  ptoattgyi  jog  •iempootg6bdL  KS 
190B.  Das  BSz-lez  aue  dem  Oesiehtspunkte  des  Finacurechta.  —  Der- 
selbe, Dolgozatok  H  magyar  p^n/.ügyi  jog  kör^bol.  Budapest.  (Jrill,  K. 
1904.  (265)  8".  Arbeiten  nus  dem  Kreise  des  ungarischen  Finanzrechts. 
—  FOBOON,  L.,  Adnrendflzerünk.  Kritikai  tanulmAnyvAzlat.  Budapests 
Politzer  1902.  (^21  8''.  fK.  1.  a  Magy.  NemzetL'azdAlu'»!  )  Da«  uncrnrische 
Sttjuersystem.  Kritische  Studienskizze.  —  Fauka».  K.,  A/.  egyciiet»ad<'>k 
refornijarol.  MGS  1902.  Zur  Reform  der  dir^^kten  Steuenj.  —  HaläSZ.  S., 
A  ehequebelyeg.  KS  1902.  Der  Cheque-Siempel.  —  Katona,  B.,  Aa 
ftUami  berofaAsAsok  ügy  äbes.  Budapest  Afhenaeum  1903.  (99)  8«.  Zur 
Angelegenbeit  der  siaatlidieD  luTestilionen.  —  Ebigspilvi,  L.,  Adöfisetök 
^utalmas&sa  6s  addv^grebajt&sok  megsafintetäse.  Budapest.  EiliAa  bia. 
1902.  (16)  80.  Belohnung  fflr  Steuersahler  und  Aufhdren  der  Steuer- 
exekutionen.  —  Kunz,  J.,  Fftv&roBunk  häztarlAsÄrol.  KS  1902.  Der  Haus- 
halt unserer  Hauptstadt.  —  KvassaT,  I..  A  közos  61!amad<'>ss6g  r<''szletezes<'. 
Riulapest.  Hudapesti  Hirlap  ujsÄgvi^llfilnfM  1903.  (27)  8".  Detaillierung 
der  fvemeinfiamen  Stnntss^^huld.  —  Lukas,  F..  A  ii)a*_  v;ir  pt  ii/,ii;>v  ff-jlöih  -.'. 
A  pfnzügyi  köziguzgatäs.  a  penznjjyörs^g.  az  adivk,  üUauiegycduruwigok 
68  joved^k  törtenetenek  väzlatos  isnjertetese  1903.  Die  Entwickelung  des 
ungarischen  Finaniswesens.  Skizze  der  Qeschiehte  der  Finansrerwaltuog, 
der  Pmanawache,  der  Steuer,  Staatsmonopol  und  GefiÜle.  —  MiBFFT,  E., 
A  rässT^nyt&rsulatok  ^s  ssövetkesetek  adöja.  Budapest.  Eggenberger  bis. 
1902.  (104)  8**.  Die  Steuer  der  Aktieogesellschaften  und  QenossensdiafteD. 
MaHOFFEB,  S.,  firt^kkataszter.  Kassa.  Vit^z  bis.  1902.  (10)  S«.  (K.  I. 
a  Magy.  NemzetgazdAbol.)  Wertkataster.  —  ODörrFi.  M.,  A  3-ad  osztAlyü 
kereseti  ad«'i.  A  rävonatkozn  törvenyek,  rendeletek,  elvi  hatdrozatok  syüjtf- 
iii«5nye.  Budapest.  Or^r.  lo/.p,  közs.  ny,  1902.  (47)  8**.  Die  Erwerbs- 
steuer  III.  KIas«e.  Süiimiliinp  der  hierauf  bezüglichtn  (»esetze.  Verord- 
nungen, prijizipielle  KuUcheulungen.  —  Papp,  A.,  A  kozsegi  kozegeket 
4rdeklö  illet^kszabWyok.  BudapCKt.  Orsz.  közp.  közs.  ny.  1902.  (230) 
8".  t^ozigazg.  könyvt.)  Gebidiren,  wel<^e  die  Gemeindeorgane  inter> 
esBierea.  —  P^nzügyministerium,  a  m.  k.,  tia  4vi  mfikod^se  1895^1906. 
Budapest.  M.  k.  P^nattgyministerium  1904.  (XII,  1069)  4«  Die  zehn- 
jährige Wirksamkeit  des  kgl.  ung.  Finanzministeriums  1895 — 1906.  — 
Schmidt,  J.,  NyilvÄnos  szAmad&sra  köteleseti  pönzint«'zetek  ad^i  ^silletekei. 
Elmeleti  6s  gyakorlati  k('v.ikr>nyv.  Privigye.  Gubits  1902.  (XI,  242'  8**. 
Stenern  und  (jebflhron  der  zur  öffpntIioli<»u  Rechnungslegung  verptlicht.  t*»n 
(Geldinstitute  TliHnrc^isf^hef  tmd  i  niktisrhes  Handbuch.  —  Sc'UKüiBtli, 
V.  ('S  MolnAr,  .1.,  A  szets/ad«>  iräiii  «  rvj  uyiMjii  levö  tönt  nyek  es  rendeletek 
gyüjtemcinye.  Budapest.  Toldi  1903.  (XIV,  618)  8«.  Sammlung  der 
in  betreff  der  Spiritussteuer  in  Greltung  stehenden  Gesetze  und  Verord- 
nungen. —  SMUtiOyszKT,  V.,  AUamhitelflnk  6s  konverziönk.  Budapest. 
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Grill.  190fi.    (27)  H^.    (K.  1.  as  Uj  Magyiir  SB«ml«b61.   Unter  StMts- 

kredit  und  uusere  Konversion.  —  WSKSRIiE,  S.,  epyb&zi  adök  nnde> 
sösdröi.  Jog4Uam  1903.   Über  die  Regelung  der  KircheneteuMm. 

XL  Statistik. 

EXHSE,  Bn,  As  önkormADysat  adöterbe  MagyarorssAgon*  ES  1904. 

Die  Steuerlast  der  Selbstregierun in  Ungarn.  —  Fenyvessy,  J.,  A  magyar 
munk&sügyi  hivataInM.  KS  1903.  Vom  ungarischen  Arbeitsamte.  — 
FöLDE^  B  Sffiiisztikai  clnadAsok.  1  sorazat.  Budiijtest.  Politzer  1904. 
(215)  8°.  Statistische  Wjrtriiire.  —  FoviLLE,  A.,  Statisztika  kftzvf'le- 
möny.  KS  1902.  Die  Statistik  und  ilie  üfientliclic  Meinung.  —  Hellkä,  F., 
A  vÄrosba  tömörül^H  jelentös^ge  Magjarorszftgon.  1.,  ü.  KS  1904.  Die 
Bedeutung  des  EinströmenH  in  die  Stadt  in  Ungarn.  —  KäRMAn,  E., 
BünflgTi  atatiBatüdink  ujabb  eredmänyei  6b  irftoyai.  K8  1903.  Die 
neueren  Ergebnisse  und  Riditungea  der  uogar.  Eriminalstatistik.  — 
Kbk£z,  B.,  A  statisstika  elm^ete.  Poasony.  Stampfel  1908.  (123)  8^. 
(Tudom.  ZsebkönyvtAr.  146—146.)  Die  Theorie  der  Statistik.  —  Der- 
selbe, Statisztika  6s  nyilvönnssftrr.  (Statistique  et  publicitö.)  BS  1904. 
Statistik  und  Publizität.  BS  1904.  (330)  (431—436).  —  Körösy,  J., 
A  r^flzvenyek  Ärfolyamnycrespgeinek  ves/tesp^jeinek  megällapit^Aröl. 
KS  5.  1902.   FeststpUiiii^  (Um-  Kursgewinne  und  Kursverluste  der  .\ktien. 

—  Derselbe,  A  budapesiti  ipari  vegye&  reszvenytArsulatok  üzleterpd- 
uiöuyei  az  1901.  ävben.  Budapest  (»tatiszt.  bavi  Iua.,  8.  1902.  Die 
Betriebsergebnisee  der  Biidapester  Industriellen  und  diversen  Aktien- 
gesellsdiatteii  im  J.  1901.  —  Derselbe,  A  föviros  dssaes  rönsTdnyt&r- 
sulatainak  1901>ilri  flsleteredm^nyei.  Budapest  statisst.  havi  üQa.,  9.  1908. 
Die  1901  er  Betriebsergebnisse  sftmilicher  Äktiengesellscbalten  der  Haupt- 
stadt. —  Derselbe,  A  röszv^nyek  Ärfolyarnnveres^geinek  ös  ärfolyam- 
vesztest^geinek  meg&IlapiUisdrt'il.  BudapeNt.  Stat.  Havifüzetek  3.  1902. 
Feststellung  der  Kur'^LrPwinTie  und  Kursverluste  der  Aktien.  —  Magyar, 
a,  kir.  korm&ny  1901.  evi  uiükodi'si'r«»!  ös  az  orsszag  kozallaitotairOl  .szölrt 
jelent«4«  statisztikai  övkönyv.  ]ii)d;i|M  st.  Kiiiftn  biz.  1902.  (334,  442)  4« 
Beriebt  über  die  Wirksamkeit  der  k,  ungar.  Regierung  im  J.  1901  und 
aber  die  Mfentlichen  Zust&nde  des  Landes  u.  Statist.  Jahrbuob.  —  MüT- 
DSbLO,  Or.,  MeadgaadasAgi  niunkab4rek  stotisatikija.  KS  1902.  Statistik 
der  laadwirtsehaftlichen  Arbeitslöhne.  —  Meadgazdasftgi  munkab^rek 
lAsgyarorsaAgw  1900.  övben.  Kiadja  a  m.  k.  földmfvel^Ssilgyi  minisster. 
Budapest.  Pallas  11K)2.  (290)  H».  (A  m.  k.  földmiv.  min.  kiadv.)  Land- 
«irtsehaftliohe  Axbeitslöhne  in  T'ngarn  im  .1.  1900.  —  Me£Ögazda.sÄgi 
munkab^rek  MagyarorszAjnn  1901.  evben.  Kiadjn  a  marryar  kir.  földmi- 
velÖRÜgyi  miniszter.  Budapest.  Pallas  1902.  (3Üö)  8".  i  A  m.  k.  földmiv. 
miuiszt.  kiadv.)    Landwirt^^'bnftüche  Arbeilolubne  in  Uii>jarn  im  J.  1901. 

—  Magyar,  a,  korouu  orsaiigai  IVKX).  övi  u^p8z&mlÄlä&4uak  föbb  deuio- 
graliai  eredm^nyei.  E.  1.  a  nepsz&ml&l&si  mft  1.  kfltet6b4il.  Saeric.  a  m. 
k.  kOsponti  statisst  hivatal.  Budapest.  Eiliän  bis.  1902.  (33)  4»  Die 


Digitized  by  Google 


2984 


Gesetzgebuosr  und  Litenttnr. 


liHuptsächlicheii  demographischen  Ertfebnisse  der  Volkszählunjj  vom  .T. 
litÜO  in  den  Ländern  der  uiiLjarischen  Krone.  (Separatabdnjck  !in-  dem 
1.  Bde.  dp*;  V'olkszäiilung^wt  rkps.)  —  Rath,  Z..  A  JiAzn^si'irrok  lerniekeny- 
se<re.  KS  1902.  Die  .Fruchtbarkeit  d«»r  Ehen.  —  TmEiUNti,  G..  Nepünk 
^oglalkozä^a  az  1900.  evi  nepszAniliUää  viiägitAsÄban.  HS  1904.  Die 
Beschäftigung  unterer  Bevölkerung  im  Lichte  der  VolkssSblung  vom  J. 

1900.  —  OestrAk'inagjftr  ▼Amterfllet,  ax,  kOlkereskedelim  forgalma  as 
1891— 1901.  «rekben.  1— 6  k.  Budapest.  Athenaeum  1902.  4\  Aasseti- 
handelsverkehr  des  Osierr.<iing.  Zollgebietes  in  den  Jahren  1891 — 1901. 
(l.— 6.  Bd.)  —  Vargra,  Hv  ,  A  magyursag  f^IszAzados  fejlöd<ise.  KS  1902. 
Die  Entwickelung  de«  llngartums  im  leisten  halben  Jahrhundert.  — 
VlZAKNAI.  A.,  TArsadalnii  6b  gazdaKftgi  .szenii>'intok  r\  19,  s/.  vt5(T,<n  a 
20.  sz.  küszöh^n  tartot t  m  p-znmlnlasokban.  KS  liX)2.  .Suziale  und  wirl- 
schitftliehe  Gesi^f'htsjuinktt'  in  den  am  Endp  des  19.  und  an  dfr  Schwelle 
des  20.  Jahrhunderlt;  vorgenommenen  Volkszählungen.  —  Dersellie, 
RÄth  ZoltÄn  t  (1863-1902.  KS  1902.  Zoltan  Rath  t  (1863- 1902).  — 
Vit6z,  G.,  Magyarorszäg  etatisstikija  vtelatos  elöadftebao.  As  1900>iki 

'  n^pss&ml61&6  ^  nemsetköri  OsssehasonlitAsok  alapj&Di  kül.  tek.  AusatriAnu 
Budapeet  Folitser  1904.  (III)  8*.  (Jogi  compendiumok  gylQtemtoje, 
29.  k.)  Skinen  der  Statistik  Ungarns  auf  Grund  der  1900er  Volkszählung 
und  internationale  \'ergleichung,  mit  beeonderer  Rücksicht  auf  Österreich. 
—  Ergebnisse  der  Volkszählung  v.  31.  Dez.  1900  in  Ungarn.  Von  J. 
Statist.  Monatsschr.  VM)2.  —  Budapest  sz.-fövÄro."!  statisztikai  hivatnlAtmk 
kozlenitjoyei.    33.  es  bii.  k.    lludapetil.    Cirill  biz.         —  33.  Korosy,  .1. 

Thirring,  G.,  Budapest  az  l'JUl.  evben.  A  ucploirÄs  6s  nep.'szÄmlälÄ.s 
erednienyoL  1.  k.,  1.  r.  1903.  (1,  63).  —  36,  Körösy,  J.,  Budapest  halan- 
d6s&g&  as  1901—1906.  äTekben  ^  annik  okai.  8.  (TftbHIfl)  rries.  1. 1 

1901.  1903.  (IV,  44.)  Amtliche  Publikation  der  Hauptstadt  Budapests. 
Volksbeschreibangs-  und  Zshlungeresttltate.  Die  Sterblichkeit  Budapest 
1901—190.5  und  ihre  Ursache.  —  Magyar  statisstikai  Ävkönyv.  üj  folyam 
9.  1901.  Szork.  kiadja  a  kir.  központi  statisatikai  hivatal.  Budapest. 
KiliÄn  biz.  1*K)2.  (XV.  442)  4".  Ungarisches  statistisches  .Jahrbuch. 
Xeue  Sfric  11*01.  -  Statistik  dos  nn-^wUrtigen  Handels  des  österreich- 
ungarjN<-lieii  Zollgebiets  im  .J.  1901^.  Hd.  1.  Teil  1,  2.  Wien.  Hof-  und 
Stjwtsdr.  1903.  XXXII,  ö58.  (VI,  760;  4«.  —  Publikaiioneu  des  sta- 
tistischen Bureaus  der  Stadt  Budapet^t.  (Übers,  a.  d.  Ungar.)  29.  11.  2. 
Berlin.  Puttkammer  &  Mohlbrecht  1902.  8^  2.  Die  finansiellen 
gebnisse  der  Aktiengesellschaften  während  1874—1898.  2.  H.  1902.  (XII, 
83—241  u.  m.)  —  Ungarisches  Stotistisches  Jahrbuch.  Neue  F.  8»  1900. 
Verf.  u.  herausg.  durch  das  k.  ung.  statist.  Zentralamt  Amtl*  Übers,  aus 
dem  Ungar.  Budapest.  Kilidn  1902.  (XVII,  45:^1  f^".  —  Ungarische 
statistische  Mitteilungen.  V'-d.  u.  herausg.  durch  das  k.  ung.  statist. 
ZMntrahunt  X.  Folge.  Bd.  2H  u.  29.  Hudai.-f.  Kilians  Xa.-hf.  4". 
26.  Ki.sonbahnen  Ungarns  in  d.  J.  1897  -ISiUi.  i9(|o  ^3,  184.)  — 
Ungarisc^he  statistische  Mitteilungen.  \  erl.  u.  heiau'-u,  durch  das  k.  ung. 
Statist.  Zentralamt.    Neue  Serie.    Bd.  1.    Volkszählung  in  den  L&udern 
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der  ung.  Krone  v.  J.  1900.  Toil  1.  Allj^emeine  Beschreibung  der  Be- 
völkerung nach  Genieinden.  Budape^^^t.  KiliAns  Xarhf,  1902.  (X,  45, 
609)  8^.  —  Dasselbe:  in  ung.  Spruche.  —  l'n^nribiche  statistische  Mit- 
teilungen. Herausg.  vom  k.  ung.  f^iaiibt.  Zeiiirahnut.  Neue  Serie.  B<1.  3, 
Auswärtiger  Handel  der  Länder  der  ung,  Krone  i.  .T.  1901.  Budapest. 
KiliAna  Xachf.  1902.  (IX,  139,  300)  8".  —  Dasselbe:  in  uug.  Sprache.— 
Mag^rar  statisstikai  kOilemtoyek.  Uj  soroeat.  A  magyar  korooa  omi- 
gainak  meaögaadasigi  termd^se  1901.  Sserk.  A  magyar  kir  közp.  sta- 
ti$at.  hivatal.  Kili&n  ntöd.  bisom  1903.  (186)  8*.  Ungarische  statiatiscfae 
^litteilungen.  Neue  Serie.  4.  Bd.  Die  landwirtschaftliche  Produktion 
der  Länder  der  ung.  Krone  1901.  —  Statisztikai  »^vkönyv,  magyar  1902. 
Szerk.  es  kiadja  a  M.  kir.  közp.  stut.  hiv.  Budapest,  Kilian,  F.  utoda 
biz<»m.  1903.  (XVI.  471)  8*^.  Ungarisches  statistisches  Jahrbuch  1902.  — 
Publikationen  des  statistischen  Bureaus  der  Haupt-  und  Üesideiiz-tarlt 
Budapest.  Überh.etüuiig  auh  dem  L  iigarihchen,  32,  Kön'isi.  .T.  v.,  Die 
Bautätigkeit  in  Budapest  in  den  Jahren  1896—1900,  Berlin,  Putikauimer 
&  Mfihlbrecbt  1903.  (67  u.  XXVI)  B^.  —  Dasselbe:  ungarisch.  —  Magyar, 
a,  kor.  orssAgainak  ipari  balesetei  as  1901.  ^vben.  KiacÜa  a  keredcedelem- 
figyi  m,  k.  uiiiisater.  Budapest.  Atibenaeuin  1908.  (68^  431)  S**.  Die 
gewerblichen  Unl&Ue  in  den  L&ndem  der  ung.  Krone. 

XU.  Tenehiedenes. 

BlLOOH,  A.,  Közjogi  k^rd^ek  a  Tftmsaövetsäg  megköt^s^n^l.  Jo- 
gnilam  1902.  Fragen  des  öffentlichen  Hechtes  bei  Abscbluss  des  Zoll- 
bdndnisses.  —  GaaL.  J„  A  tochnikusok  szerepe  a  kO/gazda£]\gban.  KS 

1902.  Die  Rolle  der  Techniker  m  der  VolkswirtM'liuft.  —  König,  V  .  A 
szolgAlati  szcr/.i'idp'«  n  inntiyar  poigän  lör' civkonyv  ter\ezet<^bon  Jogällnrn 

1903.  Der  r)ieii-t\ ertrag  im  Entwürfe  <ies  ung.  bürgerlichen  Gest' tzbweh»'8. 
—  Matlekovits,  .S.,  Gazdasägi  viszonyuuk  Ausztriäval.  L  Az  elsu  guz- 
dasAgi  kiegyez^s.  Budapest.  Franklin  1903.  (64)  8".  (OrszÄggyültesi 
kdnyrt&r  III.)  Unser  wirtachaftlicheB  Verhftltuis  au  Österreich.  I.  Der 
erste  wirtschaftliche  Ausgleidi.  —  Nsh^nti,  A.,  Barokrftcia  MagyarorssAgoo. 
ES  1902.  Die  Bureaukratie  in  Ungani.  —  ROSA,  F.^  A  nagyar  &llal&no« 
^olgftri  tdrvtoykönvv  tervezet^aek  közgazdasägi  jelentösäge.  KS  1903. 
Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Entwurfes  des  ung.  allgemeinen 
bürgerlichen  CJeaetzbuches.  —  Smialov.szkt,  V.,  .\z  öni'ilh»  vAmterület  mor- 
leire.  BtulapAst.  Grill  1902,  (36)8".  Vitäs  kerd(:'seink  I.*  Die  I^iian/. 
des  seliiötaiidiuen  ZnÜL'cbietes.  —  Uzsura  eilen,  az  — .  Jogi  lanuimativok 
es  a  Magyar  ( i;i/(l;i>/.itv(»tsf'g  szaktanäci»ku/-äsa.  Kiadja  a  Magyar  Oaz- 
Uaszövetsög.  Liudape.-«i.  Kili&n  biz.  11K)2.  (288)  8°,  (Jegeu  den  Wucher. 
Juridische  Studier-  und  Fachberatung  des  ungar.  Lsndwirteverbandes. 
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Kroatien. 

Beferent:  Dr.  J.  ättoTle,  ordentlicher  Professor  der  Bechte.  Agram. 

A.  Gesetzgebung  1902—1905. 

1.  Das  Gesetz  vom  6.  Februar  1902  Aber  die  Zwangs« 
ersiehnng  Hinderjfthrig^er. 

lüDderjfthrigei  welche  noch  nicht  das  vierzehnte  Lebenijjahr 
Tollendet  haben,  können  in  Zwangaerziehnng  Übergeben  werden, 
wenn  ihnen  die  hänsliehe  Erziehung  gftnzlich  mangelt,  oder  wenn 
die  hftasliche»  sowie  die  Sehnl-  nnd  religiöse  Erziehung  ohne  Erfolg 
geblieben  Ist  und  wenn  sie  überdies 

a)  eine  Tat  vollbiaclit  haben,  welche  objektiv  uach  dem  Straf- 
gesetz strafbar  wäre,  oder 

b)  wenn  sie  Haug  zum  Milßiffganj?,  zur  Landstreicherei  nnd  znr 
Bettelei  zeigen,  und  wenn  man  nach  ihrer  g^anzen  Lebens- 
filhrung  mit  Grund  anuehmeu  muss,  dass  sie  verwalirlost  sind 
oder  verwahrlost  werden. 

Mindeijälirige,  welche  mit  einem  dauernden  schweren  Siechtum 
behaftet  sind,  können  in  Zwangserziehung  nicht  Qbemonunen 
werden  (§  1). 

Die  Zwangserziehung  geschieht  unter  behördlicher  Aufsicht 
entweder  in  geeigneten  Familien  oder  in  Privatanstalten,  welche  Ar 
diesen  Zweck  bestimmt  sind,  oder  in  Landesbessemngsanstalten  (§  2). 

Bei  Äfinderjährigen,  welche  wegen  eines  begangenen  Verbrechens 
nach  dem  Strafgesetze  nur  wegen  Übertretung  zu  bestrafen  wfiren 
(§  2  lit.  d,  §  237,  ^  209  lit.  a  und  §  270  des  Str.-G.),  kann  d.us 
zuständige  Strat'^erichr  nach  Feststellung  des  Tatbestandes  und  der 
Scluild  auf  Antrag  der  vStaatsanwaltschatt  oder  von  Amts  wegen 
durch  Urteil  anordnen,  dass  sie  in  eine  Besserungsanstalt  untom- 
bringen  sind,  wenn  die  Bedingungen  des  §  1  dieses  Gesetzes  vorliegen. 

In  diesem  Falle  soll  das  Strafgericht  nicht  auf  die  Straft, 
welche  das  Strafgesetz  (§  270  des  Str.-G.)  bestimmt^  erkennen. 

Auch  gegen  ein  solches  Urteil  sind  die  dnrch  die  Vorschriften 
des  Strafprozesses  bestimmten  Rechtsmittel  zulässig  (§  3). 
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In  allen  übrigen  im  §  1  dieses  Gesetzes  enthaltenen  Fällen 
entscheidet  über  die  Unterbringung  Minderjfihriger  in  eine  Bessemngs- 
aiistali  das  Vormnndschaftsgericht  auf  Autrag  der  Eltern,  Vormünder, 
der  Staatsanwaltschaft,  der  Polizeibehörde  oder  der  Ortsobrigkeit. 

Allein  das  Vomoiidschaftogericht  kann  zu  diesem  Zwecke 
auch  von  Amts  wegen  das  Veifabren  einleiten. 

Die  HindeijShrigen  bleiben  Zdglinge  der  Landesbessernngs- 
anstalt  bis  zn  ihrer  vollkommenen  Besserung,  jedoch  Ifingstens  bis 

zur  Vollendung  ihres  jichtzelinten  Lebensjahres  (§  13). 

T"'ber  die  Entlassung  eines  Zöglings  aus  der  Landesbessemugs- 
anstalt  entscheidet  endgültig  die  künigl.  kroatische  Landesregienmg, 
Sektion  für  Jnstiz,  aof  Antrag  der  Verwaltung  der  Anstalt 

Über  die  Entlassung  ans  einer  Familie  oder  einer  Privat- 
anstalt entscheidet  das  znstAndige  Vormnndschaftsgericht  anf  Antrag 
der  Eltern  oder  Vormiinder  oder  von  Amte  wegen  (§  14). 

Mit  der  Unterbringung  eines  MintiHi  i'Uir leren  in  eine  Landes- 
bessernngsanstalt  hHrt  wfihrend  der  Dauer  seiner  Zwangserzielmiig 
die  väterliche  oder  vormundschaftliche  Gewalt,  soweit  sie  sich  auf 
die  Erziehung  erstreckt,  auf  und  gebt  auf  den  Leiter  der  Anstalt 
über. 

Bei  der  Unterbringung  eines  Mindeijährigen  in  eine  Familie 
oder  eine  Privatanstalt  hat  das  Vormundschaftsgericht  bei  dem 
JBrlass  des  Bescheides  in  der  Hauptsache  zu  befinden,  wer  die  vftter- 
liehe  oder  vormundschaftliche  Oewait,  soweit  sie  sich  anf  die  Er- 
ziehung erstreckt»  wShrend  der  Dauer  der  Zwangserziehung  aus- 
tben  soll  (§  15.) 

Die  Verwaltung  der  Landesbesse lungsanstalt  hat  dafür  Sorge 
zu  tragen,  dass  die  Zöglinge  in  einen  Dienst  oder  als  Lehrlinge  oder 
Gehilfen  untergebracht  werden,  sobald  es  sich  als  zweckmässig 
erweist;  besonders  die  vorzüglichen  Zöglinge  können  jedoch  auch 
in  irgend  einer  Landesanstalt,  wie  der  Gewerbe- Hofbeschlag-  oder 
Wirtschaffcsschnley  oder  in  einer  Wein«  oder  Obstbanmschule  unter* 
gebracht  werden  (§  16). 

Der  Unterricht  der  Züglinge  richtet  sich  nach  dem  Schulplan 
fttr  Volks-  und  Wiederholungsschulen.  Die  Schulaufsicht  übt  die 
königi.  Landesregierung,  Abteilung  für  Kultus  und  Unterricht  aus 

(§  19). 
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Ausser  der  Schulzeit  sind  die  Zöglinge  in  Handfertigkeit  aus- 
zabüden  und  aind  dieselben  so  viel  als  mö^lidi  mit  Obstbau, 
Gärtnereil  Bienenzucht  nnd  Viebmcht  zn  beschäftigen  (§  20). 

Fttr  die  Deckung  der  Kosten  der  LandesbeseernngBanstalt  hat 
di*  kSnigl.  Landesregierong,  Sektion  fttr  Jnstis,  Sorge  sn  tragen 

(§  21). 

Der  Eimlz  der  Verptiegun^sskosten  des  Zö^Ungn  für  die  Zeit 
der  Zwangserziehung  in  der  königl.  Landesbcsstiuugsaustalt  kann 
von  ihm  seihst  oder  von  d^^n  zn  seiner  Erhaltung  verpflichteten 
Personen  nur  auter  deu  Bedioguugea  des  §  332  der  Str.-F.-O.  ge- 
fordert werden. 

Er  entf&Ut  somit,  wenn  die  Existenz  der  Angehörigen  oder 
des  Mindeijährigen  selbst  dadurch  in  Gefahr  geraten  würde. 

Über  den  Ersatzanspruch  entschddet  das  Vormundschafls- 

gericht,  welches  auch  darüber  urteilt,  ob  diese  Kosten  einbringlich 
sind  oder  iiii  ht. 

Die  königl.  Landesi-egiernng,  Sektion  für  Justiz,  ist  ermächtigt, 
den  verpflichteten  Personen  die  ihnen  auferlegte  Verpflichtung  zum 
Ersätze  der  Kosten  zu  erlassen  (§  24). 

2.  Das  Gesetz  Tom  16.  April  1902,  betreffend  die  ?on 
den  Gerichten  zu  verhängenden  Geldstrafen. 

Bis  lOOJ  laudt^n  die  durch  die  Gerichte  verhängteu  und  ein- 
gehübeaen  GeMstrafVii  eine  verschiedene  Verwenduiifi:.  So  wurden 
die  nach  dem  StrafgrHetze  verhäiiirt'  H  (Teldstrafen  dem  Armentuuds 
jener  Gemeinde,  in  deren  Bereich  die  Tat  begangen  wurde,  zuge- 
führt, während  die  nach  der  Strafprozessordnung,  njich  dem  Ver- 
fahren in  Bagatellrechtsangelegenheiten  und  über  die  Besitzstörungs- 
Streitigkeiten  erhobenen  Geldstrafen  dem  betreffenden  Gemeinde- 
schnlfonds  zuflössen,  die  nach  der  AdTokatenordnnng,  nach  der 
Gerichtsordnung  und  den  Vorschriften  gegen  Winkelschreiberei  ver^ 
hängten  Geldstrafen  an  die  Staatskasse  abgeführt  wurden. 

Nach  diesem  Gesetze  wi  rdtii  alle  wie  immer  gearteten  Geld- 
strafen der  Land»  skasse  iilirrvviesen  und  für  die  Errichtung  und 
Erhaltung  der  Hesseriumsaiistalten.  Strafanstalten  und  Gerichtsge- 
fängnisse verwendet.  Dem  gl«  i.  li.  u  Zwecke  werden  auch  der  Erlös 
für  verfallene  Waren  und  die  für  verfallen  erklärten  Bestechungs- 
gelder zugewendet. 
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3.  Das  Gesetz  vom  16.  April  1902  Uber  die  Umwand- 
lung des  Arrestes  zweiten  liradet»  iu  Geldstrafe  und  über 
die  Eintreibung  der  Geldstrafe. 

Bei  den  meisten  Vergehen  und  Übertretungen  kann  unter  be- 
Bonden  berticksichtignngawttrdigen  Verhältnissen,  wenn  flbcrdips  über- 
wiegende Umstflnde  znaanunentFeffen,  so  dass  eine  Freiheitsstrafe 
nnverhSltnismissig  schwer  erscheinen  wflrde,  —  der  Arrest  zweiten 
Grades  (§  245  Str.*G.)  in  eine  dem  Vermögen  des  zn  Verurteilenden 
angemessene  Geldstrafe  umgewandelt  werden  (§  1). 

Das  erkennende  GericliL  kann  mit  Kücksidit  auf  die  Ver- 
nirto-ensverhältnisse  des  Verurteilten  die  TilgiuiH^  der  verhängten 
Geldstrafe  in  Raten  bewilligen,  w^dclie  genau  festzus»'izen  sind,  und 
welche  zusammen  den  Zeitraum  eines  Jahres  nicht  überschreiten 
dürfen. 

« 

Die  Entrichtung  der  verhängten  Geldstrafe  in  einem  ein  Jahr 
fibersteigenden  Zeiträume  Icann  nur  die  k9mgl.  Landesregiening,  Ab* 
teilnng  fttr  Justiz,  bewilligen  (§  2). 

Kann  die  von  den  Strafgerichten  statt  der  Arreststrafe  des 
ersten  oder  zweiten  Grades  verhängte  Geldstrafe  nicht  einmal  im 

Exekntionswege  bei^^t-t rieben  werden,  so  ist  die  ursprünglich  ver- 
hängte Arreststrafe,  welche  in  Geldstrafe  umgewandelt  wurde,  in 
Vollzug  zn  setzen. 

Wenn  die  Geldstrafe  nur  zum  Teil  beigetrieben,  zum  Teil 
aber  uneinbringlich  ist,  so  ist  die  Arreststrafe  im  Verhältnisse  der 
noch  nicht  eingebrachten  Geldstrafe  zu  vollziehen. 

Sowohl  in  der  einen  als  in  der  anderen  Hinsicht  trült  das 
Gericht  erster  Instanz  die  Verfügung  (§  8). 

4.  Das  Gesetz  vmn  1^.  Api  il  ly02,  betr.  die  Reorgani- 
sation der  königl.  Landwirtschaftlichen  und  i'orstwirt- 
schaftlichen  Lehranstalt  in  Kreutz. 

Die  Lehranstalt  besteht  aus  einem  höheren  Ökonomielcurs  und 
einer  Ackerbanschule.  Zweck  der  Anstalt  ist,  tüchtige  Ökonomen 
h(ni6r6r  und  niederer  Kategorie  heranzubilden,  durch  wissenschaft- 
liehe Tätigkeit  die  mit  der  Iiandwirtschaft  zusammenhängenden 
Wissenschaften  zu  f5rdem,  durch  praktische  Versuche  neue  rationelle 
Methoden  der  Landwirtschaft  zu  erproben  und  durch  ihre  Mnster- 

be wirtschaftung  den  Ökonomen  im  Lande  ein  Leispiel  für  die  Führung 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereluiguug.  8.  BU.  189 
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•'iii«  >  luittleren  Laadl^esitzes  uiid  einer  bäiierliclieu  Wirtschaft  zu 
bieten. 

In  den  höheren  Kurs  finden  Aufnahme  junge  Männer,  welche 
die  Uaturitalaprüfun^  oder  einp  diosflbe  einsetzende  Anfnalimpprüfang 
bestanden  haben.  Der  Unterricht  in  Theorie  und  Praxis  dauert 
swei  Jahre,  woraaf  nach  gat  bestandener  Schlnssprflfhng  eine  ein* 
jährige,  rein  praktiBcbe  Übung  entweder  in  Kreutz  oder  auf  dem 
Landgnte  in  Bozjakovina  folgte  worüber  besondere  Zengnisae  ans» 
gegeben  werden. 

In  die  Ackerbanschiile  werden  schreibknndige,  junge  MSnner 
nach  vollendetem  zwanzigsten  Lebensjahre  aufgenommen,  wobei 
ausgediente  Milii;ir>  bevorzuert  weidtn.  Der  Unterricht  dunerr 
zwei  Jahre  und  ist  vm  iiflnulicli  praktisch.  Die  weitfreii  Drstitn- 
mungen  des  Gesetzentw  iirft  s  enthalten  die  Organisation,  den  Lelirplan 
und  die  Musterwirtschaft. 

Die  Keorganisation  der  I<ehraustalt  in  Kreutz  entspricht  einem 
seit  lange  gefühlten  Bedürfnisse  nnd  ist  im  Vereine  mit  der  anch 
bei  den  übrigen  landwirtschaftlichen  Anstalten  dnrchgefBhrten  Or- 
ganisation den  speziellen  Anforderungen  unserer  Landwirtschaft« 
gerecht  geworden  und  damit  wieder  eine  der  Bedingungen  des  mate- 
riellen und  kulturellen  Fortschrittes  der  Landwirtschaft  und  der 
Ökonomen  im  Lande  geschaffen  worden. 

r>.  Die  Novelle  zum  Hauskommunionsgeseize  vom 
30.  April  19(>2 

Auch  dieses  Ctesetz  gehört  in  die  li'tMhe  jeuer  wirts»  liaftlichen 
Gesetze,  die  dem  Landvolke  zu  statten  kommen.  Es  bezieht  sich 
direkt  auf  jenen  Teil  des  Banernstaudes,  der  noch  In  der  altslavischen 
„zadruga"*  lebt. 

Das  Gesetz  gestattet,  dass  zur  Deckung  von  Steuern  oder 
anderen  öffentlichen  Abgaben  und  intabnlierten  Schulden,  welche  vor 
dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  entstanden '  sind,  bei  freiwilligem 
Verkauf  unter  das  Minimum  gegangen  wird,  weil  sonst  das  ganze 
Vermögen  der  Hausgemeinschaft  verkauft  werden  müsate  (§  1).  Das 
Gesetz  geht  hier  von  dem  Standpunkt  aus,  dass  es  besser  ist,  kleinere 
Besitzer  als  i*r<detaricr  zu  liaben. 

Die  zweite  prinzipielle  .\iidt  rung  betrifft  die  SteUuna-  der 
einzelnen  Faujilie  und  des  letzten  lü  itriif^euianleii  »b'r  Hans^-eiiiein- 
Bchaft.    Der  Vater  der  einzigen  in  der  Hauskomiuuuion  zurück« 


Digitized  by  Google 


V  , 

J.  SxLovic:  Kroatien. 


2991 


geblie'benen  Familie  kann  nur  dann  Alleinbesitzer  des  Gemeinscbafts- 
vermogens  werden,  wenn  alle  stimmbereehtigten  Familienmitglieder 
dem  zoBtimmen  (§  4). 

Der  letzte  Bepriisentant  der  Hanslcommiinion  ebne  Familie 
kann  das  Vermögen  anf  sich  flbertrageu;  tut  er  das  nicht,  so  wird 
nach  seinem  Tode  von  Amt«  wegen  im  Gmndbnche  die  Haiis- 
kumjiiiiiiion  gelöscht  und  er  als  Kif^Tutüincr  eingetragen  5). 

^.  Dr^<«  KommassatiOQä-  (.Zusummeuleguugä-)ütisetz  vom 
22,  Jnni  1902. 

Dieses  Gesetz  ist  auch  ein  Teil  jenes  Systems,  nach  dem  die 
Besitzverbältnisse  mit  besonderer  Kttcksicht  auf  den  Baaemstand 
geregelt  werden. 

Das  Gesetz  beruht  anf  der  Grandlage  der  selbständigen  Eom- 
massation;  wo  die  Amelioration  ohne  besondere  Kosten  mit  der  Za- 
sammenlegong  verbunden  werden  kann,  soll  es  geschehen. 

Was  die  Dnrchftthmng  der  Kommassation  anbelangt,  gibt  das 
Gesetz  das  Recht  der  Provokation  den  Interessenten,  kennt  aber 
auch  die  Kommassation  von  Amts  wegen.  Diese  letztere  Art  musste 
auf  (irnnd  der  gHtniulitru  ErlUhruuj^eu  aut'gcnoninit'ii  wcidt-n.  da 
si»Lzi»'ll  «ier  Huueiustand  sehr  konservativ  ist  und  dir  K<niiiii;i>saLion 
oft  aucii  dann  ablehnt,  wenn  sie  gerechtfertigt  ist.  l^as  Getietz  ver- 
langt, wenn  die  KninnuT^sation  vom  national-ökonomischen  Standpunkte 
nützlich  ist,  die  Finwillignng  von  ^f^  der  Interessenten,  welche  die 
Hälfte  der  in  die  Zusammenlegung  aufzunehmenden  Besitzungen 
haben. 

Die  Landeskommassationskommission  kann  auf  Vorschlag  der 
Gespannschafts^Kongregation  die  Kommassation  auch  ohne  Ettcksicht 
auf  obige  Bedingungen  bewilligen,  wenn  dieselbe  für  grössere  Kultur- 
arbeiten notwendig  ist  1). 

Das  Gesetz  steht  auf  dem  Standpunkte  der  Favorisierung  der 
Kommassation,  weshalb  die  Abwesenden  als  zustimmend  angenommen 
werden. 

Was  den  I'mfang  der  Kommassaiion  anbelangt,  so  nehmen 
ältere  Gesetze  die  Urbarialgemeinden  oder  den  ganzen  Besitz  eines 
Edelsitzes  samt  den  dazugehnrier'^n  Sessionen  als  Objekt  an.  Da 
nnswe  Dörfer  so  entstanden  sind,  wäre  es  am  zweckmässigsten  ge- 
wesen,  die  Urbarialgemeinde  als  Objekt  zu  nehmen.  Aber  da  sich 
diesdben  nicht  überall  feststellen  lassen,  musste  man  zur  Katastral- 
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gemeinde  ^reiten,  wobei  mau  auch  Teile  der&elbeu  komma&>iereu 
lassen  kann  (l:^  3). 

Die  Eutschädig^DS^  der  Interessenten  bat  stets  in  Gnud  und 
Boden  and  nur  ansiiahmsweiBe  io  Geld  zu  erfolgen  (§  9). 

Da  es  nnmCglich  ist,  die  Kominaseation  ohne  VerletEong  des 
Eigentums  dnrchznftthren}  mussten  in  das  Gesetz  Kantelen  anf- 
gfenommen  werden,  damit  das  Volk  sein  Beebt  fiberall  gewfthrt  siebt 

Die  Eigentuni^prozesse  znr  Zeit  der  Kommassation  konnten 
bei  ung  den  ordentlichen  Gerichten  nicht  überlassen  werden,  weil 
nach  unserem  Zivilprozesse  eine  schnelle  Eilt'di«iunii  solcher  Streit- 
saclu  ii  nicht  möglich  i>it.  dfiai  tisre  Prozesse  aber  die  I  )ur(  litülirnni^ 
d»'r  Koiiiniassation  nniuö^liidi  iiiaclu'ii.  1  »cswt'i^cii  liat  das  (Tcstnz  du* 
Eigeiiiiimsprozesse,  welche  der  Kommassatiou  hinderlich  sein  küniiten, 
den  Kommassationsbehörden  zugewiesen,  und  zwar:  In  der  ersten 
Instanz  führt  die  Verhandlung  und  t-ntsdieidet  das  richterliche  Mit- 
glied der  G^pannschaftskommassations-Komraission;  in  der  zweiten 
nnd  letzten  Instanz  das  Kollegium,  bestebend  aus  dem  PrXsidenten 
der  Landeskommassatlons-Kommission  nnd  zwei  richterlicben  Mit- 
gliedern derselben  (§  25). 

Die  Kommassation  haben  besondere  Kommissionen  dnrcbznffthren, 
nnd  zwar  in  der  ersten  Instanz  die  Gespannsebaftskommission  nnd 
in  der  zweiten  und  letzten  die  Landeskoiuniission  (§  21  und  S;  2'2). 

In  jeder  Gespannschntt  tuniriert  ein  Kommissär,  dem  dif  Haupt- 
arbeit zufällt,  weil  er  all«;  Arbeiieu  m  Ii  iti  n  imd  durclizuführen  hat. 

Die  Kosten  der  Konimassation  tragen  die  Interessenten,  werden 
ilinen  aber  aus  LAudesmitteln  vorgeschossen  (§  59). 

7.  Das  Gesetz  Vom  24.  Februar  1903,  durch  welches 
einige  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  10.  Januar  1876, 
über  die  definitive  Ablösung  der  Bode-Berg-  und  Zins- 
abgaben abgeändert  werden. 

Trotz  des  Gesetzes  vom  10.  Januar  1876,  welches  die  definitive 
Entlastung  des  Bodens  von  den  Bode-Berg-  und  Zinsabgaben,  deren 
Überbleibseln  aus  der  Feudalzeit,  zum  Gegenstand  hatte,  unterliessen 
es  zahlreiche  Bezugsberechtigte,  die  AldTtsniiusaiiträLie  bei  der  kom- 
pftenleii  lifhürde  f'inzuliriiii;.  ii.  weil  das  (ttm  !/  kriiic  j 'rakliisivfristen 
aufstellte.  Tieswegen  waieu  im  Jahre  h«>»2  noch  io<Mjiiy  Parzellen 
mit  einem  (i<'samtausniars  von  über  70Ö00  Katastra^och  in  den  Grund- 
büchern mit  diesen  Feudalabgaben  beiastet. 
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Dieses  Gesetz  will  die  ISatigen  Fesseln,  die  auf  einem  Teil  des 

Grundbesitzes  lasten,  in  möglichst  knrzer  Zeit  lösen  und  so  den 
liodeu  ihifür  vorbeieitcD,  «Uiss  das  Koiumassationsjjesetz  wirksam 
durchgefülii't  und  eine  Begebuiij?  des  bäuerlichen  Kreditwesens  und 
der  Bodenmeiioratiun  erfolffreioli  in  Anj^rirt'  frenuuuiien  werden  kann. 

Das  Gesetz  bestimmt  deswegen,  je  nacii  dem  Stadium,  in  dem 
sich  die  Ablösnng-sfrage  bei  einzelnen  Parzellen  befindet,  Fristen, 
innerhalb  deren  die  Frage,  bei  sonstigem  Verloste  alier  Ansprttclie, 
in  Flnas  gebracht  werden  mnss. 

Alle  diese  Fristen  sind  nicht  verlängerbare  PräklnsiTfkisten 
und  zieht  das  Versftnmnis  den  Verlnst  jedes  Anspruches  fttr  den 
Bezugsberechtigten  nach  sieh;  d.  h.  das  betreffende  Grnndstfick  wird 
von  Amts  wegen  von  jeder  Belastung  befreit  nnd  als  freies  Eigen- 
tum des  Besitzers  im  Örundbuche  durchgeführt.  Die  Kosten  des 
Verfahrens  hat  stets  der  Bezugsberechtigte  zu  tra^i^en. 

8.  Das  Gesetz  vom  1.  März  1905,  über  die  neue  Kege- 
laug  der  Beamtengehälter. 

Dieses  Gesetz  half  einem  tiefempfundenen  Bedürfnisse  ab. 
£inmal  in  Hinsicht  auf  die  notwendige  Erhöhung  der  Bezüge,  die 
den  erhöhten  Ansprüchen  des  Lebens  und  den  stetig  steigenden 
Preisen  der  notwendigen  LebensbedflrMsse  nicht  mehr  entsprachen, 
und  zweitens  mit  Bflcksicht  auf  die  notwendig  gewordene  Einheit- 
lichkeit in  den  Bezügen  aller  Beamtenkategorien  des  Landes. 

Das  Gtesetz  normiert  folgende  Jahresbetrftge:  m.  Bangklasse 
17000  Kr.,  IV.  Rangklasse  14000  Kr. 

Für  die  folgenden  Rangklassen  werden  zwei  Gehaltskate- 
gorien normiert,  und  zwar: 

V.  Rangklasse  11600  Kr.  und  9600  Kr. 

VI.  ^  7200    „     ,    6400  „ 
VJI.        „          5400    „     „    4800  „ 

VIII.        „  4000    „     „    3600  „ 

IX.  „         2900    „     »    2600  ^ 

X.  ,         2200  2000  „ 
XL        ^         1600   „     „   1400  r, 

Die  Erhöhung  betrSgt  in  der  XL  und  X.  Rangidasse  in  der 
unteren  Gehaltsstufe  400  Er.  gegenüber  dem  bis  dahin  mindesten 
Gehalte  und  300  Kr.  gegenüber,  dem  bis  dahin  höchsten  Gehalte,  in 
der  Raiigkla8.se  800  Kr.  bezw.  600  Kr.,  in  der  VII.  Rang- 
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klasse  8rv0  Kr.  bezw.  000  Kr.,  in  «iri-  VI.  Kanprklasse  1200  Kr.,  in 
der  V.  Rangklasse  1600  Kr.  und  3000  Kr.,  in  der  IV.  Hangkliisse 
2000  und  3000  Kr.,  in  der  HL  RuigklASBe  3000  Kr. 

9.  DaB  Gesetz  vom  23.  April  1905  filier  die  Farderang 
der  Viehzucht. 

Ztur  Zncht  der  landwirtschatllichen  Nntztiere  (Pferde,  Binder, 
Schafe,  Sehweine  usw.)  sollen  nar  gesunde  und  geeignete  Zachttiere 
verwendet  werden  (§  1). 

Ein  Znilittii  i-  raiinnliclien  Geschlechts,  welches  wegen  Krank- 
ht  it  nder  wegen  auf  die  Nachkommen  übertragbarer  Fehler  als  zur 
Zucht  nicht  geeignet  befunden  wird,  ist  zuchtUDtftuglich  zu  machen  (i;  3). 

Übertritt  der  Halter  eines  Zuchttieree,  welches  aus  r.ffentlichen 
Mitteln  heschafft  wurde,  die  BedingimgeDt  nnter  welchen  ihm  da« 
betreffende  Tier  znr  Haltung  ttbergeben  wurde,  so  ist  er  im  ordent- 
lichen Instanzenwege  von  der  politischen  Behörde  mit  einer  Geld- 
strafe von  5 — 500  Kr.  zu  belegen. 

Gleichzeitig  kann  die  politische  Behörde  veHllgen,  dass  das 
betreffende  Tier  dem  Halter  ohne  jede  Entschfldigung  entzogen 
wird  (i>  4). 

In  Streitfällen  juivatiechilicher  Natur  zwischen  einer  Beh<"nln 
oder  KorpontiiiHi.  weiche  jemandem  ein  Zuchttier  znr  Haltuiii:  iilier- 
geben,  und  derajenijfen,  welclier  dieses  Znrlittier  iibernonmien  liat. 
entscheidet  die  kgl.  kroat.  slav.  dalm.  Landesregierung,  Abteilung 
tttr  Inneres,  endgültig  (§  5). 

Alle  Geldstrafen,  welche  den  Gemeinden  für  ihre  landwirt- 
schaftliehen Zwecke  znfiiUen,  fliessen  in  den  Veterinfirfonds  der  be« 
treffenden  Gemeinde  nnd  sind  zn  Znchtzwecken  der  Gemeinde  zu 
verwenden. 

B.  Literatur. 

1.  Dr.  Fran  Vbbanic,  Prilozi  gospodarskom  razvojn  hrv. 

slav.  Krajine  u  10.  vieku.  (Beitrüge  zur  wirtschaftliilHii  Ent- 
wicklung der  kroat.  slav.  Militärcrreiize  im  19.  .Jahrhundert.)  Pabli- 
kationen  der  südslavischen  AkiHlnnie,  Buch  144.    JS**.    S.  198. 

In  dieser  sehr  interehsanten  Abhandlung  zoigt  uns  der  Ver- 
fasser, wie  sich  einige  wirtschaftliche  Erscheinungen,  namentlich 
Ackerbau  und  Viehzucht,  im  Laufe  der  letzten  hundert  Jahre  in  der 
gewesenen  kroat  slav.  Militärgrenze  entwickelt  haben. 
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Am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  hat  die  Regfiemng  im  Geiste 
der  physiokratifldien  Schule  besonders  fUr  den  Ackerbau  Sorge  ge- 
tragen.  .Die  Offiziere  haben  streng  darauf  geachtet,  dass  die  Grenzer 

ihre  Felder  fleissig  bebauen.  Aber  die  Resultate  beweisen,  dass  keine 
Verwaltnnpr  obne  ernste  Liebe  zum  Volke  und  ohne  arenaue  Kenntnis 
.lt'ss»  ll)»'u  einen  wahren  Erfolg  erreichen  kann.  I  )es\v.'i:eii  In-hauptet 
der  Wrfasser,  dass  Hiktzinokr  mit  K«cht  über  die  damaligen  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  in  der  Grenze  sagen  konnte:  „so  herrscht 
denn  im  Snldatenlande  wenig  Überflnss,  häutig  Armut,  und  selbst 
da,  wo  Wohlhabenheit  bemerldich  wird,  ein  einfaches,  manchen  Ge- 
nnss  entbehrendes  Leben''. 

2.  Dr.  JoeiP  SiLOYio,  Kazneni  zakon  o  zlocinstvih,  pre* 
stnpeih  i  prekr^ajib.  (Das  Strafgesetz  Uber  Verbrechen,  Ver« 
gehen  nnd  Obertretnngcn).   2.  Auflage.   Agram.   8^.   X.,  386. 

Nachdem  die  ei-ste  Auflage  des  in  Kroatien  noch  immer  in 
Kraft  stehenden  österreichischen  Strafirest  tzes  vom  27.  Mai  1852  in 
d»'r  Sammlnnt::  kroatiscliei'  (n'setze  verirrirtm  war.  be.snrf^te  ich  in 
iK-rselben  Saninilnng  die  zweit*'  Autlaiie.  In  dieser  Autla^v  liabe 
ich  in  ei*sier  Linie  auf  die  Praxis  der  Seplemviraltafel  (des  kro- 
atischen Kassationsliofes)  Kücksiclit  genommen,  habe  aber  auch  die 
Entscheidungen  des  österreichischen  obersten  Gerichts-  nnd  Kassa« 
tionshofes  berücksichtigt. 

3.  Dr.  DiuQVTiir  Toköic,  Zakon  o  zadrngama.  (Das  Gesetz 
über  die  Hauskommunionen.)  Agram.   8^.  376. 

In  dem  Zeiträume  von  1890—1901  sind  ans  den  alten  Hans- 
kommnnionen  24287  neue  Hauskommnnionen  und  nur  19871  Allein- 
besitzer  entstanden.  Daraus  ersieht  man,  dass  unser  Volk  die  Hans- 
kommunion lieb  gewonnen  und  dass  es  von  ihr  noch  immer  nicht 
lassen  will. 

Der  \'ert'asser.  ein  f^nter  Jurist  und  besonders  in  dieser  Jlaterie 
theoretisch  wie  praktisch  sehr  bewandert,  hat  uns  in  diesem  Buche 
eine  volIstHndige  Sammlung  der  aaf  die  Hauskommunionen  sich  be- 
ziehenden Bestimmungen  mit  einem  guten  Kommentare  derselben 
gegeben. 

Besonders  sorgtiltig  kommentiert  sind  die  Bestimmungen  über 
die  Wechselverpiiichtungen  der  Hanskommnnion,  über  die  Abschaffung 
aus  der  Hanskommunion  mit  der  Entschädigung  in  barem  Gelde, 
über  das  Becht  des  Mitgliedes  der  Kommunion  auf  Verpflegung,  über 
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die  Teilung,  über  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  usw. 
Die  prinzipiellen  Entscheidungen  der  Yerwaltongs-  und  Justizbehörden 
sind  bei  -den  betreffenden  BeetiminnDgen  angefahrt.  Am  .ScJünaae 
des  Baches  sind  die  GesetEeematerialien  abgedruckt 

4.  Frakjo  E&LADtf  Zakon  o  koraasaciji  zemljista.  (Dae 

Kummassationsgesetz.)    Agram.    8**.  524. 

Der  besondere  Wert  dieses,  in  der  Sammlung  der  kroatischen 
Cresetze  ei-schienenen  Buclies  ist,  dass  es  nni  zuerst  ein  genaues  Bild 
der  historischen  Entwicklung  der  Kommassation  in  Kroatien  bietet, 
nnd  dann  erst  das  bestehende  Gesetz  anftthrt,  nachdem  es  nns  dessen 
Werdegang:  gezeigt  bat 

Der  Kommentar  des  Verfassers  ist  gründlich  nnd  auch  deshalb 
wichtig,  weil  er  hei  der  Ausarbeitung  des  Entwurfes  mitgewirkt 

hat,  und  am  besten  imstande  war,  bei  jeder  Bestimmung  des  Ge- 
setzes den  Gedanken  des  Gesetzgebers  zu  ermitteln  und  klar  zu 
legen. 

5.  Milax  Smkkkar,  Prirncnik  za  politicku  upravnu 
sittzbu  u  kraljevinah  Hrvatskoj  i  Slavoniji.  (Handbuch  für 
den  politischen  Verwaltungsdienst  in  den  Königreichen  Kroatien  und 
Slavonien.)  Agram.  Bd.  IV,  1316;  Bd.  V,  1191. 

Die  ersten  drei  Bfinde  dieses  vortrefflichen  Handbuches  habe 
ich  schon  besprochen  (s.  Jahrbuch  VI.  und  VII.  Band,  S.  1038). 

Der  vierte  Band  enthält  die  Verwaltung  im  engeren  Sinne  des 
Wortes,  und  /.war  in  der  vierten  Abteilung  die  Verwaltung  der 
ütlentlieheu  Sittlichkeit  und  in  der  fiinltf  n  die  Wirtschaftsverwalttins". 
Die  vierte  Abteilung  zerfällt  in  drei  Hanjitstiicke:  Verwaltung  der 
geistigen  Produkte,  Sittenpolizei  und  die  Zwangserziehung  der  Minder- 
jährigen. Die  fünfte  Abteilung  zerf&Ut  in  J^wei  Hauptstttcke:  National- 
ökonomie nnd  die  Regelang  der  agrarrechtlichen  Verhftltnisse. 

In  dem  fünften  Bande  ist  zuerst  die  Fortsetzung  der  Wirt* 
Schaftsverwaltung  enthalten,  und  zwar  im  ersten  Hauptstücke:  Ge* 
werbe  nnd  Handel,  nnd  im  zweiten:  öffentliche  Verkehrsmittel. 

Endlich  bringt  uns  die  sechste  Abteilung  im  ersten  Hauptstttcke  die 
rnterrichtsverwaltuug,  und  im  zweiten  Hauptstücke  die  Kultusver- 
waltung. 

Hiermit  liegt  dieses  ganze  grosse  Werk,  welches  in  Heften 
durch  volle  sieben  Jahre  erschienen  ist,  vollendet  vor  uns.   Es  ist 
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f1;is  T^esnltat  grosser  Mühe  und  Arbeit.  Mit  diesem  Werk  hat  der 
Verfasser  eioe  feste  Grundlage  für  die  weitere  Tätigkeit  aaf  dem 
Gebiete  des  Verwaltungsrecbtes  geschaffen.  Fttr  den  praktischen 
Juristen,  namentlich  aber  Ar  den  Verwaltnngsbeamten  ist  es  von 
grossem  Wert,  dass  er  in  einigen  Bünden,  streng  systematisch  ge-' 
gliedert,  das  ganze  umfangreiche  Material  des  positiven  Verwaltangs- 
rechtes  yorfindet 

Dem  Verfasser  hat  Maykrhofkks  Handbuch  lür  den  iiuliiischen 
Verwaltungsdienst  als  Muster  gedient.  Könnte  er  ihn  in  den  weiteren 
Aufla^^en  auch  in  der  ausführlichen  Aosarbeitttug  einzelner  Materien 
erreichen! 

6.  Fjusjro  pl.  EsDSZiLNicsi,  Gradjanski  postnpak  za  Bosnn 
i  HercegoTinn.  (Zivilprozessordnnng  fOr  Bosnien  und  Herzegovina.) 
Uostar.  B^.  512. 

Der  Verfasser,  ein  ^'•nter  Kenner  niclit  nur  des  boäuis«chen> 
sondern  auch  kroatiischen  und  österreichischen  Kechtes,  hat  uns  in 
diesem  Werke  die  ei'ste  systematische  Bearbeitung  des  bosnischen 
positiven  Rechtes  in  kroatischer  Sprache  geliefert,  wofttr  ihm  alle 
kroatischen  Juristen  Dank  wissen  werden. 

Es  ist  nur  schade,  dass  er  uns  keine  historische  Übersicht 
über  das  f^flber  in  Bosnien  und  Herzegovina  bestandene  zivil* 

prozessnale  Recht  bietet,  was  sehr  interessant  und  lehrreich  gewesen 
wäre,  obwohl  sich  das  geltende  Keclil  nicht  an  das  früliere  an- 
lehnte, sondern  den  üsterreichischeu  (prazaklschen)  Entwurt  von  1881 
äberuahm. 

7.  Dr.  Hugo  Wirk,  Sistem  austrijskog  ovrSnog  reda. 
(System  der  österreichischen  ZiyOprozessordnung.)  1.  Bd.  Agram. 
8«  240. 

Der  erste  Band  enthftlt  den  allgemeinen  Teil  und  die  Zwangs« 

Vollstreckung  des  unbeweglichen  Vermögens.  Der  zweite  Teil,  der 
sich  schon  im  Drucke  befindet,  wird  ulk  anderen  Arten  der  Exekution 
urafassten.  Das  Buch  i.st  in  erster  Linie  für  die  kroatifschen  Rechts- 
hörer aus  l)alraatieu  und  Istrien,  welche  an  der  kroatischen  Tni- 
versität  in  Agram  studieren,  geschrieben.  Sie  müssen  nämlich  in 
Wim  noch  eine  Ergänznngsprflfang  liauptsächlich  aus  der  ü8ter> 
reichischen  Zivilprozessordnung  ablegen,  weil  sie  von  der  noch  in 
Kroatien  geltenden  alten  Zivilprozessordnung  ganz  verschieden  ist. 


Digitizeo  Ly  v^oogle 


2998 


OeMtsgebniig  und  Literatur. 


Das  Priudium  der  PrttfaiiKBkoiniluwioti  für  diese  Ergfinsnngsptüfimg 
hat  die  Kandidaten  anf  das  Buch  Weeks  apesiell  «nfbierksam  gemadit 
Der  junge  VeHSuaer,  dem  dieaea  erete  Werk  sehr  gut  ge- 
Inngen,  wird  hoffentlich  die  kroatische  juristische  Literatur  noch  mit 

mancher  guten  Leistung  auf  dem  Felde  der  Zivilprozessorduuug  be- 
reichern. 

^.  Dr.  JoaiP  SiLovic,  Kazneno  pravo,  priredjeno  po 
Dr.  K.  Jahei.  (Das  Strafrecht,  bearbeitet  nach  Dr.  K.  Janu.) 
Agram.  8«.  XXIV,  375. 

Die  dritte  Auflage  der  sjatematischen  Bearbeitung  dee  kro- 
atischen Strafrechtes  ist  in  der  wissenschaftlichen  Bibliothek  der 
kroatischen  Landesregierung  erschienen. 
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Uruguay. 

Beferent:  l>r.  »lui^eph  Pedro  Massera,  AJvukat,  Montevideo. 
ÜbeneUt  von  Amtog«richtorat  Bartolom&M  (ErotoflclÜD). 

Gesetzgebaug  190S. 

Bewegung  von  Gesetzisrebnng  und  Yerwaltuug  in  Uroguaj 

während  des  Jahre»  1Ü03. 

Im  Monat  Januar  sind  verschiedene  Verordnungen  ergangen, 
unter  anderen  die,  welche  in  der  Fakultät  für  Landwirtschaft  und 
Tierarzneikonde  der  Provinz  Boeno»  Ayrea  (argentinische  fiepublik) 
drei  Stipendien  errichtet,  die  nach  abgelegter  FrBfting  verliehen  werden. 
Die  Stipendiaten  stehen  nnter  der  Anfeicht  der  Geaandtechaft  von 
üragnay  in  Argentinien.  —  Eme  andere,  die  die  Ein-  nnd  Ansfiihr 
von  Vieh  ordnet  und  vorbengende  Uassregeln  znm  Schutze  der  in- 
ländischen ViehzQcht  vorsehreibt. 

Im  Februar  ergeht  eine  Verordnung,  welche  die  Bauart  der 
Hafenditinme  abändert  und  die  Tiete  des  Hafens  von  Montevideo  bis 
auf  1'»  m  erhrtlit.  Jiie  Aufträge  für  das  hydrographische  Amt  werden 
erlassen:  Studium  der  Meere  und  Flüsse  und  Ausführung  von  Schiff- 
falirtskarten,  Stadium  der  Pläne  der  Häfen  und  der  Arbeiten  in 
ihnen,  Bakenlegnng  in  den  Kanälen  und  hydrometrische  und  meteo- 
rologische Beobachtungen. 

Am  1.  Härz  nimmt  der  Bttrger  D.  Jost  Batlu  t  Osoom 
Besitz  vom  Amte  als  Präsident  der  Kepnblik. 

Im  Monat  Ajtril  werden,  nach  öffentlicher  Versteigerung,  die 
Verbesserungsaibeiien  am  Hafen  von  Montevideo  vergeben,  die 
3.s.»<M)!)0  Fr.  betragen.  Ein  Gesetz  über  die  .\ndenuig  und  Er- 
weiterung der  der  Gesellschaft  „La  Comercial'*  durch  die  Stadt 
Montevideo  verliehenen  Kechte,  für  elektrische  Kraftzufiihi  ung  bei 
den  Strassenbahnen,  genannt  ^Este*"  und  „Redncto'*  und  „Pocitos"^, 
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^Baebo  und  Union";  anter  den  Hanptbefttimmnngen  diese«  GesetoeB 
finden  sich:  die  Frist  von  75  Jahren  als  Eonzeoaionsdaner,  an  deren 
Ende  sngnnsten  der  Stadt  die  Wege,  das  rollende  Material  and  die 
elektrische  Stromsnfthmng  verbleihen;  die  Stationen,  Werkstfttten, 
Vasehinen,  Fabriken,  kann  die  Stadt  nach  ihrer  Wahl  ankanfen  zum 
Taxpreise,  oder  sich  mit  ihnen,  ohne  irgend  eine  Preisbestimmung^, 
mittels  einrr  Konzessionsverlänirernng  auf  15  Jahre  abfinden:  Be- 
tr»'iuii;r  von  Einfuhrabgaben  walu  t  nd  der  ersten  3  Jahre  uud  d»  r 
(ii'werbestcuer  während  der  gaiizeii  Zeit  der  Konzession;  und  andi  i<-. 
die  die  Dienstbarkeiteu  festsetzen,  denen  das  Privateig^entum  unter- 
worfen isL 

Im  Mai  wird  ein  Gesetz  über  Freiheiten  an  die  Spinnerei- 
nnd  Webereifiibriken  verkündet,  das  anf  10  Jahre  die  Maschinen 
nnd  Vorratstttcke,  die  Jnte  nnd  nnverarbeitete  Banmwolle  fftr  frei 
von  Z5Uen  nnd  Gewerhestener  erklärt;  wenn  dieee  letzteren  Artikel 
für  den  Webstuhl  zubereitet  eingeführt  werden,  so  wird  von  ihnen 
eine  einzige  Abgabe  von  5^/o  des  Wertes  gezahlt  Die  Färb-  nnd 
SSnrenstoffe  für  die  WSsehe  nnd  FSrberei  bezahlen  5  ^/^  Einfuhrzoll. 
In  diesem  Mnnat  sind  wichtiirt'  Verordnungen  über  die  Verbesserung 
des  Hafens  von  Montevideo,  die  Versuchsschulen,  die  Stundenplane 
und  Ferien  der  uiitoren  Schulen,  die  PriifuDfren  nnd  Versammln ng-pn 
der  Lehrer,  Wittel  zui-  Int  erdrückung  des  Stlunuggels  mit  Tabak 
erlassen;  wurden  die  Grundlagen  für  die  Ausbietung  des  Fischerei- 
rechts  an  dtui  Küsten  von  Maldonado  und  Kocha  und  wurden  4 
Stellen  fQr  Tierftrzte  im  Dienst  der  Aufeicht  Aber  die  Viehzucht 
geschaffen. 

Im  Juni  wird  ein  Gesetz  erlassen,  das  beltimmt,  dass  zn  den 
Wirkungen  der  Entweichung  eines,  ans  der  Haft  gegen  BflrgschafI 
Entlassenen,  die  körperliche  Strafe  von  unter  6  Monaten  Gefängnis 
angesehen  wird ;  und  ein  anderes,  das  anf  700000  Pesos  (3 : 500000  Fr.) 

den  höchsten  Wert  der  Arbeiten  am  neuen  Palast  des  gesetzgebenden 
Kongresses  festsetzt.  Auch  das  Jährliche  Gesetz  über  die  .Stempel- 
steuor  und  die  Steuer  von  Steuiitelpapier  wird  veröti'entlicht. 

Die  ausführende  Gew.ilt  erliisst  folgende  wichtige  Verord- 
nungen: die  liestimmung,  dass  die  öHenllichen  Werkstätten  im  Voraus 
die  Zollabgaben  für  die  Vom  Auslände  eingeführten  Artikel  bezahlen 
sollen :  die  Anordnung,  dass  ein  besonderer  Fonds  für  den  Bau  und 
die  Verbesserung  der  Leuchttürme  an  den  Kttsten  des  Rio  de  la  Plata 
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eingerichtet  werde;  die  Einrichtnng  der  telephonischen  Netze  zur 
Verbindang  der  Hauptstadt  mit  den  Hanptorten  der  Departements 
und  auf  dem  Lande;  die  Anschlieesung  von  Pnerto  del  Sance  und 
der  damit  verbundenen  landwirtschaftlichen  Eisenbahn  an  den  öffent- 
lichen Verkehr. 

Ein  Beschlags  des  hikshsten  Gerichtshofes  bestimmt,  dass  in 
allen  Fällen  der  Ablesung  von  Richtern  and  Schiedsrichtern  als 
Partei  die  Staatsanwaltschaft  gehOrt  werde. 

Im  Monat  Jnli  werden  die  folgenden  Gesetze  veröffentlicht: 
über  Einric!itnn^2^  und  iittuj^'-iiisse  d«^r  Landwirtschaftskammeru; 
wiederliolt  di^-  Anfn-jit^e.  die  diesen  Genossenschaften  die  Verfassung 
und  einige  SoiuKr^esetze  erteilen;  bestimmt  die  eigenen  Einnahmen 
derselben,  ihnen  eine  gewisse  Verwaltungs-  und  wirtschaftliche 
Selbständigkeit  unter  Aufsicht  der  Staatsregierni^  Übertragen,  die 
diese  mittelst  halbjähriger  Revisionen  des  Bechnnngawesens  aasüben 
soll;  das  Verwaltnngsstreitverfahren  vor  ihnen  festgesetzt  mit  Be- 
rafiing  an  die  vollziehende  Gewalt  im  Falle  der  Verletzung  von 
Interessen,  and  im  Falle  der  Bechtsverletznng  vor  den  National- 
finanzrichter, mit  Berafang  an  das  Gericht:  nnr  im  Falle,  dass  die 
Fragen  ein  Objekt  von  mehr  als  10000  Pesos  betroffen,  erkennt  in 
erster  Instanz  eins  der  Bemfnngsgerichte,  mit  Rechtsmitteln  fHr 
zweite  Instanz  an  den  Obergerichtshof. 

Erlassen  wird  ein  Gesetz  über  Beschwerden  seitens  der  liiefe- 
ranten  von  Kriegsbedürfhissen;  es  setzt  eine  sechsmonatliche  Ver- 
ifihmng  ZQgansten  des  Fiskus  fest  und  bestimmt  die  von  Privat- 
beschwerden zu  erfüllenden  Förmlichkeiten. 

Festgesetzt  wird  durch  ein  anderes  Gesetz,  dass  in  dem 
A\iiahitn  über  Bericliligung  der  Standesamtsregister  die  Staatsan- 
v;(1tsc)iatt  oreh5rt  werden  soll.  Für  frei  von  Verbrauchssteuer  im 
Innern  werden  die  im  Inlande  zur  Ausfuhr  gearbeiteten  Zündhölzer 
erklärt  und  Mittel  zur  Verhinderung  der  Hinterziehung  der  erwähnten 
Steuer  bestimmt  Eine  Verbrauchssteuer  auf  Wein  im  Inland  wird 
eingeführt;  befreit  von  ihr  bleiben  die  Naturweine,  die  im  Lande 
bearbeitet  sind;  die  eingeführten  zahlen  1  Gent  für  den  Grad  Alkohol 
über  14  Grad,  die  weniger  starken  sind  von  der  Steuer  befreit,  so- 
bald die  Kenge  des  trockenen  Extrakts  nicht  mehr  als  28  g  vom 
Tausend  beträgt;  die  künstlichen. Weine,  die  im  Lande  bearbeitet 
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sind,  zahlen  7  Gent.  Gold  vom  Liter;  es  wird  bestlnunt^  welche  als 

natürliche  nnd  welche  als  künstliche,  deren  Fabrikation  erlaubt  ist, 
aiigeseheu  werden.  Die  UDtersuchiing  der  Weine  durch  ein  chemisches 
Amt  unter  Anfsicht  der  Behin  de  f  iir  innere  Stonern  wird  fePt^esetzt 
und  die  Pflichten  und  Oblifg-etiheiten  der  Gaslwirle,  Winzer  und 
Eiutührer  zur  Vermeidung  der  Steuerhinterziehung  angegeben,  nnter 
gleichzeitiger  £inrichtiiDg  einer  Zentralbehörde  mit  ihren  Aafsehem 
nnd  Beamten. 

Dnrch  Begiemngsverordnung  wird  bestimmt,  dass  die  Konsnlar- 
abgaben  dnrch  Stempel  bezahlt  werden,  nnd  die  Art  ihrer  Einziehnng 
angegeben. 

Im  August  erlässt  die  vollzieliende  Gewalt  die  lolgtinien  Ver- 
ordnungen von  Bedeutung :  ein  Aufsichtijamt  über  das  Rechnungswesen 
wird  geschaffen,  mit  der  Aufgabe,  Eassenabschliisse,  Wertberechnnngen, 
Kechnungspriifnngen  nnd  Bestandesnachweise  in  allen  öffentlichen, 
der  Zentralregiemng  nnterstellten,  Behörden  zn  bewirken.  Die  An- 
weisung Aber  das  Strassenwesen  in  der  Hauptstadt  nnd  den  Stadt- 
bebannngsplan  werden  geändert.  Sicherheitsmassr^geln  betreü» 
öffentlicher  Versammlungen  in  den  Gotteshäusern  werden  angewendet 
und  die  Fleischereien  vom  gesnndheitiiehen  Gesichtspunkt  einer  Auf- 
steht unterworfen. 

Im  Monat  September  werden  die  jährlichen  Grundstener- 
gesetze  für  das  Wirtschaft^abr  1903  erlassen. 

Die  Vereinbarung  zwischen  Uruguay  und  der  argentinisehen 
Bepnblik  Über  die  Erklärung  der  Beglaubigung  von  ünterschrlften 
in  den  Anschreiben  und  Ersuchen  zwischen  den  Behörden  beider 

Länder  auf  diplomatischem  Wege  für  flberflflSBig,  wird  genehmigt. 

Die  Verordnun^ren  iil>er  Ge8undheits)»rtege  in  den  Bäckereien  und 
Getrjinkehaii(lluiii:.Mi  und  Kleinliandellfiden  werden  erlassen.  Der 
Entwurf  Uber  N'erbesserungswt'rkt-  in  verschiedenen  Geg:enden  von 
Uruguay  wird  genehmigt,  die  Prüfaugsordauug  in  der  Kecbtsfakultät 
abgeändert. 

Im  Oktober  wird  dnrch  Gesetz  der  militärische  Oberbefehl 
im  Süden  des  Bio  Negro  geschaffen.  Dnrch  ein  anderes  Gesetz  wird 
bestimmt,  dass  bei  jeder  Ansfnhr  von  Mehl  die  Zollbehörde  den  Be- 
teiligten das  ent8|>rec'hende  Kinfulirrecht  auf  Baumwollentuch  fftrdie 
Fabrikuiiüu  von  Säcken  freilassen  soll. 
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Die  vollziehende  Gewalt  erliis.st  in  diesem  Monat  die  neue 
Vorschrift  über  die  Prostitution:  dadurch  werden  die  Bordelle  ab- 
ges^eliaiTt,  ebenso  die  aiutlich  geduldeten  Stellen  der  T'roütitution; 
geduldet  wird  die  einzelne  Prostitntion;  für  die  Prostituierte  wird 
die  zwei  wöchentliche  ärztliche  Zwangsnntersuchimg  eingeführt;  die 
Sintragang  der  Prostituierten  in  ein  städtisches  Register  wird  an- 
geordnet und  ein  Krankenbans  zar  Aafhahme  erkrankter  Franen 
geschaffen.  —  Genehmigt  wird  im  Verwaltungswege  die  Sehnte- 
einriehtnngen  im  Hafen  von  Payeandn  and  UasBregeln  znr  Zwangs^ 
deeinfektion  in  den  von  Lungenkranken  bewohnten  Rftumlicbkeiten 
angeordnet 

Im  Monat  November  errichtet  die  vollziehende  Gewalt  die 
Abteilung  für  Tierärztliche  Studien,  als  Zubehör  zu  der  medizini- 
schen Fakultät  in  Montevideo,  und  dieselbe  Gewalt  ordnet  f^trenge 
Massrepreln  fitr  die  Beschätzuttg  der  staatlichen  Tabaksproduktion, 
zum  Zweck  der  Verhinderung  der  Hintersiehung  der  betreffenden 
Steuer,  an. 

Im  Dezember  wird,  ausser  den  jährlichen  Gesetzen  Uber 

Handelsfreiheiten  filr  190ö;4,  ein  (lesetz  über  Wegebau  im  Departe- 
ment  von  Montevideo  erlassen.  Dadurch  wird  bestimmt,  dass  die 
Stadtgemeinde  die  Pflasterung  der  National-,  Departements-  und 
Gemeindeweg^e  unter  Zwangsbeihilfe  der  Nachbarn  vollenden  soll: 
die  Nachbarn  sollen  den  3.  Teil  der  Kosten  beitragen.  Diese  Aus- 
gabe soll  so  verteilt  werden:  2  Drittel  von  den  am  Wege  belegenen 
Eigentflmem  und  ein  Drittel  von  denen,  die  Vorteil  von  dem  Wege 
innerhalb  des  Wegebesirks  habea  Die  HOchstkosten  werden  für 
jeden  laufenden  Meter  der  Pflasterung  festgesetzt  und  die  Zahlung 
der  Beiträge  auf  10  dreimonatliche  Teilbetrftge  beetimmt 

Die  Rej^ierun^:  billigt  die  Abänderungen  an  dem  Einfahrts- 
kanal und  W'estüteindamm  des  Hafens  von  Montevideo,  nach  vor- 
gängiger Beratung  durch  eine  sachverständige  Kommission;  eg  wird 
ein  Fonds  bestellt  fQr  die  Erwerbung  von  Pflanzensamen  der  besten 
Beschaffenheit,  die  unter  die  Ackerbauer  zum  Selbstkostenpreise 
verteilt  werden,  seitens  der  Leitung  der  Verwaltung  für  Viehzucht 
und  Ackerbau;  es  werden  Verordnungen  Aber  Milchwirtschaft  und 
Pferdezuchti  um  ihre  gesundheitlichen  Unterlagen  zu  bessern, 
erlassen. 
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Bücherkunde. 

„BeraerkTinpen  m\d  Notizen.  lieitrair  mr  Kenntnis  der  Staatswirtschaftt*- 
und  Finanzf^escliiclite  der  ü.stlichen  Republik  ?ou  Uruguay"  von  Edi-akd 
AcEVEDu,  Proteaaor  der  SUiatswirtficbaft  an  der  UuiTergität  von  Montevideo. 

Unter  dem  Titel,  mit  dem  wir  diese  Zeilen  beginnen,  ist  jenes 
wichtige  Werk  des  Dr.  Eduard  Acbtbdo,  Professon  der  Staatawirt« 
Schaft  an  unserer  Universitäty  ersebienen,  das  ans  2  Bfinden  von 
mehr  als  1000  Seiten  besteht. 

Wir  sind  der  Ansicht»  dass  die  Kenntnis  dieser  Arbeit  den- 
jenigen von  Interesse  sein  kann,  die  staatswirtschaftliche  Studien 
betreiben  und  deshalb  haben  wir  nns  entschlossen,  von  ihr  eine 
Inhaltsangabe  zn  liefern,  um  einen  allgemeinen  Begriff  von  dem  er- 
wähnten Werk  zu  gewähren,  und  schenken  ein  Exemplar  dtr 
Bibliothek  der  Inter.  Ver.  f.  verp:!.  Keehtswirtsehaft  und  Volks- 
wirtschaft zu  lierlin,  damit  es  im  einzelnen  von  denen  studiert 
werden  kann,  denen  die  Inhaltsangabe  den  Wunsch  eingibt,  das 
ganze  Werk  zu  lesen. 

Im  folgenden  unsere  Inhaltsangabe: 

Bd.  L 

Ursprung  der  Staatsschulden  von  Uruguay. 

Dr.  AcBVEDO  hat  zuerst  ein  vollständiges  und  systematisches 
Studium  über  den  Ursprung  unserer  Staatsschuld  durchgefühlt,  eine 
Arbeit,  die  er  mit  einer  Arbeitsamkeit  und  Verständnis  vollendet 
bat»  die  des  grOssten  Lobes  wert  sind. 

Er  teilt  die  Finanzgeschichte  von  Umgony,  seit  dem  Eide 
anf  die  Verfassung  im  J.  18S0,  in  14  verfhssungsmSssige  Ptäsident- 
Schäften,  4  ergftnzende,  oder  PrSsidenten,  die  ernannt  sind,  um  die 
Zeit  von  4  Jahren  zn  beenden,  die  von  den  verfassnngsmSssigen 
Präsidenten  nicht  erfüllt  werden  konnte,  15  Zwischcn-Präsident- 
Rfhaften.  die  von  den  .Senatspräsidenten  erledigt  sind,  die  nach 
Uüserm  (Trundgeöetz  Vizepräsidenten  der  Republik  sind,  und  die 
Präsidentschaft  des  Staats  auf  kleine  Zeiträume,  manche  von  einem 
Tage,  erledigt  haben,  die  Mehrzahl  bis  zu  den  Wahlen  des  Präsi- 
denten an  dem,  durch  die  Verfassung  festgesetzten  Tage,  dem  1.  März; 
fünf  provisorische  Regierangen  für  Staatsreorganisation,  die  durch 
schwere  politische  Vorfälle  verursacht  wurde  und  6  Diktaturen, 
verursacht  ebenfalls  durch  politische  Bewegungen. 
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Nachdem  anf  diese  Weise  das  staatswirtschaftliche  Leben  des 
Landes  6iDg«teilt  ist,  beginnt  er  die  Ursachen  der  £nt8tehang  der 
StaatBsehnlden  seit  dem  J.  1828  zn  unterBnchen,  als  die  allgemeine 
Versammlang  sie  beschäftigte,  die  Ver&SBung  Tom  J.  1830  fest" 
znsteUen.  Unser  erster  Ansgabenfibersehnss  trat  damals  anf  und  sn 
dieser  Zeit  zeigte  sich  dentlich  die  erste  Hflnskrisis,  die  edtdem 
mehrere  Jahre  spftter  anftrat 

Anf  410  Seiten  nntersucht  Dr.  Acevedo  die  Bildung  der 
Staatsscliulfl  während  der  Abteilungen  unserer  Geschiclit.*.  die  er 
andeutet,  und  scliliesst  den  ersten  Band  eines  Werks  mit  einem 
Kapitel  unter  dem  Titel  „Zusammenfassung". 

Dieses  Kapitel  ist  das  Resultat  des  ersten  Bandes  des  W^erkes 
and  enthält  ein  ansserordentlich  interessantes  Material  für  das 
Stadium  nnserer  Staatsschuld.  Seine  Ergebnisse  sind,  dass  im  J. 
1901  unser  Land  46  verschiedene  Schulden  hatte,  die  eine  gesetz- 
mässige  Emissioa  yon  342811474  Pesos  im  Nennwert  darstellten, 
deren  Hdchstbetrag  allein  am  31.  Dezember  1901  im  Umlauf  war, 
im  Betrage  von  124808287  Pesos.  Der  Unterschied  zwischen  beiden 
Zahlen,  von  217508187  Pesos/»  Ist  dnrch  Tilgungen,  Umwandlnng  in 
Metallschnld  und  Auswechselung  der  einen  Schulden  durch  andere 
beseitigt. 


Ajn  Knd»-  des  J.  lyol  verteilte  sich  die  laufende  Schuld  auf 
folgende  Gattungen: 


Art  der 
Tilgimg 

Benennung 

ZinsfuBS 

Tilgung 

Betrag  am 
31.  Des.  1901 
P, 

100«/o 

Garsntieschald 

3519800,00 

66,96  zu  59,70  «/o 

Innere  knnsnli- 

dierte  Schuld 

4  „ 

1  n 

ö  146  950,00 

92,00  ,  98,99  , 

Lifiiiitations- 

eichuld 

6  . 

4  , 

76a  332,43 

64,65  „  68,20  „ 

Schatzschein- 

schuld 

6  , 

1 « 

4  756  100,00 

Inneres  Darlcbn: 

G4,G0  zu  (W,80  o/o 

1.  Serie 

6  „ 

^  „ 

3  306  800,00 

64,19  „  62,65  „ 

2.  . 

6  „ 

2  n 

2384100,00 

99,99  7o 

3.  „ 

6  • 

9  . 

1328400,00 

70,39  SU  99,99 

4.  . 

6  „ 

987800,00 

47,90  ,  98,fiO  „ 

Eonsol.  Schuld 

von  ürngaay 

350  , 

92286380,00 

zu  ttbeitragen 

114479662,43 

Jalirbneh  der  tntaniai  Verelntgniig. 

8.  Bd. 

190 

Digitized  by  Google 


3006 


GaaetigebuDgr. 


Art  der* 
Tilgung 


Benennimg 


Betrag  am 
ZiDBfiuw  Tilgung    31.  Dez.  1901 


P. 

Übertrag   114  479  662,43 


61,47  «u  61^2  «/o  Barl.  v.  Cru^^uay 


zu  ö»'  ,  V.  IHIW 


0 


1%       6üuy  iKR),u(.» 


9y,99  „  iOO     „      Italieu.  Scbuld 


P.  100  000 

2  o/o  128400,00 

1  „  ■  


4ü<W,Ü0 


100  «/o         FransSs,  Schuld 


100  „  Spanische  Schuld 
71,69  SU  76,90  %  BrasilischeSchuld 


124803287,57 


(Wegen  etwaiger  ündeuüichkeit  dieser  Tabelle  s.  das  Werk  selbst 
Bd.  I,  S.  459). 

In  Anbetracht  des  ungehenren  Drucks,  den  eine  so  betrftcht- 
liehe  Sebald  auf  den  Staat  ansübt,  ist  asweifellcs  die  PHnktlichkeit^ 
mit  der  fast  alle  Regiemngen  die  Ijeistnng:en  von  diesen  Schulden 

bezahlt  haben,  bewniideniiiy-hvvürdig-,  imd  es  miiss  bemerkt  werden, 
dass  wenig-e  Länder  in  dipser  Hinsicht  ein  so  schönes  Heispiel  wie 
das  unseri;4"C'  bieten,  in  betrelV  der  treulichen  Erfüll nnji-  seiner  Ver- 
pflichtangen  inmitten  der  Ungliickstalle,  dnrch  die  es  hindurch- 
gegangen ist.  Weder  die  Kriege,  nDch  die  Verschwendung  einiger 
Begiemngen,  noch  die  ernsten  Gefahren,  die  tinser  Land  dnrch- 
geinacht  bat,  haben  die  Zahlung  der  Zinsen  der  Staatschnld  nnter- 
brochen,  obwohl  es  dazu  tatsfichlich  Opfer  bringen  masste. 

Nnr  2  VerwaUnngen  sind  seit  1860,  seit  wann  die  regelmässige 
Abtragung  der  Schuld  begann,  bis  heute  der  allgemeinen  Begel 
nicht  gefolgt,  nSmlich  die  Regierungen  yon  Varela  (1875)  und 
Herrera  (1890),  unter  dem  Bruck  der  grossen  wirtschaftlichen  6e- 
fahren  nnd  wegen  aller  Anstrengungen,  um  ihnen  zu  entgehen. 
Ausser  diesen  2  unprliKkliehen  Zeiten,  hat  kein  anderes  ünp:liick  die 
bewnndernn^\vürilii;e  Lebeuskratt  und  den  Keichtum  des  Landes 
seiner  Kraft  brauchen  können,  nodi  unsere  Regierungen  —  gute 
oder  schleclite  —  von  der  Achtung  entfernen,  die  sie  immer  für 
die  pünktliche  Bedienung  der  Staatsschuld  gezeigt  haben,  was  ihnen 
den  Kredit  eingebracht  hat,  den  das  Land  hentzutage  besitzt,  trotz 
der  politischen  Torheiten  einiger  Zeiten. 

Und  wenn  in  schlechten  Zeiten  unser  Land  seine  Verpflich- 
tungen tren  erffillt  hat,  so  wird  es  in  Zukunft  auf  demselben  Wege 
beharren,  um  so  mehr,  als  jetzt  die  Republik  auf  einen  Weg  des 
sichersten  und  schnellsten  Fortscliritts  gebracht  ist,  nnd  die  hervor- 
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brin^renden  Kräfte  des  Landes  sich  frei  entwickeln  innl  sich  auf  das 
Vertrauen  gründen,  dass  die  öffentliche  Ruhe  nicht  mehr  j^-estürt 
sein  wird,  nnd  angesichts  der  ehrenwerten  Beiiandlnng  der  Staat» 
liehen  Gelder,  die  der  gegenwärtig  Präsident  der  Bepnblik  nnterhält 


Ausländischer  Handel.  —  Handelskrisen.  —  Wirtschaftliche 


Der  2.  Band  des  Werkes  des  Dr.  Acbtbdo  ist  vielleicht  noch 
bedeutender  als  der  erste,  wegen  der  versebiedenen  nnd  wlcbtigen 
Fragen,  die  er  in  seinen  359  Seiten  entwickelt 

Es  beginnt  im  I.  Kapitel  die  üntersnchung  unserer  Ansftihr, 
die  so  dargestellt  wird: 

Viehzucht  und  FleischznhereitnngsanstaUen:  n)  Vieh- 
zucht vuu  lebendem  Vieh,  nämlich  Rindvieh,  Pitiidt:,  .Schate :  b)  zu- 
bereitetes Fleisch,  das  umfasst  da«  Kiiuchern,  den  Fleischextrakt, 
das  Konservenfleisch  und  die  geräucherten  und  getrockneten  Zungen; 
c)  andere  Erzeugnisse,  wie  Hürner,  Asche,  Knocken,  Borsten,  Rinds^, 
Schaf-  nnd  Bossleder,  Talg,  Wolle  nnd  Dünger. 

Erzeugnisse  der  Landwirtschaft:  Mais,  Weisen  nnd  Weizenmehl. 

Verschiedene  Erzengnisse:  Quadersteine,  Sand,  Steine,  Holz- 
kohle, WoUb-,  Otterfelle  nnd  Stranssfedem. 

Nach  dieser  Einteilung  untersucht  er  jeden  der  angegebenen 
Artikel.  Die  Ausfuhr  von  lebendem  Vieh  geschieht  mit  Kindvieh, 
bestimmt  zur  Verarbeitung  in  den  Fleischzubereitungsanstalten  in 
Rio  Grande  (Brasilien),  und  diese  Ausfuhr  soll  sich  vergrüssern, 
wenn  binnen  3  Jahren  der  Hafen  von  Montevideo  beendet  ist  und 
die  Ansfalir  in  grossem  Mafsstabe  nach  den  Märkten  von  Bio  de 
Janeiro  nnd  Europa  geschehen  wird.  Einige  Versuche  sind  gemacht, 
die  von  sehr  gOnstigem  Erfolge  waren,  wegen  der  dauerhaften  und 
standhaften  Mast,  die  unsere  Weiden  dem  Vieh  geben,  das  sie  auf 
seinen  stets  grftnen  Weideplätzen  em&hrt.  Dr.  Acrtido  ffthrt 
folgende  Angaben  über  nnsern  Viehreichtnm  an,  ans  der  Zählung 
?on  1900  entnommen: 


Bd.  n. 


Gesetzgebung.  —  Finanzgesetzgebung. 


Rindvieh 
Pferde  . 
»Schafe  . 
Maulesel 


G  827  428 
56i  408 
18  008  717 
22  992 
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.  Gesetcgebimg. 


Ziegen   20428 

Schweine   9892S, 

zusammen  26 134  896  Haupt  Vieli,  getltt^  anf  22674  Weidepiataeo, 
die  eine  OberflSche  von  14  515  104  ha  darstellen.  Die  ang^egebene 
Zahl  von  Weideplätzen  wird  von  14  i  l-  In-  und  S  2-52  AiiKländern 
genutzt,  und  die  26  i:U  S'.m;  Hanpt  Viel»  zn  der  Kepublik  gehöreu 
14  301378  In-  und  11^3;3  5ih  Ausländern. 

Jetzt  steht  fest,  dass  die  Angaben  der  Zählung  von  1900 
niedriger  waren  und  sind,  als  die  tatsäcliliche  Existenz  von  Vieh  in 
den  Feldern  der  Bepnblilc,  weil  das  Zählgesehäft  von  Beamten  dnreh- 
gefllhrt  wurde,  die  sich  darauf  nicht  verstanden  und  in  Zeiten,  in 
denen  die  Besitzer  die  Einrichtung  einer  Viehstener  befürchteten, 
infolgedessen  sie  die  wiricliche  Zahl  ihrer  Tiere  verheimlichten. 

Die  Sachverständigen  in  dieser  Art  Untersnchungen  sind  der 
Meinung,  dass  im  Jahre  IHOO  in  der  Republik  mehr  vorhanden  waren: 
3  Millionen  Stück  Rindvieh  und  7  Mülioneu  Schafe  als  die  Ziöern 
der  angegebenen  Zählung. 

Der  durchschnittliche  Ertrag  der  Wolle  wird  auf  1800  g  für 
das  Stäclc  geschätzt. 

Zubereitetes  Fleisch  bildet  einen  der  wichtigsten  Gegenstände 
der  Ausfuhr,  nach  Ausweis  folgender  Ziffern: 

Jahre 

kg  Pesos 

Gerftuchertes  Fleisch  .  1896—1900  268  193  27  481 253 
Fleischextraiit    .   .   .   1896—1900       2  721902        7  746615 

Zungen  (geräuchert)   .    1896—1900       4  023115  894625 

usw.  usw. 

Unter  andeieu  Erzeugnissen  df^r  Vieh9:ncht.  Fleisrhzul»ereiiuug 
und  des  Ackerbaues  nehmen  eine  ilaupUtclIe  die  Ausfuhren  ein  vou: 

kg  Fmus 

Borsten   1896—1900  4  942  270  1  591570 

Kindleder  (gesaUen,  im 

jrnnzen)   1896—1900  4  207  811  19389862 

Bindieder  (getrocluiet,  im 

ganzen)   1896—1900  8  065  420  8  898529 

Schafleder   1896—1900  33534  732  6  776776 

Talg   1896—1900  76  989  443  7  358609 
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WoUe 

>Iais 


1896—1900 

1806—1000 


Jakro 


Menge 

201  609  880 

115  261  637 


Wert 

PWM 

55  699  602 

1  208  953 


Weizen   1806    IfoO      108  715  336       5  277  681 


Das  II.  Kapitel  dieses  Bandes  ist  den  Ausfuhren  gewidmet 
und  sind  darin  als  hauptsächliche  die  folgenden  GegenstBnde  an- 
gegeben: 

Getränke:  Lik9r,  Arak,  Bier,  Kognak  nnd  Wein. 

EsBwaren,  Getreide  nnd  Gewflrze:  Öl,  Reis,  Zncker,  Eaffeey 
Gewürze,  Hehl,  Weizenmehl,  Mais,  Speisen,  Käse,  Sardinen,  Weizen, 
Gonfise. 

Tabake  und  Zigarren :  frische  Zigarren  und  Tabak,  roher  Tabak. 

Gemachte  Kleidungsstücke  und  Sachen:  i^chnhc  aus  Hanf, 
Schuhwerk,  Jleniden,  kurze  Hemden,  Betldecken,  Strüm]>ie,  Taschen- 
tücher, Ponchos,  gemachte  Kleidung,  Hüte  ans  Zeug,  Pantoffeln, 
Holzschnhe, 

Andere  zurechtgemachte  Waren :  Holzkohle,  Fuhrwerke,  Kristall* 
nnd  Glaswaren,  zubereitete  Häute,  Drogen,  Heilmittel  fttr  Schafe, 
Eisenwaren,  Streichhölzer,  Nähzwirn,  Senseneisen,  Juwelen  und  Kost- 
barkeiten, Keroflin,  TSpfsr-  und  Porzellanwaren,  bearbeitetes  Holz, 
Kramwaren,  Höbel,  SchifBsartikel,  weisses  und  Druckpapier,  Par- 
f&merien,  Gemälde,  Pfosten  und  halbe  Pfosten,  goldene  und  silberne 
Uhren,  Plüsch,  Waggons,  zollfreie  Waren. 

Gewebe:  Packtuch,  l  laneil,  Käsern,  Ka.siuiir,  Boj,  JJaum- 
Wüllensachen.  Zwirnwaren,  Waren  ans  verscbied«'iiein  Gewebe,  Wollen- 
zeuge, lialbw  U'  ii*  Zeiij^e.  .^egeituch,  leichtes  Segeltuch,  Merinowolle, 
Tuch,  Seiden-  und  halbseidene  Gewebe. 

Gewerbliche  Materialien:  Kupfer  in  Reifen,  Steinkohle, 
gegorene  Gerste,  Steinplatten  und  Ziegel,  Stangen,  Stahl,  Eisen  in 
T^eln,  Fichtenholz,  Schuhsohlen,  Stangen  aus  Edelmetall,  gewöhn- 
liches Salz,  römische  Erde,  Portlandzement,  eiserne  Träger  und 
Säulen,  zollfreie  ArtikeL 

Maschinen  und  Eisenwaren:  Pflüge  und  andere  landwirt- 
sciiaftliche  Maschinen,  NcHhmaschinen.  andere  Maschinen,  Eisengeräte  • 
und  -Werkzeuge  für  verschiedene  Industrien. 

Vieh,  lebend,  feineres  Kindvieh,  Pfei'de  and  Schafvieh. 


Weizenmehl 


1806—1  !)<  10 


79  319  204 


3  201  453. 


3010 


QeseUgebaDg. 


Dr.  AcKVKMo  beschäftigt  sich  bis  ins  einzelne  mit  jedem  dieser 
erwähnten  Einfuhrartikel  aaf  sehr  vielen  Seiten  nnd  beweist  eine 
tiefe  Kenntnis  des  behandelten  Gegenstandes,  nnd  in  folgenden  Ka- 
piteln nntersncht  er  nnsem  Handel  mit  BrasilieUi  die  Handela- 
sehwanknngen  nach  dem  Ausland,  die  HandelsbUaius. 

Ein  anderes  Kapitel  ist  den  gesetsUchen  Bestimmnngen,  die 
anm  Schnbs  der  nationalen  Industrien  erlassen  sind,  gewidmet 

Dr.  AcBVKDo  bestätigt,  dass  im  Jahre  1875  der  erste  ernste 
Antrieb  zugunsten  der  Entwicklung  unserer  Industrien  gegeben 
wurde  mittels  einer  müHsigen  Erhöhung  der  Zolltarife  auf  alle  Pro- 
dukte, die  im  Inlande  gearbeitet  sein  konnten  nnd  einer  gleichzeitigen 
Erniedrigung  der  Abgabe  anf  gewisse  ausländische  Artikel,  die  für 
die  Entwicklang  der  QneUen  nnseres  Reichtums  notwendig  waren. 

Erhobt  wnrden  nm  10%  die  Zölle  anf  Tafeln  von  Eisen, 
Zink,  Fuhrwerk,  Udbel,  Hfite  nsw.,  nm  20%  die  Soda-  nnd  Selters« 
wflsser,  Töpferwaren,  Bier,  Schuhwerk,  Spiegel,  gemachte  Kleider, 
Kerzen  usw.  Lithographische  Arbeiten,  wie  Visitenkarten,  Rech- 
nungen, Anschreiben  usw.  wurden  mit  90  ^/g  belastet 

Zn  gleicher  Zeit  wurde  für  zollfrei  erklSrt  die  BänfUhrnng 
von  Kupfer  in  Reifen,  Pflüge,  landwirtschaftliche  Maschinen,  Dampf- 
maschinen, See-  und  Steinsalz,  Metall  in  Tafeln,  Zinn,  Quecksilber, 
Pottasche,  Salpeter  nnd  viele  Rohstoffe  und  andere  Artikel,  die  mehr 
zum  (iebranch  in  der  nationalen  Industrie  bestimmt  sind. 

£r  untersucht  dann  andere  gesetzliche  Bestimmungen  ^terer 
Zeit  und  schliesst  das  Kapitel  mit  folgenden  Bemerkungen: 

„Das  Schntaaollsystem  ist  nur  annehmbar  als  Mittel,  um  die 
ersten  Flügelschläge  der  nationalen  Industrie  eu  sichern,  denn  es 
gestattet^  dass  sich  geschickte  Arbeiter  bilden,  dass  das  Kapitel  sich 
auf  fruchtbare,  sonst  unsichere  Untersuchungen  richtet,  und  dass 
der  Verbrauchsmarkt  sieh  an  inlftndlsche  Erzeugnisse  gewöhne.  Ist 
die.«e8  dreifache  Ziel  erreicht,  so  muss  umgekehrt  werden,  indem 
allmählich  die  Zölle  herabgesetzt  oder  innere  K<»nip»*nsations»züUe 
eingerichtet  werden,  obwohl  das  nützlichste  die  \  erbindung  beider 
fiskalischer  Mittel  ist.  Im  allgemeinen  sind  wir  bei  den  Schutz- 
industrien zu  einem  Gleichgewicht  gekommen,  anf  die  eine  rtick- 
g&ngige  Zollbewegung  anfangen  könnte  und  sollte,  seitdem  die 
Erzeugnisse,  die  jene  haben,  auf  dem  Markt  durch  Ihre  gute  Be* 
schafienheit  und  Wirtschaftlichkeit  der  Herstellung  bedeutend  Wuzzel 
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ge&sst  haben.  Wir  sind  gewiaB  uieht  fttr  nnvemlttelte  Ändeinngen 
im  Steiienyatem,  denn  weder  der  Fiskus»  noeh  die  Indtistrieii  wfiiden 
ihnen  Widerstand  leisten.  Die  ErmSseigiingen  mttssen  stufenweise 
geschehen.  In  Absätzen  von  8  oder  10  Jahren,  damit  der  Harkt  der 
Erzengnisse  nicht  gewaltsam  ans  einem  so  starken  Schntasystem,  das 
in  manchen  Hillen  bis  en  einem  Verbotssjstem  gekommen  ist,  zn 
einer  freieren  \'erwaltiiDg  übergehe,  mit  äuKherster  Grenze  der  Zölle 
von  25  oder  30  ^Iq  des  Wertes  der  Erzeugnisse  in  der  Niederlande, 
die  eine  völlig;  genügende  (iieii/,f  nnd  r»'iclilicije  SnmTne  derjenigen 
gegenüber  bilden,  die  sich  aus  der  Fracht,  der  Veraicherung  und 
den  Kosten  zusammensetzt,  welcher  das  ähnliche  ansländische  Er* 
aengnis  unterworfen  ist,  damit  die  schon  gebildeten  Industrien  sieh 
entwickeln  nnd  die  internationale  Konknrrens  ansschliessen  kennen. 
Zweifellos  werden  schwache  Indnsttien  yerfallen»  die  nnr  im  Schatten 
sehr  hoher  Z<}Ue  entstanden  nnd  gewachsen  sind,  aber  an  ihre  Stelle 
werden  die  anderen  in  dem  Kampf  eine  wnnderbare  Entwicklung 
erreichen ;  sie,  die  sich  im  Lande  erheben  konnten  wegen  des  guten 
nnd  reichlichen  Rohstoffes  oder  wegen  der  gewerblichen  Lehrzeit 
derer,  die  /ai  ihrem  Furtschritt  beitragen."* 

Unter  dem  bemerkenswertesten,  das  dieser  Band  enthUt,  mnss 
man  sweifellos  die  4  Kapitel  erwähnen,  die  sich  mit  der  Unter- 
suchung der  Krisen  theoretisch  beschftftigen  und  besonders  mit  den 
8  grossen  Handelskrisen,  die  in  Uruguay  in  den  Jahren  1868,  1874 
und  1890  hervorgebracht  sind. 

Dr.  AcKVKiJu  hetzt  die  Theorien  von  Clkmknb  Zdglar,  Bagkhot, 
Horn,  Guyot  und  T.avklaye  auseinander,  mit  der  grössten  Klarheit, 
and  untersucht  eine  Vergleichuug  dieser  Theorien  mit  folgenden 
Schlnssfolgemngen : 

1.  Die  Sparsamkeit  schafft  fortwfthrend  Kapitalien,  die  nntzbrfaigende 

Unterbringung  snchen. 

2.  Wenn  di^e  freistehenden  Kapitalien  an  einem  <  M  te  reichlich 
vorhanden  sind  und  andere  irründe  grossen  Vertrauens  anf  Han 
Land  beitragen,  so  hebt  sich  der  Kredit,  erhöhen  sich  die 
JMse,  steigt  die  Einfuhr,  verstärkt  sich  das  Bestreben  des 
umlaufenden  Kapitals,  sich  in  festes  zu  verwandeln,  entvrickelt 
sich  ein  wahres  Fieber  von  Geschäften,  die  alle  Welt  den  Kopf 
verlieren  lassen« 
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3.  Das  Aiiwaclisen  der  GescliHltöbeweg-nng  im  Innern  und  der 
Einfuhr  tlUirt  schlicbblicL  eiu  Defizit  im  Metallumlauf  herbei, 
das  den  Wechselverkehr  erschwert  und  die  Valiitanachfraf:e 
vermindert  oder  verscbwiudeD  lässt,  unter  VonseicLen  eines 
furchtbaren  Korsstorzes. 

4.  iBt  diese  Grenze  dee  Preissteigeiis  flbersGhritteii,  so  tritt  die 
Liquidation  ein  und  alle  st&rzen  aof  den  Harkt»  die  Oeld 
brauchen;  eine  Preisherabmindemng  wird  ventrsacbt»  die  nm  so 
betrttchtlicher  ist,  je  grosser  die  frfthere  Entwickelnng  der 
EreditgescbSfbe  war. 

5.  Endlich,  nnmittelbar  nach  dem  Änsbrnch  der  Krisis  nnd  seit 
dem  Anfang:  der  IJaisse-Liquidation,  be<rinut  die  Sparsamkeit 
df's  Landes  mit  Energie  zu  wirken,  bis  wieder  die  freien  Kapi- 
talieu  anwachsen  und  von  neuem  die  Preise  7A\  steigen  beginueu. 

Dann  geht  er  über  zur  Untersuchung  der  drei  ervvähnten 
JEbindelskriBen  im  einzelnen  nnd  setzt,  seit  ihrem  Entstehen,  alle 
Ursachen,  die  sie  hervorbrachten,  auseinander  nnd  bringt  wahrhaft 
interessante  Beispiele  vor,  die  beweisen,  wie  die  besonnensten  EOpfe 
das  Gleichgewicht  in  schwierigen  Zeitpunkten  verlieren  und  der 
scheinbare  Wert  dessen,  was  nichts  wert  ist»  unter  dem  Druck  des 
Spekulationsfiebers  sich  erhebt 

Dann  beschäftigt  er  sich  mit  dem  Metallgelde  und  den  in* 
konvertiblen  Papieren  und  weist  in  diesem  Kapitel  nach,  dass  der 
tatsSchliehe  Mt'ta]l;:^t'liliniilauf  im  Lande  10  Mili.  Pesos  übersteigt, 
ohne  natürlirli  die  l^ankemissiou  zu  recimen. 

Er  stellt  unsere  liankgesetzgebung  dar,  seit  der  ersten  organi- 
schen Bankbrdnung  vom  März  1^*G5,  die  den  Grundsatz  der  Bank- 
freiheit einführt* ,  die  einige  Änderungen  zuflLlliger  Notlagen  wegen 
erlitt,  die  sich  in  Zeiten  finanzieller  und  wirtschaftlicher  Schwierig- 
kelten darstellten,  aber  Dr.  Agbtedo  erklärt,  dass,  sobald  wie  mSglicL 
zur  Bankfreiheit  der  erwähnten  Ordnung  vom  J.  1865  zurftckgekefart 
werden  muss,  in  Anbetracht^  dass  die  Erfahrung  uns  gelehrt  hst, 
dass  die  Privatbanken  mit  bleiernen  Ffissen  gegangen  sind  und 
gehen  und  untereinander  eine  beständige  und  richtige  Aufsicht  iin 
Interesse  der  Öffentliclikeit  unterhalten.  Er  bringt  ebenso  zum 
Ausdruck,  das«  «iit'  liaiikm  eine  völlipre  Freiheit  von  Regierinif^s- 
aufsicht  geniessen  müst^en,  und  dass  die  Zulassung  der  üdentlichen 
Behörden  den  üang  einiger  Kreditiustitate  gehindert  hat. 
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Dann  beschäftiirt  sich  Dr.  Aobyedo  mit  der  Erleichterung  des 

Eigentiimsüberpranffs  und  gibt  aus  dieser  Veranlassung  die  Grund- 
lagen für  ciu  (iest'Lz,  indem  er  für  das  Lau«!  Jas  System  einrichtüt, 
dass  Sir  Robmkt  TdUKKNö  aiUijesLellt  hat,  und  das  seit  1855  in 
Australien  und  spiitt  r  in  i^neensland,  Viktoria.  Neu-SUdwales,  Britisch 
Kolambien  usw.  zur  Darchruhruug  gebracht  ist. 

Die  Eisenbahngeaetzgebimg  ist  ein  anderer  von  Dr.  Acbtsdo 
behandelter  Stoff;  er  nntersncht  die  Entwickelnng  neuer  Eisenbahnen 
und  ihre  Znkanft. 

Die  IJtn  iilkerunir  und  der  öffentliche  Reichtum  ist  d»  i  Gegen- 
stand eines  andern  Kapitels  des  ausgezeichneten  LelirerR  dei-  Staats- 
wirtsrhaft  unserer  üniversität,  und  in  ihrer  Darstellun^r  erlclärt 
er,  obwohl  es  sich  nicht  bestimmt  behaupten  lässt,  weil  neue  all- 
gemeine Zählunf^en  fehlen,  dass  die  Bevölkerung  der  Republik  sich 
einer  Million  Bewolmer  nähert,  da  am  81.  Dezember  1902  ihre  Zahl 
auf  990 158  Seelen  berechnet  wurde. 

Er  stellt  folgendes  BÜd  nnsres  tataSchlichen  oder  in  Be- 
arbeitang  beftndlfehen  Reichtums  dar: 

I,andeip:entiiin   500  OUO  000  Pesos, 

Kapitalien  im  L'mlauf,  der 

Steuer  unterworfen  .   .   .  262  000  000  „ 

Viehreichtum   110  000  000  „ 

Kapital  in  Landwirtschaft, 

im  Verkehr   53000  000  „ 

Eisenbahnen   59  000  000  „ 

MetaUgeld                     .  40000000  „ 

Zusammen:     1  084  000  000  Pesos, 

rund  lliMMHMHjuu  i'esus,  die  verteilt  auf  eine  i>evölkerung  von 
1  Million  Einwohnern,  den  JSatz  von  1100  Pesos  auf  die  •Seele  er- 
gaben. Diese  Ziffer  ist  beachtenswert,  wenn  man  in  Anschlag  bringt, 
dass  es  sich  um  ein  Land  handelt,  das  jedenfalls  kaum  allen  seinen 
Btaehtom  in  Tätigkeit  gesetzt  hat  und  in  kurzer  Zeit  den  tat- 
Bftchlichen  Bestand  seiner  Kapitalien  verdreifachen  kann. 

Der  II.  Band  endigt  mit  der  Untersuchung  des  allgemeinen 

Grundes  der  Ausgaben  des  Volkes,  der  Zoll^esetze,  der  Ein-  und 
Ansfuhrabgaben,  des  Schmuprerels.  d»  i  Cirund-  und  Bezirkssteuer, 
der  Handels-  und  üewerbeverkeliiösteuer,  der  »Stempei-  und  Be- 
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«rlaubiy:un{?sal>gaUt%  der  inneren  VerbraucliBsteueru,  der  Stadt-  und 
Püüzeiabguben  und  der  Arbeiteu  am  Jlafen  von  Montevideo. 

Das  Werk  des  Dr.  Acevedo  ist  von  solcher  Bedeatnng,  dass 
seine  wissensdiaftliche  Arbeit  jedem  notwendig  ist,  der  gründlich 
den  wirtaehaftlicben  und  finanziellen  Znstand  von  Uruguay  kennen 
lernen  will;  es  ist  klar  und  deutlich  geschrieben  und  seine  Angaben 
sind  so  genau,  wie  nur  möglich. 

Dr.  AcRVKDO  ist  p:ej?enwRrtig  Rektor  der  Universität  in  Monte- 
video nnd  Professor  der  Staats  Wirtschaft;  er  übt  den  Beruf  -aU 
Advukjit  aus  und  ist  walnend  vieler  Jahre  T.fiter  des  Tageblatts 
„Das  .lahrhundert"  gewesen,  in  tlem  er  sich  vorzugsweise  mit  wirt- 
schaftlichen und  üuanjsiellen  Stötten  beschäftigt 

Der  schätzenswerte  Professor  der  Staatswirtschaft  liat  auch 
einen  Aussog  der  Vorlesungen  veröffentlicht,  die  er  auf  der  Uni- 
versität gehalten  hat;  dieses  Werk  hat  er  auch  der  Bibliothek  der 
L  y.  usw.  eingesandt. 
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Itoferent:  Dr.  Alexander  CrlNiiug«,  Advokat,  Caracas. 
ObenetBUDg  Ton  Blebard  BartolomHiiiy  Amtsgerichtoiat,  Krotoachin. 

Nachdem  Venezuela  yon  der  Bpaniflchen  Regiemng  anabhitiigig 
geworden  war,  wurde  es  ein  Teil  des  grossen  Kolumbiens  bis  18S0. 
Damals  konstitnierte  e«  sich  als  souveräne  Republik  mit  einer  zentral- 

hnndesstaatlicheii  Veilassiui<j;-,  die  seitdem  mit  verschiedenen  Ab- 
änderniifren  das  Volk  regiert  hat  und  auter  der  es  allmählich  seine 
Lebe  usk  r ä  r  t  e  entwickelt. 

Von  18äO — 1869  beschäftigten  sich  die  venezuelanischen  Cre- 
Ketz^eber  mit  der  Zusammenstellunp:  einer  Gesetzgebung  im  biirf^er- 
lidien,  Straf-  nnd  Handelsreeht,  die  den  notwendigen  Ergebnissen 
jener  jaristlachen  BegrUEsklassen  und  nnserm  Begiemngssjstem  ent- 
sprachen. Sie  ernannten  dasa  mannigfache  Kommissionen  von  Bechts- 
verstindlgen,  um  in  den  folgenden  Parlamenten  die  verschiedenen 
Gesetsbttcher  vorzulegen,  die  im  besonderen  diese  Beehtsstoffe  be- 
handeln sollten.  Tatsächlich  waren  schon  im  Jahre  1863  die 
Gesetzbttcher  über  Handelsrecht,  bürgerliches  Recht,  Strafrecht, 
Strafprozess  und  Zivilprüzuss  erlassen,  die  als  das  Ergebnis  der 
wissenscliaftlichen  Arbeit  auserwäiilter  Kommissionen,  stets  unter- 
stützt VDii  der  vorsorglichen  Mühe  der  vorhergelionden,  angesehen 
werden  konnte.  Aber  jenes  ganze  edle  Werk  wurde  lahmgelegt 
nnd  zurückgestellt,  mit  Ausnahme  des  Handelsgesetzbuchs,  denn 
durch  eine  Verordnung  der  ausführenden  Gewalt  vom  8.  August  1863 
wurden  die  Bestimmungen  seit  Mfirz  1858  bis  zu  jenem  Tage  seitens 
der  ausführenden  nnd  der  gesetzgebenden  Gewalt  Ittr  gfinzlieh  nichtig 
erUftrt  nnd  nur  das  genannte  Handelsgesetzbuch  in  Kraft  erhalten. 

Wfthrenddessen  trat  die  spanische  nnd  venezuelanische  Gesetz- 
gebung, in  der  Fassung  einer  Verordnung  in  Kolumbia  vom  Jahre 
1825,  im  Laude  wieder  in  Wirksamkeit,  bis  vom  27.  April  1873 
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die  Kodifikation  durcli  andere  Kommissionen  gelehrter  veneznela- 
nischer  Professoren  Ctesetzeskraft  erhielt,  die  in  ihren  einzelnen  Ar- 
beiten teils  das  bflrgerliche  Geaetzbnch  Italiens  von  1864,  den  Code 
Napol^n  nach  den  Gewohnheiten  und  der  VeriSusnng  Italiens  ab- 
geändert^ teils  unsere  Gesetze  und  GesetzbQcher  zam  Unster  nahmen, 
die  seit  1886  nach  und  nach  ausgearbeitet  waren,  nnd  die  wir  schon 
erw&hnt  haben. 

Unter  der  Hegierung  von  Gross-Kolnmbien  im  Jahre  1821  und 

uuttir  der  Regiernng  von  Venezuela  im  Jahre  1836  wurden  Gesetze, 
betr.  die  Eimiclitung  der  Zi\ ilstandsre^ster  erlassen,  die  nicht  in 
Wirksamkeit  traten,  bis  das  Zivilgesctzbinii  von  l,s73  in  seinen 
Bestimmungen  die  Einrichtung  der  Zivilehen  einführte  nml  sie  so 
der  geistlichen  Aufsicht  entzog,  der  die  Eherejrister  überlassen  ge- 
wesen waren,  ebenso  die  Geburts-  und  Sterberej^ister,  zum  grossen 
Schaden  der  Statistik,  denn  in  solchen  Büchern  Iconnte  nicht  die 
Ehe,  der  Tod,  die  Geburt  nichtkatholischer  Personen  festgestellt 
werden,  anch  wenn  in  dieser  Hinsicht  die  Gesetzbücher  von  1863 
nnd  1867  nichts  gesagt  hätten,  sondern  yielmehr  wegen  der  Natnr 
der  religidsen  Ansichten  nnd  der  Dienstleistung  der  mit  den  fr. 
Registern  beauftragten  Geistlichen.  Das  bürgerliehe  Gesetzbuch  von 
1873  säkularisierte  diese  Tätigkeit  und  übergab  sie  den  bürgerlichen 
OberbehÖrdeu  der  rurockien  in  den  Bezirken,  bestimmte  auch  für 
die  Beurkundung  des  Ehevertrags  die  Vorsitzenden  der  Gemeinde- 
räte,  nni  ihm  Feierlichkeit  und  ernste  I^eelit.siurm  zu  ^eben.  als 
man  mit  der  Überlieferung  brach,  die  die  Boteiiigang  der  Pfarrer 
dabei  zur  ausschliesslichen  gemacht  hatte. 

Sowohl  das  bürgerliche  Gesetzbuch  wie  der  Zivil-  nnd  der 
Strafprozess  wurden  nicht  wesentlich  verändert  im  Jahre  1880, 
während  das  Stfafgesetzbuch  und  das  Handelsgesetzbuch  nnberOhrt 
blieben.  Im  Jahre  1898  wurde  das  bürgerliche  Gesetzbuch  aufr 
neue  verändert  und  im  Jahre  1897  das  Strafgesetzbuch  und  die 
beiden  Frozessordnungen;  und  alle,  einschliesslich  das  Handelsgesetz 
buch,  wurden  endlich  wesentlich  verändert  durch  die  Gesetzbücher, 
die  seit  10.  April  1001  in  Kraft  sind  und  von  denen  wir  eine  kurze 
Übersiciit  flehen  wollen. 

1.  \>n'i  hiii  iri  rliche  Gesetzbiieh  von  1001.  Es  besteht  anf? 
10t>G  Artikeln  in  drei  l'.iichern.  Voraus  geht  ein  einleitender  Titel  über 
die  Gesetze  und  iiire  Wirkungen,  auch  die  allgemeinen  Grondsätse 
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über  ihre  Auwciidimg.  Im  ersten  Buch  wird  von  den  Persoueu  im 
allgeiiit'uii'H  gehandelt,  von  den  iVr^oiii'u  in  betreil  iiirer  Nationalität, 
von  ilirem  W  ohnsitz,  über  ihre  isichtan Wesenheit,  ihre  Abwesenheit, 
die  Todesvermatung  wegen  Verschwindens  «lul  über  die  Rechte,  die 
dem  Abwesenden  vorbehalten  bleiben.  Dasselbe  Bach  handelt  von 
VerwandtschafUi)  VerlöbniB  und  Bbe,  Abstammanfp,  Adoption,  väter- 
licher Gewalt)  Erziehnoff  nnd  Unterhalt^  ICindeijährig^keit  und  Voll- 
jfthrigkelt)  Vormimdadiaft»  Emanzipation,  Aufsicht  nnd  lEmtmfknAignngf 
achliesBlich  von  dem  Begieter  der  Vormondschaften,  Pflegschaften, 
Anfhebnng  der  Anfbicht  nnd  Entmtlndignng. 

Das  linch  ist  in  12  Titel  geteilt,  auf  die  diesp  i^-anze  Materie 
verteilt  ist.  Das  zweite*  Bnch  behandelt  in  8  'J'iteln  die  Sachen, 
das  Eigentum  und  neine  Beschränkungen,  teilt  die  Sachen  in  be- 
wegliche und  unbewegliche  und  betrachtet  sie  in  ihrem  Verhältnis 
zn  den  berechtigten  Personen,  detiniert  das  Eigentum  nnd  versieht 
den  Eigentümer  mit  Klagen  nnd  Rechten  wegen  seines  Gegenstandes, 
betrachtet  den  Erwerb  von  beweglichem  nnd  unbeweglichem  Eigen- 
tum, setzt  die  Beschränkungen  des  Eigentums  fest  durch  Niessbrauch 
Gehranehsreehty  Wohnungsrecht,  das  Aufenthaltsrecht,  die  Gmnd- 
gerechtigkeiten,  behandelt  die  Gemeinschaft  und  den  Besitz,  die 
possessorischen  Interdikte  zugunsten  des  tatsächlichen  Besitzers  animo 
Dominf  gegen  jeden  Sachinhaber,  auch  den  Eigentfihner. 

Das  dritte  liuch  beschäftigt  sicii  mit  den  Arten,  das  Eigentum 
und  andere  Rechte  zn  erwerben  und  zu  überlassen,  in  19  Titeln, 
die  wieder  in  Gesetze  geteilt  sind,  über  Besitzei'greifung,  Keelits- 
nachfolge,  Schenkung,  SchuhlverluiUnisse,  die  Vertrüge  im  allge- 
meinen, die  Vorrechte  und  Pfandrechte,  das  öttentliche  Register,  die 
Zwangsvollstreckungen,  die  Güterabtretnng,  die  Bechtswohltat  des 
notd&rftigen  Unterhalts^  die  Veijährung. 

Die-  Wirkung  der  Gesetze  erstreckt  sich  auf  alle  Bewohner 
der  Bepublik  einschliesslich  der  Fremden  (unbeschadet  der  im  Völker- 
recht zugelassenen  Ausnahmealle)  und,  was  die  Venezuehiner  anbetrifft, 
so  sind  fttr  sie  die  Gesetze  Uber  den  Personenstand  und  die  persön- 
lichen Rechte  stets  verbindlich,  wenn  sie  auch  ihren  Wohnort  im 
Auslande  haben  oder  sich  dort  anflialten.  Ebenso  unterstehen  den 
venezuelanischen  Gesetzen  nicht  nur  die  Immobilien,  sondi  i  ii  auch 
die  iMiibiüeu,  auch  wenn  diese  oder  jene  im  Eigentum  von  Fremden 
stehen. 
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Die  hervorspringendsten  Neverangen  des  nenen  bflrgerliehen 
Gesetzbuches  sind:  die  EiofUliraas:  der  völligen  Elieecheidmig  mit 
der  Befiigiiig  für  die  derartig  geecMedenen  Ehegatten,  eine  nene 
Ehe  einzugehen,  auBgenoromen  im  EbebraehsfaU,  denn  dann  ist  dem 
schuldigen  Teil  unbedingt  untersagt,  sich  mit  dem  Mitschuldigen  zu 
verheiraten  und  wfthrend  5  Jahren  nach  dem  Urteil  mit  irgend  einer 
anderen  Person  —  eine  Zivilstrafe  für  den  zivilrechtiich  des  Ehe- 
bruchs Schuldigen,  iinbesliiiiit  in  Ut  zielinng  auf  den  Mitschuldigen, 
bedingt  mit  lieziehnni»  aut  Drittti.  Darüber  haben  wir  eine  Ab- 
liandlui)^^  verürteutlichl  unter  dem  Titel  „Erläuterungen  über  den 
Abschnitt  X.  Titel  IV,  Buch  1  des  Zivilgesetzbuchs  von  1904'*,  die 
wir  die  Elire  gehabt  haben,  der  Vereinigung  zu  übersenden  und  die 
schon  deren  Bfichersammlnng  vermehrt 

Die  andere  Neuerung  gehört  eigentlich  nicht  dem  gegen- 
wärtigen Gesetz  an,  sondern  dem  von  1898,  das  eine  Erweiteraog 
der  „Hechtswohltat  des  notdürftigen  Unterhalts'*  einführte,  die  in 
der  Entziehung  des  Hauses  auf  der  Zwangsvollstreckung  besteht, 
in  dem  die  Wohnung  (  „Fenerstelle**)  der  Familie  oder  des  Schuldners 
sich  befindet,  wenn  die  zur  Vollstreckung  gelangenden  Forderungen 
später  entstanden  sind,  als  die  \\'oliiiuiij!:  bestellt  ist.  Diese  Be- 
stimmung^ ist  voll  Yankee-Ursprung  (iinrdaiiH'rikauisch).  Der  Staat.s- 
]■•  <  lirskciiiier  OoNNAT  hat  in  einigen  seiner  Werke  eine  weitreichende 
und  wirksame  Tätigkeit  dafür  eingesetzt,  und  seine  „Experimental- 
Politik"  diente  für  uns,  die  wir  im  Jahre  1889  die  „Demokratische 
Vereinigung"  in  Venezuela  gründeten,  als  Leitstern,  denn  im  Hin» 
blick  darauf  erklärten  wir  und  einige  Mitglieder  in  vielfachen 
Artikeln  in  „El  Partido  Democratico*^  (die  demokratische  Partei), 
den  Geist  und  die  Ziele  der  nordamerikanischen  Einrichtung  and 
bewiesen  den  Nutzen  ihrer  Einftthmng  in  die  vaterländische  Gesetz- 
gebung. In  der  Tat  nahm  das  Gesetzbuch  von  1896  sie  an  nnd 
das  jetzige  bestätigt  sie  in  dem  Titel  über  ^.ßeschränknngen  des 
Eigentums''.  In  dm  V.  St.  von  Nordameiika  ist,  da  jeder  St^iat 
des  Bundes  t^'uw  Im  sundcre  Gesetzgebung  hat.  die  ^^■(lllnuIlf^  (^.Feuer- 
stelle**)  (uiiM  ..lioiiu'stuad"  gemäss  den  Ei  lui  Jornissen  in  jeder  <  >rt- 
lichkeit  t  ingerichiet,  ob  sie  ackerbauliche  uder  industrielle  sind. 
Unter  uns  ist  das  nicht  der  Fall,  denn  gemäss  unserer  zentral- 
huTidrsstaatlichen  Verfassung  ist  die  Einrichtung,  als  Folge  der 
iiliuheit  unserer  Gesetzgebung  in  Haupt«  und  Nebendingen,  zu  der 
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wir  ffclan^t  sind,  eiae  Einrichtnii^  des  bürgerlichen  Rechts  nnd 
deshalb  für  alle  liiindesstaatcn  vurbildlicli.  da  ihnen  nicht  gtJütattet 
ist,  z.  B.  den  Höchstbetrag  des  "Wertes  des  Hauses  oder  Erbgutes 
zu  erhöhen  oder  herabzusetzen,  das  als  Wohnnnp:  (^Feiierstelle'*) 
eingerichtet  wird.  Dalier,  wenn  sie  in  der  Hauptstadt  der  Republik 
eittgerichtet  wiid,  darf  ihr  Wert  nicht  40000  IJolivaren  Uber- 
steigen; 30  000  in  den  Hauptstädten  der  Staaten  oder  Meereslulfen, 
20000  in  den  Uanptorten  der  Bezirke,  10000  im  Bezirke  eines 
Kirchspiels;  in  letzterem  Falle  darf  dazu  eine  nicht  bebaute  Grund- 
flSche  bis  zu  einem  Hektar  gehören.  Es  scheint^  der  yenezuelanische 
Gesetzgeber  hat  damit  sagen  wollen,  dass  in  den  ländlichen  Kirch- 
spielen sich  das  verwirklichen  wird,  zum  Vorteil  des  Ackerbaus  und 
zum  Antrieb  der  Landwirtschaft,  denn  wenn  man  den  Ausdruck 
ohne  Einschränkung  auffassen  würde,  so  würde  der  Gedanke  des 
(Tesetzgebere  unklar  ersscheinen.  weil  alle  Beziike  in  Venezuela  in 
Kirchspiele  geteilt  sind  und  dasst  lbe  sich  in  den  MeereshiUVu  und 
allen  Hanptstüdten  und  .Städten  ho  verhält  Die  Wohnung  („Feuer- 
stelle'*) ist  dalier  ländlich  oder  städtisch.  Sie  ist  städtisch,  wenn 
sie  in  der  Hauptstadt  der  Republik  eingerichtet  ist,  in  den  Haupt- 
stfidten  der  Staaten  und  in  den  Hauptorten  der  Bezirke;  sie  ist 
ländlich,  wenn  sie  unter  der  Gerichtsbarkeit  eines  nichtstädtisehen 
oder  ländlichen  Kirchspiels  eingerichtet  wird. 

Es  haben  das  Becht,  die  „Feuerstelle'*  zu  bewohnen:  deijenige, 
der  sie  eingerichtet  hat,  fttr  sich;  die  Oberhäupter  der  Familien, 
ffir  die  sie  eingerichtet  ist;  ihre  aufsteigenden  Verwandten,  die  in 
der  Lage  sind,  von  ihnen  Unterhalt  zu  verlangen;  die  absteigenden 
Verwandten:  männliclif.  solange  sie  miuderjnhrig  und  nnhl  eman- 
zipiert sind;  die  weiblidieii,  auch  die  vollfrUirigen.  folanire  sie  un- 
verheiratet sind  und  die  andern  Kinder,  die  unter  Pdegschat't  oder 
entmündigt  sind  wegen  geistiger  ^läiifrel;  auch  die  Verwandten  oder 
Dienstboten,  auf  die  sie  durch  die  Errichtnngsnrkunde  ausgedehnt 
ist.  Und  Jeder,  der  sich  durch  Verträge  verpflichten  kann,  kann  in 
seinem  Vermögen  oder  in  dem  seiner  Familie  oder  in  dem  Anderer 
eine  „Fenerstelle**  errichten,  die  gänzlich  von  seinem  sonstigen  Ver> 
mSgen  losgelöst  ist,  dergestalt^  dass  sie  nicht  als  Objekt  für  die 
Gläubiger  dienen  kann,  die  ihre  Forderung  nach  der  Errichtung 
erworben  haben;  somit  eine  Ausnahme  jenes  Rechtsgrnndsatzes,  den 
auch  unser  B.  G.-B.  aufstellt,  indem  es  bestimmt,  dass  ^die  GQter 
des  Scboldners  das  gemeinsame  Pfand  der  Gläubiger  sind**. 
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Um  eine  ^Feuentolld*^  zu  «rricbten,  und  m  Sieherheit  Dritter 
gewisse  FSrmlichkeiteii  sv  erftUlen.  Der  AntragBteller  wendet  sieb 
an  den  Bichter  I.  Instanz  des  Bezirks,  in  dem  das  dazu  bestimmte 
Hans  belegen  ist,  erklärt  sein  Vorhaben,  nnter  Angabe  der  Grenzen, 

des  Flächeninhalts,  der  Lage,  der  Zahl  der  Personen,  zn  deren 
Gunsten  er  die  ,.Feuerstelle"  emchten  will,  zugleich  mit  denj  Nach- 
weise des  Eiiarentnnis  nnd  einer  Ii«  s*  lu mij^ung  des  registrierenden 
Beamten  (eine  Amtsstelle,  die  in  Venezuela  an  Stell«'  der  Notare 
gesetzt  ist)  dahin,  dasH  das  Einkommen  aus  dem  (irundstftck  seit 
30  Jahren  nicht  belastet  ist  oder,  richtiger  gesagt,  da^s  es  30  Jahre 
lang  bis  dahin  nicht  belastet  ist.  Dann  Ifisst  der  Tvi.  lit<  r  den  Besitz 
von  Sachverständigen  abschätzen,  nnd  während  dreier  Monate  wird 
der  gestellte  Antrag  im  Amtsblatt  oder  einem  andern  Ortsblatt 
veröffentlicht,  nach  deren  Verlauf,  wenn  kein  Dritter  widersprochen 
hat,  dass  Gericht  die  „Fenerstelle'*  ftlr  errichtet  erklärt,  getrennt 
von  dem  VermGgen  des  Errichters  nnd  frei  von  Lasten.  Der  Antrag 
nnd  die  Erklärung  werden  in  dem  Bnrean  des  zuständigen  Kegisters 
beurkundet  und  in  dem  Handelsregister  des  Bezirks  eingetragen,  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit.  Bei  diesem  sortctältigen  Vertaliien  bleiben 
die  Rechte  Dritter  bis  zum  Erkliiiiin^sbefi( iihiss  unlieiUhrt,  denn  sie 
belialten  die  Befugnis,  dem  Eiiiiicliten  der  ..Feuerstclle^  zn  wider- 
sprechen und  im  Prozesswege  entgegenzutreten  und  aul  diese  Weise 
ihre  Forderung  gegen  den  Einrichter  zn  sichern,  einzufordern,  bei- 
zutreiben  oder  zu  bestätigen. 

Wenn  die  „Fenerstelle*^  errichtet  ist,  so  kann  sie  nur  mit 
vorheriger  Zustimmung  der  Familienhäupter  verSossert  oder  belastet 
werden,  und  mit  gerichtlicher  Genehmigung.  Diese  Genehmigung 
wird  nur  auf  den  Nachweis  erteilt,  dass  eine  äusserste  Notwendigkeit 
znr  Veränsserung  oder  Belastung  besteht.  Wenn  die  Eltern  ge- 
storben sind,  so  wird  die  „Feuerstelle"  von  den  zwei  nächsten  Ver- 
wandten in  aufsteigender  Linie  vertreten,  und  in  deren  Ermangelujifz: 
von  den  zwri  iilfesten  unverheirateten  Töchtern,  die  vorhanden  sind. 
Ulme  deren  tTenehmigung  kann  die  Verilusserung  oder  Belastung 
nicht  vor  sich  gehen.  Nach  Wegfall  des  letzten  Mitglieder  de« 
Familie,  fiir  welche  die  ^Ffii<  rstelle"  errichtet  ist,  g^ht  das  Grund* 
st&ck  in  das  Eigentum  der  Erben  des  Errichters  zurflck  zu  ent- 
sprechenden Teilen,  oder  des  Errichters  selbst,  wenn  er  noch  leben 
sollte,  wenn  nicht  das  Eigentum  an  den  oder  diejenigen  übergegangen 
ist,  zu  deren  Gunsten  die  „Fenerstelle'*  errichtet  war. 
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Hehr  wollen  wir  Uber  diese  Einrichtnng  nicht  sagen,  denn 

wahrscheinlich  hat  irgend  ein  Kollege  aus  Venezuela  in  seinem 
Verkehr  mit  der  Vereinig^Tiu^  den  Gegenstand  weitlänfiger  und  ge- 
nauer behandelt  und  ausserdem  geben  wir  luer  nur  eine  einfache 
Über.-n  ht  der  g^tsaiiittn  venezuelanischen  iieset/,^t;buiif^  und  keine 
Erläuterung  einzelner  Ciesetze.  Aber  wir  können  über  die  „Feuer- 
steUe"*  oder  „homestead'',  aU  eine  Erweiterung  der  Bechtewohltat 
des  notdürftigen  Unterlialts,  versichern,  dass  sie  anter  nns  bis  enr 
Gegenwart  viele  schfttsenswerte  £rfo)ge  gebnuslit  hat»  besonders  in 
den  leisten  8  oder  4  Jahren,  denn  je  mehr  die  Einriebtnng  bekannt 
geworden  ist,  desto  mehr  hat  sich  die  Zahl  der  erriehteten  „Feuer- 
stellen^  sichtlich  vermehrt 

H.  DonriT  rät  in  seinem  erwähnten  interessanten  Werk  „EX' 
perimental'PoHtik''  demjenigen,  die  sich  Aber  die  Sache  mehr  eq 
unterrichten  wünschen,  seine  „Republikanischen  Gesetze  und  Ge- 
wülinheiten"  zu  lesen,  in  denen  er  (S.  lut))  da»  kaUturnische  Gesetz 
ftber  „homestead"  erklärt  und  untersucht. 

2.  Handelsgesetzbuch  von  1904.  Das  neue  Gesetzbach  trat 
in  Wirksamkeit  seit  19.  April  v.  J.,  unter  Aufiiebnnp:  des  von  ls73, 
das,  im  Verhältnis  zum  Fortschritt  des  Stoffs  in  der  rechtswissen- 
schaftliehen Welt,  rückständig  geworden  war.  £s  besteht  ans  vier 
Bflchem  nnd  1096  Artikeln.  Jedes  Bneh  ist  in  Titel  geteilt;  vorher 
geht  ein  Eingangstitel,  in  dem  angegeben  werden:  die  in  dem  Bnch 
enthaltenen  VerpÜichtiingen,  welche  Verpilichtangen  handelsrechtliche 
sind;  wann  handelsrechtliche  Rechtsgeschäfte  nicht  mehr  als  solche 
angesehen  werden. 

Das  erste  Buch  beschäftigt  sicli  mit  den  Kaut'leuten  und  der 
Handelsausfibung,  setzt  die  H'ähit^keit  zur  Betreibung  von  Handels- 
geschäften fest  und  bestimmt  die  Fülle,  in  denen  d«'r  Unflthif^e  den 
Handel  dauernd  oder  vorübergehend  betreiben  kann  und  liandelt 
von  den  Verpflichtnng-en  der  Kanflente. 

Über  die  Firma  drückt  es  sich  f^o  ans:  „Ein  Handeltreibender 
ohne  Gesellschafter,  aber  mit  einem  Teilhaber,  kann  keine  andere 
Firma  oder  Handeisnamen  führen  wie  seinen  Familiennamen,  mit 
oder  ohne  seinen  Vornamen.  Er  kann  ihm  alles  hinznfllgen,  was 
er  für  die  genauere  Bezeichnung  seiner  Person  oder  seines  Geschäfts 
Ar  nützlich  hält,  aber  ihm  keinen  Zusatz  geben,  der  die  Annahme 
d«e  Bestehens  einer  Gesellschaft  glauben  maclien  kISnnte.'* 

Jahrboftb  d«r  latwaat  V«reltil|ii]ic.  s,  Bd«  19t 
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Diese  Mal^regel  soll  die  Tänsehniiiir  Dritter  Terfainderiiy  die  in 
gütem  Glanbeii  sich  auf  Geschäfte  cinlasseB  konnten  in  der  Annahme, 
sie  verhandelten  mit  einer  HandelsireBellBohaft  und  nicht  mit  einer 

bestimmten  Person,  mit  der  sie  nicht  verhandelt  hahen  wUrden, 
wären  sie  nitlit  (linch  dtn  Irrtum  veranlasst. 

Dasselbe  Bnch  setzt  die  Handelskammern  ein,  die  schon  ausser- 
halb des  Geset7.hn<'he8  von  l»7;i  bestellt  waren,  nnd  die  Messen  nnd 
Mftrkte;  das  letztere  ist  von  einigten  venezuelanischen  Gegenden  an 
der  Grenze  von  Kolurobia  angenommen,  weshalb  die  Gewohnheit  ans 
spanischer  Überliefernng  herznstammen  scheint  Die  HandelsbOrsen 
nach  dem  nenen  Text  unterscheiden  sich  wesentlich  von  denen,  die 
im  Gesetshnch  von  1878  bekannt  waren,  sowohl  in  Anhetracht  der 
heteiligten  Personen,  wie  der  Art  und  Weise,  sowie  des  <Hg«nstandes 
ihrer  Tätigkeit.  Dort  ist  auch  bestimmt,  wer  die  Handelsagenten 
und  -Makler  sind,  deren  Verpflichtungen,  die  Randdsyerpfliditnngen 
und  -Verträge  im  allgemeinen. 

Tn  demselben  Muehe  wird  auch  von  den  li.unlelsgeaeUschuften 
gesjjidc  lieii,  von  den  Wechseln,  von  der  Versicherung  im  aiigemeioen 
und  der  zu  Ijande  im  besonderen. 

Das  zweite  buch  beschäftigt  sich  mit  dem  Seehandel,  das 
dritte  handelt  von  den  Schulden  nnd  den  Konkursen  nnd  von  den 
Konkursen  mit  gr^teserer  oder  kleinerer  Masse. 

Das  gegenwärtige  Oesetzbuch  hat  einen  wirklichen  Fortschritt 
in  diesem  Stoff  gegenüber  dem  Oeeetabueh  von  1878  betätigt, 
denn  nach  diesem  wurde  der  Kaufimann,  der  seine  Zahlungen  ein- 
stellte, gleichviel  ans  welchem  Grunde,  ans  dem  Gründe  der  Zahlnngs^ 
einstellung  allein  für  Im  Konkurse  befindlich  erachtet,  da  doch  in 
den  meisten  Fallen  die  Zahliinjrseinstellnng  nur  erfolgte,  weil  Bar- 
f,'eld  knapp  war  oder  aus  einem  anderen  zufälligen  Umstan«!.  nnd 
die  Konkurseröffnung  bewiikte  die  Wuiichtuiig  des  Handels  und 
vieler  seiner  Handelshr/.jehnn^n'ii.  Jetzt  tritt  das  nicht  ein;  wenn 
die  Aktiva  eines  Kaufmanns  tutsüchlicii  seine  Passiva  Ubersteigen 
und  er  sich  in  die  Notwendigkeit  versetzt  sieht,  seine  Zahlungen 
aus  Mangel  an  Bargeld  wegen  unvorhergesehener  iWe  oder  aas 
anderer  irgendwelclier  entschuldbarer  Ursache  zu  verzOgem  oder 
aufzuschieben,  so  wird  er  als  im  Zustand  des  Zahlungsrückstandes 
befindlich  angesehen  und  kann  das  zuständige  Handelsgericht  er- 
suchen ihn  zur  Beantragung  einer  ft^iwilligen  Tilgung  seiner  Ver> 
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bindlichkeiten  zu  ernuichti{2:en,  und  zwar  innerhalb  einer  genügenden 
Frist,  jedoch  nicht  über  12  llonate.  Der  Antrag  wird  zurückge- 
wiesen, wenn  der  Kaufuiaun  mit  ihm  nicht  einen  urkundlichen  Naeli- 
weis  seines  wirklichen  Yermögensstandes  vorlegt,  wie  z.  B.  die 
Handelsbücher,  Bilanz,  ein  Inventar  auf  dreissig  Tage  im  voraus. 
Verzeichnisse  der  üläubiger  and  Schuldner,  mit  Angabe  der  Zablungs- 
wahncheiiiUchkeit  bei  letzteren  und  Anzeige  des  Wohnorte  oder 
AnfiBiitluilts  bei  enteren  nnd  Betrag  nnd  Wert  der  Forderungen, 
den  Nachweis  der  BetriebBamkeit  nnd  gttnstiger  Ueinnng  für  den 
Antragsteller,  unterzeichnet  von  drei  seiner  Gläubiger.  Während 
des  Verfahrens  kann  der  Schnldner  mit  seinen 'Gttiblgem  über  Be- 
willignng  von  Zahlungsanftchnb,  Erlass  von  Zinsen  oder  Kapitals- 
anteilen  verhandeln,  wenn  deren  Mehrzahl  auf  solche  Überein- 
künfte sich  einlässt.  Auch  kann  vr  sich  von  neuem  niederlassen, 
mit  Rechtsgültigkeit,  wenn  eine  Mehrheit  von  drei  Vierteln  der 
Gemeinschuld  so  bescliliesst,  vorausgesetzt  stets,  dass  sie  die  Wider- 
sprechenden über  den  Anteil,  den  sie  tatsächlich  aus  dem  Verfahren 
erlialten  könnten,  gemäss  Geschäftsklugheit  und  Gesetz  sicherzu- 
stellen, sich  verbindlich  machen.  Die  Nenemng  ist  nach  jeder  Hin- 
sieht annehmbar. 

Die  Konk:nr8e  sind,  wie  schon  gesagt,  von  grosserer  oder 
kleinerer  Masse.   Sie  sind  von  grCsserer  Masse,  wenn  der  Betrag 

der  Forderungen  10000  Bolivar  übereteigt,  nnd  von  kleinerer  Masse 
die,  welche  diesen  Betrag  nicht  übersteigen.  Im  ersten  Fall  ist  der 
zuständige  Richter  der  Richter  erster  Instanz  im  Handelsplatz,  in 
dem  der  Kaufmann  seinen  handelsrechtliclien  Wohnort  hat;  im  zweiten 
der  Richter  des  Bezirks  oder  Departements.  Durch  diese  Teilung 
der  handelsrichterlichen  Tätigkeit  auf  Grund  des  Konkursobjekts 
wird  die  Schnelligkeit  in  Erledigung  des  Verfahrens  erleichtert  nnd 
mehr  Sicherheit  für  die  Bechte  Dritter  geschaffen. 

Das  vierte  Bncli  handelt  von  der  llandelsgerichtsbarkeit,  von 
den  Handelsgerichten  in  l  von  den  Erfordernissen  tür  das  Handels- 
richteramt, von  der  Zuständigkeit  und  dem  Verfahren  der  Gerichtshöfe. 

Das  Gesetzbuch  ist  yerständlich,  leicht  anwendbar  anf  die  ge- 
wöhnlichen Fälle  des  Handelslebens  nnd  liefert  die  gaten  Erfolge, 
die  sich  der  venezuelanische  Gesetzgeber  bei  EinfÜhrnng  der  Ver- 
änderung des  bestehenden  Gesetzbaclis  vorgenommen  hatte. 

191* 
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8.  Strafird>et>l>i^<^^  von  1904.  Es  besteht  au  504  Artikeln 
in  drei  Büchern,  die  in  Titel,  wie  diese  in  Gesetse,  geteüt  sind. 

Das  erste  Buch  zälilt  2  Titel  und  jetler  von  ihnen  7  bezw.  8 
Gesetze;  das  zweite  10  Tit«'l  und  diese  4  bezw.  6,  12,  7,  3,  0,  3, 
7,  7,  7  Gesetze;  das  dritt»  liiicU  zählt  4  Titel  und  diese  sind  in  9 
bezw.  7,  4,  4  üeaetze  geteilL 

Das  erste  Bach  bebandelt  die  allgemeinen  Bestimmnngen  ftber 
die  Verbrechen  und  Vergehen,  Qber  die  verantwortlichen  Personen 
nnd  die  Strafen.  In  dem  zweiten  Bache  ist  von  den  verschiedenen 
Arten  der  Verbrechen  die  Rede;  sie  sind  in  Verbrechen  gegen  die 
Unabhängigkeit  und  Sicherheit  des  Volkes,  in  Verbrechen  gegen  die 
Freiheit,  '^cl^cu  den  Staat,  gegen  die  Rechtspflege,  gegen  dl»'  ürtent- 
liche  Onlmiii;;-,  seg»'"  den  öff«ntlich*^n  Glauben,  srppf^n  Uewuhrung 
der  ött'entlichen  und  privaten  Inteiesht^ii,  gegen  die  guten  Sitten  und 
die  gute  Sitte  in  den  Familien  geteilt,  in  Verbrechen  gegen  die 
Personen  and  das  Eigentam.  I>r\s  dritte  Buch  handelt  von  den  Ver- 
gehen im  allgemeinen  und  beschäftigt  sich  mit  der  Kenntnis  der 
Vergehen  gegen  die  difentüche  Ordnung,  den  Zuwiderhandlungen' 
betreffend  die  öffentliche  Sicherheit,  den  öffentlichen  Anstand  und 
den  Schatz  des  Eigentums  durch  den  Staat 

Unser  Gesetz  bestimmt  als  hücliste  Strafe  die  Einschliessuug 
auf  15  Jahre,  die  eng  oder  mit  FiNMiniten  sein  kann.  Die  Todes- 
strafe ist  in  Venezuela  abgeschaflt.  Ihre  Abscliaffung  ist  Verfa.ssnngs- 
grnndsatz.  Kein  Verbrechen  ist  so  gross  nach  diesem  Strafsystem, 
dass  es  sie  verdienen  kann.  Durch  ihre  Abschaffang  hat  der  Gesetz- 
geber mit  der  Wurzel  die  hergebrachte  Untersuchung  abgeschnitten, 
ob  der  Staat  berechtigt  oder  ermächtigt  ist»  sie  anzuwenden  oder 
ausznw&hlen,  um  die  Verbrechen  zu  unterdriteken.  Und  er  hat  es 
niclit  aas  Laune  oder  Geffihlsschwftche  getan,  sondern  aas  Grttnden 
der  Staatsordnung  nnd  der  Gesellschaitsordnung.  Indem  er  diese 
Strafe  in  seinen  Gesetzbflchem  nicht  zaiiess,  hat  er  festgesetzt,  dass 
di*»  l^eehtsgewolinheiten  des  Staates  nirgendwie  die  Idee  zulassen,  dass 
Wir  ihn  in  die  Strafgesetze  eine  Str;ife  eingeführt  werde,  die  nn- 
widerrnt'iicii  sei,  insy)esondere  in  den  Fiilb  n  dt's  .Insti/in  tuins,  die 
sich  U'itdii  in  entstehenden  Staatswesen  ereignen  können,  in  denen 
die  politischen  —  glühenden  und  ungezägelten  —  Leidenscliaften 
ans  der  Unüberlegtheit  nnd  dem  Ungestttm  emporwachsen. 
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Man  Bieht,  <Ua  Kennzeichen  des  veneznelaniscben  Gesetxgeben, 
das  den  Geitt  unserer  Strafgeeetzgebungr  beseelt,  ist  allerdings  das 
klassische,  welches  in  der  freien  Willensbestimmnng  des  Handelnden 
die  gesetzliche  Verantwortlichkeit  begründet.  Fem  von  der  Aiif- 
fassnng  der  modernen  italienisclien  Schulen  würde  er  niemals  g^ewisse 
Arten  von  Verbrechern  für  luiverbesserlich  ansehen,  lür  tie  die  Auf- 
erlef^nn^  der  äussersten  Strafe  notwendig:  ist.  Ebensowenig  hält  der 
vaU'rhindische  Gesetzgeber  die  Auferlegung  einer  Strafe  für  mensch- 
lich oder  auch  für  vernünftig,  die  auf  unbestimmte  Zeit  einen  Ver- 
urteilten  der  Tätigkeit  in  der  Gesellschaft  entzieht  Ausserdem 
scheint  es  unter  uns  herkömmlich  zu  sein»  dass  die  Strafdaner  im 
Verbftltnis  zu  den  enrepftischen  und  anch  amerikanischen  Gesetz- 
gebungen kurz  sein  muss,  in  Anbetracht  der  Wirksamkeit  unseres 
Klimas  und  der  HSrte  unserer  Stra&nstslteh,  bei  denen  viele  Um- 
stBade  das  Ijeben  des  Gefangenen  Terkürzen.  Deshalb  ist  der 
Höchst  betrag  der  Strafe  auf  15  Jahre  festgesetzt,  anch  für  die 
Verbrechen,  die  in  manchen  Gesetzgebungen  „gefahrlich''  genannt 
werden. 

Das  Werk  unseres  Gesetzgebers  wollen  wir  nicht  tadeln,  der 
das  Strafgesetz  nach  unseren  Gewohnheiten  und  Überla8tnn<rf>n  hat  * 
mildern  wollen,  und  einem  aufis  änssersj«  getriebenen  Gefühl  von 
Uenschlichkeit  gehorchen.  Aber  wir  glauben,  dass  er  künftig  gegen- 
w&rtig  behalten  muss  in  seinen  strafrechtlichen  Beschrassen,  dass 
der  Mensch  individuell  ist  und  für  seine  Straftaten  der  Gesellschaft 
verantwortlich,  nicht  als  freies  Wesen,  nicht  als  unbedingt  freiwillig 
in  solchen  Handlungen,  sondern  als  Bestandteil  der  gesellschaftUcben 
Ordnung  und  der  GesellsGhaft  selbst,  unterworfen  in  allen  Hand* 
Uuifi^en  Beines  Lebens,  in  dem  Einzelwillen  seines  Ich,  der  Bewegung 
der  vielfachen  und  verscliiedenen  Kräfte,  durch  die  seine  körperliche, 
geistige  und  sittliche  Tätigkeit  sicli  entwickelt  und  arbeitet,  und, 
dass  von  diesem  Gesichtspunkte  der  Mensch  nach  Stufen  meiner 
Strafbarkeit  zu  beurteilen  ist,  wie  in  seiner  Sittlichkeit  und  seiner 
Güte,  woraus  für  die  Praxis  folgen  kann,  dass  die  Besserung  einmal 
mOglichy  das  Andere  Ual  durchaus  unmöglich  ist»  nach  der  organl- 
sehen  und  sittlichen  Beschaffenheit  des  Individuums  und  ebenso  nach 
dem  grosseren  oder  kleineren  Einfinss  jener  Krftfte  auf  ihn.  Das 
letztere  scheint  die  Auferlegung  der  Strafen  notwendig  zu  machen 
in  Anbetracht  des  l^eineren  oder  grosseren  Grades  der  Gefährlich- 
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keit  in  dem  Handelnden,  indem  dic^p  Strafen  die  Ge^ellsrhaft  in- 
stand setzen,  sich  auf  eine  längere  oder  kürzere  oder  unbeschränkte 
Zeit  zu  schützen,  mittels  fintfernang  der  Elemente,  die  der  Gemein- 
schafty  dem  allgemeinen  Wohl,  der  gemeinschalUtchen  Freiheit  und 
Ordnung  schädlich  sind,  ans  ihrer  Mitte.  Wenn  nnser  Volk  weniger 
gettthlflschwach  sein  wird,  wird  nnaer  Oeeetzgeber  ruhig  die  Existenz 
von  Individnen  ansehen  können,  die  dnreh  die  grosse  Zahl  oder  die 
Wiederholung  gefHhrlicher  Handlungen  sich  für  das  gemeinsehaftliche 
und  zivilisierte  Leben  unbranrlibar  erweisen,  so  dass  sie  einer  früheren 
Zeit  Aer  Menschheit  wegen  ihrer  geringen  Kenntnis  von  Empfindungen, 
Ein  1«  lit  und  Sittlichkeit,  mit  der  sie  sich  gross  tun,  anzugehören 
scheinen.  Dann  wird  er  einsehen,  dass  sie,  den  gesellschaftlichen 
Verkehr  entzof^en,  in  die  ünniöglichkeit  versetzt  werden  müssen, 
das  Leben,  den  Frieden,  den  Keichtum,  den  Belitz,  der  sie  umgibt, 
zu  beschädigen,  und  zwar  durch  Erhöhung  der  Einschlieseungazeit 
im  YerhSltDis  zu  der  Furcht^  die  sie  einflössen,  zum  Schaden,  zur 
Unruhe  in  der  Oesellschalt^  die  sie  Terursachen.  Er  wird  sie  ein- 
sehen und  empfinden  lassen,  dass  sie  yerpflichtet  sind,  durch  persön- 
liche Tätigkeit  das  Übel,  das  sie  durch  ihre  Handlungen  Temrsacht 
*  haben,  auszugleichen.  Zu  diesem  Zweck  wird  er  ihnen  einen  Teil 
der  Einschliessnngszeit  anweisen,  das  genügt,  um  das  Werk  der 
Entschädig; III ij,  /u  verwirklichen,  dem  sie  verpflichtet  sind,  ihre  Zeit 
zn  widmen,  ihre  Arbeitskraft,  ihre  Kenntnisse,  ihr  Büsserleben 
scli1i»^s>>1ich.  Diese  Zeit  wir<l  iiiclit  im  voraus  bestimmt  werden 
können  durch  Beschrünkung  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren, 
auch  sich  nicht  unveränderlich  auf  alle  Menschen  oder  alle  Hand- 
lungen anwenden  lassen.  Ferner,  wie  die  Gesellschaft  das  Becht 
hat^  aus  ihrem  Schosse  den  hinauszuwerfen,  der  sie  stört  oder  be- 
schädigt, indem  sie  den  Täter  einschliesst  oder  fortjagt^  so  hat  anoh 
das  Opfer  des  Täters  das  Recht,  persönlich,  oder,  wenn  er  nicht  mehr 
lebt»  seine  Erben,  fQr  die  zugefügten  Übel  entschädigt  zu  werden, 
und  der  Staat  ebeniklls  besitzt  es  wegen  der  Beschädigungen,  die 
ihm  durch  die  Straftat  oder  die  ünterbringnng  nnd  Verpflegung 
des  Täters,  wie  sie  auch  sein  mögen,  veruisacht  sind. 

Er  wird  nicht  verfressen  dürfen,  betreffs  zukünftiger  Geselz- 
p:(  biuifT.  dass  nicht  stets  gleichartiger  Htrafbarkeitstypus  besteht  und 
dass  nicht  jeder  Täter  einer  strafbaren  Handlung  ein  Verbrscher 
ist,  denn  die  Handlangen,  die  gesetzlich  als  Straftaten  angesehen 
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werden  (und  ihre"  Zahl  ist  leicht  za  venuehren  nnd  zo  venuindern) 
können  aus  Leideuschaftlichkeit  von  jemand  began^n  lein,  dessen 
Sittlichkeit  hoeh  entwickelt  und  gefestigt  ist^  oder  onter  andern 
Umfltftnden»  die  in  dem  Täter  keine  Stufe  sittlicher  VerworüBnheit 
anfceigen;  dass  diese  Persönlichkeiten  besserangsfShig  sind  nnd  nicht 
jene  anderen  Widersacher  der  Bildong  und  der  Sittlichkeit  der  Zeit^ 
in  der  sie  leben. 

Die  letztere  Art  prüft  während  der  Einsehliessnng  ihre 
Arbeitskräfte,  verfeinert  ihre  Empfindungen,  berichtigt  ihre  Vor- 
stellungen, prüft  ihre  Urteile  und  erwirbt  eine  grosse  Mengt  von 
Erfahrnntr,  nm  sich  kiiiir'fijrlnn  im  \  erkeiir  des  Lebens  zu  erhalten. 
Sie  haben  übt-rlüiuiit  k-  iiie  Suili«  iikeit  und  ändern  sich  nicht  während 
der  Einschliessuug,  und  Reue,  deren  die  Personen  der  ei-sten  Art 
fähig  sindy  kennen  sie  durchaus  gar  nicht  nnd  hat  niemals  an  der 
verschlossenen  Tür  ihres  rätselhaften  Gewissens  gerufen,  auch  nicht 
in  jenen  schrecklichen  nnd  schmerzlichen  Augenblicken,  durch  die 
sie  nnter  die  Willkür  des  Oefangenenaoftehers  treten. 

Für  diese  Persönlichkeiten,  die  die  italienische  Schale  nnter 
dem  Namen  der  „Unverbesserlichen**  oder  „Geborenen"  Tersteht, 
würde  das  gegenwärtige  Höchststraftnass  unserer  schwersten  Strafe 

lächerlich  sein  und  andererseits  zu  hart  für  die  rersönliclikciten, 
die  Straftaten  begehen,  hingerissen  dureh  die  unwidersteliliehe  Ge- 
walt ihrer  Leidenschaften  oder  durch  Sclu-ecken  oder  durcli  Suggestion 
oder  die  Kraft  gewisser  giftiger  oder  krankhafter  Mittel,  und  die 
wieder  normale  Menschen  sind, .  sobald  sie  das  Gleichgewicht  ihrer 
sittlichen  Kräfte  und  ihrer  körperlichen  Kräfte  zurückerhalten  haben. 

Unsere  Kichter  kännen  keine  habere  Strafe  als  auf  15  Jahre 
verhängen,  auch  wenn  der  Täter  mehrere  Straftaten  begangen  hatte, 
denn  es  ist  verihssungsmässiges  Becht  des  Veneznelanen,  „nicht  über 
15  Jahre  zn  körperlicher  Strafe  verurteilt  zu  werden**,  dergestalt, 
dass  der  Art  89  des  Strafgesetzbuchs  anerkannt  hat,  dass  die  Ver- 
urteilten, die  ihre  Strafe  durch  gewisse  Taten  verschärft  haben 
würden,  eine  Erschwerung  der  dort  bestimmten  Strafe  zu  leiden 
haben,  aber  „in  keinem  Falle  dieses  Artikels  kaiiu  die  verschärfte 
Strafe  15  Jahre  übersteigen". 

Die  körperlichen  Strafen  sind:  die  Einschliesfsnnp:,  das  Ge- 
fängnis, die  Busshaft,  die  Ausweisung  aus  dem  Gebiet  der  Republik, 
die  Aufenthaltsanweisung,  die  Haft. 
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Niclit  körperliche  Strafen  sind:  die  Unfähigkeit  zur  Ansübnn^ 
von  Gewerben,  staatlichen  oder  politischen  Amtern  oder  Tätigkeiten, 
die  Absetzung  oder  zeitweilige  Enthebung  von  solclien  Tätigkeiten 
oder  Ämtern,  die  Aofsicht  oder  Beobacbtang  darch  die  SUatebehdrde. 

Ferner  kann,  nacb  Art  98  deBselben  Geeetses,  die  Hanptstrafe 
in  Verbindnngr  mit  der  Erschweningr»  20  Jahre  niebt  flbersteigen. 

•4.  Zivilprozessordnuiifjf.  Dieses CTCsetzbiich  »'rhielt  Gesetzes- 
kraft mit  dem  19.  April  1904  und  schaffte  das  vom  30.  April  1897  ab. 

£&  besteht  aus  einem  einleitenden  Titel  und  drei  Büchern, 
geteilt  in  Titel  und  diese  in  777  Artikel. 

Der  eiiileitciide  Titel  handelt  in  seinen  ^allgeraeinen  BestimmuDgen'* 
von  der  Gleichheit,  unter  der  allo  bohandelt  werdeti,  die  vor  den  bürger- 
Hrhcn  Gerichten  von  Venezuela  liecht  nehmen,  in  dem  (iedeuken.  dass 
die  liepuldik  kein  Vurreclit  iri:end  »'iner  Person  aiit'rkennt.  uoch  irgend 
einer  Klasse,  denn  ullu  ^iad  denc^tdben  Gesetzeu  unterworfen  und  den- 
selben ordentlichen  und  zuständigen  Richtern  unterstellt;  von  der  Vcr- 
pfliehtung  der  Gerichte  der  Republik,  Gerechtigkeit  susuteilen  den  lo- 
lindem  und  AusIUndeni,  oh  diese  natureiiaiert,  Nadiberen,  wohnhafte  oder 
durdireisende  sind,  stets  vorBiugesetst,  dass  jme  ttr  die  hetreffende 
Amtabaadlnng  nach  der  FroseNordnung  und  den  Gerich(trei£uaiioge- 
gesetzen  zuständig  sind;  von  den  richterlichen  Personen,  von  deren 
Fähiirkeit  und  Voihildunp  und  der  Gerichtssclirelberei.  Das  Gesets 
befreit  von  dem  il;iuerndeii  Ziviltrerichtsdienst  die  Kremden,  die  im  Not- 
fall liicLtcr  sein  kuiiüen  und  erklärt  für  unfiihi^'  zum  Richterdienst,  wer 
nicht  im  Vollbesitz  seiner  bürgerlichen  und  politischen  Recht«  ist.  die 
Frauen,  die  Militärpersonen  im  Dienst,  die  Religionsdiener,  die  An- 
alphabeten« die  an  einem  dauernden  körperlidien  Fehler  leiden,  der  sie  fSr 
die  DiensUeiitung  unffthig  macht.  Alles  unhesdiadet  der  Fihigkeiten, 
die  das  bes.  Veriassungsgesetx  noch  ausserdem  fttr  den  GewShIten  erfordert. 

Wenn  das  Objekt  der  betr.  gerichtlichen  Entscheidung  ein  höheres 
ist,  d.  h.  rd.  4000  Bolivaren  überstoi^t,  so  haben  die  Parteien  das  Recht, 
TU  verlnnL^pn,  dnss  der  zuständige  Kinzelrichter  sich  in  fsin  Kollegial* 
güriclit  veräiiiiert,  durch  Zuzie!iiin-r  von  Beisitzern  für  das  fiudurteil  oder 
Zwisf'hf nentscheidungen,  die  end^^ultig  sind,  denn  sie  Kchliessen  das  Ver- 
fahren all  oder  hindern  seine  Fortsetzung.  Dies  so  besetzte  Gericht  be- 
sohliesst  mit  Stimmenmehrheit  und,  wenn  eine  absolute  Stimmenmehrheit 
nicht  au  erreichen  ist,  werden  Richter  einberufen  nach  dem  Vwfahren 
bei  jedem  Kollegialgerichi.  Bei  Anwendung  materiellen  Rechte  werden 
zunächst  die  Bestimmungen  des  bftrgerlicfaen  Geeetabuchs  in  Betnchi 
gezogen,  voran sgesetst,  dass  gegebenenfalls  die  besonderen  Gesetebtteher 
und  Gesetze  des  Staates  nichts  sagen,  denn  in  jedem  Fall  gehen  die 
S«-ndergesetze  vor.  Bei  Anwendung  der  IVozessgesetze  mfissen  die  der 
ProzesNordnung  in  Betracht  gezogen  werden,  >«oweit  das  bfij^erliche  Ge- 
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setibncb  die  notwendigen  Förnüichkeiten  oiolit  beeUmmt.  Bbeoeo  mltwen 
die  Sonderbefltimmvngen  und  Sonderförwiichkeiten  der  SvilproieBBord-' 
nungen  vor  den  allgemeinen  beobachtet  werden. 

Die  Prozessgesetze  treten  in  Kraft  an  dem  in  ihr  bestimmten  Tage 
und  in  decaen  £rmangelimg  seit  der  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  von 
Venezuela. 

Die  !*ro''es<<jes'etzc  haben  rückwirkeiide  Kmft  in  dem  Sinn,  da**s 
ide  auf  die  laufenden  Kntscheiduiigeu  in  dem  jedebmaii^eu  Pro2ei»»!»tande 
anwendbar  sind. 

Um  Recht&verzügerungou  uiui  wiHsenüciiaftliche  Streitigkeiten  zu 
vermeiden,  ist  in  unserm  Oesetz  bestimmt,  dass  die  Gerichte  die  Be- 
•timmangett  der  Vetfasning  vor  den«!  aDsowenden  haben,  die  ihnen 
widersfiredien  nnd  deren  Anwendung  von  den  Parteien  verlangt  worden 
ist.  Bine  soldie  Bestimmung  beschleunigt  den  Gang  de«  Verfahrens  und 
verringert  die  Prozesskosten.  Handelt  es  sich  um  Entscheidungen,  in 
denen  das  internationale  Pnvatredit  angewandt  werden  rouss,  so  muss 
der  Richter  die  Stautfiverträ^e  zwisclien  Venezuela  und  dem  Volk  zur 
AnwpTidun^  bringen,  dessen  Aiitrehöriger  zu  dem  Rechtsstreit  \'eranla.ssiing 
gegeben  hat,  und  in  l*irumngeiung  solcher  Verträge  werden  die  Gesetze 
der  Republik  und  der  Geist  der  vaterländischen  Gei>etzgebung,  schliesslich 
die  Grundsätze  des  internationalen  Privatrechts  angewandt,  die  von  den 
aivilieierten  Völkern  allgemein  angenommen  sind. 

Unsere  Gerichte  dflrfen  weder  in  diesen  nodi  in  den  gewöhnlichen 
Fällen  aus  irgend  einem  Grunde  die  Entscheidung  versagen,  weÜ  das 
Gesete  nidits  sage,  dunkel  eei  oder  kein  Geseta  vorhanden  sei  oder 
BWeifelhaft  in  seiner  Bedentong.  Im  ersten  FmII.  sa^t  die  Proaessordnung, 
mtlssen  sie  den  Mangel  ergänzen,  indem  sie  die  Bestimmungen  desselben 
Gesetzes  oder  anderer  Gesetze  über  ähnliche  Fragen  in  Betracht  ziehen 
und  den  Geist  der  Gesetz^^ebuno^,  aus  dem  abzuleiten  ist,  was  der  Gesetz- 
geber  bestimmt  hätte,  wenn  er  ilen  Fall  voniu^geeehen  hätte,  und  im 
äusserstcu  Fallu  geuiikss  den  Vorschriften  der  Vernunft  und  der  philo- 
sophischen Rechtswissenschaft.  Und  im  zweiten  Füll  nach  gewonnener 
Überseugung,  dass  wirklich  die  Dunkelheit  oder  Zweideutigkeit  oder 
Ifongel  der.  geeetalichen  Bestimmung  besteht,  kommen  die  Auslegungs- 
regeln der  Gesetagebnng  der  Republik  aur  Anwendung,  und  in  deren  Er- 
mangelung die  allgemein  von  der  Wissenschaft  angenommenen  immer 
mit  dem  Zweck,  den  wahren  Geist  der  auszulegenden  Bestimmung  au 
finden. 

Betreffs  der  Auslegnno^  von  Verträgen  mit  denselben  MänjTPhi 
bringen  die  (lericlito  die  Absicht  <'*^r  Parteien  zur  Anwenduii^j:  mit  der 
Absicht.  (Ii  l^>forderni>se  des  Gesetze.«»,  der  Wahrheit  und  des  guten 
Glaubens  im  Auge  zu  l)ehalten. 

Bei  zivilrochtlichen  Entscheidungen  verfahren  die  Kiclitcr  nicht 
motu  proprio,  sondern  auf  Antrag  oder  Ersuchen  der  Partei,  es  sei  denn, 
dass  das  Gesets  sie  in  gewissen  Fällen  ermichtigt,  von  Amts  wegen  ein* 
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ziiscljreiteri.  D;i«  beschrankt  sich  iiuf  die  streiti^je  Gericht>>»»rk*  it;  in 
Suchen  freiwilliger  (JorichUbarkeil  mtmlich  verfahren  Nie,  unter  Ueachtiing 
der  lUdite  Dritter,  in  ihreD  BeM^aasen  and  Verfügungen,  die  sie  naeh 
Erfondiung  der  Sedie  und  nicht  willkflrlioli  erJnweo,  unter  Erfordern 
der  entsprechenden  Beweiae  und  Urkunden  sur  Aufklining  der  ange- 
gebenen Tatsachen  von  den  Antraj^teUem. 

Die  Biditer  haben  als  Riditpunkt  ihrer  AmtduuBdlungen  die 
Wahrheit  feateahalten  und  Haarspaltereien  und  reine  FOmilichkeitsgrilnde 
in  ihren  EntBchetdiingcu  zu  vermeiden,  fär  Stündigkeit  ihrer  Keehtaan» 
sichten  zu  sorgen  in  der  Absicht,  die  Fehler  in  ihrer  Begründung  zu 
beseitigen,  die  tm  ihrer  Nichtigkeit  führen  könnten.  Zu  die«;etu  Zweck 
sind  sie  befugt,  ilie  Itechts-^uchen,  wenn  der  Fehler  auf  andere  Weise 
nicht  zu  beseitigen  oder  zu  heilen  ist,  in  dem  Stande  aufzuhalten,  in  dem 
eine  llechtsverletzung  geschehen  ist. 

Dm  kann  in  erster  Inütauz  geschehen,  denn  die  Gerichte  II.  und 
m.  Inataaa  dOifen  den  Proieaa,  andi  wenn  aie  weeentlidie' Fehler  be- 
merken,  nicht  motu  proprio  aufhalten,  aondem  nur  auf  Parteiantrag.  Sie 
aind  aber  befugt,  das  au  tun,  wenn  die  Fehler  in  der  Torigen  Instans 
geschehen  sind  oder  wenn  aie  derartig  aind,  dass  sie  andi  nicht  dnrdi 
die  Gegenwart  der  Partei  geheilt  werden  können. 

Unsere  Richter  mflasen  darauf  achten,  Versehiedenheit  ihrer  Redits^ 
ansiohten  zu  vermeiden.  Zu  diesem  Zweck  ist  ihnen  gestattet,  die  Prozesse 
zusnmmonznle^en .  damit  /n  t  t  in  einer  und  derselben  Sache  wider- 
sprechende oder  verschiedene  Kntscheidungen  gefftllt  werden,  oder  über 
Rechtsge^cllii^te .  die  untere iniuider  verbunden  sind  oder  miteinander 
zUi>u.mmenhHJigen.  Dm  Gesetz  ermächtigt  sie,  nach  ihren  vernünftigen 
Ermessen  au  verbbren,  unter  Beobachtung  der  Billigkeit  und  der  ver^ 
nflnftigen  Beurteilung  des  Zwecks  der  Beohtaprechung  und  der  Un> 
Parteilichkeit,  und  diese  E^ftehtigung  iat  erkennbar  durch  die  Ausdrucke 
des  OMetaes  in  diesem  Sinne,  a.  B.  „der  Richter  oder  das  Gericht  kann 
oder  darf". 

Niemand  kann  einen  Rechtastreit  beginnen  ohne  ein  Intere^e. 
wenn  ea  auch  von  einer  Bedingung  oder  Zeitbestimmung  abhängig  ist, 
abgesehen  davon,  wenn  das  doset/,  ein  gegenwärtiges  TntercRse  erfordert. 
nie<?e  Bestimmiinij  «^oll  das  rtiL^estöm  der  Laune  oder  der  Rache  ver- 
ni<'iden  oder  zügeln  und  don  lüldichrn  Friedenszustand  zwischen  den 
Hür«(eni  aufrecht  erhalten,  denn  sie  l)esehr«jikt  die  Ausübung  des  Klage- 
rechts  auf  die  an  der  RechtHverfulgung  Interessierten. 

In  Venesuela  darf  kein  Richter  dem  Bflrger  die  allgemeine  Ver* 
äussern  ng  seiner  Oflter  verbieten,  noch  allgemein  sie  mit  Beadüag  belegen, 
ausgenommen  die  im  Geseta  vorgesehenen  Fftlle,  wie  i.  B.  im  Falle  des 
Konkurses  oder  anderer  Fälle,  denn  sonst  wflrden  die  Mitglieder  der 
Gesellschaft  f  l-.r  leiden,  in  N^ot  au  kommen,  oder  in  einen  wiikliohen 
KonkurN-  oder  Zahlungsunfiihigkeitszustand  verfallen,  wenn  eine  ao  harte 
Massregel  aeitens  des  Gerichts  aulässig  wäre. 
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CMwe  KTilpnwaaMrdnuDg  nennt  „Pwkeien"  aowoU  die  Prosen* 
I4hrenden  ftla  auch  ihre  Vertreter.  Wenn  ne  neh  auMohlieididi  oder 
blondere  auf  die  Proieaefflhrenden  beeobrftoktt  dann  s(iricht  sie  das  aus, 

ee  sei  denn,  dass  es  sieh  Ton  selbst  versteht,  sur  Yermeidung  eines  Ge- 
setswidorspruchs  oder  eines  andern  Umstandes,  der  aus  dem  Gesetze  folgt. 

In  den  Pro?5es«en  können  die  Parteien  doron  Lauf  jederzeit  auf- 
halten, wenn  sie  es  für  nötig  halten,  um  einen  beabsichtiget en  Vcrgleicli 
durchzusetzten.  Dazu  genügt  ein  Antrag  vor  dem  Richter  oder  dem 
Sekretär  des  Gerichts,  vun  dorn  das  Ge.schäft  vorgenommen  wird,  auf 
Unterbrechung. 

In  jeder  Recfatssaobe  oder  in  jedem  Froaess  baben  die  Biditer  1.  Li' 
•tana  das  Beoht,  die  Parteien  enm  Vergleidi  aafsurafen,  vor  dem  Beginn  • 
der  Beobtsbftaii^^eit  der  Saobe  bis  vor  der  entgflltigen  Entsdisidiing.  Der 
Veigleioib  kann  lanton  Aber  den  Hanpigegenatand  der  Saobe  oder  irgend 
einen  Kebeogegenstand,  und  der  Richter  ninss  die  Gründe  auseiiinnder- 
setaen,  die  nach  seiner  Meinung  für  den  Vergleich  sprachen,  ohne  seine 
Ansicht  über  die  Lage  des  Rechtsstreites  oder  der  Sache  vorauszusagen, 
die  er  entscheiden  soll.  Der  Vergleich  hat  die  Wirkungen  eines  voll- 
streckbaren Urteils.  Übri;jeiis  knnti  er  nur  stattfinden  zwischen  Personen, 
die  Kum  Abschlutis  von  Rechtsgeschäften  fähig  sind  oder  zur  freien  Ver- 
ffiguBg  aber  den  Streitgegenstand.  Das  Protokoll,  das  den  Vergleidi 
entfallt}  musB  von  dm  Parteien,  dem  Riohter  und  dem  Sekretftr  iuter> 
söhriebeD  sein. 

Die  Rtditer  können  nicbt  tätig  sein  bei  Reebtsiadien,  in  denen 
sie  sadilidi  nioht  snstlndig  sind,  anidi  nidit  auaseibalb  des  GesdiiftahaDses, 
auch  mofat,  wo  sie  ftrUiob  nicht  austAndig  sind. 

Im  zweiten  Fall  können  sie  stets  tttig  sein,  wenn  sie  darch  vor- 
gftngigen  Bc^chluss  den  Ort  bestimmen,  wo  die  Verhandlung  stattfinden 
soll.  Die  Sitzungen  sollen  niemals  geheim  sein,  es  sei  denn,  dase  aus 
Rücksicht  auf  den  öffentlichen  Anstnnd,  nach  der  Be.s<  li!iffenheit  der  Sache, 
der  Richter  das  Verfahren  l)ei  ireschlossener  Tür  anordnet.  In  diesem 
Fall  hat  niemand  das  Recht,  die  Verhandlungen  su  veröffentUclien,  die 
stattgefunden  haben,  noch  der  OffenÜidikeit  Kenntnis  oder  Darstellung 
davon  au  geben,  bei  Vermeidung  einer  Oeldstrefe  bis  su  600  Bolivaren 
oder  Haft  bis  8  Tagen  fOr  jede  Übertretung,  seitens  des  Bicbters. 

Jeder  Antrag  muss  binnen  3  Tagen  nach  dem  Bingangstage  erledigt 
werden,  es  sei  denn,  dass  das  Geseta  dem  Qwi<dit  aur  Erwftgung  seines 
Beschlusses  Frist  gibt.  Wie  die  Parteien  vor  Geseta  und  Gerichten  gleidi 
«ind,  dürfen  die  Tvichter  ihnen  keine  Vorteile  oder  Vorrechte  gewähren, 
die  Lage  verschlechtern,  in  die  sie  der  angängige  Streit  m'liracht  liut. 
sondern  dürfen  besondere  liesebrankungeu  irgend  welcher  Art  weder  ge- 
statten noch  sich  selber  gestatten. 

Die  Richter  müssen  sich  an  die  Vorträge  und  Beweif?©  in  den  Ver- 
handlungen halten.  Ausser  diesen  dürfen  sie  ihre  Überzeugung  ans  nichts 
anderem  sdiOpfen  und  keine  Gegengründe  oder  Gründe  anderswoher  nehmen. 
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GeMtsgebung. 


Dies  aus  dem  eir)ieuchteji(len  («runde,  dass  sie  iiiclil  tätig  sind  wie  (lo- 
schworHiie,  nach  ihrem  pewissf nhaften  Wissen  und  \'rTsteheD,  sondern  als 
juristische  Hinhtor  nwh  detn  (iei>«ta  und  dfii  t;itsiich!ichnn  Reweis- 
erhehungen.  Dt^sliall»  kuniien  sie  dem  Antrape  mir  sUittj^'-ben,  wenn 
voller  Beweis  de»  vorgelrageuen  Antrage»  geführt  ibt.  im  Zweifekfalle 
hftbai  rie  su^nstan  dos  BoUagten  lu  «nftditictei  und  bei  01«iohheit  der 
VerbftltaieM  die  Tstaeohe  de«  BeiitM«  zvl  begOiniigen. 

Die  Urteile  sind  gliulioh  geeetewidrigi  wenn  der  Biebter  kei&e 
Orftnde  beigegeben  hat;  wenn  rie  mehr  enapreeben,  als  gefordert  iit; 
wenn  rie  bedingt  rind  oder  wenn  rie  ridi  so  im  entsobttdenden  Teile 
widenprecben,  dass  sie  nicht  vollstreckt  werden  können,  oder,  wenn  sie 
einer  anderen  entgültigen  Entscheidung  widersprechen,  oder  einer  Ver> 
handlung,  auf  der  zwischen  den  Parteien  schon  eine  Sache  entschieden  ist. 

Die  Urteile  unterliegen  der  Berufung  nur  seitens  der  Part^ipn, 
deren  Anträgen  nicht  entsprochen  ist,  denn  die,  deren  Antnieren  ent- 
sprochen ist,  können  hei  einer  Berufung  niclit  &h  interessiert  angesehen 
werden  und  folglich  inusste  ilmen  die  Berufung  versagt  werden. 

Eine  IIL  Instant  Ündet  nicht  statt,  wenn  das  zweite  Urteil  im  Qruude 
daeaeibe  ist  wie  das  erste,  es  sei  denn,  dass  es  in  diesem  Fall  nidit  au 
den  Kosten  der  II.  Instens  Terurteilt  odw  bei  Verurteilung  zu  diesen  Kosten, 
auch  an  denen  der  I.  Instana  Ternrteüt,  woift  es  der  I.  Riditer  oidit 
getna  hatte.  Dann  besolirlnkt  ridi  das  Gericht  III.  Instana  «bieuf,  nur 
Aber  den  seiner  Entscheidung  unterbreiteten  Punkt,  nämlich  die  Rosten, 
zu  erkennen.  In  keinem  Fall  findet  eine  IV.  Instanz  statt,  denn  das 
Hundes-  und  KasRutinnsprericht,  einr^orirlitft,  um  die  Einheit  der  Gesetz- 
gebung zu  erhalten,  beschäftigt  sich  nur  mit  den  V'erletzungon  eines  klaren 
Gesetzes  oder  von  ProzesHvorschriften,  ohne  den  Gruud  der  Sache  oder 
die  Pruzess\  erhandliingen  zn  beurteilen. 

Handelt  e»  ^ich  um  die  Justizhoheit  der  Hepubiik,  so  wird  die 
Entscheidung  mit  dem  höheren  Qeridit  beraten,  aueh  wenn  nic&t  Be- 
rufung eingelegt  i^t,  nAmlich,  wenn  die  Justisbobrit  durch  den  Urkrila- 
Spruch  nieht  anetkannt  oder  benachteiligt  ist 

Die  JusUs  wird  im  Lande  im  Namen  der  Vereinigten  Staaten  von 
Venezuela  und  nach  Vorschrift  des  Gwetzes  verwaltet,  und  die  Gerichte 
und  Behörden  der  [ganzen  Republik  sind  verfa8sungsmä88ig  ver|»flichtet, 
die  Urteile,  Befehle  und  Verfügungen  der  Gerichte  des  Volks,  des  Bundea- 
pericht«!  oder  jedef;  der  Staaten  zu  vollstrecken  und  vollstreeken  au  lassea« 
die  im  Gebrniicli  iiirrr  ^eset/lii'hen  Befugnisse  erlassen  sind. 

Das  erste  Hucli  der  Zivilproaessordnung  ist  in  XII  Titel  unter  der 
Bezeichnung  „ All^nunfinc  neKti»nmun)?en"  geteilt.  Der  I.Titel  handelt  von 
der  Kechtsverteidigutig  der  Annen  und  »agt  im  wesentlichen,  was  fulgi: 

Justia  wird  den  Armen  kostenfrei  gewibrt  und  fQr  arm  werden 
die  angesehen,  die  die  Gerichte  dafflr  ericlftren,  vorausgesetat,  dass  der 
Beteiligte  es  mit  Zeugen  vor  dem  Geriebt  nachwrist,  das  Uber  die  Sachs 
erkennt  unter  Beiladung  der  Gegenpartei  and  des  National-  oder  Provinaial» 
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Btempdidifltributont,  je  naeh  Ijage  d«r  Sadi«,  wenn  ee  eidi  um  eine  An- 
gdegenlieit  atreitiger  Geriolitebaikeit  handelt»  denn  udernfikUe  genfigt  die 
Beiladung  des  Stenpeldiatributors.  Damit  soll  Betrag  und  Hintergehung 
vermieden  werdtti,  denn  die  Beigeladenen  können  enoheinen  und  die 

Zeugen  befragen,  um  Besitz  des  Antragstellers  anzugeben,  Hinwendungen 
g^en  die  Zeugen  erheben  und  schliesslich  dein  Antrage  widersprechen. 
Zu  diesem  Zwecke  und  auf  Antrag  der  Beigeladen"»  vor  dor  Entscheirlung 
des  Richterei  wird  eine  Vernehmung  der  AuskunftspL-rsoueu  l)innen  8  Tagea 
gestattet.  Weil  die  Armenerkläruug  den  nicht  Beigeladenen  keinen  Nach- 
teil bringt  in  der  vorü^enden  Angelegenheit,  kann,  sie  nicht  auf  Verhand- 
lungen au^edehnt  werden,  die  mit  ihr  ni<dit  in  Zusammenhang  stehen,  bei 
Vermeidung  des  Widenpruchs  dor  Gegenpartei  und  dee  Stempeldistributors. 
Die  Gewährung  des  Armenrechts  erfolgt  mit  gewfihnlichem  Papier,  aber, 
wenn  dem  Antrage  nicht  stattgegeben  wird  und  das  Gericht  demgemäss 
entscheidet,  so  muss  der  Antragsteller  den  Stempel  oder  die  Stempel  für 
die  erteilten  Blftttor  verwenden  und  ausserdem  die  Stmfo  nus  dem  (  lesetz 
über  das  Stenijielpapier  erleiden  und  die  beteiligten  Heaniten  erhulten 
ilire  (Jeljüliren.  wenn  ihnen  gesetzmässig  weh'he  zustellen.  Die  Artnenrechts« 
erklüruug  erfulgt  nur,  wenn  die  Ermiilelungeu  beweisen,  dass  der  Autrag- 
Kteller  die  genügenden  Mittel  sum  Prosessfllhren  nidit  hat. 

Wird  während  der  Kiagoautiteiluag  die  Aruienrechtserklärung  aus- 
gesprochen, SO  bat  der  Kläger  das  Recfati  entweder  die  Klage  sogleich 
einaustellen  oder  ihren  Portgang  su  rwlangen,  aber  der  BeUagte  genieest 
die  Vorteile  der  Bewilligung  auf  Vorbehalt. 

Wenn  der,  dem  das  Armenrecht  mit  Vorbehalt  bewilligt  ist,  au 
besseren  Vermögensverfaftltniasen  kommt  und  das  dnrdi  die  Beteiligte 
nachgewiesen  wird,  so  beschliesst  das  Gericht  im  schleunigen  Verfahren 
die  Beendigung  der  Wirkungen  der  Armenrechtsbewilligung. 

Wer  diese  Ericlftrung  au  seinen  Gunsten  erhllt,  genieest  folgmde 

Rechte : 

1.  den  (lebraiich  des  Papiers,  das  für  die  Armen  be!?timmt  ist)  oder,  in 
dessen  Krnmngelung,  des  gewöhnlichen  Papiers; 

2.  dass  ihm  ein  Verleidiger  bestellt  wird,  der  ihm  umsonst  beisteht 

und  verteidigt; 

3.  Freiheit  von  Bezaldung  jeder  Art  von  Gebühren  an  die  Beamten  der 
Gerichte  und  Gerichtshofe  und  von  der  Stempelabgabe  ; 

4.  Freiheit  von  Stellung  einer  Realbflrgachaft  oder  Hinterlegung  von 
Geld  in  den  FftUen,  in  denen  es  die  Zivilproiessordnung  vorschreibt; 
er  darf  eidlich  Zahlung  versprechen,  wenn  er  au  besseren  Vermögens» 
Verhältnissen  komme.  Zu  seiner  Verteidigung  kann  er  diejenigen 
Prokuratoren  oder  Rechtsimwiilte  bezeichnen,  die  y.u  seinen  (hinsten 
sprechen  würden  und  auf  einen  oder  mehrere  von  ihnen  (höchstens 
drei^i  inuss  die  gerichtliche  Enieiinniig  fallen,  unil,  wenn  unter  den 
Kt  rhtiiunw&lten  oder  Prokuratoren  kein«  seiner  Angelegenheit  günstige 
Ansicht  angetroffen  wird,  so  kann  er  irgend  jemand  als  Verteidiger 
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benennen.  Wenn  seine  VermögensverhältniBse  eich  bessern,  so  muss 
der,  dem  das  Armenrecbt  mit  Vorbehalt  eingeräumt  ist,  alles  be- 
zahlen, wa«  er  bezahlt  haben  würde,  wenn  ihm  das  Armeureoht  nicht 
bewilligt  worden  wäre. 

Der  II.  Titel  handelt  „von  den  Parteien".  T^nfjer  Gesetz  versteht 
unter  „Pnrtoieii"  nicht  nur  die  Streitendon  selber,  sondern  aurh  dif?  Rp- 
volluiticlitigten,  und  in  diesem  Titel  ist  bestimmt,  da&s  im  bür^erlicheu 
Rechtsverfaliren  die  Parteien  gesetzmüdsige  Personen  sein  müsseu,  d.  h. 
rechtlich  geschickt,  vor  Geriobt  erscheinen  and  Prozess  zu  führen,  und 
dnss  sie  selber  oder  durch  einen  Bevollraftchti^ten  erseheinen  können. 

Die  \  uiiauicht  für  liLciiLbiiuniiiungen  muss  in  authentischer  Form 
vorliegen.  BevollmAditigt  kann  vor  einem  Prosessrichter  oder  einem 
Beunten,  4or  bei  dem  mit  der  Sache  bebwsten  Gericht  befugt  ist,  die 
Anffihmngen  der  Parteien  su  protokollieren,  jeder  sein.  Daher  kann  die 
gerichtliche  Vollmacht  auf  einem  besonderen  Bogen  oder  in  den  amt- 
liehen  Akten  ausgestellt  werden;  hIm  r  wenn  der  Bevollmächtigte  ausser» 
halb  des  Departements  oder  DistrikU«,  in  dem  er  bevollmächtiget  ist,  davon 
Gebrauch  machen  muRs,  so  muss  bei  der  verwahrenden  Behörde  eine 
Absclirift  verlangt  und  erteilt  werden. 

Die  Richter  und  die  andern  Beamten  für  Beglaubigung  von  ge- 
richtlichen Vollmachten  führen  ein  Vollniuchtenbuch,  in  dem  nacli  alpha- 
betischer Ordniinsf  eir)getmgen  wird,  und  eine  Abschrift  der  dortigen 
Xiederschriften  schicken  si<>  an  diü  Kunzlci  der  über  ihr  Archiv  zuständigen 
Gerichtsbehörde.  Wenn  der  Volliiiacbtuuläteller  das  im  Namen  eines 
andern  tftte,  muss  er  dem  Richter  oder  dem  Beamten  die  Urkunde  vor- 
legen, die  seine  Vertretung  nachweist.  Dieser  fertigt  eine  Absdirift  und 
beglaubigt  sie.  Wenn  die  VoUmadit  im  Ausland  ausgestellt  wird,  muss 
sie  den  Förmlichkeiten  des  betr.  Landes  entsprechen  und  von  einem  au» 
ständigen  Beamten  beglaubigt  sein  und  von  dem  Konsularbeamten  von 
Venezuela  oder  einer  befreundeten  Nation,  in  dessen  Ermangelung  auch 
in  das  Spiiinsche  von  cim  m  vereideten  Dolmetscbjdr  flbersetat  sein,  wenn 
sie  in  fremder  Sprache  ausgestellt  ist. 

Auch  kann  die  VoUmaclit  von  dem  Konsularbeamten  der  Republik 
im  Lande  dT  AussteiluniT  vollznrrpn  werden  unter  Beobachtuntj  der 
FörriiHehkeileu  unseres  ( irsft/.es.  Wenn  es  sicli  um  in  ihrer  Handlungs- 
fadiigkeit  beschrankte  Peröonen  handelt,  so  müssen  diese  vertreten,  be- 
raten und  ermächtigt  sein  nach  den  Gesetzen  über  ibreu  Zustand  oder 
ihre  Fähigkeit. 

Niemanil  kann  gezwungen  werden  zu  klagen,  ausser  in  den  Fällen 
der  Verzögerung  im  Oeriditsverfahren,  d.  h.  wenn  jemand  anzeigt,  dass 
er  Beweismittel  bei  den  Gerichten  voraubringen  hat  und  der  andere  klagt 
nicht.  Der  kann  ihn  veranlassen  au  klagen,  denn  sehr  wohl  können  <Üe 
angeblit^hen  l^ewoistnittel  verloren  gehen,  wenn  die  Zeit  aur  Klage  ver* 
streiobU   Und  das  Geseti  gibt,  in  dessen  Voraussicht,  dem  Beteiligten 


Digltized  by  Google 


AuxAKDBft  Uhbuwa:  Veneniela. 


3035 


das  Reohti  den  Klai^eberechtigten  wegen  VeriOgwung  siim  Xla^n  auf« 
snfordeni,  um  gesetemlsdg  und  redttseitig  die  Sache  su  beenden. 

Niemand  kann  sidi  Tor  Gericht  ohne  Vollmadit  fflr  einen  andern 
stellwi,  w^m  er  Idagen  will,  ausgenommen  fOr  das  fechtmiasige  oder 

anerkannte  natürliche  oder  adoptierte  Kind  kann  der  Vater  era<dieinen 
und  in  deaien  Ermangelung  die  Mutter  und  umgekehrt  das  Kind  für  die 
Eltern,  wenn  e8  21  .Jahre  zurückgelegt  hat,  der  Erbe  für  seine  Miterben, 
in  Hf'chtsfällen  au«  der  Erbschaft,  der  Oeselischafter  für  seine  Mitsfcsell- 
öchttfter  oder  Miteigeniuinor  und  in  Füllen  der  GemeinHchaft.  Für  den 
Beklagten  kann  jeder,  der  die  Bedingungen  zur  Vertrotiiri«?  vor  Oeridit 
besitzt,  vor  Gericht  auftreten,  l>leibt  aber  der  Bestimmung  det^  Gesetzes 
ffir  Beehtaanwftite  und  Fkekoratoren  Mr  diesen  Fall  unterworfen.  Jeder, 
der  ohne  Vollmadit  vertritt^  bleibt  den  Ergebnie»^  des  Verfahrens  unter- 
worfen, fiiUs  sein  Maditgeber  die  Vertretung  nidit  gendimigt,  denn  es 
iüt  eine  Geschäftsführung  ohne  Auftrag,  und  eu  diesem  Zwedce  muss  er 
Real-  und  Personalbürgschaft  stellen,  wenn  sie  verlangt  wird  und  er  nidit 
mit  genügender  Uaftffthi^eit  erndieint. 

Die  öericbtspersonen  werden  im  Verfahren  durch  diejenigen  dar- 
gestellt, die  durch  die  betreffenden  Gesetee  und  Verordnungen  bestimmt  sind. 

Die  testamentarisdke  Vollmacht  wird  von  dem  betr.  Testaments- 
Yollstreckpr  zur  AusführKn?  gebnu^ht  in  den  vom  Gesetz  be^tiininten 
F&llen.  Der  Rechtsanwalt  oder  Prokiirator,  dem  eine  gerichtliche  VoW- 
macht  flbertmgcri  wird,  bruucht  es  nit'lit  iinzuuebinen.  nher  rauKS  dies 
sofort  dem  (übertragenden  mitteilen,  wenn  er  nicht  annimmt,  und  wenn 
man  ihm  SubstitutiomnroUmacht  gibt  für  diesen  Fall,  so  muss  er  sie 
sofort  gebraudten  nadi  Vorsehfift  der  Proxessordnnng.  Wenn  der  Be- 
ToUmftehtigte  sidi  vor  Geridit  mit  der  Vollmacht  einfindet«  so  wird  an* 
genommen,  daas  er  eie  annimmt,  aueh  wenn  er  es  nicht  ausdraddich  erklftrt 
Die  Vermutung  ist  juris. 

Der  Bevollmächtigte  kann  die  Vollmacht  übertragen  auf  die  Person, 
die  von  dem  Machtgeber  angegeben  ist  oder  die  er  ihm  angeben  wird 
mangels  Bezeichnung  ;uif  einen  geeigneten  und  znhiungsfflhifi^en  Rechts- 
anwalt oder  Prokurator.  wenn  in  der  Vollmacht  dazu  das  liocht  erleilt 
ist.  Ist  in  tler  Voilniaclit  niclits  über  Substitutiun  gesagt,  sc»  kann  der 
Uevollmächtigte  deonucb  einen  Rechtsanwalt  oder  Prukurator  von  un- 
erkannter Gesduofclidikeit  und  ZahlungsflUiigkeit  substituieren,  wenn  er 
aus  irgend  einem  Grunde  die  Vollmadit  nidit  benutsen  kann  oder  will. 
Wenn  in  der  Urkunde  Subsütution  untersagt  ist,  so  kann  es  der  Bevolt- 
miishügte  nur  tun  ans  widitigen  Umständen,  die  ihn  an  der  persönlidien 
AuHubung  deo  Auftragen  hindert,  z.  B.  im  Fall  der  Krankheit,  unfreiwilliger 
Abwesenheit,  tTberweiaung  der  Sache  an  ein  Gerieht,  an  einen  andern 
Ort  und  irgend  einem  anderen  w^iohtif*Mi  'Iriinde.  der  ihn  verhindert  die 
Vollmacht  zu  gebrauchen  oder  weiter  zu  gebrauchen ;  aber  er  muHs  den 
Machtgeber  auf  das  .s<*hnellste  benachrichtiLien,  damit  er  das  Erforderliche 
veranla^üen  kann.    Wenn  das  \'erbut  durch  bewundere  Anweisung  oder 
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Urkuodo  erteilt  ist  utid  dem  un^eaditet  der  BeTollm&chtigte  Substitution 
erteilt,  so  int  er  für  den  Schaden  verantwortlich,  den  die  Substitution 
dem  Bevollmächtigten  verursacht  Dar  Substituierte  kann  ebenso  nach 
Massgabc  des  Vorherigen  substitüioreii.  Wonn  es  dort,  wo  die  Vollmacht 
ausgeübt  werden  muss,  keinen  Kpclit^sauwalt  o<ler  Prokurator  ß-ibt  oder, 
wenn  ihre  Zahl  die  im  Gesetz  über  liechtsanwülle  und  Prokuratureu  be- 
fltimmte  (5)  nicht  flbencfareiJtct,  so  kann  jeder,  wenn  er  nur  nidit  offm- 
kundig  unfähig  oder  sahlungsunfähig  ist,  Bubttituiert  werden.  In  jedem 
Fall  kannen  die  Substiiationen  spesielle  eetn,  aach  wenn  die  VoUmulit 
allgemein  ist.  BevoUrotchtlgte  und  Substituten  aind  haftbar  nadi  den 
Hesfi mm u ticken  im  bürgerlichen  Gesetzbuch  über  den  Vollm&chtsauftrag. 
Substitutionen  werden  in  derselben  Weise  und  mit  denselben  Formlicli- 
kcittn  erteilt,  mit  deuoii  <Iio  Vidlmachten  gegeben  werden.  Um  die 
Kliii^e  zurückzunehmen,  hedurffm  Bevollmärhtijrter  und  Substitut  einer 
ausdrücklichen  Krmiichti^u^^^  Heide  sind  verpÜicbtet,  die  Sache  durch 
alle  (gewöhnlich  3)  Instanzen  %u  verfolgen,  wenn  die  zuständigen  Gerit  hto 
alle  in  demselben  Orte  sind.  Im  anderen  Falle  können  sie  nach  obigen 
Qrundflfttsen  entsprechend  substituieren. 

Die  Parteien  mflssen  ihre  fierollmäditigten  genügend  anaslattmii 
sowohl  die  umprfinglichen  als  auch  die  substituierten,  d.  b.  sie  mflssen 
ihnen  das  notwendige  Qeld  sur  Fflhrnng  der  Gesdiftfte  verschaffen; 
andernfalls  können  sie  ▼on  ihrem  Berdlmiditigten  keine  Verantwortung 

verhingen,  wenn  diese  nichts  getan  haben,  was  Ausgaben  verursacht.  In 
jedem  Stande  des  Verfahrens  hnrt  mit  dem  Widerruf  der  Vollmacht  der 

BfvollmüchtiLjte  den  MaehtMeher  auf,  zu  vertreten,  auch  vrenn  die  Partei 
oder  ein  anderer  Bevolltii;ielitiLrter  nicht  ersdieint,  und  der  Substituierte 
gilt  aiN  nielit  abberufen,  weiui  die  Widerrufsurkunde  es  ni("ht  ausdrückt. 

Die  Vorstellung  eines  n-'uen  Hevollraächtiftpii  in  der  Vorhandlung 
verursacht  den  Widerruf  seit  diesem  Augenblick.  Diu  i^örbonliche  Vor- 
stellung der  Partei  selber  bewirkt  sie  nicht,  ausher,  wenn  sie  sie  in  der 
Veihandlung  selbst  ausspricht.  Wenn  der  BeroUmlohtigte  oder  dw  Sub- 
stitut die  Klagen  oder  Verteidigungen  vor  Gericht  aufgeben,  hGreu  sie 
auf,  den  Mach^eber  su  verlöten.  Die  Abtretung  oder  Obertragnng  der 
streitigen  Beerte  dnrdi  die  Partei  auf  einen  Dritten  beendigt  die  Ver- 
tretung des  BevollmficbtiL'tiMi  oder  Substituten,  ohne  dadurch  den  Lauf 
der  Sache  aufzuhalten.  Der  i'od  der  Partei  oder  die  Unfähigkeit  der 
Persünlicbkeit.  mit  der  er  zu  tun  lirittp.  beondigen  ebenso  die  Rechte 
ihrer  Hevollmiicbtigten,  aber  in  beiden  I'iillen  ruht  der  Lauf  der  Saclie 
nur  bis  /.ur  Anhörung  der  Penwueu,  auf  die  das  iiecht  nunmeher  über- 
gegangen ist. 

Der  Pucktiitt  des  Bevulhniicbtigten  hat  keine  Wirkunir  sfegenüher 
den  anderen  Parteien,  bis  die  Kenntnis  davon  seitens  des  Machtgebers 
aktenkundig  gema<}ht  ist.  Zur  Vertretung  derselben  Sacihe  vor  demselben 
Gericht  kann  jede  Partei  höchsten«  drei  Be\'ollmttditigte  bestellen.  Wenn 
verschiedene  BevoUmlichtigte  gemeinsam  fflr  dieselbe  Sm^c  bestallt  sind, 
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•o  haX  jeder  von  ihnen  die  rolle  Vertretung  des  MaditgeberB.  In  jedem 
Stande  der  Sache  kOnnen  der  Beditnnvelt  und  der  BeiroUmiehtigte  ihr 

Honorar  berechnen  nnd  die  Bexahlun^  erzwinji^cn,  unbeschadet  eines 
Phrttfungsrechts.    Die  andern  Vertreter  kraft  GesetMs  (Ehemann,  Vormund, 

Pfleper  ii'iw.)  und  ihre  Tiovollmüchtieton  sind  weirPii  ihrer  (Ifschüftsfiilininj; 
in  d«^r  Sin  In-  den  Bestimm un^cn  dos  htirj^prlichen  (jesetxbuches,  betreffs 
ihrer  Fähigkeiten,  PHichten.  Förmlichkeiten  untorworfen. 

In  Venozuclii  können  \  nlimachten  vor  derirht  niclit  ausüben:  wer 
nicht  im  Besitze  der  Ijürn-erlichen  Rhrenrechte  ist;  w«'r  nicht  lesen  und 
schreiben  kann:  der  Blinde,  Tiiubu  oder  Stumme,  oder,  wer  einer  Krank- 
heit unterworfen  ist,  wegen  deren  er  abgesperrt  wird;  der  Soldat  im 
Dienet;  der  Geietiiehe  jeder  Konfeesion,  ausser  xur  Verteidigung  sdner 
Kircbe;  die  Frau,  aueser  aar  Vertadignng  ihres  Gatten,  ihrer  Verwandten 
auf-  und  absteigender  Linie  oder  ihrer  Seitenverwandten  bis  aum  sweiten 
Grade,  und  wer  nicht  Rechtsanvalt  oder  Prokurator  in  Amte  ist,  soviel 
es  ein  Geschäft  von  grösserer  Bedeutung  ist,  an  Orten,  wo  die  Zahl  von 
Rechtsanwälten  oder  Prokiinitoren,  nach  Masagabe  des  Uesetses  äber 
Rechtsanwälte,  vorhanden  ist. 

Der  TU.  Titel  des  I.  Bm  lis  der  Zivilprozessordnunrj  beschäftigt  sich 
mit  flem  „zuständigen  Cerielit".  Kr  bestimmt  ilir  Zustantliiikeii  durch 
den  Gegenstand,  durch  <len  Wert  der  Klage,  durch  den  <  >ri  und  (hirch 
den  Wert  oder  <len  Zusammenhang  der  Sacho,  Das  GericliUverfaRsuugs- 
gesets  und  andere  Spe^ialgesetse  bestimmen  die  Zuständigkeit  nach  dem 
Gegenstand  und  dem  Wert  der  Klage.  Zwecks  Schfttsung  des  Klagewerts 
werden  die  schon  fälligen  Zinsen  und  die  Auslagen  aum  Kapital  au* 
gerettet,  ebenso  der  Schaden  und  die  Nachteile  aus  der  Zeit  yor 
der  Klage. 

Wenn  eine  Klage  mehrere  Punkte  betrifft,  so  wird  der  Wert  von 
ihnen  allen  sum  Zweck  der  Bestimmung  des  Werts  der  Sache  ausammen' 
gerechnet 

Wenn  unsere  Personen  in  deni>'  !beii  Wrfuhren  von  einer  oder 
Tnelir.Tt^n  Personen  die  Bezahlung  des  Teils  ihrer  Forderung  verlangen, 
SU  wird  der  Wert  des  ( le^^enstandt  s  durfh  die  (Jesamtsumme  bestimmt. 
Wenn  der  (»egenstand  das  Recht  auf  eine  dauernde  oder  zeitlidie  oder 
lebenslängliche  Rente  ist,  so  wird  der  Wert,  wie  aucdi  immer  ihr  Käme 
ist,  nadi  dem  Wert  dee  Kapitals  beredinet,  das  in  der  Bestellungsurkunde 
angegeben  ist.  Wenn  es  nicht  angegeben  ist,  so  wird  der  Wert  durch 
Zusammenrechnnng  von  20  Jahresleistungen  bestimmt;  wenn  es  sich  um 
eine  dauernde  Rente  handelt,  von  10,  wenn  um  eine  lebenslängliche  oder 
»eitliche.  Wenn  die  Rente  für  bestimmte  Zeit  festgesetzt  ist,  so  wird 
der  Wert  dureh  Znsjinimenrefbnung  der  Jahresleistungen  bestimmt.  Diese 
ZusammenreehniinL:  soll  nie  20 dahresleistuncen  überschreiten.  Hei  Klagen 
Aber  das  Besteben  oder  die  Fortsetzuiiif  einer  Pm  lii  wird  der  Wert  dureh 
Zusammenzählung  der  Zaltlungen  berechnet,  über  die  verhandelt  wird, 
und  ihrer  Nebeufordcrunguu.  In  den  beiden  vorigen  Fällen  oder  in 
Jahrhneh  der  Istemat»  Yerelalpnig.  8.  Bd.  192 
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aodfirn  fthnliofaen  wird  der  Wert  nach  dera  Uofenden  Marktwert  berechnet, 
wenn  in  barem  (telde  zu  leisten  ist.  Wenn  der  Wert  der  geforderten 
Sache  nicht  in  (ield  besteht,  so  schützt  ihn  der  Kisker,  aber  der  Be 
kluE^te  k'.iiin  eine  fleirf'nsch&tiung  mittels  aufschiebenden  Kinwandes  ein- 
bringen, wenn  er  behauptet,  jener  Wert  sei  grüsser  oder  kleiner  ale  jene 
Schätzuog. 

Znitändigkeit  nach  dem  Ort  Vor  d«r  Geriditaibeb^Jrde  dM  Ort«, 
in  dem  der  Beklagte  seinen  Wohnort  hat  oder  in  dessen  Bnnangelung 
seinen  Aufenthalt,  werden  die  dingliche  Klage  and  die  pelsOnliche  Eüage 
aber  bewegliche  Sadien  angebracht.   Wenn  der  Beklagte  keinen  bekannten 

Wohnort  ocier  Aiifentlialtsort  hat,  so  wird  die  Klage  an  dem  Orte  ein- 
gebracht, an  ileiu  er  l>etroffen  wird.  Auch  können  jene  Klagen  bei  der 
Gericlits})ehi)nle  d'*s  Orts  ciTiL'f'braelit  wertlen,  in  dem  der  Vertrao;  »je- 
8chlo8sen  wurdi-  oder  die  VerpÜiclitung  zu  erfüllen  ist.  oder  in  deui  die 
bewegliche  Sache  Wetroffen  wird,  die  Gejjpnstand  der  Klaue  ist,  mit  der 
Voraussetzung,  dass  nu  ersten  und  im  letzten  Fall  der  Beklagte  un  dem 
Ort  betroffen  wird,  unbeschadet,  dass  der  Beklagte,  der  aosseihalb  seines 
Wohnorts  wegen  einer  beweglichen  Sache,  die  er  bei  sich  fahrt,  Bürg- 
schaft geben  darf,  dass  er  ihretwegen  sich  vor  dem  sustttadigen  Gericht 
seines  Wohnort«  stellen  wird,  wenn  es  sich  um  den  lotsten  der  genannten 
Falle  handelt. 

Die  dinglichen  Klagen  über  unbewegliche  Sachen  werden  ein- 
gebracht von  dem  (M-richt  der  l^ele^onen  Sach»'  oder  des  W^ohnorts  des 
Beklagten  dder  des  Urts,  wo  der  \  ertrai:  Lreschlossen  wurde,  im  Fall,  <laa6 
der  lirkla^te  >uh  dort  vortinden  solite,  alles  nach  Wald  des  Kläger«. 

Die  Gerichte  des  Orts  eines  Erbschaftsanfalls  sind  zuständig  zu 
erkennen:  Aber  düe  Klagen  über  Herausgabe  und  Teilung  der  Erbschaft 
und  jeder  anderen  xwiscben  Miterben  bin  sur  Teilung;  Aber  Klagen  wegen 
Nichtigkeit  schon  erfolgter  Teilung  und  w^n  Verabfolgung  des  an« 
gewiesenen  Anteils,  vorausgesetat«  dass  sie  binnen  aweier  Jahre  nadi  der 
Teilung  eingereicht  werden;  üf)er  Klugen  gegen  die  Testamentsvollst recker, 
voransjroset7,t.  dass  sie  vor  der  Teilung  ergehen  und,  wenn  diese  nicht 
niitiL''  i^t.  hifineti  zweier  Juhre  nach  En'iffniHiL:  der  Krbschaft;  über  Klauen 
der  \  ermäclit  iiisnehnirr  und  der  Gläubiger  der  Erbächaft,  binnen  der  -u  - 
gegebenen  Fri»t.  Wunn  die  Firbschaft  ausserhalb  der  Republik  eroffre  t 
ist,  HO  können  alle  diese  Klagen  an  dem  Orte  angestellt  werden,  an  dem 
der  grOsste  Teil  der  Gater  angetroffen  werden,  die  inneriialb  ihres  Ge- 
biets sich  befinden.  Die  Zuständigkeit  nach  dieser  Bestimmung  sdiliesst 
nicht  die  des  Wohnorts  aus;  aber  wenn  Mehrere  beklagt  werden,  m Assen 
alle  denselben  Wohnort  haben,  wenn  das  Gericht  des  Wohnorts  lustftndig 
fiein  Roll  (.^rl.  91  des  Oes.V 

Die  Klage  aus  der  Gen»einschuft  findet  statt  vor  dem  Oericht  des 
Sitzes  der  ( I"m"in>.<'lijift  Vor  derselben  Behörde  finden  mtoh  Btatt  die 
Klaj^fti  ans  der  <  i«'iiie!iischaft  nach  auf;je|r>vior  und  li'|iiiitierter  (Jeniein- 
sclüif».  weL'<'n  d»'r  'l  eilunir  und  den  \'erj)llu  hlungen  aus  ihr.  binnen  zweier 
Jahre  nach  der  'l  eilung.    |)ai;  alles  unbui>cliadet  der  Zuständigkeit  de» 
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G«riöhti  dM  Wohnorta  unter  d«n  Vorsametiiiiigan  das  leisten  Abeatsee 
des  Art  91. 

Die  Klage  wegen  Rechnungslegung  aus  einer  VormundRcbaft  oder 
einer  Verwaltung  wird  vor  der  (.iericlitsbehörde  aiigebrucht.  in  deren  Be- 
«irk  die  Vormundschaft  oder  Verwaltuti]^  ausgeübt  wurde  oder  vor  dem 
(iorieht  (los  Wohnortfl,  nach  Wahl  des  Klftgers,  unter  den  Voraussetzuiigen 
des  letzten  Absatzes  des  Art.  91. 

Wenn  der  \'erptiiehtetp  seinen  Wohnort  aufgegpben  hat,  kann  er 
verklagt  wer<ien,  wo  mau  ihn  trifft.  Im  Fall  der  Walil  eine»  Wohnorts, 
dar  geeignet  irt  mr  Verbandlung  der  Sache,  kann  vor  dem  Gericht 
das  gawlhltan  Wohnorts  geUagt  wardan. 

Zustladigkait  durch  Verbindung  oder  Zusammenhang  dar  Sadia. 
Dia  Klage  gegen  Tarschiedene  Paraonan,  die  ▼egan  ihraa  Wohnorte  vor 
▼efaofaiiadanan  Gariehtan  Taridagt  woilm  musstan,  kann  angabraaht  werden 
vor  dem  Gericht  des  Wohnorts  einer  von  ihnen,  wann  im  Gegenstand 
der  Klage  Zusammenbang  ist,  entweder  aus  dem  Anspruch  oder  der  Tat^ 
von  dem  sie  abhängt,  unbeschadet  entgegengesetzter  l^pstimniunpen.  In 
Sachen  der  Bürgen  oder  Hür^schufton  und  jeder  Zuijehorkhi^e  ist  das 
(lericht  der  Hauptsache  zuständig:.  Wenn  auf  (»rund  iilluiu  von  An- 
sprüchen des  Beklagten,  wie  in  den  Fällen  der  Aufredmung  oder  der 
Widaiklage,  das  Garieht  tbar  eine  Sadia  antic^aiden  wflrde,  die  wegen 
ihraa  Warte  snr  Zustftndigkait  ainee  höheren  Gerichts  gehören  wfirde,  so 
ist  dies  fflr  die  ganae  Sache  sustindig»  obwohl  das  Garidiit,  vor  dem  sie 
angebracht  ist,  ttr  die  Klage  allein  auatftndig  wire.  Wann  dieaelbe  Sache 
vor  zwei  gleicherweise  zuständigen  (icrichten  vorgebracht  i^^t  oder  wenn 
ein  Rechtsstreit  zasammenhüogt  mit  einer  von  einem  anderen  Gericht 
anhängii^en  Sache,  f?o  (.'phtihrt  die  Küt^^rheidung  dem  ert«tbefassten.  Die 
Ladung  entscheidet,  wer  zuerst  b(  l  i  i  iHi.  Bei  der  cessio  bonorum  und 
im  Konkurse  erkennen  die  (.Jerichte  d«  s  Wcdmorts  des  Schuhluers. 

Betreffs  der  Personen,  die  in  Venezuela  keinen  festen  Wolinurt 
haben,  bestimmt  unser  (lesetz  foltreriiles:  Ks  kann  vor  den  Gerichten  der 
iiepublik  geklagt  werden,  wenn  der  IJeklagte  in  ihr  r^einen  Wohnort  nicht 
hat  und  auch  nia  dort  ansutreffen  ist,  wenn  m  sich  handelt  um  Klagen 
um  nnbawaglichaa  SSigantttm  oder  beweglicheB,  das  in  der  Republik  ridi 
bafindat,  und  wann  ae  siob  um  Varpfliditungen  handelt  aus  Vertrftgen 
oder  EriÜirungen,  die  in  der  Rapulik  beglaubigt  sind  oder  die  in  ihr 
arfüllt  werden  sollen.  Wenn  der  nicht  dort  Wohnhafte,  sich  vorüber- 
gehend unter  der  Gerichtsbarkeit  des  Gebiets  der  Repubhk  betreffen  lä£st, 
so  kann  er  vor  den  betreffenden  Gerichten  verklairt  werden,  nicht  aus 
in  den  oben  erwähnten  Fällen,  sondern  auch  in  jedem  Fall  einer  per- 
sönlichen Klage,  aus  der  die  Vollii^treekung  un  jedem  Orte  ausgeführt 
werden  kann. 

In  den  vorstehenden  Fullen  werden  die  Bestimmungen  über  Zu- 
rtindin^t  angewandt,  soweit  sie  anwendbar  sind,  indem  der  Ort,  wo 
dar  Beklagte  angetroffen  wird,  als  sein  Wühn>  oder  Aufenthaltsort  gilt. 
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Wenn  d«T  \'ortni^'  nicht  in  Venezuela  abgeschlossen  ist  und  die 
l'»?rs(»n  k'pine  Wohnung  oder  erwklilteii  Woiinurt  in  der  Republik  hat  und 
kein  Krfüliungsori  bestimmt  ist,  so  gehurt  eine  persönliche  Klage  vor 
das  Geriohl  dee  Orts,  wo  der  KlAger  feinen  Wohnort  oder  eeine  Wohnung 
btti,  und  wenn  es  sich  um  bestimmte  anbewegliofae  Saehen  handelt,  vor 
das  Oericht  des  Orts,  in  dem  sie  belegen  sind. 

Der  6.  Abadinitifc  dee  III.  Titels  handelt  von  dem  Verfahren  bei 
Aufbebung  der  ZnstindiAikeit  swischw  versohiedenen  Gerichten. 

In  jedem  Stande  des  Verfahrens  kann  ein  Üericbt  die  FVage  er- 
beben, ob  ein  anderes  wie  das  erkennende  sustlndig  sei,  unter  der  Yoraoe' 
setsung,  dass  beide  zu  derselben  Instans  ^'  hören.  Der  Biehter  oder  das 
Gericht,  das  die  Zuständigkeit  eines  andern  Richten  oder  Gerichts  sur 

Ktitscheidung  über  eine  Sache  oH-t  einen  Antrnfj  behauptet,  übersendet 
ihm  ein  Schreiben  mit  der  Angabe  dtT  (iründr  und  schickt  soirleioii  eine 
Abschrift  (iit'st's  Schreibens  an  das  (iericht,  das  den  Streit  uder  die  Frage 
entscht  id-'ii  inuss.  Der  ersuchte  Richter  oder  das  Gericht  bestätigt  den 
Kiupfang  binnen  24  Stunden  und  setzt  binnen  der  gleichen  Frist  die 
Orfinde  oder  Unterlagen  auseinander,  weshalb  es  sieh  für  sustttudig  oder 
unauständig  hält,  und  schickt  diese  Darlegung  sobald  wie  mSglidi  an 
das  Gericht,  das  die  Fraise  au  entscheiden  hat.  Sobald  der  Biehter  oder 
das  Gericht  Nachricht  von  der  ihm  vorgelegten  Frage  erhalten  bat,  setz.t 
es  das  ganze  Verfahren  in  der  Hauptsache  aus.  Was  nach  dieser  Nachricht 
verhandelt  wird,  ist  nichtig.  Wer  diese  Hest immungen  übertritt,  muss 
den  Schaden  daraus  für  die  Parteien  vergüten  und  verfällt  in  eine  fieid- 
strafe  von  n<)<)  oder  2500  Holivarm.  die  dm  vorgesetzte  Gericht  anordnet 
ohne  fiirmiielies  P.esehw!'r(l<'verf!diren. 

Wenn  i'in  Iviehter  od-  r  ( iericlit  die  l\<jehLf<prechung  oder  Entscheidung 
über  einen  Aiiirng  ableluii.  und  werui  der  Richter  oder  das  Gericht,  dnii 
an  Heine  Stelle  treten  soll,  die  Ablehnung  nicht  fflr  begründet  b&lt,  zeigt 
er  es  dem  ereteren  an  dem  a weiten  Veriiandlungstage  nach  Empfang  der 
Akten  an  oder  durch  die  Post,  die  nach  diesem  Tage  abgeht,  unter  An- 
gabe seiner  Grande,  und  sogleich  wird  nach  den  obigen  Vorsdiriflea 
verehren.  Die  Frage  nach  der  Befugnis  nicht  tu  entscheiden,  hat  die- 
selben Wirkungen  wie  vor,  nlmlich  die  Aussetzung  des  pfjinzen  Verfahrens 
in  der  Sache,  da  alles,  was  nach  der  Nachricht  geschehen  würd.-,  nichtig 
ist.  D'^r  f>auf  des  Verfahrens  /.wischen  den  Parteion  und  vor  dem  er- 
k'^nnciiden  Kiehter  wird  durch  nir-hts  :iiifi.''halten.  nnoh  nicht,  wenn  die 
streitenden  Richter  oder  Parteien  Angaben  und  Ausführungen  erhielten, 
die  Rie  für  ausreichend  halten,  die  verschiedenen  Behauptungen  im  Punkt 
der  Zuständigkeit  aufauklftren.  Sowohl  auf  die  Behauptung  der  Znstindig' 
keit,  wie  auf  die  der  Uncustftndigkeit  verfahrt  die  ▼oigesetste  Instans, 
vor  die  sie  gebftrt.  sobald  sie  die  ErklArungen  der  Biehter  erfaalttti  hat 
mit  der  Kutscheidiiiig.  binnen  24  Stunden,  unter  Aufs<^iebung  jedes 
and'  r 'Ml  Geschäfts.  Die  Kntseheidung  erffdgt  ohne  Ladungen  oder  Sohriften- 
wechiicl,  nur  uacli  Kinsieht  der  übersandten  Akten,  aber  wenn  irgend  eine 
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Angabe  fehlt,  so  kaon  du  Oeridit  die  eigenUidieii  Akten  einfordern,  indem 
ee  tnswischen  jede  iuidere  Enttelieidong  aufsi^iebt.  Die  Gntechetdttngi 
einuKil  erlanen,  wird  den  beteiligten  Oericbten  von  Amte  wegen  mit- 
geteilt. 

Wenn  ein  (fpricht  oinfn  Streit  um  ( "lericVifsIturkcit  odor  Zustüfidif^- 
keit  oline  Grund  erhubrti  oder  VeratiJu8sunj(  zu  dem  Slicit  gegeben  liat, 
so  ersetzt  cm  den  Sdiadeii  uttd  die  Nachteile,  die  es  venirsHpht  luit  uud 
wird  auch  aur  Zahlung  einer  Geldstrafe  nicht  unter  1500  Holivaren  ver- 
urteilt. IMeaelbe  Venntwcniliciikeit  liegt  dem  tiericbt  ob,  das  unierlaiwen 
bat,  rechtseitig  die  Schriftstfldce  der  beieidineten  Angelegenheiten  ab- 
aueeoden,  unbeschadet  des  Zwanges,  seine  Pflidit  an  tun,  mittels  Geld- 
strafen  bis  an  600  BeliTareu  seitens  des  aur  Entscheidung  der  Zuatttndig> 
kettsfrage  austftndigen  Geriohts. 

Die  Entscheidung,  die  auf  eine  proxcaKhindemde  Einrede  der  Un- 
zuständif^keit  erlassen  ist,  kann  in  keinem  Fall  die  Wirkung  der  schon 
entschiedenen  (lerichtsbarkeit  oder  die  Zuständickrit  unter  den  Richtern 
aufheben,  sondern,  sobald  dio  Frap^  zwischen  den  Hirlitern  entschieden 
ist,  kennen  die  Parteien  die  Einrede  tler  Unzuständigkeit  des  Gerichts 
niclit  mit  (lonselben  (iründen  behaupten 

Der  IV.  Titel  handelt  voji  der  Ablehnung  der  Richter  und  anderer 
BeamtMi.  21  Orflnda  stdlt  Art.  117  fftr  die  Abldinung  von  Gerichts- 
beamten  auf,  und  die  Aussohliessung  geschieht  fflr  sie  kraft  Gesetses, 
wenn  sie  wissentlich  in  der  8acbe  oder  dem  Streit,  den  sie  entscheiden 
sollen,  dnroh  einen  der  angegebenen  Grflnde  Twliindert  sind.  Wenn  sie 
das  nicht  binnen  der  gesetzlichen  Frist  erklären,  so  legt  ihnen  das  vor- 
gesetzte Gericht  auf  Antmg  der  beteiligten  Partei,  eine  Geldstrafe  zu- 
gunstci)  der  Partei  auf,  die  bis  rn  1000  Rolivaren  nteigeri  knnn.  Wenn 
die  Parteien  ab*»r  behaupten  würden,  der  Beamte  sei  vpriiindert,  so  kann 
er  in  KrlediLMing  fies  (leschäfts  fortfahren  und  stets  so.  wenn  die  Be- 
hinderung nicht  auf  einen  Grund  öffentlicher  Ordnung  oder  betitiwinte 
Grttnde  gesetalicher  Behindarung  gestfitat  ist.  Derselbe  IV.  Titel  be- 
aeiehnet  das  Verfahren,  den  Wegfall  ausgesdtlossener  oder  abgelehnter 
Beamten  an  ersetaen,  und  die  Strafen  der  rechtswidrig  Ablehnenden. 

Der  V.  Titel  bandelt  ^on  den  ^fLadungen".  Das  sind  fftr  die 
Reehtsgflltigkeit  der  Urteile  notwendigen  FOnnlicbkeiten.  Niemand  kann 
verurteilt  werden,  ohne  selber  oder  durch  seinen  Bevollmächtigten,  den 
die  Partei  bestellt  hat,  oder  im  F'all  der  Abwesenheit  durc  h  soineo  vom 
Richter  bezeichneten  Verteidiger  gfihfirt  zu  sein.  Die  Liiduni:  bewirkt 
der  Diener  od»'r  Rote  dfs  {'eriflits,  und  das  <;»«r'tz  Tnmmt  dit-  notwendi|;en 
Mii^isregeln,  «laniit  ihre  Bewirkung  nicht  verhindf-rt  w-nle  zum  Schaden 
der  Parteirerhte.  Ks  gibt  2  Verfahren  bei  der  Ladung:  das  für  die  An- 
wesendtin  und  da»  für  die  Abwesenden. 

Der  Vr.  Titel  behujideit  „den  Ort  der  Verhandlungen  und  die 
Termine''.  Den  Richtern  int  verboten,  uusserhalh  der  (SerichUstelle  und 
den  aur  Verhandlung  der  Angelegenheiten  ihrer  Zuständigkeit  vorher  be- 
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sttuunten  Stunden  zu  verbaodeln;  denn  wenn  rie  Ciescbäffee  an  anderen 
Orten  ihres  Besirks  erledigen  wollen,  sie  es  von  Amts  wegen  oder  auf 
Parteiantrag,  m  mfissen  «?ie  es  vorher  bekannt  machen,  und  die  Gcsch&ft«- 
Btunden  müssen  sie  eiiu'ii  Tnj;  vorher  hekaimt  machen,  damit  die  Parteien 
sich  nicht  irren  können.  Die  Tage,  au  denen  die  (ierichte  tatig  hind, 
sind  die  Wochentage,  und  als  untauglich  werden  angesehen  die  Sonntage 
und  andere,  die  daa  Geeets  bestimmt  hat;  an  ihnen  können  die  Gttidite 
VemehmuDgen  nidit  abhalten,  wenn  eie  es  nioht  voiher  bestimmen. 

Jedee  Oesdilft,  das  das  Oeriöht  dorobfohren  muss,  oder  jeder  An- 
trag, der  gestellt  wird,  hat  eine  beetinunte  Frist  für  seine  Beendigung 
die  der  Gesetzgeber  mOgliefast  abkflrzt,  damit  die  Justiz  schnei!  und 
schleunig  sei,  und  diese  Zeiträume  dürfen  die  Richter  weder  verlängern 
noch  verktirren  nach  ihr^m  (Scfullcn.  Die  Parteien  können  ihre  Abfinde* 
ning  verfinbiireii,  wenn  die  öffentliche  (Vdnung  sich  der  Abänderung 
nicht  entgegenstellt,  l'nd  das  ist  veriiunftgemüss,  denn  die  Fristen  sind 
im  allgemeinen  zum  Nutzen  dur  Parteien  gegeben. 

Der  VII.  Titel  handelt  von  den  Urteilen.  £r  beseiöhnet  die  Orte, 
wo  Urteile  gesproohen  werden  eoUen,  was  sie  enthalten  mttssen,  die 
Orflnde,  nuf  die  sich  die  Biditer  stfltsen  mflssen,  um  sie  an  erlassen,  nnd 
die  von  ihnen  veiMndet  werdwi  mflssen,  alles  mit  Bfloksiofat  anf  die 
angestellten  Klagen  und  entgegengestellten  Einreden.  Ein  erlassenes 
Urteil  kann  dasselbe  Gerieht,  das  es  erlassen  hat,  nicht  abindera  oder 
widerrufen,  denn  von  jedem  Endurteil  geht  die  Berufung  an  das  un- 
mittelbar höhere  Gericht,  wenn  es  nicht  ein  Zwischenurtoil  und  der  Be- 
rufung unterwürfen  ist,  denn  dann  kann  das  Oericlit  abändern  oder 
widerrufen  auf  Antrag  der  Parteien  und  auch  von  Amts  wegen  binnen 
einer  Frist  von  5  Tagen  oder  einer  anderen,  die  für  den  Antrag  bestimmt 
ist,  wenn  inawiachen  kein  Endurteil  erlernen  ist. 

Obrigens  kann  das  Gericht  binnen  8  Tagm  nadi  der  Urteilsttllnng 
Erklftrongen  und  nfthere  Ausführungen  fiber  jede  Art  von  Urteilen  wgeben 
lassen  mit  der  Einschränkung,  dass  sie  auf  Antrag  einer  der  Parteien 
am  Tage  der  Urtetlsfftllung  oder  «Terkflndung  oder  am  folgenden  vor 
sich  gehen. 

Bei  Verurteil  untren,  die  voti  den  (lerichten  uuf  (Jrund  des  Pr  izfvss- 
ergebnisses.  aber  ohne  Anhurun;;  der  verurteilten  Parteien,  erlassen  werden, 
haben  diü»>e  «leren  Einwendungen,  schriftlich  oder  mündlich,  zu  hören, 
wenn  sie  binnen  60  Tagen  nach  dem  Tage  eingebracht  werden,  an  dem 
der  Beschwerdefflhrer  von  der  Verurteilung  erfahren  hat.  Die  Rtditer 
entscheiden  über  die  Besdiwerde  in  derselben  Sitiung  oder  in  der 
folgemden. 

Es  ist  den  veuesuelanischen  Gerichten  verboten,  unbestimmte  Aus- 
drücke in  ihren  Entscheidungen  anauwenden.  Immer  haben  sie  das 
einschlägige  (Jcsetz  zu  bezeichnen,  die  Förmlichkeit,  die  nicht  erfflllt  ist, 

oder  den  Richter,  an  den  mnn  «siph  7.u  wenden  hat. 

Zum  Zwel•l^  tl<"«  Rtndiunis  urui  der  Kntf^cln'idung  bestimmter  Sachen 
können  die  Richter  auch  für  einzelne  Prozesshaudlungen,  die  Prüfung  der 
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Strei<  Schrift  eil  und  Meinungen  in  den  \  er.-ichiertenen  streitigen  l'iiiiklen 
teilen.  In  anderen  Saclien,  weuu  die  Augülei^enlieit  versclüedeue  Punkte 
uiufiisst^  wird  daä  Urteil  in  Abacbnittc  geteilt,  deren  jeder  die  Kiitsoheidung 
über  einen  von  ihnen  enthält 

Die  Entsoheidungen  unterschreiben  »lle  Mitglieder  des  Gerichts. 
Wenn  rnns  von  ihnen  eine  abweichende  Aneidit  hat,  so  kann  er  seine 
Meinung  sdiriftlidh  übergeben,  aber  Urteil  and  Meinang  muis  ron  allen 
Beteiligten  unterechrieben  werden;  denn  eine  Entscheidung,  bei  der  nicht 
alle  durch  das  Oesetz  berufenen  Bichter  tätig  waren,  wird  nicht  voll* 
streckt,  auch  nicht  als  Entscheidung  »ngeNeheii. 

Fl;  den  Phitscheidungen  wird  die  Partei  in  die  Kosten  verurteilt, 
die  ihre  Sache  unbecrründet  verfolgt  hat  und,  wer  von  einem  T^rtfi!  Be- 
rufung eingelegt  )iat,  d:is  d:uiii  in  allen  seinen  Teilen  bestätigt  wird,  wird 
auch  in  «lie  Koateii  des  liechtsmitteis  verurteilt.  Zum  VerBtändnis  die-ser 
Bestimmung  haben  wir  eine  kleine  Arbeit  veröffentlicht  in  „El  Cujo 
Ilustrado",  die  wir  so  inhaltlich  mitteilen: 

Die  Qerichte  I.  Instanz,  die  eigentlich  dJe  ttber  alles  erkennenden 
Geridite  sind,  weil  die  oberen  Gerichte  nur  in  höherer  Instana  oder  auf 
Berufung  eikennen,  haben  das  Recht,  Aber  Sdiikane  der  Parteien  au  nr* 
teilen.  Ist  Schikane  einmal  festgestellt,  so  ist  es  die  Pflidit  des  Richters, 
die  Kosten  der  Sache  dem  Schuldigen  aufzulegen,  den  er  auf  Grund  der 
Prosessakten  dafür  hält.  Die  Gerichte  IL  und  III.  Instanz  müssen,  wenn 
sie  in  jedem  Punkt  die  Entscheidungen  bezw.  der  I.  und  IT.  Instanz  be- 
stätigen, die  Kosten  des  Reclitsnuttels.  ohne  Rück!?icht  auf  da.s  Hervor- 
treten der  Schikane,  auferlegen,  denn  die  Tatsache  der  vülligen  Ht  stiitiguug 
überhebt  sie  jedes  Beweises  in  dicbcr  Uini>icht;  sie  springt  in  die  Augen 
und  sie  können  das  Hervortreten  der  Schikaue  nur  dann  in  Anrechnung 
bringen,  wenn  sie  bei  der  Berufung  in  Ansehung  der  Kosten  die  Stelle 
der  Raohter  I.  Instana  «innehnien. 

Der  Vni.  Titel  handelt  von  den  Berufungen.  Der  allgemeine 
Urundsata  ist,  dass  gegen  jedes  Endnrteil  I.  Instana  Berufung  aulissig 
ist,  unbeschadet  en^egengesetzter  Sonderbestimmung,  ünd  awar  in 
I.  Instanz,  denn  wenn  das  Endurteil  aus  II.  Instanz  ist,  das  das  erste 
Urteil  in  allen  Punkten  bestätigt,  ist  Berufung  niclit  zulässig,  sondern 
Nichtigkeitsbeschwerde,  und  das  nach  Lage  der  Sache,  denn  von  einem 
bestätigton  Urteil  ist  Niphtigkeitsbeschwerih?  unzulässig. 

Gegen  Zwischenurteile  ist  iSerufung  unzulässig,  es  sei  denn,  dass 
sie  einen  unersetzlichen  Schaden  herbeiführen,  oder,  was  dasselbe  ist. 
wtnn  der  Geschädigte  durch  das  EiulurteiJ  Ersatz  nicht  erlangen  kann. 
Ihi  allgemeinen  ist  Berufungsfrist  5  Tage.  Die  Berufung  gegen  die  Bnd- 
urteile  hat  gewöhnlich  swei  Wirkungen,  d.  h.  dass  der  Richter  mit  diesem 
Zeitpunkt  an&ört,  in  dem  Proaess  tätig  au  sein,  der  an  das  obere  Gericht 
aur  Aburteilung  ftbergeht,  und  nachdem  das  geschehen  ist,  dem  Richter 
der  Sache  mit  lolgoiden  Wirkungen  übertragen  wird.  Diese  Wirkungen 
sind  die  Suspension  und  die  Devolution,  im  Gegensats  su  den  Zwischen- 
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urteilen,  Ix'i  Hpupp  die  Herufuii^en  nur  eine  Wirkimc^  Imhen.  •wpnn  die 
Volltslreckung  wcg«u  der  Natur  der  Sacho  driiiguad  ibi.  Dhh  Gericht 
hört  oder  Tinrwiift  di«  BMnifttng,  je  nsdideiii  die  geoetiliclie  Frist  (von 
binnen  6  Tagen  naoh  Erlasa  des  Urteils)  gewahrt  ist,  in  der  Siteung,  die 
auf  die  Berufungsfrist  folgt  (in  der  6»  Sitaung).  Wird  die  Berufung  ver- 
worfen oder  nur  mit  einer  Wirkung  (der  Devolution)  angenommen,  so 
kann  die  dadurch  beschwerte  Parteii  an  das  höhere  (n  ri  hr  bitmen  nadi 
5  Tagen  gehen,  mit  dem  Antrage,  anzuordnen,  dass  die  Berufung  gehört 
werde,  im  Fall,  dass  sie  gänzÜrli  verworfen  w»re.  oder  dass  sie  mit  beiden 
Wirkungen  zugelaisen  werde,  wenn  sie  nur  mit  einer  zugelassen  ist,  unter 
HeiffJguiig  von  Abschriften  der  hierher  gehörigen  Urkunden  und  auch 
derjenigen,  die  der  Richter  angibt,  wegen  deren  Berufung  eingelegt  wird. 
Auch  kann  Abschrift  der  TJiknndeu  beigefügt  werden,  die  die  Gegenpartei 
angibt,  auf  deren  Kosten.  Aueh  wenn  diese  Abscfaiilten  nicht  beigefügt 
werden,  ISsst  das  obere  Oeridit  die  Besdiwerde  au.  Ist  die  Berufung 
nur  mit  einer  Wirkung  ngelaasen,  so  erbftlt  das  obere  Qerieht  Abschrift 
der  dorthin  gehörigen  TVkunden,  wenn  die  Versendni^g  der  gesamten 
Akten  nicht  möglich  i  f  Ist  die  Berufung  mit  beiden  Wirkungen  zu- 
gel»""^"!'  wird  von  dem  Kichttr  der  Sache  kein  Beschluss  oder  Ent- 
scheidung erlassen,  die  den  Inhalt  seines  TVteils  ändern  oder  verändern 
kann,  solange  die  Berufunt:  f-chwebt.  Werden  sie  erlassen,  so  sind  sie 
rech Uiun wirksam,  wenn  der  obere  Richter  angeordnet  hat,  die  Berufung 
zu  hören,  im  Falle,  dass  der  Vorderrichter  sie  verworfen  oder  volUtändig 
sugelassn  bat,  oder  sie  mit  beiden  Wiikungen  augelasseo,  wenn  der  Vorder» 
richter  sie  nur  mit  einer  angelassen  bat. 

In  IL  Instans  ist  Berufung  gegen  End-  und  Zwischeninteile  au> 
lassig,  wenn  sie  sich  von  der  I.  Instans  in  einem  oder  mehr  Punkten 
unterscheiden,  dann,  wenn  sie  völlig  in  allen  Punkten  die  Bntsdkeidung 

I.  Itistunz  bestätigen,  so  wird  diese  voilstreokbar,  und  das  einzit  r  zulfissige 
Rechtsmittel  für  gewisse  Fülle  ist  das  ausserordentliche  der  Nichtigkeits- 
beschwerde: denn  wenn  e«"  nichtig  ist,  dass  unser  Gesetz  den  Parteien 
di»*  Nichtigkeit';})eseh-wer(li'  ^nlit,  wie  wir  noeli  sehen  werden,  so  !>f':?ieht 
sich  diis  nicht  auf  dun  L'rteii,  ijondem  auf  die  Sache,  das  Verfahrea  selber. 
Die  Berulun^^sfrist  ist  5  Tage. 

Gegen  die  I  rteih-  in  III,  Instanz  ist  Berufung  nicht  zulässig,  aucl» 
nicht,  wenn  sie  ganzlich  die  Urteile  I.  oder  II.  Instanz  abändern  oder 
verändern.  Nur  die  Nichtigkeitsbeschwerde  ist  aul&Ksig  wegen  Verletzung 
eines  ansdrflckltcben  Gesetaes  oder  wesentlidier  Proaessvoitdiriften. 

Gegen  die  Endurteile  kOnnen  alle  Berufung  einlegen,  die  dondi 
sie  Ret^tsnacbteile  haben,  auch  wenn  sie  nicht  Proseespartei  sind,  wenn 
sie  ein  unmittelbares  Interesse  an  dem  (jlegenstande  oder  BechtiveÄiltnis 
des  Prozesses  haben. 

Die  Pnrteiei)  können  nicht  nur  Berufung  einlegen,  soodem  sich 
auch  der  Berufung  anschliessen,  die  von  anderen  eingeh  rf  i'^t:  in  diesem 
Falle  kaiiD  der,  der  sich  angeschlossen  hat,  das  Rechtsmittel  nicht  fort- 
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»etzen,  wenn  der  Herufungskläger  die  Berufung  zurücknimmt,  denn  deni' 
nach  kann  die  Parteihnndiun^  nur  al»  Zubehör  der  Berufung  uigMfllien 
werden  und  das  Zubehör  folgt  dem  Schicksal  dor  Ilanpfsache. 

Der  IX.  Titel  handelt  von  don  boauftraptm  llicbterfi.  Zum  /\vnr|< 
;;rösserür Beschleunigung  des  Verfahrens  kann  jed'T  Hichtor  die  Bearbeitung 
irgend  einer  Sache,  sei  es  im  Vorverfahren,  sei  eü  in  der  Voiletreckung. 
seinen  Nachgeordneten  in  der  gericbtsdienstlicben  Rangordnung  auftragen, 
ftoeh  wenn  aie  in  demselben  Orte  ihren  Amiwits  haben.  In  diesem  Fall 
vanm  der  Beanfferagte  den  Aoftrag  «elbst  ausftihfen,  da  er  nidil  befugt 
kt,  aeineneite  au  beanftragen.  Aber  wenn  der  Auftraggeber  Yon  gleidber 
Ordnung  ist,  wie  der  Beauftragte  am  anderen  Orte,  fo  kann  er  ihm  einen 
ebensolchen  Auftrag  erteilen,  immer  vorausgeaetatf  dass  die  Angelegen** 
heiten  in  dem  Gebiet  ausgeführt  werden  sollten,  auf  das  sich  die  Gerichts- 
harkoit  des  Beauftragten  erstreckt.  In  diesem  Fall  kann  der  Beauftragte 
sich  eines  Uim  untere-oordneten  Richters  bedienen.  Di«  beauftragten 
Richter  dürfen  die  Autifüiiruni.^  des  Auftrages,  den  man  ihnen  gibt,  nicht 
vereiteln,  nicht  «erweitern  noch  vereagern,  socdern  sich  darauf  b^chränken. 
ihn  genaa  anesuflbren,  auch  ihn  nicht  aufschieben,  unter  dem  Verwände 
«iner  Anfrage  bei  dem  Auftrageber,  ee  sei  denn,  daae  dieser  eine  neue 
Verfügung  erliest,  die  den  Auftrag  aufsdiiebt  oder  abftndert  Gegen  die 
Bntsolieidungen  der  beauftragten  Biohter  gibt  es  keine  Berufung,  sondern 
nur  Beschwerde  bei  dem  höheren  Richter  oder  dem  Auftraggeber.  Wenn 
der  Beauftrag^te  ir^rend  einem  Ablehnungsgrunde  unterworfen  ist,  so  hat 
tlie  betroffende  Partei  das  Rocht,  die  Ablehnung  bei  ihm  unmittelbar  ein- 
zubring'en.  damit  er  .sirh  dn.s  \'erfahrens  eiitlialte.  oder  d^«?!  Auftraggeber 
anzu^^ehen,  da.>i.s  er  aus  dieseni  Grunde  den  Auftrag  widerrufe,  welches 
Recht  dem  Auftraggeber  zusteht  und  von  dem  er  in  jedem  Falle  Ge- 
branch machen  kann. 

Die  Oerichte  mit  besonderer  Gerichtsbarkeit  können  nur  in  Sachen 
ihres  Beaiiks  und  ihrer  Zustindigkeit  beauftragt  werden.  So  kann  a.  B. 
das  Handelsgericht  ni<dit  beauftmgt  werden,  Ueschifte  in  StrafoKshen  oder 
in  einfachen  Zivilsachen  au  betreiben. 

Der  Z.  Titel  handelt  vom  „Vergleich'*.  Wenn  die  Sache  in  I.  In- 
•tana  yeriiandelt  wird,  so  kann  der  Biditer  die  Parteien  aum  Vergleiche 
in  jedem  Teile  des  Verfahrens  vorladen,  vorausgesetzt,  dass  es  sich  nicht 
um  Angelegenheiten  handelt,  in  dem  Vergl  icl  f^  verboten  sind.  Der 
Vergleich,  der  von  jemand  ge<?(»hlnsspn  i>t.  der  nit  bt  über  den  streitiiren 
Gegenstand  verfügen  kann,  wird  recbtswirksani.  sobald  er  auf  die  in  den 
Verhandlungen  vorgesehene  Weise  ufnelimigt  ist. 

Der  Vergleich  muss  schriftlicb  und  von  den  Parteien  «nter«eielinel 
abgeschlossen  werden,  auch  \  un  dorn  Richter  und  dem  Sekretär  der  Termine, 
in  denen  der  Vergleich  stattgefunden  hat.  Wenn  eine  Partei  nicht  untcr- 
saohnen  kann,  so  muss  es  ein  Dritter  auf  ihr  Enuchen  tun  und  der 
Onmd  in  der  Urkunde  angegeben  werden.  Der  Vergleich  beendet  den 
Streit  und  hat  dieselben  Wirkungen  wie  ein  vollstreckbares  Urteil. 
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Üie  I'ifliter  Tl.  itiid  III.  Instanz  enthehren  i\<^r  Hpfii^uis,  die  Parteien 
zum  V^ergloiche  /ai  bewogen,  obwulil  diese  »tetn  ihre  Streiti|?keiteii  durch 
Vergleich  beenden  können,  in  joder  Instanz.  Selbst  bei  dem  Richter 
1.  Instanz  int  diese  üefugnis  keine  PÜicht,  soüdem  nur  Berechtigung,  die 
dar  GesetiCgeber  seinaiD  Gntdfinketi  tbarilnt. 

Der  ZI.  Titel  huidelt  in  svei  Abichnitten  vom  „Verlttit  der  In« 
Bteni"  tmd  tod  der  „KlageBurfidmahine''. 

Der  Verlust  der  Initet»  bettelit  in  der  Vemiehtung  des  Rechte, 
weiter  eu  Terbendeln,  durch  den  Ablauf  einer  besümmten  Zd(  (4  Jahre), 
wfthrend  der  aat  den  Partelen  ansureolinendeD  Orftoden  keine  Prosen- 
handlung  geschehen  ist.  In  I.  Inatans  tritt  der  Verlnat  der  Instans  gegen 
den  Willen  des  Beklagten  nicht  ein,  vernichtet  aneb  nidit  das  Klagerecbti 
Mfich  di«^  Wirkunj^en  d<^r  erlassenen  Entschoidtingen,  denn  er  vernichtet 
nur  da«  Hecht  anf  die  Instanz.  Wenn  die  Sache,  in  der  ler  \'r'rlnst  der 
Instanz  vollendet  wird,  in  der  lierulungsinstanz  sich  betindet,  so  wird 
das  Urteil  rechtskräftig,  gegen  das  Berufung  eingelegt  wird.  Daraus  er- 
hellt der  Unterschied  swischen  dem  Verlust  der  Instanz  in  I.,  II.  und 
m.  Instans.  Im  ersten  Fall  lillt  das  Elagereoiht  nkdit  fort;  die  benach- 
teiligte Partei  kann  aufs  neue  klagen,  in  n.  Instans  nichti  die  Sache  ist 
au  finde. 

Den  Verlnet  der  Instana  muss  deijenige  geltend  machen,  dem  ^es 

zum  Vorteil  gereicht,  wenn  die  Partei,  die  im  Laufe  der  bestimmten 
Zeit  die  Sache  ruheti  Hess,  sie  durch  einen  Antrag  bei  dem  Oericbt,  bei 
dem  der  Prozess  oder  die  Angelegenheit  anhiinLiii:  ist,  wieder  in  Rewej^ung 
setzen  will.  Wenn  der  Beteiligt^»  den  \Vr)ust  der  Instanz  zu  seinen 
Gunsten  nicht  einwendet,  so  wird  sie  angesehen  wie  jemand,  der  auf  den 
ihm  zuständigen  Einwand  verzichtet  hat. 

Das  Volk,  seine  Staaten  und  Territorien,  die  öffentlichen  Anstalten, 
die  Mindeijäbrigen  und  jede  andere  Person,  die  nicht  die  freie  Verfügung 
Aber  ihr  fiigentnm  bat,  sind  obigem  Orandsats  unterworfen;  gegen  sie 
kann  der  Verlust  der  Instans  eingewendet  werden,  unbeschadet  ihres 
Rackgtiffes  gegen  ihre  betr^enden  Vertreter. 

Das  ist  eine  Masaregel  im  Intereese  der  öff«itliohen  Ordnung.  Die 
Rechtesechen  sollen  sich  nicht  verewigen,  und  sie  wftrden  sich  verewigen, 
wenn  in  ihnen  seitens  der  Parteien  nichts  geschähe,  da  die  Richter  von 
Amts  wegen  nicht  verfahren,  noch  entscheiden  dürfen,  sondern  ordnungs- 
niässig  lujr  aiif  Parteiantrag.  Wenn  die  Parteien  4  Jahre  untätig  ver- 
bleiben, (ihii>'  irgend  etwas  für  ihre  j\ngelogpnheit  zu  tun,  so  tun  sie 
damit  einen  W^unscli,  einen  Willen  kund,  niunlich  den.  nicht  femer  Ali- 
träge  stellen  zu  wollen.  Das  ist  u.  K.  der  juristische  Grund  des  Veriusteii 
der  Instana. 

Die  KUgesnrfleknahme  ist  die  Prosesdiandlong,  durdi  welche  der 
Kl&ger  Ton  seiner  Klage  Abstand  nimmt.  Das  kann  in  jedem  Stande 
des  Verfahrens  stattfinden.  Dasselbe  findet  statt  beim  Vergleiche  Aber 
die  Klage.  Der  Richter  erklArt  in  beiden  FAUen  die  Angelegenheit  tV 
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beendet  uod  ee  wird  Terfahren,  wie  wenn  ein  reehtekräftigeB  Urteil  er^ 

lassen  ist.  Die  Klngezurücknahme  findet  statt  auch  ohne  ZuBtimmung 
der  Gegenpartei,  es  sei  denn,  dass  die  Zuröckni^UDe  sich  nur  auf  das 
Verfahren  bezieht,  denn  dann  ist  die  Zustiramiinj^  der  (le^^enpartei  not- 
wendig, d^-nn  in  diesem  Fallo  wiird^^  die  Angelegenheit  unterwegs  bleibeu. 

d.  h.  die  Klage  konnte  von  neutiu  angestellt  werden. 

Wer  die  Klage  zuriicknimrut  oder  von  ihr  absteht,  bezahlt  die 
Ko8t«n,  wenn  die  Parteien  nicht  anderweit  sich  vereiiilmrt  haben.  Und 
wer  einen  Verglich  bei  der  ersten  Verhandlung  über  die  Klage  schlieast, 
besablt  die  Kosten,  wenn  er  das  Verfahren  veranlasst  hat,  und  wenn  er 
einen  Verg^eidi  leUiiiit  einer  anderen  Veranlaesimg,  beiahlt  er  de 
ebenfalle,  wenn  er  nidit  einen  Vertrag  aber  das  Gegenteil  geediloeeen 
hat.  Wenn  die  Parteien  darflber  uneinig  sind,  daee  die  eine  bebauptet, 
dae  Verbhren  nidit  veranlasst  zu  haben  und  deshalb  Kosten  beim  Ver- 
gleicb  bei  der  ersten  Verhandlung  nicht  bezahlen  will,  dann  wird  sur 
Kostenentscheidung  auf  acht  Tage  ein  Verfahren  eröffnet  und  nach  Ein- 
sicht der  von  den  Streitenden  beigebrachten  Beweise  entscheidet  der 
Richter  am  9.  Tage 

Die  Erklärungen  der  Kiagezurücknahmen  oder  des  Vergleichs  darüber 
sind  unwiderruflich,  auch  bevor  der  damit  befasste  Richter  sie  für  ge- 
schehen erklärt.  Solche  Erklärungen  sind  Sache  des  freien  Willens  der 
Firtaiea  und  von  dem  Augenbli<&  aa,  in  dem  dieeer  Wille  läoh  ftmaert, 
ioMert  er  seine  Wirkungen  swiseben  den  Partien  anf  unwidermfUdie 
Weiee,  d.  b,  daei  iol<:be  Bildlmngen  reehtabeetlndig  sind,  seitdem  «ie 
stattimden,  nnd  fOr  sieb  selber  nioht  abgeändert  werden  können,  es  sei 
denn,  dass  sowohl  die  Zitrfl(teahme  wie  der  Vergleich  über  die  Klage- 
forderung  bedingt  waren,  denn  dann  hängen  beide  Ton  der  bedingungs- 
massigen  Vernndening  ab.  Die  Klagcznrücknnhme  und  der  V*>rgleich 
über  die  Kl:ir,f  [> »nl  rung  sind,  wenn  sie  l)edingung8los  geeclieheu  sind, 
femer  nicht  nuAii  /.u  widerrufen,  wenn  sie  einmal  erfoI<:t  sind. 

Die  Klagn  zurücknehmen  und  von  der  Klage  abstehen  sind  ver- 
schiedene und  lUiLeracliiedene  ProTiesshaiulluiigeu.  Wer  die  Klage  zurflck- 
iiimmi,  verzichtet  auf  die  beabsichtigte  Rechtsverfoigung.  Wer  von  ihr 
sbsteht,  hllt  ihren  Lauf  nur  auf  mit  der  Absidit,  den  Rechtsstreit  au 
Terfolgen.  Die  Prosesdiandlung  des  Abstebens  von  der  Klage  kann  nicht 
eher  stattfinden,  als  beror  der  Beklagte  sich  auf  die  Klage  eingelassen 
bat,  und  die  Zarflcknahme  in  jeder  Lage  des  Verfshrens.  Gegen  den 
der  von  der  Klage  absteht  und  sie  nicht  wieder  einreicht  oder  lortsetatf 
bleibt  dem  Beklagten  das  Recht,  die  Verzögerung  geltend  zu  machen, 
um  ihn  r.nm  Verfahren,  swecks  Aufklärung  seines  Verhältnisses  su  ihm, 
SU  nötigen. 

Der  Xli.  Titel  lit  zieht  sich  auf  die  Termine,  Protokolle  und  Akten. 
Die  Termine  sind  die  ProKesshandlungen,  bei  denen  die  Richter  die  Par- 
teien iioreu  oder  Recht  auf  irgend  eine  Weise  sprechen.  Die  Stunden, 
in  denen  es  stattfindet,  werden  der  Öffentlichkeit  durch  bandsobriftliobe 
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Anseilen  auf  Tafeln  uder  Rlätteni  an  der  TOr  des  Aint«£iiiJiiii>rs  hokanot 
penmcht,  ebenso  wie  die  Stunden,  in  denen  die  Pnrteien  auf  der  nericliU- 
schreiberei  ersrhetnen  dflrfen,  nrn  ihre  (Jesiichc  und  Rcsf  }iwerd(>ii  fnr  die 
richtprlichcn  Kntsclu'idun^eii  vor/.ii)e?en.  iiifit-m  sie  auf  denselben  Tafeln 
die  Tagt;  bekaimt  uacbeu,  an  denen,  ohne  d-iss  Feiertage  sind,  das 
(Jericht  keinen  Termin  abhält.  Protokolle  sind  di«  richterlichen  V'erbaud- 
loiij^en,  gewöhnlich  acfariftlich  niedergelegt,  unterscUriebeQ  von  liicbtcr 
und  GerichfaMohreiber  und  in  maachen  F&llen  audi  7011  den  Parteien. 
Akten  eiad  geheftete  SoliriftslAeke  mit  den  Veifaaodliuigeii  des  Prosesiee. 

In  OflentUdier  Sitsnog  finden  etatt  die  ffinlaamingen  an!  die  EJage^ 
die  Ablehnung  der  Riohter,  die  Zeugenvemebmungeo,  die  Vemehmnngen 
von  Seehreiatiiidigen  und  aaderee«  bei  der  die  Ftaieien  oder  vom  Oeaeta 

berufene  Dritte  beteiligt  iind,  wenn  nieht,  aus  Orfinden  des  öffentlichen 
AnstandeB,  bei  verschlossener  Tflr  zu  verhandeln,  verlangt  wird.  AUei 

dies  dient  znm  Schutz  der  Parteien.  D:is  Studium  der  Akten,  nm  den 
Kicliterri  ihr  l'rteil  und  die  MeratuiiL'^en  i\h<T  die  streiticren  und  vor- 
gelra^encii  Punkte  £u  l)ilden,  geschieht  im  lieheinien,  aber  die  Urteile 
niüstian  im  Termin  verkflndet  werden,  und  wenn  daa  Gerich tsverfu£t>ung^- 
gesetz  oder  Sondergesetze  die  Verkilndung  durch  die  Presse  verlangen, 
durch  die  Amtiblitter. 

IMe  Oerichtesohreiber  der  Geriobte  rind  verpflichtet,  in  ihnen  au 
bleiben,  solange  sie  offen  sind.  Sie  sind  bei  den  Verhandlungen  der 
Riditer  sugegen  und  untmchreiben  mit  diesen  alle  Veihandlongen.  Aneh 
ontOTsdireiben  de  alle  Gesuche  und  Aptrftge  der  Parteien  an  den  Akten 

und  bemerken  den  Eingang  jedes  Qesaehs.   Sie  müssen  den  Parteien  die 

Akten  vorlejL'^en,  damit  diese  erfahren,  was  in  ihnen  geschieht,  oder  ihnen 
auch  die  Nachrichten  geben,  die  sie  über  ihre  An^'eleg^enheiten  verlancf^n. 
Sie  f/estatten  nicht,  dass  die  Parteien  l)eleidit'ende  Anträrre.  sie  sellxT 
oder  die  Rechtsprechung  oder  irgend  einen  üffeiitlieh<'n  Beamten  betreffend, 
einreichen  und  uiössen  davon  dem  Richter  Ben  etil  erstatten;  und  dieser, 
falls  nicht  die  Unterdrückung  geschehen  ist,  weist  an,  diese  Schriften 
auaanatreidien  und  Iftset  die  au^deihandelnde  Partei  in  Kenntnis  setien, 
damit  sie  sidi  inskflnftige  einer  Wiederhoinng  dee  Veigehene  enthalte, 
bei  Strafe  von  tOO  BoUvares  far  jeden  Bfiökfitll. 

üttter  den  Anordnungen  des  Riditors  oder  dee  QericbtspriMdentes 
eines  KollegialgeriehtB  schreiben  die  Geriditssehreiber  die  amtlidien 

Schreiben  in  klaren,  bestimmten,  kurzen  Ausdrücken,  damit  es  kein  Miss- 
Verständnis  gebe.  Der  Richter  oder  Präsident  seinerseits  verfasst  im 
wesentlichen  die  Anführung*'M.  Verwahrungen  oder  Heschwfrden  und 
Reehtsmittf»!  der  Hotojlifrtpi).  ohne  den  eif^pnf liehen  Inhalt  zu  üridern 
oder  zu  verandern  utid  ohne  etwas  von  den  An>jat)en  wegzulassen.  Der 
Qeriubtsschreiber  liest  es  sogleich  vor  und  der  Beteiligte  macht  seine 
Bemerkungen,  und  seine  Ausstellungen  werden  in  bestimmten  und  kurzen 
Ausdrfidcen  angegeben.  Jede  Verbesserung  oder  jedes  ausgestrichene  oder 
das  wischen  |[  geschriebene  Wort  muss  von  dem  Bicfator  bei  den  niederen 
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rJeriohten  und  von  dem  Oorichtsschreiber  bei  den  höheren  bescheinigt 
"werden,  bei  einer  Stnife  von  50  liolivares  für  iVd*'T!  Fn!l  Dieselben 
Mängel  bei  von  den  Purteien  ein^n!richteten  Schnfl.stuckeri  hindern  ihre 
^Zulassung,  wenn  üie  nicht  von  ihnen  selber  beseitigt  sind.  Die  Mängel, 
die  in  Urkunden  oder  in  beglaubigten  oder  nicht  beglaubigten  Privat- 
scbriftoiückeik  bemerkt  dnd,  stellt  der  Oeriobtwohreiber  hwa  üuipfange 
fest.  Solche  Mftngel  in  den  PriTAid<dcum6nteD,  die  von  den  Einreichenden 
nicht  untertcfarieben  aind,  ISeet  er  tod  dem  anerkennen,  su  dessen  Scheden 
sie  sind. 

Die  Verbindung  Ton  Reebtshandlunj^  oder  Proseesen  findet  statt 
auf  Antrag  eiAer  Partei  oder  von  Amts  wegen,  bei  Konkurseröffnung, 

bei  cessio  bonorum,  beim  Erbschaftsliiiiiidationgpruzess  und  in  jedem 
anderen  Fall,  in  dem  es  das  Gesetz  ausdrücklich  imordnet.  und  mit  diesen 
Pro7.eB^en  werden  die  besonderen  bei  diesem  oder  anderen  Gerichtshöfen 
verbunden. 

Nur  auf  Antrup  der  berechtigten  Partei  kaini  du-  \  erbinduDg  von 
iiecht^handlungen  in  den  folgenden  Fällen  bewilligt  werden: 

1.  beim  notwendigen  Zusammentreffen  von  Olänbigern; 

2.  wenn  das  zukünftige  Urleil  in  einer  der  Sachen,  die  verbunden 
werden  sollen,  die  Kinnde  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  iu 
einer  anderen  hervortirin<^t: 

3.  wenn  bei  einem  ^utitundigen  Gericht  eine  Sache  anhängig  ist  über 
denselb«!  Gegenstand,  der  der  eines  anderen  splter  anhängigen  Pro- 
sesses  Ist  oder  über  eine  verbundene  Sache,  und  Personen  und  Klagen 
versdhieden  rind; 

4.  wenn  bei  Tramung  der  Proaesse  die  ZasammengehSii|^t  der  Sadie 
getrennt  werden  wflrde; 

5.  in  jedem  anderen  Fall,  in  dem  die  Vielheit  der  Prosesse  und  die 
Oe^r  veceohiedemutigar  und  sich  widersprechender  Urteile  ver- 
mieden werden  mass> 

Teilung  des  Zusammenhangs  der  Sache  wird  angenommen: 

1.  wenn  zwei  Sache  n  zwischen  denselben  Penonen  aus  denselben  Gegen* 
ständen  und  Kechtsgründen  anhängig  sind; 

2.  wenn  die  Personen  und  Gegenstände  dieselben  sind|  seien  auch  die 

Rechtspründe  verschieden; 

3.  weiiTi  die  Per^ionen  und  Rechtsgründe  dieselben  sind,  seien  auch  die 

^ <egelt^tände  verschieden; 

4.  wenn  dit-;  Kiagegrflnde  aus  derselben  Angelegenheit  her\'Orwehen, 
wenn  äio  auch  gegen  verschiedene  Personen  geltend  gemaolit  werden 
und  daher  die  Personen  verschieden  sind; 

wenn  die  Klagegründe  ans  derselben  Angelegenheit  her\'orgehen,  auch 
wenn  die  Personen  und  Gegenstände  verschieden  sind; 

6.  wenn  die  Gegenstände  und  Kiagegrflnde  dieselben  sind,  seien  auch 
die  Personen  venehieden. 
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Alipf  verbünden  können  nicht  worden  die  Sachen,  die  nicht  in 
I,  Instanz  sind,  und  ebensowenii^  (li».-(eini:en,  die  bei  den  ordentlichen 
Gericliten,  bürgerlichen  und  Hjindcls^enchteii,  anhängig  sind,  mit  anderen, 
die  bei  Sonder^erichten  anbiin^'i^  sind. 

Die  Verbindutii^  wird  nacb^fCBui'ht  bei  dem  (jericht,  hei  dem  der 
Proi^HH  anhängig  ist,  mit  dem  der  andere  verbunden  werden  soll,  und 
wenn  daaaellM  Qeridit  Aber  bdde  ProiMse  etkennt^  wa  enttdiddat  es 
Aber  den  Antng  nach  Prtfuig  beider  Akten  und  TOilieriger  Anhörung 
der  andern  Partei. 

Wenn  die  Sadien  bei  ▼enohiedenen  Oerichten  anhftngig  eind,  eo 
verwendet  rieh  das  Gericht,  das  Aber  die  Akten  erirannt,*  mit  denen  cBe 
andere  Sache  oder  die  Tereehiedenen  verbunden  werden  soUen,  an  das 
andere  oder  die  anderen  und  setst  die  gesetzlichen  Oründe  auseinander, 
die  nach  seiner  Meinnnfr  für  die  Verbindung  sprechen.  Seit  diesem 
Augenblick  treten  die  Bestimmnngon  wegen  des  Konflikts  flb«>r  (\\^  Ge- 
richtsbarkeit oder  Zuständigkeit  zwis('hen  Richtern  in  Wirksamkeit,  sowohl 
über  das  Verfahren  bis  srnr  Knlücheidung,  wie  über  Auftichub  des  Laufes 
der  Saeben  nnd  die  aonetigen  Voreehrilten  dabei.  Die  Tetbundenan  Sadian 
werden  bei  canem  einzigen  Gericht  bearbeitet»  die  weiter  voigeedirittenen 
werden  anfgehalten  und  daaaelbe  Urteil  beendigt  alle. 

Wenn  eine  Sache  in  irgend  einer  Inatans  abgaaddoaeen  iat,  ao  kann 
jedermann  eine  Absdirift  Yon  ihr  verlangen  und  der  Riditer  muae  sie 
ihm  bewilligen,  wenn  sie  nicht  etwa  wegen  des  Öffentlichen  Anstandee 
surückgehalten  wird,  denn  in  diesem  Fall  werden  nur  die  Parteien  vom 
Richter  mit  solchen  <!eiueben  p^ehört.  Wer  eine  beglaubigte  Abschrift 
verlangt,  hat  die  nutwendi^en  Kosten,  ^vje  die  für  Papier  und  Schreiber, 
zu  bezahlen.  Die  l'strti'ien  können  eine  Iteplauhiqle  Abschrift  von  jeder 
Urkunde  tn  den  Akten  in  jedem  Stunde  do>  X  crfahrent»  verlangen.  Wenn 
•10  die  Herao^be  dner  Urschrift  vetlan^en,  so  wird  ea  ihnen  gawihri 
wenn  sie  von  dem  Antragsteller  tlbeiigeben  {st,  aber  unter  Zurfldclaaeunf 
einer  beglaubigten  Abschrift  bei  den  Akten  und  mit  Vermerk  auf  der 
Urschrift,  da^s  „sie  in  dem  Prosess,  dem  sie  entnommen  ist,  gabimucht 
worden  ist".  In  den  beglaubigten  Abschriften  und  Zeugnissen  wird  stets 
die  Angabe  der  Akten  bemerkt.  Um  solche  Zeugnisse  und  Abschriften 
zu  erhalten,  mu^s  eine  richterliche  Verlflgung  vorhergehen,  die  am  Schlüsse 
der  Beglaubis;iing  ben>erkt  wird. 

Jedermann  kann  von  den  ^^[i'richtlichen  Akten  Kin^icht  nehmen 
und  Hilf!  ihnen  einfache  Abhchrifli  u  v-  rlau^en  ohne  richterliche  (ienehmi- 
guii^,  wenn  nicht  das  (üesetz  einen  \'url)ebalt  macht. 

Wenn  die  Akten  oder  Verhandlungen  von  einem  Gericht  an  das 
andere  gesandt  werden,  werden  sie  offen  bei  dem  betr.  Postamt  abgegeben. 
Der  Vorsteher  gibt  in  jedem  Fall  eine  Quittung,  die  der  bei  dem  Geridit 
bleibenden  Abschrift  dee  Urteils  beigefftgt  wird.  Dann  wird  das  Paket 
mit  den  Akten  in  Gegenwart  des  Vorstebers  aelbst  gem^oseen,  der  bei 
Rflckkehr  der  Post  dem  rflcksendenden  Gericht  die  Quittung  dessen  vor- 
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■eigt,  an  den  die  Seodang  erfolgte  and  der  es  niemals  ableugnen  kann. 
Die  Quittungen  erhalten  den  Inhalt  der  Akten,  gemäss  dem  Rotulua,  den 
»baendendeu  Riciiter  und  die  Seitenzahl. 

Wenn  es  nötig  ist,  die  Akten  mittt'ls  besonderer  Boten  7.11  senden, 
weil  es  keine  nmtliehe  oder  keine  golf^eno  Po«t  p'ibt,  muss  die  Partei 
oder  die  Parteien,  die  es  angeht,  nacli  richterlichem  Ermessen  die  ver- 
ursachten Kosten  bezahioii,  uiit  Vorbehalt  des  Rechts  auf  Entschädigung. 
Das  AJctenstück  wird  dem  Beförderer,  den  der  Richter  auf  seine  Verant- 
wortung »uewiUt,  noegeh&ndigt,  niemaJe  den  Parteien,  noeh  ifareo  Ver* 
wendten. 

Dm  U.^Bndi  nnseree  Cheetzee  handelt  vom  „ordentliehen  Geriebt". 

Die  Folgen  awieohen  Parteien  Aber  Feetetellong  eines  Beobte,  werden 
im  ordentlichen  Gerichteirerfahren  Terbandelt,  wenn  für  diese  Fragen  nicht 
ein  besonderes  Verfahren  bestinunt  ist 

Im  ordentlichen  Verfahren  werden  die  Sachen  oder  Klagen  ab- 
gehandelt,  deren  Objekt  400  BoHvares  fibersteigt,  denn  unter  dieser  Summe 
unterliegen  sie  den  mflndlichen  Verfahreo.  Wenn  nach  der  Xatur  des 
Objekts  dessen  Höbe  nicht  geschätat  werden  kann,  so  wird  es  bei  der 
Kia^e  nach  Oberschlag  berechnet. 

Das  ordentliche  Verfaliren  beginnt  nnt  einem  Schriftsatz  oder  einer 
Klageschrift,  in  der  ohne  Abkürzung  ungegeben  nirid  der  Name  und 
Familienname  des  Klägers  und  des  Beklagten,  der  Stand,  der  Wohnort 
beider«  der  Gegenstand  der  Klage  und  die  OrOnde  und  Beweise,  auf  die 
sich  die  Klage  gründet  Wird  eine  beweglidie  Sadie  rerlangt,  so  muss 
sie  genau  und  bestimmt  angegeben  werden.  Ist  sie  selbst  beweg|ioh,  so 
mtt&sen  die  Zeichen,  Farben  und  Unterschiede  oder  Bemiehnangen,  die 
sie  unterscheidend  bestimmen,  angegeben  werden.  J^^t  sie  nnbewegliob, 
so  müssen  ihre  Lage  und  Nachbarn  angegeben  werden.  Wenn  es  R^cbte 
oder  iinkörperliche  Gegenstände  sind,  die  nutwendigen  Angal)en  und  Er- 
klärungen. Hie  tVkunde,  auf  die  Bich  die  Klage  unniittelliür  gründet, 
muss  mit  der  Klage  zugleicli  eingereicht  werden-  Wenn  nicht,  «o  wird 
sie  später  vom  Richter  nicht  augeuummen  noch  zugelassen  und  ein  solcher 
llangel  gewShrt  Einreden  der  ünaulässigkeit  der  Kluge.  . 

In  dera^ben  Klageschrift  ktanen  Klugen  nicht  verbunden  wer^, 
die  miteinander  in  Widerspmdi  stehen,  auch  nicht  solche,  die  wegen 
ihrer  Grundlage  au  Tendiiedenen  Geriofatsbarkeiten  gehören,  noch  soldie, 
die  EU  einem  Verfahren  gehören,  das  nicht  mit  ordentlichem  Gerichts- 
verfaliren  vereinigt  werden  kann.  Die  Klageschrift  muss  von  der  Partei 
oder  ihrem  Revollmäclitigten  dem  Gerichtsschreiber  eingehändigt  werden 
oder  dem  Richter  zu  irgend  einem  Zeitiiunkte  des  Tages. 

Aus  der  Klageschrift  werden  so  viele  vom  Gerichtsschreiber  be- 
glau tilgte  Abschriften  gefertigt,  wieviel  Personen  beklagt  sind,  und  am 
Schlüsse  wird  der  Befehl,  zur  Klageverautwortuiig  su  erscheinen,  bei- 
gefagt;  der  austftndige  Richter  versieht  sie  mit  seiner  Untetsciirift  und 
gibt  Tag  und  Stunde  fflr  die  Verhandlung  an.  Aber  wenn  der  Kläger 
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eine  weitere  Abschrift  verlangt  zu  irgend  einem  anderen  gesetzlichen 
Zweck.  Bo  wird  sip  ihm  in  derselben  Form  {j*»g^eHen.  Solche  Anträge 
macht  <  lerichtasschrcibrT  Hktenkurulijr.  H<>r  Buk*  oder  Diener  de« 
Geritrhts  bu^iurgt  tlie  i^adtiiig  jedes  Beklagten  in  oben  beschriebener  Form 
(Tit.  5  des  vorl.  Uesutsbuchs)  und  der  (Jerichtfi^chrciber  macht  auch  das 
aktenkundig. 

Die  Ladungsfrist  betrigi  10  Tage  Mit  der  latstbewirkten  Ladan|f. 
Diesa  Tage  mOnen  geeignete  Tage  seia,  d.  h.  SiUungttage,  an  denen  da# 
Ueridit  v^andrifcf  nlmlidi  an  allen  Wodientagen. 

Wenn  <Ier  Beklagte  nicht  getroffen  werden  kann  und  seine  Flvohi 
befürchtet  wini,  oder  der  Kläger  beweist,  dass  er  seine  (iiittfr  fortschaffen 
will,  iider  auf  irgen<l  eine  andere  Weise  die  ben)»s! '(itiirte  KIngp  zwecklos 
machen  oder  er  ein  Durchreisender  ist,  ao  wird  »ein  Austritt  aus 

<lem  Tifitnlo  auf  alle  Weise  imoli  Vorschrift  fies  fJesetsres  verhindert,  bis 
dim  die  Ladung  /.ugcstellt  ibt,  was«  nicht  den  Antrag  auf  liürgsc^iafts- 
leistung  seitens  des  Klägers  hindert,  wenn  er  zulässig  ist. 

Am  Ti^e  und  aar  Stande  der  Ladungsschrifk  liiat  der  Ridiier  die 
Verhandlung  durch  den  Diener  an  den  Tflren  des  Gerichts  ausrofen  unter 
Angabe  der  Namen  der  Parteien  und  des  Gegenstandes  der  Klage.  Wenn 
in  diesem  Augenblick  der  Bekli^e  nicht  zugegen  ist,  so  wird  imf  ihn 
bis  sum  Ablauf  der  festgesetzten  Stunde  gewartet  in  der  Weise,  da^ 
wenn  er  auf  I  iir  nachmittags  <;el;iilLii  ist,  bis  4  Dir  jjewnrtet  wird, 
und  sobald  dieser  Lnis'jiiid  festt^p'-tellt  ist,  dir  Kln^p  für  zugestanden  un- 
gesehen wird,  wenn  der  Beklagte  uicliL  halber  otler  durch  einen  gesetx- 
m&ssigen  Vertreter  erscheint,  oder  wenn  dessen  Volimacbt  nicht  aus- 
reichend ist,  wie  in  dem  Abschnitt  am  Scbluss  der  Verhandlung  gesagt 
werden  wird. 

Wenn  die  Biegten  Terschiedene  Personen  sind,  so  k&nnen  sie 
gemeinschaftlich  oder  getrennt  auf  die  Klage  antworten.  In  dem  Kkige- 
oeantwortungstermin  kann  der  Beklagte  folgende  Einreden  oder  Verteidig 
gungen  vorbringen: 

die  F^inroflp  der  Unzulässigkeit  der  Klage  und  anderer  vor* 
beugender  Art. 

wenn  diese  fehlen,  die  aufschiebenden  Einreden,  die  er  auf- 
stellen will, 

wenn  diese  fehlen,  die  Bestreitung  des  Klugegrundcs, 
die  Widerklage, 

die  Antrftge  auf  Sicherstellung  oder  Bürgsdialti 
der  Antrag  auf  aoseerordentliohen  Beweistermin. 
Die  Einreden  der  Unzuläs^iuk<  it  der  Klage  sind  zuständig,  wenn 
dos  Oesets  gewisse  vorunsochende  Erfordernisse  für  ihre  Erhebung  for'lert. 
uder  wt  nn  es  hefilimmt,  d;iss  in  diesen  oder  jenen  Fällen  die  Klage  nicht 
ziiL'fh''-  »^'n  w^n!»^?!  «r»!!  oAf^r  wenn  in  d<'r  K!np»»schrift  sich  Mrideraprechende 
und  uiiVfiiM  iiIkit''  A  ii>|irnclif  v  rhurnl'-ii  ^iinl. 

Der  IJfklugte  kann  im  voraus  die  Kiiiredrn  dt-r  „eigenen  I  iifühii^- 
keit  vor  Gericht  au  stehen",  „des  Mangels  der  Fälligkeit  oder  des  Charukt<;r>i 
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um  jemand  zu  vertreten"  oder  irgend  eine  andere  erheben,  die  da«  (Je- 
sets  im  ronm  gestattet  htt 

Nach  Aufftelliing  einer  dieeer  Binreden  (der  Untullsrigkeit  oder 
einer  VoraoMridlnuig)  beaotwortet  lie  der  Klftger  in  derselben  Verhand- 
lung oder  in  der  folgenden  Sitzung  zü  derselben  Stande.  Wenn  er  die 
Binrede  lagibi»  so  "wird  er  mit  der  ganaen  Klage  abgeiviesen.  Wenn  er 
ihr  widerspricht)  eo  eild&rt  er  sich  über  die  Beweise  nach  8  Tagen,  wenn 
eine  der  Parteien  es  verlangt  und  der  Richter  befindet,  daes  zwischen 
den  Parteien  über  irpen(l  einf  wesentliche  Tatsache  kein  EinTerst&ndnie 
herrscht.    Ein  sjjäterer  Termin  wird  nicht  bewilligt. 

Am  nennten  Tage  wird  die  Sache  vorgetragen,  die  Anführungen 
der  Parteien  worden  gehört,  und  der  Richter  entscheidet  binnen  3  Ta^ren : 
von  dieser  Entscheidung  ibt  lierufung  mit  beiden  Wirkungen,  der  Cber- 
tn^ng  und  Anfsdiiebting,  snläsäig. 

Wenn  der  ffinrede  stattgegeben  wird,  besteht  die  Wiilcang  diesw 
Efkiftrung  in  Abweisang  der  Klage  <dine  weitere  Veihandlnng. 

Die  Mdglidikeit«  aufschiebende  Einreden  einanbringen,  entstellt, 
wenn  es  keine  Binredm  der  ünsnlisri^eit  und  Torheriger  BSrklirung 
entgegenaustellen  gibt,  oder  wenn  sie  einmal  vorgebracht  und  im  Urteil 
abgewiesen  sind,  Tor  Verhandlung  über  die  KlH(:t>.  Später  können  keine 
irgendwelcher  Art  vorgebracht  werden.  Die  :iuf schiebenden  Einreden  sind: 

1.  T^nge.'^etT'.Iichkeit  in  der  Person  (des  Klägers  oder  sdnes  Bevoll- 
michtigten). 

2.  T'nztiständi^keit  des  i>i  ri(ht8, 

3.  Mangel  in  der  Klugetorin, 

4.  Rechtshängigkeit  der  Sache, 

5.  nicfaterfOUte  Bedingung  oder  Frist, 

6.  Mangel  der  Siolieilieit  oder  Bflrgschaft,  die  für  das  Verfahren  er- 
forderlieh ist. 

Wenn  bei  der  Einrede  der  üngesetzliohkeit  in  der  Person  das 
Recht  der  Hauptsache  in  der  Khtge  bestritten  wird,  so  gilt  diese  Einrede 
nicht  als  atifschiebende,  sondern  als  eine  klat^ebrstreitende.  uIht  sie  kann 
auch  als  aufschiebende  v(trgel>r:i('ht  werden.  Der  Kla^^er  iM-ant wortet  die 
aufgestellten  Einwendungen  in  derselben  Verhandlung,  in  der  hie  vur- 
gebraeht  werden,  oder  in  der  folgenden  Verhandlung  und  au  der  be- 
zeichneten Stunde.  Für  diese  Einreden,  wenn  ihnen  der  Kläger  wider* 
spricht,  laufen  dieselben  8  Tage  Beweisfrist  wie  ob«i,  die  auf  Antrag 
einer  Parta  gewahrt  wird,  wenn  die  Einreden  oder  ihre  Beantwortung 
auf  Tatsaohen  gegrttndet  werden,  die  swisdien  den  Parteien  streitig  sind. 

Wie  wir  gesehen  haben,  wird  ein  weiterer  Twmin  für  die  Einreden 
nieht  gewkbrt,  aber  das  ist  nicht  so  unbedingt,  duss  er  nicht  gewährt 
würde  '.vrnn  die  Natur  der  Einrede  es  selbst  erfordert,  wie  es  sich  mit 
der  Einrede  der  Hechtslulne;iL'keit  verhält,  in  der  über  den  Tk'weistermin 
hinaus  noch  Frist  i'ewälirt  wird,  nämlich  nach  der  Entfernung  des  Ort«, 
wo  das  (ierwiit  besteht,  auf  desst-n  N'orfahreu  sich  die  Einrede  gründet, 
Jabrbuch  der  Internat.  Vereinigung,   n.  Bd.  1B3 
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wenn  sie  in  der  V^erhandlung  beantragt  wird,  in  der  die  Einrede  vor- 
gelirncht  wird,  mit  Angal)e  des  Oerichts,  wo  die  Akten  sind,  der  Be- 
schaffciili^  it  der  Sachen  und  den  Namen  der  i'arteicu,  unter  denen  sie 
verhantlelt  werden 

Wenn  die  Kiurcde  au«  rechuwidriger  Absicht  aufgestellt  wird  und 
dan  aich  aus  den  Tatsadien  ergibt,  auf  die  sie  gegründet  wurde,  so  wird 
eine  Geldstrafe  nicht  unter  500  und  iiidit  über  5000  BoliTares  lestge^tetst. 

Wenn  der  Biehter  keinen  Beweistermin  bewilligt^  so  liest  er  in 
dem  auf  die  Beantwortung  der  Rinrede  folgenden  Tennin  sich  die  Sadie 
vortragen,  um  seine  Entscheidung  xu  geben.  Wenn  er  ihn  bewilligt,  so 
hört  er  die  Sache  am  folirenden  Tage  nach  Atdauf  der  Frist.  In  beiden 
Fällen  wird  das  Verfahren  befolgt^  das  durch  Ansicht  und  Entscheidung 
des  Gerichts  bestimmt  ist. 

Tin  allgemeiiieii  Lrilii      gogen  die  Kntacht  idiiiiiien  fibor  mif'5chie'»pnde 
Einreden  keine  Berufung,  sunderu  Beschwerde  iinl  folgenden  Ausnahmen: 
wenn  über  Binreden  dw  recbteicräftig  entschiedenm  Sadie  Ter> 
handelt  wird,  über  Einreden  dicht  erfüllter  Frist  oder  nidit  erfüllter 
Bedingung,  und  ihnen  stattgegeben  wird; 

über  Einrede  der  Ungesetsrofissigkeit  in  der  Peieon,  wo  in  jedem 
Fall  Berufung  KuIii>s;o  ist.  auch  wenn  aus  der  Ent.scheidung  sidi  Ver- 
weigerung der  Kecht>|>r(j(  huüg  durch  die  Gerichte  der  Republik  ergibt 
in  welcb*»tn  Ffill  niclit  nur  Berufung  zulässig  ist,  sondern  auch  der 
Ilichter  mit  dem  höheren  Kiclitcr  in  Benitun^  tritt. 

Wenn  gemä.«i8  <ler  Entsclieidung  in  dem  \'ethör  mit  der  Klage- 
beautwortung  verfahren  worden  luuss,  au  geseliieht  das  in  tler  Sitzung,  die 
auf  die  Entsdieidung  fulgt  und  au  derselben  angesetzten  Stunde. 

Die  Entscheidung  auf  Statthaftigkeit  der  auÜBchiebenden  Einreden 
hat  gewisse  Wirkungen,  a.  B.: 

die  der  Ungesetzlichkeit  in  der  Pmon:  die,  das  Verftübren  auf> 
zuhalten,  bis  die  tatsächlich  einwandfreie  Person  erscheint  oder  bis  der 
betreffs  der  Persördichkeit  erklärte  Mangel  geheilt  ist; 

die  der  riiziJst!iri(hVkf»it  des  (teriohts:  dW»  die  Akten  an  den  «u- 
stiindigen  Riehl«  r  zwecks  Fortsetzung  des  Verfahrens  nach  Lage  des- 
sellteii  iibzu.sentlen; 

die  eines  Forminangels:  die,  das  Vcriaiuen  aufzuhalten,  bis  der 
Mangel  geheilt  Mt  auf  die  TOn  den  Richtem  angeordneten  Weise; 

die  der  Rechtshängigkeit:  die,  die  Klage  an  das  Gericht  lu  senden, 
wo  das  Verfahren  angingig  ist; 

die  der  nicht  erfüllten  Bedingung  oder  Frist:  die,  das  Verfahren 
so  lange  nufzuhidton.  Ids  sie  erfüllt  sind; 

die  d«  s  Mangels  bestellter  Sicherheit  (»der  Bürgschaft:  die,  das 
Verfahreil  s  )  lauste  aufzulinben,  bis  sir»  tmstellt  sind; 

die  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache:  die,  das  Verfahren  zu 
beenden. 

Von  der  Bestreitung  des  Klagegrundes:  Beim  Mangel  der  erwftlmten 
Einreden  oder,  wenn  sie  durch  ITrteil  abgewiesen  sind,  wird  der  Hekluj^te 
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sur  Beantwortung  der  Klage  schreiten,  mündlich  oder  schriftlich,  in  der 
er  dentlidk  etklirti  ob  er  sie  ginilieh  oder  teilw^e  beetreitet»  oder  ob 
er  rie  gftnilioh  oder  mit  Besdirftnkung  a&efkeiiiiti  und  die  enteprechendeii 
Einwendnngeii,  die  er  fOr  ugemoeBen  hilt,  aogibt.  Die  mttndliche  Be- 
antwortung wird  zu  Protokoll  aufgenommen,  das  der  Richter,  der  üe> 
richtsschreiber  und  die  Parteien  unterschreiben,  und  die  schriftliche  wird 
in  die  Akten  aufgenommen  mit  einem  Vermerk,  von  Richter  und  Ge- 
richtsschrei Ii  er  unterschrieben,  in  den)  das  angegeben  ist. 

Die  Kliige  oder  be>8er  ausgedrückt  der  Prozess  ist  zu  Ende,  wenn 
der  Beklagte  «leii  KlaL'eanspruch  anerkennt.  Das  wird  zu  Protokoll 
aufgeaomiuea,  das  von  den  Parteien,  Richter  und  (ierichtsschreiber 
unterschrieben  wird  und  alle  Wirkungen  der  recht^krüftig  enthchiedeneii 
Sedie  hat. 

Wenn  der  KleKebeentirortuDg  Uikusdeii  beigegeben  siDd  und  der 
Beklagte  die  Unterbrediuiig  der  Verhandlung  Yorlengt^  um  sich  von  ihnen 
SU  nnterriditeo,  so  wird  einer  von  den  folgenden  3  Tagen,  nach  dem 
Umfang  dieser  UrkundeUf  für  die  Klagebeantwortung  bestimmt. 

In  der  dam  bestimmten  Verhandlung  kann  der  Ellger  seine  Klage 
weiter  begründen  und  dann  werden  dem  Beklagten  10  andere  Tage  aur 

Beantwortung  bewilligt. 

Von  der  Widerklage:  Der  Beklagte  kann  W^iderklage  oder  Klc^e- 
antrag  seinerseits  erlieben,  indem  er  crena»  den  Gegenstand  und  «eine 
Gründe  aniiil)t.  und  wenn  sie  eine  Saclie  betrifft,  die  von  denen  des 
ordentlichen  Verfahrenn  verschieden  ist,  gibt  er  sie  auf  eine  bestimmte 
Wei.se  näher  an. 

Wenn  der  Richter  aus  sachlichen  (Sründen  unzuständig  ist  oder 
wenn  die  Widerklage  einen  Gegenstand  betrifft,  der  nicht  sum  ordent- 
lichen Verlüiren  gehArt,  so  erkiftrt  er,  auf  Antrag  der  Partei  oder  Ton 
Amts  wegen,  die  Widerklage  fflr  unaulftsfdg.  Lisst  er  sie  au,  so  gewShrt 
er  dem  KISger  einen  Zeitraum  von  10  Tagend  um  die  Wideridage  au  be- 
antworten.  Inzwischen  bleibt  der  Lauf  des  Verfahrens  auf  die  Klage 
und  folglich  der  Prozess  unterbrochen.  Aber  wenn  die  Widerklage  nicht 
beantwortet  oder  von  dem  Richter  ztirückgewief^en  wird,  so  bleiben  dem 
Beklagten  seine  Ansprüche  gegen  den  Kl&ger  2um  besonderen  Verfahren 
vorbehalten. 

Der  Richter  versucht  die  Sühne,  sowohl  wegen  der  Klage  als  der 
Widerklage,  wenn  ne  beantwortet  wird,  und  wenn  er  sie  nicht  erreicht, 
so  ist  das  Veriahreii  ein  «nheitlidiee  für  beide  und  das  Bndurteil  daimelbe. 
Der  Riditer  kann  die  Parteien  bei  jeder  anderen  Gelegenheit  vor  dem 
Endurteil  mit  der  Absidiit,  de  aum  Vergleich  au  bewegen,  au  mch  be- 
rufen; auch  wenn  keine  Widerklage  eingereicht  i^t.  kann  der  Richter, 
wenn  der  Klage  gänzlich  oder  teilweise  widersprochen  ist,  die  Sühne 
versuclien  und  lässt  das  (Jeschehern'  aktenkundig  roa(*hen.  Wenn  er  sie 
nicht  erreicht,  verfolgt  das  Verfahren  seinen  Lauf,  und  wenn  «  r  sie  <t- 
reicht,  so  ist  das  \  erfahren  zu  Kndu.    Aber  der  Maitgel  des  Sühnev  ersuchte 
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ist  kdn  Nichtigkeitsgrund  fOr  dM  VerfihfMi,  Mcb  Ic^  Gruod,  wieder 
so  begiQDeo,  denn  unter  Geseti  hAlt  jedea  Uaterlmie&  für  keinen  weaeni- 
liehen  1^^,  der  in  jedem  Stnnde  dee  Verfriirens  und  vor  dem  Endarteil 

].  Instanz  geheilt  werden  kann,  und  aii^^sordem  kOnnen  die  Parteien  ihre 
Streitigkeiten  in  dem  Augenblick  dea  Verfahrene  au^leidien»  den  eie  für 
geeignet  halten. 

Ladung  zur  Entvschädij,^ung  und  Sicherheitshestellung:  In  der  Ver- 
ban<Uunrr  ühiT  die  KhiE^fbfant*  ortting  und  niclit  "^fiater  können  Klsiiri^r 
und  Beklaf^ter  die  Ladung  der  Personen  verlan^'-n.  dif  zur  Entschädigung 
oder  Sich<  rln  itNl)<  >tt'llunLr  verpBi^'htftt  nind.  Der  Kit  hter  kann  die  Ladung 
Terunlu^Htiii  und  d&&  Vcriahreu  zur  Hauptsache  aufhHlien,  wenn  ein  rechts- 
t^ültiger  Beweis  der  Verpflichtung,  direkter  oder  indirekter,  erbracht  it(t 

Zweierlei  katin  ^ich  ereignen:  duss  der  zum  Schadensersatz  Ge- 
ladene in  der  Verbendlung  nicht  erscheint  oder  erscheint  und  eine  andere 
Person  sur  ßfligschaflflleiatung  Iftdt.  Im  ersten  Fell  wird  eein  Rin- 
geatändnia  angenommen  in  allem,  wo  er  dem  Antrage  des  Ladenden 
nicht  widersprochen  hat,  wenn  er  im  Beweistennin  nidit  nadiweist,  dass 
aein  Nichterncheinen  durch  Zufall  oder  höhere  Gewalt  verursadit  ist,  oder 
da<^•^  »iie  Verpflichtung  niemals  bestanden  hat,  deren  Erfüllung  verlangt 
wird.  Im  zweiten  Fiillf  kann  e«  sich  ereignen,  dass  der  zum  Scliadfiis- 
ersatz  Gt  ladene  einen  andern  zur  iJiirgsrhaftsl^^jstuntj  lädt,  indem  er  eine 
IJrkund«'  v<trleL't.  auf  die  die  nnt<'rl)rechiJiii^  des  V^TfalireriH  in  der  Haupt* 
Haclie  beäcbloKsen  wird  uud  die  Ladung  in  gebetzlicher  Form,  aber  weil 
diese  Unterbrediung  sich  fibermissig  lange  hinaiehMi  kann  wegen  der 
weiteren  wa  veranlassenden  Ladungen,  besdirftnkt  unser  Oeseia  diese 
Ladungen,  indem  ae  die  Unterbre<diang  auf  60  Tage  festaetst»  um  alle 
Ladungen  aur  Bürgschafts*  oder  Entschldigungaleiatung  au  bewirken,  nach 
deren  Verlauf  des  Verfahren  fortgesetzt  wird,  ohne  unbeschadet  der  Vei^ 
wirkliohung  der  Verantwortlichkeit  derer,  die  sonst  nach  dem  Gesetz  cur 
Büri^^ehaffN-  oder  Kntsehädipiingslcistung  verpflichtet  sind.  Es  versteht 
^ii  li,  ilass  die  (i^  ladenen,  di«;  zu  ilirrr  Vorteidiginijj  erschienen  sind,  dem 
ijadeiideu  aufsiliifhende  und  widersjjrecheiide  Kinretlen  zu  ihrem  (iuiisten 
entgegensetzen  und  tlie  Beweise  betreffs  der  Fragen  vorbringen  kunnen, 
die  bei  der  Verhandlung  sich  ergeben.  Aber  ein  Endurteil  wird  erst 
erlassen  nach  Ablauf  der  Beweisfrist  fflr  den  Geladenen,  damit  es  alle 
Fragen  «wischen  den  versfduedenen  Geladenen  entgOltig  entadieiden  kann. 
Aber  wenn  das  Erseheinen  des  letaten  tieladen«i  mit  den  aur  Veihandlung 
fcKtgesetzten  Tage  ausammenfiült  oder  dem  folgenden,  kaim  seine  Ans» 
lassung  nidit  gehört  werden  und  Mdben  seine  Hechte  unberflhrt. 

Vom  ausserordentlichen  ßeweistermin:  In  dem  Termin  snr  Klage- 

Itoantwortung  selber  und  nicht  später  kann,  wer  von  den  Parteien  es 

nötiij  hf»t  »^iroti  aufisorordeiitlichpii  Heweisiermin  beantragen,  um  BewH«;e 
an  Orten  zu  erhöhen,  die  von  ilcr  ( lerii'htsstelle  mehr  als  9000  km  ent- 
fernt sind,  iiuloju  er  die  Anfübrun^tii  vorle«,'t,  die  seinen  AntniL'^  liegründen. 
Diu*  (iericht  besrliränkl  sich  darauf,  den  Antrag  für  stullhaft  zu  erklaren, 
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obwohl  die  Gegenpartei  widereprochen  oder  den  Tormin  genehmigt  hat. 
Der  Richter  behält  $dch  vor,  nach  Erhebung  des  BeweiseB  das  Erfordere 
liehe  gemäss  dem  Gesetz  anzuordnen. 

Beendigung  der  Sache:  Stirbt  die  Person,  die  zur  Klagebeant- 
wortung geladen  ist,  vor  dem  festgesetsten  Tage  oder  in  dem  Tennin 
selbst,  M  vird  du  Vwfahren  unterbTodien  und  werden  die  Erben  geladen. 

Wir  haben  sdion  erwähnt^  was  geschieht,  wenn  der  Beklagte  im 
Termin  f^t  oder  niobt  geeetantaig  Tertreten  iat  durch  die  Penon,  die 
ffir  ihn  in  der  Veiliandlung  enebemi  Die  proseienale  Folge  iet  dieselbe, 
wie  für  den  im  Verfiihren  aaf  Sicherheitsbestellting  Qeiade  •  i  der  nicht 
erscheint,  wie  wir  schon  erwähnt  haben.  Abw  wenn  der  JÜAger  (elilt, 
dann  knnn  der  Beklagte  die  Einreden  vorbringen,  die  er  hut,  oder  in 
deren  Krnianfrelunp,  die  Klage  bestreiten.  Weim  hoide  Parteien  aus- 
bleiben, wird  das  Verfahren  ausgesetzt,  bis  der  Kläger  Neuiadung  des 
Beklagten  beantragt. 

Wenn  die  Klagcljeantwortnngsverhandlung  beendet  ist,  ohne  Gegen- 
wart des  fioklagten,  weil  dieser,  obwohl  gehörig  geladen,  nidit  sa  der 
▼om  Biohter  featgesetiten  Stunde  enohienen  ist,  sind  spAter  weder  die 
Einreden  nliasig,  die  er  Torbringen  wollte,  noch,  die  Ladungen  sum 
Verfahren  Aber  Sieheriieitsbestellung,  die  er  machen  wollte,  nodi  der 
Antrag  auf  einen  ausserordentliohen  Beweistermin,  noch  die  Beendigung 
der  Klage. 

Der  II.  Titel  handelt  von  den  Beweisen  und  ihr^r  Vorhandlung. 

Nach  der  Khigebeantwortuug  ist  mit  diesem  Tage  und  damit  die 
Beweisverhandlung  eröffnet,  ohne  daws  es  einer  richterlichen  Verfügung 
bedarf,  es  sei  denn,  dass  (Ue  Angelegenheit  ohne  Beweise  entschieden 
wwden  muse,  weil  die  Angelegenheit  eine  blosse  Rechtsfrage  betrifft  und 
derltiditer  dies  binnen  24  Stunden  naoh  der  etwAhnten  Klagebeantwortung 
eiklirt 

Beweiarerfahren  wird  bei  einer  Sache  nicht  eröffnet: 

1.  wenn  der  Punkt,  den  die  Klage  betrifft,  sowohl  sie  selberi  wie  die 

Beantwortung,  eine  reine  Rechtsfrage  erscheint; 

2.  wenn  d^  r  Beklagte  die  Tatsachen  der  Klage  eingeräumt  und  nur  das 
Recht  bestritten  hat; 

3.  wenn  die  Parteien  einstimmig  einverstanden  sind,  oder  wenn  sie  im  be- 
sonderen beantragen,  dass  der  Punkt  als  reine  Rechtsfrage  entschieden 
werden  soll,  oder  nur  mit  den  Urknndw  und  Beweisen,  die  schon  in 
den  Akten  vorhanden  sind,  oder  mit  der  oder  den  Urkunden,  die  sie 
bis  snm  mfindlidien  Vortrage  vor  Gericht  beibringen,  und 

4.  wenn  das  Qesete  bestimmt,  dass  nur  der  schriftliche  Beweis  zulässig 
iat,  denn  in  diesem  Fall  werden  die  Urkunden,  die  ihn  enthalten,  bis 
eum  mündlichen  Vortrage  eingereicht. 

Die  Entscheidung  des  Richters  über  die  Nichtzulassung  von  Be- 
weisen ist  der  Berufunjj  im  1  .  2.  und  4.  Falle  unterworfen,  und  wenn 
die  Ent.scli'idtins^  voilstrinkhar  ist.  so  wird  mit  der  Weiterverhandlung 
binnen  der  6  auf  die  Voilätreckbarkeit  folgenden  Tage  verfahren. 
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Dei-  Howeisienuiii,  wüiin  die  iSaclie  luU  ibin  entschiefleti  werden 
soll;  tindel  10  Sitzuiigstage  später  statt,  uui  die  Beweise  heisubringeii  und 
20,  um  nie  zu  erbeben,  wenn  sie  am  Gerichtsorte  stattAndeu.  Aber  für 
•  die,  weldie  anaMriialb  »tottfinden  sollen,  verltageii  ncih  diese  Frist  am 
die  Zeit  der  Hin-  and  Henreise  nach  dem  Mabstabe  von  80  km  fOr  den 
Tag,  unter  Bereohnung  dieser  Frist  nach  natfirlidien  Tagen,  unter  Aas* 
schluHs  allein  der  Feiertage  und  der  Ferien,  unter  den  Mafsgaben  im 
flbrigen,  die  wie  wir  schon  angegeben  haben,  bei  Darstellong  dessen,  was 
unser  üesets  ftber  gerichtliche  Fristen  sagt. 

Wenn  ein  ausserordentlicher  Bpwclstermin  beantragt  ist,  können 
zwei  Möglichkeiten  eintreten,  je  iiaeliflem  der  Gegner  die  ZiihtSMing  der 
fr.  Frist  zugestanden  oder  abgelehnt  Imt.  Im  ersten  Fall  gibt  der  Richter 
dem  Antnige  auf  Erhebung  '<t:itt  uinl  sytzt  Jiach  seinem  Ermesseii  die 
Frist  fest,  die  niemals  12  Munaie  überschreiten  darf.  Im  zweiten  Fall 
verfügt  er  das  Zweckin&stiige  nach  Einsiclit  des  Antrages  und  der  ihiu 
beigefägten  Grundlagen  und  Iftsst  die  Beweise  tu,  die  weeentliciie  Tat- 
sachen Bur  Feststellung  des  Rechts  der  Parteien  betreffen  und  wenn 
einer  von  folgenden  Umständen  in  Betracht  kommt: 

1.  Die  Tatsachen,  die  bewiesen  werden  sollen,  mflssen  steh  in  dem  Ort 
der  Beweiserhebung  zugetragen  haben. 

2.  Wenn  eH  sich  um  Anerkennung  von  Karten  oder  anderen  Urltuiiden 
handelt.  nniR'^  feststellen,  dass  die  Personen,  von  denen  das  verlangt 
wird,  d{»rt  wnhnen.  wo  der  Beweis  erhobeii  werden  soll. 

a.  Wenn  irgend  ein  anderer  Urkundenbeweis  erholten  werden  soll,  so 
mus8  der  Antragsteller  die  Amtsstube  oder  das  Archiv  angeben,  wu 
die  Urkunden  sich  befinden,  oder  die  Ferüon,  in  deren  Gewalt  sie 
sich  befinden.  Und  wenn  der  ausserordentlidie  Termin  bewilligt  wird, 
so  setst  ihn  der  Riditer  in  obiger  Weise  an.  Wenn  die  Putei,  die 
diese  Bewilligung  erhielt,  in  reehtswidriger  Absieht  verflUirt,  wie  es 
sich  aus  dem  Verhandelten  ergibt,  oder  in  der  Absicht,  den  Prozess  sa 
verlUngern,  wird  ihr  eine  Geldstrafe  nach  Malsgabe  des  6.  Teils  des 
Streitobjekts  auferlepft  zugunsten  der  (legenpartei ;  aber  wenn  dieser 
Wert  auch  nicht  annnhenid  bekrinnt  war,  wird  ihm  eine  T-oldstrafc 
nicht  unter  50U  und  nicht  über  5U00  Bolivares  von  Amt»  wegen 
auferlegt. 

Wenn  in  irgend  einem  Beweistermin  der  Befragte  erklärt,  nicht 
spanisch  au  verstehen,  wird  ihm  ein  beeideter  Dolmetscher  ei  nünnt.  Und 
wenn  die  Befragten  an  natfirlichen  Mängeln  in  ihren  Sinnen  leiden,  aber 
schreiben  und  lesen  körmen,  werden  sie  schriftlich  oder  mflndlieh  befragt, 
je  nachdem  der  Ik^gel  ist.  Das  Schriftstftck  kommt  in  Urschrift  au  den 
Akten  und  in  genauer  .A)isc1irift  zum  betr.  Protokoll.  Und  was  mfindlidi 
erklärt  wird,  nimmt  der  (lerichtsschreiber  zum  fr.  Protokoll  auf  mit  der 
Unterschrift  der  Gericlktslieatnten,  Parteien  und  Zeugen. 

Eine  ehrbare  Frau  ist  nicht  verpflichtet,  zu  irgend  einer  Beweis- 
veriiandiuug  vor  Gericht  w  ert<cheinen,  (Der  beteiligten  Partei  steht  der 
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sohwit  i  ig<'  und  :iii>lössi^;e  Beweis  der  Niohlebrbarkeit  za,  während  die 
Elirbarkeit  verlautet  wird.) 

Beweismittel.  Antnig.  Die  Beweismittel,  die  vor  (Jericht  vor- 
gebracht werdeu  können,  sind  die  im  bürgerlichen  Gesetzbuch  be^itimuiteu, 
aber  unser  Uwets  fttgt  binxa  „die  Vorzeigung  der  Sadie  od«r  der  Ur» 
kundei  die  Gegenstand  de«  Streits  sind,  oder  die  nOtig  sind,  um  einm 
eutspredienden  Beweis  su  führen".  Oer  Besitser  kenn  geiwuogen  werden, 
sie  vonuieigen,  nach  Brmessen  dee  Richters,  gemäss  den  Umstftnden. 

Wir  haben  schon  erwähnt,  das«  die  ßeweisfrist  30  Geechäftstage 
oder  30  Sitztingstage  betrügt.  Binn*'ti  der  ersten  10  Tage  sollen  die  Par- 
teien alle  ilire  Beweiso  vorbringen,  (bsmit  sie  in  den  20  folgenden  (nach 
der  Art  der  Fülle)  Tagen  erhoben  ^v.  r  Ii  :i  kiintK^n,  finsgcnonunen  die, 
welche  bei  anderer  Gelegenheit  vorgebracht  werden  können,  wiv>  rins  (it- 
ständnis,  gerichtliche  Gutachten  und  Anerkenntnisse,  die  bis  vor  den 
Sehlnss  der  fr.  Frist  vorgebracht  werden  kOnnen. 

Bei  Vorsdilag  des  Zeugenbeweiees  gibt  die  Partei  die  Fragen  an, 
die  den  Zeugen  vorgelegt  werden  sollen,  ucd  die  Namen  derer,  die  aut- 
sagen sollen,  unter  Angabe  des  Wohnorte  eines  jeden.  Später  werden 
weder  Namen-  noch  Fragenangaben  ziigcluäsen.  Diese  enthalten  keine 
Einzelfragen,  die  nicht  unmittelltar  die  F^orderung  des  Klägers  oder  die 
Einrede  des  Beklagten  betroffen.  Zwisoh'n  fh  va  11.  und  13.  Sitzungstage 
kommen  die  Parteien  betreffs  der  THlsiiclieü  überein  od^r  stellen  sie  be- 
stimmt in  Abrede,  duuwt  da^  Veriiör  stattiinden  und  der  Iliehter  genau 
dasjenige  feststellen  kann,  bei  dem  sie  einverstanden  sind  oder  nicht. 
W«m  sie  der  Aufforderung  nicht  nachkommen,  wird  angenommen,  die 
Tatsadien  sMen  von  dem  widersprochen,  da  sie  in  der  beseichneten  Zeit 
ni<^t  sidi  erklärt  hat 

Findet  Zeugenbeweis  nicht  .statt,  so  entscheidet  der  Richter  auf  die 
Antragsschriftsätze  zwischen  dem  11.  und  13.  Sitzungstage  der  allgemeinen 
Frist,  indem  er  die  Boweisanträge  zurückweist,  die  offenbar  überflüssig 
und  unge.setzHeh  sind.  Aber  wenn  Zeugenboweis  ansfetreten  ist,  so  ver- 
fügt der  Ricliter  zwischen  dem  4.  und  B.  Sitznnjsta^e,  indem  er  den 
Antrag,  der  m  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  diesen  Punkt  be- 
gründet ist,  zulässt  oder  verwirft  und  ausserdem  anordnet,  dass  Erklärungen 
Qber  die  umstreitigen  Punkte  nidit  abgegeben  werden. 

Wenn  der  Richter  die  fraglichen  Anordnungen  in  den  bestimmten 
Sitsungatagen  UberlSsst,  verfällt  er  in  eine  DissipUnarstrafe  von  100  bis 
1000  Bolivaree  und  in  eine  gleidie  fflr  jeden  Tag,  an  dem  er  au  ver- 
filgen  unterlüKst. 

Wenn  eine  Verhan<llung  über  Zula.ssung  von  Beweisen  nicht  statt- 
gefunden liHt,  so  haben  die  Parteien  das  Rerbt,  sirh  zu  erklären,  auch 
ohne  richterliche  Zuia.ssungsverfüuung.  Wenn  \  erliandlung  stattgefunden 
hat.  können  sie  sich  nicht  erklären  ohne  diese  \  erfügung,  die  nicht  ver- 
zögert werden  darf,  bei  Vermeidung  der  ol»en  erwähnten  Strafe. 

Sind  die  Beweise  zugelassen  oder  als  angelassen  angesehen,  wie 
oben  gesagt  ist,  so  wird  dadurch  der  Lauf  der  20  Tage  für  die  Erledigung 


Digitized  by  Google 


3060 


GeBtil2gebuug. 


aufgeiialten.  Aber  weuQ  Beweise  ausserhalb  der  Gerichtsstelle  zu  erleUigea 
wiren,  so  wird  alt  enter  Tag  die  ihatfenmng  dabin  gwMhlt,  dann  die 
80  Sitaungstage  oder  die,  wddie  Ton  ihnen  felilen  und  al«  letater  die 
Botfemang  von  daher. 

Vor  jeder  Beweiarerweigenuig  iat  Bwnfang  mit  beiden  Wiblingen 
aulieeig;  von  der  Zulassung  nur  mit  einer  Wirkung,  nnbeediadet  ander- 
weitiger gesetslicher  Beatimmung. 

Von  dem  Gest&ndnis:  Die  Parteien  sind  verpflichtet,  vor  Gericht 
eidlich  die  Behauptungen  oder  Fragen  aneinander  über  einschlägige  Tat- 
«achcii  nhf^r  die  sie  Kenntnis  haben  /\)  beantworten,  und  zwar  seit  der 
Zeit  der  Klagebeantwortung  bis  zum  iieginn  ihrer  SclilusHvorthige.  Der 
BevolliiiiLclitii^tL',  \  orausijesetzt,  duss  er  nicht  berufsmässig  verpflichtet  ist, 
über  den  Gegenstand  der  Frage  zu  t>chweigen,  i^t  verpflichtet,  die  Fragen 
Uber  die  Tatsadien,  die  ihm  bekannt  find  und  mit  der  Sache  in  Be- 
siehimg stehen,  au  beantworten. 

Wenn  die  fttr  Beantwortung  der  Behauptung  geladene  Partei  nicht 
antworten  will,  ohne  geeetsliehen  Grund  nicht  ereeheint  oder  einen  Mein- 
eid bei  Beantwortung  begeht,  dann  werden  die  Behauptungen  der  Gegen* 
pari  ei  mündlich  in  Gegenwart  des  Gerichts  oder  sehrifüich  an  den  Akten 
fär  xugestanden  angesehen. 

Frage  und  Antwort  müssen  mündlich  sein.  Erstere  muss  in  be- 
hauptender Form  geschehen  und  die  Antwort  muss  beding^nngslos  und 
bestimmt  sein,  bejahpnd  oder  verneinend  zu  jedfr  Behauptung.  Die 
Partei  uird  alt.  austaudig  angesehen  betreffs  jeder  Behauptung,  auf  die 
sie  nicht  in  bestimmter  Form  anwortet.  Aber  wenn  die  Behauptung  be- 
stehende öffentliche  Uikunden  betrifft,  so  kann  sich  die  Antwort  auf  sie 
beliehen.  Wenn  es  sieh  um  Tetgessbare  Tatsachen  handelt,  muss  der 
Bi<^ter  die  ümstAnde  in  Betracht  aiehen,  falls  die  Antwort  nicht  un- 
bedingt ist  Handelt  es  sidi  um  Mengen  oder  Terwidrelte  BedktsTerfaklt- 
nisse,  so  kann  der  Antwortende  sich  auf  Notiaen  und  Papiere  beaiehen. 
Ausser  diesen  Fällen  darf  er  sie  bei  seiner  Antwort  nicht  vorleeen. 

Die  Ladung  zur  Beantwortung  der  Behauptungen  muss  an  den 
Antwortenden  ]torsönlieh  geschehen  auf  den  bestimmten  Tag  und  Stunde. 
Sie  hemmen  den  I.auf  (ies  Verfahrens  nicht.  Ist  die  Partei  am  Gerichts- 
orte nicht  anwesend,  ersucht  dus  (lericht  ein  anderes,  des  Orts,  wo  sie 
sich  aufhält,  um  vor  ibm  zu  antworten.  Es  kann  auch  su  verfahren, 
wenn  der  Antwortende  geaetemSseig  veriiindert  ist,  vor  Gericht  au  er- 
adieinen. 

Vom  Schiedseide  (entscheidenden  Eide):  In  jedem  Stande  oder  Grad 
des  Verfahrens,  in  jeder  Art  bflfgerlidien  Rechteverfahrens,  unbesdiadet 
besonderer  Bestimmungen,  kann  der  Eid  augeschoben  werden.   Wer  ihn 

zuschiebt,  muss  die  Formel  vorschlagen.  Sie  muss  klar  und  einfach  sein, 
alle  Tatsachen  enthalten  und  alles  umfassen,  von  dem  die  Parteien  die 

Eitt'?e]ir>idung  der  Anpeleirctihcit  abbiingig  machen  wollen.  Diese  an- 
gebotene Formel  kium  der  liichter  abändern  im  genannten  Sinne,  und 
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■war  in  iler  Entidiaidttng  fibtr  ZnltMimg  dieaes  BeweiaoB,  die  dar  Be* 
rofong  unterworfen  iit,  ebeow»  wie  die  Abindenmg  mit  beiden  Wirknngeii. 

Der  Eugeschobene  Kid  kann  zurfickgeschoben  werden,  nach  Vor- 
•ohrift  des  bfliglichen  Gesetzbuchs.  Ist  der  Eid  cntgQliig  zu-  oder  zurück- 
geechobei),  so  ordnet  der  Richter  die  Ladiinc!;  dessen  an,  der  ihn  leisten 
snll,  niid  setzt  Tn^'  und  Stunde  <1nfnr  fest.  Wenn  dieser  nicht  erscheint, 
wird  Eidverweigerung  angenommen,  es  sei  denn,  d&as  er  nachweist,  dass 
er  am  Erscheinen  verhindert  war,  und  der  Richter  setzt  aufs  neue  Tag 
und  Stunde  ffir  den  Eid  nach  gehobenem  Hindernis  fest. 

Der  Eid  wird  in  öffentlicher  Sitzung  geleistet,  unter  Beobachtung 
der  ReligioDsgebrindie  det  Mdeeleiflten,  und  wenn  er  m  keiner  Religion 
gehört,  unter  Anweisung  seiner  eigenen  Ehre,  nnter  Besdirftnknng  der 
Antwort  enf  die  AusdrAcke  der  Frage.  Wenn  er  Abweiehnngen  raacbt 
und  d«r  Biöhter  ihn  aar  Ordnung  ruft  und  er  nieht  dftraaf  aditet,  wird 
er  für  eidverweigernd  angesehen.  Und  ebenso,  wenn  er  erklärt,  dass  er 
nach  dem  Gebraucli  von  keiner  Religion  und  auch  nieht  auf  seine  Ehre 
und  sein  (lewissen  schwören  will. 

Der  Kid  kann  nur  zupr  s  -haben  werden  nucli  der  Klagebeanlwortung 
von  ihrer  Beendigung  bis  zu  il-  t:  Sclilussvort rügen. 

Ist  der  Eid  verweigert  uder  geleistet,  so  beginnt  der  Richter  mit 
der  Durchsicht  der  Sache,  zwecks  Fällung  des  Urteils. 

Diese  Bestimmungen  mid  auch  anwendbar,  so  weit  angängig,  für 
den  von  Amts  wegen  durch  den  Richter  auferlegten  Eid,  nach  Vorschrift 
des  bfirgerlidien  Oesetabuehs  (in  den  Proseseen  Uber  Schuldverbältnisse 
aas  strafbarer  Handlung,  Fahrlässigkeit  oder  Arglist). 

Vom  aduriftliclien  Beweise:  Wie  schon  gesagt  ist,  muss  derKliger 
seiner  Klage  die  Urkunden  beifOgen,  auf  die  er  seinen  Aneprueh  grOndet; 
wenn  er  das  nicht  getan  hat  und  sie  Npäter  einreicht,  werden  sie  nicht 
angelassen,  wenn  in  der  Klageschrift  nicht  das  Amt  oder  der  Ort  an- 
gegeben ist,  in  dem  sie  zu  finden  sind,  oder  wenn  sie  später  entatandeu 
sind,  oder  glaulih  if'  gemacht  ist,  da^s  sie  zwar  frülier  entstanden,  ilim 
aber  später  hekannt  geworden  sind.  Da.s  soweit  es  öffentliche  Urkunden 
betrifft,  denn  Privaturkunden  müssen  iu  der  Klagci.chrifl  beigebracht  oder 
dort  angegeben  werden,  wo  sie  vorgefunden  werden  können  und  ihre 
AnefkennuDg,  Vorlegung  und  Vergleidiung  beantragt  werden. 

Betreib  solcher  ürinioden,  Briefe  und  Telegnunne,  die  von  der 
Gegenpartei  auagegangen  sind,  so  mues  diese  sie  in  der  Anerkennungs- 
verhandlung anerkennen  oder  ableugnen,  oder  in  der  Klageboantwortungt 
oder  in  dem  5.  Siizung^:tage  nach  der  Vorlegung  vor  (>ericht,  wenn  sie 
vorher  nicht  für  die  Anerkennung  oder  r.ur  Begründung  der  Klage  vor- 
gelegt sind.  Ist  diese  Zeit  ohne  AMeugtiung  verstrichen,  so  werden  sie 
als  echt  in  Inhalt  und  Unterschrift  angesehen. 

Wenn  es  sich  um  Bewirkung  der  Vergh  iciiung  von  Unterschriften 
und  Urkunden  handelt,  so  werden  die>so  Unterschriften  mit  anderen  echten 
derselben  Person  durch  Sadiveietändige  verglidien. 
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Die  öffentlichen  l'rkinxlou,  die  der  KlHi;es<*hrif(  mrht  Jieigefflgt  zu 
werden  brauchen,  können  jedenseit  bis  zu  dem  letzten  Termin  vorgelegt 
werden. 

Ableugnung  von  Urkunden:  Wenn  eine  öffentliche  Urkunde,  bei 
Gelegenheit  der  Verhandlung  der  llaupteaobe  vor  dem  bürgerlichen  Ge- 
richt aogefocbteii  wird,  indem  behauptet  wird,  bei  der  Allefertigung  aei 
eine  weeentUohe  Ftfnnlidikeit  nicht  beobaditet  od«  de  aei  nidit  »uf  die 
im  Gesets  yorgesohriebene  Weiae  entatanden,  ao  wird  die  Angelegenheit 
auf  dem  Wege  des  gewöhnlichen  Verfalirens  behandelt,  und  wenn  der 
Anapruch  bestritten  ist,  ordnet  das  Geiicht  unmittelbar  nacl)  der  E^n- 
Inssunp  auf  dio  Klage,  dir*  Besichtigung  und  Vurlof^ung  der  Prolok« »Ile 
und  Kegister  an.  itm  dir»-  rhereinstiminuiin;  oder  N i<^htfit"Tf'!nbiiminunfr 
mit  der  vorgelegten  Urkunde  und  jede  UnregeJmibaigkeit,  die  in  ihnen 
bemerkt  wird,  festzustellen. 

Beweisfühniug  über  diesen  Punkt  ist  uniuJftatig,  wenn  nicht  auh 
der  Beeichtigung  oder  Vorlegung  die  ITotweDdigkeit  der  Auiklining  irgend 
einer  bemeikten  Tataacbe  eich  ergibt»  in  welchem  Fall  der  Beweis  nur 
darflber  geführt  wird  und  das  Gericht  das  genau  festaetat.  Weon  die 
Protokolle  oder  Regiater  aidi  an  einem  anderen  Orte  befinden  wie  der, 
an  dem  dus  Gericht  vor  eich  geht,  so  wird  dem  Iii dii er  höherer  Ordnung 
in  fT^ioT  Instanz  an  jenem  Orte  Auftrag  erteilt  und  die  vorgelegt'-  Urkiinde 
uaoh  vorheriger  Henachriohtigung  für  dio«»'  \%'rh;indlungen  dortliin  gesandt. 

Der  Misserfolg  der  Beweise  wegen  der  Anfechtung  der  Urkiimle 
hindert  nicht  die  üewäJirung  der  Beweisfrist  wegen  eines  anderen  Gegen- 
standes auss»er  jener  Anfechtung,  der  in  der  Klage  enthalten  ist,  wenn 
er  in  Betracht  kommt. 

Tn  dieaem  Falle  wird  wie  bei  gewöhnlichem  Verfahren  ▼erhandelt 
nach  l&iaagabe  der  einseinen  Abschnitte  desaelben:  Der  Kliger  mnas 
«eine  Klage  gehörig  vorbringen.  Wird  sie  an«kannt  oder  sagestanden, 
so  ist  das  Vertehren  beendet.  Wird  sie  bestritten,  so  verführt  daa  Ge- 
ric)>t  mit  der  vorerwähnten  Vorlegung.  Weim  aus  der  Vorlegung  hervor- 
gellt,  dass  die  Urkinsde  unnngT»^ifhnr  ist,  wnil  sie  alle  Hlrfordemisse  und 
gesetzlichen  Förmlichkeilen  itIüHi,  so  wird  }]eweib  des  Gegenteils  nicht 
zugelassen;  wenn  eine  Tat.sache  bemerkt  wird,  die  Anfkhirnng  «nlfr  Kr- 
klurung  verdient,  so  wird  nur  darüber  Beweis  ssugelassen.  Wenn  die 
Protokolle  euaaeriialb  dea  Gerichtsorta  aich  befinden,  beanftngt  der  Richter 
sur  Bewiricuug  der  angegebenen  Verhandlangen  einen  Richter  gleidiM* 
Ordnung  und  Ton  höherer  Ordnung  au  dem  Orte,  wo  aich  die  Protokolle 
befinden,  auch  wenn  sie  nicht  der  aeinigen  gleich  ist,  weil  das  Oesets  es 
so  will,  und  schickt  ihm  die  angefochtene  Urirunde»  nachdem  sie  In  den 
Akten  schriftlich  näher  bezeichnet  ist. 

I")a  es  vorkommen  knnn,  dass  in  d^r  Ktnge  über  .Anfechtung  tmd 
Bestreitung  vdii  rrkiiiiii<'ii,  UR'hrere  Punkt»»  der  Hestreitung  zur  Sprache 
kommen,  su  wird  i»emerkt,  dass  der  (  uibiand,  das»  Beweise  filier  dio  Be- 
streitung nicht  zugelassen  werden,  nicht  die  Gowähning  <ier  Beweisfrist 
aber  andere  Punkte  der  Klage  hindert 
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Ferner  kann  aue  denaelben  angegebenmi  OrOnd«!  fflr  Beginn  und 

Fortsetzung  des  Hauptverfahrens  bei  Bestreitung,  die  Bestreitung  gelegent- 
lich, im  Hauptverfiihreii,  in  jedem  Stande  oder  Instanz  der  Sache  statt» 
Hnden.  Tu  solchen  Fällen  verfälirt  der  Richter  mit  der  Besichtigung  oder 
Vorlegung,  die  schon  beschrieben  sirul  ?Kiohd»^iti  der  Angriff  beantwortet 
ist:  aber  die  Bevreisfrist  ist  die  für  auischiebeude  und  vorbergehende 
EiuwendiHigen,  wenn  Beweise  zu  erbeben  sind,  nllmlicli  von  8  Tagen: 
aber  weaii  es  nutig  ist,  kann  sie  der  Richter  bis  auf  14  Tage  verlängern, 
und  eibebi  die  Beweise  der  Aofeehtnng  im  beeonderen  Verfahren;  im 
Endorteil  wird  dieser  Punkt  entaehiedeo. 

Da  das  Geseta  veilangt,  dass  in  jedem  Stande  oder  Stufe  oder 
Instanz  der  Sache,  die  Anfechtung  angebraobt  werden  kann,  so  haben  die 
Praktiker  beschlossen,  dass  wenn  sie  in  der  Klagebeantwortiing  vorgebracht 
wird,  sie  als  eine  Verteidigung  angesehen  wird,  deren  Beweisfrist  dieselbe 
wie  die  der  Hauptfache  ist  und  nicht  die  von  8  Tagen.  Der  rechtliche 
Grund,  um  das  Vtfrbringen  der  Bestreitung  in  jedem  ^Stande  oder  Stufe 
der  Saciic  zu  rechtfertigen,  ist,  dass  die  öffentlichen  Urkunden,  die  nicht 
notwendig  mit  der  Klageschrift  vorgebracht  werden  mÜNsen,  in  jeder  Zeit 
bis  au  den  lotsten  Veituuidlangen  Mr  das  BSndurteil  Toigebradit  werden 
kennen. 

Audi  kann  in  einer  Hanptklage  eine  OffentUehe  Urkunde  oder  eine 
Urkunde,  die  als  solche  geltend  gemaoht  wird,  angefoditen  werden,  indem 
behauptet  wird,  dass  in  ihr  eine  Vereinbarung  oder  Erklärung  enthalten 
sei,  die  tncht  <;tattgefunden  hat,  oder  dass  eine  von  den  Handlungen  be- 
gangen ist,  die  im  Strafgesetzbuch  als  Fälschung  bezeichnet  sind.  In 
diesem  Fall  muss  der  Kläger  in  seinem  Schriftsatz  die  Gninde  seiner 
Klage  auseinandersetzen  und  im  einzelnen  die  TatsHcb*  ii  ausdrücken,  die 
ihm  als  Unterstützung  dienen  und  die  er  beweisen  will.  Der  Beklagte 
eiklirt  in  seiner  Klagebeantwortung,  ob  er  £e  Ofiltigkeit  der  Urkunde 
behauptet  oder  nidit,  und  bejahendenfalls  setst  er  die  Grundlsgen  und 
die  einselnoi  Tatsachen  auseinander,  mit  denen  er  die  Anfechtung  he* 
kimpfen  will. 

In  jedem  Stande  oder  Stufe  der  Sache  mit  densell^en  (trflnden  kann 
die  öffentliche  Urkunde,  die  vorgelegt  wird  oder  als  solche  geltend  ge- 
macht wird,  gfdegentlic})  anjrefocbten  werden  In  diesem  Falle  legt  der 
Anfechtende  innerhalb  der  Zeit  vor  dem  5.  Sitzungstago  einen  Schriftsatr, 
vor.  in  dem  er  die  Anfechtung  üueeinanderpetzt,  mit  Erklärung  der  (trütule 
und  Auseinandersetzung  der  einzelnen  Tatsachen,  die  ausdrücklich  aus 
•  gefOhrt  werden;  und  der  die  Urkunde  Torlegt,  bestreitet  in  der  3.  Ver- 
handlung und  erklärt  selbet  anedrfieklich,  ob  er  bei  der  Geltendmadiung 
der  Urkunde  yerbleibt  oder  nicht,  und  die  Grflnde  und  einielnen  Tat- 
sadien,  mit  dmen  er  die  Anfeafatung  bekSmpfen  will.  Im  ersten  Falle, 
wenn  er  dabei  bleibt,  geht  er  mit  diesem  ZwiHchenstreit  zum  besonderen 
Verfahren.  Im  zweiten  Falle,  wenn  er  nicht  dabei  bleibt,  wird  der 
Zwischenstreit  für  >)ePTiHi!7t  »rklärt  und  die  T^rkiinde  im  Prosesa  aurück- 
gewiesen  und  das  Verfahren  behält  seinen  Laui. 
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Gesetzgebuug. 


Wenn  dats  Verfahren  über  die  Anfechtiin;^  oder  der  Zwischen  streit 
ihren  gesetzlichen  l<au{  Uehaltou  suli  wegen  de«  angedeuteten  Beharrens 
bei  Behauptung  der  Anfechtung,  so  werden  folgende  Regeln  beobttobtei: 

Erstens.  Sowohl  der  Mangel  der  Beentwoitang  bei  dem  Vetfahren 
wegen  Anfechtung,  als  der  aehriftlidien  AmeiimidefMtsoiig  der  Anfeeb- 
tungsgrOnde  in  dem  entapredienden  ZwiwdieDstreit,  haben  diaeelbe  Wir- 
kung, welche  unter  Oeaett  dem  Mangel  des  Bncheinena  dee  Beklagten 
bei  der  Veriiandlung  Aber  die  Klagebeaniwoitoag  gibt 

Zweitens.  In  der  2.  SitKung  nach  der  Klagebeantwortung  oder 
der  Verhandlung,  in  der  sie  srattfinden  sollte,  kann  das  Gericht  durch 
hegründctc  Knt.scheidung  den  Beweis  der  angeführten  Tatsachen  zurück- 
weisen, w<>nn  er,  obwohl  geführt  7.ur  Ungältigiieit.s<'rk!Mrung  der  T'rkunde 
nicht  ausreichend  wäre.  Von  dieser  Entscheidung  lindet  Berufuno;  mit 
beiden  Wirkungen  statt,  wenn  das  Rechtsmittel  innerhalb  der  Zeit  vor 
der  3.  Sitzung  eingelegt  wird. 

Drittens.  Wenn  das  Gericht  den  Beweia  einer  oder  mehrerer  der 
angeführten  Tatnudien  iftr  sachgemias  befindet,  ao  bestimmt  ea  mit  ganier 
Beatammiheit,  welche  oder  fiber  welche  der  Beweia  einer  oder  der  anderen 
Partei  antellen  adl.  Auf  dieae  betchrixiken  aich  die  Verbaodlnngen  mit 
ihnen  und  das  Gtfidlt  kann  nicht  sachliche  Fragen  lurAdcweisen.  Bei 
den  Verhandlungen  werden  die  Verzeichnisse  der  Zeugen  vorgelegt  mit 
Angabe  ilires  Wohnort«  oder  Aufenthaltsorts,  in  der  2.  Sitsung  nadi  der 
erwähnten  Entscheidung  des  Cierichts. 

Viertens.  Wenn  die  T^rschrift  der  Urkunde  nioht  vortjrlpgt  ist, 
sondern  eine  Absclirift,  ordnet  der  Richter  an,  dass  der  Vorlegende  tlen 
Grund  angebe,  weshalb  er  die  Urschrift  nicht  vorlegt  und  die  Person,  iu 
dessen  Händen  sie  sich  befindet  und  befiehlt  dieser,  dass  sie  sie  herausgebe. 

Fflnftens.  Es  ist  dem  Beamten  und  den  Zeugen,  die  bei  der  Auf* 
nähme  der  Udcnnde  t&tig  waren,  Tarboten,  im  roraua  Erttlirungen  ab> 
angeben,  und  falle  daa  geechieht,  werden  die  SrUirungan  Tor  Gericht 
nicht  sngelaaaen. 

Sechatena.  Beror  mit  Erledigung  der  Beweiaanfertge  der  Partien 
verfahren  wird  und  ohne  Zeitveriuet  begibt  aich  das  Gericht  auf  die 

Amtsstube,  wo  die  Urkunde  aufgenommen  erscheint,  besichtigt  sorgfältig 
die  Protokolle  und  Register,  vergleicht  sie  mit  der  vorgelegten  T'rkunde 
und  Icji^^t  eine  B^'schreihunff  bis  ins  Kinzelno  beider  Tätigkeiten  idedor. 
Wenn  der  Beamte  und  die  Zeugen  oder  einer  von  ihnen  am  Drte  wohneo, 
liujst  der  Richter  sie  ebenfalls  in  <ler  genannten  Amtsstube  erscheinen, 
damit  sie  angesichts  der  erwähnten  Protokolle  und  Register  und  der  vor- 
gelegton Urkunde  mit  Bestimmtheit  und  Deutlichkeit  erklären  mögen,  ob 
die  Aufnahme  tataichlidi  erfolgt  iit^  ob  die  Tataachen  eich  ao  sugetragen 
haben,  wie  sie  dort  angegeben  sind  und  ob  das  ihre  Unterschriften  sind, 
die  auf  ihnen  wiedergegeben  erscheinen«  Wenn  jemand  von  der  Wahrheit 
des  in  der  Urkunde  angegebenen  abweidit,  muas  er  genaue  Erklärang 
Aber  die  Orflnde  seiner  Abweiclmng  angeben.   Wenn  die  Amteetube  nicht 
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Ba  dem  Ort  der  Veriiuidlung  «ich  befindet,  eo  wird  dem  Biehtar  bOherer 
Ordnang  emter  Instons  an  dem  betreffenden  Orte  ein  tnareidiender  Auf- 
trag gegeben,  am  die  angegebenen  Ttti^eiten  und  Bridirangen  su  be- 
wiiken.  Und  wenn  weder  die  Amtntobe  noob  die  Zeugen  an  dem  Orte 
des  Geriebte  lieb  befinden,  so  winl  ebenso  den  verschiedenen  höheren 
Bichtem  sum  erwähnten  Zwecke  Auftrag  erteilt.  Ist  der  Beamte  oder 
jemand  von  den  Zeugen  gestorben  oder  ist  sein  Auf'Mthnltsort  unbekannt, 
so  werden  zwei  nächste  Verwandte  auf-  oder  ansteigender  Ijiriic  oder 
Brüder  gelatlen,  um  die  bezüglichen  l'nt«rschriften  des  V  erstorbenen  oder 
Abwesenden  anzuerkennen  und  ihre  Wistjeuüchaft  über  die  Fragepuiikte 
amsttgebeu.  lu  jedem  Falle  werden  iowohl  dem  B^^mteu  wie  den  Zeugen 
die  Sdunftattae  Aber  Angriff  oder  Anfeditung  und  ibre  BeaniwiMinngen 
▼Ofgeleeen,  damit  iie  eioh  Uber  die  dort  angegebaienTatiadMn  eridftren; 
die  entipreobenden  Bemerirangen  w«rden  in  die  an  erlaawnden  BeeddAite 
aufgenommen. 

Siebentem.  Die  Parteien  liOnnen  weder  den  Beamten  noch  die 
Zeugen  weiter  fragen,  sondent  sie  mCUwen  dem  Richter  die  Fragen,  die 

<<ie  sfestellt  wissen  %vollen,  vorlegen  und  der  Richter  stellt  me,  wenn  sie 
sachgemäss  sind,  in  klaren  und  deutlichen  Worten. 

Achten'^  Wenn  eine  der  Parteien  ^eugenbeweis  antritt,  um  die 
T''ninöglichk€ii  (ier  Aufnahme  der  Crkunde  duzutun,  so  ist  er  wirknntrslof!. 
■wenn  nicht  wenigstens  5  Zeugen  von  vollständiger  ("'hereinstiniMiung  aus- 
sagen, die  le^eu  und  schreiben  köanefi,  einwandnirei  und  von  genügendem 
L^nsalter,  um  das  au  wissen,  was  aur  Zmt  der  Aufiiahme  der  Urkunde 
geseiheben  ist  Die  Aurteien  und  aneb  die  Zeugen  können  Urkunden  bei- 
biingeo,  die  die  UnmOglicbkdt  der  Aufnahme  der  Urkunde  bestätigen 
oder  bestreiten  und  die  auf  die  Ansicht  der  Biditer  Ton  Wiiknng  sein 
können. 

Neuntens.  Wenn  eine  der  Parteien  Untersuchung  durch  Sach- 
verständige zur  Vergleichung  von  rnterschriften  oder  Briefen  beantragt, 
80  mflssen  die  T-rkunden,  mit  denen  die  Vergleichung  bewirkt  wird, 
öffentliche  sein,  und  wenn  derartige  sich  nicht  finden,  so  können  private 
gebraucht  werden,  wenn  bie  von  beiden  Purteieu  angeuoiuuieu  und  von 
dem  anerkannt  sind,  der  ne  unterschrieben  hat. 

Zehntens.  Wenn  aus  der  Unterbuchung  schwerere  und  genügende 
Anaeidien  des  Vergehens  der  Fihtehung  hervorgehen,  so  Teranlasst  das 
Oerich^  wenn  die  Titer  oder  Ifitsdiuld^en  leben  und  die  Strafklage  nicht 
erlosoben  ist,  dass  Absdirift  alles  erforderiichm  an  das  austAndige  Straf* 
gerioht  I.  Listana  geht. 

Infolge  dieser  Massregel  bleibt  der  bürgeiliohe  Bechtastveit  so  lange 
unterbrochen,  bis  das  Strafgericht  ent gültig  entschieden  hat,  es  sei  denn, 
dass  das  Gericht  befindet,  dass  die  Sache  oder  einer  ihrer  Punkte  un> 
abhängig  von  der  fingefoclifenf n  oder  bestrittenen  Urkunde  entschieden 
werden  k<'»!tn''n,  in  welcboui  Fall  der  hi'irgerliche  Rechtsstreit  fortgesetzt 
wird.    Auch  wird  er  fortgesetzt,  um  endgültig  den  Wert  der  Urkunde  in 
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ihm  featcURt eilen,  wenn  trots  der  angegebenen  schweren  AnMiclien  von 
Fälschung  das  Strafverfahren  nicht  durchgeführt  werden  kann,  weil  die 
Täter  oder  Mitschuldigen  nicht  ermittelt  sind  oder  die  StnUkluge  er* 

loMcheu  int. 

Elften'*.  Wonii  der  Beamte  und  die  l  rkuaUäszeugeu  im  wesentlichen 
die  Kcliilieit  der  l'ikuiide  und  die  Tatsachen  der  Niederschrift  aufrecht 
erhnitcii,  so  reuhen  einige  Verschiedenheiten  im  ein&elnen  oder  Krinne- 
niiigsfeliler  nicht  aun,  ihre  Bekundungen  zu  entkrUten,  wenn  einige  Jahre 
abgelaufen  sind  oder  das  Alter  das  GedSchtnis  d«r  Aniisagenden  eebirftdien 
konnte. 

Warn  alle  oder  der  grOeiere  Teil  der  irrinrndaatogen  und  der  Be> 
ante  die  Echtheit  derUricunde  im  wesentlichen  aufrecht  crhidten,  so  kann 
das  allein  entkrftftet  werden,  wenn  aidi  ohne  Möglichkeit  eines  Zweifeln 
ein  Äwinsrender  Bewei«  der  F'älfjchung  ergiebt.  Im  Zweifelsfalle  wird  die 
Echtheit  der  l'rkunde  aufrecht  erhnlt^Mi. 

Zwölftens.  Im  TVteil  hmu  das  (iencht  gemiiss  der  liUge  des  Falls 
und  seiner  Tnistände  die  \  eriiietitunt:.  ganz  oder  teilweise,  oder  die  Be- 
richtigung oder  die  Erneuerung  der  l  rkunde  auordneu,  die  fs,  ganat  oder 
teilweise,  fflr  falsoh  erklirt;  und  auiser  den  Kosten  legt  es  dem,  der  die 
Ifrininde  bu  Unrecht  angefochten  oder  beetritten  hat,  die  Ersetanng  des 
Schadens  auf. 

Dreiaehntens.  Das  Gericht  ernennt  einen  Beamten,  der  hei  dem 
VerhOr  und  dem  Vortrage,  aum  Urteil  oder  Verfaandliing,  als  nnparteiiai^e 
Proseseperson  sugegen  ist. 

Viersehntena.    Jeder  Vergleich  der  Parteien  bedarf  an  seiner 

Gültigkeit,  ausser  dem  Vortnige  des  Beamten,  die  Genehmigung  des  Ge- 
richts, wenn  es  ihn  nicht  gegen  die  guten  Sitten  oder  die  Öffentliche 
'Ordnung  befin<let. 

Fünfzphntens.    Wenn  sf^hon  ein  rechukräft i<;ps  Urteil  über  die  Echt- 
heit einer  öffentlichen  l  rkuade  ergangen  ist,  sd  ist  ein  neuer  Rechtsstreit 
vor  dem  bürgerlichen  (Jericht  über  die  Vollstreckung  des  l  rteilt>  unzulässig: 
Art.  335.  Im  Falle  der  Bestreitung  oder  Anfeditnng  tod  Prirst- 
Urkunden  wenton  Torstebende  Gmndattae,  soweit  sie  anwendbar  aind| 
beobaditet 

Der  6.  Abidiiritfe  des  II.  Titele  bandelt  Ton  der  Untersachnng 
durch  Sachverstlndige.   Dies  Beweismittel  findet  nur  Aber  reift  talsAdi' 

liehe  Punkte  statt,  wenn  das  Gericht  es  bestimmt,  von  Amts  wegen  oder 
auf  Piirtoiantrai;.  Ist  sie  bewilligt,  so  werden  die  Sachverständigen 
inn'^rhrOh  der  3  folgenden  Tni^e  ernannt  und  diese  Auswahl  nach  der 
B<'NiiniiiiuiiL'  des  bürgerlichen  tiesetzbuehs  bewirkt.  In  jedem  Fall  müssen 
die  Sachvepblaiidigen  unter  Persönlichkeiten  ausgewaiut  sein,  die  mich 
ihrem  Gewerbe,  Beruf  oder  Kunst  praktische  Kenntnisse  in  dem  besitzen, 
worauf  sich  die  Untersuchung  besieht,  and  wenn  sie  diese  Bedingung 
nicht  erfallen,  no  kann  die  beteiligte  Partei  die  Brsetaung  dordi  einen 
anderen  tauglidien  nachsuchen^  und  falls  der  Antrag  begrflndet  ist,  gibt 
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ihm  d«r  Bidittr  stitt  Die  SaekTei«tändig«D»  sobald  de  benechriditigt 
lind,  sdiwSreD  binnen  -84  Stunden,  tiwdieli  ihre  Au^^be  su  erfiUlen.  Sie 
nehmen  die  Untersttcbiingen  gemeinschaftlich  vor.    Die  Parteien  können 

bei  itinen  zugegen  sein,  ziehen  »ich  aber  zurück,  damit  die  Sachverständigen 
allein  sicli  licsprechen  und  hj'riit»>n  können.  Die  Zeit,  in  der  die  Sach- 
verständigtiu  iiiren  Auftrag  erledigen  müssen,  setzt  da«  (lericht  fest  nach 
vorheriger  Anhörung  in  der  Eidesleistungsverhandluntr,  alicr  sie  übersteigt 
niemals  14  Tage  mit  Hinzurechnung  der  Entfernung  des  AI»-  und  Zu- 
ganges SU  dem  Ort,  wo  die  Untersuchung  stattzuünden  hat.  Der  Sach- 
Teietändige,  der  seine  Aufgabe  au  erfollen  onterllast  ohne  geeetsnitasigen 
(Srand,  TerfftlK  in  eine  Geldstrafe  von  60 — 125  Bolivare«  und  ist  ausser^ 
dem  für  den  Schaden,  den  er  Temraaoht,  haftbar.  In  den  BUlen  gitia- 
liehen  Abganges  eines  dar  Sachrerständigen  wird  ein  anderer  ernannt 
und  ergeht  neue  Bestimmung,  und  in  den  übrigen  Füllen  des  Abganges 
erfolgt  nur  neue  TJestiinmungf.  Die  Sacfiv(;rst;iiidigen  können  von  den 
Parteien  nhj^elehnt  werden,  a'>"r  die  von  ihnen  benannten  können  von 
ihnen  h&lh»i  nicht  abgelehnt  werden,  es  sei  denn  au«  inzwischen  ent- 
standener I'rsarhe. 

AugenschemseinDahmf».  Nicht  nur  die  Parteien,  sondoni  auch  der 
Richter,  wenn  er  es  für  angemessen  hält,  kann  Augensclieinseinnahme 
vornehmen,  um  sidi  von  solchen  Umstftnden  au  ucterricbten,  die  auf 
andere  Weise  nicht  glaubhaft  gemacht  werden  kffnnen.  Wenn  die  Par- 
teien sie  beantragen  oder  der  Biditer  sie  beschliesst,  begibt  dieser  sidi 
an  den  Ort»  wo  die  Tataadie  gesehehen  ist,  um  die  es  sich  handalt,  oder 
an  dem  Hieb  die  streitige  Sache  1)efindet.  Die  Parteien,  der  Richter  oder 
seine  Beauftragten,  der  Sekretär,  ein  oder  zwei  Sachverständige,  wenn 
es  nötiff  ist,  und  die  Bevollinä'htigten  od'^r  Vortretpr  der  Parteien  sind 
dipjfniigen.  die  hei  der  Verhandlung  zugegen  sein  k()nnf»n,  und  dort  können 
sie  dem  Richter  die  inündli<-hen  Bemerkungen  machen,  die  sie  für  nötig 
halten  und  die  in  d&n  Protokoll  eingefügt  werden,  wenn  sie  das  beantragen. 
Der  Richter  nimmt  eine  Darstellung  des  Verhandelten  auf  und  bescbrftnkt 
sidi  auf  die  Tatsachen,  die  gesdien  sind,  und  ohne  eine  Ansidit  su  äussern 
noch  Beurteilungen  Aber  sie  su  machen.  Er  untersdireibt  mit  dem  Sekretftr 
und  den  Parteien,  die  sngegen  sind.  Die  Tätigkeit  der  Sadiventändigen 
besdiränkt  sich  auf  die  Erklnningen,  die  der  Biohter  sur  besseren  Auf* 
klärung  für  nötig  hält,  und  Belehrungen,  die  er  auch  Ton  einer  anderen 
Person  unter  dem  Eide  verlangen  kann. 

Zeugen  und  ihre  Aussagen:  Der  Richter,  der  Aussagen  von  Zeugen 
su  erfordern  hnt.  bewirkt  dies  unter  Festsetzung  der  Stunden,  in  denen 
die  Vprhnndlung  vor  sich  gohf^n  «oll.  mindesten-'  eine  Sitzung  vorher. 
Der  genannte  Beamte  oder  sein  Beauftragter  stellt  die  Abfragung  der 
Zeugen  öffentlich  an,  eines  nach  dem  andern  und  getrennt  nach  den 
Fragen,  die  diejenige  Partei  vorlegti  die  sich  des  Zeugnisses  bedienen 
will,  und  nach  den  mündlichen  oder  schriftlichen  Fragen,  die  die  Gegen- 
partei Aber  die  Tatsadien  in  der  Befragung  stellen  will,  oder  andere, 
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die  snr  AnIMeUnng,  B«richtigiuig  oder  JCntkiÜtiiiig  ihrea*  Aiunge  die* 

n«o  sollen. 

D«'r  Zeuire  leistet  vor  der  AusRage  einen  Kid,  die  Walirheit  snpen 
zu  wollen.  Dieser  Eid  kann  ^^floistet  word^^-n  unter  Anrufung^  der  Keligion, 
die  der  Zeutje  bekennt,  oder  des  (iewissens  oder  der  Ehre,  wenn  der 
Tieuge  erklärt,  er  habe  keine  Religion.  Er  gibt  seinen  Nameu,  Faiuilieu- 
uamen,  Alter,  SUind,  Glauben,  Wohnort  an,  und  wenn  eins  der  Hindernisse 
«iner  Zeugeoaussage  vorliegt,  die  in  den  Art.  1886^1388  dae  bfirgeriidien 
Gesetebadia  anfgeiftblt  sind.  Um  du  Urteil  des  Zeugen  anfniUiren,  kenn 
der  Richter  ihn  fragen,  was  er  fflr  engemeisen  hxlt  Nor  er  kann  ihn 
in  seiner  Aussage  unterbrechen,  um  eine  UngebAhr  abanatellen  und  hat 
die  PHicht,  ihn  gegen  jeden  Angriff  zu  schützen  und  ihm  die  Freiheit  au 
verschaffen,  deren  er  bedarf,  um  die  Wahrheit  tagen  zu  können. 

Der  Richter  kann,  wenn  er  es  für  angemessen  hält,  anordnen,  da^s 
der  Zeuge  an  dem  Orte  l>pfr:is^»t  werdf  :iuf  den  f\r'}\  s^^iti»^  Au^sas^en  be- 
ziehen, und  im  Fall  gerechtlertiijt^  r  HuKiening  kann  i^ich  nuvii  der  Riebtt^r 
in  die  Wohnung  des  Zeugen  begeben,  um  ihn  dort  zu  fragen,  uacb  vur- 
heriger  Anordnung  wenigstens  einen  Sitzungstag  vor  dem  Tage,  an  dem 
die  Abtragung  stattfinden  soll. 

Die  ProtokoUet  in  denen  die  Zeugenanmagen  niedergelegt  aind, 
mOesen  Ton  ihnen  untenehrieben  sein,  vom  Bichter,  Sekretftr  und  be> 
teiligten  Parteien,  nachdem  sie  dem  Zeugen  vorgeleaen  aind,  damit  di«a«r 
sein  Einverständnis  erkläre  oder  die  erforderlichen  Bemerkungen  madie. 
Wenn  jemand  nicht  lesen  und  schreiben  oder  nicht  unterschreiben  kann, 
wird  dies  im  Protokoll  bemerkt. 
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Beferent:  ChurlM  Etmrj  BnlmUk^ 
Dr.  Jnr.  (Tftl«  A  Heidelberg),  a.  o.  PM»f«uor  der  Reobte  Iii  dar  Leland  Stanford 
Jnator  UnlvursltSt,  Palo  Alto,  Kaüfornlen. 

Üb«neteuiigr  Ton  Pr.  Tietor  SdmeldWy  Justinratt  Berlin. 

&)  Qesetzgebniig  der  Vereinigten  Staaten. 

Dieser  Überblick  umfasst  die  IJundesgi  setzjift'bunfi:  lür  die  Zeit 
vom  Dezember  1901  bis  Miirz  190r>  und  die  staatliche  Gesclzg»'V)nn? 
tiir  die  Zeit  vom  1.  Oktober  \W\  bis  1.  Oktober  1904.  Die  Taß:uiigeü 
des  Bnndeskongresses  tinden  alljährlicli  statt,  während  in  den  Einzel- 
stAaten  die  Tagnngeu  der  gesetzgebenden  Körperschaften  alle  zwei 
Jahre  stattfinden  mit  Ausnahme  von  Georgia,  Massachusetts,  New 
Jersey,  Ithode  Island  und  South  Carolina,  wo  sie  jährlich,  and 
in  Alabama,  wo  sie  alle  vier  Jahre  stattfinden.  Die  meisten  der 
zweijährigen  Tagungen  linden  in  den  ungeraden  Jahren  statte  und 
daher  ühertrifit  die  Ausbeate  der  Geset^bung  in  diesen  Jahren  bei 
weitem  diejenigen  der  geraden  Jahre.  Wälirend  der  vorerwähnten 
Zeitperiode  wurden  von  den  verschiedenen  gesetzgebenden  Eörp«v 
Schäften  der  Einzelstaaten  25  506  Gesetze  und  Verordnungen  er- 
lassen. Von  diesen  wurden  5590  im  .laliie  1902,  14  394  im  .laiire 
10<i;>  mid  5522  im  Jahre  ll*()4  erlassen.  Viel^»  von  »Uesen  Gesetzen 
sind  rein  privater  oder  lokaler  Natur,  Etatstresetze  oder  unwesent- 
liche Ergänzongeu  von  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen.^) 

')  Bei  Znsunmeiiatellung  dieses  Oberblidcs  wurden  wir  in  wert- 
voller Weite  antentatst  durch  die  JahrbQeber  der  Gesetzgebung,  welche 
von  der  New  Yorker  Staatsbibliothek  Teroffentlicht  werden  und  welche 
einen  Ausiug  am  den  Botschaften  der  Üouvemeure,  ein  Inhalteverieichnis 

der  Gesetzgebung  und  einen  Oberbiick  über  die  st:>atliche  Oesetz>,'obung 
enthält.  Wir  wurden  ferner  unterstützt  durch  die  Adre^-^pii  der  Pni^i- 
denten  der  Jirnrrikanischen  AinTnlts-verr-iiiiLninj-  Mr  die  Jübro  1902,  1903 
und  1904.  Ein  t'inj,'''»heiider<'r  Hern  lit  über  die  Gefiet/.j.'ebung  von  1902. 
von  dem  Verfasser  (iie.se«  Hericbln  --r^tattet,  findet  sich  in  der  Revue  du 
droit  public  et  de  iu  science  politique.  Band  XX.  November  1903. 
Jahrbuoh  der  Internat.  Vereinigung,  s.  ßd.  194 
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Bimdesgesetzgebang. 

Unter  dtii  von  dem  57.  Kuugre^  (vom  I)»'zemt)er  11>01  bis 
März  1903)  gefassteu  (iesetzeu  mögen  die  folgeudeu  üervorgehubeu 
werden: 

Tagung  I,  Kaj).  18,  Ein  Gesetz,  durch  welclies  Personen, 
die  der  Jurisdiktion  der  Vereinigten  Staaten  unterworfen  sind,  ver- 
hindert werden  eoUen,  Feuerwaffen,  Opinm  und  geistige  Gbtr&nke 
an  die  Eingeborenen  der  Inseln  des  Stillen  Ozeans,  die  nicht  unter 
der  Jurisdiktion  eines  Kulturstaatee  stehen,  zu  verkaufen. 

Tagung  I,  Kap.  278.  Dieses  (jesetz  schreibt  vor,  dass  An- 
erkenntnisse, welche  sich  anf  Urkunden  über  Grundbesitz  beziehen, 
das  Im  Bezirke  von  Golnmtda  oder  in  einem  Territorium  der 
Vereinigten  Staaten  belegen  ist,  vor  einem  Notar  auf  den  Philippineu 
oder  Portorico  abgegeben  werden  können. 

Tae-nnq:  T,  Kap.  f>i1.  Dies  Gesetz  schreibt  die  weitere  G»-]- 
tung  des  Gesetze«,  betretend  die  Anssrhlies.snng  von  Chinesen,  vor 
und  dehnt  dessen  Bestimmangeu  aal"  die  Inselbesitzungen  der  Ver- 
einigten Staaten  aus. 

Tagung  I,  Kap.  784.  Dieses  Gesetz  unterwirft  Olenmmargarine 
oder  andere  Nacliahmungen  von  Milchproduicten,  welche  ans  einem 
fremden  Lande  oder  aus  einem  anderen  Staate  der  Union  in  einen 
Etnzelstaat  eingeführt  werden,  unmittelbar  den  Oesetzen  des  Staates, 
in  den  die  Produkte  transportiert  werden.^) 

Tagung  I,  Kap.  1138.  Dieses  Gesetz  erhobt  die  Tagesge- 
bflhren  für  Geschworene  in  den  Bundesstaaten  von  2  auf  3  Dollars. 

Tagung  I,  Kap.  1302.  Pananiakanalgesctz.  Dasselbe  trifii 
Bestimmungen,  dass  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  die  j^e- 
saiuieii  Hechte.  Hesitztiinier  und  Privileeien  der  Neuen  Panamakanal- 
Gesellschaft  mit  einem  Aufwand  von  nicht  meiu*  als  40OÜ0ÜOÜ  Dollars 

^)  Die  Ordnung  des  Handelsverkebrs  unter  den  einselnen  Staaten 

und  mit  dem  Ausland  Hteht  der  Hundesreo^icniD^  zu.  Da  Oleum msrgwiiio 
ein  aiierk:iiiiitf'r  I fnndt'lsartikel  ist,  kano  ein  Staut,  in  dem  dieselbe  ein- 
pctilhrt  wird,  ihren  Verkauf  nur  insoweit  orflfien,  als  dies  notwendig  ist. 
um  ihre  Hoiriheit  /u  sichern:  er  kaiin  -.iht-v  ihrf»n  Verkauf  nicht  i^rin:'. 
vt-rhieleti.  solange  der  Verkauf  in  dtT  urtiprün^iicheii  \  erpai  kmi^'  th - 
luip-irteurs  ireschieht  (^ScHüi.LKsitKm.KK  gegen  Pennsylvanieu  \1ÖÜ7/,  171 
Vereinigt.  Stoaten^Berichte,  I].  Durch  dieses  Oesete  irird  die  voUst&ndige 
Kontrolle .  der  Eineelstiuiten  eingeffibrt  und  verliert  dadurdi  die  oben 
zitierte  fintseheidung  ihre  Wirksamkeit. 
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erwirbt  Der  Prftsident  wird  ferner  ermächtig  yon  der  Republik 
Columbia  die  dauernde  Kontrolle  fiber  einen  Streifen  Landes  nicht 
weniger  als  sechB  Heilen  weit  Iftnge  der  Linie  des  Panamakanale» 
zn  erwerben,  sowie  das  Becht»  über  diesen  Streifen  Landes  nnd  die 
HIfen  am  Ende  desselben  Gerichtsbarkeit  aasznttben.  Sollte  der 
Prftsident  nicht  in  der  Lage  sein,  nnter  vernttnftigen  Bedingungen 
nnd  in  angemessener  Zeit  die  Rechte  nnd  das  Besitztum  der  Panama- 
<;esellschaft  imd  die  Kontrolle  über  den  Streifen  Landes  von  Columbia 
zu  erwerben,  so  wird  er  ermächtigt,  mit  Costa  Rica  und  Nicaragua 
wegen  des  Erwerbes  der  dauernden  Kontrolle  über  das  für  den  Bau, 
die  Erhaltung  und  den  Schutz  eines  Kanales  auf  der  Niearagua- 
linie  notwendige  Territorium  zu  verhandeln.  Weitere  Bewilligungen 
von  nicht  mehr  als  135  000000  Dollars  bezw.  von  nicht  mehr  als 
180000000  DoUarSy  je  nachdem  die  gewählte  Bonte  die  Panama-  oder 
die  Nicarsgoaronte  ist,  wnrden  fttr  die  tateSeUichen  Bannnkosten 
gemacht.') 

Tagung  I,  Kap.  1881.   Dies  Oesetz  verbietet  Konsnlarbeamten 

Ernennungen  answftrtiger  Staaten  zu  Nachlassverwaltern,  Vormttndern 
oder  anderen  Vertrauensposten  anzunehmen  ohne  Vollziehung  einer 
Schuldverschreibung  tür  die  eretreue  Erfüllung  der  so  anvertrauten 
Oblieirenheiten.  Solche  Schuldverschreibung  ist  von  dem  Staats- 
sekretär zu  genehmigen.  Der  Bruch  eines  so  begründeten  Ver- 
trauensverhältnisses wird  als  ^eine  Unterschlagung  angesehen,  die 
mit  einer  Maximalstrafe  von  5000  Dollars  und  mit  Geiftngnis  bis  zn 
fänf  Jahren  strafbar  ist. 

Tagung  I,  Kap.  1856.  Dies  Gesetz  ordnet  die  Ventilation 
von  Eohlenbergwerken  in  den  Territorien  der  Vereinigten  Staaten 
nnd  bestimmt  die  Zeiten,  zn  denen  Sprengschttsse  abgegeben  werden 
küunen. 

Tagung  T.  Kap.  1369.  Dies  Gesetz  gibt  Vorschriften  über  die 
voriüuüge  Kegierung  der  Philippinen. 

Insoweit  dies  (jej»etz  iiestirnuaungen  über  den  Erwerb  von  Land- 
befliti  voti  Colnmbi»  traf,  wurden  diese  BeBtuDmungen  bedeutungalo« 
durch  die  Verwerfung  des  Hay-Herran-Vertrsges  vom  28.  Januar  1903. 
Der  Kauf  der  Hechte  der  fransösiseben  KanalgeBellschaft  wurde  pacfa 
HMSgabe  des  atierteo  Oesetses  gemacht  und  das  Territorium  durch  den 
Vertrag  vom  18.  Xovemlier  1903  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und 
Paosma  von  der  jttngst  abgefallenen  Republik  Panama  erworben. 
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Ta^rnn^'-  I,  Kap.  1376.  Dies  Gesetz  macht  das  Betreten  eiiit-s 
Zages  in  der  Absicht  des  Morde.-»,  des  Raubes  oder  einer  anderen 
gesetzwidrigen  (iewalttat  p-egenüber  Angestellten  oder  Passagieren 
mit  einer  Strafe  bis  za  5OU0  Dollars  oder  Gefängnis  bis  zu  20  lahren 
oder  beidem  strafbar.  Daa  Gesetz  ist  nur  In  den  Territorieii  wirksam. 

Tagung  II,  Kap.  487.  Dies  Geiets  ergftnat  das  Eonkiirs- 
gesetz  von  1898. 

Tagnug  n,  Eap.  562.  Dies  Gesetz  begründet  das  Hinbterioiii 
für  Handel  and  Arbeit  znr  Beförderung  und  Entwickeiaiig  des  ans- 
ISndischen  nnd  inlSndiselien  Handels,  des  Bergbanbetriebes,  der 
Schiffahrt,  der  Fabrikation  nnd  der  Fischerei-Industrie,  der  Arbeits- 
interessen nnd  der  Transportgelegenheiten  der  Vereinigten  Staaten. 
Der  Sekretiir  des  Ministeriums  für  Handel  und  Aibeii  wird  ein 
Mitglied  des  Kabinett  es. 

TaguTig  IT.  Kap.  7(»s.  Dies  Cfesetz  ergiinzt  das  Gesetz  über 
den  Handel  unter  den  Einzelstaaten,  und  zwar  wird  eine  Handiong, 
die  von  einem  Beamten  oder  ^>rtreter  einer  Korporation  vorge- 
nommen wird  nnd  die  anf  Grand  der  Gesetze  strafbar  sein  wflrde, 
anch  als  Akt  der  Korporation  strafbar.  Das  Gesetz  unterwirft  die 
Korporation  gewissen  Geldstrafen,  nnd  ist  es  ebenfalls  als  ein 
mit  Geldstrafe  von  1000—20000  Dollars  strafbares  Vergehen  ange- 
nommen worden,  Rabatte  oder  Konzessionen  anzubieten  oder  zn 
bewilligen,  wodurch  Eigentum  zu  einem  niedrigeren  Satze  transportiert 
wird,  als  demjenigen,  welcher  in  der  bekannt  gegebenen  Kosten- 
antstellung  der  Spediteure  entlialtcn  ist.  Dies  Uesetz  findet  selbst- 
verständlic  Ii  nur  auf  den  Verkehr  der  Einzelstaaten  unter  sich  uud 
den  ansländiöchen  Hjindel  Anwendung. 

Tagung  II,  Kap.  775.  Das  (iesetz  triiit  Bestimmungen  über 
die  Keorganisation  der  Mili%.  Es  wird  testgestellt,  dass  die  Miliz 
ans  allen  körperlich  tauglichen  männlichen  Bürgern  oder  solchen 
Ausländern  besteht,  die  ihre  Absicht,  BUrger  der  Vereinigten  Staateu 
zu  werden,  zwischen  dem  Alter  von  18  und  45  Jahren  erklärt 
haben.  Diese  Miliz  ist  eingeteilt  in  die  organisierte  Miliz  und  die 
Reservemiliz.  Das  Gesetz  überträgt  dem  Präsidenten  die  Macht- 
befugnis, solche  Miliz  einzuberufen,  wann  er  dies  für  notwendig  er- 
achtet. Auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  werden  die 
Kosten  der  Ausrüstung  der  organisierten  Miliz  von  der  Bundes- 
regierung übernommen,  und  sind  Bestimmungen  getroöeu,  wonach 


Digitized  by  Google 


Chaslbb  Hbnat  Hübbbice:  Vereimgte  StMteo  ron  Nord- Amerika.  3073 

Antragsteller,  die  in  der  regoUüren  Armee,  in  der  freiwilligen  Armee 
oder  in  der  Miliz  gedient  haben,  für  einzelne  Stellangen  im  ge- 
wOhnliclien  Wege  geprüft  werden. 

Tagung  II,  Kap.  976.  Dies  Gesetz  ergänzt  die  Gesetze  von 
1893  und  1896  über  die  Benutzung  von  iSicherlieitßVürkeliruugea 
aaf  Eisenbahnen. 

Talling  II,  Kaji.  9.s<>.  Dies  Ue-setz  bestimmt  die  Wälnnng 
des  Goldpeso  in  den  Pliilipiiinen.  und  trifil  Vorschriften  über  ein 
Münzsystem  auf  diesen  Inseln. 

Tagung  II,  Kap.  1012.  Gesetz  betreffend  die  Einwanderung 
von  Ausländern.  Das  Qeeets  schreibt  eine  Steuer  von  2  Dollars  für 
jeden  Einwanderer  vor.  Hiervon  sind  ansgenommen  die  Bilrger  von 
Canada,  Cnba  oder  üeiiko.  Das  Oesets  schliesst  femer  grosse 
Gmppen  von  Armen,  Kranken,  Verbrechern  -nnd  anderen  nicht 
wünschenswerten  Einwanderern  ans,  nicht  aber  anch  Personen,  die 
wegen  eines  rein  politischen  Vergehens  vemrteUt  wurden,  da 
damit  ein  moralischer  Schaden  nicht  verbunden  ist  Arbeiter, 
die  nach  den  Vereinigten  Staaten  auf  Grund  eines  Kontraktes 
kommen,  sind  ausgeschlossen,  es  sei  denn,  daf^s  sie  {jesi  hulte  Arbeiter 
Hilf  einem  Gebiete  sind,  auf  dem  ef5  in  Amerika  keine  unbeschäftigten 
Personen  ^ibt.  Die  Ansschlushimg  von  Kontraktarbeit  findet  keine 
Anwendung  auf  berufsmässige  Schauspieler,  Künstler,  Vortragende, 
Sänger,  Geistliche,  Professoren  an  Universitäten  oder  Seminaren, 
Personen,  die  einem  anerkannten  gelehrten  Beruf  angehören,  und 

« 

personliche  Bedienstete  oder  Hanspersonal.  Es  ist  femer  als  straf- 
bare Handlung  hingestellt,  die  Einwanderung  auswärtiger  Arbeiter 
durch  Annoncen  zu  ermutigen,  und  Personen,  welche  das  Land  anf 
Grund  solcher  Annoncen  betreten,  gehören  zu  den  ansgeschlossenen 
Gmppen.  Schi&elgentflmem  ist  verboten,  wegen  der  Einwandernug 
Bdüame  zu  machen. 

Tagung  II.  Kap.  1015.  Dies  Gesetz  verbietet  die  Herstellung 
oder  Einführunic  in  die  Vereinigten  Staaten  von  Drucken.  Kurten 
oder  Anzeio^eu,  welche  Darstellung-en  von  Münzen  der  Veieinigten 
Staaten  oder  auslündif^cben  ^lünzen  enthalten.  Kataloge  von  Miinz- 
händleru  und  numismatischen  und  historischen  Magazinen  fallen 
nicht  unter  dies  Verbot. 

Tagung  II,  Kap.  1019.  Dies  Gesetz  ergSnzt  die  Patentgesetze 
in  der  Weise,  dass  anslttndische  Patente  geschützt  werden  nnd  trifft 
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Vorscbriften  Aber  die  Patentieniiig  von  im  Auslände  patentierten 
G^nständen  in  den  Vereinigten  Staaten, 

Tagung  II.  Gemeinflchaftlicbe  Besolntion  (11.  Februar  1903). 
In  derselben  werden  die  staatlichen  Autoritäten  ersucht,  mit  dem 
Censuaamt  des  Bundes  susammen  zu  wirken,  um  ein  einheitliches 
System  der  Eintra^ng  über  Lebensstatistik  zustande  zu  brin^n. 

Der  58.  Kongress  kam  im  Dezember  1903  zusammen  und 
hielt  drei  Tagungen  ab,  wekiie  zwischen  jenem  Tajrp  nnd  seiner 
t  nd^ültip'ii  Vertng'nnfr  im  März  1905  lagen.  Von  den  Neittns  dieses 
Kongresses  gefassteu  (ieaetzeo  sind  die  folgenden  von  allgemeinem 
Interesse: 

Tagung  U,  Kai  - 1758.  Dies  Gesetz  be8timmt  10000000  DoUarB 
nach  den  Vertragsbedingungen  zur  Zahlung  an  Pftnanaa  fttr  das 
Eanalterritorinm  und  ftbertrftgt  die  Befugnisse  der  zeitweiligen 
Leitung  auf  den  PrSstdenten. 

Tagung  n,  Kap.  1809.  Dies  Gesetz  ordnet  den  Verkauf  von 
haufbünnisehen  Lagern,  um  die  GUlubiger  des  Verkftufers  zu  schützen. 
Das  Gesetz  ist  lediglich  im  Bezirke  Columbia  wirksam. 

Tagung  IT.  Gemeinschaftlicher  Beschlnss  vom  8.  April  1904. 
Durch  denselben  wird  der  Präsident  ersuc.lit,  mit  Grossbritannien 
wegen  einer  Hevision  der  liiireui "i^ben  Rojrnlativc  zu  verhandeln. 

Tagung  11.  Genioinschaftliclier  iirsrliiuss  vom  9.  April  1904. 
Dieser  Beschlnss  enthält  eint-  Hinladiin^  an  die  International 
Parliamentary  Union,  die  Vereinigten  Staaten  zu  besuchen,  und  setzt 
die  äumme  von  50000  Dollars  für  Unterhaltungskosten  fest. 

Tagung  IL  üemeinschaftlicher  Beschluss  vom  28.  April  1904. 
Dieser  Beschluss  begflnstlgt  die  Annahme  eines  Prinzips  des  inter- 
nationalen  Rechts,  durch  welches  alles  Privateigentunr  mit  Aus- 
nahme von  Konterbande  von  der  Beschlagnahme  zur  See  ausgenommen 
werden  soll. 

Tagung  III,  Kap.  23.  Dies  Gesetz  trifft  Vorschriften  Uber 
die  Inkorporierang  der  amerikanischen  Roten  Erenz-Gesellschaft  und 
le^t  eine  Strafe  auf  für  die  unerlaubte  Benutzung  der  Insignien  der 
Gesellschaft. 

Taernntr  III,  Kap.  458.  Dies  (besetz  ordnet  die  Anserabe  von 
Stadt isrln  n  niifl  anderen  Schuldverschreibungen  in  den  Philipjiinen. 
die  \  erteil ung  von  Land  und  das  Mathen  von  Mineralrechten  auf 
diesen  Inseln. 
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'l^uwg  III,  Kap.  550.  Hierdurch  wird  der  Import,  der 
Export  und  die  \  ei  Fi  luiig  von  einem  Staat  in  den  anderen  von 
obszöner  Literatur  oder  unmoraiischeu  und  anpassenden  Artikeln  zu 
einer  strafbaren  Handlnng-  gemacht,  welche  mit  Geldstrafe  bis  zn 
5000  Dollars  oder  Gefängnisstrafe  mit  harter  Arbeit  bis  za  5  Jahren 
oder  beidem  ssa  bestrafen  iat. 

Tagnng  m,  Kap.  1811.  Dies  Oeseta  stellt  Personen  und 
Waren,  die  ans  der  PaDamakaaalzone  kommen,  anf  dieselbe  Basis, 
als  yr&m  sie  ans  einem  fremden  Lande  kämen. 

Tt^g  III,  Kap.  1408.   Tarifgesetz  Ar  die  Philippinen. 

Tagung  III,  Kap.   1441    gestattet    dem    allgemeinen  aus- 
ländischen Vormund,  ergänzende  Vonmuidst  iiaftspapiere  iiu  l^  zirke 
Colnmbia  zu  Iteaiitrageu,  um  Vermögen  des  Mündels,  das  in  dem  ■ 
Bezirke  belegen  ist.  zu  verwalten. 

Tagung  III,  Kap.  1501  verbietet  den  Transport  aus  einem 
Staate  in  den  anderen  und  den  Gebrauch  der  Vereinigten  Staaten- 
Posten  fUr  den  Versand  von  lebenden  Insekten,  es  sei  denn,  dass 
dies  auf  Grand  bestimmter  Vorschriften  m  wissenschaftlichen  Zwecken 
geschieht 

Tagung  III.  GemeinsehafUicher  Beschlnss  vom  8.  Kftrz  1905. 
Durck  denselben  wird  der  Internationale  Gefingntskongress  einge- 
laden, seinen  acht^  Eongress  in  den  Vereinigten  Staaten  abzuhalten. 

Unter  den  allgemeinen  Verträgen,  an  denen  die  Vereinigten 
Staaten  beteiligt  sind  und  welche  während  der  in  dieser  Übersicht 
behandelten  Zeitperiode  ratifiziert  worden  sind,  sind  hervorzuheben 
die  Verträge  mit  Grossbritannien  mit  Bezug  auf  den  iMthiimskaiial 
vom  21.  Februar  1902  und  die  Erledigung  des  Stieits  über  die 
Grenzen  von  Alaska  vom  o.  März  li*03,  das  Abkommen  mit  Mexiko, 
durch  welches  die  Kontroverse  mit  Bezug  auf  die  wohltätigen 
Stiftungen  von  Kalifornien  dem  Hager  Tribunal  überwiesen  wurden, 
vom  22.  Mai  1902,  der  allgemeine  Vertrag  mit  Cnba  vom  1.  Juli 
1904,  das  Abkommen  mit  Frankreich  mit  Bezug  auf  die  Angelegen« 
heiten  in  Tunis  vom  7.  Mai  1904,  der  Vertrag  mit  Panama  mit 
Bezug  auf  den  Kanal  vom  26.  Februar  1904  und  das  internationale 
Abkommen  mit  Bezug  auf  Landkrieg  vom  19.  März  1902. 

Handelsverträge  wurden  abgeschlossen  mit  Cuba  am  81.  März 
1903,  mit  China  am  13.  Januar  1904  und  Ethiopien  am  2.  Angnst 
1904  und  eine  Konsularkonvention  mit  Griechenland  am  9.  Juli  1903. 
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AiisUefemngBTenrfi^e  wurden  abgesehloamn  mit  Botivien  am 

28.  Dezember  1901,  mit  Dänemark  am  16.  April  1902,  mit  Serbien 

am  1'].  Mai  1902,  mit  Chile  am  27.  .Mai  1902,  mit  Belg-ien  am 
14  Juni  1902,  mit  Brasilien  am  18.  April  1903,  mit  Guatemala  am 
Ib.  Jali  l90a  und  Cuba  am  31.  Januar  1905. 

b)  Oesetzgebung  der  Einzelstaaten. 

Yerfasäuug  und  Yerwaltungsreeht. 

Verfa88Qn|[;8koiiTeDte  Warden  abgehalten  in  Connectient  vom 
1.  Jannar  bis  15.  Hai  1902,  in  Virginia  am  12.  Jani  1901  bis 
26.  Jnni  1902  nnd  in  New  HampehiT«  im  Dezember  1902.  Die 
Frage,  ob  ein  Verfassongskonvent  abanlialten  lei,  wnrde  von  dem 
Volke  in  Michigan  nnd  NebraelEa  bei  den  Novemberwalilen  des 
Jahres  1904  verworfen,  und  der  Antrag  anf  Einbemfting  eines 
VerfiEwsnngskonventes  in  Idaho  wurde  dem  Volke  nicht  unterbreitet, 
weil  derselbe  nicht  von  den  gesetzgebenden  Körperschaften  in  ge- 
höriger Weise  gestellt  war. 

Die  von  dem  Konvente  in  Connecticut  entworfene  Verfassung 
wurde  im  Juni  1902  vom  Volke  verworfen.  Der  Konvent  von 
New  Tfampshire  unterbreitete  dem  Volke  10  Ergänzungen  Zü  der 
vorhandenen  Verfassong,  von  denen  vier  angenommen  nnd  sechs 
verworfen  worden.  Die  Verfhssnng  von  Virginia  wurde  den  Wählern 
nicht  zur  Ratifikation  onterbreitet,  dieselbe  trat  am  10,  Jnli  1902 
in  Wirksamkeit 

Die  Verfassung  von  Vhrginia  schreibt  die  ilbliche  Trennung 
der  Regit  rnn^stunktionen  vor.  Der  oberste  Regiemngsbeamte,  der 
Gouverneur,  wird  für  die  Dauer  von  vier  Jalin  n  erwählt  und  isr 
filr  (lif  iiiuiiittelbar  na»  Ii  folgende  Periode  nicht  wieder  wälilbai  . 
S<  iii  (.rli:ilt  betrSgt  i'ollars.  Kr  hat  die  Befugnis,  während  der 
Zeit,  während  welcher  die  gesetzgebenden  Körperschaften  nicht  zu- 
sammengetreten sind,  die  einzelnen  Exekotivbeamten  des  Staates, 
mit  Ausnahme  des  stellvertretenden  Gouverneurs,  wegen  schlechter 
Fflhmng  vom  Amte  zu  suspendieren.  Es  bleibt  alsdann  der  nfichsten 
Versammlung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  flberlassen,  ob  der 
so  suspendierte  Beamte  in  sein  Amt  wieder  zurfickgefBhit  oder 
entlassen  werden  soll.  Der  Gouverneur  hat  ein  qualiftziertes  Veto 
nicht  allein  geg««n  ganze  GesetzesvorschlSge,  sondern  auch  gegen 
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einzelne  Punkte  in  Bndgetgesetzen.  Die  neue  Verfassung  eutzieht 
der  gesetzgebeudeu  Körpci-schaft  das  Recht,  das  sie  früher  besass, 
eine  Anzahl  der  oberen  »Staatsbeamten  zu  ei  wäbleu  und  legt  deren 
Wahl  in  die  Hände  des  Vclkes.  Ansgedeliiue  Machtbeftipfnisse  stehen 
einer  StaatskorporatiouskommisBion  ans  drei  Mitgliedern  zu.  Die- 
selben werden  von  dem  Gouverneur  mit  Genehmigiuig  der  gesetz- 
gebenden Körperschaft  ernannt.  Ihr  Amt  erstreckt  Bich  auf  die 
Beaofsichtipiiig:  aller  Korporationen,  welche  amtlich  zogelaMen  sind 
oder  innerhalb  des  Staate«  OeschSfte  betreiben,  sowie  anf  die  Fest- 
setzung der  Transportsätase  der  Eisenbahnen  nnd  ttbnlicher  ^ent- 
liehen BefOrdemngskorporatlonen.  Die  Eommission  ist  tatsächlich 
ein  Verwaltongsgericbtshof  ftlr  die  Angelegenheiten,  die  zn  seiner 
Kompetenz  gehören.  Die  gesetzgebenden  Körperschaften  bestehen 
ans  zwei  Kammern,  nnd  zwar  aus  einem  Senat  mit  33 — 40  Jlit- 
gliedeni  und  einem  Ahirt  ordnetenbaus  ans  90 — 1(K)  Mitgliedern.  Die 
ersteren  werden  alle  vier  Jahre,  die  letzteren  alle  zwei  .Taliie 
erwählt.  Ordentliclie  Ta{ruii{z:e]i  sind  auf  die  Daner  von  tiO  Tagen 
beschränkt,  es  sei  denn,  dass  ^/^  der  Mitglieder  jedes  Hauses  es 
anders  beschliessen.  In  diesem  Falle  kann  die  Tagung  auf  weitere 
•30  Tage  aasgedehnt  werden.  Die  Mitglieder  erhalten  jedoch  keine 
Kntschfidignng  für  diese  Eztrazeit.  Die  Tagungen  sind  zwe^fthrig. 
Eztratagungen  kdmien  vom  Gouverneur  berufen  werden.  Die  Quali- 
fikationen der  Wfthler  bestehen  darin,  dass  sie  Bttrger  der  Ver- 
einigten Staaten  sind  und  innerhalb  des  Staates  zwei  Jahre,  innerhalb 
der  Grafschaft,  Stadt  oder  Stadtgemeinde  ein  Jahr  nnd  innerhalb 
des  Wahlbezirkes  drei  Honate  vor  der  Wahl  gewohnt  haben  mlissen 
nnd  dass  sie  eingetragen  sind  und  Personalsteuer  bezahlen.  Durch 
die  Eintragung  und  die  l'ersoualsteueriiualiHkation  sollte  das  Stimm- 
ittlit  der  Netjer  beschränkt  werden.  Details  können  in  diesem 
kurzen  t'berbliek  nicht  anjre^-ebeii  werden.  l>ie  Judikatur  besteht 
aus  einem  Oberen  (Gerichtshof,  ans  Kreisgerichten,  aus  Stadtgerichten 
und  Friedensgerichtshöfen.*) 

Über  zalireiche  Ergänzungen  der  Verfassungen  der  Einzel- 
staaten wurde  während  der  Jahre  1902—1904  abgestimmt  Im 
Jahre  1902  wurden  von  den  60  in  Vorschlag  gebrachten  47  ange- 

^)  Eine  t'«rmuere  Zusamnieiistol!ii?"2'  d»  r  \  erfassune  von  \'irL:iiii;i 
findet  mnn  in  nieiiKT  „Analyse  de  la  euii.ititutiou  d»;  Virgiiue  du  lOjuillet 
1902"  in  den»  Annunire  de  legislutiou  eonipan-e,  1904. 
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nommen.  Im  Jahre  1903  worden  von  den  26  in  VorBchUtg  ge< 
brachten  12  angenommen.  Im  Jahre  1904  warde  Aber  73  Ergän- 
zungen abgestimmt,  von  denen  42  angenommen  wurden. 

Nenn  weitere  Staaten  haben  Besehlflsse  angenommen,  dnrcb 
\v<'l(  lie  dar  K(>nß:ress  ersucht  wird,  einen  Verfassnng-skonvent  ein- 
zuberufen, damit  eine  Erganziiiifr  der  Bundesverlassuag  dahitijjeliHiul 
in  Vorschlajr  {gebracht  vverdt',  dass  die  Wahl  von  Senatoren  dt-i 
Vereinigten  Staaten  durch  direkte  V'olkswahl  anstatt  der  bisher 
Üblichen  indirekten  Wahl  erfolge.  Das  sind  21  Staaten,  von  der 
notwendigen  Anzahl  von  30,  welche  diese  Fordemng  gestellt  haben : 
die  Übrigen  12  Staaten  hatten  das  Ersuchen  bereits  1901  gestellt. 

Eine  Ergllnznng  zn  der  Veritoang  von  Oregon  wnrde  im 
Jahre  1902  angenommen,  wodurch  Vorhehntng  getroffen  ist  für  eine 
Initiative  der  staatlichen  Gesetzgebnng  anf  Antrag  von  acht  Prozent 
nnd  anf  ein  Referendum  anf  Antrag  von  fünf  Prozent  der  Wahler. 
Ein  Aasftthrnngsgesetz  zu  den  Bestimmungen  dieser  Ergänzung 
wurde  im  folgenden  Jahre  angenommen  (1903.  cf.  S.  244).  Er- 
{^änzunu:^!!  zu  Verta.ssuugtin  von  Massachusetts  und  Missouri,  welche 
im  Jalu  e  l!Hi:j  in  Vorschlag  gebracht  waren,  wurden  bei  den  W^ahleu 
de8  lolt^eiulfii  .lall res  verworfen. 

Heztiglich  der  VVahlrechtsqnalifikatinneii  sind  keine  wesent- 
lichen Änderungen  hervorzuheben.  Auf  die  Besümmangen  der  Ver- 
fassung von  Virgrinia  ist  bereits  oben  Bezug  genommen.  In  New 
Hampshire  wurde  im  Jahre  1903  eine  Verfassungsergftnzung  an- 
genommen, nach  welcher  eine  Erziehungsprobe  vorgesehen  war. 
Dieselbe  besteht  in  der  Fähigkeit,  die  Verfinssnng  in  englischer 
Sprache  zu  lesen  und  zu  schreiben.  Die  Probe  soll  keine  Anwendung 
finden  anf  Leute  Uber  00  Jahra  nnd  auch  nicht  auf  diejenigen, 
welche  zur  Zelt  des  Erlasses  der  Ergänzung  das  Stimmrecht  hatten. 
Tn  demselben  Staate  wnrde  eine  ErgSnzung,  durch  welche  Be* 
stimmunj^en  für  das  Frauenwahlrecht  gegeben  wurden,  verworfen. 

Tni  Jahre  wurde  eine  Ergänzung  zu  der  Verfassung  von 

oiiiu  ^-efasst.  dui  <  Ii  wi  h  h.-  dem  Gouvenieur  ein  Vetoreccht  peg^ebeii 
ist,  ein  Voi  r*  <  lit,  das  er  vor  dieser  Zeit  nieht  besass.  Dm  Veto 
nmfasst  nicht  nur  ganze  (iesetze,  sondern  auch  einzelne  Positionen 
in  Bud^^ctj^-esetzen,  sowie  einzelne  Teile  eines  Gesetzes.  Das  Veto 
kann  indessen  durch  eine  '  3 -Majorität  in  beiden  flftusem  aus  der 
W  elt  geschallt  werden.   Hierdurch  bleiben  nur  zwei  Staaten  übrig, 
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nämlich  Rhode  Island  und  North  Carolina,  in  denen  der  Gouverneur 
kein  Vetorecht  ^ep:ennbei'  der  fjreaetzgebenden  Köi  j)er??chaft  hat.  In 
Kansas  wnrde  das  Vetu  des  Gouverneurt»  auf  die  einzelnen  Positionen 
der  Budgetgesetze  ansg'edehnt.  Eine  deutliche  Tendenz,  das  Gehalt 
der  oberen  staatlichen  Exekativbeamteu  za  erhöhen,  ist  offensichtlich. 

Sirafrecht  and  Strafeiurichtiiiigeiu 

Der  Ermordnng  des  PrSgiddiiteii  McEihlbt  folgten  eine  Anzahl 
von  Bestimmangen,  die  sich  auf  Anarchie  und  anf  die  Verraehe 
gegen  das  Leben  des  obersten  Beamten  der  Vereinigten  Staaten 
und  anderer  höherer  Slfentlichen  Beamten  richten.  Das  Gesets  von 
New  York  (1902,  Kap.  371)  d^  die  Geseta»  von  Washington  (1903, 
Kap.  45)  und  von  Wisconsin  (1903,  Kap.  343)  unmittelbar  nach- 
folgten, definiert  Anarchie  als  die  Doktrin,  dass  die  eingericht-ete 
Regierung  mit  Gewalt  oder  Zwang:  über  den  Hauten  freworfen 
werden  soll  und  macht  es  zu  einem  X'ergrelien.  anarchistische  Doktrin 
zu  fördern  oder  die  Ermordung  der  Exekutivbeamten  eines  Kultur- 
Staats,  der  eine  organisierte  Regierung  besitzt,  in  die  Wege  za  leiten. 
Das  Gesetz  macht  die  Herausgeber  und  Bedaktenre  von  anarchis- 
tischen Zeitongen  strafbar  and  ebenso  Personen,  welche  an  anarchis- 
tischen Versanunlnngen  teilnehmen  nnd  femer  Personen,  welche  die 
Benntznng  ihrer  Wohnung  zn  anarchistischen  Zwecken  gestatten. 
Das  Recht  von  New  York  stellt  eine  Geldstrafe  von  nicht  mehr  als 
5000  Dollars  oder  GeflUignis  von  nicht  mehr  als  zehn  Jahren  oder  beides 
gegen  die  übertretenden  Personen  fest  Ein  Gesetz  von  New  Jersey 
ist  noch  umfassender  (1902.  Kap.  183)  und  verbietet  die  Förderung 
oder  ErniuLimirig  von  Feindseligkeiten  oder  ^\'idprstand  gegen  einzelne 
oder  sämtliche  Kccrierungen  und  macht  Xersuche  g-eß^en  das  T.eben 
deü  Präsidenten  der  Vereinig-ten  Staaten  oder  eines  iM^amten.  der 
als  Nachlolger  des  Präsidenten  in  Aussieht  steht  oder  eines  Gouverneurs 
irgend  eines  Staates  der  Union  oder  des  obersten  Exekutivbeamten, 
des  Tronerben  oder  mntmasslichen  Erben  eines  ausländischen  Staates 
mit  Todesstrafe  oder  mit  lebenslänglicher  Einkerkemng  strafbar. 
Ein  Gesetz  von  Ohio  (1902,  S.  276)  bedroht  mit  Strafe  der  lebens- 
Iftnglichen  Einkerkernng  den  Versneh  gegen  das  Leben  des  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten  oder  eine  Person,  welche  als  Nachfolger 
des  Präsidenten  in  Frage  kommt.  Dasselbe  legt  ferner  eine  Strafe 
von  mindestens  zwandg  Jahren  Gefängnis  fär  ähnliche  Versnche 
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gegen  den  Oonvernenr  oder  stellvertretenden  Gonvemeiir  eines 
Staates  oder  Territoriums  der  Vereinigten  Staaten  anf.  Ein  Oeaets 
▼on  Iowa  (1902,  Kap.  148),  das  sieh  nicht  speziell  anf  Handlangen 
gegen  die  Personen  der  Herrscher  bezieht,  macht  es  zn  einem  mit 
Gefftttgnisstrafe  von  nicht  mehr  als  zwanzig  Jahren  an  tiestrafenden 
Vergehen,  zur  gesetzwidrigen  TStuiig  einer  Person  innerhalb  oder 
ausserhalb  des  Staates  anzustiften.  Ein  Gesetz,  das  demjenigen  von 
Ohio  ähnlich  ist,  wurde  in  Califoniien  (1903.  Ka]».  55)  erlassen, 
während  in  Comiectirnt  (1903.  Kap.  lOÜ)  die  TüdesstiafV  auf  den 
Versuch,  den  Priisidt  jutn  der  Vereinig-ten  Staaten  oder  eUi^u  aus- 
ländischen Botsehatier  zu  töten,  gesetzt  ist.  Es  ist  bemerkens- 
wert, dasB  keine  Gesetze  dieser  Art  im  Jahre  1904  erlassen  wurden. 

Als  Anzeichen  eines  im  Wachstnm  begriifenen  Nationalgeffthles 
miSgen  die  zahlreichen  Gesetze  erwllhnt  werden,  welche  in  den  letzten 
Jahren  erlassen  wurden  nnd  die  dahin  gingen,  die  Entweihung  der 
nationalen  Fahne  oder  ihre  Benutzung  zu  Annoncenzwecken  zn  ver- 
bieten. Während  der  Zeitperiode  von  1902 — 1904  wurden  derartige 
Gesetze  erlassen  in  Haryland,  Ohio,  Rhode  Island,  Delaware,  Uissonri 
Nebraska,  Neu  Mexiko,  New  York,  Utah  und  New  Jersey. 

In  den  Gesetzen,  welche  sich  anf  Vergehen  gegen  di«  iN  r-^nn 
beziehen,  macht  sich  eine  allgemeine  Tendenz  bemerklich,  die  Strafe 
zu  erhöhen,  lu  Ergänzung  der  zahlreichen  im  Jahre  1901  erlasseneu 
Gesetze,  durch  welche  die  Bestralung  für  Kindesraub  und  Enttührung 
erhöht  wnrde,  wurden  in  der  durch  diese  Fbensicht  behandelten 
Zeitperiode  verschiedene  Gesetze  erlassen,  welche  sich  auf  denselben 
Gegenstand  bezogen.  Kindesraab  gegen  Lösegeld  wird  mit  zehn- 
jähriger bis  lebenslftnglicher  QefKngnisstrafe  bestraft  in  Iowa  (1902, 
Kap.  142),  mit  2—21  jähriger  Gefängnisstrafe  in  Kentucky  (1902, 
Kap.  56),  mit  3— 30  jähriger  G^f&ngnisstrafe  in  Ohio  (1902,  S.  648), 
mit  lebenslänglicher  Gefängnisstrafe  in  South  Carolina  (1902,  BCap.  595 
nnd  mit  Todesstrafe  oder  mit  Gefängnisstrafe  von  S'-^IS  Jahren 
In  Virginia  (1904  ex.  sess.  Kap.  598».  Die  Entführung  oder  das 
I>uiili-ehpn  mit  einer  verheirateu  ii  Frau  wird  in  North  Carolina  mit 
1— lOTihiiirer  GefjinguisJ^trafe  bestraft  (1904.  Kap  362). 

1  !»  /.iii:licli  tler  (.lesetze  iUier  \  t'i-l»ir(  h(.Mi  fff^t'ii  daü  I.i'heu  \>t 
!it  I  \  iM  /uli'  Iren  die  Absrhatlnng  der  l'odesstrafe  für  Mord  im  ersi>ten 
Grade  liurcii  die  Gesetzgebung  von  New  Hampshire,  es  sei  denn, 
dass  die  Geschworenen  ausdrücklich  diese  Strafe  in  ihrem  Urteil 
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anordnen  (1903,  Kap.  114).  Ein  G«BetB  von .  Washington  (1908, 
Kap.  128)  erhöht  die  Strafe  wegen  Hördes  im  sweiten  Grade  auf 
GefiLngitiisetrafe  von  10  Jahren  his  anf  Lebeasaeit»  anstatt  einer 
(äeflingniflstrafe  von  10 — 20  Jahren;  nnd  ein  (S^tz  von  Texas 
(1903,  Kap.  104)  erhOht  die  Strafe  wegen  tfttlichen  Angriffe  mit  der 
Abeicht  der  TStnng  auf  Geftngnisstrafe  von  2—15  Jahren,  anstatt 
wie  bisher  Gefängnisstrafe  von  2  bis  zn  7  Jahren  und  verdoppelt 
diese  Strafe,  falls  die  Handlung  in  der  Weise  bedangen  wurde,  dass 
der  Verbrecher  sich  auf  die  Lauer  gelegt  hat  oder  dass  er  in  eine 
PrivatWfiliniinp;  frescliossen  hat  nder  dass  er  die  Handlung:  mit  eiiirin 
BowiemesKer  oder  Dolch  begangen  hat.  Schliesslich  ist  in  Iowa 
(1904,  Kap.  129)  die  Maximalfitrafe  für  dieses  Verbrechen  von  10 
anf  30  Jahre  erhöht  worden. 

In  Ohio  (1902,  8.  646)  ist  die  Strafe  fUr  Verstiimmelnng  oder 
Vemnstaltang  eines  anderen  erhdht  worden  anf  3—30  Jahre,  anstatt 
wie  bisher  von  1—20  Jahre.  *In  New  York  (1902,  Kap.  116)  ist 
der  nicht  von  Erfolg  begleitete  Veisach,  ein  Kapitalverbrechen 
zn  begehen^  strafbar  mit  GeAngnisstrafe  von  25  Jahren  (Mher 
10  Jahren). 

Das  Aufbrechen  von  Geldschränken  ist  in  Ohio  (1902,  S.  122) 
mit  einer  Uetangnisstrafe  von  1 — 20  Jahren  und  in  South  Carolina 
(1904,  Kap.  21 2"^^  mit  lebenslänglichei-  (^ef-inarnisstrafe,  es  sei  denn, 
dass  die  (leijchworeiit'ii  (»nade  enipfehlHu.  strafbar.  In  Kentucky 
(1904.  Kap.  43)  ist  BankriCuberei  und  Erbrechen  von  Geldschränken 
zu  einem  speziellen  Verbrechen  gemacht  worden,  da»  mit  Gefängnis- 
strafe von  2—20  Jahren  strafbar  ist  Die  Strafe  ist  vom  Gerichts- 
hof feetzQsetzen. 

Kentucky  (1902,  Kap.  22)  hat  es  in  der  offensichtlichen  Ab- 
sicht, die  nene  nnd  wertvolle  Industrie  des  Kraftwnrabanes  zn 
schlltnen,  als  ein  Vergehen,  das  mit  Gefttngnisstrafe  bis  an  3  Jahren 
strafbar  ist,  hingestellt,  wenn  jemand  ohne  die  Znstimmnng  des  Eigen- 
tümers* einen  Obstgarten,  einen  Wildpark,  einen  Kraftwnrzgarten, 
ein  Landgut  oder  anderes  Besitztum  betritt,  das  mit  einem  min- 
destens 7  Fuss  hohen  Zaun  eingeschlossen  ist.  New  York  (1903, 
Kap.  hat  das  lietreren  von  eingeziinnteii  Kiattwurzgärlen  ohne 

entsprechende  Erlaubnis  als  Einbruch  charakterisiert. 

Es  macht  sich  eine  entschiedene  Tendenz  dahin  geltend,  die 
Strafe  ffir  Bestechung  au  erhöhen.   Zum  Beispiel  ist  der  Versuch, 
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einen  Geschworenen  zu  bestechen,  in  Gesetzsamralnnp;:  (1902,  8<  m  ">  mit 
einer  Geldstrafe  von  nicht  mehr  als  ^00  Dollars  und  Gefängnis  von 
1 — 5  Jahren  (früher  60  Tagen)  strafbar,  und  dieselben  Strafen 
treffen  den,  der  eine  solche  Bestechung  annimmt.  In  Nevada 
(1903,  Kap.  106)  wird  die  Beatochiing  eine«  Wfthlen  oder  eines 
Mitgliedes  der  gesetzgebenden  Körperschaft  oder  die  Einaehilefa- 
tening  eines  Wählers  für  ein  Vergehen  erUfirt,  das  mit  Ge- 
fängnis von  l-^-ll  Jahren  strafbar  ist,  tmd  erkUrt  das  Qemt 
^  ansdrficklich,  dass  es  eine  Bestechung  ist,  wenn  eine  Person, 
die  sich  bewirbt.  Senator  der  Vereinigten  Staaten  m  werden,  die 
Kampagnekosten  eines  Kandidaten  fllr  die  gesetzgebende  Versamm- 
lung bezahlt.^)  In  ukkhoiua  (li»o:}  Kap.  13,  Art.  1)  ist  da.s  Geben 
«MltT  Annt'hiiit'n  tiinM-  Ijeülechuiigbsumme  strafbar  mit  Gefängnis- 
strafe von  lU — 20  .laliren  nnd  Ausweisnng.  In  Kentucky  I.hi  Be- 
stechung von  öffentlichen  Beamten  jetzt  mit  Znchthausstrafe  von 
1  —5  Jahren  (frtther  einer  Geldstrafe  von  200  ^1000  Dollars)  und  Ver- 
lust des  Stimmrechts  auf  10  Jahre  (1904,  Kap.  46)  strafbar  und  in 
Virginia  mit  Zachthansstrafe  von  1—10  Jahren  (früher  Ctoftngnis- 
strafe  von  1  Jahr  (1904,  ex.  sess.  Kap.  510). 

Eine  interessante  Kechtsentwickelong  zeigt  sich  in  den  zahl- 
reichen Gesetzen,  die  sich  anf  die  Ableitnng  von  elektrischen  StrOmen 
oder  das  Eingreifen  in  elektrische.  Gas-  oder  Wassennesser  oder 
Femer-Alarmapparate  beziehen. 

New  Jei-sey  (1904,  Kap.  198)  hat  es  zum  Vergehen  gestempelt, 
j>;^estohleue  Sachen  in  iMiiptan^;  zu  nehmen,  gleichgültig,  ub  df»r  ur- 
sprüngliche Diebstahl  innerhalb  oder  ausserhalb  des  Staates  be- 
gangen ist. 

Hin  Gesetz  von  Iowa  (1902,  Kap.  ir»2)  schreibt  vor,  dass 
Personen,  welche  zweimal  wegen  eines  Verbrechens  verurteilt  sind,  und 
in  jedem  einzelnen  Falle  von  dem  Gerichtshöfe  eines  Einaelstaates  oder 
des  Bundes  mit  Strafe  von  nicht  weniger  als  S  Jahren  vemrteilt  sind, 
bei  Übeiiabrang  mit  einem  Vergehen  als  gewohnheitemfissige  Ver- 
brecher  angesehen  nnd  mit  Gefftngnisstrafe  von  nicht  weniger  als 
25  Jahren  zu  bestrafen  sind.  Andererseits  verwarf  die  gesetzgebende 
Versammlang  von  Ohio  (1902,  S.  410)  das  Gesetz  von  1900,  das 

^)  Man  darf  niclit  very;esseti.  das.-  die  Senatoren  der  Vereinigten 
Stikiit'  it  von  den  gesetzgebenden  Körperschaften  der  EinBelstaaten  ge- 

walilt,  werden. 
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lebenslängliche  Gefängnisstrafe  für  gewohnheitsmässige  Verbrecher 
vonchrieb.  In  Washington  (ld03,  Kap.  86)  mass  die  BestrafuDg  bei 
einer  zweiten  Überfährnng  wegen  eines  Vergehens  mindestens  die 
doppelte  Zeit»  welche  durch  das  erste  Urteil  auferlegt  ist»  ausmachen, 
und  bei  einer  dritten  Vemrteilnng  mnss  die  Geftngniaatrafe  lebens- 
IftngUch  sein.  Femer,  wenn  eine  Penon  Mher  eines  groben  Ver- 
brechens oder  Vergebens  gegen  das  Eägentnm  ftberAhrt  worden  ist, 
soll  sie  bei  einer  späteren  Verarteilnng  wegen  eines  kleineren  Ver- 
gehens gegen  das  Eigentnm  so  vemrteilt  werden,  als  ob  es  sich  nm 
eine  grobe  Verletzung  handelte.  In  Massachusetts  (10U4,  Kap.  ;J03) 
ist  vurgesch riehen,  dass  bei  einer  dritten  Vernrteiluug  der  Ange- 
klajrte  znr  Höchstütrafe  (früher  25  Jahre)  fttr  das  A'erbrechen,  wegen 
desseu  er  zuletzt  vemrteilt  war,  verurteilt  werden  soll. 

Eine  Anzahl  von  Geeetseu,  die  sieh  auf  die  geisteskranken 
Verbrecher  beziehen,  wnrde  erlassen,  und  die  Tendenz  geht  dahin, 
dass  geisteskranke  Verbrecher  Instituten  zn  überweisen  sind,  die 
Yon  deiu'enigen  verschieden  sind,  in  denen  andere  Geisteskranke  unter- 
gebracht werden.  Verschiedene  Staaten  haben  femer  Gesetae  erlassen, 
in  denen  besondere  Strafinstitote  fftr  Personen,  welche  Angriffe 
gegen  Frauen  unternehmen,  vorgesehen  sind.  In  ähnlicher  Weise 
wurden  Gesetze  erlassen,  welche  Vorkehrangen  Ar  gesonderte  Ge- 
fängnis- nnd  Strafanstalten  für  jugendliche  Verbrecher  und  für 
deren  Entlassnnj?  auf  Ehrenwort  treffen.  T^ie  Agitation  tTir  die 
Einrichtung  von  .ru;j^endfreri(  iiteu  hat  ebenfalls  in  einer  Anzahl  von 
Staaten  woitt^re  Erfolfre  erzielt.  Verschiedene  Staaten  haben  Iresetze 
angenommen,  die  anf  dem  Gesetz  des  Staates  New  York  beruhen 
nnd  die  sich  auf  Urteile  mit  Gefängnisstrafe  von  anbestimmter 
Dauer  beziehen.  In  Michigan  wnrde  eine  VerfassungsergSnzung  an- 
genommen, durch  welche  die  gesetzgebende  Körperschaft  ermftchtigt 
wurde,  ein  solches  Gtesetz  in  Kraft  zu  setzen,  und  dies  geschah 
dementsprechend  (1903,  Kap.  186.)  Das  Gesetz  schreibt  vor,  dass 
jeder  Urteilsspruch  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  auf  lebenslängliches 
Gefängnis  lauten  oder  bei  denen  es  sich  nm  ein  Kind  von  unter 
15  Jahren  handelt,  als  von  unbestimmter  Dauer  angesehen  werden 
soll.  Die  Dauer  der  Gefengnisstrafe  soll  das  Ma;iimuin  nicht  über- 
schreiten und  nicht  weniger  als  der  Mindestbetrag  sein,  welcher 
durch  das  Gesetz  fllr  das  Versrehen.  dessen  der  Angekhicrtr  ülit^riiihrt 
worden  ist,  auferlegt  ist.    Wenn  der  (jerichtshof  uacit  heiuem  £r- 
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messen  eiitweilei-  eine  lebenslängliche  oder  eine  nach  Jahren  be- 
messene Strafe  erlassen  kaau,  so  liegt  es  dem  Gerichtehof  ob.  eiu^ 
Maximaldaaer  festzusetzen.  Penonen,  welehe  schon  sweimal  vorher 
einn  Vergpehens  flberffthrt  sind,  kSmiea  auf  Ehrenwort  niebt  ent* 
lassen  werden.  In  Kansas  (1908,  Kap.  875)  ist  ein  Gesets»  betreffend 
Urteile  von  nnbestimmter  Dauern  erlassen  worden.  Dasselbe  findet 
anf  alle  Vergehen  mit  Ansnabue  von  Hochverrat  nnd  Mord  An- 
wendung; ebenso  wie  das  Gesetz  von  lOehigan  schreibt  es  vor,  dass 
die  GeßLngnisstrafe  nieht  den  Ifaximalbetrag  Ubersteigen  nnd  nicht 
weniger  als  den  Mindesbetrag  ansmachen  darf,  den  das  Gesetz  vor* 
schreibt.  Es  ist  von  dem  Oberen  Gerichtshuf  von  Kansas  angenommen 
\V( irden,  dass  das  Gesetz  der  \erfas8nng  insoweit  widerjspricht,  als 
dasselbe  anf  Personen  Anwendung  tindet,  die  vor  seinem  Erlass  ver- 
urteilt sind  (Staat  c/a  Tyree,  77  Pacitic-Keporter,  200i.  Das  Gesetz 
von  New  York,  welches  sich  auf  diesen  Gegenstand  bezieht,  ist  derart 
ergänzt  worden,  dass  der  Gerichtshof  ermächtigt  wird,  ein  Urteil 
von  nnbestinunter  Dauer  bei  einer  Person  ansznsprechen,  welche 
zum  ersten  Haie  wegen  eines  Vergebens  ausser  Mordes  oder  Brand- 
stiftung verurteilt  worden  ist  (1902,  Kap.  282).  Das  Gesets  von 
Massachusetts  Uber  Probezeit  ist  mit  mehr  oder  weniger  Modifikationen 
in  den  verschiedenen  Staaten  angenommen  worden.  In  Maryland 
(1902,  Kap.  494)  sind  die  Gerichtshöfe  ermächtigt,  allgemein  (früher 
nur,  wenn  es  sich  um  Personen,  die  zum  ersten  Male  ein  Vergehen 
begehen,  handelt)  Urteilssprüche  zu  suspendieren,  in  Kalifornien 
ist  vorgeschrieben  (1903,  Kap.  34).  dass,  wenn  bezüglich  der  L'e- 
strafung  wegen  eines  V'erbre<?lieiis  dem  Gerichtshof  frei^  Er!ne>.seij 
zusteht,  derselbe  das  Urteil  oder  die  Vollstreckung-  eines  Urteils 
suspendieren  und  den  ^'erbrecher  der  Obhut  eines  Beamten  über- 
lassen kann,  wobei  das  Recht,  eine  solche  probeweise  Entlassung  zn 
widerrufen,  Jederzeit  dem  Gerichtehof  zusteht.  Ein  ähnliches  Gesetz 
wurde  in  Michigan  erlassen  (1908,  Kap.  91). 

Keine  wichtigen  Neuerungen  in  den  gesetzlichen  Bestimmungen, 

die  sich  gegen  Truste  richten,  sind  während  der  Jahre  1902 — 1904 

hervorzuheben.  Die  Verfassung  von  Virginia  von  1902  schreibt  vor, 
das.s  die  „gesetzgcbi  inif  Versamiulung  Gesetze  erlassen  soll,  durch 
welche  alle  Trust«,  \  ereinigungeu  und  Monopole,  welche  der  üflfent- 
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liehen  Wohlfahrt  entgegengt^ben,  verhindert  werden  sollen'*,  nnd 
eine  ErgSosiiiig  so  der  VerfaMong  von  New  Hampshire  erklSrt,  dass 
„freier  nnd  lauterer  Wettbewerb  im  Gewerbe  nnd  der  Industrie  ein 
wesentliches  und  integrierendes  Recht  des  Volkes  ist**,  dass  erdichtete 
Kapitalisierangen  verhindert  werden  müssen  und  dass  die  gesetz* 
gebenden  Körperschaften  die  Beftognis  haben  sollen,  Gesetze  zu  er- 
lassen, dnreh  welche  die  Vemichtnng  der  freien  Konkurrenz  geliindert 
und  eine  Überkapitalisation  ein^ireschräukt  wird.  (Verfassung  'Peil  2, 
Art.  82.)  Nene  Antitrustj^esetze  wurden  anffenoiumeii  in  Mississipj^i 
(1902,  Kap.  02),  South  Carolina  (1902,  Kap.  r.74),  Tuxas  {l\m^ 
Kap.  94)  und  Tennessee  (1903.  Kap.  474).  Das  Gesetz  von  Soutli 
Carolina  ist  eine  sehr  unifassende  Massregel  nnd  verhindert  nusser 
den  gewöhnlichen  Vereinigungen  zur  Kinschriinkung  des  ilandels 
alle  Vericfiufe  zu  einem  geringeren  I*reise,  als  zum  Kosten  preise  oder 
das  Fortgeben  von  Waren,  wenn  derartige  Verkäufe  oder  Hingaben 
in  der  Absicht  geschehen,  Konkurrenten  zu  schädigen  und  dieselben 
aus  dem  Geschäft  herauszubringen.  Das  Gesetz  von  Texas  wurde 
erhiBsen,  um  das  Gesetz  von  1899  zu  ersetzen,  da  dieses  im  Jahre  1902 
in  der  Prozesssache  des  Staates  v.  Waters-Pierce  Oil  Co.  (67  South- 
westem  Reporter  1057),  als  nicht  ver&ssungsgeroäss  erklärt  wurde. 
Dasselbe  schreibt  n.  a.  vor.  das«?  es  als  eine  bösliche  Verabredung 
zur  Einscliiahktin^  (b  r  dt  w»  rVirfreiheit  anfresehen  werden  soll, 
wenn  zwoi  odei'  niclii'  l'ersuiien  odei'  Kni  |»oi;itioiu'ii,  \vt-lc)i('  sich  mit 
dem  Kaut  oder  \  erkauf  von  Waren  btfa.sseii.  vin  Abkommen  mit- 
»-inander  eingehen,  durch  welches  anderen  Personen  verweigert  wird, 
Waren  zu  kaufen  oder  zu  verkaufen  oder  durch  welche  Personen 
oder  Korporationen  boykottiert  oder  bedroht  oder  geliindert  werden, 
einzukaufen,  oder  durch  welches  ihnen  die  Möglichkeit  entzogen 
wird,  von  und  an  andere  Personen  zu  kaufen  beziehungsweise  zu 
verkaufen.  Tennessee  verbietet  alle  Abkommen,  die  die  volle  nnd 
f^eie  Konkurrenz  herabsetzen  oder  die  Tendenz  haben,  dies  zu  tun, 
sofern  es  sich  um  die  Einführung  oder  den  Verkauf  von  Gegen- 
ständen  handelt,  die  in  den  Staat  eingeführt  werden,  und  um  die 
Fabrikation  oder  den  Verkauf  von  Gegenständen  einheimischen  Ur- 
sprunges oder  eiiihriiiiisdien  Rohmaterials.  Desgleichen  verbielnt 
Tennessee  alle  Altknnunon  oder  sonstigen  Arrangcmnits.  weh  he  d«  ii 
Zwrrk  oder  die  Jeiidenz  haben,  dm  Preis  oder  die  Kosten  dem 
Produzenten  oder  Konsuimiiten  von  derartigen  Produkten  oder 
Jabrbucli  der  intemat.  Verelsiguug.  S.  Bd.  Idb 
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Gegenständen  zu  arbiJben,  lierabzuaetzeu  oder  zu  kontrollieren. 
Staatlich  zugelassene  KorporationeDf  welche  das  G^tz  verletzen, 
sollen  ilurer  Zolannngsnrknnde  für  verlustig  erklärt  werden,  ebenso 
sollen  anslftndische  Korporationen  das  Becht,  im  Staate  Geschäfte  zn 
betreiben,  verlieren.  Personen,  welche  derartige  verbotene  Ab> 
kommen  ansfübren,  sollen  einer  Geld-  and  Gefängnisstrafe  nnter- 
worfen  sein,  nnd  schliesslich  kann  jede  Person,  welche  dnrch  einen 
solchen  nngesetzllehen  Akt  verletst  ist,  den  vollen  Preis  erstattet 
verlangen,  der  für  den  so  kontrollierten  Gegenstand  bezahlt  wnrde. 
Das  Gesetz  von  Georgia  vom  Jahre  1896  ist  als  unverfassungs- 
inässijr  erklärt,  worden  (BkuWN  v.  Jacobs  Pharmary  Co.,  41  South- 
eastern  Heporler.  '»'«^ii.  \  erseiiieilene  Ersünzuugeii  zu  bestehenden 
staatlichen  Anti-Trust- Gesetzen  sind  hervorzuheben. 

Allgemeine  Gesetze  über  Korporationen  wurden  in  Massaciui- 
setts  (1903,  Kap.  437),  Virginia  (1903,  Kap.  270),  lUdügan  (190^ 
Kap.  232),  Nevada  (1903,  Kap.  88),  Alabama  (1903,  Kap.  395), 
Gonnecticnt  (1903,  Kap.  194)  nnd  Delaware  (1908,  Kap.  394)  ein- 
gelährt.  Von  diesen  sind  die  Gesetze  von  Conneotient  nnd  Delaware 
wesentlich  Erneneningen  der  alten  Gesetze,  welche  in  diesen  Staaten 
schon  in  Kraft  waren.  Das  Gesetz  von  Alabama  ist  eine  Kodifi- 
kation der  bef^tehenden  Gesetze  Hber  Korimrationen  dieses  Staates. 
Das  Gesetz  von  Massachusetts  bezieht  sich  ausschliesslich  auf  Ge- 
scliRflnkoiporatiniiHii.  iiiclit  aut  Bank-.  Versiclierungs-,  Eisenhahn-. 
iStrassenbahn-.  Wasser-  und  Li(  lit-Goeiischaften.  Hervorznhebfn 
sind  die  hei^tiiuitiuiigen,  dass  Korporationen  auf  eine  unbestimmte 
Zeit  organisiert  werden  können,  dass  der  Maximalbetrag  des  Kapitals 
nnbeschriinkt  ist  und  dass  sie  nnbeschränkte  Befugnis  haben,  Kon- 
trakte abznschliessen,  Verbindlicbkeiten  einzugehen  nnd  Geld  zu 
borgen.  Ausserdem  sind  die  Zwecke,  fOr  welche  eine  Korporation 
begrfindet  werden  kann,  nicht  in  dem  (tesetz  vorgeschrieben,  und 
kOnnen  Gesellschaften  für  jeden  ii^ndwie  gesetzmässigen  Zweck 
gegrOndet  werden.  Die  allgemeine  Kontrolle  der  Korporation  steht 
einem  Verwaltnngsrat  zn,  welcher  aus  mindestens  drei  Mitgliedern 
besteht,  die  alle  Befujrnisse  der  Korporation  ausüben  dürfen  mit 
Ausnahme  derjenigen,  welclie  nach  den  Gesetzen  und  Satzungen  der 
Koipuiatiun  uui  die  Aktionaio^  ülit  iiiairen  nind.  Die  Satzungen 
kuinien  eine  VoHzii  hiinf^skonimissioii  vor^eheü,  welche  aus  und  von 
dem  Verualtungärat  zu  erwiihlen  ist,  nnd  kann  dieser  die  Füliruug 
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d«r  gewObnlichea  Geschäfte  flbertngen.  Aktionftie  werden  persön- 
lich Yerautwortlich  genacht  Ar  die  LOhne  von  Aagestellteii  während 
der  Dauer  Ton  sechs  Monaten,  welche  der  2Sahl!uigaapifordenmg' 
nnmittelbftr  vorangehen.  In  anderen  Fällen  ist  die  Haftbarkeit 
beschränkt  anf  den  Pariwert  der  von  ihnen  innegehaltenen  Aktien. 
Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrates  sind  verantwortlich  für  die 
Schnld  der  Korporation,  wenn  dnrrli  die  Zahlung  einer  Dividende 
oder  durch  die  Hin^!ib<'  eines  Darlehens  an  ein  Mitglied  des  Ver- 
waltiing-srat.s  oder  einen  Aktionär  die  Korjioration  in  Konkurs  {>:eriit. 
In  beiden  Fällen  ist  indessen  die  Haftung  darauf  beschränkt,  dass 
die  so  gezahlten  Summen  zurückzuzahlen  sind.  Die  hervorzuhebende 
Eigentümlichkeit  d^  Gesetzes  ist  das  Freisein  von  Einschrftnkni^^n 
and  die  Pnblisität)  welche  fOr  die  Erstattung  der  Berichte  an  den 
Staat  verlangt  wird.  In  Virginia  ist  eine  staatliche  Eorpmtions- 
kommiseion,  welche  ans  drei  llitgliedem  besteht,  eingesetst  worden 
und  sind  derselben  ausgedehnte  EontroDbeftignisse  sowohl  Aber 
inländische  wie  ausländische  Korporationen,  welche  in  dem  Staate 
Geschäfte  machen  wollen,  ttbeitragen  worden.  Das  neue  Geschäft 
über  Gesch&ftskorporationen  in  Virginia  gestattet  die  Or^nisation 
von  allen  gesetzmässip^en  (Teschäft-en  und  erlaubt  Kniporationpu 
ausserhalb  des  Staates  ihre  Geschäfte  zu  fUliren,  Versajuiiiiune-en  des 
Verwaltung:srats  abzuhalten  und  (irundbesitz  innezuhalten.  Ausser- 
dem enthält  das  Gesetz  speziell  BeHtiuimuugen  über  Banken,  Ver- 
sicherungsgesellschaften und  andere  Gruppen*  Im  Jahre  1904 
(Kap.  609)  wurde  ein  weiteres  Gesetz  erlassen,  durch  welches  ge< 
wisse  Angelegenheiten  geordnet  wurden,  welche  Korporationen  des 
öffentlichen  Verkehrs,  wie  Eisenbahn',  Strassenbahn-,  Telegraphen-, 
Kanal-,  Licht-,  Kraft-  und  Wassergesellschaften  betreffen.  Eine 
interessante  Eigentfimlichkeit  des  Gesetaees  von  Nevada  ist  die  Be- 
stimmung, nach  welcher  die  Entlassung  von  Beamten  einer  Korpo- 
ration vorgenommen  werden  kann ;  anf  BeschloO  einer  Minorität  der 
Aktionäre  kann  der  Bezirksrichter  eine  Versammlung  der  Aktionäre 
einberufen,  welche  in  dem  Gerirhtsgebäude  abzuhalten  ist  und  iu 
welcher  Beschluss  in  der  Sa(  iit-  zu  fassen  ist.  Als  Anzeiclien  der 
Tendenz  g-epen  allzugrosse  Kai»ilali»ieruug  ist  die  l^t  stimniuni,'-  des 
Gesetzes  von  Michigan  hervorzuheben,  durch  welche  der  Maximal- 
betrag des  Kapitals  anf  25  000  000.  Dullars  festgelegt  wird. 

195* 
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Wftlirend  der  Zeitperiode  von  1902 — 1904  haben  sieben  weitere 
Staaten  das  Gesets  Ober  Handelspapiere  angenommen,  welches  von 
der  Konferenz  zur  BetDrdening  einer  einheitlichen  Gesetzgebung  in 
den  Vereinigten  Staaten  befürwortet  worden  war  und  welches  anf 
der  englischen  Wechselordnung  aufgebaut  ist.  Diese  Staaten  sind 
Iowa,  New  Jersey,  Ohio,  Idaho,  Montana,  Eentucl(y  und  Louisiana. 
Hierdurch  wird  die  Zahl  der  Staaten,  in  denen  das  (besetz  in  Kraft 
steht,  auf  24  und  den  Distrikt  von  Colnuibia  erhöht. 

Kine  Anzahl  von  Gesetzen  wurde  erlassen  zur  Regulieruna: 
des  \  t  rkaufs  von  Warenlagern.  Diese  Gesetzt'  liabeii  dt  ii  Zweck, 
die  Glilnbiger  zu  schützen  und  vprlan^reu  von  d»  n  KäiilVm  solcher 
Lager,  dass  sie  dem  Gläubiger  des  Verkäufers  Nachricht  zusenden. 
Diese  Gesetze  wurden  eingeführt  in  New  York,  Ohio,  Californien, 
Colorado,  Connecticut,  Delaware,  Georgia,  Idaho,  Indiana,  liastiacha- 
setts,  Oklahoma,  Virginia  und  Kentucky.  Es  ist  interessant,  hervor- 
zuheben, dass  verschiedene  dieser  Gesetze  für  nicht  verfassungs- 
mässig erklärt  worden  sind,  weil  sie  angeblich  die  Vertragsfireiheit 
hindern,  da  dadurch  Eigentam  ohne  ordentlichen  Bechtsprozess  fort- 
genommen wird  und  weil  sich  angeblich  die  Gesets^ebung  als 
Klassengesetzgebung  dargestellt,  weil  sie  nur  gewisse  Klassen  dw 
Staates  betreffen.  Ho  wurde  das  Gesetz  von  Utah  von  19i»l  in 
Sachen  Block  v.  Scuwaktz,  70  Pacific  Reportt  i-,  22,  das  Gesetz  vmh 
Ohio  von  lyu2  in  Sachen  Millku  v.  Gkawford,  71  Northeastern  Ke- 
pnrter,  031,  und  das  Gesetz  von  N>w  York  in  Saclieii  Wright 
V.  Hakt,  75  NortbeasterD  Reporter,  404,  für  uo verfassungsmässig 
erachtet. 

Obligationen. 

Die  Kontroverse,  welche  in  den  Tereinigten  Staaten  bezflglich 
der  Gfiltigkeit  von  Verträgen  zugunsten  Dritter  besteht,  ist  in  New 
Jersey  (1902,  Kap.  251)  durch  ein  Oesetz,  welches  diese  Verträge 
klagbar  macht,  geordnet. 

In  New  York  (1908,  Kap.  1:^2)  ist  es  zu  einem  Vergehen  ge- 

m;H  iit  worden,  den  Namen  oder  das  Bild  einer  Person  /.u  Annoncen- 
zwt'ckon  ohne  die  schriftliclie  Genehmigung  dies*»r  Pei*son  zu  be- 
nutzen. Eine  derartige  Handlung  berechtigt  auch  zu  einer  Zivil- 
klage aul"  Krstattnnc:  des  tat.^ärhlichen  Schadens  und  einer  Pönale. 

In  Illinois  (P.hi;;.  S.  217)  ist  der  Maximalbetrag,  welcher  für 
ein«*n  Todesfall,  der  durch  die  Nachlässigkeit  oder  Säumnis  eines 
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anderen  veronacht  ist,  erhdht  yod  5000  aaf  10000  DoUare.  Die  Klage 
mnaa  jedoch  innerlialb  eines  Jahres  (früher  2  Jahre)  erhoben  werden. 
Verschiedene  Staaten  haben  ferner  das  Verfahren  bei  Prozessen 
wegen  persönlicher  Beleidigungen  geordnet 

Famflienreelit. 

Die  Eheschliessung  zwischen  Cousins  ersten  Grades  ist  ver- 
boten woi'lt'ii  in  L(niisiana  (1902,  Kap.  9]  und  Michigan  (190;J, 
Kap.  257);  und  in  \  irj?iiiia  (1903  ex.  sess.  Kap.  427)  ist  es  einer 
Frau  verboten,  den  Ehemann  der  Tochter  ihres  Bruders  oder  ihrer 
Schwester  zu  heiraten.  In  Kansas  (1903,  Kap.  220)  darf  keine 
Frau  unter  45  und  kein  Mann,  sofein  er  nicht  eine  Frau  über  45 
heiratet,  heiraten,  wenn  einer  der  Naptnrienten  geisteskrank,  im- 
becile  oder  epileptisch  ist.  Ohio  yerbietet  (1904,  Kap.  88)  die  Er- 
'  teilnng  einer  Ehelizenz,  wenn  der  eine  oder  andere  Nnptnrient 
geisteskrank,  epileptisch  oder  ein  gewohnheitsmftssiger  Tmnkenbold 
ist  In  New  Jersey  (1904,  Kap.  187)  ist  die  Ehe  einer  Person, 
welche  in  einem  Öffentlichen  Krankenhans  als  Epileptiker  oder 
Geisteskranker  znrfickgehalten  wird,  verboten,  es  sei  denn,  das  zwei 
Ärzte  seine  volle  Wiederherstellung  bescheinigen  und  dass  keine 
Wahrscheinlichkeit  vorhanden  ist,  dass  diese  geistigen  Defekte  auf 
«eine  Naehkümmenschaft  überi^eiien.  In  Tvouisiana  (190J^,  Kap.  129) 
werden  Ehen,  die  ausserhalb  des  Staates  zwischen  Personen  ge- 
8chlnf>sen  werden,  die  nach  dem  Rechte  von  Louisiana  sich  wegen 
naher  Verwandtschaft  nicht  heiraten  dürfen,  nicht  für  gttltig  an- 
gesehen, wenn  der  Wohnsitz  des  einen  der  Nnptnrienten  zar  Zeit 
der  Eheschliessnng  in  dem  Staate  war. 

Das  Oesetz  von  New  Jersey,  welches  sich  anf  die  Scheidung 
von  Ehen  bezieht,  ist  revidiert  worden  (1902,  Kap.  157)  derart,  dass 
Nichtigkeitsbeschlttsse  erlassen  werden,  wenn  der  eine  Nnptnrient 
znr  Zeit  der  zweiten  Ebeschliessung  verheiratet  war  oder  wenn  die 
Nu])turienten  miteinander  innerhalb  der  verbotenen  Grade  verwandt 
waren.  Die  Gründe  füi-  <ii<  Ehescheidung  sind  Ehebruch,  büsliches 
Verlassen  anf  die  Daner  von  zwei  Jahren,  unheilbare  Impotenz  zur 
7Mt  der  Eheschliessung,  es  sei  denn,  da.ss  die  ilhe  nacljträglich  ge- 
nehmigt wurde.  Richterliche  Trennung  kann  an^n-orduet  werden 
anf  immer  oder  auf  eine  beschränkte  Zeit.  Auf  Grund  des  Gesetzes 
von  Rhode  Island  (1902,  Kap.  971)  sind  die  Ursachen  fttr  die 
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Scheidiiiig  Impotenz,  Ehebruch,  äasserate  Oimnaamkeit,  btelichei 
Verlassen  auf  die  Dauer  von  Aul  Jahren  (oder  auf  eine  geringere 
Zeitperiode  nach  Ermessen  des  Oerlehts),  fon^^esetEte  Tmnksaehty 
gewohnheitsmSssiger  Oebraneh  von  Opinm,  Morphium  oder  Chlors], 
Kichtanterstfitanng  seitens  des  Ehemannes  auf  die  Dauer  eines  Jahres 
'  und  schliesslich  jedes  gravierende  bOse  Verhalten  und  Schlechtigkeit, 
welche  dem  Ehevertrag  widerspricht  ond  denselben  verietzt  Das 
Gesetz  von  Indiana  il903,  Kap.  48)  schreibt  die  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  vor  für  Ehebruch,  bösliches  Verlassen  oder  Nicht- 
unterhaltung  seitens  des  Ehemannes,  ^ewohnlieitsmässige  Graiisjtiii- 
keit,  fortdauernder  Streit,  welcher  da»  Zusammenleben  uneriräglich 
macht,  gewohnheitsmässige  Trunksucht  und  die  Vernachliissigung 
der  ehelichen  Obliegenheiten.  Ausser  den  bereits  anerkannten 
ScheidungBgrttnden  gestattete  ein  neues  Gesetz  von  Arizona  die 
Scheidung  fUr  bösliche  Verlassung  auf  ein  Jahr,  gewohnheitsmftssige 
Masslosigkeit,  Eizesse,  grausame  Behandlung,  Michtunterhaltung  der 
Frau  auf  ein  Jahr,  V^erurteilung  wegen  eines  Vergehens  oder  un- 
würdigen Verbrechens  vor  der  Eheschliessnng,  es  sei  denn,  dass  der 
Klfiger  diese  Verurteilung  kannte  und  Schwangerschaft  der  Frau 
durch  einen  anderen  Mann  zur  Zeit  der  Eheschliessung,  sofern  dies 
dem  Ehemann  nicht  bekannt  war.  Ein  Gesetz  von  Pennsylvanien 
(1893,  Kap.  23)  zahlt  die  Verbrechen  auf,  deren  Überführung  einen 
»Scheidungsgniiid  bilden  soll. 

Zahlreiche  Gesetze  vvnid«'ii  eila>s(  ii.  durch  welchf»  als  ein 
Vorgehen  liinprestellt  wurde,  wenn  ein  Eheinunn  und  Vjiter  seine 
Frau  oder  Kinder  böswillig  verlässi  ohne  dieselben  mit  genügenden 
Unterhaltsmitteln  zurückzulassen.  Die  Gesetze,  weMie  sich  auf  ehe- 
lielies  Güterrecht  beziehen,  zeigen  eine  Tendenz,  die  Freiheit  der 
Frau  bezüglich  der  Verwaltung  ihres  gesonderten  Vermögens  zu 
erhöhen. 

Arbeitergesetigebmig.  ^) 

Die  Arbeitergesetzgebnng  bietet  einige  interessante  charakte- 
ristische Merkmale,  obwohl  die  allgemeine  Bichtung  sich  auf  wohl- 
bekannten Linien  bewegt.  Besondere  Erwähnung  verdienen  die  zahl- 
reichen Gesetze,  durch  welche  die  Kinderarbeit  geordnet  wird,  feiner 

*)  Cfr.  meiiit  ii  Hericlit  über  „dio  amerikanische  Arheitergeseta« 
L'' f>u' /  dos  Jahre«  in  FiiiArs«  Archiv  für  losiale  Geselsgebung 

und  Statistik,  Bd.  XIX,  S.  ö7h  ff. 
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die  Fortsclirittey  die  besflglieh  der  Binftthrnng  eines  achtstttndigen 
Arlteitstagee  gemacht  werden,  sowie  die  Gesetze,  welche  sich  auf 
die  VeisntworiUchheit  der  Arbeitgeber  Ar  IndustriennfUle  beziehen. 
IMe  indQStrielle  Entwiekelnng  der  südlichen  Staaten  hat  eine  Anzahl 

von  neuen  Fabrikpesetzen  notwendig  gemacht,  und  haben  die  ver- 
schiedenen Arbeitsstiirnnffen,  insbesondere  der  grrosse  Antrazitkohleu- 
streik.  die  Autiiierk>ainkeit  dei-  f?esetzg^ebenden  K'örperscliafteii  tlaranf 
gelenkt.  Massregeln  zur  iriedliclien  Ordnung  der  Streitigkeiten 
zwischen  Auftraggeber  und  Angestellten  in  die  Wege  zu  leiten. 

Gesetze,  betreffend  die  Ordnung  der  Kinderarbeit,  deren  Be- 
stimmangen  in  den  einzelnen  Staaten  sehr  verschieden  sind,  wurden 
erlassen  im  Jahre  1902  in  Maryland,  Kentncky^  Ohio  und  Hassachn- 
setts,  im  Jahre  1908  In  Colorado,  Illinois,  New  York,  Arkansas, 
Montana,  New  Jersey,  North  Carolina,  Oregon,  South  Carolina,  Sonth 
Dakota,  Texas,  Virginia,  Washington,  Wisconsin  nnd  Pennsylvanien, 
im  Jahre  1904  in  Alabama  und  Ohio.  Die  Franenarbeit  wurde  ge- 
ordnet in  Louisiana,  Rhode  Island,  Colorado  nnd  Oregon. 

Die  GericlitshÖfe  haben  erklärt,  dass  es  den  gesetzgebtndeu 
KorperschaftHn  nicht  zusteht,  die  ArheitÄStunden  von  erwachsenen  männ- 
lichen Persoiu  n.  w^dche  in  anderen  Berufen  als  iiflfentlichen  W  erkeu, 
welche  nicht  gefährlich  oder  ungesund  sind.  besrliäfti{?t  sind,  zu  ordnen. 
Um  diese  verfassungsmässige  Schwierigkeit  zu  entfernen,  nahm  die- 
gesetzgebende  Körperschaft  von  Massachasetts  im  Jahre  1902  einen 
Bescblnss  an  zngonsten  einer  Ergttnznng  der  Bnndesverfassnn^, 
durch  welchen  der  Kongress  ermSchtigt  wird,  Gesetze  Uber  die 
Arbeitsstunden  in  den  einzelnen  Staaten  nach  Maasgabe  eines  ein- 
heitlichen Systems  zn  erlassen.  Dies  hat  jedoch  zn  keinem  Resnltat 
gefthrt  Gesetze,  dnrch  welche  eine  achtstündige  Arbeitszeit  ftlr 
öffentliche  Arbeiten  eingeführt  wurden,  wnrden  in  Californien,  Nevada, 
Utah,  Washington,  sowie  Montana  angenommen.  Es  ist  indessen  zn 
bemerken,  dass  das  Verfassungsmässige  dieser  Gesetzgebung  zweifel- 
haft ist.  Gesetze  über  den  acht«tündig-en  Arbeitstag  in  Bergwerken 
wurden  an^enommeii  im  Jahre  1  !•<):;  in  Arizona.  Missouri  und  Nevada. 
Die  Anzahl  von  aufeinander  folgenden  Stunden,  während  web  lier  Aufge- 
stellte an  Kisenbahnen  arbeiten  dürfen,  ist  während  des  Jahres  ltM>3 
in  Arizona,  Arkansas,  Indiana,  Minnesota  und  Texas  geordnet  worden. 

Das  Statut  von  Californien  (1903,  Kap.  220)  schrlinkt  die 
Doktrin  der  Risikoftbemahme  wesentlich  ein,  indem  es  die  Ange> 
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stellten  nicht  nnr  dafür  verantwortlich  madit,  wenn  me  es  versäumen, 
die  ftbliclie  Sorgfalt  bei  der  AuBwaU  von  snverläsugeii  Arbeitern 
anzuwenden  (culpa  in  eUgendo),  sondern  aaeh,  wenn  sie  ea  unter- 
lassen,  eine  ihnen  besfiglieli  der  Sicherung  der  Haschinen  von  den 
Gesetaen  Yorgeschriebene  Pflicht  au  erfttllen.  Die  Gesetze  von 
Montana  (1908)  und  North  Dakota  (1903)  beschranken  die  Doktrin 
der  'Hitbediensteten,  wenn  der  Auftraggeber  eine  Eiaenbahngesell- 
schaft  ist,  während  das  Gesetz  von  Oregon  (1903)  sowohl  die  Doktrin 
Uber  die  Mitbediensteten,  wie  die  Doktrin  über  die  Kisikofibernahnie 
l>eschr:iukt.  Ebenso  wie  die  (lesetze  von  Montana  und  North  Dakota 
htiflet  (las  (TPsetz  von  ()rei;'i»ii  nur  auf  Eiseiibalingesellschaften  An- 
wi'ndunfi-.  Ein  besetz  vmh  Ohio  auü  dem  Jahre  l'.Mil  (1904^  hebt  die 
gemeinrechtliche  Doktrin  von  der  Risikoübernahme  in  den  Fällen 
auf,  wo  der  Schaden  dadurcii  erlitten  wurde,  dass  der  Auftraggeber 
es  unterlassen  hat,  eine  gesetzmässige  Pflicht  für  den  Schote  seiner 
Arbeiter  zu  erfQllen. 

e)  Volkswirtschaftliche  Literatur. 

lieterent:  Dr.  Henry  Crosby  Emer^', 

Frofenor  der  StaatswUiseiiBeliafteu  an  d«r  Yale  Cnlvcndtät,  N«irhav«n. 

Übersetzung  von  Justizrui  Dr.  Tictor  Schneider^ 
RechtaattWftlt  imd  Notar,  Berlin. 

Wer  die  inonatliclien  oder  jälii  lu  hi*n  X  erzeichuibbe  der  Bücher 
verfolgt,  welcll^^  üb»  !-  staatbwirtschaftliche  Gesrenstände  veröffentlicht 
werden,  nmss  über  die  verhältnismässige  Geringtlgigkeit  der  ameri- 
kanischen pQblikationen  erstaunt  sein.  Es  wird  hieraus  von  manchen 
der  Schlnss  gezogen  werden,  dass  das  amerikanische  Publikum  an 
derartigen  Dingen  weniger  Interesse  hat,  als  das  lesende  Pnbliknm 
in  anderen  Ländern.  In  einem  gewissen  Grade  ist  das  rnntnasslich 
wahr.  Der  amerilcanische  Geschäftsmann  insbesondere  hat  sich  bis 
vor  kurzem  im  grossen  ganzen  mit  den  Problemen  seines  eigenen 
Geschäfts,  das  ihm  unmittelbar  bertthrt,  befasst  nnd  hat  sich  etwas 
gleichgültig  gegenflber  Stndien  von  einem  allgemeinen  nnd  wissen- 
schaftlichen Charakter,  die  ihn  über  die  Grenzen  seiner  eigenen 
Üeobachtun^'^  liinaustiihren  würden,  gezeigt.  Die  relative  Gleich- 
jriilti^kt  it  ib  >  aiiiciikanischen  Geschäftsmaniu  b  würde  indessen  in 
einem  fulachen  Licht  dastehen,  wenn  man  sie  lediglich  nach  der 
verhältnismässig  geringen  Anzahl  von  amerikanischen  Biichern,  die 
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ttber  diese  OegeasUnde  gesehrieben  sind,  beurteilen  wollte.  In 
erster  Linie  mnes  man  im  Änge  belialten,  d&as  die  Havptorg«ne, 
dnreli  weldie  die  öffentliche  Ueinnng  in  den  Vereinigten  Staaten 
ihre  Richtschnur  erhält,  die  Taireszeitungen  nnd  die  wöchentlich 

oder  inomitlieli  erscheinenden  M  i^^azine  sind.  Wenn  auch  sehr 
viele  nur  fiir  den  Tag'  bej^tnuinü  uiul  selbst  f;eusatiuiielle  Naoh- 
riciiten  in  diesen  Publikationen  ersrheiiu'ii.  .so  darf  man  doch  nicht 
vergessen,  dnss  sie  dem  intellip-enten  Leser  eine  Masse  von  Material 
aus  den  Händen  sorgsamer  und  erfahrener  Gelehrter  darbieten,  das 
selten  später  in  Buchform  erscheint.  Hierans  ergibt  sich  noch 
ein  weiterer  Kontrast  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  nnd  Dentsch- 
land,  nttmlich  der  Umstand,  dass  es  hienenlande  an  dem,  was  man 
„Pnbllkations-Manie**  nennen  IcOnnte,  mangelt.  Es  wflrde  nicht 
richtig  sein,  wenn  man  dieses  (}efQhl  hanptsächlich  dem  Mangel  an 
Interesse  oder  dem  Mangel  an  Fleiss  anf  Seiten  der  amerilcanisehen 
Schiiftsteller  anschreiben  wollte^  es  ist  teilweise  auch  das  Hesnltat 
von  Zurückhaltung  nnd  einer  nicht  nnwSrdigen  Bescheidenheit. 
Der  Amerikaner  hat  nicht,  wie  der  Deutsche,  das  (Tefühl,  dass 
iiot\vendif>erweise  ein  Buch  ^reschrieben  werden  muss  in  dem  Augen- 
blick, m  (iem  i>iiian<l  auf  eiuein  Spezialgebiet  irgendwelche  Kr- 
fnixiuingen  geniaclit  hat.  Das  Resultat  ist  zweifellos,  dass  das 
amerikanische  Publikum  den  \'orteil  verliert,  welcher  sich  aus  der 
Betiandlung  eines  und  desselben  Gegenstandes  durch  eine  Reihe  von 
geschickten  Schriftstellern  ei^bt,  aber  andererseits  entgeht  dafür 
das  amerilcanische  Publikum  auch  der  Überschwemmung  mit  einer 
Masse  Ton  Literatur,  welche  wenig  zur  Erforschung  neuer  Wahr* 
heiten  oder  zur  klareren  Auslegung  beiträgt  Soviel  mag  zur  Er- 
klftrung  fttr  die  etwas  geringe  Ausbeute  der  Jahre  1908 — 1904, 
welche  nachfolgend  behandelt  wird,  gesagt  sein. 

Wenn  man  die  Werke  nach  den  einzelnen  Gegenständen 
ordnen  will,  so  muss  man  sich  zunächst  mit  den  Werken  beschäftigen, 
welche  .sich  eingehend  mit  den  Grundlagen  der  Staatswissenschaft 
be/JehnnfiTs weise  mit  rein  tlieoretischeu  Problemen  befassen.  Der 
amerikani!>che  Nationalökonom  neigt  sicherlich  etwas  zu  sehr  dazu, 
Lehrbücher  'in  schreiben,  in  den  letzten  beiden  Jahren  allein  sind 
zwei  neue  Abhandlungen  von  hervorragender  Bedeutung  publiziert 
woidea»  Es  sind  dies  die  Werke  von  Prof.  Sagobk^)  von  Columbia 

*)  Sabobr,  H.  R.,  EüifflhruDg  in  die  Staafawissenschnft.  New 
YoA  1903. 
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und  TOD  Prof.  Fetter^)  von  Cornell.  Das  letztere  Werk  ist  eioes 
von  besonderer  Originalität  and  grossem  Wert.  Der  VerfiMser  ge- 
hört zn  der  hervorragenden  Groppe  Junger  Sehriftsteller,  die  fühlen^ 
dass  ein  grosser  Teil  der  theoretischen  Basis  der  modernen  National- 
ökonomie anf  ihren  Begriffen  über  die  Natar  von  Kapital  ond  £in- 
kommen  besteht  Der  Verfasser  ist  bereits  bekannt  anf  Gmnd 
seiner  Abhandinngen  Qber  das  VerhSltnis  von  Bente  zn  Zinsen  nnd 
versucht  in  dieser  Arbeit,  die  g^anze  Omndlage  der  staatswissen- 
srhat'tlicben  Theorie  vom  Gesichtspunkt  der  neuen  Schnle  aus  von 
neuem  aufzubauen.  SHne  Arbrit  l»iet»>t  eine  wuiulervoU  klart-  Analyse 
dieser  iieneii  HeprirtV  uiul  Lrelit  ^deichzfifie:  bt'i  ilnvr  Anwendung 
auf  jiraktisciiere  Probleuie  weiter,  als  irgend  ein  Werk,  das  bisher 
erschienen  ist.  So  wenig  auch  immer  der  Leser  mit  einseinen  seiner 
Theorien  einverstanden  sein  mag,  jedenfalls  werden  durch  die  Arbeit 
seine  eigenen  Auffassungen  sehr  geklärt  nnd  in  vielen  Beaiehnngen 
beeinflnsst  werden.  Die  Arbeit  des  Professor  Saioib  ist  weniger 
revolutionär  in  ihrer  Anlage,  der  Verfasser  ist  aber  ungewöhnlieh 
klar  in  seiner  Beweisfähmng  nnd  verständig  in  seinen  Entscheidungen: 
vielleicht  gar  zn  sehr,  da  es  dem  Leser  manchmal  am  Schlnss  des 
nnparteiischen  Abwfigens  eines  Argumentes  fttr  l>eide  Seiten  Aber- 
lassen  bleibt,  wofür  er  sich  zn  entscheiden  hat.  Tm  theoretischen 
Aufbau  seiner  Arbeil  .sti:iiii  r  der  Verfasser  im  wesentlichen  mit 
seint  ni  K«ille^^»  n  Pr^fegsor  <  i.akk  ttbereiu,  "ibwohl  er  kein  sklavischer 
Nachbeter  d*\s>eiben  ist.  >eine  Knirtt  rium-  üImt  praktische  ameri- 
kanische Probleme  ist  bewundernswert  trotz  der  uotwendigen  Kürze. 
Die  Arbeit  kann  mit  Fug  und  Recht  als  eine  typische  Einflihmng 
vom  amerikanischen  Standpunkt  ans  betrachtet  werden. 

Eine  andere  Arbeit  von  Bedeutung  auf  dem  Gebiete  der  Theorie 
ist  Prof.  Cabvbbs*)  Verteilung  des  Reichtums.  In  diesem  kleinen 
Werk  scheint  der  junge  NationalDkonom  aus  Harvard,  dessen  Artikel 
in  stsatswissenschaftlichen  Zeitschriften  ihm  schon  früh  anf  diesem 
Gebiete  eine  hervorragende  Stellung  verschafft  haben,  den  SehluBS- 
stein  seiner  Ansichten  über  diese  verwickelten  theoretischen  Probleme 
niedergelegt  zn  haben.  Er  stellt  darin  seine  Ideen  über  die  not- 
wendige Konsolidation  der  Produktivität«-  und  Kostenthe<»rie  auf 

Fkttrr,  f.  A.,  Die  Prinzipien  der  StaatawiweDaehaft  mit  An- 
wendunj:  auf  prakfiscbr  Fülle.    New  York  1904. 

C'akvrr,  T.  N.,  Die  Verteilung  dea  Reicbtume.   Xew  York  1901. 
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dem  Gebiete  der  Vei-teilnofr  in  ein  vollständiges  System  zusammen. 
Im  Zueammenbang  hiermit  mag  aoeh  das  Werk  von  Dr.  WuTTAnB,^) 
Gesehichte  der  Arbeitatheorie  vom  Werte,  erwShnt  werden.  Es  ist 
dies  eine  gesdiickte  kritische  Übersicht  der  Schriftsteller  von  Adam 
SmTH  bis  Gaibnis.  In  seinen  eigenen  Anschauungen  rechnet  sich 
der  Verfuser  zu  den  Anhängern  des  Prof.  Clabk,  dessen  Schiller 
er  ist  Blnen  verschiedenen  Charakter  hat  ein  Bnch  des  Dr.  Vbblek*) 
in  Chicago  über  die  Theorie  von  Geschäftsnnternehmnngen.  Ks 
würde  ein  Ding  der  rnniöfcl ichkeil  sein,  ein  so  radikales  und  an- 
i-f-gende«  Bnch  anstnhili*h  in  difstMii  kurzen  Bericht  zu  erörtern. 
Es  mijize  ^enii^eu,  liervorzuheben,  dass  der  V  erfasser  seine  Untei'- 
seheidun^  zwischen  der  pekuniären  und  industriellen  Serwf^ndung 
und  der  Wirkung  des  Maschinen prozesses  aof  die  gewerblichen  Ar- 
beiter einerseits  und  den  Unternehmer  andererseits  au  verblüffenden 
SchlussfolgeruBgen  ftthrt,  selbst  wenn  dieselben  manchmal  zweifel- 
haft sind.  Vielfach  sind  diese  Ansführnngen  von  besonderem  Scharf- 
sinn und  ebenso  häufig  von  einer  manchmal  etwas  dunklen  Satire 
gewilrst  Nichts  kann  in  einem  grGsseren  Kontrast  zu  den  Schriften 
des  Dr.  Vbelbr  stehen,  als  die  kürzlich  gesammelten  Essays  des 
verstorbenen  Prof.  Dunbab^  in  Harvard,  der  solange  als  der  Fflbrer 
der  amerikanischen  Nationalökonomie  verehrt  wurde.  Viele  dieser 
Essays  sind  bereits  bekannt,  einzelne  sind  ans  seinem  Manuskript 
hinzugefügt.  Sic  Uehaudeln  hauptsächlich  die  praktischen  Probleme 
Iii  der  ainerikanisehen  Htaatswissensehaftlichen  Geschichte,  und  zwar 
stets  mit  einem  sulelieu  Keichtuui  genauer  Kenntnisse  und  einer 
solchen  Reife  des  Urteils,  die  sich  auf  langjährige  Erfahrung  anf- 
bant,  nnd  mit  solchem  Flciss  und  solcher  Klarheit  der  Analyse  und 
des  Ausdrucks,  wie  dies  allen  seinen  Werken  eigentttmlich  ist. 

Auf  dem  Gebiet  der  staatswirtschaftlicben  Geschichte  stehen 
die  gelieferten  Arbeiten  in  gar  keinem  VerhSltnisse  zu  dem  Reichtum 
des  gebotenen  Materials.  Späterhin  werden  die  Arbeiten  erwähnt 
werden,  welche  sich  historisch  mit  speziellen  Problemen  befasseD, 

>)  Whittakbb,  A.  C,  Geschichte  und  Kritik  der  Arbeitstheorie 
vom  Werte.  New  York  1904. 

Veble.v,  T.  V.,  Die  Theorie  von  GeBchiftsunteniehmungen. 
Kew  York  1904. 

*)  DcNBAR,  ^^■lti<)na!c»koIlomi8che  Kssays.  Herau8ge|{ehen  von  O.  M. 
\V.  Spraoub.   New  York  1904. 
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aber  €8  ist  entaanliehi  dass  bisher  ft»t  gur  kein  Versuch  gemaeht 
worden  ist,  ein  Werk  snstande  zu  bringen,  daaa  sich  als  eine  bessere 
staatswirtschafUiche  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten  darstellt 
Ein  interessantes  nnd  anregendes  Bnch  von  Frftnlein  Sutlb^)  be- 
bandelt die  amerikanisctae  Geschichte  mit  Besng  auf  ihre  geographi- 
schen Voranssetznngen.  Um  pldtzlich  einen  Sprung  auf  die  andere 
Seite  der  Welt  zn  machen,  ma^  in  diesem  Znsammenbang  Prof. 
I>A¥.s  -)  brillante  Studie  über  das  holländische  Kolonialsystem  erwälmt 
\\«M-den,  welche  hex  den  holländischen  »Schriftstellern  selbst  mit  grossem 
Lob  aufgeiioniuien  worden  ist. 

Wenn  wir  uns  nunmehr  zu  der  Fra^e  der  praktischen  Probleme 
wenden,  so  ist  es  interessant,  dass  solche  Fragen,  wie  die  der  Tmsts, 
welche  einige  Jahre  hindurch  die  Literatur  zn  monopolisieren  schien, 
wenigstens,  was  die  Pablilcation  von  Büchern  Qber  die  Frage  anlangt, 
in  den  Hintergrund  getreten  sind.  Nur  zwei  Bilcher  von  wirk- 
lichem Wert  erschienen  über  diesen  Gegenstand  in  den  Jahren  1903 
bis  1904.  Sehr  viel  diskutiert  wurde  natflrlich  die  wohlbekannte 
Geschichte  der  Standard  Ofl  Company  von  FrÄulein  Tärbbll.*)  Dies 
Buch  wurde  für  das  grosse  Publikum  geschrieben  und  hatte  zweifellos 
den  Z\\eck,  ciue  liOpuläre  Sensation  zu  erregen.  Diesen  letzteren 
Zweck  hnt  es  bereits  vollständig  in  seiner  ursprünglichen  Form 
en-oj.  lif,  da  es  in  einer  Reihe  von  Artikeln  in  einein  wohlbekannten 
populären  3Iagaziu  erschienen  war.  Trotz  des  Versuches  gewisser 
Leute,  das  Buch  wegen  seiner  sensationallen  Wirkung  in  Misskredit 
zu  bringen ;  mnss  zugegeben  werden,  dass  es  im  grossen  ganzen 
auch  von  Fachgelehrten  eine  günstige  Bearteilnng  bezüglich  seiner 
Genauigkeit  und  seiner  Fassung  empfangen  hat.  Das  andere  Werk, 
auf  welches  Bezug  genommen  wurde,  ist  Voodys^)  Wahrheit  über 
die  Trusts.  Dasselbe  ist  nichts  weiter,  als  ein  kommerzielles  Nach- 
srhlagebudi  und  gibt  in  ganz  schmnckloser  Form  die  Ansichten  über 
Kapital,  Verdienst  und  die  Geschichte  der  Organistation  der  haupt- 

^)  SüiieLE,  13.  C,  Amerikanisch«  Geschichte  und  ihre  geograpbi- 
sehen  Grundlagen.   Boston  1803. 

Day,  Die  Politik  und  Verwaltung  der  Holländer  in  Java, 
^'ew  York  1904. 

^)  Tauhkll,  Ida  M.,  Die  Gesdiicbte  der  Standard  Dil  Oompanj. 

Xew  York  1904. 

*)  MooDY,  I.,  Wahrheit  über  die  Trusts.   Kew  York  1904. 
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.sächlicheii  Syndikate  de»  Landes.   Als  ZosammensteUnng  von  zn- 
verllsstgen  Tatsachen,  die  offenbar  schwer  anderwKrtig  sn  beschaffen 
sind,  ist  das  Bach  von  grossem  Wert.  Es  mnss  femer  anf  ein  Bnch 
von  hoher  Bedeutung  Bezug  genommen  werden,  das  von  Herrn 
WnnriBT^)  geschrieben  ist.   Dieses  Buch  behandelt  die  Frage  der 
städtischen  Monopole  sowohl  in  ihrer  staatswirtschaftlichen  wie  tttli- 
nischen  Bedeutung.    Nach  der  Unmasse  von  Älaterial,  das  seifens 
der  deutschen  8<  luifu>teller  Uber  amerikanische  Trusts  gebchriebt  n 
ist,  ist  es  von  Interpssp       bemerken,  dass  ein  Amerikaner  in  das 
deutsche  Gebiet  mit  grossem  JOrtblg  eingedrungen  ist,  ich  meine  die 
bewnndeniswürdige  Abhandlung   des  lh\  Francis  Walkek  ftber 
Syndikate  in  der  deutschen  Kohlenindnstrie.^)    Dies  ist  eine  er- 
schöpfende und  sorgfältige  Behandlung  der  Frage,  gestfizt  auf  die 
,     neuesten  offiziellen  Publikationen,  welche  sorgfftltig  durch  persGu> 
liehe  Beobachtungen  kontrolliert  sind.  Auf  dem  Gebiete  der  Eisen- 
bahn, einem  Gebiet,  das  in  den  nächsten  paar  Jahren  von  noch 
höherer  Bedeutung  zu  werden  verspricht,  brauchen  nur  zwei  Werke 
allgemeinen  Charakters  erwähnt  zu  werden,  nSmlich  das  des  Prof. 
Johnson,-')  ein  umfangreiches  Werk,  djis  die  Geschichte  und  die 
Probleme  der  aiiu  i  ikauischen  ?jst'iib;ihii   behaiideli,  und  duä  vun 
Dr.  Mkyrr,*)  welches  die  Geschifhte  di  r  Eisenbahngesetzgebung, 
und  zwar  sowohl  der  des  Bundes  wie  dtr  Ein/.t  lstaaten,  sowie  die 
wichtigsten  Entscheidungen  der  Koinniissioii  über  den  Handelsverkehr 
der  einzelnen  Staaten  untereinander  behandelt.    Einzelne  besondere 
Monographien  sind  verölte ntl ich t  worden,  die  sich  mit  der  Ordnung 
des  Eisenbahnwesens  in  den  Einzelstaaten  befassen,  insbesondere  die- 
jenigen der  Universität  von  Illinois,  indessen  der  Raum  verbietet  eine 
ehdgehendere  Behandlung  dieser  Monographien. 

Wenn  wir  uns  nunmehr  zu  den  Arbeitsfiragen  wenden,  so 

finden  wir  eine  grössere  Anzahl  von  Werken  erstklassiger  Be- 
deutung.   Vielleiclit  das  wichtigste  von  allti-u  ist  das  ^\  erk  über 

*)  WiiiNKHY,  S.,  Städtische  öffentliche  Betriebe.    New  York  1904. 
*)  Walkeu,  FiiANci^,  Monopolistische  Syndikate  in  der  deutschen 
Kohlenindustrie.  Amerikanifiche  nationaiökonomische  Vereinigung, 

JoHKSOK,  E.  R.,  Amerikanischer  Eisenbahntransport  New  York 

1908. 

')  Mbybr,  B.  H.,  Eisenbahngeselzgeimiig  in  den  Vereinigten  Staaten. 
New  York  1903. 
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organisierte  Arbeit  von  John  Mitchsll^)  dem  berflhmteii  Fftlirer  der 
Bergarbeiter  in  dem  grossen  Kablenstreik.  Nieniand  kann  dieses 
Werk  lesen,  ohne  das  man  Knt  bekommt»  fftr  die  Zaknnft  einer 
Organisation,  welche  den  Verfasser  des  Werkes  als  Führer  in  An- 
sproch  nehmen  kann.  Das  Werk  ist  natürlich  vom  Standpunkt  des 
Arbeiters  geschrieben,  nnd  der  Leeer  wird  schwerlich  erwarten,  dass 
den  Argumenten  der  Feinde  von  Arbeitsor^ranisationen  genügendes 
Gewipht  beigelegt  wird,  indessen  die  Klarheit  des  Stiles,  die  schneidige 
AntUri  kling  der  SchwSdien  der  Verbände,  die  Bereitwillig^keit,  den 
Arbeiter  ffir  seine  I  x/.-sst-  und  törichten  Forderungen  zu  tadeln 
nnd  die  t^eschickte  und  furchtlose  und  doch  bescheidene  Verteidigung 
der  Ilauptanspriidie  des  Verbandwesens  kennzeichnen  Herrn  Mitchsll 
sowohl  als  einen  ehrlichen  Denker,  als  auch  als  einen  machtvollen 
Führer  seiner  Genossen.  £s  mnss  femer  anf  einen  anderen  Band 
von  Pbtbk  Bobskib*)  hingewiesen  werden,  welcher  sieh  mit  den 
sozialen  Voranssetanngen  der  Bergwerksgemeinschaften  befitfsL  Die 
sorgflLltjgen  nnd  wissenschaftlichen  Stndien  des  Herrn  Bobbbib  anf 
dieseln  Gebiete,  welche  sieh  stützen  anf  einen  langjährigen  Aufent- 
halt in  d«i  Minenbezirken  and  anf  eine  genaue  Kenntnis  der  Lage 
des  Arbeiters,  sind  bereits  in  einem  früheren  Bande  hervorgetreten. 
Die  soziale  Lage  der  Baumwollindustrie  ist  kurz  durch  einen 
englischen  Schiiftsteller,  Herrn  Vuung*),  beschrieben,  welcher  seine 
Eindrücke  von  einer  Beoba(*litunfrsi*ei8e  im  Norden  und  Süden  wieder- 
gibt. Viel  Aufmerksamkeit  ist  auch  der  Wohnungsfrage  zugewandt 
worden  nnd  auf  diesem  Gebiete  ist  das  bei  weitem  wichtigste  Werk 
der  Bericht  der  New  Yorker  Mietshanskommision,  welcher  im 
Jahre  1900  unter  der  Redaktion  des  Herrn  Dn  Fonnst^)  Terüff(Bn^ 
licht  wurde.  Dies  ist  die  vollstSndigste  Znsammenstellung  über  die 
Voranssetaangen  des  Hietssystems  nnd  die  Reformplftne,  die  sich  be- 
sehaifen  Iftsst  Eine  andere  interessante  Untersuchung  ist  die,  welche 

*)  Mrrciip.LL.  ,T<inN,  Organisierte  Arl)t  it:  Ihre  Probleme,  Zwecke 
und  Id«^n1r>  und  die  nivronwui t  und  Zukunft  von  uoerikaiilBclien  Lohn* 
empfän^crn.    Philadelphia  liK>3 

-j  HoRKKTs.  P.,  AiithracitkuhieiigfUieiilöC'halteii.  New  York  19i>4. 
YoL.Nü,  T.  M.,  Die  aiuerikunische  BaumwuUindustrie.  Eine 
Studie  Uber  Arbeit  und  Arbeiter.   New  York  1903. 

*)  De  Fobbst,  R.  W.,  und  Vrillku,  L.  (Herausgeber),  Das  Ifietfi- 
hausproblem  einschlieaalich  des  Berichtes  der  New  Yorker  Staatskomniission 
aber  Miets)hftn«er  von  1900.  New  York  1903. 
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von  nenn  Fornhern  besQglich  der  Lage  der  Ärbeitsloseii  und  der 
Wirksamkeit  der  Anstelliingebiireaiis  gemacht  wnrde.  Die  Beenltate 
dieser  ünterenchnng  sind  dem  Pnblikam  durch  Frftolein  Kklloe') 
mitgeteilt  worden.  Wenn  man  von  den  ArbeitBlosen  znr  Armut 
übergeht,  so  haben  wir  in  dem  Werke  des  Herrn  Bobbbt  Hinrnn^ 
über  Armut  eine  pessimistische  Dai-stellung  der  Lage  der  Armen 
hierzulande.  Herr  Hdnter  ist  ein  wohlbekannter  Kenner  der 
schmutzigen  Stadtteile  Ne\\  \  ni  ks.  und  eine  Arbeit  von  ihm  kann 
nicht  verfehlen,  mir  ilirem  Bericlit  über  persf'mlich»*  HeubacUtuugen 
interessant  zu  sein.  Wenn  er  aber  dazu  Ubergeht,  statistische 
Probleme  zu  behandeln,  dann  ergibt  sich,  dass  er  nicht  in  der  Lage 
ist,  in  irgendwie  wiseenschaftUchem  Sinne  die  Ziflfem,  welche  er  be- 
handelt,  zu  analysieren,  und  infolgedessen  kennen  seine  allgemeinen 
Schlüsse  nicht  besondere  Berficksichtignng  finden.  In  der  Arbeit 
des  Herrn  £.  T.  Dirm')  Aber  die  Gmndsfttze  der  Armenunter- 
stütjsnng  haben  wir  andererseits  ein  Werk  von  erstklassiger  Be- 
deutung von  einem  Schriftsteller,  der  Erfahrung  auf  dem  Gebiete 
der  Armenpflege  hat  und  der  gleichzeitig  ein  sorgfältiger  Gelehrter 
und  ein  verständiger  Denker  auf  nationalökonomischem  Gebiete  ist. 
Seine  Arbeit  ist  von  q-rosseni  Wert  sowohl  für  den  praktischen 
Arbeiter,  wie  für  den  wiNsenschaftlithen  Denker.  Herr  N.  P.  Oilman*) 
setzt  steine  wohlbekannten  Studien  in  einem  neuen  Werke  fort, 
welches  die  verschiedenen  Ueschäftsmethoden  des  Ausgleichs  der  sich 
bekämpfenden  Kräfte  Arbeit  und  Kapital  erörtert.  Der  Verfasser 
ist  seit  langer  Zeit  bekannt  als  enthusiastischer  Anhänger  und 
Hanptvertreter  des  Prinsips  der  Gewinnteilnng.  Es  ist  trOsUich, 
heutzutage  einen  Eifer  zu  finden,  der  trotz  der  wiederholten  Ent- 
täuschungen unermfidlich  bleibt,  und  es  verlohnt  sich  derXlIhe,  die 
Bücher  des  Herrn  Gilkan  zu  Bäte  zu  ziehen,  nicht  nur,  wenn  man 
einen  Beweis  für  diesen  Optimismus  sucht,  sondern  auch,  wenn  man 
eine  sorgfältige  Zusammenstellung  vieler  interessanter  Versuche  zu 
sehen  wünscht.   Einen  mehr  glänzenden,  wenn  auch  weniger  opti- 

Kbllob,  Fbamcbs  A.,  Arbeitlos.  New  York  1904. 
*)  HuNTBB,  R.,  Armat.  New  York  1904. 

f)  Dbvikb,  E.  T.,  Die  ürundsätce  der  ArmenunterstütsuDg.  New 
York  1904. 

*)  GruiAK,  N.  F.,  Arten  des  gewerblichen  Friedena  Boston 

1904. 
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mUciscben  Eiiulruck  macht  ein  liucli  von  Herrn  .Toun  Graham  Bkooks^) 
über  die  soziale  fiaetlosiglceit,  das  vielen  Anreiz  bietet  In  diesem 
Werk  gestattet  sich  der  Verfosser  die  köstliche  Freiheit»  ein  Bach 
zn  schreiben,  das  keineswegs  wohlgeordnet  in  seinem  Anfban  ist 
und  das  sich  auch  nicht  mit  dem  Nachweis  von  speziellen  Problemen 
befasst»  dem  aber  die  Penönlichkeit  und  der  Reiz,  der  von  den  Ein- 
drttcken  herrfihrt,  die  das  sympathische  nnd  sorgfältige  Stadium  des 
Tabens  nnd  der  Gedanken  des  Volkes  auf  einen  klaren  und  geist- 
reichen Kopf  iiijuhen,  seinen  Stempel  aufdrücken.  Das  Buch  ist 
nicht  sreradc  t-in  wissenschattliches  Werk,  es  ist  aber  um  vieles 
besser.  Schliesslich  mnss  man  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsfrage 
nitch  die  Bibliographie  der  Publikationen  der  auierikanischen  Ge- 
werkvereine erwähnen,  welche  von  Dr.  G.  E.  Barnktt  herausgegeben 
und  von  der  John  Hopkins- UuiversitÄt  veröffentlidit  wird.  Die  leb- 
halte £r$rterang  über  Geldfragen,  die  vor  einigen  Jahren  eine  so 
grosse  Rolle  gespielt  hat,  scheint  ihre  Nachernte  in  einer  grossen 
Anzahl  von  Werken  anf  diesem  Gebiete  geAinden  zn  haben,  die 
einen  inhaltreicheren  nnd  weniger  epbimären  Charakter  haben.  Ver- 
schiedene wohlbekannte  Schriftsteller  haben  ans  recht  gute  Ab- 
handlungen Uber  Geld  nnd  Kredit  gegeben.  Es  sind  dies  Prof. 
LAVGRtm*)  in  Chicago,  Prof.  Kinlky*)  in  Illinois,  Prof.  Scott*)  in 
\Vis«'onsin.  Es<  ist  unmöglich,  in  einer  so  kurzen  Übersicht  über  die 
relativen  \  •  i  dit  ii>te  dieser  Werke  zu  sprechen.  Das  erste  Werk 
.spiegelt  luiuplääililich  die  et\v;n%  eijr«-nl iiiulidien  Ansichten  dieses 
X  erfassers  über  die  Natur  dt  s  Krediti?  und  die  quantitative  Theorie 
über  Geld  wieder.  Das  zweite  befasst  sich  hauptsächlich  mit  der 
mehr  theoretischen  Seit*  r  Trübleme  von  (ield  und  Kredit,  und 
das  dritte  hnt  einen  mehr  elementaren  und  historischen  Charakter. 
£in  eingehenderes  Studiam  fiber  die  Theorie  vom  Oelde  kann  man 
in  der  sorgfältigen  Analyse  des  Herrn  Walsu^)  Uber  das  Problem 
nnd  den  Wert  von  Geld  nnd  die  Theorie  der  idealen  Valuta  finden. 

')  Biin.iK^,  ,).  (4.,  Die  sn/i.ilc  H,isi](jsi(rki'it.   iSludicu  Aber  Arbeit«- 
uiid  .-."/iiilisf i-,,  |ie  Ht'W'L.' iiiiLi'Mi.    New  X Urlv  11M>!{. 

Lai  i.hi  in.  .[.  L.,  Die  Piiiizipicii  des  (ioliit-s.    Ntnv  York  19<'"{. 

*)  Kim. KV,  D.,  (Jeid.    VAiic  Studii?  über  die  Theorie  und  die  Au>- 
tauKchmiltel  durch  We<*hseL   New  York  1904. 

*)  SeuTT.  W.  A.,  Geld  und  Banken.   New  York  1903. 

*<  Wai.vii,  C.  M..  Das  grundlegende  Problem  in  der  Oeidwiwcn- 

M-hHft.  x.'w  Vorli  mrx 
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Andererseits  haben  wir  auf  dem  Gebiete  der  Geschichte  über  Geld- 
wesen einige  be wunder nswerte  Werke  von  drei  Sclirii'tfiteUern  an 
der  Universitüt  Chicago.  Prof.  Cattkkall^)  hat  uns  eine  sehr  eiti- 
«rehende  nnd  sorgfHltig-e  Stndie  Uber  die  Geschichte  der  Zweiten 
Bank  der  Vereinigten  Staaten,  mutmasslich  das  Schlusswort  beztlg- 
lieh  der  Geschichte  dieses  wichtigen  Institutes,  gegpeben.  Prof. 
UiTCHBLL^)  hat  in  gleicher  Weise  die  ausführlichste,  genaueste  und 
verstttndigBte  Geschichte  der  Papiergeldausgahen  des  Bürgerkrieges 
gegeben;  Fräulein  Bbsokekhidob*)  andererseits  behandelt  denselben 
Gegenstand,  ffthrt  aber  das  Studium  auf  ein  weiteres  Gebiet  nnd 
gibt  uns  eine  recht  branchbare  Abhandlung  Aber  die  gesetsUche 
Wfthmng,  aufgebaut  auf  den  Erfahrungen  Englands  und  Amerikas. 
Einen  mehr  beschreibenden  Charakter  hat  eine  wunderbar  klare  und 
einfache  Zusammenstellung  über  amerikanische  Banken  und  Bauk- 
methtxlen  seitens  des  Herrn  Fiske*).  während  Herr  Magrapf*)  eine 
sehr  sorgfältige  Beschreibung  der  I'rinzipien  de^^  internationalen 
Wertnmsatzes,  wie  er  von  amerikauisclien  Bankiers  betrieben  wird,  gibt. 

Die  Stabilität  des  amerikanischen  Tarifs  und  die  anscheinende 
Uaeht  der  Gruppe  der  Schutzzöllner  im  Eongress,  die  aUe  Be- 
mühungen zu  einer  Änderung  hintanhalten,  sind  wohl  der  Grund 
für  die  yerhäUnismässig  wenigen  Werke,  welche  sich  mit  der  Handels- 
politik befassen.  Wenn  literarische  Arbeiten  eine  Einleitung  fär 
die  einzuschlagende  Politik  sind,  so  kann  man  nur  boifen,  dass  die 
Schriften,  die  sich  mit  der  ReziprozitStsfrage  befassen,  sich  in  Zu- 
kunft in  einem  schleunigen  Tempo  vermehren  werden.  Inzwischen 
haben  wir  nur  ein  Werk,  das  ein»  n  tieferen  Gehalt  hat,  zu  ver- 
merken, nämlieli  das  von  den  i'rof.  Laluhlin  und  Wittj«».*)  Ks  ist 
dies  eine  sorgsame  Arbeit  Uber  die  Geschichte  der  Ideen  Uber  Kezi- 

^)  Cattekall,  R.  C.  H.,  Die  zweite  Bank  der  Vereinigten  Staaten. 
Chicago  1903. 

')  MiTCBBCX,  W.  C,  Oesehichte  des  amerikanischen  Papieigeldes 
(Greenbacks).  Chicago  1903. 

^  Breckenhiugk,  S.  P.,  Gesetzliche  Währung?.  Studie  auf  dem 
Gebiete  der  englischen  und  amerikanischen  (feidgeschichte. 

*)  Fi*KK,  A.  K.,  Die  moderne  Bank.    N'ew  Ynrk. 

*)  MA<;iiAFT'.  A.  W.,  Internatioiinipr  Wirtum^atz.  Seine  Be- 
dinirungen,  Teile,  Wirksamkeit  und  Umfang  und  seine  Handhabung  durch 
amerikanische  Bankiers,    ChicatjfO  1903. 

*)  Lauohlik,  J.  L.,  und  Wirxis,  II.  0.,  Reziprozität.  New  York  1903. 
Jahrbnoh  der  Interaat.  VareiniKung.  s.  Bd.  1% 
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prozität  nnd  die  Praxis  der  Beziprozitftt  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Dr.  RoBiNöuK*)  hat  uns  ein  gelehrtes  Werk  über  die  beiden  wich- 
tigen ReziprozitHtßversuche,  die  die  Vereinigten  Staaten  im  Jahre 
lö54  mit  Canada  und  im  Jahre  1-S7r>  mit  Hawaii  jL^emacht  haben, 
geliefert.  Man  muss  anrh  Bezug  nehmen  auf  ein  Wnrk  «k-s  Herrn 
Edward  Sxakwood*)  über  amerikanische  Tarifstreitigkeiten,  welches, 
obwohl  es  vom  Standpunkt  des  Schatzzöllnen  ans  geschrieben  ist, 
trotzdem  eine  sehr  übersichtliche  nnd  im  grossen  ganzen  nnparteiliche 
Zusammenstellung  der  Geschichte  der  legislativen  Tätigkeit  und  der 
Verhandinngen  anf  den  Kongressen  fHr  einen  Zeitraum  von  mehr 
als  hundert  Jahren  gibt.  Das  Werk  nntemimmt  indessen  keines* 
wegs  eine  selbständige  Analyse  Uber  die  Wirkung  der  Tarifgesets- 
gebang. 

Der  Sozialismus  hat  in  den  Vereinigten  Staaten  keine  ge- 
nügenden Fortschritte  gemacht,  um  zn  Publikationen  ernsterer  Art 
aut'  diesem  Gebiete  zu  füiiren.  Hervorgehoben  muss  jedoch  die  beste 
Geschichte  über  Soziaiisniuis  hierzulande,  welche  bisher  erschienen 
ist,  werden.  Es  ist  dies  die  von  Herrn  Hillqüit.^)  Dies  ist  un- 
zweideutig ein  parteiischer  Bericht,  den  ein  begeisterter  Sozialist 
gegeben  hat,  aber  er  hat  doch  das  Verdienst,  die  vollständigste 
Znsammenstellung  über  einen  Gegenstand  zn  bieten,  der  in  Zukunft 
noch  von  grosserer  Wichtigkeit  zu  werden  verspricht.  In  diesem 
Zusammenhang  mag  auch  eine  Arbeit  über  einen  sehr  interessanten 
amerikanischen  Anarchisten  der  philosophischen  Art»  nämlich  Josiah 
TocKun  aus  Boston  erwähnt  werden.  Es  ist  dies  ein  Denker  von 
nicht  geringer  Bedeutung,  obwohl  derselbe  wenig  bekannt  ist.  Seine 
Anschauungen  sind  in  systematischer  Form  in  einer  sorgsamen  Arbeit 
des  Herrn  VV.  E.  Clark*)  dargestellt.  Schliesslich  müssen  noch 
einige  Werke  erwähnt  werden,  welche  sich  mit  landwirtschalftlichen 
Problemen  befassen.    Das  wichtigste  Werk  auf  diesem  Gebiete  ist 

« 

^)  BoBiNBOK,  C.  F.,  Oesebichte  von  swei  Besiprositätsvwträgen: 
Der  Vertrag  mit  Canada  im  Jahre  1854;  der  Vertrag  mit  den  Hawaii' 
ichen  Inseln  im  Jahre  1876.   New  Häven  (Coon.)  1903. 

')  Sias  WOOF),  R..  Ämerikaniache  Tarif  Streitigkeiten  im  neunzehnten 

Jahrhundert.    Cambridge  1903. 

'')  Hit  f  griT,  Geschichte  des  äoaialismaa  in  den  Vereinigten  StSAten. 

New  York  1^04. 

*)  Clakk.  W.  K.,  .losiuh  Tucker  als  Nationalökonom.  Studie 
au«  der  Geschichte  der  Nationalökonomie.    New  York  1903. 
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vielleicht  die  Boi^^lti^  Arbeit  Aber  die  Tolkswiiiscliaftlichen  und 
lokalen  Probleme,  welche  mit  tler  Ausdehnung  der  Bewässerung 
verknüpft  sind.  Die  Arbeit  rührt  \ . n  Herrn  Meid')  her.  Herr 
Mbad  ist  ein  anerkannter  SchrifTsteller  auf  diesem  Gehi«'t  Von  fast 
g'leichem  Interesse  auf  einem  ganz  verschiedenen  (iebiet  ist  die  be- 
stechende und  ansführliche  Arbeit  des  Herrn  Kichard  Hurd^)  über 
das  Anwachsen  der  Gm ndstückswerte  in  grossen  Orten.  Herr 
pR4TT^  hat  eine  sorgfliltige  Zasammensteliong  der  verachiedeneo 
kooperativen  Üntemehnrangen  unter  Landwirten  xor  VerbeBsenuiff 
ihrer  Einrichtungen  bezflglich  des  Wachstums  nnd  dee  Verkanfes 
ihrer  Ernten  geliefert.  Herr  EDOAn')  hat  einen  knrzen  nnd  elemen* 
taren,  aber  klaren  und  wertvollen  Bericht  ttber  das  Wachsen  des 
Wasens  nnd  die  Fabrikation  von  Hehl  in  seiner  Geschichte  des 
Weinenkorns  gegeben. 

d)  Gesetzgebimg  ld06.') 

Beferent:  Dr.  0«  C.  Kiep,  Berlin. 
Privatreeht. 

Der  Umfang  der  Geeetzgebnng  auf  privatrechtlichem  Gebiete 
ist  nicht  gross. 

Von  Bedentang  fttr  das  Obligationenrecht  ist  eine  Anzahl 
von  Gesetzen,  gerichtet  gegen  i,graft  and  cormpt  praotices  in  the 
sale  of  merehandise*';  sie  sollen  dem  betrügerischen  Verkanf  von 
Waren  im  Konkurse  und  sonst^  ausserhalb  des  ordentlichen  Betriebes, 
der  in  den  letzten  Jahren  immer  mehr  um  sich  gegriffen  hat,  einen 
Riegel  vorschieben.  Sie  gind  zum  grossen  Teil  entstanden  als  Aus- 
fluss  einer  immer  stärker  einsetzenden  Apitation  gegen  dieses  Un- 
wesen im  Geschäftsverkehr  and  sind  als  Bolche  vielfach  weit  über 

>  ')  Mbad,  E^wood,  Bewlsserongiinatitaie.  New  York  1906. 

*)  Hdbd,  R.  M.t  Prinapien  de«  Werts  von  OrandbeeiUs  in  Städten. 
New  York  1803. 

")  PftATT,  E.  A.,  Die  Organisation  der  Laodwirtschaft.  New 
York  1903. 

*)  £!iM)AB,  W.  C,  Die  Oesohichte  eines  Weiceukoms.   New  York 

1903. 

•)  Dieser  Bericht  ist  den  in  der  „Review  of  Legislation  1906*', 
herausgegeben  von  der  New  York  State  Library  (Albauy,  N.  Y.),  enfc* 
haltenen  Materialien  entnommen. 
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das  Ziel  hioavogeschomen,  so  dass  Jüdoi  Wbbnib  bei  Gelegenheit 
der  Bespreehimg  der  Gesetze  sie  als  das  Ergebnis  einer  »ffantastic 

legislation"  bezeichnete.  23  Staaten  haben  im  Berichtsjahre  solche 
Gesetze  erlassen,  und  es  sind  von  den  erlassenen  Gesetzen  bei 
Prüfung  ihrer  Verfassungsmässigkeit  4  für  verfassungswidrig  er- 
klärt, dagegen  aufrecht  erhalten  worden.  Die  Gesetze  dir  ver- 
schiedenen Staaten  weichen  in  ihren  Bestimmungen  sehr  voneinander 
ab,  so  insbesondere  bezüglich  der  Wirksamkeit  von  Verkäufen  der 
genannten  Art,  indem  Nichtigkeit  des  Geschftfts  teils  statuiert, 
teils  vermutet  wird,  teils  eine  Strafe  binsntritt,  teils  nicht  nsw.  — 
Gleichfalls  gegen  Unlauterkeit  im  Geschäftsverkehr  gerichtet  sind 
zwei  in  den  Staaten  Kentucky  (1906,  Kap.  83)  und  New  Jersey 
(1906,  Kap.  240)  erlassene  Gesetze,  welche  die  Fflhmng  eines 
Handelsgewerbes  durch  Einzelkauflente  unter  einer  angenommenen 
Firma  von  der  Eintragung  in  ein  öffentliches  Kegister  abhängig 
machen,  sowie  ferner  ein  Gesetz  Virginias  (1906,  Kap.  260),  welches 
die  Gewährung  von  vScliinitifi eidern  und  ^geheimen  Kommissionen" 
an  Angestellte  bekamiift.  Dieses  ite>er/.  bedroht  mit  Strafe  den 
Agenten  oder  Dienst verptlichteten,  der  für  eine  auf  die  Angelegen- 
heiten oder  das  Geschäft  seines  Prinzipals  bezügliche  Handlung 
von  dritter  Seite  Geschenke  oder  Kommissionen  annimmt,^)  sowie 
gleichfalls  den  Einkaufsagenteu,  der  von  Dritten  sich  eine  Kommission 
bezahlen  Iftsst  —  Obgleich  keine  Staaten  im  BerichUyahr  das  Nege- 
tiable  Instrumente  Law*)  angenommen  haben,  sind  doch  auf  diesem 
Gebiete  einige  Neuerungen  zu  verzeichnen.  In  Virginia  ist  durch 
Gesetz  (1906,  Kap.  1S2)  die  Bestimmung  des  gemeinen  Hechts  be- 
züglich des  Widerrufs  eines  Schecks  durch  den  Tod  des  Ausstellers 
dahin  abgeändert  worden,  dass  ein  solcher  Widerruf  nicht  Platz 
greift,  wenn  der  Scheck  innerhalb  zweier  Wochen  nach  dem  Tode 
des  Ausstellers  präsentiert  wini.  Jede  liaiik.  welche  von  dem  Tode 
eines  Deijutiiilial»t'i>  Kunde  iiaf.  niiiss  (les>eii  (nitlKiben  einen  Monat 
lang  nach  st  inem  Tode  zurückbehalten  und  alle  Srheeks  ans/.alilt 
welche  binnen  der  erwähnten  zwei  \\  ochen  präsentiert  werden.  — 
Nach  einem  Gesetze  des  Staates  Maryland  (1906,  Kap.  270)  kann 

^)  Vgl.  die  1906  in  England  ergangene  .,rrüventiüu  of  Corruption 
Act**,  deren  Inhalt  fast  identisch  ist  mit  dem  obigen  Gesetse. 

*)  Vgl.  LosBNZBN,  The  Negoüable  Instruments  Law  of  the  U.  8.  A, 
in  den  „Bl&ttern",  Jahrgang  U,  S.  406  ff. 
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ein  Schuldner,  welcher  Sicherheit  zn  leisten  liat,  die  Sicherheits- 
leistang durch  seinen  Bürgen  derart  veranlassen,  dass  duB  Hinter- 
legte nur  mit  Einwilligung  des  Bargen  oder  darch  Verfügung  des 
Gerichtshofes  unter  Benachrichtigang  des  Bürgen  abgehoben  werden 
kann.  —  Die  gegen  die  BOrsenspeknlation  gerichtete  Bewegong, 
welche  in  den  letzten  Jahren  eine  «am  Teil  recht  radikale  Qesetz- 
gebnng  in  den  Vereinigten  Staaten  hervorgerofen  hat,  scheint  sich 
allmfthlich  za  verlieren  and  ist  für  das  Berichti^ahr  nnr  ein 
Gresetz  mit  dieser  Tendenz  za  Terzeichnen.  Im  Staate  Georgia  ist 
ein  Gesetz  ergangen  (1906,  S.  95),  welches  ganz  allgemein  „dealings 
in  futnres"  verbietet:  doch  wird  ausdrücklich  hervorgehoben  (§  X): 
„dass  dioses  Oesetz  nicht  so  ausgelegt  werden  soll,  dass  durch 
dasselbe  hindert  oder  für  «resptzwidrig  erklärt  werde  4ie  Ver- 
öffentlichung oder  Verbreitung  der  Maiktiireise  von  Waren,  Aktien, 
Obligationen  und  Sfaatspapieren  durch  irgend  eine  ordnungsmässig 
organisierte  Handelsbörse  oder  anderes  bona  fide  Handelsinstitnt, 
in  welchen  der  Kanf  oder  Verkauf  für  kftnftige  Lieferung  auf 
Differenz  ▼erboten  ist" 

Anf  dem  Gebiete  des  Familienrechts  sind  im  Berichtqahre 
16  Gesetze  erlassen  worden,  doch  sind  verschiedene  von  diesen  nicht 
von  allgemeiner  Bedentnng,  da  sie  sich  als  Spezialgesetze  darstellen, 
wcdche  aus  einem  besimraten  Anlass  hervorgeruten  und  den  Bedürf- 
nissen eines  bestimmten  Falles  angejiasst  sind.  Ein  Gesetz  von 
T-miisiana  (1900,  Kap.  1^0)  si.ll  die  l'niirchuiig  der  Eheverbote  dieses 
Staates  dnreh  Schliessung  der  Klie  in  einem  anderen  Staate  der 
Union  verhindern.  Personen,  welche  in  Louisiana  Wohnsitz  haben, 
and  zwischen  denen  nach  dem  dortigen  Gesetz  ein  Ehehindernis 
wegen  Verwandschaft  besteht,  machen  sich  einer  strafbaren  Hand« 
lang  schuldig,  wenn  sie  in  einem  anderen  Staate  die  Ehe  schliessen, 
ohne  dort  einen  Wohnsitz  erworben  zu  haben,  nnd  dann  zum  dau- 
ernden Anfenthalt  nach  Louisiana  zurOckkehren.  —  Durch  ein  Gesetz 
des  Staates  Maryland  (1906,  Kap.  766)  wird  den  UmstSnden,  bezüg- 
lich derer  bei  der  Eheschliessung  eine  eidliche  Versicherung  erfordert 
wird,  die  Frage  hinzugefügt,  ob  der  Antragsteller  schon  einmal 
geschieden  worden  ist  oder  nicht.  —  Bemerkenswert  ist  ferner  ein 
Gesetz  desselben  Staates  (1906.  Kaj».  7«isi  anf  dem  Gebiete  des 
ehelichen  GiUerrcelits.  Ks  wird  den  Ehefrauen  erx  liwei  t.  sieh  für 
ihre  Ehemänner  zu  verbürgen,  und  es  wird  deu  Gewerbetreibenden 


Digitized  by  Google 


3106 


Gesetzgebung  und  ijiteratur. 


veihoten.  aus  Verträf^en  von  Khofranen  ffepen  deren  Männer  za 
klagen,  endlich  so^ar  die  Geltendniachuiig'  von  Fordenuig-en  aus 
80lcben  Verträgen  unter  Strafe  geatellt,  wenn  nachgewiesen  wird, 
daM  die  betreffenden  Ehefrauen  von  ihren  Männern  genügend  ver- 
sorgt werden.  —  Eine  Anzahl  von  Gesetzen  regelt  femer  die  Unter- 
haltspflicht nnter  Ehegatten  nnd  Verwandten.  So  wird  durch  ein 
Gesetz  des  Staates  Kentucky  (1906,  Kap.  31)  mit  Strafe  bedroht, 
wer  es  nnterlSsst,  einen  bedttrftigen  Eltemteil,  der  in  demselben 
Staate  seinen  Wohnsitz  hat»  den  nötigen  Unterhalt  za  gewfthren, 
sofern  d«r  Unterhaltspflichtige  das  21.  Lebenqahr  flbersehritten  hat. 
In  ähnlicher  Weise  wird  gesorgt  ffir  die  Ehefiran  nnd  die  minder- 
jiihrififen  Kinder  in  ^lassachusetts  duicli  das  Gesetz  19UG,  Kap.  5Ul, 
sowie  iu  dem  Distrikt  von  Columbia  durch  das  Gesetz  V.  S.,  1905 
bis  1906,  Kap.  66.  Nacli  einem  Gesetze  des  Staates  Uhio  (1906, 
Kap.  98)  werden  Kinder  von  der  Unterhaltsptiiclit  ihren  Eltern 
gegenüber  befreit,  wenn  der  betreffende  Elternteii  das  Kind 
einer  Zeit,  wo  es .  das  16.  Leben^ahr  noch  nicht  abersciiritten  hatte, 
böswillig  Terlassen  hat 

Öffentliches  Beebt. 

Ans  der  Gesetzgebong  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts 
sind)  als  von  allgemeinem  Interesse,  hervorzuheben  einige  strafrecht- 
liche Neuerungen,  eine  Anzahl  Gesetze  verfassnngs-  nnd  verwaltungs- 
rechtlichen Inhalts  nnd  endlich  ein  nicht  nnbedeitender  Zuwachs 

zur  stiüiaipülitischen  Gesetzgebuiij?. 

Was  die  erste  Kaif^'-orie  anbclaiif^t,  so  ist  1  •  merkenswert  ein 
Gesetz  des  Staates  Kentucky,  weiches  die  AuffiUiriing  von  Theatei  - 
stücken,  die  den  Rassenhass  (race  prejudice)  aufzureizen  oder  zu 
befördern  geeignet  sind,  verbietet.  Das  Gesetz  lautet:  „Verboten 
ist  in  jedwedem  Opemhanse,  Theater,  Saal  oder  sonstigem  QebAude 
die  Anfftthrung,  die  Teilnahme  an  der  Aufffihrong  oder  die  Gestattnng 
der  Aufführung  eines  Theaterstftckes,  das  zur  Grundlage  hat  die 
Gegensfitze,  welche  angeblich  ft'fiher  bestanden  haben  zwischen 
Herren  und  Sldaven,  oder  das  sonst  geeignet  ist,  die  Abneigung 
der  Bassen  gegeneinander  zu  befördern.  Jede  Zuwiderhandlung 
gegen  diese  Vorschrift  wird  bestraft  mit  einer  Geldstrafe  von  100 
bis  500  Dollar,  oder  einer  Geföngni&strafe  von  1  bis  :i  Monaten  im 
Grafbchaftsgefangnis,  oder  mit  einer  solchen  Geldstrafe  und  Getängni»- 


Digitized  by  Google 


0.  C.  Ki£i>:  Vereiuigte  Staaleu  von  Nord-Amerika.  3107 


strafe  zusammen."  Es  wird  der  Kechtssprechuufi:  überlassen  werden 
müssen,  die  Tatbe^tandsmerkiiiak  dieses  eigenartigen  Dtlikts,  die 
das  Gesetz  nur  sehr  allgemein  andeutet,  näher  zu  bestimmen,  ins» 
besondere  klarzustelleOi  was  „race  prejudice"  eigentlich  ist.  — 
Interessant  ist  femer  ein  Gesetz  des  Staates  Ohio,  welche«!  zum 
ersten  Haie  eine  nfthere  gesetsUehe  Bestimmung  des  ahi  Pasing" 
bezeichneten  Deliktes  bringt  Unter  „Hasing^*  ist  im  allgemeinen 
an  verstehen  die  Hisshandlnng  von  Kameraden  anf  Sffentlidien 
Scbnlen,  Alumnaten  and  fthnlichen  Anstalten,  eine  Straftat^  die  wobl 
in  Amerika  znm  ersten  Male  in  den  Strafkodez  Anfnahme  gefsnden 
hat  Das  „Hazing"  ist  in  Ohio  sehen  durch  ein  Oesetz  ans  dem 
Jahre  1893  unter  Strafe  gestellt  worden,  docb  begnügte  man  sich 
damals  zur  Bestiiuiuuiig  des  gesetzlichen  T  atbestandes  des  Delikts 
mit  den  Worten:  „was  allgemein  .bazing*  genannt  wird."  Dies 
tuhrte  zu  ünzutrSgliclikeiten,  nnd  so  wird  in  dem  neuen  Gesetze 
des  Näheren  ausgeführt:  „Wer  als  Student  oder  Schüler  einer 
öffentlichen,  privaten,  parochialen  oder  militärischen  Schule  oder 
,College'  oder  eines  sonstigen  wissenschaftlichen  Instituts  an  der 
Ansfibnng  von  ,hazing'  teilnimmt,  oder  dieselbe  wissentlich  he- 
fördert,  oder  irgend  eine  Tat  begeht,  welche  einem  Kommilitonen 
oder  Kameraden  Schaden  znfttgt,  ihn  erschreckt,  beleidigt  oder  in 
beschimender  Weise  in  den  Angen  der  Übrigen  herabsetzt^  oder 
geeignet  ist,  solches  zn  ton,  macht  sich  einer  strafbaren  Handlung 
sehnldig.**  Die  höchste  Geldstrafe  wird  auf  .  200  Dollar  erhobt  und 
die  höchste  Gefängnisstrafe  auf  6  Monaten  herabgesetzt.  Dnrch 
das  neue  Gesetz  wird  ferner  auch  der  Lehrer  mit  verantwortlich 
gemacht  und  zur  Strafe  lierangezogen,  der  wissentlich  die  Aus- 
übung der  geuauuteu  llaiidlungeu  duldet. 

Auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechts  ist  eine  umfangreiche  Ge- 
setzgebnng  erfolgt.  Allein  20  Staaten  haben  Verfassangsünderungen 
vorgenommen,  wobei  die  Einbringnng  der  AntrSge  mittels  Volks- 
initiative  nach  dem  Vorbilde  Oregons  eine  wichtige  Bolle  spielte. 
Überhaupt  hat  das  Institut  der  Initiative  und  des  Referendums 
während  des  Berichtsjahres  In  Amerika  bedeutend  an  Ausbreitung 
zugenommen,  und  hat  das  Jahr  1906  einen  grossen  Fortschritt  nach 
der  Bichtnng  direkter  Gesetzgebung  gebracht.  3  Staaten,  Delaware, 
Montana  und  Oregon,  haben  sich  völlig  zu  diesem  Systeme  bekannt. 
In  Delaware  wurde  ein  Antrag  durchgebracht  aut  Kinfuhrung  der 
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Initiative  nnd  de»  Referendums  als  beratender  Faktoren  der  Qeeets- 
gebung.  In  Montana  sind  beide  Institute  in  vollem  Umfange  ein- 
geführt wordt'iij  wobei  fnr  die  Initiative  ein  Antrag  von  S^Iq,  für 
das  Referendum  ein  AnTiafi:  von  n**,^  der  Wähler  (mit  gewissen 
Modifikationen)  erfordert  wird;  die  Aiiweiiduiit;- dej»  neuen  Wrfahreus 
ist  allHidin^s  von  gewissen  (irbieten  der  (jebet/qrP^^^'if^  (\  erfassungs- 
änderuugeu,  Spezialgesetze)  a angeschlossen.  In  Oregon  wurde  die 
Anwendung  der  schon  bestehenden  Institute  bedeutend  erweitert 
nnd  auch  auf  die  munizipale  Selbstverwaltung  ausgedehnt.  Somit 
ist  das  Institut  der  Initiative  nnd  des  Referendums  am  Schlüsse 
des  Bericbt^ahres  in  folgenden  Staaten  in  Geltung:  Sonth  Dalcota 
(1898),  Utah  (1900,  hier  ist  jedoch  die  Einrichtung  bisher  ohne 
Wirkung  geblieben,  da  die  Zahl  der  erforderlichen  Stimmen  noch 
immer  nicht  festgesetzt  ist),  Oregon  (1902),  Montana  (1906),  und 
Delaware  (1906,  allerdings  nnr  mit  beratender  Funktion);  femer 
ist  das  Referendum  allein,  als  beratender  Faktor  der  Gesetzgebung, 
in  Illinois  (llH)l)  eingeführt,  und  einige  Staaten,  daiunter  Massa- 
( husetts  und  Nevada,  haben  sich  mit  d^r  Einführung  beider  Institute 
st  iiou  beschäftigt.  —  Auf  dem  tTebiete  des  Wahlrechts  ist  benierkeus- 
wert  ein  neues  Gesetz  des  Staates  New  York,  wonach  den  1  rauen, 
die  eingeschätztes  Grundvermögen  besitzen,  das  Recht,  in  Fragen 
der  Eingemeindung  mitzustimmen,  gewährt  wird,  während  das 
gleiche  Recht  dei^jenigen  Männern  entzogen  wird,  die  nnr  auf  Grund 
des  Eigentums  ihrer  Ehefrauen  das  Recht  besitzen  würden.  Die 
gegen  unlautere  Wahlmachinationen  gerichtete  Bewegung,  die  schon 
im  Jahre  1905  eine  umfangreiche  Gesetzgebung  veranlasste,  hat  im 
Berichtsjahre  weiterhin  zu  zahlreichen  neuen  Gesetzen  geführt. 
Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  die  Gesetze  New  Yorks  und  Penn» 
sylvaniens  (11M)6,  Kap.  aGJ  ^oa  und  11>06,  Kap.  17),  welche  eine 
genaue  Festlegung  der  Gegenst^inde  enthalten.  fUr  die  gelegentlich 
der  Wahlen  von  den  Parteien  Ausgaben  gemacht  werden  dürfen. 
Ein  iieisetz  des  Staates  New  Jersey  fl9(U),  Kap.  206)  bringt  scharfe 
Massregeln  gegen  Wahlbestechung,  insbesondere  gegen  unlautere 
Beeinflussung  von  Angestellten  seitens  ihrer  Arbeitgeber,  ein  anderes 
Gesetz  desselben  Staates  (1906,  Kap.  208)  eine  lange  Liste  verbotener 
W^ahlausgaben.  £s  besitzen  nunmehr  nicht  weniger  als  14  Staaten 
und  Territorien  eine  mehr  oder  minder  umfangreiche  Gesetzgebung 
auf  diesem  Gebiete,  von  denen  die  Gesetze  der  Staaten  Connecticut, 
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New  York,  Pennsylvania  und  Wisconsin  die  vielseitio:stcn  sind. 
Zahlreiche  Gesetze  sind  ferner  im  Berichtsjahre  ergangen  iil  .  i  Art 
und  Form  der  Wahlen  fHr  Abgeordnete,  Senatoren  und  Beamte, 
über  Anfst^Uung  der  Kaudidat^,  Fttkrong  der  WftMerlisten  a.  dergL, 
doch  durfte  hiervon  nichtB  weiteres,  als  von  allgemeiiiem  Interesse, 
heiTOTZiihebea  sein. 

Anf  dem  Gebiete  der  Verwaltnngsgesetzgebnng  ist  be- 
merkenswert die  starke  Tendenz  nach  staatlicher  Beanfeichtignng 
der  grossen  gewerblichen  Unternehmen,  insbesondere  der  Banken 
nnd  Verslcheningsanstalten,  die  sich  in  der  Oesetzgebnng  des  Berichts- 
jahres wieder  lebhaft  geRnssert  hat.  So  ist  in  Massachusetts  (1906, 
Kap.  204)  an  Stelle  der  bisherigen  Board  of  Commissioners  of 
Savinjrs  Banks  ein  Bank-Koniniissiouer  einfjesetzt  worden,  dem 
itisbeäoudere  gegenüber  ausländischen  Bankiinternehmeu  ein  ^weit- 
gehendes Aufsichtsrecht  zugewiesen  ist.  ^Solche  ausländische  Unter- 
nehmen bedürfen  zum  Beginne  ihres  Geschäftsbetriebes  der  Ge- 
nehmigung des  Kommissioners,  müssen  zu  gewissen  festgesetzten 
Zeiten  ihm  Bericht  erstatten  fiber  den  Gang  ihres  Geschäfts  und 
sich  eine  jährliche  oder  noch  häufigere  Bevision  dnrch  ihn  gefallen 
lassen.  Dem  Kommissioner  wird  ferner  das  Recht  eingeränmt,  vom 
höchsten  Gerichtshofe  ein  Verbot  der  WeiterfQhf nng  des  Betriebes 
zn  erwirken,  wenn  ein  solches  ansländisches  Institnt  sich  eines 
Verstosses  gegen  diese  Bestimmungen  sehnldig  gemacht  hat,  oder 
seine  Zalilungen  einstellt,  oder  in  einen  Zustand  gerät,  welcher  die 
DeiKttinhaber  oder  das  Publikum  im  allgemeinen  aln  bedroht  er- 
scheinen lässt.  In  Sonth  Carolina  ist  der  Posten  eines  Bank- 
Revisors  neu  geschahen  worden  (1908.  Kap.  04 1,  dem  die  für  diese 
Behörde  übliche  Kompetenz  in  der  Beaufsichtigung  des  Bankwesens 
zugewiesen  ist.  Ein  umfangreiches  Sparkassengesetz  ist  in  New 
Jersey  ergangen  (1906,  Kap.  195),  welches  über  die  Voraussetzungen 
der  Errichtung  und  Uber  den  Betrieb  von  Sparkassen  zahlreiche 
Bestimmungen  enthält,  und  insbesondere  in  bezug  auf  die  Anlegung 
der  Spargelder  die  Papiere  Öffentlicher  Verbände  einer  scharfen 
Eritik  unterzieht.  So  werden  die  Papiere  anderer  Staaten  der 
Union  Ar  die  Anlage  von  Spargeldem  nur  zugelassen,  wenn  die 
betreffenden  Staaten  stets  ihren  Verpflichtungen  bezflglieh  der 
Bflckzahlnng  von  Anleihen  usw.  nachgekommen  sind,  und  kommunale 
l'apiere  werden  nur  zugelassen,  wenn  die  Verschuldung  der  be- 


Dlgitized  by  Google 


3110 


OeeetsgebuDg  und  Literatur. 


treffenden  Kommnnen  nicht  mehr  als  IO^iq  ihres  eingesihätzten 
Wertes  betrSgrt.  Noch  streng^ere  Voran68etznng:en  werden  dem- 
entspreclipiid  privaten  ]^af«iHrpii  L'-ptrt^nüber  gefordert,  um  sie  für  liie 
Anlage  von  tjparKeltierii  als  geeignet  erscheinen  zu  lassen.  —  Eine 
äJmliche  Tendenz  verfolgt  ein  Gesetz  des  Staates  New  York  (1906, 
Kap.  337)t  wonach  die  Trust  Companies  in  Städten  mit  einer  Ein- 
wohnerzahl von  800000  oder  mehr  eine  Reserve  von  15  ^/g  der 
gesamten  Depoteinlagen,  in  anderen  Städten  von  10%  dieaes- 
Betrages  halten  mflssen.  In  Städten  erster  Klasse  mnss  ein  Drittel, 
in  Städten  zweiter  Klasse  80%  dieser  Reserve  ans  gesetaliehem 
Gdde  der  Vereinigten  Staaten,  ans  Gold-  oder  Silberzertifikaten 
oder  ans  Hanknoten  oder  Wechseln  von  Nationalbanken  bestehen. 
Eine  gleiche  Qnote  darf  sich  znsammensetsen  ans  Staatspapieren 
der  Union,  des  Staates  New  York  oder  der  darin  beleprenen  Stiidte, 
während  der  Rest  aus  kündbaren  Guthaben  bei  Baiiktii  «»der  Trnst 
Coinpaiiit  s.  die  ihren  Sitz  in  New  York  haben  und  gewisse  \  orans- 
setzungen  erfüllen,  bestehen  darf.  Dieses  Gesetz  ist  hani*tsächlich 
veranlasst  worden  durch  die  geeinte  Aktion  der  Banken  der  Stadt 
New  York,  welche  eine  grö8.sere  Gleichstellung  der  gesetzlichen 
Betriebsbedingungen  der  Baaken  und  der  Trust  Companies  forderten, 
als  bisher  der  Fall  gewesen  ist  —  Von  noch  grösserer  Bedentnng 
sind  die  Gesetze  des  Bericht^^hres,  welche  die  Regelung  and 
Beaofeichtignng  der  Versichemngsgesellschaften  zmn  (üiegenstand 
haben,  nnter  denen  das  New  Yorker  Gesetz  (1906,  Kap.  326)  dnrch 
den  Um&ng  nnd  die  Strenge  seiner  Vorschriften  besonders  hervor* 
sticht  Dieses  Gesetz  ist  entstanden  als  Ansflnss  der  Enthüllungen, 
welche  die  Armstrong-Untersnchungskommission  zutage  ford»rte, 
und  soll  dem  Unwesen,  das  l)isli»  r  in  dpin  Betiiebe  der  Ver>i(h»»- 
rungsgesellschaften  in  Form  von  Vers(  liweiiduii^.  wihier  Spekuialiuu 
und  Veruntreuung  der  Versicherungsgelder  vielfach  geherrscht  hat, 
ein  Ende  bereiten.  Die  Bedeutung  dieses  Gesetzes  liegt  namentlich 
darin,  dass  im  Staate  New  York  die  grössten  und  wichtigsten 
Versicherungsgesellschaften  Amerikas  ihren  Sitz  haben,  nnd  dass 
die  hier  eingeschlagene  Politik  des  Schutzes  der  Versicherten 
voraussichtlich  in  vielen  anderen  Staaten  der  Union  Nachahmung 
finden  wird.  Eine  eingehende  Besprechung  sämtlieher  Bestimmungen 
des  Gesetzes  lässt  der  zu  Gebote  stehende  Raum  nicht  zn,  nur  die 
wichtigsten  Vorschriften  sollen  hervorgehoben  werden.  Zunächst 
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wird  (liircli  Festlegung  der  tur  Propagicnmgs-  und  Aus  },  bimngs- 
zwecke  zulässigen  Anseraben  und  durch  BeschrSnknnf?  der  ziiiassigrpn 
GeschäftsaasdehnuDg  des  Jahres  auf  eine  Quote  des  vorhandenen 
VeniclieniiigBbetrages  der  sinnlosen  Konkorrenz  und  dem  Ehrgeize 
der  grossen  Institote  ein  Eiegel  vorgeschoben.  Sodann  werden 
Aber  die  Verwendung  der  jfthrlichen  ÜbersehilSBe  bestimmte  Vor- 
schriften erlassen,  und  die  Zahlung  hoher  Remunerationen  an 
Direktoren  und  Beamte  der  Qesellsehaft  wird  von  der  Zustimmung 
des  Board  of  Directors  abhftngig  gemacht  Ee  werden  ferner 
bezüglich  der  Anlegung  des  vorhandenen  Kapitals  strenge  Bestim- 
mnagcu  getroffen,  insbeeondere  die  Anlegung  in  privaten  Papieren 
völlig  verboten.  Form  und  Inhalt  der  Policen  werden  gesetzlich 
v(  l  iresehrieben  und  die  zulässigen  Arten  des  N'ersicherungsvertrageö 
gesetzlich  bestimmt.  Endlich  enthält  das  (lesetz  eine  Anzahl  Be- 
stimmung'Pn  über  die  innere  Veiwaltung  der  Gesellschaften, 
insbesondere  bezüglich  der  Wahl  der  Direktoren  u.  dergl.  Ähnlichen 
Inhalt  haben  15  Versicherungsgesetze,  welche  der  Staat  Louisiana 
im  Berichtsjahr  erlassen  hat,  die  in  Inhalt  und  Text  vielfach  eine 
genaue  Nachbildung  des  New  Yorker  Gesetzes  darstellen.  In 
llassachnsetts  (1906»  S.  11),  Ohio  (1906,  S.  417),  Iowa  (1906, 
Kap.  188)  und  Wisconsin  (1905  ex.  sess.,  S.  89)  sind  durch  Gesetz 
Kommissionen  eingesetxt  worden  zur  Untersuchung  des  gesamten 
Versidiemngswesens  im  Staate  und  Vorbereitung  von  Gesetzen  auf 
diesem  Gebiete,  wfthrend  in  Virginia  (1906,  Kap.  112)  ein  „Bureau 
of  Insurance*"  eingesetzt  wurde,  dem  die  Beaufsichtigung  des  ge- 
samten Versicherunjjrswesens  obliegen  soll.  Eine  grosse  Anzahl  von 
Gesetzen  verschiedener  Staaten  befasst  sich  mit  der  ( »r^ranisation 
der  Versichern nf<sg:esell8chaften,  und  einige  Öpezialßreset/e  bringen 
Sonderbestimmungen  über  das  Feuer-  und  Lebeusversicheruiigswesen. 
—  Es  ist  zum  Schlüsse  hinzuweisen  auf  eine  Anzahl  Gesetze, 
welche  sich  mit  der  Regelung  der  Verhiütnisse  der  öffentlichen 
Verkehrsinstitnte  befassen,  von  denen  als  die  wichtigsten  zu  nennen 
sind:  das  Ohio-Eisenbahnkommissionegesetz  (1906,  Kap.  342),  durch 
welches  die  Einsetzung  einer  stftndigen  Kommission  zur  Über- 
wachung des  Eisenbahnwesens,  insbesondere  der  Frachtsätze,  ange- 
ordnet wird,  die  Personentarifgesetze  Ohios  (1906,  S.  4),  Marylands 
(1906,  Kap.  174)  und  Virginias  (1906,  Kap.  256),  und  das  Gesetz 


Digitized  by  Google 


3112 


OeaetegebuDg  und  Litemtnr. 


Ohios  (1906,  S.  75),  Aber  die  znr  Verhtttniigr  von  Eifleiibalmimftlleii 

erforderlichen  Siclit'rnng-siii;issiej^(»ln. 

Die  si»z  ialpülit  isclie  („Tesotzfjt'bnng'  des  lU-richrRjahres 
wendet  sich  insbesondere  der  Besserung  der  Lage  der  Kiinlt^i-  und 
gewisser  Klassen  der  gewerblichen  Arbeiter  zu.  Die  Frage  der 
Behandlung  jugendlicher  Delinquenten  ist  heute  eines  der  wichtigsten 
Problemen  der  Strafrechtspflege  in  allen  Ländern,  und  es  gebfihit 
hier  ohne  Zweifel  den  Vereinigten  Staaten  das  grosse  Verdienst, 
in  der  Schafftang  von  Jngeudgeriehtshdfen  und  Bessenragsanstalten 
fttr  Jagendliche  der  Strafrechtspflege  neae  Bahnen  gewiesen  zn 
haben.  Die  Gesetzgebnng  des  Berichtsjahres  anf  diesem  Gebiete  ist 
bei  weitem  nicht  so  umfangreich  wie  im  Voijahre,  doch  ist  manches 
Nene  hinzugekommen.  Ein  Oesetz  des  Staates  Kentncky  wendet 
sich  der  Fürsorge  und  Kontrolle  der  jugendlichen  Delinquenten  zu 
und  ordnet  die  AnlHf^nnfr  von  l^f^'istern  an  den  (irafschaftsgerichlen 
und  die  Anstelhui|r  von  l'ntbaliou-Ofticers  durch  dies»^  Lioriclite  an. 
Der  Zweck  des  Gesftzrs  wird  in  §  10  zum  Ausdintk  frel»ra<liT: 
..Dieses  Gesetz  soll  in  liberaler  Weise  ausgelegt  werden,  damit 
sein  Zweck  erreicht  werde,  nilmlich:  dass  die  Fürsorge,  Aufsicht 
nnd  Disxi]din  der  Kinder  sich  möglichst  ebenso  gestalte  wie  die 
von  den  Eltern  ansgeiibte,  nnd  dass  in  allen  FftUen,  wo  solches 
tnnlich  ist,  die  Kinder  anständigen  Familien  desselben  Glanbens  in 
Pflege  gegeben  werden,  derart^  dass  sie  anf  Qrnnd  gesetclicher 
Adoption  oder  sonstwie  Mitglieder  dieser  Familien  werden.**  Gesetze 
Shnlichen  Inhalts  wurden  in  Louisiana  und  Massachusetts  erlassen, 
während  in  Maryland  eine  Kommission  eingesetzt  wurde,  um  die 
bestehenden  Gesetze  auf  dem  Gebiete  der  Jugendfürsorge  und 
-Strafreclitspflege  einer  eingehenden  Revi^-Ion  zu  unterziehen.  — 
Auf  <lem  Gfbiote  der  Arbeiterfürsorge  sind  in  New  York  und 
M;issa<  lius.  tts  im  iM  richtsjahre  bedeutsame  Gesetze  ergangen,  die 
sich  hauptsächlii  h  mit  der  Besserung  der  ArbeitsrSnme  der  gewerb- 
lichen Arbeiter  und  mit  der  Dauer  des  Arbeitstages  befassen.  Es 
wurde  in  New  York  dem  Commissioner  of  Labor  die  Befugnis  ver- 
lieheUf  unsaubere  Arbeitsräume  zu  schliessen,  bis  für  ihre  Reinigung 
gesorgt  ist  (1906,  Kap.  178),  eine  Vorschrift,  die  auch  auf 
Bäckereien  erweitert  wurde  (1906,  Kap.  401),  femer  die  Anbringung^ 
von  Fächern  zur  Abführung  des  Staubes  bei  SKgemaschinen  anzu- 
ordnen und  dergleichen  zu  veranlassen,  endlich  Eintritt  zu  fordern 
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in  sämtliche  Tnnnelanlagen  usw.,  der«n  viele  gegenwärtig  in  New 
York  unter  grosser  Gefobr  fttr  Leben  und  Oerandheit  der  be« 
schSfdgten  Arbeiter  Im  Bau  begriffen  sind.   Dnrch  ein  Gesetz  von 

Mcissachusetts  wird  der  Arbeitstag^  für  Arbeiter  in  Staatsbetrieben 
nnd  solchen  Betrieben,  die  für  den  Staat  oder  die  Kommnnen 
arbeiten,  auf  8  Stumlen  festgesetzt.  In  Arkansas,  Kentuck}',  New 
York  und  Ohio  wurden  Gesetze  zum  Schutze  der  Bergarbeiter  er- 
lassen, und  nicht  weniger  als  5  Staaten,  unter  denen  Maryland 
(1906,  Kap.  399)  besonders  hervorzuheben  ist,  erliessen  Lohn- 
besehlagnaliHiegeBetze,  welclie  den  gewerblichen  Arbeitern  in  höherem 
oder  geringerem  liafse  Schutz  vor  Ansbentnog  gewähren.  Znm 
Schlosse  sei  noch  anf  die  bedentsamen  Kundgebungen  des  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten  in  seinen  Botschaften  an  den  Kongress  in 
den  Jahren  1905  nnd  1906  hingewieseni  die  in  hervorragender 
Weise  die  Grandzüge  der  anzastrebenden  sozialpolitischen  Gesetz- 
gebnng  behandeln  und  als  kraftvolle  Anregung  nach  dieser  Bichtnng 
hin  in  verschiedenen  Staaten  gewirkt  haben. 
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Chile. 

190S— 190G. 
Beferent:  Dr.  Pedro  LhIb  Gonnta» 

FrofeaMr  der  B«ebto  miil  8tMtBwl«aefBachafteii,  Sutlaso  (Clille). 
ÜberseUung  Ton  Dr.  Xveluiertf  Reditsanwaft«  New  York. 

Gesetzgebimg. 

Der  chilenische  Koiij^ress,  welcher  aus  dem  Senat  und  der 
Deputiertenkaninior  besteht,  hält  vom  1.  Juni  bis  zum  1.  September 
seine  regelmässigen  Sitzungen  ab  und  wird  gewühnlieb  von  der 
Ivxekutive  von  Mitte  Oktober  bis  Mitte  Januar  zu  ausseroriieuüicbea 
Sitzangen  einberufen. 

In  dP7i  oi  dentlicheu  Sitzungen  hat  der  Kongress  ausgiebige 
Freiheiti  sich  mit  den  Gesetzes vorschligen  zu  beschäftigen,  welchen 
er  Belbst  den  Vorzug  gibt;  bei  den  ansBerordentUchen  Sitzungen 
bandelt  ea  sich  nur  um  die  Qeschftfte,  zu  denen  der  Kongress  ein* 
berufen  worden  ist  und  welche  noch  nachtrftglich  in  der  Einbe- 
rufbngBankttndignng  eingeschlossen  gewesen  sind. 

Nachstehend  liefern  wir  eine  kurze  Au&fthlung  der  wich* 
tigsten  Gesetze  über  zivile  und  Ökonomische  Fragen,  welche  wfthrend 
der  letzten  drei  Jahre  in  Chile  erlassen .  worden  sind. 

1908. 

Gesetz  No.  1588  vom  14.  Februar  1903  autorisiert  den  Bau 
der  I  ber- Alldiseheu  Eibeubahu  nach  Uspallata.  durch  welche  Chile 
mit  ArL^eiitiiiien  in  Verbindung  gesetzt  werden  soll.  Der  Staat 
g:arantiert  für  eine  Zeitdauer  von  20  Jahren  jährliche  Zinsen  25a 
5  auf  eine  Summe,  welche  den  Betrag  von  1 500  üüu  Pfund 
Sterling  nicht  überschreiten  darf  Die  Arbeiten  des  Eisenbabnbanes 
sind  schon  mit  grossem  Eifer  in  Angriff  genommen  worden.  Der 
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grosse  Tuiinei  am  Fasse  der  Cordillera  de  los  Andes  wird  3150  m 
riif*«'*pn.  Dieses  Werk  steht  unter  Leitung  der  Gebrüder  Johann 
und  MATTH.u<iä  Ci^KK,  die  »chon  seit  dem  Jahre  1872  an  seiner 
Verwirklichung  arbeiten.  Nach  Vollendung  des  Baues  dieser  Bahn 
wird  eiae  direkte  Verbindung  per  Eisenbahn  zwischen  Buenos  Aires 
und  Valparaiso  stattfinden. 

Das  Oesetas  No.  1589  vom  14.  Mfirz  1903  autorisierte  den 
Don  J.  J.  DB  BniAUBTiQui  sum  Bau  und  snr  Exploitation  der  Über- 
Andisehen  Eisenbahn  nach  Antnce.  Der  Staat  bewilligt  der  Unter- 
nehmung eine  Prümie  von  200000  Pfhnd  Sterling.  Diese  Linie  ist 
dazu  bestimmt,  den  Hafen  von  Talcahnane  am  stillen  Ocean  mit 
der  Weissen  Bai  oder  Buenos  Aires  zu  verbinden.  Die  Arbeiten 
sind  schon  in  AngriflF  genunifiipn. 

Das  Gesetz  No.  1581  vom  l;l  Januar  1903  sistiert  auf  10  Jahre 
das  Verbot  des  Landervverbes  für  Eing:eborene.  Dies;  Verbot  bestand 
in  gleicher  Form  im  (Tesetze  vom  Jahre  1874  nnd  war  schon  in 
den  Jahren  1883  und  1898  jedesmal  für  einen  Zeitraum  von  10  Jahren 
aufgeschoben  worden.  Weil  die  Eingeborenen,  weiche  jetzt  nur 
noch  in  einigen  der  fernliegenden  Provlnsen  wohnen,  nicht  genügend 
Bildung  besitzen,  um  Aber  die  LSndereien,  welche  ihnen  von  der 
Begiemng  angewiesen  worden  sind,  mit  richtigem  Verständnis  sn 
verfügen,  hat  man  dieses  Verbot  im  eigenen  Interesse  der  Einge- 
borenen für  unvermeidlich  erachtet  Vor  dem  chilenischen  Gesetz 
steht  der  Eingeborene  in  gewisser  Hinsicht  einem  f&r  Rechts- 
geschäfte ünfShigen  gleich. 

Das  Gesetz  No.  1593  vom  lo.  Februar  1903  promulgiert  den 
allgemeinen  Überschlag-  der  Ausgab»  ti  für  1903;  die  Gesamtausgaben 
bestehen  aus  82023  854  l'iund  in  i'apiergeld  und  2:u;r):{908  Pfuad 
in  Gold.  In  Gold  zahlbar  sind  die  Zinsen  anf  die  aushindisi  he  Schuld, 
die  Auszahlungen  für  den  diplomatischen  und  den  Konsular-Dienst, 
die  Anschaffung  für  Kriegsmaterial  usw. 

Das  Gesetz  Nr.  1607  vom  29.  JuU  1903  erklärt  als  zollfrei 
alle  pottaschehaltigen  Salze,  welche  ausschliesslich  aur  Verwendung 
für  die  Agrikultur  bestimmt  sind.  Es  werden  diese  Salzarten  ans- 
schlieealieh  aus  Deutsehland  eingeffihrt  und  haben  in  unserem  Lande 
eme  ausgedehnte  Gebrauchsverbreitung  geftinden. 

Das  Gesetz  No.  1624  vom  27.  November  1903  errnttchtigt  den 
Vertragsabschluss  fttr  die  Abzugskanalisiemng  von  Santiago  nnd  die 
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Pflasterung  der  Strassen  dieser  Stadt  nach  Öffentlicliein  Aufgebote 
bis  znm  Betrage  von  15000000  Pfiind  in  Gold.  Die  Arbeiten  der 
Kanalisierusg  sind  schon  von  einer  französischen  Gesellschaft  in 
Angriff  genommen  vorden. 

1904. 

Das  (it'SPtz  No.  1^40  vom  Februar  li'04  vertiiet.  ilas>  die 
loiiaber  von  Drogerien  sicli  den  Apothekertitel  erwerben  miisst^u 

Das  (iesetz  No.  1641  vom  20.  Januar  1904  autorisiert  liir 
18  Monate  die  Einkassierung  der  fiskalische  Stenern  und  auch  dei* 
manizipalen  Steuern,  welche  dem  Fiskus  zustehen.  Es  ist  dies  ein 
konsUtationelles  Oesets  and  ein  Gesetz  politischen  Charakters,  dessen 
Anwendung  nur  in  Ausnahmefällen  als  ein  Xittel  des  Kongiesses 
zur  Beschränkung  der  Exekutivgewalt  stattfindet 

Das  Gesetz  No.  1650  vom  5.  Februar  1904  genehmigt  und 
verkündigt  die  Veranlagung  der  Staatsausgaben  für  das  Jahr  1904. 
Dasselbe  zeigt  einen  Totalbestand  von  79985428  Pfund  in  Papier- 
geld und  56395204  Pfund  in  Gold.  Dies  Gesetz  verfügt,  dass  die 
Verausgabungen  sich  nach  den  liestimmungen  des  vom  Schatzanit 
am  24.  Dezember  1903  erlassenen  Dekretes  vi.ll/.iehen  müssen,  die 
schon  in  den  entsprechenden  vorans^rfgaugeiien  (.iesetzen  angegebt-ii 
worden  sind.  Besagtes  Dekret  ttelU  die  Vorschi  iften  fiu  die  }>aspeTide 
Anlage  der  ülfeatlichen  Gelder  fest  und  hat  in  dieser  Hinsicht  za 
einer  gewissen  regelrechten  Ordnung  geführt. 

Das  (iesetz  No.  1651  vom  5.  Februar  1904  autorisiert  die 
Prägung  von  Scheidemünzen  in  Silber.  In  Chile  besteht  die  Gold- 
w&hmng;  dies  System  ist  aber  fUr  den  Zweck  der  Zirkulation  des 
von  der  Regierung  herausgegebenen  Papiergeldes  in  Aufbebung  ge- 
kommen. 

Das  Gesetz  No.  1652  vom  9.  Mftrz  1904  stellt  die  Benennung» 
den  Wer^  den  Durchmesser,  das  Gewicht  und  die  Mischung  der 
Qeldmünzen  fest  und  bestimmt  deren  Anftehriften. 

Die  Gesetze,  welclie  den  Bau  und  die  Vermessung  der  i)riN  ateu 
Eif.eiil<aliii('?i  zulassen:  das  Gesetz  No.  1646  zur  Verhin^rerung  der 
Eisenbahii  /.wischfu  Coiictpcion  und  Tenpe  bis  nach  Liriiueii;  das 
(iost^tz  No.  Ititil  zur  Verbiiiduii'T  des  Ilaft-ns  Quinteros  mit  den 
.Stationen  Nugales  und  Calera;  das  Gesetz  No.  170Ö  zur  Verbindung 
des  Fabrikwesens  der  Compaüia  fisplotadora  de  Leta  i  Goronel  mit 
der  Ortschaft  Plaga  Negra. 
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Alle  diese  Geaetee  entlialteD  die  Erklänuig,  daas  die  zum 
Bau  der  EieeiibabnBtrecke  nötigen  L&ndereieo,  Stationen,  Bänlich- 
kdten  nnd  Dämme  znm  difentlicliett  Nntsen  erforderlich  dnd  und 
yerfügen,  daas  die  Pläne  Ar  die  Bahnstrecken  nnd  ihre  Verbin- 
dungen der  Genehmigung  de«  Präsidenten  der  Bepnblik  unterworfen 
sein  sollen,  ebenso  wie  die  Tarife  f&r  die  Güter-  nnd  Passagier- 
befördernng.  Uns  fehlt  hierznlande  ein  allgemeines  Gesetz  fiber 
rrivateisenbalineii.  Ein  daliiu  /zielender  Gesetsiesentwnrf  wurde  im 
Jahre  1901  vom  Senate  genehmigt. 

Daf?  Gesetz  No.  1ÜG5  vom  4.  August  19«  I4  bestimmt  gewisse 
Vorschriften  für  die  Enichtnng  elektrisclier  Anlagen. 

Das  Gesetz  No.  16l>l  vom  13.  September  1904  bewilligt 
Gelder  tar  die  landwirtschaftliche  und  indostrieUe  Aosstellnng  in 
CbiUan  nnd  Concepcion. 

Das  Gesetz  No.  1705  vom  30.  September  1904  ermächtigt  zun 
Vertragsabsehlnss  fiber  die  yorläniigen  Arbeiten  des  Hafens  Conetitneion. 

Das  Gesetz  No.  1708  vom  10.  November  1904  Terffigt,  dass 
die  Einnahmen  ans  den  Minenabgaben  anf  die  Ansbessemng  der 
Laadwege,  die  znr  resp.  stenerzahlenden  Hinenanlage  führen,  ver- 
wandt werden  müssen. 

Das  Oesetz  Xo.  1711  vom  19.  November  1904  ermiiclitig-l  ziuu 
Vertrapsabsrlilnss  über  die  Verbessernngsarbeiten  des  Hafens  Val- 
paraiso bis  zur  Summe  von  2  5 7' h mm»  Pfund  Sterling. 

Das  Gesetz  No.  1712  vom  19.  November  1904  enthalt  Kegeln 
Uber  den  Betrieb  von  Versicbernngsgesellschaften  und  bestimmt  eine 
Fiskalstener  von  2  ^/q  aaf  die  erste  Prämie  und  auf  die  Emenemngs- 
zahlongen  ffir  jede  Polize  gegen  Feuerversicherung. 

Das  Gesetz  No.  1721  vom  9.  Dezember  1904  verschiebt  die 
Konversion  des  Papiergeldes  bis  zum  1.  Febroar  1910  nnd  erhobt 
die  Emission  der  Staatsscheine  nm  SO  ODO  000  Pfand.  Diese  belief 
sich  ^her  nach  dem  Gesetze  No.  1054  vom  31.  Jnli  1898  auf 
50000000  Pfond. 

Das  Gesetz  No.  1722  vom  29.  Dezember  1904  verfügt,  dass 
kohlensaures  Kali  vom  Eiufuiirzull  befreit  ist. 

1905. 

Das  Gesetz  No.  172fi  vom  28.  Januar  19().")  be\villi<:t  und 
verkündigt  das  Budget  für  19<)r).    Die  Totaiausgaben  werden  auf 
Jahrbach  der  Internat.  VerelnigiuiK-      Bd.  197 
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11142  568  Pftand  iu  Papiergeld  and  21708093  Pftend  in  Ciold  fest- 
gestellt. 

Das  Gesetz  No.  1727  vom  28.  Februar  1905  autorisiert  die 
Ausbeutung  der  zwischen  den  llätea  Coquimbo  und  Arica  gelegenen 
Felsenriffe  zur  Verwendung  fiir  die  nationale  Agrikultur.  Dieses 
Unternehmen  soll  nach  Öffentlichem  Aosgehot  vergeben  werden. 

Das  Gesetz  No.  1728  vom  28.  Jannar  1905  verfügt^  dass  die 
im  Art.  2  des  Hinenkodex  angeführten  Mineralien  mit  einer  jfthr- 
liehen  Stener  von  0,20  Pftind  per  Hektar  belegt  werden. 

Das  Qeeetz  No.  1739  vom  26.  Jnli  1905  ermächtigt  die  Er- 
hebnng  von  Abgaben  für  18  Monate. 

Das  Gesetz  No.  1748  vom  12.  August  1905  bewilligt  Gelder 
zur  L'ntersttitzuug  der  Ablud tuug  des  Kongi*es8es  und  der  Indastrie- 
und  Agrilfultur-Ausstellung  in  Talca. 

Das  Gesetz  No.  1750  vom  12.  .Ani^nst  1 '.«>.')  onnäehtigt  zum 
Bau  und  zur  Vermessung  einer  elektrischen  Eisenbahn  zwischen 
Valparaiso  und  Helipilla.  Nach  40  Jakren  vom  Anfang  der  Ver- 
messung an  gerechnet  kann  die  Stadt  gegen  Zahlung  des  realen 
Wertes  zur  Zeit  der  Erwerbung  mit  einem  Aufschlag  von  10% 
die  Eisenbahn  ankaufen.  Nach  Verlauf  eines  Zeitraumes  von 
100  Jahren  fällt  das  Eigentum  der  Bahn  mit  ihrem  Material  und 
ihren  Gebinden  an  den  Staat. 

Das  Gesetz  No.  1768  vom  31.  Oktober  1905  ermächtigt  den 
Präsidenten  der  Republik  zum  Vertragsabschluss  mit  Abbl  Ec- 
jBKio  Cabbonbll  behufe  Installierung  von  Scbmelzwerken  in  Chile. 
Daa  Gesetz  gewährt  eine  Prämie  von  10  Pfund  auf  20  Jahre  fiir 
die  Fabrikation  per  Tonne  Gnsseiseri  und  von  15  J'fuiid  per  Tonne 
für  Gusscison  luiil  Ei.senblech.  \'>u\  zwaii/ierstpn  '  ihi*^  an  tritt 
eine  jährliche  Reduktion  der  Präinit*  ein.  bi.s  difselbe  im  i^lreissigsleu 
Jahre  j^anz  fortfallt,  /'luiem  wird  u<k]i  tinr  Zinst-nbewilligung  von 
5  ^Iq  fiir  den  Zeitraum  von  UO  Jahren  in  der  im  Gesetze  angeftthrt«u 
Form  und  auf  die  angegebenen  Summen  bewilligt. 


China. 

1907 -im 

Referent:  Dr.  H.  BetE»  Tsinangfti. 

L  Verfassong  und  öflentliehes  Recht 

1.  Die  Verfassiingsfraere. 
Bald  naeli  d^r  Rlirkkehr  der  am  Schlüsse  des  letzten  Be- 
richtes^) erwähnten  Auslandskommissionen  erschien  am  1.  Sep. 
tember  1»(»6  ein  KaiBerliches  EdilLt,  weiches  China  die  Eint'tthnmg 
einer  Verfasj^iing:  vorhiess.  Diese  Magna  Charta  des  grössten 
Reiches  and  Ältesten  KolturvoUces  der  Welt  labtet  in  wörtlicher 
Überaetsimg-  wie  folgt: 

Kaiserliches  Edikt. 

„Von  Ihrer  MMjestiit  dor  Kai-serin-Kegentin  ist  Uns  daa  nachstehende 
allergiiudigste  Edikt  /uL,^t';,^angen : 

Seit  Grüuduiig  unserer  Dynastie  haben  unsere  Kaiserlichen  Ahnen 
weise  Masiregela  in  Verweltung  und  Kriegskunst  der  Nachwelt  Aber* 
liefert  and,  indem  sie  dieselben  den  jeweiligen  ZeitbedArfnissen  ent- 
sprechend erglnsten  oder  abänderten,  sin  festes  System  von  Verordnungen 
gesohafien.  Jetst  sind  wir  mit  den  anderen  Ländern  in  Verkehr  ge- 
treten; unsere  staatlichen  Einrichtungen  und  (lesetzo  haben  swar  mit 
den  ihrigen  gewisse  innere  Iternhrungspunkte.  aber  da  unsere  Einrich- 
tungen seit  langer  Zeit  biM  mif  den  lieiitio'en  Tnj^  unverändert  geblieben 
sind,  liejrt  dnrin  für  die  ( luijenwurt  eine  gewisse  liefalir.  —  Wenn  man 
nicht  in  umiassender  Weise  für  di«  Erweiterung  der  Kenntnisse  und 
praktischen  Brfahrungen  im  Ueiche  surgt  und  eine  Reform  in  Geseta 
und  Recht  herbeiftthrt,  so  können  wir  nach  obenhin  den  wohlmeinenden 
Ornndprinsipien  unserer  Kaiserlichen  Ahnen  utcbt  gerecht  werden,  während 
wir  nach  untM  hin  die  auf  die  dauernde  Briialtung  friedlicher  Zustände 
geriohteten  Hoffnungen  und  WCnsdie  von  Hod»  und  Niedrig  nicht  erfüllen 

Vergl.  Jahrbuclt  ö.  Bd.,  S.  715  ff. 
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würden.  Aus  diesem  ürunde  eot8andt«ii  wir  seinersett  eine  Aiuahl  hoher 
WOrdentriger  in  dms  Aoiland,  welche  die  Regierung«-  and  Venreltunge- 
einriditungen  der  Tendbiedenen  Lftnder  »tudteren  sollten.  JeUt  eiod 
Bie,  Herzog  TiiAiTsfc  en  der  Spttie«  in  die  Heimst  Borfiekgdcehrt  und  haben 
ihre  Berichte  dem  Thron  nnterbreitet.  Danach  herrscht  Einigkeit  darüber, 
dass,  wenn  das  Reich  sich  nicht  entwickelt,  dies  seineu  wahren  Grund 
(Inrin  hiit .  dass  zwischen  Regierenden  und  Rrrri^rtPii  pine 
Kutfrcmdung  e i  ii  t  r e t  »■  n  ist  und  zwischen  der  Z'  iitraN'  und 
den  Provinzen  kein  innerer  Zu«iamuieiili:iriL'  lu'.-.t(  ht,  weil  die 
Behörden  es  nicht  verstehen,  des  Volkes  üescLüizer  /u  sein  und  die 
Berftlkerubg  nicht  gelernt  hat»  das  Interesfe  das  Staates  wahrsanehmen. 
Auf  der  anderen  Seite  ist  der  wahre  Urond  fOr  den  Reiditum  nnd 
die  Macht  anderer  L&nder  darin  au  suchen,  dass  sie  VerfassnngS' 
Staaten  sind  und  ihre  Entscheidungen  aus  dem  Urteit  der  Gesamtheit 
herleiten,  dass  dort  ?''ürst  und  Volk  zusammenwirken,  dass  man  das  gut 
heisst,  was  den  Beifall  der  Majorität  gefunden  hat.  dass  die  Befugnisse 
der  einzelnen  WirkungskrH«;?»  k!nr  ahwijrenzt  f^in!!.  fiir  eine  ^eordnote 
Finanzwirtschüft  t^esorgt  ist  und  fiir  dje  Einzelheitf n  dt-r  Vcrwakuag 
feste  Nurmen  aufgestellt  sind  und  dass  es  schliesslich  niehls  gibt,  woran 
die  Allgemeinheit  des  Volkes  nicht  ihren  Anteil  hätte.  Dazu  kommt, 
dass  die  anderen  Lftnder  sich  gegenseitig  Lehrmeister  sind  und  in  ihrem 
Reformen  den  Aussersten  Qrad  von  Nfitslichkeit  anstreben.  Wenn  sich 
bei  einer  derartig  dur<^gebUdeten  Organisation  die  Bevölkerung  wohl 
befindet,  so  ist  dies  der  Srfolg  der  geschilderten  Rntwickeluog. 

Unter  den  gcgenwftrtigeD  ZeitverhIÜtaissea  naQsseo  nun  auch  wir 
uns  beeilen,  das  Vorhandene  porfrfäll II*^  7:11  pnifen,  um  nach  den)  Miist<^r 
andf^rer  Stfuiton  oino  Verfassung  oinznt'ühron.  T>ie  oberste  7*^1  '^s'- 
^ew.dt  bleibt  dai»»!i  in  der  Haiul  des  1 1 t'rr--e}iers  vereinifft.  »ln-r  aii-' 
\'erwaltungs/.weige  werden  der  Erörterung  durch  die  Aligemeinheil  /.u- 
gitnglich  gemacht,  damit  wir  auf  diese  Weise  eine  verständige  Grundlage 
schatten,  die  das  Reich  fQr  Myriaden  von  Jahren  aufrecht  wfaAlt.  Hieran 
sind  wir  jedoch  bei  dem  gegenwartigen  System  noch  nicht 
vorbereitet,  die  Bevölkerung  ist  noch  nicht  genttgend  au(> 
geklBrt 

Wollte  man  mit  übereilter  Hast  an  das  Werk  herangehen  und  sich 
mit  »'ineiTi  hli>>--.Mi  nur  dem  Aiirre  ^cVi  in  ei  eh  ein  den  Jiusseieti  Schein  be- 
j^rniL"Mi.  wie  würüeii  wir  d.irm  v(ir  iin-ere  Liitertaoen  hintreten,  und  wie 
wurden  wir  ihr  Vertrauen  ^«wituion  können? 

Daher  muss  man  zunächst  die  Missbräuche  gründlich  beseitigen, 
die  sich  mit  der  Zeit  angesammelt  haben.  Man  mnss  den  Veraat' 
wortungskreis  eines  jeden  Kiuselnen  genau  abgrenxen  und  daher  mit 
der  Reform  des  Beamtenwesens  den  Anfang  machen.  Am  dringendsten 
ist  es  deslndb  für  den  Augenblick,  die  Stellung  der  BMmten  neu  au  be- 
stimmen und  sie  nach  und  nach  umsuformen. 

Sodann  muss  das  Recht  in  seinen  verschiedenen  Zweigen  um- 
gestaltet, daa  Bildongaweaen  erweitert,  die  Finanswirtachalt  ge- 
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ordnet,  da--  MilitÄrwe86H  neu  organisiert  iiml  im  tranzen  Reiche  niuss 
Polizei  eiiiLrerichtet  werdeu.  Auf  dicbe  Weise  muas  dem  Volke  die  He- 
deotung  einer  geordneten  Verwaltung  klar  vor  Aagen  geffihrt  and  damit 
eine  sicfaere  Grundlage  fttr  eine  sp&ter  au  gebmde  Verfassung  rorbereitet 
werden. 

Alle  hohen  und  niederen  Beamten  in  der  Hauptstadt  wie  in  den 
Prorinaen  mfissen  ihren  Biler  energisch  anspornen  und  ihre  ganse  Kraft 

darauf  riohteo,  dass  wirklicher  Erfolg  ersielt  wird.  Wenn  dann  nach 
einigen  Jahren  der  Boden  vorbereitet  ist,  wird  man  nach  Massgabe  der 

ünistiiiide  und  in  Anlehnnnf»  an  die  (iriiiidt^esetze  der  anderen  Länder 
einen  Zfifpunkt  festsetzen  und  dem  Reiche  öffentlich  vorkündon.  an  dem 
eine  \  ertassiiiig  wirklich  emgtiführt  werden  soll.  .Je  nachdem  der  Forl- 
schritt sich  .schneller  oder  langsamer  einsteilt,  wird  man  diesen  Zeit» 
puokt  ferner  oder  näher  legen. 

Die  Baiinergeneräle,  Qeneralgouverneurci  und  Gouverneure  in  allen 
Provinaen  sollen  Vorstehendes  durdi  Proklamatimien  aur  allgemeinen 
Kenntnis  bringen  lassen.  Jedermann  soll  mit  ESfer  lernen  und  sich 
klarmachen,  dass  Liebe  cum  Vaterlande  Pflidht  des  loyalen  Herrscheis 

ist  und  dass  einträchtiges  Zusammenarbeiten  Voraussetsung  jedes  Fort- 

schrittcK  ist.    Niemand  soll  zum  Schaden  des  Gesamtwohles  seine  eigenen 

Privatideen  verfolgen.  Niemand  soll  zum  Nachteil  des  grossen  Zieles 
sich  von  kleinlichen  Misshelligkeiten  lieeinflussen  lassen.  Vielmnhr  soll 
jedermann  sich  in  Khrfurcht  vir  dem  Geist  der  öffentlichen  Ordnung 
heugen,  an  der  Erhaltung  von  Frieden  und  Ruhe  mitarbeiten  und  helfen, 
dass  das  Volk  für  einen  Verfassungsstaat  erzogen  wird." 

Nach  diesem  Edikt  sollen  der  Einfthmng  einer  VerihsBimg 
erst  noch  eine  Reihe  T<m  TorhereiteDden  Reformen  vorausgehen, 
tmd  zwar  aof  den  Gebieten  der  BehOrdenorganisation,  der  Jngtiz, 
des  Bildnngswesens,  der  Finanzen,  des  Milit&rs  und  der  Polizei. 
Schon  am  folgenden  Tage  betkhl  ehi  weiteres  Edikt  die  Einsetzung 
einer  &m  den  hauptsächlichsten  Generalgouverneuren  und  hohen 
Provinzialüearaten  bestehenden  Kommissiou,  die  unter  der  Aufsicht 
der  '^  Mitglieder  des  Staatsrates,  des  Prinzen  Ciiino  und  der  Gross- 
sekretäre Sunchianai  und  Chühünücfii.  die  nRfigen  Vorarbeiten  sofort 
in  Angriff  nehmen  sollten.  Wenn  China  ein  Verfasstiiigsstaat 
werden  wollig  mosste  eine  Trennung?  der  3  Gewalten  und  damit  als 
erstes  die  Reorganisation  des  Behörden wei^ens  vorgenommen 
werden.  Schon  nach  2  Monaten  waren  die  Arbeiten  der  Kommission 
nnter  lebhafter  Anteilnahme  der  Öffentlichkeit  so  weit  gediehen, 
dass  am  6.  November  1906  das  folgende  Kaiserliche  Edikt  ergehen 
konnte: 
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Katoerliche«  E<Ulct 

^Vou  Ihrer  Majestät  der  Kauerin-Reg«iitiii  Tsv  Ha  ist  Una  da» 
DWÜMteheDde  Aller^iädigHto  Edikt  zugc^nngen : 

In  einem  irflli ereil  Kdikt  machten  wir  bekannt,  dass  VorbercttunnieD 
für  den  Erla^v  fiiier  Wrfassuni,^  <rf>troffon  werden  sollten,  und  zu  dem 
Zweck  hatten  wir  aun&chst  anpeorfliiet.  dass  das  Hramtenwesen  zu 
reformieren  sei.  Tsai  Tsk  und  Ueiiofi^ieu  erhielten  (laniuls  den  Auftr;io-- 
die  Redaktion  der  Vorarbeiten  vorzunehmen  und  dabei  ihre  ße»cLjii^!>e 
mit  gröMter  Soisf^t  m  «rwägen.  Ferner  erideltMi  Prtu  Gbdto  und 
Oenossen  Weisung,  die  gesammelten  Arbeiten  an  sichten  nnd  ihr  Out- 
•ehten  dem  Throne  an  unterbreiten,  der  dann  mittele  eines  Ediktee  die 
endgfiltige  £ntsdieidung  treffen  werde. 

Jettt  nun  liegen  ans  die  Beri<^te  der  genannten  Giosswürdea- 
trftger  mit  ihren  Vonchlfigen  und  Zusammenstellungen  zur  Entscheidung 
vor.  Wir  haben  sie  geprüft  und  verkünden  im  folgenden  der  Öffentlich- 
keit, was  wir  daranfhin  beschlossen  haben.  Dabei  sind  wir  uns 
bewusst,  dass  die  Weisheit  früherer  Herrscher,  indem  sie  ihro  wnld- 
gemeinten  Verwaltungseinrichtungen  trafen,  (jesetze  erliessen,  Behörden 
schufen  und  ihnen  ihre  amtlichen  Pflichten  zuteilten,  sich  jedesmal  die 
augenblicklidien  Zeiterfordowisse  als  Biditechnur  dienen  liess.  Da  sich 
nnn  die  VerhlÜtnisBe  heute  gegen  frfiher  noch  mehr  geindert  haben,  ist 
es  selbsHerstftndliche  Pflicht,  den  Wandel  der  Zeiten  au  berücksichtigen, 
um  möglichst  vir>]  Nut/in  au  schaffen.  Der  Hauptgrundsatz  niuss  dabei 
sein,  das«  die  Macht  des  Landesberm  gewahrt  bleibt,  dass  Missbraucbe, 
die  sich  im  Laut>'  d'T  Zeit  angesammelt  haben,  hesciti^jt  werden,  dn?:« 
da«  drii  Krf()r(i<rnjss»'n  der  VVjrklirbkHt  Kfitspr»'<'hentlo  anycstr'^lit  und 
üh»  rlln----ii:t>f  I'.rilliist  lieseitigt  wird,  m>  dass  alleu  Kla^seu  von  Beamten 
ihre  Arbeiten  zugewiesen  werden  und  ein  harmonisches  V^erhültnis  zu 
der  Berdlkerung  geschaffen  wird. 

Der  Staatsrat  ist  die  Zentralstelle  der  gesamten  Verwaltung;  er 
ist  unter  der  Regierung  des  Kusers  Ycngcbeng  (1723 — 1735)  von  dem 
Orossaekretariat  abgetrennt  und  su  dem  Zweck  eingerichtet  worden, 
dass  er  in  naher  Fühlung  aum  Kaiseriichen  Hofe  steht,  jeden  Tag  Zutritt 
zum  Palast  hat  und  dort  die  Weisungen  erhält,  nach  denen  die 
Geschäfte  zu  führen  sind.  Dieses  System,  welches  verhältnismässig 
rasch  arbeitet  und  eine  intim--'  Vnrhindiing  mit  dem  Kaiserlichen  Hofe 
ermöglicht,  hat  sioli  bis  aut  den  In  niii,  ii  Tag  ohne  l  nzutrüglichkeiien 
bewidirt,  un<l  es  braucht  daher  hier  keine  Änderung  eingeführt  zu 
werden.  Deshalb  soll  die  Einrichtung  des  Grosssekretariat«  und  des 
Staatsrats  gana  in  der  alten  Weise  bestehen  bleiben.  Die  Prüsideatan 
der  verschiedenen  Ministerien  sollen  als  Berater  in  Regierungsangelegen' 
heiten  dienen  und  in  abwechselnder  Reihenfolge  an  den  Beratungen  bei 
Hofe  teilnehmen. 

Das  Ministerium  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  'AVai  wn  pu) 
und  das  Ziviikabineti  (Li  pu)  sollen  in  der  bisherigen  Weise  (ortbestehen. 
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Du  Polueummsteriam  (bsfln  ching  pu)  Tefsieht  in  der  Polizei  einen 
Zweig  der  inneren  Verwaltung  und  wird  daher  in  ein  Minieterium  der 

inneren  Verwaltung  (min  cheng  pu)  umgewandelt.  Das  Finanzministerium 
(das  bisher  hupu  hiess)  erhält  den  neuen  Xamen  tu  chih  pu  (etwa 
Budyetrninisterium).  Das  Keichsschntznint  (fsjii  eheiif^  clui"!  wird  mit  ihm 
vc'i-schiiiolzen.  D:is  Amt  für  die  Kaiserlichen  Opfer  \,lai  eheni:  '«/.ti),  das- 
jenige für  die  groesen  Stuatsltanketts  ikuang  lu  szu)  und  dasjeni^^e  für 
die  grossen  Hofserenionien  (hung  hi  szu)  werden  mit  dem  Kultus- 
minlrterinm  Tendimolsen.  Dae  Unterrichtsministerium  bleibt  unverändert 
beetehen.  Das  Kriegsministerium  (ping  pu)  erhilt  den  neuen  Namen 
In  chfln  pu  (Ministarium  fAr  das  Landheer)  nnd  nimmt  das  Armee* 
relonnamt  (lien  ping  diu)  und  das  Kaiserliche  Gestfitamt  (tai  pu  szu)  in 
sich  auf.  iSolaii;^'e  das  in  AuKsitht  genommene  Marineministerium  ihtd 
chün  pu)  und  der  Generalstab  (chün  tzu  cbu)  noch  nicht  eingerichtet 
sind,  werden  deren  (Ifsehftfte  bis  auf  weiteres  von  dem  Kn*><isTTiini<;teriiim 
versehen.  Da.s  bis.lierii:o  Strafministerium  (hsing  pu)  erhält  den  Namen 
Justizministerium  (lapuj  und  damit  die  spezielle  Aufgabe  <ler  .Aufsicht 
über  die  Anwendung  dcH  Hechten.  Das  bisherige  Kevisiunsgerichl 
(ta  Ii  san)  wird  in  einen  Obergeriditshol  (ta  Ii  yuan)  umgewandelt  und 
bekommt  die  Oberleitung  Aber  die  ridtterlichen  Entscheidungen.  Das 
Arbeitsministerium  (kung  pu)  wird  mit  dem  Handelsministerium  (shang  pu) 
zusammen  zu  einem  Ministerium  des  Ackerbaus,  der  Industrie  und  des 
Handels  (nung  kung  shang  pu)  vereinigt.  Für  das  Schiffahrt«-,  Eisenbahn-, 
Telegraphen-  und  Postwesen  wird  ein  besonderes  Verkehrsministerium 
(yn  chiian  pu)  fjpbi]<let.  Das  Knlnnialnrnt  (Ii  fan  juan)  wird  iu  ein 
Koloniaiministerium  {\\  fan  pu)  umgewandelt. 

Abgesehen  von  dem  Wai  wu  pu,  dessen  Besetzung  die  alte  bleibt, 
erhfilt  jedes  Ministerium  einen  PriLsidenten  (shung  shu)  und  zwei  Vize- 
Präsidenten  (shih  lang).  Die  Unterscheidung  zwischen  mandscbnrischtti 
und  diinesischen  Beamtenstellen  fUlt  fort.  Das  Zensorat  (tu  cha  yuan) 
war  gegründet  worden  aur  Kontrolle  fiber  die  Verwaltungsbeamten  und 
hat  die  Pflicht,  Mängel  aufzudecken  und  über  deren  Abhilfe  an*wachen. 
In  Abänderung  der  bisherigen  '  Besetzung  erhält  es  einen  Präsidenlen 
(tu  yfl  shih)  und  zwft  Vizepräsidfiiten  (fu  tne  jnh  fh\h).  Die  Zensoren, 
die  bisher  die  besoiidtsre  Kontrolle  über  die  alten  sechs  Mir^i^;te^ien 
hatten  (liu  ko  chi  shih  churig),  heissen  von  jetzt  ab  lediglich  _aulsici)tÄ- 
führeude  Zensoren"  (ohi  shih  cliung).  Im  übrigen  bleibt  ihre  Orguui- 
satlon  ebenso  wie  diejenige  der  Zensoren  überhaupt  bis  auf  weiteres  die 
alte.  Zu  den  bisherigen  Behörden  kommen  zwei  neue,  die  der  Reihe 
nach  einzurichten  sind.  Die  eine  ist  ein  oberster  Senat  (tzu  cbeug 
jrttan),  der  dazu  dienen  soll,  Ratschläge  zum  weiteren  Ausbau  der  Ver- 
fi^sung  zu  sammeln,  die  andfMo  ist  ein  ( »lerrechimngshof  (shen  chi  ytlan), 
dor  die  Kontrolle  über  die  laufenden  Ausgaben  hat.  Im  übrigen  bleiben 
die  nachfolgenden  Behörden  unverändert  l)estehen:  das  Ministerium  des 
KaiHorlifben  Hauses  tsnn^:;  jin  fu),  das  CJrosssekretariat  (n-'iku.i.  die 
Reichsukademie  (han  Im  yüan;,  das  astronomische  Amt  i^chin  tien  chien), 
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das  Kaiaerlicbe  Equipagttoamt  (Inan  yi  wai),  das  Amt  des  Kaimrlichen 

Haushults  (nei  mu  fu),  das  Kaiserliche  Ärztekollegium  (tai  vi  yChui'.  di^- 
zu  den  verschiedeneii  Bannern  gehörenden  Abteilungen  der  Kaiserlichen 
Iieif>gardö  (shih  wei  ("hu),  dif  hauptstädtische  Gendarmeri«»  '']ui  fhün 
liuii,'^  liiii,'  yamen),  die  Zivilverwultung  der  hauptstadtisclien  l'räfektur 
(shuii  tien  fu)  un<l  die  Verwaliung  der  hauptstädtischen  Reisspeicher 
(tsuDg  chang  yameii). 

Wae  die  Reseortchefs  und  Subalternbeamten  der  Mimeterieii  und 
BODstigen  Zentralbehörden  betrifft,  so  haben  die  Vorstände  der  Behörden 
ihre  wohlerwogenen  BesetsungtrorschlXge  gemeinsam  mit  den  Mitgliedern 
des  Staatsrats  dem  Thron  au  unterbreiten. 

Die  Ton  uns  diesmal  oretrotfenen  SlaSKnahmen,  Abschaffung  von 
Altem  lind  Schöpfung  von  Neuem,  sollen  eine  Grundlage  und  Vor- 
bereitung für  eine  später  tu  fjewährfnde  Verfassung  bilden,  Sofern  sirh 
noch  riivol)komm<»nheiteji  und  Mangel  herausstellen  Süllten,  sollen  ri;ioh 
eingehender  Prüfung'  der  jeweiligen  Verhältnisse  V^erbesserungen  vor- 
genommen werden,  damit  man  allmählich  zu  einem  Zustande  möglichüter 
Vollkommenheit  fortedbreitet. 

Die  gegenwärtigen  Zeitumstände  sind  so  sdiwierig  und  gefahr» 
drohend  und  eine  Reform  ist  ein  so  dringendes  Bedflrfnis,  dass  nur  ein 
Zusammenwirken  von  Hoch  und  Niedrig  geeignet  erscheint,  das  Land  aus 
Verkommenheit  und  Schwäche  zu  retten  und  dass  nur  einmfltiges  Zu- 
sammenhalten von  Fürst  und  Vr>Ik  dem  krankhaften  Zustand  des  I.andos 
abheilen  kann.  Daher  düri*'ii  weder  dir  neu  horufeiien  noch  die  von 
fndier  her  ernannt  goweseii'  ii  Würdentrügcr  ihr*^  Pflichten  auf  andere 
abschiebeu,  sondern  alle  müssen  pflichtgetreu  und  einmutigen  Siimes 
ohne  Rflcksieht  auf  private  Neigungen  sich  den  Mflhsalen  und  dm 
Verdriesslichkeiten  des  Amtes  freudig  untenrieben,  damit  alle  Energie 
im  Dienste  des  Landes  aufgewendet  wird  und  es  keinen  Zweig  der  Ver- 
vraltung  gibt,  der  nicht  durch  ihre  Arbeit  gefördert  wird.  Nur  dann  ist 
•-^u  hoffen,  dass  dereinst,  wenn  die  Verfassung  proklamiert  wird,  das 
Werk  nrit  Erfolj:  (:**kröt>t  wird  Sollte  alier  jemand  trotzdem  in  «Uesen 
nn^'eren  Anm dnnnL'en  nur  leere  Worte  sehen  wollen  und  »anstatt  ^'<<']\ 
/II  <'rs|>ripsslH her  Tatiukfit  auf^iiiraffen  im  alten  Schlendrian  verli  u n. 
dann  würde  er  sich  nach  obenhiii  dem  Herrscher  gegenüber  und  nai  b 
untenhiu  dem  Volke  gegenüber  undankbar  erweisen  und  der  Nachsicht 
keines  der  Untertanen  wert  sein. 

Vorstehendes  soll  nur  allgemeinen  Kenntnis  im  ganaen  Lande 
gebracht  werden.*^ 

Das  Edikt  stellt  einen  Konipromi'»«  zwischen  liberalen  und 
altkonßervativen  Anschaunngen  dar,  die  sicli  gleich  von  Anfang  an 
trofrenseitig  heftig  bekämpften.  Ohne  den  Widerstand  der  reak- 
tionären Elemente,  die  namentlich  in  den  mandschorisclien  Hof- 
kreisen stark  vertreten  sind,  hätte  die  Beformpartei  wahncheinlich 
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rncksichtslüs  die  japanisclien  Vorbilrler  einfach  übernommen,  den 
Staatsrat  nnü  das  (rrnfissekretüramt  abg-eschafft.  tind  statt  dessen 
ein  einheitliches  Staatsministeriuin  anter  einem  Ministerpräsidenten 
gebildet  Die  Furcht,  dass  ein  Ministerpräsident  oder  Reichskanzler 
eine  zn  grosse  Uachtbefognis  haben  wOrde  nnd  die  SteUong  des 
Hemebers  beeintrSchtigen  könnte,  bat  die  Anafttbrnng  so  weit- 
tragender Plftoe  bUber  nnmOglieb  gemacbt 

Der  Staaterat  und  das  GrOBSsekretariat  bleiben  deshalb  Tor- 
Iftnilg  als  vermittelnde  Instanzen  zwischen  dem  Thron  nnd  den 
HiDisterien  besteben.  Von  den  5  Mitgliedern  des  Staatsrates  und 
den  6  Oroessekretlren  sind  einige  gleichzeitig  Cbefe  von  Ministerien. 
Die  Ministerien  rangieren  nach  dem  Edikt  vom  6.  November  in 
folgender  Reihenfolge: 

1.  Ministeriom  der  AuswSrtic-pn  Angelegenheiten  (Waiwupa). 


2. 

1» 

des  Zivildiejihie.s. 

8. 

der  inneren  Verwaltung. 

4. 

r 

der  Finanzen. 

5. 

des  Knltns. 

6. 

n 

des  Krieges. 

7. 

der  Jostiz. 

8. 

f? 

der  Landwirtschaft^  Industrie»  Handel. 

9. 

n 

der  Kolonien. 

10, 

des  Kaiserliehen  Hauses. 

11. 

n 

des  Unterrichts. 

12. 

1* 

des  Verkehrs. 

Während  triiher  jedes  Ministerium  2  Präsidenten  nnd  4  N'ize- 
präsidenten  hatte,  von  denen  «lit*  t  ine  Hälfte  Mandschus,  die  andere 
Chinesen  sein  niussten,  hat  Jetzt  jedes  Ministerium,  mit  Ausnainue 
des  Waiwupn,  nur  1  Presidenten  und  2  Vizepräsideuten,  wobei  ein 
Unt»8chied  zwischen  Mandschus  und  Chinesen  nicht  mehr  gemacht 
werden  soll.  An  der  Spitze  besonders  wichtiger  Ministerien  steht 
noch  ein  Chef  (Kwan  Ii  ta  eben).  Solche  Cheft  haben  z.  Zt.  die 
Ministerien  des  Äusseren,  des  Zivildienstes,  der  Finanzen,  des  Krieges 
nnd  des  Unterrichts. 

Das  Wesentliche  der  Neuorganisation  der  MinisterialbehOrden 
iit  eine  scbSifere  Scheidung  der  Ressorts  und  die  dadurch  gegebene 
Möglichkeit  einer  strafferen  Zentratisiemng  der  Verwaltung.  Die 
Folgen  machen  sich  schon  jetzt  in  verschiedenen  Verwaltungszweigen 
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bemerkbar,  beeonders  auf  dem  Gebiet  des  Heeres-,  Verkehrs-  und 
,  EnElehnngsweseBB,  wo  allmäUicli  doeh  in  sämüielieii  Froyinzen  des 
Reiches  bereits  einheitliche  (rnindsätze  nnd  Methoden  znr  Anwen- 
dung kommen.  Anf  dem  wichtigsten  nnd  schwierigsten  Gebiet  des 
Finanzwesens  ist  allerdings  die  Zentralisiemng  bis  jetst  noch  nicht 
gelangen  nnd  wird  wohl  anch  noch  Iftngere  Zeit  eine  ungeldste 
Aufgabe  bleiboD,  obwohl  die  Vorarbeiten  für  die  AnfttelluDg  von 
Provinzial-  und  Reichs-Etats  bereits  im  Gange  sind. 

Nach  der  Reform  der  Zentialbehürden  winde  der  Entwuil 
einer  Neuorganisatioa  der  Provinzialbohörden  aufeestellt  nnd 
durch  Edikt  vom  7.  Juli  1907  befohlen,  dass  derselbe  zunächst 
versnchsweise  in  der  Mandschurei  sofort,  in  den  Provinzen  Chili  und 
Kiangsu  in  zweiter  Linie  nnd  in  den  übrigen  Provinzen  des  Reiches 
innerhalb  der  nichsten  15  Jahre  allmählich  eingeführt  werden  soll. 

Der  Entwarf  behandelt  in  grossen  Zttgen  die  Stellnng  nnd 
Befagnisse  der  Generalgonvemenre  nnd  Gonyemeare,  ihr  VerhSltnis 
zn  den  Ministerien,  die  Referenten  beim  GonTemement,  die  Depar- 
tements fElr  Finanzen,  Unterricht  and  Justiz,  die  Einteilung  der 
LokalbehSrden  (PrSfektnren  nnd  Magistrataren  verschiedener  Ord- 
nung), sowie  die  beratenden  Körperschaften  and  die  kflnflbige  Gerichts- 
Organisation. 

Wie  aus  den  Denkschriften  über  den  Entwurf  liervorfreht, 
hatte  mau  in  der  Kommis^sion  geschwankt,  ob  die  Provinzial regierung 
als  Kollegium  mit  dem  (iouvenu'iir  bezw.  CTeneralguuverneur  als 
Chef  zu  organisieren  oder  ob  die  bisherige  Dezentralisierung  mit 
Instanzenzug  beizubehalten  sei.  Man  hat  sicli  i^chliesslich  für  das 
letztere  entschieden.  Der  Oonvernenr  bezw.  GeneralgonTemenr  ist 
danach  nicht  der  Chef  eines  Begiemngskollegiams,  sondern  Anfidchts- 
behtfrde  nnd  oberste  Instanz  der  verschiedenen  FrovinzialbehGrden. 

Bis  M&rz  1908  war  die  neue  Provinzial-Beamtenordnnng  nnr 
in  den  8  Provinzen  der  llandschnrei  einigermassen  dnrchgefBhrt 
worden.  Eine  definitive  Regelnng  dnrch  Gesetz  ist  erst  für  spftter 
in  Anssicht  genommen. 

Ein  IMikt  vom  9.  September  UMH  1«  laiil  die  Ent&endang 
voll  o  höheren  Ministerialbeamteii  naeh  I  »eiit.schland,  England  und 
Japan  zum  Studium  der  dortigen  ]*arlameulariöcheii  Einriehtungpn. 
Die  Kommissare  sind  inzwischen  abgereist  und  sollen  so  lange  im 
Ausland  bleiben,  als  für  die  ErfüUang  ihrer  Mission  erforderlich  ist. 
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Hit  der  Parlamentsfrage  beecULftigen  sich  aiiBwrdem  noch 

folgende  Edikte: 

1.  Vom  s»(K  Septeniher  l«07: 

„Die  veifassunj^sinHSsig:?  T\Pfriernnfr  benilit  auf  (h-r  Alajorität 
der  Meinungen  des  Volkes-,  Oberhaus  und  L'nterhaas  sind  ihre  wahr- 
haften Grnndlagen.  In  China  können  über-  und  Unterhans  znr- 
zeil  uodi  nicht  eingerichtet  werden;  daher  soU  znnftchst  ein  Tse 
cheng  yüan  (wörtlich:  ^Uof  zur  Unterstützung  der  Begierung")  als 
Grundstein  für  das  spätere  Parlament  eingerichtet  werden.** 

Zum  PrftBideu;«n  iBt  ein  naher  Verwandter  des  Kaiserbaases, 
der  Primi  4.  Ranges  Puluh  und  aum  VizeprSsidenten  der  80  jährige 
GroBsaehretär  Suir  oeia  sai  ernannt  worden.  Ab  beratende  Hit- 
glieder  gehOren  diesem  Senat  eine  Anzahl  Mherer  Gonyernenre 
und  ProTinzialbeamte  an.  über  die  Organisation  nnd  Beftigniase 
des  Tse  cheng  yüan  sind  noch  Iceine  Bestimmongen  ergangen,  er 
ist  selbst  mit  der  Ausarbeitung  deraelben  betraut  worden.^)  Es 
scheint  eine  Nachbildung  des  1874  eingesetzten  Japanischen  Senates" 
(„geuroin'*)  werden  zn  snllpn.  der  nach  IGjälirigem  liesteheu  i^'JO, 
als  Japan  seine  Verfassung  erhielt,  aufgelöst  wurde  bezw.  zu  dem 
Herrenhaus  sich  erweiterte. 

2.  Vom  8U.  Septeml)er  I9<)7: 

Nach  diesem  Edikte  sollen  Beamte  und  Volk  zunächst  durch 
die  Einfilhrong  loluiler  Selbstverwaltmigeii  in  den  einzelnen 
Provinzen  des  Reiches  f&r  eine  parlamentarische  Tätigkeit  erzogen 
werden. 

Das  Edikt  hat  folgenden  Wortlaut: 

Kaiserliches  Edikt  vom  30.  September  1907. 

Im  Nam^n  Iliror  Majestät  der  KaiNcrin-Mutter: 

In  (l'  ii  Kdikion  des  vergangenen  Juhres,  betr.  die  Kinführuug 
einer  Verfassung,  ist  bereits  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht  worden, 
dass  der  Zeitpunkt,  wann  die  Verfassung  eingeführt  werden  kann,  davon 
abhängt,  wie  rasch  Fortschritte  gemacht  werden.  Uns  ist  an  dem 
Zustandekommen  einer  Verfassung  sehr  viel  gelegen  und  wir  hoffen  sehr 
darauf.  Wir  haben  deshalb  küralich  durch  ein  Edikt  die  Schaffung  des 
Tse-cheng-jüan  angeordnet,  der  die  Grundlage  ffir  ein  Bukflnftiges 
Parlament  bilden  hoII. 

Der  Wort  parlumont^irischer  Debatten  hängt  über  vtjii  der  Tüchtig- 
keit der  Abgeordneten  ab.    Ohne  allgemeine  Schulbildung  bleibt  das 

^)  Prorisorisdies  Begnlatir  vom  13.  Juli  inswiscfaen  eisdiienen. 
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Volk  unwiMend,  ohne  lokale  Selbttrerwaltang  fehlt  es  auch  den  Begabten 
aa  der  ndtigen  Dbung  und  Pnxie  für  die  parlamentariecAie  Tätigkeil. 

Was  nun  die  allgemeine  Sdiulbüdung  anlangt,  so  mflssen  An- 
hAnlicbkeit  an  den  Landesberrn  und  Vaterlandsliebe  ihre  Qrundlagen 
seilli  alles  hochverräterische  Cierede  müsse  unterdrückt  werden. 

Die  Organisation  der  Selbstverwaltung  muss  auf  der  Wahl  fähiger 
Personen  beruhen  und  das  Gemeinwohl  durch  Rat  und  Tat  fördern. 

Wir  befahlen  dem  Unterrichtsministerium,  einen  Plan  für  die 
Kinfiihruag  einer  allgeuieinert  Schull)ildua<i,  sowie  Lehrbücher,  die  dauti 
nligemein  eingeführt  werden  können,  auszuarbeiten.  Gleichzeitig  be- 
fahlen wir  dem  Minifitorium  des  Innern,  uns  sorgfältig  ausgearbeitete 
Statuten  für  die  SelbstTorwaltung  Toraulegen,  damit  wir  deren 
allmihlicbe  und  proTisorische  BinfOhning  in  aJlen  Provinsen  anordnen 
können.*) 

Das  genannte  Ministerium  hat  sich  gelegentlich  davon  zu  flber- 
eengen,  ob  auch  alles  vorschnltsmftssig  ausgeführt  wird  und  nicht  etwa 

nur  leere  Redensfirton  L'emaeljt  werden.  Auf  diese  Art  soll  ein  geeig- 
neter Stamm  von  Abgeordneten  liiTan^^eltildet  werden  und  dürfen  wir 
hoffen,  dass  die  Errichtung  eine»  Pari  iiaents  bald  erfolgen  und  eine 
Verfassung  wirklich  eingeführt  wertlcn  kann. 

Die  ernte  stildtiache  Selbüt Verwaltung:  war  bereits  vor 
Erlass  dieses  Ediktes  von  Jtjanchikai,  dem  Oeneralgonvemenr  von 
Chili,  für  den  Kreis  Tientsin  eing«fQhrt  worden,  wo  im  Juli  1907 
die  Wahl  der  ersten  80  Kreistagsabgeordneten  GhinaB  stattgeftoden 
hat  Der  Tientsiner  Kreistag  ist  bis  jetEt  der  einzige  seiner  Art 
geblieben.  Doch  haben  sich  bereits  in  ftMit  allen  Provinsen 
Komitees  und  Vereine  gebildet,  welche  unter  der  Anfsicht  der  Be- 
hörden vorbereitende  Massnahmen  Ar  die  Einfübrnng  der  Selbst- 
-verwaltnni?  treffen. 

3.  \'(Mii  I'.).  uktober  1907  beliehlt  vorbereitende  Massnaiinieu 
für  die  Schaltung  von  Provinziallandtaj^en. 

Für  die  Organisation  der  Provinziallandtage  sowolü  wie  der 
Pr&fektnr-  und  Kreistage  sollen  vom  Ministerium  des  Innern  noch 
einheitliche  Bestimmungen  erlassen  werden.*) 

')  Veruffeniiicht  und  genchnti^'t  durch  Edikt  vom  18.  Januar  1909. 
(Pekinger  Amtsblatt  Nr.  445  vom  Iii.  Januar.'i 

Die  Bestimmungen  für  den  Provinziaiiandlag  und  ein  Wabl- 
reglement  sind  am  24.  Juli  1906  verdffentlioht  worden.  Die  Wahlen 
haben  im  Sommer  1909  stattgefunden;  die  Eröffnung  der  Landtage  io 
attmtliohen  Provinzen  mit  Ausnahme  der  Auasenlander  (Mongolei»  Tur- 
kestan,  Tbibet)  ist  auf  Oktober  1909  festgeeetat  worden. 
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Em  weitem  grandtogeadeB  Teiftusavagsedikt  emhien  am 
26.  AngiiBt  1908.^)  fifl  setet  den  Zeitpunkt  für  die  EinfBlurang  der 
Ver&flsnng  anf  das  Jahr  1917  fest»  genehmigt  die  Onmdsüge 
einw  TerftosvDg  und  befieUt  die  AnaliUirang  eines  detaillierten 
Beformprogramflis  fHr  die  Jahre  1908—1916.  Ihrer  Wichtigkeit 
wegen  lasse  ich  die  betreifenden  Dokumente  hier  iu  Über  Atzung 
folgen  : 

Edikt  vom  26.  August  1908. 

Ihre  Majestät  die  Kaiserin  Kegentin  haben  geruht  anzubefehlen 
was  fol^: 

Das  I^iireau  für  die  Hearbeiturig  der  \'erfas8un<^sange]eirenheiteu 
nebst  den  Mitgliedern  des  ivrunrates,  vertreten  durch  die  Priusen  Ghiug 
ODdPuIun,  haben  gemeinsam  Una  ein  allgemeinoi  Programm  eines  Ver- 
fsaeangs-  und  Wahlgesetses  nebst  einem  Berieht  Aber  in  den  bis  rar 
Bröfinung  des  Parlaments  nodi  Tergehenden  Jahren  erforderlicsheii  vor- 
bereitenden  Maeanshmeo  Torgel^it  In  Anbetracht  des  Znstandes  öhro* 
nisdlier  Schw&che  nach  aussen  und  ewiger  innerer  Unmhen,  in  dem  sich 
<la5?  Reich  zurzeit  befindet,  ist  eine  Wiederherstellung  seiner  Macht  und 
Kraft  nur  möglich  im  einmütigen  Zusammenwirken  von  Dynastie  und 
Vi>lk.  Nur  wenn  die  Grundlagen  der  Staatsordnung  festgefügt  sind 
und  unangetastet  bleiben,  it>t  auch  eine  ruhige  und  geordnete  RegieniDg 
möglich.  Die  notwendige  Vorbedingung  eines  jeden  Fortschritts  ist,  dass 
Beamtenschaft  und  Volk  ihre  Anstrengungen  Tereinigen,  um  sioh  gegen- 
seitig auf  dem  richtigen  Wege  sn  erhalten.  Nur  dann  können  wir  witk- 
üdie,  greifbare  Erfolge  ernten.  Die  Uns  von  den  vorerwSbnten  Frinsen 
und  Staatsmännern  vor<^elegten  Pro^iranime  für  ein  \'erfasRUogf;grund- 
gcsetz  und  fOr  ein  Wahlgesetz  für  das  Parlament  sind  bis  in  das  kleinste 
Dotnil  finr^amst  auspparheitot  und  geben  eine  genaue  «re (jenseitige  Ab- 
grejjziHij  der  liefiignisse  der  beteiligten  Faktoren.  Dazu  war  allerdings 
heranzuziehen  und  zu  berücksichtigen,  wua  sich  bei  anderen  Nationen 
ab  praktisch  brauchbar  erwiesen  bat,  doch  nur  insoweit,  als  es  nicht 
kollidierte  mit  der  Eigenart  der  Verh&ltnisse  bei  une  in  China.  UaSB- 
gebend  und  unangetaetet  mneste  vor  allem  der  in  Unseren  früheren 
Edikten  mehrfach  ansdradclich  berrorgehobene  Gesiefatuponkt  bleiben, 
dass  die  sämtlichen  Grundrechte  der  Krone  dem  Herrscherhaaae  ver- 
bleibeOi  dass  dagegen  alle  das  Volk  selbst  betreffenden  Regierungs- 
massnahmen  der  öffentlichen  Diskussion  unterworfen  sind.  Dieser  r4esichts- 
punkt  wird  denn  auch  die  grundlegende  Norm  bilden  bei  der  einstigen 
definitiven  Ausarbeitung  den  Verfassungsgrundgesetzes  und  des  Wahl- 
gesetses für  das  künftige  Parlament.    Die  daran  festgelegten  Abgren- 

*)  Vergl.  meinen  Anfeats:  „Zur  Vetfsssangsfrsge  in  Ohina**  in  den 
Blättern  fttr  TOrgleichende  Rechiswieeensohaft  und  Volfcewirtechaftelehre. 
V.  Jahrgang,  8.  1—9. 
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«ungfen  der  fiefugiiip  der  an  der  Her;ieruug  l>etei]i/2rteu  Faktoren  u)ü*!>»ai 
unverrüükbHr  (iiid  unter  uiibedingleut  Auoschluss  auch  der  gcringfügig.»teii 
Obergriffe  festgehalten  Verden. 

Bis  die  Yerfaisung  verkflndet  und  du  Parlftment  eröffnet  ief,  geht 
allee  seinen  Gang  naeh  liUwgabe  der  gegenwirtig  in  Kraft  befindlichen 
Beitimmungen  und  Qeeetie  watter  und  et  eind  in  Ruhe  die  TOm  Herradi«^ 
haus  erwogenen  Maaanahmen  abzuwarten,  die  der  Beihe  nadi  zu  ihrer 
Zeit  in  Kraft  treten  werden. 

Die  in  dem  Uns  vorgelebten  Programm  vorf:e>c}ilagenen  vnr- 
bereitenden  Massnahmen,  die  in  den  koiMTnenden  Jahren  der  Reih«  nach 
durchgeführt  werdöii  sullen,  haben  dtireliwog  wesentliche  Erfürdcmisse 
eine»  konstitutionellen  Staatswesens  zum  Gegenstande.  Sie  müssen  daher 
bei  ihrem  BukxeniTen  Inkrafttreten  mit  grönter  Unpart^ehkeit  und 
Sorgfalt  sur  Auefühning  gebredit  werden. 

Die  Staatebehdrden,  die  jenee  Programm  der  TOrbereitenden  Regie- 
ruDgsmassnahmen  ausgearbeitet  haben,  erhalten  hierdurch  den  Befehl, 
▼on  demselben  als  Anhang  su  dem  gegenwärtigen  Kdikt  und  mit  diesem 
zusammen  alsbald  nnch  spinem  Erlaus,  Dnjrkexemplare  auf  fifolbeni 
Papier  in  Form  der  zum  i>ff»'iit!ichen  Anschlag  bestijninten  Kaiserlichen 
Gnadenkuiidgebuiigeu  hörsleilen  zu  lassen.  Die  Abdrüc  ke  '-olU-n  Uns 
mit  der  Bitte  eingereicht  werden,  Unser  Kaiserliches  Jnsiegei  darauf  zu 
setzen  und  sollen  dann  sur  Verteilung  gelangen: 

In  Peking  an  sämtliche  Behörden;  in  den  Frovinien  an  alle 
QeneialgouTemeure  und  GouTeroeure,  an  dm  Stadtgouvemeur  Ton 
Mokden  sowie  an  die  Chefs  der  obersten  PronnsialbehOrde.  Die  Ab- 
drfidce  sind  im  Amtelokal  der  betreffenden  Behörden  und  Beamten  in 
^er.ieraender  Weise  anzuschlagen.  Sämtliche  Beamten  der  Zentral-  und 
der  PrnvinziMlregieniüijen  werrlen  für  die  pflichtin ässige  Durchführung 
aller  iti  dem  Fr^i^ramm  lie/.eichneten  Miissnalimen  zu  den  vorgeschriebenen 
Zeitpunkten  veraniwortlich  gehalten  wcrdt  n  und  hüben  alle  sechs  Monate 
Ilm  einen  detaillierten  Bericht  über  ihre  ia  dieser  Hinsicht  entwickelte 
TlUigkeit  Toraulegen,  sowie  eine  entsprediende  Meldung  dem  Bureau  fOr 
die  Bearbeitung  der  VeriMSungsangelegenheiten  au  erstatten.  In  allen 
F&Uen,  in  welchen  massgebende  Mitglieder  der  MinisterialprAsidien  oder 
Generalgouverneure  und  (Jouvorneure  in  den  Provinzen  oder  Gouverneure 
Unserer  Residenzstadt  ihren  bisherigen  ^^)sfen  abgeben,  hat  der  Ämt^ 
njirhfüljror  gem»»ir!s?mi  mit  .seinem  sciieidenden  Vorgänger  einen  ein- 
i,"^h«nden  Bericht  über  dif»  Tstii'kpit  des  lot/.tfren  ntif  dein  (ichiet  der 
vuri>eroitfnden  MaNstiahmeu  I  n-  vur/ulegen;  dies  wird  die  MOj>licbkinl 
einer  genauen  Kontrolle  der  Intigkeit  jedes  einzelnen  Beamten  gehen 
und  zugleich  veriiindern,  dass  jemand  ein  ihm  zur  Last  falleudee  Ver- 
si&umnis  auf  einen  anderen  schieben  kann.  In  allen  deigenigen  Materien, 
die  ein  Zusammenwirken  eines  Ministeriums  und  der  ProTinaen  erforderOf 
ist  natürlich  das  betreffende  Ministerium  verantwortlich  für  die  ihm  ob* 
lieL'-nde  sor^'fiilti^'.;  Kontrolle  der  Provinzen  und  es  hat  auf  besonders 
gute  oder  schlechte  Leistungen  in  denselben  «ein  ernstes  Angenmerk  so 
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richten  und  Uns  davon  Anzt^isre  zu  mfichen  Für  die  nähere  Uuter- 
siichiinE^  solcher  Fälle  liahen  die  hoben  Mitglieder  de.s  Bureaus  für  die 
Bearbeituiicj  der  VerfassuriL^sangelejjenheiteii  und  des  Kronrates  nach  vor- 
gängigeui  Bericht  an  Uns  ein  besonderes  Departement  einzurichten. 
Aach  die  aftontlicheii  Uitgliedi»  des  Zeniorate  in  Peidiig  iMbea  ilne 
ganse  «peiielle  AnlmerkMuiikeit  d«i  UDtoteuchungen  und  KMdilonohiingeii 
Aber  dieeeo  Punkk  suinwendeD.  In  »lleii  FlÜJeD,  ta  dMien  die  vor* 
geschriebenen  Zeitpiuikte  för  die  Durchfflbrang  der  TorbereiteDden  Ro' 
gierungsmassnahmen  nicht  innegehalten  worden  sind  oder  trotz  zur  Sebaii 
getni^ftiier  äusserer  Diensteifrigkeit  insgeheim  gegen  diesen  T'tiseren 
Wjiien  Verstössen  wird  oder  wo  nur  blauer  Dunst  geraaf}it  wird,  hinter 
dem  nichts  steckt,  ist  der  Schuldige  genau  zu  bezeicbncit  und  unter 
Darstellung  de»  wirklichen  Sachverhalts  zur  Anklage  zu  i)ririgeu.  Ks 
wird  dann  aber  den  Betreffenden  eine  nach  den  über  schwere  Amts- 
▼ergehen  geltenden  Qrunds&tsen  zu  bemessende  Strafe  Teiliingt  werden. 
Sollte  aber  gar  einer  der  Prinsen  oder  Staatswflrdentriger,  die  Mitglieder 
der  beiden  bisherigen  Verfassongsbehörden  sind,  es  wagen,  durdi  Ver- 
heimlichungen oder  VorspiiMTflung  falscher  Tatsachen  einer  des  vor- 
erwähnten Vergehens  schuldigen  Person  noch  Vorschub  leisten,  so  wird 
auch  für  solche  blosse  Begünstigting,  die  eine  Gefährdung  der  Wohlfahrt 
des  KeicheB  darstellt,  bei  dem  Herrscherhaus  auf  keine  Verseihung  oder 
Nachsicht  zu  rechnen  sein. 

In  den  jetzigen  kritischen  und  euU>cheiduugs8Chweren  Zeiiläulen 
müssen  alle  Beamten,  hier  in  Peking  nnd  draussen  in  den  Provinzen, 
die  insgesamt  doch  nar  Gutes  von  ihrem  Vaterlande  erfahren  haben, 
erwachen  und  sieh  aufraffen  aus  ihrem  tiefen  StnrapÜrinn  und  grflndUch 
den  alihergobrachten  Schlendrian  auskehren.  Wenn  sie  auch  jetzt  noch 
in  Trftgheit  und  Qleichgflltigkeit  saumselig  die  Hände  in  den  Schoss 
legen  wollen,  wie  kann  uns  da  der  Hininiel  jcnials  noch  gnädig  sein! 
Die  Mitglieder  des  Verfa'?'=:nngsbureaiis  und  des  Kronraia  sind  Prinz»'n 
nnd  hohe  Staatsbeamte,  die  Uns  im  (iulen  und  im  Bösen  v-  rbunden 
sind.  Wie  sollen  Wir  und  sie  bestehen  vor  dem  höchsten  Gott,  wenn 
selbst  sie  etwa  gar,  auf  einen  so  hohen  Posten  gestellt,  sich  saumseligen 
Handelns  oder  reohtiwidriger  Gflnstiingswirtscliaft  sdiuldig  madien 
sollten! 

Das  Volk  muBs  dahin  gebiadit  werden,  dass  es  bewandert  ist  in 

den  Angelegenheiten  der  Selbstverwaltung  und  in  Fragen  allgemeinen 
Wissens.  In  Peking  haben  die  zuständigen  Behörden,  in  den  Provinzen 
die  (ieneralL''fiuverneure  und  Gouverneure  durdi  t  nt^pr^-chende  Anweisung 
nnd  Beaufsichtigung  aller  ihnen  nntnrgcluiien  Si-  lhn  auf  die  Verwirk- 
lichung diescfi  Zieles  Iniifji wirken.  durf  keine  Saumseligkeit  und  kein 
Hinauszögern  in  dieser  llin»icht  geduldet  werden. 

In  Ansehung  des  Termins,  bis  zu  weichem  die  sftmtlidien  die  Er- 
öffnung des  Parlaments  im  Laufe  der  Jahre  vorbereitenden  Massnahmen 
ausgeffihrt  sein  mflssen,  bestimmen  wir,  dass  vom  laufenden  Jahre  an 
geredinet  mit  dem  Ende  des  neunten  Jahres  die  ToUständige  Erledigung 
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(»i68«r  Voriienitnogen  wat  allen  OabiviMi  unter  allwi  Umefiiiden  eilolgt 
sein  aolL  Wenn  dieser  Zeitpunkt  heraogekommen  sein  irird,  wird  un- 
Tenfiglich  die  VerkOndnng  des  von  Una  au  gebenden  Verfassungagtnod- 
geaetaea  erfolgen  und  die  Einberufnngsorder  fflr  die  Abgeordneten  des 

Parlaments  ergehen. 

Alle  Unaere  Beamten  und  Untertanen  mfissen  allen  Kifer  und  alle 
Energie  daran  setzen,  dem  Lande  zu  einer  stetig  aufsteigenden  und  zam 
Hessoron  fortschreitenden  \'er\valt»ing  zu  verhelfen.  Gegen  Subjekte,  die 
keine  Ruhe  halten  können,  uml  die  in  bekannter  Weise  mit  exiremea 
politischen  Forderungen  auftreten  und  die  Verfassungsfrage  benutzen,  um 
aa  agitieren  und  su  hetsen  oder  die  in  eifernder  Verbindung  der  H«gierung 
S<di-wieri|^eiten  machen  und  Unaere  wdildurdidacbten  Pllne  atdren 
wollen,  wird  daa  Herraebeibatta  die  rolle  8<^were  daa  Geaetaoa  walten 
lasaan  als  Warnung  und  als  Strafe,  und  ee  wird  nicht  dulden,  daas  durch 
solche  Leute  die  Ruhe  und  Ordnung  im  I/ande  gestört  wird. 

Wir  werden  tod  der  zuversichtlichen  Hoffnung  beseelt,  dass  durch 
T^nsere  Massnahmen  das  Reich  im  Laufe  der  Zeit  emporblühen  und  zu 
Macht  und  Kraft  L:*»!nngen  wird  und  dnss  sie  dazu  beitragen  werden, 
dem  Volke  friedliches  Gedeiheu  für  alle  Zukuuft  zu  sichern.  Wir  hoffen, 
durch  Unser  Vorgehen  die  Geister  Unserer  erhabenen  Ahnen  und  die 
ScbutzgOtler  Unserei^  Reiches  zu  erfreuen  und  die  Erwartung  und  den 
Wunach,  Unaere  Beamten  und  Untertanen  im  ganaen  Lande  au  befriedigen. 
Dieser  Unser  Wille  soll  aur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht  werden. 

I.  OrundzOge  einer  chinesischen  Verfassung. 

(Die  n&heren  Einzelheiten  werden  bei  der  Herstellung  des  deünlUvea 
Verfassungaentwnrfg  bestimmt  werden.) 

Der  Wesensinbegriff  einer  konstitutionellen  Monarchie  besteht 
darin,  daas  in  der  Peraon  dea  Herrsdhers  die  sämtlichen  Befugnisse  der 
obersten  Staatsgewalt  vereinigt  sind,  daas  ihm  a&mtliohe  Hoheitarechte 
anstehen,  die  sich  auf  die  Oesetagebung  der  Verwaltung  und  die  Becfat» 

sprechung  bezieben;  da.ss  dagegen  dem  Parlament  eine  beratende  Mit- 
wirkung bei  der  Gesetzgebung  und  den  Regierungaorganen  die  Mithilfe 
und  Ausführung  bei  den  Msissnulimen  der  Verwaltung  zusteht;  dass  femer 
die  Organe  der  Rechtsprechung  ihre  richterliche  Tätigkeit  in  Über- 
einstimmung mit  ili'n  Landcsgesetzeu  ausühen;  und  dass  schliesslich  von 
jederuianu,  vom  Herr»clierhause  angefangen  bis  hinunter  zu  der  grossen 
Menge  dea  Tolkes  daa  vom  Kaiser  sanktionierte  Verfaasungsgrundgesets 
unverbrflchlich  fAr  alle  Ewigkeit  innegehalten  und  niemala  fibertreten  wird. 

Unter  Zugrundelegung  dieser  allgemeinen  Prinzipien  bringen  wir 
ehrerbietigst  folgende  Orandafige  tinw  Verfaaaung  in  Vcnaeblag: 

Die  Hoheitsrechte  des  Herrschers. 
1.  Der  Kaiser  von  China  ist  das  Oberhaupt  des  cliinesiscben  Kaiser- 
reiches.  Der  Thron  bat  ewigen  Bestand  und  geht  von  Generation 
au  Generation  in  UDunterbrochwer  männlicher  Sukaession  Aber. 
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8.  Die  geheiligte  Penon  d«a  Kaiaen  geniewt  die  hftcbtten  £hren  und 

ist  iiTiverletrüf'h. 

3.  Der  Kaiser  erteilt  den  Lancies^esetzen  seine  Sanktion  und  publiziert 
dieselben.    Der  Kttiser  hat  ferner  das  InitiatiTreoht  für  V'orlagen  an 

dm  Farluuient. 

(Bern.)  Zwar  werden  alle  Oesetse  vom  Pirlament  beraten 
and  besehloMen,  ihr  Inknfttrelen  erfolgt  Jedoch  erst  nach  erfolgter 
Genehmigung  «nd  Publikation  dvrch  den  Thron. 

4.  Der  Kaaaer  beruft  dae  Parlament  ein,  eröffnet  und  eehlieast  ee;  auch 

kann  er  es  vert^L^en  und  auflösen. 

(Bern.)    Im  Falle  einer  ParlamentaauflOeung  ist  die  Wahl  neuer 

Abgef^rHiieter  durch  das  Volk  zu  veranlassen.  Die  bisherigen  Mit- 
glieder des  anf'jeicuten  Parlaments  dürfen  nach  erfoigtor  AufluHung 
keinerlei  Sundersteilun«:  geuenüher  der  grossen  Menge  des  Volkes 
mehr  einnehmen.  Bei  Widersetzliclikeit  oder  sonstiger  Verfehlung 
tritt  je  nach  der  Sachlage  Bestrafung  nach  Massgabe  der  auf  den 
Fall  anwendbaren  Gesetee  ein. 
Ö.  Der.  Kaiaer  regelt  die  OrganiiaÜon  und  Besoldung  der  Beamten. 

Ihm  steht  hinsichtlich  atmtlicher  Beamtenkategorien  das  B«eht  der 

Amtaentlaaaung  und  Anstellung  au. 

(Bem  '  Has  Ansteilungsrecht  wird  unter  Beihilfe  und  Mit- 
wirkung der  hohen  Staat«wflrdenträger  vom  Kaiser  ausgeübt.  £in 
EinfluBs  des  Parlaments  hierauf  ist  ausgeschlossen. 

6.  Dem  Kaiser  steht  die  oberste  Kommandogewalt  über  Armee  und 
Marine  zu.  £r  erlässt  die  militAnächen  Beglements  und  Beetim- 
muDgen. 

(Bem.)  Der  Kaiser  hat  (Uiü  Dislokationsrecht  für  sämtliche 
Truppenteile  des  Reiches.  Er  bestimmt  den  Prftsenastand  des 
stehenden  Heeres.  Alle  diese  Befugnisse  flbt  er  in  Tollem  Umfsnge 
und  ohne  jede  Beschränkung  aus.  Jedwede  Einmischung  des 
Parlaments  in  irgendwelche  militftrischen  Angelegenheiten  ist  aus- 
geschlossen. 

7.  Der  Kaiser  erklärt  Krieg  und  Frieden.  Kr  schliesst  StaatsTortrftge 
und  übt  dn^  aktive  und  pn«sive  Gesandtschaftsrecht  aus. 

iHeni.)  lu  den  auswärtigen  Antrelee^enheiten  diidoniatischen 
rharaktors  steht  dem  KniKPr  di*'  alleinige  Entschlieseung  au;  sie 
unlfriicgen  nicht  dur  Beratung  und  Beschlussfassung  im  Parlament. 

8.  Der  Kaiser  hat  du.s  liecht,  den  Kriegszustand  zu  erklären.  Er  ist 
befugt,  bei  Vorliegen  kritischer  und  gefahrdrohender  VerbAltnisse 
duroh  Kaiserliche  Verordnung  Beschränkungen  der  Freiheitsredite 
der  Staatsbflrger  eintreten  au  lassen. 

9.  Der  Kaiser  hat  das  Recht  der  StandeserhOhung  und  Begnadigung. 

(Bem.)    Gnadenerweise  können  nur  vom  Kaiser  ausgehen;  dieses 
Recht  darf  keinenfaiis  unbefugterweise  ron  Beamten  des  Staates 
ausgeübt  werden. 
Jahrbuch  der  laternat.  VereiuiguDg.  ».  Bd.  198 
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10.  Dem  Kaiser  steht  die  Gerichtshoheit  zu.  Kr  delegiert  die  Ausübung 
derselben  an  die  riditerliohen  B«iiOrdeii,  die  dftboi  UMth  d«n  Tom 
Kaiier  «rlauenen  GMetsen  su  Terfaluren  haben«  Die  QeeeUe  loUeQ 
mdtkt  Abindeningen  dardh  Kaiieriidie  VetordDong  »itt  beeonderer 
VenoleMung  nntenrorfen  sein. 

(Bern.)  Die  Gerichtsbarkeit  ut  vollem  Umfange  ist  ein  Kaiser- 
liches Hoheitsrecht;  (Ue  Befugnis  der  Ausübung  derselben  empfangt 
der  Richter  kraft  no1oi»'ati>in  vom  Kaiser  derart,  dass  dieselbe  einer 
Beeinflu8.sung  liurch  Kaiserliche  Verünlniinj^  nicht  unterworfen 
ist.  Das  geri<ht liehe  Verfahren  ist  von  schwerwiegendster  Be- 
deutung. Darum  müssen  ihm  zur  \  eroieidung  sich  widersprechender 
Bnteelieidongen  die  beetelienden  vom  Kaieer  erlaeaenen  Qeeetae 
al«  alleinige  Richtachnur  dienen. 

11.  Der  Kaiser  hat  da«  Recht,  Erlane  selbst  oder  durch  Begi«ningB- 
Organe  ergehen  su  lassen.  Dareh  solche  Erlasse  können  jedoch  die 
in  Geltung  hetindlichen  Gesetze  nicht  geändert  oder  beseitigt  werden, 
es  sei  denn,  dass  die  Abänderung  oder  neseititrtinc  in  Form  einer 
Vorlage  an  (las  Parlament  unter  dcHsen  >fit''.virkuT'L'"  erfüllet  und  «lann 
im  Wege  das  Tbronberichtt»  tlie  Allörhöchsie  Üestau^'ung  eingeholt  list. 

(Bern.)  Das  Gesetz  dient  dem  Herrscher  zur  lati>üchijchen  Ver- 
wirklichung seiner  Jurisdiktionshobeit.  Der  Erlasse  bedient  er  sich 
aar  Betätigung  seiner  Verwattungsbofugmase.  Beides  steht  ge- 
trennt nebeneinander,  darum  kann  durc^  einen  Brlsas  ein  Qeseta 
weder  geändert  noch  anfgehoben  werden. 

12.  Im  Falle  eines  erboblichen,  dringenden  Bedflrfnisses  kann  der  Kaiser 
während  der  Zeit,  in  welcher  das  Parlament  geschlossen  ist,  Ver- 
ordnungen mit  Gesetzeskraft  erlassen.  Durch  eine  solche  Verordnung* 
kann  in  diespm  Fall  atich  die  Aufbringung  unbedingt  erfurtlerlicher 
Geldmittel  vorfiigt  werden.  Solche  Verordnungen  hind  jedoch  im 
Laufe  der  nachstfulgenden  Session  des  Parlaments  diesem  zur  Durch- 
beratung vorzulegen. 

13.  Die  Höbe  der  für  den  Unterhalt  des  Kaiserliehen  Hauses  erforder- 
lichen Summe  wird  vom  Kaiser  ein  fflr  allemal  bestimmt»  Der 
Betrag  wird  aus  der  Beichskasse  gezahlt.  Seine  Höhe  darf  nicht 
zum  Gegenstand  einer  Diskussion  im  Parlament  gemacht  werden. 

14.  über  die  Haussatzungen  des  Kaiserhauses  wird  vom  Kaiser  bezw. 
imeh  seiner  Anweisung  von  Mitcriiedeni  der  KMiterliehen  Fniniüe 
und  besonders  damit  beauftragter  StHatswürdentra^er  Heschluss  gö- 
fasst.  Kine  KinmlHchung  des  Parlaments  in  diese  Angelegenheiten 
ist  unzulässig. 

Hechte  und  Pflichten  der  Untertanen, 
(fl^^m.^    Die  nälieren  Fin/f Iheiten  werden  bei  der  Uerstelloog 
des  definitiven  \'erf:issnnL.'^tM\i wurfes  bestimmt  werden. 

15.  Jcilor  1  ntertan,  der  den  durch  tjesotz  und  Kaiserlicher  Rrlasse  fest- 
gt  motzten  Anforderungen  und  Voraussetzungen  genügt,  ist  befähigt 
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fQr  die  Bekleidung  von  Beamten-  oder  milit&rUaheo  StoUungeil  und 

für  das  Amt  eine«  Parlamentsmitgliedes. 
IG.  Du:  lintertanen  haben   iiinerlialb  der  durch  das  Gfset^Ä  gezogenen 

Schraukuu  das  Kecht  der  freien  Meinungsäusserung  in  Wort  und 

Schrift  und  därfen  Versammlungen  abhalten  und  sich  zu  Vereinen 

soBunmensdilieMen. 
17.  Verhaftwig,  Gshogenhaltiing  und  Bestrafung  eines  Uaieitaam  ist 

nur  uf  Ornnd  geseUlioher  Bettimmuogen  inlisdg. 
16.  Den  Untertanen  steht  es  frei,  die  richterliolien  Beamten  um  ITnter- 

saehnng  and  Bntsobeidung  in  den  ihnen  vonulegenden  Rechts- 

Streitigkeiten  anzugehen. 

19.  Die  rntertanen  sind  den  KiUscheidungen  der  auf  Orund  des  Gesetzes 
ein<j;erichteten  ricliterlichen  Heliördon  unterworfen. 

20.  Die  Untertauen  dürfeu  ohne  Orund  nicht  in  itireu  Vermögensrechten 
und  in  ihrem  Haosrecht  beeinträchtigt  oder  berietst  werden. 

21.  Dia  Untertanen  sind  ▼erpfliohtet,  die  Tom  Oesets  Torgesdiriebenen 
Abgfthen  und  Militärdienste  su  leisten. 

8S.  Die  gegenwärtig  von  den  Untertenon  eingehobenen  Steuern  und 
Abgaben  sind  bis  zu  anderweitiger  Regelung  durch  ein  neues  Oeseti 
durchweg  ebenso  wie  bisher  weiter  zu  entrichten. 

23.  Die  Untertanen  sind  verpflichtet,  die  Landesgesetae  innesuhalten. 

Grundsflge  der  Organisation  des  Parlaments. 
(Bern.)  Die  näheren  Einaelheiten  usw.  wie  oben. 

24.  Das  Parlament  ist  ledij^rlich  befugt,  Vorschläge  zu  machen  und  über 
solche  au  beraten,  ist  aber  von  einer  direkten  Mitwirkung  bei  der 
Handhabung  der  Regierung  aus^esehlossen.  Die  Ausführung  der  von 
ihm  gefassten  Beschhisse  durcb  die  Kei^ierungsorgane  <Iarf  erst  nach 
KiML-ang  der  Kaiserlichen  Bestätigung  erfolgen,  die  in  Ehrerbietung 
abzuwarten  ist. 

26.  Die  im  Parianent  sur  Diskussion  an  stellenden  Angelegenheiten 
müssen  in  Besiehong  au  einem  das  Reich  in  seiner  Geeamtheit 
treffenden  Vorteil  oder  Schaden  stehen.  Gewöhnliche  lokale  Ange- 

legenheiten  nur  einzelner  Proirinaen  dttifen  nicht  erörtert  werden. 

26.  Laufende  Ausgaben,  deren  Festsetzung  aus  Kaiserlicher  Maclitbefugnis 
erfolgt  ist  oder  die  nach  Massgabe  der  bestehenden  Gesetze  unboflingt 
notwendig  situl.  «Inrf  fhü?  Parlament  mir  unter  Oenefiinigung  und 
beratender  Mitwirkung  iler  Regierung  ganz  oder  t.  ilweist«  streichen. 

(Bern.)    Genauere  Festsetzungen  hierüber  werden  in  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  Über  den  Etat  getroffen  werden. 

27.  Der  Etat  des  Reiches  in  Einnahme  nnd  Ausgabe  wird  ffir  Jedes  Jahr 
im  voraus  unter  Mitwiricung  des  Parlaments  festgelegt. 

28.  Wenn  mit  Angelegenheiten  der  Staatsregierung  befassta  hohe  Beamte 
sich  einer  Gesetzesverletsung  schuldig  machen,  so  ist  das  Parlament 
lediglich  befugt,  unter  Aufdeckung  des  Sachverhalts  Anklage  gegen 
die  Schuldigen  zu  erheben.   Auch  in  diesem  Fall  aber  steht  es  allein 
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in  der  Uand  des  KaistTs,  über  Verbleiben  im  Dienst  oder  Entlassuug 
aus  demnelben  zu  eutacbeiden.  Es  darf  nicht  eingegriffen  werden 
in  das  Kecbt  der  Elrone,  die  Staatsbeamten  anzustellen  und  zu 
enttuaen. 

S9.  Über  die  im  FsrUuent  snr  Beratung  eteliendeii  Aogelegenheiteii  sind 
flbereinttimmeiide  Beaeblflaee  beider  Hlwer  dee  Parlamente  herbei- 
saführeD,  bevor  im  Wege  des  Thronberi<4ite  die  Kainerlicbe  Be- 
stätigung dieser  Beschlflsse  sum  Zweck  ihrer  Inkraftsetsung  nach- 

gesucbt  vrerdon  kann. 

30.  Eingal»ei-  don  Parlaments  an  den  Thron  sind,  mit  Niimcnsuntcr^chrift 
der  Pre  ifli  Ilten  verf»eheu,  in  Form  eines  Thronberichts  einzureichen. 

31.  Die  von  den  Abgeordneten  getanen  Moinuiigsäui^eeruiigen  diirfeo 
nidit  den  dem  Tbrone  sdiuldigen  Respekt  Terletaen  oder  Verienm* 
dangen  oder  Besdiimpfnngen  anderer  Personen  enthalten.  Bei  Zq> 
widerhandtnngen  biergegen  tritt  entspreehende  Bestrafong  des  8<diul' 
digen  ein. 

82.  Während  der  Sitzungen  des  Parlaments  untersteht  der  Sitzungsranm 
den  Anordnungen  des  Präsidenten,  dem  die  Ausübung  der  Sitzungs- 
polizei zusteht.  Hei  Verstössen  gegen  die  Satzuncren  de?  Parlaments 
oder  die  OrHimTnj  des  Hauses  kann  gegen  den  Schuldigen  vom 
Präsidenten  \S  urteutziehung  oder  Entfernung  aus  dem  Sitzuugsraum 
verhiugt  werden. 

2S.  Falls  bei  einaelnen  Abgeordneten  die  vorgeschriebenen  Voranieetaangen 
fflr  formelle  und  materielle  Gültigkeit  ihr&e  Wahl  nidit  erfQllt  eein 
sollten,  wird  Tom  Prisidenten  ein  Wablprflfnngeverfahren  eingeleitet. 

Nach  Klarstelhing  der  Sachlape  veranlasst  gegebenenfalls  der  Prftsi* 
dent  die  alsbaldige  Streichung  des  betreffenden  Abgeordneten  von 
der  Mitcrüederliste. 
34.  Vereinigungen  der  Literaten  und  d«,'r  Gentry  irgendeines  Lande^^teils, 
deren  Wirksamkeit  sich  auf  parlamentarische  Fragen  erstreckt,  unter- 
liegen den  ^e.seizlichen  Vorschriften  über  politische  Vereine  und 
Versammlungen.  Solehe  Vereinigungeo  dflrfen  nidit  dasn  benutst 
werdoDi  Oeldsammlungen  swangsweiae  su  reranatalten  und  Ünnben 
im  Lande  au  erregen.  Bei  Znwidetbandlungen  tritt  Verbot  and 
Suspension  der  Vereinigungen  nebst  Bestrafung  der  Schuldigen  durch 
die  LokalbehOrden  ein. 

OrundsQge  fflr  ein  Wahlgeseta. 
<Bem.)  Dia  niheren  Einaelheiten  usw.  wie  oben. 
36.  Die  sämtlichen  auf  die  Veranstaltung  und  Beaulriohtigung  dee  Wahl- 
aktes für  die  Parlamentswablen  besflglichen  Geschifte  liegen  in  der 
Hand  der  Beamten  der  Prftfektur-,  Distrikts-  und  Kreisverwaltungen. 
36.  Wer  den  vorgeschriebenen  \'()rV*edingungen  ni<dit  genflgt»  hat  weder 
aktivem,  nnch  passive';  Wahlrcclit. 

(Hfm.)    HierlitT  <j;<>horen  z.  H.  Leute  von  flbler  AutfvihruDg 
oder  mit  weitem  Gewissen  in  Geldsachen,   berüchtigte  Volks- 
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tribnn«»,  Fwontüf  di«  btnit«  Oettognu  oder  sehwera  Stnfen 
erlitten  haben  oder  ein  uurflohigee  Gewerbe  betrieben;  Lente,  die 

ihren  Kredit  in  Geldsechen  verloren  haben  oder  gegen  die  eine 
noch  nicht  vollständig  erledigte  Anklage  schwebt;  Opiumraucherf 
Nerven-  and  Geisteskranke;  Personen,  deren  Familie  nifht  ein- 
wandsfrei  ist;  Ansilphubitten.  Verstösse  hiergegen  haben  sofortige 
Kassation  der  Wahl  zur  Folge. 

37.  Fflr  den  Wahlakt  ist  ein  Wahlvorsteber  uiiil  ein  Aufsiehtsbeamter 
sa  beitellen.  Dieeelben  haben  aar  Veriiinderuog  von  Dnrobstecbweien 
und  Unteradiiebttngen  die  Abgabe  ond  die  Er<^nng  der  Stimm- 
aettel  adiarf  aa  beanfridktigea. 

38.  Vergehen  wider  die  Wahlordnung  werden  auf  Grund  besonderer  nodk 
SU  erlassender  Strafvorschrifteu  je  nach  der  Sachlage  mit  Gettngnia> 
oder  f Geldstrafe  geahndet. 

(Heni.)    Hierunter  fallen  z.  H.  Handiunpen    wie  in  helni^'e- 
rischer  Absicht  erfolgte  Verleitung  und  Mitwirkung  zur  recbt^^- 
widrigen  Aufnahuio  einer  Person  in  die  Wählerliste  oder  zur  faUch- 
licben  Abftnderung  der  Wählerliste  nsw. 
89.  Die  Wahlen  erfolgen  durdi  Stimmaettel  mit  der  Ifaeii^be,  dam  au 

einer  aJa  rechtagflltig  ananeikennenden  Wahl  neben  der  Eifflllnng 

der  ▼orgeeebriebenen  Votauaaetaangen  die  absolute  Mi^oritllt  der 

Stimmen  erforderlich  ist. 

(Bern.)  Bei  den  bisher  üblichen  lokalen  Wahlen  der  Gentry- 
vorsteher  war  das  als  „öffentliche  Wahl"  bezeichnete  Verfahren  so, 
dass  man  entweder  den  Direktiven  «icli  anachhiss.  die  von  amt- 
licher Seite  oder  vom  Vorsitzenden  gegeben  wurden  oder  dass 
drei  oder  mehr  eiuflussreiche  Gentrjmitglieder  mit  empfehlenden 
Vomehligen  benrortraten.  In  jedem  Fall  aber  konnte  es  nidit 
ausbleiben,  dasa  dabei  eine  recbtawidrige  Protekü<mawirtaQhalt  und 
eine  Miasacbtung  der  Wflnsche  des  Volkse  oft  genug  Torkam.  Mit 
der  Anwendung  des  Wahlverfabrens  durch  Stimmsettel,  wobei  jeder 
einaelne  Punkt  sorgfältig  geregelt  werden  wird,  steht  zu  hoffen,  dass 
diesen  Mi ssst finden  ein  kräftiger  Dniiim  entgegengesetzt  werden  wird. 
40.  Das  aktive  und   passive  Wnhlreciit   ruht  hei  Personen,  die  ihren 

Wohnsitz  nicht  seit  mindestens  einem  Jahre  vor  dem  Wabltermin 

in  ihrer  Ueimatsgegeud  gehabt  haben. 

a.  Oberalchtaplan  der  in  der  Zeit  bla  snr  BrSffaung  dea  Parlamenta 
In  den  einaelnen  Jeluren  aukzessive  aur  AusfUbning  au  bringenden 

vorbereitenden  Massregeln, 
dem  Thron  von  d.^in  Bureau  zur  Vorbereitung  der  Verfassung  und  vom 
Kronrat  ehrerbietigst  vorgelegt. 

1    Jahr.  Kuanghsü  34  a90f^'09): 
1.  Errichtung  der  ProvinziallandtÄge; 

zu  veranlassen  durch:  die  Oeneralgouvemeure  und  Gouverneure 
der  einzelnen  Provinzen. 
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2.  Veröffentlichung  der  Regulative  für  die  territoriale  Selbstverwaltung 
in  den  Prorinualatftdten,  Liadstidten  und  in  den  lindJicben  Qer 

meinwesen ; 

zu  veranlassen  durch:  Ministeniira  des  Innern  unter  Mitwirkung 
des  Bureaus  zur  Vorbereitung  der  Verfassung. 

3.  Veröffentlichung  der  Regulative  für  eine  Bevölkerungsstatistik; 

zu  veranlassen  durch:  Ministerium  des  Inuem. 

4.  Veraffentliobung  der  RegalaÜTe  ffir  die  Reorganinition  der  Flnans* 
▼erwaltang; 

sa  veruilaBsen  dorch:  nnaosminieterinm. 

5.  Brlass  eines  ni  erbittenden  Allerhöchsten  Edikts,  durch  welches  die 
fiSrrichtuDg  emer  besonderen  Behörde  für  die  Überleitung  der  Banner' 
Organisationen  zu  einer  Gleichstellung  mit  der  filirigen  Bevölkerung 
anbefohlen  und  alles  für  die  Schaffung  neuer  Krwertis-  und  Existenz- 
möglichkeiten  für  die  Kannerleiite  und  zur  Beseitigung  aller  T^nter- 
schiede  und  Gcgensutze  zwischen  Mandschu  und  Chinesen  Erforder- 
liche in  die  Wege  geleitet  wird; 

SU  Tereiilassen  durch:  Staatsrat 

6.  Ausarbeitung  gemeinyerstftndlidier  und  kuisgefasster  Lesebfloher  sur 
ürlemnng  der  Sdiriftseicben ; 

zu  veranlassen  durch:  Unterrichtsniinifiteriui«. 

7.  Ausarbeitung  von  Ujiterrichtsbüchern  über  Bürgerkundej 

zu  vemnloKsen  durch:  Uuterriohtsmimsterium. 

8.  Reform  des  8  traf  rechts; 

zu  veranlassen  durch:  Qesetzes-  und  Kodifikatiooskommission 
unter  Mitwirkung  des  Justisministeriums. 

9.  Ausarbeitung  von  Gesetsen  Aber  bOrgwlidies  Bedit^  Htadelsreeht, 
Straf-  und  ZiTilprosesoredit: 

au  Teranlanen  durch:  Oesetses-  und  KodifikationskommiBnon. 

2.  Jahr.  Kuaiighsü  36  (1909/10): 

1.  V^eranstaitung  der  Wahlen  zu  den  Provinziallandtagen  in  allen 
Provinsen; 

SU  Teranlaaeen  durdi:  OeneralgouTemeure  und  OouTenieure  der 
«inieinen  Provinaen. 

2.  Veröffentlichung  des  Statuts  ffir  den  Kronrat  und  Veranstaltung  der 
Wahlen  fftr  denselben; 

zu  veranlassen  durch  .  Präsidium  des  Kronrats  Tinter  Mitwirlaing 
der  Generalgouverneure  und  Gouverneure  in  den  einseinen 
Provitjzen. 

'S.  Ausbau  der  Selbstverwaltung  in  den  Provinzjai-  und  i^andstädten  und 
den  ländlichen  Gemeinwesen,  Errichtung  von  Versammlungsriomen 
(flr  Diskussion  von  Fragen  auf  dem  Gebiet  der  Selbstverwaltung; 
SU  ▼eranlaesen  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirimng 
der  GeneralgOttTemeure  und  GouTemenre  in  den  einaelnen 
Provinsen. 
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4.  YerOfEfliitlicliiuig  der  lUgnlatilye  fflr  die  territoriale  SelbatTerwaltiiDg 
in  den  unteren  ■taattidben  LendeirerweltongabesirkeD  (Unteiprlfek* 
tiiren,  Distrikte  und  Kreise); 

SU  veranlassen  darcb :  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwiiknng 
des  Bureaus  für  Vorbereitung  der  Verfassung. 

ö.  Veranstaltung  einer  statistisohMi  Ztthlang  in  den  einseinen  Pro- 
vinzen; 

zu  veranlassen  durch:  Minifiterium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Oenenügouvemeure  und  Uouvemeuro  in  den  einzelnen 
Provinzen. 

6.  Aufnalune  einer  Statistik  der  Gesamteinnalinien  und  Gesamtauigaben 
in  d«i  elmelnen  PasTinsen; 

lu  Teranlassen  dureh:  Finansministerinm  unter  Mitwiikung  der 
Generalgottyemeure  und  Gouremeure  in  den  «änielnai  Pro- 
vinaen. 

7.  Erlass  eingehender  Vorsohrifteu  aber  die  Beamtenorgaoisation  in 

Peking ; 

zu  veranlassen  durch:  Bureau  für  \'orbereituug  einer  Xerfassung 
unter  Mitwnkuiig  des  (erweiterteu)  Reicbsrats. 

8.  Ausarbeitung  der  Kegulatiunen  über  die  Prüfungen  der  Zivilbeamten 
80%ie  Uber  Anstellungswesen  und  Beamtenbesoldung; 

au  Teranlassen  durdi:  Bureau  fOr  Vorbereitung  dner  Verfassung 
unter  Mitwirkung  des  (erwsiterten)  Beicbsrata. 

9.  Veröffentlichung  eines  Gwichtsverfassungsgesetaes; 

au  veranlassen  durch:  Bureau  fflr  Vorbereitung  einer  Verbssung 
unter  Mitwirkung  der  Gesetzes»  und  Kodifikationdcommission. 

10.  Errichtung  der  Gerichtshöfe  aller  Instanzen  in  den  Frovinsialhaupt- 
stAdten  und  den  geöffneten  Handelsplätzen; 

zu  TeranlnR<^f«n  dnrclr  JustizministerinTn  itntor  Mitwirkung  der 
Generalgouverneure  und  Gouverneure  li- r  emzel iit_ii  Provinzen. 

11.  Nachprüfung  und  definitivi»  Fassung  des  neuen  iStrafgeseUes; 

zu  veranlassen  durch;  Bureau  für  Vorbereitung  einer  Verfassung. 

12.  Verülfeutlichung  gemeinverstäudiicher  und  kurzgefasster  Lesebücher 
sur  Bh-lemung  der  Sohriftaeicdieni  Errichtung  von  Lese"  und  Schreib* 
edralen  einfacherer  Art  in  den  Unterprftfektnren,  Distrikten  und 
Ereiaen; 

SU  Teranlassen  durch:  Unterrichtsministerittm  unter  Mitwirkung 

der  Geaeralgouvemeure  und  Gouverneure. 
13*  Veröffentlichung  von  Lehrbüchern  über  Bürgerkunde; 

zu  veranlasfion  dureh:  Unterrichtsministerium. 
14.  Schaffung  der  ersten  Grundlagen  für  ein  organisierte»  Polizeiwesen 
in  den  unteren  Verwaltungsbezirken  vor  Atjlauf  dieses  Jahres; 

SU  veranlassen  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 

d«r  Generalgouremeufe  und  Gouremeure  der  einaelnM  Fro- 

Tinaen. 
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d.  Jabr,  Knanghsfl  36  (1910/11): 

1.  Einberufuiig  der  Miti^Iieder  des  Kronrots  und  Eröffnung  develben; 

zu  veranlassen  durcli :  Pra<^idium  de«  Kronrats. 

2.  Weiterausbuu  der  lokalen  Selbstverwallunfj  in  deo  Provinsial-  uod 
Landstädten  und  \n  dr-n  lüiidJichen  (Jemeinweeen  : 

zu  veranlassen  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  (jeneniiguuverneure  und  Gouverneure  der  einzelnen  Pro- 
vinzen. 

3.  EinfOhrung  der  territorialen  Selbstverwaltung  in  den  anteren  ataat- 
lidbienLandeaTerwaltungtbesizkenCUnterprlfektiiren,  Diatrikte,  Kreiae); 

in  Teranlaaaon  dureb:  IfiniatMiam  dea  Innern  unter  Mitwirkung 
der  GeneralgouTerneure  und  QouTenieure  in  den  einaelnen 

Provinzen. 

4.  Einreichung  der  rbersichtsberirhte  über  die  Ergebniase  der  atati* 
stiscbon  Volk;<zahiuDg  in  den  einzelnen  Provinzen: 

zu  veranlassen  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mit^vlrklHl^ 
der  Generalgouverneure  und  Gouverneure  der  einzelnen  tro- 
Tinaen. 

5.  Auaarbeitnng  einea  (Jeaetaea  über  Heinataweaen; 

au  Teranlaeaen  dnrcb:  Bureau  fttr  Vorbereitung  einer  Ver- 
fasaung  unter  Mitwirkung  dea  Miniateriuma  dea  Innen. 

6.  Nochmalige  Festatellung  der  Geaamtbetrige  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  in  den  einzelnen  Provinzen: 

zu  veranlassen  durch:  Finanzministerium  unter  Mitwirkung  der 
Genernlpouvorncure  und  Gouverneure  der  einselueu  Provinsen* 

7.  Festsetzung  der  Ive^^ulative  für  die  L(>k!iIst»Mif'rn ; 

zu  veranlassen  durch:  Finanzininistenuin  unter  Mitwirkung 
der  Generalgouverneure  und  Gouverneure  der  einzelnen  Pro- 
vinzen und  des  Bureaus  ffir  Vorbereitung  der  Verfassung. 

8.  Versucheweise  Aufstellung  von  Btats  und  im  voraua  veranschlagten 
Etats  fflr  die  einseinen  Provinsen; 

au  veranlasaen  durch:  Finanaminister  unter  Mitwirkung  der 
Goieralgouvemeure  und  Gouverneure  der  «inaekieii  Provinaen. 

9.  Feataetanng  der  Beamtenorganis^on  der  reguliren  Provinaen; 

au  veranlassen  durch:  Bureau  für  Vorbereitung  einer  Vetfaaaung 
unter  Mitwirkung  des  (erweiterten)  Reichsrats. 

10.  Vor  'ffenllichung  der  Regulationen  Aber  die  Prüfungen  der  Zivil* 
beamten  sowie  über  Anstel! nnsTs-wesen  und  Ht^nmtpnhe«!o]dung: 

zu  vuraidabbüii  durch:  Üureuu  für  Vorbereit n hl:  >jiaer  Verfassung 
unter  Mitwirkung  des  (erweiterten)  Reichsrats. 

11.  Abschluss  der  Einrichtung  der  Gerichtshöfe  aller  Instanzen  iu  den 
Provinsialhanptstädten  und  den  geödeten  Handelsplltaen  vor  Ab- 
lauf dieses  Jahres; 

au  veiwnlassen  durch:  Justiaministerium  unter  Mitwiikung  der 
Generaigouverneure  und  Gouverneure  der  einaelnen  Provinaen. 
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12.  Veröffentlichung  des  neuen  Strafgesetzbuches; 

zu  veranlassen  durch:  Bureau  für  Vorbereitung  einer  Ver- 
fassung unter  Mitwirkung  der  Gesetzes*  und  Kodifikations- 
kommiMion. 

13.  Aiub»u  der  Qrftndnng  TOn  tieee*  und  Schnibiobnlen  «infMdiflrar  Art 
in  den  unteren  Verwaltnngebeiuken; 

Bu  Teruilaafen  duroh:  Uoterrichtsininuteriam  luter  Mitwirkung 
der  QenenJgovTemeure  und  GouTemenre  der  tinielnen  Pro- 
vinzen. 

14.  Abschluss  der  Kii  richtung  eines  organisierten  Polizeiwesens  in  den 
unteren  Landesverwaliungsbezirken  vor  Ahlauf  dieses  Juhres: 

zu  veranlassen  ilurch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  OenenlgonTenieiir«  und  GouTemenre  der  eioselneo  Pnh 
TÜisen. 

4.  Jahr,  Kuanghsü  37  (1911/12^: 
1,  Weiterausbau  der  lokalen  Selbstverwaltung  in  den  Provinziai-  und 
tiMidstädten  und  den  ländlichen  Qemeinweien; 

SU  TerenlaMen  durch:  Ministerium  des  Innern  untw  lÜtwifknng 
der  GeneralgouTerneure  und  GouTemeure  in  den  einseinen 
ProTinsen. 

3.  Weiterausbau  der  territorialen  Selbstverwaltung  in  den  unteren  Ver^ 
waltnogsbezirken  (Unterpräfekturen,  Distrikte,  Kreise); 

zu  veranlassen  dur(  h  ■  "Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  (leneralgouveriieure  und  Gouverneure  in  den  einzelnen 

Provinzen. 

3.  Veranstaltung    einer  »tatihlischen   Volkszählung  in   den  einzelnen 
Provinsen; 

SU  Tersnlssaen  durdi :  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwizkung 
der  GenersIgonTemeure  und  QouTetneure  in  den  einseinen 
Provinsen. 

4.  Alissrbeitung  von  gesetzlichen  Vorschriften  über  das  Btatsrecbt; 

zu   veranlaRRen   durch:    I^ureatt  fflr  \'orbereituiig  einer  Ver- 
fassun^r  unter  Mitwirkurifj  des  Fiiiarizminisl»Tinms. 
Ö.  Aufstellung  einer  tabellarischen  f'bersicht  über  die  genauen  Beträge 
der  Einnahmen  und  Aufgaben  des  ganzen  Reichs; 
SU  veranlassen  duroh:  Finanzministerium. 

6.  VerOffontliohung  der  Begnlatiye  fiber  des  lokale  Steuerwesen; 

SU  Ternnlsosen  durch:  Bureau  für  Vorbereitung  einer  Verisaeung 
unter  Mitwiikung  des  Finsnsministerinms  und  der  General* 
gouTerneure  und  Gouremeure  der  einseinen  Provinsen. 

7.  Ausarbeitung  eines  Regulativs  ober  allgemeine  Reichssteuern; 

zu  veranlassen  durch:  Finanzministerium  unter  Mitwirkung  des 
Zentralburoaus  für  Steuer-  und  Zollwesen  sowie  der  (4('n"n«1- 
gouverneure  und  Ciouvenieure  der  einzelnen  Provinzen  und  des 
Bureaus  für  Vorbereitung  einer  Verfassung. 
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8.  Inknfleetsung  der  Regulative  über  die  Prflfung  der  ZiTilbettmtai 
Bowia  der  Vortchriftaii  Aber  AnitolliuigswflMn  and  Beuntenbe» 

«ioldung. 

y.  Errirhtuiiq^  Apt  ^l'Mtrhtshöfe  riller  Instanzen  in  den  Präfektur-,  Unter- 
prafektur-,  iJihtrikt^-  imd  KreiüüUidteu  der  reguliiren  Provinz^'u: 

zu  yeranlajjBen  durch:  Justizministerium  uuter  Mitwirkung  der 
Generalgouvemeure  und  Gouverneure  der  einzelneD  ProvinzeiL 

10.  Binridbtung  von  Lese-  und  Schreibsohalen  einfulier  Art  in  den 
llndliohen  Ortodiifton  und  auf  dem  platten  Lande; 

au  Teranlauen  dnrofa :  Unterriehtsmüniteriiim  unter  llitwiilEang 
der  Oeneralgouvemenre  und  Gouverneure  in  den  einaelnen 
Provinzen. 

11.  Einrichtung  eines  organisierten  Polizeiweteni  in  den  ländlichen  Ort- 
schaften und  auf  dem  platten  Lande; 

zu  veranlassen  durch:  Ministerium  des  luuerii  unter  Mitwirkung 
der  (ieneraigouverneure  und  Gouverneure  der  einzelnen  Pro« 
vinzen. 

lt.  KadiprOfung  und  d^nitiTe  Fassung  der  gesetalidisn  Vorsdiriften 
und  Verordnungen  Aber  das  btürgerlidbe  Bedit,  sowie  Aber  Handels-, 
Zivil-  und  Stra^H^Bessreebt; 

in  veranlassen  durch:  Bureau  fOr  Vorbereitung  einer  Ver&asung. 

5.  Jahr,  Kuanghsfl  38  (1918/13). 

1.  Schaffung  der  allgemeinen  grundl^fenden  Binrichftnngen  fOr  eine 
lokale  Selbstverwaltung  in  den  Provinaial-  und  Landstädten  und  in 
den  ländlichen  Gemeinwesen  vor  Ablauf  dieses  Jahres; 

zu  veranlassen  durch:  Ministerium  desLinem  unter  Mitwirkung 
der  Generalgouvemeure  und  Gouverneure  in  den  einseinen 
Provinzen. 

2.  VVeiterauahau  il«>r  Selbstverwaltung  in  den  unteren  Verwaltuugs- 
bezirkeu  (Untorpräfekturen,  Distrikte,  Kreise); 

zu  veranlassen  durch :  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Geneialgouvemenre  und  Gouvetnenre  in  den  einseinen 
Provinsen. 

3.  Zusammenstellung  tabellariseher  Übersichten  Uber  die  BevOlkerungs- 
sahl  in  den  einselnen  Provinzen; 

zu  vomn lassen  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Generalgouvemeure  und  Gouveraenre  in  den  einaelnen 

Provinzen. 

4.  V  erofieutiichung  der  t'esetzliehen  Bestiuimung  über  daa  Ueimatswesen; 

zu  veranlassen  durch :  Bureau  lür  V  orbereitung  einer  Ver&^uog 
unter  Mjtwirining  des  Ministeriums  des  Innern. 
5  Veröffentlichung  des  Regulativs  Aber  aUgemwne  Beichsetenern; 

SU  veranlassen  durdi:  Bureau  Iflr  Vorbereitung  einer  VerfMsnng 
unter  Mitwirkung  des  Finanaministeriums  und  des  Zentrsl- 
'  bureaus  fflr  Steuer*  und  Zollwesen. 
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6.  \'  rnffentlichung  der  revidierten  Beamtenorjjrauisatioußbestimmun^en 
iur  die  ZeQtral-  uud  Provinzialregierungeu ; 

zu  veranlassen  durch :  Bureau  fOr  Vorbereitung  einer  Verfassung 
unter  Hitwirkmig  daf  (erweit«rteii)  Beichtnts. 

7.  Sdiaffung  der  allgemeinen  grundlegenden  BSnriobtnngen  Ifir  Gerichte- 
h6fe  aller  Inetanien  in  den  Pritfektar*,  Unterprtfdctar-,  Distrikte» 
und  Kreiiet&dten  der  regoliren  Provineen  vor  Ablauf  dieees  Jehree; 

SU  Teranlaisen  dnroli:  JustiBminieteriuin  unter  Mitwirkung  der 
Generalgouvemeure  and  Gouverneure  in  den  einzelnen  Provinzeo. 

8.  WeiterauBbftij  der  Schuleinrichtungen  pinfacher  Art  für  Schreib-  und 
Leseunterricht  in  den  l&ndUcben  Ortschaften  und  auf  dem  platten 
Lande: 

zu  verau]as8eu  durch:  Uiiterrichtämimsteriuiu  unter  Mitwirkuug 
der  OeneialgouYemettre  und  Qonvemeure  der  einseinen  FroTinsen. 

9.  Weitereneban  dmr  Poliseioi^ganisatiion  in  den  Iftndlichen  Ortiidiaften 
und  auf  dem  platten  Lande; 

zu  veranlassen  durch:  Hinistarinm  dee  Innern  unter  Mitwirirang 
der  GeneralgouTemenre  und  Gouverneure  der  einseinen  Provinsen. 

6.  Jahr,  Kuanghstt  88  (1913/14): 
1.  Inktaftsetsung  der  geeetslicben  Vorediriften  ftber  Heimateweeen. 
8.  Verauehsweiee  Aufsttdlung  einee  EtateaDedilages; 
zu  Yevanlassen  durch:  Finanzministerium* 

3.  Errichtung  eioes  V'erwaltungsgerichtshofes; 

zn  vernnlassen  durch:  Erweiterten  Roichsrat  unter  Mitwirkung 
des  Bureaus  für  Vorbereitung  einer  \'erfB8sung. 

4.  AbschluHs  der  Einrichtung  der  Gerichte  aller  Instanzen  in  <len  sämt- 
lichen Priifektur-,  L'üterpräfektur-,  Distrikts-  und  Kreisstädten  aller 
regulären  ProYinsen; 

SU  yeranlaeeen  durch:  Juetisminieterium  unter  Mitwiricung  der 
Generelgouvemeure  und  Gouverneure  der  einseinen  Pirovinsen. 

5.  Errichtung  von  erstinstanzlichen  Gerichten  fftr  die  lindliehen  Ort- 
echaften  und  das  platte  Land; 

zu  veranlassen  durcli:  Justizministpriuni  unter  ^fitwirkllng  der 
(ieneralgouverneure  und  ('«nuvemeure  der  einzelnen  Provinzen. 

6.  Inkraftsetzung  des  neuen  Strafgesetzbuches. 

7.  Veröffentlichung  der  neuen  gesetzlichen  V^orschriften  und  \  erord- 
Sungen  Aber  das  bflrgerliche  Recht,  sowie  .Aber  das  ^ndelerecht 
und  dae  Zivil-  und  Strafproaeesreeht; 

SU  veranlaeeen  durch:  Bureau  fflr  Vorbereitung  einer  VerlMMning 
unter  Mitwirkung  der  Geeetses-  und  Kodifikationskommiseion. 

8.  Definitiver  Abscbluss  der  Einführung  der  lokalen  Selbstverwaltung 
in  den  Provinaial-  und  Landstädten  und  in  den  lindliohen  Gemein- 
wesen; 

zu  veranlassen  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Generalgouverneure  uud  Gouverneure  der  einzelnen  Provinzen. 
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9.  Sflhfeffong  der  ftUgMnmueD  gnindlegonden  Einrichtungen  für  die  terri- 
toriale SelbstvenraltLiii^  in  den  unteren  Verwaltungsbeiirktti  (Unter^ 
prilekturen,  Distrikte,  Kreise)  vor  Ablauf  dieses  Jahres; 

zu  veranlassen  durch:  Ministerium  iIpp  Innprii  unter  Mitwirkung 
der  Generalgottverneure  und  (jouverueure  der  einzelnen  Fro- 
viazen. 

10.  Schaffung  der  aUgemeiuen  grundlegenden  Einrichtungen  für  cUe 
Foliseiorguiuatioii  in  den  Iftndliohen  OiUöhftf  ton  und  »nf  dem  platten 
Lande  ror  Ablauf  dieses  Jahree; 

au  ▼eranlaflsen  duroih:  Minieterittm  de«  Innern  unter  Mitwirkiing 
der  OenwalgouTemeure  und  OonTemeure  der  einaehien  Prorinaen. 

7.  Jahr,  Kuangfaed  40  (1914/16): 

1.  VersachsweiBe  Aufttolliibg  eines  StateroraniohlagB; 

an  ▼eranlaasen  durdi:  Finanaministerium. 

2.  VerOffentliehung  der  gesetslidien  Vorsehriften  Aber  das  Btatsreclit; 

att  reranlaüsen  durch :  Bureau  für  Vorbereitung  einer  Ver£usuDg 
unter  Mitwirkung  der  Oeneralgottvemeure  und  Qourenieure 

des  Finanzministeriums. 

3.  Versuchsweise  Inkraftsetzun/J  der  neuen  Beainteiiürganisationsbefttim- 
mungen  für  die  Zentiiil-  und  für  die  Pruvinzuilrefi;ierungen. 

4.  Deiinitivet  Abschlufs  der  Einfülirunßfen  der  terntorialen  Selbstver- 
waltung in  den  unteren  Verwaltungsbezirken  (Unterpräfekturen, 
Distrikte,  Kreise); 

au  Teranlassen  durch:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Gmeralgouywneure  und  OouTerneure  dereinaelnen  Prorinaen. 
Ö.  Schaffung  der  allgemeinen  grundlegenden  Binriciitnngen  für  erst^ 
instansliche  Gerichte  in  den  ländlichen  Gemeinveem  und  auf  dem 
platten  Lande  vor  Ablauf  dieses  Jahres; 

zu  veranlassen  durch:  JustizDiini^^teriuro  unter  Mitwirkung  der 
Generalgouverneure  und  Gouverneure  in  den  einzelnen  Pr(n'in7en. 
6.  Der  Pro-ientpaf?:   der  Personen   au«   der   Hevölkerun?,   welche  die 
Sclirift/eicheii  bt>}i»'rrschen,  ist  bis  auf  1 '*/0  zu  bringen. 

8.  Jahr,  Kuanghsü  41  (1915/16): 

1.  Festsetzung  der  Kaiserlichen  Zivilliste; 

zu  ver:iiil:issen  durch:  Ministerium  des  Kuiserlichef!  Hauses 
urit«.;r  Mitwirkunt^  des  Hure:iuH  für  N'orbereilung  einer  \  erutjwung. 

2.  V'ulKtfHidige  Diiri  lifülirunL'  drr  Anpassung  der  Bannerorganisationen 
una  liirer  Cberfübrung  in  da^  Verhältnis  der  übrigen  Staatsbürger 
und  Beseitigung  aller  Unterschiede  zwischen  Mandschu  und  Chineeen; 

au  veranlassen  durdi:  die  daiu  besonders  eingeeetate  Behörde. 

3.  Bnichtung  eines  Rechnungshofes; 

au  yeranlassen  durch:  den  erweiterten  Beicherat  unter  Mit* 
Wirkung  des  Bureaus  fflr  VorhereitunK  nner  Verfassung. 

4.  fnkraftsetaung  der  gesetalidien  Vorsohriften  Aber  das  Btateweeen. 
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&  Volhtlndigft  Durohfflhmng  der  Brriciitang  entinitemdiehtr  Gerichte 
in  den  llodliobeii  Ortschaften  und  auf  dem  platten  Lande; 

zu  veranlassen  durch:  Justicminifiterium  unter  Mitwirkung  der 
Oeneralgouvemeure  und  Gouverneure  der  einzelnen  Provinzen. 
•  6.  Inkraftsetzung  der  n:esetzlichen  Vorsdirifteii  und  Verordnunj^en  über 
das  bfirgerliche  Recht,  sowie  aber  Handels-  und  Zivil-  und  Straf- 
protessrecht. 

7.  Abschluss  der  Einrichtung  der  Polizeiorgaiüsation  in  den  ländlichen 
Oitedüften  und  aaf  dem  plstten  Lande; 

tn  Teraiilaaeen  durch:  lifinittwinm  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  OeneralgouTemenre  and  GouTemeore  der  einseinen  Provinsen. 

8.  Der  Prosenteat«  der  Personen  aus  der  Bevölkerung,  welche  die  Schrift- 
seidken behemchen,  ist  hie  auf  2*/«  au  bringen. 

9.  Jahr,  Kuanghefl  48  (1916/17): 

1.  Veckflndung  des  VerfaesungsgrundgesetieB; 

SU  veran lassen  durch:  Bureau  für  Vorbereitung  einer  Vereisung. 

2.  Veritflndung  der  Eai«erlichen  Haussatsung; 

zu  veranlassen  durch:  das  Departement  für  die  Angelegenheiten 
de^  Kaiser!i(  ht'ii  Clans  unter  Mitwirkung  des  Bureaua  für  Vor- 
bereitung einer  \'erfassuiifr. 

3.  VeröffentÜcliung  d"r  <^ef>>'Ulicljün  Vorschriftea   fiir  da»  Parliiincnt : 

zu  veranlii5sen  durch:  Bureau  für  Vorbereitung'  einer  Verfassun*». 

4.  Veröffentiichuitg  den  Wahlgesetzes  für  beide  Häuser  des  Parlaments: 

SU  veranlassen  durch;  Bureau  fOr  Vorbereitung  einer  Verfusung. 

5.  Veranstaltung  der  Wahlen  fflr  beide  Hiuser  des  Parlament«; 

SU  veranlaaeen  durdi:  Ministerium  des  Innern  unter  Mitwirkung 
der  Generalgouremeure  und  Gouverneure  der  einseinen  Prorinsen. 

6.  Festlegung  des  n&cbstj&hrigen  und  des  laufenden  Btats; 

SU  ▼eranlafsen  durch:  Finanzministerium. 

7.  Festlegung  derjenigen  Materien,  die  im  nächsten  Jahre  in  den  Ktnts- 
Voranschlag  unter  all^n  Umständen  aufgenommen  weiden  müssen 
und  Vorbereitung  der  iiczügliehen  Vorhi^-  ii  an  das  Parlament; 

zu  veranlassen  durch:  Finutizmuiisterium. 

8.  Durchgängige  Inkraftsetzung  der  neuen  gesetzlichen  Vorschriften 
Uber  die  Beamtenorganisation  bei  der  Zentral-  und  bei  den  Provinsiat- 
regiarungen. 

9.  Errichtung  einee  Eabinetsrats  und  Bestellung  hoher  Staatsbeamter 
als  Ratgebar  der  Krone; 

SU  veranlassen  durch:    ien  erweiterten  Beichsrat  unter  Mit- 
wirkung (\e^  Bureaus  für  Vorbereitung  einer  Verfassung. 
10.  Der   Prozentsatz    der   Personen    aus   der   Bevölk-  ruiig,    weiche  die 
Schriftzeiclien  beherrschen,  ist  bi^p  auf  5'*io  zu  bringen. 

Nach  dem  am  14.  bezw.  15.  November  lOOS!  erfulgten  Tode 
des  Kaisera  Kuanohsü  nnd  der  Kaiserin  Witwe  Tzmhsi  ist  von  dem 
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neuen  Kaiser  H-i  antüng  und  dem  Ixt  irlisvenveser  Prinz  CiiUN  die 
Durchttthrniig  de»  Reforniprogiauiuiü  und  die  innehaltung  des  Ver- 
fa89ang8t«rmins  wiederholt  in  feierlichen  Kundgebungen  zugesa^ 
worden.  Nach  der  bisherigen  Entwicklung  der  Ding^  darf  damit 
gerechnet  werden,  dass  die  Begienmg  ihre  Zusage  hält. 

2.  Ber  Mandsehuriseh-Gliinesiselie  Aasgleldu 

Der  Harn  der  ChineseB  gegen  die  mandschurischen  Eroberer 
ist  80  alt  wie  die  gegenwartige  Dynastie.  Der  Chinese  sieht  in 
dem  Ifandschu  die  Drohne,  die  sieh  von  der  Arbeit  anderer  nährt, 

und  nur  Rechte,  aber  keine  Pflichten  kennt. 

Seitdem  die  Ket'nrmltpwe^nug;  in  China  einjresetzt  liat.  wiu  Iis 
die  Krbitteniiijr  üe^eii  die  jeder  Nenernnü:  aldioideii.  an  ihi'eii 
Privilegien  zah  test haltenden  Mand»(chn8,  die  man  für  das  UngUick 
des  Boxerjahre»  1900,  für  die  Käcki>tändigkeit  des  Keiches  und 
seine  politischen  Niederlagen  dem  Anstände  gegenüber  verant- 
wortlich macht. 

Unter  der  Ffihmng  des  Kantonesen  Dr.  Suh  tat  sen  bildete 
sich  bald  nach  dem  missglückten  Staatsstreich  des  Jahres  1898 
eine  Revolntionspartei  mit  antidjnastischen  Tendenzen,  die  den 
IStnrz  der  Handschus  nnd  die  Wiedereinsetzung  einer  chiHesischeB 

Dynastie  anf  ihre  Fahnen  geschrieben  hat  nnd  besonders  in  den 
studierten  Kreisen  und  im  Heer  zahlreiche  Anli;in;;pr  zähU. 

Das  Hombenattentat  in  I'eking  auf  die  Anshindskonunissare 
11>05  und  die  Ermordung  des  Mandschu-Gonverneurs  En  man  liH)7 
gingen  von  Mitgliedern  der  „Komingtang*^  aas,  wie  die  chinesische 
Revolntionspartei  sich  nennt. 

Als  die  Antimandschn-Bewegnng  im  Herbst  vorigen  Jahres 
immer  wettere  Kreise  zog  nnd  einen  immer  drohenderen  Charakter 
annahm,  griff  der  Thron  ein  nnd  erliess  am  10.  Ani^ust  1907  nach- 
stehendes Edikt: 

„Als  unsere  Vorfahren  unsere  Dynastie  in  Cliina  aufrichteten,  ge- 
schah dies  auf  der  Grundlage  einer  gerechten  und  wohlwollenden  Be- 
handlung unserer  Untertanen;  darum  sind  in  der  ganzen  bisher  yw* 

gnngenen  Zeit  .v;i  über  200  Jahren  Mandschu-  und  Cbineseo-Beaaite 

im  \  ollt  als  dur  •liim^  yleiebwertig  und  gleichberechtigt  von  nn«  nnire- 
SLdieii  worden,  in  neueren  Z'Mf"!i  ^ind  .•il!''  I'tii iTscbiede  in  der  \  er- 
wi'ndutijj'  von  Mnndsebii  und  C'iunesen  i)ei  der  liesetzunt,'  aller  »Staat sätnt*>r. 
t^lcicbviel  ul>  hoch  oder  niedrig,  ja  üogar  bei  den  Stelleu  der  Komman- 
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diertndan  Owerale  des  grflnen  Bannen  und  d«r  S-Baan^raniioe  in 
Wegfall  gekommen.    Wir  haben  durchweg  das  Prinsip  rerfdgt,  daas 

alle  Stellen  im  Staate  für  jedermann  nach  MaKsgabe  seiner  Fähigkeiten 
offenstehen  sollen,  damit  man  im  Lande  die  Überzeugung  gewinne,  dass 
Gerechtigkeit  ohne  Ansehen  der  Person  der  oberste  Grundsatz  der 
Dynastie  ist.  Wir  leben  in  einer  enibten  und  schweren  Zeit,  in  der 
jeder  Einzelne  in  unserer  Beamtenschaft  und  unter  unserem  Volke  alle 
Veranlassung  hätte,  angesichts  der  kritischen  Lage  sich  zusanuneu- 
sunehmen  und  an  ihrer  Oherwinduu^  einmütig  mit  aeinen  VoUaigenoBBeii 
suaammenanatdien.  Wie  icOnnt  Ibr  also  in  einer  solchen  Zeit  Buch 
jeder  auf  aeinen  Standpunkt  Tenteifen  und  untereinander  Hader  und 
Streit  «nohen,  «latt  daran  an  denkeni  daw  Ihr  nur,  wenn  Ihr  einträchtig 
zusammenhaltet,  stark  und  kr&ftig  genug  aeid,  die  Ruhe  und  Sicherheit 
des  Reiches  aufrecht  zu  erhalten. 

Es  erhalten  hierdurch  nlle  Staatsbeliörden  in  Pekintr  nnd  ausserhalb 
den  Befehl,  eingehende  V'orscliläge  darüber,  wie  der  Z%vie!>[)ait  zwischen 
Mandschu  und  Chinesen  von  Grund  aus  zu  beseitigen  i$ei,  uns  zu  unter- 
breiten." 

In  dem  daraufhin  einprerpieliten  Gutachten  der  üeueral- 
güiiverneure  usw.  wurden  hauptsächlich  folgende  Massnahmen  vor- 
geschlagen : 

1.  Allmähliche  Auflü.sunjjr  der  liannertnippen  gegen  Zahlung 
einer  einmaligen  Abfindung  and  Gewährung  von  Gewerbefreiheit 
und  Freizügigkeit. 

2.  Gleichstellung  der  Mandschu  and  Chinesen  in  bezng  auf 
Gerichtsbarkeit  and  Besteaerang. . 

3.  Ansiedlnng  armer  Handachn  als  Kolonisten  oder  I^hter 
in  der  Mandschurei,  deren  Areal  heute  kaam  za  bebaut  und 
deren  Besiedlung  ans  politischen  (das  japanisch-rassische  Vorgehen) 
und  wirtschaftlichen  OiHlnden  erwflnscht  ist 

4.  Heirat  zwischen  mandschurischen  Mädchen  nnd  chinesischen 
Männern  (das  Umgekehrte  ist  bereits  «seit  einigen  Jahren  erlaubt). 

5.  Abänderung  dei-  inaii«U(  hiu  i.M  iien  Namen  (die  nur  Vor- 
namen sind)  in  chinesische  Fauiiliennamen. 

6.  Beseitigong  der  Monopole  auf  gewisse  Hof-  und  Staats- 
Ämter. 

7.  Verleihung  von  Adelsprädikaten  und  PrinzeuUtelu  an 
Ohineaen. 

8.  Gleiche  Anforderungen  in  bezng  auf  Schulbildung  nnd 
AblegUBg  der  Staatsprüfungen. 

9.  Gleiche  Zeremonial>  und  Ritual- Vorschriften. 
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Einen  Anfang  mit  der  AnefHlirnng  dieses  Frn;4^rainin8  macht 
das  folgende  Kaiserliche  EiliUt  vom  21,  September  1U07. 

Kaiaerliches  Edikt»  betr.  Aufhebung  der  Mandtchugamitonen. 

Unsere  Dynastie  hat  ihre  Herrschaft  durch  kriegerisdie  Verdienste 
begrflndet.  Die  seinerzeit  in  allen  Provinzen  F-iii^priditeten  Mandschu- 
garniponen  haltiTi  den  Zweck,  die  l"';')»-  im  Laude  r.n  «icliem  und 
aufrecht  zu  erhalten.  In  langen  i' riedeiis/oitpri  siiul  daiiM  diese 
Onrnisonen  dyiu  Müssigi^uiitr  und  eineiii  tr;ii;en  Leben  verfallen;  die 
Leute  leben  im  Nichtstun  iluhin,  lassen  ^i<-ll  vom  Staat  unterhalten  und 
«etcoi  Kinder  in  die  Walt.  Die  Befriedigung  ihrer  Ansprflcbe  auf  alles, 
was  snm  Lebensunterhalt  gehört,  macht  ewige  Sdiwien|;keiten,  denn 
sie  aberlaseen  alle  ihre  Eicisteosfragen  von  jeher  der  gnftdigen  FOrsoige 
des  Thrones,  da  sie  nicht  gewohnt  sind,  sich  irgend  einem  Berufe  au 
widmen,  um  damit  ihren  Unterhalt  zu  verdienen.  Um  diesen  Leuten 
andere  Kxistenzmöglichkeiten  zn  sc)i,iffen,  durch  die  sie  in  den  Stand 
gesetzt  werden,  sich  selbst  zu  unterhalten,  befehlen  wir  allen  Prnvinzia!- 
regierungen  an,  sich  mit  den  kommandierenden  Hannergeneralen  und 
den  Kommandeuren  der  Bannerkontiugente  in  Verbindung  zu  setzen, 
um  genau  die  Kopfstärke  der  einzelnen  Bannergarnisouen  zu  ermitteln. 
£8  soll  dann  xunftdist  nach  eineoi  noch  ausauarbtitendoi  R^latiT  das 
gesamte,  den  einseinen  Garnisonen  von  frflher  her  eostdiende  Gebiet  an 
WeidO'  und  Ackerland  parselliert  und  nach  VeriiÜtnis  der  Kopfsabi  au 
die  einseinen  ßannerfamilien  unter  Auferlegung  der  Verpflichtung  ver- 
t<  ilt  wenicii.  das  Land  zu  bebauen.  Wo  der  Mandschugarnison  gehöriges 
Acker-  und  Weideland  nicht  vorhanden  ist  mler  das  vorhandene  zur 
An^iedlun^J  der  sämtlichen  Bannerleute  nicht  ausreicht,  sollen  die  Lok;d- 
behörden  Befehl  erhalten,  in  den  in  der  Nahe  der  bef rt'ff"ii(i''n  <inrnis«>n 
belegenen  \'erwaltungsbezirken,  sobald  es  nach  den  Bebau  unghv  erhält - 
nissen  möglich  ist,  einselne  LandparzcUeu  zum  Marktpreise  aufzukaufen, 
so  dass  in  dieser  Weise  jährlich  etwa  bis  au  ^uem  Zehntel  der  Banner* 
leute  angesiedelt  werden  kann  und  die  Ansiedlung  im  ganten  schritt' 
weise  vor  sich  geht.  Das  augeteilte  Land  bleibt  dauerndes,  Tererbliche« 
Eigentum  der  Ansiedler,  denen  Verpfändung  oder  Verkauf  ihres  Grund- 
stücks strengstens  zu  untersagen  ist.  Nach  dem  Verhältnis  der  Zahl  der 
Aniresiedelten  ist  die  Verteilung  der  bifibenVen  Hannergebtlhniijsse  einzu- 
stellen. -Ad'!  den  dadurch  erspnrtcn  Betrugen  i^t  zwecks  anderweitiger 
Verwendung  ein  besonderer  Fond.s  /.u  bilden.  Die  anget>iedoUen  Banner- 
leute werden,  wie  die  übrige  Bevölkerung,  steuerrechtlich  und  prozessual 
in  jeder  Hinsicht  den  ordentlichen  Behörden  unterstellt  In  Ansehung 
der  in  den  einseloen  Provineen  bestehenden  Unterschiede  in  der  Güte 
und  im  Preis  des  Bodens  ist  als  Mafsstab  festsuhalten,  dass  das  anau- 
kaufende  Land  aur  Emfthrung  der  su  versorgenden  Anzahl  von  Menseben 
ausreichen  niu.s.s.  Ks  ist  andererseits  aber  auch  eine  Frist  festausetseo, 
innerhnll»  deren  Mas.sregeln  für  die  Krmöglichung  des  Cbergnngef:  der 
Bannerleute  au  einer  sonstigen  praktischen  Erwerbst&tigkeit  und  iör  die 
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4tfU  erforderliche  UnterweisuDg  derselben  tatsächlich  getroffen  sein 
müssen,  damit  ihnen  die  Sicherheit  ihrer  Existenz  in  jeder  Hinsicht 
gewährleistet  wird.  Es  soll  ferner  nachjr'^lassen  werfi»'n,  die  im  Anfat!? 
der  Ansiedlunp  auf  den  Landparzelh-n  erwitflisenden  Ausgaben  für 
Errichtung  der  erforderlichen  Gebäude.  iJuiüme  und  .sonstigen  Erd- 
arbeiten, für  Beschaffung  von  Vieh  und  Ackergeräten,  »uwie  die  Kosten 
für  den  Beginn  einer  lonetigeii  ErverbetitigiEdt  nadi  einzuhaltender 
Alleiböcbster  Genehmigung  atu  dem  Fonds,  der  an»  den  in  Wegftdl 
kommenden  frfiheren  Bannergebflhniifleen  gebildet  werden  soll,  au  ent- 
nehmen, soweit  ein  wirkliches  praktisches  Bedürfnis  für  derartige  Unter- 
stfitsungen  feaigeiteUt  wird.  Allen  Bannergeneralen  und  Spitsen  der 
ProvinKifilregierunjreii  wird  die  strikteste  Ausfühning  dieser  unserer 
Direktixen  unter  HeiseiteluÄJiuug  aller  persönlichen  h'nck^icht  zur  ernsten 
Pflicht  gemacht .  e>  darf  in  keiner  Waise  etwaiger  eigennützigen 
Prätensionen  der  mittieren  und  unteren  Bannerchargen  nachgegeben 
werden,  die  geeignet  sind,  die  Durchführung  der  Reform  su  erschweren. 
Das  FlDaniminislerinm  wird  auvörderst  sdileonigst  für  Bereitstellnng 
disponibler  Barbetrftge  Soige  tragen.  Die  Beform  ist  mit  tanlidister 
Beschleunigang  eioauleiten,  da  sie  sugleidi  besweckt,  die  Spaltung 
zwischen  den  Ifondschus  und  den  Chinesen  zu  beseitigen  und  das  Gefühl 
der  Zusammengehörigkeit  im  Volke  wieder  herzustellen.  Daher  hat 
jeder  die  PÜieljt.  um  J>ei  dem  Bestreben,  alle  unsere  Lundeskinder  mit 
dem  gleichen  Wohlwollen  zu  behandeln,  behilflich  zu  sein. 

Ein  weiteres  Edikt  vom  9.  Oktober  1907  beanftragt  die  Ge- 
BetzgebnngakommiBsion  mit  der  Ansarbeitnng  dncfl  Handsehn  und 
Chinesen  gleichstellenden  Straft^htes. 

Es  wurden  darauf  aus  dem  geltenden  Strafkodex,  dem  Ta 
chiiig^  lü  Ii.  alle  die  Mandschn  betretiendeit  Ausnahmebesiiuimungen 
ausgemerzt.  Eine  vom  Thron  genehmigte  Ministerialvprordnnng 
vom  7.  Januar  1908  be.seitigte  die  Sondergerichtsstände  der 
Mandschas  in  allen  Straf-  und  Zivilsachen,  and  ein  Dekret  vom 
87,  Janaar  190S  ermächtigte  die  Gesetzgehnngskommission,  die 
Ptoagraphen  des  Ta  ching  Ifl  Ii,  welche  den  Grundstücks  verkehr 
zwischen  Mandscha  und  Chinesen  verbieten,  zn  streichen.  —  In 
Znknnft  sollen  Mandschns  Land  an  Chinesen  verftnssem  nnd  von 
Chinesen  kanfen  dürfen. 

Die  in  dem  Edikt  vom  27.  September  1907  vujgesehene  all- 
nialiiiche  Anflösnng  der  BanuenirganiHationen,  Ansiedhing  der  ent- 
las.senen  Batiiitilente  anf  Staatskosten  und  Ablösung  des  bis- 
herigen Reichssoldes  sind  in  der  Praxis  noch  nirlii  in  Angrili 
genommen  worden,  weil  über  das  einzaschlagende  Verfahren  noch 
Jahrbuch  der  Intamat.  VereinlfcuDg.  8.  Bd.  199 
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erhebliche  Meinungfsverschiedenheiten  bestehen.  hv\  zu  rascln^ni  \'ui- 
geUen  Aufstände  befürchtet  werden,  und  die  nötigen  iT*  lder  tehlen. 

Die  weitere  Ent Wickelung  dieser  „ständischen  Fra^"'  Chinas 
verdient  jedenfalls  anfmerksame  Beobachtung. 

ft»  Die  Opiumfrage. 

Eine  „soziale  Frage**,  weil  von  grOsster  Tragweite  lllr  die 
wirtschaftliche  und  moralische  Gesnndiing  des  chinesischen  Volkes» 
ist  die  BekSmpfnng  des  Opinmranchens,  su  der  sich  die  chinesische 
Begiernng  nach  verschiedenen  vergeblichen  AnlSnfen  jetzt  endUeh 
ernsthaft  entsehlosaen  hat. 

Ein  Kaiserli<  lios  Edikt  vom  20.  September  1906  setzte 
eine  Frixt  von  10  Jahren  fest,  ..innerhalb  deren  die  Plage  des 
fremden  und  lUs  einbeimiscbea  Opiums  in  gleicher  Weise  gründlich 
beseitigt  Kein  bkII**. 

Zu  diesem  Edikt  ergingen  am  21.  November  190f>  vom  Thron 
geneiimigte  Ansfülirangsbestimmungen,  die  in  10  Artikeln  kurz 
folgende  Massnahmen  zur  Bekämpfung  des  Opinmlasters  anordnetea: 

1.  Einschränkung  des  Mohnbaaes,  der  besonders  in  den 
Provinzen  Ssechnan,  Shensi,  Kansn,  Yttnnan,  Kneichon,  Sliansif 
Kiangsn  and  dem  Hoaian-Distrikt  in  der  Nähe  der  Yangtse- 
Mttndnng  in  Blttte  steht  nnd  eigentlich  in  keiner  Provinz  ganz  fehlt. 
Land,  welches  bisher  nicht  zum  Hohnban  gedient  bat^  soll  Anch  in 
Znknnft  nicht  dazn  verwendet  werden  därfen.  Das  bisher  vor- 
handene Hobn-Areal  soll  jährlich  um  ^/^^  verkleinert  werden. 

2.  Unterdriiek ting  des  Fauclit  us  durch 

a)  pollzpiliohe  AnnirMnfijr  der  alten  Kaucher  und  Erteilung  von 
Erlaubnisscheinen,  die  jährlich  uuf  ein  immer  kleineres  Quantum 
lauten  sollen; 

b)  Schliessung  der  Opiunischänken  und  der  Läden,  welche  TJauch- 
utensilien  verkaufen,  sowie  Verbot  des  Bauchens  in  üffentlichen 
Lokalen; 

c)  Konzessi^nierung  von  Opinmverliaufslftden  unter  staatlicher 
Kontrolle.  Die  betr.  Läden  dürfen  Opium  nur  an  registrierte 
Rancher,  und  zwar  nur  das  im  Erlaubnisschein  bezeichnete 
Quantum  abgeben.  Neuerdings  scheint  man  sich  allerdings 
mehr  für  ein  Eegierungsmonopol  des  Opiumverkaufes  zu  er- 
wärmen; 
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d)  amtlichen  Verkauf  von  Antiopiummitteln.  rnterstützung^  von 
privaten  Antiopinmgresellschaflen,  Errichtung  von  Opium-Asylen 
und  Kntwohuungsanstalti'ii : 

e)  Verbot  des  Opiuuirauciiens  im  Heer  und  iu  der  Beamtenschaft. 

3.  Verbot  der  Einfahr  analändischen  Opiams.  Soweit 
es  sich  Hin  die  Einfahrnng  ans  VertragsUndem  handelt,  mnsste 
China  erst  die  Erlaubnis  der  hetr.  Regierungen  einholen.  Es  haben 
deshalb  im  Jahre  1907  Verhandlnngen  mit  England  (wegen  Indien 
nnd  Hongkong),  Frankreich  (wegen  Indo-China),  Holland  (wegen 

  ♦ 

HoUändisch-Indien)  nnd  Portugal  (wegen  Ifakao)  stattgeftinden. 

ff 

Am  meisten  war  der  chinesischen  Regiernng  natürlich  daran 
j^eletren,  die  Znstimniung  Englands  zur  Einschränkung  der  indisclien 
Opiuniausfuhr  nac  h  China  zu  erhalten,  die  sicli  jährlich  auf  über 
100  Millionen  Mark  bezitiert.  Nach  längeren  Verhandlungen  ist 
zwischen  England  nnd  China  folgende  Vereinbarung  getroffen 
worden: 

1.  Die  gesamte,  51000  Kisten  im  Jahre  betragende  Indische 
Opinmansftihr  nach  China  soll  vom  Jahre  1908  ab  nm  jfthrlicb 
5100  Kisten  vermindert  werden  nnd  somit  in  10  Jahren  ganz  auf- 
hören. Diese  allnOIhliche  Verminderung  ist  jedoch  vorlftuflg  nur 
probeweise  fftr  8  Jahre  von  England  zugesagt  und  ihre  Fortsetzung 
davon  abhängig  gemacht  worden,  dass  China  innerhalb  dieses  Zeit- 
raumes den  ziflfernmässigen  Nachweis  einer  entsprechenden  Ver- 
mmderuiig  des  einheimischen  Molmbaues  erbringt. 

2.  Die  Frajre  der  Erhöhung  von  Zoll  und  Likin  auf  indisches 
Opinm  bleibt  späteren  Verhandlungen  vorbehalten. 

3.  Der  Handel  von  gesottenem  Opium  zwischen  Hongkong 
und  China  wird  verboten. 

4.  Sobald  alle  Vertragsmftchte  ihre  Zustimmung  dazu  gegeben 
haben,  ist  anch  England  mit  dem  Erlasse  eines  Einftihrverbotes 
für  Morphium  und  Morphiumspritzen,  soweit  diese  nicht  Ar 
SrzÜiche  Zwecke  bestimmt  sind,  einverstanden.  China  fttrchtet 
nämlich  mit  Recht,  dass  seine  Opiumraucher,  wenn  sie  der  Drogue 
entsagen  müssen,  Morphinisten  werden.  Ist  doch  der  Morphium- 
genttss  schon  jetzt  iu  China  sehr  en  vogne.^) 

Das  Einfuhrverbot  fOr  Morphium  und  Morphiumsprilseii  irt  seit 
1909  in  Knft 
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Bezüglich  der  Einfuhr  persischen  nnd  tärkiscben  Opiams 
waren  Verhaadlongeii  nicht  erfonierlicli,  da  die  betreffenden 
Ursprangslfinder  keine  Verträge  mit  China  haben.  Die  chinesische 
Begiemng  hat  daher  ans  eigener  Hachtvollkomoieiüieit  angeordnet, 
dass  vom  1.  Jannar  1909  ab  die  znrzeit  anf  1125  Plcnla  ge- 
schätzte dnrchsehnittliche  Jahreseinfahr  Jährlich  nm  ^/^  (125  Pienls) 
zn  yermindem  seL  Die  Einfuhr  bedarf  von  dean  genannten  Zeit- 
punkt ab  eines  besonderen,  Yom  Seezollamt  in  Kowloon  (vis  a  vis 
Hongkong)  auszustellenden  Erlaubnisscheines. 

Schliesslich  sei  noch  eiwiilint.  daBs  wahrscheinlich  demnächst 
anf  Anre^unfT  Amerikas  hin  eine  internationale  Kommission 
zur  Untersuchung  der  Opinmt'rage  in  üätasien  zusammentreten  wird. 

.  Die  Konferenz  hat  Anfang  1909  in  Shanghai  stattgeftinden. 
Vertreten  waren  China,  Amerika,  England,  Dentscbland,  Japan, 
Frankreich,  Portaga],  Slam,  Holland,  Bnssland  nnd  Persien.  Es 
worden  einstimmig  folgende  Beschlttsse  angenommen: 

1.  Die  loteroationale  OpiumkommisBion  erkennt  die  nnerschfltter^ 
liehe  Anfriditigkeit  der  Beetrebnogen  der  ehin^scüien  Regierung,  die 

Erzeugung  und  den  Verbrauch  von  Opium  im  gansen  Reich  ausiuroiten, 

das  Erstarken  der  öffentlichen  Meinung  unter  ihren  eignen  Landsleuteo, 
wodurch  jene  Bestrebungen  unterstfitzt  werden,  utid  den  tatsächlichen, 
wemi  auch  ungleichinässigen  Fortschritt  an,  der  in  dieser  Aufgabe,  did 
sich  alb  uiuä  det^  uliergrössten  UmfangR  erweist,  bereits  gemacht  worden  ist. 

2.  Angesichts  der  von  der  chinesischen  Regierung  zur  Unterdrückung 
der  Gewohnheit  des  Opiumrauchens  unternommenen  Schritte  und  Ähn- 
licher aoderer  Regierungen  in  derselben  Richtung,  empfiehlt  die  Inter- 
nalionale  Opiumkommiwion,  deas  jede  Delegation  ihre  eigene  RegieraDg 
▼eranlasst,  unter  sngemeiMner  BerücksichtiguDg  der  Teisefaiedenen  Ver- 
hältDisse  in  den  davon  betroffoiien  Ländern  Maasregeln  zur  allmfthlicfawi 
Unterdrückung  der  Gewohnheit  des  Opinmraudiena  in  ihrem  eigenen 
Gebiet  oder  ihren  Kolonien  zu  ergreifen. 

3.  Die  Internfitiormle  Opitimkommission  if?t  zu  der  Erkenntnis 
koiiitiien,  das«)  fast  jedes  der  teiluehmendeu  Löndor  die  Auffassung  hcj;t. 
dass  der  (loiiufss  von  Oitiurii  in  irgendeiner  andern  Form  als  der  für 
mediKiiuHche  Zwecke  su  verbieten  und  üorgfaliig  zu  behandeln  ist,  und 
daaa  jedes  Land  in  der  Durchfflhrung  aeinei  Syatema  tod  Veroranungen 
dabin  sielt,  rie,  je  nadidem  sich  eine  Gelegenheit  dasu  bietet». nach  und 
nach  au  veracharfen.  Indem  die  Internationale  Opiumkommission  diew 
Beobachtungen  festlagt,  erkennt  sie  die  grossen  Verschiedenheiten  an,  die 
zwischen  den  Verhältnissen  in  den  verschiedenen  Ländern  vorherrschen; 
sie  ompliplilt  aber  drin^fiid  der  Aufmerksamkeit  der  beteiligten  Mächte, 
dass  es  wünschenswert  ist,  von  neuem  ihre  Verordnungen  unter  RfioksiGht» 
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nshme  «iif  dia  Erfahrungen  su  prüfen,  die  andere  Miehtef  die  mit  dem' 
•elben  Problem  su  tun  haben,  gemacht  haben. 

4.  Die  lotemaiionale  Opiumkommission  ist  zu  der  Erkenntnis  ge- 
kommen,  dass  joflo  vortrptone  Hegicrnng  bestimmte  flesetze  hat,  die 
unmittelbar  oder  mittel'  ur  darauf  fielen  den  Schmuggel  von  Opium, 
seiner  Verbindungen,  Ahleitungsmiitei  und  Präparate  in  ihr  Gebiet  äu 
verbieten.  Nach  der  Ansicht  der  lutemationaleu  Opiumkommissioii  ist 
es  aber  «ach  die  Pflicht  aller  Mftohte,  vernünftige  Massregeln  su  ergreifen, 
vonadi  in  den  Ausfuhrhäfen  die  Venchiffnng  Ton  Opiumi  «einen  Ver- 
bindungen, Ableitungemitteln  und  Prftpamten  nach  irgendeinem  andern 
Lande  Teihindert  werden  mun,  das  die  Einfuhr  von  Opium,  eeinfen  Ver- 
bindungen. Ableitungsmitteln  und  Präparaten  verbietet. 

ö.  Die  Internationale  Opiurokommission  ist  zu  der  Erkenntnis  ge- 
kommen, dass  die  unbeschränkte  Herstellung  sowie  der  Verkauf  und  der 
Vertrieb  von  Morphium  schon  eine  schwere  Gefahr  bildet,  und  dass  der 
Morphiumgen ubs  sich  ansclieinond  aus(b'lint.  Die  Internationale  Opium- 
kommission  wünscht  daher,  dringend  allen  Regierungen  zu  empfehlen, 
daes  ea  in  boliem  Maske  wichtig  ist,  dam  jede  Regierung  in  ihrem  Gebiet 
und  in  ihren  Kolonien  nachhaltige  Maaanahmen  sur  Kontrolle  der  Her- 
atellnngt  dee  Verimufe  und  des  Vertriebe  dieeea  Mittele  aowie  anderer 
Ableitanglmittel  von  Opium  ergreift,  die  nach  wissenschaftlicher  Er- 
mittelung voraussichtlich  in  ähnlicher  Weise  gemisabraueht  werden  oder 
fthnliche  schlimme  Wirkungen  haben  mögen. 

().  Die  Internationale  üpiuüik'irvimission  ist  nicht  .so  zusammen- 
gesetzt, das«  vom  wissenschaftlichen  Standpunkt  aus  eine  Uutersuchung 
der  Amioj)i um  mittel  und  der  Eigentjchaften  und  der  Wirkungen  dee 
Opiums  und  seiner  Präparate  möglich  wftre,  hält  eine  solche  abw  für 
im  httduteD  Orade  widitig.  Die  Internationale  Opiumkommieaion  wünscht 
daher,  dass  jede  Delegation  die  Teile  dee  Gegenstands  ihrer  eigenen  Re- 
gierung für  eolcbe  Sdiritte  empfiehlt,  die  dieae  notwendig  erachten  mag. 

7.  Die  Internationale  Opiumkonferenz  empfiehlt  allen  Regierungen, 
die  Konzessionen  oder  Niederlassung^i^  in  China  haben,  die  noch  keine 
wirksamen  Schritte  zum  Schlie^Ken  dor  Upiumlokale  in  diesen  ihren 
Konzessionen  oder  Niederlassungen  getan  haben,  auf  das  dringendste,  so 
schnell  wie  sie  es  für  m(>glich  halten,  Massregeln  in  dieser  Hinsicht  im 
Sinne  der  von  verschiedenen  Regierungen  schon  erlassenen  zu  ergreifen. 

8.  Die  Internationale  Opiumkonferens  empfiehlt  dringend,  dass  jede 
Delegation  bei  ihrer  Regierung  anregt,  mit  der  diineaieeben  aum  Zwecke 
virkaamer  und  echlenniger  Maesregeln  in  den  verachiedenen  Konseenonen 
und  Niederlassungen  in  China  in  Verbandlungen  einautreten,  w  nach  der 
Verkauf  und  die  Herstellung  von  Antiopiummitteln  verboten  wird,  die 
Opinm  oder  seine  Präparate  enthalten. 

9.  Die  Internationale  npitmikommission  empliehlt,  daas  jede  Dele- 
gation bei  ihrer  Regierung  anregt,  ihre  Apothekeuordnung  auf  ihre 
Staatsangehörigen  in  den  Koneularbezirken,  Konzessionen  und  Nieder- 
lassungen in  China  auHzudohnen. 
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Zur  lUustriernng:  der  Hozialen.  wirtsrhaftlichen  und  finanziellen 
Bedeutung  der  OpiumfrAge  mö^u  tolgeude  Zahieu  dienen: 

30— 40% der  riiineson  sind  Opinniraucher.  Für  ausländisches 
Opimn  gibt  Chiiia  jährlich  ca.  112  Millionen  Mark  ans.  für  einhei- 
misches fost  den  zehnfachen  Betrag!  Die  indische  Einfaiir  allein 
beträgt  iund  100  Millionen  Mark.  Die  Opiomprodaktion  der  Provins 
Ssechnan  wird  anf  jährlich  12  HiUionen  Kilogramm  geschätet  Die 
Einnahmen  ans  Zoll  nnd  Likin  anf  ansländisches  Opinm  betragen 
jährlic|^  etwa  18  Millionen  Mark,  während  das  einheimische  Produkt 
nach  niedrig  greifenden  Schätzungen  dem  Staate  ca.  45  Millionen 
Hark  einbringt.  Während  also  einerseits  beinahe  1  Milliarde  Mark 
an  Kaufkraft  und  riesige  Läiiderstrecken  besonders  in  Westchina 
fiir  don  Anbau  von  Nutzpflanzen  durch  die  rnterdriickiing-  des 
Opiiims  frei  werden,  muss  die  Ivegierung  anderersieits  mit  einem 
Kinnahme-Ansfall  von  mindestens  60  Millionen  Mark  jahi  lieh,  iiacii 
Ablauf  der  10  jährigen  Frist,  rechnen.  Als  Ersatzsteuern  sind 
bisher  bewilligt  £rhöhung  der  Salzpreise  (Ertrag  4—5  Hill.  Taels), 
Stempelstener. 

4.  Die  Währangsfhige. 

Die  einheitliche  Segelung  des  Milnzwesens  ist  auch  eine  der 
Zusagen,  die  China  in  seinen  jflngsten  Handelsverträgen  mit 
England,  Amerika  nnd  Japan  gemacht^  aber  bis  jetzt  nicht  erffiUt 
hat  (vergl.  Art.  n  des  englisch-chinesischen  Handelsvertrages  vom 
5.  September  1902,  Art  XTTT  des  amerikanisch-chinesischen  Ver- 
trages vom  8.  Oktober  1903,  Art.  VI  des  japanisch- chinesischen 
Vertrages  vnm  8.  Oktober  1903). 

VerHiir/.clre  \'ei  sii(  )ie,  der  Lösung  der  Frage  näher  zu  kommen, 
sind  aliHriliiigs  gemacht  wordfii. 

Ein  Edikt  vom  22.  August  1005  genehmigle  eine  Keihe  von 
Vorschriften  des  Finanzministeriums,  über  die  Kontrollierung  einer 
einheitliclit  ii  Prägung  von  Silber-  und  Kupfermünzen.  Das  aus 
10  Artikeln  bestehende  Reglement  enthielt  folgende  Bestimmungen: 

1.  Silbe rmttnzen  dflrfen  nur  noch  in  der  Zentral-Mtlnzanstalt 
in  Peking  nnd  ihren  4  Filialen  in  Tientsln,  Nanking,  Kanton  nnd 
Wnchang  (Hnpei)  geprägt  werden.  Matrize,  Feingehalt  nnd  Gewicht 
bestimmt  das  Ministerium;  die  Unterschiede  im  Feingehalt  nnd 
Gewicht  dürfen  ^/^qq  nicht  tiberschreiten. 
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2.  Die  bisher  vorluuideneD  Kupfer-Mflnzanstalten  sollen 
bestehen  bleiben,  dflrfen  aber  ihren  Betrieb  nicht  erweitem  und  die 
Prfigong  nieht  erhöhen.  Nene  Anstalten  dtirfen  nicht  eröffnet 
werden. 

Der  Feingehalt  der  Kupfermttnzen  wird  anf  95  Teile  Enpfer 

und  5  Teile  Zinn  (oder  Zink)  festgesetzt.    Das  Gewicht  soll 
für  1  Zwanzij^käschstück  4  mace  Kaping  Tael, 
„    1  Zehnkiischstück       2     „         „  „ 
„    1  Fiiüfkäschstuck       1     n         »  v 
1  Zweikäschstück       4  Kadarineu 
betragen.    (1  Zehnkäschstiick  ===  etwa  2  Pfennige.) 

3.  Um  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  nach  möglichst  kleinen 
Mfinzsorten  Rechnung  zn  tragen,  sollen  geprftgt  werden: 

*/io  ZehnkttBchstficke, 

je       Fünf-  nnd  Zweikfiachatficke, 

^/jo  Zwanaigkäscfastttcke. 

Fflr  Werte  nnter  2  Käsch  sollen  die  alten  gegossenen  Knpferkftsch 

noch  in  Gebranch  bleiben. 

4.  Die  Zalil  der  zu  prägenden  Münzen  soll  sich  nach  der 
vorhandenen  Nacliiiage  richten,  hei  Überfüllung  des  Marktes  ist 
die  Prägung  sofort  einznstellen. 

5.  Ansfnhr  von  Kupferrannzen  in  grösseren  Mengen  von  einer 
Provinz  nach  der  anderen  ist  im  allgemeinen  untersagt.  Jede 
Provinz  soll  eben  nur  so  viel  prägren,  als  sie  selber  braucht. 

6.  Die  Privatprftgnng  nnd  die  Beteiligong  von  Privatkapital 
an  staatlichen  Künzanstalten  wird  untersagt 

7.  Die  Einfhhr  nnd  die  Verwendung  von  ausländischen 
EupferblanketUnflnzen  ist  verboten,  weil  deren  Feingehalt  nnd 
Gewicht  zu  sehr  voneinander  abweichen. 

Diese  Vorschriften  wurden  in  der  Praxis  nur  sehr  lax  durch* 
geftthrt  Die  Provinzen  zogen,  besonders  aus  der  Enpfeiprägung, 
ganz  bedeutende  Gewinne  nnd  konnten  sich  deshalb  zn  ^er  £in- 
»chraiiktiug  der  l'rii^ung  nicht  verstehen. 

Da  in  den  lueiöten  Provinzen  noch  inmier  etwa  1  IMünz- 
austalten  anf  je  eine  Provinz  kamen,  wurde  durcli  Edikt  vom 
17.  September  IDOfi  die  Zusanimenlej^ung'  verschiedener  Münzen 
verfügt:  öhantung  und  Chili;  Hunan  und  Hupei;  Kiangsi,  Anhui 
und  Kiangsn;  Ghekiang  nnd  Fnkien;  Knangtnng  nnd  Kuangsi 
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sollten  nur  noch  je  eine  Anstalt  haben,  so  dass  eiDschliessUeli  der 
4  Münzen  in  Knkden,  Honan,  Ssechnan  und  Jfinnan  im  ganzen  nnr 
noch  9  Hflnsanstalten  bestehen  blieben. 

Trotzdem  dauerte  die  Überproduktion  fort    Da  das  Iftlnz- 

gesetz  von  1905  versänmt  hatte,  die  Kupfermünzen  in  ein  geset-z- 
liches  Verlüütuis  zu  dem  Silbergeld  und  zu  den  alten  Käschstücken 
zu  setzen,  schwankte  ihr  Wert  beständig  und  sank  infolge  von 
T  berijroduktion,  iiiina»  iwei  ti;^'^»  r  Ausprägung,  Schmuggel  und  Falsch- 
münzerei immer  melir.  Da  das  schlechte  neue  Geld  das  gute  alte 
vertrieb,  entstand  bald  ein  sehr  emphndlieher  Maiif::el  an  der  gang- 
bai*8t6n  chinesischen  Münze,  dem  Einkdsch&tflek.  Das  nachstehende 
Edikt  vom  14.  Febmar  1908  befiehlt  deshalb  endlich  die  PrS^nng 
von  EinkAsehstflcken: 

„Weil  das  Chih-ehien  (Enpfbrgeld  mit  4  eckigem  Loch)  nicht 
ansreichte,  worden  Mher  in  den  Provinzen  als  Ersatz  die  grassen 
Knpfermfinzen  (Tnng>tze)  in  grösserer  Anzahl  g;eprfigt  Dadurch 
verschob  sich  das  WertverhSltnis  so,  dass  ein  grosses  ZehnkSsch 
stQck  nicht  mehr  gleich  10  alten  KSsch  war.  Manipnlationen  ge- 
wissenloser Kaufleute  machten  den  Markt  vollends  unsicher.  Die 
firmeren  Klassen  Imtten  zudem  liir  ilne  kleinsten  Bedfirfnisse  nicht 
genügend  von  drr  kleinstt-n  Scljeidemünze. 

I>it'  Hotl'nun^^  bei  der  PiSfruntr  (\^r  ü^roJJSen  Käsch,  dass  das 
X'erhältnis  von  1  zu  10  zu  den  kleinen  Käsch  bestehen  bliebe,  hat 
sich  nicht  erfüllt.  Der  Mangel  an  alten  Kiisch  und  der  Überflnss 
an  geprägten  Käschstücken  verteuerte  die  alten  Kfiseh  und 
entwertete  die  Kupfermttnzen.  Das  hat  nicht  nnr  zn  allerhand 
Vertenerungen  und  Unbeqnemlichkeiten  f&r  die  BevOlkemng  geführt, 
sondern  anch  den  prägenden  Provinzen  Verluste  verursacht,  und 
auch  die  LOhnung  der  Soldaten  unzureichend  gemacht. 

Um  die  Prägung  von  Kupfermttnzen  ohne  Verluste  fortsetxen 
zn  können,  mfissen  daher  unbedingt  Einkftschstficke  (10  anf  1  grossen) 
in  grösserer  Menge  ansgemfinst  werden,  dann  werden  die  grossen 
Käseh  nicht  mehr  ausser  Verhältnis  zahlreich  erscheinen.  Auch 
bleibt  dann  die  AusmUnzunj^  gevvinnbi  insrend. 

Im  vori^ren  Jahre  liaben  die  Provinzen  Hupeh  und  Kuanpftung 
in  einer  Hingabe  die  PriiirunE:  von  Kinkäsehmttnzen  verlanfjt  und 
das  Finanzministerium  hat  an  den  Thron  berichtet,  dass  dem 
Antrag  entsprechend  in  allen  Provinzen  verfahren  werde.  Indessen 
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sind  bis  jetst  in  den  ProTinsen  noch  nicht  viel  Einklachstlicke  ge- 
prägt worden. 

Der  mit  der  Prägung  der  EinkSschmttnzen  notwendig  ver- 
bundene Verlust  muss  durch  den  Gewinn  bei  Prügun<r  der  Zehn- 
käschstürk^  ;insc:ea:liclien  werden.  Dann  bleibt  der  Verlast  anbedentend 
{gegenüber  dem  grossen  Vorteil  für  die  Gesamtheit. 

Das  Finanzministerium  hat  an  sämtlirhe  Provinzialmünz- 
anetalten  eine  Verfügnng  zn  erlassen,  dass  Einicfischstücke  in  Höhe 
von  80  %  des  jeder  Provins  fttr  die  Prftgnng  von  Zehnkäschstflcken 
erlaubten  Betrages  geprfigt  werden  mflasen.  Gestalt,  Gewicht, 
Legiening,  Prftgekosten  der  kleinen  Eftsch  sind  alle  genau  zu  be- 
rechnen. Ferner  sind  die  Kosten  der  Heratellnng  der  grossen 
Käsch  zn  berechnen  nnd  beide  so  in  VerhlUtnis  zn  setzen,  dass  anf 
einen  grossen  KRseh  zehn  kleine  gehen. 

Das  Finanzministerinm  wfrd  die  Fragen  prttfen,  ob  die  nene 
Kopfermtinze  aus  Messing  oder  Kupfer,  mit  Lochung  oder  ohne 
solche  hergt'stellt  werden  soll.  Hierüber  ist  mit  möglichster  Be- 
schleanigang  an  den  Thron  zn  berichten. 

Es  steht  zu  hoffen,  dass  diese  Massnahmen  fttr  den  Oeld- 
verkehr  im  kleinen  znm  Nntzen  des  Volkes  and  zar  Festigung  der 
Wfthrnng  wirken  werden.'' 

Nach  den  zn  diesem  £dikt  ergangenen  AusfUhrnngsbestim' 
mnngen  vom  24.  J'ebmar  1908  wird  die  nene  Einkftschmttnze 
(etwa  */]0  Pfennig)  nicht  dnrchlSchert  sein,  ans  einer  Legiemng  yon 
60%  Enpfer  nnd  40%  Zink  bestehen  nnd  ein  Gewicht  von 
0,082  Knping-Tael  haben.  Ihr  Feingehalt  wird  also  geringer  als 
der  der  bisherigen  Knpfermfinzen  (95  zn  5)  sein.  Auch  ihr  Gewicht 
wird  schlechter  sein,  denn  ein  Zehnkflschsttek  hat  ein  Gewicht  von 
*  0,4  Knping-Tael,  das  Einkäschstück  sollte  also  0,04  statt  nur 
0,032  Tael  schwer  sein. 

Dnrfh  Edikt  vom  29.  Marz  1908  [ni  dann  mit  Kiuksirht  anf 
den  hidieii  Silberkin^  und  die  dadurch  \erursachte  Teuerung  aller 
Lehensmitt^l  die  Einstellung  der  Prägung  von  Kupfercents,  mit 
Ausnahme  der  EinkUschstücke,  während  einiger  Monate  befohlen 
worden,  bis  der  Preis  der  Knptermflnzen  wieder  eine  normale  Höhe 
erreicht  hat. 

Nach  einem  weiteren  Edikt  vom  8.  April  1908  ist  die  Ans- 
gäbe  von  Eischnoten  nicht  mehr  jedem  beliebigen  GescbSft 
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sondern  nnr  noch  Banken  gestattet,  und  zwar  nnr  gegen  volle 
Deckung  des  Notennmlaafg  in  barem  Knpfergelde. 

Es  Ut  zweifellos  berechtigt»  da»  China  in  ertter  Linie  der 
Regelung  seines  Knpfergeldes  seine  Anfinerkeankeit  widmet 
Trotsdem  wird  es  mit  der  Festsetzung  einer  geeetcliehen  Belation 
des  Knpfergeldes  znm  Silbergeld  schon  im  Interesse  des  aus- 
wärtigen Handels  nicht  mehr  lange  sQgem  dürfen. 

Ein  Edikt  vom  iD.  November  liM)5  hatte  die  Prägnng  einer 
Taelmtinze  mit  Scheidemünzen  im  betrapr^  von  *'jo.  ^/lo  ""^  *'in  l  ael 
angeordnet.  In  Hnpei  wurde  anch  vrl^u<.h^\v^  ise  die  Taelmünze 
geprägt,  doch  erwies  sie  sich  si-hr  liald  als  tür  den  N  eikehr  un;:»'- 
eignet  und  wiu<le  wieder  eingeschmolzen.  Ein  Edikt  vom  lu.  Mai 
1907  genehmigte  deshalb  den  Vorschlag  des  Finanzministeriums» 
einen  Süberdollar  im  Werte  von  0,72  Tael  als  fiinheitsm&nze  ein- 
zufttbren. 

Nachträglich  scheinen  aber  der  Begierang  doch  wieder  Be- 
denken gekommen  zu  sein.  Denn  ein  kaiserlicher  Erlass  vom 
80.  Dezember  1901  fordert  die  Generalgonvemenre  usw.  mit 
folgender  Begründung  auf,  zu  der  Frage,  ob  Tael-  oder  Dollar- 
W{lhmng,  Stellung  zu  nehmen: 

„Unter  den  Reformen  mannigfachster  Art,  die  zur  Zeit  ihrer 
Durchführung  harren,  steht  die  Eiutuiiruiig  einer  ilüUÄwährung  an 
Wichtigkeit  obt-naii. 

Die  Ilt  aiiiteii  in  der  Keichsliauptstadt  wie  aubscrhalb  Pekings 
treten  in  letzter  Zeit  dafür  ein,  dass  vollwertige  Silbermünzen  im 
(iewicht  von  einem  Tael  sowie  einem  halben  Tael  als  Währnngs- 
münzen  und  daneben  Silbermünzen  im  Gewicht  von  0,10  sowie 
0,05  Tael,  bestehend  ans  einer  Legierung  von  9,10  reinem  Silber, 
all  Scheidemftnzen  zur  Ausprägung  gelangen.  Sie  stützen  ihre 
Ansicht  auf  folgende  Erwägungen:  Jedes  Land  hat  sein  eigenes 
Geldsystem,  das  von  dem  der  anderen  Staaten  abweicht  In  China 
dient  bis  auf  den  heutigen  Tag  das  Barrensilber  als  Zahlungsmittel 
und  die  Bechnungseinheit  f&r  dieses  ist  der  Tael.  Bei  der  Er- 
hebung der  Grundsteuer  und  der  Likinabgaben,  der  Auszahlung  des 
Beamte ngehalts  und  des  Militärsoldes,  sowie  auch  bei  der  Krheljiin^' 
der  fremden  Seezölle  und  der  Auiortibation  der  an  dm  Ausland  zu 
/  thlt ml«  n  Kulscliiidiprang-  w  inl  stets  der  Tael  der  Berechnung  zu- 
grunde gelegt.    In  lieumtenkreiseu  wie  unter  der  grossen  Aia^e 
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des  Volkes  Ist  der  Tael  - stets  als  Sechnimgseinhelt  in  Übnnsr  ge- 
wesen nnd  hat  sich  daher  seit  urdenklieben  Zeiten  fest  eingebfirgert. 
Wollte  man  Münzen  im  Gewicht  von  0,72  Tael  mit  einer  Legiernng 

von  9,10  reinen  Silbers  in  Umlauf  setzen,  so  müssten  bei  jeder 
Summe,  dit  ein-  oder  ausgezahlt  würde,  erst  Umrechnungen  in 
Taels  vorgenommen  werden,  was  sicherlich  mancherlei  Unzuträglich- 
keiten  zur  Folge  haben  würde  und  wohl  auch  nicht  dazu  beitrap-en 
dürfte,  das  Zutrauen  zur  neuen  Münze  zu  fordern.  Da  ferner  die 
0,72  Taels-Mttnze  mit  dem  mexikanischen  DoUar  an  Silbergehalt 
Ubereinstimmt,  so  dürfte  ihre  Einführung  es  dem  letzteren  nnr 
noch  leichter  machen,  in  nnser  Land  einzudringen.  Die  inaos- 
bleibliche  Folge  wird  dann  sein,  dass  der  raezikanische  Dollar  in 
einer  Beihe  yon  Jahren  nnser  ganses  Land  fiberschwemmt  hat  nnd 
unsere  Verluste  bis  ünermeasliche' wachsen.  Es  kommt  hinsn,  dass 
im  gesamten  Umfang  nnseres  Vaterlandes  vom  änssersten  Norden 
bis  hinunter  zu  den  sfldlichsten  Provinzen,  wenn  man  von  den 
geöffneten  Handelsplätzen  absieht,  im  Handelsverkehr  der  Gebrauch 
^es  Dollars  hinter  dem  des  'J'aels  weit  zurücktritt.  Es  brauclit 
nicht  erst  erwShnt  zu  werden,  dass  in  der  Landwirtscluift  und 
Industrie,  im  Erwerbsleben  des  niederen  Volkes  sowie  in  der  Geld- 
wirtschaft  des  Staates  fast  aussrhlic?slich  der  Tael  in  Geltung  ist. 
Man  darf  nicht  das,  was  iTemeingut  der  überwiegenden  Masse 
unseres  Volkes  ist,  dem  opfern,  was  mv  -/.n  einem  geringen  Teil 
bei  uns  £ingang  geftmden  hat.  Tun  wir  das,  so  haben  wir  es  uns 
selber  zuzuschreiben,  wenn  Unzufriedenheit  und  AuMssigkeit  die 
Folge  sind. 

Ist  dann  erst  mit  der  Zeit  die  Taelrafinze  in  grosserer  Menge 
'ansgeprSgt,  auch  Papiergeld  ausgegeben  und  ein  bedeutendes 
Kapital  an  Silber  zusammengebracht,  dann  kann  man  auch  eventuell 
daran  denken,  mit  dem  Silbervorrat  Gold  aufzukaufen  und  Gold-, 

münzen  auszuprägen.  Hiermit  wSre  dann  der  erste  Schritt  zur 
Einführung  einer  Goldwährung  ii^etan. 

Die  anderen  gehen  bei  ilirem  \urschlaf]:e.  Silbermünzen  im 
Gewicht  von  0,72  Tael  in  Umlauf  zu  setzen,  davon  aus,  dass  man 
Bich  nicht  an  die  Bezeichnungen  Tael,  mace,  candareen  und  cash 
zu  kehren  brauche,  dass  es  vielmehr  nnr  erforderlich  sei,  eine 
Uflnze  als  Berechnungseinheit  festzusetzen.  Sie  hoifen,  durch  Aus- 
prignng  von  Mfinzen,  die  dem  Geldsystem  anderer  Staaten  ent^ 
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sprechen,  der  HdgUchkeit  einer  epftteren  Einfäbning  einer  Oold- 
wibmDg  näher  sn  kommen;  man  mflsse  sich  nieht  an  das  klammem, 
wai  fHher  einmal  Branch  war.  Der  Hanptnmsats  des  Oeldes  wird 
dnreh  den  Handelsverkehr  nnd  dnreh  den  Bedarf  im  täglichen 
Leben  des  Volkes  vermittelt;  darch  Erhebnng  von  Abgaben  seitens 
der  Begierong  wird  demgegenüber  nnr  ein  kleiner  Teil  des  Geldes 
in  ümlanf  gebracht.  SntBchliesBt  man  sich  für  die  allgemeine 
EinfnhraDg  eines  Miinzsystems  unter  Zugrundelegung  des  Taels  als 
Münzt  iülieit.  so  kann  den  Erwerbsinteressen  de«  gesamten  Landes 
nicht  Utjuüfi:e  j^etan  werden.  Auch  ist  jsu  beffirchten,  dass  die 
Münze  iin  f;et'-en'>ieiti<ren  i  m  Idverkelir  dem  Auslande  zugeführt  wird, 
was  wir  verhiuderu  miis!»en. 

Diese  beiden  Yorsdüäge  ^ehen  völlig  nach  verschiedenen 
Bichtnngen  anseinander;  sie  lassen  sich  miteinander  nicht  in  Ein- 
klang bringen.  Nnn  hat  sich  aber  China  in  den  mit  den  fremden 
Staaten  abgeschlossenen  Hsndelsvertrtgen  verpflichtet,  eine  Gold- 
währung einznflihren.  Wollen  wir  das  bisherige  Taelsystem  bei- 
behalten,  so  kdnnen  wir  nicht  Silberdollars  Im  Gewicht  von  0,72  Tael 
als  Regiernngsgeld  einfuhren.  Entschliessen  wir  nns  znr  Ans- 
prägung  von  Dollars,  so  dürfte  es  nicht  leicht  sein,  den  Tael,  der 
sich  bei  den  iUamten  wie  im  Volke  fest  eingebürgert  hat,  plützlich 
ganz  abzuschaffen.  Ansserdem  ist  in  den  letzten  Jahren  Regierungs- 
v:f\d  nur  in  {i:erini,''eni  1  iiitaiiLf  zur  Aus|ira^unp:  ^elansrt.  so  dass 
man  gar  nicht  daran  denken  kann,  das  Rohsilber  anf  einmal  abzu- 
schaffen. Wie  könnte  man  ohne  Tael  aaskommen  V  Lassen  wir 
unter  Beibehaltang  des  bisherigen  Taelsystems  daneben  noch 
Wähmngsmttnzen  ausprägen,  so  haben  wir  kein  einheitliches  Geld» 
System  erreicht. 

Diese  Frage  ist  von  der  höchsten  Wichtigkeit^  nnd  Ich  werde 
Qnnnterbrochen  darauf  bedacht  sein,  darftber  eingehende  Erwägungen 
nnd  üntersuchnngen  anzustellen. 

Ich  befehle  allen  Generalgouvernenren  und  Gouverneuren, 
Uber  die  Lebensverhältnisse  der  Beamten,  der  Kauflente  nnd  der 
grossen  Masse  des  Voll\es,  sowie  über  den  Verkehr  an  den  Markl- 
pliitzeu  Mi  li<  liuiif^un  anzustellen  uud  zn  unterauchen,  ub  der  Tael 
<><]''v  il«r  Sillitrdrtllar  mehr  im  l'nilauf  ist.  Die  Beobachtnniren 
Hind  znsHiiiinen  mit  einer  fi"utachtli(  lien  Ansj^ening  darüber,  ol»  «  s 
empfehlenswerter  sei,  den  Tael  oder  den  Dollar  zar  allgemeinen 
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Einftthnuig  zu  bringen,  Innerhall»  eines  Monats  dem  Throne 
yorsnlegen,  damit  Ich  dann  meine  weiteren  EntBchlieseongen 
treffen  kann.'^ 

Soweit  die  €kitacbten  bisher  bekannt  geworden  sind,  scheint 

sich  die  Mehrheit  zugunsten  der  Taelwähning:  aasznspreclieu.  I>a 
der  Tael  aber  ein  Gewicht  ist,  das  fast  an  jedem  grösseren  Ort« 
verschieden  ist,  so  mnsste  der  Einfüljrung  der  Taehvälirun^  zunächst 
die  eiuheitliche  Regelung  der  Mafse  und  Gewichte  voraasgehen. 

Im  übrigen  scheint  China  fest  entschlossen  zn  sein,  erst  seine 
Knpfer-  nnd  Silbe rwähmng  in  Ordnung  zn  bringen,  bevor  es  dem 
Problem  der  £inflihnuig  einer  Goidwährnng  nAher  tritt ^) 

5.  Finamweflen. 

Stempelateaergesets  vom  8.  Deaember  1907. 

Die  EinflUirung  einer  Stempelsteuer  in  China  soll  nach  der 
amtlichen  Denkschrift  besonders  dazu  dienen,  Ersatz  für  den  Ansfall 
an  Opiumbteuern  zu  schaffen.  Es  handelt  sich  dabei  zuniielist  nur 
um  einen  Versnob.  Das  Gesetz  zerfällt  in  f'inen  Tarit  von  15  Para- 
graphen, und  in  12  Paragraphen  Ausführuugf^bestimmungen. 

Stempelpflicbtig  sind  alle  Arten  von  Urkunden  und  Ge- 
schäftsbllehern,  welche  von  Privatpersonen  bei  Hingabe  oder 
Empilukg,  Eanf  oder  Verkauf,  Leihen  oder  Borgen  von  beweglichen 
oder  nnbeweglichen  Sachen  ausgestellt  werden.  Es  werden  2  Klassen 
von  Urkunden  nsw.  nnterschieden: 

Klasse  I  nmfasst  folgende  21  Arten:  Konnossemente,  Fracht« 
briefe.  Quittungen,  Hinterlegungsurkunden,  Urkunden  über  Pacht 
oder  Miete,  Urkunden  über  die  Übertragnnfr  aller  Arten  von  Laden- 
inventar nnd  Krtekten,  Urkunden  über  Verpfändung  von  Waren, 
Bestellungsorders,  Versii  herungspolicen.  ländliche  Pachtverträge, 
Pfandscheine,  Dep(»tselieine  über  Geld,  Gesellschaftsanteile.  Verträge 
über  Anstellungen  und  Dienstverträge  der  Arbeiter,  alle  Arien  von 
Werkverträgen,  Bflrgschaftsscheine,  Verkanfsnachweise  von  Laden- 

*)  Durch  E  likt  vom  6.  Oktober  1908  ist  dor  Tael  al»  einheitliche 
Silbermüiige  eiiigefilhrt  worden  mit  Unterabteilungen  von  60,  20  und 
10  Tselzenta.  Der  Feingehalt  der  1  Tael-  und  60  ZentBrnUnse  ist  auf 
980,  für  die  20  und  10  Zentntacke  nif  880  lestgetetst  worden,  werngstODs 
sind  bis  jetst  (August  1909)  die  neuen  Mflnaen  noch  nieht  lur  Ausgabe 
gelangt. 
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geschftftoD,  BeUge  fiber  Empfiing  und  Ausgabe  von  Geld  tind 
Waren  (Passblicher)  sowie  kanfrabiniaehe  0eBcbäft8bflcber  aller  Art. 

Fllr  diese  Art  von  ürkanden  usw.  wird  ein  Fixstempel  er- 
hoben, der  anf  20  Efiscb  3,8  Pf.)  festgesetzt  ist,  d.  i.  Vsoo  "^^^ 
Tausend,  des  auf  10000  Käsch  (=  16,50  M.)  bestimmten  Minimal- 
wertes, liei  zweiseitifren  Verträgen,  Bürg-scliaftsscheinen,  Verkaufs- 
uachweisen,  Pass-  und  Gescliäftsbüchern  wird  der  Stempel  per  Stück 
erhoben  ohne  Kficksicht  auf  den  Wert  des  <  >b>ktes. 

Zur  Klasse  Ii  geliören  folgende  8  Arten  von  Urltunden: 
1.  Wecijsel,  2.  Check«,  3.  Schuldscheine,  4.  Hypothekenbriefe, 
5.  Gesellscbaftsvertrfige,  6.  Grondbriefe,  7.  Erbteilongsnrknnden 
8.  Erbscheine. 

Fflr  diese  Klasse  wird  ein  progressiver  Wjertstempel 
erhoben.  Die  Wertstnfen  sind  verschieden: 

A.  Far  die  Urkunden  1—6: 

nnter  1000  Taels   20  Kftsch, 

1000—10000  Taels   ....     100  „ 
10000  und  mehr  Taels  .    .    .    1000     „  . 
(NH.  1  Tael  =  3  M.  =  1800  Käsch.) 

B.  Für  Erbteilungburkunden: 

unter     200  Taels   20  Käsch, 

^      1000   lüu  „ 

„     10000     ^   1000  „ 

über  10000    1000    ^      für  jede 

weiteren  10000  Taels. 

Für  die  Wertberechnnng  ist  massgebend  der  Marktwert  des 
Teilnngsoldektes  znr  Zeit  der  Errichtong  der  Urkunde. 

G.  Der  Stempel  für  Erbscheine  beträgt  1000  KAach  per 
Stflck,  gehört  also  eigentlich  als  Fizstempel  snr  Klasse  L 

Zweiseitige  Verträge,  von  denen  jede  Partei  ein  Exemplar 
erhält,  müssen  anf  beiden  Exemplaren  gestempelt  werden.  Ge- 
schäftsbücher werden  auf  der  ersten  Seite  gestempelt,  unter  der 
Jahreszahl.    Der  Sff»Tnp»^l  mnss  jedes  Jahr  erneuert  werden. 

Die  Erhebung  der  Stempel  geschieht  durch  Stempel- 
marken, die  in  dreifacher  Stückelung  (a  20,  100  und  1000  Käsch) 
ausgegeben  werden.  Der  Venchleiss  der  Marken  erfolgt  durch 
legitimierte  Verschleisser  unter  der  Oberaafsicht  der  ProvinsiaI> 
Schatzmeister.   Die  VerBchleiaser  erhalten  eine  Vergfltnng  von  7% 
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des  Nennwertes  der  Marken;  sie  mflssen  den  Kanfprefs  im  Voraus 

eutrichten,  nnr  bei  Abnahme  vou  über  2000  Dollai  (4000  il.)  ist 
eine  G  monatliche  Stnndnn^  znlässig'.  Die  Liste  der  Verschleisser 
und  ihrer  (Tf^^^cliäftisbezirke  ist  dem  Fiüanzmiuisteriara  einzureichen. 

Die  Entwertung  geschieht  durch  Qaerschrift  &ber  der 
Stempelmai'ke. 

Die  Nichtbefolgung  der  Vorschriften  (ganse  oder  teilweise 
Stempelhinterziehimgi  Unterlassung  der  Entwertung)  hat  den  Verlast 
der  prosessaalen  Beweiskraft  der  betreffenden  Urkunde  nsw. 
znr  Folge.  Doch  kann  dieser  Kechtsnachtdl  dnrch  freiwillige 
Kachzafalnng  eines  Straf  Stempels  wieder  behoben  werden.  Der 
Strafttempel  mnss  gezahlt  werden,  wenn  die  Behörden  gelegentlich 
eines  Prozesses  die  Hinterziehnng  entdecken.   £r  betrflgt: 

a)  den  50  fachen  Betrag  des  hinterzogenen  Stempels  bei  Urkunden 
aller  Art 

b)  den  100  fachen  Betrag  für  Stempel  Pflichtige  Geschäftsbücher; 

c)  den  30 fachen  Betrasr  für  nnv  ungeufigende  Stempelung,  aber 
vorschriftsmässige  Entwertung ; 

d)  den   20U  fachen  Betrag   bei  Wiederverwendung  gebrauchter 

Stemijelniarken. 

Die  Nach  mach  nng  und  Änderung  von  Stempelmarken 
wird  wie  Falschmflnzerei  bestraft. 

Stempelfrei  sind  alle  Urkunden  nnd  Geschäftsbflcher,  welche 
amtlichen  Zwecken  oder  dem  öffentlichen  Nutzen  dienen. 

Das  Oesetz  soll  3  Monate  nach  Ansgabe  der  Stempelmarken 
in  Kraft  treten.  Es  findet  keine  Anwendung  auf  Bechtsgeschäfte, 
welche  vor  diesem  Termin  abgeschlossen  sind.  Die  Ansgabe  der 
Marken  ist  noch  nicht  erfolgt,  weil  die  Provinzialregierungen  und 
kaufmännischen  Vertretungen  vielt'adie  Bedenken  gegen  die  Ein- 
führung der  Stempelsteuer  geltend  gemacht  haben.  ^) 

G.  Mafs-  und  Gewichtsordnung. 

Bisher  hatte  nicht  nur  jeder  kleinste  Ort,  sondern  auch  jede» 
Gewerbe  in  China  seine  eigenen  Mafse  und  (Gewichte.  —  Um  dem 

*)  Die  Ausgabe  der  »Stenipeiniiirken  hat  er«t  im  Spätsommer  1909 
begonnen.  Mit  der  Erhebung  der  Steuer  soll  zunächst  in  den  Vertrags- 
hafen  and  den  dem  Premdhandel  geöffneten  Inlandplfttzen  ein  Teraudi 
gemaeht  werden. 
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(ladurcli  herrschenden  Wirrwarr  Ende  zu  inKclien.  bat  ein 
Kaiserliches  Edikt  vom  9.  Oktober  1907  das  HajidelBUiinisterium 
beauftragt,  zusammen  mit  dem  Finanzministerinm  binnen  6  Mpnaten 
ein  einheitliches  UaTb-  ond  Gewichts^SjBtem  für  daa  ganze  Beieh 
anssnarbeiten. 

Der  Zeitranm  iat  natflrlieh  viel  sn  korz  bemeaaen,  nnd  dürfte 
verstreicheii,  ohne  daas  ea  m  einer  Gesetseavorlage  kommt  Uan 
Iftaat  znnftehst  'noch  durch  die  Proyindalbehörden  die  Unterkgen 
aammeln,  da  eine  amtliche  Regelnng  dieser  Materie  bisher  überhaupt 
nicht  existiert 

Inzwischen  ist  bereits  die  British  weig:hts  and  measure 
Association  bemüht,  der  chinesischen  Reg'ierung^  die  Annahme  des 
englischen  Mals-  und  Gewichtö-Sy.stems  zn  empfehlen.  Es»  is.t 
aber  anznueiimeu,  dass  China,  dem  Iiei^]>it^ic  Japanb  tolgead,  sich 
für  das  metrische  System  entscheidea  wird.^) 

7.  Verkehrswesen, 
a)  Das  chinesische  Eisenbahnnetz.  Das  Verkehrs^ 
ministeriam  bat  am  21.  August  1907  ein  Eisenbahnnetz  für  das 
ganze  Reich  festgelegt  Dasselbe  wird  in  4  groesci  nach  den 
Himmelsrichtungen  benannte  Stammlinien  eingeteilt,  mit  Peking 
als  Mittelpunkt,  denen  alle  übrigen  Bahnen  als  Zweiglinien  ange- 
gliedert werden.  Die  4  grossen  Stammlinien  sollen  folgende  sein: 

1.  Südliche  Stammbahn:  Peking-Hankau*Kanton. 

2.  Nordliche  Stammbahn:  Peking-Kalgan-Ürga-Eiachta. 

3.  Östliche  Stammbahn:  Peking-Tientsin-Shanliaikwan-Hsinmingtuu- 
Tsitsikar-Aip^un. 

4.  Wostlu  he  Stanimbahn:  Peking-TaiyüanfU'Tungkwan-Hsinganfu- 
r.an(ii(iu-(  »sttiukestan. 

Für  die  Bahnen  im  Süden  und  Osten  rechnet  man  auf  die 
Hergäbe  chinesischen  Privatkapitals,  bei  den  nördlichen  und  weet» 

')  Der  vom  28.  April  1908  datierte  Gesetzeutwurf  ist  durcli  Kdikt 
vom  29.  August  1906  genehmigt  worden.  Er  eetst  ein  einheitlidies 
Flächen-,  Hohl-  und  GewiditnoasB  fsst  und  daran  Vaihllüiis  zu  den 
entspreeheoden  frsosdsisdien  Manen.    So  ist  s.  B  ein  Meter  —  8^126 

chinesischer  Fuss  (1  Fuss  =  32  cm)  und  ein  Fallgewieht-«»  S?*"/!©©«  g. 
Dit>  Abschaffung  der  alten  and  die  Einfflhrung  der  neuen  Masse  und 
Gewichte  soll  schrittweise  innerhalb  eines  Zeitraumes  TOn  10  Jahren 
erfolgen. 
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lichea  Bahnen  j^lanbt  man  dagegen  anl  anBlIndiBclie  Anleihen 
angewiesen  zu  sein.  In  erster  Linie  soUen  die  wirtschaftlichen 
Halmen  gebaut  werden,  and  erst  ans  ihren  Überschüssen  die  mehr 
strategischen  Zwecken  dienenden  Linien. 

Das  Programm  enthält  natürlich  sehr  viel  Zukunftsmnsik 
und  wird  in  der  Vollständigkeit  kanm  je  zur  Ausführung  kommen. 
Trotzdem  darf  damit  ^erenhnet  werden,  dass  der  bahnbau  in  China 
in  den  nächsten  Jahren  erhebliche  Fortschritte  machen  wird. 

Von  chinesischen  Bahnen  waren  Ende  1907: 
3539  englische  Meilen  im  Betrieb 
nnd  1285       »  n      n  Bau. 

Wer  sich  thr  Einzelheiten  interessiert^  findet  sdir  ansführliche 
nnd  snverlftssige  Angaben  in  dem  ^che:  „Kailwaj  enterprise  in 
Ghina^,  by  P.  H.  Ebnt,  London  1907. 

b)  Die  Grflndnng  einer  staatlichen  Verkehrsbank  ist 
dnrch  Kaiserliche  Verftignni^  vom  8.  Desember  1907  anf  Antrag 
des  Verkehrsministeriums  genehmigt  worden.  Sie  soll  den  Interessen 
der  Schiffahrt,  des  Eisenbahn-,  Telegraphen-  und  Post- Verkehrs 
dienen  und  China  in  der  Beschaffung  nnd  Anlage  der  für  diese 
Yerk' iiisinstitute  erforderlichen  Gelder  von  den  fremden  Banken 
unabhängig  machen.  Das  AktieukaiJital  soll  5  Millionen  Tael 
(ca.  15  Millionen  Mark)  betragen  und  zu  ö^/^  verzinslich  sein. 
*/j0  sollen  von  der  Regierung  nnd  der  Rest  von  Privaten  über- 
nommen werden.  Es  werden  znnScbst  50000  Aktien,  a  100  Knping- 
Taels,  ansgegebenf  nnd  zwar  nnr  an  Chinesen.  Von  den  ge- 
zeichneten Betrilgen  ist  znnfichst  nnr  einzneahlen.  Die  Bank 
hat  das  Recht  der  Ausgabe  von  Dollar-  nnd  Tael-Noten  nnd  unter- 
liegt den  Bestinimnngen  des  ktlnftigen  (inzwischen  erlassenen) 
Bankgesetzes.  Die  Bank  ist  eine  Aktiengesellschaft  mit  be- 
BchrSnkter  Haftung.  Alle  der  Kontrolle  des  Verkehrsministeriums 
unterstehenden  Verkehrsanstalten  sind  verpflichtet,  ihre  Depositen, 
Zahlungen  und  Anleihen  bei  der  bezw.  durcii  die  Verkehrsbank 
zu  machen.  Die  Bank  unterhält  in  allen  wiclitigea  Handelsplätzen 
in  China  Filialen.  Der  Sitz  der  Hauptbank  ist  in  Peking;  für 
Später  sind  auch  Auslandsfilialen  in  Aussicht  genommen. 

Der  Reservefonds    mnss  aus  Regiernngsgeldern    oder  aus 

Rohsilber  bestehen;  der  Gesclüiftskreis  der  Bank  umfässt  Depositen, 

Einkauf  nnd  Verkauf  von  Edelmetallen,  Effekten,  Zahlnngsfiber- 
Jahrbneh  der  InteriMt.  Vereinlgtuij;.  B.  Bd.  200 
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weii>iiiigen.  Diäkoütieruug  von  Wechseln,  Aafbewabruiig  von  Wert- 
gacUen  usw. 

Die  Bank  ist  kein  BegiemogüDStitat»  sondern  ein  rein  kaut- 
männisches  Unternehmen;  die  von  ihr  ansgegebenen  DoUarscheine 
Bind  daher  nicht  Kegiemngsgeld,  sondera  Privatbanknoten.  Anderer* 
seits  werden  aber  der  (Generaldirektor  nnd  sein  SteUvertreter  vom 
VerkelireminiBterinm  ernannt  nnd  nntersteben  demselben  als  ihrer 
vorgesetsten  BebOrde.  IHe  JMrektoren  werden  von  den  Aktiontren 
gewfthlt,  die  Vorschlagsliste  mnss  aber  vorher  vom  Hinisterinm  ge- 
nehmigt werden.  Die  Direktoren  haben  Bürgen  und  Kaution  zu 
stellen.  Die  Bank  erstattet  vierteljährlich  dem  Ministerinm  Bericht, 
uüd  dieses  kann  gelegentlich  auch  die  Bücher  der  Hank  revidieren. 
Die  Bank  nnd  ihre  Filialen  sind  verpflichtet,  sicli  gegen  Gefahren 
aller  Art  zu  versichern.  Für  die  Weiterveräiisserung  von  Aktien 
bedarf  eis  der  Genehmigiinü  der  Bank.  I  ber  die  \'ei';inss»  rang  ist 
eine  Urkunde  aufzusetzen  und  zwecks  Eintragung  in  das  Aktien- 
register einzureichen.  Als  rechtmässiger  Aktionär  gilt  der  Bank 
gegenüber  nur,  wer  in  das  Register  eingetragen  ist. 

Die  Versammlnng  der  Aktionäre  ist  nnr  dann  beschlnsafiUiig, 
wenn  die  Hälfte  der  Aktionäre  anwesend,  die  Hälfte  der  Aktien 
vertreten  nnd  die  Hälfte  der  Verwaltnngsbeamten  erschienen  ist. 
Im  übrigen  gelten  die  Bestimmungen  des  Gesellschaftsrechts. 

Für  die  Wahl  znm  Vorstandsmitglled  ist  der  Besits  von 
mindestens  100  Aktien,  für  den  Anfbichtsrat  der  Besitz  von  mindestens 
40  Aktien  Voraussetzung. 

c)  Vom  \  erkelu  j^ministerium  in  Vorschlag  gehraclit*'  nnd 
durch  Kaiserlii^hes  Kdikt  vom  18.  Fehriiar  190.S  geiieliiuigle  Be- 
stimmungen, betr.  die  Erhebung  von  Grundsteuern  von 
Eisenbahngr  nnd. Stücken. 

§  1.  Hei  der  Bemessnns'  der  (irnndsteTier,  die  für  dieStaats- 
nnd  Privatbahnen  zn  entrichten  sind,  ist  die  Bestenerang  des 
früheren  Eigentümers  massgebend. 

§  2.  In  Gegenden,  wo  znr  Gmnd-  nnd  Ertragsstener  Znsatz- 
steuern  erhoben  werden,  sind  die  Bahnen  gleichfalls  znr  Entrichtung 
solcher  Znsatzstenern  verpflichtet. 

§  tS.  Keine  Abgaben  werden  erhoben  von  öffentlichen  Flüssen 
nnd  Wegen,  die  zu  Bahnz wecken  benutzt  werden.  Ebenso  sind 
von  Abgaben  befreit  fiskalische  Udliiudereieu,  die  weder  für  OlVent- 
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liehe  aodi  fllr  private  Zwecke  benntast  werden.  Waren  sokbe 
XAndereien  indeeien  früher  bereite  im  OlVientlichen  oder  privaten 
Intereeee  nutzbar  gemaeht  und  Abgaben  von  ihnen  entrichtet 
worden,  lo  sind  nach  die  Bahnen  in  gleicher  Welse  znr  Zahlnng 
verpflichtet 

§  4.  Mit  Kegierun^smitteln  betriebene  StAatjibahnen  und 
Privatbalmen  auf  Aktien  haben  vdin  Tage  des  ünmderweibs  au 
die  Eintrag-nng  ins  Grandregister  zu  veranlassen  und  die  Abgaben 
zu  entrichten. 

§  5.  Die  mit  geliehenem  Kapital  betriebenen  Staatsbahnen 
haben  erst  Abgaben  zn  entrichten,  wenn  die  ganze  Linie  In  Betrieb 
genommen  ist  nnd  Übersehüese  ergibt  Solange  die  Bahn  nidit 
mit  Überschnse  arbeitet^  haben  die  Departements  nnd  Distrikts- 
magistrate  der  betreifenden  Bahndirektion  eine  Anfstellnng  Über 
die  Abgabenbefreinng  zu  übersenden  nnd  gemeinsam  mit  letzterer 
anf  die  Richtigkeit  zu  prüfen.  Diese  Aufstellung  ist  dann  durch 
den  Provinzialschatzmeii>ter  an  die  Provinzialresriening  zu  über- 
mitteln zwec  k»  \\  eitergrtbe  an  das  Finanz-  und  Verkehrsministerium. 

§  6.  Die  mit  geliehenem  Kapital  betriebenen  Staatsbahnen, 
deren  Ban  noch  nicht  beendet  ist  nnd  die  noch  keine  t'herBchflsse 
abwerfen,  haben,  sobald  der  Betrieb  0ewinn  abwirft,^dnreh  das 
Verkehrsministerinm  dem  Finanzministerinm  darüber  zn  berichten, 
welches  dann  stinerseits  bei  der  Frovinzialregiemng  die  Bestenemng 
veranlasst.  Bahnen,  die  bereits  mit  Gewinn  arbeiten,  müssen  vom 
Tage  der  Genehmigung  dieser  Bestimmungen  an  Stenern  entrichten. 
Die  Steuern  für  die  Zeit  vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Bestimmungen 
werden  ans  Billig:keitsrüek8ichten  erlassen. 

§  7.  Die  iSiaatsbahnen  haben  die  Steuern  jährlich  direkt  an 
den  Provinzialschatzmeister  auf  einmal  abzuführen.  Der  Bemessung 
der  Hohe  der  zn  erhebenden  Stenern  ist  der  von  der  Provinz  nach 
Peking  abzuführende  Steuersatz  massgebend.  Zuschläge  für  die 
beim  Einschmelzen  sich  ergebenden  Verluste  bleiben  ausser  Ansatz. 

§  8.   Die  Privatbahnen  haben  nach  Erwerb  der  zum  Betrieb 

erforderlichen  Grundstücke  die  I.okalbehörden  in  Kenntnis  zn  setzen 
zwecks  gemeinsamer  Vornahme  von  Vermessungen.  Die  Steuern 
sind  jährlich  in  zwei  Raten  au  die  zuständigen  Departements-  und 
Distriktsbehürdeu  abzuliefern. 

200 
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§  9.  Fttr  Lftndereien,  die  seitens  der  Eisenliahneii  nnr  ge- 
IMuüitet  sind,  hat  der  Eigentümer  selber  die  Abgaben  sn  entriditen. 

§  10.  Diese  Bestimmongen  treten  im  Jahre  1908  zur  Zeit 
der  ersten  Ernte  in  Kraft  Alle  Bahnregnlative,  die  mit  diesen 
Bestimmungen  in  Widersprach  stehen,  müssen  vom  Inlnrafttreten 
dieser  Bestinminngen  an  entsprechend  abgeändert  werden. 

8.  Milltir. 

Durch  Kaiserliches  Reskript  vom  29.  Angn»t  1907  ist  auf 
Vorschlag  des  Kriegsministeriums  die  Auf  Stellung  von  30  Divi- 
sionen innerhalb  folgender  Provinzen  und  Fristen  befohlen  worden: 
Ko.  1 — 4  bei  Peking  (fertig  aaagebüdet), 

ff    5  und  6  in  Chili  {   „  n  )i 

„    7  in  Shantnng  in  3  Jahren, 

^    8  nnd  9  in  Kiangsu  in  8  Jahren, 

„  10  in  Eiangpei  in  4  Jahren, 

„  11  „  Anhoi     „4  , 

„  12  „  Eiangsi    „4  „ 

„  13  «  Honan     „4  „ 

„  14  „  Hnnan     ^4  ^ 

^   15  „  Hupei  (feitif:  ausfrebildet), 

^   IG         ^         in  4  Jahren, 

„  17  „  Chekiang  „2  ^ 

„  18  ^  Fukien     „2  „ 


19  1 

"  j  in  Kuvangtnng  in  5  Jahren, 
„  21  in  Kwangsi  in  5  Jahren, 

2g]  1»  Jünnan  „  5  „ 

24  in  Eweichon  „5  « 
25 


26  }  in  Ssechnan  in  8  Jahren, 
27 

28  in  Shansi  in  8  Jahren, 

29  ^  Shensi  „3  „ 

30  1 

in  Eansn  in  5  Jahren, 

32  in  Turkestan  in  3  Jahren, 
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No.  88  in  Jehol  in  4  Jahren. 

«  84  «  Hnkden  n  ^  n 
,  85  ,  Kirin  ,  2  „ 

^   86  «  HeUungchiaiiff  „  2     „  . 
Die  Ansaiditen  für  eine  pünktliche  Innehaltaog  dieses  Pro- 
gramms sind  nidit  sehr  gro«.  Die  meisten  Provinsen  haben  bereits 
uutei  Hinweis  auf  ihre  sehlechten  Finanzen  um  Verlängerung  der 
Termine  gebeten. 

IL  Gerichts  Verfassung/) 

Das  oben  erwälinte  Edikt  vom  7.  Jnli  1907,  betr.  die  all- 
nüUiliche  Einfttlming  der  neuen  PrevinEialbeamtenordnnng  hat  aneh 
die  Binriclitiuig  neuer  Gerichte  vorgesehen,  mit  der  gleicbfalis 
in  der  Mandschnrei  vnd  in  der  Provinz  Chiidi  begonnen  und  dann 
allmählich  bis  zum  Ablanf  von  15  Jahren  in  den  übrigen  Provinzen 
fortgefahren  werden  soll.*) 

Am  9.  September  1907  hat  der  Präsident  der  Kommission  för 
die  Revision  der  (Tcsetze,  Shknciua  pen,  dem  Throne  den  Entwarf 
einer  Gerirhtsv  erla.s8un^  vor^eletrt.  deren  Grnndztlgfe  folgende  sind: 

Alle  Zivil-  und  Sträflichen  gehürm.  sowt-iL  sie  nicht  durch 
Gresetz  oder  Verträge  vor  ein  besonderes  Forum  verwiesen  sind, 
vor  die  ordentlichen  Gerichte.  Die  letzteren  zerfallen  in  4  Klassen: 
Unteri^erichte,  Landgerichte,  ObergerichtOi  Oberster  Gerichtshof 
(Ta  Ii  yüan.  Beichsgerieht). 

Die  Untergerichte  sind  Einzelgerichte,  d.  h.  alle  Sachen 
werden  von  einem  Einzelrichter  entschieden. 

Die  Landgerichte  entscheiden  in  erster  Instanz  in  der  Be- 
setsnng  mit  einem  Richter,  in  zweiter  Instanz  oder  in  besonders 
verwickelten  Fsllen  dnrch  ein  Kollegium  von  8  Richtern. 

Dasselbe  gilt  von  detachierten  Landgerichten.  Wird  eine 
Sache  beim  Landgericht  vom  Einzelrichter  an  das  Kollegium  ver- 
wiesen, so  bleiben  die  bereits  getroffenen  Verfügungen  zu  Recht 
bestehen.  ' 

Vergl.  meinen  Aufsatz:  „Die  JuBtizrelonn  in  China"  in  den 
Blfittorn  fflr  vergl.  RechtswissenBchaft  und  Volkswirtschaftsldire}  III.  Jshrg* 
1907,  S.  129  ff. 

*)  Diese  Frist  ist  durch  das  VerfsMungsprogrsmm  vom  Herbst  1906 
auf  9  Jahre  abgekflrst  worden* 
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Die  Obergerichte  sind  Kollegialgerichte,  ond  ab  erkennendes 
Geriebt  stete  mit  8  JEUcbteni  betetet 

Bei  Bevisionaeaehen  ist  die  Zabl  der  Biehter  anf  5  xn 
erbSheiL 

Falls  in  einer  Provinz  ein  einsiges  Obergerieht  nicht  avs- 
reicbt,  kOnnen  in  einzelnen  StSdten  ÖbergerichtaabteUnngen  einge- 
richtet werden. 

Der  Oberste  Gerichtshof  des  Reichs  entsclieidet  in  der 
Besetzung  mit  5  Richtern.  Es  können  in  den  einzelnen  Provinzen 
im  Bedarfsfall  detachierte  Reichsgerichteabteilnngen  eingerichtet 
werden. 

Der  Vorsitzende  einer  Kammer  oder  eines  Senats  kann  einem 
Mitglied  des  RichterkoUegiams  die  Voruntersuchung  übertragen. 
Nach  Beendigung  der  Voruntersuchung  kann  d^  betreffende  Richter 
wieder  als  stimmberechtigtes  Mitglied  in  seine  Kammer  bezw.  seinen 
Senat  eintreten.  Beim  Landgericht  beauftragt  der  Vorsitzende  einen 
der  Einzelrichter  mit  den  Fanktionen  eines  üntersnchnngsrichters. 

Über  die  Errichtung  nnd  Aufhebung  der  Gerichte,  sowie  fiber 
die  Abgrenzung  der  Geriehtsbezirke  entBcheidet  das  Justizminizteriam 
mit  Genehmigung  des  Thrones.  % 

In  folgenden  Böllen  bestimmt  das  nlchst  hShere  Gericht  das 
zuständige  Gericht: 

a)  wenn  das  an  cjkIi  zusLandi^e  Gericht  wegen  Beliinderung  eint» 
Richter»  oder  aus  sonstigen  Gründen  nicht  in  T&tigkeit 
treten  kann, 

b)  wenn  der  Jurisdiktionsbezirk  des  betreffenden  Gerichts  nicht 
zweifelsfrei  abgegrenzt  ist, 

c)  wenn  sich  mehrere  Gerichte  für  zuständig  erkhiren, 

d)  wenn  sich  mehrere  Gerichte  durch  eine  nicht  mehr  anfechtbare 
Entscheidung  fbr  onzuslSndig  erklären,  aber  eines  Ton  ihnen 
das  zuständige  ist 

Die  Untergeriehte  sind  zuständig: 
A.  in  Zivilsachen 

1.  für  Klagen  wegen  vermögensrechtlicher  Ansprüche  mit  einem 
Streitobjekt  im  \\'erte  vun  höchstens  200  Taels  (ca.  600  M.), 

2.  iiliue  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegenstandes  für 
Klagen  ans  Hausmiete,  wegen  Grundsttlcksgrenzen,  wegen 
des  Besitzrecbts  aus  Pfand-,  Iieih-  oder  Aofbewahrungs- 
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▼erträgen,  zwischen  dem  Diemthemi  und  Gesinde  ans  Ver- 
trägen, die  höchstens  anf  1  Jahr  ahgeschlossen  sind,  wegen 

Wirtszechen  in  Wirtshäusern  und  Hotels  oder  wegen  des 
Gepäcks  der  Reisenden; 

B.  für  die  Augeiegenheiteu  der  freiwilligen  üerichtsbarkeit; 

C.  in  Strafsachen 

1.  fttr  alle  Vergehen,  welche  nach  bisherigem  Recht  höchstens 
mit  1  Jahr  Yerbannnng  oder  1  Jahr  Geftngnis  oder  100  Dollar 
(200  M.)  Geldstrafe  bedroht  sind, 

2.  f&r  Diebstahl  nnd  Hehlerei  (die  vor  Inkrafttreten  des  nenen 
Strafgesetabnchs  mit  Todesstrafe  bedrohten  DiebstablsfiUle 
sind  an  die  Landgerichte  an  überweisen). 

Die  Landgerichte  sind  zuständig: 

A.  in  Zivilsachen 

1.  als  erste  Instanz  für  alle  Klagen,  für  welche  die  Unter- 
gerichte  nicht  zuständig  sind, 

2.  in  E weiter  Instanz  für  Bemfiingen  gegen  die  Urteile  nnd 
fttr  Beschwerden  gegen  die  Beschlösse  nnd  Verfttgnngen  der 
üntergerichte; 

B.  in  Strafsachen 

1.  in  erster  Instanz  Ar  alle  Fftlle,  die  weder  zur  Znstftndig- 
kelt  der  Üntergerichte  noch  des  Beichsgeriehts  gehören, 

2.  in  zweiter  Instanz  wie  unter  A2i 

C.  iu  Konkurssachen; 

D.  fttr  die  Beschwerde  gegen  Beschlüsse  oder  Verfü^ngen  der 
üntergerichte  in  Angelegenheiten  der  nichtstreitigen  Ge- 
richtsbarlieit. 

Die  Obergericlite  sind  zustftndig: 

1.  fOr  Bemfnngen  gegen  die  Urteile  I.  Instanz  der  Landgerichte, 

2.  für  die  Hevision  gegen  die  Urteile  IL  üostanz  der  Landgerichte. 

3.  für  die  Beschwerde  gegen  Beschlüsse  und  Verfügungen  der 
Landgerichte. 

Der  Oberste  Gerichtshof  des  Reichs  (Ta  Ii  ytian)  besteht 
ans  2  Zivil-  und  4  Strafeenaten.  Ein  Präsident  nnd  ein  Vize- 
präsident führen  die  Dienstaufsicht.  Das  Bichterkolleginm  bestellt 
ans  2  Senatspräsidenten,  die  gleichzeitig  den  Vorsitz  im  1.  Zivil* 
bezw.  Strafsenat  ftthren,  sowie  19  Straf-  und  9  Zivilrichtem. 
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Detachierte  BeichsgerichtBabteilongeD  kOonen  bei  den  Obergeriehten 
der  Provinsen  eingerielitiet  werden. 

Die  Zastindigkeit  des  Beichagericbte  nmfaaBt: 
I.  Bevision  der  Bemfiingsorteile  der  Obergericbte  und  Beschwerde 

gegen  Beschltne  und  Verfügungen  der  Obergerichte. 
IT.  In  erster  Instanz: 

a)  l*ulitisclie  Verbrechen, 

b)  Straftaten  von  Mitgliedern  des  Kaiserlichen  Hauses, 

c)  Fälle,  die  ihm  diircb  besondere  Kaiserliche  Verftignng  äber> 

wiesen  werden. 

Die  Frage  der  Abweichungen  von  früheren  Entscheidungen 
einzelner  oder  vereinigter  Senate  ist  analog  den  Bestimmiingeii  des 
§  187  des  deutschen  Gerichtsverfassnngsgesetzes  geregelt 

Die  Gesetsesanslegang  des  Reiehsgerichts  ist  fttr  die  imter- 
geordneten  Gerichte  bindend. 

Staatsajiwaltflcluifleii  werden  eingerichtet  bei  den  Untere, 
Land-,  Obergerichten  nnd  dem  Bdchsgerichti  sowie  bei  den 
detachierten  Abteiinngen  dieser  Gerichte.  Bei  dem  Land-  und 
Obergericht  besteht  die  Staatsanwaltschaft  ans  einem  Ersten  Staats- 
anwalt nnd  mindestens  2  Staatsanwälten,  beim  Reichsgericht  ans  dem 
Oberreichsanwalt  und  6  Reichsanwälten.  Das  VerhSltnis  der  Staats- 
anwaltschiiften  zu  den  l i»M-ic]iten,  sowie  ihre  Zuständigkeit  ist  genau 
wie  in  der  deutschen  (Teriihtsvf rtassun^^  t^ere^^elt. 

Uber  die  Befähigung  zum  Amt  eines  Kichlers  oder 
Staatsanwalts  enthält  der  Entwurf  folgende  Bestinnnungcn: 
Richter  und  Staatsanwälte  müssen  das  zweite  juristische  Examen 
abgelegt  haben.  Wer  mindestens  3  Jalire  anf  einer  Provinzial- 
rechtsschnle  studiert  oder  ein  Abgangszeugnis  einer  ausländischen 
juristischen  Falcultät  besitzt,  kann  zum  Beferendarexamen  zuge- 
lassen werden.  Die  AbsolTiernng  der  Bechtshochschnle  in  Peicing 
wird  dem  Bestehen  der  Referendarprttfnng  gleich  geachtet  Die 
Vorschriften  für  die  erste  jnristische  Prfifting  werden  von  dem 
Jastizministerinm  nach  Genehmig^ung  durch  den  Thron  erlassen. 
Nacli  Bestehen  der  ersten  Prüfung  folgt  eine  2jährige  Ausbildung 
Iniui  Unter^ericht  und  der  Staatsanwallücliaft.  Wer  die  zweite 
l'rnfnu}?  lje.stan<i(  u  hüi.  wird  als  Richtei -Anwärter  oder  Staatsanwalt- 
Anwärter  d*-n  «  iii/rlin  11  lit  rirlit.-u  und  Stiiatsanwaltschat'ten  zuereteilt, 
bis  er  zur  Anstellung  kommt.   Wer  mindestens  3  Jahre  lang  als 
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Lehrer  an  einer  Provinzialrechts«chnle  oder  als  Auwak  gewirkt 
hat,  kann  auch  ohne  Examen  zum  ^Anwärter"  eruanut  werden. 

Die  Anstellung  als  Richter  oder  Staatsanwalt  erfolgt  hei  ein- 
tretender Vakanz,  nnd  zwar  in  der  Re^el  zunächst  bei  einem  Unter- 
gericht. Bei  mehr  als  3Jähriger  Anwartschaft  kann  die  erste 
Anstellnng  auch  bei  einem  Landgericht  gescheheiL 

üniäUiig  snr  Beldeidmig  des  Amtes  eines  SichteTS  oder 
Staatsanwälte  ist:  1.  wer  die  bfirgerlichen  Ehrenrechte  verloren  hat, 
2.  zu  Verbannung  Aber  8  Jahre  vemrteilt  ist,  oder  8.  sein  Vermögen 
▼ergendet  hat  nnd  venchnldet  ist. 

Die  BangverhillüilsBe  der  lUehter  nnd  Staatsanwälte  sind 
wie  folgt  geregelt: 

1.  Beim  Keiehsgericht. 


Präsident  des  Kei<  lisg-erichts    .    .    .  BAngklasse  U 

Vizepriisident  des  Reichsgerichts  .    .  „  III 

Senatspräsident  des  Reichsgerichte   .  IV 

Richter  des  Reichsgerichts  ....  „  V 

OberreichBanwalt  des  Reichsgeiichte .  ^  Illb 

Reichsanwälte  des  Reichsgerichte.  .  ^  Y 

2.  Bei  den  Obergerichten. 

a)  In  Peking. 

Präsident   Haugkiaüse  IV 

Richter   „  Vb 

L  Staatsanwalt   „  TV 

Staatsauwalt   „  Vb 

b)  In  den  Provinzen. 

PrSsident  nnd  t  Staatsanwalt .  .  .  Rangklasse  IVb 

Richter  nnd  Staatsanwälte  ....  ^  VI 

3.  Bei  den  Landj^ferichten. 

a)  In  Peking. 

Präsident   Kaugklasse  IVb 

Richter   ^         V  b 

1.  Staatsanwalt   ^  V 

Staatsanwälte   „  VI 

.   b)  In  den  Provinzen. 

Präsident  nnd  1.  Staatsanwalt .  .   .  Rangklasse  Vb 

Richter  and  Staatsanwälte  ....  .  VIb 
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4.  Bei  den  üntergeriehtes. 
a)  Iii  Peking. 

Richter  uud  Amtsanwalt  Ivangklasee  VTb 

b)  In  den  Provinzen  .  ^  VII 

Die  beiden  Presidenten  des  fieichsgericbts  werden  vom  Thron 
aasgewtthlt  und  ernannt;  die  Beamten  der  III.  und  IV.  Bangldawe 
werden  dem  Thron  für  die  Ernennung  in  Vonchlag  gebracht;  von 
der  V.  Klasse  ab  wird  ttber  die  yollzogene  Ernennung  an  den 
Thron  berichtet. 

Voransetssiing  für  die  Ernennung  aam  Bichter  oder  Staats- 
anwalt bei  einem  Oberj^ericht  ist:  1.  mindestens  5jährige  Tätigkeit 
als  Richter  oder  Suua.'>anvvalt,  2.  oder  mindestens  5jährige  Tätigkeit 
als  Lehrer  an  einer  PiovinzialrechtsBchnle  oder  als  Rechtsanwalt. 

Richter  oder  Staatsanwalt  beim  Reichsgericht  kann  nur 
werden,  wer  mindestens  10  Jahre  als  Richter  oder  Staatsanwalt, 
oder  als  Rechtslehrer  bezw.  Rechtsanwalt  tätig  gewesen  ist. 
Richter  und  Staatsanwälte  dürfen  w&hrend  ihrer  Amteaeit  keinen 
politischen  Parteien  oder  Vereinen  and  keinen  VolksYertretiuigen 
angeboren;  sie  dürfen  weder  Mitarbeiter  von  Zeitnngen  noch  als 
Rechtaanwftlte  tfttig  sein,  anch  kein  Handelsgewerbe  treiben. 

Wenn  ein  Richter  oder  Staatsanwalt  in  der  Provinz  ans 
Altersschwäche  seinem  Amt  nicht  mehr  gewachsen  ist,  so  hat  der 
Obergerichtspi'äsideMt  bezw.  der  Oberstaatsanwalt  zusanimen  mit 
dem  Provinzialjiustizkoiiiniissar  an  das  jMinisterium  zu  berichten. 
weUhes  beim  Thron  die  Abberufung  dcö  betreffenden  Beamten 
beantragt.  lu  Pekinjr  wird  der  Antrag-  dnrrh  den  Presidenten  des 
Reichsgerichts  gemeinschaftlich  mit  dem  Jnstizmini8terinm  gestellt. 

Das  Justizministeriam  hat  nicht  das  Recht,  Richter  nnd 
Staatsanwälte  nach  Belieben  an  versetzen,  zor  Disposition  za  ateUen^ 
zu  entlassen  oder  im  Gehalt  zn  kürzen.  Ansgenonunen  sind  die 
beiden  oben  erwähnten  Fälle  (nnerlaobte  Beschäftigung  ans  Altera- 
schwäche);  femer  strafweise  Versetzung  im  Disziplinarverfahien 
oder  Entlassang  auf  Grund  richterlichen  Urteils. 

über  die  Pensioniernng  der  Richter  und  Staatsanwälte 
weiden  norli  lie.suiidere  Be8timmun;.'^en  eilassen. 

T>ie  \'nvsrbriften  über  die  (ierichtsschreiber  entsprechen 
dem  deutscheu  Recht  und  bieten  deshalb  nichts  Neues. 
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Die  Gerichtsdolmetscher  werden  je  nach  Bedarf  in  Peking 
dnrch  das  Justizministerium  und  in  der  Provinz  durch  den  Justiz- 
koinmissar  ernannt. 

Das  Recht  der  Ansiellnng-  von  Gerichtsvollziehern  kann 
das  Ministerium  den  Justizkommissaren  oder  dem  Oberg^richts- 
präaident  übertragen.  Die  Gerichtsvollzieher  müssen  Kaution  stellen 
und  erhalten  eine  Bemnneration.  Eine  besondere  GerichtsvoUzieher- 
ordnnng  wird  noch  yom  Jnstisministeriiun  erlassen  werden. 

Die  Gerichtssprache  Ist  chinesisch.  Bei  Parteien  oder 
Zeugen,  welche  nicht  chinesisch  verstehen,  mnss  ein  Dolmetscher 
zQgesogen  werden. 

Für  die  Hanptverhandlong  und  die  ürteüsverhftndignng  gilt 
das  Prinsip  der  Öffentlichkeit  mit  denselben  EinsehrSnkmigen 
and  Ansnahmen  wie  im  deutschen  Recht.  Anch  die  Sitznngspolizei 
ist  analog:  dem  deutschen  Gerichtsverfa.ssung-sgesetz  geregelt.  Als 
Ordnungsstrafe  kann  der  Vorsitzende  Geldstrafe  bis  zu  10  Dollar 
(20  M.)  oder  liaft  bis  zu  10  Tagen  verhängen.  Bei  Ungebühr  des 
Klägers  oder  Beklagten  kann  auch  das  Verfahren  eingestellt,  bezw. 
die  betreffende  Partei  als  nicht  erschienen  behandelt  und  daher 
Vers&nmnisurteil  erlassen  werden!  Für  die  Verhängang  von  Ord» 
nnngsstrafen  kommen  nicht  die  über  Deliktskonknrrenz  zur  An- 
wendiuig,  auch  gibt  es  dagegen  weder  Beniftang  noch  Beschwerde. 
Die  §§  184  nnd  185  des  deutschen  Gerichtsverftssongsgesetses  sind 
fast  wQrtlich  ttbemommen. 

Die  Beratung  nnd  Abstimmung  des  Gerichts  sind  geheim 
nnd  die  beteiligten  Richter  zur  Verschwiegenheit  verpflichtet  Auch 
dieses  Kapitel  Ist  fast  ^örtlich  dem  deutschen  Gerichtsverüusungs- 
gesetz  entlehnt. 

Die  Gerichte  und  StaatÄanwalt8chafteu  haben  sich  gegenseitig 
Rechtshilfe  zu  leisten. 

Die  Justizverwaltung  ist  wie  folgt  geregelt: 
Das  Recht  der  Aufsicht  steht  zu 

1.  dem  Justizminister  hinsichtlich  sämtlicher  Gerichte  und  Staats- 
anwaltschaften  im  Reiche; 

2.  dem  Prftsidenten  des  Reichsgerichts  hinsichtlich  dieses; 

8.  dem  Provinzialjustizkommissare  (bisher  „Provinsialober* 
richter**  genannt)  hinsichtlich  der  Gerichte  und  Staatsanwaltr 
Schäften  der  betr.  Provinz; 
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4.  dem  Oberpräsidenten  faioaiebtlicli  d«8  Obergerichts  nnd  der  Ge« 
richte  des  Bezirks; 

5.  dem  LandgeriehtoprSeidenten  hingicUich  des  Landgeriehta  lud 
der  zum  Landgerichtobesirk  gehSrigen  ünteigerichte. 

Analog  ist  die  Dienstanftleht  bei  der  Staatsanwaltackaft  ge- 
regelt. 

Die  Bcaufsiclitigun«:  der  Gerichte  darf  nicht  zu  einer  lie- 
scliränkung  der  richt<»rlicheu  Betug^nisse  und  zu  eiuem  Emgreit'en 
in  die  Rechtsprechuug  führen. 

Sobald  der  Entwnrf  des  Gerichtsverfassun^gesetzes  die  Kaiser- 
liclie  Genehmigung  erlialten  hat,  soll  er  zunächst  bei  den  versuchs- 
weise eingerichteten  Gerichten  eingeführt  werden  und  binnen 
15  Jahren  im  ganzen  Reiche  in  Kraft  treten  (vergL  die  Anmer- 
kung 2  S.  3169). 

Als  BeichsgesetK  ist  der  Entwurf  bisher  nicht  publiziert 
worden.  Doch  sind  auf  seiner  Grundlage  in  Tientsin,  Pekingr  und 
Mukden  bereits  neue  GerichtebehSrden  versuchsweise  eingerichtet 
worden.  In  Tientsin  (Prttfektur)  bestehen  seit  Herbst  1967  1  Ober- 
gericht, 1  Landgericht  nnd  4  TTntergerichte;  in  Peking  seit  9.  De- 
zember 1907  1  Obergericht,  1  Landgericht  und  8  üntergerichte ;  in 
Mukden  seit  dem  3.  Januar  1908  1  Obergericht,  1  Land  gerieht 
und  Unterorerirhte,  Für  jede  der  drei  Städte  ist  eine  besondere 
provisorisch»'  liericht.sverfassnngs-  und  Prozessunlnuni:  u*Kchatt*en 
worden  (für  Tientsin  vom  25.  Juli  1907,  für  Peking  vom  2.  De- 
zember 1907,  für  Mukden  von  Ende  Dezember  1907),  die  von  den 
Normativbestimmungen  des  Gesety-entwurfB  vom  9.  September  1907 
zum  Teil  etwas  abweichen.  So  ist  besonders  die  Zustfindigkeit 
der  einzelnen  Gerichte  verschieden  geregelt  In  Strafsachen  ist 
die  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  auf  Übertretungen  und  Vei^geben, 
die  mit  Geld-  oder  Prttgelstrafe  bedroht  sind,  herabgesetast.  Die 
Tientsiner  Amtegerichte  sind  in  Zivilsachen  nur  Ar  Streitobjekte 
bis  zu  100  Taels  (300  H.)  zuständig. 

Die  Zastilndigkeit  der  Obergerichte  ist  erweitert  in  Tientsin 
anf  die  Nachi>rUfung  aller  auf  Verbannung  lautenden  Urteile,  in 
^lukdcu  aul  Strafsachen  der  Gelbgürtel  und  Kotpürtel  (Verwandte 
des  KniKerl.  Hauses),  Vei  lireehen  der  Beamten  fi:e<j:en  den  Staat  und 
allr  duicli  Kaist  i  l  Edikt  speziell  ülM-rwiesone  Falle.  Anch  sind  die 
drei  Obergerichte  vurliiuiig  noch  nicht  für  die  ganze  Provinz,  sondern 
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nur  für  die  betr.  PrSfektar  zoitandig.  Die  Folge  davon  igt,  dass 
Mth  der  bisherige  Froyinslaloberrichter,  der  nach  der  neuen 

Beamtenorganisation  als  „Provinzialjustizkdinrnissar"  uur  Justiz- 
verwaltungsbeamter sein  soll,  vorläufig  noch  g^ewisse  richterliche 
Befugnisse  beibehält.  So  ist  er  in  Mnkden  Berufungsinstanz  cregen 
die  Urteile  cb  r  Präfekten,  Subpr-it«  kten  und  Magistrate  in  den  Be- 
zirken, wo  noch  kein  Landgericht  besteht,  und  in  der  Provinz 
Chihkli  liegt  ihm  die  Nachprüfung  aller  Prozesse  ob,  in  denen  auf 
Todesstrafe  zu  erkennen  und  an  den  Thron  zu  berichten  ist. 

Anch  das  Beichsgericht  in  Peking  vird  infolge  der  Be- 
stimmnng,  dass  ihm  dnrch  Kaiserl.  Beskript  jeder  Fall  znr  Ent- 
flcbeidnng  Überwiesen  werden  kann,  mit  f^t  allen  wichtigeren  Straf- 
sacken  beftast,  die  sich  im  Beatirk  der  Beickshanptstadt  ereignen 
nnd  für  die  an  sich  das  Landgericht  snstSndig  wftrs.  Es  wird  in 
dieser  Hinsieht  ganz  nach  Willkftr  verfUiren.  Ein  KaiserL  Beskript 
kann  trotz  aller  Gesetze  jeden  Augenblick  ein  Ansnahraeverfahren 
befelilen.  So  wurde  z.  B.  erst  kilrzlicli  ein  Hochverratsprozess,  bei 
dem  eö  sich  um  den  Verkauf  geheimer  Nachrichten  durch  chinesische 
Beamte  an  eine  fremde  GesandtÄchaft  handelte  und  die  Haupt- 
scliuhliß-en  zu  lebensläntj^licher  Verbannun»"  verurteilt  wurden,  über- 
haupt nicht  durch  ein  ordentliches  Gericht,  sondern  durch  eine 
ad  hoc  zusammenbernfene  Kommission  von  Ministern  erledigt. 

Als  Knriosum  sei  si^hliesslich  noch  erwähnt,  dass  das  Justiz- 
ministerinm  ans  Anlass  der  £rdffhnng  der  nenen  Qeriohte  beim 
Thron  beantragt  hat^  dass 

1.  bei  Abänderang'der  Entscheidnng  des  Vorderrichten  durch  die 
hdbere  Instanz  der  Yorderrickter  deshalb  nicht  znr  Bechen- 
sehaft  gezogen  werden  darf,  es  sei  denn,  dass  er  sich  einer 
strafbaren  Nacblllssigkeit  schuldig  gemacht  und 

2.  dass  für  die  ersten  6  Monate  wegen  Irrtümern  nnd  Versehen 
keine  Verweise  erteilt  werden  dürfen. 
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IxetVrent:  Dr.  Mecheliii,  Helsinfrfor?!, 

CrUber  Vizepräsident  dea  Senat«  von  Finland. 

Landtagsordnung  für  das  Grossfdrsteatum  Finland 

vom  20.  Juli  1906. 

1.  Kapitel. 
Allgemeines. 

§  1.  Der  Landtaff  des  Orossflirsteiituiiia  Finland  «tollt  das  fin- 
Iftndiicbe  Volk  dar. 

§  2.  Der  Landtag  bildet  eine  Kammert  die  aui  iweihundert  Ab- 
geordneten bestellt, 

§  8.  Die  Liindta^swuhleu  lludeu  jedes  dritte  Jahr  gleichzeitig  im 
«rnn/eu  Lande  statt.  Der  Auftrag  eines  AHf^«»ordnpten  beginnt,  so^mld 
er  für  gewählt  erklärt  worden  i«t,  und  dauert  bis  zum  Abschluß  der 
nächsten  Wahlen. 

Der  Kaiser- (Jroi.sfür>i  hat  jedoch  dat.  Keclit,  vor  Ablauf  der  lui 
ersten  Abtata  genannten  dreijälirigen  Periode  neue  Wahlen  anavbefehlen; 
in  diesem  Fall  gelten  —  falle  nicht  eine  nene  AuflOeuog  dee  Landtage« 
stattfindet  —  die  Vollmachten  der  Abgeordneten  auf  drei  Jahre. 

§  4.  Die  Abgeordneten  werden  durch  unmittelbare  und  pro* 
portionello  Walil  bestimmt;  für  diesen  Zweck  wird  das  Land  in  min- 
defltens  zwölf  und  höchstens  achtzehn  Wahlkrei.se  eingeteilt. 

Wo  OrtsN  frhilltniss«»  Abweichiinij  vnii  dem  |)ro|iorti()uellen 
Wahlmodus  erhei^ehi-n,  können  jedoch,  übt'r  dm  <:'Miaiinte  Anzahl  hinauf, 
Wahlkrf'ise  für  die  Wahl  nur  eines  Abgeordi.'  ten  ^^ebildet  werden. 

Bei  den  Wahlen  haben  alle  Stimmberechtigten  gleiches  Stimmrecht. 

Das  Wahlrecht  darf  nicht  durch  einen  fievolimi<^tigten  ausgedbt 
werden. 

Nnhere  Betitimmungen  Aber  die  Wahlkreise  sowie  Aber  die  Zeit 
far  die  Wahlen  und  den  Wahlmudus  sind  in  einem  besonderen  Wahl» 

gesetz  enthalt  I  i  1. 

ij  .').  Herochtiut  zur  Teilnabmc  an  den  Landta^swnbl<^it  i^t  jeder 
iiidiindischo  Hurjjor  uiHiinliclieii  und  weiblidien  Geschlechts,  der  vor 
düui  Wiililjahre  vierunUzwanzig  Juhre  alt  gewurdeu  ist. 
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Vom  Wahlrecht  ausgeschloseen  ist: 

1.  wer  tich  im  aktiven  Militärdienst  befindet; 

2.  wer  unter  Vonnundscluvft  steht; 

3.  wer  nicht  w&hreud  der  drei  letaten  Jahre  im  Lande  eingeachrieben 

gewesen : 

4.  wer  aus  anderer  Ursache  als  Mittellosigkeit,  die  durch  ein  Zeugnis 
der  Gemeindeverwaltuuj;  bescheinigt  worden,  unterlassen  hat,  die 
ihm  (flr  die  swei  letatvergangeneii  Jahre  au  Lasten  geschriebenen 
Staatsateaeni  au  sahlen; 

b.  wer  Ton  der  Armenpflege  nnteratfltat  wird,  ialla  möht  diese  Unter» 
etfltzung  nur  zufälliger  Art  ist 

6.  wer  als  Gemeinschuidner  sich  im  Eonkursverfahreo  befindet,  ehe  er 
die  Übersicht  der  VeruiögensmasKe  beeidigt  hat  : 

7.  wer  wRL^eii  Landstreichens  zu  öffentlicher  Arlieit  verurteilt  worden  ist. 
Iiin  zum  Ablauf  des  dritteji  Jahres  nach  seiner  Freilassung  aus  dem 
Arbeitühause; 

8.  wer  aal  Grund  eines  geii(ditli<dien  Urteils  eines  guten  Leumandes 
ermangelt  oder  unwfirdig  ist,  im  Offentlidien  Dienst  des  Landes 
verwandt  an  werden  oder  einen  anderen  au  vertreten; 

9.  wer  ftberfahrt  iet»  bei  einer  Landtagswahl  Stimmen  gekauft  oder 

vollauft  oder  einen  Versuch  dazu  gemacht  zu  haben,  oder  wer  an 
mehr  als  einer  Stelle  seine  Stimme  abgegeben  hat,  oder  durch 
Gewalt  oder  Drohungen  die  Wahlfreiheit  gestört  hat,  bis  zum  Ablauf 
des  sechsten  Kalenderjahres  nach  dum  Jahre,  wo  das  endgültige 
Urteil  in  der  Sache  erg^ing. 

§  6.  Jeder  Wahlberechtigte  kann,  ohne  Rücksicht  auf  den  Wohn- 
ort zum  Abgeordneten  f^ewählt  werden. 

§  7.  Kin  Heaiiit^T.  der  mittelst  seiner  amtliclien  Autorität  auf  die 
Abgeordneteitwalil  einzuwirken  sucht,  ml  t>eiues  Amleä  zu  entäetzeu. 

Wer  durdb  Verlockungen  und  Verffihrungen  die  Wahlfreiheit  stört, 
wird  mit  Gettngnis  bis  an  drei  Moneten  bestraft  Kamen  hierbei  Gewalt 
oder  Drohungen  aar  Anwendung,  so  ist  die  Strafe  Gefängnis  von  einem 
Monat  bis  zu  einem  Jahr;  war  der  Schuldige  ein  Beamter,  so  ist  er 
ansserdem  des  Amtes  zu  ent^ietzen. 

Kin  Arbeitgeber,  der  den  bei  ihm  angest  -IItt  ii  Wahlbfreclitii^teu 
nicht  naeh  Mn^rliehkeit  (tcIo*: -uheit  bietet,  ihr  Wahlrecht  auszuüben, 
wird  mit  einer  O-ddluisse  Ix-straft. 

§  8.  Wer  auf  (jrund  üch  Wahl^ts  -tzes  zum  Abgeordneten 
gewählt  erklärt  worden  ist,  darf  von  diesem  Auftrag  nicht  entbunden 
werden,  falls  er  nicht  einen  vom  Gesetz  anerkannten  Behinderungsgrund 
oder  andere  Gründe  anführen  kann,  die  der  Landtag  fflr  gut  anerkennt. 

§  9.  Ein  Abgeordneter  ist  verpflichtet,  in  der  Ausabüng  seines 
Auftrage*  so  au  handeln,  wie  es  Redit  und  Wahrheit  heisdien.  Er  ist 
dabei  an  keine  anderen  Vorschriften  gebunden,  als  an  die  Gmndgesetae 
des  Landes. 
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§  10.  Eiüöin  Ahgeordiipteu  darf  nicht  verwehrt  werden,  sich  zum 
lAodtftg  einzutiDden  uud  sein  Amt  auszuüben. 

§  11.  Ein  Abgeordneter  diurt  nicht  wegen  der  von  ihm  geäusserten 
Annobten  oder  teinee  sonstigen  Veilialteits  wihreiid  der  VerfasiidlaDgen 
unter  Anklage  gettellt  oder  der  IVeibeit  beraubt  irerden«  ftlle  nidit  der 
Landtag  toldiee  durch  einen  Beecdilun  gestattet  hat.  fflr  dw  mindeetent 
der  anwesenden  Mitglieder  deeaelben  gestimmt  hn^ u 

§  12.  ^^':il^rend  der  Sitzungsperiode  darf  ein  Abgeordneter  ohne 
Genehmigung'  ci«>s  Lnrultac^es  nicht  wegen  eines  begangf^npf?  Verbrechens 
verhaftet  worden,  ausser  wenn  das  Gericht  seine  Verliaflun«,'  anordnet 
()(l*  r  wenn  er  auf  frischer  Tat  h^i  der  Begehung  eines  Verbrechens  er- 
tappt wird,  welches  mit  einer  nicht  geringeren  Strafe  als  sechs  Mo- 
naten Gefängnis  bedroht  ist. 

Ist  ein  Landtagaabgeordneter  wihrend  seiner  Reise  avm  Landtag  aus 
anderen  ab  dem  im  Absats  1  genannten  Orflnden  rerhaftet  worden,  so 
ist  er  freizulassen,  wenn  der  Landtag  soldies  bescbliesst. 

Die  Verhaftung  eines  Abgeordneten  muss  sofort  dem  Prisidenten 
mitgeteilt  werden. 

§  13.  Vergreift  sicli  i<'Tn;itul  durch  Wort  oder  Tat  an  einem  Ab- 
geordneten, während  sich  iiie>er  auf  der  iieise  ziiui  oder  vom  Ijandtag 
befindet  oder  während  der  Sitzungsperiode,  und  geschah  es  mit  Kenntnis 
der  Tatsache,  dass  er  Abgeordneter  ist,  oder  wendet  jemand  nach 
dem  Landtag  gegen  einen  Abgeordneten  wegen  Ausfllbmng  seines  Auf* 
träges  Gewalt  an»  so  ist  der  Umstand,  dass  das  Verbreohen  gegen  einen 
Abgeordneten  ausgefohrt  wurde,  als  besonders  ersehwwend  an  betraditen. 

Das  in  bexuo;  auf  Abgeordnete  Gesagte  gilt  audi  hinsicfatlidi  der 
Scbriftfülirer  und  Bediensteten  des  Landtags. 

^  14.  Die  Abgeordneten  werden  ans  Staut.-^sjelderu  be.soldet  und 
eriialteii  ausserdem  eine  iuitschiidiguug  für  die  Heise  vom  oder  zum 
Landtag. 

Die  Besoldung  btitragt  für  einen  urdentlicheu  Landtag  1400  M. 
oder,  falls  der  Landtag  aufgelöst  worden  oAm  der  Auftrag  des  Abge^ 
ordneten  frflher  als  neunaig  Tage  nach  Beginn  des  Landtags  aufgehört 
hat,  16  M.  täglich.  Wihrend  eines  ordentlidien  Landtags,  der  nadli 
Auflösung  eines  Landtags  und  nadi  erfolgten  neu€n  Wahlen  /u  einer 
anderen,  als  der  im  Gesetz  bestimmten  Zeit  zitsammentritt,  und  während 
oine.<;  aus.<^erordentliclien  Landtags  ist  die  Besoldung  /lieselbe  wie  oben 
angegeben,  doch  darf       im  pnnzrn  nicht  1400  M.  tiliersteigen. 

§  15.  Fin»let  sidi  em  Abgcurdnelur  niclit  rechtzeiti;:  im  Landtag 
ein  oder  bleibt  er  ohne  (Jenehniigiing  des  Landtags  von  einer  .Sitzung 
aus,  und  kann  er  keLueu  vom  Landtag  gutgeheisseuen  Behinderuugi»grund 
vorweisen,  so  kann  der  Landtag  ihn  sum  Verlust  der  Besoldung  ver- 
urteilen, und  awar  au  16  M.  fflr  jeden  versSumten  Tag  und  ausserdem  au 
einer  denselben  Betrag  nicht  ftbersteigenden  Geldbusse.  Bleibt  die  Geld* 
buBse  ohne  Wirkung,  so  kann  der  Landtag  den  säumigen  Abgeordneten 
seines  Auftrages  für  verlustig  erklären. 
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1  2.  Kapitel. 

Beginn,  Auflösung  und  Schluss  des  Landtags. 

§  16.  Die  Sitzungen  des  Landtags  finden  in  der  Hauptstadt  des 
Landes  statt,  ausser  wenn  solches  wepen  feindlichen  Einfalls  oder  anderer 
wichtigen  Hindernisse  unmöglich  oder  für  die  Siclierheit  des  Landtaj^ 
mit  G<^fahr  vfsrbunden  ist,  in  welchem  Kall  der  Kaiser-Grossfürat  einen 
andern  Versammlungsort  inuuriialb  dos  Landes  bestimmt. 

§  17.  Der  ordentliche  Landtag  ver«ammelt  sich  jährlich,  narh 
jedesmal  besonders  ausgefertigter  Berufung,  am  ersten  Tag  im  Monat 
Februar,  falls  nidbt  der  Kaiser  Oroasfafsl;  einen  andern  Tag  des  Jabree 
bestimmt,  und  gebt,  laut  AllerbOchster  Verordnang,  den  neunri^ten 
darauf  folgencbn  Tag  auseinander,  ausser  in  dem  Fall,  wenn  der  Kaiser^ 
Groesffifst  nach  eigener  Prdfung  oder  auf  Vonteilung  des  Landtags  be> 
stimmt,  das8  der  Landtag  früher  oder  später  sich  auflOsen  soll. 

Ist  ein  im  vorhergehenden  Abschnitt  oder  sonst  in  diesem  Gesetz 
für  einen  bf>stimmten  Fall  vor<jpschriebener  Tag  ein  Ft^iertag,  SO  gilt  die 
Vorscbr  fr  t  ir  den  zunächst  darauf  folgenden  Wochentag. 

§  18.  Wenn  der  Kaifier-Grof^sffirst  wfilirtnd  eines  ordentlichen 
Landtags  neue  Wahlen  anbefiehlt,  so  winl  der  Landtag  an  dem  Tage 
aiifgel^int,  den  der  Kai<-or-Grt).ss fürst  hat  bekannt  g^eben  lassen.  In  solchem 
Falle  soll  nach  den  2s'euwalilen  der  ordeutliche  Landtag  aiu  ersten  Tage« 
des  nidifften  Monats,  dw  neunzig  Tage  naob  der  Auflösung  fällt, 
oder  an  einem  frOberen  vom  EBiser'GroBfflmten  bestimmten  Tage  ron 
neuem  mi  sam  men treten . 

Werden  neue  Wahlen  anbefohlen,  nachdem  der  ordentlidhe  Landtag 
aufgelöst  worden  ist  und  können  die  Walilen  nicht  vor  dem  eisten  Tage 
des  nichstlolgenden  Februarmonats  zu  Ende  geführt  werden,  so  wird 
der  Beginn  den  ordentlichen  Landta<,rs  Iiis  7iim  ersten  Tage  des  Kalender- 
monats aufgeschoben,  der  nach  Bekanntmachung  des  Ausgangs  der  Wahlen 
zunächst  fällt. 

§  19.  \  om  Kaiser-Gros>für.«iten  hängt  es  ab,  einen  ausserordent- 
lii  lien  Landtag  zu  berufen  und  zu  bestimmen,  waim  er  auseinander- 
gehen soll. 

Der  Beginn  eines  ausserordentlichen  Landtags  ist  nicht  frfiher 
anxttsetara,  als  auf  den  fünfsehnten  Tag  nach  Ausfertigung  der  Berufung, 
und  darf  ni<dit  linger  dauern  als  bis  cum  lotsten  Wodientag  vor  Beginn 
«nes  ordentlichen  Landtags. 

In  einem  ausserordentlichen  Landtage  dürfen  nur  solche  Fragen 
erörtert  worden,  die  die  Rerufun«:  de.s  L.mdtap«;  vernnlas.-^t  liaben  oder  fonst 
vitm  Kaiser-ürossfürsten  deniseltion  unterbreitet  werden,  .sowie  Fragen,  die 
mit  derartigen  An^eleRoidieiten  in  untrennbarem  Zusammenbani:  stellen. 

§  20.    Bio  in  den  i^i;  Iti.  18  und  lü  an^^ei^ebenen  Verordnungen 
des  Kaiser-( iru.'i.sfürsten  werden  in  der  Weise  t»ekannt  gejjeben.  wie  es 
für  die  Verüffeatlichujig  von  Gesetzen  ui  Füdand  vorgeschrieben  i&t. 
Jahrbuch  der  intemat  Vereluigung.  8.  Bd.  201 
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Verordnungen  über  Verriditung  von  neuen  ^W#blen  werden 

ausserdem  den  Oouremenren  mitgeteilt  sowie  den  Behörden  und  Konf- 
misflionen,  deuen  die  Veranstaltung  der  Wahlen  oblieg. 

§  21.  An  dem  Tajj*».  wo  der  T.andtafy  sich  versammeln  soll, 
müssen  siimf liehe  Abfreonliieien  von  11  l'lir  vorniittas:'?  an,  in  der  durch 
Aiischla«^  näher  aiiii;eg«'lHnen  Weise,  ihre  Vulhnachteu  demjenigen  oder 
dei\jenigen  vorweisen,  die  der  Kaiser-ü rossfürst  verurdnet  hat,  um  die 
Vollmacbteu  zu  prüfen.  Wenn  eine  Vollmacht  zum  ersteiuoftl  vorge- 
vieaen  wird,  ist  su  prflfen,  ob  dieselbe  Ton  der  suatändigen  Bdiörde 
und  in  vorgeediriebener  Form  auegefertigt  iet. 

Ein  VerseiehniB  über  die  ordnungemlsiig  bevoUmftdttigten  Hit* 
glieder  iat  am  folgenden  Tage  vor  10  Uhr  yormitta^  dem  Landtage  xu 
übergeben. 

Kin  Abgeordneter,  der  sich  nacli  Reirinti  des  Tiandtags  einfindet, 
nimmt  dasolbst  seinen  Sitz  ein,  nachdem  er  dem  Präsidenten  die  in 
Gemässheit  des  Abschnittes  I  genehmigte  Vollmacht  vorgewiesen  hat. 

§  22.  Itit  die  Vollmacht  eines  Abgeordneten  nicht  genehmigt 
worden,  lo  hat  der  Landtag  das  Recht,  zu  prüfen,  ob  er  trotzdem  anf 
Grund  derselben  eeinen  Sita  im  Landtage  einnehmen  eoll. 

Wird  während  des  Landtags  auf  Grund  dieees  Geaetzea  gegen  die 
Zuständigkeit  eines  Abgeordneten  Einwand  erhoben,  so  wird  dieser 
ebenfalls  von;  T.andtag  fjeprüft,  falls  nicht  dersell^e  Kiuwand  infolge 
einer  Beschwerde  über  die  Wahl  bereits  der  Entscheidung  der  zuständigen 
Behörde  unterbreitet  worden  oder  noch  unterbreitet  werden  kann. 

Im  Ohriijen  dm  f  eine  Fr;i<,fO  über  die  (iültiL,'keit  einer  Abgeordueten- 
wahl  nicht  im  Landtage  aufgeworfen  werden,  ausser  wenn  eingewandt 
wird,  dass  in  bezug  auf  die  Wahl  oder  damit  zusummeuliüngende  Mass- 
regcln  ein  offenbar  verbredieriecheB  Verfahren  vorgekommen  oder  dase 
ein  uniweifelhafter  Irrtum  bei  der  Feststellung  des  Ausgangs  der  Wahl 
stattgefunden.  In  solchem  Fall  kann  der  Landtag,  wenn  ee  suglwch 
klar  ist,  dass  das  verhrecherische  Verfahren  oder  der  Irrtum  auf  den 
Ausgang  der  Wahl  haben  einwirken  können,  und  eine  Änderung  auf 
dem  Wege  der  Beschwerde  nicht  mehr  möglich  ist.  Mrissregein  er£rreifen, 
um  die  Wahl  mit  den  Bestimmungen  de»  Wahlgesetzes  iu  Übereiu* 
Stimmung  /.n  bringen. 

Derjenige,  dessen  Abgeordnetenrecht  in  Frage  gestellt  ist,  behält 
indessen  seinen  Auftrag  als  Abgeordneter,  bis  er  für  nicht  anständig 
erklärt  worden  iet. 

§  23.  Am  folgenden  Tage  vereinigt  eich  der  Landtag  um  10  Uhr 
vormittags  zu  einer  Plenarrersammlung,  die  mit  einem  Aufruf  nach  dem 
im  21  genannten  Verzeichnis  beginnt.  In  dieser  Plenarsitxung  wählt 
der  Landtag;  unter  seinen  Mitgliedern  einen  Präsidenten  und  zwei  Vize- 
priisidenten. 

Darauf  gehen  der  Pritsident  und  die  \'i/.epm.sidenten  einer  nach 
dem  anderen  vor  dem  versammelten  i^aiuliago  folgende  feierliche 
Versicherung  ab: 
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„ich  iv.  N.   versicberOi    dass    ich    in    der    Ausübung  des 
FtrlridenteiiaintM  naoh  Erifton  aovohl  die  Oerechtfiamen  des  Kaisers- 
Groisfanteii  wie  die  dee  Landtais«  und  des  finlftndisGiieii  Volkes 
in  Übereintümmimg  mil  den  Grundgesetien  aufreohteiiialteii  will." 
Ehe  dieses  geschehen,  ftthit  das  an  Jahren  ilteete  Mitglied  des 
Landtags  den  Vonita.  Das  Pfotokoli  wird  von  demjenigen  gefOhrtt  den 
der  Letztere  dazu  ausersiebt. 

Schriftführer  und  Kanzlei pensonal  werden  in  der  Weise  aoge* 
noounen,  wie  der  Landtag  bestimmt. 

§  24.  An  dem  Tn^e  irnd  tm  der  Stunde,  die  der  Kaiser- 
Grossfnrst  hat  bekannt  ^ebeii  hissen,  sollen  die  Mitglieder  de.s  Landtags 
nach  verrichtetem  Gottesdienst  sich  im  Thronsaal  versammeln,  wo  der 
Kaisar-Grossfflrst  oder  sein  Stellvertreter  den  Landtag  begrüsst  und  den- 
selben fttr  eröffnet  erklärt,  worauf  der  Landtag  durch  den  Präsidenten 
seine  nntertftnige  Ehrfurcht  ausdrfidren  Hast 

§  25.  Wenn  &m  Landtag  geschlossen  werden  soll,  finden  sich  die 
AbgeMdneten  nach  verrichtetem  Gottesdienst  so  der  vom  Kaiser- 
Grossfftrsten  bestimmten  Zeit  im  Thronsaal  ein,  wo  der  Priaident  dem 
Kaiser-Gbossfürsten  oder  seinem  StellTertreter  die  Ausdrücke  der  nnter- 
tftnigen  Ehrfurcht  des  Landtags  und  die  Wünsche  desselben  ausdrückt 
und  den  Landta^fslieschluss  üljerrcieht,  worauf  der  Kaiser-Grossffirst  oder 
sein  Stellvertreter  den  Landtag  für  geschlossen  erklärt. 

3.  Kapitel. 

Die  Geschäftsordnung  des  Landtags. 

>;  2i).  Der  Kaiser-rJrossfürst  lä*5st  bei  En'tffnnnp  des  f^andtaiiR  ein 
Verzeichnis  der  Vorlagen  bekannt  ^'eben.  die  er  dem  Landla^^e  ül^er^ibt. 

Zu  Beginn  eines  jeden  ordentlichen  Landtags  wird  dem  Landtage 
eine  \'(jrlapfe  übergeben  über  die  Beschaffung  von  (ieldern  für  solche 
Bedürfnibäe,  £u  deren  Bestreitung  die  urdeutlicheii  Staatueinnahmeu 
ttidit  hinreichen;  als  Beleg  hierlQr  wird  der  Vorlage  eine  Beredinnng 
des  Staatsbudgets  für  das  nächste  Finanqahr  beigelegt. 

Vorlagen,  die  nicht  au  B^nn  des  Landtags  demselben  abergeben 
werden  konnten,  kAnnen  ihm  auch  später  ftbergeben  werden. 

Schreiben  und  Vorlagen  des  Kaisers-Grossfflrsten,  die  nach  Ef 
Öffnung  des  Landtags  ergehen,  werden  demselben  durch  ein  Mitglied 
des  Senats  übergeben. 

§  27.  Sobald  ein  ordentlicher  Landtag  eröffnet  worden  ist,  muss 
dmimfalben  eine  Übersicht  He*-  Staatshaushalts  vnr'j-elegt  werilen,  damit 
der  Laadtag  ein«  Einsicht  darüber  ji  winnoii  kann,  ob  die  Staatseinnahmen 
SU  Nutz  und  Fromnjer»  des  LjukIc-'  aiini  w  iindt  wonb-n  sind. 

§  28.  In  Übereiu^iinuiiunii  mit  deui  Kechi.  das  die  Stände  bisher 
gehabt  haben,  i.st  ein  ordentlicher  l^audtag  berechtigt,  an  den  Kaiser- 
Grossfürsten  Petitionen  zu  richten,    denen  der  Kaiser*Gro8((ffirst  die 
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Berflekaichtigang  ang«ddhen  litst,  di«  ihm  du  Wohl  dM  huadm  wa 
hflifchen  idieint. 

Batirftrfe  Ton  Adresstn,  die  in  ausserordentlichen  Fällen  oder  bd* 
Iftidich  bMonderer  Ereignioe  von  dem  Landtag  an  den  Kaisei^GroBsfürsten 

gerichtet  werden  sollen,  sind  einer  vorbereitenden  Prüfung  in  Kommianooeii 
in  der  für  Petitinnen  vorgeschriebenen  Weise  bu  unterwerfeD. 

§  29.  Der  Laniltaj^  ist  berechtigt,  eitie  von  einf»m  Ahf^onrdn»^!en 
vorschriftsniäKsig  eijigel»r!n*hte  Motion  zur  HehundUing  aiifzunehnifii,  die 
gich  auf  Formulierung,  Änderung  «ider  Auflie})ung  *'ines  milchen  C'esetzes 
beaitiht,  das  vom  übereinstimmenden  Bescblutis  ues  Kaisers -Gross! Arsten 
und  des  Landtags  abhängt. 

Doch  sollen  inbexug  aal  Chrnndgesetso  oder  QaMtie  ftb«r  4i6  Or- 
^uiisaiion  der  Landet*  oder  Seevertoidigung  keine  Motionen  eingebracht 
werden;  inbesng  auf  die  Fornmlierung  Ton  Kirdiengeeetsen  gelten  die 
hierflber  besondere  gegebenen  Beetimnvngen. 

§  30.  Motionen  oder  Petationeentwflrfe  eind  yon  den  Abgeordneten 
binnen  14  Tagen  nach  Eröffnung  des  Landtage  in  «diriftlicher  Form 
einsubringen.  Sp&ter  darf  ein  Abgeordneter  keine  Motionen  oder  Petitiona- 
eiitwürfe  mehr  einbringen,  falls  nicht  solchen  nnmittelbar  durch  einen 
vom  TjHndtiig  bereit«?  gefassten  Beschluss  oder  ein  anderes  während  des 
Landtages  eingetroffenes  Ereignis  verantat^si  wird. 

Kine  Motion  so!!  einen  in  Opf^etzfnrm  abgefn^stm  Kntwurf  '-nf- 
halten  und  zugleich  die  lirunde  ;inL:''inMi.  iiuf  welche  der  Kntwurf  sicli  .stutzt. 

Frugen  v«  rs('hiodener  Art  dürfen  nicht  in  derselben  Schrift  zu- 
sammengestellt v<M(hn. 

§  31.  Verlangt  der  Kaiüer-G rosafürst  das  Gutachten  des  Landtags 
in  einer  Frage,  in  welcher  der  Kaiser-Grossfurst  ohne  Mitwirkung  des 
Landtages  Verordnungen  erlassen  kaiin,  bo  soll  der  Landtag  die  Frage 
anr  Behandlung  Tomebmen  und  de»  ge^nedite  Oataohten  abgeben. 

§  82.  Will  ein  Abgeordneter  an  ein  Mitglied  des  Senats  in  einer 
Sit  dessen  Amtsbefugnis  gehlfrenden  Angelegenheit  eine  als  besondere 
Frage  im  Plenum  aufaonehmende  Interpellation  richten,  so  bat  er  dieselbe 
in  sohriftlicber  Form  und  mit  bestimrat  iMmuliertem  Inhalt  dem  Pri- 
eidenten  zn  üb  r-  l -  n.  Nnchdeni  die  Frage  bis  tu  einer  folgenden 
Sitzung  auf  dem  'J'isch  gelegen  hat,  soll  der  Landtag  ohne  ▼orhergehende 
VerhandluiiL'^  lie^f  Idionseri.  ol)  die  Interpellation  zu  stellen  ist  oder  ni«-ht. 
Falls  die  Interjn'llHtion  beschlossen  wird,  soll  die  Frage  durch  den  W:i' 
sidenten  dein  zuständigen  Mitglied  des  Senats  mitgeteilt  werden,  w.m.  in  r. 
falls  er  die  Beantwortung  nicht  ablehnen  zu  müssen  glaubt,  mii  dem 
Präsidenten  den  Zeitpunkt  fflr  die  Beantwortung  der  Frage  Terabredet. 

§  33.  Über  die  Befugnis  des  Landtags,  die  Gesetzmässigkeit  der 
▼on  den  Regierungismitgliedem  getroffenen  amtlichen  Massregeln  an  prfifen 
sowie  Aber  die  Behandlung  solcher  Fragen  wird  in  tinem  beeonderen 
OeHetx  Terordnet. 
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4.  Kapitel. 

Die  Vorbereitung  der  Frageo. 

§  84.  D#r  Landtag  loll  binnwi  droi  TaKttn  nadi  e«lner  Eröffnung 

mindestens  35  Klektoren  liebst  der  nötigen  Anzahl  Ersatzmänner  wShlen, 
die  die  Mitglieder  der  Kommissionen  des  Landtages  bestimmen  sollen. 

Die  Elektoren  und  ihre  Ersatzmänner  werden  durch  proportionelle 
Wahlen  bestintmi.  Nähere  Vorschriften  in  bezu^  auf  den  VVuhlmodus 
werden  \oin  Landtag  angenommen  und  bebalteu  ihre  Gültigkeit,  bis 

darüber  au  derb  \  erfüllt  wird. 

§  35.  lui  ordentlichen  I.iindtatrp  sollen  binnen  5  Tai;en  nach  Er- 
öffnung desselben  folgende  KuuiuiiböiüUüU  eingesetzt  werden:  eine  Gruud- 
gooetskommission,  eine  Gesetskommisaiou,  eine  Okonomiekommisiioii  und 
eine  Bttdgetkommission  mit  mindestens  je  16  lÜtgUedem,  und  eine  Bank- 
kommissioD  mit  mindestens  12  Mitgliedern.  OJeidiseitig  werden  Ersats- 
minner  in  einer  Ansahl  von  mindestens  ^Z«  der  Zahl  der  Mitglieder 
ffewAhlt. 

Der  Landtag  kann  auch  nach  liedaj^  andere  Kommissonen  einsetzen; 
einer  ^inlchen  Kommission  knnn,  falls  uns  mindestens  12  Mitf^liederu 
bestoht,  auch  euie  Kra<:e  überwiesen  werden,  dert-n  liearbi-itung  sonst, 
ihrer  Beschaffenheit  nach,  einer  im  Gesetz  vorgeschriebenen  Kommission 
obliegt. 

Die  Kommisfionen  können,  wenn  die  Arbeiten  solches  yerlangciif 
sieb  in  Abteilangen  verteilen,  die  jede  ffir  sieh  im  Namen  der  Kom- 
mission ihre  Gutachten  abgeben.  Erscheint  es  in  einem  solchen  Fall 
notwendig,  dass  die  Ansahl  der  Mitglieder  ▼ermehrt  wird,  so  wird  die 
Sache  dem  Landtag  vorgelegt. 

Über  die  £zpeditions-  und  Bohliessungakommission  wird  im  §  76 

bestimmt. 

Ein  ausserordentlifher  Lrmdtag  setzt  dif  KommifsioiiPit  ein,  die 
zur  Bearbeitung  der  im  Landlag  vorkommenden  Fragen  erforderlich  sind. 

^  3f;.  Können  sich  die  Klektoren  b»'i  «V-r  EinsetznnL'  von  Knm- 
nii'>sionen  nicht  über  die  Mitglieder  dersell)en  (Miiigen,  hu  >olleu  sie  die 
Wahl  in  der  im  >i  'M  vorgeschriebenen  Weise  bow^  rksteiligen. 

§  37.  iJinnen  acht  Tagen  nach  Eröffnnni;  des  rjandtftL'>>  soll  der 
Landtag  für  die  im  §  57  vorgescbrit  iM  iie  Beiiandlung  besonderer  Fragen 
die  grosse  Kommi^iuu  des  Landtag»  einsetzen,  die  aus  sechzig  Mit^ 
gliedern  best^t,  welche  in  derselben  Weise  wie  die  Elektoren  gewihlt 
werden. 

§  88.  Ein  Mitglied  des  Senats  darf  nicht  Mitglied  einer  Kommission 
sein.  Auch  darf  sonst  niemand  in  eine  Kommission  gewählt  werden^ 
wo  ein  Kechenschaftsbericht  Aber  seine  Amtstftti^eit  aur  Prfifung  ge- 
langen kann. 

För  die  Wahl  von  Mitgliedern  in  die  grosse  Kommission  gilt 
jedoch  nur  die  im  ersten  Absatz  angegebene  Einschränkung. 
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§  39.  Die  Kouiuiisbionen  des  Liandtagti  wälileu  jede  für  bich  eiuen 
mHtm  und  tiafio  svdten  VorritMadMi  aad  italleii  Sohriftftthrtr  und  dai 
nötige  Dittnstpenooal  an. 

Die  ente  SitBong  wifd,  bis  ein  VornUender  gewihlt  ist,  tob  dem 
ftltesten  Mitglied  suaammenberiifeii  und  geleitet 

Die  Kommienonen  können  für  eine  bestimmte  Frage  unter  ihren 
Mitgliedern  einen  oder  mehrere  Referenten  wählen,  die  bei  der  Behand- 
lung der  FruL'o  im  Plenum  des  Landtags  oder  in  der  «grossen  Komminion 
desselben  dio  erforderlichen  Aufklärungen  gelien  können. 

g  40.  Der  Grundgesetzkommission  obliegt  es,  ihr  überwiesene 
Fragen  Aber  Formulierung,  Veränderung,  Erklärung  oder  Aufhebung  von 
CSrandgeaetseo  vonubereiten. 

Fragen,  die  durch  dee  Reeiit  des  Landtags  ▼eranlaast  sind, 
die  Oesetsraftssigkeit  der  von  den  Regieriingsmitgliedem  getroif«ien 
Amtsmassregeln  in  prttfen,  sind  ebenJalls  von  der  Grandgeeetakommiasion 
m  bearbeiten. 

41.  Die  Gesetzkommission  Int  die  ihr  übervviesenen  Entwürfe 
über  bormulierun^.  Vfriinderuug,  Erklärung  oder  Aufhebung  der  allge- 
meinen Geset/.e  zu  liei^utucbteii. 

§  42.  Die  Ökononiiekommission  bearbeitet  die  ihr  überwiesenen 
Bntwdrle,  die  die  Erwerbstüiigkeit  nnd  den  Affenthehen  HaudiaJt  des 
Landes  betreffen, 

§  4B.  Der  Budgetkommission  ist  dw  Zustand  der  Staatsfinanaen 
bekannt  eu  geben  und  sind  ihr  sämtliche  Rechnungsbfldber  und  Dokumente 
deH  Staatshaunhalts  zugänglich  zu  machen.  Ks  liegt  der  Kommission  ob, 
in  einem  Gutachten  hierüber  sich  besonders  über  die  Anwendung  der  vom 
Landfae^  für  besondere  Zwecke  hewüliglen  Summen  auszusprechen:  der 
LundtüL:  Hat  d<  in  Kaiser- Grossfürsten  hierüber  das  vorzulegen,  wozu  ein 
Anlass  btsteiieit  kann. 

Der  üudgetkonuuissiou  werden  ebenfalls  überwiesen:  die  im  §  26 
Punkt  2  erwähnte  Vorla|^  des  Kaiser-GrossfOrstan  und  die  Vorlagen 
Uber  Bewilligungen  sowie  ebenfalls  sonstige  Vorlagen  und  im  Landtag 
eingebradite  Vorscfallge  fiber  finanaielle  Fragen,  die  der  Entaeheidung 
des  Landtags  unterliegen.  In  seinem  Gutachten  fiber  die  «rstgeoannte 
Vorlage  soll  die  Konimission  sämtliche  Fragen  über  Geldanweisungen 
zusammenfass'^ii,  di*»  von  der  Prüfung  und  Genehmignni^  des  Laiidtn£r>^ 
abhän'jen.  und  zwar  aiu'li  solche,  flhpr  welche  besondere  Gutaohleii  ab- 
g*  l.'*  !H>n  wordeji  siml.  In  dfeuifelbbu  (iut-achten  (schlagt  die  Kommission 
vor,  in  welcher  Weise  Geldmittel  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  zu  be- 
schaffen sind,  soweit  die  ordentlichen  Staatseinnahmen  dazu  nicht  hin- 
reichen. 

Erscheinen  Bewilligungssteuem  notwendig,  so  soll  die  Kommission 
aber  dieselben  besondere  Gutachten  abgeben,  die  augleidli  eine  Berech* 
nung  der  von  den  Bewilliirunjircn  zu  erwartenden  Einnahmen  enthalten. 

Ks  kommt  der  Budgetkominispion  zu,  dem  Landtag  den  Betrag 
der  Entschädigungssumme  vonsuschiagen,  die  der  Präsident  sur  Bestrei- 
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tun?  der  Aiis*rabeii  erhalten  soll,  zu  denen  er  während  des  Landtags 
gezwungen  ist;  ferner  den  Botnig  der  lit  i^eontschfldipung  der  Abgeord- 
neten festzustellen;  auf  Vorschlag  des  Präsidenten  und  der  zustÄndigen 
KommissioDsvorsitzouden  die  Geh&lter  der  Schriftführer  und  der  Be- 
dienimg  d«e  Landtag«  ynd  der  Eommiisioneik  wa  battimmeii,  aowie  die 
fiotecliidigniig  sa  bestimmen,  die  den  MitgUedeni  der  Bscpeditions-  und 
der  Bedaktionikommierion  nadi  Sdilues  dee  Landtag»  aukommen. 

§  44.  Der  Bankkommission  liegt  es  ob,  die  Verwaltunu'  der  Bank 
von  Finland  und  den  Zustand  der  unter  der  fi.irantie  und  der  Obhnt 
des  Landtags  stehenden  Fonds  zu  untersuchen,  darüber  einen  Bericht  zu 
erstatten  und  die  Vorschriften  vorzu-^chlugen,  die  für  die  Verwaituug  der 
genannt'Bn  Fonds  erforderlich  erscheinen. 

^  45.  Eine  Kommission  hoH  »ich  spätestens  2  Tage,  nachdem  sie 
eingeeetst  worden  iat,  v-eraammeln,  und  je  nach  Erledigung  der  Fragen 
Aber  jede  derselben  dem  Plenum  des  Landtags  die  darcb  die  Beschaffenheit 
der  Fragen  bedingten  Gutaditen  einsenden. 

Ist  ein  Hitglied  einer  Kommiision  verhindert,  an  der  Behandlung 
einer  Frage  teilzunehmen,  so  tritt  ein  Ersatzmann  an  seine  Stelle.  Kine 
Kommisdon  ist  nicht  boschiussl&big,  ialls  nicht  mindestens  ihrer 
Mitglieder  anwesend  sind. 

Einem  Mitglied,  das  nicht  mit  dem  HeschluHs  der  Kommission 
einverstanden  ist,  steht  es  frei,  dem  Gutachten  der  Kommission  seine 
besondere,  schriftlich  abgefasste  Meinung  beizufügen,  doch  ohne  dass  das 
Gotodtten  dadnrofa  aufgehalten  irird. 

Bei  den  Sitanngen  der  Kommissionen  dürfen  Präsident  und  Vise- 
prisidenten  des  Landtags  anwesend  sein. 

Die  im  zweiten  Absatz  enthaltenen  Bestimmungen  gelten  nidit  für 
die  grosse  Kommission  des  Landtags, 

§  46.  Bedarf  eine  Kommission  Urkunden,  die  bei  irgend  einem 
Beamten  oder  einer  öffentlicher,  niclit  der  Verwaltung  des  Landtags 
unterworfenen  Behörde  hergestellt  worden  .sind,  oder  wünscht  sie  von 
einem  Beamten  oder  einer  derartigen  Behörde  mündliche  oder  schrift* 
lidie  Entrangen  einaoholen  oder  Urkunden  au  eriialten,  die  bei  kommu* 
nalen  Behörden  gefertigt  nnd,  oder  andh  andere  AufUftrungen  Aber 
kommunale  VerfaSltnisse,  so  hat  der  Prftsident  des  Senats,  auf  Wunsch 
der  Koinmi.ssion,  Massregeln  in  der  Richtung  au  ergreifen,  dass  die  ge- 
wünschten Urkunden  oder  Auflclimngen,  soweit  mdglic^  der  Kommission 
mitgeteilt  werden. 

.5.  Kapitel. 

Die  Behandlung  der  Geschäfte  im  Plenum  und  in  der 

grossen  Kommission« 

§  47.  Dem  Präsidenten  liegt  es  ob,  das  Plenum  zu  berufen,  da- 
selbst die  Fragen  zum  Vortrug  zu  bringen  und  die  Verhandlungen  au 
leiten,  die  Form  der  /.n  fassenden  Beschlüsse  vorzuschlnrren.  die  Ordnung 
in  den  Sitzungen  aufrecht  zu  erhalten,  und  auch  im  übrigen  darüber  zu 
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wachen,  dast  nicfaU»  was  gegen  die  Grnndgeeette  des  X4uides  ▼eietOest» 
aur  Verhandlung  gelangt,  sowie  das  Plenum  an  sehliessen. 

Der  Prtsident  darf  nicht  an  den  Verhandlungen  oder  Äbstimmongon 
teilnehmen,  auch  nichts  anderes  Torsoblagen,  als  das,  was  snr  AusfOhrung 
der  Gnindgesetae,  der  Beschlfisse  des  Landtags  oder  der  Arheitsordnung 
desselben  erforderlidi  ist. 

Bei  Verhinderung  dos  Präsidenten  tritt  an  seine  Stelle  der  erste, 
oder,  falls  auch  dieser  Yorfaindert  ist,  der  sweite  Vizeprftsident. 

§  48.  Im  Plenum  bat  jeder  AbiTe<»rdnete  das  Recht,  in  der  Reihen- 
folge, in  der  er  sich  gemeldet  hat,  das  Wort  zu  erhalten  und  sich  frei 
in  a!l»'n  Fr?»!/*'"  zu  Pnitt.kdll  äussern,  die  jeweilif:;  ?;tir  Behandlune 
vorliegen,  sowie  auch  ülier  die  (lesetzlirhkeii  vor  :vlleni.  was  sich  im 
Landtage  zuträft.  Es  darf  niemand  ausser  d^m  Protokoll,  oder  ehe  ihm 
das  Wort  eitt'ilt  worden  ist,  reden. 

J2in  Laudiagsabgeordueter  muss  ein  ernstes  und  würdigeü  Auftreten 
beobadkten;  niemand  darf  sich  beleidigende,  spöttische  oder  sonst 
unpassende  Ausdrficke  ftber  die  Regierung  oder  Privatpersonen  erlauben. 
VerstOsst  jemand  hiergegen,  so  hat  ihn  der  Präsident  sur  Ordnung  au 
rufen  und,  falls  er  sich  dadurch  nicht  bessern  Ittsst,  ihm  das  Wort  su 
entliehen.  Im  übrigen  kommt  es  dem  Landtag  zu,  su  prüfen,  ob  ein 
Abgoordin  trr.  der  ^egen  die  Ordnun^f  verst)ssen  hat,  vom  PriLsidenten 
einen  Wm  weis  oder  eine  Warnung'  erhalten  oder  für  eine  cre\vi'?«5o  Zeit, 
nicht  lanirer  als  2  Wochen,  von  den  Sitzuni^en  des  Landtags  ausge- 
schlossen oder  ^'criehtlich  belangt  werden  soll,  oder  ob  die  Sache  als 
erledigt  su  betrachten  ist. 

§  49.  Die  \'crhaudlungen  des  Landtags  im  Plenum  sind  öüeDtlicb, 
falls  nicht  der  Landtag  fflr  gewisse  FUIe  anders  bestimmt. 

Bei  den  Sttiungen  der  grossen  KommissiOD  haben  almtlidie  Mit* 
glieder  des  Landtags  das  Recht,  anwesend  su  sein. 

§  50.  Bei  den  Verhandlungen  dee  Xjandtags  kommt  die  finische 
oder  die  schwedische  Sprache  sur  Anwendung. 

§  bl.  Der  Präsident,  der  Viseprftsident  and  die  fibrigen  Mitglieder 
des  Senatp  sind  berechtigt,  den  Sitsungen  des  Landtags  beianwohnen 
und  an  den  Verhandlungen,  jedoch  nicht  an  den  Besdhlflssen  des  Land- 
tags  teilzunehmen,  falls  sie  nicht  Mitglieder  des  Landtags  sind.  Wllnacht 
ein  MitL'lied  des  Senate  sich  su  äussern,  «o  wird  ihm  vor  andern  das 
Wort  erteilt. 

Ks  kommt  der  grossen  Knnimission  zu,  zn  bf'KchHessen.  ob  die 
Mitijlieder  «bs  Senats  an  den  Sitzungen  und  Verhandiuugeu  der  Kom> 
uii.ihion  teilnehmen  sollen. 

Ö2.  An  (b'r  Ib^handhuig  von  Entwürfen,  die  dm  Kirchehgesutz 
(ur  die  üvangeliMr'b-lutberischen  Gemeinden  des  Landes  oder  ihre  kirch- 
lichen Verhältnisse  im  übrigen  betreffen,  dürfen  nur  diejenigen  teil- 
nehmen, die  sich  aum  evaiigelisch-lutherischen  Glauben  bekennen. 
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§  53.  Bei  Fragen,  die  einen  Latidta^rsabgeordiieten  persönlich  be- 
treffen, dnrf  sich  dieser  au  den  VerhaodluDgen,  jedoch  uicht  an  den  Be- 
schlüssen beteili^'eii. 

§  ö4.  V'orlugen  des  Kaiber-UroM&für^tcii  »owie  auch  im  Landtag 
eingebrachte  M'otimn  dflrfan  nidit  cur  endgültigen  B^andlnng  genommen 
werden,  ehe  eine  Kommusion  ihr  Gutaehteu  derflber  abgegeben  hat. 

Biner  Torbereitenden  Prflfiing  in  einer  Kommienon  eind  aiidh 
solche  Fragen  unterworfen,  die  laut  §  31  dem  Landtag  nur  aar  Begut- 
achtuDg  unterbreitet  werden. 

§  55.  Wird  eine  Vorlage  oder  Motion,  wenn  .sie  xur  erstmaligen 
Behandlung  kommt,  nicht  sofort  einstimmig  einer  Krmnnission  über- 
wiesen, 80  soll  »io  bis  zu  einer  der  zunächst  folgenden  Sit/unL'en  auf 
dem  Tische  liegen  bleiben  und  dann  einer  Kommission  überwiesen 
werden.  Ebenso  umss  ein  Petitiouseutwuif,  falls  er  nicht,  entweder  ohne 
auf  dem  Tisdi  gelegen  an  haben  oder  nadidem  solches  geschehen,  ver- 
worfen wird,  einer  Kommission  flberwiesen  werden* 

§  66.  Bin  Kommissionsgutachten  ist,  wenn  es  aum  erstenmal 
vorgetragen  wird,  auf  den  Tiscli  zu  I<  >,M  ri.  Belm  nAchsten  Vortrag  soll 
88.  ohne  BAcksicbt  darauf,  ob  eine  Verhandlung  stattgefunden  hat  oder 
nicht,  von  neuem  auf  den  Tisch  b  et  werdf  ii.  fiill';  Kwei  oder  mehrere 
Mitfrlieder  sdlches  vprlanpfen:  wenn  aber  die  JSui'bc  zum  drittenmal  vor- 
liommt,  darf  ein  weiterer  Aiif>cbiib  lücht  mehr  stattlinden. 

§  57.  Betriifi  das  Kouimi.süiuuhgutachteu  eine  üesetzgebuugsfrage, 
die  durdi  eine  Vorlage  des  Kaisera-Grossfaniten  oder  eine  im  Landtage 
eingebradite  Motion  veranlasst  worden  ist,  so  ist  die  Frage  drei  ▼er' 
versi^edenen  Behandlungen  im  Plenum  des  Landtags  an  unterwerfen. 

Bei  der  ersten  Behandlung  wird  das  Kommissionsgutai^ten  vor- 
getragen  und  den  Mitgliedern  des  Landtags  Gelegenheit  geboten,  sich  in 
der  Frage  zu  äussern.  Nachdem  die  Verhandlungen  für  geschlossen 
erklärt  worden  sind  wird  die  Frasre.  ohne  da.ss  ein  Heschluss  in  der  Sache 
selbst  gefasbt  wird,  ült  gn  sst-n  Konimi^^sion  des  Landtags  übergeben', 
der  es  ul)liegt,  .sich  darül>er  i^u  äussern  und  die  Vorschläge  zu  macheu, 
zu  denen  sie  Anlass  linden  kaim. 

Bei  der  aweiten  Behandlung  wird  das  Gutachten  der  grossen 
Kommission  vorge^gen,  wobei  der  Landtag  den  Gesetsentwurf  einer 
PrOfong  unterwirft  und  über  jeden  eiiiaelnen  Punkt  desselben  Beschluss 
fa>st.  Wird  der  Entwurf  der  grossen  Kommission  in  allen  Teilen  g^c- 
nelimigt,  so  wird  die  sweite  Behandlung  filr  geschlossen  erklärt.  Wurde 
der  Entwurf  der  «rrossen  Kommission  nicht  nnvernndert  L'^f'nelitnifrt.  so 
wird  der  Gesttzt-ntwurf  in  dem  Wortlaut,  den  yr  durch  den  i»escii!uss 
des  Landtags  erhalten,  neuem  der  grossen  K  'nnni-sion  überwiesen, 

der  es  zukommt,  den  Kniwurf  mit  oder  ohne  Änderungen  zu  befürworten 
oder  von  seiner  Annahme  abauraten.  Sind  die  Verftndeningen  von  der 
grossen  Kommisrion  beffirwortet  worden,  so  beschliesst  der  Landtag«  ob 
dieselben  au  genehmigen  oder  abaulehnen  sind,  worauf  die  aweite  Be- 
handlung fflr  abgeschlossen  erklttrt  wird. 
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Wibrend  der  sweiten  Behuidluog  der  Frage  keim  der  Landtag 
ebenio  wie  die  groeee  Kommierioii,  wenn  eolchee  nOtig  eredidnt,  von 
der  KommiMion,  die  die  Frage  loent  Torberaitet  hei,  ein  neue«  Got- 
aohten  einfordern. 

Bei  der  dritten  Hehnridlung,  die  frühestens  um  dritten  Tiiiio  nach 
Schhiss  der  zweiten  Hehandlung  statttiudet,  wird  die  Fm^'»'  zur  end- 
gültiijen  Kntschcidung  vori^etrugen;  der  Landtag  kann  ineroei  eiilweder 
den  (iestjtzeiitsvurf  unvoraudert  in  der  Form  aimehmen,  in  der  er  bei 
der  Bweiteo  Behandlung  genehmigt  worden  ist,  oder  denselben  ab- 
lehnen,  falle  nicht,  ehe  ein  dieebeiflglicher  Antrag  geetellt  wird,  ver- 
langt wird*  den  die  Frage  mben  bleibt.  Wird  ein  derartiges  Verlangan  ge- 
stellt, so  wird  die  Frage  bis  nun  folgenden  Plennm  auf  den  Tisdi  ge> 
legt;  wird  das  Verlangen  dann  ron  mindestens  einem  Drittel  sämtlicher 
Mitglieder  des  Landtags  unterstiitzt,  so  soll  der  Oesetzentwurf  in  dem 
bei  der  zwciteii  Bf>hrindliing  genehmigten  Wortlaut  bis  zum  ersten  nach 
erfolgten  Neuwahlen  slattHndenden  liandta^  ruhen  bleiben. 

Doch  darf  eine  Frage,  die  durch  eine  vom  Kaiser-Grüssfürsten 
einem  ausserordentlichen  Landtag  übergebeue  Vorli^e  augeregt  worden  ist. 
nicht  anf  diese  Weise  ruhen  bleiben,  sondern  muss  Ton  demselben  Landtag 
endgültig  entschieden  werden. 

§  68.  Vondiläge,  die  bis  au  einem  gewissen  Laadtag  ruhen  ge- 
lassen wurden,  werden  behandelt,  als  wären  sie  bei  diesem  letsteren 
Landtag  eingebracht  worden.  Doch  darf  der  Vorschlag  nicht  noch  l&nger 
ruhen  gela<<<<en  werden,  falls  nicht  Änderungen  in  demselben  Torgenommen 
worden  sind. 

jj  59.  Hin  rtilieiidtT  X'orbchijii:  darf  kein  Hiiulernis  bilden  fm  die 
Einbringuni:  riuer  neuen  V  orlage  oder  Muiion  in  der  Angelegenheit,  die 
der  Vorschlag  betrifft. 

§  60.  Ein  Vorsdilag,  betr.  die  FormuUemng,  Änderung,  Eikllmng 
oder  Aufhebung  eines  Grundgesetses  mnss,  falls  er  als  vom  Landtag  an- 
genommen betrachtet  werden  soll,  nach  der  im  §  57  vorgeschriebenen 
Behandlung  auf  Grund  eines  bei  der  dritten  Behandlung  durch  Stimmen- 
mehrheit erfolufen  Beschlusses  l)i.s  zum  ersten  nach  erfolgten  Neuwalilen 
stiittHndendi'a  ijandtnp  rnhon  bleiben  und  v(^n  diesem  iniverändert  durch 
einen  Bescbluss  angenninm« n  werdm,  der  sich  auf  mindestens  zwei 
Drittel  der  abgegebenen  ätiinmen  (»tutzt. 

Doch  kann  der  Landtag  einen  Grundgesetzentwurf  annehmen,  ohne 
dass  derselbe  ruhen  geblieben  ist,  falls  die  Angelegenheit  im  Plenum  für 
dringend  erklärt  worden  ist,  und  swar  durdi  einen  Besidilnss,  der  eich  anf 
mindestens  der  abgegebenen  Stimmen  stötat,  und  MIs  der  Entwurf 
bei  der  dritten  Behandlung  mit  der  abgegebenen  Stimmen  genehmigt 
worden  ist. 

Von  den  Starul^^fiprivilegien  gilt  dasselbe»  was  hier  oben  von  den 

ürund^i'-i  tzen  er-sHot  worden  ist. 

<:j  üi.  Wah  im  57  irosa^i  lat,  j^ilt  aurb  dann,  wenn  von  Be- 
stimmungen die  Hede  ist,  laut  welchen  ausserordentliche  Bewilligungen 
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oder  ständige  Steuern  die  von  der  EiitAcheidung  des  Landtags  abhängen, 
L'elfnstet  werden  sollen,  odor  auch  in  Fragen  ixh^r  Aufnahme  von  Staats- 
anleihen; doch  darf  eine  derartiL'e  Fm  nicht  für  ruhend  erklärt  werden, 
und  ein  Vorschlag  betreffend  neue  ausserurdentliche  Bewilliirun^en  oder 
neue  ständige  Steuern  oder  die  Aufnahme  einer  StaaU>aiileihe  ist  als  ab- 
gelehnt an  betrachten,  falla  er  nicht  bei  der  dritten  BehtDdluog  Ton  */• 
der  »bgegebenen  Stimmen  untenttttst  wird. 

%  63.  Der  Landtag  kann  seiner  grMsen  Komminion  mdi  andere 
FxBgem  fiberweiaenf  als  die  in  den  §§  67,  60  nnd  61  genannten.  Geediidit 
das,  so  kommen  die  im  §  67  entiialtenen  Bestimmungen  in  der  Wnse 
aor  Anwendung;,  dass  die  Frage  nnr  swei  Behandlangen  erfährt  und  bei 

der  Bweiten  entschieden  wird. 

In  einer  Frage,  die  nicht  der  grossen  Kommission  überwiesen  worden 
ist,  kann  der  Landtag  beschliesseu,  dass  dieselbe  zwei  Behandiuimen 
erfahren  und  dass  der  entscheidende  Beschliiss  hei  der  zweiten  Behandhini: 
gefasst  werden  soll,  die  in  einem  solchen  Fall  frühestens  um  dritten  Ta<:;e 
nach  der  ersten  Behandlung  stattiindet. 

In  sol<^en  Fragen  darf  niobt  ▼oigescblagen  werden,  dais  die  Frage 
bis  SU  einem  folgenden  Landtag  niben  soll. 

§  63.  Hat  der  Landtag  die  Prüfung  einer  Frage  begonnen,  die 
Anweisungen  aus  Qeldmitteha  betrifft,  welche  sur  VerfBguag  des  Landtags 
stehen,  oder  andi  die  Prfifang  einer  Petiti<Hi  inbetrett  des  Staatshaudialts, 

ehe  die  Bud^etkommission  ihr  Gutachten  tlber  die  Mittel  und  BedOrfnisse 
des  Staatshaushalts  abgegeben  hat,  so  ist  ein  ßeschluss  in  einer  solchen  Fra^e 
als  bedingt  anzusehen  und  die  endorniticre  Entscheidung  im  Zusammenhang 
mit  der  Behandlunif  des  genannten  Gutachtens  der  Bud^etkommission 
zu  fassen,  fall>  nicht  der  Ijandtajr  s^ogebenenfalls  anders  verordnet. 

§  t>4.  In  keiner  Fra*je.  ia  der  V«'rhandlun}:en  staltL'cfunden  haben, 
darf  au  einem  Beschluss  geschritten  werden,  ehe  der  Landtag,  auf  Vor- 
schlag des  Prisidenten,  die  VerbandlungMi  fflr  geeehlosien  eridftrt  hat 

g  66.  Wenn  eine  Frage  sur  Bntsdieidung  Torliegt,  so  soll  der 
Präsident  auf  Qrundiage  der  Torhergehenden  Verhandlungen  die  Vor- 
schllge  an  BeeehlOaaen  in  der  Weise  abfassen,  daea  die  Antwort  Ja  oder 
Nein  den  Beschluss  des  I,;ind(aL:s  ausdrückt.  Nachdem  die  Antwort  <:e- 
geben  worden  ist,  soll  der  Präsident  erklären,  wie  sie  nach  seiner  Ansicht 
ausgefallen  ist:  dies  hat  als  Beschluss  dv.s  Landtair«?  ru  gelten,  falls  nicht 
eine  L'eheime  Abstinimun?  verlangt  wird.  Wird  auf  eine  solche  ge- 
drungen oder  ist  in  irgend  einem  Fall  laut  besonderer  Vorschrift  in 
diesem  Gesetz  für  einen  Beschluss  eine  bestimmte  Stimmenmehrheit  er- 
forderlieh, so  ist  eine  geheime  Abstimmung  zu  bewerkstelligen. 

Liegen  mehrere  Vonohläge  au  Beechlflssen  ror,  so  wird  der  eine 
als  GegenTorschlag  gegen  einen  anderen  aufgestellc,  bis  inbeaug  auf  alle 
in  dieser  Weise  abgestimmt  worden  ist;  der  Wortlaut  und  die  Reihen- 
folge der  bewusiten  Vorsohlige  muss  vom  Landtag  genehmigt  sein,  ehe 
ein  Vorschlag  sur  Abstimmung  vorgelegt  wird.  Anmerkungen  gegen  den 
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▼orgnohlagenen  Wortlaut  und  die  Beihenfolge  sind  gestattet,  doch  dflrfea 
neue  Verhandlungen  in  der  Sadie  aelbrt  nicht  mehr  stattfinden. 

§  66.  Wenn  eine  geheime  Abattmmung  TOigenommen  wird,  so 
iet  der  sor  Abatimranng  gelangende  Vorsdilag  sdirifUidi  aafisuaetsen  und 
Btt  genehmigen  und  die  geheime  Abetammang  aogleidi  dameoh  su  be- 
wericstflliLren. 

Daräber,  ob  iU>geotLmmt  werden  soll,  darf  keine  Abstimmung 

stattiicden. 

§  67.  Eine  geheime  Abstimnumi:  hat  mit  Zetteln  zu  erfoln-n. 
die  mit  Ja  oder  Nein  bedruckt  und  im  übrigen  einander  gleich  sind. 

Bei  Abstimmungen  ftber  Vorsckläge,  die  mit  einfacher  Stimmen» 
mehrheit  angenommen  werden  können,  muss  der  Prindent,  bevor  er  die 
Zettel  sfthlt,  einen  von  ihnen  ablegen.  Erweisen  sich  beim  Zusammen» 
sSUen  die  Stimmen  gleich  geteilt,  so  soll  der  abgel^;te  Zettel  geOfEnet 
werden  und  den  Besohluis  bestimmen. 

§  68.  Wer  einem  gefaesten  Be-schluss  nicht  beigetreten  ist,  bat 
das  Recht,  seine  besondere  Ansicht  zu  Protokoll  zu  geben:  doch  darf 
eine  derartige  Reservation  keine  weiteren  Verbandlungen  veranlasnen. 

§  f)9.  Der  President  darf  nicht  verwciErerii,  eine  angeregte  Frage 
zur  Behandlung  aufzunehmen  oder  Vorschläge  zu  machen,  falls  er  nicht 
lindet,  dass  solclie?  mit  dem  Grundgesetz  oder  einem  anderen  Gesetz 
oder  einem  vom  Landtag  bereits  gefassten  Beschiass  im  Widerspruch 
steht;  im  Fall  der  Weigening  muss  der  Präsident  seine  Gründe  dafflr 
angeben. 

Ist  der  Landtag  mit  der  Massregel  des  Präsidenten  nicht  einver- 
standen, so  wird  die  Frage  der  Orundgesetikommission  überwiesen,  die 
unverzüglich  eine  motivierte  und  bestimmte  Antwort  darüber  abgeben 
soll,  ob  die  Aufnahme  der  Frage  zur  Behandlun.;  uiler  die  Vorlegung 

eirsf«^  Vnrschla-jes  dem  (Jniiidgesetz  oder  einf-m  \  orher  gefassten  Re- 
b,eliluss  w)(li'rn|»rieht;  diese  Erklärung  der  Kommission  hat  sur  JSach- 
achtuug  zu  dienen. 

^  70.  Bei  der  Schliessung  eines  Protokolls  darf  ein  Heschluss 
nicht  geändert  werden,  doch  kömaen  solobe  Zusätse  stattfinden,  die  su 
keiner  Änderung  des  Beschlusses  fahren. 

Was  ein  Abgeordneter  geäussert  hst,  und  die  Veriiandlungen,  die 
darauf  folgen,  können  mit  seiner  und  des  Iiandtags  Genehmigung  bei 
der  Schlieshung  des  Prold]  olis  aus  demselben  ausgesdilossett  werdeUi 
falls  sich  nicht  der  Heschluss  offenbar  darauf  gründet. 

i;  71.  Ein  Abgeordneter,  der  bei  der  Beschlus.sfassung  in  irgend 
einer  Frage  nicht  anwesend  war,  kann  danach  zu  Protokoll  geben,  dass 
er  nicht  am  Hiscldus«  teilgenommen,  darf  jedoch  keine  Bemerkung 
dagegen  erliehen. 

§  72.  i^ie  reglenientari.scheii  Vorschriften,  die  für  die  Landtags- 
jfejschäfte,  sowie*  für  die  Ordnung  im  Landtag  und  in  den  Kommissionen 
filr  nötig  befunden  werden,  hat  der  Landtag  festsustellen.  Bs  darf  darin 
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nicbta  tingofflhrt  Verden,  was  dem  Orandgesats  odw  einem  «nderen 
Geaets  widerspricht. 

Die  \'orlaf^en  des  Kaisers-drossfürsteii  sollen  imni»r  sowohl  im 
Plenum  wie  iu  den  Kommissionen  in  erster  Linie  sur  Behandlung  vor- 
genommen werden« 

§  73.  Die  Vonoblige  in  den  im  §  72  genannten  reglementarischen 
Voiachiiften  werden  vom  Priaidium  «nagearbeitet^  dem  ea  anch  ankommtf 
dem  Landtag  die  Arbeitapline  für  die  Plenamtanngen  and  die  Kom- 
miaalonen  Timauadilagen. 

Zum  Pr&sidiuiii  gehören  der  Ptfitident,  die  Viaeprftaidenten  aowie 
die  Vorriteenden  der  Kommiaaionen. 

6.  Kapitel. 

MasBregeln  in  beireff  der  Baak  von  Finland. 

§  74.  Der  Landtag  ernennt  Bankbevollmiolitigte,  denen  ea  obliegt, 
die  Verwaltung  der  unter  der  Garantie  nnd  Obhnt  dea  Landtage 
atehenden  Ponda  in  der  Bank  von  Finland  an  überwach«!  nnd  die 
Liatruktion  fär  dieselben  feetanstellen.   Die  Anzahl  der  BankberoUmädk- 

tigten  ist  6,  doch  dürfen  Fragen,  über  die  iu  der  Instruktion  nidit  andere 
beetimmt  ist  \on  3  BevolImftchti;.'tt'ti  behandelt  werden. 

Die  Bankbevolltnftohtirrtpri  werden  im  ordentlichen  Landtaiz  ife- 
^fiihlt  und  ihr  Auftrag  beginnt  sofort  nach  erfolgter  Walil.  Von  den 
Bevollmächtigten  gehen  jährlich  2  der  Reihe  nach  ab.  ist  ein  Bevoll- 
mächtigter früher  abgegangen,  so  wird  ein  neuer  Bevollmächtigter  für 
die  Zeit  gewählt,  die  für  den  abgegangenen  Übrig  geblieben  wire. 

Die  Wabl  ron  BankbevoUrnftditigten  wird  durch  die  Bank« 
konuniaaion  und  die  Elektoren  dee  Landtage  in  der  Weiae  beweikstelligt, 
dass  statt  der  der  Reihe  nudi  abgehend«!  durch  geheime  Wahl  eine 
gleiche  Anzahl  Bevollmächtigte  gewählt  werden,  einer,  um  an  sämtlichen 
den  Revollmüchtigfen  «ddiegenden  Fmiren  teü/nnehmen.  und,  durch  be- 
fionder»'  Walil,  ein  anderer,  um  an  der  Bebandlutii;  derjenigen  Fragen 
teÜEunehmen.  die  nur  durch  sämtliche  BankJ)t'\ olhuächtigte  gemeinf5am 
entschieden  werden  liünnen.  ilul  bei  der  Waiil  keiner  die  Mehrzahl  der 
abgegebenen  Stimmen  eihalten,  so  erfolgt  eine  neue  Wahl  awiachen  den 
beiden,  denen  die  meiaten  Stimmen  anfielen. 

In  deraelben  Weise  wählen  die  Bankkommission  und  die  Eldctoren 
des  Landtags  jfthrlich  im  ordentlichen  Landtag  4  Revisoren,  um  die 
Revision  des  laufenden  ^^>ricbtsjah^cs  zu  bewericstelligen,  der  die  ge> 
nannten  Fonds  nach  Ablauf  des  Jahres  unterzogen  werden  «:olb»n,  sowie 
die  nmlrro  Anzahl  Ersatsmänner  für  die  Buikbevollmächtigten  und  die 
Revisoren. 

7.  Kapitel. 

Die  Mitfeilung  der  Beschlflsae  und  der  GutaeMen 

dea  Landiaga. 

§  75.   Hat  der  liandtag  anltnli«^  einer  Vorlage  dea  Kaieera- 
Oroasfürsten  über  Formulierung,  Änderung,  Erklbrung  oder  Aufhebung 
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«ines  Graiidgesetsea  oder  MillMlieh  «nw  VorJige  oder  Hotimi  in  betreff 
einef  anderen  lelehea  Gesetsea,  du  von  dem  flbereinslinimenden 
BmcUom  det  Eeuere-OroMfOrsten  und  des  Lendtegs  ebbtngt,  einen 

Gesetzentwurf  angenommen)  80  wird  der  Entwurf  nebst  einem  Schreiben 
des  Landtags  behufs  Bestätigung  und  Ausfertigung  des  Gesetzes  der 
Prüfung  des  Kaisnrs-lirossfürsten  unterbreitet.  Wird  der  Entwurf  vom 
Kaiser-(irossfiirst(>ii  nicht  unverjlndprt  hestiiti^l.  und  ist  derselbe  infolge- 
dessen als  in  seiner  (iesaiutheit  abgelehnt  zu  hetrachten,  soll  hierülter 
deuijenigen  Landtag  Mitteilung  gemacht  werden,  der  sunächst  nach 
dem  Erlaw  der  diedbe^f^Kdien  Verordming  des  Kaiteri-OTOMfänt^ 
susammentritt. 

Son«tige  vom  Landtag  gefasate  BescddOsee  und  abgegebene  Gut- 
achten, die  Antworten  auf  die  vom  Kaiser^Grossfürsten  dem  Landtag 

übergebenen  Vorlagen  und  Anfratreii  entbalten,  sowie  auch  die  Darlegungen 
an  den  Knispr-Grossfürsten,  die  der  Landtag  sonst  bpsohlossen  hat.  xillen 
gleichfalls  dem  Kaiser- Grossfürsten  durch  Schroiben  des  Landtags  mit- 
geteilt werden, 

§  76.  Die  vom  Landtag  ausgehenden  Schreiben  und  der  L;iiidtags- 
besohl uss  werden  von  einer  besonderen  Kxpeditionskommissioa  aufgesetzt 
und  expediert. 

£8  darf  kein  Schriftstttok  aus  dem  Landtag  expediert  werden,  ehe 
es  nicht  Tom  Landtag  oder  einer  Schlieesongdcommission  genehmigt 
worden  ist 

Die  Expeditions-  und  Schiiestjungskommission  bestehen  je  ans  neun 
Mitgliedern  nebst  der  notigen  An/.alil  Krsat/nninner. 

§  77.  Der  Landtajj^jbpfijehlu--  sowie  die  Petitionen  de>  I-andt:ii^s 
werden  von  sämtlichen  Landtagsab^eurdneten  unterscbrieben,  die  übrigen 
Schreiben  dagegen  nur  vom  Präsidenten  und  den  Vizepräsidenten. 

* 

8.  Kapitel. 

Besondere  Vorschriftea« 

§  78.  Die  Vorlagen  des  Kaisers-Qrossfflrsten,  die  Gutachten  der 
Kommissionen,  die  Schreiben  des  Landtags  an  den  Katser^GrossfOrsten, 
die  Protokolle  des  Landtags  und  der  Landtagsbeschluss  sind  im  Druck 

herauszugeben. 

§  79.   Sämtliche  Kosten  des  Landtags  werden  aus  Staatsgeldern 

bestritten. 

hchiussbcstiinmung. 

§  so.  Diese  Landtao'sordtmtig,  durch  welche  di  •  I.andtagsordnung 
für  das  (jrossfürstetitum  Finiand  \  oni  15.  April  IStlH  nch.*t  den  Mani- 
festen vom  20.  März  1870.  »lern  25.  ,fiini  1S,%  und  deni  14.  Dezember 
1K^7  aufguhobeu  werden,  «oll  m  allen  iliren  Teilen  aJü  eiti  unerschütter- 
liches Grundgesetz  gelten,  bis  sie  durch  übereinstimmenden  BescUuss 
des  liogeriteo  von  Finiand  und  des  Landtags  verändert  oder  aufge* 
hoben  wird. 
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Was  auf  Giiiiict  der  Gesetze  in  hezu^  nuf  die  T^aridstftnde  gilt, 
soll  fernerhin,  soweit  nicht  diese  Liindtagsordnung  anders  bestimmt,  auf 
den  Landtag  iu  der  ihm  durch  dieses  Gruadgesetz  verliehenen  Zusammeo 
Setzung  Anwendung  finden. 


Wahlgesetz  fttr  das  Grossfürstentum  Finlaad 

vom  20.  Juli  1906. 

1.  Kapitel. 
Wahlkreise  und  Wahlbehördeii. 

§  1.    Für  die  Wahl  von  Landta^raftbgeordneton  ist  finland  in 

folgende  Wahlkreise  eingeteilt: 

1.  Der  Wahlkreif  der  Provinz  Nyland. 

2.  Dor  südliche  Wahlkreis  der  Pr<>vinz  Abo,  die  Gerichtsbezirke  VehiuOt 
Wiruio,  Piikkis,  Halikko  und  Mnsku  umfassend. 

3.  Der  nördliche  Wahlkreis  der  iVoviiiz  Abo,  die  Gerichtäbezirke  Uifsby, 
Ikolis,  Tynri»  und  Loiinljoki  umfuMful. 

4.  Der  sfldliehe  WaUkreis  dar  Provins  Tarostehu,  die  Gerichtabetirke 
Tammela,  Haubo  itnd  HoUolft  umfiMeend. 

5«  Der  nördliche  Wahlkreis  der  Prorins  Taroitehas,  die  Geriolitebenrfce 
Biakkala,  Kuoresi  und  Jänesä  umfassend. 

6.  Der  westliche  Walilkreis  der  I*rovin:^  ^Vyborg,  die  Gerichtsbeurke 
Kymmeno,  Lappresi  'mkI  Strand«  umfassend. 

7.  Der  öftHche  Wahlkreis  der  Provinz  Wyborg,  die  Gericbtsbe/arke 
Jüuskis,  Äyrüpiiü,  Kexholm,  Kronoborg,  Sordavola  und  Suluiis. 

8.  Der  Wahlkreis  der  Provins  St.  Michel. 

9.  Der  westliche  Wehlkreis  der  Provins  Kuopio,  die  Getichtsbesirke 
Bantolempi,  Kuopio  und  Idensalmi. 

10.  Der  Ortlidie  Wahlkreis  der  Proviiut  Kuopio,  die  Geriditsbesirke 

Libelits,  Homouts  und  Pieli.sjörri  umfassend. 

11.  Der  örtliche  Wahlkreis  der  Provinz  Wasa»  die  Gerichtsbezirke  Laukas 

und  Kuortone  umfassend. 

12.  Der  äddliche  Wahlkreis;  der  Provinz  Wasa.  die  Gerichtsbezirke  llnmla 
und  Korshulm  mit  Ausnahme  der  Gemeinden  Ylistou  und  Stückyro 
umfassend. 

13.  Der  nördliche  Wahlkreis  der  ProVina  Wasa,  die  Gemeinden  Yliston 
und  Stoekyro  des  Gerichtabeziikes  Korsbolm  und  die  Gerichtsbeairke 
Loppo  und  Pedersöre  umfassend. 

14.  Der  sfidlidie  Wahlkreis  der  Provinz  ITledborg,  die  Gerichtsbezirke 
SolOf  IlaapujArvi  und  Kajona  und  die  Gemeinden  Ulea,  üleasolo, 
Rempele,  Lumijoki,  Liiningo,  Tummes,  Tyrnftrft,  Muhos  und  Utojirvi 
des  Gerichtsbezirks  Uleä  umfassend. 
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15.  Der  nördlidie  Wabikreit  der  ProTÜii  Uleftboi|r,  den  Oeriebtsbeiuk 
Kemi  und  die  Oemeinden  KuTanieiiiit  Qo,  Huildpadefl,  KüminH, 
YlikiiiuiDki,  Pudasjärv  i,  TeiT»lkoilu  und  Kmunmo  dee  Qeridktebeiiiln 

Uleä  umfassend;  und 

16.  der  Wahlkraii  von  Leppmarken,  der  den  Oeiichtebesirk  Leppmerken 

utnfa88t. 

Eine  Stadt  wird  zu  demjenigen  Wahlkreis  gezählt,  zu  dem  das 
umliegende  Hache  Land  gehurt. 

In  den  etetgenennten  fttnisehn  Kreieen  if erden  dureh  immiitelbare 
und  proportionelle  Wahlen  einbnndertaennundneiuisig  Abgeordnete  ge- 
wollt, die  auf  die  Wahlkreise  im  Vecbiltnie  au  der  eteoerpfliebtigen 
(eingetragenen)  HovOlkerung  yetteilt  sind.  Die  Verteilung  findet  jedes 
zehnte  Jahr  durch  den  Senat  statt  und  irird  in  der  Qeeetiaanimlung 
bekannt  gegoben. 

Der  Wahlkreis  von  Lappmarken  w&hlt  in  derim§ö3  angegebenen 
Weise  einen  Ali^eurdnelen. 

§  21.  Für  jeden  Wahlkreis  soll  rechtzeitig,  ehe  die  Abgeordneten- 
irahl  stattfindet)  eine  ans  fflnf  IfitgUedero  bestehende  Zentralbehörde  er- 
riehtet  werden,  die  ihre  Sitsungen  in  deijenigen  Stadt  hftlt,  wo  sich  die 
ProTinaialregiernng  befindet.  Die  ZentralbdiGrde  des  fOnfsehnten  Wahl- 
kreiaee  ist  jedoch  gleichseitig  Zentralbehörde  des  sed^ehnten  Wahlkreises. 

Der  Vorsitsende  und  awei  Mitglieder  der  Zentralbeliörde  sowie 
ein  Ersatzmann  werden  vom  Senat,  und  zwei  Mitglieder  und  ein  Ersatz- 
mann  von  den  Stadtbevoümächtigten  derjenigen  Stadt  ausersehen,  wo 
die  Behörde  ihre  Sitzungen  hUi;  ihr  Auftrag  dauert,  bis  eine  neue 
Behörde  hestimau  worden  ist. 

Die  Zentralbehörde  ernennt  einen  Schriftführer,  nötige  Zuhler  und 
eonstiges  Hilfspersonal. 

§  8.  Die  Abgeordnetenwahl  findet  in  jeder  Oem«nde  statt,  oder, 
wenn  eine  Gemeinde  in  mehrere  Abstimmungsgebiete  eingeteilt  ist,  in 
jedem  dieser  Gebiete. 

Hat  eine  Landgemeinde  mehr  als  1500  Einwohner,  so  ist  eie  von 
der  (J^neindeverwaltung  in  A^';timmnnf;;s{jehietp  in  der  Weise  einzu- 
tcil'  ii,  dass  ein  «?n!ohes  Gebiet,  falls  die  Ortsverhältnisse  nicht  anderes 
heischen,  höchtiien»  die  genannt*»  Einwohnerzahl  umfasft  und  zncjleich 
einen  zusammenhangenden  und  nach  den  Verkehrsverhai  tu issen  begrenzten 
Teil  der  Gemeinde  bildet.  Ebenso  ist  eine  Stadt,  die  mehr  als  3000  Ein- 
wohner sihlt,  vom  Magistrat  in  die  nötige  Zahl  Abstimmungsgebiete 
einzuteilen. 

Kim  rii-tiieinde  mit  geringerer  Kinwohnersahl,  als  oben  angegeben 
iät,  kann  ebenfalls,  wenn  die  Gemeindeverwaltung  oder  der  Magistrat  es 

für  nötitr  fltulet,  in  Abstimmungsgebiete  eingeteilt  werden. 

Eine  von  der  GemeindeverwnltimEf  oder  dem  M:i<,nstnit  bewerk- 
stelligte Kinteilung  dient  zur  Xachachtung,  selbst  wenn  über  den 
Heschluss  eine  Beschwerde  eingereicht  worden  ist,  bis  da**  Urteil  aniässlich 
der  eiagereiditen  Beschwerde  rechtsgültig  geworden  ist 
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Dm  Wahllokal  wird  in  jedem  Abttimmuogsgebiet  von  der  Ge> 
meinde  beaehafft. 

§  4.  In  jeder  Landgemeinde  toll  die  Gemeindeverwaltung  Anfang 
Januar  dee  Jahres,  in  dem  die  8  jährige  Periode  seit  der  letaten  Abgeord- 

iieteiiwahl  zu  Ende  gebt,  eine  aus  einem  Vor-itzenden  und  vier  Mit- 
gü-  tli  rn  bestehende  Wahlkommission  ernennen,  die  die  Abgeordnetenwnhl 
iunerlialb  der  Gemeinde  bewerkst flli[r{»n  sull.  Doch  soll,  falls  auf  Grund 
einer  Verurdiuinf^  dt's  Kn!sers-( Irossfursleu  neue  Wahlen  stattwefuuden 
haben,  iui  Januar  des  darauffolgenden  Jahres  eine  neue  W  ahikommiäsion 
eingesetat  werden. 

Iit  eine  Gemeinde  in  Abstimmuttgsgebiete  eingeteilt,  so  wird  eine 
Boicibe  Kommission  fflr  jedes  Gebiet  eingesetat. 

Der  Vorsitzende  und  die  Mitglieder  der  Wahlkommisdon  nebst 
der  erforderlichen  Anzahl  Ersatzmäinier  werden  unter  den  in  der 
Gemeinde  ansäsfngen  vrahlberechtioten  Personen  pewähltj  ihr  Auftrag 
dauert,  bis  eine  neue  Kummission  bestimmt  wurden  ist. 

§  ö.    In  der  Stadt  fungiert  der  Magistrat  als  Wahlkommission. 

Ist  die  Stadt  in  Abstimmungsgebiete  eingeteilt,  so  teilt  sich  der 
Magistrat  zwecks  der  Wablverrichtung  in  eine  entsprechende  Anzahl  vun 
Abteilungen  und  beruft  nach  Bedarf  Mitglieder  in  dieselben. 

Wo  ee  keinen  Magistrat  gibt^  verrichtet  das  OrdnungRgericlit  die 
dem  Magistrat  laut  diesem  Gesets  ankommenden  Obliegenheiten. 

2.  Kapitel. 
WahlUsien. 

§  6.  Die  Wahlliste  fflr  ein  Abstimmungsgebiet  wird  von  der  Wahl- 
kommission desselben  errichtet. 

Ist  eine  Stadt  in  Abstimmungsgebiete  eingeteilt,  so  emditet  der 
Magistrat  eine  W^ablliste  für  jedes  Gebiet. 

§  7.  Als  Grundlage  für  die  Erriebturnj  tler  Walillisten  mnss  der 
zuständige  8teuerschreibf  r  innerhail>  Januar  des  Jahres,  wo  die  dreijährige 
Periode'  seit  der  letzten  Abgeordnetenwah!  zu  Kiide  geht,  der  Wahl- 
kouimi.'>sion  ein  \  erzeichnis  einsenden,  das  nach  Durlern  und  Hufnummeru 
oder,  in  Städten,  natdi  Stadtteilen  und  Vierteln  alle  laut  den  Stenerlisten 
des  verflossenen  Jahres  innerhalb  des  Abstimmungsgebietes  aneissigen 
Personen  enthält,  die  au  Beginn  des  zuerst  genannten  Jahres  ein  Alter 
von  viemndawansig  Jahren  erreicht  haben. 

Ausser  diesem  Veraeichnis  bat  der  Steuerscbreiber  drei  Nachtrag;«- 
verzeichnisse  nnzufnrtigen,  eins  für  das  prpte,  eins  für  das  zweite  und 
ein*'  fflr  das  dritte  der  f'»igenden  drei  Jahr",  von  denen  jpfle?:  ^  «-Mzeichnis 
in  derselben  Weibe  die  im  AbsiiuiuiungNgebii  t  ansässicjen  ['erboneu  enthält, 
die  während  des  Jahres,  das  demjeingen  uninittt^ÜKir  vorangeht,  für 
welches  das  Veraeichnis  errichtet  ist,  vicrundawanzig  Jahre  alt  werden. 

Die  Veraeiehnisse  werden  auf  Blankette  geschrieben,  die  auf  Ver- 
anstaltung des  Senats  dem  Steuersdireiber  eingehändigt  werden. 
Jalubueh  der  interoat  Tarefntgnns.  8.  Bd.  202 
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Ist  ein  Umstand  bekannt,  der  irgend  eine  in  einem  solchf^n  r 
zeicbnis  aufpenonwnene  Person  vom  Wahlrecht  ausschliesst,  so  boil  tlaruber 
im  V  erzeichnis  neben  seinem  N.imi  ii  ein  \  ennerk  creumcht  werden. 

i?  K.  Sobald  das  im  §  7  genannte  ^'f  r/.eiehuis  eingeht,  soll  die 
Wahlkoujujiübiou  djis  Verzeichnis  sor;?faltig  prufen  unti  in  dasselbe  solche 
wahlberechtigten  Panonen  eintragen,  die  etwa  weggelassan  worden  sind, 
und  einen  jeden  «le  demselben  ausecblieesen,  dem  kein  Wehlrecht  an- 
kommt. Dee  Veraeidinis  wird  hierauf  mit  einem  Vermerk  ▼ereebco, 
daM  es  die  Wahlliste  dee  Abstimmangegebiete  bildet,  und  von  den  Mit 
gliedern  der  Kommission  unterschrieben. 

Bei  der  Prüfung  moss  der  Kron^lebiisniann*)  und  der  Stadtfiskal *) 
anwesend  sein,  und  die  zustiiiHlii:«'  (Icistlichkeit  und  der  Gemeindevor- 
steher sind  vcrpHicbtf't,  nn  der  Hand  (it-r  Kirfhf^nhnchor  und  Register 
der  WahJkomuijbhioü  die  erfunlerlicla-n  Aufklttrungen  zu  ;;el)en. 

§  9.  Die  Wahlliste  niti?;^  vom  1.  bis  zum  lö.  März  an  p'^ci'jTietem 
Ort  inn«^rh!t)b  des  Al>&tiintiiungs<rebietes  unter  zM'^tiindiger  Komn»lle 
behufs  Prufuu;;  aufliegen,  worüber  eine  Hekmnituiarhung  in  der  Weise 
zu  erlassen  int,  die  fflr  Bekanntmachungen  in  Gemeindeangelegenbeiten 
vorgescfarieben  ist. 

Vermeint  jemand,  does  er  unberechtagterweise  aus  der  Wahlliste 
ausgeschlossen  oder  ein  anderer  unberecbtigterweise  in  dieselbe  aulge> 
nommen  worden  ist,  und  wiinseht  er  eine  Berichtigung  /u  erlangen,  so 
8oll  er  der  Wuhlkonimission  den  16.  März  vor  zwölf  Uhr  mittags  oder 
\or  dipsf>m  Tage  dt^ni  X'orsitzenden  der  Kommission  ein  schriftliches 
Gesuch  mn  Änderung  einreichen. 

§  10.  Die  eiticr^laufenen  Sohriftoii  wenlen  itt  der  Wahikommission 
den  16,  Miirz  nach  zwölf  T'hr  Nm^et ragen. 

Kntliält  eine  Schnfi  da-s  Verlangen,  dass  eine  in  die  Wahlliste 
aufgenommene  Person  aus  derselben  ausgeschlossen  werden  soll,  so  bat  die 
Kommission  die  genannte  Person  an  demselben  Tage  hierttber  lu  benach> 
richtigen  mit  der  Angabe,  daes  sie  am  angegebenen  Ort  von  der  Sdirift 
Kenntnis  au  nehmen  und  spätestens  den  1.  April  YOr  swfllf  Uhr  der 
Kommission  eine  schriftliche  Erkl&rung  einzureichen  habe. 

Eine  d^^rarfige  Henaohrichtiguiig  wird  bei  der  nächsten  Postanstalt 
in  einem  rmsdilag  abgegeben,  auf  dem  Namen  und  Wohnort  des 
Enipf'inrjt">rs  verÄeirli!ir>t  sind:  doch  ist  es  H^r  Kommission  unbenonimen, 
ihm  die  i^'riachriclitjfcfiing  in  niid'Mcr  Weisf  zukoinruen  zu  lassen.  Ist 
sein  Wohnort  nicht  bekannt,  .^o  wii<i  die  Benachrichtigung  an  geeigneter 
Stelle  in  dem  Hause,  wo  die  Gemeindeversammlungen  abgehalten  werden, 
und  in  der  Stadt  im  Rathause  angebracht. 

Btaiikette  fflr  derartige  Benachrichtigungen  werden  den  Wahl* 
k<immissioncn  auf  Veramstaltung  des  Senats  verabfolgt. 

't  Lfiitilli.  lier  Poiizcibeainter  und  öffentlicher  Ankläger. 
^}  t>ffonthcher  Ankläger  in  den  Städten. 
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§  11.  Xachdem  die  eingelaufenen  Schriften  und,  falls  eine  Ue- 
uuchricbtiguug  laut  Absatz  2  des  §  10  ausgefertigt  \<rurde,  die  etwa  ein- 
gereiditen  Erklftraogen  vorgetragen  worden  sind,  werden  die  Akten  nebet 
dem  auf  deneelben  yerseieluieteo  Vermerk  der  Wahlkommisaion  dem 
QouTemeur  der  Provins  flberaandt,  dem  ee  obliegt,  anlfteslieb  der  ait»> 
j^eeprochenen  WOnscbe  unverKflglich  sein  Urteil  abaugeben. 

Bine  Eridftning'  anlSnlieh  des  im  2.  Abnts  des  §  10  genannten 
Verlangens  kann  jedoch  dem  Gouverneur  auch  eingereicht  werden,  so 
lange  die  Frage  von  ihm  noch  nicht  entschieden  wurde. 

§  12.  Die  Resolution  des  Gouverneurs  in  Sachen  betreffend  die 
Wahllisten  wird  der  Wahlkommission  zugestellt,  die  die  Resolution  be- 
kaiHtttnnchen  lässt  und  dem  Gouverneur  einen  Beleg  über  den  Tag  über- 
sendet, wiiim  solches  nreschehen  ist. 

Tber  die  l'-'sulution  muss  die  Koinniission  diejenigen  benach- 
richtigen, zu  deren  Liigunsten  sie  gefallen  ist,  unil  awar  durch  eine  Be- 
kanntmachung, die  in  einem  mit  dem  Namen  und  dem  Wohnort  des 
Empfängers  versehenen  Umschlage  der  Post  sur  Beförderung  ttber- 
geben  wird. 

Die  Resolution  soll  7  Tage  lang  von  der  Bdcanntmachung  an  in 
der  Stadt  beim  Magistrat  und  auf  dem  Lande  beim  Vorsitsenden  der 
Wahlkommission  aur  Ansidit  ausliegen. 

§  13.  Wer  eine  Änderung  in  der  Resolution  des  Gouverneurs  an 

erlangen  wünscht,  soll  spätestens  vor  12  Uhr  mittags  am  14.  Tage  nach 
Bekanntmachung  der  Resolution  dem  Gouverneur  eine  untertinige  Bo> 
sdiwerde  einreichen. 

Sind  Beschwerden  eingelaufen,  so  soll  der  Qottverii'^vir  dieselben 
nebst  einer  Abschrift  der  Resolution  und  den  Akten  in  d-  r  A ii'j>'!»'?ori- 
heit  sofort  nach  Ablauf  der  i;eiiamiten  Zeit  der  oberstcu  richterlicheu 
Behörde  des  Landes  einsenden;  im  entL'e<^eiiue^etzteii  Falle  jedoch  soll 
der  Gouverneur  die  Wahlkommission  benachrichtigen,  das«  die  Rebolution 
Rechtskraft  erlangt  bat. 

'  Das  oberste  Gericht  liest  durch  den  Gouverneur  der  Wahl- 
kommission sein  Urteil  in  der  Sache  austeilen. 

§  14.  Ist  eine  Änderung  der  Wahlliste  inneihalb  der  vorge* 
sdiriebenen  Zeit  bei  der  Wahlkommission  nicht  veriangt  worden,  so  soll 
diese  auf  der  Liste  vermerken,  dass  dieselbe  Rechtskraft  erlangt  bat. 

Ist  eine  Änderung  verlangt  worden,  so  soll  die  Kommission, 

narbdeni  dem  Verlangen  durch  rechtsgültiges  Urteil  Genüge  geschehen  ist, 

in  die  Liste  die  etwaigen  verlangten  Änderungen  eintragen  und  zugleich 

bei  jeder  AnderuriL'^  das  Urteil  anflehen,  auf  Grund  des-en  di'>  Änderung 
vorfr.^rionitneii  worden  ist.  wornuf  die  Li-^te  mit  einem  Vermerk  versehen 
wird,  dass  sie  iu  der  aU<>  veriuici-'i-teii  (iestalt  Ri'clitskrrtft  erlantrt  hat. 

Kiiie  füi-  rechtsi^niltii;  erklärte  Wahlliste  hat  bei  der  Wahl  unab- 
ändtjriicli  zur  Hicbtscbnur  zu  dienen. 

202» 
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§  15.    Müssen  auf  Grund  einer  Verordnung  des  KfiserB^OrossfOrsteii 

nfiue  Wahlen  bewirkt  werden,  ehe  eine  Wahlliste  in  der  ohen  vor^^e- 
Bchriebenen  Wei^"  errichtet  worden  ist,  so  hat  die  letzte  Wahlliste  uebst 
den  im  §  7  erwähnten  Nachtragsverzeichnisspti  als  Wahllist»*  zu  dienen. 

§  16.  Vor  den  Neuwahlen  muss  die  Wahllist«  der  im  §  8  ange- 
gebenen Prüfling  unterzogen  werden  und  unmittelbar  darauf  unter 
xuttländiger  KuiitroUe  innerhalb  des  Abstimmungsgebietes  ausliegen, 
woHlber  «ine  Bekmnntmadioiijf  erfolgeQ  mues. 

Ein  Verlangen  auf  Berichtigung  der  Wahlliste  muss  innerhalb 
demlben  Zeit  bei  der  Kommiaflion  aehriftlich  geatoUt  werden.  Wird 
▼erlangt,  daae  jemand  aua  der  Wahlliate  aaageaobleasen  werden  aoU, 
ae  aoll  die  Eommiaaion  ihm  daa  Schiiftstftek  in  d«r  im  §  10  genannten 
Weise  einhändige  und  ihn  auffordern,  binnen  7  Tagen  nach  Ablauf  der 
im  Abaata  1  genannten  Zeit  eine  adirifüiche  Erklftning  abangeben. 

Darauf  wird  in  der  Angelegenheit  in  der  im  §  11  vorgeschriebenen 
Weise  verfahren;  der  Gouverneur  muss  seine  in  der  Sache  gefällte 
Resolution  unverzfiglich  der  PrAfung  der  obersten  Geriobtsbehörde  des 
Landes  unterbreiten. 

§  17.  In  dem  Jahr,  das  nach  demjenigen  folgt,  wo  die  im  §  15 
genannten  W  ^hleu  vorsichgegaugcn  sind,  soll  eine  vollsiimdige  neue  Wahl- 
liste iiebbt  Nachtragsverzeichnissen  für  2  Jahre  in  der  iii  diebem  Kapitel 
▼orgeschriebeuen  Weise  erriohtet  werden. 

3.  Kapitel. 

Wählervereine  und  Wahlverbftnde. 

§  18.  Haben  die  Wähler  in  einem  Wahlkreiae  in  dner  Anzahl 
Ton  mindestens  50  durch  eine  von  ihnen  nnterseidhnete  Söhrilt  aidi  fftr 
eine  bestimmte  Abgeordnetenwahl  vereinigt  und  in  der  Sdiiift  die  Peraon 
oder  die  Personen  genannt,  die  sie  au  wählen  beechlosaen  haben,  so  iat  ein 
derartiger  Wäblervorein  berechtigt,  die  Zentralkommißsion  des  Wahlkreisea 
au  ersiichon  die  Kandidatenliste  des  Vereins  zu  veröffentlichen  und  in 
die  Wahlzettel  einzutragen,  die  in  dem  Wahlkreise  bei  der  Abgeordneten- 
wahl zur  Anwendung  kommen  sollen. 

§  19.  Das  Srbrift'-f ürk,  wndureb  ein  Wählerverein  geltildet  wird, 
muNs  (|;iti<rf  sinvie  vleii  lieiumLsürt  iU-^  \ freins  angeben  und  eine 

Hevuiiiiiactiiigung  für  mnidestens  eins  der  Mitglieder  des  Vereins  ent- 
halten, iih  Vertreter  des  Vereins  aufautreten.  Die  Kandidatenüate  muss 
in  deutlicher  Weise  die  Namen  der  Personen  enthalten,  und  awar  hfidistena 
drei,  die  als  Abgeordnete  vorgeschlagen  werden,  sowie  Beruf  oder  Oe* 
werbe  und  Wohnort  derselben,  und  darf  ftlr  die  in  den  §§  22  und  28 
genannten  FAlle  einen  Ersatzmann  nennen. 

Das  S(<briftstUck  darf  auch  das  allgemeine  Ziel  angeben,  dessen 
Verwirklirbung  der  \*erein  erstrebt,  oder  eine  bestimmte  Losung,  die  die 
Auffassung  des  Vereins  in  irgend  einer  allgemeinen  Frage  beaeichnet. 
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§  SO.  Dm  Gemdi  um  VerOffeDtficiiiing  der  Ktndidatwilute  des 

Wfthlervereins  erfolgt  im  Namen  des  VereioR  schriftlich  durch  den  Ver- 
treter derselben.  Sind  swei  oder  mehrere  Vertreter  bestimmt  worden, 
fio  krtnnen  sie  nur  p^emeinsam  den  Verein  vertreten:  inbesug  Aof  jeden 
von  ihnen  gilt,  was  untpn  über  Vertreter  jz^esagt  wird. 

Dem  Gesuch  ist  »uwobl  das  Schriftstück  beizulegen,  wodurch  der 
Wählerverein  gebildet  worden,  als  auch  ein  besonderes  Veraeichnis  der 
Kandid»tenli8te  desselben.  In  dem  Oeaadi  hat  der  Vertreter  die  Ver- 
ridiemog*  absugeben,  dMs  die  Penonen,  deren  Kernen  das  Sduiftstflek 
al«  ünteredmiten  trigt,  dasselbe  eigenlilBdig  imteneiohnet  haben  und 
irablberecbtagt  sind,  eowie  daas  die  Vecgesddagenen  bereit  sind,  den  Ab« 
geordnetenauftrag  zu  übernehmen. 

Das  Gesuch  soll  einen  durch  Zeugen  bescheiniifton  Vermerk  des 
Notarius  publicum,  Kronsvogtes.  LehnsmaniiH  oder  \'orsitzenden  •l'^r  (re- 
meindevorwaltung  darüber  euthaJteo,  dass  der  Vertreter  das  Gesuch  eigen- 
händig unterzeichnet  hat. 

Hat  der  Vertreter  absichtlich  oder  aus  Nachlässigkeit  bescheinigt, 
was  nicht  der  Wabiheit  entspricht  oder  sonst  in  seiner  Tätigkeit  ^nen 
Fehler  begangen,  so  wird  er  wie  ein  Beamter  wegen  Amtavergebens  bestraft 

§  21.  Die  im  §  20  genannten  GeeuGhsdokumente  soll  der  Vertreter 
selbst  oder  durdi  einen  bevollmiditigten  Vertreter  spätestens  am  ein* 
unddreissigsten  Tage  vor  dem  Wahltage  der  Zentralfcommlssion  des  Wahl- 
kreises einreichen. 

Sind  die  Akten  so  zeitig  der  Post  zur  Beförderung  übergeben 
worden,  dass  8ie  spätestens  an  dem  oben  genannten  Tage  bei  der  Kom- 
mission hätten  eintreten  müssen,  so  gelten  sie  als  rechtzeitig  eingereicht. 

§  22.  Stirbt  jemand,  der  in  die  Kandidatenliste  eines  Wähler- 
vereins aufgenommen  ist,  oder  wird  er  als  nicht  mehr  wählbar  befunden, 
so  muss  der  Vertreter  seinen  Namen  aus  der  Liste  streichen. 

Enthält  die  Kandidatenliste  auch  einen  P^satzmann,  so  hat  der 
Vertreter  ihn  als  Kandidaten  einaotrsgen. 

§  28.  Will  ein  Wflhlenrerain  deshalb,  weil  ein  vom  Verein  auf- 
gestdlter  Kandidat  auch  in  die  Kandidatenliste  eines  anderen  Wshler 
yersins  anfgenommen  ist,  den  Kamen  desselben  Ton  eoiner  Liste  streichen 
oder  durch  einen  anderen  ersetzen,  so  ist  solches  dem  Verein  gestattet. 

Knthält  das  Schriftstück,  wodurch  der  Verein  gebildet  worden  ist, 
keine  ausdrückliche  Bevollmächtigung  für  d»  n  Vertreter,  eine  derartige 
Massregel  zu  beschliessen.  so  kann  dieselbe  nur  auf  (jrund  eitier  datierten 
schriftlichen  Krklärung  vorgenommen  werden,  die  utiudesten»  von  der 
Hälfte  sämtlicher  Unterzeichner  der  erstgenannten  Schrift  unterschriel>en 
worden  ist 

§  24.  Üb«r  die  Änderung  der  Kandidatenliste  eines  Wfthlerrereins 
hat  der  Vertreter  spätestens  am  sechsehnten  Tage  vor  dem  Wahltage  der 
Zentralkommission  dM  Wahlkreises  schriftlich  Anseige  au  erstatten  und 
die  Änderung  in  der  im  §  20  angegebenen  Weise  besdieinigen  an  lassen. 
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Ist  der  Vertreter  selbst  nicht  befugt,  die  Änderung  vorzunebnieD, 
so  soll  der  Aiueige  die  im  sweiten  Abschnitt  des  §  23  genannte  £rkl&ruug 
beigefügt  werdoo  nebit  der  Venicberuog  das  Vertreten,  dus  die  Unter- 
•ebriften  eigenhtodig  geleistet  worden  sind. 

§  26.  WOnsohen  swei  oder  mehrere  Wlblerrereine  miteinander 
bei  den  Wahlen  auBammensuwirken,  eo  sind  de  bereahtigt»  eich  au  einem 
WaUTerbande  au  yereinigen. 

Eine  derartige  Vereinigung  erfolgt  darch  eine  Erklärung  vonseiten 
eines  jeden  Vereins  Aber  die  Bildung  eines  Wahlverbandes  und  eine  diea* 
bezügliche  Anzeiüje  nn  die  Zoiitrnlkommission  des  Wahlkreises. 

Die  Gc<::iiiitniiz:ih]  der  Kandidaten  eine«;  WahlvPrHandes  darf  nicht 
die  Anzahl  AW^eordneten  überbLeigeti ,  di«  der  \Va}dkrei^  wählen  darf. 

2fi.  I)ie  im  2;')  erwähnte  Krklarunt,'  hat  srliriftlich  zu  erfolgen 
und  soll  siinitliche  Wahlervereiue,  die  daii  Wahlverbaud  bilden,  sowie  die 
endgültigen  Kandidatenlisten  derselben  enthalten. 

ESne  iolehe  Erkllrang  mnes  datiert  und  mlndeatens  ¥00  der  Hftlfte 
deijenigen  Peraonen  unteraeicfanet  sein,  wel<Ae  das  SchriftsMdc  unter- 
Mbriebw  haben,  irodurdi  der  Verein  gebildet  worden  ist.  Hinsichtlich  der 
Anzeige  über  den  Verband  gelten  die  im  §  24  enthaltenen  Bestimmungen. 

§  27.   Ein  Wihlerverdn,  der  bereits  au  einem  Wahlverbande  gehOrt 

kann  keinem  anderen  Walilvprbande  beitreten.  Auch  können  versdiiedene 
Wahlverbinde  keinen  Wahlverband  miteinander  eingehen. 

§  28.  \a( '}i dem  Aber  einen  zwischen  Wihlervereinen  eiiiäregangenen 
Wahlverbajid  Anzeige  erstattet  worden  ist,  können  in  den  Kandidatenlisten, 
die  in  der  ErklSnir:ir  über  die  IbldunL;  des  Verbandes  enthalten  sind, 
nur  die  im  §  22  genannten  Änderungen  vorgenommen  werden. 

4.  Kapitel. 

Die  vorbereitenden  Massregeln  der  Zcntralkomnässiou. 

§  29.  Die  Zentralkommission  yersnmmeit  sich  zum  pr-.»rnmal  auf 
Berufung,'  des  Vorsitzenden  spütestens  funfundvierzlLf  Tujt^  vor  der  Ab- 
geordnetenwahl, um  eiii'  ii  Schriftführer  zu  ernennen  und  Zeit  und  Ort 
zu  bestimmen,  wo  die  Sohrift«iücke  entgcgcngonummtiii  v>öideu,  und  dar- 
nach am  dreü^sigsten,  aweiundawanaigsten  und  fOnfsehnten  Tage  vor  und 
auletat  am  aweiten  Tage  nach  der  Abgeordnetenwahl  nm  aehn  Uhr  Tor- 
mittags  und  tagt  jedesmal  so  lange,  wie  es  die  Erledigung  der  Geedilfte 
erfordert« 

§  80.  Am  dreissigsten  Tage  vor  der  Abgeordnetenwahl  werden 
die  von  den  W&hlervereiuen  eingelaufenen  Gesuche  TOrgetragen  und 
geprdft. 

Ifil  ein  Gesuch  nir-ht  vorsclinftsmfi««ii_'  erfolgt  uder  ein  Waliler- 
verein  nicht  in  gef"'t /lieber  Weit>e  gebildet  worden,  so  ist  der  \'ertreter 
zu  benachrichtigen,  dass  das  Clesuch  nicht  gebilligt  wurden  ist,  wobei  die 
Orflude  der  Ablehnung  anzugeben  sind. 
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§  31.  Die  Gesuche,  die  fflr  gesetzinässi^  o^ebildete  Wählervereine 
▼onohnÜBinftsaig  eiag«reicht  worden  aind,  werden  in  fortlaufender  Reihen- 
folge numeriert. 

Die  Nummer  des  Gesuch«  wird  aueli  oben  auf  dein  dem  Gesuch 
beiij^eleij;t(!r!  V»'rzeiehnis  der  Kandidaten  vermerkt,  wobei  unmittelbar 
uuter  der  iSuauuer  der  Heiumtsort  des  Vereint»  und  dessen  allgemeines 
Ziel  oder  leine  Losung,  wenn  solche  anjt^egeben  wurden  ist.  notiert  werden. 

§  32.  Die  Zeutralkoinmii«iou  hat  hierauf  sofort  anzuurdneu,  das» 
eftnitlldie  mit  Konuacieni  vereelienen  Kaadidatenltetefi,  eine  Jede  mit 
einer  beeonderen  ÜberBchrift,  unTersflglich  dnreh  den  Dmek  in  der 
Weiee  suMinmen  vertielAltigt  werden,  daas  eie  in  der  Reihenfolge  ihrw 
Kegistemiunmem  und  dnroh  deutliche  Linien  ToneunaDder  getrennt, 
dieeelbe  Seite  eines  BInttcF;  einnehmen. 

Ifaf  in  dem  im  §  30  Abschnitt  2  u^eii.'uiutfMi  Fall  ein  Wähler- 
verein binnen  sieben  Ta-jen  ein  neues,  in  erwalmter  Weise  berichti^rtes, 
sonst  nber  unverändertes  Gesucb  eiogereicLt,  so  soll  dasselbe  am  zwei- 
undzwanzigsteu  Tage  der  AbgeorduetenwahJ  vorgetragen  uml  geprüft 
werden. 

Bei  derselben  Gelegenheit  gelangen  aucdi  «olobe  Qeendie  cur 
Prflfnng,  die  ohne  Vendiulden  der  betreffenden  Partei  irerspätet  einge- 
laufen  dnd.  Ist  das  Qeeuch  in  Torecbriftemiaeiger  Ordnung,  ao  eoU  die 
Kandidatenliste  in  der  oben  angegebenen  Weise  besonders  verviel* 
f&ltigt  werden. 

§  33.  Sobald  die  im  §  32  vorgeschriebene  Vervielfältifjung  erfolgt 
ist,  soll  die  gedruckte  Zusammen>*tellung  der  Kandidatenlisten,  und  in 
dem  im  §  32  Ahscbnitt  2  genannten  Fall  die  besonders  gedruckte 
Kandidatcnlit»iti  äsuwohl  allen  Wublervereinen  wie  GemeindevorstÄnden, 
Magistraten  und  Ordnungsgerichten  innerhalb  des  Wahlkreises,  sowie 
anoh  sonst  der  OffenÜi<dikeit  zuganglich  gemacht  werden. 

§  84.  Bei  der  Sitsung,  die  am  fflnfzehnten  Tage  vor  der  Wahl 
beginnt,  werden  die  Anseigen  Aber  Änderungen  bereits  veröffentliditer 
Kandidatenlisten  und  Aber  Wahlverbftnde  vorgetragen  und  geprOft 

Kann  eine  Anseige  nicht  gebilligt  werden,  so  wird  in  der  im  §  30 
Abschnitt  2  angegebenen  Weise  verfuhren. 

Hierauf  sollen  an  der  Hand  der  gebilligten  Anzeigen  die  gedruckte 
ZusainmenstellunL;  vorschriftsmässii:  beriehti«4t,  und  sämtliche  zu  dem- 
selben  Wablverliande  geiioreade  Kundidalenlisten  darin  in  der  Weise 
unter  einer  gemeinsamen  Überschrift  und  getrennt  von  übrigen  Listen 
susammeugefasst  werden,  dass  der  \'erband  und  die  Kandidatenlisten, 
weldie  derselbe  unterstfltst,  deutlich  henrortreten.  Die  auf  solche  Weise 
sttstande  gekommene  Zusammenstellung  der  endgültigen  Kandidatenlisten 
ist  sofort  durch  den  Druck  au  vervielf&ltigen. 

§  36.  Die  Zentralkommission  soll  darauf  unTsrafiglidi  Wahlzettel 
für  den  ganzen  Wahlkreis  drucken  lassen  und  in  erforderlicher  Anzidil 
der  Wahlkommission  in  jedem  Abstimmungsgebiet  in  einem  Umschlag 
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üusenden.  der  mit  dem  Sif  irel  des  Wahlkreises  ver*?ieL'eU  und  mit  eiOMD 
Vermerk  fi'r  r  die  Anzahl  der  Wdldzetti-I  verse)t"n  ist. 

Jeder  Wahlzettel  soll  auf  der  innereo  Seite  sowohl  einen  leeren 
Kaum  enthalten,  der  vom  Wähler  auszufüllen  ist,  al><  auch  sämtliche 
von  der  Zentralkommiseion  veröffentlichten  Kandid^nlisteu  in  genauer 
Obereinetimmung  mit  den  in  den  ^  32  und  34  ndtfeteilten  Voreduüten, 
doch  ohne,  den  in  ihnen  Enatemftnner  genuiDt  werden  dttrfen. 

Die  Wahlsetfeel  mfissen  dermrt  eingerichtet  sein,  dasi  deutiich  m 
cr-«'h»'r!  ist,  in  welcher  Weise  sie  zusammeiKufalteu  und  zu  scblieeten 
sind,  und  dürfen  nichts  anderem,  als  oben  angegeben  ist,  enthalten. 

§  36.  .\usser  den  Wahlzetteln  erhalten  die  Wahlkomm issioneu 
eine  genügende  Anzaiil  der  bericbtititeii  Zusammeiistellung^  der  Kandidaten- 
listen sowie  Wahlstempel  nebst  Zubehör;  die  bewagte  Zusammeusteliung 
wird  in  der  im  §  33  angegebenen  Weise  verbreitet. 

Der  Wafaletempel  nfliss  fAr  Amtliöhe  Abetimniuugsgebiete  iDneriialb 
deM  Wehlkreisee  derselbe  sein. 

5.  Kapitel. 
Die  Wahl. 

§  37.  Am  1.  .Tuli  in  di  ni  ':ihr,  wo  die  dreijährige  Periode  seit 
der  letzten  Abgeordnetenwahl  zu  Knde  izohi,  beginnt  die  Wahl  Verrichtung 
in  jedem  AbstimaiuiifTSgebiet  um  neun  Uhr  morgens  und  dauert  bis 
acht  Uhr  abends,  und  den  folgenden  Tag  ebenfalls  von  neun  Uhr  bis 
aobt  Uhr,  jedeemsl  mit  einer  Zwischenpause  von  höchstens  swei  Stunden 
laut  Bestimmung  der  Wahlkommiseion. 

%t  der  Kaiser-GrossfOrst  nene  Wahlen  angeordnet,  so  bepnnt 
die  Wahl  Verrichtung  am  ersten  Tage  in  demjenigen  Monat,  der  zunlchst 
.sechzig  Tage  nach  Bekanntmachung  der  Verordnung  über  die  Neuwahlen 
f&llt,  uml  <;eht  darauf  in  der  im  Abschnitt  1  ungegebenen  W-  i^-e  weiter. 

§  38.  Der  Wahlkouimission  lie<»t  es  ob,  alle  für  die  Verrichtung 
der  Wahl  nötiucu  Aiiurdiuii  Lfii  /-u  treffen. 

Besonders  müssen  Mussregeln  dahin  ergriffen  worden,  dass 
niemand  einen  Wablaettel  erhält,  ehe  er  fflr  wahlbereditigt  befunden 
worden  ist,  sowie  dass  die  Wähler  die  Möglichkeit  hab«a,  unter  voller 
Wahrung  des  Wahlgeheimnisses,  in  ihrem  Wahlsettd  au  vermerken,  in 
welcher  Weise  sie  stimmen,  und  dass  das  erforderliche  Zub^ör  hierfOr 
voihanden  ist. 

Die  Kommission  hat  auch  dafür  Sor^^e  zu  tragen,  da.«ts  neben  dem 
für  die  Wahl  bestimmten  Zinim*»r  fin  L'^eniiuend  geräumi;^er  Platz  für 
die  Wähler  vorhanden  ist,  welche  auf  ihre  Reihen  warten,  um  in  das 
Wahlzimmer  zu  ^'dangen,  und  da.ss  dieser  Platz  um  uie  .'Stunde,  wo  die 
Wahl  Verrichtung  am  Abend  unterbrochen  oder  beendigt  werden  soll, 
abgeschlossen  wird.  Erfolgt  die  Unterbrediung  am  Tage,  so  hingt  es 
von  der  Wahlkommission  ab,  ob  der  Plats  abgeschlossen  werden  soll. 

Der  Senat  lässt  auf  Kosten  des  Fiskus  eine  Wahlurne  für  jedes 
Abstimmungsgebiet  anschaffen. 
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%  89.  Im  WaUlokml  oder  in  unmitlellmror  Nih«  deiBelben  dflrfen 
kaine  Reden  g^ftlten,  auch  keine  gedruckten  oder  geeobfiebenen  Anfrafe 
MigeeoblageD  oder  en  die  Wihler  refteOt  werden. 

§  40.   Die  Wahlkommission  bat  daftlr  xu  sorgen,  desB  die  von  der 

Zentralkommission  des  Wahlkreises  veröffentlichte  Zusammenstellung  der 
angemeldeten  endprülti^en  Kandidatenlisten  sowohl  im  Wahlzimmer  selbst 
als  auch  iu  deu  iin<:ren/eQden  Zimmern  und  Vorräumen  angeschlagen 
und  auch  sonst  zut^änglich  gemacht  wird. 

§  41.  Bei  der  Abgeordiieteuwahl  soll  eine  von  der  Wahlkomniissiun 
eigene  daan  ausereehene  Penw  anweeend  sein,  die  auf  Wunsch  der 
Wähler  dentelben  bei  der  Bintragung  der  erforderltdien  Beaeidmnngen 
in  den  Wablsettel  an  die  Hand  gehen  soll. 

Der  Gehilfe  eoll  gewissenhaft  die  Anweisongen  des  Wihlers  be* 
folgen  und  das,  was  er  bei  der  Wablrerrichtung  erfährt,  geheim  halten. 
Handelt  er  diesor  Bestimmung  sawider,  SO  wird  er  wie  ein  Beamter 
wegen  Aimtsverijehens  bestraft. 

§  42.  Hei  iler  WahlvtrriclitunL''  ruuts  der  V^orsitzerule.  unmittelbar 
ehe  die  Abstimmung  beginnt,  den  Ainvosenden  zeigen,  dasä  die  Wahlurne 
leer  ist)  und  darauf  den  Umschlag  öffnen,  in  welchem  die  der  Kom- 
miüion  sugeeandten  Wahlsettel  enthalteo  sind. 

§  43.  Bin  Wihler,  der  sein  Wsblrecbt  auefiben  will,  bat  sieh  bei 
der  Wablkommiüion  au  melden,  um  seinen  Wahlsettel  in  Bmpftug  au 
nehmen. 

§  44.  Bei  der  Wahl  ist  jeder  Wähler  berechtigt,  für  h^^chstens 
drei  Personen  zu  stimmen;  er  soll  hierbei  in  der  im  §  45  erwähnten 
Weise  die  Ueihenfolge  angeben,  in  der  er  sie  gewählt  zu  sehen  wünscht. 

§  45.  Will  ein  Wähler  seine  Stimme  für  die  im  Walilzettel  ent- 
haltene Kandidatenliste  eines  gewissen  Wähleryereins  abgeben,  so  soll  er 
dieee  Liste  mit  einem  roten  Stridi  beseichnen.  Wtnscht  er  die  Reihen« 
fdge  der  Namen  in  der  Kandidatenliste  su  Indem,  so  soll  er  wor  den 
Kamen,  dem  er  die  ereie  Stelle  gibt,  eine  ESins,  und  vor  den  Kamen, 
der  an  «weiter  Stelle  kommon  soll,  eine  Zwei  stallen. 

Billigt  ein  Wähler  keine  der  im  Wahlzettel  enthaltenen  Kandidaten- 
listen, so  soll  er  in  dem  zn  diesem  Zwerlc  nuf  dem  Wahlzettel  angebrachten 
leeren  Kaum  die  Namen  derjenisren  P(»rsiin  odf-r  der  Personen  aufschreiben, 
für  welche  er  «stimmt,  ohne  Rücksiclit  darauf,  ob  sie  in  die  irenannten 
Listen  u\ifgenommen  sind  oder  nicht,  und  dieselben  dabei  iu  dur  Keihen- 
folge  angeben,  in  welcher  er  sie  gewflblt  an  s^en  winsdit;  zugleich  eoll 
er  auch  Beruf  und  Wohnort  eines  jeden  angeben. 

Hierauf  soll  der  Wfthler  den  Wahlsettel  susammengefaltet  und  ge- 
schlossen der  Wahlkommission  zur  Abstempelung  vorweisen  und,  nachdem 
diesee  geschehen  ist,  in  die  Wahlurne  legen. 

§  46.  Ein  Wähler  ist  bereclitii^t.  sein  Stimnin-clit  in  einem  and^r^n 
Abstimmuntrsgebiet  an<ziinben,  als  in  (lf>mjenii;t'ii,  in  dessen  Walilli'ite  er 
aufgenommen  ist,  bufern  er  einen  zu  diesem  Zweck  ausgefertigten  Auszug 
aus  der  genannten  Wahlliste  einreicht. 
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Gehört  dur  Wahler  zu  eiiM  m  anderen  Wahlkreise,  so  ist  er  be- 
rechtigt, t>6iü6  Stimme  iür  die  Kuudidatenliäte  eines  gewissen,  zu  jenem 
Wahlkreise  gehörenden  WfthlenrereinB  sbsugebMi,  indem  er  die  Namen 
der  Kandidaten  deaaelben  in  seinem  Wablsettel  einträgt. 

Wenn  ein  Wähler  aue  einem  anderen  Wahlkreise  solehennaasen 
sein  Wahlrecht  ansflbt,  so  aoU  der  Name  des  Wahllaeieee  auf  der  iaeeeren 
Seite  seines  Wahliettele  angebracht  sein,  ehe  dieser  in  die  Wahlurne 
gelegt  wird. 

§  47.  Xüchdem  der  Wfthler  seinen  Wahlzettel  in  dif*  Urn<^  g<  It'i;t 
hat,  wird  in  der  Wahlliste  vermerkt,  dass  er  sein  Wahlrecht  ausf^euht 
hfit.  Wenn  ein  Wähler  zu  dem  im  §  46  aneeerebenen  Zweck  fineii  An^zup 
auä  dur  Wahlliste  erhält,  soll  auch  hierüber  in  der  List«  ein  V'ermerii 
angebraeht  werden. 

g  46.  Wenn  die  Wafalverrichtnng  unterbroobwi  wird,  ao  soll  die 
Wahlurne  mit  dam  Siegel  mindestens  dreier  Anwesender  Ternegelt  und 
in  sichere  Verwahrung  gebracht  werden.  Wenn  die  Verrichtung  dann 
wieder  aufgenommen  wird,  so  soll  sich  die  Kommission  vor  Er- 
öffnung der  Siejrcl  darüber  verf^ewisaern,  dasa  die  Siegel  unverletzt  sind. 

Ehe  die  Verrichtung  iiiiterl)rnclien  oder  die  Ahstimmunfr  ft'ir  ab- 
gesohlossen  erklärt  wird,  sulJen  allt'  vor  der  zu  diesem  Zweck  festgesetzteo 
Stunde  eingetroffenen  Wähler  das  Recht  haben,  zu  stimmen. 

§  49.  Sobald  die  Abatimmtmg  beendigt  worden  ist,  werden  die  ab- 
gegebenen Wahlsettel  der  Urne  entnommen  und  ungeöffnet  gesShit.  Des- 
gleichen wird  die  Anaahl  Personen  gesihlt,  welche  laut  Vermerk  in  der 
Wahlliste  und  dem  Protokoll  das  Wahlredit  ausgeabt  haben. 

Sämtliche  abgegebene  Waldzettel  werden  hierauf  in  einem  dauer- 
haften Umschlag  gelegt,  den  mindestens  drei  Mitgtieder  der  Wahl- 
kommission in  dor  Weine  mit  ihren  Siegeln  rersehen,  dam  der  Umschlag 
sorgfältig  versiegelt  ist. 

Auf  dem  Umschlag  wird  darauf  eine  an  die  Zentralkommission 
des  Wahlkreises  gerichtete  Aufschrift  nebst  Angabe  über  den  Inhalt  des 
Umschlages  angebracht. 

Wenn  Wahlsettel  voikommen,  die  mit  dem  Kamen  eines  anderen 
Wahlkreises  vstsehen  sind,  sollen  diese  jedoch  sofort  beim  Zihlen  von 
den  übrigen  getrennt  und  darauf  in  gleicher  Weise  in  einen  Umschlag 
gelegt  und  der  letztere  mit  einer  an  die  Zentralkommission  des  genannten 
WahlkreiceH  gfriditeten  Aufschrift  versehen  werden. 

§  50.  Können  die  altp^^efrobenen  Wahlzettel  wegen  zu  weit  vor- 
geschrittener Zeit  nicht  sofort  trcziildt  werden.  .><o  wird  mit  der  Wahlurne 
in  der  im  §  48  angegebenen  Woise  verfahren,  und  die  abgegebenen  W^ahl- 
zettel  werden  am  folgenden  Tage  gezählt  und  in  den  Umschlag  gelegt. 

§  51.  Bei  der  Wahlverricfatung  wird  Ton  einem  Mitglied  der 
Wahlkommisiion  ein  Protokoll  geffihrt,  in  dem  su  yerseicbnen  ist:  der  Tag 
der  Verrichtung,  die  anwesenden  Mitglieder  der  Kommission,  die  Stunde^ 
wiiiin  die  Verrichtung^  begann  und  unterbrochen  wurde  und  wann  die 
Abstimmung  für  beendigt  erklärt  wurde,  die  Penonen,  die  auf  Grund 
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eines  Auszugee  tm»  der  Wahlliste  eines  anderen  AbBtimmungflgebietM 

an  der  Abstimmung  teilgenommen  haben,  und  welche  von  diesen  zu  einem, 
niuleren  Wahlkreise  gehören,  die  Anzahl  abgegebener  Wahlzettel  und  von 
Personen,  die  das  Wahlrecht  ausgeübt  hüben,  sowir»  die  Zeit,  wo  die  im 
t;  49  goiiuniiten  Umschläge  \  ersiegelt  worden,  wobei  die  dabei  benutsten 
Siegel  im  Protukull  abzudrucken  sind. 

Die  VemdituDg  wird  mit  der  Verlesung  des  Protokolle«  abge> 
sehloeeen  und  dann,  nachdem  der  Voreitsende  der  XommiBaien  darauf 
▼ermeiM  hak,  daes  das  Protokoll  richtig  ist,  dasselbe  in  einen  Um> 
schlag  gelegt,  das  mit  einer  au  die  Zentralkomnussion  des  Wahlkreises  ge- 
richteten Aufschrift  versehen  wird. 

Gedruckte  Formulare  für  die  Protokolle  erhalten  die  Wahl* 
kommissioncii  ;\uf  Veranlussuns^  des  Senats. 

§  52.  Der  Vorsitzeade  und  ein  Mitglied  der  Wablkommission 
sollen,  sobald  äolcbes  geschehen  kann,  die  im  §  4U  genannten  Wahlzettel 
nebst  dem  Wahlprotokoll,  jedes  in  besonderem  Umschlage,  persönlich  bei 
dem  nftchsten  Postamt  aufgeben. 

§  63,  Im  Wahlkreise  Lappmarken  soll  jeder  Wfthlerbw  der  Äbgeord- 
netenwahl  nur  ffir  eine  Person  stimmen  und  darf  dabei  einen  solchen 
Wahlaettel  anwenden,  wie  er  selbst  wünscht.  Im  fibrigen  gilt  für  die 
Abgeordnetenwahl  im  Wahlkreise  Lappmarken  in  anwendbaren  Teilen 
dasselbe,  was  in  diesem  Oesetz  bestimmt  ist. 

6.  Kapitel. 

Die  Grundlagen  für  die  Sümmenbereehnung« 

§  64.  Derjenige,  für  welchen  ein  Wihler  an  erster  Stelle  gestimmt 
hat,  «Ailt  eine  Stimme,  der  swrite  in  der  Reihenfolge  eine  halbe  und 
der  dritte  eine  Drittelstimme. 

Der  Gesamtbetrag  der  Stimmen,  die  ein  jeder  Kandidat  solcher» 
messen  erhalten  hat,  bildet  seine  Stimmenzahl. 

§  55.  Ist  einer  von  denen,  für  die  der  Wähler  gestimmt  hat, 
nicht  wählbar,  oder  rn'oht  deutlich  bezeichnet,  so  gilt  die  Stimme  des 
Wählerää  trotzdem  für  die  übrigen. 

Hat  ein  Wähler  auf  seinem  Wahlzettel  mehr  ain  eine  Kandidaten« 
liste  beseiohnet,  oder  in  der  von  ihm  beseichneten  Kandidatenliste  eine 
andere  Änderung  vorgenommen  als  in  bezug  auf  die  Reihenfolge  der 
Kamen,  oder  bat  der  Wähler  in  den  Wahlaettel  mehr  als  drei  Namen 
eingetragen,  oder  den  Wahlaettel  mit  einem  besonderen  Zeidirai  oder 
seiner  Xamensunterschrift  versehen,  oder  einen  anderen  Wahlzettel  ange- 
wandt als  den  der  Wahlkommission  entnommenen,  oder  erweist  sich  ein 
Wahlzettel  als  nicht  abgestempelt,  so  ist  ein  derartiger  Wahlaettel 
ungültig. 

§  56.  Wahlzettel,  die  für  die  Kandidateulibte  desselben  Wähler- 
Tereins  abgegeben  worden,  gelten  zusammen  als  eine  Stimmgruppe. 

§  67.  Die  Kandidat«!  derselben  Stimmgmppe  Iwbeii  dm  Vor* 
tritt  Toreinander  je  nach  der  Grösse  der  Stimmensabl,  die  ein  jeder 
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innerhalb  der  Gruppe  in  GemSssh»»it  des  §  54  erlmllt^ü  hat.  und  gelten  als 
von  sämtlichen  Wählern  der  Gruppe  in  der  angegebenen  Reihenfolge 
aufgestellt. 

Jeiier  Kantlidat  innerhalb  der  Stimmgrappe  erhält  folglich,  behufs 
Bestimmung  des  Vorsugs  nvischeo  ihm  and  dem  Eandidaten  d«r  Hbrigen 
Gruppen,  eine  Vergleidusahl,  weldie  fttr  den  ersten  in  der  SUmmgmppe 
mit  der  Gessmtiahl  der  Wehlsettel,  ffir  den  sweiton  mit  der  Hüfte  und 
ffir  den  dritten  mit  dem  Drittel  derselben  gleidt  ist 

§  58.  Gehören  zwei  oder  mehr  S-in^m^ppen  su  einem  Wahl- 
vprbarid*',  so  bilden  «tie  eine  rasammengesetztc  ^tirjimpruppf.  innf^rbnlh 
welcher  ihre  Kandidaten  den  \  orlrilt  voreinander  erhalten  je  nach  der 
Grösse  der  NCrLHeiehszuhlen,  die  jeder  laut  Piinkt  2  des  §  57  erhalten 
hat.  Ist  irgend  ein  Kandidat  gemein^suui  für  awei  oder  mehr  einfache 
$timnigru[)pen,  bq  wird  IHsts  in  dtf  Beöheofolge  dnrdk  seine 
summierten  Vergleichssablen  bestimmt. 

In  der  mal  dieee  Weise  bestimmten  Reihenfolge  sollen  alle  die- 
jenigen Kendidaten,  ffir  welche  innerhalb  der  susammengeeetsten  Stimm- 
gruppen  Stimmen  abgegeben  worden  sind,  als  von  sämtlichen  Wtthlem 
der  Gruppe  aufgestellt  betrachtet  werden ;  sie  erh:ilteii  infolpedt  ssfn  neue 
r;:1eifhszahlen.  so  dass  der  prsto  der  Kandidat  '!!  die  (Je.^anit/.ahl  all'^r 
Wahlzettel  der  zusammengesetzten  Siinimgruppe  erhält,  der  zweite  die 
Hälfte  derselben,  der  dritte  ein  Drittel,  der  vierte  ein  Vierte!  usw. 

§  59.  Sind  dar«^  Wahlzettel,  die  zu  keiner  Stimmgruppe  gehören, 
ein  und  derselben  Person  Stimmen  zugefallen,  so  bildet  der  Gesamt- 
betrag derselben  seine  VergleidissshL 

§  60.  Ist  irgend  ein  Kandidat  in  anderen  Flllen,  als  im  §  68 
angegeben,  fftr  awei  oder  mehr,  einfache  oder  zusammengesetzte  Stimm- 
gruppen gemeinsam,  s  >  Mldet  der  Gesamtbetrag  der  Vergleichsaahlen, 
die  er  in  densrdTx-n  crhulten,  seine  endgültige  Verajleichszahl. 

§  Kine   \'ergleich8zahl,    die   durch   Zusamnienzählung  laut 

Punkt  1  des  §  60  entstanden  ist,  darf  nicht  diejenige  Vergleichszahl  über- 
steigen, die  einem  Kandidaten  zugekommen  wäre,  falls  alle  dort  voraus- 
gesetzten Stimmgruppen  eine  ausammengesetite  Stimmgruppe  gebildet 
hätten. 

§  62.  Bei  gleicher  Antahl  Ton  Stimmen  oder  Vergleiohssahlen 
entadieidet  das  Los. 

7.  Kapitel. 

Die  Feststellung  des  Ausgangs  der  Wahlen  und  die 
Ausfertigung  der  Vollmachten* 

§  63.   Sobald  aus  einem  Abstimmungsgebiet  die  Wahlsettel  des 

selben  bei  der  Zentralkominisäion  eingelaufen  sind,  sollen  in  Gegenwart 
sämtlicher  Mitglieder  der  Kommission  die  Umschllge  erOifaiet  und  die 

Walilzettel  ge/.iihlt  werden. 

Darauf  sollen  die  Widil^t^ttel  !/''''ffnet  und  nach  den  einfn<^hen 
Siimn»gruppen,  welche  sie  bilden,  geordnet,  sowie  die  Wahiseltel  iu 
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jader  Ompp»  vad  die  Stiinniwi  der  in  den  leftsteren  »nfgefflhrten 

Kandidaten  gezählt  werden. 

Wahlzettel,  die  zu  keiner  Gruppe  gehören,  werden  von  den 
übrigen  getrennt,  und  die  Stimmen,  die  durch  solche  WahlietteL  ein  und 
derselben  Person  zugefallen,  werden  gezählt. 

Wahlzettel,  die  für  ungültig  befunden  würiien,  werden  beiseite 
j^elegt  und  dann  in  einem  besonderen  Uuihcblag  verwalirt,  der  t\i 
▼eieiegeln  ist. 

§  64.  Nachdem  die  Wahlzettel  aus  jedem  AbsUmmuiigsgebiet  in 
der  Weue  geilhlt  imd  geonbiet,  und  die  dureh  dieeelben  abgegebenen 
Stinunen  susemmengeiShlt  worden  sind,  irie  im  §  68  angaben  worden 
ist,  sollen  limtlidie  an  derselben  Stimingnippe  gehörenden  Wahlsettel  aas 
den  verechiedenen  Abstimmnagsgebietan  snaammen  vereinigt  und  inner- 
halb einer  jeden  Stimmgrappe  die  StimniMi  der  daselbst  Aufgestellten 
snaam mengezählt  werden. 

§  65.    Hiernnf  wird  auf  fo)i,^ende  Wei^^e  verfahren: 

a)  Die  Kandidaten  innerhalb  einer  jeden  einftu^lieti  Stiininfrriippf  wordi-ri 
je  nach  der  Hcihe  ihrer  Stinnnenzahl  der  j!- mIk»  rmfli  ;uif geschrieben, 
wobei  «iie  ibneu  auf  Grund  de»  §  57  Punkt  2  zuiiümmciidü  V  ergleichs- 
labl  vermerkt  wird; 

b)  Kandidaten  in  Busunmengesetsten  Stirn mgruppen  werden  in  der  im 
§  68  Punkt  1  beetimmten  Reibenfolge  au^esehrieben  nebst  den 
Vergleiehsiahlenf  die  laut  Punkt  2  in  demselben  Paragraph  be« 
rechnet  werden; 

c)  Kandidaten,  für  welche  durch  Wahlzettel  ausserhalb  der  Stimm- 
grnppen  ge^itinimt  worden  ist.  werden  jeder  für  sich  mit  ihrer  Stimm* 
zahl  als  V'erglpichsKahl  laut     59  aufgeschrieben; 

d)  hat  derselbe  Kandidat  V3rgl6ichä/.ableu  in  zwei  udcr  melir  der  auf 
diese  Weise  gebildeten  endgültigen  Gruppen,  so  wird  er  aus  allen 
ftu^grescbaltet  und  besonders  fflr  sich  mit  endgültiger  VergleichssabI 
lant  §§  60  und  61  aufgesdiriebett; 

e)  sämtliche  Kandidaten  werden  je  nach  der  Höhe  ihrer  endgflltigen 
Vergleichsznhlen  nebst  Anführung  dieser  Zahlen  selbst  von  neuem 
der  Reihenfolge  nach  aufgeschrieben. 

§  66.  Naclult  in  sämtliche  Kandidaten  nach  der  Höhe  ihrer  end- 
gültigen Verjleichszahlen  soleherniassen  der  Reihe  nach  geordnet 
worden,  erklärt  flif>  Zf^ntndknnimissioTi  di*'  ersten,  in  der  Anzahl,  in  d^r 
der  Wahlkreis  Abgeordnete  wahleti  darf,  für  L'*"W!ihlt,  erläs«t  an  (ktuiaelljeii 
Tage  durch  Anschläge  iia  Vorraum  der  Komiiiiesion  darüber  eine 
Bekanntmachung  mit  gleichzeitiger  Angabe  darüber,  wer  im  Fall  des 
Abgangs  annäcbst  an  Stelle  der  Qewfthlten  eintreten  soll,  und  fertigt 
nnveraSglidi  fflr  jeden  der  Gewählten  eine  Vollmacht  aus. 

Ist  einer  von  denen,  die  für  gewählt  erklärt  worden  sind,  auf 
keiner  angemeldeten  und  verü  ff  entlich  teii  Liste  aufgenommen,  muas  die 
ZentraUcommission  jedoch,  ehe  ihm  eine  Vollmacht  ausgefertigt  wird, 
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■eine  Erklftnmg  dartlber  einholen,  ob  er  den  Abgeordnetenanltrag 
entgegenuiinmt. 

Weicrert  er  -i  h  «üps  tun  oder  gibt  f»r  nicht  binnen  «t^hn  Tagen 
nacii  Kennt ni<;Tif»hnie  der  Zentmlkommission  seine  Einwilligung,  BO  wird 
die  Vakaiu  m  der  im  4?  67  un(ro<;elteii«n  Weise  aiisirefiiiit. 

§  67.  Ist  jemand  in  zwei  oder  mehr  Wahlkreisen  gewählt  worden, 
80  ist  er  in  demjenigen  Wahlkreise  zum  Abgeordneten  auserseheu,  wo  er 
die  höchste  Vergleichsxahl  hat. 

Die  Vakans  nach  einem  in  dieser  Wefoe  Abge^'angenen  wird 
Bunftcihflt  aue  der  einfachen  8timmgnippe|  in  weldier  er  gewählt  worden 
ist,  »uegeidlU,  und  an  «eine  Stelle  tritt  derenige,  der  dort  die  hodiste 
Vergleichszahl  nächst  dem  oder  den  Gewfthlten  ethalten  hat.  Ist  ein 
solcher  nicht  vorhanden,  so  wird  die  Vakanz  in  derselben  Weise  nus 
<]or  /n<:ninnien [gesetzten  Stimmgruppe  aaegfiffillt,  in  welcher  die  einfache 
Slimnigruppü  enthalten  war. 

Kann  die  Vakanz  auch  auf  diese  Weise  nicht  ausgefüllt  werden, 
80  tritt  derjenige  ein,  dur  innerhalb  deh  Waiilkreises  die  höchste 
VergteidiNnbl  unter  denjenigen  hatte,  die  froher  nidit  ffir  gewfihlt 
erklärt  worden  und. 

War  der  Abgegangene  gemeiniam  fflr  venchiedene  Gruppen,  ao 
wird  die  \'aknnz  zunächst  aus  der  SUmmgruppe  ausgefflllt,  in  weldier 
er  die  höchste  Verglnchaaahi  hatte. 

Diese  Bestimmungen  gelten  auch  itkr  die  f  &Ue,  wenn  eonet  eine 
Vakanz  entsteht. 

Im  Wahikrei.Ho  liappmarkon  soll,  falls  der  zum  Abgeordneten 
Gew&blte  sich  weigert,  den  Auftrag  entgegenzunehmen  oder  sonst  eine 
Vakans  nach  dem  Gowihlten  entsteht}  unrerzüglidi  eine  neue  AUgeurd- 
netenwahl  bewirtet  werden.  Der  Gouverneur  hat  den  Zei^nnkt  dieser 
Wahl  feetsuaetzen  und  darflber  eine  Bekanntmachung  au  erlaaeeu. 

%  68.  Die  VoUmadit  einee  Abgeordneten  soll  folgenden  Wort- 
laut haben: 

„Bei  der  Abgcordnetenwahl,  die  den  im  Wahlkreise 

 bewirkt  worden  ist,  ist  N.  N..  in  wohnhaft,  zum 

Mitglied  des  Landtags  des  (Irnssfrirstentums  Finlnnd  fflr  die  Zeit 
vom  heiitiiTfn  Tage  bis  zum  Al>schluss  der  nächstfolgenden  Ahs^e- 
ordnetenwahl  auserj^ehen  worden:  diese  BeBchemigung  gilt  als 
Abgeordnt'tenvollmaeht."    Ort  und  Zeit. 

Bei  eingetretener  \  akunz  fertigt  die  Zentralkommission  an  den- 
jenigen eine  Vollmacht  aus,  der  laut  §  67  an  Stelle  dee  Abgegangenen 
eintreten  soll.   In  diesem  Fall  soll  die  Vollmaidit  folgendermaeeen  lauten: 

^Nachdem  bei  der  Abgeordnetenwahl,  die  den  im 

Wahlkreise  bewirkt  worden  ist,  K.  N.  sum  Mitglied  des 

Landtjig>   des  CiroHsfiirKtentums  Finland  für  die  Zeit  VOm  

bis  zum  Ab.>{(-hlus8  der  nächstfolgenden  Abgeordnetenwahl  gewählt 
worden,  dieser  Platz  jedoch  frei  geworden  ist,  ist  laut  §  67  des 
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WahJgesetses  vom  90.  (7.)  Jali  1906  N.       in  wohnliaft« 

auBeraeben  worden,  «Is  Mitglied  dee  Landtags  etnintreten;  dieee  Be- 
scheinigung gilt  als  AbgeordnetenTOIlmaohtw''   Ort  und  2eit. 

§  69.  Sämtliche  Wahlsettel  werden  hierauf  in  Umschl&^'o  gelegt, 
die  mit  dem  Siegel  der  Z^ntralkomniission  und  des  Vorsitzenden  zu 
\  ersehen  sind,  und,  bis  die  nächstfolgenden  Wahlen  etattgefonden 
aufbewahrt. 

Säintlichfi  f^ereclinuiiL'en  sollen  durfhiiczogen  und  in  derselben 
Weise  als  Anlagen  zum  Frotoküll  \  ersiegelt  und  verwahrt  werden. 

§  70.  Wenn  die  Verrichtung  unterbrochen  wird,  eoUen  simtlidie 
Wablsettel  und  Berechnungen  so  verwahrt  worden,  dass  niemand  an 
«Ueselben  gelangen  kann. 

§  71.  Bei  den  Sitcungen  der  Zentralkommission  wird  ein  Protokoll 
t^^efuhrt;  in  demselben  sind  au  vermerken:  der  Tag  der  Sitsung,  die 
StuiKlf.  warjH  (liet<elbo  bej/ann,  unterbrochen  und  a1ii.M'sflilos?pn  Trurde. 
die  anwesenden  MitjjHeder  mid  die  Besrhlüs.sp:  doch  darf  der  Inhalt  von 
BescUlüPsoii  auch  durch  Hinweifi  auf  Briefe  oder  andere  Schriftstücke 
angegeben  werden. 

Besonders  ist  im  Protokoll  die  Anzahl  ungültiger  Wahlzettel  in 
jedem  Abstimmungsgebiet  anaugeben. 

Das  Protokoll  wird  vom  SdiriftfOhrer  nnteraeidinet  und  die 
Richtigkeit  deieelben  vom  Vonitaenden  besdieinigt. 

§  78.  W«m  der  Ausgang  der  Wahl  festgestellt  wird,  sollen  iro 
Protokoll  sowohl  die  Gewählten  als  auch  di- jcni  jen  genannt  werden,  die 
im  Fall  eines  Abgans^s  znniichst  an  Stelle  der  (lewählten  treten  Rfdien. 

Ein  jeder  von  dieson  wird  unter  Ansjabc  seines  Namens.  Berufs 
oder  Gewerbes  und  Wohnorts  nebst  seiner  ötimmenzabl  und  Vergleichs- 
zahl angeführt. 

§  73.  Die  Zentralkommisfnon  soll  sofort  den  Gouverneur  der 
Provina  und  die  Wahlkommissionen  im  Wahlkreise  Uber  den  Ausgang 
der  Wahl  bena«diriohtigen  und  das  Resultat  sowie  die  Vergleichsiahlen 
der  Gewählten  in  mindestens  einer  Zeitung  des  betreffenden  Ortes  ver- 
öffentbchen. 

Ausserdem  hat  die  Zentralkommission  schleunigst  jedem  der  Ge- 
wählten seine  V^ollma^^ht  zuzustellen. 

§  74.  I5ei  den  Sitzungen  der  Zeiitralkomniission  belmts  Zählung 
der  Wahlzettel  und  Feststellung  des  Wahlausgunges  sollen  die  Vertreter 
der  Wtthlerrereine  das  Recht  haben,  anwesend  zu  sein. 

%  75.  Von  der  Zentralkommission  ausaufertigende  Schriftstacke 
werden  im  Namen  der  Kommission  vom  Vorsitsenden  unterschrieben  und 
vom  SchriftfOhrer  gegengeseichnet. 

8.  Kapitel. 

Beschwerden  über  Abgeordiieteinvahlen. 

§  76.    Wer  wf 'Ten  einer  Ab^'eordnetenwuhl  Klage  erheben  will, 
hat  hierüber  spätestens  am  vierzehnten  Tage  nach  demjenigen,  wo  der 
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Wahlaufgan^  laut  §  66  durch  Anschlag  veröffentlicht  worden,  vor  zwölf 
Uhr  mittag»  dem  Qoaverneur  der  Provinz  eine  schriiUiche  Beschwerde 

einzureichen. 

§  77.  Sind  ül)»»r  eine  Abi/cordn»  t'  nwahl  Beschwerden  eingelaufen, 
so  hat  der  Gouverneur  sofort  die  Aufkl;irunf:en  und  ErklarunLi^en  ein- 
zufurderu,  die  die  Beschwerde  erheischt,  und  dann  sciiieuuigst  seine 
EatKdieidiiDg  in  der  Sache  «biageiben. 

§  78.  Inhetreff  der  Veröffentlichung  der  Entacheidung  des  Gou- 
▼erneun  und  der  Benaduiditignng  prireter  Ftetden  Aber  dieedbe  lowie 
inbetreff  der  Qeeuöhe  fiber  Andemng  derselben  gelten  die  in  den  §$  18 
und  18  enthaltenen  Bestimmungen. 

9.  Kapitel. 

Besondere  Bestimmungen. 

§  79.  Simtliohe  Ausgaben  für  die  Wahlkommissionen  sollen  Ton 
den  Gemeinden  bestritten  werden»  wogegen  die  Kosten  fflr  Wahlsettel 
und  sämtliche  Ausgaben  für  die  Zentralkommissionen  aus  Staatageldem 

an  b^treiten  sind. 

Den  Zentral-  und  Wahlkommissionen  kommt  Portofreiheit  su. 

§  80.  Ist  ein  in  diesem  Gesetz  för  einen  bestimmten  Fall  ange- 
setzter Tag  ein  Feiertag,  so  hat  der  nächstfolgende  Wochentag  als  fär 
den  betreffenden  Fall  festgesetzt  su  gelten. 
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Keteimt:  A.  Chretien,  Professor  der  Rechte  in  Nancy. 
VuU'v  Mitwirkung  des  Herrn  Dr.  P.  Nachbaur. 

Übersetzung;  tou  Dr.  Th.  Bauunii,  Paris. 


im. 

I.  Konstitutionelle  und  politische  Gesetze. 

Zwei  wicht ig^e  Ereignisse  hinsiclitlich  des  Verfassungsrechtes 
haben  sich  im  Laufe  des  Jahres  1906  zugetraj^-en.  In  Gemassheit 
des  Artikels  3  des  Gesetzes  vom  16.  Juli  1875  ist  die  National- 
▼erBammliuicr  am  17.  Januar  nach  Versailles  eiaberafen  worden, 
nm  znr  Wahl  des  Präsidenten  der  BepuhUk,  dessen  Gewalten  am 
folgenden  19.  Fehmar  abliefen,  za  schreiten.  Abiuhd  Faui^bbs 
wurde  mit  449  Stimmen  gewählt,  gegen  371,  die  Paul  Dovhbb 
erhielt  868  Stimmen  worden  abgehen  (Amtsbl.  vom  18.  Jannar). 

Am  6.  and  20.  Hai  (hnden  die  Wahlen  fttr  Emenemng  der 
Depntiertenkammer  statt. 

Durch  Erlass  vom  25.  Oktober  wurde  ein  neues  Ministerium 
geschaffen,  welches  »Ministerium  der  Arlieit  und  der  sozinlnn  Für- 
sorge" benannt  wurde.  Durch  Schaü'un^^  diese«;  Mini8feri(uii>  wullte 
man  verscliiedeii«'.  in  anderen  "Mini^iterien  tidion  bestehende  Dienst- 
zweige in  ein  (ianzes  zusaramengruppieren  und  eine  abgesonderte 
Verwaltung  bilden.  So  unterstehen  z.  B.  diesem  Ministeiium: 
A.  Die  Dienstzweige  des  Handelsministeriums,  die  Bezug  haben: 

1.  auf  die  Direktion  der  Arbeit,  mit  Ansnabme  des  be- 
ratenden Komitees  fttr  Ennst  und  Gewerbe,  der  gefilhr^ 
liehen,  gesnndheitsschädlichen  oder  lästigen  Etablissemente, 
des  Dynamits  nnd  der  verschiedenen  explodierbaren  Stoffe; 

2.  auf  die  Direktion  des  Versichernngswesens  und  der 
sozialen  Fürsorge; 

3.  anf  die  Direktion  des  Mnttialitfitswesens. 
Jalurbneh  dar  Internat  Vcrelnlgiuii;.  8.  Bd.  203 
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B.  Die  Dienstasweige  dea  Hinisteriama  der  öffenüichen  Arbeiten, 
betr.  die  Anwendung  der  Gesetze  nnd  Verordnungen  fiber  die 
Arbeitsbedingungen  in  den  Gruben,  Bergwerken  und  Stein- 
brftchen  und  die  Versorgiings-  und  Ünterstfitzungsoiassregeln 
zugunsten  der  Grabenarbeiter  (AmtsbL  vom  26.  Oktober). 
Am  23.  November  wurde  eine  Gesetzvorlage  behufs  Erhöhnng 
der  parlamentarischen  Entschädig img  eingebracht.    Diese  dnrch  das 
Verfassnngsgesetz  vom  30.  November  1875,  in  Verbindung  mit  dem 
Gesetz  vom  15.  März  1899,  auf  9000  Franken  festp  setzte  Ent- 
schädigung wurde  dnrch  das  neue  Gesetz  auf  15Ü00  Franken  erhöht 
(Amtebl.  vom  24.  November). 

II.  Diplomatische  Verträge. 

Die  im  Laufe  des  Jahres  1906  durch  Verordnnng  verüffent» 
lichten  diplomatischen  VertrSge  bestimmen  hauptsächlich  die  volks- 
wirtschaftlichen Beziehungen  zwischen  Frankreich  und  den  vertrag- 
sehliessenden  Hächten. 

Es  genügt,  dieselben  in  chronologischer  Folge  aufmBEhlen: 

Verordnung  vom  28.  Februar  1906,  betr.  die  VerSifent- 
lichung  des  in  St.  Petersburg  am  16./29.  September  1905 
unterzeichneten  französisch-rnssischen  Vertrages  über  die 
Organ isierun^j  der  Hand»  Isbezirdningen  zwischen  den  beiden  kontra- 
hierenden Und.  iu  (AiuUbl.  vom  25.  Februar  1906). 

Verordnnng  vom  12.  Mai  1906,  betr,  die  Veröffentlichung 
des  in  üavana  am  4.  Juni  1904  zum  gegenseitigen  Schutz 
des  gewerblichen  Eigentums  unterzeichneten  französisch- 
havanischen  Übereinkommens  (Amtsbl.  vom  16.  Mai  1906). 

4.  August  1906.  Verordnung  behufs  Genehmigung  des 
am  26.  Juni  1906  zwischen  Deutschland,  Österreich,  Ungarn, 
Belgien,  Frankreich,  Grossbritannien,  Luxemburg,  Holland,  Peru, 
Schweden  einerseits  nnd  der  Schweiz  andererseits  unterzeichneten 
Protokolles  Ober  den  Beitritt  der  Schweiz  zum  inter- 
nationalen Abk Olli iiien ,  vom  5.  März  1902,  betr.  den  Zucker- 
handel (Amtsbl.  vom  7.  August). 

Verorilinintr  vom  12.  Juni  1906  zur  Veröffentlichung 
des  franzübiöcli-belfi^iHehen  tlbereinkommens  vom  21.  Feb- 
ruar 1906,  betr.  den  bei  Arbeiteranfällen  zu  leistenden  Schadenersatz 
(Amtsbl.  vom  16.  Juui). 
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Verordnung'  vom  10.  November  1906  betreffs  Ver- 
öffentlichung iiaes  am  27.  Juni  1906  mit  dem  Giüss- 
lierzogtum  Luxemburg:  abgchchlossenen  älinlichen  Ver- 
trages (Amtsbl.  vom  15.  November). 

Verordnung  vom  21.  November  190G  betreffs  Ver- 
öffentlichung des  in  Bern  am  20.  Oktob«  r  1906  unter- 
zeichneten  franzüsisch-schweizerischen  Handelsvertrages 
(Amtsbl.  vom  22.  November). 

Verordnung  vom  29.  November  1906  behufs  Veröffent- 
lichung des  am  26.  November  1902  zwischen  Frankreich 
und  Ägypten  unterzeichneten  Handels-  und  Schiffahrt- 
vertrages (AmtsbL  vom  24.  November). 

Verordnung  vom  18.  Dezember  behufs  Veröffent- 
lichung: des  fran 7.(isisch-ital ienisclien  Thereinkommeiis  vom 
20..Tanuar  1  i'Oü  beziigrlich  der  Übertragung  von  Sparkassen- 
einlacjen  zwischen  den  beiden  Ländern  (durch  (resetz  vom 
3.  August  1906  genehmigtes  Übereinkommen  —  Amtsbl.  vom4.  Jannar). 

Diesen  volkswirtschaftlichen  Verträgen  sind  noch  zwei  Ab- 
kommen hinzuzufügen,  die  einen  politischen  Charakter  tr<igen: 

1.  Verordnung  vom  24.  September  1006,  behnÜB  Verüffent- 
Uchnng  des  englisch-französischen  Vertrages  vom  29.  Mai 
1906  zur  Genehmigung  des  Protokolls  der  Grenzbestim- 
mungen zwischen  den  französischen  und  englischen  Be- 
sitzungen östlich  vom  Niger.  Protokoll  vom  9.  April  1906 
(Amtsbl.  vom  29.  September). 

2.  Verordnung  vom  26.  Juni  1906,  behnfe  Veröffent- 
lichung des  am  15.  September  1905  in  Kopenhagen  unter- 
zeichneten französisch  -  dänischen  Schiedsgerichtsver- 
trages (Amtsbl.  vom  30.  Juni). 

Die  einen  rechtliehen  Cliaiakter  tragenden  odei'  aut  die  Ans- 
führuug  der  Verträge  Bezug  habenden  Streitigkeiten,  welche  nicht 
auf  diplomatischem  Wege  erledigt  werden  können,  werden  dem 
ständigen  Schiedsgerichte  im  Haag  unterbreitet,  vorausgesetzt,  dasa 
dieselben  weder  die  Lebensinteressen,  noch  die  Unabhängigkeit  oder 
die  Ehre  der  vertragschliessenden  Staaten  berfibren,  und  dass  die 
Interessen  dritter  Mächte  dadurch  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen 
werden  (Art.  1).  • 
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Bevor  die  Parteien  sich  an  das  ständige  Haager  ScbiedB> 
gericht  wenden,  mflssen  sie  ein  spezielles  Abkommen  anteradcfanen, 
dnreh  welches  das  Streitolyekt,  der  Umliuig  der  Befagnisse  der 
Schiedsrichter,  sowie  die  hinsichtlich  der  Bestellung  des  Schieds- 
gerichtes und  der  Prozedur  sa  beobachtende  Frist  festgestellt  werden 
(Art  2). 

IIL  Fiuanzgesetzgebung. 

A.  Das  das  Budget  von  li^uG  bestimmende  1  iiiaiizgesetz  ist, 
dem  unseligen  Gebraach  gemäss,  der  sich  im  französischen  Parlamente 
eingebürgert  bat,  erst  am  17.  April  1906  angenommen  worden. 

In  flnanzwesentlicher  Hinsicht  enthftlt  das  Gesetz  keine  einzige 
Bestimmung,  die  nnsere  Leser  zn  interessieren  yetmOchte.  Hingegen 
ist  man  ftberraseht,  einen  Artikel  darin  yorznfinden,  betr.  die  Be- 
fiirdemng  der  Richter;  ein  anderer  Artikel  setzt  in  Friedenszeiten 
den  Kassationshof  an  die  Stelle  der  Eriegsrerisionsgericbte,  und  ein 
dritter  Artikel  bezieht  sich  auf  die  firteilnng  des  Armwechtes  in 
•Sachen  betr.  Arbeiternnfälle. 

Wir  werden  weiter  unten  auf  diese  Bestiuiiuangea  zurück- 
kommen. 

B.  Ein  Gesetz  vom  9.  Febmar  1906  setzt  den  Betrag  der 
von  der  französischen  Bank  im  Umlauf  gesetzten  Bank* 
noten  anf  5  Milliarden  800  Millionen  Franken  fest  Die 
bisherige  Ansgabe  war  anf  5  Milliarden  festgesetzt  (Amtsbl.  vom 
11.  Febmar). 

0.  (icsrtz  vom  28.  Febrnar  190G,  behufs  Wioderhe i  Stel- 
lung des  Privilegiums  der  (Branntwein-)  Brenner  eigenen 
Gewächses  (Privilegs  des  bonillenrs  de  crn  —  Amtsbl.  vom 
28.  Febmar). 

Unter  „Banillenr  de  cm**  ist  der  Kigentfimer,  Pächter  oder 
Halbbaner  zn  verstehen,  der  die  ansscbliesslich  von  seiner  eigenen 
Ernte  berrOhrenden  Weine,  Apfelweine,  Biramost,  Trsster,  Kirschen, 
Pflaumen  und  Schlehen  brennt  Abgesehen  von  einer  Unterbrechung 
einiger  Monate  im  Jahre  1874  waren  diese  Brenner  eigenen  Ge- 
wächses seit  1814  stets  einer  Spezialordnnng  unterworfen,  welche 
darin  bestand,  dass  sie  von  häiutlicheii,  die  I^r.uuil\veiiifabiikation 
betrertenden  l^'oi  uialifiiten  oder  Abgaben  befreit  waren.  Das  (.iesetz 
von  ItMjO  trug  diesem  Privilegium  eine  Schmälerung  zu,  indem  es 
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folgende  Personen,  den  für  die  sonstigen  gewerbsmässigen  Brannt- 
weinbrenner bereits  geltenden  Vorschrift tn  unterwarf,  nämlich: 

1.  Alle  diejenigen,  welche  im  Kaiiion  und  in  den  angreuüeuden 
(Temeindeu  diebt-s  Kantuns  entweder  persüulieh  oder  durch  Ver- 
mittelang von  Gesellschaften  das  Gewerbe  eines  Weinwirtea 
oder  eines  Engroshändlers  in  geistigen  Getränken  betrieben. 

2.  Alle  Branntweinbrenner,  die  sich  Apparate  bedienten,  womit 
innerhalb  24  Standen  200  Liter  gälirenden  Alkohols  destilliert 
werden  konnten,  oder  Dampfopparate  oder  gewöhnliehe  Re- 
torten benntxten,  welche  mehr  als  5  Hektoliter  enthalten 
konnten. 

Han  bewilligte  jedoch  dieser  zweiten  Klasse  der  Branntwein- 
brenner fttr  ihren  persönlichen  Haasbedarf  ein  Freiquantam  von  20  Liter 
reinen  Alkohols  pro  Branntweinnbrenner  nnd  pro  Jahr.  Das  Oesetz  vom 

31.  März  1903  gin^  noch  einen  Schritt  weiter,  es  schaft'tc  das  Privi- 
legium der  „Bouilleni-s  de  cru''  vollständig  ab  und  unterwarf  letztere 
der  VerpilichLimg  einer  vorherigen  Anmeldung,  welche  hauptsäclilich 
die  Natur  und  den  wirklichen  Ursprung  der  zu  destillierenden  Pro- 
dukte angeben  mnsste.  Dem  l^ranntweinnbrenner  stand  es  frei, 
entweder  sofort  die  Steuer  zu  entrichten  oder  die  Erdfihung  eines 
Kontos  za  verlangen,  das  am  Schlüsse  jeder  Kampagne  beglicheo 
wnrde,  was  den  Besnch  der  Begiebeamten,  die  Inventaranfiiahme, 
die  Verifikation  nsw.  nach  sich  zog.  Dieses  System  brachte  die  leb- 
haftesten Beschwerden  hervor  nnd  schon  bei  Beginn  des  Jahres  1906 
bildete  sich  sowohl  in  der  Depntiertenkammer  wie  im  Senate  eine 
dem  Privilegium  der  Bonillenrs  de  cm  günstige  Mehrheit.  Diese 
Bewegung  fShrte  znr  Annahme  des  Gesetzes  vom  28.  Febmar  1906, 
dessen  einziger  Artikel  dahin  lautet,  dass  „die  Eigentflmer,  welche 
Trester,  Weine,  Apfel-  und  Birnmost,  Priannit  ii,  Kirschen,  Schlehen 
und  Hefe,  die  ausschliesslich  von  ihren  eif^eiien  Kruteii  In  irühren, 
brennen,  von  jeder  vorherigen  Annielduiifj:  entbunden  und  vom 
1.  März  1906  ab  von  den  Steuerabgaben  befreit  sind  '  I)ie 
„Bouilleurs  de  crxk''  beflnden  sich  daher,  hinsichtlich  der  Destillation 
ihrer  Produkte,  genau  wieder  in  derselben  Lnge  wie  vor  Verkftndang 
der  Gesetze  vom  29.  Dezember  1900  nnd  31.  Mai  1903. 

D.  Das  Gesetz  vom  19.  Jnli  1906  über  die  direkten 
Stenern  nnd  die  ihnen  gleichgestellten  Abgaben  (Amtsbl. 
vom  22.  Jnli  1906). 
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IT«  LandwirtseliAll,  Handel  und  Industrie. 

Landwirtschaft. 
Vf>  1  Ol  (Inniifr  vom  1^.  Av>ril   1906,  betr.  Ernennung: 
einer  aus  tiintzelin  il  itgliedern  bestehenden  Kommission 
fttr  laud wirtschaftliche  Hygiene  (Amtabl.  vom  20.  April  1906). 

Geaetz  vom  18.  Juli  1906,  behnfo  Verminderung  der 
Strafbestimmnngen  in  ForstBachen,  AbBchaffnng  des 
Art  196  des  Forstgesetsbnches  und  AbSndemng  der  Art 

24,  28,  31,  45,  46,  54,  55,  70,  73,  78,  144,  192  nnd  199 
desselben  Gesetzbuches  (Amtsbl.  vom  25.  Juli  1906). 

Gesetz  vom  18.  Juli  1906,  betr.  Regulierung  des  Weide- 
rechtes  in  den  dem  Forstwesen  unterworfenen  Wäldern; 
Abschaffung  des  Art.  75  des  Forstgesetzbuches  und  Ab- 
ftndernng  der  Art  69,  72  nnd  110  desselben  Gesetsbnches 
(Amtsbl.  vom  26.  Jnli). 

Oesetz  vom  30.  April  1906  in  AbAndernng  des  Gesetzes 
vom  18.  Juli  1898  Ober  die  landwirtschaftlichen  Pfänden 

(Warrants  airricoles       Amtsbl.  vom  4.  Mai). 

A.  Zw«  ck  des  Gesetzes:  Das  (resetz  vom  30.  April  1906 
begnügt  bich  nicht  damit,  wie  sein  Titel  dies  iin/.ndonten  scheint, 
das  Gesetz  vom  18.  Juli  1898  abzuändern,  sondern  ersetzt  es  und 
schafft  es  ab.  Der  Grundsatz,  den  der  Gesetzgeber  ins  Auge  fasst, 
ist  ührijicrif*  in  beiden  Gesetzen  derselbe.  Er  will,  dass  der  Land- 
wirt Geld  auf  seine  Ernten  entlehnen  kann,  ohne  gezwungen  zw  sein, 
dieselben  ans  seiner  Hand  zu  geben.  Im  neuen  Gesetze  werden  die 
Hanstiere,  die  zam  landwirtscbaltlichen  Betriebe  benntst  werden  nnd 
dem  Landwirt  angehören,  den  Ernten  gleichgestellt  Die  Geldanleihe 
kann  von  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  anf  I^rodnkte,  die  ihr 
Eigentum  geworden  sind,  gemacht  werden,  insofern  ihre  Satzungen 
es  gestatten.  Letztere  Bestimmung  befand  sieh  nicht  im  Gesetze 
von  1898.  Den  Parteien  steht  es  Äbrigens  frei,  das  Pfandobjekt  bei 
einer  dritten,  unter  ilnu  a  vereinbarten  Person  zu  hinterlegen  (Art.  1). 

II  Bestellung  dt  s  (Pfandes.  Das  Pfand  kann  bestellt 
W'  i  l'ii;  1.  durch  den  Ei^riitiiiner  de»  landwiriMhafüichen  Betriebet«, 
Von  tlrin  die  Produkte  herrühren;  2.  durch  den  Niessbrnnrlter: 
3.  dureh  den  Mieter  oder  Pächter  des  betreffenden  Betriebes.  Jedoch 
muss  letzterer  vor  Abscbluss  einer  Anleihe  den  Eigentümer  oder 
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NiesBbraoeher  dee  Pacbthofes  von  dem  Werte  and  dem  Qntntitm 
der  xa  Terpftndenden  Produkte,  sowie  vom  Betrage  der  zu  ent- 
Iduenden  Summe  in  Kenntnis  eetasen.  Diese  Benachrielitigang  erfolgt 
durch  VermittelnDg  des  Geriehtsschreibers  des  Frledensgericbtes 
(Art.  2,  §  1).  —  Vom  Augenblicke  dieser  Benachrichtigung  ab  haben 
der  Eigentümer  oder  der  Niessbrancher  eine  achttägige  Frist,  am 
gcgeu  das  Darlehen  Einspruch  zu  erheben.  Dieser  Einspruch  findet 
statt  mittels  eines  au  den  tiericlitssclireiber  des  Friedensgerirlites 
gerichteten  eiii^^'-escliriebeuen  Briefes  (Art.  2,  §§  2,  oiit-r  es  kann 
auch  von  der  vorerwähnten  Inkenntnissetzung  des  Eigentümers  oder 
des  Niessbrauchers  abgesehen  werden,  wenn  der  Ausleiher  damit 
einvwstanden  ist  und  wenn  die  verpfändeten  Produkte  in  den  Käumen 
oder  aof  dem  Boden  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  verbleiben, 
aber  in  diesem  Falle  bewahren  der  Eigentümer  oder  der  Niessbrancher 
das  Privileg  des  Vermieters  auf  die  verpfändeten  Produkte  in  üe- 
mftssheit  der  Bestimmungen  des  gemeinen  Rechtes.  Der  Vermieter 
hat  übrigens  das  Recht,  auf  sein  Privileg  zu  verzichten,  bis  auf  den 
Belauf  der  entlehnten  Summe  (Art  2,      4,  5). 

Der  Warenschein  wird  durch  den  (lerichtsschreiber  des  Friedens- 
gerichtes aiisfreslellt  und  in  ein  "Hepsrer  ad  hoc  einsTt  ti a^en  (Art.  3). 

Fa'  kann  auch  von  den  Parteien  selbst  ausgestellt  werden,  aber  in 
diesem  Falle  kann  er  dritten  Pei-sonen  nur  dann  entgegengeljalten 
werden,  wenn  er  in  das  Register  auf  der  Gerichtsschreiberei  des 
Friedensgerichtes  eingetragen  worden  ist  (Art.  4).  In  allen  Fällen 
mnss  der  Warenschein  erwfihnen,  ob  die  verpfündeten  Piodukte  ver- 
sichert sind.  In  solchem  Falle  besitzt  der  Inhaber  des  Waren- 
seheines  auf  die  wegen  Feuerschaden  geschuldeten  Versiehemngsent- 
sehSdignngen  dieselben  Vorrechte  und  Privilegien  wie  auf  die  ver- 
sicherten Produkte  (Art  5). 

Der  Ausleiher,  an  den  sich  der  Landwirt  wendet,  um  ihm  seine 
landwirtschaftlichen  Produkte  zu  veii)f3lnden,  muss,  um  sich  vorher 
zu  vergewissern,  Jass  diese  Produkte  nicht  schon  mit  früheren  Vcr- 
pfändnuf^^en  helastet  sind,  mit  der  Einwillij^nnu  >  Kntlehners  sich 
an  den  Geriebt sschreiber  drs  Frifdensgerichtes  wenden,  der  ihm  ent- 
weder eine  Aufstellung:  d«  r  eingetragenen  VerpfHndungen  verabfolgt 
oder  ihm  eine  Bescheinigung  aasliefert,  dass  keine  Verpt^udaugen 
bestehen  (Art.  6). 

Die  Löschung  der  Eintragungen  erfolgt  durch  den  Gerichts- 
schreiber des  Friedensgerichtes  gegen  Beibringung  des  Beweises, 
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dass  die  Schuld  ?:nnirkp:<»zahlt  ist.  «uler  einer  vom  Gl^inbi^er  regel- 
nifissi^  ausgestellten  Hesclilagsjaut  hebung  (Art.  7).  Die  Eiutragrungen 
der  Warenscheiiie  verjähren  nach  Ablaaf  von  5  Jahren.  Wenn  sie 
innerhalb  dieser  Frist  nicht  ernenert  worden  sind,  so  treten  sie  erat 
wieder  in  Kraft  vom  Datum  der  zn  vollziehenden  neuen  Eintragnnfir  ab. 

C.  Abtretnng  der  Waren  sehe  ine.  Bis  sar  Rttciuabinng 
der-  Anleihe  bleiben  die  verpAndeten  Produkte  das  Unterpfand  des 
Inhabers  des  Warenscheines,  jedoch  besteht  swischera  letzterem  nnd 
einem  gewShnlichen  Pfandgeber  der  Unterschied,  dass  er  das  Pfiuid 
in  seinem  Besitze  nicht  zn  haben  brancht.  Bei  Verfall  mnss  der 
Inhaber  des  Warenscheines  die  Zahlung  der  geschuldeten  Summe 
verlangen  und  im  Fiille  der  Niclitzalilunir.  seine  Aiilt'onlorung:  mittels 
eines  eingeschriebenen  Briefes  mit  Empl'anirsbescheinii^MniL'-  wieder- 
holen. Wenn  der  Schuldner  nicht  innerlialb  fünf  Tagen  nach 
Empfang  dieses  vSchreibens  zahlt,  so  muss  der  Inhaber  des  Waren- 
scheines jedem  der  Indossaiiton  von  dieser  l^ichtzahlang  Kenntnis 
geben,  widrigenfalls  er  seiner  Ansprüche  gegen  letztere  verlnstig 
gehen  würde.  Diese  Anzeige  geschieht  dnreh  Vermittlung  des  Ge- 
richtsschreihers des  Friedensgeriehtes.  Der  Inhaber  hat  akdann  das 
Recht,  nach  Ahlanf  von  fttnfeehn  Tagen  nach  Zustellnng  des  rekomman- 
dierten Sehreibens  an  den  Schuldner  snm  Verkaufe  der  verpAndeten 
Gegenstllnde  zu  schreiten.  Der  Verkauf  erfolgt  auf  Verfügung  des 
Friedensriehters  nnd  wird  von  einem  Öffentlichen  Beamten  vor* 
gentimmen  nach  vorheriger  Notifikation  uml  naeb  einer  niinilestens 
acht  Tage  vorher  an  den  Schuldner  iiml  die  Indossanten  erfolgten 
Anzeige.  Der  Erlös  des  Verkaufes,  nacli  Abzug  der  Unkojiten.  wird 
zur  Abtra^Miiiiz^  df  r  Scliuld  an  den  Inhaber  des  Warenschc  Itips 
verwendet,  vurzugsweisc  vor  allen  anderen  Gläubigern,  mit  Ausnahnie 
des  Vermieters,  falls  die  Verpfändaug  letzterem  nicht  angezeigt 
worden  ist  (Art.  11). 

Der  Inhaber  eines  Warenscheines  der  zum  Verkauf  der  Produkte 
geschritten  ist,  kann  gegen  die  Indossanten  nicht  eher  vorgehen,  als 
bis  er  seine  Rechte  auf  den  Erlös  des  Verkaufes  geltend  gemacht  hat. 

D.  Rechte  und  Verpflichtungen  des  Entlehners.  Der 
Entlehner  bleibt  nicht  nur  Eigentümer,  sondern  auch  Besitzer  der 
verpfändeten  Produkte.  Er  kann  sie  vor  Zahlung  der  Schuld  ver- 
kaufen, aber  darf  sie  erst  dann  abliefern,  wenn  er  seine  Schuld  an 
den  Gläubiger  abgetragen  hat. 
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Er  kann  seine  Schuld  anch  vor  Fälligkeit  zurückzahlen,  und 
wenn  der  Gläabi^^er  sich  weigert,  sein  Anerbieten  an/.unehmen,  m 
wird  die  Summe  hinterlegt,  und  in  diesem  Falle  wird  den  Be- 
stimmungen des  Art.  1259  des  Code  Civil  entsprechend  li;ui  l»  lt. 
Dieses  Anerbieten  wird  an  den  Gliiubiger  gemacht,  den  das  iiut 
der  Gerichtsschreiberei  des  Friedensgerichtes  zur  Eintragung  der 
Indossamente  geführte  ßegister  als  Letstberechtigten  bezeidioet 
(Art  10). 

Der  Entlehner,  welcher  einer  falsehen  Anrnddung  oder  der 
Bestelliing  eines  WareiisclieineB  auf  schoD  verpfltndete  Produkte 
obne  Warnung  an  den  neuen  Aasleiher  fiberffthrt  wird,  soll  wegen 
Betrag  oder  Vertranensbrach  gerichtlidi  verfolgt  werden.  Denselben 
Strafbeetimmnngen  setzt  rieh  der  Entlehner  ans,  der  ein  Pfond 
vnterschlagen,  verschlendem  oder  beschädigen  wfirde  (Art  14). 

Der  Art.  15  bestimmt,  dass,  wenn  zur  Ausführung  des  Ge- 
setzes eine  vorläufige  gerichtliche  Entselu  idung  (refere)  erturderlieh 
ist,  der  Antrag  an  den  Friedensrichter  gestellt  werden  soll,  iu 
dessen  Gerichlabezirk  sich  die  verpfändeten  Güter  bennden. 

Der  Art.  17  entbindet  die  Schreiben,  Empfangsscheine,  Ver- 
zichtlastungen  u.  a.  m.,  deren  im  Gesetze  Erwähnung  geschieht, 
von  der  gesetzlichen  Formalität  des  Stempels  und  der  Eintragung 
in  die  Register. 

Verordnung  vom  31.  Juli  1906  (vom  Staatsrat  ge- 
nehmigt) in  Ansffihrnng  des  Gesetzes  vom  1.  August  1905, 

betr.  Bestrafung  des  Betruges  und  der  Fälschungen  von  Ge- 
tränken, Nahi  un;;8mitteln  und  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnissen (Amtsbl.  vom  2.  August  1900). 
Diese  \'erordnung  regelt: 

1.  die  Bestimmung  des  Verfalirens  für  die  Vorwegnahme  der  Droben, 

2.  die  Tätigkeit  der  Laboratorien, 

3.  die  Ausübung  der  Gegen-Untersuchung. 

A.  Bestimmung  des  Verfahrens  für  die  Vorwegnähme 
der  Proben.  Die  zur  Entnahme  der  Proben  zustSndigen  Be- 
hörden sind: 

1.  der  Polizeikommissar, 

2.  die  Spezial-Polizeikommissäre  der  Eisenbahnen  und  Häfen, 

8.  die  in  AusQbnng  ihres  Amtes  handelnden  Beamten  der  indirekten 
Steuern  und  Zollbeamten, 
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4.  die  Inspektoren  der  Markthallen,  der  Jahr-  nnd  Woche nmärkte, 

5.  die  vom  Präfektcn  bezeichneten  und  ennäcbtig^ten  Akzim-Be- 
amten  and  Sanitäts-Tierärzte» 

6.  sehliessUch  die  Agenten ,  welche  von  den  Departements  and 
Gemeinden  mit  Qenehmigong  des  Prfifekten  apeciell  zn  diesem 
Zweck  ernannt  werden  (Art  2). 

Die  Probenentnahme  wird  in  vier  Exemplaren  bewirkt, 
nnd  die  Unistände,  nnter  welchen  die  Entnahme  stattgefunden  hat. 
iiiu-M  II  in  »'in  Protokoll  aufgenommen  werden,  welches  eventuell  die 
Beuiei  kuiiiTHii  der  Besitzer  oder  Inhaber  der  betr.  Waren  angibt 
(Art,  5  und 

Nach  Kiitiialinie  dt-r  i'roben  werden  dieselben  versiegelt  nnd 
alsdann  innerhalb  24  Stunden  nach  der  Präfektur  des  Departements 
befördert,  in  welchem  die  Entnahme  erfolgt  ist,  nnd  in  Paris  nach 
der  Poiizeipräfektur,  welche  dieselben  dem  LalK>ratoriam,  in  dessen 
Bezirk  die  Entnahme  stattgefunden  hat,  übersendet  (Art  8  und  10). 

B.  Tfttigkeit  der  Laboratorien.  Innerhalb  acht  Tagen 
nach  Empfang  der  Proben  mnss  das  Laboratorinm  die  Analyse  der 
Prodnkte  vornehmen  und  einen  Bericht  fiber  das  Besnltat  dieser 
Analyse  aufstellen.  Die  Analyse  mnss  genau  nach  der  Methode  ans- 
geführt  werden,  die  eine  beim  Handelsministerinm  eingesetzte  stitndige 
Kommission  fBr  die  Erörterung  der  in  Ansfiihmng  des  G^etzes  sich* 
trj^ebenden  wissenschaftlichen  Fragtu  vurgeschrieben  hat  (Art.  '6 
und  12). 

Diefspr  Bericht  wird  dem  Präfekt<  n  zufrepandt,  welcher  die 
Proben  zugestellt  hat,  und  in  Paris  dem  l'olizeipräfekten  (Art,  lo». 
W'enn  der  Bericht  keine  t'bertretttüg  verrät,  so  wird  dem  Beteiligten 
davon  sogleich  Kenntnis  gegeben.  Man  vergütet  ihm  den  Wert  der 
Proben,  welcher  schon  im  Protokoll  der  Probenentnahme  angegeben 
sein  mnss  (Art.  14).  Wenn  hingegen  der  Bericht  das  Vorhandensein 
einer  Gesetsflbertretong  feststellt,  so  wird  der  Bericht  der  Staats- 
anwaltschaft  zogestellt  (Art  15). 

C.  Gegen-Untersnchnng.  Der  Staatsanwalt  mnas  den  ver- 
mntlichen  Urheber  des  Betmges  benachrichtigen,  dass  ein  Strafver> 
fahren  gegen  ihn  eingeleitet  nnd  dass  ihm  eine  Frist  Ton  drei 
Tagen  bewilligt  ist,  um  die  Gegen- l^ntersuchung  zu  verlangen.  In 
diesem  Kalle  eriieiint  der  Untersuchuii^.srichter  den  einen  der  beiden 
ir^achverstäudigeu  und  die  augeklagte  Partei  den  anderen.  Jeder 
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von  Ihnen  erhfilt  eine  Probe  nnd  das  FtotokoU  der  Probenent- 
ttahine;  flberiurapt  alle  beifebrachtot  Belege  werden  Hinen  «ur  Ver- 

^^S^^S  gestellt.  Die  Sachverständigen  führen  ihre  Analyse  aus, 
wie  sie  es  für  gut  halten,  und  keine  Methode  ist  iliiieü  vorgeschrieben. 
Wenn  sie  mit  dem  Resultat  nicht  übereinstimmen,  so  ernennen  sie 
einen  dritten  Sachverstündig'en,  nnd  falls  sie  sich  über  diese  Er- 
nennung nicht  einig  machen  können,  so  wird  dieselbe  vom  Präsi- 
denten des  ZivilgerichteB  vorgenommen  (Art.  17  ff.). 

Gesetz  vom  28.  Dezember  1906,  Vorschüsse  vom  Staate 
an  landwirtschaftliche  GenosBonschaf ten  gestattend  (Amta* 
blatt  vom  80.  Deaember). 

Handel 

Verschiedene  Gesetze  vom  13.  Juli,  18.  Juli  und 
12.  November  1906  haben  den  Generalzolltarif  abgeändert 
(Amtsbl.  vom  14.  Jnli,  21.  Juli,  12.  Aiifjust  nnd  22.  November). 

Gesetz  V(»m  12.  Juli  190ß,  betr.  Aufhehnnf?  der  Zoll- 
gebühren anf  gewisse  Waren  im  Falle  einer  Mobilmachung 
des  ganzen  Heeres  (Amtsbl.  vom  13.  Juli). 

Diese  Waren  sind: 

1.  Weisen  nnd  Weiaenmehl, 

2.  gesalzenes  Fleisch  jeder  Art, 
8.  Hafer, 

4.  Gerste, 

5.  trockene  Gemüse  (Bohnen,  Linsen). 

Gesetz  vom  30.  Juni  1006,  betr.  Abschaffunp  des 
Art.  16  des  Gesetzes  vom  21.  (ierminal,  Jahr  XI,  welches 
den  Apothelcern  vorschrieb,  vor  Beginn  ihrer  Tätigkeit  den 
Eid  zu  leisten  „ihr  Amt  redlich  und  treu  auszuüben —  Dieser  Eid 
wurde  von  dem  Präfekten  des  Departements  entgegengenommen,  in 
welchem  der  Apotheker  sich  niederlassen  wollte  (Amtsbl.  vom  2.  Jnli). 

Indosirie. 

Gesetz  vom  12.  April  1906,  welches  die  Bestimnumpren 
des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  über  Arbeitsnnfälle  anf 
stm fliehe  Handelsbetriebe  ausdehnt  (Amtsbl.  vom  15.  April 
—  Gesetzblatt  2718,  Nr.  47724). 

Das  Gesetz  vom  9.  April  1898  bezog  sich  nnr  anf  die  hn 
Art.  1  angefAhrten  Betriebe,  nSmlich:  Bannnternehmnngen,  Hfltten- 
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werke,  Fabriken,  Werfte,  TnuBBportgeichftfte  zu  Wasser  und  sn 
Lande,  Verladan^^s-  nnd  AnsladnDgstintemehmnngeD,  Öffentliche  Lager- 
hftnaer,  Bergwerke  und  Grftbereien  (Ghmben),  Steinbruche,  Betriebe 
oder  Betriebsabteilongen,  wo  explodierbare  Stoffe  ersengt  oder  be* 
arbeitet  werden,  Betriebe  oder  Betriebsabteilnngen,  wo  sich  eine 
llaschine  im  Gebrauch  befindet,  welche  durch  eine  andere  Kraft  alt 
die  yon  Menschen  oder  Tieren  getrieben  wird.  Sein  Anwendungs- 
bereich dehnte  sich  bereits  auf  diejenigen  landwirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen aus,  in  welchen  Maschinen  im  (iebraiuh  sind,  die  vua 
lehlf>seii  Krfiften  ^^etriebeu  werden  ((n>setz  vom  oO.  Juni  1899). 
Das  neue  iiest  tz  ist  einen  Schritt  weiter  i^ejjang'en,  indem  es  sämt- 
liche Handelsbetriebe  der  GesetzgebUDg  betr.  Haftpflicht  wegeu 
Arbeiterunfällen  unterwirft  (Art  1). 

Der  Art.  2  bezieht  eich  auf  die  Aufhebung  der  gegen  die 
gemeinschaftUche  Haftpflicht  abgescbloBsenen  TerBicherungsrertrftge. 
Zahlreiche  Handelsleute  waren  gegen  die  Verantwortlichkeit  ver- 
sichert)  welche  sich  bereits  aus  dem  Art.  1382  des  Code  Ci^ü  ergab, 
viele  andere  hatten  aus  reinem  Wohlwollen  VersicherungsvertrSge 
zugunsten  ihrer  Angestellten  abgeschlossen,  um  letzteren  im  Falle 
eines  durch  ihre  Arbeit  verursachten  Unfklles,  abgesehen  von  der 
cr«^iiit'iiireclitlichen  Haftptliclit.  mehr  oder  weniger  beträchtliche  Ent- 
h.idig'ungen  zu  fsicliei  ii.  PZs  war  durchaus  unerlässlich,  jene  Handels- 
leute von  den  eben  erwiilmten  X'ertr.'iefcii  frei  zu  maelien,  dureh  die 
sie  gegen  die  ihnen  P'it  dem  neuen  (besetze  auterlegte  Haftpflicht 
nicht  versichert  wuien.  Die  Aufhebung  geschiebt  durch  eine  auf 
dem  Sitz  der  Gesellschaft  oder  bei  deren  Lokalagenten,  gegen  Be- 
scheinigung, abgegebene  ErklArung,  oder  durch  eine  von  einem 
Huissier  in  gesetzlicher  Form  ausgefertigte  Urkunde  oder  schliesslich 
durch  einen  dngeschriebenen  Brief.  Der  Vertrag  ist  endgültig  auf- 
gelöst mittags  am  10.  Tage  vom  Tage  der  Erklärung  ab,  oder  vom 
Tage  der  Zustellung  der  vom  Huissier  ausgefertigten  Urkunde  oder 
vom  Tage,  wo  der  eingeschriebene  Brief  zur  Poet  gegeben  worden  ist 

Die  noch  unbezahlten  Prämien  darf  der  Versicherer  nur  im 
VerhSltnis  zu  der  Daner  der  bis  auf  den  Tag  der  Aufhebung  wirk- 
lich gewährten  Versicherung  beanspruchen.  Die  vorausbezahlten 
l'r;iiiiit;ü  für  verdingte  Versithrrunir  bleiben  dem  Versicherer  ge- 
wonnen, dies  aber  für  liocit.-iten.s  ü  Munatc  Uetalir.  vom  Taire  drr 
Aufhebung  de«  Vertrages  ab,  vorausgesetzt,  dass  der  Vertrag  nicht 
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seitens  des  Versiclierers  anfgelioben  worden  ist.  Der  Überschuss 
muss  dem  Versicherten  zui  ttckerstÄttet  werden. 

Im  Art.  8  ist  der  Fall  vor^^esehen.  wenn  g-ewisse  Handelsleute 
oder  Gewerbetreibende  mit  einer  Versicherungs^^esellschaft  gemischte 
Verträge  abgeschlossen  hatten,  nm  sich  zn  gleiclier  Zeit  gegen  die 
gemeinrechtlidie  und  gegen  die  spezielle  Haftpflicht  des  Gesetzes  von 
1898  za  Tersicberii,  falls  dieaes  Gesets  auf  die  in  ihrem  Handel  oder 
in  ihrem  Gewerbe  etwa  vorkommenden  Unf&Ue  jemals  seine  An- 
wendung linden  sollte.  Hat  sich  der  Versicherer  verpflichtet,  den 
Versicherten  ohne  Erhöhung  der  Prämien  gegen  das  Risiko  zu  ver- 
sichern, welches  letzterer  nach  dem  ans  beschäftigenden  Gesetze  zn 
verantworten  hat,  so  bleibt  der  Vertrag  anfrechterhalten  nnd  zwar 
in  Gemässheit  der  Gesetze  von  1898  nnd  1899,  andernfalls  kann  der 
\'ertrag,  wie  bereits  erwähnt  nnd  dem  eben  auseiiiandergesetzten 
Art.  2  gemäss,  anfgelioben  werden. 

Der  Art.  4  bezieht  sich  anf  den  von  den  ncnen  HafLpflichtig'en 
zu  leistenden  Beitrag  zur  Bildung  des  im  Art.  25  des  Gesetzes  vom 
9.  April  1898  vorgesehenen  Garantiefonds,  um  die  durch  Unfall  Be- 
schädigten gegen  die  Zahlangsonföbigkeit  der  Gewerbetreibenden  zn 
versichern. 

Die  Gewerbetreibenden,  welche  dem  Gesetz  vom  9.  April  1898 
unterworfen  sind,  tragen  znr  Bildung  jenes  Fonds  bei  durch  Be- 
Zahlung  von  vier  Znschlagcentimes  zur  Gewerbesteuer;  diese  Be- 
rechnung konnte  jedoch  anf  die  Handelsleute  keine  Anwendung  finden, 
deren  Gewerbesteuer  in  keinem  Verhältnis  zu  der  Unfallgefahr  steht, 
nnd  es  wäre  Übermässig  gewesen,  ihnen  die  Taxe  von  4  Gentimes 
aufzuerlegen ;  letztere  wurde  deshalb  auf  anderthalb  Centime  herab- 
gesetzt (Art.  4). 

Der  Art.  5  bezielit  sich  auf  die  im  Gesetz  vom  ^^0.  Juni  1899 
vorgesehenen  landwii'tsehattlirlipn  rnterneliiiiunireii,  welche,  da  sie 
keine  Gewerbesteuer  bezahlten,  zur  Bildung  des  Garantietonds  nicht 
beizutragen  hatten.  Sind  die  uns  1h  seliäftiirenden  (lewerbetreibenden 
versichert,  so  nimmt  man  als  Grundlage  für  die  Berechnung  ihres 
Beitrages  die  Versicherungsprämie,  der  man  eine  bestimmte  Quote 
hinzufügt,  deren  Betrag  alle  fänf  Jahre  im  Verhältnis  zn  den 
Prämien  festgestellt  wird  nnd  mit  letzteren  eingezogen  wird. 

Sind  die  Gewerbetreibenden  nicht  versichert,  so  besteht  ihr 
Beitrag  aus  einer  bestimmten  Quote  vom  Kapital  der  ihnen  wegen 
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Unfälle  zur  Last  liegenden  Renten  and  wiid  darch  die  EinregiBtnmngs- 
verwaltnng  eingmogta  (Art  5). 

Eine  mit  Gendiinigang  deB  Staatttatee  erlaaaene  Verordmuig 
yom  27.  September  1906  hat  die  Handelsbetriebe  anfgetfhlt»  welcbe 
BQT  Besahlang  der  reduzierten  Taxe  von  anderthalb  Centimes  ver- 
pfltefatet  sind  (Amtsbl.  vom  SO.  September). 

Ges»'tz  vom  17.  April  liMiG  (Art.  r.l»),  bet  r.  das  Armen- 
recht  (Agsistance  judiciaire)  bei  Arbeiterunfällen  (AmtebL 
vom  18.  April). 

Nach  Art.  22  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898,  abgeändert 
durch  Gesetc  vom  22.  Mftrz  1902,  ist  das  Armenrecht  für  das  Ver- 
fiihren  vor  dem  Gerichtsprfisidenten  und  vor  Gericht  ohne  weiteres 
durch  Bescheinigung  des  Staatsanwaltes  bewilligt. 

Für  das  AppeUationsverfahren  mnss  sich  der  EUger  zuerst, 
dem  gemeinen  Rechte  gemäss,  an  das  Armenrechtsbnreau  wenden. 
Jedoch  und  wegen  der  Kflrze  der  Appellationsfrist  (1  Monat  vom 
Tage  des  Urteils  ab;  hat  da.s  Gesetz  vom  17.  Apiii  1906  bestiuniit, 
dasB  das  Arnienrerlit  unmittelbar  uud  pleno  iure  auf  den  Appellations» 
akt  anwendbar  sei. 

Auf  ein  an  ihm  gerichteten  Antrag  Boll  der  Erste  Präsident 
den  Avon^  (Bechtsbeistand)  ernennen,  dessen  Bestellung  im  Appel- 
lationsakt erwfthnt  sein  soll,  und  einen  Gerichtsvollzieher  (Hnissier) 
beiordnen,  um  den  AppellationssJit  zuzustellen.  Das  Armenrecht 
soll  sich  auch  pleno  iure  auf  den  Akt  erstrecken  durch  den  das 
Abstehen  vom  Appellationsverfahren  kundgemacht  wird  (Art.  ri9). 

Gesetz  vom  15.  Juni  1906,  betr.  Verteilung  der  elek- 
trischen Kraft  (Amtsbl.  vom  17.  Juni). 

Gesetz  vom  1.  Juli  1906,  betr.  Ansfahrung  der  inter- 
nationalen Verträge  über  gewerbliches  Eigentum  in  Frank- 
reich (Amtsbl.  vom  4,  Juli). 

Der  einzige  Artikel  dieses  Gesetzes  lautet: 

„Die  Franzosen  in  Frankreich,  Algier  und  in  den  ftanzOsischen 
Kolonien  k6nnen  zu  ihren  Gunsten  die  Anwendung  der  am  20.  ¥Srs 
1883  in  r^aris  unterschriebenen  Vereinbarung  betr.  den  Schutz  des 
gewerblichen  Eigentums  verlangen,  sowie  der  Vertrüge  und  Scbluss- 
proUikolle,  wodnrt  h  die  oben  erwähnte  Vereinbarnng  abireändert 
worden  iht,  und  zwar  iu  allen  Fällen,  wu  jene  Beslimmungeu  zum 
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Schutze  der  ans  dem  gewerbHchen  Eigentnin  Bich  ei^ebenden  Bechte 
günstiger  sind  wie  das  französische  Gesetz,  hauptsächlich  was  die 
VorzQgs-  und  Ausfibungsfristen  hinsichtlich  der  Erlindnngapatente 

anbelangt** 

Dieses  Gesetz  hat  der  folgenden  Küutroverse  ein  Ende  gemacht. 
Nacli  Art.  31  des  (iesetTies  vom  5.  Mai  1889  entbelii(  der  Nenlitii 
und  kann  deswi*^-en  zu  keiiieiii  Ertindungspatente  AiiliUis  geben, 
jede  Entdeckuntr.  Krfindnng  oder  Anwendnng,  welche  entweder  in 
JB'raulcreich  oder  im  Anslande  eine  genttgende  Publizität  erlangt  hat, 
um  ausgeführt  werden  zu  können. 

Andererseits  bestimmt  die  internationale  Vereinbaning  Ton 
Paris,  dass  dengenigen,  der  in  der  gesetzlichen  Form  ein  Patent- 
gesnch  in  einem  der  Vertragsstaaten  eingereicht  hat,  eine  zwGlf- 
monatliche  Vorzngsfrist  gewährt  isty  ohne  dass  ihm  die  von  Dritten 
inzwischen  vorgenommenen  Handlungen  hinsichtlich  der  VerSffent- 
liehnng  oder  Ausfibnng  des  Patentes  entgegen  gehalten  werden 
können.  Es  stellte  sich  demnach  die  Frage,  ob  die  Abweichung  vom 
Gesetze  von  1899  nicht  auf  die  Ausländer  sondern  auch  auf  den 
Franzosen  ihre  Anwendnng  liiiid,  welcher  sein  (iesuch  um  ein  Er- 
findnnp:s])atent  zuer>t  im  Auslande  hinterlegt  hat;  die  Gericht*^  hattt  u 
sich  (larübei-  verneinend  ansj^^cspruclien.  Das  neue  Gesetz  entscheidet 
die  Frage  im  entgegengesetzten  Sinne. 

Verordnung  vom  1.  September  1906  die  Förmlichkeiten 
und  Bedingungen  bestimmend,  deren  ErffiUnng  zum  rechtmässigen 
Besitze  von  Maschinen,  Apparaten  und  Instrumenten  er> 
forderlich  ist,  die  zum  Prägen  von  Manzen  benutzt  werden 
können  (AmtsbL  vom  25.  September). 

T.  Arbeiter-  und  TolkswirtechaftUelie  Gesetaee. 

\'<'n)rdnin)t'  vom  22.  März  190r».  in  Abandenuie:  derjenigen 
Bestimmungen  dei  \Vror(lnnn?  vom  19.  Xnvcniber  I'-M»}.  weicht-  sieli 
auf  die  in  den  induj^triegebäuden  gegen  Feuergetahr  zu 
treffenden  Vorsichtsmassregeln  bezieheniAmtsbl. vom 3.April). 

Oesetz  vom  12.  April  1906,  in  Abänderung  und  Er- 
gänzung des  Gesetzes  vom  30.  November  1894,  betr.  billige 
Wohnungen  (AmtsbL  vom  15.  April). 

Dieses  Gesetz,  wie  das  vom  30.  November  1894,  bezweckt  den 
Arbeitern  und  kleineren  Angestellten  zu  ermöglichen,  in  guten,  der 
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Gesundheit  und  Sittlichkeit  gtinstigen  Verhältnissen  ZQ  wohnen  und 
ihnen  die  Erwerbung  dee  Eigentums  ihrer  Wolmung  zu  erleichtern. 
Die  allgemeine  Anordnung  dieses  Gesetzes  ist  folgende: 

In  jedem  Departement  besteht  ein  sogen.  Comit6  de  Patronage 
für  billige  Wohnungen  und  soziale  Fflrsoige,  dessen  Pflicht  es  ist, 
die  Herstellung  billiger  und  gesunder  Wohnhäuser  zu  betördem, 
welche  entweder  Gesellschaften  oder  .private  Unternehmer  herstellen, 
um  >ie  iui  unvcimögende  Leute  oder  an  hauptsächlich  von  ihrem 
Lohne  lebend»'  Arlx^iter  zu  vermieten  oder  zu  verkiiutVn,  vih  r  welche 
von  den  Interessenten  selbst  für  den  eifrenen  (iebraucli  errichtet 
werden.  Die  Unterstntzungskomitees  sind  vom  Präsidenten  der  Kepn- 
blik  ernannt,  der  zu  gleicher  Zeit  ihren  Tätigkeitsbereich  bestimmt, 
nnd  die  zwischen  9  und  12  schwankende  Anzahl  ihrer  Mitglieder 
feststellt  £in  Drittel  ist  vom  Generalrat  des  betr.  Dei»artements 
unter  seinen  Mitgliedern  oder  unter  den  Mitgliedern  der  Handels* 
Itammem  oder  der  Kunst-  und  Gewerbekammem  (Chambrea  eonsni- 
tatives  des  Arts  et  Manufactures)  gewfthlt,  die  zwei  flbrigen  Drittel 
sind  in  Qemässheit  der  in  einem  Beschlnss  des  Ministers  filr  Arbeit 
und  soziale  Fürsorge  enthaltenen  Vorschriften  gewShlt.  Sie  sind 
auf  drei  Jahre  ernannt,  aber  ihr  Auftrag  kann  erneuert  werden. 
Die  Einkünfte  jenes  Komitees  bestehen  aus  verschiedenen  Subvention«-!), 
die  sie  vom  Staate,  von  den  Depai  tement??  und  Gemeinden  beziehen, 
sowie  aus  Schenkungen  nnd  Legaten  «iie  sie  zu  denselben  l'.e'lin- 
gungen  wie  andere  ortentliche  Anstalten  annehmen  dürfen.  Die 
Tätigkeit  jenes  Comite  de  patronage  soll  sich  durch  die  Unter- 
sucliungen  zu  erkennen  geben,  die  sie  vornehmen  werden,  durch 
Preisauaschreibungen  für  Architekten,  durch  Preisverteilungen  flir 
Ordnung  und  Beinlichkeit,  durch  pekuniäre  Unterstützung  u.  a.  m. 
(Art  1  und  2). 

Über  diesen  lokalen  Kommissionen  steht  ein  dem  Ministerium 
fSIr  Arbeit  und  soziale  Fürsorge  untergeordneter  Conseil  sup^rieur 
der  billigen  Wohnungen^  dem  die  eben  erwähnten  Kommissionen  all> 
jährlich  einen  ausführlichen  Bericht  Qber  ihre  Tätigkeit  erstatten 
mftssen.  Dieser  Rat  ist  in  jeder  Angelegenheit  betr.  billige  Wohuuugeu 
nm  seine  Meinung  zu  befragen  (Air.  14). 

Was  ist  unter  billigen  Wulmungen  im  Sinne  des  (ies»'tzes  zn 
verstehen?  Ks  sind:  die  aus  inelji.ren  ^\'uhnungen  bestehenden 
Häuser,  wenn  der  Mietzins  für  jede  Wohnung  nicht  über  einen  ge- 
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wissen  Betrag  hinausgeht,  and  dieser  Betrag  ist  verschieden,  je  nach 
der  Bevölkerung  de»  Ortes.  Der  Gesetzgeber  macht  folgende  Unter- 
scheidungen: 

1.  In  den  Gemeinden  mit  weniger  als  1001  Einwohnern  darf 
der  Mietzins  einer  sogen,  billigen  Wohnung  nicht  über  140  Frs. 
hinaosgehen. 

2.  In  den  Gemeinden,  deren  Bevölkerung  zwischen  1001  und 
2000  Einwohnern  betrftgt,  darf  dieser  Mietzins  nicht  ttber  200  Fn. 
hinaasgehen. 

8.  In  den  Gemeinden  mit  2000—5000  Einwohnern  daif  er 
nicht  über  225  Frs.  hinausgehen. 

4.  In  den  Gemeinden  mit  5001 — 80000  Einwohnern  nnd  in 
den  Vororten  der  Städte  mit  80001—200000  Einwohnern,  in  einem 
Umkreise  von  10  km,  darf  der  Mietzins  nicht  ttber  250  Frs.  hinaos- 
gehen. 

5.  In  den  Städten  mit  .'Km )( »1-  200000  Einwohnern  nnd  in 
den  Vororten  der  .Städte,  die  nitdir  wie  200000  Seelen  zählen,  in 
einem  Umkreise  von  15  km,  darf  dieser  Mietzins  nicht  über  325  Frs. 
hinausgehen. 

6.  Derselbe  Betrag  ist  Ar  das  weitere  Stadtgebiet  von  Paris 
bestimmt  in  einem  Umkreise  von  14—40  km,  vom  Festnngqn^ben 
ans  gemessen. 

7.  Fttr  das  engere  Stadtgebiet  (in  einem  Umkreise  von  15  km 
vom  Festnngsgrahen  ans)  ist  der  Höchstbetrag  des  Hietxinses  anf 
400  Frs.  bestimmt. 

8.  Flir  die  Stftdte,  die  mehr  wie  200001  Seelen  zählen,  ist 
dieser  Betrag  bis  anf  460  Frs.  bemessen. 

9.  Für  Paris  beträgt  der  Satz  550  Frs. 

Die  Einzelwohnnngen,  deren  Mietzins  über  die  oben  angegebenen 
Snmmen  nur  mit  einem  Fünftel  hinausgeiit,  sind  ebent'aüä  als  billige 
Wohnungen  im  Sinne  unseres  Gesetzes  zu  betracliten. 

Es  handelt  sich  übrigens  nnr  um  einen  Maximalbetrag,  der 

nicht  überschritten  werden  soll;  der  reelle  Betrag,  welclier  je  nach 

aahireichen  Verhftitnissen  verschieden  sein  kann,  ist  alle  5  Jahre 

dnrch  eine  Kommission  an  bestimmen,  welche  ans  einem  Mitglied 

des  Generalrates,  ans  einem  Zivilgerichtsrat  («Tnge  an  tribnnal  civil) 

des  Departements  nnd  ans  einem  Steneramtsagenten,  die  alle  vom 

Präfekten  ernannt  sind,  besteht. 

Jahrbaeh  der  IntenMt.  Vereinlguns.  s.  nd.  204 
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Den  Gemmdheitszostand  der  Wohnaogen  bescheinigen  die 
Comit^B  de  patronage  (Art  5). 

VorteiUi  welche  den  billigen  Wohnungen  snkommen: 

1.  Die  Wohltiitig:kpit8bnrean8,  die  Armen-  nnd  Krankenhäuser 

küimeii  mit  (ie nehiuignn^  des  Präfekten  bis  zu  einem  Fünftel  ihres 
Vermögens  darin  anlefi:en,  entweder  billig'p  Wolniliiiustr  bauen  zu 
lassen  oder  Hypothekendarlehen  an  die  Haugesellschafteu,  die  sich 
damit  belassen,  oder  an  die  Kreditanstalten,  welche  solche  rnter- 
nehmungen  erleichtern,  zu  geben,  oder  sclüiesslich  Obligationen  nnd 
Aktien  solcher  QeeellMliaften  zn  flbernehmen  (Art  6). 

2.  Die  Departemente  nnd  die  Gemeinden  dtirfen  von  ihren 
EinkQnften  einen  Umlichen  Gebranch  machen.  Sie  dfirfen  sogar  an 
die  obenerwfthnten  Gesellschaften  Gmndstlicke  nnd  Gebäade  gfitlieh 
abtreten,  nnd  zwar  in  einem  Preise,  der  nicht  weniger  betragen  darf 
als  die  Hälfte  des  wirklichen  Wertes,  oder  anch  die  Dividenden  der 
Aktien  oder  die  Zinsen  der  Obligationen  bis  zum  Betra^]^  von  S**/^ 
und  für  eine  Dauer  von  höchstens  10  Jahren  verbürgen  (Art.  6). 

3.  Wenn  ein  gemäss  den  gesetzlichen  Vorschriften  gebautes  Haus 
in  einem  Nachlass  einbegriffen  ist  und  zur  Zeit  des  Ablebens  des 
Käufers  oder  des  Erbaners  von  demselben,  seiner  Ehegattin  und 
einem  Kinde  bewohnt  ist^  so  gelangen  folgende  Abweichungen  vom 
C!ode  civil  znr  Anwendung: 

a)  Ist  der  fiberlebende  Ehegatte  mindestens  auf  die  HUfte  Mit- 
eigentümer des  Hauses,  so  kann  auf  seinen  Antrag  die  Ans- 

eiuandersetzung  der  Erben geraeinschali  nisgeschlosseu  werden, 
und  zwar  auf  5  Jahre,  vom  Tage  des  Tudes  ab,  nnd  so  fort 
von  5  zu  5  Jahren  bis  zu  seinem  eigenen  Tode. 

b)  Kann  die  vorangehende  Bestimmung  nicht  zur  Anwendung 
kommen  nnd  hinterlässt  der  Gestorbene  Deszendenten,  so  kann 
auf  Antrag  des  Ehegatten  oder  eines  Deszendenten  die  Aus- 
einandersetzung der  Gemeinschaft  auf  5  Jahre  vom  Tage  des 
Todes  ab  ansgeschlossen  werden. 

c)  Wenn  sich  unter  den  Deszendenten  Minderjährige  befinden,  so 

kann  die  Erbengemeinschaft  während  5  Jahren,  vom  Tage  der 
VuUiährit^'-kt'it  des  Ältesten  ab,  fortgeführt  werden,  ohne  da-ss 
die  Uebamtdauer  der  (^»'meinschfift  über  10  Jahre  liinausgeheu 
darf,  wenn  nicht  anter  allgemeiner  Einwilligung. 
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Uber  die  Erhaltung  der  (Ttint msrhaft  enLsdieiiiet  der 
Friedensricliter  nach  Beratung  des  i'amüienrates,  wenn  Minder- 
jährige vorhanden  sind, 
d)  Jeder  Erbe,  sowie  der  überlebende  Ehegatte  (wenn  er  Hit- 
eigentttmer  ist)  hat  ein  Vorkan&recht  auf  das  Ham  bqid 
Schätniitgawerte. 

Wenn  mehrere  Erben  dieeea  Vorl^anftrecht  geltend  machen 
wollen,  Ist  die  Priorität  denqenlgen  snerkannt,  den  der  Ver^ 
Btorbene  bezeiehnet  hat,  dann  dem  Ehegatten,  wenn  er  Mit- 
eigentllmer  ist  fRr  mindestens  die  HÄlfte.  In  den  anderen 
Fftllen  entseheidet  die  Hehrheit  nnter  dem  Vorsitze  des  Friedens- 
richters, welclier  über  die  Verhandinngen  Protokoll  führt.  Ist 
der  Schätzungswert  dei»  Grnndstttckes  bestritten,  so  entscheidet 
das  OoniitA  de  patronage  (Art.  8). 

4.  Die  Häuser,  die  auf  (Trand  vorstehender  Restimiuiiiigen 
„billige  Wohnungen"  bilden,  sind  währPTil  12  Jahren  von  der 
Grundsteuer  sowie  von  der  Fenstersteuer  befreit.  Die  12jährige 
Frist  läuft  vom  Tage  der  Beendigung  des  Baues  ab  (Art.  9). 

5.  Wenn  der  Kaufpreis  in  Jahresraten  zahlbar  ist,  kOnnen  die 
Mntationsgebtthren  anf  dieselbe  Weise  entrichtet  werden,  vorans* 
gesetzt,  dass  es  in  hfiehstens  5  Annnitftten  geschieht  (Art.  10). 

6.  Die  Ban-  oder  EreditgeseOschaften  sind  von  der  Gewerbe- 
steuer beflreit  (Art.  12). 

7.  Die  zur  Gründung  oder  zur  Auflösung  jener  Gesellsehaften 
notwendigen  Urkunden  sind  von  sämtlichen  Stempelgebühren  ent- 
lastet und  kostenlos  eingetragen,  vorausgesetzt,  dass  dieselben  keine 
Verptlichtung.  Befreiung,  t^bertragung  von  bewegliciien  oder  un- 
beweglichen Sachen  zwischen  den  Gesellschaftern  oder  anderen 
Personen  enthalteu.  * 

Gesetz  yom  17.  April  1906  (Art.  66  —  Amtsbl.  vom 
19.  April). 

Gemäss  Art.  84  des  Gesetzes  vom  81.  Hftrz  1903  wird  jedes 
Jahr  1  Million  Franken  unter  den  durch  das  Gesetz  yorgesehenen 
Bedingungen  zu  bestimmten  Zwecken  verwendet,  und  zwar: 

1.  ein  Drittel  der  Summe  zur  Erhöhung  der  bereit«  oder  am  • 
1.  Januar  1908  beanspruchbaren  Alters-  oder  Invalidenpensionen 
von   ')<>  ¥ia.   zugunsten   aller  Grubenarbeiter  oder  Grnben- 
augestelltcu  französischer  Staatsangehörigkeit ; 

204* 


8232 


Geietigelniiig. 


2.  die  swei  ander«!!  Drittel  zn  OeldbewUUgongeii  an  alle  anderen 
Grubenarbeiter  oder  Grabenbeamten  ftaacOelaclier  NaUonalitit» 
welche  am  1.  Jannar  1903  mindeeteiu  55jabriff  Bind  und  den 
Beweis  beibringen,  daas  sie  bia  zu  dem  Tage  wfthrend  80  Jaliren 

in  französischen  Gmben  auf  Lohn  gearbeitet  haben. 

Der  Art,  66  des  neuen  Gesetzes  bestimmt,  dasa  die  Hälfte  der  im 
Gesetze  vom  31.  März  vorge^elieneu  erhöhten  GeldbewilliRungt^n 
auf  den  überlebenden,  nicht  wieder  verheirateten  Ehegatten  zui  uck- 
fallen  soll. 

Eine  noch  nicht  verkündete  Verordnung  des  Gesetzes  soll  die 
aar  Ansfiihrnng  des  Gesetzes  nOtigen  AafBichtsmassro^eln  bestimmen, 
sowohl  bezfigUch  der  Bergwerksontemehmer  als  hinsichtUch  der 
Bereohtigten. 

BeachUaa  des  Hinisters  der  Öffentlichen  Arbeiten 

vom  9.  März  1906,  betr.  die  Daner  der  Arbeit  fttr  die 

Eisenbahu-Maschiuiäten  und  -Heizer  ^Amtsbl.  vom  25.  No^ 
vember). 

Gesetz  vom  13.  Jnii  1906,  betr.  Kinltthrang  des 
wöchentlichen  Ruhetages  zn^nnaten  der  Arbeiter  und 
Angea teilten  (AmtabL  vom  16.  Jnli).  —  Vom  Staatsrat  genehmigte 
Verordnung  aar  Anflicht  über  die  Anaftthrong  dea  Qesetaea  ?om 
24.  Angnat  1906  (Amtsbl.  vom  31.  Angnat). 

Frühere  Geeetagebung.  In  den  älteaten  Zeiten  der  firanaS- 
aiachen  Monarchie  iat  man  schon  darauf  bedacht  geweaen,  die  Beob- 
aditnng  der  Sonntagamhe  dnrchanftthren,  nnd  sahireich  aind  die 
Bestimmungen,  die  zu  diesem  Zweck  getroffen  worden  aind.  Da 
diese  aber  auf  religiösen  Kücksi(  hleii  und  auf  der  Vorherrnchaft 
des  katliüliöcheii  Kultus  beruhten,  koiinuu  sie  die  Revolution  mvid 
überdauern.  Das  Geb»  tz  vom  17.  'riiei  iuidor,  Jahr  VT,  sclirieb  für 
die  Dekaden  und  andere  daniala  eingeführte  nationale  Feiertage 
dasi^elbe  vor,  was  die  früheren  Könige  ftti*  die  Sonntage  nnd  religiösen 
Festtage  verordnet  hatten.  Es  verordnete  bei  Geld-  und  Freiheits- 
strafe die  Schliessung  der  Läden,  VerkanfsrUume  und  Werkstätten 
an  diesen  Tagen.  Ein  Beschlnsa  der  Konsuln  vom  7.  Thermidor, 
Jahr  VUI,  beschrftnkt  die  gesetzliche  Beobachtung  des  Deeadia  auf 
die  Beamten  nnd  liess  den  Übrigen  BUrgem  in  dieser  HlDsicht 
volle  Freiheit,  nach  Belleben  an  handeln.  Daa  Gesets  vom  18.  Ger- 
minal,  Jahr  X,  Uber  die  Kultusorganisation  bestimmt  in  Art  57  den 
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Sonntag  als  finhetag  Ar  das  Beamtantnm.  Unter  der  BestanratioD 
verfügte  daa  Gesetz  Tom  18.  Noyember  1814,  daaa  die  gewtUmllchen 
Arbeiten  an  den  Sonn-  nnd  geaetnUclien  Feiertagen  nieht  vor- 
genommen werden  dflrften.  Dies  war  die  Folge  der  EinfBhmng  des 
Katholfadamna  als  Staatareligion.  Dieaea  Oeaets  Itam  liald  anaeer 
Kraft  und  wnrde  durch  ein  Geseta  vom  14.  Jnü  1860  abgeschafft. 

Inzwischen  waren  gesetzliche  Ma^siegfln,  welche  anderen 
weggründen  entsprnnpren.  getroffen  worden,  um  einen  ivuheUg  für 
die  in  Werkstätteu  beschäftigten  Kinder  zu  verordüen  (Gesetz 
vom  22.  Mftrz  1841,  GeseU  vom  19.  Hai  1874). 

Ein  anderea  Geaets  vom  2.  November  1892  bescblofla,  dasa  die 
Frauen  and  Kinder  weder  mehr  wie  6  Tage  in  der  Woche,  noch 
an  gesetalichen  Feiertagen  in  den  WerlLcn,  Fabriicen,  Gmben,  Berg* 
werken,  Steinbrüchen,  Banplfttsen  nsw.  beschftftigt  sein  dürften. 

Das  (resetz:  vom  13.  Tiili  1W6  hat  nun  diese  Gesetzgebung 
vervollst^indigt,  imieai  t  s  Im  w  ( lientiiclieu  Ruhetag- 'U'ii  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  ^i^ewährt,  welehe  in  tteschäftsbei rieben 
beschäftigt  sind,  die  in  der  Aufzählung  des  Uesetzes  von  1892  nicht 
einbegriffen  waren,  sowie  allen  erwachsenen  Personen,  welche 
in  Unternehmungen  jeder  beliebigen  Art  beschäftigt  sind.  Dieses 
Gesets  ist  übrigens  lieiD  endgültiges  und  wird  voraassichtlich  bald 
abgeändert  werden.  (Siehe  die  Verhandinngen  der  Depntiertenkammer, 
Sitzung  vom  23.  Hta  1907,  AmtsbL  vom  24.  Uftrz). 

Allgemeine  Bestimmnngen.  Es  befinden  sich  im  Gesetze 

zwei  Grundbestimmungen:  die  eine,  dass  die  wöchentliche  Ruhezeit 
eine  ununterbrochene  Dauer  von  24  Stunden  babt  n  jnu?.^  (Art.  1); 
die  andere,  dass  der  Ruhetag  der  Souutag  sein  muss  (Art.  2);  beide 
B^timmuDgen  lassen  jedoch  Ausnahmen  zu. 

Ausnahmen  nnd  Abweichungen.  Steht  es  fest,  dass  die 
für  das  Bftmtliche  Personal  eines  Betriebes  am  Sonntag  stattfindende 
Rnhe  dem  Oflimtlichen  Interesse  nachteilig  oder  für  den  regelmSssigen 
Fortgang  des  Betriebes  nnzutrSglich  wire,  so  kann  die  Bnhe  im 
Lanfe  des  Jahres  oder  an  gewissen  Zeitpnnkten  bewilligt  werden, 
oder  anch: 

a)  an  einem  anderen  Tage  als  am  Sonntage,  dem  sämtlichen  Personal 

des  Betriebes; 

b)  von  Sonntag  mittag  bis  Idontag  mittag; 
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c)  am  Sonntag  iiaclnuittag  mit  ciiicin  nachträglichen  vollen  Kohe- 
tag  alle  14  Tage  als  Ersatz  mittelB  PersonenwechBels; 

d)  yermittelB  gftnzlicben  oder  teilweisen  Peraonenwechsels. 

Die  Anstalt,  welche  eine  der  vorerwAhnten  Abweiehongen  Bich 
zn  Nutzen  macheu  will,  muss  an  den  Prfifekten  des  Departements 
einen  Antrag  lichten.   Dieser  fordert  sogleich  die  Gutachten  des 

Gemeinderates,  der  Handelskammer  des  betreffenden  Bezirkes  und 
der  beteiligten  Arbeiter-  und  Arbeitgeber-Syndikate  umi  entscheidet 
als(hinn  dnreh  einen  dem  AntrajT'teller  zugestellten  motivierten  Be- 
schluss.  Dieser  Heschluss  kaiiii  innerhalb  14  Taljen  nach  dem  Zeit- 
punkte seiner  Zustellung  dem  vStaatsrate  unterbreitet  werden.  Diest  r 
Rekurs  hat  eine  aufschiebende  Wirkung,  d.  h.  der  Beschluss  kann 
nicht  ausgeführt  werden;  das  Gesetz  aber  tritt  in  Anwendung  und 
die  auÜMihiebende  WirlLung  bezieht  sich  nicht  auf  seine  Bestimmungen 
(Art  8  und  9). 

Eine  den  Arbeitern  wöchentlich  und  wechselweise  gewährte 
Ruhezeit  ist  von  Rechts  wegen  in  allen  GescbSltsbetrieben  gestattet» 
die  unter  nachstehende  Kategorien  feilen: 

1.  Fabriken  von  Malirungsmitteln,  die  zum  sofortigen  Verbrauch 
bestimmt  sind; 

2.  Hotels,  Restanrationen,  SchankwirtBchaften; 
8.  Tabak-  und  Blnmenhandlnngen; 

4.  Spitäler,  Verpflegungsanstalten,  Asyle,  Altersversorgungs-  und 
Irrenanstalten,  Kliniken,  Krankenhäuser,  Apotheken,  Drogerien, 
Läden  fSr  medizinische  und  chirurgische  Instrumente; 

5.  Badeanstalten: 

6.  Zeitiinfrs-  nnd  Informationsuuternehmungen,  Theater,  Aiubceu 
und  Aufstellungen; 

7.  Leihbiblintlieken,  Vermietangsgeschäfte  von  Sttthlen,  Wagen  und 
\'erkehrsmitteln ; 

8.  Beleuchtungsnntemehmnngen,  Triebkraft-  und  Wasserversor* 
gungsnntemehmungen ; 

9.  Transportgeschäfte  zn  Lande,  mit  Ausnahme  der  Eisenbahnen, 
der  Yerladungsunternehmungen  in  den  Häfen,  Bahnhöfen  und 

Loschplätzen; 

10.  Gewerbliche  Unternehmungen,  wo  liohstoffe  verarbeitet  werden, 
die  einem  raschen  Verderben  aungeseizt  sind; 
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11.  Gewerbliche  ÜDterneluniingeii,  in  denen  eine  Arbeitsonterbreeiinng 
den  VerloBt  oder  die  Entwertung  der  Arbeiteenengnieae  ver> 
Ursachen  wfifde. 

Noch  nicht  Torkllndete  Verwaltnogsreglements  soHen  die  Anf- 
säliliingen  der  gewerblichen  Untemebmnngen  enthalten,  von  denen 
nnter  obigen  Nnmmern  10  nnd  11  die  Rede  ist.  Ein  weiteres 
lieglenieut  soll  hinsichtlieh  des  wuchentHchen  Rahetages  die  Lage 
der  Spezialisten  nJiher  bestimmen,  die  in  den  mit  kontinuierlichen 
Ufen  versehenen  Fabriken  beschfiftij^t  sind  (Art.  8). 

In  den  Betrieben,  wo  der  wöchentliche  Kuhetag  dem  sämt- 
lichen Personal  am  selben  Tage  bewilligt  wird,  kann  derselbe  auf 
einen  halben  Tag  beschrftnkt  werden  für  die  Leute,  die  mit  der 
BedieDvng  von  Dampfgenwatwen  nnd  TreibmaBchinen,  mit  der 
Schmiemng  nnd  BeanftichUgong  der  TranamissionBanlagen,  mit  der 
Reinigong  der  FabriklokalOf  Lagerrftnme  nnd  Bnreana  beschäftigt 
sind,  sowie  für  die  Anfteher  nnd  Portiers. 

In  den  Betrieben  fOr  Einzelverkanf  von  Lebensmitteln  kann 
die  Sonntagsrnhe  für  die  noch  nicht  21jährigen  nnd  bei  ihren  Eltern 
wohnenden  Angestellten  anf  den  Nachmittag  reduziert  werden  mit 
einer  mittels  Persctnenweclisel  an  einem  anderen  Xaehmittage  im 
Laufe  der  \N'oche  gfewübiten  Ersatzruhe  und  flir  die  anderen  An- 
gestellten mit  einer  alle  14  Tage  vermittels  Personenwechsel  ge- 
gewährten 24stündig'en  Ersatzruhe. 

In  einem  Betriebe,  wo  weniger  wie  fünf  Arbeiter  beschäftigt 
sind,  die  ihren  wöchentlichen  Ruhetag  abwechselnd  nehmen,  dart 
dieser  wöchentliche  Ruhetag  durch  swei  halbe  Ruhetage  ersetzt 
werden. 

Wenn  den  Angestellten  einer  Kleinhandlnhg  die  Sonntagsrahe 
gewälirt  wird,  kann  letztere  anfgehoben  werden,  sobald  der  Sonntag 
mit  einem  Lokalfeste  oder  einer  Festlichkeit  im  betreifenden  Stadt- 
viertel snsammenftUt  (Art.  5). 

Aufhebung  der  Sonntagsrahe.  Im  Falle  von  dringenden 
Arbeiten,  deren  Ausführung  nicht  verschoben  werden  kann,  um 
Rettungsmassregeln  zu  treft'en,  Unflille  zu  verhüten.  Werkzeuge  zn 
reparieren,  kann  die  Sonntagsruhe  aufgehoben  werden.  Diese  Auf- 
hebung .erstreckt  sich  nicht  allein  auf  die  Arbeiter  des  Unter- 
nehmens, in  welchem  die  Arbeiten  vorzunehmen  sind,  sondern  auch 
auf  die  Arbeiter  des  Unternehmens,  welches  diese  Arbeiten  vorsn- 
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nehmen  hat.  Jeder  Arbeiter  letzteren  UnternehmeiiB  kann  eine  £r- 
satsmhe  gleicher  Daner  beanspruchen  (Art.  9). 

Die  gewerblichen  fietiiebe  im  Freien,  sowie  diejenigra,  die 
nur  an  bestimmten  Tagen  des  Jahres  t&tig  sind,  dttrfen  die  SoontagS' 
rahe  ^hrUch  15  mal  aufheben. 

Dasselbe  gilt  Ar  die  Betriebe,  in  denen  nach  verderbliehe 
RohsteüB  Yerarbeitet  werden  oder  die  zn  gewissen  Zeiten  eine  ansser- 
gewdhnliche  ArbeitsTermehrong  an  bewältigen  haben,  voransgeeetst, 
dass  die  wöchentliche  Bnhe  Ar  das  sftmtliche  Personal  auf  denselben 
Tag  festgestellt  worden  ist  In  beiden  Fällen  können  die  Arbeiter 
mindestens  zwei  Kuheiage  im  Monat  beansiiruthcn  (Art.  ü). 

Dasselbe  g^ilt  fUr  Arbeiar,  welohe  in  Betrieben  beschäftigt 
sind,  die  der  staatlichen  Aufsicht  untere  n  tVii  ?,ind  und  in  denen 
Arbeiten  tlir  Kechnun^  des  Staates  und  im  Interesse  der  Landes- 
yerteidigong  ansgeftihrt  werden  (Art.  7). 

In  den  Betrieben  jeder  Art,  in  denen  angünstige  Witterung 
eine  Arbeitseinstellnng  venursacht,  werden  die  Tage,  an  denen  nicht 
gearbeitet  wnrde,  yon  der  gesetzlichen  Rnheaeit  in  Abzog  gebracht 
(Art  6,  §  1). 

Aufsicht  über  die  Ansfflhrnng  des  Gesetzes.  Wenn 
ein  Betriebschef  auf  Grand  jener  Bestimmungen  den  wOchentllehen 
Rnhetag  aufheben  will,  so  ist  er  verpflichtet,  sogleich  und  —  ab- 
gesehen vom  Falle  zwingender  ümstflnde  —  nodi  vor  Beginn  der 

Arbeit  den  Arbeitsiuspektor  des  Bezirkes  davon  in  Kenntnis  zu 
setzen,  indt m  er  ihm  gleichzeitig  die  üriinde  an^jibt,  welche  die 
Anfhebnng  der  Simniiigsruhe  rechtfertigen  (VerwaltaDgBreglement 
vom  29.  Anßrnst  1906,  Art.  3). 

In  albn  Fällen,  wo  die  wöclientliche  Ruhe  nicht  auf  den 
Sonntag  festgestellt  worden  ist,  müssen  die  den  Arbeitern  gewährten 
Ruhetage  und  Ruhestunden  durch  ein  in  den  Betriebsrftumen  an* 
geschlagenes  Plakat  bekannt  gemacht  werden  (Reglement  vom 
26.  August  1906,  Art.  1). 

Feststellung  der  Zuwiderhandlungen.  Die  Zuwider- 
handlangen werden  durch  die  ArbeltslnspektoreD,  sowie  durch  die 
Polizeibehörden  festgestellt  (C^tz  vom  18.  Joli  1906,  Art  11). 

Zuständigkeit  und  Strafbestinnii ungen.  Die  Znwider- 
handlunfren  werden  vor  das  Friedens^^rri(  lit  verwiesen  und  mit  einer 
Busse  von  5-15  ¥m.  bestraft.   Ks  sind  so  viele  Zuwiderhaudlongen 
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und  folglich  so  viele  Bussen  verwirkt,  als  Person rti  im  betreffenden  Ro- 
triebe ^setzwidrig  beschäftigt  waren.  Der  Ik  Haiiitlietra^  der  Bns&en 
darf  jedüch  die  Summe  von  500  Frs.  nicht  (ii/ei  srhn  in  ii  Tni  Wieder- 
ttbcrtretnn^falle,  d.  h.  wenn  der  Zuwiderhandelnde  inuerlialb  12 
Monaten  vor  dem  g^erichtlichen  Verfahren  eine  Strafe  wegen  ähn- 
licher Übertretung  verwirkt  hat,  beträgt  die  Geldbnsse  16 — 100  Frs.; 
8ie  wird  vom  ZaGhtpoliseigerieht  aoegesprocheB,  und  swor  dninal 
fttr  jeden  im  Betriebe  gesetcwidrig  beecMiUgteii  Arbeiter,  doch  darf 
der  Oeeamtbetrag  der  Bnase  die  Snmine  von  8000  Frs.  nicht 
ttberschreiten. 

Der  Art  463  des  Stral|e;esetEbachea,  betr.  mildernde  ümstiDde, 
findet  auf  die  Strafbemeemmg  seine  Anwendung. 

SehlieBsHeb  baften  die  OeechSfteinhaber  zivilrechtlich  fttr  die 
gegen  die  Direktoren  und  üeschäftsleiter  ausgesprochenen  Ver- 
urteiluü^^eji  (Art.  13  und  14). 

Ein  MinisterialrundBchreiben  vom  3.  September  1906  hat  zur 
Ausführung:  des  (resetzes  nähere  Voi-schriften  festgestellt.  Da  diese 
Bestimmungen  für  unsere  Leser  nur  geringfügiges  Interesse  bieten, 
hat  es  iieinen  Zweck,  dieselben  eingehender  zu  besprechen. 

Gesetz  vom  18.  Deaember  1906  in  Abänderung  der 
Art.  18,  14  ond  15  des  Gesetses  vom  27.  Jnni  1904  ftber 
die  Versorgung  der  verwahrlosten  Kinder  (AmtsU.  vom 
20.  Desember). 

TL  BIkrgerlielies  Bedit  und  2lTilproBes8ordiiaDfl;. 

Gesets  vom  21.  Febrnar  1906  in  Abänderung'  des 
Art.  386  des  Code  civil  (Amtsbl.  vom  22.  Februar). 

Die  Nutzniessung',  welche  das  Gesetz  (Art.  384)  den  Eltern 
au  dem  Vermögen  ihrer  Kinder  bis  zu  deren  IS.  Lebensjahre  ge- 
währt, hürie  nach  früliereui  Art..  :^h6  fllr  die  Ahittf^r  auf,  sobald  sie 
zur  zweiten  Ehe  schritt  Es  bestand  also  in  dieser  liinsiclit  zwischen 
Vater  und  Mutter  ein  Unterschied,  welcher  tiir  letztere  ziemlich  pein- 
lich war.  Das  neue  Gesetz  stellt  in  dieser  Hinsicht  beide  Ehegatten 
gleich,  pie  Matter,  welche  sich  wieder  verheiratet,  behält  also  wie 
der  Vater  die  gesetzliche  Nntzniessnng,  ungeachtet  der  zweiten  Iihe. 

Finansgesetz  vom  17.  April  1906  (Art.  59),  betr.  die 
Unpfändbarlceit  der  an  Arbeiter  bezahlten  Ruhestands- 
gehälter. 
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Die  KnheBtandsgehftlter,  welche  Arbeitern  oder  Angestellten 
oder  deren  Witwen  und  Waisen  ans  einer  Kasse  bezahlt  werden, 
die  im  Etablissement,  wo  sie  beschäftigt  sind,  en  dem  Zweck  ge- 
stiftet worden  ist,  sind  bis  anf  den  Betrag  von  860  Frs.  nnflber- 
tragbar  nnd  nnpflmdbar;  hinaielitlich  dee  ÜberscliQSses  findet  anf 
jene  Rnhestandsgebälter  das  Qesets  vom  12.  Januar  1895  seine 
Anwendung.  Dasselbe  gilt  anf  die  von  der  „Gaisse  nationale  des 
retraites  potir  la  vleillesse"  ansbesablten  BnhestandsfeliSlter.  Über 
860  Frs.  binans  sind  sie  ttbertragbar  für  einen  Zehntel  nnd  pfibidbar 
fftr  ein  weiteres  Zehntel. 

Die  Ruhest^iiids^'^ehälter  der  Arbeiter,  womit  sich  unser  Gesetz 
beschäftigt,  waren  früher  ohne  BeKchrfinknng  pfJindbar.  mit  Am- 
nahme  von  den  lüiiiesiaiids^ehfilteri!  d»'r  (  aisse  nationale  des  retraites. 
welche  bis  auf  den  Hetrag  von  3ÜU  Frß.  unpfändbar  waren  (Gesetz 
vom  18.  Juni  1850).  Der  Überselinss  war  vollständig  pfiüidbar  und 
abertragbar. 

Gesetz  vom  30.  November  1906  in  Brgftnsnng  des 
Art.  57  des  Code  eivil  nnd  in  Abänderung  des  Art.  45 
desselben  Oesetzbncbes  (Amtsbl.  vom  16.  Dezember). 

Hittels  dieses  Gesetzes  hat  der  Gesetzgeber  die  Öffentlichkeit 
der  Standesregister,  was  die  Gebnrtsorknnden  anbetrifft,  abgeschafft. 
Heute  kann  man  die  frleichlantende  Abschrift  einer  anderen  Gebnrts- 
Urkunde  als  seiner  eigenen  nur  auf  Grund  einer  vom  Friedens- 
richter kostenloH  erteilten  Ordonnanz  erhalten. 

Es  bedürfen  keiner  solchen  (ienehmigung:  «ler  St-aatsanwalt. 
da«  iviüd  der  Person,  deren  Geburtsurkunde  verlangt  wird,  die 
Aszendenten  und  Deszendenden  derselben  Person  in  gerader  Linie, 
ihr  Ehegatte,  ihr  Vormund  oder  rechtlicher  Vertreter.  Verweigert 
der  Friedensrichter  die  Erlaubnis,  so  ist  der  Antrag  an  den  Vor- 
sitzenden des  Zivilgerichts  zn  richten,  welcher  eine  einstweilige  Ent- 
scheidung trifft  (Art.  45—57  des  Code  civil). 

Gesetz  vom  9.  November  1906,  betr.  die  Einsprüche 
und  Aufforderungen,  welche  auf  die  Amtskautionen  der 
Hechnnngsbeamten  zu  machen  sind  (Amtsbl.  vom  11.  No- 
vember 1906). 

TIL  Handetomlit 

Gesetz  vom  -S.  März  liH)()  in  Abänderung  des  Art. 
'•OD  des  Code  de  commerce  (Handelsgesetzbuch)  (Amtsbl.  vom 
2U.  März). 
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Nach  früherem  Art  509  dte  Handelsgesetzbiiehes  wurde,  wenn 

bei  der  ersten  Abstimmung  über  ein  Konkordat  nach  einem  Konkurse 
oder  einem  gerichtlichen  Ausgleich  sich  die  vnm  Gesetz  bestimmte 
doppelt«  Mehrheit  (nämlich:  Mehrheit  der  Stimmen  und  ilehrheit 
der  Forderunf^en  —  ^,'4  bei  Ktuikui  s,  -/.^  bei  gerichtlichem  Aut^gleich) 
nicht  ergab,  die  Heratung  anf  acht  Tiii^a  verschoben  und  die  in  der 
ersten  Versammlung^  unf2:en(niimeneu  Beschlüsse  und  :ib<;egebenen 
Beitrittserklärungen  blieben  ohne  Wirkung.  Das  neue  Gesetz  ändert 
das  bisher  geltende  Recht  zu  diesem  Punkte  ab,  indem  es  erklärt, 
dass  die  Beschiflsae  der  Gläubiger  und  ihre  Beitrittaerklftningen 
ihre  Wirkniig'  erhalten,  wenn  in  der  zweiten  Versammlimg  keine 
Ändenmg  yorg«noinnien  wird. 

Gesetz  vom  31.  Uftrz  1906  in  Abändernng  der  Art 
606  und  607  des  Handelsgesetzbuches  (Amtsbl.  vom  4.  April). 

Diese  Texte  beziehen  sich  auf  die  hand<  Isrechtliche  Rehabili- 
tation und  die  Prüfung;  des  zu  diesem  Zweck  eingereichten  An- 
trags. Die  dem  durc)i  (tesetz  vom  oO.  Dezember  r.*0;3  bereits  ab- 
geänderten Art.  &Hj  hinzugefügte  Ergänzung  lautet  dahin,  das^  die 
Registrierung  der  Quittungen,  welche  die  Befreiung  de»  Scliuldners 
beweisen  und  dem  Rehabilitationsantrag  beigelegt  werden  müssen, 
nicht  mehr  erforderlich  sei. 

Der  Art  607  bestimmt»  dass  unter  den  Gläubigem,  deren 
Fordemngen  in  den  Pasaivstand  des  Konknnes  aufgenommen  worden 
Bind,  der  Behabilitatlonsantrag  deigenigen  mitgeteilt  werden  mnss, 
welche  noch  nicht  vollständig  befahlt  worden  sind,  und  die  Ab> 
ändemng,  welche  das  Gesetz  vom  81.  März  1906  diesem  Text  hin- 
zngctiigt  hat,  besteht  darin,  dass  diese  Bekanntmachung  durch  den 
Gerichtsschreiber  des  Handelsgerichtes  erfolgen  muss. 

Gesetz  vom  22.  Dezember  1906,  welclies  bestimmt, 
dass,  wenn  die  gesetzlichen  Feste  auf  ^'inen  Feiertag 
fallen,  am  nächsten  Tag  keine  Zaliiung  gefordert  und 
kein  Protest  erhoben  werden  darf;  wenn  dieselben  auf  einen 
Dienstag  fallen,  darf  am  vorigen  Tage  keine  Zahlung  ge- 
fordert und  kein  Protest  erhoben  werden  (Amtsbl.  vom 
22.  Dezember). 

YIU.  lätrafreeht 
Gesetz  vom  12.  April  1906  in  Abänderung  der  Art  66 
und  67  des  Strafgesetzbuches,  sowie  des  Art  340  der 
Strafprozessordnung  (Amtsbl.  vom  14.  April). 
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Dfe  Btrafrechtliclic  Volljüliriß:keit  war  durch  das  Strafgesetz» 
bach  von  1840  auf  das  16.  Lebeneuahr  festgestellt  worden,  infolge- 
dessen brauchte  man  sich  Uber  dieees  Alter  hinaos  nicht  mehr  dämm 
zu  kUmmenii  ob  der  Ängeechnldig^te  mit  oder  ohne  Einsicht  gehandelt 
hatte;  das  von  ihm  begangene  Verbrechen  war  ihm  anrechenbar, 
snmal  der  Beschuldigte  nicht  beweisen  konnte,  daas  im  AngenhlickCi 
wo  er  das  Verbrechen  beging,  ihm  irgend  ein  Znfall  die  nötige 
Einsicht  ranbte.  Vor  dem  16.  Lebensjahr  stellte  sich  aber  nnver^ 
meidlich  die  Frage  der  Einsicht.  Ergab  es  sich,  dass  der  Ange- 
schuldige  ohne  Einsicht  gehandelt  hatte,  so  war  er  freizusprechen. 
Dem  Richter  stand  es  jedocii  frei,  nach  seinem  Einiessen  dm  Kind 
entweder  seiner  Familie  zu  überweiBPii  f>df»r  in  eine  Strafanstalt 
(d.  h.  in  der  Tat  in  ein  Gefängnis)  bringen  zu  lassen,  wo  es  bis 
zu  seinem  20.  Lebensjahre  zn  behalten  war.  Ergab  es  sich  dagegen^ 
dasB  der  noch  nicht  sechzehnjährige  Verbrecher  mit  Einsicht  ge- 
handelt hatte,  so  war  die  Strafe  bloss  gemildert.  Das  neue  Gesetz 
stellt  die  strafrechtliche  Volljährigheit  anf  das  18.  Lebensjahr  fest. 
Solange  der  Beschuldigte  sein  18.  Lebensjahr  nicht  vollendet  hat, 
stellt  sieh  jedesmal  die  Frage  der  Einsicht  Ergibt  sich  ans  dem 
Untersnchnngsverfahren,  der  Beschuldigte  habe  einsichtslos  gebandelt, 
so  ist  er  freizusprechen  und  entweder  seiner  Familie  zu  flberweisen 
oder  einer  Bessern ngsanstalt  anzuvertranen  fBr  eine  Daner,  die  ftber 
die  Zeit  seiner  Volljährigkeit  nicht  hinausgehen  kaiin.  Ergibt  e« 
sich  dagegen,  der  Bescliuldigte  habe  mit  der  nötigen  Einsicht  ge- 
handelt, 80  greift  das  neue  (üesetz  aul  lias  trühere  System  in  dem 
iSinne  znrttck,  dass  eine  Milderung-  der  Strafe  nur  dann  eintritt, 
wenn  der  beschuldigte  das  1 6.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hatj 
wenn  er  das  16.,  aber  nicht  das  18.  Lebensjahr  vollendet  hat,  so 
soll  er,  was  die  Anwendang  der  Strafe  anbetrifft,  dem  gemeinen 
Recht  unterworfen  sein.  Hat  er  das  16.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet)  so  sind  die  früheren  Bestimmungen  in  Kraft  zu  eriialten, 
mit  dem  Vorbehalte  jedoch,  dass  die  Straftuistalt  (maison  de  correctioa) 
durch  eine  Endehnngs-  oder  Besserungskolonie  {CJolonie  correctionelle 
on  p^nitentiaire)  ersetzt  worden  ist 

Die  Abänderung,  welches  unser  Gesetz  in  Art.  340  der  Prozess- 
ordnnng  vorgenommen  hat,  ist  folf,'ende.  Dieser  Text  gebietet  dem 
Vt)i  sitzenden  des  Assispngeric  lites  den  Geschworenen  die  Einsichtß- 
trage  zu  stellen,  und  der  frühere  Artikel  lautete: 
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„Wenn  der  Angeschiddigte  das  16.  Jahr  yoUendet  bat,  so 
floU  der  PrKsident,  unter  Gefobr  der  Nichtig^keit,  folgende  Frage 
stellen:  Hat  der  Ang^eschuldigte  mit  der  erforderlichen  Einsicht 
gehandelt?^ 

Um  diesen  Text  mit  der  neuen  atrafre^'htlichen  Volljährigkeit 
in  Einklang  zu  biiugen,  ersetzt  das  neue  Gesetz  die  Worte: 

„Wenn  der  Angeschuldigte  das  16.  Lebensjahr  vollendet  hat" 
dnrch  folgende:  „Wenn  der  Angescholdiete  das  18.  Lebensjahr 
vollendet  hat  

Nach  Art  4  des  Gesetzes  vom  19.  April  1898,  im  Falle  der 
von  Kindern  begangenen  Verbrechen  oder  Vergehen,  steht  es  dem 
üntemiehiingsrichter  zü  jeder  Zeit  frei,  nach  AnhOmng  des  Staats- 
anwaltes das  Kind  einem  Verwandten,  einer  wohltätigen  Person 
oder  Anstalt  oder  der  Armenpflege  vorlftnflg  zn  flberweisen,  bis  ein 
endgültiges  Urteil  gefSUt  wird. 

Der  Art.  5  gewahrt  den  Gerichten,  die  ein  Vergeben  oder 
Verbrechen  zu  beurteilen  haben,  das  Recht,  die  zur  Anfsiclit  der 
Kinder  erforderlichen  Massregeln  nach  Anhörung  des  Staatsanwaltes 
endgültig  zu  treffen. 

Der  Art.  3  des  Gesetzes  vom  12.  Ai)ril  1906  bestimmt,  dara 
in  den  eben  erwähnten  Fällen  ein  16— IHjähriges  Kind  der  öffent* 
liehen  Armenpflege  nicht  überwiesen  werden  kann. 

Gesetz  vom  12.  Jnli  1906,  betr.  Erteilnng  der  Am- 
nestie für  gewisse  Vergehen  (Amtsbl.  vom  14.  Jnli). 

Verordnnng  vom  18.  Oktober  1906  (Amtsbl.  vom  18.  Ok- 
tober). 

Durch  diese  Verordnung  wird  jeder  znr  lebenslftnglicben 

Zwang-sarbeit  verurteilte  Verbrecher,  der  sich  seit  seiner  Einschiffung 
eines  Fluciit  Versuches  sehuklig  gemacht  hat,  mit  zwei  bis  drei  Jaiuen 
strenger  Kekiusiuu  bestraft. 

Gesetz  vom  31.  Dezember  1  iH)6,  betr.  Zuständigkeit 
der  Friedensrichter  in  Forstsachen. 

Das  nene  Gesetz  unterwirft  dem  Polizeigericbt  (Tribnnul  de 
simple  poliee)  die  Forstvergehen,  welche  mit  weniger  als  ftlnf  Tagen 
Geftngnis  oder  15  Frs.  Bosse  bestraft  sind.  Das  Bemfttngsrecht 
ist  in  allen  FfiUen  bewilligt.  Früher  waren  diese  Vergehen  den 
snchtpolizeillchen  Gerichten  (Tribunanz  correctionnels)  nnterworfen, 
deren  Verhandlnngsregister  sie  überfttllten. 
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DL  Terwaltnngsreelit  und  offidnfliclies  Reelit« 

A.  Heer  und  Marine. 

B.  Öäentliches  Unterrichtswesen  aud  schöne  KttDst«. 

C.  Kultus. 

D.  Gerichtliche  Organisation. 

E.  Öffentliche  Gesnndheitspilege. 

A.  H««r  und  Marino. 

Gesetz  vom  27.  HftrE  1906  in  Ab&nderang  des  Ge- 
setzes  vom  3.  Juli  1977  ttber  die  Kriegsreqaisitionen 

(Amtsbl.  vom  29.  März). 

T)it'  Abäiideiiiiigeii  beziehe«  üicU  auf  (lir  Persoiifii.  denen  diis 
Kequisitiunsreeht  anerkannt  werden  kann;  auf  die  Verteilung  der 
geforderten  Leistungen  zwischen  den  Einwohnern  der  Gemeinde; 
auf  den  Missbraach  des  Requisitionsrechtes  und  die  Unterdrilckunjp 
jenes  Misabraaches;  anf  die  Zählang  der  Pferde,  Stuten,  Manltiere 
nnd  Wagen,  welche  eventuell  in  Ansprach  genommen  werden  könnten; 
anf  die  Feststellnng  der  Preise  der  in  Ansprach  genommenen  Tiere; 
anf  die  Inansprachoahme  schUlbarer  Waaserstrassen  nnd  Kohlen- 
bergwerke. Es  wäre  zn  weitlftnftg,  diese  mannigfaltigen  Beetim* 
mnngen  anseinanderznsetzen,  welche  flbrigens  kein  wesentliches 
Interesse  bieten. 

Verordnung  vom  3.  April  190f>,  betr.  Ernennung  eines 
„Conseil  superieur  de  la  defense  nationale"^  (Oberaufaichtsrat 
für  die  Landesverteidigang)  (Amtsbl.  vom  4.  April). 

Dieser  Oberanfsichtsrat  für  die  Landesverteidignng  ist  dazn 
bestimmt,  alle  Fragen  zu  verhandeln,  deren  LOsnng  das  Znsammen- 
wirken  von  zwei  oder  mehreren  Ministerien  erfordert  Zn  seinen 
Ifitgliedern  gehffren:  der  Pi^ident  des  Hinisterrats  als  Vorsitzender, 
der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenhelten,  der  Finanzniini.ster, 
Krii  ^^sniinister,  der  Marineminister,  der  Minister  der  Kolonien. 
—  Der  G(  nt  ralhlalts Chef  des  Heeres,  der  Generalstabs-riiof  der 
Mai  inr  uml  d^r  Pr  ;isidt'Ut  di  s  hrratt  iidcn  Komitees  für  dit«  \t  v- 
tei(liguiig  dt^r  Koloni«  ii  wohnen  drn  Sitzungen  mit  beratender  Stimme 
bei.  Der  Conseil  suj»erieur  de  la  defense  kann  alle  diejenigen  zu 
Kate  ziehen,  welche  irgendwie  imstande  sind,  seine  Arbeiten  zn  be- 
furdern. 


Digmzca  by  Ci^r..- .  iv. 


A.  Chrätien:  Frankreich. 


3243 


Die  Sitzunf^en  des  „Conseil  supörieur  de  la  defense"  fludeu 
wenieratens  einniHl  pro  Semester  statt,  und  der  Präsident  der  Repabük 
ifit  befugt,  Um,  sobald  er  es  fUr  gut  erachtet,  emzaberuien. 

Gesetz  vom  16.  Jnli  1906  in  Abftnderniig  gewisser 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  21.  HSrz  1905,  betr  Re- 
krntiemng  des  Heeres  (Amtsbl.  vom  17.  Juli). 

Die  erste  Abändening:  bezieht  sich  auf  den  Art.  23.  Die 
Studenten,  die  zu  einei-  der  lolgendeu  Hochschulen  zugelassen  sind, 
nämlich:  Ecoie  speciale  militaire,  Ecole  Polytechnique,  Ecole  normale 
sup^rieure,  Ecole  forestiere,  Ecole  centrale  des  Arts  et  Manufactures 
(Kunst-  and  Gewerbesrlmle),  Ecole  nationale  des  mines,  Ecole  des 
Ponts  et  ChaosB^  (Zivil-  nnd  Ingenienrscliiile),  Ecoles  des  mines 
de  St  Etienne,  müssen,  bevor  sie  in  die  Hocbschnle  eintreten,  zu 
der  sie  zugelassen  sind,  die  Verpflieiitnng  ttbemebmen,  zwei  weitere 
Jabre  zn  dienen,  über  die  Normaldaner  der  Studien  in  der  betreffenden 
Hoeiischnle  hinans.  Die  nene  Fassung  dieser  Bestimmung  ist  allge- 
meinerer Art  als  die  frühere,  wonach  man  sieh  in  den  Scknlen,  wo 
sich  die  Stndienzeit  anf  zwei  Jahre  erstreckte,  zn  vier  Jahren,  und 
in  den  Schulen,  wo  die  Studien  drei  Jahre  dauerten,  zu  fünf  Jahren 
verpflichten  musste.  Diese  Bestimmung  könnte  heute  noch  zur  An- 
wendung kouiuR-n,  falls  die  Dauer  der  Studien  in  irgendeiner  der 
obenerwähnten  Hochschulen  abgeimdert  sein  sollte. 

Die  zweite  Abänderung  bezieht  sich  auf  die  Anzahl  der  Unter- 
offiziere, die  kapitulieren  kSnnen. 

Marine. 

Gesetz  vom  10.  April  1906,  betr.  die  an  Bord  der 
Sehiffe  begangene  Schmuggelei  (Amtsbl.  vom  12.  April). 

Gesetz  vom  11.  April  1  i>Oi>  über  das  Bugsieren  (Auitsbl. 
vom  16.  April). 

Die  Schleppschiffahrt  ist  in  den  französischen  Helfen  der  Küsten- 
fifchrt  gleichgestellt  und  der  Nationalflagge  vorbehalten.  Die  Schlepp- 
schiißihrt  ist  der  ausUindischen  Flagge  nur  im  Falle  der  Ermange- 
lung oder  Unzulänglichkeit  der  franzSsischen  Schleppschiffe  gestattet. 
Dasselbe  Gesetz  stellt  die  Bugsiertaxen  unter  die  privilegierten 
Ferdemngen  anf  Schiffe  und  ergänzt  in  dieser  Hinsicht  den  Art.  191 
des  Handelsgesetzbuches. 
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Getets  vom  22.  April  1906,  die  Bildung:  von  See- 
kreditgeBellschaften  g^enehmigeiid  (Amtabi.  vom  25.  April). 

Diese  GeBeUechaften  kOnnen  durch  aftmülehe  oder  doreh  eine 
gewiise  Anzahl  der  Hitglieder  eines  oder  mehrerer  Beroftsyndikate 
gebildet  werden  und  ihr  einziger  Zweck  ist,  die  Gescfaifte  zn  erleichtem 
oder  zu  i^araotlereD,  die  sich  anf  die  Seegewerbe  beziehen  nnd  von 
den  betreffenden  Berufssyndikaten  oder  deren  Mitgliedern  aasgeftlhrt 
werden.  Das  Kapital  kani)  nicht  in  Aktien  gezeichnet  werden, 
suiidern  besteht  aus  I^ein-iigeu  der  CTenossen.  Diese  Beiträge  bilden 
mit  Zastimmang  der  Ge«>eU8chaft  übertragbare  Anteile. 

Verordnang  vom  4.  Hai  1906,  betr.  die  Vernichtung 
der  Batten  an  Bord  (AmtsbL  vom  28.  Hai): 
1.  der  Schiffe,  die  von  einem  verpesteten  Halbn  kommen  oder  sieh 
in  einem  solchen  aufgehalten  haben; 

Li.  ilcr  Schifte,  die  eine  Umladiinfi:  von  Bord  zu  Bord  von  mehr 
als  'lO  Tonnen  Waren  iibeinoinmen  haben,  welche  anmittelbar 
aus  einem  verpesteten  Laude  kommen. 

Gesetz  vom  19.  April  1906  über  die  Handelsmarine 
(Amtsbl.  vom  20.  April). 

Dieses  Gesetz  gewihrt  Prftmien  an  Handelsschiff baner  (Art  1 
bis  4).  —  Die  Art.  4—7  schreiben  AosrHstnngsentschldignngen  vor 
für  die  in  Frankreich  gebanten  Schiffe  oder  Ar  die  anslindischen 
Schiffe,  die  nach  Promulgation  des  Gesetzes  französiert  werden, 
nnter  der  Bedingung  für  die  iin  Auslände  gehauten  Schiffe,  dass  sie 
zur  Zeit  ihrer  Französierung  noch  nicht  2  Jahre  alt  sind. 

Vcrordnnng  vom  31.  August  1906  in  Ausführung  des 
obenerwfthnten  Gesetzes  vom  19.  April  1906  (AmtsbL  vom 
17.  September). 

B.  Öiientliohes  Untenlohtswaaeii  und  seh&iie  Künste. 

Gesetz  vom  21.  April  1906,  verschiedene  Hassregeln 
treffend  zum  Schutze  der  Landschaften  und  Naturmonu- 
mente,  die  einen  llsthetischen  Charakter  besitzen  (Amtsbl. 

vom  24,  April). 

Dieses  Gesetz  verordnet  in  jrdrni  Dt'partement  die  Errichtnnj^ 
von  einer  Kommission  di-r  Ijaudschaftm  und  der  NatnrnioniiineMte. 
die  einen  iisthetischen  Charakter  haben.    Dies§  KommiB«ion  stellt 
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eine  Liste  der  Orundbesitzungen  auf,  deren  Erhaltnng  ein  malerisches 
oder  künstlerisches  Interesse  bietet.  Die  Eigentümer  der  durch  die 
Kommission  bezeichneten  (.niudstficke  werden  von  der  uiiinssion 
aufgefordert,  sich  zu  verpflichten,  an  dem  Zustand  dtN  Ortes  in 
keinem  Fall  ohne  (renehmigung  der  Kommission  und  Zustimmung 
des  Ministei-s  Ahiinderuugen  vorzunehmen.  Übernimmt  der  Eifren- 
tümer  die^^e  Verpflicbtiing,  so  wird  das  betreffende  Grtmdstflck  in 
ein  Register  eingetragen,  ftbernimmt  er  sie  nicbt,  so  steht  es  dem 
Prftfekten  oder  dem  Bftrgermeister  frei,  zur  Zwangsenteignnng  sn 
schreiten. 

Eine  trots  Eintragung  vorgenommene  Abänderung  des  Ortes 
wird  mit  einer  Bnsse  von  100 — 8000  Frs.  bestraft 

Zirkularschreiben  vom  4.  April  1906,  betr.  Ab- 
schaffung des  Art  6,  §  3  des  Gesetzes  vom  li>.  Mftra^  1850. 

Dieser  Artikel  gestattete  den  Geistlichen  der  vom  Staate  an* 
erkannten  Eonfessionen,  den  Sekondaninterricht  an  hikihstens  vier 
sich  den  kirchlichen  Studien  widmende  Jflnglinge  zn  erteilen, 
ohne  sich  naeb  den  Vorsehriften  des  Gesetzes  von  1850  richten  zo 
brauchen,  unter  der  einzigen  Bedingung  einer  vorherigen  Anzeige 
an  den  Rektor. 

Das  Zirl%ularschreiben  verfügt,  dass  diese  listige  Ausnahms- 
bestiininung:,  welche  staatlich  auerkaimte  KoufebBionen  voraussetzt, 
heute  nicht  mehr  existiert 

Verordnung  vom  25.  Juli  1906,  betr.  Einfflhrung 
eines  Prflfungszeugnisses  für  höhere  medizinische  Bildung 
(Amtsbl.  vom  28.  Juli). 

Das  Zeugnis  fiir  höhere  medizinische  Bildung  wird  nach  einem 
Kxanieu  erteilt,  welches  die  Vorprüfungen  des  Concours  d'aijrc<?uliün 
ersetzt.  Derjeniirc,  der  es  erlani^t,  wird  (diiie  weiteres  7A\  den  end- 
gültigen Prfifniifren  der  Agre^atidii  zugelasBeii.  l>ieseh  Zeugnis 
wird  ebenfalls  deiijeiii^^n n  von  Nutzen  sein,  welche  zum  Professorat 
keine  Neigung  oder  keine  Fähigkeit  fühlen  und  doch  fleißig  bestrebt 
waren,  sich  gründlich  anszubilden,  indem  es  ihnen  nun  ermöglicht, 
letzteres  zu  beweisen.  Die  Assistenten  fttr  den  medizinischen  Unter> 
rieht  soll  man  unter  den  Inhabern  dieses  Zeugnisses  wfthlen,  ins- 
besondere die  Direktoren  der  praktischen  Arbeiten,  der  Kliniken,  oder 
die  Professoren  für  den  praktischen  oder  .Sekundar-Ünterricht 
Jiüirbiicli  der  lateniAt  Verelulgaag.  &  Bü.  205 
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Dieser  Verordnung  geht  im  Jonrnal  ofticiel  (Amtsblatt)  ein 
Gutachten  des  Dr.  Bouchaeu,  Professors  an  der  medmuischen 
Fakultät  Paris,  Torao. 

Verordnang  Fom  29.  Dezember  1906,  betr.  die  ane- 
Undischen  Ärtste  und  Studenten  der  Medizin  (AmtibL  vom 
5.  Jannar). 

Den  aneUndiMhen  Ärzten  und  Studenten  der  Medizin,  die  sieli 
tun  die  dorch  die  ünivenitäten  erteilte  Doktorwilrde  bewerben 
können,  soll  e§  im  Falle  einer  nachtrftglichen  Katnralidernng  nnd 

nach  Beratung  des  Ausschusses  für  Medizin  und  Apothekerkunde 
von  dem  beratenden  Komitee  für  den  ütfentlichen  Unterricht  g^- 
Btiittet  sein,  sich  um  das  8taal»dii)loni  eines  Doktors  der  Medizin  y.w 
bewerben,  unter  der  B^'dintrnng,  das  Zeugnis  über  das  beätandene 
Baccalaureat  des  Sekundai  unterrichte  beizubringen  (Art.  1). 

Auf  keinen  Fall  dürfen  mehr  als  drei  Prüfungen  erlassen 
werden.  Die  zur  Erlnfi^^nng  des  UniYersitätsdiploms  bestandenen 
PrttAingen,  fttr  weiche  der  Bewerber  Zensuren  erhalten  hat,  die  daa 
Komitee  für  nngenftgend  erklSrt,  mflseen  von  neuem  abgelegt 
werden  (Art.  2), 

C.  Koitus. 

Verordnung  vom  16.  Mftrz  1906  in  Ansfabrung  des 
Gesetzes  vom  9.  Dezember  1905  ftber  die  Trennung  von 
Kirche  und  Staat  (Amtsbl.  vom  17.  Mftrz)  hinsiehtlieh: 

a)  der  Teilung  der  GHlter, 

b)  der  gottesdienstlichen  Oebftnde, 

c)  der  Knltusvereinigongen  (Associations  cnltuelles), 

d)  der  Kultnspolizei. 

Diese  Verordnung  hat,  was  den  katholischen  Kultus  anbet rillt, 
fa.st  jede  Wichtigkeit  verloren,  da  die  Enzyklika  xoia  11.  August, 
190G  dit'  IJildnng  vun  Kultnsvereinierungen  im  Sinne  des  liesetzes 
untersagt  hat.  Jene  Kultusvereiiiiguugcu  liegen  de,r  ganzen  neuen 
Gesetzgebung  zugrunde.  Ihr  Nichtznstandekomiueu  hat  die  Ab* 
Änderung  dieser  Gesetzgebung  nach  sich  gezogra  sowie  die  Bedeutungs- 
losigkeit  vieler  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  16.  Mai  1906, 
welche  heute  nur  noch  auf  die  nicht  katholischen  Konfessionen  ihre 
Anwendung  findet  Mit  Becht  hat  man  sagen  kOnnen,  der  Ge- 
setzgeber habe  alles  vorgesehen,  nur  das  nicht,  was  wirklich  vorkam. 

Diese  Bemerkung  gibt  zu  verstehen,  wie  und  warum  wir  es 
unterlassen,  einen  sozusagen  ausser  Kraft  getretenen  Text  ans- 
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einanderznsetzen.  Dasselbe  gilt  für  ein  Rundschreiben  des  Knltus- 
ministers  vom  1.  Dezember  1906,  betr.  die  Ansttbuug  des  Gottes- 
dienstes ohne  Knltasvereinigongen  ^AmtsbL  vom  2.  Dezember). 

D.  GenohtsTeriauung. 

GeaetE  vom  17.  April  1906  (Art.  38  —  AmteU.  vom 
19.  April). 

Dieses  Gesetz  lautet  dahin,  dass  ein  Verwaltungsreglement  die 
besonderen  Hetaliigungsg-ai  aiitien  bestimmen  soll,  die  von  den  Kandi- 
daten zu  den  RichtersteUen  erfordert  werden. 

Dieaee  Reglement  wurde  am  18.  Angiut  Terkttndet  (Amtebl. 
vom  21.  Angnst).  Es  zerföllt  in  zwei  Teile,  wovon  eich  der  eine 
anf  die  Znlaasnng  vm  Bichteretande,  der  andere  anf  die  BefDrdemng 
der  Biehter  bezieht 

T.  Für  die  Zulassung  zum  Richterstande  gilt  der  Grundsatz 
der  Konkuri  enzprüfung.  Jedes  Jahr  gibt  der  Minister  die  Zalil  der 
vakanten  Stellen  an  und  stellt  die  Liste  der  zu  den  I^rüfiingen 
zugelassenen  Kandidaten  auf  (Art.  3).  Diese  Kandidaten  mttssen 
gewisse  Vorbedingungen  erfüllen,  nämlirli  das  Diplom  eines  Li- 
zentiaten  oder  Doktors  der  Rechte  besitzen,  eine  Probezeit  (Stage)  am 
Jnstizministerinm  oder  bei  einer  Staatsanwaltsehaft  eines  Appellations- 
hofes  oder  bei  der  Staatsanwaltschaft  des  Pariser  ZivOgerichts 
oder  in  der  Amtsstube  eines  Rechtsanwaltes  (Avon6)  durchgemacht 
liaben.  Die  Wttrde  eine«  Laureaten  des  Instituts  oder  Laureaten 
einer  juristischen  Fakultilt  entbindet  den  Kandidaten  von  der  Be- 
dingung der  Probezeit  (Art.  2).  Die  Prttitangen  sind  schriftliche 
und  mündliche.  Die  schriftlichen  Prfif^npen,  die  man  mit  Erfolg 
bestehen  muss,  inu  zu  den  mttndlicheii  zag-elassen  zu  werden,  be- 
stehen aus  einem  Aut.satz  über  eine  zivil-  oder  strafrechtlic  he  Frage 
und  eiueiii  zweiten  Anfnatz  über  eine  Frage,  betr.  die  gerichtliche 
Praxis  (Art.  8).  Die  niiindliohe  Prüfung  beträgt:  1.  Hehlussantiü^e 
anf  einen  gestellten  Strafantrag  oder  einen  Bericht  über  eine  zivil- 
oder  strafrechtliche  Frage.  Den  Kandidaten  sind  für  die  Vor- 
bereitung jener  Prttfung  24  Stunden  bewilligt.  2.  Fragen  ttber  die 
Justizverwaltung,  welche  durch  Beschluss  des  Jnstizministers  be- 
stimmt werden  und  deren  Inhalt  6  Monate  vor  Beginn  der  Prfifnngen 
verOffentltcbt  wird  (Art.  10  und  11). 

206* 
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Zu  den  richterlichen  Ämtern  können  ohne  VorprQfting  alle 
dii^enigen  sngelassen  werden»  welche  folgenden  Kategorien  angeboren: 

1.  Die  Mitg-lieder  des  IStautsrates, 

2.  Die  riüIes.^K  II  und  „Agrege»"  der  jnriüLischeii  Fakultateu. 

3.  Die  Kolonialiuagistrate  nnd  die  Richter  an  den  äg^'ptischen 
Gericlitshöfen  nach  ftinQähriger  Aosttbang  ihi^es  Amtes,  falls 
sie  nicht  bereits,  vor  ihrer  Biinsetsnng  in  die  Kolonien  oder  in 
Ägypten,  Richter  in  Frankreich  gewesen  sind. 

4.  IMe  Mitglieder  des  Prftfektnrrates  des  Seine-Departements  nach 
dreijähriger  Amtst&tlgkeit 

5.  Die  Präfekturräte  der  übrigen  Depaitemeute  nach  zebi^hriger 
AmtsUitigkeit. 

6.  Die  Beamten  der  Zentralverwaltnng-  am  Jnstizminibterium,  vom 
liange  eines  Redaktears  ab,  nach  vierjähiiger  Ausübung  ihres 
Amtes,  wenn  sie  nicht  schon  früher  Richter  an  AppeUationS' 
gerichten  oder  Gerichten  erster  Instanz  gewesen  sind. 

7.  Die  Advokaten  nach  sehi^fthriger  wirklicher  nnd  von  den 
PrSsidenten  der  Appellations-  nnd  Zivilgerichte  bestätigter  Be- 
rnftt&tigkeit. 

8.  Die  Advokaten  beim  Kassationshofe;  die  Hanptgerichtsschreiber 

beim  Kassationshofe  und  bei  den  Appellations-  und  Zivil- 
gerioliten  nach  /ehnjühriger  AuRÜbnng  ihi     Amtes  oder  Berufes. 

9.  Die  ehümaliji:on  Richter  an  den  Apitellations-  oder  Zivilgerichten; 
die  Rechtsanwälte  (Avoues)  nach  zelinjähriger  Tätigkeit;  die 
Friedensrichter,  welche  Lizentiate  der  Rechte  sind,  nachdem 
sie  während  mindestens  zwei  Jahren  ihr  Amt  ansge&bt  haben. 

10.  die  Hanptsekretäre  der  Staatsanwaltschaft  des  Kassationshofes; 
der  Sekretär  des  Ersten  Präsidenten  des  Pariser  Appellations* 
hofes;  der  Sekretär  der  Oenenlstaatsanwaltschaft  bei  demselben 
Appellationshofe;  der  Sekretär  des  Procnrenr  de  la  RepQbli(|ne 
in  Paris  nach  zehnjähriger  Ansfibung  ihrer  Ämter,  vorausgesetzt, 
dass  sie  nicht  schon  früher  Richter  gewesen  sind  (Art.  14). 

II.  Um  in  eine  höhere  Klasse  bofördcrt  werden  zu  können, 
müssen  die  Kicliter  «li^r  Ap])ellation8-  und  Zivilgerichte  auf  der 
Beförderungsiiste  stehen.  Dafür  müssen  sie  wenigstens  zwei  Jahre 
lang  in  dem  Amte  tätig  gewesen  sein,  welches  sie  znrzeit  be> 
kleiden. 
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Die  VorschUige  zur  Eintragang  in  die  BeförderungsUAte  werden 
fftr  jeden  Oericbtsbesirk  von  den  Ersten  Prftsidenten  nnd  den  General« 
etaateanwftlten  der  Appellatlonahöfe  eingesandt. 

Die  BefördemngsliBte  wird  von  einer  Kommisaion  anfj^estellt^ 
welehe  wie  folgt  znsammengeeetst  ist: 

1.  der  Erste  Präsident  des  Kassationshofes, 

2.  der  Creneral-Staatsprokurator  beim  Kaäsationsbofe, 

3.  4  Mitg-liedern  des  Kassationshofes, 

4.  die  Dirpktoren  des  Justizministeriniiis  (Art.  17). 

Die  Kintragung  in  die  Befürderungsiiste  erstreckt  sich  nicht 
auf  die  Ernennungen  der  Mitglieder  des  Kas8ati(»nsl)ofe8,  der  Ersten 
Präsidenten  nnd  General  -  Staat^prokiiratoren  bei  den  AppeUations^ 
bdfen,  des  Präsidenten  des  Zivilg«richts  für  das  Seine^Departement 
nnd  des  Staatsprolinrators  der  BepnblilL  bei  letsterem  Geridit 
(Art  22). 

Sie  beaielit  sich  anch  nlelit  anf  die  Ernennungen  der  ünter- 
snchnngsricliter  oder  der  besoldeten  Ergftnanngsrichter  (Art  21). 

Schliesslich  erstreckt  sich  die  Eintragung  auch  nicht  anf  die 
Personen,  welche,  ohne  die  Prüfungen  bestanden  sn  haben,  znm 

Richterstande  zugelassen  werden.  Die  Zahl  der  Ernennungen  solcher 
Personen  darf  jedoch  ein  Viertel  der  im  Laufe  des  Jahres  frei 
werdenden  Stellen  nicht  überschreiten  (Art.  28). 

Durch  einen  Erlass  vom  10.  November  llMH)  (Amtsbl.  vom 
11.  November)  ist  verfügt  worden,  dass  vom  15.  Februar  1907  ab 
keine  Ernennung,  mit  Ausnahme  derjenigen  der  Ergänzungsricbteri 
anders  als  in  Gemässheit  der  obenerwähnten  Verordnung  vom 
18.  Angnst  geschehen  darf. 

Vom  1.  Juli  1907  ab  sollen  die  Emennnngen  von  Ergftnznngs- 
richtem  in  Gtemfisshelt  des  neuen,  dnrch  Verordnung  vom  18.  August 
eingesetzten  Systems  stattfinden. 

Finanzgesetz  vom  17.  April  1906  (Art  46  —  Amtsbl. 
vom  19.  April). 

Diese  durch  politische  Bewe^^g^ründe  veranlasste  gesetzliche 
Bestininmng  schafft  in  Friedenszeiten  die  Revisionsp-orichte  ab.  welehe 
zuständig  waren,  \\m  über  die  Deru tu ng'san träge  zu  eutselieiden, 
welche  gegen  die  Urteile  der  innerhalb  Algiers  oder  Tunesiens 
waltenden  Kriegs-  and  Seegerichte  eingelegt  waren,  nnd  fiberweist 
deren  Befugnisse  an  die  Kriminalkammem  des  Kassationshofes. 
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Die  Zwischen-  und  Nebennrteile  können  nnr  gleichzeitig  mit 
dem  auf  die  Hanptoache  ergehenden  Urteile  vor  den  Eaesationshof 
gebracht  werden,  und  svrar  in  (remSssheit  de«  Art  128  des  MUiUr- 
gesetsbnches  fttr  die  Landannee  und  des  Art.  159  des  Hilitftrgesets- 
bnches  fSr  die  Marine. 

Der  Kassationshof  erkennt  sogar  in  Kriegszeiten:  1.  Aber  die 

Beriüüii^en  gegen  die  Urteile  der  durch  Art.  11  des  Gesetzes  vom 
10.  Mai  1897  bezüglieli  der  riifälle  und  Kollisionen  auf  ot^eiieiii 
Meere  vorgesehenen  Seehandelsgerichte;  2.  über  die  lierufuiif^eii  «reg-eu 
die  Urteile  der  spezielleii  Gerichte,  die  beauftragt  sind,  in  d»-n 
Deportationsplätzen  über  die  von  den  zu  Zwangsarbeiten  verorteilteü 
Sträflingen  begangenen  Verbreeben  nnd  Vergeben  zn  erkennen. 

Die  Frist»  nm  beim  Eaasaüonshofe  Berofnng  einznlegen,  be- 
tragt drei  Tage.  Es  ist  die  in  straftechtlichen  Angelegenheiten 
ttbliche  Frist 

Verordnung  vom  6.  Juui  llHXi,  betr.  Überweisung  der 
auf  ürund  des  Art.  4—6  des  Gesetzes  vom  17.  April  1906 
eingereichten  Kaasationsanträge  (Amtsbl.  vom  7.  Juni). 

E.  ÖfieatUohe  OeanndlLeitapflege. 

Verordnung  7om  10.  Jnli  1906,  betr.  Verkfindnng 
des  Verwaltangsreglements  über  die  Einrichtnng  nnd 
Tätigkeit  des  Desinfektionsamtes  (Amtsbl.  vom  19.  Jnli). 

Diese  Verordnung  ist  in  Aiisfülinuiü:  der  Art.  20  und  '3'6  des 
(ireset^es  vom  15.  Februar  1902  erlassen  worden. 

L  Organisation  des  Dienstsweiges.  Es  ist  je  nach  der 
Bev51kernng  der  Ortschaften  zn  unterscheiden.  In  den  Städten,  die 
20000  Einwohner  ssählen,  bildet  das  Desinfektionswesen  einen  Zweig  > 
der  stttdtischen  Verwaltung.  Der  Oemeinderat  besehUesst  die  Er- 
richtung einer  oder  mehrerer  Desinfektionsstationen  und  bestimmt 
die  Znsammensetenng  und  Besoldung  des  Personals.  Ist  der  PrS- 
fekt  der  Ansicht,  dass  die  vom  Gemeinderat  getroffenen  Uassregeln 
keine  genügende  Organisation  bilden,  so  ersucht  er  letsteren  um 
eine  neue  Bwchlnssfassung  über  denselben  Gegenstand;  kommt  der 
Gemeinderat  dietjem  Krüuclieii  niclit  naeli,  so  wird  durcli  eine  in 
Form  der  Verwaltungsreglemente  erlassene  Verordnung  euiscliieden 
(Art.  l~-'6). 
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In  den  Ortsobalteii  mit  wenlgw  als  20000  Einwohnern  ist 
das  DednfektionsweMn  deputemental,  und  dem  Generalnt  steht  es 
sn,  nach  Einholung  des  Gntaehtens  des  Departementaliates  für  6e* 
snndheitspiege  flher  die  Errichtnng  von  Desinfektionsstationen,  die 
Znsammensetsang  nnd  Besoldung  des  Personals  Beschlnss  zn  lusen 
(Art,  4). 

Es  miiss  nach  Art.  20  des  Gesetzes  vom  15.  Februar  1002 
mindestens  eine  Desinfektionsstation  in  jedem  der  .Sanitätsbezirke 
vorhanden  aein,  in  die  das  Departement  ein^^eteilt  ist.  Und  diese 
Stationen  müssen  so  verteilt  sein,  dass  man  innerhalb  6  Stnnden 
von  der  Station  nach  den  verscluedenen  Gemeinden  gelangen  kann» 
die  ihr  unterstehen. 

Jeder  Badeort,  wo  ein  Gesnndheitsburean  vorhanden  ist  (Gesetz 
vom  15.  Febrnar  1902,  Art  19)  mnss  mit  einer  Besinfektionsstation 
versehen  sein  (Art  5). 

Das  departementale  Desinfektionswesen  nntersteht  der  Haeht- 
beftignis  des  Prftfekten  nnd  ist  der  Kontrolle  eines  von  dem  Prä- 
fekten  heseidmeten  Mitglieds  des  Departementalrates  fQr  Gesondheits- 
pfege  anterworfen.  In  jedem  SanitStsbezirke  wird  der  Dienst  dnreh 
einen  von  dem  Prftfekten  genehmi^n  Delegierten  der  SanitÄte- 
kommissiun  geleitet.  Derselbe  hat  die  Ptlicht,  die  Ansfiihrung  der 
Desinfektionsraassrepfeln  zn  fiberwaehcn  so^vie  dafür  Sorf^e  zn  tragen, 
dass  die  Stationen  st^as  mit  der  nötigen  Requisition  versehen  sind. 
Jede  Station  wird  von  einem  Vorstände  ß^eleitet  unter  dem  Beistande 
von  Agenten  und  Gehilfen.  Der  Vorstand  wird  vom  Präfekteu  er- 
nannt oder  abbemfen.  £r  führt  ein  Register,  worin  er  alle  Hand- 
lungen einträgt,  die  er  vornimmt. 

Ist  der  Präfekt  der  Ansieht,  dass  die  vom  Geoeralrate 
getroffenen  Hassregeln  keine  genfigende  Organisation  bilden,  so 
ersucht  er  letzteren  anfii  neue  über  denselben  Gegenstand  Beschlnss 
zn  Husen,  nnd  in  Ermangelung  eines  solchen  Beschlusses  wird  durch 
eine  in  der  Form  eines  Verwaltungsreglemento  erlassene  Verordnung 
entschieden  (Art  6 — 9). 

II.  Tätigkeit  des  Dienst  zweig  es.  Sobald  der  Bürger- 
meister irgend  eint-r  Ufiiieinde  davon  in  Kt-nntnis  gesetzt  worden  ist, 
dass  eine  der  in  der  \'i  i-ordniing  vom  lu.  Februar  190Ü  näher  be- 
zeichneten Krankheiten  in  seiner  Gemeinde  vorhanden  ist,  so  ist 
er  verpflichtet)  dies  sofort  dem  Stationaleiter  mitzateilen.  Dieser 
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sendet  nach  dem  Orte,  wo  sich  der  Kranke  befindet,  einen  mit  den 
entsprechenden  Desinfektionsmitteln  versehenen  Agenten,  welcher 
dem  Familienoberhaapt  oder  den  filtern  des  Kranken  odor  jeder 
beliebigen  mit  ihm  znaammenwohDeDdeii  Penon  eine  Motis  ein- 
hftndigty  in  der  auf  die  Desinfektionspflicht  vnd  die  durch  das  Geeets 
Torgesehenen  StrafbestimmiiDgen  bingewieeen  wird,  sowie  den  Des- 
infektionstarif  (Art  10—12). 

Die  Person,  der  diese  Notiz  eingehändigt  worden  ist,  kann 
die  Desinfektion  selber  vornehmen  oder  vornehnien  liu»i»eu  unter  der 
Bedingung,  dass  sie  sich  verpflichtet: 

1.  wfthrend  dt^r  ganzen  Dauer  der  Krankheit  die  Vorschriften  des 
Obentufsichtsrats  fär  öfteutliche  Gesnndheitapflege  in  Frankreich, 
wovon  ihr  ein  Exemplar  ansgehändigt  wird,  zu  befolgen; 

2.  sich  in  Ansfühning  der  getroffenen  Massregeln  der  Kontrolle 
des  Agenten  sn  unterwerfen,  welcher  jedoch  die  Wohnung  des 
Kranken  täglich  nur  einmal  betreten  darf; 

3.  wenn  der  Kranke  aus  seiner  Wohnung  wegtransportiert  wird, 
den  Bürgermeister  davon  in  KeniitiiLs  zu  hetzen; 

4.  denselben  ebenfalls  von  dein  ersten  Anspränge  des  Kranken  nach 
dessen  Genesang  in  Kenntnis  zu  setzen  (Art.  14). 

Sobald  der  Kranke  ans  seiner  Wohnung  entfernt  wird,  sei 
es  nach  seinem  Tode  oder  nach  seiner  Genesung,  so  wird  die  Des- 
infektion der  von  ihm  bewohnten  Räume  sowie  sämtlicher  Gegen* 
stände,  welche  während  der  Krankheit  haben  angesteckt  werden 
kSm&en,  vorgenommen;  die  Interessenten  mfissen  zwOlf  Stunden  vor 
der  vorzunehmenden  Operation  davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden. 
In  drinf^lichen  Fällen  kann  diese  Frist  durch  einen  motivierten 
Beschluss  des  Bürgermeisters  abgekürzt  werden. 

Die  Verwandten  oder  Erben  des  Kranken  können  die  Desinfektioo 
auch  selber  vornehmen  oder  sie  durch  ein  Privatnntcrnehmen  vor- 
nehmen lassen,  unter  der  Bedingung,  dass  sie  sich  schriftlich  ver- 
pflichten: 

1.  die  Anweisungen  des  OberanfiBichtsrats  für  Gesundheitspflege 
in  Frankreich  zu  befolgen,  wovon  ihnen  ein  Exemplar  ein- 
gehändigt wird; 

2.  den  Sr:it ionsleiter  mindestens  12  Stunden  zuvor  davon  in  Kenntnis 
zu  setzen; 
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8.  sich  in  der  AnsfOhnugf  der  vorgeBchriebetieii  Haasregielii  der 
Kontrolle  des  Agenten  dee  Desinfektioniamte«  sn  unterwerfen, 
welcher  eich  Uber  die  Wirksamkeit  der  vorgenommenen  Ope* 

rationen  vergewissern  muss  (Art.  17). 

Wenn  den  Verpflichtuniren,  wovon  in  den  vorerwähnten  Art.  14 
und  17  die  ßede  ist,  nicht  nachgekommen  wird,  uder  wenn  die 
Desinfektion  in  anbefriedigender  Weise  ausgeführt  worden  ist,  so 
schreibt  der  Bürgermeister  sofort  die  nötigen  Hassregeln  vor.  W^enn 
im  Laufe  der  Desinfektion  die  Zerstdmng  eines  Gegenstandes  für 
D^tjg  erachtet  wird,  soll  dieselbe  auf  die  Verordnung  des  Bürger- 
meisters hin  vorgenommen  werden.  Im  Weigerungsfalle  von  Seiten 
des  Bürgermeisters  hat  der  Prftfekt  darflber  zn  entscheiden  (Art. 
18  und  19). 

ni.  Taxen  zur  Rückzahlung  der  mit  der  iJthHitektion 
verbundenen  Ausgaben.  Der  Grundsatz  der  Rtickzahlunf^  ist 
im  Art.  26  des  üesetzcs  vom  15.  Februai-  l\H)2  festg^clegt.  in  Ge- 
mässheit  der  Verordnung  vom  10.  Juli  11>06  müssen  die  Taxen  im 
Verhältnis  zn  dem  Mietszinse  der  sämtlichen  Wohnongsräume,  2U 
denen  das  Zimmer  gehOrt»  das  der  Kranke  bewohnte,  aufgestellt 
werden. 

Der  vom  Generalrate  festsusetzende  T^f  darf  folgende  Summen 
nicht  überschreiten: 

in  den  (iemcinden  mit  weni^rer  als  5000  Einwoluiern  3®/o; 
in  den  Geiiirinden  mit  ;)(mm)-  200(X)  Einwohnern  2,ä0"/o; 
in  den  Gemeinden,  die  200t)0-  lOOOOO  Einwohner  zählen  2%; 
in  den  Gemeinden  mit  mehr  wie  100000  Einwolinem  l,b0^loi 
in  Paria  1«/^ 

Sollte  die  nach  vorstehendem  Tarif  zu  entrichtende  Taxe 
80  Frs.  überschreiten,  so  wSre  sie  von  Bechte  wegen  auf  diesen 
Betrag  herabsosetzen  (Art.  22). 

Die  Desinfektion  ist  für  Unbemittelte  unentgeltlich  (Art.  27). 

Die  General-  oder  GemeinderUte  künnen  ermässigte  Tarife 
üttr  WoMt&tigkeite-  oder  Unterrichtsanstalten  aufstellen  (Art.  28). 

Ein  Uinisterial-Bundschreiben  bezüglich  der  Ausftthmng  der 
Verordnung  ist  am  28.  Juli  1906  dem  Prifekten  zugesandt  worden 
(AmtsbL  vom  29.  JuU). 
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X«  Kolonien« 


A.  AJlfr*  lucinc  Texte 

B.  Algier. 


E.  Kongo. 

F.  Madagaskar  tmd  Mayotta. 

G.  Indo-China. 

H.  Nea-£aledomeiL 


0.  Tanis. 

D.  West-Afrika. 


A.  Allgemeine  Texte. 


Das  Gesetz  vom  28.  Uärz  1904,  nach  welchem  ein  Wechsel, 
der  an  einem  Sonn-  oder  Feiertasf  fftUig  ist^  erst  am  folgenden  Tage 
zahlbar  sein  soll,  ist  durch  Verordnung  vom  11.  Februar  1906 
auf  die  Kolonien  anwendbar  geworden  (AmtsbL  vom  25.  Februar). 

Durch  Verordnung  vom  31.  März  1906  sind  die  Gesetze 
vom  81.  Dezember  1903  und  vom  7.  März  1905,  betr.  den  Verkauf 
von  (Tegenständen,  die  bpi  Arbeitern  oder  Handwerkern  zunick- 
gelassen  sind,  auf  die  Kolouien  anwendbar  geworden  (Amtsbl.  vom 
3.  April). 


Verordnung  vom  2  0.  Jnni  1906,  welche  das  Gesetz  vom 
7.  April  1902  ftber  die  £rfindungBpatente  in  Algier  ausfuhr- 
bar  erklärt  (AmtsbL  vom  4.  Juli). 


Verordnung  vom  14.  Februar  1906,  betr.  Organisation 
und  TAtigkeit  der  Seegerichte  in  Tunis  (AmtsbL  vom 
16.  Februar). 

Verordnung  vom  16.  November  in  .^bänderunp  der 

Verordnung  vom  16.  Mai  1901,  betr.  Regel nn{?  des  Advokaten- 
berufes in  Tunis  (Amtsbl.  vom  20.  November). 

Die  Abänderung  bezieht  sich:  1.  auf  die  Zuordnung  fremder 
Assessoren  zu  dem  sonst  ausschliesslich  aus  franzMecbea  Advokaten 
bestehenden  Dissiplinanat,  sobald  es  sieh  um  DisaipUnarangelegen- 
helten  bandelt,  die  auslfindisehe  oder  tunesische  Advokaten  betreten 

(Art.  S);  2.  auf  die  Ernennung  des  „bätonnier's'*  (Vorsteher  der 

Advokatenschaft),  welche  vor  der  Wahl  des  „Conseil  de  lurdi'e^ 
stattfindet  und  an  welcher  alle  franzn.sischeu,  tunesischen  und  aus- 
ländisch, n  A<lv(»k;iten  teilnehmen,  deren  Namen  auf  der  grossen 
Tafel  eingetragen  sind. 


B,  Algier. 


C.  Tunis. 
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D.  WeBt-AfrUca. 

Verordnung  vom  2(».  Juli  l^XMI,  betr.  Grundbesitz- 
Organisation  in  Franzüsisch-West-Afrika  (Amtäbl.  vom 
4.  August  10U6). 

Der  Bericht,  welcher  der  Verordnung  vorangeht,  ^ibt  deren 
allgemeine  Anordnung  wie  folgt  an:  ^Ver  Wortlaut  nähert  sich 
mehr  dem  Torreng  Act,  dem  allgemein  angenommenen  Hnttervorbilde 
an,  dem  er  alles  entlehnti  was  in  praktischer  und  nUtslicher  Weise 
in  fransDsiBchen  LSndem  nnd  besonders  in  den  west^afHkanischen 
Gebieten  angewandt  werden  kann**. 

Die  Verordnung  zerfällt  in  drei  Abschnitte.  Der  erste  bezieht 
sich  anf  die  Einführung  des  J>v>uuis  und  ist  iu  zwei  Kapitel  ein- 
geteilt. Das  erste  Kapitel  befasst  sicii  mit  der  Organisation  des 
Systems. 

^Es  wird  —  so  lautet  Art.  1  —  in  den  Kolonien  und  Ge- 
bieten von  Französisch- West- Afrika  ein  Dienstzweig  gegründet  behufs 
Sichemng  des  Ornndbesitzes  und  der  Grundrechte,  dessen  Amt  es 
sein  wird,  den  Inhabern  die  dinglichen  BechtOi  die  sie  auf  die 
Gmndstficke  beeitseni  welche  dem  durch  diese  Verordnung  ein- 
geftthrten  System  unterworfen  sind,  zu  gewAhrlelsten." 

Art  2.    „Diese  Garantie  wird  erlangt  durch  die  Eintragung 

in  Grundbücher  anf  ein  speziell  für  jedes  Gmndstöck  eröfltoetes 

Koatu  allt'i  dinglichen  Rechte,  dit;  darauf  Bezu^  liuben,  sowie  aller 
Abänderungen  der  nämlichen  Rechte;  diese  Eintragung  geschieht 
ei-si  nach  Prüfung,'  der  beigebrachten  Beweisstücke  und  bat  dann 
Dritten  gegenüber  volle  Beweiskraft  .  .  . 

Jeder  Eintragung  muss  die  Immatriknlierung  des  Grundstückes 
in  das  Katasterbuch  vorangehen.  Diese  Immatrikulierung  ist  nur 
in  Bwei  Ffillen  erforderlich: 

1.  im  Falle  von  Verftusserung  oder  Eonzession  von  Staatsländer eien; 

2.  im  Falle,  wo  eine  Liegenscliaft,  die  bisher  in  der  landesüblichen 

All  und  Weise  im  Besitz  gehalten  wurde,  zum  erstenmal  den 
Gegenstand  eines  gemäss  ilen  lirundsälzeu  des  französischen 
Rechtes  errichteten  V'ertrages  bilden  soll  (Art.  '6  und  4). 

Jede  vorgenommene  Immatriknlierung  ist  definitiv  (Art.  6). 

Die  Eintragungen  geschehen  In  den  Hypothekenimtem  ffir 
die  Bewahrung  von  Grundeigentum,  welche  am  Sitze  eines  jeden  der 
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der  (ierichtsharkeit  des  west-afrikanischen  Appellationshofes  unter- 
worfenen Zivilgerichte  bestehen,  sowie  am  Sitze  des  Friedensgerichtes 
mit  ansgedehnter  Gerichtebarkeit  von  Kayes.  In  jedem  Hypotheken« 
amte  ist  ein  Register  vorlianden,  wovon  jedes  Blatt  Ar  ein  Grond- 
Stück  bestimmt  ist  Dieses  Grundstock  wird  znerst  immatriknliert, 
dann  werden  die  der  Transkription  nnterworfenen  dinglichen  Rechte 
eingetragen,  deren  Gegenstand  das  Grundstück  von  Zeit  an  Zeit  sein 
wird.  Dieses  Blatt  bildet  den  gmndrechtlichen  Besitxtitel  des  Grund« 
Stückes  nnd  im  Znsammenhange  damit  besteht  in  den  Archiven  des 
H^'pothekenamtes  ein  Aktenstoss,  welcher  enthält:  1.  die  Schrift- 
stücke des  Immatrikulitirmij^.svtrfahrens;  2.  den  Grundriss  des  Grund- 
stiick»^:  ;5.  all  dit'  iiberf^iciitliclifn  Verzeichnisse  der  Bnkzessive  be- 
zu^Vu'h  fies  Grundstückes  vurgen<>i  l  u n  Handlungen;  4.  die  dariu 
verzeichneten  Urkunden  und  Schriftstücke. 

Ausser  dem  Gmndbncbe  werden  am  Uypothekenamte  noch 
geführt:  1.  das  Ordnnngsregister  der  vor  der  Immatriknlierang  an 
erfüllenden  Formalitäten;  2.  das  Register  der  erhobenen  Einsprüche; 
3.  das  Register  der  behnfe  Eintragung  hinterlegten  Urkunden. 

Das  zweite  Kapitel  befiisst  sich  mit  den  dinglichen  Rechten 
an  Liegenschaften,  die  auf  oben  angegebene  Weise  verüifentlicht 
werden  künnen.  Der  Art.  20  zfthlt  dieselben  auf.  Es  sind:  1.  das 
Eigentum  an  unbeweglichen  Sachen:  2.  die  Nutzniessung  derselben 
Sachen;  3.  die  Nutzungs-  und  Wdliiiungsrechte;  4.  die  Kiii])hyt€n8is; 
5.  die  Superfizies  (Erbbaurecht);  6.  die  Grunddienstbarkeiten  uini 
LaHteii;  7.  die  VcrpfUndnnp-  des  Niitzuiessungsrechtes;  8.  »iie  \'or- 
zngsrechte,  Hypotheken  und  Vindikatifjnsklapen.  welche  Grundstücke 
zum  Gegenstande  haben.  Der  Art.  22  unterwirft  die  Emphyteusis 
den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1902  (Gesetz  Uber 
die  Emphyteusis).  Der  Art.  23  bestimmt  was  unter  Superfizies  zu 
verstehen  sei;  Art  24  befreit  vom  Eintragungszwang  die  auf  der 
natürlichen  Lage  der  Grundstücke  beruhenden  Grunddienstbarkeiten, 
mit  Ausnahme  jedoch  der  Durcligangsservitute.  Die  Art  26  n.  f.  be- 
ziehen sich  auf  die  Vorzugsrechte.  Die  allgemeinen  Vorzugsrechte 
sind  beibehalten,  jedoch  keiner  Publizität  unterworüen.  Diese  Vor^ 
zngsrechte,  mit  Ausnahme  des  Vorzugsrechtes  der  Gerlehtskostent 
können  nur  gegen  nicht  privilegierte  (chirographarische)  Gläubiger 
geltend  gemacht  werden  (Art.  27).  Die  Vorzugsrechte  des  Ver- 
käufers und  des  Miteigentümers  eiuer  Liegenschaft  nach  geschebenej: 
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Teilniif  sind  abgescbalft  imd  durch  eine  Zwangshypotbek  ersetzt 

(Art.  26). 

Die  Hypotheken  sind  entweder  Zwangs-  oder  Vertrags-Hypo- 
theken.  Sie  sind  Zwang^sliypotlieken,  wenn  sie  infolge  eines  g-ericht- 
lichen  Beschlusses,  oliiie  Einwillig'nng'  dea  Schuldners,  in  den  vom 
Dekret  vorgesehenen  Fällen,  erteilt  werden.  Sie  sind  ^■ertrags- 
hypothekeo,  wenn  sie  vertragsmäs-sig  bestellt  worden  sind  (Art.  ^50). 
Mit  Vertrags-  und  Zwangs-Hypotheken  können  nor  belastet  werden: 
1.  die  angebantea  oder  nichtangebanten  Grandstflclray  welclie  im 
Verkeim  »ind  (d.  h.  an  welche  ein  Eigentum  erworben  werden 
kann);  2.  die  Nntsnieaenng  derselben  Liegenschaften  während  jener 
Nntsnieaenng;  3.  die  emphytentrischen  Hechte»  sowie  die  Snpeiflzies 
(Art  81).  — 

Es  haben  kraft  Gesetzes  eine  Zwangshypothek:  1.  die  Ehe- 
frauen auf  den  Liegensciiaften  des  Jlannes  wegen  ihrer  Alitgift, 
ihrer  Eherechte,  der  Entschädigung  für  Schulden  des  Mannes,  für 
welche  sie  haften,  und  wegen  der  Wiederanlegung  des  Kaufgeldes 
ihrer  verfinsserten  Sondergüter;  2,  die  Minderjährigen  und  Ent- 
mündigten an  den  Liegenschaften  ihrer  Vormünder;  3.  der  Ver- 
käufer einer  Liegenschaft  oder  der  Miteigentümer  nach  geschehener 
Teilung  (Art.  32). 

Besagllcb  der  Ehefiranen  wird  die  durch  die  Zwangshypothek 
garantierte  Forderang  durch  den  Ehevertrag  bestimmt.  Falls  kein 
Ehevertrag  abgeschlossen  worden  ist,  wird  sie  dnrcb  ein  in  der 
Beratongskammer,  auf  Antrag  der  ElieAran,  ihrer  Eltern,  Ver- 
wandten oder  (rlAnbiger,  erlassenes  gerichtliches  ürteil  bestimmt 
—  Die  Forderung  der  Hindeijfthrigen  und  Entmflndigten  bestimmt 
der  Familienrat  (Art.  34  und  35).  Die  Art.  40 — 45  beziehen  sich 
auf  die  Bestellung  der  Vertraj:;:shypothek.  Der  Art.  45  befasst  sich 
mit  der  Publizität  der  Vindil^atidusklagen,  welclie  ein  Uiuiidstück 
zum  (jegenstaride  liaben.  Die  Klagen  dieser  Art,  gegründet  auf 
das  Riiekbringeu  der  Scheuknuo-en  zur  Krbsehaftsmasse,  auf  die 
Reduzierung  der  Schenkungen  und  Vermächtnisse,  welche  die  Vor- 
behaltsgftter  beeinträchtigen,  auf  die  T^iu  kfallsrechte,  auf  die  Wider- 
mfang  einer  Schenkung  wegen  Nichterfüllung  der  Bedingungen  oder 
bei  nachträglicher  Oebnrt  eines  Kindes,  aof  die  AnflOsung  eines 
zweiseitigen  Vertrages  wegen  Nichterfüllnng  der  Bedingungen,  anf 
die  Ansfnhmng  ehies  RUckkanfevertrages,  kOnnen  nnr  dann  geltend 
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g^emacht  werden,  wenn  die  Rechte,  welche  sie  bestätigen  sollen,  in 
der  VerftnasemngBnrknnde  vorbehalten  worden  aind,  and  gegen 
Dritte  werden  sie  erst  vom  Tage  der  VerOifentlichnng  dieser  Vor- 
behalte wirksam.  Alle  anderen  Vindikationsklagen,  die  ein  Qnind- 
stock  nnm  Gregenstaade  haben,  deren  Gründe  aber  im  Verftnsserongs- 
vertrag  nicht  angegeben  werden  können,  sind  ohne  Wirknng  gegen 
Dritte,  welche  bona  ilde  gehandelt  haben  und  ihre  Titeln  vor  Ein- 
bringung der  Klage  veröffentlicht  haben  (Art.  49). 

Die  Art.  52  flf.  beziehen  sich  auf  das  ZvvaugHVollstreckungs- 
vprfaltren,  welches  eine  grosse  Ähnlichkeit  bietet  mit  dem  durch 
Verordnung  vom  28.  Februar  1852  eingesetzten  Verfahren  für  die 
anf  Antrag  des  „Credit  Foncier  de  France"  dorchgeffthrten  Zwangs^ 
enteignnngen. 

Der  zweite  Abschnitt  der  Verordnung  vom  29.  Jnli  1906  be- 
zieht sich  auf  die  Ausführung  des  Systems,  dessen  Grundlagen  der 
erste  Abschnitt  gelegt  hat:  das  limiiuti  ikülierungsverfalirrn.  die 
Formalitäten  der  Immatriknlierung  (Kap.  1);  die  Publizität  der 
dinglichen  Hechte  (Kap.  2);  die  Einsicht  Dritti^r  in  die  (inind- 
bücher  (Kap.  3).  —  Es  ist  unmöglich,  diese  Bestimmungen  in  eine 
kurze,  übersiclitliclie  Darstellang  zasammenzufassen,  man  mUsste  sie 
w<"irtlich  wiedergeben,  was  den  Rahmen  dieses  Berichtes  über- 
schreiten wQrde. 

Der  dritte  Abschnitt  bestimmt  die  Verantwortlichkeit  des 
Hypothekenbewahrers. 

Diese  Verantwortliclikeit  tritt  zutage:  1.  wenn  er  rt.'gelmässig 
beantragte  Eintragungen  in  die  Register  nicht  bewerkstelligt  oder 
2.  auf  der  Urschrift  stehende  Eintragangen  in  den  von  ihm  aufgestellten 
Abschriften  anslftsst,  oder  3.  wenn  er  es  anterlSsst,  entweder  auf 
den  Grundbesitztiteln  die  Eintragungen,  welche  unmittelbar  das 
Eigentum  belasten,  oder  anf  den  Anfstellnngen  und  Zeugnissen  eine 
oder  mehrere  Eintragungen  zu  vermerken,  gleichviel,  ob  er  genau 
dem  Ersuchen  der  Parteien  entsprechend  geliandelt  habe  oder  ob 
die  Abwesenheit  des  Vermerkes  anf  unzoreichende  Bezeichnnngen 
zurfickzufQhren  sei,  die  Ihm  nicht  zur  Last  gelegt  werden  kOnnen. 
Für  die  von  ihm  begangenen  Irrtümer  haftet  der  Hypotheken- 
bewahrer  im  VerliJiltniü  zu  dem  Schaden,  den  diese  Irrtümer  den 
Beteiligten  verui-sacht  haben  (Art.  144  und  145). 
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Die  Art.  151  ff.  bekimpfen  den  betrttgerischen  Verkauf  von 
Grandatficken  und  setsen  ibn  den  in  Art  405  dee  StrafgesetsbncheB 

vorgesehenen  Strafen  ans. 

E.  Kongo. 

Verordnung  vom  11.  Februar  i.'<)r»,  betr.  die  Ke- 
OTganisationdesF  ra  n  zösisch-  Eongoa  (Amtfibl.  vom  14.  Febraar). 

Art.  1  bezeichnet,  was  man  unter  Kongo  verstehen  soll. 
In  dieeer  Hinsicht  sind  die  Besitzungen  yon  Kongo  in  drei  Kolonien 
geteilt^  wovon  jede  einer  UnannieUen  nnd  administrativen  Autonomie 
geniesst,  nämlich  die  Territorien  von:  1.  Gaben,  2.  Mittel -Kongo, 
3.  Onbanghi-Cbari-Tchad.  —  Gaben  und  Onbanghi-Chari-Tcbad 
sind  von  einem  Gonveniear-Lentnant  verwaltet,  gesttltit  anf  einem 
Regiemngsrate;  —  Mittel-Kongo  ist  der  Amtsgewalt  eines  Hanpt- 
Verwalters  (Administratenr  en  chef)  unterworfen,  der  die  Stelle 
eines  Gouvernettr-Leutuantö  vertritt^  unter  Alitwirkung  eines  Ke- 
gierung-srates. 

Die  drei  Koluiiien  befinden  sich  unter  der  politischen  und 
amtliclien  Überleitung  eines  Kegiernngfsvertret^rs  (Commissaire 
g^n^rai  du  üonverneroent),  welcher  in  Ürazzaville  anssässig  ist  und 
die  Macht  der  Repablik  aber  sämtliche  französische  Besitzungen  in 
Kongo  handhabt. 

Ihm  zur  Seite  befinden  sich  ein  Begierungsrat  und  ein  Gene* 
ralsekretär,  der  einem  Gouverneur  gleichsteht. 

Eine  andere  Verordnung  von  demselben  Datum  (AmtsbL  vom 
19.  Februar)  bezieht  sich  auf  die  Errichtung  von  Friedensgerichten  mit 
ausgedehnter  Zuständigkeit  der  Gerichtsbarkeit  in  FranzOsisch-Kongo. 

F.  MftdtMlIwVlM». 

Verordnung  vom  31.  Januar  1906  in  Abänderung  der 
Verordnung  vom  20.  Februar  1902,  betr.  Regelung  der 
Forschungen  nach  Gold,  Edelmetallen  und  Edelsteinen 
in  Madagaskar  (Amtsbl.  vom  4.  Februar). 

Die  unwesentlich  abgeänderten  Artikel  beziehen  sich  auf  die 
Entrichtung  der  Grundsteuern. 

M  ay  otta. 

Verordnung  vom  22.  Oktober  190fi,  betr.  Abänderung 
der  Gerichtsverfassung  in  der  Kolonie  Hayotta  (Amtsbl. 
vom  21.  Oktober). 
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0.  Indo-Cadn«. 

Verordnung  vom  12.  Jnni  1906,  welche  die  Bestini- 
mang  des  Gesetzes  vom  18.  April  1889,  betr.  Ergftnsnng 
des  Art  1958  des  Code  civil  (Verantwortlichkeit  der  Gastwirte), 
anf  Indo-Ghina  anwendbar  erkUrt  (AmtsbL  vom  14.  Jnni). 

H.  Hau-KalAdonieiL 

Verordnung  vom  15.  Jnni  1906  in  Erganznog  des 

Gesetzes  vom  17.  März  l^tOT),  betr.  Abänderung  des  Art.  103 
des  Handelsgesetzbuches  (Nichtigfkeit  der  Unverantwortlichkeits« 
klausel  wegen  Verlust  von  Frachtgütern)  (Amtsbi.  vum  iy.  Juni). 
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Haiti. 

1906. 

Beferent:  M.  A.  Po^Jol, 

Bldhitar  «m  Ztvilgwioht  von  Poit^kn^Mnee. 
Obenetit  ron  QatMaa  in  Zdridi. 


a)  Oesetzgebong. 

Die  gesetsgeberiachen  Arbeiten  begannen  nadi  der  Emeaemng 
des  dritten  Teils  des  Senates  am  16.  Hai.  Die  Session  dauerte 
4  Monate,  während  welcher  einige  interessante  Gesetie  genehmigt 
wurden,  die  wir  weiter  nnten  ini  T«xt  wiedeigcben  werden. 

Stra&ecbt. 

Das  Gesetz  vom  1.  September  1860  regelt  die  Anwendung 
des  Begnadignngs-  und  Strafmilderungsrechts.  Dieses  Recht  konnte 
nnr  bei  Vemrteilnngen  anf  Grand  kontradilitorischer  Verhandlnng 
zor  Anwendung  gelangen. 

Doeh  veranlasste  die  Notwendigkeit»  die  Werte  zu  erlangen, 
die  von  den  im  Eonsolidationsprosesse  in  contumaciam  Verurteilten 
dem  Staatsschatz  zu  bezahlen  waren,  das  Gesetz  vom  26.  Juli  1906i 
welches  den  Art.  1  des  Gesetzes  vom  1.  September  1860  abAndert. 

Diese»  Gesetz  kommt  nur  den  in  contumaciam  Verurteilten 
zugute,  welche  siel»  bei  dem  die  Venirteilung  aussprechenden  Urteil 
beruhigen,  indem  sie  in  die  AbWissuiif^  der  Strafen  und  Buhnen  und 
event.  Zuriickerötattungen  einwilligen. 

Zivilprazen.  * 

Nach  dem  Wortlaut  von  Art  926  der  Zivilprozessordnung 
konnte  das  Kassationsgesuch  nur  bei  der  Kanzlei  des  Gerichts*  eiU' 
gereicht  werden,  das  die  Parteien  gehört  und  über  deren  Streit 
Beschluss  geüust  hat.  Infolge  der  vom  Willen  der  Interessenten 
unabhängigen  ÜmstSnde  aber  ist  es  ihnen  oft  unmöglich,  ihre  Er- 
klftrunj?  rechtzeitig  abzugeben. 

Diesem  Übelstand  hilft  ein  neues  Gesetz  vom  20.  Juli  1906 
ab.  Es  gestattet  ein  Kassationsgesuch  durch  einfache,  in  den  gewöhn- 
lichen Formen  und  Fristen  erfolgende  Vorladung. 

JaiirbncU  der  iiiternat.  Vereluigung.  s.  Bd.  806 
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Geietigebitng. 


BeoiilBi]itefri«lit 

Dieser  ünterrieht  wurde  durch  Geseti  Tom  18.  September  1906 
mDgestaltet.  Lehrknrse  tiber  baitaiüBche  imd  vergleicliende  Finans- 
gesetKgebvng  dnd  eingerichtet  und  mit  Bchon  beetehendeii  verbimdeii 
worden.  Fast  gleichzeitig?  cim  16.  September»  wurde  ein  GeseU 
ilber  den  Unterricht  iu  Medizin  und  l'iuumozie  eila&äen. 

StftstsTeiMge. 

Die  Zeit,  da  die  Konflikte  tlber  die  StaatsangehSrigkeit  an  der 
Tageaordnnng  waren»  liegt  weit  zurück.  Znr  Beechwichtigang 
dieser  Streitigkeiten  schloes  die  Judtanische  Begiemog  unlängst  mit 
Grossbritannien  eine  Konvention,  weiche  die  Staatsangehörigkeit  der 
britischen  Untertanen  in  Haiti  nnd  die  der  haitanisehen  Bürger  in 
den  eiif?-lischen  Besitzungen  regelte.  Anderseits  musste  man  infol^^e 
KiihdiiiTUug  des  franzüsisch-haitanisclien  Handelsvertrags  vom  ol.  .luli 
1900  dnrch  die  haitanische  Rejrierimg  den  Foltren  idnes  P.ruclies, 
der  nicht  im  .Sinne  der  Beleiligteu  lag,  vorbeuf^t  n.  Es  wurden  zwei 
Protokolle  unterzeichnet,  welche  bis  31,  Januar  1907  Bericht  er- 
statten, dem  Ende  der  frachtlos  abgelaufenoa  Frist  znm  Abschlnss 
einer  neuen  Konvention. 

Etsenhahnen. 

Für  verschiedene  Linien  wurden  Konzessionen  erteOt  Wenn 
sie  gebaut  werden,  so  werden  damit  die  bedeutendsten  StSdte  Haitis 
untereinander  zum  grossen  Vorteil  des  Handels  und  Ackerbaues  ver- 
bunden werden.  Das  Nets  umfosst  Kap  Haitien-^onalves— Port- 
au-Prinoe— Gayen,  d.  h.  mit  den  Abzweigungen  fast  200  Meflen. 

Zolltarife. 

Ein  Maximum-  und  Minimumtarif  wurden  aufgestellt,  und  durch 
Gesetz  vom  21.  August  1906  wurde  erklärt,  dass  die  EinfhhnSlIe 
in  amerikanischem  Golde  oder  in  haitaniscbem  Papiergeld  znm  Satze 
von  4  einheimischen  Gourden    1  Dollar  zahlbar  seien. 

MüiLzgesetze. 

Es  wurde  eine  neue  Kmniis.sion  von  Nickelmünzen  im  Belanfe 
von  1  Million  Gourden  «r^nehmigt,  so  dass  sich  die  Zirkulation  an 
Nirkelmünzen  auf  2600000  Gourden  (die  in  Newyork  geprägt  wurden) 
beläuft.  Nach  dem  Gesetz  vom  24.  August  1906  werden  die  nationalen, 
in  Paris  gepriigten  Silbenntlnzen  seit  einiger  Zeit,  allerdings  zur 
HUft«  ihres  Wertes,  als  Goldmttnsen  angenommen. 
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OfTentliche  Staateschuld. 

Die  vom  Gesetz  vom  Jnni  VM)6  für  den  Dienst  der  inner t-ii 
öffentlichen  Scliuld  vorf^-cschenen  Zu\veisnni*'en  sind  lür  ungenügend 
befanden  and  nm  0,lü  Cents  Gold  tür  je  100  Pfand  exportierten 
Kaffees  vermehrt  worden  (Geeetas  vom  September  1906). 

Die  nnglttcklidien  Ereignisse  von  1902,  welche  Fremde  ond 
Einheimische  schsdigten,  flUirten  nach  Errichtnng  einer  ordentlichen 
Begierang  zur  Einsetsang  von  gemischten  Kommissionen,  welche 
die  verorsaehten  Schäden  za  nntersnchen  und  das  den  einzelnen  zu 

gewährende  Mass  der  ünterstfitznng  festznsetzen  hatte.   Das  Oesetz 

vom  13.  Attgiust  1906  bestimmt  definitiv  die  zu  diesem  Zweck  zu 
verteilenden  Beträfe;  sie  belaufen  sich  auf: 

5010,00  Doli,  tiourden  \    fllr  die 

228355,02    ^    Amerikan.  Gold  .       .  i  Fremden, 
nnd  aaf  50000,00    „    Grourden  für  die  Einheinuscheu. 

Badget  Die  Gesetze  vom  16.  September  1906  bestimmen 
die  Budgets  der  Einnahmen  nnd  Ausgaben  der  Perlode  1906 — 1907 
and  setzen  sich  folgendermassen  zosammen. 


Aasgaben. 

Doli 

Gourden 

(Papiergeld) 

P. 

G. 

Departements  des  Answftrtigen .... 

141830,65 

16780,00 

n 

der  Finanzen   and  des 

65182,65 

797989,00 

1» 

des  Kriegs  

16012,00 

1345664,71 

f) 

der  Marine  

39000,00 

257801,00 

n 

des  Innern   

345800,00 

1045921,82 

» 

der  üffeutliehen  Arbeiten  . 

52000,00 

580  740,00 

II 

des  Ackeybans  .... 

3000,00 

242034,iJ0 

r 

des  öffentlichen  Unterrichts 

12830,00 

1104  748,00 

n 

der  Justiz  

(5000,00 

552505,IH) 

r 

des  Kultus  

53471,90 

39700,00 

Aafwendang  für  die  Staatsschnld  .  .   .  8199360,69 

68335,69 

IT 

der  Bareaas  der  Einnahmen 

5000,00 

118604,00 

Anfwendongen  der  Bank  ..... 

.'.00'          )i,  1 

1  2  2 '.OS 

3999427,69  6167059,80 
206* 


QMeiigebiuig. 


Die  lOttd  und  Wege,  die  sor  Deckung  der  Anigaben  ge- 
nehmigt  wurden,  setien  sleli  folgendemal^  snaammen. 


Oold 

Geld 

P. 

G. 

Z9Ue  

5104406,86 

85094,16 

9500,00 

31660,10 

28140,00 

6000,00 

■ 

6160,00 

41497,76 

8855,17 

Telegraph  

2000,00 

20000,00 

Schmieden  und  Werkstätten  von  BizuUm 

— 

1000,00 

— 

500,00 

Stempel  auf  bewegliche  Sachen,  Lizenzen 

116479,88 

456t)2,8r» 

SteBipeli)a|iier  

100000,00 

Venchiedene  Einnahmen  

87000,00 

419000,00 

Prfimie  auf  den  in  Cbld  yerfligbaren 

Einnahmen,  nämlich  1368098,88  ab- 

zuziehen von  den  Einnahmen  in  Gold 

nnd  zun  Satz  von  8000  ®/o  PrSmie 

5472151,56 

5352686,74 

6175921,61 

Justiz. 

1.' Gesetz  vom  IG.  Juli  1906  zur  Abänderung^  des 
Gesetzes  von  isGu,  betr.  das  Begnadignngs-  und  iStraf- 
milderangftrecht. 

Erster  ArtilceL  Art.  1  de«  Qeeetzee  vom  26,  September 
1860,  betr.  die  AnBfibnng  des  Rechts  der  Begnadigung  und  Straf- 
milderung und  der  Amnestie,  wird  folgendermassen  abgeflndert: 

„Art.  1.    Das  durch  die  Verfassung  dem  Staatsoberhaupt 

übertragene  Iveclit  der  Begnadigung  und  Strafmilderung  findet 
auf  alle  Leibes-,  entehrenden  oder  znrhtpolizeilicheu  Strafen  und 
selbst  aut  Conturaacialurteile  sämtlicher  Uenohte  Anwendung." 

Art.  2.  Gegenwärtiges  Gesetz  hebt  alle  entgegenstehenden 
Gesetze  und  Gesetzesverftgungen  auf.  Seine  Anwendung  erfolgt 
auf  Antrag  des  Staatssekret&rs  der  Justiz. 
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2.  Gesets  vom  20.  Jnli  1906,  betr.  Abftndemng  des 
Art  926  der  ZiTilproBOfleordaiing. 

Art.  1.  Art.  926  der  ZivüprosewordmiDg  wird  und  bleibt 
foIgeDdermadwn  abgeladot: 

„Art.  926.  IMe  PftrteieD,  welche  gegen  ein  Urteil  das  Kas- 
sationsgesucli  stellen  wollen,  haben  eine  entsprechende  Erklänmg 
bei  der  Kanzlei  de»  Gerichts,  welches  das  Urteil  erlassen  hat,  abzu- 
geben oder  eine  an  die  Pei  > n  n  1»  r  deren  Domizil  zu  richtende 
Vorladnner,  die  von  der  Partei  oder  dem  Inhaber  ihrer  speziellen 
Vollmacht  zu  unterzeicbuen  i8t,  ergehen  zu  lassen.  Wofern  die 
Erklärung  nicht  an  die  Kanzlei  des  Gerichts,  das  das  Urteil  erlanen 
hat,  geschieht,  muf;»  sie  bei  YerwirkiiogeBtrafe  innerhalb  ganzer 
8  Tage  der  Kanzlei  dieses  Gerichte  angeseigt  werden,  welche  ee 
datiert  and  in  dem  in  Art  927  der  ZivilproEesBordnnng  vorgeschrie- 
benen Register  mit  allen  im  obengenannten  Artikel  yorgesehenen 
Angaben  ausser  denen  der  Unterschrift  des  Gesnchsstellers,  einzu- 
tragen liat 

Win  das  öffendicbe  H infsterinm  bei  den  Zivügeriefaten  gegen 
ein  Urteil  die  Kassation  erlangen,  so  hat  es  die  Erklärung  bei  der 

Kanzlei  des  Gerichts,  welches  das  Urteil  erlassen  hat,  abzugeben. 

I)as  öffentliche  Ministerium  beim  Kassationspericlit  hat  die 
Erklärniif^-  liei  der  Kanzlei  des  Kassations^erichts  abznf^eben." 
Art.  2.     iregenwfirtig'es  Gesetz  hebt  alle  entpej^enstehenden 
Gesetzesbestimmungen  auf    Es  wird  auf  Antrag  des  StaatBsekretära 
der  Justiz  ausgefCLhrt  werden. 

öflBBfliotaer  ünterrielit. 

1.  Gesetz  vom  16.  September  1906,  betr.  den  medi- 
zinischen Unterricht  und  die  Ausübung  des  Uediziner- 
and  A pothekerf^ewerbes. 

Art.  1.  Der  Unterricht  der  staatlichen  medizinischen  und 
pharmazeutischen  Schule  umfasst:  medizinische  Ph3'sik.  rheniie, 
Natnrgeschichte,  Anatomie  (Sektions-  und  Operationskunde),  Uisto- 
logie,  Gebartshilfe,  Ph.vsiologie.  chirurgische  Pathologie,  Therapie» 
Hygiene,  gerichtliche  Medizin,  Giftlehre,  medizinische  Klinik,  chiror- 
gische  Klinik,  Gebnrtsbilfeklinik,  Pharmazie,  Zahnheilkonde  nnd 
Bakteriologie. 

Art  2.  Das  Personal  der  Schule  besteht  ans:  einem  Direktor, 
der  gleichzeitig  Professor  ist,  ans  ordentlichen  Professoren,  drei 
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Gesetsgebung. 


AushilfsprofesBoren,  einem  Vorsteher  des  botanischen  Gartens  und 
einem  IVmU  II.  Die  Stellen  der  Aiuhilfsprofessoren  werden  auf 
Onind  freien  Wettbewerbs  vei^ben.  Znr  Teilnahme  an  demselben 
ilt  erforderlich  Besitz  des  Doktordiploms  der  Medisin  oder  der 
Pharmnsie. 

Nach  mindestens  zwei  Diensljahren  sind  die  Anshilibprofeesoren 
von  Beehts  wegen  snr  Besetsnng  der  vakanten  oder  neuerriehteten 
Lehrstlllüe  bemfen.  Anf  Anweisung  des  Direktors  werden  sie  mit 
dem  Sekretariat,  dem  Amt  deif  Bibliothekars,  des  Assistenten  der 

physikalischen  und  Natnrwifnensehaften,  sowie  mit  dem  provisorischen 

Vikariat  /ui  Abhaltung  der  Lehrkurse  betraut. 

Art  3.  Diese  Professoren  haben  3  Unterrichtsstunden  pro 
Woche  zu  erteilen. 

Die  Kurse  werden  unter  sie  durch  den  Direktor  verteilt. 

Art  4.  Auf  Einberufiing  des  Direktors  versammeln  sich  die 
Professoren  als  Rat  zur  Beschlussfassnng  Uber  alle,  ihnen  bezüglich 

der  Schule  nnterbreiteten  Fragen,  insbesondere  über  Schwierigkeiten 
bei  Anwenduli-  iles  Reglements  und  bei  etwaigen  Streitigkeiten 
zwischen  Direktor  und  anderen  Mitgliedern  des  Personals. 

Art.  5.  Disziplinarstrafen  gegen  die  Mitglieder  sind  die  Ver- 
warnung, der  Verweis,  der  teilweise  Entzug  des  Gehaltes,  die  Arats- 
entsetzung  für  hdchstens  6  Monate  in  Verbindung  mit  teilweisem 
oder  gänzlichem  Gehaltsentzug,  Amtsentsetznng. 

Die  Verwarnung  wird  vom  Direktor  ausgesprochen,  desgleichen 
der  Verweis,  aber  mit  Anzeige  an  den  Bat  der  Professoren. 

Die  (iehaltsentziehung  tritt  wegen  jeder  unent.sdiuldigten  Ab- 
wpseiilieit  ein.  Sie  wird,  je  nach  der  Zeit,  die  die  Rektoren  während 
eines  Monats  der  Schule  zur  Verfügung  zu  stellen  haben,  verhängt. 

Der  zurückbehaltene  Betrag  fällt  in  die  Universitätskasse  ond 
dient  den  Bedürfnissen  der  Schule.  Vier  unentschuldigte  Absenzen 
während  emes  Uonats  gelten  als  Bttcktritt  vom  Amte. 

Die  zeitweilige  Amtsentsetzung  wird  vom  Staatssekretär  des 
öffentlichen  Unterrichts  nach  Verhandlung  des  Bats  der  Professoren 
und  auf  Berichterstattung  der  der  Schule  vorgesetzten  Eontroll*  und 
Aufsichtsbehörde  hin  ausgesprochen. 

Die  dauernde  -Amtsentsetznng  ergeht  auf  Grund  eines  Berichts 
des  Staatssekretärs  des  oiieutlicheu  Unterrichts  nach  motivierten  Mit- 
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teilnngen  seitens  des  Bats  der  Profeasoren  und  der  Schalbebörde 
dueh  den  Präsidenten  von  Haiti. 

Art.  5.  Die  Dauer  der  medizinischen  Stadien  hetrftgt  5  Jahre, 
die  der  pbarmazentischen  8  Jahre,  znr  Erlangning  des  Diploms  eines 
Zahnarztes  ist  die  Absolviemng  von  8jährigen,  zum  Erwerb  des 

Hebammendiploms  die  von  2jährigen  Studien  erforderlich. 

Art.  6.  Je  nar.li  Bedürfnis  und  Stand  der  Finanzen  kann  die 
Regierung  Vorbereilungsschnlen  iür  Medizin  und  Pliarmazie  au  den 
Hanptorten  der  Departements  ins  Leben  rufen. 

Art.  7.  Die  Inskription  der  Studierenden  findet  in  der 
Schale  statt.  Zagelassen  wird  jeder  Inhaber  eines  Zengnisses  über 
Beendigung  Iclassiseher  Stadien  zweiter  Stnfe.  Die  Stadierenden 
sind  gehalten,  mindestens  eine  Inskription  pro  Quartal  vorzu- 

nehmen. 

Die  Inskription  hat  spätestens  innerhalb  11  Tag'on  nach 
Quart albep:inn  /,u  ertol«i;-en.  Sie  ist  vom  8tU(lie?-f Tiiim  ]m  rsönlich 
vorzunehmen;  Strllv  rtietung  ist  unter  keinen  Umsumden  gestattet. 

Die  erste  Inskription  kann  nur  im  ersten  Monat  des  ersten 
Schuljahrqnartals  geschehen.  Die  Schule  kann  einem  Studierenden 
die  an  einer  aaswftrtigen  Schule  oder  Fakult&t  genommenen  In- 
skriptionen und  bestandenen  PrftAugen  anrechnen. 

Art.  8!  An  nicht  hauptstfidtische  Studierende  kennen  inner- 
halb des  bndgetierten  Kredites  Stipendien  verabfolgt  werden. 

Sie  werden  auf  Unind  eines  Wettbewerbs  für  hru'listens  r»  Jalire 
bei  medizinischen,  3  .Jahre  bei  pharmazeutis(  lien,  8  Jahre  bei  zahu- 
iirztlicheu  Stadien  and  2  Jahre  bei  Uebammenschülerinnen  ge* 
währt. 

Die  Stipendiaten  sind  gehalten,  nach  Absolviemng  ihrer  Studien 
ihren  Beruf  eine  gewisse  Zeitlang  auszuüben,  und  zwar  beträgt  diese 
für  Mediziner  5  Jahre,  Apotheker  8  Jahre,  Zahnärzte  3  Jahre, 
Hebammen  2  Jahre.  Die  Ausfibung  des  Berufb  hat  an  dem  von  der 
Begiernng  angewiesenen  Ort  zo  geschehen.  Zuwiderhandelnde  haben 
dem  Staat  alle  Ar  sie  gemachten  Auslagen  zurückzuerstatten.  Diese 
Bedingung  ist  bei  Aushändigung  des  Stipendiums  Yertraglich  fest- 
zusetzen. 

Art.  9.  Die  auf  die  Studierenden  anzuwendenden  Disziplinar- 
strafen werden  durch  die  Ke^lements  bestimmt. 
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2.  (jresetz  vom  13.  September  1906  über  den  KecUts- 
unter  rieht. 

Art.  1.  Der  Lehrstoff  der  staatlichen  Hechtsschule  umfasst: 
bürgerliches  Recht,  Stratrecht,  Geschichte  des  französischen  und 
haitaniachen  Bechte,  Gmndsüge  des  römischen  Rechts,  Zivilprozess, 
Völkerrecht  and  intemationaies  Privatrecht»  Verfaasangarechti  Ver- 
waltungsrechti  HandelBreeht,  NationaUfkonomie  und  haitanische  ond 
vergleichende  Finanzgeeetigehnng. 

Art,  2.  Das  Personal  der  Schule  heetebt  ans  einem  Direktor, 
der  gleichzeitig  ansllbender  Professor  ist,  und  Professoren,  deren 
Zahl  vom  Departcmeut  des  öffentlichen  Unterrichts  entsprechend  dem 
dafür  budgetierten  Kredit  festgesetzt  wird,  einem  Bibliothekar  und 
einem  Pedell. 

Art.  B.  Das  vom  Direktor  entworfene  und  dem  Kat  der  Pi"o- 
fessoren  besprochene  Vorlesungsverzeichnis  ist  zu  Beginn  des  Schal- 
jahres dem  Departement  des  öffentlichen  ünterriclit«  vorzulegen. 

Art.  4.  Der  Rat  der  Professoren  tritt  von  Amte  wegra  all- 
monatlich und  anf  Einbernfting  dorch  den  Direktor  so  oft,  als  es 
die  Interessen  der  Schnle  erheischen,  znsammen. 

Er  beschliesst  Uber  aUe  Fragen,  die  in  betreff  der  Schnle  an 
ihn  gelangen,  insbesondere  Uber  Schwierigkeiten,  die  sich  bei  An> 
wendnng  der  Reglements  ergeben  nnd  Aber  Streitigkeiten  zwischen 
Direktor  und  anderen  Mitgliedern  des  Personals.  Den  Vorsits  führt 
der  Direktor,  in  seiner  Abwesenheit  der  dienstälteste  Professor. 

Art.  5.  Beratungen  des  Rats  der  Professoren  können  nur 
bei  absoluter  Mehrheit  seiner  Mitglieder  stattfindeu.  Bei  Beschlass- 
fassangeu  gilt  das  abbolute  Mehr  der  Anwesenden. 

Art.  6.  Disziplinai-strafen  gegen  Mitglieder  des  Personals 
sind:  die  Verwarnung,  der  Verweis,  der  teilweise  Entzuf^r  des  Ge- 
balts, Amtsenthebung  anf  höchstens  drei  Monate  mit  Gehaltsent* 
Ziehung  nnd  Amtsenteetznng.  Die  Verwarnung  wird  vom  Direktor 
ausgesprochen,  desgleichen  der  Verweis,  letzterer  jedoch  unter  Mit- 
teilung an  den  Bat  der  Professoren. 

Die  Oehaltsentziehung  kommt  bei  jeder  unentschnldigten  Ab- 
senz zur  Anwendung,  und  zwar  im  Verhältnis  zu  der  Zeit,  die  der 
Professor  monatlich  der  Schnle  zur  Verfügung  zu  stellen  hat.  Der 
zurückbehaltene  Betrag  fällt  zugunsten  der  Bibliothek  in  die  Uni- 
versitätskasBc. 
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Die  xeitwellige  AmtsentliebiiBff  geachiebt  nach  Beratung  durch 
den  Bat  der  Profeasoreii  und  Beriehterstattuig  der  vorgeBetsten 
SchnlkontroU-  ond  AafsichtabehOrde  dnrch  den  Staataeekretlbr  des 

öffentlichen  Unterrichts. 

Die  danernde  Amtsent«etznng  wird  anf  Bf»richt  des  Staat s- 
&t;ktretärs  des  örteutlichen  Uoterrichte  nach  motivierter  Mitteilung 
an  den  Kat  der  Professoren  and  die  Schnlbehürde  vom  Präsidenten 
von  Haiti  vorgenommen. 

Art  7.  Die  Lehrkurae  aind  diTenÜich.  Znr  Inaluription  wird 
Jeder  Inhaber  eines  Zeugnisses  fiber  Beendigung  idaasiaclier  Studien 
zweiter  Stufe  sngelassen  oder  wer  vor  einer  vom  Staatsselcretftr  des 
SATeDtlieben  Unterrichts  bezeichneten  Eommisson  von  Professoien 
des  klassischen  Lehrfochs  eine  Prttfnng  bestehti  deren  Programm 
von  den  Schnlreglements  nSher  bestimmt  wird. 

Art.  8.  Die  Zahi  der  von  jedem  Stniiiert-tideti  itersonlich  vor- 
zunehmenden Inskriptionen  beträgt  4  pro  Jahr.  Die  erste  luinn  nur 
im  ersten  Monat  des  ersten  Schnljahrqnartals  geschehen. 

Die  Schule  darf  einem  Stadierenden  die  an  einer  answärtigen 
Schale  oder  Fakultät  genommenen  Inskriptionen  und  bestandenen 
Prüfungen  aorechnen. 

Art  9.  Die  Dauer  der  Studien  betrügt  zur  Brlangung  des 
Bakkalanreats  zwei,  des  juristischen  Lizentiatengrades  drei  Jahre. 

Ende  jeden  Jahres  haben  die  Schüler  die  vorgeschriebenen 

l'rüfun<ren  erfolgreich  zu  bestehen,  bevor  sie  zu  den  Lehrkursen  des 
folgenden  Jahres  zng;elassen  werden. 

Die  Reglements  p:ebeii  an,  wann  die  Prüfungen  stattzufinden 
haben  and  enthalten  die  darauf  bezüglichen  näheren  Bestimmungen. 

Art.  10.  Die  Prfiftingen  werden  vom  Direktor  und  den  Pro- 
fessoren der  staatlichen  Bechtsschule  unter  Anfbtcht  der  SchulbehOrde 
abgehalten. 

Art  11.   Der  Staatssekretär  des  Öffentlichen  ünterrichts  stellt 

die  Bakkalanreat-  und  Lizentiatdiplome  nach  Einsicht  in  die  von 
den  Mitprlicdern  der  Pi  iifunirskoinniission  au%ennmmenen  und  von 
der  Scluübehörde  nnteizeichneten  Protokolle  aus. 

Art.  12.  Die  Zeugnisse  derjenigen  freien  Rechtspehnlen,  welche 
.  mit  Genehmigung  des  Unterrichtsdepartements  in  der  Kepublik  be- 
stehen,  berechtigen  zu  den  Bakkalanreat-  und  Lizentiatdiplomen, 
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wenn  der  Stndienplan  nnd  die  Priifnngsordnang'  der  genannten 
Institote  denjenigen  der  staatlichen  Schule  entaprecben. 

Art.  13.  Wer  nicht  mindestens  b  Jahre  vor  Grflndang  der 
staatlichen  Rechtsschnle  Kecbtslixentiat  oder  beauftragter  Rechts- 
anwalt war,  darf  keine  fireie  Bechtsscbnle  errichten. 

Die  Genehmigang  einer  flreien  Bechtsschnle,  ihre  Znlasning 
znr  Anssteünng  von  Zengnissen  mit  Berechtignng  snm  Bakkalanreat- 
nnd  Lizentiatdiplom  ist  an  die  Bedingung  geknüpft,  daas  diese  den 
erforderlichen  Personalbestand  fttr  den  Unterrieht  in  den  Gegen- 
stäii'leu  Studienplanes  besitzt  nnd  dass  dieser  den  im  vorigen 
AbsuLz  genannten  Anforderungen  entspricht. 

Art.  14.  Innerhall»  der  bndg-ptierten  Krefliff  können  an  nicht 
hauptstädtische  Studierende  ^Stipendien  gewährt  werden. 

Sie  werden  anf  Grand  eines  Wettbewerbs  für  höchstem 
3  Jahre  erteilt. 

Art.  15.  Die  Stipendiaten  der  staatlichen  Bechteschnle  Uber- 
nehmen  anf  Orand  des  Stipendiengennsses  die  Verpflicbtnnst  «ich 
nach  Beendigong  ihrer  Stadien  znr  Verfügung  der  Regierung  au 
halten,  um  die  FunktioneUi  die  sie  ihnen  bei  den  Gerichten  anver* 
traut,  zu  erfOllen. 

Im  Weigerungsfalle  sind  die  während  der  3  .lahre  bezogenen 
Gelder  der  Staatska.Hse  zurückzuerstatten.  Sollte  jedoch  5  Jahre 
nacli  dt'i-  letzten  Priit'iiii}^  keiiH'  AulTorderung  seitens  der  Regierong 
erfolgt  sein,  so  fällt  diebe  Verpflichtung  fort. 

Art.  16.  Die  regulären  Studierenden  der  staatlichen  Rechta- 
schule  sind  von  der  Milit&rpflicht  befreit. 

Art  17.  Der  Staatssekretär  des  liffentlichen  Unterrichts  hat 
durch  Reglements  die  in  diesem  Gesetz  fehlenden  Besthnmungen  zu 
erlassen. 

Art.  18.  Durch  gegenwärtiges  Gesetz  werd«i  alle  entgegen- 
stehenden Gesetzesbestimmungen,  insbesondere  das  Gesetz  vom  27.  Juni 

1889,  aufgehoben.  Seine  Veröffentlichung  und  Vollziehung  erfolgt 
aui  Alltrag  des  Staatssekretärs  des  öflfentlichen  Unterrichts. 

Answirti^  Asgolegenhelteii. 

1.  Englisch-haitanische  Konvention  zur  Regelung  der 
Staatsangehörigkeit  der  auf  d»  ii  (it  bieten  des  voreinigten  britischen 
Königreichs  und  iiaiti  geborenen  Untertanen  und  haitanischer  Bürger. 
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Art  1.  Die  in  Haiti  nach  Inkrafttreten  der  Verfanronur  von 
1889  gelwrenen  Personen  Mtiacher  AbBtanunnng:,  deren  Staate- 
angehdriglLeit  sieii  nach  Art  338  dieser  Verfassnng  bestimmt,  werden 
für  die  Zeit  fliree  Aufenthalts  in  der  Repnblik  als  Haitaner  behandelt. 

Art.  2.  Die  Hcgiernng  Öeiiier  britiscben  Majestät  ist  bereit, 
britisch  eil  ünteitari'  ti  baitanischer  Abknnft,  die  in  der  Repnblik 
ihren  AVohnsitz  hüben,  liiren  dipb^iiiaii.sciien  frchuiz  nicht  zu  KtJwähreu, 
wütern  nnr  diese  l'ersonen  <remä88  den  in  der  Kepublik  geltenden 
Gesetzen  al8  baitanische  Bürger  gelten. 

Art.  4.  Die  im  vereinigten  Königreich,  den  britischen  Kolonien 
nnd  Besitzungen  in  iea  vorgeschriebenen  Formen,  gem&ss  den  be- 
zttglichen  Oesetsen,  natnraUuerten  Bttrger  Haitis  werden  von  der 
Bepablik  als  britische  Untertanen  anerkannt 

Art  5.  Die  in  den  vergeschriebenen  Formen  in  Haiti  natnrali- 
sierlen  britischen  Untertanen  werden  von  der  Begierong  Seiner 
Hi^e^tat  als  botanische  Bürger  anerkannt 

Art.  6.  Das  Generalkonsnlat  Seiner  britischen  Majestät  wird 
die  Namen  der  gegenwärtig  in  Haiti  wohnenden  britischen  Unter- 
tanen der  haitanisciien  Regienin^  nntteileii  und.  wofern  diese  bisher 
in  Haiti  ain  Ausländer  galten,  werden  sie  den  diplomatischen  Schutz 
Seiner  Majestät  erlialten. 

Wegen  der  Schwierigkeit,  sofort  eine  vollstiindige  Liste  der 
zurzeit  in  der  Republik  wohnenden  britischen  Untertanen  aufzunehmen, 
iiat  der  Generalkonsul  die  Befngnis,  von  Zeit  zu  Zeit,  wenn  es  not- 
wendig erscheint,  Nachträge  zu  den  Listen  zn  Hbermitteln.  Der 
erste  Absatz  dieses  Artikels  findet  dann  anch  anf  die  in  den  Nach- 
trugen anfgezfthlten  Personen  Anwendung. 

.  Art  7.  Der  Generalkonsnl  Seiner  britischen  Hiyestftt  teilt 
haltgährlich  die  Liste  der  kflnftig  bei  den  britischen  Konsulaten  in 
Haiti  als  britische  Untertanen  eingeschriebenen  Personen  der  haita- 
nischen  Begiemng  mit.  Jeweilen  nach  Empfang  der  Liste  steht  es 
der  haitanischen  Regierung  frei,  dem  Generalkonsul  hinsichtlich  der 
darin  verzeichneten  Personen,  die  ihrer  Meinung  nach  baitanische 
Pfirger  sind,  Vorhaltnns:en  zn  niaeben.  Stellt  sieb  bei  der  Unter- 
suchung durch  die  iiaitaniscbe  lu'jrierung  und  dem  K<>ii>nlat  Seiner 
britiPciien  Maie>>t;it  lieraus,  djiss  die  b»'ti cffenden  l'ersonen  baitanische 
Bttrger  sind,  so  wird  ihnen  in  der  Bepublik  der  diplomatische  Schatz 
der  Begiemng  Seiner  Higestät  versagt 
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Art.  8.  Die  vorliegende  Konvention  ist  zu  ratifizieren  und 
die  betr.  Ratiükatiouen  sind  baldmöglichst  in  Fort-aa-Prince  aossn- 
tanacben. 

Urkundlich  dessen  ist  gegenwärtige  Konvention  von  den  gegen« 
seitigen  Bevollmächtigten  unterzeichnet  und  gei^iegelt  worden. 

So  geBChehen,  in  doppelter  Amfertigang  den  6.  April  1906. 

2.  Protokolle  fiber  die  Verlftngernng  dee  franzOsich- 
kaitaniftcliea  Handelsvertrag'es  bis  cum  1,  Januar  1907. 

FlnaBsiresea. 

1.  Gesetz  vom  21.  Angust  1906,  betr.  Zahlung  der 
Eiui u Ii izüllü  in  amerikaniscliem  Golde. 

Art.  1.  Vom  Tage  der  Bekanntmachung  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  an  sind  allgemein  die  Einfuhrzölle  jeder  Art  in  amerika- 
nischem Gold  oder  in  Papiergeld  anm  Satz  von  300  %  zu  besahlen. 

Art  2.  Die  Hftfte  des  vollen  Betiagee  jedes  Bordereans  Ar 
die  EinfbhTf  d.  h.  50%»  ü  Papiergeld  mm  Satz  von  800% 
besahlt  werden,  ist  direkt  der  EinlOeangskasse  nnd  in  den  anderen 
Städten  der  Dienststelle  des  FinaDsministeriinBS  für  Beehnnng  der 
Einlösungskasse  auszurichten. 

Die  ^rf'iianni*^  volle  Hälfte  jedes  Einfnhrbordereaus  ist  spätestens 
innerhalb  acht  Tagen  zu  verbrennen.  Für  die  Einlösangsfunktionen 
muss  weitestgehende  Öffentlichkeit  gewährt  werden. 

Art.  3.  Alle  beliebigen  Gebtthren»  die  allgemein  aarzelt  in 
dem  vom  Gesetss  vom  11.  August  1903  vorgesehenen  Papiergeld 
angewiesen  wurden,  sind  kttnftig  der  Staatskasse  zn  sablen  nnd 
werden  fflr  den  öffentlichen  Dienst  bestimmt. 

Sollte  indessen  der  Kors  nnter  300  ^/^  fallen,  so  sind  die  ge* 
nannten  iTcbühren  der  Einlösungskasse  zuzuführen. 

Art.  4.  Die  25  %  ige  Nachsteuer  in  Gold  für  die  EiiU'uhr 
ist  und  bleibt  aufgehoben. 

Art.  5.  Bei  eintretendem  Bedüftais  darf  die  Begierang  dnreh 
einfachen  Besehlnss  anf  Lebensmittel  die  Gebühren,  die  vor  diesem 
Gesetz  erhoben  wnrden,  wieder  einfuhren. 

In  diesem  Falle  sind  die  Vs  Papiergeld  bezahlten  nnd 

die  Im  Gesetz  vom  11.  Augnst  1903  vorgesehenen  in  Oold  be- 
zahlten Einfuhrzölle  der  Einldsnngr&asse  nnd  in  den  andern  Städten 
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den  DienBtBtellen  des  FinansinlBisteriiuiuft  fir  Bechünng  der  Ein- 
Iteong  EU  entricliteii. 

Diese  Werte  sind  gegen  Papiergeld  zn  verkanfen  und  letzteres 
gemäss  den  Vorschrüten  des  Gesetzes  vuiii  11.  Angast  1903  über 
das  Papiergeld  zn  verbrennen. 

Art.  6.  Durcli  vorliegendes  Gesetz  werden  alle  entg-egen- 
stehenden  Gesetze  nnd  Gesetzesbestimmungen  aufgehoben.  Seine 
Vollzieiiaog  erfolgt  auf  Autrag  des  Staatasekretärs  der  Finanzen. 

2.  Geaets  vom  6.  September  1906,  betr.  Anfatellnng 
eines  Minimal*  und  Hazimaltarifea. 

Art  1.  Der  Einigungstarif^  welcher  mit  dem  Geaetc  vom  4.  Sep- 
tember 1905,  welches  die  ZOlle  der  Republik,  die  Gebühren  fSr  Kais, 

Wägen,  konsularische  (Tonnage)  Tonnengehaltbescheinignng,  Wache, 
Lotsendienst  beim  Eintaiireii,  .>Hiiitärische  Untersuchuii^,  die  Nach- 
gebühren von  50,  38»/,{*»/,,  nationalen  Geldes  bezw.  25%  Gold  auf 
diese  Gebühren  und  die  verbundenen  Nachge  bühren,  oder  wie  er  durch 
Spätere  Gesetze  abgeändert  werden  kann,  regelt,  ist  der  Minimal tari f. 

Art.  2.  £s  besteht  ein  durch  den  gegenwärtigen  Tarif  fest- 
gesetzter, bezw.  ein  durch  spätere  Gesetze  etwa  abzuändernder 
Maximaltarif,  der  eine  50prezentige  Erhöhung  dieser  Gebftiiren  ond 
NachgehtUuen  darstellt 

Art  8.  Der  Mazimumtarif  findet  auf  die  statistische  Gebühr 
Ar  gemünztes  Geld  keine  Anwendung. 

Art.  4.  Die  Begierong  ist  berechtigt,  durch  ihren  Bescblnss 
den  Hazimaltarif  für  die  LAnder  anzuwendien,  die  unsere  Lebens- 
mittel und  Produkte  mit  übertriebenen  hohen  Zollen  belegen. 
Gleicherweise  ist  sie  berechtigt,  die  gefassten  Keschlüse  zurückzu- 
nehmen, wenn  die  Gründe,  welche  für  ihren  Erlass  bestimmend 
waren,  nachträi^lich  w eingefallen  sind. 

Art.  5.  lJurch  vorliegendes  liesetz  werden  alle  eiitfi:eji;-cn- 
stehenden  Gesetze  und  Gesetzesbestimmungen  ausser  Kraft  ge.setzt : 
seine  Vollziehung  erfolgt  auf  Antrag  des  Staatssekretärs  der  Finanzen 
und  des  Handels. 

3.  Gesetz  vom  10.  September  1906,  betr.  Ansetzung 
einer  Abgabe  von  0,10  Doli,  auf  je  100  Pfund  Kaffee  be- 
hufs Tilgung  der  inneren  Schuld. 

Art.  1.  Ab  1.  Oktober  1906  wird  eine  Abgabe  von  10  Cen- 
times auf  je  lüO  Pfund  exportierten  ^aüee  zur  Zahlung  der  bis 
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1.  Jnli  1906  für  Zinsen  und  TUgiing«ii  der  Inoeien  ächiüd  schul- 
digen Betrttge  folgendennaasen  angesetzt: 

Piaster  Oold 

Konsolidierte  G^^/^ige,  auf  3°/q  herabgesetzte  schuldige 

Zinsen   12714,78 

Konsolidierte  12%ige,  auf  G^/q  herabge^euie  schuldige 

Zinsen   80178,40 

Unifizierte  Anleihen   3758,40 

Blaue  Titel  vom  Juli  1905  (Kupons)  57  42^.^8 

Bote  Titel  vom  Juli  1905  (Kupons)   .  7^047,74 

230127,60 

Art.  2.  Alle  Vierteljahre  sind  die  von  dieser  Zuweisnns' 
kommenden  einkassierten  BetrSge  unter  die  Interessenten  bis  anr 
Hohe  von  230127,70  R  an  verteilen. 

Nach  Tilgung  dieser  Schuld  sind  die  0,10  P.  dem  Betrag  zu- 

zuweisen,  welcher  gegenwärtig  die  Rückzahlung  der  Obligatioueu 
der  inneren  Schuld  garantiert. 

Art.  ;'».  Durch  V(trliei;^endes  Gesetz  werden  alle  entgegenstellen- 
den (tesetze  und  iTeseiZbäbestimmniiiren  aufgehoben.  Dieses  Gesetz 
wird  auf  Antrag  des  Staatssekretärs  der  Finanzen  vollzogen  werden. 

4,  Gesetz  vom  13.  August  1906,  betr.  Oewfthrnng  von 
Untersttttznngen  an  die  1902  verunglttckten  Haitaner  und 
Ausländer. 

Art.  1.  Zur  Einschreibung  als  Öffentliche  Schuld  und  Aus^ 
Zahlung  durch  den  Staatsschatz  wurden  bewilligt  die  Summen  von 

5610  Gourden  nationalen  Geldes  und  228355,02  amerikanischen 
Goldes,  gleich  der  durch  die  gemischten  Komniiiisionen  den  Aus- 
ländern gewährten  und  5UUUÜ  (rourden  gleich  der  unter  die  1902 
verunglückten  Jiaitaner  zn  verteilenden  Summe. 

Art.  2.  Diese  Betnige  sind  in  vier  Annuitüten  von  l:JiH»2,r»0  G. 
nationalen  Geldes  und  57088,75  P.  amerikanischen  Golde  ansszuzablen. 

Art.  3.  Gegenwärtiges  Gesetz  wird  auf  Antrag  des  Staats- 
sekretärs der  Auswärtigen  Angelegenheiten  und  dem  der  Finanzen, 
je  nachdem  es  in  ihr  Ressort  einschlägt,  vollzogen  werden. 

5.  Gesetz  vom  16.  September  1906,  betr.  Festsetzung 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  liir  das  Finanzjulir  1900 — 07. 

Art.  1.  Der  Bezu?  der  Sft^uern  für  das  Finanjyahr  190(i — 07 
hat  gemäss  den  bestehenden  Gesetzen  zu  erfolgen. 
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Art  2.  Die  für  die  Anigaben  bestiminten  Kittel  des  Budgets 
1906^07  werden  gemAse  der  diesem  Oesets  beigeAgten  Tabelle 
auf  6186121,84  Doli,  einbeimischen  Geldes  und  3973899,05  Doli. 
amerikaiüBeben  Goldes  angesetat 

Art.  3.  Alle  AosAibnsOlle  sind  aQSsehliesBlIeh  in  amerikani- 
schem Golde  zu  bezahlen.  Die  Einfuhrzölle  sind  in  amerikanischem 
Golde  oder  Kassenscheinen  zum  Umreclmongssatz  von  300 '^/q  zu 
entrichten. 

Art.  4.  Der  Staatssekretür  der  Finanzen  ist  berechtigt,  all- 
monatlich einen  Teil  des  Erlöses  der  Ausfuhrzölle  zum  Kurswert 
gegen  einheimisches  Geld  zur  Bestreitung  der  in  einheimiscliem  Geld 
an  deckenden  Staatsansgaben  zu  verkaufen.  Bei  dem  Verkanf 
sollen  vorsagsweise  haitanische  Kleinkanfleate  berflcksichtigt  werden; 
femer  ist  durch  eine  im  Amtsblatt  zu  ver0iFentlichte  Notia  des 
Finanadepartements  die  Höhe  der  verkauften  Summen,  das  Datum 
des  Verkaufs,  die  Namen  der  Käufer,  die  bei  dem  Gesehftft  betel* 
ligten  Hakler  und  der  Kurt,  zu  welchem  die  Abwickelung  des  Ge- 
schäfts erfolgte,  bekannt  zu  machen.  Nach  jedem  Verkauf  ist  der 
Betrag  des  Agio  gemilss  den  Bestimronngen  des  Reglements  für  das 
Fiuauziuinisteriura  den  Kiimalmien  anzuweisen. 

Art.  5.  Die  in  Kap.  2  Abs.  1  des  Budgets  nntpr  *lpr  Be- 
zeichnung ^verschiedene  Einnahmen**  erfscheinenden  budgetierten 
Geldmittel  umfassen  die  ordentlichen  Einnahmen  im  Gegensatz  zu 
den  im  genannten  Budget  vorgesehenen,  im  Laufe  des  Finanzjahres 
festznstellenden  und  tatsftchlich  zu  beziehenden  Mittel.  Wenn  kOnftig 
der  Fall  eintritt,  dass  wegen  Unregelmfissigkeity  doppelter  Ver- 
wendung^, Fallens  oder  üngenfiigens  des  Kredits,  oder  Richtigstellung 
eine  Ausgabenanweisung  annulliert  werden  soU,  so  hat  die  AnnulliC" 
rang  durch  Gegenanweisnng  des  Betrags  dieser  Anweisung  an  die 
Einnahmen  zu  geschehen. 

Die  Annnllationsanweisnng,  welche  alle  Angaben  der  annullierten 
Anweisung  enthalten  und  den  AnuUationsgrund  bezeichnen  musR.  ist 
in  der  BuchhulLuiij^  lui  ^peziaikapitel  deü  Eiimahmebudgetä  einzu- 
schreiben. 

Art.  t).  In  allen  Finanzverwaltungen  der  Reiniblik,  ebenso 
im  Finanzniinistenum  und  in  der  Kpchnnngfkammer  ist  während 
dieses  Finanzjahres  Uber  die  Einfuhr  aus  Frankreich  besonders 
Rechnung  zu  führen. 
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DieM  Bechnangy  welche  im  Verhältais  zur  Anweisoiig  der 
ZoUeinnahmen  ans  dieser  Einftahr  En  fuhren  ist,  bat  getrennt  und 
nach  Finanzbesirken  anzugeben: 

1.  den  Betrag  der  fBr  die  Waren  franzlisiseber  Herkunft  fest- 
gestellten und  bezogenen  fBSten  Btnftihrz511ey  Kai-  und  W8ge> 
gebfibren; 

2.  den  Betrag  der  für  die  französischen  Segel-  nnd  Dampfschiffe 
festgestellttn  uud  bezogenen  testen  Gebiiiiren  für  Tonnengehalts« 
beBchpini^runir,  Wache,  Lotsendienst,  Eiutahrt  and  sauitärische 
Untersuchung; 

3.  den  Wert  der  eingeftthrten  Waren. 

Den  allgemeinen  Rechnungen  uud  dem  Bericht  der  Rechnnngs- 
kammern  ist  eine,  dieselben  Angaben  enthaltende  und  genau  nach 
Finanzbezirken,  den  Ertrag  der  verschiedenen  Gebflhrenkategorien 
nnd  den  Wertbetrag  der  französischen  Eiofubr  bekanntgebende 
Tabelle  beizufügen. 

Eine  solche  Tabelle  fftr  die  sechs  Konate  des  laufenden 
Finau^res  ist  mit  dem  Budget  des  Finamyahrs  1907 — 08  zu 
hinterlegen. 

Art  7.  Falls  sich  die  EzekntivbehSrde  genötigt  sieht,  gestutzt 
auf  die  Befngnis  in  Art.  7  des  Gesetzes,  betr.  Festsetzung  der  Aus- 
gaben, im  Lau  Ii  des  gegenwärtigen  Finanzjahres  Anleihen  aufzu- 
nehmen oder  auf  andere  Weise  sich  an  den  üttentlichen  Kredit  zu 
Wenden,  so  sind  die  aus  diesen  upt  i  ,ifi»«neii  herriihreiulen  Summen 
unter  der  Rubrik  „ausserordentliche  Kinnahmen**  den  Kinnahmen 
ausu  weisen. 

Art.  8.  Direkte  oder  indirekte  Steuern  irgendwelcher  Art, 
zu  deren  Erhebung  die  bestehenden  Gesetze  nicht  ermächtigen,  sind, 
unter  ivelcher  Benennung  auch  ihr  Bezug  erfolgen  m(fge,  ausdrück- 
lich untersagt  unter  Androhung  der  Strafverfolgung  wegen  Er- 
pressung gegen  die  anordnenden  Behörden,  die  Angestellten,  welche 
die  Begister  und  Tarife  anfertigen  und  die  Steuer  einziehen,  un- 
beschadet ailfSlliger  Rfickfordemngs-  und  Schadensersatzansprilche, 
nnd  ohne  dass  eine  vorgüngige  ErmSchtigung  der  Gerichte  zum  Eui- 
schreiten  erforderlich  ist. 

Art.  f».  V'urliegendes  Gesetz  mit  dem  hei tj^et rieten  Etat  ist 
auf  Antrag  des  StaaUsekretärs  der  Finanzen  und  des  Handels  zu 
verutfentlichen. 
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1907. 

* 

übersetzt  rou 

H.  FftlbMiiBi  Berlin,  und  Dr.  Trlte  NerdeB,  Advokaten,  BrtaseL 


a)  Gesetzgebung. 

Die  Sitziiiij^  der  Kammer  hat  am  22.  April  begonnen  und  am 
folg'enden  22.  August  j^-eendet.  8ie  war  die  letzte  der  25.  Legis- 
laturjjeriodf.  im  Abscliluss  ihrer  Arbeiten  liat  die  gesetzgebende 
K(iri)ers(-haft  dem  Volke  eine  Adr«"^se  überreicht,  in  der  die  ver- 
scbiedeneu  Akte  des  Parlamentfi  kurz  zusammengefasat  sind. 

Gericlibibarkeit. 

Mehrere  wichtige,  diesen  Zweig  der  Verwaltnng  betreffende 
Gesetze  sind  votiert  and  veröffentlicht  worden.  Das  interessanteste 
ist  das  vom  21.  August  In  liberalem  Sinne  ftndert  es  die  Art.  83, 
87,  150,  151,  156,  157,  167,  170,  174,  189,  467,  686,  687,  682, 
700,  029,  930,  982,  958  der  Zivilprozessordnang,  den  Art  8  der 
Verordnung  vom  22.  Mai  1843  und  das  Gesetz  vom  26.  September 
1895  Aber  die  Beratung  der  Bichter  ab. 

Die  ürheber  des  Gesetzes  hatten  hanptsftehlich  die  Abkürzung 
gewisser  FormalitSten  des  Prozessverfabrens,  die  etwas  lang  nnd 
kostspielig  waren,  im  Auge.  Der  Gesetzgeber  hat  andere  Bestim- 
mungeu  hinzugefügt,  wie: 

1.  die  Aufhebung  der  .Schuldhaft  zuguüästeu  desjenigen,  der  ein 
freies,  sicheres  und  flüssiges  Vermögen  hat,  das  als  eine  ge- 
nügende Sicherheit  für  die  Urteilsvollstreckung  gelten  kann, 
und  zu  gnnsten  dessen,  der  sechs  legitime  Kinder  hat; 

2.  die  Aafhebnng  der  „cantio  judicatum  solvi^  zugunsten  des 
Fremden,  der  ein  gesehfiMiches  oder  industrielles  Unternehmen 
in  Haiti  hat; 

3.  die  Absehaffiiing  der  vorlänflgen  Haft,  die  Art.  8  der  Verordnnng 
von  1843  znlies; 

4.  die  Beschrftnknng  der  Haftzeit  auf  ein  Ifinimnm  von  drei 
Honaten  nnd  ein  Maximum  von  sechs  Monaten. 

Die  anderen  die  Gerichtsbarkeit  betreffenden  Gesetze  sind 
folgende:  dasjenige,  das  die  Art.  GIO  und  Gll  des  Handelsgesetz- 
buches in  bezug  auf  die  Wahl  der  liichter  des  Handelsgerichts  ab- 
Jahrbacti  der  Interuat  VercLuiguug.   8.  ßd.  207 
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äodert;  da^enige,  welches  die  Gesetze  vom  5.  Anglist  1900  und  vom 
16.  Jnli  189G  bezüglich  der  gerichtlicheu  Liquidationen  authebt; 
das  vom  4.  Juni,  das: 

1.  den  Staatssekretär  der  Justiz, 

2.  die  Mitglieder  der  Gerichte, 

'6.  alle  ministeriellen  Beamten,  die  bei  dieser  Behörde  Dienst  tun, 
4.  die  Mitglieder  der  gesetzgebenden  Körperschaft 

zur  ZalasBimg  zu  den  mit  Ansschliias  der  Öffentiichkeit  stattfindenden 

Sitzungen  der  Gerichtshofe  berechtigt 


Der  fraozOsisch-baitaniBCbe  Handelsvertrag  vom  81.  Jnli  1906 
ist  dnrch  den  Tom  30.  Jannar  1907  ersetzt  worden.  Obgleich  der 
neue  Vertrag  verteilhalter  als  der  vorige  Ist,  so  hat  er  den  Erzeug- 
nissen Haitis  doch  nicht  die  gleichen  Vorteile  gewährt,  welche  sich 
ans  ähnlichen,  mit  den  Staaten  von  Slldamerilia  abgeschlossenen 
Verträgen  ergeben. 


Seit  einiger  Zeit  zugen  die  Fragen  der  Nationalität  die  Auf- 
merksamkeit der  öffentlichen  Gewalten  auf  sich.  Demzufolge  ist 
ein  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zur  Regelung 
der  Naturalisation  der  Staatsangehörigen  beider  Länder  abge- 
schlossen worden.  Ein  anderer  Vertrag  wurde  am  6.  April  1906 
mit  Grossbritannien  nnterzeichnet,  um  die  Nationalität  der  britischen 
Untertanen  und  der  haitanischen  Staatsbflrger  festzusetzen. 

Es  ist  nach  dem  Wortlaut  dieses  Vertrages  bestimmt  worden, 
dass  Personen  britischer  Abstammung,  die  in  Haiti  seit  dem  Inkraft- 
treten der  Verfassung  von  1889  geboren  sind  und  deren  Nationalität 
durch  Art.  3,  §  3  dieser  Verfassnng  geregelt  ist,  als  haitaniscbe 
Staatsbürger  betrachtet  werden,  so  lange  sie  sich  in  der  Republik 
aunialten,  und  dass  Personen  haitanischer  Abstammung,  die  in 
brinscheui  Gebiet  pfeboreii  sind,  als  haitanische  Untertanen  betrachtet 
werden,  während  sie  sich  in  den  britischen  Besitzungen  aufhalten 
(Art.  1  und  2). 

Demzufolge  willigt  die  britische  Hegierung  darin,  den  britisdit  n 
Untertanen  haitanischer  Abstammung,  die  sich  in  der  EepublUc 
auflialt«n,  den  diplomatischen  Schutz  nicht  zu  gewähren,  voraus- 
gesetzt, dass  diese  Personen  als  haitanische  Staatsbttrger  gemäss 
den  in  der  Republik  gültigen  Gesetzen  gelten  (Art.  3). 
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Dagegen  werden  die  haitanischen  Staatsbnrper,  die  in  regel- 
recliter  Fonu  in  den  Vereimgten  Königreichen,  den  Kolonien  oder 
bririsclicn  Besitznnp-en  den  dort  herrschenden  Gesetzen  gemäss 
naturalisiert  worden  sind,  von  der  Republik  als  britische  Untertanen, 
und  die  britischen  Untertanen,  die  in  gebührender  Fonn  in  Haiti 
naturalisiert  worden  sind,  von  der  britischen  Regiernng  als  hai- 
taniscbe  Staatsbürger  angesehen  (Art.  4  nnd  5). 

Dann  hat  ein  Gtosets  die  heztigllch  der  Nationalitit  geltenden 
Hanptregeln  festgelegt.  In  seinen  25  Artikeln  bestimmt  es  die  znr 
Erwerbung  des  haitanischen  Staatsbürgerrechts  notwendigen  1^ 
dingnngen  nnd  die  Ursachen,  die  dessen  Verlost  herbeiführen. 

AfleBtllohe  Arbeilom. 

Der  Baa  von  drei  Sackbahnen  nnd  die  sahlreichen  Vertrfige, 
die  in  der  leisten  Zeit  abgeschlossen  worden,  machten  die  Not* 
wendigkeit  einer  besonderen  Gesetzgebung  anf  diesem  Gebiete  fühlbar. 

In  diesem  Sinne  sind  votiert  worden:  die  Gesetze,  betr.  die 

Regelnnj?  <ler  Vei  wultung  für  die  Anlegnng  von  Eisenbahnen  und 
über  dus  Strafsystem  für  die  Unterdrückung  von  Vergehen  auf  den 
Eisenbahnlinien. 

Ebenso  wie  für  die  Eisenbalinen  ist  am  n.  Juli  ein  Ctesetz 
lierausgekomnien,  das  künftig  den  hJetrieb  des  nationalen  Telegraphen- 
netzes zu  Lande  regelt  nnd  Strafen  für  die  darin  anfgezäblten  Ver- 
gehen schafft. 

Noch  andere  Verträge  sind  abgeschlossen  worden.  Wir  wollen 
besonders  diejenigen  erwfthnen,  die  sich  anf  die  Errichtnng  von 
landwirtschaftlichen  Schalen  und  anf  Schaffung  gewisser  landwirt- 
schafüicher  Industrien  beziehen. 

Finanzwesen  und  Handel. 
Durch  oinen  mit  Ecuador  abgeschlossenen  Vertrag  ist  eine 
Bank  für  Landwirtschaft  und  Industrie  gegründet  worden.    Die  zur 
Einrichtung  dieses  neuen  Instituts  bewilligte  Frist  beträgt  sechs 
Monate. 

Die  Übertragnngsgebfihren  anf  Handelspapiere,  Stenern,  die 

durch  das  Gesetz  vom  11.  August  1903  auferlegt  waren,  sind  auf* 

gehoben  worden,  eine  in  kaufmännischer  Hinsicht  sehr  günstige 

Massregel.    Dagegen  ist  die  Passgebühr,  die  sich  bloss  anf  die 

Keisenden  erster  und  zweiter  Klasse  erstreckte,  auf  alle  Reisenden 
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ohne  Untenehied  der  Klaese  anagedehnt  werden.  Dieie  Steuer  wird 
nnr  beim  VerlaBeen  eines  baitanlichen  Hnfensy  aber  nicht  beim  Ein* 
tritt  in  einen  solchen  erhoben. 

Durch  das  Geeete  vom  22.  Aogost  bat  die  gesetsgebende 

Kürperschaft  Hilfskredite  für  das  Finanzjahr  1906—1907  gewährt. 
Diese  Hilfskredite  belanfen  sich  dnesteils  auf  1  400 Ol H. 40  Doli,  in 
einheiuiiai  hem  Geld  and  andernteils  auf  491395,42  Doli,  aiuerikaiiisches 
öold.  Das  Finanzg'esetz  hat  die  Ansfrabeii  auf  H  885  r)5i»,7t>  Doli. 
einheimiBches  üeld  und  auf  2  651248,5Ü  Doli,  amerikanisches  Gold 
nnd  die  Kinnahme  auf  7675482,13  Doli,  einheimisches  Geld  nnd 
auf  3430251,44  Doli,  amerikanische«  Gold  feetgeeetat 

Gerichtswesen. 
1   (resetz  vom  19.  Jnni  1907,  das  die  Art.  GIO  und  611 
des  UandeUgesetzbnches  beailglich  der  Wahl  der  .&ichter 
abSndert^) 

Art.  1.  Die  Art  610  nnd  611  des  Handelsgeaetabnches  werden 
in  folgender  Weise  abgeändert: 

,,Art.  610.  Die  Mitglieder  des  Handelsgerichts  werden  von 
den  haitanischen  Bürgern  gewählt,  welche  dem  Eanftnannsstande 
angehören  nnd  die  Bankier*,  Kommiailonftr-,  Importenr-  oder 
Exporteursteuer  bezahlen. 

Die  Zahl  der  Wähler  darf  nicht  weniger  alt»  füutzeiin 
betragen. 

Die  Liste  dieser  Kaufleute  mnm  tm  Ende  jedes  Jahres  von 
dem  Ucmeiuderat  aufgestellt  werden,  so  dass  in  den  ersten  vierzehn 
Tagen  des  folgenden  Jahres  die  Wahl  stattfinden  kann, 

Art.  611.  Zam  Richter  am  UandelBgericht  iLann  nnr  ge- 
wfthlt  werden: 

1.  ein  haitaniscber  Staatsblirger  in  Haiti,  der  die  bttrgerUchen 
nnd  poUtischen  Rechte  eines  solchen  geniesst; 

*)  Die  Kicliter  (le^<  Handcl-^g-ericlits  wurden  bi'ihpr  nnter  den  Kauf- 
k'utcti,  die  die  GewerlteKtciuT  der  dr<'i  •T-.tcu  Klassen  bezaiiiten,  f:^e\VKlilt. 
Jeder  die  Gewerbesteuer  zahlende  Kuutmauu  konnte  zum  Richter  oder 
Hilfsrichter  ernannt  werden,  wenn  er  das  26.  Jahr  vollendet  hatte,  und 
der  PrlUident  konnte  nach  der  ersten  Wahl  nur  nnter  den  ehemaligen 
Richtern  gewihlt  werden. 

Das  neue  Gesete  hat  nun  diese  Art  des  Verfahrens  ein  wenig 
abgetadert 
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2.  im  Alter  von  mindestens  25  Jahren  steht  oder 
8.  ein  mit  einem  ErlanlmJeadiein  Teraehener  Bankier,  Importeur 
oder  Exporteur  ist; 

4.  aosgeechlossen  ist,  wer  mit  einer  Ehren-,  Leibes-  oder 
korrektioneUen  Strafe  wegen  einer  Handlang,  die  das  Geseta 
als  Verhreehen  erkUrt,  oder  we^en  Diebstahl,  Betrug, 
Schmuggel  und  Vertrauensmissbrauch  belep:t  ist; 

5.  ebenso  derjenige,  dessen  Vermügen  von  Gericht«  wegen 
Uqui'Hert  wir^. 

Nu  ll  It  r  (  i  st (Ml  Wahl  kann  der  Alterspräsident  nur  unter 
den  früheren  Richtern  gewählt  werden,  die  Handelsrichter  können 
ihre  Tätigkeit  bis  zur  Einführung  ihrer  Nachfolger  fortsetzen." 
Art.  2.  Das  vorliegende  Gesets  hebt  alle  ihm  widerspreehenden 
Gesetze  oder  gesetsUchen  Verfttgongen  anf.   IMe  AnsfUhrnng  ist 
der  Anftieht  dee  StaatssekretSrs  der  JnsÜs  nntezateUt. 

2.  Gesetz  vom  80.  Jnli  1907,  das  dasjenige  vom  5.  Au- 
gust 190»),  8(»\vie  das  v(nii  16.  Juli  1896  über  die  gericht- 
liche Liquidation  auflicbt.^) 

Art.  1.  Das  Gesetz  vom  5.  August  1900,  sowie  das  vom 
16.  Juli  1896  über  die  gerichtliche  Liquidation  ist  aod  bleibt  aaf> 
gehoben. 

Art  2.  Ein  nnter  der  Wirkung  des  Oeseties  vom  5.  Angost 
1900  schon  begonnenes  Liqnidatlonsverfhhren  soll  kraft  dieses  Oe- 
setaes  bis  zu  seiner  Beendigung  weitergeführt  werden. 

Art  3.  Das  yorliegende  Gleseta  hebt  alle  ihm  widersprechenden 
Gesetze  anf.  Seine  AnsfQhrnng  ist  der  Aofbicht  des  Staatssekretärs 
der  Jnstiz  nnterstellt. 

3.  Gesetz,  das  die  Art.  83,  87,  150,  151,  156,  157, 
167,  170,  174,  189,  467,  682,  700,  929,  930,  932,  958, 

*)  Da  das  hikrafrtreten  des  Gesetzes  vom  16.  Juli  1896  über  die 
gerichtlichen  Liquidationen  mit  einer  äusserRt  starken  Handels-  und 
Wirtschaftskrisis  zusammentraf,  haben  die  Gegner  der  gerichtlich«! 
Liquidation  nicht  verfehlt,  mit  Recht  zu  bemerken,  diM  es  dazu 
lieigetiagen  habe,  das  Übel  so  Teischlimmem  anstatt  es  zu  TerbeRsem. 
Das  Gesets  vom  16.  Jnli  wnide  also  in  einem  den  Qlllnbigeni  günstigen 
Sinne  abgeändert.  Aber  diese  Änderung  befriedigte  die  öffentliche  Mei- 
nnn«:  und  die  Beteiligten  nicht.  Das  Abänderungsgesets  vom  6.  August 
1900  ist  daher  soel^en  wieder  aufgehoben  worden. 
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636  und  <»'57  der  Zivilprozessordiiung  abändert.  Art.  8 
der  Verordnung  vom  22.  Mai  1843  and  Gesetz  vom  26.  Sep- 
tember 1895.1) 

Art  L  Die  Art.  88,  87,  150,  151,  156,  157,  167,  170,  174, 
189,  467,  682,  700,  929,  980,  982  und  958  der  ZivüprozeMordniiBff 
werden  folge&demiMMn  abgeftndert: 

„Art  83.  Die  VorladungsIHst  betrügt  eedudp  volle  Tage 
für  alle  diejenigen,  die  anf  den  Antilleii  oder  anf  dem  amerikanischen 
Kontinent,  nnd  neunzig  Tage  fllr  diejenigen,  diu  jenseitB  des  einen 
oder  des  anderen  Ozeans  wohnen. 

Art  87.  Binnen  einer  Woche  nach  dem  Tage  der  Bestellnng 
eines  Rechtsanwaltes  oder  wenn  eine  solche  nicht  stattfindet  — 
binnen  der  Vorladungsfribt  muss  der  Beklagte  dem  Kläger  seine 
von  dem  Kechtsanwalt  oder  ihm  selbst  unterzeichnete  Klage- 
beautwortungsschrift  zustellen. 

Diese  mnss  das  Anerbieten  enthalten,  die  schriftlichen  Beweis- 
mittel anf  gütliche  Weise  nnd  gegen  einen  Empfangsschein  oder 
dnrch  die  Gerichtsschreiberei  zn  flbennitteln. 

Die  Partei,  die  ihre  Beweismittel  nicht  mitteilt»  wird  zn  den 
Kosten  der  angeordneten  Vertagung  yerarteilt  Hat  sie  bei  einem 
nenen  Anfmf  der  Sache  ihre  Beweismittel  noch  nicht  zngestellt,  so 
ergeht  gegen  sie  Versänmnisorteil. 

Die  Kotten  einer  nach  Ablanf  der  Frist  zugestellten  Klage- 
beantworlung  werden  nur  dann  angerechnet,  wenn  die  Zustellung 
dnrch  die  zur  Mitteilung  der  Akten  erturderlieheu  gesetzmässigen 
Fristen  verzögert  worden  ist. 

Handelt  es  sicli  niclit  um  eino  dilatorische  Einrede,  wm  »'inen 
Antrag  auf  Vertagun^c  «iemaude  en  renvoi),  um  »  inen  Antrag  auf 
„cautio  judicatnm  sulvi'^  oder  um  einen  Antrag  auf  liitteilnng  von 

Aus  den  Motiven  des  Gcsetzcfi  geht  hervor,  dag»  es  ursprünglich 
darauf  hinzielte,  deo  Gang  des  gerichtlichen  Verfahrens  zu  vereinfachen  und 
sa  beschleunigen  aod  die  Kosten  desselben  eu  verringera.  Aber  der 
Oesetzgeber  hat  es  um  Verfllgungen  bereichert,  die  fQr  die  firemden  Kauf« 
leute  uod  die  gutglftubigen  Schuldner  ju^nustig  sind. 

So  wird  vor  allem  die  „cautio  judicatum  solvi"  znErnnsten  dieser 
Klasep  von  Fremden  nnfL'<^fi(iben.  ebenso  wie  die  Schuldhaft  znjrnnsten 
derjenigen,  die  ein  freies  und  flüssiges  VenTiri>.'tn  oder  nueli  sidis  h-LMtime 
Kinder  haben;  die  Schuhlliaft  ist  ülierliaiipt  aul  du  Minimum  von  3  Mo- 
naten und  auf  tin  Maximum  vuu  6  Muuuieu  Usdirunkt  wurden. 
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vergeblich  durch  Sommation  eingeforderte  Akten,  so  mass  der  Be- 
klagte in  ein  nnd  derselben  Urknnde  alle  seine  Verteidignngsmittel, 
welcher  Art  sie  such  seien,  anführen,  widrigenfalls  das  Gericht, 
wenn  es  die  Einrede  nnd  etwa  gestellte  AntrSge  anf  Abweisung  der 
Klage  zurückweist,  durch  dasselbe  Urteil  endgültig  entscheidet 

Dies  Urteil  kann  nicht  anf  dem  Wege  der  ^nspracherhebnng 
angefochten  werden.  Die  Bestimmnngen  des  vorliegenden  Artikels 
gelten  für  die  summarischen  Frosesse,  das  Verfahren  in  Handels- 
Sachen  und  die  Angelegenheiten  mit  kurzer  Frist;  die  Prozessparteien 
sind  gezwnngen,  ihre  Gründe  vorzubringen. 

Art.  150.  Ist  ein  Kechtsanwalt  in  dem  PiozesB  tätig,  so 
kann  die  Zwangsvollstreckung  ans  dem  Urteil  bei  Gefahr  der  Not- 
weudigkeit  nicht  eher  ausgeführt  werden,  als  bis  das  Urteil  dem 
Bechtsanwalt  zugestellt  worden  ist 

Die  eine  Verurteilung  aussprechenden  vorläufigen  oder  end- 
gültigen Urteile  müssen  überdies  vor  ilirer  ZwangsvoUstreckung  der 
Partei  persdnlichoder  an  ihren  tatsichlichen  Wohnsitz  zugestellt  werden. 

In  der  Zustellung  an  die  Partei  muss  die  Zustellung  an  den 
Rechtsanwalt  erwähnt  werden.  Wenn  der  Bechtsanwalt  verstorben 
ist  oder  aufgehört  hat,  zu  praktizieren,  so  genügt  die  Zustellung 
an  die  Partei;  aber  es  muss  des  Ablebens  oder  der  Einstellung  der 
Tätigkeit  des  Rechtsanwalts  Erwähnung  geschehen. 

Art.  151.  Handelt  es  sich  indessen  um  Fortsetzung  der 
Instanz  nach  Verwerfung  einer  Einrede,  so  wird  auf  Grund  einer 
einfachen  Vorladung  zum  Termin  ohne  vorherige  Zustellung  des 
Urteils  verfahren. 

Art.  156.  Ist  die  Klage  gegen  zwei  oder  mehrere  Fei-sonen 
gerichtet  nnd  bleibt  die  eine  aus  und  die  andere  erscheint,  so  erlässt 
das  Gericht  gegen  die  Nichterschienenen  das  Versänmnisurteil,  ordnet 
ihre  nochmalige  Vorladung  dnrch  den  Gerichtsvollzieher  binnen  einer 
durch  das  Urteil  bestimmten  Frist  an  und  vertagt  den  Ausspruch  des 
Endurteils. 

Das  Versäumnisurteil,  welches  dem  Antrag  stattgibt,  wird 
weder  ausgefertigt  noch  zugestellt;  es  wird  nur  üi  der  Urkunde  über 
die  nochmalige  Vorladung  erwähnt 

Nach  Ablauf  der  neuen  Vorladungsfrist  wird  auf  Grund  einer  » 

einfachen  N'orladuii;^  durch  ein  und  dasselbe  mit  Einspruch  nicht 
anfechtbare  Urteil  erkannt, 
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Waren  binnen  einer  durch  dai  Urteil  fest^eeetsten  Frist  die 
nicht  vor  Gerieht  Eiechienenen  nicht  ¥rieder  vorgeladen,  so  kann 

jeder  der  Erschienenen  den  Oerichtstennin  dnrch  einfMhen  Akt  be- 
treiben und  voü  deu  in  Art.  157  bewilligten  Vorteilen  Gebrauch 
machen. 

Art.  157.  Wenn  der  Beklagte  erschienen  ist,  so  kann  er  die 
Gerichtssitzunfj:  durch  einfachen  Akt  wahrnehmen  nnd  jrej^en  den 
nicht  erscheinenden  Kläger  wegen  Nichterscheinens  im  Wege  des 
Versfinmnisnrteils  einfach  vollkommene  Abweisnnß-  beantragen  oder 
nachsachen,  dass  das  Gericht  nach  Prüfung  der  in  der  Sitzong 
vorgebrachten  oder  schon  zogesteliten  VerteidignngsgrQnde,  je  nach- 
dem die  Sache  eine  summarische  oder  gewöhnliche  ist,  das  End- 
nrteii  fUle. 

Die  Vertritamnisnrteile,  die  anf  die  Klage  nach  Prfifong  der 
Anträge  (condnsions)  ergehen,  sind  allein  durch  Einspruch  anHeehthar, 
die  anderen  vernichten  die  Vorladung. 

Der  Kläger  kann  die  Klajre  nur  erneuern  oder  Einspruch 
einlegen,  wenn  er  sich  in  dem  Kh%^eakt  selbst  erbietet,  die  Kosten 
der  Ausgaben  des  Versännmisurteils  zu  bezahlen,  andernfalls  wird 
die  Sache  nicht  aufgerufen. 

Art  167.  In  allen  anderen  Sachen  als  in  Handelssachen  ist 
der  ausländische  Hanptkläger  oder  Intervenient  verpflichtet,  wenn 
der  hsitanische  Beklagte  es  vor  allen  andwen  Beweisen  fordert, 
Kaution  fQr  die  Bezahlung  der  Kosten  und  des  Schadenersatzes,  zu 
denen  er  verurteilt  werden  kannte,  zu  leisten,  falls  er  sich  nicht 
als  Eigentfimer  eines  industriellen  oder  geschäftlichen  Unternehmens 
in  Haiti  legitimiert  oder  auf  der  Oerichtsschreiberei  authentische 
Titel  auf  freie,  sichere  und  flttssige,  in  Haiti  zahlbare  Forderungen 
in  einem  Gesamtwert,  der  fiir  genügend  gehalten  wird,  um  die  Zahlung 
zu  sichern,  hinterlegt. 

Art.  170.  l'iesem  Antrag:  rnnsR  vor  allen  anderen  Gründen, 
als  den  in  dem  obigen  Art.  Itu  zuL-elassenen.  Gmüo-e  ^eM-iiehen. 

Art.  174.  Jede  Nichtigkeit  der  ^Miiclit liehen  liescliwerde  des 
Verfahrens  wird  gedeckt,  wenn  sie  vor  allen  anderen  Gründen,  als 
den  durch  die  Artikel  167  und  169  gewährten  Einreden  vorge- 
'  bracht  wird. 

Art  189.  Die  Parteien,  welche  Einsicht  in  die  gegen  sie  an* 
gerufenen  Urkunden  verlangen,  sind  verpflichtet,  dies  durch  einfachen 
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Akt  iiuieirlutlb  der  Auf  Tage,  in  denen  diete  Akte  gebrancbt  oder 
angestellt  werden,  an  ton;  andem&lla  sind  sie  nicht  weiter  berechtigt, 
es  an  tnn,  nnd  das  Verfahren  geht  einfiMh  weiter. 

Wird  indessen  ein  Aktenstück  zum  ersten  Male  im  Termin 
aiii^i Ulfen,  so  kiiunen  sie  während  der  Sitzung  Eiiisiclit  in  dasselbe 
Ui  hnien  nnd  verlangen,  dass  die  mündliche  Verhandlung  bis  zur 
nächsten  Gerichtssitzwig  verschoben  werde. 

Art.  467.  In  allen  Sachen  sind  sowohl  die  kUgerische  als  die 
beklagte  Partei  verpflichtet,  innerhalb  dreier  Tage  nach  Ftilnng 
des  Urteils  bei  Verlnst  ihrer  diesbesflglichen  Anrechte  dem  Gerichts- 
schreiber eine  Liquidation  ihrer  Ansgaben  nnd  Kosten  znznstellen, 
die  von  ihnen  oder  ihren  Bechtsanwftlten  berechnet,  bescheinigt  und 
unterzeichnet  und  von  dem  Alterspräsident  des  Gerichts  oder  von 
seinem  Stellvertreter  liquidiert  wird. 

In  der  Urteilsurkunde  wird  der  Rechnung  Erwähnung  getan. 

Der  Einspnich  gegen  die  Gebührenrechnnng  hat  binnen  drei 
Tagen,  nachdem  die  Kostenrechnung  der  gegnerischen  Partei  oder 
am  mektionsdoraiaU  angestellt  ist»  bei  Verlnst  jedes  Anrechts,  an 
geschehen. 

Art.  682.  Ein  haitanischer  oder  anslindischer  Schnldner  darf 
anch  nicht  verhaftet  werden  oder  den  Gegenstand  eines  Haftantrages 

bilden: 

1.  wenn  er,  als  Zenpe  geladen,  einen  von  tl«  in  Richter  oder  dem 
Gericlitsliof,  vor  dem  er  erscheinen  muss,  ausjrestellten  Geleits- 
briof  bei  sich  hat.  Dieser  Geleitsbrief  mnss  indessen  bei  Un- 
giiltigkeitsstrafe  die  Bestimmung  der  Dauer  seiner  Wirkungs- 
kraft enthalten,  wobei  die  zur  Hin-  nnd  Kflckreise  notwendige 
Zeit  in  Betracht  gezogen  wird; 

2.  wenn  er  beweisen  kann,  dass  er  körperliches  oder  nnkörperliches, 
freies,  sicheres  nnd  flttssiges  Vermögen  in  Haiti  besitzt,  welches 
eine  genügende  Sicherheit  für  die  gegen  ihn  ansgeeprochenen 
Vemrteilnngen  bildet. 

Art.  700.    Der  gesetzmässig  verhaftete  Schuldner  kann  seine 
Freilassung  erlangen: 
1.  auf  Grund  der  Zustimmung  des  Gläubigers,  der  ihn  hat  vorhaften 
lassen,  oder  gegebenenfalls  mit  der  Zustimmung  demjenigen, 
der  seine  Iniiaftnahme  beantragt  hat; 
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2.  durch  die  Bezaliliing  oder  Hinterlegung  der  sowohl  dem  Gläubiger, 
der  ihn  hat  verhaften  lassen,  als  demjenigen,  der  seine  Verhaf- 
tung beantragt  hat,  zukommeoden  Beträge  an  Kapital,  Zanmu 
uüd  Kosten  i 

3.  durch  Abtretung  seines  gansen  Vermögens,  wenn  er  ein  Bai- 
taner  ist; 

4.  durch  die  Erbringung  des  Beweises,  dass  er  aber  nur  dann, 
wenn  er  ein  Haitaner  oder  Ausländer  Ist  —  in  Haiti  kOrper* 
liches  oder  unkdrperliehes,  freies,  sicheres  und  flttseiges  VermSgen 

besitzt,  das  als  genügend  zur  Bezahlung  der  Beträge,  derent- 
wep:en  er  verhaftet  worden  oder  seine  Verhaftung  beantragt 
\vui\k.  freiten  dürfte,  in  welchem  Falle  besagte  Venuög-en 
ausdrücklich  zur  Tilgung  der  Ursachen  der  Inhattuahme  oder 
des  diesbesttglichen  Antrages  bestimmt  bleibt; 

5.  endlich,  wenn  er  sein  sechzigstes  Jahr  begonnen  bat,  yorans- 
gesetst,  dass  er  nicht  des  StelUonata  bezichtigt  ist 

Art  929.  Binnen  einer  Woche  nach  der  Bernftinggerkläning 
mit  HinzuAgung  von  einem  Tag  auf  fQiif  Heilen  Entfernung,  wenn 

die  Zustellung  am  Wohnort  stattfindet,  muss  der  Kläger  dem  Be- 
klagten eine  beine  Rechtsmittel  enthaltende  Urkunde  zustellen,  mit 
Wahl  des  W^ohn Sitzes  in  l'oi  t-au-l'rinre,  wenn  er  dort  nicht  wohnt,  und 
Aufforderung  an  den  besagten  l»eklagten,  der  Kanzlei  des  Kassations- 
gerichts  seine  VerteidigunjrJ'schritt  zuzustellen,  binnen  dreissig  Tagen, 
wenn  er  in  Haiti  wohnt,  binnen  sechzig  Tagen,  wenn  er  auf  den 
Antillen  oder  dem  amerikanischen  Kontinent  wohnt,  binnen  neunzig 
Tagen,  wenn  er  jenseits  des  einen  oder  des  anderen  Ozeans  wohnt, 
und  zwar  bei  Nichtigkeit  der^Bemfting,  ausgenommen  des  im  zweiten 
Absätze  des  Art.  922  vorgesehenen  Regresses. 

Art  930.  Binnen  fünfundzwanzig  Tagen  nach  der  Zostellung 
seiner  Heehtsmittel  mit  Hinzutiiguug  eines  Tages  auf  fünf  Meilen 
Kntfernung  zwischen  dem  Ort  dieser  Zustellung  und  dem  Sitze  des 
Kassationshofes  muss  der  Kläger  bei  Nichtigkeitestrafe  sich  in  der 
Kauzlei  des  Kassationshuies  eiuirageu  und  dort  hinterlegen: 

1.  eine  Busse  von  fünf  Grourdes; 

2.  die  gebtthrend  zugestellte  Urkunde,  welche  die  Angabe  seiner 
Rechtsmittel  enthAlt; 

8.  eine  Ausfertigung  der  Berufiingserklftrung; 
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4.  eiBe  zngeftteUte  AaBfertignng  oder  zQgestdlle  Abschrift  des 
yerkfindeten  Urteils; 

5.  die  Beweisstücke. 

Der  beigebrachten  Urkunden  wird  am  Schlnss  oder  am  Bande 
dee  Hinterlegrangsaktes  Erwähnung  getan. 

Art.  932.  Binnen  der  Woche  nach  Ahlanf  der  ihm  zu  pre- 
\Nii Inenden  Frist  mit  lUnzufüf^uni»'  eines  Tages  auf  tünl'  ileilen 
KiHfVninngf.  wenn  die  Zustelluncr  um  Wohnort  stattfindet  —  miiss 
der  Beklagte  seine  Klagebeantwortung  dem  Kläger  entweder  persön- 
lich oder  an  dessen  tatsächlichem  oder  auch  gewähltem  Wohnsitz 
zustellen  lassen  und  seine  Akten  bei  der  Oerichtsschreiberei  hinter- 
legen, wenn  er  ee  nicht  schon  getan  hat 

Diese  Frist  zieht  gegebenenfeUs  filr  den  Beklagten  Verlust 
aller  seiner  Ansprfiche  nach  sicli,  aasgenommen  des  im  zweiten 
Absatz  des  Art  922  vorgesehenen  Begressee. 

Art  958.  Keine  Zostellnng  oder  Vollstreckung  darf  vor 
Sonnenaufgang  oder  nach  Sonnenuntergang  bewerkstelligt  werden, 
ebensowenig  wie  an  Sonntagen  und  an  gesetzlichen  Feiertagen, 
ausser  kraft  einer  besonderen  Erlaubnis  des  Kichters  in  Fällen,  wo 
Gefahr  im  \"erznge  ist. 

Die  gesetzniässige  Frist  wird  um  einen  Tag  erhöht,  wenn  sie 
mit  einem  Sonntag  oder  gesetzlichen  Feiertag  zusammenfällt'' 

Art.  2.    Alle  Bestimmungen  des  Art.  8  des  Dekrets  vom 

22.  3Iai  184o  Uber  die  Reform  des  Zivilrechts  und  des  ivnniiiicil- 
rechts  sind  aufgehoben  und  werden  durch  die  hier  nachfolgeudeu 
Axt  3  uüd  4  ersetzt. 

Art  8.  Jede  Verurteilung  eines  Ausländers  zugunsten  eines 
Haitaners  soll  die  Schuldhaft  auf  mindestens  drei  Uonate  oder 
höchstens  secha  Monate  verhängen. 

Art  4.  Jedoch  kann,  ausser  im  Falle  der  Verurteilung  wegen 
Stellionat^  Verbrechen,  Vergehen  oder  Übertretungen,  die  Schuld- 
haft über  einen  Haitaner  oder  einen  Fremden  nur  verhängt  werden, 
wenn  das  in  Frage  kommende  Streitobjekt  den  Betrag  von  hundert 
Goordes  nicht  erreicht. 

Sie  kann  auch  niclit  gegen  einen  Haitaner  oder  einen  Fremden, 
der  sechzig  Jahre  alt  ist,  noch  gegen  einen  Fremden  oder  einen 
Haitaner,  welcher  sechs  legitime  Kinder  hat,  ausgesprochen  werden. 
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Art.  5,  Das  Gesetz  vom  20.  September  1895  über  die  i>H\it  i 
der  richterlichen  Beratung  findet  künftig  auch  ani'  die  Beratungen 
des  Kassationshofes  Anwendung. 

Die  durch  den  ersten  Absatz  von  Art.  1  und  durch  Art  2 
des  besagten  Gesetzes  bestimmten  Fristen  werden  indessen,  was 
dieses  Gericht  betrifft,  auf  acht  Tage  Ar  die  ZivU>  oder  Handeis- 
Sachen  and  auf  drei  Tage  fttr  alle  anderen  Sachen  herabgesetzt 

Art  6.  D«r  Art.  des  besagten  Gesetasa  vm  26.  September 
1895  findet  auf  alle  Bericht  erstattenden  Richter  des  Kassationshofes 
Anwendnnjj:,  die  mit  der  Ansführnng  des  Art.  933  der  Zivilprozess- 
ordnuiifiT  und  des  Art.  24  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1867  über 
die  Organisation  und  die  Befugnisse  dieses  Gerichts  im  V^erznge  sind. 

Art.  7.  Am  Ende  jeder  Woche  hat  der  Gerichtsschreiber 
des  Kassationshofes  dem  Regierungs-Kommissar  bei  dem  besagten 
Gericht  eine  der  in  den  Art.  25  und  26  des  besagten  Gesetzes  vom 
23.  Dezember  1867  erwähnten  Abschrift  der  Verteilnngsliste  zu 
flberreidien,  die  dem  Jnstizminista*  Torznl^gen  ist 

Art  8.  Die  Art.  686  and  687  des  Gesetzes  vom  26.  Jnli  1898, 
welche  Abänderongen  der  Titel  XI  and  XII  der  Zivilprozeseordnnng 
enthalten,  sind  folgendennassen  abgeändert  worden: 

,Art.  686.  Die  formellen  und  sachlichen  NiehtigkeitsgrOnde, 
welche  gegen  das  der  Yeröffentlichnng  der  Snbmissionsbedingungen 
voranfgeliende  Verfahren  geltend  gemacht  werden  sollen,  müssen 
bei  Verlust  ihrer  Heriicksichtigting  wenigstens  drei  Tage  vor 
dem  für  diese  Veröffentlichung  bestimmten  Termin  zugestellt 
werden. 

Tu  diesem  Termin  hat  das  Gericlit  nach  Verlesung  der  Sub- 
niissionsbedingnngen  die  von  den  Parteien  vurgebracbten  Nichtig* 
keitsgründe  anzuhören. 

Werden  diese  Gr&nde  angenommen,  so  wird  das  Prozess- 
verfahren von  den  letztoi  rechtsgültigen  Akten  an  wieder  anf- 
genommen  nnd  die  znr  ErflUlnng  der  folgenden  Handinngen  be^ 
stimmten  Fristen  werden  als  am  Tage  des  Urteils  oder  der  Beknrs- 
entscheidnng,  die  endgültig  die  Nichtigkeit  ansgesprochen  haben, 
beginnend  gerechnet 

Werden  die  Gründe  verworfen,  so  gibt  das  Urteil  die 
Veröffentlichung  der  Sabmisslonsbedlngnngen,  bestimmt  über  die 
im  Anscbluss  an  diese  Bestimmungen  eiogefügteu  Bemerkungen 
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und  setzt  die  Daten  und  Standen  der  Sabmissionsannahme  gemäss 
Art.  604  fest. 

Art  G37.  Die  Nichtigkeitsgründe,  die  gegen  das  nach 
Veröffentlichimg  der  Sa bmissions Vorschläge  erfolgte  Verfahren  er- 
hoben werden,  müssen  bei  Verlast  aller  Ansprüche  nundestena 
fttof  Tftge  vor  dem  fttr  die  Snbmissiou  bestimmten  Temin  zugestellt 
werden.  In  diesem  Termin  yertagt  das  Gericht  nach  der  £ntg;egen- 
nahme  der  Angebote  den  Anepmch  de«  Znaeblags,  indem  es 
sa^firderst  die  von  den  Parteien  vorgebrachten  Nicbtigkeltsgrllnde 
anhOrt. 

Nimmt  das  Gericht  diese  Gründe  alsdann  an,  so  annnlliert 

es  sowohl  das  Veifahren,  das  nach  dem  VerSflrentlichnngsnrteil 

erfolgt  ist,  wie  die  gemachten  Angebote,  ermächtigt  die  Inter- 
essenten, das  Verf;ihren  vom  Tage  des  besagten  Urteils  an  wieder 
aufzunehmen  und  bestimmt  einen  neuen  Termin  fflr  die  Erteiluug 
des  Zuschlages  durch  dasselbe  Urteil  zugunsten  des  Letztbietenden." 

Art.  9.  Die  Vollstreeknng  des  vorliegenden  Gesetaes  ist  der 
Aafbicht  des  Staatssehretftrs  der  jQStiz  nnterstellt 

Auswärtige  Angelegenheiten. 
1.  FranzOsisch-haitanischer  Vertrag  vom  30.  Jannar 
1907.1) 

Art  1.  Die  ans  der  Republik  Haiti  stammenden  Waren  nnd 
Erzeugnisse,  die  in  der  dem  jetzigen  Vertrag  beigeAgteii  Liste  A 
anfgezfthlt  sind,  sind  bei  ihrer  Einftthrang  in  Frankreich  nnd  Algerien 
dem  niedrigsten  Zolltarife  unterworfen,  der  anf  gleichartige  Waren 
and  Produkte  jeder  andern  fremden  Herkunft  Anwendung  findet. 

Art.  2.  Die  aus  Frankj «  u  Ii  und  Algerien  stammenden  natür- 
lichen und  kiin>^l liehen  Produkte,  die  in  der  dem  jetzigen  Vertrag 
beigefügten  Liste  h  aufgezülilt  sind,  geniessen  bei  ihrer  Einfnhr 
in  die  KepuMik  Haiti  eine  Ermässigung  von  ^^^U^Iq  auf  die  Ue- 
samtsnmme  der  Werft-,  WSge-,  amtlichen  Beglaabignngs-  und  der 

'  »  Obgleich  der  neue  mit  Frankreich  abgeschlossene  Haudel8?ertrag 
vorteilhafter  als  der  frühere  int,  gewährt  er  nicht  dieselheti  ZnL'estSnd- 
nisse,  die  den  Staaten  vuu  Amerika,  besonders  San-Salvadur,  Brasilien  und 
der  Kepublik  St.  Domingo  bewilligt  worden  sind. 

Ahet  trotsdem  bedratea  die  gewonnenen  ZugeittftDdpiwe  einen  b^ 
deutenden  Vorteil  für  die  baitaDische  Eegiemng. 
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Ziuchl&gsgebflhren  von  50<*/o  nnd  Sd^/g^^/o,  die  in  dem  haitaniidien 
Minimaltarifi  so  wie  dieser  durch  das  Gesete  vom  6.  September  1906 
festgesetzt  worden  Ist,  verzeichnet  sind. 

Art.  3.  Die  in  Stückfiissern  «  ingeführteu  fiauzösibclieu  Weiiie 
liab^n  ein  Fünftel  des  jetzigeu  Zollb  zu  zahlen. 

Art.  4.  Champagner  and  monssierende  Weine  haben  das 
Drittel  des  jetzigen  Zolls  va  zahlen. 

Art,  4  a.  Um  der  in  den  Art.  1,  2,  8  ansgemachten  Vorzngs- 
bedingnngen  teilhaftig  zn  werden,  mttssen  die  Waren,  Erzengnisse 
nnd  Handelsartikel  der  beiden  Länder  von  einem  TJrsprangszeugnis 
begleitet  sein. 

Die  risi)rnn{j;szeugiiisse  werden  in  Haiti  und  in  Frankreich  von 
den  zu8tändi|reii  Behörden  ausgestellt  und  kostenlos  von  den  Imita- 
nischen  und  französischen  Konsuln  des  Verladungshafens  beglaubigt. 

Die  Ursprungszengnisse  werden  aasgestellt  entweder  anf  Grand 
einer  von  dem  Produzenten  oder  Fabrikanten  der  Erzengnisse  oder  von 
seinem  BevollmSchtlgten  vorgelegten  Erklftmng,  welche  dahin  geht, 
dass  die  Handelsartikel  Erzeagnisse  seiner  Fabrik  oder  seiner  Industrie' 
sind,  oder  anf  die  Erklftmng  eines  Gewerbestener  zahlenden  Eanf manne, 
welcher  dazn  beglaubigte,  anf  die  Ware  bezilgliche  Bechnnngen  vor- 
zulegen hat  Die  Urspi  uii<,^szengni8se  müssen  ausser  der  Zahl,  der 
Fabrikzeichen,  Nummern,  dem  Bruttogewicht  und  Inhalt  der  Waren- 
sendungen den  Namen,  den  Wohnort  nnd  Aufenthaltsort  des  Produ- 
zeuten oder  Fabrikanten,  wenn  dieser  m  ansdriirklich  verlanprt  hat, 
erwähnen;  wenn  die  l'rsjtruni^szenf^-nisse  anf  \'erhin2:en  eines  lievoll- 
niiielitigten  ausgestellt  sind,  so  sind  denselben  auf  diesen  bezügliche 
Angaben  hinzuzufügen;  sind  sie  auf  Verlangen  eines  Gewerbesteuer 
zahlenden  Kaufmanns  ausgefertigt,  so  müssen  sie  die  Angabe  seines 
Namens,  seines  Wohnorts  und  seines  Aufenthaltsorts  enthalten. 

Die  in  Frankreich  ausgefertigten  Ursprungszengnisse  mOasen 
ausserdem  die  Bestätigung  des  Zollamtes  des  Verladungshafens  tragen, 
dasB  die  Waren  weder  durch  Durchfabr  noch  Zwischenhandel  ein« 

geführt  sind. 

Art.  ö.  Die  Hauptgebtthrcn  des  haitaui.schen  Zolltarifs  f\\r 
die  in  der  Liste  H  aufgezählten  Artikel,  diejenigen,  die  für  franzö- 
sischen Wein  jeden  Ursprungs  gfiltig  nind,  nnd  das  Tonnengeld 
sollen  während  der  Daner  des  ?orliegendeu  Vertrages  nidit  erhöbt 
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werden.   Die  vertragschliessenden  Parteien  verpflichten  sich,  sich 

gegeuseiii;/  jedes  Vurteils,  jeder  Zollgebührenermässiguiig  teil- 
haftig weiden  zu  lassen,  die  eine  von  ihnen  einer  dritten  Macht 
auf  die  iu  deu  dem  vorliegenden  Vertrage  beigefügten  Listen  A 
nnd  B  aufgezählten  Waren,  ErzeuguisBe  und  Handelsartikel  etwa 
gewähren  sollte. 

Art  6.  Der  vorliegende  Vertrag  wird  von  beiden  Begie- 
rangen,  sobald  dies  mOgiich  ist,  bestätigt  werden;  die  diesbexllglichen 
Bestfttigangen  sollen  in  Parie  ansgetaosebt  werden.  Der  Vertrag 
soll  einen  Monat  nach  dem  Tage  des  Anstauflches  der  Bestätigungen 
in  Kraft  treten  nnd  während  einer  Zeit  von  drei  Jahren,  von  seinem 
Inlcrafttreten  ab  gerechnet,  znr  Anwendung  kommen. 

Sechs  ilonate  vur  Abhiuf  der  genunnten  dreijährigen  Frist 
umss  diejenige  der  beiden  veitragschliessenden  Parteien,  die  nicht 
die  Absicht  haben  sollte,  die  W  ij  klingen  des  jetzigen  Vertrages 
darüber  hinaus  zu  verlängern,  die  andere  vertragsehliessende  Partei 
von  dieser  Absicht  ausdrücklich  in  Kenntnis  setzen.  Findet  diese 
Notifizierung  von  keiner  der  vertragschliessenden  Parteien  in  der 
vorerwähnten  Frist  statt,  so  bleibt  der  vorliegende  Vertrag  bis  zum 
Ablauf  einer  Frist  von  sechs  Monaten  nach  der  später  erfolgenden 
Anzeige  in  Kraft. 

Urknndlich  dessen  haben  die  nnterzeichneten  Bevollmächtigten 
vorliegenden  Vertrag  aufgestellt  nnd  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

In  zwei  Exemplaren  in  Port-an-Prince  am  30.  Januar  1907 
ausgefertigt. 

H.  Paülkus.        Sannou.  Bezaurk. 

Um  in  Zukunft  jede  falsche  Auslegung  des  zweiten  Artikels 
des  in  Port>an-Prince  am  SO.  Januar  1907  unterzeichneten  Handels- 
vertrages zu  vermeiden,  wird  hirimit  erklärt,  dass  im  Falle  von 
Änderungen  des  gegenwärtigen  Z(dlfarits  die  Stenern  anf  die  fran- 
zösischen Waren,  die  in  der  dem  genannten  Vtitia^e  beige  führten 
Liste  B  aufgezählt  sind,  in  bezng  auf  gleichartige  !nisUindis(  Ii»- 
Waren  in  demselben  Verhältnis  von  *33*/3®/o  (ein  Drittel)  auf  den 
Gesamtbetrag  des  VerzeichniBses  herabsre^etzt  werden. 

In  zwei  Exemplaren  in  Port-an-Prince  am  31.  Januar  1907 
auagefertigt. 

H.  Paülkus.       Sannou.  Brzadbr. 
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Liste  A. 

Folgende  ans  der  Bepnblik  Haiti  »tammende  Waren  unter- 
liegen bei  ihrer  Einftilir  in  Frankreich  der  niedrigsten  Taxe. 


Artikel  des  fraa- 

Waren: 

xOfliflcheii  Tuifo: 

138  

Holz  fDr  KunBttiBchlereisvecke. 

140  

Holz  für  F&rbereiawedte. 

90  

Kaffee. 

97  

Kakao. 

119  

33  

Boher  oder  zur  Masse  umgescliuiolzener  Kautecbuk 
oder  Guttaperclia. 

Rohes  Wachs  (tleriacbes)  eiuschlieBslich  der  schlech- 
ten Wachsteile  and  des  WachaabfallB. 

141  

Rohe  Baumwolle,  nicht  aaagekltarBte  Baumwolle. 

148  

Knko88chalen  und  leere  Flaachenkttrbime. 

98  

Schokolade. 

ex. 

67  

Börner  vom  Vieh,  uobearbeitet. 

156  

Dividivi. 

63  

Schildpatt. 

ex. 

69  

Schwämme,  roh. 

126  

Apfelsiueu-,  ZitroDenschale  uud  audere  Sacheu  der- 
selben Gattung. 

es. 

88  

KOmer  der  BaamwoUe,  der  AotjaMehte»  Kerne 
und  Fleisch  der  Eokosnuss. 

ex. 

114  

Gu^jahangummi. 

ex. 

110  

Palmen-,  Kokos-,  Touloucouna-»  Ilip«-  nnd  Zwerg- 
palmenöle. 

ex. 

170  

Fächerpalmen. 

38  

66  

Honig. 

Knochen  und  Hufe  vom  Vieh,  inihearbeitet. 

21  

Bohe  HftutCf  frisch  oder  trocken,  grut^-^e  uud  kleiue. 

100  

Spantscher  Pfeflter. 

ei. 

26  ....  . 

Federe  sum  Schmuck,  unbearbeitet. 
Amerikanische  Agave. 

ex. 

144  

•«n  ..... 

PistAzien. 

ex. 

8G  

Ein£remachte  Ananas. 

ex. 

84  

Zitronen,    OraiiL-^en,    FrHchte   des  redratbaumes, 
Maiiiiariueu,  irische   Kokosnüsse,  Früchte  des 

Avogadobaumes,  Auuua«,  Banaueu. 
Rum  ui^  Zuckerbranntwein. 

174  

U.  Paol^ub.        iSiNMoü.  Brzaubb. 
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Liste  B. 

Folgende  französische  Waren  uiiterlieg-en  laut  dem  fraiizusisch- 
haitanischen  Vertrug-  vom  30.  Januar  li)u7  bei  ihrer  Einfuhr  in  die 
Repablik  Haiti  einer  Uebühr  von  '^'Ö^U^l^, 


Gegenstände: 


Anfsftliliing: 


Möbel   nud  Eanst- 
gegenstinde: 


Artikel  für  d.  Keller: 
Militärische  Artikel: 


Beligiöse  Gegen- 
sfcftnde: 


Wagechalen. 
Gebftnde. 

Editer  und  unechter 
SchmneiL,Bi8lniits. 
Getiftnke: 


Leere  Schachtel a  und 
Beblltalflte  aus 
Pappe  eder  aus 
Papier. 

Kenen. 

BOrstenwaren : 

Dni  cke  rhu  eh  « f  nhc  n . 

SfiavvN-  filier  Arteo. 

Hutmacherwareo : 


Rrooleuchter,  Statuen,  Bettdecl^en,  Hoakitonetze 
und  VorhAnge  jeder  Art,  Bilder,  Tieelideekett, 
Zimmerteppiehe,  Fuaebodenteppidie,  Mfibel, 
Sehrftnke,  Bflflbta,  Kanapeea,  Sttthle  IQr  das  Ess- 
simmer  und  den  Salon,  Lehnstfihle,  Betten,  Tische, 
Garteuvasen. 

Knrkpfrnpfen.  Flaschenkapseln.  Etikette. 

A(  lis('ls(  huüre,  Wehrgehäo^e,  Helme,  aufgebü^'elte 
und  aufzubügelnde  Httte,  Schnüre,  Purtepets, 
Schärpen,  Degen,  Epauietteu,  Hutqua^ten,  Lit/i  n, 
Patronentaschen,  Tornister,  ROeke,  Dolmans,  Käp- 
pis, Passanten,  Federbfische,  Pompas«  Degeoge- 
hfinge,  Pferdehamische,  Sftbel,  WaifenrOeke. 

Weihkessel,  Kelche  und  Eelchschttsseln,  Hostien- 
gefäsHc,  Wachskerzen,  Rosenkränze,  Kreuze 
und  Knizifixtv  ireili^a-uhiklcr,  Andachtshficher, 
Kirchen-  und  i'rit'stersc  liuiuck,  Munstranzen, 
Chorröckc,  iSkapuliere,  .Statuen  und  ätataetten, 
Kirdienbilder. 

Fliesen  com  Pflastern,  Zement,  Schiefer. 


Bittere  Getränke  und  Chinin,  Apfelwein,  J<^ 
fuuiiiiHheerlikör,  Branntwein.  Giiiquolet,  Liküre, 
Sirup  tmd  Absinth,  Wein  in  Flaiicheo,  Wein 
im  Fasä.  f 


BOisten  aller  Art 


Baretts,  Mützen,  Hüte. 
JüuAneih  d«r  intemat.  Terdtilgfing.  s.  Bd. 
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O  Alf  Allst  ftndft* 

A  n  f  ■  &Ii  1  ttnir  * 

Schmiede  waren: 

Destillierapparate  und  alles  dazugehörige. 

Strumpfwaren,  Wä- 

Strflmpfe  und  Halbstrümpfef  Hauben,  Unterhosen, 

schewaren,  Hand- 

Hemden,  Krawatten,  Vorhemden,  Halakragen  und 

sdrahwaren: 

Manschetten,  Halstfleher,  Handachuhe,  Flanell*, 
Woll-  nndBanmwoUanteqaeken,  Halbhandsehnhe» 

Taachentttcher. 

Wichswaren. 

Sonfekfcionswarea : 

Westen,  Beinkleider,  Jacken.  Übcrrr.cke,  Sakko- 
Rftcke.    Gp.«ellschaft>air/i)i:c,    lU)er7,ielier,  voll- 
stämlige  Anzüge  für  Km  ler  und  Babys,  Kleider, 
Kleiderröcke,  Unterrücke,  Taillen. 

NahrungBmittel- 

Alle  Arten  von  NahnngemittelkonBerren  getrock- 

waren: 

nete,  sowie  in  Branntwein,  Syrop,  Saft  und  Eeeig 
eingemachte  Fraehte. 

Schuhwaren: 

Halbstiefel,    Stiefel,   Schnürstiefel,  Gummisllgei 
Leieten,  ScbnOrlOcher,  Pantoifeln,  Schuhe. 

Kornetts. 

He6<«erscbmiede- 

Federmei«tier,  Scheren,  TiscbmcBaer,  Raatenneeser, 

waren: 

Baumsdiereu.  ^ 

Lederwaren  und  ver- 

arbeitete Hinte. 

MineralwaMier. 

Keeenaen  iQr  die  Her 

Stellung  der  Seifet), 

Parfüms  and  Flfls- 

8iß:keiten. 

Fächer. 

SteiiiL'ut-  und  Por- 

zellanwaren. 

Käse. 

öle: 

Handel-,  Olivenöle. 

Zusammengehftni^te 

Bilder. 

ImHtrumente: 

Mathematische,  chirui:gische,  HuBikinatmmente. 

Spielzeug, 

Lanipeinvart'ti : 

Iiampen.  Latornon,  Si  htffslatcrnen,  Lampcnzy linder. 

Cii'iini-c  1111(1  Früi  htt' : 

M:itiiieln,  Knobluurli.  /wiel)plii,  Kartoffeln. 

Buciilutiidterwarcu, 

(ieo^r.nphiftche,    hyiiroi^raplii?*!  lit-    u.sw.  Atlanten. 

Papierwaren : 

Schulbelte,  eingeteilte  NutenbUcber,  Notizbücher, 
Marine-,  geographische  Karten  naw.,  liniierte 
Notenblätter,  Siegelwachs,  Bleistifte,  Tinten, 
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Geg'enstände: 

A  u  f  z  ä  h  1  u  n  tr : 

Tintenfii-ser,  Bilder    l^ücher,  Brief-,  K  iizcpt-, 

Nuteupapier,  Papier  für  Grundrisse  und  Plaue, 

Federn,  Federhalter,  Briefbeschwerer,  Lineale  für 

Btireana,  SehidieitafelD. 

WiMhe: 

Tknf*  und  Sinderkteider,  Bettlaken,  EngOD  fBr 
Damen  und  Kinder,  Titehttteber  und  Serrietten, 

Kopfkissenbezfige. 

Kurcwaten; 

Knöi»fe  aller  Art,  Gllrtel  aller  Art,  Strumpfbänder, 
St  nniipfhalter,  Hosenträger,  Fingerhfite,  Nadeln 
aller  Art,  beiden-,  Wollgarn,  baumwollenes  Garn 
iü  Knäuel,  Schusterzwirn,  Schudrbänder. 

Spieirel  waren: 

Spiegel  und  Spiegelscheiben. 

Modewaren: 

Garnierte  oder  nngamierte  Hflte,  äpitienlaragen 
oder  andere,  Spltaenawiachenaktie  and  gestickte 
Streifen,  Fidiuennd  Pelerinen,  künstliche  Blamen, 

Haarschleifen,  Besatz  fUr  Hflte  und  Kleider, 
Schleiertücher,  Federn  nnd  Vügel  für  Hflte, 
B&nder,  Schleier. 

Grabdenkmäler, 

Grabsteine. 

Optische  Wareu: 

Lupcu,  Fernrohre,  Luri^netteu,  LortfiioiiH,  iJniieii, 
Brillen-  und  AugenglSeer. 

PapiertMwten, 

•  * 

Beffenichifme: 

Begenechinne,  Herren-  und  Damenaonnenechlrme, 
StScke. 

ParfUmeriewaivii. 

Essbare  Teiffwareo. 

Kiiinme. 

Farbeu: 

Trockne  oder  geriebene,  Ol-  und  Wasserfarben. 

Pfeifeu : 

Pfeifen,  Zigaretteuhalter. 

OmekAfpreMen. 

Apotheker-  und  che- 

milche  Wwen. 

Pflanmen  und  Back- 

pAamneii. 

Ei^en    und  Kurz- 

Eiscrnp Ko^^kc!  und  Kfhbenpfannen,  Drathnägel, 

waren; 

Löffel  und  Gaheln,  Kuiaiüierte  Klempuerwaren. 

Säcke: 

Leere  Säcke  zum  Verladen. 

Seifen : 

Marseiller  Seifen. 

Sattlerwareu : 

Sattelgestelle,  Füll  haar,  Zügel,  Schabracken,  Reit- 
gerten, Sporen,  Peitschen,  Gemsbirrs,  Tollstftndige 
Sättel. 
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Gegenstftude: 


Auftfthlung: 


Webereien: 


Zigaretten,  Zigarctteupayier. 


Alpaka.  Piquebasina,  Batiat,  Katebmir,  Kanevaa, 
Kasimir,  Kreppe,  Cretonoe,  DiagODale,  Fntter- 
ttolfe,  Taeb,  Vicly  and  Zepbiiatoffe,  Stoffe  fBr 

Beinkleider,  Flanell,  Gaze,  Kattun,  Schleierleie- 
wand.  MariDewollBtoffe.  Musselin, Naosck.  Plüsch, 
Perkai,  äatiu,  Satiiict,  Sersche,  Seidenatoffe,  Lein- 
wand,  DamaaÜeinwand,  Saut. 


Gluswareu: 


FlattcLeu,  umflochtene  GluHflaMcbeu,  kleiue  Flaneheu, 
QlSaer,  Fenateracheiben. 


H.  PaOL^B.       Sansou.  Bbzausb, 

Gmeti  fiber  die  ll«lioiialfat  yom  SO.  Avgvst  1907.*} 

Art.  1.  Die  haitanische  Staatsangehörigkeit  wird  dnreh  Ge- 
burt, durch  Naturaliijatiuu  uud  durch  besondere  Vergünstigung  des 
Gesetzes  erworben. 

Sii-  kauu  durch  die  Akten  des  Staudeaamtes,  durch  den  Be- 
sitzstand and  durch  die  anderen  gesetzniftssigen  Beweismittel  be- 
wiesen werden. 

Art.  2.   Haitaner  dareh  Geburt  sind: 
1.  alle  Kinder  eines  haitanischen  Vaters,  die  in  Haiti  oder  anderswo 
geboren  sind; 

^)  Die  Notwendigkeit  eines  die  Nationalitfttafrage  ordnenden  Qe- 
aetsea  macbte  sich  aeit  langem  fttblbar.  Ein  Entwurf  wurde  auagearbeitet 
and  der  nSociet6  de  l^ialation"  und  dann  den  geaetagebenden  Kammern 

unterbreitet.  Aber  er  blieb  unter  den  Aklcn  des  Abgeordnetenhauaas 
zwei  Jahre  lan^'  ver^^raben.  Ein  Dekret  des  FräHidcnteu  der  Republik 
vom  29.  April  \'M)1  brachte  ihn  erst  wieder  ans  Licht.  I'if  .1  istiz- 
verwaltuniLr.  Kagt  da«  Dekret,  hat  -iih  häutig  mit  l'frsDiu'ii  zweifelhafter 
Nationalität  zu  beschiittigeu,  die  alle  Bürgerrechte  ausübeu,  alle  Ver- 
güüht  igungeo,  die  der  Staat  einem  Bürger  Haitis  gewähren  kann,  geniesaen, 
und  die  aich  dann  in  einem  gegebenen  Augenblick  ala  Angehörige  einer 
fremden  Nationalitftt  au  erkennen  geben.  *  .  .  Solch  eine  Jnristiache 
Handhabe  wflrde  ee  ermöglicht  haben,  in  endgOltiger  Weise  hinaichtlich 
aller  derjenigen,  die  Kich  eine  Nationalität  je  nach  den  Umstinden 
beilegen,  Sicherheit  zu  erlangen. 
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2.  alle  mch  in  Haiti  oder  anderswo  geborenen  Kinder  einer  hai- 
taBiBchen  Mutter,  ohne  dam  es  Ddtig  ist,  dass  sie  von  ibrem 
Vater  anerkannt  worden  seien; 

3.  alle  in  Haiti  geborenen  Kinder  eines  ansUndischen  Vaters  oder, 
falls  sie  nicht  von  Ihrem  Vater  anerkannt  worden  sind,  einer 
ansUndischen  Mntter,  voransgesetat,  dass  sie  afrikanischer  Ab- 
stammnng  sind.  Die  so  erworbene  haitanische  Staatsangehörig- 
keit kann  dnrch  die  spätere  Anerkenniiug  des  fremden  Vaters 
nicht  wieder  iinf'^eliobeu  werden. 

Haitaner  sind  aucli  alle  dieyenigen,  die  bis  za  diesem  Tage  als 
solclie  auerkauiit  wurden  sind. 

Art.  3.  Alle  in  Haiti  geborenen  Kinder  nnhekannter  oder 
bekannter  Eltern,  deren  Natinna!it;it  aber  unbekannt  ist,  erwerben 
die  haitanische  Nationalität  kraft  ihrer  (Geburtsanzeige  beim  Standes- 
beamten, wenn  es  sich  nicht  vor  ihrer  von  ihrem  Vater  und  ihrer 
Kntter  oder  einem  von  beiden  anerkannten  Volljährigkeit  heraus- 
stellt,  dass  die  Eltern  einer  fremden  Nationalität  angehören  nnd 
keiner  von  beiden  afrikanischer  Abstammung  ist 

Art  4.  Alle  in  Haiti  geborenen  Kinder  fremder  Eltern,  die 
nicht  afrikanischer  Abstammung  sind,  alle  in  Haiti  geborenen  Kinder 
fremder  Eltern,  die  selbst  dort  geboren  nnd  nicht  afrikanischer  Ab- 
stammung sind,  alle  in  Haiti  i^eborenen,  vom  Vater  nicht  anerkannten 
Kinder  einer  fremden  Mutter,  die  iiiclii  uii  ikaiiisclicr  .Abstannmmg 
ist,  erwerben  die  baitanische  Staatsangeliurigktit  dureb  eine  t  iniache 
Erklärung,  die  im  Jahre  ihrer  Volljährigkeit  der  btim  Zivilp«  rieht 
üires  Aufenthaltsortes  täti^rf^n  Staatsanwaltschaft  gemacht  wird. 
Diese  Erklärung  hat  den  Verzicht  auf  ihre  fremde  Nationalität  und 
die  Annahme  der  haitanischen  Nationalität  zu  enthalten. 

Art  5.  Jeder  Ausländer  kann  durch  Natural isation  Haitaner 
werden,  nachdem  er  sich  swei  Jahre  in  Haiti  aofgebalten  hat 

Indessen  wird  er  erst  ffinf  Jahre  nach  seiner  Nataralisation 
an  der  Ansflbnng  seiner  politischen  Rechte  angelassen. 

Diese  Verfligangen  beeinträchtigen  in  nichts  diejenigen  der 
Art.  1  nnd  7  des  Gesetzes  vom  10.  Angnst  über  die  Levantiner. 

Art.  6.  Die  im  vorigen  Artikel  vorausgesehene  Aufenthaltsfrist 
wird  auf  ein  .Jahr  herabgesetzt  zugnnstc  n  jedes  Ausländers,  der 
eine  Haitaufrin  ^^nlieiraf rt  und  der  d»'iii  Staate  Haiti  wichtige 
Dienste  geleistet  hat,  hervorragende  Fähigkeiten  besitzt,  eine  in- 
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dnstrie,  ein  Handwerk  oder  eine  niuzliche  Erfindnng-  eingeführt ,  ein 
indiistrielleB  oder  landwirtechaltliches  Unternehmen  geschafien  hat. 

Art  7,  £m  AuslÄnder,  welcher  ein  Zivil-  oder  militärisches 
Amt  aDgenommen  ond  fünf  Jahre  lang  behalten  hat,  erwirbt  da- 
dnreh  die  haitanieche  StaatsangebOrigkeit,  wenn  er  nicht  in  einer 
der  Staateanwaltschaft  des  ZiTilgericbts  seines  Anfenthaltsortes 
förmlicb  angestellten  Urkunde  erklärt^  seine  Natlonalitftt  behalten  an 
wollen. 

Art.  8.  Über  jedes  NatnraHsationsgesach  wird  dnrcb  einen 
BeschlnsB  des  Prftsidenten  der  Republik  bestltamt  Dieser  Besdilnss 
wird  im  Staati?anzeiger  veröffentlicht. 

Art,  9.  Kirie  Ausländerin,  die  einen  Haitauer  heiratet,  erwirbt 
dadurch  die  Staatsang:ehr»rip:keit  ihres  Gatten.  Kine  Haitanerin,  die 
einen  Ausländer  heiratet,  verÜHrt  ihre  haitanissche  Siaaisant^  eliMi  i^rkr  it. 

Art.  10.  ]>ie  Haitanerin,  die  diircli  ilire  Verehelicluiiip:  iiiil 
einem  Ausländer  ihre  Nationalität  verloren  hat,  kann  dieselbe  dorcb 
Naturalisation  wiederlan<}:en. 

ArL  11.  Im  Falle  der  Auflösung  der  zwischen  einem  Ans- 
linder  und  einer  Haitanerin  eingegangenen  Ehe  braucht  diese»  um 
wieder  Haitanerin  zu  werden,  der  Staatsanwaltscbaft  des  Zivil- 
gerichts ihres  Aufentbaltortee  nur  die  Erklftrung  abaugeben,  dass 
sie  auf  ihre  firemde  Nationalittt  verzichtet  und  dass  sie  ihre  frühere 
haitanische  Staatsangehörigkeit  wieder  annimmt. 

Die  im  Anstände  geborenen  minderjährigen  Kinder  behalten 
ihre  fremde  Staatsangehörigkeit  bis  zu  ihrer  Volljährigkeit  bei.  Sie 
haben  alsdann  das  Recht,  dir  haitanische  Staatsangehorij^ktit  durch 
eine  in  ders»'H)en  Form  gemachten  Eiklärnng:  zu  erwerben. 

I>ie  im  Auslandt'  {geborenen  volljährigen  Kinder  können,  wenn 
sie  in  Haiti  ansässig  sind  oder  sich  dort  niederlassen,  die  haitanische 
Staatsangehörigkeit  dnrch  eine  der  Staatsanwaltschaft  am  Zivilge- 
richt ihres  Anfenthaltsortes  gemachten  Erklärung  erwerben. 

Art.  12.  Eine  mit  einem  Ausländer  verheiratete  Haitanerin, 
die  nach  ihrer  Heirat  wieder  haitanische  Staatsangehörige  wird, 
erlangt  durch  diesen  Umstand  ihre  frtthere  Nationalität  snrttck,  und 
die  vorjährigen  ausserhalb  Haitis  geborenen  Kinder  dieses  naturali- 
sierten Ausländers  können,  wenn  sie  es  verlangen,  die  haitanische 
Staatsangehörigkeit  erlangen,  ohne  dass  sie  die  Bedingung  der 
Anfentbaltsfrist  au  erfttllen  brauchen,  nnd  zwar  entweder  durch  den 
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dem  Vater  die  StaaiKangeUungkeit  erteilenden  Be8chInB8  des  Präsi- 
dent<»n  oder  veimittelHt  einer  von  ilmen  '1er  Staatsanwaltschaft  beim 
Zivilgerichf  ihres  Aafenthaltsortes  nach  Angabe  des  Art  4  ge- 
machten Erklärung. 

Die  im  Auslande  geborenen  minderjährigen  Kinder  können  im 
Jahre  ihrer  Vol\|fthrigkei(  durch  eine  ähnliche  Erklfimng  die  haitani- 
Bche  SUfttsangebOrigkeit  erlangeii. 

Art.  IS.  Es  genieesen  dasselbe  Becht  ond  unter  der  glekhen 
Bedingung  die  minderjährigen  Kinder  eines  Überlebenden  Vaters  oder 

einer  überlebenden  Mutter,  die  die  haitaniscbe  Staatsangehörigkeit 
erworben  haben. 

Art.  14.  Die  \'erordnnn^n  des  Art.  12  sind  auf  die  Frau 
nichthaitaniRcher  Abstammung^  die  einen  Ausländer  geheiratet  hat, 
der  nachher  durch  Naturalisation  die  haitaniscbe  Staatsangehörigkeit 
erwirbt^  anwendbar. 

Art.  15.  Die  Haitanerin,  deren  haitanischer  Gatte  nach  der 
Eheechliessnng  fremder  Staatsangehöriger  geworden  ist,  befaUt  ihre 
haitanisehe  NationalitSt,  falb  sie  nicht  persönlich  Ar  Ihren  Teil 
die  fremde  Staatsangehörigkeit  erwirbt 

Die  vor  der  Naturalisation  geborenen  Kinder  bleiben  haitanisoh. 

Art.  16.  Für  die  junfren  Leute,  denen  das  (tesetz  ohne  die 
Aufenthaltsfristbedingnng  das  Recht  verleiht,  im  Jahre  ihrer  Gross- 
jährigkeit  haitainische  Staatsangehörige  zu  werden,  gilt  die  Tatsache 
ihres  Eintritts  in  die  haitanisehe  Armee  oder  der  Anteilnahme  an 
den  BekmUemngsoperatlonen  und  im  allgemeinen  die  Ansftbung  der 
Rechte  oder  die  ErfUlung  der  Bechte  oder  die  Erflillung  der  mit 
der  haitanischen  Staatsangehörigkeit  verbundenen  Verpflichtungen, 
ohne  dass  sie  sich  dabei  anf  ihre  Eigenschaft  als  Ausländer  vom 
Tage  der  Erreichung  ihrer  Volljährigkeit  ab  berufeUf  gleich  der 
von  dem  Gesetz  vorgesehenen  Erklärung  und  entbindet  sie  von 
deren  Vornahme. 

Von  dem  Verlust  der  haitanischen  Staatsange- 
hörigkeit 

Art.  17.   Die  Staatsangehörigkeit  wird  verloren: 

1.  durch  die  Naturalisation  in  einem  fremden  Lande; 

2.  durch  das  Verlassen  des  Vaterlandes  im  Augenblick  einer 
dringenden  Gefahr; 
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3.  durch  die  nicht  autorisierte  Annahme  von  öffentlichen  Ämtern 
oder  von  Pensionen,  die  von  einer  fremden  Hegierang  ver- 
liehen sind; 

4.  durch  alle  den  Feinden  der  Republik  geleiBtetea  Dienste  oder 
dnrch  mit  ihnen  abgeschlossene  Verträge; 

5.  doreb  die  entgttltige  und  entscheidende  Verurteilung  zn  lebeQl«- 
längUchen  Bowehl  entehrenden  wie  körperlichen  Strafen. 

Art  18.    Der  Haitaaer,  der  fremder  Stnataangehoriger 
worden  ist,  kann  erst  nach  Äblanf  von  flinf  Jahren,  die  mit  dem 
Tage  dea  Nataralisations-DekretB  oder  Akts  beginnen,  nach  Haiti 
znrflckkehren. 

Art.  19.  Ein  Haitaner,  der  fremder  Staatsangehöriger  ge- 
worden ist  und  nach  Haiti  zurückkehrt,  kann  w  egen  eines  vor  seiner 
Naturalisation  beß:anp:enen  Verbrechens  oder  \'ergehen8  verurteilt 
werden,  sofern  keine  Verjährung  eingetreten  ist. 

Art.  20.  In  allen  Fällen,  in  denen  ein  Haitaner  oder  ein 
Fremder  eine  fremde  Nationalität  erworben  haben,  wird  ihnen  eine 
Frist  von  einem  Jahre  gewährt,  am  ttber  ihre  anbeweglichen  öftter 
20  verfligen. 

Nach  Ablanf  dieeer  Frist  wird  aaf  Betreibung  der  interessierten 
Parteien  oder,  wenn  solche  nicht  vorhanden  sind,  aof  das  der  Staata- 
anwaltsehaft  zn  der  Sabhaatation  der  besagten  anbewegUchen  Güter 
in  der  im  Titel  VII  der  ZivUordnang  vorgesdiriebenen  Form  ge< 
schritten. 

Art  21.  Rein  Haitaner  and  keine  Haltanerin  können  ihre 
Staatsangehörigkeit  in  Haiti  aufgeben.  Sie  niüssen  dazu  üu»  Aus- 
land f?ei»en  und  dni  t  die  vom  ( )rt.sfi:esotz  und  von  der  Verfassung 
Haitis  vorgBütliriebene  Anzahl  von  Jalireu  ansässig  sein. 

Art.  22.  A\h  NntionalitäUserklärungen  und  alle  bei  nicht 
erfolgter  Erklärung  reclitskräftig  vorgenommenen  Nationalitäts- 
Yeränderangen  werden  durch  den  Staatsekretär  der  Justiz  im  Staats- 
anzeiger  veröffentlicht. 

Art  23.  Ein  Naturalisationsakt,  der  einem  Haitaner  oder 
einer  Haitanerin  ausgestellt  worden  ist,  die  sich  nicht  mindeetens 
fttnf  Jahre  lang  im  Aaslande  aufgehalten  haben,  kann  keine  geeetz- 
mfissige  Wirkung  ausflben. 

Art.  24.  Das  vorliegende  Gesetz  hebt  alle  Gesetze  oder  ge- 
setzlichen Bestimmungen  auf.  Die  Vollstreckung  ist  der  Aafeicht 
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der  StaatBBekretlli«  der  answärtigen  Angelecrenheiten  und  der  Joflito, 
jedem  iiuoweit  sie  Uin  betarüB;,  nntentellt. 

ÖiluitUolie  ArMtaii. 

1.  VerfftgiiDg  vom  12.  Januar  1909,  betreffs  Organi- 
sierung der  Überwaclmng  der  Sicherheit  des  Eisenbahn- 
verkehrs von  Gona'ires  nach  Hinche  einschliesslieh  der 
Zweigbahn  nach  Gross-Morne. 

Art.  1.  Die  nationale  Eieenbabn-GeseUBchaft  Haitis  ist  er* 
mSehtigt,  die  Beamtenschaft  zur  besonderen  Überwachnng  zn  rekm> 
tieren  und  zusammeuziistelleD.  Diese  Beamtenschaft  bestellt  aus 
Haapt-  nnd  gewöhnlichen  Beamten,  deren  Anzahl  später  von  dem 
Departement  in  gebührendem  Übereinkommen  mit  der  Uesellächaft 
bestimmt  wird. 

Art.  2.  Nachdem  diese  Beamten  gewählt  sind,  werden  sie 
der  Genehmigung  des  Staatssekretärs  der  Öffentlichen  Arbeiten  nnter- 
stellt  nnd  vor  dem  ZivUgericbt  in  Gonalres  vereidigti  wobei  sie  ein 
Lenmnndszengnis  beianbringen  haben.  Sie  werden  den  PoHzei- 
beamten  gleiehgesteUt^  sind  bewaffnet,  tragen  die  Uniform  der  Gesell- 
schaft nnd  sind  des  HilitArdienstes  enthoben,  können  jedoch  nicht 
von  der  Gesellschaft  eingestellt  werden,  wenn  sie  schon  dem  aktiven 
Heere  angehören. 

Art,  3.  Sie  unterstehen  dem  Befehl  der  technischen  Direktoren 
and  Bahuhofhvurstelier  der  Gesellschaft. 

Art.  4.  Jeder  Beamte  hat  für  die  Überwachung  des  Bezirks 
odei'  des  Bahnhofs,  der  ihm  zugeteilt  ist  nnd  wo  er  wohnen  mose, 
zn  sorgen  nnd  darf  sich  weder  bei  Tage  noch  bei  Nacht  ausser  mit 
besonderer  Genehmigung  der  Direktion  des  Bahnhofsvorstehers  oder 
des  mit  dem  Bezirk  betrauten  technisehen  Direktors  der  Gesellschaft 
davon  entfernen.  Die  besondere  Aufgabe  der  Beamten  besteht  hk 
der  Sotge  ftlr  Auirechterhaltnng  der  Ordnung  auf  den  Stationen 
nnd  Bahnhöfen  nnd  in  den  Zügen. 

Art.  r».  Die  Übertretungen.  Verdrehen  oder  Verbrechen,  die 
auf  den  Bahnen  und  allem  dazntrehürif^en  Gebiet  und  in  den  Zügen 
begangen  werden,  werden  zu  ProTokoll  gebracht;  ihre  \'erfolgnng 
geschieht  f^emäss  dem  Kapitel  des  Gesetzes  Nr.  '2  der  Straf- 
prozessordnung über  die  gerichtliche  PolizeL  Handelt  es  sir  h  nm 
Angelegenheiten  der  gerichtlichen  Polizei,  so  werden  die  Protokolle 


i^iy  u^Lo  Ly  Google 


3302 


OeseUgebung, 


geoieinscliat'tlich  von  deren  üttizieren  and  den  Aufäiclitäbeamten  auf- 
genommen. 

Art.  6.  Der  Aufsichtsbeamte  schreitet  zur  sofortigen  Ver- 
haftung jeder  Person,  die  anf  frischer  Tat  einer  Übertretung,  eines 
Vergebene  oder  eines  Verbrechens  ertappt  wird  oder  die  Ihm  der 
technische  Direktor,  der  Bahnbofinronteher  oder  Abtellnngselief  be- 
zdchnet  Dom  ADgeklagton  wird  ein  Protokoll  oder  oio  Bericht 
mit  den  Einsetheiten,  den  Ursachen  nnd  GrQnden  der  Verhaftnng 
beigegeben,  nnd  er  wird  vor  den  nächsten  Friedensrichter  geführt 

Diese  Protokolle  oder  Berichte  werden  von  dem  Beamten 
unterzeichnet  nnd  genieesen  Glanben  bis  snm  Nachweis  derFUscknng. 

Art.  7.  Es  ist  verboten,  auf  der  Plattform  der  Eisenbahn 
nmherzugehen. 

Pip  an  der  Leine  f^efiihrten  Tiere,  die  darauf  umherirrend 
oder  eilt  lernt  von  ihren  Führern  angetrofleu  werden,  können  ein- 
gefangen nnd  in  die  Sammelstelle  für  verlaufene  Tiere  gebracht 
werden.  Ihre  deshalb  einer  Geldstrafe  nnterworfenen  Besitzer  haften 
für  jeden  Unfall,  den  die  Gegenwart  der  Tiere  anf  dem  Geleise  ver- 
ursachen kannte. 

Um  die  Tiere  einer  angrenzenden  Besitsnng  flber  die  Geleise 
zu  führen,  liat  ihr  Ffthrei'  sich  immer  zu  versichem,  da«  kein 
Zng  in  der  Nähe  ist 

Art  8.  Es  werden  yerhaftet  nnd  nnter  Anschuldigung  dea 
Totschlags  oder  des  versuchten  Totschlags  vor  Gericht  gebracht  alle 
Personen,  die  ein  Hindernis  irgendwelcher  Art  auf  die  Schienen  gelegt 
haben,  die  Schwellen,  Bolzen,  StoBssrhciben  oder  irgendein  Zubehör 
der  Eisenbahn  entfernt  haben,  die  •  ine  Weiche  verändert,  bewegt,  in 
Unordnnn^  f^pbracht  oder  zerbrochen  haben,  die  eine  lierpestellte  Ein- 
richtung irgendwelcher  Art  zerstört  oder  beschädigt  haben,  die  dus 
Ziehen  der  Bremse,  das  Rangieren  der  Züge  oder  Maschinen  veranlasst 
oder  verhindert  haben,  die  kranke  oder  tote  Tiere  oder  zerbrochenee 
Fnhrwerk  anf  der  Fahrstrecke  sorllckgelassen  haben  nnd  die  sollt 
einen  die  Sicherheit  des  Verkehrs  oder  der  Zttge  gefShrdenden  Unfall 
herbeigeführt  haben  oder  herbelzufBliren  beabsichtigten. 

Art.  9.  Als  Einbrach  betrachtet  wird  das  Abocfaneiden  oder 
Fortbringen  der  Telephon*  oder  Telegraphenlinie  der  EUsenbahn* 
gesellschaft  oder  das  Anfbrechen  eines  geschlossenen  Wagens  anf 
der  Strecke  oder  im  Schuppen.   Wenn  diese  Zerstörungen  eine  Ge- 
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HUurdaog  dee  Verkebn  zur  Folge  haben,  so  fallen  lie  in  da»  Gebiet 
de8  vorigen  Artikeli. 

Art  10.  Ale  Mitechnldige  an  den  in  den  vorigen  Artikeln 
erwftlinten  Verbreehen  und  Vergehen  werden  alle  Perflonen  ange- 
sehen, die  den  der  besagten  Handinngen  Beschnldigten  geholfen,  sie 
▼erborgen  gehalten  oder  verhehlt  haben. 

Art.  11.  Die  Gtomeindevonleher,  ihre  Amtsgehilfen,  die 
Sektionsvorsteher,  die  Feldhüter  nnd  im  allgemeinen  alle  zuständi^ren 
Behördeu  der  Republik  haben  den  Beamten  der  Eisen  bah  li  Gesellschaft 
ihre  Unterstiitznng  zu  p^ewäliren,  um  die  Ausführung  des  vorliependen 
Erlasses  zu  sichern  und  die  Sicherheit  der  Reisenden  und  der  Be- 
amten und  Angestellten  der  Gesellschaft  zu  schützen. 

Art.  12.  Exemplare  des  vorliegenden  Krlasses,  der  im  iStaats- 
anMiger  amtlich  veröffentlicht  wird,  werden  beständig  auf  Betreiben 
der  Gesellschaft  an  den  Zugängen  zu  der  Eisenbahn,  in  den  Stationen 
oder  Bahnhofen  nnd  in  den  Eisenbahnwagen  angeschlagen  werden. 

2.  Oesetz  vom  8.  Jnli  1904  bezüglich  des  Betriebes 

des  nationalen  Telegraphennetzes  zn  Lande. 

Art.  1.  Alle  Personen,  die  aus  Fahrlässigkeit  oder  I'nvor- 
sichtigkeit  den  Telegraphendraht  zerstört  oder  eine  Telegraphen- 
stange umgeworfen  habe,  yerlalleu  einer  (ieidsuaie  von  25  bis 
50  üourdes. 

Art.  2.    Alle  Personen,  die  absichtlich  den  Telegraphendraht  . 
serschnitten  haben,  verfallen  einer  Gefängnisstrafe  von  einem  Monat 
bis  zn  einem  Jahre,  einer  Geldstrafe  von  800  Gonrdes  nnd  der 
VerorteOnng  znr  Wiedererslattnng  dee  zerstörten  oder  fortgebrachten 
Materials. 

Art  8.  Alle  Personen  die  den  Telegraphendraht  zerschnitten 
oder  einen  Teil  desselben  fortgebracht  haben,  die  einen  Telegraphen- 
pfahl zerbrochen  haben  oder  haben  zerbrechen  lassoi  in  der  Ab> 
deht^  den  besonderen  Vertreter  oder  den  Verwaltongsbetrieb  zn 

stOren,  verfallen  einer  Gefängnisstrafe  von  sechs  Monaten  bis  zn 

einem  Jahre  und  einer  Geldstrafe   von  iiuitiiimdert  Crourdes;  sie 
werden  ausserdem  znr  Wiedererstattung  des  zerstörten  und  fort- 
gebrachten Materials  verurteilt,  abgesehen  von  dem  Schadenersatz,  . 
den  dritte  Personen  von  iluieu  heansprnclien  sollten. 

Art.  4.  Jede  Hemmung,  jede  Unterbrechung,  die  von  jemanden 
in  der  Absicht,  die  bestehende  Ordnung  der  Dinge  omznstossen  oder 
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die  öffentliche  Sicheilieit  in  irgendeiner  Weise  zv  geiährden,  be- 
gangen wird,  wird  mit  Zuchthaus  bestraft. 

Art.  5.  Jeder  Angriff  sowie  jeder  gewalttätige  Widerstand 
gegen  die  Anfceher  oder  die  AofBichlBbeamten  der  Telegraphenlinien 
in  der  AQsftbimg  ibree  Amtes  wird  mit  den  anf  Widerstand  gegen 
die  Staatsgewalt  stehenden  Strafen  gemin  den  dnrch  das  Straf- 
gesetsbnch  festgesetzten  Bestimmnngen  beetraft. 

Art.  6.  Die  in  den  drei  ersten  vorhergebenden  ArtUuln  er- 
wfthnten  Geldstrafen  fallen  der  Staatslrasse  anheim. 

Art.  7.  Das  vorliegende  Gesetz  hebt  alle  ihm  widersprechenden 
Gesetze  oder  gesetzlichen  Bestimmungen  anf;  der  Druck,  die  Ver- 
öffentlichung und  Vollstreckung'  sind  der  Aufsicht  der  Staatssekretäre 
der  Jusitz  und  der  öffentlichen  Arbeiten  unterstellt. 

8.  Gesetz  vom  22.  Angnst  1907  zur  Be|gelang  der  Öffent- 
lichen Verwaltung  für  die  Anlegung  nnd  den  Betrieb  von 
Kisenbabnen  anf  den  Öffentlichen  Wegen. 

Art.  1.  Jede  Bewilligung  znr  Anlegung  von  Eisenbahnen 
oder  Strassenbahnen  kann  nur  kraft  eines  Gesetzes  erteilt  werden. 

Art  2.  Der  Konzessionsinhaber  mnss,  ehe  er  irgendeine 
Arbeit  beginnt,  die  ansznftthrenden  Plftne  in  doppeltem  Exemplar 
dem  Staatssekretär  der  öffentlichen  ArVieiten  unterbreiten,  um  eine 
Einwilligung  zu  erlangen,  und  zwar  im  einzelnen  fUr  jede  Sektion, 
in  der  die  Arb«'iten  unteriu-iunien  wcrdrn  »ollen. 

Die  Austlilining^spläne  müssen  umfass»'n  den  Aubzii;^  aus  der 
Karte,  die  Längsdurchnitte,  die  Qnerdurchschnitte,  den  Plan  der 
benutzten  öffentlichen  Wege,  sowie  die  vorgeschlagenen  Abweichungen 
mit  Angabe  der  diese  Wege  abschliessenden  Banlichkeit^;  es  mfiasen 
anf  diesem  Plan  mittels  bestimmter  Farbentonnngen  die  vorgesehenen 
Stellen  für  die  Stationen,  Halteplätze,  Wagenscbnppen  nnd  im  all- 
gemeinen Ar  alles,  was  zur  Eisenbahn  gehört,  bezeichnet  werden. 

Binee  der  von  dem  Staatssekretär  der  öffiantlichen  Arbeiten 
gebilligten  Exemplare  wird  dem  Konzessionsinhaber  flbergeben;  das 
andere  verbleibt  in  den  Archiv«!  des  Ministerinms  der  Öffentliehen 
Arbeiten. 

Art.  3.  Vor  wie  während  d«  r  Ausführung  hat  der  KüuzebsiüUü- 
inhaber  die  Berechtigung,  die  ihm  nützlich  erscheinenden  Ver- 
bessernu^ren  der  geiK'huiigten  Pläne  vurzubchlag-en ;  diese  Ver- 
änderungen dürfen  jedoch  nur  mit  Ermächtigung  der  Beliörde,  die 
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ihre  Genebinigiuii^  m  den  en  verindernden  EntwVrfBii  gegeben  hat» 
auBgefBlirt  werden. 

Der  Staatssekretfr  der  ÖffenÜiehen  Arbeiten  kann  Ton  Amte 

wegen  die  rieh  durch  di«  Erfehmng  alB  notwendig  erweisenden 

Abändernngen  oder  di»'  auf  df^ii  üttentlichen  Wege  vorzunehmenden 
Änderungen  anordnen  ;  aber  welcher  Art  diese  Änderungen  sein  mögen, 
80  dürfen  sie  niemals  die  dnrch  die  gesetzgebende  Körperscbail 
sanktionierten  Bestimniuug^eii  verk-tzen. 

Keinesfalls  können  die  von  der  Abteilung  der  Öffentlichen 
Arbeiten  angeordneten  Veränderungen  die  Ursache  einer  Indemnität 
werden. 

Art.  4.  Breite  der  Gleise.  —  Die  Breite  der  Gleise  wird 
fttr  jede  Eonzeseion  durch  die  Kanfbedingnngen  bestimmt 

Art.  5.  Anlage  der  Eisenbahn.  Die  fflr  den  Öffent- 
lichen Verkehr  vorgesehene  Breite.  —  Du  die  Konsession 
genehmigende  Gesetz  bestimmt  die  Sektionen  der  Linie,  auf  der  das 
Gleis  in  der  H5he  des  Fahrdamms  mit  in  der  Erde  liegenden  Schienen 
angelegt  wird,  su  dass  es  für  die  gewühnliclien  Wagen  znfränglich 
nnd  befahrbar  bleibt.  Die  Kaufbedingungen  jeder  Konzession  be- 
stimmen die  Bi-eite,  die  für  den  freien  Verkehr  auf  dem  öffentlichen 
Wege  vorj^esehen  werden  muss,  so  dass  die  Kreuzung  von  zwei 
Wagen  immer  gesichert  ist. 

Die  vorgeschriebenen  Bestimmungen  müssen  im  übrigen  in 
allen  Fftllen  die  Sicherheit  des  den  öffentlichen  Weg  benutzenden 
Fnssgftngers  nnd  des  Grenebewohners,  dessen  Besitzungen  an  diesem 
Wege  liegen,  verbürgen. 

Art.  6.  Übergftnge.  Überginge  in  BodenhOhe.  Zu- 
gang zn  den  Grenzbesitzungen.  —  Der  Konzesalonsinhaber 
richtet  an  den  ihm  bezeichneten  Punkten  Niederlagen  ffir  das  Unter- 
haltnngsniaterial,  das  vorher  auf  den  Eisenbahndftmmen  Platz  fand,  ein. 

Wenn  irgendeine  Änderung  an  dem  öffentlichen  Wege  vor- 
genommen werden  mussti,  um  die  durch  die  Kaufbeding:uii>^en  fest- 
gesetzten Krümninngen  und  Neigungen  einzuhalten  und  den  Betrieb 
der  interessierU'u  Wrwaltungeu  aufrecht  zu  erhallen,  so  hat  der 
Konzessionsinhaber  alle  Arbeiten  auszuführen,  sei  t^s  auf  eigene  * 
KoeteUi  sei  es  mit  Unterstützung  der  interessierten  X'erwaltungen, 
wenn  sie  gemäss  der  von  der  Verwaltung  genehmigten  Pläne  statt- 
findet 
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£r  hat  ebenfalls  fHr  die  Verbreiterangen  zn  sorgeo.  die  not- 
wendig sind,  um  die  laut  dem  vorhergehenden  Artikel  erforderte 
Breite  des  Öffentlichen  Weges  wieder  herKnsteUen. 

Er  hat  für  den  Zugang  der  gewöhnlichen  Wagen  zu  dem 
Öffentlichen  Wege  nach  dem  Rechte  der  Öffentlichen  nnd  privaten 
Strassen  sowie  für  die  Zugänge  der  Fniurwerhe»  die  dorch  die  Eisen- 

balm  gehemmt  würden,  zn  sorgen. 

Die  Kreuzung:  der  Landstrassen  und  der  üffentliclien  und 
privaten  Wege  nuiss  in  Bodenhöhe  sein,  ohne  dass  die  Sdiienen  eine 
Erhöhung  oder  Vertiefung  auf  der  Oberfläche  dieser  Wege  bilden. 

Der  Konsessionsinhaber  hat  anseerdem  die  aOUgen  Anord- 
nnngen  anr  Erleichterung  der  AnsflUirang  der  Arbeiten  an  treffen,  die 
Ton  der  Verwaltung  vorgeschrieben  oder  genehmigt  sind,  damit 
wiederum  Zntritt  entweder  zn  den  Öffentlichen  and  privaten  Wegen 
oder  an  den  angrenzenden  Besitzern  geschaffen  wird. 

Art.  7.  W^asserabf lüsse.  Wiederherstellung  der  Ver- 
bindungswege. —  Der  Konzessionsinliaber  ist  während  der  Dauer 
der  Konzession  verpflichtet,  auf  seine  Kosten  die  während  seiner 
Arbeiten  abgesperrten,  abgestellten  uud  veränderten  Wasserabflüsse 
einzurichten  nnd  zu  sichern. 

Er  hat  auch  die  öffentlichen  oder  privaten  Verbindungswege, 
die  er  durch  die  Ansflthrnng  seiner  Arbeiten  für  den  Angenbück 
zn  verindem  gesonnen  ist^  wieder  hennsteilen. 

Art  8.  Ansfnhrnng  der  Arbeiten.  —  Das  Zerstören  der 
Landstrassen  und  die  ErOffhting  der  Durchstiche  zur  T^egnng  und 
Unterhaltung  dei-  Kisenbahn  muss  schnell  und  mit  allen  nötigen 
Vorsichtfimassregeln  geschelien. 

Die  Landstrassen  müssen  wieder  in  den  besten  Znstand  ge- 
setzt werden.  Die  Arbeiten  müssen  so  ausgefUhi  t  werden,  dass  sie 
nicht  die  Freiheit  nnd  Sicherheit  des  Verkelirs  geflUirden. 

Alle  aufjBfegrabenen  Stellen,  die  auf  den  Öffentlichen  Wegen 
geOffhet  bleiben,  sowie  jede  Haterlalniederlage  mflssen  wihrend  der 
Nacht  genügend  beleuchtet  nnd  bewacht  sein,  bis  der  Öffentliche 
Weg  frei  nnd  dem  gewöhnlichen  Znstand  der  Bodenfläche  wieder 
gleichgemacht  ist 

Art.  iK  Hahnhöfe  uud  Stationen.  Der  Konzessions- 
inhaber  iwt  verpflichtet,  ehe  er  mit  der  Austuhrung  anfängt,  dem 
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Minister  den  Plm  der  Bahnhofe,  Stationen  nnd  Haltestellen  an 
unterbreiten;  dieser  Plan  hat  sieh  znsamroenzQsetzen: 

1.  ans  einem  Plan  im  Hafsstab  von  ^1^,  der  die  Gleise,  die 
Balmsteige,  die  Gebäude  und  ihre  innere  Einrichtnng  sowie  die 
Verteilung  ihrer  Zufiränp-  ang^ibt: 

2.  ans  einem  Anfriss  der  üebäude,  im  MaÜsstabe  von  einem  Zenti- 
meter per  Meter; 

3.  aus  einer  beschreibendeu  Abhandlung,  in  der  die  Hauptbesiim- 
orangen  des  Planes  gerechtfertigt  sind. 

Art  10.  Ankauf  der  Grundstücke  und  Schaden- 
ersats.  —  Alle  ausserhalb  der  Strassen  nnd  Wege  liegenden  Grund- 
stflcke,  die  aur  Umlegnng  der  Verkehrsstnusen  und  veränderten 
Wasserlftufe  und  im  allgemeinen  snr  Ausffthmng  der  für  diese  Anlage 
erforderlichen  Arbeiten,  welcher  Art  sie  auch  sein  mOgen,  notwendig 
sind,  werden  vom  Konzesrionslnliaber  gekauft  nnd  besahlt. 

Art.  11.  Rechte,  die  dem  Konzessionsinhaber  ver- 
liehen werden.  -  Da  das  Unternehmen  zur  öffentlichen  Wohlfahrt 
dient,  werden  ilim  zur  Ausführung:  der  von  seiner  Konzession  ab- 
hftngenden  Arbeiten  alle  Keclite  erteilt,  die  die  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen der  Verwaltung  in  betreff  öffentlicher  Arbeiten  verleihen, 
sei  es  für  die  Erwerbong  von  Grundstücken  auf  dem  Wege  der 
Zwangsenteignung,  sei  es  für  das  Gewinnen,  den  Transport  oder  die 
Niederlage  der  Erde,  des  Uaterials  osw.  Er  bleibt  au  gleicher  Zeit 
allen  Verpflichtungen,  die  sich  für  die  Regierung  aus  diesen  Gesetzen 
nnd  Verordnungen  ergeben,  unterstellt 

Art  12.  Bergwerke.  —  Wenn  die  Eisenbahn  einen  schon 
fiir  den  Bau  eines  Bergwerks  genehmigten  Boden  durcbkieuit,  so 
bestimmt  das  Hinisterlum  der  öffentlichen  Arbeiten  die  au  ergrei- 
fenden Massregeln,  damit  die  Anlegung  dieser  Bahn  nicht  dem  Bau 
des  Bergwerks  schade,  und  umgekelirt,  damit  eintretendenfalls  der 
Bau  des  Berprwerks  nieht  dem  Eisenbahnban  Abbruch  tue.  Die 
StiitzUHgsarb'  if' II,  uit  im  Innern  iles  Bergwerks  auf  Grund  der 
Eisenbahnkreu/ung  vurzunehinen  sind,  nnd  aller  Schaden,  der  sich 
durch  diese  Bjihnkrenzung  für  die  Konzessionsinhaber  des  Berg- 
werks ergibt)  geschehen  auf  Kosten  des  Konzessionsinhabers  der 
Eisenbahn. 

Art.  13.  KontroUiernng  und  Beaufsichtigung  der 
Arbeiten.  —  Die  Arbeiten  stehen  nnter  der  Kontrolle  und  Auf* 
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sieht  eines  technischen  Direktor  aud  unter  der  Obrigkeit  des 
Ministers  der  Offentliclien  Arbeiten. 

Diese  Kontrolle  und  Aa&icht  hat  den  Zweck,  den  Konzessions- 
inhaber  zu  verhindem,  von  den  Bestlmmnngen  abxnweichen  die  die 
vorliegende  Verfllgang  TOTScbreibt  and  von  denen,  die  sich  ent* 
weder  ans  den  Kanfbeatimmongen  oder  ans  den  genebmigten  PiSaen 
ergeben. 

Je  nachdem  die  Arbeiten  an  den  Flftnen  der  Eisenbahn,  die 
geeignet  sind,  als  nutzbringend  für  den  Verkehr  tibergeben  zu 

werden,  beendet  sind,  wird  zur  Besieh ti^Ting  und  i^t^^i  benfalls  znr 
provisorisclien  Abiialiiue  dieser  Arbeiten  durch  einen  oder  mehrere 
von  den  Minister  bestimmte  Bevollmachtig-te  geschritten.  Nach  Ein- 
sicht des  Prot<^ikulls  dieber  IfeäichtiKini^.  genehmigt  der  Minister 
gegebenenfalls  die  AustTihrnng'  der  Pläne,  tun  die  es  sich  handelt; 
nach  dieser  Genehmigung  kann  der  Konzessionüinhaber  die  be- 
sagten Pläne  in  Angriff  nehmen  nnd  die  durch  die  Kaufbestimmiuigen 
festgesetzten  Taxen  sowie  die  zugewiesene  Entscfafidignngssnunie 
erheben,  aber  nur  für  den  Teil,  der  Ar  den  Verkehr  genehmigt  und 
übergeben  ist 

Art.  15.  Grenzscbeidnng  und  Katasterplan. — WShrend 
des  Baues  jeder  durch  die  Kanfbestimmnngen  festgesetzten  Strecke 
muss  der  Konzessionsinhaber  auf  seine  Koston  und  mit  dem  von  der 
Abteilung  der  öffentlichen  Arbeiten  bestimmten  technischen  Direktor 

eine  Grenzscheidnng  und  einen  Plan  dieses  Teils  der  Arbeiten  mit 
allem  Zubehör  ein  beschreibendes  Verzeichnis  der  Kunst  n  bciten  auf- 
stellen,  welches  deut  Bericht  der  technischen  Direktoren  der  Abteilung 
beigefü^rt  wird. 

Eine  gebülirend  beglaubigte  Abschrift  der  Grenzscheidnng  und 
des  Planes  der  Arbeiten,  des  beschreibenden  Verzeichnisses  wird 
an  den  Staatssekretär  der  Öf)'entli(;hen  Arbeiten  geschickt  und  in 
den  Archiven  der  Abteilung  niedergelegt. 

Die  Crmndstttcke,  die  nach  den  oben  erwfthnten  Ansflihrangen 
erworben  wurden,  werden  bei  ergänzenden  Ganzscheidungen  einge- 
tragen und  in  den  Katastorplan  eingefügt 

Art  16.  Unterhaltung  und  Betrieb.  ^  Die  Eisenbahn 
und  alles  dazu  gehörige  Mat«rial  mdssen  beständig  in  gutem  Zu* 
Stande  erhalten  werden,  so  dass  der  Verkehr  immer  leicht  und  sicher 
vonstatten  geht 
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Die  Ausgaben  für  die  Erhaltanp  und  dicgenigen  für  die  ge^ 
wGhnlicheii  und  antserordentlicheB  Repanttnren  geschehen  anf  Kosten 
des  KonzessioBainliaberB. 

Für  die  Sektionen  mit  tiefliegenden  Schienen  an  Stellen,  wo  die 
Eisenhahn  für  gewöhnliche  Wagen  zngSnglicfa  itt,  wird  die  Er- 
haltung des  Pflasters  oder  der  Steingrandlage  der  dem  Verkehr 
der  ZUge  ansgesetsten  Oberflftche  für  jede  Konzession  durch  die  Kanf- 
bestiininungen  geregelt. 

Art.  17.  Von  dem  Betriebsmaterial.  —  Das  auf  der 
Eisenbahn  in  Betrieb  gesetzte  rollende  Material  muss  frei  durch 
diö  Metallstang-e  zum  I^ressen  der  äiissersten  Breite  von  Wagen- 
ladungen, deren  Grösse  gemäss  der  Bestimmung  von  Art.  4  der  vor- 
liegenden Verordnung  festgesetzt  ist,  hindurchgehen. 

Die  Triebkraft  wird  gemäss  den  Klauseln  der  Konzession 
bewirkt 

Art  18.  Maschinen,  Dampflokomotiven.  —  Die  Maschinen 
and  Dampflokomotiven  werden  nach  den  besten  Modellen  hergestellt 
und  sind  mit  Gegendampflvremsen  nnd  mit  einer  Schranbenbramse 
mit  paarweisen  Bremsklötsen  versehen,  die  auf  die  Vorder-  nnd 
Hinterrftder  wirken. 

Die  Handhabung  der  Schranbenbremse  darf  ausserdem  mit  der 
einer  kontinuierlichen  oder  einer  Druckluftbremse  kombiniert  werden, 
damit  sie  bei  einer  Abwartsbewefzrung  von  2  cm  (0™  02)  i)er  steter 
mit  einer  (Tescliwindigkeit  von  20  km  in  der  Stunde  auf  einer  Strecke 
von  höchstens  20  m  angehalten  werden  k'innen. 

Die  heizbaren  Lokomotiven  dUrt'en  keinen  Geruch  verursachen 
und  auf  der  öffentlichen  Strasse  weder  Feuerfnnken.  noch  Kohlen- 
staub,  noch  Asche,  noch  Ranch,  noch  überfliessendes  Wasser  ans- 
strSmen.  Der  Konzessionsinhaber  ist  ausdrücklich  für  jede  Feners- 
brnnst,  die  dnrch  den  Betrieb  der  beizbaren  Maschinen  entweder  auf 
der  Oflentlichen  Strasse  oder  anf  den  angrenzenden  GmndstQcken 
verursacht  wird,  verantwortlich. 

Art  19.  Wagen  nnd  Waggons.  —  Die  Wagen  fUr  die 

Beisenden  werden  in  Federn  gehängt  Auf  den  Eisenbahnen,  bei 

denen  Triebkraft  mittels  Lokomotiven  erzeugt  wird,  mtlssen  die 

Rtickenlehnen  und  Bänke  abgeschrägt  sein  und  die  Rückenlehnen  bis 

zur  Schulterhidie  der  Reisenden  hinauti  eichen. 

Ks  kann  Plätze  von  versrliiedenen  Klassen  geben. 
Jahrbuch  der  luteraat.  Vereinigung,  b.  Bd.  209 
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Der  fBr  die  Fortscbaffimg  von  Waren,  Pferdea  oder  Vieh  be- 
stimmte Wa^cn.  die  Plattformen  und  im  allgemeinen  alle  Teile  dea 

rollenden  MateriaU  müssen  j^ut  und  solide  gearbeitet  sein. 

Jeder  VVaj^eii  und  Wa^'gon  muss  ausnahmslos  mit  einer  gur 
wirkenden  Bremse  vt-rst-lien  sein. 

Art.  20.  Lnteriiaitung  des  rollenden  31aterials.  —  Das 
rollende  Material  und  alles  zum  Betrieb  dienende  Material  mnas 
beständig  in  grntem,  reinlidiem  Zustand  unterhalten  werden. 

Wenn  das  betreffende  Material  nicht  in  gutem  Zustand  unter- 
halten wird,  so  wird  amtlieh  auf  Veranlassung  der  Kontrolle  unter 
der  Oberaufticht  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  und  auf 
Kosten  des  Konzessionsinhabers  dafür  Sorge  getragen. 

Art  21.  Aufsicht  und  Signale.  —  Der  Konzessionsinhaber 
ist  verpflichtet,  auf  seine  Kosten  die  notwendigen  Massregeln  zu 
ergreifen,  überall,  wo  es  sich  durch  die  Kontrolle  unter  der  Ober- 
aufsicht des  Ministers  und  in  Anbetracht  der  angewendeten  Betriebs- 
weise als  notwendig  herausstellt,  die  Freiheit  und  die  Sicheiii.  it 
des  Überganges  der  Wagen  und  der  Ziiee  auf  der  Eisenbahn  und 
die  des  orewöhnlitiien  Verkehrs  auf  den  Stra»seu  und  We^en,  die  die 
£iseubahn  bennty^t  oder  kreuzt,  zu  schützen. 

Art.  22.  Reparatur  Werkstätten  der  Bahn.  —  Wenn  eine 
Reparaturwerkstatt  auf  einer  Bahn  errichtet  ist,  muss  durch  Signale 
angezeigt  werden,  wenn  der  Znstand  der  Bahn  die  Durchfahrt  der 
Wagen  und  Zttge  nicht  erlaubt  oder  wenn  ihre  Bewegung  zu 
verlangsamen  ist. 

Art.  23.  Beleuchtung  der  Wagen  oder  der  Züge.  — 
Jeder  Einzelwagen  oder  jeder  Zug  muss  aussen  vom  ein  rotes  Lieht 
und  hinten  ein  grünes  Licht  haben.  Die  Lichter  müssen  Befiektoren 
haben;  sie  werden  bei  Sonnenuntergang  angezündet  und  dürfen  erst 
vor  Sunneuaufgang  ausgelöscht  werden. 

Art.  24.  Beförderung  get  ii  hrlicher  Stoffe.  —  Es  ist 
verboten,  in  den  Personenzügen  ir^:^*  iidweh  Ih^  Stolpe,  die  entweder 
eine  Explosion  oder  i'euersbrüusie  verursachen  können,  aufzu- 
nehmen. 

Art.  25.  Dienst  auf  den  Zügen.  -  -  Jeder  Lokomotivführer 
muss  seine  Aufmerksamkeit  auf  den  Zustand  der  Strecke,  auf  das 
Herannahen  gewöhnlicher  Wagen  oder  Herden  richten  und,  je  nach 
den  Umständen,  den  Gang  verlangsamen  oder  sogar  anhalten;  er 
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mius  Bich  nach  den  Verlftngaamiiiigs-  oder  Haltesignalen,  die  Ihm 
von  den  Änfeehem  nnd  Arbeitern  der  Strecke  gegeben  werden,  richten. 

Art.  26.  Znsammenpet zu n der  Züge.  —  Die  Liinj^e  der 
Ziig-e  darf  60  m  nicht  Ubersclirt  iten,  und  zwar  unter  dem  ^'ol•behalt 
folgender  nneriässliclier  Bedingung;  jeder  gewöhnliche  Personenzug 
muss  Wagen  oder  Kupees  aller  Xlaasen  in  genügender  Anzahl  flir 
den  Yerkehrsdienst  enthalten. 

Die  Haschinen  und  Wagen,  ans  denen  sich  alle  Zttge  znsammeU' 
setzen,  werden  miteinander  mit  widerstandaffthi^n,  federnden  Gliedern 
verbanden.  Die  Maschinen  sind  an  die  Spitse  der  Züge  sn  setzen. 
Von  diesen  Bestimmungen  darf  nur  beim  Bangieren  in  den  Stationen 
oder  im  Hilfsfalle  abgewichen  werden;  in  diesen  besonderen  FSllen 
darf  aber  die  Geschwindigkeit  fünf  Kilometer  in  der  Stande  nicht 
überschreiten. 

Die  Züge  werden  von  einer  einzigen  Maschine  gezogen,  ausser 
bei  einem  sehr  starken  Anstieg  uder  im  Ungrlücksfall. 

Es  ist  in  allen  f^illen  untersagt,  einen  Zu^  gleichzeitig  mit 
mehr  als  zwei  Lokomotiven  zu  versehen;  die  ^iaschine  an  der  Spitze 
gibt  die  Bewegung  des  Zuges  an,  deren  (iescli windigkeit  bei  doppelter 
Bespannung  niemals  zehn  Kilometer  in  der  Stunde  überschreiten  darf. 

Art.  27.  Zugpersonal  —  Jede  heizbare  Lokomotive  wird 
von  einem  Lokomotivführer  and  einem  Heizer  bedient 

Der  Heizer  mass  imstande  sein,  die  Maschine  im  Notfiüle 
anzuhalten.  Jeder  Zug  ist  ausserdem  von  der  jeweilig  erfiorder- 
licben  Anzahl  von  Schaffnern,  Bremsern  begleitet;  ausserdem  be- 
findet sich  in  aiQen  Fällen  in  dem  letzten  Wagen  ein  Schaffner, 
der  in  Verbindung  mit  dem  Lokomotivführer  steht  Befinden  sich 
mehrere  Schaffner  in  dnem  Zuge,  so  mnss  einer  von  ihnen  ttber  die 
andern  gestellt  sein. 

Vor  der  Abführi  des  Zuges  niuss  sich  der  Lokomotivführer 
versichern,  ob  alle  Teile  der  Lnkoniütive  in  gutem  Zustande  sind 
und  besonders,  ult  die  I)renisf  richtig  funktioniert. 

Er  darf  den  Zug  nicht  eher  in  Bewegung  setzen,  als  bis  der 
Hauptschaffner  das  Abfahrtszeichen  gegeben  hat. 

Während  der  Fahrt  muss  der  Lokomotivffihror  seine  Auf- 
merksamkeit auf  den  Zustand  der  Strecke,  auf  das  Herannahen  von 
gewöhnlichen  Wagen  oder  Herden  richten  nnd  den  Umständen  geroSss 
langsamer  fahren  oder  im  Fall  eines  Hindernisses  sogar  anhalten; 

2or 
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er  ma88  sich  uach  den  ihm  von  den  Wächtern  und  Streckenarbeitern 
gegebenen  Zeichen  richten. 

Dieser  }^^  :^!Jte  kündet  das  Herannaiien  des  Znpres  mittels  einer 
Trompete,  einer  iTlocke  oder  eines  ähnlichen  lustraments,  mit  Aas- 
Dahme  der  Dampfpfeife,  an. 

Niemand  ausser  dem  Lokomotivführer  und  dem  Heizer  darf  auf 
die  Lokomotive  steigen,  wenn  nicht  eine  besondere  und  schriftliche 
ErianbniB  vcm  dem  Betriebsvorsteher  der  Eisenbahn  erteilt  l«t  Von 
diesem  Verbot  ausgenommen  sind  die  znr  Anfkieht  bestellten  Beamten. 

Art  28.  Bewegung  der  Zftge.  —  Die  Geschwindigkeit  der 
Zttge  wird  dorch  die  Kanfbestimmnngen  festgesetzt  Die  Ge- 
schwindigkeit mnsB  ausserdem  beim  Dnt«bfahren  von  bewohnten 
Orten  oder  in  Fällen  von  Verkehrsstörung  auf  der  Strecke  ver- 
mindert werden. 

Art.  29.  Unfälle.  —  Die  erwähnten  Hilfs-  oder  Koserve- 
maschinen müssen  beständig  geheizt  und  bereit  sein,  auf  den  bezeich- 
neten Linien  und  zu  den  bezeichneten  I'unkten  abzufahren.  In  dem 
Lnkoniotivschnppen  muss  bestaudifr  ein  mit  allen  nötif^t-n  Instrumenten 
und  Werkzeugen  für  Unglücksfälle  versehener  Wagen  stehen.  Jeder 
Zug  muss  ausserdem  die  unentbehrlichen  Werkzeuge  mit  sich  fahren. 

Art.  90*  Polizei  und  Aufsicht  —  Es  ist  allen  nicht  zum 
Eisenbahnbetrieb  gebdrigen  Personen  verboten: 

1.  die  Eismbahngleise  oder  die  Arbeiten  unter  irgendein»!  Vor- 
wande  in  Unordnung  zu  bringen,  zu  stdren  oder  zu  verindern; 

2.  sich  auf  dem  Gleise  aufzuhalten  oder  Wagen  darauf  stehen  zu 
lassen : 

3.  Pferde,  \  ieli  oder  irgendwelche  Tiere  sich  dort  aufhalten  zu 

lassen : 

4.  irgendwelche  Sachen  oder  Uegeust&nde  darauf  zu  werfen  oder 

niederzuleg-en ; 

5.  die  Eisenbahnschienen  zum  Verkehr  von  nicht  zum  Betrieb  ge- 
hörigen Wagen  zu  benutzen. 

Jeder  Wagenlenker  muss  beim  Herannahen  eines  Zuges  oder 
eines  zum  Eisenbahnbetrieb  gehörigen  Wagens  die  Zflgel  oder  die 
Leine  seines  Fuhrwerks  in  der  Hand  halten,  so  dass  er  seine  Pferde 
in  der  Gewalt  hat,  sofort  die  Strecke  freigeben  und  sich  so 
weit  davon  entfernen  kann,  dass  die  ganze  nötige  Breite  für  die. 
Vorbeifahrt  des  Eisenbahnmaterials  vorhanden  ist 


Digitized  by  Google 


M.  A.  Fdütol:  Haiti. 


3313 


Jeder  Führer  einer  Herde  mnss  die  Tiere  beim  Herannaben 
eines  Znges  oder  eines  zum  Eisenbahnbetrieb  gehörigen  Wagens  von 

dem  Gleise  entfernen. 

Art  31.  Hegeln  für  die  Eeiseuden.  —  Es  i»l  deu  Keisendeu 
verboten : 

^1.  in  die  Wagen  während  der  Fahrt  einzusteigen  oder  sie  zu  ver- 
lassen und  überhanpt  dies  anders  als  darch  die  zn  diesem  Zwecke 
bestimmte  Tür  zn  tnn; 
2.  Yon  dnnn  Wagen  in  den  anderen  zn  gehen,  ausser  wenn  sie 
einen  Hitteldnrchgang  liaben,  sieh  hinanssnlehnen  und  wXhrend 
der  Fahrt  stehen  zn  bleiben. 
Es  ist  verboten,  in  den  Wagen  melir  Beisende  znznlassen,  als 
die  Zahl  der  PlAtze  in  jedem  Abteil  angibt 

Es  ist  jedem  Beisenden  nntersagt,  in  dem  Wagen  anMhrerisehe 
Gesprftehe  und  solche,  die  die  OffantHcfae  Moral  Torlosen  könnten, 
zn  führen. 

Das  Betreten  des  Wag'ens  ist  untersagt: 

1.  allen  Pei-sonen  in  betrunkenem  Zustande; 

2.  allen  Personen,  die  g^eladene  P^uerwaffen  oder  Pakete  mit  sich 
f&hren,  die  durch  ihre  Beächaffenheit,  ihren  Umfang  oder  ihi'en 
Geruch  die  Beisenden  genieren  oder  belästigen  könnten. 

Alle  Personen,  die  eine  Feuerwaffe  tra^,  mttssen,  bevor  sie 
in  den  Wagen  zugelassen  werden,  feststellen  lassen,  daas  ihre  Waffe 
nicht  geladen  ist 

Kein  Hond  wird  in  den  für  die  Beförderung  der  Beisenden 
bestimmten  Wagen  zugelassen;  jedoch  kann  die  GeseUschaft  besondere 
Wagen  für  diqenigen  Beisenden  einstellen,  die  sieh  nickt  von  ihren 
Hunden  trennen  wollen,  vorausgesetzt  dass  die  Tiere  durchgängig 
einen  Maulkorb  tragen. 

Art.  82.  Beförderung  ^gefährlicher  Stoffe.  —  Es  ist 
verboten,  la  den  Kisenbaha vva^*  a  ir^i  iidwekhe  als  explusions-  oder 
fenergefiihrlich  geltende  Stolle  zu  befördern. 

Die  Absender  müssen,  wenn  sie  sie  dem  Eisenbahnbetrieb 
Ubergeben,  dies  formen  erklären. 

Art.  33.  Polizei-  und  Betriebsverordnung.  —  Alle 
Personen,  die  den  Vorschriften  von  Art.  30  des  vorliegenden  Ge- 
setzes in  den  Paragraphen  2  und  3  zuwiderhandeln,  werden  mit 
Gefängnis  von  einem  bis  fünf  Tagen  bestraft. 
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Der  Konzessionsinhaber  ist  verpflichtet,  jedes  Jahr  der  Staate- 
kanzlei  der  Ofieotlichen  Arbeiten  einige  Beamte  vorzustellen,  von 
denen  eine  ^wisse  Anzahl  bestimmt  wird,  die  Vergehen^  die  auf 
der  Eisenbahn  begangen  worden  sind,  festzustellen. 

Diese  Beamten  haben  die  Verpflichtung  dem  Friedensgericht,  in 
dessen  Bezirk  die  Tat  geschehen  ist,  eine  beglaubigte  Abschrift  de$ 
FeststellongsprotokollB,  dessen  Original  dem  BegiernngabevollmAch- 
dgten  ftbergeben  wird,  sn  fibermitteln. 

Den  von  diesen  Beamten  abgeftusteu  Protokollen  wird  bis 
znm  Gegenteflsbeweis  Glanben  gewSlurty  unter  der  Bedingung,  dass 
sie  vorher  in  der  dnrcli  den  folgenden  Artikel  vorgescliriebenen 
Form  vereidigt  worden  sind. 

Art.  34.  Der  Staatsstkretär  der  Öffentlichen  Arbeiten  weist 
die  bezeichneten  Heamten  an  den  Sekretär  der  Justiz,  der  dem  Ee- 
gierungsbevollm.1('liti^(ten  betiehlt,  den  Friedensrichter  zu  ersuclienf 
von  ihnen  folgenden  Kid  abzunehmen: 

,.Ich  schwüre,  die  mir  anvertrauten  l'tlichten  gut  und  treu  zu 
erfüllen  und  nur  die  Interessen  der  Gerechtigkeit  zu  berticksichtigen." 

Art.  35.  Beschwerdebuch.  —  In  jeder  Station  und  jeder 
Wartehalle  liegt  ein  von  dem  Gemeindevorsteher  der  Station  oder 
der  Wartehalle  registriertes  nnd  unterzeichnetes  Buch  auf,  das  dazu 
bestimmt  ist,  die  Beschwerden  der  Personen  (Bebender  oder  anderer) 
anfiennehmen,  die  entweder  gegen  den  Konzessionsinhaber  oder  gegen 
die  Beamten  Klage  zu  ffihren  haben. 

Dies  Buch  wird  stets  auf  Verlangen  des  Publikums  vor« 
fc^elegt;  es  wird  von  den  Beamten  des  Kontrolldienstes  oder  der 
Auiöichtsverwaltung  beglaubigt. 

Art.  30.  Anschlag:  nnd  Veröffentlicliungf  der  vor- 
liegenden Verordnung.  —  Kximidare  der  vorliegenden  Ver- 
ordnung»: Wi  lden  auf  Anordnung  des  Konzessionsinhabers  an  den 
ZugUiigen  zu  den  Stationen,  Hallen  und  Halteplätzen  usw.  der  Eisen- 
bahnen, die  das  Terrain  der  öffentlichen  Wege  benutzen,  sowie  in 
den  Wartesjilen  der  Bahnhöfe  angeschlagen. 

Der  Führer  oder  Schaffner  jedes  Wagens,  der  Hanptschaffiier 
jedes  fahrenden  Znges  ist  mit  einem  Exemplar  der  Verordnung  ver- 
seben. Den  Schaffhem,  Lokomotivführern,  Heizern,  Bremsern  und 
anderen  im  Dienst  der  Eisenhahn  stehenden  Beamten  werden  Aus^ 
Züge  Uber  das,  was  jeden  von  ihnen  betrifft,  ausgehändigt. 
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Aaizfige  fiber  die  von  den  Beiienden  wShiend  der  Fahrt  sn 
lieobaelitendeE  ABordmmgfii  werden  in  jedem  Wagenabteil  an- 
geschlagen. 

Art.  37.  Feststellung  und  Verfolgung  von  Über- 
trctunfren.  —  Übertretungen  der  vorliegenden  Verordnung,  der 
ministeriellen  Entscheidungen  und  Beschlüsse,  die  zur  Ansführnng 
dieser  Verordnung  erlassen  werden,  werden  festgestellt,  verfolgt  und 
den  in  der  Republik  in  Kraft  stehenden  Gesetzen  gemäss  bestraft. 

Die  Bestimmnngen  der  vorliegenden  Verordnung  sind  für  die 
Eisenbahnen  nnd  Strassenbahnen  auf  Strecken,  wo  diese  Eisenbahnen 
nnd  Strassenbahnen  den  Boden  dffentlicher  Wege  benutzen,  gültig. 

Art.  88.  YoUstrecknng  der  vorliegenden  Verordnnng.— 
Die  Hinister  der  Öffentlichen  Arbeiten,  des  Innern  und  der  Justiz 
sind  mit  der  Vollstreckung  des  vorliegenden  Gesetzes,  das  in  dem 
Gesetzblatt  und  Staatsanzeiger  veröffentlicht  wird,  betraut 

4.  Gesetz  vom  22.  August  1907  über  die  Verordnung 
der  Strafen  zur  Unterdrückung  der  Vergehen  auf  der 
Eisenbahnlinie. 

Art.  1.  Alle  Personen,  die  absichtlich  Hindernisse  auf  eine 
Eisenbahn-  oder  Strassenbahnlinie  gestellt  oder  die  die  Strecke  oder 
einen  Teil  derselben  auf  irgendeine  Weise  zerstört  oder  verdorben 
haben,  werden,  wenn  der  daraus  entstehende  Sehaden  fünfhundert 
Gourdes  oder  darunter  betrSgt»  mit  Geftngnis  von  drei  Monaten  bis 
zu  einem  Jahre  bestraft 

Übersteigt  der  Schaden  fünfhundert  Gourdes,  so  wird  der 
Schuldige  zu  einer  GefUngnisstiafe  von  sechs  Uonaten  bis  zu  zwei 
Jahren  verurteilt;  ausserdem  verwirkt  er  eine  Geldstrafe,  die  das 
Drittel  des  verursachten  Schadens  nicht  übersteigen  darf. 

Wenn  das  Hindernis  nicht  derart  ist,  dass  Schaden  dadurch 
verursacht  werden  kann,  und  wenn  aucli  wirklich  keiner  vcrursaclit 
worden  ist,  so  wii'd  der  Sclmldii^e  zu  Gefänf^nis  von  tineiu  ilunat 
bis  zu  sechs  Monaten  und  einer  Geldstrafe  von  hundert  bis  zwei- 
hundert Gourdes  verurteilt. 

Art.  2.  Wenn  Verletzungen  oder  der  Tod  einer  oder  mehrerer 
Personen  die  Folge  gewesen  sind,  so  wird  der  Schuldige  mit  den 
durch  das  Strafgesetzbuch  für  solche  Fälle  verordneten  Strafen  belegt. 

All.  8.  Sind  die  oben  im  Art.  1  aufgezählten  Handlungen 
in  der  Absicht  begangen  worden,  revolutionäre  Unruhen  hervorzu- 
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raten  oder  die  Unterdrückung  revolutionärer  L  nriUien  zu  verhindern, 
80  wird  der  Schuldige  zn  Zwangsarbeit  aaf  eine  bestimmte  Anzahl 
Jahre  ▼emrteüt 

Art  4.  Das  yorliegencift  Gesetz  bebt  alle  widersprechenden 
Gesetze  oder  gesetzlichen  Bestimmungen  auf.  Die  VoUstreeknng  ist 
der  Anfidcht  des  Staatssekretärs  der  Öffentlichen  Arbeiten  unterstellt 

1.  Gesetz  vom  24.  Hai  1907  zur  Bestätigung  des  Ver- 
trages bezftglich  der  Konzession  und  Gründung  einer 
landwirtschaftlichen  und  Industriellen  Bank  in  Haiti. 

Art.  1.  Der  am  12.  ilürz  11>U6  zwischen  der  Kegiorunf;:  nnd 
einer  Gruppe  von  Kai>italisteu,  vertreten  diirch  M.  G.  Nell>«i,  L'-e- 
Bchit/Sftr'iie  \  ertrag  über  die  Konzession  zur  baldigen  Gründung  einer 
landwirtschaftlichen  und  induBtriellen  Bank  in  Haiti  ist  und  bleibt 
bestätigt,  ebenso  wie  die  dazu  betreffenden  Veränderungen  in  dem 
Art.  3,  dritter  Absatz  von  Nr.  I,  vierter  Absatz  derselben  Nr.  I 
und  ftlnfter  Absatz  der  besagten  Nr.  I,  sowie  in  dem  Art  4,  letzter 
Absatz  mit  Aufhebung  des  letzten  SatzgliedeSi  und  endlich  des 
Art  8. 

Art.  3.  Gegenstand  der  landwirtschaftliehen  und  industriellen 
Hypothekenbank  in  Haiti  bilden  „alle  Bank-  und  besonders  Kredit- 
geschäfte**, und  zwar  insbesondere: 

1.  Den  Besitzern  von  industriellen  und  landwirtschaftlichen  Häusern 
und  Firmen,  die  einen  genau  bestimmten  Wert  haben,  auf  erste 
Hypothek  Summen  zu  borgen,  die  zu  bestimmter  i?ri8t,  jährlich 
oder  halbjährlich,  zurückzuzahlen  sind. 

Da  die  Häuser  und  andere  Bauwerke  versichert  sein  mtlsseu 
80  werden  die  nicht  versicherten  Bauwerke,  sowie  die  landwirt» 
schaftiichen  Besitzungen  nur  nach  dem  Werte  des  unbebauten 
Bodens  eingeschätzt 

Die  geliehene  Summe  darf  niemals  mehr  als  drei  Viertel 
des  Bodenwertes  betragen. 

Die  auf  Hypotheken  gewährten  oder  anderen  Darlehen 
werden  in  amerikanischem  Gold  oder  Nationalgeld  gegeben,  und 
die  Rflckzahlung  mnss  in  derselben  Geldsorte  geschehen. 

2.  Den  Departements,  Gemeinden  oder  bestehenden  GeseUschaften 
Kapitalien  zu  leihen,  die  zu  bestimmter  Frist  oder  jährlich 
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rfickzahlbar  sind,  unter  der  Bedingung,  daas  diese  Darlehen 
zn  Orflndnngen  Ton  Sffentliclieni  Interesse,  zur  Anlage  von 

Wegen  und  Brücken,  zu  Bewässerunj*^arbeiten  usw.  bestimmt 
sind.  Diese  Darlelien  werden  nur  mit  üeaeiimiyung  und  unter 
dem  Schutz  der  Regrierun^  g-ewäln-t. 

3.  Aufteile  der  oben  erwälinttn  Iiiiloinn  Hypothekenobli^ationeii 
mit  jährlicher  sechsprozeutiger  Verziimung  und  rückzahlimr  zu 
bestimmter  Frist  oder  durch  Amortisation  zn  schalten,  zu 
emittieren  und  zn  vergeben. 

4.  Die  Gr&ndnng  jeder  anderen  Gesellschaft  snm  Zweck  der  An- 
lage der  oben  erwtthnten  Arbeiten  zn  nnterstlltzen  nnd  zn 
erleichtem. 

5.  Kapitalien  In  Kontokorrent  an&nnehmen,  welche  Zinsen  tragen 
kSnnen,  deren  Zinsfliss  anf  Gmnd  der  Bedentnng  nnd  der  Daner 
der  Abgaben  festgesetzt  wird. 

6.  In  Port-an-Prince  nnd  den  HanptstSdten  der  Republik  Spar- 
kassen zu  gründen,  um  der  Bevölkerung  die  Möglichkeit  zu 
verschaft'eu,  ihn  Ersparni55se  !a;-e\vinübringend  anzuleg-en. 

Und  endlich  Bic]i  an  allen  Handels-,  finanziellen  uinl  iriiiu- 
striellen  Unternehmungen,  die  die  Bank  flir  zweckmässig  hält, 
zu  beteiligen. 

Art.  4.  Das  Kapital  der  landwirtschaftlichen  nnd  industriellen 
Hypothekenbank  betrftgt  10000000  Franken  (zehn  Millionen  Franken) 
bestehend  ans  20  Tausend  Aktien,  jede  zn  500  Franken. 

Sie  ist  ansserdem  berechtigt,  Hypothekenobligationen  bis  znm 
Höcbstbetrage  von  5000000  (fünf  Uillionen)  Franken  in  Umlanf  zn 
setzen  mit  der  Befiignis»  nach  der  Einwilligung  der  Regierung  noch 
5000000  Franken  anszngeben. 

Diese  Einwilligung  kann  erst  anf  Gmnd  des  gfinstigen  Be- 
richtes einer  von  dem  Staatssekretär  der  Finanzen  zusammengestellten 
und  geleiteten  Kommission  erlaufet  werden. 

Diese  Obli?rationen  werden  durch  das  Vermii^en  der  Bank, 
insbesondere  durch  den  Betrag  der  auf  Hypotheken  gemachten  Dar- 
lehen gedeckt. 

Die  Aasgabe  der  Obligationen  geschieht  unter  der  Kontrolle 
der  Regierun»  Durch  den  Präsidenten  von  Haiti  wird  ein  be- 
sonderer Bankbevollmächtigter  ernannt,  der  sich  der  Ausfähmng  der 
Bedingungen  der  vorliegenden  Konzession  zu  versichern  hat. 
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Art  8.  In  Fällen  ▼on  UeinmigBTencliiedeiiheiteii  Uber  die 
AnslegUBS  der  Klauseln  und  Bedingungen  der  Koncenion  zwiacfaen 
der  Begiemng  nnd  der  Buik  wird  die  Sj^reitfrage  dem  mtftndigen 
Gericht  der  Republik  unterbreitet. 

Art.  9.  Das  ?orliegende  Geeets  hebt  alle  ihm  widersprechenden 
Gesetze  oder  gesetsliehen  Bestimmungen  auf.  Die  Voltstreckong 
ist  der  Aufsicht  der  Staatssekretäre  der  verschiedenen  Departements 
nnterstellt. 

b)  Literatur. 

Im  Jahre  1906  sind  folgende  Werke  erschienen; 

1.  Lehrbuch  des  haitanischen  Verwaltnngsrechts  von 
U.  Pbicb,  Sohn.  Dmck  von  H.  Amblard,  Port-an-Prinoe.  In  B^, 
1.  Band:  175  Seiten  mit  einer  Einleitung. 

2.  Sammlung  gebräuchlicher  Gesetze  (veröffentlicht  in 
Form  eines  Dictionaires)  von  h.  I'rk  e.  Druck  von  K.  Malval. 
1.  und  2.  naiul.  Der  1.  Band  enthält  IV— 212  Seiten  und  preht 
bis  zum  Biuhbtaben  I;  der  2.  l^aml  umlasst  101  Seiten  und  ent- 
hält die  Buchstaben  T  bis  N.  Die  Sammlung  wird  bei  der  VoUen- 
dang  4  Oktavbünde  zählen. 

3.  Über  das  staatliche  (nationale)  Unterrichtswesen  von 
F.  TiMiuiere.  Druck  von  CAbeille,  Port-an-Prince.  400  Seiten 
in  12<^. 

4.  Jahrbach  der  haitanischen  Gesetzgebung  von 
E.  Mathou.  Druck  von  Verrolot,  Port-au-Prince.  8.  Jahrgang  ent- 
haltend die  von  den  gesetzgebenden  Kammern  angenommenen  Ge- 
setze und  die  wichtigsten  Beschlösse  von  allgemeinem  Interesse,  die 
im  Jahre  1906  bekannt  gemacht  wurden.  Oktavformat. 

5.  Bericht  des  Justizministeriums.  Veröffentlichung  der 
Entscheidung-en  der  Zivil-  und  llaudelsgerit  lite,  ebenso  wie  der 
rrteile  des  Kassatioushofes.  in  4^.  Druck  von  Aug.  Heraux, 
Port-au-rrince. 

7.  Sammlung  der  Entschpiilnn^^eji  des  Kafesations- 
hofcB.  Druck  dienet,  in  8»  2  Bände.  Der  1.  Band  zu  146  Seiten, 
der  2.  /u  ibb  Seiten;  sie  wurden  1906  herausgegeben  und  ent« 
sprechen  den  Jakreu  1900  und  1902. 
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a)  Oesetzgebung. 

Referent:  Dr.  Graf  Yincenzo  Caracciolo,  Neapel. 
Überaetsmufr  toh  Dr.  Alisa  Mae  leui,  Bom. 


1.  Gf'SPtze  vom  12.  Mai  1904  nnd  vom  19.  April  1906, 
betr.  die  ÜbertragUDg  Öffentlicher  Arbeiten  an  Pröda- 
senten-  oder  Arbeitergenossenschaften. 

Verträge  über  Banarbelten,  über  Instandhaltnngsarbeiten  von 
Ansrttstnngen  nnd  Uber  öffentliche  Dienste  kdnnen  sowohl  anf  Gmnd 
von  Hindestfordemngen  als  von  privaten  Verträgen  mit  Arbeiter- 
nnd  Prodnzentengenossenschaften  abgeschlossen  werden,  sofern  sieh 
letztere  den  gesetzlichen  Anforderungen  entsprechend  gebildet  haben. 
Dasselbe  bezieht  sich  auf  landwirtschaftliche,  von  kleinen  Grund- 
besitzern gebildete  Genossenschaften,  die  sidi  f^h  iehfalls  den  legalen 
Erfordernissen  entsjjrechend  gebildet  lialion;  Jedoch  darf  es  sich 
dabei  nicht  um  Ik-tnlge  von  über  2<JUUUU  Lire  handeln.  Die  Zah- 
lTin£rfn  haben  ratenweise  und  entsprechend  der  geleisteten  Arbeits- 
menge  zu  erfolgen. 

Eine  Sicherung  wird  dadurch  geschaffen,  dass  10%  des  Be- 
träges  einer  jeden  Kate  einbehalten  werden. 

Besagte  Genossenschaften  kennen  sich  unter  denselben  Be- 
dingungen nm  öffentliche  Verdingnngsansschreibnngen  bewerben. 

Verordnung  vom  17.  MÄrzl907,  betr.  die  Ausführung 
vorerwähnter  Gesetze. 

Bei  jeder  l'rätVktur  des  Königreichs  ist  ein  Register  zu  führen, 
in  welches  die  fi:t'seUmiissig  begründeten  Pr^du/cnten-  nnd  Arbritrr- 
t:enossens(  hatten  der  Provinz,  sowie  jene  von  Gewerbetreibenden 
und  Landwirten  sich  eintragen  lassen  müssen. 

Die  Einsicht  in  das  Register  ist  anf  Antrag  jedermann  zu 
gestatten. 
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Um  die  Eintragung  in  das  Beßfister  zu  erlangen,  haben  die 
Arbeiter-  und  Prodnzentengenoaaeoachaften  sieh  an  den  PriUUiten 
der  betreffenden  Provina  an  wenden,  nnter  gleiebzeitlger  BeUHgong: 

a)  der  BegrttndangBQrkande  nnd  des  Begleraenta  fllr  die  innere 
Verwaltnng; 

b)  eines  Verzeichnisses  der  an  dem  Tag  der  Antragatellang  vor- 
handenen Genossen,  ihrer  Vor-  nnd  Zunamen,  sowie  Angabe 
ihrer  Berufe  beaw.  Gewerbe. 

Zur  Nachprüfung  der  Gesuche  wird  in  jeder  Provinz  eine 
Kommission  mit  dem  Prafekten  als  Vorsitzenden  gebildet.  An  der 
KoramiBsioii  nehmen  unter  anderen  3  von  den  Genossenschaften  der 
Provinz  erwählte  Mitglieder  Teil. 

Die  Provinzialkommission  hat  nachzuprüfen,  ob  die  Genossen- 
schaften, die  die  Eintragung  in  da»  Register  des  Präfekten  nach- 
suchen, die  erforderlichen  Urkunden  beigebracht  haben,  ferner  dar&ber 
2U  wachen,  dass  die  eingetragenen  Genossenschaften  den  von  ihnen 
nrsprOnglich  angenommenen  Charakter  bewahren  nnd  die  Vorschriften 
der  Gesetze  sowie  das  Reglement  und  die  Statuten  der  GeseUschaft 
beobachten. 

Bezüglich  der  Produzenten-  und  Arbeitergenossenscitaften  liat 
steh  die  Kommission  zu  vergewissem; 

a)  ob  alle  Genossen  Arbeiter  sind  und  ob  sie  das  oder  eines  der 
Handwerke  ausüben,  welche  die  Genossenschaft  zum  Gegen- 
stände hat; 

b)  dass  von  den  Neitoeinnahmen  der  Uenossenschaft  zunächst  der 
durch  das  (Tosetz  zur  Bildung  eines  Sicherungsfonds  verlangte 
Betrag  in  Abzug  gebracht  werde; 

c)  dass  Überschüsse  der  Einnahmen  denen  zurftckerstattet  werden, 
durch  deren  Beiträge  sie  eingekommen  sind. 

Der  Prftfekt  bestimmt  auf  Beschluss  der  JProvinzialkommission 
hin  durch  Verordnung,  dass  die  Eintragung  der  antragstellenden 
Genossenschaften,  wofern  sie  den  obengenannten  Nonnen  genflgen, 
zu  erfolgen  habe. 

Gegen  die  Verordnung  des  Präfekten  ist  Beschwerde  an  das 
Ministerium  für  Landwirtschaft,  Gewerbe  und  Handel  gegeben, 
welches  endgültig  entscheidet. 

Auf  Beschluss  der  Provinzialkoniiiii^>ion  ordnet  der  Prfifekt 
die  Streichung  jener  Genossenschaften  aus  den  auf  der  Präfektur 
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gefahrteil  Listen  an,  von  denen  feststeht,  daae  aie  den  ihnen  auf- 
erlegten Verpflicbtnngen  nicht  genügen. 

Vier  Honate  nach  Schlnee  des  Geeehäflqjahrs  haben  die 
registrierten  Genossenschaften  der  Prftfektnr  die  Jahresbilanz  ihrer 
Ausgaben  snkommen  sn  lassen,  in  welcher  die  einzelnen  während 

des  letzten  Jahres  an  Genossen  oder  Hilfsarbeiter  ausgezahlten 
Beträge  der  Einnahmen  namentlich  angegeben  sein  iiuissen.  Die 
Bilanzen  wei  den  von  dem  Präfekten  an  den  Minister  für  Ackerban, 
Gewerbe  und  Handel  weitergegeben. 

Jede  Genossenschaft  hat  bei  der  Verdingnng  Öffentlicher  Ar- 
beiten oder  öffentlicher  Dienste  anzugeben,  wem  sie  in  ihrem 
eigenen  Interesse  die  Leitung  der  Arbeiten  anznvertranen  gedenkt 
In  die  mit  den  Genossenschaften  zn  schliessenden  Vertrage  ist  das 
Verbot  anfznnehmen,  dass  die  verdnngenen  Arbeiten,  Liefemngen 
oder  Dienstleistangen  ganz  oder  znm  Teü  zediert,  weiterverdnugen 
oder  in  Akkord  gegeben  werden. 

Ausnahmsweise  kann  pb  prestattet  werden,  dass  die  (Ten<»sseu- 
schaften  Hilt'sail  ^itt  r  verwenden,  voran^gesetzt,  dast^  die  Zahl  der 
letzteren  eine  beschränkt«  ist  und  nicht  die  der  bei  der  Arbeit 
selbst  beschäftigten  Genossen  fibersteigt. 

In  den  Verdingangsyertrügen  wird  bestimmt,  dass  die  Zah- 
lungen entsprechend  der  geleisteten  Arbelt  In  Zeitriumen  von  10, 
20  Tagen  zu  erfolgen  haben. 

In  den  Verträgen  wird  ferner  erklärt,  dass  zwecks  Schaffnng 
einer  Sicherlieit  10%  der  jeweilig  billigen  Rate  ziirßckbehalten 

und  der  lienusseuschaft  gutgeschrieben  werden. 

Bei  Verdingungsvertrflgen  mit  Genossenschaften  von  allgemein 
anerkannter  Ehrenhaftigkeit  und  Solidität  kOnnen  die  verdingenden 
Verwaltungsbehörden  auch  in  der  Überlassung  von  Forderungen  und 
Vollmachten  zur  Behebung  von  Geldern  bei  Sparkassen,  Volksbanken 
und  dergl.  einwilligen;  jedoch  stets  unter  Wahrung  der  Quote 
▼on  10% 

Die  Arbeiten,  welche  nicht  die  im  Vertrage  ausgemachte 
geometrische  Form  erlangt  haben  oder  ans  anderen  Gründen  keine 

Preisbestimmung'-  zulassen,  dürfen  nicht  ratenweise  den  Fortschritten 
entsprechend  honoriert  werden,  aach  sind  bei  ihnen  Abschlags- 
zahlungen unstatthaft. 
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Nachdem  die  Abnahme  erfolt^'t,  zahlt  die  verdinprende  Behörde 
den  geschuldeten  Hestbetrag  aas  und  erstattet  za  diesem  Zweck 
auch  die  Kaution  zarUck. 

Die  in  vorliegendem  Reglement  behandelten  Genossenschaften 
Bind  der  Aafsicht  des  Ministeriams  für  Ackerbau»  Gewerbe  und 
Handel  unterworfen. 

Die  GenosMDflchaften,  in  denen  aof  Grand  ihrer  Statuten  aach 
Genoeeen  zngelassen  werden,  die  nicht  Arbeiter  eind,  kennen  vor* 
ISnfi;  in  daa  bei  der  Präfektnr  geführte  Register  eingetragen 
werden: 

a)  sofern  sie  nachweisen,  dass  die  Zahl  der  nicht  ans  Arbeitern 

beziehenden  Genohiseu  weniger  als  ein  Zehntel  der  (Tesamtzalil 
der  (Genossen  brtjä^t  nnd  von  ihnen  weniger  als  ein  Zehntel 
des  Geuossenschaftskapitals  eingezahlt  worden  i>ei; 

b)  sofern  sie  sich  verpfiicliteu,  innerhalb  von  6  Monaten  nach 
Einreichimg  des  Eiutragangsgesncbs  ihr  bestehendes  Eeglemeut 
abzuändern ; 

c)  sofern  sie  innerhalb  eines  Jahres  für  die  ratenweise  nnd  pro* 
portionale  Rttckzalilnng  der  von  den  nicht  als  Arbeiter  tätigen 
Mitgliedern  beseaeenen  Anteilscheinen  oder  sonstigen  qnoten- 
mässig  geleisteten  Beiträgen  Sorge  tragen; 

d)  sofern  sie  während  dieses  ganzen  Jahres  die  Genossen,  die 
nicht  Arbeiter  sind,  von  dem  passiven  Walilrecht  nnd  von  der 
Bekleidung  von  Ämtern  innerhalb  der  Genossenschaft  ans- 
schliessen. 

Die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften,  die  sich  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1904  zunutze  machen  wollen: 

1.  niiissni  vcin  EiErentüniern  oder  Teilpächtern  gebildet  sein,  di»* 
BQlhtit  viirr  mit  Hüte  ihrer  Familie  den  Boden  bebauen  oder  ein 
ländliches  Gewerbe  betreiben; 

2.  dürfen  nur  Genossen  zulassen^  die  im  ganzen  eine  Summe  von 
höchstens  200  Lire  einzahlen; 

3.  dürfen  znm  Gegenstand  ihrer  Geschäfte  nur  die  Produkte  des 
eigenen  Bodens  nnd  das  von  den  Genossen  selbst  gezogene 
Vieh  machen. 

Daa  Register  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  wird 
anf  den  I^räfektnren  getrennt  von  den  andern  in  diesem  Heglement 
behandelten  Genossenschaften  gefdhrt. 
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Den  Vorsitz  in  der  Provinzialkommission  zur  Überwachung 
der  iaadwurtaekaftlicbdn  Prodaktivgenosaenschaffcen  ffUirt  der  Präfekty 
und  sind  in  ihr  unter  anderen  3  von  den  landwirtsehafkUclien  Oe« 
noseeneehaften  der  Provinz  gewftlilte  Mitglieder  vertreten. 

Die  Gewinne  werden  nnter  die  Genoeeen  entsprechend  dem 

Wert  der  von  ihnen  grelieferten  Produkte  und  unter  die  auf  ehalt 
und  Lohn  angestellten  Beamten  entsprechend  den  von  ihnen  ge- 
leisteten Diensten  verteilt. 

2.  Gesetz  vom  16.  Jnni  1907,  enthaltend  Vorschriften 

« 

nnd  Anweisungen  bezüglich  der  Beisknltnr. 

Der  Anhan  des  Beises  nnterliegt  an  den  Orten  nnd  in  den 
FSllen,  wo  er  nicht  fiherhanpt  untersagt  ist,  den  Vorschriften  des 
vorliegenden  Gesetzes.  In  jeder  Provinz,  in  der  Beis  gebaut  wird, 

hat  ein  besonderes  Reglement  folgendes  zu  bestimmen: 

a)  die  Mindesteiitternungen,  die  zwischen  g^rösseren  ^\^JllIl(•^tell  und 
einzelgelegenen  H.iiipprn  einerseits  und  den  Reisfeldern  anderer- 
seits eiiit^eluilten  werden  müssen; 

b)  die  Festsetzung  von  Normen  über  die  Vorflut  uud  Ablassuug 
des  Wassers  von  den  Reisfeldern; 

c)  die  Festsetzung  von  Ausnahmebestimmungen  bezüglich  der  Ent- 
fernungen, sobald  es  sich  um  von  Natur  sumpfiges  Gebiet  liandelt; 

d)  die  AnfstelluDg  ganz  besonderer  Bedingungen,  von  deren  £r- 
fUlung  es  abhSngt,  ob  die  Anlage  von  Beisfeldem  auf  Terrains, 
die  diesem  Zwecke  noch  nicht  gedient  haben,  zugelassen  werden 
kann; 

e)  die  Daner  nnd  die  Art  der  bei  dem  Jäten,  Ernten  und  Dreschen 
des  Beises  einzuhaltenden  Bnhepansen. 

Das  obenerwähnte  besondere  Reglement  wird  von  dem  Cjesund- 
heitsrat  der  Provinz  vorgesclilageu. 

Wer  neue  Reisfelder  anlegen  will,  muss  während  des  Monats 
November  ein  Gesuch  bei  dem  Gemeindevorsteher  einreichen,  unter 
gleichzeitiger  Angabe»  welche  Lfindereien  er  für  die  Beisknltnr 
ausersehen  hat 

Die  Entscheidung  Uber  alle  Streitigkeiten  betreffe  der  Anlage 

von  Reisfeldern  steht  dem  Präfekten  der  Provinz  zu.  Gegen  die 
XerfüLTung  des  Präfekten  gibt  es  eiufu  Kekui-s  an  das  Ministerium 
des  Innern. 
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Keisfelder,  die  an  unzulässigen  Orten,  in  unerlaubten  Knt- 
feinungen  oder  der  Verfügung  der  Verwaltnngsbehörden  zuwider 
an^eleß-t  oder  vergrössert  worden  sind,  werden  auf  (irund  eines 
Dekrets  des  Präfektea  auf  Kosten  derer,  die  das  Gesetz  verletzteiii 
serstört. 

Die  Entzielinng  der  Erlanbnis,  Beis  anzubauen,  und  die  an- 
geordnete Zerstttrung  der  lieiskultnieQ  geben  keinen  Anspruch  anf 
Scbadenersatc 

BesilgUch  der  unentgeltlichen  Verabfolgnng  von  Chinin  findet 
das  Gesetz  gegen  die  Malaria  Anwendung.  Soweit  sich  die  Seis- 
felder  jedoch  nicht  in  dem  als  Halariazone  erklSrten  Gebiete  be- 
finden, hat  der  Eigentfimer  der  Heisfelder  die  Ausgaben  fUr  Chinin 
allein  zu  bestreiten. 

In  den  Cremeinden,  in  welchen  nachweislich  auswftrtige  Arbeits- 
kräfte für  die  Reinip:ung  und  Aberntung  der  Reisfelder  herangezogen 
werden,  ist  die  Kommune  verpflichtet,  für  die  ärztliche  Behandlung 
und  die  Verabreicliun^  der  nötigen  Medikamente  an  die  Arbeiter 
Sorge  zu  tmg-en.  Die  so  erwachsenden  Kosten  werden  auf  die 
Eigentümer  der  Reisfelder  umgelegt. 

Die  Arbeiterwohnungen  müssen  genügend  geräumig  und  alle 
Zugän^ire  durch  Netz  gegen  die  Mücken  geschtttzt  sein.  Die  Schlaf- 
räume  für  die  beiden  Geschlechter  sind  au  trennen. 

Ffir  die  Lieferung  guten  Trinkwassers  haben  die  Unternehmer, 
die  die  Arbeiter  in  die  Reisfelder  führen,  oder,  wenn  sie  es  nicht 
tun,  die  Eigentümer  des  bebauten  Grund  und  Bodens  Sorge  zu  tragen. 

Zur  Jfttung  der  Reisfelder  dfirfen  nicht  verwandt  werden: 

1.  Personen,  die  das  vierzehnte  Leben^ahr  noch  nicht  vollendet 
haben ; 

2.  Frauen  während  des  letzten  Monats  der  Schwangerschaft  und 
während  des  ersten  nach  dt  r  Entbindung'. 

Alle  für  die  Keinigunj:  der  ReistVMei-  von  auswärts  zu- 
wandernden Personen  bedürfen  eines  ärztlichen  Attestes,  ans  dem 
hervoi^eht,  dass  sie  immun  gegen  ansteckende  Krankheilen  sind. 
Schwangere  Frauen  haben  ein  ärztliches  Zeugnis  beizubringen,  ans 
dem  der  Monat  der  Schwangerschaft,  in  dem  sie  sich  befinden,  er- 
sichtlich ist 

Die  Reinigung  der  Felder  darf  nicht  vor  Sonnenaufgang  be- 
gonnen werden  und  der  Arbeitstag  zehn  Stunden  nicht  überschreiten. 
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Der  Arbeitataff  mxm  in  jedem  FUle  durch  geeignete  Ruliepftiueii 
nnterliroeheii  werden.  Frauen,  die  ihre  eigenen  Kinder  etiUen,  moss 
die  liierEn  nOtige  Zeit  gelassen  werden  nnd  darf  dieselbe  nicht  von 
den  Arbeitsstonden  abgerechnet  weiden. 

Die  Dienstverträge,  betr.  die  Arbeit  in  den  Heisknltnren,  sind 

der  Stempelsteuer-  und  Eintragnn^verpflichtung  nicht  unterworfen. 
Gleichwohl  erkennt  vorliegendes  Gesetz  Personen  ttber  14  Jahre 
das  Recht  zu,  durch  derartige  Verträge  Verpflichtnngen  zo  ,  be- 
gründen. 

Der  dem  Unternehmer,  der  die  Arbeiter  in  die  Reisfelder 
gebracht  hat,  für  den  Gesamtbetrag  der  geleisteten  Arbeit  ge- 
schuldete Lohn  steht  in  Beiner  ganzen  Höhe  den  Aiibeitem  an  und 
dürfen  von  ihm  lieinesfUis  Absttge  oder  £inbehaltniigen  gemacht 
werden. 

Die  Vergfltungi  die  der  Vermittler  eventnell  für  die  durch 
das  Znsammensnehen  der  Arbeiter  ilim  erwachsene  Htthe  an  Yet- 
langen  hat»  ist  TdlUg  von  dem  den  Arbeitern  an  sahlenden  Lohn 
an  trennen. 

Die  Daner  der  Arbdtsyertrtge  wird  beendigt,  entweder  dnrch 

Ablauf  der  festgesetzten  Zeit  oder  durch  Vollendung  der  ausge- 
machten landwirtschaftlichen  Arbeit,  oder  durch  höhere  Gewalt  oder 
schliesslich  durch  den  Tod  des  Arbeiters. 

In  allen  anderen  i-alien  muss  derjenige,  dnrch  dessen  ^schnld 
der  Kontrakt  ausser  der  Zeit  gehist  wurde,  der  andern  Partei  einen 
Geldbetrag  zahlen,  der,  wenn  es  sich  um  Verträge  auf  Jahresfrist 
handelt,  gleich  einem  Monatslohn  und,  wenn  es  sich  um  Vertrftge 
Ton  kfirzerer  Dauer  handelt»  gleich  dem  einer  Woche  ist. 

üntemehmer,  die  den  Arbeitern  den  Lohn  nicht  ansaablen, 
die  Ansaahlnng  yersdgem  oder  dieselbe  sonst  in  nnznreichender 
Weise  besorgen,  werden  mit  einer  Geldstrafe  von  100  Liren  belegt 

In  jeder  Gemeinde  der  Beisbanzone  wird  jährlich  eine  Schlich- 
tongskommission,  bestehend  aas  5  llitgliedem,  gewählt,  von  denen 
2  Delegierte  der  Arbdtsvermittler  nnd  weitere  2  der  Arbeitgeber 
des  Ortes  sind.  Der  FQnfte,  der  die  Kommission  beruft  und  ihr 
vorsitzt,  wird  gemeinsam  von  den  Parteien  er^^älllr. 

Der  Kommission  ist  die  Prüfung  aller  individnr'Uer  odei-  all- 
gemeinen Streitigkeiten  übertragen,  die  sich  zwischen  Arbeitgeber 
und  Vermittlern  erliehen. 
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Die  P^ntsrhpiduiig  der  Kommission  wird  den  Parteien  verkündet. 

Die  Entsciieidung  hat  die  Wirkung  eines  Schiedsspruchs  und 
wird  von  dem  Richter  von  Amts  wegen  für  vollstreckbar  erkliTt 

Eine  weitere  Berufnng  dagegen  an  die  richterlichen  Behörden 
ist  nur  dort  znUssig,  wo  es  sich  nm  Verletzung  der  fftr  die 
Bildung  der  Kommission  yorgeacbrielMnen  Nonnen  oder  einen  Form- 
leliler  in  der  ürteilafällnng  handelt.  In  diesem  Falle  gibt  es  eine 
Revision  an  die  Zivilkammer  des  Kreistribnnals. 

Kommissare,  die  nach  ihrer  Wahl  in  die  Sehllchtangskommission 
nnd  nach  Annahme  derselben  arglistig  auf  dies  Amt  verzichten, 
werden  mit  Greldstrafen  bis  zn  1000  Lire  bestraft  und  IcSnnen  znm 
Ersatz  des  so  erwachsenen  ^Schadens  angehalten  werden. 

Die  Beamten  der  gerichtlichen  Polizei,  die  Landwirtschafts- 
nnd  Gewerbeinspekturen,  sowie  die  Angestellten  des  ütlentliclitii 
Sanitätsdienstes  sorgen  für  die  zur  Ansftthrnnc:  Ii r>t-  ur<ptzes  er- 
forderliche Überwachung  und  haben  daher  zu  den  Eeisteldern  stets 
freien  Zutritt. 

8.  Gesets  Uber  die  wöchentliche  Ruhepause  vom  7.  Juli 
1907  und  Verordnung  vom  7.  November  1907. 

Am  5.  Februar  1908  treten  jene  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  7.  Juli  1907  in  Kraft  und  werden  an  dem  folgenden,  auf  den 

9.  desselben  Monats  fallenden  Sonntag  znm  erstenmal  angewandt, 
welche  nicht  die  Üüdenproduktion.  Xluuutaktnren  oder  die  An- 
ordnung^en  des  besonderen  RegleuienLs  vom  7.  November  1907  h*'- 
züprIieU  der  Handelsbetriebe  und  üü'entüchen  Unternehmungen  be- 
treöen. 

Um  dem  Prinzip  einer  wöchentlichen  Kuliepause  allgemeine 
Geltung  zu  verschaffen,  stellt  das  Gesetz  die  Forderung  auf,  dass 
alle  Verkaufsstellen,  Läden  und  öffentlichen  Lokale  jeder  Art,  selbst 
wenn  der  Verkauf  in  ihnen  durch  den  Eigentümer  oder  seine  An- 
gehörigen erfolgt,  an  den  Tagen  und  Stunden  geschlossen  werden, 
an  denen  fllr  die  betreffenden  Handelszweige  die  Arbeit  besahlter 
Angestellter  untersagt  ist. 

Die  PrSfekten  dürfen  in  den  Gemeinden,  nach  welchen  die 
Landbevölkerung  ihrer  Einkäufe  willen  zu  kommen  pflegt,  die  Ge- 
nehmigrung  erteilen,  gewisse  Lüden  Sonntags  früh  zu  Offnen.  Die 
Präfekten  sollen  bei  der  Auslegung"  dieser  Vorschriften  den  genauen 
Sinn  derselben  beachten,  wonach  ein  Dispens  von  der  ailgemeinea 
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Sonntagsrnhe  auch  wfthrend  der  Horgenstiindeii  nicht  6iiizel]i«ii  Oe- 
scb&ftea  in  einer  bestimmten  Gegend  der  Gemeinde  erteilt  werden 
darf,  tondem  nur  allen  denen,  die  In  der  Kommune  der  betreffenden 
Branche  angeboren  auf  einmal. 

Wae  die  an  bestimmten  Orten  mit  anssergewöhnlieh  starkem 
Verkehr  zn  erteilenden  Befreiungen  anbelangt,  so  dürfen  die  Prit- 
fekten  dieselben  nnr  in  ganzen  AnsnahmeföUen  erteilen  und  nur, 
wenn  anderenfalls  dem  Handel  ein  ernsthafter  and  nachweislicher 
iSchaden  entstünde. 

Die  Polizeibehörden  kdiineu  in  Fällen,  in  denen  es  die  be- 
sonderen Verhältnisse  der  gewerblichen  und  kommerziellen  Untei-- 
nehmnngen  absolut  erfordern,  die  Erlaubniä  erteilen,  dass  die  24stüu- 
dige  wlichentliche  RnhepauBe  nicht  nm  Mitternacht,  sondern  zu  einer 
anderen  Stande  ihren  Anfang  nehme.  Im  allgemeinen  soll  diese 
Erlaubnis  nur  für  öffentliche  Dienste,  SchansteUnngen,  die  Presse 
und  dergL  mehr  erteilt  werden;  Ffille,  in  denen  die  Nachtarbeit 
über  Mitternacht  hinanszogehen  pflegt  nnd  in  denen  ein  Zwang,  zn 
dieser  Stande  die  Tfttigkeit  absnbiechen  oder  nen  anzufangen,  eine 
wesentliche  Erschwerung  des  Betriebes  bedeuten  wttrde. 

Zu  diesem  Behuf  müssen  auch  die  StadtTerordnetenaussehflsse 
dem  Sinn  des  Gesetzes  Rechnung  tragen,  indem  sie  einerseits  den 
herumziehenden  Händlern  nicht  weitergehendere  Konzessionen  i;e- 
währen,  als  es  das  Gesetz  selbst  für  die  Läden  der  betreffenden 
Handelszweige  tut,  auf  der  anderen  aber  die  Bedürfnisse  der  Be- 
völkerung des  betreffenden  Ortes  bezüglich  der  Zweite  des  tiiegendeu 
Handels  berücksichtigen,  in  denen  eine  Konkurrenz  für  die  festen 
Geschäftsniederlassnngen  nicbt  vorhanden  ist.  Ausserdem  mflssen 
sie  acht  geben,  dass  die  von  den  betreffenden  Stadtverordneten- 
venamminngen  festgesetzten  Grenzen  mit  möglichster  Strenge  ein- 
gebalten werden,  um  unzulSssige  Konflikte  zu  yenneiden,  die  der  ein- 
heitlichen Anwendung  des  Gesetzes  schweren  Schaden  bringen  würden. 

Die  GemeinderKte  haben  Aber  die  Anträge  der  Friseure  nnd 
ihrer  Gehilfen  zu  entscheiden,  die  dahin  gehen,  dass  die  obligatorische 
Sonntagsruhe  auf  einen  anderen  Wochentsig  übertragen  werde.  Auch 
können  sie  andere  von  den  Vorschriften  des  Gesetzes  abweichende 
Anordnungen  liir  Weiler  und  für  Teile  einer  grösseren  Gemeinde 
trerteii.  wenn  diese  voneinander  so  entfernt  sind,  dass  die  Gefahr 
einer  gegenseitigen  Konkurrenz  nicht  vorliegt. 
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Die  Goetzesironclurifty  welche  den  Gemeiiideveniiiiiiiloiigen 
die  Enteebeidiiiig  darttber  tlbertrSft,  ob  die  Geachiftrinhaber  gewisse 
Handelasweige,  sobald  es  atiaserordeiitliche  Umstftiide  erfordern  — 
jedoefa  unter  Beibehaltung  dea  Verbotes  der  Arbeit  der  Angestellten 
ihre  Lfiden  offen  halten  dürfen ,  ist  dnrchana  restriktiv  ans- 
znlegen  nnd  anf  Fllle  von  ganz  ananahmsweiser  Wichtigkeit  sn 
beschrfinken. 

Die  Kummunalräte  haben  ohne  Verzn^.  möglichst  vor  dem 
9.  Februar,  alle  die  fttr  die  Wochenruhe  im  Barbiergewerbe  vor- 
geschriebenen Formalitäten  zu  erfüllen  und  die  etwa  eiuzureictienden 
Dispens versn che  für  die  Sonntags  Vormittage  von  den  Geschäften 
mit  lAndiicher  Kundschaft  einznfordem.  Sollte  es  nicht  miSglicb 
sein,  die  diesbesttglidien  Uaaaregeln  bis  zom  9.  Februar  zn  treffen, 
ao  kann  die  Bestimmung  des  Gesetzes  ttber  die  beschrSnkte  Sonntags- 
mhe  der  Frisenrläden  nnd  der  Geschäfte  mit  Landknndschaft^  soweit 
Geanche  an  Kommunen  oder  Priifekten  gerichtet  nnd  die  bezfig- 
lieben  Entscheidungen  noch  nicht  veröffentlicht  sind,  aufgeschoben 
werden,  jedoch  nicht  Aber  den  Schluss  des  folgenden  XonatSi  des 
Märzes,  binaas. 

Das  Gesetz  —  das  alle  Klassen  der  Börg^ei-schaft.  betrifft  — 
tritt  am  9.  Febraar  IdOö  in  KrafU  Das  Gesetz  findet  keine  An- 
wendung auf: 

1.  Binnen-  und  SeeachiflUirty 

2.  Landwirtadiaft,  Jagd  und  Fischerei, 

8.  Öffentliche  Eisenbahntransporte  nnd  staatlich  konzessionierte  und 

autorisierte  Strassenbahaci.  jeder  Art. 
4.  öffriitli:  lie  iM  iisie  und  vou  dem  iStaaL  üetnebeiie  industrielle 
Unternehmungen. 

Die  Verpflichtung  einer  Buhepause  von  24  aufeinander  folgen- 
den Stunden  liegt  nicht  vor: 

a)  wfthrend  der  ganzen  Arbeitszeit  fBr  die  jährlich  nur  in  einer 
kurzen  Periode  ansgefibten  Gewerbe, 

b)  während  eines  Zeitraumes  von  zehn  Wochen  pro  Jahr  in  den 
direkt  vom  Winde  oder  vom  Wa4S.ser  abli  niLM^n  Betrieben; 

c)  während  eiru-s  Zeitraums  von  <•  \\ »» In  n  pro  Jahr  in  den 
Industrien,  bei  denen  Perioden  ausserordentlicher  Tätigkeit 
einzutreten  pflegen. 
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Die  wöchentliche  Kukepaose  soll  regelmässig  am  Sonntag 
stattfinden,  aosgenommen: 

1.  bei  der  Instandhaltiuig,  Beinignng  und  Überwachnng  Ton  Be- 
trieben; 

2.  bei  Beparatnren  von  HasehindDi  Transportaehüfea  nsw.; 
8.  bei  der  jftbrlicben  Inventaranfitthme; 

4.  bei  der  Bewachong  nnd  Beanftichtigung  der  WerkstStten; 

5.  im  Falle  höherer  Gewalt  nnd  vor  allem,  wenn  die  Arbeit  auf 
Anordnung  der  ürtentlicheu  Hehürden  erfolgt. 

Die  wöchentliche  Knhepanse  kann  anstatt  am  Sonntag  an 
anderen  Wochentagen  in  folgenden  Fällen  stattfinden: 

1.  bei  Industrien,  in  denen  dauernd  Feuer  unterhalten  wird; 

2.  bei  Indostrien,  in  denen  technische  Prosesse  von  gewisser  Dauer 
stattfinden  mfissen; 

3.  bei  Saisonbetrieb; 

4.  bei  Käsereien; 

5.  bei  Restaurant«,  Gasthäusern,  Caf^,  Lotterien,  BiUardränmen  usw.; 

6.  bei  den  Be-  und  Enlladiuii^siirbeiten  in  den  Häfen  und  den 
Reparaturen  der  auf  der  Fahrt  befindlichen  Schiffe; 

7.  ))ei  Bluiaeüiiandlnn{!;en; 

8.  bei  Krankenhäusern: 

9.  bei  Begräbnisinstituten; 

10.  bei  Zeitungen,  Auskunftswesen  und  Schaustellungen; 

11.  beim  Verkanf  der  in  Regie  befindlichen  Prodalcte  nnd 

12.  bei  Verrichtnngen,  die  im  OifenUichen  Interesse  notwendig  sind. 

Die  Sonntagsmhe  beginnt  Sonntags  um  12  ühr.  Die  Er- 
laubnis, während  des  Sonntags  vormittags  mehr  als  fünf  Stunden 
zn  arbeiten,  erhalten  nnr  die  folgenden  Betriebe: 

1.  Läden  für  Leb«  n8mitt<el  und  Gebrauchsartikel, 

2.  Versichernugsinstitute  und  dergi., 

3.  Friseurgeschäfte. 

Die  Familie  besteht  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ans  Personen» 
die  nicht  weiter  als  im  vierten  Grade  verwandt  oder  verschwägert 
sind,  snsammen  wohnen  oder  gemeinsames  Vermdgen,  Zinsen,  Renten 
oder  Einnahmen  haben. 

Die  24  ständige  w(!chentliche  Bnhepaose  läuft  in  der  Begei 

von  Mitternacht  bis  Mitternacht. 
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Sobald  es  besondere  von  der  lokalen  Polizeibehörde  anerkannte 
Eigentftnilichkeiteii  des  Gewerbebetriebes  erfordern,  kann  die  Rnhe- 
panse  auch  zu  einer  anderen  Stunde  ihren  Anfang  nehmen.  Die 
woehenüiehe  Buhepaose  soll  von  Sonnabend  12  Uhr  nachta  bis 
Sonntag  12  Uhr  nachts  lanfen. 

Die  Sonntagsarbeit  von  höchstens  fttnf  Standen  Yor  Hittag  ist 
nur  für  die  Angestellten  der  Öffentlichen  Dienste,  der  Versicheningen 
und  der  Aaswandemngsagentnren  znlKssig. 

So  ofr  der  Oemeinderat  allen  FriseurgeschSften  der  Kommune 
oder  auch  nur  denjeni^n  eines  Weilers  oder  eines  besonderen  Teiles 
die  Arbeit  uaiat  iitl  des  g'anzen  Sonntags  gestattet,  muss  als  Rnbe- 
panse  ein  anderer  ganzer  Wochentag  oder  eine  Frist  von  dem  Mittag 
des  einen  Tajies  bis  zu  dem  des  folf2:enden  freigegeben  werden. 

Sobald  es  sich  uiu  dringende  sofortige  Massnahmen  handelt, 
können  anf  Grund  eines  Dekrets  des  Präfekten  die  Bestimmungen 
fiber  die  Sonntagsruhe  für  einen  bestimmten  Ort  ausser  Kraft  ge- 
setzt werden. 

Die  als  Ersatz  dem  Personal  der  Gasthäuser  zn  gewfihrende 
Ruhepause  von  mindestens  10  aufeinander  folgenden  Stunden  mnss 
während  jener  Stunden  gewährt  werden,  in  denen  fftr  gewöhnlich 
die  Arbelt  verrichtet  wird. 

In  den  Lftden,  Verhanflntellett  und  Werkstätten  darf  bezahltes 
Personal  während  der  Ruhestunden  auch  nicht  zu  häosUchen  Arbeiten 
verwandt  werden. 

In  dt-n  kuuiiiiaiinischen  Betrieben ,  in  denen  verschiedene 
Branchen  vertreten  und  einige  derselben  der  sonnt-äfrlichen  Schliessunar 
nicht  uiiierworfen  sind,  ist  wJihrend  des  gnmew  Sonntags  und  walirend 
der  Nachmitt^i^8stunden  der  Vertrieb  in  den  Branchen,  für  die  das 
Geschäft  geschlossen  sein  müsste,  verboten.  In  den  Unternehmungen, 
fiir  welche  die  Sonntagsarbeit  zugelassen  ist,  wo  aber  zum  Ersatz 
eine  andere  Ruhepanse  durch  eine  bestimmte  Reihenfolge  oder  An- 
ordnung zu  gewähren  ist»  muss  eine  Tabelle  sichtbar  aufgehängt 
werden,  auf  der  die  Stunden  der  Öffhnng  und  Schliessung  am 
Sonntag  sowie  die  Reihenfolge  des  Personals  angegeben  ist 

4.  Ein  nenes  Gesetz,  dass  beinahe  seit  15  Jahren  erstrebt 
war,  hat,  riidluh  eine  definitive  Regelung:  der  Verwaltung  herbei- 
geführt und  die  BeamtengehSlter,  wenn  auch  nur  in  geringem 
Mal'se,  erhöht.   Die  Verwaltung  der  „Schönen  Künste"  wird  durch 
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Oberaufsichtsbehörden  (Superintendenturen)  aasgeübt,  von  denen  19 
Ar  die  BUdwerlie,  14  für  die  Ansgrabniigen  und  archftologisehen 
Unseen  und  schliesslich  15  für  die  mittelalterlichen  und  modernen 
(ralerien  und  Mnseen  besteben*  £b  ist  diesen  Behörden  ferner  die 
Überwachung  Aber  die  im  Besits  von  juristischen  Personen  oder 
von  Privatlenten  befindlichen  einzelnen  Ennstgegenstftnde  and  die 
Fürsorge  für  ihre  Erlialtung  übertragen. 

Die  in  den  nenen  Personallisten  hierflir  bestimmte  Beamten- 
schaft umfasst  29  Superintendenten,  41  Direkturen^  71  Inspektoren, 
31  Architekten,  72  .Sekixune,  Zeichner,  15  Restanratoren, 
20  Schreiber,  72  Oberaiifselier  und  569  Kustoden.  Dieser  end- 
gültig^e  und  sozusagen  ideale  Bestand  soll  schrittweise  in  den 
3  Jahren  1907 — 10  erreicht  werden. 

Augenblicklich  gibt  es  nar  10  Superintendenten,  16  Direk- 
toren; die  Zahl  der  Inspektoren  und  Architekten  ist  nnvollstindig 
nnd  nar  die  Kustoden  sind  in  hinreichender  Menge  vorhanden. 

Eine  der  delikatesten  Anfj^ben  jenes  Zweiges  der  Verwal- 
tung, dem  die  Überwachung  über  die  heimlichen  Versendungen  ins 
Ansland  übertragen  ist,  beraht  in  der  Erteilung  der  erforderlichen 
Ausfahrerlaubnisse,  sowie  in  der  Ausfibnng  des  Vorzugsrechts  des 
Staates. 

Sie  ist  den  Superintendeiilen,  Direktoren,  Inspektoren  und 
denjenig'en  Architekten  übertrufren,  die  an  dem  Ort  der  Beliürde 
ihren  A\  ohnsitz  liaben.  Um  ilir^ m  Amt  auch  wirklich'  ii  Erfolg  zu 
sichern,  wäre  es  niUig-,  „ein  genaues  nnd  systematisches  Inventar 
der  Altertümer  und  Kuustgegenstände"  aufzunehmen  oder  wenigstens 
anzulegen.  Der  gegenwärtige  Minister  richtete  zn  diesem  Behaf 
ein  Zirkular  an  alle  Präfekten  des  Königreichs  und  erlangte,  dass 
durch  Königl.  Dekret  eine  Summe  von  38000  Lire  ansgeworfen 
worde,  die  auf  die  Bilanz  des  gegeniriMigen  Finan^ahrs  geschrieben 
wird.  Wir  mntmassen,  dass  diese  trdfliche  Ehurichtnng  den  dringen- 
den Bemühungen  Cobbapo  Nimis  zu  verdanken  ist,  der  aus  langer 
Erfahrung  nur  zu  wohl  weiss,  welche  Schftden  dnrch  den  llangel 
eines  solchen  Inventar^  hervorgerufen  werden. 

Die  ÜberwachnngsbehSrden  Qber  die  Ezportationen  haben  viel 
unter  der  Ungewissheit  und  Nachlässigkeit,  sowie  unter  den  Normen 
zu  leiden  gehabt,  die  unsere  Gesetzgrebnng  bisher  bezüglich  der  in 
Privatbesitz  behndiichen  Altertümer  und  Kunstgegenstände  aufstellte. 
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Fflr  sie  müsste  eijrentlich  das  (besetz  vom  14.  Juni  1902  Geltung 
haben,  das  mbetren  der  auszuführenden  Geg-enstände  den  sehr  allg-emein 
gehalteaen  Ausdrack  „ankaufen  oder  exportieren  lassen  *  gebriiucht. 

Da  man  aber  bald  einsah,  dass  es  an  dem  für  die  Ankäufe 
erforderlichen  Gelde  mnogele  ond  ee  einen  aneserordentlichen  Verliut 
Mentet  haben  wttrde^  wenn  man  jene  zahlreichen  Sachen,  die  man 
nicht  erwerben  konnte,  ins  Ansland  gehen  lieme,  wollte  man  durch 
das  GeseU  vom  27.  Jnni  190S  Abhälfe  schaffen.  Dasselbe  verbot 
fftr  8  Jahre  den  Export  von  solchen  „GegenatSnden,  die  für  die 
Oeschichte  nnd  die  Kunst  einen  ausserordentlichen  Wert  besSssen** 
und  ausserdem  In  dem  hierfHr  vor  dem  31.  Dezember  1903  herzu- 
«teilenden  Katalog  beschrieben  wären.  Der  Katalog  wurde  im  Juni 
19<)').  als  das  Gesetz  eigentlich  ansner  Kraf^  treten  sollte,  verfasst, 
und  da  man  nicht  daran  gedacht  hatte,  eiiim  tiir  alle  Kvontualitäten 
ansreichenden  Fonds  zu  beschaffen,  erschien  es  eintaciier  und  kürzer, 
das  Gesetz  zunächst  bis  zum  31.  Dezember  1906  nnd  dann  ein 
zweites  Mal  bis  zum  31.  Dezember  1907  zu  verlängern.  Man  er* 
nannte  auch  eine  Kommission  und  gab  ihr  den  besonderen  Auftrag: 
„einen  neuen  Gesetzentwurf,  betr.  den  Schutz  des  KunsU  und  Alter- 
tnmsscfaatzes  unter  Berücksichtigung  der  Bedeutung  eines  solchen 
Schatzes  und  des  Interesses,  das  die  ganze  Nation  an  seinem  Be> 
stehen  habe,  vorzubereiten  nnd  zu  verftMen.**  Die  Kommission 
machte  sich  an  die  Arbeit  und  legte  im  Mai  seinen  durch  den 
Ehrenw.  Bosadi  unterbreiteten  Entwurf  vor. 

Die  Kommissionsmitglieder  behielten  bezflgHeb  der  Exportation 
beinahe  den  Wortlaut  des  Gesetzes  von  1902:  „ankaufen  oder  aus- 
ftlhren  lassen"  bei,  indem  sie  in  Anlehnung  an  ersteres  sich  folgender- 
maüsen  ausdrückten:  „der  Staat  soll  von  den  zur  Austuiir  vorire- 
schlagenen  Gej^enständen  so  viele  enteignen,  als  er  irgend  kann. 
Für  jene,  die  er  aus  Manf^el  an  tinanzieilen  Mitr«'ln  nicht  enteignen 
kann,  untersagt  er  einstweilen  die  Ausfuhr  unter  Vorbehalt  der 
Enteignung,  sobald  ihm  wieder  die  erfoi'derlichen  Mittel  zur  Ver- 
ftlgnng  stehen." 

Um  zu  zeigen,  dass  man  von  diesem^  firei  und  ehrlich  ge- 
meinten  Entwürfe  auch  wttnschte,  dass  er  praktiKhe  Wirkungen 
habe,  wurde  in  das  Budget  des  Ünterriehtsministeriums  ein  Posten 
von  700000  L4re  mit  der  ausdrücklichen  Bestimmung  für  eventuelle 
Ankäufe  angesetzt. 
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Der  £iitwarf  wurde  nicht  GesetB,  nnd  im  Juni  1907  suh  man 
sich  geiwaDgen,  eine  dritte  VeriSngemiig  des  alten  Geeetses  bis 
zum  31.  Juli  1908  vorzunehmen.  Ifan  richtete  jedoch  za  derselben 
Zeit  einen  Fonds  von  5  Millionen  „fttr  den  eventnellen  Ankauf  von 
Immobilien  und  Uobilien  von  besonderem  geschichtlieben,  archXo« 
logischen  und  künstlerischem  Interesse"  ein.  Von  den  5  Millionen 
sollten  4  in  konsolidierter  Rente  angelegt  und  bei  der  Hinter- 
leornngs-  ^n»d  Darlehnskasse  deponiert  werden.  Die  übrigbleibende 
31illiu[i  sollte  bei  dersielben  Bank  als  verzinsliches  KüHtuknrreiit  ein- 
gezahlt und  auf  den  Namen  des  Unterrichtsmiiiisteriiinis  trobmlit 
werden.  Jene  Million,  die  dnrch  die  aus  ihr  selbst  gezo|,-« n.  n  Zinsen, 
sowie  durch  die  Rente  für  die  anderen  4  Millionen  vermehrt  wird, 
tritt  mithin  an  Stelle  der  nach  dem  Vorschlag  der  Kommission 
jährlich  auszusetzenden  700000  Lire.  Da  jener  Posten  vorgeschlagen 
war,  um  Oegenstände,  ,,die  von  historischenii  archiologischem  oder 
kfinstlerisehem  Interesse  wftren  und  deren  Export  ein  grosser  Verlust 
fttr  die  Geschichte,  ArebSologie  nnd  Kunstgeschichte  bedeute*,  also 
mithin  jene  Gegenstände,  die  in  den  Katilog  von  1908  aufgenommen 
oder  hinzuznfflgen  waren,  anzukaufen  —  ein  Katalog,  den  die  Lex 
Bosadi  scheinbar  abschaffte  — ,  so  muss  die  Million  folg^ch  dazu 
ausgegeben  werden,  um  nach  und  nach  die  Zahl  der  besonders 
wertvollen,  durch  das  unbillige  Gesetz  von  1903  und  seine  Proro- 
gationen bisher  im  Privatbesitz  festgehaltenen  Kunstgegenstäude 
durch  Ankauf  zu  verringeni.  Kurz  nnd  gut,  der  Saat  ist  ver- 
pflichtet, mit  jenem  nicht  einmal  gar  zu  kleinen  und  überdies  ver- 
mehrungsföhig-en  Fonds  mti^lichst  viele  van  den  festgelegten  oder 
später  entdeckten  Kunst;^egeni»tänden  anzukaufen,  vorausgesetzt,  da^ 
die  Eigentümer  die  Absicht  haben,  sie  zu  veräuasem  nnd  der  Er- 
werb das  einzige  Mittel  ist,  um  sie  dem  Lande  zu  erhalten.  Auf 
diese  Weise  werden  die  Gesetzesworte  „ankaufen  oder  exportieren 
lassen*^  wirklich  Bedeutung  und  praktische  Anwendung  erlangen. 

Die  Lex  Rosadi  hat  nicht  nur  das  Verdienst,  die  schwierige 
Frage  der  Enteignung  und  der  Ausfuhr  in  einer  unseren  wirtschaft- 
lichen Mitteln  ratsprechenden  und  ausserdem  das  Eigentumsrecht 
benicksichtigenden  Weise  gelöst  zu  haben,  sie  versteht  es  auch,  das 
uiulassende  Gebiet  der  Ausgrabungen  und  ihrrr  Produkte  zu  dis- 
ziplinieren. Indem  sie  die  ISstitreii  llestinimungen  des  in  Kraft  stt^luMi- 
den  Keglemeuts  mildert,  stellt  sie  geeignete  Kegeln  für  die  W  ieder- 
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berstellniig  von  Bauwerke,  Kanstge^enstünde  und  Altertümer  anf. 
Sie  macht  ferner  die  Erlaubnis,  diese  Gegenstünde  sa  pbotographieren, 
von  der  Bedingaog  abhängig:  ,das8  die  .Photographen  für  die  von 
Britten  anf  pboto-mechanischem  Wege  hergestellten  VerviellXltignngen 
kein  Entgelt  beanspmchen  dttrfen,  eofern  diese  Beprodnktionen  snr 
Dlnstration  eines  in  Italien  erscheinenden  nnd  die  Öffentliche  Bildnng 
fördernden  Werkes  diente." 

Besttglich  der  Erhaltung  von  Immobilien  stellt  das  Oesets  das 
Prinzip  anf,  dass  ein  für  die  Knnst,  Archftologie  oder  Geschichte 
wichtiges.  Privaten  gehöriges  Bauwerk,  auch  wenn  es  fttr  das 
l'ublikmn  nicht  leicht  sichtbar  ist,  uhue  Genehmi^runji;  des  Ministeis 
weder  abgebniclu'u,  noch  instand  gesetzt  werden,  noch  veiaiideit, 
noch  restauriert  werden  darf.  Pank  diesem  Prinzii«  werden  daher 
Verunstaltungen  in  der  Art.  wie  sie  der  Palast  Labbia  in  Venedis: 
und  der  Palast  Ginstiniani  in  Born  erlitten  haben,  fdr  die  Zakooft 
nnmüglich  gemacht. 

5.  Gesetz  vom  80.  Jnni  1906,  enthaltend  besondere 
Bestimmungen  Aber  den  Bau  nnd  Betrieb  von  Eisenbahnen. 

Die  Öffentlichen  Eisenbahnen  werden  in  Hanpt-  nnd  Seknndär- 
bahnen  eingeteilt.   Hauptbahnen  sind  jene,  die  ans  folgmden  Gründen 

eine  besondere  Bedentiui^  iiabeu: 

1.  wegen  der  Länge  ihres  sich  durch  das  Reich  erstreckenden 
Scliieiiennetzes; 

2.  wetzen  der  (n'össe  ihres  Verkehrs; 

•i.  weil  sie  die  Verbindung  zwischen  bedeutenden  Ortschaften 
untereinander  oder  mit  wichtigen  See-,  Kanal-  oder  Flosshäfen 
vermitteln; 

4.  wegen  ihres  Anschlusses  an  ansländische  Bahnlinien; 
aus  strategischen  Gründen. 
Sekundärbahnen  sind  alle  anderen. 

Die  Hanptbahnen  haben  einen  besonderen  Strassendamm  fttr 
sich.  Die  Sekundärbahnen  können  auch  anf  gewöhnliehen  öffent- 
lichen Wegen  angelegt  werden,  sofern  fBr  den  Wagenverkehr  ge- 
nügend Spielranm  flbrig  bleibt. 

Die  Kommunalverbönde,  die  Eigentümer  der  Strasse  sind,  für 
die  die  zu  bauende  Bahn  konzessioniert  ist,  kennen  si(  h  dei-  Auf- 
erlegung dieser  jiassiven  Servitut  nicht  widersetzen,  haben  -iber  ein 
Ketht  auf  \\  iedererstuttung  eventueller  Jülehrkosten,  die  ihnen  durch 
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die  lutandhaltang'  der  betreffenden  Stücke  des  Strassendamms  er- 
wacltaeo.  Die  fSr  die  Leiping  des  Schieneni^iset  Torgenommenen 
Erweitemngen  und  teilweiBen  Abweiehnng^en  von  der  nrsprUnglicben 

Strasse  gehen,  soweit  sie  anch  dem  gewöhnlichen  Wagen verliebr 
dieuen,  ohne  w  eiteres  iu  das  Eigentum  des  Kommaoalverbandes  über, 
dem  die  Strasse  gehört. 

Über  Streitigkeiten  zwischen  dem  Konzessionsinhaber  und 
dem  (Tcmeindeverbnnd.  der  P^igentiim  nn  der  Strasse  hat.  betrert's 
der  Ausfuhrung  der  zur  Autrechrei  haltung  des  regelmässigen  Ver- 
kehrs notwendigen  Arbeiten,  entscheidet  nach  Aniidrung  des  Regie» 
rangsoberbaomeisters  der  Präfekt.  Die  ZasehüSBe,  die  die  Kegiernng 
zam  Ban  nnd  Betrieb  der  Bahn  pro  Kilometer  bewilligen  darf, 
sind  ohne  RQcksiebt  anf  die  Art  der  angewandten  Betriebskraft  zu 
erteilen.  Die  BobYentionierten  Bahnen  haben  selbst,  soweit  dies 
möglich  ist,  den  Anschlnss  an  die  schon  bestehenden  herzastellen. 

Die  Betriebfileitang  einer  Öffentlichen  Bahn  kann  sieh  der 
Anlage  von  Seitenlinien  nicht  widersetzen,  sofern  die  Stationen 
oder  Haltestellen  dazu  dienen,  sie  mit  anderen  ütl'eutlichen  Bahnen, 
den  nächsten  Bevölkerungszentren  oder  mit  See-  oder  Binnenhäfen 
and  Lad un|?8pl ätzen  zu  verbinden. 

Die  Betriebfsleitun^  einer  öirentlichen  Bahn  ist  verptiiebtet, 
mit  Strassen  bahnen  mit  mechanischem  Betrieb  und  mit  kauf- 
männischen oder  iodastriellen  Unternebmongen  Privater  oder  des 
Staates  Abmachungen  zu  treffen. 

Die  fflr  die  Eisenbahnen  nnd  ihr  Znbeh5r  erforderlichen 
Arbeiten  nnd  Verrichtangen  mflssen  nach  den  besten  Systemen  nnd 
Mnstem  ansgefnhrt  werden. 

Die  Hanptbahnen  sind  von  den  seitlich  angrenzenden  Be- 
sitzungen durch  lebende  Hecken,  Hanem  oder  sonstige  feste  Um- 
zäunungen zu  trennen. 

Das  Ministerium  der  {öffentlichen  Arbeiten  kann  nnter  Berück- 
sichtigung des  einzelnen  Falles  die  völlige  oder  teilweise  Umzäunung 
der  Wegstrecken  erlassen,  vorausgesetzt,  dass  dies  mit  der  Sicher- 
heit des  Betriebes  vereinbar  ist. 

Bei  den  Sekundärbahnen  ist  die  Umzäunung  nur  in  der 
Nähe  von  AVuhurirten  erforderlich. 

Bei  den  öfieutlichen  Bahnen  sind  die  Umzäunungen  einzig 
im  Interesse  der  Bahn  selbst  vorzunehmen. 
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Hauptbahnen,  die  von  den  gewöhnlichen  öfientiicheu  oder  von 
privaten  Wegen  gekreuzt  werden,  mflssen  an  der  Übergangsstelle 
mit  einer  Barriere  versehen  sein. 

Die  Überginge  fttr  FnssgtDger  k5nnen  dnreh  Drehkreue 
geschlossen  werden. 

Bei  Sekandärbahnen  sind  bei  den  auf  gleichem  Niveaa  be- 
findlichen Übergängen  Barrieren  nor  da  erforderlichf  wo  sich  erstere 
mit  Fahrstrassen  von  besonderer  Wichtigkeit  kreuzen  oder  wo  es 
nicht  möglich  ist,  die  Strecke  frei  tn  ttberschaaen.  Die  Fahr- 
geschwindigkeit der  Züge  darf  nnr  jenes  Maximum  erreichen,  das 
mit  der  technischeu  Eiurichtung  der  Linie,  der  Art  des  Wageu- 
luaterials  uDd  den  vorhandenen  Bremsvorrichtungen  in  Ein- 
klang steht. 

Auf  den  nicht  umzäunten  Strecken  uud  jcfii  n,  wo  die  i>e- 
schaffenheit  der  Strasse  &n  und  lür  sich  Menschen  und  Tiere  an 
dem  Betreten  der  Geleise  nicht  hindert,  darf  die  Höchstgeschwindig- 
keit für  Züge  mit  Dauerbremse  60  km  und  bei  den  anderen  45  km 
in  der  Stande  nicht  flberschreiten. 

Für  die  Strecken  der  SekondSrbahnen  darf  de  unter  Berück- . 
sichtignng  des  einzelnen  Falles  nicht  grQsser  als  45  besw.  25  km  sein. 

Die  Anlage  von  WArterhEnsem  llngs  der  Sekandlrbahnen 
wird,  soweit  das  Personal  in  der  Nahe  der  Bahn  Wohnong  nehmen 
kann,  nicht  verlangt.  * 

Die  Eisenbahnen  mUssen  mit  so  vielen  und  derartigen  Tele- 
graphen. Telephouen  und  Signaleiurichtuugen  versehen  sein,  als  es 
ihr  Betrieb  erfordert. 

Den  Sekundärbahnen  mit  beschränktem  Betrieb  knnn  der 
Minister  der  öö'entlichen  Arbeiten,  wenn  sie  besondere  Sicherheits- 
vorkebrangen  treffen,  die  Verpflichtung,  Wamongssignale  beim  Ein- 
laufen in  die  Bahnhöfe  zu  deren  Schutz  zu  unterhalten,  erlassen. 

Die  Eisenbahnen  mflssen  eine  genflgende  Zahl  von  Beamten 
besitzen,  um  den  regelmässigen  Dienst  stets  aufrecht  erhalten  zu 
können.  Das  Personal  muss  ffir  seinen  Dienst  geeignet  und  im 
Besitz  der  italienischen  Staatsangehörigkeit  sein. 

Wollen  die  Konzessionsinhaber  der  bestehenden  oder  im  Bau 
befindlichen  Eisenbahnen  der  in  Art.  16  dieses  Gesetzes  erwflhnten 
Stempelstenerermflssigung  teilhaftig  werden,  so  müssen  sie  1.  Woehen- 
abonnements  für  Industrie-  und  Landarbeiter  einführen  und  2.  die 
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von  Landleaten  oder  Fischern  znm  Markte  oder  nach  dem  Ver- 
brauchsorte  gebrachten  Erzeugnisse  der  Landwirtschaft.  Viehzucht 
und  Fischerei  bis  zu  einem  Höchstgewicht  von  30  kg  und  auf  dem 
Rückweg-e  die  leeren  Behältnisse  befördern,  3.  bis  zu  derselben 
(rewichtsgrenze,  die  von  den  Laridlpiiten  und  Fischern  zur  Land- 
arbeit bezw.  zum  Fischfang  mitgeführten  Gerätschaften  befördern. 

Auch  auf  den  Seknndärbabnen,  gldchglUtig,  ob  sie  der  Staat 
nnr  verwaltet  oder  ob  Bie  in  seinem  Eigentnm  stehen  oder  schliess- 
lich Yon  •  Privaten  betrieben  werden,  bleiben  besondere  Vorsngs- 
bestimmnngen  in  Geltung. 

Der  Ifinister  der  fiffentiiehen  Arbeiten  soll  nach  erfolgtem 
Gatachten  des  Oberkomitees  für  die  Eisenbahnen  ein  Verzeiehnis 
aller  bestehenden,  sowie  der  im  Ban  beftndlieben  and  der  bereits 
genehmigten  Eisenbahnen  anfnehmen. 

Alle  Eisenbahnverwaltungen  müssen  Reglements  verfassen, 
die  eine  gerechte  Behandlung  de.s  Personals  sichern  und  ebenso 
wie  die  der  Staatsbahnen  Vorschriften  Uber  die  Disziplinarstrafen 
und  ihre  Verhilngung  enthalten,  und  diese  Reglements  sodann  dem 
Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  zur  Genehmigung  vorlegen. 
Daneben  bleiben  die  Vorschriften  über  die  Unfallversicherung  un- 
berührt. Sie  müssen  ferner  das  feste  und  das  auf  Probe  angestellte 
Personal  in  die  Nationalkasse  ittr  InTaliditftts  und  Altersrerslebe- 
rang  einkaufen.  Die  Betriebsleitong  der  VoUbahnen  mnss  stets 
an  der  Bahnstrecke  verteilte  Brennmaterialreserven  fttr  mindestens 
vier  Monate  bmreit  halten.  Die  von  Sekandarbahneo  solche  für  swd 
Monate.  Sobald  es  die  Begierong  ftr  nfttig  httlt^  eine  Erhöhung 
dieser  Yorratsmengen  anzuordnen,  hat  die  Betriebsleitung  Folge 
nn  leisten. 

Ausserdem  sind  die  Eisen  bahn  Verwaltungen  verpflichtet,  den 
Offizieren,  iliiilitr-  und  ilarinebeamten,  die  zu  dienstlichen  Zwecken 
den  Znstand  der  Bahn  studieren,  jede  irgend  erforderliche  Hilfe 
und  Förderung  zuteil  werden  zu  lassen.  Soweit  dies  mit  dem  ord- 
nongsmässigen  Betrieb  vereinbar  ist,  muss  sie  den  Militärbehörden 
die  fttr  Ver-  und  Aunladung^manöver  erforderlichen  Fracht-  and 
Personenwagen  zur  Verfügung  stellen. 

Während  der  Mobilmacbnng  und  im  Kriegsfälle  kann  das 
Militär-Oberkommando  verlangen,  dass  alles,  was  es  anm  Transport 
der  Troppen  für  notwendig  erachtet,  ihm  überlassen  werde.  Auch 
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kann  m  den  öffentlichen  Verkehr  beschränken  oder  aufbeben.  Femer 
hat  Qttter  besagtea  ümstft&dea  das  Mültär-OberkommaDdo  das  Becht, 
den  gewObnllcbea  Bahnbetrieb  durch  militärischen  zn  ersetzen, 

Znr  Anfrechterhaltuns  der  Öffentlichen  Ordnung  kdnnea  jeder- 
zeit dorch  Eönigl  Verordnang  die  gleichen  Befugnisse  den  IClitär- 
behSrden  veriiehen  werden. 

Die  Kosten,  die  die  Uoterbrecbnngsarbeiten  and  die  der 
völligen  Wiederherstelinng  der  Linie  Tenirsachen,  fallen  dem  Staate 
zur  Last;  jedoch  steht  der  Betriebsleitung  kein  AuAprucb  auf 
Schadenersatz  zo. 

6.  Gesetz  vom  7.  Juli  1907,  betr.  die  Betriebsrege- 
Inng  der  Staatsbahnen,  welche  von  Privaten  verwaltet 
werden. 

Die  der  Leitung  und  der  Verantwortung  des  Hinisters  der 
öffentlichen  Arbeiten  unterstellte  autonome  Verwaltung  der  Staats- 
bahnen  hat  die  direkte  Leitung  aller  der  Geschäfte,  die  sich  auf 
das  Eisenbahnnets  oder  die  Schiffahrt  beziehen.  An  der  Spitze 
der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen  steht  ein  Verwaltnngsrat 
und  ein  Generaldirektor. 

Die  Verwaltungsräte  und  der  Generaldirektor  werden  liurcü 
Kgl.  Dekret  ernannt. 

Es  ist  unzulässig.  da.S6  der  jeweilige  Generaldirektor  gleicb- 
zeitiir  parlamentarische  oder  andere  durch  Wahl  zu  eriangeode 
Ämter  bekleide. 

Der  Verwaltnngsrat  bat: 

1.  zu  den  Dienstvorschriften  fllr  die  einzelnen  Zweige  und  zu 
den  entsprechenden  Abänderungen  seine  Zustimmung  zu  er- 
teüen; 

2.  Uber  den  Entwurf  einer  vorläufigen  Bilanz  und  Uber  das 
konsultive  Konto  zu  entscheiden; 

3.  die  Verteilung  der  in  der  Bilanz  festgesetzten  Summen  zu  billigen; 

4.  in  die  Fflhrung  von  Prozessen  einzuwilligen; 

5.  er  genehmigt  Verkäufe  und  Vertanschnngen  von  Gnmdstlicken; 

6.  entscheidet  über  ihm  vorgelegte  wichtige  Entwürfe; 

7.  entscheidet  desg-Ieichen  über  Ernennunieren,  Beförderungen,  Ge- 
haltserhöhungen usw.  des  Personals  und 

8.  schliesslich  Uber  Eingaben,  soweit  sie  iu  seiner  Kompetenz 
liegen  u.  a.  m. 
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Die  Generaldii^ktton  bat  ihren  Site  in  Eom. 
Die  Verteünng  uid  Anordniing  der  einzeinen  Dienstzweige 
der  Generaldirektion  wird  dnrch  Kg:l.  Dekret  gereg:eU. 

Der  Geiieraldiiektur  hat  die  voiiiiutigen  Bilanzentwürfe,  Vor- 
s('liliio:e.  betreti's  der  luanspruchnahme  der  R^*äer\  etonds,  Vor- 
kehrungen und  Eutwiirfo  bezüglich  der  Veränderungen  der  Trans- 
portbedingungen und  Tarife  zanüchf't  dem  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  vorzulegen.  Er  unterbreitet  dem  Minister  der  öfleutlicben 
Arbeiten  anzserdem  den* Jahresbericht  des  Geschäftsbetriebes  der 
Eizenbahnverwaltang,  setzt  die  Aasgaben  im  Rahmen  des  bewilligten 
Budgets  fest,  ordnet  die  Ansflllmug  der  Arbeiten,  der  AnkSnfe  nnd 
Aasgaben,  sowie  der  za  nnternebmeDden  Prozesse  an,  gibt  seine 
Einwilligung  za  Vergleichen  asf. 

Als  fernere  VerwaltongsbehVrden  sind  Besirksdirektionen  ein- 
geriehtet,  die  der  (?eneraldirektion  unterstehen. 

Thre  Zalil,  Sitz  und  Abgrenzung  wird  durch  Kgl.  Dekret 
beätimnit. 

Die  Bezirksdirektionen  vertreten  im  Umkreis  ihres  eigenen 
Verwaltungsbezirkes : 

1.  die  Verwaltung  als  solche  gegen  Dritte; 

2.  sie  treffen  die  von  der  Generaldirektion  angegebenen  Vor- 
kehmngen; 

3.  geben  ihre  Zostimmang  zur  Wiederiiersteilong  von  aasser- 
ordentlieben  Instandhaltongsarbeiten; 

4.  ebenso  geben  sie  ihre  Znatimmang  zn  den  Arbeitskontrakten, 
Ansehafftmgen  asf. 

Die  vorlautige  Bilanz  der  Einnahüitn  und  Ausgaben  wird 
dem  Parlament  zur  Genehmigung  vorgelegt. 

Die  Staatseisenbahnverwaltong  bestreitet  die  Ausgaben,  indem 
sie  die  notwendigen  Summen  den  Einnahmen  entnimmt. 

Diese  Einnahmen  werden  in  ordentliche  nnd  ausserordentliche 
eingeteilt.  Ordentliche  sind  beispielsweise  die  Einnahmen  ans  Trans- 
porten, ans  Immobilien,  aus  Zahlungen  nnd  Konkorsen  der  kon- 
zessionierten Eisenbahngesellschaften  usf. 

Außerordentliche  sind  beispielsweise  die  vom  Schatzamt  für 
ausserordentliche  Aus»gabeü  eingegangenen  bummeu,  die  Erlöse  aus 
dem  Verkauf  von  Immobilien  usf. 
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Von  den  Brattoeinnahmoi  werden  jShriich  2%  xorflekbebalten 
aod  80  ein  Beservefonds  fttr  nnyorhergeeehene  Aasgaben  bereit- 
gehalten. 

Diese  Überwetenngen  hören  aof,  sobald  der  Beservefonds  auf 

80  Hillionen  Lire  an^wachsen  ist. 

Der  Fonds  liefert  die  fUr  die  Verwaltung  erforderlichen  Summen, 
deren  Bedarf  nicht  vorliergescheu  und  fUr  die  in  der  Bilanz  nicht 
die  entsprechenden  Posten  aufgestellt  waren. 

Der  Rechnungshof  wacht  Aber  die^Einziehnng  der  Einnahmen 
nnd  revidiert  die  Ausgaben  der  staatliehen  fiisenbahnverwaltnng* 

Nach  vorangegangener  Genehnügang  des  Verwaltnngsrats 
kann  der  Generaldirektor  mittels  Zablnngsanweisiuig  oder  zu- 
gongten  eines  ihm  unterstellten  Beamten  zwecks  Bezahlong  von 

auszuführenden  Arbeiten  und  Lieferungen  mittels  Kreditbriefs  Kredit 
erö£fnen.  Doch  dii  rlüu  diciit:  Mandate  die  Summe  von  50000  Lire 
nicht  überschreiten. 

Die  Lieferungsaufträge  von  festem  und  beweglichem  Material, 
sowie  die  von  Metallarbeiten  sind  in  der  Regel  öffentlich  an  den 
mindestfordernden  Vertreter  der  italienischen  Industrie  zu  vergeben. 
Wenn  ans  dem  Besnltat  der  öffentlichen  Termine,  der  Angebote 
nnd  der  Privatrertrftge  erhellt,  dass  es  nnmSglieh  ist,  von  der 
elnheimisohen  Indnstrie  angemessene  Bedingungen  und  Preise  zu 
erlangen,  muss  die  Generaldirektion  eine  internationale  Ausbietung 
vornehmen.  Werden  hierbei  von  2  Bewerbern  die  gleichen  Be- 
dingungen gestellt)  so  ist  dem  einheimischen  Produzenten  der  Zu* 
schlag  zu  erteilen. 

Die  Kassierer  und  ihre  ünterbearaten  haben,  soweit  ihuen 
Werte  anvertraut  sind,  als  Sicherheit  für  ihre  GeschäfC&ftiiirung 
Kautionen  zu  hinterlegen. 

Die  auf  den  Staatsbabnen  gegenwärtig  in  Kraft  stehenden 
Transportbedingungen  und  Tarife  bleiben  in  Geltung. 

Tarifermftssigangen  weisen  auf  Vorschlag  dee  Hinistera  der 
öffentliehen  Arbeiten  durch  Kgl.  Dekret  bewilligt. 

Alle  5  Jahre  wird  eine  umfassende  Revision  der  Numcnklatur 
und  Einteilnn?  d«M-  Waren  vürgenf  nimen.  Wegen  Nichterfüllung 
der  Transpiirtbedmgungeu,  Klassitizierung  der  Waren  oder  wegen 
Anwendung  der  Tarife  kann  gegen  die  staatliche  Eisenbahnver- 
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waltnng  erst  nach  Verlauf  von  40  Tagen  seit  Erbebuog  der  Ver- 
waitung-sbesch werde  Klage  erhoben  werden. 

Die  Haaptfahrpläne  ftir  Personenzfige  werden  auf  Vorschlag; 
des  Generaldirektors  von  dem  Verwaltungsrat  festgestellt 

Der  Generaldirektor  kann  auf  einzelnen  Linien,  um  den  Vor- 
orte^erkebr,  Poatrerlcehr  nsf.  wa  erldchtem,  in  EQcksicbt  anf  die 
l^rtliehen  VerhUtniBse,  leichte  Züge  einsehieben. 

Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  kann  nach  vorher- 
gegangener Beratung  des  Uimsterrats  jederzeit  die  EinfUining  tob 
internationalen  Lnxnszflgen  anordnen. 

ZoIassQDgen,  Ernennungen,  GehSlter  oderLSbne,  Beftrdemngen 
und  Entlassungen  des  staatlichen  Eisenbahnpersonals  werden  nach 
Anhörung  des  Ministerrats  durch  Kgl.  Dekret  geregelt.  Die  An- 
stellung neuen  Personals  geschiebt,  unbeschadet  der  den  Offizieren 
des  Kgl.  Keeies  und  der  Marine  vorbehaltenen  Kechte,  durch 
Konkurs  (Examen  der  Wettbewerber). 

Alle  Angestellten  der  Staatsbahnen  werden,  welchen  Kaug  und 
welche  Stellmig  sie  auch  immer  einnehmen,  als  Staatsbeamt«  betrachtet. 
Di^enigen,  welche  freiwillig  ihr  Amt  verlassen  oder  nicht  antreten, 
oder  die  in  AosabaBir  ihrer  Tätigkeit  den  danemden  und  regel- 
mässigen Gang  des  Dienstes  an  hemmen  oder  unterbrechen  wissen, 
gelten,  unbeschadet  der  weiteren  strafrechtlichen  Verfolgung,  als 
ihres  Amtes  entsetzt,  und  wird  letzteres  anderweitig  yergeben. 

Die  in  den  Bubestand  versetzten  Beamten  haben  Anrecht  auf 
eine  Pension. 

Bei  dem  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  werden  ein 
Generalrat  für  Verkehrswesen  und  bei  den  einzelnen  Provinzial- 
leitangen  Verkehrsräte  eingeführt. 

Der  General  rat  für  Verkehrswesen  hat  Gutachton  zu  erteilen: 
Über  Vorschlüge,  betreffend  die  Erhi^hiing  oder  Herabsetzung  der 
Tarife,  über  probeweise  Einführungen  neuer  Tarife  und  über  die 
Auslegung  der  festgesetzten  Fracbtbedingungen  der  Eisenbahnen. 

Den  Vorsitz  im  General  rat  für  Verkehrswesen  führt  der 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten. 

Zur  Überwachung  der  staatlichen  Eisenbabnverwaltung  wird 
eine  stflndige  parlamentarische  Kommission  eingesetzt,  und  zwar 
wird  sie  gebildet  von  6  Senatoren  und  6  Deputierten.  Diese  Kom> 
mission  erwShlt  einen  Prftsidenten  aus  der  Zahl  ihrer  Mitglieder. 

Jfthrbaeli  der  Internftt.  VcTfttidgans.  8.  Bd.  211 
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Die  Überwacbnngskommission  prflft  nnd  berät  den  halbjährlich 

ihr  von  der  (TeiieraldirekLiou  der  staatlicheu  Eiseubahnverwaltung 
fibersandten  Bericht.  Im  November  jeden  Jahres  erstattet  die 
KommissioD  dem  Parlamente  ihrerseits  einen  Jahresbericht. 

7.  Gesetz  vom  13.  Jali  1907,  betr.  den  Bau  von  Berg- 
sehwebebahnen. 

Die  Gnmdeigentttmer  mftosen  es  sniassen,  dasa  ttber  ihre 

Grundstücke  die  Drahtseile  von  Bergschwebebahnen,  die  zum  Traus- 
port von  landwirtscliaftlichen,  Bergwerks-  oder  Forstprodukten  be- 
stimmt sind,  gezogen  werden. 

Die  Erbauer  einer  Bergschwebebahn  sind  berechtigt,  aaf 
den  durchquerten  Gmndstttcken,  die  Tragepfeiler,  sowie  die  zar 
Spannung  und  zum  Ausweichen  erforderlichen  Einrichtungen  an- 
zubringen. 

Wer  ein  Anrecht  auf  diese  Servitut  erwerben  und  sieb  die- 
selbe zu  Nutzen  machen  will,  hat  nachzuweisen,  dass  in  dieser 
Hinsicht  ein  berechtigtes  Bedfirfnis  für  ihn  vorliege,  und*ausserdem 
die  dem  Eigentflmer  des  dienenden  Grundstocks  zustehende  Ent- 
SChftdignng  zu  zahlen. 

Jedoch  erstreckt  sich  die  Servitut  weder  auf  Häuser,  auch 
nicht  aul  uübewoiinte,  noch  aut  iiütten,  Garten,  Anbauten,  sowie 
die  angrenzenden  Weinberge  und  Fruchtf^ärten.  Au  den  Kreuzunsrs- 
stellen  mit  öffentlichen  Strassen,  Eisenbahngeieisen  und  schiffbaren 
Wasserläufen  müssen  besondere  Vorrichtungen  zum  Schutz  nnd  zur 
Sicherung  der  Übergän^^e  getroffen  werden.  Provinzen  und  Kom- 
munen können  gegen  die  durch  den  Prilfekten  erteilten  Konzessionen 
bei  der  IV.  Sektion  dee  Staatsrats  Beschwerde  einlegen. 

Die  Servitut  läuft  20  Jahre,  kann  aber  um  weitere  20  Jahre 
verlängert  werden. 

Ist  das  Recht  des  Antragstellers  anerkannt,  so  wird  die  ge- 

schuldeie  Eutscluniiguug,  sofern  sie  nicht  durch  Vertrag  mit  dem 
Eigentümer  festgesetzt  ist,  auf  Anordnung  des  Bichters  des  be- 
treffenden Ortes  durch  Sachveratändige  bestimmt. 

Erheben  sich  Streitigkeiten  über  die  Anwendung  des  vor- 
liegenden Gesetzes,  so  können  alle  Grundeigentfimer,  deren  Grund- 
stücke die  Servitut  auferlegt  werden  soll,  zu  einem  nnd  demselben 
Termin  vorgeladen  werden. 
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8.  Gesets  vom  8.  April  1906,  betr.  die  reehtliehd 
Stellung  der  Lehrer  der  königlichen  und  der  staatlicher- 
seits  subventionierten  Mittelschulen. 

Niemand  kann  als  Lehrer  an  einer  staatlichen  Mittelschule 
oder  an  einem  öffentlichen  Erziehun^institut  fUr  Mädchen  angestellt 
werden,  der  nicht  das  Wettbewerbezamen  (Konkurs)  bestaDden  bat. 

Zo  den  Wettbewerben  können  nur  solche  Bewerber  zngelasseD 
werden,  die  ein  Zeagnis  ttber  das  bestandene  Staatsexam^  oder 
ein  anderes  fttr  die  betreffende  Lehmteile  erforderliches  Diplom 
vorsaweisen  Tennögen.  Der  Wettbewerb  wird  für  eine  bestimmte 
Anzahl  Ton  Stellen  ansgesehrieben.  Bei  der  Besetsang  der  Stellen 
mnss  die  Reihenfolge  eingehalten  werden,  in  der  die  Betreffenden 
als  Sieger  ans  dem  Wettbewerb  hervorgegangen  sind.  Die  als 
Jury  fungierende  Kommission  mnss  ans  mindestens  5  IQ^iiedem 
bestehen  und  wird  von  dem  Minister  ernannt. 

Der  Bericht  der  Kümmibsjion  wird  dem  Ausschuss  Itlr  höheres 
Schulwesen,  der  Oberratsversaramlung,  vurfreleg;!.  2  Monate  nach 
seiner  Begutachtung  durch  den  Au.sschubs  wird  der  Bericht,  ebenso 
wie  das  Gutuchteu  und  die  Entscheidong  des  Ministers  in  dem 
offiziellen  Ministerialblatt  veröffentlicht. 

Weigern  sich  die  als  Sieger  ans  dem  Wettbewerb  Hervor- 
gegangenen bei  der  ersten  Anstellang,  einen  ihnen  angebotenen 
Posten  anzutreten,  so  verlieren  sie  iliren  erworbenen  Platz  in  der 
Beibenfolge  der  Gewinner  und  rangieren  hinter  den  letzten  derselben. 

Die  Lehrer  an  Staatsschnlen  kOnnen  in  der  Regel  nur  anf 
ihren  eigenen  Antrag  and  mit  Ihrer  eigenen  Zostimmang  versetzt 
werden. 

Eine  Versetzung  Von  Amts  wegen  mittels  Dekrets  kann  nnr 

ans  besonderen  dienstlichen  GrUnden  erfolgen,  die  dem  Interessenten 

auf  sein  Verlangen  mitgeteilt  werden  müssen. 

Abgesehen  von  dringenden  Fällen  haben  alle  Versetzungen 
am  Beginn  des  Schuljahres  zu  erfolpren.  Gegen  die  Versetzungs- 
verfügang  kann  innerhalb  einer  Jj'rist  von  14  Tagen  Beschwerde 
beim  Minister  eingelegt  werden. 

Zur  Errichtung  von  Lehrstellen  an  den  wichtigsten  Orten, 
die  das  Reglement  zu  bezeichnen  hat,  sollen  besondere  W^ettbewerbe, 
die  sich  auf  eine  Prüfung  der  eingereichten  Qualifikationen  und  ein 
Examen  erstreeken,  ausgeschrieben  werden. 
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Die  BO  an  die  kftniglidieii,  wie  an  die  von  Seiten  des  Staats 
subventionierten  Schulen  hinzngefligten  Klassen  werden  gldcbmissig 
an  die  Lehrer  der  ordnongsinSssigen  Klassen  der  betreflSanden  Lehr- 
anstalten  verteilt. 

Die  DisKiplinarstrafen  sind:  1.  Vermahnong,  2.  Bflge,  3.  Amts- 
enthebung bis  zn  6  Monaten,  4.  Amtsenthebungen  von  6  Monaten 
bis  zu  2  Jahren,  ö.  EailassuDg  aus  dein  Amte  ohne  \  erlust  des 
Anrechts  auf  l'ensiün  oder  Rente. 

Sobald  es  sich  um  Strafen  dritten,  vierten,  fünften  oder 
sechsten  Grades  handelt,  wird  der  Zamassregelnde  aufgefordert, 
mUndlich  und  persönlich  oder  durch  einen  Schriftsatz  seine  Ver- 
teidigangsgrönde  vorzubringen. 

Die  Disiiplinarstrafen  zweiten,  dritten,  vierten  nnd  fttnften 
Grades  werden  von  dem  Minister  nach  Befragnng  des  Aasschnsses 
Ar  das  mittlere  Schulwesen  verhängt 

Alle  Massnahmen,  betreffend  Ernennung,  Beförderung,  Ver> 
setzunj?  und  Beordnung  zu  außerordentlichen  Ämtern,  werden  in 
dem  Ministerialblatt  veröffentlicht. 

Jeder  Lehrer  der  Reprieranfr^'-Mittelschulen  kann,  sobald  es 
für  ihn  von  Interesse  ist,  gegen  jede  Verfügung,  die  dem  vorliegenden 
Gesetze  zuwiderläuft,  Beschwerde  erheben.  Nach  Anhörung  des 
Ausschusses  für  mittleres  Schalwesen  entscheidet  der  Minister. 

9.  Allgemeines  Reglement  fttr  das  Elementarsehnl- 

Wesen. 

In  der  Sitzung  vom  4.  Januar  1908  billigte  der  Ministerrat 
das  allg:emeine  Reglement  fUr  das  Elementarschulwesen,  das  sogleich 
dem  Rechnungshof  zur  RegistrieruDg  übersandt  wurde. 

Dieses  Reglement  sorgt  unter  andern  für  die  vollständige 
Anwendung  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1904,  das  Bestimmungen  Aber 
die  Schulen  nnd  die  Elementarschullebrer  enthält. 

Der  Hauptzweck  des  neuen  Reglements  liegt  darin,  den  zahl- 
reichen Ungewissheiten  ein  Ende  zu  bereiten  und  Ltteken,  besonders 
bezQglicb  der  GeHuogsgrenzen  des  Gesetzes  Uber  den  obligatorisdien 

Volksschulunterricht  —  über  die  in  letzter  Zeit  viel  geklagt  wurde  — 

auszuiülUn.  Dies  letztere  Gesetz  wai  zum  grussen  Teil  Uberhaupt 
nicht  zur  Ausführung  gelangt,  weil  sein  Mechanismus  und  seine 
Bestimmungen  sich  als  mangelhaft  erwiesen  hatten. 
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Doreh  das  neue  Reglement  wird  zn  diesem  Behuf  inneriialb 
der  Komraiine  ein  besondereB,  einstweilen  von  der  Überwacfanngs* 
kommission  provisoriseh  begrfindetes  Organ  mit  der  Aufgabe  ge- 
schaffen, nach  feststehenden  Nonnen  nnd  in  streng  bestimmten 
Grenzen  das  endgültige  Verzeiehnis  der  Elementarsehnlpflichtigen 
anfenstellen  nnd  alle  diejenigen  Massregeln,  welche  eine  Gew&hr 
für  die  DurchfUhi  uug  der  durch  das  Gesetz  auferlegten  Pflichten 
bieten,  vorzuschlagen,  wie  z  B.  Ermahnungen,  l  ntersachungen  und 
Verhängangen  von  Ordnungsstrafen. 

Gleiche  Sorgfiilt  iSsst  das  Reo:lement  der  weiten  und  um- 
fassenden Materie  der  Abend-  and  Sonntagsschalen  angedeiheu.  Es 
bilden  dieselben  ein  ferneres  and  so  ansserordentlich  wichtiges  Mittel 
znr  Bekämpfang  des  AnalphabetentnmSi  dass  es  nnerlftsslich  war, 
aneh  sie  ordnenden  Normen  zn  unterwerfen,  nm  so  möglichst  grosse 
Erfolge  durch  sie  erzielen  zu  können. 

Die  Bedeutung  dieser  Materien  rechtfertigt  es  schon  an  sich, 
dass  man  sich  in  besagtem  Oesetz  nicht  nuf  die  einfsche  und 
nachteme  Ausarbeitung  von  Normen  beschrftnkt  hat  Übrigens 
zeigt  das  Beglemeot  in  jeder  Hinsicht  einen  erheblichen  Fortschritt 
gegenflber  dem  Jetzt  in  Kraft  stehenden.  Besonders  darin,  dass  er 
der  rechtlichen  Lage  der  Lehrer  Rechnung  trägt  nnd  so  die  vielen 
Uügewissheiten  in  der  Auslegung  beseitigt,  die  erfabrungsgemäss 
eine  Menge  von  Unzuträglichkeiten  verursachten. 

Das  von  dem  neuen  Reglement  befolgte  System  besteht  vor- 
züglich darin,  dass  es  einerseits  die  Gesety.esparagraphen  nicht 
w&rtlieh  wiedergibt,  andererseits  alle  die  Materien  heranzieht,  die, 
wie  z.  B.  die  Subventionen  an  Kommunen,  juristische  Personen, 
Witwen  und  Waisen,  die  öffentlichen  Belobigungen  und  lebens- 
länglichen Beuten,  bisher  durch  beeondere  Beglements  geordnet 
waren.  Sieher  wird  dies  System  gute  Früchte  zeitigen,  da  es  den 
rein  anordnenden  Charakter  der  Verfügungen  im  Gegensatz  zu  den 
legislativen  Normen,  die  ihrerseits  in  einem  besonderen,  jetzt  gerade 
bearbeiteten  Text  systematisch  angeordnet  werden,  enthftit  und  aus 
dem  Reglement  einen  wahren  und  vollständigen  Kodex  äes  Schul- 
wesens und  einen  in  allen  einschlagenden  Fällen  zum  Einsehen 
geeignetes  Handbuch  macht. 

I>a-  Hoe-lement  behandelt  noch  eine  andere  Frage  von  nicht 
geringer  Bedeutung,  nämlich  die  des  Beligionsunterrichts  in  den 
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Elementarschnlen.  Diese  Frage  hat  sa  mancherlei  Protesten  and 
Beschwerden  Yoa  Seiten  der  Kommunen  geführt.  Die  tob  der 
Begiemng  gefundene  LDsiug  macht  nun  allen  Streitigkeiten  ein 
Ende,  indem  sie  den  Kommunen  prinzipiell  absolute  Freiheit  iSsst, 
sieh  für  oder  gegen  diese  Begelnng  sn  erklSien.  Im  Ablehnongs- 
falle  sichert  sie  den  FamilienTfttem  das  Becht  so,  den  ünterrieht 
für  ihre  Kinder  anf  eigene  Kosten  und  anter  Anflicht  der  Schnl- 
behl^rden  selbst  tn  regeln. 

10.  Gesetz  vom  19.  Juli  1906,  betr.  die  Versorgung 
der  Unteroffiziere. 

Die  aufsteigende  Hangordnung  der  Unteroffiziere  ist  folgende: 

1.  Sergeanten,  Zahlmeister-Sergeanten,  solche  Sergeanten,  die  ein 
besonderes  Amt  beklmden,  and  Vizebrigadiere  der  Oendarmerie: 

2.  Obersergeanten  nnd  Brigadiere  der  Gendarmerie; 

S.  Kompagnie-,  Schwadrons-  oder  Batteriefeldwebel,  sowie  Feld- 
webel, die  ein  besonderes  Amt  haben  (z.  B.  Obertrompeter); 

4.  Bataillonsfeldwebel,   Feldwebel  für  halbe  Regimenter  oder 
Brigaden ; 

5.  Regimentsfeldwebel.  Quartiermeisterfeldwebe!  der  Gendarmerie. 

Das  Avancement  der  l  nterothzin  e  ninlei  Ii  l;_^t'iidermassen  statt: 
Sergeanten  oder  Obersergeanieii  ernennt  der  Korpskümmandaiit 
Die  Ernennung  zu  Feldwebeln  der  verschiedenen  Bangstofen 
erfolgt  durch  den  Kommandanten  des  Armeekorps. 

Za  Obersergeanten  werden  ans  der  Zalü  der  Sergeanten  solche 
genommen,  die  sich  fHr  die  Befördemng  eignen.  Zn  Kompagnie- 
feldwebeln wird  aasgewShlt  and  */$  Gnind  ihres  Dienst- 
alters befördert  In  Friedeoszeiten  kann  ein  Ohersergeant  nor  nach 
einer  Gesamtdienstzeit  von  6  Jahren,  von  denen  mindestens  8  als 
Obersergeant  abgedient  sein  mttssen,  zam  Feldwebel  beiOrdert  werden. 

Die  Bataillons-  nnd  Hegimentsfeldwebel  werden  anssohliesslich 
aus  den  Unteroffizieren,  die  den  nKehst  tieferen  Rang  mindestens 
3  Jahro  lang  bekleidi  L  haheri,  erwählt. 

Die  tägliche  LiUinung  der  Unteroffiziere  ist  folgende: 

Sergeant  2,10  Lire. 

Oberser^pant  2,50  „ 

Kompagniefeidwebel  ....  o.Oo  „ 
Bataillonsfeldwebel  ....  3,50  „ 
Regimentsfeldwebei    ....  4,00 
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Die  Unteroffiziere  haben  nacii  je  3  Dienstjahren,  und  zwar 
5  mal  im  Laaf  von  15  Jahren,  das  Anrecht  aaf  eine  Löhnangs* 
erhOhang  von  0,30  Lire  pro  Ta;. 

Naeh  18  DiensigahreD  erhalten  sie  weiter  1,50  Lire  Zola^ 
pro  Tag. 

Obertergeanten  nnd  Felbwebel,  die  mindestens  12  Jahie  Dienst 
hinter  sieh  haben,  besitzen  ein  Anrecht  auf  eine  Zivilversorgring 
als  ESisenbahnbeamte  oder  in  den  sonstigen  Zweigen  der  Staats- 
verwaltung. 

Abgesehen  von  dem  Falle  eines  besonderen  Dispenses  werden 

Übersergeanten,  die  eine  Zivilversorgnng  erwarten,  so  lange  im 
Heere  behalten,  bis  mau  ihnen  einen  solchen  Posten  zuweist. 

Ein  Unteroffizier,  der  vom  Dienste  befreit  oder  ohne  Recht 
auf  Pension  eutla>-en  i^t.  eihuli  eine  Verg:üLuug  von  o(h}  Liren, 
wenn  er  6  Diensrjahre  vollendet  hat,  and  ausserdem  öU  Lire  für 
jedes  weitere  Jahr  seines  Dienstes. 

Fttr  jeden  neu  ernannten  und  für  jeden  gegenwärtig  bediensteten 
Feldwebel  wird  an  die  Korps  ein  Equipierangszaschnss  von  180  Lire 
gesandt,  sobald  es  sieh  nm  Ghrenadiere,  linieninfiuiteristen,  Bersaglieri, 
Oebirgstmppen  und  Pioniere  (jedoch  mit  Aosschlnss  der  Eisenbahner) 
handelt;  handelt  es  sieh  nm  Kavallerie,  Artillerie  nnd  Train,  von 
IdO  Lire. 

11,  Gesetze  und  Reglement  vom  l'J.  Jnli  und23.  August 
1894  bezw.  vom  21.  Januar  1906,  betr.  die  mittels  Spreng- 
stoffen beganf^^enen  Verbrechen. 

Gesetz  vom  19.  Juli  1894: 

Wer  in  der  Absicht,  um  damit  Verbrechen  gegen  die  Person 
oder  das  Eigentum  zu  begehen,  dem  Pabiikom  Fnrcht  einzujagen 
oder  Öffentliche  Anflttnfe  nnd  Schrecken  zu  erregen,  Dynamit  oder 
andere  tätlich  wirkende  oder  fenergeftthrlicbe  Pzftpar&te  beaw.  die 
an  ihrer  Herstellnng  bestimmten  Stoffe  befördert  oder  in  seinem  Hanse 
oder  sonstwo  aufbewahrt,  wird  mit  Kerker  von  8—7  Jahren  bestraft. 

Wer,  nm  Schrecken  an  erregen  nnd  Anflftofe  zu  verursachen, 
Dynamit  oder  andere  Sprengstoffe  aar  Explosion  bringt  oder  auslegt, 
wird  m\t  Kerker  von  4 — 10  Jahren  bestraft. 

Wird  die  Tat  auf  einem  öffentlichen  Platz  zur  Zeit  einer 
allgemeinen  Gefahr  oder  eines  öffentlichen  Unglücks  begangen,  so 
wird  die  Strafe  auf  8—12  Jahre  Kerker  erhöht. 
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Wer  mit  den  obenbeteiehneten  Kitteln  ein  Gebftade  gaius 
oder  teilweise  za  serstdrea  socbt,  wird  mit  Kerker  von  8 — 12  Jahren 

bestraft 

Wird  die  Tat  an  dem  Sitz  einer  politischen  Versammlnng-, 
einer  VerwaltuDg:sbehürde  oder  in  einem  anderen  öffentlichen  (je- 
bäade  begangen,  so  beträgt  die  Dauer  der  Kerkerstrafe  10 — 15  Jahre. 

Wird  das  Leben  von  Menschen  gefährdet,  so  steigt  die  Strafe 
anf  15 — 20  Jahre;  Iftsst  siob  der  dadonsli  verorsachte  Tod  einer 
oder  mehrerer  Personen  nachweiseo,  so  erreicht  die  Kerkerstnife 
20—24  Jahre. 

Die  Bildung  einer  Bande  wird  angenommen,  sobald  sieh  zwecks 
Begehung  der  in  den  obigen  Artikeln  angegebenen  Delikte  mehr 
wie  8  Personen  zusammentun. 

Wer  irgendjemand  dazu  anstiftet,  eins  der  in  diesein  Oesetz 

behandelten  Delikte  zu  begehen,  wird  mit  Gefängnis  von  3 — 5  Jahren 
bestraft.  Ebenso  wird  der,  welcher  öütuitüch  Delikte  obenbezeichneter 
Art  verherrlicbt,  mit  Kerker  von  6  Monaten  bis  zu  10  Jahren  bestraft. 

Ohne  besondere  Erlaubnis  des  Ministers  des  Innern  oder 
des  PriilekLeu  der  betreffenden  Provinz  darf  niemand  die  oben- 
bezeichneten  Präparate  und  Stoße  herstellen,  verkaufen,  befördern 
oder  in  seinem  Hause  oder  ausserhalb  aufbewahren.  Im  Über- 
tretongsfalle  wird  eine  Gefängnisstrafe  bis  zu  1  Jahre  und  Geld- 
bussen bis  zu  dem  Betrage  Yon  200  Lire  irerhftngt. 

Beglement  vom  21.  Januar  1906: 

Vorliegendes  Reglement  bezieht  sieh  anf  alle  Arten  von  Sprang- 
stoffen, wie  sie  auch  immer  zusammengesetzt  seien,  die  allein  oder 
in  Verbindung  mit  anderen  Substanzen  zur  Explosion  gebraeht  oder 
in  HdUenmasehinen  oder  anderen  Apparaten  verwandt  werden. 

Diese  Spren^toffe  werden  in  folgende  Klassen  eingeteilt: 

1.  Sehiesspulver  uud  verwandte  Präparate; 

2.  Dynamit  und  verwandte  Präpaiate: 
H.  Knallgase  und  verwandte  Präparate: 

4.  Feuerwerkskörper  und  verwandte  Präparate,  soweit  sie  explosive 

Wirkung  haben: 
ö.  Sicherheitsmunition. 

Bezüglich  des  Schiesspulvers  und  verwandter  Präparate:  Es 
ist  nicht  gestattet,  Schiesspalver  ohne  vorherige  Genehmigung  des 
Prafekten  herzustellen. 
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Sprengstoffe  der  1.  Klasse  dürfen  nur  in  einer  (^uantitUt  von 
hdcbsteiis  5  kg  resp.  von  500  Patronen  in  Vorrat  gehalten  oder 
von  einem  Ort  de$  Königreichs  nach  einem  anderen  geschafft  werden. 

Besfigliefa  des  Dynamits  and  verwandter  Pr&parate:  Ohne 
Oenebmigans  des  Ifinisterinms  dlirfen  Sprengstoffe  der  2.  Klasse 
in  Qaantitilten  von  mehr  als  5  kg  weder  auf  Lager  gehalten,  noch 
befördert  werden. 

DassellM  bezieht  sich  auf  die  Sprengstoffe  der  2.  und  8.  Klasse. 
Fflr  die  der  4.  und  5.  ist  die  Genehmigung;  des  Prftfekten  ansreichend. 

Der  Polizeibehörde  steht  es  jederzeit  frei,  die  Sprengstoft- 
fabriken  und  Lager  zu  revidieren. 

Kommen  in  einer  Fabrik  uder  in  einem  Lager  Entwendungen 
oder  Vernichtungen  von  Sprengstoffen  vor,  so  muss  der  Leiter  der- 
selben unverzüglich  die  Polizeibehörden  davon  benachrichtigen. 

Die  Kapitilue  von  ankommenden  Haudelsscbiäen,  die  Spreng- 
Stoffe  geladen  haben,  sowie  jene  Kaal'fahrer,  die  eine  Ladung  von 
Sprengstoffen  nehmen  sollen,  sind  verpflichtet,  davon  24  Stunden 
▼or  dem  Einlanfen  in  den  Hafen  besw.  24  Standen  vor  der  Ver^ 
ladong  Hitteilnng  zn  machen. 

12.  Gesetz  Nr.  197  vom  17.  Mai  1906,  betr.  die  Wie- 
dereinsetzung der  Verurteilten  in  ihre  früheren  Rechte. 

Das  Gesuch  aul  Wiedereinsetzung  in  die  früheren  Rechte  ist 
au  den  ersten  Presidenten  des  Appellationsgerichts  des  Distriktes 
za  richten,  m  dem  das  Urteil  gesprt»ciieii  ist. 

Der  Eingabe  ist  eine  Abschrift  des  I  rteils  hinzuzufügen, 
ebenso  wie  die  Urkunden,  welche  den  Beweis  erbringen,  dass  der 
betreffende: 

a)  die  Haoptstrafe  ganz  abgebllsst  habe  oder  sie  ihm  ganz  oder 
znm  Teile  erlassen  sei; 

b)  dass  sein  Verhalten  in  der  Zwischenzeit  ein  solches  gewesen 
sei,  am  Beoe  vermuten  zn  lassen. 

Der  Appellationsgeriehtshof  entscheidet  in  einer  Kammer; 
dieselbe  kann  Unteranchnngen  anordnen.  Antragsteller  kann  Dokn- 
meote  and  eine  Denkschrift  vorlegen. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Appellationsgerichtes  gibt  es 
Berufung  an  den  Kassationshof. 

Tederiaaim.  der  nicht  riickftlllig  ist  und  zu  einer  Freiheits- 
strafe von  weniger  als  lUnf  Jahren  Kerker  oder  lü  Jahren  {je- 


Digitized  by  Google 


3350 


Gesetzgebung. 


fUngnis  verurteilt  war,  kann  l->  Jahre  nach  Antritt  der  Strafe, 
wofern  er  in  der  Zwischenzeit  kein  anderes  l)elikt  beL^ingen  hat 
und  deswegen  mit  einer  Freiheitsstrafe  von  über  o  Munaten  belegt 
worden  ist,  in  seine  früheren  Kechte  wieder  eingesetzt  werden. 

13.  Gesetz  Aber  dea  Staatsrat  and  Ober  die  Ver- 
waltQDgfsgreriehtsbarkeit. 

Das  neue  (lesetz  über  den  Staatsrat  und  die  ihm  zustehende 
Vorwaltungsgerichtsbarkoit  ist  vom  7.  Mai  1907  datiert  Die 
Novelle  hat  zu  der  vierten  Sektion  eine  wt  neiv  liinzugefUgt.  Art.  ö 
des  Gesetzes  lautet:  ,,Die  vierte  und  die  Iiiufte  Sektion  haben 
richterliche  Gewalt,  and  zwar  entscheidet  jene  über  die  fiekurse, 
von  denen  im  Art.  24,  und  diese  Uber  die  Rekurse,  von  denen  im 
Art,  25  die  Bede  ist**.  Mit  anderen  Worten,  während  der  vierten 
Sektion  die  rechtliche  Znstindigkeit  Ittr  alle  Massnahmen  der  Öffent- 
lichen VerwaltnngsbehSrden  gelassen  ist,  wird  die  Znstlndigkeit 
der  fllnften  anf  solebe  Fälle  beschränkt,  in  denen  gegenwärtige 
oder  künftige  Gesetse  ihr  dieselben  aosdräcklich  vnd  fir  die  Dauer 
anweisen.  Die  fBnfte  Sektion  kann  ansserdem  jede  Art  von  Unter- 
soehangsmitteln  so  anwenden,  wie  es  in  der  künftigen  Prosess- 
Ordnung  bestimmt  wird. 

Sobald  beide  Sektionen  von  einem  und  demselben  Rekurs 
behaupten,  dass  ihnen  das  Entscheidungsrecht  zustünde  oder  dass 
es  ihnen  nicht  anstünde,  tritt  an  ihre  Stelle  eine  aus  beiden  Sektionen 
gebildete  Plenarversamralung.  Zu  diesem  Behuf  werden  jährlich 
dareh  Kgl.  Dekret  ein  Präsident  nnd  vier  Räte  für  jede  recht- 
sprechende Sektion  ernannt^  die  dann  zusammen  die  Plenarversamm- 
lung  bilden. 

Die  durch  vorliegendes  Geseta  bezüglich  der  Regelung  der 
streitigen  Rekurse  getroffenen  Neuerungen  lassen  sich  folgender- 

massen  zusammenfassen:  a)  Verpflichtung  der  Hinterlegung,  b)  Km- 
führunf:  der  Verjährung,  c)  Kekursnebenklage  und  Ausdehnung  der 
Vei^Minstiijung  der  unentgeltlichen  Verteidigung  auch  auf  Prozesse 
vur  dem  I'ruvinzialverwaltungsrat  und  dem  Staatsrat. 

Die  Verpflichtung  zur  Hinterlegung  des  Stempelpapiers  bestand 
bereits.  Aber  während  früher  die  Nichthinterlegung  nnr  aar  Folge 
hatte,  dass  die  nachgesuchte  Amtshandlung  nidit  vorgenommen  und 
kein  Termin  festgesetzt  wnrde^  zieht  heute  eine  derartige  Untere 
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l&ssang  die  Verlastigkeitserklärang  des  in  der  Ratskammer 
«ngekttndeten  Beknrses  durch  die  Bnfegangone  Jnstizbeliörde 
naeh  sieh. 

Die  VerjShrang  beschrankt  sidi  auf  die  bei  dem  Staatsrat 
anhängigen  Prosesse.  Art.  7  bestimmt:  ^JH»  Rekurse  werden  als 
aufgegeben  erachtet,  wenn  im  Verlanf  von  8  Jahren  keine  Prozess- 
handlangen  vorgenommen  sind.** 

Art.  34  erklärt,  dass  die  Rekursnelif  nkla^e  wirkungslos  ist, 
wenD  sie  erst  erln  licn  wird,  nachdem  \'trzichtlei.stung  auf  den 
Hauptrekars  stattpelundon  oder  wenn  sie  wegen  Nichteinhaltung 
der  vorgeschriebenen  Fristen  bei  der  Klageerhebang  i'tlr  unzulässig 
erklärt  worden  ist 

Dnreh  Art..  15  der  Übergangsbestimmungen  wird  die  KgL 
Regiemng  ermächtigt,  den  schon  Torhandeoen  nnd  in  Kraft  stehenden 
Bestimmungen  Uber  die  unentgeltliche  Verteidigung  jene  hinzu- 
auflgen,  die  zur  Ergänzung  dieses  Gesetzes  notwendig  seien. 

14.  Bekanntlich  beseitigte  das  Gesetz  vom  14.  Juli 
1907,  betr.  die  Reform  der  Gerichtsverfassung  und  ihre 
Vereinigung  mit  der  Strafprozessordnung,  die  bisher 
neben  dem  Präsidenten  stattfindende  Teilnahme  von 
2  Richtern  an  den  Geschwornengerichten. 

Die  dem  Jnstizfliinister  durch  die  gesetzgebenden  Faktoren 

übertragene  Vollmacht,  letztere  dem  Präsidenten  beizuordnen,  hatte 
es  möglich  gemacht,  mittels  eines  diesbezüglichen  Kg\.  l)eki*ets  die 
bestehenden  (resetze  zu  erhalten,  soweit  sie  sich  auf  die  Tätigkeit 
des  Kichterküllegiums  bei  den  Schwurgerichten  beziehen.  Die  Ver- 
besserungen wurden  durch  das  Kgl-  Dekret  eingeführt,  dessen  Text 
wir  hier  wiedergeben. 

In  dem  Berichte,  den  Orlando  dem  K9nig  bei  der  Unter- 
zeichnung des  Dekrets  vorlegte,  sind  die  einzelnen  GrUnde  auf- 
gezählt,  die  den  Justizminister  zu  der  wichtigen  Beform  bewogen; 
Grttude,  die  die  Fachleute  bei  Nachprüfung  der  einzelnen  Be- 
stimmungen des  Dekrets  wohl  verstehen  werden.  Wir  wollen 
daher  den  Teil  des  Berichtes  zitieren,  in  dem  Orlando  ausein- 
andersetzt, wie  er  sich  den  Schwurgerichtspräsidenten  gedacht 
und  vorgestellt  habe,  als  er  das  Dekret  dem  Souverain  zur  Unter- 
schrift vorlegte. 
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Der  Schwargerichtspräsideut  uach  euglischem 
Maater: 

„Sicher  muss  ein  derartiger  Reformversuch  missUngen,  wenn  er 
sich  nicht  auf  wirklich  tttchtige  Richter  sttttzen  kann,  und  der  inneren 
Natur  der  Dinge  zufolge  ist  das  eine  mit  dem  Erfolge  des  andereB 
eng  verknttpfL  Nicht  za  Unrecht  hat  man  behanj^tet«  dass  das  System 
der  Erziehung  in  wunderbarer  Weise  die  Volker  und  ihre  Indikatur 
beeinflusse,  ünter  Hinweisung  auf  das  leuehtoide  Beispiel  Englands 
appelliere  ich  an  das  hohe  Grerechtigkeitsgofllh],  die  Würde  und 
das  Gewissen  der  Beamten,  die  bestimmt  sein  werden,  unsere 
Schwurgerichte  zu  leiten.   Wahrlich  ein  schwieriges  Amt,  wie  es 
seinesgleichen  in  der  richterlichen  Tätigkeit  nicht  hat,  das  auf  der 
anderen  Seite  durch  die  neue  Kcfurm  nur  noch  mühsamer  wird. 
Aber  —  ohne  paradox  erscheinen  zu  wollen  —  gerade  diese  Er- 
höhung uud  Spezialisierung:  der  Verantwortlichkeit  beruhigt  mich 
und  treibt  mich  an,  auf  die  Abschatiung  des  bis  jetzt  bestehenden 
halbkoliegialen  Systeme  hinzuarbeiten.    Ist  es  doch  eine  alte  Er- 
fahrung, dass  die  Menschen  Verar)t^^  ortlichkeiten,  sofern  sie  ihnen 
nur  frei  und  offen  und  unter  geuQgend  klarer  Angabe  ihrer  Pflichten 
aufgebttrdet  werden,  auch  gerne  flbemehmen  und  um  so  sicherer  in 
den  ihnen  gesetzten  Uachtgrenzen  verharren.  Ich  ermahne  daher 
die  Chefs  der  Gerichtshöfe,  itlr  die  Leitung  der  Schwurgerichte  eine 
strenge  und  weise  Auswahl  unter  den  Justizbeamten  so  zu  trelFen, 
dass  wirklich  die  flihigsten  und  Geeignetsten  auf  diese  Posten  gestellt 
werden.  Dagegen  verspreche  ich  meinerseits  von  neuem,  in  ab- 
sehbarer Zeit  weitere  Reformen  der  Gerichtsordnung  vorzunehmen, 
die  den  mit  der  Leitung:  der  Schworg-erichte  betrauten  Richtern 
besundere  Vorteile  und  Vorzüi^a"  l)oi  liirer  Kari  iore  sichern  und  das 
Prestige  dieses  Amtes  noch  erhöhen  sollen,  in  lei  i  nur  die  Besten 
dorthin  berufen  werden.    Tch  empteiilc  j» m  n  lit  anuf  n,  dt  ii  tu  leren 
Sinn  der  Reform,  der  viel  weitreiciiender  und  einschneidender  als 
ihr  Wortlaut  ist,  zu  beachten.    Mit  anderen  Worten,  diese  Reform 
soll  den  Weg  zu  nenen,  von  den  bisherigen  verscliiedenen,  juristiseiien 
Ih'duchen  weisen,  sie  soll  dem  Schwurgerichtsprilsidenten  seine  wahre 
und  ideale  Stellung  geben,  nftmlich  die  eines  Beamten,  der  ausser- 
halb und  aber  der  Leidenschaft  der  Parteien  stehend  es  bei  den 
Verhandlungen  als  sein  einziges  Ziel  betrachtet,  der  Wahrheit  auf 
den  Grund  zu  kommen  und  mit  objektiver  Ruhe  die  seinem  Urteil 
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anvertrauten  Streitfragen  za  IBeen.  leh  wfineehte,  dase  nach  und 
naeh  ans  nneer  aller  Gedächtnis  jenes  Bild  des  Sehwnrgeiicbts- 
prftsidenten  entschwinde,  der  heote  freilich  schon  mehr  der  Üher- 

lieferong  wie  der  Wirklichkeit  angehört:  dL^  l'j ä-idt  nien,  der  den 
Aiigeklagteu  bisweilen  uneingedenk,  dass  derselbe  auch  ein  Börger 
ist,  der  nicht  nur  Aurecbt  auf  volle  AnerkennuDg  als  solcher, 
sondern  in  Anbetracht  seiner  farchtbaren  Lage  noch  anf  eine  weiter- 
gehende Rücksicht  besitzt,  bald  mit  Strenge,  bald  ironisch  verhört, 
ihm  kitzliche  und  zweischneidige  Fragen  vorlegt,  sich  in  dem  Oe- 
ffihle  einer  beinahe  persdnlichen  Genagtaong  freut,  ihm  liängel  nnd 
IrrtllDer  nachweisen  ra  kOnnen  nnd  ihn  snm  Scblnss  ermUdet  nnd 
in  VerwirroDg  setst;  des  Prttsidenteo,  der,  obwt^  ans  vollster 
Obenengong  bestrebt,  das  richtige  sn  tnn,  sieh  im  ▼orans  eine 
Ansieht  Aber  den  Proiess  bildet  nnd  der  dann,  am  die  Aussagen 
der  Zeugen  —  oft  nnerfahrene  nnd  einftltige  Lente  ans  dem  Volke  — 
hiermit  in  Übereinstimmnng  na  bringen,  sa  Schmeiolieleien  oder  aneh 
zn  Drohungen  seine  Znflueht  nimmt;  der  bisweilen  ans  der  An- 
wendung der  delikaten,  ihm  ausnahmsweise  durch  den  Art.  .»12 
zugebtaüdenen  Befugnis  der  Verhängung  sofortiger  Haft  eine  wahr© 
geistige  Tortour  zu   machen    versteht;   des  rrilsidenten.   der  es 
nicht  verschmäht  mit  wegen  ihrer  Dre i>riirkeir  ül»el  beleumdeten 
Advokaten  in  SchmähreUen  zu  wetteifern  und  der  es  schliesslich 
Ittr  einen  Rahm  hält,  eine  hohe  Zahl  von  Verurteilungen  erzielt 
zn  haben.   Dass  an  die  Stelle  eines  solchen  Bildes  das  des  Prä- 
sidenten träte,  der  stets  wie  ein  wahrer  Beamter  von  dem  hohen 
Geftthl  seiner  Würde  beseelt,  den  anderen  Achtung  vor  seiner 
Person  einznÜOssen  verstefat|  indem  er  anch  ihnen  Achtung  entgegen- 
bringt, dass  dieser  Präsident  seine  Uacht  vor  allem  dureh  un- 
ersehtttterHche  Gleichmut  und  Olijektivität  dokumentiere,  das  ist 
mein  Wunsch.  Ich  bin  der  festen  Zuversicht,  dass  die  für  die  ge- 
planten Belbrmen  gesteckten  Ziele  von  unseren  Beamten  völlig 
verstanden  und  untersttttzt  werden  ;  dass  sich  so  (natürlich  langsam 
Schritt  für  Schritt)  unsere  Gerichtsgebräuche  bessern  werden  und 
das  Amt  des  Präsidenten,  indem  er  sich  dem  klassischen  Typus  des 
englischen  Präsidenten  immer  mehr  nähert  —  von  dem  gesagt  wird, 
dass  er  die  Diskussionen  so  leite,  dass  die  Wagschale  der  Gerechtig- 
keit stets  im  Gleichgewicht  bleibe  —  ein  grösseres  Ansehen  ge- 
winne/ 


3354 


GMetKgebttog. 


Die  neuen  Bestimmangeii: 

Art  1.  —  Das  Schwnrgeriebt  wird  m  einem  Präsideoten 
and  12  die  Jory  bildenden  Geschworenen  zosanunengesetzt. 

Das  Amt  des  Presidenten  ist  einem  Rat  des  Appellations* 
gerichtshofs  flbertragen.  Dort,  wo  sich  ein  solches  Gericht  nicht 
befindet,  kann  es  dem  Pjftsidenten  des  Tribonals  des  betreifenden 
Ortes  oder  dem  Pr&sidenten  einer  Sektion,  sofern  er  Batsrang  hat, 
Itbertragen  werden. 

Bei  Kontamazialverfahren  besteht  der  Gerichtshof  ans  dem 
Präsidenten  und  zwei  Richtern  des  an  dem  betreffenden  Ort  betind- 
ilchen  Tribunals,  die  von  dem  Tribunalspräsidenten  selbst  von  Fall 
zu  Fall  ernannt  werden. 

Bei  Verb  and  1  untren,  die  sich  voratissichtlich  nngfewuhulich 
in  die  Länge  ziehen  werden,  hat  der  erste  Präsident  des  App'^llations- 
gerichts  das  Becbt,  einen  stellvertretenden  Präsidenten  zu  bestimmen. 
Derselbe  mnss  an  Dienstalter  jOnger  als  der  ordnnng:smiLsstge  sein. 
Er  wohnt  den  Verhandinngen  bei,  nm,  falls  der  President  znr 
Leitung  derselben  durch  ansserordentliche  Behindemngsgrflnde  aosser 
Stand  gesetzt  wird,  dieselben  fortführen  zn  können. 

Art.  2.  —  281.  Abgesehen  von  den  in  den  nächsten  drei 
Titeln  anfgestellten  besonderen  Bestimmungen  ist  bei  jeder  Ver- 
handlung die  Reihenfolge  der  Diskussionen  folgende: 

1.  Der  Präsident  oder  der  Richter  stellt  die  Personalien  des  An- 
geklagten fest  und  verhört  ihn  betreffs  der  der  Klage  zugrunde 
liegenden  Talsachen. 

2.  Der  Sekretär  verliest  die  auf  den  Prozess  bezüglichen  iSchiÜt- 
sätze  und  Protokolle. 

3.  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverstftndigen.  Bevor  man 
sie  anhört,  wird  ttber  die  etwa  gegen  sie  beantragten  Ab- 
lehnungen entschieden. 

4.  J)er  Gerichtshof  oder  der  Prtsident  des  Schwurgerichts,  daa 
Tribunal  oder  der  Richter  yerkUnden  die  mit  GrQnden  ver- 
sehene Entscheidung  auf  die  Yon  der  Staatsanwaltsehaft  oder 
den  Parteien  gestellten  Antrftge. 

5.  Der  Angeklagte  geniesst  den  Beistand  eines  Rechtsanwalts, 
und  seine  Antrftge  werden  dnrch  letzteren  gestellt 

6.  Ist  ein  Dolmetsch  erforderlich,  so  wird  derselbe  gemäss  Art.  91 
und  '.»2  beschafft. 
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7.  Urkandeii  oder  GegenstiUide,  die  die  Belastung  oder  die  Est- 
lastung  des  Angeklagten  herbeifBbren  kSnnen,  werden  den 
Parteien  nnd  den  Zeugen  mit  der  Frage  vorgelegt,  ob  sie 
dieselben  wiedererkennen. 

8.  Wenn  die  Verhamllunj^  in  einer  Sitzung  nicht  zu  Ende  geliihrt 
*    werden  kiino,  wird  zur  Fortsetzung  eine  weitei^e  anberaumt 

nnd  Parteien  und  Zeugen  davon  Mitteilung  gemacht. 

9.  Nach  Vernehmung  der  Zeugen  and  Anhörung  der  Parteien 
stellt  die  Prozesspartei  ihre  Schlussanträge. 

10.  Der  Staatsanwalt  stellt  seine  Fragen. 

11.  Der  Angeklagte  oder  sein  Verteidiger  liAlt  die  Verteidigungs- 
rede, doch  kann  er  erklären,  dass  er  ebne  weiteres  sieb  dem 
Urteile  des  Geilcbtshofes,  des  Tribunals  oder  des  Richters 
unterwerfe. 

12.  Der  Staatsanwalt  nnd  die  2iivilpartei  können  antworten. 

13.  Der  Angeklagte  nnd  sein  Verteidiger  haben  stets  das  letxte  Wort. 

294.  Wenn  ein  von  dem  Schwurgerichtshof  oder  dem  Prü- 
sideuteu  oder  dem  Richter  geladener  Zeuge  oder  Sachverständiger 
nicht  im  Laufe  der  üli'eutlichen  Verhandlung  erscheint,  so  ist  ein 
Antrag  auf  Kassation  nur  dann  zülässi<r,  wenn  von  einer  der 
Parteien  während  der  Verhandlung  selbst  und  ehe  das  Sitzungs- 
protokoll öffentlich  verlesen  ist,  Protest  erhoben  wird. 

284.  Sind  dieselben  durch  Krankheit  oder  andere  wichtige 
Grttnde  an  ihrem  Erscheinen  bei  der  Voruntersuchung  verhindert, 
so  kann  der  Gerichtshof  oder  das  Tribunal  zwecks  Entgegennahme 
der  Aassage  nnd  Erkl&mng  entweder  einen  seiner  Itäte  oder  Richter 
beauftragen  oder  einen  lUchter  des  Tribunals  desjenigen  Bezirks, 
in  dem  der  Zenge  oder  Sachverständige  seinen  Wohnsitz  hat,  dämm 
ersuchen.  Ansgeschlossen  hiervon  ist  jedoch,  unter  Folgen  der 
Nichtigkeit,  stets  der  Untersuchnngsrichter,  der  die  erste  Aussage 
schriftlieh  entgegengertommen  hat;  bezflglicb  der  Einzelriehter  treten 
jedoch  die  Hestimmuiigen  des  Art.  341  in  Anwendung. 

Der  Präsident  des  Schwurgerichts  kann  für  diesen  Pehuf 
anch  einen  der  Richter  des  Trilninal<.  das  sich  an  demselben  Orte, 
wie  das  Sciiwur^'ericht  hetindet,  (»der  einen  jenes  Tribunals  deligieren, 
in  dessen  Bezirk  der  Zeuge  oder  Sachverständige  wohnhaft  i«t 

Angeklagter  und  Zivilpartei  niUssen,  da  andernfalls  Nichtig- 
keit eintritt,  benachrichtigt  nnd  so  instand  gesetzt  werden,  sich 
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wfthrend  der  Vernehmniig  der  Zengen  and  SacbTerstiadigeii  ver- 
treten  lassen  zu  können.  Die  sie  vertretende  Person  moss,  sofern 
ihr  nicht  ttberhanpt  die  Vertddigang  ftbertmgen  oder  sie  für  diesen 
Zweck  wShrend  der  Sitsnng  ernannt  ist»  eine  besondere  Vollmaeht 
besitnn;  kann  dann  aber  alle  jenen  selbst  nnstdienden  Becbte  ans- 
Üben.  Zangen  oder  SachTerst&ndige  müssen,  nnter  Androhung  der 
Nichtigkeit,  vereidigt  werden.  Ihre  Aussagen  oder  Erklärungen 
werden  während  der  Sitzung  verlesen. 

Falls  der  Gerichtshof,  der  Präsident  des  Geschworenengerichts 
oder  das  Tribunal  die  Vernehmung  eines  am  Erscheinen  veriiin- 
derten  Zeugen  oder  Sachversttodigen  nicht  delegieren  will,  mOssen 
sie,  sobald  es  die  Partei  beantragt  nnd  die  anderen  sieh  nicht 
dagegen  erkl&ren,  die  schriftlich  niedergelegte  Aussage  oder  Er- 
kl&mng  verlesen  lassen. 

312.  Geht  aus  dem  Laufe  der  Verhandlung  hervor,  dass  die 
Aussage  eines  Zeugen  falsch  erscheint,  oder  wird  durch  die  Debatte 
festgestellt,  dass  ein  Zeage  bewosst  die  Wahrheit  einer  solchen 
Tatsache  verschleiert  habe,  su  kann  der  Gerichtshof  oder  das 
Tribanal  auf  Antrag  oder  von  Amts  wegen  anordnen,  das*?  der 
Zeuge  sofort  festgenommen  und  das  strafrechtliche  Verfahren  gegen 
ihn  eingeleitet  werde,  und  zwar  beauftragt  das  Gericht  hiennit 
einen  seiner  Rftte  oder  Richter. 

Der  Piüsident  verkflndet  den  Geschworenen  die  obige  An- 
ordnnng  nnd  beauftragt  mit  der  üntersuchungsfObrung  des  be- 
treffenden Prozesses  einen  Richter  ans  der  Untersochnngsahteilnng 
des  Ortes,  an  dem  das  Geschworenengericht  tagt.    Hierbei  ist 

jedoch,  unter  Androhung  der  Nichtigkeit,  der  Untersuchungsrichter 
des  Hauptprozesses  aasgeschlossen.  Nach  beendigter  Untersuchung 
werden  die  Akten  der  Staatsanwaltschaft  übermittelt,  die  dann  die 
weiteren  Üblichen  Schritte  tut. 

464.  Nach  erfolgtem  Verhör  kann  der  PrSsident  oder  ein  von 
ihm  beauftragter  Siebter  des  Tribunals  —  doch  darf  die«  nicht 
der  in  dem  Prozess  tätige  üntersnehnngsricbter  sein  —  von  Amts 
wegen  oder  auf  Ersuchen  der  Parteien  alle  die  Amtshandlungen 
vornehmen  und  alle  die  Informationen  einziehen,  welche  er  zur 
Ermittlung  der  Wahrheit  für  n5tig  erachtet;  er  ist  aber  verpflichtet, 
hiervon  der  Staatsanwaltschaft  Mitteilung  zu  machen. 
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480.  Der  Piilsident  bat  alle  jene  AntrSge  zuracksoweiaen, 
die  mit  dem  StreitfUl  nidit  in  direkter  BeDehnng  stehen  und  die 
Veriiandlnngen,  ohne  aogleiGh  eine  grossere  Sicherheit  des  End- 
ergebnisses zu  gewlhrleisten,  nur  nnnfltz  in  die  Lftnge  ziehen  würden. 
Die  Parteien  ihrerseits  sind  berechtigt»  hiergegen  sofortige  Be- 
schwerde einzulegen,  Uber  welche  der  Präsident  laut  Art.  281 
durch  einen  mit  Gründen  versehenen  Beschluss  entscheidet.  Dieses 
Recht  bezieht  sich  jedoch  nicht  auf  die  von  dem  Präsidenten  in 
Ausübuii^^  ier  ihm  durch  das  Gesetz  verliehenen  richterlichen  Ge- 
^vaIt  prlas>,cnen  Verffig-ungen,  und  die  Parteien  können  ihn  auch 
nicht  durch  Gesuche  zur  Aasübung  dieser  Qewalt  veranlassen. 

491.  Soweit  es  nicht  den  Bestimmnngen  der  yorliegenden 
Artikel  znwiderlftnft,  findet  die  Verhandloag  entsprechend  den  in 
diesem  zweiten  Bach  aufgestellten  Begdn  statt  Besonders  zn  be- 
achten sind  dabei  die  dem  Prtsidenten  durch  Art.  305  ttbertragenen 
Befognisse  betreiFs  der  direkt  durch  die  Parteien  erfolgenden  Ver- 
nehmung der  Zeugen  und  Sachverständigen. 

493.  Nach  Vernehmung  der  Zeugen  und  Sachverständigen 
fordert  der  Pi^sident  den  Staatsanwalt  und  den  Verteidiger  des  An- 
geklagten auf,  die  Fragen  anzogeben,  die  sie  den  Geschworenen 
vorzulegen  wünschen.  Sodann  spricht  die  Zivilpartei,  der  Staats- 
anwalt hält  seine  Anklagerede,  worauf  der  Vert^diger  des  An- 
geklagten das  Wort  erhält.  Nachdem  die  Verteidigung  beendigt, 
hat  der  Prftsident  zu  firagen,  ob  noch  weitere  Fragen  an  den  An- 
geklagten, die  £agen  oder  SachverstBndigen  zu  richten  seien  oder 
ob  irgend  eine  Erklftmng  gewünscht  werde,  und  dann,  nachdem 
dies  erledigt,  die  den  Geschworenen  zur  Beantwortung  vorgelegten 
Fragen  zu  verlesen. 

497.  Der  Präsident  teilt  den  Geschworenen  mit,  dass  sie, 
falls  ihre  Mehrheit  der  Ansicht  ist,  dass  mildernde  Umstände  zu- 
gunsten eines  oder  mehrerer  Angeklagten  Torlieg^  dies  für  jeden 
einzelnen  Angeklagten  in  folgenden  Worten  erklären  müssen:  „Zu- 
gunsten des  Angeklagten  liegen  mildernde  Umstünde  yor.** 

Die  Parteien  können  verlangen,  dass  die  Fragen  anders  for- 
muliert werden,  als  dies  durch  den  Präsidenten  geschehen.  Sollten 
sich  Streitigkeiten  über  den  Antrag  erheben,  so  verfügt  der  Prä- 
sident gemäss  Art.  281  Nr.  4  der  Stralprozebijordnung. 
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499.  Die  zw9)f  GMchworenen  rnftsm  sieh  sodann  auf  die 
AoffordeniBs  des  Prlsidenten  hin  in  das  ihnen  angewiesene  Zimmer 
znr  Beratong  zarllckziehen.  Sie  dürfen  dasselbe  weder  Terlassen, 
noch  nach  avssen  mit  irgend  jemand  Kitteilongen  anstanschen,  ehe 
sie  niebt  ihre  ErklBrong  formaliert  haben. 

Zn  diesem  Zweck  gibt  der  PrSsident  einem  Geriehtsdiener 
oder  dem  Chef  der  diensttuenden  Polizeisoldaten  die  Anweisung, 
den  Eingang  bewachen  zu  lassen. 

Wflhrend  der  Beratung  hat  niemand  in  den  Raum  Zutritt, 
mit  Ausnahme  des  für  die  materielle  Bedienung  der  CTeschworenen 
bestimmten  Personals,  das  tLberdies  einer  schriftlidiea  Aatonsation 
des  Präsidenten  bedarf. 

Diese  Aatorisation  wird  von  dem  den  Eingang  zu  dem  Zimmer 
bewachenden  Geriehtsdiener  entgegengenommen. 

626.  Falls  das  Urteil  gemftss  dem  Inhalt  des  vorhergehenden 
Artikels  gefUlt  wird,  mflsen,  wenn  filnf  oder  sechs  Biehter  an  der 
Sitzong  teilnehmen,  mindestens  vier  llbereinstimmen,  am  die  Ver- 
nrfceilnng  des  Angeklagten  herbeizaltthren.  Wenn  die  Zahl  sieben 
beträgt,  müssen  fünf  ttbereinstimraend  für  die  Verarteilnng  sein. 

Sind  acht  oder  mehr  Richter  vorhanden,  so  wird  die  Ver- 
urteilung auf  Grund  einer  ^/^-Majorität  gefällt.  Gibt  es  jedoch 
intierhalb  dieser  drei  Viertel  noch  weitere  Biuciiieile,  so  werden 
dieselben  zugunsten  der  Freisprechung  eingerechnet. 

Bei  den  Schwurgerichtshöfen,  an  denen  Geschworene  teil- 
nehmen, verkündet  der  Richter  das  Urteil.  • 

633.  Wenn  die  ernannten  Verteidiger  berechtigte  Entschul- 
digangsgrflnde  haben  oder  zugeben,  dass  die  Übernahme  der  Ver» 
teidigong  fttr  sie  nicht  znlSssig  sei,  mttssen  sie  dem  Prttsidenten 
davon  unverzflglich  Uitteilnng  machen,  der  seinerseits,  soweit  es 
erforderlich  ist,  entsprechend  Art.  275  zur  Ernennung  anderer 
Verteidiger  schreitet 

Werden  die  vorgebrachten  Entschnldignngsgrflnde  verworfen, 
.  so  legt  der  Präsident  den  Verteidigern  auf,  die  Verteidigung  zn 
führen.  Beharren  sie  in  ihrer  Weigerung,  so  hat  er  dem  Gerichts- 
hof oder  Tribunal  Beiicht  zu  erstatteu,  welche  letztere  gemäss 
Art.  635  die  ihnen  liutwendig  erscheinenden  diszipliiiarischen  Mass- 
nahmen treffen  und  gleichzeitig  einen  anderen  Verteidiger  be^i*  llen. 
Die  Disziplluarmassregeln  gegen  die  Richter  des  Ueschwoi-enen- 
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gerichts  werden,  soweit  solche  etwa  erforderlich  sind,  von  dem 
Presidenten  getroffen. 

Art  3.  —  Sobald  der  Sehwurgerichtshof  gemiss  Art  76, 
Abschnitt  1  des  EgL  Dekrets  yom  6.  Dezember  1865,  Nr.  2626 
gebildet  ist,  flbt  der  Pr&sident  die  dem  Gerichtshof  dnreh  die  Straf- 
prozMsordnnng  und  8onsti|?e  Gesetze  zogewiesenen  Befagnisse  ans, 
soweit  dies  nicht  durch  vorl leidendes  Dekret  geändert  ist.  Wo 
jedoch  in  der  Mralprüzestsordiiiini;  oder  in  anderen  Gesetzen  von 
dem  Schwurgerichtshof  unter  Au^schlua?»  d^r  Geschworenen  die  Rede 
ist,  wird  darunter  der  freiii;i>^  Art.  76.  Absatz  2  des  zitierten  Kgl. 
Dekrets  zusammengesetzte  Geriditshof  \erRtaDden. 

Art.  4.  —  Die  oben  angegebenen  BcstimmuDgra  treten  ftlr 
die  begonnenen  nnd  noch  nicht  zn  Ende  geführten  Verhandlnngen 
des  Schwnrgerichts  erst  nach  dem  31.  Dezember  1907  in  Kraft 

Dem  Pr&sidenten  ist  der  Zntritt  zn  dem  Beratnngsiimmer  der 
Geschworenen  gestattet  Sobald  letztere  der  Beiehrang  oder  der 
Einsicht  in  bei  der  Verhandlnng  vorgelesene  ürkanden  bedürfen, 
haben  sie  sich  an  den  Pr&sidenten  zu  wenden,  der  ihnen  dieselben 
stets  in  Gegenwart  des  Staatsanwalts,  des  Verteidigers  des  Auge- 
klagten und  der  Zivilpartei  zukommen  lassen  muss. 

50b.  l'it  Krkläruug  der  Geschworenen  wird  von  ihrem  Ob- 
mann unterschrieben  und  dem  Präsidenten  ausgchSndijsrt.  Der  Prä- 
sident unterschreibt  sie  gleichfalls,  ebenso  wie  der  öerichtsschreiber, 
nnd  zwar  geschieht  dieses  alles  zur  Vermeidung  der  Nichtigkeit  in 
Gegenwart  der  Geschworenen. 

509.  Gegen  die  Entscheidung  der  Geschworenen  gibt  es  kein 
Bechtsmittel,  sobald  die  Hauptfrage  durch  die  Geschworenen  mit 
einfacher  lligoritat  von  sieben  Stimmen  b^aht  worden  ist  Hat 
der  Prüsident  die  Überzeugung,  dass  die  Geschworenen  sich  trotz 
richtiger  Beobachtung  der  Formalitäten  in  der  Hauptsache  geirrt 
haben,  so  muss  er  den  Spruch  aufheben  nnd  den  Prozess  auf  die 
nüchste  Sitzung  vertagen,  wo  neuen  Geschworenen  mit  Ausschluss 
aller  derer,  die  an  der  Beratung  teilgenommen,  vorgelegt  wird. 

Nicinaiui  ist  berechtiget,  eine  solche  Verfügung  zu  beantragen. 
Der  Präsident  kann  sie  nur  vnn  Amts  wogen  erlassen. 

Nach  der  Erklärung  der  zweiten  iTes(  hwoieiien  ist  der  Prä- 
sident verpflichtet,  ihren  Spruch  zu  verkUadeo,  selbst  wenn  der 
Inhalt  mit  dem  ersteu  übereinstimmt 
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510.  EäiimAl  begonnen,  müssen  die  Verbandlangen  znr  Ver- 
meid ang  der  Nichtigkeit  fortgeführt  ond  dürfen  dnrcb  keine  anderen 

Amtshandlangen  nnterbroehen  werden,  bis  der  OeRchworenenspmch 

pcfällt  ist.  Die  Verhandlun^jen  kimnen  durch  Verfügung  des  Prä- 
sidenten für  die  Zeiiiaume  verlagt  werden,  die  zur  Erholung  der 
Geschworenen.  Zeugen  und  Angeklagten,  sowie  aus  anderen  den 
Prozess  betreöeuden  ürtluden  notwendig  sind. 

Die  Verfügung  dee  Präsidenten  wird  sn  Protokoll  genommen. 

Die  Geschworenen  kOnnen  nicht  entlassen  werden,  bevor  der 
Präsident  das  ürteil  verkündet  hat. 

545.  Gegen  verhängte  Ver&äumnisurteile.  die  sich  nur  auf 
Geldstrafen.  Zwang«»wohni>itz,  Gefilng^nis-  und  Zuchthausstrafen  unrt-i 
drei  Jahren,  vorliiutipe  T'nfShig'keitserkliirunp:  zur  Bekleidung  ötfeut- 
licher  Ämter,  Arreste  und  Schadenersatzleistungen  beziehen,  steht 
dem  Verurteilten  der  weitere  Kecbtsweg  gemäss  den  Vorschriften 
und  Bestimmungen  der  Art.  389  und  390  offen. 

Der  Einspruch  wird  bei  der  GerichUschreiberei  des  Schwur- 
gerichts eingereicht. 

Erscheint  der  den  Einspruch  Erhebende,  so  fAWt  der  gemäss 
Art.  76,  Absatz  1  des  Kgl.  Dekrets  vom  t\.  Dezember  1865.  Xr  2626 
zusammengesetzte  (Gerichtshof  das  l Heil.  Erscheint  er  nicht,  so 
beschliesst  der  Gerichtshof  in  der  Besetzung  p:emnss  Abschnitt  2 
des  angegebenen  Art.  76  die  Vollstreckung  des  ersten  Urteils; 
jedoch  unbeschadet  einer  eventuellen  Kassation. 

325.  Im  Falle  von  Gewaltlütigkeiten,  die  au  Verbrecben 
werden  und  infolgedessen  die  im  vorhergehenden  Artikel  angefHbrten 
Strafen  naoh  sich  ziehen,  sowie  im  Falle  eines  jeden  anderen  hand- 
haften  wührend  der  Sitzung  des  Kassations-  oder  daee  anderen 
Gerichtshofs  begangenen  Deliktes  wird  sofort  in  derselben  Sitzung 
das  Verfahren  aufgenommen  und  das  Urteil  gefüllt.  Der  Gerichts- 
huf oder,  wenn  es  sich  um  einen  gemäss  Art.  76,  Absatz  1  des 
Kgl.  Dekrets  vom  6  Dezember  isOo  handelt,  der  Präsident  ver- 
nimmt die  Zeugen,  den  Angeklagten  und  den  von  leiztfreni  er- 
wählten oder  ihm  von  Amts  wejren  durch  den  Präsident  bestellten 
Verteidiger,  praft  den  Tatbestand  und  verhängt  dann,  nachdem  dies 
alles  in  voller  Öffentlichkeit  geschehen  und  auch  der  Staatsanwalt 
angehört  worden  int,  die  Strafe. 
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Ist  der  Tatbestand  so  beschaffen,  dass  er  sich  nu  lu  m  der- 
selben Sitzung:  feststellen  lässt  und  weitere  UntersuchuDgen  ertuniert 
oder  ist  das  in  einer  Schwurgerichtssitzung  begangene  Delikt  mit 
einer  Höchststrafe  von  mehr  als  fttnf  Jahren  Gefängnis  bedroht,  so 
Iftsst  der  Präsident  dea  Umständen  entsprechend  ein  Protokoll  auf- 
nehmen  und  den  Prosees  seinen  ordentliohen  Weg  gehen. 

Der  Jostiiminister  hat  einen  nenen  OeaetBentwnrf  Uber  die 
Beamtenlanfbahn  nnd  die  Beglementiemng  der  Jnstinverwattnng 
eingebracht  Der  neue  Entwnrf  bildet,  obwohl  er  an  Umfong  weit 
geringer  ist,  eine  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  4.  Joni,  das  den 
vorhandenen  Bedürfnissen  und  Anforderungen  noch  nicht  genügend 
Rechnung  trug.  Der  Gesetzentwurf  stellt  ein  sehr  wichtiges  Prinzip 
auf  und  gibt  die  Mittel  zu  :jeiner  Verwirklichung,  nämlich  das 
Prinzip  einer  gewissen  Spezialisieruncr  der  Beamten  und  ihrer  Ver- 
teilung auf  Posten,  zu  denen  sie  besondei*s  ^^eeignet  sind.  Gegen- 
wärtig kann  ein  Untersuchungsrichter  in  diesem  Amte,  selbst  wenn 
er  bewiesen  hat,  das  er  fOr  dasselbe  ganz  besonders  befähigt  ist, 
nnr  so  lange  bleiben,  als  die  Reihe  für  die  Befbrderong  nicht  an 
ihn  kommt  nnd  er  Appeiationsgerichtsrat  wird. 

Noch  schlimmer  ist  es  mit  dem  Vorsits  des  Schwurgerichts 
•  bestellt.  Wenn  ein  Richter  Antoritftt  nnd  Ansehen  in  diesem  wich- 
tigen Amte  erlangt  bat,  erfolgt  seine  Bef5rdemng  zun  Kassations- 
geriehtsrat)  nnd  so  verliert  man  nicht  selten  einen  gnten  Schwur- 
gerichtsprSsidenten,  um  einen  mftssigen  Eassationsgerichtsrat  za 
erhalten. 

Nicht  anders  steht  es  mit  den  Substitaten  des  Generalstaats- 
anwalts bei  dem  Appellationsgericht.  Nach  erlangter  Beförderung 
wird  sich  ein  tüchtiger  Beamter  der  Staatsanwaltschaft,  der  Aber 
eine  gerade  für  sein  Amt  wertvolle  Rednergabe  verfügt,  stets  in 
einer  misslichen  Laj^e  befinden,  sowohl  wenn  er  in  die  richterlich© 
Laufbahn  übergeht,  als  auch  wenn  er  bei  der  Staatsanwaltschaft 
bleibt.  In  dem  einen  Fall  kann  er  nicht  mehr  Oebrauch  von  seinen 
rednerischen  Fähigkeiten  machen,  im  anderen  moss  er  seine  Folge- 
rungen dem  Kassationshof  vortragen,  nnd  das  ist  etwas  wesentlich 
anderes,  wie  das  Verh&r  bei  dem  Schwurgericht  Auf  Grund  dieses 
Prinzips  Iftsst  der  Gesetzentwurf,  obwohl  er  als  Regel  aufstellt, 
dass  der  Schwurgerichtsprftsident  aus  den  AppellationsgerichtsrSten 
gewShlt  wird,  doch  zu,  dass  auch  Beamte,  die  den  Titel  und  Bang 
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eines  SektionsprSsidenteii  des  Appellationsgeriefats  besitsen,  ernannt 

werden.  Um  dieses  Prinzip  durchzufahren  —  das  übrigens  auch 
schon  durch  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1907  aufgestellt  war,  aus 
Ulangel  au  hierfür  verfügbaren  Mitteln  aber  nicht  angewandt  werden 
konnte  — ,  wird  die  Regierung  durch  die^eii  i  ToeTzriitwurf  ermächtigt, 
ausser  den  vorhandenen  Beamten  noch  fünfzehn  Sektionspräsidenten 
an  den  Appeliationsgerichten  anter  gleichzeitiger  Nichtbesetsfug 
▼oa  ebeDSOvMen  Appellationsgerichtsratsstellen  zu  ernennen.  In 
gleicher  Weise  vermehrt  sich  die  Zahl  der  Appellationsgerichtarftte 
and  vermindert  sich  entsprechend  am  dieselbe  Ziffer  die  Liste  der 
ISichter. 

Als  dritte  Nenerong  steht  die  Binfllhraog  von  Generaladvokaten 
bei  den  AppellatioDSgerichten  bevor.  Man  beabsichtigt  damit  den 
Hanptmangel  in  dem  Avancement  der  Staatsanwälte  an  beseitigen, 
n&mlieh  das  grosse  Uissverhftltnis,  das  sieh  zwischen  der  Zahl  der 

Substituten  der  GeneralstaAtsanwälte  bei  den  Appellationsgerichts- 
hbfen  und  der  Staatsanwälte  und  auf  der  anderen  Seite  den  Stellen 
der  höheren  Rangstufen  bemerkbar  macht.  Die  Generaladvokateu. 
die  an  Stelle  der  (leneralstaat^^anwälte  bei  den  Appellationsgenchten 
treten,  werden  an  Hang  und  Gehalt  den  Substituten  der  (ieneral- 
staatsanwälte  gleichgestellt  und  bilden  mit  diesen  dieselbe  Beamten« 
kategorie.  Es  werden  zehn  solcher  Posten  geschaffen  und  ent* 
sprechend  die  Zahl  der  Sabstitnten  der  Oeneralstaatsanwftlte  um 
sehn  vermindert 

Das  Prinzip  der  Spezialisierang  —  wohlverstanden,  sofern 
es  nicht  bis  zu  seiner  letzten  Konsequenz  darchgeflihrt  ist  —  kann 
fllr  den  Gang  des  Dienstes  nur  Nntzen  bringen,  indem  es  dem 
nicht  gerade  seltenen  Fehler,  dass  den  Jastizbeamten  die  für  ihr 
Amt  erforderliche  Technik  nnd  Praxis  mangelt,  abhiUit. 

15.  Gesetz  vom  17.  M8rz  190G,  betr.  die  Bestimmungen 
Uber  die  Verleihung  der  italienischen  Staatsangehörigkeit. 

Die  italienische  Staatsangehörigkeit,  die  den  Erwerb  und  die 
AasObung  der  italienischen  BOrgerrechte  in  sich  schliesst,  kann 
einem  Aosl&nder  verliehen  werden,  woin  er:  1.  sechs  Jahre  in  dem 
Königreich  oder  in  den  italienischen  Kolonien  seinen  Wohnsitz  ge- 
habt hat,  2,  oder  vier  Jahre  dem  italienischen  Staat  in  Italien  oder 
auch  im  Auslände  gedient  hat,  3.  oder  drei  Jahre  lang  in  dem 
Kbnigreich  oder  den  Kolonien  seinen  Wohnsitz  gehabt  and  ansser- 
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dem  eine  itnliemsehe  StantsangehOrige  geheiratet  oder  in  Italien 
Hervorragendes  geleistet  hat. 

Der  AnslKader,  der  so  die  Staatsangehörigkeit  erworben,  kann 

an  den  beiden  gesetzgebenden  Körperschaften  erst  teilnehmen,  nach- 
dem weitere  sechs  Jahre  seit  dem  Datum  des  Verleihangsdekrets 
verflossen  sind. 

16.  Gesetz  vom  17.  Jnli  1906,  hetr.  die  Ver&nssernng 
und  AblOsnng  von  Grnndzins  nnd  anderen  Beallasten. 

Diis  Bodenkreditinstitate  sind*  erm&chtig^  Kenten,  Abgaben 
and  alle  auf  ImmobilieD  ruhenden  Lasten,  die  ans  dem  Hecht  der 
Erbpacht,  der  üntererbpaeht,  des  Zehnten,  des  Grondzinses  usf. 
hergeleitet  sind,  durch  Gewährung  und  Überlassung  von  Kenten- 
briefen zu  erwerben. 

Die  wiederkehrende  Leistung  wird  auf  der  Ba&is  einer  fünf- 
prozentigen  Verzinsung  kapitalisiert.  Ist  erstere  ganz  oder  zum 
Teil  in  Naturalien  zu  bewirken,  so  wird  bei  Berechnung  der  Kapi- 
talisiemng  der  mittlere  Preis  dieser  Naturalien  wSbrend  der  lezten 
zehn  Jahre  zagrunde  gelegt  Dem  Gl&abiger  werden  dab^  so  viele 
im  Nominalwerte  von  100  Lire  das  Stück  stehende  und  mit  3^/«% 
verzinsliche  Pfandbriefe  fibergeben  als  erforderlich  skid,  um  der 
auf  der  Basis  von  fDnf  Prozent  kapitalisierten  Leistung  zu  ent- 
sprechen. 

Die  jahrliche  Leistung  wird  an  djis  Institut  bewirkt  und  von 
diesem  folgendermasson  verteilt:  S^/^^/q  als  Verzinsung  der  Briefe, 
^U^'q  zugunsten  des  Instituts  als  Kommissionsgebühr  und  der  Hest 
als  Amüitisation. 

Mit  der  Zahlung  der  letzten  Jahresrate  der  Schuld  wird  das 
Grundstück  befreit  nnd  jeder  rechtlichen  Verpflichtung  ledig.  Die 
von  dem  Institut  erlassene  Erklärung  dient  dem  Leistangsschuldner 
als  Bechtstitel  für  die  Umschreibang  der  Steaersumme  nnd  für  die 
Löschung  aller  der  Elntragongen,  welche  mit  der  getilgten  Last  in 
Zusammenhang  stehen. 

Der  Gläubiger,  der  die  Zession  vorzunehmen  wflnscht,  muss 
den  Nachweis  führen,  dass  er  die  -BecfatOj  die  er  zedieren  will,  zn 
vollem  Eigentum  besitzt. 

Der  Zessu  ii-^nkt  wird  dem  gegenwartigen  Eigentümer  des 
Grundstttcks,  sofern  er  nicht  bei  der  Aufsetzung  des  Vertrages 


Digitized  by  Google 


3364 


Litwatiir. 


engegen  gewesen  ist,  durch  den  6ericbt8diener  mitgeteilt  Die  Veiv 
pflichtangf  die  Leiatong  an  das  lostitat  zn  bewirken,  ist  unteilbar. 

Der  za  der  Leistnng  Verpflichtete  kann  jederzeit  im  Torans 
das  GrandstOek  von  der  Last  befreien,  indem  er  an  das  Lustltot 
den  AblOsungspreis  gemftss  Art  1564  des  Bürgerlichen  Oesetzbnehs 
entrichtet.  Hit  anderen  Worten,  indem  er  eine  Summe  baar  bezahlt, 
die  gleich  dem  auf  der  Basis  des  gesetzlichen  Zinsfnsses  kapitali- 
sierten Grundzinses  ist.  Besteht  dieser  Grundzins  in  Naturalien, 
so  wird  der  Wert  ihres  Durchschnittspreises  während  der  letzten 
10  Jahre  bei  der  Berechnuiifj  zugrunde  gelegt.  Abgezogen  wird 
davon  jedoch  d^r  Heirag  der  Aiiiortisationsquoten,  die  in  den  jährlich 
bewirkten  Zahlungen  schon  einbegriffen  waren. 

Wenn  auf  demselben  Grundstück  Erbpacht  und  Untererbpacht 
lasten,  inuss  die  Zession  das  Recht  des  Unterzessionars,  fttr  den 
die  Zession  obligatorisch  ist,  mitnmfassen.  Die  Eintreibung  der 
dem  Bodenkreditinstitut  zedierten  Leistungen  geschieht  aof  Gmnd 
von  Listen  und  unter  OewShrung  der  dem  Blskos  zustehenden  Vor- 
rechte durch  die  Sinnahmen  der  direkten  Steuern. 

Wflnscht  das  Institut,  im  Falle  der  Abtretung  des  Ghmnd- 
Stocks,  dasselbe  nicht  za  behalten,  so  wird  es  gemäss  den  Vor- 
schriften des  ZwangsYersteigerungsgesetzes  Terfcanft. 


b)  Literatur. 

Referent:  Dr.  Igiiazio  Tambaro, 

Professor  des  VerraasuDfrsrectit»  an  der  KgL  Uolversität  zn  Neapel  aad  Advokat 

bei  d«u  dorUzen  Saamtioi»hot 

Übersetzt  von  Dr.  Allan  MacLean,  Rom. 


yeifassnngsreclit. 

Die  Literatur  des  Öffentlichen  Rechts  ist  während  der  Berichts- 
Jabre  um  eine  ganze  Zahl  bemerkenswerter  Veröffentlichungen  be- 
reichert worden. 

Um  mit  dem  Verfassungslrecht  anzufangen,  mfissen  wir  er- 
wähnen, dass  Prof.  Giobgio  Arcolbo  von  der  Kgl.  üniversitSt  Neapel 
die  dritte  Auflage  seines  ^Diritto  costitazionale"  (Verfassungsredit) 
im  Verlag  von  Jovene  in  Neapel  (19Ü7)  hat  erscheinen  lassen.  Diese 
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neue  Ausgabe  ist  so  wesentlleb  uinfkngreielier  wie  die  vorliergelieDdeD, 

daß  man  sie  beinahe  als  ein  neues  Bach  ansehen  kann. 

Erwähnenswert  sind  ferner  die  loif^t^nden  MonogTa])hien: 
„rnncipii  critiri  di  scienza  politica  dello  Stato"  (Die  kritischen 
Grnndp:edanken  der  Staatslehre).  Dieselben  bilden  den  dritten  und 
letzten  Band  eines  umfangreichen  Werkes  des  Prof.  Antonio  Ca ya6NA£1 
von  der  Kgl.  Universität  Padna  (Padua  1907) 

„L'ordinansa  di  nrgenza  per  lo  stato  di  diritto  nella  forma 
di  govemo  a  z^gime  libero  costitnsionale'*  (Die  Notverordnnng  in  dem 
fiei-iconstitntionellen  Staatswesen)  von  Dr.  G.  d'Aiuzio.  (Tarin  1907.) 

„La  prima  earta  ooBtitozionale"  (Die  erste  VerfassongsnilKiuide). 
Ein  Vortrag  gehalten  von  Prof.  Samh  Bokamo  von  der  Kgl.  Uni- 
versitftt  Uodena.  (Jahresbericht  der  Universität  Hodena.) 

„Le  gaarentigie  coetitnzionali  nei  provedimenti  straordinari*^ 
(Die  verfasanngsmässigen  Garantien  bei  Notstandsmassregeln)  von 
GiusEPFK  (  avaketta  (in  den  Veröflfentlichnngen  des  juristischen  Vereins) 
[Circoiü  giaridicx»!  zu  Palermo,  I.,  S.  j'U). 

„La  fnnziniio  «xlienia  d»'l  diritto  costiluzi*'ii;ile  in  Iralin-  (I'ir 
Funktionen  des  heutigen  italienischen  Verfassungsreclits  i  Luiiejtunjjs- 
rede  zu  seinem  Staatsrechtskolleg,  die  am  10.  März  lOOü  von  Prof. 
Antonio  Fkrkaccin  in  der  Kgl.  Universität  Siena  gehalten  wurde 
(veröflf.  in  den  Studi  senesi  XXIV,  10). 

„Ii  territoio  dello  Stato  nella  dottrina  del  diritto  pnbblico 
attoale**  (Das  Staatsgebiet  naeh  dem  hente  geltenden  völkerrecht- 
lichen Grandsätzen)  von  Dr.  Paolo  La  Spada  (in  der  Bivista  ginridica 
e  sociale  1907). 

„I  trattati  internasionali  e  lo  statnto  italiano**  (Die  völker- 
rechtlichen Verträge  und  die  italienische  Verfkssnng)  von  dem 
Senator  Prof.  Auonsio  Piirantohi  (in  der  soeben  erwähnten  Zeit- 
schrift 1907). 

Besondere  Erwalniuujjj  verdient  schlitsslich  die  Abhandliin<? 
Ach  bekannten  Reelitslehrers  niid  Professors  an  der  Universitiit 
Bologna  Luigi  Bassi:  „Snlla  natura  ginridica  del  diritto  elettorale 
politico'*  (Über  die  juristisc  he  Natur  des  iiolitischen  Wahlrechts). 
(Bologna,  Druckerei:  Gamberini  &  Parniej?]L,nani.) 

Was  die  juristische  Zeitschriften-Literatur  anbelangt,  ist  uns 
angekündigt  worden,  dass  demnächst  das  wichtige  ^Archivio  del 
diritto  pnbblico**  (Archiv  des  öffentlichen  Rechts)  von  nenem  im 
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Bnehhandel  enGheineb  wird.  Dieses  Blatt,  das  einst  Pirof.  OBiiBDO 
grflndete,  wird  seit  1909  ausser  von  ersterem  von  einem  jnristischen 
Komitee,  bestehend  ans  den  Prof.L.Lu2ZATn,  A-Salabdea,  ä.Codacci- 
PiSANEtLi,  G.  Galibsi^  C.  CoMtiDiNt  Und  S.  d^AmELio,  geleitet. 

Die  Wissenschaft  kann  diesen  verdienstvollen  Schriftstellern 
nur  dankbar  sein  Hir  die  Wirksamkeit,  die  sie  ihr  auf  dem  Gebiete 
des  öffentlichen  Rechts  erweisen  werden. 

TerwaltiiDgsreelit 

Unter  den  Werlcen  allgemeinen  Charalcters  steht  in  erster 
Linie  die  Fortsetzung  des:  „Primo  Trattato  completto  di  diritto 

amministrativo  italiano"  (Erstes  umfassendes  Lehrbuch  des  italienischen 
Verwaltungsrechts"),  das  unter  der  Leitung  des  sicheren  Justiz- 
niinisters  Prof.  V.  E,  Üki  ando  verfasst  worden  ist  (Mailand,  Verlag 
der  Societa  Kditrice  Italiana). 

FrrntM-  hat  Prof.  Prej^ütti  von  der  Kg].  Universität  Cagliari 
seine  „Istituzioni  di  diritto  amministrativo  italiano^  (Institutionen 
des  italienischen  Verwaltungsrechts)  mit  der  Ueraosgabe  des  zweiten 
nnd  letzten  Bandes  za  Ende  geführt. 

Unter  den  zahlreichen  aof  diesem  Oehiet  verfassten  Mono- 
graphien verdienen  besondere  Anfzfthlang: 

„Scienza  politica  e  seienza  deiramministrazione**  (Staatslehre 
und  Verwaltungalehre)  von  Dr.  H.  Joysl  (Bologna,  Zaniehelli,  188). 

„II  diritto  internazionale  amministrativo"  (Das  internationale 
Verwaltungsrecht)  von  Dr.  A.  RAPiSABDi-HiBABBtu.  (Rom,  Civelli.) 

^Lo  svolgimento  del  diritto  amministrativo  pönale**  (Die  Ent- 
wickelung  des  Verwaltangstruf  rechts)  von  Prof.  Luiei  Ragöi  (in  der 
Zeitschrift  Filangieri  r.H»7). 

Ausser  den  pbfn  eruälmtfn  Arbeiten  betinilet  sich  im  Druck 
die  7\vt'ite  Ausgabe  ib^-  ..Princijiii  fli  diritto  amministrativo  italiano~ 
((-irundsiitze  des  italienischen  Verwaltuagsrechts)  von  dem  früher  an 
der  Universität  Modena  und  gegenwärtig  in  Pisa  lehrenden  Prof. 
Santi  Eomano.   (Mailand,  Societä  Editrice  Libraria.) 

Interuatiouale!4  Recht. 

Bezüi;li(}i  dieses  wiebtiirm  Eecbtsgebietes  iDÜssen  wir  zn- 
nächst  mitteilen,  das»  die  von  den  RechtsanwHlteu  \  incknzü  Pknnki.ti 
und  Lkonk  AnoLFo  Senigallia  in  Neapel  begründete  ^Kivista  di 
diritto  internazionale  e  di  legisiazione  comparata*"  (Zeitschrift  fttr 
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internationales  Kedit  und  vergleichende  Gesetzgebung,  unter  der 
Leitung  des  ver(iien^t  vollen  Prof.  DiONisio  Anzii.utti  von  der  Künig- 
licheu  Universität  Bologna,  zu  neuem  Leben  erwaclit  ist. 

Unter  den  Werken  allgemeinen  Chnrakters  liat  der  erste 
Band  des  „Tmttato  di  diritto  intemasioiiale  private  secondo  le 
Gonveiusioni  deU^Aia''  (Abhandliuig  des  internationalen  Privatrechta 
anf  Omnd  der  Haager  Konventionen),  (Mailand,  Yallardi  1908)  von 
Prof.  BuzzATi  bei  dem  Pablikom  schnell  eine  günstige  Anftiahme 
gefänden.  Diesem  ersten  Band  geht  eine  äosserst  wertvolle  wissen- 
schaftliche Einleitung  voran,  in  der  der  Verfasser  seinen  Plan  und  die 
für  sein  Werk  als  Riehtsehnnr  dienenden  Kriterien  anseinandersetzt^ 
während  sich  der  Rest  des  Volumens  mit  der  „auf  Grund  der  Kon- 
vention vom  12.  Juni  1902  abgesclilosfiencn  Ehe"  beschfiftigt. 

In  dem  Verlag  der  Societa  Editrice  Nazionale  ibt  lerner 
1907  eine  wichtige  Monographie  ri  i.no  Giobüana:  ^T.a  proprieta 
privata  nelle  guerre  marittime  secondo  il  diritto  iniernazionale 
Itubhlico"  (Das  Privateigentum  im  Seekriege  nnd  das  herrschende 
Völkerrecht)  erschienen. 

Auch  die  verschiedenen,  viel  dfekntierten,  teilweise  ausser- 
ordentlich  wichtigen  internationalen  Fragen,  die  In  letzter  Zeit 
zwischen  einigen  Grossmächten  verhandelt  wurden,  haben  mehreren 
Sebrlftstellem  Stoff  zu  anerkennenswerten  juristischen  Honographien 
gegeben. 

Besonders  hervorgehoben  zu  werden  verdienen  unter  ihnen: 
„II  diritto  civile  e  la  procedura  intemazionale  codificati  nella  con- 

venzione  deirAja**  (Das  in  der  Haager  Konvention  kodifizierte 
bürgerliche  und  Prozessrecht),  (Neapel  1906),  dessen  Verfasser  der 
bekannt«  Senator  Auüusto  Pikk.vntoni  ist. 

Daneben  sind  als  Abhandlungen  gleicher  Bedeutung  zu  er- 
wähnen : 

„Condizioni  ed  effetti  giuridici  dello  statu  di  guerra**  (.Inristische 
Voraussetzungen  und  Folgen  des  Kriegszustandes)  von  Prof.  Enkico 
Catillan!  von  der  Königl.  T'niversität  Padua.  (Venedig,  in  den 
Veröffentlichungen  (Atti)  des  R.  Istituto  Veneto,  Bd.  LXV.) 

„La  consuetudine  nel  diritto  intemazionale*^  (Gewohnheitsrecht 
im  öffentlichen  Recht)  von  Prof.  Gavaqlibri  von  der  Volkswirtschafts- 
HodiBchule  (Ei  Istituto  di  scienze  soclali)  in  Florenz.  (Verlag  von 
Drucker,  Padua.) 
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»Parere  gioridico  nella  qiieitioiie  della  IkDntiera  tra  il  P^roa 
e  rEqaatore*  (Joristiicfaes  Gutachten  ttber  die  Grenzstreltfrage 
zwiiehen  Peru  VDd  Ecaador).  Vortrag  des  Prof.  PieQUiiK  Fioki 
von  der  Kgh  üniTersität  Neapel. 

^Considerazioni  critiche  su  alcune  teorie  del  diritto  iuter- 
iicizionale  secondo  gli  stndi  piü  recenti"  i^Kritisrhe  ünteisiulmn^en 
über  pinipre  Völkerrechtstheorieu  anter  BerückMciitiguiiif  der  neuesten 
ForHchung^eii)  von  Prof.  Gitjlio  Diena  von  der  Kgl.  Universität  2Siena 
(in  den  Studi  seuesi  Band  XXIV). 

^La  rit'orma  delle  Capitolazioni  in  Egitto  secondo  le  proposte 
di  Lord  Cromer"  (Die  Beform  der  völkerrechtlichen  Kapitulationen 
in  Ägypten  nach  den  Vorschlägen  Lord  Cromers)  von  Prof.  £h- 
Rico  BAtauiAifi  von  der  KgL  Univenitfit  Padna  (in  der  Biviata 
di  Diritto  internaaionale  1907,  p.  201). 

Bärgerliehes  fieeht  und  Pronssrfcht 

•)  Birgerliehee  Recht 

Was  dieses  Rechsgebiet  anbelangt,  so  gibt  es  eine  Reihe  von 

Arbeiten  allgemeinen  Charakters,  die  sich  bei  dem  jaristischen  Pub- 
Ii  kam  einer  stetig  wachsenden  Gunst  erfreuen  und  die  sich  ent- 
weder darauf  beschranken,  einen  rein  theoretischen  Kommcuiar  des 
bürgerlichen  Rechts  zu  bilden  oder  dahin  streben,  in  die  ganze  seit 
dem  Tnkraftreten  des  neuen  bürgerlichen  Kechts  entstandene  reiche 
Literatur  ein  .System  zu  bringen. 

An  erster  Stelle  ist  hier  zn  nennen  der  „Corso  del  Codice 
civile  italiano'^  (Kommentar  des  italienischen  bürgerlichen  Gesetz- 
bnches)  von  Prot  J.  S.  Bunchi;  ein  Werk,  von  dem  bis  jetst  das 
150.  Heft  veröffentlicht  worden  ist.  (Tnrin,  Unione  Tipografico 
Editrice.) 

^Le  istitnzioni  di  diritto  civile  italiano**  (Die  Institutionen 
des  italienischen  bürgerlichen  Rechts)  des  verstorbenen  Prof.  PAcma 
If AZEOKi  erfahren  soeben  ihre  vierte  von  dem  Rechtsanwalt  G.  Vbszi 

durchgesehene  nnd  mit  erlSntemden  Fnssnoten  versehene  Auflage, 

und  zwar  wurde  von  dieser  Ausgabe  bisher  Band  III,  Teil  2  ver- 
öft'entlielit,  der  sich  speziell  mit  Servituten,  privilegierten  Pfand- 
rechten und  Hypotheken  bescliättigt.     (Florenz.  Cannnelli  1U07.) 

Die  Societü  Editrice  Libraria  in  ]^Iailand  hat  ferner  die  Ver- 
vAentlichnng  eines  anderen  Werkes  begonnen,  das  eine  lebliaft 
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empfnndeDe  Lücke  unserer  Ziviir.  c.htsliteratnr  anszuflUlen  vei-spricht 
und  das,  wenn  es  wirklich  den  in  seinem  Programme  dargelegten 
Absichten  entspricht,  bei  der  Interpretation  anderes  bürgerlichen 
Gesetzbncbs  fUr  den  Gerichtsgebrauch  von  groABem  Natxen  sein 
kann.  Der  Titel  dieser  Arlieit  lautet:  „Prima  raceolta  eompleta 
deU»  ginriBpmdeiua  sul  codiee  dvüe  a  tntto  Tanno  1905,  dispoata 
tUtematicamente  per  artiooli  con  Faggianta  della  bibliografla"  (Erste 
▼ollatändige,  sjrstematiBCb  nnter  Anisabe  der  Bibliograghie  nach 
Artikeln  geordnete  Sammlnng  der  das  blirgerliehe  Becht  betreffenden 
Rechtssprechung  des  Jahres  1905).  Dass  dieses  Werk  die  gesteckten 
Ziele  verwirklichen  wird,  dafllr  bieten  ans  die  berfthraten  Namen 
der  Personen,  denen  die  SocietÄ  Editrice  die  Leitung  anvertraut 
liat,  d.  h.  die  der  Prof.  Caklu  Fadda,  E.  A.  Pokko,  A.  Kaimonw  und 
Abxiro  V'KUANi  eine  sichere  Gewähr. 

Von  den  veröffentlichten  Monographien  verdienen  besondere 
Erwihnnng  die  „Teoria  deU'obligaiione  nel  diritto  modemo  italiano 
esposto  con  la  scorta  della  dottrina  e  della  ginrispradensa"  (Die 
Lehre  von  dem  SchnldverhUtnis  im  modernen  italienischen  Becht, 
erläutert  an  der  Hand  der  Theorie  nnd  der  Gerichtapraxis).  Einer 
der  nnwiderleglichsten  Beweise  dafür,  dass  diese  Arbeit  bei  den 
Gelehrten  eine  änilerst  günstige  Aufnahme  gefunden  hat,  liegt  darin, 
daS  sie  in  einem  knrzen  Zeitranm  bereits  ihre  siebente  Anflage 
erreicht  hat.  Im  übrip:en  ist  der  Name  ihres  Verfassers,  des  ver- 
dienstvollen Senators  Giokgio  Giuiiai,  dank  seiner  umfassenden 
.juristischpii  Geisteskultnr  bereits  eine  Garantie,  die  allgemeines  Ver- 
trauen erweckt.    (Florenz,  Cammelli.) 

Weitere  bemerkenswerte  Abhandlangen  sind: 

»Istitnsioni  di  diritto  civile  italiano"  (Institntionen  des  italieni- 
schen bOrgerlichen  Bechu)  von  Prof.  Buoio  Bnooi  von  der  Egl. 
Universitftt  Padua.   (Malland,  Societa  Editrice  Libreria.) 

„Interpretazinne  delle  T.egrfri"  (Ge-seLzeserläuterungeu)  von 
E.  Caldaba.    (Mailand,  Societä  l'.ditrif  e  Libreria.) 

„II  Centenario  del  Codice  Napoleone  a  Hilano*'  (Das  ein- 
hnnder^jShrige  Bestehen  des  Code  Napoleon  in  HaOand)  von  dem 
Senator  nnd  Professor  an  der  Universität  Pavia  Pasquali  del 
GiomoB.  (ITailand,  in  den  ^Besoconti  delFIstituto  Lombarde  [Berichte 
des  lombardischen  Institnts].) 
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.,I>«^lla  presciizioiie  ■  Trattato  di  diritto  civile  e  commerciale"* 
<Über  Verjährung.  Eine  liürj^rerlich-  und  handelsrec  litlii  he  Ab- 
handlunjE")  von  Prof.  Mattf.o  Galüi  von  der  Kgl.  Universität  N>ap*»l. 
Das  Werk  zerfällt  in  vier  BHnde.  in  denen  du-  Kintejhing  der 
Materien  folgendermaßen  vorgenommen  ist:  Band  I.  Allf^remeine  Vor- 
s '  liriften;  Band  II.  Über  die  Gründe,  die  eine  rnterbrechung  oder 
ein  Kahen  der  Veijährnng  herbeiführen;  Band  III.  Über  die  Vei^ 
jfthrongsfdst.  Allgemeine  Vorschriften.  Dreißigjährige  Vei^Shmiig. 
Handelsrechtliche  VeijShnuigBfHsten  von  zehn  nnd  fünf  Jahren; 
Band  IV.  Über  kürzere  Vetjährnngen  (Neapel,  Dmekerei  Giannini). 
Diese  Arheit  bfldet  den  letzten.  Band  einer  von  dem  Eechtaanwalt 
DoKKNicAHTOHio  Galdi  begonnenen  Serie  erlSntemder  Abhandlungen 
des  italienischen  bürgerlichen  Rechtes,  die  von  seinem  Enkel, 
Prof.  Matteo,  fortgeführt  und  würdig  beendet  worden  ist 

b)  Zivilproaeasreeht. 

Das  Gebiet  des  Zivilprozessrechts  kann  sich  einer  Arbeit 
rühmen,  die  schon  heute  der  klassischen  jnrtotischen  Literatar  zn- 
gezfthlt  werden  mnss  nnd  zwar  ist  dies  das  „Commentario  del  Codice 
6  delle  leggi  di  procedura  civile**  (Kommentar  der  Zivilprosess- 
ordnung  und  der  zivilprozessualen  Nebengesetze)  betitelte  Werk  des 
ehemaligen  Prozessrechtslehrers  an  den  Universitäten  Pisa  und 
Neapel  und  späteren  .histizbeainten  Prof.  Ludovicu  Moktaka.  von 
dem  bis  jetzt  bereit«  vier  Hiinde  im  Buchhandel  erschienen  sind. 
(Mailand,  Societä  PMitrice  Libreria.) 

Unter  den  Arbeiten  allgemeinen  Charakters  verdient  Be- 
achtung: „Principii  di  diritto  processoale  civile'*  (Qmndlehren  des 
Zivilprozessrechts)  von  dem  Mher  in  Neapel  und  gegenwftrtig  in 
Born  Zivilprozessrecht  lehrenden  Prof.  Giusippi  CniomDA. 

Von  Denkschriften  sind  ferner  erwähnenswert: 

..Studi  e  questiuui  di  diritto  jiruzessuale"  (Lehren  und  Streit- 
fragen des  Prozessreehts)  vo?i  dem  "Rerhtsanwalt  T-rioi  Fkrraka, 
Professor  an  der  Kgl.  Universität  Neapel.    (Neapel.  Juveua  1^08.) 

procedinientx)  civile  davanti  i  pretori,  dottrina,  oommenti, 
giurespmdenza"  (Das  Zivilprozessverfahren  vor  dem  Richter  erster 
Instanz,  Lehrsfitze,  Erläuterungen  und  Bechtsprechung)  von  FnAHCzsco 
CoppoiA.  Diese  verdienstvolle  Arbeit  zerfällt  in  zwei  Bände  und 
hat  bereits  die  zweite  Auflage  erlebt.   (.Avellin,  Druckerei  Maggi.) 
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^La  proeednra  dvile  in  Sicilia,  daU'epoca  normanna  al  1446 
Btndiato  sn  documenti  editi  ed  inediU'*  (Die  Gesdüdite  des  ZivUpro- 
zesaes  in  Sizilien  von  der  normftnnisGhen  Epoche  bis  snm  Jahre  1446. 
Dargestellt  auf  Grand  von  teils  veröffentlichten,  teils  nnverOffentlicbten 
ürknnden)  von  dem  Bechtsanwalt  L.6bmnabdl  (Palermo,  Baber  1906.) 

^LMnterpretazione  delle  leg:gi  processuali"  (Kommentar  der 
Prozössgesetze)  von  Prof.  A.  Kocco  (in  dem  „Aichivio  giuiidico 
Saratini"  LXXVIII). 

„II  processo  civile  iiello  Stato  Poiitirico"  (Das  Zivilreclits- 
verfiiliren  im  Kirchenstaat)  von  Prof.  F.  Menbstbimi  (in  der  „Kivista 
Italiana  delle  scienze  ginridiche**  XLlllj. 

„La  prova  degli  atti  simnlati  in  tema  di  credito''  (Die  Be- 
weisfühmng  Uber  tinwahre  Tatsachen  bei  einem  Darlehen)  von 
Rechtsanwalt  Prof.  Vittobio  Mou  (in  der  Zeitschrift  „La  Legge**, 
48.  Jahrgang). 

„L'esecQzione  degli  atti  di  istmzione  civile  nei  glndizi  avanti 
i  pretori**  (Das  Instniktionsverfahren  bei  Urtdlsftllnngen  durch  den 
Richter  erster  Instanz")  (in  dem  „Monitore  dei  Pretori**,  1908). 

^Snl  mntamento  della  domanda  nel  corso  del  giudizio''  (Über 
die  ÄbAndening  des  Klageantrags  während  des  rechtsanhSng^i^^en 
Verfahrens)  von  dem  Kechtsanwalt  A.  Moniani  (in  der  Fachzeit- 
schrift ,J1  palazzo  di  ginstizia*^,  1907). 

Als  letztes  sei  hier  noch  das  im  Geriehtsg'ebrauch  sehr  be- 
währte, von  dem  Advokat  Kmanüelk  Cuzzkri  geleitete  ^Annuario 
della  procedura  civile'^  (Jahrbuch  des  Zivilprozessrechts)  genannt, 
Yoa  dem  bis  jetzt  24  B&nde  erschienen  sind.  (Tarin,  Verlag  Tedeschi.) 

Handelsreelit. 
Die  in  den  letzten  Jahren  verSifentlichte  Handelsrechtsliteratar 
ist  nicht  weniger  reichhaltig  gewesen,  wie  die  des  bürgerlichen 
Rechts. 

Abgesehen  von  einer  Reihe  allgemeiner  Abhandinngen  nnd 
Kommentare,  deren  wir  bereits  in  den  vorhergehenden  Seiten  Er- 
wfthnnng  getan  haben,  ist  die  bereits  umfangreiche  Bibliographie 
dieses  wichtlg^en  Rechts^ebietes  noch  um  andere  gleichfalls  wert- 
volle Neuheiten  bereichert  worden. 

So  befindet  sich  gerade  die  zweite  völlig;  uni<^earbeitete  Aus- 
gabe des  „Codice  di  commercio  commentato^  (Handelsrechtskommentar) 
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von  dem  bologneser  Fniversitfitsprofessor  Leone  Bulafkio  und  dem 
rümischeii  Rechtfelehrer  Cksabk  \'iv.\mk  (Tnrin.  Tedescliii  im  l>nick. 

Dasselbe  ist  der  Fall  mit  emem  von  deu  ProfeBsoren:  Benfa. 
Brischfttihi,  Bonelli,  Frahchi  n.  a.  verfassten  „Commentario  del 
codice  di  commercio'*  (Kommeiitar  des  Haadelsgesetsbncbs).  (Mai- 
land, Vallardi.) 

Gleich  wichtig  ist  dm  anderes,  „II  codice  di  commercio,  eon 
ranalisi  della  giQrispmdenza  e  della  doUrina  sotto  ogni  artieolo* 
(Das  HandeUgesetsbnch  nehst  einem  artikelweise  nnter  Berück- 
siehtignng  der  Reehtsprechnng  und  der  Theorie  beigefligten  Kom- 
mentare) betiteltes  Werk.  Seine  verdienstvollen  Verfosser,  Prof. 
Anoelo  Srakfa  und  Prof.  Alfbkdo  Rocco,  hatten  die  Absicht,  ein 
Buch  zu  schreiben,  das  für  die  Rcchtspraxis  von  bleibendem  Wert 
wäre,  und,  sowi  ii  m  iti  nach  dem  ersten  bis  jetzt  erschienenen  Band 
urteilen  kann,  ist  iimen  diese  ihre  Aufgabe  auch  völlig  geluDgen. 
(Modena.  Tipografia  Coüperativa.i 

Prof.  Cesare  Vivaäte  ist  ferner,  abgesehen  von  einem  dem- 
nächst erscheinende  Kommentar,  im  Begriffe,  in  Gemeinschaft  mit 
Prof.  BoLAFFio  (von  dem  wir  sueben  zu  sprechen  bnnen)  die  dritte 
Auflage  seines  „Trattato  di  diritto  eommerciale''  (Lehrbnch  des 
Handelsrechts)  zu  veröffentlichen.  Herausgekommen  ist  bisher  der 
dritte,  den  „Handelsgesellschallten'*  gewidmete  Band.  (Mailand, 
Vallardi.) 

Unter  den  allgemeinen  Abhandinngen  verdient  Beachtung  der 
„Corso  dl  diritto  eommerdale'*  (Grnndriss  des  Handebrechts)  von 
dem  Senator  nnd  Professor  an  der  UniversitSt  Pavia  BhtcoLB  Vidasi; 

ein  Buch,  dessen  fünfte  Auflage  sich  gegenwärtig  im  Druck  befindet. 

I{ev(»r  wir  auf  die  wichtigste  handelsrechtliche  Denkschriften- 
Literatur  einteilen,  wollen  wir  noch  einige  periodische  Fachzeitnngen 
erwähnen,  die  in  gelehrten  Kreisen  tagtäglich  mehr  Anh&nger 
gewinnen : 

Das  unter  der  bewährten  Leitung  der  Prof.  Vidari  und  Bolaffio 
ziehende  „L'Annuario  critico  di  giurisprudenza commerciale''  (Kritisches 
Jahrbuch  des  Handelsrechte)  hat  bereits  den  zehnten  Band  der 
Eweiten  Serie  erreicht.   fTnrin,  Tedeschi.) 

Die  von  den  Professoren  AvoiLO  SniFVA  von  der  Universitit 
Parma  nnd  Cksabb  Vivantb  von  der  Universität  Born  geleitete 
,.Rivista  di  diritto  commerciale,  indnstriale  e  marittimo**  (Zdtachrift 
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für  Handelfl-,  Gewerbe-  nad  Seerecht)  befindet  sich  berdta  im  eechBten 

Jahre  ihres  Bestehens.  Das  Blatt  zerflillt  in  zwei  Teile,  von  denen 
der  erste  der  Wissenschaft  und  der  zweite  der  Keclitsprechung  j^t- 
widmet  ist.  Der  letztere  Teil  erhält  dadnrcli  eine  besondere  Be- 
deutung, dass  die  interessanten  Fälle  nebst  dazu  g-ehJirijren  Be- 
merkungen durch  eine  Reihe  bedeutender  Handelsrechtler  regel- 
mässig eingesandt  werden. 

Von  den  Monographien  sind  folgende  die  wichtigsten: 

„II  diritto  commerciale  nella  storia  e  nella  legislazione  com- 
parata'')  Die  geechichtliche  Entwickelnng  nnd  die  vergleicheDde 
Oeaetvgebnng  des  Handelsrechts)  von  Rechtsanwalt  G.  T.  Quwsaa. 
(Hailand,  Sodeti  Editrice  libraria  1907.) 

ffStndi  e  qnestioni  di  diritto  commerciale'*  (Lehren  nnd  Streit* 
fragen  des  Handelsrechts)  von  dem  Rechtsanwalt  nnd  Professor  des 
Handelrechts  an  der  Universität  ICaeerata  UinnRiio  Natisiimi. 
(Tarin,  Bocca,  1908). 

„LUnsegnamento  del  diritto  commerciale  nelle  universitär 
(Der  Handelsrechtsunterricht  an  den  Hochschulen)  von  Prof.  Ekcule 
ViiiAiti  (in  den  Beri<  iiLeii  jRendiconti]  des  „Istituto  Ivombardo'*  1906). 

^Le  fonti  e  riiiterpretaziune  del  diritto  commerciale •*  ((Quellen 
und  Auslegung  des  Handelsrechts).  Letztere  Arbeit  stellt  schon 
mehr  ein  Lehrbuch  des  Handelsrechts  dar.  (Perugia,  Tipografia 
Cooperativa  1907.) 

„Note  per  la  storia  del  diritto  commerciale'*  (Anmerkungen 
an  der  Geschichte  des  Handelsrechts)  von  Rechtsanwalt  A.  TjATTBS 
(in  der  „Rivista  commerciale**,  I). 

Stnfr^elit  and  8trsf|proseBir6€lit, 

a)  Strafredit. 

Anf  diesem  Gebiete  der  Rechtswissenschaft  müssen  wir  zu- 
nächst —  obschon  dieselbe  bereite  der  klassischen  Rechtsliteratur 
zugezählt  wird  —  der  Arbeit  von  Francesco  Tarrara:  „Programraa 
del  corso  di  diritto  criminale**  (Grundris^des  .Strafrechts)  Erwähnung 
tun,  da  dieselbe  heute  noch  zn  den  wichtigsten  Werken  gehört,  die 
von  den  Rechtsbeflissenen  gebraucht  und  in  der  Gerichtspraxis 
siliert  werden,  und  von  der  infoljre  dieser  allgemeinen  Beliebtheit 
soeben  sich  die  zehnte  Auflage  im  Druck  befindet.  (Florenz,  Ver- 
lag Cammelli.) 
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An  Werken  allgemeinen  Charakters  ist  die  Strafrechtsliteratur 
im  ganzen  kaum  bereichert  wrrden.  Die  einzige  Ausnahme  bildet 
ein  »Trattato  di  dii  itto  pemde''  (Abhandlung  des  Strafrechu),  den 
uns  der  nur  sm  frtth  dahingegangene  Profeator  an  der  UniversiüLt 
Born  FuJicneoo  IiiFit.i.OKiin  hinterlasBen  bat  (Turin,  Unione  Tipo* 
grafico  Editrice^  1908).  In  Wahrheit  ist  das  Bach  eher  eine  Wieder- 
gabe der  Notiaen,  die  sich  der  berfthmte  Bechtslehrer  für  seine 
Vorlesungen  an  der  römischen  üniversit&t  machte,  wie  eine  eigent« 
liehe,  organische  Abliandlnng  nnd  bildet  es  mithin  eher  eine  (im 
übrigen  wohlverdiente)  I>enk8chrift  zn  Ehren  des  Verfhssers  wie 
einen  der  Wissenschaft  erwiesenen  Dienst. 

Im  Gegensatz  hierza  ist  es  interessant  zu  erfahren,  dass 
mehrere  der  wichtigsten  und  von  der  Gelehrtenwelt  am  meisten 
geschätzten  Abhandinngen  nene  Auflagen  erfahren  haben.  Ein  Be- 
weis jedenfalls  für  die  gflnstige  Aufnahme,  die  sie  allenthalben  ge- 
funden haben,  nnd  für  die  wachsende  Bedeutung,  die  Itslien  dem 
Studium  des  Strafrechts  beilegt 

Kurz  nach  der  ersten  ist  bereits  die  zweite  Auflapre  des 
„Corso  di  diritto  peuale"  (Leitfaden  des  Strafrechts)  des  berühmten 
Prof.  Pasqualk  Tuozzi  von  der  Universität  Padua  im  Buchhandel 
erschienen. 

Gleichfalls  seine  zweite  Auflage  erfuhr  das  nMsnuale  di  diritto 
penale"  (Handbuch  des  Strafrechts)  von  Prof.  Cbsars  Citoli  von 
der  üniversitSt  Pavia.   (Hailand,  Sodetä  Editrice  Libraria  2907.) 

Es  ist  femer  im  Druck  die  aweite  Auflage  der  wichtigen 

Arbeit  eines  anderen  Professors  der  Universität  Pavla,  Luigi  Majno. 

Dieselbe  ist  betitelt:  „II  Codice  penale  italiano  coinnientato  coi 
lavori  preparat-ori,  con  la  dottrina  e  con  la  f^iurispnidenza"  (I)a.s 
italienische  Strafgesetzbuch  erlüiiterL  an  der  Hand  der  Vorai  It-  itcn. 
der  rpfht8wiss?enschaft  liehen  Theorie  nnd  der  Kechtsjireeluing^)  und 
sind  von  ihrer  zweiten  Auflage  bereit«  vei-schiedene  Hefte  heraus- 
gegeben worden.   (Turin,  Tedesclii,  1907.) 

Zum  Scbluss  wird  uns  noch  das  demnfichstige  Erscheinen 
einer  neuen  Abhandlung  des  Straftfechts  angekflndet»  die  wir  dem 
nnermfldlichen  Fleiss  des  Professors  an  der  Universitftt  Hodena 
Bbbbabdixo  Alihbna  zu  verdanken  haben  werden.  Die  umfhngi^he, 
wissenschaftlich  wertvolle  Produktivität  dieses  Gelehrten  scheint 
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uns  dafür  zo  bfirgen,  dam  aneli  das  neue  Werk  den  ErwartQDfen 

der  Jüristenwelt  entsprechen  wird. 

Unter  den  verschiedenen  aus  seiner  Feder  sUmniendeu  \'er- 
öfFentlichnngen,  die  in  den  letzten  drei  Jahren  das  Licht  der  Welt 
erblickt  haben,  sind  vor  allem  zwei  sehr  wichtif^e.  in  der  ,Enci* 
clopedia  del  diritto  penale  italian<v  (Enzyklopädie  des  italienisclien 
Strafrechts)  —  dieses  ebenso  umfassenden  wie  wertvollen  Sammel- 
werkes, von  dem  wir  noch  weiter  unten  za  sprechen  haben  werden  — 
abgedruckte  Monographien  erwtthatuigewttrdig. 

Der  Titel  der  ersten  derselben  lautet:  „Del  oonoorso  di  reati 
e  di  pene'  (Über  den  Zasammenhang  zwischen  Delikt  and  Strafe) 
and  der  der  zweiteii:  „I  delitti  contro  la  persona**  (Delikte  gegen 
die  Person).  Alle  beide  Denkschriften  liefern  dank  der  amHusenden 
and  tiefigjtindigen  Forachnngsweise,  mittels  der  diese  schwierige 
Materie  angeschnitten  ist,  und  dank  der  erschSpfenden  Unter- 
snchnngj  die  den  einzelnen  in  Frage  kommenden  Rechtstheorien  zu 
Teil  wnrde,  einen  beredten  Beweis  für  die  große  Sachkenntnis  des 
Autors  auf  diesem  Recht&gebiete,  auf  dem  er  auch  bei  seinen  Vor-* 
lesungeu  an  der  Universität  stets  allgemeines  Interesse  und  Beifall 
zu  erregen  verstand. 

Von  sonstigen  bedeutenderen  Monographien  seien  hier  die 
folgenden  genannt: 

„Segregazione  iadeterminata'*  (Gefängnishaft  anf  unbestimmte 
Daaer)  tob  QAWtuso  Amalvi.    (Neapel,  Detken  dt  BochoUi  1907.) 

nnovo  diritto  e  la  rifonna'*  (Das  neue  Iteeht  aad  die 
Beehtsreform)  von  Gbbasi  Givoli.  (In  der  „Sivlsta  penale**  (Zelt* 
schritt  für  Strafrecbt]  Band  LXV.) 

^La  coneeeione  ginrldica-positiva  del  diritto  pönale^  (Die 
positiv- rechtliche  Anfflusnng  des  Strafrechts)  von  Prof.  VmcBKSo 
Mahzikl   (In  dem  gleichen  Bande  der  „RiWsta  penale.) 

^Ragione  del  diritto  di  punire"  (Welche  Gründe  sprechen  für 
das  Kecht  zu  strafen V)  von  Emam  kle  Caux^vall,  Frofessor  an  der 
Universitfit  Falermo.  (^Gleichfalls  in  demselben  Heft  der  soeben 
erwähn  teil  Fachschrift.)  • 

„SuUe  tendenze  stoiiche  delle  reazioni  penali.  La  im]»prson;ilit;i 

della  reazione"  (I  ber  die  verschiedenen  Tendenzen,  die  im  Laufe 

der  Zeit  die  Strafverhängung  bestimmten.  Das  unpei-sönliche  Moment 

bei  der  Strafverhängung)  von  l^rof.  Lanza.  (In  der  ^Rivist  i  italiana 
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di  Mieiife  ginridicli^  (Italienische  Zeitechrift  för  BechUwissenscbaft] 
Heft  XUIL) 

fflH  alcnni  erronei  indirizd  nel  diritto  penale^  (Über  einige 
ÜBhlerluifte  Tendenzen  des '  Stralrechts)  von  dem,  nns  durch  die 
Katastrophe  in  Sllditalien  entrissenen,  Prof.  FnanaTAHDO  Pqgua.  (In 
der  nnter  der  Leitang  des  Privatdosenten  tttr  Stra^roxessrechlY 
Alfbbdo  Pozzoliki,  in  Pisa  erseheinenden  „BiTista  dl  diritto  pönale** 
[Zeitßclirift  für  Straf  recht].) 

„Deila  riforma  della  le^slazione  penale''  (Über  die  Strafrech ts- 
reforiii)  von  Vgo  Conti,  Professor  an  der  Universität  Cagliari.  (lu 
derselben  Zeitschrift.) 

Was  die  bereits  oben  erwähnte  „Enciclopedia  del  diritto 
penale  italiano"  (Enzjrklnpädif  des  italienischen  Strafrechts)  anbe- 
langt, müssen  wir  ziinächst  erwähnen,  dass  die  Veröflfentlichungf 
dieses  Werkes  unter  der  sadücundigen  Leitung  des  Prof.  Enrico  Pessina 
erfreuliche  Fortschritte  macht  Prof.  Pissiha  hat  sich  nicht  damit 
hegnfigt,  dasselbe  sn  Überwachen  und  herauszugeben,  sondern  anch 
selbst  eine  Reihe  von  wertvollen  monographischen  Beitrttgen  dazu 
geliefert,  von  denen  der  erste  diritto  penale  in  Italia  da  CfisABB 
BiccAsu  sino  alla  promulgazione  del  codice  penale  vigente.  1764 
bis  1890"  (Das  italienische  Strafrecht  von  Cisabs  Bbccabu  bis  znr 
VeröfFcntlichung  des  gegenwärtig  geltenden  Strafgesetzbnches)  be- 
titelt ist.  Ein  anderer  lautet  ^Ea  legge  penale  avvisata  in  se  e 
nella  Bua  ethca«  ja'*  (Das  Strafgesetz  an  sich  und  in  seine  Wirkung). 
(In  Band  Ul  i 

In  diesem  für  das  Strafrechtsstndium  ausserordentlich '  wert- 
vollen Handbuch  verdienen  femer  (ans^ier  den  zwei  bereits  be- 
sprochenen Monographien  von  Aloibma)  folgende  besondere  Er- 
wihunng: 

,»Svolgim«nto  storico  del  diritto  penale  in  Italia  dalle  invasioni 
barbaricbe  alle  riforme  del  seeolo  XVni^  (Die  geschichtliche  Ent* 
wickelnng  des  Strafrechts  in  Italien  von  den  EinfUlen  der  barbarischen 
Vdlker  bis  an  den  Beformen  des  XVni,  Jahrhunderts)  von  Prof. 
Gaklo  Calissiü,  frfiher  Bechtslehre^  an  der  Universität  Sieoa  and 
gegenwärtig  Staatsrat  (In  Band  II.) 

„Gli  effetti  ginridici  del  reaty"  (Die  juristischen  Folgen  des 
D'*likts\  von  dem  Privatdozenten  flir  Strafrecht  an  der  Iniversität 
Keapei  Luitii  Hasv'cci.    (In  Band  III.) 
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„Dei  delitti  eontro  1a  fede  pabbliea*^  (Delikte  gegen  Treu 
und  Glauben)  Ton  dem  FrofeBsor  an  der  UniversitSt  Pavla  Gisabs 
CiTOU.   (In  Band  TIIL) 

„La  pena  e  11  slstema  penale  del  Codice  italiano"  (Die  Strafe 

und  das  .Strafsystem  des  italienischen  Gesetzbuchs)  von  Prof.  Uqo 
Conti,    (lu  Band  lY.) 

pl  dilitti  contro  il  buou  costmue  e  Tordine  delle  faDiij?rli>^" 
(Die  Delikte  gegen  die  gute  Sitte  und  gegen  die  Einrichtung  der 
Famiii) )  von  Prof.  PASi^UALS  Puozzi  von  der  Universität  Padua. 
(In  Baad  IX.) 

„I  reati  elettorali'^  (Die  Wahlrechtsdelikte)  von  dem  Professor 
an  der  Universität  Neapel  Igkazio  Tambabo.  (Im  Band  XI.) 

„Dei  dilitti  eontro  la  pnbblica  amminiBtrasione'*  (Van  den 
Delikten  gegen  die  öffentlichen  Yerwaltongebehörden)  von  Beehts- 
anwalt  Silvio  Lollini.  (In  Band  VII.) 

b)  Strafproaessrecht. 

Auch  auf  diesem  Hechtsgebiete  müssen  wir  zunächst  die 
wertvollen  Dienste  hervorheben,  die  Prof.  Bbrnabdino  Alixena  durch 
seine  nmfBLSsenden  Kenntnisse  und  seine  onermädliche  Schaffensfreude 
der  Wissenschaft  erwiesen  hat.  Eine  ▼orzftgliche  Probe  dieser 
seiner  Tätigkeit  gibt  er  uns  in  seinem  umfangreichen  Werke:  „Stodi 
di  procednm  penale"  (Strafreehtsstadien),  (Torin,  Bern  1906),  dessen 
Inhaltsangabe  dem  Leser  einen  Begriff  Yon  der  Bedentang  dieser 
Arbeit  verschaffen  wird;  I.  Über  die  leitenden  Grondsätze  einer 
nenen  Straljprozessordnang;  II.  Fttr  die  Beform  des  Gterichtsverfishrens; 
in.  Privatklage  and  Zlvilpartel;  IV.  Der  öffentliche  Stra&ntrag; 
V.  Über  die  Natnr  des  Klagereehts;  VL  Die  Beurteilung  der  Natur 
des  Deliktes;  VIT.  Während  der  Gerichtsverhandlung  begangene 
Delikte;  VIll.  Rekurs  gegen  vom  SchwurgericJitspräsidenteu  ver- 
kündete freisprechende  Urteile;  IX.  Die  während  der  Haft  be- 
gangenen Delikte;  X.  Die  Revision. 

Tn  Vorbereitung  befindet  sich  von  demselben  Verfasser  ein 
Handbuch  des  Strafprozessrechts.  Dasselbe  wird  in  der  gleichen 
Sammlung  erscheinen,  in  der  Prof.  Alimfna  bereits  sein  in  dem  vor- 
hergehenden Absatz  behandeltes  Handbach  des  Strafrechts  ver- 
öffentlicht hat. 

Der  bei  dem  Parlamente  eingebrachte  Entwarf  einer  nenen 
Stxafprozessordnong  hat  gleichfalls  das  Erscheinen  einer  Beihe  von 
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Pablikatioueo  veranlasst,  die  sich  teils  im  allgemeinen  mit  den 
leitenden  Grundsätzen  der  neuen  Prozesaordnang,  teils  mit  einigen 
iMsonderen  Vorschriften  derselben  befassten. 

Unter  den  Arbeiten  der  ersten  Gattnng  verdient  die  des 
Prof.  Tuoni  Erwähnung,  die  von  letsterem  im  Anftnge  der 
juristischen  Faknltät  der  Universität  Padua  v^fhast  wurde. 

Von  der  zweiten  Art  sind  hervorzoheben:  »II  processo  scritto 
nella  nnova  procedura  pönale**  (Das  scbrifüiehe  Verfiüiren  in  der 
neuen  Strafprozessordnung)  von  Bechtsauwalt  Giosim  Nauli. 
(Turin,  Rom  1906.) 

^11  sistema  della  imllita  nel  progetto  del  Codice  di  procedura 
penale**  (Die  Nichtigkeit  in  dem  neuen  Entwurf  einer  Strati  luzess- 
ordnnng)  von  Rechtsanwalt  Gaktako  Lbto  (in  der  Zeitschrift 
„Legge-  1908). 

„La  liberta  personale  e  la  riforma  della  procedura  penaie*^ 
(Die  persünliche  Freiheit  und  die  Straljprocessreform)  von  Prof. 
loMAZio  Taubaro  (in  der  von  dem  Senator  und  Kassationsgerichts- 
prftsidenten  Prof.  Lqioi  LuocEun  geleiteten  »Biyista  penale**  190S), 

„Del  pubblico  ministero  nel  processo  pönale"  (Von  der  Tltig- 
keit  der  Staatsanwaltschaft  im  StrafjprosessTerfahren)  von  Ravfazlz 
DE  BüBzm  (in  der  von  Prof.  Ioitazio  Tambabo  herausgegebenen  „Bivista 
giuridica  e  sociale**  1908). 
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Oesetzgebaog. 

1907. 

AllgemeiBM  Interesse  kOnnen  in  diesem  Jahre  bloss  nwei 
Gesetase  beanspmdien,  dasjenige  vom  10.  Jnli,  wodoreh  dem  Familien* 

Statut  des  Haases  Nassan  vom  16.  April  desselben  Jahres  Gesetzes-, 
kraft  verliehea  wird,  uud  das  vom  8.  April,  betr.  die  üüduüg  eines 
Gremeindefonds. 

Da  der  gegenwärtige  Grüssherzoi:  bis  jetzt  keinen  männlichen 
Erben  hat  nnd  er  der  letzte  des  fürstlichen  Mannesstammes  des 
Hauses  Nassau  ist,  setzt  er  fUr  den  Fall  seines  Ablebens  seine 
erstgeborene  Tochter,  und  zunächst  ihren  Mannesstamm,  naeh  dem 
Bechte  der  Erst^bnrt»  als  Erbin  der  Krone  Luxemburgs  sowie 
.als  Chef  seines  Hanses  ein,  nnd  folgt  sie  ihm  in  dem  Besita  nnd 
der  Natsniessnng  des  gesamten  Hausfldeikommisses.  Bis  snr  *  ^' 
Vollendong  ihres  aehteehnten  Lebenqahras  wird  ihre  Matter,  die 
jetzige  Grosshenogin,  ftlr  sie  Begentschaft  nnd  Vormnndsehalt 
Uhren.  Falls  dieselbe  ohne  Hinterlassong  einer  Nachkommenschaft 
ans  gemSss  den  Statnten  des  Hanses  Nassau  geschlossener  Ehe 
stirbt,  sind  die  anderen  Prinzessinnen  und  ilire  Linien  in  gleicher 
Weise  nach  Primogeniturrecht  zur  Erbfolge  berufen.  Im  Übrigen 
wird  noch  bestimmt,  dass  das  grossherzoglich-luxemburgische  und 
das  herzuglich-uassauische  Fflr^trnbaus  eine  unzertrennbare  Einheit 
bilden;  jedoch  erhillt  der  liixcinliurgische  Staat  aach  in  Zukunft 
keinerlei  Ansprach  auf  Eigentum,  Inhabung,  Verwaltung,  Kontrolle 
und  Ertrag  des  in-  und  ausländischen  Fideikommis Vermögens  des 
Hansee  Nassan;  anderseits  ist  die  jeweilige  Staatssnlueesion  mit 
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der  alleiuigeD  und  ausschliesslichen  Nachfolge  des  Fideikoinmia> 
besltses  nnsertFennUcb  verbonden.  — 

Der  Oemeiudefonds  ist  eine  gesetzliche  Institution,  dsfcli 
welche  ftlljshrlich  eine  gewisse  Summe  aus  der  Staatskasse  an  die 
einzelnen  Gemeinden  des  Landes  abgeführt  wird. 

Der  Genioinilefonds  wird  dadurch  gebildet,  dass  den  Gemein- 
den oder  Gemeinde>ektionen  alljährlich  20 O'^,  vom  Mehrertrag  über- 
wiesen werden,  um  den  verschiedene,  bestimmte  Staatseinnahmen 
gewisse  festgesetzte  Beträge  Ubersteigen.  Derselbe  kann  nie  weniger 
als  900000  Frs.  betragen.  Durch  eine  j&hrliohe  Abschreibang  von 
9%  wird  ein  Aesenrefonds  gescbaifen,  der  in  vom  Staate  gewähr- 
leisteten Bententiteln  angelegt  wird  und  1000000  Frs.  nicht  über- 
steigen darf.  Der  Beservefonds  soll  dann  in  Anspruch  genommen 
werden,  wenn  durch  den  Uehrertrag  der  Staatseinnahmen  obige 
Summe  von  900000  Frs.  nicht  erreicht  wird. 

Zur  Verteilung  des  Gemeindefunds  ist  massgebend:  a)  zu 
einem  Drittel  die  Zahl  der  amtlich  festg-estell ten  Bevülkerunj?.  b)  zu 
einem  Drittel  die  Hiiho  der  i?i  jeder  Gemeinde  oder  Sektion  im 
vorletzten  Jahre  ein  r  ichteten  Gemeindeaut  lagen,  c)  zu  einem  l>rittel 
die  Höhe  der  auf  das  bebaute  und  unbebaute  Land  zu  bezahlenden 
Grundsteuer.  Von  der  Verteil nnfr  sind  ausgeschlossen  die  Gemeinden 
bezw.  Sektionen,  die  keine  Oemeindeabgaben  erheben  und  w&hrend 
der  letzten  drei  Jahre  Aber  einen  von  den  gewöhnlichen  Einnahmen 
herrflhrenden  Überschuss  verltigen,  der  um  190%  die  gew5bnlicben 
Ausgaben  ibersteigt,  es  sei  denn,  duss  dieser  Einnahmeflbersehuss 
zur  Bildung  eines  Beservefonds  benutzt  wird,  der  bestimmt  ist, 
ausserordentliche,  von  der  Regierung  genehmigte  Arbeiten  auszu- 
fuhren. 

Die  eventuell  erübrigten  Anteile  kommen  den  anderen  Ge- 
meinden zugute. 

1908. 

Durch  das  Gesetz  vom  8.  Februar  wird  Art.  1784  des  Zivil- 
gesetzbuches und  Art  108  des  Handetsgesetzbuehes  in  dem  Sinne 
abgeändert,  dass  der  Frachtftthrer  (Transportunternehmer)  für 

die  Beschädigungen  oder  den  Verlust  der  Sachen,  sowie  fttr  die 
den  Reisenden  zugestossenen  Unfälle  haftbar  ist,  sofern  er  nicht 
den  Beweis  erbringt,  dass  der  daraus  erwachsene  Schaden  von 
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einer  fremden  Ursache  berrOhrt,  welche  ihm  nicht  zugeschrieben 
werden  kann. 

Betreib  der  den  Beisenden  cngestossenen  UnfiUle  ist  jedes 
vorstehender  Bestimmung  widersprechende  Übereinkommen  von  Hechts 
wegen  nichtig. 

Das  Gesetz  vom  .11.  April  vervollständigt  die  Ii  üiiere  Gesetz- 
gebung über  die  Zwa ncjs versicherunpr  der  Arbeiter  gegen 
Unfall  und  Kraukheii  und  iuidt  i  c  ilanii  t  inzelne  Beätimmangen 
ab,  die  sich  iu  der  Praxis  niclit  bowiüirt  haben. 

Dem  Bedürfnis  an  festen,  aosfabrlicheu  gesetzlichen  Bestim- 
mungen Uber  die  Hauptmängel  der  Haustiere,  die  den  Verkauf 
derselben  rückgängig  machen,  eventneU  SchadenersatzansprUche  be- 
gründen, ist  dorch  das  Gesetz  vom  21.  April  sowie  die  demselben 
beigefügten  Ansfnhrongsbestimmongen  vom  4.  Jnni  abgeholfen. 

Von  Ökonomischem  Interesse  ist  das  dnroh  grossherzogiichen 
Beechlnss  vom  8.  Joni  zostand^kommene  Gemeindesyndikat 
fflr  den  Bau  nnd  den  Betrieb  einer  interkommnnalen 
Wasserleitnng,  wodnrch  elf  der  volksreichsten  Gemeinden  der 
Industriegegend  des  Landes  sich  zu  einem  ^Kommunal verband  fflr 
Wasserversorgung"  zusaiumenschliessen,  um  vereint  den  Bau 
einer  grossartigen  Wasserleitung  zu  betreiben. 

Durch  Gesetz  vom  21.  April  wird  der  Gy mnasial-Unter- 
richt  reformiert  und  modernisiert. 

Der  beständigen  Überhandnähme  des  Schankwirtscbafts« 
Wesens  oder  vielmehr  Unwesens  stenert  das  Gesetz  vom  26.  De- 
zember. 

Wer  in  Zaknnft  eine  Gast-  oder  Schankwirtschaft  oder  sonst 
einen  Ausschank  von  anf  der  Stelle  zn  verzehrenden  geistigen  Ge- 
tränken erbflhen  «rill,  hat  nachzuweisen,  dass  er  während  wenigstens 
länf  aufeinander  folgender  Jahre  im  Lande  gewohnt  hat,  sowie 
vor  Er9ffirang  des  Geschäftes  bei  dem,  Ar  den  Ort  zuständigen 
Stenereinnehmer  eine  Erklärong  darflber  abzvgeben  nnd  ausser 
der  bestimmten  Jahrestaxe  als  Abgabe  zu  entrichten: 

200  Frs.  in  den  Wahlsektioneu  von  weniger  als  300  Einwohnern ; 

300  Frs.  in  den  Wahlselttionen  von  300  bis  weniger  als  900  Ein- 
wohnern : 

400  Frs.  in  den  Wahlsektiooen  von  300  bis  weniger  ab  1000 
Einw^ohuem  i 
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500  Fr»,  in  den  Waklaektionen  von  1000  bis  weniger  als  2000 
Einwohnern ; 

600  Frs.  in  den  WahUektionen  von  2000  bis  weniger  ids  4000 
Einwohnern; 

800  Frs.  in  den  Wafalsektionen  von  4000  bis  weniger  als  8000 
Sinwobnem; 

1000  Frs.  in  den  Sektionen  von  8000  and  mehr  Einwohnern. 
In  demjenigen  Sektionen,  wo  auf  100  oder  weniger  Einwohner 
eine  Schankwirtschaffc  kommt,  werden  diese  Abgaben  aof  das 

Doppelte  erhöht. 

Die  erste  Wirtschaft  in  einer  ijektiun  von  weniger  als  100 
Einwohnern  unterliegt  nicht  der  doppelten,  sondern  der  einfachen 
Eröffnuugsabgrahe. 

Wird  das  (ieschäft  nicht  durch  die  Person  selbst,  auf  deren 
Namen  es  angemeldet  ist.  betrieben,  so  wird  der  fünfjährige  Wohn- 
sitz im  Lande  von  dem  Direktor,  Verwalter  oder  OeschATtsfOhrer 
erfordert. 

Eine  neue  Wirtsebaft  darf  nicht  mehr  errichtet  werden  in 
deigenigen  Sektionen,  wo  auf  79  Einwohner  oder  weniger  eine 
Wirtschaft  kommt,  jedoch  darf  in  Sektionen  von  weniger  als 
79  Einwohnern  eine  Wirtschaft  erOflbiet  werden.  Die  Begiermg 
kann  in  Ansnabmefftllen,  auf  das  anstimmende  Gotacbten  des  Staats- 
rates, die  ErSffnnng  nener  Sehankwirtschaften  gestatten  sowie  von 
der  Verpflichtung  des  fünfjährigen  Aufenthaltes  entbinden. 

Zuwiderhandlungen  gegen  obige  Bestimmungeu  werden  mit 
hoben  Geldbussen  geahndet. 
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JMontenegro. 

Referent:  Stevo  Petroyitch  Njeff^osch,  Kandidat  der  Rechte. 
Übersetzt  von  Hr.  Frlnx  rrani  Joseph  toa  Battenl^erg,  D&rmstadt. 

Vorwort. 

Der  Verfasser  der  vorli^;endeii  Schrift,  Herr  vStevo  Pbtkotitce 
NjsaoBCE,  ein  Verwandter  des  montenegrinischen  Fürstenhauses)  hatte 
in  den  Jahren  1901—1904  Jnristisehe  Stadien  an  der  Universität 
Heidelberg  gemacht  nnd  beabeichtigte,  anf  meine  Anregung  hin, 
daselbst  im  FrlUyahr  1905  za  proraOTieien  anf  Grand  einer  Biseer- 
tation,  welche  die  Beehtsgeschicfate  Montenegros  behandeln  sollte. 

Leider  wnrde  dieser  hoiAiangsvolle  jnnge  Mann  im  FrtU^r 
1905  jSh  durch  den  Tod  seinen  wissenschaftlichen  Studien  entrissen. 

Da  ich  eine  Publikation  dieses  Gegenstandes  im  Interesse  der 
Wissenschaft  für  wttnschenswert  hielt,  bat  ich  seine  i^amilien- 
angehörigen  um  t'herlassnns:  eines  etwa  vui  haiideiien  (hinterlasBenen) 
Manuskriptes.  Leider  bildet  das  Vorhandene  nur  einen  unvoll- 
Btändigen  Auszug"  seiner  beabsichtigten  Dissertation. 

Ich  habe  nun  das  in  deutscher  Sprache  abgefasste  Manuskript 
redigiert,  sowie  demselben  in  der  Übersetzung  eine  kleine  Schrift 
desselben  Verfassers  beigefügt,  welche  daa  Qesetabnch  des  montenegri- 
nischen Vladika  Peter  L  des  Heiligen  nfther  behandelt 

Als  Anhang  habe  ich  eine  knrae  Besprechnng  der  nenen 
montenegrinischen  Ver&ssnng,  sowie  einige  Einselhelten  fiber  die 
nengegrflndete  Montenegrinische  Bank  folgen  lassen. 

Darmstadt,  im  Januar  1907. 

Franz  Joseph, 

Prinz  von  Batteuberg. 
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Zur  Rechtsgeschichte  Montenegros. 

Das  Fürstentam  Montenegro,  erst  seit  dem  Jahr  1485  unter 
diesem  Namen  bekannt,  bildete  im  14.  Jahrhundert  das  Fftrstentom 
Zeta,  welches  vom  Serbenreich  abhängig  war.  Als  dieses  1389 
nnter  das  tflrkisehe  Joeh  fiel,  flüchteten  mehrere  Stimme,  meistens 
serbischer  Adel,  nach  den  Wäldern  der  Zeta.  Die  Geschichte  der 
Zeta  ist  eine  endlose  Reihe  von  Unabhängigkeitskftmpfen  gegen  die 
Türken.  Nach  dem  Erlöschen  ihrer  Dynastie  Balsa  wurde  der 
tapfere  Stkphan  Cbnojk  zum  Fürsten  erwihlt,  dessen  Nachkommen 
sich  Cknojevic  nannten.  Sein  Sohn,  der  Fürst  Iwax  Beü,  boch- 
gefeiert  in  Volksliedern,  g'ründet«  das  Kloster  zn  Cetinje,  welches 
fortan  Kegierung^sitz  wurde,  schlo&s  mit  Venedig  ein  Schui/bundius 
und  bestand  siegreiche  Kämpfe  g-e^ren  die  Türken.  In  den  letzten 
Jahren  seiner  Regierung  verliess  er  die  Ebene  der  Zeta  und  zog 
sich  in  die  hohen  Wälder  snrücfc,  die  von  den  Türken  „Karadag'', 
d.  h.  ,|Sehwarze  Berge*^  genannt  wurden.  So  entstand  der  Name 
Montenegro  and  Montenegriner  nnd  der  Iwix  Bio  selbst  nannte 
sich  „Fürst  nnd  Herr  Ton  Montenegro".  Sein  Sohn  Gbob«,  der 
letzte  CsKOJfiTii,  erwarb  sich  hohe  Verdienste,  indem  er  die  erste 
serbische  nnd  Überhaupt  die  erste  slavische  Bnehdmckerel  im  Jahre 
1493  in  Cetinje  gründete.  Er  lebte  anch  wie  sein  Vater  in  be- 
ständigem Krieg  mit  den  Türken,  bald  siegreich,  bald  anf  sein 
Hochland  zurückgedrängt.  Da  er  aber  mit  einer  Venetianerin  ver- 
heiratet war<  die  den  ewigen  Krieg  nicht  ertragen  konnte,  folgte 
er  ihrem  Ivat,  dankte  im  Jahre  1516  zugunsten  des  Bischofs  von 
Montenej»TO  ab  und  veriieiis  sein  Vaterland. 

Mit  der  Abdankung  des  Fürsten  Gkobc^  kam  eine  Beihe 
geistlicher  Herrscher  in  Montenegro  znr  Begiernng^,  nnd  swar  bis 
zum  Jahre  1851. 

Diese  Bischöfei  d.  h.  Fürstbischüfe  Vladika  gingen  ans  den 
Geistlichen  des  Landes  hervor,  von  denen  durch  eine  grosse  National- 
Versammlung  der  beste  zum  Fürstbischof  gewählt  wurde.  Oft  ward 
dabei  der  Vorschlag  des  gewesenen  Vladikas  berücksichtigt,  der 
gewöhnlich  vor  seinem  Tode  einen  Geistlichen  zum  Nachfolger 
emp&hl.  Die  Macht  der  Vladikas  entsprach  ihrer  persönlichen 
Tüchtigkeit.  Ein  starker  und  energischer  konnte  über  alle  Stämme 
mächtig  gebieten,  während  ein  scliwacher  völlig  machtlos  war. 
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Die  einzelnen  Stämme  blieben  für  sich  fast  unabhängig  und  ein 
jeder  Wojwode  war  in  seinem  Stamme  sclbständig-er  Herr.  Das 
16.  und  17.  Jahrhundert  also  zeigt  uns  Mf^nteiuLiTü  nicht  als  einen 
einheitliclit  n  Staatskörper,  sondern  als  ein  Kungiumerat  von  kleinen 
Staaten,  d.  h.  von  Stämmen  (Plemena).  Diese  Stämme  bildeten 
dorchaos  keine  absolute  Einheit,  ja  sie  lagen  sehr  oft  sogar  unter- 
einander im  Kriege;  nur  der  GedaiilEe  an  die  gemeinsame  Zugehörig- 
keit sn  IfoBtenegro  und  die  gemeinsame  Idee  der  Unabhftngigkeit 
und  Freilieit  seUoss  eie  enger  ziuammen.  Sobald  zun  Beiapiel  ein 
Stamm  von  Türken  ftber&Uen  wurde,  dann  eilten  ihm  alle  anderen 
m  Hilfe  nnd  nacbdem  der  gerndneame  Feind  besiegt  war,  kam 
wieder  die  Blntracbe  anf  die  Tagesordnung. 

Die  türkische  Herrschaft,  die  sich  schon  auf  die  ganze  Balkan- 
halbinsel erstreckt  liatte,  begann  wepen  dieser  Unordnnn^^  auch  in 
iIontene{i:ro  Fortschritte  zu  machen,  denen  aber  Danilo  rüTKovic 
aT)s  dt  m  Pleme  Njeöosch.  der  1G96  zum  Vladika  erwählt  wurde, 
gleich  ein  Ende  machte.  Kr  verjagte  oder  tütete  alle  NichtChristen 
aui»  Montenegro,  schloss  mit  Venedig  und  Kussland  ein  Bündnis  und 
machte  da»  Vladikat  in  seiner  Familie  erblich.  Ihm  folgten  4 
Viadikas  ans  dieser  Familie:  Sava,  Vassujj,  Pmn  I.  und  Fetsb  II. 
Pim  I.  gab  den  Montegrinern  das  erste  Gesetzbuch  und  sein  Nach* 
folger  Fbtib  n.  erwarb  sich  hohe  Verdienste  nm  die  Zivilisation 
seines  Volkes.  Er  errichtete  eine  regelmSssige  Begiemng,  be- 
stehend ans  einem  Senat  von  12  Personen,  welche  er  selbst  er- 
nannte. Das  Gesetcbnch  Pitbbs  I.  erkUrte  er  von  nenem  ftlr 
giUtig  und  Abrte  dne  Klassenstener  ein. 

Sein  Nachfolger  Danilo  verzichtete  auf  die  geistliche  Würde 
und  proklamierte  sich  zum  erblichen  i'uisien  von  Montenegro  und 
wurde  als  solcher  zuerst  von  Kussland  IS'ij  anerkamii.  l'nter 
vielen  Reformen,  die  er  dem  liande  gegeben  hat,  erliess  er  auch  ein 
neues  Gesetzbuch  und  regelte  die  Erbfolge  durch  ein  Gesetz  in 
folgendem  Sinne:  Montenegro  ist  ein  absolutes  im  Mannesstamme 
des  Hauses  Petrovitch  Njeoosch  erbliches  Fürstentum.  Da  dieser 
Fürst  nur  eine  Tochter  hinterliess,  so  kam  der  Älteste  nach  der 
Primogenitur  Pitbovitch  Njxoosch  Nikita  —  der  jetcige  Fürst 
Nikolaus  von  Montenegro  —  zur  Begiemng,  nachdem  sein  Vater, 
Gress-Voivode  Mutio,  der  eigentlich  Älteste  nach  der  Primogenitur, 
auf  den  Thron  verzichtet  hatte. 
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Die  Literatur,  welche  sieh  mit  Montenegro  monte* 
negriniaehen  Verhftltniwen  im  allgemeinen  beecULftigt,  Ut  sehr  um-  • 
fangreich,  allein  das  montenegrinische  Recht  ist  bis  jetct  sehr  wenig 
in  der  Literatur  behandelt  worden.  Bisher  besass  Montenegro  zwar 
wenig  geschriebene  Gesetze,  dieselben  sind  aber  nichts  wie  bei 
anderen  Slaven,  ans  dem  fremden  Becht  ftbemoramen,  sondern  sie 
beruhen  auf  den  im  Volke  lebenden  Rechteideen  —  dem  einheimi- 
schen Gewohnheitsrecht.  Die  Gesetzgebunjsr  anderer  slavischer  Lander 
richtete  sich  wenig  nach  den  Rechtsbegriffen  des  Volkes,  man  Hess 
sich  vielmehr  von  feudalen  Traditionen  des  alten  Europa,  manchmal 
von  einem  Stück  römischen  Kechls,  am  allerwenijrsten  aber  von 
juridischen  und  sozialen  Begriffen  des  Volkes  selbst  leiten,  und 
im  Süden  mnsste  sich  das  Slaventum  einfach  der  Recbtslosigkeit 
und  Willkür  der  türkischen  Herrschaft  fugen.  Die  Montenegriner 
aber  haben  ihre  Selbstfindigkeit  nnd  UnablifingiglLeit  nicht  bloss 
nach  aussen,  sondeni  ebenso  in  der  inneren  BechtsentwickeiQng  sich 
bewahrt,  nnd  Montenegro  bat  ohne  Jede  Unterbrechnng  dem  alt- 
slavisehen  Bechtsbewnsstsein  eine  sieher  rettende  Znflncbt  gewShrt. 

Das  erste  montenegrinische  Gesetzbuch  erliess  der  Vladika 
Petkr  I.  1700.  Dieses  hat  3:}  Artikel  nnd  enthält  meistens  Straf- 
recht. Da  dieses  Gesetzbuch  später  vollständig  in  dasjenige  des 
Ffii-sten  Damlo  aufgenommen  wurde,  werde  ich  es  jetzt  hier  aus- 
iiilirlicb  behandeln. 

Das  Gesetzbuch  des  A'ladika  Peter  I. 

Dieses  muuteuegriuische  und  bördanscbe  Gesetzbach  besteht 
als  Manuskript  bereits  seit  54  Jahren  nnd  heute  noch  wird  nach 
demselben  Becht  gesprochen.  Der  Gerichtshof  stützt  sich  anf  das- 
selbe, indem  er  sich  folgender  Formel  bedient:  ,»Wie  der  heilige 
Peter  gerichtet  liat"  nsw. 

Es  ist  mehr  denn  wahrscheinlich,  dass  die  Montenegriner 
schon  in  den  alten  Zeiten  ein  Gesetzbuch  hatten,  aber  dasselbe 
dflrfte  bei  den  Terschledenen  Evolutionen  untergegangen  sein.  Dies 
hätte  auch  unserem  Gesetzbuche  widerfahren  könneo,  denn  ein  Brand 
wUrde  genügt  haben,  um  dasselbe  vollständig  zu  vernichten.  Ks 
verdient  dieses  Gesetzbuch  um  so  mehr  der  Welt  1  i  k  umt  ge- 
geben zu  werden,  als  da^tselbe  von  Männern  vert'assi  wurde,  welche 
ihre  Gesetzgebung  auf  eine  natürliche  Grundlage  stutzten,  welche 
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darok  ihre  Kenntnis  des  Volkes  die  lieioiselien  and  menachliclien 
Eigenscbalten  desselben  zu  schätzen  wossten,  welche  dasselbe  nur 
um  ihrer  Selbstwillen  schrieben  und  nicht  in  reicheni  pmnkYoUen 
PalSsten  Bechtsstndien  gemacht  hatten,  vielmehr  dasselbe  auf  Stein 
unter  Steinen  verfusten,  und  welche,  indem  sie  sich  selbst  achteten, 
das  ganze  Volk  achteten  und  dadurch,  dass  sie  um  ihrer  Selbst- 
willen das  Recht  kannten  und  ehrten,  die  Gerechtigkeit  für  das 
Volk  kannten  und  in  Ehren  hielten. 

„Heute  dient  das  Oesetz  dem  Montenegriner  und  morgen 
dient  er  demselben."  Mit  diesen  begleitenden  Worten  veröffentlichte 
unser  berühmter  G^esdüchtsschreiber  Hedakovic  das  Gesetzbuch  des 
Heiligen  Vladika  Pbtbb.  Trotzdem  meine  Feder  viel  zu  schwach 
ist,  um  dieser  Einleitung  anch  nnr  das  Geringste  beizufügen,  so 
lege  ich  doch  Wert  darauf,  wenigstens  etwas  hinzuzusetzen. 

Als  der  ehrwürdige  Greis  dies  schrieb,  vermutete  er  nicht, 
dass  sowohl'  das  Andenken  an  das  Manuskript  sowie  an  dessen  Ver- 
öffentlichung Gefahr  laufen  wllrde,  durch  schlimmere  Umstände 
unterzugehen  als  durch  Brand,  was  er  befürchtete,  nftmlich  durch 
die  Gleichgültigkeit  hinsichtlich  der  heiligen  Ding^,  welclie  unsere 
Ahnen  uns  überlieferten.  Denn  in  unserem  heutigen  Montenegro 
kiiiinie  uiitn  kaum  20  Leute  finden,  welche  etwas  über  das  Gesetz- 
buch des  Fürsten  Danilu  wissen,  g'eschweig-e  denn  über  dasjenige 
des  Heiligen  Pktkb.  Es  gibt  mindestens  hundert  mehr  oder  weniger 
gebildete  junge  Leute,  welche  nicht  einmal  etwas  von  der  Existenz 
dieser  beiden  Gesetzbücher  wissen.  Aus  den  oben  angeführten 
Grflnden  halte  ich  es  also  nicht  für  überflüssig,  das  Gesetzbuch  des 
Vladika  Pm»  zu  veröffentlichen,  um  dasselbe  dem  Dunkel  der 
volligen  Vergessenheit,  welches  ihm  droht,  zu  entreissen. 

Das  Gesetzbuch  ist  gerade  so,  wie  ich  es  bd  If edakovi6  ge- 
ftindw  habe,  also  getreu  nach  dem  Manuskript  hier  wiedergegeben. 
Ich  trachtete,  es  im  Original  zu  sehen.  Aber  da  man  das  Archiv 
im  Palais  in  Ordnung  bringt  und  infolgedessen  alles  durcheinander 
ist,  musste  ich  mich  mit  der  Ausgabe  von  Mkdakovic  begnügen.  Ich 
bemerke  liier,  dass  ich  die  altslavischen  Buchstaben  durch  die  Orto- 
graphie  von  Vikoff  ersetzt  habe;  alles  andere,  selbst  die  Inter- 
punktion l)lieb  wie  bei  ^Ii.r'AKOVU'. 

Ich  bin  fest  überzeugt,  dass  diese  Veröffentlichung  nicht  über- 
flüssig ist  und  dass  unsere  Jugend  sie  mit  Stolz  und  Lust  lesen 
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wird;  wie  ja  anch  unsere  Vorfahren  sich  im  Frieden  abgemüht  haben, 
für  die  Ordnung  einzutreten  nnd  hierdurch  den  Hort  der  Freihat 
um  80  besser  za  bewahren. 

Billige  Worte  über  dieMS  Oesetabveli. 

Das  iiesetzbuch  des  Viadika  Pstkk  L  ist  das  erste  geschriebene 
montenegrinische  Gesetzbuch.  Es  enthUt  83  Artikel,  von  denen  die 
16  ersten,  wie  Ubdaiovi^  behauptet,  eigenhSndig  vom  Vladika  ge- 
schrieben im  Jahre  1790  herauskamen  und  die  17  letzten  im  Jahre 

1798  hinzugefügt  wurden.  Dieses  vollständige  Gesetzbuch  wurde  in 
f't  iiiiit  am  18.  Oktober  1798  veröffentlicht,  nachdem  die  Volks- 
versaniiuluiif^  am  nämlichen  Ta^e  im  Kloster  zu  Cetinje  dasselbe 
^iug»-iieissen  und  die  niniiit  uef^rmischeu  Chefs  geschworen  hatten, 
dass  sie  sich  den  Vorschriften  desselben  unterwerfen  würden.  Ansser 
diesem  Gesetzbach  hatten  wir  noch  ein  anderes,  dan  Mldaeovic  sehr 
richtig  als  die  gesetzliche  Disziplin  aus  der  Zeit  Ips  Vladika 
Pet£b  L  bezeichnet.  Dieses  kam  heraus  am  20,  Juli  1796,  noch 
ehe  MAGtoiOT-Pascha  zum  erstenmal  Montenegro  angrüT. 

Das  Gesetzbuch  des  Vladika  Punn  wurde  zum  erstenmal  1847 
in  Petersburg  von  dem  Bussen  Ä.  H.  Popofp  herausgegeben  als 
Zugabe  zu  seinem  Werke:  ^.Reise  in  Montenegro'*,  und  unser  be- 
rühmter Historiker  Mkdakovic  gab  es  im  Jahre  1850  zum  zwei- 
ten Male  heraus  als  Vorwort  zu  seiner  Geschichte  von  Monte- 
iiep^ro.  Von  durt  hat  es  Jkickk  in  seiner  i?amnilung  „Gesetze  der 
Slaven**  abgedrnckt.  Die  Ausgabe  des  Gesetzbuches  von  MEr»AKOvic 
ist  vom  17.  August  IbOB  datiert,  wonach  man  denken  könnte,  dass 
diese  Gesetze  in  jenem  Jahre  veröffentlicht  worden  seien.  Dem  ist 
aber  nicht  so.  Die  VolksYersammlung,  welche  an  jenem  Tage  in 
Cetii^'e  abgehalten  wurde,  hat  die  Gesetzgebung  von  neuem  be- 
ststigt  Die  Häupter  haben  anih  neue  jene  gesetzliche  Disciplin 
vom  Jahre  1796  und  die  Gesetzgebung  beschworen.  Wie  Milakoti( 
auf  S.  176  seiner  Geschichte  schreibt,  hat  die  Insubordination  des 
Volkes  den  Vladika  genötigt,  am  17.  August  1808  anfo  neue  eine 
Volksversammlung  nach  Cetinje  zu  berufen,  welche  die  früheren 
Gesetze  ergänzt  und  einen  Gerichtshof  unter  dem  Namen  „Frohn> 
dienst**  einsetzte. 

Der  verstorbene  Kosto  Voinovic,  früherer  Professor  an  der 
Lnivemtät  Agram,  der  uns  iu  seiner  Arbeit  über  die  südalavischen 
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Akademien  die  den  Besitz  betreffenden  Gesetze  beschreibt  (Buch  46, 

Kap.  25),  berührt  anch  kurz  das  Gesetzbnch  des  Heilig:eii  Pktkk. 

Auf  Grnnd  der  Behauptung  des  IIilakovk',  die  ich  soeben 
angeführt,  denkt  er,  dass  das  Gesetzbuch  1803  durch  die  sechs 
letasteu  Paragraphen,  von  g§  28— vervollständigt  wurde,  die 
anch  wirklich  den  Frohndienst  behandeln.  Dass  aber  dem  nicht  so 
htf  vielmehr  das  Gesetzbnch  schon  im  Jahre  1798  88  Paragraphen 
enthielt»  emhen  wir  ans  der  Einleitnng  des  Gesetshnches  selbst,  in 
welchem  es  heisst:  „wir  HInpter  nnd  Ältesten  anf  einer  allgemeinen 
Versammlnng  im  Kloster  an  Cetiqje  am  18.  Oktober  1798  zusammen- 
gekommen, haben  einstimmig  das  Qeseta  beschlosseni  das,  wie  nnten 
angefllhrt,  in  83  Abefttzen  hier  folgt** 

Die  Nationalveraammlune:,  welche  am  17.  August  1803  in 
Cetinje  abgehalten  wnr<]e.  bestätif^te  also  jene  gesetzliche  Disziplin 
vom  Jahre  1796  und  zugleich  auch  das  Gesetzbuch  vom  Jahre  1798. 
Dann  hat  sie,  imlem  sie  den  Frohndienst  einsetzte,  entweder  jene 
6  Paragraphen  abgeändert  oder  etwas  vom  Frohndienst  hincngefllgt. 

Das  Gesetzbnch  des  Heiligen  Pma,  das  der  Zahl  der  Para- 
graphen nach  sehr  klein  ist,  handelt  Hut  ausschliesslich  von  der 
Gerichtsbarkeit  ond  am  allermeisten  vom  Strafrecht 

Mit  Ausnahme  der  Art.  15  und  30,  die  privatrechtlieher  Natur 
sind,  des  Art.  20,  in  wflchem  die  Steuern  bestimmt  werden,  und 
des  Art.  22,  in  welciieni  das  gerichtliche  Verfahren  beschrieben 
wird,  berähren  alle  Paragraphen  das  btrafrecht 

Das  Gesetzbnch  enthilt  folgende  Strafen:  Geldbnssen,  Ge- 
fSngniSy  Wegnahme  des  Besitzes,  Verlast  von  Ehren  nnd  Würden, 
Verbannung  nnd  Todesstrafe. 

a)  Geldbnsse  nimmt  man  für  einen  Fnsstritt  oder  ffir  einen 
Schlag  mit  dem  Pfeifenrohr  (Art.  8);  fftr  DiebstShle,  die  man 
zuii.  'TStenmal  begelit  (.Art.  14). 

b)  Die  iTt-iiinfrnisstrat'e  ist  in  einem  einzigen  Falle  vnrgesclirieben. 
nnd  zwar,  wenn  eine  prozessierende  Partei  dem  Kichter  eine 
Belohnung  verspricht  oder  gibt  (Art.  25). 

c)  Wegnahme  des  Besitzes:  fttr  den  Raufbold,  der  ans  dem 
Lande  ÜOchtet  (Art.  3)  nnd  für  denjenigen,  der  einem  Manne 
seine  Fran  wegnimmt  oder  der  ein  Mädchen  gegen  den  Willen 
seiner  Eltern  entfahrt  (Art  11). 
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d)  Verlast  an  Ehren  und  Wurden:  für  den  Kichter,  der  eine 
prozeMierende  Partei  verteidigt  und  nicht  beweisen  kann,  vvaniia 
er  sie  verteidig^  (Art.  23);  fttr  den  Richter,  der  eine  Belohnung: 
empftngt  (Art  24),  und  Verlast  des  Amtes  für  trftge  ond  gleich- 
gültige Frohndienste  (Art  28). 

e)  Verbannung:  fflr  den  Verräter  und  für  seine  ganze  Familie 

(Art.  1);  für  den.ienigen.  der  die  Frau  eine«  andern  oder  ein 
Mädchen  seineu  Eltern  raubt  (Art.  11),  und  für  den  Geistlichen, 
der  die  beiden  einsegnet  (Art.  12). 

f)  Todesstrafe:  für  den  Verräter  an  seinem  Vaterlande  (Art.  1); 
fUr  den  Bösewiclit.  der  einen  montene^i  inischen  oder  bdrdanschen 
Bruder  ohne  jeglichen  Orond  and  Ursache  erschlägt  (Art.  2); 
für  demjenigen,  der  einen  Bösewicht  schlitzt  nnd  verteidigt  (Art.  4); 
für  einen  Dieb,  der  zum  zweitenmal  stiefalt  (Art  17);  fftr  den 
Streitsüchtigen,  der  Familien  nnd  Stimme  aufwiegelt  (Art.  21), 
und  Ar  demjenigen,  welcher  mit  Gewalt  nnd  absichtlich  einem 
anderen  Schaden  znfügt  (Art.  30). 

In  vielen  Fällen  ist  die  Strafe  nicht  durch  das  ^Tpsetz  be- 
stimmt. Die  Kichter  müssen  dieselben  nach  ihrer  Einsicht  anordnen 
(vergl.  Art.  19,  21,  26  und  30),  und  in  einigen  Fällen  empfiehlt  man 
ihnen,  dasa  sie  selbst  das  tibel  heilen,  mit  anderen  Worten,  dass  sie 
trachten,  die  streitenden  Parteien  zn  versöhnen. 

Anf  den  ersten  Blick  erscheinen  ans  die  Strafen  in  dem  Gesetz- 
buch zn  streng.  Die  Todesstrafe  ist  dreierlei  Art:  Hängen,  Steinigen, 

und  Erschiesseu  („mit  dem  Feuer  aus  dem  G«-\vclir'*),  und  die  Todes- 
strafe ist  selbst  auf  den  Dieb  f^^esetzt,  der  irgend  etwas  zum  zweiten- 
mal stiehlt.    Dennoch  sind  sie  es  nicht. 

In  dem  Strafgesetzbuche  Karls  V.  (ConsÜtutio  Criminalis 
Carolina)  sind  die  Strafen  geradeau  grausam  (Heraosreisaen  der 
Augen,  Abhanen  der  Hand,  Abschneiden  der  Zunge,  der  Kase,  der 
Ohren,  Vierteilen  usw.),  und  dennoch  sagt  Eübt  MOllbb  in  der  Vor- 
rede seiner  Ausgabe  dieses  Geeetsbuches,  dass  jene  Strafen  ein  wahrer 
Segen  gewesen  seien,  und  wie  sollten  sie  es  nicht  gewesen  sein, 
wenn  man  die  mittelalterlichen  Verhältnisse  in  Betracht  zieht;  nnd 
noch  weit  schlimmerer  Strafen  haben  sich  die  Menschen  in  angeblich 
gesetzlicher  Weise  bedient  (vergl.  Millkü,  Hals-  oder  peinliche 
Gerichtsordnung  Kaiser  Kabl^  V.,  Reclam,  Leipzig). 
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Nehmen  wir  also  aiieh  die  iBrabordination  in  Betracht,  welche 

jBur  Zeit  des  Vladika  Peteb  I.  herrschte,  wo  der  DiebstAhl  als  eine 
Art  Heldenmut  betrachtet  ^\•urde,  um  desseiit willen  sich  oft  nicht 
nur  F;iiiiilien,  sondern  tranze  Stämme,  ja  Dürfer  bekämpften,  so 
mtisseii  wir  uns  nicht  wundern,  dass  auf  einen  wiederholten  Dieb- 
stahl die  Todesstrafe  gesetzt  war. 

Was  das  Gesetzbach  des  Vladika  Peteb  besonders  bewunderns- 
wert macht,  ist  der  ümstandi  dass  sich  in  demselben  keine  kOrper* 
Uche  Strafe  befindet  Diese  wurde  m  Zeit  des  Vladika  Bada  von 
dem  bekannten  iTiironc  eingeführt  nnd  nnglflckUcherweise  in  das 
Gesetsbneh  des  Fürsten  Dahilo  sognr  anch  für  Frauen  übernommen 
(yergl.  Art  77  Gesetzbuch  Damilos). 

Ich  kann  nicht  umhin,  die  Leser  auf  einige  Paragraphen  im 
GesetKbnche  des  Vladika  Pbtbr  I.  anfinerkaam  zu  machen,  die  uns 
klar  zeigen,  wie  streng  jene  Leute  Kecht  und  Gerechtigkeit  auf- 
fassten. 

Von  dem  §  22  kann  man  f!ig:lich  sagen,  dass  er,  mit  Aus- 
nahme jener  priesterlichen  Ermahnungen:  ., IM»»  Richter  mue-en  sich 
erinnern,  dass  sie  keine  Lohndieuer  sind'*,  ganz  moderne  Auffassungen 
der  gerichtlichen  Prozedur  enthftlt. 

Nachdem  die  Richter  von  Gott  Erleuchtung  erfleht,  dass  sie 
ohne  Falsch  richten  konnten,  beginnen  sie  das  Verhör.  Sie  müssen 
nacheloander  beide  Parteien  anhören  und  nicht  erlauben,  dass  die 
Prozessierenden  einander  unterbrechen  oder  miteinander  streiten, 
sondern  dass  sie  nacheinander  ruhig  ihre  Gründe  auseinandersetzen, 
damit  der  Richter  dieselben  yerstehen  und  der  Schreiber  dieselben 
niederschreiben  kann.  Es  ist  überdies  die  Pflicht  des  Biehters, 
über  alles  zu  f1pag:en,  was  er  nicht  yerstanden,  desgleichen  soll  er 
die  streitende  i'artei  ermahnen,  dass  sie  nichts  zu  sagren  vergisst, 
immer  soll  er  aber  nur  einen  befragen,  aber  nicht  alle  miteinander, 
damit  die  Sache  klarer  geprüft  werden  kann. 

Nachdem  dies  alles  vollendet,  gehen  die  prozes^^ierenden  Par- 
teien hinaus  und  die  Richter  beraten  sich.  Daun  rufen  sie  die 
Parteien  wieder  herein,  teilen  ihnen  das  Frteil  mündlich  mit  und 
geben  es  ihnen  auch  schriftlich.  Zaletzt  wird  dasselbe  in  die  Ge« 
richtsakten  eingetragen. 

Besonders  schön  sind  die  Gründe  auseinandergesetzt,  weshalb 

man  Steuern  erhebt,  und  Voinotic  sagt  mit  Recht,  dass  auch  die 

214* 


3a92 


heutigen  Staaten  sich  immer  vor  Augen  halten  sollten,  nur  inite 
Gründe  anzofeben,  ehe  eie  daa  Volk  mit  Stenern  bedrOcken.  Schon 
ist  aneh  weiter  aneeinandergesetct,  wamm  man  hei  Wiederholnn; 
von  Diebetahl  die  Todeagtrafe  verhängt  (Art  17),  nnd  in  noch 
schanerer  Weise  empfiehlt  man  Frieden  sn  halten  mit  den  montene- 
grinischen Brüdern.  Mit  einem  Wort^  es  ist  alles  so  beschrieben 
nnd  angeordnet»  dass  man  gegen  keinen  Paragraphen  etwas  einan* 
wenden  hat.  An  vielen  iStellen  werden  wir  jenen  Beehtsgrandsatz 
finden:  „1  \  a  i  praeterita  non  est  trahenda  —  die  Gesetze  haben 
keine  riuk wirkende  Kraft"  — ;  so  heisst  es  ausdrücklich  in  §  15: 
..Die.s  bezielit  sich  von  heute  au  auf  diejenigen,  welche  etwas  kauf^^u 
wollen  und  nicht  auf  di^enigen,  welche  schon  etwas  gekauft 
haben". 

Die  Selbsüülfe  (Selbstverteidigung)  nnd  die  Beschränkung 
derselben  ist  genau  bestimmt  (vergl.  Art  10,  16,  18  nnd  31). 

Viele  von  den  Anordnungen  dieses  Qesetabuches  sind  in  das 
allgemeine  Gesetsbnch  f&r  Eigentumsrecht  Übertrsgen  worden,  ohne 
von  denjenigen  Bamilos  zn  sprechen,  das  nichts  anderes  ist  als  eine 
Erweiterung  des  Gesetabuches  des  Vladika  Psm  L 

Von  einem  Inkrafttreten  des  Gesetzbuches  des  Vladika  Peter  1. 
kann  nicht  die  Rede  sein.  Obschon  die  Volksver&ammluui^  dasselbe 
zweimal  {rnti^elipissen  und  die  montenegrinischen  Hfinpter  darauf 
^esL'hworeu,  bo  hahm  sie  sich  doch  nicht  den  Auorduungen  unter- 
worfen. 

MiLAKOvic  sagt,  dass  das  Cresetzbuch  für  kurze  Zeit  ausübende 
Kraft  gehabt,  aber  einige  Paragraphen  seien  nie  in  Kraft  getreten 
zur  Zeit  des  Heiligen  Petes.  So  haben  2.  B.  die  Montenegriner 
nnd  die  montenegrinischen  Häupter  schon  am  8.  September  1808 
die  Zahlung  der  Steuer  verweigert,  und  doch  hatten  sie  am 
17.  August  1808  das  Geseta  beschworen.  Diese  Steuer  wurde  vom 
Vladika  Rada  eingeführt,  und  nwar  mit  bewafbeter  llacht  Der 
Grund,  weshalb  das  Gesets  nicht  in  Kraft  getreten  nnd  die  ge-' 
wünschten  Früchte  gezeitigt,  liegt  in  erster  Linie  in  der  Insub- 
ordination der  Hinpter,  sowie  der  vereinzelten  Stämme.  Nehmen 
wir  in  Betracht,  dass,  wie  Tomanovic  behauptet,  „die  Stämme  ihr 
eigenes  Leben  geführt  nnd  nur  die  Idee  der  ünabhSngipkrit  und 
die  Achtnnfr  v.>r  dem  dospodar  sie  vereinigte";  dass  die  montenegri- 
nischen Metropoliten  bis  auf  den  Vladilca  Kada  nur  nominelle 
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StaataolMrlillQpter  waren  und  di«  Staatsgewalt  nur  dem  Namen  nach 
anagefthrt  haben,  so  mttnen  wir  nns  nicht  wandern,  daas  das  Qesetz- 
baeh  nicht  in  Kraft  getreten  ist. 

Die  Grnndlafre  der  gesetzlichen  Macht  liegt  in  der  Anerkennnng 
dftr  Antorität  der  Re^iernnp:,  und  der  Metropolit  Pkteb  L  verfügte 
nur  Uber  moralische  Kittel:  über  Segen  Dud  FlacL 

Dennoch  ist  das  Oesetzbnch  des  Heiligen  Pitsb  von  nnbe- 
grenztem  Nutzen  fttr  die  Organisation  Hontenegrofl,  sowie  für  unsere 
fernere  staatliche  and  rechtliche  Entwickelnng. 

Wenn  dieses  auch  Iteine  gesetzliche  Kraft  liatte,  so  vermochte 
es  dock  die  losubordination  der  Häupter  zu  zügeln  und  die  Zaiil 
der  Fälle  von  l^lntrache  zu  vermindern;  denn  diese  sind  immer 
wenigi»r  nnd  weniger  geworden,  bis  sie  zu  Anfang  der  Eegierung 
des  Fürsten  Danilo  g^anz  verschwanden. 

Ausserdem  ist  dasselbe  in  die  Gebrftnche  ftbergegangeo,  nnd 
aar  Zeit  des  Vladilm  Bada  bat  man  nach  diesem  Geeetsbnch  ge- 
richtet, auch  sind  die  Gerlchtsverhandlnngen  mit  dem  Ansdrnek  ab- 
gehalten worden,  „so  wie  der  Heilige  Pann  gerichtet  hat*  (wie 
schon  HiDAKOTio  gesagt). 

Gemäss  dem  Art.  20  hat  der  Vladika  Rada,  wie  schon  er-  • 
wähnt,  die  Steuer  erhoben  und  so  hat  das  Gesetzbuch,  je  mehr  sich 
die  staatliche  Gewalt  in  den  Händen  d.  >  Go^ipoda^s  konzentrierte, 
mehr  nnd  mehr  gesetzliciie  Gewalt  erhalten.  So  würde  das  Gesetz- 
buch des  Heiligen  Peter,  das  in  Wirklichiteit  ans  Gewohnheitsrecht 
bestand,  sowie  dessen  Bestimmungen,  die  später  zur  Gewolinheit 
wurden,  wenig  Wert  gehabt  haben,  wenn  nicht  dasselbe  zur  Zeit 
des  Vladika  Bida  vollgültige  Gesetzeskraft  besessen  h&tte.  Der 
Fftrst  DiHito  hat  dieses  Gesetzbuch  nachher  erweitert;  aber  in  dem 
Ukas,  welcher  das  Gesetzbuch  yerOifentlieht,  wird  mit  keinem  Wort 
dasjenige  des  Heiligen  Pbtib  erwähnt,  was  notwendigerweise  bitte 
geschehen  sollen,  denn  das  Gesetzbuch  des  Fürsten  Danilo  ist  nichts 
anderes  als  die  Erweiterung  des  Gesetzbuches  des  Heiligen  Pitbr. 
Hieraus  geht  hervor,  dass  das  Gesetzbuch  des  Vladika  Pkter  I.  der 
erste  Grundstein  unserer  Staats-  und  Rechtsentwickelnng  ist. 

Indem  ich  es  einem  anderen,  der  besser  vorbereitet  ist  nnd 
mehr  Zeit  liat,  überlasse,  sich  eingehender  mit  diesem  Gesetzbuche 
zu  be&ssen,  will  ich  diesen  kurzen  Umriss  mit  den  Worten  sdüiessen: 
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Das  Gesetzbuch  des  heiligen  Viadika  ist  ^ross  und  erhaben, 
so  wie  sein  Leben  und  seine  Arbeit  gross  und  eriiaben  wur. 


Am  17.  Angust  1803  wurde  anch  die  gesetzliche  Disziplin 

bestätigt,  welche  alle  Häupter  einstimmig  bdwn  am  20.  Juli  1796 
eingesetzt  und  bestimmt  hatten.  Dicsi'lbe  hat  folgenden  Wortlaut: 
Im  Namen  der  bfilifreu  Dreieinigkeit,  im  Namen  des  Vaters,  des 
öolines,  des  heiligen  Ueistes,  Amen. 

Wir  Uftnpter,  Ältesten  und  mit  uns  die  ganse  Vertratnng  des 
montenegrinischen  Volkes  haben  uns  hente  an-  ein  und  demselben 
Orte  versammelt  Wir  alle  werden  gewahr,  wie  die  Türken,  die 
Feinde  der  Christenheit»  Heere  msammenziehen,  kriegerische  Vor^ 
bereitnngen  treffen  nnd  Tag  nnd  Nacht  oflisn  nnd  insgeheim  bestiebt 
Bind,  nns  nnd  unsere  bdrdanschen  BrQder  zn  vernichten  nnd  unter 
ihre  Herrschaft  und  Tyrannei  zu  bringen,  sowie  unsere  Kinder  in 
Gefoiigeiischaft  und  Sklaverei  zu  führen  und  unter  ein  gi.iusames 
und  barbarisches  Joch  zu  drücken;  deshalb  liaben  wir  übereinstim- 
mend beschlosi>en,  festgesetzt  und  betstütigt  was  hier  folgt: 

Art.  1.  Wir  rufen  den  heiligen  Namen  des  Herrn  unseres 
allmächtigen.  Gottes  zu  Hilfe  an,  dass  wir  einer  dem  andern,  ein 
Stamm  dem  andern,  eine  Nahia  der  andern  Treue  und  Glauben 
halten  wollen  nnd  geloben,  dass  wir  einander  weder  verraten  noch 
betrügen  werden* 

Art.  2.  Wir  haben  unter  Eid  gelobt,  dass  wo  immer  und 
von  welcher  Seite  her  der  Feind  nns  oder  unsere  BrOdi  r.  die  Btirda- 
ner,  nnjjreift.  wir  einer  dem  antlnii  bei.shdien,  für  nnfc«M>'ii  hf"iliL'^«Mi 
Christ  1  iclion  (ihiuben  kämpfen  und  unser  Blut  für  unser  L'vlii  liii-- 
\'ateriand  vergiessen  werden,  sowie  unsere  heissgeliebte  Freiheit 
und  Unabhängigkeit  schützen,  und  die  heiligen  Kirchen  und  Kloster, 
unsere  Hftnser.  Fmnen  und  Kinder  mit  Hilfe  des  allmächtigen  Gottes 
mit  unseren  Waffen  verteidigen  wollen. 

Art  8.  Wer  vom  heutigen  Tage  an  und  in  Zukunft,  sei  es 
ein  einzelner  Montenegriner,  ein  Dorf,  ein  Stamm  oder  eine  ganze 
Nahia,  des  geheimen  oder  offenen  Verrates  beschuldigt  wird,  den 
flbergeben  wir  alle  einstimmig  der  ewigen  Verdammnis.    Wie  Judas 

den  Verrfit^'r  unseres  Herrn  und  wie  den  ehrlosen  Vuko  BK.iNKOvic 
(ein  Schwager  des  Kaisers  Laüak),  welcher  bei  Kossowo  die  Serben 
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yeiriet,  und  bierdnreh  ewigen  Ha«  und  Flneh  seines  Vaterlandee 
»nf  sieh  sog,  der  von  der  Gnade  Gottes  fiel,  einen  solchen  Verräter 
an  den  Brttdem  nnd  an  dem  Christentum,  ftbergeben  wir  nicht  nnr 
der  ewigen  Verdammniss,  sondern  nach  nnserem  Beschlüsse  ist  er 
verflucht  nnd  er  ist  in  dieser  nnd  der  zokflnftigen  Welt  verantwort- 
lich fHr  alles  das  Böse,  das  sein  Betrujär  und  Verrat  hervorgfehracht 
hat.  UnRcr  Blut  wie  dasjenigre  von  Abel  schreit  von  der  Erde  zum 
Himmel  gegen  ihn  und  »eine  Kinder,  wie  das  Blut  Christi  gegen 
das  Volk  der  Jnden. 

Art.  4.  Kinen  solchen  Verriiter  haben  wir  anf  immer  ans 
unserer  Versammlung  ausgeschlossen,  er  geht  nicht  nur  aller  Ehren 
und  Würden  verlustig,  sondern  seine  Familie  bleibt  aof  immer  in 
Schande  nnd  Schmach. 

Dies  trifft  deigenigen,  der  Glanbe  nnd  Gesetz  venftt^  den 
Namen  Gottes  schmftht  nnd  sein  Volk  zn  Schaden  bringt  Sollte 
Gott  in  unserer  Zeit  diesem  Lande  einen  Führer  erwecken,  der 
dasselbe  leitet  nnd  regiert,  oder  nach  uns,  nnr  Zeit  unserer  Nach- 
folger, unserer  Kinder,  so  hinterlassen  wir  einem  solchen  Herrscher 
diesen  Brief  zur  Behenrignng,  so  dass  auch  in  jener  spateren  Zeit 
nnd  auf  immer  ein  solcher  Verrftter  und  seine  Familie  Wtirden  und 
Ehren  sowie  aller  Gunstbezeugungen  verlustig  gehen  und  seine 
Familie  als  Eidbrüchige  und  Betrüger  dem  Hass  und  der  Ver- 
achtung aller  anheimfallen. 

Art.  T).  Alles  was  oben  beschrieben,  hatten  wir  ttberein- 
stimmend  beschlossen  nnd  mit  nnserem  Eid  bekräftigt,  indem  wir 
das  heilige  Kreuz  nnd  das  heilige  Evangelium  geküsst  nnd  eigen- 
händig mit  unserem  Namen,  oder  diejenigen,  welche  nicht  schreiben 
können,  mit  einem  Kreuze  unterschrieben  haben. 

Art.  6.  Eine  jede  Nahia  soll  eine  Abschrift  erhalten  und  mit 
sich  nehmen.  Sie  soll  dieselbe  aufbewahren  von  Generation  zu 
Generation.  In  der  Hetropolie  haben  wir  auch  eine  Abschrift  * 
znrflckgelassen,  welche  unter  den  kaiserlichen  Briefen  und  Doku- 
menten  aufbewahrt  und  jedem  kaiserliehen,  königliehen  oder  flirst* 
liehen  Hofe  sowie  den  Gesandten  kundgegeben  werden  soll. 
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Im  Jahre  1855  erliera  Fürst  Danilo  ein  neues  Gesetzbuch. 
Dieses  enthält  in  95  Artikeln  Besiiinmungen  über  Staatsrecht.  Zivil- 
recht und  insbesondere  über  Strafrecht.  Die  wichtigsten  Bestim- 
maogeu  sind: 

Alle  Montenegriner  und  Bördaner  sind  vor  dem  Gesetze  gleich. 
Die  Sicherheit  der  Ehre,  des  Eigentums,  des  Lebens  and  der  Frei- 
heit eines  jeden  Montenegriners  nnd  Bördaner«;  ist  gewährleistet 
Der  Fürst  als  Herr  des  Landes  ist  nnverletziicb;  deijenige  Montene- 
griner oder  BQrdaner,  weleber  die  Person  oder  die  Würde  des 
Fürsten  verletst,  wird  gleich  einem  Mörder  mit  dem  Tode  dnrch 
Erschleesen  bestraft  Dem  Fürsten  sind  alle  Tom  Obergericht  ge- 
fällten Todesurteile  vorzulegen;  dem  Fürsten  aUein  steht  das  Be- 
gnadigungsrecht ZU-  Znr  Bestreitung  der  Anslagea  für  die  Ver- 
waltung, die  Rechtspflege  und  die  bewaffhete  Macht,  zur  Anschaffung 
des  „unserem  I.ande"  höchst  notwendif^en  Pnlvei's  und  Bleies,  zur 
llerstellun«?  von  Strassen  und  zur  Befriediji:un{r  anderer  allgemeiner 
Landesbedürlnisse  hat  jeder  Montenegriner  und  jiDi  daiier  eine  Steuer 
zu  zahlen.  Wer  die  Leistung'  der  vorgeschriebenen  iJteutrn  ver- 
weigert, ist  gleich  einem  Verräter  und  Feinde  des  Vaterlandes  zu 
bestrafen.  Wenn  Jemand  seine  Grundstücke  oder  sonstigen  steuer- 
baren Sachen  verheimlicht,  so  hat  iiim  der  Vorsteher  die  verheim- 
lichte Sache  snr  Strafe  abzunehmen  nnd  nnter  seine  „Kmeten**, 
d.  iL  Schiedsrichter  zu  verteilen.  Der  Vorsteher  oder  Biditer,  welcher 
die  erhobenen  Gelder  verhehlt,  hat  den  fünffachen  Betrag  zu  er- 
setzen nnd  ausserdem  wird  er  von  seinem  Amte  enthoben.  Jeder 
Montenegriner  oder  BSrdaner  ist  verpflichtet,  sobald  er  hürt,  dan 
sein  Vaterland  der  Verteidigung  bedürfe,  zn  den  Waffen  zn  greifen 
und  gegen  den  Feind  zn  ziehen.  Wer  diese  heilige  Pflicht  verletzt, 
dem  sind  die  Watlcn  abzunehmen,  er  darf  sie  nie  mehr  tragen,  er 
ist  seiner  Klire  verlustig  und  ausserdem  ist  ihm  eine  Weiberschtirze 
nmzubindcn,  zum  Zeichen,  dass  er  kein  Mauuesherz  besitzt  Jeder 
Wujwode  ist  in  seinem  Stamm  oder  Bezirk  verpflichtet,  sobald  er 
hürt,  däss  dem  Laude  eine  Gefahr  droht,  seine  Leute  zu  den  Waöen 
zu  rufen  und  gegen  den  Feind  zu  führen. 

Im  Lande  besteht  nur  die  serbische  Nationalität  und  die 
orientaUsch-orthodoxe  Kirche,  doch  kann  jedermann,  der  anderer 
Naüonalitfit  oder  einer  anderen  Glaubensgemeinschaft  angehört, 
unbehindert  im  Lande  leben,  wobei  demselben  die  gleiche  Frei' 
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hdt  und  gleichen  Bechte  wie  jedem  Montenegriner  und  Bdrdaner 
znatehen. 

In  privntrechüloher  Beiiehong  entbllt  dw  Gesetzbuch  nach- 
stehende Bestimmungen: 

§  45  regelt  das  Vorkanftrecht  (alte  slaviache  Sitte);  natflrlich 
mSssen  die  Verwandten  nnd  die  Nachbarn,  wenn  sie  das  Voikanfe* 

recht  ausüben  wollen,  das  Oat  za  dem  Preise  kaufen,  zu  dem  es 
ein  anderer  Käufer  zn  kaufen  bereit  ist. 

Der  Montenegriner  oder  Bördaiier,  welcher  sein  Geld  IVuclit- 
bringend  anlegt,  darf  höchstens  20  Dinaren  von  einem  Thaler  (17  *^/o) 
nehmen. 

Nach  dem  §  42  hat  der  Montenegriner  oder  Bördaner,  welcher 
ein  Pferd  oder  sonst  ein  Tier,  welches  ihm  Schaden  anrichtet,  tötet, 
10  Thaler  Geldstrafe  za  zahlen  nnd  Ersatz  für  das  Tier  za  leisten, 
denn  niemand  darf  sein  eigener  Elehter  sein,  da  (jerichte  bestehen; 
nur  Hnnde  dttrfen  getutet  werden  im  Angenblick,  wo  sie  Schaden 
anrichten. 

Bei  KOrperverletznngen  ist  Ersatz  für  die  Verwnndnng  sn 
leisten  nnd  die  Erankheltskosten  sind  an  tragen.  Der  Brandleger 
hat  das  Hans  nnd  alles  ftbrige,  was  verbrannt  ist,  zn  bezahlen, 

ausserdem  wird  er,  wenn  das  Verbrechen  absichtlich  begangen  wurde, 
rzuiii  Tode  verurteilt.  —  Der  Montenegriner,  welcher  jemandem  nn- 
absiclitlich  ila«  Gewehr  zeibricht,  hat  ein  Drittel,  der  Geschadigte 
zwei  Drittel  des  ;;ugefdgten  Schadens  zu  traj?en.  Wer  dagegen  eine 
Waffe  entlehnt  und  dieselbe  unabsichtlich'  zerbricht,  hat  zwei  Teile, 
der  Geschädigte  nur  einen  Teil  des  Schadens  zu  tragen. 

AasftthrUchere,  Jedoch  nicht  ansrdchende  Bestimmungen  ent- 
bfilt  das  Gesetzhnch  über  Erbrecht  und  Eherecht  §  47  berfilirt  das 
Institat  der  Knea  (Hansgemeinschaft),  indem  derselbe  bestimmt,  dass 
Söhne  nnr  mit  Bewilligung  ihrer  Eltern  ans  der  Familiengemein- 
schaft  austreten  kOnnen,  sonst  kann  die  Teilung  bei  Lebzeiten  des 
Vaters  oder  der  Mutter  nicht  stattfinden.  Jedermann  kann  als  Herr 
seines  Vermögens  dieses  mit  Umgehung  seiner  Verwandten  auch 
Fremd«Mi  nacli  Belieben  ziuveiidt  ii;  jede  diesbezügliche  Verfügung 
unter  Lebenden  oder  auf  den  Todesfall  isi  u  na  utechtbar.  Der  Vater 
kann  dasjenitre,  was  er  selbst  erworlicn  hat  —  also  sein  Snnder- 
vermi'gen  —  nach  Belieben  unter  die  Söhne  verteilen;  hinterlässt 
er  also  einem  Sohne  mehr  als  dem  andern,  so  ist  diese  Verfügung 
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gültig.  Verfügt  der  Vater  bei  Lebzeiten  über  sein  Vermögen  nicht, 
80  fällt  es  nach  srinem  Tode  seinen  Söhnen  zu  gleichen  Teilen  zn; 
der  überlebenden  Witwe  gebührt  der  lebenslAngliche  Geam  an  dem 
Anteile  ihres  Mannes.  Dieser  Anteil  ist  erst  nach  ihrem  Tode  zn 
verteilen,  und  zwar  sofort,  wenn  die  Kinder  erwachsen  sind,  sonst 
wird  er  dnrch  znverlftssige  Mfinner  verwaltet,  solange  die  Kinder 
das  20.  Lehensjahr  noch  nicht  erreicht  haben.  Die  Witwe  geniesst, 
wenn  sie  kinderlos  ist,  den  ganzen  Anteil  ihres  Hannes;  heiratet 
sie,  so  erhalt  sie  nur  10  Thaler.  Die  Tochter  hat  kein  Erbrecht, 
wenn  sie  mit  Sühnen  konkurriert;  liinterlässt  der  Vater  aber  keine 
Söhne,  soiuirin  mehrere  Töchter,  so  erben  sie  sowohl  cl;ij>  väterliche 
als  auch  das  grossväterliche  Venutjfi^en ;  nur  die  Waffen  fallen 
dem  nächsten  männlichen  Verwandten  zu.  Hat  der  Erblasser  ledige 
oder  verheiratete  Schwestern  und  Töchter  hinterlassen,  so  erben  die 
Töchter  zwei,  die  Schwestern  einen  Teil.  Die  Tochter  erhält  bei 
ihrer  Verheiratung  keinen  Anteil,  wohl  aber  eine  Ausstattang, 
welche  ihr  die  Eltern  freiwillig  geben.  Hat  eine  Tochter  bei  ihrer 
Verheiratung  ein  Vermögen  von  ihren  Eltern  mitgebracht  nnd  ist 
sie  kinderlos  gestorben,  so  fSllt  dieses  Verni9gen  nnd  alles,  was  mit 
demselben  erworben  worden  ist,  ihren  Brüdern  nnd,  in  Ermangelnng 
dieser,  ihren  Schwestern  zn;  hat  sie  anch  keine  Schwestern,  dann 
wird  der  Nachläse  nnter  die  nftchsten  Verwandten  verteilt;  sind 
keine  solchen  vorhanden,  so  fltllt  der  ganze  Nachlass  der  Landes- 
kasse zu.  Das  sind  sämtliche  Bestimnmngen,  welche  wir  in  dem 
Gesetzbuch  Danilos  über  das  Erbreciit  finden. 

Auffallend  könnte  die  Bestimmung  des  Gesetzes  erscheinen, 
dass  Söhne  die  Töchter  vom  Erbrecht  ansschliessen ;  doch  steht  diese 
Festimmnng  des  montenegrinischen  Gesetzes  keineswegs  vereinzelt 
da,  denn  wir  finden  fthnlicbe  Bestimmungen  in  mehreren  alten 'und 
modernen  slavischen  Oesetzen,  da  bei  den  Slaven  im  allgemeinen 
der  Grundsatz  herrschte,  dass  die  Sdhne  die  Tüchter  von  der  Erb- 
folge ansschliessen. 

Über  Eherecht  verordnet  das  Gesetzbnch  DAini.08,  dass  der 
Seelsorger  3  Tage  vor  der  Tranung  KachfiiEge  zn  halten  hat,  ob 
die  Brant  mit  dem  Brfintigam  zufrieden  sei,  denn  nnr  in  diesem 
Falle  darf  er  die  Trauung  vollziehen.  Hin  Priester,  welcher  gegen 
dieses  Gebot  eine  Ehe  einsegnet,  ist  aus  der  lieiligeu  orthodoxen 
Kirciie  ausgeschlossen. 
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Dei^jenige,  der  du  Weib  bei  LebceiteD  ihres  ICumes  heiratet, 
ist  des  Landes  zu  yerwetsen. 

Bezüglich  der  Khetrenmiii^-  verweist  das  Gesetzbuch  auf  das 
Kirtheiirecht;  die  bi^iifci  iihlirlio  Trennunp:  wird  abg-esehafft,  es  soll 
in  Zukunft  die  Trennung  nur  nach  den  Satzun^ren  der  Kirche  ge- 
schehen. Der  Mann  ist  verpfUchtet,  seinem  Weibe  den  Unterhalt 
zn  geb^,  wenn  die  Ehegatten  wegen  Hass  nnd  Uneinigkeit  ge- 
schieden werden;  in  diesem  Falle  darf  kein  Teil  heiraten.  Bin 
Gmnd  ZOT  Trennnngp  der  Ehe  ist,  wenn  das  Weib  ihren  Haan 
dreimal  bestiehlt;  der  Hann  darf  dann  wieder  heiraten,  das  Weib 
nicht  (§  77). 

In  bezng  auf  die  Rechte  nnd  Pflichten  der  Richter  bietet  das 

Gesetzbuch  Danilos  wenig  neues,  indem  es  die  Bestimmungen  des 
alten  Gesetzbuches  wörtlich  übernommen  hat.  Es  sind  das  folgende 
Bestimmungen : 

Ein  bestochener  Richter  ist  sofort  seines  Amtes  zu  entsetzen, 
wird  mit  120  Talern  Oeldbnsse  bestraft  nnd  wird  danemd  ehrlos. 
Wer  einen  bestochenen  Richter  anzeigrt^  bekommt  SO  Taler  Belohnung. 
Der  Bichter,  welcher  zwischen  seinen  Amtsgenossen  flader  stiften 
wollte,  sowie  jeder  nachlSssige  nnd  nngehorsame  Siebter  ist  vom 
Amte  zn  entfernen.  Wer  einen  Richter  dorch  ein  Geschenk  zur 
Parteilichkeit  zn  verleiten  sucht,  ist  ans  diesem  Gmnde  allein  seines 
Amtes  verlüstig,  und  wird  atisserdem  für  jeden  als  Geschenk  ge- 
gebenen oder  angebotenen  Taler  mit  je  einer  Woche  Gefängnis 
bestraft. 

Bemerkenswert  ist  die  Anordnung,  dass  zur  Erzielung  eines 
geordneten  nachbarlichen  Verhältnisses  nnd  zor  Erhaltung  des 
Friedens  mit  den  nachbarlichen  Staaten  Streifzüge  zur  Plttnderung 
in  das  tBrkiscbe  Gebiet  untersagt  sind.  Es  wird  ftbrigens  nach  dem 
§  24  jede  dnrch  Montenegriner  in  den  benachbarten  Staaten  verAbte 
strafbare  Handlung,  insbesondere  der  Diebstahl,  ebenso  bestraft,  als 
ob  die  Handlung  an  einem  tfontenegriner  begangen  wäre. 

Die  Auslieferung  von  flüchtij^en  Ausländern  findet  in  Gemäss- 
heit  eines  Uelübnijjses  des  Vladika  rEitu  1.  nicht  statt. 

Das  Gesetz  bestimmt  folgende  Strafen:  die  Geldstrafe,  den 
Verfall  von  Gttern,  die  Gefftngniistrafe,  den  Verlust  des  Amtes, 
Ehnrerlnst,  die  Abnahme  der  Waffen,  das  Umbinden  einer  Weiber- 
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schürze,  die  \'erbaiiiiimg  aus  dem  Laude,  die  körperliche  Zuclitigimg 
und  die  Todesstrafe. 

Sehr  strenge  wird  der  Diebstahl  bestraft;  es  ist  der  Diebstahl 
mit  körperlicher  Ztichti^ng  (25—100  Stockstreichen)  und  mit  der 
Todesstrafe  bedroht.  Die  letztere  Strafe  ist  zo  verhSogeii,  wenn 
der  Dieb  das  dritte  Hai  einen  Diebstahl  im  allgemeinen  oder  einen 
Diebstahl  am  Kirchengote  oder  an  der  Landesmnnition  begeht.  Wer 
einen  Dieb  beim  Diebstahl  erschieset»  ist  straflos  nnd  erhält  ansser* 
dem  eine  Belohnung  von  20  Talern. 


Fürst  NiKiiLAU^«  hatte  bereits  im  Jahre  1864  —  von  dem  he- 
wusstsein  durchdrunefcn,  dass  das  (.Tesetzbuch  Daniloö  den  VerhäU- 
ais>eii  und  bedürlnissen  des  Landes  niclit  entspreche  —  den  Ge- 
danken gefafst,  seinem  Lande  ein  nenes  (Tesetzbuch  zu  geben.  I>er 
Fürst  war  bis  zu  dem  Jahre  1871  zu  dem  Entschlüsse  gelang, 
dass  bei  der  Schaffang  eines  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
für  Montenegro  ^ trotz  aller  unvermeidlichen  Berttcksichtigong  der 
Wissenschaft  nnd  der  Gesetzgebung  in  anderen  ziviUsiertett  Staaten*^, 
doch  auf  die  AnfTassang  des  Volkes  Aber  Becht  nnd  Billigkeit|  sowie  auf 
die  Gewohnheit  des  montenegrinischen  Volkes  das  Hauptgewicht  zu 
legen  sei.  (Worte  des  Fflrsten  im  EinfUimngsnkas  vom  25.  Hftrz 
1888.)  Die  vom  Fflrsten  in  Aussicht  genommene  Arbeit  in  dieser 
Weise  zu  bewältigen,  schien  der  Professor  an  der  Universitftt  in 
Odessa,  Dr.  Baltahah  Boqisic  einzig  geeignet.  Dr.  Booilic,  Kaiser- 
lich russischer  Staatsrat,  Mitglied  der  slidslavischen  Akademie  der 
Wissenschaft,  der  Academie  des  sciences  niorales  et  politiqnes  in 
Paris  und  der  Akademie  für  Oesetzgebnnt^  in  T oul  nise,  hatte  sciiuu 
im  Jahre  1H66  die  Aufmerksamkeit  auf  sicii  gelenkt,  durch  eine 
erschienene  Sammlung  der  üechtsgebräoche  bei  den  SUdalaveo  (Wien, 
Manchen,  Berlin,  Giessen,  Paris). 

Fürst  Nikolaus  wendete  sich  daher  im  Jahre  1873  an  den 
Russischen  Kaiser  Albxakdbb  IL  mit  der  Bitte,  den  genannten 
Professor  Booilic  mit  der  Aufgabe  zu  betrauen,  für  Montenegro  ein 
Gesetzbuch  zu  schaffen.  Dieser  Bitte  wurde  sofort  willfahrt,  so  dass 
Booiäii^  bereits  im  Jahre  1878  mit  den  Vorarbeiten  beginnen  konnte. 

Er  hat  die  Arbeit  mit  der  Erforschung  der  Bechtsgebräuche 
in  Montene^  o  bezii;^lich  aller,  das  Justizwesen,  die  Verwaltung  und 
die  wirtschaftlichen  Zustäode  des  Landes  berührenden  Verhältnissen 
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angefangen,  indem  er  diesem  Zwecke  eine  anaflllirliebe  Anleitnng 
mit  Fragen  verfosat  hatte,  auf  welche  die  Senatoren  nnd  UitgUeder 
des  obenten  Gerichtshofes  Auskunft  erteilten.  Boaiaij  hat  die  Ant- 
worten persönlich  anfgezeichnet.  Das  in  dieser  Weise  gewonnene 
Matena!  hat  er  weiter  aus  den  gerichtlichen  Akten  erj^finzt  nnd 
durtli  seine,  bei  gericlitlicben  Verhandlungen  und  Beratungen  ge- 
machten persönlichen  Wahrnehmungen  vervollständigt. 

Hierauf  begab  sich  Booisic  nach  Belgrad,  wo  za  jener  Zeit  an 
einer  Umarbeitung  des  Zivilgesetzbuches  vom  Jahre  1844,  welches 
nnr  ein  Ansang  ans  dem  Österreichischen  bUrgerlichen  Gesetabnche 
war,  gearbeitet  wnrde.  Hier  reifte  in  BooiiiJi  der  feste  Entschlnss, 
für  Montenegro  ein  Oeaetabnch  zn  schaffen,  welches  den  Gewohn« 
heiten  nnd  Verhiltnissen  des  Volkes  entsprechen  sollte.  Bis  snm 
Jahre  1875  hatte  er  die  leitenden  Gmndsfttze  entworfen;  er  kam 
nach  Cetinje,  nm  mit  den  Beratungen  Uber  dieselben  xu  beginnen. 

Nachdem  er  nun  yoUständig  ausreichendes  Materiiü  gesammelt 
hatte,  begab  sich  Buoisir  nach  Paris,  um  die  bestehenden  Zivil- 
gesetzbücher einem  gründlichen  Studium  zu  unterziehen  und  die 
Arbeiten  mehrerer,  mit  der  Kodifikation  von  bttrfrerliclu  n  tiesetz- 
bOchern  in  verschiedenen  Staaten  betrauten  Kommissionen  kennen 
au  lernen.  Solche  Kommissionen  tagten  in  Berlin  fttr  das  Deutsche 
B^^ich,  in  Budapest  f&r  Ungarn,  in  Petersburg  für  Russland  und 
in  Tokio  für  Japan.  In  Budapest  war  BoaiHic  sweimal,  woselbst 
ihm  die  Ifitglieder  der  Kodülkationskommission  bereitwilligst  alle 
erbetenen  Auskünfte  erteilten.  In  Bnssland  wurde  mit  den  dies- 
beaflglidien  Arbeiten  erst  im  Jahre  1888  begonnen,  als  Booisic  mit 
dem  Entwürfe  seines  Gesetabuches  bereits  fertig  war.  Die  Mit* 
glieder  der  japanischen  Kommission  hatten  BooiSid  in  Paris  aufge- 
sucht, mit  demselben  über  das  System  eines  bttrgerlichen  Gesetz- 
buches eingehend  beraten  nnd  im  allgemeinen  das  von  BooiSic  be- 
obachtete System  anf,^enümnien.  Die  Arbeiten  der  Berliner  Kommission 
waren  BoGi^iir  vollkommen  zupinglich;  er  ist  mit  dieser  Kommission 
wiederholt  in  Berührung  getret*^n  nnd  liatte  ilir  lss;{  seinen  Ent- 
warf vorgelegt,  welcher  von  derselben  beitallip:  auf^^enommen  wurde. 

BoGisic  hat  über  die  bei  der  Kodifikation  beobachtete  Methode, 
die  Systematik,  den  Inhalt  und  Umfang  des  Gesetzes  im  „Bulletin 
de  la  Societe  de  l^gislation  oomparee'',  Mai  1888,  in  der  vortreff- 
lichen Abhandlung  „A  propos  du  code  civil  du  Montto^gro**  berichtet 
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Deu  Entwurf  de»  Gesetzburlies  hat  er  vom  Jahre  l''<7>^—  1>->1 
fertiggestellt,  worauf  im  Jahre  iu  Cetiiije  durch  acht  Monate 

die  erste  Lesung  und  im  Jahre  1885  die  zweite  statt ^^efnnden  iiat. 

Ende  1885  wnrde  die  dritte  Leeong  vor  dem  Fürsten  Torgpe- 
Dommen.  Nachdem  In  den  folgenden  zwei  Jahren  die  Badaktion  des 
GesetEteztes  genau  geprflft  worden  war»  wurde  dia  Gesetabnch  am 
26.  April  1888  in  Getiige  in  Gegenwart  der  Gesandten  aller  in 
IContenegro  vertretenen  Staaten,  der  Senatoren,  Hinister  nnd  anderen  ' 
hdberen  Beamten  feierlichst  verkündet 

BoQisic  hat  in  dem  allgemeinen  Gesetzbuch  für  Montenegro 
allein,  ohne  ^litarbeiter  und  Kommissionen,  ein  Werk  geschaffen, 
welciies  den  Anforderunf^en  der  KechtswiBsenschaft  entspricht  und  in 
welclieui  das  Recht  aus  dem  Voiksbewnsstsein  g^e^(h<>pft  ist.  Er  hat 
ein  streng  wissenschaftliches  und  doch  zugleich  vollcstümliches,  leben- 
diges, den  Verhältnissen  des  Landes  angepasstes  Gesetzbuch  geschaffen. 

Es  sind  die  Vorzüge  dieses  Gesetzbuches,  sowie  dessen  Be- 
deutung für  die  Kodifikation  im  allgemeinen  in  der  dentscben, 
französischen  nnd  slavischen  reehtswiBsenschaftlichen  Literator  über- 
einstimmend anerkannt  worden. 

Über  das  allgemeine.  Gesetsbnch  für  Uontenegro  sind  sehr 
viele  Rezensionen  nnd  Arbeiten  erschienen,  nnd  zwar: 
in  dentscher  Sprache: 
Dr.  DiciEL,  ^Über  das  neue  bürgerliche  Gesetzbneh  für  Monte- 
negro und  die  Bedeutung  seiner  Grundsätze  fiir  die  Koditikation 
ioi  allgemeinen  mit  Bemerk uiii_en  über  den  neuen  Entwurf  eines 
deutschen  bürgerlichen  Gt^eizbiu  hes".    Marburg  18b7; 
Derselbe,  Aus  dem  montenegrinischen  Sachenrechte,  iu  der  Zeit- 
Hchrift  für  vergleichende  liechtswisaenscha^  XI; 
in  französischer  Sprache: 
Damsts,  „Le  nonvean  Code  civil  du  Montenegro''  in  der  Zeit- 
schrift „S^ances  et  travanx  de  racad^mie  des  scienoes  mora- 
les  et  politiqnes,  XXX,  88«*; 
Abdamt,  „Une  nonvelle  möthode  de  codiftkation  dn  droit  civil**  in 

der  Zeitschrift:  „R6forme  Sociale**; 
Derselbe,  „La  propri^tö  et  la  famille  an  Kont^n^gro  d'aprte  le 
nonvean  code  civil**  in  der  Zeitschrift:  „La  nonvelle  Revne**. 
Femer  eine  Menge  Rezensionen  in  böhmischer,  bulgarischer,  polnischer, 
rassischer,  serbischer  Sprache. 


d  by  Google 


Snro  Fbvbovitch  Njkoosch:  Kontonegiü.  3403 

Trotzdem  Ifonteneipro  ein  henrorragendes  OeBetzbaeh  hatte, 
war  doeh  die  fiechtspflege  bis  vor  Jtnizein  nicht  besonders  gut. 
Der  Hanptgnmd  war,  daas  die  Bichter,  meistens  alte,  würdige 
Lente,  die  Waffen  swar  sehr  gnt  za  handhaben  verstanden,  in 
der  Jnrispmdenz  aber  nicht  sonderlich  bewandert  waren.  Ansser- 
dem  war  die  Znstftndiglceit  der  Gerichte  ftberhanpt  nicht  geregelt; 
80  konnte  man  z.  B.  wegen  einer  Sache  von  geringer  Bedeutnng 
direkt  an  den  Füi-stt^n  appellieren.  Der  Einrichtung  des  Gerichts- 
wesens entsprach  auch  di»'  der  andf^ren  T^ehr.rrlpn.  mit  einem  Wcuie: 
Montenegro  stand  vor  Au^iüiirung  der  ueuetiteu  Ketormea  noch  auf 
patriarcliaiischer  Entwickeiongsstnfe. 

Diese  Grfinde  bewogen  den  Fttrsten,  eine  vollständige  Beform 
in  seinem  Lande  dnrcfaznfOhren,  nicht  nnr  im  Gerichtswesen,  sondern 
noch  anf  allen  andern  Gebieten. 

Am  6.  Dezember  1902  proklamierte  er  in  Anwesenheit  aller 
hohen  Beamten  die  nenen  Befonnen,  indem  er  eine  Beihe  neuer 
Gesetze  nnd  Verordnungen  verkflndete.  Es  sind  dies:  das  Staats- 
grnndgesetz  über  die  Fflrstliehe  Begierung  und  den 
Staatsrat,  das  Gerichtsverfassnngsgesetz,  das  Beamten 
gesetz,  das  (iesetz  über  die  iidministrati ve  Einteilung 
des  Staates,  das  Gesetz  über  die  Staatskoutrolle  nsw. 

Das  wichtigste  von  allen  diesen  Gesetzen  ist  dasStaats- 
gruudgesetz  Tiber  die  Fürstliche  Heg:ierung  und  den 
Staatsrat.  Nach  di^m  Oesetz  verwaltet  die  Fürstliche  Regie- 
rung anf  Grund  der  Landesgesetze  alle  staatlichen  Angelegenheiten* 

Die  Färstliche  Begierung  b^teht  aus  6  Ministerien  (Inneres, 
Äusseres,  Justiz,  Kultus,  Finanzen,  Krieg),  an  deren  Spitze  die 
Hinister  stehen.  Diese  werden  vom  Forsten  ernannt  und  entlasse^ 
und  sind  dem  Fürsten  fflr  ihr  Tun  verantwortlich. 

Der  Staatsrat  nimmt  in  Montenegro  eine  besondere  Stellung 
ein,  indem  er  nicht  nur  gesetzgebende  Gewalt  ist,  sondern  auch  das 
Budget  beschliesst.  —  Die  Mitglieder  des  Staatsrats  sind:  der 
montenegrinische  Erbprinz,  der  montenegrinische  Metropolit,  alle 
Hinister  und  der  Präsident  der  Staatskontrolle,  zuletzt  alle  diejenigen, 
denen  der  Fürst  den  Titel  eines  Staatsrates  verleiht.  Der  Präsident 
wird  vom  Fürsten  ernannt,  er  beruft  und  schliessi  den  Staatsrat. 
Ausserdem  kann  der  Fürst  jederzeit  den  btaatsrat  einberufen  and 
dann  präsidiert  er  ihn  selbst 
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Das  Ressort  des  Staatsrats  ist  nicht  nur  auf  die  (ieset£gebung 
und  das  Budget  beschränkt,  sondern  er  hat  sich  auch  mit  anderen 
wichtigen  Staatsangelegenheiten  zn  beschäftigen,  z.  B.  Handels-, 
Konanlar-,  Steuer»  und  Poetvertrlge  mit  fremden  Staaten.  Er  ent- 
scheidet  anch  ftber  die  Znstftndigkeit  der  Gerichte  in  zweifelhaften 
Fällen  nnd  erledigt  auch  alle  Streitigkeiten  zwischen  Gerichten  nnd 
administrativen  Behörden.  Es  wird  im  Staatsrat  nach  Stimmen- 
mehrheit entschieden.  Alle  Beechlfisse  des  Staatsrates,  mit  sehr 
wenig  Ausnahmen,  mttssen  dem  Fürsten  znr  Bestfttigung  vorgelegt 
werden  und  erst  dann  werden  sie  rechtskräftig. 

Zn  Beratun|2:en  über  Gefietzentwürfe  haben  nur  die  Minister 
Stimme  und  in  denen  über  das  ikul^tl  ausser  ihnen  nur  noch  der 
Präsident  der  Staatskontrolle.  Der  Staatsrat  ist  nur  beschlussföbig, 
wenn  mindestens  4  Mitglieder  anwesend  sind. 

Wenn  ich  noch  hinzufüge,  dass  der  Sekretftr  des  Staatsrats 
anch  Tom  Fürsten  ernannt  wird  und  dies  ein  Ehrenamt  ist,  so  habe 
ich  alle  Bestimmungen  unseres  Staatsrats  auljB;ezählt. 

Das  Gerichtsverfassungsgesetz  entspricht  den  modernen 
Anforderungen.  Die  Bichter  werden  wie  in  anderen  Staaten  lehens- 
länglich  angestellt  und  kUnnen  nur  nach  bestimmten  Gesetzen  ihres 
Amtes  enthohen  werden. 

Es  gibt  in  Montenegro  8  Arten  von  Gerichten:  Kapitanats* 
gerichte,  Bezirksgerichte  und  einen  Obersten  Gerichtshof.  Die 
Kapitanatsgerichte  sind  Gerichte  in  I.  Instanz,  die  Bezirksgerichte 
in  I.  nnd  IT  ,  nnd  der  Oberste  Gerichtshof  ist  die  höchste  und  letzte 
Instanz  im  Staate.  Alle  dirse  Gerichte  sind  wie  in  bilrgerlirhen 
Streitigkeiten  so  auch  iu  Strafsachen  zuständig.  Es  ist  noch  hervor- 
zuheben, dass  in  allen  montenegrinischen  Städten  Gemeindegerichte 
bestehen,  die  ihrer  Gewalt  nach  den  Kapitanatsgerichten  entsprechen. 

Durch  das  Beamtengesetz  sind  die  Pflichten  und  Bechte  der 
Beamten  geregelt  nnd  das  Beamtentum  in  9  Klassen  eingeteilt 

Durch  eine  Reihe  kleiner  Gesetze  und  Verordnungen  ist  das 
Bessert  eines  jeden  Ministeriums  festgelegt. 

Am  6./19.  Dezember  1905,  krtote  der  Fürst  Nikolaus  sein 
Reformwerk,  indem  er  aus  fireien  Stücken  durch  eine  Proklamation 
vom  18.  Oktober  1905,  dem  Namenstage  des  heiligen  Lvcis  seinem 
Volke  eine  Konstitution  verlieh  mit  der  gleichzeitip^en  Aufforderung, 
znr  Wahl  der  Abgeordneten  zu  schreiten.    Diese  spontane  Hand- 
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InngBweiae  des  Pürsten  entsprach  seinen  liberalen  Anscbannogen, 
welche  ihn  seit  seinen  Sdraljahren  in  Paris  1856^1860  beaeelten. 

Nachdem  am  14.  November  desselben  Jahzes  die  allgemeinen 
Wahlen  auf  Grand  einer  Verordnung  des  Hioisterinnis  des  Innern 

mittels  Öffentlicher  Abstimmnng  nnd  am  20.  Noyember  die  Stich- 

wählen  stattgefunden  hatten,  traten  am  3./16.  Dezember  62  Ab- 
geordnete in  Oetiiye  znsammen,  nnter  Vorsitz  ihres  Alterspräsidenten, 
um  die  Prüfung  der  Wahlakten  vorzunehmen. 

Am  6.  19.  Dezember,  dem  Namenstage  des  Heilig-en  Nikolaus, 
eröffnet«  der  Fürst  die  erste  montenegrinische  Skupschtina  mit  einer 
Thronrede,  wobei  er  das  neue  Gesetz  verkftndete  und  zugleich  den 
Eid  auf  die  Verfassung  ablegte. 

Erst  am  18.  Olitober  1906  ist  die  Skupschtina  als  ein  mtk- 
liches,  mit  konstitutionellen  B^tegnissen  ausgerüstetes  Parlament 
zusammengetreten.  Die  Skupschtina  wird  jihrlicb  am  18./81.  Ok- 
tober vom  Fflrsten  einbernfen  und  derselbe  bestimmt  den  Ver- 
sammlungsort (Art  42). 

Hiermit  schliesst  die  vom  Fürsten  Diimo  1851  eingeleitete 
Ära  ab,  in  welcher  derselbe  auf  die  geistliche  Madit  zugunsten  der 
weltlichen  verzichtete. 

Nach  der  Vert;iS!»uüg  ibl  Montenegro  ein  demokratischer  Staut 
mit  einer  Volks.vertretnng  und  mit  einem  erblichen,  kiaistiinrionellen 
Monarchen  an  der  Spitze.  Die  Eegierung^form  ist  eiue  konsti- 
tutionell repräsentative. 

Das  Land  ist  in  Kreise  (Oblasti),  jeder  Kreis  in  Bezirke 
(Capitanie)  und  jeder  Bezirk  in  Gemeinden  (Opschtina)  eingeteilt 
(Art  37). 

Das  Staatswappen  besteht  aus  einem  zweiköpfigen  weissen 
Adler,  darüber  die  Kaiserkrone;  die  rechte  Klaue  hült  ein  kaiser- 
liches Szepter,  die  linke  den  BelchsapfeL  Der  Adler  trügt  auf  der 
Brust  ein  rotes  Schild  und  auf  demselben  befindet  sich  ein  sttbemer 
Löwe  (Art.  88). 

Die  Nationalfarben  sind  rot,  blau  und  weiss  (Art.  39). 

Das  Staatsoberhaupt  ist  der  Fürst- Gospodar.  Die  Krone 
ist  im  direkten  Mannesstamme  erblich.  Wenn  bei  dem  Ableben  des 
Fürsten  der  Thronfolger  noch  unmündig  ist  oder  die  Jb  ürstin  sich 
in  gesegneten  Umständen  betindet,  so  wird  eine  Regentschaft  von 
drei  Mitgliedern  eingesetzt,  denen  auch  die  Emehung  des  Tluron- 
Jahrbuch  der  int«ni«t  Voreinlgoag.  a  Bd.  216 
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folgers  obliegt.  Nach  Art.  27  der  Verfassnnsr  nimmt  die  Füi-stin- 
Witwe,  im  Falle  der  EmsetziLug  einer  Kegeutschaft  za  ihren  Leb- 
zeiten an  derselben  teil. 

Der  Ffirst  ist  für  seine  Person  anverletzUch  and  onverant- 
wortlich. 

Nach  Art.  6  der  Verfisssiing  ist  der  Fttrst  BescbfllEer  aUer 
in  Montenegro  anerkannten  Kalte,  dieselben  sind  flrei  in  ihrer  Ana* 
(Ibnnp  (Art.  40). 

Die  innere  Verwaltung  der  orientaUscb-orthodozeii  Kirehe 
untersteht  dem  HetropoUt  resp.  dem  Elrchenrat  (Sabor  Archiereiski). 
Der  rSmisch-kathoUsebe  Eultns  ontersteht  dem  Enblschof  von  Anti* 
vari,  der  mohammedanische  dem  montenegrinischen  Hnfti  (Art.  129). 

Die  Kirche  in  Muuteuegro  ist  autoeephal,  sie  ist  vollständisr 
unabhängig,  do  Ii  l  ewahrt  sie  die  Einheit  der  Dogmen  der  ortho- 
doxen Orientalist  Ii  i:  nkumenisclien  Kirche  fArt.  40). 

Der  Elementariniterricht  ist  in  Mtuiieiieg-ro  obligatorisch  und 
unentgeltlich  in  den  üä'eutlichen  Elementarschulen. 

Als  Chef  der  Staatsgewalt  nimmt  der  Fürst  an  ilirer  Aus- 
übnng  teil.  £r  ftbt  die  gesetscgebende  Gewalt  gemeinsam  mit  der 
Volksvertretong  (Sknpschtina)  ans,  indem  er  das  Hecht  hat,  die  Sknpsch- 
tina  einsnbemfen,  an&nlOsen  bexw.  die  Session  zu  vetUngem,  Ge* 
setie  EU  erlassen,  b«Ew.  zn  best&tigen. 

Die  KatlonalYersammlnng  besteht  ans  Ifitgliedem,  welche  teils 
frei  vom  Volk  durch  direkte  Abstimmung  (nach  Art  4^  der  Ver^ 
ftssnng  sind  die  Wahlen  direkte)  gewählt,  teils  vom  Fftraten  er^ 
nannt  werden,  auf  Grnnd  ihrer  Ämter.   Die  letzteren  sind: 

1.  der  montenegrinische  Metropolit; 

2.  der  Er/.bischof  von  Antivari,  Primas  von  Serbien; 

3.  der  montenegrinische  Mufti; 

4.  der  Präsident  und  die  Mitglieder  des  Staatsrates; 

5.  der  Präsident  des  obersten  Gerichtshofes ; 

6.  der  Präsident  der  Ober^Rechnungskammer; 

7.  drei  Yom  Fürsten  ernannte  Brigadekommandenre. 

Nach  Art.  48  der  Verfassnng  werden  die  Deputierten  auf 
4  Jahre  gewählt.  Jeder  Bezirk  (Capitanie)  und  jede  Kreisstadt,  ebenso 
wie  die  Stadt  Dulclgno  wählen  je  einen  Depntierten  (Art  47). 
Alrtive  Offiziere,  sowie  Unteroffiziere  und  Gemeine,  welche  im  aktiven 
Dienste  stehen,  kSnnen  nicht  wählen  (Art  50). 
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Um  Depatierler  zu  werden,  mius  der  Kandidat  das  SO.  Iiebens* 
jähr  vollendet  haben,  dauernd  in  Montenegro  wohnetti  faUa  er  sich 
nicht  in  offizieller  Uission  im  Auslände  heflndet;  er  mnss  im  Gennsse 
aller  bftrferlichen  Bechte  sein  und  mindestens  15  Kronen  Jährlich 
Steuer  entriehten  (Art.  58). 

Polizeibeamte  sind  nicht  wählbar  (Art  64). 

Bei  den  Wahlen  ^ilt  die  absolnte  Minorität.  Falls  diese  nicht 
t  r/ielt  wird,  schreitet  mau  zur  Stichwahl  zwischen  den  beiden 
Kau  liiaten,  welche  die  meisten  Stimmen  auf  sich  vereinigen.  Bei 
Stimmengleichheit  entBcheidet  das  Los  (Art.  57). 

Die  Skupschtina  wählt  für  jede  Session  in  geheimer  Ab- 
stimmung den  Präsidenten  f  den  Vizepräsidenten  and  2  Sekretäre 
(Art.  64). 

Die  Skupschtina  ist  nnr  beschlossfähig,  wenn  mindestens  die 
HUfle  des  Havsea  anwesend  ist  (Art*  69). 

Di^enigen  Deputierten,  welche  nicht  ihren  Wohnsitz  an  dem 
Orte  haben,  wo  die  Sknpschtina  tagt^  erhalten  Seisekosten  und 
Diäten,  welche  durch  ein  spezielle»  Gesetz  bestimmt  werden  (Art.  102). 

Der  Fürst  ftbt  die  vollziehende  (Gewalt  aus  durch  seine  Hinister. 
Derselbe  ist  oberster  Rriegsherr.  Jeder  Montenegriner  ist  dienst- 
pflichtig (Art.  122).  Alle  Einzelheiten  des  Dienstes  im  Heere,  die 
Rangstufen  usw.  werden  dnrch  ein  bestimmtes  Gesetz  festgelegt.  Die 
Orgtinisation,  Formation  d>  s  ][i » i.  sowie  die  Disziplinarbestimmungen 
liegen  in  den  Händea  des  Fürsien  i'Art.  12-^,  124,  125). 

Der  Fürst  vertritt  das  Land  gegenüber  dem  Auslände  und  hat 
somit  die  Befugpiis,  internationale  Verträge  abzuschliessen.  Er  er- 
nannt alle  Staatsbeamte  und  hat  das  Becht,  innerhalb  der  Gesetze 
Verordnungen  und  Dekrete  zu  erlassen. 

Das  Ministerium  bildet  ein  Kabinet  (Hinistanld  Saviet)  mit 
einem  IfinisterprSsidenten  an  der  Spitze,  und  besteht  aus  6  Mitgliedern: 
den  Ministem  des  Innern,  des  Äusseren, .  des  Kriegs,  der  Finanzen, 
der  Justiz  und  des  Offentliehen  Unterrichts  und  Kultus. 

Der  Staatsrat  (Drjavni  Saviet)  ist  eine  hohe  Körperschaft 
(Kollef^iuni),  liostelieiid  aus  6  vom  Fürsten  ernannten  Mitgliedern 
mit  administrativen  und  beratenden  I)efu<,mi88en,  ain-h  in  streitigen 
AngelegenlieiLen.  Um  Mitcrlied  des  Staatsrats  zu  werden,  mnss  das 
35.  Lebensjahr  vollendet  sein.     Ebenso  \9t  das  beendij^te  Studium 

bei  einer  Kechtsfakuität  nachzuweisen.   Ferner  muss  der  Jvaudidat 

21Ö* 
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mindestens  10  Jahre  in  einem  öffentlichen  Dienst  gewirkt  haben 
oder  Minister  gewesen  sein  (Art.  119). 

Die  ()bcrrechnun{?8kammer  (Olavna  Drjavna  Controia)  be- 
steht aas  einem  Präsidenten  and  zwei  Mitgliedern,  welclie  die  finanzielle 
Kontrolle  aasüben.  Dieselben  werden  von  der  Skapschtina  gewählt 
auf  Grnnd  einer  vom  Staatsrat  prSaentierten  Liste.  £iB  Mitglied 
der  Oberreclmmigskammer  moBi  daa  80.  Jahr  vollendet  und  regel- 
mässige Reditsstodien  absolviert  haben,  sowie  mindestens  10  Jahre 
in  einem  Staatsamt  tätig  gewesen  sein,  sofern  derselbe  nicht  Finans* 
minister  war  oder  mindestens  10  Jahre  die  Stellung  eines  hohen 
Finanzbeamten  begleitet  hat  (Art.  172). 

Die  richterliehe  Gewalt  liegt  teils  direkt,  teils  indirekt  in 
den  Händen  des  P  ürsten,  insofern  als  in  seinem  Namen  Recht  ge- 
sprochen wird  and  demselben  da^  Recht  der  Begnadigung  zusteht. 
Alle  Richter  werden  vom  Fürsten  ernannt  (Art.  145). 

Niemand  kann  Kichter  wenien.  wt-nn  er  nicht  seine  Studieu 
auf  einer  Rechtsfakultät  absolviert  hat  and  wenn  er  nicht  Montene- 
.  griner  ist  (Art.  154). 

Die  Handhabung  der  Gerichtsbarkeit  geschieht  durch 
Bezirksgerichte  (Capitanie),  Kreisgerichte  (Oblasti)  nnd  dnrch  den 
Obersten  Gerichtshof  (Veliki-Snd).  Um  Kieisrichter  sn  werden,  ist  das 
snrtlckgelegte  25.  Lebensjahr  erforderlich  bezw.  eine  mindestens  zwei- 
jährige Tätigkeit  im  Gerichtsdienst  Um  Mite^ied  des  Obersten  Ge- 
richtshofb  m  werden,  mnss  das  80.  Lebeniiialir  ttbersehritten  sein. 
Um  Präsident  eines  Ki'ei.^j^a  richte  za  werden,  mnss  ein  Biditer  min- 
destens 4  Jahre  Kreisrichter  bezw.  Sekretär  beim  Jnstizministerium 
oder  beim  Obersten  (Jerichtshof  gewesen  sein. 

^fitglied  oder  Präsident  des  Obersten  Gerichtshofes  kann  nur 
ein.  Ricliter  werden,  der  mindestens  6  Jahre  Kreisrichter  war  (Art.  lo4). 

Zur  AburteilnnpT  der  Minister  ist  ein  spezieller  Staatsge* 
richtshof  (Drjavni-Sud)  zuständig,  der  sich  aus  Mitgliedern  des 
Staatsrats  und  Obersten  Oericlitshofs  zusammensetzt.  Nach  Art.  208 
ist  die  Todesstrafe  nur  hinsichtlich  der  rein  politischen  Verbrechen 
abgeschafft,  im  flbrigen  bleibt  dieselbe  in  den  vom  Gesetze  vorg^ 
•chriebenen  Fällen  bestehe.  ^) 

*)  In  der  Sitzunir  der  Skupfichtina  vom  8.  Februar  1907  wurde  die 
auf  Veranlassung  des  Pürsten  eingebrachte  Vorlage,  durch  welche  die 
Todesstrafe  aoMef  bei  Fällen  von  Hochverrat  abgfsehalR  wiid,  mit 
Akidamation  angenommen. 
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Die  fundamRiitalen  Bürg-sc haften,  welche  durch  die  Ver- 
fassung gewährleistet  werden,  sind  das  Kecht  auf  Gleichheit  und 
Freiheit: 

1.  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  nnd  der  Gerichtsbarkeit,  indem 
alle  Staatsbürger  gleiche  b&rgerliohe  and  politiadie  Rechte 
geniessen; 

2.  circa  honores  et  onera  repnblicae,  die  Freiheit  ist  teils 
eine  persönliche  (Wahl  und  UnverletsUchkelt  des  Wohnslties, 
Wahl  des  Bemfes,  UnverleUlichkeit  des  Brief-  und  Depeschen- 
geheimnisseH),  teils  eine  angestammte  (das  Eigentum  ist  un- 
antastbar, die  Enteignnng,  ZwangsTerkanf  kann  nnr  in  den 
'dnrch  das  Gesetz  Torgesehenen  FftUen  stattfinden  nnd  gegen 
fSntschSdigung). 

Femer  werden  yolle  Freiheit  der  Meinung,  des  Gewissens,  des 
Glaubens,  der  Rede,  der  Presse,  der  Versammlung  sowie  der  Ver- 
einigung und  Petitionsfreilieit  gewährleistet. 

T)jp  Verfassung:  Muntenegros  enthält  222  Artikel  in  15  Teilen: 

1.  die  Kegierunirsform,  der  Fürst,  Staatsgebiet  und  Keiigion; 

2.  die  Volksvertretung  (Skupschtina) ; 

3.  die  Befugnisse  der  Skupschtina; 

4.  die  Minister; 

5.  der  Staatsrat; 

6.  das  Heer; 

7.  die  Kirchen»  Scholen  nnd  Wohltätigkeltsanstalten; 

8.  die  richterliche  Gewalt; 

9.  der  Staatsbaushalt; 

10.  die  Staatsgllter; 

11.  die  staatliche  Oberrechnungskamraer; 

12.  die  Gemeinden  und  jiiribtiöcheu  Personen; 

13.  die  Staatsdienste  (Ämter): 

14.  die  verfassungsmässigen  liechte  der  montenegrinischen  Staats- 
bürger; 

15.  die  Staatsverfassung, 

and  ferner  als  Anhang  einige  interimistische  Anordnungen. 

Die  montenegrinische  Verfassung  fttbrt  alle  konstitutionellen, 
administrativen,  finanziellen,  kirchlichen  nnd  militärischen  Gesetze 
wenigstens  in  ihren  Grundlinien  auf,  kann  somit  als  das  Gesetz- 
buch des  öffentlichen  Rechts  (Br  Montenegro  betrachtet  werden. 
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Dieaalbe  khnt  dch  an  die  venchiedenen  Veifamigen  Serbiens 
ans  den  Jahren  1869,  1888,  1901  und  1908,  namentlieli  aber  an 
letztere  an. 

Die  Einteilnng  der  einzelnen  GegenstAnde  iat  faat  die  gleiche 
wie  in  der  serbischen  Verfüssung,  nnr  dass  in  letzterer  das  Kapitel, 
welches  von  den  konstitntienellen  Garantien  handelt,  hier  am  Anf&ng 

steht,  während  dasselbe  bei  der  monteaegrinischeu  Verfassung  am 
£ude  aufg'etuhrt  wird. 

Es  ist  übrigens  be^^reiflifh,  dass  der  Fürst  sich  hauptsaclilich 
die  serbi^he  VerfasBuag  znm  Muster  nehmen  wollte  im  Hinblick 
auf  den  Wunsch  des  gesamten  Serbentnms,  das  seit  dem  Tode  des 
Zaren  Duschan  (1356)  politisch  zerstftckelte  und  seit  der  Schlacht 
am  Amselfelde  (1389)  dnrch  die  Tfirkei  nnteigochte  Reich  wieder 
▼ereint  zn  sehen. 

„Wenn  das  Becfat  ein  natürliches  Ergebnis  des  Gewisaens 
der  VöllEer  ist,  welches  Gesetz  Mnnte  dann  besser  sein  Ar  die 
Montenegriner  als  das  serbische?  'Was  konnte  mehr  dazn  beitragen, 
die  Interessengemeinschaft  des  Geistes,  der  Empfindung  und  der 
Rasse  zu  stärken,  sowie  die  Verwandlung  eines  Volkes  in  einen 
geeinten  staatlichen  Organismus  zu  iTirdern.  als  die  gleichen  gericht- 
lichen Einrichtungen?"  So  ruft  Emile  M.  Pagliako  aus  in  seiner 
kurzen  Betrachtung  der  mouteuegrinischen  Verfassung.^) 

Nach  £mile  M.  Paoliano^)  entbehrt  die  montenegrinische  Ver- 
flissnng  in  ihren  einzelnen  Artikeln  der  erwünschten  Kürze  nnd 
tritgt  daher  den  Keim  der  Schwäche  in  sich.  Der  Verüuser  meint, 
nnr  hierdnrch  kOnne  man  einer  Verfsssnnir  ^i«  unbedingt  erforder- 
liche Stabilitftt  geben.  Wenn  die  Grundgesetze  des  Staates  neben 
den  gesetzgebenden  Anordnungen  noch  sonstige  Vorschriften  ent- 
halten, so  bedinge  dies  ihre  Abändemng  bezw.  Yerbessemng  ge- 
mSss  dem  Prinzipe  der  Entwickelung  und  des  Fortschrittes.  Die 
Geschichte  des  oflFentliehen  Rechtes  lehre  aber,  dass  eine  Änderung 
der  Verfassung  stets  mit  einer  für  den  Staat  gcluhrliclieu  Erschütte- 

')  Vgl.  „La  Constitution  de  la  Ptincipaut^  de  Hontte^gro*,  traduetlon 
de  Emilb  M.  Paouavo,  Eitrait  de  la  Revue  du  Droit  puhlie  et  de  la 
Science  politique  en  France  et  k  TEtranger.  No.  2,  ATril-Kai-Juin  1906. 

*)  Vgl.  La  Constitution  de  la  Prineipaut«  de  Uont«n«gro,  Extrait  de 

la  Revue  du  Droit  piiMir  ot  «h-  la  Scieuce  politique  en  France  et  h 
Etranger.  Ho,  2,  ATril-Uai^uin  1906. 
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rang  verbimdeii  »ei.  Auch  beanstandet  der  Yer&sser,  daas  die 
Axt.  8  nnd  71,  lowie  17  vnd  65  Wiederholnngen  enthalten. 

Die  Thronrede,  mit  welcher  der  Fürst  die  neue  Regie- 
ruugsform  einleitete,  gibt  eine  historisrhe  Übersicht  über  sein  per- 
sönliches? "Rcg-inient.  sowie  einen  genauen  Ik  i  ii  lit  über  die  innere  nnd 
äusserf  Lage  Mnn:* mk  ^^tos  in  der  iie^'-enwarl.  Dieselbe  wird  für  die 
Nachwelt  eine  authentische  Darstellung  der  montenegrinischen 
Magna  Charta  bilden. 

Bei  Übergabe  der  Verfeaanng  beschwor  der  Flirst  sein  Volk, 
dieselbe  zu  erhalten  und  zu  verteidigen.  „NichtB,"  sagte  er,  „würde 
mein  Herz  tiefer  betrttben,  als  wenn  es  hiease,  der  betagte  Flirst 
hat  ans  Wohlwollen  voreilig  gehandelt  and  sein  Volk  fttr  reifer 
gehalten,  als  es  in  Wirklichkeit  isf*. 

HOge  der  Wunsch  Nikoz«aus  I.  erhdrt  werden,  möge  die  neue 
Konstitotion,  welche  einem  hochherzigen  Akte  des  Fürsten  ent> 
sprang,  kümtigliiu  ein  festes  Band  zwischen  Fürst  uud  Volk  bilden 
und  stets  die  Mittel  und  Wege  zeigen  zur  gegenseitigen  Unter- 
stützung.   

Noch  möchte  ieh  hier  kuiz  f  rwähnen,  dass  im  August  1906 
in  Cetiuje  eine  Bank  unter  der  .Sozietät sflrma  ^Aluiitenegrinischc 
Bank**  ins  Leben  pernfen  wurde.  Nach  dem  mir  vorliegenden  offi- 
ziellen Prospekt  vom  Monat  August  190G  besteht  das  Kapital 
aus  600000  Kronen,  eingeteilt  in  3000  Aktien  zu  je  200  Kronen. 
Die  öffentliche  Subskription  findet  in  drei  Serien  statt.  Um  die 
Operationen  zu  beginnen,  wird  eine  Snbakriplion  fdr  die  erste  Serie 
von  1000  Aktien  erOHtaet.  Die  beiden  anderen  Serien  werden  erst 
erSflhet,  je  nach  Bedarf  besw.  je  erheblicher  sich  die  Transaktionen 
des  Geschifts  entwickeln  und  nach  Qenehmignng  seitens  der  Oeneral- 
versammlnng  der  Aktionftre.  Die  Montenegrinische  Bank  hat  bereits 
ihre  Tätigkeit  begonnen,  dieselbe  ist  ttmftchtigt,  folgende  Gesch&fte 
vorzunehmen: 

1.  Eröftiiuiig  (ier  laiifendeu  Hechnungen  sowie  Operationen  mit 
den  deponierten  Kassenfonds; 

2.  ^^  «  lisel  auf  inlUndiRche  und  anslSndische  Beträg-e  zu  diskon- 
tieren und  skoutieren,  sofern  diese  Wechsel  zumindest  zwei 
zuverlässige  Unterschriften  tragen  und  die  Frist,  innerhalb 
deren  sie  fällig  sind,  nicht  4  Monate  äbersteigt.   Ebenso  diskon- 
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tieien  von  ^Warrant«**  von  amortisierten  Übligationeu  (Scliuld- 
scheinen),  Losen  und  Coupons; 

3.  Darlehen  auf  Waren,  Gold,  Silber,  Juwelen  und  auf  diejenigt'n 
Wertpapiere,  welche  der  Verwaltungsrat  als  sicher  bezeichnet; 

4.  Kauf  und  Verkauf  von  Effekten  (UandelseffektenX  aualftodieclies 
Geld  und  andere  GegenstAnde  für  Rechnung  anderer  Leute; 

5.  AuBfUhrong  sftmtlicher  Bank-  und  Weduelgesch&fte,  ebenso  Ein- 
Zahlungen  fürs  Ausland,  Einkassierung  von  Anweisungen, 
Wechseln,  Cheks,  Fakturen  (Warenrechnungen)  usw.  auf  Mon- 
tenegro; 

6.  Vennittelnng  aller  Arten  von  Handels-,  Industrie-  und  Finanz- 

unteiuehiDungen. 

Montenegro  schien  bisher  dem  Handel  im  eigentlichen  Sinne 
ziemlich  uiizii*^:in{?lich  zu  sein,  deshalb  haben  wir  riie  montenep-ri- 
nische  Bank  gegründet.  An  der  Spitze  der  Verwaltung  stehen  zu- 
verlässige, arbeitsame  und  tatkräftige  Männer,  welche  es  verstehen 
werden,  mit  diesem  fBa  die  Entwickelung  von  Handel,  Gewerbe, 
Industrie  und  Arbeit  so  nlitslichen  und  notwendigen  Institut  ihr 
Ziel  zu  erreichen  bezw.  mit  demselben  in  den  sichern  Hafen  einzu- 
laufen. Wir  sind  ausserdem  ftberzeugt,  dass  alle  Kauflente  und 
Ctowerbetreibende  des  In-  und  Auslandes  in  uns  sehr  vorteilhafte 
Vermittler  finden  werden.  Die  Hitglieder  des  Verwaltnngsrates 
sowie  diejenigen  Personen,  welche  hierzu  seitens  des  Verwaltnngs- 
rates ennüehtigt  sind,  zeichnen  offiziell  für  die  Bank. 

Auf  der  am  20.  Juli  ^  2.  August  1906  stattgefundenen  Genei-al- 
vei^ammlung-  der  Aktionäre  der  Bank  wur<len  14  Mitfrlieder,  darunter 
der  Präbideiit  Vuko  Vuletic  in  Celiiije  uuJ  der  Vizejiräsideut 
Dr.  Stanko  Matanovic  aus  Cetinje  in  den  Verwaltungsnu  ^^ewählt, 
deren  Name  und  Unterschrift  auf  einem  besonderen  Blatt  zur  all- 
gemeinen Kenntnis  gebracht  wird. 

Die  Statuten  der  montenegrinischen  Bank,  welche  diesem 
Prospekt  beigeftlgt  sind,  enthalten  in  81  Artikeln  die  ftblichen 
ausführlichen  Satzungen.  Dieselben  sind  jedoch  nach  einem  ministe- 
riellen  Beschluss  vom  15.  Mai  1906  als  provisorische  zu  betrachten, 
bis  das  Gesetz  Uber  Aktiengesellschaften,  nach  welchem  sich  dieselben 
zu  richten  haben,  von  der  Skupschtina  genehmigt  ist.  Die  forst- 
liche Kegiei-ung  übt  in  der  Person  eines  Spezialkommissars  die 
staatliche  Kontrolle  über  die  Bank  aus  (Art.  80  der  Statuten). 
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Das  Bedmnng^jalir  beginnt  mit  Aofnalime  der  Banktft%keit 
bis  com  Schlüsse  des  Jalires  ld06  (Art.  81). 

Die  Statuten  sind  von  dem  derzeitigen  Minister  des  Innern, 
L4BUD  GoiNtc,  nnd  den  snnseit  (Cetinje,  den  26.  Juni  1906)  provi- 
sorischen Mitgliedern  des  Verwaltungsrates  der  Bank,  Vuko  Vuletic, 
RisTo  Popovic,  Dr.  Duschan  Matanuvic,  Niko  Vitorovic  und  Savo 
VuLETiTCH  unterzeichnet. 


Gesetzgebung  1907. 

Beferent:  Dr.  D*  Anuidjelowitsclif 

«.  o.  Pr«fenor  an  d«r  Uii1v«r«ltät  Belgrad. 


1.  Gesetz  fiber  das  Staatsbndget.  Dieses  Gesetz  wurde 
schon  am  18.  Dezember  1906  votiert,  aber  erst  am  1.  Jannar  1908 
im  Amtsblatt  (nGlas  Crnogorca")  publiziert;  deshalb  kann  ich  erst 
jetzt  darüber  Bericht  erstatten.  Es  enthslt  75  Artikel,  welche  auf 
8  Kapitel  verteilt  sind.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  sind  folgende: 

Erstes  Kapitel:  Bestimmung,  Dauer  nnd  Form  des 
Bu{l}>:ets  (Art.  1 — 6).  Das  Staatsbudget  ist  ein  auf  Gesetz  be- 
ruhender Noransdilafi:  aller  staatliclien  Kinnahmen  und  Ausgaben, 
welche  alljährlich  vorgesehen  und  bewilligt  werden  (Ait.  1).  Das 
Budget  hat  nur  für  ein  Jahr  Geltung.  Das  Budgetjahr  beginnt 
mit  dem  1.  Januar  nnd  endigt  mit  dem  31.  Dezember  (Art.  2). 
Die  VorUhge  des  Staatsbudgets  über  die  Einnahmen  nnd  Ausgaben 
besteht  aus  zwei  Hauptteilen:  dem  allgemeinen  Teil  nnd  dem 
speziellen  Teil.  Im  allgemeinen  Teile  werden  nach  den  Kapiteln 
alle  staatlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  sowohl  der  einzelnen 
Ministerien  als  der  Anstalten,  welche  keinem  Ministerium  unter- 
worfen sind,  eingestellt  In  dem  Budget  der  Ausgaben  enthalten 
die  Kapitel  nur  die  Ausgaben  der  einzelnen  Anstalten,  bei  den 
grosseren  Anstalten  die  Ausgaben  der  einzelnen  Abteilungen,  und  in 
dem  Einnahmt  budf^et  die  einzelnen  Arten  der  Einiiahinen. 

Die  Kaj/itel  zerfallm  in  Partien;  in  jeder  Partie  sind  die  Ein- 
nalinien  von  dfi'selltt^n  (Tariiiiii::  eiuzustenen.  Im  Pnil;^('t  der  Aus- 
gaben dürfen  die  persüniichen  und  materiellen  Ausgaben  in  keinem 
Falle  unter  dieselbe  Partie  eingestellt  werden  (Art.  4).  Im  speziellen 
Teile  des  Budgets  werden  die  staatlichen  Einnahmen  und  Ausgaben 
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zuerst  nach  den  Kapiteln,  dann  nach  den  Partien  nnd  scidiesslicli 
nach  den  Positionen  nach  derselben  Bdhe  eingestellt,  nach  welcher 
die  Kapitel  nnd  Partien  der  Ausgaben  besw*  der  Binnahmen  im 
allgemeinen  Teile  des  Budgets  eingestellt  sind  (Art.  5). 

Zweites  Kapitel:  Zusammensetzung  des  Budgets  (Art. 
7 — 26).  Nach  Aufforderung  de»  Finanzministers,  welche  vor  dem 
1.  Juli  nicht  erfolgen  darf,  ist  jedes  Ministerin n;  und  jede  selbständige 
Auütalt  veriitlichtet,  alljährlich  ihren  besondereii  \'oianschlag'  zu- 
sammenzusetzen, in  welchem  alle  Einnahmen  nnd  Ans^^^aben  vorzu- 
sehen sind  (Art.  7).  Der  Finauzmiuiter  ist  verptlicbtet,  bei  der 
Zusammensetzung  des  allgemeinen  Budgets  das  Gleichgewic  ht  zwischen 
den  EinnahniHi)  und  Ausgaben  herzustellen.  Gelingt  ibni  dies  nicht 
durch  ^ie  Verringerung  der  Ausgaben,  so  hat  er  Mittel  und  Wege 
zur  Deckung  des  Defizits  zu  suchen  und  seine  Beweggründe  der 
Budgetvorlage  beizulegen  (Art.  10).  Wenn  der  Ministerrat  den 
allgemeinen  Staatsvoranschlag  der  Ausgaben  und  Einnahmen  durch* 
gesehen  und  festgestellt  hat»  so  hat  ihn  der  Finanzminister  mit  Er- 
mSchtigung  des  Forsten  der  Sknpschtlna  spStettens  am  ftnfiEehnten 
Tage  nach  ihrem  Zusammentreffen  zur  Entscheidung  Torzulegen. 
Zu  g:leicher  Zeit  ist  die  Schlussrechnuug  für  das  letzte  Budgetjahr 
zu  unterbreiten  (Art.  11). 

l^rittes  Kapitel  (ohne  Titel):  Art.  27  nnd  28  enthalten 
die  Bcätimuiungen  Uber  die  Abstimmung  der  iSkupschUna  über  das 
Budget. 

Viertes  Kapitel:  Über  die  Verwirklichung  des  Staats- 
budgets (Art.  29 — 47).  Für  die  Verwirklichung  des  Budgets  liaben 
die  Ressortminister  Sorge  zu  tragen  (Art  30).  Die  durch  das 
Budget  bewilligten  Ausgaben  in  einzelnen  Partien  dürfen  nur  für 
daq'enige  verwendet  werden,  wofür  sie  im  speziellen  Budget  nach 
Position  bestimmt  sind.  Ohne  Einwilligung  der  Sknpschtina  dürfen 
die  Ersparnisse  aus  einer  Partie  des  Budgets  oder  die  Ersparnisse 
eines  Jahres  nicht  zur  BefHedigung  der  in  einer  anderen  Partie 
des  Budgets  oder  einem  anderen  Jahre  vorgeseheuen  Bedürfioisse 
verwendet  werden  fArt.  33). 

Fflnftes  Kapitel:  Na<  litrSg-liche  und  ;ni  sserordent- 
lic.he  Krt'dite  (Art,  48  .'•!•).  Wenn  im  T.aufe  des  i\e(  hmui'rsjahres 
ersichtlich  wird,  dass  der  durch  das  Budget  bewilligte:  Kredit  fQr 
eine  Partie  ungenügend  ist,  und  wenn  der  zuständige  Minister 
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wUiuclity  diesen  Kredit  m  yergrOiaeni,  so  hat  er  cn  dieiem  Zwecke 
den  begründeten  Antrag  dem  FinansminiBter  zn  nnterbreiten,  welcher 

denselben  dem  Ministerrate  vorlegen  wird  (Art.  48).  Ftlr  solche 
nachträgliclie  Kredite  ist  alljährlich  in  eine  besondere  Partie  des 
BudgetB  ein  Betrag  nnter  dem  Namen  „Kredit  flir  nngenfipe  iid  vor- 
geseheoe  Auserahen"*  Hnznstellen.  Bis  zum  ??f>rra{j:e  von  500  Kronen 
Jährlich  können  einzelne  Minister  mit  (Tenelimigung  des  Ministerrates 
die  Ausgaben  aus  diesem  Kredite  anordnen.  Die  Entnahme  von 
grösseren  Beträgen  ans  diesem  Kredite  kann  nach  dem  Verlangen 
des  betreffenden  Ministers  nnr  durch  den  flirstlichen  Erlass  nnd  mit 
EinwilHgang  des  Ministerrates  erfolgen.  Dieser  Erlass  wird  znr 
Genehmigong  der  Shnpschtina  in  ihrer  ersten  Sitzung  vorgelegt 
(Art  49).  Die  ausserordentlichen  Kredite  sind  di^nlgen,  welche 
znr  Deckung  der  Ausgaben  ftr  dringende,  unerwartete  und  un- 
auftehiebbare  Staatsbedttrfliisse  erforderlich  sind.  Sie  können  nnr 
für  diejenigen  Ausgaben  verlangt  werden,  welche  ihrer  Natur  nach 
keineswegs  bei  der  Zusammensetzung  und  Bewilligung  des  Budgets 
vorc^esehen  werden  konnten,  nnd  welche  niclit  ulme  Benachteiligung 
der  Staatsinteressen  bis  zum  neuen  Budget  aufgeschoben  werden 
konuteu  (Art,  '»M). 

Sechstes  Kapitel:  Über  die  Daner  der  Budgetkredite 
(Art  60).  Mit  dem  Schlüsse  jedes  Budgetjahres  verlieren  die  in 
dem  betreffenden  Jahre  unverwendet  gebliebenen  Kredite  ihre 
Geltung  (Art  60). 

Siebentes  Kapitel:  Schlussrechnung  (Art  61—64).  Die 
Sehlussrechnnng  ist  die  von  der  Hauptstaatskontrolle  bewilligte 
Übersicht  des  verwirklichten  Budgets  lllr  das  verlaufene  Jahr, 
welcher  die  nötigen  Aufklftrnngen  des  Ftnanzninisters  Über  die  er« 
folgte  Finanzierung  in  dem  betreffenden  Jahre  beigelegt  ist  (Art.  61). 
Die  Schlussrechnuüg  niuss  für  jedes  abgelaufene  Budgetjahr  späte- 
stens Ende  Juli  des  laufenden  Jahres  zusammengelebt  werden.  Sie 
wird  gleich  nach  ihrer  Zusammenlegung  der  HaupUstaatiikent rolle 
zur  Prüfung  vorgele^rt.  Dieselbe  muss  spätestens  binuen  2  Monaten 
vollzogen  werden  (Art.  OS). 

Achtes  Kapitel:  Allgemeine  Bestimmungen  (Art.  65 
bis  75).  Kein  Beamter  kann  zur  Disposition  gestellt  oder  in  den 
Ruhestand  versetzt  werden,  bevor  von  dem  Finanzminister  erklärt 
wird,  dass  der  hierfür  erforderliche  Kredit  vorhanden  ist  Hiervon 


3416 


Oeietegeimiig. 


sind  nur  die  Minister  nnd  die  Vertreter  des  Ffirstentums  im  Aus- 
lände ausgenommen  (Art  65). 

2.  Gesetz  über  die  Wahieu  der  Volksvertreter  vom 
5.  Januar  1907.  Dieses  Gesetz  ist  an  Stelle  des  Wahlgesetzes  vom 
24.  Juni  1906,  worüber  ich  sdion  den  Bericht  im  Jalirbncli  eistattet 
habe,  getreten.  Dieses  Gesets  enthält  90  Artikel  and  wird  in  nenn 
Teilen  geteilt.  Es  beruht  anf  denselben  Prinzipien  wie  da;qenige 
von  1906;  die  Nenemngen  sind  nnbedentend,  weshalb  ich  anf  meinen 
Berieht  für  1906  verweise. 

3.  Gesetz  Uber  die  Volkssrhnlen  vom  2.  Februar  1907 
besteht  ans  83  Artikeln.  Im  Art.  1  dies«'S  Gesetzes  ist  die  von  der 
Volksschule  zu  erfüllende  Aufgabe  bezeichnet:  die  Kinder  im 
nationalen  und  religiösen  Geiste  zu  erziehen  und  für  das  bürger- 
liche Leben  vorzubereiten,  insbesondere  im  Vollme  die  Aufklärung 
za  fördern  nnd  serbische  Schriftkunde  zn  verbreiten.  Die  Volks* 
schulen  sind:  Kindergftrten,  Elementar^  nnd  Fortsetzangsschnlen 
(Art  2).  In  den  Kindergärten  werden  Kinder  beiderlei  Geschlechts 
von  4—1  Jahren  erzogen  (Art.  8).  Die  Elementarschnle  dauert 
4  Jahre  (Art.  6).  Der  Unterricht  in  derselben  ist  verbindlich  nnd 
erfolgt  kostenlos  (Art  7).  Elementarschnlen  sind  fttr  Knaben,  für 
Mädchen  oder  gemeinsame,  für  Kinder  beiderlei  Geschlechts.  Die 
Fortsetzimgssf  Imlen  sind  abgesondert  füi  iüiaben  und  Mädchen 
(Art.  11).  Die  Lehrer  an  den  A'olksschulen  sind  vom  Staate  be- 
soldet; die  Schulgemeinden  niii- n  ihrerseits  zur  Verfügung  stellen: 
die  zur  Errichtung  von  Schul^ebaiuien  notwendip-en  Grundstücke. 
Die  T?r|>aratur  der  Schulgebäuden,  die  Einrichtung  derselben,  die 
Besoldung  von  Schuld ienern,  die  AnschaiTung  von  Büchern  für  die 
Schulbibliothek  fällt  ebenfalls  znr  Last  der  ächulgemeinde  (Art  13). 
In  die  erste  Klasse  der  Elementarschule  treten  die  Knaben  nach 
Vollendung  des  siebenten  nnd  die  Mlldchen  mit  Vollendung  des 
sechsten  Lebenq'ahres  ein  (Art  29).  In  folgenden  Artikeln  befinden 
sich  Vorschriften  Aber  die  Anstellung  der  Lehrer,  ihre  Besoldung 
(stSndige  Lehrer  beziehen  einen  Glehalt  von  960  Kronen  feterr. 
Wfthrung  jährlich),  ihre  Rechte  nnd  Pflichten  dem  Unterrichts» 
ministerinm  gegenüber. 

4.  Gesetz  über  öffentliche  Versammlungen  und  Ver- 
eine vom  14.  Februar  1907,  enthftit  52  Artikel.   Die  Versamm- 
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Inngen  können  öffentliche  nnd  private  sein  (Art  2).  Die  Venamm* 
Inng  ist  dann  eine  öffentlidie,  wenn  der  Zntritt  jedermann,  oder 
nnr  den  eingeladenen  BBrgerklaaeen  gestattet  ist.  Eine  Privat- 
versammlung  ist  diejenige,  welche  jemand  persönlich  zosammennift, 

nnd  zu  welcher  nur  die  besonders  eing:eladenen  Personen  Zntritt 
haben,  so  dass  andere  Leute  weder  sehen  noch  zuhüren  küunen,  was 
in  der  Versanimluiig  vor  sich  geht.  Die  Privatversammlung  wird 
demnach  in  dem  von  allen  Seiten  abgesclilossenen  Baume  abge- 
halten (Art.  o).  Znr  Abhaltung  der  ütfentlichen  Versammlnng^  in 
abgeschlitssenem  Räume  ist  die  Anmeldiuif^  bei  der  rolizeibehörde 
nicht  erforderlich  (Art.  7).  Dagegen  znr  Abhaltung  der  üf^'entliehen 
Versammlnng  auter  freiem  Himmel  oder  an  dem  dem  PnblUiam  an* 
gftncrliehen  Orte  mflssen  die  Veranstalter  die  örtliche  Polizdbehörde 
mindestens  24  Standen  vorher  henachricfatigen.  Die  Behörde  ist 
verpiliehtet,  dem  Üherhringer  der  Anmeldung  ein  schriftliches 
Zeugnis  llher  die  erfolgte  Anmeldung  anszusteUen.  Auch  die  durch 
den  eingeschriehenen  Brief  ftbersandte  Anmeldung  gentigt  (Art.  8). 
In  der  Anmeldung  muss  Ort  und  Zeit  der  Abhaltung  der  Versamm* 
Inng  enthalten  sein,  sie  mnss  mindestens  von  zwei  Veranstaltern 
unterschrieben  sein  (Art.  9).  Die  Veranstalter  können  nur  montene- 
grinisrhe  Staatsbürger  sein,  welche  das  Recht  haben,  die  Volks- 
vertreter zu  wählen  (Art.  10).  Die  örtliche  Polizeib^'hörde  hat  das 
Recht,  in  die  öffentliclie.  in  dem  freien  Katime  abzuhaltende  Ver- 
sammlung einen  Beamten  zu  schicken,  welcher  seine  Legitimation 
dem  Vorstande  der  Versammlung  vorsseigen  wird  (Art.  16).  Die 
Veranstalter  be«w.  der  Vorstand  der  Versammlung  ist  verbanden^ 
für  die  Auft^chterhaltnng  der  Ordnung  üi  der  Versammlung  Sorge 
SU  tragen  und  die  Buhestörer  selbst  oder  mit  Hilfe  des  Polizei- 
beamten zu  entfernen,  nötigenfalls  auch  die  Versammlung  aufzu- 
lösen  (Art  14).  Im  dritten  Abschnitt  dieses  Gesetzes  (Art  20<^d) 
sind  die  in  den  öffentlichen  Versammlungen  begangenen  strafbaren 
Handinngen  aufgezählt,  welche  entweder  nach  diesem  Gesetz  oder 
nach  dem  allgemeinen  Strafgesetzbuch  bestraft  werden.  Der  Beamte, 
welcher  durch  seine  ungesetzliche  Handlung"  die  Abhaltung  der  Ver- 
sammlnng vtrhiiidert.  wird  mit  Verlust  des  Amtes  nnd  mit  Ge- 
fSngnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft  (Art.  ii2).  Im  vierten  Ab- 
schnitt (Art.  34 — 52)  ist  von  den  Vereinen  die  Rede.  Diejenigen, 
welche  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  die  Bildung  eines 
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Vereines  unteriielinieu  würden,  sind  vor  ullem  verpflichtet,  der  ört- 
lichen Polizeibehörde  das  Statut  des  Yereirie.s.  in  welchem  der  Zweck 
und  der  Sitz  des  Vereines  an<?eg-eben  werden  nms.s.  vorzulei^;f^n 
(Art.  36).  Die  Polizeibehörde  wird  die  Bildung  von  Vereinen, 
welche  ihrem  Zwecke  nach  im  Widerspruch  mit  der  Verfassung 
und  den  Gesetzen  stehen,  nicht  bewilligen.  Sie  ist  aber  in  diesem 
Falle  verpflichtet,  darüber  den  GeBochsteUeni  den  mit  GrOnden  ver- 
fiefaenen  Beselilnas  binnen  15  Tagen  znznBtellen.  Gegen  diesen  Be- 
fichlnss  kann  binnen  15  Tagen  die  Beschwerde  bei  dem  Minister 
des  Innern  eingelegt  werden  (Art  88).  Der  VereinsTorstand  ist 
verbanden,  jede  Ändemug  des  Statutes  binnen  5  Tftgen  der  Behörde 
znr  Kenntnis  zn  bringen  (Art.  89).  Personen,  welche  nicht  das 
Recht  haben,  die  Volksvertreter  zu  wShlen,  können  nicht  Mitglieder 
der  politischen  Vereine  sein.  Für  ihre  Aufnahme  in  solchen  Ver- 
einen ist  der  Vereinsvorstand  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
verantwortlich  (Art.  43>.  Wenn  der  Verein  aufbort  zn  bestehen, 
ist  sein  Vorstand  verpflichtet,  binnen  15  Tagen  die  Polizeibehörde 
davon  ia  Kenntnis  zu  setzen  (Art.  44).  Geheimvereine,  deren 
Zweck  und  Aufgabe  geg-en  die  Landesgesetze  Verstössen  würden, 
eind  verboten.  Die  Mitglieder  sind  mit  Geldstrafe  von  100  bis 
bOO  Kronen  oder  mit  Gefftngnia  von  8 — 6  Monaten  an  bestrafen 
(Art  45).  Jeder  Verein  mnss  bei  seiner  Entstehung  seine  Ein- 
riehtang nnd  seinen  Vorstand  durch  die  Presse  bekannt  machen. 
Dasselbe  gilt  andi  für  jede  Änderung  in  der  Vereinssatsnng  nnd 
in  dem  Vorstand.  Die  Zuwiderhandlungen  werden  mit  (SeldstrafB 
von  100—500  Kronen  oder  mit  Gefingnis  von  1 — 3  Ifonaten  be- 
straft (Art.  48).  Kein  unpolitischer  Verein  darf  sich  mit  politischen 
Geschäften  hescli;ifti{i:en.  Für  die  Zuwiderhandlungen  wird  der 
Vorstand  mit  (ield strafe  von  100 — 500  Kronen  od»'r  mit  Gefängnis 
von  1 — 8  Mouaieü  btsiiait  (Art.  50).  Es  ist  veilxden.  Süssere 
Abzeichen  der  politischen  Vereine  elnzut'ühreu  und  zu  tragen 
<Art.  51). 

5.  Gesetz  Uber  den  Handelsvertrag  awischen  Monte- 
negro nnd  Serbien  vom  1.  Januar  1907.  Der  Handelsyertrag 
zwischen  Montenegro  nnd  Serbien  hat  nur  6  Artikel.  Nach  dem 
Art.  1  besteht  in  der  Behandlung  der  beiderseitigen  tTntertanen 
seitens  der  Vertragsstaaten  das  Prinzip,  dass  dieselben  so  behandelt 
werden,  wie  die  Untertanen  des  meistbegünstigtsten  Staates. 
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6.  Gesetz  über  die  Errichtung  des  (ierichtes  für  die 
Abnrrt  ilung  der  anarchistischen  Verbrechen  vom  27.  No- 
vember 1907.  Dieses  Gesetz  hat  8  Artikel.  Die  Gründe,  weiche 
die  monteDegriniscIie  Begierong  bewogen  habeOf  mit  solchem  mige- 
wöhnlicheD  Oeeetzeewerk  zn  experimentiereiiy  sind  im  Art  1  an- 
gegeben: AnlJlaslicli  des  am  23.  Oktober  1907  entdeckten  anarchis- 
tiacben  Unternehmens  gegen  das  regierende  Herrsdierhans  nad  die 
bestehende  Ordnnng  in  Montenegro  wird  aar  Aburteilung  dieses 
nnd  Slmlicher  Verbrechen  ein  besonderes  Gericht  errichtet.  Art.  2: 
Dieses  besondere  Gericht  setzt  sich  zusammen  ans  folgenden  Mit- 
jsrliedern:  dem  Piiisidenten  nnd  Mitgliedern  des  Grossen  Gerichtes 
[Wtliki  Siid,  Kassat.ionshof),  dem  Präsidenten  nnd  Mitgliedern  des 
.  Staatsrates  und  Präsideuten  der  Kreisg-erichte  oder  ihren  Vri  (let^rü. 
Art.  3:  lui  Falle  der  Verhinderung  eines  der  oben  genannten  Mit- 
glieder wird  die  Vertretung  angeordnet,  so  dass  an  Stelle  der  Mit- 
glieder des  Grossen  Gerichtes  oder  des  Staatsrates  die  Sekretäre 
dieser  Behörden  und  an  Stelle  der  Präsidenten  der  Kreisgerichte 
oder  ihrer  Vertreter  die  ftltesten  Richter  treten.  Art.  4:  De^ 
regierende  Fürst  ernennt  anf  Antrag  des  Jastizministers  den  SekretSr 
des  Gerichtes;  die  notwendige  Zahl  der  Gerichtsschreiber  bestimmt 
anf  Verlangen  des  Gerichtes  der  Jostizminister.  Art  5:  Bas  so 
zosammengesetzte  Gericht  wBhlt  sich  sieinen  Prfisidenten  nnd  zwei 
üntersnchnngsrichter,  dte  zugleich  als  Staatsan^Ite  zu  ftangieren 
haben.  Art,  G:  Das  Gericht  ent.scheidet  durch  Stimniennielirheit 
nach  dem  üblichen  Gerichtsverfahren  und  den  Vorschriften  det»  Straf- 
gesetzbuches. Die  Gericht.sentscheidnn^en  sind  wirksam,  wenn  min- 
destens acht  Richter  y.uzrL^rt]  sind.  Art.  7:  Das  Gericht  wird  .seine 
Sitzungen  in  Cetinje  abhalten;  gegen  seine  Verurteilungen  und  Be- 
schlüsse findet  keine  Appellation  statt;  die  Verhandlungen  werden 
öffentlich  vor  sich  gehen.  Art  8:  Dieses  Gesetz  tritt  in  Kraft  am 
Tage,  an  welchem  es  vom  Fürsten  onterschrieben  sein  wird  und 
behält  seine  Geltung  bis  zu  seiner  gehörigen  Aufhebung. 
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Das  persische  Staaisgnindgesetz  (qanuDi  asasi  iran) 
vom  29.  Scheban  1325  der  Hedschra  00.  Okt.  1907). 

Narli  Inng-wieri^en  ^'el•ha^dlungen  zwis(  lien  Krone  und  Parla- 
ment wurde  das  uachstehend  in  Übersetznnp*  wiedergej^ebene  Grund- 
gesetz am  29.  Scheban  1325  d.  H.  von  Muhammed-Ali-Scliah  nnter- 
zeichnet.  Es  gilt  nis  Kr^änznn^  zn  den  Grundgesetzen  des  persischen 
Parlamente  vom  14.  Ziqadeh  1324  d.  H.^)  und  zeigt  sich,  mit  Aus- 
nahme von  einigen  Artikeln,  als  eine,  allerdings  snm  Teil  sprachlich 
nnd  joristisch  recht  mangelhalte  Übersetzung  der  belgischen  Ver- 
fassung. Die  eingeklammerten  Zahlen  am  Ende  der  einzelnen  Artikel 
geben  die  entsprechenden  Artikel  der  belgischen  Ver&ssnngsnrknnde*) 
an;  die  ZnsStze  in  den  Klammem  sind  Einschaltnngen  des  Übersetzers. 

Im  Namen  Gottes  deb  Barmherzigen! 
Naclistehend  folj^en  die  Artikel,  welche  behufs  VervollstSndig-ung 
der  Verfassungsgrundgesetze  (qewanini  asasijeji  ma.sclirntijet)  des 
persischen  Staates,  dem  von  dem  verstorbenen  Schahenschah,  Mnzaf- 
fereddin  Schah,  am  14.  Ziqadeh  1824  d.  H.  bestätigten  Grundgesetz 
(qannni  asasi)  binzugelttgt  werden. 

Allgemeines. 

Art.  1.  Die  («ftizielle  Keiigion  Persiens  ist  der  Islam  und 
(zwar)  die  wahre  Djaferilebre  der  zwölf  Imame  (isna  aschari).') 

^)  Über  die  wir  bereits  im  Jahibnch  der  YereiniguDg  (Bd,  VIII, 
2.  Abteilung)  ausführlich  berichtet  haben.  Die  Art.  4—6  dieses  Qesetsea, 
welche  von  der  Anzahl  der  Volksvertreter,  dem  Beginn  der  Legislatur- 
periode und  der  Eröffnung  der  Kammer  handeln,  haben  durch  das  neue 
Wahlgesetz  vom  12.  Djemsdielacher  1327  d.  H.  (siehe  Bi.  f.  vergL  B. 
1909,  Dez.)  eine  Änderunir  erfahren. 

'  1  La  coDdtitutioD  beige  reyis^e.  V?e  FjutDUtAHD  LAHngy^  l^ditesr. 
Bruxelles  IHdl. 

3j  Gemeint  ist  der  schiitiache  Islam,  wie  er  von  DjAt-sa,  einem  der 
hervorragendsten  Imame  der  Schiiten^  gelehrt  worden  ist. 
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Der  Padiiebab*)  Peideiw  mim  BekeniMr  md  Verbreiter  dieaer 
Religion  eein. 

Art  2.  Die  Gesetie  der  heiligen  Nationalyeriammlang 
(me^jliMi  eehnnui  milU),  welche  imter  der  Gmist  nad  dem  Beiataad 
des  Imami  asr,^)  durch  die  Gnade  S.  H.  des  Scbahenschah  des  Islam 

und  die  Fttr8orge  der  Geistlichkeit  und  der  ganzen  persischen  Nation 
konstituiert  worden  ist,  dürfen  zu  keiner  Zeit  der  Zeutii  zu  den 
heiligen  Regeln  des  Islam  und  zu  den  vum  Hezrati  chei'r 
nl  enam*)  instituiei  Len  Gesetzen  in  Widerspruch  stehen. 

Da  es  feststeht,  da&s  die  Feststellung,  ob  die  instituierten  Ge- 
setze zu  den  islamischen  Regeln  in  Widersprach  stehen,  den  be- 
kannten Ulema  (Scbriftgelehrtei  Geistliche)  oblag  nnd  obliegt,  so 
wird  formell  bestimmty  dais  an  jeder  Zeit  der  Zeiten  eine  Kommission 
von  mindestens  flinf  Personen  ans  strengglftnbigen  Hn^'tehlden*)  nnd 
Gesetgesknndigen*),  welche  aber  anch  von  den  Anfordemngen  der 
Zeit  Kenntnis  haben,  bestehen  soll,  die  folgendermassea  gebildet  wird: 
Die  bekannten  mema  nnd  die  Geistliehen,  an  denen  sich  die  Schiiten 
als  an  ihrem  Vorbild  wenden,*)  werden  ans  Ihrer  Mitte  zwanzig 
Personen  der  Nationalversammlung  vorschlagen,^)  welche  fünf  von 

*)  Das  Gesets  gebnuefat  das  Wort  .Fadischsh'*  flir  die  Beaeich- 

nung  „roi'^  der  belgischen  Yerfauun^.  Der  von  deo  persischen  Herrschern 
geführte  Titel  ^Schah"  oder  ^Schahenschah"  (Schah  der  Schabe)  wird  in 
TKMU'rer  Zeit  mit  ^Kaiser'*  üher««pt«t  Siebe  QBMßBnMLDl  Die  Verfsasiuig 
des  porsischen  Staates.  S  188.    Berlin  1904. 

*)  Es  ist  der  zwuUle  scbiitische  Imam.  Muhammed  el  Mehdi,  ^re- 
meint,  welcher  im  Verborgenen  leben  soll  bis  zu  dem  Tage,  da  er  auf- 
.treten,  die  ganae  Welt  bekriegen  und  anm  Islam  bekebron  wird.  Er  ist 
das  eigeatliebe  kirchliehe  und  weltliche  Obeihaupt  der  Schiiten;  dieHeni' 
aehsft  Uber  sie  soll  bis  an  seiner  Wiederimaft  in  seiaem  Nsmen  nnd  in 
seiner  fitellfertretung  ansgeBbt  weid«i.  Siehe  GasasfiaLD:  Die  Yer- 
fassang  usw.,  S.  SS,  177* 

•)  Von  Muhammed  dem  Propheten. 

*)  So  werden  die  hix-hsten  8cbiiti«5chen  Geistlichen  mit  einer  um- 
fassenden thcolojjibch-juri8tiHchen  Büdnntr  tjenannt. 

*)  Fukaha:  Kenner  der  islamischen  Gesetze. 

*)  Welchen  die  Schüteo  ihre  Leitung  in  religiSeen  fladiaa  anVMw 
tiaat  habea;  gemefat  üad  die  tfn^tehiden  (Me  obea)  nad  nameotlieh 
die  CheMlndItehiden  von  N«U€f  nad  Keibebu 

*>  WSbtlich:  .  .  weiden  die  Kamsa  ran  20  ülema»  welche  die 
erwähnten  Eigenschaften  (siehe  Toiangebeade  Anmei)EDng)  bflsiteea,  der 
NatioDalversammlung  bekanntmaehen. 

Jalirbacb  der  Internat.  Verelnignuff.  S.  fid,  216 
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ihnen  oder  auch  mehr,  wenn  die  Zeitomstände  es  erforderlich 
machen  —  durch  allgemeine  Übereinstimmung  oder  vermittels  der 
Abetimmung  bestimiiieii  nnd  aU  Mitglieder  (der  Kammer)  anerkennen 
wird,  anf  dass  Bie  die  in  die  Kammern  eingebraditen  Geaetsentwfirfe^) 
eingebend  beraten  nnd  prüfen,  nm  jeden  von  ihnen,  welcher  sn  den 
heiligen  Begeln  dea  iBlam  im  Widersprach  steht,  abnnlebnen,  damit 
er  nicht  an  Geseta  wird.  In  dieser  Ängelq^enheit  bat  man  sich  der 
Meinung  der  Ulemakommission  m  fügen.  Dieser  Artikel  wird  bis 
zum  Erscheinen  des  Hndjati  asr*)  keine  AbSndemng  erfahren. 

Art.  3.  Die  Grenzen  d(  s  persischen  Reiches  und  seiner 
Provinzen,  Bezirke  m^d  Kreise  können  uar  durch  Gesetz  verändert 
werden.  (3.) 

Art.  4.  Die  Hau p  t stad  t  (pai-tacht)  Persiens  ist  Teheran.  (126.) 

Art  5.  Die  ofllisiellen  Farben  der  persischen  Flagge  sind 
grün,  weiss  nnd  rot  Wappenbild  ist  der  Scbir  n  Chorschid  (LQwe 
nnd  Sonne).  (125.) 

Art.  6.  Die  Person  nnd  das  Vermüg'en  der  auf  persischem 
Gebiet  sich  aufhaltenden  Ausländer  sind  uiiverletzlirh.  vorbehalt- 
lich der  Fälle,  welche  die  Laudesgesetze  ausnehmen.  (12Ö.) 

Art.  7.  Die  Verfassung  kann  weder  ganz,  noch  in  Ihren 
Teilen  suspendiert  werden.  (130.) 

Von  den  BaohtMi  des  paraiaolian  Yolkaa. 

•  Art  8.  Die  Angehörigen  des  persischen  Beiehes  werden  Tor 
dem  Staatsgesetz  gleichberechtigt  sein.  (6.) 

Art.  9.  Die  Individuen  sind  hinsichtlieh  ihrer  Person,  ihres 
Vermögens,  ihrer  Wobnnng  und  ihrer  Ehre  vor  Eingriffen  "e  lpi  Art 
iresehfttzt.  Nur  kraft  der  Landesgesetze  nnd  in  der  von  diesen  be- 
stimmten Form  kann  jemand  verfolgt  werden.  (7.) 

Art  10.  Ansser  bei  der  Begehung  von  Verbreeben  und 
schweren  Verfehlungen^  kann  nionand  unmittelbar  verhaftet  werden, 
es  sei  denn  auf  Grund  eines  scbriftlichen  Befelds  des  C^h  des 
Adliehgericbts  (siehe  Art  27,  2)  in  GemSssbeit  des  Gesetzes;  aber 
auch  dann  mnss  dem  Schuldigien  sofort  oder  spätestens  binnen  vier- 

'  ')  Wörtlich:  Artikel,  Ge^eostände. 

*)  Siehe  Anmerkiitiir  2,  S.  3421. 
*)  Gemeint  ist  der  Fall  des  Üagraateu  Deliktes. 
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nndzwansig  StnndAn  seine  Schuld  (der  Omnd  seiner  VerhAftnng) 
mitgeteilt  werden.  (7.) 

Art  11.  Niemand  lumn  dem  Gericht,  welches  (nach  Vorschrift 

des  Gesetzes)  über  ihn*)  erkennen  muss,  entzogeü  und  zwangsweise 
vor  ein  anderes  Gericht  gewiesen  werden.  (8.) 

All.  12.  Strafen  können  nur  auf  Grund  des  Gesetzes  an- 
geordnet und  vollzopren  werden.  (9.) 

Art.  13.  Die  Wohnnng  und  das  Haus  eines  jeden  sind  nn- 
^rletzlicb;  das  gewaltsame  Eindringen  in  eine  Wohnnng  ist  nnr 
hraft  Qesetses  und  in  der  von  diesem  hestimmten  Form  znlfissig.  (10.) 

Art.  14.  Nnr  in  den  vom  Gesets  präBisierten  FftUen  kann 
ein  Perser  verbannt  oder  an  dem  Aufenthalt  an  einem  Orte  (seiner 
Wahl)  verhindert  näet  sum  Anfenthalt  an  einem  hestimmten  Orte 
gezwungen  werden. 

Art.  15.  Dem  Eigentümer  kann  sein  Grundeigentum,  nur  sofern 
das  Scheriatrecht  es  znlässt.  entzog^en  werden  nnd  auch  dann  nur 
nach  Festsetzung  und  Eiitrichtuug  des  gerechten  Preises.^)  (11) 

Art.  16.  Die  Vermdgenseinziehnng  als  Strafe  ist  unstatthaft, 
es  sei  denn  kraft  Gesetses.  (12.) 

Art  17.  Ben  EigentOmem  nnd  Besitaem  kann  das  Do- 
minium an  den  Gtttern  in  ihrem  Besitse  nur  kraft  Gesetaes  ent- 
zogen  werden. 

Art  18.  Das  Lernen  und  Lehren  der  Wissenschaften  und 

Künste  ist  frei,  vorbehaltlich  dessen,  was  nach  dem  Scheriat  ver- 
boten ist.  (17.) 

Art.  19.  Die  Errichtung"  von  Schulen  mit  Mitteln  des  Staates 
und  Volkes  und  der  obligatorische  Unterricht  (Schulzwang)  sollen 
in  Gemässheit  des  Gesetzes,  betr.  das  Ministerium  der  Wissenschaften^ 
geregelt  werden.  Alle  höheren  und  niederen  Unterrichtsanstalten 
müssen  der  ohersten  Leitung  und  der  Fürsorge  des  Ministeriums  für 
Wissenschaften  unterstehen.  (17.) 

Art.  20.  Hit  Ausschluss  der  irrefQhrenden  (hSretlschen) 
Schriften  und  der  der  wahren  Beligion  (Islam)  schttdlichen  Steife  ist 
die  ganze  Presse  firei  und  die  Zensur  Uber  sie  unzuUlssig.  Wenn 
aber  in  ihr  ein  Verstoss  gegen  das  Pressgesetz  bemerkt  wird^  so  ist 

Wörtlich:  ihn  betreffend. 
*)  D.  h.  einer  gerechten  Entschädigung. 
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der  Heranggeber  oder  Verfas&er  nach  diesem  Gesetz  zu  bt^trafen. 
Ist  der  Verfasser  bekannt  and  in  Persien  wohnhaft,  so  können 
Heraiugeber,  Drucker  und  Verbreiter  nicht  verfolgt  werden.  (18.) 

Art.  21.  Vereinigongen  and  Versamnliuigen  dnd  im  gameii 
Beiche  frü,  sofeni  sie  nkbt  die  Quelle  von  Unroheetiftnng  in 
religUtaen  und  weltlichen  Sachen  sind  ond  der  Sffentliehen  Ordnung 
nicht  «iwiderlanfen.  IHe  Tdlneiuner  an  4en  Venamndongen  dürfen 
keine  Waffen  tragen  nnd  mflssen  sich  den  Formen,  welche  das  Ge- 
setz in  dieser  Beziehung^)  bestimmt,  fügen.  Auch  die  Versamm- 
Inngeu  aaf  den  öffentlichen  Strassen  und  Plätzen  sind  den  PoUxei- 
gesetzen  unterworfen.  (19.) 

Art.  22.  Alle  der  Post  anvertrauten  Briefschaften  sind  un- 
verletzlich; sie  dürfen  nur  in  den  vom  Gesetz  aasgenommenen 
Fällen  beschla^ahmt  und  eröffnet  werden.  (22.) 

Art.  23.  Nar  in  den  vom  Gesetz  bestimmten  Fällen  dürlen 
telegraphische  Nachrichten  ohne  Erlanbnis  des  Adressaten  oder  Ab- 
senders^) angehalten  oder  verbreitet  werden. 

Art  24.  Anslftnder  können  die  persische  Untertanenschaft 
annehmen;  ihre  Anihahme,  ihr  Verbleib  nnd  Anstritt  geschieht  nach 
Massgabe  eines  separaten  Gesetzes  (Uber  diesen  Gegenstand).  (4.) 

Art.  25.  Die  Verfolgung  der  Begiemngsbeamten  wegen  Ver- 
feUnngen  in  ihrem  Amte,^  bedarf  keiner  (TorgSngigen)  Ermftchti- 
gung,^)  mit  Vorbehalt  in  betreif  der  Minister,  bezUglich  deren  die 
besonderen  Gesetze  fiber  diesen  Gegenstand  zn  beachten  sind.^)  (24.) 

Von  den  Staatagawaltea. 

Art  26.  Die  Staatsgewalten  gehen  von  der  Nation  ans;*) 
über  die  Art  der  Ansflbnng  dieser  Gewalten  bestbnmt  das  Grand- 
geseti.  (25.) 

Art.  27.  Die  Staatsgewalten  teilen  sich  in  drei  Zweige: 
1.  Die  gesetdsgeberische  Gewalt,  deren  Zompetens  in  der  In- 
stltoierong  nnd  Verbesserang  von  Gesetzen  besteht,  steht  S.  M. 

dem  Schahenschah,  der  Nationalversammlong  und  dem  Senat  (ge- 

0  In  bezttg  auf  die  Vcnsanttlnngen. 
WttrtUch:  .  .  des  BigoMmen  das  IMegmnsB. 

*)  Wegen  AmtHdelikte. 
*)  Wörtlich:  Erlaubnis. 
»)  Siehe  auch  Art.  70. 

*)  Wörtlich:  Die  Slaat«g«wai(on  wactise»  aus  der  ^'ation  heraus. 
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mdBaeliafllicli)  m.*)  Jede  dieser  drei  Qnelleii  hat  das  Beeht,  Ge- 
setze aii89niar1)eiteii  (vonnachlagen),  deren  Gflltigkeit^  aber  davon 
abhängt,  daae  eie  nieht  im  Wideitpraeh  znm  Scheriat  stehen  nnd 
dass  sie  von  beiden  Kammern  angenommen  nnd  mit  der  kOnigliehen 
Unterschrift  venehen  werden.  Die  Institniening  nnd  Annahme  von 
Gesetzen  beztiglieh  der  Einnahmen  und  Aasgaben  des  Staates  jedoch 
gehören  zu  den  auttüchliesslichen  Kechten  der  Nationalversamuilung.^) 
(26—27.) 

Die  Au^ileguug  der  Gesetze  steht  der  Nationalversammlung 
zu.»)  (28.) 

2.  Die  richterliche  trewalt,  welche  die  Feststellung  der  Rechte 
bedeutet,  steht  in  Scheriatsachen  den  Scher^egerichten^  nnd  in 
ürfsachen")  den  Adliehgerichten")  zu.  (80.) 

S.  Die  ExelnitiTgewalt  steht  dem  Padiscbah  (s.  Art  1)  an, 
d.  h.  die  (xeeetse  nnd  Urteile  werden  dnreh  die  Ißnlster  nnd  Staats- 
beamten im  Namen  Seiner  Ibgealftt  in  der  vom  Geeeta  bestimmten 
Form  ansgeflihrt  (nnd  volliogen).  (29.) 

Art  28.  Die  erwähnten  drei  (^walten  werden  stets  viHiein- 
ander  geschieden  nnd  getrennt  sein. 

Art.  29.  Die  besonderen  Interessen  jeder  Provinz,  jedes  Be- 
ziikeä  und  Kreises  werden  mit  Zustimmung  der  Pioviiizial-  und 
Bezirksversammlungen,  nach  Massgabe  der  besonderen  Gesetze  dafür, 
geregelt  (31.) 

Von  den  Beehien  der  IQigliader  der  KammenL 

Art  80.  Die  Deputierten  (wnkela)  der  Nationalversammlnng 
nnd  des  Senats  repräsentieren  die  ganze  Nation^*)  nnd  nicht  allein 

Wörtlich:  .  .  gebt  ans  von  S.  M.  dem  Scbahenschah  usw. 

'  Wörtlich:  BestÄtijrunsr. 

^)  Solche  Gesetze  bedürfen  einzig  uud  aUem  der  Annahme  durch 
die  Nationalversammlung. 

*)  Wortlich:  .  .  gehört  zu  den  aussddicssUohen  Obliegenheiten  der 
NationalTerssrnmlnng. 

^  Gastliche  Qerichte. 

")  Was  unter  „Orf"  zu  verstehen  ist,  wird  niemand  genau  angeben 
liönnen.  Das  Wort  bedeutet  „öffentlich",  „notorisch"  und  wird  in  Persien 
schlechthin  f!lr  die  nach  Gewohnheitsrecht  und  freiem  Ermesssen  geband- 
habte  weitliche  Rechtsprechung  gebraucht 

*«)  Weltliche  (ierichte. 

Wörtlich:  .  .  .   haben  Mandat  (wikalat)  seitens  des  ganzen 
Volkes  usw. 
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die  Stände,  oder  Provinzen,  Bezirke  Dnd  Kreise,  von  denen  de  ge- 
wählt worden  sind.  (32.) 

Art  Sl.  Niemand  kann  tn  gleielier  Zeit  Mitglied  beider 
Kammern  sein.  (85.) 

Art  82.  Sobald  einer  der  Deputierten  ein  besoldetes  Staats- 
amt  annimmt,  scheidet  er  ans  der  IfitgUedaehaflt  der  Kammer  ans; 
er  kann  von  nenem  UitgUed  der  Kammer  nnr  dann  werden,  wenn 
er  Tom  Staatsdienst  znrilektritt  nnd  Yon  der  Nation  (vrieder)  ge- 
wählt wird.  (36.) 

Art.  33.  Jede  dei  ivammern  hat  das  Recht  der  Untersuchnug 
in  jeglicher  Angelegenheit  des  Staates.  (40.) 

Art.  34.  Die  Verhandhineen  des  >enats  während  der  Am- 
l<")siiT7^  der  Nationalversammlung  bleiben  ohne  Ergebnis  (sind  un- 
gültig). (59.) 

Von  den  Bsohten  des  Schahs. 

Art.  85.  Die  KOnigswürde  (sältänftt)  ist  ein  Depositum,  welches 
durch  die  Freigebigkeit  (Grossmnt)  Gottes^)  (be  mohibeti  Uahi)  von 
Seiten  der  Nation  der  Person  des  Padischah  anvertraat  worden  ist 

Art  86.  Die  konstitutionelle  Königswfirde  Persiens  ruht  in 
der  Person  S.  M.  des  Schahenscfaah  el  Snltan  Hnhammed-Ali- 
Sehah'')  Kadjar'^)  —  mSge  Oott  miner  Regierunj^  Dauer  verleihen  — 
und  in  der  seiner  Nachkommen  von  Geschlecht  zu  Geschlecht. 

Art.  'M.  Die  Thronfolge  kommt,  wenn  mehrere  Sühne  (des 
Schahs)  vorlüinden  sind,  dem  ältesten  iSohue  des  Padischah.  dps*;eu 
Mutter  persischer  Abstammung  und  eine  Prinzessin  ist,  zu.  falls 
der  Padischah  keine  männliche  (agnatische)  Nachkommen  hat,  erlangt 
der  Älteste  der  konigliclien  Familie  von  demjenigen,  die  der  Krone 
am  nächsten  stehen,  die  Würde  des  Thronfolgers.  Wenn  aber  in 
dem  oben  bezeiclineten  Falle  dem  Padisdiah  (nachträglieh)  eia  männ- 
licher (agnatischer)  Nachkomme  geboren  wird,  so  kommt  von  BeehU 
wegen  diesem  die  Thronfolge  nu. 

Art  88.  Beim  Thronwechsel  kann  der  Thronerbe  die  Begie- 
mngsgeschftfte  nur  dann  persönlich  llbemehmen,  wenn  er  das  acht- 
zehnte Lebenqahr  yoUendet  hat    Hat  er  dieses  Alter  noch  nicht 

*)  Es  kann  auch  heissen:  „als  eine  Gabe  Ghittee". 

<)  Muhammed  Ali  Schah  dankte  am  15.  Juli  1909  ab.  Siehe  Kode 

des  Referat« 

^)  Die  regierende  Dynastie  gehört  zu  dem  ätAmme  der  Kadjaren. 
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eri'eicht,  so  werden  die  JSationalverBammlung  und  der  Senat  in  ver- 
einig^r  Versammlani^  Begenten  (nftib  el  sältän&h)  für  ihn 

wfthlen  (welcher  ihn  vertreten  soll),  bis  er  aebtcehn  Jahre  alt  ge- 
worden ist.  (81.) 

Art.  89.  Der  Padiachali  kann  den  Thron  nicht  beBteigen, 
bevor  er  vor  der  Erl^nnng  in  der  Nationalvertammlnng  eraeblenen 

nnd  in  Gegenwart  d«r  Vitglieder  der  NationalveTsanmInng,  des 
Senats  und  des  .MinisU-riums  dtn  l'olfrenden  Eid  geleistet  hat: 

Ich  nehme  Gott  den  Allmächtigen  und  Kiliabeneii  zum 
Zenpren  nnd  schwüre  hei  dem  heilipren  Koran  nnd  bei  alle  dem. 
was  vor  Gott  ehrwürdig  ist,  dass  ich  meine  ganze  Sorgfalt  an- 
wenden werde,  die  Unabhängigkeit  Persiens  zu  wahren,  die 
Grenzen  des  Reiches  nnd  die  fiechte  des  Volkes  zn  sehfitzen, 
die  Vertoong  Persiens  zn  hftten  nnd  in  Obereinatinunnng  mit 
derselben  nnd  den  Gesetzen  cn  regieren  nnd  fllr  die  Ansbreitnng 
der  DJaferireligion  der  xwOlf  Imune  (siehe  Art  1)  bemüht  nnd 
bestrebt  zn  sein.  (Ich  schwere),  dass  ich,  in  allen  meinen  Hand- 
Inngen  der  Gegenwart  nnd  Aufsicht  Gottes  bewnsst»  keine  anderen 
Absichten  als  das  Wohlergehen  nnd  die  Grosse  des  persischen 
Staates  nnd  Volkes  haben  werde.  Ich  flehe  nm  die  Gnade  Gottes 
im  Dienste  des  Fortschritts  Persiens  und  bitte  um  den  Beibtaiid 

■ 

der  geneigten  Seelen  der  Heiligen  des  Islam.  (KU.) 

Art.  40.  Ebenso  kann  die  znm  Regenten  erwählte  Person 
nicht  eher  die  Regentschaft  übernehmen,  bis  sie  den  obigen  Eid  ge* 
leistet  hat  (88.) 

Art  41.  Bei  dem  Ableben  des  Padischah  werden  die  National- 
versammltmg  nnd  der  Senat  notwendigerweise  zusammentreten.  Der 
Zasammentritt  der  Kammern  darf  nicht  Iftnger  als  zehn  Tage  nach 
dem  Tode  des  Padischah  aufgeschoben  werden.  (79.) 

Art.  42.  Wenn  die  Legislaturperiode  beider  Kammern  oder 
einer  derselben^)  bei  Lebzeiten  des  Padischah  abgelaufen  ist  nnd  bei 
seinem  Hinscheiden  die  nenen  Deputierten  noch  nicht  bestimmt  worden 
sind,  80  treten  die  Deputierten  der  verflossenen  Periode  zusammen.')  (79.) 

*)  Wörtlich:  Wenn  die  Mandatperiode  der  Abgeordneten  beider 
Kammern  usw. 

*)  Wörtlich:  .  go  finden  sich  die  frUbereu  Deputierten  ein  und 
die  Kammern  treten  zusammen. 
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Art,  43.  Ohne  die  Gntheisbung  and  Zustimmung  der  National- 
TersammlaDg  und  des  Senats  kann  die  Person  des  Padischah  nicbt 
die  BegierungsgeschSfte  eines  anderen  (Ireiaden)  Landes  ftber- 
nehmen.  (62.) 

Art  44.  Die  Petaon  des  Padischati  ist  frei  von  Verantwort- 
lichkeit; fllr  die  Angelegenheiten  aUer  Art  sind  die  Staatsminister 
den  Kammern  verantwortlich.  (68.) 

Art  45.  Alle  Fermane^)  vnd  Kabinettsordem  (destchat)  des 
Padischah  in  Staatsangelegenheiten  werden  nur  dann  ansgeftthrt, 
wenn  sie  von  dem  verwitwortlichen  Minister  gegengezeichnet  werden 
sind.  Für  die  Richtigkeit  des  Inhaltes  des  Feiiiians  und  der  Kabi* 
nettsorder  ist  duuu  dieser  Minisf*  r'-i  verantwortlich.  (64.) 

Art  46.  Die  Eriieiiuiui^  und  Entlassung  der  Minister  erfolgt 
dnrch  Ferman  i  Befehl)  des  Padischah.  (65.) 

Art.  47.  Die  Verleihung  der  militärischen  Grade,  der  Orden 
und  Auszeichnungen  steht  anter  Beobachtung  des  Gesetzes*)  aus- 
schliesslich der  Person  des  Padischah  zu.    (66,  75  ond  76.) 

Art  48.  Dem  Padischah  steht  das  Recht  an,  die  leitenden 
Beamten  für  die  inneren  ond  answftrtigen  QeechSftskreise  der  Staats- 
TCrwaltmig,  mit  Zosümmnng  des  verantwortlichen  MiniBters,  an  er- 
nennen,*) vorbehaltlich  der  vom  Geseti  aaegenemmenen  FftUe.  Die 
Einsetsnag  der  Übrigen  Beamten  aber  steht  dem  Padischah  nur  in 
den  vom  Gesetz  (avsdrllcklich)  prftsisierten  Flllen  an.  (66.) 

Art.  49.  Das  Recht  znr  Ansftihmng  der  Gesetze,  Fennane 
nnd  Befehle  zu  erlassen,  steht  dem  Padischah  zu.'^)  ohne  dass  er 
jemals  die  Ausluhruug  der  Gesetze  suspendieren  oder  aufhalten 
kann.  (67.) 

Art.  50.  Der  Oberbefehl  über  die  ganze  Streitmacht,  das 
Ueer  und  die  Flotte,  steht  der  Person  des  Padischah  zu.  (68.) 

Art.  51.  Krieg  zu  eridären  nnd  Frieden  an  echliessen  steht 
dem  Padischah  zn.  (68.) 

')  D«s  Won  .(.^ewanin"  (Gesetze)  im  persischen  Texte,  ist  oUt-nbur 
infolge  eiuei  Drucktehltira  aua  dem  iu  der  Schreibart  üehr  ähulictien 
„Feramin"  (Feiauuie)  entstanden. 

*)  Welcher  gegengezeichnet  liat 

*)  Unter  Binhaltnng  des  von  den  Qesetcen  festgesteUten  Bedingangen. 
*)  wartlich:  Zv  den  Rechten  des  Fadiscfaahs  gehSit  die  Bnien- 
nung  U8W. 

^)  Wörtlich:  Zu  den  Rechten  de«  Padischahs  gehört  der  Brlsss  nsw. 
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Art  52.  Vertrlfo,  deren  Gehetialialtiug  nach  Art.  24  des 
Orandgeeetsee  vom  14.  Ziqadeh  1824  d.  H.  notwendig  iti,  mflnen 
naeli  Fortüdl  des  Verhindernngegnindei,  sobald  die  Interessen  nnd 
die  Sicherheit  des  Beiches  es  erheischen,  mit  den  erforderlichen  Er- 
klftrangen  seitens  des  Padischah  der  NationalTeisaaunlnng  nnd  dem 
Senat  mitgeteilt  werden.  (68.) 

Art.  53.  Die  geheimen  Artikel  eines  Vertrages  können  die 
offenen  Artikel  desselben  nicht  anfheben.  (>>8.) 

Art.  54.  Der  Padischah  kann  die  Nationalversamniinng  und 
den  i5enat  zur  ausserordenilichen  Tagung*)  zusammenbemfen.  (70.) 

Art.  55.  Die  Münzprägaug:  geschieht  in  Gemässheit  des  Ge* 
setzes  im  Namen  des  Padischah.  (74.) 

Art.  56.  Die  Aasgaben  der  königlichen  Hofhaltang*)  müssen 
geeetzlich  festgesetzt  werden.  (77.) 

Art.  57.  Andere  Machtbefhgnisse  als  die  In  den  vorliegenden 
Vetfassnngsgesetsen  prfisisierten  hat  der  Padischah  nicht*)  (78.) 

Ton  den  midatam. 

Art  58.  Znm  Ministerpoeten  gelangen  kann  nnr»  wer  Hnslimi 
persischer  Abstammung  nnd  Untertan  Fersiens  ist  (86.) 

Art.  59.  Die  Prinsen  der  ersten  Klasse,  nimlieh  die  Söhne» 

Brfider  nnd   Onkel  ^terlieherseits  des  jeweiligen  (regierenden) 

Padischah,  können  nicht  zu  Ministern  ernannt  werden.  (87.) 

Art.  60.  Die  Minister  sind  den  Kaniinem  verantwortlich.  In 
jedem  Falle,  wenn  von  enier  der  Kammern  ihre  t  verlangt 

wird,  müssen  sie  ersclieinen  und  bezüglich  der  ihnen  übertrageneu 
Geschäfte  die  Grenzen  ihrer  Verantworlichkeit  wahrnehmen.  (88.) 

Art.  61.    Ansserdem,  dass  jeder  der  Minister  Üir  die  be-  • 
sonderen  Amtsgeschäfte  seines  Ministerinms  allein  verantwortlich 
ist,  sind  sie  bezflglich  der  allgemeinen  Angelegenheiteii  den  Kammern 
gegenüber  gemelnschalUich  verantwortlich  und  der  eine  bfirgt  (liaftet) 
für  die  Handinngen  des  andern. 

Art.  62.  Das  Gesetz  wird  die  Zahl  der  Hinister  nach  Bedarf 
bestimmen. 


*)  Wörtlich:  .  .  in  aiuserordentlicher  Weise. 

*)  Es  ist  die  Zivilliste  gemeint. 

')  Wörtlich:  Die  königlichttn  Mscbtbefuirnisse  sind  nur  die,  welche 
in  den  Torliegenden  Verfsasniigsgeaetzen  prteisiert  worden  sind. 
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Art.  68.  Der  Titel  Vezier  (Minister)  als  Ehrentitel  (ohne 
Amt)  ist  gänidicli  abgeschaffL 

Art.  64.  Die  HinUter  kOnnen  sich  nicht  dadorch  der  Ver- 
antworüichkeit  entziehen,  dass  sie  sich  auf  mUndliche  oder  schrift- 
liche Befehle  des  Padisehahs  sttttsen  (hemfen).  (89.) 

Art.  65.  Die  Nationalversammlung:  oder  der  Senat  können 
die  Minister  zur  Rechenschaft  ziehen  und  vor  Gericlit  bi  iii;.,en.  (?»0.) 

Art.  66.  Über  die  Verantwortlicliiveit  der  Minister  nnd  über 
die  ihnen  aafzolegenden  Strafen  wird  das  Gesetz  bestimmen.  (90.) 

Art.  67.  Greben  die  Nationalyersammliing  oder  der  Senat  ihrer 
Unzufriedenheit  (Misstranen)  mit  dem  Ministerinm  oder  einem  Minister 
mit  absoluter  Minorität  Ansdrnck,  so  mnss  das  Ministerinm  resp. 
der  Minister  entlassen  werden. 

Art.  68.  Die  Minister  können  nicht  zugleich  >)  einen  anderen 
besoldeten  Dienst  übernehmen. 

Art.  69.  Die  Nationalversammlung  oder  der  Senat  werden 
das  Vergehen  der  Minister  vor  den  Ka.ssationshof  bringen.  Dieses 
Tribunal  hat  (darauf)  in  Gegenwart  aller  Mitglieder  seiner  Kammern 
zu  erkennen,  ausser  wenn  die  Ansclinldigung  und  die  (zivile)  Klage 
nach  Maasgabe  des  Gesetzes  ausserhalb  des  Kreises  der  dem  Minister 
überwiesenen  Staatsverwaltung  steht  nnd  ihn  selbst  (als  Privat- 
person) angeht.  (90.) 

Anmerknncf:  Solange  der  Kassationshof  noch  nicht  gebfldet 
ist,  wird  eine  aus  Mitgliedern  beider  Kammern,  nach  gleieher  Zahl, 
durch  Wahl  zusammengesetzte  Kommission  in  seiner  Verlaretung 
fungieren. 

Art.  70.  Ein  besonderes  (iesetz  wird  über  die  Delikte  der 
Minister  und  übov  die  Strafen,  welche  sie  treffen,  wenn  sie  von  (br 
Nationalversamiiilnnfy  oder  dem  Senat  angeschuldigt  werden  oder  in 
Angelegenheiten  ihres  Amtes  der  persönlichen  Anschuldigung  (privater) 
Kläger  begegnen,  bestimmen.  (90.) 

Von  der  richterlichen  Gewalt. 
Art  71.    Das  Obertribunai  (diwani  ädaleti  äzemi)  nnd  die 
Adliehgerichte*)  sind  die  offiziellen  Stellen,  an  die  sich  die  Klagen 

^)  Wörtlich:  ausser  ihrem  Amte. 
-)  Weltliche  Gerichte. 
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der  AUgemeinheit  wegen  BedrOdrangen^)  zu  riehten  haben.  Die 
Joriidjktion  in  Sehemtaacben  ttebt  den  gerechten  Hn^jteliiden 
(siehe  Art.  2),  welche  alle  Bedingungen  anIWeiaen,*)  zu  (vergL 

Art  27,  2). 

Art.  72.  Streitijf  keiten,  welche  sich  auf  die  politischen  Rechte 
>>»^ziehen,  gehören  zur  Kompetenz  der  Adliehgerichte,*)  vorbehaltlich 
Uer  vom  Gesetz  ausgenommenen  Fäll«'.  (98.) 

Art.  73.  Die  Urfgerichte^)  werden  nach  Massgabe  des  Ge- 
setze« errichtet;'^)  niemand  kann  Gerichte,  gleichviel  anter  welcher 
Benennnng  and  in  welcher  Weise,  in  Widersprach  zn  den  Be* 
Btinunnngen  des  Gesetzes  bilden.  (94.) 

Art  74.  Gerichte  dHrfen  nur  kraft  Gesetses  zasammengesetzt 
werden.  (94.) 

Art.  75.   Für  das  ganze  Seich  soll  nar  ein  Kassationshof 

fdiwanchaneji  temiz)  fiir  Urfsachen  (siehe  Art  27.  2),  und  zwar  in 
d^  r  Hauptstadt,  errichtet  werden.  Der  Kassationshuf  wird  in  keinem 
Pi-ozess,  mit  Ananahme  der  die  Minister  betrefifeuden  Prozesse,  von 
Anfang  untersuchen  ")  (95.) 

Art.  76.  Die  Sitzungen  aller  Gerichte  sind  öffentlich,  aasser 
wenn  die  Öffentlichkeit  derselben  der  Ordnung  oder  den  Interessen 
der  Sittlichkeit  zawider  Iftaft;  in  diesem  Falle  verkfludet  das  Gericht 
die  Notwendigkeit  des  Ansachlasses  der  öffenüicbkeit')  (96) 

Art  77.  In  betreif  politischer  nnd  Fressvergehen  darf  die 
Öffentlichkeit,  wenn  die  Heimlichkeit  der  Verhandlung  ratsam  er- 

scheint,  nur  durch  einstimmigen  Beschluss  aller  Mitglieder  des  Ge- 
richtes aosgeschloHHen  werden.  (1)6.) 

*)  Das  Wort  „Bedrflckuog"  ist  Im  weiteren  Sinne  zn  Tentehen. 
Es  sind  Ungerechtigkeiten  aller  Art  und  nicht  nur  die  Bedrileinugen 
seitens  der  Behörden  gemeint. 

*)  Die  BedingungeUf  welche  das  Isiamrecht  bei  dem  Bichter  vor- 
aussetzt. 

^)  Wörtlich:  sind  an  die  Adliehgerichte  gebunden  (oder:  sind  tou 
deu  Adliehgerichten  abhaugigj. 
«)  Weltildie  Gerichte. 

»)  Wftrtlieh:  ^  Die  Einsetzung  von  Urfgorichten  ist  von  der  Vor- 
schrift des  Gesetzes*  abhingig. 

^)  I).  h.  er  erkennt  nicht  Aber  die  einem  Rechtsstreit  zagntnde 
liegenden  Tatsachen. 

')  WörÜich:  die  Notwendigkeit  der  Heimlichkeit 
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Art.  7^  Die  von  den  Gerichten  gefällten  Urteile  müseen 
motiviert  sein,  die  Geeetzespanigrapheii,  aof  Qnuid  deren  das  Urteil 
gefUlt  worden  leti  enthalten  nnd  AiPentUcb  Terleeen  werden.  (97.) 

Art.  79.  In  betreff  politiecher  nnd  PreesTergehen  wird  in 
den  Gerichten  ein  Geachworenenkolleginm^)  migegen  aein.  (98.) 

Art.  80.  Die  Cheft  (Vorsitsenden)  and  IDtglieder  der  Adlieh- 
gerielite  werden  in  der  dnrch  da«  Jnstizjzresetz  bestimmten  Weise 
ernannt  und  durch  königlichen  Ftiiaan  tm^esetzt.  (99.) 

Art.  81.  Kein  Kit  Itter  des  Adliehgerichtes  darf  ohne  g^ericlit- 
liches  \'erfai)ren  und  Nachweis  ht^iuer  Schuld  seines  Amtes  entsetzt 
odei-  zeitweise  enthoben  werden,  es  sei  denn,  er  selbst  wünscht 
zurückzutreten.  (100.) 

Art.  82.  Die  Versetzong  der  Kichter  der  Adliehgerichte  darf 
nnr  mit  ihrer  Zustimmnng  erfolgen.  (100.) 

Art  88.  Die  Emennnng  der  Person  des  Öffentlichen  An- 
klSgers  (mndd^'i  nmnm)  liegt  dem  Padiachab  ob  und  bedarf  der 
GntbeiBBiuig  durch  den  Sehertjerlchter  (siehe  Art  27, 2).  (101.) 

Art.  84.  Die  OehSlter  der  Mitglieder  der  Adliehgerichte 
werden  durch  das  ersetz  festgesetzt  (102.) 

Art  85.  Die  Cheh  der  Adliebgeriehte  kOnnen  besoldete 
Staatsämter  nicht  annehmen,  es  sei  denn,  sie  übernehmen  den  Dienst 
unentgeltlich  und  (die  Übernahme)  steht  auch  sonst  nicht  im  Wider- 
sprach zum  Gesetz.  (103.) 

Art.  86.  In  der  Hauptstadt  jeder  Provinz  fSitz  des  General- 
gouvernenrs)  wird  ein  Appellationegericht  (mehkemeji  istinaf)  tür 
Adliehsachen,  '^)  in  der  durch  das  Justizgesetz  vorgeschriebeneu  Weise, 
errichtet.  (104.) 

Art  87.   Es  werden  im  ganaen  Beiche,  in  Oemftssheit  be* 
eonderer  Gesetze,  Militärgerichte  errichtet  (105.) 

Art  88.  Die  Entscheidung  in  Streitigkeiten  bezüglich  der 
Grenzen  der  Verwaltnngszweige  und  Ämter  des  Staates,  nach  Mass- 
gabe der  Bestimmungen  des  GesetzeSi  steht  dem  Eassationshof  zu.  (106.) 

Art  89.  Das  Obertribunal  (diwanchan^i  adlijeh)  und  die 
Gerichte  werden  die  allgemeinen  Verfügungen  und  Verordnungen  ' 

^)  Das  Wort  ^MunsiP,  durch  welches  das  Wort  „GesdiWOfine" 

wiod«rpe^eben  wird,  bedeutet  Schiedsrichter. 

^  Ffir  K  'chtssacheo,  die  cur  Zuständigkeit  der  Adliehgerichte  ge- 
hören (siehe  Art.  71). 
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und  die  der  Ptovimeii,  Bedrke  und  Stidte  nur  dum  anwenden, 
wenn  sie  mit  dem  Geeets  in  BinklMig  ttehen.  (107.) 

Von  den  Fh»finiinl-  und  BenSrkeremamidnngen. 

Art  90.  Eft  werden  im  gwuen  Beiehe  naeh  ICaasgabe  dnee 
beBoaderanBeglements*)  Previmdel-  nnd  Berirksvermmmlnngen^  ein- 
gerichtet  DieGhrtindgceetee  dieeerVemmmlniigen  sind  folgende:  (108) 

Art.  91.  Die  Mitglieder  der  Provinzial-  und  Bezii  ksvei  samm- 
langen  werden  direkt  durch  die  Einwohner,  in  übereiiisinuinung  mit 
dem  fieglement  für  diese  Yersammlnngen»  gew&hlt  (lOÖ.) 

Art  92.  Bie  Provinsial-  nnd  Bedrhsverftemmlnngen  haben, 
nnter  Beobaehtang  der  gesetaUeh  beetimmten  ihenzenf  daa  volle 
Anfriefatireeht  über  die  gemeinnfitiliefaen  Beformen.  (108.) 

Art  98.  Das  Veneichnii  aller  Anagaben  nid  Einnahmen  der 
Provina  and  de«  Bealrkea  wird  dnrch  die  Provinzlal-  nnd  BeEirke» 
veraarnmlnngen  gedraekt  nnd  ▼erbreitet  (YerOffentlicht).  (108.) 

Von  den  Vinanaen. 

Art.  94.  Stenern  (maUat)  jeder  Art  kOnnen  nnr  kraft  Gesetses 

»uf er  legt  werden.  (110.) 

Art.  95.  Das  Gesetz  wird  die  Fälle  bestimmen,  die  von  diet 
Stenerentrichtang  befreit  werden  kOnnen. 

Art.  96.  Die  NationalTersammlang  wird  alljährlich  dnrch 
MehrheitebeschlnaB  das  Stenermais  gntheiaeen  nnd  feataetaen.  (III.) 

Art  97.  In  betreif  der  Stenern  wird  keinerlei  BeTorzngnng*) 
xwiaehen  den  einaelnen  der  Nation  slattlindeo.  (112.) 

Art  96.  Die  StenerermSssigong  und  Stenerbeflreiuig  sind  von 
dnem  besonderen  Gesetz  abhängig.^)  (112.) 

*)  Daa  GeBCtx  für  die  ProTincial-  nnd  Beeirksyersammlungen 
(qanuni  endjnmenhaji  ejaleti  we  wilaj«ti)  wurde,  nach  Annahme  durch  die 
NationalverBammlun^',  im  Monat  Rebielsani  1325  d.  H  vom  Sichah  unter- 
zeichnet. E»  enthält  122  Artikel  uud  wird  ergänzt  durch  eiu  Telegramm 
der  Nationalversauiuil uag  an  die  GouTemementfi,  dass  als  Provinzen  nur 
Aserbei<jyan,  Chorassan,  Fars  uud  Kixman-Belut«cbL»tan  zu  gelten  haben 
ond  dasi  die  WalilMi  dank  die  aeebi  Stftada  des  Ftrlamentiiiahlgesetses 
▼orgeaommea  werden  eollea. 

t)  Eadjamenheii  i|^eti  we  wih^ 

*)  Wörtlich:  Untetechied  und  Distinktien. 

*)  Sie  kdnaea  nur  durch  ein  Geeets  «ngooidnet  wecdea. 
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Art.  99.  £8  darf  voü  der  Bevölkerung  (den  Staatsangehörigen i. 
anaser  in  den  Tom  Gesets  in  klarer  Weise  anigenomiienen  F&llen, 
unter  keiner  Benennung  etwas  (anderes)  verlangt  werden,  als  (die 
Abgaben)  nnter  dem  Bechtetitel  der  Staata-,  Provinzial-,  Bezirks- 
und  Stadtatenem.  (11$.) 

Art  100.  Nnr  kraft  Gesetzes  kann  der  Staatsschatz  znr 
ZaUnng  von  Pensionen  nnd  Gratifikationen  angewiesen  werden.  (114.) 

Art.  101.  Die  Mitglieder  der  Rechntmgskammer*)  werden  von 
der  National versamnihiiig,  für  die  durcli  das  üesetz  bebtimmt«  Zeit- 
dauer, crnaunt.  (11«>.) 

Art.  102.  Der  Rechnii!igsi%aninier  liegt  ob,^')  die  Rechuiingeii 
der  i*  iiiauzverwaltnn?  zn  prüfen  und  zn  liquidieren  nnd  mit  allen 
Rechnungsführern  des  Schatzes  abzurechnen  und  iusbeboudere  dar- 
üb^  zu  wachen,  dass  kein  Titel  der  im  Badget  bestimmten  Aus- 
gaben, das  festgesetzte  lüass  ttberschreitend,  eine  Änderung  erfUirt, 
und  dsss  jeder  Poeten  an  seinem  Platze*)  verwendet  wird.  In 
gleicher  Weise  hat  sie  die  ▼erschiedenen  Bechnimgen  aller  Zwdge 
der  Staatsverwaltung  zu  prüfen  und  zu  liquidieren  und  die  Belege 
der  Rechnungen  zu  sammehL  Sie  muas  das  Verzeichnis  der  ge- 
samten Staatsrechnung  zusammen  mit  ihren  Bemerkungen  der 
Nationalversammlung  vorlegen.  (116.) 

Art.  103.  Die  Einrichtnniir  und  Organisation  dieser  Kammer 
(Rechuuugäkammer)  erfolgt  durch  Gesetz.  (116). 

Dia  Heer. 

Art.  104.  Das  Gesetz  bestimmt  über  die  Art  der  Aushebung 

des  Heeres.  Die  Pflichten  und  Rechte  der  Militärpersonen  und 
das  Avancement  werden  durch  das  Gesetz  geregelt.  (118.) 

Art.  105.  Die  Ansfral.»  n  für  das  Militär  werden  jährlich 
durch  die  Nationalv^^rsannnlunff  bewilligt.*) 

Art.  106.  Fremde  Truppen*)  können  nur  kraft  eines  Ge- 
setzes in  den  Dienst  des  Staates  gestellt  werden,  sich  auf  dem 
Gebiete  des  Kelches  aufhalten  oder  es  durchziehen.  (121.) 

*)  Diwaui  niuhasebet. 

*)  Wdrtlicb:  Die  Recbnungskammer  ist  beauftragt  usw. 
*)  Ohne  Übertragung. 

*)  Wdrtlich:  Die  Militftrauagaben  jedes  Jahres  werden  seitens  der 
Nationalversammlung  gutgeheisBeii. 
*)  Wörtlich:  Fremdes  Heer. 
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Art.  107.  Nur  «af  Onmd  des  GesetseB  können  den  HilitSr- 
Personen  ihre  Gehftlter,  Würden  und  Grade  entEOfen  werden.  (124.) 

Die  Kopie  der  Königlieheii  Signatar. 
Im  Namen  des  Erhabenen  and  Höchsten! 
Die  (vorliegende)  Erginznng  zu  der  Verfossnngenrirande  ist 
(von  üne)  gesehen  worden.  Sie  ist  dorehweg  richtig,^)  und  Unsere 
K9nigUehe  Person  wird,  so  Gott  will,  die  HQterin  nnd  Beanfirichti- 
gerin  des  Ganzen  (der  glänzen  Verfassung;)  sein.  Auch  Unsere  Nach- 
koiiimen  werden,  so  Cifttt  es  will,  diesen  heiligen  Prinzipien  und  la- 
stitutionen  Kraft  verleihen.  29.  Scheban,  Qiyi  11,  1^25  d.  H.  In 
dem  Königlichen  iSchlosse  zu  Teheran. 


Bei  der  Betraehtnng  des  vorliegenden  Grundgesetzes  sind  es 
zwei  Punkte,  die  ganz'  besonders  anfCsUen:  die  radikale  Ein* 
schrSnknng  der  königlichen  Vachtbeftignifse  nnd  die  wichtige  Bolle, 
welche  dem  Scheriatrecht  in  der  Gestaltung  des  persischen  Staats- 
lebens  zugewiesen  wird. 

Der  noch  vor  kurzem  so  unbeschrflnkt  herrschende  Schahenschah 
ist  nicht  mehr  Träger  der  Souveränität.  Die  Staatsgewalten  leiten 
ßich  von  der  Nation  ab,  die  Künigswürde  ist  ein  von  der  Nation 
der  Per8(»u  «les  i'adiscliali  an  vertrautes  Gut.'-)  Die  Rechte  der 
Krone  sind  genau  umschrieben  und  Art.  57  des  Grnnde:e8PtzeB  be- 
tont noch  ausdrücklich,  dass  ihr  weitere  Machtbefugnisse  als  die  in 
den  Verfassungsgesetzen  aufgcffihrten,  nicht  zustehen.  Es  sind  im 
wesentlichen  die  gleichen  Rechte,  welche  die  belgische  Verfassung 
dem  Kdnig  einräumt.  Eine  wichtige  Abweichung  besteht  bezfiglieh 
des  Begnadigungs-  und  Straftnilderungsrechts,  welches  in  dem 
persischen  Grundgesets  fehlt  Auch  die  Bestimmung  des  Art.  67, 
dass  Jedes  Ministerium  und  jeder  Minister  zu  entlassen  sind,  sobald 
eine  der  Kammern  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gegen  sie  ihr 
Misstranen  ausdruckt,  ist  ein  Zngestftndnis  an  das  Parlament,  das 
die  belgische  Verfassungsnrkunde  nicht  kennt 

Was  nun  den  zweiten  l'unkt  anbetritft,  so  stösst  man  immer 
und  immer  wieder  auf  das  Bestreben,  unter  keinen  Umständen  dem 

^)  Sehih  est  (es  ist  richtig),  ist  die  Form,  in  der  der  Schah  die 
Femane  usw.  unterzeichnet. 
.«)  Art.  26  nnd  35. 
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Scheriatrecht,  den  heiligen  Gesetzen  des  Islam,  Abbrach  zu  tnn. 
Die  offizielle  BeUgion  Feraieiu  ist  schiitache  Ldam,  der  Sehah 
mm  sieli  xu  diesem  Glauben  iMkennen  und  Ar  «eine  Avelirdtiuig 
wirken.  (jeaetie,  die  den  iilnmiBchen  GrnndsStasen  xawiderlanfen, 
dttrüBn  nicht  erlassen  werden;  die  Nationslremnmlmig  wird  von 
den  Bwanzig  Personen,  die  ihr  Ton  der  sehiltschen  Geistlichkeit  ans 
ihrer  Mitte  yorgeeehlagen  werden,  mindestens  fünf  wthien,  nm  sie 
als  Mitglieder  des  Hanses  anzuerkennen  nnd  sich  ihrer  Entseheidnng, 
ob  die  eingebrachten  Knt würfe  zur  Beratuiig  zuzulassen  oder  alt» 
scheriatwidrig  abzuweisen  sind,  unbedingt  zu  fügen.*) 

Die  Lern-  und  Lehrfreiheit  wird  durch  den  Vorbehalt  alles 
dessen,  was  das  Scheriat  Terbietet^  paralysiert,*)  ebenso  wie  die  Press- 
freibeitk  der  dnrch  den  Ansschlnss  der  irreleitenden  nnd  dem  Islam 
nachteiligen  Schrillten*)  nnUberstelgbare  Schranken  gesetzt  werden. 
Die  Eschtsprecbnng  in  Scheriatsachen  steht  nach  wie  yor  den 
Mn^jtehiden,  den  geistlichen  Bichten,  ra*)  nnd  die  Ernennung  der 
Offentlidien  AnkUlger  bedarf  Ihrer  Gnthdssnng.^ 

Die  Tendenz,  der  Neuordnung  des  persischen  Staatswesens  das 
Scheriatrecht  ziierunde  zu  le^en.  ist  begreiflich,  wenn  man  die  Un- 
wissenheit der  breiten  Massen  des  persischen  \  olkes  und  den  grenzen- 
losen Einflttss  der  Geistlichkeit  auf  sie  berücksichtigt  und  bedenkt, 
dass  das  Gelingen  der  Umwälzung  der  Mitarbeit  der  letateren  und 
dem  Umstand,  dass  sie  sich  an  die  Spitze  der  Bewegung  gestellt 
hat,  an  verdanken  ist  £s  ist  nur  natürlich,  dass  die  Geistlictikeitt 
sei  es  im  Interesse  der  ihrer  Obhnt  auTertranten  Beligion,  sei  es 
mit  Kttcksicht  anf  die  Interessen  ihres  Standes,  die  Hhitansetanng 
des  Scheriat  nnd  der  scheriatreehtiiehen  Grondsätse  nicht  dulden 
durfte.  —  Aber  dann  ist  es  TerfeUt,  von  Gmndgesetsen  an 
reden;  die  wirklichen  Grundgesetze  rind  die  Satcuugen  des  Islam- 
rechtes.  Diese  sind  aber  nnabftnderlich  nnd  so  kann  wohl 
auch  nicht  gut  von  einer  souveränen  legislatorischen  Gewalt  die 
Eede  sein. 

^  Art  1. 

■)  Art  2  nad  87, 1. 
•)  Art  la 

*)  Art.  20. 

Art.  27, 2  und  Art  71. 
«)  Art  83. 
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Acht  Monate  nach  der  Unterzeichnnng  der  Verfassnngsarkiuide 
und  nadidem  er  am  12.  November  1907  in  der  Nationalvenamniliuig 
den  Eid  «auf  die  Konetitntion  geleistet  hatte,  liese  Hnhunmed  Ali 
Schah  nnter  dem  EinflnsB  seiner  reaktlonttren  ümgebnng  Juni  1908 
das  Parlament  bombardieren  und  die  Volkivertreter  auseinander 
treiben.  Doch  gelang  dem  Schah  nichts  das  alte  Begime  dauernd 
'wiederhenustelleni  noch  das  Volk  zur  Annahme  einer  neuen  Ver* 
fassnng  auf  Grund  reahtionirer  Prhusipien  m  bewegen.  Der  offene 
Kampf  gegen  den  eidbrüchigen  Herrscher  wnrde  zunächst  in  Tebris 
nnter  der  Leitang  Sattar  Chans  aufg:enouimen  und  verbreitete  sieh 
'lank  den  unausgesetzten  Anregungen  "^pitfns  der  einfluRsreichen 
(ieistlichen  in  Nedjef  nach  nnd  nach  uber  ganz  Persien,  bis  er 
BchliessHch  za  der  Eroberung  der  Hauptstadt  am  13.  Juli  1909 
durch  die  Streitkräfte  der  Verfasenngsfrennde,  nnter  Fflhning 
SiPAHDiBS  nnd  des  Serdari  Assbd  fahrte. 

Nachdem  tf  nhammed  Ali  Schah  von  seinen  Frennden  verlasse, 
am  15.  Jnli  voreilig  in  die  russische  Gesandtschaft  geflohen  war 
nnd  abgedankt  hatte,  wnrde  sein  Sohn,  der  dreisehigährige  Ahmed 
Mirza,  am  16.  Jnli  von  einer  Versammlung  ans  Ißtgliedem  des 

firttheren  Parlaments,  ans  zahlreichen  Notabein  nnd  Führern  der 
Konstitutionalisten  und  des  Militärs  zum  Sciiali.  unter  der  Regent- 
schaft Azed  el  Mnlks,  ausgerufen.  Somit  war  die  Verfassung 
reaktiviert  und  die  neugewählte  ^^ational Versammlung  konnte  am 
15.  November  eröffnet  werden. 

1907—1906. 

Das  legislatorische  Ergebnis  der  fsst  xwe^hrigen  Arbeit  der 
ersten  persischen  NationalTersammlnng^)  ist  nicht  eben  reich  zu 
nennen.  War  einerseito  die  Aufmerksamkeit  des  Parlaments  su  sehr 
durch  die  Unruhen  im  Lande,  die  Umtriebe  der  Reaktion  und  die 
Übergriffe  der  Nachbarn  abgelenkt,  so  erschwerte  andrerseite  die 
Unerfahrenheit  der  meisten  Volksvertreter  in  politischen  und  gesetz- 
lichen Dingen  eine  konsequente  und  zielbewusste  Tätigkeit.  Der 
Vorsitzende  scheute  sirli  vor  der  strengen  Handhabung  der  Geschäfts- 
ordnung, Tagesordnungen  fehlten,  jedes  Mitglied  redete  wie  und 

^)  !^ie  ^v^^de  eröffnet  »m  7.  Oktober  1906  und  auseinandergetrieben 

am  23.  Juni  im 

Jabrbocb  der  lutemat.  V^Teiiiigaag.  tk  B<L  217 
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wann  es  wollte,  und  maü  spraug  von  einer  Fraf^  auf  die  andere, 
ohne  infolgedessen  in  den  meisten  Fällen  eu  einem  Resultat  —  zur 
Beschlnssfassnn^  zu  irelanfi:eii.  Die  wenigen  Gesetze,  welche  zu- 
stande kamen,  weisen  im  iibri^^en  nur  geringe  selbständige  Arbeil 
auf.  Die  Grundgesetze  liaben  die  Verfassungen  Belgiens  und  der 
Türkei  zum  Vorbild,  dto  MoniziiMÜgesetz  und  das  Gesetz  für  die 
Provinzial-  and  Bezirksversammltuigen  sind  mehr  oder  minder  trene 
Kopien  der  entsprechenden  Geeetxe  Frankreichs,  BosslnndB  nsw. 

Ober  die  VerfiusangsgnindgeNtie  vom  30.  Deaember  1906 
und  10.  Oktober  1907  haben  wir  bereits  in  den  früheren  Jahr> 
i;&ngen  dieses  Jahrbncfas  berichtet  Ebenso  fiber  die  GeschSfts- 
ordnong  der  Nationslversammlnng,  welche  inzwischen  einer  griind- 
liehen  Revision  unterzogen  worden  ist  Das  Wahlgesetz  vom 
12.  Djemadielacher  1327,  welches,  das  Wahlgesetz  vom  20.  Redjeb 
1324  eiselzend,  zugleich  einige  Aiiikel  der  Verfassung  abäuiierte. 
ist  in  den  Bl.  vergl.  R.  1909,  No.  6,  besjirochen  worden.  Es  bleibr 
hier  nur  noch  über  die  wenigen  tibriq^en  Gesetze  zu  berichten,  die 
während  der  vSession  der  ersten  NatioaalversaumüuQg  and  duixh 
diese  zustande  kamen.    Es  sind: 

1.  das  Gesetz  für  die  ProYinzial-  nnd  Bezirksversammlnngen» 

2.  das  MunizipalgesetZy 

3.  das  Pensionsgesetz, 

4.  das  Pressgesetz  (Febmar  1908), 

5.  das  Gesetz  für  das  Ministerium  des  Innern  nnd  die  OonTemeore 
(Dezember  1907). 

Über  die  beiden  letzteren  Gesetze  werden  wir  bei  einer  anderen 
Gelegenheit  berichten.   Eine  Beihe  von  Entwflrfen  (znm  Straf-  nnd 

Zivilgesetzbuch,  zum  Polizeigesetz,  zur  Bildung  von  Handelskammern 
und  Regelung  des  Aktiengesetzes  usw.),  welche  zum  Teil  in  den 
Kommissionen  und  zum  Teil  im  Plennm  beraten  wurden,  blieben 
infolc^e  der  gewaltsamen  Auflösung  der  Nationalversammlung  un- 
erledigt. 

Das  Gesetz  für  die  Provinzial- und  Bezirks  Versammlungen 
(qanuni  en4jumenh^i  «^jaleti  we  wiliyeti) 

wurde  nach  Annahme  dnrch  die  Nationalversammlnng  im  Monat 
Bebielsani  1325  d.  H.  vom  Schah  nnterzeichnet.  Dadurch  snchte 
die  Nationalversamminng  anf  DrSngen  des  Scliahs  einem  grossen 
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Übelstand  abzuhelfen.  Es  hatten  sich  nämlich  seit  dem  Be- 
ginn der  Verfa.sRinit^s.kampfe  nnter  der  Bezeichniinp:  ^Endjumen'* 
politische  ^'ereinigQllgen  zur  Leitnnir  der  Parlamentswalilen  und 
Verfechtung:  der  freiheitlichen  iorderun^en  g-ebildet.  welche,  in  der 
Zahl  immer  anwachsend  und  in  ihren  Forderungen  bald  alle 
Schranken  ttbemchreitend,  einerseits  das  Parlament  gänzlich  be- 
hemebten  und  andererseits  durch  ständige  Eingriffe  in  die  Verwaltnn; 
die  anarchischen  Znetftnde  noch  Tencblinmierten.  Ei  entstanden  aber 
bald  auch  leaktionSre  und  idamisch-raekBehrittUehe  En^nmena.  Die 
Gegenflfttze  dieser  sn  den  verfasanngsfirenndliehen  Vereinlgnngenf  die 
oft  in  Tfttlieiikelten  ausartende  Feindschaft  der  Leiter  der  Endjn* 
mens  Terschiedenster  Riehtongen  gegeneinander  nnd  die  Terrori- 
siemng  der  Regierung  und  Volhsvertretiing  dnreh  sie  alle  f&hrten 
zu  einem  heillosen  Wirrwarr.  Allein  in  Teheran  bestanden  144  En- 
djnmens. 

Das  Gesete  vermochte  aber  nicht  dem  Treiben  Kinlialt  zu  tun 
nnd  die  Endjumens  lösten  sich  erst  nach  der  Vertrcilnui)^  des  Par- 
laments auf.  Nach  der  Reaktivierung  der  Verfassung-  sind  in  den 
meisten  Gegenden  aaf  Grund  dieses  Gesetzes  Proviozial-  und  Be- 
zirksversammlnngen  gewftblt  worden.  Den  ungesetzlichen  Endjumens 
nnd  ihrem  Gebahren  sucht  sowohl  die  Kegierung  als  auch  die  ein- 
fluBsreiche  Ne4j^<Br  Geistlichkeit  mit  Energie  entgegenzutreten. 

Das  En^nmengeaets  enthält  122  Artikel  und  wird  ergSnzt 
durch  eine  telegraphische  BIrklSrnng  der  Nationalversammlung  an 
die  Gouverneure  und  Veraammlungen  der  Provinzen  und  Bezirke, 
dass  die  Versammlungen  zusammengesetzt  werden  sollen  aus  den 
Gewihlten  der  6  Klassen  (Prinzen,  Geistlichkeit,  Adel,  Grosskauf- 
leute,  Gutebesitzer  und  Bauern,  Kleinhändler  und  Handwerker)  ent- 
sprechend dem  Wahlgesetz  vom  20.  Redjeb  1324  d.  H.  für  die 
Kammer^)  und  dass  als  Provinzen  (ejalet)  nur  die  Landesteile: 
Aztriteidjan.  ChoraRsan.  Farn  und  Kirman-Iielutschistan  zu  srelten 
haben,  während  alle  übrigen,  der  Zentral re}i:ieruug  direkt  unter- 
stellten Gonvememente  ebenso  wie  die  Bezirke  mit  Gouverneursitz 
der  Provinzen  hinsichtlich  der  Versammlungen  als  Bezirke  (vili^et) 
zu  behandeln  sind. 

L  Über  die  Wahles  zu  des  Prorinzial«  vmä  Bezirks- 
▼eramniliiiigeii.  In  den  St&dten  ist  wahlberechtigt  jeder  dort 

M  Bl.  vergl.  R.  9,  llKKi.  ^  
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auBftatige  Pener^  der  das  21.  LebenBsjahr  voUendet  hat  und  ia  der 
betr.  ProTinz  Grandeigeiitiini  besitct  oder  direkte  Steuer  zablt 

AuBgeschlossen  sind  Frauen,  Unmündige  und  Personen,  welche  wegen 
Verbrechen  bestraft  worden  oder  wegen  Verderbtheit  ihrer  Über- 
zeuicnngen  oder  als  Mörder  und  Räuber  bekannt  sind  oder  einen 
verbrecherischen  Bankerott  gemacht  haben.  Ausgeschlossen  sind 
auch  die  Gouverneure  und  ihre  Gehilfen  am  Orte  ihres  Amtes,  die 
PoUzeibeamten  in  der  Stadt  ihres  Dienstes  und  die  Militärpersonen 
des  aktiven  Dienststandes.  Die  Wfthlbarkeit  setzt  neben  d^ 
obigen  Bedingiuigeii  noeb  voraus  ein  Alter  von  80  Jahren  nnd  daas 
4er  Kandidat  penisch  voUkommen  lesen  nnd  schreiben  Icann  und 
nicht  im  Staatsdienst  steht  (Art.  6—9). 

In  den  Landkreisen  (bnlnk)^)  ist  wahlberechtigt  Jeder 
dort  ansMge  Perser,  der  das  25.  Lebenigahr  vollendet  hat,  Land- 
wirtschaft betreibt  nnd  Stenern  zahlt,  sofern  er  nicht  im  MilttSr- 
dienst  steht  oder  als  Mörder  und  Kfiuber  bekannt  lei.  Die  Wähl- 
barkeit erfordert  ausserdem  ein  Alter  von  30  Jahren,  Kenntnis  der 
örtlichen  Verhältnisse  und  dass  der  Kandidat  nicht  im  btaaibdienst 
steht  (Art.  48—49). 

In  den  Städten  sind  die  Wahlen  geheim,  in  den  Zentralstädteu 
auch  direkt  (siehe  IL);  sie  erfolgen  durch  relative  Stimmenmehrheit^) 
nnd  werden  geleitet  durch  einen  Wahlvorstand  von  6  angesehenen 
Persönlichkeiten  ans  der  Kitte  der  Wahlberechtigten  unter  Anfbicht 
des  Gonvemenrs  oder  seines  (Gehilfen.  Fflr  die  Wahlhandlnng  und 
das  Beschwerdeverfahren  gelten  im  übrigen  die  gleichen  Gmndsitse^ 
wie  sie  fllr  das  Kammerwahlreeht  durch  Gesetz  vom  12.  Djemadi- 
dacher  1827*)  aufgestellt  worden  sind,  mit  der  Abweichung,  dass  bei 
den  Wahlen  für  die  Provinsial-  nnd  Becirksveisammlnngen  der 
Wahltermin  2  Wochen  vorher  bekanntzumachen  ist  nnd  auf  einen 
Freitag  \)  lailen  mubS.  Die  Abstimmung  dauert  nur  einen  Tag.  i»as 
Sitznngsprotokoll  wird  in  zwei  Abschriften  hergestellt,  von  denen 
die  eine  dem  Gouverneur  und  lin  zweite  zusauimen  mit  der  Wahl- 
liste der  gewählten  Versammlung  zu  Uberhändigen  isi.  Kr  weiset  sich 
die  Wiederholung  der  Abstimmung  als  notwendig,  so  erfolgt  sie  an 

^)  Gemeint  ist  du  platte  Land  im  Gegenaals  sur  Stadt. 
*)  Bei  Stimmengleichheit  entieheidet  das  Los. 
*)  Bl.  Tergl.  R.  1909,  No.O. 
*)  MolniamedaBiaeher  Sonntag. 
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nächstfolgendeu  Fmtag.  Über  Beschwerden,  die  der  Versammlung 
binnen  einer  Woche  nach  der  Eröffnung  einzareicken  sind,  entscheidet 
diese  endgttlüg  (siehe  auch  III.);  die  Entscheidiuig  hat  blmifin  eines 
Monats  zu  erfolgen.  (Art.  11 — 47.) 

Für  das  platte  Land  gilt  das  Prinzip  der  indirekten  Wahl 
(siehe  n.). 

II.  Über  die  Zusammensetzung  und  den  Sitz  der  Pro- 
Yinzial-  und  ßezirkHversainnilungen.  In  der  Zentralstartt  jeder 
der  eingangs  genannten  vier  „Provinzen**  (ejalet)  tagt  die  Provinzial- 
versammlnng,  welche  zusammengesetzt  wird  ans  den  12  Gewählten 
der  Stadt  selbst  und  Umgebung  (je  ^  von  jeder  Klasse,  s.  oben)  nnd 
ans  den  Delegierten  der  Versammlnngen  der  der  Provinx  unter- 
stellten Bezirke.  Diese  sowohl  wie  aneh  die  bedentenden  Stimme 
der  Provinz  sind  berechtigt,  je  einen  Vertreter  in  die  Pvo^inzial- 
versammlnng  zn  entsenden  (Art.  1 — ^5).*) 

In  der  Hauptstadt  jedes  Bezirkes  (vilajet)  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  (s.  oben)  tritt  die  Bezirksversaiuiiilung  zusammen.  Sie  wird 
zusammengesetzt  ans  den  ('>  *i«wählten  der  Stadt  selbst  (je  1  von 
jeder  Klasse)  und  aus  den  Delegierten  der  b<  ileuTrnden  Stilmme  und 
der  Landkreise  (bulnk)  des  Bezirkes.  Die  Walii  der  Landkreis- 
delegierten ist  indirekt;  die  Dörfer  wählen  je  einen  Wahlmann, 
welche  ihrerseits  im  Zentrum  des  Landkreises  zusammen  mit  dem 
dortigen  Wahlmann  *)  nnd  mit  Wissen  des  GouvemennreirtareterB,  einmi 
ans  ihrer  Hitte  oder  einen  Einwohner  der  Stadt*)  mltStimmennMhrheit 
zum  Delegierten  für  die  Bezirksversammlnng  wfthlen  (Art  50—52, 
115—121). 


In  der  Sitiung  vom  3.  Februar  1910  genehmigte  die  National* 
Tersammlung  die  Bitte  der  Armenier  ton  Aserbeicyao,  andh  ihreneits 

einen  Delejfierten  in  die  Venammlung  dieser  Provinz  zu  entsenden.  In 
gleicher  Weise  entsprach  sie  (Sitzung  vom  11.  Februar  1910)  der  Petition 

fipr  'Äornn^lrier  von  .Tezd  bezfiglich  ihrer  Vertretung  in  der  Verpnmmhirij 
diesem  HezirkoH.  Dieser  Ausutthmeziistaiul  dauert  indes  nur  bis  zu  den 
Neuwubien,  wo  die  Andersgläubigen,  sich  an  den  all^a^meiiien  Wa^en 
beteiligend,  von  einer  besonderen  Vertretung  absehen  müssen. 

•)  Weich  letzterer  nach  dem  fflr  die  Städte  vorgeschri ebenen  Wabi- 
▼erfohren  (siehe  I.)  zu  w&hleu  ist,  falls  das  Zentrum  des  Landkreises  eine 
Stadt  ist. 

*)  Gemeint  ist  die  Hauptstadt  des  Besirkes. 
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III»  Über  die  SrSfliuig,  Wahlpeiiode,  Aafllteang  uad 
OesebiflsordMaBg  derProTiniial"  und  BeiirkBTersamnilmgeB. 

Eine  Woche  nach  Beendigung  der  Wahlen  in  der  Zentnlstadt  wird 

der  Endjumen  eröffnet  iind  ist  beschlnssfahig,  auch  bevor  die  an»- 
wäriigeü  Delegierteu  (8.  IL)  aiikumiut'ii.  Mitglieder,  deren  Mandat 
angefochten  wird,  üben  bis  zum  Nachweis  ihrer  etw  t  nnjjfesetz- 
lichen  Wahl  die  Tlechte  der  3IiTsrli>^dschaft  aus.  Die  Vci>iiinnilunj? 
wälilt  nach  ihrer  Eröffnung  iu  Aiu\e.->t^iilieii  von  mindestens  ^  dt-r 
Mitglieder  mit  Stiuiinenmehrheit  und  für  ein  .lahr  einen  \'ur- 
sitzendcn.  einen  Vizepräeldenten  und  zwei  Schriftführer  aus 
ihrer  Mitte.  Die  Sitzungen  sind  öffentlich;  geheime  Sitzungen 
können  auf  Antrag  des  Gouverneurs,  des  Vorsitzenden  oder  von  5 
Uitgliedem  mit  Stimmenmehrheit  beschlossen  werden.  Der  Gon> 
vernenr  and  sein  Gehttlfe  haben  das  Recht,  den  Sitzungen  beizn- 
wohnen  nnd  das  Wort  zu  ergreifen,  ausser  wenn  die  Bechnnngen 
der  Regierang  geprfift  werden.  Die  Versammlang  istverhandlnngs- 
fftbig,  wenn  mehr  als  die  Hälfte  nnd  beschlnssffthig,  wenn  der 
Mitglieder  anwesend  sind.  Mass  aber  infolge  dieser  Bestimmung  die 
Erledigung  einer  Sache  auf  die  nSchste  Sitzung  verschoben  werden, 
so  wird  in  dieser  verhandelt  und  beschlossen  oline  Rücksicht  auf  die 
Präsenzzahl.  Auf  Antrag  von  ^/^  der  Anwesenden  erfolgt  die 
Abstimmung  geheim:  sie  ist  stets  geheim  bei  der  Wahl  vuu 
Personen.  Bei  Stimniengleitliheit  zählt  die  Stimme  des  Präsidenten 
doppelt,  nie  Sit/.nugsberichte  sind  erdnunj^srnSssip  zu  führen  und  ihre 
Abschrift  muss  binnen  4H  Stunden  den  Zeitungen,  welche  ea  wünschen, 
übergeben  werden.^)  Ihre  inneren  Angelegenheiten  regelt  die  Ver- 
sammlung in  Gemässheit  der  Geschäftsordnung.  Der  Voi*sitzende 
hat  für  die  Ordnung  zu  sorgen  und  in  Fällen  von  Verbrechen  den 
Schuldigen  den  Gerichten  zu  fiberweisen.  Der  Pro vinzial Versammlung 
stehen  6—12  und  der  Bezirksversammlung  2 — 6  Polizeileote  zar 
Verfügung  und  der  Vorsitzende  ist  ausserdem  berechtigt»  nStigenfiills 
von  der  Regierang  Uilitir  oder  Polizei  zn  requirieren.  In  jedem  der 
drei  Sommermonate  geht  je  ehi  Drittel  der  Mitglieder  in  die  Ferien. 

Die  Wahlperiode  ist  auf  4  Jahre  festgesetzt.  Am  Beginn 
jedes  zweiten  Jahres  findet  für  die  Mitgliederhälfte,  deren  vierjähriges 

Vi  Die  Zeitungen  sind  bei  Strafe  angehalten,  fleii  betr.  Teil  des 
Protokolls  zu  dnickcn.  fulls  sie  ihre  Meinung  Aber  einen  Punkt  der  Ver« 
baitdiuugeu  äufiern  wollen. 
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Kandat  abgelaufen  ist,  Neuwahl  statt.*)  Die  Hitglieder  kdnnen 
sowahl  selbst  ihr  Mandat  niederlegen,  als  anch  dnrch  die  Ver- 
sammlnng  oder  die  Abgeordnetenkammer  nach  Hassgabe  des  Gesetzes 
dasn  genötigt  werden;  so  in  FHllen  erwiesener  Verfeblnngen  oder 
der  Abwesenheit  in  sehn  aufeinanderfolgenden  Sitzungen  ohne  hin- 
reichende Entschuldi^n^.  Dem  Releg-ierten  steht  das  Beschwerde- 
recht bei  der  Nationalversannalun^^  zu.  An  Stelle  des  ausgeschiedeuen 
Mitjffliedes  wird  vun  dprsflben  (iffrt'nd  binneu  einem  Monat  ein  neues 
gewählt.  Der  Schah  kann  mit  Zustimmnn^  des  Ministers  des  Inneren 
ans  billigen  (tninden  einen  Endjnmen  aufl(>sen.  imbMn  er  in  dem- 
selben Firmau  die  Erlediernng  der  Neuwahl  im  Laute  eines  Monats 
anordnet.  Die  Wiederwahl  der  früheren  Mitglieder  ist  zulässig 
(Art  5;i— 86). 

Vfm  Über  die  Rechte  und  Pfliehten  der  ProTinzialver- 
BaiUlluig.  Die  Provinzialversammlnng  ist  berechtigt,  über  die 
Angelegenheiten  der  Gegend  von  den  örtlichen  Behörden  mündlich 
oder  schriftlich  Auskunft  zu  fordern  und  mit  ihnen  direkt  zu  ver- 
handeln. Sie  wendet  sich  an  den  Gouvemenr  in  Sachen,  welche 
zu  seiner  Kompetenz  gehören.  Es  steht  ihr  femer  zu,  die  AusfBhrung 
der  Gesetze  zu  flberwachen,  in  Angelegenheiten  der  Provinz  Unter- 
suchungen anzustellen  und  Bescblllsse  zu  fassen,  und  in  Fragen  des 
allgemeinen  Nutzens  und  der  Kultur  Vorstellungen  zu  machen  und 
Ratschläge  zu  erteilen.  Bezüglich  begründeter  Beschwerden  über  die 
Gouverneure  berichtet  sie.  falls  Vorstelluiii.^*  n  bei  ihnen  erfolglos 
bleiben,  an  die  Zentralit  giti  nn<;  und  Inttet  um  Abhilfe.  Das  Gleiche 
irilt  von  Beschwerden  ül>er  die  Kntseliei»iunf^n  der  weltlichen  Gerichte, 
solange  ordentliche  Gericbtp  noch  nicht  existieren.  Sie  beaufsichtio-t 
die  Steuererhebung  und  prüft  die  Klagen  der  Steuerzahler,  die  Bitten 
um  Steueroachlass  und  den  durch  Naturereignisse  angerichteten 
Scliaden,  um  das  Ergebnis  durch  den  Gouverneur  dem  Finanzminister 
mitzuteilen.  Für  gemeinnfttzige  Werlte  der  Provinz  kann  sie  mit 
Zustimmung  der  Nationalvenammlnng  und  des  Schah  von  der  Provinz 
zu  tilgende  Anleihen  aufhehmen  oder  nach  Hassgabe  des  Finanz- 
gesetzes ausserordentliche  Steuern  auferlegen  und  diese  auf  die 
Bevölkerung  der  Gegend,  welche  Nutzen  von  dem  Werke  hat, 
repartieren. 

^)  T)&n  prste  Mal  bestimmt  das  Los  die  Mitglieder,  welche  zu  der 
erneuernden  Hälfte  der  Versammlung  zu  zählen  sind. 
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Die  von  dem  Endjamen  mit  Stimmenmehirlieit  ge- 
fABsten  Beschlttsse: 

Über  Kauf,  Verkauf  nnd  Tavseb  von  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Gütern  der  Provinx  nnd  Zuweisung  Bolcher  an  ein  andere» 
BeMort  —  anigenommen  die  Oebftnde  ftir  den  GoUTemenri  die 
Polisei»  die  Oerlehte,  die  Schulen  und  GeOngnisee  und  das  be- 
wegliche  ZubebOr  derselben. 

Über  die  Verwaltung  des  9ffentliehen  Vermögens  und  die  Ver- 
sicherung öffentlicher  Bauten. 

Über  (liia  Vermieten  üüeutlicher  uud  Mieten  privater  tjrund- 
stüfke  usw. 

Überdie  Amialiine  nndZurückwkfi^une  von  treiwilligeii Zuwendungen. 
Über  die  Verwaltung:  der  Lardstrassen  und  l'rUfung  der  Pläne. 

sowie  die  Einsetzimg  von  Beamten  zum  Bau  oder  Ausbesserung 

derselben. ^) 

Über  die  Anteilnahme  der  Kreise  an  der  Verwaltnng  und  den 
Lasten  der  Wege,')  die  Verteilung  der  von  der  Regiernn^^  oder 
Provinz  gewfthrten  BeitrSge  nnd  die  Umwandlung  der  Fron- 
dienste in  Geldleistungen. 

Über  die  Einstellung  Ton  kleinen  Dampfern  und  FShrbooten  zum 
Passieren  der  FUsae  usw.  und  die  Festsetsnng  der  Benutsungs* 
gebtthr. 

Über  die  Prüfung  der  PlSne  und  Bedinangen  aller  auf  Kosten  der 
Provinz  ansgeftthrten  Arbeiten  und  die  Einsetzung  der  Ver- 
waltung fttr  sie. 

Über  die  l'rüfun^  der  Anträge  von  Landkreisen,  Dörfern.  Markt- 
flecken, Geseilscliaften  und  anderen  um  Unterstülzun^  für  ihre 
Unternehmnn^en.  welclie  der  l'rovinz  von  Nutzen  sind. 

Über  die  Feststellung  des  Beitrags  der  Provinz  zu  den  Ausgaben, 
welche  sowohl  der  Provinz  als  auch  den  Landkreisen  Nutzen 
bringen. 

Über  die  Wahrung  der  Interessen  des  Provinzialvenn(»gens  vor 
Gericht 

*)  liezÜL'^lii  f»  der  koiiEth>ioriierteri  Straßen  hat  der  KnHjiimen  die 
Einhaltung  der  Kuuzessionsbedinguiigen  au  überwaeiien  uud  iii  Fällen  der 
Zuwideihandlung  an  den  Minister  fflr  OffratUehe  Arbeiten  sn  beliebten. 

*)  In  Cbereinstimmuug  mit  deu  BescblOssen  der  örtUchen  End- 
jumeni. 
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Über  die  PrQftmg  der  Beebniuigeii  der  KnuikeiibSiiBer  und  der 
Bestimmungen  Uber  die  Änftiahme  von  Unbemittelten. 

Über  die  Verwaltung  der  Waisenhäuser. 

Über  die  Beteiligung  der  Laudkreise  an  den  Ausgaben  für  die 

Kranken-  und  Waisenhäuser. 
Über  die  Kinriehtun^  und  X'erwaltung'  der  ArmenhSnser. 
Über  die  ürUuduug  and  \  erwaltung  einer  Pensionfikasse  fUr  von 

der  Provinz  besoldete  Beamte. 
Über  die  Unterstützung  bewilligter  mitteUoeer  Schäler  und  die 

EtOBtelloDg  der  UnteretliUsiiiig. 
Über  die  PrftftiDg  der  DifTerensen  zwiecben  den  Landkreisen  hin- 

eichtlich  der  Beteiiigang  an  den  gemeinsdiaftllchen  Ausgaben. 
Über  die  Prfifong  der  Beschlösse  städtischer  Vertrelangen  be- 

zttglich  ber  Einrichtnng,  Abeebaffung  oder  Ändernng  von 

MarktplAteen. 

Über  die  Abtrennung  eines  Dorfes  von  einem  Landkreis  und  An- 
pliederung  an  einen  anderen  und  endlich 

Übtr  die  Prüfung  der  Wahllisten  der  Landkreise 
müssen  ausgeführt  werden,  >ofern  nicht  der  u  u\rnieur 
binnen  20  Tagen  nach  dem  Erlass  der  Anordnung  den  Einwand 
der  Unzuständigkeit  der  Versammlung  oder  der  Gesetz- 
widrigkeit des  Beschlasses  erhebt.  Der  Einspruch  hat  indes 
anr  an&chiebende  Wirkung  und  der  Beschlnss  wird  rechtskrftftigf 
fiüls  der  GoQvemenr  nicht  binnen  2  Monaten  die  Anfhebnng  desselben 
dnrch  die  Kammern  nnd  den  Schah  erwirkt 

Die  Staatsbehörden  sollen,  bevor  sie  Ändemngen  in  den  An- 
gelegenheiten der  Provinz  vornehmen,  die  Meinung  der  betreffenden 
Provinzialversammlang  hören,  welche  fttr  sie  aber  nnr  massgebend 
ist  in  Fällen  der  Abänderung  der  Grenzen  der  Provinz  oder  ihrer 
Landkreise,  der  Verlegung  der  Kesideuz  der  Gouverneure  und  der  Um- 
wandlung von  liändereien  in  Wald. 

Die  Beiträge  aus  dem  Staatöbcliatz  für  Provinzialzwecke  werden 
in*  der  von  der  Provinzialversammlung  beschlossenen  Weise  ver- 
wendet. Die  Provinzialversammlang  ist  berechtigt,  durch  den  Vor- 
sitzenden ihre  Wünsche  und  Einwendungen  bezüglich  der  Bedurfnisse 
und  Angelegenheiten  der  Provinz  den  Ministerien  mitzuteilen,  über 
staatliehe  Unterstfltznogen  fttr  Wohlfahrt«-  nnd  Wohltätigkeitsein- 
richtungen den  Behörden  Batschlttge  zu  erteilen  nnd  Überhaupt  ihre 
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Meiniiiig  in  allen  Fragen  der  Wohlfahrt  und  Verwaltiing  sn  änaaeriif 
mit  ansdrücklicher  Ausnahme  von  Fragen  rein  politischer  Natur*) 
(Art  67—68,  87—104.) 

Über  das  Bndgetrecht  »feh©  VI. 

V.  Uber  die  Rcelite  und  l'iliohten  der  Bezirksver* 
Sammlung'.  Dip  nntfr  auf^etuhrten  ürundsfitze  übpi  die  Rechte 
und  i'riichteu  der  Provin/ialversaramlnneren  j^elten  in  entsprechender 
Weise  aneh  fiir  die  Lezirksversanunlnnjren  mit  der  alleinigen  Ab- 
weichung, dass  die  Endjumens  solcher  Bezirke,  die  einer  Provinz  unter- 
geordnet sind,  sicli  mit  ihren  Berichten,  Wönschen,  Beschwerden  usw. 
an  die  Versammlnng  ihrer  Provinz  und  nicht  (wie  die  Provinzen  nnd 
unmittelbaren  Besirke)  direkt  an  die  Zentralregiernng  in  Teheran 
wenden  (Art.  122.) 

TL  Ober  das  Budget  der  ProTinsen  md  Besirke«  Jede 
Provinz  nnd  jeder  Bezirk  hat  ein  selbständiges  Budget,  welches  von 
dem  Gouvemenr  aufgestellt  und,  vor  der  Genehmigung  durch  den 
FinanzDiinister,  der  betrelFenden  Provinzial-  resp.  Bezirksversamnlnng 
zur  Prüfung  und  Annahme  (durcli  Stimmenmehrheit)  vorgelegt  werden 
mu88.  In  dem  ersten  Monat  jedes  Hndi^etjahres  -)  hat  der  (Gouverneur 
für  das  verflossene  .lahr  der  X'ersannulung  Keelienscluift  abzulegen. 
Posten,  welche  für  den  festf^esetzten  Zweck  nicht  verwendet  worden 
sind,  werden  tür  den  gleichen  Zweclc  in  den  nächsten  Etat  über- 
tragen. Über  die  Verwendung  etwaiger  t'berschüsse  bestimmt  der 
End|jamen.  Der  oberste  Finanzbeamte  der  Provinz  i-esp.  des  Be- 
zirkes wird  darch  den  Gouverneur  mit  den  nötigen  „Befehlen^  zur 
Einziehung  der  Steuern  usw.  versehen  und  ist  für  den  Eingang 
derselben  und  die  Deckung  der  Ausgaben  in  GemSssheit  des  Budgets 
und  der  Anweisungen  des  Gouverneurs  verantwortlich.  Das  Budget 
wird  gedruckt  und  unentgeltlich  verbreitet. 

Das  Munizipalgesetz  (qanuni  beld^jeh), 

unterzeichnet  vom  iSchaii  am  20.  Rebielsani  1325  d.  H.,  umfasst 

108  Artikel. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen  (.Art  1 — Der  Munizipa- 
lität liegt  ob,  das  Vermögen  der  Stadl  zu  verwalten,  gegen  Lebens* 

^)  Als  solche  gelten  Fragen  Aber  die  GnindsKtse  der  Verwaltung, 
die  Staatsgrundgesetse  und  die  Staatspolitik. 
*)  Sonnenjehr. 
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Uiiltelteucriuif^eii  York-  lirun^en  zu  treffen,  für  den  Ban.  die  Instand- 
haltung und  Keiniji^un^  von  Strassen,  Plätzen,  liärtcn,  Brücken  uud 
Kanälen  und  für  die  Beleuchtung  der  ätadt  und  die  Verteilung  des 
Wassers  zu  sors^en,  die  Heinhaltnng  der  Wasserlänfe  und  Bäder  zu 
fiberwaehen,  Armen-  und  Krankenhäuser  zn  errichten,  sanitäre  liass- 
nahmen  nnd  die  Errichtong  von  Apotheken  n.  der^.  zn  nnterstfttzen, 
Vorkehrnngen  zur  Verhtttnng  von  Übersehwemmnngen,  Bränden  osw. 
zu  treffen,  die  städtischen  Gebände  zq  versichern,  die  Verbreitung 
von  Bildung  darch  Errichtung  von  Bibliotheken,  Lesehallen  und 
Museen  zu  f5rdem,  die  Moscheen,  Schulen  und  Altertfimer  zu  er- 
halten und  schliesslich  der  Begierung  in  dem  Bau  von  Basaren  und 
Ausstellungsplätzen  für  den  Handel  beizustehen,  Auskunftsstellen  zu 
schaffen  und  fiberlianpt  Handel  und  (-rewerbe  der  Stadt  zu  türdern. 

Die  Stadroltritrkpit  ist  berecLtifft.  im  Namen  der  Stadl  Kauf- 
geschäfte abzui>(  hliessen.  die  Htädtigrhen  Interessen  vor  den  (iericliten 
zu  vertreten  und  Beschwerde  zu  führen.  Die  der  Stadt  gehörigen 
Strassen,  i'lätze,  Kanäle  usw.  bestehen  zum  Nutzen  der  Allgemeinheit. 
Die  städtischen  Steuern  können  nur  kraft  Gesetzes  erhoben  werden. 
Der  Stadtgouverneur  hat  darflber  zu  wachen,  dass  die  Massnahmen 
der  Munizipalität  diesem  Oesetz  nicht  widersprechen. 

II*  Über  die  Wahl  und  ZaMBunensettang  der  Stad^ 
verordiieteiiTersamiiilung  (end^umenl  belditj^h)  (ArL  9—59).  Die 
Zahl  der  Stadtverordneten  beträgt  16  in  den  kldnen,  20  in  den 
mittleren  und  dO  in  den  grossen  Städten.  Wahlberechtigt  ist 
jeder  (am  Urte  ansässige)  Perser,  welcher  das  21.  Lebensjahr  voll- 
endet hat  und  Stenern  zahlt  oder*)  Gi  uiuleigentum  im  Stadt- 
bezirke besitzt  und  zwar  in  den  kleinen  Städten  im  Werte  von  'MH), 
in  den  mittleren  im  W  erte  von  50U  und  in  den  grossen  im  Werte 
von  1000  Toman. biidungs-  und  Wohlfahrtseinrichtungen,  welche 
Uber  das  erforderliche  Grundeigentum  verfügen,  üben  das  Wahlrecht 
durch  ihre  Vertreter  aus.  Für  Gesellschaften  und  TVrsonen  im 
Besitze  eines  Handelshauses  oder  Kontors  fftUt  das  Ertbrdernis  des 
Grundeigentums  weg.  Besitzen  mehrere  zusammen  das  erfordere 
liehe  Grundeigentum,  so  kennen  sie  einen  aus  ihrer  Mitte  zur  Aus- 
ftbung  des  Wahlrechts  delegieren. 

')  Dem  ^iiune  des  Gesetzes  nach  müsste  hier  statt  „odw"  „und*' 
heissen. 

Tornau  =  3,60—4,00  Mark. 
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AuBgesehlossen  vom  Wahlrecht  sind  Fraaen,  Penoneiif 
denen  die  geistige  Beife  mangelt  oder  welehe  wegen  Verbrechen 

bestraft  worden  oder  als  Mörder  und  Räuber  bekannt  sind,  ver- 
brecherische Baukerottierer,  Personen,  welche  mü  mehr  als  der 
Hälfte  ihrer  jährlichen  Ab^be  an  die  Stadt  im  Kückstaiul  sind, 
die  Gouverneure  und  ihre  Gehilten  am  Orte  ihres  Amtes,  die  Polizei- 
beainten  in  der  Stadt  ihres  Dienstes  und  die  Milit&rpersonea  des 
aktiven  Dieuststandes. 

Die  Wählbarkeit  setzt  ausserdem  voraus  ein  Alter  von 
25  Jahren  nnd  dass  der  Kandidat  persisch  voilkommen  lesen  und 
schreiben  kann  nnd  nicht  im  Staatsdienste  steht. 

Für  das  Wahlverfohren  gelten  Im  ttbrigen  die  für  die  Provinzial- 
nnd  Bezirksversammlnngen  anfgesteUten  GmndsStse  (siehe  dort  nnter 
I.  letzter  Abschnitt),  nnr  dass  bei  den  Stadtverordnetenwahlen  der 
Wahlvorstsnd  ans  je  einem  angesehenen  Vertreter  jedes  Stadtviertels 
(mindestens  ans  6  'iPersonen)  xnsammengesetit  weiden  mnss,  die 
zweite  Abschrift  des  Sitzongsberichts  nnd  die  Wahlliste  der  ge- 
wShlten  Stadtverordnetenversammlung  m  Übergeben  ist  and  diese 
bezüglich  der  Wahlbeschwerden  end^ltig  entscheidet.  Der  (Sonver- 
neur  veröflFentliclit  nach  Beendigung  der  Wahlen  die  Namen  der 
Gewählten.  In  den  grösseren  Städten  kann  der  ^Vahlvol'8tand  die 
Wahlen  in  den  fin/elnen  St^idt vierteln  durch  Unterabteilungen  aus 
sechb  Mitgiiedeiu  leiten  lassen.  Die  W  ahlpenode  ist  auf  vier  Jahre 
festgesetzt. 

III.  Über  die  GeschäftsordBUg  o&d  die  Hechte  und 
Pflichten  der  StadtverordneteBvenanmlung  (60—91).  Eine 
Woche  nach  Erledigping  der  Wahlen  beginnt  die  Venaamlnag,  nach- 
dem die  Mitglieder  den  Eid  anr  ehrlichen  PflichterfSllnng  geleistet 
haben,  ihre  Arbeit  Sie  kann  bei  nngesetzlicher  Wahl  eines  Hit- 
gliedes mit  Kenntnis  des  Gonvemenrs  die  Neawahl  in  dem  betr. 
Stadtviertel  anordnen.  Im  Falle  der  Ansscheidnng  eines  Hitgliedes 
wird  ein  neues  von  derselben  Stadtgegend  gewfthlt.  Die  Stadt- 
verordnetenversammlnng  wflhlt  ans  ihrer  Mitte  mit  Stimmenmehrheit 
einen  Vorsitzenden  und  einen  Schriftführer.  Die  Vorsitzenden  werden 
in  Teheran  und  in  den  Hauptstädten  der  Provinzen  durch  den  Schah 
und  in  den  übrigen  Stüdten  durch  den  Minister  des  Inneren  be- 
stätigt I::in  Mitglied,  das  ohne  Entschuldigungsschreiben  an  den 
Präsidenten  von  den  Sitzungen  fernbleibt  oder  dessen  Kntschuldigungs- 
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gmnd  von  der  Venammlung  mit  Zweidrittelmi^iit&t  Ar  imgenügeiid 
erUftrt  wiid,  erhftlt  das  ente  und  swdte  Ifal  einen  Verweis  nnd 
geht  im  Ffüle  einer  dritten  Wiederholung  der  Mitgliedseluift  ver- 
lustig.   Die  Stadtverordneten  erhalten  keine  Befioldunj^^. 

Der  Stadtverordneten versamiu  1  ung  steht  ZU: 
Die  Ernennung  derjenigen  städtischen  Beamten,  deren  Bemfang 

ihr  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  obliegt  (siehe  IV.). 
Die  Festsetzung  der  Gehälter  für  die  städtischen  Behörden. 
Die  Ausarbeitungr  von  Vorschriften  Ober  die  Aufgaben  und  Pfliehten 

des  M«giBtnto  nnd  der  diesem  nntergeordneten  Organe. 
Die  PrIlAuig  des  städtischeD  Budgets. 

Die  Festsetsnng  der  Abgaben  nnd  Gebfihren,  welche  in  Gemäss- 
heit  des  Gesetms  den  Bewohnem  der  Stidt  zur  Deckung  der 
städtischen  Ansgnben  auferlegt  werden. 

Die  Umwandlung  der  Naturalahgahen  in  Geldleistungen. 

Die  Bestimmung  darüber,  welcher  Art  rachständige  Steuern  erlassen 
werden  sollen. 

Die  Regelung  der  Verwaltung  des  städtischen  Vermögens  nnd  der 
Leitung  und  Organisation  der  Wohlfahrtseinrichtnngen  (Krauken- 
häuser, Bibliotheken  usw.)  der  Stadt. 

Der  Kanf  und  Verkauf  von  Immobilien  und  die  Festsetzung  des 
Verfahrens  beim  Ankauf  v  u  Grundstücken,  welche  /.iiin  li.ui 
von  öffentlichen  (lebäudeu  und  ^Strassen  nach  einem  genehmigten 
Plan  erforderlich  sind. 

Die  Festsetzung  der  Taxen  fUr  die  Lebens*  und  Verkehrsnüttel 
(Brot,  Fleisch,  Wagen,  Strassenbahnen  usw.). 

Die  PrQfnng  der  im  Namen  der  Stadt  abinschüessendeo  Anleihen 
und  anderer  Verträge. 

Die  Annahme  oder  Ablehnung  von  Zuwendungen  an  die  Stadt 

Die  Ausarbeitnng  von  Plänen  zur  Abänderung  nnd  Verbesserung 
des  Stadtbfldee. 

Die  Prttftug  der  Rechnungen  des  Magistrats  und  die  BeanfUchtigung 

und  Untersuchung  seiner  Geechäfksfllhrung. 
Die  Priiltang  von  Beschwerden  gegen  den  Magistrat  mit  dem  Beehte, 

die  städtischen  Behörden  snr  Verantwortung  zu  ziehen. 

Die  Einreichiinf^  von  Bittschriften  und  Eingaben  durch  den 
Gouverneur  bei  dem  iiinister  des  Inneren  bezüglich  der  Be- 
dürfnisse und  Interessen  der  Stadtbevölkerung. 
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Die  Festsetznng  der  Geb&hren  Ar  die  Benntsang:  der  von  der 
Stadt  hergestellten  Wege,*)  Bracken«  Furten,  ScblachtbSiuer, 
Kanüle,  und  flafenanlagen. 

Die  i'ber\v:ichuuK  der  Malb«  und  Gewichte. 

Die  Schaflfnng  von  Fandbareaas  für  verlorene  Kinder,  Geistes- 
kranke und  Tiere. 
Die  Stadtve.rordiietenversamralung  darf  im  Jahre  nicht  weniger 
als  6  mal  und  nicht  mehr  als  24  mal  znr  ordentlichen  Sitzung  zu- 
sammentreten. Sie  kann  indes  nötigenfalls  auf  eigenen  \\  unsch  oder 
auf  Antraj?  den  Ministers  des  Inneren  in  Teheran  nnd  der  Gonvemenre 
in  den  Provinzstädten  in  an«>f;erordentlicher  Weise  einbernfen  werden, 
indem  diese  dnrch  den  Vorsitsenden  die  Abgeordneten  reehtseitig^ 
aber  den  sar  Verhandlonf  in  stellenden  Gegenstand  informieren. 
Vor  jeder  Sitzong  hat  der  Vorsitzende  Abeebriftea  der  Tagesordnon^ 
an  die  Abgeordneten  sowohl  wie  anch  an  den  Oonyememr  an  schicken. 
Über  unerledigte  Fragen  der  Tageeordnong  wird  in  den  folgenden 
Tagen  verhandelt  Gegenstand  der  Beratungen  kOnnen  sein:  AntrSge 
des  Vorsitaenden  nnd  der  Kitglieder  der  Versammlung,  schriftliche 
Antrftge  des  Gonvernenrs  nnd  des  Hagistrats  nnd  Mitteilungen  nnd 
Beschwerden  von  Privatpersonen.  Die  Abgeordneten  teilen  ihren 
»schriftlichen  Antrag  durch  den  Vorsitzenden  der  Versiiinmlung  mir. 
welclie  darüber  bestimmt,  ob  er  zur  Verhandlung  gestellt  werden 
soll  oder  nicht.  Die  Versammlung  kann  für  zeitraubende  Ar- 
beiten Kommissionen  aus  ihrer  Mitte  bestellen.  Ks  steht  dem 
Vorsitzenden  zu,  Sachverständige  zu  den  Beratungen  zu  laden.  Die 
Stadtverordoetenversamnünng  ist,  ausser  bei  ausserordentlichen 
Tagungen  aus  Anlass  von  inglücklichen  Naturereignissen  oder  Kriegs- 
not» beschlnssnnfähig,  wenn  nicht  mindestens  die  H&lfte  der  HitgUeder 
anwesend  ist.  In  Fällen  des  Kaufe  und  Verkaufs  von  nnbeweg'Iichen 
Gtttem  nnd  der  Festsetzung  Ihres  Preises»  der  Anleihe  oder  BOrg- 
sebaftsttbemahme  durch  die  Stadt»  der  Umwandlung  von  Natural« 
abgaben  in  Barleistungen  und  der  Festsetzung  der  Verantwortlichkeit 
der  städtischen  Behörden  erfordert  die  BeschlussObigkeit  die  An- 
wesenheit von  mindestens  */g  der  Kitglieder.*)  In  den  flbrigen 
Angelegenheiten  entscheidet  die  einfache  Stimmenmehihdt;  bei 

M  In  der  Umgebung  der  Stadt. 

Dm  Rrflirdornis  der  Zwoi(?nttolTnnioritftt  ist  zwnr  nii^ht  aiisge- 
sprocheu,  muä«  aber  aus  der  Fassung  den  /oigeudea  Satzes  gefolgert  werden. 
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Stimmengleichheit  sihlt  die  Stimme  des  Vonitsenden  doppelt.  Bei 
der  Wahl  der  ITagistratsbeamten  und  der  Festsetznog*  ihrer  GehSlter 

und  Verantwortlichkeit  ist  die  Abstimmung  geheim;  in  sonstigen 
Sachen,  suferu  die  Versamiiihuig^  es  beschliesst.  Die  Beschlüsse 
werden  eingetraprcn.  von  dem  VursitEenden,  den  Schrift fülirern  der 
Versanimlumr  niui  <ies  Maeristrats  und  den  Mitgliedern,  welche  an 
der  Verhandlung  teil^viKmauen  haben,  init erzeichnet  und  durch  den 
Vorsitzenden,  dem  Gouverneur  und,  soleru  die  V  ersammlung  es  für 
angemessen  erachtet,  auch  den  Zeitungen  zur  Publikation  übermittelt. 
Za  ihrer  AasfUhrbarkeit  bedürfen  die  Beschlüsse  der  Stadtrer' 
*  ordnetenversammlung  z.  T.  der  Beatätigang  des  GoQTemears  und 
z.  T.  der  des  Ministers  des  Inneren. 

Der  Bestätigung  dnreh  den  Gonvernenr  bedürfen  alle 
Beschlüsse  über: 
Den  Preis  bei  Eaaf  und  Verlcanf  von  Immobilien  für  die  Stadt. 
Die  Aufnahme  Ton  Anleihen  oder  die  Übernahme  einer  Bürgschaft 

seitens  der  Stadt. 
Die  Festsetzung  der  Taxen  für  die  Lebens-  und  VerkehrsmitteL 
Die  Abänderung  des  Stadtplanes. 

Die  Erhebung  von  (iebühren  iXir  die  Benutzung  der  städtischen 
Hafenanlagen. 

Vorschriften  für  die  Behörden  und  Wohltätigkeitseinrichtungen 
der  Stadt. 

Der  BestStignng  durch  den  Minister  des  Innern  be* 
dürfen  alle  Beschlüsse  über: 
Die  Abscbfitznng  der  Natnralleistangen  an  die  Stadt*) 
Die  Ausgaben  für  Strassenreinignng^  die  Feuerwelir  und  Kanali- 
sation. 

Die  Veränsserung  stadtischer  Immobilien,  mit  Ausnahme  kleiner 
Gfundstücke. 

Die  Aufnahme  von  Anleihen  oder  die  Übernahme  einer  Bürgschaft 

seitens  der  Stadt. 
Die  Festsetzung  der  Beträge  für  den  Bau  von  Strassen,  Brücken, 

Schlachthäusern,  Kanälen  usw. 
Bas  Pachtgeld  für  l  ferland,  welches  die  Stadt  zur  Herstellung 

von  llafenanlageu  an  Private  verpachtet. 

Wohl  bei  ihrer  Umwandlung  in  Barleistungen. 
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'  i  Die  VomliTifteii  für  die  Woliltitigkeitseinrielitmigeii  und  die  Er- 
haltung der  fitSdtischen  Immobilien  in  Teheran  und  den  Haapt- 
städten  der  Piuvuizen  und  Bezirke. 
Lehnt  der  Gouverneur  den  Beschluss  der  Stadt verordnet«n- 
versararalnnp:  mit  der  erforderlichen  Motiviernng:  ab.  ohne  dass  es 
ihm  jeducli  gelingt,  dW  Versammlung  zur  Aufhebung:  desselben  zu 
bewegen,  so  hat  er  darüber  an  den  Minister  des  Inneren  zu  berichten. 
Auch  die  der  ministerieUen  Bestätigung  bedürftigen  Besrhldsse 
werden  darch  den  GoaTernenr  dem  Minister  vorgelegt,  welcher  diese 
sowie  die  vom  (rouvernenr  abgelehnten  Beschlüsse  prfift  and,  falls 
sich  dabei  eine  KompetensüberBchreitiing  der  Stadtverordneten  ver- 
sammlnng  ergibt,  aneh  seineneits  die  Bestfttigang  Tersagt  Handelt 
es  sich  indes  nm  keine  EempeteniEllbersGhreitiuig,  sondern  um*  eine 
BeeintrXchtignng  des  Öffentlichen  Wohls  oder  der  Interessen  der 
Stadt,  so  unterbreitet  der  Minister  des  Inneren  die  Angelegenheit 
dem  Hinisterrat,  welche  alsdann  der  Natlonalversamnlnng  vorgelegt 
wird,  wenn  eine  Verniebrong  der  Abgaben  in  Frage  steht. 

Mnsste  die  Erledigung  einer  Sache  wegen  sn  geringer  FrSsens- 
zahl  auf  eine  andere  Sitzune:  verschoben  werden  und  die  Versammlung 
bleibt  auch  in  dieser  au»  demselben  Grande  beschlussunfiihig,  so 
wendet  sich  nunmehr  der  Magistrat  mit  seinen  Berichten  an  den 
Gouverneur  und  es  findet  das  im  voraii^eltt  nden  Abscliiiitt  dargelegte 
Verfahren  statt,  wenn  der  Gouverneur  die  Meinung  de«  Magistrats 
nicht  teilt. 

Die  von  der  Stadtverordnetenversammlung  ausgearbeiteten  Vor- 
schriften über  die  Strassenreinigung,  den  Bau  der  Dftcher  und  Regen- 
tranfen.  die  Reinignng  der  Kanüle,  die  Massnahmen  snr  Verhfltnng 
von  Krankheitsflbertragangen  und  Brftnden  nsw.  müssen,  eofem  sie 
vom  Gonvernenr  bestfttigt  worden  sind  nnd  den  Scfaeriatgesetsen 
nicht  widersprechen,  von  der  Polizei  ansgeftthrt  werden. 

IT.  Der  Magistrat  (idarcdi  Md^eh)  (Art  92-102).  Der 
Haisistrat  besteht  ans  4  von  der  Stadtverordoetenversanunlnng  an 
wfifalenden  Vitgliedem  anter  dem  Vorsits  des  Prisidenten  dieser 
Versammlang,  welcher  die  Bezeichnung  Bürgermeister  (kelanter) 
führt.  Die  .Stadtverordnetenversammlung  wählt  ans  den  Mitgliedern 
des  Mapiftrats  den  Gehilfen  des  Bürgermeisters,  welcher  letzteren 
bei  Abwesenheit  oder  Kraiikiieit  vertritt,  und  den  Schriftführer.  Der 
Bürgermei^st^rgehilte  bedarf  der  BestAtigaog  darch  den  Minister  des 
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Inneren.  Die  Amtedaner  dee  BUrgenneiBters  und  seines  Gehilfen 
wftlirt  4  Jahre.  Ebenso  die  der  Hagistratsmitglieder  nnd  Kwar  mit 
hAlbsehiehtiger  Erneuemns  nach  Jedem  sweiten  Jähre.  In  bezog  anf 
den  Scbriftfnhrer  bestimmt  die  Stadtverordnetenversammlnng  nach 
eigenem  Ermessen  die  Daner.   Die  Wiederwabi  ist  zulässig. 

Dem  Magistrat  lieg-!  ob,  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  nnd  in 
Oemässheit  der  Vorschriften  der  Stadtverordnetenversammlung,  die 
Verwaltnng^gescliSfte  der  Stadt  zn  führen,  so  namentlich  die  lanfenden 
Geschäfte  zn  erledigen,  die  Vermögensstäcke  der  Stadt  zn  registrieren, 
anf  Verbesserungen  bedacht  zn  sein,  die  von  der  Stadtverordneten- 
▼ersammlnng  gewUnschten  Informationen  herbeizuschaffen,  die  Abgaben 
zn  sammeln  und  vorschrlftsmässlg  an  verwenden,  den  Etat  anfinutellen,^ 
die  sttdtischen  Interessen  vor  den  Gerichten  zn  vertreten,  gesetzliche  - 
Untersnchnngen  gegen  die  ihm  unterstehenden  Behörden  einznleiten 
nnd  schliesslich  Aber  alle  ihre  Massnahmen  der  Stadtverordnetenver* 
Sammlung  zu  berichten  nnd  der  Öffentlichkeit  Becbeoschaft  abzulegen. 

Für  die  innere  Ordnung  nnd  Arbeitsteilung  im  Magistrat  sind 
die  Vorschriften  der  Stadtverordnetenversammlnn^  massgebend.  Der 
Magistrat  beschliesst  in  den  ihm  zustehenden  Angelegenheiten  mit 
Stimmenmehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  zählt  die  Stimme  des 
Bürgermeisterö  dopjjelt,  welcher  aber  auch  berechtigt  ist,  dem  Mehr- 
heitsbeschlnss.  falls  er  ihn  für  gemeinschadlich  hält,  die  Aiisführnn^ 
zu  versagen  und  ihn  der  Stadtverordnetenversammlung  zur  Prüfung 
vorzulegen.  Es  ht  die  Pflicht  des  Bürgermeisters,  fttr  den  ordent' 
liehen  Gang  der  Hagistratsgescbäfte  zu  sorgen. 

Dem  Gouverneur  steht  zu,  die  Handlungen  des  Magistrats  und 

seiner  Organe  zn  untersuchen  und  im  Falle  ungesetzlichen  Vorgehens 

Vorstellnngen  zu  machen.  Bleiben  die  VorsteOnngen  unwirksam,  so 

wendet  er  sich  an  die  Stadtverordnetenversammlung  und,  wenn  diese 

die  Auffiusung  des  Magistrats  teilt,  an  den  Minister  des  Inneren. 

Fttr  den  Magistrat  ist  die  Entscheidung  des  Ministers  massgebend, 

während  die  Stadtverordnetenversammlung,  solange  noch' "keine  Ver- 

waltnngsgerichte  bestehen,  an  eine  von  Mitgliedern  beider  Kammern 

in  gleicher  Zahl  zusammengesetzte  Kommission  apiielliereu  kann. 

Der  Magistrat  darf  seine  Anlifgen  und  \\  ünsche  durch  den  Gouverneur 

den  betr.  Ministerien  mitteilen.    Für  einzelne  Geschfifte  kann  der 

Magistrat  Kommissionen  einsetzen,  als  deren  Vorsitzende  auch  Nicht- 

mitglieder  berufen  werden  dttrfen.    Auch  fttr  die  Verwaltung  des 
Jabrbncli  d«r  Internat  Verelnlfang.  8.  Bd.  218 
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8t&dt&Bcfaeii  VermOgeiiB  ist  der  Magistrat  berechtigt,  afusenstebende 
Personen  mit  Erfabrimg  oder  Sachkenntnis  zn  ernennen.^)  Die  Er- 
uennimg  und  Entlassimg  des  Magistratspersonals  (Schreiber,  Bach- 
halter  usw.)  steht  dem  Bfirgermeister  za.  Den  Hitgliedem  des 
Magistrats  and  dem  Bfirgermeister  ist  nntersagt,  stSdtisehe  Ver- 
mögensstttcke  kftnflich  m  erwerben. 

Y.  Über  die  städtischen  Beamten  (mustechedimini  bei« 
dijeb)  (103—108).  Der  Bürgermeister,  sein  Ueliilfe  oder  die 
städtischen  Beamten  dürfen  in  der  Stadt  verordneten  versammln  Hg, 
wo  über  Beschwerden  gegen  sie  verhandelt  wird,  niiht  anwesend 
sein;  die  VerBammlung  wählt  fttr  solche  Sitzungen  einen  anderen 
Vorsitzenden  nnd  Gehilfen. 

Der  Bürgermeister  und  sein  Gehilfe  sowohl  als  auch  die  Mit- 
gUeder  and  der  ächriftffihrer  des  Magistrat«  zählen  za  den  Staats- 
beamten und  es  gelten  für  sie  die  BangerhShung  and  sonstigen 
Beebte  des  Staatsdienstes.  Die  Demission  der  Bürgermeister  vor 
Ablanf  ihrer  vieijtthrigen  Amtsdaner  bedarf  in  Teheran  und  den 
HaaptstSdten  der  Froyinien  der  königlichen  Annahme  nnd  in  den 
übrigen  Städten  der  Annahme  dnich  den  Minister  des  Innern.  Die 
Gehilfen  der  Bfirgermeister  reichen  üire  Demission  immer  dem 
Minister  ein.  Der  Bfirgermeister,  sein  Gehilfe,  die  Mitglieder  des^ 
Magistrats  and  die  ihm  onterstehenden  Behörden  tragen  ein  vom 
Schah  genehm^ites  Aboeiehen  nnd  eine  besondere  Amtstracht 

Das  Pensionsgesefz  (qanuni  wezail  we  mutawafliat), 
nach  Annahme  durch  die  Nationalversammlang  vom  Schah  nnter- 
zeichnet  am  19.  Rebielaval  1326  d.  H.  (21.  April  1908).-) 

Kin  IVnsionsgesetz  im  modernen  Sinuc  bestand  nnter  dem 
alten  Kt'gime  nicht.  Neben  den  mit  dem  Tode  des  Berechtigten 
aufliörenden  Gehältern  kannte  man  die  MustAmerri,  erbliche  Pensionen, 
welche  von  Generation  auf  Generation  tibergingen  und  unter  die 
Erben  verteilt  wnrden.  Daneben  existierten  die  häufig  ebenfalls 
erblichen  Tiuls,  durch  welche  die  Nntzniessnng  von  Staatsdomänen 
(meist  Dörfern)  an  Einzelne  und  ihre  Familie  vergeben  wurde.  Das 
am  10.  November  1907  der  Volksvertretung  vorgelegte  und  von  ihr 

^)  Von  aiMwIrUt  berufene  Magistratsbeamte  mfinen  indes  die  Ifir 
dss  aktive  Wahlrecht  sur  Stadtverordnetenvernrnmliuig  erfbrderliehen 

Eigenschaften  besitzen. 

*)  Publisiert  in  der  Zeitung  „Me^ilia",  1908,  26.  April. 
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aogenammeQe  Programm  des  FiiuuizmiiiistArs  NaBr^el-Hnlk  sab  die  Ab- 
echafftuig  der  TinU  nnd  Hnfttamerrls  vor.  Die  Begelnng  dea  Penaioi»- 
wesens  unirde  notwendig.    Ein  entsprechender  Entwarf  wurde  in 

den  Sitziinp:en  vom  Januar  1908  nach  der  zweiten  Lesung  abg-elehut. 
Am  18.  Fi  h]  aar  1908  fand  die  erste  Lesung  des  ueuredigierteu 
Entwurfs  statt,  welclipr.  nachdem  in  den  Sitzungen  vom  12.  und 
14.  M^rz  die  Meinungsditferenz*)  über  einige  Punkte  im  1.  und 
2.  Artikel  durch  Abstimmung  beigelegt  worden  war,  im  April  von 
der  Nationalversammlung  angenommen  und  durch  die  königliche 
Bestätigung  znm  Gesetz  wurde.  Das  QeeetE  bezieht  sich  lediglich 
auf  Pensionen  an  Hinterbliebene  verstorbener  Gehaltbesieher  nnd  in 
diesem  bescbrttnkten  Sinne  ist  im  folgenden  das  Wort  ^Pension" 
(werafeh)  an  verstehen. 

Art  1.  Einen  gesetzlieben  Pensionsanspraeh  baben  die 
Hinterbliebenen  nnr,  wenn  das  jährliche  Gehalt  des  Verstorbenen 
500  Toman*)  bar  nnd  10  Cherwar  in  natura*)  nicht  Überstieg.  Bezog 
er  mehr,  so  bedarf  diePeimionsgewShningder  besonderen  Zustimmung 
des  vei-antwortlichen  Ministers  und  der  National vergammlung.*) 

Art.  2.  Den  Erben  wird  15  Jahre  lane-  die  Hälfte  des 
Gehalte  des  Verstorbenen  als  Pension  zugewie^n. 

So  namentlioh  darüber,  ob  ein  IttnQIhrigerGehilbibesug  als  Voraus* 
setsung  der  Pensionsberechtigung  für  die  BSrben  gelten  solle  oder  nicht 
nnd  ob  die  Pension  an  die  Hinterbliebenen  nur  16  Jahre  lang  sn  sahlen 

tei  oder  ohne  Festsetzung  der  Dauer. 

*)  1  Toman  —  3.60-4,a)  M. 

*)  Neben  dem  Bargehalt  erhalten  herkömmlich  die  Beamten  auch 
Weizen,  Gerste,  Stroh  usw. 

In  den  Sitcungen  vom  1 1.  Dez.  09,  3.  Febr.  1910  usw.  befflrwortete 
der  Finsnsmimster,  in  einigen  yorliegenden  FÜlen  wegen  Bedftrftigkeit 
der  Brben  der  Psaatoasgewihrung  susnstimmen.  Die  Nationalversammliing 
gab  ilure  Zustimmung  au  der  Qewihrung  einer  angemessenen  P«inon  an 
die  Erben,  sofern  diese  der  Unterstützung  bedurften  oder  der  Verstorbene 
sich  im  Staatsdienste  (durch  die  Dauer  der  Dienstzeit  usw.)  Verdienste 
erworben  hatte.  Wf^nn  man  dabei  die  Leisturifjen  in  bar  und  natura 
auseiuanderbaiteud  den  Erben  des  Verstorbenen,  welcher  weniger  als 
500  Toman  aber  mehr  als  10  Cherwar  erhi«k,  lu  bezupr  auf  das  Gehalt 
in  bar  den  gesetzlichen  Pensionsanspruch  ohne  weiteres  zugestand  und 
nur  fttr  den  Teil  des  Gshaltss,  veldier  in  natura  bestand  und  die  fest- 
gesetste  Grense  fiberstisg,  die  Zustimmung  de«  Ministers  und  der  National- 
Torsammlung  als  erforderlieb  ansabi  so  scheint  uns  das  dem  Sinns  des 
Qesetsea  nicht  au  entsprechen. 
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Art  8.  Unter  ,^Erbeii^  im  Sinne  diews  Geeetses  sind  sn 
verstehen  die  Kinder  nnd  die  Fimn  des  Verstorbenen  und  ferner 
seine  Eltern  nnd  verwaisten  Enkelkinder,  sofern  sie  seiner  Obbnt 
(Fürsorge)  nnterstanden. 

Art  4.  Der  Vater  nnd  die  mftnnliehen  Enkelkinder  sind  den 
S9bnen,  die  Mntter  und  die  weiblichen  Enkelkinder  den  TiHdktem 
gleichgestellt.  Sind  mehrere  Enkelkinder  von  demselben  Kinde 
des  X'erstorbenen  vorhanden,  so  wird  dessen  Anteil  nnter  sie  ver- 
teilt. Den  Töchtern  glekhgestellt  ist  auch  die  Gattin;  sind  ihrer 
mehrere,  m  wird  der  Anteil  einer  Tocliter  iiiitei'  sie  verteilt.*) 

Alt.  5.  Die  Verteilnns^  dei-  FeiusHui  unrer  die  genannten 
Erben  erfolgt  nach  Mas^sgabe  der  heiligen  (.Test-L/.e.^j 

Art.  6.  Hinterbliebenen,  welche  im  ätaatedieaste  stehen, 
wird  die  Pension  vom  Gehalt  abgezogen. 

Art.  7.  Die  anf  die  verstorbenen  Gelialtempfönger  sich  be- 
siehenden Gesetze  nnterliegen  nicht  den  allgemeinen  Bestimmungen 
über  Gtebälter,  sondern  werden  gelegentlich  der  Begelnng  der 
Budgets  der  verschiedenen  Beesorta  festgesetst  (?) 

Art.  8.  Bie  Sitte  der  Einsetanng  eines  anderen  in  das  Gehalt 
des  Verschollenen  oder  Verstorbenen  ist  gftnzUch  abgeschafft*)  Die 
GehSlter  nsw.  werden  ans  den  Einnahmen  des  Staates  direkt  bezahlt. 

Art.  9.  Die  Gebfihren  von  siebzig  Prozent  nsw.  fBr  den 
Erlass  der  Firmane  (bezQglich  der  Gehftlter  nnd  Pensionen)  sind 
gänzlich  abgeschafft. 

Art.  10.  Dieses  Gesetz  bezieht  sieh  anf  alle  Todesftlle  von 
Gehaltemi>fjingern  seit  dem  14.  Ziqadehnlberam  1324  d.  H.  (mit 
rückwirkender  Kraft). 

Die  vor  der  Eröffnung  der  zweiten  Nationalversanjuilung' 
tagende  interimistische  Versammluntr  in  Teheran  beseliln^s,  ilass  die 
Pensionsberechtigung  mit  dem  Tode  der  Berechtigten  erlöschen  und 
nicht  auf  ihre  Erben  übergehen  solL^J 

*)  Nadi  dem  Seheriatredii  erbt  die  Tochtw  halb  <o  viel  wie  der  Sohn. 
*)  Starb  jemand,  so  wurde  lein  Kerne  in  der  Liste  der  Gehilter 

durch  den  Namen  eines  anderen,  welcher  genügend  Bestechungsgelder 
pezrihlt  hatte,  ersetzt.  M'»ist  waren  es  auch  nur  fiktive  Nsmeii  wnd  Ge- 
balteiii|däiiger  die  Firianzbeamten  selbst.  Sie  Hessen  auch  häufig  die 
Namen  der  Verstorbenen  in  den  Listen  weiter  tiguriereu  und  strichen 
deren  Gebäller  Klbst  ein. 

*)  Teraqi  22.  Sept.  1909. 
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A.  Gesetzgebimg. 

Das  Jahr  ld06  ist  doreh  die  Annahme  einer  grrossen  An* 
zahl  von  Gesetzen  ökonomischen  und  tinauzrechtlichen  luhalts  be- 
merkenswert, 

Ke Organisation  der  Handelsflotte. 

Die  Notwendifrkt'ir.  ein  die  Handelsflotte  organisierendes  Gesetz 
zu  erlassen,  hatte  sich  schon  seit  geraumer  Zeit  bemerkbar  gemacht. 
IfanptBächlirh  trat  dieses  Bedürfnis  hervor,  seitdem  die  Anzahl  der 
Danipfsehitt'e  eine  recht  beträchtliche  g-eworden  ist  und  zum  grössten 
Teil  mit  mmAiiischer  Besatzung  fährt,  die  nur  insoweit  den  Militär- 
gesetzen unterworfen  ist,  als  die  bei  ihr  hesehiftlgten  Personen  zur 
Kriegsmarine  gehören.  Hinsichtlich  der  BechtsTerhftItnisse  der 
übrigen  Besatzang  bestand  keine  gesetzliche  Begelnng,  da  Uber  die 
Behandlung  der  an  Bord  begangenen  Delikte  die  mmänischen  Ge- 
setze Nonnen  nicht  enthalten. 

Die  Initiative  zu  diesem  Gesetze  ergriff  die  hierfllr  in  BnmSnien 
mangels  Bestehens  eines  selbständigen  Harineministerinms  zuständige 
Behörde,  das  Marinedepartemeut  des  Kriegsministeriums.  Dieser 
Behörde  liegt  nacli  dem  licsetz  von  1906  über  die  ililitärorgani- 
sationen  die  Beaufsichtigung  aller,  die  rumänische  Flagge  führenden 
Kauffahrteischiffe  ob,  die  im  Falle  einer  Kobilmachnog  als  Hüfs- 
schiffe  der  Kriegsmarine  zu  dienen  lialien 

Das  neue  Gesetz  handelt  von  dem  Recht,  die  rumiinische 
Flagge  zu  führen,  von  den  za  fühn^nden  Kegistem,  von  den  Voraus- 
Setzungen,  unter  denen  Personen,  die  übrigens  auch  Ausländer  sein 
dürfen,  znr  Führung  von  Kauffahrteischiffen  berechtigt  sind.  Für 
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jede  l'erson  ist  ein  Seefahrtsbufh  zw  führen:  das  Besatzungsminimum 
;>fles  SchiÜes,  die  für  die  Hesatzuiip  {2:plTeiiden  Disziplinar-  und 
»Strafrechtsvorschriften  sind  in  dem  Gesetze  festgelej^^t  worden.  Das 
Kapitel  V  Iiantlelt  von  den  Vergehen,  Kapitel  VI  von  den  Ver- 
brrclien,  Kap.  Vll  von  der  Strandim^  und  von  der  Hilfeleistnngf 
vnd  Bergnng  in  Seenot.  Kap.  VIII,  der  wichtigste  Abechnitt,  be- 
echftftigt  sich  mit  Harinegerichtsbarkeit  Das  Gesets  sieht  die  Er- 
richtung eines  Seegerichts  vor,  das  in  schleunigen  Verfahren  die  an 
Bord  entstandenen  Streitigkeiten  entscheidet. 

Die  Disziplinarstrafen  kann  <U  i  Kapitän  selbst  verhängen. 
Gegen  die  Entscheidung  des  Ka})iläns  ist  eine  Berufung  vor  dem 
Seejjericht  znlässig.  Das  entselieidende  Gericht  ist  mit  zwei  ordeiit- 
licheii  I^IitffliedeiMi  des  lierutungsfreriiditshofs,  zwei  iiohen  Uftizieren 
der  Kriegsmarine  und  mit  einem  Kapitän  der  Handelsmarine  be- 
setzt. Das  Gericht  entscheidet  weiter  über  die  Schadenersatzan- 
sprüche, die  durch  gegm  das  nene  Gesetz  verstossende  Delikte 
entstanden  sind  und  ferner  Aber  alle  zivilrechtlichen  Ansprüche,  die 
ans  Strandnngen,  Bergungen  und  Hilfeleistungen  in  Seenot  ent- 
springen. 

Bei  strafi'echtUchen  Yerfolgnngen  ftingiert  ein  Königlicher 
Ifarlnekommissar  als  Untersnchungsrichter.  Das  Oeseta  sieht  endlich 
auch  die  Einrichtung  von  Pensionskassen  vor. 

Der  Oberbeirat  für  Uandelsangelegenheiten. 

Bei  dem  grossen  wirtschaftliciien  Aufschwung  Rumäniens, 
bei  der  grof^sen  Entwickelung  der  Landwirtschaft^  des  Handels  nnd 
der  Industrie,  hat  sidi  die  rumänische  Begierung  bewogen  gefälilt, 
Organe  zu  schaffen,  die  der  Auffindung  neuer  Absatzgebiete  und 
dem  Schutze  der  dkonomischen  Interessen  des  Landes  in  wirk- 
samerer Weise  dienlich  sein  konnte. 

Hinsichtlich  der  Ausftihr  Rnmftniens  besteht  ein  Hangel  an 

genauer  und  regelmässiger  Information.  Das  Zoll-  und  Tarifwesen 
bedüi'fen  der  Vorbereitung  und  des  Studiums  durch  stiindige  Organe. 

Bei  dem  Ministerium  für  Handel,  Industrie,  Landwirtschaft 
und  Domänen  ist  ein  ständiger  beratender  Ausschuss  unter  der  Be- 
zeichnung „Oberer  Beirat  für  Handelsangelegenheiten**  begründet 
worden.   Hitglieder  dieses  Ausschusses  sind  höhere  Beamte  der  ver- 
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schiedenen  Ministerien,  Vertreter  der  Landwirtschaft,  des  Handels 
und  der  Industrie  und  von  Korporationen  wie  der  Handelskammern. 

Damit  auch  die  Lnteresftenten  mit  ihren  Kenntnissen  nnd  Er- 
fahmngen  so  dem  Stndiam  der  verschiedenen  Fragen  beitragen 
können,  hat  man  60  Ehrenbeamte  mit  dem  Titel  nEhrenbandelsrSte'* 
ernannt,  von  denen  fünf  durch  die  fibrigen  als  Mitglieder  des  stSndigen 
Oberbeirates  fVr  Handelsangelegenheit  zn  designieren  sind. 

Patentgeset«. 

Das  snm  Hessort  des  Ministeriums  für  Handel,  Industrie, 
Landwirtschaft  usw.  gehörige  Patentamt  hat  sich  infoige  der  zahl- 
reichen, aus  allen  Lftndern  stammenden  Patentanmeldungen  bedeutend 
entwickelt.  Dass  die  nach  dem  Geseta  zn  erhebenden  Gebühren  aur 
Anhänfhng  eines  bedeutenden  Fonds  führen  würden,  war  voraus- 
zusehen. Ein  neues  Gesetz  bestimmt»  dass  die  Unkosten  für  das 
Personal  und  das  zu  verwendende  Material  im  Patentamt  diesem 
Fonds  zu  entnehmen  seien.  Gleichzeitig  ist  auch  eine  Regelung 
Uber  die  an  mittellose  Knmänen,  die  Patente  anmelden  wollen,  zn 
gewälirendeii  L'nterstützungsgelder  erfolgt.  Die  ihnen  zuzulilligende 
Unterstiitzun?  darf  den  Betrag  nicht  ttherfchreitfn,  den  die  Kon- 
struktion des  den  Erfindnng-sgedanken  verwirkliclieudeü  Apparates 
in  einem  iudustrielleu  Unternehmen  kosten  würde. 

Da«  sOiidif  •  Intaniatioiwla  Inatitiit  IQr  Landwirtiehaft. 

Wie  bekannt,  haben  die  Vertreter  der  Mächte,  die  an  den 
Sitzungen  des  zu  Rom  vom  29.  Mai  bis  6.  Juni  1905  .stattgehabten 
Kongresses  zwecks  En  iclitiing-  eines  Internationalen  Instituts  f(ir 
Landwirtsrhaft  teilgenommen  liaben.  unter  dem  7.  .luni  ll'or.  den 
Text  des  t'beri'inknnirnens  iesi^eiegt.  Ineser  Texx  ist  den  Keßfif»- 
rungen,  die  an  dem  Kungress  teilgeuomnien  haben,  zur  Zustimmung 
unterbreitet  worden.  Das  rumänische  Parlament  hat  das  Überein* 
kommen  ratifiziert. 

Dem  Institut,  de.ssen  Wirksamkeit  sich  auf  internationale 
Fragen  zu  beschrftnken  hat,  fallen  folgende  Aufgaben  zu: 
a)  in  kürzester  Zeit  das  statistische,  technische  und  Ckonomisdie 
Material,  das  sich  auf  die  Kultur,  die  animalische  und  vegeta- 
rische Produktion,  den  Handel  mit  landwirtschaftlichen  Produkten 
und  den  auf  verschiedenen  Märkten  erzielten  Preisen  bezieht, 
zn  sammeln,  zu  verarbeiten  nnd  zu  veröffentlichen; 
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b)  ebtJüfalls  unter  mop^lichster  Beschleuiiifniii}?  alle  uuter  a  be- 
zeichnet<»n  Erhebuiiq:en  den  Interessenten  mitzuteilen; 

c)  den  Lohn  der  Landarbeiter  zu  bestimmen; 

d)  Kenntiiis  von  neu  beobachteten  PÜanzenerkrankungen  zu  geben, 
die  auf  irgend  einer  Stelle  des  Erdballs  hervorgetreten  sind, 
unter  Bezeichnung  der  hierdareh  betroffenen  Gebiete,  des  Ver> 
lanfeB  der  Krankheit  vnd,  wenn  mOgUch,  der  cor  Bekftmpfnng 
dieser  Krankheiten  dienenden  Mittel; 

e)  das  landwirtscbaftliebe  Genossenachafts-,  VeraicherongS'  nnd 
Kreditwesen  in  allen  Eracheinnngsformen  va  behandeln  nnd  die 
zur  Fardemng  dieser  Gebilde  beitragenden  Informationen  sn 
sammeln  zn  nnd  veröffentlichen; 

f)  den  Regierungen  gegebenenfalls  VorschlSge  an  nnterbrelten,  die 
die  gemeinschaftlichen  Interessen  der  Landwirte  schfiteen  und 
zur  \  erbessernng  ihrer  Lage  beitragen,  nach  vorangegangener 
Sammlung  aller  Informationsmittel,  wie:  Anregungen,  die  von 
Internationalen  i)(l*^r  anderen  Kongressen,  die  sich  mit  der  Land- 
wirtschaft n  if  1  ii:it  (['  11  HiltVwissenschafteu  der  Landwirtscliat'ten 
besch;it'ti;^'en,  oder  von  landwirtschaftlichen  Oe«?ell8cliaften,  Aka- 
demien, gelehrten  Körperschaften  usw.  geäussert  worden  sind. 

Für  Klagen,  die  die  wirtschaftlichen  Interessen,  die  Gesetz- 
gebung und  die  Verwaltung  eines  einzelnen  Staates  betreffen,  ist 
das  Institut  nicht  zuständig. 

Gesets,  betr.  die  Anpflananng  und  die  Verwertung  TonStaatsiorsten. 

Zur  Kultur  und  Unterhaltung  der  Forsten  stand  dem  Staate 
bisher  ein  jährlicher  Fonds  von  110000  Fn,  zur  Verfügung.  Das 
angeforstete  Gebiet,  das  mindestens  1,189  ha,  höchstens  2,114  ha 
umfasst,  beansprucht  jedoch  zwischen  118900  Frs.  nnd  253680  Frs. 
Bewirtsehaftnngskosten. 

Zwecks  Beschaffung  dieser  Mittel  hat  das  Ministerium  für 
Domänen  ein  Gesetz  vorgeschlagen;  hiernach  soll  der  Reingewinn, 
der  aus  dem  Krlöse  staatlicher  Holzungen  stammt,  vom  L  A])ril  1007 
ab  jährlich  bei  der  Hinterlegung.skabse  zu  '>  ^'\,  verzinslich  als  Spezial- 
fonds nntt  r  .Icr  Bezeichnung  ..Fonds  f\\v  die  l'epüanzung,  Kultur 
und  Verwertung  der  Staatsforsten"  fentgelegi  werden. 

Vom  1.  April  1907  ab  soll  dieser  Fonds  allmählich  dem 
Ministeriam  für  Landwirtschaft,  Industrie,  Handel  und  Dominen  zur 
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Verwendung  für  forstwirtschaftliche  Zwecke  zur  Verfligimg  stehen, 
insbesondere  znm  Zwecke  des  WegebanSi  der  Herst^Uang  von  Ein« 
richtongen,  die  die  Aasbeatong  der  Fönten  fördern,  von  Koltnr- 
arbeiten,  Anlegung  von  Schonungen  nsw.  nnd  ferner  aneh  zum 
Zwecke  der  L5bniiiig  des  mit  der  AnsfUhning  der  erwShnten  Arbeiten 
betrauten  Penonala. 

Keine  der  oben  anfgeftthrten  Aibeiten  darf  unternommen 
werden,  ohne  vorher  yom  Ministerinm  geprfift  nnd  gebilligt  worden 
zu  sein. 

Die  Verwendung  des  erwähnten  Fonds  setzt  voravs^  dase  die 

gebrauchte  Summe  alB  Spezialetat  vom  Parlament  in  Gemässbeit  des 
KompubilitätsgeseUes  angenommen  worden  ist. 

TenehiadMie  QeaetM  tmd  Komanftioiieii  Tolkawirlwduiftlieheii 

Inhalts. 

T.  Ein  Gesetz  von  1906  trifft  Bestimmunjren  über  die  Ver- 
wertung" des  Etatsüberschusses  aus  dem  Finauzjaiir  Ii»!)')  19(M)  (in 
Knniiinipn  beginnt  das  Etat^hr  am  1.  Apni  und  endet  am  31.  März 
des  folgenden  Jahres). 

Der  t'hf»rF!chuss  bclief  sich  auf  45  44H8.'i5  Frs.,  somit  also 
auf  IJ^^o         rumänischen  Budgets,  in  welchem  die  Einnahmen 
250000000  Frs.  betragen.  Dieser  Überschnss  ist  in  folgender  Weise 
verwertet  worden: 
17  781 250  Frs.  zur  Bestzahlnng  für  die  bei  der  Eauppschen  Fabrik 
bestellten  Schnellfeaerkanonen,  deren  Gesamtpreis  sich  anf 
28000000  Frs.  belief; 
8000000  Frs.  zwecks  Erbannng  der  Depntiertenkammer  und  des 
DienstgebSodes  fOr  -die  Verwaltung  der  ZttUe  and  der  Begie 
der  Monopole  dem  Finanzministerium  flberwiesen; 
2778988  Frs.  dem  Ministerinm  für  Kultus  und  Öffentliche  Arbeiten 
überwiesen; 

3518  302  Frs.  dem  Ministerium  filr  Domänen  zwecks  Errichtung 
von  Badeorten  überwiesen. 

Die  Aufzahlung  der  Zwecke,  für  die  der  Rost  des  Über- 
schusses Verwendung  finden  soll,  würde  zu  weit  führen. 

n.  Ein  Gesetz  aus  demselben  Jahre  billigt  das  zu  Berlin  am 
8.  November  1906  bezfiglich  der  Kadiotelegraphie  getroffene  inter- 
nationale Übereinkommen. 


Digitized  by  Google 


B462 


Gwetsgelmii^  und  Iiltentiir. 


III.  Enmäaien  bat  im  Jahre  1906  mehrere  Handelsverträge 
abgeschloBsen,  nnd  Jtwar  mit  Italien,  Serbien  und  im  Jahre  1907 
einen  solchen  mit  F^kreich. 

IV.  Zn  erwähnen  ist  noch,  dass  das  mmftnische  Parlament 
das  in  Abftndemng  der  Konvention  vom  14.  Oktober  1890  zn  Bern 
am  19.  September  1906  abgeschlossene  internationale  Abkommen,  betr. 
den  Bisenbahntransport  im  internationalen  Verkehr,  genehmigt  hat. 

Geaets,  betr.  die  Abänderung  des  Art.  9,  Ab«.  1  den  Geaetios 
betr.  die  Organiaation  der  Armeekonunandos. 

Dnrch  Schafiting  eines  vierten  Bataillons  bei  jedem  Infanterie- 
regimente bat  man  die  Starke  der  Infanterie  nnd  die  Anzahl  von 
Offizieren  nnd  Unteroffizieren  vermehrt 

Die  mmftnische  Infanterie  bestand  ans  84  Infsnterieregimetern, 
von  denen  sich  jedes  ans  zwei  ständigen  Bataillonen  nnd  einem 
Territcrialbataillon  zusammensetzte.    Ausserdem  existieren  9  J8ger- 
batailloiie.    ^'uu  deu  .läf^erbatailloueu.  die  als  ständi^'e  Truppenteile 
organisiert  sind,  abgesehen,  setzt«  sich  die  rumänische  Infanterie 
folgendeniiasseii  zusammen : 
a)  aus  einem  Territorialbataiilon,  bestehend  ans  4  Kompagnien  zu 
je  700  —800  Soldaten,  was  eine  Gesamtstärke  des  Bataillnns 
von  i^s(  (0  -3200  Mann  ausmachte.    Diese  Mannschaften  wurden 
jährlich  für  eine  Dienstzeit  von  'W        Tagen  einberufen  nnd 
von  einem  Kapitän  instruiert.   Zn  jeder  Kompagnie  gehörten 
10  ständige  Kaders; 
a)  ans  zwei  stfindigen  Bataillonen,  bestehend  ans  4  Kompagnien 
mit  einem  Kapitftn,  1  Leutnant,  1  Unterleutnant,  20  niederen 
Kadern  nnd  68  Soldaten  pro  Kompagnie. 
Durdi  Halbierung  des  Territorialbataillons  und  durch  Schaffung 
eines  vierten  Bataillons  hat  man  den  Mangel  der  nngenflgenden 
Anzahl  von  Kaders  behoben  nnd  die  Möglichkeit  geschaffen,  den 
Territorialtrnppen  eine  intensivere  Instruktion  zuteil  werden  zu  lassen. 
Dieses  Gesetz  ist  aber  noch  nicht  zur  Anwendung  gelangt. 

Geaets,  betr.  die  Avistelliing,  Pkrfifong  und  Beatandhaltong  der 
WiUaerUaten  und  Ab&ndenmg  der  Art.  117,  120,  130,  134  den 
Wablgesetaea  vom  9.  Juni  1864. 

Das  Gesetz,  das  sich  als  eine  Konsequenz  der  im  Jahre  1908 
nnd  1905  erlassenen  Gesetze  darstellt,  erfüllt  eine,  von  Politikern 
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ständig  erhobene  Forderung.  Da  in  Rumänien  bei  jedem  Regrierungs- 
wechsel  auch  die  Beamten  der  Mnuizipalbehörden  wechseln,  so  geschah 
es  nicht  selten,  dass  die  Anhänger  der  jeweilig^  berrscbendeii  Parteien 
nnziilässigerweise  in  die  Wahllisten  eingetragen  worden,  während 
andererseita  die  Anhänger  der  Oppositionsparteien  bei  Beschafinng 
der  Wshlerkarten  auf  grosse  Schwierigkeiten  stiessen. 

Um  diesem  Mangel  absnhelfen,  hat  man  die  Anfttellnng  der 

Wahllisten  den  Präsidenten  der  Departementsgerichte  übertragen. 

l)iese  Beamten  bieten  wegen  ihrer  Tiiabj^etzbarkeit  eine  grüssere 
iiewahr  für  nn]iarteijschp  Geschäftsführung,  a,U  die  Bfirgcrmeister. 
t'berdies  sind  durch  ausdrückliche  Vorschriftpn  Fintraguiif,^«-!!  aus 
(■»efällifTkeiten  unmöglich  gfinaclit  worden.  Kine  Streiclinng  aus 
den  Listen  ist  von  nun  an  nur  noch  nach  Älassgal»'  bestimmter, 
im  Gesetze  normierter  Vorau8setznn{r»'ii  zulässig.  Die  jährliche  Re- 
vision der  Wahllisten  ist  ebenfalia  durch  gesetzliche  Kaatelen  ge- 
sichert worden. 

Einsprüche,  welche  die  Eintragungen  oder  LSschnng  in  den 
Wahllisten  betreffen,  werden  in  Znknnft  von  den  Appellations- 
gerichtshSfen  entschieden.   Gegen  diese  Entscheidung  ist  ein  Rekurs 

an  den  Kassationsgerichtshof  statthaft,  der  in  letzter  Instanz  end- 
gültig entscheidet. 

Das  in  Rumänien  geltende  Wahlrecht  gründet  sich  auf  die 
Stenerleistungen.  Für  die  Wahl  zur  Depntiertenkammer  ftind  die 
Wähler  in  drei  Klassen,  für  die  Wahlen  zum  Senat  in  zwei  Klassen 
verteilt  Während  Mber  jeder  Wähler  je  eine  Karte  fftr  jedes 
der  beiden  Sepräsentationsorgane  erhielt,  bekommt  er  jetzt  nnr  eine 
vom  1.  Mai  eines  Jahres  bis  znm  31.  April  des  folgenden  Jahres 
gültige  Wählerkarte.  Die  Pers5nllchkeit  des  Wählers  wird  jetzt 
sowohl  bei  der  Ausgabe  der  Karten,  als  bei  der  Wahl  selbst  sorg- 
fältigst identifiziert.  Zugleich  hat  man  diesen  Karten  den  Charakter 
von  öffentlichen  Urkunden  gegeben,  und  es  wird  in  Znknnft  jede 
an  ihnen  begangene  Fälschungshandlnng  nach  Massgabe  der  straf- 
rechtlichen  Vorschriften  über  Verfälschungen  und  fälschliche  An- 
fertigung von  öffentlichen  Urkunden  geahndet  werden. 

Die  Häufigkeit  von  Wahlrechtsdelikten  in  Rumänien  hat  zur 
Aufstellung  strenger  Strafvorschriften  gefOhrtf  die  die  Art«  37,  38, 
39,  40  des  neuen  Gesetzes  enthalten: 
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Wer  sich  in  die  Wahllisten  unter  einem  falschen  Namen  oder 
in  einer  ihm  nicht  zu  kommenden  Weise  eintragen  lösst  oder  wer 
Tatumatände  verschweigt,  die  seine  aktive  Wahlfähigkeit  beein- 
emfloBsen,  wird  mit  einer  Geldstrafe  von  500 — ^2000  Fn.  beitraft. 

BIchterliche  Beamte,  BfirgermelBter»  Kommnnalbeamte,  die  Ein- 
trac^ngen  oder  LOsehnogea  in  den  Listen  wider  besseres  Wissen 
oder  ohne  gesetzliclie  Legitimation  vornehmen,  werden  mit  15  Tkgen 
bis  3  Monaten  Gefilngnis  und  mit  einer  Gfeldstrafe  von  500  bis 
2000  Frs.  bestraft 

Dieselbe  Strafe  triift  denjenigen,  welcher  mit  einer  Aremden 
Wahlkaite  stimmt  oder  zu  stimmen  versticht. 

Die  Unterdrückung  von  iStuiuuzi  LU  In  aus  Wahlurneu  wird  mit 
(>  Muuaten  bis  2  Jahren  Gefängnis  und  mit  einer  Geldstrafe  von 
1000—5000  Frs.  bestraft. 

Die  .Strafverfolf^nn?:^  we^en  Wahlvergehen  kann  dar»  h  \\  ähler, 
deren  Anzahl  wenigstens  drei  betragen  mnss,  oder  darch  die  Staats- 
anwaltschaft  eingeleitet  und  darcbgefdhrt  werden. 

Gesetz  ztir  Unteratutzung  bäuerlicher  Geaossenschafteu. 
In  der  Verbesserung  der  materiellen  Lage  des  Banernstandes 
hat  die  raminische  Regierung  seit  langer  Zeit  eine  der  wichtigsten 
Aufgaben  erbliclct  Das  beliebteste  von  den  bisher  geübten  Mitteln 
bestand  in  der  Anfteiinng  von  Ländereien  ans  staatlichem  oder 
privatem  Besitze  nnd  in  ihrem  Verkauf  an  Banem  in  Form  von 
Bentengtttern.  Im  Jahre  1864  hat  man  anf  diese  Weise  463559  Bauern 
zu  Eigentftmem  von  1787714  ha,  die  frfiherer  PrivatbeslUs  waren, 
gemacht.  Der  Anfteiinng  an  die  Banem  war  ein  Verzicht  nnd  eine 
GeldentschSdignng  der  fHlheren  Eigentflmer  vorausgegangen.  In  den 
Jahren  1879  nnd  18S4  machte  sich  das  Bedürfnis  einer  neuen  Ver- 
teilung geltend,  so  dass  der  Staat  sich  genötigt  sah,  aus  eigenen 
Latifundien  7r>00(M)  ha  an  l.'iOOOii  l;anern  zu  verteilen. 

Im  ailgeiiieint  n  cff  langten  die  aulgeteilten  Parzellen  an  Hauern, 
die  entweder  überhaupt  nicht  eigenes  Land  besassen  oder  die  nicht 
mehr  als  ha  ihr  eigen  nannten.  Das  Prinzip  dieser  Verteilung 
des  Grundbesitzes  war  verfehlt.  Die  Hanem,  die  anf  diese  Weise 
Guter  erhielten,  waren  snmeist  Personen,  die  mangels  moralischer 
Beföhignng  nnd  mangels  barer  Mittel  nicht  in  der  Lage  waren, 
den  ihnen  Überwiesenen  Grandbesitz  zn  bebanen  nnd  zn  verbessern. 
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Mittlerweile  hatten  aber  dicoenigen  Bauern,  die  das  energische 
and  aktive  Element  der  IfindlieheB  BevSlkemng  darstellen,  von  jeder 
staatliehen  Intervention  nnabhingig,  einen  kriftigen  Anftchwnng 
genommen«    So  wnrden  aOdn  anf  die  Initiative  von  Banem  hin 

mehr  als  200  Volksbanken  mit  mehr  als  20  Millionen  Frs.  Kapital 
ins  Leben  gerufen.  Dieser  Erlulg  hat  die  bäuerlichen  Kiilfte  zu 
noch  grösserer  Enerfrie  angefacht.  In  verschiedenen  Formen  ist  der 
Geist  der  Unternehmniigslust  und  des  tatkräftigen  Znsammpnhandehis 
in  die  P^rscheinung  getreten.  Es  entstanden  Milchgenossenschaften, 
Magaziuvereiue,  Konsumvereine,  Vereine  zur  gemeinschaftlichen 
Pachtung  von  Ländereien.  Während  der  letzt**n  drei  Jahre  haben 
Agrargenossenschaften  24  Staatsgüter  mit  16500  ha  Flächeninhalt 
za  einem  jährlichen  Zins  von  464000  Frs.  und  87  andere  Güter 
mit  64480  ha  an  1610148  Frs.  jährlichem  Zins  gepachtet  Die 
Unterstfltcang  dieser  Bewegung  hat  der  Staat,  Bnmftniene  bedentend- 
ster  Grandbesitzer,  sich  angelegen  sein  lassen. 

Ein  im  Jahre  1906  angenommenes  Cresetz  enthftlt  folgende 
Bestimmongen: 

Bftnerliche  Genossenschaften,  die  Staatsgüter  pachten  wollen, 
sfaid  mit  ihrem  Gebot  anch  dann  tn  berOgksiehtigen,  wenn  es  nm 

5®/o  niedriger  ist  als  das  von  einer  Privatperson  abgegebene.  Die 

von  der  Ueuossenschatt  zu  stellende  Siclierheit  vermindert  sich  um 
ein  Drittel.  Fni  diese  Vorteile  geniessen  zu  künneu,  müssen  die 
(Tenossenscliaften  eine  Mindestmitgliederzalil  von  25  Persoiieu  auf- 
weisen, ilire  Statuten  der  Oeiieluniguüg  Icr  Zentralkasse  der  Volks- 
banken unterworfen  haben  und  sich  der  Kontrolle  der  Volksbanken 
hinsichtlich  der  Bewirtschaftangsart  ihrer  Ländereien  unterziehen. 

StmiarradiiktioiieiL 

Der  ausgezeichnete  Znstand  der  Finanzen  Bnmäniens,  dessen 
Etat  seit  einer  nnnnterbrochenen  Reihe  Yon  Jahren  Übersehttsse  anf- 

weist,  hat  zu  einer  Reduktion  mehrerer  Steuern  geführt: 

1.  Die  erste  Steuerrednktion  betrifft  die  Grundsteuer  liind- 

licher  Grundstücke,  die  bis  zu  lü  ha  gross  sind.    Die  Anregung 

hierzu  war  schon  l'.M>u  gegeben  worden. 

Das  Gesetz  von  1901  setzte  als  Grundsteuer  für  verpachteten 

ländlichen  Besitz  ß^/g'^/o  ^^^^  ^^^^  selbstbewirtschafteten  ländlichen 

Besitz,  der  grösser  als  10  ha  ist,  5»/.»%  and  5%  für  selbstbewirt» 

schafteten  Iftndlichen  Besitz  unter  10  ha. 
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Dfts  neue  Gesets  von  1906  setzt  an  Stelle -der  5^/o  4V<®/of 
für  den  Fiskns  einen  jihrlichen  Anslkll  von  20000  Fn.  bedeutet. 
Hit  dieser  Maseregel  will  man  der  geringeren  Prodnktions- 

fahigkeit  des  kleinen  Besitzes  gerecht  werden. 

2.  Hie  zweite  Reduktion  betrifft  die  Be«oMiin^!«teiier.  Diese 
betrug  ebeuHO  wie  die  Kapitalsteuer  5^'„.  Da  alttT  «lit- HeHoldnnars- 
steuer  Arbeitssteuer  ist,  so  erschien  es  billig,  sie  ant  eine  mildere 

•  Basis  zu  stellen  als  die  Kapitalsteuer.  Denigemäss  wurde  die  I>»  - 
soldungssteuer,  d.  h.  die  auf  das  Gehalt  von  Staatsbeamten,  Kom- 
mnnalbeamten  and  Privatbeamten  gelegte  Steuer  von  5%  auf 
zn  redosieren  nnd  das  Gehalt  von  150  Frs.  als  unterste  Grenze 
fltenerpflichtigen  Gehalts  fixiert.  Hierdurch  erleiden  die  Staatsein« 
nahmen  einen  AnsiUl  von  2000000  Frs. 

3.  Die  dritte  Redaktion  betrifft  die  anf  den  Wein  gelegte 
Getränkestener.  An  Stelle  der  frflher  pro  Dekaliter  zu  zahlenden 
30  CtB.|  setzt  das  neue  Gesetz  20  Cts. 

OeMii,  betr.  die  YereinhaitJidMing  der  PenaionaTCFhtltDiw  d«r 
mmiittolbvraii  und  mittelbareii  StaaiabeainteiL 

Die  Grundlage  d^  Pensionsrechts  der  Staatsbeamten  bildet 
das  im  Jahre  1892  nach  mannigfiichen  gesetzgeberischen  Versuchen 
votierte  Gesetz.  Bei  der  engen  Auslegung,  die  das  Wort  „Staats- 
beamte"' erfuhr,  blieben  die  PensionsverhSltnisse  der  Kommnnal- 

uüd  iK'iiarteiueutsbeamtcu,  die  auch  als  Orgaue  der  Staatsgewalt 
als  Staatsbeamte  zu  gelten  haben,  unklar. 

Um  diese  Lücke  der  Gesetze  auszufüllen,  wurde  im  Jahre 
1897  eine  i'ensionskasse  fttr  Kommanal-  and  Departementsbearote 
dorch  die  Gesetzgebung  geschaflSen.  Immerhin  blieb  noch  eine 
Schwierigkeit  zn  lösen.  Viele  direkte  Staatsbeamte  waren  ans  dem 
Kommunal-  oder  Departementsdienste  hervorgegangen,  die  in  diesen 
Diensten  absolvierten  Jahre  werden  ihnen  im  Staatsdienste  auf  das 
Dienstalter  in  Anrechnung  gebracht.  Hinsichtlich  der  Pensions- 
berechtigung war  aber  zn  erwSgen,  dass  der  Staat  anf  die  spftter 
zu  zahlenden  Pensionen  hin  Abzüge  von  dem  Dienstgehalte  seiner 
Beamten  erhebt^  während  die  Kommunen  und  Departements  dieses 
nicht  tun.  üm  die  bei  Kommunal-  oder  DepartementsbehOrden  ab- 
solvierten Dienstjahre  als  pensionsfähige  Zeit  für  den  Amtsdienst 
angerechnet  zu  erhalten,  haben  die  bezeichneten  Staatsbeamten  bei 
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der  staatlichen  Penuoiiskasse  die  Sunnie  einzusahlen,  die  bei  stlln- 
digem,  direktem  Staatsdienste  von  Ihrem  Gehalt  als  Staatsbeamte  in 
Abzugs  gehraeht  worden  wSre. 

Ein  neues  Gesetx  bestimmt»  dass  die  Abcflge  zwecks  Verein- 
heitlichnng  der  einzelnen  Pensionskasse  von  Amts  wegen  einznsahlen. 
sind.  Dem  Staate  ist  dnreh  diese  Massnahme  ein  Opfer  von  1  Hillion 
Franken  pn>  Jahr  entstanden!  Die  jährlich  vom  Staate  an  die 
Pennonskasse  m  zaUende  Snmme  belief  sieh  ohnehin  anf  7900000  Fts. 
Dieses  Gesetz  hat  endlich  über  die  Bedeutung  des  Begriffes  Staats- 
beamte Klarheit  geschaöl.  Das  neue  Opfer  von  1  Million  Franken 
fälll  znr  Hälfte  dem  Staatsbndgret,  zur  andern  Hälfte  dem  Budget 
der  Kommunen  und  der  Departements  zur  Last. 

Geaeti,  betr.  die  PenaUmaveriiiltnuae  der  der  ZIvübevSlkeniiig 
aagelidreiiden,  im  Axmeedieiiata  besehiitigteii  Haadwerlnr. 

Die  SUIitftrbehOrden  beschäftigen  in  Bnminlen  tage>  oder 
wochenweise  dnrchschnittlich  Uber  1200  der  ZivUbevdlkening  an- 

grehörende  Arbeiter,  deren  Lohn  monatlich  dorchschnittlich  75  Fni. 

beträg-t.  Überdies  gibt  es  etwa  Arbeiter,  die  pro  Monat  oder 
pro  Ja)ir  mit  einem  monatlichen  Durchschnittsgebalt  von  lUO  Frs. 
angestellt  sind. 

Waiirend  ein  Gesetz  vom  5.  März  19(H>  die  Pensions  Verhält- 
nisse von  Arbeitern,  die  dem  Militärstande  angehören,  normiert, 
statuiert  ein  neues  Gesetz  das  Pensionsrecht  derjenigen,  dem  Zivil- 
stande angehürigen  Arbeiter,  die  in  Betrieben  der  Armeeverwaltnng 
pro  Monat  oder  pro  Jahr  beschäftigt  ^ind.  Arbeiter,  die  nur  pro' 
Tag  arbeiten,  haben  dagegen  keinen  Pensionsanspmch,  sondern  nnr 
Anrecht  anf  Unterstlltznngen  nnd  Hilfeleistnngen.  Den  Pensions- 
berechtigten il^erden  10  ^/g,  den  flbrigen  2*^/0  von  ihrem  Lohn  In 
Abzog  gebracht.  Hierbei  wird  zwischen  rumänischen  nnd  ans* 
ISndischen  Arbeitern  nicht  nntersehieden.  Die  DnrchschnittshShe 
der  Pension  beträgt  60  Frs.  pro  Monat;  Witwen  erhalten,  gleich- 
gültig, ob  sie  Kinder  haben  oder  nicht,  die  volle  Pension  ihres  Mannes. 

Ändenuigaii  einigtr  Be8tmumiiige&  dea  Börgerliehen  Geaetabaehea. 

Der  mmänische  Jostizmlnlster  ALixiNDsn  BsDEnrnf  hat  im 
Jahre  1906  die  Reform  des  Bfirgerilchen.  Gesetzbuches  nntemommen. 
Das  Ziel  dieser  Reform  war  die  Abänderung  einzelner  Artikel  und 
nicht  eine  Keukodifikation  des  Zivilrechts 
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Die  Änderttngen  betivffen  in  der  Hsaptoache  Kapitel  des 
Familienrechte,  auf  deesen  Gebiet  das  BedflrfliiB  nadi  Befomen  rieh 
besonden  dringend  geltend  gemacht  hatte. 

1.  Eherecht  und  Verwandtschaftsreclit.  Was  zunächst 
die  Eingehung  der  Ehe  uiiii  ilti  t^  Formen  anlangt^  so  ist  der  Minister 
von  dem  Prinzip  ausp^eaneren,  alle  ^'ol•sch^iften  zu  beseitigen,  auf 
die  irg-endwit)  verzichtet  werden  kann.  Mit  der  Vereinfachung-  der 
Formen  der  Eheschliessung  ist  auch  g:leiphzeiti!2'  ein  Mittel  7nm 
Kampf  gegen  die  Konkubinate  und  deren  Folgen  gewonnen.  lu 
welcher  Weise  das  Konkabinat  um  sich  gegriffen  bat,  lassen  folgende 
Belativzahlen  erkennen. 

Es  kamen  anf  bnndert  Geburten  uneheliche  im  Jahre: 

1880    4,8, 

1885    5,2, 

1890    5,8, 

1895    6,8, 

1900    8,8. 

Angesichts  dieser  Bewegung  erscheinen  die  Proteste  der  hoben' 
Geistlichkeit  gegen  die  Verbreitung  des  Konkubinats  gerechtfertigt. 

Die  Erleichterung  der  Eheschliessungsformen  sind  folgende: 

Die  Erkiäiuiig.  die  Ehe  abschliessen  zu  wollen,  kann  (Art.  50) 
mündlich  abgegeben  werden,  eine  Vorschrift,  die  mit  Kficksicht  anf 
die  erhebliche  Anzahl  vun  Analphabeten  t  in»   (rrubsc  iitdciitung  hat. 

Die  Ehe  bedarf  nur  eines  einmalifren  ülientlicbpn  AntVpbots. 
Sind  die  beiden  Nupturienten  an  dem  Orte  der  Eheschliessuug  orts- 
gehtlrtig,  so  hat  der  Standesbeamte  von  Amts  wegen  die  Auszüge 
ans  dem  Geburtsregister  zu  den  Eheschliessungsakten  zu  nelimen. 
Ist  nur  einer  oder  ist  keiner  der  Nupturienten  an.  dem  Orte  der 
Eheachliessung  gebflrtig,  so  kOnnen  sie  entweder  Auszflge  ans  den 
Geburtsurkunden  vorlegen  oder  zwei  Zeugen  beibringen,  deren  Er- 
klSrung  vor  dem  Bürgermeister  der  Gemeinde  die  Voriegnng  der 
Urkunden  ersetzt  Die  Zahl  der  Eheschliessungszeugen  ist  auf  zwei 
reduziert  worden. 

Was  die  Fähigkeit  zur  BkescUieasnng  anlangt,  so  hat  man 
zwar  die  Bestimmung  des  Artikels  131,  die  flir  Männer  die  Vollendung 
des  18.,  für  Frauen  des  15.  Leben^fahres  vordebt,  beibehalten.  Hau 
hat  aber  das  Erfordernis  des  elterlichen  Konsenses  für  Männer  wie 
filr  Frauen  nur  bis  zur  Vollendung  des  21.  Leben^ahres  vorgesehen. 
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Mag  doroh  die  alte  Begelnng  in  Tielen  FAllen  in  heiiBamer 
Weise  dem  ZoBtandelEoinmeii  nnglfleklidier  Ehen  entgegengewirkt 
worden  sein,  ao  liesa  sieh  doch  nieht  verkennen,  dass  für  die  lind- 
liehe  BevOlkerang  das  Brfordeniia  des  elterlichen  Eonaenaea  in  ge- 
wisser Besiehnng  sn  einem  daa  Znatandekonunen  yon  Ehen  er- 
schwerenden FormaiiamQS  geworden  war. 

Trotz  Fortfalls  der  Konsenserfordernis  bei  voUendet«in  21.  Le- 
bensjahr hat  lüHU  die  Bestimmung  des  Artikels  154  unberührt  ge- 
lassen, der  Eltern  und  nahen  Anverwandten  ein  WiderspruchBrecht 
den  Nupturienten  gegenüber  bis  zur  Vollendang  des  25.  Leben^ahrs 
einräamt. 

Die  relative  Unsicherheit  hinsichtlich  der  Abstammung  der  in 
zweiter  Ehe  geborenen  Kinder  hat  der  Gesetzgeber  durch  folgende 
B^timmnngen  zwar  Rechnung  getragen  (Art.  210),  ftberflflssige 
Hftrten  aber  beseitigt: 

Witwen  nnd  Franen,  deren  Ehen  für  nichtig  erklärt  worden 
sind,  können  anch  vor  Ablauf  von  10  Monaten  nach  Beendigiing 
des  ersten  Eheverhiltnisses  an  einer  nenen  Ehe  schreiten,  wenn  sie 
Tor  Ablauf  der  10  Monate  geboren  liaben.  FQr  geschiedene  Franen 
filngt  die  10  monatliche  Warteaeit  von  dem  Tage  an  an  lanftn,  an 
dem  sie  znm  Verlasse  des  EhedomiaUs  ermftchtigt  waren. 

Unter  Anlehnong  an  ein  franzSsisches  Gesetz  ans  dem  Jahre 
1886  ist  neu  bef^timmt  worden,  dass  der  ^»-eschiedene  Ehemann,  der 
von  seiner  Frau  niif  Grund  richterlichen  Ausspruchs  oder  auf  Grund 
seines  Scheid ungsbegfehrens  getrennt  zu  leben  berechtigt  war.  ein 
spiiter  als  ;50()  Taire  nach  Aufhebung  der  ehelichen  GemeinschiiU 
geborenes  Kind  nicht  als  das  seine  anzuerkennen  brauche,  es  sei 
denn,  dass  er  nach  AafUebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  seiner 
Frau  beigewohnt  hat. 

Der  Art.  285  bestimmt,  dass  bei  Scheidung  dt^r  Ehe  aus  be- 
stimmten Grttnden  ein  gewisser  Teil  des  Vermögens  des  für  schnldig 
erldärten  Ehegatten  Eigentum  des  Kindes  werde. 

Hierdurch  soll  solchen  Ehescheidungen,  die  hanptsächlich  ans 
vermögensreehtlichen  Motiven  vorgenommen  werden,  voi^bengt 
werden. 

Um  der  legitimatio  per  snbseqnens  matrimoninm  grossere  6e^ 

deutung  zu  verschaffen  und  sie  anch  in  solchen  FSllen  an  erm9g^ 

liehen,  in  denen  Eltern  ans  Unwissenheit  die  erfbrd«4ichen  Er- 
Jahrlmoh  d«r  internst  Venlnlfonc.  8.  Bd.  219 
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kULrangen  absugeben  Teraftomt  habeo,  trifft  der  Art.  304  besoadere 
Vorschriften. 

Der  Art.  804,  der  als  anthentisebe  GesetEesiDterpretation  ge- 
dacht ist,  bestimmt^  dass  die  Ehescliliessiiiig  an  sich  die  Ehelichkeit 
der  vorher  geborenen  Kinder  bewirkt,  falls  die  Anerkennnng  der 
Vaterschaft  ans  der  6eburtsnrknnde  oder  ans  einer  anthentischen 
Erklfimng  erhellt. 

2.  Adoption.  Um  die  Formen  der  Annahme  an  Kindesstatt 
zu  erleichtern,  hat  man  als  eiuzige  Adoptionsinstanz  für  die  ländliche 
Gemeinde  den  Friedensrichter,  für  die  Städte  das  Gcriclit  eing^esetzt. 

Die  (TPri(ht»«clireiber  bezu.  die  Frie<lt'nsrii'ht<»r  sollen  zur 
Retci.stri»^runtr  des  Adoptinusaktes  dun  Ii  lieldstratV'  anhalten.  Den 
Bettdliuten  üteht  überditfs  dass  Kcciit  zu,  selbst  den  Ausjjpruch 
der  Behörde  über  die  Zulässigkeit  der  Adoption  ia  den  buuidesamts- 
registern  vermerken  zu  lassen! 

Der  Adoptandus  musB  das  21.  Lebensjahr  vollendet  haben 
nnd  bedarf  des  elterlichen  Konsenses,  oder  falls  er  keine  Elt«m  bat 
so  tritt  anstelle  der  fk'tther  verlangten  Zustimmung  des  Familioirata, 
die  viel  leichter  zu  beschaifende  Znstimmnng  des  Bftrgermeisters, 
der  als  ein  ad  hoc  berufener  Pfl^r  fungiert 

Hindeijährig  adoptierten  Personen  steht  bei  Erreichung  der 
Oroa^hrigkeit  das  Recht  zu,  binnen  Jahresfrist  die  Aufhebung  der 
Adoption  bei  dem  Gericht  zu  verlangen. 

Oesets,  betr.  Abänderung  der  Art  479,  480  des  Handels- 

gesetzbuches. 

Art.  479  des  Handelsgesetzbuches  ist  ilahin  modifiziert  worden, 
dass  Forderungen  and  nicht  indossable  Wertpapiere  durch  Zession 
▼erpAndet  werden  können,  jedoch  muss  aus  der  Zessionsurkunde  die 
Übertragung  der  Forderung  zum  Zwecke  der  Pfandbestellnng  erhellen. 

Diese  Vorschrift  wird  ihrerseits  durch  einen  Zusatz  zu  Art  480 
modifiziert. 

An  hängenden  oder  bereits  eingeernteten  Frftchten,  an  Fabri> 
kationsmaterial  in  nisprfinglicher  oder  bereits  verarbeiteter  Form, 
kann  ein  Pfand  ohne  Besitzttbertragung  durch  blosse  Einigung 
zwischen  Pfandglünbigern  und  Pfandschuldnern  bestellt  werden. 
Die  Urkunde  Uber  die  l'taiidbestellung  hat  die  zu  verptundenden 
»Sai  lu  ll  der  Anzahl,  lu-^i  \\:i\\vu\ie\t,  der  Qualität  nnd  dem  Orte 
nach,  au  dem  bie  sich  befinden,  zu  bezeichnen.    Das  Pfand  gilt  als 
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mit  dem  Datum  der  Verpfftndmigsiirkiukde,  das  in  dieser  den  Tollen 
Beweis  erbringt,  bestellt. 

Derartige  Pfandbeetellnngen  sind  binnen  5  Tagen  in  der  im 
Art  728  der  Zivilprozeaaordnnng  Torgeeehenen  Weiee  zu  registrieren. 

Dritten  gegenftber  gelten  die  Beehte  des  PfandgUlnbigers  als 
mit  dem  Tage  der  Regiatrlenrng  entstanden, 

Geaets,  batr.  Ändenmg  daa  Stampelraehta. 

In  Abändemng  des  Art.  29  gelten  Grttnderrechte  nicht  mehr 
als  Kapitalrechte  und  der  Gennss  ans  Grfinderrechtcn  ist  den  Vor- 
teilen ans  Aktien  oder  Obligationen  nicht  gleich  zu  erachten. 

Bei  Gründungen  von  Gesellschaften  oder  bei  Erhöhung  des 
Geoellschaftshapitals  ist  binnen  8  Monaten  nach  Veröffentlichnng 
des  Gesellschaftsaktes  im  Moniteur  ofticiel  auf  «las  Kapital  eine 
Taxe  7A\  errichten.  Die  Aktien  oder  Obliearionen  hind  zwecks  Ver- 
gii'iii)»olung  unter  Beifüg-ung  einer  die  Zahliine;  der  Taxe  bezeugenden 
Quittang  dem  Finanzministerium  zu  übei*senden. 

&  Literatur. 

1.  Esplicatnmea  Codnlin  civil  roman.  Brianternng  des  mmä- 
nischen  BttrgerlicheD  Bechts  von  Dimiibib  ALBXAin>BE8cu,  Professor 
an  der  Universität  Jassy. 

Von  dem  vorzüglichen  achtbändigen  Standardwerk  des  Rnmä- 
nischen  Zlvflrechts  sind  die  beiden  ersten  Bände  in  nener  Auflage 
erschienen.  Die  Beziehungen  zwischen  dem  Code  Napoleon,  dem 
Vorbilde  des  KuniSnischen  Bür^rrrlichen  Gesetzbuches,  und  der  Ruiiiä- 
nisclit'ii  Zivilkoditikatiou  siml  eingehend  erörtert.  Auch  ist  die 
E  Hellt  sgescliichte  in  vorUertlielier  Weise  berücksichtigt  worden. 
Das  Werk  ist  ein  seltenes  Zeugnis  von  \\  issen  und  Kriük. 

2.  Conmientar  de  Drejtt  Conimercial.  Von  M.  A.  DuMiT&KäCü. 
(Von  der  rumänischen  Akademie  preisgekröntes  Werk.) 

Der  Kommentar  des  rnniänischen  üandelsgesetzbuches  rückt 
die  BeeinHassang  durch  das  italienische  Handelsgesetzbuch  in  ein 
klares  Licht.  Das  sechsbändige  Werk  ist  der  Methode  nach  anf 
streng  wissenschaftlicher  Grundlage  vortrefflich  angelegt. 

3.  Dreptnl  Constitntional.  Von  Constaktui  Disssscu,  Professor 
an  der  Universität  Bukarest,  und  M.  A.  Dumitrescu. 
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DisBiBGü,  als  Gelehrter  und  als  Politiker  gleicbgeaditet,  hst 
seine  reichen  EriUkmngen  auf  dem  Oebiele  des  Offentliehen  Rechts 
in  der  zweiten  Anflage  seines  bekannten  Weikes  ftber  das  Öffent- 
liche Becht  Bonuiniens  nen  verwertet.  Sein  Werk  bringl;  die  ven 
ihm  anf  dem  Lehrstahl  der  DniTersitftt  nnd  anf  der  Bednertribflne 
des  Parlamente  vertretenen  Lehren  in  klassischer  Form. 

4.  Dreptnl  civil  Boman.  Von  GoNSTABtn  Nacu,  Professor  an 
dar  L'iiiver.sitiit  Biikarefct. 

Das  dreibändi^re  Werk,  die  Frucht  eines  dreissigyährigeu,  in 
Lehrtätigkeit  (inrclisi  istig^teii  StTidiums,  bringt  die  von  dem  berühm- 
ten Kechtslehrer  gehaltenen  Kollegien  vor  die  gesamt«  Wissenschaft- 
üche  Welt. 

5.  Testainentele,  Donatainile,  Succesiunile,  Introducare  la  Privi- 
legii  si  Ipoteci,  Studii  asnpra  persoanelor  civile,  juridioe  san  morale. 
Von  ö.  PETRK8CU.  Rat  am  Kassationsgerichtehof. 

Das  Werk  behandelt  Teile  des  Testemente-,  Schenknngs-,  Erb- 
folge-, Privilegien-  und  Hypothekenrechts.  Es  beschäftigt  sich 
weiter  mit  den  nat&rlichen  nnd  juristischen  Personen.  In  6  grossen 
Bänden  sind  die  vortrefflichen  Stadien  dee  grossen  Praktikers 
niedergelegt.  •  

tJber  die  Erscheinungen  ans  den  Jahren  1906  und  1907 
orientiert  die  folgende  Au&tellung: 

N.  Idism,  Economia  politica  si  finante.   (2  Bünde.) 
Nicolas  Luci,  Die  ZwangsvoUstrecknng. 
Dr.  MmoiiNoiy  Hedicina  legala. 

Gbobob  Mibobbscu,  Analida  noulni  Cod  de  procedura  dvila 
(vollständiger  Kommenter). 

DfiHlsTBE  Nbaou,  Godinle  civil  mit  Bemerkungen  und  Eom- 

menter.   2  Bände. 

Paui.  Nkgulkscu,  Tractat  de  drept  administrativ  Koiuiin. 

l)LMf:TRE  Nkgulk.scu,  Tcoria  Poprirei  (Theorie  der  Pfändungs- 
pliUunMsit'/prjrreifunirL 

i'KKiKi/.KANi  it  1  )iM[T!;[:scu.  Mauuul  de  Politir  judiciari. 

Paüvui.k.scu  et  Rauia.sa.  Cambia  si  artniK»a  caiiibiala. 

liADULKdcu-MoxBu»  Pslcologia  marturului  (Psychologie  der 
Zeugt-n). 

.1  Kaioi,  Calanza  ceteteanalni  in  materie  jndiciara  (Bflrger- 
buch  de»  Rechts). 
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Dr.  B.  B08BT1,  Colectinne  compieta  de  legi  regnlamente  ei 
decrete  privitoan  1a  Mine  si  PetroL  (In  fhuuOBischer  und  ramä- 
niaeher  Sprache  veröffentlichte  Zueammenstellimg  Uber  das  geltende 
Gesetz  und  Verordnnngsrecht  hezfiglich  der  Bergwerke  nhd  der 
Petrolenmqnellen.) 

3£abdt  Teiodobiah,  Dreptnl  canonie  oriental. 

TiVASKsoo  et  GuoOMSoUy  Contraetele  agrioole  snb  diferite 
lei^iri,  inainte  si  dnpfi  Regnlamentol  organic.  (Verträge  landwirtp 
schaftlichen  Inhalts  in  Wandel  der  Gesetzgebung  vor  und  nach  dem 
organischen  Reglement.) 

l  KsiANo  Valekun,  ÜeBpre  agentii  diploroatiri  si  consulari. 

(iKKiiuiKK  VuLTüRESCü,  Esplicatuiuca  Acovetica  in  practica  a 
legii  Credit  lüui  fouciar  (Theorie  und  Praxis  des  (Gesetzes  über  den 
Bodeiikredlt  I. 

ÄLfiXANDJUi  S.  SuciN,  De  ia  nationaiit^  en  Bonmanie. 
Jon  Pal&oc,  Cod  ol  Caragea. 

NicoLiS  TiTüLBBCU,  ImperteaU  Mestenirilos  (Teilung  der  Suk- 
sessioneD). 

T.  Q,  Bjuviba,  La  propri6t6  littäraire  et  artistiqne  des  ^tran- 
geres  reoonnoe  par  la  jnstice  en  Bonmanie. 

Albxahdrb  Nicolak,  Propri6t6  littöraire  et  artistiqne  en 
Bonmanie. 

Nicolas  Xbnofcl^  La  nonvement  ^conomique  (Bonmaine,  Penin- 
snle  balcaniqiie,  Tnrqaie  d^Asie).  Honatscbrift,  die  zn  Bnkarest  in 

französischer  Sprache  von  Nicolas  Xknopol  herausgegeben  wird. 
JaUrgäujj,L;  VJOÖ,  190<J,  1907. 

Diese  Kevne   enthUlt   zahlreiche  juristi^«che   und  volkswirt- 
schaftliche Studien.    Es  seien  folgende  Mitarbeiter  hervorgehoben: 
Dr.  <'\KL  Okünbkru,  rrotessur  an  der  Cuivei-silät  Wien; 
ALkXANDEB  V.  Matlecovits,  Untcrstaatssekfetür  in  Budapest; 
JivoiN  Pkkitch,  Professor  an  der  Universität  Belgrad; 
A.  AHDR^ADtia,  Professor  an  der  UniversitUt  Athen: 
Alkxavdfr  Xrnopol,  Mitglied  der  französischen  Almdemie,  Korre- 
spondent des  Institat  de  France; 
Dr.  V.  BABfis,  Direktor  des  bakteriologischen  Instituts  zn  Bnkarest; 
Dr.  G.  Stbati,  Ifitglied  der  mmftnischen  Akademie,  frttberer 
Hinister. 
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im 

Wie  schon  des  ffftern  erwähnt  wnrde,  beschfiftigt«  die  Frage 
nach  der  Exterrituiialität  der  Asiaten  die  Regierung".  Es  ist 
bt'kannt.  dass  nach  allem  Gebrauch  die  im  Lande  aiisässigeu  f'iemdeu 
iiisoweir  oxtprritoriale  Rechte  genossen,  als  dass  Streitigkeiten, 
dio  unter  ihnen  ausbiachi-n.  von  einem  von  der  T;okalregiernng  be- 
stellten richterlichen  lieaniten  nach  den  Uesetzen  der  Nation,  der 
sie  angehörten,  entschieden  wurden.  —  Durch  die  unter  dem  König 
MoNOKüT  abgeschlossenen  Verträge  trat  insofern  eine  Modiiikation 
ein,  als  der  Konsul  der  betreffenden  Nation  der  Rieliter  wurde 
und  die  den  enropäiaehen  Fremden  gewährte  Exterritorialität  anf 
die  in  der  europäischen  Kolonie  angesessene  BevOlkernng  aiisg«- 
dehnt  wnrde.  —  Nach  den  französisch -siamesischen  Wirren  im 
Jahre  1892  beanspruchten  die  Franzosen  anf  Grund  der  Verträge 
Jurisdiktion  Uber  die  noch  im  Lande  ansässige  Be^Glkernng,  soweit 
sie  oder  ihre  Vorfahren  ans  den  von  Siam  abgetretenen  Gebiets- 
teilen im  Lande  waren.  —  Die  mannigfachen  Fragen,  die  sich  daran 
anschlössen,  waren  nicht  dazu  angetan,  die  Beziehungen  zn  Frank- 
reich in  freundlichem  Sinne  zu  gestillten:  doch,  wie  schon  gezeigt 
wnrde,  machte  sirli  nach  der  Kückkelii-  des  Königs  aus  Kuropa  im 
Jahre  1897  da>  Ilrstreben  geltend,  diesem  Zustande  durch  gegen- 
seitige Konzessionen  ein  Knde  zu  niaehrii. 

Es  ist  bekannt,  dass  das  Köuiuri  ieh  (  anibodie  bis  zn  der 
Inteivention  der  Franzosen  in  Cochinchina  im  Jahre  iHtiä  die 
Suzeränität  von  Cochinchina  and  Siam  anerkannte.  Nachdem  Cochin- 
china französische  Kolonie  geworden  war,  wollte  Frankreich  auf 
eirund  dieser  neugeschaffenen  Zustände  sein  Protektorat  anf  Cambodie 
aasdehnen.  —  Dnrch  die  Wirren,  die  bei  der  Thronfolge  am  Ende 
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des  achtzehnten  Jahrhunderts  in  Gambodie  stattfiuiden  und  zu  deren 
Begnliemn^  Siam  beitrug,  wurden  ihm  als  integraler  Teil  von  Siam 
die  Provinzen  von  Battambay  und  Siemrap  abgetreten.  Dieser  Zu- 
stand wnrde  dnrch  den  im  Jahre  1867  zwischen  Frankreich  and 
Siam  abgeschlossenen  Vertrag  Uber  Gambodie  bestätigt;  in  ihm  wnrde 
atteh  vorgesehen,  dass  die  den  Franzosen  in  dem  Vertrage  von  1856 
gewählten  Rechte  der  Exterritorialität  nicht  auf  Gambodie  aus- 
gedehnt werden  sollten.  —  In  den  Verträgen  und  Konventionen,  die 
nach  dem  .lalire  1892  mit  Frankreicli  abgeschlossen  wurden,  foli^ten 
dann  versciiiedene  Stipiilatioueu  über  die  Administration  iler  siamcsiscli- 
cambodianisclien  I'rovinzen.  und  auf  beiden  Seiten  wurde  das  Ver- 
langen laut,  einem  Zustande  ein  Ende  zu  machen,  der  am  besten 
darcb  eine  Nadel i^ti{  li]tolitik  gekennzeichnet  wird.  —  Das  geschah 
dann  schliesslich  in  dem  am  27.  März  1907  abgeschlossenen  Ver- 
trage, der  mit  dem  ansgesprochenen  Wnnsche  gezeichnet  wurde,  eine 
definitive  Grenzregoliemng  zwischen  Siam  und  Indochina  durch 
gegenseitige  Konzessionen  herbeizuführen,  femer  die  Beziehungen 
beider  Länder  durch  die  Einfohning  einer  gleichmSsslgen  Jurisdiktion 
zu  erleichtern  und  so  eine  Ausdehnung  der  Rechte  der  in  Siam  an- 
sftssigen,  unter  französischem  Schutze  stehenden  Bevdlkerung  herbei- 
zuführen. 

Infolge  dieser  Vertrüge  trat  dann  Siam  an  Frankreich  die 

Gebiete  von  Battambay,  Siemsap  und  Sisoptro  ab,  wfthrend  Frank- 
reich an  Siam  die  im  Vertrag  von  190-1  abgetretenen  Gebietsteile 
von  Dan  Sai  und  Krat  zurückgab. 

Füi-  iliese  Konzessionen  gestand  Frankreich  in  Art.  V  zu,  dass 
alle  Asiaten,  Untertanen  oder  Schutzgenossen  (sujets  et  protcges), 
die  nach  der  Zeichnung  der  Konvention  vom  13.  Februar  1904 
in  den  Listen,  die  in  den  französischen  Konsulaten  von  Siam 
geführt  werden,  eingetragen  sind,  unter  siamesische  Jurisdiktion 
fallen. 

Die  Jurisdiktion  der  in  Art.  Xn  der  Konvention  vom  18.  Fe- 
bruar 1904  vorgesehenen  internationalen  Gerichtshöfe  wird  auf  alle 
Asiaten,  die  in  den  Konsulaten  eingetragen  sind,  ausgedehnt.  Nach 
Erklärungen,  die  zwischen  dem  Auswärtigen  Amt  und  der  fran- 
zösischen Gesandschaft  im  Kftrz  1907  stattfanden,  ward  noch  be- 
sonders stipuliert,  dass  die  internationalen  Gerichtshöfe  nicht  not- 
wendigerweise speziale  Gerichtshöte  sind,  sondern  dass  die  Kreis- 
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oder  PMvinzial-OeriebtBhSf«  kompetent  sind,  &IU  in  Umen  die  für 
die  inteniationalen  Gerichtshöfe  vorgesehene  Procednr  befolgt  wird. 

Sobald  das  Straf-,  Zivil*  nnd  Handelsgesets,  sowie  die  Ftecess- 
ordnnng  nnd  GeriehtsTer&ssnng  ganz  in  Kraft  treten,  hftrt  die 
Jurisdiktion  der  internationalen  Gerichtshöfe  auf,  und  alle  Asiaten 
nnter  franzMschem  Sehnte  «nterttefaen  den  gewöhnlichen  siamesischen 
Gerichtehöfen. 

Wie  schon  erwähnt  wurde,  .sind  Kommissionen  mit  der  Ans- 
arbeitung  dieser  Materie  beschäftig^,  und  das  Strafgeseizbnch  wird 
innerhalb  weniirer  Worlien  veröffentlicht  nu  l  wird  sechs  Wochen 
nach  der  l^iekanutuiaciiung:  im  Kepierun^sanzeiger  in  Kraft  treten.*) 

Während  der  Abwesenheit  des  Knnio:s  in  Enropa  von  März 
bis  November  liH)2  wurde  eine  Kegentschaft  anter  dem  Kronprinzen 
ei n|2:e richtet.  Gleich  nach  seiner  ilückkehr  ans  Enropa  billigte  der 
König  ein  nenes  IßlitärstrafgesetsbQcb,  dass  durch  die  neue  Heeres* 
Organisation  notwendig  geworden  war. 


')  Die  Veröffentlichung  ist  inzwischen  geschehen. 
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Hagemp  Bull,  Richter  am  hdchsten  Gerichtsliofe.  diristiania. 

Dr.  Einst  Bnm,  Hof-  und  Gterichtsadvokat.  W'Um  1,  Neuthorgasse  20. 

Dr.  Johannes  Burchard,  Pi  otVssor  der  Kechtr  Pi  <f'n.  Neue  Gartenstr.  51. 

Dr.  Walter  Biirckhard.  ordentlicher  Professor  der  Keclite,  Abteilungschef 
für  Gcsetzjrebnnf^  und  iveelitspüege  im  Kidgenössischen  Justiz-  und 
Polizei-Departement,  Bern,  Muristi'aße  9. 

Emst  Busse,  Rechtsanwalt,  Berlin,  Wata*looufer  15. 

Dr.  Ginlio  Cesare  Buzzati,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Pavia,  • 
Piazza  Carmine  2. 

Walter  T.  Barnard  Byies,  Barrister  at  Law,  London,  Papel'  Buildings 
Temple  U. 
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c. 

Dr.  Adolf  Cahn,  (rerichtsassessor,  Köln,  Salierring  9. 
Dr.  Wilhelm  Cahn,  Geheimer  Legationsrat.  Berlin,  Maienstraße  ö. 
Wilhelm  Cahn,  KefereDdai*,  Mainz,  12 '/it»  z.  Zt.  Berlin,  Habsbnrger- 
straße  41. 

Dr.  Fritz  van  Calker,  ordentlicher  Professor  des  StralrechtÄ,  Strasburg 

Scbwarzwaldstraße  44. 
Gnido  Freilierr  von  Call  zu  Kulmbach  und  Rosenberg,  frlkherer  Kinister 

für  Handel  und  Industrie,  Exzellenz,  Wien. 
Kaban  Freiherr  von  Canstein,  Professor  der  Rechte.  Graz. 
Dr.  Graf  Vincenzo  Cararciolo  di  Samo,  öekretär  der  Präfektur,  Neapel, 

Piazza  Sanazzaro  199  b. 
Dr.  Michele  Carboni-boy.  Cagliari,  Via  Giuseppe  8,  z.  Zt  Turin,  Ferma 

in  posta. 

Dr.  Lniz  P'rederico  Carpe&ter,  Bechtsanwalt,  Rio  de  Janeiro ,  Via  dos 

bnrives  119. 

Pnncijte  Orazio  di  Zunio:a  Cassano,  Honin.  Porta  Pinciana  34. 

H.  N.  Martinez  Castro,  Advokat,  JUienos  Aires.  Aites  11  r>B. 

l>r.  Jos6  Castillejo  y  Duarte,  Professor  der  Rechte,  au  der  Universität 

za  Valledolid,  Sevilla  (Spanien). 
Paul  Carpentier,  Abgeordneter,  Advokat,  Lille,  Rae  Jacqnemars  Gli61e6  36. 
Centraiverband  Deutscher  Industrieller,  Berlin,  Am  Karlsbad  4A. 
Joseph  Chailley,  Generalsekretär  der  Union  Coloniale  Frangaiae,  Paiis^ 

Rue  de  la  Terasse  i-i. 
JU  Chüan  Ohang,  M.  L.  care  of  Oheong  Kam,  D.  M.  Customs,  Shanghai, 

China. 

Alloys  Obassot,  FHbourg,  Scbweiz. 

liucii^n  Obessex,  Lizentiat  der  Recbte,  Territet^  Villa  Beanregard. 

Dr.  Chin-tao-Chen,  erster  Sekretär  des  Finanzministeriums,  Vizepräsident 
der  Ta  Ching  Goyemment  Bank,  Peking  (Tbe  Ta  Cbing  Govem- 

ment  Banks). 

Dr.  Giami)ietro  ("liiioni,  Senator,  ordentlicher  i'rofessor  der  Rechte, 

Wirkliches  Mitglied  der  Academia  delle  scienze,  Turin,  Via  Lunge  Po  8. 
Alfred  Marie  Victor  Cbr^tien,  Professor  der  Rechte,  Nancy,  Rae  dn  Faa* 

bourg  St.  .lean  31. 
Dr.  Bemiiard  Clasen,  Advokat,  Luxemburg,  Avenue  Monterey  20. 
Edward  Clement.  Aintsrirbter,  Maj^fdelmrL^-Sndenbur^f.  Westendstraßp 
*Dr.  Pietro  Co<?liuio,  urdentlicher.  Prolessor  der  Rechte  und  Advokat, 

Genua,  Via  S.  Lorenzo  13. 
Inljee  Chow,  Mitglied  des  Finanzministeriams,  Peking,  z.  Zt  Wilmefs* 

dorf,  Regensburgerstrafie  25. 
"^r.  Georqr  Cohn,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Zänch  V,  Canaen- 

straße  18. 

Dr.  Loiiis  Colin.  .Tnstiziat.  ]?e<htsanAvalt  beim  Kammergericht,  Berlin, 
LUtz«»\\:^l  riiLle  11,  Wohnung:  licgensbur<j:ersU'aße  5A. 

Dr.  Max  Coural,  ordentlicher  Professoi  dei  Rechte,  Heidelberg,  Haud- 
sehubsheimer  Landstraße  27  L 

Dr.  Marcbese  Alessandro  Gorsi,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Tonn, 
Via  Genova  15. 

*Dr.  Conrnd  ('.  sack.  Geh.  histizi-at,  ordentlicher  Professor  der  Rechte, 

Bonn,  Koldenzerstralie  i^ö. 
Dr.  Valerie  Cottino,  Purin,  Via  iScuole  15. 
Jnles  Ooulin,  Luzern,  Ka]»ellplatz  8. 
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ynigaü  GoTarrabias,  Gesaadter  der  Republik  Mexiko,  Exzellenz,  Santiago 

(Chile). 

Dr.  Carl  Crome,  ordentlicher  Professor  der  Hechte ,  Bonn  am  Jähein, 
Kaiserstraße  57. 

Arthur  Cruyplants,  secretaire  de  la  revue  ecoiiomi(iue  internationale, 

Brfl«id,  4  me  da  Parlament 
Dr.  Emst  Ton  Ofiaihd,  beschäftigt  im  Königlich  Ungarischen  Handels- 

mimsteriam,  Bndapeat  VIII,  Föhrenweg  Sandorgaaae  Nr.  17.  IL  4. 

D. 

*Dr.  jur.  et.  pliil.  Felix  Dahn,  Gf^lieimer  Justizrat.  ordentlicher  Pi'ofessor 
der  Keclite,  lireslau,  Scliweidnitzer  Stadtgraben  20. 

Dr.  Franz  Dahl,  Oberlandsgerichtsrat,  Kopenhagen,  Osterbrogade  5. 

Dr.  Stojan  Daneff,  früher  Ministerpräsident,  Advokat,  Sofia,  Ulitza  6  Sep- 
tempyrlL 

David  Th.  Davis,  Attoiney  at  Law,  New- York,  Broadway  141. 

Georges  Davy,  lizentiat,  Privatdozent  der  Philosophie,  Contances  (Manche). 
Dr.  Walter  Degen,  Landgerichtsdirektor,  Leipzig,  Elisenstraße  31. 
Jean  Debrit,  licencie,  Redacteur,  Genf,  Rue  gen^ral  Diifour  5 — 7. 
Dr.  Hans  Delius,  Kanimergerichtsrat,  Berlin,  8clia})erstraße  32. 
Grigori  Vasiljew  Demtscheuko,  Professor  der  Rechte,  Warschau,  Universität. 
L.  P.  Dendump,  Advokat,  Haag,  Tonssaintgade  32  A. 

Bernhard  Dernbnrg,  Wirklicher  Geheimer  Bat,  Staatssekretftr  des  Bddis- 
kolonialamtes,  Exzellenz,  Kolonie  Grunewald  bei  Berlin,  Erbachstr.  1. 
Wladimir  von  Deijnschinsky,  Petersburg. 

*Dr.  J.  H.  Deuntzer,  früher  Ministerpräsident,  ordentlicher  Professor 

der  Rechte,  Kopenhagen. 

Deutscher  Notarverein,  Halle  a.  Saale,  (iroße  Steinstraße  12. 

Dr.  Karl  Diehl,  oidentliciier  Professor  der  Staatswissenschaften,  Frei- 
burg i.  Hr.,  Holbeinstr.  3. 

Dr.  Friedrich  Alfred  von  Duleschall,  Richter,  Professor  der  Rechte, 

Budapest  VI,  Sendraygasse  17. 
Leopold  Dor,  Prof.  am  Kolonialinstitut,  Advokat,  Marseille. 

Heinricli  T^ove,  Landgerichtsrat  a.  D.,  Geheimer  Jnstizrat,  Mitglied  des 
Reiciistages,  Svndikus  der  Handelskammer,  Berlin,  Friedrich- 

Wilhelmstraße  10. 

Regierungsrat  Dr.  E.  Dronke.  Königsberg  i.  Pr.,  Paradeplatz  7. 

Dr.  H.  L.  Drucker,  Professor  der  Rechte  und  Mitglied  der  Kammer, 

Leiden,  Rapenburg  ül. 
Tftan  Dsing,  Tsingdschofh,  Prov.  Schantnng,  z.  Zt.  Charlottenburg, 

Berlinerstrafie  22  IL 

Radu  T.  Djuvara,  Attache  bei  der  Rumänischen  Gesandtschaft,  Lizentiat 
der  Rechte,  Bukarest,  Strada  Bomana  94,  z.  Zt.  Halensee,  Bominer- 

straße  19  bi. 

Joseph  Ducjuesne.  Prut'essor  der  Rechte.  Grenoble,  Rue  \'illars  5. 
C.  Dürkheim,  ordentlicher  Professor  der  Staatswissenschaften,  Paris,  Rue 
Saint  Jacques  200. 

Landes-  und  Stadtbibliothek  Düsseldorf,  Düsseldorf,  Friedrichsstraße  7. 
Dr.  Anton  Dyrof^  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Manchen,  Kaiser- 
straße 2. 

Isidor  Dziaioszynski,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten  L  IL  IIL  Berlin, 
Manerstraße  63.  Wohnung:  Kurfilrstendamm  211. 
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E. 

Dr.  C.  Ebenriaip]-,  Wirklieber  Lep^ationsrat  und  vortragender  Kat  im 

Reichskuloiiialiiint.    Berliu,  Freisiiiger^traße  31. 
Dr.  Hugo  Eckert,  SteLtiu,  Heumarktstraße  5. 

Dr.  Albert  Eder,  Hof-  und  Gerichtsadvokat,  Wien,  Himmelpfortgasse  5. 
Dr.  Georg  Eger,  Geheimer  Regierungsrat,  Berlin,  Rauchstraße  5. 
Albert  Ehmcke,  Landgerichtsrat  a,  D.,  fiittergatsbesitser,  Charlotten- 

bürg,  Kantstraße  14. 
Dr.  Fritz  Ehmke,  Rechtsanwalt  beim  Landgericht  I,  Berlin,  N.  Müiler- 

straße  176. 

Dr.  Leo  Kbrenrooth,  Helsingfors,  Fabiangatan  4. 

Dr.  Artnr  Ehrhardt,  Staatsanwalt,  Bresliui,  TiergartenstraAe  26. 

Dr.  Emest  Eisenmann,  Advokat,  Vertreter  des  Ministeriums  fttr  Minen 
und  Ackerbau  der  Republik  Mexico,  Paris,  Cite  Rougemont  2. 

Dr.  Berger  Ekeberg.  Profe^ser  d.  Rechte,  Stockholni.  Regerun gsgatan  82. 
Dr.  Geory^es  Kkehout,  Cliel  der  Union  des  Sciences  et  des  Arts.  BrüsseL 
Dr.  Pelopidas  Eliopoulos,  Reciitsauwalt,  Athen. 

Dr.  Jur.  et  phiL  B.  Elliot^  Richter  am  District  court  of  Minnesota  und 
Professor  der  Rechte  an  der  Universität  von  Minnesota,  Minne* 

apolis  (U.  S.  A). 
Dr.  Karl  ElLstaetter,  Syndikus,  Reutlien  O  S. 

Dr.  Henry  Crosby  Emery,  Professor  der  Staatswissenschaften  an  der 
Yale  Universität  New  Häven  ironiiecticuti.  Oown  Street  270. 

Dr.  Tschuug  En,  Kiii  Dschou  Fu,  Hu  Pai  (China). 

Dr.  A.  Endemann,  Assessor  a.  D.,  Direktor  d.  Hannoverschen-Bank, 
Hannover,  Georgs-Platz  20. 

ArpM  von  Eperjesy,  Redakteur  im  königlichen  Ungarischen  Ministerinm 
für  die  I'f'rson  Seiner  Majestät,  Wien,  Bankpfasse  4. 

Dr.  Friedrich  Krdrich.  früherer  Richter  des  Kongostaates ,  Stanley viüe 
Congpstaat,  Ziiricli.  L»iwt'ii.sUaOe  fiO. 

Kurl  von  Ereky,  Ingenieur,  Budapest  VllI,  Gyüstzuck  utcza  13,  z.  Zt.  Ber- 
lin, Grolmannstrafie  66. 

Dr.  Rafael  Erich,  Privatdozent  der  Rechte,  Helsingfors,  Eirkkokata  1. 

Dr.  Paul  P>rrera,  Advokat  am  Appellhof,  ordentlicher  Professor  der  Reckte, 
Rektor  der  riiiversität,  Brüssel.  Txue  Royale  14. 

Dr.  Au^'ust  Eschenljach,  Justizrat,  Rechtsanwalt  beim  KaniiiierL'encht, 
Direktor  d.  Prov.  Genossenschaftskasse,  Synd.  d.  Land  wir  tschaft^- 
kammer,  Berlin,  Enckeplatz  3. 

Dr.  Max  Esser,  Vorstand  der  Westafrikanischen  Pflanznngsgesellschaft; 
Viktoria,  Berlin,  Unter  den  Linden  8  a.  Wobnnng:  Alsenstraße  6. 


F. 

Dr.  Josef  Fadenhecht,  Professor  der  Rechte.  Advokat,  Sofia,  Uliza  Paren 

sow  32. 

Dr.  Püiitus  Erlaiid  Fahlbeck,  ordentliclier  Professor  der  Staatswisseu- 

schaften,  ^iitglied  der  Ersten  Kammer,  Lund  (Schweden). 
Joseph  Fahrn,  Basel,  Klingentalgraben  33. 

Rudolf  Falkmann,  Senatspräsideut  am  Kammergericht  Berlin,  Lnther* 
strafie  6. 
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Dr.  Ernst  FaD»  Olmfltz,  z.  Zt  Friedenau,  Sponholzstraße  4. 

Eduard  Favey,  Lizentiat  d.  Rechte,  Lausanne,  Grotte  1. 

Dr  Georgres  Favey,  Professor  der  Rechte,  Bundesrichter,  Lausanne,  Grotte  1. 

Dr.  Johannes  Feig,  Regienni<?srat.  Mitglied  des  Kais.  Statistischen  AmtSi 

Cliarlottenburg,  Berlinerstraße  45. 
Dr  Carl  von  Feistmantel,  Hof-  und  Gerichtsadvokat,  Präsident  der  Ad- 

▼okatenkamner,  Wien,  Habsbnrgerstraße  6. 

Dr.  Georg  Feldstein,  Professor  der  Rechte,  Moskau,  Arbat,  Kaloschingasse, 
Eigenes  Hans. 

Dr.  Franz  Fidler,  Amtsgerichtsrat,  ^Münster  i.     ,  Gartenstraße  60. 
Dr.  Franz  Xaver  RitteT-  von  Fierich,  ordentliclier  i?rofessor  der  Bechte, 

Krakau,  Baxorigasse  21. 

Dr.  August  Fipge!-,  ordentlirlier  Professor  der  Rechte,  Halle  a.  S. 
Ginlio  Fioretti,  Advokat,  Neapel.    Carruzzieri  alla  Porta  13. 
Dr.  Otto  Fischer,  Geheimer  Justizrat,  ordentlicher  Professor  der  Rechte, 
Oberlandesgerichtsrat,  Breslau,  Sandstraße  12. 

Paul  Fischer,  Rechtsanwalt  am  Kammervericht  Berlin,  Dessanerstraße  23. 
Rechtsanwalt  Dr.  R.  Fischer,  Leipzig,  KGnigsplatz  17. 
Dr.  Leo  Fischmann,  Wien  X,  FaToritenstraße  106. 
♦Dr.  Hermann  Fitting,  Geheimer  Jnstizrat,  ordentlicher  Professor  der 
Rechte,  Halle  a.  S.,  Liiisenstraße  10. 

Dr.  Jacques  Flach,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Paris,  Rae  de 

Berlin  i)7. 

Dr.  Lndwier  Flatau,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerirbten  T,  11,  III.  Berlin, 
Friedrichstr.  167.  H)8,  Wohnung:  Charlütteuburg.  Nif^hiihrstr.  78. 

Dr.  Fritz  Fleiner,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Tübingen,  Biesinger- 
straße  6. 

Dr.  Max  Fleischmann,  Professor  der  Rechte,  Halle  a.  S.,  Ulestr.  10  I. 
Dr.  Adolf  von  Flöckher,  Majoratsherr,  Legationssekretär,  Berlin,  Kur- 
fttrstenstraße  97. 

Dr.  Lndwig  Forrer,  Bern,  Bnmnenademweg.  88. 
Dr.  Ivan  Jakovlevic  Foinitsky,  Wirklicher  Staatsrat,  ordentlicher  Pro- 
fessor der  Rechte,  Senator,  Exzellenz.  Petersburg,  Kabinettskaja  2. 
August  Fortmann,  Oberlandesirerichtsrat,  Oldenburof,  Tioonstraße.  1. 
Dr.  Renzo  Franco,  Advokat,  \'euedig,  Ö.  Alaurizio.  2757. 

Dr.  Jaroslav  Franek,  Oberbibliothekar  der  Nationalbibüuthek  Wien  IX, 
Spittelauergasse  2.  Tür  IB. 

Dr.  Louis  Frank,  Advokat,  Generalsekretär  des  Comit6  Maritime  Inter- 
national, Antwerpen,  Rue  des  Escrimeurs  28. 

Dr.  lieiuhard  Frank,  ordentlicher  Trote^sor  der  liechte,  Tübingen,  Bie- 
Singerstraße  24. 

Dr.  Oskar  Frankfurter,  Mitglied  des  EOnigl.  Siamesischen  Ministeriums  der 
Justiz,  Sekretär  des  Generalrats,  Oherbibliothekar,  Bangkok  Sc 
Patbunroad. 

Dr.  theol.  et  jur.  Josef  Freisen,  Ehrendoktor  des  kanonischen  liechts 
der  Universität  Budapest,  Professor  des  Kirchenrechts,  Würzburg, 

Erthelstraße  4. 
Dr.  Jnlins  Freuden bersf.  Berlin,  Lessingstraße  85. 

Dl*.  Berthold  Frtnidenthal ,  Piofessor  des  üffenilichen  Rechtes  und  des 

Strafrechts,  Frankfurt  a.  M.,  Holzhausenstraße  64. 
Dr.  Edmund  Friedeberg,  Amtsrichter,  Weißensee,  Albertinenstraße  19. 
Dr.  Edmund  Friedemann,  Justizrat,  Rechtsanwalt  bei  den  Landge- 
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richten  I,  II,  III,  und  Notar,  iBeriin,  R>t8dain6rstra8e  la,  WobniUkir: 

Motzstralie  79 

Dr.  Georg  Friedläudei,  Amt^icliter  a.  D.,  Justizrat,,  Bankdirektor,  Berlin, 
Schaperstraße  29. 

Dr.  Janos  Friedländer,  Advokat,  Nagyvarad,  Kapucinus  utcza  lü,  z.  Zt. 

Berlin,  Seydelstr.  25  IQ. 
Dr.  Alfred  FriediDann,  Gerichtsafisesaor  a.  D.,  Bedakteur  der  Frankfurter 

Zeitung,  Frankfurt  a.  M. 
Dr.  Felix  Friedmann,  Landp^eriohtsdin'ktor.  P.prlin,  Nurnbergerstr.  66. 
Dr.  Leonhard  Friedniann,  Kecht:»anwalt  bei  den  Landg-ericliteu     II,  lü, 

Berlin,  Kroneustraße  64.  Wohnung:  Kronenstraße  4,5. 
Max  Fuchs,  Justizrat,  Rechtsanwalt  b.  Eanimei|^ericht,  Berlin,  Pota- 

damerstrafte  13.  Wohnung;:  Potsdammerstrafie  121  e. 
Dr.  Max  Fuchs,  Archivar  der  Deutschen  Bank.  Berlin,  Steglitzei-str.  69. 
Dr.  Viktor  Fuchs,  Staatsanwalt,  Oharlottenbiirg-,  Knesebeckstraße  32.  T. 
Dr.  Guido  Fnsinato,  ordentl.  Prof  d.  Kechte Abgeordneter,  IriUierer 

Uuterstaaissekietär  im  Ministerium  des  Äußeren,  Born. 


Dr.  Carlo  Francesco  Gabba,  ordentlicher  Professor  an  der  Universität 

Pisa,  Mailand. 

Emir  Djelal-Ed-Din  Khan  von  Gaffary.  Teheran,  Persien. 

Dr.  Jose  Galvez,  früherer  Gouverneur  von  Santa  Fe,  Advokat,  Buenos 

Aires,  Cangallo  490. 
Dr.  Stefan  Gane,  Advokat,  Botttschan  (Rumänien). 
Dr.  Constantin  Gane,  Botuschan,  z.  Zt.  Berlin,  Wittenbergplatz  3A. 
Dr.  Sigmund  Oargas,  Lemberg,  Lelewstraße  5. 

Dr.  Baron  Rafaele  Garofalo,  Generalpi-okui'ator.    Venedig,  —  Hotel 
Britannia. 

Dr.  jur.  et  phil.  Merril  Edwards  Gates,  Washington,  1315  New  Hampshire 
Avenue. 

Eugene  Gaudemet,  Professor  d.  Rechte,  Dijon.  Boulevard  de  Brosses  22. 
Dr.  Heinrich  Gerland,  Professor  der  Kcchte.  Jena.  Kahlastraße  3. 
Johannes  Gerstmeyei-,  Geh.  Oberregiej  ungsrat,  Vortrag.  Rat  im  Reicha- 

kolüuialamt,  Berlin.  Lützowstr.  89/90. 
Carl  Gescher,  Geheimer  Justizrat,  Kat  am  gemischten  Appellhof,  Alexandria. 
Dr.  Charles  Gide,  Professor  der  Staatswissenschaften  an  der  Universitilt 

Montpellier  und  an  der  Universität  Paris,  Paris,  Rue  de  la  Tour  Iii. 
Dr.  Francesco  Giner  de  los  Rios,  ordentlicher  Professor  der  Rechte, 

Madrid,  Obelisco  8. 
J.  Giralt.  Advokat,  Barcelona,  Calla  Cortes  620. 
Max  Giaessnor,  Lobositz  (Böhmen),  z.  Zt.  Wien  VITT,  Alsenstr.  41. 
Alexis  von  Glasenapp,  Kaiserl.  russischer  Titularrat,  Attache  des  Finanz- 

und  HandelsbevoUmäehtigten  bei  den  EaiserL  Rnss.  Botschaften  in 

Berlin  und  Wien,  Petersburg,  WassÜiy,  Ostrowo  Börsenlinie  18. 
Bronislaus  Glücksmann,  Lodz,  Meyei-s  Passage  6. 
Ludwig  Max  Goldberger,  Geheimer  Kommerzienrat»  Berlin,  Drakestraße  3, 

Bureau:  Markgrafenstraße  53/Ö4. 
Tibor  von  Goldberger,  Budapest,  Bahvany  titcza  4. 
M.  Goldeuberg,  Rechtsanwalt,  Öidessa,  Richelieustraße  15. 
Dr.  Emü  Goldmann,  Privatdozent,  Wien,  LerclienfelderstraBe  67. 
Dr.  Siegfried  Goldschniidt,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten  I,  II,  HE, 

Berlin,  Potsdamerplätz  3.  Wohnung:  Am  Karlsbad  10. 
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-SiegfHed  Goldschmidt,  Referendar,  Berlin.  Königin-Augustastraße  20. 
Dr.  Adolfo  L^on  Gomez,  Advokat  Präsident  der  Kolumbifichen  Akademia 

für  Jurisprudenz,  Bogot;l  (Columbien). 
Dr.  ludalecio  Gomez,  Außerordentlicher  Gesandter  und  BfATillmachtigter 

Minister  der  Republik  Argentinien,  Berlin,  Kiirfürsttiiidamm  10. 
Dr.  Karl  Goos,  Geheimer  Staatsrat,  Kopenhagen,  Vendersgade  33. 
Dr.  Addf  tob  Oordon,  Jnstizrat,  Bechtsanwalt  bei  den  Xiandgericbten 

I,  II,  in,  und  Notar,  Berlin,  Mohrenstrafte  19.  WohnnDgr:  Sch6iie- 

berg,  Martin  Lutherstraße  25. 
Wladimir  Michaeio^itsch  Gordon,  außerord.  Professor  d.  fiechte,  Charkow, 

Basäeinajastraße  3. 
Georg  Gossmann,  Justizrat,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten  I,  n,  III, 

Notar,  Berlin,  Mauerstr.  66,  67*  Wohnung:  Martin  Lutherstr.  80. 
Dr.  Bokaya  Goto,  Tokio,  13,  Eoto  Hiracho  shiba. 
Dr.  Paul  G  Ovare,  Advokat  am  AppeUkof,  Paris,  Boulevard  de  Conrcelles  60, 

Parc  Monceau. 

Dr.  Leo  Grabsriieid,  Vortragender  Rat  im  JustizmiDisteriam^  Wien, 

z.  Zt.  Czeiiiowitz  (Bukowina). 
William  Graham,  J'ioiessor  der  Rechte  und  Staatswisseuschafteu  am 

Queen's  College,  Belfast  (Irland),  London  S.  W.  Chelsea,  Walpole- 

strafte  22. 

Dr.  Giacomo  Grasso^  ordentlicher  Professor  der  Rechte  und  Advokat,  Genua. 
John  Chipmann  Gray.  Professor  d.  Rechte.  Boston,  Massachusetts,  Statestr.  50, 
Dr.  Torquato  Carlo  Giaunini,  l*rof.  d.  Rechte,  Advokat,  Rat  im  Ministeriom 

d.  ötFentl.  Arbeiten,  Rom,  Lungo  Tevere  Mellini  24. 
Augusto  Graziaui,  ordentl  Professor  d.  Staats  Wissenschaften ,  Neapel, 

Gorso  Vittorio  Emannele  436. 
Dr.  James  Greenfield,  Tebriz  (Persien),  z.  Zt  Berlin,  HohenzoUeni- 

dämm  189. 

Dr.  Josef  Bitter  Griez  von  Ronse,  Hof-  und  Gerichtsadvokat,  Wien  I, 

(Tieseiastraße  1. 

Dr.  Julius  Grosse-Lege,  Amtsrichter  a.  D.,  Direktor  der  Grunderwerbs- 

nnd  Baugesellschaft,  Aachen,  Marienplatz  7. 
Moritz  Grflnberg,  Grodna,  Bafiland. 

Dr.  Karl  Gründler,  Justizrat,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten  I,  II,  III, 
und  Notar.  TJerlin.  Friedrichstraße  oO  60.  Wohnung:  Kronenstr.  16. 

Dr.  Karl  SamuHl  Grünhut,  K.  K.  Gelieimer  Hofrat,  ordentl.  Professor  der 
Rechto.  Wien  IX,  Bergstraße  22. 

Dr.  Guggeuheimer,  stellv.  Direktor  der  vereinigt.  Maschinenfabriken 
Angsbnrg-Nttmberg,  Augsbnrg,  Maximilianstraße  28. 

Dr.  Demetrius  Gusti,  Jassy,  Rumänien,  Strada  alba  50. 

Dr.  Emanuel  Gutmann,  Zürich,  Auf  der  Mauer  10 II. 

Dr.  Fritz  Ofnitlier.  Landrichter,  lierlin  W.  Fhlandstr.  161. 

Arthur  von  Gwinner,  Direktor  der  Deutschen  Banic,  Mitglied  des  Herren- 
hauses, Berlin,  Rauchbtraße  1. 

Dr.  Eduard  Gjiling,  Helsingfoi-s,  Lotsgatan  1. 

Koloman  G}  örgi,  Budapest  Vni,  Lnisa  utcza  13. 

Dr.  Max  Hachenburg.  Iuh  litsanwalt.  Mannheim. 

Dr.  Walter  Haeger,  Gerichtsasssessor,  Oharlottenburg,  Friedbergsti-.  10. 
Dr.  Karl  Hagens.  Wirklicher  Geheimer  fiat»  Ob^landesgerichtsprftsident, 

Exzellenz,  Frankfurt  a.  M.,  Baterstraße  3. 
Dr.  Francis  Hagerup,  Mherer  Ministerprftsident,  ordentlicher  Professor 
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der  Hechte,  K^^l.  Norwegischer  Gesandter,  Ghristiania,  z.  Zt  Kopen* 

ha<ren,  vStockholm  Straße. 
Dr.  Albert  Hahl,  Kaiserlich  deutscher  Gouverneiu,  Her  her  tshöhe,  Deutsch 
Neu-Guinea. 

Dr.  Heinrich  Hajnal,  Sechtsanwalt,  Budapest,  Dorottya*ii.  6. 
Ibrahim  HaJdd  Pascha,  Großwesir,  frftherer  Minister  des  Unterrichts, 
Bechtsbeirat  der  Pforte,  Professor  der  Rechte,  Gonstantinopel,  Pera» 

cercle  d'Orient. 

Dr.  Alfred  von  Halban,  ordentliclier  Professor  der  Rechte,  lieinberg-. 
James  Parker  Hall,  Professor  der  Hechte.  ChicMiro  (Illinois).  Universität. 
Olafur  iialldorssüu,  Kontorchef  im  Ministermiii  für  islaud,  Kopenhagen, 

£ronprittzess€^de  24. 
Dr.  David  Halpert,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten  I,  II,  IE,  Berlin, 

Potsdamerstraße  4.  Wohnung':  Levetzowstraße  12  A. 
Hamburg- Amerika-Paketfahrt-Aktiengesellschaft  Hamborg. 
Karl  Ha]nbur<rer,  Justiz?  ut.  Hechtsanwalt  am  Eammergericht,  Notar, 

Berlin,  Potsdamerstraße  llSc. 
Lndwig  Hamburger,  Magistratsrat,  Berlin,  Siegmimdshof  21. 
Lloyd  Parker  Hamilton,  Assistant  secretary  of  the  American  association 

of  €k>romerce  and  Trade.  Terre  Hante,  Indiana,  ü.  B,  A.,  z,  Zt  Berlin, 

Eqnitable  Gebäude.  Leipziger  Straße. 
Dr.  James  Hamilton,  Magister  artium,  Advokat,  Pi'ofessor  der  Staatswissen- 
schaften, Head  Worker,  New  York  City  University  Settlements 

New  York.  Eldrig-e  Street. 

Oscar  Haiiini.  Wirklicher  Gelieimer  Rat,  Oberlandesgerichtspräsident  a.  D., 
Mitglied  des  Herrenhauses  und  Staatsrates,  Exzellenz,  Bonn  a.  ßh. 

Dr.  Alfred  Hanemann,  Amtsrichter,  Mannheim  C  4.  I. 

Dr.  Philipp  Hangen,  LandgerichtsprSsident,  Mainz,  Eaiserstraße  55. 

Einar  Hansen,  Sekretär  im  Justizministerium,  Christiania. 

Dr.  Heinrich  Harburger,  Rat  am  Obersten  Laudesgerichte,  Honorar* 
Professor  der  Rechte,  München,  Karlstraße  21. 

Jesse  j^fac  ^^lillian  Harding,  Omaha,  Nebraska,  z.  Zt.  Berlin,  Französische 

Straße  21. 

Dr.  Ernst  Harmening,  Kecliisauwalt,  .Jena,  Forstweg  6, 
Dr.  Chotaro  Harizuka,  Inspektor  im  Unterrichtsministerium,  Tokio,  üsi« 
gome  Wakamiacho  35,  z.  Zt  Berlin,  Alexanderufer  2/3. 

Karl  von  Harten,  Mitglied  des  Bezirksgerichts  \^'arschau  Mokotowska  IS. 

Dr.  Adolf  Hartmann,  Amtsgerichtsrat,  Berlin,  Courbiere-Stiaße  6. 

Dr.  jur.  Victor  Freiherr  von  ITartogensis,  Rechtsanwalt  am  Kammei'gericht» 

Berlin,  KroiijuinzpTiufer  11. 

Dr.  .Albpi  t  Hänel,  Geheimer  Justizrat,  ordentlicher  Prolessor  der  Rechte, 
iviel. 

Dr.  Gottlob  Hausleiter,  Professor  der  Theologie,  Halle  a.  S.,  Seydlitz- 
straße  11. 

Dr.  Ernst  Havas,  Budapest  Y,  ZoltAngasse  18,  z.  Zt  Dubiesany  n.  p. 

Vadna. 

Dr.  Harold  Dexter  Hazeltine,  Professor  dei-  Hechte,  Warren  (Pennsylvania), 
(z.  7a.  (  aiubriüge  Kughind),  Emanuei  College. 

Dr.  Paul  Heilborn,  Professor  der  Heclite,  Breslau,  Salvatorplatz  8. 

Dr.  Kduai  d  Heilfron,  Professor,  Amtsgerichtsrat,  Cliarlotteuburg,  Fasanen- 
straße 6. 

Dr.  Karl  Heimburger,  ordentlicher  Professor  der  Bechte,  Karlsruhe^ 

Westeudstraße  07. 
Dr.  Oskar  Hein,  Hof-  und  Gerichtsadvokat,  Wien,  Gonzagagasse  1. 
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Br.  Hngo  Hememaim,  Bechtsanwalt  beim  Eammergrerichty  Berlin,  Kronen» 
strafte  8/9. 

E.  Heinemann.  Direktor  der  Deutschen  Bank,  Berlin,  Kurffirstendamm  200, 
Bureau:  Behrenstraße  9  IH. 

Dr.  Karl  Heinsheimer.  ordentlicher  Professer  der  Rechte,  Heidelberg. 

Torgejr  Heisteiu,  Obergerichtsauwalt,  Christansand. 

Br.  Karl  Helfferich,  Professor  der  Staatawissenschaften,  Wirklicher  Le- 
gationsrat.  Direktor  der  Deutschen  Bank,  Berlin,  Tieigartenstr.  37. 

Dt,  Otto  Hentig,  Koburg-Gothaischer  Staatsminister  z.  D.,  WirkL  Gdt 
Rat,  Exzellenz.  Berlin,  Kurfürstendamm  HB. 

Dr.  Robert  Hermanson.  Professor  der  Rechte,  Helsiügi'ors  z.  Zt  Peters- 
burg, Nadjeschdingskaja  3. 

Dr.  Paul  Herr,  Rechtsanwalt  am  Oberlandesgericht,  Hamm  i.  W.,  Borberg- 
strafie  10. 

Heinrich  Herz,  Budapest  Bathory  utzoa  10. 

Dr.  Williams  Albert  Samuel  Hewins.  Professor  der  Staatswissenschaften 

am  Kinpr's  College  in  London,  früher  Direktor  der  London  School  of 

Econouiics  und  Political  Science,  London,  the  Rowans,  Putney  Common. 
Dr.  J.  C.  Th.  Heyligers,  Professor  der  Rechte,  Richter  am  gemischten 

Gerichtshof,  Kairo. 
Dr.  Ernst  Heymann,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Marburg. 
Dr.  jnr.  et  phil.  Johann  F.  H.  Hilding.  Landskrona. 
Dr.  Karl  Hilse,  Professor,  Syndikus,  Berlin,  Kriiis-o^rätzerstraße  61. 
Dr.  Jelle  Hino-st,  Bibliotliekar  am  Zentralbureau  für  „Sociale  Adviefien*" 

Amsterdam.  (Hilversum,  Ministerpark  12.) 
Dr.  Theodor  Hirschler,  Gerichtsassessor,  Beiiin,  Bendlerstraße  42. 
Dr.  H.  F.  Hitzig,  ordentl.  Professor  der  Rechte,  Zttrich,  Kasinostrafte  18. 
Dr.  jnr.  et  phil.  August  Hjelt,  Direktor  des  statistischen  Zentralboreaiis 

von  Finland,  Senator,  Helsingfors. 
Dr.  Hngo  Hoegel,  Oberstaatsanwalt,  Professor  an  der  k.  k.  Konsolar- 

akadeniie  Wien  7.  Neust ift2:asse  17. 
Karl  Holinaun,  Verlagsbuchhandier  für  Rechts-  und  Staatswissenschaften, 

Berlin,  Motzstraße  9. 
Kuno  Hofer,  Schloß  Liebbnrg  bei  Erenzlingen  (Schweiz),  z.  Zt  Zfirich, 

Lindenstr;iße  28. 

A.  E.  Holder,  Lima;  Peni,  Calle  Ortiz  Nr.  377.  Ca.silla  Correo  426. 
"Thomas  Erskine  Holland.  TV  C.  A.Profe8Sor  dei*  Rechte  (All  Souls  College), 

Oxford,  Poyninp:s  Huuse. 
Dr.  Harry  Wilhelm  Hollatz,  Privatdozent  der  Rechte,  Peseux  bei  Neu- 

chäteL 

Dr.  jnr.  et  phiL  Felix  Holldack,  Priratdozent  der  Bechte,  Königsberg 
i.  P.,  Hermann-Allee  26,  Villa  Irene. 

Theodor  Yon  Holleben,  Kaiserl.  Botschafter  a.  1).,  Gesell äftsiührender  Vice- 
präsident  der  deutschen  Kolon ialfre.st'llschaft.  Mir^^iied  des  Herren- 
hauses, Exzellenz.  Charlottenburg-,  Kantstraße  184. 

Ignatz  Holz,  Justizrai,  Keclitsauwalt  bei  den  Landgerichten  I,  II,  in, 
Berlin,  Linkstrafie  41,  Wohnung:  Fasanenstraße  28. 

R.  Homburg,  Richter  am  höchsten  Gerichtshof,  Adelaide. 

är.  jur.  T.  Horikoshi,  Tokir  T  arago  machi  33,  Shiba  Kn,  z.  Zt  Berlin, 
Lnitpoldstr.  22,  b.  Branke. 

Dr.  G.  Horn,  Advokat  am  Ai)i)ellhof,  Paris,  Kue  de  Kivoli  35  (Chätelet). 

Max  Horn,  Licentiat  der  Rechte,  Brüssel,  Rue  Belliard  66. 

Dr.  Ödön  Horvat,  Advokat,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  KgL  Rat, 
Richter  am  Obersten  Yerwaltungsgericht,  Budapest  IV,  fVanziakaner^ 
platz  211. 
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Dr.  Takai%  Hosfaino,  Hokkaido  (Japan),  Kolonisatiombank,  Sapporo 

Hokkaido. 

SlIBg  Ving  Hsüeli.  bachelor  of  seien ce.  Shanghai,  per.  Adr.  Dr.  Wang, 
Chinese  Railway  Administration,  z.  Zt.  (  harJottenburg  Göthestr.  87. 

Dr..  Burt  Estes  Howard,  Professor  der  Staatswissenschaften,  Stanford 
University  Palo  Alto  (Califomien). 

Hugo  Horrwit^  Bechtsanwalt»  Berlin,  Iii  den  Zelten  20.  Burean:  Behren- 
straße 54. 

Nobushige  Hozumi,  Professor  der  Rechte,  Barrister  at  Law,  Tokio,  Hand- 

kata  ^lachi  9,  Ushigorae. 

Dr.  Eduard  Holder,  ordentlicher  Professor  der  Bechte,  Qeheimer  Hof- 
rat, Leipzig,  Sch Wägrichenstraße  26. 

*Dr.  Eugen  Huber,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Bern,  Kirchenfeld. 

Dr.  Charles  Henry  Haberieh,  Professor  der  Rechte,  Leland  Stanford 
junior  University,  Palo  Alto  (Californien  ),  Addision  Avenue  526^  z.  Zt. 
Madison,  Law  SchooL  University  of  Wisconsin,  Wisconsin. 

Dr.  Vincenz  Graf  Huyn,  Bezirkshauptmann,  Tachau  (Böhmen). 

Bruno  Hülsen,  Rechtsanwalt  am  Kammergericht,  Berlin,  Victoriastrafie  5. 
Wohnung:  Königin  Augustastraße  7. 

Dr.  J.  Mortier  Hijmans,  Präsident  des  Berufsrates,  Advokat  am  Kassa- 
tionshof. Haagf,  Jayastraat  74. 

Dr.  Panl  Hijmans,  Professor  der  Rechte,  Hitglied  des  Hansos  der  Ab- 
geordneten, Brüssel,  Rne  d'Egmont  9. 

I. 

Dr.  Justus  lehenhänser,  Berlin,  Bayrischer  Plate  1. 

Dr.  Kaorlo  Ignatius,  Vortragender  Rat  beim  Senat,  Professor  der  BechU 

Helsingfors  (Finland). 
Dr.  Josef  Hles,  Privatdozent  der  Rechte,  Budapest  I,  DObrenteigasse  16 

fezt.  1,  Treppe  10. 
Dr.  Carl  Heinrich  Paul  Inhülsen,  Advokat,  London,  W.  C.  Birckbeck 

Bank  Chambers,  Holborn. 
Dr.  Mitsu  Inouye,  Professor  der  Rechte,  Eioto  (Japan),  Universitftt 

Institut  für  Sozialwissenschaften,  Cesare  Alfieri,  Florenz.  Via  Laura  42. 
*Milan  P.  loyanoviö,  korrespondierendes  Mitglied  der  Societö  de  legislation 

comparee  zu  Paris.  Mitglied  der  Akademie  für  Gesetzgebung  in 
Toulouse,  Kljreuniitfi:lie(l  der  Krmif^lichen  Akademie  für  Jurisprudenz 
und  Gesetzgebung  in  Madrid,  Vukovar  a; Donau  (Slavonien,  Syrmien). 

Dr  Masahiko  Inui,  Professor,  Tokio,  Akebonocho  16  Hongoku. 

Dr.  Hermann  Isay,  Rechtsanwalt  am  Kammergericht,  Berlin,  Belle 
Allianceplatz  13. 

Dr.  Otoschiro  Lschisaka.  Hilfsprofessor  der  Rechte,  Tokio,  Asaba  Naka- 

nochio  2.'),  z.  Zt.  Kioto.  Universit<ät. 
Dr.  Daiji  Tscliikawa,  Tokio,  4  Chomeno  12  Legura  Azabi. 
Dr.  Ignatz  Aleksandrovic  Ivanowsky,  Wirklicher  Staatsrat,  ordentlicher 

Professor  der  Rechte,  Exzellenz,  Petersbuig. 

J. 

Tichon  Jablotsrhkof,  Professor  der  Rechte,  .Taroslawl,  Lyceum. 

Dr.  Ernst  Jacobsohn .  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten  I,  II,  III, 

Berlin,  Neue  Königstraße  50. 
Dr.  Ludwig  Jaffe,  Gerichtsassesor  a.  D.,  Berlin,  Bankestrafie  34. 
Moritz  Jaffl§,  Qerichtsassessor  a.  D.,  Posen,  HohenzoUemstraBe  20. 
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Dr.  Paul  Jaffe,  Regierangsrat»  Dfisseldoif. 

Dr.  Richard  Jaflfe,  KechtsnTiwalt  am  Kaimniergericht,  Jnstizrat,  Berlin, 

Potsdamerstraße  39  A,  WtthTmrtir-  Kaiserallee  18. 
Samuel  de  Jag:er.  Advokat,  Bioeiniuiitein. 

Edmimd  J.  Jaiue^,  Professor  den  Staatswissenschaften,  Präsident  der 
Universitftt  von  Illinois,  Urbana  (Illinois,  U.  8.  A.). 

Dr.  Knud  Jarner,  Kopenhagen,  Norre  Farimagsgade  42  A. 

Herrmann  Jastrow,  Amtsgerichtsrat,  Berlin,  Birkenstraße  44a. 

Dr.  Ernst  Jäger,  ordentlicher  Professor  der  Hechte,  Leipzig,  Forst- 
straße 2. 

Dr.  Oskar  Jäe'er.  Professor  der  Staatswissenschalten,  Christiania. 
Cesary  JelleiUa-üirbiiband,  Direktor  des  Athenäums,  Leipzig,  Sidonien- 
straBe  36. 

Dr.  jur.  et.  phil.  Georg  Jellinek,  ordentlicher  Professor  der  Hechte, 

Geheimer  Hofrat,  Heidelberg,  Bismarckstraße  17. 
Edward  Jenks.  R.  0.  L.  Magister  artium,  Professor  der  Rechte,  Principal 

and  Direktor  of  Legal  Studies  to  the  Law  8ociety,  London,  W. 

9  Old  iSquare,  Linculn's  Inn. 
P.  G.  0.  Jensen,  Rechtsanwalt  am  höchsten  Gerichtshof,  Kopenhagen, 

Kongens  Nytory  13. 
Dr.  D.  Josephus  Jitta,  ordentlicher  Professor  der  Bechte^  Amsterdam, 

Keizersgracht  808. 

*Dr.  Julius  Jolly,  ordentlicher  Professor  der  Philosophie,  Wftrzburg, 

Sonueuistraße  5. 

Dr.  Justus  Paul  Jonas,  Justizrat,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten 
1,  II,  III  und  Notar,  Berlin,  Taubenstraße  16/18.  Wohnung:  Schaper- 
straße  32. 

Dr.  Ludwig  Jonas,  Bechtsanwalt  beim  Iiandgeiicht  I,  Berlin  Wilhelm* 

Straße  100. 

ehester  Lloyd  Jones.  Fellow  der  I'uiversitat  Pennsylvanien,  l*hila- 
delphia,  Pa.,  Franklin  Wall  333  (Hillside  Wisconsin.  U.  S.  A). 

Dr.  Theodor  Jourdan,  Rechtsanwalt,  Mainz,  Flachsmarktstraße  17. 

Dr.  Erich  Jung,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Strafiburg  i.  E., 
Universität. 

Juristisches  Seminar  flu  Strafrecht  an  der  Universität  Freibmig,  Schweiz. 

Juristisches  Seminar  der  Universität  in  Wien. 

Emst  Just,  Geh.  i?inanzrat,  Dresden -A.,  Holbeinstr.  28. 

K. 

Dr.  Karl  Kadlec,  Professor  der  Rechte,  Prag  II.  Podskalska  trida  356. 

Johannes  Kaempf,  Präsident  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft.  Stadt- 
ältester, Stadtrat,  Präsident  des  Handelstages,  Vizepräsident  des 
Reichstages,  Berlin,  Hohenzollernstr.  8. 

Dr.  Johann  Kapras,  Privatdozent  der  Rechte,  Prag  III,  Melnikergasse  10. 

Dr.  Ossian  Karsten,  Vortragender  Rat  beim  Senat»  Helsingfors. 

Dr.  Hasaharn  Kato,  Professor  der  Rechte,  Tokio  No.  1/2,  Ichoma  Moto- 
zonocho  Kojimachiku. 

Dr.  Edwin  Katz.  Justizrat,  Reclitsainvalt.  bei  den  Landgerichten  I,  II,  III, 
Berlin.  Behreiistraße  17.,  Wohmiu^r:  ßellevuestraße  14. 

Dr.  Erich  Kaufmann,  Privatdozent  der  Reelite,  Kiel. 

Dr.  Eugen  Kaufmann,  Heidelberg,  Kalsbergstr.  21,  z.  Zt.  Paris,  Rae  de 
la  Tonr  70,  Passy. 

Dr.  Friedrich  Kaufmann,  Präsident  der  Advokatenkammer  des  König* 
reiches  Böhmen,  Prag,  Graben  17. 
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Br.   WiUielin   Kaufmann,   außeiordentlicher  Professor    der  Rechte 

Wilmei-sdorf,  Uhlandstraße  63. 
Kansch,  Gericlitsassessor,  Dar-es-Salam,  GrouvernewpTit 
Dr.  Kenshiro  Kawaua,  Professor  der  Rechte,  Tokio,  J\  nua^ome  Somei  10. 
Peter  Jevgenijevic  Kazausky,  Mag-ister  jiir..  ordentlicher  Professor  der 

Rechte,  Odessa,  Balkanskaia,  Villa  Peuttdio  3. 
Ludwig  KeresyteSy  Be^wcase  (Ungarn). 

Hazimilian  Klempner,  Geheimer  Jastizrat,  Rechtsanwalt  bei  den  Land- 
gerichten I,  II,  III  und  Notar,  Berlin,  Behrenstraße  58,  Wohnimg: 
T.andgrafeiistraße  18. 

Johannes  Nikolaus  Kiep,  Kaiser) irli  It  iit  scher  Konsul  a.  D.,  Ballensted t  Harz. 

Dr.  Otto  Kiep,  Referendar,  Nauen,  z.  Zt.  Osterburg  bei  Oldenburg, 
ülmenstrafie  19  A,  Gro^herz.  Oldenhnrg. 

Karl  Siesel,  Rechtsanwalt  beim  Landgericht  I,  Berlin,  Behrenstrafie  24» 
Wohnung:  Tiergartenstraße  26  A. 

Wilhelüi  Kindel,  Senatpr&sident  am  Eammergericht,  Berlin,  Bayrenther 
Straße  35. 

Dr.  Vasile  Kiudris,  Jod,  Komitat  Maramaros. 

*Dr.  Theodor  Kijpp,  Geheimer  Justizrat,  ordentlicher  Pi-ofessor  der  Rechte, 

Berlin,  Meineckestrafie  20. 
Dr.  phil.  Alfred  Klee,  Rechtsanwalt,  Berlin,  Königstr.  49,  WohnoQg: 

Neue  Winterfeldstr.  8.  Bureau:  Königstr.  49. 
Eugen  Klein,  Wien,  z.  Zt.  Berlin,  Paulstraße  9. 

Dr.  Georg  Kleinfeiler,  ordentl.  Professor  der  Rechte,  Kiel,  Niemaims- 

weg  101. 

Dr.  Georg  Friedrich  Knapp,  ordentlicher  Professor  der  Staatswissenschaften, 

Strasburg  L  £.,  Schwarzwaldstraße  4. 
Dr.  Hans  Koch,  Regierungsrat,  Arnsberg,  Westfalen,  Soester  Straße  11. 
Max  Koch,  Rechtsanwalt  beim  Kammergericht,  Berlin,  Potsdamerstrafte  13, 

Wohnung:  Biiririrrafenstr.  15. 
Wilhelm  Koch,  Kegierun^si  at,  Mitglied  des  Kaiseil  Statistischen  Amtes, 

Berlin,  Habsburgerstraße  14. 
Dr.  Arthur  Kohler,  Amtsrichter,  Berlin,  Olivaer  Fiats  7. 
Dr.  Josef  Köhler,  Geheimer  Jnstizrat,  ordentlicher  Professor  der  Rechte, 

Berlin,  Knrfürstendamm  216. 
Dr.  Paul  Kompert,  Wien  XVIII,  Eckpergasse  5. 

Dr.  jur.  et.  phil.  f)ion3'sins  Adrianus  Kooleii.  Advokat,  Utrecht.  Drift  8. 
Dr.  ignaz  von  KosLhenibahr-Lyskowski,  Professor  der  Rechte,  Lemberg, 

ul.  A.  Potochiezo  28. 
Dr.  Robert  Kottmann,  Solothnm,  HermesbUhl. 
Dr.  Zolt^n  Ko6s,  Budapest  VI,  Andras^straße  86  III. 
Nicolaus  Wilhelm  Baron  von  Kosmetza,  Budapest  I,  z.  Zt  Berlin,  Doro- 

thoenstraße  56. 

J.  G.  Kotze,  Judf^e  l^resident  of  the  Easteni  Districts-( 'ourt  of  the  Cape 
Colony.  Graliams  Town  iKapland,  Judges  Chambers). 

Dr.  Edmund  Koväcs,  Kechtsanwsdt,  Budapest,  Andrassystraße  25. 

Maxim  Kovalewsky,  Professor  der  Rechte^  Vizepräsident  der  Ecole  Russe 
des  hautes  Stüdes  sociales,  Paris,  Avenue  de  l'Observatoire  13. 

Dr.  jur.  et  phil.  Otto  Köbner,  NVirklicher  Admiralität.srat,  Vortragender 
T^at  im  Ivoii  Iismarineamt,  Universitätsprofessor,  Berlin,  W.  Matthfti- 

kirchstrni'iM  2S. 

Dr.  jur.  et  phiL  Carl  Kühne,  Professor,  Privatdozent  der  Rechte,  Berlin, 
Keithstr.  12. 

Dr.  Paul  Köhne,  Amtsgerichtsrat,  Berlin,  Kurfttrstendamm  241. 
Dr.  Paul  Königsberger,  Landrichter,  Berlin,  Keithstr.  2. 
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Walter  Graf  yon  EOnigsmark,  Bittmeister  hn  Etlnusflierregiment,  H&nster. 

Dr.  Bernhard  von  König,  Wirklicher  Geheimer  Legationsrati  ScÄliaclitensee 
bei  Berlin,  Heinrichstr.  4,  Villa  v.  König. 

Georsr  Köniq^,  Budapest,  Zollamtsring  5. 

Dr.  Kduard  Kratochwül,  I,  Nibelungengasse  3. 

Dr.  P.  E.  K  Krause,  früherer  Staatsanwalt,  Advokat  Johannesburg, 
Transval,  National  Mutual  Buildings  Nos  31,  32,  33.  P.  0.  Box  2345. 

Dr.  Panl  Krause,  Geheimer  Jnstizrat,  Rechtsi^nwalt  bei  den  Land- 
gerichten I,  II,  III  u.  Notar,  II.  Vize-Präsident  des  Hanses  der 
Abgeordneten,  Berlin,  Behrenstraße  24  Wohnnng:  Nilcolassee»  Panl 
KrausestraBe.  1 

F.  Kretzschmar,  Oberlaudesgeiichtsrat,  Dresden,  Eisenacherstraße  12. 
Georg  Kreyenberg,  Verlagsbuclihändlei-,  Berlin,  Carl  Heymann's  Verlag, 

Hanerstrafle  44.  Wobnong:  Groß-tichterfelde,  Carlstraße  30. 
Emst  Eritxler,  Reglemngsassessor,  Berlin,  Nene  AnshacherstnJe  18, 

Bnrean:  Darmstädter  Bank,  Schinkelplatz  1/2. 

Dr.  Karl  Krohne,  Geheimer  Ober-Regierungsrat,  Vortragender  Rat  im 

^finisterium  des  Innern,  Berlin,  Nürnbergerstraße  25/26. 
Dr.  Ernst  Kronecker,  Geheimer  Justizrat,  Kammergerichtsrat,  Charlotten- 

bui'g,  Schltttcrstr.  34. 
Alfred  Kroner,  Amtsgerichtsrat,  Tbomasiusstraße  22 1,  Berlin. 
Dr.  Panl  Erttekmann,  ordentlicher  Professor  der  Bechte,  Münster  L  W., 

Bnrckartstraße  14. 
Karl  Krumm,  Amtsrichter,  Waltershansen  i.  Thüringen. 
Bobert  KiipliTiert,  Connpfllor  at  Law,  New  York,  N.  Y.  City,  Friedrich« 

Straße  9  öO,  Pnv.  Lhlandstraße  83  84. 
Nikol?ii  Kuplevaskij,  ordentlicher  Prof.  der  Rechte,  (''hatkfjw. 
Tetsukichi  kuiachi,  Legationsrat  im  Miüisteriuui  des  Auswärtigen,  Tokio, 

bei  Herrn  Tanaka  Uchisaiwaicho. 
Dr.  Bobert  Xück,  Rechtsanwalt,  Legationssekretftr  bei  der  Domikanischen 

Bepnblik,  Hambnrg,  Ferdinandstr.  22. 


*Dr.  Jnr.  et  remm  poL  h.  c  Panl  Laband,  Wirklicher  Geheimerat,  ordent- 
licher Professor  der  Bechte^  Ebizellenz,  Strasburg,  Kaiser-Wilhelm* 

Straße  17. 

Dr.  Epaminandas  C.  Lambadarios,  Advokat,  Athen,  Riie  Chateaubriand  9. 

Geheimer  Hofrat  Dr.  Kurt  Lamprecht,  ordentl.  Professor  d.  Philosophie, 
Leipzig,  Schillerstraße  71. 

Dr.  Felix  Landau,  Jnstizrat,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten  I,  n,  IH 
und  Notar,  Berlin,  Jägerstraße  58.  Wohnnng:  Potsdamerstr.  27. 

Dr.  Julius  liandmann,  Professor  der  Staatswissenschaften,  Basel,  Schützen- 
graben 7. 

Dr.  Langer.  Hof-  und  Gerichtsadvokat,  Wien,  Bäckerstr.  9. 

Dr.  Rudolf  Langrer.  Budap.  11,  Ldnchid  ntcza  4. 

Wilhelm  Langerhaus,  Laudgerichtsrat,  Berlin,  Kaiserallee  221. 

Graf  Carlo  üinza  di  Bnsca,  früherer  KOnigl.  italienischer  Botschafter, 
Exzellenz,  Turin,  Via  Bugino  35. 

Dr.  Julius  Lassen,  ordentlicher  Professor  der  Pechte.  Kopenhagen. 

Dr.  phil.  Adolf  Lasson,  Geheimer  Regierunprsrnt ,  ordentlicher  Honorar- 
professor der  Philosophie  an  der  Universität  Berlin,  Friedenau, 
Handjerystraße  49. 

Dr.  Engen  Lauterbach,  Regierungsrat,  Berlin,  Potsdamerstrafie  107. 

Dr.  Max  Layer,  Prof.  d.  Rechte,  Wien  YIU,  Landongasse  42. 
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Jene  Lazar,  Losnncz,  Nogjader  Comitat. 

Dr.  Arnold  Lehm&an,  K.  K.  Staatsanwaitssabstitat  Czemowitz»  Herren- 

gasse  46. 

Dr.  Artor  Lehmann,  Staatsauw  alt,  Charlottenburg,  Knesebeckstr.  33/34. 
Dr.  Hermann  Lehmann.  Handelskammerqmdikus,  Professor,  Dozent 
am  haodelswissenscnaftUclien  Korsos  der  Techoinchen  Hochschiüe 

Aachen,  Theaterstraße  6. 
Louis  Le  Fiir,  ordentlicher  Professor  der  Keclite,  Caen. 
Dr.  Oswald  Leik,  Ni  n  Tennasilmi  FeUinscher  Kreis ,  Lievland,  z.  Zt^ 

Dorpat,  Rig-aschestraße  135. 
Dr.  Gerhard  Alexander  Leist,  ordentlicher  Professor  der  Kechte,  Gießen, 

Holtkestraße  32. 

Dr.  Viktor  Leo,  Kegientngsrat  Mitglied  des  Kaiserlichen  Statistiseheii 

Amtes,  Berlin,  Grunewald-Dahlem.  Parkstraße  29. 
Dr.  jur.  et  in  legibus  Rudolf  Leonhardt.  Geheimer  Jostizrat,  ordentL 

Professor  der  Rechte.  Breslau,  liindeii-AUee  6. 
Dr.  Rudolf  Lepa,  Kammergerichtsrat.  li^ilin,  Pallasstraße  6. 
Valentin  Letelier,  Professor  der  Rechte,  Santiago  (Chile),  Calle  de  la 

Baodera  640. 

Dr.  Otto  Levis,  Amtsrichter,  Pforzheim,  Lindenstraße  17. 
Dr.  Isidor  Levy,  Redakteur  der  Vossischen  Zeitung,  Berlin,  Breitestraße 8/9. 
Dr.  J.  Levy,  Advokat,  Amsterdam.  Heerengraclit  210. 
Dr.  Bela  Levy,  Advokat,  Budapest,  V,  Balvanyt  utcza  21. 
Karl  von  Lewinski,  Amtsrichter,  Berlin,  Tile- Warden bergstraße  9. 
Dr.  Emma  L.  von  Lewinski,  counsellor-atrlaw,  Berlin,  Tile,  AVarden- 
bergstraße  9. 

Leopold  Lewtow,  Warschau.  Dzielna  27  m.  12.  z.  Zt  Paris,  Rae  La 

Condaniine  Bati<^nolle  17,  Arrondissement. 

Dr.  Wilhelm  Lexis,  Geheimer  Regierungsrat,  ordentlicher  Professor  der 
Staatswissenschaften.  Gött innren. 

Dr.  Wilhelm  Liebenow,  Rechtsauwalt,  beim  Landgericht,  Berlin.  Büro: 
Leipzigerstr.  98,  Privatwobnung:  Scbwäbiscbestr.  24. 

Robert  Liebentbai,  Jnsdzrat,  Rechtsanwalt  beim  Eammergericbt-  und 
Notar,  Berlin,  Genthinerstraße  22. 

Dr.  Otto  Liebmaun,  Verlagsbuchhändler  für  Reclits-  und  Staatswissen- 
schaften, l^erlin.  P^tsdamerstraße  96.  Wohnung:  Rankestraße  .34. 

Dr.  Paul  Lieitmann,  Amtsgerichtsrat  a.  D.,  Charlottenburg,  Knesebeck- 
straße 15. 

Dr.  Karl  von  Lilienthal,  Geheimer  Hofrat,  ordentlicber  Pl*ofe8sor  der  Rechte, 
Heidelberg,  Ziegelhäuser  Landstraße  30. 

J.  Limburg,  Advokat  und  Prokurator,  Haag,  Anna  Paulownastraße  .30. 
Dr.  Karl  TJnkelninnii,  Jostizrat,  Rechtsanwalt  und  Notar,  Hannover, 

Sopliienstraße  öa. 

Emst  Linnartz,  (^erichtsassessor  a.  D.,  Berlin,  Berlin  W.  35,  Potsdamer- 
straße 113,  Villa  IV. 

Dr.  Tilo  V.  Lisoni,  Advokat,  Generalkonsul  von  Guatemala,  Santiago  (Chile). 

Dr.  Alfred  List,  Berlin,  ßendlerstraße  3.   Bureau:  Behrenstraße  62. 

Dr.  Franz  von  Liszt,  Geheimer  Jus;tizrat,  ordentlicher  Professor  der  Rechte^ 
Berlin.  Hardenbergstraße  19. 

Paulino  Lhimbi  Campbell,  Advokat,  Buenos  Aires  Cangall o  490. 

Dr.  Adolf  Lobe,  Oberlandesgerichtsrat,  Dresden,  A.,  Reißigerstraße  911 

Dr.  Terenzio  Sacchi  Lodispoto,  Advokat,  Hilfsarbeiter  im  Ministerium 
f&r  öffentliche  Arbeiten,  Roma,  Lungo  Tevere  Meilini  27. 

Dr.  Ernst  Loeb.  Mitinhaber  des  Bankhauses  Heinrich  Emden  &  Co^  Ber- 
lin, Jägerstraße  40.  Wohnung:  Fasanenstraße  29. 
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Dr.  L.Xo6iilto]]B»  VrtdiMar  der  Bechte,  Tokio,  Hongo  Kagayashiki  8. 
Samuel  Loewenber^,  Herausgeber  d.  Osterreicliieclien  Revue,  Wies, 

Riemergasse  10. 

Dr,  Tlieodor  Loewenfeld .  Kprhtsafiwalt,  HODorar-Frofessor  der  Beeilte» 

München,  Pfaiidliausstraße  3. 
Dr.  William  Tioewenftjld ,  Justizrat,  fiechtsanwalt  und  Notar,  Berlin, 

ßatUeuowerstraße  78. 
Angnst  Loewenstimia,  Oberlandesgeriebtsrat,  Charkow.  Smnskaja  54. 
Dr.  Paul  Loewy,  Landgerichtsrat,  Berlin,  Buchenstrafie  3. 
Carlos  Lopez,  Generalkonsul  von  Honduras,  Hamburg,  Hagenau  66. 
Karl  Lorenz,  Kamraer^ei-ichtsrat.  Berlin,  Thomasiusstraße  20. 
Dr.  Ernst  Lorenzen,  Professor  der  Hechte  an  der  George  Washington- 

Universität,  Washington  D.  0. 

A.  Lawrence  Lowell,  Professor  der  Rechte  an  der  Harward  Universität 

in  Cambiidce,  Boston,  Massachusetts.  Exchau^^e  Buildin^^  843. 

Herrniaan  von  LuUau,  Notar,  Kiga,  Bremerstraße  H.  Hagensberg, 

SchwarzboiEBtraße  15. 
Alexander  Lucas,  Geh.  Eommeräenrat,  Assessor  a.  D.,  Berlin,  Drake- 

straße  1. 

Dr.  Giacomo  T^nzzatti,  ordentL  Professor  der  Staatswissenschafteu,  Venedig, 

S.  S.  Apostoli. 

Dr.  Charles,  Lyon-Caen,  ordentlicher  Professor  der  Rechte  au  der  Uni- 
versität und  an  der  ecole  libre  des  sciences  politiques,  Paris,  Eue 

soofflot  la. 

Dr.  Jacques  Lyon,  Advokat  am  Appellhof,  Paris,  Boulevard  Berthier  89. 
Dr.  Do  Yün  Ma,  Hupeb  Sianjan-fa,  z.  Zt  Peking,  Jnstizministerinnu 

H. 

Dr.  Bemardino  Alvaro  da  Ck)sta  Machado  Villela,  Professor  der  Bechte, 

Golmbra  (Portugal),  z.  Zt.  Lissabon,  Bna  de  S.  Beraardo  56. 
Dr.  Jos6  Olegario  Machado,  Advokat,  Buenos- Aires,  Ayacncho  182. 
Dr.  Allan  MacLean,  beschäfti<<t  hiAm  Institute  Intemazionale  d'Agri- 

cultura,  Rom,  Vicolo  delle  Klamme  19. 
Dr.  Heinrich  Machlup,  Budapest  VI.  Podmaniczkystraße  18  L 
Robert  Taudier  Aiack,  Cinciuuati  (Ohio),  ü.  S.  A,  Asliiand  Avenue,  W. 

H.  2414. 

Dr.  Emest  Mahairo,  ordentlicher  Professor  der  Rechts-  und  Staats  wissen-^ 

Schäften  an  der  Universität  Lütüch,  Gointe  (Li^)  Villa  de  Böses, 

Avenue  du  Hetre  8. 
Dr.  Julius  Mandello,  ordentlicher  Professor  der  Staatswissenschaften, 

Generalsekretär  der  Ungarischen  Volkswirtschaftlichen  Gesellschaft, 

Preßburg. 

Dr.  jur.  et.  phil.  Alfred  Manes,  l'rofessor,  Generalsekretär  des  deutschen 
Vereins  für  Versicherung-,  Berlin,  Pragerstraße  26. 

Georg  Mankiewitz,  Justizrat,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten  I,  II,  IH 
und  Notar,  Berlin,  BehrenstraBe  22,  Wohnnngr  Earfttrstendainm  29. 

Dr.  Alberto  Maighieri,  Commendatore,  ordentlicher  Professor  der  Bechte^ 
Advokat,  Abgeordneter,  Neapel,  Via  Domenico  Morelli  7. 

C.  B.  Marheinecke,  Kaiserlich  Dentsdier  Gerte!  aI<Konsal,  Galatz,  Bnm&nien. 

Emidio  Marconi,  Advokat,  Rom.  Via  S.  EiUt-mia  11. 

Dr.  Rene  Marcq.,  Advokat,  Brüssel,  Rue  IJydraulique  5. 

Josof  Marcus,  Amtsgerichtsrat,  Berlin,  Hasenheide  67. 

Dr.  Bozidar  Markowitsch,  Professor  der  Bechte,  Belgrad. 
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Dr.  Lasar  P.  Markowitsch,  Belgrad,  ^scharska  5. 

Federico  Marletta,  Advokat»  Professor  der  Staataviaseudialteii,  Gatania» 

Tia  TrfiTisito  20. 

Pr.  Enrico  <  •  ]\Iartiiia,  lücbtei*,  Taris,Tia  Asqui  4,  z.  Zt  ßom,  Via  Monte 

Giuidaiiü  34. 

Dr.  Feidiuand  vou  Martitz,  Geheimer  Ober-Kegierungsrat ,  ordentlicher 
Professor  der  Bechte,  Berlin,  FasaneBStrafie  93. 

Dr.  Cayalliere  Alberto  di  Marao,  Neapel,  Gennaro  Sem  1. 

Dr.  Jose  Pedro  Massera,  Advokat,  Montevideo  (Uro^ay). 

Dr.  Victor  Mataja,  Sektionschef  im  k.  k.  Handelsministerium,  Honorar- 
professor der  politischen  Ökonomie,  Wien  III,  Het^gasse  34. 

Gäbor  von  Matavovszky,  Gyor,  Dunasor  fTTneram). 

Dr.  Shigeru  Matsui,  Polizeidirektor,  iiinistenaii'at  im  Ministerium  des 

Lmern,  Tokio^  PolizeipründiunL 
Dr.  Nütiro  Matsnnami,  Professor  der  Rechte,  Tokios  Ushigome  Nakaeho 

Matsnnanie. 

Dr.  Bernhard  Matthiass,  ordentL  Professor  der  Bechte,  Bostock,  Stephan- 
straße 13  a. 

Dr.  Nikolaus  von  Mattyasovszky,  Sekretär  im  Kgl.  Ungar.  Ackerbaa- 

ministerium,  Budapest  VIU,  Fhg.  S&ndor  ntcza  27. 
Dr.  Heinrich  Hanms,  Graz,  KOrblergasse  7. 

Dr.  Georges  Majer,  Advokat,  Brfisse],  Bne  de  la  Presse  45,  z.  Zt  Berlin, 

Aii2:sburg:erstr.  31. 

Dr.  Max  Mayer,  Rechtsanw  alt,  i^'rankenthal  (Eheinpfalz). 

Dr.  jur.  et.  phil.  Max  Ernst  Mayer,  Professor,  Straßburg  i/E.,  Universi- 
tätstraße 38. 

Dr.  Pan]  Uayet,  Professor,  Geheimer  Regieninp;8rat,  Mitglied  des  Kaiser- 
lichen Statistischen  Amts,  Berlin,  Kaiserin  Angostätraße  80. 

*Dr.  Georg  von  Mayr,  Kaiserlicher  Unterstaatssekretär  z.  D.,  ordentlicher 
Professor  der  Staatswissenschaften,  München,  Georgenstraße  38. 

Dr.  Max  Freiheir  Ton  Mayr,  Hof-  und  Gerichtsadvokat,  Wien  I,  Hoher 

Markt  8. 

Dr.  Giuseppe  Mazzarella,  Advokat  am  Appeühof,  Catania,  Via  San 

Pietro  5. 

L.  Mechelin,  früherer  Präsident  des  Senates»  HdsingaforflL 

Dr.  Charles  Meckenstock,  Advokat,  ordentlicher  I&fessor  der  Bechte^ 

Nenchätel  (Schweiz). 

Seine  Hoheit  Herzog  Johann  Albrecht  zu  Mecklenburg,  Regent  von 
Brannschwei^.  Präsident  der  Deutschen  KolonialgeseUschaft»  Willt- 

^rad  I  Mecklenburg-Schwerin l 

*Dr.  Friedrich  Meili,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Präsident  des 

Kassatiuusgerichtes.  Zürich.  »Sonnenquai  1. 
Albert  Mende,  Laudgerichtsrat,  Guben. 

Dr.  Max  Hendelson,  Direktor  des  statistischen  Amts  der  Stadt  Aachen, 
Aachen,  Knrbmnnenstrafle  10. 

Stanislas  Mendelson,  Barrister  at  Law,  Paris,  Boulevard  Baspail  284. 
Dr.  A.  Mendelsohn-Bartholdy,  Professor  der  Bechte»  Wiirzhning,  Banders^ 
ackererstraße  5. 

Franz  von  Mendelsolm,  Kgl.  Belgischer  Generalkonsul,  Berlin,  JSger- 

straLie  53,  Wolinunpr:  Grunewald,  Hertliastraße  5. 
Dr.  Canüido  Mt  iuh's  de  Almeida.  Professor  des  Strafrechts,  Rio  de  Janeiro, 

Rua  Seuador,  Verguero  14. 
J.  Mendes  Martins,  Lizentiat,  Advokat,  Lissabon,  Bna  Nova  de  Al- 

mada  81,  1^  BOro:  Pinhan^-Ceia. 
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Dr.  Heinridi  Ton  Menfpenlimeii,  Amtsgeriditsnit,  MUlliaiiseB  (Elsaft), 
EixhfiiMier  Weg  27. 

Dr.  Rudolf  de  Menthon  Bake,  Landrichter,  Herzogenbusch,  Jan  Heimstraat. 

Dr.  Adolf  Menzel,  ordentlicher  Professor  der  Bechte,  Wien,  Schwarz- 
spanierstraße 29. 

Dr.  Wilhelm  Merton,  Frankfurt  a/M.,  Guiolettsti*aße  24. 

Se.  Durchlaucht  Dr.  Clemens,  Fürst  von  Metternich,  Wien,  Rennweg  27, 
z.  Zt.  Winnebvrg,  EOnigswart  L  Böhmen. 

Dr.  Felix  Clever,  Eammergerichtsrat,  Berlin,  Regensborgerstraße  17. 

Hennann  W.  Meyer,  Rechtsanwalt,  Berlin,  Knrf&rstendamm  2&&,  Barean: 
Potsdam  erslraße  1  A. 

Dr.  Carlos  Meyer  Peüegrini,  Advokat,  Buenos  Aires,  Recon^iuista  144. 

Dr.  Oskar  Meyer,  Oberrichter,  Lome,  Togo, 

Dr.  Erich  Meyssner,  Justizrat,  Rechtsanwalt  nnd  Notar,  Berlin,  Eronen- 
Straße  73/4. 

Pnal  Michaelis,  Justizrat,  Rechtsanwalt  u.  Notar  bei  den  Landgerichten 

1.  IL  III,  Bpilin,  Hinter  der  Katholischen  Kirche  2. 
Carl  Michalowsky,  Direktor  der  I  )»'ntschen  Bank,  Berlin,  Behreustraße  9/13. 

Wohnung:  Kurturstendarniii  180. 
Dr.  Stanoje  Michajlovitch,  Belgrad,  Studenika  49,  z.  Zt.  London  W.  1, 

Lediam  Oardens. 

Dr.  BxLgo  Mielcke,  Wirklicher  Geheimer  Kriegsrat,  vortragender  Rat  im 

Enegsministerium,  Berlin,  Pallasstraße  23. 
Lord  Alfred  MUner,  früherer  High  Commissioner  in  Transval  und  Orange 

river  Oolony,  z.  Zt.  London,  fColonial  office,  Downingstreet). 
Dr.  Shinzo  Mitsunia,  Professor,  Tokio.  Azabn-Nakanorho  IL 

Georg  Milovanowitsch ,  Beamter  im  Ministerium  des  Äußeren,  Belgrad, 

Rattanskastraße  B9.  z.  Zt.  Berlin,  Mantenfclstraße  52. 

Dr.  Georg  blinden,  Direktor  des  Berliner  i'laudbriefamts,  Berlin,  Kleist- 
straße 1. 

Maxiiiuiian  Mintz,  Ingenieur  und  Patentanwalt,  Berlin,  Königgiätzer- 
straße  93. 

Herzog  Franzesco  Mirelli,  Appellationsgerichtsrat,  Neapel,  M<mte  de  Dio  64. 
Basüe  M.  Missir,  Adyokat,  früherer  Minister  für  Handel  und  Gewerbe, 

Bukarest,  Strada  Fontanei  20 
Dr.  Ludwig  Mitteis.  Geheimer  Rat,  ordentlicher  Professor  der  Rechte^ 

Leipzig,  Hillerstraße  9. 
Dr.  Fritz  Moll,  Kegierungsrat .    Berlin,  Kurfürstenstraße  91,  z.  Zt. 

Cöln  a/Rh„  Volksgarteustraße  10  c. 
Dr.  Heinrich  Moll,  Jniiisrat,  Rechtsanwalt  beim  Eammergericht  n.  Notar, 

Berlin,  Karlsbad  26. 
Dr.  Ewald  Moll,  Regierungsrat,  Berlin,  Lützowstraße  60  a. 
Dr  r4iov;iT!ni  Molli,  Turin,  Corso  San  Maurizio  81. 
Dr.  jur.  et  plil.  Kolomau  Moinar,  Nagywarad  (Groß wardein),  Szigligeti- 

gasse  8. 

Dr.  Feruaudo  Espinosa  de  los  ^lonteros,  GesandtschaftssekretÄr  im 

Ministerio  de  Estado,  Madrid,  Znrbano  22. 
Dr.  Pedro  Montt,  Piflsident  der  Republik  Chile,  Exzellenz,  Santiago 

(Chile). 

Dr.  Bredo  von  Morgenstieme,  ordentlicher  Professor  der  Rechts-  und 

Staatswissenscliaften,  Christi ania.  Oskarsgade  34. 
Dr.  Paul  Moriaud,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Genf,  Boulevai  d  de 

la  Toui'  4. 

Dr.  Giorgio  Mortara,  Professor  der  Statistik,  Messina. 
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Dr.  Eduard  Moeler,  GerichtsassesBor  a.  D^^  Sjndikns  der  Berliner  Handels» 
gescllschaft,  Behrenstraße  32.  WoMiuig:  Gharlottenl^iirg,  Fasanen- 
Straße  18. 

Dr.  Ulrick  Motzfeld,  Assessor  am  i'^T ;i dt rieht,  Christiania,  Parkycjj  41  b. 

Julius  T.  Münch,  Attorney  u.  Couiiseilur  at  Law,  Salut  Louis. 

Dr.  Leo  Müti'elinann,  Archivar  der  Dresdener  Bank,  Wümersdorli  Johann 

Sigismimdstrafie  4/5. 
Carl  von  Müller,  Kammerjanker,  Attache  des  Finanz-  und  handelspoli* 

tischen  Bevollmächtigen  an  der  Kais.  Russ.  BotBchaft^  Petersborg', 

Isaacsplatz     z.  Zt.  Berlin,  Bayreutherstraße  21 
Dr.  Benno  Mühsam,  Justizrat,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten  T.  II,  m 

und  Notar,  Berlin,  Leipzio:erstraße  57.  Wohnung":  Genthinei-straße  5. 
Dr.  Ernst  Müller-Meiningeu,  Landgerichtsrat,  Mitglied  des  Rei<;hstags 

nnd  des  Bayerischen  Landtages,  Kfinefaen,  Göthestrafie  621. 
Dr.  Emil  Münsterberg,  Stadtrat,  Berlin,  Dömbergstraße  7. 
Dr.  Hans  Munch-Petersen ,  ordentlicher  Profe8S(»r  der  Bechte,  Kopenr 

hagen,  F.  Sni!\llegade  2. 
Dr.  Leo  Münk.  Hol-  und  Gericlitsadvokat.  Wien  I,  RhotenthuriiLstraiie  1. 
Dr.  Sergei  MuromtzeÖ*,  früherer  Professor  der  Rechte,  Moskau,  Szettensky- 

Boolevard  122. 

Dr.  Baffaele  Hnsto,  Advokat»  Neapel,  S.  Teresa  a  Ghiaia  48. 


Coloman  Cseke  von  Nädudvar,  königlicher  Rat  am  Strafgericht,  Budapest, 
R^gi-poeta  ntcsa  2. 

Dr.  Hnbert  Naendmp,  Professor  der  Rechte,  Münster  (Westfalen). 

Dr.  Olivier  Nagy  von  Eötteveny,  Professor  der  Bechte  an  der  Hechts* 
akademie.  Kassa  irn<?arn). 

Max  zur  Nedden,  diplomierter  Dolmetsclirr.  Kelerendar,  Berlin,  Dömberg- 
straße 5  III,  z.  Zt.  Si)andau,  Schönwalderstraße  65. 

Jevgenij  Alexejevic  Nefedjeö,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Moskau. 

Dr.  Peter  Nemeth,  Kgl.  Gerichtshoihotar,  Ealocsa,  Egl.  Gerichtshof 

Alexander  Neubert,  Konsul  der  dominikanischen  Bepnblik,  Dresden  N., 
Albert-Platz  8  L 

Dr.  Emst  Neukamp,  Reichso^ericlitsrat,  Leipzig,  Kaiser  Wilhelmstr.  68  IL 
Dr.  Hugo  Neumann,  Justizrat,  Rechtsanwalt  am  Kammergericht  und  Notar, 

Berlin,  Potsdamerstraße  118. 
Dr.  Robert  von  Neuraaun-Etteureich,  Oberlandesgerichtsrat,  Professor  an 

der  k.  k.  Konsnlar-Akademie,  Wien  I,  Schellingy  3. 
Dr.  Adolf  Nenroann-Hofer,  Mitglied  des  Beichstages,  Gharlottenbnrg, 

Mommsenstraße  6. 

Dr.  Karl  Neumeyer,  außerordentL  Professor  der  Rechte,  München,  Türk- 
straße 101. 

Alexander  Nieduer,  Oberlandesgerichtsrat,  Kiel,  Lindenallee  19,  z.  Zt. 

Berlin,  Justizministerium. 
^Dr.  Theodor  Niemeyer,  ordentlicher  Professor  der  Bechte,  Kiel,  Lomser- 

Straße  19. 

Dr.  Ottfried  Nippold.  Pi  of»  ssor  der  Keclite.  Bern,  Sulgenauweg  22. 
Dr.  Junji  Nomura,  Hilfsprofessor  der  Rechte,  Tokio,  per  Adresse  IL  No. 

im  KanazawtT.  Yasujeeho  (Ka^;a)  Japan. 
Nikolaus  Nowunibtiigsky,  früher  Untersuchuugsiichter,  Privatdozent  der 

Bechte,  Tomsk,  Jarlikowska  17. 
Dr.  Fritz  Norden,  Advokat,  Bmzelies,  Bue  anz  Lalnes  40. 
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Dr.  August  Nybergh,  Senator,  Mitglied  der  GesetzgebuDgs-Kommissioiii 
Helsmgfors  (Finland),  Kasärogaten  44. 

Dr.  Herraaan  Obemeck,  Justizrat,  Beclitsanwalt  am  Kammergericht  und 
Notar,  Berlin,  tob  der  Heydtstraße  8.  Wohnung :  Von  der  HeydstraBe  7. 

Dr.  F^andaeo  Odioa,  Professor  des  Strafrechts,  Advokat,  Maracaibo 
(Venezuela). 

Eduard  Oerstroem,  Senator,  Ezxellenz,  Petersburg,  Jukofi^straße  57. 

Dr.  jnr  et  phü.  Paul  Oertmann,  ordentlicher  Professor  der  Bechte,  Er- 
langen,      hsbergerstraße  24. 

Dr.  P'riedricli  Uetker,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Würzburg. 

Dr.  Ernst  OiFermann,  z.  Zt  Berlin,  Bleistraße  34.  Pension  Gubner  und 
Wohlg:emat 

Dr.  Julius  Ofner,  Hof-  und  Gerichtsadvokat,  Wien,  Wollzeile  12. 
Dr.  jur.  Mannosüke  Ogino,  M.  A.  Tokio,  N.  30,  Gofukucho  NihonbashL 
Dr.  Santaro  Okamatsu,  Professor  der  Rechte,  Kioto  (Japan \  Universität. 
Dr.  Visconde  de  Oliva,  Riciiter,  Abgeordneter,  Sekretär  am  höchsten 

Gerichtshof,  (secretario  de  la  supreraa  corte  de  justicia),  Lissabon, 

Campo  Maior. 

Dr.  Martiniano  de  Oliveiia,  Sekretär  der  Gesellschaft  der  Advokaten,  Libsa- 

bon,  Bna  de  RetrcijeTios  107. 
Dr.  Gino  Olivetti,  Advokat,  Turin,  Via  Cibrario  28. 
Harquis  Ramon  de  Dalmaa  de  Olivart,  ehemaliger  Professor  der  Bechte, 

Madrid,  Facto !•  5. 
Eyvind  Olrik,  Kriminaigerichtsrat,  Kopenhagen,  Matvigsallee  2. 
Dr.  August  Oncken,  ordentlicher  Professor  der  Staatswissenschaften,  Bem, 

Schanzeneggstraße  17. 

Rudolf  Oppenheim,  Gerichtsassessor  a.  D.,  Berlin  W,  Friedrich  Wilhelm- 
straße 8. 

Dr.  Franz  Oppenheimer,  Privatdozent  der  Staatswissenschaften  an  der 
Universität  Berlin.  Gr.-Lichterfelde,  Bellevnestraße  44c. 

Dr.  Frederik  Daniel  Eduard  von  Osenbruggen,  Lehrer  der  Rechtswissen- 
schaft an  der  Schule  zur  Bildung  inländischer  Beamter,  Advokat, 

Magelang  (Java). 

Dr.  Hugo  Oser,  ordentlicher  Professor  der  Kecliie.  Freibiirg  i.  Schweiz, 

Dr.  Albert  Osterneth,  Professor,  Berlin,  Wilhelmstr.  57/58,  Wohnung: 
Bairischer  Platz  3. 

Baron  Wolf  von  der  Osten-Sacken,  Wangen  Ober  Hasenpoth  (Cnrland). 

Dr.  ehem.,  med.,  sc.  Wilhelm  Ostwald,  L.  L.  0.  Geheimer  Hofrat,  Uni- 
versitätsprofessor, Groß-Bothen,  Königreich  Sachsen,  Landhaus 
Energie. 

Dr.  Freiherr  Alfred  von  Overbeck,  Professor  d.  Rechte,  1?  reiburg  (.Schweiz), 

Boulevard  de  Perolles  Villa  Felix. 
Dr.  Atnshi  Oyama,  Richter  am  Reichsgericht,  Tokio,  Koishikawa  Nara- 

machi  IH. 

Dr.  Hans  Paalzow,  Professor,  Direktor  an  der  Königlichen  Bibliothek, 

Friedenau,  Lauterstraüe  12/13. 
Wilhelm  Padel,  Kaiserlich  deutscher  Konsul,  Beümt 
Graf  Peter  von  Pahlen,  frttherer  Botschaftsrat  bei  der  Kaiserlich  Bnssi- 
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sehen  Botschaft  in  Berlin,  Groi^Antz  bei  Station  Ants  (OnrlaDd), 

Rußland. 

Dr.  Anton  Palme,  Dozent  am  Seminar      orientaüsche  Sprachen,  Berlin, 

Biilowstraße  67. 
Salvatore  Palomba,  Advokat,  Cagliari,  Via  Corte  d'Appello  2. 
Dr.  Soterios  Pambukis,  Kiaton  bei  Korinth. 
Ihr.  Alezander  Papanastasin,  Advokat,  Athen,  Pindarosstraße  11. 

Dr.  Yladimiro  Pappafava,  Advokat,  Zara  (Dalmatien). 
*Dr.  Max  Pappenheim.  ordentlicher  Professor  der  Rechte.  Kiel.  Wnitzstr.  39. 
Noel  Pardon.  Gouvernenr  des  ColoTiies,  Pnris,  Bonlrvnrd  des  raimoiiK^s  6. 
•  Dr.  Cai'acciolo  Parra,  Advokat,  Protessor  dei  Kechte,  Merida  (Venezuela), 
(xeorg  Iw.  Paraschkewoflf,  Beamter  im  Finanzministerium  Sofia,  z.  Zt 
Halensee,  SchweidnitsEerstr.  6  IL 

Dr.  Moritz  Paacheis,  Direktor  der  Bokowinaer  Boden-Kredit- Anstalt, 
Czemowitz,  Herrengasse  14. 

Dr.  Jor.  et  phil.  Bichard  Passow,  Professor  der  Staatswissenschaften  an 
der  technischen  Hochschule ,  Aachen,  Eiipenerstr.  Villa  Eich-Mitte. 

Henry  Peartrce,  Connsellor  at  Law.  Paris,  Boulevard  Hanssmann  39. 
-  Wilhelm  Freiherr  von  Pechmann.  Direktor  der  Bayerischen  Handelsbank, 

Münclien,  Prinz  Lndwig^traße  16. 

Martin  Peltasohu,  T  iiidgerichtsrat,  Mitglied  des  Abgeordnetenhauses, 

Berlin,  Nachodsiraße  9. 
Dr.  Emil  Pereis,  Wien  IV  2,  Blechturmgasse  22  Tür  6. 
Michael  Pergament,  Magister  Jnr.,  Professor  der  Rechte,  St  Petersburg, 

Wassili  Ostrow  Linie  10,  Hans  41. 

Zivojin  Peritsch,  ordentlicher  Professor  der  Hechte,  Belgrad,  Eossantch* 

Venacz  No.  16. 

Dr.  Joseph  Perl.  .J  ustizrat,  Kechtsanwalt  am  Kammergericht,  Berlin,  Eur- 

fiirsteiistraße  89, 

Victor  Perrier,  Lizentiat  der  Rechte,  Vevey,  Place  de  l'ancien  Port  3. 
Dr.  Giovanni  Persico,  Advokat^  Born,  Lnngo  Tevere  MeDlni  17. 
Graf  Joseph  von  Pestalozza,  Mitglied  des  bayerischen  Landtages,  Becfats- 
anwalt,  München-Landtag. 

Dr.  Thrasvbonos  G.  Petimesas,  Recht^rnnvalt,  Athen,  Geranion  28  A. 
Dr.  Leo  von  Petrazycki,  ordentlicher  Professor  der  Eechte,  Petersburg, 

Bolschaja,  Koninschenaja  13. 
Dr.  August  Pllug,  Berlin,  Königsbergerstraße  25. 
Otto  Pej  er,  Zfirich  V,  Forchstrafie  22. 

Alexander  Philipsborn,  Referendar,  Charlottenburg,  FassaenstraBe  22. 

Julio  Philippi,  Advokat,  Santiago  (Chile).  Casilla  327. 

Dr.  Julius  Pikler.  ordentlicher  Professor  der  Hechte,  Budapest,  Szent* 

kiralyi  U.  22. 

Dr.  Robert  Piloty,  ordcuiiicher  Professor  der  Rechte,  VVürzburg,  Reicher* 
gasse  9. 

Dr.  Jo86  Maria  Planes  y  Gasais,  Professor  d.  Hechte,  Dekan  der  Juristischen 
Fakultät,  Barcelona,  Plaiza  real  10. 

*Dr.  Oscar  Platou,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Mit^ed  der  Ge- 
setzeskommission, f'hristiania.  Holtegaden  17. 

Dr.  Knrico  Podighe,  .A.riizü,  (Sardinien),  z.  Zt.  Berlin.  Oranienstraße  113  114. 

*Dr.  Vitlorio,  Polacco,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Padua,  \  m  del 
Pero  196/197. 

Walter  Polzin,  Oerichtsassessor,  Berlin,  Behrenstraße  9/13. 
D.  Michael  Popoviliev,  ordentlicher  Professor  der  Hechte,  Hektor  der 
Universität  Sofia,  Slavianskastraße  20. 
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Dr.  Adolfe  Posada,  Professor  der  Hechte»  Madrid,  Fernando  el  Santo 

Dr.  Felix  Pursch,  Justizrat,  Rechisauwalt,  fiirstbischftflicher  Konsistorial- 
TAtj  Mitglied  des  Hauses  der  Abgeordueten,  Breslau,  Schweidnitzer- 
Btrafie  61. 

Dr.  Moritz  POscU,  Ministerialrat  im  Flnanzminist^nm,  Wien,  Jasomir- 

gottstraße  4. 

Alexander  Poujol  früherer  (TPschnftstra^er,  Richter  am  Civilgericht,  Ab- 
geordneter in  der  gesetzgebenden  Körperschaft,  Pnrt-nii-Priuce  (Haiti). 

Dr.  Javier  Pi-ado  y  Ugarteche,  Advokat,  Professor  der  Rechte  ii.  Philo- 
sophie an  der  Universität  Lima,  Mitglied  der  Gesetzeskonmiision,  Lima. 

B.  L.  Prager,  Verlagsbncbhändler,  Berfin,  MittelstraAe  21. 

Dr.  Otto  Prange,  GeschäftsH^hrer  des  deutschen  Fenerrersichemngs^ 
Schntsrerbandes,  Berlin,  SchOnebergerstr.  9. 

Dr.  Umberto  Pranzatait),  Professor  der  Rechte,  Advokat,  Neapel,  Via 

Museo  (Anjrolo  TavoTip)  250. 

Dr.  Hugo  PreiU)  I  raiessor  der  Bcchte  an  der  Handelshochschule  Berlin» 
Matthaikirchstraße  29. 

Dr  W.  Prochownik,  Landrichter,  Hamburg,  Löwenstraße  -iO  Iii. 

Dr.  Peter  PayloTid  Pnstorosley,  ordentlicher  Professor  der  fischte,  Jnijer 
(Dorpat  ).  Rigaerstraße  46. 

Dr.  Cornelius  Pynacker-Hordyk,  früherer  Generalgouverneur  von  Nieder- 
ländisch In  flien.  Mitglied  der  ersten  Kammer  der  Qeneralstaaten, 
Haag,  Jezuidenhort  58. 

<!• 

Heinrich  Qnensel,  Begieningsrat,  Berlin,  Kaiser-WilhehoBStrafie  1. 
Dr.  Emesto  Qnesada,  Sichter,  Prol^sor  der  Becfate,  Bnenos- Aires, 
Libertad  946. 

B. 

Dr.  Emst  Rabel,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Kiel,  Universität. 
Seine  Königliche  Hoheit  Prinz  fiabi,  Königlich  Siamesischer  Justizminister, 

Bangkok  (Siam). 

Dr.  Milorad  W.  Radulowitsch,  früherer  Legationssekretär  der  Königlicii 

Serbischen  Gesandtschaft,  Belgrad, 
von  Bamin,  Referendar,  Berlin,  Uhlandstraße  146. 
Dr.  M.  Bapaport,  Stryj  via  Lemberg.  Hoschgasse  2. 

Dr.  Hermann  Rasch,  Regierungsrat,  Schlachtensee,  Waldemarstraße  6. 
Ludwig  Raschdau,  Kaiserlicher  Gesandter  z.  D.,  Berlin,  Sommerstraße  0. 
Frau  Dr.  Marie  Raschke,  Berlin,  Groß-Lichterfelde-West,  iMin  tpnc  i-?tr.  4. 
Dr.  Erich  von  Rath,  Bibliothekar  a.  d.  kgl.  Bibliothek,  Friedenau,  JSied- 

straße  7ITL 

Dr.  Juüus  itausnitz,  Justizrat,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten  I,  II, 
Iii  und  Notar,  Berlin,  Taubenstraße  34.  Wohnung:  Lankwitzstraße  13. 

Emst  Redlich,  Berlin,  KnrfOrstenstraBe  109  L 

Dr.  Baron  von  Reedtz-Thott,  Kopenhagen,  Auswärtiges  Amt. 

Dr.  Ignatz  Reiner.  Sektionsrat  im  Justiz-Ministerium,  Budapest. 

Paul  Reinhard.  I.;\Tidn'PTifiit-;|>rH<i(]f'nt.  Zwickau.  DingUngenstraße  6. 

Kasimir  von  Renneu kanipl,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Odessa, 
Gulewaja  Xo.  3,  Wohn.  3. 

Dr.  jnr.  et  phÜ.  Emst  Rethwisch,  Berlin,  Wilmersdorf,  Ringbahnstr.  19. 

Paul  von  Kheinbaben,  Wirklicher  Geheimer  Oberregierungsrat.  Vor- 
tragender Rat  beim  Staats-Ministerium,  Berlin,  SchOneberger  Ufer  13. 

Artnro  Ricci  Busatti,  Legationsrat,  Rom,  Via  P.  S.  Loranzo  8. 
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Dr.  Hobert  Reisclil,  Sekretär  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in 

Judenburg  (Steiermark),  z.  Zt.  Leoben  i.  d.  Steiermark. 

AbrahAo  Ribeiro,  Advokat,  S.  Paolo,  Alameda  Nothmann  Rua  da  Qui- 

tando  15. 

Alhprt  Richard,  Advokat,  Genf,  Quai  des  eaux  vives  54. 
Remhold  Richter,  Gerichtsassessor,  Berlin,  Unter  den  Linden  78. 
Dr.  Hans  Richter.  Referendar,  Berlin,  Unter  den  ländeii  78. 
Dr.  Mario  Ricca-Barberis,  Professor  der  Rechte,  Urbino,  Universität. 
A.  Ricci  Biuatti,  Iieg;atiioD8rat»  Rom,  Via  P.  S.  Lorenzo  8. 
Dr.  Anton  Riehl,  Hof-  und  GerichtsadTOkaty  Wiener  Neustadt»  Wiener* 
Straße  9. 

Dr.  Ludwig  Rieß,  Prof.,  Privatdozent  der  Geschichte,  Lehrer  an  der 

Kriegsakademie,  Berlin,  Dei  ffliTrirerstraße  25. 
Dr,  Hans  Ritter  von  Ritting^er,  Kegierungskonzipist  bei  der  Bezirks- 
hauptmannscliaft  Zell  a  See,  z.  Zt.  Berlin,  Kleiststraße  41. 

Rodolfo  Rivarola,  Professor  der  Rechte,  Buenos,  Aires.  Coronel  Diaz  809. 
Otto  Roese,  Direktor  der  Deutschen  Bank,  London,  4.  George  Lombard 
Yard  Street 

F.  Robin,  Bareanclief  der  Handelsabteilnngr  im  Miniaterinm  der  Domänen, 

Bukarest. 

Lucien  Rochat,  Lizrntiat  der  Rechte,  Advokat,  Satiguy  bei  Genf. 
Julius  de  Rode,  Generaldirektor  im  Justizministerium,  Brüssel,  Rue  de 
Marteau  60. 

Otto  Roese,  Direktor  der  deutschen  Bank,  London,  George  Yard 

Lombard  Street  4. 
Dr.  Emest  Bognin,  ordentlicher  Professor  der  Bechte,  Lausanne^  Grande 

ebene  5. 

Baron  Hector  de  Kolland.  Stnat  l  at,  Präsident  des  Obergerichts,  Monaco 

Rue  AlI)erto  3,  Villa  Boisj>et. 
Dr.  Richard  Kosendorff,  Rechtsanwalt  beim  Landgericht  I,  Berlin,  Mohren- 

strafie  63/64,  Privatwohnmig:  Eeitbstrafie  6. 
Dr.  Emst  Bosenfeld,  ordentlicher  Professor  der  fiaehte,  If  ttnster  LW., 

Kleimannstraße  3. 
Dr.  jur.  et  phil.  Emst  Rosenfeld,  Staatsanwalt.  Berlin,  Voßstrnße  13. 
Geb.. Tust  izrat  Dr.  Eduard  Rosonthal,  ordeiuHrliprProlessor  der  Rechte,  Jena. 
Theodor  Ro.setti,  (Touveintiar  der  Kuiiiaiiisciieu  Nationalbank,  früherer 

Minister,  Bukarest,  Poverneistraße. 
Louis  Roth,  Connseler  at  Law,  New  York,  University  Settlement  2. 
Dr.  Wilhelm  Rothe,  Justizrat,  Amtsrichter  a.  D.,  Rechtsanwalt  bei  den 

Landgeiichten  I,  II,  III  und  Notar,  Berlin,  Kaiser  WilhelmstraAe  39, 

Wohnniipr:  Kitzij>:straße  9. 
liöo  S.  Rowf,  Pntfesäor  der  ^Staats Wissenschaften,  Präsident  der  .\merican 

Acadeiin  oi  pulitical  und  social  science,  College  Hall,  University  of 

Pennsylvania,  Philadelphia  (ü.  S.  A.). 
Emst  Buben,  Gerichtsassessor,  Charlottenbuig,  Scldflteistr&fie  51. 
Dr.  Anselm  Rumpelt,  Geheimer  Regienugsrat,  vortragender  Bat  im  ICi* 

nisterium  des  Innern,  Dresden. 
Dr.  Simon  Rundstein,  Reclit.sanwalt,  Warschau.  Tlomackie  Str.  6/8. 
Re^iiei  impr^rat  IJupitert^  Luxemburg.  Vorstand  des  Großherzoglichen  Re- 

giei  uiigbarchivs,  Reg.-Gebäudt;. 

Fritz  Sabersky,  Gerichtsassessor,  Berlin,  Keithstraße  4. 

Raymond  Saleilles,  Professor  der  Bechte,  Paris,  Bne  St  Guillanme  14. 
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Dr.  Lttdwig  Rudolf  von  Salis,  Honorarprofessor  der  Bdcbte»  Bern,  Oe^ 

rechtigkeitgasse  31. 
Dr.  Philipp  J.  Salomon,  Bechtsanwalt  lieim  Kammerg^ericht,  Berlin, 

Lützowstraße  67. 

Dr.  Arthur  Saloraonsohn,  Recht«?an\valt  a.  D.,  (jescliäftsiübaber  der  Dis- 

kontogesellscbaft,  Berlin,  liergartenstrafie  8. 
Jo96  A.  Saraiya,  Richter  nnd  Professor  des  Handelsrechtes^  Belle  Horizonte 

(Brasilien). 

Dr.  Antonio  Gonzales  Saravia,  Staatsrat»  Guatemala. 

Paul  Sasse,  Kaiserlicher  Geheimer  Regierungsrat,  Senatsvorsitzender  im 

ReichsversicheniTigsanit,  Berlin.  Derfflingerstraße  25. 
Dr.  Leo  von  bavigny.  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Münster  i.  W. 
Dr.  B.  Savolyi,  Budapest,  Pergcl,  Mor  u.  2lj3. 
Anatol  Sta,  Petersbiurg.  Galemaia  20,  Wohnung  48. 
Ihr.  Maximilian  SazI,  Hof-  und  Gerichtsadyokat,  Wien  YH,  Hariahil&r- 

straße  64. 

Samuel  M.  Sayler,  connseilor  af  law,  Huntingfon,  Indiana,  U.  S.  M. 

Julius  Schachian,  Justizrat,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten  I,  II,  m 
Berlin,  Hinter  der  Katholischen  Kirche  1. 

Dr.  ^1almar  Schacht,  Arcbirar  der  Dresdner  Bank,  Berlin  66.  Dresdner 
Bank,  Wohnung:  Friedenau,  Lanterstrafie  88. 

Dr.  Georg  Schaps,  Oberlandesgerichtsrat,  Hamburg. 

^Dr.  Wilhelm  Schai  ling,  ordentlicher  Professor  der  Staatswissenschaften, 
Ko])enhagen,  Vodroffsog  10. 

Dr.  Karl  Scheimpriiifr,  Sektionsrat  a.  T>  .  ordentlicher  1 'in te.ssor  der  Rechte 
an  der  Universität  J^'reiburg  in  der  Schweiz,  Wien  III,  Erdbeer- 
gelände 6. 

Fritz  Scherrer,  Neuenkirchen,  Schaffhausen,  z.  Zt  Bern,  Zeughausgasse  5. 

GnstaT  Schicker,  Eriedenan,  Hfthnelstrafie  31. 

Engen  Schiffer,  Kammergerichsrat,  Mitglied  des  Hauses  der  Abgeordneten» 

Berlin  W.,  Meierottostraße  1. 

Dr.  Gustav  Schirrmeister*Marsbal,  Barrister  at  Law,  London  E.  0.  Elm 

Court  Temple  I. 

Dr.  Michael  St.  Schischmanov .  Königlich  Bulgarischer  Geschäftsträger, 
Wien  VIII,  Gußhausstraile  '2. 

Seine  Hoheit  Ernst  Günther,  Herzog  zu  Schleswig-Holstein,  Major  ä  la 
soite  des  Leibgardehusaren-Regiments,  erbliches  Mitglied  des  Herren« 
haases,  Schloß  Primkenan,  Präsident  des  Mitteienropaischen  Wirt- 
schaftsvereins, Schlesien. 

Dr.  Emrich  Schmidl,  Rechtsanwalt,  Budapest  V,  Adlergasse  6. 

Dr.  Arthur  Schmidt,  Geheimer  Justizrat,  ordentlicher  Professor  der  Rechte, 
Gießen,  Liidwigstraße  45. 

Dr.  Florian  Schmidt,  Advokat -Anwalt,  Luxemburg,  Neuthor- Allee  11. 

Dr.  Max  Schmidt,  Direktorialassisteut  am  Museum  für  Völkerkunde  in 
Berlin,  Steglitz,  Rothenbui'gstrafie  25. 

Dr.  Sandor  Schmidt,  Budapest,  Andrässy  ütcza  29. 

Dr.  Georg  Schnell,  Hanptmann  a.  D.,  Berlin,  Kathenowerstraße  2. 

Dr.  Wilhelm  Schneeberger,  Hof-  und  Gerichtsadvokat,  Wien  I,  Maria- 
theresienstraße  10, 

Dr.  Victor  SclineidL^i-,  Jiistizrat,  Ecchtsanwalt  bei  den  Landgerichten 
I,  II,  III  und  Xutar.  Vereidigter  Dotmetsch  und  Translator  der 
englischeu  Sprache,  Berlin,  Unter  den  Linden  11.  Wohnung:  Brücken- 
allee  8 

Angnst  Schneider,  Amtsgerichtsrat,  Brandenburg  a.  H. 
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C  von  Schneider,  Wirklicher  Geheimer  Bat,  Senator,  St  Petersburg^ 

Panteleimonstraße  12. 

Dr.  Heinrich  Schneider,  Paris,  Eue  Cliauchat  7. 

Dr.  Franz  Scholz,  Landrichter,  Oharlottenburg:,  (loetluiiU  aüe  87. 

Dr.  Clemens,  Freiherr  von  Schorlemer,  Königlicher  Kammerherr,  Ober- 
präsident der  Rheinproyinz,  Mitglied  des  Herrenhanees,  stellvertreten- 
der Vorsitzender  des  Landesökonomie-KoUeginnis,  Exiwllenz,  Gobleu, 
(TJeser  a.  Mosel,  Kr.  Berncastel.) 

Dr.  HermanTi  Slrhotte,  Amtsgericht srat.  Wippra  a/Har/. 

Friedrich  SclKnuiorf,  Magister  jur.,  Odessa.  Ecke  der  Kk  kelieu-  und 
Uspeiikaütraüe  63.  Adresse:  Heirn  J.  Gurovitsch,  Odessa,  Kemes- 
lermaio  7. 

Dr.  Otto  Sch5nrich,  Hichter,  MitgL  d.  GeBetseskooiniission,  Havena,  Cnba» 

El  Palacio. 

Dr.  Karl  Schräder,  Eisenbahndirektor  a.  D.,  Mitglied  des  Beichstagea» 

Berlin,  Steglitzer^^traßp  BR. 
Ednard  August  Schröder,  kurrespontiiereades  Mitglied  der  Haiideib-  und 

Gewerbekammer  für  Schlesien,  Teschen  (Schlesien),  Große  Lauben  190. 
Dr.  B.  Schröder,  EaiserUeher  Deutscher  Generalkonsul,  Grofi-Lichterfelde^ 

Bingistraße  10b. 

Dr.  Emil  Schrutka,  Edler  von  Rechtenstamm,  ordentlicber  Professor  der 

Rechte,  Wien,  Universität. 
Dr.  Walter  Scbücking,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Marburg, 

LutlierstraDe  15. 

Dr.  Reichsritter  Hermann  von  Schullern  zu  Schiaiteuiiuleu,  Hofrat,  ordent- 
licher Professor  der  Staatswissenschaften,  Wien  VI,  Webgasse  44. 

Dr.  Hans  Schultz,  Justizrat,  Syndikus  der  Deutschen  Bank,  Berlin,  Behren- 
straße 8/13. 

Dr.  Karl  Schulz,  Professor  der  Rechte,  Ober^Bibliothekar  am  Reichsgericht, 

Leipzig,  Floßplatz  33. 
Dr.  August  Siegraund  Schultze,  ordentlicher  Professor  der  Hechte,  StraB- 

burg  i.  E.,  Ruprecht  Allee  30. 
*Dr.  Wilhelm  Schuppe,  Geheimer  Regierungsrat,  ordentlicher  Professor 

der  Philosophie,  Greifswald. 
*Dr.  Emst  Schuster,  Barrister  at  Law,  London,  LincoUis  Inn,  W,  C  14, 

Old  Square. 

Dr.  Geor^  Schwarz,  Berlin,  Dorutlieenstraße  65. 

Dr.  Gustav  Schwarz,  Hofrat,  Professor  d.  Rechte,  Budapest  VL  Bulyovsky- 
utcza  18. 

Johannes  Schwendt,  Referetidar,  Prenzlan. 

Graf  Hans  Hermann  von  Schweinitz,  Charlottenburg,  Knesebeekstraße  31* 

Dr.  Bernhard  Schwering.  .Tiistizrat,  Rechtsanwalt  am  Kammergericht, 
Berlin,  Belle  AUiaucestraße  91,  Wohnung;  Schdneberg,  Haupt- 
straße 1. 

Dr.  George  Winfield  Scott,  Attorney  u.  Counsellor  at  Law,  Washington 

D.  C,  Cosmos-Clnb. 
Dr.  Emil  Seckel,  Geheimer  Tustizrat,  ordentlicher  Professor  der  Rechte^ 

Berlin,  Kurfürstenstraße  76/7. 
Ricardo  Sceber,  Richter,  Buenos-A}Tes,  Paraguay  1413. 
Dr.  Lisandro  Segovia.  Huiiüiarprofessor  an  der  Universität  von  Cordova, 

Fiscal  der  Apellationskammer  des  Kriminal-  und  Handelsgerichts, 

Buenos-.\yres,  Charcas  1763. 
Dr.  Arnold  Seligsohn,  Justizrat,  Rechtsanwalt  bei  den  Landgerichten 

1,  11,  III  und  Notar,  Berlin,  Prinz  Feidinandstrafie  1,  Wohnung: 

Kurfikrstendamm.  24. 
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Adolf  Benft,  Jastizrat,  Rechtsanwalt  hei  den  LandgoricliteB  I,  II,  ni 

und  Notar.  BerliTi.  Taubenstrrtße  44  45. 
Antonio  Ferreira  de  Serp«,  Geaeralkonsal  ColombieD,  Advokat,  Lissabon» 

Campo  grande  70. 
Leone  Adolfo  SenigalUa,  Advokat,  Neapel,  Piazza  Borsa  14. 
Dr.  Ferdinand  Seydonx,  Freiburg  (Schweu)  Bne  de  Lausanne  87. 
*Dr.  Adalbert  Sheck,  Sektionschä  der  Landesregierung  Sarajevo. 
Gerdon  £.  Sherman,  L.  L.  B.  Instrtictor  in  Oomparative  Law  an  der  Tale 

üm'ver^itr  Morristown,  New  Jersey. 
Dr.  Heinrich  sk  ber,  Professor  der  Üechte,  Erlangen. 
Dr.  Fedor  Fedoruvic  Siegel,  ordentlicher  Professor  der  Bechte,  Warschau, 

Wilcza  Nr.  54,,  Haus.  4  W  ohniing, 

Dr.  Oskar  Sieveking,  erster  Sekretär  der  Vormuudschaftsbehörde,  Ham- 
borg, TheatorstraBe  S5. 
Dr.  Alfred  Karl  SÜbemagel,  ZivilgerichtspTlIsident,  Basel,  B&nmlein- 

gasse  16. 

Arkadins  Silberstein,  Lizentiat  der  Rechte,  Rechtsanwalt,  Peterf^biirg, 
Kauiennüsostrowskj  Prospekt  16,  z.  Zt  Charlottenburg,  Knesebeck- 
straße 46. 

Dr.  Josip  Silovic,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Agram,  Preradovic- 
gasse  16. 

Dr.  Johannes  Simandiras,  Advokat,  Athen,  Bonlevard  de  lUniver^tö  16. 
Dr.  Eduard  Simon,  Geheimer  Kommerzienrat,  Berlin,  Yiktoriasti  iße  7. 
Dr.  Robert  Simon,  Berlin»  z.  Zt  Königsberg  L  Pr.»  Ostbank  für  Handel 

und  Gewerbe. 

Dr.  Hermann  Veit  Simon,  Justizrat,  Rechtsanwalt  am  Kammergericht 
und  Notar,  Berlin,  Viktoriastraße  5. 

Walter  Simons,  Geheimer  Regieruugsrat,  Vortragender  Rat  im  Reichs- 

justizamt,  Groß-Lichterfelde  bei  Berlin,  StegUtzerstr.  39. 
Albert  Simonson,  Belchsgerichtsrat,  Leipzig. 

Gnstaf  SiOfiteen,  Eorr»Efpondent  d.  Gothenbniger  Handelezeitang,  Gothen- 
bnig,  z.  Zt.  Berlin  W.,  FaeanenstraAe  &. 

Arnold  von  Skerst»  Peterslnarg,  Lycenm. 

Straße  24. 

Wladimir  Slivitzky,  Privatdozent  d.  Rechte.  Charkow,  T^niv. 

William  W.  Smithers,  Secretary  ot  the  Bureau  of  Comparative  Law  of 

the  American,  Bar  Association,  Philadelphia,  Peunsyivanien  (No.  1100 

Land  TiÜe). 

Dr.  Otto  Sobernheim,  Geriehtsassessor,  Berlin,  Alsenstrafte  3tL 

Constantin  Sokolow,  Magistrand,  jnr.,  Petersburg,  T/iteini  30. 

Dr.  Georg"  Solmssen,  Gerichtsassessor  a.  D.,  Berlin,  Schöneber^er  Ufer  40. 

Dr.  Felix  Somlo.  Professor  an  der  Uuiver?^itfit  KolozsvAr.  Vizeprä.sident 
d.  Biidapester  Gesellschaft  t  Sozialwissenschatt,  Kolozsvar  (Klausen- 
burg). 

Dr.  Hans  Sperl,  ordentL  Professor  der  Hechte,  Wien  XIX,  Hoteüe  29. 
Dr.  Alexander  NicoL-Speyer,  Advokat  and  Proenreiir,  Rotterdam,  Hoofd- 

Steeg  3. 

Dr.  Albert  Spitzer,  Advokat,  Rechtsbeistand  des  Österreiehisehen  Lloyd, 

Konstaiiiinopel,  Galata  Oastrohan. 
Wilhelm  Sj  Deiidlin,  Zürich.  Kreuzbühlstraße  6. 

Baron  NaLliaiiael  von  Stackelberg,  Magister  pliil.,  Helsiugfors,  Njlandska 
Nationaliniel.  • 

Erich  Staedler,  Postinspektor,  Halensee,  Karlsruherstraße  12. 
Frederik  Stang,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Chri8tiania»Bydg(^Allee3. 
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Dr.  Otto  Stange,  Berlin,  I^hlandstraße  25,  z.  Zt.  Bukarest,  Strara  Lepscani  KL 
Dr.  Charles  Emil  Staiigeland.  Professor  der  Staatswissenschaften  am 
Washington  State  College,  Minneapolis  (N.  S.  A.),  PuUman,  Washing- 
ton U.  S.  A. 

Albert  Stanietzki,  Königsberg  L  Pr.,  Altroßgarner  Kirchenstraße  la. 
Dr.  Alexander  Graf  Starzenski,  Dukla,  Galizien,  z.  Zt.  Berlin,  Wilhelm- 
straße 49. 

Emil  Stauß,  Direktor  der  Englischen  Petroleum  Union,  G.  m.  b.  Berlin, 

Tierg-artenstraße  äl. 
Dr.  Gustaf  Steifen,  Professor  der  Nationalök.  und  Sociologie,  Göteb6rg, 

Universität. 

Dr.  F.  Vergueiro  Steidel,  Advokat,  Professor  der  Kechte,  Säo  Paolo 

(Brasilien),  Rua  de  Säo  Rento  13. 
Dr.  Ludwig  Stein,  ordentlicher  Professor  der  Philosophie,  Bern,  Villa 

Schönburg. 

Ludwig  Steiner,  Sumeg,  Zala-Komitat,  Ungarn. 

Dr.  Alois  Steinhauser,  Advokat,  Chur,  Graubttnden,  Obere  Bahnhof- 
straße 518  B. 
Ernst  Steinmann,  SchafFhausen,  Säntisstraße  IZ 

Alexander  von  Steinmeister,  Geheimer  Regierungsrat  und  vortragender 
Rat  beim  Staatsministerium,  Berlin,  In  den  Zelten  8. 

Max  Steintbal,  Kommerzienrat,  früherer  Direktor  der  Deutschen  Bank, 
Charlottenburg,  Uhlandstraße  191. 

Dr.  Adolf  Stern,  Advokat,  Bukarest,  Strada  Sapientiei  ^ 

Dr.  Julius  David  Stern,  Philadelphia,  Law  School  of  the  Universitj'  of 
Pennsylvania. 

Dr.  W^ilhelm  Sternberg,  Arzt,  Berlin,  Kurfürstendamm  237. 

Dr.  Milostav  Stieber,  Professor  der  Rechte,  Prag,  Smichov  5. 

Dr.  Frederic  Jesup,  Stimson,  Counsellor  at  Law,  Professor  der  Rechte 

an  der  Harvard  Universität,  Boston  53^  State  Street,  Exchange 

Building  709. 

Karl  Edler  von  Stockhammem,  Legationsrat,  Berlin,  Achenbachstraße  L 

Dr.  Nicola  Stolfi,  Pretore,  Mercato  San  Severino. 

*Dr.  Karl  Stoos,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Wien. 

Dr.  Alfred  Strauß,  Rechi<;anwalt,  Direktor  der  deutschen  Waggon-Leih- 
anstalt, Aktien-Oesellschaft,  Berlin,  Meineckestraße  2L 

Dr.  G  von  Streit,  ordentlicher  Professor  der  Reclite,  Rechtsanwalt,  Athen. 

Dr.  Leo  Strisower,  Professor  der  Rechte,  Wien,  Lichtenfelsgasse  5. 

Dr.  Emil  Strohal,  Geheimer  Hofrat,  ordentlicher  Professor  der  Rechte, 
Leipzig,  Elsterstraße  20. 

Heinrich  Stromeyer,  Kapitän  zur  See,  Friedrichsort. 

Dr.  Oscar  Stuebel,  Wirklicher  Geheimer  Legationsrat,  Kaiserl.  Gesandter 
a.  D.,  Dresden,  Kur^rartenstraße  72. 

Dr.  Dimitri  Alexander  Sturdza,  früherer  Ministerpräsident,  ständiger 
Sekretär  der  rumänischen  Akademie,  Bukarest. 

Dr.  Simon  Planas  Suarez,  außerordentlicher  Gesandter  und  bevollmäch- 
tigter Minister  von  Nicaragua,  Lissabon,  Rua  da  Gloria  Ifi. 

Guillermo  Subercaseaux .  Professor  der  Staatswissenschaften,  Santiago 
(Chile),  Alameda  1489. 

Kumaemon  Sugata,  Mitglied  der  Kommission  zur  Erforschung  der  Ein- 
geborenenrechte in  Formosa,  Formosa,  Gouvernement,  z.  Zt.  Berlin, 
Lutherstraße  HL  LL 

Dr.  Shigoro  Sugiyama,  Provinzialrat  von  Kanagawna,  Tokio,  Sakamachi, 
Kiridoshi  2Ü. 

Dr.  Angelo  Sullam,  Advokat,  Venedig,  S.  Feiice  3829. 
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F.  Surville,  Professor  der  Rechte,  Poitiers  (View»),  Rue  du  Gavis-Vert  19. 
Dr.  Johannes  Philippus  SuyHng-,  Adviseiir  van  het  Departement  van 

Justitie,  Haa^,  Rioraestraße  12. 
Dr.  Albert  Sfidekum,  Mitglied  des  Reichätages,  Berlin,  Xaiseiiu  Augusta- 
straße  öSIIL 

Peter  Evind  Svinhnftivd,  Mitglied      stfindigen  Oesetzkommission,  Hei- 

singfoi-s  (Finland),  Nikolainkata  23. 

Dr.  Wladimir  von  Svjatlowski,  wirkl.  Mitglied  der  Kaiserl.  Russischen 
Landwirtschaftlichen  Gesellschaft,  Dozent  der  Staatswissenschaften« 
Petersburg,  Kounogwardesk^^  boulvard  15. 

Dr.  Karl  Szladits,  Kgl.  ungar.  Tafelrichter,  Hillsai  btHter  im  Justizmini- 
sterium, Privatdozent,  Budapest,  Justizministerium. 

VQr  Szmnk,  Miramurosoziget,  Ungarn. 

8&ndor  S2s5ke»  Hitarbeiter  des  Maggar  Tud^isito,  Budapest»  Sökgom  n.  18» 
z.  Zt  Berlin,  Pritzwalkerstraße  13. 

T. 

Dr.  Masutaro  l  akagi,  Tokio,  Schichome  9,  Houguiclio,  Nihonbashiku. 
Ignazio  Tambaro,  Advokat,  Professor  der  Bechte,  Neapel,  Belledonne  a. 
chiaia  16. 

Dr.  H.  1.  Tasman,  Advokat  und  Prokurator,  Haag  (Holland). 

Dr.  Baron  Michael  von  Taube,  Professor  derBecht^  Petersburg,  Mytny 
Quai  11.  Mytmskaja  nal.  2. 

Dr.  Mario  Tedesclii,  Turin,.  Coi.su  Vittorio  Emanuele  73. 

Dr.  Joükheer  van  Teets  van  Goudriaan,  früherer  Königlich  nieder- 
ländischer auSerordentlicher  Gesandter  und  bevollniftehtigter  Minister, 
früherer  Minister  des  Auswärtigen,  Exzellenz.  Haag. 

Fflrst  Wiatschelaus  von  Tennischeff,  Donmstino  (Moskan-£nr8ker>£isen* 
bahn). 

Dr.  Richard  Tlinrnwald.  Berlin,  Joacliimsthalerstraße  25. 

Dr.  Emanuel  Tilsch,  Professor  der  Rechte  an  der  Böhmischen  Universität, 

Prag,  Smichov.  No.  76. 
Stephan  Timar,  Nagg,  Kikinda,  z.  Zt.  Wilmersdorf,  Brandenbnrgische- 

straße  57. 

Dr.  Antonio  Todaro  della  Galia,  Professor  der  Bechte,  Palermo,  Via 

Patuono  'iW  öiivassa  44. 
*Dr.  Manuel  1  orres-Campos,  ordentlicher  Proiessor  der  Rechte,  Granada 
(Spanien). 

Hambarzonm  Tonmaniantz,  Baka  (Eaakasien). 

Dr.  jnr.  et.  scient  polit  Heinrich  Triepel,  ordentlicher  Professor  der 

Rechte,  Kiel,  Roonstr.  4 
Jakob  Trott,  Basel.  Gerbergasse  2. 
Dr.  Albert  Troullier.  Paris.  Square  Alboiii  2. 

Dr.  jur.  et  phii.  Hans  Truiiipler,  Syndikus  der  Handelskammer,  Frank- 
furt a.  M.,  Fürsten bergstraüe  179. 

lüchael  Tschemomordik-Tschemomorsky,  Rechtsanwalt  Kertseh,  bei 
Dr.  Tschernoniordik ,  z.  Zt.  London,  Lancaster  Gate  19,  Leinsster 
Garden  by  Mrs.  Walker,  ev.  Kurfürstendamm  218. 

Dr.  Tso  Tschun  Tschou,  Siitschu,  Hnpeh  (China),  z.  Zt  Berlin,  Lützow- 
Straße  54. 

Graf  Fuj^aiiiaro  Tsugaru.  Tokio. 

Franz  Tuchatsch,  Landgerichtsdirektor,  Zwickau,  Parkstraße  20  L 
Georg.  F.  Tncker,  Dozent  der  Rechte,  Boston  (Massachnsetts)  Coort  Honse. 
Antli  Tnlenheimo,  Auskultant  am  kgl.  Hofgericht,  Helsingfors,  z.  Zt 
Charlottenbui^,  Grolmanstraße  36. 


Digitized  by  Google 


Dr.  Waldemar  Türpen,  AsBenor,  Berlin,  Behrenstr.  8  (Wohirang  CalTin- 
Straße  4). 

Emil  Uhles,  Geheimer  Justizrat,  Kammergerichtarat»  Berlin,  Tiet^arteo* 

Straße  3  a. 

Dr.  Karl  T^hlirz,  ordeatlicher  Professor  der  Geäcliichte,  Graz,  (xartea- 

straüe  28. 

Dr.  Carl  Eitter  Ton  Ullmann,  Sekretfir  der  Österreichischen  Gentral- 

Boden-Eredii-Bank,  Wien  I,  Hohenstanfengaase  1^ 
Dr.  Emanuel  von  UUmann,  Geheimer  Hofrat»  ordeatliefaer  Professor  der 

Rechte,  München,  Ludwigstraße  29. 
Dr.  jur.  et  phil.  Joseph  Unger,  ordentlicher  Honorarprofessor  der  Rechte, 
Geheimer  £&t,  Präsident  des  ßeichsgerichts,  Exzellenz,  Wien,  iiant- 
gasse  '6. 

Dr.  Wiihelm  üpstroem,  Häradshöfding,  Stockholm,  Florastraße  10. 

Dr.  Alejandro  Urbaneja,  Advokat,  Caracas  (Venezuela). 

Dr.  Thomas  K.  Urdahl,  Professor  der  Staats-  und  SoKialwisseiiSchaft» 

Colorado  College,  Colorado  Springs,  Colo. 

Antonio  Jos6  Uribe,  Advokat,  Professor  der.  Rechte,  Agent  der  „feri-o- 
carril  de  Antioquia,  früher  Minister  des  Äußeren  und  des  öffentlichen 
Unterrichts,  Bogota,  Calle  12,  Numero  161,  apartado  405. 

FhuLcisco  Jose  Urmtia,  Ad?okat,  Quito  (EcnadorX 

T. 

Dr.  Roberto  Vacca.  Advokat,  Genna,  Via  Palestra  11. 
Julius  Valentin,  Küniiüerzienrat,  Berlin,  Rauchstraße  7. 
Dr.  Knstem  Vambery,  Staatsanwalt,  außerordentlicher  Professor  der 

Rechte,  Bat  im  Jastizministerium,  Budapest,  UniTersität^gasse  2, 
Königlicher  Gerichtshof  in  Varasdin. 

Dr.  Cavalieie  Alberto  del  Vecchio,  ordentlicher  Froifessor  der  Fhihisophie, 

Florenz,  Via  Ricasoii  31. 

Dr.  C.  W.  A.  \'editz.  L.  L.  B.,  Professor  der  Staats-  nnd  Sozialwissenschaft, 

Washinjrton  I).  C.  1322  L.  istroet. 
Dr.  Otto  von  VeU,  Re(  htsanwalt,  Berlin,  Ausbacherstraße  55. 
Dr.  Mileuko  R.  Vesnitch,  n  uherer  Königlich  Serbischer  Minister  der  Justiz 

2.  Zt :  Königlich  Serbischer  Gesandternnd  beToOmlditigter  Minister, 

Belgrad. 

Bohert  Vibiral,  Ingenieur,  Graz,  z.  Zt.  Tegel,  Spandauerstraße  28. 
James  Harris  Vickery,  Rechtsanwalt,  Berlin,  Friedrichstraße  61. 

Professor  Ercole  Vidari,  Pavia.  Universität. 

The  Right  Hononrable  8ir  J.  H.  de  Villiers,  Gelieimei  Hat  (P.  C),  Pr5- 
sideut  des  gesetzgebenden  Rates,  oberster  Richter  des  höchsten 
Gerichtshofes  Kapstadt,  Wynberg  Honse,  Wynbetg. 

Dr.  Karl  Vogt,  Rechts-  und  Patentanwalt,  Yokohama  76. 

C.  von  Vollenhofen,  Professor  der  Rechte,  Leiden. 

Dr.  Max  Vossberg-Rekow,  Direktor  der  Centralstelle  für  VorbereitoBg 
der  Handelsverträge,  Berlin,  Linkstraße  19. 

W. 

"^Dr.  Adolf  Wach,  Wirklicher  Geheimer  Rat ,  ordentlicher  Professor  der 
Rechte,  Exzellenz,  Leipzig,  Qoethestraße  9. 
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Fdts  Wach,  Brfiim  L  M.,  Stadfhoi^ktz  3/4,  z.  Zt  Ohailottenburg,  Cauer- 
straße  5  A. 

Br.  Hugo  Waldeck,  Eeclitsanwalt  bei  den  Landgrerichten  I,  II,  III 

Berlin,  Mohreiistraße  58. 
Dr.  Walter  Waldschmidt,  Rechtsanwalt  am  Kammergericht,  Direktor  der 

Aktiengesellschaft  Loewe  &  Co.,  Berlin,  Hattenstr.  17.  Uohnung: 

Wilmersdorf,  EurfÜrstendamm  110. 
Dr.  jvr.  et  phiL  Angnst  Sartorins,  Frdlierr  von  Waltenhaasen,  ordent^ 

licher  Ftofesaor  der  Staatswissenaehaften,  Straßbnrg  i.  E.,  Oranflien* 

ring  23. 

Ernst  Waltjen,  Landrichter,  Landsborg  a.  W. 

Kinyer  T.  T.  Wang,  Legationssekretär,  Antching,  Provinz  Anchni,  z.  Zt 
Berlin  (Kuriurbteudanun  218),  Augsburgerstraße  33  II. 

Dr.  Ghung  Hui  Wang,  Shanghai,  The  Imperial  Chinese  Kailway  Ad- 
ministration, Berlin,  Knesebedcstr.  22. 

Dr.  Otto  Warschaner,  Professor  der  Staatswissenachaften,  Berlin,  EiB- 
lebener  Str.  13. 

Alexander  Emanuelowich  Watazi,  Petersbui'g,  Panteleimonowfikaja  8, 
Charlottenbiirg.  Windscheidstraße  24. 

Dr.  Jules  W  atüeiet,  Licencie  en  sciences  politiques,  Brüssel,  Rue  Was- 
hington 104.  z.  Zt  Rat  beim  ägyptischen  Jnstizministerinm,  Cairo, 
Pension  Nationale  Kan  am  Nil. 

Dr.  £mile  Waxweiler,  Professor  der  Staatswissenschaften,  Direktor  des 
Instituts  für  Soziologie  in  Brüssel,  parc  Leopold. 

Dr.  lieo  Weber,  Schweizerischer  Bundesrichter  a.  D.,  Bern. 

Dr.  Max  Weber,  ürdenilicher  Professor  der  Rechts-  und  Staatswissen- 
scbaften,  Heidelberg,  Hauptstraße  73. 

Bight  Hononrable  Lord  Alverstone,  (Weteter)  Lordoberrichter  von  Eng- 
land, G.  C.  M.  G.  M.  P.  Pump  Court  Temple  2,  London. 

Dr.  Max  Weigert,  Stadtrat,  Berlin.  Kielganstraße  2. 

Dr.  Robert  Weismann,  Staatsanwalt,  Duisburg,  Kaiser  Wilhelmstraße  94. 

W.  F.  AVeiß,  certified  public  accountant,  New  York,  Broadway  128. 

Dr.  Edmung  Weissei,  Hof-  und  Gerichtsadvokat,  Wien  L  Walluerstr.  7. 

Raphael  Weißmann,  Rechtsanwalt,  Petersburg,  Conseil  des  advocats. 

Julius  Wilharm,  Staatsrat,  Abteilnngschef  im  Staatsministerinm,  Gotha» 
Gartenstraße  29. 

Robert  Werner,  Referendar,  Leipzig,  Thomnsring  3  a 

T)r.  Paul  Werthauer,  Geheinier  Hofrat,  Herlin.  Km  J  iustendamm  197/198. 

Dr.  Georg  Adolf  Wettsteiii,  Fiirsprecli,  Zürich.  Klaiisstiaße  9. 

Dr.  phil.  Franz  Weyer,  Kechlsauwalt  bei  den  Landgerichten  I,  II,  III 
Berlin,  Freiligrathstraße  10,  Wohnnng:  Omnewald,  NiersteiBerotr.  3. 

Dr.  Karl  Albert  Wieland,  ordentlicher  Profe  ssor  der  Rechte,  Basel. 

Dr.  Berthold  Wiener,  Regierung.^rat  a.  D.,  Rechtsanwalt  beim  Landge- 
richt I.  Berlin.  Unter  den  Linden  56,  Wohnung:  Wormserstr.  !)a. 

Dr.  Hans  Wieprecht,  Geheimer  Regierungsrat,  Mitglied  des  Kaiserüclien 
Patentamtes,  Berlin.  Achenbachstraße  5 III. 

Dr.  Leopold  von  Wiese  und  Kaiserswaldau,  Professor  der  Staatswissen- 
schaffcen,  Hannover-Waldhausen,  Günthersti«ße  23  L 

Dr.  G.  Wildhagen,  Justizrat,  Rechtsanwalt  beim  Reichsgericht,  Leipzig, 
Leibnizstraße  2(i/8. 

Seine  Durchlancht  Fürst  Wilhelm  zu  Wied,  General  df  r  Tnfaiitf  i  in 
Ehr<^ndoktor  der  Universität  Bonn,  Präsident  des  Herrenhauses, 
Neuwied. 

Dove  Wilson,  Professor,  care  of  J.  C.  Dove  Wilson,  Esq.  Advokate, 
Edinburgh,  Northumberlandstreet  6. 
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Henxy  von  Wiiilcler,  Direktor  des  Untersiichiiii(^boratorioin8,  Reral 

(Esthland),  Laii<?estraße. 
Max  Winterfeld,  Gelieimer  Jiistizrat,  Berlin,  Bendlerstraße  40. 
Dr.  Felix  Wissnwa,  Rü  liothekar,  Berlin,  Krausnickstraße  9. 
Dr.  Paul  Wittkowski,  Kechtsanwalt,  Berlin,  v.  d.  Heydtstraße  7,  Bureau: 

Botsdamerstraße  XO  XX 
Fritz  Wlacfa,  Brflnii  i/TJ.  Stadthoi^latz  3/4.  z.  Zt  Paris,  me  des  ^oles  35. 
Dr.  Friedrich  yon  Woess,  Wien  vm,  Skodai^asse  9. 
Dr.  Harald  Woker,  Advokat,  Bern,  Buben  bergplatz  13. 
Paul  Wolbeit,  Justizrat,  Rechtsanwalt  und  Notar,  Potsdam,  Hoditz* 

Straße  9  c. 

Dr.  Julius  Wolf,  Geheimer  Kegierunpr'^'i'fit,  ordentlicher  Professor  der 
Staatswissenschaften,  Breslau,  Taueiitzienstraße  58. 

Dr.  Tb.  Wolff,  Geheimer  Jnstizrat,  Kammergericht«rat^  SchOneberg, 
Grunewaldstraße  53. 

Howard  Woodhead,  fellow  der  Unirersit&t  von  Chicago,  Chicago,  ElUia 
Avenue  5010. 

Julius  Woog,  Geheimer  Kommerzienrat,  Grunewald-Berlin,  WiÜmaun- 

Straße  12. 

Alfons  Worms,  Rechtsanwalt,  Moskau,  Pokrowka,  kl.  Uspenski  8. 
Dr.  Richard  Wrede,  Leiter  der  Jonmalisten-Hoclischnle,  Vorsitzender 
des  Vereins  deutscher  Redakteure,  Steglitzerstraße  84,  Wohnung: 

Siidende,  Hermannstraße  11. 
Ludwig  Wreschner,  Jnstizrat,  Re»  litsauwalt  bei  den  Landgerichten  I, 
II,  in  und  Notar,  Berlin,  Wühelmstraße  55,  Wohnung:  Kreuzberg- 
straße 71. 

Wu-Ting-Fang,  früherer  Minister  der  Justiz,  Kaiseiiich  Chinesischer 
Gesandter,  Washington. 

Wentschi  W«,  Canton,  Win  On  Bank,  z.  Zt.  Berlin,  Kneseheckstraße  22. 
Dr.  Albert  Wuarin,  Advokat,  Genf,  Rue  dn  Stand53.  Wohnnug:  ChMebourg. 
Wilhelm  Wulsch,  Berlin,  Lewetzowstraiße  19. 

Dr.  Nicolas  Xenopol,  Senator,  Bukarest,  Strada  Arcului  5. 

T. 

Dr.  .Saburo  Yaniada,  Professor  der  Rechte,  Tokio, 

Dr.  Suleiman  Yellin,  Rechtsanwalt,  Lizentiat  der  Rechte,  Beirut,  Hanouz, 

Saatie,  bei  der  Apotheke  Yamina,  Beirut,  Syrien. 
Yltan  Djing,  Tsingdschofu,  Prov.  Schantung,  z.  Zt  Oharlottenbnrg,  Pesta- 

lozzistraße  103. 

Z. 

Dr.  S.  Zabludowki,  Reclitsanwalt,  Warschau,  Zerska  34. 

Hans  Zache,  Kaiserlicher  Regierungsrat,  Referent  bei  dem  Gouvernement, 

Moschi,  Deutsch-Ostafrika. 
Dr.  Julian  Zisijac,  Lemberg,  Skarbkowska  19,  z.  Zt  Berlin,  Oranienburger- 

strase  44  III. 

Dr.  Kon^tnntin  Zaldaris,  Athen,  Akaderaiestraße  60.  z.  Zt  Charlotten- 

burpf,  WaitzstraÜe  B. 
Dr.  Johann  Zai  nowski,  Kegiernng:srat  bei  der  Landesregierung  für  Bosnien 

und  die  Herzegowina,  Sarajevo. 
Estanifilao  D.  Zeballos,  früherer  Minister  des  Anßeren,  ordentlidier 

Professor  der  Rechte,  Buenos  Aires,  Victoria  536. 
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Br.  Jeno  Z«rgfteyi,  Advokat,  Sopron  (Oedenbnrg),  l^sinbaz-ntcza  29  sz4m 

Ungarn. 

Georg  Zelter,  Justizrat ,  Rechtsanwalt  bem  Oberlandesgericht,  Stettin, 

Augustaplatz  1. 
Zentralbibliotliek  im  Justizpalast.  Wien. 

Dr.  Alfred  Zimmermann,  Legatiousrat,  Berün^  Korfursteustraße  50. 

Dr.  Harry  Zimmermann,  Zflrich,  Schwanengasse  6. 

*Dr.  Ernst  Zitelmann,  Geheimer  Justizrat,  ordentlicher  Professor  der 

Rechte,  Bonn,  Coblenzerstraße  81. 
Dr.  jur.  Michael  Zobkow,  Privatdozent  der  Rechte,  an  der  Universität 

Agram,  Richter.  Sarajevo,  Landesregierung. 
L.  Zoeich,  Landgerichtsrat,  Regensbuig,  Reichstraße  5. 
Julius  Zöller,  Oberstaatsanwalt,  München,  Justizpalast,  Prinz  Ludwig- 

strafie  16. 
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Mitgliederverzeichnis  nach  dem  Woha- 
sitz  in  den  verschiedenen  Staaten. 

(Die  Kolonien  sind  bei  den  Mutterländem  aufgefUirt) 


1.  Argentinien. 

Castro- Buenos  Ayres. 
Gomez-Berlin. 
Galvez-Buenos  Ayres. 
Älachado-Buenos  Ayresu 
Heyer-Pellegiini-Bnenos  Ayres. 
Quesada- Buenos  Ayres, 
Rivarola-Buenos  Ayres. 
Seeber-Buenos  Ayres. 
Sego via- Buenos  Ayres. 
Zeballos-Buenos  Ayres. 

2.  Belgien* 

Baelde-Antwerpen. 

Baets-Gent. 

Cruyplants-ßrüssel. 

Ekehont-Gent 

Erdrich-Stanleyrille. 

Errera-Brüssel. 

Fr  a  nk  -  Antwerpen. 

Horn-Brüssel. 

Hymans-Brüssel. 

Le  Marcq-Brüssel. 

Mahaim-Lttttich. 

Mayer-BrüsseL 

Norden-Brüssel. 

de  Rode-Brtissel. 

Waxweiler-Brüssel. 

3.  Brasilien. 

BevilH(iu;i-Rio  de  JaTi'^'iro. 
('arpentei--liio  de  Janeiro, 
de  Almeida  (Candido  Mendes}-Rio 

de  Janeiro. 
Ghrisanto  F.  de  Brito-Bio. 
Ribeiro-Säo  Paulo. 


Saruva^Bello  Horizonte. 
Steldd-Sfto  Panlo. 

4.  Balgarien. 

Bobtscheff-Sofia. 

Daneif-Sofla. 

Fadenhecht-Sofia. 

Paraschkewoff-Sofia. 

Popoviliew-Solia, 

Stoilow-Sofla. 

5.  €liUe. 

Govarrubias-Santiago. 

I^etelier-Santiago. 

Lizmii-SJantia^o. 

Moutt-bantia^o. 

Nation  al  bib  1  i  o  Ih  ek-Sautiago. 

PhiÜppi-Santiago. 

Suliercaaeanz-Sanüago. 

6.  Ohliia. 

Betz-Tsinanfu. 

Chang  Yü  Chüan^?-Canton. 

Chin-tao-Chen-Peking. 

Chow-PekinßT. 

En-Kin  Dschoa-Fu. 

ILsüeh-ShanghaL 

Ma-Hnpeh. 

Tschou-Cauton. 

Wang  (Ching  Hai)-Canton.  (z.  ZL 

Tjondon). 

Wang  ( Kinyerj-Antchiüg.  {^z.  Zt 
Berlin). 

Wu-Ting-Fang-Peking.  (z.  Zt  Was- 
hington). 
!  Yiiaii  Djing-TsingdschoftL 
I  Wn-Canton. 
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7«  Dlnemark. 

Berlin-Kopenhagen. 

Bülow-Kopenhfifren. 

Dahl-Kopenhagen. 

Deuntzer- Kopenhagen. 

Goos-Kopenhagen. 

Halldorsson-Kopenhagen. 

Jarner-Kopenhagen. 

Jensen-Kopenliagen. 

Lassen-Kop  eii  h  a  sxen . 

Manch  Peteisen-Kopeuhagen. 

Olrik-Kopenhagen. 

Baron  y.  Beedtas-Thott-Kopenhagen. 

Scharlkg-Eopenhagen. 


&  a)  Beataehland* 

Abel-G.  Blasewitz. 
AbeI>W.-A11rSllhrkow  1».  Teterow. 

Adelfisen-B  erlin, 
Ahsbahs-Kiel. 

Alexander-Katz,  (Hngo)-BerliD. 

Alexander-Katz,  (Paul}-Berlin, 

Andr^-Marburg. 

Apt-Berlin. 

Arlt-Berlin. 

Aschrott-Berlin 

Asmis-Berlin. 

Assmann  (Aniold)-Beiiin. 

Assmann  (Ernst  )-Berlin. 

Athenäum-Leipzig. 

von  Auer-KUnchen. 

Badstttbner-8tettin. 

von  Bar-Göttingen. 

Bartels-Friedenau. 

Bartolom  ä  iis  Krotoschin. 

Basspiige-Beilin. 

Piiiiz  von  Battenberg-Darmstadt 
Beck-Berlin. 
Becker-Düsseldorf. 
Beelitz-Gardw  bei  Greifenhagen. 

Beer-Leipzi^. 

Behrend,  ( Richard  i-Berlin. 

Bekker-Heidelberg. 

Beling-Tiibiiigeu. 

Bendiz-Berlin. 

Berent-Berlin, 

Bergbohm-Bonn. 

Freiherr  von  Berlepsch-Seebach  bei 

Großengottern. 
Bernhöft-Rostock. 
Benmer-Dflsseldorf. 
Biermann-Gießen. 


Binder-Erlangen. 

von  Birknieyer^München. 

Blakeslee-Berlin. 

von  Bleichröder-Berlin. 

Blenck-Berlin. 

Blinzig-Berlin. 

von  Blume-Halle  a.  Saale. 

Blnmenthal-Berlin. 

Bogeng-Berlin. 

Borchard-Berlin. 

Bomhak-Bprlin. 

von  Borosini-Berlin  (z.  Zt.  Saginaw, 
Michigan). 

Boyens-I^ipzig. 

Brentane-Mflnchttu. 

Graf  von  Brockdorf-Oppeln. 

Broemt'l- Berlin. 

Broichei-I  Berlin. 

Burcliard- Posen. 

von  Buichard-Berliu. 

Bnsse-Berlin. 

Cahn  (Adolf)-Cöln  a.  EL 

Cahn  (Wilhelm)-Berlin. 

Cahn  (WilhelmVMainz. 

Centraiverband  deutscher  Industri- 
eller-Berlin. 

Clemeut-Magdeburg-Sudenb. 

Cohn  (Lioni8)-Berl]n. 

Conrat-Heidelberg. 

Cosack-Bonn. 

Crome-Bonn. 

Dahn-Breslau. 

Degen-Leipzig. 

DeUos-Berlin. 

Dembnrg-Berlin. 

Beutscher  Notarverein-Halle  a.  S. 

Diehl-Freiburg  L  Br. 
Dove- Berlin. 
Dronke-Köuigsberg. 
Dyroff-München. 
Dzialosz^nski-Berlin. 
Ebermaier-Beriin. 
Eckert-Stettin, 
E2-(>r  Berlin. 

Kiinike  (Albert)- Charlottenburg. 

Khnike  fF.).Fiddichow. 

Ehrhardt-Breslau. 

Ellstaetter-Benthen. 

Endemann-Hannover. 

Eschenbach-Berlin. 

Esser-Berlin. 

Falkmann-Berlin. 

Feig-Berlin. 

Fidler-Münster. 

flDgeivHalle. 
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Fischer  (Gustav)-Leipag. 

Fisclier  (Otto)-Breslau, 

Fischer  (Paul)-BerliiL 

Fitting-PIalle. 

Flatau-Charlottenburg. 

Fleiner-Tfibingen. 

Fleischmaim-Halle. 

von  Flöckher-Berlin. 

Fortniann-Oldenburg. 

Frank-Tübingen. 

Frauenstädt -Breslau. 

Freisen-  \\  ürzburg. 

Freadoiberg-BerUn. 

Frendenthal-Frankfort  a/M. 

Fl  ied  eberg-Weißensee. 

Friedemaiin-Berlin. 

Friedländer-Berlin. 

Friedniann  ( Alfred)-Frankfurt  a/ÄL 

Friedmann  (Felixj-Berlin. 

Friedmann  (Leoniiard)-Berlin. 

Fuchs  (Max)  Archivar-Berlin. 

Fuchs  (Max)  Jastizrat-Berlin. 

Fuchs  (Viktor)-Berliü. 

Galli-Freiburg. 

Gerland-Jena. 

Gerstmeyer-Berlin. 

Goldberger-Bndapest. 

Goldschmidt  (James)-Berlin. 

Goldschmidt  (Siegfried,  Bechtsan- 

walt}-Berlin. 
Goldschmidt  (Siegfried,  iieferendar)- 

Berlin. 
von  Gordon-Berlin. 
Gossmaim-Berlin. 
Gomez-Berlin. 

Dr.  Guggenheimer-Augsbui^, 
Gründler-Berlin. 
(7Ünther  ( Fritz )-Berlin. 
von  Gwinner-Berlin. 
Hachenburg-Mannheim. 
Haeger-Charlottenburg. 
Hagens-Frankfurt  a.  M. 
Halpert-Berlin. 

Hamburg- Amerika -I'aketfahrt-Ak- 

tiengesellscliaft-llamburg. 
Hamburger  (Karl)- Berlin. 
Hamburger  (Lndwig)-Berlin. 
Hamm-Bonn  a.  Kh. 
H  a  nemann-]\[annheim. 
Hangen-.Mainz. 
Harliurirf'i-Miincheu. 
Harmening-.lena. 
Hartmann-Berlin. 
Freiherr  von  Hartogensis-Berlin. 
Hänel-KieL 


Hausleiter-Hallc  a.  8. 
Heilborn-Breslau. 
Heilfron-Berlin. 
Heimburger-Gießen. 
Heinemann  (E.)-Berlin. 
Heinemann  (Hu^o)-BerliiL 
Heinsheimer-Heidelberg. 
Helfferich-Berlin. 
Hentig-Berlin. 
Herr-Hamm. 
Heymann-Marburg. 
Hilse- Berlin. 
Hirschler-Beriin. 
Hoffinann-Berlin. 
Holldack-Königsberg. 
von  Holleben-Berlin. 
Holz-Berlin. 
Honigmann-Breslau. 
Horrwitz-Berlin. 
Hölder-Leipzig. 
Hülsen-Berlin. 
Icli  e  11 1 1  a  euser-Berlin. 
Isay- Berlin. 
Jac<  jbsohn-  Berlin. 
!  Jäger-Leipzig. 
Jaff6  ^Ludwig)-Berlin. 
Jaffig  (Moritz)-Po8en. 
.Tafte.  (Pauli-Düs.seldorf. 
Jaffe  (Richard  »-Berlin. 
Jastrow-Berlin. 
Jellinek-Heidelberg. 
J0II3'- Würzburg. 
Jonas  (Ludwig)-Berlin. 
Jonas  (Paul)-Berlin. 
Jourdan-Mainz. 
Jung- Greifswald. 
Just-Dresden. 
Kaemi)f-B('rlin. 
Katz-Berlin. 
Kaufmann  (Erich)-KieL 
Kaufmann  (Eugen)-Heidelbeig. 
Kaufmann  ( Wilhelm)-Berli]|. 
Kempner-Berlin. 
Kempf-Berlin. 

Kiep  (Juhannes)-Ballenstedt. 

Kiep  (Otto)-Oldenburg. 

Kiesel-Berlin. 

Kindel-Berlin. 

Kipp-Berlin. 

Klee-Berlin. 

Klein-Beilin. 

Kleiuteller-Kiel. 

Knapp-Straßburg. 

Koch  (Hans>ArenBberg. 

Koch  (Max)-Berlin. 
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Koch  (Wilhelm)-Berlin. 
Kolller  (Artlnir)-Berlin. 
K<»liler  ( Josef  j-Berlin. 
Kübiier-Berlin. 
Köhne  (Carlj-Berlin. 
Köhne  (Panl)-BerliiL 
von  König-Berlin-ZeUendor£ 
Konigsberger-  Berl  i  n . 
Graf  Yon  Königsmai'k-Müoster. 
Krause-Beiliu. 
Kretscliuiar-Drtjsüen. 
Kreyenberg^-Berlin. 
Eiimer-fi^lin. 
Krohne-Berlin. 
Kronecker-Berlin. 
Kronei-Berliii. 
Krumni-W'altershausen. 
Krückiuaiiii-^tünster  L  W. 
Küek-Hamburg. 
Laband'Straßburg. 
Lamprecht-Leipzig. 
Landes-  and  Stadtbibliothek,  Düssel- 
dorf. 

Langerliaijs-Beilin. 
Graf  Lanza-Berliii. 
Lassoii-Friedenaii. 
Lauter  bach-Berlin . 
Lelimaiin  (Arthur)-Berlin. 
Lehniaim  (Herraanu)- Aachen. 
Leist  (Gerhard,  Alexander)-Gießen. 
Leo-Berlin. 
Leonhard-Breslau. 
LeTis-Pforzheim. 
Lepa-Berlin. 
Levy-Berlin. 

TOD  Lewinski  (Karl)-Beiliii. 
von  Lewinski  (Emmaj-Berlin. 
Lexis-Göttingeu. 
Liebenow-BerÜD. 
Liebenthal-Berlin. 
Liebmaim- Berlin, 
von  Lilientlial-Heidelberg. 
Liepmann-Berlin. 
Liii  keim  an  11-11  auuover. 
Linuariz-BerÜH. 
List-Berlin, 
von  Liszt-Berlin. 
Lobe-Dresden. 
Loeb-Berlin. 
Loewenfeld-Berlin. 
Loe  weil  feld-M  ünchen. 
Loewy-Berlin. 
Lopez-Hamburg. 
Lorenz-Berlin. 
Lucas-Berlin. 


MacLeau-Königsberg,  z.  Zt.  Born. 
Maues-Berlin. 
Mankiewitz-Berlin. 
Marcus-Berlin, 
von  Martitz-Berlin. 
Matthias-Rostock. 
Mayer-Frankenthal. 
Mayer  (Max  £nist)-Straßbnrg. 
Maj^et-Berliu. 
von  Mayr-Müuchen. 
Herzog.  I()  ha  II  n  AlbreciiL  zu  Mecklen- 
burg-Willigrad. 
Mende-Guben. 

V.  Mendelsohn  (Franz)-Berlin. 

Mendelsohn-Baitholdy- Würzburg. 

Mendelson- Aachen. 

Mengershausen-Mülhausen. 

Meriou-Fraukiurt  a/M. 

Meyer  (Felix)-Berlin. 

Meyer  (Hermann)-Berlin. 

Meyer  (OskarVLome. 

Meyssner-Berlin. 

Micliat'lis-Beiiin. 

Michalüwski-Berlin. 

Michelsen-Hamb  urg. 

Mielcke-Berlin. 

Minden-Berlin. 

Mintz-Berlin. 

Mitteis-Leipzig. 

Moll  (EwaUD-Bcrlin. 
j  Moll  (Fritz)-Berliu. 

Moll  (Heinrich)-Berlin. 

Mosler-Berlin. 
I  M  ii ttelraann-Berlin. 
1  Mühsam-Berlin. 
,  Müller- ]\reinin£ien-Mimchen. 
1  Münsterbt'i'rr-Berlin. 

Naendi  Up-Münster  i.  W. 

Zur  Nedden-Berlin. 

Neißer-Berlin. 

Nenbert-Di*^en. 
!  Neukamp-Lei  pzijr. 
j  Nenmann  i  Ihigoi-Berlin. 
'  N (' um a n n - H o t e i •  -Ch ariottenbui'g. 
:  Neumeyer-München. 
I  Niedner-Berlin. 
'  Niemeyer-Kiel. 
!  Oberueck-Berlin. 
;  Oertmann-P^rlangen. 

Oetker-^tarburg. 
I  Oppeuheim-Berlin. 
1  Oppenheimer-Groß-Lichterfelde. 
I  Oppenheimer  (Rudolf}-Berlin. 
:  Osterrieth-Berlin. 
1  Ostwald-Leipzig. 
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Paal  zo  w- Friedenau. 
Palme- Berlin. 
Pappenheim-KieL 
Passow-Aachen. 

Freiherr  von  Fechmaiin-Maiichen. 

Peltasobn-Berlin. 

Perl-Berlin. 

Graf  von  Pestalozza-I^ümberg. 

Pfluor-Berlin. 

Philipsborn-Berlin. 

Piloty-Wtbrzburg. 

Polzin-Berlin. 

Porsch-Breslaa. 

Prager-Berlin. 

Pran^^e- Berlin. 

Preuß-Berlin. 

Prochowüick-Hamburg. 

QQensel-Berlm. 

Babel-Kiel. 

von  Ramin-Berlin. 

Pasch-Schlachtensee. 

Rasc'lidaii-Berlin. 

Rasch  ke-Groß-Lichterfelde. 

von  Rat-Friedenau. 

Bansnitz-Berlin 

Redlich-Berlin. 

Reinhard-Dresden. 

Rethwisch-Berlin. 

von  Rheinhabeu-ßerlin. 

Richter-Haus. 

Richter  (Louis)-Berlin. 

Bichter  (Lndwig)-Berlin. 

Biefi-Berlin. 

Rosen  dortt- Berlin. 

Rosenfeld  (Ernst  Heinrich)-Müuster 

in  Westfalen. 
Rosenfeld  (Ernst;-Berlin. 
Bosentlial-Jena. 

Rothe-Berlin. 
Bnben-Berlin. 

Rnmpelt-Dresden. 

Sabersky- Berlin. 

Salomün-i)eiiin. 

Salomonsohn-Berliu. 

Sasse-Berlin. 

von  Savigny-Münster. 

Schacht-Friedenan. 

Schachian-Beriin. 

Srhaps-Haniburo:. 

Schieiner-Friedeuau. 

Schift'er-Berlin. 

Herzog  Emst  Günther  zu  Schleswig- 
Holstein-Schlofi  Frimkenan. 

Schmidt-Gießen. 
Schmidt  (iULax)-Berliu. 


Schneider  (Heinrich)-Berlin. 

Schneider  ( Viktor)-Berlin. 

Schneider-Brandenburg. 

Schnell-Berlin. 

Scholz-Gharlottenbnrg. 

Freiherr  von  Schorlemer>Li8er. 

Schotte- Wippra. 

Schräder-Berlin. 

Seh  rü  d  er-  G  ro  ßlich  terf elde. 

Schultz-Berlin. 

Scholtze-Straßburg. 

Schnlz-Leipzig. 

Schumacher-Bonn. 

Schuppe-Greifswald. 

Schückiug-Marburg. 

Schwarz-Berlin. 

Schwendt-Prenzlau. 

Schwering-Berlin. 

Seckel-Berlin. 

Senff-Berlin. 

Selig^ohn-Berlin. 

Siber-Erlan^^en. 

Sievekinji^-Haraburg. 

Simon  (Eduardj-Berlin. 

Simon  (Robert^Königsberg. 

Simon  (Veit)-Berlin. 

Simons-Gr.-Liclitcrfelde. 

Sinionsoii-Jieij)zi{^. 

Sübernht'iiu-I-5ei]iu. 

Solmsseu-Berliu. 

Staedler-Halensee. 

Stange-Berlin. 

Stanietzki-K6nigsberg. 

Stauss-Berlin. 

von  Steinmeister-Berlin. 

Steinthal-Charlottenburg. 

Sternberg-Berün. 

▼on  Stockhammem-Beriin. 

Stranß-Berlin. 

Strohal-Leipzig. 
I  Strom eyer- Friedrichsort 
I  Stiudiel- Dresden, 
i  Siidekum-Berlin. 
I  Thurnwald-Berlin. 

Triepel-Eiel. 

Trumpler- Frankfurt  a.  M. 

Tucbatsch-Zwickan. 

Tiirpen-Berlin. 
1  Uhles-Berlin. 
!  von  ülliuann-München. 
\  Valentin  (Julius)-Ber]in. 

Valentin  (Martin)-Dtte8eldorf. 

von  Veh-Berlin. 

Vibiral-Tej^el. 

Vickery-Berlia 
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Voßberg-Rekow-Berlin. 

Wach-Leipzig. 

Waldeck-Berlin. 

Waldschmidt-Berlin. 

Freiherr  von  Waltershausen-Straß- 

barg. 
Waltj  en-Landsberg. 
Walz-Heidelberg. 
Warschaii  er-  Berlin. 
Weber-Heidelberg. 
Weigert-Berlia, 
Weismann-Dnisborg. 
Weraer^Lelpzig. 
Werthauer-Berlin. 
Weyer-Berlin. 
Wiener  (Bertliold)-Bei'lin. 
Wieprecht-Berli  n. 
Freiherr  von  Wiese-Hannover. 
Wildhagen-Leipzig. 
FOrst  zu  Wied-Neawied. 
Wilharm-Gotha. 
Winterfeldt-Berlin. 
Wiss^owa-Berlin. 
^V  i  1 1  ko  wsky-Berlin. 
Wolf-Breslau. 
Wolff  {Th.)-BerÜiL 
Woog-Grunewald  (Berlin). 
Wrede-Berlin. 
Wrf-'^r  h  n  er-Berün. 
Wnl  seil -Berlin. 
Zimmermann-Berlin. 
Zelter-Stettin. 
Zitelmaim-Bonn. 
Zoelch-Straubing. 
ZOller-Monchen. 

b)  Kameran. 

M^er. 

e)  Togo. 

AsmiS'Lonie. 

d)  Dentgch-Ostafrika. 

Gouvernement-Dar-es-Salam. 
Kausch-Dar-es-Salani.Gouvernement. 
Zache-Dar-es-Salam  (z.  Zt.  Moschi). 

e)  Neu-Oninea. 

Hahl-Herbertshöhe. 

f)  Ecuador« 
Urmtia-Quito. 


9.  Domlnifauiisehe  Bepvblik. 

Silvestre  Aybad  y  Nünez,  Santo 
Domingo. 

10.  Egypten. 

Abou-El-Fetouh-Cairo. 
Fakry-Paseha-Gairo. 
Gescher- Alexandria. 
Heyligers-Cairo. 
Wathelet-Oairo. 

11.  f  rankreidu 

Autran-Marseille. 

Banmann-Paris. 

Broda-Paris. 

Bloch-Paris. 

Blondel-Paris. 

Garpentier-Lille. 

Chaillet-Paris. 

Chr6tien-Nancy. 

Dor-Marseille. 

D 11  q  11  p  sne-  Grenobie. 

Dürkheim-Paris. 

Eisenmann-Paris. 

Flach-Paria. 

Gandemet-Dyon. 

Gide-Paris. 

Govare-Paris. 

Horn-Paris. 

Kovalewski-Paris. 

Le  Fur-Caen. 

Tjjon-Caen-Pariß. 

Lyon-Paris. 

Mendelson-Paris. 

Pardon-Paris. 

Peatree-Paris. 

Rüux-Dijon. 

Saleilles-Paris. 

Snnrille-Foitiera. 

Tronller-Paris. 

12.  Grieehenland. 

Aravantinos  (Panajotis)- Athen. 

Basilin-Athen. 

Eliopoulos-Athen. 

Lambadarios- Athen. 

Pambukis-Kiaton. 

Petimesas-Athen. 

Papanastasiu- Athen. 

Simandiras-Athen. 

von  Streit  (G.)-Aihen. 

Zaldaris-Athen. 
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Id.  a)  OroAbritaDBien. 

KigDt.  Hononrable  Lord  Alverstone- 

London. 
Barratt-London. 

Bate-London. 

Baty-London. 

Byles-London. 

Graiiam-BeU'ast. 

Hazeltine-Cambridge. 

Hewins-London. 

HoUand-Oxford. 

Inhülsen-London. 

Jenks-Oxford. 

Mackenzie- London. 

Lord  Milner-London. 

Roese-London. 

Schirrmeister-Marshal-London. 

Schuster-London. 

BoTe  Wilson-fidinburgh. 

b)  Cauada. 
Betton-Halifax. 

c)  Kapland. 

Kotz6-Graham8  Town. 
de  ViUiers-Kapstadt 

d)  OrangefluA-Koionie. 

floizog-Bloemfontein. 
de  Jager-Bloemfontem. 

e)  TransTaL 

Krause-Jühanuesburg. 

f)  StraltB  Bettlements. 

AUan-Penang. 

g)  Südaustralien. 
H.  Hombnrg-Adeiaide. 

h)  Ceylon. 
Amnachalam-Colombo. 

14.  Onatemala. 

Lisoni-Goatemala. 
Saravia-Guatemala. 
Poiiier-Guatemala.  z.  Zt  Santiago 
de  Chile. 


15w  Haiti. 

Po^jol-Port-an-Prince. 

16.  ItaUen. 

Ansaldo-Genua. 

An  sljacIier-Mailand. 

Ajta-Rom. 

Baviera-Pakrmo. 

Bei  toliui-  Venedig. 

Bninialti-Bom. 

Brusa-Turin. 

Buzzatti-Pavia. 

Graf  Oararciolo-Xeapel, 

Carboni- boy-Caglai'i. 

lYincipe  Tassano-Jiom. 

Chiroui-Tumi. 

Marcbese-Corsi-Torin. 

Cicala-Lecce. 

Cottino-Turin. 

Cogliolo-Genua. 

Fioretti-Neapel. 

Franco- Venedig. 

Fusinato-Rom. 

Gabba-Pisa. 

Baron  Garofalo-Venedig. 

Gianiiini-Rom. 
Grazi  an  i -Neapel. 
(rrasso-lTenua. 

Istituto  dl  science  sociali-Fiorenz. 

Lnzzatti-Yenedig. 

Mac<Lean-Rom. 

Marconi-Kom. 
Marghieri -Neapel. 
Martina-Rom. 

di  Marzo-Neapel. 
Alarletta-Catauia. 

Mazzarella-Oatania. 
Mirelli-Neapel. 

^fortara-Messina. 

Musto-Neapel. 

Olivetti-Turin. 

Palomba-Ca^^liari. 

I'üdighe-Aritzo  (Sardinien), 

Polacco-Padua. 

Pranzataro-NeapeL 

Pei-sico-Rom, 

K  i  c  ( '  a  -  B  a  rbe  r  is-  Ur  bino. 

Kicci-Bussatti-Rom. 

Sacchi  Lodispoto-Rom. 

Stolfi-Mercato-San  Severine. 

Sttllam-Venedig. 

Tambaro-Neapel. 

Tedeschi-Turin. 
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Todaro  della  Gallia-Palermo. 

Vacca-Genua. 

del  Vecchio-Florenz. 

Vidari-Pavia. 

17.  Japan. 

Bridel-Tokio. 

Goto-Tokio. 

Hariznka-Tokio. 

Horikoshi-Tokio. 

Hoshino-Hokkaido, 

Hozumi- Tokio. 

Inui-Tokio. 

Inouye-Kioto. 

Iscliisaka-Tolcio. 

Itschikawa-Tokio. 

Kato-Tokio. 

Kurachi-Tokio. 

Loenholm-Tokio. 

Matsui-Tokio. 

Matsuuauii-Tukio. 

Matsnnra-Tokio. 

Mitsuma-Tokio. 

Nomura-Tokio. 

O^ino-Tukio. 

Okaniatsu-Kioto. 

Oyaiiia-Tokio. 

Sagaia-Foruiüsa. 

Snnyama-Tokio. 

Taükagi-Togio. 

Graf  Tsugaro-Tokio. 

Vogt-Yokolmma. 

Yamada-Tokio. 

18.  Kroatien. 

Silovitsch-Agram. 

19.  Lnxemborg. 

Clasen-Luxeiiibuig. 
Schmit-Liixembiirg. 
Rappert-Luxemburg. 

20.  Montenegro. 
Bakitsch-Podgoriza. 

21.  Monaco. 
Baim  de  Koliaud-Mouaco. 

22.  Nicaragua. 

Barrios-ManajBrna. 

2a.  a)  Niederlande. ' 
Asser-Haag. 


I  Denekamp-Haag. 
1  Drucker-Leiden. 

I  Hiimans-Haasr. 
I  Hing^t-Amsterdam. 

Jitta-Amsterdam. 

Eoolen-Utrecht 

Leyy*  Amsterdam. 

Limbui  "f-Haag:. 

van  de  Loo-Lobitli  b.  Amheim. 

Nicol-Speyei-l^otterdani. 

de  Menthon  Bake-Herzogenbuscli. 

Pj-nacker-Hordyck-Haag. 

Suyling-Haag. 

Tasnian-Haag. 

van  Teets  von  Gondrioon-Haag. 
Tan  VoUenhofen-Leiden. 

b)  Niederlindiseh-Ostindiem 

Anton-Batavia  (Java). 

van  Osenbmggen-Magelang  (Java). 

24.  Norwegen. 

Berg-Christiania. 
Bachke-Christiania. 
Boye-Chiistiania. 
Bull-Christiania. 

Hagemp-Christiania,  z.  Zt  Kopen- 
hagen. 
Hansen-Christiania. 
Heistein-Chri.stiansand. 
Jäffer-Christiania. 
Moi  geiistierne-Ohristiania. 
Motzfeld-Christiania. 
Platon-Christiania. 
Stang-Christiania. 

25.  Österreich. 

j  Bauseweiu-AMen. 
Bäck- Wien. 
Brzeski-Lemberg. 
Beurle-Linz. 
Bum-Wien. 

Longeham ps  de  Berier-Lpiiiberg. 
Freiherr  von  Call  zu  Kuimbach  und 

iioüenberg-W'ien. 
Dantscher-Innsbruck. 
Eder-Wien. 
von  Eperjessy-Wien. 
Fall-Olniiitz. 
von  Feistniantel-Wien. 
Kitter  von  Fierich-Krakau. 
Fischer-Olmütz. 
Fischmann- Wien. 
Franek-Prag. 
Gargas-Lemberg. 
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61aessner-Lobositz. 
Glücksmaim-IiOdz. 

Goldmann-Wien. 

Grabscheid- Wien. 

Griez  von  Konse-Wien. 

Gruber-Wien. 

Grftnbnt-Wien. 

Hein- Wien 

Högel-Wien. 

Graf  Hnyn-Tetschen. 

von  Halban-Czernowitz. 

Juristisches  Seminar- Wien. 

Kadlec-Prag. 

Eapras-Pra^. 

Kaufmann-Prig. 

Kobler-Jun^-Bunzlatt  (Böhmen). 

Komport-Wien. 

von  Koschembabr-Lyskowski-Lem- 

berg. 
Krasnopolaki-Fk^. 
Kratochwill-Wien. 
Latig«r*Wien. 
Layer- Wien. 
Lehm  ann-(  V.ernowitz. 
Licht-Brünn. 
Löwenberg- Wien. 
Mataja-Wien. 
Mattansch-Wien. 
Mauru8*Gfaz. 
Freiherr  von  Mayr-Wien. 
Menzel- Wien. 

Grat  von  Metternich- Wien. 
Munk-Wien. 

Yon  Nenmann-Ettenreicli'Wieii. 

Ofner-Wien. 

Pappafava-Zara. 

Paschkis-Czemowitz. 

Pereis- Wien. 

Pöschl-Wien. 

Reischl-Judenburg. 

Riehl-Wiener  Neustadt 

von  Rittinger-Zell  a  See  z.  Zt.  Berlin. 

Rapaport-Stryj  via  Lemberg. 

Saxl-Wien. 

ScheimpflnfT-Wieii. 

Schneeberger-  \V  ien. 

Scbröder-Teschen. 

von  Scbrutka-Rechtenstamm  -Wien. 

von  Schullern- Wien. 

Srlniiz  fIvan)-König8tadt  (Böhmen). 

8iiek-iSarajewo. 

Sperl-Wien. 

Graf  Starzenski-Dukla  (Galizien). 

Stieber-Prag. 

Stoos-Wien, 


Strisower-Wien. 

Tilsch-Prag. 

Uhlirtz-Graz. 

Unger-Wien. 

Vibiral-Prag. 

Weiasel-Wien. 

Wlach-Brfinn. 

von  Woess-Wien. 

Zajac-Lembercr. 
Zar  n  0  w  s'  k  i  -  S :  u  a  j  e  wo. 
Zentraibibiiothek  im  Justizpalast- 
Wien. 
Zobkow-Sarajewo. 

26«  Ferrien. 

Green£leld*T6bnz  (z.  Zt.  Berlin). 
Khan  von  Gaffary-Teheran. 

27.  Peru. 

Holder-Lima. 

Frado  y  Ugarteche-Lima. 

Vargas^Lima. 

28.  a)  Portugal. 

Almeida-Lissabon . 

Alvaro  da  Costa-Machado,  Lissabon. 

Duarte-Lissabon. 

Fereira  de  Serpa,  Lissabon. 

Meudes  Martins-Lissabon. 

de  Oliva-Lissabon. 

Oliveira-Lissabon. 

Suarez-Lissabon. 

Ühich-Lissabou. 

b)  Madeira. 
Monteiro  (Jos6  Leite)  Fonchal. 

■ 

29.  RnrnSnien. 

i  Djuvara-Bukarest.  (z.  Zt.  Berlin.) 
Gario  ('Stefan )-Botuschan. 
Gaue,  iKonstantin)  Botuschan. 
Gusti-Jass^'. 
Jonescn*PitescL 
Jonnescn-DorohoL 
Marheinecke-Galatz. 
Missir-Bukarest 
Radu-Jassy. 
Robin-Bnkarest. 
Rosetti-Bukarest. 
Stem-Bnkarest 
Sturdza-Bukarest 
Xenopol-Bukarest 
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ao.  a)  Rußland. 

von  Abraschkevvitsch-Odessa 
Alexandren  ko- Warschau. 
Aramian-Tiflis. 

von  Benescliewitsch-Petersborg. 
Bichowskly-HomeL 
Bierraann-Lodz. 
Bomse-Petersburg. 
Dantschitsch-Kiew. 
Deijuschinsky-Petersburg. 
Feldstein-Moskau. 
Foinitsky-Peteraburg. 
von  Glasenapp- Petersburg. 
Glöcks'ninnn-T.üdz. 
GoldeiilMr<:- Odessa. 
Gtordon-Charküw. 
Grünberg-Grodno. 
Ton  Hart^i-WarsebaiL 
Jablotschkow-Jaroslaw. 
Ivanowsky -Petersburg, 
von  Kazanski-Odessa 
Kochanoski- Wlad  i\\  ostock. 
Kuple  vasky-Charko  w. 
Leik-Nea-Teimasilm. 
Loewenstimm-Charicow. 
von  Lutzau-Eiga. 
Muromtzeff-MoskM  w. 
von  M  iil I er-Petersburg  (z.  Zt  Berlin). 
N  a  hii  koff-Petersburg. 
Nefedjelt-Moskau. 
Nowombergski-Tomsk. 
Baron  von  Osten-Sacken-Wangen 
(Cnrland). 

Oerstroem-Petersburg. 

Graf  Palen-Gross-Antz  (Kurland). 

Per^am en t  ( Mi c Ii a el)-Petersburg. 

Petrazyt^ki-Petersburg. 

Proutschenko-Petersburg. 

PnstorosleV'Juijev  (Dorpat). 

von  Hennenkampf-Odessa. 

Rundstein- WarscIiaiL 

Sax-Petersburc^. 

von  Sclmeider-Petersburg. 

8cliöndorf-Odessa. 

Siegel-Warschan. 

Silbsrstein-Petersbutg. 

von»  Skerst-Petersbnrg. 

Sokolow-Petersburg. 

81i  vitzky-Ch  arko  w. 

Stielnianu-Kiew. 

Öviatlowsky-Petersburg. 

Ton  Tanbe-Petersbnrg. 

Teizlin-Jekaterinoslaw. 

FQrst  Tenisehef-Donmstino. 


\  Toumaniantz-Bakn. 
Tschemomorsky-Petersburg. 
von  Wasskowsky-Odessa. 
Wataz  i- Pe  le  rsbiu'g. 
Weismann-Petersburg, 
▼on  Winkler-RevaL 
Worms^Moskau. 
Zablndowski-Warschan. 

b)  Finulaud. 

Erich-Helsinsrforfl. 
Khrenroü  tii-  H  elsingf oi'S. 
Gylling-HelsingforB. 
Hermanson-flelslngfors  (2.  Zt  Pe- 
tersburg). 
Hjelt-Helsin^foi-s. 
Kai*sten-Helsingfors. 
I  Ignatius-Helsingfors. 
Mechelin-Helsingfors. 
Nyberg-Helsingfors. 
Swinhufvud-Helsingfors. 

von  Stackelberg-Helsingfors. 
Tolenbeiiao-Üelsingfars. 

81»  Sehwedeiu 

AstrOm-Lnnd. 
Brock-Landskrona. 

Ekeberg-Upsala. 
Fahlbeck-Lund. 
Hilding-Landskrona- 
Steffen-Gothen  bürg. 
Upstroem-Stockholm. 

S2.  Schweiz. 

Albrecht- Genf. 

B6guelin-Neuchätel. 

Boiceau-Lansanne. 

Borgeaud-ücnf. 

Brandt-Bern. 

Breitenstein-^enl 

Brocher  de  la  Flechöre-Gent 

Burckhardt-Bcrn. 

Chas<;nt-Pribüurg. 

Chessex-'i'erritet. 

Cohn-Zürich 

Conlin-Lnzem. 

Debrit-Genf 

Fabm-Basel. 

Favey  fEduard)-Laiisanne. 
Favey  (Georgesj-Lausanne. 
Forrer-Bem. 
Gutmanu-Zürich. 
Hasel-Zfirich. 
Hitzig-Züriclu 
I  Hofer-Liebbnrg. 
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Hnber-Bern. 

Jurist  Seminar  d.  UniT.  Freibaig. 

Kottmaini-Solothum. 

Tiandmaim-Basel. 

Martin  le  Fort-Genf. 

Meckenstock-Neuchätel. 

MeiU-Z&ricli. 

Moriand-Genf. 

Xippold-Bern. 

OfFermann-Genf. 

Oncken-Bern. 

Oser-Freiburg. 

Freiherrr  von  Overbeck-Freiburg. 
Perrier-Vevey. 

Peyer-Zürich. 
Richard-Genl 

Rochat-Genf. 
Rotruin-Lausanne, 
von  8alis-Bern. 

Scherrer-Neuenkirchen  bei  Schaff- 
hansen. 

SeydoüX-Freiburj?. 

Silbernagel-BaseL 

Spöndlin-Ziin(^h. 

Steinhauser-(  hur. 

Steinm  ann-SchaÜ  hausen. 

Stein-Bern. 

TrottrBasel. 

Walter-Bern. 

Weber-Bern. 

Welti-Sanct  GaUen. 

Wettstein-Zürieh. 

Wieland-Basel. 

Woker-BenL 

Wuarin-Oenf. 

Zimmennann-ZarielL 

88.  Serbien. 

Arandjelovitsch-Belgrad. 
BoghitcheTitsch-Belgrad  (z.  Zt 

Berlin). 

Markowitsch  (Bojidor)-Belgrad. 
Markow i tsch  (Lazar)- Belgrad. 
Michajlovitch- Belgrad  (z.  Zt 

London). 
Militschewitsch-Belgrad. 
MiloTanoYitcb-Belgnid. 
Peritsch-Belgrad. 
Vesnitsch-Belgrad  (z.  Zt  Paris). 

34.  Slam. 

Frankftarter-Bangkok. 
Prinz  Babi-Bangkok. 


85.  Spanieii* 

Azcärate  y  Menendez-Madrid. 
Castellejo  y  Duarte-Valladolid. 
Giner  de  los  Bios-Madrid. 
Posada-Madrid. 

Espinosa  de  los  Monteros-Madrid 

(z.  Zt.  Berlin), 
de  Olivart- Madrid. 
Planas  y  Casals-Barcelona. 
Torres-Campos-Granada. 

86.  Türkei. 

Hakki-Pascha-KonstantinopcL 
Padel-Beinit 
Spitzer-KonstantinopeL 
Tellin-Beimt 

87.  Ungarn. 

Ambrozy-Budapest 

Balog-Budapest. 
Bäsch-Budapest. 

Baunigarten  (Ferdinand)-Budapest 
Baumgarten  (J.)-Budapest. 
von  &molak-Bndapest 
Biro-Klansenbnrg. 
Ton  Csatho-Budapest 
von  Csillery-Budapest. 
von  Doleschall-Budapest 
V.  Ereky-Budapest 
Friedländer-Nagyvarad. 
Ton  6oldbeTger>Bndapest 
Oyörgie-Bndapest 
Haendel-Selmecgbtoya. 
Hajnal-Budapest. 
Havas-Budapest 
Herz-Budapest 
Hollaky-Budapest 
Honrazd-Bodapest 
Ql^Badapest. 
Jovanovic-Vukovar. 
Keresztes-Besteroze. 
V.  Kosmetza-Budapest 
Kindris-Jod. 
Koos-Budapest 
Kovacs^Bndapest 
König-Budapest 
Langer-Budapest 
Lazar-Losoncz. 
Levy-Budapest. 
Machlup-Budapest 
Mandello-Pozsony  (l^eßbnrg). 
TonMarkOTitz  znTerpest  (Colonaa)* 
Groftwardeln.  . 
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von  Markovitz  za  Terpest  (Emannel)- 

Inänd. 
von  .Alatavovszky-Györ. 
Matty  a  so  vszky-  R 1 1  d  apest . 
Cseke  vou  Nadudvai-Budapest 
Nagy-Eperjes. 
Nagy-Edtteyen^-Kassa. 
Neumann  (Aniii]i)-6ndapest 
Nenieth-Kalocsa. 
Pickler- Budapest. 
Keiner-Biidapest. 
Schmidt-Budapest. 
Schmiedl-Budapest. 
Schwarz-Budapest. 
Somlo-KIausenburg. 
Steiner-Sümeg. 
Szladitz-ßudapest. 
Szöke-Budapest. 
Tomcsanyi-Budapest. 
KönigL  Gerichtshof^Yarasdin. 
Ton  Ullmami-Badapest 
Vamb^ry-Budapest. 
Zergenyi-SopT-oTi. 
Szniuk-Maramui'  i/ic^-eL 
Timar-Nagy-Kikiüda, 


u  Vnigiiaj. 

Acevedo-Montevideo. 
Hassera-MonteTideo. 

3d.  Teneznela. 

Ochoa-Maracaibo. 

Parra-Merida, 

UrbaiiAja-Caracas. 

40.  a)  Vereinigte  StAaten. 

Adam^Ann  Arbor. 
Ames-Cambndge. 
Austin-Wasiiington. 
Baldwin-New-Haven. 


Bowman-Myerstown  (Pa.). 
Bode-Cincinnati. 

Cleveland-New-York. 

Davis-New-York. 

Elliot-Minneapolis. 

Emery-New-Haven. 

Eversmann^Toledo. 

Gates- Amherst 

Oray-Bo8tOD. 

Kall-riiicago. 

]J;imilton-Torre-haute. 

Hainiltoü-Xew-York. 

Harding-Omaha. 

Howard^Stanford. 

Hnberir  h-Stanford. 

James-Urbana  (Illinois). 

Jonp'^-Philadelphia. 

Kuehnert-New-York. 

Lorenzen- Washington. 

Lowell-Boston-Cambridge. 

Mack*Cmcinnati. 

Muench-Saint  Louis, 

Philbrick-Cambridge, 

Rnwe-Philarlr'lpliia. 

iSayler-Huntmgton. 

Scott-  Washington. 

Shennaii-MoiTistown. 

Smithers-Philadelphia. 

Stangeland-New-York. 

Stern-Philadelphia. 

Stimson- Boston. 

Tucker-llosLoii. 

Urdaiii-Cüiorado  Springs. 

Uribe-Bogotk 

Veditz -Wasbington. 

Weiß-New-York. 

Woodhead-Cbicago. 

b)  Porto  Bieo. 

Schönricb-Mayagnez. 
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